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Vorbemerkung des Herausgebers. 


— — 


Die Anlage des Geſchichtskalenders iſt auch in dieſem Jahrgang 
dieſelbe geblieben, wie in den früheren. Der Rath einfichtiger Freunde 
ging übereinſtimmend dahin, daß es nicht wünſchenswerth ſei, in der 
Mittheilung der Actenſtücke eine weſentliche Beſchraͤnkung eintreten 
zu laſſen, indem das Buch gerade durch die Verbindung von Daten 
und Actenſtücken feine Brauchbarkeit bewährt habe. Für denjenigen, 
ber fih nur etwas ernfibafter mit Politik beichäftigt, ift es in ber 
That faft unerläßlich, die wichtigften Actenſtücke bezüglich einer Frage 
und zwar nicht bloß die biplomatischen fortwährend unter ber Hand 
zu haben und ver Gefchichtsfalender bürfte wohl das bequemfte Hilfs- 
mittel fein, um fich möglichft fchnell über das vorliegende Material 
zu orientiren. Zu biefem Ende bin find die zahlreichen diplomatiſchen 
und nicht: biplomatifchen Actenſtücke möglichit forgfältig ausgewählt 
und einige wenige vollftändig, bie meilten dagegen in längeren ober 
kürzeren Auszügen, je nach ihrer Bedeutung für die Zeitgefchichte oder 
für die weitere Entwidlung ber betreffenden Angelegenheit mitgetheitf? 
worden. Daß babei auf Deutfchland ganz beſondere Rüdficht genom⸗ 
men worben ift, bürfte wohl jelbftverjtänblich fein, und ber Lefer wird 
darum nicht bloß bezüglich der polnischen Frage, fondern auch bes 
TFürftencongrefles, des preußifchen VBerfaffungsconflictes und der beutich- 
dänifchen Angelegenheit kaum ein irgend bebeutfames Actenftüd vers 
miſſen, von bem nicht wenigftens bie Hauptftelle mitgetheilt wäre und 
bas beigefügte Negifter ift geeignet, das Auffuchen weientlih zu er- 
leichtern. Es fcheint kaum möglich, in ben engen Raum mehr Mate 


IV - Vorbemerkung. 


rial zufammenzubrängen ober bie Benügung bequemer zu machen. Na⸗ 
mentlich aber wird es dem Leſer erwünſcht fein, in bem vorliegenden 
Jahrgange des Buches nicht bloß diejenigen Thatfachen und bie Haupt- 
ftelen aller berjenigen Actenftüde zu finden, bie in's Jahr 1863 
fallen, ſondern als Beilage auch eine Fortfegung ber Chronik für das 
erfte Quartal des laufenden Jahres, fo daß er ſich in ben Stand ge- 
jet fieht, den ganzen Verlauf ber fchleswig-holftein’schen Frage bis 
zur Erftürmung der Düppeler Schanzen und der Eröffnung der Lon⸗ 
doner Conferenzen zu verfolgen. Wenn fich trotz aller Sorgfalt ein⸗ 
zelne Unrichtigkeiten eingefhlichen haben follten, jo darf wenigſtens 
von denjenigen, welche die Quellen wie bie Mühe einer berartigen 
Arbeit kennen, wohl nicht umfonft einige Nachficht in Anspruch ge: 
nonmen werben. 


Ende April 1864. 
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Chronik 


ber 
wichtigften Sreignifie 
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ed 


enropdäifhen Hkaatenſyſteme 
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Jahre 1863. 
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. Ian. (Ber. Staaten). Emaneipationsproelamation bes Bräfibenten Lincoln. 


(Ber. Staaten). Weſtvirginien wird vom Congreſſe als Staat anerfannt. 
(Schweden). Der König ergreift bie Initiative bezüglich einer Revifton 


ber Berfaflung. 


(Dine mer) lehnt neuerdings bie Vermittlungsvorfäläge Englands im 


ber Streitfrage mit Deutſchland 


— Mrefſe ber esehniftien Inbuſtriellen an ben König. 


England 


sch lanifchen Regierung. 
(Spanien). Die Deputirterlammer verwirft ein Amenbement Mon's, 
das einen Tabel bes General Prim wegen feiner Hanblungsweife in Merico 


n 
”n 
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a enthalten ſcheint, mit 149 gegen 73 Stimmen 


Conflict zwifchen dem engliſchen Geſandten — *— und 


(Defterreid). Eroffnung ſammilicher Landiage mit Ausnahme derjeni⸗ 


"gen von Ungarn, Siebenbürgen, Eroatien und 


Benezien. 


(Frankreich) richtet an das Cabinet von Washington nochmals das 
Anerdieten einer freundſchaftli Vermittlung zwiſchen dem Marben unb Sü⸗ 
den. Die ierung ber Vereinigten Staaten lehnt dasſelbe 

(Frankreich). Erdffnung ber Kammern. Thronrede be Kuifert 

(Rom). Der päpfil. Nuntius überreicht bem Kaifer Napoleon eine Denl· 
ſchrift über bie abminiſtrative Organiſation bes Kirchenſtaats. 

er. Staaten). Eröffnung bes Congreſſes bes Sübbunbes in Richmond. 


—88 bes Praͤſidenten Jefferſon Davis. 





en en). Gröffnung bes Landtags. Thronrede bes Könige 
„».  (Rusplan b). Gewaltſame Meerntenauspebung in —*3* Zahlreiche 
Schaaren verlaffen bie Stadt und ſammeln ſich in ben Wälbern 

(Italien). Ein TE. Decret erklärt bie ben Präfecten von "Neapel und 
Palermo wegen bes Garibaldi'ſchen Unternehmens ertheilten außerordentlichen 


Vollmachten vom 20. bd. M. an für erloſchen. 


(Spanien). Spannung mit Frankreich. Reconſtruction des Miniſteriums. 
Der Miniſter des Auswärtigen Calberon Collantes wird fallen gelaſſen, 


D’Donnel bildet ein neues Cabinet. 
(Diänemarf) lehnt 


auch gegenüber Rußland, bas fie —— die 


Vermittl läge in ber Strei nit Deut 
Be eben). —— — —** beſchließen, 
dem König für feinen Verfaſſungsvorſchlag zu danken. 
(Breußen). g lehnende Antwort bes Königs auf bie Adreſſe ber rhei⸗ 


smael 1 folgt ihm. 
D) un eich —* 
ſenen Vertrag bezüglich des Dappenthals mit 75 gegen 11 Stimmen. Der 


niſchen Induſtriellen 
(Aegypten). "Der Vicekbnig von Aegypten T. 
(Schweiz). Der Rationafrath —** t den 


Stänberath tritt dem Beſchluſſe einſtimmig bei. 
(Dänemarf), Das Landsthing bes 


R 


eichſtages verlangt in 


bünifchen 
einer Abreſſe an ben König eine Weitere Ausſcheidung Holſteins ımb dagegen 


eine engere us ber Ihe Gh oo dem rg 


(Rupland). 
Ein N —A ruft pr (geheime) pro 


Königreich Dänemart. 


55 in 
oriſche 


Rationalregterung 


4 Februar. 


bie Nation zu ben Waffen umd erflärt zugleich durch Decret ben bäuerlichen 
Grundbefiß für ausfchliepliches und erblihes Eigentum, wofür ben bishe⸗ 
rigen Eigenthümern eine Entſchädigung aus Nationalfonds vermittelt ber 
Staatsſchuld zugefichert wirb. 

22. Ian. (Deutfhland). Die Bunbesverfammlung verwirft den am 14. Aug. 
v. %. von Defterreih, Bayern, Sachſen, Hannover, Württemberg, Kurheſſen, 
Heflen-Darmftabt und Nalfau geftellten Antrag auf Einberufung einer Deles 
girtenverfammlung behufs Berathung von —— über Civilprozeß 
und Obligationenrecht. 

28., ODeſterre ich). Das neue Preßgeſetz wird publizirt. 

24., (Preußen). Circulardepeſche Bismarks über das Verhaͤltniß Oeſterreichs 
und Preußens zu Deutſchland. 

25., (Rußland). Die geheime polniſche Nationalregierung ernennt Miros⸗ 
lawski zum Dictator. 

26., (Rußland). Die ruſſiſche Regierung in Polen verhängt ben Belagerungs⸗ 
zuftanb über Warfchau. 

27. „ (Ber. Staaten). Burnfibe wird bes Obercommanbos über bie Potomac⸗ 
armee enthoben unb burch General Hooler erjebt. 

„» _ . (Griedenland). Die Nat.-Berfammlung erklärt fih nad Beendigung 
ber Wablprüfungen für conftituirt. 

29. „ (Preußen). Das Abg.⸗Haus richtet mit 255 gegen 68 Stimmen eine 
Adreffe an den König gegen das Minifterium Bismark. 

30, „ (Rom) Die —58* Regierung ſchreibt ein Anlehen von 4 Mill. Scudi 
zu 5% und zum Curſe von 85 aus, 

31. „ (Rußland). Der Belagerungszufteand wird au über einen Xheil von 
Litthauen verhängt. | 

"» nn ($Franfreid). Der Senat nimmt bie ihm vorgelegte Antwortsabreife 
mit allen gegen eine Stimme (bed Prinzen Rapeleon) an. 

» » (Breußen). Die 4 dftlihen Armeecorps werben in folge bes Ausbruchs 

. ber Inſurrection in Polen zu einer Armee unter bem Oberbefehle bes Ges 
neral v. Werber vereinigt. 


1. Febr. (Preußen). Gen. v. Alvensleben unb Flügelabjutant d. Rauch werben 

in befonberer Mifjion nah St. Petersburg und Warſchau gefanbt. 

„» . (England). Zerflörung bes englifhen Geſandtſchaftsgebäudes in Jeddo. 

„ r (Rußland). Die geheime polnifche Nationalregierung ſetzt für Warfchau 

ein jog. Stabtoberhaupt ein. 

»  » (Griedenland). Die proviforiiche Regierung legt ihre Gewalt in bie 

Hände ber Nationalverfjanmlung nieder. 
2. „__ (Ber. Staaten). Der Congreß nimmt einen Geſetzentwurf bezüglich 
Bewaffnung von Negern mit 30 gegen 54 Stimmen an, 

3., (dr eußen). Ablehnende Antwort bed Königs auf bie Abrefje bes Abg.-Haufes, 

4, Frankreich). Jules Favre regt in ber Adreßdebatte bes gejeggebenben 
—* bie polniſche Frage an. Der Sprechminiſter Billault antwortet abs 
ehnend. 

„ (Deutfhlanb). Der Herzog von Coburg⸗Gotha lehnt bie ihm angebo⸗ 
tene griechiſche Krone ab. 

„ (England). Eröffnung ber Parlamentsjeflion. 

„ (GSriehenlanb). Vie Nat. Verfammlung beichließt, der bisherigen pros 
en Regierung ihre Vollmacht mit dem Rechte ber Minifterernennung 
zu belafien. 

» _ (Breußen). Das Herrenhaus erläßt einitimmig (bie Liberale Minorität 
ift weggeblieben) eine Adreſſe an ben König gegen bie Beftrebungen des 


ab jes. 
838 eden). Der Verjfaſſungsausſchuß bes Reichsrathes erklaͤrt ſich für 
ben Reformvorſchlag ber Regierung, 


a 
9 
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T. ger —88 Staaten) Beginn ber Belagerung von Charleston burcdh bie 
„ (Breußen). Geheime Eonvention mit Nußland gegen bie polnifche 
Inſurrection. 
9. „ (Defterreih). Der Landtag von Galizien wird in Folge ber polniſchen 
Wirren ploͤtzlich vertagt unb nicht wieber einberufen. 
»„_ „ (Ber. Staaten). Die gefammte Miffiffippiflotte ber Union Tiegt vor 
Vicksburg, um es anzugreifen. 
10. (Preußen). Das Abg.: Haus verwirft faft einſtimmig das von ber Re- 
gierung eingebrachte Diatengeſetz. 
13. „ (Frankreich). Der gefebgebenbe Körper nimmt bie ibm vorgelegte Ant- 
wortsabreffe fchlieklih mit allen Stimmen gegen biejenigen ber Fü ünf an. 
17.—23. Febr. (Rufland). Miroslawoki trifft auf dem Kriegsihauplake ein, 
wirb von ben Ruſſen geſchlagen und ergreift die Flucht. 
17. Febr. weier Ben). Das Abg.- Haus erflärt mit 274 gegen 45 Stimmen bie 
r verfaffungsioibrige Ausgaben pro 1862 mit ihrer Perfon unb 
ihrem Bermögen haftbar. 
18. „ (Deutfäland). Bayern regt burd eine Gircularbepefche an bie Zollver⸗ 
enter bie Öfterr. Anträge v. 10. Juli v. J. mwieber an. 
19. ee Staaten). Der Senat genehmigt ben Gefeßesentwurf, ber alle 
Bürger vom 20. bis 45. Lebensjahre zum Militärbienft verpflichtet. 
21. „ KArhtae Großrathswahlen im Kanton Teffin. Sieg ber fiberalen Partei. 
Frankreich) fordert bie engliſche Regierung auf, ibentiſche Noten an 
Preußen gegen bie mit Rußland abgefchlofiene Convention zu richten. Eng⸗ 
land lehnt den Vorfchlag ab. 
(Griechenland). Sturz ber proviforifchen Regierung, bie Nat. Ber: 
Fommfung befchließt, feföft ein Minifterium zu ernennen , 
23. „ (Merico). General Forey bricht endlich mit ber franzöfifchen Armee gegen 


Merico auf. 

25 „ (Defterreid). Der Landtag von Tyrol erflärt fi auf ben Antrag bes 
Biſchofs von Briren mit 34 gegen 18 Stimmen neuerdings für Aufrecht⸗ 
haltung der Glaubenseinheit. 

26. „ (Spanien). Entlaffung bes Miniſteriums O’Donnel. Bildung bes 
Cabinets Miraflores. 

28. „ ESchweden). Die Regierung legt dem Reichstage ein Blaubuch bezüglich 

ber beutich=bäntfchen Streitfrage vor. 

„ (Prengen). Das Abg. "Haus fpricht fi mit 246 gegen 57 Stimmen 

gegen bie Convention mit Rußland aus. 

„ (Stalien). Die Dep. - Kammer bewilligt das von ber Regierung zur 

Dedung des Deficits geforberte Anlehen von 700 Mill. mit 204 gegen 
32 Stimmen. Der Senat tritt bem Befchluffe mit 116 gegen 5 St. bei. 


2p 


Op 
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2. Ri (Donaufürftentbümer). Die Nationalverfommlung nimmt ein von 
Deputirten eingebrachtes, gegen ben Fürſten gerichtetes Amenbement zur 
Antwortsabrefie mit 52 gegen 5 Stimmen (50 Mitglieber enthalten fich 
ber Abftimmung unter Abgabe einer Erflärung) an. Der Fürft weigert ſich, 

bie Adreſſe anzuhören. 

Anf. März. (Rußland). Die geheime polnifche Nationalregierung erflärt ſich gegen 
eine Ausdehnung ber Inſurrection auf bie polnifchen Provinzen Oeſterreichs 
und Preußen. — Der Erzbifhof Felinski und 8 andere Mitglieder bes pol⸗ 
nifhen Staatsraths fordern ihre Entlaſſung. 

5. „ (Preußen) erflärt dem engliſchen „oefanbten gegenüber bie Convention 
mit Rußland für einen tobten Buchſtaben. 


6. „ —— Die Pforte richtet eine Note an Frankreich und England über 
bie Bebingungen, unter benen allein fie ben Ban bes Suezcanals geftatten könne. 








lan. 


7. Muz. (Dinemarf). Die Stänbener von Holſtein beſchließt, ba ber 


10. 


Landtagscommiffar die Annahme einer Abreife an ben König über bie Be: 
fhwerben bes Landes verweigert, fih an ben deutſchen Bunb zu mwenben. 

„ (England). PVermäßlung bes Prinzen von Wales mit ber Prince 
Alerandra von Dänemark. . 


10.—19. März. (Rußland). Der polnifhe Infurgentenführer Langiewicz erflärt 


ſich zum Dictator und ernennt eine Givilregierung, wirb aber von ben Ruffen 
genöthigt, auf öfterreichifches Gebiet überzuireten unb von ber öſterreichiſchen 
Regierung internirt. 


11. März. (DonaufürftentHämer). Die Nationalvderfemmlung ertheilt bem 


13. 
16. 


17. 


Deinifterium ein Mißtrauensvotum unb erflärt, fie werde nur einem ver: 
faflungsmäßigen Minifterium das Bubget bewilligen. Fürſt Couſa erflärt 
barauf die Seſſion für geſchloſſen. 

„ (Rußland). Ein faiferl. Decret trennt in Littbauen das Intereſſe ber 
meiſt nidt=polniihen Bauern von bem bes polnifchen Adels. 

„ (Stalien) Ein k. Decret regelt das Recht bes T. Erequetur über alle 
von außen kommenden firdhlichen Dispofitionen. — 74 Bilhöpfe und Bie- 
thumovperweſer proteftirten bagegen. 

„ (Merico). Die franz. Armee unter General Yorey nimmt ihre Stellung 
vor ben Mauern von Puebla ein unb beginnt bie —— 

„(Preußen). Froſtige Jubelfeier bes Aufrufs „An mein Bolt.“ 


47.—19. März. (Frankreich). Polenbebatie im Senat. 
18. März. (Schweiz). Der Gr. Rath von Bern beichlieht, das neue Steuer: 


19. 


22. 


23. 


25. 
26. 


ſyſtem auch auf ben Jura auszudehnen. 

„ (MRorwegen). Der Storthing beſchließt mit 72 gegen 35 Stimmen bie 
Einführung jährlicher —— 

„» (Schweiz) Die neue Verſaſſung wird in Baſelland in allgemeiner Ab⸗ 
fimmung mit einer Mehrheit von nur 287 Stimmen angenommen. 

„ (Sriehenland). Der außerorbentlide engliihe Bevollmächtigte theilt 
ber Regierung mit, daß bie Mächte fi über ben Prinzen Wilhelm von 
Dänemark als zufünftigen König von Griechenland geeinigt hätten. 

„ (Scähweben). Cine Abänderung ber Erbfolge wird vom Gonftitutions- 
ausſchuß ohne Discuffion verworfen. 

„ (Defterreich) ſpricht durch Eircularbepeiche bie beſimmte Erwartung aus, 
baß bie ebeu in Münden eröffnete Generalconferenz; ber Zollvereinsſtaaten 
feine Propofitionen vom 10. Juli v. 3. in ernfte Srwägung ziehen werbe. 

„ (Defterreidh). Sämmtliche auf dem Landtage von Tyrol nicht erfchienene 

Wälichtyroler Iegen ihr Manbat nieber. Palfiver Wiberftand Wälſchtyrols. 
(Rußland). Die geheime polniſche Nationaltegierung übernimmt wieber 
— e Leitung ber Inſurrection und erflärt jebe —* Dictatur für 

Hochverrath. 

„C(O erreiß). Demonftration ber Majorität bes ungarifchen Landtags 

bon . . 

„n (BDänemarf). Refolutionen einer Vollsverfammlung im Cafino zu 
Kopenhagen gegen jede Gefammtftaatsverfaffung und bagegen für Aufrecht⸗ 
haltung und Entwidelung ber conftitutionellen Gemeinfhaft Dänemarts unb 
Schleswigs und für Aueleibun Holfteins, 

„ (Schweiz). Die neue Berfaftung von Luzern wirb vom Bolfe in allge: 
meiner Abftimmung faft einftiimmig angenommen. 

„ ent ſchluß eines lsvertrags mit Belgien. 

„ (Briedenlanb). Prinz Wilhelm von Dänemark wirb von ber Nat.⸗ 

erſammlung einftimmig al® Georg L zum König gewählt. 

„» (Rußland). General Graf Berg wirb vom Katfer zum ad latus bes 
Großfürſten Statthalter von Polen ernannt. 

„ _(Dänemarf). Cine Lönigl. Bekanntmachung veroehnet bie — 
Holſteins aus dem Geſammtſiaat nach ben Tinbenzen ber eiberbamiſchen Partei. 


Aru. 7 


81. Marz. Breußen). None Debatte bes Abg⸗Hauſes über bie Haltung Preußene 
ber polniſchen Inſurrection. 
weten, Große Aufregung in Schwebden. Das Poolenſchiff in 
Maimdb. Meetings. Fürſt Gpartorgefi. Schweden wirft feine Blicke neuer: 
bings auf Finnland. 


2. April. (Griechen land). Tumult in Athen in Folge bes Beſchluſſes ber Nat. 
—— ihren Mitgliedern einen Monatgehalt von 300 Drachmen 


3.-5. — ußlandy Die Stimmung in Rußland beginnt ſich immer ent⸗ 
ebener gegen bie polniſche Inſurrection gu wenden. Die Adbelsverſamm⸗ 
img u ie Munizipalität von St. Petereburg richten Loyalitätsahrefien 
Kaifer. 

4.April. (Türkei). Beſuch bes Sultans in Aegypten. 

6 „ „ünglanb). Der brittifche Berollmäctigte in Japan richtet an ben 
Taikun eine Art Ultimatum. 

u. NS weis). Das aargauiſche Volt nimmt bie vom Gr. Rathe revibirte 


ung ar. 
10. „ (England, f b DO t und 
tem en tn "ment. bene —e — 3 —2 * 


Bolend. Die meiſten Staaten zweiten und dritten Ranges umerſtützen en 
Schritt ber brei Mächte. 

12, „ (Rußland). Um bem Schritte ber brei Mächte bie Spitze abzubrechen, 
veriprit ein kaiſerl. Manifeft den Polen eine bebingte Amneſtie. Diefelbe 
bleibt volllemmen erfolglos. 

— „ (Dänemarf). In Dänemarf wirb von einer Meihe von Volkeverſamm⸗ 
lungen bem Kopenba gener Kafinobefchluffe vom 28. März unb ber Tal, Be 
Tanııtmachen März bezüglich Ar beigeffimmt, im Holftein, 

fo weit es möglich ift, bie letztere protefti 

„ " Beutistand) —— und Preußen protefiren in Kopenhagen gegen 
Maßregel vom 30. März bezüglich, Helftein. 

„ — Die Regierung wird im Abg.e Haufe über bie ſchleswig⸗ 

holſteiniſche lien —— Der Minifterpräfibent erklaäͤrt, bie Regierung 

2 OBteuber u" n —— — u dei Haufee — 

on reußen as Abg.⸗Haus genehmigt einen ſelb ig rachten 

Entwurf eines ; inifertorantmonlike beitsgeſees. Die Regierung lehnt ihre 
Bye 

(Rom). Gkeisen bes Papfies an ben Kaifer von Rußland zu Gunften Polens. 

„_(Deufhland). Bayern bringt in einer Denkſchrift an bie Solbereing: 

flaaten darauf, daß Oeſterreich auf feine Propofitionen vom 10. Juli v. J. 
wenigftens eine Antwort ertheilt werbe. 

26. „ —— Der Gr. Rath von Zeffin beſchließt, bie Geiſtlichkeit vom 
Erziehungsmweien, ben Religionsunterricht ausgenommen, ganz auszuſchließen. 

26.27. April. (Rußland), Antwort der ruſſiſchen Regierung auf bie überein, 
fimmenden Noten Englands, Frankreiche und Defterreiche. 

27. April. (Rußl en) Die tuffifche Regierung legt im weſentlichen bie ganze 

Verwaltung bes Konigreichs Polen in bie Hänbe bes Militärs und unter: 
ſtützt dasfelbe durch Organifirung einer Bauernpolizei. 

28. „ (EFrankreich). Der geleßgebenbe Körper bat bas ganze Bubget in vier 
Sitzun ertebigt und genehmigt es fchlieglih mit 240 gegen 7 Stimmen. 

29. „ (R ublanb) Kaifer empfängt an feinem Geburtstage eine Reihe 
von —E 23 Loyalitätsadreſſen aus allen Theilen des Reichs. 

„„Deutſchland). Landtagswahlen in Bayern. Die weit üÜberwiegenbe 
re ber Gewählten — ehört der großdeutſchen Partel an. 

„ „Dentialand). Bewegung in Hannover. —— ung 

Gele. Die Regierung entfchließt * eine —* einzub 


13. 
17. 


— 9 
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s a 
— Er (DeutiaTand). Ugitatien in ben Arbeitervereinen für unb gegen 
afalle. 


1. Mai. (Frantreich). Wahlagitation in Parie. Der Moniteur erinnert 
baran, daß Berfammlungen von mehr als 20 Perfonen für bie Wahlen ge- 
feglich verboten feien. 
„. (Italien). Ein Antrag Paſſaglia's auf —— | ber RPrieſter finbet 
in der Dep.⸗Kammer feinen Anklang; er zieht ihn zu 
3. „ (Schweiz) Die Neuwahlen zum Gr. Rathe in Enger fallen zu zwei 
Drittheilen zu Gunften ber liberalen Partei au. 

2.6. Mai. (Ber. Staaten). Schlacht bei Thancelororille. Der Unions⸗ 
general Hooler wird geſchlagen und geht über ben Rappahannoc zurüd. Der 
Südbundsgeneral Stonewall Yadfon + an ben am 2. Mei erhaltenen 
FE 


— (Rufland). Ruſtungen in Finnland. — Der akademiſche Senat und 
u Magiftrat von Helfingiore in Finnland verweigern wieberholt bie Unter: 
zeichnung von Loyalitätsabreflen an ben Kaifer. 

„ *Stalien). Die Dep. Kammer geht in „geheimer Sitzung Über ben von ber 
Parlamentscommtiffion zu Unterfuchung bes Brigantaggio erfatteten Bericht 
zur Tagesordnung über. 

„ Fecußen, Ben her Milttärdebatte im Abg.⸗Hauſe. 

„ (Frantreih) Schluß ber Seffion bes gefeßgebenden Körpers. Gin 
are Decret verfügt beifen Auflfung und orbnet bie Neuwahlen auf ben 

ai an. 

„ (Deutihlanb). Die II. Kammer von Heflen: Darmftabi erklärt bie von 
ber Regierung mit dem Biſchof von Mainz abgefchloffene Convention vom 
23. Aun. 1854 für rehtsungältig. 

„ (England). Graf Ruffel erffärt im Oberhaufe, daß bie Regierung nicht 
gewillt je, das Schwert zu Gunften Polens zu ziehen, fonbern fid auf 
bie biplomatifche Snterpention beichränten werbe. 

.„ (Dänemark). Der (Rumpf:) Reichsrath beſchließt eine Adreſſe an ben 
König, um bie Regierung zu weiteren Schritten auf ber betretenen Bahn 
nun auch bezüglich Schleswigs zu treiben. 

„ tree) Rund n Perſigny's an bie Präfecten bezüglich ber 


en, 
10. „ (Rußland). Ausbrud ber Inſurrection auch in Kiew, Bolbynien, 
Pobolien und ber Ufraine. 
11. „ (Ber. Staaten) Die Unionstegierung lehnt bie Aufforberung Frank⸗ 
——— den Schritten ber europäifden Mächte zu Gunſten Polens 
zu 
en ch w — — nie —— zur Unter⸗ 
n om n on für Polen mit t auf bie 
— der Schwei von. 
ie eußen). Safe Gonfic ifäen bem Kriegsminiſter unb bem Bicepräfibenten 
12. „ ——— Lorb Palmerſton erflärt im Unterhauſe, daß bie Stabt 
Rom zur Zeit bon einer franzöfifhen Garnifon regiert werbe, daß bie 
Autorität des Papſtes null und berfelße nur eine Puppe in ber Hand ber 
Frangofen fet, bie daher für alles verantwortlich wären, was bort gefchehe. 
.. (Rom) Ein Runbfereiben ber Poenitensiaria Apostolica befichlt ben 
ital. Bilchäfen, ihre Geiftlichen anzumeifen, bag Tedeum am 6. Juni, dem 
Sabresfefte ber ital. —— in u fingen. 
ir ei ei un feine Mitte —E Shen u * 
xb 8 u e —* ausgeru Die ofen 
—— — N Franzoſ 


N 


= 0% 


o 





412. Mai. (Preußen) Bas Minikerium verlangt vom Abg.s Haufe bie Zuſtim⸗ 
mung zu bem Verlangen bes Kriegsminiftere unb erklärt, bis bahin ben 
Gigungen bes fes nicht beizumohnen. 

13. „ (Dänemart) Das Miniiterium fegt es durch, baß in ber Abrefie bes 
Rumpf:) Reichsrathes mit 25 gegen 20 Stimmen bie Stelle bezüglid 

legwig geſtrichen wird. 

15. „ (Preußen) Das Mg.⸗Haus lehnt das Begehren bes Minifieriums mit 
295 gegen 20 Stimmen ab unb befchließt mit 167 gegen 138 Stimmen bie 
Minifter zum Erfheinen im Haufe ausbrüdlich aufzufordern. 

» » (Gußlan d). General Muramiero wirb zum Gouverneur von Wilna 
ernannt, um bie Inſurrection in Litthauen mit allen Mitteln bee Strenge‘ 
zu unterbrüäden. 

16. „ (Sriehenland) Erſte Eonferenz ber brei Schutzmächte zu London: 
ber griechiſche Thron wird für erlebigt erklärt. 

417. „ (Merico. General Ortega übergibt nach zweimonatlicher heldenmüthiger 
Bertheidigung wegen Mangel an Lebensmitteln la ben Franzoſen. 

18. „ (Preußen) Das Miniſterium beharrt auf feinem Begehren, das Abg.⸗ 

Haus auf feiner Ablehnung besfelben. 

„ Ber, Staaten). General Grant fhließt Bidburg ein unb beginnt bie 

förmliche Belagerung. 

20. „ (Briehenland). Eine revolutionäre Bewegung in Athen wirb von ber 

Nationalgarde unterbrüdt. 

„ (Preußen) Das Herrenbaus ſpricht fi für das Verhalten ber Re: 

gierung in ber polnifhen Frage aus und für bie Abfichten ber Megierung 

i ben Stelivertretungsfoften ber ins Abg.: Haus gewählten Beamteten. 
21. „ (Preußen). Der König tritt durch ein von fämmtlichen Miniſtern gegen: 
ezeichnetes Schreiben an das Abg.: Haus für das Begehren ber Miniſter 
in dem Conflict berfelben mit dem je ein, 

„ (Merico). Gonfiscationsbecret Foreys gegen bie ben Franzoſen feinb- 

lichen Mericaner. 

„ (Stantreid). Perfigny weist den PBaäfeten von Paris an, bie Cau⸗ 

bibetur bes Hrn. Thiers mit allen Mitteln zu bekämpfen. 

»„ (Breußen) Das Abg.: Haus richtet mit 239 x 

“Breuken)” Der Kbı Iehut Das Bogehten bes SR.- Qaufes wiebernm 

„ reußen). Ver ) ren .. es wi 

ab und flieht den Ganblag 


„ (Alien). Groberung ber Stabt Herat durch Doft Mohammed, ber brei 
Tage nachher ftirbt. 

28. „ (Frankreich). Perſigny erläßt noch unmittelbar vor ben Wahlen an 
fämmtliche Präfecten ein WManifeft gegen bie alten Parteien. 

»„ (Brafilien). Der brafilianifche Gefandte in England fordert und ers 
hält feine Päſſe. . 

29. „ Ber. Staaten). Die Armee des Sübbunbes unter Lee gebt über ben 
Rappahannoc unb ergreift ihrerfeits bie Offenfive. Einfall in Pennſylvanien 
und Maryland. 

„ (Spanien). Die über bie Broteflanten Matamoras ꝛc. in Granada und 
Malaga verhängte Gefängnißſtrafe wird von ber Königin in Berbannung 
umgewanbelt. 

. „ggietien) Berdffentlihung bed Gefehentwurfs ber Brigantaggio : Com⸗ 
n. 

„ _(Merico). Juarez räumt Merico und verlegt ben Regierungsſitz nach 
©. Luis Potofi. 

— „ (Stalien) Nenes Manifeft bes Prätendenten Murat. 


1. i. kreich). A ine Wahl Körper. Total: 
" fkiereriage Ver Rogaming in Bazs. Le IR uner ben Groählien, 
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Augua 


Pofſchiffes Aunis fünf neapolitaniſche Banditen mit Suflimenmg bes Trans. 
8 auf ihrem Wege nach Marſeille verhaften. 


Gonful 
11. Juli. (Merico). Die Notabelnverfammlung beſchließt bie Ein 


. 


12. 


15. 
16. 
4 7. 


ung einer 

abfeiuten "Monarchie und überträgt bie Krone bem Erzherzog Marimilien 
von Defterreich. 

„ (Deutfhlanb). Die Landtagswahlen in Sannover fallen faſt zur Hälfte 
zu Gunften ber Fortichrittspartei ans, 

„ (Rupland). In Folge ber Gefangenbaltung bes Erzbiſchofs von War: 

"hau in Rufland wird in Warſchau eine allgemeine Kirchentrauer angeorbnet. 

„ (Schweiz). @rdffnung bes eidg. Schübenfefte® in La Obaux-de-Fonds. 
Br geftaltet fich gewifjermaßen zum internationalen. 

" Rußland) antwortet auf ben zweiten Schritt der brei Mächte zu Gun 
ſten Polens entſchieden ablehnend und verfucht zugleich, Oeſterreich von ben 
Weitmächten zu trennen. 

„» (Ber. Staaten). Der Pöðbel von Newport wiberfebt ſich ber Eonicrip- 
tion, die nicht dutchgeführt werben kann. 

„ @&© n fl erreih). Eröffnung bes Landtages von Siebenbürgen in Her: 
mannitabdt. 

„ (Deutihlandb). Die Generalconferenz der Zollvereinsftaaten in Mim⸗ 
Ken wirb geichloffen, ohne daß Defterreich auf feine Propofitionen v. 10. Juli 
v. J. geantwortet worben märe. 

„ (Dänemark). Gröffnung ber Stänbeverfammlung von Schleswig. Der 
k. Commiffär verweigert ihr das Recht, die Wahlen zu prüfen. Die beutiche 
Mojorität legt daher ihr Mandat nieber. Die Regierung ruft bie Stellver⸗ 
tveter ein und ba biefe nicht erfcheinen, fo muß fie bie Stänbererfammlung 
für gekätoften erflären. Der Landtagsabichieb lehnt alle weientlichen Begehren 
ber legten Diäten, namentlich die Au g bes Spradhreieriptes, ab. 


„ (Donaufürftentbämer) Gin polnifches Freicorpe wirb von ben 


rumänifchen Truppen verhindert, die ruſſiſche Gränze zu überfchreiten unb 
entwaffnet. 


18/19. Juli. (Preußen). Abgeordnetenfeſt in Köln. 
18. Juli. (Schweiz). Botfchaft bes Bundesraths an bie Bundesverfammlung be: 


20. 
22. 


23, 


28. 


3, 


züglih ber Aarg. Judenfrage. 

„»  (BDefterreih) weilt ben Verſuch Rußlands, es von ben Weftmädhten zu 
trennen, von ber Hand. 

„ (Schweiz). Abgeordnete von 36 deutſchen Arbeitervereinen in ber Schweiz 
erklären fich in Zürich einſtimmig gegen Laſalle und für Schulpe-Delikich. 

„ _(Defterreid). Die magyariiden Mitglieder bes Landtags von Sieben: 
bürgen legen ihr Manbat nieber. 

„ Merico). Manifeit bes permanenten Ausſchuſſes bes mericanifchen 
Eongreffes gegen bie Franzofen. 

» (Italien). In Folge Reclamation ber franz. Regierung werben ihr 
bie in Genua verhafteten neapolit. Banbiten wieder ausgeliefert. 

n en Schluß ber Parlamentsfeflion. 

Schweiz). Der Nat.:Rath beauftragt ben Bundesrath, vom Stanton 
Aargau bie politiide unb bürgerliche Gleichſtellung der Juden zu erwirten. 
Der Stänberath tritt bem Belölup mit 28 gegen 10 St. bei. 

„ (Rußland). Die Bauernemancipation wirb in Rußland als in ihrem 
erſten Stabium burchgeführt beirachtet. 


1. Wug (Italien). Die DepsKammer bricht bie Berathung bes fog. Brigan⸗ 


2. 


taggiogejeges ab unb nimmt ben vom Abg. Pica geftellten Antrag eines vor: 
lüu gen Geſetzes barüber an. 

„ (Beutfhlanbdb). Der Kaifer von Deflerreih beiucht ben Koͤnig von 
Preußen in Gaftein unb Iabet ihn zu einem Gongreffe ſammtlicher Fürſten 
Deutſchlands nach Frankfurt ein. 
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3. 11. 12. Aug. (Englands, Frankreich und Oeſterreich) richten zum 
drittenmal weſenilich ibentiiche Depeihen an Rußland, in benen fie biefes 
für bie Folgen feiner Politik gegenüber Polen verantwortlich erflären. 

4. Aug. (Deutihlanb). Der König von Preußen lehnt bie Einlabung Deſter⸗ 
reichs zu einem deutſchen Fürſtentage ab. 

6. „ (England). Der Lorb Obercommifjär ber Joniſchen Inſeln verfügt bie 
Aufiöfung bed Sonifhen Parlaments unb ordnet Neuwahlen an, um ber 
Bereinigung ber Inſeln mit Griechenland beizuflimmen. 

12. Aug. (Rußland). Ein kaiſ. Ukas verorbnet für die Ufraine glich ber 

ancipatton ber Bauern von ihren (polniſchen) Gutsherren weſentlich die⸗ 
felben Maßnahmen wie in Litthauen. 

15.—16. Aug. (England). Die japanifde Stabt Kagofima, bem Fürſten 
Satfuma gehörig, wird von ber engliichen Gscabre bombarbirt und in 
Trümmern gelegt. . 

17. Tu (Deutihland). Erdifnung bes deutſchen Füͤrſtentages in Frankfurt. 

fterreich legt bemfelben den Entwurf einer Reformacte bes beutichen Bundes 
por. Die Fürjten nehmen jie als Grunblage ihrer Berathungen an und 
beichließen, den König von Preußen burch ein Gollectivfchreiben nochmals 
zur Theilnahme einzulaben. 

„ „ ($rantreid). Ber Moniteur desavonirt nad langem Zögern das Geques 
ftrationsbecret des Generals Korey in Merico. 

19. „ (Ber. Staaten). Durchführung ber Gonfcription in Newyork unter 

ben Schuhe einer ftarlen Militärmadht. 

„ (Deutfhlanb). Herzog Aer. Karl von Anhalt: Bernburg }. Mit ihm 
erlifcht bie bernburgiſche Linte unb fällt das Land an Anhalt = Deifau. 

2. „ (Deutihland). Der König von Preußen lehnt auch bie Gollectivs 

einlabung bes Yürftentages zur Theilnahme an feinen Berathungen ab. 

21. „ (Deutfhland). Verſammlung bes beutichen Abgeorbnetentages in Frank⸗ 
furt. VBeichlüffe über ben öfterr. Entwurf einer Reformacte bes beutjchen 
Bunbes und bezüglich der Ichlesiwig = holſtein'ſchen Frage. 

„ (Italien) Die Regierung publicirt das Gejep gegen bas ÜBrigantens 
unweſen und erflärt zugleich 11 neapolit. Provinzen für gefährbet, alſo ben 
Ausnahmebeftimmungen dieſes Geſetzes unterliegend. 

24. „ (Ber. Staaten) Die Unionstruppen vor Charleston zerfiören nad 
- Ttägigem Bombarbement Fort Sumter. 
27. „ (Dänemark) weigert fi, ber Aufforberung bes beutichen Bundes, bie 
tgl. Bekanntmachung vom 30. März bez. Holitein außer Wirkſamkeit zu 

zu ſetzen, nachzukommen. 

28., (Schweiz) Der Gr. Rath von Aargau ertheilt ben Juden mit 89 gegen 
64 Stimmen alle politiihen und bürgerlichen Rechte gemäß ben Beſchluſſe 
ber Bunbesverfammlung. 

29. „ (Schweben). Der Minifter bes Auswärtigen Graf Manderſtrom unters 
handelt in Kopenhagen über eine Allianz mit Dänemarf, verläßt aber 
Kopenhagen wieder, obne daß ein Vertrag unterzeichnet worben wäre, 

— „ (Spanien) Negeraufitand auf St. Domingo. 


1. Sept. (Deu tſchland). Der Yürftentag in Frankfurt ſchließt feine Berathungen 
über eine NReformacte bes beutihen Bundes. Die Mehrzahl ber Yürften 
richtet wieder eine Einladung an ben König von Preußen, ihrem Werke 
beizutrefen. 

3. „ (Preußen). Aufldſung bes Abg.s Haufes und Anorbnung von Neuwahlen, 

Anf. Sept. (Ber. Staaten). Eine Erpedition ber Union gebt von Neworleans 
nah XTeras ab. 

7. Sept. (Rußland) beantwortet ben dritten Schritt ber brei Mächte zu Gunften 
Polens mit der Grflärung, die Dibeuſſion nicht weiter fortfegen zu wollen, 


14 Bitsbar, 


8.SeHt. (Ber. Staaten). Die Unte nter General R 
—— 333 netruppen unter ofentrang beſetzen 


ga in 

12. „ Gtalien). Die au Frankreich ausgelieferten fünf Briganten werben von 
biefem ben ital. Behörden wieber überantwortet. 

15. „ Deutſchland). Bericht bes preuß. Gefammtminifteriums an ben König 
über das Reſultat bes Frankfurter Yürfientages. 

16. „ (Schweiz). Der Gr. Rath von Genf befchließt einen Tabel gesen bie 
Regierung wegen ihrer Duldung ber —A— Spielhoͤlle. Die Regierung 

darauf bie Sitzungen bed Gr. Rathes. 

18. „ (Rußland). Eröffnung bes finniihen Landtags. Thronrede bes Kaiſers. 

19.—20. Sept. (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral in Teneffee Rofenfrank 
verliert eine zweitägige Schlacht gegen ben Sübbunbsgeneral Bragg und 
muß KH auf Chattanooga zurüdziehen. 

22. „ (Deutjäland). Der König von Preußen lehnt ben Beitritt zu ber am 
beutfchen Furſtentage vereinbarten Reformacte bes beutichen Bundes ab. 

. # (Breußen). Die Regierung legt im Verwaltungswege ben im Abg.: 
Haufe figenben Beamten die Koften ihrer Stellvertretung auf. 

24. „ (Preußen). Die Regierung weist bie Regierungspräjibenten mit Rüds 
fit auf die bevorfiehenben Wahlen an, ber Oppofition ber Beamteten gegen 
bie Regierung grimblid und nachhaltig entgegen zu treten. 

2% „ (Rupland) Großfürf Eonftantin verläßt Warſchau, um nicht wieber 
babin zurückzukehren. 

28. „ (Dänemarf). Die Regierung legt bem (Rumpfs) Reicherath ben Ent: 
wurf einer neuen Berfaffung für Dänemarks Schleswig vor. 

29. „ (Engian b) verfucht e8, ber vom beutfchen Bunde gegen Dänemark ein: 
geleiteten Grecution in Holftein entgegen zu treten unb bie ürage einer 
internationalen Vermittlung zu unterziehen. Der deutſche Bund lehnt bie 
Zumuthung ab. 

— „ (Rom) Auf bie Nachricht, ba ber päpftl. Conſul in Neapel wegen 
Unterſtüßzung des Brigantenunweſens von ber ital. Regierung feine Bälle 
erhalten babe, fenbet bie päpfil. Regierung auch bem ital. Gonful in Rom, 
Baron Tecco, bie feinigen zu. 


1. Oct. (Deutſchland). Die Bundesverſammlung beſchließt bie Erecution gegen 
Dänemark bezüglich Holfteins. 

„» „ (Italien). Die von ben Briganti heimgeſuchten neapol. Provinzen werben 
in zwei militärifche Bezirke abgetbeilt und ben Generalen Pallavicino und 
Franzini unterftellt. 

„„ (Merico), Marſchall Forey übergibt feine Vollmachten bem General 
Bazaine und kehrt nad Europa zurüd. 

F F 2 staaten). Der biplomatijche Agent bes Suübbundes Mafon ver: 
gland. 

.„ (VItalien). Große Milituͤrrevũe des Konigs im Lager von Somma. 

„ n (Merico). Antwort bes Erzh. Mar an bie mericanifche Deputation, bie 
ifm in Miramare bie mericaniihe Krone anbietet. 

5. „ (England). Das Parlament ber Joniſchen Inſeln nimmt bie Ver 
einigung mit Griechenland an, verwirft bagegen bie von England baran 
efnüpften Bedingungen, namentlih die Schleifung ber Feſtungswerke von 

fü, und wirb beshalb vom Lorb Obercommiljär auf 6 Monate vertagt. 

6 „ (Deutfhlanb). Gonferenzen von Bevollmächtigten berjenigen Zollpereins⸗ 
segierungen, weiche bem franz.=preuß. Hanbelsvertrag abgelehnt haben, in 

nen. 


„ (Scähweben). Der verflärfte Stantsausihuß beſchließt ein Staatsanlehen 
von 35 Mil. Thlr. für die Staatseifenbahnen. 
& „ (Ber. Staaten), Der General bes Sübbunds Lee madyt einen erfolg: 
kojes Besuch, ber Votamacarmee ber lnion im ben Rüden zu kommen. 
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9. Oct. (Defkerreich). Der Landtag von Gtebenbürgen beichlieht, ben Reiche: 

tath zu beſchicken und nimmt fofort die Danlen in benjelben vor. 

on lan) Der Staatsminifter Billauft F. 

14 „ ngland) richtet sine zweite Depeſche an ben beutfchen Bunb, um einer 
Erecution in Holftein entgegen g wirken. 

16. „ 0Deutſchland). General: erjammlung bes Nationalvereins in Leipzig. 
Dieſelbe erflärt ſich einflimmig gegen bie Neformacte bes —— 
für die Reicheverfaffung und bie Herſtellung eines wahren Bunbegſtaats. 

17. „ (Griechenland). Die Nationalverfammlung erklärt bie Mitglieder bes 
legten Minifteriums bes Königs Otto auf 10 Sabre aller politifchen Ehren⸗ 
rechte für verluitig. 

"ii (de — Staaten). Ber Präſident Lincoln ruft 300,000 Freiwillige unter 
ie en. 

18, „ (Deutihland). Feier bes Jahrestage ber Völkerſchlacht bei Leipzig. 

.. | rankreich). Beſuch ber Kaiferin ber Franzoſen am Hofe von Mabrib. 

19. „ ranfreid). Der Staatsrathepräfibent Rouber wirb an Billauli’s 

Stelle zum Staatsminifter ernamt. 

20. „  (Defterreid). Die Abgeorbneten Siebenbürgens treten in ben Reiche: 

rath ein. Derfelbe ift damit verfaflungsmäßig ald weiterer conftituirt. 

„" (England) ritet in ber polnifchen Trage noch eine legte Depeihe an 

rm R Sranfreih und Oeſterreich laſſen bie Frage ohne einen folden 
ritt fallen. 

21. „ (England) ridtet eine dritte Depeſche an ben beutfchen Bunb gegen eine 
Erecution in Holftein. 

23., (Deutidglanb). Cine von Defterreih berufene Dkinifterconferenz in 
Nürnberg beräth über bie an Preußen zu ertbeilende Antwort auf feine Ab⸗ 
lehnung, ber Reformacte bes Fürftencongreifes beizutreten. 

24. „ (DonaufürftentbHümer). Fürft Couza eniläßt bas bisherige Mini- 
fterium und bildet ein neues. 

25. „ (Schweiz). Nationalrathewahlen. In Genf fiegt bie radicale Wahls 
lifte mit Fazy. 

27. „ (Belgien). Die breijährige Hälfte-Erneuerung ber Gemeinberäthe ergibt 
ein entſchiedenes Webergewicht ber liberalen Partei. 

38 „ (Preußen) Allgemeine Landtagswahlen. Trop aller Anſtrengungen 
bringt Die Regierungspartei nur 37 ihrer Gandibaten durch. 

„» nn  (Beutihland). General:Verfammlung bes Reformvereins in Frankfurt. 
Derjelbe erklärt fi) einfimmig für die Reformacte bes Fürſtencongreſſes. 

„» nn (Schweiz) Die Fazy'ſche Spielhölle wirb endlich halb freiwillig geſchloſſen. 

HD. „  (Deutfhlanb). Antwort Oeſterreichs auf bie Weigerung Preußens, ber 
Reformacte bed Fürſtencongreſſes beizutreten. 

3. „ (Rußland). Der Großfürft Sonftantin wirb feiner Stelle als Statt⸗ 
halter von Polen förmlich enthoben, General Berg tritt veiftändig, am feine 
Stelle, um bie Inſurrection auch in Congreßpolen durch alle Mittel zu 
ieh Land) 

"*_ »_ (Striedenlanb). Ter neue König Georg trifft in Athen ein und flellt 
Bulgaris an bie Spitze feines Minifteriums. 


5. Nov. (Frankreich). Eröffnung ber Kammern. Die Thronrebe bes Kaiſers 
erklärt, daß die Wiener Verträge aufgehört haben zu eziftiren und ſchlägt 
einen allgemeinen Congreß fümmtlicger Souverane Europas vor, um bie 
ſchwebenden ragen zu löfen und eine neue Orbnung ber Dinge in Europa 
zu begründen. „Zwei Wege ee offen. Der eine führt zum Yortfchritt 
durch bie Verföhnung und ben Frieden, ber anbere, früher ober fpäter,, ja 
fogar auf verhängnipvolle Weife zum Kriege.“ An bemjelben Tage gehen bie 
Einlabungen zum Gongreß an fümmtliche Souveräne Europas ab. 

* » (Deutfählanb). Gröffnung ber Gonferenz von Bevollmächtigten fänmt: 
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licher Bellvereinsftaaten in Berlin behufs Verhandlungen über Erneuerun 

ber Zollvereinsverträge. vb 8 
„ (DOeferreih). Der Reichsrath bewilligt 20 Mil. ©. für Linderung 
bes Notbitandes in Ungarn. 

(Ber. Staaten) Gen. Meabe geht mit ber Potomacarmee über ben 
Rappahannoc und macht einen erfolglojen Verſuch, bie Armee bes Sübbunde 
unter Gen. Lee anzugreifen. 

9. „ (Preußen) Gröffnung bes Landtags. Thronrebe des Königs. 

11. „ (Stalien) Kurze —8 bes Königs in Neapel. Flottenrebne. 

13. „ (Dänemark). Ter (Rumpf:) Reichsrath nimmt mit 41 gegen 16 Stim- 
men bie neue Berfafjung für Dänemark-Schleswig an, bie fon mit dem 
1. Januar 1864 in Kraft treten ſoll. 

14. „ (England). Das Protokoll, buch welches England der Schirmberrichaft 
über bie Joniſchen Inſeln entjagt und biejelben an Griechenland abtritt, wirb 
von ben Vertretern jämmtlicher fünf Großmächte in London unterzeichnet. 

55. „ 0Dänemark). König Friebrich VIL +. 

„» n : (Schweiz). Staatsrathswahlen in Genf. Die rabicale Wahllifte fiegt, 

aber Fazy felbfi bleibt in ber Minberbeit. 

„ „n (BonaufürftentKümer). Wiedereröffnung ber Nationalverfammlung. 
416. „ (Dänemart). Geſtützt auf das Fonboner Protokoll wirb ber’ Prinz 

Ehriftian von Glücksburg in Kopenhagen als Chriftian IX. zum König für 

bie bisherige bänifche Gefammtmonardhie, mit Einfluß ber beutfchen Herzogs 

— Schleswig⸗Holſtein und Lauenburg, ausgerufen und beichwört bie 
erfaffung. 

»- » (Deutfägland). Ber Erbprinz Friedrich von Auguftenburg erflärt auf 
Grund ber Iegitimen Erbrechte ber Elbherzogthümer burch Proclamation feinen 
Negierungsantritt als Herzog Friedrich VIII. von Schleswig.Holftein. 

Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Burnfibe wirb in Tenefjee ge 
ſchlagen und zieht ſich auf Knorville zurüd. Der fübbündifche General Long⸗ 
ftreet ſchließt die Stabt ein. 

18. „ (Dänemark). Der neue König fügt fi ber drohenden Stimmung in 
Kopenhagen unb unterzeichnet bie neue Berfaffung für Dänemark⸗Schleswig. 

18/19. Nov. (Preußen). Das Herrenhaus ertheilt ber Preßorbonnanz v. 1. Juni 
mit 77 gegen 8 Stimmen feine Genehmigung; das Abg.Haus erflärt fie mit 
269 gegen 46 Stimmen für verfaflungswibrig. 

19. Nov. Breußen). Loyalitätsadreife bes Herrenhaufes an ben König. 

.„» » (Dänemark). König Chriſtian IX. verlangt in Schleswig unb Hol: 
ftein die Leiftung bes Homagialeibes Binnen 3 Tagen. Diejelbe wird in Hol: 
fein von ber Mehrzahl der Beamten, in Schleswig wenigſtens theilweiſe 
verweigert. 

(Deutfhland). 24 Holfteinifche Stänbemitglieber befchließen eine Ein: 
gabe an ben deutſchen Bund für Wahrung der Landesrechte. — Ter Herzog 
von Coburg-Gotha anerkennt den Herzog Friedrich als Herzog von Schleswig: 
hen Herzog Friedrich nimmt feinen Wohnfig in Gotha unb bildet ein 

nifterium. 

21. „ (Preußen) Die Regierung hebt in Folge bes Beſchluſſes bes Abg.⸗ 
Haufes die Preporbonnan; vom 1. Juni wieber auf. 

2. „ (Deutfäland). Eine gewaltige Bewegung für enbliche Befreiung ber 

beutfchen Herzogthlüimer vom bänifchen Joche durch vollfländige Trennung der 
von Damemark auf Grund bes legitimen Erbrechts des Herzogs 

riedrich im Gegenfage gegen bie Beilimmungen bes Lonboner Proto⸗ 

18 ergreift ganz Deutihland. Zahlreiche Berfammlungen in allen 
—* —— Fangen an fich immer entfchiebener und energifcher bafür 
anssufprecdhen. 

(Deutiälanb). Die wieber zufammentretenden Kammern von Würte 
temberg erklaͤren fich fofort einſtimmig für Wahrung ber Medhte ber beutichen 
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Herzogthämer gegenüber Dünemarl. Dasielbe gefehieht von ben Lanbtagen 
von Sachſen, Baden, Hellen-Darmflabt und mehrerer Heiner Staaten. 

24, Nov. (Deutſchland). Neue Verfammlung von Mitgliedern und Stellvertre⸗ 
tern ber holſteiniſchen Stänbeverfammlung in Hamburg. Tiefelbe erflärt ſich 
einftimmig für bie Kieler Eingabe vom 19. Nov. 

5 „ (En ) lehnt den vom Kaifer ber Franzoſen vorgeichlagenen Gongreß 
Aammtliger Souneräöne Guropa’s befinitiv ab. 

» » (Deutidland). Landtagswahlen in Naſſau. Niederlage ber Regierung. 

2. „ (Ber Staaten). Der ſüdbündiſche General in Teneſſee Bragg wirb ge: 
ſchlagen und zieht ſich nach Georgia zurüd. 

27. „ (England) richtet eine Depelihe an ben beutihen Bund gegen bie An⸗ 
Iprlche des Herzogs Friebrich und für bie Durchführung bes Londoner Pros 
totol8, 

„ (Deutfhland). Eine Verſammlung von Mitgliebern ber holfteinif 
—— ertheilt ber Eingabe ber Stänbemitglieber an ben Bund ihre Zu⸗ 

mmung. 

23. „  (Deutihland). Die deutſche Bundesverſammlung beichließt, ben bä- 
nifchen Sefandten fir Holftein nicht anzuerfennen unb erflärt bie Stimme 
für Holflein in suspenso. 

„ . (Breußen) Das Abg.⸗Haus ſetzt einen Ausichuß nieber, zur Unter: 
fuchung ber bei ben leuten Wahlen vorgeflommenen gefekwibrigen Beeinfluffung 
der Wähler und Verfümmerung ber verfafiungemäßigen Wahlfreiheit preuß. 
Staatsbürger. 

.» EGSchweden). Simmtlihde 4 Stände bes Reichstages bewilligen eins 
Rimmig einen von ber Regierung verlangten Ertra⸗Crebit von 3 Mill. Thlr. 
en Anerkennung ber Regierungspolitit bezüglich ber beutichsbäniichen 

treitfrage. 

29. „ (Ber. Staaten). Der fübbünbifche Gen. Longſtreet gibt bie Belagerun 
von Knorville in Tenefjee auf, wirb von ben Unionstruppen verfolgt un 


geichlagen. 

— ‚ (Rußland). In Warſchau werden bie Verhaftungen gerabezu maſſen⸗ 
baft orgemommen und viele der Verbafteten nah Rußland und Sibirien 
transportiet. 


1. Dec. (England). Sir John Lawrence wird an Lord Elgin’s Stelle zum 
Bicelönig von Oftindien ernannt. 

2. „  (Brenben). Debatte bes ang aufes über Schleswig-Holflein. Das 

8 erklaͤrt ji mit 231 gegen 63 Stimmen für NRädtritt Preußens vom 
onboner Protokoll. 

3. „ (Hrankreid). Die Regierung verlangt von ben Kammern eine Anlehen 
von 300 Mill. Fr. angebli um ebenfoviel Schatzbons in confolibirte Schuld 
umzumwanbeln. ‘Der gejebgebende Körper beenbigt bie Wahlprüfungen. Faſt 
fänmtliche angefochtenen Wahlen werben trog aller Nachweiſe ber Oppofitton 
von ber Majorität genehmigt. . 

4 „ (Deutfäland). Defterreih und Preußen verflänbigen fi barüber, bie 
Mechte der beutichen Herzogiblimer gegen Dänemart nur innerhalb ber Be⸗ 
fiimmungen bes Londoner Protokolls zur Geltung zu bringen, ben weiter: 
gehenden nationalen Ten ber beutichen Bewegung bagegen gemeinfam 
entgegen zu treten unb erlaifen ibentifche Noten an bie Regierungen ber üb- 
rigen beutihen Staaten. 

„ n  (Deferreid). Antwort Rechbergs auf bie Interpellation Rechbauer bes 
züglich ———— — — Lebhafte Debatte bes Abg.⸗Hauſes über bie aus⸗ 
wärti olitif De 6. 

» „ (Dänemark). Unter bem Drud ber Großmädte wiberruft Ehriftian IX. 
bie tgl, Belanntmachung vom 30. März bezüglih Holſtein. 

6, (Beutfgland), m Nurnberg treten Mitglieber ber beiben großen 
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18 December. 

a 
Parteien zuſammen und beſchließen die Mitglieber aller deutſchen Landtage 
zu einer Berſammlung nad) Frankfurt behufs Wahrung ber nationalen Rechte 
m Schleswig: Holftein einzuladen. 

7. Dec. (Deutfchland). Unter bem Drude ber beiben Großmächte verwirft bie 

Yunbesverfammlung ben Ausfhußantrag auf Occupation Holfteins und be- 

fchließt bie fofortige Ausführung ber Erecution. 

(Deiterreidh). Der Kaifer beiceidet eine Deputation des Wiener Ge: 
meinberathes in Sachen Schleswig: Holftein® jehr ungnädig. Die Regierung 
ift bemüht, die nationalen Regungen in ben deutſchen Provinzen für Schleswig: 
Holftein möglichft zu unterdbrüden und bie Sammlungen für basfelbe auf 
bloße Wohlthatigkeitszwecke einzuichränfen. 

„ (Schweiz) Gröffnung ber neugewäblten Bunbesverfammlung. Die 
Phyfiognomie des Nat.-Raths ijt biejelbe geblieben. Die bisherigen Mit- 
glieder des Bunbesraths werben wieber gewählt. 

. „GFrankreich). Da ber allgemeine Eongreß buch bie Ablehnung Eng: 
lands babingefallen ift, fo fchlägt Frankreich durch Gircularbepefche einen 
beſchränkten Gongreß reſp. Minifterconferenzen vor. 

„ Schweben). Schluß ber Reichstages. Thronrede bes Königs. 

(Preußen). Die Regierung verlangt vom Abg.- Haufe mit Bezugnahme 
auf it holſtein ſche Frage die Bewilligung zu einem Anleben von 

12 Mil. Tälern 


es) 
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„ (Deutidland), — Friedrich eröffnet ein unverzinsliches Anlehen 

behufs Bildung eines ſchleswig⸗-holſtein'ſchen Heeres. 

10. „ Ber. Staaten) Cröffnung bes Gongreifes in Washington; Botichaft 
bes Präjidenten Lincoln. Gröfmung bes Gongreifes des Südbundes in 
Richmond; Votſchaft des Präſidenten Jefferſon Davis. 

12. „ (Stalien). Der Finanzminiſter legt dem Parlament ein Reſumé über 

y Reſultat der Finanzen von 1861 bis 1863 und bie Ausfichten bis 

5 vor. 
(Sriehenland). Die Nat. Berfammlung vertagt auf unbeftimmte Zeit 
jede Discuffion über bie Anmerion ber Joniſchen Inſeln. 

14. „ Grankreich). Die Regierung unterliegt neuerbings bei ber Wieberwahl 

Pelletans in Paris. 

„Gonaufürſtenthümer). Der Minifterpräfident erfucht die National" 

verfammlung, bie Abrefbebatte aufzufchieben bis ans Ende der Seffion und 

macht dies zu einer Cabinetsfrage. Die VBerfammlung willfahrt dem Be: 


gehren. 
. „ (Deutfhland). Die Berliner Zollconferenz vertagt ſich bie nah Neu: 
jahr. Preußen erflärt feine formelle Kündigung ber Bollvereinsverträge. 

„ (Dänemarf). Die Regierung befchließt, der Crecution bes beutfchen 
Yundes in Holftein und Lauenburg keinen Wiberftand entgegen zu feßen. 
Dagegen werben bie beurlaubten holſteiniſchen Soldaten zu ben Fahnen (nad) 
Schleswig) gerufen, in Holjtein noch ſtarke Nferberequifittonen ausgefchrieben 
und aller Caſſenbeſtand in Holftein nah Dänemark gebracht. Die ganze 
Armee wird am Damewirfe concentrirt. 

(Rußland). General Berg legt ber kath. Geiftlichkeit in Polen eine 
außerordentliche Gontribution von 12 Proc. aller ihrer Einnahmen auf. 

» (Stalien). Garibaldi, ber während bes ganzen Jahres feine Inſel nicht 
verlaffen, erläßt einen Aufruf an bie Italiener zum Angriff von Venezien 
aufs Fünftige Frühjahr. 

— „ (Ber. Staaten). Die Unionsarmen in Birginien und in Teneije haben 
Winterquartiere bezogen. 

16. „ (Ber. Staaten). Der Congreß von Washington verwirft mit 98 gegen 

59 Stimmen einen Antrag, Syriebenscommiffäre nah Richmond zu fchiden, 

mit 82 gegen 74 Stimmen den Antrag, als Grunbfab auszufpredhen, daß 

ber Krieg nicht aus Groberungss unb Unterjochungszweden weiter geführt 
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fortzuf nach änben. 
17. Dee. —— Der KÆönig vom Bayern erklaͤrt ſich durch —— 
feinen Binifter bes Weußern entſchieden für bie Bedte bes derzoge 


Friedrich. 
18. „ (Beenfen). Das Abg.⸗ Haus richtet mit 207 gegen 107 Stimmen eine 
Adreſſe au ben König um Rüdtritt vom Lowbower Protokoll. 
un an ee alte meh aa de abreife 
ei ig am. n3 
Kbltimmung Theil. 


19. „ (Breußen). Abreſſe des Herrenhaus an ben König bezüglich ber 
nes Holſtein'ſchen Frage. 
" . „‚(Dinemart). Eine !gl. Belanntmadung verlegt bie Zollgränge an bie 


„» . Dänemart). Rumpf) R bewilligt bie von ber 
geforderte —— ale io MU, Ten vperung 
21. Derntſchlaud). Berfammiung von 500 Mitgliedern ber Lanblage aller 
” bautfchen Staaten in Frankfurt. Diefelben genehmigen durch Acclamation 
einfimmig eine ſeht energiiche Erklärung für vollſtandige Trermun ——— 
Holſteins an Danemark, fegen — unter pruch eines ber Abg. 
aus Bayern, Wärttember und Defterreih — einen —— nieder 
und ernenern ben Auf bes beutichen Volkes auf ein Barlament. 
. (Dänemark). Schluß bes (Rumpf:) RNeicherathe. Kgi. Botſchaft an den⸗ 


„ (Branteeig) Der Kaifer antwortet auf bie Adreſſe bes Senats Außerft 
friedlich, Inbem er an feiner Idee eines Congrefſes ferHält. „Sich in Europa 
Khlagen, heißt einen Bürgerkrieg führen.” 

Bap im Gonfitoriem eine Anzahl vacanter Biſchofs⸗ 
fige in den — Provinzen bes Kirchenſtaats ohne Einwerſtändniß mit 


22.. (Dexttälam). ‚Eine neue Verſammlung von Mitglievern und Stell 
vertretern ber hoiſtein ſchen Ständeverfammlung (die unzweifelhafte Majorität 
—ã— ——— an den 
dentſchen Bund bie Bitte zu richten, daß er bie Thronfolge des Herzogs 
Friebrich anerkenne und ihn in bie Regierung ber Herzogthümer einfebe. 

„ (Schweden) Die offizielle Stantszeitung erflärt, daß eine Vollmacht 
zur Unterzeichnung Ve Dimemarf unterbanbelten Alliangvertrages nie 
mals ertbeilt worben ſei. 

23. „ (Deutfhlanb). Die beutfchen Grecutionstruppen, 12000 Sachſen unb 
Hannoveraner, rüden in ftein ein. Als Relerve ſtehen 5000 Deſter⸗ 
reicher in Hamburg, 5000 Ben in Lübed. 

n (Dänemart). Die Dänen räumen Holflein Schritt für Schritt vor ben 
einrüdenben Grecutionstruppen bes deutſchen Bundes 

„ (Deutfhlandb) Bayern trägt am Bunbe auf fhleunige Loͤſung ber 
ſchleswig⸗ holſtein ſchen Erbfolgefrage an. 

24. „ (Dänemark). Im Folge weiteren Druckes ber Großmaͤchte auf ben König, 
auch bie neue Verfaſſung vom 18. November wieber aufzuheben, bietet das 
Niniferium Hall feine Entlafjımg an. Der König verfudt bie Bilbung 
eines Miniſteriums aus Gef 

27. „ (Brenfen). Der der Ring Ichnt das Begehren ber Abrefie bes Abg.⸗Hauſes 
ab und verlangt unbebingte Bewilligung ber Anleihe. 

0. — — 20,000 holſteiniſche Männer treten als Lanbögemeinbe 
Elmshorn zufommen und erflären ben Herzog riebri für ihren recht⸗ 
mäßigen Landesherrn. u 
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27. Dec. (Eun glaud) richtet eime drohende Depeſche an ben deutſchen Bund für 
Durchführung bes — Protokolls umd ſchlagt zur Loſung der ſchleswig⸗ 
holſtein ſchen Frage eine Gonferenz von Bertretern ber Unterzeichner jenes 
Protokolls und eines ſolchen des deutſchen Bundes vor. 

28. ¶ Deutſchland). Oeſterreich und Preußen tragen am Bunde barauf an, 
" Dimemart anfzuforbern, das Grundgeſetz vom 18. Nov. db. J. für Schleswig 
befinitiv wieber aufzuheben ‚ und im alle der Ablehnung bas Herzogthum 
Schleswig als Pfand militäeifch zu beſetzen. Heſſen⸗ Darımftabt bagegen 
barauf an, Schleswig vielmehr zum Schütze aller Rechte einfiweilen durch 
Bunbestruppen zu beſetzen 

» „ODeutſchland). Die im Herzog thum SHolftein anjäffigen Witglieber ber 
Ihleswig = holſtein ſchen Prälaten und Ritterichaft in orbentlicder Berfammlung 
zu Kiel erklären fih in einer Abreile an die beutfche Bunbesverfammlung 
für das Erbfolgerecht bes —— Friedrich. 

W (Dänemark). Der g nimmt bie Entlaffung bes Minifleriums Hal 
an und beauftragt, * die —— eines Miniſteriums aus Gejammtitaat- 
männern nicht gelungen it, den bisherigen Cultminiſter Monrab mit ber 
Bildung eines neuen Cabinets 

29. „ (Deutfhland). Die beutfchen &recutionstruppen jind in Holſtein bis 
Kiel vorgerüdt. Faſt in jeder größeren Ortſchaft bes Landes wirb, fobald 
bie Dänen fe geräumt, Herzog Friedrich als Lanbesherr ausgerufen. 

0. „ (Beutfhland). Herzog Friedrich trifft ganz unerwartet in Kiel, ber 

Hauptitabt Holiteins ein, wo er mit großem Jubel empfangen wird. Er 

ermahnt zum vorläufigen Gehorſam gegen bie Funbesconemifiäre und nimmt 

nad und nad die Hulbigung von Depuiationen ber Gemeinbebertreter und 

Magiftrate aller Städte bes Landes entgegen. 

„ (Dänemard). Die Dänen bemoliren ben auf holſtein'ſchem Boden als 

Theil des Danewirke angelegten Brüdentopf in Friedrichſtadi. 

31. „ (Deutfhland). Die beutichen Epecutionstruppen find bis Rendsburg 

. vorgerüdt. Mit Ausnahme bes Menböburger Kronwerks unb ber 6 jemfeits 
der Eiber gelegenen Dörfer, welche bie Dänen zu räumen ſich weigern, ift 
ganz Holftein von ben Bundestruppen beſetzt. 

„» „_(Deutihlandb), Die wärttembergiiche Regierung erklätt fi in ber 

UI. Kammer entſchieden für die Rechte des Herzogs Friedrich. Bayern, 

Württemberg und Sachſen haben ſich diekfalle —ã Baben, Heſſen⸗ 

Darmſtadt, Weimar, Coburg-Gotha, Olbenburg und mehrere Kleinſtaaten 

verfolgen basfelbe Ziel. Die Regierungen von Hannover, Kurheifen und 

ber meilten Kleinftaaten ſchwanken. 

„ (Dinemart). Bildung bes Minifteriums Monrad. Der König gebt 

zur Armee nad Schleswig ab. 

Ende Dec. (Rupland). Die Inſurrection in Polen it in Folge ber Verluſte 
buch die Ruſſen unb durch den Eintritt des Winters dem Erldſchen nahe. 
Eine Verordnung des Generald Berg unterfiellt bis zur völligen Wieder 
berfiellung ber Rufe jämmtliche Polizeibehörben des Königreichs Polen ben 
Militärbehörben. 
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die beiden dentſchen Großmächte. 


J. 
Deutſchland. 


Gemeinſame Angelegenheiten. — Mittel- und Aleinſtaaten. 


3. Jan. Kurheſſen). Die Ständeverſammlung beſchließt, um ihrer: 


nn 


” 


4 


ſeits dem Bundesbeſchluſſe vom 24. Mai v. J. möglichft gerecht zu 
werben, einftimmig: „Der Staatsregierung die Vorlegung eines Ge: 
fegentwurfs anheimzugeben, durch welchen den kurheſſiſchen Standes: 
herren, fowie einer Bertretung ber Turbeffiihen Mitglieder der 
vormaligen Reichsritterſchaft ſchon jet und vor ber anderweiten 
Vereinbarung über die Zufammenfegung der Stänbeverfammlung 
und bie Wahl der Lanbtagsabgeorbneten die Mitgliedſchaft in ber 
Stänbeverfammlung und bie DBefugniß verliehen werbe, fon in 
bie bermalige Ständeverfammlung einzutreten.” 

(Kurheffen). General Haynau wirb penfionirt. 

(Bundestag). Die Bundescommiffion für ein gemeinfames 
Dbligationenreht wird in Dresden eröffnet und der Vertreter 
Defterreis, Ritter v. Raule, zum Präfidenten gewählt. 

(Baden) madt durch Eircularbepefhe einen Vermittlungsantrag 
bezügli ber am Bunde ſchwebenden Delegirtenfrage: „Die Bes 
willigung ſämmtlicher bisher von ber Bundesverfammlung beſchloſ⸗ 


fenen Matricularbeiträge für Bundeszwecke und bie Veränderungen’ 


und Erhöhung ber Kontingentfähe bes Bundesheeres, woraus ben 
Einzelftaaten finanzielle Laften erwachfen, einer Verſammlung von 
bevollmädtigten unb mit bem Rechte befinitiver Beichlußfaffung 
ausgerüfteten Delegirten der beutfhen Stänbeverfammlungen zu 
übertragen.” | 
(Kurheſſen). Der Lanbtagscommiffär muß zugeſtehen, baß 
bie Neubefegung bes YFinanzminiftertums und des Miniftertume 
bes Auswärtigen ohne Berantwortlichleit ber betreffenden Minifter 
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erfolgt fei. Die Stänbeverfammlung faßt fofort den Beſchluß, ben 
Berfaffungsausfhuß zu beauftragen, Anträge anläfli ber „ver- 
faflungswibrigen" Verwaltung jener Minifterien zu fielen. Die 
verfaflungsmäßigen Neverfe gehen daraufhin nadträgli ein, 


15. Yan. (Baden) begründet dur ein anticipirte® Votum feinen burch 


die Circulardepefhe vom 7. d. M. gemachten PVermittlungsantrag 
in ber Delegirtenfrage: 
„... Bon Betretung bes burch bie gefhäftliche Lage angezeigten Weges (zur 
Anbahnung einer Bunbesreform) ift bis jet Umgang genommen worben, 
nämlid von Vorlage eimes auf Grundlage ber Reichsverfaffungsurfunde von 
1849 ausgearbeiteten Gegenentwurfes, ſowie von erneuter Verein: 
barung bdesfelben mit ben zur Mitwirkung vollberechtigten Gewalten, alfo 
ber in Einzelfammern ober in einem eigens bazu bevollmächtigten Barla: 
mente verfammelten Abgeordneten bes deutſchen Volkes. Die großh. Ne- 
ierung, weldde in dieſer Vereinbarung zwifhen Regierungen unb 
ation ben allein fegenbringenden Weg zu einer Teugeftaltung erblidt und 
nicht anfteht, zu befennen, daß es an bem beutfchen Regierungen in ihrer 
Sefammtheit ih nad Ablehnung ber 1849 zu Stanbe gebrachten Urkunde 
einen revibirten Gegenvorfchlag zu machen, unterläßt es nur barum, ibrer- 
feits einen folchen vorzulegen, weil fie ſich nicht verhehlt, wie wenig Ausſicht 
auf Erfolg ihre Anforderungen zur Zeit haben würden, weldye nur von bem 
Maße ber im nationalen Interefle nothwendigen feiftungen begrängt finb“. 
—— mo aber ber neueften unter ben Bundesregierungen berporgetretenen 
enfäge wolle fie zum Beweis entgegenfommenber Gefinnung eine ber Ab: 
fimmung vom 22. Sanuar b. J. vorgreifende Erflärung geben x. 


10.—17. Zan. (Naffau). Die Regierung lehnt die Berüdfiätigung 


einer Petition bed Gemeinderaths von Wiesbaden zu Gunften bes 
franz. = preuß. Handelsvertrags ab, indem berfelbe damit feine 
Competenz überfehritten habe und fpricht dem Bürgermeifter wegen 
Zulaſſung ber Petition ihr Mißfallen aus. ine zahlreiche Bürger: 
verfammlung befchließt bagegen ihre Zujtimmung zu dem Schritte 
bes Gemeinderaths und ihren Dank für das würbige Benehmen 
bes Bürgermeifterd unb proteftirt gegen bie Zurückweiſung ber 
Betition. 


21. Ian. (Kurheffen). Die Ständeverfammlung beſchließt einftimmig, 


22. 


bie Regierung um bie formelle Befeitigung einer Reihe von, feit 
bem 4. September 1850 verfafiungswibrig erlaffener gefehlicher 
Beftimmungen zu erfuchen. 

(Bundestag). Der am 14. Aug. v. J. von Defterreich, Bayern, 
Sadfen, Hannover, Württemberg, Kurheſſen, Heflen = Darmftabt 
und Naffau geftellte Antrag auf Einberufung einer Delegirtens 
verfammlung behufs Berathung von Gefehesentwürfen über Civil: 
proceß und Obligationenredht wirb mit 9 gegen 7 Stimmen ab: 
gelehnt. Dagegen flimmen: Preußen, Baben, Kurheſſen, Lurem: 
burg, Holfteins Lauenburg, ſächſiſche Häufer, die 15 u. 17. Stimme. 
Braunſchweig⸗Naſſau enthält fi ber Abſtimmung. 

Votum Preußens: „.. Nicht bloß durch bie formelle, dem Geifte 
ber Bundesverträge frembe Behanblungsmweife, welche biefe Angelegenheit feit 
Erlaß ber ibentitiien Noten nom Februar 1862 erfahren bat, wirb bie 
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t. Regierung verhindert, berfelben näher zu treten, fonbern auch burch bie 
materielle Untauglichleit unb beit ber Vorfchläge ſelbſt. Ausſchüfſe ber 
Sanbesvertretungen mit fo befchränften beraibenben Befugniffen, wie bie bes 
antragten, wärben nach Anficht ber k. Regierung eine pr ganz bebeutunge- 
loſe Einrichtung fein, nur geeignet, dem Geſchaftogange ber Bundesverhanbs 
lungen ein neues Moment ber Schwerfälligfeit und Berichleppung zuzuführen. 
Nur in einer Bertretung, welche nah Maßgabe ber Sevälferung 
jebes Yunbesflantes aus legterer burh unmittelbare Wahl hervorgeht, 
kann bie deutſche Nation bas bereditigte Organ ihrer Einwirfung auf bie 
gemeinfamen Angelegenheiten finden. Innerhalb ber beftebenben Bundes 
verträge und nad ber bisherigen Prarid würbe aber einer foldden, ber 
YBunbesverfammlung beigugebenben Volfsvertretung eine practiſche Thatigkeit 
nur auf bem Gebiete ber atricularleiftungen an Truppen unb Gelbbeitt 
zufallen. Um ihr eimen befriebigenben —— unb zugleich eine er: 
hoͤhte Vebeutung für bie Einigfeit und Feſtigkeilt bes Bunbes zu gewähren, 
wücbe Dem neuttalen Drganiemus burg ab —æe— le —— 
er Bundeeverträge bie jepigen Bu enbe 
Gewalt für das Bu jet beigelegt unb berem — * * einer der 
Thätigfeit eines deutſchen Parlaments würbigen Ausbehnung bemeſſen werben 
mäflen. Wenn eine foldde, nad ber Vollszahl bemeffene ionalvertretung 
mit Rechten ausgeflattei würbe, welche fie befähigten, ber bie Bunbes: 
et, 1 wirde bie f Regierung einet fo gehalten Bunbesgemalt ausge 
treten, fo würbe bie k. Re g einer fo gewalt ausge: 
ntere Befugnifje einräumen können, ohne bie Interefien Preußens zu 
gefährben. Es fragt fi nur, ob bie Schwierigleiten überwunden werben 
köonnen, welde in bem Umſtande beruben, daß erhebliche Theile bes Bundes⸗ 
tete zu ftaatlicher Einheit mit Länbern verbunden find, welche wicht zum 
nbe ober zu Deutſchland gehören, und beren Bewohner nad ben Ver: 
trägen ſowohl als nad, ihrer Nationalität, ihrer Sprache umb ihrer Neigung 
fih zur Betbeiligung an einer beutichen Rationalvertretung nicht eignen, 
während ihnen ebenfowenig zugemuthet werben Tann, ihre weiehaehung mus 
ben Händen einer ihnen fremben Vollevertretung zu empfangen. eſes 
Hinderniß ſteht allen auf die Geſammtheit des Bundes berechneten Einrich⸗ 
tungen im Wege, ſobald biefelben eine wirklich eingreifende und fruchtbare 
Mitwirkung des deutſchen Volkes bei den gemeinſamen Angelegenheiten ſich 
zur Aufgabe ſtellen, und das Inſtitut ber Delegirtenverſammlung wärbe nur 
in fomweit nicht barunter leiben, als es zu einer practiſchen Bedeutung über⸗ 
haupt nicht gelangte. Könnten bie Schwierigkeiten gelöst werden, fo würben 
—5 — Bebenten heben, welche bie k. Regierung abhalten, für bie won ihr 
ebten Reformen bas gefammte Bundesgebiet in Ausficht zu nehmen. 
So lange aber biefe Löfung nicht gefunden wird, läßt fi) bem geftellten 
Be nicht dadurch näher treten, baf man bas vorhanbene Reformbebürfniß 
rt bie Geſammtheit bes Bunbes fheinbar, fonbern nur dadurch, daß 
man es in engerem Kreife wirklich zu befriebigen fucht. In biefem Sinne 
t bie 8. Regierung ben Weg freier Dereinbarungen und künd⸗ 
arer Verträge unter ben einzelnen Bunbesgliebern & allge: 
mein umfafjender Einrichtungen angebeutet, unb gibt bie al nicht auf, 
baß ber Meberzeugung von ber Richtigkeit besfelben auch bie 
der Übrigen Bunbesregierumgen auf bie Dauer nidt fehlen werbe.” 

Votum Kurhefiens: „Die Turfürftliche Regierung ift bei — 
bes Antrags vom 14. Auguſt v. I. von ber Vorausſetzung ausgegangen, ba 
die Einführung von Delegirtenverfammlungen als Yunbesfache, nicht bloß in 
—* einer Vereinbarung unter einzelnen Regierungen ſtattfinben ſolle; ba 
eboch fchon jetzt als feſtſtehend anzunehmen ift, daß eine foldhe 
ber fraglichen Berfammlungen, wozu unzweifelhaft Stimmeneinpeiligtent ers 


forberkich ift, nicht eintreien Tamm, hiernach ein weiteres Vorfdweiten In biefer 


Bantfälandı, 


Sache ben amgeftrebten Erfolg nicht nur nicht zu erreichen vermag, fonbern 
fogar beiondere politiſche Nachtheile herbeizuführen droht, jo hält bie en 
liche Regierung, wie fie glaubt in wahrhaft füberativer Gefinmung, eine wei- 
texe Verfol biefer Angelegenheit für. nicht räthlich, und vermag deshalb 
ben gerellten ehrheitsanträgen des Ausichuffes ihre Zuſtimmung nicht zu 


Botum Deſterreichs: „... Die Berfaffung bes beutichen Bundes 
wird nad ihrer Anficht nicht mehr auf bie Dauer won dem Einfluſſe ber 
vollsthümlichen Staatseinrichtungen umberührt bleiben können, die mınmebr 
in allen beutfhen Ländern herrſchen. Zwiſchen ber Bunbesverfafiung und 
bear —— ber Einzelſtaaten wird bie nothwendige Uebereinſtimmun 
und ein lebendiger Zuſammenhang hergeſtellt werben .Gelange bie 

icht, ſo müßten in Zukunft der Wirkſamkeit des Bundes immer engere 
Schranken gezogen werben. Der Bund würde ſich lockern, ſtatt ſich zu be⸗ 
feſtigen. Die kaiſ. Regierung verſchließt ſich nicht biefer Erkenntniß, aber fie 
* zugleich die tiefe Ueberzeugung, daß die Aufgabe zeitgemäßer Entwicke⸗ 
ber Geſammtverfaſſung Deutſchlands an ſtrenge Bedingungen ge— 
bunden iſt, an Bebingungen, die nicht ohne Gefahren von unberechenbarer 
Ausdehnung übertreten werben köͤnnen. Das Wohl ber Fürſten und Vöolker 
Deutſchlands, ja ber europälfchen Geſellſchaft verlangt, daß dieſe Entwickelung 
allmahlich und auf der ſicheren Grundlage bes beſtehenden Vertrags⸗ und 
Verfaſſungsrechtes fortſchreite. Die Beſtrebungen für Bundesreſorm bürfen 
nicht Wege einſchlagen, noch ſich in Formen kleiden, die ſich für die eigen⸗ 
thumliche Natur und bie Verhaͤltniſſe bes deutſchen Staatenvereins nicht eig⸗ 
nen. Sie müſſen die ganze Nation in ihrer allein durch den Bundestag er⸗ 
haltenen und gewährlei Einheit umfafien. Sie dürfen den Bundeskoͤrper 
nicht verkleinern, fein Mitglieb bed Bundes dem anbern unterorbnen, nicht 
bas Weien bed Bunbes als einer Vereinigung unabhängiger unb zu freier 
Selbftbeftimmung in gleihem Maße berechtigter Staaten zerflören oder unter: 
graben. Sie bürfen enblich nicht plöglich und gewaltiam in ben regelmäßigen 
Gang bes Berfaffungslebens ber Einzelfisaten eingreifen. Entſchloſſen, biefe 
Bebingungen unverrüdt einzuhalten, fieht bie kaiſ. Regierung biefelben in bem 
Borfchlage volllommen gewahrt, die Entwürfe gemeinfamer Geſetze für Deutſch⸗ 
land einer Berfammlung von Abgeorbneten ber Stänbeverfammlungen zur 
Berathung vorzulegen. Sie ift weit entfernt, durch biefen Vorſchlag in feiner 
jetzigen Geſtalt und in feiner vorübergehenden Beitimmung bie Aufgabe ber 
Ausbildung ber deutſchen Bunbesverfafjung für erichöpft zu halten. Aber fie 
wird in bem von Deutfchlanbs Regierungen in wohlmeinenber Abſicht und 
im voller Freiheit gefaßten Beſchluſſe, zunächft für ben beftimmten ‚gerabe jet 
zu erreichenden Zweck zum erftenmale eine Berfammlung von Mügliedern 
deutſcher Volkovertretungen zu gemeinfamer Deraihung zu berufen, einen 
bebeutfamen erſten Schritt unb eine wohlberehnete Uebergangsmaß-— 
regel erbliden. Unb fie vermag bem Einwande, daß eine Maßregel folden 
Gewichtes dem wahren Bebürfnilje ber Nation nicht entgegenkomme, itgenb 
eine Berechtigung in fo lange wenigiten® nicht zugugeitehen, ale biefe Einrebe 
weber auf eine Tlare Vegriffebefiimmung geftübt noch durch ben Hinweis auf 
irgenb einen Vorſchlag beſtärkt fein wird, welcher eben ſo rechtmäßig in feiner 
Begründung, wie berjenige, welchen bie Mehrheit bes Ausichuffes empfiehlt, 
benfelben an innerem Gehalt und förbernber Wirkung übertrifft. . .“ 

Nah erfolgter Abſtimmung gibt Defterreich eine Erklärung 
ab, ber fich diejenigen Gefanbten, welche mit Defterreich geftimmt 
hatten, fowie ber braunſchweig⸗-naſſauiſche Gefandte für Naſſau 
anfchließen: | 
nn. Nachdem aber nun biefe Hoffnung getäufht worden, glaubt bie 
taif. Negierung ben ernflen Uinforberungen ber Lage nicht bucch einen un: 
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erg Ausbrud bes Bebauerns genügen , fonbern 
— Bunbes genoffen abe u kn fein, hiemit u erffäen: 
IA Ar fi das Recht wahre, ben Antrag vom 14. ni nachdem * 


als Bundesmaßregel ausgeführt we kann, buch Bereinba⸗ 
rung mit a nr hoben ne in Ausführung zu 


ber in Hannover in Dresben ng 
lichen —S — für nie halten würden; 2) daß fie fi 
vorbehalte, bei erneuter Hoffnung auf Annäderung ber An fichten auch in ber 
Mitte biefer Verſammlung auf ben mehrerwähnten Antrag ride 
kommen; enbli 3) baß fie, wenngleich bie Schwierigfeiten ber beiben dragen 
ber Errichtung eines wirffameren ereentiven Organs be6 Bundes und 
organifchen Ci rung einer aus ben Bollevertretungen ber Einzelſtaaten 
erso ehenben Bejammivertretung nicht verkennend, für ihren Theil _jeberzeit 
‚in eine Berathung biefer beiben Fragen einzutreten, umb ſich biefer 
Aufgabe in bemfetben Geiſt aufrichtiger Bunbesgenoffenfgaft unb freifinniger 
Bürkt gung ber ee Erforberniſſe der Zeit zu nahen, von welchem fie bereits in 
ben 5 berigen Derhenblungen Beweiſe abgelegt zu haben glaubt.” 


W  Breußen). Eine Cireulardepeſche Bismarke gibt den Vertres 
tern Preußens Kenntniß von den mit Defterreich feit dem Anfange 
Dec. 1862 gepflogenen Unterhandlungen über das Delegirtenproject: 

Ich hatte zur Herbeiführung beſſeren Einverftänbniffes beiber Höfe 
bie "|nitiative in ber Form von Unterrebungen mit bem Grafen Karolyi er: 
sriften, in welchen ich bem kaiſ. Gefanbten Nachftehenbe® zu erwägen gab. 

ach meiner Webergeugung müfjen unfere Berchungen zu Defterreih uns 

—** entiveber belfen ober ſchlechter werben. Es fei ber aufrid: 
tige Wunſch ber k. Megierung, ba bie erflere Alternative eintrete ; wenn wir 
aber das hierzu nöthige Entgegenkommen bes kaiſerlichen Gabinets — 
vermißten, fo ſei es für uns nothwendig, bie andere ins Auge zu falten 
und auf biefelbe vorzubereiten. Ich habe ben Grafen Karolyi bazan erinnert, 
baf in ben Jahrzehnten, bie ben Greignifien „gon Irre — ein 
ſtillſchweigendes Abkommen zwiſchen den Großmachten vor⸗ 
waltete, kraft deſſen Oeſterreich ber Unterftügung Dreußens in europäifden 
Fragen fiher war und uns dagegen in Deutichland einen durch Oeſter⸗ 
reiche Oppoſition unverfümmerten Einfluß überließ, wie er fih in ber Bil: 
b bes Bollvereine manifeſtirt. Unter biefen Berhältntfien erfreute fid * 

Ge Bund eines Grades von Einigkeit im Innern und von Anſehen nach 
uhr wie er ſeitdem nicht wieber erreicht worben if. Ich habe umwerörtert 
gelaſſen, durch weſſen Schuld analoge Beziehungen nach ber Recanpituirung 
bes Bunbestage nicht wieber zu Stande gefommen find, weil es mir nicht 
auf Recriminationen für bie Bergangendeit, ſondern auf eine practiſche Ge: 
Raltung ber Gegenwart anlam. In lebterer finden wir gerabe in ben Staa: 
ten, mit welden Preußen, ber geographilchen Lage nad, auf Pflege freund: 
ſchaftlicher Beziehungen befonderen Werth Iegen muß, einen zur Oppofitih® 
gegen un® auffiachelnben Einfluß bes kaiſ. Cabinets mit Erfolg geltend ges 
macht. Ich gab dem Grafen Karolyi zu erwägen, bafı —* auf dieſe 
Weiſe zum Nachtheile für die Geſammwerhãltniſſe im Bunde bie Sympathien 
ber Regierungen jener Staaten vielleicht gewinne, ſich aber biejenigen Preußens 


„Der kaiſerliche Gefanbte tröftete fi) darüber mit ber Gewißheit, daß in 
einem für Rxxx8, gefährlichen Kriege beide Großſtaaten ſich be unter 
allen Umſtänden als Bundesgenoſſen wieberfinben würben. In dieſer Voraus⸗ 
ſehung liegt meines Grachtene ein gefährlicher Irrthum, über weldden 
4. erſt im entſcheibenden Augenblicke eine für beibe Gabinette verhäng⸗ 
nißoolle Klarheit gewonnen werben twürbe, und babe ich deshalb ben Grafen 


’ 
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Karolyi bringenb gebeten, bemfelben nach Kräften in Wien entgegenzutreten. 
IH habe hervorgehoben, daß ſchon im legten italtenifchen Kriege ba® Bünd⸗ 
nig für Oeſterreich nicht in bem Maße wirkſam geweien fei, wie es hätte ber 
Fall fein können, wenn beide Mächte fich nicht in ben vorhergehenden acht 

auf bem Gebiete der beutichen Politit in einer ſchließlich nur 
Ar Dritte Vortheil bringenden Weiſe befimpft unb das gegenfeitige 
Vertrauen untergraben hätten. Dennoch feten bamals in bem Undhanbe, ba 
Preußen bie Verlegenheiten Oeſterreichs im Jahre 1859 nicht zum eigenen 
Vortheil ausgebeutet, vielmehr zum Beiftande Oeſterteichs gerüftet babe, bie 
Nachwirkungen ber früheren intimeren Verhäftniffe unverkennbar geweſen. 
Sollten aber letztere fich nicht neu anknüpfen unb beleben Iaflen, fo würbe 
unter Ähnlichen Verhältniffen ein Bündniß Preußens mit einem Geg- 
ner Defterreich® eben jo wenig ausgeichloffen fein, ale, im entgegenge- 
feßten Falle, eine treue und fefle Verbindung beider beutiden Großmächte 
gegen gemeinſchaftliche Feinde. Ich wenigftens würbe mich, wie ich bem Gra= 
fen Karolyi nicht verheblte, unter ähnlichen Umftänben niemals dazu ent- 
ſchließen koͤnnen, meinem allergnäbigiten Herrn zur Neutralität zu rathen; 
Defterreich habe bie Wahl, feine gegenwärtige antipreußiſche Rolitif mit dem 
Stügpunfte einer mittelſtaatlichen Coalition fortzufegen, ober eine ehrliche 
Verbindung mit Preußen zu fuchen. Zu Iebterer zu gelangen, fei mein auf⸗ 
richtigfter Wunſch. Diefelbe Fönne aber nur durch das Aufgeben ber uns 
feindlichen Thätigfeit Defterreiche an ben beutfchen Höfen geivonnen werben. 
Graf Karolyi erwiberte mir, daß e8 für das Kaiſerhaus nicht tbunlich fei, 
feinen trabttiomelen Cinflüffen auf bie deutſchen Regierungen zu entlagen. 
Ich frelkte bie Eriftenz einer folden Trabition mit bem NHinmeis in Abrebe, 
baß Harmover und Helen feit Hundert Jahren vom Anbeginn bes fieben- 
jährigen Serieges vorwiegend ben preußiſchen Einflüffen gefolgt feten, und daß 
in ber Epoche bes Fürften Metternich bie genannten Staaten auch von Wien 
aus im Interefſe bes Einverftänbniffes zwiſchen Preußen und Deſterreich aus⸗ 
drücklich in jene Richtung geiviefen worden feien, daß alfo bie vermeintliche 
Zrabition bes öfterreichifchen Kaiferhaufes erft feit bem Füriten Schwarzen: 
berg batire, und das Syitem, welchem fie angehöre, fi bisher der Confoli- 
birung bes deutſchen Bündniſſes nicht förberlich erwiefen babe. Ich bob her⸗ 
vor, baß ich bei meiner Ankunft in —— im Jahre 1851, nach eingehenden 
Beſprechungen mit bem damals auf bem Johannisberg wohnenden Fürſten 
Metternich gehofft habe, Oeſterreich ſelbſt werbe es als bie Aufgabe einer 
weifen Politik erfennen, uns im deutſchen Bunbe eine Stellung zu fchaffen, 
welche es für Preußen ber Mühe werth mache, feine gefammte Kraft für ge: 
meinfchaftliche Zwecke einzufeben. Statt befien babe Defterreih mit Erfolg 
babin geftrebt, uns unfere Stellung im deutſchen Bunde zu verleiben unb zu 
erſchweren, unb uns thatſächlich auf bas Beſtreben nach anbermweiten An— 
lehnungen hinzuweiſen. Die ganze Behandlungsweiſe Preußens von Seiten 
bes Wiener Cabinets ſcheine auf ber Vorausſetzung zu beruhen, daß wir mehr 
als irgend ein anderer Staat auswärtigen Angriffen ausgeſetzt feien, gegen 
welche wir frember Hilfe bebürfen, und daß wir uns beshalb bon Seiten ber 
Staaten, von welden wir folche Hilfe erwarten Tönnten, eine rückfichtsloſe 
Behandlung gefallen Iaffen müßten. Die Aufgabe einer preußiſchen Regie⸗ 
rung, welcher bie Intereſſen bes Töniglichen Hauſes unb bes eigenen Landes 
am Herzen liegen, werbe es baber ſein, bas Irrthümliche jener Borausfegung 
durch bie That nachzumweifen, wenn man ihren Worten und Wünfden Teine 
Beachtung fchente. 

„Unfere Ungufriebenheit mit ber Lage ber Dinge im beut- 
ſchen Bunbe erhielt in ben letzten Monaten neue Nahrung durch bie Ent: 
ſchlofſenheit, mit welcher bie mit Defterreich näher verbundenen beutſchen Re⸗ 
ee in ber Delegirtenfrage angriffsweife gegen Preußen vorgingen. Vor 

848 ſei es unerhört geweien, daß man am Bunbe Fragen von irgenb wel: 
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Ger Erheblichleit eingebracht habe, ohne fi bes Einuerflänbnifies Beiber Groß⸗ 
möächte vorher zu verjihern. Selbft ba, wo man auf ben Wiberfpruch minder 
mächtiger Staaten geitoßen fei, wie in ber Angelegenheit ber fübdeutichen 
Bunbesieftungen, babe man es vorgezogen, Zwede von biefer Wichtigkeit und 
Dringlichteit viele Jahre hindurch unerfüllt zu laſſen, anflatt den Wiberfpres 

mit bem Verſuch ber Majorifirung enigegenzutreten. Heut zu 
Tage werbe bagegen ber Wibderjpruch Preußens nicht nur gegen einen An- 
trag, fondern gegen bie Verfaſſungsmäßigkeit befjelben als ber Beachtung 
u Zwiſchenfall behandelt, durch welchen man ſich im entſchloſſenen 
Vorgehen auf der gewählten Bahn nicht beirren laſſe. Ich habe den Grafen 
Karolyi gebeten, ben Inhalt ber vorſtehend angedeuteten Unterrebung wit 
möglichfter Genauigkeit, wenn auch auf vertraulidem Wege, zur Kenntniß 
bes Grafen Rechberg zu bringen, indem ich bie Ueberzeugung ausſprach, baf 
bie Schäden unjerer gegenjeitigen Beziehungen nur durch rüdhaltlofe Offen: 
beit zu heilen verfucht werben koͤnnten, 

„Die zweite Unterrebung fand am 13. Dec. v. J. einige Tage nad ber 
eriten, ftatt. Ich fuchte ben Grafen Karolyi auf, um ben Eruſt ber Lage ber 
Dinge am Bunde jeiner Beachtung zu empfehlen, unb verbeblte ibm nicht, 
baß das weitere Vorfchreiten der Majorität auf einer von uns für verfaffungss 
wibrig erfannten Bahn uns in eine unannehmbare Stellung bringe, daß wir 
in ben Gonfjequenzen beifelben ben Brud bes Bundes vorausjähen, baf 
Herr v. Ufebom über biefe unfere Auffafjung bem Freiherrn v. Kübel und 
Freiberen v. d. Pforbten keinen Zweifel gelajfen, auf feine Andeutungen aber 
Antworten erhalten babe, die auf fein Verlangen nad Ausgleihun Fliegen 
ließen, indem Freiherr v. d. Pforbten auf beichleunigte Abgabe unſeres Mi: 
noritätsootums bränge. Ich bemerkte hiergegen, daß unter foldhen Umftänben 
bas Gefühl der eigenen Würde uns nicht geitatte, bem an ber anberen Seite 
berbeigeführten Conflict jerner auszuweichen, und daß ich besbalb ben koͤn. 
Bundestagsgeſandten telegraphiſch zur Abgabe feines Minoritätsvortums ver: 
anlaßt habe. Ich fiellte in Ausficht, bak wir bie Ueberſchreitung der 
Kompetenz; buch Majoritätsbefhlüffe ale einen Bruch ber 
Bunb eanertzäge auffafien und bem entfprechenb verfahren würden, inbem 
biefjeitö ber königliche Bundbestagsgefanbte ohne Subflitution abs 
berufen werben würbe, unb beutete bie praftifchen Conſequenzen an, welche 
fih aus einer folden Situation in verhältnißmäßig lurzer Zeit ergeben müß⸗ 
ten, indem wir natürlih die Wirkſamkeit einer Verfammlung, an 
weicher wir uns aus rechtliden Gründen nicht mehr betbeiligten, in Bezug 
auf ben ganzen Gejhäftsfreis des Bundes nicht weiter für 
zuläffig anerfennen könnten. Wir würden aljo auch die preußifchen 
Garnijonen in ben Bunbesfeltungen nicht mehr ben Beſchlüſſen ber 
Bunbesverfammlung unterftellen können. Unwahr ift, daß ich für diefen Fall 
von ber Zurüdziehung biefer Garnifonen geiprochen haben fol. Ich babe 
im Gegentheil auf die Gonflicte aufmerkſam gemacht, welche bas Verbleiben 
berfelben nach fich ziehen könne, nachdem ihre Befehlshaber ber Autorität ber 
Bundesverfammlung die Anerfennung zu verfagen haben mwürben, 
"nr. Wenige Zage barauf erhielt ich bie vertrauliche Mittheilung, 

baß ber äfterreichifche Geſandte in Petersburg über Berlin auf feinen 
Poſten zurüdtehren unb bie fchwebende Streitfrage mit mir beſpre⸗ 
Ken werde. Als berielbe (Graf Thun) Hier eintraf, Babe ih mich 
nicht abhalten lafien, feine mir zum Zweck einer Berflänbigung gemach⸗ 
ten Eröffnungen in ber entgegenfommenbftin Weife aufzunehmen. In 
Folge berfelben erklärte ich mich bereit, auf verfchiebeme zwiſchen uns 
verabrebete Auswege zur Beilegung ber Frankfurter Schwierigkeiten ein- 
zugehen und insbelontere auf den Vorſchlag: bie Abftimmung über bie 
Mojoritätsanträge in ber Delegirtenfrage zu theilen und nachbem fie über 


Pumkt 1 erfolgt und ber Mangel ber zur Durchführung ber Sade nöthigen 





80 Deatihlams: 


Ctimmeneinheitgfeit conflatirt wäre, bie ganze Wngelegenheit als eine zur 
weitern Berbanblung am Bunde noch nicht reife an bie einzelnen Bundes⸗ 
regierungen zur Berjtänbdigung unter einanber zu verweilen. Graf Thun 
ſchkug mir barauf vor, eine Zuſammenkunft zwilchen dem Grafen berg 
und mir Behufs weiterer Beiprechung ber Trage zu veranftalten. Ich er: 
Härte mich Hierzu geneigt, erhielt inbeflen in den folgenden Tagen burd Straf 
Katolyi vertraulide Mittheilungen, nach welchen Graf Rechberg vor unferer 
Aufammentunft bie Erklärung meines Einverftändntijies mit Bundesreform⸗ 
vorfchlägen erwartete, für welche meines Erachtens längere unb eingehenbere 
Borverhandlungen erforderlich gewejen wären. Da bierzu bie Reit bis zum 
22. zu kurz war, jo glaubte ih auf die vorgefchlagene Zuſammenkunft nur 
in dem alle eingehen zu können, baß von vorgängigen bindenden Berab- 
rebungen Abfland genonmen werde. Ich fügte hinzu, daß es mir vor der 
Hand nur darauf anzukommen heine, zu verbüten, daß bie Verftänbigung 
durch bie in Frankfurt zu erwagtenden Vorgänge erfchwert werbe, und daß 
ich bei meinem Cingehen auf Graf Thuns Vorjchläge biefes Ziel hauptſächlich 
im Auge gehabt babe, deſſen Erreichung durch bie Hereinziehung principieller 
Fragen von ausgebehnter Tragweite einftweilen nur beeinträchtigt werden 
würde. Da Graf Rechberg hierauf erflären ließ, daß Oeſterreich auf weitere 
Verfolgung bes Antrags in Betreff ber Delegirtenverfammlung nit ohne 
gejichertes Aequivalent verzichten koͤnne, fo ift bie Zuſammenkunft bisher unter: 
blieben. Bon anderer Seite ift ber k. Regierung inzwiſchen ber Bermittlungs: 
vorichlag gemacht worben, fie möge ihrerfeits bie Depeſche bes Graten Bernitorff 
vom 20. Dec. 1864 zurüdzichen, wenn anbererfeits auf bie Durchführung 
ber Anträge wegen ber Delegirten verzichtet würbe, Ich kann dieſe beiben 
Tragen indeſſen nicht auf gleiche Linie fielen. Die Depeiche bes Grafen 
Bernſtorff begnügt ſich damit, bie Anficht der k. Regierung barüber auszu: 
Iprechen, in welcher Weiſe eine Reform ber deutſchen Verhäaltniſſe in Angriff 
zu nehmen fei; es war dieſe Aeußerung durch eine Anregung bes k. ſächſiſchen 
Cabinets hervorgerufen worben, und bie f. Regierung bat mit biefer Note 
an bie freien Entfhließungen ber übrigen Bunbesregierungen appel: 
lirt, ohne auf biefelben in irgenb einem Wege brängenb einwirken zu 
wollen. So lange wir uns jagen mußten, daß bie Weberzeugung von ber 
Richtigkeit unferer Vorfchläge bei ben übrigen Regierungen noch nicht bin: 
reichenden Anklang gefunden hatte, um einen Erfolg im Ausficht nehmen zu 

. tönnen, haben wir bie Trage ruhen laffen, und erit nachdem wir durch das 

Verfahren ber Majorität in der Delegirten-Angelegenheit zu einer Ausſprache 
provocirt worden waren, bat ber k. Bundestagsgeſandte ben Auftrag erhalten, 
in feiner Abſtimmung bie Anfichten ber k. Regierung von neuem zu entwideln. 
Die Anträge wegen ber Delegirtenverfammlung dagegen jind nicht mit ber- 
felben Rüdfichtnahme auf die Unabhängigkeit der Regierungen von entgegen 
ſtehender Anſicht in's Leben getreten, jonbern es ift verfucht worden, fie ben 
ausbrüdlich widerſprechenden Regierungen auf bem Wege neuer und bem In⸗ 
halt ber Bunbesveriräge Gewalt anthuenber Interpretationen letzterer, aufzu⸗ 
drängen. Cinem folden Verfahren gegenüber kann Preußen im Bewußtſein 
feines guten Rechtes lediglich benjenigen Bunbesregierungen, welche bie Ci: 
nigfeit im Innern des Bundes durch ihr aggrefiives Verfahren in Yrage 
ftellen, bie Sorge für bie Beilegung oder bie Verantwortung 
für Die Folgen bes von ihnen beraufbefhwornen Gonflictes 
überlajfen.”. 


2. Gebr. (Kurdeffen) Der Verfaffungsausfhuß ber Ständever⸗ 
fammlung fieht fi) genöthigt, wegen totalen Mangels an Vorlagen 
ſich beſchwerend an bie Regierung zu menden. 

8, „ (Hannover). Die von ber Regierung einberufene Spnobal: 
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commifiten (14 Mitglieder, darunter auch einige Theitmehmer ber 
Celler Berfanmlung) wird durch ben Cultusminiſter Lichtenberg 
eröffnet. 

3. Behr. (Gotha). Der Landtag votirt einfimmig dem preußifchen 
Abg.⸗Hauſe wegen feiner Haltung in ber Adreßdebatte feinen Dauk. 

„ (Coburg: Sotha). Der Herzog lehnt die ihm angebotene 
griechiſche Krone ab. 

7., (Kurdeffen) Die Ständeverfammlung nimmt einen Antrag 
auf Entfchäbigung ber 1850 entlaffenen Eivil- und Militärflaatss 
diener einftiumig an. 

» » (Anhalt: Deffau). Der neugewählte Abgeorbniete für Köthen 
erflärt wie feine brei Vorgänger feinen Proteft gegen die Rechte: 
beftänbigfeit ber in Wirkfamkeit ſtehenden Verfaffung unb legt fein 
Mandat nieder. 

„ » (Soburg:Gotha). Der Landtag von Gotha einigt ſich mit 
ber Regierung über die Stellung der Preßgewerbe in dem neuen 
Gewerbegeſetze. 

„CGBaden). Der Präſident der II. Kammer macht derſelben bie 
Mittheilung, daß die Commiſſion zu Berathung des franz.⸗preuß. 
Handelsvertrages mit ſtillſchweigender Zuſtimmung der Regierung 
in Folge der Ablehnung mehrerer Staaten ihre Berathungen bie 
zu weiterer Entwidlung biefer Frage ausgefegt habe. 


14. „ (Baben). Die I. Kammer erklärt faſt einftimmig, daß das 
preuß. Abg.⸗-Haus in Wahrung feiner verfafiungsmäßigen Rechte 
feine Pflicht erfüllt und darin zugleich die verfaffungsmäßigen Rechte 
aller bdeutfhen Staaten gewahrt habe. — Der Minifter v. Roggen: 
bach erflärt, der badiſche Antrag auf Befeitigung bes Bundes: 
beſchluſſes von 1854 bez. Preß⸗ und Vereinsweſen fei wiederholt 
in Erinnerung gebracht worden, zuletzt mit dem Bemerken, falls 
die Sache am Bunde fi weiter verzögere, jo vermöge bie Re⸗ 
gierung ſich nicht ferner an ben Vundesbeſchluß zu lehren, fondern 
werbe auf dem Wege ber Barticulargefebgebung vorgeben. 

„ (Bayern) regt durch Circulardepeſche neuerdings bie öfterr. 
Anträge vom 10, Juli v. J. an und erflärt bezüglich ber durch 
ben franz.spreuß. Handelsvertrag eingetretenen Zollvereinskriſis, daß 
fie immer noch bereit fei, ben Zollverein auf feinen „bisherigen 
Grundlagen” zu erneuern und babei auf „einzelne" Modificationen 
bes Vereinstarifs oder anderer Beſtimmungen einzugehen, während 
Preußen zu wiederholten Malen und in verfchiedenen formen feine 
Abficht erklärt Habe, die dermaligen Zollvereinsverträge nad ihrem 
bevorftehenden Ablaufe nicht auf ber bisherigen, fondern nur auf 
einer das bermalige Vereinsſyſtem umgeftaltenden Grundlage er: 
neuern zu wollen. 


23. „ (Anhalt Deffau). Köthen wählt zu Abgeordneten wies 


4. 


9. 


18. 


* 
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berum zwei entſchiedene Anhänger der fortöanernben Mechtsbeſtän⸗ 
digkeit der Verfaflung von 1848. 
25. Febr. (Baden) kündigt ſchon jetzt definitiv auf ben Herbſt 1867 bie 
-  Spielpadt in Baden⸗Baden. 

28. „ (Defterreidh). Antwort des öfterr. Cabinets auf die Anfchul: 
digung ber preuß. Eircularbepefche vom 24. Januar bezüglihd der 
Politit Defterreihs und Preußens gegenüber Deutichland: 

no. . Cine Regierung, deren Hanblungsweife von einer anberen in einem 

an dritte Höfe gerichteten unb bann ber Deffentlichfeit übergebenen Docu⸗ 
mente fo birect zum Gegenftanbe ber Erörterung gemady wird, wie uns bies 
in jenem Berliner Schriftitüde widerfährt, wird, wenn fie fih im Rechte 
fühlt, der verzeihlichen Verſuchung unterliegen, von ben nicht genau oder nicht 
volftändig enthülten Vorgängen auch ben letzten Schleier hinwegzuziehen. 
Demungeachtet verzichten wir auf biefes Mittel ber Abwehr. ... Lie Aus: 
einanderjegung bes preußiſchen Cabinettes, die uns beichäftigt, bietet und eine 
boppelte Seite ber Betrachtung bar. Sie enthält erftiend ein unverlennbar 
aufrichtiges Zeugniß für bie politifchen Gejinnungen ihres Berfaflers; fie 
enthält zweitens eine bejchönigendbe Darftelung bes Thatbeſtandes ber vielbe- 
Iprochenen Vorgänge, eine Darftellung, bie fi) großentheile zur Anflage gegen 
uns, zur Beſchwerde über das, was man in Berlin unfere Rüdfichtölofigleit 
nennt, geflaltet. Unjere Rückſichtsloſigkeit! Wenn unfer erbabener Monarch 
eine Stellung nicht opfert, die, aus der Geſchichte ber Jahrhunderte hervor⸗ 
gegangen, geheiligt durch die Verträge, feiner Krone von Rechts wegen ge⸗ 
ührt, und ber Macht und Größe feines Haufes entfpricht, fo verlegt Oeſter⸗ 
reich eine Müdficht, die e8 dem verbünbeten Preußen jchulbig if! Wenn ber 
faiferliche Hof der Politit Preußens nicht zur Befriedigung von Anfprüden 
verhilft, die auf feinem Rechtstitel beruhen, bie vielmehr die Rechte mitver⸗ 
bünbeter Staaten offen antaften, und bie man in unklaren Umriffen andeutet, 
obne für fie eine beflimmte Formel zu finden, ober eine beutlidh ertennbare 
Grenze zu ziehen, jo jebt Oeſterreich abermals bie Rückſichten aus den Augen, 
bie ber andern beutichen Großmacht gebühren! Unb ber Regierung Preußens 
war e8 vorbehalten, ſogar unfer wohlgemeintes Beftreben, dem Verlangen ber 
beutfhen Nation nad freifinniger Entwidlung ber Bundesverfaflung, fo viel 
an uns ift, Genüge zu thun, unter ben Geſichtspunkt einer gegenüber Preußen 
verübten Rüdfichtslofigfeit zu ftellen! Was ift ferner bamit gemeint, baf wir 
‚in Hannover und Raflel Preußens Intereſſen nit durch unjern Einfluß 
freuzen follen? Berlangt man von uns, daß wir bort Geſandte unterhalten, 
um in ragen, wo ber Standpunkt ber beiben deutſchen Mächte verfchieden 
ift, nicht für uns, fondern für Preußen zu arbeiten? Bellagen wir uns über 
Preußens Einfluß ins Karlsruhe? ... . Wenn man uns von Berlin aus bie 
Alternative ftellt, entweder uns aus Deutfchland zurüdzuziehen, ben Schwer: 
pamft unferer Monarchie — wie ber preußiſche Minifter meinte — nad) Ofen 
zu verlegen, ober im nächſten europäiſchen Gonflicte Preußen auf ber Seite 
unferer Gegner zu finden, fo wirb bie öffentliche Meinung Deutichlanbs über 
ſolche Gefinnung urtheilen, bie Ereigniffe werben fie richten, wenn fie je zur 
That werben ſollte. Uns aber kommt es zu, ben Vorwand, ben man fi im 
Berlin zurechtlegen zu wollen ſcheint, rechtzeitig als einen ſolchen zu kenn⸗ 


z ... 
28. „ (Bayern). Ein kgl. Decret verfügt bie Auflöfung des Landtags 
und orbnet Neuwahlen an, 


1. März. (Raffau) Kine große Berfammlung ber liberalen Partei 
ſetzt mit Rüdfiht auf die herannahenden Landtagswahlen einen 
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Ausihuß nieder und erläßt flatt eines Wahlprogramms eine Ans 
ſprache an das naflauifche Volk: 

u... Me dieſe Grumbfäge, welche wir hiermit, veraulaßt durch ſpecielle 
Landesbeſchwerden, als Zielpunkte ber Thätigkeit ber zu wählenden Abgeord⸗ 
neten in den Vordergrund geſtellt haben, finden ſich bereits als zu Recht be⸗ 
ſtehend anerkannt in ber Zuſammenſtellung des Staatsrechts (Codifikation) 
vom Jahre 1849. Dieſes von der Regierung mit der berechtigten Vertretung 
bes Landes vereinbarte und im Verordnungsblatt durch Edict vom 28. Dec. 
1849 als das „anerlannte geſetzliche Staatsrecht bes Herzogthums“ verfünbete 
Verfaſſungsrecht ift dem Lande burd einen nicht als rechtmäßig anzuerfens 
nenden Act entriffen worden. Die unverfürzte und volle Wiederherſtellu 
deſſelben wird ſowohl durch bie berechtigten Intereſſen bes Landes, ald dur 
das verlegte Rechtegefühl gefordert, und iſt von bem neu zu wählenbden Land⸗ 
tage anzufiteben ... . “ 

8. März. (Sera). Der Landtag beſchließt einftimmig, von ber Res 
gierung bie Gemeinſamkeit bes Militärs beider Reußifcher Linien 
zu forbern und legt eine fehr eutichiebene Stimmung gegen eine 
Militärconvention mit Preußen an ben Tag. 

„ (Helfen: Darmftabt). Die II. Kammer fpricht fat einftim: 
mig bem preuß. Abg.⸗Hauſe ihre Anerkennung aus. 
„„Maſſan). Die I. Kammer wählt den Abg. Braun, ben eif- 

rigen Agitator für ben franz.preuß. Handelsvertrag mit 12 von 
21 Stimmen wieder zu ihrem Bräfidenten; der Candidat ber groß: 
deutfchen Partei bleibt mit 9 Stimmen in ber Minderheit. 

11. „ (Heffen:Darmftabt). Die Regierung beharrt in Antwort 
auf eine Snterpellation in der I. Kammer auf ihrem bisherigen 
Standpunkte bezüglich des franz.:preuß. Handelsvertrages. 

„u (Anbalt:Deffau). Die neuen Abg. von Köthen erklären 
fih wiederum für die Rechtsbeſtändigkeit der Verfafjung von 1848 
und legen zugleich ihr Mandat nieber. 

15. „ (Bayern). Kine Berfammlung der liberalen Partei befchließt 
in Nürnberg die Gründung einer beutfchen Fortſchrittspartei in 
Bapern. \ 

20. „ (Hannover) Der Ausfhuß ber Celler Paftoralconferenz er: 
läßt eine Anſprache an die evang. Gemeinden und entwidelt barin 
fein Programm für die auf ben 22. April anberaumte große Landes⸗ 
verfammlung. 

24. „ (Zollverein). Eröffnung ber General: Zollvereinds Eonferenz 
in Mänchen. 

nv Das Leipziger EentralsComit& beruft nun doch unter dem Ein: 
fluffe Lafalle’8 einen allg. deutfchen Arbeitercongreß ein. 

25. „ (Helfen: Darmfladt). Die DO. Kammer verwirft bie Re: 
gierungsforderung von 18,000 fl. Apanage und 11,000 fl. Er: 
ziebungefoften für den Prinzen Wilhelm, 

26. „ (Defterreih) fpriht in einer Gircularbepefche die beſtimmte 
Erwartung aus, baß bie eben in Münden eröffnete General-Eons 
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fereng der Zollvereineſtaaten feine Propofitionen vom 10. Juli v. J. 
einer eingehenden Prüfung unterziehen werde. 

30, (Holſtein). Allerh. Bekanntmachung des Königs von Däne⸗ 
mark (ſ. Dänemarf). 

— „ (Hannover amd Braunſchweig). Angeblicher Abſchluß eines 
Staatsvertrags für den Succeſſionsfall in Braunſchweig. 


4. Apr. Unterzeichnung des Schlußprotokolls der Hamburger Elbe⸗Zoll⸗ 
commiſſion. 

6. „ (Kurheſſen). Der neue preuß. Geſandte trifft in Kaſſel ein. 
Am folgenden Tage bringt die Kaſſeler Ztg. die Ernennung des 
nenen kurheſſ. Gefandten in Berlin. Der Kurfürft hat alfo feinen 
Willen durchgeſetzt, Preußen bat den erften Schritt thun müffen. 

410. „ (Kurdeffen). Die Ständeverfammlung genehmigt ſchließlich 
einftimmig die von ihrem Ausfhuß theitweife mobificirte Regie: 
rungsvorlage bezüglich Bertretung ber Standesherrn und ber 
Ritterichaft. 

„» (Bayern) wahrt durch eine Kircularbepefhe wie Rechte bes 
Haufes Wittelsbach gegen eine allfällige Uebertragung ber griechi⸗ 
Shen Krone auf ben Prinzen Wilhelm von Dänemark. 

412—18. Apr. (Bayern) Kine außerorbentlihe Generalſynode ber 
Pfalz nimmt die von der Regierung vorgefchlagene neue Wahl: 
ordnung mit 40 gegen 6 Stimmen an. 

13. Apr. (Bundestag). Defterreih und Preußen proteftiren vorläufig 
in Kopenhagen gegen die allerhöchſte Bekanntmachung v. 30. März 
bez. Holftein. 

14. „ (Heffen-Darmftabt). Die IL Kammer nimmt ben Antrag 
ihres Ausfchuffes für Reform ber evangelifhen Kirchenverfaſſung 
mit allen gegen 4 (abelige) Stimmen an. 

16. „ (Heſſen⸗-Darmſtadt). Die IL Kammer beſchließt in geheimer 
Sitzung, den Großherzog um freiwilligen Verzicht auf einen ange⸗ 
mefjenen Theil feiner bisherigen Eivillifte zu erfuchen. 

22. „ (Hannover). Große kirchliche Landesverſammlung in Celle. 
Diefelbe genehmigt eine Eingabe an den König bezüglich ber Vor⸗ 
ſynode und der Synode, ein Geſuch an ben Gultminifter bez. ber 
Zeufelsformel und des heimlichen Gebrauchs des neuen Katechiomus 
und fpricht ſchließlich auf ben Vorfchlag des Prof. Ewald die Ueber: 
zeugung aus, ba zum bauernden Schutze ber evangelifhen Kirche 
eine allgemeine beutfhe Synode Noth thue. 

25. „ (Zollverein). Bayern bringt in einer Denkſchrift an bie 
Münchner Generalconferenz darauf, daß Oeſterreich auf feine Pro: 
pofitionen vom 10. Zuli v. J. wenigftens eine erfte allgemeine 
Antwort ertheilt werbe und zwar bapın, daß bie Verhandlungen 
über Gortfegung und Erweiterung bes Vertrags mit Defterreich 
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gleichzeitig mit deu Verhandlungen über bie Erneuerung des Zolls 
vereind würden eröffuet werben. 

n... Sollte es nicht gelingen, hierüber, ober über bie an Defterreich zu er⸗ 
theilenbe vorläufige Antwort eine Uebereinſtimmung zu erzielen, fo würbe 
nur erübrigen, daß wenigitens diejenigen Regierungen, welde bezüglich ber 
Erneuerung bed Zollvereinsvertrage unb ber weiteren Verhandlungen mit 
Oefterrei im wefentlichen übereinitinmmen, ſich bezüglich ihres weiteren ges 
meinfchaftlihen Verfahrens in beiden Richtungen verjtändigen.” 

27.Apr. (Hannover). Der König lehnt es ab, die Deputation der 
Seller Berfammlung zu empfangen. 

29. „ (Bayern). Allgemeine Landtagswahlen. Die große Mehrheit 
ber Gewählten gehört der minifteriellen und großdeutſchen Partei 
an. Die KYortfchrittspartei bleibt in entfchiedener Minderheit. Hef⸗ 
tiger Wahlkampf in Nürnberg. 

„ „ (Hannover) Kine Lönigl. Verordnung beruft eine Vorſynode 
ein. Diefelbe fol aus 24 von den Geiftlichen zu wählenden geift: 
lichen, 24 von den Kirchengemeinden zu wählenden woeltliden und 
16 vom König zu ernennenden Mitgliedern, Geiftlihe und Welt: 
liche in gleiher Zahl, beftehen. 

30. „ (Holftein). Nachdem zahlreihe Verſammlungen in Kiel, Rende: 
burg, Altona, Itzehoe, Hamburg ꝛc. gegen bie däniſche Maßregel 
vom 30, April proteftirt haben, erinnert bie Regierung baran, daß 
nach der beftebenden Berfaflung alle und jede Abhaltung politifcher 
Berfammlungen unerlaubt fei und droht mit unnachfichtlicher Strenge. 

„» " (Bundestag). Oldenburg trägt darauf an, daß der Bund ſich 
von ben Vereinbarungen mit Dänemark von 18°%, förmlich losſage, 
„nachdem bie koͤnigl.⸗herzogl. Regierung dieſelbe unerfüllt gelaflen 
und thatfächlich verleßt, ba fie ferner ben tractatmäßigen Charakter 
der dadurch eingegangenen Verpflihtungen in ber an bie Regie: 
rungen von Decfterreich und Preußen gerichteten Noten vom 6. Nov. 
v. J. in Abrede geftellt und ſich fogar von benfelben durch bie 
Bekanntmachung vom 30. März d. %. im Prinzip Iosgefagt bat.“ 


5. Mai. (Braunfhmweig). Die Regierung lehnt eine Petition bes 
Braunfchweiger Bürgervereind um Kinberufung einer Landesſynode ab. 

8 „ (Heffen:Darmftadt). Die II. Kammer beendigt ihre Ber: 
banblungen über ben Entwurf eines Kirchengefeges und erklärt ſchließ⸗ 
lich nach fehsfündiger Debatte mit allen gegen 4 Stimmen: 

„baß bie ohne ſtändiſche Zuftimmung zwilchen ber großh. Regierung und 
bem Bifchofe von Mainz unter bem 23. Auguſt abgeichlofjene vorläufige 
Uebereinfunft rechtsungültig if, ba fie Beſtimmungen enthält, welche ber 
Berfaffung, ben Gefeben und Verordnungen, fowie bem jeitherigen Rechts⸗ 
beſtande tm Großherzogthum wiberfprehen. Die Kammer erflärt, baß bie 
Uebereintunft keine Wirkſamkeit äußern darf, und verwahrt fi auf bas Ent: 
ſchiedenſte gegen jebe etwa beabfichtigte fernere Anwendung biefer Uebereintunft 

8 einen Bruch der Berfaflung.“ 
9. „ (Baden) Die Il. Kammer beenbigt die Beratbung bes von 
der Regierung ihr vorgelegten Entwurfs einer neuen Verwaltungs: 
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organifation und ertheilt bemielben mit ben angebrachten Modifi⸗ 
cationen ihre einftimmige Genehmigung. 

9, Mai. (Kurpefien). Die Regierung lehnt den Antrag der Stände⸗ 
verfammlung megen Entſchädigung ber 1850 entlaffenen Staats: 
biener ab. Die Stänbeverfammlung ipricht ſich einftimmig für ben 
Erlaß einer Gewerbeordnung im Sinne vollftändiger Gewerbe: 
freiheit aus. 

12. „ (Heffen: Darmftadt). Die 11. Kammer befihließt mit 35 
gegen 5 (abelige) Stimmen, bie Regierung um Revifion bes Preß⸗ 
geſetzes zu erſuchen. 

13. „ (Hannover). Der Ausſchuß des Celler Volks⸗Kirchentages 
erflärt in einer Anfprade an bie evang. Gemeinden bie Bitten 
und Wünfhe des Landes in den wefentlihften Punkten für nicht 
erfüllt durch die P. Verordnung v. 29. v. M., erkennt aber in der: 
felben doch immerhin einen Fortfehritt und ermahnt zu lehafter 
Theilnahme an den Wahlen für die Vorſynode. | 


14. „ (Hannover) Aufruf der Hannover'ſchen Fortſchrittspartei be: 
züglich der bevorſtehenden Landtagswahlen : 

. .. Die Vergangenheit ber neu eingetretenen Miniſter ift uns eine Ga⸗ 
rantie dafür, daß ein ungefegliher ober unfittlider Druck auf die Wahlen 
vom Winifterium nicht verfucht werden wird. Dem Lande wirb alſo, troß 
ber .großen Mängel bes durch einfeitige Verordnungen wieberbergeftellten 
Wahlgefepes vom Jahre 1840, Gelegenheit geboten, durch bie Wahl feiner 
Vertreter nicht allein ein Urtheil abzugeben über bie jüngftverfloffene Reac: 
tionsperiobe, ſondern enticheidenb mitzuwirken für bie fo lange vergeblich ers 
fehnte Herftellung befferer Zuftände. Crfüllen bie Wähler ihre — 5 — auch 
nur zum kleinen Theile, ſo wird Hannover endlich einmal wieder eine zweite 
Kammer erhalten, welche nicht in unterwürfiger Hingebung an die Wünſche 
oder Befehle der Miniſter die weſentliche Aufgabe einer Landesvertretung ſucht; 
ſondern welche, in dem vollen Gefühle ihrer verfaſſungsmäßigen Rechte und 
Deantworttüchteit, jelbftänbig mitarbeitet an ben Angelegenheiten bes Vater⸗ 
andes. 

„Leicht wird freilich die Aufgabe ber nächſten Stänbeverfammlung nicht 
fein. Sieben Jahre lang hat das vorige Minifterium nad Kräften gear: 
beitet, bie jo glüdlich begonnene Entwidlung bes öffentlichen Lebens zu unter: 
brechen und zurüdzufchrauben, einfeitig alte, nicht mehr auf bie jebigen Zu: 
fände paſſende VBerfaffungsvorfchriften wieber in bas Leben zu rufen, mit 
ben durch bie Äußerfte Anſpannung aller Mittel zufammengebradten will: 
ſahrigen Kammern einen großen Theil der ſegensreichen —— — 

aus ber Zeit von 1848 bis 1855 zu beſeitigen, durch eine ungeheure Stei⸗ 
erung aller Ausgaben, verbunden mit der Beſeitigung der nothwendigſten 

niſſe ber Stände und des Schatzcollegiums bei ber Controle bes Staats⸗ 
—* unſere fo blühenden Landesfinanzen ernſtlich zu gefährben. Manches 
Jahr eg wird es ber vollen Hingebung unabhängiger, einficgtiger und 
patriotifcher Männer in der Stänbeverfammlung bebürfen, follen feſte Ver⸗ 
faffungszuftänbe, gefunde Grunbjäße ber Geſetzgebung unb ein fparfamer ge: 
fiderter Staatshaushalt wieberhergefiellt werben. 

„Dur bie ohne Zuflimmung ber Stänbeverfammlung einfeitig er- 
laſſene Verordnung vom 1. Auguft 1855. ift eine Reihe wichtiger Verfaſſungs⸗ 
vorjhriften, namentlich über die Zufammenfekung beider Kammern, we: 
jentlih abgeändert. Dieſe Verorbnung enthält einen Eingriff in bas öffentliche 
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Bedht umfereß Landes, zu welchem and bie Mitwirkung umb Gutfelfung 
ber Bundesverfammlung eine Befugniß nad unzweifelhafen Beftimmungen 
ber Bunbes⸗ unb Landesverfaffung nicht ertbeilen konnte. Alle fpäteren Bes 
fhlüffe ber Ständeverfammlung über die Verfaſſung, bie Gelepgebung und 
bie Finanzen leiden burch bie rechtlichen DMängel einer ſolchen Grundlage. 
Die Unfiherheit des Rechtes, welche buch dieſe einfeitigen Eingriffe in bas 
gefammie Verfaffungsleben gebract iR, ift in ihren Folgen für das Rechts: 

ußtfein im Lande und für bie Entwidlung unferer Öffentlichen Verhält 
niffe von ber verberblichften Wirkung. 

„Unfer Land bängt mit Liebe an ben Grunbfägen ber Berfafiung vom 
5. September 1848. Nch ber firengen Regel des tes könnten fie, 
als in giltiger, verfafjungsmäßiger Weiſe niemals aufgehoben, noch heute ale 
zu Recht beitehenb angefehen werben. Sollte es aljo bem neuen Miniſterium 
nicht gelingen, unter Mitwirkung ber jet zufammtentretenben Kammern in 
ben Sauptpunften bie befeitigten Beftimmungen ber Verfaſſung unb Geſetz⸗ 
gebung aus ben Jahren 1 bis 1855 wieber berzuftellen und bamit ben 
Frieden unb einen allgemein anerfannten Rechtszuſtand im Lande zurüd: 
zuführen, fo ift bie Gefahr nicht gering, daß bie Rechtsunſicherheit unb bie 
Berfafjungsconflicte ſich unabſehbar fortpflangen ; unb die Möglichkeit tritt 
heran, baß bei irgend einer Gelegenheit das Lanb unb feine Vertreter fidh 
veranlaßt fehen, unter Befeitigung bes jegigen Auftanbes eins 
fah auf das formell nidt anfachobene Recht von 1848 zus 
rüdzugehen .. .” 

15. Mai. (HeffensDarmftabt). Die II. Kammer tritt in bem 
Eonflict mit der Regierung über die Verbindlichkeit der auf früheren 
Sandtagen vereinbarten, jedoch nicht in Geſetzesform veröffentlichten 
Befoldungs » und Berfonaletats der einzelnen Staatsämter (des 
fog. firen Etats) einftimmig bem vermittelnden Antrage bei, „bie 
Regierung zu erfuchen, daß ſolche unverzüglich zu einer Reviflon 
ber dermaligen Perfonal: und Befoldungsetats ber Civilbehörden 
im Geifte größerer Bereinfahung und ber Erfparung bie geeigneten 
Einleitungen treffe und ben Ständen barüber jedenfalls für bie 
nächſte Finanzperiobe, in Betreff ber Gefanbtichaften jeboch ſchon 
für dieſe Periode, bie geeignete Vorlage made.” Die Regierung 
läßt die Erklärung ertbeilen, fie „befürworte eine Organifation 
bes Bunbes, welde geftatte, das active Geſandtſchaftsrecht auf bie 
Bunbescentralbehörbe zu übertragen.” 

„ » (Hslftein). Das Magiftratsgeriht in Kiel und das Ober: 
gericht in Glückſtadt Iehnen die ihnen zugemutbete Verfolgung wegen 
Theilnahme an den ftattgefundenen politifhen Verſammlungen ab. 


25. „ Anſprache des Ausfchufies bes Nationalvereind an bie Mitglieder 
derfelben: 

„Der verhängnißvolle Ernfi ber politifchen Lage bat ben Ausihuß bei 
feiner biesmaligen Zufanmenkunft zu eingehenden Beiprechungen aufgefordert. 
indem wir von bem Ergebniß berfelben ben Bereinsmitgliebern —— 
ablegen, vertrauen wir auf ihre Uebereinſtimmung und forbern fie auf, bie 
Geſinnung, zu ber fie fih mit uns bekennen, in ben befonberen Kreifen ihrer 
politifgen Thätigteit bei jebem Anlaß zur Geltung zu bringen. 

„Duch die Stellung ber preußiſchen Regierung ja dem Aufftanb 
in Polen, buch den Abſchluß ber Gonvention miig Rußland, durch ben ge⸗ 
hälfigen Vollzug unmenſchlicher Autlieferungdwerträge durch ein heraus: 
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forbernbes und dennoch ſchwankenbes Verhalten zu ben Wbrigen Müditen — 
burch diefe von ganz Enropa verurtheilte Politik wirb bie Ehre ber Nation 

Abebet unb zugleid ber bewaffneten Einmifhung des Auslands bie will: 
ommenfle Sanbhabe geboten. Wir achten das heldenmüthig vertheibigte 
Recht des polnifchen Bolls auf nationale Eriftenz; find auch die Eroberungen, 
bie beutfcher Geift unb beutiche Arbeit auf ehemals polniſchem Boden gemacht 
haben, unwiderruflich, fo verfchmähen wir es body, bie Helfershelfer ber 
Unterbrüdung zu fem. Wir ſcheuen ben Krieg nicht," ber für eine gute 
Sadhe unternommen und von vertrauenswürdigen Führern geleitet wird; 
wir verabfcheuen aber ben Krieg, ben eine abfolntiftiiche EGabimetspolitit im 
Dienft verwerflicher Intereffen uns aufbrängen will, unb halten ben ſchonungs⸗ 
loſen unverſohnlichen Kampf. gegen bie Träger einer ſolchen Politik für Die 
erfte Bürgerlicde Pflicht. 

„Zeigt fi das Miniſterium Bismark bereit, uns in eimen Krieg zu ver- 

“ wideln, ber mit bem lähmenden Bewußtfein bes Unrechts geführt werben 
müßte, fo wirb es bagegen durch bie Verfolgung feiner reactionären Politit 
gendthigt, ſelbſt vor ber einfachen diplomatiſchen Aufrechthaltung unferes 
Rechts, bes beutfchen Rechts gegenüber ber Anmaßung Dänemarks, 
kraftlos zurüdzuweldien. Dem Patriotismus einiger Mittel: und Kleinftaaten 
überlaffen es bie Großmächte Preußen und O eich, bie einzig würbige 
Antwort zu finden, die Deutfchlanb auf das bänifche Märzpatent geben Tann. 
Es gilt in ber Sache ber Herzogthümer nicht allein bie verpfänbete Ehre ber 
Nation: es gilt auch, eine Stellung zu gewinnen und zu befefligen, bie für 
ben Schuß unferer Küften, für bie Entfaltung unferer Seemacht, für bie 

anze politifhe Zukunft Deutihlandbs von unberecgenbarer Wichtigkeit ift. 

ies kann nur erreicht werden, wenn bie uralte Verbindung ber Herzog⸗ 
thümer in ihrem vollen Umfang wieber bergeftellt, ihr Verhältniß zu Däne: 
mar? auf die Srundfäge ber Perfonalunion zurüdgeführt und die ausfchließ- 
ie Erbfolge des Mannsſtamms zur Anerkennung gebracht wird. Das 
Lonboner Protocol, das bie Erbfolge eigenmächtig ändert, bat für Deutfch- 
land und bie Herzogthümer niemals binbenbe Kraft gehabt; die Verabrebungen 
von 1851 unb 1852, bie [hmählihen Schranken, die man zwiſchen Deutſch⸗ 
lanb unb feinem Rechte ziehen ließ, find durch Dänemark felbft in dem 
Patent vom 30. März gebrochen. Jetzt ift e8 unfere Aufgabe wahrlich nicht, 
biefe Schranken mühſelig mit eigener Hand wieder aufzurichten, jonbern 
über ihre Trümmer binmeg nad bem ungejdmälerten Beſitz ber alten Rechte 
u greifen! Schon bat fi bie Erkenntniß biefer Pflicht in zahlreichen Ber: 
—— bes Nationalvereins, aber auch in politiſchen Kreiſen, bie ſonſt 
ben Beſtrebungen bes Bereins feindſelig abgewendet find, laut und nachdrück⸗ 
lich geäußert. Dam fühlte, daß bier ein gemeinſames Intereſſe alle achtbaren 

‚Parteien, alle biejenigen, welchen bie Ehre und Wohlfahrt ihres Vaterlands 
am Herzen liegt, zu einmüthigem Handeln verbindet. Nur durch bie An: 
nahme und enifchloffenfte Ausführung bes olbenburgifchen Antrags können 
bie Sünden ber Bergangenheit geſühnt werden. Und ift es vielleicht für 
biefe Sühne zu früh? Haben bie Herzogthümer noch nicht Iange genug ben 
bänifchen Druck erduldet, fpielt das Ausland noch nicht lange genug mit 
unferer politiſchen Ohnmacht?! 

„Es ift wahr: ein Blick auf bie letzten Schidfale der nationalen Bewegung 
ſcheint jede Hoffnung niederzuſchlagen. Als im Jahr 1859 Deutſchland dem 
Krieg entgegenging, wurde das Verlangen tauſendfach laut, es müſſe die 
Leitung ber deutſchen Politik und Heeresmacht in bie Hand Preußens ge: 
legt werben. Jene Kriſis verlief ohne Entſcheidung, fie Hatte aber bie Er⸗ 
kenntniß ber alten Wahrheit aufs neue belebt, baf tſchland die Stellung, 
bie ihm unter den Böllern gebührt, nicht einnehmen wird, fo lange nicht 
feine Verfaſſung tmgfBeift ber bunbesftantlichen Einheit von Grund aus refor⸗ 
mirt if. Diefe Erfenntwiß ſchuf ben Nationalverein unb führte zu ben Aus: 
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deuck ber Zewerſicht, ber in unferer Erflärung vons 4, September 1860 niebers 
gelegt iR: Deutſchland werde willig dem Oberhaupt bes möchtigfien beutfchen 

ats bie politife und militärifche Leitung anvertrauen, wenn biefe Macht 
burch energikhe Vertretung aller nationalen Intereſſen fi fähig erweiſe, 
ihven gefchichtlichen Beruf thatkräftig zu erfüllen. Mnb was ift jeither 
geſchehen? Schritt für Schritt ift bie preußifche Regierung von ihrer Auf: 
gehe weiter zurüdgewichen, bies zu bem Punft, auf bem wir fie heute ers 
liden: nicht als ben Schirmberrn, fondern ale ben gefährlidhjten Miberfacher 
ber nationalen Intereſſen. Heute wie im Frühjahr 1859 bebroht uns Krieges 
ade aber bie Aufrufe, bie bamals Preußen zur Leitung beriefen, erneuern 

nit — fie Flingen wie ein bitterer Hohn auf bie Gegenwart. Heute 
wie im Herbſt 1860 iſt es hie gleiche Gefinnung, bie ben Nationalverein 
beberriht; wenn aber Diejenigen, bie jett an ber Spige bes 
preußifhen Staates, vom eigenen Bolle verurtheilt, am 
Ruin ber preußiſchen Staatsmadt arbeiten, vollenbs nad 
ber Leitung Deuntfhlands greifen wollten, fo würben fie in 
ber erſten Reihe der Kämpfer gegen eine ſolche Bermeffen: 
beit bem NRationalnerein begegnen. 

„Do das Unheil, das über Preußen unb dadurch über Deutfchland gu 
kommen ift, darf weber unfere Hoffnung entmuthigen, noch unfere Xhätig 
lahmen. „Die Beflrebungen bes Vereins finb nicht auf augenblidlihen Erfolg 
gerichtet, fie find deshalb umabhängig von ber augenblidlichen Geftaliung ber 
Dinge. Sein Ziel it unverrüdt dasſelbe geblieben — bie politiſche Einheit 
Deutfchlandse — und nur bie Wege zum Ziel ſind verbunfelt. Je mehr burdh 
eine furchtbar verbienbete Regierungspolitit bie innere freiheit und bie äußere 
Sicherheit Deutſchlands bedroht ift, um fo Iebendiger wirb im Bolt bas 
Bewußtſein ber eigenen Pfliht und ber eigenen Kraft, fi bie Bürg⸗ 
ſchaften einer befleren Zukunft zu erringen, Darum fehen wir, baß feine 
Ungunft des Augenblicks das fortfhreitende Wachsthum unferes Vereins zu 
hindern vermag, baf bie in ber Neicheverfafjung verkörperte Joe ber 
nationalen Neugeftaltung immer tiefere Wurzel fchlägt, daß ber Ruf nad 
Bieberherfiellung des nationalen Parlaments foger in ben Lagern unferer 
Oranet nachzuhallen beginnt. Dies find Erfolge, bie uns mit Zuverſicht er: 
fühlen, zur Beharzlichfeit und verboppelten Energie ermuthigen mifjen. Gehen 
wir voran in feftgefchloffenen Reihen — es gilt der Freiheit unb ber Größe 
bes Baterlanbs !” 


27. Mei. (Lippe). Die Regierung verbietet bie Bildung einer Fort: 


ſchrittspartei. 


28. „ (Kurheſſen). Die Ständeverſammlung verwirft ben Re: 


30. „ 


gierungsvorſchlag bezüglih Handhabung ber Dienftorbnung im 
Staatsbienite. 

(Sachſen). Der am 25. April in Leipgig gegründete Yorts 
feprittsverein für ganz Sachſen, ber in der beutfhen Brage auf 
dem Boben ber Reichsverfaffung ftehen und im Innern eine energifche 
und confequent vworwärtsgehende Reformpartei herftellen will, ers 
Täßt einen Aufruf an alle Freunde des Fortſchritts in Sachſen: 

„Das ſächſiſche Bolt emtbehrt feit num länger als zwölf Jahren bie wich: 
tigften ber vorher auf verfaflungsmäßigem Wege erlangten ober felerlich ihm 
verbeißeen Rechte unb Freiheiten. Faſt alle anbern beutichen Staaten er: 
freuen fich entweber bereits einer freiheit, welche bas äffentlihe Leben in 
ihnen befriebigt unb beglüdt, ober finb in ber frieblih und kräftig wachlen- 
ben Entwicklung und ernben Begründung biejes hoben Gutes, welches 
darch materielled Wohlergehen niemals aufgemwagen werben kann, begriffen. 
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Die in jenen burdlebte Periobe ber Reaction unb bee Cliſtanbes 
bat im —— Wolfe bas Berwußtfein, durch eigenen Wert unb unver: 
jährbare Verheißungen Anrecht auf gleiche Freibeiten und Rechte zu haben, 
zu erbrüden nicht vermodt. Um biefe zu erreichen, gilt es vor allem, fie 
unermübet zu erſtreben. Zu biefem Zwecke hat fi ein Fortſchritteverein in 
Sachſen gebilbet. . . .” 


4, uni. Deutſch-evangeliſche Kirchenconferenz in Eiſenach. Es nehmen 
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5. „ (Zollverein). Erklärung Preußens an ber Generalgollcon- 
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ferenz in Münden bezüglich ber Denkſchrift Bayerns vom 25. April 
für Beantwortung ber dfterreichifchen Propofitionen. Preußen be⸗ 
harrt darin auf feiner Anfiht, daß es nicht thunlich fei, die Ver⸗ 
bandlungen über bie Fortſetzung bes Zollvereins und über bie 
Regelung bes Berhältnifies zu Defterreidh gleichzeitig in Angriff 
zu nehmen, baß bie letztern vielmehr erft bann aufgenommen wer⸗ 
den Tönnten, nachdem bie Fortdauer bes Zollvereins unb zwar 
„unter Aufrechthaltung bed mit Frankreich gefchlofenen Vertrags“ 
gefihert fein werde. Sachſen erklärt fih zu Unterbanblungen 
mit Defterreich jeberzeit bereit, zumal es „die Hoffnung nicht auf: 
geben Tann, baß es gelingen werbe, noch fehr weitgehende unb 
beiden Theilen vortheilbafte Erleichterungen in dem Verkehr mit 
Defterreih zu erreichen, ohne beehalb bie, wenigftens vom Stand⸗ 
punkte ber fächfifchen Intereſſen aus, hochanzuſchlagenden Bortheile 
bes franz. Hanbelsvertrags aufopfern zu müflen.” Dagegen lehnt 
Sachſen bie in ber baperifhen Denkſchrift angebeutete Bilbung 
eines Sonberbundes in Zollfachen ziemlich entſchieden ab: „Die 
ſächſiſche Regierung vermag nicht anguerfennen, daß bann, wenn 
eine Uebereinftimmung ber Anficgten in ber Generalconferenz nicht 
zu erreichen fein follte, für ben einen ober ben anbern Theil ber 
bort vertretenen Staaten bereits em Anlaß gu befonderen Ber: 
handlungen vorhanden fei, Hält fidy vielmehr für verpflichtet, ſchon 
jest offen zu erflären, baß, wenn in biefem Yale bennod ven 
ber einen oder ber andern Seite bierzu gefhritten werben follte, 
fie fih an folden Verhandlungen nicht betbeiligen würde.“ 

„ (Kurbeffen). Die Stänbeverfammlung lehnt ben von ber 
Regierung vorgelegten Gefetesentwurf über Errichtung eines Staats: 
gerichtöhofes und bie Beibehaltung bes proviforifches Gefehes von 
1831 bez. bes Oberappellationsgerihts einftimmig ab. 

(Heffen: Darmftabt). Die II. Kammer beſchließt (in Folge 
der Erfahrungen beim Preßgefeh) mit allen gegen 9 Stimmen, 
daß wenn ein mit bem Lanbtage vereinbarter Geſetzesentwurf nicht 
bis zum Zufammentritt bes nächften ordentlichen Landtags von ber 
Regierung publicirt werbe, bie Zuftimmung der Stände erlofchen fei. 
„ (Zollverein). Bayern gibt an der Munchner Generalzoll⸗ 
conferenz eine weitere Erklärung babin ab, baß bei den Verhandlungen 


m 
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Über bie Erneuerung bes Zollvereins ihrer Anſicht nach „bie bie⸗ 
berige Grundlage und Organifetion be6 Vereins beibehalten unb 
jedes weiter gehende Poftulat Tebiglich als offene Frage behandelt 
werben follte, wovon bie Erneuerung ber biöherigen Vereinsverträge 
nicht abhängig zu machen feien, und forbert Preußen auf, ſich bes 
flimmt darüber zu äußern, ob feiner Anſicht nad die öſterreichiſchen 
Propofitionen von Seite bes Vereins auch fernerhin noch unbe⸗ 
antwortet gelafien werben, ober allenfalld ben einzelnen Regierungen 
anheimgegeben werben foll, bie nad eigenem Ermeſſen zu thun; 
dann auf welcher Grundlage und unter welchen Vorausfehungen e6 
bie Eröffnung von Verhandlungen über die Erneuerung des Zoll⸗ 
vereins zu proponiren gedenke.“ 


13. Juni. (Kurdeffen). Die Regierung legt der Stänbeverfammlung 


17. 
18. „ 
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einen neuen Staatsdienfigefehesentwurf vor, nachdem bie Stänbe 
ben erftien Entwurf einftimmig abgelehnt haben. 

(Bayern) erneuert feinen Proteft bezügli Webertragung ber 
griechiſchen Krone auf den Prinzen Wilhelm von Daͤnemark. 

(Bundestag). Die vereinigten Ausfchüffe erfiatten der Bundes⸗ 
verfammlung Bericht und Antrag in ber Schleswig-Holſteiniſchen 
Trage. Der Antrag nimmt fowohl von dem Oldenburgiſchen, daß 
ber Bunb fih nun auch feinerfeits von ben Verpflichtungen ber 
Sabre 1851 und 1852 Toßfage, als von bem Hannoverſchen, daß 
ber Bund die däniſche Verorbnung v. 30. März einfah für nichtig 
erfläre, Umgang unb gebt vielmehr bahin, bie bänifhe Regierung 
aufzuforbern, daß fte felbit diefe Berorbnung binnen ſechs Wochen 
außer Wirkfamkeit febe und dem Bunde binnen berfelben Frift mit- 
theile, daß fle zur Einführung einer bie Herzogthümer SHolftein 
und Lauenburg mit Schleswig und Dänemark vereinigenben Geſammt⸗ 
verfaffung, fei es nun auf Grundlage ber Bereinbarungen von 
18%, ober der englifhen Bermittlungsvorſchläge, bie nöthigen Ein- 
leitungen getroffen Habe. Augleih fol ber vereinigte holfteinfche 
und Erecutionsausfhuß beauftragt werben, bie für ben Tall ber 
Weigerung Dänemarks zu ergreifenden Maßregeln vorzufchlagen. 

(Zollverein). Bayern richtet an die in näherer Beziehung zu 
ihm fichenden Regierungen eine Depeſche bezüglih Erneuerung ber 
Zollvereinsverträge auf der bisherigen Grundlage und fügt berfelben 
eine „Punctation zu einer vorläufigen Bereinbarung” unter bens 
jenigen Regierungen, welche den franz. Handelsvertrag verworfen 
und bdenfelben nicht ald neue Grundlage der Zollvereinsverträge 
annehmen wollen, bei. 

Depeihe: „ . . . da in ber preußiichen Erflärung vom 5. Juni das 
Vorhaben, bie Ammahme bes mit Frankreich abgeichloflenen Berirage jur Bes 
bingung ber Erneuerung ber Zollvereinsverträge zu machen, ziemlich beftimmmt 
ausgebrüdt ift, unb ba hiernach wie nah bem gangen bisherigen Berfahren 
ber preußifchen eng die Beſorgniß nahe liegen bürfte, es werde biejelbe 
auch fernerhin 5t fein, diefenigen Regierungen, weiche gebuchten Bertrag 
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abgelehm Haben, noch zu deſſen Annahme und zu alien fich hieraus erge⸗ 
benben Conſequenzen, insbefonbere zur Auflöſung bes bisherigen Vertrags⸗ 
verbältnifjes mit Oeſterreich zu beſtimmen; fo liegt es nicht außer dem Be: 
reiche des Wahrſcheinlichen, daß die Antwort der preußiſchen Regierung auf 
bie neuerliche Aufforderung vom 13. dieſes der früheren ähnlich ober mine 
beften® einer Ablehnung gleichlommenb unb bifatorif ſein werbe. E bürfte 
bemzufelge für alle biefenigen Regierungen, welche entweber ben franzöfifchen 
Bertrag abgelehnt haben, ober mindeſtens benfelben nicht für höher unb wich: 
tiger anfchlagen, als die Erneuerung des Zollvereins auf ber bisherigen Grund⸗ 
Yage, eine bringenbe Veranlaffung gegeben fein, dieſe Eventualität, wie in 
‚ber bieffeitigen Denkſchrift vom 25. Xpril b, %. bereits angebeutet und von 
mehreren, Regierungen als zwedimäßig anerfannt worben iſt, jebt ſchon ins 
Auge zu fallen und ihr Verfahren für einen ſolchen Fall zum Voraus feft: 
zuftellen und gemeinſchaftlich zu regeln. Unb felbft in bem erwünſchten Falle, 
baß bie zu erwartenben weiteren Neußerungen in einem Sinne erfolgen, welcher 
den Eintritt in die in ber Erflärung bes preußiichen Gommiffärs vom 5. 9. M. 
im Ausficht geftellten Verhandlungen ermöglichen wird, möchte es dennoch räth⸗ 
lich fein, ſich jett fon, für ben Fall etwaiger Erfolglofigfeit biefer Verband: 
ungen, in ber vorerwähnten Weife über ein weiteres gemeinfähaftlichee Ver: 
fahren eventuell zu einigen.” | 

PBunctation: 1) Die contrabirenden Regierungen erflären biermit ihre 
Bereitwilligfeit, ben beiiepenben beutfchen Zollverein, und zwar im Weſent⸗ 
lichen auf der burch bie Verträge vom 4. April 1853 feitgefeßten Grundlage, 
fortzufeßen und zu biefem Ende bemnähft Verhandlungen zu eröffnen und 
einen Bertrag abzufchließen. 2) Im Falle nicht alle ben gegenwärtigen Zoll⸗ 
verein bildenden Staaten geneigt jein foftten, einer Yortfekung bes Vereines 
auf ber angegebenen Grundlage beizutreten, werben bie jebt contrabirenben 
Staaten wenigſtens ihrerjeits die Continuität bed Vereines wahren und zu 
dieſem Enbe einen Erneuerungsvertrag fließen, ben vorläufig nicht beitre⸗ 
tenben Staaten aber ben fpätern Beitritt ausbrädfich vorbehalten. 3) Sollte 
es von Seite ber ben Zollverein fortfekenben Regierungen für angemeflen 
erachtet werben, ben Verein felbft in zwei Gruppen zu teilen, fo joll jebe- 
biefer Gruppen als ein integrivenber Theil bes Zollvereines betrachtet werben 
unb zwifchen benfelben vollfommene Verkehrsfreiheit für alle inlänbifchen 
Landes: und Induſtrieprodukte, fowie, foweit möglich, vollkommene Gleichheit 
aller inmeren Einrichtungen beftehen. Die vollſtändige Bereinigung ſoll fofort 
wieber eintreten, jobalb bie enigegenfteenben inberniffe befeitigt find. 4) Die 
contrabirenden Regierungen erflären in gleicher Weiſe ihre Bereitwilligteit, 
ben unterm 19. Februar 1853 mit Defterreid) abgefchloffenen Vertrag zu er: 
neuern unb in Gemäßbeit bes Artikel 25 besfe zu erweitern. 5) Zu 
biefem Ende wollen biefelben mit ber k. k. öſterreichiſchen Negierung aus An: 
laß ber Propofitionen berfelben vom 10. Juli v. J. in Verhandlung treten, 
unb werben fofort nah Abſchluß bed gegenwärtigen Vertrages aus ihrer 
Mitte eine oder mehrere Regierungen bevollmächtigen, welche bie Verhand⸗ 
Yımgen mit ODefterreih führen follen. 6) Die contrahirenden Regierungen 
ertlären fich ferner bereit, eine angemeflene Reform bes gegenwärtigen Vereins⸗ 
tarif8 im. Sinne der Erleichterung mit Rückſſicht auf bie DVerbältniffe zu 
Defterreich entweder in nächfter Zeit, oder im Laufe weiterer Verhandlungen 
eintreten zu laſſen. 7) Diefelden verpflichten ſich enblich gegenfeitig, ſowohl 
bei den erwähnten Berhanbfungen mit Deiterreich, als auch bei allen fonfligen 
Mafregeln, welche eine wefentliche Abänberung ber bisherigen Grunblagen 
und Beflimmungen bes Zollvereins bezweden, nur im gemeinfchaftlichen Ein- 
verfiämbniffe zu verfahren und zu biefem Ende einen fortwährenben direkten 
Verkehr zu erhalten. 


19. Juni. (Hannover). RK. Batent bepäglich Aufhebung bes Staber Zolle. 
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22. „ (Seſſen⸗Darmſtadt). Die I. Kammer verweigert beim Mb 


23. 


24. 


nifterium neuerbinge mit allen gegen 8 Stimmen die Bollmadt 
zum Abſchluß von Handelsverträgen. > 
» (Bayern). Eröffnung bes Landtags. Thronrede bes Könige: 
nr. 0. Die Neubildung der Kammer ber Abgeordneten If In Wahlen, 
beren Freiheit Meine Regierung in feiner Weiſe beengt hat, und unter bem 
hen Gindrude Iebhafter Grörterungen über bie eingreifenden fragen er: 
olgt, welche bermalen ganz Deutſchland beſchäftigen. Hiedurch wird Mir eine 
ausreichenbe We — geboten, daß Ich durch das Organ dieſes Lanb⸗ 
tages den unverfälſchten Ausdruck ber Bffentlichen Meinung über jene ragen 
vernehmen werde. Es wirb Mir zur hoben Genugtbuung gereigen, au 
biefem Wege Mid in ber Weberzeugung beſtärkt zu ſehen, daß Meine Politik 
mit ben Wünfhen und Sympathien Meines treuen Volles im Einkl fi 
befindet. Ich habe im Vereine mit mehreren deutſchen Regierungen am Bunbe 
einen Antrag flellen laſſen, durch welchen Ich das Wert gemeinfamer Gefeh: 
gebung fördern und gleichzeitig eine Neform ber —— 
anbahnen zu können glaubte. Tiefer Verfuch iſt geſcheitert, Ich werde Mi 
indeſſen hiedurch nicht abhalten laſſen, zu jeder den wahren Bedürfniſſen 
Deutſchlande entſprechenden Ausbildung des Bundesverfaſſung, unter ent⸗ 
ſchiedenem Feſthalten an ber Selbſtändigkeit Bayerngs, bereit 
Mig und kräftig mitzuwirken. Die Vorſorge für bie materiellen Intereſſen 
bes Landes und für Aufrehtbaltung feiner Unabhängigkeit, fo 
wie die Rüdfiht auf bie Handelsbeziehungen zu einem benachbarten Bundes⸗ 
fiaate haben auch Mich beftimmt, dem von ber Töniglich preußifchen Regierung 
im Namen bes Zollverein® mit Frankreich abgefchloffenen Danbelenertragt 
in feiner bermaligen Faffung nicht beizutreten. Die hieraus für ben Fortbe⸗ 
ſtand bed Zollvereines abgeleiteten Beforgnifle vermag Ach nicht für begründet 
zu erfennen. Ich gebe Mitch vielmehr gerne ber Hoffnung bin, daß bie nicht 
nur auf Erhaltung, fondern auch auf Erweiterung bes Zollvereines gerichteten 
Vetrebungen Meiner Regierung von fegensreihem Erfolge werben Begleitet 
fein. Die Lage ber europälfchen Verhältniſſe ift leider micht fo geftaltet, daß 
fie eine Verminderung ber bayerifhen Wehrkraft ale räthlich erfcheinen ließe. 
Die Vaterlandeliebe der Kammern wird vor den Anftrengungen nicht zurüd: 
treten, welche bie Ehre und Unabbängigfeit Bayerns erheiſcht. Die 
Gunft der Umſtände wirb geflatten, ohne erhöhte Inanſpruchnahme ber Steuer« 
Traft das Erforderliche vorzufehren. . .. . &8 ift mir nicht entgangen, daß bie 
ng Meines Landes im Bereiche ber inmeren Berwaltung in mehrf 
Beziehung einer Umgefaltung bedarf. Die Gewerbefrage befindet fich in 
einem Uebergangsftadium, welches eine Löfung auf geſetzlichem Wege erfor: 
derlich macht. Es gilt hiebei, bie Anforberung freier Berregung mit. beftchen: 
ben Reiten und ntereffen in möglichft fchonender Weife auszugleichen. Eine 
wahrhaft gebeiblicde Erledigung biefer Angelegenheit ift aber durch gleidhzeitige 
umfaſſende Reformen auf bem Gebiete der Gemeinbeverwaltung, ber Armen: 
pflege, ber Anfäffigfeite: und Heimathsgeſetzgebung bebingt. Bon ber Er: 
kenntniß der tiefeingreifenden Wichtigkeit biefer Reformen burchbr ‚ir 
Meine Regierung angelegentlich mit benfelben beichäftigt. Aber wie ſchwierig 
auch biefe Sefammtaufgabe ſich geflalten mag, —- redlichem Gifer, rt 
mit patriotifcher Opferwilligfeit, wirb es gelingen, ben Weg erſprießlicher Lb⸗ 
fung zu finden, — zum fprechenben Belege hoff. daß jede Schwieri zu 
betvälfigen tft, wo bie Krone und bie Bertreter ber Nation in wechſelſeitigem 
Bertrauen fich begegnen.“ 


»„ (Hamburg). Die Bürgerfchaft verwirft ben von ihrem Aus: 


ſchuſſe ausgearbeiteten Antrag auf Einführung eines Miligfpftemes 
wie in ber Schweiz mit dem Prinzip allgemeiner Wehrpflicht. 





4. "  Buatfhhenk, 


28. Juni. (Lippe). Die Regierung verbietet bie Abhaltung einer 
» Volksverſammlung zu Beiprehung kirchlicher Angelegenheiten. 

29. „ (Heffene Darmftabt). Die I. Kammer befhliegt mit großer 
Mehrheit bem Beichluffe der II. Kammer für Einführung ber Sys 
nodal⸗ und Presbpterialverfaffung nicht beizutreten, weil die Stände 
in Fragen ber innern SKirchenverfaffung nicht zu irgend welcher 
Aeußerung zuftändig feien. 

30. „ (Kurbeffen). Der Kurfürft genehmigt das Finanzgeſez nach 
ben Beihlüffen ber_Ständeverfammlung. Damit ift bie 13jährige 
- Bubgetlofigfeit bes Landes beenbigt. 


1. Juli. (Heffen:Darmftadt). Die IL Kammer erflärt fi. mit 
allen gegen eine Stimme für unbedingten Beitritt zum franz.= 
preuß. SHanbelsvertrage und wünfdt erft nad erfolgtem Beitritt 
Berbanblungen über Mobifitation bes Art. 31 besfelben. 

2—4. Juli. (Bayern). Adreßdebatte ber Abge-Kammer. Die nady- 
bem Antrage der Commiſſion befchlofien Adreſſe Tautet: 

„+. Dankbar erkennt biefelbe in der burch bie Lage ber Geſetzgebung 
wie buch ben Umſchwung ber politiſchen Verbältniffe veranlaßien, von Seite 
ber Staatsregierung in feiner Weile beengten Neuwahl ber Kammer bie Ab⸗ 
fiht Ew. k. Maj., ber Stimme Ihres Volles im Geifte der Verfaflung Ge⸗ 

legenbeit zur Geltendmachung barzubieten. Freudig begrüßt bie Kammer ber 
—* bie Verſicherung Ew. k. Maj., daß das Scheitern bes Antrages, 
weichen Allerhöchſtdieſelben im Vereine mit mehreren deutſchen Regierungen 
zum Zwecke ber Förderung gemeinfamer Geſetzgebung, ſowie zur Antohrun einer 
Reform ber Bundesverfaſſung hatten ſtellen laſſen, keinen Stillſtand 
in ben Unterhandlungen zur Herbeiführung einer, ben wahren Bebürfniſſen 
Deutſchlands entſprechenden Bunbesreform nad fich ziehen folle, ſondern daß 
Ew. f. Maj. auch ferner in jeber geeigneten Weile hiezu Eräftig mitzuwirken 
bereit feien. Die beftehenden Verbältnitfe Deutfchlande, wie folde aus dem 
Berlaufe einer vielhundertjährigen Gelchichte hervorgegangen find, bedingen 
bie föberative Form ber Bunbesverfafiung — Kine bie Mög: 
lichkeit raſchen Entichluffes und thatkräftigen Handelns in ſich vereinende Voll⸗ 
ar er und eine Vollsvertretung, ausgeflattet mit ausreichenden Befug: 
niſſen und getragen von ber Öffentlihen Meinung ganz Deutichlanbs, werden 
es vermögen, dem Bebürfniffe Aller nad Einigung, jomwie ben berechtigten 
Anfprüchen ber Einzelnftaaten auf Selbftänbigfeit gereht zu werben. Die 
Machtftelung und Geltung ber beutfchen Srosknaten wird bann zum Seile 
bes gefammten Vaterlandes bienen unb eine kräftige Bürgichaft geichaffen‘ 
werben für wirffamen Schuk nah Außen und fegensreihe Entwidelung ber 

„ geiftigen unb materiellen Kräfte im Innern. Die Kammer ber Abgeordneten 
tbeilt mit Ew. k. Maj. Regierung bie Ueberzeugung, Daß der von ber gr. 
preußiichen Regierung mit Frankreich egejgifene Hanbelsverirag in 
feiner gegenwärtigen Faſſung in feiner Weiſe annehmbar erſcheint, und er 
wirb bie® namentlih fo lange bleiben, als berfelbe Beſtimmungen enthält, 
bie jene Hoffnungen, welche aus eingegangenen Verpflichtungen gegen ein 
Brudervolk erwachſen find, für alle Zufunft zerflören. Die Kammer ber Ab: 
georbneten gibt ſich aber auch gerne ber von Ew. k. Maj. ausgeſprochenen 
offnung hin, daß ber, vorzugsweife durch Bayerns Mitwirkung gegründete 
egensreihe Zollverein erhalten bleiben werbe, unb glaubt, bag bie Be⸗ 
ſorgniß einer Gefährbung feines Beſtandes in bem Maße fihiwinben wird, 
als die Verhandlungen darthun werben, daß bie bayeriſche Regierung mit 
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Feſthalten an ber oben beräfrten Beſtim⸗ 
mungen bes e bie fefte Abficht verbindet, bie Erhaltung bes 
Vereines burdy alle mit ben eingegangenen erpflicätungen unb beu politifchen 
und materiellen Sintereflen bes es vereinbaren Zugeftänbniffe zu ermög« 
lichen. Muß bie Bollsveriretung mit Ew. I. Mei. auf das Tieffle beklagen, 
daß bie Lage ber europäiidden Verhältniffe es nicht geftattet, bie Mittel, welche 
bie Wehrtraft des Landes außer den biefür regelmäßig erfor en Beträgen 
in Anſpruch nimmt, auf probuctivere Weiſe zu verwenden, fo wirb fie bod 
nit anfleben, diejenigen Summen zu bemwilligen, bie für ber Schub ber 
Ehre und Unabhängigkeit bes Baterlanbes notbwenbig find. . . . reubigen 

ſpricht bie Kammer bie Gefühle bes Dankes aus, zu Ew. 

as. umermübliche Sorge für das geiftige unb materielle Wohl Bayerns, bie 

dadurch Bebingte Ieigende Wohlfahrt und Zufriedenheit im Innern, bie ers 
böhte Geltung und Achtung nach Außen fie verpflichten.“ 

Der vom bg. Böll und ber Yortichrittepartei geſtellte Amendemenis⸗ 
antrag zur deutſchen Frage: 

„Bir banken Ew. f. Mas. für bie Aufage, zu jeber ben wahren Bebürfs 
nifien Deutſchlands entfprecdenben Umbilbung ber Bumbebuerfafiung fräftig 
mitwirten zu wollen. Au biefen wahren Bebüirfnifien bes deutſchen Boltes rech⸗ 
nen wir bie Herftellung einer aus beffen Mitte bervorgegangenen Volksver⸗ 
tretung, und wir vermocdhten in ber beabfichtigt geweienen Delegirteuverfamm: 
ung eine Befriebigung biefes Bebürfniſſes nicht zu ertennen. Das bayerifche 
Volt Hält mit Ew. k. Maj. feft an ber Selbftänbigfeit Bayerns und 
es iR nit gewillt, in einem anderen beutfchen Staate aufzugeben ober einem 
ſolchen fi unterordnen zu laffen; wir glauben aber, daß ee den wahren 
Bebürfnifien Deutſchlands entſprechende Ausbildung der Bundesverfafiung wicht 
zu.erreichen fei ohne Unterorbnung ber beutfhen Bunbesflaaten 
unter eine, wie immer gebilbete Gentralgewalt, beren Wirkungs⸗ 
treis genau begrenzt und nicht weiter ausgebehnt würbe, als es bie Foͤrde⸗ 
rung ber gemeinfamen Sntereffen im Innern und bie Aufrtechthaltung der 
Ehre, Sicherheit und Machtſtellung nach Außen unumgänglich erheiſcht. Wie 
bringenb —— eine ſolche, die Moegliqteit raſchen Entſchließens und 
thatkraͤftigen Handelns in ſich vereinende Gewalt für Dentſchland ſei, beweiſt 
gerabe jest bie Haltung, welche baffelbe in ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Ange: 
egenheit ben rechtsverletzenden Schritten Danemarks gegenüber annimmt” — 
bleibt, mit 15 Stimmen, ba ſich bie Pfälzer demſelben nicht anſchließen, im 
ber Minorität; 

ebenfo zwei Amenbementsanträge zur Hanbelsfrage, berienige bes Abg. 
Völk und ber Fortichrittspartei: „In dem von ber k. preuß. Regierung im 
Namen bes Zollvereins angelale jenen SHanbelsvertrag vermögen wir eine 
Gefährdung ber Unabhängigfeit Bayerns nicht zu erfermen, finb aber mit 
Ew. k. Maj. ber Meberzeugung, daß durch bie Vorſorge für bie materiellen 
Intereſſen bes Landes, jowie auch in Rüdjicht auf bie Handelsbeziehungen 
zu Oefterreidh, die Bemühungen ber Regierung Ew. k. Maj. ſich rechtfertigen, 
Abänderung in bem erwähnten Vertrag zu erzielen. Wir wünſchen und 
erwarten nichts fehnficher, als ba bie auf Erhaltung und @rmeiterung des 
Zollvereins gerichteten Beitrebungen ber Megierung Ew. k. Maj. von ſegens⸗ 
reihem Erſolg begleitet fein mögen. Aollnerein iſt diejenige Schöpfung, 
welche, feitbens bas beutiche Volt bie Fremdherrſchaft von feinem Boden ver: 
jagt bat, bei weitem das meifte zu feiner Einigung und materiellen Kräfti- 
gung beigetragen bat. Chen deshalb können wir aber nicht verhehlen, daß 
rich bie Iebhaftefte Beſorgniß ber Gemüther bemächtigt hat, feit Die noch ſchwe⸗ 
benden Verhandlungen einen Ausgang genommen haben, welcher den Fort⸗ 
beſtand des Zollvereind in Frage ſtellt und damit nicht nur bie bedauerlichſte 
Gefährdung der nationalen Intereſſen, fondern auch eine neue Aerflüftung 
beforgen läßt. Wir würben in ber Aufldjung bes Zollvereins ein National: 
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unglüd erblicken und fehen mit Songen nad einer Denbung jener Verhand⸗ 
lungen, welche bie Gefahr befeitigen und bie Unfüherpeit beenden, 1 wide ſchon 
jet lahmend auf Handel und Gewerbe wirken. 

wie derjenige des Abg. Umbſcheiden und ber Pfälzer: „Die Kammer ber 
Abgeordneten erleunt das Gewicht der Grunde, welche Cw. t. Mai. Regierung 
beftimmmten, bem von Preußen mit Frankreich abgeſchloſſenen — 
in feiner bermaligen Faſſung wicht beizutreten. Sie gibt ſich jedoch mit Em. 
k. Maj. bem freubigen Vertrauen bin, daß bie auf Schaltung bes Zolivereins 

gerichteten Beflvebungen von jegensreigem Erfolge begleitet fein und bag zu: 

eig bie aus eingegangenen Berbinblichkeiten gegen einen benachbarten Bunbes» 
aat erwachlenen Hoffnungen in Erfüllung gehen werben. Sobalb an bie 

Stelle ber Forberung unbebingter —*8* bes Handelevertra —— mit even⸗ 
tueller Kündigung des Zollvereins einer: und er ein einf lebnung bes 
Vertrags anbererfeits von aufrichtiger Berföhnlichkeit elite Unterbanb: 
lungen über bie einzelnen Mängel bes Hanbelsvertrags ge 
treten find, werben bie Beforgniffe vor Sprengung bes gelvereine, ‚ biefem 
Nationalunglüd von unüberfehber ex Bebeutung, verſchwinden 

indem jener mit 15, biefer mit eh Stimmen ın ber Vinderheit bleibt, 
bie ganze Adreſſe dagegen in ber Faſſung bes Ausichufies mit 108 gegen 
36 Stimmen (der Fortfchrittspartei und ber Fraction ber Pfälzer) ange⸗ 
sommen w 


2. Inli. (Bundestag). Beſchluß ber Bunbesverfammlung bezüglich 
der Unterkunft- und Derpflegungskoften der Bunbesgarnifon in 
Frankfurt. 

6. „ (Kurheſſen). Die Ständeverſammlung beſchließt einſtimmig, 
ihren Beſchluß vom 13. Dec. 1862 für Annahme des franz. Handels⸗ 
vertrages der Regierung in Erinnerung zu bringen. 

9. „ (Bundestag). Die Bundesverſammlung nimmt mil Mehrheit 
ben Antrag ber vereinigten Ausihüffe vom 18. uni bez. ber 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage an. 

11. „ (Hannover). Allgemeine Landtagswahlen. Faſt die Hälfte 
ber Gewählten gehört ber Fortichrittöpartei an. 


17. „ (Zollverein). Die General:Zollconferenz in Münden wirb 
gefchloffen, ohne daß Defterreih auf feine Propofitionen geantwortet 
worden wäre. , 

„ on (Raffan). Die I. Kammer erflärt mit 13 gegen 11 Stims 


men die. vorjährige Zuftimmung ber U. Kammer zu dem Entwurfe 
eines Preßgeſetzes für erlofhen, weil bie Regierung basfelbe bie 
jegt nicht publizirt Bat. 
23, „ (Baden). Schluß des Landtags. Der Großherzog wirft in 
der Thronrede einen befriedigten Rücdblid auf bie Reihe ber vom 
Landtage bereits erlebigten gefehgeberifchen Arbeiten: 
In bie Organifatton der inneren Berwaltung iſt ber Keim zu 
zeichen Grücten gelegt ; einer regen Theilnahme Meines Volkes für feine 
Interefſen wirb es gelingen, biefelben zur Reife zu bringen. Das 
—* Beftreben Meiner Regierung wird es bleiben, dieſe Entwickelung zu 
fördern, u „one Giferfucht nu bie freie Selöftverwaltn Meines Volles 
erflehe Ich en Segen des Himmels für das Gedeihen Feiner Thluigkeit. 
Ich hoffe zuverfichtlich, daß ber nächſte Landtag, * mühevollen Vor⸗ 
arbeiten ſorgſam verwerthend, das begonnene Werk in gleicher Gefinnung zu 





Peutpie. #7 
Ende waere, . Na bamit ber das in weichen bie 
* ei Gefepgehung 7 35* ——— i bat, fo tritt 
um fo ernfter die an bie ‚ bie begonnene 
im ber raſtloſen —2— Lebens weiter — Führen. ——— Re 
wirkung bexjelben jühert ben emblichen — * Wir —* uns Ale - * 
währen als wahre Freunde ber Freiheit, jener Grigeit, bie fich felbft bes 
herrſcht, und jenes Fortſchrittes ber, aus ber Cinficht bes Vebürfwifjes her⸗ 
vorgebenb, fih in befonnener Erwägung bes Staatewohls, im treuer Liche 
zum Vaterlande verwirtficht." 

23. Juli (Heften e Darmftadbt) Die Il. Kammer verwirft bie 
bindende Kraft der firen Etats für die Gefandtfchaften und bes 
wiligt dafür mit 31 gegen 14 Stimmen ſtatt 60,000 fi. nur 
30,000 fi. 

27. „ (Bayern). Die II. Kammer befäließt einftimmig, bie Re⸗ 
gierung um eine Vorlage auf Abkürzung ber ſechsjährigen Finanz⸗ 
perioden noch auf dieſem Landtage zu erfuhen. ‘Die Regierung 
lehnt den Antrag ab. 

28. „ (Brankfurt) Der Senat entfhließt fi endlih mit Mehr: 
beit ber Stimmen für die Zuläffigleit derjenigen 19 Artikel, welche 
die Grundlage zu einer Verfaffungsänderung bilben follen, unb 
macht darüber eine Vorlage an bie gefehgebende Berfammlung. 

30. „ (Bapern). Der Abg. Vöolk interpellirt bie Regierung bezüglich 
der i. J. 1849 verfprochenen Vorlage behufs Erweiterung und 
Umbildung bes Reichsrathes. Die Regierung weist in ihrer Ant: 
wert auf die befriedigenben Zuftände bes Landes und bie Eintracht 
zwifchen ben brei Factoren ber Gefehgebung bin, um jene Zus 
mutdung abzulehnen, 


— Aug. (Hannover). Refultat der Wahlen zur Vorſynode. Die 
geiftlichen Wahlen find in unermitteltem Gegenſate ausſchließlich 
auf entfchiedene Orthodoxe, die weltlihen auf unzweifelbafte An⸗ 
hänger der Seller Berfammlung gefallen. 


2.—3. Aug. (Bürftencongreß). Der Kaifer von Defterreih bes 
fuht ben König von Preußen in Gaftein. Der Kaifer über- 
gibt dem König eine Denkſchrift über die unabweisbare Res 
form der deutſchen Bunbeverfaflung. Die Fürften verabfchieben 
fh. Am Abend bringt, ein Adjutant des Kaifers dem König bie 
förmliche Einladung au einem Congreß fämmtlidher beutfcher Fürften 
auf den 16. gl. M. in Frankfurt. 

Deferreihifhe Denkſchrift Aber die Nothwendigkeit einer 
Reform ber deutſchen Bundesverfaljung: I. Se unfiperer fi 
bie Lage Europas geftaltet dat * unabweislicher tritt am bie deutſchen 
Jürften bie Aufgabe her ee j its ber inneren und äußeren Gefahren, 

welche Deutſchland bebro ra rechtzeitig einer haltbaren Gtellung zu 
berfihern. Eine folde Selig kann unter ben Verhältnifſen, bie 
in ben legten Jahren ausgebiibet haben, augenſcheinlich nicht mehr einf 
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auf bie seehenbe eee  gegrünbe: werken. Seit lange find 
bie Bunbesverträge von 1815 und 1820 in ihren Junbamenten erſchüt⸗ 
tert. Eine Reihe zufammenwirtender Thatſachen das Gebäude dieſer 
— allmählich immer tiefer untergraben. Der ganze Gang ber in⸗ 
neren Gntwidelung Deutichlanbs während bes letztens Jahrzehents bat auf 
bie Smftitution bes Bundes in ihrer bisberigen Geftalt jo ungünſtig ale 
möglich eingewirtt. Theil bat die Unfruchtbarkeit aller Benuihungen, durch 
ben Bunb die gemeinjamen deutſchen Intereſſen zu fördern, ben Bunb in 
ber allgemeinen Meinung entwertbet, tbeil® haben die Bebingungen, unter 
welden bie Bunbesverträge geſchloſſen wurden, durch die politiichen Creignifſe 
ber Neuzeit folgenreiche Veränderungen erfahren. In Oeſterreich wie in 
Preußen find neue Staatseinrichtungen gejchaffen worben, Einrichtungen, 
weiche auf das Verhältniß beider Monardhien zum Bunbe einen mächtigen 
Einfluß ausüben müfjen, bis jetzt aber noch jeber Vermittelung unb jebes 
regelmäßigen Zufammenhanges mit bem Drganiemus bes Bundes entbehren. 
Auch alle anderen beutfchen Regierungen haben wieberbolt und feierlih bas 
Bebürfniß einer grünblichen Neugeftaltung ber Bunbesverfaffung anerfannt. 
So Hat fi denn in Deutſchland unaufhaltſam ein fortſchreitender Proceß 
‚ber Abwenbung von dem beitehenden Bunbe vollzogen, ein neuer Yunb aber 
ift bis heute nicht gefchloffen und bas Facit ber neueiten beutichen Geſchichte 
iſt ſomit zur Stunde nichts als ein Auftand vollftändiger Zerklüftung unb 
allgemeiner Zerfahrenheit. Man denkt in ber That nicht zu nachtheilig von 
bielem AZuftande, wenn man ich eingefieht, baß bie beutichen Regierungen 
im Grunde jchon jeßt nicht mehr in einem feften Dr ertrags⸗ 
verhältniffe zuſammenſtehen, ſondern nur noch bis auf weiteres im 
Borgefühle naher Katafiropben nebeneinander fortleben. Die 
beutfche Mepolution aber, im Stillen geſchürt, wartet auf ihre Stunde. 
„Diele Wahrheiten, beflagenewerth wie fie find, würben boppelt geführlich 
fein, wenn man bie Augen vor ihnen verfchließen ober fich ihnen wie einem 
unabänberlihen Verhangniß ohne einen entichloffenen Verfuch ber Abhilfe 
unterwerfen wollte. Weiſe Megierungen werben allerdings nicht freiwillig 
einen Augenblid ber Gefahr und Krifis wählen, um an ben Reſten einer 
zwar wanfend gewordenen, aber noch nicht durch neue und volllommnere 
Schöpfungen erjegten Rechtsorbnungen zu rütteln. Aber fait wie Ironie 
müßte es klingen, wollte man biefen an fich richtigen Satz auf ben Statusquo 
ber beutfchen Bunbdesverhältniffe anwenden. Diefer Statusquo ift ſchlecht⸗ 
* Hin chaotiſch. Der Boden ber Bunbesverträge ſchwankt unter ben Füßen 
befien, der fi auf ihn jtellt, ber Bau ber wertragsmäßigen eronung der 
Dinge in Deutſchland zeigt überall Riffe und Spalten, unb ber bloße 
Wunſch, daß bie morſchen Wände ben nächſten Sturm noch aushalten mögen, 
fann ihnen bie dazu nöthige Feſtigkeit nimmermehr zurüdgeben. Weber 
Defterreih, noch Preußen, noch bie übrigen beutfchen Staaten können fich 
mit irgend einem Grabe von Vertrauen auf ben Bund in feinem jeßigen 





' Buftand flügen. Je deutlicher fie dies erfennen, befto weniger bürfen fie an 
‚ ber vollen Berehtigung bes Berlangens nad einer Reform, durch welche das 
Bunbesprincip mit neuer Lebenskraft erfüllt würbe, zweifeln. Prüfe man 


erheben! Sie ertönen heute nicht mehr aus bem Lager ber beftructiven 
Fa en, bort wird im Gegentheil jebe Hoffnung auf eine gejebliche Re 
orın ber beutjchen Bunbesverfaffung verſchmäht und verfpottet, benn ber 
Rabicalismus weiß, daß feine Ernte auf dem durch feine heilfamere Saat 
befruchteten Felde reift. Die beutfchen Megierungen felbft find es heute, welche 
ihr Heil in ber Reorganifation des Bundes erbliden. In ben Kammern 
find e8 die gemäßigten Parteien, welde zu biefem Ziele mit Ungebulb 
hinbrängen, mit Ungebuld, weil fie fühlen, daß, je länger bie Reform 
Binausgeihoben wird, um jo weitergebenbe Forderungen ſich hervorwagen 


" nur mit Unbefangenbeit die Stimmen, welde in unferen Tagen diefen Ruf 
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und im Belfsgeifte Unterſtützung finden werben. Cs ift ber Trieb ber 
Selbfterhaltung,, welcher ben Regierungen unb ben Kammern biefe Richtung 
zeigt, — Oeſterreich umb Preußen aber follten nicht bloß um ihrer beutfchen 
Verbündeten willen einem jo gerechten Verlangen entgegenfommen, jonbern 
auch im eigenen Intereſſe fi daran erinnern, baß fie es fich ſelbſt und ber 
Welt ſchuldig find, die größten Anftrengungen und Opjer nicht zu ſcheuen, 
sm ben Bund, ber das Centrum Europa's bilbet, in lebensfühigem Zus 
Rande zu erhalten. 

„Bad Defterreich betrifft, fo if es fih über biefen Punkt volllommen 
flar geworden. Die Taiferlihe Regierung ift mit feſtem Willen, wenn aud) 
mit jener äußerten Borficht, bie ihren Grunbjägen und Traditionen 
entipricht, am bie Frage ber Ausbildung ber Bunbesverfaflung und befonbers 
an bie fchiwierige Aufgabe, bie geſetzgebende Gewalt bes Bundes zu organis 
fiven, berangeireten. Sie bat ben folgenreihen Schritt, die Vertretungen 
ber Einzelitaaten zur Theilnahme an ben Bunbesangelegenbeiten zu berufen, 
zunädit nur in ber Form einer vorübergehenden Maßregel, eines 


erſt durch bie Erfahrung zu bemwährenben ſuche in Vorſchlag gebradt. 


Erſt die Ablehnung ihres Antrags auf eine Delegirtennerfammlung ad hoc 
bat fie gendthigt, um fo entfchiebener ihre Mitwirkung zu einer organifchen 
Reform in Ausficht zu ftellen. Seitdem ift Oeſterreichs Wort fiir ein ernſtes 
Streben nad biefem Ziele verpfändet, und ber Kaiſer fühlt fich gebrängt, 
dieſes Verfprechen einzuldfen. Der Kaifer hat bem eigenen Reiche zeitgemäße 
Inſtitutionen verliehen. Er erfennt volllonnmen an, daß auch bie deutſche 
Ration in ihrer Gefammtheit mit Recht eine Neugeftaltung ihrer politifchen 
Berfaffung erwartet, und Er hält es als Fürft bes Bundes für Pflicht, 
Seinen Mitfürften offen barzufegen, was Er in biefer Beziehung für möglich 
bält und für Seinen Theil zu gewähren bereit ift. 

I. „Defterreids Reorganifationsnoriiläge lönnen nur auf 
bem mit voller Klarheit und Entſchiedenheit feitgehaltenen Zöberatin: 
princip beruben. , 

„Manches hat fi in Europa feit 1815 verändert, aber heute wie bamals 
bietet bie durch bie Auflöfung bes beutichen Reiches zur Nothwenbigkeit ges 
worbene, burd bie europäifden Verträge fanctionirte Beſtimmung, baß bie 
beutfchen Staaten unabhängig unb durch ein öberativbanb vereinigt fein 
werben, bie einzig mögliche Grundlage für bie politifche Verfaffung Deutſch⸗ 
lande bar. Man Tann biefer Wahrheit nicht birect ober inbirect entgegen 
banbeln, ohne ben feflen Boben ber Wirklichkeit zu verlieren. Dan kann 
nicht von ben ibealen Yorberungen oder von Doctrinen, bie einem ſpecifiſchen 
Intereſſe künſtlich angepapt find, ben Maßſtab für das Reformmwert ent: 
nehmen, ohne bie Gegenwart einer ungewiffen unb von ben augenſcheinlichſten 
Gefahren umringten Zukunft zu opfern. Eine dem Bundesprincip entgegen⸗ 
geſebte Richtung kann man in Deutſchlandse gemeinſamen Angelegenheiten 
nicht einſchlagen, ohne bei jedem Schritte auf Warnungszeichen zu Naher 
und am e des Wegs an einem Abgrımbe anzukommen. Monarchiſche 
Staaten, zwei Grofmädte unter ihnen, bilden ben deutſchen Staatenverein. 

i gen, wie eine einheitlihe Spitze ober ein aus birecten 
Boltswahlen hervorgebendes Parlament, paffen nicht für biefen 
Verein, fie wiberfiteben feiner Natur, und wer fie verlangt, will nur bem 
Namen nad ben Bund, ober bas, was man ben Bunbesftaat genannt Bat, 
in Wahrheit will er das allmähliche Erlbſchen der Lebensfraft der CEinzel⸗ 
flonten, er will einen Zuſtand bes Vebergangs zu einer fünftigen Unification, 
er will bie Spaltung veutſchlands, ohne welche biefer Uebergang fi nicht 
vollziehen farm. Solche Einrichtungen wirb Oeſterreich na octeogen 
Wohl aber Hält es den Augenblid für gekommen, wo bie ge für das 
Wohl Dentihlande gebieteriſch verlangt, daß bie Grundlagen, auf welchen 
ber Bunb errichtet wurde, —8 und da⸗e dodratioprinchy 
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gegenäber ber ſchon bem Begriffe nach durch basfelbe befchränkten Söuneränetät 
der Einzelſtaaten mit erhöhter Kraft und Wirkſamkeit ausgeftattet werbe. 
Der deutſche Bund ift al® ein Bund ber Fürſten gefchloffen, er ift aber auch 
ausdrücklich als das an die Stelle bes vormaligen Reiches getretene National: 
band ber Teutihen anerkannt, und er wirb fich fünftig, um ben Bebürf: 
niffen unferer Epoche zu entiprechen, mit Notbwenbigfeit ſchon burch den 
Charakter feiner Verfalfungsformen der Welt als ein Bund ber beutjchen 
Staaten als folder, ber Fürſten wie ber Völker baritellen müfen. Ger 
Kaiſer erblidt daher in ber Kräftigung ber Executivgewalt bes Bundes und 
in ber Berufung der conftitutionellen Körperfchaften ber Einzelſtaaten zur 
Teilnahme an ber Bunbesgefehgebung zwei in gleichem Grabe unabmweis- 
bare und fich Zugleich gegenfeitig bebingende Aufgaben. Diejer Ueberzeugung 
hat bie Regierung des Kaiſers ſchon durch bie Note an ben Grafen v. Bernitorif 
vom 2. Februar 1862, dann wieber durch bie oben erwähnte Erflärung in 
ber u ageitgung vom 22, Januar bed gegenwärtigen Jahres Ausbrud 
verlieben. 

„Die Srunblinien für ihren Reformplan find fomit bereits ge- 
zeichnet. Sie wird bie Errichtung eines Bunbesdirectoriums und bie periobilche 
Einberufung einer Berfammlung von Abgeorbneten ber Vertretungskörper ber 
Einzelftaaten in Vorſchlag bringen. Nicht verfennenb, daß es ſtarker Gegen- 

ewichte bedarf, um gegenüber bdiejer Ichteren Einrichtung das monarchiſche 
rincip und bie berechtigte Selbftändigfeit ber Einzelftasten gegen mögliche 
Uebergriffe fiher zu fielen, neigt fie fich zugleih zu bem Gedanken, daß 
bie beite Garantie biefer Art und ein wertboolles Mittel zur Wahrung 
ber fürftlichen Rechte und ber hoben Stellung der beutihen Dynaftien in 


. periobifchen perfönlicden Vereinigungen ber Souveräne Deutfchlande gefunden 


werben könnte. Auf ben Borfchlag ber Errichtung eines Bunbesgerichtes 
enblich wirb fie unter angemeljenen Mobificationen gleichfalls zurüdtommen. 
Dies find in ben weſentlichſten Umrifjen die Abfichten bes Kaiſers in Bezug 
auf die Grundlagen einer heilſamen Xöfung biefer ernſten Srase 

„Was aber bie Mittel und Wege betrifft, um eine Verſtändigung ber 
beutichen Regierungen über die Frage ber Bunbesverfaffung berbeizuführen, 
fo begründet mehr als Eine Erfahrung bie Beſorgniß, daß es weder ſchrift⸗ 
lichen Unterhanblungen der Gabinette, noch auch Gonferenzen ber Minifter 
gegeben fein würbe, bie zahlreichen Schwierigfeiten biejes Unternehmens zu 

meiftern, Die Frage ber Reform berührt fo vielfache Intereſſen, fie er: 
difnet bas Feld der Discuffion für jo mannigfaltige unvereinbare Wünſche 
und Meinungen, baß bie Summe ber bemmenben unb ftörenben Momente, 
ber — Zweifel, ber unlösbaren Widerſprüche leicht in das Unenbliche 
anwachſen unb jede Hoffnung auf Erfolg überwucern würbe, wenn man 
bloßen Unterhändlern, die kein eigenes freies Verfügungsvecht zur Berathung 
mitbrächten, den Sieg über alle jene Hinderniſſe unb das Gelingen ber 
Einigung erwarten wollte. Die beutfchen Fürſten aber im eigener Perfon, 
bie Träger ber Rechte, um bie e6 fi) handelt, bie hochſten Intereffenten an 
Deutihlands Sicherheit und Wohlfahrt, von beuticher Gefinnung ſammtlich 
befeelt, werben fi) durch unmittelbaren Gebantenaustaufch leichter und beffer 
als buch Mittelsperfonen über die große Aufgabe verftehen. Im Geifte bes 
Kaiſers ift daher ber Entſchluß gereift, bie Fürſten Teutfchlanbs unb bie 
Magiftrate ber Freien Städte zum Zwecke eines Einverftänbniffes über bie 
Restgamifation bes beutfchen Bundes zu einer Zuſammenkunft einzulaben, 
unb Kaifer eröffnet diefe Abſicht vor allen Anbern ben mächtigften Seiner 
beutichen Bundesgenoſſen, bem Könige von Preußen. 

II. „Obne Preußens bundesfreundliche Mitwirkun get es für bie Aufgabe 
ber NReorganifation des Bundes keinen befinitiven — 8. Die preußiſchen 
Bunbeslanbe umfafjen ein Drittheil ber beutfchen Benökterung, fie erſtrecken 
fi von den Öftlichen zu ben weltlichen Grenzen Deutſchlanda, die Bunbess 
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werträge geben Preußen ein Hecht bes Wiherfpruch® gegen jebe tiefer greifenbe 
Neuerung. Preußens Wille Iann dbaber bie Reform der Ge: 
jammtverfajfung Deutſchlande factifh und rechtlich hin— 
bern. Um für die reine Negation in Deutſchland das Feld zu behaupten, 
bebarf es nicht einmal ber Größe und einflußreichen Stellung der preußifchen 
Monarchie, ſelbſt minbermädtige Staaten vermögen durch ihre bloße Ent⸗ 
haltung bie ſehnlichſten Wünſche, bie fauterften Beftrebungen ihrer Bundes⸗ 
enofjen zu vereiteln. Preußens Veto bat jedenfalls biefe verneinende Kraft. 
tb es eingelegt, jo Farm fi ber Bund in feiner Geſammtheit nicht aus 
feinem gegenwärtigen tiefen Verfalle erheben. Aber bie Dinge find in Deutfch- 
land fo weit gebiehen, baß ein abfoluter Stillftandb der Refprm: 
bewegung nit mehr möglich If, und bie Regierungen, welde bies 
ertermen, werben fi zulegt gezwungen ſehen, bie Hand an ein Werl ber 
Noth zu legen, indem fie ds zur partiellen Ausführung ber be 
abfichtigten Bunbesreform im Bereiche ber eigenen Staaten entſchließen, und 
zu biefem Zwede unter Wahrung bes Bundesverhältniſſes ihrem freien 
Bündbnißrechte bie möglichſt ausgebehnte Anwenbung geben. 

„Kann Preußen einer Gventualität entgegenzufehen wünjchen, bie eine fo 
gänzliche Entfremdung von feinen beutfhen Bundesgenoſſen in fich fließen 
würde? Es If wahr, bie Anſchauungen Preußens über Beruf und Beſtim⸗ 
mung bes deutſchen Bundes haben fi in ben letzten Jahren nur zu fehr 
von denjenigen, welche oben bargelegt wurben, unterfchieben. Wir bliden 
in eine Zeit zurüd‘, in welcher nicht Kräftigung unb Belebung bes Bundes⸗ 
princips, ſondern deſſen Zurüdführun auf bie Bebeutung eines bloßen — 
an fi unvolllommenen — Allianzverbhältniffes als ber leitende Gedanke ber 
beutf Politik Preußens Hingeftellt wurbe. Allein bie Ereigniſſe ſind ſeit⸗ 
ben fortgefdhritten, unb vielleicht enthält ihr Gang für Preußen mehr als 
Einen ernften Beweggrund, ſich entichieben von Richtungen abzumenben, 
welche zu feinem glüdlichen Ziele geführt haben. Die Zukunft Deutſchlands 
ift in ein gefährliches Dunkel gehüllt, duch Erinnerungen an bie Vergangen» 
beit hat ber Kaifer Sich daher nicht abhalten Laffen wollen, Seine Anfichten 
über bie Mittel, ben Blick in dieſe Zukunft aufzußellen, vertrauensvoll 
Seinem erhabemen Verbündeten von Preußen mitzutheilen. Gr zählt auf 
bie Weisheit und die Gefinnungsgröße bes Königs, dem unmöglich entgehen 
fann, wie ganz anders geachtet unb gefichert Deutſchland feinen Play unter 
ben Bölfern einnehmen, in wie hohem Grabe fein Einfluß und feine Macht⸗ 
fieflung ſich ſteigern würben, wenn bie Verfaſſung bed Bundes in erneuter 
und ben Anforberungen ber Zeit entiprechender Geſtalt aus einer gemeins 
famen Berathung und einem einmüthigen Beichlufje aller deutſchen Fürſten 
bervorginge. Welche Erfahrungen aud bie Folgezeit uns vorbehalten möge, 
bem Kaifer wirb es ſtets zur Beruhigung gereichen, gegenüber bem Könige 
ausgefprochen zu haben, daß es heute von Preußens Entſchließun 
hänge, ben deutſchen Bunb wieber auf bie Höhe feiner für bie Nation und 
thre Fürſten wie für Guropa’s Frieben fo unendlich wichtigen Beſtimmung 


u 
3. Aug. (Hürftencongreg). Die vom 31. Juli batirten Einlabungss 
ſchreiben Oefterreihs zu einem Gongreß auf ben 16. Auguft in 
Frankfurt geben an fämmtliche deutſche Fürſten ab. 
Großartiges allg. beutfche® Turnfeft in Leipzig. 
Gongreß von Ahgeorbneten aller deutſchen und Öfterr. Eifenbahnen 
in Salzburg. 
» n (Baden). Evangelifhe Landesconferenz in Durlach. Dieſelbe 
erklaͤrt fich für Trennung ber Schule von ber Kirche und fiimmt ber 
Anregung Schenkels zur Gründung eine® beutfchen Kirhentages bei. 


b2 Dertſchland. 


4. Ang. (Fürſtencongreß). Der König von Preußen lehnt bie 
Einladung Oeſterreichs zu einem Fürſtencongreſſe ab und ſchlägt 


bagegen Minifterialeonferenzen vor: 

„. .. Einer in bie Intereflen Deines Volfes und ber geſammten deut: 
ſchen Nation fo tief eingreifenden Frage gegenüber find es zunächſt zwei 
Erwägungen, welchen Ich im Intereſſe ber Sache ſelbſt Meine Entſchließungen 
unterorbne. Cinmal fommt es darauf an, zu verhüten, daß bas beſtehende 
Map ber Ginigung vor jeder Gefährbung durch das Streben nad einem 
fefteren Bande bewahrt werbe. In dieſer Beziehung entnehme Ich aud Eurer 
Majeſtät Abfiht, bie wefentlichen Grundlagen ber Bundesverfaffung zu er: 
"Halten, bie Bürgfchaft, daß das Gute, foweit ed vorhanden, dem Streben 
nah Beſſerem nicht ohne Sicherheit bed Erfolges geopfert werben wird. 
Meine zweite Erwägung iſt bie, baß bie Grreihung bes für bie Zukunft 

eftedten Zieles durch die Wahl bes Weges weſentlich beeinträchtigt ober ge: 
Porbert werben wird, Unfere Arbeiten würden, Meiner Anfiht nad, badurd 
nicht erleichtert werden, daß Wir fie mit einer Zufammenfunft ber Souveräne 
beginnen. Es ſcheint mir Unerläßlih, daß einem jo bebeutjamen Schritte, 
wenn er ben gewollten Grfolg haben fol, eingehende Vorarbeiten und Con: 
ferenzen Unferer Minifter vorausgehen, über deren Ergebniß ſchließlich von 
ben Souneränen bie Entſcheidung zu treffen jein wird. Aus diefem Grunde 
glaube ih Mir die Annahme ber Einladung Eurer Majeſtät zum 16. d. M. 
verfagen und Eurer Majeftät vorjhlagen zu follen, baß wir die Fragen, 
über weldhe von ben Souveränen ſämmtlicher Bunbesftaaten zu beſchließen 
fein wirb, zunächſt in Minifterialconferenzen ber Zertreter der 17 Stimmen 
bes engeren Rathes ber Bundesverſammlung beratben und feititellen Tafjen.“ 
7., (Bürftencongreß). Der Kaifer von Oeſterreich erneuert 
bie Einladung an ben König von Preußen zur Theilnahme an 
dem auf den 16. feftgefegten Congreß der deutſchen Fürften und 
wänfcht, daß der König, wofern feine Gefundheit wider Verboffen 
ihn hindern follte, felbft nah Frankfurt zu kommen, einen Prinzen 
feines Hauſes dahin fenden möge. Der König lehnt auch bies 
fofort ab. 

13, „ (Fürſtencongreß.) Kine preußifhe Depefhe an ben preuß. 
Sefandten in Wien theilt bemfelben bie öfterr. Denkſchrift vorn 

3. Auguft mit: 
n. + . Dieſes Actenftüd erhält ſowohl durch feinen Inhalt wie durch bie 
Art der Mittheilung eine fo weit greifenbe Bedeutung, daß es nicht allein 
Gegenftand ber ernſteſten Erwägung werben muß, fonbern auch das Be: 
bürfniß fernerer Aufflärung für uns dringend hervorruft. Was uns in 
bemielben ganz bejonbers bat überraſchen müſſen, it nämlich bie Art, wie bie 
Vorſchläge zu einer organiihen Reform der Bunbesverfaffung durch Ans 
ſchauungen motiwirt werben, welche bie Grundlage bes Bunbesver- 
bands felbft in Frage ftellen. Wir konnten nicht darauf gefaßt fein, 
die Yunbesverträge, deren gewifienhafter Durchführung wir jelt faft einem 
balben Jahrhundert, burch materielle Leiftungen und durch ben Verzicht auf 
eine freiere Bewegung unjerer eigenen Politik, fo exhebliche Opfer zu bringen 
fortfahren, von ber faiferlichen Regierung als eine werihloſe ugb binfällige 
Inftitution bezeichnet zu fehen. Das Promemoria enthält in biefer Be: 
stebung Debuctionen, weldhe zu ber Auffaffung führen, als ſehe Defterreich 
das bisherige Bunbesverhältniß, befien Zuftanb als ein „fchlechthin chaotiicher“ 
bezeichnet wirb, fchon als gelöst an... Gelingt es aber nicht, anberweite 
Einrichtungen herzuftellen, welche ben Gegenfah ber Particular⸗ unb ber 
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Gelammtintereffen Deutſchlanbs angemefſener als bisher vermitteln, fo wirb 
bie Erſchütterung des Vertrauens auf bie Bunbesperträge bas 
einzige Ergebniß der Eröffnungen bleiben, welche die faiferliche Regierung 
ihren YBundesgenofien gemacht bat. ebenfalls entnehmen wir für jet aus 
berfelden das Recht und bie Pflicht, Klarheit darüber zu verlangen: ob 
Deſterreich und die Staaten, welche auf die motivirte Einlabung bes kaiſer⸗ 
lichen Hofe an dem Congreß in Frankfurt theilnehmen, bie vertragsmäßigen 
Bundespflichten rückhaltlos anertennen oder nit. Es iſt einleuchtend, daß 
bie Entſcheidung bierüber von bem weſentlichſten Einfluß auf bie maßgeben- 
ben Grundlagen unferer Gefammtpolitit fein muß.” 


14. Aug. (Fürſtencongreß). ine weitere preußifhe Depefge an 


17, 


den preußifchen Geſandien in Wien theilt bemfelben den Verlauf 
ber öfter. Einladung an Preußen zum Fürftencongreß mit unb 


bemerft dazu: 
„ ... Mir ſcheint es, daß Vorſchläge, welche tief tr bie gemeinfamen 
Intereſſen fämmtliher Bundesſtaaten einzugreifen beftimmt find, wenn fie 
Erfolg haben follen, nicht ‘von einer ber Bunbesregierungen einfeitig vor: 
bereitet, unb in einer jür bie andern überrafchenben Weife bis zu bem 
Stadium fchleuniger Beſchlußnahme durch die Souveräne felbft — 
werben koͤnnen. Ich halte es der Würde des Königs, meines allergnädigſten 
Herrn, nicht entfprechenb, fih nach Fraukfurt zur Entgegennahme von Bor: 
Ihlägen in Bundesangelegenheiten zu begeben, über welche ber Rath Preußens 
nicht vorher gehört iR, und deren volle Tragweite St. Majeftät erft in 
Frankfurt eröffnet werben fol. Um ſolche Tragen zur perjönlichen Ent⸗ 
ſcheidung ber Monarchen reif zu machen, war es unerläßlich, fie vor: 
ber in biplomatifhen Berbandlungen ober Minifterialconferenzen zu er: 
örtern. Ich weiß nicht, auf welche Erfahrungen bie kaiſ. Regierung ben in 
bem zweiten Promemoria enthaltenen Ausfprud ſtützt, daß ber Weg bloßer 
minijterieller Gonferenzen fih noch jebesmal als unpraktiſch erprobt babe, 
und daß bas fchon fo oft gefdheiterte Erperiment weitausjehenber Beratbungen 
begreifliher Weife nicht wieberholt werbe. Unſeres Wiflens ift bie Bundes⸗ 
reformfrage feit ben Tresdener Gonferenzen einer berartigen Berathung nicht 
unterzogen worben. ine allerhöchite Meinungserflärung über bie beabſfich⸗ 
tigten Reformvorſchläge zu erbitten, Tiegt für mich feine Veranlafjung vor, 
fo lange uns über ben Inhalt und bie Tragweite berfelben nur allgemeine 
unb unvollfommene Anbeutungen zugefommen find. Ew. Erc. werden zu 
Ihrer eigenen Kenntniß aus bem anliegenden Memoire, in weldhes ber Köni 
Allerhöchſt feine eigenen Aeußerungen gegen ben Kaiſer verzeichnete, u 
welches am 4. d. nach Wien geihidt wurde, das nöthige entnehmen. Die 
k. Regierung bat threrfeits ben Moment zur Grgreifung der Initiative von 
Reformoorichlägen nicht geeignet gehalten; wenn fie aber veranlaßt wird, 
fi auf dieſem Gebiet auszufprechen, fo kann ih, unter Bezugnahme auf bie 
Ew. Erc. bekannten, in unferer Abflimmung in ber Delegirtenfrage in ber 
Sitzung vom 22. Januar db. %. niebergelegten Motive, Iebiglich bie Meinung 
wieberhofen, baß ich nur in einer nad dem Verbältniß ber Volkszahl 
ber einzelnen Staaten aus directen Wahlen berporgebenden Vertretung 
bes beutfchen Bolts, mit Befugniß zu beſchließender Mitwirkung im 
QBunbesangelegenheiten, bie Grundlage von ſolchen Bunbesinftitutionen ers 
tenne, zu beren Gunften bie —8 Regierung ihrer Selbſtändigkeit in 
irgend welchem erheblichen Umfang entſagen könnte, ohne bie Jutereſſen ber 
eigenen Unterthanen und bie politiihe Stellung bes preußiihen Staats 
weſentlich zu benachtheiligen.” 
» (Bürftencongrep). Eröffnung bes Congreſſes ber beutichen 
Fürften in Frankfurt. Außer dem König von Preußen und einigen 
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Peinern haben fih fämmtlihe Fürſten Deutſchlaude eingefunben. 
Eröffnungsrede des Kaifers, Antwort des Königs von Bayern. 
Defterreih legt ben vollftändig ausgearbeiteten Entwurf einer 
Bundesreformacte vor. Die Fürſten beſchließen, an ben König von 
Preußen eine Eollectiveinlabung zur Theilnahme zu rihten. Der 
König von Sachſen übernimmt es, biefelbe perjönlih nad Baben- 
Baden zu überbringen. " 


Eröfinungsrebe bes Kailers von Defierreid: „ .. . Weine 
Vorſchlaäge find ohne Zireifel ber Vervollkommnung fähig. Ich bin ber exfte, 


e8 anzuerfennen. Allein Ich gebe Meinen erhabenen Verbündeten zu be- 


benfen, ob es in Unferm gemeinfamen Sintereffe liege, um ber möglichen Ver⸗ 
befjerungen willen bie Annahme bes Plans, ber jebenfalld im Vergleih mit 
bem gegenwärtigen Zuftand einen hoben Gewinn für Deutihland in fidh 
ſchließt, au nur um eine furze Frift zu verzögern. In ber vorge: 
ſchlagenen Reformacte felbft find bie nöthigen verfafjungsmäßigen Mittel bar: 
geboten, um in gefeßlich geregeltem Gang mit fiherer Hand bie Mängel bes 
urjprünglihen Werts zu befeitigen, und bie Verfaſſungszuſtände bes Bundes 
in immer vollftändigeren Einflang mit allen begrünbeten Anforberungen zu 
feben. Nicht in ber Eröffnung weitansfebenber Berathbungen, 
fondbern nur in einem rafhen und einmüthigen Entfchluffe 
ber beutfchen Fürſten, vor beren hochſinniger Hingebung an bie gemeinfame 
große Sache untergeorbnnete Rüdfichten ald bebeutungslos zurüditreten, verma 
3 bie Möglichkeit zu erbliden, feften Boben in ber Frage ber Zutunkt 
eutfchlands zu gewinnen. . . . ” 

Antwort des Königs von Bayern: „... Die Uebereinftimmung 
im Ziel und Streben Uns bewußt, haben wir Uns verfammelt, ohne im ein- 
zelnen bie Vorfchläge zu Tennen, welche Em. kaiſ. Majeftät Unferer gemein: 
Ihaftlihen Berathung zu libergeben beabfichtigen. . . In biefem Geift werbe 
Ich die Vorfchläge Ei. kaiſ. Majeftät in bie gemwiffenhaftefte Erwägung 
nehmen und Mich darüber aussprechen, und Ich glaube hiermit ber gleichen 
Gefinnung aller bier vereinigten Bunbesgenofjen Ausbrud geliehen zu haben. 
Em. kaiſ. Maj. bat es ſelbſt ausgejprochen, daß bie Vorfchlige der Vervoll⸗ 
kommnung fähig find, unb jo lebhaft Ich au ben Wunſch tbeile, baß bie 
Grundzüge dos Neformplane® ohne weitausfehende Berathungen eine rafche 
und einmüthige Billigung finden mögen, und daß ber Nation fo nad alter 
deutſcher Sitte bie Bahn der Entwicklung buch ihre Fürften felbft geöffnet 
werde, fo wenig möchte Ich es doch ausschließen, daß fchon aus biefem Unfe: 
rem erften Zufammentritt einzelne Modificationen jener Grundzüge ber: 
vorgeben Fönnten, zumal etwa ſolche, welche die raſche Einigung zu —* 
und zur ſegensreichen That bes freien Entſchluſſes zu geſtalten vermögen...“ 
8 DeRerreigtiger Entwurf einer Reformacte bes beutfchen 

undes: | 

Abſchnitt L Allgemeine Verfügungen. rt. 1. Erweiterung des 
Qunbeszweds. Die Zwecke bes deutſchen Bunbes find: Wahrung ber Sicherheit 
und Macititellung Deutſchlands nad) außen, Wahrung ber öffentlichen Orbnung 
Im Innern, Förderung der Wohlfahrt ber deutſchen Nation und Vertretung 
ihrer gemeinjamen Anliegen, Schub ber Unverletzbarkeit und verfaffunge: 
mäßigen Unabhängigfeit ber einzelnen beutfchen Staaten, Schuß bes öffentlichen 
Rechtszuſtands in benfelben, Gemeinfamfeit der Gefeßgebung im Bereich der bem 
Bunde verfaffungsmäßig zugewieſenen Angelegenheiten, Erleichterung ber Ein- 
führung allgemeiner beuticher Gefege und Einrichtungen im Bereich ber gefebgeben- 
ben Gewalt ber einzelnen Staaten. Art. 2. Reue Drgane bes Bunbes. 
Die —— ber Bundesangelegenheiten wird von ben ſonveranen Fürſten unb 
freien Städten Deutſchlauds einem aus ihrer Mitte hervorgehenden Dixeclo⸗ 


ar | 
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rium en. Ein Bundesrath wird aus den Bevollmaͤchtigten ber Re⸗ 

jerungen gebildet. Gine Verſammlung ber Bunbesabgeorbneten wirb perio⸗ 
iſch einberufen werben. Eine Fürſtenverſammlung wird periobifch zuſammen⸗ 
treten. Gin Bunbesgerichtähof wirb errichtet. 

Abſchnitt IL. Directorium unb Bunbesratb. Met. 3. Bilbung 
des Directoriums. Das Directorium des deutichen Bundes beſteht aus 
bem Kaifer von Deſterreich, dem König von Preußen, dem König von Bayern 
unb zweien ber am 8., 9. und 10. Bunbesarmeecorps betbeiligten Souve⸗ 
zäne. Letztere beibe Directorialmitglieber werben in ber Weile gewählt, daß 
diejenigen Regierungen, welde Aufammen eines ber genannten Armeecorps 
anfzujtellen Haben, aus ihrer Mitte je ein Directorialmitglieb für eine Bes 
riode von 6 oder nad Umſtänden von 3 Jahren wählen, und abmechielnb 
in jedem britten Jahr bie Vertretung eines biefer Corps im Directorium 
ruht"). Die am Directorium betheiligten Fürſten werben fi in ber Regel 
buch Bevollmädtigte am Bunbesfig vertreten laſſen. es bleibt jeboch ben 
Souderänen vorbehalten, ſich bei wichtigern Beranlaffungen zu vereinigen, 
um bie Befugniſſe bes Directoriums in Perfon auszuüben. Urt. 4 Bil: 
bang bes Bundesſsraths. Der Bundesrath befteht aus ben Bevollmäch⸗ 
tigten ber 17 Stimmen bes engern Rathe ber Yunbesverfamemlung. Oeſter⸗ 
reich und Preußen führen im YBunbesrath je drei Stimmen, fo bat bie Zahl 
ber Stimmen fi auf 21 erhöht. Die für bas Directorium ernannten Bes 
wollmäcdtigten werben in ber Regel ihre Regierungen aud im Bunbesrath 
verireten. Urt. 5. Borfip im Directorium unb im Bunbesrath,. 
Art der Abſtimmung. Verhältniß zu den vollmadhtgebenben 
Regierungen. Hülfsbehörben. Den Borfik im Directorium unb im 
Bundesrath führt Oefterreih. Im Fall der Verhinderung bes öfterreichifchen 
Beoolimächtigten geht ber Vorſiß auf Preußen über. Wit bem Borfik find 
feine andern Befugniſſe ald bie zur formellen Leitung ber Gefchäfte erforbers 
lichen verbunden. Alle Beihlüffe bes Directoriums werben mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt. Die Beichlüffe bes Bundesrathe werben mit ein- 
facher Stimmenmehrheit gefaßt, ſofern nicht bie nachfolgenden Artifel Aus: 
nahmen von biefem Grundſatz anordnen. Die Tirectorialbevollmächtigten, 
fowie bie Mitglieder bes Bundesraths, find an bie Weifungen ihrer Regie⸗ 
rungen gebunden. Doc find bie Regierungen und vorzugsweiſe bie Direc⸗ 
torialhöfe werpflichtet, ihre Bevollmächtigten mit thunlichſt ausgebehnten In⸗ 
Aructionen zu verſehen, Damit ber Gang ber Bundesgeigäfte burch ben Ver⸗ 
kehr zwiſchen ben Bevollmächtigten und ihren Vollmachtgebern fo wenig wie 
möglid, aufgehalten werde. Die Beziehungen zwifchen bem Directorium unb 
ben einzelnen Regierungen werben durch deren Bevollmaäͤchtigte im Bunbes- 
rath vermitielt. Die Milttärcommiffion iſt dem Directorium undergeorbnet. 
Als weitere Hülfsbehörben werben bemjelben eine Commiſſion für Inneres 
und Juſtiz, eine Finanzcommiſſion unb eine Gommiffion für 8 unb 
Zollſachen beigegeben. Directorium unb Yunbesrath haben i Stk zu 


*) Da bie obige Beitimmung über bie beiden durch Wahl zu befehenben 
Stellen im Directorium feine Claſſe ber beutfchen Souveräne grundſätzlich von 
ber Wahl ansichließen ſoll, fo ift erläuternb zu bemerfen, baß bie vorgefchlagene 
Tertirumg auf ber Unterftellung berube: es werbe in Folge ber noch ſchw 
nen Ber ngen über die Reſerve⸗Infanterie-Oiviſion bes Bundedheeres 
bie Auflöfung dieſes Truppenlörpers und bie Wiebereintbeilung ber Gontin- 
gente besfelben in bie brei gemilchten Armeecorps beſchloſſen werben. Yür 
ben Fall bes Fortbeſtehens ber Rejerve-Divifion bleibt bie Frage offen ,‚ wie 
ber fel in ber Belegung jener beiben Stellen in dem Falle einzurichten 
wäre, wenn flatt der gegenwärtig befichenben drei gemifchten Corps, deren 
vier gebildet ober eine andere neue Eintheilung vorgezogen würde. 
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am Main. Art. 6. Allgemeiner Grundſatz, betr. bie 
Befugntffe bes Directoriums und Bunbesraths. Die voll- 
ziehenbe Gewalt des Bunbes wirb durch das Directorium ausgeübt. Tas 
Directorium kann fi) bei Ausübung biefer Gemalt bes Beiraths bes Bunbes- 
raths bebienen, ift aber am beifen Beichlüffe nur in ben Fällen gebunben, für 
welche bie nachfolgenden Artikel bieß ausdrücklich vorjchreiben. In ben An⸗ 
gefegenheiterr ber Bunbesgefeßgebung vertritt Das Directorium bie Geſammt⸗ 
beit ber Bunbesregierungen auf Grund ber Beichlüffe bed Yunbesraths, be- 
ziehungsweife ber Fürſtenverſammlung. Art. 7. Auswärtige Berhält- 
niffe. Die völferrechtliche Vertretung bes Bunbes in feiner Eigenſchaft als 
Geſammmacht fteht dem Directorium zu. Der präfibirende Directorialbevoll: 
mädhtigte nimmt bie Veglaubigungs: unb Abberufungsichreiben ber fremden 
biplomatifchen Agenten entgegen. Er vermittelt den Ichriftliden unb münb- 
lichen Verkehr mit benfelben auf Grunb ber Beſchlüſſe des Directoriums und 
in beffen Namen. Das Tirectorium bat das Recht zum Amel ber Unter- 
handlung über Gegenftänbe ber Bunbestbätigfeit biplomatifcdye Agenten jebes 
Ranges bei auswärtigen Staaten zu beglaubigen. Die Beglaubigungs- und 
Abberufungsſchreiben dieſer Agenten, fowie bie ihnen zugehenden Inſtructionen 
werben von dem präfibirenden Directorialbevollmädtigten im Namen und 
Auftrag bes Directoriumd vollzogen. Berträge mit auswärtigen Staaten 
über Gegenftände ber Bunbesthätigfeit können von bem Tirectorium nur mit 
Zuſtimmung ber Fürftenverfammlung, oder, wenn biefe nicht vereinigt iſt, 
mit Suftimmung bes Bundesraths ratificirt werben. Sofern ſolche Verträge 
ben Bereich der Bunbesgejehgebung berühren, Tann beren Ratiflcation nur 
mit Vorbehalt ber Zuflimmung der Berfammliung ber Bunbesabgeorbneten 
erfolgen. Art. 8. Krieg und Frieden. Dem Divectorium liegt bie Sorge 


- für die äußere Sicherheit Deutfchlande ob. Ergibt ſich bie Gefahr eines feind- 


lichen Angriffs auf ben Bund ober einen einzelnen Theil des YBunbedgebiete, 
ober wirb das europälfche Gleichgewicht in einer für bie Sicherheit bes Bun⸗ 
bes bebrohlichen Weife gefährdet, fo bat bas Directorium alle burdy bie Um: 
flänbe erforberten militärifehen Vorfichts: und Vorbereitungsmaßregeln anzu: 
orbnen. Es übt zu biefem Zweck ſämmtliche nach ber Bunbesfriegever: 
faffung dem Bund zuftehende Befugniffe aus. Insbeſondere fommt es ihm 
zu, bie Sriegsbereitichaft und Mobilmachumg bed YBundesheeres ober einzel: 
ner Gontingente besfelben zu befchließen, für bie rechtzeitige AInitanbfekung 
ber Bunbesfeflungen zu forgen, ben Bunbesfelbherrn zu ernennen, bie Bil: 
bung bes Hauptquartier unb ber SKeeresabtheilungen zu veranlaflen, eine 
eigene Kriegokaſſe bes Bundes zu errichten. Zu emer förmlichen Kriegs⸗ 
erflärung bes Bundes ift ein im Bunbesrath mit zwei Drittheilen ber Stim= 
men gefaßter Beſchluß erforberlih. Ergibt fidh die Gefahr eines Kriege 
zwiſchen einem Bunbesftaat, welcher augleig außerhalb des Bunbesgebiets 
Beſitzungen hat, und einer auswärtigen Nacht, fo hat das Directorium ben 
Beihluß des Bunbesraths, barüber ob der Bund fi am Krieg beteiligen 
wolle, zu veranlafien. Die Entſcheidung hierüber erfolgt mit einfacher Stim⸗ 
menmehrheit. Wirb das Bundesgebiet durch feinbtiche Streitfräfte ange: 
griffen, fo tritt ber Stand bes Bundeskriego von felhft ein. Tas DPirecto- 


rium hat das Recht, Friebensunterhandlungen eimauleiten, umb gu biefem 


8* eigene Bevollmaͤchtigte zu ernennen und mit Inſtructionen zu ver⸗ 
chen. Es bat jebody über bie Bebingungen bes Friedens bie: Anficht bes 


Bundesraths zu vernehmen. Die Annahme und Beftätig des Friedens⸗ 


veritags fann nur auf Grunb eines mit einer Stimmenmehrheit von zwei 
Drittheilen gefaßten Beſchluſſes bes Bundesrathe geichehen. In dem all 
bes Art. 45 der Wiener Schlußakte bat das Directorium bie zur Behaup⸗ 
tung ber Neutralität des Bundes erforberlien Maßregeln zu beſchließen. 
In Bezug auf Streitigkeiten einzelner dentſcher Staaten mis auswärtigen 
Staaten bat das Directsrium bie durch bie Art. 36 unb 37 ber Wiener 


S 
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— ber Bundesverfammlung zugewieſenen Befugniſſe auszuüben. 
rt. Innere Sicherheit. Die Sorge für bie Aufrechthaltung ber 
—— Ordnung und der Geſetzlichleit in den einzelnen Bunbesflaaten 
liegt zunächft ben betrefienben Regierungen ob. Das Directorium bat jeboch 
auch ſeinerſeits barüber zu wachen, daß ber innere friebe Deutfelanbe” nicht 
gefährbet werbe. Sind Rubeflörungen zu beforgen, fo ift es berufen, auf 
beren Berbütung hinzuwirken. Sinb linruben wirklich ausgebrochen, fo bat 
es bie jur @ieberberftellung ber Herrichaft ber Gefeke ———— Maß⸗ 
regeln zu ergreifen, wenn bie betheiligte Regierung dieß beantragt, oder wenn 
fie ber nöthigen Mittel zur Bewältigung ber Unruhen entbehrt, ober wenn 
8 Unruben ſich über mehrere Bundesſtaaten erſtrecken. Art. 10. Friede 
unb Eintracht 3wifhen ben Bunbesgliebern. Das Dieectorium 
bat für bie Erhaltung bes Friedens und ber Eintracht unter ben Bundes⸗ 
gliebern Sorge zu tragen. Selbfihilfe zwiſchen Bunbesgliebern iſt unterjagt, 
unb jebem Berſuche zu einer ſolchen hat bas Directorium ingalt zu thun. 
Bei den Gtreitigleiten aller Art zwiſchen Bunbesflaaten bat es feine Ber: 
mittfung eintreten zu lafien, und falls ber Bergleicheverfuch erfolglos iſt, bie 
Berweifung an bas Bundesgericht zu befchlieben. Art. 11. Bundesgeſeh⸗ 
ge bung. Das Directorium übt auf Grunb ber Beichlüfle bes Bundesrathé 
amens ber deutſchen Regierungen bas Recht bes Vorſchlags im a em. 
beiten ber Bumbesgefeßgebung aus. (Art. 20.) In gleicher Weiſe 
feiben bie Initiative auch in benjenigen Angelegenheiten zu, in welchen bie 
Exlafjung eines gemeinfamen Geſetzes ober bie Gründung einer —— 
tung von ber freien Zuſtimmung ber einzelnen Staaten abhängt, bie 
Wirkſamkeit bes Bunbes gegenüber biefen letzteren ſich ſomit nur Pu ver⸗ 
mittelnde darſtellt. (Art. 21.) Der Bundesrath hat in beiden Fällen bie in 
bie Berfammlung ber Bunbesabgeorbneten einzubringenben Vorlagen vorzu: 
bereiten. Gefekvorhhfäge, weiche eine Abänderung der Bunbesverfaffung in 
fih ſchließen, ober auf Koften bes Bundes, eine neue organifche GCinrichtung 
begründen follen, ober ber gefebgebenben Gewalt bes Bundes einen neuen 
feitber ber Gefehgebung ber Einzelftaaten ange ehörigen Gegenſtand liberweifen, 
tönnen im Bundesrath nur mit einer Mehrheit von wenigſtens 17 Stimmen 
genehmigt werben. Borfchläge, durch welche einzelnen Bunbesgliebern befon- 
bere nicht in ben gemeinfamen Verpflichtungen aller begriffene Leiftungen 
ober Verwilligungen für ben Bunb angefonnen werben, bebürfen ber freien 
Zuftimmung aller betheiligten Regierungen. Weber Religionsangelegenbeiten 
finbet fein Beſchluß als mit allfeitiger freier Zuſtimmung flat. Art. 12. 
Bunbes-Erecutive. Das Direcorium hat bafür zu forgen, baß bie 
Bunbesgeſetze, die Bunbesbeichlüffe, bie Erlfenntniffe bes Bunbesgerichtet, bie 
am Bunbe vermittelten Vergleiche, bie vom Bunde übernommenen Garantien 
burd bie betheiligten Regierungen vollzogen werben. Ergeben fidy bierbei 
Hinberriffe irgend einer Art, fo fleht es bem Directorium zu, bas Geſchaͤft ber 
Vollziehung unmittelbar von Bunbeswegen in bie Hand zu nehmen. Es 
kann zu biefem Zweck Commiffäre ernennen und benfelben, wenn nötbig, 
eine angemeſſene Truppenzahl zur Verfügung ftellen. Art. 13. Militär: 
ugelegenhetten. Dem Tirectorium liegt bie Handhabung ber Kriegs: 
eflung bes beutfchen Bunbes ob. Es führt bie durch biefe Verfaſſung 
bem Bund in Bezug auf das Bundesheer, Fi Bunbesfeftungen unb bie 
Küftenvertbeibigung überwiejenen Gefchäfte. Es bat fi ber genauen und 
vollftändigen Erfüllung „ber militäriſchen Bundesverpflichtungen in allen 
Bundesſtaaten zu verfichern, auch auf zwedimäßige Uebereinſtimmung in ber 
Organifation * Bundesheeres hinzuwirken. Es bat fein Augenmerk unaus⸗ 
—** dahin zu richten, daß das Heerweſen bes Bundes, ohne unmöthige Be⸗ 
der Bevolkerungen, im Frieden gefräftigt, vervolllommnet unb in 
etnem allen —— an bie Wehrkraft Deutſchlands entſprechenden 
Stande erhalten werde. Werben zu biefem Zweck neue geſetliche Beſtim⸗ 
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mungen, organiſche Borfchriften ober Aenberu ber Bunbesiriegeuerfaflung 
erforberlich, ſo bat das Directorium —— Bundesrath in * Anregung 
zu bringen. Bebarf das Directorium in ben Fällen der Art. 9, 10 und 12 
ber unmittelbaren Verfügung über milttäriiche Mittel, fo bat es bie Stellung 
der für ben jebesmaligen Zweck am meiften geeigneten Xruppentörper zum 
Bunbesbienft zu beichließen. Iſt ber Zwedck biefer Maßregel erreicht, fo hat 
bie Berwenbung zum Bunbesbienft wieber aufzubören. Die Koften ber Ber: 
wenbung von Truppen im Bundesdienſt bat ber Bund, vorbehaltlich aller 

etfih begründeten Erfakverbindlichkeiten, vorfchußweife zu beſtreiten. Die 
im Bunbesbienft ſtehenden Truppen tragen bie Abzeichen bes Bundes. Wäh— 
renb gemeinjamer Vebungen, überhaupt während jeber Bereinigung ber Kon: 
tingente mebrererer Bunbesftaaten, werben gleichfalls biefe Abzeichen getragen. 
Art. 14, Bunbdesfinanzen. Das Dirertorium läßt bie aus ben Meatri: 
eularbeiträgen ber einzelnen Staaten gebilbete Bundescaſſe verwalten. (58 
läßt von brei zu brei Jahren nad eingehofter Zuſtimm des Bundes⸗ 
raths den Voranfchlag ber orbentlihen Bundesauslagen aufitelen, unb ber 
Berfammlung ber Bunbesabgeorbneten vorlegen. Es läßt bie von ber Ver: 
fammlung ber Bunbdesabgeorbneten genehmigten Blatriculerumlagen aus: 
theilen. Zur Dedung unvordergefehener Bunbesausgaben kann bas Direr: 
torium mi Genehmigung bes Bundesraths unb ber Berfanmlung ber 


- Bunbesabgeorbneten,, ober, wenn lebtere nicht vereinigt ift, unter Vorbe⸗ 


halt ber Wechtfertigung vor berjelben, auferorbentlihe Matricularumlagen 
ambichreiben. Es läßt ben Mechenichaftebericht über bie abgelaufene dreijährige 
Periobe bes Bunbeshaushalts der Berfammlung der Bunbesabgeorbneten vor: 
legen. Art. 15. Verbältnig zur Berfammlung ber Bunbesab: 
geordneten. Dem Directorium flieht bie Einberufung, Eröffnung, Berta: 
ng, Auflöfung, Schließung ber Berfammlung ber Bundesabgeordneten zu. 
ur Einberufung außerordentlicher Sitzungen beefelben bebarf datſelbe jebod, 
ber Zuflimmung bes Bundesraths. Das Directorium bat vor ber Berfamm: 
fung ber Abgeorbneten die Geſammtheit ber Bunbesregierungen zu vertreten, 
imobefonbere wirb es bie vom Bundesrath genehmigten Gefeßentwärfe und 
fonftige Vorlagen eindringen, und für bie barüber ın ber A dnetenver⸗ 
ſammlung zu eröffnende Verhandlung geeigneten Falles Commiſſuͤre ernennen. 
GEs iſt berechtigt, ber Verſammlung ber eordneten Mittheilungen über 
allgemeine Bundesangelegenheiten zugeben zu laſſen, und befien —5 — dar⸗ 
über einzuholen. Nach dem Schluffe ber Seffion ber Abgeorbnetenverſamm⸗ 
fung wird es bie Ergebniffe ber Verhandlungen besfelben ber Schlußiaffung 
ber Fürſtenverſammlung unterziehen, ober, falls eine foldhe aumahmsıveiie 
nicht ſtattfinden ſollte, die Schlußfaffung im Bunbesrath veranlafien. 
Abfdmitt IT. Die Verfammlung der Bundes-Abgeorbneten. 
Art. 16. Zufammenfepung ber Verſammlung. Die Verfammlung 
ber Yunbesabgeorbneten gebt durch Delegation ans ben Bertreiungslörpern 
ber einzelnen deutſchen Staaten hervor. Sie befteht aus 300 von biefen Kör: 
pern gewählten Mitgliedern. Defterreich entfenbet zum Bunbe 75 vom Reiche: 
rath aus ber Zahl feiner ben beutichen Bunbeslanben angebörigen Mitglieder 
ober aus ben Mitgliebern ber Landtage des Bunbesgebietes gewählte Abge: 
ordnete. Preußen entjenbet 75 Abgeorbnnete aus ber Zahl ber Vertreter ber 
beutichen Bunbeslande im preußifchen Lanbtage. » Bayern entienbet 27 Ab: 
eorbnete, Sachſen, Hannover, Württemberg entfenben je 15, Baben 12, Kur: 
fien 9, Großherzogthum Heſſen 9, Holftein. und Lauenburg 5, Lupemburg 
unb Limburg 4, Braunſchweig 3, enburg:Schwerin unb Medienburg- 
Strelig zufammen 6, Nafſau 4, Sachſen⸗Weimar 3, Sadlen- Meiningen, 
Sachſen⸗CToburg⸗Gotha und Sachien-Altenburg je 2, Olbenburg 3, Anhalt: 
Defiaus@öthen, AnhaltsBernburg, Schwarzburg:Sonbershaufen, Schwarzburg⸗ 
Rubolftabt, Liechtenſtein, Walbeck, Reuß älterer Linie, Reuß jüngerer Linie, 
Schaumburg⸗Lippe, Lippe und bie freien Stäbte Lübeck Fr Bremen, 
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Mgeorbueten, unb zwar alle biefe Staaten aus ber Mitte 
Bertretungsförper.*) In —*2 Staaten, in welchen bes Zwei⸗ 
—— — Dee = want bie erfte Kammer ein Drittbeil, bie zweite Kam: 
töneten. Wo bie Abgeorbsietenzahl nicht 

benz 3 — iR. a bie betreffende Regierung beitimemen, wie bie Zahl 
er beide Kammern zu vertbeiln fe. Art. 17. Näbere 
Behimmunsen über bie Art ber Bildung ber Berfammlung. 
ber Bun eorbneten erfolgt in jedem Staate jogleich nach bem 
Aufammentritt ber Lanbeövertretung. Sie erfolgt für bie Dauer 
des Manbats ber wählenden Körperichaft, bleibt jeboch nach Ablauf dieſes 
—2* ober nach Aufldſung ber wählenden Körperichaft bis zur erfolgten 
Neuwahl ber nachſtfolgenden Verfammlung wirtfam. Die perſoͤnliche Fahig⸗ 
keit zur —* ber wählenben Körperfchaft enticheibet: zugleich über die 
perfünliche eit der Mitgliebichaft ber Verfammlung ber —— 
inet Se 38 eotbnete wirb ein Grfapmann geroählt Die: 
jenigen Wahllorperſchaften, bie weniger ale 3 zu ernennen haben, 
wählen je einen Erjakmann. Die Lanbesvertretungen ber Einzelſtaaten Tön- 


ner ihre Abgeorbneten zum Bunde nicht an Juſtructionen binben. Die . 


Bunbesahgeorbneten beziehen gleichmäßige Taggelber und Reifes@niichäbi: 
gungen aus ber Bundeskafſe. Art. 1% Ginberufung, Bertagun 
Kullöfung ber —— Die Berſammlung — 
neten wirb regelmäßig Syhre im Monat Mol na) Grant: 
furt a. M. a | Sit kaun vom Directorium wit Auftimmung bes 
Bunbesratbes jeberzeit zu eimer außerorbenilichen Sitzung einberufen werben. 
Eine Bertagung ber Berfammlung faun vom Directorium hochſtens für eine 
Zeit von zwei ronaten ansgeiprochen werben. Durch eigewen Beſchluß kann 
die Verſammlung böcftene auf acht Tage vertagen. en Falle einer Auf: 
g ber Berjemmlung wird das Dirertoriun unverzüglich bie Bundes⸗ 
ce gen aufforbern, bie Neuwahlen, fobalb ale thunlich vornehmen zu 
laf Sobald bie Neumahlen erfolgt find, wird das Directorium zur Wieder⸗ 
—— u der Verſammlung ſchreiten. Die Regierungen werden in der 
dafitr ſorgen, dah bie Ständefammern ber einzelnen Staaten nicht 
—S mit ber Berfammlung ber Bunbesabgeorbmeten tagen. Art. 19. 
Innere Einribtung ber Berfammlung Die VBerfammlung ber 
imeten wählt ihren Präfibenten, —— fibenten und Schrift: 
führer. Sitzungen ber Berſammlumg finb öffentlid. Die Geſchafts⸗ 
orbnung wird befltinmen, unter welden Bebingungen vertrauliche Eitungen 
—— Tünnen. Die Verſammlung prüft bie Vollmachten iheer Mitglieder 
über die Aulaffung berfefben. Zur Beſchlußfahigleit ber Ber: 
—— iſt bie Anweſenheit von wenigſtens zwei Drittheilen ber ee 
berfih. Die Beldhlüffe werben mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt, 
fofern ice bie nachfolgenden Artikel — von biefem Grunbſatz an: 
ochnen. Die Berfammlung wird mit Genehm bes Directoriums ihre 
Geſchaſteordnung feftlellen. Urt. 20. Beiäfießende Befugniß ber 
Berfammlung. Der PVerfammlung ber Bunbesabgeorbneten bas 
Recht beichliehenber Mitwirkung zur —— de a ber geießgebenben Gewalt bes 
beutichen Bunbes zu. Die geſetzgebende Gewalt bes Bundes erfiredit ſich: 
I auf oänbern * ber — 2) auf die beſtehenden oder neu 
ben organiſchen Einrichtungen bes Bunbes; 3) auf ben Bundes: 
—— 4) auf —— allgemeiner Grundzüge für bie Geſehgebung 
zelftanten, über bie Angelegenheiten ber reife und ber Bereine, über 
3 unb tünfierifes Eigenthumerecht, ü —— Unfäffig- 
mahung und allgemeines beutiches Bürgerrecht, über gegenfeitge Vollſtreckung 


*) Hefſen⸗Homberg if bier übergangen, ba es feine Laubesvertretung beſtht. 
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wehtotr iftiger Stienntniffe, über Auswanberungen, ſowie Aber bieferdigen Ge: 
genftäinde von gemeinſamem Intereſſe, beren allgemeine Regelung etwa Fünf: 
tig ber gefeßgebenben Gewalt bes Bundes durch verfaflungsmäßige Beſchlüſſe 
bes Directoriums (Art. 11) und ber Abgeorbnetennerfommlung würde über: 
—* werben. Gejepesporfähläge, welche eine Abänderung ber Bundesver⸗ 
faffung in ſich fließen, ober eine neue organiſche Sinrichtung auf Koſten des 
Bundes begränben follen, ober ber geſetz ebenden Gewalt des Bundes einen 
neuen ſeither der Geſetzgebung ber einzelnen Staaten angehörigen Gegenſtand 
übermeifen, tönnen in ber Verjammlung ber Bunbesabgeorbneten nur mit 
einer Mehrheit von wenigſtens Bierfünfteln ber Stimmen angenommen wer: 
ben. Wie das Directorimm, fo beſitzt auch bie Abgeordnetenverfammlung das 
Net, Bundesgeſetze in Vorſchlag zu bringen. Art. 21. Berathende und 
permittelnde Befugniß der Berfammlung. Die Berfammlung ber 
Bundesabgeordneten ift gleich dem Directorium beredhtigt, in Angelegenheiten, 
welche bem Bereich ber gejepgebenden Gewalt bes Bundes nicht zugewieſen 
find, bie Einführung gemeinfamer Gefege oder Einrichtungen auf bem Wege 
freier Vereinbarung in Antrag zu bringen. Um in ben einzelnen Staaten 
zur Ausführung gelangen zu können, bebürfen jeboch bie in A u 
felder Art von. ber Abgeorbnetenverfammlung gefaßten Beſchtüſſe 
fimmung ber betreffenden Regierungen und Vertretungen (Art. 25.) an 
22. Recht ber Borftellung und ber Beſchwerde. In allen Ange: 
legenheiten bes Bundes fteht ber Berfammlung ber Bunbesabgeorbnneten das 
ber Borftelung und ber Befchwerbe zu. 
Abſchnitt IV. Die Fürftenverfammiung. Art.23. Einrichtung 
ber Fgürftenverfammlung. In ber Regel wied nach bem Schlufie ber 
orbentliden oder außerorbentlicden Situngen ber Berfammlung ber Bunbes- 


. übgeorbneten eine Verſammlung ber fouveränen Yürften unb ber oberften 


Magiftrate ber freien Stäbte Deutſchlands fich vereinigen. Der Katfer von 
Defterteih und der König von Preußen gemeinfchaftlich erlaffen bie Einla- 
dungen zur Fürftenderfammlung. Die nicht perfönlich erſcheinenden Souve: 
täne Tonnen ſich durch einen Prinzen ihres Hauſes ale Alter Ego vertreten 
Iaffen. Zwei Vertretern ber bemtfchen Stanbesherren wirb in ber Fürſten- 
verfammlung ein Antheil an einer Curiatſtimme (anftatt bes erlojgenen An: 
theils ber beiben Hohenzollern) zugeftanden. Art. 24. Stimmorbnung. 
Die Verhandlungen ber ammlung tragen ben Ghaxafter freier Be⸗ 
rathung und Berftänbigung zwifchen unabhängigen unb gleichberechtigten Sou⸗ 
veränen an fig. Deutſchlands Fürſten und freie Städte finb jedoch überein: 
gelonmen, bie für die Beſchlüſſe bes Bundesrathes geltende Stimmorbnung 
in ber Art auch unter fi in Anmwenbung au bringen, daß ein Beſchluß ber 
Yürftenverfammlung nicht aufgehalten werben Tann, wenn bie beiabenben 
Stimmen das im Bunbesrathe je nach ber Natur bed Gegenflanbes vorge: 
fdyriebene Stimmwerhäliniß erreichen, Art. 25. Gegenſtände ber Be: 
fhlüffe ber gärftenverfammlung. Die Furſtenverſammlung nimmt 
bie ihr durch das Directorium ıumterlegten, Ergebnifie der Berbanblungen ber 
Abgeordnetenverſammlung in Erwägung. Sie ie tot bie endgultigen Beſchlüſſe 
über diejenigen Anträge ber Verſammlung ber Bundesabgeordneten, welche 
nicht ber Zuflimmung ber Vertretungsförper in ben einzelnen Staaten be: 
bürfen. Sie läßt bie mit ihrer Sanction verſehenen Bundesgeſetze ſowohl 
durch das Directorium als in ben einzelnen Staaten verfimbigen. Sie pflegt 
Berathung wegen thunlichſter Yörberung ber Ausführung über diejenigen An- 
träge ber Verſammlung ber Bundesabgeorbneten, über welche ber enbgültige 


Beſchluß ben verfaflungemößigen Gewalten ber einzelnen — zuſteht. 


abi 11 und 21.) Ste prüft bie Vorftelungen umb Beidhverben ber Der: . 
ammlung ber Abgeordneten in allgemeinen Bunbesangelegenheiten, unb läßt 

dem Directorium die betreilenben Entſchließungen zugehen. Sie Tann alle 
für das Gefmemitanterlanb wichtigen Angeleg in den Kreie ihrer Be: 
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rathaug ziehen. Weber folgenbe Gegenflänbe: Aufnahme neuer Mitglieber in 
ben Bund, Wenberung bes a anlie im Bunbe bei veränbertem 
Befipfkande ber Bunbesglieber, ſieht bie Schlußſaſſung ausſchließlich der Fürſten⸗ 
verfammlung zu. 

Abſchnitt V. Tas Bundesgeridt. Art. 26. Doppelte Eigen: 
haft bes Bunbdbesgerihte. Das Bundesgericht enticheidet, im Namen 
bes beutichen Bundes, theild in richterlicher, theils in jchiebsrichterlicher Eigen⸗ 
haft. Art. 27. Richter liche Wirkſamkeit des Bundesgerichts. 
Das Bundesgericht in feines richterlichen Cigenſchaft kaun angerufen werden: 
1) von Bundesregierungen ober von Privatperfonen gegen ben deutſchen Bund, 
wenn eritere gegen lekteren Anſprüche aus privatrechtliden Ziteln erheben, 
und ein beionderer Gerichtsſtand hierwegen nicht begrünbet iſt; 2) yon Pri⸗ 
vatperfonen gegen mehrere Bunbeöglieber, wenn beftritten iſt, welche der letz⸗ 
teren eine Forberung ber erfieren zu beitiebigen babe; 3) von Privatperionen 

en ben Souverän, bie Giwillilte ober ben Staatsfiscus eines einzelnen 

nbesftaats, wenn wegen ber behaupteten, auf privatrechtliden Ziteln be: 
tubenden Forderung in ber Berfaljung ober Geſetzgebung des betreffenden 
Staats fein Gerichtsſtand begrünket iſt; 4) von Privatperfonen behufs ber 
Eröffnung bes Rechtswegs gegen eine einzelne Bundesregierung, wenn erftere 
auf Grund ber Berjafjung und ber beitebenden Geſetze Landes und nad) 
Grihöpfung ber Ianbesgefehlihen Mittel ber Abhülfe über Verweigerung ober 
Hemmung ber Rechtspflege Beichwerbe führen; 5) von Bunbesregierungen 
gegen anbere Bunbdesregierungen, wenn ber klagende Theil Befriedigung einer 
Geldforberung oder Erfüllung eines privatrechtliche Leiſtun betreffenden 
Vertrags oder Schadloohaltung wegen Nichterfüllung eines ſolchen Vertrages 
verlangt; 6) in denjenigen Fällen, für welche dem Bundesgericht, mit Zu: 
flimmung bes Directoriums und bes Bunbesraths, durch bie Berfajlung ober 
Geſetgebung eines Einzelſtaats eine richterlihe Gewalt beſonders übertragen 
werben follte; endlich tritt 7) in Fällen, wo es ſich zwilchen zwei ober meh⸗ 
reren Mitgliebern bed Bundes um ben vorläufigen Schuß bes jüngiten Befih: 
ftandes banbelt, das Bundesgericht an die Stelle des nad Art. 20 ber 
Wiener Schlußacte zu bezeichnenben oberiten Gerichtshofs. Art. 23. Schiebs: 
richterliche Wirkſamkeit bes Bunbesgerichts. Der jchiebörichterlichen 
Gntigeibung des Bunbesgerichts werben vom Tirectorium nach vergeblich ver⸗ 
fuchter Vermittlung auf Verlangen des einen oder bes andern ber jtreitenben 
Theile überwielen: 1) alle nicht zu ber im Art. 27 unter 5 erwähnten Ka: 
tegorie gehörigen Streitigleiten zwiſchen Mitgliebern des Bundes, 2) Streis 
tigleiten zwiſchen Mitgliedern regierender beutjcher — über Thronfolge, 
Regentſchaft. Regierungsfähigkeit, Vormundſchaft, ſowie über Anſprüche an 
das Hausfibeicommiß, inſofern nicht über das Verfahren in dergleichen Strei⸗ 
tigfeiten und deren Entſcheidung durch die Verfaſſung bes betreffenden Landes, 
Hausgeſetze ober Verträge beſondete Beſtimmung getroffen iſt; 3) Streitig⸗ 
keiten zwiſchen der Regierung eines Bundesſtaats und einzelnen Berechtigten, 
Corpotationen oder ganzen Claſſen, wenn dieſelben wegen Verletzung ber 
ihnen durch die Bundesverfaſſung (Art. 13 bis 18 ber Bundesacte) gewähr: 
leijteten Rechte Klage führen; 4) Streitigkeiten zwiſchen ber Regierung unb 
ber Landesvertretung eines Bundesſtaats über Auslegung ober Anwendung 
ber Lanbesverjaffung, fofern zur Austragung folder Streitigkeiten nicht ſchon 
anderweitig Mittel und Wege geſetzlich vorgejchrieben find, ober biefelben nicht 
zur Aumwenbung gebracht werben können. Art. 29. Sonftige Aufgaben 
bes Bundesgerihts. Damit in ber Anwendung gemeinjumer beutjcher 
Geſetze über Eivil- ober Strafrecht die möglichite Gleichartigleit beſtehe, ift 
bas Bundesgericht berufen, in Fällen, wo ſich bezüglich dieſer Anwenhung in 
der Rechtſprechung ber oberiien Gerichtshöfe ber Bunbesftaaten Verfchieben- 
heiten ergeben, bag Directorium behufs ber weiter erforderlichen Veranlaſſung 
auf das Bedürfniß einer authentifchen Auslegung ober geiehlichen Wegelung 
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aufmerkſam zu machen. Das Bundesgericht bat dem Directoriim auf Er⸗ 
forbern rechtliche Gutachten zu erſtatten, infofern es ſich nicht um Falle han⸗ 
beit, in welchen das Bundesgericht bemnädft felbſt zufänbig werben kann. 
Art. 30. Bejondere Beftimmungen Wo feine beſondern Entſchei⸗ 
dungenormen vorhanden find, bat das Bundesgericht nach ben in Rechtoſtrei⸗ 
tigkeiten berfelben Art vormals von ben Neichögerichten fubfibiarifh befolgten 
Rechtsquellen zu erfennen, infofern ſolche auf bie jegigen Verhältniſſe ber 
Bundesglieder und auf bie Streitiahen ſelbſt noch anwendbar find. Strei: 
tigfeiten oder Beſchwerden, welche bereits vor hung bes Bunbesgerichts 
durch einen Bunbesbeihluß endgültig erlebigt worden find, koönnen nicht von 
neuem vor bem Bundesgericht angebradt werben. Art. 31. Zufammen: 
fegung des Bunbesgerihtse. Das Bundesgericht beftebt aus einem 
Präfidenten, zwei Bicepräfidenten und zwölf ordentlichen Beifigern. Für die 
ſchiebsrichterliche Entfcheibung in Streitfällen zwiichen Megierung und Stän- 
ben eines Bundesſtaates (Art. 23 unter 4) wird bas Bundesgericht durch 
zwölf außerorbentlicde Beifitzer verſtärkt. Zwölf ordentliche Mitglieber bes 
Bunbesgerichts werben von ben Regierungen aus ben Mitgliedern ber ober: 
ften Gerichtshöfe ernannt. Deflerreih und Preußen ernennen je zwei, Bayern 
einen, bie folgenden 14 Stimmen bes Bundesraths in einem ber Reihenfolge 
ber Stimmorbnung entjprechenden Wechiel ſieben ordentliche Beiſitzet. Drei 
orbentliche Beiſiher bes Bunbesgerichts ernennt das Directorium mit Zuſtim⸗ 
mımg bes Bunbesrath8 aus ber Zahl der ordentlichen öffentlichen Rechts⸗ 
lehrer an ben beutfchen Hochſchulen. Das Directorium ernennt ferner mit 
Zuſtimmung bes Bundesraths aus der Mitte ber fünfzehn orbentiichen Mit⸗ 
glieder des Bunbesgerichts ben Präfibenten unb bie beiden Bicepräfibenten. 
Alle diefe Ernennungen erfolgen auf Lebensbauer. Die zwölf außerorbent⸗ 
lichen Mitglieber des Bunbesgerichte werden von den Regierungen auf Bor: 
ſchlag und aus ber Mitte ber Stänbeverfammlungen auf zwölf Jahre er- 
nannt. Diefe Ernennungen geicheben durch biejelben Regierungen, beziehent⸗ 
lich in berfelben Reihenfolge, wie bie Ernennung der ordentlichen Beiſitzer. 
Wo zwei Kammern einen Bunbesrichter zu bezeichnen haben, wechfelt in Er⸗ 
mangelung eines Ginverjtänbniffes ba8 Recht bed Borichlags zwiſchen benjel- 
ben, wobei das Loos ben Anfang zu beflimmen Bat. Sollte fih demnächſt 
bas Bebürfniß einer Vermehrung ber Mitglieberzahl bes Bundesgerichts 
Betausftellen, jo Tann bas Birectorium mit Auflimmung bed Bunbesraths 
eine ſolche Vermehrung beichliepen. Die Zahl der außerorbentlichen Beiſitzer 
muß alsdann in gleichem Verhältniß wie bie der orbentlichen erhöht werben. 
Das Bundesgericht hat feinen Sit zu Frankfurt a. M. Die ordentlichen 
Mitglieder müflen am Site bed Bunbesgerichts wohnen. Die Kanzleibeam⸗ 
ten des Bunbesgerichts werben auf beffen Vorſchlag vom Directorium ers 
nannt. Die Aufitellung einer Bundesanwaltichaft bleibt vorbehalten. Art. 32. 
Grundzüge der Verfaffung des Bundesgerichts. Das Bundes: 
gericht wirb in mehrere Senate eingetbeilt werben, bamit eine zweckmäßige 
Vertheilung ber Geſchäfte in Senats: und in Plenarfigungen ftaltfinde und 
in den zur richterlichen Entſcheidung des Bunbesgerihts gehörigen Fällen 
(Art. 27) ein Inſtanzenzug hergeſtellt werde. Die fchiebsrichterlihen Ent: 
— bes Bundesgerichts (Art. 28) erfolgen in ordentlicher, und wenn 

e Streitigkeiten zwifchen Regierung unb Ständen eines Bunbesflants be- 
treffen, in außerorbentlicher Plenarſitzung, zu welcher Iebteren ber Präfibent 
die jämmtlichen ordentlichen und auferorbentlichen Beifitzer einderuft. Die 
in ben gefelihen Formen gefällten Schiebsiprüche unterliegen keiner weitern 
Berufung und ſind fofort vollziehbar. Art. 33. Unabhängige Stellung 
bes Bundesgericht. Die brbentliden Mitglieber bes Bundesgerichts 
werben für ben Bund in Eib und Pflicht: genommen und vom Bunb aus 
der Matricularlaffe befoldet. Sie konnen he Ernennung weber Gelbs 
bezüge noch Chrenauszeichnungen von einem einzelnen Bu ieb erhalten. 
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Segen ihren Willen Annen fie nur burch einen Spruch bes Bunbesgerichts 
ſelbſt von ihrem Amt entlaſſen werden. Nach e em 70. Lebensjahre kann 
das Directorium fie mit vollem Gehalt in den Ruheſtand verfehen. Die 
außerordentlichen Mitglieder bes Bunbesgerichts, zur Ausübung ihres Amtes 
einberufen, werben gleichfalls für den Bund in Eib und Pflicht genommen, 
umd erhalten vom Bunde Reiteentihädigungen und Functionsgebüͤhren aus 
der Matrieularfafe. Ein Reglement wird bie betreffenden Gebalte unb Ge: 
büßren feftfiellen. Urt. 34. Bunbesgeridtsftatut. Die näheren Ber 
Rimmumgen über bie Berfajjung bes Bundesgerichtes, jowie über bas Ber- 
fahren vor bemielben werben durch ein Statut getroffen werben, welches bas 
Bunbesgericht zu entwerfen und bem Directorium zur weiteren Beranlaffung 
vorzulegen haben wird. Urt. 35. Wegfall ber e früheren gerichtlichen 
Bunbdeseinrihiungen. Mit Einführung des Yun ndesgerichts kommen 
bie ſeitherigen Beſtimmungen über Austrägalinſtanz, beziehentlich das Bunbes: 
fiebsgericht, auch bie Competenz ber YBunbesverfammlung in ben im Art. 29 
ber Wiener Schlußacte bezeichneten Fällen und ber Bunbesbeihhrk vom 
15. Sept. 1842 in Wegfall. Dagegen bewendet es auch fernerhin bei Art. 
24 ber Schlußacte. Schi ußbettmmung. Art. 36. Die beſtehenden 
Bunbesgeiege behalten ihre Kraft und Sütigfeit, jomweit fie nicht durch die 
vorfiehenden Beitimmungen abgeändert werben. 
Eollectivfhreiben ber Kürften an ben König von Preußen: 
. Nach Kenntnißnahme ber von Sr. Maj. dem Kaiſer uns mitgetheil⸗ 
ten Borfchläge baden wir in denfelben allfeitig eine geeignete Grundlage für 
unfere Verhandlungen erfannt, beren Refultat wir Em. Majeſtät ebenfalls 
zur Einholung Allerhöhftibrer bunbetveriaffungemtBigen Suftimmung vor⸗ 
legen würden. Wir hegen aber ben lebhaften Wunſch x. 

17. Aug. (Bayern). Die I. Kammer geht mit 69 gegen 52 Stim« 
men über eine Nürnberger Petition bezüglich ber Schleswig : Hols 
ftein’fchen Frage zur motivirten Tagesordnung über. 

19. „ (Andalt: Bernburg). Herzog Alerander Karl F im Ioſten 
Sabre feiner Regierung, Mit ihm erlifht die Anhalt:Bernburg’fche 
Linie und fällt das Land an die Deffau’fche Linie, 

20. „ (Bürftencongreß). Der König von Preußen lehnt auch bie 
Esliectiveinlabung ber Fürften ab:. 

. um fo mehr, als Ich auch jept noch Feine amtliche Mittheilung 

ber der Berathung ju Grumbe aeg egten Anträge erhalten habe; basjenige 

aber, was auf anderen Wegen zu Meiner Kenntniß gelangt it, Mich nur in 

ber Abficht beitärtt, Meine Entjchließungen erſt dann feftzuftellen, wenn durch 

geihäftsmäßige Bearbeitung ber Angelegenheit von Seiten Meiner Räthe bie 

zu erörternden Abänberungen ber Bunbesverfafjung, in ihrem Verhältniſſe zu 

ber berechtigten Machtſtellung Preußens und zu ben berechtigten Intereſſen 

ber Nation, eingebenb geprü in fein werben. Ich bin es Meinem Lande und 

ber Sache Deutichlande ſchuldig, vor einer folden Prüfung ber einfchlägigen 

Fragen feine Mich bindenden Erflärungen gem Meine Bunbesgenofjen ab: 

zugeben; ofme ſolche aber würde Meine Theilnahme an ben Berathungen 

ai ausführbar fei ein. Tiefe Erwägung wird Mid nicht abHalten, jebe Mit: 

thetlung, melde Meine Bundesgenoſſen an Mid werben re laffen, mit 
ber Vereitwilligkeit und Sorgfalt In Erwägung zu ziehen, Ich ber 

ung ber gemeinfamen vaterlänbifchen Snterefien —*5 —& 


21., Gärſtencongreß). Depeſche Bismarks an den preußiſchen 
Bundestagsgeſandten in Frankfurt: 
u... Die in ber preußiſchen Monarchte jeberzeit befolgten Srundſatze be⸗ 
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bingen, baß nur nach forgiältiger unb von Gr. Majeſtaͤt geſetzlich vorge: 
ſchriebener Erwägung an compelenter Stelle Entſchließungen gefaßt werden, 
welche bie Intereſſen bes Staates betreffen. Bon dieſer Regel abzuweichen, 
wollen bes Königs Majeftät ſich amallerwenigften in einem Fall entichließen, 
wo es fih um bie wichtigften unb folgenſchwerſten Entſcheidungen handelt, zu 
welchen ein Monarch im Intereſſe feiner Staaten berufen jein fans... .. 
Ew. Erc. werden feinerzeit aus ben F. Miniiterium von Berlin aus bie 
eingehendere Entwidlung ber Anſicht ber f. Regierung über bie biefleitigen 
und über bie vorliegenden öſterreichiſchen Reformplane erhalten. Für jebt 
erkläre ich nur: daß die letzteren, unjerer Anfiht nad, weder ber be: 
rechtigten Stellung ber preußijhen Monardie nod ben be: 
tehtigten Jnterefjen des deutſchen Volks entſprechen. Preußen 
würbe ber Stellung, bie feine Macht unb feine Geſchichte ihm in dem 
europoäifchen Staatenverein geichafien baben, entjagen, und Gefahr laufen 
bie Kräfte bes Landes Zweden bienfibar zu machen, welde ben Ju: 
terejfen bes Landes fremd finb, unb für deren Bellimmung uns 
dasjenige Maß von Einfluß und Gontrole fehlen würbe, auf welches wir 
einen gerechten Anfpruch haben.“ 


24. Aug. (Bürftencongreß). Defterreih richtet vor ber zweiten 


Situng des Fürftencongrefjes ein Promemoria an die fänmtlichen 
Theilnehmer: 

nr 0. Wie in ber erſten Sitzung von mehreren ber hoben Theil: 
nehmer ausdrüdlich hervorgehoben wurde, wollte mit ber Annahme des ge: 
badten Entwurfs als einer geeigneten Berathungsgrundlage nicht etwa auch 
ſchon die Genehmigung ber einzelnen Beitimmungen beöfelben ausgeiprochen 
werben. Se. Majeftät ber Kaijer gibt Sich hiervon volle Rechenſchaft, hofſen 
Sich aber ambererjeits mit ber Auffaffung Allerhöchſtihrer Bunbesgenofjen zu 


* begegnen, wenn Sie glauben, aus ber Thatſache ber allfeitig bekunbeten 


Geneigtbeit, das Reformwerk auf ber Bafis jenes Entwurfs zu Stande zu 
bringen, eine boppelte Folgerung ableiten zu können. Einmal jcheint näm⸗ 
ih Sr. Maj. die Borausjeßung gereitfertigt zu fein, daß bie Bedenken, 
welche etwa gegen einzelne Vorſchläge des Entwurfs von ber einen ober ber 
andern Seite gehegt werben follten, ſich nicht gegen das Syſtem und bie 
leitenden Gedanken, auf welden jeine Eonftruction beruht, richten, ſo⸗ 
mit an nicht Anlaß zu ſolchen Aenberungsanizägen bieten Tünnten, bie ben 
Entwurf in jeinen wejentlihen Theilen und in dem nothwenbigen Zufammen= 
bange feiner wichtigern Verfügungen alteriren würben. Zweitens halten Se. 
Mas. fi überzeugt, baf, wenn eine allfeitige Einigung über Abän- 
berungen bes Entwurfs nicht erreicht werben könnte, die Annahme des 
lestern, felbft in feiner unveränderten Falfung, ber erhabenen 
Berjammlung jebenfalls erwünjchter fein würde, ald ein Zerſplittern und 
Auseinandergehen ber Meinungen unb ein rejultatlofes Ende ber Verband: 
lungen. Ausgehend von biefen Gefihtspunften und ferner erwägend, daß es 
weder nötbig noch erwünfcht fein dürfte, die Berathung ber im Detail etwa 
vorzufhlagenden Mobdificationen den Fürften in Perjon vorzubebalten und 
dadurch beren Aufenthalt in Frankfurt über Gebühr zu verlängern, neigen 
Se. Maj. ber Kaifer in Bezug auf das weiter einzuhaltende Verfahren Sich 
zu ber Anficht, baß die Fürftenconferenz bie Berathbung ber Reform: 
acte nunmehr den bier anwelenben Miniftern überweifen 
Tönnte, foferne bieß mit ber Maßgabe geichähe, daß es in allen benjenigen 
Punkten, in welchen nach reifliher gemeinfamer Prüfung ber Aenberungs: 
anträge nicht ein anberweites Einverfiändniß zu Stande käme, 
bei der Faſſung ber allfeitig angenommenen Berathbungt: 
grundlage fein Bewenden zu behalten hätte... 

Eine weitere Vereinfachung des Geſchäfte Liunte nah Sr. Maj. Erachten 
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dadurch erreicht werben, daß einige Hauptbeſtimmungen bes Entwurfs, für 
deren UAnnahme fich vielleicht bereits eine allgemeine Geneigtheit in ber Mitte ber 
verfammelten Fürften ausgeiprochen bat, von ber Fürftenconferenz nicht nur im 
Grunbfage, fonbern au dem Wortlaute nach genehmigt, ſonach in ben 
Miniftereonferenzen als bereits feftftehenb feiner weitern Discuffion unter« 
ogen würden. Se. k. k. Majeftät geben anbeim, ob nicht unter ben Be: 
immumgen bes Entwurfs namentlich Art. 2, Art. 4, Art. 5 Alinea 1 Bis 
3, Art. 6, Art. 14 Alinea 2, 4 und 5, Art. 16, Art. 18 Alinea 1, Art. 20 
bis 22, Urtifel 23 Alinea 1, Art. 24, Art. 26, Art. 36 von ber erhabenen 
Berfammlung geeignet gefunden werben könnten, unveränbert angenommen 
zu werden. Solden alles würbe ben Miniftern nur bie Aufgabe bleiben, 
die bier nicht genannten Artikel bes Entwurfs zu revibiren und nad Prüs 
fung ber zur Borlage kommenden Aenberungsanträge vorbebaltlih ber Ra⸗ 
tification der Souveräne tertuell feitzuftellen, auch vielleicht, wenn etwa Lüden 
bemerkt werben follten, ergänzende Beftimmungen zu beantragen. 

„Um übrigens zugleich allen Anftänden zuvorzukommen, welche je nach ben 
Verfaſſungeverhaltniſſen ber einzelnen beutichen Staaten bei den hoben Mitglies 
bern ber Konferenz gegen Erllärungen von beftnitiv verpflichtendem Charakter 
obwalten Fünnten, glauben Se. k. k. apoftolifde Majeſtät mit ben im Obigen 
entwidelten Borfchlägen fchließlich noch bie weitere Bemerkung verbinden zu 
follen, daß es ſich empfehlen bürfte, bei allen in ber Fürſtenconferenz erfol: 

enden Erklärungen von bindendem Charakter, infofern biefelben nad ben 

nrichtungen bes betreffenden Staates ben Vorbehalt ber Zuſtimmung ber 
conftitutionellen Körperichaften erforberlich erfcheinen Laffen follten, allgemein 
unb ohne daß bies jebes Mal noch beionders ausgebrüdt werden müßte, 
biefen Vorbehalt als. einen felbitiverftänblichen zu betrachten.” 

21.—22. Aug. (Abgeordnetentag). Verſammlung bed Abgeord⸗ 
netentage® in Frankfurt. Es nehmen baran mehr als 300 Ab: 
geordnete aus ben verfchiebenen beutfchen Staaten (Defterreih aus⸗ 
genommen) Theil. Bericht Häuffers über den öfterr. Entwurf 
einer Reformacte des beutfhen Bundes. Einſtimmige Beichlüffe 
bezüglich ber deutſchen und ber fchleewig-holftein’ichen Trage: 

Beſchluß bezüglich ber deutſchen Frage. 1) Der Abgeorbnetentag 
erblidt in Defterreihs Initiative und in ber Theilnahme faft aller Bundes: 
mitglieber ein erfreuliches Zeugniß ber allerwärts fiegreichen Ueberzeugung 
von ber Unzulaͤnglichkeit ber beiiehenden Bunbesformen unb ber bringenben 
Nothwendigfeit ber Neugeſtaltung; ob zugleich bie Bürgſchaft, daß das gute Recht 
bes deutichen Volkes auf eine feiner würdige Berfaffung endlich zur Erfüllung 
tommt, ift von weiterem Entgegenfommen ber beutjchen Fürſten abhängig. 2) Der 
Abgeorbnetentag Tann nur von einer bundesſtaatlichen Einheit, wie fie in ber 
Reichöverfaffung von 1849 rechtlichen Ansbrud gefunben bat, bie volle Be: 
friebigung bes greiheits:, Einheits-, Sicherheits: und Machtbedürfniſſes ber 
Nation hoffen; indeffen ift ber inneren Krifis und ben äußeren ragen gegen: 
über ber Abgenthnetentag nigzt in ber Lage, zu Oeſterreichs Ent: 
wurf fi lediglich verneinendb zu verhalten. 3) Er muß aber eine 
Reihe von Einzelbeftimmungen ber Reformacte, insbefondere bie Zujammens 
fegung und Competenz der Delegirtenvertretung, für höchſt hedenklich 
erachten und muß vielmehr bie Bildung einer von der Nation er— 
wählten Vertretung als unerläßliche Vorbebingung bes Gelingens bezeichnen. 
4) Der Abgeorbnietentag betrachtet bie Anerkennung ber Gleichberechtigung 
beiber Großmachte im Staatenbund als ein Gebot ber Gerechtigkeit unb ber 
Politik, ebenſo den Eintritt ber nichtbeutichen preußiſchen Provinzen. 5) Unter 

- allen Umfländen erflärt ber Abgeordnetentag: daß von einem einfeitigen 
Vorgehen ber Megierungen eine gebeibliche Löfung ber Nationalreform nicht zu 
6 
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erwarten ift; Pi nur von be Zuflimmung einer nah Norm der 
Bunbesbefhlüffe vom 30. März und 7. April 1 zu berufenden:. Na⸗ 
tionaluerfammlung. 
Beſchluß bezüglih ber ſchleswig-holſtein'ſchen Frage: „Ge: 
genüber dem — den am 9. Juli dieſes Jahres die Bundesverſamm⸗ 
lung in Betreff Schleswig-Holſteins gefaßt hat, erklärt der Abgeordnetentag: 
— altem Rechte, wie nach dem Staatsgrundgeſetze, welches unter der von 
der deutſchen Centralgewalt anerkannten proviſoriſchen Regierung am 15. Sept. 
1848 ins Leben getreten iſt, ſind die Herzogthümer feſt mit einander verbun⸗ 
dene und ſelbſtändige Staaten unter der Herrſchaft des oldenburgiſchen Manns⸗ 
ſtammes. Die Vereinbarungen von 18°%,, die das Recht ber Herzogthümer 
- verfümmern, von ber Vertretung berjelben niemals anerkannt, von Dänemart 
ſelbſt vielfach verlegt und buch das Märzpatent zerriffen find, haben für 
Deutſchland Feine binbenbe Kraft. Durch ben Beihluß vom 9. Juli, welcher 
fih dem ungeadtet auf ben Boden jener Vereinbarungen und ber mindeftens 
ebenfo ungenügenden engliihen Vorſchläge ftellt, hat ber Bundestag feiner 
Pflicht gegen Deutichland und die Herzogthümer nicht genügt. Doch ift diefer 
Beſchluß gefaßt und nicht mehr ungeſchehen zu machen. Leiſtet Dänemarf 
nicht Folge, fo’ muß vor Allem, wenn nit neue Schmach auf bie alte ge: 
bäuft werben fol, der gefaßte Beihluß ungeſäumt und mit voller Energie 
dur den Einmarſch ber Bundestruppen in Vollzug geſetzt werden. Hier zu: 
erfi wird ber Werth ber fürftlihen NReformbeitrebungen feine Probe zu be⸗ 
ftehen haben. Iſt das nationale Selbfigefühl, das bie Ohnmacht unferer 
auswärtigen Politik als einen brennenden Schimpf empfindet, in ben beutjchen 
Regierungen lebendig geworben, fo wirb ber Uebergang von ber Vollfiredung 
eines unzulänglihen YBunbesbeihlufjes zur endgültigen, wahrhaft befriebi: 
genden Löſung ber fchleswig-holfteinifhen Frage — zur Wiederherftel: 
ung bes alten Rechtes in feinem vollen urfprüngliden Um: 
fange — durch ben Verlauf ber Ereigniffe unfehlvar gebahnt werben. Wei: 
hen im Gegentheile bie Bunbesregierungen auch biesmal vor biefer Aufgabe 
zaghaft zurüd, jo weiß Deutichland, was e8 von ben ihm gebotenen Reform: 
entwürfen zu halten bat, und Fein befhönigendbes Wort würde dann bie Ueber: 
zeugun erihüttern, baß ber Grunbgedanfe ber nationalen Bewegung auch 
dies nicht erfüllt, fonbern mit gebaltlofen Verheißungen erftidi werben ſoll.“ 


22— 31. Aug. (Fürſtencongreß). Weitere Situngen des Fürften- 

congrefjes zur Berathung der dfterr. Reformentwurfes. Der Groß- 

herzog von Medienburg: Schwerin gibt in der zweiten Sitzung bes 

Eongrefles vom 22. Aug. eine Erflärung zu Protofoll, die, nad 

einer Reihe von Mobifitationsanträgen, dahin fließt: „An unb 

für ſich empfiehlt fidy die Einführung des conftitutionellen Syſtems 

in die Bunbesinftitutionen nit. Die Vorausfeßungen ber eng: 

liſchen Verfaffung fehlen in Deutfchland. Wenn aber dennoch eine 

beutfche Nationalvertretung, die fih nicht auf Kopfzahl, fondern auf 

geiftige Kräfte ftüßt, von hohem Werthe auch für die deutſche Bundes⸗ 

gefammtheit fein kann, fo heißt es nicht bie Inſtitution beſchränken 

oder ſchwächen, fondern unterftügen, wenn man biefelbe vor Kon: 

flieten fiher zu ftellen fucht, die zwoifchen der politiihen Gewalt 

unb einer mit dem Steuerverfagungsrechle ausgerüfteten Verſamm⸗ 

lung erfahrungsmäßig zu entftehen und mit bem Untergange ber 
einen oder ber anderen zu enden pflegen.“ 

22. Aug. (Bayern). Die II. Kammer macht auf bie Anregung ihres 
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Vräfidenten Grafen Hegnenberge Dur eine Bemonftration zu Gun: 
ften der dfterr. Reformacte, 


23. Aug. (Holfein). Das Sprucdcollegium ber Univerfität Kiel ⸗ 


24. „ 
genoſſen: 


25. 


klärt ſich in einem Rechtsgutachten für die Forderung der deutſchen 
Mojorität der aufgelösten ſchleswig'ſchen Staͤndeverſammlung. 
Anſprache des Ausſchuſſes bes Nationalvereins an bie Vereins⸗ 


„Kaum vier Zahre find verflofien feit bem Wiebererwachen ber nationalen 
Bewegung. Anfangs mit geringen Mitteln gegen Schwierigfeiten aller Art 
antämpfend, gelähmt noch durch ben einer vergangenen Zeit angehörenben 
Groll ber alten Parteien und vor allem durch bie Muthlofigkeit und Gleich» 
giltigleit eines großen Theile bes beutfchen Volle, gehemmt burch noch vor= 
handene particulariftifche Gegenſätze auch im Volle, auf das Aeußerfte von 
faft allen Regierungen und retrograben Elementen angefeindet, ohne jebe 
Stüde als die Gerechtigkeit ihrer Sache hat bie nationale Partei täglih an 
inmerem Halt gewonnen, mehr und mehr bie tüchtigen Kräfte ber Nation in 


’ Ih bereinigt und ihre Gegner jelbit endlid) gepmungen, auf ben nationalen 
en, 


welchen fie zuerſt verläugneten, gitens fcheinbar herabzufteigen. 
Heute, in einem Augenblid, wo Preußens Einfluß und Preußens Kraft durch 
den Innern Gonflict gelähmt find, ſehen wir ben Kaiſer vom Oeſterreich wie 
faft alle übrigen beutichen Fürſten laut unb offen nor ber Ration bie gänz« 
Tide Unbrauchbarkeit der Bunbesverfaffung und bie höchſte Dringlichkeit ihrer 
Ausbeſſerung im liberalen und nationalen Sinne befennen unb in ber alten 
Meicheftabt Frankfurt fich zu perfönlichen Berathungen über eine neue Ge 
ftaltung ber beutfchen Gefammtverfaffung vereinigen. Die deutſche Frage ift 
officiell auf die Tagesordnung gefeht. An ber Nation iſt es, biesmal ihre 
enblihe Loſung zu ſichern. Täufcht nicht alles, fo nahen für uns höcht wich⸗ 
tige, wenn nicht entjcheibenbe Ereigniſſe. In einer ſolchen Krifie muß bie 
Nation noch feier als bisher fi um bas Barmer ber Freiheit unb Einheit 
ufammenfcnaren, jich felbft mit ben Creigniffen ins Klare jegen, mit iBes 


. jonnenbeit das Brauchbare annehmen, unb das Verderbliche mit Entſchloſſen⸗ 


heit zurüdtmeifen. ... Vor 50 Jahren opferten unjere Bäter freubig auf 
Leipzigs Schlachtfeld ber Freiheit des Vaterlanbes Blut und Leben. Noch 
forderte von uns das Vaterland nur Heine Gaben. Möge bie Gebächtnike 
feier ber heillgen Tage bes Vefreiungsjahres die Söhne gemahnen, in bem 
Ringen ber Nation um innere Freiheit und Cinheit nicht zu erlahmen, und, 
wenn bie Entſcheidung naht, e8 ben Vätern gleid) zu thun.“ 

(Fürftencongreß). Baden wahrt fich gegenüber bem öſterr. 
Promemoria v. 21. d. M. in einer Note an ben Grafen Rechberg 
bie volle Freiheit feiner Entichlüffe gegenüber ben Beſchlüſſen bes 
Congreſſes: 

. ... Wenn zunäcft bie großherzogliche Megierung auch mit bereitwil⸗ 
ligem Enigegenkommen und beim rebli Willen, aus dem k. oͤſterreichiſchen 
Entwurf bie mboglichſt ausgedehnteſten Reſultate zu gewinnen, in demſelben 
nah Maßgabe ber von Sr. k. Hoh. bereits abgegebenen Erflärungen eine ges 
nügende Grunblage für bie Verhandlungen erfannt bat, fo vermag fie doch 
nicht zuzugeben, baf bie Bedenken, welde etwa gegen einzelne chlaͤge bes 
Entwurfs von ber einen ober ber andern Seite gehegt werben jollten, ſich 
A gegen das Syſtem und bie leitenben Gebanlen richten Lönnten, 
auf welden bie Gonftruction bes Ganzen beruht... . . Bon biefer Auffaffung 
ausgehend, kann bie großh. Regierung nicht bahin gelangen, zuzugeſtehen, 
daß es in allen benjenigen Punkten, in welchen es nach reiflicher, gemein⸗ 
jamer Prüfung ber Aenderungsaniräge nit zu einem anberweitigen: Ein: 
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verſtaͤnbniß Tänze, bei ber Faſſung ber allfeitig angenonnnenen Berathungs⸗ 
grunblage fein Bewenben haben könnte. So lange ein Einverfiändniß unter 
alien boden Bunbesfürften und freien Städten nicht erzielt fein wird, müßte 
fegehalten werben, daß feinerlei Verpflichtung auf den inhalt ber ein- 
zelnen Artifel ber Reformacte übernommen worben if, unb Se. k. Hoheit 
aben ben Unterzeichneten beauftragt, biefe Freiheit von jeder Werbinblichfeit 
t die großberzogliche Regierung ausdrücklich zu wahren. Ein weiterer Bor: 
flag bes Promemoria's geht dahin, einige Hauptbeftimmungen des nt: 
wurfes von ber Fürftenverfammlung nicht nur im Grunbfage, fonbern auch dem 
Wortlaut nad in der Art genehmigen zu Iafien, daß biefelben ſonach in ber 
Minifterconferenz, als bereits feſtſtehend, keiner weitern Discuffion unterzogen 
würden. Se. tgl. Hoheit erachtet eine folhe Zerfplitterung des Entwurfs, 
beffen Beftimmungen ein eng verbunbenes Gefüge von, wenn auch nicht überall 
gleich wichtiger, boch nirgenb unwefentlicher Bedeutſamkeit barftellt, . für un: 
zulaſſig, unb vermöchte über einzelne Beftimmungen nicht im irgend ver: 
pflichtendber Weife fi) zu Außern, und wenn Allerhöchftberfelbe dem Wunſche 
Sr. ?. k. Majeſtät nach einem rüdhaltlofen Meinungsaustaufche auch feiner: 
ſeits gerecht zu werben beftrebt fein wirb, ſo kann es body nur umter dem 
ausdrüdlichen Vorbehalte gefcheben, bad Se. k. Hoheit für bie großher⸗ 
oglihe Regierung bie Erflärung über Annahme ober Nichtannahme ber Re: 
ormacte für ben Schluß ber Gefammtberathung aller einzelnen Wrtifel re: 
ſervirt und fich nicht früher zu binden gemeint ift, bevor bie Geſammtheit 
Pr a ME neuen Bunbesverfafjung vereinten Beſtimmungen fi) über: 
en läßt... ." 


25. Aug. (Fürftencongreß) Antwort bes ſächſ. Miniſters v. Beuft 
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auf bie badifhe Note vom 22. Aug. an den Grafen Rechberg: 

ne». Der König, bes Unterzeichneten a. g. H. weiß ber gemiffenhaften 
Auffaffung, welche ben Darlegungen ber großherzogl. Regierung zu Grunbe 
liegt, alle Gerechtigkeit wiberfahren zu Laffen Allerhöchftderfelbe vermag aber 
eben jo wenig bie Ueberzeugung zu umnterbrüden, baß ein biefen Darlegungen 
entiprechenbes Verfahren, wollte es von fänmtlichen Theilnehmern befolgt wer: 
ben, von vorneherein jede Ausficht auf das Zuſtandekommen irgend eines Re 
fultates nothwendig vereiteln müßte, . . . “ 

Berfammlung bes beutfhen Suriftentags in Mainz, Derfelbe 
beſchließt theil® einftimmig, theils mit Mehrheit: 

„Es fieht an fi bem Richter in jebem einzelnen gegebenen Falle bas 
Recht zu, bie verfaflungsmäßige Giltigleit ber angerufenen Geſetze, insbeſon⸗ 
bere bie Frage, ob bie erforderlihe Zuziehung verfaflungsmäßiger Stände 
ftattgefunben habe, zu prüfen; es ift jedoch bie Schaffung eines endgiltig bier- 
über erfennenden unabhängigen oberften Gerichtshofes anzubahnen; Streitig- 
feiten über einfeitig von ber Staatsregierung ausgehende Veränderungen ber 
Verfaſſung, der Wahlgefepe u. ſ. w. wären einem zu fchaffenden unabhängigen 
Bundes: oder Reichsgerichte demnächſt zu Übertragen.” 

(Bundestag). Der bänifche Geſandte erffärt, daß feine Res 
gierung fi nicht im Stande befinde, die Proclamation v. 30. März 
zurüdzunehmen, dagegen fei fie bereit, „jede wünfchenswertbe Aus: 
kunft über alle Dispofitionen biefer Proclamation zu geben“ und 
alle Vorſchläge, welche ihr in Beziehung "auf die Serzogthlimer 
Holftein und Lauenburg gemacht würden, in „ernfte Erwägung“ zu 
zieben. 


30. „ (Bürftencongreß), Deſterreich Beantragt durch ein zweites 
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PBromemoria ben fofortigen Beginn von Gonferenzen ber in Frank⸗ 
furt anwefenden Minifter: 

„ . +. Auf das innigfle vertraut mit ber hochwichtigen Frage bes Augen⸗ 
bis, fowie nicht minder mit ben Gebanken ihrer Zürften über deren In 
und Geftaltung zum wahren Wohl bed gemeinfamen Baterlandes, werben bie 
in Beratbung tretenden Minifter eingebenber Inſtructionen nicht bebürfen; 
nad Sr. Majeftät Erachten wären jedoch beren Gränzen beflimmt zu ziehen 
und zwar insbefondere bie Bepollmädtigten in ben Stanb zu fegen, bie von 
ber Fürſtenverſammlung ihrer Prüfung zugewielenen Gntwurfsartifel fo weit 
zu erledigen, baß nur nody bie Ratification ber Souveräne vorbehalten bliebe. 
er wären bie Minifter anzuweiſen, keine berjenigen Beſtimmungen, welche 
eitens ber Fürften nach gemeinfamer reiflicher Erörterung bereits feftgeftellt 
worben find, in ben Minifterconferenzen zum Gegenſtand abermaliger Diss 
cuſſion zu nehmen, und überhaupt von bem Grundſatz auszugehen: es feien 
bie ausgefekten Artikel im Geift jener angenommenen auszufüllen unb in 
biefem Sinn das Reformwerk zu ergänzen unb abzufchließen.“ 


1. Sept. (Fürſtencongreß). Schluß bes Trürftencongrefis. Die 
Reformacte wirb zu Ende beratben unb von ber Mehrheit befinitiv 
feftgeftellt, fo daß Keine Minifterconferenzen ftattfinden. Baben 
flimmt nit zu. Zweites Collectivſchreiben an ben König von 
Preußen. Sclußrebe bed Kaiferd von Oeſterreich. 

Dfficielle Zufammenftellung ber von ber Eonferenz ber ſouve⸗ 
tönen Yürften und freien Städte Deutſchlands theils mit Stimmeneinhelligfeit, 
theil® mit ũberwiegender Stimmenmehrheit genehmigten Beflimmungen 
bes Entwurfs einer Reformacte: 

Abſchnitt J. Allgemeine Verfügungen. Art. 1. ber Faflung 
bes Entwurfs angenommen. Urt. 2. In ber Yaffung bes urfs anges 
nommen. Art. 3. Das Directorium bes beutichen Bundes beſteht aus feche 
Stimmen: 1) aus bem Kaifer von Defterreih; 2) aus ben König von 
Preußen; 3) aus bem König von Bayern; 4) aus ben Königen von Sach⸗ 
fen, Hannover und Württemberg, in jährlichem Wechfel burch einen aus ihrer 
Mitte, infofern nicht eine anbere gemeinfchaftliche Vereinbarung unter ihnen 
eintritt; 5) aus einem durch ben Großherzog von Baben, ben Kurfürften von 
Heflen, ben Großherzog von Hefien, ben König von Dänemark als Herzog 
von Holftein und Lauenburg, ben König ber Nieberlande als Großherzog von 
Luremburg, ben "Herzog von Braunfchweig, bie Großberzoge von Mecklenburg⸗ 
Schwerin unb Medienburg-Strelig und ben Herzog von Naſſau zu wäh: 
lenden Bunbesmitgliebe; 6) aus einem durch ben Großherzog von Sachſen⸗ 
Weimar, ben Großherzog von Dibenburg, bie Herzoge von Sachen: Dreiningen, 
Sachſen⸗Altenburg, Sachſen⸗ſtoburg⸗Gotha und Anbalt, die Fürſten von 
Shwarzburg-Sondersbanfen, Schwarzburg-Rubolftabt, Tiechtenftein, Walbed‘, 
Reuß ältere Linie, Neuß jüngere Linie, Schaumburgstippe und Lippe, ben 
Lanbgrafen von Heffen-Somburg und bie freien Stäbte Lübeck, Frankfurt, 
Bremen unb Hamburg u wählenden Bundesgliede. Die Wahlen unter 5 
und 6 ge anf brei Jahre unb unter Anwenbung bed im Art. 6 ber 
Bunbesacte feftgeftellten Stimmverhältmiffes, infofern nicht unter ben unter 6 
genannten Staaten eine andere gemeinichaftliche Vereinbarung eintritt. Die 

itglieber bes Directoriums werben fich in ber Regel durch Bevollmächti 
am Bunbesfipe vertreten Igfjen. Es bleibt ihnen jeboch vorbehalten, ie 
wichtigeren Veranlaffungen zu vereinigen, um bie Befugniffe bes Directortums 
in Perfon auszuüben. Art. 4. m der Faflung bes Entwurfs angenommen. 
Art. 5. Den Vorſitz im Directorium und im Bunbesrath führt Oeſterreich. 
Im Falle ber Verhinderung bes öfterreichifchen Bevollmächtigten geht ber Vor» 
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fig auf Preußen über, Mit ben Verfige find keine anberen Befugntifie, als 
bie zur formellen Leitung ber Gefchäfte erforberlichen, verbunden. Alle Be: 
fhlüffe des Directoriums werben mit einfircher Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleihheit wird bie Zahl ber Bevölkerung (nach ber Bundesmatrikel) 
ber von jeber Stimme vertretenen Staaten, alfo 1) Defterreihs, 2) Preußens, 
3) Bayerns, 4) ber brei Königreiche, 5) ber im Art. 3 unter 5 genannten 
Staaten, 6) ber ebenbafelbft unter 6 genannten Staaten, nach ben fich gegen: 
überftehenden 3 Stimmen zufammengerechnet und jolchergeftalt die Mehrheit 
entfchieben. Die Beichlüffe bes Bundesraths werben mit einfacher Stimmen: 
mehrbeit gefaßt, fofern nicht bie nadfoigenben Artikel Ausnahmen von diefem 
Grunbfaße anordnen. Die Directorialdevollmächtigten, forwie bie Mitglieber 
bes Bundesraths find an bie Meifungen ihrer Regierungen gebunden. Dod 
find bie Regierungen und vorzugsweile bie Directorialhöfe verpflichtet, ihre 
Bevolimächtigten mit thunlichſt ausgedehnten Snfructionen zu verfehen, ba- 
mit ber Gang ber YBunbesgefchäfte durch ben Verkehr yifden ben Bevoll⸗ 
mächtigten und ihren Bollmadhigebern fo wenig wie möglich aufgehalten werde. 
Die Beziehungen zwifchen bem Directorium unb ben einzelnen Regierungen 
werben durch deren Benollmäcdhtigte im Bunbesrathe vermittelt. Die Militär: 
commiffion tft dem Directorium untergeorbnet . . . Directorium unb Bundes⸗ 
rath haben ihren Sig zu Frankfurt a. M. Art. 6. In ber Faſſung bes 


. Entwurfs angenommen. Art. 8. Dem Directorium liegt bie Sorge für bie 


äußere Sicherheit Deutfhlands ob. Bei Gefährbung ber Sicherheit bes 


Bunbes, insbefonbere wenn berielbe ober ein einzelner Theil be Bunbes: 


gebiets mit einem feinbliden Angriffe bedroht if, hat das Directerium alle 
burch bie Umftände erforberten militäriſchen Vorfichts⸗ und Vorbereitungs⸗ 
maßregeln anzuorbnen. Es übt zu dieſem Zwecke ſämmtliche nach ber Bundes⸗ 
kriegsverfaſſung dem Bunde zuſtehende Befugniſſe aus. Insbeſondere kommt 
es ihm zu, die Kriegsbereitſchaft und Mobilmachung des Bundesheeres oder 
einzelner Contingente deſſelben zu beſchließen, für die rechtzeitige Inſtand⸗ 
ſetzung ber Bundesfeſtungen zu forgen, den Bundesfelbherrn zu ernennen, bie 
Bilbung bes Hauptquartier und ber Heeresabtheilungen zu veranlaffen, eine 
eigene Kriegsfaffe bes Bunbes zu errichten. Au einer förmlichen Kriege: 
erflärung bes Bunbes ift ein im Yunbesrath mit zwei Drittheilen der Stim- 
men gefaßter Beichluß erforberlih. Ergibt fi bie Gefahr eines Krieges 
zwifchen einem Bundesſtaate, welcher zugleich außerhalb des Bunbesgebiets 
Beſitzungen bat, unb einer auswärtigen Macht, fo hat das Directorium ben 
Beſchluß des Yunbesraths barüber, ob ber Bunb fi) am Kriege betbeiligen 
wolle, zu veranlaſſen. Die Enticheibung erfolgt ebenfalle hierüber wit zwei 
Drittheilen ber Stimmen. Wirb ba8 Bundesgebiet durch feindliche Streit: 
räfte angegriffen, fo tritt ber Stand bes Bunbesfrieges von felbft ein. Das 
Directorium bat das Recht, Yriebensunterhandlungen einzuleiten und zu bie: 
fem Zwecke eigene Bevollmächtigte zu ernennen und mit Inſtructionen zu 
verſehen. Es bat jeboch über bie Bedingungen bes Friedens bie Anficht bes 
Bundesraths zu aa Die Annahme und Betätigung bes Friedens⸗ 
vertrags kann nur auf Grund eines mit einer Stimmenmehrheit von zwei 
Drittbeilen gefaßten Beichluffes bes Bundesraths gefhehen. In dem Falle 
bes Art. 45 ber Wiener Schlußacte bat das Directorium bie zur Behaup⸗ 
tung ber Neutralität bes Bundes erforberlidden Maßregeln zu beichließen. 
In Bezug auf Streitigfeiten einzelner beutfchen Staaten mit auswärtigen 
Staaten hat das Directorium bie burd bie Art. 36 unb 37 ber Wiener 
Schlußacte ber Bunbesverfammlung zugewiefenen Befugniffe auszuüben. 
Art, 9. Die Sorge für bie Aufrechthaltung ber öffentliden Orbnung unb 
ber Gefeplichkeit in ben einzelnen Bunbesftaaten liegt zunächſt ben betreffen- 
ben Regierungen ob. Das Directorium bat jeboch auch ſeinerſeits barüber 
zu wachen, baf ber innere Triebe Deutichlanbs nicht geführbet werbe. Treten 
Fälle von Ruheſtörungen ein, fo hat ba# Directorium biejenigen Befugniſſe 
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auszuüben, welche bie Art. 25 bis 28 ber Wiener Schlußacte ber Bunbes⸗ 
verfammlung zumweifen. Art. 11. Das Directorium übt auf Grunb ber Be= 
ſchlüfſe des Bundesrathe Namens ber beutichen Regierungen das Recht bes 
Borſchlags in Angelegenheiten ber Bundesgeſetzgebung aue. (Art. 20.) In 
gleicher fe ſteht demſelben bie Initiative auch in benjenigen Angelegen: 
beiten zu, in welchen bie Erlaſſung eines gemeinfamen Geſetzes ober bie 
Gründung einer gemeinfamen Einrichtung von ber freien Zuflimmung ber 
einzelnen Staaten abhängt, bie Wirkſamkeit bes Bundes gegenüber biefen letz⸗ 
teren fi) ſomit nur al® eine vermittelnde barftellt. (Art. 21.) Der Bunbes: 
rath Bat in beiden Fällen bie in bie Berfammlung ber Bunbesabgeorbneten 
einzubringenben Vorlagen vorzubereiten. Gefetesnorfchläge, welche eine Ab» 
änberung ber Bunbesverfaffung ober einen Zuſatz zu berfelben enthalten, 
oder ber gefeßgebenben Gewalt des Bunbes einen neuen, jsither ber Geſetz⸗ 
gebung ber Einzelftaaten angebörigen Gegenſtand übermweifen, können im Bundes⸗ 
rathe nur mit Ginhelligfeit fämmtlider 21 Stimmen genehmigt werben. 
Vorfchläge, durch welche einzelnen Bunbesgliedern befonbere, nicht in ben ges 
meinfamen Verpflichtungen Aller begriffene Leiftungen ober Verwilligungen 
für ben Bund angejonnen werben, bebürfen ber freien Zuftimmung aller bes 
theifigten Regierungen. Ueber Religionsangelegenheiten findet kein Beſchluß 
anber® als mit allfeitiger freier Zuflimmung flat. Art. 14. Das Directo⸗ 
rium läßt die aus ben Matricularbeiträgen ber einzelnen Staaten gebilbete 
Bunbestaffe verwalten. Es läßt von brei zu brei jahren nad eingeholter 
Auftimmung bes Bundesraths ben Voranfchlag ber orbentlihen unb außer⸗ 
orbentlichen —— —* aufſtellen und ber Verſammlung ber Bunbes⸗ 
abgeordneten zur Genehmigung vorlegen. Es läßt bie von ber Verſammlung 
ber Bumbesabgeorhneten genehmigten Matricularumlagen ausichreiben. Kommt 
in Betreff bes Voranſchlags eine Einigung mit ber Berfammlung ber Bundes: . 
ebgeorbneten nicht zu Stanbe, fo ift bis zu einer Verftänbigung ber Voran⸗ 
fhlag ber vorhergehenden Beriobe maßgebend, infofern bie barin ent 
Ausgaben nicht ausbrädlich nur für einen vorübergehenben bereits erreichten 
Zweck beſtimmt find. Zur Dedung unvorhergefehener Bunbesausgaben kann 
das Directorium mit Genehmigung des Bundesrathes unb ber Berfammlung 
ber YBunbesabgeorbneten, ober wenn letztere nicht vereinigt ift, unter Vorbe⸗ 
halt ber Mechtfertigung vor berfelben außerordentliche Matricularumlagen aus⸗ 
ſchreiben. Es Iäft ben Rechenſchaftsbericht über bie abgelaufene breijäßrige 
Periode des Bundesſshaushalts ber Verſammlung ber Bunbesabgeorbneten vorlegen. 
Abſchnitt IM. Die Berfammlung ber Bundbesabgeorbneten. 
Art. 16. Die Berfammlung ber Bunbesabgeorbneten gebt buch Delegation 
aus ben Bertretungsförpern ber einzelnen beutichen Staaten or. Sie 
befteht aus 302 von biefen Körpern gewählten Mitgliebern. Deſterreich ent: 
fendet zum Bunde 75 vom Reichsrathe aus ber Zahl feiner ben beutfdhen 
Yunbeslänbern angehörigen Mitglieber ober aus ben Mitgliebern ber Lanb⸗ 
tage des Bunbesgebietes gewählte Abgeordnete. Preußen entienbet 75 Abge⸗ 
orbniete aus ber Zahl ber Vertreter ber deutſchen Bunbeslanbe im preußilchen 
Landtege. Bayern entjenbet 27 Abgeorbniete, Sachſen, Hannover, Württem⸗ 
berg entfenben je 15, Baben 12, Kurbefien 9, Oro ppergogthurm ien 9, 
olftein unb Lauenburg 5, Luremburg und Limburg 4, Braunfhweig 3, 
ecklenburg⸗Schwerin und Medienburg-Strefig zufammen 6, Naſſau 4, 
Sachſen⸗Weimar 5, Sacfen:Meiningen, Sachſen⸗Altenburg unb Sachſen⸗ 
KoburgsGotha je 2, Dibenburg 3, Anhalt 2, Schwargburg-Sonbershaufen, 
Schwarzburg⸗Rubolſtadt, Liechtenftein, Waldeck, Reuß ältere Linie, Reuß jün> 
exe Linie, Schaumburgs£ippe, Lippe, Heffenshomburg je einen, bie freien 
äbte Lübee, Frankfurt, Bremen je einen, Hamburg 2 Wbgeorbnete, unb 
zwar alle bieje Staaten aus ber Mitte ihrer Bextretungelörper. In ben 
jenigen Staaten, in welden das Zweikammerſyſtem befleht, wählt bie erſte 
Kammer ein Deittheil, bie zweite Kammer zwei Drittbeile ber Bunbesabges 
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orbneten. Wo bie Abgeorbnetenzahl nid durch drei theilber if, wirb bie 
betreffende Negierung beftimmen, wie bie. Zahl ber Vertreter unter beibe 
Kammern zu vertbeilen fei. Art. 18. Alinea 1. In ber Fallung bes Ent: 
wurfs angenommen. Art. 20. Der DVerfammlung ber Bunbesabgeorbneten 
fteht das Recht beichließender Mitwirkung zur Ausübung gefebgebendber Ges 
walt bes beutfhen Bunbes zu. Die gefeßgebenbe Gewalt bes Bunbes erftredit 
ih: 1) auf Abänberungen ber Bunbesverfaffung unb Aufäge zu berjelben; 
) auf den Bunbeshaushalt; 3) auf Feitftellung allgemeiner Grunbzüge für 
bie Geſetzgebung ber Einzelftanten über bie Angelegenheiten ber Prefle unb 
ber Vereine, über literarifches unb künſtleriſches Eigenthumsrecht, über Hei: 
matrecht, Anſäſſigmachung und allgemeines beutiches Bürgerrecht, über gegen: 
feitige Volftredung rechtsfräftiger Erkenntniffe, über Auswanberungen, ſowie 
über biejenigen Gegenftände von gemeinfamen Intereſſe, beren allgemeine 
Regelung etwa Tünftig ber gefetgebenben Gemalt be3 Bunbes durch ver: 
faflungsmäßige Beichlüffe bes Directoriums (Art. 11) und ber Abgeorbnneten- 
verfammlung würbe übertragen werben. Gefetesoorichläge, welche eine Abänbe: 
rung ber Zunbeavertaffung bezweden, ober ber gefeßgebenben Gewalt des Bunbes 
einen neuen ſeither ber Gefeßgebung ber Einzelitaaten angehörigen Gegenftanb 
überweifen, lönnen in ber Verfammlung ber Bunbesabgeorbneten nur mit 
einer Mebrheit von wenigſtens brei Viertheilen ber Stimmen angenommen 
werben. Wie das Birectorium, fo befitt auch bie Yögeorbnetennerlammm[ung 
das Recht, Bundesgeſetze in Vorſchlag zu bringen. Betreffen folche VBorfchläge 
eine Abänderung ber Bunbesverfaffung oder einen Zuſatz zu berfelben ober 
bie Ueberweiſung eines neuen jeither ber Gefebgebung ber Einzelſtaaten ans 
a Gegenitanbes an bie geſetzgebende Gewalt bes Bundes, jo können 


"fie von ber Abgeorbnetenverfammlung nur mit einer Mehrheit von wenigſtens 


brei Viertheilen ber Stimmen bejchlolfen werben, Urt. 21. In ber Yallung 
bes Entwurfs angenommen. Art. 22. In ber Faſſung des Entwurfs ans 
genommen. 

Abſchnitt IV. Die Fürfienverfammlung. Art. 23. In ber Regel 
wird nad bem Schluffe ber orbentlihen ober außerorbentlihen Sikungen ber 
Verfammlung ber Bunbesabgeorbneten eine Verfammlung ber fouveränen 
Fürften und ber oberften Magijtrate ber freien Stäbte Deutſchlands ſich ver: 
einigen, Der Kaifer von Sehlerreich unb ber König von Preußen erlaffen 
gemeinfhaftlich bie Einladungen zur Fürſtenverſammlung. “Die nicht perfönlich 
eriheinenden Souveräne Tönnen ſich durch einen Prinzen ihres ober eines andern 
beutfchen Haufes als Alterego vertreten laſſen. (Die Berathungbes Alinea 4 biefes 
Artifel3 wurbe ben Minifterconferenzen überwiefen.) Art. 24. In ber Jaffung 
bes Entwurfs angenommen. Art. 26. In ber Fallung des Entwurfs ange: 
nommen. Art. 27. Bunft 3. (Es wurde befähloffen, bie Worte „ben Sou- 
verän“ zu freien.) Art. 28. Punkt 3....:. 3) Streitigkeiten zwiſchen ber 
Megierung eines Bunbesftaats und einzelnen Berechtigten, Corporationen ober 
ganzen Glaffen, wenn biefelben wegen Verlegung ber ihnen durch die Bundes⸗ 
verfofjung (Art. 13 bis 18 ber Bunbesacte) gemährleifteten Rechte Klage 
führen, fo weit das betreffende age nit vor bem 1. San. 1863 
durch Bunbesbefchluß ober durch bie einjchlägige Sanbeagelebarbung geregelt 
iſt. —— in anerkannter Wirkſamkeit ſtehende Verfaſſungen können 
durch Klagführung bei dem Bundesgericht nicht angefochten werden. Art. 36. 
In der Faſſung des Entwurfs angenommen. 


Schlußerklaärung bes Sroßherzogs von Baben: „In ben Er⸗ 
Härungen zu ben einzelnen zur Discuffton gebrachten Artikeln ber Reform⸗ 
acte find bie Bedenken niebergelegt, welche biefelben hervorrufen, und mittel: 
bar ergeben fi baraus auch bie pofitiven Anfchauungen über Art unb Um⸗ 
fang der Neform, welche auf ber gegebenen Grunblage bes Stantenbundes 
möglich unb rathſam erfcheint. 

„Da ber Bund, fo lange er feine gegenwärtige Natur als eim blofer 
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Staatenbund beibehäft, nit ven einer in elbflänbig 
gierun fonbern nur nad Inſtruktion ber Einzeltegie pngen durch 
beren Beauftragte geleitet werben Tann, fo forbert nit bloß bie Rückſicht 
auf das gleiche Recht Aller, fonbern ſelbſt das Intereſſe des Ganzen, ba 
auch Allen ein verhältnifmäßiger Antheil an ber Bilbung bes Gejammtwillene 
eingeräumt werbe. Zur eigentlich Leitenden Behörbe bes Bundes eignet fich 
beshalb nicht ein irgendwie aus einigen wenigen QBunbesgliebern zuſammen⸗ 
gelebiee und ausichließli von benfelben zu inftruirenbes Directorium, fons 
nur ber Bunbesrath felbft, in welchen ben beiden Großmächten, ftatt 
ber bisher im engern Rathe geführten einen, mehrere Stimmen einzuräumen 
burch bie beſtehenden Machtverhältniſſe geredifertigt if. Die Ausführung 
—— durch Beſchluß bes Bunbesraths feſtgeſtellten Bundeswillens kann 
8 
es 
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en zwedmäßjg einem kleineren Collegium überlaffen werben, welches, ba 
vollziehender Ausſchuß des Yunbesraths erfcheint, und jebenfelld an 
deſſen Inſtructionen gebunden werben müßte, richtiger auch formell als ein 
folder Ausihup, nicht als ein felbftänbiges Directorium beftellt würbe. Die 
Bildung bes beftimmenden Gefammimwillens im Bunbe wirb buch Mitwirs 
fung ſaͤmmtlicher Bundesglieber nicht mehr verzögert, ald durch Mitwirkun 
von nur 5 ober 6; durch bie Zulaffung zahlreicherer vermittelnber Einflüſſe 
wird fie umgekehrt erleichtert unb ber Bunb gegen bie Gefahren geſchützt, 
welde ihm aus dem unvermittelten Gegenfaß einiger weniger Directorialhoͤfe 
und ben unter ihnen ohne Mitwirkung ber Mehrzahl ber Bunbesglieber ge» 
faßten formellen Mebrbeitsbeichlüffen broben würben. Dagegen wirb ber 
Vollzug bes einmal feitgeftellten Bunbeswillens mit allen bei ber Ausführung 
fid ergebenden Detailfragen durch Ueberlaffung beffelben an einen Tleineren 
Ausihuß an Energie gewinnen, unb nahezu unentbehrlich erfcheint eine ber: 
artige Einrichtung, um ber Bunbesregierung eine confitutionelle Vertretung 
ber Bunbesbevöllerung an bie Seite ftellen zu koönnen. 

„Weit wichtiger für eine reguläre und fichere Thätigkeit ber Bundes⸗ 
tegierung, als eine eventuelle Reduction ber jett am Bundestage geführten 
Stimmen, iſt bie llare unb ungweibeutige Anerkennung ber Ma: 
joritätsbefhlüfje. Aber auch biefer Grundſatz, fo naturgemäß und wün⸗ 
fhenswerth er an fich if, LäBt fi unter ben gegebenen Berhältniffen nicht 
-ausnahmelos durchführen. Ein formeller Majoritätsbefchluß kann die That: 
ache nicht wegräumen, daß eine etwa biffentirenbe Großmacht bem inneren 
Lebensgeſetze ihres Staates folgen wirb unb muß; er brädte nur über ben 
Bund die Calamitäl eines formell giltigen, aber thatfählih unausführbaren 
Beichluffes, und bamit bie Gefahr gegenfeitiger Erbitterung ober felbft einer 
vollftänbigen Zerreißung des Bundes, Die wichtigften Entfchließungen bes- 
felben in feinen Beziehungen nah Außen und bie entſcheidenden Umgeftal- 
tungen im Innern find durch bie Natur ber Verbältniffe an bas Kinver: 
ſtaͤndniß Defterreihs unb Preußens gefnüpft, das durch eine Majorität von 
zwei Dritteln nicht erfegt werben kann. Unter biefer Borausjegung verliert 
allerbings bie vorgeichlagene Auebennung ber Bundeszwecke ben größten Theil 
ihrer realen Bebeutung; aber eine gewaltiame Anfpannung ber Bunbesgewalt 
zu größeren Leiftungen, als fie, jo lange bie beiden Großftanten mit einer 
ihr überlegenen Macht neben berfelben ftehen, zu erfüllen vermag, kann 
biefe Leiftungen felbft doch nicht hervorbringen und bebrobt bie Epriftenz bes 
Bunbes, befien Erhaltung, wenngleich mit befcheibener Wirkſamkeit, ein wich: 
tiges nationales Intereſſe bildet. | 

„Die bebeutendfle Kräftigung wirb ber Bunb aus ber berzuftellenben 
Volksvertretung ziehen, bie aber freilidMur, wenn fie aus birecten 
Volkswahlen hervorgehen würde, bie von ihr gebofften Früchte tragen 
Tann, und ba fie ben einzigen Gntgelt für das vorübergehende Opfer 
Bunbesitantes bilbet, deshalb nur in ſolcher Geſtalt zu empfehlen if, wenn: 
glei, Defterreich zugeftanden werben mag, baß es, feinen befonberen Ber: 
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daezge entſprechend, auf bem Princip ber Delegation füt ſich deharre. In 
Sr bie in Leinem andern Organe bes Bunbes zur unmittelbaren Erſchei⸗ 
nung fommende nationale Einheit ihren Ausbrud finden; fie ift Dazu be- 
rufen und fie allein ift bazu befähigt, allmählich eine größere practiſche Ein- 
beit unferes Staatslebens zu vermitteln und bie Ausbildung einer felbftän- 
bigen mit reiherem Inhalt ausgeftatteten Bundesgewalt vorzubereiten. Cine 
jede Berfammlung von Vertretern bes Volkes bebarf, fol ihre Stellung nicht 
vollfommen inhaltslos fein, neben bem Rechte ber Mitwikung bei ber Geſeß⸗ 
ebung einen wirffamen Einfluß auf Feſtſtellung bes —— — Der 
erſammlung der Bundesabgeordneten würde eine wenig würdige Aufgabe 
verbleiben, wollte ihr das Recht entzogen ſein, den Bundeshaushalt durch eine 
jährlich wiederkehrende Bewilligung feſtzuſtellen. Währenb ſomit einerſeits 
bie Befugniſſe ber Bundescenttalinſtitutionen im Entwurfe geſtärkt werben 
müſſen, wird es ndthig fein, andererſeits bie Einzelſtaaten gegen bie mögliche 
Einmiſchung bes Bundesbirectoriums in deren inneres Regierungsfuften Nicher 
zu ftellen, wie e8 Art. 9 auch in feiner jegigen Faſſung noch möglich macht. 
„Die wefentlichen materiellen Vorausſetzungen, von beren Eintreten Ich 
Meinen Beitritt zu einer Reformacte zur Zeit abhängig made, fallen fich 
demnach bahin zufammen: Ich fiimme nicht: 1) für Errichtung eines von 
einzelnen Directorialhöfen zu inftrnirenden Bunbdesbirectoriums , welches 
one die Schranke conflitutionellee Verantwortlichkeit ferne Befugniffe 
auszuüben bat (Art. 3 und 5). ch fiimme nicht: 2) für das principielle 
Aufgeben bes in ben realen Berhältniffen begründeten und in ber bisherigen 
Bımbespraris beobachteten Grundſatzes, daß die,beiben beutfhen Großmächte 
ein vorgängiges Einverſtändniß unter fich Bergeftellt haben müſſen, bevor ein 
Bundesbeſchluß in beſtimmten, ſpeciell zu bezeichnenben wightigen rasen ge: 
faßt werben fol (Art. 8). 3) Ich ſtimme nicht für eine aus Delegirten zu 
bildende Volfsvertretung, wenn auch befürwortet werben kann, von einer aus 
birecten Volkswahlen zu bildenden Nationalrepräfentation öſterteichiſche Ab: 
geordnete deshalb nicht auszufchließen, wenn foldhe, ben beftehenben erhält: 
niffen des Kaiferftantes entiprechend, nad; bem Princip ber Delegation ge: 
wählt werben (Art. 16). 4) Ich ftimme nicht für bie thatfächliche Bernich⸗ 
tung bes Zuſtimmungsrechtes ber Bunbesabgeorbnneten bei Feſtſtellung bes 
8 Beihränfung deren Bewilligungsrechts auf neue, ben 

Boranfchlag ber vorhergehenden Periode veränbernde Bubgetpofitionen (Art. 
14). 5) flimme enblidy nit bei zur Ausdehnung ber Befugniffe bee 
Directoriums auf Das Recht und bie Pflicht der Ueberwachung, daß ber innere 





. Friebe Deutſchlands nicht geflört werde (Art. 9). Muß auch bereitwillig 


zugegeben werben, daß es gelungen ift, wefentliche Verbeiferungen bes Ent: 
wurfs zu verwirklichen, fo bat fi doch aus ben Befprechungen ber hoben 
Fürftenverfammlung nad) ber Zufammenftelung ihrer Beſchlüſſe ergeben, daß 
bie Mehrheit ber Anfichten zu einer Art ber Reform fi} neigt, welche biefen 
von Mir in ben eingereichten Separatrota näher begründeten Wünſchen nicht 
in ausreichendbem Mafe entfpricht, noch auch andere bafelbft ausgeſprochene, 
wenngleih minber wefentliche Bebenfen befeitigt. Da nun nad) bem Vorſchla 
Str. k. k. Majeſtät Deine jegige Abſtimmung zugleih einen Berzicht au 
fernere Geltendmachung biefer von Dir geftellten Anforderungen mtit fi 
bringen würbe, fo ftimme Ich nunmehr au gegen ben vorliegenden 
Entwurfim Ganzen. 

„Wie bereit Ich auch fein mag, jeberzeit Opfer Meiner Rechte und Weis 
ner Stellung zu bringeg, wo biefelben bem Zuſtandekommen bes großen nas 
tionalen Wertes ber Eiffigung Deutſchlands gebracht find, ja wie bereit Ich 
wäre, denſelben auch das ſchwerere Opfer ber Ideen zu bringen, wornach ſich 
nach Meiner feſten Ueberzeugung die künftige —ã Deutſchlands zum 
Wohle deutſchen Volles und Landes geftalten muß, wenn unter allen Meinen 
Hohen Verbündeten, wenn von ber Gejammihelt der deutſchen Souneräne ein 
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Eimverfiänbniß über eine bavon — ne neue Berſafſungeſorm bes 

ſchen Bundes bergefiellt wäre: — fo halte 8 2 9 le u Der Gin 

——F weder für berechtigt * für —*2 als ni Pa: 

durch das Auftanbefommen einer jeden neuen, ben —* —8 * 

badiſchen Lanbes und bes beutichen B entſprechenden Bundesreform auch 

wirklich zum Abſchluß — werde. er Zeit ift aber weit eher bie um: 

— — aa ah echtfertigt, daß burch bie in einem unab lich bie 
ſtimmenden —2 — * Befätufie —— —— * des bpgen u⸗ 


—* der in der hohen mung mio 
auch von formeller Sur mebr bebroht Kg Gefördert finden mödte, um 
o mehr ale eiprochen iſt, daß bie beratbhenen —X in der Form, in 
—8* ſie aus hoher Berſammlung hervorge auch dem Wortlaute nad 
feftgeftellt, unb für bie fünftigen — un ch no 
Iten ſollen. Sch babe wieberholt hervorgehoben 

bie Foͤrberung bes unternommenen Wertes es es fühe erweifen twürbe, wollte 
ohne eine vorgängige Abftimmung über bie berathene Reformacte beren nuns 
men} ige Mittdeilung an Se. —* ben „König von Preußen erfolgen, unb 

—* die —— des Beitritis der deutſchen Gro 
werben, ohne deren Theilnahme das — Werk der Einigung nur in 
einer neuen Shwädung bed beutichen Bundes und in einer weitern Löfung 
ber Zufammengehörigteit ber — Beſtandtheile bes gemeinſamen Vaters 
landes endigen würben. 

Trotzdem ber Gegenſatz der Meinungen in ber Abſtimmung über bas 
Gefammtmwert nunmehr zum Ausbrud gekommen iſt, findet fich en eine 
weitere Berbandlung in alle einer —5* bes —e Reſultates ber 
Berathungen an die in der Verſammlung nicht vertretenen Staaten nicht 
ausgeſchloſſen. Im derſelben kann es gelingen, einige ber weſentlichſten für 
bie nationale Einhelt und Wohlfahrt bes beutichen Baterlanbes wie bie Selbſt⸗ 
Ränbigkeit feiner Staaten bebroßlide unb mit ben Rechtsanſprüchen feiner 
Böller niet übereinflimmenbe Verfügungen aus bem Entwurfe zu entfernen, 
daburch auch für Baben eine Berflänbigung zu ermöglichen und fo bas unter: 
nommene Wert einem gebeihlichen Abf fuß ueber zu führen. Indem * 
Fein für biefen erwü Unfäten Fall im voraus bereit erfläre, an ehmaigen Il 

en geſchaͤftlichen — über bie ct Beh Sefjepun 
— arbeitenden Grundgeſetzes bes deutſchen Bundes, fa a 


erfolgter änbigung der deutſchen Großm ie eine gemeinfame alte 36 


beiber ergeben würbe, Mich bereitwilligſi bet n zu wollen, behalte 
Mir ſchließlich ni biefem | fo perbefferten und au bunbeswerfa Nungemäpigen 
Wege in freier Vereinbarung mit ben geiehmäßig berufenen Vertrei 
Nation zu vollendenben Were Meinen Beitritt vor.“ 

Zweites moltettinf@reiben ber Fürſten an ben König von 
Preußen: Ange eſichts bes Schreibens, mittelft beffen Ew. Majeftät unter 
bem 20, Anguft ie Einladung haben beantworten wollen, welde Wir, bie 
in Frankfurt a. M. verfammelten beutfchen Fürften und Vertreter ber freien 
Städte, an Ew. Majeflät zu richten uns gebrungen gefühlt haben, koͤnnen 
Wit, nad Beendigung Unferer Berathungen Une nicht trennen, ohne Ew. - 

Majeftät nochmals Unfer innigftes Bedauern barüber auszubrüden, * ie 
u Schftihre perſoͤnliche Mitwirkung zu bem Unkemmmenem 3.* 

n mußten. Gerne ſchopfen Wir jedoch aus Ew. Mai. 
bob ans tefelben jebe —— die Si Bunbengemffen * 6 e 
würben gelangen Iaffen, mit ber von j. jeberzeit ber Entwidelun 
ber gemeinfomen vaterländifchen Interefien guibmeten uaereitimiigfeit 
Sorgfalt in Erwägung ziehen“ würben, die für Ale fo To - 
bare Hoffnung auf eine enbliche allgemeine Verftänd ng Aus Unfern Bes 
iben u 


Primer it ber bem gegen Dirt en Schre Entwurf einer 
bes beutichen Bundes hervorgegangen. Bon beutfcher Eintracht 
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und i Geſimmung ſcunmilich beſeell, ſind Wir unter Us über 
denſelben vollkommen einig geworben und werben es als ein hohes Glüd 
für Uns Alle und für Unjere Völfer beiradhten, wenn nunmehr in ber Bruſt 
” Si. Maj. Unferes mächtigen unb wohlgefinnten Bundeögenofien, Entſchließ⸗ 
‚ ungen reifen werben, burch welche Deutichland, Dank bem Einverfändniffe 
feiner Fürften, auf ber bunbesgeleßlichen Grunblage an bas Ziel einer Beil: 
ſamen Reform feiner Verfaſſung gelangen'wird. Auch bei biefem abermali- 
gen wichtigen Anlaffe erneuern Wir ben Ausbrud ber bunbesfreunblichen 
»» Geſinnungen, von welden Wir für Ew. Mai. befeelt find.“ 
1. Sept. (Hannover). Entwurf einer Synobalverfaffung nad ben 
Beſchlüſſen ber von ber Regierung für bie Vorſynode niebergefehten 
| Commiſſion. 
44., Die Gemeinderäthe von Berlin und Leipzig laden ſämmiliche 
Städte Deutſchlands zu gemeinſamer Feier ber Leipziger Schlacht 
- j in Leipzig felbft ein. 
| 15. „ (Bayern). Die I. Kammer lehnt mit 70 gegen 55 Stimmen 
ben von ber Regierung verlangten außerorbentlihden Milttärcrebit 
. - für die 4 letzten Sabre ber Finanzperiobe ab und bewilligt ihn 
- einftimmig nur auf 2 Jahre. Diefelbe tritt ebenfo einftimmig dem 
Wunſche des Abg. Kolb bez. Reviſion ber Militärverfaffung bei. 
„ »' Preußen) Bericht des gefammten Staatsmintfleriums an 
ben König über bie vom Türftencongreß vereinbarte Reformacte 
und bie Bedingungen, unter weldhen allein Preußen zu einer fol: 
hen die Hand bieten kännte. Diefe befteben in ber Einräumung 
eines Veto an beide Großmächte minbeftens gegen Kriegéerklärun⸗ 
gen, in ber Gleichftellung Preußens mit Defterreich bezüglich bes 
Vorſitzes und endlich in der Herftelung einer wahren, aus birecter 
Betheiligung ber ganzen Nation hervorgehenden Nationalvertretung: 
„+. . Wie ber Entwurf vorliegt, kann unfer allerunterthänigfter Antrag 
nur babin geben, daß es Ew. Majeſtät gefallen möge, bemfelben bie aller: 
öchfte Zuflimmung zu verfagen. Bis in bie legten Decennien- ift es mit 
Sorgfalt vermieden worben, bie Haltbarkeit be8 Bundes burch eine Erwei⸗ 
terung feines urfprünglichen Zwedes auf die Probe zu fielen. Man jagte 
ſich mit Recht, daß bas Einverftändni ber mächtigſten Mitglieder über bie 
Zielpunkte ber gemeinjamen Beſtrebungen bie unenibehrliche Grundlage jeber 
‚ wirkfamen Action bes Bundes bilde. Und dieſe Gemeinjamkeit ift um fo 
ſchwerer herzuſtellen und feflzubalten, ald weber Preußen noch Oeſter⸗ 
rei ber Freiheit vollſtändig entjagen können, ihre Stel: 
‚ lung zu ben fragen europäifder Bolttit nad den Intereſſen 
ber Gefammtheit ihrer Monarhieen zu regeln. Der vorliegende 
Entwurf Töst biefe Schwierigkeit durch ben einfahen Mechanismus einer 
Mehrheits-Abſtimmung im Schoofe bes Directoriums und durch eine 
. Erweiterung bes Bundeszwecks bis zu bem Maße, daß bie Politik jeber bie- 
jer beiden Mächte in ber durch das Gentralorgan bes Bundes zu bejlimmen- 
den Geſammtpolitik bes letzteren aufzugeben babe. In ber Theorie iſt 
biefe Löfung eine leichte, in ber Praris ift ihre Durdführung unmög- 
li und trägt ben Keiff® ber Vorausfebung in ſich, daß bas neue YBunbes- 
verhältniß in vergleihungsweife fürzerer Zeit als das alte, um uns ber 
Worte bes Faiferlich öſterreichiſchen Promemoria zu bedienen, ben Cindrud 
/ von Reſten einer wankend geworbenen NRechtsorbnung machen werde, welcher 
ber bloße Wunſch, daß bie morfchen Wände ben naͤchſten Sturm noch aus: 
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bakten mögen, die nöthige Feſtigkeit nimmermehr zuchägeben Annte. Um 
einer beflagenswertben Goentuafität vorzubeugen, erſcheint es uns un: 
erläßlid, baß ber Bunb burh eigene Action in bie Bes 
en ber europäifhenPBolitil nur mitbem Einverſtänd⸗ 
il e ber beiden Großmächte eingreife, und daß jeber ber 
beiden legteren einBetominbeftiens gegen Kriegserllärungen, 
fo lange nicht das Bundesgebiet angegriffen if, zuſtehe. 
„Diefes Veto iR für die Sicherheit Deutſchlandẽ ſelbſt unentbehrlih. Ohne 
bafjefbe würbe je nach ben Umflänben bie eine ober bie ambere ber beiben 
Großmãachte in bie Lage Tommen, fi ber anderen, durch eine Majorität wer 
niger Stimmen verftärkten — ja ſelbſt mit ber anberen zufammen, ſich ber 
Majorität biefer Stimmen unterwerfen zu follen — unb doch ber Natur ber 
Dinge nad) und ihrer eigenen Eyiftenz halber fich nicht unterwerfen zu können. 
Man kann fidh einen folgen Zuſtand auf bie Dauer nicht ale möglich ben: 
ten. Es können Inſtitutionen weber haltbar fein, noch jemals werben, welche 
das Unmögliche von Preußen ober von Defterreich fordernd — nämlich fich 
fremben Intereſſen bienftbar zu maden —, ben Keim ber Spaltung unver: 
fennbar in fi) tragen. Nicht auf ber gezwungenen, ober geforderten unb 
boch nicht zu erzwingenben Unterorbrrung ber einen Macht unter bie andere, 
ſondern auf ihrer Einigkeit — die Kraft und die Sicherheit Deutſchlands. 
Jeder Verſuch, eine große politiſche Maßregel gegen ben Willen ber einen 
ober ber anbern durchzuſetzen, wird nur ſofort bie Macht ber realen Berbält« 
niffe unb Gegenfäbe zur Wirkfamteit hervorrufen. Es wäre eine verhäng: 
nigoolle Selbfttäuffung, wenn Preußen fi zu Gunften einer fcheinbaren 
Einheit Beihräntungen feiner Selbfibefiimmung im Voraus egen wollte, 
welche es im gegebenen Falle thatfächlich zu ertragen nit im Gtanbe wäre. 
Der Anſpruch ber beiden Großmädhte auf ein berartiges Veto ift um 
fo weniger ein unbilliger zu nennen, als bie Berechtigung, eine Kriegter⸗ 
Aärung zu binbern, verfaflungemäßig jeber Wiinorität beiwohnt, welche % ber 
Stimmen au nur um 1 überfleigt (Art. 40 db. W. Sch.⸗A.), ein ſolches 
Drittheil aber, fobald ihm feine der beiben Großmachte angehört, niemals 
eine Bevölkerung repräjentiren Tann, welche ber ber preußiſchen ober ber 
Öfterreichifchen Bunbesländer gleichläme. Die 4 Konigreiche, Baben unb beide 
Heflen bilden zufammen bas an Vollszahl ſtärkſte Trittheil ber Plenarſtim⸗ 
men, welde fi ohne VBetheiligung einer ber Großmädte combiniven läßt; 
fie haben zuſammen 12,916,000 Einwohner unb 25 Stimmen im Plenum, 
alfo 3 über 4%. Es beftehen 23 Stimmen im Plenum, welde zufammen nur 
2,400,000 Einwohner ihrer Staaten vertreten, unb jeder Kriegserflärung ihr 
gemeinfames Veto entgegenfeßen Tönnen. Um wie viel mehr bat Preußen, 
mit einer VBenölterung von i4Y Millionen im Bunde, auf basfelde Recht An⸗ 
fprud. .. = Indem wir Ew. Mai. die Parität Preußens mit Defterreich 
und bie Belegung eines Veto in ben oben bezeichneten Grenzen als unſeres 
allerımterthänigiten Dafürhaltene notbwenbige Borbebingungen ber Zuſtim⸗ 
mung zu einer (Crmeiterung des Bunbeszwedes und ber Competenz ber 
Bundes:Central:Bebörbe bezeichnen, verfermen wir nicht, daß bamit bie Auf: 
abe einer Vermittlung ber bivergirenben bynaftifcyen Intereſſen behufs Gr» 
eichterung ber einheitlichen Action bes Bundes nicht gelöft wird. Den Streit 
der durch bie Majoritätsabftimmungen ber im Directorium vertretenen Res 
gierungen kurzer Hanb zu entoeiben, fcheint uns weber gerecht noch politifch 
annebmbar. Das Element, welches berufen ift, bie Sonberintereilen ber ein⸗ 
zelnen Staaten im Intereſſe ber Geſammtheit Deutichlands zur Einheit zu 
vermitteln, wirb weſentlich nur in ber Vertretung der beutfhen Nation ge: 
füunden werben fünnen. Um bie Snftitution ber Iegteren in dieſem Sinne 
m einer fruchtbringenden zu machen, wirb es nothwendig fein, fie mit ent⸗ 
predhenberen *8*— tionen auszuſtatten, al® dies nach bem Frankfarter Ent⸗ 
wurf der Fall fein ſoll und ihre Zuſammenſehung fo zu regeln, daß bie Be⸗ 
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deutung eines jeden Bumbeslanbes ben feiner Wichtigkeit angemefienen Aus⸗ 
ud darin finde. Die ausgebehnten Befugniffe, welche in ber Re 
formacte bem aus wenigen unb ungfeichen Stimmen zufammengejeßten 
Directorium, mit und ohne Beiratb bes Bunbesrathes, gegeben werben; 
bie unvolllommene unb ben wirklichen Berhältniffen nicht entiprehenbe Bil: 
bung der an Stelle-einer Rationalvertretung vorgefchlagenen ‚Verſammlung 
von Bunbesabgeorbneten”, weldhe durch ihren Urprung auf bie Vertretung 
von Particularintereifen, nicht von beutfchen. Intereſſen hingewieſen ift, und 
die auf einen Leinen Kreis verhältnigmäßig untergeorbrreter Gegenſtände be: 
ſchränkte und bennoch vage und unbeitimmte Befugniß auch biefer Berfamm: 
lung — Iaffen jebe Bürgfchaft dafür vermiflen, daß in ber beabfichtigten 
neuen Organifation bes Bunbes bie wahren Bebürfniffe und Intereſſen ber 
beutihen Nation unb nicht particulariftiiche Veftrebungen zur Geltung Tom: 
men werben. Diefe Bürgſchaft kann Ew. Mai. Staatsminikterium nur in 
einer wahren, aus birecter Betheiligung ber ganzen Nation hervorgehenden 
Nationalvertretung finden. Nur eine folge Vertretung wirb für Preußen bie 
Sicherheit gewähren, daß es nichts zu opfern bat, was nicht bem ganzen 
Deutfchland zu Gute komme. Kein noch fo künſtlich ausgedachter Organis⸗ 
mus von Bundesbehörden kann das Spiel und Wiberfpiel dynaſtiſcher par⸗ 
ticulariſtiſcher Intereſſen ausichließen, welches fein Gegengewicht unb fein 
Gorrectiv in ber Nationalvertretung finden muß. In einer Berfammlung, 
die aus dem ganzen Deutſchland nach dem Maßſtab ber Bevöllerung burd 
bireete Wahlen hervorgeht, wirb ber Schwerpuntt, fo wenig wie außer Deutjch- 
Ianb, fo auch nie in einen einzelnen von bem Gartzen fich innerlich los⸗ 
Idfenden Theil fallen; barum kann Preußen mit Vertrauen in fie eimtreten. 
Die Intereſſen und Bebürfuiffe bes preußifchen Bolfes find weſentlich und 
unzertrennlich ibentifh mit denen bes beutfchen Volles; wo bies Clement zu 
feiner wahren. Bedeutung und Geltung kommt, wirb Preußen niemals be 


fürchten dürfen, in eine feinen eigenen Intereſſen wiberftrebenbe Politik hinein: 


gezogen zu werben; — eine Befürchtung, bie doppelt gerechtfertigt iſt, wenn 
neben einem Organismus, in welchem der Schwerpunft außerhalb Preußens 
fällt, die wiberjtrebenben particulariftifchen lemente principiel in bie Bil⸗ 
dung ber Vollsoertretung bineingebracht werben. ... . Wir fidllen Ew. Mai. 
allerunterthänigft anheim, über die Hauptpunkte zunächſt mit allerhoͤchſtderen 
Bunbesgenofien in Berbanblung zu treten und fobalb Ew. Maj. ber Ge 
neigtheit begegnen, auf bie voritebenb angebeuteten Grundlagen einzugeben, 
bie kaiſ. Öfterreichifche Regierung zu erfuchen, in Gemeinfhaft mit Ew. Maj. 
Regierung Sinifterielconierengen zu anberweiter ftellung eines demnächſt 
ben deutſchen Fürften und freien Stäbten zur hmigung vorzulegenben 
Reformplanes zu berufen. Bon bem Beſchluſſe ber —** Souderäne 
wird es alsdann anhängen, ob fie über dasjenige, was fie ber Nation bar: 
zubieten beabfiähtigen, bie Aeußerung ber Iehteren felbft durch bas Drgan ge⸗ 
wählter Vertreter vernehmen, ober ohne beren Mitwirkung bie ver: 
faffungsmäßige Einwilligung ber Landtage jebes einzelnen Staates 


herbeizuführen verfuchen wollen. ... . 


21. Sept. Generalverfammlung ber kath. Vereine Deutfchlande in 


Sranffurt. Diefelbe faßt einftimmig und mit Acclamation folgenbe 
Refolutionen: 

4) Die in Frankfurt verfammelten Katholiken erneuern bie auf allen 
früßeren Generalverfammlungen ausgefprochene Erklaͤrung, daß fie für ihre 
Kirche das volle t unb bie volle Freiheit fordern, welche nach göttlihem 
und menſchlichem Geſetze ihr gebührt; daß fie aber nicht minder allen ander 
ven in Deutſchland beftehenben Confeſſionen gleiches Recht und gleiche Freiheit 
zugefieben. Sie fehen in enblicher Ourchführung des nctp6 ber Warität 
bie fiherfie Grundlage bes religidſen Friedens und in ehrlichen Wett⸗ 
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kampfe ber Wi und Liebe den ei Weg zur Heilung der reli⸗ 
gioſen Spaltun Fihres Vaterlande. — 2) Indem fie ber Sofimung leben, 
daß das beutfche Volk aus feiner religiöſen Entzweiung ſich wieber erheben 
werbe und alljeit das tieffte Verlangen trage, ihre getrenmten Brüber auf 
bent Boden ber Einen und ewigen Wahrheit wieberzu , fordern fie alle 
ebrenbaften Männer auf, ben graffen Fanatiomus zu verurtbeilen, ber in 
einem Theile bet beutfchen MWiftenfchaft und Prefie die Waflen ber Lüge und 
Berleumbung gegen bie Tatholifche Kirche führt. — 3) Angefichts ber ſchreien⸗ 
ben Ungerechtigkeit, mit ber in deutſchen Kammern und jüngft in ganz be: 
fonderem Maße in ber zweiten Sammer ber Stände zu Darmflabt bie Ges 
wifiensfreiheit ber Katholifen und bie nun Nechte ber Kirche ans 
gegriffen wurben, erklärt bie Generalverfammlung feierlid, bap es Pflecht 
aller Katholiken, ber Laien wie ber Priefter ift, mit jebem erlaubten Mittel 
Gejepen entgegenzutreten, welche ‚bie Freiheit ber Kirche unb bie volle Ent: 
faltung des göttlichen Lebens bindern. — 4) Auf bas tieffte durchdrungen 
von der Würde ber wahren Wiffenihaft und vollfommen überzeugt von ber 
Nothwendigkeit einer allfeitigen Fortentwicklung bes menſchlichen Geiftes, glaubt 
bie Seneralverfammlung zugleich befennen zu follen, daß nad katholiſchen 
Srunbjägen ber von Gott gegrünbeten Autorität ber Kirche das Net wie 
bie ht zufteht, »über alle biefe Beftrebungen, in foweit fie das Gebiet ber 
religidfen Wahrheit berühren, nad dem Maßſtab ber göttliden Offenbarung 
zu urtbeilen. — 5) Die Generalverfammlung proteſtirt im Intereſſe ber 
chriſtlichen Religion und im Hinblid auf das fittlihe Wohl bes beutichen 
Volles gegen jeden Verſuch, die Schule von ber Kirche zu trennen; fie vers 
langt für die Kirche das Recht, Schulen zu gründen und für bie Familien 
bie Freiheit bes katholiſchen Unterrichts. In jeber Maßregel, durch welche 
katholiſche Schulftiftungen ihrem urſprünglichen Zweck entfrembet werben, er: 
tennt fie ebenfalls eine ſchreiende Verletzung ber Principe ber Gerechtigkeit, 
welche das Fundament ber Staaten iſt. — 6) Die Generalverfammlung will 
nicht unterlaffen, mit wehmuthsvoller Theilnahme ber Gräuel zu gebenten, 
welche berzeit in Ruſſiſch⸗Polen verübt werben. Sie verabfcheut in gleichem 
Maße die unerhörten Gewaltibaten ber rufftfchen Regierung wie bie unmenſch⸗ 
lichen Handlungen ber Revolution. Indem fie einen ber tiefften Gründe bes 
Unglüde, bem bie polnifche Nation verfallen if, in ber ungerechten Unter: 
brüdung ber katholiſchen Kirche erkennt, fordert fie alle ihre —— — 
auf, ſich mit dem heil. Vater im Gebete zu vereinigen, bamit fi) Gott ber 





Leiden der polniſchen Kirche und bes um bie Ghriftengeit einflens hochver⸗ 
‚ bienten, einer gottvergeilenen Politik bes vergangenen Sahrhunberts ges 


opferten polnifchen Volkes erbarme. — 7) In wunmwanbelbarer Treue bem 
heiligen Stuhle ergeben und tiefgerührt von ben endloſen Leiden bes heiligen 
Vaters, erneuert bie Verſammlung ben feierlichen Proteſt gegen alle alt= 
thaten, durch welche bie weltliche Macht bes Pabſtes verfämmert unb feime 
völlerretlihe Stellung gefährdet wird, Sie bittet aufs angelegentlichfte alle 
Katholiten Deutſchlands, in dem Eifer, mit bem fie Pius dem Neunten bas 
Almojen bes Peterspfennig bisher gefpendet haben, nicht zu erfalten, bamit 
die fortbauernde Noth bes Baterö ber Chriftenheit in ber Beharrlichfeit feiner 
Kinder Linderung finbe, / 


22, Sept. (FGürftencongreß). Der König von Preußen beantwortet 


das Collectivſchreiben der Fürſten in lebereinftimmung mit beim 
Bericht des Staatsminifteriums vom 15. d. M. Eine Girculare 
depeſche Bismarfe theilt den preuß. Geſandten an ben verſchie⸗ 
benen beutfchen Höfen dieſen Bericht mit und rechtfertigt bie barin 
feftgehaltenen Geſichtspunkte. 
(Gürftenceongreß) Graf Rechberg tbeilt den äftere, Ges 





so Bestfpiene, 


fandten an den beutfehen Höfen feine vorläufige Anficht Aber bie 
preuß. Antwort auf bie NReformacte init: ° 
„... Nah unferer Meberzeugung finb bie brei (präjudiciellen) Bor: 
bebingungen, von deren vorgängiger Annahme ber k. preußifhe Hof fogar 
feinen Entſchluß abhängig machen will, ob er über eine Reform bes Bundes 
unterhanbeln wird ober nicht, nicht allein unvereinbar mit ber Aufredht- 
erhaltung bes füberativen Principe in Deutichland, fonbern es fcheint mir 
auch fehr bezeichnend, baß Preußen ben beftimmten Anträgen feiner Bunbes: 
genofjen nichts als allgemeine Anfprüche gegenüberftellt, deren fchwanfenbe 
Form und beren Lüden feine beftimmte und !lare „obee geben können. Es 
wird eine unangenehme und wenig lohnende, aber keineswegs ſchwere Auf: 
abe fein, jeben ber Irrthümer wie der fchreienden Widerfprüche nachzumeifen 
in welche bie preußilhen Minifter in ihrem Bericht vom 15. d. M. ſich ver: 
wirrt und verwidelt haben (se sont confussment embrouilles) .... Rad 
meiner Anfiht würbe es ſich empfehlen, in bundesfreundlichem Ton eine voll: 
fländige Ablehnung ber preußifchen Anträge zu entwerfen unb bem Berliner 
Gabinet mittelft identifther Noten aller bei der Reformacte betheiligten Re: 
gierungen nr unb zwar mit bem bringenden Ausdrud ber Hoff: 
nung, daß Preupen nit auf unannehmbaren Präliminarbedingungen be 
ftehen, ſondern baß es einmwilligen werde, auf der Bafis berjenigen Vorfchläge 
zu verhandeln, welche von 24 beutjchen Regierungen bereit3 angenommen find. 
Die Erklärung, daß biefe Vorſchläge nicht ohne practifches Reſultat bleiben 
bürfen, wird in biefe ibentifchen Noten fehr wohl aufgenommen werben koͤn⸗ 
nen. Außerdem möchte e8 am Plage fein, einige ber Höfe, welche zwar bie 
Reformacte nicht en bloc angenommen, aber ſich an bem Frankfurter Zürften: 
tag in einem bem Hauptziwed günftigen Sinne betheiligt haben, beſonders bie 
Höfe von Medlenburg- Schwerin und Sachſen-Weimar, einzuladen, daß fie an 
biefem Schritt Theil nehmen, wentgftens fofern fie benfelben mit ihren Un: 
- fihten übereinftimmenb finden.” 

26. Sept, Deutfcher Handmwerkertag ‚in Frankfurt. Derſelbe Tehnt das 
Princip freier Genoſſenſchaften ab und ſpricht fi für das Princip 
ber Zwangsinnungen aus. 

u » (Bayern) Die II Kammer beharrt gegenüber einem Be: 
ſchluſſe des Reichsraths mit 70 gegen 57 Stimmen barauf, ben 
außerordentlihen Militärerebit nur auf 2 Sabre zu bewilligen. — 
Der Reichdrath verwirft ben Beſchluß ber I. Kammer bezäglich 
Abkürzung der Finangperioden einftimmig und fpricht mit 26 gegen 
17 Stimmen bloß den Wunfd einer baldigen Vorlage aus. 

28. „ DBerfammlung katholiſcher Gelehrter in Münden. 

: 29, „ (Bundestag). Erfte engl. Depefche bezüglich ber fchleswig- 
holſtein ſchen Trage (ſ. England). 

„nn (Anhalt). Der frühere Anhalt-Bernburg'ſche Miniſter v. Schätzell 
erhält ſeine Entlaſſung. 


1. Ott. (B undestag). Die Bundesverſammlung beſchließt den Ein⸗ 
tritt des Executionsverfahrens gegen Dänemark: 

„I. die k. bänifche herzoglich Holfteinslauenburgtiche Regierung bat ihre 
bunbesmäßigen Verpflichtungen bezüglid) ber —— era nie Ber Herzog: 
tbümer Holjtein und Lauenburg nicht erfüllt, und insbefonbere bem Bundes⸗ 

befſchluſſe vom 9. Juli d. %. durch ihre Erffärung vom 27. Auguft d. 9. 
nicht dolge geleitet; es iſt daher nunmehr bad geeignete Erecutionsverfahren 
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zu —— um bie Audführung ber Bunbeöbefchläffe vom 11. Februar 
und 12. Auguft 1858, vom 8. März 1860, vom 7. Yebruar 1861 unb 
9. Juli 1863, ſoweit dieſelbe nicht bereits flattgefunden bat, in ben genannten 
beiden Hergogihümern herbeizuführen. II. ber Auftrag zur Vollziehung iſt an 
bie Faiferliche Öfterreichiiche, die k. preußifche, bie k. fächfifhe und bie k. hau⸗ 
noverifche Regierung zu ertheilen, und zwar finb 1) Die höchſten Regierungen 
von Sadfen und Hannover zu erfuchen, je einen Givilcommiffär zu ernennen, 
welche eintretenden alles nach ber ihnen bieferbalb von ber Bunbesverfamm: 
bung zu ertbeilenden Inſtruktion das Grecutionsverfagren zu leiten und dem⸗ 
zufolge, bis zur vollitändbigen Erreichung bes ad 1 bezeichneten Erecutionss 
zwedes, im Auftrage bes beutichen Bundes die Verwaltung ber Herzogthümer 
Holftein und Lauenburg anflatt unb im Namen bes Königs-Herzoge, unbe: 
ſchadet ber nur. zeitweife fiffirten echte beffelben,. zu führen haben würben 
und 2) biejelben höchſten Regierungen zu veranlaffen, ben Givilcommiljären 
eine Zruppenabtheilung von etwa 6000 Dann, in zwilden ihnen zu verab- 
redender Zuſammenſetzung, beizugeben, zugleich aber auch bie höchften Regie⸗ 
rungen von Oeſterreich und Preußen zu erfuchen, in Gemeinſchaft mit benen 
von Koͤnigreich Sachſen unb Hannover zur fofortigen Unterſtützung ber ge: 
dachten Zruppenabtheilung im Falle thatjächlichen Widerſtandes gegen bie 
Erecutionsvolftredung überlegene Streitkräfte bereit zu halten. II. Bon 
dieſem Beſchluſſe ift ber königlich⸗herzoglichen Begierung bie Aufforberung 
zur Yolgeleittung und Anzeige darüber binnen 3 Wochen zu richten.“ 


6. Ott. (Hannover). Eröffnung ber Vorſynode. 

6.—12. Oft. (Zolinerein) Auf die Einladung Bayerns tritt in 
München eine Eonferenz von Bevollmächtigten ber Regierungen von 
Bayern, Haunsver, Württemberg, Kurbefien, Großh. Hefien, Naffau 
und Frauffurt zufanmen, um über eine gemeinfame Saltung bes 
zuüglich der Erneuerung bed Zollvereins zu berathen. Regiſtratur 
über das Ergebniß der Eonferenz: s 


4) —— Bevollmaͤchtigte ſprechen ihre Ueberzeugung aus, daß bie 
Erhaltung des Zollvereins das unverrückbare Ziel der Beſtrebungen ihrer 
Regierungen bleiben wird. 2) Die ksniglich preußiſche Ren bat in 
ihren neuen VBorfchlägen für bie bevorftebene Gonferenz in Berlin wegen 
Erneuerung bes Bollvereins bie Zuftimmung zu bem von ihr mit Frankreich 

“ vereinbarten Berträgen wieberbolt beantragt. Anbererfeits iſt die Aufrecht 
haltung unb weitere Ausbildung ber hanbelspolitifchen Verbindung mit Oeſter⸗ 
reich bei ber letzten Generalconferenz von fait allen Bereinsregierungen als 
ihren Wünſchen und Abfichten entiprechend, bezeichnet worben. Die k.k. öfter: 
reichiſche Regierung nimmt in biefer Beziehung, geftüst auf ben Vertrag vom 
19. Februar 1853, ein von mehreren Beveineregterungen bereits ausdrücklich 
anerlanntes Recht in Anſpruch. Nach ben worli thatfäclichen Ver⸗ 
en würde aber bie Fortjekung und fernere idelung einer engeren 

nbelspofitifchen Verbindung mit Oefterreich durch bie Verträge mit Frank: 
reich in Drage geſtellt. Um biefes bobe Intereſſe nicht preisgugeben ,‚ und 
er die In dem Vereinsvertrag vom 4. April 1853 At. und 42 in 
Aus genommene Erſtreckung des Vereins auf bie übrigen beutfchen 
Staaten zu wahren, erachten es bie verfammelten Gommifjäre für erfor 
berfih, daß dem yreußif Vorſchlage unter Hinweifung auf ben Cha⸗ 
after des Zollvereins, als eines für ganz Deutichlanb beflimmten In⸗ 
fiituts mb auf bie in Mitte Tiegenben vertragsmäßigen Beftinnmungen ber 
Antrag anf bie fofortige Eröffnung von Berhandblungen mit 
Defterreich auf Grundlage feiner Propsfitionen vom 15. Juli v. 3. gegen« 
übergeftellt und biefer Antrag von ben bier vertretenen Regierungen zwar in 
concifinnter Weife, aber auch mit aller Beftimmtheit unb Conſequenz 
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vertreten ober unterſtuͤtzt wird. 3) In nothwendiger Folge hiervon wäre für 
den Fall neuer Verhandlungen mit Frankreich, unter Bezugnahme auf die 
abgegebenen Erffärungen und unter Wahrung bes eingenommenen Stand⸗ 
punftes, insbeſondere daran feitzuhalten, daß beſondere Verkehrserleichterungen 
mit Oeſterreich und den übrigen dem Zollvereine noch nicht beigetretenen 
deutſchen Staaten vereinbart werden dürfen, ohne daß dieſelben ſofort auch 
auf Frankreich zur Anwendung kommen. 4) Behufs mehrerer Sicherſtellung 
gemeinſamen und gleichmäßigen Verfahrense iſt es wünſchenswerth, daß bie 
von den bier vertretenen! Regierungen zu ben bevorſtehenden Berliner Ber: 
bandlungen zu entjendenden Commiſſäre bort bei allen wichtigen tagen, 
welche bie vorftehenb sub 2) und 3) erwähnten Punkte betreffen, nur nad 
‚vorgängigem Benehmen mit einander handeln. 5) Für ben Fall, daß ber 
vorhin sub Nr. 2 ale nöthig anerfannte Antrag voR Seiten anderer Vereins: 
regierungen einen entichiehenen Widerſpruch erfahren unb bie Berliner Ber: 
handlung bie Sicherſtellung des sub 1) anerlannten Zieles ber gemeinfamen 
Befirebungen nicht Berbeifäbren ſollte, bleibt zwar ben bier vertretenen Re: 
gierungen bie Entſchließung über ihre weitere Action vorbehalten, indeſſen 
wirb die Hoffnung ausgebrüdt, baß biefelben aledann eine anbermweite 
Beratbung bebufs thunlichſter Verflänbigung über ferneres 
gemeinfames Vorgehen eintreten laffen wollen.” 

7. Okt. (Baden). Kine Eonferenz des kath. Klerus in Appenmweiber 
fpricht fi in einer Reihe von Refolutionen fehr entfchieden gegen 
eine Trennung ber Schule von ber Kirche aus unb erklärt fchliehs 
lih: „Wollte man biefe wohlbegrünbeten Anſprüche der Kirche an 
bie Volksſchulen überhaupt nicht berüdfichtigen, fo müßten wir auf 
⸗Grund bes Principe ber Gewiſſens⸗ und Ueberzeugungofreiheit mit 
‚allem Nachdruck volle Unterrichtsfreißeit verlangen, die Verwendung 
ber Tatholifhen Mittel zur Gründung und Erhaltung Firchlicher 
Schulen beanfpruden, und bie Beiheiligung der Geiftlihen an ber 
Leitung der nichteonfeffionellen und dem kirchlichen Einfluß ent: 
gogenen Schulen verfagen.” 

8. „ (Bundestag) Oldenburg trägt für den Fall, daß Dänemark 
ber Execution in Holſtein Widerftand Teifte, nenerbings am Bunde 

. darauf an, fid) von den Vereinbarungen mit Dänemark von 1851 
. and 1852 Ioszufagen. 
14, „ (Bundestag). Zweite engl. Depefhe bez. ber fchleswig- 
holſteiniſchen Frage (j. England). 
15. „ Einweihung des Kölner Dome, 
16. „ Gemeralverfammlung bes Nationalvereins in Leipzig. Die: 
ſelbe fpricht fich einftimmig gegen die Meformacte des Vürftencon: 
greſſes aus: 

„Unfere große nationale Bewegung bat den beutien Fürken wieberum 
das Bekenntniß ihrer Rechtmäßigkeit abgerungen. Das De Volk wird 
beijen eingeben? bleiben. Es wird von nun an noch lauter von ben Regie: 
rungen bie endlihe Erfüllung ihrer aufs neue amerkannten Pflicht, unbalt: 
bare Zuftänbe zu befeitigen und mitzuwirken an ber Aufrichtung eines neuen 
Deutihlands, fordern. Die von Defterreich vorgelegte unb auf bem Fürſten⸗ 
tage zu Frankfurt berathene Reformacte genügt in feiner Weile ben 
Anſprüchen der Nation auf Einheit unb Freiheit. Gie gefähr- 
bet bie freibeitliche Entwidelung und felbft die conftitutionellen Grundlagen 
ber Einzelſtaaten, vorzugeweife durch bie Erweiterung ber Bunbespoligei, bie 
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— üer ‚bie Zürftennerfammiung, bie Zuſammenſetzung und Com⸗ 
87 des gerichte unb sie Delegirterwerfammlung. * laͤßt alle 
Gebrechen unſerer Geſammtverfaffſung unter neuen Namen und Formen be⸗ 
fehen, enthält überhaupt nicht einmal eine irgenb ansreichenbe Ausbefferung 
bes beſtehenden Staatenbumbes, verfiärft ben politiſchen Ginfluß Oeſterreichẽ 
und bie particwlariftifche Stellung ber Königreiche auf Koften Preußens und 
ber übrigen Staaten, garantirt bie volle Souweränetät ber Einzelftaaten und 
beflätigt bie Ausfliepumg Acht deutſcher Provinzen. Die Durchführung biefer 
Reformacte wäre fein wetterer Schritt zur Einheit. Sie tfl ‘daher von ber 
Nationalpartei mit aller Entſchiedenheit zu befämpfen. Nicht 
minber unzureidenb find bie preußiſchen Gegenvorjchläge, wenn fie von einer 
N Regierung überhaupt ernftlich gemeint fein Tärmten. Die National: 
akt fe an ber Reihsverfaffung. Ahr Ziel iR und bfeibt bie 
Gerheitung eines wahren Bunbesflaats. Nie wirb fie ben Rechts: 
oben ber Nation preisgeben. Nut das deutſche Bolt felbft in einem freige: 
wählten Parlamente kann über fein Berfaffungsrecht enticheiben.” 


18. Oct. Oroßartige Feier des Jahrestage der Leipziger Schlacht in 
Leipzig felbft. Kine große Anzahl deutſcher Stäbte ijt babei durch 
Abordnungen vertreten. Feierliche Einweihung der von König Lud⸗ 
wig von Bayern errichteten Befreiungshalle in Kehlheim. 

21. „ (Bundestag). . Dritte engl. Depefche bezüglich der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Frage (ſ. England). 

22. „ (Bundestag) Die Bundesverfammlung befhließt, bie engl. 
Depeihe vom 29. v. M. ablehnend zu beantworten, da bie Exe⸗ 
eution' in Holfteinsfauenburg eine innere deutſche Frage fei. 

23. „ (Bärjtencongreß) Auf ben Wunfh Defterreihs finhet in 
Nürnberg eine Eonferenz von Bevollmächtigten ftatt, um fich über 
eine gemeinfame Antwort an Preußen bezüglich feiner Ablehnung 
der Reformacte und feiner Forderungen bezüglih der beutjchen 

. Trage zu verfländigen. . Es wird beſchioſſen, die Antwort Defter: 
reich zu überlafien und biefelbe in Berlin zu unlerfühen. 


28. „  Oeneralverfammlung des deutſchen Reformvereins. Meferat Wy⸗ 
denbrugk's. Die Berfammlung fpricht fih einftimmig für die Res 
formacte des Fürſtencongreſſes aus: 

⸗l. Die Berſammlung erkennt in ber Berufung und In dem Zuſammentritte 
des deutſchen Fuͤrſtentags woraus bie Reformaete hervorgegangen, eine patrio⸗ 
tifge That. Al. Die Berfammlung erfennt nöd in ber Meformacte eine 
geeignete Grundlage er bie antwidtung ber Berfaffung Deutſchlands 

8 Ihe ee unb größerer ge“ beit, und fpricht fi für deren Annahme 

erfammlung Hofft, baß alle Regierungen und Landesvertre⸗ 

ken, melde sei dem —— ber Bundesreform für das geſammte Deutſch⸗ 

—* * uwirken haben, der Folgen eingeben? ſein werben, —* eintreten 
möäfjen, wenn fie bie Zuftimmun zu ber —A entweber verf gen ober 
an unzuläffige Vedingungen knüpfen. Die Verfammlung billigt, baß. 
zur Herftellung der noch feblenben inigteit jebes mit dem Grumdgedanken 
ber Reformacte vereinbare Entgegentommen ftattfinde, fie empfleblt aber, daß auch 
bei ide nicht gelsſtem GBegenfahe bie Durchführung ber Reformacte 
ber Örenzen bes beſtehenden Rechtes, namen durch betbige Be: 
aut Abgeordneten ber geeinigten Staaten geförbert werbe. V. Inſo⸗ 
ae ber Reformacte eintreten follte, empfiehlt bie Verfommlung 

ende Verbeſſerungen: 1) Die Wieberberfiellung bes Urt. 14 ber 

- 6 or 
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Reformacte (Feſtſtellung bes Bunbesfinanzhaushalis). in feiner urfpränglichen 
| Faffung. 2) Die Wieberannahme bed Grundſates (Art. 11), daß bei Ab- 
aͤnderungen ber Bunbeswerfafjung ımb Aufägen zu berfelben 17 Stimmen 

unter 21 genügen. 3) Feſtſetzung einer zweijährigen Periobe für bie regel: 
mäßigen Berfammlungen ber Bunbesabgeorbnueten anftatt einer breijährigen. 

4) Die Aufnahme einer Beftimmung, woburd bie regelmäßige Thätigfeit ber 
Berfammlung ber Bundesabgeorbneten au in bem Falle der Auflöfung ber: 

felben geftchert wird, namentlih durch Feſtſtellung bes Grundfaßes, baß bie 

„Neuwahlen binnen befimmter Zeit vorzunehmen find. 

„28.08. (Zollverein). Bayern richtet eine neue Denkſchrift an ſämmt⸗ 
liche -Zollvereinsregierungen, um fie zu gleichzeitiger Behandlung ber 
Erneuerung der Zollvereinsvgrträge und der öſterr. Propofitionen 
aufauforbern. ' 

29. „ (Bundestag) Erklärung bes bänifchen Gefandten am Bunde 
in Antwort auf den Erecutionsbefhluß vom 1. Oft.: 

„... Unb was bie übrigen in ber genannten Befanntmachung v. 30. März 
enthaltenen Beſtimmungen betrifft, jo it bie Eönigliche Regierumg volllommen 
bereit, in Verhandlungen mit bem Durchlauchtigſten Bund einzutreten, um 
ih mit bemjelben über Veränderungen in biefem Act zu verjtändigen, wel: 
chem die Fünigliche Regierung alfo infofern nur einen probiforifhen Charakter 
beilegt. Alles was ber beutihe Bund durch eine Erecution in Holiteim umb 
Lauenburg würde erreichen können, kann fonad auf bem Wege ber ruhigen 

.  Berftändigung leichter und vollfändiger herbeigeführt worben. . . ." 
„» » (Helfen: Darmftadt). Die I. Kammer fpriht fi einftim- 
mig gegen ben franz.spreuß. Handelsvertrag ano. - 
30. „ (Fürſtencongreß). Defterreihifhe Antwort auf die Ableh- 
nung der Reformacte dur Preußen: ' 

Weiſung an ben dfterr. Gefandten in Berlin: „... Geſtuͤtzt auf bie 
gewichtigen Einwendungen, welde fie ben brei Borbedingungen Preußens 
entgegenftellt, muß- bie Taiferlihe Redierung bie Weberzeugung ausfprechen, 
baß eine auf ber Grundlage biefer Bedingungen geführte Waterbonblung dem 
füberativen Princip, auf deſſen Anerkennung und unwerbrüdlicher Geltung 
Deutſchlands Integrität, Sicherheit und Wohlfahrt beruben, ſchon in ihren 
Ausgangspunften mwiberftreiten würde. Entweder müßte ein Verftändigungs- 
verſuch auf Bafis jener drei Punkte alsbald zum Bruch führen, ober er müßte 
bie beiden beutfchen Mächte von dem Biel einer normalen Gntwidiung ber 
Bunbesverfaffung in ber bedenklichſten Weiſe ablenken. In eine. jolche Unter: 
handlung einzutreten vermag bie Taiferliche Regierung fich nicht zu entichließen. 
... Se. Maj. ber Kaiſer bat zur freieiten gemeinjawen Beratbung ber Bor: 
ſchläge Defterreihg ben Anlaß gegeben, ſammiliche Theilnehmer au ber Fürſten⸗ 
conferenz find auf biefe Beratung rückhaltslos eingegangen, von Feiner Seite 
find irgendwelche befondere Bebingungen oder Anforderungen als präjudicieli 
für die Mitwirkung zur gemeinfamen Aufgabe bezeicgnet worden. Es füllt 
und ſchwer, anzunehmen, daß Preußen unter dieſen Umſtänden glauben follte, 
einen binlänglihen Beweis bunbesfteundlichen Entgegenkommens abgelegt zu 
aben, wenn es, allein von allen beutichen Regierungen, dabei beharrte, vor 
einem Eintritt in bie Verhandlung die Gewährung einzelner beſtimmter Zu: 
geftändnifje zu verlangen . . .” 

Memorandum: „... Ein Veto Oeſterreichs und Preußens für ben 
aU eines nicht duch einen Angriff auf das Bundesgebiet veramlaßten Bundes⸗ 
iegs — formelle Gleihitelung Preußens mit Defterreich in ber Leitung ber 

Bunbdesangelegenheiten — Schaffung einer aus birecten Wahlen nah bem 

Mapftab der Benölterung hervorgehenden Vertretung — bies find bie breierlei 
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Anferbertingen, welche das Cabinet ˖ von Berlin ber Frankfurter WMeformacte 
gegenũbergeſtellt hat, ohne fich vor Erlangung dieſer Zugeſtändnifſe auf eine 
Verhandlung fiber dieſelben einlafſen zu wollen... 

„J. Ein Veto DOeſterreiche und Preußens. Wiederholt erklärt 
das k. preußiſche Staatominiſterinm in feinem Vortrage bie Uebereinſtimmung 
zwiſchen Oeſterreich und Preußen für bie unentbehrliche Grundlage jeder 
wirkſamen Action des Bundes. Derſelbe Bortrag fügt aber tout hinzu, 
baß biefe Uebereinftimmung ſchwer herzuſtellen unb feitzuhbalten jet, und ftatt 
eines Mittels, biefe Schwierigkeit zu überwinben, wirb für die Zukunft bas 
fürmliche Mecht verlangt, ben Mangel an Uebereinſtimmung buch ein Beto 
zu conflatiren ! Weber Defterreich noch Preußen — fo fagen bie preußiſchen 
Minifter — können ber Freiheit vollftänbig entfagen, ihre Stellung zu ben 
Fragen europäifcher Politik nad ben Intereſſen ber Gefammibeit i Mo: 
narchien zu regeln. Ausgebenb von biefem Sape erflären fie es für einen 
m bes Praris unausführbaren Anſpruch, baß bie Politik jeber biefer beiben 
Mächte in ber Gefammtpolitif bes Bundes nach den Beichlüffen des Gen- 
tralorgans befielben aufzugeben babe. Durch ben Bechanismus einer Mehr: 

itsabſtimmung kann nad, ihrer Anficht bie Löfung biefer Schwierigkeit nicht 
vermittelt werben. Sie ziehen ſich deßhalb auf bie reine Negation bes natio- 
nalen Bundes zuräd, auf ein Veto für beide Mächte. 

‚Hier muß nun zunächſt bie Thatfache ins Auge fallen, daß das k. preußiſche 
Staatsminifterium eine Forberung, welde bie kaiſ. Regierung felbft 
feineswegsfürficherhoben bat, nihtnur im Namen Preußens, fonbern 
au im Namen Oxfterreichs aufſtellt. Dan zeigt fich alſo um Defterreich® 
Unabhängigfett von einer gemeinfamen beutfchen Politik in Berlin ftrenger 
beforgt als in Wien. Offenbar hat man nicht für bie preußifche Monarchie 
allein ein fo inbeſchränktes Maß ber Unabhängigkeit forbern wollen. Sit 
nicht ſchon biefer einzige Umftand genügend, um über bie Natur biefer ganzen 
Forderung das Tarfte Licht zu verbreiten? Defterreich feinerfeits be- 

ehrt Tein Veto. Es fteht, wie Preußen, nur mit einem Theile feiner 
en im bdeuffchen Bunbe, es if in Europa eine felbflänbige Macht, 
wie Preußen; nur bie Anertennung ber Gemeinſamkeit mit Deutichland, 
nur der Wille, bie gefammtbeutichen “nterefien als bie eigenen zu beban- 
bein, kann für Defterreich, wie für Preußen, dem Entiäluffe zu Grunde lie 
gen, in Fragen beusfcher Politik fi burd bie Entſcheibungen 
des Bundes beffimmen zu laffen. Ohne dieſen Willen, obne bie Er⸗ 
kenntniß, daß beide große Mächte ben Kreis ber Intereſſen, für welche fie 
als’ ſolche einzufteben berufen find, um ihrer Selbfterhaltung willen nicht auf 
‚den eigenen Länberumfang beſchränken bürfen, baß fie ibn auf das gefammie 
Deutfchland ausbe mäffen — obne biefe Erkenntniß und biefen Willen 
fallen weder Preußens noch Oeſterteichs Antereffen mit penjenigen Deutich- 
lands zufammen. Es befteht alabann keine ſolche Identität, es befteht, wenn . 
bie eine ber beiben Mächte am Bunde fefthält, die andere nicht, feine gerechte 
een ed köonnen unb müfſen dagegen bie verhängnißvollſten Con⸗ 
trafte hervortreten. Sollen biefe Sontrafte fünftig zu einer fürmlichen Regel 
bes Bunbesrechtes erhoben werben? Soll bie eine ber beiben Mächte ein Beto 
gegen emen Krieg im Süden, bie anbere gegen einen Krieg im Norden ein- 
Nlegen dürfen? Und foll in Zukunft nur ber nichtsöflerreichifche und nichts 
preufifche Theil Deutfchlanbe verpflichtet bleiben, einen Gefammtiwillen bes 
Bundes in den höchften beutfchen Angelegenheiten anzuerkennen? 

„Mit vollem Grunde wird übrigens zugleich hervorgehoben werben bürfen, 
welche ſtarke und auverläflige Bürgſchaft bie Beftimmungen ber Reformacte 
bafür gewähren, daß in der Bundesabſtimmung nut das Häre und unbe 
fireftbate Intereſſe Deutfchlands zum Ausbrude gelange. Was - der Vortrag 
vom Dt Arngpi über die Stimmwerhältniffe im Plenum fagt, ift nicht 
genau zutveilend, ba bie Reformache fein Pienum kennt. Bon ben 21 Stim- 
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men bes Yunbesrathes ber Reformacte Oeſterreich und Preußen 6, 
Dänemark und die Niederlande, die präſumtiv ohnehin meiſt gegen einen 
Bundeskrieg ſein werden, 2 zu führen; es bleiben alſo 13 reindeutſche Stim⸗ 
men übrig, und von dieſen müſſen ſich 11 mit den Stimmen der einen 
Großmacht vereinigen, wenn gegen bie Anſicht ber anderen eine Kriegserklärung 
beichloffen werben fol. Dies gewährt wohl mehr als hinlängliche Sicherheit. 
„Noch eine lekte wichtige Betrachtung möge, ebe ber Gegenfianb verlaſſen 
‚wird, gegen bie Forderung eines Veto geltenb gemacht werben. Der mini: 
fterielle Vortrag vom 15. September Märt und nicht barüber auf, ob unter 
dieſem Beto ein bloßes Recht ber Entbaltung Preußens von einem Bunbes- 
triege ober das Recht, einen folgen Krieg zu unterfagen, verftanben wer: 
ben ſolle. Sn ber e Unterflellung wäre ber gewählte Ausbrud nicht 
genau, in ber zweiten Tünnte ſich das Veto jedenfalls nur gegen einen von 
Bunbeswegen zu erllärenden Krieg richten, währenb e8 das Kriegs: 
und Friebensreht bet einzelnen Souperäne biefen nicht entziehen 
könnte. Es wirb aber nicht einer befonberen Ausführung ober ber Heran- 
ziehung nahe Tiegender Beiſpiele bebürfen, um zu beweifen, daß es ein Syſtem 
von Separatbünbnifjen grundſätzlich autorifiren, ja mit Nothwenbigfeit 
hervorrufen hieße, wenn man ben beiden Großmächten das Recht einräumen 
wollte, die Entſcheidung bes Bunbes über Krieg und Yrieben zu hemmen. 


‚I. Formelle Gleihftellung Preußens mit Oefterreid. ... 


„Il. Directe Wahlen zur Abgeorbnetenverfammlung Die 
britte und legte Forberung Preußens — biejenige eines birect gewählten und 
mit ausgebehnteren Befugniflen, als nach ber Reformacie, verſehenen Volks⸗ 
vertretung — biefe gorberung jtellt fi) allerdings entſchieden und tief ein- 
greifend auf das Gebiet ker Bundesreform. Um fo geredhtfertigter aber ift 
das Verlangen, zu willen, wie man ſich Rechenſchaft zu geben babe bon ber 
Ausführung eines fo weit reichenden Gedankens, unb ob in bemfelben aud 
alle Folgerungen begriffen feien, welche eine folche Verheißung nothwendig be- 
bingt, Der Vortrag bes königlich preußifchen Staatsminifteriums vom 15. Sep: 
tember befriedigt in feiner Beziehung biefes Verlangen. Wie follen die Wah⸗ 
len eingerichtet werben, aus welden bie Volfsvertretung am Bunde unmittel- 
bar hervorgehen ſoll? Hat man ein einſchränkendes, in ganz Deutichland ein: 
zuführendes Wahlſyſtem im Auge? Wie jo ein ſolches in ben verſchiedenen 

. Staaten zur’ verfaffungsmäßigen Oelhung gebracht werden? Sollen Wahlen 
nad) allgemeinem Stimmrecht ftattfinden?- Xft an eine Erneuerung bes Ber: 
ſuchs von 1848 gedacht? Sol ein Oberhaus bas Correctip bilden für bie 
Gefahren allgemeiner Wahlen? Und wenn bie Befugniffe des Parlaments 
außgebebnter jein follen, als Biejenigen ber Abgeorbnetenverfammlung ber 
Reformacte, wird bann nicht auch die Eentralgewalt flärker, als bas Diree- 
torium ber Reformacte, organifirt- fein müjlen? IR Preußen baxanf vorbe- 
reitet, ſich einer ſolchen Gentralgewalt, wenn fie nicht ausichließlich in feinen 
eigenen Händen zubt, zu unterwerfen? Ueber alle biefe wichtigen ragen würbe 
man in dem Bortrage ber preußiſchen Miniſter vergeblich irgend eine Auskunft 
ſuchen. Nur ber gewagten Vorausfegung begegnet man bort, baß ber ſpeci⸗ 
fiſch preußiſche Standpunkt in einer aus directen Wahlen hervorgegangenen 
Berfammlung fih vollflänbiger als in einer Berfammlung von Delegirten 
mit bem allgemeinen deutſchen Standpunkt ibentificiren würde. Nur einer 
Nationalvertretung der erfieren Ari glaubt, beshalb bie E, preußiſche Regie: 
rung Opfer bringen zu Tönnen, bie jeboch nicht näher angebeutet werben. Als 
gewagt wird jene Vorausfegung wohl nicht mit Unrecht bezeichnet werben 
bürfen, benn bis jetzt liegt nur eine Erfahrung vor, diejenige von 1848. 
Damals war Deferreih in Frankfurt unvollländig, Preußen vollſtändig, 
und fogar unter Hinzusritt ber nicht zum Bunde gehörigen Provinzen ver: 
treten — und demungeachtet war zwiſchen Berlin unb Frankfurt bald ein fo 
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> prögnanter Zwieſpalt vorhanben, wie ihn eirie regelmäßig gewählte Kammer: 
pertretung hoffentlich niemals herbeiführen würbe. 

„Der Unbeftimmtheit ber preußifchen tyorberung gegenüber vermag nun 
aber bie kaiſerlich Öfterreichifche Regierung die Vorſchläge ber Frankfurter Re: 
formacte nur mit um fo tieferer Ueberzeugung zu beborworten. . . .“ 

31.08. (Kurheſſen). Schluß bes Landtage. Der Kurfürſt ent 
ſchließt fih endlih, den Landtagsabſchied zu unterzeichnen. Die 
Stände werben ohne die übliche Zufiherung ber landesherrlichen 
Huld und Gnade entlafien Der Präfident fließt die Sitzung 
mit einem Hoch auf bie Berfaffung. 


5.Nov. (Zollverein) Eröffnung der Conferenz von Bevollmäch⸗ 
tigten ſämmtlicher Zollvereinsftaaten zu Berlin behufs Verbands 
Inngen über Erneuerung ber Zollvereinsverträge. 

I. „ (Sadfen). Eröffnung des Landtags. Thronrede des Königs, 

10. „ (Heffen-Darmftabt) Die I. Kammer lehnt jede fernere 
Bewilligung für fiandesherrlihe Orundrentenablöjung wegen bes 
aufgehobenen Steuerprivilegiums nad eingehender heftiger Die: 
cuffion unter Widerſpruch der Regierung mit überwiegender Mehr: 
heit ab, 

„ (Raffaum). Die Regierung verbietet, unmittelbar vor den Wah⸗ 
len, da6 Organ ber Oppofitionepartei. 

„_ (Bundestag). Um bie Erecrtion abzuwenden, erflärt ſich 
Dänemark bereit, baß insfünftige die Finanzgeſetze ben holfteinfchen 
Ständen fo vorgelegt werben follen, daß fie ben ganzen Beitrag 
Holfteins zu den gemeinfchaftlihen Angelegenheiten umfaffen. 

15.Nov. (Holftein) König Friedrich VII. von Dänemark + ohne 

Leibeserben. Geftüßt auf das Londoner Prototol*) folgt ihm 


11. 
14. 


) Anmer!. Die diesfälligen Beſtimmungen dieſes Protokolls lauten: 
„zn Betracht, daß bie mit ben allgemeinen Intereſſen bed europäiſchen 
Gleichgewichts eng verfnüpfte Aufrechterhaltung ber Integrität ber bänifchen 
Monardjie für bie —— des Friedens von hoher Wichtigkeit iſt, und 
daß eine Combination, mittelſt welcher bie männliche Nachkommenſchaft mit 
Ausſchluß ber Weiber zur Erbfolge in die Geſammtheit ber gegenwaͤrtig unter 
bem Scepter St. Maj. bes Königs von Dänemark vereinigten Lande, berufen 
wärbe, zur Sicerftellung ber Integrität biefer Monarchie das geeignetfte 
Mittel Fin bürfte, Haben ber Kaiſer von Defterreih, ber Prinzpr t ber 
franzöfiihen Republik, bie Königin von Großbritannien, ber König von 
Preußen, ber Kaifer aller Reußen unb ber König von Norwegen unb Schwer 
ben auf Einlabung be3 Königs von Dänemark befchloffen, einen Berirag abs 
zufchließen, um ben auf biefe Erbfolgeorbnung bezüglichen Verfügungen durch 
einen Act europäifher Anertennung annoch ein Unterpfanb ber Beſtän⸗ 
a zu verleihen. . . . „Art. 1. Da ber König von Dänemarf nad ernft: 
licher Erwägung ber Intereſſen feiner Monarchie mit Zuſtimmung bes Erb⸗ 
inzen unb ber nächſten durch bas däniſche Königsgefeh zur Erbfolge berus 
enen Agnaten, ſowie auch im Einverftänbniß mit bem Kaiſer aller Reußen, 
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Prinz Chriſtian von Schleswig⸗Holſtein⸗ Sonberburg : Glucksburg 
als Chriftian IX. in der Regierung ber bisherigen bänifchen Ge: 
fammtmonardie, alfo auch ber deutlichen Herzogthümer Schleswig, 
Holftein und Lauenburg. n 


(Holſtein). Geftüht auf das legitime Erbrecht erklärt ber 
Erbpring Friedrich von Schleswig-Holftein-Sonderkurg : Auguften: 
burg durch Prockamation feinen Regierungsantritt als Herzog 
Friedrich VIII. von Schleswig-Holftein: 

„Schleswiger! Holfteiner! Der letzte Fürft ber däniſchen Linie 
Eures Regentenhaufes ift babingegangen. Kraft ber alten Grbfolgeorönung 
unferes Landes und bes olbenburgifhen Haufes, Fraft ber Ordnungen, welde 
bie fchleswig-holfteintfche Lanbesverfammlung in bem Staatsgrundgelege aus: 
brüdlich beflätiget hat, Traft ber von meinem Vater zu meinen Gunſten aus: 
geftellten Verzichtsurkunde, erfläre Ich hiedurch ala erfigeborner Prinz ber 
nächſten Linie bes oldenburgiſchen Hauſes, daß Ich bie-Kegierung ber Herzog: 
thümer Schleswig-Holflein antrete und bamit bie Rechte und Pflichten über: 
nehme, welche die Vorfehung meinem Haufe unb zunächſt Mir überwieſen 
hat. — Ich weiß, daß biefe Pflichten im ſchwerer Zeit an Mi berantreten, 


Ich weiß, daß zur Durchführung meines und eures Rechtes Mir zunächit 


Teine andere Macht zu Gebote fieht, als die Gerechtigkeit unferer Sache, bie 
Heiligkeit alter und neuer Eide unb euxe Ueberzeugung von ber Feſtigkeit 
des Bandes, welches mein Gefhid und bag Eure vereint. — Ihr habt bie 
jett Ungerechtigfeit ebenfo mannbaft getragen als ihr mannhaft gefämpft 
hattet, Ungerechtigfeit abzuwehren. Für das Joch, bas man euch auflegte, 
gr ui jetzt ein unbeftrittenes Mecht ben Vorwand, benn ber König von 

emark war zugleid euer, Herzog. Bon jet an wäre bie ſchaft eines 
Königs von Dänemark über euch eine Ufurpation und rechtloſe Gewaltthat. 


ar 


Chef ber älteren Linie des holfteinzgottorp’fchen Haufes, erflärt bat, bie Erb⸗ 
folgeordnung in feinen Staaten bergeftalt feftfeken zu wollen, baf feine Krone 
in Ermangelung männlicher, vom König Friebrich III. zu Dänemark in ge 
rader Linie abflammender Nachkommenſchaft — an ben Prinzen Chriftian zu 
Schleswig-Holjtein-Sonberburg-Glüdeburg, und an bie aus ber Ehe biefes 
Prinzen mit ber Prinzeffin Louife zu Schleswig-Holftein-Sonberburg-Glüds: 
burg, gebornen Prinzeſſin von Helfen, entiproffenen Descendenten nad dem 
Rechte ber Erfigeburt von Mann zu Mann übertragen werbe: fo verpflichten 
bie hoben contrahirenden Theile in voller Würbigung ber Weisheit ber An: 
fißten, welche für bie einftige Annahme jener Combination entſcheidend ge: 
weien, fi gemeinſchaftlich ım Falle einer Verwirklichung ber vor: 
hergefehenen Möglichkeit ba8 Succeſſionsrecht des Prinzen Ehriftian 
zu Schleswig-HolfteineSonderburg-Glüdsburg unb ber männlichen aus deſſen 
Ehe mit genannter Prinzeffin in geraber Linie entfprofjenen Descenbenten 
auf bie Gefammtheit der gegenwärtig unter dem Scepter Sr. Maj. bes Kö- 
nigs don Dänemark vereinigten Lande anzuertennen.” Art. 2 beftimmt, 


daß, falls bie Descenbenz ber Linie bes Prinzen Chriftian bald erlöfchen follte, 


bie hohen contrabirenden Theile in Erwägung ziehen werben, was dann zu gefchehen 
habe. Art. 3 lautet: „Es ift ausbrüdlich verftanden, daß bie gegenfeitigen 
aus der Bundesacte von 1815 unb bem beitehenben Bundesrecht Dervorgeben: 
ben Rechte und Verpflichtungen bes Königs Yon Dänemark und bes beutfchen 
Bunbes in Betreff ber Herzogthümer Holftein und Lauenburg durch den 
gegenwärtigen Vertrag nicht verändert werben follen.“ ' 
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Und unfere gemeinfame Aufgabe iſt es, dieſer Herrſchaft ein Ende zu machen. 

— Ich kanm euch jetzt nicht aufrufen, Gewalt mit Gewalt zu begegnen. 

Euer Land iſt von fremden Truppen beſetzt, ihr habt keine Veſſen Mir 

liegt deshalb vor allem ob, die Regierungen des Bundes um Schutz meines 

Regierungorechtes und eurer nationalen Rechte anzugehen. Der deutſche Bund 

tft niemals der legitimen Erbfolge enigegengetreten. — Die Orbnung, auf 

welcher bie Regierungen Deutſchlande beruhen, iſt dieſelbe, auf ber meine 

Rechte begründet ſind. Und die Regierungen Europas werden der durch die 

Erfahrung beſtätigten Wahrheit nicht widerſtehen, daß ein haltbarer Auftanb 

da nicht dauern Tarın, wo eine willtürliche Rechtsordnung einem Volle gegen 

feine gebelligten Wünſche, gegen feine von Gott geſetzte Ratiomwalität unb gegen 
fein uraltes Recht aufgebrängt werben fol. — Lauenburger! Euer jhönes 

Lanb, Gegengabe für ein Land, befjen Namen ih durch meine Geburt trage, 

unterliegt berfelben Erbfolge, ſoweit nicht Rechte anberer Glieder meines Hat: 

ſes unb Altere unb begründete Rechte benticher Regentenhäuſer daren haften, 
ch gehe. Euch das Verſprechen, daßz Ich euer ‚ietionates Recht als mein eis 
es betrachte, und, foweit Sch berufen bin, eite Mechte und Freiheiten bes 

Füten werde. — Schleöwig-Holjteiner! Yon ber Hebergengling urchdrungen, 

daß mein Recht eure Rettung PA für Rich und mein Haus 
zu euch zu ſtehen, wie Sch im ber Schlacht zu euch geftanden, Mich nicht i 
tremmen von Cuch und unferem Rechte. Und jo gelobe und ichwöre ich gemäß 
bem Staatsgrunbgefehe, bie Verfaffung unb bie Geſetze ber Herzog: 
thümer Schleswig-Holftein zu beobadhten, und bie Nechte bes Volkes aufrecht 
zu halten. So wahr Mir Gott helfe und fein heiliges Wort. 

16.NoV. (Bundestag). Der babifhe Gefandte v. Mohl zeigt ber 
Bundesverfammlung den Regierungsantritt des Herzogs Friedrich 
von Schleswig⸗Holſtein an, mit bem Beifügen, ber Herzog erachte 
e8 „für eine, wie er ſich fchmeichle, überflüſſige Maßregel, wenn 
er hiemit eine feierliche Rechtsverwahrung gegen jebe etwaige Be: 
ftreitung' feiner Regentenrechte, fo wie gegen jede mit bem vollen 
Genuffe derſelben nicht zu vereinigendbe Handlung verbinde.” 

17. „ (Oldenburg) proteflirt gegen ben Regierungsantritt Chri⸗ 
fitan IX., fo weit fich berfelde auf bie Herzogthümer Schleswig- 
Holftein beziehe. 

18. „ (Frankfurt). Der gefebgebende Körper beſchließt einftimmig, 
den Senat zu erfuchen, ben bisherigen Erbpringen von Auguſten⸗ 
burg als nunmehrigen Herzog von Schleewig-Holftein und Lauen⸗ 
burg anzuerfermen unb feine Anerkennung am Bunde aufs brin- 
genbfte zu beantragen. 


19. „ (Holftein). 24 Mitglieber ber holſteiniſchen Stänbeverfamm- 
lung treten troß bes Verbotes ber bänifchen Behörden in Kiel zu⸗ 
fammen, erflären fi für das Iegitime Erbrecht des Herzogs Friebrich 
und befchließen eine Eingabe an den Bund mit ber bringenden 
Bitte, „Ichleunigft die geeigneten Maßregeln zu ergreifen, um bie 
Rechte der Herzogthümer und bes Bundes felbft gegen bie ernſilich 
brohende Gefahr fiher zu ſtellen, daß bie Entſcheidung nicht bem 
Rechte, Tondern der Gewalt anheimfalle.“ Die nicht anwefenben 
Mitglieber der Stände werben aufgeforbert, dem Scehtitte beizu⸗ 
treten, . 
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19. Noeb. (Coburg: Gotba). Herzog Ernſt iſt der erfle, "ber ben 
Erbpriuzen von Anguftenburg als Herzog von Schleswig⸗Holſtein 
‚anerfanut hat. Herzog Briebrih nimmt feinen Sit vorläufig in 
Gotha und bilde ein Minifterium. 

20, „ (Defterreih). Der Abg. Rechbauer interpellirt im Reiche: 

rathe bie Regierung wegen Schlesiwig-Holftein. 

a.» (Hamburg). ine fchleswig-holfteinifche Bollsverfammlung ift 
von ber Polizei breimal aufgelöst worden und wirb erſt geduldet, 
da fie, fih von ber Altona benachbarten Borftadt St. Pauli auf 

‚ bie andere Seite Hamburgs zirrüdzieht. " 

21. „ (Bundestag). Der dänifhe Gefandte zeigt die Thronbeftei- 
gung Ehriftian IX. an, ber badifche Gefandte legt feine Vollmacht 
für Friedrich VII. „wor; verfchiebene Megierungen ftellen Anträge 

in ber ſchleswig⸗ ‚poffeinifäen Trage. Anzeige, Vollmacht, Anträge 
werden bem bolfteinifhen Ausſchuß überwiefen. 

"n (Dotfkein). Eine Anzahl Mitglieber ber bolfteinifchen Ritter: 
ſchaft erflärt in einer Verfammlung zu Kiel ihre Zuſtimmung zu 
ber Eingabe ber Stänbemitglieber vom 19. Nov. an bie Bundes⸗ 
verfammlung. 

Die Mehrzahl ber Beamten ‚in Holſtein verweigert den von ihnen 
geforderten Huldigungseid für Chriftian IX. 

22. „ Die Bewegung für Schleswig-Holftein fängt an, gang Deutſch⸗ 
land zu ergreifen. Zahlreiche Volksverſammlungen ſprechen ſich in 
energiſchen Reſolutionen für die Rechte der Herzogthümer aus. 

Ueberall werben Comitéè's eingeſetzt und Geldſammlungen veran⸗ 
ſtaltet, hie und da auch die Organiſation von Freiwilligen vor⸗ 
bereitet. 

23., (Preußen). Die Abg. Stavenhagen und Virchow bringen Na- 
mens der beiben liberalen dractionen im Abg.⸗Hauſe einen Antrag 
bezüglich Schleswig-Holfteins ein. 

24. „ (Hplftein). Neue Verfammlung bolfteinifher Stänbemitglieber 
in Hamburg. Die Kieler Eingabe vom 19. Nov. an ben Bunb 
wird einflimmig gutgeheißen; diefelbe erhält nachträglich 38 Unter: 
ſchriften. 

„„WWürttemberg). Beide Kammern treten nad auberthalb: 
‚jähriger Vertagung wieder zuſammen und beide ſprechen fich ſofort 

. anb einſtimmig, die I. Kammer durch eine. Adreſſe au den, König, 

 . bie II. Kammer buch eine Refolution, für die Rechte ber Herzog: 

thümer Schleswig-holftein und. für die legitime Erbfolge in ben: 
felben aus. 


vn (Briten Darmiadt) Beide Kammern erklären fih ein- 
g für Wahrung ber Rechte Schleswig. Holfteine, bie erfle in 
allgemeinen Ausdbrücken, bie zweite, indem fle bie Regierung erfucht, 
durch Anerkennung des⸗Herzogs Friedrich das Recht und. die „In: 







Peutfälsen. 91 


tegrität Deutſchlande zu wahren nud bie Bereitwilligkeit der Kammer 
erklärt, die Regierung mit ben Mitteln des Landes m Dinchfüh⸗ 
zung biefe® Rechts zu unterüben. 


24. Nov. (Sachſen). Antwort des Minifters v. Beuft auf eine Interpella⸗ 


2D. 


26. 


tion in der II. Kammer: „Sachſen beantrage amı Bunde bie Nichtzulafſung 
eines bänifchen Geſandten und Anordnungen, bamit das für Holftein 
beftimmte Erecutionscorpe mit ber ben Umſtanden entfpreddenden 
Verſtärkung in Holftein und Lauenburg einrüde, um biefe Bundes⸗ 
länder bis zu dem Zeitpunkte ‚befebt zu halten, wo ber Bund fidh 
in der Lage fehen wirb, dem von ihm als rechtmäßig anerkannten 
Nachfolger in gebachten Serzugthümern letztgedachte Bundesländer 
zu eigener Berwaltäng zu übergeben.” 


„: Der Augſchuß bes Rat.sBereins tritt ig Berlin zufammen, jenbet 


eine Deputation am Herzog Friedrich Gotha und erläßt einen 
Aufınf für Schleswig-Holftein an das beutfche Boll. 

(Sadfen). Die I. Kammer fpridt. einſtimmig „ihre Befrie⸗ 
bigung mit der won ber Regierung in ber zweiten Kammer abges 
gebenen Erklärung aus, ſetzt babei jedoch vorm, daß biefelbe bes 
müht fein werde, and) die Rechte Holfteine auf und an Schles⸗ 
wig zur Geltung zu bringen, und erklärt, daß das fächfifche Bolt 
und feine Bertreier bie Regierung in bem Beſtreben, das Ders 
faſſungsrecht ber Herzogthümer Schleswig⸗ Holſte in und bie Rechte 
Deutfchlamds Hinfichtlich derſelben überhaupt wie rückſichtlich ber 
rechtmäßigen Erbfolge zu wahren und fremben Anmaßungen unb 
fremden Eingriffen gegrmüber deutſches Recht umb beutjche Ehre zu 
firmen, felbi wenn hierbei bie äußerſten Mittel ergriffen werben 
müßten, in jeder Weiſe zu unterftäßen bereit fe.” Die Hi. Kam: 


mer‘ tritt dem Beichluffe einſtimmig bei, doch wit dem BZufabe ber 


rechtmäßigen „agnatifchen” Erbfolge, went ſich and) bie 1 Kammer 
zufrieden erflärt. \ 

(Preußen). Magiſtrat unb Stabtotrorbnete von Berlin bes 
fliehen die Eröffuung einer Subfcription für Schleswig-Holitein 
unb exlafien eine Anſprache an bie Bewohner ber Gtabt. 

(Raffau) Landtagswahlen. Die Regierung erleidet eine voll 


" fländige Niederlage. Die Mnftige II. Kammer zäblt 17 Liberale, 


6 Clerikale und nur 1 abfoluten Anhänger ber Megierung. 

(Holftein). Herzog Friebrich verlangt von Dänemark die Räu: 
mung ber Herzogthämer von däniſchen Truppen ımb die Entlaffung 
ber im eigentlichen Königreih Dänemark befindlichen ſchleswig⸗hol⸗ 
fteinifhen Truppen in bie Herzogthümer. 

(Defierreid). Der Gemeinberath von Innsbruck beſchließt 
eine Dank⸗ und Zuſtimmungsadreſſe an den Reichsrathhabg. Rech⸗ 
bauer und Gen. für ihr ‚Bergeben in ber ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Sad. 
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26, 3: Ron. (Anhalt). Gröffnung des erften Fanbioge für dae vereinigte 
Herzogthum Anhalt. 
nn (Helfen: Darmftadt), Die II. Kammer erflärt ſich einftim- 
“ mig für eine etwaige Sequeftration - Holfteins und für al®baldige 
Anerkennung bes Herzogs Friedrich. 
27. „ (Württemberg). Antivort Hügel auf eine Interpellation 
.. im ber II. Kammer: Die Regierung babe allerdings bem Drängen 
‚nicht wiberftanben und am: 23. Nov. 1852 fih dem Londoner 
Protokoll angeſchloſſen, fehe fi; aber dur bie feitherigen Maß 
“regeln Dänemarks von ihren Verbinblichkeiten vollſtändig befreit. 
Die Erbfolgefrage bebärfe der Prüfung, die Regierung fei jedoch 
barüber außer Zweifel, daß dem Bunde das Recht zuſtehe, zur 
Aufrechthaltung beginneren Rabe und bis zur Regelung ber Suc- 
eeffiondfrage, weiche and; auf Schleswig Anmenbung finde, Holſtein 
militärifch. zu beſehen. Wenn Herzog Friebrich Legitimirt fein werde, 
fo könne verfelbe ben Bund auffordern, ihm Schleswig mit Waffen: 
gewalt zu verſchaffen. In diefer Ridtang werbe er bei Sr. Mai. 
bem König feinen Antrag fellen. 

„ a (Heffen:-Darmitadt). Miniſter Dakwigt erlärt in der H. Kam⸗ 
mer, die Regierung fei zu allen gur Wahrung ber Rechte ber Herzog: 
thümer erforberlihen Schritten bereit und fei ihr Bunbestage: 
ſandter dahin inſtruirt. 

(Hamburg). Die Polizei ſchließt das Bureau dee ſchleowig⸗ 
” gelfteinifeen Eomitd als angebliches Werbebirem. 

v» » (Betkein) Das in Kiel verfommelte Plenum ber ſchleswig⸗ 

holfteiniſchen Ritterſchaft beſchließt mit allen gegen eine Stimme 
eine Eingabe an den Bund gegen bie Unfprüde Chriſtian IX. und 
für bie legitimen Rechte des Herzogs Friedrich und um ben‘ Bund 
anfguferbern, die Rechte des Landes zu fdriken. 

v „» (Anbalt) erhebt alte Anfprühe auf die - Erbfolge im Herzog: 

them Lauenburg. 

28. , (Bunbestan). Die Bundesverfanmhntg entzieht ben dänischen 

. Sefandten das Wort, fo Yang feine Bollmacht nicht anerkannt fei. 

Anhalt erklärt, daß ber Herzog bie Regierung bes Herzogthums 

Lauenburg antyete und den Schub bes Bundes in Anfprucd nehme. 

Sachſen ftellt den von ihm angekündigten (f. 24. Nov.) Antrag, 

dem fih Württemberg fofort anſchließt. Heſſen⸗Darmſtadt beans 

tragt, bie bänifche Regierung aufzuforbern, alle däniſchen Truppen 
aus den Herzogihümern. Holflein und Lauenburg zurüdzuziehen und 
das holftein-lauenburgifhe Bunbescontingent dem deutſchen Bunde 
bißs auf weiteres innerhalb des Bundesgebiets zur Verfügung zu 
ſtellen. Endlich beſchließt die Bundesverſammlung mit großer 

Mehrheit, die Führung der holſtein-lauenburgiſchen Stimme zur 

Zeit zu füfpenbiren. Defterreihb und Preußen geben 

bei ber Umfrage eine gemeinfhaftlide Erflärung zu Bros 
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totoll (Programm ihrer gemeinſanen Politik in ber ſchleewig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Frage): 

. „Die Stellung ber k. dſterr. und ber k. preuß. Regierung iſt bush ber 
Bertrag bedingt, welchen beibe in Gemeinſchaft mit ben Regierungen von 
Frankreich, Großbrittannien, Rußland und Schweben 1852 in London mit 
ber Krone Dünemart abgeſchloſſen Haben, nachdem bie Borbebingungen 
deffelden durch Verhandlungen mit Dimemart im Lanfe ber Jahre 18%, feft: 
geftellt worben waren. de Regierungen faflen bie Gefammtheit diefer Ver: 
abredbungen ala ein untrennbares Ganzes auf, weldes durch den Lon⸗ 
doner Vertrag feinen Abſchluß erkalten bat. Nachdem ber Fall, weichen biefer 
Vertrag im Auge Batte, nunmehr eingetreten ift, find beide Megierungen zur 
Ausführung des Vertrages bereit, wenn bie Krone Dänemark ihrer: 
feits bie vorgängigen VBerabrebungen ausführt, deren Verwirklichung eine 
Borausfegung ber Unterzeichnung des Londoner Vertrages buch Preußen 
unb Deſierreich bildete. Die Suecellion in Lauenburg flebt dem König 
EHrifttan von Tänemart nad Anſicht beider Regierungen auch bann zu, wenn 
der Londoner Vertrag binfällig wird, nachbem der nächſtberechtigte Erbe wei: 
land König Friedrichs, der Prinz Friedrich von Helfen, feine Rechte auf Ko⸗ 
nig Ehriftian Übertragen bat. Die Zulaffung bes vom Könige von Dänes 
mark Lauenburg ernannten Geſandten in dem Maße, wie die Vertreter 
der einzelnen Beſtandtheile ſtimmberechtigter Curien zur Theilnahme an den 
Sitzungen berechtigt ſind, erſcheint daher nicht anfechtbar. Für Einräumung 
des auf der Geſammteurie Holſtein und Lauenburg ruhenden Stimmrechts 
aber vermögen beide Regierungen nur dann zu voliren, wenn ber König 
Chriftlan diejenigen Zuſagen erfillit, im Vertrauen auf wege beide Mädıte 
ben Lonboner Vertrag, welcher ihnen gegenüber ben Succeffionstitel bes Koö⸗ 
nigs in Holflein bilbet, angenommen haben.“ 

28. Nov. (Defterreih). Der Gemeinderath von Wien befchlieht eine 
Adreffe an den Kaifer zu richten um Schub für bie Rechte der 
Herzogthümer Schleswig-Holfein. 

29. „ (Raffau). Ungnädige Antwort bes Herzogs an bie Deputation 
einer Bollsverfammlung von Wiesbaden: er wiſſe, was er von bem 
Vertrauen, dad man zu ihm zu haben vorgebe, zu Halten habe; ber 
Ausfall der Landtagswahl habe ihn hierüber belehrt; die echte 
bes fog. Herzogs von Auguftenburg feien noch unllar; er liche 
überhaupt Deputationen nicht, die aus dem Schooße von Vollks⸗ 
verfammlungen hervorgegangen ſeien. Ä 

„» » (Hamburg). Der Bürgerausſchuß lehnt den Antrag, bie Bürs 
gerfchaft möge ben Senat zu Anerfennung bes Herzogs Friedrich 
auffordern, mit 10 gegen 8 Stimmen ab. | 

30. „ (Shwarzburg-Sondershaufen). Eröffnung bed Land: 
tage, Die Regierung erflärt, daß fie feit auf ihrem früheren 
Stanbpuntte, dem Antrage˖ Oldenburgs auf Rüdtritt von den Ber: 
einbarungen mit Dänemark von 18°%,, beharre. 


1. Dec. (Zollverein) Die Zollconferenz in Berlin beginnt die Ver 
rathungen über ben SHanbelövertrag wit Frankreich nachdem fie 
diejenigen Über bie Tarifreform zu Ende geführt Bat. 

» » (Holftein). Herzog Friedrich ift bis jet theils fürmlich theils 
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wenigſtens principiell anertammt ‚non Baden, Weimar, Coburg⸗Gotha, 
Meiningen, Altenburg, Braunſchweig, Walde, Reuß j. L. 

1.—2. Dec. (Preußen). Zweitägige Debatte bes. Abg⸗Hauſes über 
bie fchleswig-hbolfteinifche Frage. Der Mintfterpräfldent verliest eine 
ſchriftliche Erkläͤrung des Staatsminifteriums: 

Ginleitende Bemerfung bes Minifterpräfidenten: „Es iſt 
richtig, daß ber Londoner Bertrag nicht zwilchen ben Großmädten, fon: 
bern von einer jeben berfelben mit Dänemart, abgefchloffen if. Sowohl ber 
Inhalt des Vertrags beftätigt dies, als auch bie Form; er ift unterzeichnet 
auf ber einen Seite von Dänemark, und auf ber gegenüberjiehenden Seite 
von ben fümmtlichen übrigen Gontrahenten, und bie Ratificationen find von 
jeber „Mast mit Dänemark ausgewechſelt, nicht von ben Mächten unter: 
einander „ . ." 

Erflärung bes Staatsminifteriums: „Unfere Stellung zu ber 
bäniichen Trage if durch eine Vergangenheit bebingt, von ber wir uns nicht 
willfürlich Löfen Tönnen, und welde uns Pflichten gegen bie Herzogthümer, 
gegen Deutſchland und gegen bie europäiſche Mächte auferlegt. Die Aufgabe 
unferer Politit wirb es fein, biefen Verbindlichkeiten 9 zu entipredden, wie 
es unfere oberfte politische Pflicht, die Sorge für bie Ehre und bie Sicherheit 

unſeres eigenen Vaterlandes gebietet. Für Preußens Stellung zur Sache ift 
. zunächit ber Londoner Vertrag von 1852 maßgebend. Die Unterzeid;: 
nung beijelben mag beflagt werben; aber fie ift erfolgt, und es ift ein Gebot 
ber Ehre wie ber Klugheit, an unferer Vertragstreue feinen Zweifel haften 
zu laſſen. Indem wir aber biefes Gebot für uns felbit anerkennen, beitehen 
wir ebenſo auf feiner Geltung für Dänemark. Der Lonboner Vertrag bildete 
ben Abihluß einer Reihe von Unterhanblungen, welche 1851 und 1852 zivi- 
Ken Deutihland und Dänemark gepflogen worden waren. Die aus den⸗ 
elben bervorgegangenen Zufagen Dänemarks unb ber Bertrag, welchen 
Preußen und Oefterreih auf rund .berfelden in Lonbon vollzogen haben, 
bebingen fich gegenfeitig, fo baß fie mit einander ftehen oder fallen. 
Die Aufrechthaltung biefer Stipulationen iR einftweilen insbejondere für S chles- 
wig von weſentlicher Bedeutung. Sie gibt uns bad Recht, in biefem Her- 
- zogthum die Erfüllung vertragsmäßiger Zufagen von Dänemark zu fordern. 
Den aber mit bem Londoner Vertragẽ bie Berabrebungen von 18%,, fo 
ehlen uns in Betreff Schleswigs foldhe vertragsmäßige , welchen bie 
Anerkennung ber europiſchen Großmächte zur Seite e. Die Loeſagung 
von ben Verträgen von 1852 würde alſo ber Stellung Schleswigs und ben 
deutſchen Forberungen in Betreff berjelben bie 1852 geichaffene vertragsmäßige 
Grundlage entziehen, und bie allfeitige Anerfennung einer andern von neuen 
Ber gen oder von bem Ausgang Lines europälfchen es abhängig 
maden. Damit aber die Verträge für uns biefen Werth und ihre Geltung 
behalten, ift es EN daß fie von däniſcher Seite gewiſſenhaft ausge: 
führt werden. Daß bies bisher nicht gefchehen tft, barf 14 als alffeitig un⸗ 
bezweifelt anfehen unb halte mich ber Aufzählung ber Einzelnheiten bier über: 
hoben. Die Entſcheidung über bie Frage, ob und wann wir burd Nici: 
erfüllung der bäniichen ihtumgen in ben Fall gefeht find, uns von bem 
Londoner Vertrag Toszufagen, muß bie Regierung ſich vorbehalten ; 
fie kann biefelbe weber bem deutſchen Bunde überlaffen noch fie 
bier zum Gegenſtande von Erklärungen maden. Wir haben mit 
ber Öfterreichifchen Regierung Verabrebungen getroffen, welche eine überein: 
ſtimmende Haltung beider Mächte in Betreff bes Londoner Bertrags ımb feiner 
Conſequenzen einftweilen ficherftellen. Diefelben geben non der Annahme 
aus, daß in Lauenburg ber König Chriftian aud ohne ben Lonboner Bere 

‚ trag fuccefjionsberechtigt jein würde, nachdem ber nächſte Erbe, ber Prinz 
Friedrich von Heflen, zu feinen Gunften entfagt bat. In Betreff Holſteins 
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bagegen bexupt Tün. uns ber Gucceflionstitel auf bem Louboner Vertra 

Äf bie Verwirklichung beffelben von ber Erfüllung ber Borverträ a u , 
welche mit dem Londoner Kein in folibari Zuſamm — 
Daß letzteres ber Fall ſei, iſt buch das Zeugniß des competent aller 
Zeugen, bes Sen. Blubme, welcher 1851 und 1852 daniſcher Minifter ber 

anewãrtigen Angelegenheiten war, im dauiſchen Reichsrath befräftigt worben. 
Auf biejer Auffafjung beruht unfere durch bie Seitungen bereits befannte Ab⸗ 
ſtimmung in ber Bunbestagsjigung vom 28. Ron. Wir ſehen, fo lange 
wir ben Londoner Bertrag ist als hinfällig betradten, in 
König Chriftian ben Erben bes Rechts und bes Mnrechts feiner Vorgänger. 

wfolge befiehen bie Beweggründe fort, burch weiche der Ererutionsbeihluß 

. Oft. beroorgerufen wurde, währenb durch bie Umfänbe eine beſchleu⸗ 


u: 


. u 
xt ausfallen möge, unter allen Umflänben wirb Ben Map: 
gabe feiner Stellung als europaiſche Macht und ale Bunbesglieb für das 
deutſche Recht in ben Herzogthümern und für fein eigenes Aufehen im Ratbe 
. ber Großmächte mit befonmener Feſtigkeit einheen: Sn Unng biefer 
Aufgabe ren! bie Regierung auf bie Bereitwillige Unterflügung bes Landes 
unb feiner Vertreter. Zum Behuf unferer bunbes eiälupmäßng en Mitwirkung 
bei ber Grecntion, pi „e bie erforberlicden militärischen Vorkehrungen zu 
treffen haben, und en Beigaffung ber bazu nöthigen Belbmittel ben Land» 
tage zu verfefhungemkpiger Beſchlußnahme, eine Vorlage machen.“ 
— bes Abgeordnetenhauſes (mit 231 gegen 63 Stimmen 
angenommen): „In Erwägung 1) daß ber Erbprinz von Schleswig«Holfteins 
Kuguftenbur Kraft eines unzmweifelbaften Erbfolgerechts feinen Maiprud 
auf bie Reglerung ber Herzogthümer erhoben hat, 2) daß mweber ber beutfche 
Bund noch bie Stände der Herzogthümer Schleswig und Holitein ben Bes 
Kimmungen bee Lonboner Vertrags vom 8. Mai 1852 Beigetreten find, 
3) bag Dänemark burd eine —8 vertragswidriger Maßregeln, durch 
vielfache Bedrückungen ber deutſchen Bevoͤlkerung und Sprache in Schleswig, 
durch das Patent vom 30. März 1863 und endlich durch bie Vollziehung ber 
neuen Berfaffung für Dänemarf-Schleswig bie Vereinbarungen von 1851 und 
1852 umb bamit bie Bebingungen felbit gebrochen Bat, unter welchen bie 
deutſchen Gtofmäcte bem Lonboner Bertrage beigetreten find, daß baber bie 
Beftimmungen dieſes Bertrags für bie beutfchen Großmaͤchte jebe Verbind⸗ 
lichkeit verloren haben, 4) daß in dieſer Sachlage bie Anweſenheit bänifcher 
Truppen in dem Bundeslande Holftein eine Verletzung bes Bunbesgebietes 
bildet — erflärt das Abg.⸗Haus: bie Ehre und bas Intereſſe Deutichlanbe 
verlangen es, daß ſaͤmmtliche deutſche Staaten bie Rechte ber Herzogthümer 
ſchũtzen, ben Grbprinzen Friedrich von Schleawi "Holfein — als 
Herzog. von Schleswig-Holftein anerfennen ihm in ber Geltendmachung 
feiner Rechte wirkſamen Beiftanb leiften.“ 


41. Dee. (Bayern). Beide Gemeindecsllegien von Münden beſchließen 
eine Abdreffe an den in Rom weilenden König mit ber Bitte um 
Rücktehr in fein Land. Der König entfpricht und trifft fofort bie 
Anftalten zur Abreife, 


2. „ (Baden). Gröffnung des Laudtage. Thronrede bes Groß⸗ 


herzogs 
Ruf eines erlauchten Bundesfürſten, bie Reform ber 
Sun Seaverhar fung auf bem Wege perfönlihen Meinungsaustaufches ber 
Sichen zu orbnen, wedte von neuem die Hoffnung ber Nation auf endliche 
efriebigung gerechter Wünſche. Freudig bemielben Folge leiftenb, wäre Ich 
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gern bereit geweſen, einer alljeitigen Uchereinflimmung 4 ber abweichende 
Anfichten zu opfern. ber Schon der Mangel eines tänbniffes unter 
ben beiben mächtigſten Bundesſtaaten trübte bie Ausjicht auf einen gänftigen 
Erfolg. Um fo weniger glaubte Ich nad bem Scheitern Meiner vermitteln- 
‚  : ben Anträge Beichlüffen beitreten zu follen, für welche weber bie Billigung 
noch bie Einigung bes gejammten Deutichlanbs erwartet werben konnte. Ward 
ſomit auch nur die Anerkennung ber bringenden Nothwendigfeit einer. beut: 
Shen Berfaffungsreform gewonnen, jo gedenke Ich doch gerne ber freundlichen 
.: Beziehungen, welche die in Frankfurt verſammelten hrffen in bem gleichen 
Streben nah einem hohen nationalen Ziele vereint bielten, und bewahre in 
banfbarer Erinnerung als ein Zeugniß der Liebe Meines Volles bie Zuftim: 

mung, welche Meinem Handeln aus allen Theilen des Landes entgegenkam. 
inmitten dieſes Ringens nach größerer Einheit erfieht der Nation durch ben 
Rathſchluß ber Vorjehung eine ernſte Aufgabe. Ein edler Bruberflamm 
im’Rorben, lange gepräft und bewährt in vielen Leiben ift buch bas Recht 
eines zweifellojen Erbganges ſich ſelbſt und feinem großen Baterlanbe zurüd: 
gegeben, . Eine einfeitig feſtgeſetzte Exrbfolgeorbnung, welche weder das Recht 
ber Stänbe noch die Anfprüche der Nationalität et, brobt ibn aufs neue 
dem Berbande des gemeinſamen Vaterlandes zu vemben. Beine Regie: 
rung bat nicht gezögert, zu tbun, was das gute Recht fordert, und fie wird 
auch fernerhin, getragen von ber erhebenden Einmüthigkeit aller Parteien mit 
Muth unb Entichlofjenheit bie heiligen, aber ernſten Pflichten erfüllen, welche 
ben deutſchen Volke bort erwachſen find. Sch weiß, bat bie Sade in Ihren 
erzen mächtigen Wieberhall findet, und daß für deutſches Mecht und beutiche 
ne ſelbſt die Uebernahme ber ſchwerſten Opfer Ihre freubige Zuſtimmung 


erhält... . 
2. Dec. (Württemberg) Die U. Kammer wählt drei ber Re: 
gieriumg mehr ober minder mißliebige Kandidaten für ihr Präſi⸗ 
dium mit je 48 Stimmen; Frhr. dv. Varnbüler bleibt mit je 34 
dis 35 Stimmen in der Minderheit. 

„  (Soburg=- Gotha). Der Ausfhuß des gemeinfchaftlichen 
Landtags richtet eine Dankadreſſe an den Herzog für fein Borgeben 
in ber fchleswigsholfteinifhen Sadhe. — In Gotha bildet fi ein 
Central⸗Wehrcomito zur Unterftügung Schleswig⸗Holſteins. 

«en Bremen). Die Bürgerfhaft fordert mit allen gegen 1 Stimme 

“ den Senat auf, beim Bunde nach Kräften für Anerkennung und 

Berwirflihung des Rechts der Herzogfhümer, vor allem aber für 
befchleunigte Action des Bundes zu wirken. 
2/10. (Bet fein). Korreſpondenz Herzogs Friebrih mit Kaifer Na⸗ 
poleon. 

4. Dee. (Deſterreich und Preußen) richten an die Regierungen 
| der übrigen deutſchen Staaten ibentifche Noten zu Unterſtützung 
ihrer behufs Durkführung des Londoner Protokolls gerichteten 
Anträge am Bunde: 

„Die Gefahren für ben allgemeinen Trieben, welche fih an bie Entwid: 
Img ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit knüpfen Finnen, machen es 
ber Tail. (k. preuß.) Regierung zur Pflicht, fih gegen ihre deutſchen Bundes⸗ 
genofjen in Bezug auf die nächften zu ergreifenden Maßregeln auszufprechen ; 
es gereicht Ihr zur beſonderen Genugtbuung, fih babei in voller UWeberein- 
fimmung mit der k. preuß. (kaiſ. öfterr.) Regierung zu befinden. Es handelt 
fih defanntlih am Bundestag jeßt um die jchleunige thatjächliche Ausführung 

ber am 1. DOM, l. J. beſchloſſenen Erecutionsmaßregeln. Deſterreich 
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unh Peruhen erfeunen bieie cIß uethwenb im e ber Gicherheit unb 
der Rechte Deutfhlands an, und find er] bazu auf der einmal ans 


 geuommenen Bafis mitzuwirken, auf welder fie, ohne Präfjudiz für 
“= Ne anderen am Bumbeaton ſchwebenden ragen und ohne bem Auslanb 

: eine Berechtigimg zum Einſpruch barzubieten, durchgeführt werben koͤnnen. 
(Eime Anzahl dentiher Regierungen aber will bie Erecution ausbrüdlid 
und formell in eine Dcecupation des Landes auf Grund ber fireitigen 
Succeſſionsfrage verwandelt wiſſen, unb biefe Berfchiedenheit der Auffafiungen 
rn zu. unferem Bebanern bisher die Erflattung bes Tängft erwarteten Aus⸗ 

chußberichts verhindert, und brobt in ber Bundesverſammlung felbft zu einer 
. Wmeinigteit zu führen, welche bie ganze Maßtegel felbft unmöglich machen 
: würde, Das Verhalten ber beiden beutfhen Großmächte zu: ben 

eine Decupation forbernben Anträgen ift gleihmäßig burg das Intereſſe 

Deutfhlandbs und burh ihre eyropäifhe Stellung bedingt. Sie 
-Törmen wid, unter ben Namen irgendwelcher Occupation ober Sntervention 
- mit den Waffen in ber Hand gegen den Londoner Vertrag auftreten, 
fo Lange fie bejien Gültigkeit anerfennen. Ueber bie Bedingungen, an 
welche ſich dieß Anerkenntniß knüpft, haben fie fih in ihrem Botum in ber 
legten Bundestagsſitzung ausgeſprochen. Sie müffen darnach bie ernſteſten 
Beberiten bagegen geltend machen, daß Deutichland und fie ſelbſt ohne brin» 


. ;: gende Mothwendigleit ber Gwentualität eines Kriege ausgeleht werben, beffen 


Dimenfionen unberedenbar find, beifen Folgen und Gefahren aber vorzugs⸗ 
eife auf bie beiden, beutfchen Großmächte zurüdiallen würben. Die beutfhen 
Bunbesgennoffen Tümter überzeugt fein, daß Defterreih unb Preußen, nad® 
Dem fie fig übex dieſe Frage vollſtändig geeinigt Haben, in 
berielben bie Rechte und Intereſſen Destichlanbs mit bem Nachbrud wahren 
‚ werben, welcher nad ber Geſammtlage Curopas anwendbar ill. Wenn bie 
beiden Mächte Biefür das Vertrauen ihrer Bunbesgenoffen in Anſpruch nebe 
meh, fo müſſen fie zugleich auch darauf aufmerkſam maden, daß ber Bund 
“. jelbft, wenn er feine Stellung in Europa wahren will, bie letztere in euros 
paiſchen ragen: auch vom «uropäifchen und politifhen Gefichtspunfte aufs 
afien muß. Sie müſſen bie beutfhen Regierungen bitten, ernflli zu er⸗ 
wägen, melde Gefahren für ben Bund felbit ſich an ein übereiltes und 
- einer elnfeitigen Tendenz folgendes Verfahren Mnüpfen können. Ee kann 
dem Anſehen —2 nicht foͤrderlich ſein, wenn bie beiden Großmächte in einer 
Frage, in welchen fie einig und bekanntlich burch enropäiiche Verträge gebunden 
find, über ſtimmt werben. Roc, bebenklicher aber wäre es, wenn ber Bund 
den Gindrud machte, für Europa ftatt ber Bürgfhaften bes Friedens 
und ber Orbnnung, welde man von ihm erwartet, Gefahren unb 
Elemente der. Uneinigkeit zu fihaften. Oeſterreich und Preußen vers 
langen von ihren Bunbesgenofien nicht ein Verzichtleiſten auf ihre eigenen 
. Muffafungen in ber Succefjionsfrage. Es fleht nichts im Wege, daß fie die⸗ 
ſelben bei ber Abftimmung am Bunde noh ausbrüdlih wahren. ber 
ed iſt dringend zu wünſchen, baß fie durch biefelben, im Hinblick auf bie 
obigen Erwägungen, fi nicht hindern laſſen, ber einfachen Ausführung ber 
. einmal heſchloſſenen Erecutionsmaßregeln zuzufimmen, unb fich fo ben beiben 
Großmãachten anzufchließen. Ein barüber zu faſſender Beſchluß bebarf feiner 
weiteren ausführfihen Motivirung, fonbern eventuell unter Vorbehalt ber 
Erbfolgefrage nur des einfachen Hinweiſes auf bas volllommen Ungenügenbe 
ber Bisher an den Bund gelangten Erklärungen. Indem bie kaiſ. (f. preuß.) 
Regierung bienach an bie... . Regierung das Erſuchen richtet, daß ihr Bundes⸗ 
’ fandter inſtruirt werben möge, bem öfterreichiich-preußiichen Antrage auf 
—* Ausführung ber einfachen Erecution zuzuſtimmen barf fie bie Hoff⸗ 
nung ausiprechen, daß bie... . den obigen Grwägungen ſich nicht verichließen, 
und bie nolle Verantwortlichleit für bie ernflen und unab⸗ 
7 
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wetäfichen yelaen eines weiter getriebenen Dtffenfes in ber 
Bundesvergammlung fi vergegenwärtigen werbe” 


4. Dec. (Defterrei). Graf Rechberg antwortet im Abg.⸗Hauſe 


nn 
4 


[ 
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5. " 


"m 


6. „ 


auf die Snterpellation Rechbauers, übereinftimmend, mit ber Er: 
Märımg der preuß. Regierung vom 1. b. M., daß Oeſterreich feiner: 
feit8 am Londoner Bertrage bezũglich Schleswig⸗ Holſteins feſthalte 
und ſich darüber mit Preußen geeinigt habe. Debatte des Hauſes 
über die Antwort des Miniſters und über die auswärtige Politik 
Defterreih8 überhaupt. Rechbauer, Brinz und anbere beutfche Ab⸗ 
geordnete erklären ſich für nicht befriedigt durch die Antwort bes 
Grafen Rechberg. 

(Holftein) Eins Verfammlung won Vertrauensmäunern be: 
fhließt in Hamburg allgemeine Steuerverweigerung und Selbft: 
befteuerung für einen Landesfonds. 

(Hannover). Die Vorſynode beenbigt bie erfle Berathung 
des Entwurfs. Von ben Bertretern ber Gemeinden erflären fid 
42 für, 12 gegen das Ganze befieiben, wie es aus den Verhand⸗ 
lungen hervorgegangen. 

(Sachſen). Der Minifter v, Beuſt erklärt in ber IL Kammer, 
Sachſen habe das Londoner Protokoll weder unterzeichnet, noch fei ee 
bemfelben förmlidy beigetreten. Es fei nr unter bem ausdrücklichen 
Vorbehalt geſchehen, daß damit in keiner Weiſe einen Befchluß des 
Bundes vorgegriffen werde, falls diefer zur Erörterung bei Frage 
Anlaß erhielte. Schon durch biefen Vorbehalt habe Sachſen jekt 
freie Entſchließung, and wenn Dänemark nicht, wie geſchehen, ſeine 
Verpflichtungen gebrochen hätte. 

(Holftein) Herzog Friedrich eröffnet in Gotha ein freiwil⸗ 
lige8 unverzingsliches Anlehen. 

(Heffen-Darmftabt). Die I Kammer tritt bem Beſchluſſe 
ber DI. Kammer „als Ausdruck des Wunſches, daß es möglich fein 
möge, die Selbſtändigkeit und die Verfaſſung der Herzogthümer 
durch die Trennung von der Krone Dänemark zu wahren” mit 40 
gegen 10 Stimmen bei, findet jedoch „eine bireete Anerkennung 
bes Prinzen Friedrich durch bie groß. Regierung bedenklich, ba 
eine folhe Anerkennung nur durch ben Bund als Jolden nad 
gründlicher juriftifher Prüfung erfolgen Tann.“ 

Zufanmentunft der Führer beider großer Parteien Deutſchlands, 
bes Nat.-Vereins und des Reformvereins in Nürnberg. Tiefelben 


beſchließen einmäthig, fämmtliche derzeitige Mitglieder ber beutfchen 


thümer Schleswig⸗Holſtein, — 


Landesvpertretungen auf ben 21. d. M. zu einer großen Verſamm⸗ 
hung nah Frankfurt einzuladen: 
„Diefer Verſammlung wird vorge ſich auszuſprechen für die 
—— berfaffungemäßi e —— e Berbindung ve Herzog: 
fir bie Sion rt ‚ber ber Sergogtbüme: und 
e vollſtandige Trennung von Daͤnemark, — folgeberedhtigung 
Friedrichs von Sonberburg-Auguftenburg ale Herzog Son Schles wig⸗Hol —*2* 
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Br ** perhandelt und beihlicht Über bie zur enifchiebenen 
. ralden — der ——— der ie gthümer erforderlichen —* 
Mittel. Wie wir Unterzeichnete bie Be tüffe einmäthig gefoht — 
ſo vecrtrauen wir, daß bieſelben von allen unfern Genoſſen fteudig aufge⸗ 
nommen werben. Das deutſche Volt aber wird Ingmikten ebenfomenig als 
feine Berireten jäumen, in ben Vorbereitungen zur thatkräftigen Unterfiübung 
der Herzogthümer pfliäätgeireu, wie es biefelb Iben bg mnen und ohne Unter: 
brechung ——e 
6. Dec. (Weimar). Eröffnung des Landtags. Der Minifter'v. Watz⸗ 
dorf hebt hervor, wie die Regierung auch ferner feſt und unbeirrt 
zu dem Ziel mitwirken werde, das allein geeignet ſei, eine ge⸗ 
deihliche Loſung der ſchleswig-holſteiniſchen Trage: herbeizuführen, 
nämlich bie vdllige Trennung der Herzogthümer von Dänemark. 
7., (Bundestag) Unter bem Drud ber identischen Npte Oeſterreichs 
und Preußens v. 4. d. M. verwirft die Bundesverfammlung ben Aus: 
ſchußantrag „die zum Zwecke der Creation (in Holftein) üherer 
Bunbesbejchlüffe kereits durch den Beſchluß vom 1. Oct. in Ausfiht 
genommenen Mafregeln nunmehr zum Schutze aller Rechte, 
deren Wahrung dem deutſchen Bunde unter ben gegenwär⸗ 
. tigen Verhäliniſſen obliegt, ſofort in Vollzug zu ſetzen“ und be⸗ 
fließt auf den Antrag von Deſterreich und Preußen mit 8 (Oefters 
reich, Prenßen, Hannover, Kurbefien, Medienburg, bie 16te — Ol⸗ 
‚benburg, Anhalt und Schwarzburg —, 15te — Lichtenftein, Neuß, 
Lippe, Waldeck und Homburg — und 17te Curie — die 4 freien 
Städte) gegen 7 Stimmen (Luremburg enthält fih): „in Erwäs 
gum8 4) daß die in Ziff, I. des Bundesbeſchluſſes v. 1. Det. d. J. 
"Binnen drei Wochen erforderte Yolgeleiftung und Anzeige (Däne: 
marks) hierüber nicht erfolgt it; 2) daß durch die Ausführung ber ins 
Ange gefahten Maßregeln ben vom beutfchen Bunde Innerhalb 
feiner Gompetenz zu faſſenden Entfäließungen fiber die von 
mehreren Regierungen geitellten Anträge in ber holſteinſchen Erb: 
folgefrage nicht präjubieirt wird; 3) daß bie in Art. X. 
ber Bandes: Krecutionsgchnung vorgeſehene Gefahr im Verzuge als 
vorhanden exachtet werben muß, — bie in Ziff. IV. des Beſchluſſes 
vem 1. October vorgeſehene Aufforderung zum ſofortigen Vollzug 
ber beſchloſſenen Maßregeln nunmehr an bie Regierungen von 
Defterreich, Preußen, Sachſen und Hannsper zu sichten.“ 
„„ODeſterre ich). Ungnäbige Antwort bes Kalfers an die Depus 
sation des Gemeinderathe von Wien. Die Regierung erlaubt 
teinerlet Vollsnerfammlungen für Schleswig⸗ Holftein , ſchon beſtehen⸗ 
ben Vereinen wird bie Beſprechung biefer. Frage verboken, bie 
Sammlungen für Schleswig-Holftein werben auf bloß mohlthätige 
Zwecke bef Igräntt, bie Statthalter der Provinzen erhalten ben Auf 
m bie Bewegung forgfältig zu überwachen, 
"nu (Sagjen).. Der König antwortet auf die Abrefie einer Volks⸗ 
verfammkung in Leipzig, er werbe am Bunde feft anf feinem bise 
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Zu der eingehaltenen Standpunkte verharren; bie Suceefftonäfenge fei 
jedoch nicht fo eiufach, wie viele glauben, fondern fehr verwickelt; 
er babe ſich eingehend mit derſelben befchäftigt, ohne bis jetzt zu 
einem klaren Refultate gelangt zu fein, 

7. Dee. (Naffan) Die Negierung unterfiegt aud bei den Wahlen ber 
Höcftbefteuerten zur I. Kammer. 

9., (Brankfurt). Die gefebgebende Verſammlung befdließt- ein: 
flimmig vom Senate eine Erflärung Über fein Votum in der Bun: 
besverfammlung v. 7. Dec. zu fordern und auf die ſchleunige Ans 
erfeunung bes Herzogs Friedrich zu dringen. 

(Oldenburg). Gröffnung des Landtags. Der Minifter p. Röf: 
fing meist darauf Hin, jeht oder nie fei der Augenblid gekommen, um 
bie Rechte ber Herzogthämer anf eine agmatifhe Erbfolge unb 

demgemäß auf eine Aufhebung ihrer bisherigen Verbinbuhg mit 
- Dänemark zur unverfümmerten Geltung zu bringen. 

55 (Bayerh). Adreſſe einer Vollsverfammlung in Augsburg an 

- ben König: | nn 0 
„Ew. Mai. haben Si an dem jüngſten? Bundedbeſchluſſe nicht betheiligt, 
Bahyern Yat.keinen Theil an ber Schuld.an bem was gegen Schlaswig-Holftein bis 
heute geſündigt wurbe, unb darum blickt das beutiche Volk in biefem Augenblid 
auf E. M. tut Ihnen zu: „Führe Du uns! wie einſt Dein Stammherr bei 
ber Beronejer Klaufe den deutſchen Kaifer von bem Uebermuthe ber Welfchen be: 
freite, fo befreie Du und von ben Hohne ber Dänen!" €. M. haben ein treffliches 

.. Heer und ein opferbereites Voll; verjammeln Sie bie Tombebvertretung um Sich, 

fig wirb geben was E.M. perlangen. Senden Sie, ſobald ber Zeitpunkt dazu 

elommen if — und er wich kommen — Ihre Truppen an bie Geſtade ber 
örbfee, Jie werben mit Freuden bem königlichen Rufe folgen, mit Jubel 
auf dem Schauplaß ihrer fiegreihen Kämpfe bort empfangen werben. Setzen 

- Ste Hergog Friedrich in fein Erbe ein, und bas dentſche Volt wird’ in Ihnen 

+. feinen Better verehrten. Indem E. k. M. folde Entſchlüſſe ‚fallen, . genügen 
Sie nit allein ben heißen Wünſchen Ihres Volkes und ber ganzen Nation, 

ſichern Sie nit nur Sich felbft für immer die Liebe und den Dank Ihrer 
treuen Bayern; nein, Sie [hüten auch Ihre Mitfürſten und das Vaterland 
vor einer Zeit voller Gefahren und unberehenbaren ‚Creigniffen.“ 

-n kHolfein). Eine Proflamation - Herzogs Friedrich an bie 

Schleswige Holſteiner Fündigt ihnen die baldige Befreiung durch bie 

Bundeotruppen an und verheißt Ihnen bie ungeſäumte Neubildung 
der ſchleswig⸗holſteinſchen Armee, „um ſelbſt die Vertheidigung un⸗ 
ſeres Landes zu Übernehmen.“ J 

„ » (Baden). Die I Kammer nimmt in der Antwortsabreſſe auf 

die Throurede bed Großherzogs bie Stelle über Schleswig-Holftein 

einſtimmig, bie über bie Bunbesreform gegen 3, und bie ganze 
Adreſſe gegen biefelben 3 Stunmen an: . 

„. .. Befeelt non einem lebhaften Verlangen nach einer Bupbesres 
form, welche bie Einheit bes gemeinfamen Gutjchluffes erleichtere, bie Kraft 
bes Vollzugs verbürge, und bem beutfchen Volk das Recht der Dittwirkung 
unb ber Gontrole in ben Bunbesangelegenheiten fichere, und im Borgefühl 

' ber Tommenden Prüfmgen, hatte bie beutfche Nation anfänglich mit hoſſender 

Srwariung ben Yürftentog in frankfurt begrüßt. , Sie Iatte in dem Bes 
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wußtfein ber großen Schwierigfeiten einer jeben Banbesreform Wılprüdge 
möglihft 2— Wenn auch dieſe beſcheidene Erwartung da befriebigt 
worden iſt, fo liegt ber Grund davon nicht in dem Auftreten Ew. koͤnigl. 
Soheit. Vielmehr hat das babiſche Welt mit dankbarer Freude wahrgenom⸗ 
men, daß Em. k. H. auch in ber Fürſtenverſammlung zu Franlkfurt die hin⸗ 
gebende Vaterlandsliebe, bie unbeugſame Achtung ber conſtitutionellen Rechte 
unb bie ſtaatomanniſche Borausficht wiederum glaͤnzend bewährt haben, welche, 
in der —— eübt, Ew. k. H. die Liebe, das Bertrauen und die Ver⸗ 
ehrung Aller in fortw —* ſteigendem Grad erworben haben. In der An⸗ 
an Page beutfhen Herzogtbümer, welche wie feine anbere.bie ganze 
beutide Nation aufregt, haben Ew. k. &. fofort bie Mahnung ber göttlichen 
Fugung erfannt, welche bie unnatürlihe und unerträglich geworbene Ber: 
Bindung ber deutſchen Völkerſchaften mit dem däniſchen Staat gelöst hat, 
unb buch Höcflipre unverzüglicde Anerkennung ber Rechtsanfpräcde bes Her 
3098 Friebrih von Schleswig.Holflein ben einzigen Weg bezeichnet, auf 
wel dem fchwergeprüften Bruderſtamm volles Recht unb wirkſame 
Hülfe gewährt wird. Wenn von ben Regierungen einzelner deutſchen Bun⸗ 
beöflaaten noch Bedenken gegen bie Richtigleit dieſes Enticheibes gehegt werben, 
jo if body unbeflreitbar, daß niemand in ber Welt ein —— ſowohl 
natürliches ald auch geſchichtlich begründetes Recht habe, um bie Zweifel ber 
Thronfolge durch Anerlennung zu erledigen als das Volt ber Fa en 
felbft, beren Regierung in Frage gefekt wird. Wenn nur erſt bie beit 
ber Aeußerung bes fchleswigsholfteinijchen Volkswillens gefichert fein wirb, fo 
wird es auch Far werben, ba fernere Zweifel an bem Recht bes Herzogs 
Friedrich in Wahrheit Bormwänbe find zur Vergewaltigung an einem eblen 
beutfchen Volksſtamm. Wo baber, wie bier, Fürftenzecht und Vollarecht zus 
fammengeben, wo bie Anfprüde ber Legitimität durch bas Recht ber Natios 
nalität getragen werben, ba barf ber endliche Sieg nicht zweifelhaft fein.“ 


10. Dec. (Braunfhweig). Eröffnung bes Landtags buch ben Mis 
nifter v. Campe, ber fich. für bie Rechte bes Herzogthümer und 
für bie Iegitime Erbfolge erklärt. 


11. „ (Hamburg) Die Bürgerſchaft befchließt in außerorbeutlicher - 
Sitzung einftimmig, dem Senat zu erflären, Hamburg wolle ben 
Herzegthämern mit allen Kräften beiftehen, unb von demſelben bie 
Anerfennung des Herzogs Friedrich zu verlangen. 


(Württemberg). Die II. Kammer befchließt einſtimmig, bie 
Regierung zu erfuhen, das Erbfolgerecht des Herzogs Friedrich 
alsbald anzuerkennen und am Bunbe ben Antrag auf bewaffnete 

Befehung bes Herzogthums Schleswig zu fielen. Der Minifter 
v. Hügel erflärt: Er fühle nicht minder lebendig als irgend Einer 

für Deutſchlands Ehre, aber es könne nicht in ber Abficht einer 

gewiffenhaften beutfchen Regierung liegen, daß bie Mittelftaaten 
ohne oder gegen Defterreih und Preußen voranzugehen 
und damit bie ſchweren Folgen und Wechfelfälle eines europäiſchen 

Sonflicte auf fih zu Taben Haben. Nur durch ein einmüthigee 

Handinhandgehen der Mittelftanten mit ben Großflaaten Türme das 
erwãnſchte diel erreicht werben. Die Regierung werde bie Frage 

ber Succeſſion in Erwägung ziehen unb die von ihr gewonnene 
nr ‚zehlliche Unficht bei dem Bunde mit berfelben Entſchiedenheit und 
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Raſchhett zur Geltung zu bringen bemüht: fein, mit welcher fie 
bisher in ber Angelegenheit vorgeſchritten fei. 
42. Dee. Die 4 Erecutionsregierungen lafien Dänemark die NRotification 
zugehen, Holftein binnen 7 Tagen zu räumen. 


vn (Baben). Einſtimmige Antwortsahreffe ber II. Kammer auf 
die Thronrede bes Großherzogs: ' 
no. ae Anträge ber Einheit wie ber Freiheit Deutſchlands ge 
nögenbere arantien zu ſchaffen, finb nicht burchgedrungen; was an Ver: 
Snderungen beliebt wurbe, wär mehr dazu angelban Bebenken zu erwecken 
als ſolche zu beſchwichtigen. Wenn wir bies um Deutichlanbs willen befla- 
gen, fühlen wir un — gedtungen in den freudigen Dank von Herzen 
einzuſtimmen, ben das badiſche Volk bereits wor uns ans eigenem Antrieb 
Em. k. H. bargebracht Hat: Des erhebende Beiſpiel eines hochherzigen Fürſten, 
ber durch alle Schwierigkeiten unbeirrt im ſelbſtloſer Hingebung das gute 
Necht ber Nation vertreten bat, wird im Baden wie in Deutſchland unver: 
gefien bleiben. Möge bie allfeitige Einfiht von ber Nothwendigkeit einer 
nationalen Meform, welche den Fürftentag ins Leben rief, Bald zu fruchtbaren 
Thaten reifen; gerne werben wir die Hand bieten zu jeder Löfung, welche bie 
verfaffungsmäßigen Rechte ber Einzelnen beſchützt, unb die Einheit unb bie 
Macht bes Ganzen auf volksthümlichen Granblagen förbert. — Eine ernfle 
Prüfung ber jüngft von allen Seiten, namentlih auch von ben Regierungen, 
vielfach angerufenen vaterlänbifchen Gefinnungen fieht und bevor in ber hei⸗ 
Tigen Pflichi, die SchleswigsHolflein dem gefammten deutſchen Volk auf- 
erlegt. Das wnnatürlide Band, bas bie Herzogthümer an Dänemarf gefeffelt, 
iſt rechtlich durch ben Tod gelöst; fie gehören fich ſelbſt und Deutichlanb 
wieber an. So will es nicht bloß das feit Jahrhunderten verbriefte Recht bes 
. Landes unb bie nationale Selbftändigkeit eines edlen beutihen Stanymes , ſo 
, will es vor allem aud bie Sicherheit und bie Ehre üunferes großen Vater⸗ 
Yanbes. Keine fremde Macht und Fein fremdes Intereſſe vermögen bavon ° 
etwas abzubrechen unb jenem Stamm eine Grbfolgesehnung einſeltig aufzu⸗, 
- ., bringen, beren Willfür das Beiligite A ber Selbitbefiimmung beutf 
Länder vernichten wircbe. Bon Dank und rende tief bewegt, hat bas babilche 
Bot vernontnien wie Ew. k. H. auch bier ungefäumt für Deutſchland ein- 
. find, und fernerhin eintreten wollen für eine Mngelegenbeit, durch 
deren Ausgang bas Schicjal unferer Nation auf lange bin beſtimmt wer: 
ben wird. Wohl verkennen wir bie Schwierigfeiten nicht, die vor allem aus 
den beutfchen Verbältniffen felbft entipringen, aber wir bauen auf bie Ge: 
rechtigfeit eiger Sache, bie in aller Herzen Iebt und alle Gewilfen bewegt; 
wir bauen auf bie fiegreiche Masht ber feltenen Cinmütbigfeit, die alle Stämme 
und alfe Parteien Deutſchlands zu einem Gebanfen vereinigt; wir geben 
auch jeßt nach ben beflagenswerthen jüngften Vargfiugen bie H ng nicht auf, 
-:..08 werbe bei ben beutichen Fürſten und Regierungen. bie Ginficht urchbringen, 
daß bier eine gleihe Gefahr befteht für bie Throne wie für die Vöolker. 
Was immer bie Zukunft an Pflichten und Sorgen bringen mag, das babifche 
Bolt wird ſtandhaft und freu zu Ew. k. H. fliehen, tınb Fein Opfer wird ibm 
zu ſchwer fein, wenn «8 gilt durch Thaten deutſche Ehre und beutiches 
. Rep voll und ungefigmälert einzuldien! ...“ >... 
Die Regierung verlangt vom Landtag einen &rebit von 2,300,000 fl. 
behufs eventueller Mobilmahung bes babifchen Armeecorps. 
13. „ (Coburg: Gotha). Der Herzog geſtattet her Regierung bes 
. Herzogs Friebrih die Neubilbung eines Theile. ber ſchleowig⸗hol⸗ 
. fteinfägen: Armee. anf feinem Gebiete: — Das umabhängig von ber 
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Gotha'ſchen und non ber ſchleswig⸗-holſteinſchen Regierung arbilete 
Haupt: Behreomitd in Gotha wird von ber Regierung aufgelöst. 

13. Dec. Die einzelnen Hülfscomites für Sqleewig⸗Holſtein in Wurt⸗ 
temberg, in Baden, am Mittelrhein und in Thüringen 
feßen in Stuttgart, Offenburg, Tranffurt und Gotha Eentral: 
Landeöcomite® ein. 

14. „ (Bundestag). Die Bunbesverfammiung genehmigt die Sn: 
ftruction für die Bundescommiffäre nad Holftein, v. Könnerik aus 
Sachſen und Nieper, ber an bie Stelle bes ablehnenden von 
Munchhauſen tritt, aus Hannover, und befchließt eine Matricular: 
umlage von 17 Mi. fi. 

„nm (Dldenburg). Der Landtag richtet eine einftimmige Antworts⸗ 
adreffe au den Großherzog und erklärt fi Bereit, freubig alle 

Mittel zum Schutze ber Rechte Schleswig-holfteind zu bewilligen. 

(Beimar). Die Regierung verlangt vom Landtage einen Erebit 
"von 500,000 Thlrn. und die Ermächtigung zur Erhebung einer 
Kriegöftener für 1864 und 1865. 

- (Hannover). Schluß ber Vorſhnode. Verſöhnliche Rebe bes 

Cultusminiſters. 

(Zellderein). Die Berliner Zolleonferenz vertagt ſich bie 
nah Neujahr. Preußen kundigt eventuell bie Erneuerung ber 
Zollvereineverträge auf Ende 1865. 

(Baden) Die H. Kammer genehmigt einſtimmig ben bon bet 
Regierung geforberten Erebit von 2,300,000 fl behufo eventueller 
Mobilmachung des badiſchen icmeecorpe 

(Saufen) Die II. Kammer beſchließt auf den Antrag ihres 
Bicepräfidenten und 44 Mitgliebern einſtimmig, ihre Entrüftung 
über den Bunbesbeihlug vom 7. Dec, auszuſprechen und bei ber 
Regierung auf Befetzung EGclesiwige und auf Anerkennung ber 
agnatiſchen Erbtolge in den Herzogthümern zu bringen. 

(Heffens Darmfadi). Die I. Kammer mieberholt einftim: 
mig ihren Beſchluß v. 26. Nov. auf fofortige Anerlennung bes 

zegs Friedrich und willigt nur dann in eine gemeinfchaftliche 
teffe beider Kammern, wenn bie I. Kammer bem Anerkennungs⸗ 
beſchluß unbebingt, ohne Zuſatz ober Vorbehalt beitrete.. 

(Braunfhweig). Kinftimmige Antmortsadrefie des Landtages 
auf bie Thronrede des Herzogs: 

. Unverbrüdlicde Treue lann ber Wahrheit niemals entbehren. Diefe 

aöchigi bie treugehorſamſte Lanbesverfammlung zu bem unterthänigen Bekennt⸗ 
„daß fie bas Scheitern des öfterreihiihen Reformprojects mit zu 

be ogen vermag und be fie nur in einer Fräftig centralijirten ‚Dettsiebungegemat: 
mit einem vom Bolfe frei gewählten beutfchen Parlamente bie feftefte 2 rofchaft 
ber Fortdauer ber glüdligen Sonderverhältniſſe Braunſchweigs ımb bie Bes 
bingungen bes hoben Aieles erblidt, welches Ew. Hoheit banfbarft verehrte 

Vaterlandaliebe fi geſieckt bat. Eine tiefe Zerrüttung beö großen Geſammt⸗ 

vaterlanbes wirft freilich in ber Gegenwart ihre ſchwaͤrzeſten Schatten auf 
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jenes leuchtende Ziel. Der machtigſte, rein deutſche Staat, bad „Schwert 
Deutſchlande“, Bietet bas Bild ſchwerer Krankheit, bes ruückſichts loſeſten Kampfes 
gegen das eigene verfalfungstreue Volt von Seiten einer Regierung, | 
ebensberuf des eigenen Staates fowohl in ber fortichreitenben Entwidelung 
bes Verfaſſungslebens, als in ber fchleunigiten Schlichtung bes beutf:bäni: 
fhen Streites in rein deutſchem Intereſſe bisher nicht erfannt- hat. Ge⸗ 
finnungen und Entſchlüſſe aber eines madellos worte und werfaflungstreuen 
Fürften, beffen Abnen im Helbenbude ber beutſchen Nation verzeichnet fichen 
unb.beffen eigener Name inmitten feiner Mitfürkten wie im deutſchen Volke 
ben beiten Klang bat, Gefinnungen und Entfgtäfie, wie fie Ein. Hoheit ber 

- Lanbesverfammlung als die Ihrigen haben verkünden laſſen, find Troftesworte 
in tiefem Schmerz. Sie werben jene Schatten wieber verſchwinden machen 
und ber politifhen Berzmweiflung vorbeugen, bie-anberorts in beutichen 
Landen ſchon ihr unbeimliches Antlig zu zeigen beginnt Wie -bie Lanbes: 
verfammlung in vollfter Webereinftimmung mit Ew. Hoheit ba8 Grbfolgererht 
bes Herzogs Friedrih von Schleswigshofftein-Sonberburg-Auguftenburg als 
begrünbet anerfennt, fo flehet biefelbe Gottes Segen bevak auf. Ein. Hoheit 
Entfchiebenheit und Beharrlichkeit in Verfechtung ber. ungeſchmaͤlerten Rechte 
unferer tbeueren beutjchen Bruderſtäͤmme im Norden Jene Rechte unb Deutich- 
lands Ehre find ungertrennfih. Sejen Ew. Hoheit ber vollften Hingebung 
bes braunfchweigifhen Landes und feiner VBertretet gewiß, wenn es gilt, bie 
bänifchen Unterbrüder mit Waflengewalt ads dem beutihen Voterlanbe zu 
vertreiben.“ : ‘ 


15, Dee. (Medlenburg). Der Landtag lehnt. eine. ‚Petition für 
Schleswig⸗Holſtein ab .und läßt biefelbe dem Antragſteller zurüd: 
geben. . | 


17. „ (Heffeu-Darmflabt). Die IL Kammer beſchließt einſtimmig, 
bie Regierung um fofortige Borlegung eines Geſetzesentwurfs über 
Einführung voller Gewerbefreiheit und Freizügigkeit gu erſuchen. 

„ (Hannover). Kine große Volkoverſammlungbeſchließt 
eine Petition an das Minifterium für Einberufung bes. Lanbtage. 
Der Minifter lehnt das Begehren in feiner Antwort ab. 


„» » Bayern). Der König Iehnt das Begehren mehrerer Abrefien 
um Einberufung des Landtags ab, erflärt fi dagegen in einem 
Hanbfchreiben an ben Minifter des Auswärtigen für das Erbfolge- 
recht. bes Herzogs Friedrich: on 

wo. Seven Ich bie von Ihnen bisher befolgte Politik gutheipe, nehme 
Ich Veranlaſſung zu erklären, daß Ich ben Stipwlationen des Landoner 

VBrotoFolls fortwährend bie Anerkennung verweigerte, und ebenfo entſchieden 

Meine Zufttimmnng für einen nachträglichen Beitritt hiezu verweigern werbe, 

daß Ich die Erbanjprüche ber berzoglichen Schleswig-HoliteinSonderburg: 

Auguftenburgifchen Linie für rechtlich begründet erachte und bereit bim, 

mit allen Kräften für die Durchführung ber hiedurch beding— 

ten Bolitif für bie Rechte ber Herzogthümer und Deutſchlande 
einzufteben, in bem feſten Vertrauen, daß Ich Mich hiebei in voller Ueber: 
einffimmung mit Meinem treuen Bolfe befinde. — Aber getreu Deinen Pflichten 
als beutjcher Bundesfürſt und wohl erwägenb bie Rage ber Dinge, hoffe Ich 
der Sukiemung aller Befonnenen ficher zu fein, wenn id} das vorgeftedte 

Biel bei bem Bunde und durch ben Bunb zu erreichen fitebe. — Ich 

trage Ihnen auf, mir unverweilt bie nöthigen Vorſchläge zu unterbreiten, um 

Meine bier bargelegten Abſichten in's Werk zu ſetzen, unb ermächtige Sie, 

von biefer Meiner Entſchließung auch dffentlih Kunde zu geben.” 
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18. Dee.  (Preufen). Das Abgeorbnetenhaue richtet, bevor es über 
die von ihm in Folge der ſchleswig⸗holſteiniſchen Verwidelung ges 
forderte Bewilligung eines Anlehens von I2 MIN, Thalern Bes 
ſhlußz faßt, eine Adreſſe au ben König mit ber dringenden Bitte: 

„vom Londoner Bertrag zurüdzutreten, ben Erbprinzen von Augu⸗ 

| Renburg als Herzog von Schleswig⸗Holſtein anzuerkennen unb bahin 

wirken zu wollen, daß ber beutfpe Bunb ihm in ber Befigergreifung 

und Befreiung feiner Erblande wirffamen Beiftand leiſte.“ (f. Preußen.) 

vn (Baden) nimmt einen Gefdäftsträger bee Königreiches Stas 
lien an. 

-» » (Svanffurt). Der gefehgebende Körper beſchließt einſtimmig, 
den Senat zu erſuchen, ſich bei bem ſchle swig holſteiniſchen Anlehen 
mit 100,000 Thalern zu: betheiligen. 

19. „ (Holfkein). Der fächfifhe General 9. Hate übernimmt ben 
Oberbefehl über bie Erekutionstruppen (12,000 Sadfen und Hans 
uereraner, 10,000 Defterseiher und Preußen) und erläßt feinen 
erfien Tagesbefehl. 

„ . Beimar) Der Landtag bewilligt einftimmig ben von ber 
Regierung verlangten Credit von 500,000 Thalern nebft der Er⸗ 
machtigung zur Erhebung einer Kriegöfteuer unb ermächtigt die Res 
gierung faft einſtimmig, ſich an ber ——— Foifeinien Anleihe 
mit 150,000 Thalern zu bethelligen. ' 

un (Frantf urt). Der Senat fucht fi. in Antwort auf ben Be⸗ 
ſchluß bes gefeßgebenben Körpers vom 9. Dec. über fein Verhalten. 
in der Abftimmung am Bunde vom 7. d. M. zu vechtfertigen. 

„ » (Anhalt). Der Landtag ſpricht fi mit Mehrheit für die voll⸗ 
Rändige Trennung ber Herzogthümer von Dänemark and. Die 
Eurie ber Ritterfchaft ſtimmt dagegen. 

„ » fCHeifensDarmflabt). H. v. Gagern wirb zum Geſandten 
am Hofe von Oeſterreich ernannt. 

„nn (Medlenburg) In Roftod erläßt die Polizei eine Anzahl 
von Strafurtheilen wegen Theilnahme am Nationalverein. | 

20. „ (Holftein). Die 5000 Mann öfterreichifche: Rejernetruppen 
rüden in Hamburg ein. 


21. „ Berfammlung von Mitgliedern. ber Landesvertre— 
"tungen ſämmtlicher deutſchen Staaten in Frankfurth). 
VDieſelbe beſchließt einſtimmig durch Acclamation, ohne Debatte, fol⸗ 

gende vom Ausſchuſſe einſtimmig beantragte und vom bayeriſchen 
Abgeordneten Edel begründete 

Erklarung der Rechte: „Die wirffame Sicherung ber Medhte Deutſch⸗ 
lands an Schleswig⸗Holſtein veruhe unbedingt auf —* ber Hergogthümer 
von Dänemarl. Ger Tob Friebrichs VII. bat bie Betbindung ber Per 
tbümer mit Dänemarf geläfl. Der Londoner Vertrag vom 8. per: 105, 
obne Zuſtimmung ber Vollsvertretung unb ber —— — a 

ommen und vom Bunde n mertannt ‚ begründet kein Thron Pig 
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tretungen die Verpflichtung, mit allen geſetzlich zuläaſſigen Mitteln 
in ihrem Wirkungskreiſe dahtn zu ſtreben, daß 1) wo und ſoweit dies nicht 


:.  jeber Belölubfaflung über einen Antrag auf Bilbung eines Ausichuffes entgeg 
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von Schlesmigsheifiein-Einnberburgeifiigufienttrg zur Ebfelge berufen.” Die 


J Eeoltendmachung ber: Thronfolge bes: Herzogs Ftiedrich IR zugleich bie Gel. 


tendmachung ber. Rechte Deutſchlands an Schleswig « Holftein. Hieraus ent 
fpringt die Verpflichtung bes deutſchen Volke, feine verfette Ehre, 
für fein gefährbetes Recht, für feine unterbrückten Stammesgentofen und ihren 
rechtaßigen Furſten jebes abthige Opfer zu bringen. Einmüthig in biefer 
men bie bier verfarnmelten Mitglieber deuticher Volksver⸗ 


bereit6 erfolgt ift, das Recht bed Herzogs Friebrich von Auguftenburg 
antrfarnt und bie Anerkennang burich ben Bund erwiekt werbe, 2) baß ohne 
Rückſicht auf fremden Einſpruch biefem Rechte — verſchafft, die 
Trennung ber Herzogthümer von Dänemark vollzogen, ihre, verfaſſungemaͤßige 
unzertrennliche Verbindung und ihre Selbſtſtänbigkeſt, forie hie Unabhängi 
ber Volbevertretung in Schiebwig⸗Holftein ſofork hergeſiellt wetde. Sie verpflichten 
ſich ferner, diejenigen deutſchen Regierungen zu unterſtützen, welche 
iz das wolle Recht ber Geswmgthümer ehrlich und thatkräftig eintreten, und 
iejenigen Regierungen mit allen verfalfungsmäßigen Mitteln zu bekämpfen, 
welche das Recht und bie Ehre Deutſchlands in biefer Sache preisgeben. 
Die Berfammhmg beſchließtt daranf nad längeren Verhemblängen mit 


roßer Mehrheit einen Gentral:Ausfhuf von 36 Mitgliebern nd 
detzen t 


al Mickelpunkt ber geſetzlichen Ihätigfeit ber b en Nation 


. Durdführung ber Kechte der Sergogthümer chleswig⸗ Holftein unb ihres 
drich I * 


sehtmäßigen Herzogs Friedri . Der Ausfhuß iſt ermächtigt, eine aus 
einer‘ Heinen Zahl von Perſonen beſtehende Commiſſion für bie geſchäftliche 
Leitung einzuſezen. Ber Ausihuß kann nad Lage ber Umſtände eine aber: 
malige Berfammlung von Mitgliebern der beutichen Lanbesvertrelungen be: 


.xufen.“ Gegen bie: Nieherfebunig eines folgen Central: Ausfhuffee prote: 


fliren eine Anzahl bayeriſcher wärttembergifchee und öfterreichifcher Abge⸗ 
orbneten unter bem Vortritt bes Grafen Megnenberg « Dur, Präfibenten ber 
Bayerifchew Abgeorbnetenlammer unub bes Freiherrn v. Lerchenfelb, bes Führers 
ber Majprikät. berfefben Kammer: „Tie Unterzeithneten ſehen fh gendtbigt, 
dem Mirage auf Bildung eines Ausſchuſſes gegenüber folgende Erklärung 
abzugeben: In Erwägung, baß ein Ausſchuß mit befchräntten fireng um: 
fhriebenen Wirfungsfreife ber Bedeutumg ber Sache und ber Berfnnminng 
nicht augemeſſen, and ben von ihm gehegten Ertunstungen nücht..Mitiprechend 
ſein würde; daß dagegen ein ſolcher —— mit weitergehenden Be: 
fugniffen ober unbeftimmien Wirkungskreiſe bei jebem Acte 
feiner Thätigkeit dem Bonfficte mit ber beſtehenden Geſetzgebung ausgeſetzt 
iſt, daher jebenfalle befürchten TAft, daf Die Bildung eines folhen Organes 
ste Inieceſſen Schloewig⸗ Solfteins , deren Wahrung die erſte Aufgabe biefer 
Verfammlung iſt, weit mehr gefährden ale förbern, in fernerer Erwägung, 
‚baß bei ber Natur ber gegenwärtigen Verfammlung, beren Mitglieder Fein 


NMandak nıfzumeifen Gaben ‚ ach Feine Verpflichtung befieben Tann, an ber 
Abſtiimu 


nn iber Veſchluͤfſe Theil gu nehmen, welche ber Ueberzeugung des 
Gingeinen widerſtreiten. Uns biefen Gründen ertlären bie Untexzeichneten ſich 
en 

mb jebe Berantwoktung für die Folgen eines ſolchen Beſchluſſes ablehnend.” 
Endlich beſchließt bie Verfammlung ohne Debatte: „fie halte es im befon: 


dern Sinblid auf die ſchleswig⸗holſteiniſche Angelegenheit für Pflicht, für bas 


woh ee, unter ben vorliegenden Unſtänden nicht länger abweisbare 
Met der deuiſchen Nation auf sine allgemeine Bolfgvertretung — Parlament 
— und für bie Nothwendigleit balbigfter Herſtellung eines ſolchen fich. feierlich 


Die Berfammlung zählt 491 Abgeorbneie, — unb zwar 109 Bayern, 70 
rauen, 43 Bahnen, 42 Doranfiäbter, 32 


Beutfpienh, 607 


Kurhefſen AR oa, 10 Sohlen, * 8 
burger, 8 *8 7 ODeßerreicher, 6 Beaunidineiger, 5 Weimaraner, Fer 
benb 4 Schleswig⸗Holſteinetr, 2 Meininger, 1 albeden, 1 Reußer 
(jüngerer Linie) unb 1 Rudolſtädter 

ben beichlofienen Ausſchuß werben mit bem Recht ber —— 
* K. Barth. Kolb, Böll, Etamer und Feuſtel aus Beuern, 8. Sage 

und Dieter aus Württemberg, fier und Bluntſchli aus Baben, S. Mü 

umb Varentrapp aus Frankfurt, Lang aus Puſſau, Meb ans Darmflabt, 
Nebeltban aus Kurheſſen, Fries aus Weimar, Gireit aus Koburg, Henneberg 
aus Gotha, v. Bennigien und Miguel aus —5 et aus Braun: 
ſchweig, Pfeifer aus Bremen, Gobefroy aus Hamburg, E. Wiggers aus 
Renboburg, orn und Wanımen aus Sachſen, v. ruf, Löwe, Schulze: 
Delitzſch, F. Dunder, v. Hoperbed, Tweften, Bauli und». Sobel ws Preußen, 
Rebauer, Fleckh und Groß aus Delterrei 

bem engeren f eihäftsführenden Ausfhuß wurben vom Secheunddreißiger 

erſelbe ſich u bat, die Herren Dr. S. Müller fe 

Varentrapp von Frankfurt, Yrater und Kolb aus den Häuffer 
aus Baben, Dies aus Darmflabt und Lang aus Naſſau gewählt. Der Sig 


it Frankfurt. 
21. Der. eo amburg) Die militärifcen Uebungen in ber Turnhalle 


22, 


: von St. Pauli und noch in einem andern Local werben im folge 
drohenden Berlangen® ber Generals der öfterr. Bunbestruppen von 
ben hamburgiſchen Behörben gefchloflen. 

(Lübed). Die Bürgerfchaft beſchließt bei Gelegenheit ber Bes 
" poilligung des Beitrags 'zu der vom Bund ausgeſchriebenen Matri⸗ 
eulgeuntlage „die zuverſichtliche Erwartung auszuſprechen, der Senat 
werbe nad Kräften bazu mitwirfen, baß ber obſchwebende Conflict 
mit Dänemark in einer dem Rechte und ber Ehre Deutſchlands 
enfſprechenden Weife werbe gelöst werben.“ 


». (Holfein). Neue Verſammlung holſteiniſcher Stänbemit: 


glieder und Stellvertreter in Hamburg, ba fie in Altona von ben 
bänifchen Behörden verhindert wird. Lebbafte Debatten. Der bie: 
herige Präftdent ber Ständeverſammlung, Baron Scheel⸗Pleſſen umb 
5—6 andere Mitglieder ſcheiden aus. Die Mehrheit beſchließt 
jaſt einſtimmig eine Eingabe an ben Bund mit ber Bitte, bie Thron⸗ 
folge des Herzogs Friedrich anzuerkennen und ihn in bie Regierung - 
ber Derzegthimer einzufeßen. 

Das Lamb ift tief ergriffen von bem Cerfte feiner Lage, wenn es 
ben Blid in die Zukunft richtet.. 

„Die holſteinſchen Stände, das verfaſſ emtfige Organ bes Lanbes, 
finb "nicht verfammelt; ihre Berufung wirb hoffentlich en erfolgen, aber bas 
Land kann auch bis dahin nicht ſtumm bleiben. Die untergechneten Ab⸗ 
georbneten und Stellvertreter zur holſteinſchen Ständeverſammlung, welche 
als ſolche ſich wohl als bie erwählten Bertranensmänner bes Lan⸗ 
bes bezeichnen bürfen, folgen daher nur bem Rufe ber Pflicht, wenn fie un⸗ 
verholen auefprechen, was nad ihrer ewiffenhafteften Veberzeugumg bie Be: 
wohner ber Herzogthümer hoffen und erftreben. 

„Die Vereinbarnngen von 1851 und 1852 Tormten felbſt während bes 
Befchens ber Foo — Fa a *3 en unb dem 


Ä Bunde m fü nic fi. "iopelig, dag Hape Kr 
zur Höhften Evidenz Mar —e— daß, —E im Omar a d auch 
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zw geben gebrängt, und ir wielder Weiſe auch ein fo genannter 


insmerätn 
- Oefammiftcat eingeridjtei werben ınödyte, es dennoch niemals nachlafſen 


wärde, bie Yncorporation Schleswige in das Königreich als das Hauptziel feiner 

Politik mit allen erdenklichen Mitteln zu verfolgen, und daß bemmad; ein nie 

enbender, bie beften Kräfte nutzlos verzehrenber, alles Volkewohl untergrabenber 

und ſelbſt ben Frieben Eutopa's ſteis be drohender Kampf zwiſchen bem Königreich 
Mi 


“und den Herzogthumern unausbleiblich ſein würde... t bem Tode 


Könige Friebrich VII. iſt num aber unſere Lanbesfache in- eine ganz neue 


Vhafe getreten. Der Manneſtamm bes älteren Zweigs ber koniglichen Linie 
iR ausgeſtorben. Zur Thronfolge in den Herzogthümern Schleswig und Hol: 
ſtein iſt nach dem Verzicht des Herzogs Chriftian Nuguft von Schleswig: 


Holſtein⸗Sonderburg⸗ Auguſtenbutg deſſen Altefter Sohn Fried rich ber zu- 


nacht Berechtigte. Das iſt bie im Lande allgemein herrſchende, 


auf bie anerfannteften Rehtsautoritäten geübte Ueberzeu⸗ 
gung. Kine Veranberung bes beftehenben Thronfolgerechts ift ohne Zuſtim⸗ 
mung bes beutfchen Bundes, ber bereditigten Monaten und namentlich ber 


‚verfäffungsmäßigen Vertretung bes Landes, welche 1459 biefen Stamm er: 
: wählte und unter Chriftiatt IV. bie jedesmalige Wahl, das Recht der Thei⸗ 


Yung buch das Recht ber Erfigeburt erfehte, eine rechtliche -Unniöglichkeit. 
Diele unientbehrliche Zuſſimmung ift won beiner Seite jemals erfolgt. Daß 


- beher auch durch ben. Londoner Vertrag vom. 8. Mai 41852, wie nan ben- 


felben aud) beuten möge, das Throniolgereht ber auguftenburgiihen Linie 


“nicht aufgehoben werden Tann, tjt unbeftreitbar, 


‘ia 


"SHhleswigsHolftein bie Regie 


befteht, (ba die Landgräflihe Virilfimme nicht wohl 


„Zwar bat bie Neuzeit Beifpiele genug gebracht, daß berechtigte Für⸗ 
fien, bie. ihr Volk verwarf, buch Stuatsverträge befeitigt worden find; 


aber daß sin legitimer Fürſt, ben ſein Volk begehrt, burdh 


Verträge anberer Staaten rechtlich befeitigt werbe, das kann 
kein Herrſcher behaupten, ohne den Boden zu untergraben, 


auf bem er felber tet. 


„So iſt durch eine Fügung ber Vorſehung ben Herzogthümern aim neuer 
Rechtsgrund für ihre Unabhängigkeit von Dänemark gegeben, unb. bas Land 
fiebt mit Sehnfuht dem Augenblid entgegen, wo es dem Ie: 

itimen Thronfolger milie fein wird, ale Herzog von 
ung bes Sanbes zu übernehmen. 
Wohl wiſſen twir, wie große Hinderniſſe noch zu überwinden find, um bies 


exſehnte Ziel zu erreichen; aber wir haben an ber ae nicht verzivei: 


felt, wie fie non Allen verlaffen und unrettbar. nerloren jchien. Und jeht trägt 
uns das Recht eines eigenen Fürſten, e8 trägt uns bie gebührende Theilnahme 


des · beustfchen Volles und ber Mehrzahl feiner Herrfcher, und wir vertrauen zu 


bem allmächtigen Bott, daß ber hohe deutſche Bund nicht zögern wird, 
bas Recht unferes Fürften auf die ihm ange anmien. Derzogthümer 
Schleswig und Holftein anzuerkennen unbihn balbigft in ben Stand 
zu fegen, bie Regierung ber Lande zu übernehmen.” 

Bon ben 49 Abgeorbneten, aus benen die Stänbeverfammlung zur Zeit 
rechnet werben kann, und 


e 
„ ber Wahlbiftrift Neumünfter-Preeb ohne Vertretung Mi , find 42 erfchienen, und 


von biefen haben 33 für bie Anerkennung bes Herzogs Friedrich ſich erflärt 
9 dagegen (1 .Geiftlicher, Aritterfgaftlice unb größere Gutsbeſitzer, 1 Tänb: 
egeotbneter und 2 Auftizbeamte als ftäbtifche Vertreter). Bon ben 


. . Tide 
| Er porbandenen ‚Stellveriretern find nur bie Hälfte erſchienen. Im Ganzen 


»Y A « 


+ 


1 


haben von 60 oder 61 Anwefenden 49 bie Abreſſe unterzeichnet, fo daß über 
ba4 Votum ber Ständeverfammlung, wenn fie förmlich einberufen worden 
wäre, faum ein Zweifel möglich ift. 


22. Dee. Der ſächſiſche Minifter v. Beuft verftändigt fi im Munchen 


mit ber bayeriſchen und in einer Zuſanjmenkunft mit bem 


aiv. 409 


.  ‚wärttembergifgen. Miutfer v. Hügel m Wngeburng auch mit 
ber wärttembergifchen Replerung Aber ihre weitere gemetnfame dal⸗ 
tung in ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage. 

22. Dec. Kurheſſen). Eröffnung ber Ständeerfammlung durch den 
Miniſter v. Stirnberg: 
„Die ganze Aufmerfamteit unb Thelinahme unferes‘ "größeren wie mein 

J Vater anbe⸗ iſt gegenwärtig von Ereigniſſen im Anſpruch genommen, in benen 
dae Schickſal eines in feinen vaterlinbijchen Einridgungen und Te en Ans 

ſyrüchen ſchwer bedran deutſchen Volkeſtamma feiner Entſcheidung ent: 

engeht. An ihrem hat es bie Regierung nie an ber Bereitwilligkeit 
k Kl laffen, ber guten ache des deut ie freie und Intereſſes in den 
ogthumern Schub angedeihen zu laſſen, und fie iſt PR insbeſondere jetzt 
ber en Verpflichtangen bewußt, weiche ihr has Rede und. bie Chre 
ber deutſchen Nation gerabe in biefem Kaeabtide auferlegen. Im Berein 
mis ihren Bunbesgenoilen entichloffen, dem Rechte fein yollee Genüge zu 
nerkhaffen, hofft fie bie rehten Wege nicht zu verfäumen und glaußt 
fich in dieſem Beſtreben der freubigen ‘Witwirlung biefer Berjenmiun 
ee, ber beshalbigen bunbesmäßigen Berpfihtungen verfichert * 
zu durfen.“ 

"u. (Frankfurt). Der gefepgebende Körper erflärt einflimmig 
bie Antmort- bes Senats fiber feirie (Nicht⸗) Abſtimmung am 7. Dec. 
“für unbefriedigend. ° 

23. „ (Holffein). Die Bundestruppen unb zwar. bie Sachſen und 
Hannoveraner — bie Deiterreicher, die fchon bereit waren,‘ Altona 

zu befeßen, bleiben nad eingebolter Entſcheidnng der Bundesbehoͤrden 

in Hamburg — .überfpreiten die Grenze bei Buchen. Die bänis 

Then Truppen weichen Schritt für Schritt vor ihnen zurüd, Erſte 
Bekanntmachung der Bunbescommifläre. Der erfte ‘Ort, ber von 

den Dänen geräumt wird, Wandsbeck, ruft fogleid den ‚Herjög 

Friedrich als Tegitimen Lanbeöherrn au. 

» » (Bundestag). Auf’den Antrag Bayerns beſchließt die Bundes 

verſammlung, den Ausſchuß ‚gu. beauftragen, die Erbfolgefräge „ohne 
weiteren Verzug” eingehend zu. prüfen und „mit. der ber Brings 
lichteit dieſer Angelegenheit entſprechenden möglicften Beſchleuni⸗ 
gung” das Ergebniß feiner Prüfung der Bundesverfammlung vor⸗ 
zutragen. Oeſterrekch, Preußen, Mecklenburg und Luxemburg ſtimmen 
dagegen. Die in dem Antrag urſprünglich enthaltene Friſt Bon 
8 Tagen hatte Bapern felbft fallen Taflen 

on, (Rurheffen). inftimmige Auttortsabreffe der Stoͤndever⸗ 
ſammlung an den Kurfürſten: 

„Das Land heiſcht es von ums als erſte und hrirgerdfte ® Pflicht, Be 
abzulegen Fi —* immüthigen ˖ Begeiſterung, mit d einſtehen wi 

. bab Recht Deutſchlaubs für. das echt SeteswigHnlfeins umd eins 
legitimen —* Die Bewegung, welche bas gange deutſche Volt erfaßt a 
die Spannung, mit ber man ollüberall ber Entfgeibung ber ‚nratien Fu 
barıt, baß fie die Nation führen tollen In dem Kampfe um ein Stüd deutſcher 
Erde, fie burchbringt und befeelt bie Bergen aller Untertbenmn Cm t. H. 
amb wis bfrten «8 mit Stolz — — fein Stand, kein Alter, ain Berufskreis 
hat * davon ausgeſchloſſen. freudigem Giwerftänbnig. haben. wir «6 
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' 
24 "Dee. Ba an Die ni —* pn y befehen en Altona. Die Stadt 


‚ proclamirt fofort den Herzog 
Landesherrn. 


riedrich als ihren rechtmaͤßigen 


26, „ (Holftein). In jeder Stadt des Landes wird, fobald die Dänen 


fie geräumt haben und bie Bundestruppen eingezogen find, fofort von 
ber Bevöllerung — ohne die mindeſte Unorduumg — Herzog Fried⸗ 
rich als legitimer Landesherr proclamirt. Hie und da werden die⸗ 


jenigen Beamteten, welche dem bänifhen Könige ben. Hulbigungs- 
eid geleiftet haben, gewaltfam entfernt. Gegen beides erklären fich 


bie Bundescommiſſäre burch öffentliche Belauntmachung: 
tnur, baß man: bier und ba fo weit gegangen“ ift, anſtatt die 


Nich 
Entſchelbuag bes h. beutihen Bundes zu erwarten, durch aufgeregte Ber: 


fammlungen ben Erbpriuzen Friedrich von Auguſtenburg als Herzog von 
gaen ormlich proclamiten zu wollen, fe bat man ſich anderwärts in ſtraf⸗ 

er Nichtalptung der Geſede bes Landes fo weit hinzeifen Laffen, vertaifunge- 
mäßig eingefegte, unter Unferem Schuß ftehenbe Behörden außer XThätigfeit 
fehen zu sollen, ımb Unſern Gntiäliegungen wegen: Entlaſſung von Be⸗ 


amten, welſhe bad Vertrauen bes Landes nicht genießen, ur gewaltfame 


Entfernung berfelben vorzugreifen. nahen Wir auch Kundgebungen der An⸗ 
hänglichkeit unb Liebe für das Auguftenburger Haus, ſo lange e babei bleibt 


und bie 'gefeplichen Schranken innegehalten werben, nid 'entgegenzutreien, fo 


Keen 6 zug bedrohliche, gegen die Autorität bei. benticgen‘ Bundes 

geriäie Augfreitungen, ſowie Argriſſe auf ‚die Perſon einzelner Beamten 
feiner Beh gebufdet werben... 

Trotzdem fährt eine Stadt nad; der andern fort, ſogleich nach 


Abzug der Dänen den Herzog Friedrich zu proclamiren. 


(Bayern). Ein Miniſterialerlaß erklaͤrt bie Verbindung der 


" Eomites * No -Holftein mit dem 36er Ausfhuß ber Frank⸗ 


furter Abgeordnetenverſammlung für unvereinbar mit dem befteben= 


den Vereĩnsgeſeh. 


— (Holkein). Die Untverfität Kiel richtet noch vor dem Abzuge 


der Dänen aus ber Stadt eine Hulbigungsadreſſe an den! Herzog 


| Friedrich und eine Eingabe an den deutſchen Bund urn Schub der 


Landesrechte. Die Decane aller vier Facultäten überbringen bie 
Adreſſe dem Herzog Friedrich nach Gotha. 

(8 undeötag). Der englifhe Geſandte richtet an die Bundes: 
" verfammfung im Auftrage des Grafen Ruſſell eine Note, in welcher 


dieſelbe dor „übereilten* Schriften gewarnt und ihr mit „ernften 


Berwidelungen“ ‚gebroht wird. Um ſolcherlei zu vermeiden, fchlägt 
Euglanh, eine Conferenz fämmtlicher Unterzeichner des Londoner 
Protokolls und eines Vertreters des deutſchen Bundes au irgend 


einem Ort, über den man ſich vereinigen witrbe, vor (f. England). 


(Breußen). Der König lehnt die in der Moreffe des Abg.⸗ 
” Haufes ausgefprochene Bitte um Rücktritt vom Londoner ‚Vertrage 
. ab wub verlangt vom Abg.⸗Haufe bie bedingungeloſe Bewilligung 
bes geforderten Anlehens (f. Preußen). 


Beutfälend. au 


27. Dee, (Belftein). 20,000 holſteiniſche Männer treten In Elmshorn 


28. , 


zum Schuhtze alte 


F Landesgemeinde zuſammen, proclamiren ben Herzog Friedrich 
ale ihren Iegitimen Landesherrn und beidließen, ihm eine Adreſſe 
buch eine Deputation gu überfenden, mit ber Bitte, nicht, länger 
feinem. treuen Erblande fern, zu bleiben, 
Die 5000, Mann preußiſche Referve rücken in Kühe ein. 


(Bundestag). Deflerreih und Preußen fellen ben Antrag, 
Schleswig auf Graud ber Bereinbarungen von 18°, (und des 
Londoner Protsfolle) in Pfand zu nehmen, Heſſen⸗Darmſtadt ba: 
gegen beantragt, dasſelbe ohne Mädfiht. auf jene Vereinbarungen 
au befehen. 

Antrag Deferreige und Preußens: „Hobe Bunbesverfemmlung 
wolle a niet 3.36 zöglle Des bie ums © zihten, int —X 
vom ov. ezüglih bes Herzogthums esw u nit in Bo 
zu feßen, ſondetn b Kette a aufzuheben, und fie wolle wol mi 
dieſem Berlongen bie € arung Behind, "oh im Yale ber Wei 
beutihe Bund, im Gefühle feines Rechts und feiner Würde, bie sr —* in 
Maßregeln ergreifen müßte, um Nd. durch eine militärifche Beſetzung 

ecke de ein u ür bie Grfüllung feiner geredjten got: 

Wirkung bes bereits gelegentlich des Nundes 

seläisiks vom tn Dec. Mus 333 Vorbehalte einer rechtlichen Prüfung 
der Erbfolgefmage würde —— buch bie Annahme des vorſtehenden 
Antrags nichts geändert werben.“ 

Antrag von deilen: :Darmfahbt: „SG. Bunbesverfammlung wolle 

r Rechte, deren Wahrung dem bentfihen Bunde unter 

den gegenwärtigen Verhäktnifien auch vr Bezug auf das Herzogthum Schles- 
wig obliegt, insbefonbere zur Verhinderung bet Cinverleibung —— in 
das Koͤnigreich Dänemark und zur Sicherung aller ver alfunge: 
mäßigen Beziehungen Holfteins zu Schleswig, bie mötbigen 
regein ſchleunigſt ergreifen, namentlich bie einfiweilige Befepung 


Säleswigs durch Bunbeötruppen bis zur Eriebigung ber jeht ſchwebenden 
Fragen angeben,” 


Die gefdhäftsleitenbe Commiſſion bed Fraukfurter 36er Aus: 


ſchuſſes erlaͤßt „feinbfeligen Berdaͤchtigungen gegenüber“ folgende 


rung: 
Wir wollen kein Aufgebot regelloſer FJreiſchaaren; wir wollen aber 
die Wehrkraft ber Herzogthümer in ben Stand geſetzt werbe, unter ber 
* ihres vechtmä igen Fürſten einem erbilterten Feinb mit Sieges⸗ 
1 Wir werben mit bem Herzog Friebrich gehen — 
rũckhalllos⸗ fjo Lange ber Herzog mit ſeinem Lande gebt. 


—* * wir zu dem —— — Glauben —* ſind, daß dieſe —* 


ung allezeit zutreffen, ba Herzog Friedrich ‚für bie Sache des Volles, zu 
— — iſt, — ai treu bis zum Aeußerſten einſtehen 
PR fürgten wir feinen Zwieſpalt zwiſchen ihm und ben Beftrebungen 

ber uns verpflichten Bönnte,' unſere Wege von bes feinigen zu 

tionen. nr wird ſein Voll, und Ventichland wird ihn nicht verlaflen. Wir 
find eben fo fier, im Sinne des Nusihuffes, ber uns zu feinem Stellver- 
treter eingefegt hat, und im Sinne ber Verfammtang vom 21, Deckmber zu 
ia prechen, wern wie erflären, bei bie Mittel, über weldge der Ausichuß ver: 
ügt, ganz a men unb —25 für bie San der Herzogthuraer verwendet 
werden; ge AJugenblick Leine ‚andere politiſche Pflicht, 
als bie —* ng biefe er Saͤche mit unſerer ganzen Kraft und wir haben 
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‚Bee welche bie rüstet I 4 — bien sen 
weck irgendwie gefäh brben könnten, vv — entſagt 


Golſtein). Praͤlaten und —* A ten. m :ordentlicher 
* Comdocatlon in Kiet zufammen und beſchließen eine neue -Eingabe 
an ben Bund mit der Bitte um Anerkennung bes Herzogs Friedrich 
and um Schutz des Rechtes: Holfteind wie feines Fürften auf voll: 
ſtandige und ungertvennliche Verbindnug Holſteias mit Schleswig. 
„.: (Holftein) -Die:Bunbesteuppen ins bis Kiel vorgerädt und 
» .. befepen dieſe Stadt, - Auch hier wird ſofort nach ihrem Einzuge 
Herzog Friedrich ald legitimer: Landesherr proclamirt. 
Die Bundescommiffäre entbeben den Präfidenten: der‘ btsherigen 
holſteiniſchen Regierung in Plön, Graf Moltke, und. zwei ſeiner 
Räthe ihrer Stellen. 
:29, Dei. , (Bayern). Das fhleswigcholfteinifhe Tomits in Augsburg 
wie: aufgelöst, meil 68 die von ihm gefammelten Gelder isch bes 
"= Miniftertalverbotes ar ben: 36er Auoſchuß nach Frankfurt zu ſenden 
. beſchloſſen Hatte, 
mn .¶Württemberygy). Die. Regierung wird in der IL Kammer 
er neuerdings interpellirt, und zu einer unumwundenen Erklärung über 
.ihr ganzes fernered Verhalten in ‚ber ſchleswig holſteiniſchen Ange⸗ 
legenheit aufgefordert. 
rn » c6Schwarzbarg⸗RFudolſtadt). Die Megierung ertheilt auf 
- äne Eingabe des Landtagsausſchuſſes bezüglich der ſchleowig⸗ hol⸗ 
ſteiniſchen Frage eine unentſchiedene Antwort. 

(Holftein). Herzog Friedrich trifft ganz unerwartet in Kiel 
ein und wird von ber Bevölkerung mit großem Jubel empfangen. 
4% (Hannover). Aufruf zu einer allgemeinen Landesverſammlung 

auf ben 10. Januar 1864 nad) Hannover und zu Bildung eines 
GSentralauoſchuſſes der verfätebenen Gomitös bed Landes. 
0, Gachfen). Die Regierung ‚milbert die Beſtimmungen bes 


beftehenben Vereinsgeſetzes zu Gunſten ber Comitéo Bu Unterftüßung 


2.Schleswig⸗Holſteins. 

(Kurheſſen). In der. Standeberſammlung wird der Antrag 
f ” geflelt, bie Regierung zu erfuchen, fih bei dem fchleswig-holftein: 
J ſchen Anlehen mit 250,000 Thlr. aus Randesmitteln. zu betheiligen. 
‚In (Bundestag). Defterreih ſtellt am Bunde ben Antrag, bie 
„ Yunbescommiffäre dahin zu inftruiren, baß fle den Gerzog Friedrich 
auffordern, die Herzogthümer wieder zu verlaffen. — Der englifche 
Geſandte vicytet eine neue drohende Note an die Bunbesnerfamm: 
lung und wieberholt feinen Vorſchlag einer Eonfereng auf Grund 

‚bes nunmehrigen status quo (f. England). | 
4» (Holftein). Die Bunbestruppen. bejegen Rendsburg. Ganz 
Holftein ift damit von ben Dänen geräumt, mit Auonahme bes 
Kronwerks von Rendsburg mb ber zu Holſtein gehörigen , jenfeits 

“der Eider gelegenen 6 Dörfer. 
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Herzog Friebrih erläßt eine Proclamation an die Schleewigs 
Holfteiner: 

„. . Eurem Rufe Babe ih mich nicht entziehen wollen. Ich erfülle 
eine unabweisliche Pflicht, wenn ich nicht länger zögere, bie Sorgen dieſer 
erniten Zeit mit Euch zu tragen. Verwickelungen, welche vor meinem Re⸗ 
gierungsantritte entftanden, haben ben deutſchen Bund veranlaßt, zur Wab: 
rung ber Lanbesrechte gegen die bis babin in Holftein factifch beftehenbe Ges 
walt einzufchreiten; Commifjäre bes Bundes haben bie Berwaltung bes Landes 
übernommen. Die Bunbeserecution, von Anfang an nicht gegen meine Res 
gierung gerichtet, ijt jetzt geg enſtandslos geworben. Ich habe nie einen 
Zweifel darüber gelaffen, daß ich bie Rechte bes Landes in ihrem ganzen Ums 
fange anerfenne und zur Geltung bringen will. Ich halte mich überzeugt, 
daß auch ber beutihe Bund bie Gründe, welche ihn zur Anordnung commifs 
jarijcher Verwaltung bewogen, für befeitigt erfennen wird. Ich babe bie 
begrünbete Zuverjicht, daß ber würtige Zwifchenzuftanb nur von kurzer 
Dauer fein wird, und bege bie Erwartung, baß meine getreuen Unterthanen 
bie vom Bunde angeordnete vorläufige Verwaltung achten 
und Gonflicte vermeiden werben. Schleswig-Holſteiner! Sch braude 
Euch nicht zu jagen, wie ich Euch bie Liebe und Treue, welche Ihr mir ent: 
gegenbringt, danke. Ihr fteht mit einer Ginmüthigkeit unb Entſchloſſenheit 
zu mir, welche ber Welt bemweifen werben, daß mein Souveränetätgieht in 
Eurer freien Ueberzeugung, Curer Baterlandeliebe unb Euren unbeugfamen 
Willen eine fihere Stübe findet. Danket mit mir bem allmäcdhtigen Gott, 
ber uns bis hierher geführt hat, Er wirb uns dann aud weiter führen.” 

31.Dee. (Württemberg). Der Minijter v. Hügel gibt ber il. Kam- 
mer bie erbetene unummunbene Erklärung, bie Regierung erachte 
fih aller Verbindlichleiten des Londoner Protokolls entbunden, fie 
erachte ben Herzog Friedrich aus dem Hauſe Auguftenburg als zur 
Erbfolge in Schleswig-Holjtein berechtigt umb babe in biefem Sinne 
ihrem Bundesgeſandten eine entfchiedene Inſtruction zugeben lafien ; 
zwifchen den Regierungen von Württemberg, Bayern und Sachſen 
berrfche in diefer Angelegenheit volle Uebereifiſtimmung. 

vu (Kurbeffen). Unerwartete Vertagung ber Stänbeverfammlung 


durch den Kurfüriten. 
‘ ® 


II. 


Preußen. 


1. Jan. Neujahradreſſe es Magiftrats von Berlin an ben Königi,... Dem 


6. 


Seifte, wie er aus Ew. fgl. Maj. bei der Uebernahme Allerhöchſtdero Regie: 
rung ſprach, jubelte mit ber gefammten Nation unſere Bürgerfchaft entgegen. 
Diefe Stimmung — wir verheblen e8 und nicht — iſt der neueſten Wen: 
bung unferer inneren ftaatlichen Verhältniſſe gegenüber augenblidlih zurüd: 
getreten. Unſere Bürgerichaft fieht mit Bekümmerniß einen Conflict von 
tief eingreifenber Bedeutung ungelöft aus bem alten in bas neue Jahr über: 
geben, den fi vorbrängenden Stimmen Einzelner gegenüber verhartet jie 
ſchweigend. Aber fie läßt von ber Hoffnung nicht, daß Cw, fol. Mai. 
Meisheit die Wege finden wird, auf benen ein einträdgtiges Zufammen- 
gehen von Fürft und Volk für bie Beiden gleich tbeuere Wohlfahrt und Größe 


- bes Baterlandes geſichert iſt. . ." Ci. Jahrag. 1862 ©. 189.) 


„ Die größten und angefehenften vheinifhen und mweftpbä: 

liſchen Induftrieellen ze. richten eine Adreſſe über die Lage 
des Landes an ben König: 

„... Das Fundament her verfaffungsmäßigen Monarchie ift das Recht, 
unb bas Recht wird verlegt, wenn bie Staats-Regierung bie Finanz⸗Ver⸗ 
waltung ohne die Grundlage eines verfalfungemäßig feigeielten Staats haus⸗ 
halts⸗Etats führt. Mit Trauer ſehen wir in Folge eines beklagenswerthen 
Conflicts, Ken ein verfaſſungswidriger Beſchluß bes Herren: 
baufes R Ihärfte, ben inneren Frieden bes Lanbes getrübt, bie Geltung 
Prenpens in Europa geſchwächt, ja, das Anfehen bes Königthums im 
Bolfe gefährdet, und unfere Beſorgniß wächſt bei ber Wahrnehmung, baß 
am Throne Em. Maj. der Gefammtheit des Volkes ein kleiner Bruchtbeil 
mit Kundgebungen entgegentritt, die nur in bem Ausbrud ber Loyalität gegen 
Em. kgl. Maj. der Gefinnung bes Landes entſprechen, in allen Uebrigen aber 
bas öffentliche Rechtsbewußtſein verleten und den Riß bes Zwieſpalts er we i⸗ 
tern. Wir wollen bie Macht ber Krone in ber Ausübung des ihr allein 
äuftehenden Regierungsredhtes vor jeder Schwähung bemahrt wiflen; wir 
betrachten dieſes unantaftbare, durch bie Verfaffung gebeiligte Necht als eine 
Bürgichaft für die gebeihlihe Entwidelung bes Vaterlands. Aber ebenio 
unantaftbar ift uns das durch bie Verfaffung nicht weniger gebeiligte Recht 
bes Landes, durch feine verfaffungsmäßige Vertretung mitzuwirten bei ber 
Geſetzgebung und bie Staatsausgaben zu bewilligen. Wir verfennen nicht 
bie weiſen Abſichten, welche Ew. kgl. Maj. mit einer Reform ber Heer es- 
organifation verbinden; wir wollen ein flarfes Heer, bas in Zeiten ber 
Sedahı bie ganze Kraft bes waffenfähigen Volles umfaßt; wir wünſchen 
feineswegs, daß jene wichtige Anorbnung zurüdgenommen, fondern daß 
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fie unter verfaffungsmäßiger Mitwirkung ber Qanbesveriretung mittels ber 
vom Lanbe allgemein erſehnten Beichräntung der Präſenzzeit in ben Gränzen 
ausgeführt werde, welche eine gewiſſenhafte Prüfung ber volfswirtbichaftlichen 
Zuflände und der finanziellen Leiſtungsfähigkeit des Landes nothwendig 
ericheinen läßt. Die Erwartung ift begründet, daß das Haus ber Abgeordneten, 
nach dem dem echte bes Landes Anerfennung geworben, zu einer Ver: 
ffändigung in dieſem Sinne bie Hand bieten wird.“ 


9, „u. Antwort des Königs auf die Neujahre-Adreffen des Magi- 
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ſtrats und der Stadtverorbneten in Berlin: 

„+. Da die allgemeine Landeslage berührt worden ift, fo gibt Mir 
dieß Veranlafſung, darauf binzumeifen, baß ber Auftand, welcher Conflict 
genannt wirb, nicht fomohl zu einer Verwirrung ber Gemüther führt, als 
aus einer leiber noch fortdauernden Verwirrung hervorgegangen iſt. An 
Meinem aufrihtigen Willen, die Verfaſſung aufrecht zu erhalten und zu 
ſchützen, darf Niemand zweifeln, dem nicht barım zu thun it, Mißtrauen 
zu ſäen unb ber Einheit vor König unb Land entgegenzuarbeiten. Was Ich nad 
ewiſſenhafter, inniger Ueberzeugung zum Wohl des Baterlandes erforberlich 

te, muß Ich innerhalb der affungsmäßigen Grenzen mit allen zu 

Gebot ftehenden Mitteln zu verwirklichen fuchen und barf Mich in diefem 
Beftreben durch vorübergehende Verfennung Meiner Abfichten nicht irre machen 
laffen. &8 ift die Aufgabe ber Verjtändigen und Wohlgefinnten aller Glafjen, 
namentlich ber Gemeinbevertreter, bie Verbältniife ruhig und parteilos zu 
prüfen, bie gewonnene Einſicht zu verbreiten und bas Verſtändniß der Lage 
ber Tinge und Meiner Wbfichten unter Denen herbeizuführen, beren Miß⸗ 
trauen und Bejorgniß aus irriger Auffaffung hervorgeht. Gejchieht dies nach 
Kräften, jo wird bie Beruhigung ber Gemüther wieder einfehren, welde mit 
Mir jeder treue Preuße herbeiſehnt.“ 

Eröffnung des Landtags. Rede bed Minifterpräfidenten: 
„Die Regierung St. Maj. begrüßt Sie mit bem lebhaften Wunfche, daß 
e8 in biefer Sipungsperiode bes Landtages gelingen möge, über bie im 
vorigen Sabre ungelöft gebliebenen ragen eine bauernde Berftändigung 
berbeizufühten. In Ermangelung eines gefeglich feitgeitellten Staatshaushalts⸗ 
Etats fir das Jahr 1862 Hat die kgl. Regierung in erhöhtem Mape ihr 
Augenmerk barauf gerichtet, die Verwaltung mit Sparſamkeit zu führen; fie 
bat jebod nicht unterlajien dürfen, alle diejenigen Ausgaben zu beitreiten, 
weile zur ordnungsmäßigen Fortführung der Verwaltung, fowie zur Erhal: 
tung unb Förderung der beftehenden Staats-Einrichtungen und ber Landes: 
wohlfahrt nothwendig geweſen find. Sobald ber Rechnungs-Abſchluß gefertigt 
if, wird die Regierung eine Vorlage über bie Staats-Einnahmen und Aus: 
gaben bes abgelaufenen Jahres einbringen und bie nachträgliche Genehmi⸗ 
gung beiber Häufer des Landtages zu den geleiteten Ausgaben beantragen. 
Der Staatshbaushbalts-Etat für das Jahr 1863 wird Ihnen .von 
Neuem vorgelegt werben. .. Die Aufftellung des Staatshaushalts-Etats für 
das Jahr 1864 ift fo weit vorgefchritten, daß der Abjchluß in Kurzem bevor: 
ſteht, unb bie Staatsregierung wirb benjelben alsbald zu Ihrer Berathung 
gelangen laſſen. .. Die Regierung Sr. Maj. wird in Erfüllung ber geges 

enen Zufiherung Ihnen einen Gejegentwurf zur Abänderung und Ergänzung 
bes Geſetzes über die Verpflihtung zum Kriegsdienfte vom 3. Sept. 

1814 vorlegen. Sie gibt fich ber Hoffnung bin, daß die Reorganifation 
bes Heeres, zu beren Aufrehthaltung die Regierung Sr. Maj. fih im 
Intereſſe ber Machiitellung Preußens einmüthig verpflichtet erachtet, auch 
durch bie geſetzliche Feſtſtellung der zu ihrer Durchführung erforderlichen Aus: 
gaben nunmehr ihren vollftändigen Abſchluß gewinnen werde. ,. Die anges 
meilene Erweiterung ber Marine muß — als ein dringendes In⸗ 
tereſſe des Landes angeſehen werben, und bie Regierung St. Maj. wird zur 
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Bewilligung ber für biefen Zwed unter Berückſichtigung ber allgemeinen 
Finanzlage aufzumwendenden Mittel Ihre Zuftimmung in Anſpruch wehmen. . . 
Der Gewerbefleiß und ber Handel müfjen zwar noch der Bortheile entbehren, 
welche fie in Folge ver Handelsverträge mit Frankreich zu erwarten 
„berechtigt waren; es fteht jeboch für bie Regierung St. Maj. der Entſchluß 
feft, baß benfelben biefe Vortheile nicht über den Zeitpunkt binaus vorent⸗ 
balten bleiben follen, im welchem bie Verpflichtungen Idsbar werben, bie 
. gegemmärtig noch der Ausführung jener Verträge entgegenftehen. . . .“ 
14. San. Der Präfident Grabow eröffnet die Situugen des Abgeord.- 
Haufes mit einer ſehr entfchiedenen Anrede: 

„... Bor brei Monaten verließen wir biefe Räume mit bem vom ganzen 
Lande getheilten Wunſch, daß es gelingen möge, den ohne unſer Berfchulden 
ausgebrochenen Verfafiungsconflict zu Löfen. Im Hinblid auf bie kgl. Worte: 
„Zwilhen uns fei Wahrheit!” muß jeboch mit tiefflem Bedauern ımum- 
wunden ausgefprochen werben, daß jener Conflict in den verfloffenen drei 
Monaten immer größere Dimenfionen angenommen und ben Ausbau unjeres 
verfafiungsmäßigen Rechtsſtaates gefährdet hat. Bis zu ben Stufen bes 
Thrones ijt dad Haus ber Abgeordneten, bie alleinige, aus allgemeinen 
Wahlen hervorgegangene wahre Vertretung bes preußiſchen Volkes verdächtigt, 
verleumdet, gejhmäht worden. Im Intereſſe bes Dienſtes find beamtete 
Abgeordnete zur Vispofition geftelt und verfeßt worben, welche, getreu ihrem 
Berfafjungseide, die unftreitig dem Abgeorbnetenhaufe verfaffungsmäßig zus 
ftehenden Rechte geübt und gewahrt haben. Die geſetzlich aufgehobenen Gon- 
buitenliften find im Verwaltungsiwege über bas politiihe Verhalten ber 
Beamten, insbefonbere der unabhängigen Richter, wieber eingeführt worden. 
Der AUrtifel 99 der Verfaffung ift verlegt, und, burd das von ihr gebotene 
Minifterverantwortlichfeitsgefep nicht geſchützt, ftehen wir einer bubgetlojen 
Regierung gegenüber. Doch das Land ift in biefem immer ſchärfer hervor⸗ 
tretenden Gonflicte feinen gewählten Vertretern zu ihrer vollen Befriedigung 
zur Seite getreten, . ." 

. 16. „ Der Finanzminifter bringt im Abg.-Hauſe das bereits im Mai v. J. 
vorgelegte und dann wieder zurüdgezogene Budget für 1863 ein. 

18. „ Antwort des Königs auf die Abrefje der rheiniſchen⸗Indu⸗ 
ftriellen vom 6. d. M.: 

. ... An Meinem und Meiner Regierung aufrichtigen Wunfche, ben jeßigen, 
bie Gemüther beunrubigenden Auftand zu befeitigen, bürfen bie Unterzeichner 
ber Adrefje nicht zweifeln, aber fie dürfen fich auch ber Prüfung ber Frage 
nicht entziehen, wer benfjelBen herbeigeführt hat. Alle Alte Meiner 
Regierung zu Anfang des verfloffenen Jahres bemeifen, wie jehr es berjelben 
darum zu tbun war, ber Bolfevertretung entgegen zu Tommen nnd auf 
verfajfungsmäßigern Boden mit ihr zufammen zu wirken. Meine Regierung 
durfte, indem fie mehr gewährte, als bis dahin üblich gewejen war und 
außerdem noch auf bie Weitererhebung ber Zuſchkagsſteuer von nahezu vier 
Millionen Thalern verzichtete, auf Anerfennung ihres guten Willens 
hoffen unb hätte dieſe Anerkennung namentlich in einem weifen Gebrauche 

„ber Rechte gefunden, welche ber Volksvertretung zuſtehen. Allein fie ift in 
biefer Hoffnung getäufcht worden. Nach fünfmonatlihen Berathungen hat das 
Haus der Abgeordneten das Budget pro 1862 mit fo erheblihen Abſetzungen 
potirt, daß mit der Annahme desſelben die Wohlfahrt und Sicherheit bes 
Staates unvereinbar geweſen wäre, wie bies Meine Regierung im Laufe ber 
Debatten zum öfteren unummunben erflärt bat. Das Abgeordnetenhaus 
felbft war nad mehrfachen Flaren Aeußerungen von ber Unmöglichfeit ber 
Ausführung ber gefaßten Befchlüffe überzeugt... Cs get bie Unmöglichleit ber 
Vereinbarung über einen Staatshaushalts:Etat felbft und wiſſentlich 
herbeigeführt, Wenn bas Herrenhaus ben abfolut unausführbaren Bes 
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fchlüffen bes Abgeordnetenhauſes gegenüber ben ungebübrlich verfürgten Etat 
nach bem ihm zuſiehenden verfaflungsmäßigen Rechte verwarf, fich aber gleich⸗ 
zeitig auf die Seite Meiner Regierung ftellte, fo that ed, was es nach ben 
Umftänden für un vermeiblid bielt, und verbient das Urtheil nicht, welches 
die Adreſſe über basjelbe fällt. Ungern habe Ich bie Aeußerung gelefen, bie 
in ber Adreſſe mit Bezug auf bie Ergebenheitsbezeugungen Plaß ge: 
funden bat, welde Mir von einer großen Zahl Meiner Untertdanen ſchriftlich 
und mündlich bargebradht worben find, und zwar mit gleichen Rechte, mit 
weldem bie rheiniſch⸗weſtphaͤliſche Adreſſe Mir vorgelegt worden iſt. Die Ab» 
relje nennt bie von Mir angeorbnete Armee-Organiſation eine weiſe 
Maßregel, bie aufrecht erhalten werben müſſe, bamit in Zeiten ber Gefahr ein 
ſtarkes Heer vorhanden jei, welches bie ganze Kraft des walienfähigen Volles 
umjfalfe, gleichzeitig aber wirb eine Abfürzung ber Präfenzzeit gemwünfcht. 
Eins wiberfpridt dem Anbern. Rab Deiner auf langjährige Erfahrung be: 
gründeten feften Weberjeugung würde nichts fo jehr zur Shwädhung 
des Heeres beitragen, als eine gefeplihe Verminderung ber 
Dienftzeit. Endlich fpricht die Adreffe zu meiner Genugthuung aus, wie 
man allgemein anerfenne, daß Ih das Wohl bes Volkes im Herzen trage. 
Bei einem ſolchen Anerkenniniſſe ift eg um fo betrübenber, zu ſehen, wie 
Meine beiten und redlichſten Abfichten eine ungerechtiertigte Beurtheilung und 
unmotivirten Widerſtand finden. Ich muß ben Unterzeichnern ber Abreife 
Meine Königlide Aufforberu ng zugeben laſſen, ben auf Organifirung eines 
ſolchen Widerſtandes gerichteten Einflüffen zu begegnen und deren Wirfung 
nicht durch aufregende Schritte zu verflärfen. Die Verſtändigung zwiſchen 
Ihron und Yand wird dadurch nur erjchwert. . . .“ 

22. Yan. Die Abgeorbneten Virchow und Carlowitz bringen, von mehr 
als 200 Mitgliedern unterftügt, im Abgeorbnetenhaufe ben Antrag 
und Entwurf einer Adreffe an den König ein. — Das Miniftes 
rium legt demfelben einen Geſetzesentwurf bezüglih der Diäten 
ber Mitgliever des Abgeorbnetenhaufes vor, um ben Beamteten 
für die Zukunft die Koften der Stellivertretung aufzulegen. 

Die Bundesverfammlung verwirft mit Mehrheit ber Stimmen das 
von Defterreich und ben Mittelftaaten vorgefchlagene Delegirtens 
Broject. (f. Deutfchland.) 

24. „. Eirculardepefhe Bismarcks über feine Verhandlungen mit ber 
Öfterreihifchen Regierung bezüglih bes Delegirten = Projectes. (f. 
Deutfchland.) 

27.—29. Jan. Dreitägige Debatte bes Abgeorbnetenhaufes über bie 
Adreffe. Außer dem Entwarfe der Commiffion (Entwurf Bir: 
chow⸗Carlowitz) Tiegen bemfelben Entwürfe von Binde (Fraction 
der Altliberaien) und von Reidhenfperger (katholiſche Fraction) vor. 
Rebe des Minifterpräfidenten v. Bismard (Net und Macht), Bro: 
teftation bes Grafen Schwerin, Rede des Kriegs: Minifters. Die 
Entwürfe ven Binde und Reichenſperger bleiben in ber Minderheit, 

t Entwurf der Commiſſion wird angenommen mit 255 gegen 68 
Stimmen, wovon 11 ber feubalen, 57 der altliberalen und ber ka⸗ 
tholifchen Fraction angehören (mit Ausnahme ber feubalen Frae⸗ 
tion ift indeß das Haus einig, daß die Verfaſſung verlegt fei): 

„Ew. Königliche Majeſtät haben bie.beiden Häufer bes Landtags ber Mo⸗ 
nacchie wieherum einberufen. Das Haus ber Abgeorbneten ift biefem Rufe 


- 
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gefolgt, burchbrungen von bem ernften Willen, bie unverbrüchliche Treue gear 
bie Krone, bie gewillenhaftefte Sorge für die Aufrechthaltung der Verfa ſung 
von Neuem zu bethätigen. Es verhehlt ſich nicht, daß es feine Arbeiten unter 
büfteren Qorzeichen beginnt. Aber gerabe beshalb fühlt es um fo mehr bie 
Pflicht, Ew. Majeſtät bie Lage bes Landes ebenfo oflen, wie ehrfurchtsvol 
barzulegen. — Die legte Seffion wurde geichloffen, bevor für das Jahr 1862 
bas von ber Verfaſſung vorgeichriebene Etats = Glefep feftgeftellt worden war. 
Der Ctatsentwurf für das Jahr 1863, welcher vor Ablauf des vorigen Jahres 
hätte vereinbart fein follen, war zurüdgezogen worben. Die Aufforderung an 
bie Regierung Ew. Majeftät, biefen Etat noch rechtzeitig wieder vorzulegen, 
war ohne Erfolg geblieben. — Seitbem haben die von Ew. Majeſtät berufenen 
Pinifter verfaffungsmibrig die Berwalturig ohne gefeklichen Etat fortgeführt, 
und fogar, entgegen einer beftimmten Erklärung bes Hauſes ber Abgeordneten, 
ſolche Ausgaben verfügt, weldye durch Beichlüffe des Hauſes definitiv und aus⸗ 
drüdlih abgelehnt waren. — Das oberfte Recht ber Volfsvertretung, bas ber 
Ausgabes-Bewilligung, war bamit angegriffen — ein Recht, welches bie Grund: 
Inge bes conftitutionellen Staatslebens überhaupt ift, weldyes daher auch alle 
beitehenben conftitutionellen Berfaffungen gewährleiften, und welches bisher, 
unter -fteter Anerkennung durch bie Staatsregierung felbft, von ber preußifchen 
Volksvertretung geübt war. Das Land fah mit Schreden ben ganzen Gewinn 
unferer bisherigen ftaatlichen Entwidelung in Frage geftellt. Es ſtand zu 
feinen Abgeordneten. — Nur eine Eleine, ber Nation feit lange ent- 
fremdete Minderbeit bat, geftübt durch bie Minifter Ew. Majeltät, bis 
zu den Stufen bes Thrones die gröbften Verläumbdungen gegen einen Factor 
ber Gefeßgebung getragen und ven Verfuch nicht gefcheut, das Urtbeil über 
Map und Bebeutung Harer Verfafiungsrechte zu verwirren. — Gleichzeitig ift 
vielfach ein Mißbrauch ber Negierungsgewalt , wie er in ben trüben Jahren 
vor Beginn der Regentfhaft Em. Majettät ftattfandb, hervorgetreten. Es find 
verfafjungstreue Beamte, zumal folche, welche zugleich Abgeorbniete waren, mit 
drückenden Maßregeln heimgeſucht worden. Es ift bie Preſſe verfolgt worben, 
wo fie für das Recht offen eintrat. Es ift ber Verfuch gemacht, bie Ausübung 
unzweifelhafter ftaatsbürgerlicher Rechte Seitens nicht einberufener Landwehr⸗ 
männer durch unzuläffige, außerhalb der Dienftorbnung liegende Befehle mi— 
litäriſcher Vorgefegten zu hindern. — Ew. Majeftät haben noch jüngft zu 


“ erklären gerubt, daß Niemand an Allerhöchſt Ihrem Willen zweifeln dürfe, 


bie beſchworene Verfaffung aufrecht zu ‚halten und zu ſchützen. An ber That 


‚wagt Niemand, einen folden Zweifel Pu gegen. Aber geftatten Ew. Majeftät 
a 


es offen auszufprehen — die Berfaffung ift buch die Minifter 
ſchon jetzt verletzt. Der Artikel 99 ift keine Wahrheit mehr. Tas ſchwere 
Uebel einer budgetlofen Regierung ift über das Land gefommen. Und bie 
neue Seffion bat begonnen, ohne daß durch ein tbatfächliches Entgegen: 
kommen ber Regierung auch nur die Ausficht eröffnet wäre, e8 werbe gelin- 
gen, bie geregelte Handhabung ber Finanzen zurüdzuführen und die Heeres= 

inrihtung wieder auf gefegliche Grundlagen zu ſtützen. — Das Auslanb 
fieht mit Staunen einen Conflict ſich verlängern, weicher bie Achtung vor dem 
mreubiicen Namen mit jedem Tage tiefer berührt, welcher bie Stimme ber 

egierung im Rathe ber Völker ihrer beten Kraft zu berauben brobt. Es 
weiß Toohl, daß Pflicht und Gewiffen bie preußifche Volfsvertretung zwingen, 


das Recht, welches bie Berfaffung ihr verfeiht, ohne Mebergriff,- aber auch ohne 


Abbruch nach allen Seiten hin wahrzunehmen, und daß die Ausficht Auf kufere 
Berwidelungen fein Mittel zur Ausgleichung unferes inneren Zerwürfniſſes 
if. Es weiß, daß Preußen feinen Einfluß in Deutſchland und bamit feine 
Stärfe nur dann wieder gewinnen kann, wenn es zumächft bei fich verfaſſungs⸗ 
mäßige Ordnung berflellt, und wenn es ſodann bas beutiche Volk und deſſen 
Vertreter zur Mitwirkung an ber ſtaatlichen Einigung bes großen Vaterlanbes 
aufsuft. — Inmitten biefer Bedrängniß Täßt das preußiſche Volk, welches in 
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fo vielen Gefahren erprobt iſt, welches in Treue nnb Wusbaner von keinem 
andern übertroffen wich, nicht von ber Hoffnung, daß Ew. Majeſtät Weisheit 
bie ehrliche Stimme feiner gefeklichen reter untericheiben werbe von bem 
Rathe berer, weldhe in bem Kampfe ber Parteien ihre am fi ohnmächtigen 
Beftrebungen buch ben erhabenen Namen Ew. Majekät zu bedien unb zu 
ſtüten fi) bemühen. — Königlihe Majeflät! Unſere Stellung als Vertreter 
bes Landes legt uns bie gebieteriiche Pflicht auf, feierlich zu erklären, baß ber 
innere Frieden und bie Kraft nach Außen dem Lande nur durch bie Rückkehr 
zu verfalfungsmäßigen Zuftänden wiebergegeben werben können.“ 
31. Jan. Ber König lehnt es ab, bie Adreß-Deputation bes Abge⸗ 
orbnenhaufes zn empfangen. Das Haus befähliegt bie birecte fchrifts 
lie Zufenbung an bdenjelben. 
„ Die öſtlichen Armeecorps werben mit Rüdfiht auf bie in Polen 
auogebrochene Snfurrection zu einer Armee unter bem Oberbefehl 
bes General® v. Werber vereinigt. 


1. Fehr. General v. Alvenoleben und Flügeladjutant v. Rauch gehen 
in befonderer Miffion, jener nah St. Petersburg, biefer nad 
Warſchau ab. — Proclamation des commandirenden Generals 
und bes Oberpräfibenten ber Provinz Bofen gegen jede Betheiligung 
an ber polnifhen Inſurrection. 
Antwort des Königs auf die Abrefle des Abgeorhnetenbaufes 
(ohne Gegenzeichnung eines Minifters): 
„Ih babe bie Adrefle, welche das Haus ber Abgeorbneten unter bem 29. 
v. M. an Mich zu richten beichloffen bat, empfangen. Ihr Inhalt fowohl, 
als ber Weg, auf weichen biejelbe Mir zugegangen ift, laſſen — glauben, 
daß es dem Hauſe darum zu thun iſt, Meine perſönliche Anſchauung 
unb Billensmeinung kennen zu lernen. Dethalb richte Ich, ohne Ver: 
mittlung Deiner Minifter, Mein föniglidhes Wort an das Haus ber Abgeorb- 
neten. Die Abreffe befunbet einen tiefgreifenden Gegenfab in ber Stellung 
bes Haufes zu Meiner Regierung. Es wird bie Anfhuldigung gegen 
Meine Minifter erhoben, daß fie nah bem Schluß ber letzten Sikungsperiobe 
bes Panbtages verfafiungswibrig bie Verwaltung obne geietlichen tat fort: 
geführt, daß fie auch folde Ausgaben, welde burch Beichlüfie bed Haufes 
ansbrüdlich abgelehnt werben feien, verfügt unb ſich baburdh einer Berlebung 
bes Art. 99 der Verfaſſungsurkunde fhulbig gemadt hätten. Zwar 
bat das ber Abgeordneten mit Recht jeben Zweifel an Meinem ernften 
und gewillenstreuen Willen, bie Verfafjung bes Landes aufrecht zu erhalten, 
ansgeichloffen; basfelbe bat aber Anorbnungen Meiner Regierung, welche 
mit Meiner Genehmigung getroffen worden, als Thatſachen zur Begründung 
ber Befchwerbe über Verfaſſungo⸗Verletzung angeführt. Ich würbe jene Anz 
orbrungen nicht zugelafien haben, wenn Ich barin eine Verfafjungeverlekung 
ertennen Tünnen, und muß bie gegen Meine Regierung erhobene Be⸗ 
bigung als unbegründet aus voller Ueberzeugung zurüdweijen. Das 
Hans der Wgeorbneten hatte von feinem verfaffungsmäßigen Rechte ber Mit⸗ 
wirkung bei Feſtſtellung des Staatshaushalts in einer Weiſe Gebrauch gemacht, 
daß es Meiner Regierung, wie bielelbe dies ohne Rückhalt wieberbolt een 
fprochen Batte, unmöglich war, den wnausführbaren Beichlüfien bed Hauſes 
ihre Zuſtimmung zu eribeilen. Sein gleichfalls verfaffungsmäßiges Recht 
ausübenb, hatte das Herrenhaus ben vom Kaufe ber Abgeorbneten bie 
zur Unausführbarfeit abgeänderten Staatehaushalt- Etat für bas Jahr 1862 
nt. Da mm bie Feſtſetzung dieſes Ciate nach ber Vorichrift ber Ver, 
für die vorjaͤhrige Siuungsperiebe bes Landtages unmöglicd, geworben 
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“wear, unb da bieVerfaffung für einen ſolchen Fall Feine Beilintweungen ents 


hält, fo iſt es unverftänblich, wenn das Haus ber Abgeordneten eine 
Berfaffungs - Verlekung darin erfennen will, daß Meine Regierung bie Ver: 
weltung ohne gefehlich feftgeftellten Etat fortgeführt Hat. Ich muß es viel: 
mehr als eine Weberfhreitung ber verfalfungsmäßigen Befug- 
niffe des Haufes der Abgeordneten bezeichnen, wenn bas Haus feine 
einſeitigen Bejchlüffe über YBerilligung ober Verweigerumg von Staats - Aut: 
gaben als befinitin maßgebend für Meine Regierung betrachten will. 
Die Adrefſe bezeichnet bas Recht ber Ausgabe Bewilligung als das oberfte 
Necht ber Volfsvertretung. Auch Ach erfenne dies Recht an und werbe es 
achten und wahren, fo weit es in ber Verfaſſung feine Begründung findet. 
Ich aber muß das Haus barauf aufmerffam machen, baß nad) ber Verfaffung 
bie —— beider Häuſer bes Landtags das Volk vertreten und ber Staats⸗ 
haushalts⸗fRat nur durch Gefetz, namlich durch einen von Mir geneh— 
migten, übereinſtimmenben Beſchluß beider Häuſer des Landtags ber 
Monarchie feſtgeſtellt werden kann. War eine ſolche Uebereinſtimmung nicht zu 
erreichen, ſo war es die Pflicht ber Regierung, bis zur Herbeiführung derſel⸗ 
ben die Verwaltung ohne Störung fortzuführen. Sie hätte unverautwortlich 
gehandelt, hätte ſie dies nicht gethan. Wenn die Adreſſe aber ausführt, „daß 
bie neue Seſſion begonnen habe, ohne daß Meine Regierung durch thatſäch⸗ 
liches Entgegenkommen au nur bie Ausficht eröffnet habe, zu einer geregelten 
Handhabung ber Finanzen zurüdzufehren und bie Heeres = Einrichtungen auf 
gefeglihe Grundlagen zu ftüben,” fo muß Mid das im höchſten Grabe be: 
fremben. Denn es ift dabei gänzlich mit Stillſchweigen übergangen, daß in 
ber Eröffnungsrebe bes allgemeinen Landtags ber Monardjie bie Borlage bes 
Budgets pro 1863 und 1864, bie Vorlage einer Ergänzung zum Geſetze vom 
3. Sept. 1814 über bie Verpflichtung zum Kriegsbienft angekündigt worben, 
und außerbem behufs nachträglicher Genehmigung durch bas Haus der Abge- 
orbneten bie Vorlegung ber Rechnungen über Einnahmen und Ausgaben pro 
1862 zugefagt worben ift, weldhe zu bem von Meinem Finanzminiſter ange: 
gebenen Zeitpunkt ewfolgen wird. Wie kann bad Haus ber’ Abgeordneten ſich 
barnad) ber Einficht verfchließen, daß Meine Regierung es ſich bringenb an⸗ 
gelegen fein Täßt, bie Syinanzverwaltung bes Staates jobalb als möglich wie- 
der auf eine geſetzliche Baſis zu ftellen? Wenn in Veranlaffung bes einge: 
teetenen Gonflictd von mehreren ſtändiſchen Gorporationen und aus ber Mitte 
ber Bewohner vieler Kreife bes Landes Mir zahlreide Abreifen überreicht 
worden find, in benen bie Unterzeichner Mir ihre ‚perjönliche Ergebenheit und 
ihre Zuftimmung zu ben Anordnungen Meiner Regierung ausgebrüdt haben, 
jo bat es Mich unangenehm berührt, biefelben in ber Adreſſe des Hauſes 
ber Abgeorbneten als eine Tleine, ber Nation felt Tange entfrembete Minberheit 
bezeichnet zu. jehen. Ich babe biefe Kundgebungen aus allen Ständen und 
Glafien Meiner getreuen Unterthanen mit Befriedigung empfangen, und muß 
ben Vorwurf, daß bie Theilnehmer in Treue und Singebung für ihr preußi⸗ 
ſches Vaterland gegen Unbere zurückſtehen, als ungerechtfertigt um fo mehr 
zurüdmeifen, als bem Hauſe ber Abgeorbneten nicht unbelannt geblieben 
fein kann, was Ich auf jene Abrefien geantwortet amd wie Ich Meinen Dant 
perſönlich ausgefprochen habe. Das Haus ber Mbgeorbneten bat ferner eine 
Beichwerbe über Mißbrauch ber Negierungsgewalt vorgetragen und zur Be- 
gründung berfelben auf bie Maßregeln Weiner Megierung gegen einzelne Be: 
amte und Landwehrmänner unb gegen bie Preife Bezug genommen. Da 
hiebei jeboch, wie auch nicht behauptet worden bie geſetzlichen Befugniſſe ber 
Behörden in Ausübung ber Pisciplin nicht Überfchritten worden find, und 
ba über bie vorgefommenen Ausfchreitungen ber Preſſe lediglich Unfere Gerichte 
zu ertennen haben, fo war ber Lanbesvertretung Teine hinreichende Beranlaf: 
fung gegeben, fich mit ben berührten Vorgängen zu beihäftigen unb fie zum 
Gegenftand ihrer Beſchwerbe zu machen. Das Hans ber Abgeordneten wirb 
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bie in der Verfaſſung ben verſchiedenen Gewalten geſetzten Schranken anzu: 
erkennen haben; denn nur auf dieſer Grundlage iſt eine Verſtändigung hin⸗ 
fichtlich derjenigen Gebiete möglich, auf weichen ein Zuſammenwirlen Meiner 
Regierung mit ber Landesvertretung erforderlich iſt. Ich bellage tief ben 
Widerftreit der Anfichten, ber in Betreff ber gelfekung bes Staats haus halts⸗ 
Stats ſich entwidelt hat. Es Tann aber eine Vereinbarung über ben Etat 
nicht durch Preisgebung ber verialjungsmäßigen Nedte ber 
Krone unb bes Herrenhaufes erwirtt, es Tann nicht, ber Verfaffung 
entgegen, das Recht der Bewilligung und Werweigerung ber Staatsauegaben 
ansichlieklich auf bas Haus ber Abgeorbneten übertragen werden. Es iſt 
Meine landesherrliche Pflicht, bie auf Mich vererbten und verfaſſungamäßigen 
Mahtbefugniffe ber Krone ungeſchmälert zu bewahren, weil Ich 
barin eine nothwendige Bedingung für die Grhaltung bes inneren Friedens, 
für die Wohlfahrt des Landes und für das Anjehen Preußens in feiner euro: 
päifhen Stellung erkeune. Nachdem Ach feit einem Jahre durch verminderte 
Anforderungen an bie Leitungen des Volkes, von nahezu vier Millionen, fos 
wie durch beveitwilliges Gingehen auf die ausjührbaren Wünſche ber 
Vertretung beifelben bewielen habe, daß es Mir wahrhaft darum zu thun iſt, 
eine Ausgleichung bes Widerſpruchs herbeizuführen, ben Meine Regierunge: 
maßregeln im Großen wie im Kleinen gefunden haben, erwarte Ich, baß 
das Haus ber Abgeorbneten biefe Beweile des Entgegenkommens nicht ferner 
unbeachtet Yaffen wird, unb fordere basfelbe nunmehr auf, feinerfeite 
Meinen Iandespätcerlichen Abfichten fein Entgegenfommen in einer Art zu be: 
weiſen, daß das Werk ber Verftändigung ermöglicht wird, welches Deinem 
Herzen ein Bebürfnig ift, Meinem Herzen, befien einziges Verlangen barauf 
gerichtet ift, das PR bes preußiſchen Volfes zu fördern, unb dem Lande 
die Stellung zu erhalten, die eine glorreiche Geſchichte durch treues Zuſam⸗ 
mengeben von König unb Boll beinfelben apgewieſen bat.” 


3. Behr. AmHerrenhaufe wird ein von 51 Mitgliedern ımterftühter 
Antrag auf eine Loyalitäts-Adreſſe an den König eingebracht, 


v„ » Inftruction des Königs an ben Oberbefehlshaber des 4. Ar: 
meecorps an ber ruffifhen Gränze; ber Eintritt des Kriegs= und 
Belagerungszuftandes wirb barin vorgefehen. 

„„ Bünfzigjähriger Gedenktag bes Aufruf an die Freiwilligen. 
Theilnahmslofe Feier in Berlin, von der Regiernng möglichſt ge: 
bindert. 

5. u Das Herrenhaus nimmt die Adreſſe an ben König nad 
bem ihm vorgelegten Entwurfe ohne Discuflion unter Ramensaufs 
ruf einffimmig an. Die Iiberalen Mitglieder bes Haufes fehlen 
entweber ober verlaffen vor der Abflimmung ben Saal; die Mi: 
nifter ſchweigen. 

„Em. Tot. Majeftät Alt das Herrenhaus für Pflicht, Fi mir in beſon⸗ 
bers wichtigen Momenten des Staatslebend mit bem unmittelbaren Ausbrud 
feiner Gefinnungen zu nahen. Wir find ber Ueberzeugung, daß ber gegen- 
mwärtige Zeitpunft ein foldyer ift, ber es rechtfertigt, wenn wir und in tieffter 
Ehrfurcht erlauben, von dieſem Vorrecht Gebrauch zu machen. So treten wir 
denn vor Ew. fol. Majeſtät in bem Berwußtfein. ber umvanbelbaren Treue, 
indem, je ſchwieriger bie Löfung mancher Fragen ber inneren Politik erfcheint, 
wir es um beito mehr als unjere Pflicht erfennen, uns in patriotifcher 
Hingebung um Ew. Fol. Majeftät zu vereinigen. Die zur Mit: 
wirfung bei ber Gefekgebung berufenen Gewalten befinben ſich in einem Con⸗ 
fliete, ber entflanden if, während jede ein ihr nad ter Bexfaffungs: 
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Urkunde formell zuftehendes Recht geübt bat. Unbeflritten darf nad) Art. 62 
berfelben bas Abgeorbneten Haus jede einzelne, felbft unvermeibliche Aus: 
gabe, weldhe in bem von ber Staatsregierung beiden Häufern bes Lanblags 
vorzulegenben Entwurfe bes Staatshaushaltegefettes vorgefchlagen wird, ver: 
weigern. Unbeftritten barf das Herrenhaus ben ganzen Gefekentwurf 
verwerfen. Unbeftritten ift es, daß obne freie Einwilligung ber Krone fein 
Geſetz zu Stande fommen kann, alfo aud nicht das über den Staats: 
bausbalt, auf deffen Zuſtandekommen bie Berfaffung rechnet. 
Aber nirgends fchreibt Die Verfaflung ‚vor, wer bei entitehendem Diffenfus 
zwifchen ber Krone unb leinem ober ben beiden Käufern oder zwifchen ben 
beiben Häufern ſelbſt, von benen nad Art. 83 ber Verfaſſung nicht eins allein, 
fondern welche beide das ganze Volk vertreten, nachgeben müffe. In ande: 
ren conftitutonellen Staaten liegt bie thatfächliche Nothwendigkeit des 
Nachgebens für bie Krone in ſolchem Falle barin, baf fie fofort ober binnen 
furzer Frift des gefeßlihen Rechts entbehrt, bie zur Fortführung ber Ver: 
waltung erforberlidhen Stantseinnahmen zu erheben. Die preukifhe Ber: 
faffung erhält ber Krene im Art. 109 ausbrüdlic und unbeftreitbar biefes 
Recht. Wir bezweifeln in ber Erinnerung an bie bei ber Revifion ber Ber: 
faſſung gepflogenen Verhandlungen, daß ohne biefe Befiimmung bie Berfaffung 
zu Stande gekommen wäre. Es gibt alfo Fein Geſetz, auf welches ber eine 
oder andere Theil behufs Lifung dieſes Konflictes fi flühen Könnte. Aber 
es gibt ein Wort, das ber beutihen Sprache allein angehört, welches ben 
Herrſcher des Landes auch den Landespater nennt. . . . In biefer ſchweren, 
aber unabweislihen Aufgabe werden wir bie Regierung Ew. k. Maj. 
nad unferen Kräften unterflüben. . . ." 


6. Febr. Die Fortfcprittspartei befchließt durch Einbringung eines Ges 


8. 


v 


ſetzesentwurfs über Miniſterverantwortlichkeit im Abg.⸗ 
Hauſe die Initiative zu ergreifen. 

Antwort des Königs auf die Adreſſe des Herrenhauſes, die er 
in Gegenwart ber Miniſter, alſo in conſtitutioneller Form, ent: 
gegen nimmt: 

„Es muß Meinem Herzen wohlthun, in der loyalen Adreſſe des Herren⸗ 


hauſes, welche Sie Mir verleſen haben, bie volle Uebereinſtimmung 
mit Meinen Gefinnungen zu finden... . &6 wirb bies Ziel von 


‚Meiner Regierung erfirebt werben, indem fie mit Feſtigkeit auf bem 


” 


10. , 


von ihr vertretenen Stanbpunfte beharrt, aber jeber verjöhnlichen 
Annäberung, welche bie Machtſtellung A hne im Auge behält, zugänglich 
bleibt. Ich banfe dem Herrenhaufe für bie Unterfiäkung, welche daſſelbe 
Meiner Regierung zugefihert hat, umb für bie Gingebung und bas Ber: 
trauen, von welchem das Haus in ber Abreffe Mir bat Zeugniß geben wollen.“ 

Abflug einer geheimen Convention mit Rußland gegen 
bie polnifche Inſurrection. 

Das Abg.⸗Haus verwirft faft einftimmig das von ber Regierung vor: 
gelegte Diätengefet. Die Regierung nimmt in der Debatte bas 
Recht in Anſpruch, die Verbältniffe derjenigen Abgeorbneten, welche 
Beamtete find, im Verwaltungswege zu ordnen. — Der Kriegsminifter 
bringt die Novelle zum Wehrpfichtgeſetz von 1814 ein: bie 
Regierung bebarrt auf ihrer Worberung, bie Zahl der jährlih aus⸗ 
zubebenden Necruten um 23,000 zu vermehren, bie breijährige 
Dienfizeit feftzubalten und bie Mefervepfliht von 2 auf 4 Sabre 
zu erhöhen. 
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13. Febt. Ruffifge Truppen, welde von ben polnifhen Inſurgenten 
verfolgt, anf preuß. Gebiet übergetreten find, werben von preuß. 
Truppen bewaffnet und mit Muſik wieber nah Rußland geleitet. 

14, „ Die Ausfuhr von Waffen nah Polen und Rußlanb wirb vers 
boten. — Bier am 12. Febr. in iThorn verbaftete junge Bolen 
werben an Rußland angeliefert. 

15. „ Die HH. General v. Alvenslchen und Flügeladjutant v. Rauch 
kehren von St. Petersburg und Warſchau wieder nach Berlin zurüd. 

16. „ Antwort des Minifterpräfidenten auf eine Interpellation ber 

polnifchen Fraction bezüglich der Proclamation des commanbis 

renben General und bes Oberpräfidenten ber Provinz Pofen vom 

1. Sehr. Eine Discuffion wird an dieſe Antwort nicht gefnüpft. 

„Schulze⸗Delitzſch und v. Cartowitz Bringen in Folge einer Ders 

ftändigung der beiten großen Fractionen bes Abg.⸗Hauſes eine 

Sinterpellation ein, in welcher bie Regierung gefragt wird, ob ein 

Bertrag mit Rußland zu Unterbrüädung des polnifhen Aufs 

ftande® abgefchlofien werden, eventuell, was ber Inhalt besfelben 

fei, und welche dadurch motivirt wird, dag der Minifterpräfident zu 
ber geftrigen Behauptung des Abg. Kantad rädfihtlih einer Eon: 
vention gefchwiegen habe, 

„ n BDie-Bubgetcommifjion erftattet dem Abg.⸗Hauſe einen Borbericht 
über die Behandlung ber Budgetfrage und ſchlägt bem Haufe 
eine diekfalld vom Abg. Forkenbeck beantragte und von ihr mit 
32 gegen 2 Stimmen angenommene Refolution vor. Das 
Abg.⸗Haus genehmigt die Refolution in namentlicher Abftimmung 
mit 274 gegen 45 Stimmen (ber feubalen, ber altliberalen und 
ber Tath. Fraction): 

„1) daß es ber Berathung bes Gefebentwurfs über bie Ausgabe unb Ein: 
nahmen des Yahres 1862 vorbehalten wird, bie Summen berjenigen Ausgaben 
bes Se 5 feftzuftellen, für welde, als LET DEINEN bie 
Minifter mit ihrer PBerfon und ihrem Vermö gen verbaftet 
bleiben; 2 baß bie Verfaffungsverlekung ſeitens ber Minifter die Be: 
—— meh Etats für 1863 weder rechtlich noch thatfächlih zur Unmög⸗ 

macht, das Haus vielmehr durch Wahrnehmung feiner verfaflungs: 
eilig ©ı Stellung ber Verlängerung verfaflungswibriger Buflände, jo viel an 
te 


ibm vorbeugen muß; ‚„» baß es bemgemäß in bie Berathung bes Etats: 
eniwurfs für 1863 eintritt.“ 


. Debatte des Abg.⸗Haufes über bie Interpellation von Schulze: 
Delitzſch und Carlowit bezüglih der Eonvention mit Ruß: 
Iand. Der Minifterpräfident lehnt es ab, die Sinterpellation gu 
beantworten. Die Abg. Hoverbet und Carlowitz beantragen baber 
von 134 Mitglieder unterftüht, „ba8 Haus der Abgeordneten wolle 
beſchließen zu erflären: ba® Intereſſe Preußens erfordert, baß bie 
k. Staatsregierung gegenüber dem im Königreih Polen ausgebro⸗ 
denen Aufftande weder ber ruſſiſchen Regierung noch ben Auf: 
flänbifchen irgend eine Unterfläßung ober Beglinfligung zumenbe, 
beingemäß alfo auch Teinem ber kämpfenden Theile geftntte, bar 


17. 


18, 


124 Breufies. 


-- » preußifche Gebiet ohne vorgingige Entwaffnung zu betteten.“ Der 
Antrag wird einer Kommifjion von 21 Mitgliedern üherwiefen. 

18. Febr. Die eier des Jahrestags des Hubertöburger Friedens be: 

ſchränkt fi auf ben Feftgottesdienft in ben Kirchen. 

20. „ Berathung ber Kommiffion bes Abg.⸗Hauſes über ben Antrag 
Hoverbed:Carlowig bez. des polnifhen Aufſtandes. Kein Mi: 
nifter bat fi) eingefunden. In der Sache felbft iſt die Commiſſion 
einig und mit allen gegen 3 Stimmen wirb befchlofien, den An⸗ 
trag nad) feinem Wortlaute zu abeptiren. 

ai, „ Lord Ruſſell gibt im engl. Oberhaufe bie erften Auffchlüffe über 

’ den Inhalt und die Tragweite ber von Preußen mit Rußland gegen 
den polnischen Aufftand abgefchlofienen Convention. Die franz. 
Regierung fchlägt England ben Erlaß identiſcher Noten an Preußen 
gegen die Konvention mit Rußland vor und fo bie Spitze einer 
allfälligen europäiſchen Antervention zu Gunften Polens gegen 
Preußen zu richten. - 

26.—28. Febr. Dreitägige heftige Debatte des preuß. Abg⸗Hauſes über 

" die Eonpvention mit Rußland. BProvocivende Rede bed Mi: 
& nifterpräfibenten, fchneidende Antwort Simfons, Rede Tweſtens, 
Schlußrede des Berichterftatters Eybel. Das Abg.sHaus genehmigt 

wit 246 gegen 57 Stimmen den vom linden Centrum mobifizirten 

Anuntrag: „Das Intereſſe Preußens erfordert, daß bie k. Staats: 
vegierung gegenüber dem im Königreih Polen ausgebrodenen Auf: 
ftande Teinem ber Tämpfenden Theile irgend eine Unterflübung ober 
Begünftigung zuwende, noch auch Bewaffneten geftatte, das preußifche 
Gebiet ohne gleichzeitige Entwafinung zu betreten.” 

— „ Der Dorftand des beutfchen Vereins in Pofen ſpricht fih im In: 
terefie der beutfchen Bevölkerung, bie Kaufleute in Stettin, Berlin, 
Danzig, Pofen, Königsberg, Bromberg, Inſterburg, Köln ꝛc. ſpra⸗ 
en fih vom Standpunkte der mtateriellen Antereffen gegen bie 
Convention mit Rußland aus, 


2, März, Erſte Sisung ber Militärcommiffion bes Abg.⸗Hauſes 
| zu Berathung der von ber Regierung eingebradgten Novelle zum 
Milttärgefeb von 1814. 
3 „Debatte bes Abg.:Haufes über die evang. Kirhenverfaffung 
und den confeſſionellen Charakter ber höheren Unterridhtsanftalten. 
vn: Das Abg.-Haus beräth das Budget für 18693. Der Anſatz 
won 35,000 Thlr. geheimer Fonds für das Minifterium bes 
Junern wirb nach dem Antrage ber Commiſſion geſtrichen. 
D. „, Der Übg. Lette bringt im Abg.-Hauſe ben Entwurf einer Kreis⸗ 
orbnung und einer Organifation ber ländlihen Polizei ein. 
- 9 „ Schulge-Delisfh und 118 Geu. bringen einen Geſetzesentwurf 
betreffend Miniſterverantwortlichkeit ein. 
12, „ ‚Der bg. Forckenbed bringt in ber Militärcommilfion 
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des Übg.-Danfes feine Gegenanträge gegen bie Rovelle zum Mi 
litärgefeg ein. 

17, März. Die Jubelfeier des Aufrufs „An mein Boll“ erfolgt in 
Berlin offiziell mit militärifchem Pomp; ; die Stimmung ber Be: 
völferung ift eine froftige; die Gewerbe Ichnen die Theilnahme an 
ber eier ab. 

20, „ Der Regierungscommiffär lehnt in der Militärcommiffion 
bes Abg.sHaufes den vom Abg. Forckenbeck eingebrachten Gntwurf 
eines Militärgejebes ab, namentlih die zweijährige Dienft- 
zeit, mit der Erflärung, daß darũber keine Verſtändigung mög: 
lich ſei. 

23. „ Die Regierung lehnt durch ihren Bertreter ben im Abg.⸗Hauſe 
eingebrachten Entwurf eines Minikeroerantwortligteits: 
geſetzes ab. 

24. „ Refolutionen des Abg.⸗Haufes über das Unterrihtsmwefen 
ale Grundlage für ein künftiges Unterrichtegefek. 

29. „ Abſchlauß eines Handelsvertrags zwiſchen Preußen und 
Belgien in Berlin im Sinn und Geiſt bes franz.⸗preuß. dan: 
delsvertrages. 

„ Die preuß. Regierung bricht entſchieden mit ber Partei bes Ras 
tiomalvereins: die Sübbeutfhe Zeitung und bie Wochenſchrift 
des Vereins werben in Preußen verböten. 

31. „ Der Sinanzminifter Iegt dem Abg.⸗Hauſe einen Geſetzesentwurf 

betr. die Feſtſtellung der Ueberſicht der Staatsrechnung von 1862 vor. 

u „ Neue Debatte über die polnifche Frage im Abg.⸗Hauſe ge 
legentli der eingegangenen Petitionen gegen die Convention mit 
Rußland. Das Haus geht nach dem Antrage der Commiſſion, 
baß die Convention thatſächlich rüdgängig geworben fei und ſonach 
bie Petitionen als durch den Beſchluß des Haufes vom 28, Yebr. 
erledigt betrachtet werben müßten, zur QTagesorbnumg fiber. 


14. April. Der Abg. Bärft erftattet der Bubgetcommiffion einen 
Borbericht über das von der Regierung dem Abg.Hauſe vorgelegte 
Militärbudget für 1863 und trägt neuerbinge auf Trennung 
des Ertraorbinariums vom Ordinarium, auf Berweifung aller Koften 
für bie Armeereorganifation ins Ertraorbinariums und auf den Ab⸗ 
ſtrich derſelben mit 5,972,462 Thlrn. an. Die Commiſſion beſchließt, 
die eingehende Behandlung bes Militärbudgets zu verfhieben, bis die 
Müttärcommiflion ihre Berathung des Tordenbed’fchen Entwurfs 
eined Militärgefeges im Gegenfab gegen bie von ber Regierung 
eingebrachte Novelle beendigt haben werbe. 

16. „ Die Militäreommiffion des Abg.-Hanſes beſchließt mit 
16 gegen 3 Stinmen ben Fordenbed’fhen Entwurf eined Militärs 
gefehes ihren Anträgen an das Haus im Gegenſatz gegen’ bie von 
ber Regierung beantragte Militärnovelle zu. Grunde zu lbegen. 


30. 
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Sreußen. 


417. April. Der Abg. Tweſten interpelirt bie Regierung, ob leben bäni- 


[hen Erlaß vom 30. März d. %. als eine Berlehung ber in 
ben Yabren 1851 und 1852 von Dänemark gegebenen Zuſiche⸗ 
zungen betrachte und verlangt, daß die Megierung bie damals über- 
nommenen Berpflichtungen, namentlih den Beitritt zum Londoner 
Prototol von 1852, als dahingefallen erkläͤre. Mehr, fügt er 


"binze, Tönne zur Zeit zur Abwehr nicht gefchehen; ein Krieg fei 


18. „ 


bei dee inneren Zerklüftung unmöglid, das Haus ſelbſt würbe ba- 
gegen opponiren. Der Minifterpräfident erflärt darauf zunächſt, 
wenn die Regierung es für nöthig finden follte, einen Krieg zu 
führen, fo werbe fie ihn führen mit ober ohne das Gutheißen dieſes 
Hanfes und verliest dann eine Antwort, nad) welcher Oeſterreich 
und Preuben im Kopenhagen bereit proteftirt haben und ſich über 
weitere Schritte fowohl unter fih als mit bem beutfhen Bunde 
verftändigen würden. Die Frage bes Londoner Protokolls wirb 
mit Stillſchweigen übergangen. 

Das Abg.⸗Haus genehmigt den Handelsvertrag mit Belgien 


. mit allen gegen 2 (fath.) Stimmen. 


20. , 


Die Militäörcommifjion bes Abg.-Hauſes beſchließt barauf 
anzutragen, das Haus wolle, nachdem es Über den Entwurf eines 
Militärgeſetzes (refp. bie Novelle zum Militärgefet von :1814) 
Beſchluß gefaßt, folgende Erklärung abgeben: . 

„I 4) Die Militärgerichtsbarkeit ift auf bie rein militärifchen Ver: 
gehen und Verbrechen zu beſchränken; 2) bie militärifhen Ehrenge— 
richte im ihrer gegenwärtigen Geftalt find aufzuheben; 3) es ijt dringend 
erforberlih, die Grundlagen ber Ausbildung der Dffiziere, namentlich durch 


. Wufbebung reſp. gänzliche Umformung ber Cadettenh äufer zu änbern; 


22., 


4) das Recht jedes im Heere dienenden Wehrpflichtigen, nad) Maßgabe feiner 
Kenntniffe und Fähigkeiten zum Offizier beförbert zu werben, ferner bie Be: 
förderung von Unteroffizieren zu Offizieren, unb zwat rlidjichtlich ber Subaltern: 
ſtellen ohne ein wiſſenſchaftliches Eramen, auch für ben Friedenszuſtand geſetzlich 
zu orbnen unb, zu jichern und bie thatfächlich beſtehende Bworzugung bes Adels 
in ben Offizierfiellen zu befeitigen; 5) es tft erforderlich: bie bei einem mäßi⸗ 
gen Friedensheere Krane zwäflige Erhöhung bes Golbes ber Ge 
meinen und Unteroffiziere baldigft einzuführen und babei bie bisher bevor: 
zugten Truppen bes Garbe-Eorps ben Linientruppen gleichzuſtellen; 6) die An- 
jprüche ber Gemeinden auf Servis-Entihäbigung find im Wege ber Geſetz⸗ 
gebung baldigſt neu zu ordnen. 1. Nur ein Minifterium, welches bas 
verfafjungsmäfige Budgetrecht bes Abgeorönetenhaufes anerfennt unb aufrecht 
erhält, Kann einen befriedigendben Abjhluß ber Gejeggebung 
über das Heermwefen berbeiführen und damit ben Innern 
Srieden bes Lanbes wieberherftellen.“ 

Das Abg.⸗Haus nimmt ben Entwurf eines Minifterverants 
wortlichkeitsgeſetzes nah dem Antrage ber Commiſſion mit 
großer Mehrheit an. Der Minifterpräfident erflärt ben gegenwär- 
tigen Zeitpunkt für ungeeignet zu Erlaſſung eines folhen Geſetzes, 
befien nothwendige Vorbebingung fet, daß für feine Haubhabung 
die Verfaſſung eine vollkommen are und vollſtaͤndige Grundlage 
biete, weßhalb die Regierung bem Entwurfe nicht guftimmen könne. 
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25. Apr. Die Bubgetcommiffion nimmt ihre Arbeit bezüglich 
bes Militärbudgets für 1863 wieber auf, da ber Bericht ber Mi- 
litärcommiſſton fertig ft. Die Unfäge für bie Armeereorganiſation 
werben fofort wieber fämmtlih in’® Ertraordinarium geftellt. 

0. „ Die Fortichrittspartei bes Abg.⸗Hanſes labet das linke Gentrum 
zu eimer Abreffe an ben König über bie Lage des Landes ein. 


1. Mai. Das linke Gentrum lehnt ben Antrag der Fortſchrittspartei auf 
Erlaß einer Adreffe an ben König über die Lage bes Landes ab. 

„» „ Em Antrag des Abgeord. Rönne, die Kartellconvention 
swifhen Preußen and Rußland vom 8. Auguft 1857 für 
ungültig zu erklären, wirb von ber betreffenden Commiſſion bes 
Abg. Hauſes einſtimmig empfohlen. 

» » Die Budgetcommiſſion befchließt, beim Marineetat biefelben 
Grunbjäge anzumenden wie beim Militärhubdget. 

„» » Die Gommiffion des Abg. Haufes zur Prüfung ber mit ben 
ehemals Reihsunmittelbaren geſchloſſenen Vertrage beſchließt 
faſt einſtimmig ben Antrag, bie Staatsregierung aufzufordern, bie 
bereits gefchloffenen Berträge in ihren weſentlichſten Beftimmungen 
außer Kraft zu ſetzen, und ohne vorgängige Genehmigung ber Lanz 
besvertretung Teine Entfhäbignng für bie genannten Staubesherren 
feftzufeßen oder an biefelben zahlen zu lafien. 

„ Der Minifter bes Iunern verweigert eine Antwort auf bie 

nterpellation des Abg. Virchow, bezäglich nicht auf die VBerfaffung 

beeibigter Staats⸗ (Militär) Beamteter. 

9. „Die Abg. Lette, Taucher und Gen. bringen einen Gewerbes 
Geſetzesent wurf em. 

7., Beginn der Militärdebatte im Abg. Hauſe (Novelle 
ber Regierung zum Militärgeſez von 1814 und Antrag Forckenbeck.) 
Bericht der Mititärs&ommiffion. 

8., Das Kammergericht verurtbeilt die urfprünglichen Unterzeichner 
bes Aufrufs zur Sammlung eines Nationalfonde zu je 2 Thaler 
Buße oder 1 Tag Sefängnif. 

I. „ Bortfehung der Militärbebatte des Abg. Haufes ı der Kriege: 
minifter erlärt die Forderungen der Commiſſion für unanuehmbar. 


11. „ Fortſetzung ber Militärbebatte bes Abg. Hauſee. Con⸗ 
flict zwiſchen bem Vicepräſidenten v. Bockum⸗Dolffs usb dem 
Kriegsminiftet. Der Bicepräfident fieht fidy veranlaßt, ſich zu be⸗ 
beden und das Haus auf eine Stunde zu vertagen. 

1% „ Das Staaisminifterium richtet ein Schreiben an dao Abg. 


Hans, worin ed erflärt, daß, fo lange ber in der geftrigen Sikung 
erhobene Anfprud; anf ein Recht ber Beſchränkung ber Üebefreiheit 
der Minifter durch ben Bräfidenten bes Hauſes aufrecht erhalten 
werde, bie Miniſter den Verhandlungen des Hauſes nicht mehr bei: 
wohnen könnten ımb worin eine förmlide Verzichtleiſtung bes 


128 


Preußen. 


GHauſes auf jenen angeblichen · Auſpruch durch bie förmliche Erkla— 


rung, das Haus habe keine Disciplinargewalt über die Minifter, 
verlangt wird. Das Haus beſchließt, dieſes Schreiben ber Geſchäfts⸗ 
ordnungs⸗Commiſſion zu überweiſen und inzwiſchen feine Sitzungen 
zu ſuspendiren. Die Commiſſton verſammelt ſich ſofort. Das Mini: 
ſterium lehnt die Einladung desſelben zu dieſer Sitzuug ab, Die 
Commiſſion beſchließt darauf einſtimmig, beim Abg.-Hauſe darauf 
anzutragen, es wolle beſchließen: „1) daß der Präſident jeden Redner, 
alfo auch die Miniſter, unterbrechen kaum; 2) daß durch eine ſolche 
Unterbrechung das verfaſſungsmäßige Recht der Miniſter, jederzeit 
gehört zu werden, nicht beeinträchtigt wird; 3) daß es hingegen 
verfaſſungswidrig iſt, wenn die Miniſter ihre Gegenwart im Hauſe 
willkürlich von Vorbedingungen abhängig machen; 4) daß demnach 


das Haus ſich nicht. veranlaßt findet, auf das in dem Schreiben 


des Staatsminifterlums vom 12. Mai ausgeſprochene Berlangen 


einzugehen.” 


13, Mai. Neue Unterbandlungen zwifchen ben beiden großen Fractionen 


15. 


18, 


20, 


bes Abg.⸗Hanſes über den Erlaß einer Adreffe an den Konig; 
die Fortſchrittspartei ift faft einſtimmig bafür, das linke Centrum 
will dagegen erſt bie fchwebende Ordnungsfrage erledigt wifjen. 
Die Fortſchritts partei beharrt jedoch auf ihrem Entſchluß und bringt 
den Entwurf ein. 

„Das Abg.-Haus genehmigt den Antrag ber Geſchäftsordnungs⸗ 
Commiſſion vom 12. d. M. bezüglih bes Confliets mit dem 
Minifterium mit 295 gegen 20 Stimmen und bejchliept mit 167 gegen 
133 Stimmen, auf Grund bes Art. 60 der Verfaffung eine ausbrüd: 
liche Aufforderung an die Minifter, im Haufe zu erfcheinen, zu erlafien. 
„Das Staatsminifterium richtet ein neues Schreiben an 
bas Abg.⸗Haus, es babe nicht einen Verzicht auf das vom Prä- 
fidenten beanfpruchte Recht der Unterbredung eines redenden Mini: 
ters, fondern eine Erklärung verlangt, bag dem Präſidium den 
Miniftern gegenüber eine Disciplinarverfügung unb namentlich das 
Necht des Ordnungsrufes nicht zuftehe. Das Haus beſchließt, baf 
es keinen Grund habe, feinen Befchlüffen v. 15. etwas hinzuzufügen 
und im fernen: bis das Minifterium in Erfüllung feiner. verfaf: 
ſungsmäßigen Pflicht vor dem Haufe erfcheine, die Militärfrage von 
ber Tagesorbnung zu entfernen und dagegen | ofort bie Adreſſe 
in Berathung zu nehmen. . 

„ Das Herrenhaus Eeicliept gelegentlich, einer Betition in 
Iharfem Gegenfag gegen bie Beichlüffe des Abg. Hauſes mit allen 
gegen 1 Stimme ber Regierung für ihr Berhalten in der pols 
nifhen Frage den Dank bes Haufes auszufprehen ımb eine 
Petition, die babin gebt, bie Stellvertretungstoften von ben 
Deamten, welche Mitglieber bes Abg.⸗Hauſes find, felbft tragen 


gu laſſen und die Diäten ber Abgeordneten herabzufeken, ber Res 


- 
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gierung zum überweifen, „unter ansbrüdlicher Anerkennung deo Rechts 
berfelben, bie trage, ob bie im Abgeorbnetenhaufe fibenden koͤnigl. 
Beamten bie Koften ihrer Stellvertretung felbft tragen follen, defi⸗ 
nitio, und diejenige, über die Gewährung ber Reifegelder und 
Diäten an die Abgeorbneten bis zum Erlaß eines desfallfigen Ge: 
fees propiſoriſch zu entfcheiben.“ 


21. Mai. Der König tritt dur ein von ſämmtlichen Miniftern gegen- 


22. 


gezeichneten Schreiben an das Abg.-Haus für das Begehren 
der Minifter in dem Conflict berfelben mit dem Kaufe ein: 

„+. Unfer Staatsminiflerium Bat burch feine Schreiben vom 11. unb 
16. d. M. dem Haufe der Abg. wiederholte Gelegenheit geboten, ben Bor: 
gang v. 11. d. M. auf bie Bedeutung eines vereinzelten alles zurüdzuführen. 
Das Haus der Abgeordneten ift biefem verſoͤhnlichen Schritte feinerfeits nicht 
entgegerfgelommen, ſondern bat bie erbetene Grffärung verfagt unb fi) indi⸗ 
rect ben von Seiten bes Präfibiums am 11. db. M. betbätigten Anfprud 
auf eine Disciplinargewalt über Unfere Minifter angeeignet. Gin ſolcher 
Auſpruch emibehrt ber geſetzmäßigen Grumblage, und Wir koͤnnen es ber 
Würnrde Unferer Regierung nicht für entſprechend erachten, daß Unſere 
Minifter ale Vertreter der Krone ben Verhandlungen bes Haufes unter Ber: 
zichtleiſtung auf die ihnen rechtlich zuftehenbe und verfaffungsmäßig verbriefte 
jelbftändige Stellung gegenüber dem Haufe der Abgeordneten und bem Präs 
fibium besfelben beiwohnen. Wir können baber das Haus ber Abgeorbneten 
nur ermahnen, einer Lage ber Dinge, unter welcher bie wejentlichften In: 
terefien bed Landes leiben, ein Ende zu machen, indem bas Haus ber Abge: 
ordneten Unferen Miniftern bie von benjelben verlangte Anerkennung ihrer 
verfaflungsmäßigen Rechte gewährt und dadurch das fernere geichäftliche 
Zuſammenwirken ermöglicht, - ohne welches ein Ergebniß ber Verhandlungen 
bes Landtags fich nicht in Ausficht nehmen läßt.” 

Das Haus beſchließt fat einftimmig, die Botfchaft des Könige 
der Adreßcommiſſion zu übermeifen. 
„ Die Abreßcommifftion erftattet dem Abg.-Haufe Beriht und 
legt ihm den Entwurf einer Abreffe vor. Die Fraction ber 
Altliberalen ftellt demfelben ein Amenbement entgegen, das bie 
Adreſſe Tediglih auf den jüngſten Konflict beſchränkt unb dahin 
ſchließt: Das Abg.⸗Haus fei gemäß dem factifhen Hergang außer 
Stande, bie verlangte Erklärung abzugeben, von ber das Miniſte⸗ 
rium fein Wiebererfcheinen im Haufe abhängig machen wolle; bie 
Dinge feien leider dahin gebiehen, daß ein Ergebniß von Verhand⸗ 
Iungen des gegenwärtigen Minifteriums mit bem gegenwärtigen 
Abgeorbnetenhaufe nicht mehr abzufehen fei. Das Haus lehnt das 
Amenbement der altliberalen Fraction mit 257 gegen 41 Stimmen 
ab und genehmigt den Entwurf der Kommiffion mit 239 gegen 
61 Stimmen: 


„Ew. Maj. allerhoöchſte Botſchaft vom 20. d. M. ift von bem Haufe ber 
Abg. ehrfurchtsvoll entgegengenommen worben. Diefelbe bezieht fich auf ben 
Hergang, welcher in ber ehrerbietigft beigefügten Ausfertigung bes betreffenden 
Theils der ftenograpbifchen Berichte wiedergegeben ift. — Wir können daraus 
nur entnehmen, baß Ew. Maj. die Verhandlungen bed Haufes nicht wahr 
beitsgetreu vorgetragen worben find. Unfer Präfibent hat in ber Sigung 
vom 11. d. M. nicht den Anfprucd erhoben, bie Minifter Ew. Maj. feiner 
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Disciplinargewalt zu unterwerfen. Er hat nicht unter Berufung auf feine 
Disciplinargewalt den Miniftern Schweigen geboten, jonbern nur Gebraud 
gemacht von dem ftets und ohne Widerjprud der Minifter geübten Recht, 
das Wort jederzeit felbft zu ergreifen und zu bem Zwecke Schweigen zu ver⸗ 
fangen. In Uebereinftimmung damit bat das Haus ber Abgeordneten am 15. 
d. M. den Beſchluß gefaßt: daß ber Präſident vernidge des ihm allein zu= 
ſtehenden Rechts, die Berhandlungen zu leiten unb die Ordnung im Haufe 
aufrecht zu erhalten, jeden Redner, auch die Minifter und deren Stellvertreter, 
unterbrechen kann. Das Haus hat hiernach von den Miniftern feine Ber: 
zichtleiftung auf ihre verfaflungsmäßige felbiländige Stellung gefordert; es 
hat fi fireng auf ben vorliegenden Kal beichränft, und, zur Vermeibung 
eined weber dadurch noch durch die Zeitumftänbe gebotenen Streites, jede 
Beſchlußfaſſung über das Recht zum Ordnungsruf, zur Entziehung bes Wortes 
und zu einer fogenannten Disciplinargemwalt forgfältig vermieden. Dagegen 
baben bie Minifter Ew. Maj. wider den Wortlaut der Berfaffung, 
welcher jedem ber beiben Käufer das Recht zufpricht, die Gegenwart ber 
Minifter zu verlangen, ihr Erfcheinen abhängig gemacht von der unmöglichen 
Bedingung ber Zurüdnahme einer Behauptung, welche bei biejem Hergang 
weber von dem Präfidium noch von dem Haufe ausgeſprochen war. 

„Das Haus ber Abgeorbneten ftand bei Empfang ber Allerh. Botichaft in 
Begriff, Ew. Maj. mit feiner Borftellung gegen bies Verfahren 
feine allgemeinen Beſchwerden über die Minifter ber Krone 
offen und ebrerbietig darzulegen. 

„Es find mehr als drei Monate vergangen feit unferer ehrfurchtsvollen 
Abrefje vom 29. Yan. d. %., ohne daß die Rüdfehr zu verfaſſungsmäßigen 
AZuftänden erfolgt, ohne daß eine Bürgihaft für biefe Nüdfehr gewonnen 
wäre. Die Minifter Ew. Mai. fahren vielmehr fort, verfaſſungs wid— 
rige Grundſätze offen auszufprehen und zu betbätigen. Nicht 

enug bamit, haben fie ihre Mitwirkung bazu verweigert, das in der Ver⸗ 
—* verheißene Ausführungsgeſetz über die Verantwortlichkeit der Miniſter 
mit ber Landesvertretung zu vereinbaren; ja fie haben keinen Anſtand genom⸗ 
men, vor verfammeltem Haufe zu erklären, daß fie ihre Verantwortlidyfeit 
bem Sprude bes von ber Berfaffung bazu berufenen Gerichtshofes nicht 
unterwerfen Tönnen. Inzwiſchen bat das Haus ber Abgeorbnieten pflicht: 
mäßig biejenigen Verhandlungen fortgefebt, welche bem Lande feine volfe- 
tbümliche Webrverfaflung erhalten, dem Heer die gefeßlihe Grundlage fichern, 
bie Ordnung bes Staatshaushalts heritellen, dem Lande fein verfajjungs: 
mäßiges Recht und feinen inneren trieben wiebergeben follten. Die Minifter 
ber Krone find es, welche durch das Abbrechen ber perjönlihen Berband: 
Iyng mit dem Haufe diefen Zweck ber Seſſion vereiteln. \ 

„Dem innern Zerwürfniß hat fich ſtets wachlend die Außere Gefahr zuge: 
jelt, Unter Ew. Maj. Regierung war Preußens äußere Lage günfliger ge— 
worben, als feit langer Zeit. Die Hoffnungen auf Wiederheritellung ber Macht 
und Einheit Deutſchlands Hatten fih von neuem belebt. Die gegen: 
wärtigen Minifter Ew. Maj. baben biefe Erwartungen ge: 
täufht. Durch ihre Politif nah Außen, durd ihr verfajlungswidriges 
Derfahten im Innern haben fie das Vertrauen ber Völker und ber Regie- 
rungen verfcherzt. Sie jelbit haben im Haufe ber Abgeoroneten ausiprechen 
müjjen, baß Preußen Feinde ringsum hat, daß ihm ringsum Triegerifche 
Verwidelungen drohen. Preußen ftebt faft allein in Deutſchland, 
jain Europa. Das Haus ber Abg. Bat feime Stimme zu wieberbolten 
Malen erhoben, um bie Minifter Ew. Maj. aufzuhalten auf ben gefährlichen 
Degen, welche fie in ber auswärtigen Politif betreten haben. Sein Rath 
ift zurüdgewiefen worden. Die Minifter haben ertlärt, fie würden, wenn fie 
* nöthig hielten, ben Krieg führen mit oder ohne Gutheißen ber Landes⸗ 
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„Das Haus ber Abg. naht dem Throne in einem Augenblick, in welchem 
es leider nicht mehr zweifeln lan, daß Erw. Maj. bie Abfichten bes Haufes 
und bie Wünſche des Landes nicht ber Wahrheit getreu vorgetragen werben. 
Es erfüllt no einmal feine Gewiſſenspflicht, indem es vor Ew. 
Majeſtät in tiefiter Ehrfurdt erflärt: Das Haus ber Abgeordneten bat fein 
Mittel der Verfländigung mehr mit biefem Miniſterium; es lehnt feine Mit: 
wirkung zu der gegemwärtigen Politit der Regierung ab. Jede weitere Ber: 
handlung befefligt uns nur im der Ueberzeugung, daß zwilchen ben Ratbgebern 
der Krone und dem Lande eine Kluſft befteht, welde nicht anders als 
buch einen Wechſel derPerfonen, und mehr noch, durch einen Wechſel 
bes Syſtems ausgefülli werben wird. K. Maj.! Das Lanb verlangt 
vor allem die volle Achtung feines verfaſſungsmäßigenRechte. 
Seit dem Beftehen ber Berfaifung find die Rechte und ntereffen der Krone 
von ber Vollövertretung ſtet s gewiſſenhaft geehrt, if ben Miniftern bie An⸗ 
eriennung und Ausübung ihrer verfaffungsmäßigen Rechte nie beftritten wor: 
ben. Aber bie wichtigiten Rechte der Bollsvertretung find miß— 
achtet und verlept. Bergeblich harrt das Land ber in ber Berfaflung ver: 
beipenen Geſetze. Möge Cr. kgl. Maj. diefem Zuftande, der für Staat und 
Königthum ſchwere Folgen birgt, eine Schranke fepen. Möge fo, wie in 
ben ruhmreichſten Tagen unferer Bergangenheit, Ew. Majetät ben Glanz bes 
föniglihen Haufes, bie Macht und Sicherheit ber Regierung in bem gegen: 
feitigen Bande be3 Vertrauend unb der Irene zwifchen Fürft und Bolt Fuchen 
und finden! Nur in biefer Einigkeit find wir flarl. Getroſt kͤnnen Wir 
dann — aber aud nur bann — einem jeben Angriffe entgegenfeben, er 
fomme wober er wolle.“ 


24, Mai. Der König lehnt e8 wieberum ab, die Adreffe bes Abge⸗. 


26. 


ordnelenhaufes perfönlich entgegen zu nehmen. 
Antwort des Könige auf die Adreffe bes Abgeordnetenhauſes, 
wieberum ohne Gegenzeihnung eines Miniſters: 

„Ich Habe die Adreſſe bes Hauſes ber Abgeordneten vom 22, d. M. er: 
halten. Wenn die Erwiederung auf Meine Botſchaft vom 20. b. nur ber 
bereits zur Beratung geftellten Adreſſe einleitend hinzugefügt worden ift, fo 
ſteht dies Verfahren mit ben früher und jetzt wiederholten Berficherungen ehr: 
furchtsvoller Gefinnungen gegen Mich nicht im Einklang. Eine Bethätigung 
biefer GSefinnungen kann Ih auch in ber vom Haufe ausgeiprochenen Voraus: 
jeßung nicht finden, daß Mir bie Abfichten des Haufes und bie Wünſche bes 
Landes nicht ber Wahrheit getreu vorgetragen werben. Das Abgeorbnetenhaus 
ſollte es wiflen, daß Mir die Lage bestandes wohl befannt if, baß 
Preußens Könige in und mit ihrem Volke leben, und baß fie ein klares 
Auge und ein warmes Herz für die wahren Bebürfniffe bes Landes haben. 
Auch über die Vorgänge in ber Sikung vom 11. be. war Ich genau und 
wahrheitsgetreu unterrichtet. Es hätte deßhalb ber Einreichung bes flenogras 
pbilchen Berichts Über dieſelbe nicht bedurit. Die Thatſache Reht feit, baf das 
Prafidium einen Meiner Minifter nicht nur unterbrochen und ihm Schweigen 
geboten, fondern ihm auch durch Vertagung ber Sitzung bas wieber ertheilte 
Wort fofort entzogen bat. Diefem Acte konnte feine andere Deutung gegeben 
werben, ald daß e6 fi um eine Anwendung der Disciplinargemwalt des Prä- 
ſidiums gehandelt habe. Yin feinen Rücäugerungen auf die Schreiben bes 
Staatsminifteriums vom 11. und 16. d. hat das Haus ber Abgeorbneten es 
vermieden, fich über den Hauptpunkt auszufprechen. Auch bie Abreffe verfucht 
ihn zu umgeben. Wenn e6 in berfelben jedoch heißt: „das Haus Bat von 
ben Miniftern feine Berzichtleiftung auf ihre verfaflungsmäßige felbftänbige 
Stellung gefordert,“ fo jehe Ich Hierin neben dem Anerfenntniß, baß bie 
Bertgeter ber Krone — wie ſeibſwerſtändlich — ber Dieciplinargemwalt des 
Prafistums überhaupt nicht unterworfen find, inebefonbere bie Zufiherung, 
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bag auch das Haus einen unberechtigten Anfprud in biefer Beziehung nicht 
ferner erhebt. Hätte das Haus eine folhe Aeußerung rechtzeitig gethan, fo 
würbe es feine Beranlaffung zu der grundloſen Bejchuldigung gefunden haben, 
ba Meine Miniſter durch das Abbrechen ver perfönlichen Verhandlung mit 
dem Hauſe bie Erfüllung des Zweckes biejer Seflion vereitelt hätten. Danach 
würde Ich Meine Miniſter haben veranlafjen können, die Verhandlungen mit 
dem Haufe wicder aufzunehmen, und von neuem zu verfuchen, ob und in wie 
weit biefelben einem befriedigenden Abſchluß entgegengefüihrt werben fönnten. 
Allein das Haus bat in feiner Adreſſe jelbft jede Hoffnung auf 
irgenbein erjprießlihes Refultat der fortgefepten Verhand— 
Sungen abgeſchnitten. Die Adreſſe beflagt, daß in ben legten brei Mo: 
naten die Rüdfehr zu verfaffungsmägigen Zuftänden nicht erfolgt fei. Meine 
Minifter baben e8 an ben zur Erzielung eines gefeßlich geordneten Staats: 
banshalts erforberlihen Borlagen nicht fehlen laſſen. Sie tragen nicht Die 
Verantwortung bafür, daß bie Beichlüßnahme über biejelben nicht erfolgt iſt, 
vielmehr bat das Haus Zeit und Kräfte auf Berathungen und Discujfionen 
verwendet, beren Tendenz und Form ſchon feit längerer Zeit Zweifel an einem 
bie Ranbesinterefjen fördernden Rejultat der Verhandlungen erweden mußten. 
Die Behauptung, daß Meine Miniiter verfaflungswidrige Grundſätze ausge⸗ 
fprodden und bethätigt haben, fowie daß bie wichtigiten Nechte ber Volksver⸗ 
tretung mißachtet und verleßt worben jeien, entbehrt jeder thatfächlihen Ne: 
ründung. Es wäre Sade des Haufes gewelen, ben Nachweis biefer Be: 
auptung wenigſtens zu verjuchen, und die vermeintlih mißachteten Bor: 
Ihriften ber Verfalfungs-Urfunde zu bezeichnen. In biejer Hinficht wird jeboch 
nicht8 weiter angeführt, als daß Meine Minifter ihre Mitwirkung zu er: 
einbarung eines Geſetzes über die Minifterverantwortlichfeit für jetzt abgelehnt 
haben. Ebenjowenig wie ben frühern Miniftern fann aber ben gegenwärtigen 
eine Berfaoflungs = Berletung aus bem Grund zum Vorwurf gemacht werben, 
daß fie eine weitere Bertagung diefer Gefehgebung, für. welche ein beftimniter 
Zeitpunft nicht vorgefchrieben ift, den Antereffen des Landes für entjprechend 
halten. Die Haltung, weldye die Mehrheit des Haufes beobachtet hat, fo oft 
bie Beziehungen Preußens zum Ausland in ben Kreis feiner Crörterungen 
gezogen worben find, hat Mich mit tiefem Leidweſen erfült. Man bat die 
auswärtige Politif Meiner Regierung aus den fhrofiften Standpunkt bes 
innern Partei⸗Intereſſes beurtheilt, und einzelne Mitglieder bes Haufes hatten 
ji fo weit vergeffen, mit Berweigeruug der Mittel ſelbſt zu einem gerechten 
Krieg zu drohen. Dieſer Haltung entjprechen bie Behauptungen ber Adreſſe 
über die auswärtigen Berhältnifje Preußens und die daran gelnüpften An- 
Ihuldigungen gegen Meine Regierung. Ter Wirklichkeit entipredyen fie nicht. 
Die Stellung Preußens ift nicht ifolirter, als die anderer europäijchen Staaten; 
ebenjowenig aber wie bie übrigen Mächte kann Preußen ſich unter ben ge: 
ebenen Verhältniffen der Nothwendigkeit entziehen,. ben gegenwärtigen Beftand 
einer Wehrkraft ungeſchwächt aufrecht zu erhalten. Wenn gleih Ich nicht ge: 
fonnen bin, batriotiichen Beirath auch in gragen ber auswärtigen Politik 
von der Hand zu weilen, jo fann ein folcher doch nur dann von Werth fein, 
wenn er fih auf volle Kenntniß aller einfchlagenden VBerhältniffe und Ver: 
handlungen fügt. Wird über Nichtbefolgung biejes Raths aber Beſchwerde 
erhoben, jo liegt darin ein unberechtigter Verſuch des Haufes, ben Kreis feiner 
verfaffungsmäßigen a ugnle zu erweitern. Inter allen Umftänden iſt und 
bleibt es ausſchließlich Mein durch Artikel 48 ber Verfaffungs-Urkunde ver: 
brieftes königliches Recht, über Krieg und Arieden zu befinden. In diefer, 
wie in jeder andern Beziehung ift eg Meine Pflicht, den auf Geſetz und Ber: 
faflung beruhenden Umfang fönigliher Gewalt ungefchmälert zu wahren, 
und das Land vor ben Gefahren zu behüten, welche eine Verlegung des Schwer: 
punkts Unferes gefammten öffentlichen Rechtsbeftands in ihrem Gefolge haben 
würbe, Mit allem Ernſt muß Ich bem Beftreben bes Haufes ber Abgeord⸗ 
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neten enigegenireten, fein verfaffungdmäßiges Recht ber Theilnahme an ber 
Gejepgebung ale ein Mittel zur Beſchränkung ber verfaffungsmäßigen Frei 
heit Fönigl. Entſchließungen zu benügen. Gin Tolihen Beftreben gibt fi barin 
fund, daß bad Haus der Abgeordneten feine Mitwirkung zu der gegenwärtigen 
Folitit Meiner Regierung ablehnt, und einen Wechſel in ber Rerfon 
Meiner Rathgeber und Meines Regierungsinfkems verlangt. Dem 
Artikel 45 der Verfaſſungs-Urkunde entgegen, wonach der König bie HRinifter 
ernennt und entläßt, will das Haus Mi nöthigen, Mid mit Diiniftern zu 
umgeben, welde ihm genehm jind ; es will dadurch eine verfaffungswibrige 
Wleinberrichaft bee Abgeorbnetenbaufes anbahnen. Tief Berlangen weite 
Ih zurück, Meine Minifter beliken Mein Bertrauen, ibre 
amtliden Handlungen find mit Meiner Bewilligung geide: 
ben, und Jh weiß es ihnen Tanf, daß fie es fih angelegen 
fein laſſen, dem verfalfungewibrigen Streben des Abgeorb-= 
netenbaujee nach Macdterweiterung entgegenzutreten. Inter 
ber Mitwirkung, welde bad Haus Meiner Regierung zu verweigern erklärt, 
kann Ich nur diejenige verjtehen, zu welcher das Haus verfafjungsmäßig be: 
tufen ift, da eine andere von ihr weder beanfprucdht werben kann, noch von 
Meiner Regierung verlangt worden ift. Angeſichts einer ſolchen Weigerung, 
welde überdieß Durch ben Gejammtinbalt und bie Sprache der Adreſſe, ſowie 
burd das Verbalten bes Haufes während ber veıfloffenen vier Monate in ihrer 
Bereutung Far geitellt wird, läßt eine fernere Tauer ber gegenwärtigen Seſſion 
feine Nejultate erwarten, fie würde ben Intereſſen des Landes weber feiner 
innern age, noch feinen auswärtigen Beziehungen nad entiprechen. 
Auh Ich ſuche, wie Meine Vorfahren, den Glanz, bie Macht und bie Sicher: 
heit Meiner Regierung in bem gegenfeitigen Bande bed Vertrauens unb 
ber Treue zwilchen Zürft und Volt. Mit des Allmächtigen Hülfe wirb es 
Mir gelingen, die Hräflihen Verſuche zu vereiteln, welche auf Yoderum 

biefes Bandes gerichtet find. In Meinem Herzen flebt das Vertrauen aw 
bie treue Anbänglichleit des preußiſchen Volkes an fein Königshaus zu feft, 
ala daß es durch ben Anhalt der Adreſſe bes Abgeordnetenhauſes erjchüttert 
werben follte.“ 

N. Mai. Das Abg.-Haus vernimmt die Antwort bes Königs auf feine 
Adreſſe. Kine Föniglihe Botſchaft Fündigt zugleih den Schluß ber 
Seffion an und entbietet das Haus auf den Nachmittag in ben 
weißen Saal des königl. Schloſſes. Der Präſident des Abg.⸗Hauſes 
fliegt die Sigung „in ber feften Zuverficht, daß Preußens Volt, 
ohne die Bahnen ber frengften Gefetlichkeit auch nur einen Augen- 
bli@ zu verlaffen, in dem heftig entbrannten Verfaſſungskampf fi 
tren und feft um feine beſchworene Verfaſſung und feine DBertreter 
ſchaaren und das Ballabium feiner durch fie erworbenen Rechte und 
Freiheiten gegen jede verfaffungsmwibrige Octroyirung 
heilig halten und fügen wird.” Der Minifter-Präfident v. Bismard 
ſchließt den Landtag mit einer Rede im Namen bed Könige: 

„Die Regierung Seiner Majeftät hatte bei ber Gröffnung biefer 
Sipungeperiobe ben Wunſch und bas Beſtreben Tundgegeben, ein ein 
müthiges Zuſammenwirken mit ben beiden Käufern bes Lanbtage herzu⸗ 
ſtellen. Die beftehende Verfaffung und die gemeinfame Hingebung für bas 
Wohl des Landes und bie (ihre ber Krone war als die Grundlage bezeichnet 
worden, auf welcher biefes Ziel zu erreichen fein werde. Rad bem Ergebniß 
ber Thätigkeit bes Landtags in ben verflofienen vier Monaten ift biefer Wunſch 
jedoch im Wefentlichen unerfüllt geblieben. ... . Das Haus ber Abgeord— 
neten ift fhon Durch bie Kumbaebungen, von welden ber Beginn feiner Ar: 
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beiten begleitet war, insbefondere aber burch bie an bes Könige Majeftät ge: 
richtete Abreffe vom 29. Januar be. 38. in einen fchroffen Gegenfaß zu ber 
Regierung getreten, und obgleich an basfelbe burch den Allerh. Erlaß rom 
3. Februar d. J. bie ernfte Aufforderung ergangen war, ſowohl durch Aner: 
fennung ber in ber Verfaffung ben verfchiedenen Gewalten feftgefekten Schran: 
ten, als durch bereitwilliges Eingehen auf die Ianbesväterlihen Abſichten Sr. 
Maj. bes Könige das Werk ber Perftändigung zu ermögliden, fo ift doch 
das Haus in feiner diefer Verfländigung widerftrebenben Saltung verblieben: 
namentlich bat basfelbe durch weitgreifende Verhandlungen über bie aue: 
wärtige Politik die Wirkfamfeit der Negierung St. Majeftät zu lähmen 
gefucht und dadurch bie Aufregung in ben an Polen grenzenden Provinzen 
weſentlich gefleigert. Das Haus ber Abgeorbnieten bat nicht Bedenken getra- 
gen, ben Entflellungen und Angriffen ber Gegner ber preußifhen Regierung 
Ausdrud zu geben und Beſorgniſſe wegen äußerer Gefahren und Triegerifcher 
Verwidelungen zu erregen, zu benen bie Beziehungen ber Regierung St. Mai. 
zu ben auswärtigen Mächten Feine begründete Beranlaffung gaben. Schließlich 
bat bas Haus in ber Abreſſe vom 22. ds. Mts. ber Regierung bie ihm ver: 
faffungsmäßig obliegenbe Mitwirkung überhaupt zu verfagen -erflärt; hiermit 
it ber Schluß feiner Berathungen unvermeidlich geboten. Die Regierung 
Sr. Mai. kann es nur tief beklagen, daß die Erledigung ber dem Lanbtage 
vorgelegten Finanzgeſetze, und namentlich bie zeitige Feſtſtellung bes Staats- 
baushaltsetats für das Jahr 1863 auf biefe Weife vereitelt worden ift, und 
behält fih bie Gntichliefung über bie Wege vor, auf welchen biefelken 
zum Abfchluß zu bringen fein werden. Die Regierung Sr. Majeftät er: 
tennt ben vollen Ernft ihrer Aufgabe und die Größe ber Schmierigfeiten, 
welche ihr entgegentreten; fie fühlt fich aber ftark in bem Bewußtſein, daß es 
die Bewahrung ber widitigften Güter bed Vaterlandes gilt, und ‚Fib baber 
auch das Bertrauen feithalten, daß eine befonnene Würdigung biefet Intereſſen 
ſchließlich zu einer bauernben Verftänbdigung mit ber Landesvertretung führen 
und eine gebeibliche Entwidelung unferes Berfafjungslebens ermöglicht werde.“ 


1. uni. Die Regierung erläßt eine Preßordonnanz, durch welche 


bie verfaffungsmäßige Freiheit der Preffe befeitigt wird: 

„1) Die Verwaltungsbehörben find befugt, das fernere Erſcheinen einer 
inländifhen Zeitung oder Zeitfchrift wegen fortbauernder, die öffentliche Wohl⸗ 
fahrt gefährbenber Haltung zeitweife oder dauernd zu verbieten. Cine Ge— 
fährdung der öffentlichen Wohlfahrt ift als vorhanden anzunehmen, nicht bloß 
wenn einzelne Artikel für fich ihres Anhaltes wegen zur ftrafrechtlihen Ver: 
folgung Anlaß gegeben haben, fonbern auch dann, wenn bie Sejammt: 


Haltung des Blattes das Beftreben erfennen läßt oder dahin wirft: bie 


Ehrfurcht und die Treue gegen ben König zu untergraben, ben öffentlichen 
Frieden durch Aufreizung ber Angehörigen des Staates gegen einander zu 
gefährben, bie Einrichtungen des Staates, bie öffentlichen Behörden und beren 
Anordnungen durch Behauptungen zu entftellen oder durch Schmähungen und 
Verböhnungen bem Haffe oder ber Verachtung auszufegen, zum Ungehorſam 
gegen bie Geſetze ober gegen bie Anordnungen ber Obrigfeit anzureizen, bie 
Gottesfurdt und bie Sittlichleit zu untergraben, bie Lehren, Ginrichtungen 
ober Gebräuche einer ber chriftlichen Kirchen oder einer anerkannten Religions: 
gefellfchaft durch Spott berabzuziehen. 2) Das Verbot erfolgt, nad) vorberiger 
zweimaliger Verwarnung bes betreffenden Verlegers, buch Plenarbeſchluß 
ber Negierung, in beren Bezirke bie Zeitung ober Zeitjchrift erfcheint. 3) Wenn 
ber Regterungspräfident bie Ueberzeugung gewinnt, baß bie Haltung einer 
Zeitung oder Zeitfchrift ben in SG 1 bezeichneten Eharafter dan o bat er bem 
Verleger berjelben zunächt eine mit Gründen unterftüßte jchriftlihe Verwar⸗ 
nung zu ertheilen. Bleibt biefe und eine nochmalige Verwarnung fruchtlos, 
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jo Tann innerhalb ber zwei auf bie legte Verwarnung folgenden Monate bas 
- Verfahren wegen bes Verbotes ber Zeitung ober Zeitichrift bei ber Regierung 
eingeleitet werben. Iſt innerhalb diefer Friſt bie Ginleitung bes Verfahrens 
nicht erfolgt, fo if vor fpäterer Ginleitung eines ſolchen eine nochmalige vor: 
herige Verwarnung erforderlich.” 

Bericht des Miniſteriums an ben König zu Begründung ber Pre: 
erdonnanz: „ .. . Je mehr bie Staatsregierung fich genöthigt ſah, ben un: 
berechtigten unb übertriebenen Erwartungen und Forderungen ber Parteien 
Widerſtand zu leiften, befto leidenſchaftlicher und rũckhaltloſer mißbrauchte ein 
Theil der Prefie die derſelben gewährte Freiheit zur beftigften und felbft ge- 
bäffigften Oppofttion gegen bie Regierung Em. k. Maj. und zur Untergrabung 
aller Grunblagen eines georbneten Staatsweſens, ſowie ber Religion unb ber 
Sittlichfeit. An der beflagenswertben Zerietung ber Semüther, welcher bie 
jetige Lage ber Staatsverhältniffe zuzufchrei ift, trägt unzweifelhaft 
bie völlig ungezügelte Einwirkung ber Preſſe einen großen Theil ber Schulb. 
Die pofitive Gegenwirkung gegen bie Winflüffe derſelben vermittelt ber con: 
jervativen Preſſe kann jchon deshalb ben wünfchenswerthen Erfolg nur theilweife 
haben, weil bie meiften berioppofitionellen Organe durch eine Tangjährige Gewöh: 
nung des Publikums und durch bie inbuftrielle Seite der betreffenden Unter: 
nehmungen eine Berbreitung befigen, welche nicht Leicht zu bekämpfen ifl. 
Die Einwirfung der Juftizbehörben aber auf Grund bes Preßgeſetzes 
vom 12. Mai 1851 und bes Strafgeſetzbuchs hat fi als unzureichend er: 
wiefen, um bie Ansfchreitungen ber Treffe erfolgreich zu hindern. Der Kampf 
wird feitens ber feßteren zum Theil auf eine Weife geführt, bei welcher bie 
Remebur durch die Mechtspflege kaum möglich iſt. Die gehäffigften Angriffe 
und SInfinutionen gegen bie Staatsregierung, ja gegen bie Krone felbft, wer: 
den mit Vorbedacht Jo gefaßt, daß fie zwar für Jedermann leicht verflänblich, 
auch für bie große Malte bes Volkes zugänglich unb von verberblichfter Wir: 
fung find, ohne jedoch jeberzeit den Thatbeſtand einer firafbaren Hanblung, 
vote ihn ber Richter feiner Rechtſprechung zu Grunde legen muß, nachweisbar 
barzuftellen. Oft auch bieten ganze Artifel für fich nicht bie Handhabe zur 
gerichtlichert Verfolgung, mährend doch der Zuſammenhang derjelben mit ber 
gefammten fonftigen Haltung bes Blattes bie Mare Weberzeugung von ber 
perwerflichen und Ranger gen Abficht gewährt. Cs eriftirt eine Anzahl 
gerabe in ben unteren Schichten ber Bevölkerung viel gelejener Blätter, welche 
auf folche Weife täglich bie verberblichiten Auffaffungen und Tarftellungen 
verbreiten unb augenfällig einen vergiftenben Einfluß auf bie öffentliche Stim- 
mung und auf die Sittlichfeit des Volles üben. Gegen biefe gefährliche Ein: 
wirkung der Preſſe kann eine Remebur nur eintreten, wenn neben ber ges 
richtlihen Verfolgung einzelner firaffälliger Kundgebungen ein Blatt aud 
wegen feiner Geſammthaltung zur Rehenihaft gezogen werben Tann, 
wenn ber Staatsregierung bie Mögligteit gegeben wirb, ber fichtlich und fort⸗ 
bauernd verderblichen Haltung eines Blattes ein Ziel zu fepen. . . ." 

Zugleich ergeht eine Miniſterial-Inſtruktion, ber zufolge 
bie Zeitungen über Regierungsmaßregeln nichts veröffentlichen bürz 
fen, wodurch biefelben als ungefetlich ober verfaffungsmäßig Bin: 
geftellt werben. Angriffe auf bie innere und äußere Politik ber 
Regierung follen nicht gebuldet werben: felbft eine Kritik auswär⸗ 
tiger Zuſtände wird verboten, infofern Hinter berfelben ein Tadel 
der preuß. Politik fid) verbergen ſollte. Die Regierungen follen 
rüdfichtlo® und ohne Zögern mit den beiden Verwarnungen vor⸗ 
geben, damit die Zeitungen entweder fih fügen ober fofort ver⸗ 
boten werben können. 
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4, mi. Die Stadtverordneten von Berlin beſchließen mit 66 
gegen 14 Stimmen, eine Deputation an ben König zu fenden, um 
„dem König ehrfurchtsvoll vorzuftellen, daß die im Widerfprud mit 
ber Verfaſſung eingeführten Befchräntungen der Prefie durch Unter: 
drüdung von Zeitungen und Zeiifchriften feitens ber Verwaltungs: 
bebörden nicht nur das Vertrauen auf bie Geltung ber Verfaſſung 
und die Geſetze erfchüttern, fondern auch widtige Eigenthums⸗In⸗ 
terefien bem freien Ermeflen der Verwaltungsbehörben anheimgeben 
und tief verlekend in das bürgerliche Leben und Gewerbe eingreifen; 
baß ferner bie Fortführung. der Regierung chne einen georbneten 
Staakshaushalt und der immer tiefergehende Berfaffungsconflict ben 
Credit und das Vertrauen ber befigenden und gemerbetreibenden 
Elafien in immer weiteren Kreifen gefährden, und ihn unterhänigit 
zu bitten, durch fehleunige Berufung des Landtags die Wiederher- 
ftelung eines verfaffungsmäßigen Zuftandes herbeizuführen.” Der 
Magiftrat beſchließt am folgenden Tage, fid an der Deputation der 
Stabtverorbneten zu betheiligen. Die Gtabtverorbneten der bebeu: 
tenbften Städte der Monarchie faffen Ähnliche Beſchlüſſe oder tref: 
fen Einleitungen bazu. 

5. „ Sechs der verbreitetfien Berliner Zeitungen proteftiren über- 
einftimmend gegen die Pregorbonnanz, die fie für verfaſſungs⸗ 
widrig erflären. Sie erhalten fofort dafür die erſte Verwarnung 
und werden dem Gerichte übermwiefen. | 

u Rundreife bes Kronprinzen in ber Provinz Preußen.” Die 
Stadtverordneten einer ganzen Reihe von Städten der Provinz be: 
fließen, unter den obmwaltenden Umftänden alle Empfangsfeier⸗ 
Vichkeiten zu unterlaffen und auch feine Deputationen an ihn zu 
fhiden. In Danzig ergreift der Kronprinz die Gelegenheit, 
fein Bedauern auszufprehen, dag er zu einer Zeit hergefommen 
fei, in welcher zwifhen Regierung und Volk ein Zerwürfniß ob: 
walte. „Ich babe von ben Verordnungen, bie dazu geführt haben, 
nichts gewußt. Ich mar abwefend. Ich babe keinen Theil an den 
Rathſchlägen gehabt, die dazu führten.“ 

„nn Fin Erlaß des Minifters des Innern an fämmtliche Regierungen 
verbietet die Berathung von politifhen Angelegen: 
heiten dburd die Stadtverorbnetenverfammmlungen 
und ordnet die firengften Maßregeln dagegen an. In Königsberg 
und anderen Stäbten wird bem Borfteher der Stabtverorbneten 
bet 100 Thlr. Buße verboten, die Berathung einer Aoreffe oder 
dergleichen zuzulaſſen. In Solingen wird eine Sitzung ber Stadt⸗ 
verorbneten, um über die Lage bed Landes zu berathen, vom Land⸗ 
rath verhindert.” In Cottbus finden die Stabtverordneten, als fie 
über eine Abreffe berathen wollen, das Sitzungslokal gefperrt. In 
Nordhaufen erhalten bie Stabtverorbneten von ber Regierung in 
Erfurt einen Verweis, weil fie über eine Adreſſe verhandelt, wenn 
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and, durch motivirte Tageborbnung abgelehnt hatten. Eine von 
Breslau wirfli abgegangene Tieputation wirb weder vom König 
no von ben Miniftern empfangen unb bie abgegebewe Abrefie uns 
eröffnet zurückgeſchickt. Einige Stäbte protefliten und wollen re: 
monftriren. Nachgerade fügen- ſich jedoch alle. Die trob bes Ber: - 
bets an den König abgegangenen Abrefien bleiben unbeachtet. 

18. Juni. Die Stadtverorbneten von Berlin beſchließen, in Zukunft alle 
Horefien und Deputatimen an bat tgl. Haus überhaupt zu unter: 
laſſen. 

„Der Profeſſor an ber Berliner Untverfität v. Holtzendorff wirb 
von ber Regierung verwarnt, weil tr am 4. db. M. in ber Der: 
fammlung bes erften Local⸗Wahlbezirks auf eine Anftimmungs: 
erflärung zu dem Wirken bes Abg.-Hauſes angetragen hatte. Kor: 
sefpondenz darüber zwifchen bem Gultminifter ımb dem Semat ber 
Berliner Univerfität. 

23. „ Die Stadiverorbneten von Königsberg in ber Neumark lehnen 
alle Empfangsfeierlichkeiten für die Prinzen Albrecht unb Friedrich 
Karl ab, mit 9 gegen 6 Stimmen felbft eine Begrüßung. 

. „ Su Berlin conftituirt fi ein „Verein zur Wahrung der ver: 
faflungsmägigen Preßfreibeit in Preußen”, entfaltet jebody Teine 
bebentfame Thätigkeit. 

— „ Während bes ganzen Monats finb von ben Behörden gegen bie 
liberale Prefie nach allen Seiten bin zablreihe Bermarnnngen er: 
folgt. In Folge davon ift die Preffe der Oppofition fiber innere 
Angelegenheiten faft gänzlich verftummt. 


4. Yuli,. Mebizinalrath und Prof. Möller in Königsberg wird fufpen: 
dirt, weil er den Borfiß in einer Verſammlung geführt, welche bie 
heimfehrenben Abg. begrüßt und durch Refolutionen fi für das 
Abg.⸗Haus ausgeſprochen hatte. 

„ Kin aus 46 der angeſehenſten Bürger Kölns beſtehendes Comité 
ladet die 3 Präfidenten bes Abg.-Haufes, bie fämmtliden Abg. 
der freifinnigen Fractionen aus Rheinland und Weftfalen und Schulze: 
Delipfch auf den 18. und 19. d. M. zu einem großen „propin- 
zielen Bankett“ nach Köln ein. Die Regierung hält es wicht für 
rathfam, die Demonftration zu verbieten. 


18/19. Juli. Das Abgeorbnetenfeft in Köln geftaltet fi zu einer 
großartigen Demonftration der öffentlihen Meinung am Rhein für 
das Abg.⸗Haus. 

31. Juli. Tod des Prinzen Friedrich. Die Stadtverordneten von Berlin 
beſchließen mit 34 gegen 26 Stimmen die Abſendung einer Adreſſe 
oder einer Depntation zu unterlaflen. Im Minifterium wirb deß⸗ 
halb bie Frage einer Auflöfung der Stabtverorbnetenverfammlung 
ventilirt. 


6. 
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— Aug. Die trob des Verbotes an den König gelangten Adreſſen ber 
Stadtverorbneten einzelner Städte beginnen an bdiefelben zurüd zu 
gehen, mit der Anzeige, daß fie „aus dem kgl. Kabinet ohne berüd- 
fichtigenbe allerh. Beftimmung an ben Minifter des Innern abge: 
geben worden feien.” . 

2. „ Beſuch des Kaifers von Defterreich bei dem König von Preußen 
in Sajtein (f. Deutfchland). 

4. ., Der König lehnt die Einladung zu einem Congreß ber beutfchen 
Vürften ab und fchlägt dagegen Minifterconferenzen von Vertretern 
der 47 Stimmen bes engeren Rathes ber Bunbesverfammlun 
vor (f. Deutſchland). 

13.—14. Aug. Zwei Depeſchen Bismards aus Gaftein präcifiren bie 
Stellung, welche Preußen dem üfterreihifchen Vorgehen in ber beut> 
ſchen Reformfrage gegenüber einzunehmen gedenkt. (f. Deutichld.) 

GT 31. Aug Fürſtencongreß in Frankfurt. Collectiveintabung der 
verfammelten Fürſten an ben König. Rene Ablehnung bed Könige. 
(f. Deutſchland.) 


1. Sept. Schluß des Kürftencongreffes in Frankfurt. Zweites 
Eollectivfchreiben an ben König. (f. Deutſchld.) 

„Das ohne die Theilnahme und gegen ben Willen Preußens 
erreichte Refultat des Fürftencongrefies veranlapt das Minifterium, 
"beim Könige die Auflöfung bes Abgeorbnetenhaufes und 
bie Anorbnung von Neuwahlen zu beantragen. Der König ge: 


nehmigt den Antrag. 

Bericht des Minifteriums an ben König: „... Wir fonnten 
uns nicht verhehlen, daß weitere Verhandlungen mit dem gegenwärtigen 
Abgeorbnnetenhaufe für bie Berfländigung über bie fchwebenden Streit- 
fragen feine Ausficht boten. Die Stellung, welche bie Mehrheit bes Haufes 
zu Ew. Maj. und zu Allerhöchſtdero Regierung eingenommen, und bie Kor: 
berungen, mit welchen biejelbe in bie verfaffun smäßigen Redte 
ber Krone einzugreifen verſucht hatte, fchloffen jede Hoffnung auf 
ferneres Zuſammenwirken unb aufein befriebigendes Ergebniß besjelben aus... 
Die Lage ber Dinge in Ew. Maj. Staaten bat ſeitdem Feine Beranlafjung 
zu einer Aenderung unferer bamals von Ew. Maj. gutgeheißenen Anträge 
geboten; bagegen find auf bem Gebiete ber deutſchen Bundes-Verfaſſung 
Befirebungen zu Tage getreten, beren unvertennbare Abſicht es ift, bem 
praußiſchen Staate diejenige Machtftellung in Deutfhlanb unb in 
Europa zu verfümmern, welde bas wohleriworbene Erbtheil ber ruhm⸗ 
vollen Gefchichte unferer Väter bilbet, und welche das preußiſche Volk ſich 
nicht flreitig machen zu Taffen jederzeit entfchloffen geweſen ift. Unter biefen 
Umftänden wirb es für Ew. Maj. Untertbanen zugleid ein Bedürfniß fein, 
bei ben bevorftehenden Neuwahlen ber Thatfache Ausbrud zu geben, baß feine 
politifhe Meinungsverſchiedenheit in unferem Land tief genug greife, um, 
gegenüber einem Verſuche zur Beeinträchtigung ber Unabhängigfeit und ber 
Witrbe Preußens, bie Einigfeit bes Volks in fi und die unverbrüchliche 
Treue .zu gefährden, mit welcher basjelbe feinem angeſtammten Herricherhaufe 
anhängt. Die Borgänge ber jüngften Tage haben uns baher in ben im Juni 
* Is. Ew. Maj. allerunterthänigſt unterbreiteten Anträgen nur beſtärken 

nnen... 


3. 





Preußen. 189 


12. Sept. Wahlanfruf ber Kortfhrittspartei: 


15. 


„ ... Ohne die Mitwirkung Preußens, ohne bie Theilnahme des beut- 
ſchen Boltes haben bie deutſchen Fürſten getagt, um eine neue Berfaffung 
bes beutichen Bundes zu beratben, in welcher weber Preußen noch das deutſche 
Zoff bie Stellung finden jürden , welche fie nad) geſchichtlichem und natlr: 
lichem Recht für fich in Anſpruch nehmen Fönnen und müffen. Tie Minifter 
halten es für ein Bebürfnik unferes Volkes, bei ben bevorftehenben Neuwahlen 
ber Thatſache Ausdrud zu geben, baß feine politiſche Meinungsverfchiebenbeit 
in unferem Lande tief genug greife, um, gegenüber einem Verſuche zur Beein⸗ 
trädtigung ber Unabhängigfeit und Würde Preußens, bie Ginigfeit bes Volles 
in fih und bie unverbrüchliche Treue zu gefährben, mit welcher basfelbe 
feinem angefammten Herrſcherhauſe anhängt. — Wir, bie wir dem Gentral: 
Mahlcomitd der deutſchen Kortfchrittspartei von Anfang an angehört haben, 
bürfen mit gutem Gewiſſen bebaupten, daß es zu biefem Zwecke eines neuen 
Abgeorbnetemhaufes nicht beburft hätte Tas Programm vom 9. Junt 
1861, auf welches Hin ſich unſere Partei gebildet bat, und welchem wir 
niemals untren geworden find, trägt an feiner Spitze folgende zwei Säße: 
„Wir find einig in ber Treue für den König und in ber feften Leber» 
zeugung, daß bie Verfaſſung das unldsbare Band ift, welches Fürſt unb 
Bolt zufammenhält. Bei ben großen unb tiefgreifenden Umwälzungen in 
den Staatenfuflemen Guropa’s haben wir aber nicht minber bie Tlare Gin: 
fit gewonnen, daß „bie (riltenz und bie Größe Preußens abhängt von 
einer feften Einigung Deutſchands, bie ohne gemeinfame beutjdhe 
Bolfsvertretung nicht gebadht werden kann.“ Tiefen Programm 
bat unfere Partei in und außer bem Parlament mit Hingebung nach⸗ 
geftrebt. Wenn ihr jekt ber Vorwurf gemadt wird, daß jie in bie ver: 
faffungdmäßigen Rechte ber Krone einzugreifen verfucht babe, fo Tann fie- 
fih ruhig auf bas Urthefl der ganzen Welt berufen, welche ihr bas Seugmiß 
gibt, daß fie mit Mäßigung und Geduld das verfaſſungsmäßige Recht 
bes Landes vertheidigt, daß fie nie und nimmer ben Aoben bes Geſetzes 
verlaffen bat... Tie Korderungen, welde die liberale Partei bes fünf: 
tigen Abgeorbneten-Haufes zu ftellen hat, find burch bie bisherigen Kämpfe 
zu Aller Bewußtfein gelangt. Es find die folgenden: 1) Volle Freiheit ber 
Preffe und demnach umverzügliche Befeitigung der Verorbnung vom 1. Juni 
b. I. 2) Ansführung bes in ber Verfafjung zugeſagten Geſetzes über bie 
Verantwortlichkeit ber Minifter. 3) Thatſächliche Anerkennung bed Ausgabe: 
bewilligungsrechtes bes Abg⸗ Hauſes. 4) Reform des Herrenhaufes. h) Ein 
Heer auf volksthümlicher Grundlage mit zweijähriger Tienftzeit. 6) Deutiches 

arfament aus freier Volkswahl. Das find Forberungen, in melde jeber 
ehrliche Freund ber verfafiungsmähigen Monarchie, jeder wahre beutfhe Mann 
mit vollem Herzen einftimmen muß. Es find aber auch bie forderungen, ohne 
beren Erfüllung bie Zukunft unferes Landes und unferes Herricherhaujes jebem 
Zufalle ber äußeren Greigniffe preisgegeben ift. ..“ 
„ Wablaufruf der minifteriell=fendalen Partei: 

„Die Regierung hat — wie wir aus ben Motiven ber Aufläfungsorbre 
entnehmen — fi baranf beichränft, mit Beifeitelafjung aller Nebenbinge 
zwei Fragen in den Vordergrund zu ftellen: bie Frage nah ber Geltung 
des Königthums in Preußen und die Frage nad der Stellung Preu- 
Bens in Deutfhland, und wir glauben ben erniten unb wohlmeinenben 
Abſichten St. Maj. bes Könige am beiten zu entfpredhen, wenn wir auch 
unfererfeit® den Schmerpunft unferer Action in biefe beiben Fragen verlegen. 
Wie Se. Mai. der König wieberholt anerkamt, bericht nad wie vor 
bas unbedingteſte Einverſtändniß zwiſchen ber Krone unb 
deren Räthen. Umſonſt ift es alſo fhon um beswillen, bie Löfung unferer 
Krifis, wie dies bie Gegner allein ins Auge zu fallen fcheinen, im einem 





140 Preußen. 


Minifterwechfel zu ſuchen. Aus biefem Grunde glauben wir uns auch mit 
unſerem Aufruf nicht allein an die freunde und Anhänger bes zeitigen Mini- 
ſteriums, fonbern an alle diejenigen wenden zu follen und zu bürfen, welche 
mit uns bie Krone als den lebendigen Mittelpunft ber preußilchen Verfaflung 
betrachten und beren Bli hell genug ift, um bie unvermeiblichen Folgen 
einer trogigen Wiederwahl nicht zu überfehen. Nur das Königthum vermag 
unfere inneren Wirren zum beillamen Austrag zu bringen; nur ein ſtarkes 
Königthum vermag auch die Stellung Preußens in Deutfhland zu wahren 
und zu ſtärken. Es ift nur bie einfache Confequenz jener inneren Auflebnung, 
wenn bie Führer der deutſchen Agitation wie in ber polnifchen fo auch 
in ber deutſchen Frage ihren parlamentarifchen Sieg über bie Krone mit 
dem Mreisgeben der „Großmachtſtellung“ Preußens in Deutichland zu 
erfaufen bereit ftehen. Wir baben inbejlen das Vertrauen zu ber Mehrzahl 
unferes Bolls, daß fein preußifcher Tatriotismus ftärfer ift als bie Künſte 
einer unpatriotifchen Demokratie; wir haben bie Hoffnung nicht aufgegeben, 
daß e8 nur ber richtigen Stellung ber Frage bedarf, um Das im preußiichen 
Volke lebendige Bewußtfein der Einheit mit feinem Könige überall zum rechten 
Ausbrud gelangen zu laſſen. Die neueften Vorgänge in Deutſchland und 
Europa müſſen jeden Patrioten mehr ala je mit dev Meberzeugung erfüllen, 
daß das cigenfle Merk unferes Königs und Herrn, bie neue Heeresorgani⸗ 
fation, deren Zwedmäßigfeit fi neuerdings in den an Polen grenzenden Pro⸗ 
vinzen auf das Grfreulichite bewährt hat, ihrer feiten gefeplichen Grund⸗ 
lage nicht länger entbehren faın, wenn Preußen nicht in Stunden wichtiger 
Entſcheidung wehrlos werben fol... . “ 

15. Sept. Bericht des Staatsminifleriums an den König über bie 
dbeutfhe Frage. (f. Deutſchld.) 

Die 7 Berliner Rebacteure werben wegen ihres Proteftes gegen 
die Preßverorbnung vom 1. Juni in erfter Inftanz freigefprochen. 
22. „ Antwort des Königs an bie deutſchen Fürſten, welde das 

Eollectinfchreiben aus Frankfurt vom 1. Sept. an ihn unterzeichnet 
batten. (f. Deutfchld.) 

v„ „ Kin Erlaß bes Staatsminifteriumd ſpricht im Verwaltungswege 
die Aufhebung ber Zahlung von Stellvertretungstoften aus 
Staatsfonds für die eine Wahl ind Abg.: Haus annehmenden Be: 
amteten aus. 

24, „ Der Minifter bes Innern macht ben Megierungs » Präfidenten 
eine an das Staatsminifterium ergangene E. Orbre vom 7. April 
bekannt, — in weldyer es heißt, der König könne fi ber Wahrnehmung 
nicht verfchließen, daß viele mittelbare und unmittelbare Staats: 
beamte fih der Oppofition gegen bie Staatdregierung angefchlof- 
fen, und ftatt Teßtere thatkräftig zu unterftüben, ihr fogar Schwie⸗ 
rigleiten bereitet hätten; ba8 Wohl des Vaterlandes fordere gebieterifch, 
daß folhen mit der Aufgabe Fönigliher Beamten unverträglichen Be= 
firebungen mit allen Mitteln, welche bie Geſetzgebung zulaſſe, entgegen- 
getreten, unb bie nothwendige Einheit aller Regierungsorgane mit 
vollem Nachdruck angeftrebt werde — und fügt eine Ermahnung an 
bie Negierungspräfibenten bei, dem Uebel gründlich und nach: 
haltig entgegenzutreten: 

...,Wer als Beamter geſchworen bat, „bem Könige, feinem Aller: 
guäbigflen Herrn, unterthänig, treu und geborfant zu fein“, ift dieſes Eides 
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weber als Wähler, noch ale Gewählter enibunden, und wenn Se. Mai. be 
ſtimmt ben verfafjungsmäßigen Meg vorzeichnet, auf welchem jeine Beamten 
ihn begleiten follen, jo find Alle zum Gehorſam, diejenigen aber, welche bes 
Königs Gnade aus bejonderem Vertrauen in Stellen von politifcher Bebeu: 
tumg berufen bat, noch außerdem zu thatkräftiger Unterftükung ber Lönigl. 
Staatsregierung verpflichtet.“ 


%6. Sept. Die Regierung ſucht die Ausübung bes Wahlrechts von Seite 


23. 


bes Militär bei ben bevorftehenden Wahlen möglichft zu verhindern. 
Der Kronprinz und die Kronprinzeffin verreifen auf längere Zeit 
nad) England. ’ 


9. Oct. Antwort bed Königs auf eine Adreſſe der Dorfgemeinde Stein- 


grund in Schleſien, welche zu wiſſen wünſcht, ob ber König wirklich 
mit dem Minifterium einig fei und wen fie wählen folle: 

„Wenn bie Gemeinde bei ben Wahlen Mir ihre Treue befunden will, fo 
fann dies nur burd bie Wahl folder Männer geſchehen, welche ben feſten 
Willen haben, Meine Miniſter in ber Durchführung ber ihnen von Mir 
übertragenen Aufgaben zu unterftüken. Gin feindliches Verhalten 
gegen Weine Regierung läßt fih mit ber Treue gegen Meine 
Berfon nicht vereinigen; benn Meine Minifter find buch Mein Ber: 
trauen in ihre Stellumgen berufen und haben Mich in ber erälung Meiner 
großen und eruften Pflichten zu unterüben. Das Wert, deſſen Durchfüh— 
rung Ich ihnen vor allem aufgetragen babe, ift bie Feitftellung ber Hee: 
reseinrihtungen, welche Ih für bie Sicherheit bes Baterlanbes als 
notwendig uhd in ber Grleihterung bes Dienftes für bie älteren Wehrmän⸗ 
ner als nüglid und geredht erfannt habe. Ich würbe bie Pflichten gegen 
Mein Bolt verlegen, wenn Ich biefes Ziel nicht mit voller Entjchiebenheit 
erftrebte. Sobald basfelbe erreicht ift, wird ber Triebe im Lande fich neu 
und dauernd begründen umb bie Ausführung Meiner Abfichten für bie weitere 
gebeihliche Entwidelung ber Geſetzgebung aui bem Boben ber Berjajjung ge: 
fihert fein. Daß dahin bie Beitrebungen ‘Meiner Miniſter in Webereinitim- 
mung mit Meiner eigenen Willensmeinung gerichtet find, darauf kann bie 
Gemeinde kraft Deiner Berjiherung vertrauen.” 


. „ Kölner Dombaufeſt. Der König nimmt nicht baran Theil, nach⸗ 


dem Hr. v. Bismard bei ber Einladung auffallender Weife über: 
gangen worden War. j 

Feier ber Schlacht von Leipzig. Die Entfaltung beutfcher Fahnen 
wirb in einzelnen Städten, wie Erfurt ꝛc. von ber Polizei verboten. 
In Berlin find an ben königl. Gebäuden nur preußifche Bahnen 
aufgezogen. 

Allgemeine Landtagswahlen. Trob aller Anftrengungen bringt 
die Negierungspartei nur 37 ihrer Candidaten durch. Die Yort: 
fhrittspartei geht verftärkt aus der Wahlurne hervor, die Partei 
bes Tinten Centrums bleibt ſich ziemlich gleich, die kathol. Fraction 
verliert einige Site, bie altliberale Fraction erleidet eine vollftän- 
dige Niederlage.‘ 


4. Rov. Das Kammergericht erkennt gegen ben Abg. Tweften ale Stabt: 


gerichtsrath wegen Unterzeichnung des Wahlaufrufs der Fortſchritts⸗ 
partei auf eine Verwarnung. | 


* 








42 Breuer, 


9. Nov. Eröffnung des Landtags. Die Thronrede bes Königs flellt in 
dem Conflict mit dem Abgeordnetenhauſe keine wefentliche Eonceffion 
in Ausſicht: 

„.. &8 it Mein dringendfter Wunſch, daß den zwiſchen Meiner Regierung 
und einem Theil ber Landesvertretung entfanbenen Zerwürfniffen ein Ende 
gemacht werde. Deine Künigspflicht gebietet Mir, bie Macht unb Rechte 
Meiner Krone nicht minder wie die verfallungsmäßigen Befugnifle der Lan 
besvertretung hochzubalten und zu fchüßen. Weber den Umfang und bie 
Grenzen des, an ſich unbejtrittenen,, Rechts ber Landesvertretung zur Mit: 
wirkung bei der gejetlichen Feititelung des Staatshaushaltsetats haben 
ſich entgegengefeßte Auflaffungen geltend gemacht. Um zur Ausgleihung der: 
jelben zu gelangen, wird Ihnen eine Vorlage gemacht werben, welche beftimmt 
it, die Befugniſſe der Regierung, für ben Tall, daß ber Staatshaushaltsetat 
nit zur geſetzlichen Feſtſtellung gelangt, zu regeln, und ber Befürchtung ent: 

egenzutreten, daß Meine Regierung in ſolchem Tall eine unbeſchraͤnkte Ver: 
Fügung über bie Staatsfonds, ohne Rüdficht auf das Recht ber Landesvertre⸗ 
tung, in Anipruch zu nehmen beabfichtige. Ich habe aber nicht allein für bie 
innere Wohlfahrt, fondern auch für die Außere Sicherheit bed Staats Sorge 
zu tragen, und muß in beiden Beziehungen auf Ihre Mitwirfung rechnen 
können. Die neue Formation bes Heeres iſt aus bem unabweislichen 
Bebürfniß bervorgegangen , mit der geſteigerten Wehrkraft der Nachbarländer 
gleichen Schritt zu halten, und ben wirtbichaftlichen Intereſſen ber eigenen 
Bevölkerung durch die Vertbeilung ber geſetzlichen er Rechnung zu 
tragen. Das Heer ift aud nad) ber Reorganifation, wie Ich bieß jhon im 
Jahr 1860 an biefer Stelle ausgeſprochen, das preußiiche Volk in Waffen, 
und zwar in größerer Wahrheit, als zuvor; denn während bie verflärkte Or⸗ 
ganiſation ber Linie eine Erleichterung der Älteren Landwehrelaſſen möglich 
macht, ift bie Geſammtſtärke ber Landwehr unverändert geblieben. Dieſe For⸗ 
matton hat fich in ben verfloffenen Jahren, auf Grund der Bewilligung bes 
Landtags währenb der Situngsperioden von 1860 und 1861, zu einer dauern: 
den Staatsemrichtung ausgebildet, beren Beſtand ohne bedenkliche Gefährbung 
der wichtigiten Intereſfſen bes Landes nicht mehr in Frage geftellt werben 
kann. Die Erkenntniß diefer Gefahr legt Mir die Pflicht auf, Meine nach 
ber Berfafjung erforderliche Zuftiimmung nur einem folden Staatshaushalts- 
Gtat zu ertheilen, durch welchen die Erhaltung ber beſtehenden Heereseinrich⸗ 
tung oe eitellt wird. Um einen geſetzlichen Abſchluß diefer Angelegenheit 
endlich eizuführen, wird Ihnen ber umgearbeitete Entwurf eines Geſetzes 
über die Verpflichtung zum Kriegsdienft vorgelegt werben. Es ift feither die 
Erwartung in Erfüllung gegangen, daß bie Durchführung ber Reorganifation 
des Heeres in ben Finanzfräften bes Staates fein Hinderniß finde. Die Eins 

‚ nahmen find, wie belannt, im vorigen Jahre fo ergiebig geweſen, baß fie nicht 
nur zur vollftändigen Dedung ber Staatsausgaben ausgereicht, ſondern auch 
noch einen beträchtlichen Ueberſchuß geliefert haben, über befjen Berwendung 
Ahnen Borichläge zugeben werben. Zu gleichen Hoffnungen berechtigen auch 
bie bießjährigen Staatseinnahmen ; fie werben, foweit dieß jebt zu überjehen 
ift, ausreichende Mittel bieten, ſämmtliche Staatsausgaben dieſes Jahres ohne 
Rüdgrifj auf ben Staatsſchatz zu beden. Meine Regierung wird Ihnen den 
Staatshaushaltsetat für das laufende Jahr mit einem Nachtrag unverzüglich 
vorlegen. In dem Staatshaushaltsetat für das Jahr 1864, welcher ebenfalie 
alsbald zu Ihrer Prüfung gelangen wirb, ift zwar das fcheinbar vorhandene 
Deficit noch nicht bejeitigt, derfelbe liefert jedoch den erfreulichen Beweis, baß 
bie Staatseinnahmen, ohne die bewährten Grunbfäge bei ber Veranfchlagung 
zu verlaflen, in erheblihem Maße haben höher angenommen werben können, 
und bie Mittel barbieten werden, in allen Verwaltungszweigen zahlreiche neue 
Bedürfniſſe zu befriedigen, . . . Tie Verhandlungen über bie Fortſetzung des 


ON 
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gollnereing fürd zwilden ben Bereinsregierungen eröffnet werben. Meine 
Regierung, feſthaltend an ber Handelspolitik, welche fie im vollen Ginflang 
mit der Landesvertretung befolgt, it in bieje Verhandlungen mit bem ernſten 
Beftreben eingetreten, das Band, welches bie materiellen Intereſſen des größten 
Theils von Deutichland umfchließt, unter Aufrechthaltung des mit Frankreich 
geichlofienen Bertrage von neuem zu befelligen, unb bemnädit, fobald ber 
Zollverein in feinem Fortbeſtand gefichert fein wirb, feine Beziehungen zu den 
oͤſterreichiſchen Kaiferitaat zu regeln. Um ber von ber Tagespreife in ge: 
ſahrdrohender Weile beförberten Aufregung im Land entgegenzuwirken, bat 
Meine proviforifche Verordnung gegen derartige Ausſchreitungen auf Grund 
des Art. 63 ber Verfaffungsurfunde erlaffen werben müſſen. Dieje Verord⸗ 
nung wird mit einem Gejebentwurf wegen Abänderung einiger Beftimmungen 
des Preßgeſetzes und Strafgeſetzbuchs Ihnen zur verfaſſungsmäßigen Beichluß: 
nahme vorgelegt werden. Die auf die —— des fruͤhern König: 
reichs Polen gerichteten aufftändiichen Bewegungen haben bie Rube unjerer 
Gränzprovinzen bebroht. Wir bürfen uns Glück wünſchen, baß bie von Mir 
angeorbnete Truppenaufſtellung und das Fräftige Auftreten Meiner Behörden 
Preußen vor ernfteren Nachtheilen behütet Haben. Der beutihe Bund bat bes 
ſchloſſen, auf bem Wege ber Erecution diejenigen bunbesrechtlichen Forderungen zur 
Geltung zu bringen, welden bie Regierung Sr. Maj. des Königs von Düne 
mark ın Betreff ber Herzogthümer Holftein = Lauenburg bisher nicht genügt 
bat, ober bis zum Eintritt ber Eyecution nicht genügen wird. Im Fall eines 
ben Grecutionstruppen überlegenen Widerſtands iſt bie Mitwirkung preußifcher 
und dfterr. Streitkräfte in Ausfiht genommen. Sollte biefer Fall eintreten 
und Berwenbung außerordentlicher Mittel erheiſchen, ſo wird Weine Regie 
rung dem Landtag deßhalb die erforberlichen Vorlagen machen. Bon bem bie: 
berigen Verlauf der Verhandlungen über bie von ber Faif. öfterr. Regierung 
angeregte Bunbesreform wirb Meine Regierung bem Lanbtug Mittbei- 
lungen zugehen laflen. Ich habe bie Mängel ber beitehenben Bunbesverfafjung 
niemals verkannt, aber zu ihrer Umgeftaltung weder ben gegenwärtigen Mo: 
ment noch bie eingefchlagenen Wege für richtig gewählt galten fünnen. Tief 
werde Ich es bedauern, wenn bie von Mir gegen Meine Bundesgenoſſen aue⸗ 
gefprochene Befürchtung fich bewahrbeiten folle: daß bie Schwächung bed Ber: 
trauens, beifen die Bunbeseinrichtungen zur Erfüllung ihrer Zwecke bebürfen, 
und bie Unterſchätzung ber Bortheile, welche fie ben Mitgliedern bes Bundes 
in ber gegenwärtigen Lage Europa’ gewähren, das alleinige Ergebniß von 
Reformverfuchen Fin würben, welche obne Bürgichaft bes (Selingens unter: 
nommen wurden. Diefe Bürgfchaft aber Tann nur jolden Reformen beiwohnen, 
welche, in gerechter Bertheilung bes Einfluffes nad dem Berhält⸗ 
niffe der Macht und der Leiftungen, bem preußiſchen Staat bie ihm in 
Teutichland gebührende Stellung fichern, Dieles gute Recht Preußens 
und mit ibm die Madt und bie Sicherheit Deutfhlandes zu 
wahren, ſehe Ich als Meine bi. Piliht an. Meine Herren! Wir fteben in 
einer bewegten Zeit, vielleicht an ber Schwelle einer bewegteren Zukunft, um 
jo dringender richte Ih an Sie bie Aufforderung, an bie Löſung Unſerer 
innern Fragen mit dem ernten Willen ber Verftändigung beranzutreten. Das 
Ziel kann aber nur dann erreicht werben, wenn bie für die preußifche Monar: 
hie unentbebrlihe Macht bes königl. Regiments ungeſchwächt erhalten 
wird, und Ich von Ihnen bei ber Ausübung ihrer verfalfungsmäßigen Rechte 
in der Erfüllung Meiner landesherrlichen Pflichten unterflügt werde. Gemein⸗ 
jam baben Wir für Ehre und Wohl des Vaterlands zu wirken. Diefer Auf: 
gabe find meine Beltrebungen unwanbelbar und aueſchließlich gewidmet, und 
in unerfchüttertem Bertrauen auf die Treue Meines Volks hoffe ich biefelbe 
jo zu föfen, wie Ich es vor Gott verantworten kann.“ 

00. Das Herrenhaus befchließt eine Antworts: Adrefie an ben 


König, das Abg.⸗Haus dagegen unterläßt es. Der Minifter bes 
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12, 


13. 


13. 


18. 


19, 


Brenfen.- 


Annern legt dem erftern bie Preßorbonnan;, vom 4. Juni und 
den Entwurf einer Preßgeſetznovelle vor, mit ber Bemerkung, 
die Regierung heile, daß das Haus den Notbftand, welder die 
Verordnung vom 1. Juni veranlaßte, anerleunen und gleichzeitig 
genehmigen werbe, daß bie Verordnung vom 3. Juni fo lange 
in Kraft bleibe, bis die beantragte Abänderung des Preßgeſetzes 
erfolgt und dadurch ein anderer Zuſtand in den betreffenden Ver⸗ 
hältniſſen herbeigeführt ſei. 


Nov. Das Abg.⸗Haus wählt neuerdings mit 224 gegen 37 Stim⸗ 


men, welche auf den Candidaten der minifteriellen Partei fallen, 
Grabow zu feinem Präfidenten, v. Unrub und.v, Bodum:Dolffs zu 
Bicepräfidenten. 
» Ver Finanzminifter legt dem Abg.: Haufe den Staatshaus⸗ 
haltsetat und den Nachtragsetat für 1863, das Budget für 1864, 
endlih die Weberfiht der Staatseinnahmen und Ausgaben von 
1862 vor. 
n Rebe des Abg. Koh. Jacoby an feine Wähler im zweiten 
Berliner Wahlbezirk (Hindeutung auf eine Steuerverweigerung als 
das lebte Mittel zu Löfung des fchwebenden Conflictes). 


» Das Herrenhaus ertheilt mit 37 gegen 3 Stimmen ber 
Preßörbonnan z von 1. Juni felne Genehmigung und erflärt, 
daß es ein bringenbes Bedürfniß zur Aufrechthaltung ber öffentlichen 
Sicherheit und der ftaatlihen Orbuung fei, jene Verorbnung fo 
lange in Wirkſamkeit zu erhalten, bis mit Auftimmung beider 
Häufer des Landtags anftatt derfelben andere gefehlihe Beſtim— 
mungen in Wirkſamkeit treten Können. 

„» Debatte des Abg.-Haufes über die Preßordonnanz. Die 
vom Bräfidenten bezeichneten Referenten Stmfon nnd Gneift bean- 
tragen: 1) Nach 8. 63 der Verfaffung der Preßordonnanz die Genehmi⸗ 
gung zu verfagen; 2) nad 6. 103 ber Verfaſſung zu erflären: die 
Preßordonnanz fei weber zur Aufrechthaltung der Ordnung, noch 
zur Befeitigung eines Nothſtandes erforberlih, eine Beſchränkung 
der Prepfreiheit überhaupt nicht Im Verordnungswege zuläffig, aud) 
ber „inhalt der Preßorbonnang der Berfaffung entgegen. Der An: 
trag 1 wird mit 278 gegen 39, ber Antrag 2 Abſatz a und b 
mit großer Majorität, Abfab c mit 269 gegen 46 Stimmen an: 
genommen. , 

» Das Herrenhaus nimmt die ihm vorgefchlagene Abreffe 
mit 72 gegen 8 Stimmen an: 


„Ew. Mai. haben mit eben fo viel Milde wie Feſtigkeit es aus eiprochen, 
daß von ben Rechten bes Königthums nichts vergeben werden ba 
Maj. in diefen Wegen mit unerjchütterlicher Treue zur Seite zu fieben, ir 
das Herrenhaus fih zur heilig. Pflicht maden. . . Wir werden auch gern zu 
bem Friedenswerke mitwirten, welches Em. Mai. dadurch beabfichtigen, daß 
die Befugniſſe der Siaaisregierung zu Lelftung der nothwendigen Ausgaben, 
für den Kal, daß eine Einigung über ben Staatshaushalts-Etat nicht zu 
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Stande gelommen if, durch eine neue Gefehworlage näher geregelt werben 
jolem. Durchdrungen von ber Ueberzeugung, daß die neue Formation bes 
Der weile wir Ew. Maj. Weisheit verdanken, fi) als ebenjo zweckent⸗ 
prechend wie ben wirtbfchaftlichen Intereſſen des Landes förberlich bewährt 
bat und baber in ihrem Yortbeftande nimmermebr gefährdet werben barf, 
werden wir ben in Ausficht geftellten Entwurf eines neuen Geſetzes über bie 
Verpflihtung zum Kriegsdienft einer forgfültigen Prüfung unterwerfen. . . 
Die Lage von ganz Europa iſt eine bewegte. Die verichiedenften, ja ganz 
bivergirenden politiihen Anfhauungen haben mit Dant e6 begrüßt, daß Ew. 
Maj. bie Ehre und bie Rechte Ihrer Krone unb Preußens ın feier Hand 
gehalten haben. In ber That kann nur baburd, daß bie Machtſtellung 
Preußens und fein provibentieller Beruf für Deutſchland 
allfeitige Anertennuug finbet, die Einheit, Macht und Sicherheit bes beutf 
Baterlandes wahrhart gefördert werben. Wir bürfen mit Zuverficht hoffen, 
daß bie forgfame Wahrung ber Ehre und ber Rechte Ew. Maj. Krone aud 
bei der kaiſ. Öfterr. Regierung bie Ueberzeugung hervorrufen wird, daß nur 
im Einverſtaͤndniß und uch gemeiniames Vorgehen mit Preußen das 
Gebeihen und bie Sicherheit Deutſchlands zu erreichen ift. . . Unfer Troft in 
mannigfachen Zerwürfniſſen unb unjere Freude iſt, daß Ew. Maj. mit uns 
an bem Vertrauen fefthalten, es ift noch basfelbe alte preußifche Volk, weiches 
duch Gottes Gnade Ihrer kgl. Regierung anvertraut if. Das fefle und 
wohlwollende Regiment in Gerechtigkeit und Zucht, weldes Ew. Maj. a 
für die Zukunft zugefagt haben, wird — baran zweifeln wir nit — a 
Jruegeleiete bald auf bie rechten Wege zurüdführen. Ew. Maj. werden mit 

ugthuung fehen, daß Ihr Volk auch jept noch in Thaten die alte Treue 
zu bewähren willen unb mit Dank und Preis erkennen wirb, wie ihm in 
jenem Könige ber Segen Alterh. Ihrer glorreihen Väter erhalten und 
erneuert iſt.“ 


U. Nov. Eine k. Verordnung hebt in Folge bes Beſchluſſes des Abg.⸗ 


22, 


28. 


Haufes gemäß Art. 63 der Berfafjung die Preßordonnanz vom 1. Juni 
wieder auf. \ 

„ Ernennung von 10 neuen Iebenslänglihen Mitgliebern bes 
Herrenbaufes. 

„ Der Kriegsminifter bringt im Abg.-Hauſe ben umgearbeiteten 
Entwurf des Gefebes über bie Verpflihtung zum Kriegsdienſte ein. 
— Die Abg. Stavenhagen und Virchow bringen Namens ber beiden 
liberalen Tractionen einen Antrag bezüglih ber ſchleswig⸗hol⸗ 
fteinifchen Frage ein. (f. Difchlb.) 

»  Breußen und Defterreich haben ſich bezügl. ber ſchles⸗ 
wig= bolfteinifgen Trage im wefentliden verflänbigt und 
geben in ber Bundesverfammlung eine gemeinfame Erklärung zu 
Prototoll, nad) der fie ihrerſeits entfchloffen find, am Londoner 
Vertrag feitzubalten. (f. Dtiſchld.) 

Das Abg.-Haus befchließt auf den Antrag von Schulze⸗De⸗ 
litzſch und Carlowitz, einen Ausſchuß nieberzufegen zu Unter: 
fuhung ber bei den letzten Wahlen vorgelommenen geſe tz wi⸗ 
dbrigen Beeinfluffung der Wähler und Verkümmerung ber 
verfaffungsmäßigen Wablfreibeit preuß. Staatsbürger. 


1. Dec, Debatte des Abg.⸗Hauſes über die ſchleswig⸗-holſteiniſche 


Trage. Erklärung des Staatsminifteriums. (f. Diſchld.) 
10 
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2. Dec. Schluß der Debatte des Abg.⸗Hauſes über bie ſchleswig— 


10. 


12, 


14. 


holfteinifhe Brage. Die Anträge v. d. Heydt (feudale Frae⸗ 
tion) und Waldecks (äußerſte Linke) werden in namentlicher Ab⸗ 
ſtimmung jeder mit 268 gegen 37 Stimmen (die polniſche Fraction 
enthält fich der Abftimmung) verworfen und der Antrag ber Com: 
miſſion (Virchow⸗-Stavenhagen) mit 231 gegen 63 Stimmen ans 
genommen. (ſ. Dtiſchld.) 

„Das Abg.-Haus beſchließt nach dem Antrage ber BudgetCom⸗ 
miſſion das Budget für 1863 vorerſt aurüdzulegen und zunächſt 
das Budget für 1864 feilzuftellen. 

„Identiſche Note Preußens und Defterreih® an bie Regierungen 
ber deutfchen Mittel: und SKleinftaaten. (ſ. Diſchld.) 

„ Die Regierung verlangt vom Abg.⸗Hauſe die Genehmigung 


zur Einleitung einer Unterfuhung gegen ben bg. Jacoby wegen 
ber Rede an feine Wähler von 13. November. 


. Unter dem gemeinfanen Drude Defterreih6 und Preußens verwirft 


die Bundesverfammlung mit 8 gegen 7 St. der Antrag des Ausſchuſſes 
auf „Decupation” der Herzogthümer und befchließt dagegen den fofor: 
tigen Eintritt der „Erecution” gegen Dänemark „ohne Präjudiz für 
die vom beutfhen Bunde innerhalb feiner Kompetenz zu 
faffenden Entfchließungen über die von mehreren Regierungen ge= 
ftelten Anträge in der Holfteinifhen Erbfolgefrage” (f. Diſchld.). 


» „Die Regierung ordnet Kriegsbereitfehaft für die Marine an. 


Die Negierung verlangt vom Abg.:Haufe ein Anlehen von 
12 Mill. Thlrn. zur Beftreitung der außerorbentlihen Ausgaben 
für die wegen ber ſchleswig-holſteiniſchen Angelegenheit erforderlichen 
militärifchen Maßregeln. Dem nächſten Landtag fol über Die ge— 
ſchehene Verwendung Rechenſchaft abgelegt werben. Das Haus 
befchließt, den Geſetzesentwurf einer befondern Commiſſion zu 
überweifen. 

n Das Abg.-Haus wählt Grabow mit 253 gegen 25 Stimmen; 
die auf den Kandidaten der feudalen Fraction fallen, zu feinem 
Präfldenten für den Neft der Seffion. 

„ Die feubale Fraction des Abg.-Hauſes ſetzt ein Gegenunterſuchungs⸗ 
comitö bezüglich der Wahlen ein. Die Regierung verbietet allen 
Behörden, dem vom Abg.-Hauſe zu Unterfuhung der Wahl— 
umtriebe eingefeßten Ausfchuffe irgend melde Aufſchlüſſe zu 
ertbeilen. 

„ Derfammlung von Vertrauensmännern ber Yiberalen Partei von . 
Rheinland und Weftfalen in Köln behufs Beſprechung ber ſchleswig⸗ 
bolfteinifhen Trage. Aufruf berfelben an die Bewohner biefer 
Provinzen. Ä 


45, „ Die mit Prüfung bes von ber Regierung geforberten Anlebens 


von 42 Mil, Then. beauftragte Eommiflion des Abg⸗Hauſes 
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trägt mit 15 gegen 6 Stimmen barauf an, eine Abreffe an ben 
König zu richten. 


18, Dec. Das Abg.-Haus nimmt mit 207 gegen 107 Stimmen (bie feu: 
dale, die Fatholifche, die polnifhe Fraction und bie Yraction ber 
äuferften Linken) die ihr vorgeſchlagene Adreffe an den König an: 


. Das Haus ber Abgeorbneten bat bereits in eingehender Verband» 
lung bie feplesiwig: holſteiniſche Frage erörtert und bie Richtung der Politik, 
welche einzuhalten Deutfchlande Ehre und Antereffe nach unjerer Heberzeugung 
gebieten, in feinem Beſchluſſe vom 2. Dec. bezeichnet... . . Preußen und 
Teutfhland find demnach verpflichtet, das Erbrecht Friebrich VIII. anzuer: 
fernen, die Zufammengebörtgfeit und Unabhängigkeit ber Herzogthümer ber: 
zuftelfen, und das Deutliche Bundesgebiet von ber Anweſenheit daniſcher Truppen 
zu befreien. Tiefer Verpflichtung ſchleunig und wirffam nachzulommen, bat 
fein anderer deutſcher Staat bdringendere Aufforderung, als ber preußiſche. 
Auf dem Boden der Herzogthümer hat unſer tapferes Heer ſeine erſten Siege 
ſeit den Befreiungsktiegen erfochten, und damit feine Waffenehre für ben end: 
lien Triumph ber von ihm ruhmreich aber erfolglos vertheidigten Sache 
eingefeßt. Die Unterbrüdung ber Herzogthümer feit 1851 war bie erfte und 
— 5 — Folge der unheilvollen Uebereinkunft von Olmütz, deren verderb⸗ 

he Rückwirkung auf Preußens innere Zuſtände und beutjche Machtftellung, 
von jedem patriotiichen Herzen bitter empfunden, erft mit ber Befreiung ber 
Herzogthümer wieber getilgt fein wird. Mit tiefem Leidweſen ficht deshalb 
das Haus ber Abgeordneten die Königliche Staatsregierung in einer Rich— 
tung mirfen, weldye nicht die Beſeitigung. ſondern die Herſtellung und 
Kräftigung ber Vereinbarungen von 18°%, zur Folge zu haben droht. . 
Sie haben von Anfang an feine andere eutopäifche Bedeutung, als die ſchwere 
Gefährdung gerade ber preußiſchen Staatsintereffen gehabt, fo daß jede preußiſche 
abetigfeit F ihren Gunſten ein Act der Selbſtzerſtörung genannt werden 
Das Haus der Abg. wendet ſich an Ew. Maj., um bie ſchwere 
—* von fi) abzuwenden, daß es nicht Alles verfucht babe, um eine Po: 
litik zu ändern, welche das Land auf lange Zeit zu ſchädigen brot. Denn 
nah bem S uftem des Minifleriums müffen wir fürchten, daß in feinen Hän- 
ben bie begehrten Mittel nicht im Intereſſe ber Herzogthümer und Deutſch⸗ 
lands, nit zum Nutzen der Krone und des Landes verwendet werben 
bürften, . . Darum bitten wir Ew. Maj. ehrfurchtsvoll und dringend, von 
bem Londoner Vertrag zurüdzutreten, ben Erbprinzen von Schleswig-Holftein: 
Auguftendurg als Herzog von Schleswig:Holftein anerkennen, und dahin wirken 
u wollen, baß ber —**— Bund ihm in der vefibergreifung und Befreiung 
—* Erblande wirkſamen Beiſtand leiſte. Das Haus der Abgeordneten hat 
feinen wärmeren Wunſch, als einer Politik, welche, getragen von dem Ber: 
trauen ber Nation und ausgeführt mit rüdhaltlofer Hingebung an die na- 
tionale Sache, biefe hohe ‚Aufgabe fih zum Ziele feßte, alle Mittel freudig 
zur Verfügung zu flellen.“ - 
vr Die Regierung bringt im Abg.-Hanfe einen Sefebesentwurf bes 
züglich Feſtſetzung bes Staathaushaltsetats ein fürden 
Tall der Nichtvereinbarung zwolfchen Regierung und Landtag über 
das jährliche Budgetgeſetz. Der einzige Artikel des Entwurfs ent- 
hält die Beftimmung, baß ber zuletzt vereinbarte orbentlihe Etat 
bis zur Vereinbarung eines neuen, unb die außerorbentlihen Aus: 
gaben, fo weit biefelben für vereinbarte dauernde Zwecke beitimmt 
feien, in früherer Höhe fortbauern follen. 
10* 
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419. Dec. Das Herrenhaus genehmigt mit großer Mehrheit die ihm vom 
Grafen Arnim-Boytzenburg vorgefchlagene Adreſſe an den König, 
nachdem ein Amendement der Liberalen Minorität, das die Los⸗ 
fagung vom Londoner Protokoll forderte, Feine ausreichende Unter: 
ſtützung gefunden bat: 

„... Die Succeflionsfrage (in Schlestwig:Holflem) wirb vom beutfchen 
Bunbe zur zii als eine offene betrachtet. In der Berfafjungsfrage aber 
jchreitet der Bund durch feinen Beihluß vom 7, Dec. d. J. bem Bertrags: 
bruch Dänemarks gegenüber, nah zehnjährigen Verhandlungen zur That. 
Diefe Maßregel fol und barf der Frage: wer nunmehr der vechtmäßige 
Herrſcher der Herzogthümer fei? in feiner Weife präjudiziven. Niemand 
aber kann bejtreiten, baß, wenn es fih um Löfung jener Frage, und, 
falls Preußens NAH bies rechtfertigt, um Durdführung derjelben mit ber 
Gewalt der Waffen handelt, Preußens Stellung günfliger Hei wenn poltein 
von deutſchen Truppen, ald wenn es von bänijchen Truppen beſetzt i 
Das Herrenhaus gebt von dem Grundſatze aus, daß, fo wenig ber Lanbes- 
vertretung das Recht bejtritten werben Tann, auch in ben ragen ber äußeren 
Politit ihre Wünſche und Anfihten ber Krone gegenüber auszufprechen, 

“ dies nicht dahin führen darf, biefe MWünfche und Anſichten höber zu ftellen 
als bie Pflicht: der Krone bie verfaffungsmäpige Mitwirfung ber zu jenem 
Zwede nöthigen Mittel zu gewähren, Das Herrenhaus ift fih aber aud) 
bewußt, daß jenem Rechte der Landesvertretung: ihre Wünſche und Anfichten 
in ragen ber Äußeren Politif auszufpredhen, unb benfelken innerhalb ihrer 
Gompetenz Seltung jr verſchaffen, das ältere Recht der preußiſchen Könige, 
welches ber Artifel 48 ber Verfafjung aufs Neue beftätigt, gegenüberfieht: in 
Fragen ber äußern Politik, welche in der Regel bie Frage über Krieg oder 
Frieden in ihrem Schooße tragen, felbftändig und enbgiltig zu enticheiben. 
Auch das Herrenhaus würde mit Freuden einen beutfchen Fürften als Herricher 
jener deutſchen Länder begrüßen. Auch wir würden, went Ew. Maj. nach 
Prüfung des Rechts unb der europäifhen Verhältniffe es im Intereſſe 
Preußens für gerechtfertigt erachten follten, jenem Wunſche bes beutfchen Volfes 
durch die preußiſchen Waffen Nahdrud zu geben, freudig die hiezu nöthigen 
Mittel gewähren. Aber dies kann fein Grund fein, die nöthigen Mittel zu 
verjagen. . . . Aus allen biefen Gründen fühlt das Herrenhaus fich gedrungen : 
Eurer f. Maj. ehrerbietigft zu erflären, daß es die unbebingte Genehmi: 
gung bes Gefepesentiwurtes über ben Geldbedarf für bie militäriihen Maß: 
regeln in Folge ber zwifchen Deutfchland und Dänemark ſchwebenden Streit: 
fragen feinerfeits als eine unabweislihe Pflicht erkennt, daß es aber, auch 
wenn wider Verboffen berjelbe die Genehmigung bes andern Haufes nicht 
finden follte, von ber Zuverfiht erfüllt ift, daß bie Opferbereitichaft bes 
preußifchen Volkes, wo es fih um bie Ehre und Pflicht Preußens wie um 
ben Schuß eines beutfchen Bundeslandes gegen Vergewaltigung Seitens 
Dänemarks banbelt, nötbigenfalls ohne ein Sehet jene Mittel ge⸗ 
währen werbe.” 


27. „ Der König lehnt die in ber Adreſſe des Abg.-Haufes nieber- 
gelegten Forderungen bezüglid) der Haltung Preußens in der ſchles⸗ 
wig-holfteinischen Frage durch eine vom gefammten Staateminifterinm 
unterzeichneten Antwort ab: 

„. .. Wenn an bie Spike biefer Adreffe ber Sap geftellt worben ift, 
daß das Haus ber Abgeordneten bereits bie Richtung bezeichnet babe, welche 
einzuhalten Deutfchlands Ehre und Intereſſen gebieten, jo will Ich annehmen, 
baß damit der Mir nah ber Verfaffung und den Geſetzen bes Landes zu: 
fiebenden Entſcheidung über bie Beziehungen ber Monarchie zum Auslande 
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nicht bat vorgegriffen werben follen. . ... Das Haus ber Abg. fann überzeugt 
fein, baß bie Richtung, in welder Meine Regierung bie auswärtige Bo: 
litik bisher geführt hat, das Ergebniß Meiner reiflid erwogenen Entſchließ⸗ 
ungen iſt. Ich habe bie letzteren gefakt mit Rüdficht auf bie von Preußen 
geichlofjenen Berträge, auf bie Gefammtlage Guropa’s und auf unfere Stel: 
lung in berfelben, aber zugleich mit bem fefien Willen, das beutiche Recht in 
ben Herzogthümern zu wahren unb für bie berechtigten Ziele, welche Preußen 
zu erfireben Hat, erforberlihen Falls mit ben Waffen in ber Hand einzuftehen. 
In welder Form und zu welchem Zeitpunft jebes einzelne zur Grreichung 
biefer Ziele führende Mittel zur Anmwenbung zu bringen fein wird, barüber 
Ionn die Mir verfaflungsmäßig zuftehende Entſcheidung nur von Mir 
Selbft getroffen werben. Die Succeffionsfrage wirb durch den Deut: 
ſchen Bunb unter Meiner Mitwirkung geprüft werben, und dem Er: 
ebniß dbiefer Prüfung kann Ih nicht vorgreifen. Bevor das—⸗ 
—* fefitebt, hanbelt es ſich um bie Beſchafſung ber Mittel für bie vom 
deutſchen Bunbe befchloffenen Executionsmaßregeln und für bie im Gefolge 
berielben etwa nötbig werbenden Bertbeidigunigsanftalten. Die Vollziehung 
des Bundesbeſchluſſes ift eine dem Staate rechtlich unb vertragsmäßig 
obliegenbe Pflicht, und bie Gefahren, welche fich aus derſelben leicht und ſchnell 
entwideln Timnen, dürfen das Yanb nicht unvorbereitet treffen. Unter biefen 
Umftänden kann das Haus bie ſchwere Berantwortlichfeit nicht auf fi nehmen 
wollen, biefe ganz unentbehrlichen Mittel zu verfagen, ober ihre Bewilli⸗ 
gung an Bebingungen 3u Inüpfen, welde in bie zweijellofen Rechte 
Meiner Krone eingreifen. Ich würde es nicht verftehen, wenn bafjelbe 
and, welches Meine Regierung fo lebhaft zur Action brängt, in bem Augen: 
i@ und auf bem Felbe, wo biefe Action eintreten fann und muß, die Mittel 
zu berjelben —F Ich würde es um ſo weniger verſtehen, als Meine 
Geſinnung und Mein Wort dafür bürgen, daß die Mittel, welche Ich zum 
Schutze des Rechts und der Ehre des Landes fordere, auch dieſem Zwecke 
eniſprechend werden verwandt werben. Jeder Zweifel daran wider— 
fpriht Bem Vertrauen, welches das preußiſche Volk in das 
Vort ſeiner Könige zu ſetzen gewohnt iſt. Ich muß das Haus unter 
mahnender Hinweilung auf ben Ernſi bes Momentes unb auf bie Wichtigfeit 
ber Entſcheibung für die Zufunft des PVaterlandes, zu vertrauensvoller Be: 
rathung der Borlage vom 18. Tec., und im Hinblid auf die unaufhaltſame 
Entwidelung ber Thatſachen, zu befchleunigter Bewilligung ber für bie Er: 
füllung ber Bunbespflichten und für bie Sicherftellung ber Lanbesvertheibigung 
unabweislich woihwendigen Anleihe auffordern.” 

28. Dee. Preußen und Oefterreich beantragen am Bunde, an Dänemarf 
die Aufforderung zu richten, das Grundgefeb vom 18. Nov. für 
Schleswig definitiv mwieber aufzuheben, widrigenfalls ber deutſche 
Bund fi durch eine militärifche Befegung bed Herzogthums Schles⸗ 
wig ein Pfand für bie Erfüllung feiner gerechten Forderung ver: 
ſchaffen würde (f. Deutſchland). 





IT. 
Oeſterreich. 


3. Jan. Der Abg. Schufelfa ladet feine Wähler in Wien zu einer 
Befprehung ein. Der Staatsminifter verbietet die Zufammentunft 
als ungefeklich. 

9, „ Eröffnung fämmtliger Landtage (außer Ungarn, Siebenbürgen, 
Eroatien und Benetien). 

17. „ (Siebenbürgen). Zufammentritt ber ſächſiſchen Nations-Uni: 
verſität. 
23, „ Das neue öſterreichiſche Preßgeſetz wird publicht. 
26. „ (Tyrol). Der Biſchof von Brixen erneuert im Tyroler Land: 
tag den Antrag auf Erhaltung der Glaubenseinheit. 


2. Gebr. (Siebenbürgen). Die ſächſiſche NationssUniverfität Tpricht 
fih in einer Adreſſe an den Kaifer neuerbings für die Reichsein- 
beit und bie Reichsverfaſſung aus. 

9. „ (Galizien). Der Landtag wird in Folge ber polnifchen Wirren 
plöglih verfagt und nicht wieder einberufen. 

15, „ Die öfterreihiiche Preſſe aller Parteien fpricht fih einſtimmig 
gegen bie preußifche Convention mit Rußland und gegen eine Er: 
neuerung ber Allianz mit Preußen und Rußland aus. 

22.“, (Ungarn). Der Judex curiae, Graf Apponyi, ficht fi durch 
bie Immer allgemeiner werdenden Klagen bes ungarifchen Handels: 
ftanbes genöthigt, eine Vertrauens-Commiſſion niederzufeken, um bie 
Trage zu prüfen, ob bie traurigen Erſcheinungen, welche int ber unga⸗ 
rifhen Handelswelt zu Tage treten, wirklic, ihren Grund in ben 1861 
wieber eingeführten ungarifhen Handels⸗ und Wechfelgefehen haben. 

25. „ (Tyrol). Der Landtag nimmt nach einläßlicher ziemlich hef⸗ 
tiger Debatte mit 34 gegen 18 Stimmen ben Antrag bes Bifchofs 
von Briren in ber Olaubenseinheitsfrage an, Se. Maj. ben Kaifer 
zu bitten, er wolle „bei ben eigenthümlichen Verbältnifien Tyrols“ 
an bem Faiferlihen Proteflantens Patente folgende Ahänberungen ge⸗ 
nehmigen:: 
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„1. Ju Tyrol beſteht Teine Pfarrgemeinde ber evangeliſchen Kirche, weder 
augsburgiſchen noch helvetiſchen Bekenntniſſes, und es ſoll auch in Zukunft 
in dieſem Lande feine akatholiſche Gemeinde ober Filiale ſich bilden bürfen. 
2. Die Evangeliſchen, die ſich in Tyrol aufhalten, gehören hinſichtlich ihres 
öffentlichen Sotiesbienfles, Kirchen:, Unterrichts⸗ Wohlthätigkeits-Anſtalten, Stif- 
tungen, Fonds und Bereine, hinſichtlich Gemeindeverſammlungen, Semeinde: 
vertretung unb Presbyterium zu der ihnen am nächiten liegenden Gemeinde 
ihres Bekenntniſſes einer andern üfterreichifchen Provinz. In Tyrol ift ihnen 
nur das Religions⸗Privat-⸗Erercitium geftattet. 3, Das proteftuntifche Bethaus 
in Meran bleibt der Benügung ber bort weilenden Nichtlatholilen als Frivat: 
Oratorium anheimgeſtellt. 4. Akatholiken können in Tyrol unbewegliches Gi: 
genthum erwerben, müſſen jedoch von Fall zu Fall ſich die Erlaubniß durch 
ein Landesgeſetz erwirken.“ Wiiter heißt es in dem Beſchluß: „Ter Landtag 
theilt zwar noch immer bie Ueberzengung, baß bie Ausnahms-Beſtimmungen 
auf Grund bes bisherigen gejehlichen und thatfächlihen Ausnahmszuſtan 
und bes Allerhöchſten Handfchreibens vom 17. Sept. 1859 nad G. 17 ber 
Pandesorbnung zu fanctioniren wären, betritt jedoch, ohne Landesrechte auf: 
zugeben, im pflichtfchulbigften Gehorſam den ihm durch ben alferhöchften Lanb- 
tagsabidhieb vom 13. uni 1861 vorgezeichneten Weg bes S. 19 ber Panbes: 
ordnung, und ftellt biemit die unterthänigfte Bitte, Eure f. F. apoftol. Majeſtät 
wolle dieſen Gegenſtand im Sinne und Wortlaute des erwähnten Landtags: 
abſchiedes burh allerhöhfteigene und unmittelbare Würdigung 
zu erlebigen geruben.“ 


26. Febr. Feier des Jahrestage der Reichsverfaſſung. Diefelbe findet bieß- 
mal in Böhmen ohne Wiberftand, in Galizien nur von Eeite ber 
Ruthenen, in Siebenbürgen nur von Seite ber Sadjfen ftatt. 

28, „ Antwort Oefterreihs auf die Anklage ber preußifchen Gircular: 
Depeihe von 24. Januar, bezüglid der Stellung zu Deutfchland 
(ſ. Deutfchlaub.) 

1. März. (Ungarn). Eine Deputation bes Peſther Handelsſtandes 
rihtet an ben Kaifer das Geſuch um Wieberberftellung der deut⸗ 
fhen allgemeinen Wechjelorbuung und um bie Einführung bee 
beutfchen Handelsgeſetzbuches. 

6. „ (Siebenbürgen). Der fiebenbürgifhe Hofkanzler ermächtigt 
ben Bifhof Schaguna, einen Congreß der Rumänen einzuberufen. 

I, „ (Tyrol). Die Abgeorbueten aus Wälfchtyrol beantragen am 
Landtage die Trennung besfelben in zwei Abtbeilungen, bie eine 
für Deutfch:, die andere für Wälfchtyrol. 

10. „ (Böhmen). Der Landtag verwirft mit 130 gegen 70 Stim: 
men einen Antrag Palacky's und ber czechiſchen Partei auf Reviſion 
bes Landtagetwahlgefehes. 

16. „ (Benetien). In Wien werben Conferenzen mit Bertrauens: 
männern and Benetien zur Berathung eines Landesftatuts eröffnet. 

„» » (Borarliberg). Der Landtag von Vorarlberg ſpricht fich ein: 
flimmig gegen das Jefuitengymnaſium in Feldkirch aus, 

» » (Ungarn) Die Jubercurial-Conferenz in Peſth fehließt, ohne 
dem Begehren bes Handelsſtandes gerecht zu werben, ihre Bera- 
thungen, inbem bes Judex curiae, Graf Apponyi, als Ergebniß der 
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Conferenz conſtatirt, daß die Octroyirung irgend einer geſetzlichen 
Maßregel nicht gewünſcht werde und lediglich die ehebaldigſte Be⸗ 
rufung einer Commiſſion von Richtern in Ausſicht ſtellt, welche die 
einzelnen Artikel des ungariſchen Wechſelrechts revidiren und eine 
entſprechende Vorlage machen ſoll. 

21. März. (Böhmen). Ein Antrag des Abg. Rieger und der czechiſchen 
Partei für Einberufung der Landtage von Ungarn, Croatien, Sie: 
benbürgen und Venetien wirb am böhmiſchen Landtag mit 138 
gegen 63 Stimmen verworfen. 

26. „ (Tyrod. Sämmtlihe auf dem Landtage nicht erfchienene Ab⸗ 
georbnete Wälſchtyrols legen ihr Mandat nieber. 

28. „ (Ungarn). Mehr ale 50 Mitglieber bed Landtags von 1861, 
Magnaten und Abgeorbnete, überreichen dem damaligen Führer der 
Majorität, Franz Deak, ein Landbtagsalbum. Anrede des Baron 
Eötvös, Antwort Deak's. Beide Reben bezeugen, baß bie bama: 
Yige Majorität noch immer auf bemfelben Stanbpunfte fteht und an 
den Gefegen von 1848 noch immer entfchieden feithält. 

„ (Ungarn). Diejenigen Pefther Blätter, weldhe die Reden von 
Estvös und Deaf vom vorhergehenden Tage mittheilen, werben mit 
Beichlag belegt, die Drudereien berfelben verfiegelt. 


29. 


8. April. (Venetien). Schluß der Berathungen ber in Wien ver: 
fammelten Eonferenzen über ein Landesſtatut für Venetien. 

- 4 nn (Mngarn). Der Judex curiae, Graf Apponyi, wird entlaffen 

und Graf Anbrafiy an feine Stelle ernannt. - 
12. „ Oeſterreich unternimmt gemeinfam mit &ranfreih und England 
einen erften Schritt bei Rußland zu Gunften Polens. 

Depeihe des Grafen Rechberg an den öfter. Geſchäftsträger im 

St. Petersburg: „Seit der Nieberfage und Zerfprengung ber ihrer Zahl und 

Organifation nach bebeutendften bewaffneten Banden darf man annehmen, daß 

ber Aufftand in Polen auf weniger ernfthafte Proportionen zurüdgeführt iſi. 

Diefe Thatfache, welche bie ruſſiſche Regierung ber bis bahin auf ihre Würde 

und bie militärifche Ehre zu nehmenden Rüdfichten enthebt, geftattet une 

beute, Ihre Aufmerkfamfeit auf den unbeilvollen Einfluß zu Tenfen, welchen 

bie Unruhen in Polen auf unfere eigenen Provinzen üben. In ber That iſt 

es unmöglidy, baß Galizien nicht von jo beflagenswerthen Ereigniſſen berührt 

werbe, wie fie fi in ber unmittelbaren Nähe feiner Grenzen erfüllen. Es 

find auf biefe Weiſe ber Yaiferlichen Regierung ernfte Berlegenheiten bereitet 

worben, und fie muß deßhalb einen ganz bejonberen Werth darauf Legen, 

beren Wieberverfehr verhütet zu ſehen. Das Petersburger Gabinet wirb obne 

Zweifel ſelbſt die Gefahren der periodijchen Zudungen anerkennen, welche Polen 

in Aufregung bringen, unb es wirb et daß e8 an ber Zeit ift, auf bie 

Mittel ˖Bedacht zu nehmen, ihren baburdy ein Ziel zu feßen, baf man ben 

Rußland unterworfenen polnifchen Provinzen bie Bedingungen eines bauer- 

haften Friedens gewährt. Man würde in biefer Weiſe unbeilvolle Conſequen⸗ 

zen für ganz Europa und für die unmittelbar unter jenen Conflicten leiben- 

ben Länder vermeiden; Conflicte, welche geg dem, den wir eben jetzt zum 

Ausbruch kommen geſehen, die unvermeidliche Wirkung haben, in einer für die 

Cabinette beunruhigenden Art die Öfientlide Meinung aufzuregen, und wohl 
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geeignet find, bebauernswerihe Verwicklungen entfichen zu Leiten. Sie werben, 
Herr Graf, diefe Bemerkungen bem Herrn Vicekanzler in ber freundſchaft⸗ 
lichſten Zorm vorlegen und uns in Kenntniß ſetzen, welde Aufnahme bie: 
felden gefunden haben.“ 


X. April. (Siebenbärgen.) Gröffnung bes Runänencongrefles in 


2. 


Hermannſtadt. 

„EGSiebenbürgen.) Ein kaiſ. Decret beruft ben Landtag von 
Siebenbürgen auf ben 1. Juli nach Hermannſtadt und erläßt für 
denſelben eine proviforifche Geſchäftsordnung. Demfelben follen 
namentlih auch Gefeßesentwürfe über bie Durdführung der Gleich: 
berechtigung ber rumäniſchen Nation und ihrer Geonfeffonen, über 
den Gebrauch ber brei Ianbesühlihen Spradhen im öffentlichen amt: 
Iihen Verkehr und über die endgültige Regelung der Art unb 
Weiſe ber Entfendung ber Abgeordneten Siebenbürgens in ben 
Reichsrath vorgelegt werben. 


3. Mai. Frhr. v. Helfert wirb feiner bisherigen Stellung ale Unter: 


" 
4, 


11. 


12, 


ftaatöfecretär des Unterrichts entlaffen. 
(Siebenbürgen.) Erlaß einer Amneftie für Siebenbürgen. 


» (Siebenbürgen) Der Kaifer empfängt eine vom Bifchof 
Schagunga geführte Deputation und nimmt bie Adreffe bes rumä⸗ 
niſchen Congreſſes entgegen. Der Congreß ſpricht ſich darin für 
das Diplom von 1861 und für bie Reichsverfaſſung vom 26. Ye: 
bruar aus: 
‚„Diefe allergnädigfte kaiſerl. Entſchließung (vom 18. October 1861) wirb 
von unferer Nation als ein Document verehrt werben, mit welchem eine 
neue, feit lange erfehnte Epoche im politiichen Leben ber Rumänen Sieben: 
bürgens zu beginmen Bat; als Schlüffel, welcher die Pforten bes Gebäudes 
des flaatlihen Syſtems bem Groffürfientyum Siebenbürgen eröffnen foll, 
buch welche auch bie Rumänen als politifche Nation eintreten in das Gon- 
cert jener Nationen, bie noch allein jenes Gebäude mit Ausfchliekung ber 
rumänischen Nation bewohnen. .. Die Rumänen wünfchen ſehnlichſt das 
Kommen ber conftitutionellen Gelegenheit bes fiebenbürgifchen Landtags herbei, 
wo fie, erhoben in ben lange verbienten Stanb einer politiſchen Nation, 
mitwirfenb mit vereinbarten Kräften an ber Berwirflihung bes conititu: 
ttonellen Principe, an ber Reicheeinheit, für voelche bie ſehr getreue rumäniſche 
Nation auch ſchon in ben Jahren 1843 und 1849 in ihren Natimalver: 
fammlungen aus eigenem Antriebe zur Befeftigung bes Thrones Ew. Maj., 
zur Eonfolidirung bes Kuiferreihe, zur Begründung der öffentlichen Rube, 
zur DBefriebigung ber verfdhiebenen Volker unter bem milden und väterlichen 
Scepter Ew. Mai. eingeftanden ift, von neuem ihre Anhänglidhfeit an bie 
von Ew. Maj. fanctionirten conftitutioneflen mftitutionen beweifen können.” 
» Das Finanzminifterium begibt AO Mil. Loofe von 1860 an , 
das Haus Rothſchild. 
„» Das Minifterium fordert ben evangel, Oberlirdhenratb auf, 
mit Energie bie Borbereitungen zur Einberufung ber evang. Synode 
zu treffen, damit diefe ben 3. ober 4. Auguſt eröffnet werben Törme. 
»  (Tyrol.) Intoleranter Hirtenbrief des Fürftdifhofs von Trient, 


bezüglich ber Säculasfeier bes borligen Goncild: Nachdem Martin 


‚3% Hchrrreih. 


Luther, um feine Teivenfchaften zu befriedigen, bie Fahne ber Em: 

pörung gegen bie Kirche Jeſu Ehrifti erhoben Hatte, ſchaarten fich 

um ihn bald die vermworfenftien Menfchen von ganz Europa sc. ꝛc.“ 
— Mai, Der evang. Oberkirchenrath trifft endlich die Morbereitungen, 
um bie Generalfynobe auf ben 4. Oct. einzuberufen. Sie findet trotz⸗ 
dem bis Ende December nicht ftatt. 
Unterhandlungen zwiſchen England, Frankreich und Defterreich 
über einen zweiten Schritt gegen ‚Rußland zu Gunſten Polens. 
Deſterreich fchlägt ben beiden Weſtmächten 6 beftimamt formulirte 
Forderungen vor, über die es Binauszugehen feinerfeits nicht im 
Halle ſei. 


— Juni, (Böhmen) Die Czechenführer Palady und Rieger erflären 
fi für die Ruſſen und gegen den polnifhhen Aufftand. 
— „Beſuch bes Herzogs von Coburg in Wien. 
15. „  (GSiebenbürgen.) Kaiferliches Reſeript an ben am 1. Juli 
zufammentretenden Siebenbürgifchen Landtag: 

„... Außer ben im Art. 2 Unſeres Faijerl. Diploms vom 20. Oct. 1860 
bezeichneten gemeinfamen Angelegenheiten der Gefebgebung, worüber auch bie 
Vertreter Unſeres geliebten Gen fürftentbums Siebenbürgen in Gemeinfchaft 
‚mit ben übrigen Vertretern bes Geſammtreichs zu berathen Haben werben, 
ſollen aber alle anderen Gegenftände ber Geſetzgebung verialjungsmäßig in 
unb mit ben betreffenden Lanbtagen der einzelnen Königreiche und Länder, 
und Zwar in Unferem &tobfürftentäum Siebenbürgen im Sinne feiner früheren 
Verfaffung erledigt werben. Allein nebft noch vielen andern ift namentlich 
jener Theil ber alten Berfaflung bes Großfürſtenthums Siebenbürgen, weldyer 
fih auf bie Zuſammenſetzung bes Landtags bezieht, In Folge ber Aufhebung 
ber Eremtionsftellung bes Abels, ber Frohnen und bäuerlichen Leiflungen, 
unb ber eilftellung gleicher bürgerlicher Pflichten und Rechte für alle Claſſen 
der Bewohner bed Landes fo weſentlich verändert worden, daß ein auf ber 
Grundlage des Art. 14 vom Jahr 1790-1791 einberufener Landtag, wodurch 
ber größte Theil bes Volles von ber Ausübung politifcher Rechte ausgeſchloſſen 
worben wäre, ben wahren Lanbesinterefien entgegen, nicht als eine folche 
wirkliche Vertretung der gefammten Bevölkerung bes Landes, ohne Unterjchieb 
ber Geburt, bes Standes, ber Nationalität und Religion, angeleben werben 
fönnte und würde, welcher bas umnerläßliche moraliſche Anſehen innemobnt, 
um fowohl bie inneren Angelegenheiten Siebenbürgens zur Beiriebigung aller 
basjelbe bewohnenden Vollsftämme zu Löfen, als auch Unfere wiederholt aus- 
gefprochene landesväterliche Abſicht bezüglich feiner flantsrechtlichen Verhältniſſe 
zur Geſammtmonarchie zur Ausführung zu bringen. Da bie im Sabre 18483 
beichlofjene Union bes Großfürſtenthums Siebenbürgen mit Ungarn mit voller 

Geſetzeskraft niemals zu Stande gelommen und auch factifch ſogleich aus: 
einander gefallen ift, fo Haben wir Uns bereits in Unſern Entſchließungen 
vom 20. Oct. 1860 bewogen gefunden, biefelbe unberührt zu laffen, unb nur 
bie Wieberherftellung ber fiebenbürgiichen Kanbesvertretung zu Befehlen. In 
Germangelung einer anbern geſetzlichen und anwendbaren (Brunblage war es 

' eime gebieteriſche Regentenpflicht, für den auf ben 1. Juli b. &. in Unferer 
:- L Freiſtaht Sermannabt einberufenen Landtag eine proviſoriſche Landtags⸗ 
ordnung zu erlaſſen, unb bie Wahlen ber Ubgenvimeten für denſelben nach 

ben Beſtimmungen biefer Landtaggordnung vornehmen zu Jallen. Nachdem 
Rir feit bem Antritte Unſerer en un erften Male bie Vertreter 
Unſetes gelichieu Großfürftenthume Sichenhärgen Ianbtägi verſammelt 


Denker forreihen Anbentent men entſprechen, daß Wir dem PVeifpiele Unſerer 

tgänger glorreichen Anbenlens folgend: alle umb die einzelmen im allge: 
meinen und bejonbern in ihren Rechten, Geſetzen, Privilegien, Immunitäten 
und Befreiungen, welche nämlich diefem Unferm Großfürſtenthume tebenblürgen 
von weiland Sr. Maj. bem hödfifeligen Kaif. Leopold I., fei wsbiplomatiich, fei 
es busch andere biefem Diplome nad (gende Entichliehungen und Befätigun 
gewährt und verliehen, und auch buch bie Nuchfolger desſelben gforzeißen 
Andenlens, Unjere Vorgänger, befräftiget wurden, in der Art und Weiſe wie 
bieß zulegt buch Se. Maj. Unfern Allerdurchlauchtigſten Herrn Obeim, Kaifer 
werdinanb I., als König von Ungarn und Böhmen dieſes Namens ben Fünf: 
ten, mittelſt eines feterlichen Diplomes, in welches ber Wortlaut bes Leopol⸗ 
binifchen Tiplomes aufgenommen wurbe, flattgefunden bat, nicht nur gnäbig 
beflätigen, ſondern auch ver verfichern, biefelben ungeänbert aufrecht zu balten und 
bas einzelne gütig Verſprochene auch in Wirklichkeit zu vollführen, Allein ba 
eben auch jebes materielle Geſetz nach ben forderungen ber mit ber Seit 
wechſelnden politifchen und nationalen Intereſſen ber Staaten und Völker 
naturgemäß manchen allmahlichen progreffiven Aenberungen unterworfen ift, 
ſo find aud in Siebenbürgen bie durch Uns wieberbolt bekräftigte und zur 
Geltung gebrachte bürgerliche und politifche Gleichberechtigung aller Bevölle⸗ 
tungsflafjen ohne Unterſchied ber Nationalität und Religion, fowie bie allge: 
meine Wehr⸗ unb Steuerpflicht ſolche werthvolle Thatſachen, welche berechtigte 
wirkliche Intereſſen geichalien haben, und viele Beſtimmungen bes burd Uns 
bezogenen Leopoldinifchen Diplomes unb ber barauf geiolgten Entichließungen 
und Beſtätigungen als nicht mehr ausführbar erfcheinen laſſen. Hiezu fommt 
no, daß Bir, in ber Erwägung, daß im Angefichte ber Concentrirung ber 
Staatsgewalt in allen Ländern Europa’s bei den höchſten Aufgaben bie gemein: 
ame Behandlung für bie Machtſtellung ber Monarchie ein Gebot unabweis⸗ 
licher Nothwendigkeit geworben iſt, bie Anfprüdhe ber einzelnen Länder mit 
dieſem Gebote politijcher Nothwendigkeit —— das hochwichtige Recht 
der Theifnahme an ber Defebgebung | in gemelnſchaftlichen Angelegenheiten auf 
die Geſammtheit ber Yänber und Völker Unſeres Reiches übertragen haben. 
Bir können baber bas Herfommen in Betrefi bes Leopoldiniihen Diploms 
nicht beobachten, weil bie Ausführung fo vieler Beſtimmungen besfelben that: 
jählih unmöglich geworben iſt, und e3 mit ber Gerechtigkeit und Unſerem 
Gewiljen unvereinbarlich ift, etwas thatfächlich unmöglich gewordenes zu be 
Hätigen. Indeſſen wollen wir nach jener Zuneigung, von welcher Wir für end 
fieben Getreuen unb das ganze Uns tbeure Großfürſtenthum GStebenbürgen 
geleitet werben, zus eswünfchten Beruhigung bed Lanbes offen anerkennen 
und hiemit feierlih erflären: daß wenn ber innere Raatsrehtlihe Aufbau 
Unferes geliebten Großfürſenthums Siebenbürgen und feine Beziehung zu - 
Unferem Gejammtreihe hinſichtlich ber enbgültigen Feſtſtellung ber Art unb 
Teife ber Entſendung ber Abgeorbneten Siebenbürgens zum Reichsrathe ver: 
faſſungsmaßig um Vereine mit euch Lieben Getreuen zu Stande gebracht fein 
wird, es rem landesvaterlichen Herzen zur Befriebigung gereichen werde, 
auf eure allfälligen Wünfche und Bitten hierüber ein feterlihe® Diplom aus: 
wjeztigen, wel auch durch Unfere Nadielger jeberzeit dor ber Ablegung 

des Homagiums zu beflätigen fein wirb. . 

18. Imi. Eröffnung bes Reichéraths bare den Erzh. Karl Ludwig im 

Namen bes Kaifers: | 


. Mit Befriedigung Fünnen wir auf bie in ungeflörtem Wechſel fich 
heilſcwi "ergänzende Thatigleit ber £ unb ber Veriretung bed Meiches 
bliden. Ste führt uns ın lebendvoller —* dem Gedemnlen entgegen, ber 
unſeren Stoatsgrunbgelegen innewohnt, in der nothwendigen Einheit bes 
Ganzen bie moͤglichſt freie und kelbänbige Dewegung feiner Theile zu be: 
wahren, Nadpem bucd) bes Inf, Kelcim ——— 30. auch ber 
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Beſterreich. 


Landtag bes Großfürſtenthums Siebenbürgen einberufen worden iſt, findet 
ſich unter den Königreichen und Ländern, welche Oeſterreichs Scepter wer: 
einigt, keines mehr, dem nicht die Bahn zur Theilnahme an den Berathungen 
ber gemeinſamen Angelegenheiten eröffnet wäre, welche durch das Diplom vom 
20. October 1860 und das Patent vom 26. Februar 1861 der Reichsvertre⸗ 
tung vorbehalten find. Laſſen Sie uns hoffen, daß jene Ueberzeugungen über 
die Mittel und Wege zu dem von Allen ſehnlichſt gewünſchten Ziele, von 
welchem jüngft ein loyaler Ausdruck von ben fernen Grenzen bes Reiches an 
die Stufen bes Thrones gelangt iſt, mit fiegreicher Kraft fih weiter und 
weiter verbreiten und zum allgemeinen Seile fich betbätigen werben. 1leber- 
ſchauen wir bie Verhältniffe, bes Kaiferftaates, fo werben wir uns ermutbigt 
fühlen, mit Zuverficht an bem begonnenen Werke auszuharren und vertrauen: 
voll ben fommenben Zeiten entgegen zu geben. Unter ben Segnungen eines 
ungeftörten Friebens bat ber Reichsrath feine erfte Seſſion geſchloſſen; fie 
beglüden uns beim Beginne ber zweiten unb es wirb fortan ber Wunfch amd 
ba® Ziel der eifrigiten Bemühungen der Regierung Sr. Mai. fein, fie ferner 
ungetrübt bewahren zu Tönnen. Gefichert und geſchirmt durch freibeitliche 
Anftitutionen fehen wir auf allen Gebieten des geifiigen und materiellen Le⸗ 
bens eine rege Thätigfeit ſich entfalten, des Reiches Kräfte in rafcherer Ent: 
wicklung begriffen, fein Anfeben und feine Machtſtellung fi mehr unb mehr 
befeftigen. Faſſen wir bie Lage ber Finanzen in’s Auge, fo zeigt fie uns 
befriebigenbe Fortſchritte auf jener Bahn, welche zum Zwede ihrer vollftän- 
bigen Regelung eingefchlagen worden tft... . Se. E. k. apoftolifhe Majeſtät 
wünſchen und eriarten, baß bie Yinanzvorlagen, fobald fie an bas Haus ber 
Abgeorbnneten gelangen, geprüft und in vorbereitenber Weife berathen werben, 
indem bis zu dem Zeitpunkte, mit welchem bie Beſchlußfaſſung eintreten Kann, 
bie Theilnahme ber Abgeordneten bes Großfürſtenthum Siebenbürgen ar ben 
Berathungen bes Reichsraths in biefer Seſſion ſich gewärtigen läßt.“ 


18. Juni. Zweiter gemeinſamer Schritt Englands, Frankreichs und Oeſter⸗ 
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reichs gegenüber Rußland zu Gunſten Polens. 

Oeſterr. Depeſche: „.. Wir find auf dieſe Weiſe in natürlicher Folge dazu 
veranlaßt worden, im Einvernehmen mit den Cabinetten von London und Paris 
bie Erklärung des ruſſiſchen Hofes zu prüfen. Sie erſchienen uns als ben Er⸗ 
wartungen entſprechend, welche wir von ber Weisheit und ben freifinnigen 
Abfichten bes Kaifers Alerander hegten. Das Cabinet von St. Petersburg felbit 
fhien in ber That den Wunſch an ben Tag gu legen, in einen Austauſch 
von ‘been über bie zur Erreihung bes gemeinfamen Zieles unferer Wünſche 
geeignietfien Mittel einzugeben. Tefterreich, Frankreich und England Haben 
fih fomit gewiffermaßen aufgefordert gefunden, ihre Anfichten in eine beſtimm⸗ 
tere Form zu bringen unb barüber freunbfchaftliche Grörterungen mit ber 
zuffi Regierung zu pflegen. Befeelt von dem Geiſte ber Verſöhnung. 
welcher unferen erften Schritt geleitet hatte, haben wir nicht gezögert, ben 
uns angezeigten Weg zu verfolgen. Wir haben bemaufolge nad ben De: 


"dingungen geforicht, durch welche bein Königreiche Polen Ruhe unb Frieden 


wiebergegeben werben könnten, und find bahin gelangt, biefe Bedingungen in 
ben folgenden ſechs Punkten zuſammenzufaſſen, welche wir ber ägune 


‚bes Gabinetes von St, Petersburg empfehlen. „I. Vollſtäͤndige und allgemein: 


Amneftie. II. Nationale Vertretung , welche an ber Gejebgebung bes Tanbei 
theilnimmt und wirkſame Mittel ber Controle befikt. III. Ernennung vor 


Polen zu ben dffentlicden Wemtern in folder Weile, baß eine befonbere natio 


nale und bem Lande Vertrauen einflößende Abminifiration gebildet werde 
IV. Volle und gänzliche Gewiflensfreiheit und Aufbebung ber bie Ausübung 
des Tatholifchen Gultus treffenden Befgräntungen. V. Wusichliekender Ge 
brauch der polniſchen Sprache als amtliche Sprache in ber Verwaltung, be 
Juffiz und dem Unterrichtsweien. VE. Einführung eines regelmäßigen zmi 
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gefehlichen Refrutirungsfpfiems. Mehrere von ben Beſimmungen biefes Pro: 
grammes bilden einen Theil bes Entwurfes, welden bas Gabinet von St. 
Petersburg jelbft fsiner Haltung vorgezeichnet hat, andere enthalten Vortheile, 
welche dasfelbe verheißen ober hat hoffen laſſen; feine endlich überfchreitet 
das Map beflen, was bie Verträge zu Gunften ber Polen feltgefeht haben. 
Wir Überlaffen uns baber gern ber Ueberzeugung, baß biefe Borfchläge von 
ben ruſſiſchen Hofe als Grundlagen jenes Austaujche® von Ideen, wozu ber: 
ſelbe fih geneigt gezeigt bat, aufgenommen werben, . .” 

0-29. Juni. (Tyrol). Beier des Jubiläums bes Eoncile von Trient. 
Die Glaubenseinbeitspartei überreicht ber Hifhöflihen Verfammlung 
duch eine Deputation eine Abrefle. 

A. Juni. Der bisherige Präfident des Abg.⸗Hauſes, Brofeflor Haener, 
wird zum Präfidenten bes Unterrichtörathes ernannt. 

4 „ Das Herrenhaus genehmigt die ihm vorgefchlagene Antivorte: 
Arefie faft ohne Discuffion mit allen gegen 3 Stimmen: 


‚Bertrauensvoll der Zukunft ind Auge blidenb, wünſchen wir mit Ew. 
Raj. die Erhaltung bes ungejtörten Friedens, unter befien Segnungen wir 
bie zweite Seffion beginnen. Zwar werfen unbeilvolle Kämpfe in 
Nahbarreiche ihre broßenden Schatten über unfere Grenzen; aber wir ver: 
trauen, bie Regierung Ew. Majeftät werbe tm Berfolge ibres Vorgehens auch 
fernerbin mit Raatsmännifgem Ylide inmitten aller trüben Berwidlungen 
jedem wahrhaft beredhtigten Anſpruche bes nationalen und kirchlichen Lebens, 
jowie den Intereſſen ber Menſchlichkeit ihre thätige Theilnahme wibmen, zus 

eich aber bie Sorge für Erhaltung des uns jo koſtbaren Friedens mit 
ber kraftvollen Wahrung ber Integrität bes Reichs zu vereinen willen. Mit 
warmer Theilnahme begleiten wir bie erfreulichen Fortſchritte ber Verhanblun⸗ 
gen ber Bunbescommmilfton zur Herflelung einer allgemeinen beutfchen Ci⸗ 
vilprozgeBorbnung nod überdies auch darum, weil deren glückliche Erfolge 
bie alten Zunbamente, auf benen Defterreihs Stellung au Deutſchland 
beruht, neu befefligen und bie taujendjährige Verbindung in unaufldslichem 
Qundesverhältnifie ftehenber Länder noch inniger knüpfen. 

5. „ Eine Erklärung von 11 Mitgliedern der czechiſchen Partei, in 
welcher biefelben mit Bezug auf ihre Bedenken gegen bie Compe⸗ 
tenz des Reichsrathes bie Gründe darlegen, weßhalb fie an deſſen 
Sigungen nicht theilnehmen können, wird vom Abg.⸗Hauſe nicht 
anerkannt. — Beginn der Adreßdebatte im Abg.- Haufe, Rebe 
Grocholski's über bie polnifche, Rebe Berger's über die beutfche Frage. 


%. „ Fortſetzung ber Abrebebatte im Ag. Haufe. Trog einer Er: 
länterung des Abg. Groholsfi zu feiner Rebe vom vorigen Tage 
wird ein Amenbement des Abg. Herbit zu dem Paſſus über Polen 
angenommen: 

„Tas Abgeorsnetenhaus erfennt in bem gemeinfamen Vorgehen Oeſter⸗ 
reichs mit England und Frankreich in bem gegenwärtig ganz Europa bewe⸗ 
genben Angelegenheiten bed Königreichs Polen einen Auédruck weifer und 
gerechter Politik nach Außen, unb wenn bie kaiferf. Regierung, unveränberlid 
ſeſthaliend an ber Integrität bes Reiches, für bie Forderungen ber 
Menſchlichkeit und bie gerechten Anfprüche eines ſchwer mißhandelten Rachbar: 
Hammes auf Sicherung feiner nationalen und veligiöfen Bebärfniffe mit an- 
beren Mächten das Wort erhebt, jo wurbe bamit nicht nur ben Sympatbien 
md Wünſchen ber Bewohner Oeſterreichs entiprochen, fonbern es werben auf 
biefem Wege auch die wahren Intereſſen bes Meicdes und ber Weltfrieden ge: 
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orſevrei. 


fdedert. Wir erblicken mit rende hierin einen neuen Beleg, daß bie kaiſerl. 
Regierung ein Syſtem ber äußeren Rolitif angenommen, in welchem nur bie 
Sintereifen ber Voller bes Reiche maßgebend find.” 

Nebe des Grafen Rechberg über die Leitung ber auswärtigen 
Politi. Ein Amendement des Abgeordn. Winterftein bezüglich der 
BZollfrage: 

„Mit nicht minder reger Theilnahme fieht das Abgeordnetenhaus ben Er: 
folgen, jener Bemühungen entgegen, welde bie kaiſerl. Regierung zur Wab: 
rung ber öfterreichifchen Rechte und Intereſſen der Umbildung bes Handels: 
verirags mit den Zollvereinsſtaaten gemibmet bat“ 

und ein Anendement des Abgeorbneten Brinz bezüglich der deut: 
fhen Trage: 

„Mit reger Theilnahme verfolgt das Abgeorbnetenhaus die Bemühungen 
ber kaiſerl. Regierung, die Reform bes beutjchen Bundes zur Wirklichleit zu 
maden, um damit bem innern Bedürfniß eines großen Theils ber dfterrei- 
chiſchen Staatsbürger und ber Machtſtellung des ganzen Reichs gerecht zu 
werden” 

werben verworfen und dagegen der Ausfchußantrag angenomnten: 

„Mit veger Theilnahme verfolgt das Abgeordnetenhaus bie Bemühungen 
ber Faijerl. Regierung, die Berhältniffe bes deutſchen Bundes und 
feiner Zollgebiete in entjprechender Weife fortzubilden, und damit ben 
Anjhauungen eines großen Theils feiner Staatsbürger und der Machtſtellung 
bes ganzen Reiche geredyt zu werden,“ 


27. Zum. Schluß der Adreßdebatte. Der Ag. Schindler bedauert, baß 


das verfprochene Geſetz zur Regelung der confeffionellen Verhält niſſe 
nody nicht vorgelegt fei. Der Stagtsminifter antwortet, eine Com: 
milfion zu Regelung der confeffionellen Verhältniſſe, welche aus 
drei Katholiken und drei Proteftanten unter feinem Vorſitze zuſam⸗ 
mengeſetzt gewefen, fei in ber freifinnigften Weife vorgegangen und 
e8 ſei alle Ausficht vorhanden, daß die Miffton des Biſchofs Feßler 
nah Rond zu einem guten Mefultate führen werde; ber Geſetzes— 
entwurf werde feiner Zeit bem Reichsrathe vorgelegt werben. Der 
Schluß der Adreſſe wird nad bem Antrage des Ausſchuſſes vor: 
genommen: 

„Der erfreuliche Aufſchwung auf bem Gebiete des geiftigen und materiellen 
Lebens unter dem Schirme freiheitlicher Inftitutionen wird feine fruchtbrin⸗ 
genden Rückwirkungen nicht vermiffen Taffen; je mehr diefe mftitutionen fich 
entfalten und einleben, je mehr ihr Geiſt auch die Wirkſamkeit aller Regie— 
rungsorgane durchdringt, defto ficherer werden biefe Rüdiwirtungen fein. Das 
geiftige Leber bedarf aber auch einer meiter fchreitenden Reform bes Unter: 
richts weſens, und das Abg.-Haus Tann nicht unterlaffen, eine den gegen: 
wärtigen politiichen Inftitutionen des Staates entiprediende Regelung bed 
Vereinsrechtes, fowie der VNerhäliniffe der Confeſſionen unter ſich 
und zur Stantsgewalt als eine dringende Nothwendigkeit voranzuftellen. Die 
wirtbihaftlichen Intereſſen erheifchen die endliche Bornahine ber fihon in dei 
abgelaufenen Seffion in Ausjicht geftellten Aenderung ber Zinsgefeßgebung: 
bie Eifenbahnen bedürfen der Ausbehnung unb Bernolllänbigung, dann 
neuer legislativer Beftimmungen, um, ohne ben Unternebmungsgeift zu 1ãh— 
men, bie Vortheile diefer Verkehrsmittel ber Bendlferung ergiebiger zuzumen: 
be, namentlich aber ber Voltönertretung bei ber Errichtung neuer Linien ber 
ihr gebührenden Einfluß zu fihern. Mehr noch als auf anderen Gebieter 
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ber Juſtizgeſehgebung erachtet das Abgeorbneſenhaus Reformen auf jenem 
bes materielles Strafrechts für nothwenbig, unb wern das Auftanbefomı: 
men eines volflänbigen neuen Straigejekes für bie nächhle Zufunit wicht ge: 
wärtigt werben fans, fo ericheinen jene Abänderungen um fo dringlicher, 
weiche alsbalb auch ohne volljtändige Reviſion des Strafgeſetzes ausführbar 
jind, unb allfeitig als ein unabweisliches Bedürfniß anerkannt werben. Auch 
erjordert die Heiligkeit bes Rechts und die Würde feiner Plege eine geänderte 
Stellung ber Ridter, um ihnen ihre volle Unabhängigkeit zu jichern.” 


13. Juli. Antwort Rußlands auf die öfterr. Depefchen der brei Mächte 
bezüglich Polens: Verſuch einer Trennung Defterreih® von ben 
Weſtmächten (f. Rußland). 

15. „ Da bie 11 czechiſchen Mitglieder des Abg.-Hauſes ber Auffor: 
rung zu erfcheinen, nicht entfprodhen haben, fo wirb ihr Mandat 
vom Abg.⸗Hauſe für erloſchen erllärt. 

b. (Siebenbürgen). Eröffnung bes Siebenbürgifchen Landtags 


* 


in Hermannſtadt. Die magyariſchen Mitglieder erſcheinen nicht. 


—⸗ 


li. „ Der Finanzminiſter legt dem Abg.-Hauſe das Budget von Nov. 
1863 bis Ende 1864 vor. 
19. „ Oeſterreich lehnt den Trennungsverſuch Rußlandé in emer Dep. 


nah Paris und Lonbon entſchieden ab: 

„Die Depeſche bes Fürften Gortſchakoff berührt drei Punkte, welche ganz 
beſonders Oeſterreich betreifen, unb über welche bie kaiſerliche Regierung ſich 
mit Entjchiedenbeit ausſprechen muß, bevor jie fih mit den Regierungen von 
England und Frankreich über bie Haltung ind Einvernehmen fept, welche bie 
drei Mächte in Folge der ruffifchen Antworten anzunehmen für gut finden 
werden. Ich will nicht unterfuchen, ob ein geheimer Gebanfe ben Fürſten 
Gortſchakoff beim Schreiben der drei Paſſagen, um welche es ſich banbelt, 
leiten Tonnte. Ich beihränfe mich darauf, zu erfläten, daß biejelben geeignet 
find, ein zweibeutiges Licht auf die Abfichten Oeſterreichs zu werjen und es 
in eine Stellung zu bringen, welche es nicht annehmen könnte. Die brei 
Stellen der rufjiihen Depefchen, welche fofort eine Bemerkung erbeifchen, find 
fofgenbe: 1) jene, wo Fürſt Gortfchafoff anbeutet, daß unfere Depejche vom 
18. Zuni die Weigerung Rußlands, einer Gonferenz beizutreten, vorahne und 
jo zu fagen zum Voraus billige; 2) wo eine Art von Gleichjtelung zwiſchen 
ben polnifhen Provinzen bes öfterreidhiichen Kaiferftaats und bem im allge: 
meinen mit bem Namen bes Königreichs Polen bezeichneten Lande aufgeitellt 
wird; 3) enblich jene, wo bie ruſſiſche Regierung vorſchlägt, ſich mit Oeſter⸗ 
reich und Preußen in’s Ginvernehmen zu jegen, um das Loos ihrer betref: 
enden polnifchen Unterthanen feftzuftellen. Ich erſuche Em, zc., jich gegen 
Ferm Drouyn de Lhuys (Lord Rufjell) fehr beſtimmt auf foldhe Weiſe aus: 
sufprechen, daß fein Zweifel über die Sefinnungen ber kaiſ. Regierung übrig 
bleibe. Was die Konferenz betrifft, fo conitatirt unfere Depeihe vom 18. Juni 
an den Grafen Thun einfach eine Flare Thatfache, indem fie zu verſtehen gibt, 
daß der AZufammentritt derſelben von ber Theilnahme Rußlands abhängt. 
Es ift in ber That Mar, daß man nicht in Gonferenz mit Rußland verhan— 
dein koͤnnte, wenn dieſe Macht e8 ablehnt. Daraus folgt jedoch nicht, daß ein 
jolches Ablehnen von uns gebilligt werde. Ter Vorſchlag einer Konferenz ift 
im Gegentheile nad unſerer Anjicht für die rufjiide Regierung volllommen 
annehmbar. Wir haben übrigens ben Grafen Thum bereits telegraphiſch be⸗ 
auftragt, fi in diefem Sinne auszuſprechen und biefe irrige Auslegung un: 
jerer Depeche zu berichtigen. Mas die Gleichſtellung zwiſchen Galizien und 
dem Königr. Polen anbelangt, jo müjjen wir jebe Injinssation dieſer Art mit 
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Entſchiedenheit zurüdiweilen. Was endlich bie von Nußland vorgeſchlagene 
Form ber Vereinbarung betrifft, jo haben wir bereits im Petersburg erllärt, 
daß das zwifchen ben drei Cabinetten von Wien, London und Paris berge: 
ſtellte Einverſtändniß ein Band zwiſchen benfelben bildet, von welchen Defterreich 
ſich jest nicht Loslöfen kann, um abgejondert mit Rußland zu unterhandeln.” 

22. Zuli. (Siebenbürgen). Die magyarifchen Mitglieder bes Land: 
tage (44 Mitgl. und 7 Regaliften) beurlauben fid) gemeinfhaftlich 
beim Faif. Statthalter, Grafen Erenneville. Baron Kemeny, Graf 
Milo und Bifhof Haynold wollen fi mit einer Denkſchrift nad 
Wien begeben. Zugleich veröffentligen fie eine Erklärung über 
ihren Schritt: 

„Wir find tief durchdrungen von ber hoben Wichtigkeit jener Fragen, 
beren Löfung durch den einberufenen Landtag angebahnt werben jol. Unter 
biejen verdienen vor allen jene befonbere Beachtung, welche bie Feſtſtellung 
ber gegenjeitigen Verhältniſſe der verfchiebenen Nationalitäten bes Baterlarıbes 
behandeln. Wir wünſchen es aufrichtig, daß bie nationale, conjefjionele und 
individuelle Gleichberechtigung aller in unferem Vaterlande wohnenden Na: 
tionalitäten und unter diefen jene der Rumänen verfündigt und gejichert 
werde. Daß dies mit gewiſſenhafter Aufrecäterhaltung ber Einheit und Würde 
bes Baterlanbes und auf gejeßlihem Wege vollzogen werde, wolleh wir um 
fo mehr, weil es unfer höchſter Wunf if, daß bie im Herzen bed Vater: 
lanbes fo lange entbehrte Eintracht bergeftellt, ba ber Wille und die Kräfte 
fämmtlicher Bürger bes Vaterlandes, welcher Spradhe und Eonfeflion fie immer 
angehören mögen, für bie Beförderung bes allgemeinen Wobles "gewonnen 
werden. Wir halten bie oberwähnten wichtigen ®sfungen ohne Aufopferung 
ber verfaflungsmäßigen Freiheit nicht nur für möglich, ſondern wir erachten bie 
Wahrung unterer conftituttonellen Freiheit als das einzige erfolgreiche Mittel, 
mit deffen Anwendung die Löfung und Sicerftellung ber bereit erwähnten 
nationalen und anderer bochwichtiger Fragen erreicht werden fann. Mit ber 
taufendjährigen Baſis unferer Verfaffung find auf bie neueren Zeiten ver: 
ſchiedene SInftitutionen, Rechte und Gefeße überkommen, deren auf geſetzlichem 
Wege zu erfolgenbe Abänderung, Erfeßung durch neue, ober gänzliche Auf: 
bebung zur Nothwendigkeit geworben if. Dies glaubt und weiß Niemand 
befjer als wir; allein wir find eben fo feit überzeugt, daß es das gefährlichſte 
Beginnen wäre, wenn mit ben eine Abünberung erheifchenden Snititutionen, 
Rechten und Gefepen zugleich die Grundfeſten unferer Verfafjung erjchüttert oder 
gar umgeflürzt würben. Diefe Grundlagen bilben die unentbehrlihen Garantien 
eines jeben freien Staates; biefe Grundlagen, und nur bieje find geeignet 
um auf benjelben ba8 Gebäude ber conftitutionellen Freiheit, der nationalen 
confeflionellen und individuellen Gleichberechtigung aufzuführen. Wir be 
traten nur eine Ile Löſung für berechtigt, Nici unb beilfam; zu eine: 
entgegengefeßten Loſung find aber, unferer Weberzeugung nad, weber wir nod 
Andere berechtigt. Wir würden gegen bie Verfaſſung und bie Gefeße unfere: 
Baterlandes fünbigen, wenn wir in einem Landtage unfere Sige einnähmen 
welcher mit weientliher Verletzung unferer Berfaffung zu Stanb 

efommen ift, Über welchen die meiften zur Bertretung berehtigten Körper 
haften unferes Vaterlandes fich in gleidem Sinne geäußert haben. Wi 
würden unjere conftitutionelle Freiheit noch fchwerer verlieben, wenn wir ai 
ber unferer obbegründeten Weberzeugung ſchnurſtracks entgegenftehenden Löfun 
ber objchwebenden ‘ragen uns betheiligten.” 

23, Juli. (Siebenbürgen). Der Siebenbürgifhe Hofkanzler erklär 
durch Zufhrift an den Landtag die Ernennung bes römiſch⸗-kathol 
Biſchofs Haynolb zum Mitgliede bes Landtags als Regalift auf Be 


fehl bes Katfers für erlofchen. 


peſerxecich: 161 


24. Yali. Das Abg.Haus vertagt ſich auf unbeſtinmnte Zeit, nachdem es 


einen Finanzausſchuß eingefeht bat. 


4. Ang. Der Kaifer ladet fämmtliche deutfche Fürſten zu einem Con⸗ 


greffe behufs Berathung ber beutichen Bundesreformfrage nach Frank: 
furt ein (ſ. Deutſchland). 


„„Genetien). SHirtenbrief des Bifchofs von Verona gegen das 


(offizielle) Giornale di Verona. 


9. „ (Siebenbürgen). Ein kaiſerl. Refcript wegen des Austritte 


2, 


der Magyaren ans dem Landtag und Anorbnung von Neumahlen, 
erflärt, daß der Kaifer die „negative Haltung” ber Autgetretenen 
mit am fo größerem Bedauern und Mikfallen bemerft habe, als 
die Gewählten, wenn ihre politifche Weberzeugung ihnen bie Theil: 
nabme verboten, gar Fein Manbat Hätten annehmen jollen. Sollten 
bie Ansgetretenen von neuem gewählt werben, fo werbe von ihrer 
Loyalität erwartet, daß fie ihrer neuerlichen Berufung Folge leiſten, 
eventuell das neue Mandat fogleich ablehnen werben. 

Dritter gemeinfhaftliher Schritt Englands, Frankreichs und 
Defterreih8 gegenüber Rußland zu Gunften Polen: 

„Defterreihifhe Depefche: „Wie ich zu Ihrer Kenntniß gebracht 
habe, bebauert bie kaiſ. Regierung lebhaft, daß Rußland nicht in befriebigenber 
Weiſe auf die Eröffnungen geantwortet bat, welche Defterreih, im Vereine 
mit Sranfrig und Großbritannien, in St. Petersburg gemacht — In 
der That ſtimmt Fürſt Gortſchakoff den als Grundlage der Unterhandlungen 
vorgeſchlagenen ſechs Punkten nur unbeſtimmt bei. Gr beſtreitet bie Zweck⸗ 
maäßigkeit, zu deren ſofortiger Anwendung zu ſchreiten, vor ber völligen 
Wiederherſtellung der materiellen Ordnung. Der Herr Vicekanzler ſcheint zu 
glauben, daß die bloße Beſprechung dieſer Grundlagen die Durchführung der 
zur Wiedereinführung ber Autorität ber Regierung in Polen ergrifienen Maß⸗ 
regeln beeinträchtigen könnte. Die Mitwirkung ber Mächte würde zubem ben 
zu faffenden Beichlüffen das Gepräge einer Einmengung in bie inneren An: 
gelegenheiten Rußlands geben, welche das Cabinet von St. Petersburg nicht 
zugeben möchte. Der ruffiihe Hof verweigert fonach, eine Conferenz der acht 
Mächte anzunehmen, welde bie Wiener Congreßacte unterfertigt haben. In⸗ 
bem das rufliiche Goumernement bie in bien Acte erwähnten allgemeinen 
Grundſaͤtze als außer Betracht ſtehend anfieht, würde baffelbe nur zu einem 
bireeten Einverftänbniffe mit ben Höfen von Defterreih und Preußen einwils 
ligen, wm bie refpective Lage ihrer polnifhen Zeitungen, auf welche fich bie 
Stipulationen von 1815 ausdehnen; mit ben yorberungen ber Gegenwart und 
den Fortfchritten der Zeit in Einklang zu bringen. per Fürſt Gortſchakoff 
hat uns überdieß bemerklich gemacht, daß dieſe Verfahrungsweiſe dem im 
Jahre 1815 eingehaltenen Vorgange eutſprechend wäre. Die kaiſerliche Re⸗ 
gierung muß conſtatiren, daß in der Mehrzahl dieſer Punkte ihre Meinung 
von ber bes ruſſiſchen Gouvernements abweicht. . . . Indem wir fo unfere 
Anfichten bem Sürften Gortſchakoff mittheilen, erübrigt uns, eine gebieterifche 
Pflicht zu erfüllen, nämlich feine ernftefte Aufmerkfamteit auf bie Wichtigkeit 
ber Yage und die Berantwortlichleit zu Ienten, welche biefelbe auf Rußland 
labet. Defterreich, Frankreich und Großbritannien haben bie dringende Noth⸗ 
wenbigfeit a — einer Sachlage ein Enbe zu jepen, welche beklagens⸗ 
werth und voll Gefahren für Europa iſt; fie haben zu gleicher Zeit bie Mittel 
bezeichnet, welche nach ihrem Dafürhalten angewandt werben muͤſſen, um zu 
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biefem Hiele zu gelangen, ımb fie haben ihre - Miitwirfuing angeboten, um 
daſſelbe ficherer zu erreichen. Wenn Rußland nidt alles thut, was von ihm 
abhängt, um bie gemäßigten unb verfühnenden Intentionen ber drei Mächte 
zu unterftügen, wenn es auf ben Weg, welcher ihm buch freundliche Rath- 
khläge angezeigt wird, nicht eingeht, he fett es fi ben jchweren Folgen aus, 
welche bie Verlängerung ber polnischen Wirren nach fich ziehen Tann.“ 

17. Aug. Der Kaifer eröffnet den Kongreß der deutſchen Fürften in 
Tranffurt und legt bemfelden den Entwurf einer Reformacte ber 
deutſchen Bunbesverfaffung vor (ſ. Deutſchland). 

20, „ (Siebenbürgen). Eine kaiſerl. Entſchließung erklärt bie 
Collectiveingabe der nicht in den Landtag eingetretenen magharjchen 
Mitglieder als weder in materieller, noch felbft in formeller Be⸗ 
ziehung zu einer weiteren amtlichen Berhandlung geeignet,, indem 
bie Unterfertiger diefer Eingabe durch ihren verweigerten Eintritt 
in ben Landtag nur mehr als Privatperfonen erfcheinen, folglich 
nicht berufen ſeien, vermeintliche ſtaatsrechtliche Anſprüche des Groß⸗ 
fürſtenthums Siebenbürgen oder einzelner Claſſen ber Bewohner 
berfelben gegenüber der Krone geltend zu machen. 

21. „ (Siebenbürgen). Der Landtag nimmt in britter Leſung eine 
fimmig eine Adreſſe an den Kaifer an, in ber er erMlärt, „die 
weitaus überwiegende neprpei bes Landes lege einen hohen Werth 

. anf die Jahrhunderte lang bewahrte Selbftändigkeit des Landes als 

eines befondern unabhängigen liebes ber ungarifhen Krone und 
könne demnad bie 3848 befchloffene Union in Uebereinftiimmung 
mit der im k. Refcripte enthaltenen Erklärung als wit voller Ge⸗ 
ſetzeskraft zu Stande gelommen nicht betrachten”, bie Erlaſſung einer 
neuen, von dem Wahlgefebe des Jahres 1791 abmeichenden, pro= 
viforifhen Wahlordnung als durh bie Berhältuiffe gerechtfertigt 

. anertennt, endlid über den Austritt ber Magpyaren ein tiefes Be⸗ 
dauern und, obſchon die Vertretung des Landes darin ein Hinder⸗ 
niß für die Aufnahme ihrer Arbeiten nicht erblide, die Hoffnung 
ausfpricht, bag in Folge der Neuwahlen auch die bisher unvertre: 
tenen Bezirke ihre Abgeordneten fenben werben, 

31. „ (Siebenbürgen). Der Landtag nimmt die k. Bropofition, 
betreffend die politifche und religisfe Gleichberechtigung der rumä⸗ 
nifhen Nation und ihrer Eonfeflionen an. 


4. Sept. Schluß bes Fürftencongrefles in. Frankfurt (f. Dtſchld.). Der 
Kaifer kehrt Über Koburg, wo er bie Königin von England befucht, 
nad Wien zurüd, das ihn glänzend empfängt. ine Adreſſe des 

Gemeinderaths der Hauptflabt wird fehr huldvoll entgegen genommen. 

17. „ Das Abg.Haus erklärt die GSefangennehmung des galizifchen 
Abg. Rogawski für nicht gerechtfertigt und fordert die Yreilaffung 
befielben. Der Juftizminifter ertheilt fofort den biesfälligen Befehl 
an das Lemberger Landesgericht, 

3. m Benetien). Nachdem ber Bürftbifchof von Trient ben „Mef- 
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fag. die Roveredo“ für feine Didcefe, der Biſchof von Verona das 
„Siornale di Berona” für bie feinige verboten, unb der Bisthumss 
verweſer von Udine der „Riviita Fi rulana“ ihres „irreligiöfen Ver⸗ 
haltens wegen” eine ernfle Ermahnung gegeben hatte, verbietet ber 
ganze venetianifhe Episcopat (10 Bifhöfe und 1 Bisthiumever: 
verweſer mit dem Patriarchen von Venedig an ber Spike) in einem 
Eollectivpaftoralfchreiben allen ihm unterftehenden Diöcefanen das 
Lefen und Behalten ber drei Zeitungen: „Diefer unferer Macht 
uns bebienend, vermwerfen, verbieten und verbammen wir obige brei 
Zeitungen, fo zwar, daß Alle, welche unferer geiftlichen Pflege unter: 
werfen find, von nun an fie weder leſen noch behalten bArfen, obne 
eine fehwere Sünde zu begeben, und ohne ben von ben Kirchen: 
gefeßen verhängten Strafen zu verfallen.” 

24, Sept. Die Eftenfiihe Brigade wird endlich aufgelöst, Armeebefehl 
Benedeks an dieſelbe. Der Herzog von Modena nimmt Abfchieb 
von ihr. 

N., (Tyrol). Glängende Yubelfeier der 500jährigen Vereinigung 
bes Landes mit Defterreih. Der Kaiſer trifft unerwartet felbft 
in Innsbrud ein. 

30, „ (Siebenbürgen). Der Landtag befchließt einftimmig bie In⸗ 
artitulirung des Octoberbiploms und der ebruarverfaffung in das 
Geſetzbuch bes Großfürſtenthums. 


5. Ott. ine kaiſerliche Botſchaft an den Reichsrath fordert denſelben 
zu Behandlung der Finanzvorlagen auf und ſpricht die Hoffnung 
aus, daß der Abſchluß unter Mitwirkung von Abgeordneten aus 
Siebenbürgen werde erfolgen können. Steuervorlagen bes Finanz⸗ 
miniftere. — Das Abg.:Haus beſchließt, mit der Berathung ber 
Yinanzvorlagen bis zum Eintritt Siebenbürgifcher Abgeordneter zu 
warten. " 

9. „ Artikel der offiz. Wiener Abenbztg. über bie leitenden Grund⸗ 
gedanken ber Öfterr. Hanbelspolitil, Die dfterr. Regierung wäre 
demnach nicht ungeneigt, felbit das Freihanbelsprincip zu aboptiren, 
um die Annahme ihrer Propofitionen an den beutfchen Zollverein 
zu ermöglichen. 

„» „ (Siebenbürgen). Der Landtag befchließt ben Reichsrath zu 
beihiden und bie Wahlen in benfelben. fofort vorzunehmen. Es 
werden 10 Sachen, 13 Rumänen und 3 Magyaren gewählt. 

14. „ (Siebenbürgen). Vertagung bes Landtags. 

» » Das Herrenhaus begrüßt auf Antrag feines Präfldenten bie kaiſ. 
Initiative in der deutfhen NReformfrage mit dreimaligem Hochrufe. 
Im Abg.⸗Hauſe war eine ähnliche Demonftration nit zu Stande 

men. 
11° 
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45, Okt. Die Regierung legt dem Abg.⸗Hauſe bie Forderung eines Ans 
lebens von 96 Mil. ©. vor (33% Mil, zu Dedung des Defi 
cits, 30 Mil. zu Linderung des Notbitands in Ungarn, 12 Mil. 
zu Einziehung von Münze und 20 Mil, zu Einziehung von Sa⸗ 
linenſcheinen). 

20., Der Präſident bes Abg.-Hauſes begrüßt ben Eintritt der Sieben⸗ 
bürgen und erklärt, daß ber Reichsrath damit als weiterer in dem 
Vollgenuß feiner Rechte und Pflichten eingetreten fei. 

21. „ Das Abg.:Haus genehmigt mit Ablehnung des Ausfchußantrags 
nah der Regierungsvorlage das Geſetz wegen Forterhebung ber 
Steuererhöhungen während der Monate November und December 

123863, bis zum Zuſtandekommen des Budgete. 

23, „ Graf Widenburg wird feiner Stelle. als Handelsminiſter enthoben. 

28. „ Das Abg.:Haus befchließt gelegentlih ber Budgeiberathung troß 
bes minifteriellen Widerſpruchs nach dem Untrage des Ausſchuſſes, 
daß e8 die pachtweife Meberlaffung der Strafanftalten an weibliche 
geiftliche Orben als zwediwibrig anerfenne und die Regierung auf: 
forbere, bie dießfalls beftehenden Berträge aufzulöfen, neue Ver— 

| “träge aber in feiner Weiſe abzufchließen. 

— , (Ungarn). Der ungariſche Hoffanzler läßt bei Gelegenheit der 

Berbandlungen des Finanzausfchuffes über die Regierungsferberung 

von 30 Mill. ©. zu Linderung des Notbitandes in Ungarn er: 

Mären, daß er „als Minifter Sr. Maj. ſich in Betreff des in ber 

Verhandlung ftehenden Geſetzes (alfo vor der Hand nidyt allgemein) 

Sr. Maj. und dem Reichsrathe für den Vollzug dieſes Gefeges in 

jener Art für verantwortlidy hält, und erflärt, wie dies dur das 

von Sr. Maj. allerhöchſt fanctionirte Princip der Minifterverant- 
wortlichfeit erforberlih wird.“ 


6. Nov. Das Abg.-Haus bewilligt nad) dem Antrage bed Finanzaus⸗ 
ſchuſſes 20 Mill., ftatt der von ber Regierung geforberten 30 Mill. 
zu Linderung des Nothſtandes in Ungarn. 

„Das Abg.-Haus bewilligt einſtimmig und ohne Discuffion nach 
dem Antrage des Ausfchuffes eine Anleibe von 69, eventuell 
85 Mil. ©. 

17, „ Lebhafte Debatte im Abg.-Hauſe über bie Zuſtände Galiziens. 

418. „ Die Regierung theilt den ſämmtlichen Zollvereinsregierungen den 
Entwurf eines Tarifs im Sinne feiner Vorſchläge vom 10. Juli 
1862 nebft einer erläuternden Denkſchrift mit. 

24, „ (Ungarn). In allen Städten des Landes werden an den 
‚ Straßeneden aufrührerifche Proclamationen eines ſog. Landes⸗Un⸗ 
abBängigkeitsansfchuffes „im Namen des Gouverneurs Ludwig Kof: 
futh” angefchlagen. 

30. Nov. In Folge der durch die ſchleswig-holſteiniſche Frage eingetre- 
tenen Bewegung interpellirt der Abg. Rechbauer im Abg.-Hauſe 


7. 
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ben mit Ausarbeitung eines Bereinsgefehes beauftragten Ausſchuß 
über ben Stand feiner Berathungen. 


1. Dec. Der Gemeinderath von Wien befhließt eine Abrefle für 


»e 


Shleswig:Holftein am ben Kaifer zu richten. 

„ Das Abg.⸗Haus nimmt bie Anträge feines Ausfchufle® bezüg⸗ 
lid) der Bewilligungen für bie Kriegsmarine an und verfagt bems 
nach bie zum Bau von Panzerfregatten geforderten Mittel. 

n Der bisherige Gefandte in Hamburg, Graf Blome, wird abe 
berufen und zum Gefanbten nah Münden ernannt. 

„ Der Wiener Hulfsausſchuß erhält bie Bewilligung von Gelb- 
fammlungen Sir Schleswig-Holftein und richtet eine Adreffe an bas 
Ag. Haus für bie Iegitime Trennung ber Herzogthümer von 
Dänemart. 

„  Defterreih und Preußen erlaffen ibentifhe Noten an bie 
deutſchen Mittel: und Kleinftaaten bezüglich der ſchleswig-holſteiniſchen 
Frage (ſ. Deutſchld.). Rechberg antwortet an demfelben Tage im 
Abg.: Haufe auf bie nterpellation Rechbauers: Defterreih und 
Preußen hätten fid) über diefe Frage vollftändig geeinigt und feien 
entſchloſſen am Lonboner Vertrage feſtzuhalten. Rechbauer, Bring 
und andere deutſche Abgeordnete erklären ſich von ber Antwort bes 
Miniſters ſehr wenig befriedigt. Das Haus ſtreicht im Budget für 
1864 wiederum die Functionszulage für den Botſchafter in Rom. 
Graf Rechberg erklärt, die Regierung bleibe bei ihrem Standpunkte. 
Auch ein Ausfhußantrag auf Veröffentlichung eines äfterr. Blau⸗ 
buhs wird angenommen, obgleid Graf Rechberg erflärt, bag er auf 
biefen Wunſch nicht eingehen könne. 

„Circulardepeſche bes Grafen Rechberg an bie Höfe von Paris, 
London und St. Petersburg über bie ſchleswig-holſteiniſche Frage. 
Graf Rechberg conftatirt darin das eingetretene vollkommene Ein: 
verftänbniß Hi dem Kabinette von Berlin und Spricht die Hoffnung 
beider Regierungen aus, zu einer friedlichen Löſung zu gelangen, 
bebufs welcher fie jedoch der Uinterftübung ber andern Mächte be: 
bürfen, beren Rath in Kopenhagen von Gewicht fei. Dänemark fei 
durch feine Zufagen von 1851|52 gegen Defterreih und Preußen 
ebenfo gebunden, wie bie beiden deutſchen Mächte in Betreff ber 
Erbfolgefrage. Diefe feien bereit, das Princip der Integrität ber- 
bänifhen Monarchie wie im Jahre 1852 zu achten, beftünben 
aber ihrerfeitd auch auf ber Erfüllung ber ihnen gegenüber einges 
gangenen Verpflichtungen. 


- u Der Raifer ertbeilt ber Deputation bes Wiener Gemeinderats 


mit ihrer Adrefle für Schleswig-Holftein einen fehr ungnäbigen 
Deiheib: es wäre beffer, wenn ber Gemeinderath ftatt fi) mit 
Fragen hoher Politik ober mit Gegenſtänden, bie nicht feinem Wir: 


166 


OBeſterreich. 


cungekreiſe angehören, zu beſchäftigen, ſich um die Gemeinbeange⸗ 
legenheiten bekümmerte. 


7. Dec. Oeſterreich und Preußen ſetzen es durch den Druck ihrer iden⸗ 


11. 


17. 


489. 


20, 


28. 


31. 


iifhen Note vom 4. ds. ME. auf bie deutfchen Kleinftanten durch, 
daß die Bunbesverfammlung nicht die „Dccupation” Holfteins, fon- 
bern die „Erecution” gegen Dänemark befchließt (ſ. Deutſchld.) 
„ Das Hanbelsminifterium legt ben Handelskammern ben Ent: 
wurf eines öfterr.sbeutfchen Zolltarifs ver. 
n Das Abg-Haus bewilligt nach lebhafter Debatte das Militär: 
budget nach den Anträgen ber Majorität des Ausſchuſſes mit 123 
MIN. (ftatt 125, wie die Regierung fordert) für bie 1Amonatlidhe 
Periode bis Ende 1864. 
„ Der Ausihuß bes Abg.-Haufes beantragt. auf bie von ber 
Regierung geforderte Kopf: und SKlaffenftener für diefe Finanz: 
periode nicht einzugehen unb legt ein amendirtes Luxusſteuergeſetz 
vor. Der Tinanzminifter zieht in Folge davon jene Vorlage zurüd. 
„  Koyrol.) Die 14 in Folge ber Manbatsniederlegung neu: 
gewählten wälfchtyrolifhen Abgeorbneten zum Landtage Tyrols ge: 
hören wiederum fämmtli der Xrennungspartei an. Wälfch: 
tyrol beharrt bei dem Syſteme paffiven Widerſtandes. 
„ Der Ausfhuß des Abg.-Haufes bringt endlich feinen Entwurf 
eines Gefeges über das Vereins: und Verſammlungsrecht zur Vor: 
Tage. Das Haus vertagt fi bis nach Neujahr. 
„ Defterreich und Preußen tragen am Bunde barauf an; Dänemarf 
zum Widerruf ber neuen Verfaffung vom 18. Nov. aufzufordern, mit 
der Drohung, verneinenden Falles Schleswig als Pfand in Befik 
zu nehmen (f. Deutſchland). 

Oeſterreich trägt am Bunde barauf an, ben Herzog Friedrich 
in Kiel burdh bie Bunbescommiffäre aufzufordern, bie Herzogthlimer 
zu verlafien (f. Deutfchland). 


r 


III. 


Außerdeutſche Staaten. 
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1, Portugal. 


2. Yan. Wieberzufammentritt der Eortee. Die Dep.⸗Kammer wählt 
den minifteriellen Candidaten mit einer Mehrheit von 27 Stimmen 
zu ihrem Präfibenten. 


1. Sehr. Die Dep.=-Kammer nimmt die Antsvortsabrefie mit einer Mehr: 
beit von 26 Stimmen (77 gegen 51) am. 


2, März. Die Dep.⸗Kammer genehmigt bie Abſchaffung ber Majorate 
mit 94 gegen 10 Stimmen. 


21. April. Die Pairslammer tritt mit 53 gegen. 26 St. bem Befchlufie 
ber Dep.⸗Kammer bezüglih ber Majorate bei. 


1. Mai. Eine Dep. des Miniflerpräfidenten Marquis de Loule in⸗ 
firuirt ben portugiefifhen Geſandten in St. Petersburg, die Bes 
mübungen ber Gefandten Frankreichs und Englands zu Gunften 
Polens ſeinerſeits nad Möglichkeit zu unterflügen. 


1. Juli. Schluß der Parlamentefeffion. Thronrede des Könige. 
W. Sept. Die funge Königin wirb von einem Prinzen entbunben. 


2. Spanien. 


‚8. Ian. Adreßdebatte ber Deputirienkammer. Ein Amendement Mon's, 
das einen Tadel des General Prim wegen ſeiner Handlungsweiſe 
in Mexico auczuſprechen ſcheint, wird mit 149 gegen 73 Stimmen 

verworſen. 

13. „ Die Deputirtenfanumer minumt bie niniſterielle Antworidadreſſe 
mit 166 gegen 77 Stimmen an. 

15. „ Spannung mit Frankreich in Folge der Debatten über Merico. 
Das ganze Eabinet gibt feine Entlaffung. Gen. O’Donnell allein 
bleibt und bildet ein neues Minifterium. General Serrano über: 
nimmt ftatt Calderon Collantes das Portefenille des Auswärtigen. 


7. Febr. Vertagung ber Cortes. 
26. „ Das Miniſterium O'Donnell wird entlaſſen. Fibre bes Ca⸗ 
‚binet8 Miraflores. 


21. März. Spanien richtet eine Depefihe an Ruklanbe ; zu Sunften Polens. 


10. April. Wiederzuſammentritt der Cortes. Miraflores legt denſelben 
dag Programm bed Minifteriums vor, Daſſelbezieht bie Vorlagen 
ſeiner Vorgänger bezüglich Verfaſſungsveränderungen zurück. 

23. „ Verurtheilung ber Proteſtanten Matamoras zc. in Granada. 

25, „ Die Dep.sKammer ermächligt nach längerer Debatte das Mint- 
fterium ſchließlich mit großer Majorität zur Forterhebung ber Steuern. 


6. Mai. Vertagung ber Cortes. 

19./29. Mat. Die über bie Proteſtanten in Granada und Malaga ver: 
bhängte Gefängnipftrafe wird von ber Königin in Verbannung gleicher 
Dauer umgewanbelt. 


13. Aug. Die Eortes werben burch F. Decret aufgelöst und Neuwahlen 
angeorbnet. 
20, „ ine minifterielle Verorbnung beſchraͤnkt fehr wefentlih bie Ab⸗ 
Haltung von Wahlverfammlungen. 
- „ Aufftand auf St. Domingo gegen bie Spanier. 
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1. Oet. Die bemocratifge Partei erflärt, daß fie fi ber Theilnahme 
an ben Wahlen enthalten werde und verlangt allgemeines Wahlrecht, 
Preßfreiheit unb Decentralifirung ber Verwaltung. 

18. „ Beſuch ber Kaiferin ber Frangofen am Hofe von Mabrib. 


4. Noo. Eröffnung der neuen Cortes. Thronrebe ber Königin. 

5. „ Die Dep.:Kammer wählt mit 160 gegen 90 Stimmen (Ron) 
ben minifteriellen Candidaten Rios 9 Rofas zum Präfidenten. 

13. „ Ernennung von 48 neuen Senatoren. 


23. Dec. Die Deputirtenlammer genehmigt bie Antwortsabrefle auf bie 
Thronrede wit 141 gegen 75 Stimmen. 





3. England 16 


6. Jan. Confiet zwiſchen dem engliſchen Geſandtene C hriſtie und der 


braſilianiſchen Regierung. 


1. Febr. Zerſtörung des englifhen Gefandfchaftsgebäubes in Jeddo. 


5. 
20, 


21. 


„ Eröffnung der Barla mentsſ efſion. Thronrede ber Königin. 
„ Graf Ruſſel beantwortet im‘ Oberhaufe eine Interpellation 
Lord Ellenboroughs, indem er die ruſſiſche Recrutirung in 
Polen „den unklügſten und ungerechteſten Schritt nennt, denn die 
rufſiſche Regierung hätte thun können und bezüglich der preußif ch⸗ 
ruſſiſchen Convention erklärt, daß, ſeiner Meinung nad) „bie 
preußiſche Regierung ſich an der Unterdrückung des Aufſtandes be- 
theiligte und gewiſſermaſſen eine nachträgliche Verantwortlichkeit für 
die von Rußland ergriffenen Conſcriptionsmaßregeln übernommen 
habe.“ 

„Die engliſche Regierung wird von der franzöſiſchen aufgefor⸗ 
dert, identiſche Noten an Preußen gegen die mit Rußland abge⸗ 
ſchloſſene Convention zu richten. 


2. März. England geht auf den franz. Vorſchlag, bie Spike gemein- 


10, 
11. 


famer Schritte für Polen gegen Preußen zu richten, nicht ein, 
wendet ſich viel mehr direct an Rußland und fordert durch Cir⸗ 
eularbepefche bie Wienercongreß-Mächte zu einem ähnlichen Schritte 
auf. Gegenüber Preußen begnügt es fich vorerſt, eine Abſchrift 
feiner Convention mit Rußland zu verlangen. 

»  Breußen verweigert die von England verlangte Ahfchrift 
feiner Convention mit Rußland. Hr. v. Biemark bezeichnet fie dem 
engl. Geſandten als einen tobten Buchftaben, da bie Snftructionen, 
bie nothiwendig gewefen wären, um fie ins Leben zu führen, nies 
mals ertheilt werden feien. 

„ Vermählung bes Prinzen von Wales mit ber Prinzeffin Ale- 
zandra von Dänemark, Feſtlicher Einzug in London. 

„ England verzichtet darauf, eine Abſchrift ber Convention mit 
Rupland von Preußen zu verlangen, ba fie allem Anſehen nach 
im wefentlichen wirflich ein tobter Buchftabe bleiben zu follen fcheine. 
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13, März. Preußen Ichnt es ab, bie Schritte Englands in St. Peters⸗ 


burg zu Gunften Polens zu unterftüßen. 


6. April. Der britifhe Bevollmächtigte richtet an den Taikum von 


10. 


Japan eine Art Ultimahım. 


„  Erfte, weſentlich identifh lautende Rote ber brei Mädte 
England, Frankreich und Defterreih an Rußland zu 
Ounften Bolens: " 


Englijhe Depeſche: „Z. M. Regierung Hält es für ihre Pflicht, ber 
Regierung Sr. Maj. bes Kaifers von Rußland von neuem das tiefe Interefie 
zu bezeugen, welches fie im Vereine mit bem übrigen Europa an ber Wohl: 
jahrt des Köniiche Polen nimmt. Die fo allgemein für die polniſche Nation 
gehegte Sympathie Dürfte ſchon an und für ih J. M. Regierung rechtfer: 
tigen, wenn jie zu Gunften bes polniihen Stammes an bie ebelberzigen und 
wohlwollenden Gefinnungen St. faiferl, Maj. appellirt, welche in legter Zeit 
buch mannigfache und wichtige Verbejjerungs: nıd Reformmaßregeln einen 
erleuchteten Wunſch tundoethan bat, die Wohlfahrt aller Claſſen re Unter: 
tdanen zu befördern. Aber in Bezug auf das Königreich Polen fühlt Ihrer 
Majeſtät Negierung, daß bie großbritannifche Regierung ein bejonderes 
Recht beſitzt, ihre Anjichten ber Regierung Sr. Tail. Maj. mitzuteilen, 
indem Großbritannien in Gemeinfchaft mit Oefterreih, Frankreich, Treußen, 
Portugal, Spanien und Schweden ben Wiener Vertrag vom Juni 1815 mit: 
unterzeichnet bat und aus biefem Grunde J. M. Regierung berechtigt ift, 
bei jeder Angelegenheit, welche ihr eine Abweichung von ben Beitimmungen 
und Stipulationen jenes Vertrages zu conftituiren fcheint, ins Mittel zu 
treten. Durch ben eriten Artifel jenes Bertrages wurde bas Groſßiherzogthum 
Warſchau zu einem Königreiche Polen erhoben, weldes unter gewiſſen, in 
jenem Mrtifel fpecificirtten Bebingungen mit bem Kaiſerthum Rußland 
unauflöslih verbunden fein follte, und 3. M. Regierung bedauert, fagen zu 
müfjen, da, obgleich die Union bes Königreidhes mit bem Kaijerthume auf 
recht erhalten worden ift, bie Bedingungen, von welchen biefe Union klar und 
deutlich abhängig gemacht worben ijt, von ber rujjiihen Regierung nicht 
erfüllt worden find. Der Kaiſer Alerander ftellte in Ausführung der durch ben 
Wiener Bertrag eingegangenen Verpflichtungen im Königreihe Polen eine 
Rotionalvertretung und nationale Inftitutignen ber, wie de mit ben Stipu: 
lationen des Vertrages im Einklange flanden. J. M. Regierung braucht bier 
nicht auf bie Art umb Weife einzugeben, in welcher jene Arrangements von 
jener Zeit an bis zum Aufftande von 1330 zur praftifden Ausführung ge: 
bracht worden find. Aber nachdem jener Aufſtand durch die Erfolge ber kaiſ. 
Waffen unterbrüdt worben war, wurben jene Arrangements weggefegt und 
eine gänzlich verfchiedene Orbnung ber Dinge auf kaiſ. Autorität bin berges 
fiellt. Jũrſt Gortichafofj folgerte, wie jeine Amtsoorgänger bei früheren Gele: 
genheiten folgerten, daß bie Unterdrüdung jenes Aufruhrs alle im Wiener 


Bertrage in Bezug auf das Königreich Polen eingegangenen Berpflichtungen " 


Ruplands anullire und dem Kaifer von Rufland freie Hand laſſe, mit dem 
Königreiche Polen wie mit einem eroberten Lande zu verfahren und über feine 
Bewohner und feine Inſtitutionen nad) Gutdünken zu verfügen. J. M. Re 
gierung jebod Tann ihre Zuflimmung nicht zu dieſer Doctrin geben. . . ‘Der 
ruſſiſche Herricher beſaß diefes Königreich auf Grund ber feierlichen Stipula⸗ 
tion eines Vertrages, ben er mit Großbritannien, Tefterreich, at 
Treuen, Portugal, Spanien und Schweben eingegangen war, und ber Au 

Rand der Polen konnte ihn ber fo übernommenen Verpflichtungen nicht ent: 
binden, noch auch bie Unterſchriften auslöfchen, durch welche jeine Bevoll⸗ 
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mädstigten jene Verpflichtungen eingegangen waren nnb er felbft fie ratificirt 
hatte. Da fih nun aljo bie Frage erhoben hat, ob bie von Rußland durch 
ben Wiener Vertrag übernommenen Verpflichtungen getreulih in Ausführung 
gebracht worden find ober e8 gegenwärtig werben, jo fühlt fih J. M. Regier 
rung zu ihrem tiefen Bebauern zu ber Erffärung gezwungen, daß biefe Trage 
verneinend beantwortet werben muß. . . Es fpringt in bie Augen, ba, ſelbſi 
wern Polen wieder unterworfen werben fol, die Erinnerung an die Geſchicke 
des Kampfes es noch für, lange Zeit zu einem bitteren Feinde Rußlands und 
zu einer Duelle ber Schwäde und Gefahr maden wird, ftatt daß es ein 
Element ber Sicherheit und der Stärke abgeben fol. J. M. Regierung richtet 
daher an bie ruſſiſche Regierung das ernſtlichſte Erſuchen, allen den vorſtehen⸗ 
den Betrachtungen ihre ungetheilteſte Aufmerkſamkeit zuzuwenden; und Ihrer 
Maj. Regierung erlaubt ſich überdies, der kaiſerl. Regierung zu bedenken 
zu geben, daß, auch abgeſehen von Vertragsveypflichtungen, Rußland 
als ein Glied der europäifen Staatenfamilie Rückſichten gegen andere Na⸗ 
tionen zu nehmen bat. Die Zuftände, wie fie nun ſchon feit einer langen 
Reihe von Jahren in Polen eriftirt haben, find nit allein für Rußland, 
fondern auch für den allgemeinen europäifchen Trieben eine Quelle der Se: 
fahr. Die Ruheſtörungen, welche fortwährend unter ben polniſchen Unterthauen 
St. kaiſ. Maj. ausbrechen, rufen in nothwenbiger Folge eine ernfte Aufregung 
ber Gemüther in anderen Ländern Europa's hervor, welche ihren Regierungen 
nur vielfache Beſorgniſſe einflößen farm, und bie möglihen Falles Ver⸗ 
widelungen ber ernfteften Art herbeiführen dürfte. J. M. Regierung begt 
daher bie tiefgefühlteite Hoffnung, es werbe die ruffifche Regierung biefe An- 
gelegenheiten in einer folchen Weiſe ordnen, baß dem polnifchen Volke ber 
Friede wiebergejchenkt und auf bauernder Grundlage befeftigt werben möge.” 
13. April, Der Kriegsminifter Sir George Lewis }. 
vn: England fordert die Regierungen ber verſchiedenen Staaten 
Europa’ neuerdings auf, bie Schritte ber brei Mächte in St. Pe⸗ 
teröburg zu Gunſten Polens zu unterftügen. 
24, „ England erflärt bie von Rußland ertheilte Amneftie für 
ungenügend. 


8 Mai. Graf Ruffel erklärt im Oberhauſe, er wolle nicht, daß man 
bie von ben Mächten erhobenen Vorftellungen zu Gunften Bolens 
‚und den guten Erfolg, ben fie haben Lönnten, in zu vofiger Farbe 
fehen möge; England werbe weber das Schwert zu Gunften Polens 
ziehen, noch etwas Anderes thun, als an die ruffiihe Regierung 
Borftelungen richten, welche Englands würbig feiern, zumal ba Eng⸗ 
land hierin von Frankreich und Defterreich unterſtützt werde. Er 
verlangt vom Haufe, Bertrauen zur Regierung zu haben, weldye 
bas befte und praktiſchſte thun werde, nit an ber Macht ber 
öffentlihden Meinung zu zweifeln, ber felbit ber Czar Rechnung 

» tragen müſſe und zu hoffen, daß die göttliche und menſchliche Ge⸗ 
rechtigfeit nicht zugeben mwerbe, baß eine folche Unterbrädung noch 
lange ungeftraft bleibe. 

412. „ Lord Palmerſton erflärt im Unterbaufe gelegentlid einer Debatte 
über Rom und Neapel, daß bie Stabt Rom zur Zeit von einer 
frauzoͤſiſchen Garnifon regiert werde, dag bie Autorität bes Papſtes 
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null und berfelße nur cine Puppe in ber Hanb der Franzoſen fei, 
die daher für alles verantwortlich feien, was dort geſchehe. 

5, Mai, Lord Palmerfton erklärt fih im Unterhaufe für die Korderung 
bes Sultans bezüglich de8 Suezeanals. 

16. „ Erfte Eonferenz der drei Schutzmächte Griechenlands zu Lon: 
don: ber griechiſche Thron wirb für erledigt erklärt. 

528. Mai. Diplomatifche Korrefpondenz zwiſchen Graf Ruffel und dem 
brafilianifhen Geſandten. Der Iegtere fordert ſchließlich 
feine Bäffe. 


d. Juni. Dritte Conferenz ber. griehifhen Schutzmächte zu London: 
Feſtſtellung der Bedingungen, unter welden Prinz Wilhelm von 
Dänemark als König.von Griechenland anerkannt wird. 

16. „ Die japanifche Regierung bat bie von England für deu Mord 
Richardſon's verlangte Entſchädigungsſumme bezahlt, verweigert da⸗ 
gegen die Auslieferung ber Mörder, unter dem Vorwande, daß fie 
verfelben nicht habhaft werben könne. 

17.—18, Juni. England, Frankreich und Oefterreich richten zum zweiten: 
mal weſentlich gleihlautendbe Noten an Rußland, nachdem 
fie fig in Folge längerer Unterbanblungen über ſechs Punkte ale 
Baſis der Unterhandlungen auf einer onferenz der act Mächte, 
welhe ben Wiener Vertrag unterzeichnet haben, geeinigt hatten, 
welchen Punkten England feinerfeitS nody die Forderung ber Pro⸗ 
clamation eines proviſoriſchen Waffenſtillſtandes beifügt. 


Eugliſche Depeſche: ... Die Regierung J. Maj. wünſcht nicht, 
eine fruchtloſe Discuſſion fortzufeßen. Ich werde aljo über jebe auf meine 
vorhergegangene Depeiche” bezügliche Controverſe hinweggehen; ich werbe es 
ruht unternehmen, in biefer gegenwärtigen Mittheilung ben genauen Sinn 
bes Artilels im Wiener Bertrage zu beflimmen, ber Polen betrifit. Die Re: 

ung J. Mai. wünſcht mit dem Kaifer von Rußland eine praftijche column 
Hi eine ſehr fäpiwierige und hoͤchſt wichtige Aufgabe zu finden. i 
feine leichte Sache, das verlorene Bertrauen und ben Frieden, ber gegenwärtig 
ven allen Seiten gebrochen ift, wieder herzuftellen. Die Regierung J. Mai. 
wärbe fich eines großen Dunieis für — halten, wenn fie das Vertrauen 
ausſprache, daß vage Erklärungen, wohlwollende Abſichten, r jelöft die Aus: 
führung einiger weifen — auf den Geiſt der Polen eine genügende Wir⸗ 
fung zur Rüdführung bes Friedens und bes Gehorſams üben würden. Unter 
ben gegenwärtigen Umflänben glaubt bie Regierung J. M., daß man nichts⸗ 
beftoweniger ba® folgende Project von Mafnahmen als Bafıs ber Pacification 
annehmen mäfle: (Folgen bie ſechs Punkte. |. Defterreich.) Diefe ſecho Punkte 
5 dazu dienen, auf Maßnahmen zu führen, die nach einer ruhigen und 
fſenden Berathung getroffen werben ſollen. Aber es iſt ſchwer, ja 

am lich, Ya nöthige Vertrauen unb bie nothige Ruhe zu gewinnen, 

1 lange die Leidenſchaften von Tag zu Tag ſich ſteigern, der Haß — wird, 
und der Entſchluß, zu fgen oder zu fierben, ſich mit einer mehr und mehr 
ernflichen Hartnidigfeit beftärlt...... Das Erfte, was zu thun if, ift nach ber 
Reinung ber Regierung I. M. eine Einftellung ber Feinbfeligkeiteneherzuftellen. 
Die Einftelung könnte im Namen ber Menfchlichkeit durch eine Proclama- 
tion des Kaiſers von Rußland, ohne feiner Würde dadurch Abbruch zu thun, 
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—— werben. Die Polen hätten gang watürlid an bee Wohlthat 

biefes Aftes nur Theil, wenn fie ſelbſt fich der Feindſeligkeiten jeder Art wäh: 
end ber Einftellung ber Feindſeligkeiten enthalten würden. Wäre einmal bie 
Ruhe momehtan bergeflellt, fo müßte man dann bie Mächte zu Rathe ziehen, 
welche ben Wiener Vertrag umterzeichnet haben. Preußen, Spanien, Schwe: 
ben und Portugal müßten darum gefragt werben, was nach ihrer Meinung 
dem Bertrage Wirkſamkeit gäbe, bei welchen biefe Mächte contrabirenbe Par: 
teien waren. Die Vorſchläge J. Maj. gehen nun auf Folgendes: 1) Annahme ber 
ſechs erwähnten Punfte als Bafis der Unterbandblungen; 2) ein proviforijcher 
Waffenſtillſtand fol von, dem Kaijer von Rußland proclamirt werden; 3) eine 
Eonferenz der acht Mächte, welche ben Wiener Vertrag unterzeichnet haben... .” 

18: Juni, Schiedsſpruch des Königs Leopold von Belgien in dem englifch: 
braſiliſchen Conflict. 

26. „ Protokoll der 3 Schutzmächte bezüglich der Vereinigung ber jo: 
nifhen Infeln mit Griechenland. 


13. Juli. Graf Ruſſel ſpricht fih im Oberhaufe nochmals gegen einen 
Krieg mit Rußland aus. ' 
28. „ Schluß der Parlament3:Seffion. 


6. Aug. Der Lorb = Obercommiffär ber joniſchen Infeln ver 
fügt die Auflöfung des jonifhen Parlaments und orbnet Neuwahlen 
an, um ber Vereinigung ber Inſeln mit Griechenland beizuftinmen. 

3,, 11., 12. Aug. England, Frankreich und Defterreidh rich: 
ten in Folge ber unbefriedigenden Antwort Rußlands auf den zweiten 
Schritt derfelben zum brittenmal mefentlih gleichlautende De⸗ 
pefhen an Rußland zu Gunften Polens. 

Englifhe Depeſche: „. . . Die ruffifcde Antwort iſt weit entfernt, 
auf bie Borftelung, welche J. Maj. Regierung im Verein mit Frankreich 
und Defterreih an bas Eabinet von St. Plersburg gerichtet hatte, eine be: 
friedigenbe Antwort zu eribeilen. Die Depeſche fagt zwar im Begien: „bas 
Taiferliche Cabinet laſſe das Princip gelten, daB jebe Macht, bie einen Ber: 
trag unterzeichnet, bas Recht befikt, ben Sinn besfelben von ihrem eigenen 
Geſichtspunkt auszulegen, vorausgefegt, daß bie Auslegung fich innerhalb ber 
Grenzen des Sinnes hält, ben ed möglich tft, bem Bertrag nad bem Wort: 
laute felber beizulegen.” Fürft Gortichafoff fügt binzu: „Kraft biefes Prin- 
cip8 beftreitet das kaiſerliche Cabinet jenes Recht Feiner der acht Mächte, bie 
ber Wiener allgemeinen Alte von 1815 beigetreten find.” Fürſt Gortichafoff 
ſchweift jeboch weit von ber Frage der Auslegung bes Wiener Bertrags ab, 
ſchreibt die Yortbauer bes Aufftandes in Polen ber moralifchen und matertel- 
len Hülfe zu, bie er vom Ausland erhalte; gibt in vager Weile bie ſechs 
Punkte zu, verwirft die vorgefchlagene Einftellung der Feindfeligfeiten, weigert 
fih, eine Conferenz der acht Mächte anzunehmen, bie ben Vertrag unterzeichnet 
baben, und erflärt ſich zuletzt, daß die Wieberberftellung der Orbnung ber 
ernften Anwendung irgendwelcher zur Bacificatton Polens beftiimmten Map: 
zegeln vorhergehen müſſe. J. Maj. Regierung will nun bie Hauptpunfte dei 
Fürft Gortſchakoff'ſchen Antwort auf die in meiner Depeiche ihm vorgeftellter 
Erwägungen einer rubigen Prüfung unterziehen. . . . Indem Fürft Gort: 
ſchakoff zu den ſpecifiſchen Vorſchlägen ber Regierung J. Maj. übergeht, ſag 
er in Bezug auf bie ſechs Punkte, baf die meiften der von ben brei Mächter 
angebeuteten Maßregeln „ſchon durch die Initiative unferes erlauchten Herrr 
beichloffen ober entworfen find.“ Gegen Ende der Depefche findet fih ein 
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auf die Maßregeln, an benen Se. Mai. fefthält, ſowohl an ben 
vo Keimen wie an ihrer Entwicklung, bie er vorausſehen lieh.“ 
Obgleich diefe Stelle weit entfernt ift, eine.beftimmte Zuſage einer nationalen 
mit wirkſamer Controle oder einer nationalen Berwaltung zu 
fein, gewährt fie boch einige Hoffnung, daß ber Kaifer Alerander ben Gin: 
gebungen feines eigenen wohlwollenden Gemüths und bengRatbichlägen Eu: 
topa’s ſchließlich Gehör geben werde. Der Vorſchlag einer Einftellung ber 
geinbieligteit ift verworfen, „aus Gerechtigkeit gegen bie treue Armee des 
Kaiſers, gegen bie friebfertige Mehrheit der Polen, unb gegen Rußland, wel: 
dem biefe Agitationen ſchmerzliche Opfer auferlegen.” —— einer 
Conferenz ber Mächte, die ben Wiener Vertrag unterzeichnet haben, iſt ver⸗ 
morfen, und bamit bie Ausficht auf ein fofortiges und freundliches Einver⸗ 
nehmen. Anſtatt dieſes redlichen und billigen Vorſchlage denkt bas ruſſiſche 
Cabinet, daß die drei Mächte, welche bie Separatverträge zwiſchen Oeſterreich 
und Rußland, und Preußen und Rußland vor dem allgemeinen Wiener 
Vertrag vorfchlugen, eine Zuſammenkunft halten, und daß Großbritannien 
und Frankreich Binterbrein von dem Ergebniß ihrer Berathungen in Kenntniß 
gefept werben follten. Zwei Grünbe gibt es, deren jeber allein hinreichen 
würde, über biefen Vorſchlag ben Stab zu brechen. 1) Wenn man bie bes 
wußten Verträge von ben Beftimmungen des allgemeinen Wiener Vertrags 
trennt, fo fie nur auf materielle Zwecke Bezug — auf bie Benũtzung 
von Zlußufern, bie Regulirung von Leinpfaben, ben freien —— — 
aus einer Provinz in die andere, und ſolche andere Dinge. Keine politiſche 
Entwidiungen ober Details kommen darin vor. 2) Es liegt auf ber Hand, 
daß eine folge Eonferenz Oefterreich in eine falle Stellung bringen, unb 
mit feinen Beziehungen zu Frankreich und Großbritannien unvereinbar fein 
würbe. Se. Maj. ber Kaifer von Defterreich bat daher im richtigen Gefühl 
feiner Würde den ruffifhen Borfchlag fogleih verworfen. Indem fie ihre 
Anfihten dem Fürſten Gortſchakoff mitteilt, hat 3. Maj. Regierung noch 
eine gebieterifche Pflicht zu erfüllen. Sie, muß St. Ere. erntlichfle Auf 
merfjamfeit auf bie Bebenklichkeit ber Lage Ienfen, unb auf bie VBerantwort: 
lichkeit, welche fie auf Rußland wälzt. Großbritannien, Oeſterreich und Frank⸗ 
reich haben gezeigt, wie agiagend nöthig es ift, einem beflagenswerthen Zu: 
fand, der voll Gefahr FÜR Europa ift, ein Ende zu machen. Sie haben zu- 
gleich die Mittel angebeutet, die ihrer Meinung nad) zum Ziel führen wür⸗ 
ben, unb ihre Mitwirkung zur fihern Erreihung befielben angeboten. Wenn 
Rußland nicht alles was von ihm abhängt, thut, um bie gemäßigten und 
verjöhnlichen Abfichten ber brei Mächte zu fördern, wenn es nidht ben Pfab 
betritt, den freumdichaftliche Rathichläge ihm erfchließen, fo macht es ſich für 
bie ſchweren Folgen verantwortlich, welche die Fortbauer ber polnischen Un⸗ 
ruhen haben kann.“ 


29, Sept. England verſucht es, der vom deutſchen Bunde gegen 
Dänemark eingeleiteten Execution in Holſtein entgegen zu treten 
und die Frage einer internationalen Vermittlung zu untergiehen: 
Depeſche Ruffels an ben englifden Geſandten in Frank⸗ 
jurt: „ . . . Wäre ber Ausfchußbericht nicht weiter gegangen, als zu be: 
baupten, daß das kön. Patent (vom 30. März b. 3.) ben Beſchluß ber 
Bunbesverfammlung, foweit er bas Herzogthum Holſtein betrifft, nicht ers 
fülle; daß der Herzog von Holflein nicht das Recht bat, über bie Finanzen 
Holfteins ohne Zuſtimmung feiner Vertretung zu verfügen; daß er nicht das 
Recht Hat, Geſeße für Bein zu erlafien, außer unter Mitwirkung ber 
Ständeverfammlung Holiteins; daß bie langen Zögerungen ber hänifchen Re 
gierung, zu einem befriebigenden Arrangement zu fommen, bie Bunbesere- 
aution notbwenbig gemacht haben: 3. Maj. Regierung hätte, obgleich fie bie 
Einmiſchung ber beutiden Bunbesverfammlung gerabe zu biefer Zeit beflagt 
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baben würbe, nicht im Abrede ftellen Tönnen, baß bie aufgeltellien Prin⸗ 
cipien bie gefunden und in ber That bie Funbamentalprincipien conftitu= 
tioneller Regierung wären. Aber es Tann nicht behauptet werden, baß 
bie GConftitution der ganzen däniſchen Monarchie der Yurisdiction bes 
deutihen Bundes unterworfen fein kann. Wenn die Vertretung ber 
Herzogthümer Holftein und Lauenburg ein Beto gegen das Borgehen bes 
däniſchen Parlaments und ber bänifchen Regierung bätte, ijt es Klar, daß 
bie nothwendigſten Maßregeln für die Vertheibigung Dänemarks gegen einen 
äußern Feind gehindert, bie ganze Action ber däniſchen Monarchie gelähmt, 
unb die Integrität und Unabhängigkeit Dänemarks ernftlih bedroht fein wür- 
ben. %. Mai. ift burch den Tractat von London vom 8. Mai 1852 ver: 
bunden, bie Integrität und Unabhängigkeit Dänemarks zu achten. Der Kaifer 
von Defterreih und der König von Preußen haben dieſelbe Berbindlichkeit 
übernommen. J. Maj. würde nit mit Gleichgültigfeit eine militärifche 
Decupation Holfteins jehen, welche nur unter Bebingungen aufhören könnte, 
welche weſentlich die EConftitution der ganzen bänij Monardie berühren. 
J. Maj. Regierung würbe dieſe militärifhe Decupation nicht als eine recht- 
mäßige Ausübung der Macht des deutjchen Bnnbes anertennen, noch zulaffen, 
baß fie mit dem Namen einer eigentlichen Bunbdeserecution belegt werben 
tönnte. 3. Maj. Regierung würde bei ber Ausführung eines ſolchen Schritte 
gegen Dänemarf und das europäifche Intereſſe nicht gleichgültig fein. J. Maj. 
Regierung erfucht daher bie deutihe Bunbesverfammlung fehr ernitlih ein- 
zubalten, und bie Streitfrage zwiſchen Deutichland und Dänemark ber Ver: 
mittlung anberer Mächte zu unterwerfen, welche ber Streit nidht berührt, bie 
aber bei ber Erhaltung bes Friedens von Europa unb ber Unabhängigkeit 
Dänemarks tief interefjjirt find.” 


1. Det. Eröffnung bes jonifhen Parlamente. Der Lord-Obercom: 
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miffär legt bemfelben bie Bedingungen vor, unter welchen bie Inſeln 
mit Griechenland vereinigt werden follen. 

Das jonifhe Parlament nimmt die Bereinigung ber Inſeln 
mit Griechenland an, erflärt aber mig großer Mehrheit, baß bie 
Feſtungswerke von Corfu, welche England zuvor ſchleifen will, in 
ihrem gegenwärtigen Zuftande an Griechenland übergeben werben 
follen. Der LorbsObercommiflär vertagt deßhalb das Parlament 
bis zum April 1864. 

England richtet eine zweite Depefhe an feinen Oefandten in 
Frankfurt, um einer Erecution in Holjtein entgegen zu wirken: 

„.. . Wollen Sie dem Präfidenten ber Bundesverſammlung vorftellen, daß 
J. Maj. Regierung Grund babe zu glauben, e8 werde bie Antwort, welche Dä- 
nemark der Bunbesverfammlung geben wird, feine Bereitwilligfeit zeigen, bas 
Patent vom 30. Mürz im Sinne des Bundesbeſchluſſes vom März 1860 zu mobi: 
ficiren, b. 5. baffelbe proviſoriſch zu machen, bis bie befinttive Stellung Holſteins 
mit Deutfchland vereinbart if. Auf biefe Weife werben bie holjteinifchen 
Stänbe Ipre conftitutionellen Privilegien als durch das königl. Patent aner⸗ 
kannt beibehalten. Aber wenn dies geſchehen, dann hofft Dänemarf Aufſchub 
ber Bunbeserecution zu erlangen. Sie wollen dem Präfibenten ber Bundes⸗ 
verfammlung vorftellen, baß eine Bunbeserecution felbft in ber Vorausſetzung, 
daß fie genau auf Holſtein beſchränkt bliebe, nicht erfolgen fünnte, ohne bie 
fhon beitehenden Schwierigkeiten zu vergrößern. Es ijt ſehr wahrſcheinlich, 
daß bie bänifche Regierung hierauf mit Repreſſalien und einer bem beutjchen 
Handel fehr nachtheiligen Blokade erwiebern würde. Aber ſolche Maßregeln 
würden in Deutichland fontel Erbitterung beronrrufen, wie bie Bundesere⸗ 
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cution in Dänemart. E83 würbe fonach ber Streit vergiftet werben, An: 
ſprüche auf Entiäbigung würden von beiden Seiten erhoben werben und 

. neue Schwierigkeiten fich einer friedlichen Ausgleichung entgegenftellen. Sollte 
dann wieber ber Krieg auf Schleswig und Jütland ausgedehnt werben, fo 
wäre in Grinnerung zu bringen, bag Deflerreih und Preußen, ſowohl wie 
Großbritannien und Franfreih durch ben Bertrag vom Jahre 1352 ver: 
pflichtet find, bie Sntegrität und Unabhängigkeit Dänemarfs zu achten. Die 
Berpflitungen würben natürlich erfüllt, könnten aber neue Verwicklungen in 
Frankfurt bervorbringen. — J. Maj. Regierung läßt bie Anſprüche des Hundes 
in Holſtein und Lauenburg völlig gelten, iſt aber ber Anſicht, daß, wenn bie 
Forderungen ber Bundesverfammlung auf die beutihen Herzogtbümer fich 
beichräntten, diefelben ohne Bundeserecution und ohne jih den mit der Gr: 
greifung einer ſolchen Außerftn Maßregel verbundenen Gefahren auszujeten, 
befriedigt werben Tönnten.“ 

0,0. England richtet in der polnifhen Trage ſchließlich noch eine 
legte Depefhe an Rußland mit der wiederholten Erklärung, daß 
„die Rechte Polens in derjelben Urkunde enthalten feien, welde 
den Kaifer von Rußland zum König von Polen made." Trank: 
veih und England unterlaffen einen derartigen Schritt. 

4. „ England richtet eine britte Depefche an feinen Geſandten in 
Frankfurt gegen eine Bundeserecution in Holftein und für inters 
nationale Vermittlung: 

„+... J. Maj. Regierung it ber Meinung, baß, wenn bie beutice 
Bunbesverfammlung und der König von Tänemarf ben Wunſch begen, bie 
lange Reihe von Unterhandlungen unb Streitigfeiten, welche zwiſchen ihnen 
ftattgefunden baben, auf billige unb unparteiiihe Weile zum Abſchluß zu 
bringen, die Schwierigkeiten babei nicht groß fein folten. Zu bem Ende 
ſollten, wie es J. Maj. Regierung fcheint, zwei Principien ald Grundlagen 
einer Vereinbarung aufgejtellt werden. Erſtens, daß al basjenige, was ſich 
auf Finanz⸗ und Gefeßgebungsfachen der Herzogthümer Holjtein und Lauen⸗ 
burg bezieht, oder daraus entipringt, ben im beutichen Bunde geltenden Grund⸗ 
fügen gemäß georbnet werben folle; zweitens, daß alles, was internationale 
Streitfragen betrifft, der Vermittlung (nicht der jchieberichterlihen Entſchei⸗ 
bung) befreunbeter nichtbeuticher Mächte zum Zweck einer friedlihen und 
volllommenen Yusgleihung unterzogen werben fol.“ 


5.Ror. England erhält gleih allen übrigen Staaten Europas vom 
Kaifer der Branzofen die Einlabung zu einem allgemeinen euro: 
päifhen Congreß bebufs einer Revifion der Verträge von 1815. 

14. Nonr. Das Protokoll, durch weldyes England der Schirmherrſchaft 
über die joniſchen Inſeln entſagt und dieſelben an Griechenland 
abtritt, wird von den Vertretern ſämmtlicher fünf Großmächte in 
London unterzeichnet. Die Feſtungswerke von Corfu werden vor der 
Uebertragung des Eilands von Griechenland geſchleift werden. Der 
Vertreter Griechenlands weigert ſich darum, dem Protokoll durch 
ſeine Unterſchrift beizutreten. 

20., Der Bicelönig von Oſtindien Lord Elgin f. 

26., Die engliſche Regierung lehnt die Theilnahme an dem vom Kaiſer 
der Franzoſen vorgeſchlagenen allgemeinen europäiſchen Con⸗ 
grefſe definitiv ab. 
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Depefhe des Strafen Ruffel an Lord Cowley: „.. J. Mai. 
Regierung gewahrt in dem Schritt mit voller Anerkennung den Wunſch bes 
Kaifers der Franzoſen, ber in mehreren Theilen Europa's vorhandenen Unruhe 
ein Ende zu machen, und ben allgemeinen Trieben auf feftere Grundlagen 
zu ftellen als es, feiner Anficht nach, diejenigen find, auf denen biefer Triebe 
jeßt beruht. Der Kaifer erflärt, daß Frankreich bei biefer Frage fi uneigen: 
nüßig verhalte, baf er für feinen Theil Teine Qergröberung juche, und daß 
bie zu fihernden Intereffen nicht die Frankreichs, fondern bie Europa's feien. 
J. Maj. Regierung Tann ebenfalld erklären, daß Großbritannien in dieſer 
Sache uninterefjirt ift, daß e8 feine Vergrößerung ſucht, unb daß es bloß 
Mäpigung und Frieden anzurathen hat. ber Franfreih und Großbritan: 
nien, weldhe auf diefe Weife felbft interefjelos find, find verbunden, zu er: 
wägen, was bie Weltlage ift, und was auf einem Congreß das wahrfchein: 
lihe Benehmen folder Mächte wäre, welche aufgefordert werden möchten, 
Dpfer an Gebiet, ober Anfehen und moralifher Stärke, zu bringen. — Es 
würde ziemlich zwecklos fein, bei biefer Gelegenheit weiteres über die Verträge 
von 1815 zu jagen. ——— geſteht der Kaiſer der Franzoſen die bindende 
Kraft vieler Theile diefer Verträge zu, und J. Maj. Regierung räumt ebenſo 
bereitwillig ein, daß einige Theile derfelben abgeändert ‚oder mißachtet 
worden find, und daß noch andere Theile zur Zeit bebroht oder in Frage ge: 
ftellt find. Wie J. Maj. Regierung aus ben von Hrn. Drouyn de Lhuys ge: 
gebenen Erörterungen entnimmt, muß nad) Anficht der Faiferlihen Regierung 
es jedermann klar fein, baß mehrere Fragen bis jegt nicht gelöst find, welche 
Europa in Verwirrung bringen können. Bon dieſer Art find folgende: Darf 
ber Kampf in Polen noch weiter verlängert werben? Sol Dänemark in Krieg 
mit Deutjchland gerathen, und find die Mächte, welche früher an ber Ber: 
handlung diefer Frage theilnahmen, gleichgültig dagegen geworben? Soll 
Anardie in ben DonaufürftenthHümern fortdauern, und jo in jedem Augen: 
bfi die orientalifche Frage wieber zu eröffnen drohen? Sollen Stalien und 
Defterreich fortwährend in feindfiher Haltung gegen einander ſtehen Blei: 
ben? Sol bie Beſetzung Roms durch franzöfifhe Truppen in unabjehbare 
Zeit fortdauern? — Die faiferliche Regierung ftellt bie weitere Frage: Sollen 
wir, ohne neue Sühneverfuche gemacht zu haben, der Hoffnung entiagen, den 
Nationen Europa’s bie Laften zu erleichtern, die ihnen, in gegenfeitigein Miß⸗ 
trauen, durch übermäßige Waffenrüſtungen aufgelegt ſind? — Dieß, ohne 
Zweifel, ſind die Hauptfragen, welche den Frieden Europa's entweder ſtören 
oder bedrohen: aber es gibt eine fernere Frage, welche, wie J. Maj. Regie⸗ 
rung erachtet, dieſer ganzen Sache zu Grunde liegt, und das iſt folgende: 
Iſt es wahrſcheinlich, daß ein allgemeiner Congreß ber eutopäifchen 
Staaten eine friedliche Loͤſung der verſchiedenen ſtrittigen Materien darbieten 
würde? Dieß, in ber That, iſt die Frage, welche bie Regierungen ber ver- 
fchiedenen Staaten vor allem ernftlih und aufmerffam zu eswägen haben. 
Nah unferem Dpfürhalten gibt e8 ein Hauptbebenken, das unfere Schluß- 
folgerung zu beftimmen hat. Nah bem Krieg, der Deutfchland von 1619 
bis 1649 verheerte, und nad) ben aufeinander folgenden Kriegen, unter benen 
ber europäifche Continent von 1793 bis 1815 zu leiden hatte, war e8 mög- 
li, Gebietövertheilungen und Rechtsdefinitionen durch einen Congreß vorzu⸗ 
nehmen, weil bie europäifchen Völker der Schlächterei mübe und buch Die 
Kriegdlaften erfchöpft waren, und weil bie im Gongreß zufanmentretenden 
Mächte durch bie Zeitumſtände bie Mittel in ber Hand hatten, ihre Beſchlüſſe 
und Anordnungen auszuführen. Aber im jetigen Augenblid, nah einer 
langen Friedensdauer, ift feine Macht willens, irgend ein Gebiet aufzugeben, 
auf bas fie einen Rechtstitel durch Berta ober langen Beſitz bat. So find 
3. ®. von ben obenerwähnten Fragen, welche Europa beunruhigen ober be⸗ 
drohen, zwei ber gefährlichiten diejenigen, welche Polen unb Stalien betreffen. 
Prüfen wir den gegenwärtigen Stand biefer Fragen, und ſehen wir zu, ob 
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es wahricheinlich if, daß ein Congreß zu einer gütlichen Löfung berfelben 
verhelfen würbe. Gritens, was Polen anlangt, jo ift biefe frage für Frank⸗ 
reich, Deflerreih oder Großbritannien Teine neue. Mehrere Monate Tang 
baden dieſe Mächte, während fie fi jeber Drohung forgfältig enthielten, von 
Rußland durch freundliche Borftelungen bie Annahme von Maßregeln bei: 
lender Natur zu erlangen gelucht, aber nichts erreicht ale oft wieberbolte 
Beriprehungen, daß fobald die Inſurrection unterbrüdt fei, Milde und Ber: 
ſöhnung eintreten folle. Würde es ba etwas frommen im Namen eine Con» 
greſſes Borftellungen zu wieberholen, welche bereits mit fo geringem Erfolg 
gemacht worden find ? — Iſt es wahrfcheinlich, daß ein Eongreß im Stanbe 
jein würde, befjere Bedingungen für Polen zu fihern, e8 wäre benn durch 
vereinigte Anwendung von Waffengewalt? Dur Rußlands militärifches Ueber: 
gewicht und feine ſchonungsloſe Strenge ift mittlerweile ein beträchtlicher 
Fortſchritt zur Unterwerfung ber Infurgenten gemacht. Läßt fi erwarten, 
daß Rußland im Stolz feiner Stärfe bas bewilligen werbe, was es in ben 
frübern Tagen feiner Cntmuthigung verweigert hat? Würbe e8 auf ben bloßen 
Wunſch des Congrefjes ein unabhängiges Polen berftellen ? Aber wern Ruß: 
land nicht wollte, dann wird bie Auoſicht: entweber eine Demüthigung für 
Europa, oder Krieg mit Rußland, und diejenigen Mächte, weldhe bie Koften 
und Wagniſſe eines folchen Kriegs nicht auf fi nehmen wollen, müſſen alſo 
wobl bie andere Alternative zu vermeiden wünſchen. Cs läßt fi zubem in 
"Wahrheit jagen, daB bie jebige Zeit eine Uebergangsperiobe if. Wenn ber 
Aufftand unterbrüdt if, bann wirb ſich's zeigen, ob bie Verſprechungen bes 
Kaiſers von Rußland in Erfüllung geben! Wird ber Aufſtand nicht under 
drüdt, oder wird, um ihn zu unterbrüden, das polnifche Bolt mit neuer unb 
— wenn bas möglich iſt — mit erſchwerter Strenge behandelt, fo werben 
fi andere Fragen ergeben, welche weitere Erwägung erforbern mögen, aber 
welche in einer großen Berfammlung von Repräfentanten aller Mächte Eu: 
ropa's faum eine Löjung finden würben. In ber That ift zu beforgen, baß 
von Tag zu Tag auftauchende ‘Fragen, gefärbt von bem wechſelnden Ereig⸗ 
nijjen ber Stunde, vielmehr zu nutzloſer Debatte als zu praftifher und nüß- 
Iiher Berathung Anlaß geben würben in einem Gongreß von 20—30 Re 
präfentanten, ber feine oberfle Autorität anerfennte, und durch Feine feſten 
Verfahrungsregeln geleitet wäre. Gehen wir zur italien iſchen Brape über, 
jo ergeben ſich friſche Schwierigfeiten. Erſtens ift es die Abſicht, durch einen 
neuen Vertrag ben jehigen Belipftand in Jtalien zu fanctioniren ? Der Papft 
unb bie ben abgejegten Fürſten verwandten Souveräne könnten ſich einerſeits 
weigern, dem König von Italien einen ihm bis jetzt vorenthaltenen Titel zu 
geben; und ber König von Stalien anbererfeits würde fich wahrfcheinlich einer 
Anordnung widerſetzen, bie ihn, implicit wenigftens, von ber Erwerbung Roms 
und Benetiens auszuſchließen ſchiene. — Ober ift beabfihtigt, von Oeſterreich 
im Eongreß ben Verzicht auf Benetien zu verlangen? I. Maj. Regierung 
bat guten Grund zu glauben, baß Fein üäfterreichifcher Repräfentant einem 
Congreß beitvohnen würbe, wo ein folder Vorſchlag zur Verhandlung Fäme. 
Bir wifien, daß, wäre ein ſolches Vorhaben im Voraus angezeigt, jo würbe 
Oeſterreich es ablehnen, überhaupt ben Congreß zu beihiden, und würde bie 
— ohne Anzeige aufs Tapet gebracht, fo wuͤrde ber oͤſterreichiſche Miniſter 
ofort bie Verſammlung verlaſſen. Alſo auch in dieſer Hinficht würde ber 
Congreß fich bald im Angeſicht der Alternative befinden: Nullität oder Krieg. 
Allein iſt es möglich einen Congreß zu verſammeln, und einen italieniſchen Reprä⸗ 
ſentanten zum Sitz darin einzuladen, ohne ben Zuſtand Venetiens zu discutiren? 
Der Kaiſer der Franzoſen wäre wohl bie erſte Perſon, welche bie Unmöglichkeit 
eines ſolchen Verfahrens fühlte und einräumte. — Was Deutſchland und 
Dänemark betrifft, jo iſt es wahr, daß mehrere von ben Mächten Europa's 
ſich bei dieſer Frage intereſſirt haben, aber die Zugabe Spaniens, Portugals, 
Raliens und der Türkei zur Berathung würde bie Ausſicht auf eine befrie⸗ 
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digende Löfung kaum vermehren. Und wenn ſich mit Bezug auf Polen und 
Stalien kein heilfames Ergebni erwarten Täßt, ift es ba rathſam, einen all⸗ 
gemeinen europäifchen Congreß zu berufen, um ein Heilmittel für bie Anar- 
die in ber Moldau = Wallahei zu finden? Wären alle biefe zgragen — bie 
polnifche, italienifche, däniſche, donaufürſtenthümliche — durch bloßen Dei: 
nungsausſpruch zu löſen, fo möchten vielleicht die Anfichten ber brittifchen 
Regierung von benen des Kaifers ber Franzoſen nicht jehr abweichend gefun— 
den werben. Aber wenn mit der bloßen Neuerung von Meinungen und 
Wunſchen fi Fein pofitives Refultat erreichen ließe, fo ericheint es ge- 
wiß, daß bie Berathungen eines Congreffes aus Forberungen und Anfprücen 
beftehen würben, welche bie einen erhöben und benen bie anbern ſich wider⸗ 
feßten; und da es in einer folchen Verſammlung Teine oberfte Autorität gäbe, 
um bie Majoritätsbefchlüffe in Vollzug zu feben, fo würben voraus 
fitlich viele Mitglieder bes Congreſſes fih in fhlimmerer 
Stimmung noneinanber trennen, als fie zufammengetreten 
waren. Unb baraus folgt, daß ber vorgefchlagene Congreß —— 


keine Minderung ber Kriegsrüſtungen bewirken wuͤrde. Alſo unvermögend bie 


Wahrſcheinlichkeit jener wohlthätigen Folgen zu erkennen, die ber Kaiſer ber 
Franzoſen ſich veripradh, als er einen Congreß vorihlug, fühlt 3. M. Regie: 
rung, eigener fejter Weberzeugung gemäß und nach reiflicher Berathung, ich 
aufer Stand Sr. kaiſ. Maj. Einlabung anzunehmen.” 


1. Dec. Sir Joh. Lawrence wird an Lord Elgin's Stelle zum Vice⸗ 


5. 
17. 


könig von Oſtindien ernannt. 
„. Lord Wodehouſe wird in außerordentlicher Miſſion nah Kope n⸗ 
hagen geſandt. 

Depeſche des Grafen Ruſſel an den engliſchen Geſandten in 
Dresden gegen die deutſche Bewegung wider das Londoner 
Protokoll: 

„Die Regierung J. M. hat mit Ueberraſchung und Schmerz die Sprache 
vernommen, welche binfichtlich bes Lonboner Vertrages vom Mai 1852 ge: 
führt worden ift. Die Mächte, melde jenen Vertrag unterzeichneten ober dem: 
felben fpäter beitraten, müflen eingebenf fein, daß fie fich durch denſelben 
nicht allein Dänemark, fondern aud Großbritanien, Frankreich, Ruß: 
land und Schmweben gegenüber, welche Theilnehmer an dem Vertrage waren, 
und allen ben übrigen Staaten und Mächten gegenüber verbindlich machten, 
beren Beitritt zu bemfelben gefucht und erlangt wurde, und daß es ber aus- 
geiprochene Gegenftand und Zweck jenes Vertrags war, nicht bie wechſelſei⸗ 
tigen Beziehungen Dänemarks und Deutſchlands zu regeln, fondern als ein 
für das allgemeine Intereffe Europa's mwefentliches Ablommen zu dienen. Eine 
Berlekung ber von Dänemark in ben Jahren 18511852 gegen Deutſchland 
übernommenen Verbinblichfeit ift ein Vergeben, welches gehörig empfunden 
und deſſen Abftellung mit Recht geforbert werben kann. Eine ſolche Verletzung 
kann aber nicht zur Wirkung haben, einen anbern Theilnehmern gegenüber 
eingegangenen feierlichen europäifhen Vertrag ungiltig zu maden. Die von 


. Dänemarf im Jahre 1852 hinſichtlich Holfteins und Schleswigs ertheilten 


Verjprechungen mögen für DOefterreih und Preußen ber überwiegende Beweg⸗ 
grund geweſen fein, bem Vertrag vom Mai 1852 beizutreten, aber wenn 
biefe Mächte an ben Verpflichtungen bes Vertrags nicht treu halten, fo fünnen 
fie nicht mit bem geringften Anfchein von Recht als Entſchuldigung bafür 
anführen, daß ihre Erwartungen binfichtlih der Erfüllung der von Dänemart 
zu anberer Zeit unb in anderen Urfunben übernommenen Berbinblichfeiten 
etäufcht worden feiern. Die gejammte Grundlage ber vertragsmäßigen Feſt⸗ 
Fesungen in Europa wärbe umgeftürzt werben, wenn ein folher Grund ale 
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eine Entſchulbigung für ben Bruch einer Haren umb einfachen vertragemäßi: 
gen Berpflichtung zugelafien werben könntz. Irgenb ein Souveräm könnte, 
zur Erfüllung feiner Berbinblichkeiten aufgefordert, fagen: „Mein Beweggrund 
hie Mieberrufung jedes Vertrages mit Guch war, daß ich mit einem ber Ber: 
tragstheilnehmer ein anderes Abkommen batte. Tiefe andere Abkommen 
war nicht gehalten worben unb baber iſt mein Vertrag mit Euch null und 
nichtig.” J. M. Megierung iſt überzeugt, der Tiresbener Hof werbe einfehen, 
baß eine derartige Aeweisführung, wenn fie al® giltig zugelaffen würde, jeben 
beftebenben Bertrag in Trümmer verwandeln würde. Ich enihalte mich ber 
Anführung von beijpielsweifen Fällen, in denen eine derartige leichtfertige 
und Taunenbafte/Art ber Bertragsauslegung ſich ale ernitlidh 
nachtheilig für bie beutichen Mächte ſelbſt ermweifen dürfte. Kür jegt genüge 
es J. M. Regierung, zu erllären, daß fie jebes Abgehen von bem Grbfolge: 
vertrage von 1852 feiten folder Mächte, welche ben gebachten Vertrag unter: 
zeichnet haben ober demſelben beigetreten find, als gänzlich unverträglich mit 
ehrliher Gefinnung (good faith) erachten würbe.“ 


27. Dec. Note des englifhen Gefandten am deutſchen Bunde an 


28, 
31. 


den Präfidenten ber Yunbesverfammlung unter Mitteilung einer 
Abſchrift des Londoner Vertrags vom 8. Mai 1852: 

„.. Der Unterzeichnete iſt gleichzeitig beauftragt, zu bemerfen, baf bie 
bobe Bunbesverfammlung erfehen will, daß durch diefen Vertrag Frankreich, 
Großbritannien, Rußland und Schweben übereinfommen, König Chriſtian IX. 
als Nachfolger in allen Belihungen anzuerkennen, melde Se. Maj. ber ver: 
Rorbene König von Dänemark inne hatte. Tiefe Anerfemung bat bereits 
feitens aller biefer Mächte flattgehabt. Der Uinterzeichnete ift daher angewieſen 
hervorzuheben, baß, wenn bie Bundesverſammlung durch irgendeinen über: 
eilten Schritt einen bem Londoner Vertrag entgegengejehten Weg einichlägt, 
eruſte Berwidlungen ſich ergeben dürften, Ter Unterzeichnete ift ferner 
beaufragt Sr. Erc. bem Präfidirenden ber Bunbesverfammlung zu erflären, 
daß bie Regierung J. britanniſchen Maj. bereit ift, dieje Gegenſtände in einer 
Konferenz zu verhandeln, weldhe an irgendeinem Ort, über ben ınan fi 
vereinigte, zujammenträte, und an welder alle Taciicenten bes Lonboner 
Vertrags und ein Vertreter bed deutſchen Bundes theilnehmen würden.” 

„ Die englifhe Regierung läßt mit der allmäligen Schleifung 
ber Feftungswerfe von Eorfu beginnen. 

„ Eine Depefche des Grafen Ruſſel an den englifhen Geſandten 
beim deutſchen Bunde wieberholt ben Borfchlag einer Konferenz 
zu Löſung der fehleswigsholfteinifchen Frage, dießmal unter Aufrecht: 
haltung des eingetretenen status quo: 

„Die Ereigniffe, welche eingetreten find feit bem Tobe bes vorigen Königs 
von Dänemark, haben bie Regierung 3. Maj. mit ernſter Beforgniß erfüllt. 
Zuerf Hatten die Dinge einen günftigen Anſchein. Der Nachfolger Friebrichs VII. 
wurbe allgemein anerfannt, ebenjomohl in Holftein, Fauenburg und Schles⸗ 
wig, ale in dem Königreih Dänemark. Einige ber Richter und Profeſſoren 
in Holftein verweigerten allerdings ben Hulbigungseib, aber Ruhe und Ge: 
bo behielten tm allgemeinen die Oberhand. Dieſer innern Zuſtimmung 
folgte bie Anerfennung von Seiten Franfreihe, Großbritanniens, Rußlands 
und Schwedens. In Deutſchland aber war ein ſehr verichiebener Geiſt 
vorherrſchend. Einige der Souverãne und Staaten, welche dem Vertrag von 
London beigeireten ſind, zeigten fich als bie erſten, welche bie Anſprüche bes 
Prinzen von Auguſtenburg auf die Erbfolge in den Herzogthümern Holſtein 
und Schleswig unterſtühten. Die zwei deutſchen Großmächte Oeſterreich 
unb Beenden inpen auf gemäßigtere Weile vor. Die Rechtsaniprüche 
Chriftians b Sregierungenadfolge in bie Lanbe Friebriche VIL ge: 


‘ 
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mäß hen Vorausbeſtimmungen bes Londoner Tractats wieſen ſie nicht gerabezu 
von ber Hand, aber fie machten bie Anerkennung feines Rechtstitels bavon 
abhängig, baß ber König bie Verpflichtungen erfülle, welche fein Vorgänger 
in ben Jahren 1851 bis 1852 übernommen hatte. 3. M. Regierung Fonnte 
feiner von ben ebengebachten Anfichten beipflichten. Sie fonnte feine Anfprüche 
bes Prinzen von Auguftenburg zulaffen, die im Widerſpruch ftünben mit ben 
von J. Maj. in Folge bes Londoner Tractats von 1852 eingegangenen Ber: 
binblichkeiten. Sie ift ber Anficht, baß ber König von Dänemark verbunden 
ift, die Verpflichtungen von 1851 zu erfüllen, aber fie Hält nicht dafür, 
daß das Recht auf bie Krone irgenbwie abhängig fet von ber 
Erfüllung diefer Berpflihtungen. Indem baber J. M. Regierung 
bereitwilligfi die Erbfolge Ehriftians IX. anerfannte, brang fie im Verein 
mit Frankreich und Rußland auf bie Ausführung aller Verbindlichkeiten feiner 
Krone gegenüber Deutihland. Sie Tonnte bie Gentigtheit bes Königs biefen 
Verpflichtungen foweit thunlich nachzukommen nicht in Zweifel ſetzen. Er ift 
von Geburt ein beutfcher Prinz, und feine natürliche Neigung, feine deutſchen 
Unterthanen mit gleicher Huld zu behandeln, wie feine bänifchen, konnte nicht 
in Frage geftellt werben. Welchen Grund zu Klagen au) immer bie Partei- 
lichkeit der bänifhen Beamten des verftorbenen Königs gegeben Haben mögen, 
fo glaubt man doch, daß biefe Urfachen aller Wahrfcheinlichkeit nach in Folge 
ber gleichmäßigen Behandlung und bes unparteiifchen Vorgehens des neuen 
Souveräns, befeitigt werben würden. Unglücklicherweiſe erhoben fi) zwei 
Hinderniffe gegen eine Vereinbarung, wie fle bie Freunde bes Friebens 
gewünfcht haben möchten. Das eine war bie Conftitution von Däne: 
mark-Schles wig, angenommen im verfloffenen November von bem Reiche: 
rath zu Kopenhagen; das andere, bie Haltung Deutſchlands. Die neue 
Gonftitution Dänemarks fcheint J. M. Negierung auf eine Incorporation 
Schleswigs hinauszulaufen, und als folche mit ben Verpflichtungen ber Krone 
Dänemarf im Wiberfprud zu fliehen. In ber That, bie Vertheibigung ber 
dänifhen Minifter tft in biefem Punkt fehr unbefriedigend. Aber bie von 
Hrn. Hall Hinfichtlich des andern Punkts vorgebrachten Grünbe, nämlich bie 
gegenwärtige Haltung Deutfchlanbe, find fehr gewichtig. Seine Gründe fünnen 
ungefähr wie folgt, dargelegt werben: Dänemark hat das k. Patent vom ver: 
gangenen März Pie Holftein zurüdigenommen. Es bat frieblich fi ber Bun- 
beserecution unterworfen, obgleich es fie nicht im Bunbesredht begrünbet be: 
trachtet. Nun verlangt man von ihm bie Zurücknahme ber Türzlich einge: 
führten Berfaffung für Dänemarf und Schleswig. Aber welde Sicherheit 
bietet man ihm, daß dieß das lebte, ihm abverlangte Zugeſtändniß fein wird ? 
Schon werben eine neue Verfaffung für Schleswig und eine gemeinfame, für 
bie Monardhie als Grünbe vorgeſchützt, aus weldhen Tünftig neue Anſprüche 
und weitere Forderungen berzuleiten find. Wann endlih wirb Dänemark 
Rube hoffen Tönnen vor biefen en Anforberungen? Wenn feine 
Unabhängigkeit bewahrt bleiben fol, jo wäre es befler, daß es jebt Wider⸗ 
ſtand Leite, als daß es durch ftete, aber nutzloſe Zugeſtändniſſe ſich ſchwächen 
ließe. Obgleih nad dem Erachten 3. M. Regierung Hr. Hal einen falfchen 
Standpunkt einnimmt, fo findet fie body in den im allgemeinen bon ihm 
entwidelten Gründen viele Wahrheit. Dänemark hat ein Recht, die Gränzen 
ber Anfprüche Deutſchlands zu erfahren, unb in die Möglichkeit verfebt zu 
werben, biefen langen unb ermüdenden Streit feinem Ende entgegenzuführen., 
Mag nun Dänemark während eilf Jahren feinen Verbindlichkeiten fich entzogen 
haben, mag Deutſchland biefe Zeit hindurch Dänemark mit begründeten und 
unausführbaren Anforderungen gequält haben, jo ift es jetzt Zeit, baß dieſem 
Sireit ein Ziel gefekt werbe,. Die Mächte, welche ben Londoner Tractat unter: 
zeichnet Haben, find es, nebjt bem beutichen Bunb, welche am erfien dazu 
berufen find, bie Beftimmungen unb Bebingungen eines endgültigen Ueber- 
be gie feftzuftellen, Ihre Maj. Regierung verlangt daher im Intereſſe 
ens: 
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„1. Daß eine Conferenz ber Mächte, welche bas Londoner Protokoll unter: 
zeichnet haben, im Verein mit einem eorbnieten bes deutſchen Bundes in 
Paris ober London tagen möge, zur Berbanblung ber Streitiglfeiten zwiſchen 
Deutfälanb und Dänemark; 

„2. daß, bio biefe Gonferenz ihre Arbeiten beenbigt babe, ber status 
quo aufrecht erhalten bleiben folle. 

„Das glaubt J. M. Regierung ſich bereitigt, um bes Friebens von Europa 
willen zu verlangen. Sie bat fein anderes Intereſſe in Beziehung auf Däne: 
marf als bas, welches einer ber alten unb unabhängigen Monarchien Europa’s 
gebührt. Aber fie hat ein Intereſſe baran, daß Europa ber Friede erhalten 
werbe. Sie erſucht daher auf das dringenbfte, bie Souneräne und ihre Ga» 
binette in Betracht zu ziehen: wie ſchwierig es fein würbe, bie Streitigleiten 
zu ſchlichten, wenn fie einmal bem blutigen Schiebögeriät bes Kriege anheim: 
gefallen wären. Wer Tann es vorausbeflimmen, welche Ausbehnung ein folcher 
Krieg nehmen, welde Gelüſte er weden mag, welche Gegenben von feiner 
Verwüſtung heimgeſucht werben würden? s iſt an fih von verhält: 
nißmäßtg geringer Bebeutung, ob ein Prinz aus bem Haufe 
Glüädsburg ober ein Prinz aus bem Haufe Auguftenburg in 

olflein oder in Saleamig regiere. Unter jebem ber beiden Furfien 

nnen bie Freiheiten unb Privilegien feiner Unterthanen gleichmäßig pefihert 
fein. Aber von großer Bedeutung ifl es, daß bie Treue ben Verträgen hrt 
werbe, daß man Recht und Beſitz achte, und daß bie Ye ammen fich 
nicht über Europa verbreiten, aus Anlaß von Fragen, welde ein rubiges 
und zeitiges Walten ber Gerechtigkeit und Vernunft einer frieblichen Loͤſung 
entgegenfũhren bürfte.” 











4. Sranhreid, 


9, Jan. Die franzöſiſche Negierung richtet an das Eabinet von Was: 


hington nochmals das Anerbieten einer freundſchaftlichen Vermitt⸗ 
lung zwifchen dem Norden und Süden. - 


12, „ Gröffnung ber Kammer. Thronrede bes Kaifers: 


4... Der gefeßgebende Körper wirb feine letzte Seffion beginnen. Dem 
buch die Verfaſſung geftedten Termine vorgreifen, wäre in meinen Augen ein 
Akt der Undankbarkeit gegen bie Kammer, bes Mißtrauens gegen das Land 
geweſen. Die Zeit iſt vorüber, wo man es für nothwendig hielt, irgend einen 
glücklichen Zwiſchenfall als Gelegenheit aufzugreifen, um fi ber Stimmen 
einer befchräntten Zahl von Wählern zu verfihern. Heute, wo Alles ab: 
fimmt , gibt e8 in ben großen Waffen biefe frühere Veränderlichkeit nicht 
mehr, und bie Ueberzeugungen wechfeln nicht bei dem Leifeften Hauche, ber 
bie politifche Atmosphäre aufzuregen fcheint. Da wir uns nun zum lebten 
Male zufammenfinden, fo ift e8 nicht unnütz, unfere Blide auf das, was wir 
feit fünf Jahren zufammen vollbracht, zurüdzumerfen. ..... Sie werben noch 
einmal durch nüßliche Arbeiten das Ende Ihres Mandats Tennzeichnen, und 
wenn Sie in Ihre Departements zurüdgefehrt fein werben, fo laſſen Sie 
es nicht unbekannt, baß, wenn wir viele Hinberniffe überwunden, viel Nük- 
liches vollendet haben, dieß geichehen ift Dank ber bingebenden Mitwirfung 
ber großen Staatsförper und Danf ber Wintracht, bie zwiſchen uns geberricht 
bat; daß aber nichtsbeftoweniger Vieles zu thun übrig bleibt, um unfere 
Einrichtungen zu vervollfommnen, die wahren been zu verbreiten, um das 
Land daran zu gewöhnen, auf fich felbft zu rechnen. Sagen Sie Ihren Mit- 
bürgern, baß ich ſtets bereit fein werde, Alles anzunehmen, was im Intereſſe 
ber größten Anzahl iſt; aber wenn es benfelben am Herzen liegt, bas begon⸗ 
neue Wert zu erleichtern, fo empfehlen Sie ihnen aud, Gonflicte zu ver: 
meiben, welche nur Mißbehagen erzeugen, bie Berfaffung, welche Ihr Werk 
ift, zu befeftigen, in bie neue Kammer Männer zu fchiden, die, wie Sie, ohne 
Rüdhalt das gegenwärtige Syftem annehmen, bie fruchtlojen Kämpfen ernite 
Berathungen vorziehen, Männer, bie, befeelt vom Geift ber Zeit und von wah⸗ 
rer Baterlandsliebe, in ihrer Unabhängigkeit ben Weg ber Regierung erleuchten 
und niemals zögern, bie Feſtigkeit bes Staats und bie Größe bes Baterlarıbes 
über ein Privatinterefje zu ſchätzen.“ 


„ Der Senat nimmt ben ihm vorgelegten Entwurf einer Antworts⸗ 
Adreffe mit 121 gegen 1 Stimme (bes Prinzen Napoleon) an. 
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4. Febr. Beginn ber Adreßdebatte im geſetzgebenden Körper. Die Op⸗ 
Hofltion der Fünf ſtellt ihre Gegenanträge zum Entwurf der Com: 
miffion. Debatte über Polen. Der Spredminifter Billault ante 
wortet Jules Favre entſchieden ablehnend: ber gegenwärtige Aus 
genblid fei nicht günftig für da® Eintreten in eine Discuffion über 
die polnifche Frage; Frankreich habe feine alten Sympathien für 
Polen nicht verloren, aber er fei der Anſicht und die Regierung 
mit ihm, daß die Tolen mehr von ber großmüthigen und liberalen 
Sefinnung bes Kaifers von Rußland erwarten bürften, als von 
einem Aufftanbsverfuch, der nur neues Unglüd für das unglüdliche 
Land herbeiführen werbe. 

6. „ Adreßdebatte bes gefehgebenden Körpers. Die Oppofition ber 
Fünf greift bie mericanifhe Expedition mit großer Entſchie⸗ 
denheit an. 

13, „ Adreßdebatte des gefebgebenden Körpers. Die Adreſſe wird 
fhlieglih mit allen gegen die Stimmen ber Fünf angenommen. 

18% „ Erfte franzöfifhe Depefhe nah St. Petersburg zu Gunften 

Polens und zwar unter Hinweilung auf die Wiener Congreßakte. 


4. „ Frankreich ergreift die Gelegenheit ber ruſſiſch-preußiſchen 
Convention vom 8. Tebr., um die Spike ber europäifchen Bes 
wegung zu Gunſten Polens gegen Preußen zu richten. Cs fchlägt 
England den Erlaß einer identifhen Note an Preußen vor und 
hofft, daß auch Defterreich einem ſolchen Schritte beitreten werbe. 

Depefhe Trouyn’s an ben franzdf. Gefanbten in London: 
u... Die durch bie ganz ungewöhnliche Recrutirung in Rolen aufgeftachelten Un⸗ 
ruben mußten nothwendig unfere Aufmerkſamkeit auf ſich ziehen. Die betrübenben 
Vorfälle des Vollswiberftanbes gegen eine Maßregel ber inneren Berwaltung 
fonnten allerbings nur aus bem Geſichtspunkte ber Menſchlichkeit in Betracht 
gezogen werben; aber das in Petersburg unterzeichnete Abkommen hat biefer 
Krifis unvermuthet einen politifhen Charakter gegeben, über ben obne 
allen Zweifel den Gabineiten ein Urtheil zufieht... . .” 


Ray. England und Defterreih fin dem von Frankreich vorgefchla- 
genen Schritte gegen Preußen nicht beigetreten, 
Girculardepejhe Drouyn be Lhuys: „.. Die Regierung Ihrer 
britanniſchen DMajeftät iſt bem Schritte, ben zu thun wir geneigt waren, nicht 
beigetreten. Oeſterreich feinerfeits fühlte fih, während es unfere Anſchauung 
tbeilte, nicht veranlaßt, eine Convention, für welche es Anfangs bloß die So⸗ 
Tibarttät abgelehnt Hatte, officiell zu tabeln. Bei fo bewandten Umfländen hat 
die Taiferfiche Regierung einem Vorſchlage, welcher eine Uebereinſtimmung vor: 
ausfelte, Feine Folge mehr zu geben. Wir haben jeboch Grünbe zu ber Hoff: 
nung, daß bie durch bie Unterzeichnung ber Petersburger Eonvention hervor 
Kruse Wirkung nit ganz verloren fein wirb, und daß bie beiden contras 
irenden Höfe bie Cinmüthigfeit ber burch dieſes Abkommen veranlaften Be: 
mertangen berüktfichtigen werben. Was uns betrifft, fo werben wir fortfah⸗ 
tm, ben Greigniflen mit jenem Intereſſe zu folgen, welches einzufläßen fie 
geeignet find. Unſere Pflihten in dieſer Angelegenheit flimmen mit benen 
ber anderen Großmächte überein, bie ſich mit uns in gleicher Lage befinden. 
Tie Mühe, welche wir un gegeben haben, es bahin zu bringen, daß jeber 
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Schritt ber Cabinette einer vorhergehenden Verabredung untergeordnet werde, 

legt übrigens Zeugniß von den Geſinnungen ab, die uns bei einer Sache 

beſeelen, welche unſererſeits weder eine beſondere Politik, noch ein vereinzeliee 
HGandeln bedingt.“ 

17.—19. März. Polendebatte im Senat. Reden des Prinzen Napoleon 
und des Sprechminifters Billault. Der Senat gebt über bie ein: 
gereichten Betitionen für Polen mit 113 gegen 17 Stimmen zur 
Tagesordnung über. 

20. März. Der Kaifer erklärt ausbrüdlich feine Zuftimmung zu ber Nebe 
Billaults gegen ben Prinzen Napoleon, 


10. April. Frankreich, England und Defterreich haben fid 
zu einem gemeinfamen Schritte gegen Rußland zu Gunften Polens 
geeinigt. (f. England und Oeſterreich.) 

Franzdfifhe Depefhe an Rußland: „. .. Was bie Erhebungen 
Polens harakterifirt, und was ihnen eine erceptionelle Bedeutung verleiht, iſt, 
daß fie nichts als das Reſultat einer vorübergehenden Krijis barftellen. Wir: 
fungen, bie faft genau in berjelben Weife in jeder Generation fi) wiederholen, 
können nicht auf rein zufällige Urfachen zurückgeführt werden. Diefe periodiſch 

‚ gewordenen Zudungen find das Symptom eines eingewurzelten Uebels, fie 
bezeugen die Ohnmacht ber Combination, welche man feither ausgejonnen, 
um Polen mit der Stellung auszuföhnen,, bie man ihm gegeben. Anberer: 
ſeits find biefe nur zu häufigen Störungen, fo oft fie zum Vorſchein Tommen, 
ein Gegenſtand ber Beforgniß und" der Beunruhigung. Polen, mit feiner 
Lage imMittelpunfte des Feſtlandes, kann nicht eine Beute ber Agitation 
fein, ohne baß,aud Die verjchiebenen ihm benachbarten Staaten unter einer 
Erjhütterung leiden, beren Rückſchlag fih in ganz Europa fühlbar macht. 
Das ift zu allen Zeiten gefchehen, wo bie Polen zu den Waffen griffen, und 
diefe Conflicte — Beweis beffen ift der Conflict, non dem wir in biefem 
Augenblid Zeugen find — haben nicht nur bie Folge, daß fie in beunrubi: 
gender Weife die Gemüther aufregen, fonbern fie können, wenn fie länger 
dauern, auch bie Beziehungen ber Gabinette ftören und bie befla eneiwertheften 
Berwidlungen provociren. Es Tiegt deßhalb im gemeinfanen Anterefe aller 
Mächte, eine unaufbörlich wieberfehrende Gefahr befinitiv A zu ſehen. 
— Wir geben uns gern der Hoffnung bin, baß ber ruffifhe Hof Erwägun: 
gen, bie feine Aufmerkſamkeit in fo hohem Grabe verbienen, mit bemfelben 
Gefühl entgegennehmen wird, wie bas ift, welches fie uns eingab. Er wird 
fih, wir vertrauen barauf, von ben liberalen Abfichten befeelt zeigen, von 
welden bie Regierung St. Maj. des Kaifers Alexander ſchon fo glänzende 
Beweife abgelegt, und er wird in feiner Weisheit anerkennen, baß e8 an ber 
Zeit fei, jih nah ben Mitteln umzufehen, Polen bie Bedingungen eines 
bauerbaften Friebens zu gewähren.“ 

26.— 27. April. Antworten Nußlands auf die Depefchen ber drei Mächte 
zu Gunften Polens. (f. Rußland.) | 

28. „ Der gefebgebende Körper bat das ganze Budget in vier Sigungen 


erledigt und genehmigt es fhließlih mil 240 gegen 7 Stimmen. 


1. Mai, Die Agitation für die bevorfiehenden Neumahlen zum ge 
feßgebenden Körper fangen in Paris an lebhaft zu werben. 
Der Monitenr erinnert daran, daß Verfammlungen von mehr ale 

20 Perfonen für die Wahlen gefehlich verboten feien. 
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4, Mai. Eine Depefhe Drouyn's an ben franzöfifhen Geſandten in 
London findet bie rufftfche Antwort an Frankreich vom 26. April 
„verföhnlih und freundlich“. Rußland erkenne den abnormen Cha⸗ 
roter der polnifhen Situation an und glaube, daß die Explicatio⸗ 
nen ber drei Döfe zu einem nützlichen Ergebnifie führen Lönnen. 
Kur weife Rußland die Bezugnahme auf den Tert der Berträge 
von 1815 ab, indem es erflärt, eine Probe nicht wieder beginnen 
zu wollen, welche für Polen und für Rußland bie Quelle des Un: 
glüdes und für Europa eine Urſache ber Unordnung geworben fei. 
Da Frankreich Gh nun felbft auf den breiteren Standpunkt ber 
allgemeinen Intereſſen geſtellt babe, fo babe es nichts dagegen ein: 
zuwenden, dem Fürſten Gortſchakoff auf einen minder befchränften 
Boden zu folgen. - 

z. Nai. Schluß ber Sefflon des yefebgebenden Körpers. Kin Kaiferl. 
Dehet verfügt deſſen Auflöfung und orbnet bie Neuwahlen auf ben 

1. Mai an. 


9. „ Perſigny als Minifter des Innern richtet ein Rundſchreiben an 
fünmtlihe Präfecten bezüglich der bevorftchenden Wahlen: 

20. Gäbe es in Frankreich nur Parteien wie in England, bie über 
die Leitung der Geichäfte verſchiebener Anfiht, aber alle gieichſehr unferen 
Grundinſtitutionen anbänglih find, fo könnte bie Regierung ſich bei ben 
Wahlen darauf beichränfen, dem Kampf ber verfchiedenen Meinungen rubig 
zuzuſehen. Aber in einem Lande wie bem unfrigen, bas nad fo vielen 
Zudungen erſt feit gehen Jahren ernſtlich conftituirt ift, koͤnnte das regel: 
mäßig organifirte Parteigetriebe, das bei unfern Nachbarn bie Sffentlihen 
greiheiten jo fruchtbringendb fördert, heute nur erſt um den Preis flattfinden, 
daB die Revolution verlängert und bie Freiheit gefährbet würbe. Denn bei 
und gibt es Barteien, bie erft weiter nichts ale Kactionen find. Aus ben 
Trümmern ber gefallenen Regierungen gebildet unb, wiewohl mit jebem Tage 
durch bie Zeit, welche fie allein bejeitigen kann, geichwächt, ſuchen fie nur in 
bas Herz unferer Inſtitutionen einzubringen, um beren Principien zu fälfchen, 
und rufen fie die Freiheit nur an, um fie gegen den Staat zu verwenden. 
Angeſichts einer Eoalition von Feinbjeligleiten, von Gefühlen bes Grolls und 
des Aergers, bie fich gegen bie großen Dinge des Kaiſerreiche Tehren, if Ihre . 
Pflicht, Herr Präfect, ganz natürlich vorgezeichnet. . . . Die Abflimmung ift 
frei. Damit aber das aufrichtige Gemjith der Benölferungen durch Kunſtgrifſe 
der Sprache und durch zweibeutige Glaubensbelenntniffe nicht bintergangen 
werden Tonne, fo bezeichnen Sie öffentlich bie Candidaten, welche ber Regie: 
rung am meiften Zertrauen einflößen. Die Bevölferungen follen wiſſen, wer 
bie mehr ober weniger verhüllten Feinde bes Kaiſerreichs find, und fich mit 
aller Freiheit, aber auch mit vollitändiger Sachlenntniß ausfpredden. . . Ich 
iente Ihre Aufmerkſamkeit auf ein anderes Manöver, das man einfach nur 
der gefunden Einſicht der großen Menge Tenntlih zu machen braudt. Die 
Anhanger gewifjer Candidaturen fcheuen fi) nicht, zu behaupten, daß biefelben 
m Ermanglung ber Unterflübung ber Behörden fi auf allerhöchſte Sympa⸗ 
thien berufen lünnten, als wenn bie Behörden in ben Wahlen etwas anderes 
fin fönnten, als das Werkzeug bes kaiſerlichen Gedantene. . .” 


1. , Puebla ergibt fih nah dem hartnädigften Widerftande endlich 
den Franzoſen. (ſ. Werico.) 
4, Berfigny veröffentlicht ein Schreiben an ben Präfecten von Paris, 
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durch das derſelbe augewieſen wird, die Candidatur des Herrn 
Thiers in Paris mit allen Mitteln zu bekämpfen: | 

„Ich beeile mi, Ihren Bericht über die im zweiten Wahlbezirk umlau: 
fenden Gerüchte zu beantworten, denen zufolge bie Regierung Bedenken trüge, 
Herrn Thiers zu befämpfen, und deßhalb gefonnen wäre, deſſen Mitbewer⸗ 
ber, Herrn Deoind zurückzuziehen. Ich ermächtige Sie, biefe Gerüchte in bün- 
digſter Weife zu dementiren. Wenn Herr Thiers ber Größe des neuen Kaijer: 
reiche feine nutbigung dargebracht und als Freund unferer Staatseinrichtungen 
I bem allgemeinen Stimmrecht vorgeftellt hätte, fo würde die Regierung 
einen Wiedereintritt in das öffentliche Xeben mit Sympathie aufgenommen 
haben. Aber feitbem er eingewilligt Bat, in einer Berfammlung ber alten 
Parteien, bie ausichließlih von erklärten Feinden des Kaifers und bes Kaiſer⸗ 
reichs gebildet war, zu erjcheinen, um ſich zu ihrem Vorkämpfer zu machen, 
hat er felbft die Aufnahme, welche bie Regierung bem berühmten Geſchichts⸗ 
jchreiber bes Confulats und des Kaiſerreichs zu bereiten geneigt geweſen märe, 
unmöglih gemadt. Ob nun Herr Thiers mit oder ohne Biber Allen vor 
das allgemeine Stimmrecht trete, ob er einwillige oder nicht, feine Haltung 
zu erflären, es ift Fein Ameifel mehr möglih. Er bleibt fortan einer ber 
Vertreter eines Regierungsſyſtems, das von Frankreich verbammt worden ift, 
und bas bie Regierung deßhalb zu befämpfen verpflichtet if. Herr Thiers ift 
ein zu redtliher Mann, als daß ihn Jemand beichulbigen bürfte, er wolle 
einen Eid leiften, den er nicht zu halten beabfichtige. Herr Thiers will aber 
bie Beieherperflelumg eines Regierungsſyſtems, das Frankreich und ihm felber 
verberblich geworben tft, eines Regierungsiyftems, Das ber Eitelkeit einiger We⸗ 
niger jchmeichelt und bem Wohle Aller unbeilvoll wird, das die Autorität von 
ihrer natürlichen Grundlage verfchiebt, um fie den Leidenſchaften ber Tribüne 
ſchutzlos preiszugeben, das bie befruchtende Regſamkeit ber Action durch bie un⸗ 
fruchtbare Aufregung bes Wortes erſetzt, das achtzehn Sabre Binburch nur 
Ohnmacht im Innern, Schwäche nach außen erzeugt, und, entiprungen aus 
bem Aufſtand, inmitten ber Aufftände fortbeftanden und in einem Aufftanbe 
fein Ende gefunben hat. Nein, Herr Präfeet, Angefihts des vergrößerten 
Frankreichs, Angefihts dieſes Frankreichs, das erit, —5** Herr Thiers und 
die Seinigen nicht mehr an der Spitze der Geſchäfte ſtehen, zu ſo großem 
Ruhm und Gebeihen gelangt iſt, im Schoße dieſer großen Stadt, ber ruhig⸗ 
ſten, reichſten und ſchönſten bes Weltalls, wird mahrlich das allgemeine Stimm: 
recht gegen bie Megierung, welche bas Land aus dem Abgrunde gezogen bat, 
bie ee nicht aufftelen, dur bern Schuld das Land in ben Abgrund 
gerieth.“ 

26. Mai. Die Erzbiſchöfe von Cambray, Tours und Rennes und die Bi⸗ 
ſchöfe von Metz, Nantes, Orleans und Chartres wagen es, eine 
Art Wahlmanifeſt der clericalen Partei zu erlaſſen: 

„... Wil man nun wiſſen, was unjere Meinung als Bürger it? Wir find ganz 
einfach ber Meinung unferer Vernunft, unferes Gewiſſens, unferer Erfahrung; 
und das ift unfer Recht. Die Regierung muß geachtet werben; bie Regierung 
muß controlirt werben. Die Regierung achten: bie Vernunft und bie Reli: 
gion verlangen e8; und welches linglüd, welche Verbrechen hat nicht unter 
uns bie Beratung und Herabwürdigung der Regierung verurfaht? Aber 
bie Regierung zu controliren ift eine politiihe und fociale Notbwenbigfeit. 
Zu welchen Fehlern haben fich nicht die Regierungen binreißen laffen, bie 
unbegrenzt und ohne Eontrole waren? Es ift Leicht, mancdherlei Syfteme ber 
Controle auszudenken, religiöſe Inftitutionen, Arifiofratie, Parlamente, Rechte 
der Provinzen und Gemeinden; aber in Wirklichkeit iſt in Frankreich augen⸗ 
blicklich nur ein einziges großes Mittel ber Controle aufrecht geblieben, d. h. 
jene Art politifcher Freiheit, deren Handlung vorzugsmweile vom Wähler unb 
Gyãhlten ausgeübt wird. Wir ehren, wir empfehlen bie guten und eblen 
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Gefiunungen, wir bebauern bie lleinl Gründe, unb wir verbammen bie 
ſchlechten Borwände. Denen bie nicht flimmen, aus Furcht bie Berechtigung 
ber Regierung anzueriennen, antworten wir: „ihr bindert nichts, wenn ihr 
nicht ſſinunt, und ihr gebt alles auf.” Denen die ba ausrufen: „Der Kampf 
if nicht aufrichtig, man kämpft im Düſtern,“ antworten wir: „Werbet ihr 
dann heller jehen, wenn ihr die Augen verfchloffen haltet?" Denen die wReber: 
holen: „Der Kampf ijt nicht gleid, wir find im voraus gefchlagen,” legen 
wir bie frage vor: „Würdet ihr auch auf einem Schlachtfeld, wo man ſtirbt, 
alfo zählen ? Nein, ihr würbet eure Zahl nicht bemerken und würbet nicht an 
bie Flucht deuten. Und übrigens, wenn ihr im Kampf gehölagen werbet, würbet 
ihr e8 minder fein, wenn ihr nicht fämpitet?" Wollt ihr aber nach ber Anſicht 
des Bürgers im allgemeinen unter den jetzigen Verbältnifften auch die Meinung 
bes Biſchofs willen, bier ift fie: Zwei Hauptinterelfen find in biefem Au⸗ 
genblick mit der Politik Frankreichs vermifcht und ihr untergeordnet. Bei uns 
it's die religidje greipeit; in Rom if’s bie weltfihe Unabhängigkeit 
des Oberhaupts der Kirche. Die pi Freiheit iR bie erjte aller, und es 
muß ausgejprochen werden, in unferer jo aufgeregten Geſellſchaft Hat bieje religiöfe 
Freiheit feine beſſere Stütze als bie öffentliche Freiheit. Der Ausſchluß einer 
gewiſſen Anzahl Abgeorbneter, welche fi bem bi. Stuhl am treueflen bewahrt 
haben, ift eine beflagenewerthe und bezeichnende Sache. Es geichieht in Italien 
nichts ohne die Erlaubniß Frankreiche. Allo wenn ihr Schriftſteller feid, 
Ihreißt ; wenn ihr gewählt werbet, ſprecht; wenn ihr Wähler feid, ſtimmt ab. 
Und nun ſeht warum alle Stimmen fi vereinen, euch zur Wahlurne zu 
rufen. Die Regierung fagt euch: ich wi das Gute, ich will es aufrichtig; 
aber werm man mich nicht aufflärt, mir nicht räth, mid nicht controlirt, 
Ennen ji für Frankreich, feine Intereſſen, feine Finanzen, für feine Politik 
Befahren erheben, welche ich allein nicht zu beſchwören im Stande wäre. 
Das Baterland fagt euch: Zu meinem Bobiergehen, zu meinem Fortſchritt find 
mir Gefege, Inftitutionen, Reformen nötbig;, gebt mir alfo weile Geſetz⸗ 
geber, gerade fefte, überzeugte, vechtichaffene Semüther, welche bem Öffentlichen 
Wohl ergeben find. Die Religion ruft euch zu: ich made mit der Gefellfchaft 
ſchwere Zeiten bucch, ich bebarf wachſamer Vertheibiger.“ 

28, Mai, Perfigny erläßt nody unmittelbar vor den Wahlen an ſaͤmmt⸗ 
lie Präfecten, ein Manifeft gegen die alten Parteien, 
das an allen Straßeneden in Paris und in allen Gemeinden be6 


Landes angefchlagen wird : 

„Zum erften Male feit bem Beſtehen bes Kaiſerreichs wagen es bie feind⸗ 
feligen Parteien, die Stantseinrichtungen, welche fich Frankreich gegeben bat, 
an ber allgemeinen Abſtimmung anzugreifen. Bu gemeinfamer Ans 
frengung verbünbet, fuchen bie Mänmer von 1815, von 1830 und von 1848 
auf verſchiedenen Bunkten ben guten Glauben bes Landes zu überrumpeln, 
um gegen ben Raijer bie Freiheiten zu kehren, welche er kürzlich gegeben bat; 
und alle nehmen, als gehorchten fie Einem Loofungswort, ihre Zuflucht zu 
demſelben Mandvre. Da fie die großen Tinge, bie jeit zehn Jahren vollbracht 
wurden, nicht Iäugnen fönnen, denn Jedermann hat fie vor Augen, fo fallen 
fie über die Mittel ber, welche zur Ausführung diefer Dinge gebient, über 
die Staatsfinanzen nämlich, weil wenige Leute nur, in berartigen Fragen be⸗ 
wandert finb und fie deshalb um fo jtraflofer Lüge und Irrthum verbreiten 
zu men hoffen. Ihre Rechnung ift fehr einfach. Wenn es ihnen gelänge, 
bie öffentliche Meinung Über unfere Finanzlage zu beunrubigen, fo würben 
fie gleichzeitig das Vertrauen des Landes in nere Einrichtungen ſchwachen, 
und das iſt gerade das Geheimniß ihres Unterfangens. Das Land jeboch, 
Herr Prafect, wird nicht lange mehr ſich durch ſolche lügneriſche Behaup⸗ 
tungen beihören laſſen. Wenn ber Kaiſer innerhalb zehn Jahren Frankreich 
zu einem ſo hohen Grade des Gedeihens bringen konnte, ſo hat dies ſeinen 
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Grund barin, daß er unfere Hilfsmittel ausgezeichnet zu verwenden. wußte ; 
benn das Öffentliche Gedeihen unb ‚eine gute ginomgvertpaltung fünnen eines 
ohne das andere nicht befteben. . . Die Finanzlage Frankreichs ift alfo ebenſo 
fer begründet, als das Ergebniß ber Thätigfeit bes Kaiſerreichs glänzend ifl. 
Dies ih bie Wahrheit, dies wird das biebere franzöfifche Volk begreifen, und 
dies wirb bie Geſchichte zum Ruhm des Kaiſers bereinit verfünbigen.“ 

31. Mat. Der mericanifche Präfident Juarez verzichtet nah bem Fall 
von Puebla auf die Behauptung von Merico und zi'ht fih nad 
S. Luis Potofi zurüd. Die Hauptſtadt von Merico fteht dadurch 
ben Franzoſen offen. (f. Merico.) 


31. Main. 1. Juni. Allgemeine Wahlen zum gefebgebenden Körper 
in ganz Frankreich. Die Regierung erleidet in Paris eine ecla= 
tante Niederlage, indem fie in ber Hauptftabt auch nicht Einen 
ihrer Candidaten durchſetzt; Thiers ift in Paris, Berryer in 
Marfeile gewählt. Im Ganzen ift indeß der Sieg der Regierung 
vermöge der rüdfichtlofeften Wahlbeeinfluffung ein überwältigender. 

3. Juni. Der Eultminifter richtet ein tabelndes Nundfchreiben an bie 
‚fieben Erzbifchöfe und Bifchöfe wegen ihres Wahlmanifeftes. 
„ Antwort bes Erzbifhofd von Tours auf des Tabelöfchreiben 
bes Eultminiftere. 


12. „Das Wahlmanifefl der fieben Bifchöfe wird dem Staatsrath 
überwiefen. 

15. „Bon ben 10 Nachwahlem zum gefebgebenden Körper fallen 
troß aller Anftrengungen der Regierung 6 zu Gunften der Oppo- 
fition aus. Baris ift nunmehr ausſchließlich oppofitionell vertreten 
und in Bordeaur wird der Oppofitionscanditat nur mit AO Stimmen 
geſchlagen. Das Gefammtrefultat ergibt die Wahl von 249 Regie⸗ 
rungscandibaten und von 34 wiber Willen der Regierung Gewäßlten. 

47118. „ Frankreich, England und DOefterreich haben fi zu 
einem zweiten gemeinfamen Schritt gegenüber Rußland geeinigt, 
nachdem Frankreich und England bie von Defterreich vorgefhlagenen 
ſechs Punkte al8 Grundlage von Unterbanblungen acceptirt hatten. 
Wie England regt auch Frankreich überdie bie Nothwendigkeit 
eines Waffenftillftandes während der Unterhandlungen ar. 

Depeihe ber franz. Regierung: „Die Antwort bes St. Peters: 
burger Gabineites auf bie gleichzeitigen Mittheilungen, welche bie brei Höfe 
von Frankreich, England und Oeſterreich über bie Ereigniffe in Polen ihm 
ugeben ließen, bat unfjere Erwartung nicht getäuſcht. Indem e8 ben Ge: 
dien, welche uns geleitet und welche nach feinen eigenen Erflärungen feiner 
menjchenfreundlihen Regierung fremb fein Fünnen, volles Recht widerfahren 
ließ, nahm es feinen Anſtand, uns bie Berfiherung feiner tiefen Betrübniß über 
eine ſolche Lage der Dinge und feines heißen Wunſches, biefer Lage ein ſchleu⸗ 
niges Ende zu maden, zu ertheilen. Wir hatten bie Weisheit unb gleichzeitig 
bie liberalen Mbfichten bes Kaifers Alerander angerufen, indem wir es als 
zeitgemäß bezeichneten, bie Bedingungen aufzufudhen, unter welden den fo 
ſchwer vom Geſchicke heimgejuchten unb ber Theilnahme fo würdigen Ländern 
Rube und Frieden zurüdgegeben werben könnten. Der ruſſiſche Hof erklärt 
uns, daß nichts feinen Wünjchen mehr entipreche, und mit ben Mächten über 
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bie Tiefe des Uchels übereinftimmenb, gibt er als wunſchenswerth zu, fich 
über die Mittel zur Abhülfe zu verftändigen. Außerbem lädt er uns ein, 
und wit ihm in Grflärungen einzulaffen. — Es war alfo für bie Regierun 
bee Kaiſers, fowie für bie Cabinette von London und Wien ber Augenbli 
gefommen, ihre been über das zur Grreihung ihrer gemeinfamen Beſtre⸗ 
en zu beobachtende Verfahren auszutauihen und, von bem verfähnlichen 
Geifte bejeelt, ber fie bereits bei ihren früheren Schritten geleitet, kamen fie 
überein, ber ruffiichen Regierung als Grundlage der Unterhandlungen fol: 
gende ſechs Punkte vorzufhlagen: (Folgen bie ſechs Punkte |. Cefterr.) — 
Mehrere ber Bellimmungen biefes Programmes, bilden einen Theil bes 
Planes, den ſich bdas Petersburger Cabinet für fein Auftreten vorgezeichnet 
hat. Die andern gehen faum über bie verheißenen oder in Ausficht geftellten 
Reformen hinaus. Sämmtliche find ber einfachfte Ausdrud ber Grunbgeiepe 
ber Gerechtigkeit und Billigkeit, unb enthalten nichts, was nicht in Ueber: 
einſtimmung mit den Stipulationen ber Verträge ftünde, welche die ruſſiſche 
Regierung in Bezug auf Polen binden, Wir geben uns alfo gerne ber Ueber: 
zeugung hin, daß biefe Vorfchläge von Seiten bes St. Petersburger Cabinete 
feine Cinwendung hervorrufen werben unb biefes fie als Grundlagen ber 
Unterhandlungen annehmen wird. — Wenn anbrerfeits bie Cabinette, indem 
fe ih an Rußland wenden, ben Gründen bes allgemeinen Intereſſes ges 
borden, jo haben doch auch die Rüdfichten der Menfchlichkeit an dem Gefühle, 
das fie leitei, ihren Antheil. Polen bietet im biefem Augenblid einen ſchmerz⸗ 
lichen Anblid bar. Je länger ber Kampf fih hinauszieht, um fo blutiger 
wird er durch die Erbitterung und ben Haß auf beiden Seiten werben. Sicher: 
fi wünſcht ber ruſſiſche Hof das Aufhören ber Feindfeligkeiten, welche Roth 
und Trauer in ben alten polnifhen Provinzen verbreiten. Das Fortbauern 
biefer Sräuel während ber Unterhandlungen Tünnte eine Tebatte, welche, wenn 
fie nügen joll, ruhig bleiben muß, einen gereizten Charakter verleihen. Es 
wäre aljo ftatthaft, für eine auf Beibehaltung eines militärifhen status quo 
begründete proviforifche Pacificirung zu forgen, welche ber Kaiſer von Ruß: 
land verfünden würde, und welche bie Polen ihrerfeits unter ihrer eigenen 
Berantwortlichleit einzuhalten hätten. — Was bie Form biejer Unterhand: 
lungen anbelangt, fo bat bie ruffifche Regierung felber in ihren Mittheilungen 
an bie brei Gabinette ihre Anficht hierüber kundgegeben. Sie hat in ihrer 
Depeſche an Baron Budberg volllommen das Recht ber ehebem zur Regelung 
des politifden Syflems von Europa zufammenberufenen Mächte anerkannt, 
fih mit den Berwidelungen zu beichäftigen, welche biejes Syitem jtören koͤnn⸗ 
tin. Noch ausführlicher ſprach fie fich hierüber gegen Baron Brunnow aus: 
‚Se. Maj., fagte Fürſt Gortſchakoff zu dem ruſſiſchen Gefanbten in Lonbon, 
gibt zu, daß, bei ber eigenthümlichen Lage bes Koͤnigreichs, bie aufregenben 
Unruhen bie Rube ber angrenzenden Staaten ftören Tünnen, zwiſchen melden 
am 3. Mai 1815 bie zur Regelung ber Gelchide bes Herzogtums Warſchan 
keflimmten Separatverträge zu Stande famen. Se. Maj. gibt ferner zu, daß 
diefe Unruhen auch bie Mächte intereffiren können, welde die allgemeine 
Transaction vom 9. Juni 1815 unterzeichnet haben, in welche bie Haupt: 
befimmungen biefer Separatverträge aufgenommen worden find.“ — So gab 
aljo das St. Petersburger Cabinet won vornherein und unaufgefordert zu 
verfieben, daß es bie Mitwirkung ber an ber Schlußacte bes Wiener Con- 
Keks betheiligten acht Mächte annehme. Indem bie Regierung St. Maj. 
elber den Dispofitionen, beren verföhnlichen Charakter fie würdigt, zu ent: 
Iprechen beabfichtigt, ift fie bereit, ihrerſeits biefen Unterhanblungen beizutres 
in, unb fich in ber Gonferenz, beren Zuftanbefommen zwedmäßig erſcheinen 
wird, wertreten zu laſſen, wenn, wie wir hoffen, Rußland ben ihm zur Ans 
nahme von ben brei Mächten vorgefchlagenen Grundlagen Beitritt. Wir werben 
und glüdlich fhäyen, mern bie Entſchließung. welche Kaiſer Alerander faſſen 
wich, im Ginflange mit den großen Intereſſen ſteht, welche wir aus gleich 
13 
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zeitig gerechten und mächtigen Beweggrümden feiner erleuchteten Fürſorge ans 
zuempfehlen uns veranlaßt fahen. Den, einmal ber Entſcheidung burch bie 
Gewalt entzogen, welche fie vielleicht wieber einmal mehr abjchneiben würde, 
als fie zu Idfen, träte dieſe Frage von jest an in bie Bahn ber freundfchaft: 
lichen Discuffion, die einzig geeignet ift, eine bis jetzt vergeblich gejuchte Löjung 
berbeizuführen, und die ber Aufllärung unferer Zeit, wie ber großherzigen 
Gefinnungen aller Eabinette würbig wäre.“ 


20. Zuni. Die franzöfifche Regierung faßt in einer gleichzeitig nach Lon⸗ 


bon und Wien gerichteten Depefche die Eventualität eines Miß- 
erfolg ind Auge, meldhen fowohl eine unmittelbare Ablehnung ber 
Forderungen der 3 Mächte vom 17. Zuni von Seite Rußlands 
als die Diöglichfeit eines negativen Ergebnifjes der vorgeſchlagenen 
Eonferenzen darftellen könnte, wünſcht, daß bie Bande, weldye bie 
Mächte in der polnifhen Frage verbänben, noch enger gezogen wer: 
ben möchten und fchlägt die Nebaction eines biplomatifhen Aktes, 
fei e8 einer Konvention oder Protokolls vor, mittelft deflen bie brei 
Höfe feierlich bie Verabredung erneuern würden, Polen in bie Lage 
eines feiten und dauerhaften Friedens zu verfeben und zur Eı=- 
reichung dieſes Ziels ihre Streitkräfte zu vereinigen, falls die Mittel 
der Ueberredung erihöpft wären. 


21. „ Die franzöſiſche Regierung zieht in einer an das Öfterreihifche 


24. 


Sabinet gerichteten Depefche die Gründe der Behutfamleit in Er: 
wägung, mit welchen die VBorfiht dem Wiener Hofe rathe in ber 
polnifhen Brage vorzugehen. Die Würbe ver 3 Mächte erbeifche, 
ihre Vorſchläge an Rußland aufrecht zu erhalten. Frankreich fei 
bereit, Defterreich jebe Unterſtützung zuzuſichern, auf welche es nütz⸗ 
licherweiſe bei allen Eventualitäten rechnen könnte; es ſei bereit, 
Oeſterreich die Garantie zu geben, welche es ein Recht haben 
würde, in dem Falle zu verlangen, daß feine geographiſche Lage es 
gewiflen Gefahren ausfegen würde. Indem Frankreich vorfchlage, 
das Band ber beiberfeitigen Kräfte noch enger zu fchlicken, glaube 
eg Defterreih alle Sicherheiten anzubieten, welche dasfelbe für feine 
Intereſſen fordern könne. 


„Modification des Miniſteriums: Der Kaiſer läßt das 


Inſtitut beſonderer Sprechminiſter im Weſentlichen fallen. Der bis⸗ 
herige Sprechminiſter Billault wird ſtatt Walewski zum Staats⸗ 
miniſter ernannt, mit der Aufgabe, zugleich die Regierung im geſetz⸗ 
gebenden Koͤrper zu vertreten; Herr Delangle als Juſtizminiſter 


wird durch Herrn Baroche, Graf Perſigny als Miniſter des Imern 


durch Herrn Boudet, Herr Rouland als Unterrichtsminiſter durch 
Herrn Duruy erſetzt, endlich Herr Rouher zum Staatsrathspräſi⸗ 
denten ernannt. 


3. Juli. General Forey wird zum Marſchall von Frankreich ernannt. 


13, 


„ Ablehnende Antwort Rußlande auf die zweiten übereinftimmenden 
Depeſchen Frankreichs, Englands und Oeſterreichs. (f. Rußland.) 
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3. Aug. Frankreich, England und Defterreih ridhten zum 
britten Mal wefentlich identiſche Depefchen an Rußland. 

Tranzdfifhe Depeſche: „... Die Regierung bes Kaiſers wollte durch 
die bisherigen gemeinfamen Schritte ber brei Mächte Rußland veranlaffen, 
auf Mittel zu finnen, wie die Ruhe auf bauerndem Grunde wiederherzuftellen 
fei, und ber Wiederkehr von Unruhen vorzubeugen, welche niemals ausgebro⸗ 
chen find, ohne alle Geiſter in Europa aufzujtören und ben Frieden in Gefahr 
zu bringen. Die ruffifhe Regierung fchien anfangs unjere Bemerkungen 
als berechtigt anzuerkennen. Site hatte und gewiſſermaßen aufgefordert, ihr 
unjere Anjichten vorzutragen, und wir mußten glauben, baß fie bereit fei, auf 
bie Ratbfchläge einzugehen, deren Eröffnung wir als zweckmäßig erachteten. 
Da bie Höfe Englands und Defterreihs mit uns in berfelben Lage 
waren, haben wir gemeinfam bie Grundlagen feftgeitellt, welche als Ausgangs: 

unft benutzt werben fönnten, unb das Programm, über das wir uns ver: 
äinbdigt hatten, den elementarften Grundſätzen ber Billigkeit gemäß, gab ein 
Hares Seugniß von unferer Mäßigung. 

„So haben wir nun mit eben fo viel Ueberraſchung ale Bebauern bas 
Gabinet von Petersburg feine anfänglihe Haltung Ändern, unfere 
Gröffnungen ausdrücklich abweijen und ftatt bejfen unan» 
nebmbare Borfhläge machen fehen... 

„Tie polnifche Frage ift, dem Fürſten Gortſchakoff nad, eine europäifche 
nur durch ihren Urſprung und durch ihre revolutionären Beltrebungen, 
und bie gegenwärtigen Greignilje find einzig das Werk einer koemo⸗ 

litiſchen Demagogie. Unfere Zeit bat bie Sefeufeaft von zu vielen vers 
diebenen Bewegungen aufgeregt gejehen, als daß man unter einer und bers 
ſelben Benennung bie verzweifelten Anftrengungen eines feine Nationalität 
vertheidigenben Volkes und bie ordnungoloſen Beftrebungen kranker Geifter, 
welche fi an ben Grundlagen felbft der gejellichaftlichen Ordnung vergreifen, 
jzufammenwerfen Tönnte. Die Agitationen Polens haben Urfaden, 
bie nichts Gemadtes, nihts Zufälliges find, Sie find bas Re: 
fultat eines Zujtanbes, ber nun bald ein Sabıbundert währt, und vielleicht 
mebr als irgend eine andere Conjunctur bazu beigetragen bat, bie Revolution 
in Europa zu gebären und zu unterhalten. Die Erhebung, welde wir vor 
uns feben, durch Mare Symptome vorber verfünbet, ift durch eine Mafregel 
hervorgerufen worben, welche bei bem Zuſtande ber Geiſter nicht verfehlen 
forınte, die bedauerlichſten Folgen zu haben. Polen hat barauf geantwortet, 
indem es nicht an bie revolutionäre Leidenſchaft, jondern an das appellirte, 
was das Hoͤchſte ift im Herzen ber Menſchen, an bie Ideen ber Gerechtigkeit, 
des Vaterlandes, ber Religion. Iſt das nicht eine Thatſache von unbeitreit- 
barer Gewißheit, daß die ganze polnifhe Nation, Jedermann und jeber 
Stanb nad) feinen Mitteln‘, handelnd und leidend nad Ort und Umſtänden, 
Leib und Seele bingab an die Infurrection? Was find, folder Kundgebung 
gegenüber, bie Agitationen einiger Emigranten:Gomit6'6? Die Cabinette ha⸗ 
ben auch ben wahren Charakter dieſes Aufftandes nicht mißverſtanden. Sie 
haben feine Bedeutung dem ruffifchen Hof gefennzeichnet. In ben franzöfiichen 
Kammern, im engliihen Parlament, im öſterreichiſchen Reichsrath hat fich bie 
öffentliche Meinung ber brei Länder burch bie angejehenften Organe vernehmen 
Safien, um bie Regierungen zu ermuntern, daß fie auf bem von ihnen einge: 
Khlagenen Wege alten Heberall in Europa, wo es berathenbe 
Körperfchaften gibt, hallten dieſelben Töne wieder. Außerhalb ber conftitutios 
nellen Kreife haben überall ganz freiwillige Demonftrationen bie Lebhaftigfeit 
des Bolkögefühls bekundet, befien Cinmüthigkeit die Prefle täglich conftatirt. 
Dur das Gefühl ihrer Verantworilichkeit zu größerer Zurüdhaltung und 
Umficht gendthigt, haben faft alle Gabinette vom römijchen Hofe bis zur otto⸗ 
manifen Pforte, von Stocholm bis Lilfabon, im Depelchen, deren Inhalt 
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das ruſſiſche Cabinet kennt, Anſichten Ausdruck gegeben, die mit den von den 
brei Höfen beſonders dargelegten ganz übereinſtimmen. Die Regierungen, 
ſtatt der öffentlichen Meinung vorzugreifen, ſind ihr nachgegangen und haben 
fie im Maße gehalten. Tas iſt, was ihrerſeits die Regierung bes, Kaiſers 
gethan hat, und nachdem ſie dieſe Pflicht erfüllt, nimmt ſie keinen Anſtand, zu 
behaupten, daß es ein Verharren in einem verderblichen Wahne ſein würde, 
wenn man fortfahren wollte, die ſchrecklichen Zuckungen, welche Polen mit 
Blut überſchwemmen, aus Gründen zu erklären, die mit dem Zeugniſſe der 
Geſchichte und mit den Thatſachen der Gegenwart ſo wenig im Einklang ſtehen. 
„Das Cabinet von Petersburg iſt bereit, ſagt es uns, die ſechs 
Punkte, welche ihm als Grundlage zu den Berathungen anempfohlen wor⸗ 
den ſind, in Erwägung zu ziehen; aber es macht dabei die Bedingung, 
daß der Aufſtand vorher unterdrückt fein müſſe. ... Die drei Höfe hatten 
ſich geſchmeichelt, daß während der Waffen ru he für beide Parteien annehm⸗ 
bare Arrangements getroffen werden könnten und die einſtweilige Einſtellung 
ber Feindſeligkeiten nur bie Einleitung zum endgiltigen Friedensſchluſſe fein 
würde. Das Gabinet von Petersburg weit diefe Eingebung im Na— 
men ber ruffifhen Nation und ber Armee zurüd.... Endlid 
ſetzt das Cabinet von Petersburg an die Stelle ber Einwilligung, bie es in 
feinen früheren Erklärungen für ben Zufammentritt einer Gonferenz ber 
bei ber Unterzeihnung ber Wiener Afte betbeiligten Mächte gegeben zu haben 
fhien, ben Borilag von Bejprehungen zwiſchen Rußland, Defter 
reih und Pr euben über bie durch den Stand ber Tinge in Polen an: 
geregten Fragen ber inneren Verwaltung. Die Mächte Hätten übrigens nur 
ein Snterpretationsredht, welches Rußland zu nichts verpflid: - 
ten könne, und es fei nichts Nutzbringendes von einer neuen Discuffion 
über Stipulationen zu erwarten, über bie ſchon fo oft debattirt worben fei, | 
ohne daß man fi habe verftänbigen können... Der öſterreichiſche Hof, 
ben bie ruſſiſche Regierung einlud, fi an biefer Separatverhandlung zu be 
theiligen, von welcher wir, fowie bie Regierung Ihrer britiihen Majeftät, 
Spanien, Portugal und Schweden ausgefchlofien kin würben, bat zuerſt an- 
erfannt, daß biefer Vorſchlag nicht angenommen werden Tonnte, und bat ihn 
ohne Zaubern, als feiner Würbe zumider, zurüdgewiefen. | 
„Die Regierung bes Kaifers kann ihrerfeits weder die vom Peteröburger Gabi» 
net angebotene Combination, noch die zu deren Unterftüßung in ber Depefche bee 
Hrn. Fürſten Gortſchakoff dargelegten Bemerkungen unterfchreiben. Wir find über: 
zeugt, daß auf dem eingejhlagenen Wege ber ruffifche Hof fich eben fo fehr von 
ben Rathſchlägen einer weifen Politik als von ben Stipulationen ber Verträge ent: | 
fernt. Da es ung aber nicht gelungen ift, ihm die Weberzeugung, von der wir durch⸗ 
brungen Do beizußtingen, fo Fünnen wir heute nur bie Nußlofig: | 
feit unjerer Bemühungen conftatiren. . . Wir mußten vorausfeßen, 
daß bie ruſſiſche Regierung, don demfelben Willen wie bie Mächte befeelt, an 
beren Meinung fich anzufchließen nicht ablehnen würbe. Nach dein fie ihnen : 
dazu erft Hoffnung gemacht, bat es ihr belicht, ihre Eröff: | 
nungen zurüdzuweifen unb dir Gompetenz zu beftreiten. Die | 
abjolute Unabhängigfeit ber Entſchließung und bie volle Ausübung der Sou: 
verämität für ſich in Anſpruch nehmend, gibt bas Cabinet von Petersburg 
uns bie volle Freiheit unferes Urtbeilens und Verfahrens zu: | 
ruck, und wir können nichts weniger thun, als davon Act neh: 
men. Uebrigens (folgt der allen 3 Tepefihen gemeinjame Schluß. |. Oeſterr.) | 


14/17. Aug. Zwei Depefhen Drouyns de Lhnys an General Bazaine | 
ſchreiben demfelben eine Art politiiden Programms für Merico, 
vor. Es wird im weſentlichen darin feftgeftellt, daß, welche Rechte 
Frankreich auch durch ben Krieg erlangt habe, es in Mexico weber 

| 
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eine Eroberung, noch eine Nieberlaffung, noch felbft einen politifchen 
ober commerziellen Bortheil, mit Ausflug anderer Mächte, haben 
wolle. Aud wird ber proviforifhen Regierung anempfohlen, bie 
allgemeine Abſtimmung in einer Weife ins Werk zu feben, baß 
gar kein Zweifel mehr über den eigentlichen Willensausbrud bes 
mericanifhen Volles herrſchen könne. Endlich erhebt fi ber Mi: 
nifter gegen jeden Drud und jede Zmangsmaßregel, bie ben Bes 
griffen ber Civiliſation zuwiberlaufe, wie 3. B. Sequeitrationen, 
Proferiptionen ꝛc. Die früheren Forderungen Frankreich follen 
durch eine eigene Commiſſion im Minifterium bes Auswär: 
tigen feftgeftellt, die eigentlichen Expeditionskoſten von dem Kriege: 
und Marineminifterium zufammengeftellt werben, — Zugleih des⸗ 
avouirt ber Moniteur nach langem Schweigen enblid in aller Form 
das Sequeftrationsebict Forey's (f. Merico); bie Regierung habe auf 
die erfle Kunde davon bie Weifung ertbeilt, es zurüdzuzichen. 

20. Aug Ein kaiſerl. Decret erflärt das Wahlmanifeit ber 7 Biſchöfe 

nach einem Beſchluß des Staatsrathe für Mißbrauch. 

Eröffnung der Generalräthe ber Departements. Gegen bisherige 
Uebung werden von den Präſidenten berfelben offenbar auf höhere 
Anordnung gar Feine politifhen Eröffmungsreben gehalten. 


24. 


13. Oct. Der Staateminifter Billault t. 

14. „ Diplomatifhe Ernennungen: ber bisherige Gefandte in Rom 
Prinz Latour wird zum Geſandten in London ernannt, Sartiges 
ven Turin nah Rom, Malaret von Brüffel nah Turin verfebt. 

18. „ Beſuch der Kaiferin Eugenie am Hofe zu Mabrib. 

19. „ In Folge bes Todes von Billault wirb der Etautsrathepräfibent 
Rouber zum Staatsminifter, Rouland zum Staatérathspräſidenten 
und die HS). Forcabe, Chair d'Eſtauge und Vuitry zu Bicepräfi- 
denten bes Stuateraths ernannt. 


I, Ren. Eröffnung der Kammern. Thronrede bes Kaifers: Dies 
felbe erörtert bie polniſche Frage und fchlägt zu Löfung berfelben 
einen europäifhen Congreß vor, indem fie erflärt, daß bie 
Berträge von 1815 aufgehört hätten zu beſtehen und eine Revifion 
berfelben das einzige Mittel fei, um dem Kriege auszuweichen: 

u...» Der gefeßgebenbe Körper ift feit Grünbung bes Kaiferreihe zum 
dritten Male erneuert worben, unb zum britten Male kann ich mir, troß 
einiger localer Meinungsverichiebenheiten, nur Glück zu bem Ergebniſſe 
ber Wahlen wünſchen; Sie Alle haben mir benielben Eid geleiftet; berjelbe 
bürgt mir für Ihren Beiſtand. Es iſt Ihre Pflicht, bie Geichäfte bes Landes 
raſch und gut zu erledigen, indem Sie ber Verfaſſung treu bleiben, bie uns 
eli Fahre ber Wohlfahrt beichieden hat unb bie aufrecht zu erhalten Sie ge: 
ſchworen haben. . . . ebenfalls würbe bie Wohlfahrt unſeres Landes einen 
rafcheren Auffhwung nehmen, wenn politifhe Wirren nicht ftdrend dazwiſchen 
träten; in bem Leben ber Nationen aber treten unvorbergejehene Ereigniſſe 
ein, welche fie obme Furcht ins Auge faſſen und ohne Za gkeit ertragen 
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müffen. Dazu gehören: ber amerikaniſche Krieg, bie unvermeibliche Occu⸗ 
pation Merico's und Cochinchina's, und ber polniſche Aufſtand. Die fo viel 
fritifitten Erpebitionen in ber Ferne waren Teinesiwegs bie Ausführung 
eines vorher überlegten Planes; bie Macht ber Umitände vielmehr veranlaßte 
fie, und trotzdem find fie nicht zu beflagen. Wie konnten wir in ber That 
auch unfern auswärtigen Handel ausbehnen, wenn wir einerjeits auf jeben 
Einfluß in Amerika verzichteten, und menn anbererfeit® gegenüber den im 
Befig ber Engländer, Spanier und Holländer befindlichen ungeheuren Gebiets: 
ftrichen Frankreich allein ohne Befikungen in ben afiatifchen Gewäflern blieb! 
Wir haben in Cochinchina eine Stellung erobert, welche, ohne uns in bie 
Wirren der Local:Regierung zu verwideln, uns geftatten wird, bie gewaltigen 

ilfsmittel jener Länder auszubeuten und fie durch ben Handel zu civilifiren. 
$ Merico haben wir gefehen, wie nach unerwartetem Wiberftand, ben ber 
Muth unferer Soldaten und Matrofen überwand, bie Benölferung uns ale 
Befreier empfing. Unfere Bemühungen werben nicht unfruchtbar geweien 
fein, und wir werben für unfere Opfer eine reiche Entichädigung finden, wenn 
bie Gefchicle jenes Landes, bas uns feine Wiebergeburt verbanten wird, einem 

ürften anvertraut find, den feine Einſicht und eine Vorzüge einer fo eblen 

endung würdig machen. Lafjen Sie uns daher Bertrauen zu unferen über: 
feeiihen Unternehmungen haben, bie begonnen wurben, um unfere Ehre zu 
rächen! Sie werben mit bem Triumph unferer Sntereffen enbigen, unb wenn 
auch befangene Gemüther nit ahnen, wie viel reiche Früchte bie für bie 
Zukunft gefäeten Keime in fich bergen, jo wollen wir uns doch ben fo au 
fagen an ben beiden Außerften Weltenben, fowohl zu Peking wie in Merico 
erworbenen Ruhm nicht trüben laſſen. 

„Die polniſche Frage erfordert größere Ausführlichkeit. Beim Aus: 
Bruch des polnifchen Aufftandes waren die Beziehungen zwiſchen ben Regie 
rungen Rußlands und Frankreichs der beiten Art; feit bem Trieben waren 
biefe Regierungen in ben großen europäifhen Fragen in Einvernehmen ge: 
weſen, und ich nehme feinen Anſtand zu erflären, daß während bes italieni: 
fen Krieges, jo wie bei ber Einverleibung der Grafſchaft Nizza und Sa: 
voyens ber Kaiſer Alerander mir die aufrichtigfte und herzlichſte Unterftügung 
geliehen bat. Diefes gute Einvernehmen würde Rückſichten auferlegen, und 
ih mußte bie Sache Polens für fehr populär in Frankreich halten, um fein 
Bebenten zu tragen, eines ber erften feftländifchen Bünbnifje in Frage zu 
fielen, um bie Stimme zu Gunften einer Nation zu erheben, bie in Ruß: 
lands Augen rebellifh war, in ben unfrigen jedoch die Erbin eines in ber 
Geſchichte und ben Verträgen verzeichneten Rechtes. Indeſſen biefe Frage 
berührte bie wichtigften europäilhen Sintereffen und konnte niht von 


Trantreih allein behandelt werben. Nur eine unferer Ehre ange: 


thane Beleidigung ober eine Bebrohung unferer Grenzen legt uns die Pflicht 
auf, ohne vorher erzieltes Einverflänbniß zu handeln. Es warb baher nöthig, 
wie zur Zeit ber Ereigniffe im Orient unb in Syrien, mich mit ben Mäd: 
ten, welche ähnliche Gründe und Rechte wie wir für fich hatten, zu verftän- 
bigen. Der polniſche Aufftanb, welchem feine Dauer einen nationalen Cha⸗ 
tafter verlieh, erwedte überall Sympatbien, unb das Streben der Diplomatie 
war darauf gerichtet, biefer Sache jo viel Anhang wie möglich zu gewinnen, 
um mit bem vollen Gewichte ber Meinung Europa’s auf Ruß: 
land zu brüden. Diefes Zufammentreffen faft einftinmiger Wünfche ſchien 
und das geeignetite Mittel zu fein, durch Ueberredung auf das Gabinet von 
Petersburg einzumwirken. Leider wurden unfere uneigennügigen Rathſchläge als 
Einſchüchterung ausgelegt, und ftatt dem Kampfe Einhalt zu thun, bienten 
bie Schritte Englands, Oeſterreichs und Frankreichs nur bazu, feine Erbit⸗ 
terung noch mehr zu fleigern. Bon beiden Seiten werben Erceſſe begangen, 
welche man im Intereſſe ber Menſchlichkeit in gleicher Weife beflagen muß. 


. Was bleibt alfo zu thun Äbrig? Sind wir in bie alleinige Wahl zwi: 
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ſchen Krieg und Schweigen verſetzt? Nein! Ohne daß wir zu den Waffen 
greifen ober ſchweigen, bleibt uns noch ein Mittel übrig, nämlich 
bie polniſche Sache einem europäiſchen Gerichtshof zu unter⸗ 
breiten. Rußland hat bereits erklärt, daß Conferenzen, in welchen alle 
anderen Fragen, die Europa in Bewegung ſetzen, zur Erörterung kämen, ſeine 
Würde in keiner Weiſe verleken würden. Laſſen Sie uns Act von dieſer 
Erflärung nehmen. Möge fie uns dazu dienen, ein für alle Mal ben Gäh⸗ 
rungen ber. Awietracht ein Ende zu maden, welche auf bem Puntte ſtehen 
überall auszubrechen, und möge felbit aus ber Mißſtimmung bes durch fo 
viele Elemente ber Auflöfung zerrütteten Europa ein neues Zeitalter ber 
Stönung und bes riebens erſtehen. Iſt nicht ber Yugenblid gekommen, 
bas von ber Zeit untergrabene und Stüd für Stüd von ben Revolutionen 
zerſtörte Gebäude auf neuen Grunblagen wieder aufzuführen? Sit es nicht 
bringlich, durch neue Webereinfünfte das anzuerkennen, was fi) unmiberruflidh 
volljogen bat, ımb in gemeinlamer Uebereinftimmung das zu vollziehen, was 
ber Weltfriebe erbeilht ? Die Berträge von 1815 haben aufgehört 
zu beſtehen. Die Macht ber Greignijie bat fie geftürzt ober firebt dahin, 
fe zu fürzen. af Überall find fie gebrochen morben, in Griechenland, in 
Belgien, in Frankreich, in Stalien, fowie an ber Tonau. Deutihland regt 
fi, um fie zu verändern, England bat fie durch bie Abtretung ber joniichen 
Inſeln in bochherziger Weife mobifizirt, und Rußland tritt fie in Warſchau 
mit Füßen. Inmitten biefer allmäblichen Zerfegung bes europäiſchen Grund: 
vertrags entflammen ſich heiße Leidenſchaften im Uebermaß, und im Süben 
iowohl wie im Rorben erbeifgen mächtige Intereſſen eine Loſung. Was iſt 
alfo gerechtfertigter unb vernünftiger, ald bie europäiſchen Mächte zu einem 
Eongreffe einzuladen, auf welchem Gigenliebe und Miberfland vor einem 
sberftien Schiebsgericht nerihwinden würden? Was ſteht mehr in Ein: 
Hang mit unferem Zeitalter unb mit ben Wünfchen ber Mehrzahl, ale fidh 
an bas Gewiſſen und die Vernunft ber Staatsmänner aller Yänber zu wenden 
und ihnen zu fagen: Haben nicht bie Vorurtbeile unb ber Groll, welche une 
trennen, fchon zu lange gebauert ? SoU bie eiferfüchtige Nebenbublerfchaft ber 
Großmachte ohne Unterlap ben Fortichritt ber Eivilifation verhindern? Sollen 
wir durch übermäßige Rüftungen immerfort gegenfeitige® Mißtrauen begen? 
Sollen bie werthvoliſten Hilfsmittel auf unbeitimmte Zeit in eitler Schau: 
ftelung unferer Staatsträfte erfchöpft werden? Wollen wir ewig einen 
Zufand ber Dinge fortbeftehen laſſen, welcher weber ber Friede mit 
feiner Sidyerheit noch ber Krieg mit feinen Glücksausſichten ift? Laſſen Sie 
uns nicht länger dem Umflurzgeifte ber eriremen Parteien baburdh eine künſt⸗ 
liche Wichtigkeit verleihen, daß wir uns durch engherzige Berechnungen ben 

echten Beſtrebungen ber Bölter widerfepen. Laſſen Sie uns ben Muth 
—* an die Stelle eines krankhaften und unſicheren Zuſtandes dauerhafte 
und regelmäßige Verhältniſſe zu ſetzen, auch wenn dieſelben Opfer koſten ſoll⸗ 
ten. Vereinigen wir uns, ohne vorgefaßtes Syſtem, ohne erclufiven Ehr⸗ 
geiz, bloß von dem Gebanfen befeelt, einen Zuſtand ber Dinge herzuſtellen, 
ber fi hinfort auf das wohlverfiandene Intereſſe ber Herrſcher und 
Bölter ftũtzt. Tiefer Aufruf, gern will ich es glauben, wirb von Allen 
gehört werben. Eine Weigerung mwürbe geheime Plane vermuthen laſſen, 
bie das Tageslicht ſcheuen. Aber felbft wenn ber Vorſchlag nicht ein- 
Kızımig genehmigt würbe, hätte er doch ben ungeheuren Bortheil, Europa 
bemerflich gemacht zu haben, wo bie Gefahr und wo bie Rettung liegt. 
ZweiWege fliehen offen. Der eine führt zum Fortſchritt burd 
bieBerföhnung unb ben Frieden, ber andere, früher ober ſpä— 
ter, ja fogar auf verhängnißvolle Weiſe zum Kriege durch 
bartnädiges Feſthalten an einer überwundenen Vergangen— 
heit. Sie fermen jeht, meine Herren, bie Sprache, bie ich vor Europa zu 
fügen beabfichlige. Bon Ihnen gebilligt, durch die Öffentliche Zuftimmung 
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fanctionirt, Tann fie nicht verfehlen, gehört zu werben, weil id im Namen 
Frankreichs |preche.” 


5. Nov. An demfelben Tage noch gehen bie an alle Souveräne Euro: 


pa's gleichlautend gerichteten (vom 4. Nov. batirten) Einladuns 
gen bes Kaifers nah Paris zu bem angekündigten Congreſſe ab: 

„Angefichts der Greigniffe, welche täglich auftauchen und fich brängen, balte 
ih es für unumgänglich, meine vollen Gedanken den Souveränen auszu⸗ 
fprechen, denen das Schidjal ber Völker anvertraut iſt. 

„Jedesmal wenn ftarke Stöße bie Grundlagen ber Staaten erfchüttert und 
beren Grenzen verändert haben, griff man zu feierlichen Transactionen, um 
bie neuen Elemente zu verbinden unb bie vollendeten Umgeftaltungen zu ſich⸗ 
ten unb zu beiligen. Dies war ber Gegenſtand bes Weftfältichen Friebens 
im 17. Jahrhundert und der Wiener Verbanblungen 1815. 

„Auf dieſer Iekteren Grundlage rubt augenblidlih das politifche Gebäude 
— Und dennoch, Sie wiffen es, ftürzt dafielbe von allen Seiten zu⸗ 
ammen. —F 

„Wenn man die Lage der verſchiedenen Völker aufmerkſam betrachtet, ſo 
iſt es unmöglich, zu verkennen, daß faft auf allen Punkten die Wiener Ver⸗ 
träge zerflört, verändert, vergeſſen und bedroht find. Daraus folgen Pflichten 
ohne Regel, Rechte ohne Titel und Forderungen ohne Zügel, — eine um jo 
furchtbarere Gefahr, als bie durch bie Civiliſation berbeigeführten Vervoll⸗ 
fommmungen, weldje bie Völker unter fi durch die Solibarität ihrer mate- 
— Intereſſen verbunden haben, den Krieg nur noch zerſtörender machen 
würden. 

„Es iſt dies ein Gegenſtand ernſten Nachdenkens. Warten wir es nicht 
ab, einen Ausweg einzufifagen, bis plögliche, unwiberftehliche Ereigniſſe unfer 
Urteil trüben und uns wider Willen in entgegengejekte Richtungen treiben 
wärben. . 

„Ih will Ihnen deshalb, um bie gegenwärtige Lage zu regeln und bie 
Zukunft zu fihern, einen Congreß vorichlagen. 

„Auf den Thron gernfen durch die Vorfehung und den Willen bes fran- 
zöſiſchen Volkes, doch erzogen in ber Schule des Unglüds, ift es mir viel: 
leicht weniger als irgend einem Anbern geftattet, bie Rechte ber Souveräne 
oder bie berechtigten Anfprüche ber Völker zu verfennen. Auch bin ich bereit, 
ohne ein vorgefahtes Spyiten in ben internationalen Gongreß den Geift ber 
Mäßigung und Gerechtigkeit zu bringen, das gewöhnliche Erbtheil derjenigen, 
welche fo viel verjchiedene Prüfungen durchgemacht haben. 

„Wenn ich die Initiative für eine folde Eröffnung ergreife, fo gefchieht 
es nicht aus Citelfeit; aber, ba ich derjenige Souverän bin, bem man am 
meijten ehrgeizige Pläne zutraut, fo liegt es mir am "Herzen, durch biefen 
„freien und ehrlihen Schritt ben Beweis zu führen, daß es mein einziges 
Biel ift, ohne Zögern zur Herftellung bes Friedens in Europa zu kommen. 

Wird mein Vorſchlag angenommen, r bitte ich Sie, Paris zum Berfamm: 
lungsort zu wählen. 

„Falls die mit Frankreich alliirten und befreundeten Fürſten es angemeffen 
finden follten, durch ihre perſönliche Gegenwart die Bebeutung ber Bera- 
thungen zu erhöhen, fo werbe ich ſtolz Darauf fein, ihnen meine herzliche 
Gaftfreundichaft zu bieten. 

„Europa wird vieleicht einiges Gewicht darauf Iegen, daß bie Hauptflabt, 
von welcher jo oft das Signal zu Erfhütterungen gegeben worben ift, zum 
Sitz ber Eonferenzen werbe, welche bejtimmt ſind, bie Grundlage für eine 
allgemeine Bacification fetzuftellen. ... . ” 


23. Nov. Auf die Anfrage des englifchen Cabinets theilt die franzöſiſche 


Regierung bemfelben einige Andeutungen über bie ihrer Anficht 
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nah einem enropäifen Kongreß zunädft vorliegenden 


Fragen mit. ‘ 


Depeſche Dronyn's an ben Gefhäftsträger in Lonbon: 
. .. Das Londoner Gabinet erfennt mit uns an, baß mehrere ber Bes 
fimmungen bes Wiener Bertrags in bebenklicher Weile verlegt werben find. 
Manche ber in ben Berträgen vorgenommenen Aenberungen find nicht 
von allen Mächten als gefehlich anerkannt werten. Was biejenigen Aenbe: 
rımgen betrifft, welche von allen Großmächten gutgeheißen wurden, fo koͤnnen 
wir nit umbin, auf die unwiderſtehliche Gewalt aufmerffam zu machen, mit 
welcher fie ben Regierungen ſich aufgebrängt haben, Tie Art wie England 
ſelbſt ihnen beizutreten fi beeilt Bat, beweist wie wenig bie früheren Goms 
binationen, um mit Lorb Ruſſel zu veben, ben Anforderungen ber Seit, bem 
yortichritt der Meinung, ber wanbelbaren Politik ber Regierungen unb ben 
wechſelnden Bebürfniffen ber Nationen entiprechen, und find wir nicht anderer: 
ſeits zum Glauben beredtigt, daß die Harmonie und das Gleichgewicht bes 
Ganzen in Folge fo wichtiger Umänberungen einigermaßen gelitten babe? 
Bir geben mit Lord Ruffel zu, baß biefe Beränberungen nicht nothwendig 
einer allgemeineren unb feierliheren Sanction bebürfen; aber wir benfen, daß es 
vortheilhaft fein würde, bie Triimmer hinwegzuräumen und alle lebenben lieber 
in einen einzigen lebenden Körper wieder zu vereinigen. Was bie Umwand⸗ 
Iungen betrifft, denen bie Mächte feine einflimmige Gutheißung gegeben ha⸗ 
ben, fo bilben fie ebenjo viele Veranlajjungen zu Streit, weldhe Europa jeden 
Augenblid in zwei Lager theilen Tönnen. Wär’ es wicht beſſer, anflatt bie 
Entſcheidung bierüber ber Gewalt und bem Zufall zu überlaffen, wenn 
man biefe Fragen in einer ber Billigfeit entfprehenden Weife zu löfen ver: 
fuchte, und biefe Veränderungen dann burdy eine Revtften fanctionirte? Die 
dritte Kategorie umfaßt jene Beſtandtheile bes Wiener Vertrags, weldye 
bedroht find. Während ber Kaifer Europa auf bie Gefahren einer fo tief 
bewegten Lage aufmerffam machte, beutete er auch bie Methode an, um bie 
geauenhaften Unglücksfälle, welche er vorausfieht, abzuwenden — Unglüdefälle, 
die ihm vielleicht weniger Bangigkeit ale andern zu verurſachen brauchten. 
Tenn bie Fragen, aus benen ein Krieg beutzutag entitehen kann, interefjiren 
Stanfreidh nur mittelbar, und es würde von Frankreich allein abhängen, ob 
es an bem Kampf theilnehmen ober ihm von fern zufehen will. Als ber 
füngfte der Souveräne erachtet ber Kaijer nicht, daß ihm das Mecht zuftche, 
fh die Rolle eines Schiedsrichters anzumaßen, und zum ronmmen ber an: 
dern Mächte ba amm bes vorgeſchlagenen Congreſſes im vorbinein 
jeftzufiellen. Dieß ift der Grumb ber Zurüdhaltung, bie er fich ſelbſt aufs 
erlegt bat. Es iſt Überbieß fo fchmierig, die noch nicht gelösten Fragen, 
welche Europa beunrubigen Tönnen, aufzuzäblen. Gin beflagenswerther Kampf 
tränft den polnifäen Boden mit Blut, regt bie Nachbarſtaaten auf und 

bie Welt mit ernſten St en. Vergebens rufen brei Mächte bie 

Viener Berträge an, welche beiben Theilen wiberfprechenbe Beweisgrünbe ar 

bie Hanb geben. Soll biefer Kampf ewig bauern? Unfprüde bie einanber 

wiberfireiten, erregen Hader zwiſchen Dänemark und Deutſchland. Tie Er⸗ 

baltung bes Friebens im Norden iſt einem Zufall preisgegeben. Die Cabi⸗ 

haben ſich ſchon durch * Unterhandlungen an dem Streit betheiligt. 
nd 


J 


fie jetzt gegen ihn gleichgültig geworben? Sol bie Anarchie an ber 
nau fortbauern unb jeben Nugenblid wieber eine neue blutige Arena 
it über bie orientalifche Frage eröffnen dürfen? Sollen Oeſter⸗ 
talien in feinblicher Haltung einander gegenüberftehen, ftet# 

fienftiltanb zu brechen, welder ben Ausbruch ihrer Erbitterung 
bie Befegung Roms burch franzöfiihe Truppen auf unbes 
fih hinausziehen? Mufſen wir endlich, ohne einen neuen Ver⸗ 
Shmung, ber Hoffnung entiagen, die Lafl zu mindern, welche bie 
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mberhältnikmäßig großen durch gegenfeitiges Mißtrauen verurfschten Krieg 6- 
rüftungen ben Nationen auferlegen? Dieß find unferer Meinung nach bie 
Hauptfragen, beren Prüfung und Entſcheidung bie Mächte ohne Zweifel für 
erſprießlich halten würden. Lorb Ruſſel erwartet doch ſicherlich nicht, daß 
wir bier die auf jebes biefer Probleme anwenbbare Loͤſungs weiſe ſpecifi⸗ 
ciren ober die Art ber Sanction, welche ihr ber Congreß ertheilen bürfte, 
angeben follen. Ten beim Gongreß vertretenen Mächten würde das Recht 
aufteben, über biefe verſchiedenen Punkte ein Urtheil zu fällen. Wir wollen 
nur beifügen, daß es unferer Meinung nach eine Selbfttäufgung wäre ihre 
Löſung durch das Labyrinth biplomatifcher Gorrefponbenzen und Separat: 
unterhandlungen anftreben zu wollen, und baß ber von uns vorgeichlagene 
eg, weit entfernt, mit Krieg zu enden, ber einzige ift, ber zu einer bauer: 
haften Bacification führen fan.” 

25. Nov. Das englifhe Cabinet lehnt die Einlabung zum Congreß 
befinitiv ab (f. England). Die ganze dee wird dadurch als da— 
bingefallen betrachtet. Unzufriedenheit in ben Xuilerien. Span⸗ 
nung zwiſchen Frankreich und England. 

„ Die Regierung verlangt vom gefebgebenden Körper die Bewilli- 
bung nachträglicher Eredite zum Budget von 1863 im Betrage von 
93,834,504 Fre. 


30. 


2. Dec. Binangberiht Foulds. Derfelbe fchlägt eine Anleihe von 
300 Mil. Fred. vor, um ebenfoviel Schabbon® in confolibirte 
Schuld umzuwandeln. 

3. „ Der gefeßgebenbe Körper beenbigt die Wahlprüfungen, nachdem 
die Majorität über bie Befchwerben ber Oppofition meift in 
geihloffenen Reihen zur Tagesordnung übergegangen if. Nur 
ſechs Wahlen und auch diefe meift ver Oppofition angehörig, find 
für ungültig erflärt worben. 

7. „ Eröffnung von Unterbandlungen über einen Handelsvertrag mit 

‘ Schweben und Norwegen. 

8. „ Da ber beabfihtigte allgemeine Congreß fämmtlider Sou⸗ 
veräne Europas durch die definitive Weigerung Englands unmöglich 
geworben ift, fo regt die franz. Negierung nunmehr die Abhaltung 
eines beſchränkten Eongreffes d. 5. bloßer Minifterial- 
conferenzen an. 

Gircularbepefhe Drouyn’s deLhuys: „Die Souveräne haben auf 
ben Brief bes Kaijer® geantwortet, unb fämmtlich in biefen Antworten biefe 
kühne Initiative ebrend anerkannt, welche von ben Gefahren ber gegenwär⸗ 
tigen Lage bie Hülle abzieht, und um biefelben zu beſchwören, bie frieblichften 
und loyalften Mittel vorfchlägt. Wie Ste willen, bat bie Mehrzahl ber Höfe 
ohne Vorbehalt dem Vorſchlag Frankreichs beigefiimmt. Andere haben ihrer 
Zuſtimmung gewiſſe Einſchraͤnkungen beigefügt, indem fie von dem franzö⸗ 
ſiſchen Cabinet bie vorgängige — bes Programme ber Fünftigen Ver⸗ 
Banblungen forderten. Die deutichen Souveräne, welche perfönlich der Congreß⸗ 
ibee geivogen find, mußten ihr Verhalten bem Collectivbeſchluß ihrer Mit⸗ 
verbünbeten unterorbnen, Die Antwort bes beutfchen Bundestags ift uns noch 
nicht zugegangen. Cine einzige Macht, England, Hat abgelehnt. Unter biefen 
Umſtänden müflen wir bem britifchen Cabinet unfer ganzes Bebauern, ben 
Souneränen, welche ohne Bebingungen angenommen haben, unfern Dank aus- 


— 
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brüten, unb benjenigen, bie näßere Wurlchrüffe von uns verlangt haben, 
eine Grflärung abgeben. Die franzöfifhe Regierung hielt fih nicht für 
ermächtigt, die hohe Gerichtsgewalt Europa’s an ein Programm zu bins 
ben: e8 lag bem Gedbdanken bes Kaiſers fern fih ale Schiedsrichter aufzu⸗ 
werfen. Es ift überflüflig, bie Gefahren, welche ben Weltfrieben bedrohen, 
aufzuzählen. Tie Gefahren find ofſenkundig. Es ftand nur ben auf einem 
Eongreß vereinigten Möchten zu, bie fragen, welche verbambelt, und biejes 
nigen, welche übergangen werben follten, feftzuftellen. Die Crflärung bes 
Kaifers vom 5. Nov. geflattete zwei Porausfehungen: eine einftimmige 
ober eine theilweife Annahme. In dem erften Fall würde ſich eine 
große Beihwidtigung in ben Gemüthern kundgegeben, und wären felbft alle 
Schwierigkeiten nicht gelöst worben, fo würbe he immerhin ein befleres Ein: 
vernehmen unter ben Fürften berausgeftellt haben. Tägliche Beziehungen, bei 
benen jeber feine been hätte austaufchen, feine Wünſche und Befürch⸗ 
tungen ausbrüden können, würben viele Empfindlichkeiten zum Schweigen 
gebracht, viele Mifverftändniffe gehoben und viele Vorurtheile befeitigt «haben. 
Das wahrfheinliche Srpeöniß biefer Beſprechungen wäre eine heilfame ebrer- 
bafte Transaction geweien. Frankreich, das in ber Eventualität eines allge: 
meinen Gongreffes für fi felber nichts zu forbern hatte, würbe mit allen 
aufgeflärten Regierungen gemeinſchaftliche Sache gemacht haben, um Ausſoöh⸗ 
nungen herbeizuführen, alten Groll zu Iäfchen, und jene unabweisbaren Ver: 
Befierungen, welche ben Revolutionen und bem Krieg zuvorkommen, zu forbern. 
War dieß nur ein leeres Traumgebild 3 Neuere Sreigniſſe Haben uns feitbem 
bas Gegentheil bewielen, unb früher als wir es geglaubt, bie Vorausſetzun 

bes Raltere befräftigt. Der König von Dänemark ftirbt; bie Leidenſchaften 
erbigen fi, die Völker gerathen in Aufregung, unb bie Regierungen ſchwanken 
unentfchloffen zwiſchen bem Buchitaben ber Verträge und dem Nationalgefühl 
ihres Landes. Ein Congreß allein konnte die Pflichten ber durch Gonventio: 
nen gebundenen Herrſcher mit ben regelmäßigen Beftrebungen ihrer Völker in 
Einflang ſetzen. Leiber bat bie Ablehnung Englands das erfie Rejultat, 
das, wie wir bofiten, aus bem an Europa gerichteten Aufruf bes Kaifers fich 
ergeben würbe, unmöglich gemadt. Es bleibt alfo no bie zweite Unter: 
ſtellung: ber engere Congreß. 6 hängt von bem Willen ber Souve⸗ 
räne ab, daß er zur Wirklichkeit werbe. Wir Tönnten nach erfolgter Ableh⸗ 
nung bes britiſchen Cabinets unfere Pflicht ale erfüllt anfehen und, in ben 
etwa zu Stande fonrmenben Greigniffen, nur auf unfer Ermeflen und auf 
unfere Sonberintereflen Rüdfiht nehmen. Allein wir ziehen es vor, von ber 
uns bezeugten Willfäbrigfeit (bonnes dispositions) Act zu nehmen, und 
die Souveräne, bie unfern Planen beigetreter find, baran zu erinnern, baß 
wir bereit finb, offen mit ihnen bie Bahn ber gemeinfamen Berflänbigung 
zu beitreten. Cine lebereinfiimmung ber Plane und bes Verhaltens ber 
Haupcontinentalmächte, welche, wie wir, bie Gefahren ber Gegenwart unb bie 
Nothwendigkeiten ber Zukunft begreifen, würbe ſchwer in bie Wagfchale ber 
fpätern Ereigniffe fallen und bie Bünbdniffe wie bie Beſchlußnahmen nicht 
mebr bem Ungefähr preisgeben. Als es fih um einen allgemeinen Con⸗ 
greß handelte, konnte ber Kaifer, ohne ber Rolle, bie er ſich felber vorge: 
zeichnet, abfichtlich untreu zu werben, weber ein Programm von vornherein 
aufftellen, noch fi mit einigen Mächten benehmen, um dann ben übrigen 
einen vorher vereinbarten Plan aufzuerlegen, und fo durch Sonderunterhand⸗ 
Iungen bie Berathungen einzuleiten, an benen er ſich ohne vorgefaßten Plan 
und frei von jeber Privatverpflichtung zu betheiligen enfchlofien war. Da 
aber heute biefe Berfammlung nit mehr vollflänbig fein Tann, fo wirb 
fie auch nicht bie Autorität eines Schiebsgerichts befiben, bie einem europäis 
ſchen Gongreß zugefommen wäre, unb wir begreifen nunmehr, baß, bevor bie 
Souveräne zufammenfommen, fie ihre Minifter ber auswärtigen Angele: 
genbeiten beauftragen, fich über bie zu verhandelnden Fragen näher zu ver: 
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Alnbi en, bamit fih bem Gongreß umſomehr Ausfichten zur Erreichung eines 
praftiihen Refultates barbieten. 

12. Dec. General Fleury geht in außerorbentliher Miffion nad Kopen⸗ 
hagen. 

14. „ Die Regierung erleidet bei ben Nachwahlen zum geſetzgebenden 
Körper neuerdings eine Niederlage. In Paris wirb Eugen Bels 
letan, der bei der erften Wahl nur ein Mehr von 100 Stimmen 
hatte, mit 15,289 gegen 9503 wieber gewählt. 

18. „ Der Senat nimmt bie ihm vorgelegte Antwortsabreffe einftimmig 
an. Rede bes Marquis be Boiſſh. Rede Düpins über Polen. 
Prinz Napoleon jchweigt. 

Herr Thiers bringt ein Amendement zum Geſetzesentwurf bezügs 
lich der Anleihe von 300 Millionen ein, das die Ausgabe an Schatz⸗ 
bons für 1364 auf 100 Millionen beichränten will. 

24. „ Debatte bes gefehgebenden Körpers über bie Anleihe und bas 
Amendement Thierd. Glänzende Rebe Thiers. Bei der Abftim- 
mung wird das Amenbement verworfen und die Anleihe mit 229 
von 256 Stimmen genehmigt. Thiers, Berryer und A. enthalten 
fi) der Abftimmung. 

29. „ Der Senat ertbeilt der Anleihe von 300 Millionen einftimmig 
feine Genehmigung. 


21. 


5. Stalien. 


1. Zaun. Ein Eircular des Miniftere des Innern ordnet eine National: 
Subfeription zu Entfgäbigung ber von ben Briganten beimgefuchten 
Gamilien und zu Belohnung des gegen biefelben an ben Tag ge: 
legten Muthes an. 

4. „ Die von Frauen aus Venedig, Ttieft und Iſtrien mit ber 
Ueberreihung eines Toftbaren Geſchenkes für die Königin von Por⸗ 
tugal beauftragte Deputation wird vom König Biltor Emanuel 
empfangen. 

— „ Der Iuftizminifter ernennt eine Sommiffion zu Ausarbeitung eines 
Sefeentwurfes, welder bie Freiheit des niederen Clerus gegen bie 
Berfolgungen ber hoben Geiftlichkeit ſchützen fol. 

12. „ Conflict der Regierung mit dem Erzbiſchof von Florenz. 

15. „ Kin Bnigl. Decret verordnet, daß die den Präfelten von Pas 
lermo und Neapel gelegentlid bes von Garibaldi verfucdhten 
Freiſchaarenzuges gegen Rom ertheilten außerorbentlichen Vollmach⸗ 
ten mit dem 20. d. M. wieder erlöfchen follen. 

17. „ Unterzeihnung eines Handelsvertrags zwifhen Frankreich und 

. dem Königreih Stalien. 

22. „ Eine Depeſche bes Minifters des Auswärtigen, Graf Paſolini, au 
den italienifchen Gefandten in Paris berichtet ihm über die vielbe⸗ 
fprochene Unterrebung mit dem neuen franzoͤſiſchen Geſandten Sar: 
tiges bezüglih Romd vom 25. Dec. vor. 38. (f. Jahrgang 1862 
S. 266 und 292) und verwahrt fi gegen folge Schlüffe, wie 
man fie aus ber im franzöftfchen gelben Buche veröffentlicgten De: 
peihe des Grafen Sartiges ziehen koͤnne: 

... Ich habe beigefügt, daß wir zwar bas Programm bes Grafen Cavour in 
feiner ganzen Ausbehnung zu beim unferen machen, daß wir jebech es nicht 
für nüplih halten, von Neuem in eine Discuffion einzugehen, weiche im ge: 
genwärtigen Momente nur ungenügenbe Auoſichten auf bie Erzielung jenes 
Einverfiänbnifies zu bieten ſcheint, das wir fo nachbrücklich herbeiw . 
Tiefe Zuruckhaliung wurde uns von ber Wbficht eingegeben, nicht nmtlofer 
Weiſe Meinungsverichiebenheiten, bie auf eine fo beiicate Koss Ya: baben, 
zu betonen. Um zu vermeiben, meiner Antwort eines allzu abjoluten Cha⸗ 
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tafter zu geben, und um gleichzeitig ben Beweis zu liefern, daß unfere Hal: 
tung keinen Hintergebanfen in fich fchließt, habe ich nis auf bie Zwiſchenfälle 
berufen, welche bie gegenwärtige Lage herbeigeführt haben, Gabe ich My 
beizufügen, baß bie Verföhnung jederzeit ber Zweck unferer Politif fein 
wird, und daß ich meinerfeit3 Alles aufbieten werbe, um das Cintreten bes 
Tages zu befchleunigen, an bem bie Unterhandlungen mit Nutzen wieber auf: 
genommen werben fönnen? Meine Worte waren von dem Wunſche einge: 
geben, das Prinzip ber Nichtintervention ausnahmslos auf ganz Stalien an: 
gewendet zu ſehen; ba jedoch in ber Unterredung, um bie es fi bier handelt, 
fein Vorſchlag formulirt wurbe, fo konnte ih mich nicht Über bie etwa baraus 
bervorgebenden Conſequenzen ausſprechen.“ 

26. Jan. Die Regierung hebt den neugebildeten demokratiſchen Verein 
von Palermo auf. 


28. „ Wiederzuſammentritt des Parlaments. Debatte über das Budget. 


4, Gebr. Conflict der Regierung mit bem Berwefer bes Bisthums 
Mailand, Mfgr. Caci ca. 

9, „ Die Deputirtenfammer geht über eine Interpellation bezüglich 
der in Polen ausgebrohenen Snfurrection, in Ermägung, daß es 
nicht zeitgemäß fei, fie in dieſem Augenblicke zuzulaffen, zur Tages: 
ordnung über. 

14. „ Der Finanzminifter verlangt vom Parlament bie Ermächtigung 
zu einer Anleihe von 700 Mil. Frs. behufs Dedung ber bereite 
eingetretenen und für bie nächſte Zukunft vorauszufehenden Deficits. 

25. „ Das lebte Stüd der Eifenbahn Neapel-Rom wird dem Verkehr 
übergeben. 

25./28. Gebr. Debatten der Abgeordnetenkammer über das von der Re⸗ 
gierung geforberte Anlehen. Die Ermächtigung dazu wird ſchließ⸗ 
lich mit 204 gegen 32 Stimmen ertbeilt. 


8. März. Die Regierung richtet eine Depeſche an das Cabinet von St. 
Petersburg zu Gunften Polens, 

10. „ Aud ber Senat genehmigt die von ber Regierung geforberte An= 
leide von 700 Millionen mit 116 gegen 5 Stimmen. 

11, „ Die Regierung begibt 500 Millionen des von beiden Käufern 
genehmigten Anlehens von 700 Millionen an das Haus Rothſchild. 

16. „ Ein königl. Dekret regelt das Recht der königl. Erequatur 
bezüglich aller von außen kommender Firchlicher Difpofitionen. 

24. „ Der Minifter des Auswärtigen, Graf Paſolini, tritt zurück; 
Visconti Venoſa wird an feine Stelle ernannt. 

26. „ Ein neuer Ausfall des General Birio gegen die Schweiz wirb 
in ber Deputirtenfammer vom Minifter Peruzzi entfchieben zuräds 
gewiefen. 


— April, Die Regierung läßt die Gränze gegen bie Schweiz, namentlich 
im Belllin, militärifch befeßen. 
9, „ Beſuch bes Königs in Florenz. 


21. 


23. 
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. April. Unterzeichnung eines Handelevertrags pwiſchen Belgien und 


bem Königreihe Stalien. 


5 Die Regierung wird in ber Deputirtestammer bezüglid, ihres 


Syftems in Sicilien interpellirt. Die Kammer geht zur Tages: 
ordnung über. 

„ Debatte ber Deputirtenlammer über das Blutſyſtem in 
Neapel. 

„ Kine Depefche der italienifhen Regierung an bie franzöflfche 
macht berfelben ben Borfchlag einer militärifchen Uebereintunft gegen 
das Brigantaggio in Neapel. 

„ Neue Depeſche ber ital, Megierung an das Cabinet von St. 
Petersburg zu Gunſten Polens. 


Mai Ein Antrag Paffaglia's bezüglich Beeidigung ber Prieſter 


findet in ber Deputirtenfammer feinen Anfang; er zieht ihn zurück. 
„ Die militärifchen Maßregeln im Belklin gegen die Schweiz 
werden wieder abgeftellt. 

„ Der Bräflbent der Deputirtentammer verkündet bie in geheimer 
Situng beſchloſſene Tagesorbnung bezüglich des von der Parlas 
mentscommiffion zu Unterfuhung bes Brigantaggio erfatteten 
Berichtes. 


: „Die Deputirtenlanmer befchließt eine parlamentariſche Unter: 


fuhung bed Auftandes ber Kriegs: und Handelsmarine. 


„» Die ital. Regierung richtet nochmale eine Depefche zu Gunſten 
Polens an das Cabinet von St. Petersburg. 


- „Die Parlamentsfeffion wirb buch kgl. Decret für gefchloffen 
erklaͤrt. 
.„ Eröffnung ber neuen Seſſion bes Parlaments. Thronrede des 


Könige. 

Caſſinis wird fatt Techio mit 168 Stimmen zum Präfiden- 
ten der Deputirtenfammer ernannt. Tecchio erhält 48, Grifpt 
(Linte) 29 Stimmen, 


» „  Beröffentlihung bes Gefehesentwurfs ber Brigantaggie- Com⸗ 


miſſion. 

7A Biſchöfe und Biethumeverweſer proteſtiren gegen das 
PlacetzDecret der Regierung. 

„ Der neapolit. Prätendent Murat bringt fich der Bevölterung, 
durch ein Manifeit wieber in Erinnerung. 


Jani. Antwortsabrefie der Dep.sKammer. Heftige Scene bei Gelegene 


heit des Paſſus derfeiben über Rom unb Neapel. 


1, » Geier bes Berfaffungsfeftes. Der niedere Clerus fingt 


In einer Reihe von Stäbten das Te Deum. 


* « Der Erzbilhof von Spolito wirb gefänglich eingezogen. 
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415, Yani. Eine Anzahl Pfarrer in verfchiebenen Didcefen wird wegen 
Theilnahme an der Verfaffungsfeier vom 7. d. M. von ihren 
Bilhdfen a divimis [ufpenbirt. 

— „ Die Einziehung ber SKloftergüter im Neapolitaniſchen 
kann als beendigt angefehen werden. 

17—20, „ Debatte der Deputirtenfammer. über die auswärtigen Ange: 
legenheiten. Die Kanımer ertheilt fchließli der Regierung mit 202 
gegen 52 Stimmen ein Vertrauensvotum. 

21—27. „ Italieniſches Nationalſchießen in Turin. 


41. Juli. Die Regierung läßt in Genun an Bord bes franz. Poſtſchiffes 
Aunis fünf neapolit. Briganti auf dem Wege von Rom nad 
Marfeile mit Zuftimmung bes franz. Eonfuls verbaften. Die 
franz. Regierung erhebt dagegen Einſprache. 

21. n. Die Deputirtenfammer genehmigt ben Gefehesentwirf bezüglid) 
einer Einfommenfteuer nad, den Wünfchen der Regierung mit 130 
gegen 70 Stimmen. 

23. „ Die Regierung legt ber Dep.-Kammer die Documente in ber 
AunissAngelegenheit nor. Die 5 Briganten werben gleichen 
Tages an ber Grenze bes Mont Cenis ben franz. Behörben übergeben. 

31. „ Die Berathung über das von ber Barlamentscommifflen vor: 
gefchlagene Brigantaggios Gefeß wirb von ber Deputirten-Rammer 
abgebrochen. 


1. Aug. Die Dep.-Rammer nimmt ben vom Abg. Pica geftelten An: 
trag eines unvollflindigen Brigantaggios®efeges an und 
einigt fi dahin, bie eigentliche Debatte über bie neapnl. Verhält: 
niffe bis zur Wiebereinberufung der Kammer zu verfchieben. 

5. „ Der Bifhof Gennaro von Alife (neapol. Prinz terra-dilavoro) 
tritt in den Senat ein und leiftet ber erſte neapol. Biſchof ben 
Eid auf bie Verfaflung unb ber Treue bem Könige. 

6. „ Der Senat tritt dem Beſchluſſe ber Dep.⸗-Kammer bey. Unters 

brüdung bes Brigantenmefen® bei. 

T. „ Unterzeichnung eines Handelsvertrags zwiſchen England und 
dem Königreich Italien. 

41. „ Ein kgl. Deeret vertagt das Parlament. 

21., Die Regierung publizirt das Geſetz bezüglich des Briganten- 
weſens und erklärt zugleich 11 Provinzen für gefährdet und dem⸗ 
gemäß den Ausnahmsbeſtimmungen dieſes Geſetzes unterliegend. 


12. Sept. Die auf der Aunis gefangen genommenen und wieder an 
Frankreich ausgelieferten 5 Briganten werben von ben franz. Be⸗ 
börden auf ber Gränze des Mont Eenis der italienischen Gendar: 
merie wieder überliefert, 
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1. Det. Schluß des den Briganti zu ihrer freiwilligen Unterwerfung 
gefehten Termind. Wiederaufnahme ber Operationen gegen biefelben. 
Die von ihnen beimgefuchten neapolit. Provinzen werben in zwei 
Militärbezirke abgetheilt. Der eine unter General Palavicino um: 
umfaßt die Kreife Benevent, Molife und Malefe, der andere unter 
General Franzini den Kreis Bovivo⸗Avellino. 

3. „ Der König hält im Lager von Somma eine großartige 
Revue ab. 

» „  SDanbelövertrag zwiſchen Rußland und dem Königreich Italien. 


11. Rov. Beſuch bes Könige in Neapel. 
16. „ Flottenrevne bes Königs in Neapel. 
17, „  Wieberzufammentritt des Parlaments. Der König tritt an dem: 
felben Tage bie Rüdreife von Neapel an. Erlaß einer Amneſtie 
für die neapolit. Provinzen. 
„ Der König Bictor Emanuel geht mit Eifer auf die Idee bes 
Kaiſers Napoleon bez. eines allgemeinen Eongreffes ein. 
Hanbſchreiben des Königs an Napoleon: „.. Ein unaus 
gejehter Kampf ift in einem großen Theile Europa's zwiſchen bem dffentlichen 
Gewiſſen unb ber burg bie Verträge von 1815 geſchafſenen Sachlage aus: 
gebrohen. Daher biejer Unfriebe, der nur zunehmen kann, folange bie euros 
päifhe Orbnung nicht auf der Grundlage ber Nationalitätss und Freiheits⸗ 
principien, welche bas eigentliche Leben ber Völker ber Neuzeit find, errichtet 
werben wirb. ... Ich trat mit Vergnügen bem Bla Ew. kaiſerl. Maj. 
bei. Meine und meines Volles Mitwirkung ſind ber ucalübtung bieles 
ei de zugefichert, als ein großer Fortſchritt in ber Gefchichte ber Menſch⸗ 
—* 


22. 


daſtehen würde. 

Die Dep.-Kammer nimmt ben Handels⸗ und Schiffahrtévertrag 
mil Srankreih mit 157 gegen 49 Stimmen an. Der Finanzminifter 
ſchlägt den Ausfall für die Staatseinnahmen im erften Jahr auf 
1 Mill. Fres. an. 


28, 


1, Dee. Die Deputirtenkammer befäließt mit großer Mehrheit bie ge 
feglihe Ablösharkeit ber kirchlichen Zehnten und Grundzinfe. 

5. „Die Deputirte d'Ondes⸗Reggio interpellirt bie Regierung bez. 
der traurigen Zuftände Siziliens und beantragt bie Einſetzung 
einer parlamentarifhen Unterfuhungscommifften. 

1, „ Schluß der heftigen Debatten über die nterpellation von 
Onbes-Reggio bezüglih Siziliens. Sein Antrag wirb verworfen 
und dagegen ein Antrag, die von ber Regierung getroffenen Maß- 
regeln zu billigen, mit 206 gegen 52 Stimmen angenommen. 

1. „ Der Finanzminifter gibt der Dep.-Rammer ein Refumd über bie 
Binanzlage des Landes von 1861—63 und über bie dießfälligen 
Ausfihten bis 1865. 

9. „ Proclamation Garibaldi’s, der das ganze Jahr feine Inſel 
nicht verlaſſen hat, an bie Staliener: 
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„Staliener! Angefihts ber beuchlerifhen limiriebe ... . ber Diplomatie, 
was bleibt ben Stalienern zu thun übrig? Sich zu vereinigen, aber 
nit mehr zur Stüße von Männern, welche mit ihren politifchen Schlichen 
nichts anderes bezwedten, als Haß ober Uneinigfeit; ſich zu vereinigen, aber 
nicht mehr im Geifte beffen, welcher die Lebensfräfte ber Nation in bruber- 
mörberifhen Gonflicten vergeubet hat (Rattazzi); fich zu vereinigen, aber bloß 
im Namen jenes einen, in befjen Nedlichfeit wir immer in ber äußerften 
Krifis mit Findlicher Zuverfiht vertrauten, in Bictor Emanuel; ev allein 
bat nie fein Wort gebrochen. Tie binterliftigen Künfte ber Tiplomatie werben 
fi, wie e8 immer ber Fall war, an feiner Reblichleit brechen. Auf ihn kann 
bas Land im nächſt bevorftehenden Kampf vertrauen, weil er, ber immer 
die Schußmwehr ber Schidjale Italiens war und auf den Schlachtfelbern ber: 
jelben das Geſchick feiner Krone in ungleichen Kämpfen bintanzujegen wußte, 
niemals zu betrügerifchen Vergleichen ſich berbeilafien, wohl aber ums glorreich 
nad) Rom und Venedig zu führen willen wird. Man belehne ihn ſchleunigſt 
mit der Dictatur über das ganze Reih; man ſchließe das Parlament, 
man eröffne bie Sonferiptionen noch vor dem Frühjahr zur ſchleunigen Bil- 
bung von Freilchaaren, welche bie Vorhut bes regulären Heers zu bilden 
Baben. Man bilde bie Gabres einer Reſerve aus mobilen Natiomalgarden und 
eile an ben Mincio. Dann werden fi im Namen Staliens und bed Dic- 
tators Victors Emanuel alle Parteien vereinigen; dann wird das Briganten= 
wejen, welches ben glänzenbiten Ebelftein der Krone verwüftet, aufhören; bie 
öfterr. Bollwerfe werben finten; bie Volker Venetiens und Illyriens 
werben aufftehen; Stalien wirb wieder einen eigenen Ginfluß haben unb auf 
ben Beſitz feiner Hauptftabt vollen Anſpruch maden können.“ 


46. Dec. Die Dep.:Kammer nimmt alle Artifel des activen Budgets 


21. 


23. 
aT. 


(672,389,451 Fre.) an. 

„ Beginn der Debatte über die Erneuerung bed Brigantaggio- 
Geſetzes (Geſetz Pica) in der Deputirtentammer. 

„ Garibaldi gibt feine Entlafjung als Deputirter ein und 
richtet ein Schreiben an feine Wähler in Neapel. 

Die Dep.-Kammer befchließt die Verlängerung des Brigantag- 
gio-Geſetzes bis Ende Febr. 1864 und vertagt fi bis zum 4, Febr. 
„ Manifeſt von 22 Deputirten ber Linfen, die ihr Man: 
bat niedergelegt haben. 


Kom 


12, Ian. Der päpftlihe Nuntius in Paris überreiht dem Kaiſer in 
Antwort auf die fortwährenden Begehren nad Reformen eine 
Denkſchrift über die abminiftrative Organifation bes Kirchenftaats. 

0, „ Die päpftl. Regierung fohreibt ein Anlchen von 4 Millionen 
Scudi zu 5% und zum Kurfe von 85 aus, 


16. März. Allocution bes Papftes bezüglich Polen. 


18, April. Eine Depefhe der franz. Regierung erinnert wieder an bie 
längit verlangten Reformen, 

2, „ Der Papft richtet an ben Kaifer von Rußland ein Schreiben 

zu Gunften der Polen. 


2. Mai. Ein Rundſchreiben der Pönitentiaria Apoftolica befiehlt ben 
italienifhen Biſchöfen, ihre Geiftlichleit anzumweifen, das Tedeum 
am Jahresfeſt der italienifhen Einheit nicht zu fingen. 


3. Juni. Urtheil des päpſtl. Gerichtes in dem Proceß Faufti-Ve 
nenzi. Fauſti, Venenzi und Gulmanelli werden zu 20 Jahren, 
T andere Betheiligte zu 5 bis 15 Jahren Gefängnißftrafe verurtbeilt. 

3, „ Die neapolitanifhen Bandenführer Stramenga und Triftany 
werben von ben Franzoſen verhaftet. 


— Aug. Enchelica des Papftes an die Bifchöfe Italiens. 


— Sept. Auf die Nachricht, dag der päpftlihe Conſul in Neapel wegen 
des ben Räubern geleifteten Beiftanbes feine Päfje erhalten babe, 
jendet die päpftliche Regierung ihrerſeits dem bisherigen italie= 
nifhen Conſul in Rom, Baron Tecco, feine Päfle zu. 

— , Rußland und Preußen protefliren gegen einen Sirtenbrief bes 
päpſtl. Cardinal⸗Vicars und gegen ein für Polen andgefchriebenes 
Jubiläum, 
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11. Oct. Auch General Montebello geräth in Differenzen mit bem päpſtl. 
Kriegsminifter de Merode und geht nah Paris, 


21. Dec. Der Papft befeht ohne Cinverftändnig mit der Negierung 
des Königreichs Italien eine Anzahl vacanter Bifchofsfite in ben 
ehemaligen Provinzen des Kirhenftaats Die Ernen- 
nungen werben von der italienifhen Regierung nicht anerfannt. 


6. Schweiz. 


6.9. Jan. Berfammlung der vom Bunbesrath einberufenen Experten 


12, 


7, 


3. 


mi 
> 


behufs Vorberathung eines Handelsvertrages mit Franfreich. 

„  Bufammentritt der Bundesverfammlung in Bern. Der 
Waadtländiſche Abg. Eytel ftellt im Stänberathe ben Antrag: „ben 
Bunbesrath einzuladen, bie Yrage ber Alpenübergänge, 
welche fich am beiten zur Herſtellung von Eifenbahnen eignen, fo 
wie die Bortheile, welde von ben verfchiebenen Richtungen vom 
Standpunkt ber Technik, der Defonomie, der Politit und des Han 
dels geboten werben, einer genauen Prüfung unterwerfen zu laffen.” 
„Botſchaft des Bundesraths über den mit Frankreich bebufs 
endlicher Beilegung der Dappentbalfrage abgefchloffenen Vertrag. 
.» Der Nationalrath verwirft übereinftimmenb mit dem Bundes⸗ 
rath die Petitionen für Regelung des Eiſenbahntransportweſens 
durch den Bund. 


- » Der Nationalrath genehmigt den Dappenthalvertrag mit 


75 gegen 11 Stimmen. 

» Der Stänberatb genehmigt den Dappentbalvertrag em: 
fimmig. 

„ Der Stänberath verwirft den Antrag Eytel, betreffend Alpen: 
eifenbahnen, mit 22 gegen 17 Stimmen. 

»„ Der Nationalrath entfcheidet ſich mit 72 gegen 17 zu 
Gunſten bes fog. Meinen Kaliberd als einheitlihen Normal⸗ 
kalibers für alle Handfeuerwaffen ber eidgenöffifchen Armee. Die 
Infanterie, welche noch nicht mit dem Jäger⸗Gewehr verfehen ift und 
bie gewehrtragende Mannſchaft des Genie und ber Artillerie follen 
mit einem neuen gezogenen Gewehr und bie Cavallerie mit neuen 
gezogenen Piftolen jenes Kalibers bewaffnet werben. 

» Der Nationalrat ſetzt bie Bewilligung eines Nachtrage: 
eredite® von 800,000 Fre, für das Militärwefen mit 59 gegen 
21 Stimmen aus. 

»„  Scäluß ber Bımdesverfammlung. 


. Gebr. (Waadt) Das Begehren Eytele, daß ber Br. Rath feinen 





214 24wei. 


im Ständerath geſtellten Antrag bezüglich Alpeneiſenbahnen billige, 
wird von bemfelben mit 76 gegen 66 Stimmen verworfen. Eytel 
gibt darauf feine Entlaffung als NRegierungspräfident, Regierung: 
rath und Ständerath ein. 

14. Febr. (Hargau.) Der Bundesrath erklärt ſich für die burd bie 
Bolksabftimmung vom 12. Nov. 1862 (|. Yahrg. 1862 ©. 304) 
beeinträchtigten Nechte ber Israeliten im Kanten Aargau. 

21. „ (Teſſin). Großrathswahlen. Sieg der liberalen Partei. 

26, „ Decan Lachat von Delsberg wird zum Biſchof von Bafel gewählt. 
Der von den Vertretern ber Didcefanftände portirte Probft Leu 
von Luzern bringt gegenüber ber Abneigung ber Geiſtlichkeit nicht durch. 


5. März. (Luzern). Der Gr. Rath genehmigt ſchließlich faft ein: 
ftimmig bie neue Verfaſſung für den Kanton. 

18. „ (Bern). Der Gr. Rath befehließt ein neues Steuerſyſtem aud 
auf ben franzöfifchen Theil des Kantons auszubehnen. 

22. „ (Bafelland). Die neue Verfaffung wird vom Volke in all: 
gemeiner Abftimmung mit einer Mehrheit von bloß 287 Stimmen 
angenommen. 

26. „ (St. Gallen). Landammann Weder nimmt feine Entlaffung 
von allen feinen Aemtern und tritt Ind Privatleben zurüd. 

29. „ (Luzern) Die neu revidirte Verfaffung wird vom Volke in 
allgemeiner Abftimmung faft einftimmig angenommen. 


6. April. (Aargau). Das aargauifhe Voll nimmt bie vom Großen 

Rathe revibirte Verfaſſung in allgemeiner Abftimmung an. 

12. „ (Bafelland). Wahl des neuen Landraths. Sieg ber ultra⸗ 
democratiſchen Revifionspartei. 

22. „ Der Bundesrath richtet eine Berbalnote an ben italienifhen Ge: 
fandten über die angeblichen mazziniftifchen Umtriebe in ber Schweiz. 

24, „ Der Bundesrath läßt den Regierungen von Defterreih und Ita⸗ 
lien die amtliche Mittbeilung zugeben, daß kein mazziniſtiſcher Ein⸗ 
fall von ber Schweiz aus zu beforgen fei. 

26. „ (Teffin). Der Gr. Rath befcließt, bie Geiftlihfeit vom Cr- 
ziehungswefen ganz auszufchließen, den Religionsunterriht immers 
bin ausgenommen. 


3. Mai. (Luzern). Die Neuwahl des Gr. Rathes fällt zu zwei 
Drittheilen zu Gunſten der liberalen Partei aus. 

41, „ Der Bundesrath Iehnt die Aufforderung Englands, ſich ber di⸗ 
plomatifchen Intervention der brei Großmächte zu Gunften Polens 
anzuſchließen, mit Rüdfiht auf die Neutralität der Schweiz ab. 

22, „ (Zuzern) Der Gr. Rath beftellt die neue Regierung über: 
wiegenb aus Mitgliedern ber liberalen Partei, doch wird auch ein 
confervgtives und ein radicales Mitglied beigezogen. 
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34., (Bafelland). Sämmtliche Candidaten ber uftrabemocratifchen 
Reviſionspartei werben in bie Regierimng gewählt. Die Anhänger 
ber bisherigen Regierungspartei enthalten fich ber Abftimmung. 


3. juni. (Teffin). Der Gr. Rath verwirft das Eiſenbahnconceſſions⸗ 
gefuh Mouton (Lulmanier) und conceflionirt bagegen mit 77 gegen 
32 Stimmen die Gefellfhaft Sillar für das teffinifhe Binnen: 
eijeubahnfpftem. 

d., (Aargau). Der Gr. Rath befließt die Einführung bes Volle: 
veto und votirt mit 80 gegen 60 Stimmen ein Gefeh, das ben 
Aargauiſchen Ju den ben Genuß der bürgerlien Rechte weſent⸗ 
lich verfchließt. 

30., Der päpſtliche Runtius remonftrirt beim Bunbesrathe neuers 
dinge gegen bie Uebereinfunft mit Stalien bezüglich ber Tefliner 
Pistäumsgüter. Der Bundesrath hält es wicht für nothwendig, 
baranf auch nur zum antworten. — Der Bunbesrath ladet die Re: 
gierung von Aargau ein, über den Beichluß bes Gr. Rathes in 
ber Judenfrage Bericht zu erftatten. 


2. zuli. (Bern) Der Gr. Roth entfcheibet nad zweitägiger Debatte 
bie Frage, ob das neue Steuergefeb auch auf ben Jura anwendbar 
fei und ob bie Berfafjung fein Hinderniß darbiete, mit 93 gegen 
57 Stimmen bahin, daß die Verfaſſung eine folde Anwendung 
geitatte und überweist bie Angelegenheit einer Commiflion mit bem 
dem Auftrage, zu prüfen, wie überhaupt bie Einheit ber ganzen 
Geſetzgebung zwiſchen bem alten und dem neuen Kauton berzuftellen 
fei, zunächft jebodh mit Bezug auf bie Steuerfrage. Zum Bericht 
hierüber wird ihr eine Zrift von einem halben und zum Bericht 
über die ganze Geſetzgebung eine ſolche von einem Jahre gefekt. 

J., (Bern). Die Abgeorbueten bes Jura erllären, an den Ber 
bandlungen bes Gr. Rathes keinen Antheil mehr nehmen zu wollen, 
bis die Bundesbehörben den nad) ihrer Anfiht verfaffungswidrigen 
Beſchluß eines Steuergefeies für ben ganzen Kanton aufgehoben 
baben würden. 

6, , Bufammentritt ber Bundbesverfammlung. Der Präfident 
des Staatsrathe, Vigier von Solothurn, berührt in feiner Eröff: 
uungsrebe die Möglichkeit einer Bunbesverfafiungsrenifion. 

2, , Eröffnung bes eidgendffifgen Schübenfeftes. Daffelbe 
geftaltet ſich durch die zahlreichen deuiſchen und italienifhen Gäfte 
zu einer Art von internationalem. 

19, , Botſchaft des Bundesrathes an bie Bunbesverfanmlung betreffend 
die aargauifche Jubenfrage, 

20. „ Nah achttägiger Debatte nimmt ber Nationalrath ben Geſetzes⸗ 
entwurf des Bundesrates über bie Niederlafjungeverhälts 
niffe mit 43 gegen 40 Stimmen an. 
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20. Juli. Abgeordnete von 36 deutſchen Arbeitervereinen in der 
Schweiz erklären ſich in Zürich einſtimmig gegen Laſalle und fuͤr 
Schulze⸗Delitzſch. 

25, „ Der Ständerath verwirft das Niederlaſſungsgeſetz mit 23 
gegen 19 Stimmen. 

28. „ Der Nationalrath beauftragt den Bundesrath, vom Kanton Aar⸗ 
gau bie politifche und bürgerlihe Gleichſtellung der Is raeliten 
zu erwirken und genehmigt den Vertrag mit Stalien bezüglich der 
Tefliner Bisthumsfache mit 62 gegen 13 Stimmen. 

„ Der Stänberath tritt dem Beſchluſſe bes Nationalraths in ber 
aargauifhen Judenfrage mit 28 gegen 10 Stimmen bei. 


1. Aug. Schluß der Seflion ber Bunbesverfammlung. 
8 „ Erfte Sottharbsconferenz in Luzern. 
28. „ (Aargau). Der Gr. Rath ertheilt ben Juden mit 89 gegen 
64 Stimmen alle politifhen Rechte gemäß dem Verlangen ber 
Bunbesverfammlung. 


30, 


14. Sept. St. Galler Eonferenz der Lukmanier⸗ und Simplonfantone, 
um ihre Intereſſen gegenüber der Gottharbsconferenzfantone "zu 
wahren. 

16. „ (Genf). Der Gr. Rath beſchließt mit 28 gegen 10 Stimmen, 
einen Tabel gegen die Regierung auszuſprechen wegen ihrer Dul: 
dung ber Spielhölle. 

19. „ (Genf). Der Staatsrath fließt bie Sikungen bes Gr. Rathes 
wegen feines Tadelsvotums bezüglich ber Spielhölle. 

27. „ Gründung einer neuen großartigen Erebitbankin Bern. Stämpfli 
wird aus bem Bundesrath austreten, um an bie Spite biefes 
neuen Inſtituts zu treten. 

29. „ Zweite Eonferenz ber Gotthardskantone in Quzern. 


9. Oct. (Genf). Ein Schreiben des Staatsprocurators Hervo an ben 
Staatsrath erklärt ben fog. Fremdenclubb (Spielhölle) für geſetz⸗ 
wibrig und verlangt bießfällige Verfügungen bis zum 1. Nov. 

„ Nationalratbswahlen in der ganzen Schweiz. In Genf 
ftegt die rabicale Lifte mit Fazy ſelbſt. 

28, „ (Genf). Ein Schreiben bes Spielpächtere Bias an ben Ge: 

neralprocurator erflärt bemfelben die freimillige Schließung bes 
fog. Fremdenclubbs (Spielhölle). 


25. 


12, Nov. (Bern). Eine Derfammlung juraſſiſcher Großrathömitglieber 
in Delsberg befchließt, an den Großratheverhanblungen wieber An: 
theil zu nehmen. 

15. „ (Genf). Staatsratbswahlen. Die rabicale Lifte flegt, aber 
ohne Fazy, ber in ber Minderheit bleibt. 
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23. Rov. Antwort des Bundesraths auf bie franzoͤſiſche Sinlabung zum 
europäifhen Kongreffe. Die Schweiz ift bereit, an einem 
folgen Congreſſe Theil zu nehmen, ſetzt aber voraus, daß bie Frage 
wegen Rorbfavoyen darauf zur Sprache werbe gebracht werben. 


7.Dec. Eröffnung der neuen Bundbesverfammlung. Der Rationals 
rath wählt Ruffy (von Waadt) zu feinem Präfldenten, Seeger 
(von Aargau) zu feinem Picepräfidenten, ber Ständeratb Schenk 
(von Bern) zu feinem Präfidenten, Roguin (aus Waadt) zu feinem 
Vicepräfidenten. 

13, „ Wahl des Bundesraths burd bie Bunbesverfammlung. Die 
biöherigen Mitglieder deſſelben werben wieber gewählt unb 
Stämpfli durch Schenk (ebenfalld von Bern) erſetzt. Dubs (von 
Züri) wirb zum Pröfidenten, Schenk zum Vicepräfibenten gewählt. 

17. „ Beihluß des Nationalrathes bezüglich der Juragewäſſercorrection. 

21. „ Der Stänberath tritt dem Befchluffe des Rationalraths bezüglich 
ber Juragewäflercorrection bei. 

26. „ Schluß der Bunbesverfammfung. 


7. Belgien. 


30. Jan. Der Bürgermeiſter und bie alten Schöffen und Gemeinberäthe 
von Antwerpen geben in Folge ber Neuwahlen ihre Demiffion. 


29. März. Abſchluß eines Handelsvertrags mit Preußen behufs Ablöfung 
ber Schelbezölle. 


— ApriliMai. Abſchluß weiterer Verträge mit Holland, Yranfreid ꝛc. 
behufs Ablöfung ber Schelvezölle. 

19. Mai. Die Repräfentantenfammer genehmigt ſchließlich den Geſetzes⸗ 
entwurf betreffend bie Stiftung von Unterrichtsftipendien mit 61 
gegen 36 Stimmen. 

22. „ Die Repröfentantenfammer genehmigt einftimmig die Berträge 
wegen Ablöfung ber Scheldezölle. 

23. „ Schluß der Kammerfeffion. 


9. Juni. Erneuerung ber Hälfte beider Kammern Die li: 
berale Partei gewinnt im Senat einige Stimmen, verliert dagegen 
6 Stimmen im Repräfentantenhaus, fo daß bier das DVerhältniß 
nur noch 61 gegen 55 Stimmen (50 Clericale und die 5 Age: 
orbneten von Antwerpen) if. Im Senat fiehen 32 gegen 26 
Stimmen, 

20. „ Der Gemeinderaib von Antwerpen erläßt ein Hülfsruf- Dia: 
nifeft an fümmtliche Gemeinderäthe bes Landes. 


15. Juli. Eonferenz von Bevollmächtigten ber betheiligten Mächte bezüg- 
li der Ablöfung der Scheldezölle. Der Bertrag wirb ein- 
ftimmig genehmigt. 


23. Aug. Katboliicher Congreß in Mecheln. 


27. Oct. Dreifährige Hälftes Erneuerung ber Gemeinderäthe. 
Entſchiedenes Uebergewicht ber Liberalen Partei. 
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10. Nov. Eröffnung der Kammern, Thronrede bes Königs. 


12. Dec. Das Repräſentantenhaus befchließt nach faft dreiwöchentlichen 
Verhandlungen mit 57 gegen 56 Stimmen die Annullirung ber 
(clericalen) Wahlen von Brügge. 

21. „ Beginn der Abreßbebatte im Repräfentantenhaus. 

24. „ Das Repräfentantenhbaus gebt über einen Antrag ber Akgeorb: 
neten von Antwerpen gegen ben Feſtungsbau mit 56 gegen 40 
Stimmen zur motivirten Tagesorbnung über. 6 Mitglieder ber 
Rechten enthalten fi ber Abſtimmung. 


\ 


8. Holland. 


5. Jan. Der Colonialminifter nimmt in Folge bes Votums der I. Kammer 
vom 29. Dec. v. %. feine Entlaffung. 

23. „ Aud bie I. Kammer erklärt fi für die Durchſtechung ber Landenge 
von Nordholland. 


— Tebr. Der liberale Abgeordnete von Rotterdam, Franfen van ber 
Putte, wirb zum Colonialminifter ernannt. 
24, Sehr. Wiedereröffnung ber II. Kammer. Der neue Colonialminifter 
zieht das Colonialgeſetz zurüd, um es umguarbeiten. Die Negierung 
legt der Kammer einen Antrag vor zu Errichtung eines nationalen 
Denkmals für die Befreiung von ber Franzofenherrfchaft. 


21. März. Die II. Kammer nimmt neuerbings einen Gefehesentwurf 
über Zehntenablöfung an. Das Gefek geht zum britten Mal an 
bie I. Kammer. 


1. Mai. Die I. Kammer verwirft zum britten Mal mit 23 gegen 13 
Stimmen das Geſetz über Ablöfung ber Zehnten. 


4. Juni. Die Il. Kammer genehmigt mit 43 gegen 35 Stimmen ba® 
Eolonialbubdget des neuen Miniftere. 

18. „ Die II. Kammer verwirft mit 33 gegen 17 Stimmen ben mit ber 
Schweiz abgefchloffenen Hanbelsvertrag wegen ber darin enthaltenen 
intoleranten Beftimmungen bezüglich ber Aeraeliten. 

25. „ Die I. Kammer nimmt ben Regierungsantrag auf Erbauung 
ber eriten Eifenbahn in Java mit 54 gegen 13 Stimmen an. 


1. Juli. Die Freilaffung ber Sklaven tritt in ben weſtindiſchen Colo⸗ 
nien mit biefem Tage in Wirkſamkeit. 

„„ Au bie I. Kammer nimmt das Colonialbudget für 1863, 
mit 22 gegen 16 Stimmen, und bamit die Reform ber Eolos 
nialverwaltung an. 
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19. Sept. Schluß der Seffion ber Generalftaaten durch den Miniſter 
bes Innern. 

2. „ Gröffnung der neuen Seffion ber Generalftaaten durch den König. 

24. „ Antwortsadrefie ber I. Kammer. Debatte über Limburg. 

30. „ Die II. Kammer nimmt die Antwortsadreffe mit 50 gegen 4 
Stimmen an. Ein Paſſus bezüglid Limburg wird nur mit 27 
gegen 26 Stimmen verworfen. 


1718. Rov. eier ber 5Ojährigen Erinnerung der wiebergemonnenen 
Unabhängigteit bed Landes von ben Franzoſen. Der König em⸗ 
pfängt bie gefammte IL Kammer; Anfprache an ben König; Ant: 
wort beflelben. 


3. Der. Die I. Kammer nimmt das Budget für das Innere (Thor⸗ 
bede) mit 50 gegen 14 Stimmen an. 

7., Die ID. Kammer beſchließt mit 32 gegen 28 Stimmen, im Jahre 
1864 nicht bloß 6%, fondern 114 Millionen Staatsſchulden zu 
amortifiren. 

9% , Die I. Kammer verwirft den Etat des Minifteriums bes Nuss 
wärtigen mit 19 gegen 14 Stimmen. Der Minifter gibt darauf 
feine Entlaſſung ein. 

31., Die I. Kammer uimmt ben Etat bes Minifteriums bes In⸗ 
nern (Thorbede) und denjenigen des Colonialminifteriums mit 22 
gegen 11 Stimmen an. 


I. Schweden und Norwegen. 


5. Ian. (Schweden). Ein ksnigl. Reſeript befiehlt, dem Reichstage 
ben Entwurf einer neuen VBerfaffung vorzulegen: 

„Das ſchwediſche Volf Hat unter bem Beiftand ber Vorfehung feine reis 
heit dermaßen bewahrt und feine Entwicklung fo weit gefördert, daß es unter 
den Völkern, die auf ber Bahn der Nationalfreibeit vorwärts ſchreiten, feine 
Stelle mit Ehren einnimmt. Dazu würbe es ohne eine Mepräfentation, bie 
auf nationalem Boben erwachſen und je nad) ben Forderungen ber Zeit aus: 
gebilbet worben, nicht gelangt fein. Die mit ber Zeit in ber Nation eintre: 
tenden Aenberungen erfordern auch beitäindige Aenderungen in feiner Reprä- 
fentationsform. Die vier Stände, welde er das Volk in eben jo viele 
Claſſen theilten, haben Längft begonnen, ſich theils unter einander, theils mit 
neuen ihnen zur Seite entjtandenen Glafjen zufammenzufchmelgen. Zum Ge: 
beihen bes Vaterlandes kann bie Stanbeseintheilung innerhalb der Repräſen⸗ 
tation nicht Tänger beibehalten werben, als fie im Volk jelbft einen feiten 
Grund findet. Es mußte daher von hohem Belang erfcheinen, bevor biefer 
Boden felbft morjch würde, eine zeitgemäßere Form an bie Stelle ber alten zu 
feten. Se. kgl. Majejtät, welche in den neulich angenommenen Communal: 
Berfaffungen einen neuen Beweis zu finben geglaubt, baß die Standesbegrifie, 
welche in benfelben feine Berückſichtigung gefunben, einen großen Theil ihrer 
Bebeutung verloren haben unb um fo weniger eine fihere Unterlage für eine neue 
Nepräfentationsforn bilden koͤnnen, fühlt fich von feiner Königspflicht bewogen, 
jegt eine Löfung ber Frage über eine Umgejtaltung der NRepräfentation her: 
beizuführen, wie fie von ber allgemeinen Meinung bes Landes fehnlicht er: 
wünſcht wird; unb überzeugt, daß bie Reichsſtände, in böchiteigener Vater: 
Ianbsliebe, bereitwillig find, für das, was fie als bie Anforderung bes allge: 
meinen Wohls anfehen, alte Rechte ſowohl als neue Anſprüche und Fleinere 
Meinungsverichiebenheiten zu opfern, wollen Se. Majeftät hiermit ben Reiche: 
finden zur Prüfung in grundgefeßlicher Weiſe bie Vorfchläge zu einer neuen 
Neichstagsordnung und ben damit zufammenhängenden Aenderungen in ber 
Negierungsform vorlegen, welche bie Pationalpräfentation in ber Weile zu 
orbnen bezweden, bie Sr. k. Majeftät mit ben jetzigen Berbältniffen ber Ge 
jellichaft am übereinftimmenbften und für deren Fünftige Entwidlung am beiten 
geeignet erfcheinen.“ 

Grundzüge bes kgl. Berfaffungsentwurfs: Die Lanbesverire: 
tung, welde ben be Erinnerungen zu lieb ben Namen „Reichstag” 
aud ferner führt, ſoll in zwei gleichberedätigte Kammern zerfallen. Privat: 
anträge können in beiden eingebracht werben; bie Regierungsvorſchläge gelan⸗ 
gen an beide, und bie eine bat in Gefehgebungsangelegenheiten ein Veto ge: 
genüber ber andern, mit Ausnahme jeboc bes Staatshubgets, ba bie Koften 
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der laufenden Verwaltung für jebe Seffton georbnet werben müſſen; für ba6 
Budget flimmen daher bie beiden Kammern als eine, fo baß einfache Mebr: 
beit entfcheibet. Was die Zufammenjeßung ber beiden Kammern anlangt, fo 
fol bie erfte von den neugefchaffenen Landsthingen“ (höheren Communal⸗ 
behoͤrden für bie einzelnen Lehne ober Aemter) unb von ben außerhalb ber 
Landsthinge ſtehenden Städten Stodbolm und Gothenburg durch Stabtbevoll: 
mächtigte erwählt werben. Tie Wahl geſchieht nicht auf Lebenszeit, jondern 
auf neun “fahre; die Mitglieder diefer Kammer erhalten Feine Tiäten. Durch 
die Bebingungen für bie Wählbarkeit — Befit eines Grunbeigenthums von 
80,000 Rıihirm. Werth, oder eines jährlichen Einfommens von 4000 Reiche: 
thalern — foll das confervative Intereſſe, wenn es nicht ein bloßes Stanbes: 
ober perjönliches Intereſſe if, zufriebengeftellt werben. Die Mitglieder ber 
zweiten Kammer werben auf brei jahre gewählt, alfo für drei Seſſionen, 
und zwar ein Mann für jede Domſaga oder jeden Gerichtsbifttift, und in 
ben Städten einer für je 10,000 Einwohner. Danach wird die ganze Kamımer 
aus 170 bis 180 Mitgliedern beſtehen. Die Städte erhalten bier ein großes 
Uebergewicht über bie Lanbbevöfferung: in ber erften Kammer haben dagegen 
bie Intereſſen bes flachen Landes die Oberhand. Ten einzelnen Wabldiſtrikten 
iſt bie Beitimmung anbeimgegeben, ob fie mittelbar ober unmittelbar wählen 
wollen in ber Vorausficht, daß bie dünnbevölkerten ausgebebnten Dijtrifte 
mittelbare Wahlen, die bichter bevölterten und politifch mehr erregten unmittel- 
bare vorziehen. Die Wäbhlbarkett iſt bei ber zweiten Kammer auf bie einzel: 
nen Wahldiſtrikte beſchränkt; bei ber erften findet ſich eine ſolche Beſchränkung 
nicht. Auch ift ber Genfus für das Wahlrecht zur zweiten auffallend body: 
Berg eines Grundeigenthums von 1000 Ntblen. oder einer Ginnahme von 
jährlich 800 Rthlrn. ober Beſitz eines Pachtguts von 6000 Rihlrn. find Bes 
dingungen, burch welche eine Dienge von bisher berechtigten Perſonen ihr Wahl: 
recht verlieren. Gemildert werben biefe Bedingungen indeß dadurch, baß in 
Ige ber neuen Steuerverorbnungen bie Schätzung bes Grunbeigenthume 
eine bebeutenb höhere geworben ift. Die Zeit der einzelnen Seffionen ift auf 
vier Monate jedes Jahres vom 15. Jan. an feftgefebt. Ta der Reichstag ſich 
mit allen Gegenſtänden, welche bie Geſellſchaft berühren, alfo auch mit kirch⸗ 
iihen, zu befaffen Hat, fo fol zur Wahrung ber Intereſſen ber Kirche ber zur 
Hälfte aus Prieftern beitehenden Synode (Kirfomöte) ein Veto gegen ben 
Reichstag in Bezug auf Kirchliches zugeſtanden werden ; dadurch foll bem Ein: 
wanbe gegen bie Reform vorgebeugt werben, daß das religidfe Interefie einen 
Antheil der Priefterſchaft an der Repräfentation ſelbſt erforbere. Ebenſo joll 
der Abel durch das Foribeſtehen bes Mitterhaufes und durch das Recht bes: 
jeiben zu einem Beto in Privilegienfragen eine Bürgichaft feines Keſtehens 
und feiner Vorrechte erhalten. 
17. Jan. (Schweden). Der Bürgers und ber Bauernftand bes Reiche: 


tages befchließen, dem König für feinen Verfaſſungsvorſchlag zu danken. 


b. Febr. (Schweden). Der Verfaſſungsausſchuß bes Neichötages bes 
fließt, den Regierungsvorſchlag bezüglich der Nepräfentations: 
form, nad dem Ausbrud bes G. 81 der Berfaflung, anzuratben, 
fo daß der Vorſchlag bis zum nächften Reichstag ruhen würde, wo 
alsdann die Reiheftände Beſchluß darüber zu faflen haben. 

17. ; (Schweden). Der Reichstag ſpricht fih für gemeinfchaftliches 
Maaß, Gewicht und Münze in Schweben, Norwegen und Däne: 
mar? aus, 

8 „ (Schweden). Die Regierung legt dem Reichstage ein Blau⸗ 
buch über bie ſchleswig-holſteiniſche Frage vor. 
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2. März. Die Regierung richtet eine Depeſche an das ruffifche Cabinet 
zu Bunften Polens, 

19. „ (Schweden). Der Verfaſſungsausſchuß bes Reichstages Tegt 
bemfelben einen umfafjenden Bericht über ben Verfaſſungsvor— 
ſchlag ber Wegierung vor, ben er in allen Theilen als praktiſch 
und zwedentipredhend befindet... 

» nm MRorwegen) Der Storthing erflätt fih mit 72 gegen 35 
Stimmen für bie Einführung jährlicher Seſſionen. 

26. „ (Schweden). Die von einem Mitgliche bes Neichbtages be- 
antragte Abänderung ber Erbfolge wirb vom Verfaſſungs-Ausſchuß 
des Reichstags ohne Discuſſion verworfen. 

„ (Schweben). Der Brieiterftand bes Reichſstages nimmt die 
Regierungsvorlage bezüglic, Einführung von Synoden mit einigen 
Abänderungen an. 

— , (Schweden). Große Aufregung in Folge der polniſchen 
Inſurreetion. Meetings in Stodholm und anderen Städten. Fürſt 
Czartoryski. Die öffentlihe Meinung richtet ihre Blicke neuerdings 
auf Finnland, Das Polenfhiff in Malmd. 


28, 


7. April. Die Regierung richtet eine zweite Depefhe an das ruffifche 
Sabinet zu Gunften Polens. 


2. Mai. (Schweben). Debatte des Reichstags über bie polnifche 
Frage. Der Adel und ber Priefterftand votiren eine motivirte Ta⸗ 
gesorbnung, in welder lebhafte Sympathien für Polen und bie Zu: 
verfiht audgefprodhen werben, bie Regierung werbe mit Rüdficht 
auf Erhaltung des Friedens für Polen wirken, wenn nit ein 
ſchwediſches Intereſſe Krieg fordere, Der Bürgerftand verwirft ben 
Friedensvorbehalt, und ſpricht im Vertrauen, daß bie Regierung bie 
Gefinnungen bes Landes Tenne, lediglich feine Sympathien aus. 


Auch der Bauernſtand beſchränkt fih auf ein einfaches Vertrauens 
votum. 


6. Juni. (Norwegen). Der Verfaſſungsausſchuß bes Storthings ſpricht 
in feinem Bericht an den Storthing über das von ber Regierung 
auch ihm vorgelegte Blaubuch bezüglich ber deutſch-däniſchen 
Streitfrage feine vollftändige Zuftimmung zu ber Haltung ver 
Regierung in diefer Angelegenheit aus, ohne indeß einen Antrag 
u ftellen: 

j „Die unauflösliche Verbindung Schleswige mit Dänemark if außer durch 
befondere Tractate der Großmächte und Hannovers au von Schweden durch 
den Tractat vom 3. Juli 1720 gerantirt worden. Dieje Garantie, fo wie 
die Garantien beider Reiche als Theilnehmer an ben Lonboner Tractaten von 
1851 unb 1852 enthalten bereits in fich ſelbſt für die ſchwediſch⸗ norwegiſche 
Anton Anlaß und Aufforderung, an den Schritten teilzunehmen, bie ber Zweck 
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biefer völferrechtlichen Staatsafte in gegebenen Fällen erheilhen möchte. Aber 
neben biefem allgemeinen europäifchen Intereſſe hat bie Frage befonbere Bes 
bentung für die vereinigten Neiche ſowohl in Folge ber Stellung Dänemarte 
als ihr Nachbarland, ale auch in Folge ber Wichtigkeit, weiche bie Aufrechte 
haltung ber Selbitftänbigleit Dänemarks für bie ſtandinaviſche Halbinſel bat. 
Die Unterwerfung des bänifhen Reichs unter frembe Herrſchaft, ober feine 
fortwährenbe Abhängigkeit von irgend welcher ausländijhen Großmacht müßte 
bie eigene Sicherheit Norwegens und Schwebene ber Gefahr ſowohl eines nar 
türlichen Alliirten beraubt zu werben, als auch anbererjeits einem überlegenen 
nde größeren Zugang zu Operationen auf ber Halbinjel zu eröffnen, aus⸗ 
en. Aus den bem Storthing gegenwärtig vorgelegten Altenſtücken gebt 
hervor, daß bieje Politit unter den wachſenden Schwierigfeiten in ben legten 
Jahren in demſelben Geifte wie früher mit Umfiht und Klugheit geleitet und 
mit weitigleit und Würbe gehandhabt worben tft. Der Minifter bes Aus: 
wärtigen bat in feinen Auslaffungen an bie fremben Mächte beftändig das 
große allgemeine europaiſche und das befonbere Intereſſe ber vereinigten 
Reihe an einer friedlichen und zufriebenftellenben Löſung hervorgehoben, unb 
ihr Recht gewahrt, felbitfländig zur Erreichung eines ſolchen mitzuwirfen. Als 
ber natürlichfte und ſicherſte Weg zur Entfernung ber gegenwärtigen und zur 
Borbeugung Fünftiger Schwierigkeiten mit Bezug auf bie bier behanbelten 
Berhältniffe hat ber Minilter bes Auswärtigen ſowohl bei ben fremben Mäch⸗ 
ten, wie bei ber Lönigl. bänifchen Regierung in bem legten Jahren zu wiebers 
holten Malen ernite Vorftellungen über bie Nothwendigkeit einer möglichſt 
fchnellen und vollſtändigen Aufbebung ber Gemeinfchaft in ber Rermaltung 
und ebung zwiſchen ben eigenen Lanben ber Krone Dänemark einerjeits 
nnd den. zum Bunde gehörenden Staaten bes däniſchen Könige anbererfeits 
gemadt. m’ gleiher Weife bat Se. Exc. fortbauernb beſtimmte Einſprache 
eingelegt gegen bie Behauptungen Teutichlands auf ein Recht an Schleswig, 
und in einer Depefhe vom 21. Juni vor. 38. in DVeranlaffung einer Hin- 
wenbung bes k. bänijchen Miniſters des Auswärtigen Dänemarks Unabhän⸗ 
gigkeit gegmüber jeder Einmiſchung in feine innern Angelegenheiten unvorbe⸗ 
halten anerkannt und mit Stärke hervorgehoben. Cs kann nicht ber Beruf 
bes Ausſchuſſes fein, fich auf bie Einzelnheiten ber Politik einzulaffen, bie 
burd, bie vorgelegten Aktenftüde bezeichnet wird, aber inbem biefelbe burch 
vorſtehende Darfiellung bat begründen wollen, baf bie bier bebanbelten Ber: 
haliniſſe von Snterefie für bie vereinigten Reiche find, glaubt er bie Dieinung 
ber Nepräfentation zu treffen, wenn er bie Hoffnung ausſpricht, baß es bet 
Weisheit Sr. Maj. glüden möge, im Verein mit ben gegen Dänemark freund: 
ſchaftlich gefinmten Mächten eine frieblihe uub befriedigende Yöfung ber bä- 
niihbeutichen Frage herbeizuführen. Schließlich glaubt ber Ausihuß aus 
f zu müſſen, baß das Entgegenkommen, welches durch bie Vorlage ber 
bebanbelten Attenftüde dem Storthing bewiefen, unb der Echritt, ber damit 
ift, dasfelbe in ben Stand zu fepen, ber auswärtigen Politik ber 
vereinigten Heide zu folgen, Anſpruch hat auf bie Erienntlichfeit ber Re: 
präfentation.” 


22. Imi. (Morwegen). Der König fließt die Seffion des Storthing®. 


22. Juli. Der König befugt ben König von Dänemark in Skodsborg. 


18. Ang. (Norwegen). Der König verfagt bem wieberbolten Bes 
ſchluſſe be Storthings, dem Militärftrafgefeßbuche mit der Mobts 
ficatton zuzuftimmen, baß bie Prügelftrafe beim Militär abgeſchafft 
werde, ſeine Zuſtimmung. 


15 
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29. Aug. Der Minifter des Nuswärtigen, Graf Manderfiröm, unter: 
banbelt in Kopenhagen über ven Abfchluß einer Allianz mit Däne- 
mark, verläßt aber die däniſche Hauptftadt wieder, ohne daß ein 
Bertrag unterzeichnet worden wäre. 


6.0. (Schweden). Der verftärkte Staatsausfhuß beſchließt mit 
62 gegen 52 Stimmen ein Staatsanlehen von 35 Mil. Thlen. 
für die Staatseifenbaßnen, nachdem die Trage auf dem Reichstage 
unentſchieden geblieben war, indem ſich zwei Stände für 35, zwei 
für 32 Millionen ausgefproden batten. 

23. „ (Schweden). Der Staatsausfhuß trägt beim Reichstage auf 
bie Bewilligung bes fog. großen und Heinen Credites nur in dem 
gewöhnlichen Betrage an. - | 


44, Nov. Antwort des Königs auf die Einladung bed Kaifers der 
| Franzoſen zur Theilnahme an einem allgemeinen europätfchen Con⸗ 


grefie. 

20, „ Eine Cireulardepeſche des Grafen Manderfiröm an bie Unter⸗ 
zeichner bes Londoner Protokolls verlangt Auskunft, was bie Groß: 
mächte gegenüber ber gefährdeten Lage Dänemarts zu thun ge- 
denfen und bringt auf eine Verftändigung, um bie Beraubung Dä⸗ 
nemarks unb die Verrüdung bes europäifhen Gleichgewichts zu 
verhindern. 

23. „ (Schweden). Die Regierung verlangt vom Reichstag einen 
außerorbentlihen Credit von 3 Millionen Thalern zu Kriegs: 
rüftungen. 

28. „ (Schweden) Sämmtlihe 4 Stände bewilligen einftimmig und 

uunter voller Anerkennung der Negierungspolitit ben von ber Regie= 
rung verlangten außerorbentlihen Erebit von 3 Mill. Thlrn. Er⸗ 
Märung bes Minifters, Grafen Manderftröm. 


8. Dee. (Schweden). Schluß bes Reichstages. Thronrede des 
Königs: 


me +. Die Ruhe, welche bei Eröffnung bes Neichstags in unſerem Welt- 
theil berrfchte, tft fpäter geftört worden, und wiewohl wir felbft dadurch nricht 
unmittelbar bebrobt find, haben wir doch Sntereffen, bie mit ber Erhaltung 
bes Friedens und bes Volkerrechts in ganz Europa verbunden find. Noch 
lebhafter müffen wir bie Befümmerniß über bie Gefahren theilen, bie Däne: 
marks Königs und Voll umgeben, mit benen wir jet auch in ber Sorge 
über einen bingejchiebenen geliebten Monarchen, ber Mein und Schwebens 
treuer Freund war, Theil nehmen. — In dem Rath ber Mächte werbe Ich 
lets ſuchen, das Wort ber vereinigten Meiche in bie Wagfchale ber Gerechtig- 
feit zu legen. Aber man muß nicht von uns verlangen, baß wir 
außerbem au unfer Schwert in die Wagſchale legen follen, 
ohne zu berechnen, wie weit ber Zwed burd bie Hritter, bie 
uns zu Gebote ftiehen, erreicht werben Tann,“ 
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21. Dec. (Schweden) Die offlcielle Poſttidning erklärt, daß bie 
Vollmachten zur Unterzeichnung des mit Dänemark unterbanbels 
ten Allianzvertrages niemals ertheilt worben feien. 


22, „ (Rormwegen). Bollsverfammlungen in Ehriftiania, Drontheim 
x. befhließen Adrefien an den König, um ihn zu einem thatkräf- 
tigen Beiftand Dänemarks aufzuforbern. 


‚35° 


10. Bäncemark. 


5. San. Die Bermittlungsporfhläge Englands in ber beutfch- 
bänifchen Streitfrage werben von ber bänifhen Regierung wieber- 
holt entfchieden abgelehnt (f. Jahrg. 1862 ©. 235 und 318): 

Depeſche Hall’san ben bänifhen Gefandten in London: 
„... Korb Ruſſel verfichert ung abermals, daß das britifhe Cabinet ben 
Wunſch hegt, die Eriſtenz und Integrität Dänemarks zu erhalten; aber biefe 
Integrität würbe Lord Ruſſel durch feinen Vorſchlag unfehlbar vernichten, 
indem er bie Monardie in eine Anzahl von Beſtandtheilen fpalten will, 
bie jeber einzeln in Wirklichkeit alle Attribute der Souveränetät befiten und 
nur buch einen Staatsrath verbunden fein würden, eine Art gemeinfamer 
Repräfentativverfammlung zwar, bie aber, von Anfang an, zur Ohnmacht 
verbammt, in furzer Friſt ganz zu beftehen aufhören würbe. Sch bebaure es 
fagen zu müffen, aber Lord Ruſſel's letzte Depeſche fieht ganz darnach 
aus, als ob er biefe Zerftüdelung ber Monarchie ſchon als vollendete That- 
fache betrachtete. Er gebt in ber That von ber Idee aus, daß nur eine durch 
bie Perfon des Souveräns allein verfnüpfte Union von Staaten vorhanden 
fei, und durchaus nicht von dem bis jetzt buch das europäilche Staatsrecht 
ausſchließlich anerfannten PBrincip, daß die däniſche Krone eine Einheit reprä⸗ 
fentirt. Kurz, jene Monarchie, die bas britifhe Cabinet zu erhalten wünfcht, 
würde durch Lorb Ruſſel's Vorfchlag ihrer Unabhängigkeit, ihrer Lebenskraft 
beraubt, indem er eine Regelung der conftitutionellen Angelegenheiten begün- 
ftigt, bie ſich durch nichts empfiehlt, als daß fie von ben beutichen Mächten 
in — gebracht worden iſt. — Es ſteht uns nur Ein Weg offen, und dieſen 
einzuſchlagen, hat die kgl. Regierung ſich gewillt erklärt. Wir müſſen uns 
einerſeits der Nothwendigkeit fügen, ben holſte iniſchen Ständen die vom Bun⸗ 
bestage für fie geforderte Stellung einzuräumen, aber mit ben Vorbehalten, bie 

— erforderlich find, bamit biefe Provinz nicht Herr und Schiedsrichter ber übri- 
gen Monarchie werde. Anbrerjeits muß Schleswig von ber Einwirkung bes 
Bundes ausgefchloffen und bezüglich der gemeinfamen Angelegenheiten tn kinen 
conftitutionellen Beziehungen zum Königreiche bleiben. Ber erite Punkt wird 
jeden Vorwand zu einer Bundeserecution in Holftein aufheben. Der zweite 
ift für bie Eriftenz bes bänifchen Staats eine unumgängliche Bebingung.” 

16. Ian. Die dänifhe Regierung lehnt auch gegenüber Rußland, das fie 
befürwortet hatte, bie englifhen Vermittlungsvporfhläge 
in ber deutſch-däniſchen Streitfrage entſchieden ab: 

Depeſche Hall's an ben däniſchen Geſandten in St. Peters⸗ 
burg: „.. Meine Antwort an bie engl. Regiernng zeigt, wie irrig bie Mei— 
nung fein würbe, bie im Bunbestage in Frankfurt die oberfte fchiebsrichterliche 
Gewalt in allen Berfaffungsangelegenheiten in den zum Bunbe gehörigen 
Ländern fühe. Was wir über ben Streit gejagt haben, ber einmal zwiſchen 
ben beutichen Großmächten unb bem Bunbe entftehen koͤnnte, wenn biejer fich 
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nicht firenge innerhalb feiner Grenzen hält, Bat bie g ber lebten 
Tage nur allzufehr gerechtfertigt. Dieſes Streben, feine Wirkſamkeit über feine 
bundesrechtliche Competenz hinaus auszubehnen — ein Streben, unter welchen 
wir in biefer Zeit leiden — wirb in einer mehr ober weniger naben Zukunft 
bie ernfteflen Berwidlungen in Deutſchland unb Guropa bervorrufen. Es 
würde baber zu wünſchen jein, daß man nicht bie Augen biefer Gefahr gegen: 
über ſchloͤſſe, r lange e# noch Zeit ift. fie zu beſchwören, unb daß man jofort 
einen beilfamen Wiberſtand gegen Eingriffe böte, ber fonft unfehlbar und 
unverzüglid große Timenfionen annehmen wird. — Endlich babe ih nun 
nod einmal mich beſtrebt, bie ſchleswigſche Frage zu beleuchten. Hinficht« 
lich dieſes Punktes fchmeichle ih mir nicht mit ber Hoffnung, bie vollitänbige 
Billigung bes Fürſten Gortſchakoff zu erhalten. Tie Regierung bes Könige 
bat bie Anfichten und Argumente reiflih eriwogen, bie bie Depeſchen be# 
Fürften nad und nad in Betreff biefer Sache geltenb gemacht haben, unb 
bie Grinnerung am bie feiner Zeit geleifteten wichtigen Tiienfte, bie Dank⸗ 
barfeit für das aufrichtige Intereſſe, das man uns bezeigt, machen ums wirk⸗ 
lich geneigt, uns ben Anfichten ber befreundeten Mächte, unb namentlich 
Rußlands möglihft zu nähern. Es gibt aber Fragen von folder Wichtigkeit 
unb Bedeutung, daß eine Regierung ihr eigenes Urtheil nicht bem ihrer 
Freumbe, felbft ihrer aufrichtigſſen Freunde unterorbnen kann. Unb bie ſchles⸗ 
wigſche Frage ift für uns eine frage biefer Art. Ich glaube nicht bier auf 
bie Einzelheiten in unferer darauf bezüglidhen Argumentation zurückkommen 
zu müflen. Der Fürft kennt biefelben bereits aus unferm Memorandum an 
den öfterreichifchen Hof, welches Eie |. 3. bem kaiſ. Cabinet mitzutheilen bie 
Ehre gehabt Haben. Ich werbe hier nur eine Tleine Bemerkung hinzufügen, 
beren Richtigkeit, wie ich hoffe, von ber großen politifchen Erfahrung bes 
Fürften anerlannt werben wirb. Diefe fogenannten internationalen Ber: 
pflidgtungen, bie Dänemark bem Bunde gegenüber eingegangen fein 
follte, ſtützt diefer ganz einfach auf eine biplomatifhe Correfponbenz 
zwifhen ben Miniftern. Es gibt feinen ausgefertigten Tractat, es 
ibt Leine Notificationen zwifchen Souveränen, es gibt feine conftitutionelle 
Billigung ber Volksrepräſentation. Unb doch ſollte nach ber Behauptung bes 
Bundes bie Rebe von einer feierlichen und beitänbigen Verpflichtung fein, bie 
ein nit zum Bunbe gebörenbes Land unter bie beftändige Gontrole bes 
Bundesiags ſtellte. Es fcheint mir, daß dieſes eine formelle Argument Bin: 
reicht, um jede Art von Zweifel über bie Realität zu entfernen. . ." 

21. Jan. Das Lanbsihing befhließt mit 39 gegen 2 Stimmen (10 Mit: 
glieder enthalten fich der Abftimmung) eine Adreſſe an ben König zu 
richten, um gegenüber dem engl. VBermittlungsvorfchlage eine weitere 
Ausscheidung Holftein 8 und dagegen eine engere Vereinigung bes 
eigentlichen Königreihe Dänemark und Schleswig zu verlangen: 

„ .. Klar fleht es vor uns, baß es jetzt mehr ale je nothwenbig ift, es 
der Belt fund zu thun und außer Zweifel zu ftellen, wozu man bie Regie: 
rung und das Bolt Dänemarks nit wird willig finden können, weil bie 
Einwilligung dasjelbe fein würbe, als fich ſelbſt aufzugeben unb zu ber Auf: 
löfung bes‘ Reihe bie di zu reichen. Eine gemeinfame aulane für bas 
Königreih und Schleswig ift ber correcte Ausbrud für bie ſtaatsrecht⸗ 
liche Stellung des Herzogthums zum Königreich unb zur Krone; fie ift noth⸗ 
wendig, um bie conftitutionelle Freiheit in ben befonberen Angelegenheiten zu 
wahren. Das politifhe Band, welches bas Königreich und Schleswig verbin- 
bet, bedarf eben fo fehr ber Kräftigung und ntwidelung in freiem und 

vote a Ir Geifte, als bie Bevöllerung Schleswigs einen giltigen Anſpruch 
baranf hat, ber Güter einer freien Entwickelung theilhaftig zu werben. Jede 

Shwädung ber conftitutionellen Gemeinfhaft würde bahingegen für beibe 

verberblich fein, und jebes Beſtreben, Schleswig eine mit dem deutſchen 
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Bundeslande gleichartige politiſche Stellung zu geben, würbe, wie eine trau: 
tige und foftipielige Erfahrung gelehrt hat, gegen das Beftehen bes bänifchen 
Staats gerichtet fein. Aber, Ew. Maj.! das ganze öffentliche Leben ihres 
geireuen Volles wirb ſtets ber Unterbrechung ausgeſetzt und von einer gedeih⸗ 
lichen Entwidelung abgeſchnitten fein, fo lange e8 nicht gelingt, das unab- 
bängige bänifche Reich gegen hemmende und flörende Einwirkungen ber Qun: 
besgemwalt, welcher bie beutfhen Herzogthümer untergeben find, zn fichern. 
Mit Befriebigung haben wir baher feiner Zeit gehört, wie bie Regierung 
Ew. Maj. in ber Antwort auf die Eingabe von 71,008 bänifchen Männern 
fi) zu ber Veberzeugung befannte, daß das Verbältnig Holfteing nun fo 

eorbuet werben 2*— bag Em. Maj. Ihre Bundespflichten als Herzog von 

olftein erfüllen Tönnen, ohne daß die Unabhängigkeit ber anberen Panbes- 
theile gekränkt werde. Zwei Jahre find nun bald verflojlen, feitbem biefe Leber: 
zeugung ausgefprochen wurbe, aber noch ift fein wirkſamer Schritt zu ihrer 
Ausführung getban. Wir verfennen Teineswegs bie Schwierigkeit ber Verhält- 
niffe, aber wir glauben nicht, daß biefelbe durch Warten verringert wird. 
Unb in einem Kalle Tann e8 gebulbet werben, baß bie ſchwebende Stellung 
golfene eine in immer weiterem lUmfange benutzte Beranlaffung zu frember 

inmifdung in bie inneren Angelegenheiten bes däniſchen Kronlandes Schles⸗ 
wigs abgebe. Allergnäbigiter König! Wir fennen nur eine Politik, bie wir 
aus vollem Herzen und mit bereitem Willen unterftüben koͤnnen, und welcher 
fi) das bäntiche Bolt mit unerfchütterlihem Vertrauen anſchließen wirt, wenn 
fie mit Feſtigkeit und QTüchtigfeit verfolgt wird. Es ift bie Politik, die darauf 
hinausgeht, unfer conftitutionelles Leben, nicht minber auf bem gemeinfamen, 
als auf bem befonbern Gebiete, zu wahren unb zu entwideln, unfere natio: 
nale unb politifche Selbftändigfeit aufrecht zu erhalten unb zu ſchützen, bie 
Verbindung zwilhen ben unzertrennliden Theilen bes Reiches 
Dänemark zu Fräftigen und zu befeftigen. Für eine foldye Politik ift das 
däniſche Volk jetzt wie vor 15 Jahren bereit jebes Opfer zu- bringen, und 
nur von biefer Bolitif Lönnen wir hoffen, daß fie Anklang und Unterftüßung 
im ganzen Norden finden werbe.” 


27. Jan. Schluß bes däniſchen Reichstages. 


29. 


„ Der König lehnt die Adreſſe des bänifhen Landéthings bez. 
Schleswig und Holftein ab, weil biefe Angelegenheit zur Competenz 
bes Reichsrathes, aber nicht des Reichsſstages gehörten, obwohl er 
ben Ioyalen und patriotifchen Geift nicht verkenne, aus bem bie 
Adreſſe hervorgegangen fei. 


18. Behr. (Holftein.) Die holſteiniſche Stänbeverfammlung befchließt 


einflimmig eine Übreffe über die Beſchwerden des Lanbes an 
ben Konig⸗Herzog zu richten. Der k. Ranbtagscommifjär verweigert 
jedoch bie Annahme, weil barin auch die ſchleswig'ſche Frage be: 
rührt wird. (ſ. Difchlb.) 


7. März. (Holftein.) Die holfteinifche Ständeverfammlung befchliekt, 


28, 


fih befhwerend an bie beutfhe Bundesverfammluug zu 
wenden. 

v»  Refolution einer Vollöverfammlung im Cafino von Kopen- 
Hagen gegen jebe Gefammtftaateverfaffung, für Aufrechthaltung und 
Entwidelung ber conftitutionellen Gemeinfhaft Dänemark: Schles: 
wigs und für Ausfcheibung Holfteins: 
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„1) Die Forderung des beutichen Bunbestage, bie Iehte Eutſcheibung in 
allen Fällen zu haben, wo bie Repräfentanten bes Bundeslandes Holflein mit 
ber Regierung ober mit ben Repräfentanten ber bänifchen Lanbestheile uneinig 
find, und beiten Verſuch, einen bumbesmäßigen Finfluß auf bas däniſche Kron⸗ 
Iand Schleswig auszuüben, macht jebe Gejammtfiaatsperfaffung 
unvereinbar mit ber Unabhüngfeit der däniſchen Krone unb 
ber Selbſtändigkeit bes Neiches Dänemark. 2) Die ungefchwächte 
Auirechterhaltung ber burch viele Drangſale erreichten conititutionellen Ge⸗ 
meinfchaft bes Königreihe und Schleswigs iſt ein Recht ber unabhängigen 
bänijchen Landestheile. Die Bejeitigung biefer Gemeinſchaft auf breiterer Grund: 
Iage und ihre Entwidlung zu größerer Külle ift eine Bebingung für bie 
Sicherheit ber Krone und ber Wohljahrt bes Volkes, wohingegen eine Erwei⸗ 
terung bes provinziellen Gebiets zur Zertbeilung bes Reiches führen würde. 
Die Ordnung ber inneren Verhältniſſe Schleewigs und bes Königreichs iſt 
eine Sache zwilden St. Maj. dem König und Allerhöchſtdeſſen Unterthanen in 
ben beiben Lanbestheilen, geht dagegen bie fremben Mächte nichts an. 3) Die 
Bewahrung ber Selbitändigfeit und ber conftitutionellen Freiheit bed Reiches 
Danemark machen es jebt nothiwenbig, unerachtet ber bamit verbunbenen Opfer 
ben in einer Reihe von Regierungsäußerungen fon enthaltenen Grundſatz 
burchzuführen, daß bie beſtehende Gemeinſchaft in gewiſſen Angelegenheiten 
und in ber Verwaltung zwilchen däniſchen Lanbestheilen unb bem Bundes⸗ 
lande Holftein mit ber Aufhebung ber Gemeinſchaft ber Verfaffung aufhören 
muß. Nachdem bie bolfteinifhen Stänbe ſich geweigert haben, Beichlüffe zu 
faffen über bie ihnen vorgelegten Geſetze in gemeinfhaftlihen Angelegenheiten, 
erheiſcht bie Fortſetzung bes Staatslebens, baß in ber bevorfichenben Seffion 
bes Reichsraths beftimmte und entſcheidende Schritte zur Turchführung biefes 
Grundſatzes gethan werben.” 


30. März. In Uebereinſtimmung mit ben Forderungen des bänifchen 
Landsthings und ben Kopenhagener Cafinobeſchlüſſen erläßt ber 
König eine allerh. Bekanntmachung, durch welche Holftein aus 
der bisher noch feſtgehaltenen Gemeinſamkeit mit ben übrigen Theilen 
der Monarchie ausgefchieben wird: 


„Als Wir in Unferer Allerhöchften Belannimahung vom 28. Januar 
1852 bie Abſicht ausfprachen, bie verfchiebenen Theile Unferer Monarchie burch 
eine gemeinfchaftliche Verfaſſung zu einem wohlgeorbneten Ganzen zu vereinen, 
waren Wir uns vollfommen bewußt, was benn auch aus ben vorausgehenben 
Verhandlungen hinlänglich hervorgeht, daß eine folche gemeinfchaftliche Berfalfung 
nur unter ber Bebingung möglich fei, baß Unſere Souperänetät in Unferen beiben 
beutichen Herzogthümern nicht weiter, ale durch bie beftehenden, von uns 
angenommenen Bundesgeſetze begrenzt und beichränft und daß bie Bevölferung 
biefer Herzogthümer ſich ber neuen Staatsordnung aufrichtig anſchließen würbe. 
Dieſe Voraueſetzungen find nicht in Erfüllung gegangen. Die deutſche Bundes⸗ 
verfammlung bat ſich in bie inneren Berfaffungsangelegenbeiten Unferer Mo: 
narchie eingemiſcht unb Forderungen aufgejtellt, welche weber in ben Bunbee- 
geſehen eine Berechtigung finden, noch mit der Unabhängigkeit Unjerer Krone 
und ben Rechten Unierer zum Bunde nicht gehörenden Lanbe vereinbar find, 

- mb bie bolfteinifchen Provinzialfiände haben nicht nur jeben Vorſchlag zu 
eiser Uebereinkunfi abgelehnt, fonbern ſich ſelbſt im Principe gegen eine jebe 
auf eine gemeinfchaftlihe Repräfentation gebaute Geſammtverfaſſung erflärt. 
Gin folder Zuftand innerer Zerwürfniffe, welcher jchon ein Decennium hin⸗ 
durch bie Entwickelung Unferes Reihe gelähmt hat, barf nicht fortbauern. 
Nach ben unbefriebigenben Ergebniſſen ber leisten holſteiniſchen Stänbever: 

mäffen Wir es baber jept für Unſere Regentenpflicht Halten, über 
bie ige Stellung bes Hergogthums Holftein in ber Monarchie 
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Beftimmungen zu treffen, welche, foweit dies möglich ift, ben Yorberufgen 
bes beutfchen Bunbes entſprechen. Wir haben un® babei auf das bringenb 
Nothwendige beſchränkt, um bie weitere Ausbildung und enbgiltige Ordnung 
ber freien Mitwirkung Unferes Volles und beflen verfalfungsmäßigen Ber: 
tretern vorzubehalten. Wir haben daher allergnädigſt befehloffen und befehlen 
biemit wie folgt: „ ... Art. 2. Tas Herzogihum Holftein fol auch in 
Zukunft an ben im vorläufigen Normalbudget vom 28. Febr. 1856 für eine 
ziveijährige Finanzperiode aufgeführten, für die Monarchie gemeinfchaftlichen 
Ausgaben Theil nehmen. . . . Die über die Anſätze bes Normalbubgets hinaus 
nöthigen Zuſchüſſe follen für Helftein ben holſteiniſchen Ständen zur Bewil- 
ligung vorgelegt werben. Art. 5. Die geſetzgebende Gewalt in allen gemein 
ſchaftlichen Angelegenheiten foU für Unſer Herzogthum Holftein von Uns unb 
ben holfteinifchen Ständen im Verein, ausgeübt werben. Wenn ein foldhes 
Geſetz von Uns mit Öemepmigung ber Stände für Holſtein erlaflen wirb, 
ohne daß ein gleihlautendes Geſetz gleichzeitig in ben übrigen Lanbestheilen 
eingeführt werben Tann, follen bie in Folge beffen nothwendigen Beranftal= 
tungen getroffen werben, infofern bas Sehe ein Berbältniß betrifft, worin 
eine verichiebene Gefeßgebung mit ber Aufrechthaltung ber bisherigen Ge⸗ 
meinſchaft unvereinbar iſt.“ 


4.—7. April. In Dänemark wird von einer Reihe von Volksver⸗ 


fammlungen ben Kopenhagener Caſinobeſchlüſſen vom 28. März und 
ber kgl. Belanntmahung vom 30. März bezüglich SHolftein beige⸗ 
ftimmt, in Holftein bagegen wird, fo weit es möglich ift, gegen 
bie letztere entſchieden proteftirt. 


17. April. Defterreih und Preußen proteftiren vorläufig burd) iben= 


22., 


tiſche Noten für ſich und für den deutſchen Bund gegen die 
kgl. Bekanntmachung bezüglich Holſtein vom 30. März. 

Eröffnung des außerordentlich einberufenen Reichsraths (Rumpf⸗ 
reichsrath). Königl. Botſchaft an denſelben: 

„ ... Die Verhandlungen, welche mit ben deutſchen Großmächten wäh: 
rend der letzten Verſammlung des Reichsraths begonnen hatten, haben nicht 
zu dem beabſichtigten Ziel geführt. Wir ſind deßhalb durch die Beſchlüſſe 
des deutſchen Bundes und durch das Auftreten der holſteiniſchen Provinzial⸗ 
ſtändeverſammlung in bie Nothwendigkeit verſetzt worden, über bie verfaſſungs⸗ 
mäßige Stellung unſeres Herzogthums Holſtein in ber Monarchie eine Be- 
ſtimmung zu treffen. Obgleich unſere Bekanntmachung vom 30. März db. J. 
bezwedt, ben Forberungen bes Bunbes möglihft dadurch zu genügen, baf 
unjerm Herzogthum eine größere Selbftändigfeit und Freiheit eingeräumt 
wird, laſſen bie Mittheilungen, welche wir hierüber bereits von bem deutſchen 
Gropmädten erhalten haben, Teinen Zweifel barüber auflommen, baß auch 
biefe Veranftaltung angefochten werben wird. Dies wirb inbeh keineswegs 
unſern feſten Entſchluß erſchüttern, die Unabhängigkeit und freie 
Entwidlung unferer zum beutfhen Bund nidt gehörenben 
Zanbestbeile zu behaupten. Jedes vom Reihsrath angenom-= 
mene und von uns beftätigte Gefeg wird beghalb im König - 
reih und im Herzogthum Schleswig in Kraft treten, fofern 
bieß nicht im Geſetz ſelbſt davon abhängig gemacht ift, daß ein entfpredienbes 
Geſetz gleichzeitig für aa erlaffen wird, und jeder vom Reihsrath 
bewilligte Zufhuß zum Normalbubget wirb verwandt wer— 
ben fönnen, ſelbſt wenn ein entſprechender Detrag für Sol: 
ftein nicht erreicht wird, es fei benn, daß das Gegentbeil ausbrüdlich 
bei der Bewilligung jelbft beflimmt worden wäre. Uebereinſtimmend mit 
biefem Grunbfag find bie Geſetentwürfe verfaßt, deren bringenbe Wichtigleit 
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Uns zur Berufung Unferes Reihöratbs zur gegenwärtigen außerocbentlichen 
Berfammlung beftimmt bat. Nachdem Wir beflimmt haben, daß bie aus ben 
erzogthümern SHolftein und Lauenburg recrutirten Abtheilungen Unſeres 
Bere eine ſelbſtaͤndige Organifation erhalten follen, ift e® nicht allein ndtbig, 
ein NRormalbubget für biejenigen militäriſchen Inftitutionen feitzuflellen, welche 
bis weiter auch ferner —— bleiben, ſondern zugleich auch für die 
däniſche Heeresabtheilung die Ordnung durchzuführen, welche lange 
aufgeſchoben werben mußte. Es wird hiebei bie Aufgabe fein, durch eine 
zwedmäßige Benutzung einer verkürzten Tienftzeit unb durch eine planmäßige 
Entwidlung bes verjuchöweife bereits eingeführten Reſerveſyſtems ber däniſchen 
Heeresabthellung eine größere Stärke zu geben. Die Reform in ber Zoll: 
geiehaebung, worauf bie materiellen Intereſſen bes Landes Anfpruch Bas 
,‚ kann nicht länger verfhoben werben. Es ift Bei ber Ausarbeitung bes 
Sefepentwurfs, ber bem Reichorath vorgelegt werben wird, ben bier ausge⸗ 
fprochenen Anſchauungen und Wünſchen fo weſentlich Rechnung getragen, daß 
eine Verftändigung hierüber Teine Schwierigfeit haben Tann. Obgleich biefer 
Entwurf bereits einmal ben holſteiniſchen Ständen zur Beſchlußnahme vor: 
gelegen bat, wirb biefen doch noch, bevor bas Gefeh in Kraft tritt, Gelegen: 
heit geboten "werben, durch ihre Zuflimmung Uns in ben Stand zu feten, 
biefe Beflimmungen für ben ganzen —* des jetzigen Zollgebiets durch⸗ 
zuführen. Während ber letzten Verſammlung bes Reihsratbs hatten Wir 
Borfchläge zu einigen Veränderungen im Berfaffun sgefeh vom 2. Oct. 1855 
vorlegen Taffen. Obgleich bie fpäter eingetretenen Verhältniffe eine verftärkte 
Aufforderung zu einer umfaffenden Reuifion ber beitehenden Verfaſſungs⸗ 
beftimmungen enthalten, haben wir es doch für ganz richtig anfehen müffen, 
daß eine foldde bis zur nächſten orbentliden Zufammenfunft bes NReidheraths 
verichoben werbe, weldge bie lebte im ber gegenmwärtigen Wahlperiode fein unb 
nach wenigen Monaten flattfinden wird. Es find wichtige Geſetzvorſchläge, die 
in ber gegenmärtigen Berfammlung zum Abfchluß gebracht werben follen. 
Ihre ſchnelle und glüdliche Beendigung wird eine Stüpe für unfere 
Beitrebungen fein, um unter ſchwierigen unb gefahrvollen Ber: 
bältnifjen bieSelbftänbigleitunferes Vaterlands zu behaupten.” 


23. April. Die Regierung legt dem Reichsrathe den Entwurf eines Zoll-. 
gefeße® für Dänemark und Schleswig (eventuell auch mit Einfluß 
Holfteins) und ein Blaubuch bezüglid Schleswig⸗Holſtein vor. 
Bliren-Finede ſchlägt die Nieberfekung eines Ausfchufle® zur Unter: 
fuchung der pelitifchen Lage des Landes, Elaufen eine Adreſſe 
an ben König vor, um ibn zu weiterer Verfolgung bes durch 
die allerhöchfte Bekanntmachung vom 30. März betretenen Weges 
au in Beziehung auf Schleswig aufzufordern. Das ftatt bes 
ansgeftoßenen Thomfen für Schleswig neu gewählte Mitglieb 
bes Reichsraths, Handens, fendet eine energifhe Proteftation ein, 
in ber er erflärt, „daß er in einer Weife fih an ben Verhand⸗ 
Inngen einer Körperfchaft betheiligen köͤnne und werbe, welche doch 
noch ba ift, obgleich das Herzogthum Schleswig durch feine vers 
faflungsmäßige Vertretung bie entſchiedenſten Protefte gegen ihre 
Beſchluͤſſe ausgeſprochen bat, weil jeber Betheiligung an ben Der: 
handlungen die Anerkennung ber Baſis untergefhoben wird. Die 
Bafls aber kann von uns nie anerkannt werben; fie ift bänemarks 
ſchleswigſche Gemeinſamkeit; fie bat nie rechtlich eriftirt; fie wirb 
nie rechtlich eriftiren. Ihre etwaige Eriftenz liegt allein im Ges 
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biete der Gewalt. Nie wird ein verfaſſungsmäßiger Weg zu ihrem 
Ziele führen. Schleswig opfert ſich nicht ſelbſt.“ 

27. April. Der Antrag des Baron Blixen auf Niederſetzung eines Aus⸗ 
ſchuſſes zur Unterſuchung der politiſchen Lage des Landes wird vom 
Reichsrath mit 38 gegen 14 Stimmen verworfen. 

28. „ Der Finanzminifter erklärt bezüglich ber vorgeſchlagenen Zoll⸗ 
einheit, das vom Reichsrath behandelte Gefeb werbe, vom König 
fanctionirt, für Dänemark-Schleswig am 1. April 1864 ins Leben 
treten, zuerft aber den holfteinifchen Ständen vorgelegt werben, bie 
jeboh nur zwiſchen dem unbedingten Anſchluß und ber Derlegung 
der Zollinie an bie Eider zu wählen hätten. 

— . (Holftein). Die bänifche Regierung verbietet die Abhaltung aller 
und jeder politifhen Berfammlungen in Holfteln. 


1. Mai. (Holftein). Die neue Holfteinifche Regierung beginnt nach 
ber k. Verordnung vom 30. März ihre Wirkfamkeit in Plön. 

5. „. Eine Vollsverfammlung in Overfee erflärt fih für die Caſino⸗ 
beihlüffe vom 28. März und verlangt bie fofortige Einverleibung 
Sübjütlands, db. h. Schleswigs. 

9. „ Während Tſcherning dem Reichsrath einen Adreßentwurf 
vorlegt, ber fi bamit begnügt, die bisherigen Schritte ber Regie= 
rung bezüglich Holftein zu billigen, aboptirt ber Ausſchuß des 
Reichsraths im mwefentlihen den Entwurf Clauſens, der bazu bes 
fimmt ift, die Negierung zu weiteren Schritten nun auch bezüglich 
Schleswigs zu treiben: 

„Nach Iangen und peinlidyen Berhandlungen mit bem deutfchen Bunde, 
nach wiederholten fruchtlofen Berfuchen, ein Einverſtändniß mit ber holfteini- 
fen Ständeverfammlung zu erzielen, haben Ew. Maj. es für nothwendig 
erachtet, dem Herzogthum Holftein eine Befonbere Stellung in der Mo- 
narchie anzuweifen. Tief eingreifend ift die Beftimmung ber neuen Ordnung, 
daß der holſtein ſchen Ständenerfammlung in allen gemeinfchaftlichen Ange: 
Vegenbeiten Antheil an ber gejetgebenden Gewalt für Holftein beigelegt wor⸗ 
ben iſt. Es ifteine Selbftfolge, daß biefe Ordnung nicht hemmend und flörend 
auf bie Entwidlung berjenigen Lanbestheile, für welche ber Reichsrath Be⸗ 
ſchlüſſe faßt, einwirken kann, indem ein vom Reichsrath gefaßter und von 
Ew. Maj. beftätigter Beſchluß, möge berfelbe in Holftein durchgeführt werben 
oder nicht, jetzt wird in Kraft treten fünnen, ohne daß die holſteiniſche Stänbe- 
verjammlung biergegen binbernb aufzutreten vermag. Mit Freuden bat ber 
Reichsrath aus der allerhöchſten Botſchaft bei Cröffnnng ber gegemwärtigen 
Berfammlung vernommen, daß Ew. Mat. ih übereinſtimmend Blermit aus⸗ 
prachen. Hierin liegt die nothwendige Bedingung für eine künftige freie und 
ruhige Entwicklung und ber Weg zu einer Auflöjung ber Gemeinſchaft, wenn 
bieje fremde Einmifhung in innere Angelegenbeiten hervorzurufen beobt, Wir 
erachten es inbek für wichtig, daß das veränderte Verhältnig ausdrüdlich 
verfafiungsmäßige Betätigung erhalte, und daß hierauf bezügliche Vorſchläge 
noch in ber gegenwärtigen Diät bes Reichsraths vorgelegt werben. — Indem 
bie Verbindung zwilhen dem Herzogthum Holitein und ber übrigen Monardjie 
gelodert wird, ftelt fih ein Trüftigeres Aneinanberfchließen bes Königreichs 
unb Säleswige als Nothiwenbigfeit Heraus. Wir haben mit Befriedigung 
bemerkt, daß in ber koͤnigl. Botſchaft eine umfaffende Reform bes Berfaflungs: 
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gefebes vom 2. Dct. 1855 verheißen worben ift. Cine ſolche if nicht allein 
deshalb notbwenbig, bamit das Boll im Königreich und in Schleswig fi 
mit Liebe ber gemeinjchaftlichen Verfaſſung anſchließen kann, ſondern aud ber 
veränderten Stellung wegen, welche ben — * Ständen zugeſagt wor⸗ 
ben iſt. Gleichwie wir uns darauf vertröften, daß dahin abzweckende Vor⸗ 
ſchläge dem Reichsrath in ber nächſien Diät werben vorgelegt werben, derge⸗ 
ſtalt erwarten wir auch, daß in keinem der Landestheile, welche nicht zum 
deuiſchen Bund gehören, irgend eine Veranſtaltung getroffen werden wird, 
wodurch ber Entwickelung ber gemeinſchaftlichen Verfaſſung vorgegriffen wer: 
den könnte. — Allergnädigſter König! Der Reichsrath erblickt in den Gefahren, 
welche das Vaterland umringen, eine verjtärkte Aufforberung, durch einmüthi⸗ 
ges Zuſammenwirken Ew. Majeſtät in ber Handhabung ber Freiheit und 
Selbſtſtändigkeit des bänifchen Reichs zu ſtützen. Die Opfer, welche möglicher: 
weiſe nothwendig werden dürften, ſind wir zu bringen bereit, um diejenigen 
Güter zu bewahren, welche das beſte Veſitzthum eines Volkes ausmachen.” 

11. Mai. Der Miniſterpräſident Hall verlangt in der Adreßdebatte 
die Streichung des Satzes über Schleswig und fordert ein entſchie⸗ 
denes Vertrauens⸗ ober Mißtrauensvotum für bie Regierung. 

13. „ Schluß der Adreßdebatte. Der rein miniſterielle Adreßent⸗ 
wurf Tſchernings wird mit 31 gegen 8 Stimmen verworfen, und 
ber Entwurf des Ausſchuſſes, jedoch mit Weglafſung der vom Mi⸗ 
niſterium bekämpften Stelle über Schleswig, mit 25 gegen 20 
Stimmen angenommen. 

22. „ Der Reichérath verwirft mit allen gegen 4 Stimmen ben An: 
trag Krügers , eine Gefammtverfafiung für Dänemark und Schles⸗ 
wig zu verlangen, nachdem bie Minifter ihn als „ungeitgemäß” be: 
zeichnet hatten. Das Zollgefeß wirb mit 35 gegen 6 Stimmen 
angenommen und bie außerorbentliche Seffion des Reichsrathes ge: 


fchlofien. 


10. Zuni. Ein offener Brief bes Könige willigt in die Annahme ber 
griechiſchen Krone durch ben Prinzen Wilhelm unter ber Bebingung, 
daß die jonifhen Inſeln mit dem Königreihe Griechenland verei- 
nigt werben. 

29, „ Erbprinz Ferbinand (geb. ben 22. November 1792, Obeim bes 
Könige) +. 


9. Juli. Der dentſche Bund fordert die däniſche Regierung auf, ber 
Lönigl. Bekanntmachung vom 30, März keine Folge zu geben, wibs 
rigenfalle er fi) genöthigt fehen würbe, zur Wufrechthaltung ber 
verlegten Rechte, was bie Herzogthümer Holftein unb Lauenburg 
betrifft, das bereits durch den Bunbesbefhluß vom 12. Aug. 1858 
eingeleitete Srecutionsverfahren wieder anfzunehmen, in Betreff des 
Herzogthums Schleswig aber alle geeigneten Mittel zur Geltenb: 
madung der ihm durch ein volkerrechtliches Abkommen erworbenen 
Rechte in Anwendung zu bringen. (f. Deutfchland.) 

iT. „ (Säleswig). Eröffnung ber Stänbenerfammlung bes Herzog: 
thums Schleswig. Der k. Eommiffär verweigert ben Ständen br” 
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Recht, die Wahlen zu prüfen. In Folge davon legen 24 Mitglies 
ber, die deutſche Majorität des Landtags, ihr Mandat nieder. Da 
bie Verfammlung dadurch befchlußunfähig geworben ift, fo ruft 
bie Regierung bie Stellvertreter ein. 

Erflärung der ausgeiretenen Abgeordneten: „... Der kgl. 
Herr Sommiffär hat es weder verſucht noch verſuchen Fünnen, bie gegen bie 
Aufftielung ber Wahllifte vorgebrachten Beichwerben irgend zu entfräften; 
gleichwohl hat er es beharrlich verweigert, bie Frage zur Abſtimmung gelangen 
zu Laffen, ob bie Ständeverfammlung in ben erhobenen NReclamationen einen 
Srunb gegen bie Giltigleit ber betreffenden Wahl finde. Entweber ift biefes 
Verfahren bes k. Herrn Commiſſärs ein Attentat auf bas erfte Recht jeber 
Repräfentativ Berfjammlung, bas nämlich, über bie genügenbe Legitimation 
ihrer Deitglieber zu entfcheiden, ober e8 würbe, im alle basfelbe mit ber 
Berfaflungsverorbnung vereinbar ericheinen koͤnnte, baraus mit Nothwenbigkeit 
folgen, baß es gänzlich in das Belieben ber Regierung geftellt fei, buch Zu: 
fammenfegung der Wahlcollegien (Wahlbirectorien) aus rüdfichtslofen Partei= 
männern, benen es alsbann freiftände, jebesmat nach Gefallen ſowohl gejetlich 
wahlberechtigte Staatsbürger von ber Aufnahme in die Wahlliften auszu= 
ſchließen, als auch anbererieits allen beliebigen Perfonen bem Geſetze zuwider 
Wahlberechtigung einzuräumen, eine Verfammlung von Abgeorbneten ganz 
nach Willfür —— Unter ſolchen Umſtänden haben die 24 Ab⸗ 

eordneten es mit ihrem Gewiſſen nicht vereinbar finden können, ſich zu 
irgend einer ferneren Verhandlung zu verſtehen und damit Principien zur 
Geltung bringen zu helfen, durch welche die Landesvertretung jeder rechtlichen 
Unterlage beraubt und zu einer leeren Poſſe herabgewürdigt würde, und da 
jede Einſprache und jeder Proteſt feitens bes F. Commiſſars ohne alle Beach⸗ 
tung gelaſſen wurde, ſo war die Niederlegung der Mandate das Einzige, was 
uns zur Wahrung ber Rechte ber Landesvertretung, mie bes Lanbdes ſelbſt 
übrig blieb.“ 

22. Juli. Der König von Schweben beſucht ben König von Dänemark 
in Skodsborg. 

26. „ Der König von Dänemark erwibert ben Beſuch bes Könige von 
Schweden durch einen Gegenbefuh in Malmö. 

30. „ (Schleswig) Bon ben einberufenen Stellvertretern find nur 
brei erfjienen. Der k. Commiſſär fieht ſich daher gendthigt, bie 
Ständeverfammlung für gefhloffen zu erflären. Der Landtags⸗ 
abſchied lehnt alle mefentlihen Begehren der letzten Diäten, nament⸗ 


li die Aufhebung der Spradhrefcripte, ab. 


27. Aug. Der dänifhe Gefanbte am beutfhen Bunde erflärt, daß feine 
Regierung nicht im Stande fei, bie Lönigl. Belanntmadhung vom 
30. März zu wiberrufen, und bloß zu jeber wänfchenewerthen 
„Austunft” und ernften „Erwägung“ alfälliger Vorſchläge bereit 
fei. (ſ. Deutfchland.) 

29. „ Ankunft des ſchwediſchen Minifters bes Auswärtigen, Grafen 
Manderftröm, in Kopenhagen. Unterbandlungen über eine Defenſiv⸗ 
Allianz zwiſchen Dänemark und Schweben. 


3. Sept. Circulardepeſche des Herrn Hall gegen die von Seite Deutſch⸗ 
lands angebrohte Bunbeserecution: 
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„... Die Selbhänbigteit, welche Deutfchlenb für Holſtein mit einer Hef⸗ 
tigfeit gefordert hatte, welche in umgelehrtem Verhältniſſe zu ber Gefeglichleit 
ber Forderung ſtand, ift von ber Regierung bes Königs eingeräumt worben. 
Rah unferer Auslegung ber Betonung Dom 30. März und, wie man 
bald zu ſehen Befommen wird, nad unferer Weife fie auszuführen, wird Hol- 
flein vom jet ab dazu gelangen, bie ganze Freiheit zu genießen, bie ber Bunb 
wünjchen fann. ber bie Re terug iR auf bem Wege ber Verſoͤhnung noch 
weiter gegangen. Sie bat fidy bereit erflärt, fi mit bem Bundestage auf 
Berbanblungen einzulaffen, wenn biefe Berfammlung nah einer etwas ge: 
naueren Unterſuchung ber Belanntmachung, als bie, welche fie berfelben bießer 
bat zu Theil werden laffen, zu dem Reſultate fommen jollte, daß noch einige _ 
Punkte zurüdfiehen follten, in benen bie Belanntmadhung nicht hinreichend 
bie boljteinifchen Sntereffen wahrgenommen bat. Unter biefen Umftänden jiebt 
man leicht ein, daß jebe Beſetzung von Holftein, zu welcher ber Bund follte 
ſchreiten wollen, felbf jedes Vorwanbes entbebren würbe, um 
noch als bundesmäßige Handlung berramtet werben zu fönnen. 
Ihr Gegenfland würde fein, nit Holftein eine felbitfänbige und unabhängige 
Stellung zu ſchaffen, fondern ben König zu zwingen, Forderungen einer 
ganz anderen Art mit Hinfiht auf Theile bee Monarchie zu bemwilligen, bie, 
wie man auch fonit über die Competenz des Bundes mit Hinficht auf base 
Bundesgebiet urtheilen mag, außerhalb feines geſetzlichen Umkreiſes Tiegen. 
Wenn bie Armeen Deutſchlands über bie Eiber gingen, würbe jeber ben inters 
nationalen Charakter eines ſolchen Schrittes anerkennen. Aber kann man 
einen einzigen Augenblid daran zweifeln, bag ber Bund einen durchaus glei: 
Ken Mißbrauch ver Macht begeht, wenn er fi in Beſitz von Holftein Vet 
mit ber notoriihen Abfiht, auf die Einnahmen dieſes Landes Beſchlag zu 
legen und ſonach bie übrigen Theile der Monarchie zu zwingen, allein bie 
Laſt der Staateihuld und bie anderen Ausgaben zu tragen, von benen ein 
Theil mit Recht Holftein obliegt? Tiefe neuen Laften, zu benen bie bebeu: 
tenden Ausgaben fommen, welche durch bie Furcht nothwendig gemacht wers 
ben, baß bie beutfchen Truppen von einem Tag auf ben anberen einen Einfall 
in Schleswig unb in Zütlanb machen bürften, würbe bald Dänemark erdrüden 
und uns fchließli zwingen, und zu unterwerfen. Allen Sophismen ber Welt 
wirb es nicht gelingen, ben wahren Charakter einer fogenannten Erecution zu 
verbergen, bie unter folchen limftänben und im foldyer Abficht gefchieht ; und 
ber einfachfte Menſchenverſtand wirb begreifen, baß wir und niemals tubig in 
bie Stellung finden können, bie man uns bereiten will, und bie ſchlimmer 
als Krieg fein würde. Unſer Entfhluß war deßwegen lange ges 
faßt, und ih babe allen Grund, zu glauben, bag wir nicht auf unfere 
eigenen Hälfsmittel beſchränkt fein werben, in einem Kampfe, in 

es nicht bloß das Schickſal Dänemarks, fonbern auch bie beiligften 
Intereſſen bes ganzen Norbens gilt. . . ." . 


4.Sept. Der fchwebifhe Minifter verläßt Kopenhagen wieder, ohne daß 
ein Allianzvertrag unterzeichnet worben wäre. 


28. „ Eröffnung des Reichsraths. Die Regierung gebt auf der Bahn 
einer allmäligen Einverleibung Schleswigs einen Schritt weiter: 
Die E. Botſchaft verkündet die Vorlegung einer neuen für das eie 
gentliche Königreich Dänemark und das Herzogtum Schleswig ge: 
meinfamen Verfafjung. 

30. „ Der Kriegsminifter legt dem Reichsrath einen Sefehesentwurf, 
die propiforifche Ordnung der bänifchsfchleswig’ichen Heeresabthei⸗ 
lung betreffend, vor. 
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1. Oet. Die de utſche Bundesverfammlung beichließt die Einlei⸗ 
tung des Exekutionsverfahrens gegen Dänemark. (ſ. Deutſchland.) 

2, „ Zufolge der dem Reichsrath vorgelegten Staatsrechnung hat das 
däniſche Miniſterium das gemeinſame Budget bis 1863 ohne Zu: 
ftimmung ber bolfteinishen Stände definitiv auch für Holftein res 
gulirt und zur Dedung ber die Einnahmen überfteigenben gefammt- 
ftaatlihen Ausgaben 593,000 Thlr. aus der befonberen holfteini- 
fhen Eafle genommen. 

23. „ Der Ausfhuß des Reichsraths erftattet Bericht über ben vorge⸗ 
ſchlagenen Entwurf einer neuen Verfaſſung für Dänemark-Schleswig 
und trägt auf eine Reihe von 57 Mobificatignen an. — Bliren, 
Hanfen und Krüger beantragen einen Schlußparagraphen folgenden 
Inhalts: „Gegenwärtiges Geſetz tritt nicht in Kraft, bevor es nicht 
einer für das Königreih und Schleswig nad dem Wahlgefeb vom 
7. Juli 1848 gewählten Berfammlung zur Begutachtung, eventuell 
Beichlußfaflung vorgelegt worden. Nimmt diefe Berfammlung das 
Geſetz unverändert an, fo wirb es mit der Beftätigung bes Könige 
zum Grundgeſetz des bänifchen Reiche. Wird das Geſetz jedoch mit 


Veränderungen angenommen, fo ſoll basfelbe wiederum dem Reichs— 


rath zur Totalannahme, eventuell Totalverwerfung vorgelegt werden.” 


2. Nov. Berathung des Verfaſſungsentwurfs durch den Reichsrath. Der 
Conſeilpräſident tritt ſammtlichen vorgeſchlagenen Amendements ent⸗ 
gegen. Alle werden mit 40 gegen 14 Stimmen verworfen. 

7., Der Conſeilpräſident beantragt im Reichsrathe die Einführung 
der in Berathung liegenden neuen Verfaſſung für Dänemark⸗Schleswig 
ſchon auf den 1. Januar 1864. 

9. „ Der von Blixen, Hanſen und Krüger beantragte Schlußartikel 
zur neuen Verfaſſung wird mit 47 gegen 5 Stimmen verworfen, 
die Einführung der neuen Verfaſſung ſchon auf den 1. Yan. 1864 
dagegen mit 41 gegen 2 Stimmen genehmigt. 

13, „ Die neue Berfaffung für Dänemark-Schleswig wird 
in dritter Leſung mit 41 gegen 16 Stimmen (nur 4 Stimmen über 
die erforderliche Zweibrittelgmehrheit hinaus) angenommen. Beifalls⸗ 
ſturm ber Tribünen. 

45. „ König Friedrich VI + unerwartet in Glüdsburg. 
Mit ihm erlifcht der Mannsflamm der Föniglihen Linie des ol- 
denburgifchen Hauſes. Streitige Erbfolge mit Bezug auf bie Her⸗ 
zogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg. 

16. „ Geſtützt auf das Londoner Protokoll wird der Bring Chri⸗ 
ftian von Glücksburg ald Chriſtian IX, in Kopenhagen zum König 
für die bisherige däniſche Geſammtmonarchie, mit Einfchluß ber 
Herzogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg ausgerufen, unb 
beſchwört bie Verfaſſung. Das bisherige Minifterium Hall wird 
von bem neuen Könige beibehalten, 
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16. Nov. (Schleswig: Holftein) Der Erbpring Friebrid von 


17. 


18. 


19. 


r 


21. 


24, 


27. 


Auguftenburg erflärt durch Patent, daß er, geftüht auf bie legi⸗ 
time Erbfolgeorbuung ber Herzogthümer und bes oldenbur⸗ 
giſchen Daufes, die Regierung der Herzogthümer Schle&wig-Holftein 
antrete. (f. Diſchld.) 

„ Die Gonmmnmilkeförbe von Kopenhagen überreicht dem neuen 
König eine Adrefie, welche von ihm die Unterzeichnung ber neuen 
Berfaffung von Dänemarks Schleswig verlangt. Der 
König fordert Bedenkzeil. Aufregte Stimmung der Vollsmafien in 
Kopenhagen. 

„ Der König fügt fih der immer drohender ſich geftaltenden 
Stimmung ber Bollsmaflen ron Kopenhagen und unterzeichnet bie 
neue Berfafiung im gebeimen Staatsrath. Der Gonfeilpräfident 
Hal theilt die Thatſache fofort dem außerordentlich zuſammenbe⸗ 
rufenen Reichsrathe mit. Derſelbe beſchließt, den König in corpore 
bafür zu beglũckwunſchen. 

„  SHleswig:-Holftein.) Die neue bänifhe Regierung ver: 
langt in Schleswig und Holftein bie Leiftung des Homagialeides 
für Ehriftian JX. Binnen brei Tagen. Diefelbe wird in Holſtein 
von ber Mehrzahl, in Schleswig wenigftens theilmeife verweigert. 


„  (Säleswig:-Holftein.) 24 holſteiniſche Stänbemitglieber 


befchliegen in Kiel eine Adrefle an bie deutſche Bundesverfammlung 
für vollftändige Trennung ber Serzogthümer von Dänemark. Die 
nit anweſenden Mitglieder werben eingeladen, dem Schritte beis 
zutreten. 

96 Delegirte aus 37 dänifhen Städten berathen unb bes 
fließen in Kopenhagen eine Adrefje an den König, um ihm für ' 
Die Unterzeihnung ber neuen Verfaffung zu banken und zum Be⸗ 
Barren auf dem eingefchlagenen Wege aufzuforbern. — Der Con⸗ 
feilpräfident Hau bat feine Entlaffung als Minifter für Holftein 
eingegeben ; Unterhanblungen mit dem Grafen Karl Moltke wegen 
Uebernahme bes holſteiniſchen Miniſteriums. 

In Deutſchland beginnt eine allgemeine Agitation für voll⸗ 
Ränbige Trennung der Herzogthümer von Dänemark. 

„ Der Präfibent ber Holfteinifchen Stänbeverfanmlung, Baron 
v. Scheel⸗Pleſſen, wird nad) Kopenhagen berufen. Unterhanblungen 
mit ihm wegen Uebernahme des bolfteinifhen Miniſteriums. 

(Säleswig:Holftein) Eine BVerfammlung bolfteinifcher 
Stänbemitglieber in Hamburg beißt einftimmig die Kieler Eingabe 
vom 19. Nov. gut. Diefelbe erhält nachträglih 33 Unterſchriften. 
„  (Säleswig:-Holftein.) Das in Kiel verfammelte Plenum 
der ſchleswig⸗ holſtein ſchen Ritterſchaft beſchließt mit allen gegen eine 
Stimme eine Eingabe an den deutſchen Bund, gegen die Erbfolge 
des Königs Chriſtian IX. und für die Rechte des Landes und bes 


legitimen Thronfolgers. 
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28. Nov. Die deutſche Bundesverfammlung befchließt ben bänifchen Ge⸗ 
fandten für Holftein und Lauenburg nicht zuzulaſſen und fuspendirt 
vorläufig die Holfteinifhe Stimme am Bunde. DOefterreih und 
Preußen erklären fih zu Protofoll für Aufrehtbaltung des Lon⸗ 
boner Protokolls unter gewiffen Vorausfegungen und anerlennen 
die Succeffion Chriftians IX. in Lauenburg felbft für den Fall, 
daß das Londoner Protokoll hinfällig werbe. (ſ. Dtſchld.) 


1. Dec. Hal zieht fein Entlaffungsgefuh als Minifter für Holftein 
wieber zurüd. 
„ Der Reicherath genehmigt in britter Lefung das zur Berfaf- 
fung vom 18. Nov. gehörige Wahlgefeh für Dänemarl-Schleswig. 

„„ESSchleswig.) Die neue Berfaffung für Dänemark-Schles⸗ 
wig vom 18. Novbr. wird im Herzogthum Schleswig amtlich pro= 
mulgirt. 

4. „ Die Regierung verlangt vom Reichsrathe die Bewilligung 
eines Anlehens von 10 Mill. Thlr. 


„» » GHolſtein.) Profamation Chriſtians IX. an bie KHolfteiner : 
„An Unfere Tieben und getreuen Unterthanen im Herzogthum Holftein. 
Wir Chriftian IX. von Gottes Gnaden 2c. thun fund hiermit: bie Thron: 
folgeorbnung für bie däniſche Monarchie, feftgeftellt nach ſchweren Erfchütte- 
zungen burch ba8 Geſetz vom 31. Juli 1853, follte ein Wert des Friebens 
fein. Durch aufopfernde Hingebung anderer angebahnt, ift fie von Uns ange- 
nommen worden, ohne perfönlichen Ehrgeiz, allein in ber Hoffnung bem 
Wohl bes geliebten Vaterlands dadurch zu dienen. In dem europäiſchen 
Staatenrecht bat fie Anerfennung gefunden burch einen feierlichen Tractat, 
an welchem fich bie meiſten unb größten Mächte Europa's betheiligt haben, 
ba fie bie Integrität ber däniſchen Monardie als eine Nothwendigkeit für 
ben europäiſchen Frieden erkannten. Dennoch haben fich ber folchergeitalt zur 
Wohlfahrt Unferes Landes und zur Wahrung bes Weltfriedens getroffenen 
Orbnung gegenüber Beilvebungen geltend gemadit, welche auf bie Zertplitte: 
rung ber bänifhen Monarchie gerichtet find, und denen bie unbegrüns 
beiten Erbanfprüde zum Dedmantel bienen. Zu Unferer innigen 
Betrübnig müfjen Wir wahrnehmen, daß biefelben auch in Unferem Herzog⸗ 
thum Holftein Raum gewinnen, die Gemüther in Aufregung ſetzen unb Un 
gewißheit und Aweifel felbft bei denen hervorrufen, auf beren Treue und 
Hingebung Wir vorzugsweife zu bauen berechtigt find. Holfleiner! Wir erten- 
nen in ber Aufrechthaltung ber däniſchen Monarchie eine Unferer wichtigften 
Negentenpflichten. Wie Wir es daher felbfiverftändlic nicht dulden koͤnnen, 
daß bagegen gerichtete Beftrebungen durch bie Haltung eines Theils bes 
Beamtenſtandes genährt werben, jo find Wir überhaupt feft entfhlofjen 
und gerüftet, allen aufrührerifhen Bewegungen mit Macht 
entgegenzutreten, unb jeben zur firengfien Verantwortung zu 
ieben, ber ſich in dieſer —A zu üngeſetzlichen Schritten 
ortreißen läßt. Wir hegen indeſſen die Zuverſicht, daß Unſere lieben hol⸗ 
ſteiniſchen Unterthanen, durch ſo manche Bande mit Uns verknüpft ‚in ber 
Treue gegen Uns fich nicht wankend machen Iafien, baß bie Zweijelnden zur 
Pflichterkenntniß, die aufgeregten Gemüther zur Befonnenheit zurückehren, 
und jo Unſerem Tanbesväterlihen Herzen Maßnahmen werben eripart werben, 
bie bemfelben zu tiefem Schmerz gereichen wiürben. Die vieljährigen Beſtre⸗ 
bungen, eine Verftänbigung über bie Berfafjungeverhältniffe ber geſammten 
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Monarchie herbeizuführen, haben zu Unferem großen Leibweien bisher nicht 
zum Ziel geführt. Indem es aber Unfere Mbficht ift, Unferen beutfden Yun: 
besländern, in gleicher Weife wie ſolches binfihtlih bes zum Bunbe 
nicht gehörigen Theile der Monarchie bereits geſchehen, eine 
ſelbnandige Stellung in ber Monarchie zu verleihen, geben Wir Uns ber 
Hoffnung bin, bag Unfer Herzogthum Holftein, wenn es fi zufrieden 
rablt in dem Genuß einer wahren conftitutionellen Freiheit 
und fremder Ginmifhung bamit jeder Yorwand genommen iſt, aus freien 
Stüden fih einer engeren ner bindung mit dem übrigen Theil 
ber Monarchie zuneigen, und fich eine, alle Theile zufriebenitellende Orb: 
nung ber Berhältniffe dann leichter ermöglichen laſſen wird. Holfteiner!- Unter 
ſchwierigen Verhältniſſen haben Wir Unfere Regierung angetreten. Um fo 
zuverfichtlicher rechnen Wir auf die Hingebung aller Unjerer Untertbanen. 
Wenn aud ihr in Treue zu Uns fteht, wird Gott, fo vertrauen Wir, Unfere 
Beſtrebungen mit Erfolg Trönen, bie allein auf bie Wohlfahrt und ben Frie⸗ 
ben Unſeres Landes gerichtet find.” 


6. Dec. (Zauenburg.) König Chriſtian richtet ein Belobungsjchreiben 


* 


14. 


15. 


an bie Beamten und Localbebörden Lauenburgs für ihr loyales 
Berhalten. 

„G(Solſtein.) Ein vom 4. des. Mts. batirtes k. Patent 
fest die Bekäanntmachung vom 30. März außer Kraft. 
„Die deutſche Bundesverfammlung beſchließt mit 8 gegen 7 
Stimmen bie fofortige Vollziehung ber Erecution in 
Holftein. Die Minderheit hatte für einfache Occupation bes Her: 
zogthums geflimmt. (ſ. Diſchld.) 

„ König Ehriftian genehmigt auch das Wahlgefeb zur Berfaflung 
vom 18. Nov., wie es and den Beratbungen des Reichsraths her: 
vorgegangen ift. 

»„ . (Holfein.) Die dänische Regierung läßt im 14. Bataillon 
in Ratzeburg bie holfteiniide Mannſchaft ausfceiden und infirabirt 
fie nad) Plön. 

„ Die bänifche Regierung wird von den mit ber Erecntion in 
Holftein beauftragten vier deutſchen Regierungen aufgeforbert, Hols 
fein binnen 7 Tagen zu räumen. 

„  (Holfein.) Inſtruction der Regierung in Plön an bie Igl. 
Beamten in Holftein, für den Yal der Erecution von Seite bes 
dentſchen Bundes: 

„Rachdem bie Regierung wegen Ertheilung einer Inſtruction an bie Be: 
amten bed Herzogthbums Holftein für den Fall bes Eintritts einer Bundes: 
execution in ben genannten Lanbestheilen höheren Orts bie erforderlichen 
Anträge geftelt, bat das Minifterium für bie Herzogthümer Holftein und 
Fauenburg, geleitet von der Nüdficht, daß, wenngleich die gegenwärtig vom 
beutfchen Bunde beſchloſſene Grecution als ein berechtigter Act nit 
angefehen werben fünne, es dennoch im Intereſſe jowohl Sr. Majeftät 
bes Könige, wie bes Landes liegen werde, daß eintretenden Falls die loyalen 
Beamten bes Herzogthums Holſiein thunlichſt ihre Functionen innerhalb bes 
ihnen Allerhochſt angewiefenen Wirkungsfreifes fortfegen, bie Zuſtimmung 
Sr. Maj. des Königs dazu erwirkt, daß es den, von ber Regierung reſſortirenden 
Peamten geflattet werde, bef® an fie geftellten Anjorberungen ber Bundes⸗ 
ansorttäten fact iſch Folge zu leiften. Im Uebereinſtimmung hiemit und 
unter ben Veſmerken, daß es fich dabei inbefien von ſelbſt verfteht, daß 
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bie erwähnte factifche Unterwerfung nur fo weit gehen barf, als Amtspflicht 
und Treue gegen Sr. Maj. den König ſolches geftatten, wird... . . erjucht, 
ſich bei dem Eintritt ber beregten Gventualität hiernach Ihrerſeits gefälligft 
zu verhalten, und eine bem entiprechende Inſtruction auch den Wohlderſelben 
untergebenen Beamten zu ertbeilen. Indem noch bemerft wird, daß aud) bie 
Regierung jelbft Allerhöchſt autorifirt worben ift, innerhalb ber vorbezeich⸗ 
neten Grenzen ben Aufforderungen der Bundesautoritäten factifh Yolge 
zu geben, darf die Regierung ſchließlich hinzufügen, wie höheren Ort$ 
barauf Bedacht genommen wird, bie nadtheiligen Folgen, 
welde fid etwa für bie Sr. Maj. dem König treuen Beamten 


baraus ergeben möchten, baß fie fich ber ihnen ertheilten In— 


firuction gemäß verhalten, nah Kräften zu hefeitigen.“ 


15. Dec. König Chriftian ruft aud die beurlaubten holſteiniſchen Sol: 


19. 


daten unter die Waffen: 

„Die Verhäftniffe haben uns veranlaßt, einen größern Theil Unferes 
Heeres unter bie Waffen zu rufen. Wir haben Euch bisher nicht dem heimat- 
lichen Heerbe entziehen, das Lanb nicht Euerer Kräfte berauben wollen. Jebt 
aber, da man Euch von verichiedenen Seiten über Unfere Rechte irre zu 
Ieiten und Euch zum Treubrud zu verführen fucht, jebt halten Wir es für 
Unfere Herriherpfliht, Euch unter die Fahne zu rufen. Wir vertrauen fejt 
darauf, baß mit ber Krone aud bie Treue zum Landes: und Kriegsherrn 
auf Uns vererbt ift, bafür bürgt Uns bie ehrenhafte Haltung, welche Eure 
bereits unter ben Fahnen verfammelten Kameraden rühmlich bewährt haben. 
Wir werben Euch Führer geben, bie ihr famt und achtet, von denen Ihr 
wißt, daß Euer Wohl ihnen am Herzen liegt, baß fie Euch ſtets auf ber 
Bahn der Ehre und ber Pflicht führen werben. Gilt herbei, Soldaten, zu 
Eurer Fahne, bereit zum möglicherweife bevorſtehenden Kampfe für das Wohl, 
für bie Ehre und Freiheit der Monarchie! Ihr Habt Euch bei ber Comman- 
dantſchaft Unfrer Stabt Flensburg zu melden, wohin die Beförderung durch 
bie Eifenbahn unentgeltlich gefchieht, und wo bie Neifefoften Euch vergütet 
werben.“ 

„ Antwort Dänemarks auf bie Notification der bevorftehenden 


Execution in Holftein durch den deutſchen Bund: 

„... Der Unterzeichnete bat feinem allergnädigften König biefe Note 
fofort vorgefegt, unb ift von Sr, Maj. beauftragt, bie Aufmerffamfeit ber 
.. . Regierung auf folgendes zu richten: Der Beihluß der deutſchen Bun: 
besverfammlung vom 7. d. M. entbehrt fhon aus dem Grund aller Verbind⸗ 
lichkeit für bie 4 Regierung, weil berjelbe gefaßt worden ift, nachbem ber 
Bevollmächtigte Sr. Maj. bes Königs aus ber Bundesverſammlung wider⸗ 
vechtlih ausgefchloffen morden war. Inſafern ber gedachte Beſchluß dem⸗ 
nächſt auf den frühern Bundesbeſchluß vom 1. Oct. beruft, vermag die kgl. 
Regierung. darin umſoweniger einen gültigen Grund bes jetzt beſchloſſenen ſo⸗ 
genannten Executionsverfahrens anzuerkennen, als bie förmliche Aufhebung 
ber in dem letzterwähnten Beſchluß beanſtandeten FE. Bekanntmachung vom 
30. März b. J. ſpäter erfolgt iſt, als bie von ber k. großbritanniſchen Re⸗ 
gierung angebotene Vermittlung zur Schlichtung der zwiſchen Dänemark und 
dem Bund obſchwebenden Differenzen von der k. Regierung in der Sitzung 
vom 29. Oct. angenommen worden iſt, als dieſelbe endlich in derſelben Sitzung 
fich bereit erklärt hat, „in jedem Punkt, in welchem bie für bie Bundese⸗ 
lande verlangte Selbſtändigkeit und Gleichberechtigung nicht ſchon als hin⸗ 
länglich geſichert angeſehen werden möchte, dem Bund entgegenzufommen.” “ 
Wenn nun aber auch das Succeſſionsrecht Sr. Maj. des Königs und die 
Gültigkeit bes Lonboner Vertrags vom,s. Mai 1852 von ber Bund esver⸗ 
fammlung in Frage geflellt worden ift, fo tritt ber eigenthümliche Charalter 
ber fogenannten, Bundesexecution nur um fo deutlicher hervor, als. eben vom 
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Stoubpnuft bes heutichen Bundes aus bie Anerkennung S. M. des Möni 
ale Herzog von Helflein und Lauenburg durch ben Bund jeber Forderung in 
Bezug auf die dem Herzogthum Holflein von St. Maj. als Herzog von Hol: 
ftein zu gebende verfaffungsmäßige Stellung ſelbſtverſtändlich wenigſtens hätte 
vorausgehen müflen. Schlieklich muß noch bemerft werden, daß bie an bie 
f. Regierung ergangene Aufforderung den Beflimmungen ber Exrecutiongord⸗ 
nung vom 3. Aug. 1820 (Art. 10) in ber wichtigen Beziehung nicht ent⸗ 
jpridt, daß der kgl. Regierung feine Möglichkeit gelaffen worben ift, burch 
Erfüllung beftimmter Forderungen bie Erecutton zu befeitigen, bie vielmehr 
ale das einzige Object des Beichluffes Hingefellt wird. Unter biefen Um⸗ 
fänden werden Sr, Maj., mein allergnäbigfter König, im ber befchlofienen 
fogenannten Grecution ein in bem Bundesrecht begrünbetes Verfahren nicht 
anerfennen fönnen, fondern müllen fi vielmehr dagegen Ihre aller: 
höchſten jouveränen und dynaſtiſchen Rechte ausdrücklich referviren. 
Bie Se. Maj. dem Unterzeichneten bemzufolge befohlen haben, gegen ben 
undigten unzweifelbaften Webergriff biermit feierkichit zu proteſtiren, 


ſo behalten Dieſelben Sich auch alle die fernern Beſchlüſſe vor, welche Dies 


ſelben mit Ihren Rechten und Intereſſen vereinbar erachten möchten.“ 


20. Dec. Berlegung ber Zollgränge an bie Eider. 


21. 


22. 


„ Der Reihesrath genehmigt das von ber Regierung verlangte 
Anlehen von 10 Mil. Thlru. Schluß der Seffion. Königlide 
Botfhaft: 

„Die vor acht Jahren bei Zufammentritt bes Neichsraths gehegte Hoff 
nung auf Ordnung ber Verfaffungsverhältniffe würbe in Erfüllung gegangen 
fein, wenn der Bund, gegenüber Dänemark, innerhalb feiner Befugniſſe ger 
blieben wäre. Dänemarf wurbe dadurch gezwungen, bie Gef aatover⸗ 
faffung für Holfiein und Lauenburg aufzuheben. Die auf Wiebervereinigung 
gerichteten Beitrebungen jinb an ber Verweigerung ber Zuflimmung feitene 
der Holjteinifhen Stände ftets gejdeitert. Das neue Grundgeſetz gab dem 
Reichstath Teine Befugniß in Sachen, die bisher unter Sonderrepräfentation 

,‚ unb gilt jetzt nur für ben nichtbünbiichen Theil ber Monarchie; 
ba es aber das Ziel ber Regierung ift, ben Bundesländern biefelbe Selbftän- 
digkeit unb Freiheit zu geben, fo iſt dadurch ber Weg angebahnt, worauf ein 
verfaffungsmäßiger Abſchluß durch Mebereinfunft des Weichsrathe mit bem 
boffteiniihen Ständen möglich wird. Eine ſolche Uebereinkunft verhindert bie 
neue Berfaffung nicht; es ift darum wohl nur ein Mißverfländniß, wenn 
einige Mächte unenticgieben find, wie weit fie unbedingt eingegangene tractats 
mäßige Verpfliätungen erfüllen, wollen.- Trotz ber Erfüllung aller Bundes⸗ 
beichlüffe von Seiten Dänemarfß fliehen die Yunbestruppen dennoch im Be⸗ 
griff, Die beutfchen Herzogthümer zu beiegen. Wir Tönnen bierin feine bun⸗ 
bestechtliche Grecution ertennen, haben aber, zu möglichiter Vermeidung eines 
AZufammenitoßes, die Jurüdziehung der Truppen beichloffen, um biefjeits ber 
Eider die ganze Wehrkraft unſeres Volks zu fammeln, unb werben babei von 
der Ueberzeugung geleitet, baß fi unfer treues tapferes Volt um jeinen 

Mer ſchaaren werbe, wo bie Freiheit und Rettung bes Baterlanbs auf dem 
Spiele “ 
„  (SHolftein) Die Mehrheit der Mitglieder und Stellvertreter 
ber holſteiniſchen Ständeverſammlung erflärt fi in einer Berfamms - 
Iung zu Hamburg gegen die Anfprüche Dänemarks und für bie 
Iegitimen Erbrechte des Herzogs Friedrich von Auguftenburg. 
„  (Scäleswig.) Auch das Wahlgefep zur Verfaſſung vom 18. 
Nov. wirb mit der Sanction bes Königs Chriftian im Herzogthum 
Schleswig amtlid publicirt. 

16° 
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23. Dee. (Holftlein.) Die deutfhen Bunbestruppen rüden 


24. 
25. 
27. 
28, 


„ 


29, 
31. 


in Holftein ein. Die Dünen ziehen fih Schritt für Schritt 
vor denfelben zurüd. Die Bevölferung proclamirt hinter ben ab: 
ziebenden Dänen fofort den Herzog Friedrich als ihren rechimäßigen 
Landesherrn. 

„In Folge der Preſſion ber Großmachte auf ben König Chri⸗ 
ftian bezüglich der DVerfaffung vom 18. Nov. gibt das Mini- 
fterium Hall feine Entlaffung. 

„  &Rauenburg.) Die Regierung, loͤſt auf Befehl aus Kopen= 
bagen das Tauenburgifche Truppencorps auf und entläßt die Manns 
ſchaft in ihre Heimath. 

»„.  (Solftein.) 450 in Lauenburg ausgefchiebene holfteinifche 
Soldaten weigern fih in Plön, weiter nad Norden zu marfchiren 
und mäflen entlafjen werben, 

„ König Chriftian nimmt die Entlaffung des Miniftes 
riums Hallan und beauftragt den bisherigen Eultminifter, Bifchef 
Monrad, mit der Bildung eines neuen Cabinets. 

„ Der bisherige commandirende General auf ber Infel Seeland, 
General de Meza, wirb zum höchftcommandirenden General ber 
activen Armee ernannt. 

» Die Dänen fprengen ben auf bolfteinifchen Gebiet gelegenen 
Brückenkopf von Friebriheftabt. 

„ Bildung des Minifteriums Monrad. Der König geht 
unmittelbar darauf zur Armee nah Schleswig ab. Die Dänen 
baben ganz Holftein (mit Ausnahme bes Kronwerks von Rends⸗ 
burg unb ber jenfeits ber Eiber gelegenen 6Dörfer) geräumt; bie 
BefegungHolfteins durch bie deutfhen Bundestruppen 
ift eine vollftänbige. 


11. Rußland. 


14. San. (Polen) Gewaltſame mwillfürlihe Recrutirung in Warſchau. 
Zahlreiche Schaaren verlaffen die Stabt und fammeln ſich in ben 
Rälbern. 

(Polen). Enbliher Ausbruch ber Tange vorbereiteten Inſur⸗ 
rechten. Die ruffifhen Truppen werben an verfchiebenen Orten 
. überfallen. In Warſchau conftituirt fih ein National⸗Centralcomito 

als proviforifhe Nationalregierung. Dieſelbe ruft durch Procla⸗ 

mation die Nation zu den Waffen und erläßt gleichzeitig zwei Des 


erete zu Gunſten des bäuerlichen Beflbes und zu Gunſten ber 
fog. Häusler: 

„1. Das Gentralcomits ale proviforifhe Nationalregies 
rung. In Erwägung, daß bie Kreigebung bes bäuerlichen Befikes trotz 
bes allgemeinen Wunſches bes Landes, im ‚olge bes von ber räuberifchen 
Regierung veranftalteten Hinbemiffe, bisher nicht zur Ausführung gelangt ift; 
ferner in Erwägung, baß die Abtretung ber Gründe zu freiem Gigenthum 
an bie Aderbauern, welche dieſelben bisher unter bem Titel bes Grundzinſes, 
des Frohndienſtes ober anderer Verbindlichkeiten befeflen haben, das Vermögen 
der bisherigen Eigenthümer vermindert, hat beſchloſſen und beſchließt: Art. 1. 
Jeglicher Grundbefik, ben bisher jeber Landrirth unter dem Zitel bes Frohn⸗ 
bienftes, des Grunbzinfed oder unter irgendeinen anbern Titel befeffen bat, 
fammt ben bazu gehörigen Gärten, Wohn: und Wirthichaftsgebäuben, nebft 
ben damit verbundenen Rechten unb Privilegien, wird vom Datum gegen: 
wärtigen Decrets ausſchließliches und erbliches Eigenthum bes bisherigen Be: 
fitzers, ohne alle wie immer beſchaffenen Verbindlichkeiten, Abgaben, Frohne 
oder Zins, Iebiglih mit ber Bebingung, bie davon entfallenden Steuern zu 
bezahlen unb ben gebührenden Ya ienſt zu verrichten. Art. 2, Die bis⸗ 
berigen Eigenthũmer ber ben freien Lanbwirthen übergebenen Grunbftüde ers 
balten eine bem Werth berfelben entſprechende Entſchaͤdigung aus National: 
fonds vermittelt der Staatsfhuld. Art. 3. Ter Grundſatz bezüglich ber 
Reftimmung ber Höhe ber Schäbung bes Bodens, fowie bie Art des Crebit⸗ 
inſtitnts werben in beſondern Decreten augezeigt werben. Art. 4. Alle vn 
ber räuberifchen Fremoͤregierung bezüglich ber fogenannten bäuerlihen Vera 
Hältnifje erlafienen Verorbnungen und NRefcripte find aufgehoben, und ver: 
binden eben deßhalb niemanden. Art. 5. Gegenwärtiges Decret muß ſowohl 
auf das Privetelgenthum ale auch auf das Gigentbum ber Megierung, ber 
Kirche und aller Hebrigen angewenbet werben. Urt. 6. Mit ber Berfünbung 
und Bolljiehung gegenwärtigen Decrets beauftragt das nationale Eentral⸗ 
comite alo prootforfäge Nationalcegierung bie Milifär: unb Givilchefs.” 


22. 
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„2. Das nationale Eentralcomite als proviforifge Na— 
tionalregierung. In Grwägung, baß bie Abfchüttelung bes fremben 
Jochs eine möglichit große Anzahl von Kämpfern erbeifcht, und fih niemand 
bem Kriegebienft entziehen kann; in Erwägung, baß jeder Bürger, der fi) von feiner 

änbe Arbeit ernährt, fobalb er in den Krieg zieht, ein gefichertes Loos ſowohl 

r ſich als auch für feine Familie haben muß, bat beichloffen und beſchließt: 
Art. 1. Die Häusler, Hinterfaffen, Beifaffen, Knechte und im allgemeinen 
alle Iebiglich von ihrem Verdienſt Iebenben Bürger, bie, zu ben Waffen be- 
rufen, in ben Reihen bes Nationalheers für das Baterlarıb Fümpfen ‚werben, 
erhalten von ben Nationalgütern einen Antbeil von einer Strede von min: 
beftens brei Morgen. Art. 2. Mit ber Verkündigung unb Zroollaugfehung 
gegenwärtigen Decrets beauftragt bas nationale Gentralcomit6 bie Militär: 
und Eivilchefs.” . 

25. Januar. (Polen). Die polniſche Nationalregierung ernennt Mie- 
roslawsti zum Dictator. 

26. „ (Polen) Die ruff. Regierung in Polen verhängt ben Belage- 
rungszuftanb über Warſchau. Die Recrutirung wirb aud in ben 
Provinzen wie in Warfhau vorgenommen. 

27. „ Der Kaifer theilt bei der Parade eines Garbderegiments ben Of- 
figieren bie Thatſache der polnifchen Inſurrection felbft mit und 
bemerkt dazu: „Gleichwohl will ich felbft nad biefen gräulichen 
Nachrichten nicht die ganze polnifhe Nation anklagen. ch fehe in 
allen diefen fehmerzlihen Kreigniflen das Werk ber revolutionären 
Partei, bie überall fih den Umfturz ber geſetzlichen Ordnung ge⸗ 
lobt Hat. Ich weiß, daß dieſe Partei darauf rechnet, bis in Eure 
Mitte hinein Verräther zu finden; aber fie wird meinen Glauben 
an bie Pflicgtergebenheit meines treuen und ruhmvollen Heeres 


nicht erfchättern.” | 
31. „ (Littbauen) Der Belagerungszuftand wird aud über einen 
Theil von Litthauen verhängt. 


2. Febr. (Polen). Erlaß ber geheimen Nationalregierung an bie 
Bewohner von Warſchau: 

„Indem das nationale Eentralcomite bie ganze Laſt einer proviforifchen 
Regierung auf feine Schulter nahm, bat e8 bie Verwaltung ber Hauptftäbte 
einem ftäbtifhen Oberhaupt anvertraut, welches bie bevollmächtigte einzige 
Nationalbehörde in Warfchau bildet. Bon nun an haben ſich alfo alle Ein- 
wohner ohne Unterſchied bes Standes und ber Gonfeffion auf das genauefte 
nad ben Anordnungen bes gebachten Oberbauptes zu richten. Seglicher Wi- 
beiftanb ober Mangel an Gehorfam zieht für bie Schulbigen bie firengfte 
Verantwortung nach ſich. Warſchau! Das ganze Land fenbet dir ben Aus 
brud feines Dankes und feiner Verehrung für den Helbenmuth beiner Söhne, 
beren kühne Schaaren zuerit bie Fahne des bewaffneten Aufftandes in Polen 
entrollten. Heut ift ber allgemeine Aufftand Thatfahe. ... " 

8 „ Ruſſiſch⸗preußiſche Convention gegen die polnifche Inſurrection. 
17. „ (Bolen). Mieroslawsfi trifft auf dem Kriegſchauplatze "ein. 
22/23, Gebr. (Polen) Mieroslawski wirb von ben Rufien geſchlagen 


und ergreift die Flucht, womit feine Rolle in Polen ausgefpielt ift. 
_ März. (Polen). Die polniſche Nationalregierung erklärt ſich gegen 
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eine Ausdehnung ber Sinfurrection auf die polnifhen Provinzen 
Oeſterreichs und Preußene. 

Aufruf an bie Polen in dfterr. und preuß. Gebiet: „... Brüs 
ber! der Kampf mit bem ruffiichen Czaren, welder von allen Feinden Por 
lens ber ſchrecklichſte ift, verlangt die Mitwirfung aller polniſchen Prov 
und bie Goncentrirung aller Nationalträfte; deshalb darf und fol es 
im preußilchen noch im öfterreichifchen (Hebiet zu einem Aufftande kommen. 
Die Nothwendigkeit. jih in Groß-Polen OBofen), in Weftpreußen, in Klein: 
Bolen und in Galizien rubig zu verhalten, befreit jeboch nicht bie bortige 
Berölferung, fi) an dem Kriege gegen Rußland zu betheiligen ; biefe Theil: 
nahme ift vielmehr die Pflicht eines eben unb bie Nichterfüllung berielben 
als ein Nationalverbredhen zu betrachten. Kampffähige, beſonders militäriſch 
ausgebildete Polen follen jich ben Reihen ber Freiheitekämpfer anſchließen. 
Bewaffnet, unter guter Leitung follen fie, bie Wachſamkeit ber ren tben 
umgehend, bie feinbli Cordons überfehreiten. Die zweite Pflicht jener 
Provinzen ift, ben Aufſtand durch Waffenzufuhr zu verſtärlen. Gewehre, in 

ößerer unb kleinerer Zahl, jowie auch einzelne, gekaufte, geichenkte ober bes 
Ute follen ben Aufitänbiihen durch alle Grenzpunkte geliefert werben. Die 
dritte Pflicht if, zur Rationalſteuer beizutragen, beren Ertrag zum Anlauf 
von Waffen beftimmt fein wird. Tie öffentliche Meinung Europa's mit bem 
wahren Auftande, dem Charakter, ber Stärke und ber Ausdehnung bes Auf: 
ftandes befannt zu machen, gehört zu euren Pflichten. Die pünktlihe und 
eiftige Erfüllung berfelben wirb bie Provinzen im öſterreichiſchen und preußi: 
fhen Gebiete in eine reiche Quelle verwandeln, welche ben Aufftanb in Con⸗ 
greßpolen, in Litthauen und Reußen Träftigen. . . . " 
— März. (Polen). Der Erzbifgof Felinski und 8 andere Mitglieber 
bes polniſchen Staatsraths fordern ihre Entlafjung. 


3. „ Eintritt der Befreiung der Reibeigenen in ganz Rußland nad ten 
Beftimmungen der Emancipatiensacte vom 3. März 1861. 

10. „ (Polen). Der Infurgentenführer Langiewicz erflärt fi zum 
Dietator. 

11. „ (Polen). Mierodlaweki proteflirt gegen die Dictatur von 
Langiewicz. 

12. „ (Bolen). Langiewicz ernennt eine Civilregierung. 

13. „ (Litthauen) Ein kaiſerl. Ukas tritt den revolutionären Ten: 
denzen bes polnifhen Adels in Litthauen dadurch entgegen, daß er 
allen birecten Beziehungen zwiſchen ben (polnifen) Gutsbefigern 
und ihren (meift rufiifhen) Bauern ein Ende macht, indem er „in 
Anerkennung ber Nothwendigkeit, Iocaler Berhältniffe halber, bie 
Aufhebung ber obligatorifhen Beziehungen zwiſchen ben Gutes 
befibern und ben auf ihren Fänbereien anfäfligen, zeitweilig ver: 
pfliäteten Banern dadurch zu erleichtern und zu befchleunigen, baß 
die Iehteren mit Hülfe ber Regierung ihre Landantheile kaufen“, 
verfügt: ..... „2) Alle obligaterifhen, auf dem Boden ruhenden, 
Beziehungen zwifchen Bauern und Butsbefigern hoͤren vom 1. Mai 
1863 an auf. 3) Bon diefem Augendlid an find biefe Bauern 
freie Eigenthämer. 5) Vom 1. Mai ©. an machen die Bauern 
alle Gelbzahlungen an bie Diſtriktskaſſen und von biefen werden fle 

* don Gutsbefigern gemadyi." Die Bauern werden damit fofort von 
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ihren polnifchen Gutsbefigern emancipirt und zugleich bie finanzielle 
Unabhängigkeit der letzteren zerftört, indem fie ganz in die Hänbe 
ber ruffifchen Regierung gegeben werben. 
15. März. (Polen). Schreiben des Erzbifchofs Felinski von Warſchau 
aan den Kaiſer: 

„Sire! Immer war es die Aufgabe und das Vorrecht der Kirche, in den 
Augenblicken großen Unglücks und öffentlichen Leidens die Stimme zu erheben 
zu den Mächtigen der Erde. Kraft dieſes Vorrechts und dieſer Pflicht wage 
ich in meiner Eigenſchaft als erſter Seelenhirt des Königreichs Polen mich 
an Ew. Maj. zu wenden, um zu jagen, weſſen meine Heerde dringend be⸗ 
dürftig if. Das Blut fließt in Strömen, und bie Unterdrüdung, Aatt ein⸗ 
zuſchüchtern, ſteigert nur bie Erbitterung. Ich flehe Ew. Maj. an, im Namen ber 
chriſtlichen Liebe und im Namen ber Intereſſen beider Länder, dieſem Vertilgungs⸗ 
friege ein Ziel zu fegen. Die von Ew. Maj. verlichenen Inftitutionen reis 
Ken nit aus, das Glück des Landes zu fihern; Polen wird ih nit mit 
einerVBerwaltungs: Autonomie zufrieden geben; es bedarf politi— 
hen Lebens. Sire, ergreifen Sie mit ftarfer Hand bie Snitiative in ber 
polnischen Frage, maden Sie baraus eine unabhängige Nation, die mit Ruß⸗ 
Yand nur durch das Banb Ihrer erhabenen Dynattie verfnüpft ift! Das 
ift die einzige Löfung, welde bem Blutvergießen Ginhalt zu thun und eine 
fefte Grumblage zur befinitiven Beruhigung bes Landes zu fjchaffen vermag. 
Die Zeit drängt. Jeder verlorene Tag reißt ben Abgrund zwiſchen Thron 
und Nation weiter auf. Warten Sie nicht, Sire, auf das Ende bes Kampfes! 
Es iſt mehr wahre Größe in der Milde, welche vor dem Blutbabe zurück— 
weicht, als in einem Stege, welcher ein Königreich entvölkert.“ 

19. „ (Polen). Langiewicz fieht fih gendthigt, auf öfterreichifches Gebiet 
überzutreten. Es wirb ven ber öſterr. Staatsregierung internirt. 

27. „ (Bolen). Die geheime Nationalregierung in Warfhau übernimmt 
wieber bie alleinige Leitung ber Inſurrection und ertlärt jede fer: 
nere Dietatur für Hochverrath. 

30, „ (Polen) General Graf Berg wird vom Kaifer zum adlatus 

des Großfürſten⸗Statthalters von Polen ernannt. 

31. „ QAittbauen). ine fogenannte Nationalregierung in Wilna 

erläßt ein Manifeft und erflärt Litthbauen und Rothrußland für 

untrennbare Theile Polens. Ä 


3./5. April. Die Adelsverfammlung des Gouvernements St. Petersburg und 
die Municipalität von St. Petersburg richten Lonalitätsadreflen an 
den Kaifer gegen die Anfprüce der polmifchen Inſurrection, auch 
auf „das Erbtheil Rußlands“ und gegen „die Möglichkeit”, Ruß: 
land Provinzen zu entreißen, welche die alte Wiege ruſſiſcher Recht: 
gläubigfeit und um ben Preis von Strömen ruflifhen Blutes dem 
gemeinfamen Baterlanb einverleibt worden find, 

9. „ Bolen). Die geheime Nationalregierung verbietet bie Zahlung 
aller Steuern an die ruſſiſche Regierung und theilt dagegen ihrer: 
feitö das ganze Land in 23 Kreife mit eigenen Zweigcomitéè's ein 
behufs bes Einzugs der Steuern, der Leitung her Recrutirung und 

, ber Handhabung ber Strafgefehe. . 

13. „ Fin kaiſerliches Manifeft bietet ben. Polen, um dem bevor: 


13. 
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ſtehenden biplomatifgen Schritte ber eurspäifchen OGroßmächte wo 
möglich die Spike abzubredhen, eine bebingte Amneflie an: 

„0. In Unferer Zürforge für bie Zukunft bes Yandes wollen Wir alle 
vergangenen Acte ber Empörung ber Nergeffenheit übergeben. Demgemäß be: 
willigen Wir, von dem ſehnlichen Wunſche befeelt, bem Blutvergießen, welches 
eben fo fruchtlos für die einen als ſchmerzlich für die anderen ift, ein Ziel zu 
jegen, allen Unjeren Untertbanen im Königreich, welche ſich bei ben legten 
Unruben beteiligt haben, vollftändige Verzeihung, wem ihmen für andere 
Verbrechen oder für in ben Reiben Unferer Armee verübte Vergehen feine 
Berantwortlichfeit zur Laſt fällt, und wenn fie bis zum 1. (13.) Mai bie 
Waflen nicderlegen und zum Gehorſam zurückkehren. Uns liegt bie Verpflich⸗ 
tung ob, das Yand vor ber Micderfehr jener ordnungowidrigen Agitation zu 
bewahren und feinem politichen Reben eine neue Aera zu eröffnen. Tiefe 
kann nur dur eine rationelle Trganijation ber Autonomie in ber Localver: 
waltung, als Grundſtein des ganzen Gebändes, eingeführt werben. Lir ba: 
ben im ben bem Königreich durch Uns verließenen Inſtitutionen bie rund: 
lagen bazu gegeben; zu Unferem aufrichtigen Bedauern bat aber bus Refultat 
noch nicht ber Prüfung ber Erfahrung untenvorfen werben können in Folge 
ber Aufreisungen, melde an bie Stelle ber für jede Reform nnerläßlichen De: 
bingungen ber Öfentlihen Ordnung Ghimären ber Leibenfchait gefekt haben. 
Indem Bir auch heute noch bieje „Inftitutionen in ihrer Integrität aufrecht 
erhalten, behalten ir Uns vor, wenn fie fih in ber Praris bewührt haben 
werben, mit beren weiterer Gntwidelung nad ben Bebürfnijienr der Zeit unb 
bed Yandes vorzugehen. ur allein burch das Vertrauen, weldges das Yanb 
Unſern Abfichten gegenüber zeigen wird, wird das Königreich Polen bie Spuren 
bes gegemvärtigen Unglücks veririfchen und fiher auf das Ziel losgehen Fünnen, 
weldyes Unjere Fürſorge ihm bezeichnet. Wir rufen biezu den göttlichen Bei: 
ftand an, damit es lins vergönnt fei, das, was Wir immer ale Unſere Mij: 
fon betrachtet haben, zu erfüllen.“ 

„» (Polen). Die geheime Nationalregierung vermwirft fofert bie 
durch den Telegraphen gemeldete Amneftie des Kaiſers: „Wir er: 
Flären entjchieben, daß wir jede Onade verwerfen. Denn wir haben 
ben Kampf begonnen, nit um mehr ober weniger freie Ynftitutio: 
nen zu gewinnen, bie unter ber mostomwitifhen Regierung niemals 
irgend eine Garantie uns bieten können, fonbern un das uns vers 
haßte Joch abzumwerfen und vollftändige Unabhängigkeit und Freiheit 
zu erkämpfen. Die Nation vergießt ihr Blut, denn fie will poli: 
tifhe Exiſtenz, denn fie will Unabhängigkeit, will eine felbftflän- 
dige Ration bilden. In weflen Bruſt ein echtes polnifches Herz 
ſchlägt, ber wird bei der Erinnerung an bie vielen Grauſamkei⸗ 
ten der mo@lowitifchen Regierung, beim Anblid fo vieler frifcher 
Grabhägel und fo vieler Opfer, beim Anblid ber rauchenden 
Trümmer unferer Stäbte unb Dörfer, beim Anblid des noch nicht 
erfalteten Blutes unferer hingemorbeten Brüder, nur mit Schaubern 
an irgend einen Bertrag mit Moskau benten köonnen, wirb bie Ams 
neftie mit Verachtung von fich weiſen und mit ber ganzen Nation 
auerufen: Weg mit Czarengnade, wir haben das Schwert ergriffen, 
das Schwert allein wird unfern Streit mit Moskau entſcheiden.“ 


., Die Gefandten Frankreichs, Englands und Oeſterreichs übergeben 


gleichzeitig unb mit ibentifchen Begleitfchreiben dem ruffiidien Ca: 
binet die Noten ihrer zefp. Höfe zu Gunften Polens. 
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24. April. (Bolten). Die rufftihe Regierung verbietet in Warſchau bie 
Abhaltung won Brocelfionen außerhalb ber Kirchen. 


25. „ (Polen). Troß bes DVerbotes finden in Warfhau body Pro: 
ceffionen ftatt. Die babei betbeiligten Geiftlichen werben verhaftet, 
ber Erzbiſchof erhält Hausarreft. In Folge eines Befehls aus 
St. Petersburg werben bie verhafteten Geiftlichen am folgenden Tage 
wieder freigelaffen. | 

26./27. April. Rußland antwortet auf die erften übereinftimmenben Noten 
Englands, Frankreichs und Defterreihs zu Gunften Polens, indem 
es ben Hinweis auf die Verträge nicht ablehnt, ‘aber ſich bie Aus- 
legung berjelben felbft vorbehält und was die Mittel einer practi- 
fen Löfung ber Trage betrifft, Europa darauf verweist, daß bie 
hauptſächlichſte Urfache der polniſchen nfurrection in ben fortwäh⸗ 
renden Aufhetzungen ber kosmopolitiſchen Revolutionspartei außer⸗ 
halb Polens liege. Die Antwort an England ift die einläßlichfte, 
kürzer diejenige an Frankreich und noch fürzer jene an Sefterreich. 

Antwort an England: „.. . Ter erfte Theil der engl. Depeſche 
ift einer rüdblidenden Unterſuchung ber Redtsfrage gewibmet. Der zweite 
brüct ben Wunſch aus, daß dem Känigreiche Polen ber Sn wiedergegeben 
unb auf bauerhaften Grundlagen errichtet werben möge. Ich werbe biefe bei: 
ben Punkte ber Depeiche des Korb Ruſſel beantworten. 

„Was die Rechtsfrage betrifft, fo ftellt fi bie Regierung J. Brit. Majeftät 
auf einen Boden, ben das Taiferlihe Eabinet nie zögern wird, zu betreten: 
auf jenen ber Verträge. Immerhin banbelt es fich weniger um ben Text, 
als um bie Auslegung. Wir haben das Recht, nicht ohne Vorbehalt alle jene 
Anslegungen zuzulafien, melde mar bier machen möchte. Die Acte bes 
Wiener Congreſſes befagt: „Die refpectiven polniſchen Unterthanen Rußlands, 
Oeſterreichs und Preußens werben eine NRepräfentation unb nationale Inſti⸗ 
tntisnen erhalten, geregelt nach dem Modus ber politiſchen Griftenz , welche 
jebe ber Regierungen, ber fie angeböten, ihnen zu gewähren für nützlich und 
paffenb er wird.” Der Kaifer Aleranberi. entwidelte biefe Brincipien 
im Sinne feiner perſönlichen Anfihten. Er octroyirte Polen die Verſaſſung 
vom 12. (24.) December 1815. Dies war ein freiwilliger Aft feiner ſouve 
tänen Initiative. Er conflitiirte um fo meniger ein unmwiberrufliches Arran⸗ 
genent gegenüber ben fremden Mächten, als bie Acte ber Verfaſſung felbft, 
von fpäterem Datum als ber Wiener Vertrag, ihnen nie mitgetheilt worben 
war. Lord Ruffel beftreitet das Princip, nach welchem ber Aufſtand in Polen 
im Jahre 1830, ber fo weit —e die Abſetzung der ſouveränen Dynaſtie 
auszuſprechen, bie kraft der Wiener Acte zugeſtandenen Grundlagen ber poli⸗ 
tiſchen Criſtenz vernichtet hat. Trotzdem, daß bie Geſchichte mehr ale eimmal 
dieſen Schluß bes natürlichen Rechtes beſtätigt hat, Tann bie Theorie Stoff 
gut Controverſe bieten. Wir glauben, daß man conftatizen Fönne, daß, wenn 

er Aufftand die internationalen Berpflihtungen nicht aufhebt, er wenigftene 
Me freiwilligen Entwidelungen vernichtet, welche ein ebelmüthiger 
Gedante denſelben angefügt hatte, unb welche einen für Polen und Rußland 
unheilvollen Kusgang genommen haben. 

„sh komme nun zu dem zweiten Theile ber Depeſche Lord John Ruſſels. 
Es iſt die Abſicht unjeres hohen Herrn, zu einer praftifchen Röfung zu gelangen, 
und wir feten voraus, daß dies auch ber Bund ber Regterung Ihrer brit. 
Mai. MR. Da ihr Zwei barin beſteht, dem Kömigreih Polen die Ruhe und 
bie Wohlfahrt zu filtern, welche ber Gegenſtand ber Fürſorge Sr. Maj. find, 
jo erſcheint es uns ſchwer, nicht au einer VBerflänbigung zu gelangen. Die 


Rufen). 251 


Verſchiebenheit ber Auffafſungen liegt in der Thatſache, daß bie engliſche Re⸗ 
gierung zu glauben ſcheint, bie Verfaflung von 1815 ſei das einzige Heil: 
mittel, geeignet zur Perubigung ber gegenwärtigen Aufregung Polens. Aber 
bie britiſche Regierung imd Patien, beren pealtifcher Sinn bie Größe ing: 
lands geichaffen, werben nicht behaupten koͤnnen, daß es eime einzig mögli 
Form der Regierung für alle Völker gebe, welches auch ihre Geſchihbte und 
ihre Entwidelung fein mögen. Bor Grreihung ber politiigen Reife, von 
welcher England ein Beifpiel bietet, find noch viele Stufen zurüdzufegen und 
eine jebe Nation bat nach ihren eigenen Inſtincten in biefer Babn poramu: 
ſchreiten. Gerecht und natürlich if, daß ein von ben wohlweollenbfien Ab: 
ſichten erfüllter Souverän bie Tragweite und Ausbehnung ber Inſtitutionen 
berechne, bie beftimmt find, feine Unterthanen in bie günftigften Bebingungen 
ber Eriftenz zu verſetzen. Der Gedanke unferes erhabenen Herrn bat ſich To: 
fort bei feiner Thronbefilgung kund getban und Tann von Niemanben in 
Gurepa verfannt werben. Se. Maj. bat die Bahn ber Reformen mit Ent: 
Ihlofienheit betreten. Auf das Vertrauen unb bie Hingebung feines Volles 
ſich ſtützend, bat Se. Mai. binnen wenig Jahren eine fociale Umgeftaltung 
unternommen unb durchgeführt, welche anbere Staaten nur in einem langen 
Zeitraume unb unter großen Anſtrengungen zu verwirflichen vermochten. 
Seine Obſorge ift dabei nicht ftehen geblieben und das Syſtem einer flufen- 
weifen Entwidelung ift anf alle Zweige bes öfjentlichen Dieuftes umb auf bie 
betebenben inrichtingen angewenbet worden. Es erfchlieht für Rublanb 
ben Weg eines regelmäßigen Aortfchrittes. Der Kaifer verbarrt auf bemfelben 
ohne Weberftürzung, ohne fich hinreißen zu laſſen, mit forgfältiger Berückſich⸗ 
tigung ber Elemente, welde bie Zeit zur Reife zu bringen bat, aber auch 
obme jemals von dem Wege abzuweichen, ben er ſich vorgezseichnet. Dieſes 
Berfahren bat ihm bie Dankbarkeit und bie Liebe feiner Untertbanen geiwonnen. 
Uns bünft, es verleibe ibn auch Anſprüche auf bie Sympathien Europas. 
Tie gleichen Abſichten haben nicht aufgehört, Se. Maj. zu erfüllen, fobalb 
Ihre Obſorge fih dem Königreiche Polen zuzumenben vermochte. Wir werben 
bier nicht in eine Aufzählung ber nationalen, meift electiven Einrich— 
tungen eingehen, mit welchen biefes Lanb ausgeftattetift. Diefelben ſcheinen in 
Europa nicht hinreichend verſtanden worben zu fein, fei es wegen ber —— — 
ſei es vielmehr, weil ſich einer gerechten und unparteiifchen Beurtheilung chimaͤriſ 
Leidenſchaften und bie ſelbſiſüchtige Thätigkeit einer ſeindſeligen Partei in ben Weg 
Rellten. Das von unferem erhabenen inangurirte Syſtem enthält einen 
Keim, ben Zeit und Erfahrung zur Reife bringen müſſen. Gr ift beſtimmt, fich 
zu aner abminifirativen Autonomie aufber Grunblage ber provinciellen 
und municipalen Einrichtungen zu entwideln, biein England ber Unsgangepunft 
und bie Grundlage ber Größe und Blüthe bes Lanbes gewefen find. Allein 
bei ber Ausführung biefes Gedankens ftieß ber Kaifer auf Schwierigkeiten, welche 
‚berzugsweile in ben Aufreizungen der Bartei der Unorbnung befteben. 
Tiefe Partei hat begriffen, daß, wenn fie ber friebliden Mehrheit des König: 
teichs geflatte, in biefe Bahn regelmäßigen Fortſchrittes einzulenten, ihre Be: 
Hrebungen vereitelt jein würben. Dieje Umtriebe geftatteten nicht bie Ber: 
wictlihung der neuen Inſtitutionen. Es war ummöglich, zu conflatixen, wie 
fie fh bewähren, inwieweit fie den wahrhaften Bebürfniflen und bem Grabe 
ber Reife bes Landes entiprechen. Erſt nachdem biefe Erfahrung gemacht iſt, 
wird man eim Urtheil über dieſes Map fällen unb basjelbe vervollſtändigen 
Immen. Das Manifeft vom 4. (13.) April beutet in biefer Hinſicht bie Abfichten 
unferes erhabenen an. Neben einem Acte ber Gnabe, welcher feit bem 
Vetſchwinden ber wichtigften beiwaffneten Banben eine große Ausbehnung ers 
halten fommte, bielt ber Kaifer bie bereits verliehenen Inſtitutionen aufkenft 
und erllärte, er behalte fi) vor, ihnen bie won ber Zeit unb ben Bebürf: 
niſſen des Landes geforberten Entwidelungen zu verleihen. 

„Se. Majekät fan fich baber —* ber Bergangenheit auf die Reinheit 
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feines Gewifſens berufen; was bie Zukunft betrifit, ie richtet fie ſich nerk: 
wendig nad dem Vertrauen, dem ferne Abjichten in bem Königreich begegnen 
. Indem er ſich auf biefem Boden Hält, glaubt unfer erhabener Herr 
als befter Freund Polens zu handeln, als ber einzige, welcher das Ziel feiner 
Wohlfahrt auf praftifhem Wege verfolgt. Lorb Rufiel fordert Rußland in 
feiner Eigenſchaft als Slieb ber europäiichen Sefellfchait auf, Die hieraus fließen⸗ 
ben Pflichten ber Rückſicht gegen bie anderen Staaten zu erfüllen. 
Rußland ift zu unmittelbar beteiligt an ber Ruhe Polens, um nicht zu würbi- 
ge ‚ was ihm feine internationale Stellung anempfießlt. Es wäre ſchwer zu 
haupten, daß in biefer Hinfidht Rußland einer fcrupuldfen Gegenſeitig keit 
begegnet wäre. Die permanente Berfhwörung, melde fi auswärts or- 
ganifirt unb bewaffnet, um bie Unordnung im Königreiche zu erhalten, if eine 
allgemein notorifhe Thatſache, deren Mißſtände vorzüglich in ber moraliſchen 
Wirkung liegen, welche die Leiter bes Aufitandes daraus ableiten, um bie 
frieblihe Bendlferung bineinzuziehen, indem fie bie Meinımg von einer bi- 
recten Beihilfe bes Auslandes verbreiten. So hat ſich ein doppelter, gleich 
leidiger Einfluß erzeugt: ber, welcher durch die von auswärts kommenden 
Aufhetzungen auf ben Aufftand geübt wird, und ber, welden bie Fortdauer 
eben biefes Aufſtandes ihrerfeits auf bie öffentlihe Meinung in Curopa übt. 
Diefe beiben Einflüſſe wirken auf einander zurüd und haben enblich die Yage 
herbeigeführt , welche die Mächte jebt ber Aufmerkfamfeit des Iniferlihen Ca⸗ 
binets empfehlen. Man verlangt von ibm, es folle das Konigreich in bie 
Lage verjeßen, einen dauerhaften Frieden zu genieken. Diefer Wunſch ift ben 
Mächten durch die Ueberzeugung eingeflößt, daß die periodifhen Unruhen in 
Polen auch in ben angrenzenden Staaten eine Erſchütterung bewirken, beren 
Rückſchlag fih in ganz Guropa fühlbar macht, daß fie die Geiſter in einer 
beunrubigenden Weiſe aufregen unb, wenn fie fid) verlängern, Verwidlungen 
ber ernfthafteften Natur herbeiführen Tönnen. Die Regierung Ihrer britifchen 
Majettäit ſtützt fi) außerdem, um dies Verlangen zu begründen, auf bie Ver⸗ 
träge von 4815, welche das Scidfal ber verfchiedenen Theile Polens geregelt 
haben, Wir fiehen nicht an, zu erffären, daß biefe Wünfche mit benen un- 
ſeres erhabenen Herrn vollftändig übereinftinmen Se. Maj. gibt zu, daß 
bei ber eigenthümlichen Stellung bes Königreichs bie Unruhen in bemfelben 
bie Ruhe ber angrenzenden Staaten jtören können, zwifdhen melden am 
24. April (3. Mai) 1815 bie Separatverträge abgeichloffen worden finb, 
welche beſtimmt waren, das Schidfal bes Herzogthums Warſchau zu regeln, 
und baß fie jene Mächte intereffiren können, welche bie allgemeine Ueberein⸗ 
funft vom 28. Mai (9. Zuni) 1815 unterzeichnet haben, in welche bie haupt = 
fächlichften Beftimmungen jener Separatverträge aufgenommen wurden. Der 
Kaiſer glaubt, daß Erörterungen auf biefen Grundlagen und in bem Geiſte 
ber eben an ums gerichteten Mittheilungen ein ben allgemeinen ntereffen ent: 
ſprechendes Ergebniß herbeiführen können. | 
„Unser erbabener Herr nimmt mit Befriedigung Act von ben Gefühlen des 
Bertrauens, welche bie Regierung Ihrer brit. Maj. ibm bezeugt, indem fie 
ihm anheimgibt, dafür zu forgen, wie das Käönigreih Polen in eine Lage 
zu bringen jet, welche es möglich macht, jene wohlwollenden Abfichten zu ver- 
wirklichen. Aber je mehr ber Kaifer geneigt ift, den gegründeten Beſorgniſſen 
der angrenzenbew Staaten unb ber Theilnahme Rechnung zu tragen, welde 
die Unterzeichner ber Verträge von 1815 einem Auflanb widmen, der für Se. 
Mai. felbit ein Gegenſtand Tebhafter Beforgniffe ift, um jo mehr betrachtet es 
unfer erhabener Herr als jeine Pflicht, die ernſte Aufmerkſamkeit ber Höfe, die 
fieh mit Vertrauen an ihn gewendet haben, auf bie wahren Urſachen biefer 
Yage und auf bie Mittel zu Ienfen, woburd, ihr abzubelfen wäre. Wenn bie 
Regierung J. brit. Maj. ben Rückſchlag hervorhebt, welchen die Unruhen in 
Polen auf bie Ruhe Europas üben, fo müfjen wir noch mehr überrafdt fein 
von bem Einfluß, welchen bie Nufreizungen Europas von jeher in ber Lage 
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waren, auj bie Ruhe Polens zu üben. Seit 1815 bat fich in biefem Land 
ein bis babin in deſſen Gejchichte unbekannter materieller Wohlitand entwidelt, 
während andere Staaten in bemfelben Zeitraum manche innere Krijen durch⸗ 
gemadt haben. Tie Kube ift im Jahr 1830 nur in Folge bes von aus: 
wärts gelommenen Auſtoßes gefiört worden; achtzehn Jahre Ipäter, im Jahre 
1348, als fait gang Europa von der Revolution zerrüttet war, bat das Kö⸗ 
nigreich Polen jeine Ruhe zu wahren gewußt. Wir find überzeugt, es würde 
jest eben fo jein, ohne bie fortwährenden Aufbegungen ber koomopolitiſchen 
Kevolutionspartei; wenn biefe Partei, bie überali auf den Umſturz der Ord⸗ 
nung ausgeht, ihre Thätigkeit gegenwärtig auf Polen concentrirt, jo wiirde 
mar einen jchweren Irrthum begehen, wollte man annehmen, daß ihr Dichten 
und Trachten nicht über biefe Grenze hinausgeht. Was fie ſucht, das iſt cin 
Hebel, um aud) den Reit Europas umzuftürzen, 

„Die Cabinette, welche Werth darauf legen, daß das Königreich Polen bal: 
digſt wieder zu einem bauerhaften Frieden gelangt, würden daher die Ver: 
wirklichung biefes Wunſches nicht beſſer fichern können, als indem jie ihrer: 
jeitö darauf binarbeiten,, bie moraliſche und materielle Unordnung zu beiei: 
tigen, die man ji} in Curopa zu verbreiten bemüht und jo die Hauptquelle 
ber Agitationen zu veritopfen, worüber ihre Vorſicht ſich beunruhigt. Wir 
begen bie jejte Hoffnung, daß, wenn fie in dieſem Geiſt bie Bande feiter 
knüpfen, welche jie vereinigen, jte ber Sache bes Friedens und ber allgemeinen 
Intereſſen einen wirkſamen Dienjt leijten werben.” 

Antwortan Frankreich: „. . Die franz. Regierung weit auf ben 
Rückſchlag dieſer Aufregungen auf die benachbarten Staaten umd auf bie 
Peängiigung bin, welche diejeiben in bem übrigen Europa berporrujen. . . 
Aber e8 wäre wünſchenswerth, jich gerade über die Wahl der zweddienlichen 
Mittel zu verftändigen. Ter Herr Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
von Frankreich erfennt bie Tiefe des Uebels und bie Ohnmacht ber Combi⸗ 
nationen an, bie bis jeßt erducht wurden, um Polen mit der ihm gemachten 
Lage auszujöhnen. Es ift bies ein Grund mehr, die Erfahrungen nicht wieder 
von neuem anzufangen, bie eine Tuelle von Unglüd für Polen und Ruß: 
land, eine Urjahe von Unruhen für Europa gemeien find und aller Wahr⸗ 
jheinnfichleit nach wieberum zu benjelben Grgebnijien führen würden. Das 
Uebel, an bem gegenwärtig bas Königreich leidet, ijt feine vereinzelte Erſchei⸗ 
nung. Ganz; Europa ijt bavon befallen. Tie tevolutionären Beftrebungen, bie 
Geißel ber heutigen Zeit, ziehen fih in biefem Lande zuſammen, weil fie 
darin Zündftoff genug finden, um basjelbe zum Heerde eines Brandes zu 
machen, ber ji über das gefammte Feſtland ausbreiten würde. .Die Regie: 
nngen, beren Aufgabe bie Heilung biefes Uebels ijt, Tönnen darum nicht 
genug Achtſamkeit, Klugheit und Schonung verwenden, um bie Elemente, bie 
als gemeinfchaftlihe Gefahr bejeitigt werden müjjen, von denen zu unter: 
ſcheiden, bie durch eine beharrlich und reiflih verfolgte Entwidlung zur Be: 
gründung einer bauerhaften Zufunft bienen fünnen. Unſer erhabener Gebieter 
widmet ich biefem Werke, bas mit dem andern von Sr. Mai. feit Ihrer 
Thronbeſteigung verfolgten in Zuſammenhang fteht, um alle Theile jeines 
Keihes auf die Bahn eines regelmäßigen Jortjchritts einzuführen. Ich babe 
bie Pläne unferes erbabenen Souveräns in der beigefügten Depeſche nieder: 
gelegt, welche ih ald Antwort auf eine mit ber nereiße bes Kern Trouyn 
de Lhuys analoge Mittheilung der Regierung Ihrer britifhen Maj. an ben 
Gefandten Er. ruſſ. Maj. in London gerichtet habe. Auf Befehl des Kaifers 
iM Ew. Ercellenz angewiejen, dem Herrn Minijter ber auswärtigen Ange: 
legenbeiten Frankreichs eine Abfchrift dieſes Actenftüds einzuhändigen. Er 
wid daraus erjchen, welchen Antheil unferer Anficht nach bie Regierung bes 
Kaiſers Napoleon daran nehmen kann, bie Verwirklichung bes von ihr im 
Ramen der Menkhlichleit und ber beſndigen Intereſſen Europas uns aus⸗ 
gedrũckten Wunſches zu beſchleunigen. Sie wird gewiß erkennen, daß, während 
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bie Elemente ber kosmopolitiſchen Revolution über beinahe alle Lander ver⸗ 
breitet find, und von allen Seiten, nach allen Punkten, wo ſich Ausfiht auf 
Unorbnung unb Umfturz bietet, zufammenftrömen, die Sorge ber Wieberber: 
ftelung ber Rube und bes Friedens nicht ben Bemühungen einer einzigen 
Regierung überlafien bleiben barf, unb daß burch das Verlangen, wir möchten 
einen Brand löjchen, der auswärts unerichöpflicde Nahrung findet, bie Frage in 
einen Zirkel ohne Ausgang fommen würbe. . .“ 

Antwort an Oeſterreich: „.. Der Herr Minifter der auswärtigen. 
Angelegenheiten. Defterreiche wird ficherlich nicht verfennen, daß bie Rückkehr 
des Königreichs Polen zu den Bedingungen eines dauerhaften Friedens nicht 
bloß von ben inneren Maßregeln abhängt, welche zu biefem Behuf in Amen: 
bung gebradyt werben koͤnnen. Wir glauben nicht erjt nöthig zu haben, ihn 
binzuweifen auf bie einwirkende, von ber Partei der europäifchen Revolution 
organifirte permanente Verſchwörung, welche die Hauptquelle biefer Bewegun⸗ 
gen if. Die auswärtigen Negierungen, welche fich für die Beruhigung Bolens 
intereffiren, aus Rüdficht auf den Einftuß, den der Zuftand biefes Landes 
Serufen ift, auf bie Ruhe Europa's auszuüben, können viel thun, um biefe 
Urfache der Unordnung, deren nftoß ſchließlich fie ſelbſt berühren würbe, 
zu bejeitigen; jo lange biefelbe beſteht, wird fie in jedem Falle die Wirfung 
baben, ben Erfolg ber Bemühungen zu buschlreugen, welchen wir zu bem 
Zwede uns bingeben, bie Ruhe wieber berzuftellen, deren jenes Land und 
die benachbarten Staaten gleicherweije bebürfen. Wir hegen bie fefte Lieber: 
zeugung, baß zu feinem Theile Das Wiener Cabinet, indem es in’ der Haltung 
verharrt, welche es von Beginn ber gegenwärtigen Bewegung an angenommen 
bat, nichts verabfäumen wird, um jenen gefährlichen Umtrieben Maßregeln 
entgegenzufeßen, bie eben jo entiptechend feinen eigenen Sntereflen als ben 
internationalen Beziehungen zu Rußland find.“ 

27.Aprtl u. 13. Mai. (Polen) Die ruffifche Regierung legt im mefent- 
lichen die ganze Verwaltung des Königreihs in die Hände bes 
Militärs und unterftüßt basfelbe dürch Organifirung einer Art 
Bauern⸗Polizei. 

29. April. Geburtstag des Kaiſers. Derſelbe empfängt zahlreiche Depu⸗ 
tationen des Moskauer Adels, der Stadt und der Univerſität Mos⸗ 
kau, der Moskauer Altgläubigen, der Städte Twer, Zaroslaw, 
Wladimir ꝛc., ſowie die Adelsmarfchälle von Nowgorod, Twer, 
Eſthland, Livland und Kurland. Anſprache des Kaiſers an dieſe 
Deputationen: 

„Ich danke Ihnen, beſonders für den Ausdruck Ihrer patriotiſchen Ge⸗ 
fühle, welche durch die Unruhen im Königreiche Polen und den weſtlichen 
Gouvernements und den Anſpruch unſerer Feinde auf alten ruſſiſchen Beſitz 
hervorgerufen ſind. Ihre Adreſſen und diejenigen, welche Ich täglich aus allen 
Ständen und aus allen Gouvernements erhalte, bilden inmitten aller Meiner 
Sorgen einen wahren Troft für Mich. Ich bin auf bie Einheit diefer Gefühle 
mit Ihnen und für Sie ftolz. Sie bilben unfere Kraft, und Jolange fie er- 
balten bleiben ‚A wir Gott um Hülfe bitten, wirb er uns nicht verlafien 
und bie Einheit" des ruffifhen Reichs umerjchüttert bleiben. Unfere Feinde 
haben geglaubt uns veruneinigt zu finden, aber fie haben fich getäufcht. Bei 
dem Gebanten allein an bie uns drohende Gefahr haben fih alle Stände 
bes ruffifhen Reichs um ben Thron vereinigt, unb ihrem Czaren das Ber: 
trauen gezeigt, welches ihm über alles teuer ifl. Ich verliere noch nicht die 
Hoffnung, baf es nicht zum allgemeinen Krieg kommen wird; aber wenn er 
uns beſchieden iſt, jo bin Jh überzeugt, daß mir mit Gottes Hülfe bie 
Grängen des Reihe und bie mit biefem untrennbar verbunbenen Gebiete zu 

igen willen werben,“ ' 
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2. Mai. (Bolen.) Der Regierungépubliciſt Miniſzewoki wird iu 
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Warſchau ermorbet. 
„»  (Bolen) Das „Gentralcomite als proviforifhe National⸗ 
Regierung” nimmt ben Titel „Nationafregierung” an: 

„In Erwägung, “ die Cache ber Unabhängigteit Polens feit drei Mo: 
naten fih zu einem ojjenen Kampfe mit ber Fremdherrſchaft gejtaltet bat, 
daß unter ber Fahne des Tollsaufftandes gegenwärtig bereitd alle Schichten 
bes polnischen Bolfed ohne Unterichieb des Standes und Belenntnifjes ver: 
treten finb, daß der Aufftand, fi unter dem Trude des übermädhtigen Tod⸗ 
feindes organifirenb, nicht allein fich nicht erbrüden lift, fonbern fih im 
Gegentheil durch ein breimonatliches Ringen immer mehr erweiterte und. bie 
Mittel zum weiteren Kampje mit ben Wostowitern vorbereitete; in Erwä⸗ 
gung, baß bie ganze Ration auf Aufforderung bes Gentralcomit6 auf- dem 
Altare bes Baterlandes ihr Blut und ihre Habe nieberlegt unb bamit ber 
Machtbefugniß bes Comité die erbabenfle Sanction, nämlich die Sanction 
ber freiwilligen Anerkennung, ertbeilt. — Diefe Veränderung des Namens 
der Regierung bat Teinerlei Veränderung ber Grundſätze zur Folge; biefe 
bleiben vielmehr diefelben, nämlih: a) Erkämpfung und Sicherung ber Un: 
abhängigteit ber Lande Polens, Litthauens unb Rothrußlands (Reußen, Rus); 
d) Eigenthumsverleihung an die Bauern in Bolen, —2— und Rothruß⸗ 
land im Sinne bes Decrets vom 22. Jannar d. J.; e) MHeichheit vor dem 
Geſetze hinſichtlich aller Einwohner Polens, Litthauens und Rothrußlaudé 
ohne Unterſchied der Stände und Bekenntniſſe; d) Berbürgung ber allerwei⸗ 
teſten nationalen Entwidelung und Berechtigung der Sprache gegenüber den 
mit Polen vereinigten Brudervölkern Litthauens und Rothrußlands; e) An: 
erfennung Litthauens und Rotbrußlanbs ale vollftändig mit Kronpolen gleich: 
berechtigter und das ſtaatliche Ganze Polens bibbender Lanbestheile; f) Ber: 
tretung ber nationalen Principin und Trabitionen ohne Bräjubicirung irgend⸗ 
welcher Regierungsform für die Zutunft, ba bie® zur Competenz ber Nation 
gehört, unb nur bie Nation felbft, nad Erlangung ihrer Unabhängigkeit, 
darüber zu beichließen das Recht hat.“ 

„ (Rothraßland.) Ausbruch ber Infurrection in Kiew, Volhy⸗ 
niem, Pedolien und der Ukräne. 

» GBaltiſche Provinzen.) Die Ritterfchaften der baltifchen 
Provinzen richten eine Ergebenheitsabrefle an den Kaifer: 

„Ew. Maj. treue baltiſche Lande kennen nur Eine Pfliht, nur Eine Fahne. 
Unfere Verbindung mit bem größen Reiche bat auf zahlloſen Schlachtfelbern 
bie Bluttaufe empfangen, Und fol ber Krieg entbrennen, fo bürfte es ben 
Sftfeeprovinzen bejhieben fein, als eriter Kampfplatz des Reiches Vorpoften 
zu fein. Auf biefer Stele — beijen getrauen wir uns mit fejter Zuverſicht 
— werben Ew. Maj. Feinde erfahren, daß trog verſchiedener Sprache und 
Inſtitutionen gleiches Gefühl für Thron und Monarchie bie Bewohner ber 

Kieeprovinzen mit Rußlands Kernvolk einigt, und Sie, Maj., unfer erha⸗ 
bener Herr, werben in uns in ber ernſten Stunde ber Gefahr nichts ver: 
mijien von ber unerjhütterlichen Treue und ber opferfreudigen Hingebung 
unferer Vorfahren. © 


„ (Polen) Der Termin bes Paiferligen Amneſtieerlaſſes vom 
13. April läuft ohne allen Erfolg ab. 
„  (&Zittbauen.) General Nazimow ald Gomnernent von Wilne, 


Grodne, Kowno und Minsk, wirk durch General Muramiemw erſetzt. 
Muſtungen in Finnland. 
» (BGiunland) Der academiſche Senat und ber Magiſtrat von 
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Helfingfors verweigern wieberholt bie ihnen zugemulbete Unter: 
zeichnung von Lopalitätsadreffen an den Kaifer, 


2. Zuni. (Polen). Die geheime Nationalregierung erläßt durch De⸗ 


8 


cret ein Strafgefeg in Sachen der politifhen Verbrechen und or: 
ganifirt die Revolutienstribunale: 

„Die Rationalregierung: Bom Tage ber Veröfientlihung des De: 
creis verpflichtet die Einwohner des Landes folgendes Strafgefep in Sachen 
der politifchen Verbrechen. Die Nationalregierung verordnet: F 1. Jede That, 
welche geeignet ift, die Thatkraſt der Nationalregierung zu ſchwaͤchen, ben 
revolutionären Impuls zu gefährden, überhaupt alle Thaten, weldhe ber na: 
tionalen Sache ſchädlich find, werben als Stautsverbrechen betrachtet. F2. Tie 
Revolutionstribunale werben an ben des Staatsverbrechens Schuldigen fol: 
gende Strafen vollziehen: Todesitrafe, Ehrenverlujt, verbunden mit Bekannt⸗ 
madhung in den Zeitjchriften, endlih Wusweilung aus dem Wohnorte und 
ſogar aus bem Lanbe auf längere oder Fürgere Zeit. Die Wahl einer diefer 
Strafen hängt von ber Höhe ber Schuld ab, deren ber Angeklagte überführt 
it. Im Falle bie Tobesjtrafe nicht vollzogen werden kann, wirb ber. Ber: 
urtheilte außerhalb bed Schutes der Geſeße erklärt. $ 3. Ms Grundſatz 
wird angenommen, daß jeber Bürger das Recht hat, einen andern zu ber: 
Magen — durch Anzeige. Die Vorſchrift, weiche in biefem Paragraphen enı: 
halten ift, unterliegt Ausnahmen, und zwar: Regierungscommiſſäre, ſowohl 
Eivil als Militär, Wojewodſchaftsvorſteher, in Warſchau fungirende Beamte 
werben bem Gerichte in Folge einer Qualififationd-Decijion der National: 
vegierung übergeben werben, Kreisbeamte werben gerichtet auf Anklage ört⸗ 
licher Regierungecommpliiee Die Unterfuhung wird von dem Revolution: 
tribunal geführt. Jedem Angeflagten fteht bie Vertheidigung zu. Tas Ur: 
iheil wird duch bie Zeitungen befannt gemacht.” 

„Die Nationalregierung, erfennend die dringende Nothwendigkeit, 
bem politijchrevolutionären Gericht bie wahren Wege anzumeilen, verordnet 
Folgendes: $ 1. In jebem Kreife, und in ber Stadt Warſchau bejonbers, 
werden NRevolutionssTribunale eingeführt. $ 2. Die Jurisdiction ber Kreis: 
Revolutions⸗Tribunale erftredt fi bloß auf ben Kreis, in welchem fie eins 

eführt worden. Dem Warichauer Revplutiong-Tribunal unterliegen alle 

nwohner ber Stadt und PVorftadt, ohne irgend eine Ausnahme. $ 3. Ent: 
aopen find der Macht des NRevolutions - Tribunal Militärs in activem 
Dienft, für welche beſondere Kriegsgerichte erijtiten. $ 4. Jedes Revolutions- 
Tribunal befteht aus einem Präfes und zwei Mitgliedern. Das Urtel wird 
buch Stimmenmehrheit gefällt. $. 3. Auf Vorftellung der Regierung: 
commifjäre wird die Nationalregierung zu jebem Kreistribunal einen Präjes 
und zwei gejhworne Richter berufen. Die Ernennung ber Mitglieber bes 
Revolutions-Tribunals erfolgt unmittelbar durch die Nationalregierung. 
$ 6. Bei jedem Revolutions-Tribunal wird ein Brocurator durch Nomination 
der Nationalregierung fungiren. In ber Stabt Warſchau wirb bie National» 
tegierung von ben beiben Ganbibaten, welche ihr bie ftädtiiche Aufftanbsorganifa- 
tion vorgeftetlt, einen Procurator ernennen. Der Procurator ift ber öffentliche 
Anfläger, feine Pflicht iſt Aufficht der jtricten Bollführung des gefällten Urtheils. 
Die Repolutions-Tribunale werden auf Grund des von ber Nationalregierung 
beitätigten Strafcober und bes Verfahrumgscober ihr Urtheil füllen.“ 
uni. (Litthauen). Der neue Generalgouverneur Murawiew ers 
greift die üußerſten Mittel, um die Infurrection in Littbauen zu 
unterbrüden, indem er eine „Inſtruktion für Errichtung einer Mi⸗ 
LUitar⸗Civilverwaltung“ in ben ihm untergebenen Gubernien erläßt, 
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durch welche an bie Stelle ber Civilbehoͤrden eine bis ins kleinſte 
Detail organifirte Militärbictatur tritt: 


„..Art.2. Injebem Kreiſe ſoll ein unerbittlicher friegspolizeilicher Vorſtand 
ernannt werben. Die oberiten Militärbefehlshaber find zugleich mit ben Gu⸗ 
bernialbhauptleuten verpflichtet, ſofort Kriegskreispräfecten zu ernennen, unb 
zwar ſolche, bie burcch ihre Energie und Umfidht befannt find, inbem babei 
den Stabsoffizieren, welche bie bort flationirten Truppen befebligen, ber Bor: 
rang gegeben wird, bort aber, wo folche bereits ernannt waren, ſich aber in 
auekhung ihrer Functionen unzureichend ermwiejen haben, follen fofort andere 
an ihre Stelle treten. Unter ben Befehlen ber Kriegsfreishauptleute fliehen 
alle dort flationirten Truppen und alle civilen Gewalten. Bolizeipräfecten, 
Diſtrictscommiſſarien, Bürgermeifter, kurz alte Polizeibeamte jollen unter 
ihrer unmittelbaren Gewalt fliehen. Bon ihnen abhängig unb unter ihrer 
Botmaßigkeit find alle Gutsbefiper, Tienftleute, Geiftlichfeit, Adel, Einhufer 
und bie ganze Land- und Stadtbevölferung ohne Unterfchied bes Berufs und 
Standes. Ten Kreishauptleuten wird anempfohlen, ale dem Monarchen und 
der ruſſiſchen Herrihaft treuen und ergebenen Bewohner unter ihren Schuß 
zu nehmen, namentlich bie Yandbevölterung, indem jie biefelbe durch Anwen⸗ 
bung von Truppenmacht gegen bie Aufſtändiſchen hüten unb aus ben Lands 
bewohnern ſelbſt eine Landwehr nach unten erläuterten Maßgaben bilden, 
Anmerkungen: Zuperläffige Liften aller Cigentyümer in ben Kreifen und 
Städten in Form der Kreisbürgerbücher find einzuführen und fortwährend in 
Ordnung zu halten, indem bie Beichäjtigung jedes Einzelnen und ber Grad 
bes erworbenen Zutrauens barin vermerkt wird; über Alle muß bie Rrengite 
Aufjicht geführt werben. In dieſen Büchern barf die Landbevölkerung nicht 
mit jenen vermifcht, fonbern nur bie Zahl ber Cinwohner jeber Gemeinde 
aufgeführt werben. Art. 3 handelt von ben Befugnijjen ber Kriegsfreis: 
bauptleute und ſchärft wieberholt bie Errichtung einer Landwehr, d. h. eines 
Bauernaufgebots gegen bie Aufitändijchen ein. Art. 6—8 verfügen eine al: 
gemeine Entwaffnung, mit Ausnahme ber Bauern, wo nur Verdächtige ent: 
wajjnet werben follen. Der Art. 9 befiehlt bie Säuberung der Kreiſe von 
allen ber Regierung nicht zugethanen Individuen, Adel, Geiſtlichkeit u. |. w. 
und bie jofortige Friegsrechtliche Aburtheilung aller derer, welche „mehr ober 
weniger” am Aufitande theilgenommen. Art. 10. Allen Gutäbefigern, ihren 
Verwaltern ober Kommifjarien, welche ihr Vermögen verwalten, ijt aufs ernſt⸗ 
lichſte ausdrũcklich befannt zu machen, baß fie für jeglihe Bildung von res 
bellijchen Banden oder Gonjpirationen gegen bie Regierung innerhalb ihrer 
Befitungen perſönlich verantwortlich gemacht werben; ebenfo für Unterjtügung 
von dergleichen Unternehmungen mit Geld, Nahrungsmitteln jeber Art und 
um fo mehr für perfönlicen Antheil baran ihrer felbit, wie ihrer Dienerfchaft. 
Art. 11. Gleicherweiſe follen fie bafür verantwortlich fein, wenn Herumtreiber 
in ihren Häufern fich verbergen ober Aufſtändiſchen ober Störern bes öͤffent⸗ 
lichen Friedens ber Aufenthalt bafelbft geitattet wird. Art. 12 ſchärft uns 
nachfichtliche Strenge gegen bie Priefter unb Kiöjter ein. Art. 13. Diejenigen 
Bürger, namentlih Grundbefiger, Verwalter, gleicherweiſe Borfteher von Kid: 
fern und Ortögeiftliche, welche ſich irgendwie am Aufſtand betheiligen, aufs 
rũhreriſche Proclamationen verbreiten, kurz, ben Aufſtändiſchen Vorſchub leiften 
oder ben nächſten Behörden nicht unverzüglich von ſich etwa bildenden Ban⸗ 
ben Auffändifcher, gleicherweife von Vorbereitungen zum Aufſtand Anzeige 
machen, ober ben Aufftänbifchen irgend welche Hilfe ober Theilnahme ers 
weilen, haben bie Kriegskreishauptleute fofort zu verhaften und bem Kriege: 
gericht zu überliefem. Dies iR ben Gemeinden fiscaler und zeitweije ver: 
pflichtetet Bauern befannt zu machen und find fie zur Wachlamleit unb ſtreng⸗ 
fen Aufficht in Pflicht zu nehmen, daß im Bereich ihrer Gemeinde und auf 
ben Borwerten felbft nicht irgend welche aufſtändiſche Zuſammenkünfte, Be⸗ 
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zafhumgen, kurz irgend welche Vorbereitungen zum Aufſtande flatthaben. 
Art. 14. Auf alle liegende Vermögen und Fonds aller derjenigen, ohne Unter: 
g fchied des Stanbes, welche ben Aufſtändiſchen den Eid geleitet, oder arm 
Aufftand irgend welchen Theil genommen, fei e8, baß fie ihm Geld oder an: 

deres Material geliefert, fei es, daß fie aufrührerifhe Proclamationen ver: 
breitet, fei e8, daß fie im allgemeinen durch der Regierung feindliche und 
aufrührerifhe Tendenzen die Gewalt ber Regierung umzuſtürzen ſich be⸗ 

mübt haben, ift fofort Sequefter zu Tegen, und zwar nah Maßgabe der zu 
biefem Zwecke allerhöchft beftätigten Grundſätze. Art. 15 verfügt u. a. bie 
Amwangsablöfung der Frohnden auf den Gütern ber betreffenden Eigenthümer, 

ber Zins fol, wie alle übrigen Einkünfte, nicht den Cigenthümern gegeben, 
ſondern in den Bereinsfaffen niedergelegt werben. Art. 16 verorbnet zum 
Meberfluß „bie jhärfiten und bärteften Mittel, um ben Aufftand nieberzu: 
ſchlagen.“ Art. 17. Die Kreishauptleute ſollen fofort alle ländlichen und 
ftädtifchen Polizeibeamten, Oberförjter, Waldwärter und andere im Staats: 

bienft ftehende Individuen, welche Beweiſe nicht ganz zuverläffiger Treue ge: 

geben haben und welche den Aufftändifchen mehr ober weniger geholfen oder 

fi dem gemeinjchaftlichen Vorgehen mit ben Staatsbeamten und Truppen 

bet Unterdrüdung des Aufftands nicht angeichloffen haben, verhaften. Die 
Gbubernatoren follen folche, nachdem fie ihre Vergehen geprüft haben werben, 
ihres Amtes entheben und bem SKriegsgericht übergeben als boppelt Schul: 

bige: infofern fie ihren Eid zwiefach gebrochen haben, indem fie dem Aufitand 

nicht nur nicht entgegentraten, wie es ihre Pflicht war, ſondern fogar jich 
bemjelben angefchlojjen haben. In Art. 18 werden bie Förfter und bie Wald: 

wehr ebenfalls unter die Striegshauptleute geftellt. Diejenigen Beamien ber 
Walbwehr, welche fich bes Verdachts ber Unterlaffung von Anzeigen fchuldig 
machen, follen wie bie Aufftändifchen behandelt und Triegsgerichtiih abgeur:- 

theilt werden. Art. 19 endlich weiſt die Verpflegung der Truppen auf bie 

Güter von „am Aufftande mehr ober weniger betheiligten" Cigenthümern an. 


9. Juni, (Polen). In der Hauptlaffe der Schakeommiffion von 
Warſchau wird ein großartiger Manco entdedt. 

12. „ (Polen). Der Kapıziner Konacskfi wird in Warſchau mittelft 
bed Stranges hingerichtet. 

13. „ (Polen) Erzbifhof und Kapitel von Warfchau proteftiren gegen 
bie Hinrichtung eines Priefters. Der Erzbifhof wird deßhalb te 
legraphiſch nach St. Petersburg beſchieden und gebt fofort dahin 
ab, um nicht wieder zurückzukehren. 

18. „ (Bolen). Die Nationalregierung erflärt, daß bie betreffenden 
Beamten ber Finanzcommifjion die in der Staatskaſſe mangelnden 

22,012,992 Gulden und 20 Groſchen poln. auf Befehl der Na- 
tionalregierung von der Hauptkaſſe an die Nationafregierungstaffen 
abgeliefert hätten. 

» » (Binnlandb). Ein Faiferl, Ukas beruft den allgemeinen Lanb: 
tag der Stände Finnlands auf den 15. Sept. ein und ruft damit 
die finnifche Verfaflung von 1772 wieder ins Leben. 

24. „ Die ruflifhe Regierung rechtfertigt durch eine Circularbepefche 
die Abführung bes Erzbifchofs von Warfchau nah Rußland: 

n + .. Die Umflänbe, inmitten beren bie verfchiedenen Schritte bes Erz: 
bifchofs vor ſich gingen, bezeichnen ihre Bedeutung umb erfchweren noch ihre 
Tragweite. Dem, in ber That, als bie Dimilfionen ber Mitglieder bed 
Staatsraths eingegeben wurden, war es ben Beſtrebungen ber revolutionären 
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Partei gelungen, bie polnifche Trage auf ben Boben ber europdiihen Diplo: 
matie zu fiellen. Es bandelte ji darum, glauben zu machen, bie Unorb: 
nungen bes Königreichs jeien keineswegs die Thaten einer Minorität, fonbern 
wirtlicher Ausflug einer wahrhaft nationalen Bewegung. Die Dimiflion des 
Erzbiſchofs mußte dieſem politischen Manöver ein großes Gewicht geben. Auch 
geihah es, daß, im Augenblid, wo Migr. elinsfi in Warihau feine Di: 
million einreichte und fie auf die Vorjtellungen bes Großfürſten wieber zu⸗ 
rückzog, der Moniteur in PBarie fie ald angenommen barftellte. Die Wir: 
fung auf bie Tiscufjion des gefepgebenden Körpers in Paris war alfo ber: 
vorgebracht. Auch dießmal noch gelang es dem freundlichen, doch feiten Worte 
des Großfüriten Stattbalters den Erzbiſchof zu einer gerechteren Würdigung 
ber Zurüdbaltung, welche ihm ber Gharafter, mit bem er befleidet fei und 
die Pflichten gegen feinen Herricher auferlegten, zurückzuführen. Indeſſen 
wenige Tage ſpäter kannte ganz Warichau den Inhalt biejes Aufſatzes, bie 
fremde Preſſe gab mehrere Lefearten desjelben; der Wortlaut felbjt wurbe zu⸗ 
letzt der Teeffentlichfeit übergeben. Als Miſgr. Felinski ben an Se. Maj. den 
Kaifer gerichteten Brief vorlegte, war man gerade am Borabend ber beim 
franzöſiſchen Senat angefündigten Discufjionen wegen ber Petitionen zu Gune 
fin Bolens. Man begreift baher ben Einfluß, welchen ein jo offenkundiger 
Beitritt des Erzbiihofs von Warſchau zum Programm ber Actionsportei aus⸗ 
üben mußte, Die AIndiscretion, welche fie ben Kommentaren bes Bublifums 
überliefert, genau in dem Augenblid als bie Mächte über bie Repliken bis: 
cutiren, welche fie ben Regreſſivnoten des kaiſ. Cabinets machen wollten, war 
jo berechnet, baf ber ganze Erfolg, ben man von einem ſolchen Schritt er: 
wartete, eintraf. Obne zu prüfen, bis zu welchem Punkt das Verfahren bes 
Migr. Felinski fi mit feinen Pflichten als hoher geiftliher Würbenträger, 
der buch einen Zreuefchwur ar ben Herricher gebunden und mit jeinem per: 
onfihen Vertrauen befleibet war, vereinigen läßt, mußte bas Tail. Gabinet 
daraus jchließen, daß biefer Prälat, indem er zwiſchen den Gingebungen feines 
Gewiſſens und äußern Antrieben ſchwankte, nicht mehr bem Zweck entipreche, 
welchen man durch feine Ernennung in einem jchwierigen Augenblid, wo es 
darauf ankam, bie moraliihe Autorität der Religion von dem Gtanbpunft 
wieder zu erheben, auf welden man fie hatte ſinken laſſen, indem man unter 
ihrem gebetligten Mantel die Berechnungen der politiihen Leibenichaften vers 
barg, hatte erreihen wollen. Es ijt augenjcheinlid, daß dieſe Schwächen ben 
Erzbiſchof der Gefahr ausfegten, unter ben Händen einer Partei, welche” ent⸗ 
Ihloffen war, vor feinem Mittel zurüdzufchreden, ein um fo gefährlichere® 
Inſtrument zu werben, als er aufrichtig und überzeugt war. Dieſe Betradh: 
tungen haben feine Berufung nad Rußland motivirt.“ 

>, (Litthauen). General Murawiew belegt bie fämmtlichen lie⸗ 
genden Güter des (polniſchen) Abeld der Provinz willfürlih mit 
einer Abgabe von 10 %: 

‚In Kenntniß gefebt, daß meine Projecte, betreffend bie Belaftung ber 
liegenden Güter des Adels mit einfimweiliger zehnprocentiger Abgabe von dem 
von ihm felbft ermittelten und declarirten Ertrage des in ihrem Beſitz fich 

Aderlanbes, bie höhere Beitätigung erhalten haben, beauftrage ich 
Em. Erc. um das intreiben ber Abgabe vom grundbejißenden Abel bes 
Ihnen anvertrauten Guberniums befto leichter zu bewerfftelligen, unverzüglich 
entiprechende Anorbnungen auf ber Bafis folgender Hauptprincipien zu treffen: 
1) Die Eintreibung ber zehnprocentigen Abgabe Freisweife nach ben zu biefem 
Zwed verfertigten Plänen, aus allen dem Abel gehörigen Gütern, und zwar 
dur die Kriegskreiscommiſſäre und bie ihnen untergebene Landbespolizei zu 
bewertitelligen. 2) Zur Ginbringung ber von ben Grunbeigenthümern zu 
zahlenden Abgabe einen fiebentägigen Termin zu beftimmen, Sollte irgenb 
einer ber Grundbeſitzer in ber beitimmten Zeit die von ihm zu zablenbe Ab⸗ 
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gabe nicht entrichten, fo find fofort bie Kreispräfeften zu ermächtigen, unver: 
züglich und unnachſichtlich alle im Haus und Vorwerk ſich befindenden Mo: 
bilien, Vieh, Pferde und Getreidevorrätbe beffelben zu verfaufen, 3) Weber 
alle Grunbbefiter, aus beren Familien ſich einzelne Mitglieder, ohne anzu: 
geben wohin, entfernt haben follten, mir fofort zu berichten, bamit id An: 
ordnung treffen Fünne, ihre Abgabe zu erhöhen, weil ſolche boppelt fchuldig 
im Verhältniß zu Andern erfcheinen. 4) Alle auf biefe Weife zufammenge: 
Pan Summen haben bie Kriegsfreispräfeeten an bie Kreisfafjen abzulie: 
ern ꝛc.“ 


27. Zunt. Zweiter gewmeinfamer Schritt ber drei Mächte Frankreich, 


28. , 


30, „ 


England und Oefterreih zu Ounften Polens: Uebergabe der be: 
treffenden Noten an den Fürften Gortſchakoff. 

(Rothrußland). Die Infurrection will in Volhynien, Bo: 
bolien und der Ukraine nicht recht Fuß faſſen. Kundmadhung des 
„Departements ber poln. Nationalregierung für Ruthenien“ : 

„Das Gentralcomite bat zu Ende des vorigen Jahres alle Kräfte Con: 
greßpolens concentrirt, e8 Tegte ben Unzufriedenen Schweigen auf, und be: 
fiegte die Widerfpenftigen. Das gleiche Ziel erreichte kurz darauf auch bas 
Litthauer Comité. Nur in ben Reußenländern gelang e8 ber Nationalbehörde 
nicht, fih zum Mittelpunfte der patriotifchen Beſtrebung zu machen. Tie 
Folgen, waren leicht vorauszufehen. Während in Congreßpolen und Littbauen 
ber Aufftand durch geichidte Leitung dem ‘Feinde immer bebrohlicher wurbe, 
zeigte ſich die reußiſche Nationalbehörde machtlos ſowohl gegen bem Feind 
als zur Vereinigung ber vorhandenen Kräfte. Das Centralcomite, jegt Na: 
tionalregierung, hat jich dadurch bewogen gefunden, neue Mitglieder für das 
reußifche Comité zu ernennen, bie ganze bisher beftandene Organifation in 
Bolhynien, Podolien und ber Ufraine aufzuldjen, und die Bürger biefer Pro: 
vinzen zum Gehorfam gegen bie neu eingejeßte Behörde aufzufordern. Stark 
durch das Vertrauen ber Nationalregierung und folidarifch mit berjelben ver: 
bunden, übernehmen wir bie Leitung biejer Länder, und boffen zuverfichtlich, 
daß bie treuen Söhne bes Vaterlandes, bie traurigen Folgen der Anardie 
erfennendb, unter Führung der von une ernannten Behörden mit neuem Eifer 
an’s Werk geben werben.“ 

(Littdauen). Erlaß Murawiews gegen den niebern Abel und 
die ſog. Einhufner, die vormals zum niedern Adel gehörten. Die 
Grundftüde aller Perfonen diefes Standes, welche an bem Aufftand 
theilnehmen ober ihn irgendwie begünftigen, follen ſofort benfelben 
abgenommen und zur Benügung den Taglöhnern und Heinen Bauern 
ber Gemeinden, zu welchen fie gehören, übergeben werden, wobei 
biejenigen, welche ſich durch befondere VBerdienfte beim Niebermerfen 
des Aufſtands ausgezeichnet, vorzugsweife zu berüdfichtigen find. 
Zugleid, werden die Bauern aufgefordert, jene Abeligen, welche fi 
ber Theilnahme am Aufitand ſchuldig oder verdächtig machen, fo: 
fort zu verhaften und an das Militärcommando abzuliefern. 


2. Sul. (Polen) in Erlaß ber geheimen Nationalregierung orbnet 


das Berfahren der Revolutionstribunale und creirt zugleich, 3 höchſte 
Gerichte oder Obertribunale in Warfchau, Litthauen und Ruthe⸗ 
nien. Jedes Obertribunal befteht aus einem Präfidenten und vier 
Richtern, bie ein Collegium bilden. Außerdem gehört ein Pro: 
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eurator dazu. Die Richter und ben Procurator ernennt die Na⸗ 
ttonalregierung, biefelben find unabſetzbar. Die Obertribunale ent: 
fheiden mit Stimmenmebrbeit, die Urtheile berfelben find endgültig. 
Berufung von benfelben ift Niemandem geftattet. Alle Borfchriften 
für die Revolutionstribunale gelten auch für bie Obertribunale u. ſ. w. 

5. Juli. (Polen). Die geheime Nationalregierung becretirt ein Zwangs⸗ 
anlehen von 26 Mill. poln. Gulden und ernennt Labislaus Czar⸗ 
toryski, Joſehh Ordega und Severin Galczowski zu Verwaltern 
diefer Schuld. 

„„CGitthauen). Procamation Durawiews an alle Stände feines 
Amtsbezirks: 

„Es iſt bie Zeit gekommen, in ber bie Regierung entſchloſſen iſt, mit 
unbeugſamer Feſtigkeit dem verbrecherifchen Treiben ber Rebellen Grenzen zu 
fegen, nachdem fie ihnen bis jetzt Zeit und Mittel gegeben, um fidh zu be⸗ 
benfen und zur Pflicht zurückzukehren. Die Hauptförberer bes Aufitandes 
und ihre Helfershelfer, bie ale Stände zur Theilnabme am Aufruhr an: 
fpornen, bie friedliden Landbewohner aufreizen, ihr gemeinfchaftlihes Ver⸗ 
mögen rauben unb die treuen und pflichigetreuen Unterthanen bes Kaiſers 
einem -qualvollen Tode unterwerfen, tragen eine große Verantwortlichleit vor 
Gott, dem KRaifer und bem Volke, und werben ber gerechten Strafe nicht ent⸗ 
geben. Aus den Acten ber Unterfuchungscommiffionen, ben Berichten ber 
Milttächefs und ben Ausfagen ber Gefangenen gebt bervor, daß außer ben 
Schlachtſizen (Bauernabel), Stäbtern und fonftigem müßigem Bolf, das fidh 
niemal® durch gute Sitten ausgezeichnet, eine große Anzahl Perfonen, die an 
ben gegenwärtigen Unorbnnungen theilnehmen und mitwirfen, ber katholi⸗ 
ſchen Geiftlihteit, dem eingebornen Abel unb ben Gutsbefikern 
angehört. Der Antheil biefes Standes ift fo allgemein geworben, baß bie 
Adelsmarjchälle, auf meinen Befehl gefragt, fich nicht entichließen konnten, 
diejenigen Berfonen namhaft zu machen, auf beren politifhe Zuverläfiigkeit 
man bauen Tünne. Die riebensrichter und andere Nerfonen, bie bei ben 
Friedensinftitutionen Aemter befleiden, haben bie heilige Pflicht, bie ihnen 
von ber Regierung und Gefellihaft auferlegt ift, Förderer folder Einrichtun⸗ 
gen zu fein, bie das Wohl und Gedeihen des Volkes bezweden, vergefien unb 
ſind Hauptlenker ber revolutionären Bewegungen geworben. In Folge deſſen 
war ich gezwungen, ſie aus dem Dienſte auszuſchließen, dem Kriegsgerichte zu 

angeben unb einen großen Theil ber Sriebensinftitutionen eingeben zu laffen. 
Endlich hat die katholiſche Geiſtlichkeit noch nie fo breift und geſetzwidrig ihre 
verbrecherifchen Handlungen an den Tag gelegt, wie jetzt; ber Ruf zum Auf: 
ſtande erihallt von ber Höhe der Kanzel; Reben, vom Geifte bes Haſſes und 
der Zerſtörung burchbrungen, hört man in ben latholiſchen Heiligthümern; 
ja einige fanatifche Geiftliche greifen felbft zu ben Waifen, gejellen ſich zu 
ben Rebellenkanfen und führen einzelne berfelben an. Tie hohe Geiſtlichkeit 
aber, bie das befte unb ficherfte Mittel befibt, um bas Land zu beruhigen, — 
eine Ermahnung im Namen Gottes, zur Ordnung und geſetzlichen Pflicht 
zurückkehren — ift abfichtlih unthätig und gibt bamit ihre Zuftimmung zu 
ben biutigen Wirren und Unorbnungen, buch bie bas Volt, das ſich ber 
geiegmäßigen Obrigfeit in Treue unterwirft, bem Kaifer, feinem Befreier, 
dankbar und grenzenlos ergeben ift, litt und noch immer leidet. Cine folde 
Schlage darf nicht länger gebulbet werben. Ich rufe alle Stände zur Er⸗ 
füllung ihrer Pflicht. Jedes Glied ber Gefellfhaft ift jetzt verpflichtet, ver⸗ 
künftig und veblich fich zu feiner Unterthanenpflit zu wenden und An: 
Afihts der gegenwärtigen Vorgänge, bie das ganze Lanb mit unfäg: 
Rem Elend behroben, befonbers aber bie Grunbbefiber, bie Regierung bei 
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Wiederherſtellung bder Ruhe und Ordnung zu unterſtützen. Edelleute und 
Gutsbeſitzer insbefonders ſollen ihre unnützen Hoffnungen fahren laſſen und, 
verantwortlich für ihre Familie und die Perfonen, bie fie zu Verwaltern ihrer 
Befigungen eingefeßt haben, fich ber gefeßmäßigen Gewalt unterwerfen, jebe 
Theilnabme am Aufftand und Unterflügung der Mebellen durch Gelb und 
Vorräthe aufgeben, bie Böswilligen, bie fi auf ihren Gütern, Wäldern, 
überhaupt in ihrem Gebiete zeigen, anhalten und ben Händen ber Regierung 
ausfiefern. Im entgegengefekten alle ift ber Befehl ertheilt, die Schuldigen 
zu ergreifen und dem Kriegsgerichte zu übergeben, ihre Beſitzungen aber mit 
Beichlag zu belegen und bie Einfünfte berfelben, fowie ben Grid8 von bem 
verkauften beweglichen Eigenthum zur Dedung ber Ausgaben, welde bie Pa⸗ 
cifitation bes Landes erfordert und zur Unterflügung derjenigen unglüdlichen 
Familien, welde burd die Muth ber Rebellen gelitten haben, zu verwenden. 
Bon meiner Seite werben ſchon alle Anordnungen getroffen und auch in Aus 
führung gebracht, die auf Unterdrückung und Vernichtung ber rebelliſchen Um⸗ 
iriebe binzielen. Ich habe die Militärobrigfeiten in Uebereinſtimmung 
mit meiner bereits veröffentlichten Inſtruction zur Organifation einer mili: 
tärifch-bürgerlihen Verwaltung im Lande mit Vollmachten zu entichiebenem 
Handeln ausgeftattet und ihnen aufgetragen, alle bem Kaifer und ber Re: 
gierung treuen unb ergebenen Einwohner, insbefondere bie Landbevölkerung 
unter ihren Schuß zu nehmen und buch Militärgewalt vor Mißhandlungen 
ber Aufftändifchen ficher zu ftellen. Ich habe an die zeitweilig verpflichteten 
und Kronbauern einen Aufruf ergehen laſſen, fie möchten Miltzen bilden, um 
ihre Dörfer vor Plünderung und ber Wuth ber Inſurgenten zu bewahren; 
id habe ihnen bie Weifung gegeben, fie follen in ben Grenzen ihrer Tori= 
gemeinben und Meiereien Feine Zufammenfünfte ber Aufrübreriihen, Be— 
waffnung und überhaupt Vorbereitung zum Aufſtande bulben, ſondern alle 
Theilnehmer und Förderer des Aufitandes, weh Ranges und Standes fie auch 
feien, ergreifen und fie ben nädjften Militärcommandos übergeben. Die Re— 
gierung wird bei ber Erfüllung ihrer Pflicht, das Land von bem Elende, 
welches die Nevolutionsparteien über dasſelbe Bringen, zu erreiten, nicht 
ſchwanken; fie wird bie Theilnehmer unb Führer des Aufftandes nicht unge: 
firaft Iaffen, inbem fie Tieber an Einzelnen ein ſtrenges Beilpiel ftatuirt, als 
unnübes Blutvergießen und Opfer zuläßt. Diele ber Schuldigen haben laut 
friegsgerichtlichen Urtheils ſchon bie verbiente Strafe erlitten; Hunderte von 
Berfonen, und unter biefen eine nicht geringe Anzahl Geiftlicher und Guts- 
befiger, werben in Feſtungen und Kerkern gefangen gehalten und nad Been: 
bigung ber Unterfuhung nad bem Maße ihrer Schulb geftraft werben. In— 
bem bie Regierung alle Mittel zur Wieberberftellung ber Ordnung anwendet 
unb ben gejetlichen Weg gebt, um ben Staat ganz unb ungelbeilt zu er- 
halten, wird fie in ihrer Thätigfeit vor Teinem Hinderniß zurüdbeben; auf 
bie Heeresmacht und das Volk geſtützt, ift fie ftarf und unbezwingbar, und 
bas Bewußtjein ber Gerechtigkeit ber Sache und das patriotifche Gefühl ganz 
Rußlands für dieſelbe mehren und "fräftigen ihre Stärke. Der weſtliche Theil 
ift fowohl durch die Mehrzahl ber eingebornen Bevölkerung, als durch hiſto— 
rifches Recht ein ruffifches Land, ein altes Eigenthum ber ruflifhen Kaifer, 
und nur durch ein unzertrennliches Band mit ber ruſſiſchen Nation kann ber 
Abel dieſer Gegend, ber ſich ben Rolnifchen nennt, von der Gnabe bes Mo- 
narchen Verbefferung feines Dafeins erwarten; jetzt aber arbeitet er durch 
gefepwibrige Handlungen felbft der Ausführung biefes Vorhabens entgegen. 
Ich ſage, jeder Verfudy, von welcher Seite er auch ausgehen mag, bie Em⸗ 
pörung mit irgenb welchen Mitteln weiter aufrecht zu erhalten, wird mit 
Strenge unb unmwanbelbarer Gerechtigkeit verfolgt werben ; zugleich erfläre ich 
aber auch, daß ich, vom Willen bes Katfers berufen, bem Lande bie Rube 
wieber zu geben, bereit fein werbe, bie Hand zur Hülfezu reihen unb am Fuße 
bes Thrones unferes gnäbigen Monarchen für jene unglüdtichen Opfer einer 
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wahnfinnigen Aufbeperei und eines treubrüdigen PBetrugs Jürſprache einzu⸗ 
legen, bie, zu eidverletzenden Handlungen verleitet, volle und offenherzige Reue 
jagen und, zur Unterthanentreue zurüdgefehrt, biefes nicht nur durch Worte, 
ſondern burch Thaten beweijen werben.“ 

7. Juli. (Polen). Der Markgraf Wielopolski erhält Urlaub, 
BeneralBerg fkatt feiner den Vorſitz im Staatsrathe 
bei Berhinderung des Großfürſten Statthalter. 


‚. (ittbauen) Kin Decret Murawiews befiehlt den Gouver: 
neuren ber Bezirke von Wilna, Grodno, Kowno und Minsk, fofort 
den Oefannmtbetrag ber von den nfurgenten in ben betreffenden 
Kreifen weggenommenen Gemeinde: und Staatsgelder zu ermitteln, 
fodann bdenfelben, „auf die den Bürgern polnifher Nationalität 
gehörigen Befihungen zu repartiren und zugleich den militärifchen 
Befehlshabern in ben Kreifen unbedingte und unnachſichtige Betrei⸗ 
bung der auf bie Befißungen Tommenben Beträge binnen zehn Ta⸗ 
gen anzubefehlen, im Yale aber, wenn irgend ein Befiter binnen 
ver geftellten Yrift die befohlene Zahlung ber auf feine Beſitzung 
tepartirten Summe nicht leiften follte, das Beſitzthum des Unge⸗ 
horſamen behufs Beitreibung des Betrags verkaufen zu laſſen.“ 


8., Kaiſerl. Ukas, betr. die Emancipation ber (mehr als 2 Mil. 
Seelen zählenden) kaiſ. Apanages und Domänenbauern. Durch 
biefe Maßregel werben benfelben „nicht nur alle diejenigen perfön: 
lihen Rechte gewährt werben, welde den aus ber Xeibeigen- 
Ihaft getretenen Bauern gewährt worden, und welde jie bisher 
nicht gehabt Hatten, fondern ihnen auch behufs Berbeflerung und 
Befeftigung ihrer dkonomiſchen Verhältniſſe ihre Landquoten unter 
beſonders feftgefehten Bedingungen als Eigenthum überlaffen werben, 
fo daß alle Eaiferlihen Palais⸗ und Apanagenbauern 2 Jahre nad 
der Bublifation des Reglements über ihre neue Organifation in 
bie Claſſe der bäuerlichen Lanbeigenthümer treten Tönnen.” Es 
wird ihnen hiefür die Verpflichtung auferlegt, im Laufe von 49 Jah⸗ 
ven ben Kaufpreis an bie Krone in folden Jahreszahlungen abzu: 
tragen, welche Yen Obrok, den fie bisher für die bloße Benutzung 
berfelben Ländereien gezahlt batten, nicht überfteigen. 


2, (Polen). Im allen Kirchen Warſchaus wird ein Erlaß bes 
kurz zuvor ernannten ©eneralvicard ber Crzdidcefe verlefen, durch 
welchen wegen ber Sefangenhaltung bes Erzbiſchofs eine allgemeine 
Kichentrauer angeorbnet wird. „Die Sloden, Orgeln, Mufit und 
Geſang follen ſchweigen, bis unfer Erzbifchof zurückgekehrt fein wird.“ 

13. , Antwort Rußlands auf den zweiten Schritt ber drei Mächte. Die 
ruſſiſche Regierung lehnt alle Begehren berfelben unumwunden ab, 
bie Erörterung ber ſechs Punkte, fo lange die Urbnung in Polen 
nicht wiederhergeftellt fei, den Waffenftillftand als mit ber Würbe 
des Kaiſers unverträglich, die vorgefchlagenen Eonferengen ber Wiener 
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Vertragsmãchte enblid, indem es lediglich Conferenzen ber brei 
Theilungsmäcdte für angemeflen erflärt. 


Antwort an England: „.. . Lord Ruffel Iegt uns ſechs Punkte 
vor, bie er für geeignet hält, die Pacififation des Königreich Polen herbei: 
zuführen... . Wir find nicht im Stanbe, biefe Hoffnung ohne gewiſſe Vor: 
behalte zu tbeilen. So wie wir bie Sache anjehen, muß ber Reorganifation 
bes Königreichs unter allen Umftänden bie Wieberberitellung ber Ordnung im 
Lande vorangehen. Dieſes Refultat hängt von einer Bebingung ab, auf welche 
ih bie Regierung Ihrer Britifhen Maj. aufmerkſam gemacht babe unb welche 
nicht nur unerfüllt, ſondern nicht einmal in ber Depeſche Korb Ruſſels be: 
rührt if. Wir meinen bie materielle Unterſtützung unb moraliſche Ermuthi: 
gung, welche den Aufftändifhen von außen zu Theil wird. ... Wenn Lorb 
Ruſſel genau von bem, was im Königreich Polen vorgeht, unterrichtet wäre, 
fo würde er, wie wir, wiffen, baß bie bewaffnete Empörung überall, wo fie 
auch immer Gonfiftenz zu gewinnen und fi ein fichtbares Haupt zu geben 
fuchte, ftetS zermalmt worden ifl. Die Maffen haben fi von ihr fern ge: 
halten, die länbliche Bevölkerung beweift ihre offene yeindfeligfeit wegen der 
Unordnungen, durch weldhe bie Agitatoren bie inbuftriellen Claſſen ruiniren. 
Der Aufftand erhält fih allein burdh einen Terrorismus, wie er noch nie in 
ber Geſchichte vorgekommen. Die Banden werben bauptfächlich aus Elementen 
recrutirt, welche bem Lanbe fremd find. Sie fammeln fih in ben Wäldern 
unb zerfireuen fi) bei bem erften Angriffe, um ſich an anberen Orten wieber 
zufammenzufinden. Werben fie zu hart bebrängt, fo gehen fie über bie Grenze, 
um an einem anberen Punkte wieber ins Land bereinzufommen. In poli= 
tifcher Beziehung ift das ein Bühneneffect, mit bem man auf Europa wirken 
will. Das Actionsprincip ber leitenden Comitss von außerhalb ift, bie Agi: 
tation um jeben Preis aufrecht zu balten, um ber Preffe fortwährend Stofi 
zu Berichten zu Tiefern, bie öffentliche Deeinung zu täufchen und zur Plage 
ber Regierung eine Gelegenheit ober einen Vorwand zu einer biplomatifchen 
Intervention zu geben, welche zur militärifchen Action führen fol. Ale 
Hoffnung bes bewaffneten Aufftanbes ift darauf gerichtet; darauf bin hat eı 
von Anfang an gearbeitet. Lord Ruffel wirb zugeben, baß bei biefer Lagı 
bie Maßregeln, welche er uns anempfieblt, fi nur mit Schwierigfeit practiſck 
zur Anwendung bringen laſſen würben. ... Wenn Earl Ruffel aufmerkſan 
ben Erzeugniffen jener Preſſe folgt, welche der polnifchen Rebellion ergeber 
ift, fo muß er wiffen, baß die Inſurgenten weber Amneftie, no Autonomie 
noch eine mehr oder weniger volffländige Vertretung verlangen. Selbit bi 
vollftändige Unabhängigkeit bes Königreichs würbe fir fie nur ein Mittel zu: 
Erreichung bes eigentlichen Ziels ihrer Beftrebungen fein. Diefes Ziel if 
bie Herrſchaft über Provinzen, in welchen die ungeheure Mehrheit ber Be 
völferung dem Volksſtamme ober ber Religion nad aus Ruſſen befteßt; mi 
Einem Worte. ein bis nad) beiden Meeren fich erſtreckendes Polen, welche: 
unausbleibli einen Anſpruch auf die polnifchen Provinzen im Gefolge habeı 
würde, bie anderen benachbarten Mächten gehören. Wir wollen Bier feiı 
Urtheil über dieſe Beftrebungen fällen. Es genügt für uns, zu zeigen, ba 
fie vorhanden find, und daß bie polnifchen Inſurgenten kein Hehl darau 
machen; das Reſultat, zu dem fie ſchließlich führen würden, Tann nicht zwei 
felhaft ſein. Es würde ein allgemeiner Weltbrand werden, den die in alle 
Länbern zerſtreuten Elemente ber Unordnung, welche eine Gelegenheit fucher 
Alles in Europa auf ben Kopf zu ftellen, verfchlimmern würden. 

„Hiernach wird e8 uns ber erfte Staatsfecretär Ihrer britifhen Majeſtè 
wohl erlafien, feinen auf Einftellung ber Feindfeligkeiten abzielende 
Vorſchlag zu beantworten. Der Zweck Täßt fi nur dadurch erreichen, ba 
bie Infurgenten ihre Waffen niederlegen und fi ber Milde bes Kaifer 
überantworten. Jeder andere Ausweg würbe unverträglich mit ber Würt 
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unferee erhabenen Gebieters und ben Gefühlen ber ruſſiſchen Nation fein. 
Zubem würbe er ein Refultat Haben, welches geradezu im Wiberfprud mit 
bem von Lord Ruſſel empfohlenen flänbe. 

„Was bie Idee einer Gonferenz ber aht Mächte beirifit, bie ben 
Wiener Vertrag unterzeichneten, auf welchem bie ale Baſen zu Grunde ge: 
legten ſechs Punkte erörtert werben ſollten, fo erbliden wir in ihr ernftlidhe 
Unzuträglichfeiten, ohne baß wir im Stande wären, irgenb einen Vortheil 
barin zu ſehen. Wenn bie betreffenden Mafregeln zur Racififation bes Landes 
Binreichen, fo erſcheint eine Gonferenz zwedios. Sollten bingegen bie Maß: 
regeln weiterer Erwägung unterbreitet werben, fo würde bataus eine birecte 
Einmifhung frember Mächte in bie intimften Berwaltungsbetails erfolgen, 
eine Cinmiſchung, welche Teine Großmacht geftatten barf, und welche ungland 
in Bezug auf feine eigenen Angelegenheiten ſich ficher nicht gefallen laffen 
würbe. Eine ſolche Einmifchung würbe weder bem Geifte noch bem Buch: 
flaben ber Wiener Verträge entfprechen, auf Grundlage berer wir bie Mächte 
zu einem freunbidhaftlidden Ideenaustauſche eingeladen haben; fie würde bie 
Wirkung haben, das Ziel, welches fie fich geftedt haben, noch weiter in bie 
zerne zu rüden, indem fie bie Regierung ihres Anſehens und ihrer Autorität 
beraubte, unb bie Anfprüde und Illuſionen ber polniihen Agitatoren noch 
erhöhte. Das im Jahre 1815 beobachtete Verfahren ſcheint uns Par genug, 
bie Befchaffenheit ber Beratungen anzubeiten, welche über Fragen flattfinden 
fönnen, bie einerfeits auf allgemeine Intereſſen, und anbererjeite auf abmi: 
niftrative Details Bezug haben, welche ausichlieklid in ben Bereich ber be« 
nachbarten fouverinen Staaten fallen. Tamals warb in ber Praris ein 
Unterfdgteb zwifchen biefen beiben verfchiebenartigen Intereſſen feftgeftellt. Die 
einen waren Gegenſtand befonberer Verhandlungen zwiſchen ben Höfen Ruß: 
Imbs, Oeſterreichs und Preußens, zwiſchen welchen bie geichichtlihen Weber: 
lieferungen eine fortwährende Berührung und unmittelbare Nachbarſchaft, eine 
innige Solidarität geſchaffen hatten. Alle Beſtimmungen, welche bie innere 
Berwaltung unb die gegemfeitigen Beziehungen ber feit bem Wiener Gongrefie 
unter ihre Herrſchaft geftellten polnifchen Gebietstheile regeln follten, find in 
Berträgen niebergelegt, welche am 21. April (3. Mai) 1815 birect zwifchen 
biefen drei Höfen abgeichloffen wurben. Später wurben fie durch eine Reihe 
befonberer Gonventionen vervollſtaͤndigt, fo oft bie Umftänbe es erbeilchten. 
Bloß bie in dieſen Berträgen erwähnten allgemeinen Srundfäge, welde Eu⸗ 
ropa interefjiren Tonnten, wurben in bie Wiener Congreßacte vom 29. Mai 
(9. Juni) aufgenommen, bie von allen bazu eingelabenen Mächten unter: 
zeichnet warb. Gegenwärtig banbelt es fich nicht um biefe allgemeinen Grumbjäße ; 
doch würben bie abminiftrativen Detaild und weiteren Arrange: 
mente einen brauchbaren Gegenſtand zur Discuſſion durch die brei Mächte ab: 
geben, um bie Stellung ihrer polnifchen Befibungen, auf welche fich die Beſtim⸗ 
mungen ber Verträge von 1815 erftreden, in Einflang mit ben Anforberungen 
ber Gegenwart. und bem Fortſchritte ber Zeit zu bringen. Das kaiſerliche Ca: 
binet erflärt fich ſchon jebt bereit, in ähnliche Unterhanblungen mit ben Ca⸗ 
binetten von Wien und Berlin zu treten. Iebenfalls ift die Wieberberfiel: 
Inng ber Ruhe eine merläßliche Bebingung, bie jeber ernfllichen Anwenbuug 
ber zur Pacificirung bes Königreichs beſtimmten Maßregeln vorbergehen 
muf.... 

Antwort an Frankreich: „ .. . Wir fhäten uns glüdlich, zu ſehen, 
daß das Zuileriencabinet gleichſalls dem Gebanten, ber uns bei ber Beant: 
woriung ihres erften Schrittes leitete, Gerechtigkeit wiberfahren läßt. Dieſer 
Gedanke entiprang nicht allein aus bem Wunfche, einem Begehren, das uns 
m —— — orm ausgebrüdt worden war, zu genügen. Er war 
uns außerdem durch bas Gefühl ber moraliihen Solidarität vorgefchrieben, 
welche, gegenüber ber offentundigften Action ber revolutionären Ele⸗ 
mente aller Länber, die ji heute in bem Königreihe Bolen 
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concentrirt, und ben europäifhen Charakter ber Frage bil: 
bet, zwilden ben Großmädhten beftebt. Wir mußten um fo mehr bie Auf: 
merkſamkeit ber Regierung bes Kaifers Napoleon dieſem (Hegenftanbe zumenden, 
als einer ber Hauptüerbe biefer Aufregung fi in Baris felbit befindet. Mit 
Benükung ihrer gefelichaftlichen Verbindungen hat bie polniſche Emigration bafelbft 
eine ausgebehnte Verſchwörung organijirt, bie einerfeits ben Zwed bat, durch 
ein Syſtem beifpiellofer Shmähung und Verläumbung bie öffeniliche Meinung 
Frankreichs irre zu führen, anbererfeits, bie Unorbnnungen in bem Königreiche 
theils Durch materielle Unterjtüßung, theils burch die Schreckensherrſchaft eines ver: 
borgenen Somit6's, theils durch Verbreitung beſonders der Ueberzeugung einer ac: 
tiven Intervention von Außen zu Gunften ber unfinnigften Beftrebungen bee 
Aufftanbes, zu unterhalten. Diefer Einfluß ift heutzutage bie Hauptquelle einer 
Aufregung, die ohne benfelben bereits unter der Action ber Geſetze, vor ber 
Gleihgültigfeit oder dem Widerwillen ber großen Maſſe erlofchen wäre. In 
ihm muß man aljo bie moraliſche Urſache ber Perlängerung ber peinlichen 
Sachlage fuchen, deren jchleunige Beilegung bie franzöfiihe Regierung, wie 
wir, fo fehnlid im Namen bes Friedens und der Menſchlichkeit herbeiwünſcht. 
Wir geben und gerne dem Glauben bin, daß jie feinen Mißbrauch ihres 
Namens zum Bortheil der Revolution in Polen und Guropa geftattet wird. 
Diefe Erwägungsgrünbe beftimmen ben Charakter ber von uns an das Tui: 
leriencabinet gerichteten Cinlabung; fie beitimmen gleichfalls den Gegenitand 
und bie Tragmeite bes beenaustaufches, zu bem wir baffelbe aufgeforbert 
haben. Wenn in einem Lande die Ordnung ernjtlich geitört ift, jo vermögen 
bie benachbarten Staaten nicht gleichgültig dabei zu bleiben, und bie übrigen 
Mächte können ohne Zweifel, im Hinblid auf bie allgemeine Sicherheit, An: 
theil daran nehmen. Aber ein pofitives Recht in biefer Beziehung läßt ji 
nur auf bie Beftimmungen ber beftehenben Verträge begründen. Deshalb 
müffen wir felbit aus bem freunbliden Ideenaustauſche, 
aufben wir uns einzulaffen geneigt find, jebe Anfpielung 
auf Theile bes ruffifhen Reiches ausſchließen, auf welde [id 
feine Sonberbefimmung irgend einer internationalen Acte 
anwenden läßt.... ” 

Antwort an Defterreid: „ .. . Zn Bezug auf Berathungen in 
Gonferenz, an welchen alle Mächte, welche die Wiener Seneralacte v. 27. Mai 
(9. Juni) 1815 unterzeichnet haben, Theil nehmen würden . ... vermöchten 
wir mweber Opportunität noch praftifhen Nuten barin zu erfennen, daß ihrer 
Berathung ragen unterzogen würben, welche fi) an das innerfte Detail der 
Verwaltung bes Königreichs Inüpfen würben. Keine Großmacht Tönnte auf 
eine ſolche birecte Einmiſchung in ihre inneren Angelegenheiten eingeben. Die: 
jelbe liegt übrigens weder im Geifte, noch im Buchftaben ber beftehenden Der: 
träge und würde das Ziel der Pacifilation, auf welches alle Wünfche und 
Bemühungen ber Mächte gerichtet find, nur weiter binausräden, indem fie 
bie Anmaßungen ber polnifchen Agitatoren um eben fo viel erhöhen, als das 
Anſehen ber fouveränen Autorität verringern würde. Herr Graf v. Rechberg 
hat, inbem er feinen eventuellen Beitritt zu einer berartigen Gombination von 
ber vorläufigen Zuftimmung bes kaiſerlichen Cabinets abhängig machte, mit 
einem von unferem erbabenen Gebieter vollkommen gemwürbigten Billigfeite: 
gefühle felbft die Unmdglichkeit geahnt, in welcher wir ung befänben, barauf 
einzugeben. Wir erkennen mit Vergnügen in biefer Zurüdhaltung einen Be: 
weis ber freundſchaftlichen Gejinnungen bes Wiener Cabinets und ein Zeugniß 
ber htigen Würdigung ber Sitfation von Seite bes Herrn Grafen von 

echberg. . . . “ 


15. Juli. Ein Faiferl. Decret ordnet für den November eine neue Recru⸗ 
tirung von 10 auf 1000 Seelen an. 
18. „ (Litthauen) Ein Decret Murawiews belobt bie von ihm ind 
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Leben gerufenen Bauernwachen zu Berfolgung und Eutbeckung Auf: 
ftändifher und verbeißt denfelben für jeden von ihnen aufgegriffenen 
und an ben Kreismilitärchef abgelieferten Aufftänbifchken 3 Silber: 
rubel und wenn er bewaffnet ift, 5 Silberrubel.. 

19. Juli. Das öfterr. Cabinet Ichnt die von Rußland in feinen Antworten 
an die drei Mächte vom 13. Juli verfuchte Trennung Oeſterreichs 
von ben Weſtmächten fofort entſchieden von ber Hand (f. Oeſterreich). 

N., Eitthauen). Ein Erlaß Murawiews befiehlt, daß „diejenigen 
Aufftändifchen, welche fi in den Wäldern aufhalten, verbiffene und 
in Bosheit befangene Rebellen, fobald fie gefangen genommen wer: 
den, zumal wenn fie Bürger, Abelige oder Geiſtliche find, binnen 
24 Stunden bem Kriminalgerichte übergeben unb mit dem Xobe 
beitraft werben ſollen, nachdem bie Militärbefeblöhaber ber Kreife 
das Urtbeil beftätigt haben.” 

3. , Die Bauernemancipation wird in Rußland als in ihrem erften 
Stadium durchgeführt betrachtet. 

r » (Polen). Die geheime Nationalregierung erläßt ber diploma: 
tifhen Intervention gegenüber, beren Zielpunfte fie für ungenügend 
erflärt, eine Proflamation an bie Polen und ein Manifeft an bie 
Bölfer und Regierungen Europas, in weldyer alle nationalen for: 
derungen in ihrem ganzen Umfange feftgehalten und namentlich 
auch Litthauen und Reußen als untrennbare Gebiete Polens be: 
zeihnet werden. Als Enbziel des Aufftands wird neuerbings bie 
Biederaufbauung Polens in den Grenzen von 1772 erklärt. 

e „ Der Kaifer befihtigt bie zur Vertheidigung Finnlands getroffe: 
nen Maßregeln. 


3,11, 12. Aug. England, Frankreich und Oeſterreich verwenden ſich 

zum drittenmal in übereinftinnmenden Noten an bie ruſſiſche Re: 
. gierung für Polen. 

1A (Polen). ine Berfügung ber ruffifhen Regierung fest für 
alle Städte einen 12tägigen Termin für bie Entrichtung ber rüd: 
Rändigen Steuern an, nad beffen Ablauf folgende Mittel ange: 
wendet und zur Ausführung gebracht werben follen: 6. 1. Den 
Huusbefipern eine militäriſche Cinquartierung, ohne bie minbefte 
Rüdfiht in der Ausdehnung, wie fie das Haus nur zu faſſen im 
Stande ift, zu geben. F 2. Häufer, Magazine, Fabriken ıc. 
ja Ihliegen und mit dem Taiferlichen Siegel zu verfehen ꝛc. 

2, Rothrußland). Ein faiferl. Ukas verkündet für bie Ukraine 
weientlich biefelbe Maßregel, wie fie unter dem 13. März für Lit- 
thanen getroffen wurde. Mit dem 13, Sept. foll jebes obligato: 
tige Verhältniß zwifhen Adel und Bauern aufhören und Ichtere 
den Kaufpreis nicht an bie Grunbbefiter, fondern an bie Res 
gierung zahlen, durch welche alfo ber Adel allein zu feiner Entfchä- 
higung gelangen Tann. 


268 . Ruplaw. 


25. Aug. Großfürft Eonftantin geht von Warfhau nad) St. Petersburg, 
um nicht mehr nach Polen zurückzukehren. 

„» » BDurd kaiſerl. Ukas wirb ein großer Theil der Nefervearmee zur 
Linie herangezogen, was als eine vorbereitende Maßregel zur Mo: 
bilifirung angefehen wirb. 

— „ (Finnland). Ein kaiſerl. Ukas geftattet der finnifchen Sprade 
das gleihe Recht wie ber bisher offictellen fchwebifchen. 


5. Sept. (Polen). In Warfhau wird eine Verfügung des Statthal: 
ter8 in Betreff ber Einziehung der rüdftändigen und laufenden Ab: 
gaben befannt gemacht. „In Erwägung, daß die bisherige Erecu: 
ttonsart zur Eintreibung von Steuern, felbft die Einquartierung 
größerer Militärabtheilungen, unter den jebigen Umſtänden nicht 
ausreichend ijt, wird ber Perfonalarreft und das Schließen ber 
Handlungen und Fabriken als Crecutionsmittel eingeführt.” 


7., Rußland beantwortet die dritten übereinftinnmenden Depefchen ber 
brei Mächte dadurch, daß es bie Discuffion für gefhloffen 
erklärt. 

Antwort an England: „... Indem wir bie Bemerkungen, welche 
Lord Ruſſel anführte, mit der Achtung empfingen, welche wir ſiets für die 
Meinungen der Regierung J. brit. Maj. hegen, können wir nur bedauern, 
daraus den Schluß ziehen zu müſſen, daß wir das Ziel nicht erreicht haben, 
welches wir uns vorgeſteckt hatten. Von dem Augenblicke an, wo dieſe Dis: 
cuſſion nur darauf hinausgehen konnte, die Verſchiedenheit unſerer Anſichten 
zu conſtatiren und zu beſtätigen, würde es nur zu ſehr gegen unſere verjöhn: 
lichen Vispofitionen gehandelt fein, diefe Discujfion zu verlängern, unb wir 
glauben, bag wir in biefem Punkte mit ben Gefühlen bes erften Staatsfecre: 
tärs J. brit. Maj. nicht im Wiberfpruche ftehen.” 

Antwort an Franfreid: „.. . Wir glauben den Wünfchen bes Hrn. 
Minifters ber auswärtigen Angelegenheiten Frankreichs entgegenzufommen, in: 
bem wir uns einer ferneren Discuffion enthalten, welche ben von und in 
Ausfiht genommenen verſöhnlichen Zweck nicht erfüllen würbe, wenn fie zu 
nichts anderem führen follte, als beide Regierungen in ihren Anfichten über 
eine Frage zu beftärfen, über welche wir lebhaft bedauern, uns mit bem Tui: 
leriencabinet nicht in Uebereinftimmung zu finden. Wir werden in ber De: 
peſche bes Hrn. Drouyn be Lhuys nur einen Punkt befonbers beroorbebeı, 
weil uns darauf anfommt, zum voraus jeden neuen Anlaß zu Mißverftänd: 
niffen zu befeitigen. ch fpreche bier von ber wiederholt unb unter verfchie: 
benen Formen buch Hrn. Drouyn be Lhuys vorgebrachten Anfpielung auf bie 
weftliden Provinzen Rußlands, als feien biefe in einem gewifjen Grab der inters 
nationalen Stipulationen theilhaftig, welche 1815 die Gejchide bes Herzogthums 
Warſchau deren haben. Das Taiferl. Cabinet vermag diejen Stanbpunft in 
feinem, ſelbſt nicht bem befchränfteiten, Maße zuzulaffen, und Ew. Erc. wird 
erjuht, Hrn. Drouyn be Lhuys bie bereits in meiner frühern Depejche ge: 
machte Erflärung zu wieberholen, daß, ſtets bereit, ihre Verpflichtungen gegen 
alle Mächte gewiſſenhaft zu erfüllen, Se. Maj. jede Anfpielung auf Theile 
feines Reiches, auf welche Feinerlei internationale Stipulation ihre Anwendung 
findet, Furzweg felbft aus einem freundfchaftlichen Jbeenaustaufch ausſchließen 
mu . 


Antwort an Deflerreich: „. . . Einen fo großen Werth wir aud) 
barauf gelegt hätten, uns mit bem Wiener Gabinet in einer Frage, von ber 
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wir glauben, baf im berielben unfere Intereſſen ibentiich find, zu verkänbigen, 
jo find wir boch entfernt bavon, eine Tiscuffion verlängern zu wollen, welche 
nur eine Verjchiebenheit ber Meinung berausftellen würde. . .” 

10. Sept. (Polen) Warſchau wird auf 10 Tage vollitändig abgefhloffen 
und dem ftrengften Belagerungszuftand unterworfen, um mo möglid 
enblih der geheimen Nationalregierung auf bie Spur zu kommen. 
Selbft die Frauenflöfter werben nicht verſchont. “Die geheime Na: 
tionalregierung wirb nicht gefunden. 

8. ,„ (Finnland). Eröffnung des Landtags. Thronrebe bes KRaifers: 

. ... Ich batte bie Regierung bes Großfürſtenthums ermächtigt, Anleihen 
u machen ausichließlich zu dem med, ben Anfprüchen des letzten Kriegs zu 
genügen und die Kojten ber Eiſenbahn von Helfingiors nach Tawaſtehus zu 
beden. Der Rechenichaftsbericht über bie Verwendung ber Anleihen wird er: 
geben, baß bie gegenwärtigen Einkünfte hinreichen, um biefe Schuld zu ver: 
jinien unb zu amortijiren. Mein Wunſch ift es jedoch, daß in Zukunft feine 
neue Anleihe gemacht werbe ohne Zuziehung ber Stände bes Gropfürften: 
thums, abgejehen von einer unvermutbeten feindlihen Invaſion oder einem 
anderen unvorbergejehenen öffentlichen Unglüd. Die neuen Steuern, bie ich 
dem Yandtage werbe vorjchlagen laſſen, find bazu bejtimmt, verſchiedene Maß: 
regeln auszuführen, welche auf das Wohlfein bes Yandes und bie Beförderung 
des Bollsunterrichts berechnet find. Manche Beitimmungen der Grundgeſetze 
ſind nicht mehr anwendbar auf den Zufand der Tiinge, ber feit ber Vereini⸗ 
ng des Großfürſtenthums mit bem rufjischen Reich eingetreten iſt; andern 
jehlt es an Klarheit und Beitimmtheit. In dem Wunſche, dieſen Unvollkom⸗ 
menheiten abzuhelfen, beabſichtige ich Geſetzentwürfe ausarbeiten zu laſſen, 
welche Erläuterungen und Ergänzungen jener Beſtimmungen enthalten, und 
dem nächftere Landtage, ben ich in brei Jahren einzuberufen denke, 
vorgelegt werben follen. Das conftitutionellemonardifhe Princip 
aufrecht erhaltend, weldhes ben Sitten bes finnifchen Volfed innewohnt, und 
dad in allen feinen Gejegen und Inititutionen ausgeprägt ijt, will ich in dieſe. 
Entwürfe ein ausgebehnteres, ale das jebt von den Ständen beſeſſene Recht 
jur Ordnung ber Steuervertbeilung, fowie das Recht, Anträge zu ftellen, bas 
fie vor Alters bejeilen, aufnehmen lajien, werde mir jebod in allen ‘ragen, 
welhe eine Aenderung ber Grundgeſetze betreffen, dad Recht ber Initia⸗ 
tive vorbehalten. Sie kennen meine Gejinnungen, meine Wünſche für das 
Glüd und Gedeihen ber meiner Fürſorge anvertrauten Völker; keine meiner 
Handlungen ift bazu angethan geweſen, das Verflänbniß zu flören, welches 
wilden ben Souperän und der Nation Herrichen fol. Ich wünfche, daß basjelbe 
jortdauere, daß es wie biöher eine Bürgfchaft ber guten Beziehungen fein möge, 
bie mih mit dem braven und Ioyalen finnifhen Volk verbinden. Es wird 
mädhtig beitragen zu ber meinem Herzen fo theuren Wohlfahrt bes Landes, 
und mir einen Beweggrunb mehr liefern, Sie in regelmäßiger Wieberfeht um 
mich zu verfammeln. An Ihnen ijt es, buch bie Würde, Mäßigung unb 
Ruhe Ihrer Verhandlungen zu beweifen, daß in ben Händen eines verſtän⸗ 
digen, zur Arbeit entſchloſſenen, mit feinem Fürſten in einem praftiiden Sinne 
für die Entwickelung feiner Wohlfahrt einigen Volkes liberale Snititutionen, 
weit entiernt eine Gefahr zu fein, vielmehr eine Bürgſchaft ber Ordnung und 
des werben.“ 

19. „ (Polen). Attentat auf General Berg in Warſchau. Der 
Palaſt Zamoysli, aus dem es gefchehen, wird vom ruſſiſchen Mi: 
litär geplündert. 

= „ (Polen). Die geheime Nationalregierung erklärt, daß das Ats 
tentat anf General Berg auf ihren Befehl fattgefunden habe: „ber 








270 Kufland. 


Zweck beöfelben war, dem Negime bed Generals Berg, welcher die 
Mifftoen erhalten hatte, die Murawiew'ſche Ausrottungspolitit im 
Königreiche ind Leben zu rufen, gleich bei feinem Beginn ein Ende 
zu machen.“ 


15. Oct. (Litthauen). Ein Erlaß Murawiew's an die Regierungen 
der unter ihm ftehenden Gouvernements erklärt den Aufftand in 
feinem Bezirke für unterbrüdt. 

27, „ Bolen) In Warſchau wird von der ruffifchen Regierung das 
Tragen jeber Art von Trauerkleidern verboten. 

31. „ Dfficielle Entlaffung des Großfürſten Conftantin als Statthalter 
von Polen. General Berg tritt vollftändig an feine Stelle. 

— „ (Boten). General Berg legt der Stabt Warfhau, „welde 
eine fo große Zahl Verſchwörer und Mörder tolerirt und in ihrem 
Schooße birgt,” willfürlich eine außerordentliche Contribution auf. 
41) Diefelbe follen von allen Eigenthümern von Häufern und anbern 
Grundftüden im Verhältniß von 8 pCt. der im allgemeinen Ber: 
zeichnig ber Einkünfte von Häufern und Gebäuden Warfchaus und 
der Vorſtadt Praga für 4861 enthaltenen Angaben entrichtet wer: 
den. 2) Diefe Contribution ift bis 4. November I. 9. zu ent: 
rihten. 3) Wer bis zum erwähnten Datum die Eontribution nicht 
zahlt, wird zu ihrer Entrichtung im Wege ber militäriſchen Execution 
geziwungen werben, und zwar im erhöhten Verhältnig von 12 pCt. 

— „(pPolen). Maffendafte Verhaftungen in Warfchau. 


Anf. Nov. Ein Tagsbefehl des Gen. Berg an bie ruffifhe Armee in 
Polen zeigt ihr die Enthebung des Gropfürften Eonftantin und feine 
Ernennung zum Statthalter von Polen an. 

2.Nov. (Polen). Attentat auf ben Landespolizeimeifter Gen. Trepow 
in Warfchau. 

418, „ Die Petersburger Bank ftellt ihre Zahlungen in Metallgeld ein. 

19. „ (Polen). Neue maffenhafte Berhaftungen in Warſchau. 

23. „ (Polen). Der ruffifhe Geh.-Rath Arcimowicz wird durch kaiſ. 
Ukas zum Mitglied und DVicepräfidenten des Staatsraths ernannt. 


4. Dee. (Polen). In Warfhau werben abermals mafjenhafte Ver: 
baftungen vorgenommen. 

15. „ (Bolen). General Berg legt eine außerordentliche Kontribution 
von 12 pCt. auf bie Einnahmen ber Tatholifchen Geiftlichkeit. 

17, „ Bolen) Die Regierung befiehlt fämmtlichen Gutsbefigern 
und ihren Bedienfteten, die fih in Warſchau aufhalten, fih binnen 
7 Tagen in ihre Heimat zu begeben, 

20. „ (Litthauen). General Murawiew Täßt die Güter ber troß 
feines Befehls bis zum 15. November nicht zurüdgelehrten Gut: 
befiger mit Befchlag belegen. 
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B. Dee. (Finnland). Ein Faiferl. Ukas geftattet bie Verlängerung bes 
Landtags bis Mitte März 1864. 

%. „ (Polen). Die geheime Nationalregierung erläßt in polnifcher, 
litthauiſcher und Heinruffifher Sprade einen Aufruf an die Bauern 
in allen der rujfifhen Herrſchaft unterworfenen ehemals polnifchen 
Landestheilen, worin fie denfelben das Verſprechen ber völligen 
Fmancipation und Eigentbumsverleihung feierlih wiederholt und 
fie auffordert, in Gemeinfhaft mit dem Adel zum Sturze ber ruf: 
ſiſchen Herrfhaft, die auf allen Ständen gleich ſchwer fafte, bie 
Waffen zu ergreifen. 

2. „ (Rolen). Die Regierung beginnt in Warfchau und in andern 
Städten Congreßpolens Ergebenheitsabrefien einzufammeln. Rze⸗ 
wusft, ber Stellvertreter bes Erzbiſchefs von Warſchau, meigert fich, 
einen Hirtenbrief behufs Ermunterung zu diefer Demonftration zu 
erlaffen. 

0. „ (Bolen) Auf Taiferl. Befehl wird für die Dauer des Kriege: 
zuftandes eine oberfte Landes Polizei:Berwaltung unter einem Ges 
nerals Rolizei- Minifter für das Königreich Polen gefchaffen. Dies 
ſelbe refjortirt vom Statthalter und ihr Chef ift Mitglied des Ads 
miniftrationsrathes. Ihm find alle Militärbezirf3:Chefs ſowohl ber 
Gubernien als ber fpeciellen Kreife untergeordnet. Er bat das 
Recht, alle VBerwaltungsbeamten, welche ſich nicht der Regierung treu 
bemeifen, bis zu den Gouvernements-Eivil-Souvernenren abzufegen 
oder zu ſuspendiren, fomwie für die Sicherheit des Lebens und Ber: 
mögens aller Einwohner, namentlid der von den Aufftändifchen 
verfolgten Landbewohner, für die Sicherheit der Eifenbahnen und 
aller Communication zu forgen. Durd kaiſerl. Decret wird Ge⸗ 
neral Trepow zum Generalpolizeimeifter, General Annenkow zu 
feinem Stellvertreter ernannt. 

4. , Ein officieller Bericht über das bisherige Refultat der Bauern- 
Smancipation weist nach, dag bis zum Schluffe des Jahres bereits 
99,88 Prozent der Gefanmtmafle der Bauern ihre Beziehungen zu 
den Grundbefigern vollfommen geregelt haben, fo daß nur nod ein 
feiner Bruchtheil zu erledigen bleibt. 


12, Türkei. 


2. Jan. (DonaufürftenthHümer). Der von ber Adreßcommiſſion 


5, 
13, 


nn 


14, , 


17., 


n 


vorgelegte Entwurf einer Antwortsadrefje auf bie Thronrede des 
Fürften vom 16. Dec. v. J. bringt demfelben ben Dank der Na 
tion für den „glorreihen Act der Union” dar, erwartet die ange: 
fündigten Gefeßvorlagen mit „tebhafter Freude”, und verſpricht den 
thätigften Beiſtand „für alles, was die moralifche und materielle 
Profperität bes Landes und bie fünftige Größe Romaniens anftrebt”: 

„Die Kammer wirb alle Mittel bewilligen für die Entwidlung ber öffent: 
lichen Freiheiten, Verbefferung der Finanzlage durch Herftellung eines Gleich⸗ 
gewichts zwifchen Einnahmen und Ausgaben, Organifirung bes öffentlichen 
und Privatcredits, Schaffung von öffentlichen Arbeiten, Herſtellung von Straßen, 
und insbefondere einer Eifenbahn zwifchen Jaſſy und ber Hauptftabt. Gleiche 
Thätigkeit wird in Betreff ber Entwidlung ber agricolen, commerciellen und 
induftriellen Intereſſen, ber Hebung bes öffentlihen Unterrichtsweſens, Er: 
munterung ber Künfte unb Biffenfiaften, Organifirung ber Militärgewalt 
im Intereſſe ber volfswirthichaftlicden en Berbeilerung bes Looſes ber 
Staatsbeamten, Löfung ber Grundentlaftungs tape, Einführung bes Staates 
in feine Rechte über bie griechiſchen Widmungsklöſter zugeſagt — kurz in 
Betreff ber Ausfüllung aller Lücken ber gegenwärtigen Gefeßgebung durch 


organifche Gefege und aller politifhen und foctalen Reformen, an beren Mangel 
Romanien jebt leidet. . . . ” 


Der Großvezier Fuad Paſcha wird entlaffen und Kiamil Paſcha 
an feine Stelle ernannt. 

(Aegypten). Der DVicelönig überläßt dem Kaifer ber Fran⸗ 
zoſen ein Bataillon von 500 Negern zur Befagung von Veracruz. 

(Serbien). Die nad Serbien beflimmten großartigen Waffen: 
ſendungen aus Rußland find trog ber Proteftationen der Pforte 
aus den Donaufürftenthümern abgegangen. 

(Donaufürftenthbümer). Die Nationalverfammlung befchließt 
gegen bie ausbrüdlichen Beitimmungen der Parifer Convention und 
troß bes Wiberftandes der Regierung, die Einkünfte der fog. Wid: 
mungskloͤſter im Budget für 1863 unter die Staatseinfünfte auf: 
zunehmen. Die Regierung erflärt, daß fie dieſen Beſchluß nic! 
ausführen koͤnne. 


(Montenegro). Derwiſch Paſcha bezieht Winterquartiere in 
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Scutari, der Blodbäuferbau in Montenegro wird bie zum Fruh⸗ 
jahr verfchoben. 


18, Yan. (Aegypten). Der Vicelönig }. Ismael Paſcha folgt ihm. 


Erflärung befielben am bie europäifchen Gonfuln. 


- geht. (Montenegro). Mifften des Fürften nah Eonftantinopel, 


2, 


um gegen bie Erbauung einer Militärftraße durch das Land zu 
temonftriren. 


» (Aegypten). Der franz. Eonful in Alerandria erzwingt für 


die Mißhandlung eines Franzofen eine eclatante Genugthuung. 


4, (DonaufürftenthHämer) Der Ag. Panu und 32 Mits 


glieder der Nationalverfammlung bringen ein Amendement zur Ant⸗ 
wortsadrefie auf die Thronrebe bes Fürſten ein. SDaffelbe gibt 
eine Meberfiht fiber die Lage bed Landes feit dem Barifer Vertrag 
und weift nad, daß, wenn bie Errungenfchaften, welde das Lanb 
jenem Bertrage, der Convention und ber befinitiven Bereinigung 
verdankt, nicht jene Früchte getragen, bie man zu erwarten berech⸗ 
tigt war, die Urſache nur barin zu fuchen fei, daß die Regierung 
nit einem conftitutionellen Regime gehulbigt Habe. Das Amen: 
dement ſchließt mit ben Worten: 

„Es iſt ſchmerzlich, Ihnen und der Welt bie Wunden ber Nation in ihrer 


ganzen Nacktheit enthüllen zu müſſen. Wir halten es jeboch für unfere Pflicht, 


bie Leiden der Nation vor ben Thron unfere® Erwäplten zu bringen, bamit 
ber Fürſt jowie wir und das Land fich überzeugen, daß bas Nebel feinen 
Eulminationspunft errreidhe, und bie Regierung ben ben Landesinterefien 
nachtheiligen Irrweg verlaffe, welchen fie wandelt. Dann, wenn alle Staats: 
gewalten in Uebereinftimmung find, wirb Rumänien auch in ber Lage fein, 
mit Bortheil aus ber Krife bervorzugehen, welche fih um uns ber vorbereitet 
unb weldye viele! bazu angethan ift, bem ganzen Orient eine veränberte 
t zu geben.” 


« » Gründung einer fog. Nationalbant in Eonftantinopel mit Hilfe 


englifher und franzöfifher Gapitaliften. 


b., (DonaufürftentHümer), Beginn ber Adreßbebatte. Die 


Kammer verwirft mit 53 gegen 12 Stimmen (19 Abg. enthalten 
fi der Abftimmung) fofort den erften Satz des von ber Adreß⸗ 
cemmiſſion vorgelegten Entwurfs. Die Adreßcommiſſion tritt dar⸗ 
aufhin zurück; die Nat.:Berfammlung wählt eine neue Commiſſion. 


13., Fuad Paſcha wird wieder zum Kriegsminifter ernannt. 
1d. (Megypten). Der Vicekönig geht zur Huldigung nach Con⸗ 


3, 


B. 


ſtantinopel. 

(Donaufürſtenthümer). Die Nationalverfammlung bes 
ihließt nach langem Widerftande ber Regierung mit 63 gegen 
48 Stimmen, bie Abreffie ber 32 in Betracht zu ziehen. 


» (DonaufürftentHämer). Die Geſandten ber beim Parifer 


Frieden betheiligten Mächte in Eonftantinopel richten an ihre Ge: 
neralconjuln in Buchareft folgende telegraphiſche Depeche: 

‚Bir finb mit Recht beunruhigt Über bie Lage ber Dinge, wie fie fi in 
18 
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Buchareſt gefaltet bat, und I einftimmig von ber Nothwendigkeit überzeugt, 
jebem Angriff auf die Verfaſſung und jeder Hanblung ber Verjammlung zu: 
vorzufommen, welche bie — des Fürſten compromittiren könnte. Die 
Seuptiase ift, eine Tocale Frage zu verhindern, eine allgemeine zu werden. 

ie werben die Güte haben, ji mit ihren Gollegen über eine fchnelle und 

energifche Handlungsweife zu verftändigen, um dies Ziel zu erreichen, inbem 

Sie jede Meinungsverjchiedenheit und jebe untergeorbnete Frage bei Ceite 

ſetzen. Sie werben fich ferner mit benfelben zu verftänbigen haben, um uns 

Ihre gemeinfame Beurtheilung über alles das mitzutheilen, was bazu bei: 

tragen Tann, ber gegenivärtigen Krifis einen frieblihen Ausgang zu geben.“ 

28, Behr. (Montenegro). Der Pfortenrath willfährt dem Begehren 

Montenegros um Auflaffung ber Blockhäuſer und Ausgleichung des 
Grenzgebiets durch eine Localcommiſſion. 


» nm (Üegppten). Der neue Vicelönig erhält von ber Pforte die 
Inveſtitur und Großveziersrang. 

— „GSerzegowina). Luca Vucalovich tritt zurück. Neue Bewe⸗ 
gung. Abdi Paſcha ertheilt dem Lande eine Art Statut. 


2. März. (Donaufürſtenthümer). Der Adreßentwurf ber 32 
wird don der Nationalverſammlung mit 52 gegen 5 Stimmen an- 


genommen. 50 Abg. enthalten fi unter Abgabe einer Erklärung 
ber Abftimmung. 


5. „ (DonaufürftentHümer). Der Fürft empfängt die Kammer: 
beputation, weigert fi) aber, die Adreſſe anzuhören. 

6. „ Aegypten) Die Pforte richtet an ihre Vertreter in London 
und Paris eine fehr einläßliche Depefhe über die Bebingungen, 
unter welchen allein fie die Fortfegung und Vollendung ber Arbeiten 
bes Suezcanals ihrerjeitd genehmigen könne: 

Es wird in dem Aftenftüd zunächſt barauf aufmerkſam gemacht, unter 
welden Bedingungen bie Pforte ſich mit bem Fortgang bes Unternehmen 
be3 Baues bed Suezcanals einverfianden erflären kͤnne. Da ein Cinver: 
ftändniß zwiſchen den beiden großen Seemächten, wie fie es gewünſcht Batte, 
bis jegt nicht zu Stande gekommen fet, jo fet fie gezwungen, ſich ohne Zö— 
gern frei über die Sache auszuiprechen, um fo mehr, ba fie mit Bebauern 
ſehe, daß bie Arbeiten gi und mehr vorriidten, ohne daß bie wichtigen 
Tragen, welche ſich baran jchlöffen, gelöst worben ſeien. Es könne bex Pforte 
nit in ben Sinn kommen, bie Realifation einer Unternehmung binbern zu 
wollen, welche von einem großen allgemeinen Nupen fein Tönnte, aber fie 
fönme nicht darauf eingehen, wenn nicht 1) fie internationaler Stipnlationen 
verfichert wäre, welche, ähnlich wie für bie Darbanellen und ben Bosporus, 
bie vollſtaͤndige Neutralität garantirten, und 2) Bebingungen erfüllr® würden, 
welche geeignet wären, bie wichtigen Intereſſen, bie zu — ſie berufen 
ſei, zu gewährleiſten. Der jetzige Entwurf aber gebe keine einzige dieſer un⸗ 
entbehrlichen Garantien. Zwei Sachen hätten von Anfang an —* ernſteſte 
Aufmerkſamleit auf ſich gelenkt. 1) Ungeachtet ber Aufhebung ber Leibeigen⸗ 
[haft würben bie worbereitenben Arbeiten dennoch einzig und allein auf biejem 
Wege betrieben. Die ägyptifche Verwaltung zwinge monatlid 20,000 Men: 
ſchen, ihre Arbeit und ihre Familien zu verlaffen, um am Canal zu arbeiten ; 
diefe Leute feien jpäter gendtbigt, auf eigene Koften zu ihrem Herb zurück⸗ 
zukehren. Die Zahl ber jo dem Aderbau und ben Gewerben Entzogenen be: 
ſchranke ſich aber nicht hierauf, man koͤnne fogar berechnen, daß beftänbig 
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60,000 Mann ihrem Herb und ihrer Arbeit entriffen ſeien. Die Pforte ſehe 
ſich daher in bie Unmöglichkeit verſetzt, ſolche Maßregeln in Aegypten zu buls 
den, ba fie fie doch nicht in ben andern Theilen bes Reiche geflatte. Der 
zweite Punkt beſtehe darin, daß die Compagnie beanfpruche, man folle ihr 
mit den Süßwajjercanälen alles fie umgebende Land überlafien. Auf dieſe Weife 
würden bie Stübte Suez, Timſah Said, fowie bie ganze Gränze von Syrien 
netürli in bie Hände einer anonymen Compagnie fallen, welche, größten: 
theils aus Fremden beſtehend, ber Gerichtobarkeit und Xutorität ihres re: 
fpectiven Landes unterworfen fein würden. Es läge alfo nur an ber Com: 
pagnie, an wichtigen Punkten des Territoriums bes oemaniſchen Reiche Go: 
Ionien anzulegen, bie fat unabhängig von biefem Reich fein würden. Die 
Einwilligung ber Pforte müfje aljo ungertrennlih verbunden fein mit ber 
vorläufigen Löſung folgender brei Fragen, nämlih ber Neutralitäts: 
erflärung bes Sanals, ber Nufbebung ber Zwangsarbeit unb 
bem Berziht der Compagnie auf Befig der bie Gandle um: 
gebenben Territorien. Obgleich nun die Compagnie bas Gelb für bie 
bisher ausgeführte Arbeit auf ihr eigenes Riſico verausgabt babe, fo würde 
man fich doch mit ihr zu einigen fuchen wegen Rüdzablung bes verausgabten 
Geldes, falls fie nicht ihre Arbeiten follte fortfegen wolen. In biefem Fall 
werbe dann bie hohe Pforte, welche ſtets aufrichtig wünfche zu thun, was an 
ihr liege, bie Berbindungen zu erleichtern, im Einverfländniß mit dem Bicelönig 
von Aegypten Maßregein ergreifen, um bie Ausführung biefer großen Unter⸗ 
nehmung bes Ganalbaues möglich zu machen. 

1.Mirz. (Montenegro). Der Sultan empfängt bie montenegris 

nifhe Geſandtſchaft, um ihr die Gewährung ihrer Bitten anzuzeigen. 

» (Donaufürftenthümer). Die Nationalverfammlung befchließt 

mit 55 gegen 47 Stimmen, bezüglich ber Beratbung des Budgetsé 

auf den Antrag bes Abg. Rofetti zu erffären, 1) baß fie, wenn 
au der Antrag ber Bubgetcommifjion an und für ſich fehr be: 
rechtigt ift, denfelben doch fo lange nicht votiren könne, bis fie auf 
den Minifterbänten ein Miniftertum beſitzt, welches fih den cons 
fitutionellen Principien zu fügen bereit ift, 2) baß, ba gemäß ber 

Convention die Kammer ausfchlieglich berechtigt ift, die Einhebung 

von Steuern zu bejchließen, jebweber, ohne Unterſchied, ber von der 

Kammer nit votirte Steuereinhebungen anorbnen oder folden Ans 

orbnungen nachkommen wirb, die Geſetze des Landes verletzt,“ 

worauf die Minifter und ihre Anhänger den Sikungsfaal verlaffen. 

Bei der Specialbebatte werben hierauf alle Amenbements verworfen 

unb der Abſatz 1) mit 50 gegen 11, ber Abſatz 2) mit 48 gegen 

3 Stimmen (ein Theil ber im Saale gebliebenen Abgeorbneten ents 
hält ſich der Abflimmung) und enblid bei ber zweiten Leſung beibe 
Abſätze mit 48 gegen 3 Stimmen zum Beſchluß erbobeh. 

4, Donaufürftentdämer). Fuürſt Eouza fließt in Folge ber 
Beſchlüſſe vom 10. d. M. die Seflion ber Nationalverfammlung 
für 1862 und 1863. 

Botfhaft des Fürſten: ES find vier Monate, feit Ich Sie einberufen 
habe, um durch Votirung des erjten Budgete ber beiben vereinigten Länder 
dem abnormen Stand unferer Finanzen ein Enbe zu maden. Das Material 
zu biefen widtigen Arbeiten wurbe Ihnen rechtzeitig vorgelegt, und Ich hoffte 
wit Recht, daß vor Ende bes Jahres 1862 ein georbnetes Budget ber a 

13° 


16. 
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nahmen und Ausgaben bes Landes votirt merbe. Ebenfo hat Ihnen Dieine Regie: 
rung eine Reihe von organifchen und Unificirungsgefeen vorgelegt, bie das Land 
ſchon jeit vier Jahren mit gerechter Sehnſucht erwartet. it Bebauern aber 
muß Ih conftatiren, baß die Kammer ben Boben praftifcher Arbeiten verlafien 
bat. Ihre Kraft und Ihre Thätigfeit ging in politifchen Discufftonen, im 
Streit von Parteien und Perfönlichkeiten verloren, und trotz ber lobens: 
wertben Beitrebungen einiger aus Ihrer Mitte, beren Intentionen und Gr: 
gebenheit Sch zu Fhägen weiß, wurde eine Foftbare Zeit ohne irgendwelches 
nügliche Nefultat vergeubet. Die außerordentlide Seffion des Monats No: 
vember, fo wie bie ordentliche der Monate December, Januar und Februar 
find zu Enbe, ohne daß bas Budget votirt und bie verfchiebenen zum Theil noch 
aus früheren Seffionen rüdftändigen Geſetzvorlagen in Berathung gezogen 
wären. ° Obne ber Kammer Bösmwilligfeiten gegen bie Erecutive ober Untennt- 
niß ihrer Pflichten zuzufchreiben, finde Sch, daß unfere Unerfabrenheit, unfere 
Ungebuld und bie unfluge Ueberftürzung unferer Fortichrittebeftrebungen uns 
von ber von neuem ben Rumänen auferlegten Mijfion entfernt haben. Nur 
in biefer Weife kann Ih Mir bie bebauerlichen Kämpfe erflären, beren Schau: 
plaß jeit einiger Zeit bie Kammer gewefen ift; benn anders läßt fich nicht 
entfchulbigen jenes Votum eines Theils der Kammer, worin bie Bffentlichen 
Beamten zum Ungeborfam gegen bie Regierung aufgerufen werben, unb wel: 
ches eine wahrhafte Verwirrung herbeizurufen im Stande wäre, wenn nidt 
bie Borfehung dem rumänifchen Volfe jenen gefunden Sinn und jenen wirt: 
lihen Patriotismus verliehen hätte, mit bem es jeberzeit bie Uebel, benen es 
ausgeſetzt war, zu beſchwören wußte. Dieje Lage machte es Mir — um noch 
unliebjamere Vorfälle zu vermeiden — unmögli, die Seffion über ihren 
legalen Termin zu verlängern. Meine HH. Teputirten! Die Kämpfe, melde 
wir eben durchgemacht haben, mögen uns allen zur Lehre dienen. Im öffent: 
lihen wie im Brivatleben bat jeder Tag feine Aufgabe; ber Fortſchritt ift 
ein Werk der Zeit; Agitationen bindern nur ben natürlichen Lauf, und die 
Manbdatare einer Nation bürfen bei Erörterung ber ihnen anvertrauten großen 
Sntereffen niemals die Mäßigung unb Gebuld aus ben Augen laffen, von 
ber Ihnen die Erecutivgewalt im Laufe biefer Seffion mehrfache Beweiſe zu 
geben Gelegenheit hatte. Halten Sie, Meine HH. Deputirten, feft an ber 
‘bee: daß eine EntwidTung unjerer Kräfte und Inſtitutionen ohne volljtän: 
bige Webereinftimmung zwilchen ber Crecutivgewalt unb ben Iegafen Vertre⸗ 
tern bes Landes unmöglich if. Vor allem andern muß, und das ift die 
wichtigfte Bebingung, jede Staatsgewalt ihrem ganzen Umfange nad) refpectirt 
werden. Dann nur werben wir Rumänien ber glüdlidhen Zukunft entgegen: 
führen Fünnen, welche ihm vorbehalten ift, und in würbdiger Weife ben Sym: - 
pathien entfpredhen, melde ſowohl bie erlauchte füzeräne Pforte als die hoben 
gerantivenben Mächte unferem Vaterlande gegenüber ohne Unterlaß an ben 
ag legen.” 
7. April. (Aegypten) Der Sultan langt mit 7 Kriegsfhiffen und 

großem Gefolge zum Beſuch des Vicekönigs in Alerandrien an. 

18/20. „ (Aegypten) Der Bicelönig fehließt mit der Suezcanals 
Compagnie Contracte ab, bezüglih Bezahlung feiner Schuld und 
Ausführung des Süßwaffercanals auf feine Koften. 

— ,„  (Donaufürftentbümer) Die Regierung verlangt, bag in 
allen Kirhen mie früher wieder ausfchließlih bie romaniſche 
Sprade zur Anwendung fomme. 


4. Mai. Fuad Paſcha wird vom Sultan wieber zum Großvezier ernannt. 


9. Juni, (Donaufürſtenthümer.) Fürft Couza ernennt fi ſelbſt 
zum Oberbefehlshaber ber Truppen. 
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22. Juni. (Aegypten.) Die Pforte und ber Vicekbnig von Wegupten 
ſuchen fi Über bie Suezcanal⸗Frage birect zu verftändigen. Der 
Vicelönig ſchikt zu biefem Zwede Nubar Paſcha nad; Konftantinopel, 


& Juli. (Serbien) Die Pforte genehmigt den von ber europäifcden 
Eommiffton beantragten neuen Feſtungsrahon für Belgrad. 

1 „ MDonaufürſtenthümer.) Ein unter Miltoweli’s Führung 
ſtehendes Polencorpo wirb von ben Truppen ber Donaufürftens 
a verhindert, die ruſſiſche Gränze zu überfchreiten und ents 
waffnet. 

9, „ (Aegypten) Nubar Paſcha kehrt mit Inſtructionen ber 
Pforte bezüglich des Suezcanals verfehen nad Aegypten zurüd. 


4. Oct, (Donaufürftenthämer.) Der Fürft entläßt das bisherige 
Minifterium und bildet ein neues unter dem Vorſitze von Kogals 


nitſchano. 


15. Rob. (Donaufürſtenthümer.) Eröffnung der Nationalverſamm⸗ 


lung. Thronrede bes Fürſten: 

„Die Uneinigkeit, welche während ber letzten Kammerſeſſion zwiſchen meiner 
Regierung und der Verſammlung geherrſcht, hat nur die Wirkung gehabt, 
bag Werk unſerer Reorganiſation um ein Jahr zu verzögern. Beleelt von 
bem Wunfche, jebes Mißverſtändniß zwifchen ben beiben Gewalten zu befei: 
tigen, babe ich ein neues Minifterium emannt, und habe Sie unmittelbar 
darauf einberufen. Mein Minifterium wirb fi Ihnen mit bem feften Willen, \ 
bie früheren Gonflicte zu beſeitigen, vorftellen, es wird das leicht werben 
durch bie gegenfeitige Achtung ber Rechte meiner Regierung unb ber Rechte 
ber Kammer, wie fie durch die Gonvention vom 7./19. Aug. 1858 feftgeftellt 
find. Ih bin glücklich, daß ih Ihnen fagen kann, baß unfere auswärtigen 
Beziehungen die allerbeften find. Tie hohe Pforte unb bie garantirenben 
Mächte fahren fort, unferer nationalen Rest ganifation fompathifirende Er⸗ 
mutbigungen zukommen zu laffen. ... Tas Gleichgewicht unferer Finanzen 
if felt mehreren Jahren geftört. Mein Minifterium wirb Ihnen eine Aus: 
einanberfegung ber finanziellen Lage geben, Ihnen gleichzeitig bas Bubget für 
1864 vorlegen, fowie die Rechnungen bes Jahres 1861. Wenn bie Finanz⸗ 
fragen befeitigt finb, fo werben andere Fragen Ihre Aufmerkſamkeit in Anſpru 
nehmen. Das Lanb wartet noch auf bie neme Organifation, welche ihm burd 
die Convention verſprochen if. Indem ich mehr als irgenb jemanb wünfdhe, 
bie Bebürfnifie des Landes vollfiänbig zufriebenzuftellen, babe ih meinem 
Niniſterium eine Reihe von Gefepentwäürfen empfohlen, welche, hinzugefügt 
jun denen, bie in ben lebten Situngen berathen wurben, beftimmt find unfere 
Reorganifation zu vervollſtändigen. Der Gefebentivurf, welchen ich ganz bes 
ſonders Ihrer Aufmerffamfeit empfehle, ift berjenige, welcher das Geſchick 
ber Bauern betrifft. Sie werben nicht vergeflen haben, daß ber Art. 45 ber 
Cowention beftimmt, „baß ohne Zögerung bas Gefeb, welches bie Beziehun⸗ 

en ber Srunbeigenthümer zu ben Bebauern bes Bodens regelt, einer Nevis 
Ken unterworfen werbe, um ben Zuſtand ber Bauern zu verbeſſern.“ Die 
Yanbbenöfterung wartet nichtebeftoweniger noch auf bie Erfüllung biefes Ver⸗ 
ſprechens. Die Bauernfrage ift in biefen Räumen ſchon bebattirt worben, und 
ein Geſetzentwurf wurbe buch bie Diebrheit ber Kammer bes Jahres 1862 
genehmigt. Ich habe biefes Botum nicht fanctioniren Fünnen, benn es entſprach 
meinen Wanſchen wicht, ja ſelbſt nicht ben Wänfchen berienigen, welche es 
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unterſtuͤtze hatten; es befriedigte weber bie Intereſſen der Bauern udch der 

Grunbeigenthümer, noch weniger aber das nationale Intereſſe. Als Fürſt ber 

Rumänen muß und will id) mit gleichem Eifer über das Wohlbefinden und 

über bie Rechte aller Rumänen wachen. Ich fordere Sie baber auf, ben neuen 

Gefegentwurf, welcher Ihnen vorgelegt werben wirb, mit gewiflenhafter Auf: 

merkſamkeit zu prüfen. Die Bauernfrage muß bald in mohlwollender Weiſe 

entfchieben werben. ch erwarte biefe Entſcheidung von Ihrem Patriotismus,. 
benn ich zweifle nit, bag Sie ebenfo wie ich überzeugt find, daß bie Ber: 

befjerung ber Lage ber Ban ferung AUT Gonfolidirung ber rumänifcdhen 

Nationalität unumgänglich nöthig ift. Mit bemfelben Vertrauen empfehle ich 

Ahnen ben Entwurf für das neue Wahlgeſetz. Dann nehme ich Ihre ganze 

Aufmerkſamkeit noch für eine andere Trage in Anfprud. Es ift die Verbei: 

ferung bes Zuftanbes ber ehemaligen Hauptftabt ber Molbau. Durch bie Eon- 

centration aller großen Abminiftrationen in Buchareſt bat bie Stadt Jaſſy 

ſehr an ihren materiellen Intereſſen gelitten. Bergeffen wir nicht, daß Jaſſy 

bie Wiege ber Union war. ch Habe eine berathende Gommilfion ernannt, 

welche damit beauftragt iſt, bie geeigrietien Mittel aufzufinden und vworzu- 

ſchlagen, um biefer Stabt die Wichtigleit und Lebendigkeit wieber zu geben, 

welche fie verloren Bat. Heut ift mehr als jemals bie Stunde zum Handeln 

gefommen. Ich erbitte infländig bie Unterftügung durch Ihren Eifer unb 

Ihre Einfiht, ih erbitte Sie im Namen ber gebeiligften Intereſſen, im 
Namen ber Zukunft Rumäniens. Bevor ich endige, will ich Ahnen noch einige 

Worte, unb zwar mit berjelben Aufrichtigfeit, jagen. Große Ereigniſſe ſcheinen 
fi im Ausland vorzubereiten. Wohl! Wenn bie andern Nationen, felbft bie 
mädtigften, ihren inneren Zwielpalt vergeffen, um für jebe Eventualität einig 
und flarf zu fein, glauben Sie, daß es im Intereſſe unjeres Landes ift, in 
PVarteiftreitigfeiten zu verharren,, welche feit fo viel Jahren unfere Kräfte 
erihöpfen, unfere Organifation hindern und unfere Schwäche verlängern? 
Glauben Sie, daß biejes Syſtem unaufhörlicher Feindſeligkeit, welche babei 
bebarrt, jeden Act, ja jeben Gebanfen meiner Regierung zu beargwöhnen, 
eeignet jet, unfere jungen Inſtitutionen zu befeftigen und unfere nationale 
Erifleng zu begründen? Ich bin und Tann nur fein mit meinem Land unb 
für mein Land; das ift meine Miffion, das ift meine Pflicht, welche ich unter 
allen Umftänden zu erfüllen bereit fein werbe. Ich habe bie fefte Hoffnung, 
baß Sie mir beiftehen werben, wenn biefe Stunde kommt. Ohne Eintradt 
unb ohne Ihre Unterſtützung ift auf Teinen Erfolg zu rechnen; ich verlange 
fie nochmals im Namen Rumäniens von Xhnen. ... Einigen wir ung in 
einem einzigen Gedanken, zu einem einzigen Zwede: bie Organijation unb 
das Sebeihen Rumäniens. . .“ 


19. Nov, (DonaufürftentHümer,) Der Finanzminifter beantragt bie 


22, 


Erhebung der Steuern für das legte Ouartal von 1863, obgleich 
bie Kammer des Bubget nicht bewilligt bat. 

„ (DonaufürftentHämer.) Die Nationalverfammlung ges 
nehmigt nad dem Antrage ber Commiffion die Erhebung und 
Verwendung ber Steuern im lebten Quartal bes laufenden Jahres. 


14, Dee. (Donaufürſtenthümer.) Stürmifche Sikung der National: 


14. 


verfammlung. Mojoritäts: und Minoritätsentwurf einer Antworts⸗ 
abrefie auf die Thronrede. Die Commiſſion ſchlägt einen neuen 
Entwurf vor. 

v„  (DonanfürftentHämer) Das Miniftertum verlangt von 
ber Nationalverfammlung die Berfiebung ber Adreßdiscuſſton und 
bie Berathung ber vorgelegten Geſetzesentwürfe über die Eifen- 
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bahnen und bie Bank, inbem es daraus eine Cabinetöfrage macht. 
Die Berfammlung gibt einftimmig nad). 


19, Dec. (DonaufürftentKHämer.) Die Nationalverfammlung bewils 


B. 


ligt dem Finanzminiſter einen Credit von 10 Mill. Piaſter, um 
die rückſtändigen Zahlungen des Staate und bie feit Monaten uns 
bezahlt gebliebenen Gehalte ber Beamteten zu beden. 

„»  (Donaufürftentdümer.) Die Nat. Berfammlung genehmigt 
mit 97 gegen 3 Stimmen bie von ber Regierung vorgelegten 
Pläne einer Säcularifirung ber Klöfter in ber Molbau und Wallachei. 
„  (Donaufürftenthümer) Die Pforte ladet, auf Beran- 
laſſung Englands, die Bertseter ber europ. Mächte zu Konftantis 
nopel zu onferenzen behufs NRegulirung ber Yrage ber Donaus 
fürftenthümer ein. 





13. Griechenland. 


27. Jan. Die Nationalverfammlung erflärt fih nad) Beendigung ber 
Mahlprüfungen für conftituirt unb beginnt bie Berathung einer 
Geſchäftsordnung. Es wird befchloffen, nur einen Präfidenten und 
diefen nur je auf einen Monat zu ernennen. 

28. „ Der englifche Specialgefandte Elliot fhlägt ber proviforifchen Re: 
gierung in Folge eines aus London erhaltenen Telegrammes ben 
Herzog von Coburg: Gotha zum Könige vor. 


2. Febr. - Die proviforifhe Regierung legt ihre bisherige Gewalt in bie 

ände ber Nationalverfammlung nieber. 

3. „ Der Herzog von Coburg lehnt bie griechiſche Koͤnigskrone befini- 
tiv ab. — Die Nationalverfammlung beftätigt durch Deeret bie 
Thronenifegung des Königs Otto und conftatirt die durch allge: 
meine Abftimmung mit 230,316 Stimmen von 240,701 Abſtim⸗ 
menden erfolgte Wahl bes englifhen Prinzen Alfreb zum König 
von Griechenland. 

5. „ Die Nationalverfammlung befchließt, ber proviſoriſchen Regierung 
ihre bisherigen Vollmachten mit dem Rechte der Minifterernennung 
zu belafien. 

14. „ Die bisherigen Mitglieder ber proviforifchen Regierung, Bulgaris, 
Kanaris und Rufos werben von ber Nationalverfammlung wieder ale 
ſolche gewählt. 
„Kanaris gibt feine Entlafjung als Mitglied der proviforifhen Re: 
gierung. Bulgaris und Rufos bilden ein neues Minifterium. 
21. „ Sturz ber proviforifhen Regierung. Die Nationalverfammlung 
befhließt, in Zukunft das Minifterium felbft zu ernennen. 
27. „ Der neue Minifter des Auswärtigen erläßt eine heftige Circular⸗ 
bepefche gegen jeden Verſuch einer Wiederkehr der bayer. Dynaſtie. 


7. März. Die Nationalverfammlung beauftragt ben biplomatifchen Aus: 


ſchuß, die nöthigen Schritte zu thun zu Bezeichnung eines Thron: 
canbibaten. 
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23, März, Herr Elliot heilt ber Regierung durch eine Depeſche bes 
Grafen Ruffel mit, daß die 3 Schutzmächte fi über ben Pringen 
Wilhelm von Dänemark als zukünftigen König von Griechenland ges 
einigt hätten. 

N „ Brinz Wilhelm wirb von ber Nationalverfammlung einftimmig 
ale Georg I. zum Könige gewählt und bie erfolgte Wahl bem 
Lande durch eine Proclamation verkündet. 


1. April. Die Rationalregierung beſchließt durch Decrei ben „beißen 
Wunſch ber Vereinigung der jonifhen Infeln mit Griechenland unter 
dem conftitutionellen Königthum Georgs I. aubzubrüden unb Eng: 
land für feine wohlwollenden Abſichten in biefer Beziehung zu banken.” 
— Diefelbe beſchließt ferner auf ben Antrag ihres Präflbenten 
VBalbis, den Abgeorbneten einen Monatsgehalt von 300 Dradmen 
auszuſetzen. 

2., Tumult in Athen gegen den Beſchluß der Nationalverſammlung, 
ihren Mitgliedern eine Monatédiät von 300 Drachmen feſtzuſetzen. 

3., Die Nationalverſammlung faßt bezüglich der 300 Drachmen einen 
ausweichenden Beſchluß. 

4., Eine Deputation der Natlonalverſammlung gebt nach Kopen⸗ 
hagen ab. 

b., Der außerordentliche engliſche Abgeſandte Elliot kehrt wieder nach 
England zurück. 


8. Mei. Militärercefie in Athen. Der engliſche und der franzöͤſiſche 
Geſandte richten dießfalls energiſche Roten an die Nationalverſamm⸗ 
lung. 

10. „ Eine revolutionäre Bewegung in Athen wird. von ber Rational: 
garbe unterbrädt. 

H. , Die Rationalverfommiung genehmigt bie von Dänemark gefor⸗ 
derte Ausfeßung einer Leibrente von 12,000 Pfb. Sterl. für ben 
neuen König (außer der Givillifte von 1 MIN, Drachmen) aus 
den an die Schutzmächte zu zahlenden Zinfen. 


3. Juni. Die drei Schutzmächte Griechenlands ſetzen durch Gonferenz 
zu London die Bebingungen feft, unter welchen Prinz Wilhelm von 
Dänemark als König von Griechenland anerkannt werben foll. 

6., Empfang ber griechifchen Depntation durch den König von Dä- 
nemark unb ben Prinzen Wilhelm. 

W., Protokoll der drei Schupmächte bezüglich der Vereinigung ber 
joniſchen Inſeln mit Griechenland. 


0, — 2. Juli. Verſuch einer Militärrevolution in Athen. Die Ges 
landten ber Schutzmächte erzwingen einen 48ſtündigen Waffenſtill⸗ 
fand. Engliſche Marinetruppen beſetzen das Bankgebäude, unb 
bleiben daſelbſt. 
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17. Zah. Die Rationalverſammlung erflärt den Konigspalaſt, bie Aal. 
Ställe und bie kgl. Apotheke für Staatseigenthum, vorbehalten bie 
Entfhäbigungsanfprüdhe britter Perfonen (des Könige Dtto). 


17. Oet. Die Nationalverfanmlung erflärt bie Mitglieder bes lebten 
Minifteriums bes Königs Otto auf 10 Jahre ber politifchen Ehren- 
rechte für verluftig. 

31, „ Ankunft des neuen Königs in Athen, nachdem berfelbe zubor bie 
Höfe der drei Schubmächte befucht Hatte. Er erläßt ein Manifeft 
an die Nation und beftellt fein Minifterium, an deſſen Spitze er 
Bulgaris ſtellt. 


10. Nov. Die Nationalverſammlung wählt mit 140 gegen 113 Stimmen 
den miniſteriellen Candidaten zu ihrem Präſidenten. — Auf ben 
ausdrücklichen Wunſch des Königs ſchifft ſich Die engliſch⸗franzöſiſche 
Defagung, bie feit bem Juni im Banktgebäube lag, im Piräus 
wieder ein. 

14. „ Das Protofol, durch welches England der Schirmherrſchaft über 
die joniſchen Inſeln entſagt und dieſelben an Griechenland abtritt, 
wird von den Vertretern ſämmtlicher fünf Großmächte in London 
unterzeichnet. ‘Die Feſtungswerke von Eorfu follen nach diefer Eon: 
vention gejchleift, die fämmtlichen AInfeln für neutral erflärt und 
bie joniſche Kirche wie bisher vom griehifhen Patriarchat in Eon: 
ftantinopel abhängig bleiben. Der Vertreter Griechenlands weigert 
fih, diefen Bebingungen zuzuftimmen und lehnt e8 deßhalb ab, bem 
Protokoll durch feine Unterfchrift beizutreien. 

26. „ Die Nationalverfammlung annullirt alle Beförderungen und An- 
ftellungen, bie in ber Armee und Flotte ſeit dem 13. Februar ftatt- 
gefunden haben, al8 Anfang einer Armecorganifation. 

28. „ Der König fpricht gegen eine Deputation ber Nationalverfamm: 
lung fein Bebauern über den Beſchluß gegen bie lebten Minifter 
bes Könige Dito aus unb hofft auf Rucknahme desſelben. 


2. Dec. Die Nationalverfammlung lehnt e8 ab, für ben verflorbenen 
König von Dänemark ein Sympathievotum auszufpreien. 

. 412, „ Die Nationalverfammlung vertagt jede Discuffion über bie jo⸗ 

niſche Frage auf umbeftimmte Zeit. 


IV, 


Außereuropäifcdhe Staaten. 


1. Vereinigte Staaten von Mordamerikn. 


1.Dec.— 2. Jan. Siegreihe Gefechte des Bundesgenerals Roſenkrantz 
über den Sübbundsgeneral Bragg bei Murfreesborough (Teneflee). 


1. Jan. Emancipationsproclamation be Präfibenten Lincoln: 

‚Nachdem am 22. September im Jahre bes Herrn 1862 von bem Präs 
fibenten ber Bereinigten Staaten eine Proclamation erlaffen werben, welche 
u. a. dieſe Beſtimmungen enthält: 

„Daß am erſten Tage des Januar in dem Jahre unſeres Herrn 1863 
alle Perfonen, welche in einem Staate ober beſtimmten Theile eines Staates, 
beiten Bevölkerung fi im Aufſtand gegen bie Vereinigten Staaten bes 
findet, als Sclaven gehalten werben, bann, von dann ab unb auf ewig frei 
fin jollen, und baß bie Grecutive ber Vereinigten Staaten, mit Einfluß 
ihrer Armee= und Flottenbehorden, bie Freiheit folder Perfonen anerkennen 
und aufrecht erhalten, und feinen Act ober feine Acte ausführen wirb, um 
ſolche Perſonen ober einige von ihnen in irgend einer Beſtrebung, welche fie 
zut Erlangung ihrer factiichen freiheit —*8 zu hindern. Daß bie Eres 
cative am vorbefagten erften Tage des Januar burch eine Proclamation bie 
Staaten und Theile von Staaten, wenn es deren gibt, in weldhen bie Ein⸗ 
wohner dann im Aufrubr gegen bie Vereinigten Staaten begriffen find, be: 
zeichnen wirb, und daß bie Thatſache, daß irgend ein Staat ober befien Be: 
völferung an biefem Tage in Treu unb Glauben in bem Congrefle ber Vers 
emigten Staaten durch feine dazu in Wahlen, woran eine Majorität ber 
berechtigten Wähler theilgenommen bat, gewählten Witglieber vertreten ift, in 
Aweſenheit eines ſtarken gegentpeitigen Zeugniſſes als vollfiändiger Beweis 
gelten ſoll, ba ein foldyer Staat feine Einwohnerfchaft nicht im Aufftanbe 
gegen bie Vereinigten Staaten begriffen find.” 

„60 bezeichne ih, Abraham Lincoln, Präfident ber Vereinigten Staaten, 
in Kraft ber mir übertragenen Machtvollkommenheit als Oberbefehlshaber ber 
Armee unb Sylotte der Vereinigten Staaten in Zeit bes factifchen bewaffneten 
gegen bie Behörden und die Regierung ber Vereinigten Staaten, 
mb als eine geeignete und nothwendige Kriegsmaßregel, um befagten Aufruhr 
a unterbräden, an biefem erften Tage des Samuar im Jahre unſers Herrn 
breiunbfechzig und in Webereinftimmung mit meinem Vorſatze 
ſe zu then, Bffentlich Fund gemacht für bie volle Dauer von hundert Tagen 
von dem Tage bes erfien obenerwähnten Erlaffes, als die Staaten unb Theile 
von Staaten, beren Bevölkerung an biefem Tage im Aufruhr gegen bie Ber: 
anigten Staaten begriffen find, bie folgenben: 

„Artanfas, Teras, Louifiona — ausgenommen bie Gemeinden von St. 
Sernarb, Placquemines, Zefferfon, St. John, St. Charles, St. James, As⸗ 
anfien, Aifumption, Terre, Bonne, Lafourche, St. Mary, St. Martin und 
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Orleans mit Einfluß ber Stabt Neworleans —, WMifliffippi, Wabama, 
Florida, Georgia, Sübcarolina, Norbcarolina und Virginien — ausgenommen 
bie in Weftvirginien bezeichneten 48 Grafichaften und gleicherweife bie Graf: 
haften von Berkley, Accomac, Nortbampton, Elifabeth City, York, Princeß 
Ann unb Norfolt mit Einfluß der Stäbte Norfolt und Portsmouth; und 
follen dieſe bier ausgenommenen Theile für jetzt jo belaffen bleiben, als ob 
biefe Proclamation nicht erlaffen worben wäre. 

Und Kraft ber vorbefagten Mactvolllommenheit und zum erwähnten 
Zwecke befräftige und erfläre ih, daß alle Sclaven in ben eufgeaäätten 
Staaten und Theilen von Staaten frei find und binfüro frei fein ſollen, und 
baß die Grecutive ber Vereinigten Staaten, mit Einjchluß ber Armee: und 
Marinebebörben berfelben, anerkennen und aufrecht Halten wirb bie freiheit 
befagter Perfonen. 

„Und ich fhärfe Hiermit den fo frei Erflärten ein, fich aller Gewalttbätig: 
feiten, außer im Zuflande ber Notbwehr, zu enthalten, unb ich empfehle ihnen 
am, daß fie in allen Fällen, wo es geſtattet wirb, getreulich für angemefjenen 
Lohn arbeiten mögen. 

„Und fernerhin erffäre ih und thue fund, daß ſolche Verfonen von taug: 
licher Körperbeichaffenheit in ben bewaffneten Dienft ber Vereinigten Staaten 
aufgenommen werben follen, um Korte, Stellungen, Stationen, und andere Pläße 
zu befegen unb Fahrzeuge aller Gattungen in bejagtem Dienfte zu bemannen. 

„Unb hierzu — indem ich es aufrichtig als einen Act ber Gerechtigkeit 
erfläre, ber von ber Verfaffung geftattet iſt bei militkrijcher Nothwendigkeit 
— rufe ich das ruhige Urtheil der Menſchen und die gütige Gnade des all⸗ 
maãchtigen Gottes an.” 

12. Jan. Eröffnung bes Congreſſes des Sübbunbes in Richmond, Bot: 
haft des Präfidenten Jefferſon Davis. 

15. „ Die ganze Armee bes Bundesgenerals Grant wendet fih zur 
Belagerung Vicksburgs am Miſſiſſippi. 

27. „ Burnfibe wird als Obergeneral ber Potomacarmee entlaffen und 
durch General Hooker erſetzt. 

31. „ Conföberirte Kanonenboote durchbrechen vor Charleſton für kurze 
Zeit die Blokade. 


2. Fehr. Das Repräfentantenhaus nimmt mit 80 gegen 54 Stimmen 
ein Gefeb behufs Bewaffnung von Negern an. 

Dafielbe fett feft, baß ber Präfibent bie von ihm für nöthig eradhtete 
Anzahl von Negern auf einen Zeitraum von höchſtens fünf Jahren bewaffnen 
fole. Ihre Kleidung, Ausrüſtung und Belolbung ſoll benen ber anbern 
Soldaten gleih jein; fie follen unter dem Commando von weißen ober 
fhwarzen Offizieren ſtehen, und ben Kriegsartifeln, jowie ben vom Präfi 
benten etwa zu exlafienden fpeciellen Vorſchriften unterworfen fein; jeboch bat 
ein ſchwarzer Offizier über weiße Offiziere ober Solbaten: feinerlei Autorität, 
ſund bie farbigen gemeinen Soldaten ober Arbeiter jollen Teinen höheren Solb 
als 10 Dollar per Monat erhalten. Eine Elaujel beftimmt, daß feine Scla: 
ven Ioyaler Eigenthümer in biefer Weile angenommen noch Aushebebureau 
in Delaware, Maryland, Weſwirginien, Kentudy, Teneffee und Miffouri ohn 
bie Einwilligung ber Governors biefer Staaten eröffnet werben jollen. 

„ Eine Depefhe Sewarbe lehnt ben Vermittlungsvorſchlag bei 
franzöfifchen Regierung vom 9. Janıar ab. 


Dec. 1862 bis ehr. 1863. Diplomatifche Correfpondenz zwiſchen Hrn 
Sewarb und Lord Ruſſel über die Ausrüftung conföberirter Kriege 
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fhiffe in England. Hr. Sewarb erflärt wieberheit, daß ſich bie 
Bereinigten Staaten vorbehalten, zu gelegener Zeit vollen Schaben- 
erfag für bie von den englifchsconföberirten Raubfdiffen angerichtete 
Zerftörung von Eigenthum zu beanfpruhen. Unterm 8. Dec. 
ihreibt er an den Gefandten in London: „E6 ift nit unfere 
Abficht, England mit ungeftümen Forderungen wegen einer fofor: 
tigen Gelbentfhäbigung zu bebrängen“; er will fürerfi nur Gas 
rantien gegen bie Ausrüflung weiterer Raubſchiffe in England haben, 
rer gibt jene Forderungen keineswegs auf, fonbern ſtellt fie 
mr einftweilen zurüd, Graf Ruffel feinerfeits erffärt fofort, daß 
England ſolche Entfhäbigungsforberungen nicht anerkennen könne; 
worauf Hr. Sewarb unterm 19. Yebr. 1863 entgegnet, daß bie 
Bereinigten Staaten bie Yorberung feftbalten, um fpäter barauf 
zurüdzufonmen. 
19. ehr. Der Senat nimmt den Gefebesentwurf an, ber alle Bürger 
der Union vom 20.—45. Lebensjahre zu breijährigem Militärs 


dienft verpflichtet. 


I, März. ireularbepefhe Sewarbs bezüglich ber Ablehnung jeber frem⸗ 
den Intervention von Seite des Congreſſes und ber Regierung 


der Union: 

„Im Auftrage bed Präfibenten überfenbe ich Ihnen hiermit eine Abſchrift 
ber. beifolgenden Refolutionen bes Gongrefjes ber Vereinigten Staaten in 
Bezug auf auswärtige Intervention bei ber gegenwärtigen Rebellion. Tem 
Anſuchen jener Körperichaft gemäß werben Sie inflruirt, die Mefolutionen zur 
Kenntnig ber Regierung zu bringen, bei welder Sie accrebitirt find. Sie 
werben jene Pflicht erfüllen, indem Sie bem Minifter ber auswärtigen An- 
gelegenheiten die Reſolutionen vorlefen, oder ihm, falls er es vorziehen follte, 
eine Abfchrift derſelben binterlaffen. Zu gleicher Zeit find Sie zu ber Gr: 
Märung ermächtigt, daß die Refolutionen vollſtändig in Einklang mit ben 
Orundjägen und ber Politik fichen, welde alle Schritte bed Präſidenten in 
Berug auf bie betreffenbe Frage geleitet haben und aud in Zukunft in allen 
Aälen leiten werben.” 

Refolutionen des Gongreffes in Bezug auf frembe Inter— 
vention bei ber gegenwärtigen Rebellion: „An Erwägung, baß 
aus ber bem Gongrefje vorgelegten biplomatifchen Correſpondenz berporgeht, 
bat den Vereinigten Staaten ein ber Form nach freundlicher, auf die Her⸗ 
ſtelung bes Friedens burch frembe Bermittlung abzielender Vorſchlag vom 
Kaifer der Franzofen gemacht und vom BPräfibenten rafch abgeleimt worden ift ; 

„in fernerer Erwägung, baß ber Gedanke an eine Bermittlung ober Inter⸗ 
rention in einer ober ber anbern Geitalt von auswärtigen Regierungen als 
wführbar betrachtet und bie betreffenden Regierungen durch biejen Irrthum 
zu Schritten veranlaßt werben mögen, welche geeignet ſind, bie gegemmärtig 
zwiſchen ihnen unb ben Vereinigten Staaten beftehenben guten Beziehungen 


zu Hören; 

„m Erwägung enbli, daß, um in Zukunft jeder Möglichleit eines Miß⸗ 
veritänbniffee in biefer Hinficht norzubeugen und ben Bereinigten Staaten 
den Bollgenuß jener Freiheit von frember Ginmifhung zu fihern, worin 
eines ber höchflen Rechte unabhängiger Staaten befteht, ſcheint es angemeſſen, 
ae hie feine Anfichten barüber ausipreche, und er beſchließt bem: 
9 wie : 
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„Während bie vereinigten Staaten in vergangenen Zeiten bie freumbichaft: 
lihe Vermittlung ober fchiebsgerichtliche Entſcheidung fremder Mächte zum 
Zwede einer frieblihen Schlichtung internationaler Fragen gefucht und ange: 
nommen haben, wo die Vereinigten Staaten einerfeits und irgenb eine an: 
bere fouveräne Macht anbererfeits bie ftreitenden Parteien waren, unb während 
fie nicht geneigt find, den natürlien unb menſchlichen Wunſch fremder 
Mächte, inneren Wirren Einhalt zu tbun, beren immer weiter um ſich gtei- 
fender Einfluß aucd andere Länder heimgeſucht hat, namentlih im Hinblide 
auf ben von bem amerifanifchen Volke tief beflagten Umftand, daß der von 
ber Mebellion gegen das Leben ber Nation geführte Streich ſchwer auf bie 
Arbeiterbevölferung Europas niebergefallen tft, falſch auszulegen, kann ber 
Gongreß doch Leinen Anfland nehmen, jeden Vorſchlag fremder Einmiſchung 
in ben gegenwärtigen Kampf injofern als ungeredhtfertigt und unftatthaft zu 
betrachten, als feine einzige Erklärung fih in einer falfchen Auffaffung ber 
Frage, fowie des wahren Charakters bes Strieges findet, in weldhem bie Res 
publif begriffen ift. 

„Die Vereinigten Staaten ringen jegt mit einer unprovocirten und frevel: 
haften Revolution, welche nad) Zerftörung biefer Republik trachtet, um eine 
neue Macht aufzubauen, beren Edftein dem Gingeftändnijje ihrer Führer ge: 
mäß bie Sclaverei bilden foll; zur Unterdbrüdung ber Rebellion und um ba: 
durch bie Republik zu retten und die Errichtung einer ſolchen Macht zu ver: 
inbern, verwendet die Nationalregierung jegt ihre Heere und Flotten in bem 

ftien Glauben, baf an biefer Anjtrengung alle Blane von Verſchwörern und 
Rebellen jcheitern werben. Während fie in dieſem Kampfe begriffen find, von 
welchem jo viel abhängt, ift jeder Vorſchlag einer fremden Macht, in welcher 
Geftalt er auch immer auftreten mag, ber zum Amed bat, biefen Anitren: 
gungen Einhalt zu thun, genau im Verhältnijfe zu feinem Einfluffe eine Er: 
mutbigung der Nebellen und ihrer unverhohlenen Anjprüce, und baber ge: 
eignet, den Kampf zu verlängern und zu verkıttern, erhöhte Opfer an Gut 
und Blut zu bewirken und ben beißerfehnten Tag bes Friedens zu verzögern. 
In biefer Weberzeugung, unb nicht daran zweifelnd, baß ein jeder folder, ob: 
glei in guter Abficht gemachter Vorſchlag die National: $ntereffen beeinträd: 
tigt, wird ſich der Congreß genöthigt ſehen, jeben in ber gleichen Richtung 
gemachten weiteren Berfuch als einen unfreundlicden Schritt zu betrachten, 
gegen ben er eruftlih Einfprache erhebt, damit nichts im Auslande vorfallen 
möge, was bie Mebellion Fräftigt ober jene Beziehungen bes Wohlwollens 
egen frenıbe Mächte, welche bie Vereinigten Staaten mit Freuben begen, 
—* — kann. 

„Der Rebellion ward von Anfang an, ja ſelbſt ſchon zur Zeit der ihrem 
Ausbruch vorhergehenden Verſchwörung, durch die Hoffnung auf ben Beiſtand 
fremder Mächte Vorſchub geleitet; ihre Führer prablten häufig bamtit, bie 
Völker feien jo abhängig von ber regelmäßigen Zufuhr bes großen Haupt: 
erzeugnifjes des Südens, daß ihre Regierungen fi früher ober fpäter ge 
nöthigt ſehen würben, in irgend einer nachbrüdlichen Weile auf Seite bes 
Südens zu treten, unb daß fie fogar bis zur fremben Intervention geben 
würden, wenn fie mit einer milberen Form nicht bucchbrängen; die Rebellion 
wirb jegt durch dieſe Hoffnung aufrecht erhalten, welche jeber Borfchlag frem⸗ 
ber Einmijhung neu belebt, unb ohne dieſe belebende Unterſtützung wiürbe 
fie bald ber gereiften unb väterlichen Autorität ber Nationalregierung weichen 
müſſen. In Erwägung biefer Dinge, welche durch die Beweggründe bes fo 
ermutbigten Wiberftanbes noch verſchlimmert werben, bebauern die Vereinigten 
Staaten, daß auswärtige Mächte ben Häuptern ber Rebellion nicht freimütbig 
erflärt haben, das Werk, an welden fie begriffen feien, fei bafjenswürbig, 
und eine neue Regierung, wie bie, welche fie zu gründen fuchten, mit ber 
Sclaverei als ihrem offen eingeftandenen Eckſtein und zu feinem anderen 
ausgeiprochenen Zwede ber bejonberen Griftenz, jei jo empörend für bie Gi- 
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riliſation und das fittlie Gefühl ber Menichheit, daß fie in ber Geſellſchaft 
ber Rationen fein Willtommen und feine Anerfennung erwarten bürfe, 

„Im Vertrauen auf bie Gerechtigkeit ihrer Sache, welche zugleich allers 
wärts unter den Deenfchen die Urſache guter ‚Regierung und menſchlicher 
ehe if, in dem Wunſche nach baldiger Wieberherftellung bes Friedens, 

Rube im Innern fichert und jeden Anlaß zur Klage von Seiten bes 
—* hinwegraumt, und in ber wohlbegründeten vertrauensvollen Cr: 
wartung der ſchließlichen Unterdrückung der Rebellion, wodurch alle dieſe aus 
gegenwaͤrtiger Gefahr geretteten Dinge auf immer geſichert ſein werden und 
die über ihre Feinde triumphirende eine und untheilbare Republik ale ein 
Veiſpiel für die Menſchheit ſtehen bleiben wird, zeigen bie Vereinigten Staaten 
hiermit ihren unabänberlichen Entihluß an, den Krieg fo lange nach den 
Grundſaͤtzen chriſtlicher Staaten fortzuſetzen, bis die Rebellion beſiegt iſt, und 
ruſen für ihre Sache in Ehrfurcht ben Segen des allmächtigen Gottes an.“ 


. 


4 April, General Grant bat mit feinen Truppen Stellung genommen, 
um Vicksburg (Miffiffippi) entſcheidend anzugreifen. 

19. „ Beginn der Belagerung von Eharlefton (Sübcarolina). Fin 
Angriff ber unioniftifhen Banzerjchiffe wirb von den Südbündiſchen 
abgeſchlagen. 

6, „ Die Unionsflotte unter Admiral Porter paffirt glücklich Vicks⸗ 
burg. Das Gros ber Belagerungsarmee wird nad bem Süben 
der Stadt transferirt. 

N.28., Die Potomacarmee unter Hooker überfchreitet den Rappahannok. 


26. Mai. Zweite Schlacht bei Frederiksburg (Chancellorsnille). Hoofer 
wird gefchlagen und geht über den Rappahannok zurüd. Tod bes 
Sübbundsgenerals Yadfon. 

1. „ Eine Depeſche Sewards lehnt den Antrag Frankreichs, bie 
diplomatifche Intervention bei Rußland zu Gunften Polens zu unter: 


fügen, ab. 

16,17. „ Der Bundesgeneral Grant fchlägt den Südbundsgeneral 
Bemberton bei Balerscreet und bei Blak River Bridge und wendet 
fh zur Belagerung von Bicksburg. 

8. „ General Grant beginnt Bicksburg einzuſchließen. 

N „ Admiral Porter eröffnet bie Beſchießung Vicksburgs von ber 


Sinpfeite 
„in N Bergebtiäe Verſuche, die Erdforts von Vicksburg zu erſtürmen. 

Depeſche Sewards an General Banks über die Haltung der 
Bundesregierung gegenüber Merico: 

„Bir [fieben mit ber Republif Merico auf freundſchaftlichem Fuße und 
in bipfomatifchen Beziehungen. Wir betrachten jenes Land als ben Schauplag 
eined mit Yürgerfrieg ve egten Kampfes — einen ausländiſchen Feind. 
An dieſem Conflict nehmen wir keinen Theil; im Gegentheil, wir befleißigen 
7 abſoluter Nichtintervention und Nichteinmifchung. Ihre Aufgabe ift es, 

eur des Grenzdepartements barüber zu wachen, daß aus dem 
—* der Vereinigten Staaten weder der einen noch der andern ber frieg: 
—— Parteien irgend eine Unterſtützung geleiſtet werde. Wenn unſere 
Confuln auf merikaniſchem Boden ſich in prekärer Lage glauben, fo mögen 

fe ſicber das Land verlaſſen, als ben Schuß unſerer Wa anrufen. . 
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25. Mai. Neuer vergeblicher Sturm auf Vicksburg. General Grant beginnt 
eine regelmäßige Belagerung. 

27., Vergeblicher Sturm des Bunbesgenerald Banks auf Port 
Hubfon. (Miffiffippi.) 

29. „ Die Armee des Südbundes unter General Lee fängt an über 
ben Rappahannok zu geben. 


13. Juni. Die Botomacarmee unter General Hooker beginnt ben Rückzug, 
um fih dem Einfall Lees in Maryland und Pennſylvanien entgegen 
zu feben. 


14. „ Wincheſter und Martinsburg werben von ben Unionstruppen 
ben Conföberirten Preis gegeben, fo daß ber Armee Lee's ber Meg 
über Williamsport nad) Maryland und Pennfylvanien offen fteht. 

19. „ Nee fteht mit feiner ganzen Armee in Maryland. 


28. „ General Hooler wirb im Oberbefehl über bie Potomacarmee 
burd General Meade erfebt. 


— Juli. Beginn der Confeription im Gebiete der Nordftanten. 

1.—3. Juli. Schlacht bei Gettysburg (Pennſylvanien.) Niederlage ber 
Südbundsarmee unter Tee, der fi jedoch in aller Ordnung nadı 
Birginien zurüdzuziehen beginnt. 


4 „ Vicksburg (Miffiffippi) ergibt fih den Unionstruppen unter 
General Orant. 
9, „ Bort Hudfon (Miffiffippi) ergibt fich den Unionstruppen unter 


Lee. Der ganze Lauf des Mijfiffippi ift damit in der Gewalt ber 
Norbftaaten, 

— , Eine Proclamation des Präfldenten des Suüdbunds Jefferſon 
Davis ruft alle Männer von 18 bis AO Jahren unter bie Waffen. 

15.—17. „ Pöbelunruhen in Newyork gegen die Eonfeription. Dieſelbe 
kann nicht durchgeführt werben. 

30. „  Proclamation Lineoln zum Schub der Negerfolbaten ber Union 
gegen die Barbareien der Sübbündifchen: 

„Es iſt die Pflicht jeber Negierung, ihre Bürger zu beifügen, ohne 
Unterfchieb der Claſſe, Hautfarbe oder Lage, unb namentlich diejenigen, welche 
ordnungsmäßig als Soldaten im öffentlichen Dienfte organifirt find. Das 
Völferrecht und bie Gebräuche und Sitten bes Krieges, wie er von civilifirten 
Mächten geführt wirb, geftatten keinen Unterſchied binfichtlih ber Hautfarbe 
in der Behandlung von Kriegsgefangenen als Öffentliche Feinde. Wenn eine 
gefangene Perſon wegen ihrer Hautfarbe und ohne daß fie fid gegen bie 
Kriegsgefepe vergangen bat, verkauft oder zum Sclaven gemadt wird, fo ilt 
bies ein Rüdfall in bie Barbarei und ein Verbrechen gegen bie Givilifation 
bes Jahrhunderts. Tie Regierung ber Vereinigten Staaten wirb allen ihren 
Soldaten benjelben Schuß verleihen, unb wenn ber Feind irgenb einen wegen 
ber Hauptfarbe verfauft oder zum Sclaven macht, jo fol biejes Verbrechen 
durch Repreffalien an ben ‚in unjeren Hänben befindlichen feinblihen Gefan⸗ 
genen beſtraft werben. Es wirb beshalb verfügt, daß für jeden Soldaten ber 
Bereinigten Staaten, welcher den Kriegsgeſetzen zuwider getöbet wirb, ein 
Rebellen-Solbat Bingerichtet werben fol, und für jeben Golbaten ber Ber: 
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einigten Staaten, ber vom Feinde zum Sclaven gemacht ober in bie Sclaverei 
verfauft wird, ein RebellensSoldat zu harter Arbeit an ben Bffentlichen 
Berten fo Iange angehalten werben foll, bis ber andere freigelaffen wirb unb 
bie einem Kriegsgefangenen jchulbige Behandlung erfährt.“ 


19, Yug. Wiederaufnahme ber Eonfcription in Newyork unter dem Schuß 
einer binreihenden Milttärmacht. 

4. „ Der Bundesgeneral Rofentrans langt mit feiner Armee vor 
Chatanooga (Teneffee) an und beginnt noch am gleichen Tage bie 
Beſchießung ber Stubt. 

2, „ Blutbad zu Lawrence in Kanſas. 

4 „ Fortgang ber Belagerung von Charlefton: Fort Eumter if 
nah fiebentägigem Bombarbement ber Unionstruppen vollitändig 
jerftört. 

— ,  Diplomatifche Eorrefpondenz zwifchen ber Bundesregierung und 
bem engl. Sabinete bezüglich der in England für bie Regierung bes 
Sübbundes in Ausrüftung begriffenen Laird'ſchen Panzerſchiffe. 
Seward erflärt enblih auf's beitimmtefte: „Wenn bie Lairb’fchen 
Panzerſchiffe auslaufen, fo ift bie Yortbauer des Friedens zwilchen 
den Vereinigten Staaten und England eine Unmöglichkeit.“ Lord 
Ruffel verzichtet nunmehr auf feine bisherige Ausrede, daß ber 
Regierung Feine Rechtsbefugnig zu abminiftrativem Einſchreiten 
zuftehe und zeigt dem norbamerifanifhen Geſandten an, baß bie 
englifche Regierung die erforberlihen Befehle ertheilt habe, um das 
Auslaufen der Panzerfchiffe zu verhindern. 


— Sept. Von Neworleans aus geht eine dreifache Erpedition von Bun⸗ 
deötruppen nach Texas. 

6. „ Fortgang der Belagerung von Charleſton: Morris⸗Jsland mit 
den Forts Wagner und Gregg werben von ben Gonföberirten geräumt. 

 „ Chattanooga wird von ben Conföberirten geräumt und von 
den Truppen bes Generald Rofentrank befebt. 

1920. „ Zmweitägige Schlacht am Chickamauga (Teneffee) zwifchen bem 
Bundesgeneral Roſenkranz und dem Südbundsgeneral Bragg. 
Roſenkrantz unterliegt und muß fi auf Chattanooga zurüdziehen. 


1. De, Der Agent bes Sübbunds in London, Mafon, verläßt England. 

>» „Die Armee des Sübdbundes in Teneffee unter General Bragg 
beginnt Chattanooga zu belagern. 

& , Die Armee des Südbunds unter Lee geht über den Rapidan 
vor, verfucht aber umfonft der Potomacarmee in den Rüden zu 
lemmen. General Lee kehrt in feine alte Stellung zurück. 

71 ,  Bräfident Lincoln ruft neuerdings 300,000 Freiwillige unter 
die Waffen. 

9. „General Rofenkrang wird als Befehlehaber in Teneffee abbe⸗ 
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rufen und General Grant mit ben Oberbefehl über alle Bunde: 
truppen bafelbft betraut. 

23. Oct. Eine Depefhe Sewards an den nordamerikaniſchen Gefandten 
in Baris Dayton erflärt, daß die Errichtung einer frembländijchen 
und monardifchen Regierung in Merico ſich weber leicht, nod für 
die Vereinigten Staaten wünfchenswerth eriweifen werde, wovon bie 
franz. Regierung ſchon in Kenntniß gefeßt worden fei. Doc hege 
bie Regierung zu Wafhington nicht ım geringften die Abſicht, der 
freien Selbftbeftimmung bes merikanifchen Volkes zu nahe zu treten, 
oder es irgendwie in ber Einfegung und Durchführung einer freis 
gewählten Regierungsform zu behindern. Uebrigens habe der Krieg 
in Merico nod nicht den Sturz ber inländifhen Regierung zur 
Folge gehabt, und die Regierung der Vereinigten Staaten fei nit 
gewillt, eine Regierung anzuerkennen, beren Eriftenz noch von dem 
Wechſel des Kriegsglüdes abhängig fei. 


2,Nov. Der Bundesgeneral Banks landet an der Barre bed Rio 
grande (Teras) und ſchlägt fein Hauptquartier in Bromnsville auf. 

16. „ Ber Südbundsgeneral Longſtreet zwingt nach viertägigem Kampfe 
bie Unionsarmee unter Burnfide zum Rüdzuge nad Knorville (Te: 
nefjee), das von ben Eonföberirten umzingelt wird. 

23.—25.Nov. Schlacht bei Chattanvoga. Sieg der Bundesarmee unter 
General Grant über die Sübbundsarmee unter Bragg. Diefer 
‚räumt 2oofoutmountain und Mifftionaryridge (Teneffee). 

26.Nov, Die Potomacarmee unter General Meade gebt über ben Ra: 
pidan vor. 

29. „ Longſtreet gibt die Belagerung von Knorville auf. 

30. „ Die Bunbestruppen befeten das Fort Efperanza (Teras) am 
Eingange der Matagorbabay und find damit Herrn von Mittel: 
und Weſttexas, ſowie aller bebeutenderen Punkte an der Oſtküſte, 
Galveſton ausgenommen, 


2. Dec. Die Potomacarmee unter Gen. Meade geht wieder über den 
Rapidan zurüd und bezieht Winterquartiere. 


10. „ Eröffnung bes Eongrefjes in Washington. Botfchaft des Präfiden: 
ten Lincoln. Ä 
Der Präfident conftatirt, daß bie Regierung ber Vereinigten Staaten zu 
allen auswärtigen Mächten in frieblihen und freundſchaftlichen Beziehungen 
ſtehe; daß die Krifis, melde bie Freunde der Union zu entzweien gebroht 
babe, vorüber ſei; daß bie Nebellion in bie engfte Umgrenzung zufammen: 
ebrängt worden; und erklärt ferner, daß er mit größter Entfchiebenheit am 
Feiner Emancipationspolitif fefthaften werbe. Weber bie Blofabefrage beißt es 
in der Botjchaft, nachdem bes Ginfchreitens ber britifhen Regierung gegen 
das Auslaufen neuer, ben Vereinigten Staaten feinblicher Erpebitionen aud 
britifhen Häfen unb ber in ähnlicher Weife von Seite Frankreichs bethätigten 
Neutralität gedacht worden: „Blokadefragen find mit dem Geifte ber Shen 
beit, Gereätigteit und bes gegenfeitigen Wohlwollens beſprochen und zum 
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Yustenge gebracht worben. Unfere Prifengerichte haben ſich durch ihr unpar⸗ 
teiiſches Berfahren die Achtung unb das Vertrauen ber Seemädte erworben.” 

In der bie Botfchaft begleitenden Proclamation bietet ber Präfibent 
allen Bewohnern ber rebelifhen Staaten — mit Ausnahme ber höheren 
Officiere (vom Oberft erclufive aufwärts) und berienigen Perſonen, welche in 
bem Minifterium ber conföberirten Regierung ein Amt befleibet ober welche 
früßer ein richterliches Anst innegebabt Buben oder aus bem Tiienfle ber Ber: 
einigten Staaten ausgetreten und zu den Rebellen übergegangen find, und 
ferner berjenigen, welche farbige Soldaten anders benn als Kriegsgefangene 
behandelt haben — volle Amneftie unter ber Bedingung an, baß fie ben Vers 
einigten Staaten Treue ſchwören unb bie Beobachtung der vom Congreſſe er: 
laſſenen Gefeße und ber Proclamationen bes Trräjibenten geloben. Außer ber 
Amneftie wird gleichfalls bie Wiebereinfekung in fämmtlicdes Beſitzthum 
(Sclaven ausgenommen) zugefagt. Wenn ferner in einem ber abgefallenen 
Staaten von Bürgern, beren Anzahl wenigſtens gleich einem Zehntel ber bei 
ber Praͤſidentenwahl bes Jahres 1360 in bem betreffenden Staate abgegebenen 
Stimmen ift, eine Localregierung errichtet wird, fo foll biefer Staat aud 
ohne ben vorgefchriebenen Eid in bie Union wieder aufgenommen werben 
fiımen. Ter Präfibent erklärt ben in ber Proclamation vorgeſchlagenen 
Mobus für ben beiten, ben bie Erecutive anzugeben wiffe, bie Annahme ans 
berer Borfchläge ſei dadurch jeboch keineswegs ausgefchlofien. 

Der Candidat ber republifanifhen Partei, Colfar, wirb vom Res 
präfentantenbans zum Spreder gewählt. 

10. Dee. Eröffnung des Congreſſes in Richmond. Botſchaft bes Präſi⸗ 
benten Aefferfon Davis. Der Bericht bes Finanzminiſters Mem⸗ 
minger enthüllt rũckhaltslos die verzweifelte Finanzlage bes Sudbundes. 

1f., Der Eongreß verwirft mit 98 gegen 59 Stimmen ben Antrag 
Ternando Woods und ber demokratiſchen Partei, daß ber Präftbent 
erfudt werde, Commiſſäre zu ernennen, die „mit ben Behörden in 
Richmond“ über Beendigung „diefes blutigen, verheerenden unb uns 
menſchlichen Krieges" in Unterhanblungen treten follten. Ebenſo 
verwirft berfelbe mit 82 gegen 74 Stimmen ben Antrag berfelben 
Partei, ben Grundſatz auszufprechen, daß der Krieg nicht aus Er: 
oberungs⸗ und Unterfohungszweden weiter geführt werben bürfe, 
daß vielmehr nad) Bezwingung bes Aufftandes die rebelliſchen Staas 
ten unbefchabet ihrer alten Rechte wieder in bie Union aufge: 
xommen werben follten. Dagegen wird mit 93 gegen 64 Stimmen 
zu erflären befchloflen, daß ber Congreß bie energifääfte unb rüds 
fichtsloſeſte Fortſetzung bes Krieges bis zur unbebingten Wieberhers 
ſtellung ber Bundesautorität üher das gefammte Nationalgebiet 
begehre; daß er jeben Maffenftilftunds:, Friedens⸗ ober Vermitt⸗ 
lungs⸗Vorſchlag, folange noch ein Rebell in Waffen gegen ben Bunb 
ftehe, verwerfe und daß er, alle früberen Barteibezeichnungen außer 
Acht laſſend, während bes Krieges nur zwei Parteien anerkenne: 
Patrioten und Berräther. Eine fernere Refolution erflärt es für 
bie Pflicht des Congreſſes, der Regierung alle zur Unterbrüdung 
ber Rebellen erforberlichen Mittel an Mannfchaften und Gelb zur 


Serfügung zu fielen. 





2. Mexico. 


15. Jan. Proclamationen Forey's an bie Mericaner. 
17. „ Proclamation Forey's an bie franzöflfhe Erpebitionsarmee. 


23. Fehr. General Forey bricht von Orizaba auf. 
28. „ Franzöſiſcher Kriegsrath in Guecholac; Beſchluß, daß alle fran 
zöfiſchen Streitkräfte fi am 8. März in Bewegung feben follen. 


16. März. Die frangöfifche Armee nimmt Stellung vor Puebla und be 
ginnt bie Belagerung ber Stabt, 
17. „ Ein ägyptifhes Negerbataillon wirb durch Uebereinkunft zwiſchen 
ber franzöfifhen Regierung und bem Picelönig von Aegypten ale 
Befabung nad) Veracruz gelegt. 


8. Mai. General Commonfort wird bei dem Verſuch, Puebla mit Le: 
bensmitteln zu verfehen, bei San Lorenzo von ben Franzoſen 
geichlagen. 

16. „ General Torey ftellt das enblih aus Frankreich erhaltene Bela 
gerungsgefhüß vor Puebla auf. 

17. „ Die Franzofen vor Puebla fhießen Breſche. Die Stadt ergibt fid. 

19, „ General Forey hält feinen Einzug in Puebla. Eine Divifion 
ber Tranzofen bricht fofort gegen Merico auf. 

21. „  Sonfiscationsbecret Forey's und Bortrag Bubins darüber. Die 
franz. Regierung verweigert bemfelben ihre Genehmigung. 

27. „ General Ortega und mehrere arndere mericanifhe Oberoffiziere 
entweichen auf dem Transport nach Deracruz aus ber franzöfifchen 
Kriegsgefangenſchaft. 

29, „ Der Präfident Juarez verkündet durch Decret bie Räumung 
Mexico's und bie Berlegung bes Regierungsſitzes nah San Luis 
Potoſi. 

.Juuarez verläßt Mexico mit ben Miniſtern, ben Truppen und 
feinen Anhängern. Der Gemeinderat übernimmt bie Bügel ber 
Regierung, übergibt bie Bewachung ber Stabt ben fremden Con: 
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fuln und beren Angehörigen und knüpft durch biefelben Unterhanb⸗ 


lungen mit den Franzoſen au. 


2. Juni. Pronunciamento in Mexiko. General Salas wird zum Civil⸗ 
und Militärchef der Stadt ernannt. 

7., General Bazaine zieht mit ber Vorhut der franzofiſchen Armee 
in Merico ein. 

9., Präfident Juarez langt in San Luis Potoſi an und erläßt ein 
Manifeſt zu fortgefekter Bekämpfung ber fremden Invaſion an bie 
Nation. 

0. , General Foren Hält mit dem franz. Gefanbten Dubois de Gas 
ligny und dem General Almonte feinen Einzug in Merico an ber 
Epite von ca. 15,000 Mann. 

1, „ Gen. Forey ſetzt einen neuen Gemeinberath der Stabt Merico ein. 

16. ,„ General Foren ſetzt eine Junta superior del gobierno aus 
35 Mitgliedern beftehenb ein, ernennt die Mitglieder desſelben und 
decrefirt bie Ginberufung einer Notabelnverfanmlung zur Entſchei⸗ 
dung über die Regierungsform. 

2, , Die von Gen. Foren eingefeßte Oberjunta ernennt bie neue 
Regierung: General Almonte, Erzbifchof Labaftida und General 
Salas. 


Duni 


Juli. General Forey ernennt 215 Mitglieder ber Notabelnvers 
ſammlung. 

8., Feierliche Eröffnung der Notabelnverſammlung. 

10, , Die Commiſſion der Notabelnverſammlung trägt auf Einführung 
einer gemäßigten erblihen Monarchie an. 

1, , Die Notabelnverfammlung befhließt die Einführung einer abſo⸗ 
Iuten erblicden Monarchie und procamirt ben Erzherzog Maximi⸗ 
milian von Defterreih zum Kaifer von Mericc. Im alle ber 
Weigerung deſſelben, die Krone anzunehmen, fol ber Kaifer ber 
Sranzofen erfucht werben, den Mann zu nennen, ber am meiften 
fein Vertrauen genieße, bamit biefer den Thron von Mexico be: 
feige. Bon ben 215 berufenen NRotabeln find 30 nicht erfdienen; 
von ben erfchienenen fprict fi nur einer gegen bie Einführung 
der Monarchie aus. 

„„Die Notabelnverfammlung beftätigt das Triumpirat Almonte, 
Labaſtida und Salas. 

2, „ Der permanente Ausſchuß des Gongreffes der Republit Merico 
erläßt ein Manifelt an bie Nation für fortgefehten Wiberftand 
gegen bie frembe Invaſion. 


1. Oct. Marſchall Forey gibt feine Vollmachten an General Bazaine 
ab und kehrt nach Europa zuräd, 
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3. Oct. Erzherzog Mar empfängt bie mexicaniſche Deputation, bie ihm 
bie mericanifche Kaiferkrone anträgt. Antwort bes Erzherzogs: 


„... Iſt auch die Aufgabe, Merico's Unabhängigkeit und Wohl unter 
bem Schuß bauenbafter und freier Einrichtungen zu fihern, eine überaus edle, 
fo muß ih doch, in vollem inverftänbniffe mit Sr. Maj. dem Kaiſer ber 
Franzoſen, beffen ruhmreiche Snitiative bie Regeneration Ihres fhönen Vater: 
Iandes möglich macht, erfennen, baß bie Monarchie nicht auf Tegitimer und 
fefter Grundlage wieberbergeftellt werben Tann, ohne baß bie ganze Nation in 
freier Kundgebung ihres Willens ben Wunſch der Hauptſtadt beftätigt hätte. 
Bon dem Ergebniß der Abjtimmung ber Gejammtheit bes Landes muB ich 
baber vorerft bie Annahme bes mir angebotenen Throns abhängig machen. 
Andererſeits gebietet mir aber auch das Verftänbniß ber gebeiligten Pflichten 
eines Herrichers für das wieberaufzurichtenbe Kaiferreih jene Garantien zu 
fordern, welche unerläßlich find, um es vor ben feine Integrität und Selbfl- 
ftändigfeit bebrohenden Gefahren zu fihern. Sind bie Bürgſchaften einer feft- 
begründeten Zufunft erlangt, und wenbet ſich bie allgemeine Wahl bes edlen 
mericanifhen Volks mir zu, fo wäre ich bereit, geftüßt auf bie Zuſtimmung 
meines erlauchten Familienhaupts, und vertrauenb auf ben Schuß bed AU- 
mächtigen, bie Krone anzunehmen. Für ben all, baß bie Vorſehung mich 
zu ber hoben änififatorifihen Miffton, bie mit dieſer Krone verbunden wäre, 
‚beruft, muß ich Ihnen, meine Herren, ſchon jetzt meinen feften Entſchluß er: 
flären, bem heilbringenben Beifpiele meines Taiferlihen Bruders folgend, burch 
eine conjtitutionelle Regierung bem Lande bie Bahnen eines auf Orbnung 
und Gefittung bafirten Fortſchritts zu eröffnen, und fobalb bas weite Reich 
vollftänbig pacificirt wäre, ben Yunbamentalpact mit ber Nation durch meinen 
Eid zu befiegeln. Nur auf biefem Wege Fönnte eine neue und wahrhaft na= 
tionale Politik ins Leben gerufen werben, in welcher alle Parteien, ihres alten 
Grolles vergeffenb, mithelfen würben, Mexico zu jenem bervorfagenden Rang 
unter den Völkern zu erheben, ber ihm unter einer Regierung beftimmt fcheint, 
welder als oberfter Grundſatz gälte, Billigkeit im Recht walten zu Laien...“ 


7. „ Eine von General Bazaine organifirte Erpebition bricht gegen 
San Luis Potofi auf. 


4. Nov. Schreiben des Erzherzogs Marimilien an General Almonte: 
„Seien Sie verfichert, mein Iieber General, daß ich in keiner Weife un: 
Ihlüffig bin. Mein Entſchluß fteht feft, und ift feit meiner Rebe v. 3. Okt. 
vor Merico und ber ganzen Welt laut ausgeiprochen worben. Ich erwarte, 
um bie Zügel der Regierung zu ergreifen, nur noch ben Vollzug ber Be- 
dingungen, bie mir nicht alleinbdie eigene Würbe, fonbern vornehmlich auch Das 
Intereſſe Ihres Baterlandes zu ftellen gebot. Ich habe Ahnen bereits in 
meinem Briefe vom 9. Oct. biefe Zuficderungen ertheilt und erneuere fie hier 
mit Vergnügen. Sie können von meinem Schreiben ben Gebrauh machen, 
ber Ihnen zur Berfireuung etwaiger in Merico noch beftehenben Zweifel ge⸗ 
eignet erſcheint.“ 
12. „ Gen. Commonfort wird zwifhen San Luis und Ealaya von 
mericanifhen Barteigängern überfallen und niebergemebelt. 
20. „ Letzte Sihung bes mericanifhen Eongrefies in San Luis Potofi. 
Es find nur 58 Mitglieder anwefend. 


— „ Conflict zwifchen ben franz. Autoritäten, dem Erzbiſchof Labaftiba 
und ber clericalen Partei. Der Erzbiſchof nimmt Teinen Antbeil 
sehr an ber Regentſchaft. 
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17. Dec. Präfident Juarez verläßt San Luis Potoſi und gebt nach Mon⸗ 
terey, der Hauptſtadt des Staates Nueva Leon. 

U. „ General Mejia zieht ohne Schwertftreih in San Luis Potofi ein. 

%. Dee. Der Erzbiſchof Labaſtida von Merico proteftirt gegen bie Aufs 
techthaltung bed Verkaufs ber Kirchengüter durch bie neue Res 
gierung. 

29. , Der neue frangöfifhe Gefandte Montbolon trifft in Veracruz 
ein; ber bisherige, Saligny, fhifft fi zu gleicher Zeit wieber nach 
Frankreich ein. 

3. , Der Erzbifhof Labaſtida ernenert feinen Proteft gegen bie Aufs 
rechthaltung des Verkaufs ber Kirchengüter unter Beifügung ber 
Ercommunication. Der oberfte Gerichtéhof erklärt fi deßhalb 
für incompetent in biesfälligen Rechtsfragen und weigert fi, den 
Verfügungen ber Regentfchaft Folge zu geben. 





Ergänzungen. 


Deutſchland. 30. Sept. Cine Berfammlung beutfcher Proteftanten beſchließt bie 
Bildung eines beutfhen Proteftantenvereins unb bie regelmäßige 
alljährliche Berufung von Broteftantentagen: 

Statuten bes Vereins: F 1. Auf dem Grunde bes evangelijchen 
Chriſtenthums bildet ſich unter benjenigen deutſchen Proteitanten, welche eine 
Erneuerung ber evangelifchsproteftantijchen Kirche im Geiſte enangelifcher Frei⸗ 
—* und im Einklang mit der geſammten Culturentwicklung unferer Zeit an: 

eben, ein beuticher Protejtantenverein. Derjelbe fett fi namentlih zum 
Amel: 1) Den Ausbau der beutichen evangelifchen Kirchen auf ben Grunb: 
lagen bes Gemeindeprincips und die Anbahnung einer organifchen Verbindung 
ber einzelnen Lanbesfirhen auf biefen Grundlagen. 2) Die Wahrung ber 
Rechte, Ehre, Freiheit und Selbftändigfeit des deutſchen Proteftantismus und 
bie Befämpfung alles unproteftantifchen, hierarchiſchen Weſens innerhalb der 
einzelnen Lanbesfirhen. 3) Die Erhaltung und Föorderung chriftlicher Tul: 
bung unb Achtung zwifchen ben verfchiedenen Eonfeffionen und ihren Mitglie⸗ 
bern. 4) Die Anregung unb Förderung aller berfenigen chriſtlichen Unter: 
nehmungen unb Werte, welche die fittliche Kraft und Wohlfahrt unferes Volks 
bedingen. F 2. Es bleibt der Selbitbeitimmung ber Proteftanten in ben 
einzelnen beutfchen Ländern, Provinzen, Bezirken und Städten überlafien, 
befonbere Vereine zu bilben, welche binmwieber mit dem Geſammtverein als 
Zweigvereine in Verbindung treten. Zur Mitgliedſchaft ift berechtigt jeber 
Deutiche, der ſich zur proteftantifchen Kirche befennt, und fich zur Mitwirkung 
ber Vereinszwecke in bie Liſte einzeichnen läßt.“ 

Ein Antrag, unter den Zwecken des Vereins „die freie Fortentwicklung 
der Lehre“ voranzuſtellen, wird von der Verſammlung verworfen und ein 
Antrag ſtatt „Erneuerung ber evang.⸗proteſt. Kirche“ zu ſagen „Erneuerung 
ber Verfaſſung ber evang.⸗proteſt. Kirche“ zurückgezogen, nachdem ber Bericht: 
erflatter e8 als die beftimmte Abſicht bes vorgeichlagenen Entwurfs ausge: 
Iprochen hatte, jede Einwirkung auf die Lehre der Kirche fern zu halten. 


England, 3. Sept. ine Depeiche des engl. Gefandten in Kopenhagen, Sir X. Ba: 
get berichtet Lord Ruffel, er babe fowohl von Hrn. Hall als von bem fchwes 
diſchen Geſandten Graf Hamilton erfahren, daß bie däniſche Regierung feine 
fchriftlihe Zufage Schwedens befite, im Falle von Tyeindfeligfeiten auf dem 
Bunbesgebiete ben Dänen zu Hilfe zu fommen. Graf Manderfttöm babe 
ein folches Verſprechen auch mündlich nicht geben können, vielmehr gerathen, 
einer Bunbeserecution feinen Wiberftanb entgegen zu ſetzen; bie Großmächte 
würden Deutihland ja doch nidht erlauben, Holitein permanent bejept zu 
alten und fo Dänemark gewiffermaßen durch Ausbungerung zum Nachgeben 
zu zwingen, auch würben fie von Deutſchland eine beutliche Definition ber 
Occupatlons zwecke verlangen. 
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10. Sept. Eine Dep. bes engl. Sefanbien in Wien Lorb Bioamfielb 5 Lord 


it, 


Ruſſel, Fa Rechber hätte ihm erflärt, ex babe fich nicht ohne olg be: 
mäht, ben Wortlaut ber Bundesbeidlupfaffung zu milbern, aber bie Bunbes: 
eek zu ändern, das fei für Oefterreih und Preußen eine — 
—** habe veriptochen, ben Herzogthümern feine Geſetze zu octroyiren 
unb wie habe es dieſes Verſprechen gehalten ? 

„ Eine Depeiche Ruſſels an ben britiichen Mepräfentanten in Paris fdhilbert 
bie Gefahr der Lage und ftellt folgenbe feiner Meinung nah unumftößlidhe 


vir Säge au 

» —E iſt Deutſchland eine N kr ar Erkla⸗ 
rung über bie VBebeutung ber Ordonnanz vom 30. bie Geſetze 
und namentlich für bie finanzielle Stellung ber ne Holflein und 


Lauenburg ſchuldig. 2) Deutſchland kann gerechter fe feine Bundes⸗ 
arhulion anorbnen, um bie Einführung einer —— Schleswig, Holſtein 

und Lauenburg emeinſamen Verfaſſung zu fordern oder zu verhindern. 
3) Die Angelegenheiten Schleswigs können zwiſchen Deutſchland und Däne⸗ 
mark nur als eine internationale Angelegenheit behandelt werben. 4) Ale 
eine Sache von internationaler Bebeutung ift zu wünicden, daß Deutſchland 
mit Genauigkeit angebe, welche Rechte es für bie beutfchen Einwohner Schleswige 
in Anſpruch nimmt, und in welcher Weile Dänemark die zu Gunften ber Deutichen 
übernommenen Berbinblichkeiten nach ber Meinung bes beutichen Bundestags ver: 
legt bat... . Wenn bie Regierung bes Kaifere ber Franzoſen ber Meinung ift, daß 
ein britifches und franzöjifhes Anerbieten guter Dienfte irgend 
een Nutzen veripricht, jo wäre J. Maj. Regierung u einer ſolchen Politik 
bereit. Sollte jedoch bie franzöſiſche Regierung einen ſolchen Schritt für 
wahrſcheinlich fruchtlos halten, jo Tönnten bie zwei Mächte ben Regierungen 
von Oeſterreich und Preußen und bem beutichen Bunbe bie Erinnerung zu: 
rufen, baß irgend ein von ihnen unternommener Schritt, ber bie Integrität 
und Unabhängigfeit Dänemarks ſchwächen kann, bem Bertrage vom 8. Mai 
1852 zumwiberlaufen würbe.“ 


8. „ Ter engl. Vertreter in Paris melbet Ruſſel, baß bie franz. Regierung 


10. Te, Eine 


2, 


ſeinen Vorſchlag vom 16. Sept. ablehne. Hr. Droupn be Lhuys billige zwar 
alle vier Punkte Lorb Ruffels, aber er fage, baß er von einem förmlichen 
Schritt fi Teinen Bortheil verfprehe. Das Anerbieten guter Dienſte wäre 
nuplos. Der zweite vorgefhlagene Schritt (die Mahnung an ben Vertrag 
von 1852) wäre großentheild der von England und Frankreich in ber pol: 
niſchen Frage befolgten Politif analog. Er habe feine Luft (under geſtand 
often, daß er es bem Kaifer jagen werde), Frankreich in diefelbe Stel: 
lung gegenüber Deutjhland wie gegenüber Rußlanb zu brin: 
gen... Wollte man an die beutichen Mächte eine jolde Mahnung wie an 
Rußland Tichten, fo müßte man bereit fein, weiter zu geben unb 
eine Hanblungsweije zu ergreifen, die ber Würde zweier 
Gropßmäcdhte angemeſſener wäre x. Schließlich habe der franzöfiiche 
Rinifter oe daß Frankreich ſich völlig freie Hand laſſen wolle. 
engl. Geſandten in Wien Lorb Bloomfield zeigt dem 
Grafen Rufe an, a raf Rechberg ihn über ae ee ber Bundes: 
geution in Holftein zu befürchtenden Snjurrectionsverf —* 
kitigung ber Autorität des König-Herzoge (ſoweit 8* gt ice 
autionsorbruung bebingt jei) berubigt babe. Graf Mechberg fügte ham, F 
F bie —— ber — pezge a aber ber ſachſiſchen 
veriſchen T einſtehen kõönne, und daß, um Fraterniſirungen 
* —— Öfterreichifchen Truppen und ben Holſteinern zu verhüten. haupt⸗ 
ich ungariſche umb polniſche Regimenter nach Holſtein geſandt werben ſollten. 
Dep. des in außerordentlicher Miſſion nach Berlin und Kopenhagen ge⸗ 
faubien Lord Wodehouſe an Lord Ruſſel aus Berlin: 
Ich bin geſtern Abend hier angekommen mb babe heute im Miniſterium 


x 
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bes Auswärtigen eine lange Unterrebung mit Sen. v. Bismarf gehabt. Ich 
begann bas Geſpraͤch mit ben Morten, daß J. Maj. gerubt Habe, mir eine 
Sendung anzuvertrauen, beren Zweck das Beftreben ſei, Mittel zu finden, 
um bie Zerwürfniffe zwiſchen Deutichland und Dänemark beizulegen. Se. Grc. 
könne ſich daher verfichert halten, daß ich nicht den Anwalt bes einen oder 
anberen he fpielen würbe, aber ih müſſe ihm rund herausſagen, wie 
Ihrer Maj. Regierung überzeugt fei, daß, wenn Deutſchland einerfeits und 
Dämemart anbererfeits entichloffen wären, von ihren Prätentionen nichts fah: 
ren zu laffen, es unnüß fein würbe, ben Kriegsausbruch verhindern zu wollen. 
Hr. v. Bismark erwiberte, er wünſche fo Iebhaft, wie irgenb Jemand, ben 
Trieben aufrechtzuerhalten, aber die Bolksftimmung feiin ganz Deutſch— 
land fo heftig gegen Dänemark, baß es ber preußilhen Regierung un: 
möglich fei, von Dänemark weniger als bie vollftändige Erfüllung feiner Ber: 
fprechungen zu fordern. Die öfterreichifche Regierung, fagte er, ſehe bie Sache 
ebenſo an, und bie Fleineren beutjchen Regierungen feien noch weniger im 
Stande, Zugeſtändniſſe zu machen, ba in ben meiſten Heineren Staaten eine 
fo ftarfe Gefinnumg in Bezug auf Schleswig=Holftein herrſche, daß bie Kür: 
ften jener Staaten ihren Thron gefährden würben, wenn fie ben Volkswunſch 
befämpfen wollten. Ich fragte, ob es mit ben Principien, welche bieher bie 
Beztehungen ber europäifhhen Staaten zu einander regiert hätten, überein: 
fiimme, baß zwei der Großmächte, die einen Vertrag mit den brei anberen 
Großmächten eingegangen hätten, fi ohne Scheu meigerten, bem Vertrage 
treu zu bleiben, weil ber beutiche Bund bemfelben nicht beigetreten fei. Wenn, 
fagte ich, Defterreih und Preußen ſich als Bunbesmitglieder verpflichtet glaub: 
ten, ihre Vertragsannahme von ber des Bundes abhängig zu machen, jo Hät: 
ten fie eine Erflärung in biefem Sinne abgeben follen, als fie ben Vertrag 
unterzeichneten. ber ich müſſe jedenfalls fragen, aus welden benfbaren 
Gründen DOefterreih und Preußen fi weigern koͤnnten, Chriftian IX. als 
König von Dänemark anzuerfennen. Der Bundestag, bächte ich doch, dehne 
feine Prätentionen nit auf das Königreih aus, und wenn GChrifttan IX. 
nicht König fei, fo möchte ich gern wiffen, wen man als ben König anjeben 
fole. Ich flelle biefe Frage, fagte ich, weil Ihrer Maj. Regierung erfahren 
babe, daß ber Gefanbte, ber abgejchidt worben, um bie Thronbeftetgung bes 
Könige anzuzeigen, in Wien nicht empfangen worden fei unb, wie es jcheine, 
aud in Berlin nicht empfangen werben folle. Hr. v. Bismarf fagte, er be- 
baute fehr, daß ber öfterreichifche Hof den däniſchen Gefandten nicht empfangen 
babe; ohne bie Weigerung Defterreiche, glaube er, würbe ber König von 
Preußen ihn empfangen baben, aber jebt, fürchte er, werbe dies unmöglich 
fein, da ber König von Preußen, wenn er in biefer Sache anders als Deiter: 
reich handelte, fih großer Unpopularität in Deutſchland ausſetzen 
würde. Die öſterreichiſche Regierung, glaube er, gebe fo weit, zu behaupten, 
bag, wenn ber Vertrag von 1852 fallen follte, auch bie Verzichtleiftungen, 
kraft deren Ehriftian IX. ben Thron beftieg, ihre Giltigfeit verlieren würden, 
ba fie erfolgt waren, um bie däniſchen Lande als ein Ganzes zu bewahren, 
und daß der Prinz von Auguftenburg auf das Königreih Dänemark An: 
fprüche beſitze, bie Toben gültig werden bürften. Sch muß jedoch Hrn. von 
Bismark die Gerechtigkeit wiberfahren laſſen, zu jagen, baß er biefer Doftrin 


‚nicht das Wort reben wollte. Wir gingen von biefem Theile bes Thema’s 


auf bie anbrobende Bunbeserecution über. Ich fragte, aus welchem 
Grunde die Erecution jest ftattfinden ſolle, nachdem Dänemark bas Patent 
vom 30. März zurüdgenommen. Hr. v. Bismark erwiberte, bie Erecutions- 
gründe feien in einem Defrete bes Bunbestags aus bem Jahre 1858 enthalten, 
worin Dänemark aufgeforbert warb, feine Verbindlichkeiten in Bezug auf bie 
Stellung Holfteins in ber bänifchen Verfaffung zu erfüllen. Ich fagte, eine 
Erecution jei gewiß einer Occupation vorzu tedem, obwohl Teine Grecution 
und Teine Dccupation beffer geweſen wäre; aber jebenfalls, hoffe ich, baß beim 
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Einmarſche ber Bunbestruppen eine Proclamation ergeben werbe, um bie 
Einwohner Holfieins zur Rube zu ermahnen. Laut ben 3. Maj. Regierung 
zugefommenen Berichten fei in Holjtein bie Rube nicht geitört, und es wür: 
den wohl gewiß Schritte gethan werben, bamit ber Brinz von Auguſten⸗ 
burg und feine Parteigänger nicht im Stanbe jeien, Freiſchaaren zu bilden 
und unter bem Schuße ber Bundestruppen eine aufitändiiche Bervegung zu 
organifiren. Hrn. v. Bismarks Sprade über dieſen Bunlt war 
nichts weniger als beruhigend. Er fagte: eine Proflamation, wie ich 
fie wũnſchte, werde erlafien werden, aber ber Brinz von Auguftenburg 
werbe jondber Zweifel im Gefolge ber Bundbestruppen ein: 
jieben unb bie Fahne bes Aufftanbes zu erheben fuhen Um 
ber Bewegung Einhalt zu tbun, würde es nöthig jein, ben Prinzen zu ver: 
haften und bie von ihm gebildeten Schaaren mit Gewalt auseinander zu 
prengen. Wäre dies möglih, ohne einen unbezähbmbaren Ausbrud 
ber Bolfsleidbenjhaft in Deutfhlanb Hervorzuruien? Ich ſtellte 
darauf Sr. Erc. dringend vor, wie groß bie Gefahr eines Krieges zwiſchen 
Deutſchland und Tänemark jein würbe, wenn man feine entichievenen Maß: 
regeln ergrifje, und wie ungerecht es wäre, unter bem Scheine einer Er: 
jwingung von Bundeſorechten bie Rebellion zu ſchüren. Hr. v. Bismart 
entgegnete mir, daß er bie drohende Kriegsgelahr jo gut wieich bebaure, Ich 
erwähnte aud bes Streites über Rendsburg und fprach bie Hoffnung aus, 
daß man bafür Sorge tragen werbe, einen Zufammenjtoß mit ben Dänen auf 
jenem Punkte zu vermeiden. Hr. v. Bismark verjicherte, die Bunbestruppen 
würden feinen Theil des fireitigen Rendsburger Gebietes im Norden der Fiber 
bejegen. Wir kamen bann zur Crörterung ber ſchleswig'ſchen Frage, 
bie, wie Ihrer Lordſchaft wohl befannt, die Haupturfache des langwierigen 
Streites zwiſchen Deutſchland und Dänemark iſt. ch fagte, es ſei unmöglich, 
zu einer Löſung zu gelangen, wofern die deutſchen Mächte nicht genau an⸗ 

könnten, worin ihre an Dänemark gerichteten Forderungen beſtänden, 
und daß ich hofſen wollte, er werde im Stande ſein, mir über dieſen Punkt 
eine beutlihe Aufklärung zu geben. Hr. v. Bismark fagte, bie Forderungen 
Deutſchlands fein diefelben, welche fie immer geweſen — naͤmlich, daß TA: 
nemart fein Verſprechen erfülle, Schleswig nicht ins Königreich einzuverleiben 
unb eine gemeinfame Berfafjung zu geben, unter der Holitein, Schleswig und 
Lauenburg gleiche Rechte mit dem Königreiche bejigen würden. Ich erwiderte, 
J. Maj. Regierung jet überzeugt, daß es ein bofinungslojes Unternehmen jet, 
über bie gemeinſame Verfaffung eine Erörterung anzufnüpfen, Eilf Jahre jeien 
in bem frudtlojen Bemühen vergangen, die beutichen und bie bäniichen Ans 
ñ ũber das, worin die gleichen Rechte beſtehen, in Einklang zu bringen 
— ſei es wahrſcheinlich, daß die Dänen ſich jemals herbeilaſſen wuͤrden, den 
Bewohnern der Herzogthümer, d. h. ber Minorität in einem gemeinſamen 
Parlamente, diefelbe Zahl Deitglieber wie ber däniſchen Majorität zu geben? 
Würde ein ſolches Arrangement ber Billigfeit ober ber Gerechtigkeit entiprechen 9 
Hr. v. Bismarl fagte, daß die Dünen feine baare Gleichzahl ber Mitglieder 
mit den Deutihen haben würben, weil in Schleswig ſehr viele Dänen fein 
und biefe ohne Zweifel bäniihen Mitgliedern ihre Stimmen geben würden. 
Ce. Erc. entwidelte des Längeren feine been über bie gemeinjame Ber: 
jaftung, aber ich kann nicht jagen, daß ih von ihm etwas gehört habe, was 
im Laufe diejer endblofen Grörterungen nicht aber und abermals wiederholt 
werben wäre. Ich drängte ihn, irgend eine andere Alternative anzugeben, 
allein er fagte, das jei die Sache ber Dänen und nicht ber Deutichen. Ich 
fragte ihn dann, was bie deutſchen Mächte in Bezug auf bie vom Könige 
jüngft unterzeichnete Gonflitution verlangten. Ueber dieſen Punkt — fagt 
er — Tönne von einem Compromiſſe keine Rede fein. Bor bem 
1. Zanuar müffe erklärt werben, daß bie Berfaffung auf 
Schleswig nnanwendbar fei, jonftwürbendiebeuifhen Mädte 
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fi aller gegen Dänemark eingegangenen Verbindlichkeiten, 
einfhließlih bes Vertrags von 1852, enthoben halten. Du 
mit, baß ber AZufammentritt bes neuen Reichsraihs blos verfchoben worden, 
fönnten fie fi) nicht begnügen. Ich fagte, er werde wohl zufrieden fein, wenn 
ber König bie Erflärung erließe, daß bie Verfaffung nicht in Bezug auf 
Schieswig in Kraft gelebt werden fünne. Wenn bie Be nicht buch ben 
gegenwärtigen NReichsrath, ber mit bem Ende bes Jahres aufböre, erledigt 
würde, fo Tönnte e8 notbwendig werden, ben neuen Reicherath einzuberufen, 
der dann allein das Geſetz ändern könnte. Se. Erc. fagte, vorausgeſetzt, daß 
Schleswig durch irgend einen königlichen Aft vor bem 1. Januar von bet 
Wirkſamkeit bes Gejeges ausgenommen würbe — denn am 1. Januar folle 
bie neue Verfaflung in Kraft treten — fo liege ihm wenig baran, welde 
Berfammlung die ſchließliche Abfchaffung des Geſetzes vornaͤhme. Er fei indeß 
überzeugt, der König werbe feine jebigen Minifter entlaffen müfjen; ein coup 
d’ötat wäre bie beite Löfung der Schwierigfeit. Die Sache fei, daß Deuiſch⸗ 
land nie auf gutem Fuße zu Dänemark ftehen werbe, fo lange in Dänemart 
die gegenwärtigen demokratiſchen Staatseinrichtungen beitänden. Ich fagte, 
baß ich es bebauerte, dieſe Sprache zu hören, bie einer Erklärung gleich komme, 
daß bie deutſchen Regierungen wirklich im Begriffe feien, die inneren Einrid: 
tungen einer unabhängigen Monarchie abzuändern; und ich bob gegen Herrn 
v. Bismark eindringlich hervor, welche Gefahr bie beutichen Degierungen 
liefen, Revolution im Innern zu erregen, indem fie ben Planen ber fchles: 
wigsholfteinifhen Partei bie Hand böten. Nichts, fagte ih, könne bas Auf: 
treten bes Prinzen von Auguftenburg rechtfertigen. Ich ſchloß das Geipräd, 
bas von Herm v. Bismark mit ber größten Artigfeit geführt wurde, inbem 
ih ihn erjuchte, mir ein Memorandum über die Korberungen ber 
beutfhen Mächte zu geben. Herr v. Bismarf war bazu gern bereit, 
und es wurbe bemnad ein Memorandum (das ich in Abfchrift beſchließe) 
aufgefeßt, welches, wie wir überein kamen, fall der König und ber öſterrei⸗ 
chiſche Geſandte es billigen, von Herrn v. Bismark, dem Grafen Carolyi md 
I. Maj. Gefandten paraphirt werden fol.“ 

Memorandum: Die dfterreichiiche und bie preußiiche Regierung ver: 
langen, baß bie bänlfche Regierung bie von 1851— 1852 eingegangenen Ber: 
bindlichkeiten ausführe, fo baß, abgefehen von ben Bundesbanden, welche Hol: 
ftein allein angeben, Schleswig mit dem Königreich Dänemark nicht enger 
verbunden fei als Holftein. Sie erachten daher, baß bie Verfaſſung vom 
18. Nov. 1863 eine Verlegung der Verbinblichfeiten Dänemarks ift, und fie 
verlangen, daß bie dänifche Regierung vor bem 1. Januar Maßregeln treffe, 
bamit jene Verfafjung nicht in Bezug auf Schleswig in Wirkſamteit gejekt 
werde. Nachdem jolhe Maßregeln ergriffen fein werben, erwarten fie Vor: 
läge über die Art, wie die Verfprechungen von 1851—52 erfüllt werben 
jollen, von Dänemark zu erhalten. 

413, Dee. Lord Wodehouſe meldet bem Grafen Rufjel, baß er mit bem Grafen 
Karolyi, bem Öfterreichifchen Gefandten in Berlin, eine Unterrebung gehabt, 
und barüber nicht mehr zu fagen babe, als daß berfelbe ſich über bie deutſch⸗ 
däniſchen Wirren eben fo äußere, wie Hr. v. Bismark. An bemielben Tage 
fhreibt Lord Wodehouſe, daß Hr. v. Bismark ihm gefagt: bas Memoran- 
bum ſei von dem öſterreichiſchen Gejanbten und aud vom König gutge: 
heißen, und werde daher in der angegebenen Weiſe parapbirt werben. Zum 
drittenmal Ichreibt Lord Wobehoufe an demfelben Tage: er freue fich zu jeben, 
daß bie Sprache, die er gegen Hrn. v. Bismark über bie Gefahr eines Auf: 
ſtande in Holftein geführt, einigen Eindrud auf ihn gemacht habe; fo fage 
ihm Hr. dv. Bismark: ber Bundesſstag werbe bewogen werben, Mafregeln 
gegen bie Bildung von Freiſchaaren zu ergreifen, und bie preußiiche Regierung 
werde füch fofort mit bem Prinzen yon Auguftenburg in Eorrefpondenz 
feyen und ihn zu bewegen fuchen, nicht nach Holftein zu geben. 
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1. ter. Eine Depeiche bes engliſchen Geſandten in Berlin berichtet Über bie von 


D, 


Ih, 


“ls 


Hm. v. Bismark einige Tage vor ber Ankunft bes Lord Wodehouſe zu Berlin 
in vertraulicher Unterrebung ausgebrüdten Anſichten, wie bie ſchleewig⸗- hol: 
ſieiniſche Frage zu einer Xöfung gebracht werben Tünne Hr. v. Bismark 
bält eine gemeinfame Verfafſung für Dänemark und die Herzogthümer nad 
bem Plane von Ehriftian VII, oder bie Vereinigung bes beutichen Theiles 
von Schleswig mit Holitein unter abgefonberter Legislatur und Verwaltung 
(von bem übrigen Theile ber damiſchen Monarchie) für eriprießlih. Ein 
britter Plan fei die abminiftrative Vereinigung von Sübfchleewig mit Holjlein, 
ohne daß jeboch bas erjiere bem beutichen Bunde einverleibt werbe. Graf Ga: 
tolyi, fügt ber Geſandte hinzu, babe fi in ähnlichem Sinne geäußert. 

.„ Sir Malet, der engliiche Geſandte am beutichen Bunde, erhält von bem 
Bundespräfidbialgefandten, Baron Kübel, auf eine Anfrage, welde 
Mapregeln der deutſche Bund ergreifen werde, falls ber Prinz von Augu⸗ 
ſtenburg es fi einfallen lafien follte, im Gefolge ber Bundestruppen ſich 
nach Holjtein zu begeben, bie Antwort: daß ein joldes Vorgehen bed Augu: 
fenburgers „ein europäiſcher Stanbal und eine Beleibigung für bie bänijche 
Regierung fein, welche bie däniſche Regierung fogar bereditigen würbe, ber 
Bunbeserecution ſelbſt Widerſtand zu leijten.“ 

. Der engliſche Gefandte in Berlin meldet Lorb Ruffel, daß Lorb Wobes 
boufe von dort abgereist fei, ohne daß es ihm gelungen wäre, von ber preußi⸗ 
hen Regierung eine beſtimmte Angabe über bie Vereinbarungen, mit benen 
zeutihland zufrieden fein würde, zu erhalten. „Die preußifde und bie Biter- 
reichiſche Regierung haben fomit bie alte Politik des Bundestages, über bie 
ſich Danemark jo häufig zu bejchweren hatte, befolgt, und bloß gejagt, was 
fe nicht wollen, aber jede Anbeutung über ben Character ber Vereinbarung, 
bie fie anmehmen würben, beitimmt verweigert.“ Es fei baher unmahrfchein: 
ih, daß Lord Wodehouſe bie bänifche Regierung gewillt finden werbe, eine 
die Organijation ber Monarchie betreffende Politit aufzugeben, bie im Falle 
eines Krieges folibe Vortheile verheiße. 

.„ Ankunft Lord Wobehoufe in Kopenhagen. Gr berichtet Lord Ruſſel, baß 
er ohne Verzug fi zu Herrn Hal begab und ihm den Rath eriheilte, bie 
Kovember-Berfafjung zurüdzunehmen, weil man erachten koͤnne, baß fie ben 
Verfpredungen von 1852 zumwiberlaufe, und weil Großbritannien ein Recht 
babe, zu erwarten, daß bie däniſche Regierung bie Dinge nicht auf's Aeußerſte 
treiben werbe. Herr Hall Ichnte den Rath ab; er werbe feines: 
jalld der Minifter fein, auf dejfen Empfehlung ber englifche 
Rath befolgt werben würbe. 

„ Lord Ruſſel inftruirt Lord Wodehoufe neuerdings dahin, bie Zurüdnahme 
ter Berjafjung vom 18. November für Schleswig von Dänemark zu erzie⸗ 
Im: „Ein Caſuiſt fünnte über ben Sinn der Worte: „Einverleibung in Dä- 
nemark ober auf bie Einverleibung abzielende Schritte" einen Streit erheben, 
und zeigen, daß es kaum irgendeinen bem Herzogthum Holflein, für fich ge⸗ 
mmmen, voriheilbaften Schritt geben fünne, ber ſich nicht jo darſtellen ließe, 
ds zielte er von jerm auf die Cinverleibung Schleswige in Dänemart ab. 

Elũdlicherweiſe aber ift im vorliegenden Fall ein fo fein zugeſpitztes Raiſon⸗ 

ament nicht vonnöthen. Das am 18.Novenber janctionirte Grund⸗ 

jejeg für bas eigentlihe Dänemartunb Schleswig iſt thatfſäch⸗ 

lid eine Einverleibung Schleswigs inDänemark. Es befiimmt, 

daß Schleswig im Parlament von Dänemark vertreten fein ſoll, und baB 

ale vom Parlament ober Rigsraad erlaffenen Geſetze im Herzogthum Schles- 
zig, fowie im Königreich Dänemark gelten follen. (Lord Ruſſel citirt verſchie⸗ 
bene Paragraphen ber Novemberverfajjung.) Zwar ift jowohl Dänemark als 

Schleswig eine befondere repräfentative Gerfammlung gelafien, aber es iſt 
far, daß biefe Berfammlungen nur für örtliche Angelegenheiten ba jein follen, 

und daß all ihre Wacht über gemeinfame Angelegenheiten vom Riegraab 
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abforbirt werben wird. Diele Verfaffung ift, wie man ſich erinnern muß, 
nicht dem Landtag von Schleswig vorgelegt unb in einer Berfammlung votirt 
worben, in welder nur elf Vertreter Schleswigs zugegen waren, von benen 
7 für und 4 gegen bie neue Berfaffung ſtimmten. Die neue Verfaſſung alſo, 
ber bie erforderliche Sanction des Herzogthums Schleswigs fehlt, und bie ben 
Verbinblichleiten der bänifchen Krone wiberftreitet, follte, infoweit fie fi auf 
Schleswig bezieht, zurüdgenommen werden. Wie bies geichehen fol, bas 

ber König, feine Miniſter und fen Parlament zu enticheiben. Es ift 
der Wunſch der Regierung 3. Maj. daß es im ber dem Character und ber 
Würde Dänemarks als eines freien und unabhängigen Staats angemeſſenſten 
Weiſe geichehen möge.“ 

49. Dec. Eine Depeche bes Lorbd Wobehoufe aus Kopenhagen berichtet über feine 
erfte Unterredung mit dem franz. General Fleury, ber eine ber feinigen 
ähnliche Sendung hatte: „Der General fagte, J. Maj. Gefanbter in Paris 
habe ihm meine mftructionen gezeigt, und er wolle mir fogfeidh fagen, er 
babe den Auftrag vom Kaifer, fi an keiner Unterbanblung in Kopenhagen 
zu betheiligen, fonbern ber däniſchen Regierung ausdrücklich zu erflären, daß, 
wenn Dänemark in Krieg mit Deutſchland gerathen follte, 
Frankreich ibm nit zu pirfe fommen würde, unb in allgemeinen 
Ausbrüden ur Mäßigung und zu Sonceffionen an Deutfchland zu rathen.“ 
Hterauf theilte Lord Wobehoufe dem General mit, daß er ben Auftrag babe, 
der däniſchen Regierung bie Aufhebung ber November : Berfaffung er Dale 

e 


% 


anzurathen, und fragte, ob er fi) ihm barin anſchließen würbe. Vorher 

er bei Herrn v. Ewers, bem ruffiichen Gefandten, angefragt unb nachher aud 
ben fchwebifchen Geſandten, ben Grafen Hamilton, eingelaben, eine im jenem 
Sinne gefaßte identiſche Note an bie bänifche Regierung mit zu unter: 
zeichnen. Graf Hamilton lehnte diefes ab, was von feiner Regierung gut: 
geheißen wurbe; bie ruffifche und bie franzdfifche Regierung erlaubten 
auf Anfrage ihren Bertretern, ſich bem Schritte bes Lorb Wodehouſe anzu: 


ſchließen. 

20, „ Lord Wodehouſe erhält von Earl Ruſſel bie Weiſung, ber däniſchen Regie⸗ 
rung zu erklären, „daß bie Burüdnahme der November-Berfaffung, fo weit 
ie Schleswig betrifft, unumgänglich jet, und daß bie däniſche Regierung df- 
entlich irgend ein Unterpfand fir bie Zurücknahme geben follte.” 

24. „ Unterrebung zwiſchen Lord Wobehoufe und Hrn. v. Ewers mit Hrn. Hall, 
bie zum Nüdtritt bes bänifchen Premiers 
Lorb Wobehoufe fagte Hrn. Hal, er babe ber bänifchen Regierung ben 
Rath zu ertbeilen, Maßregeln zu treffen, bamit bie neue Verfaffung nicht 
auf Schleswig angewandt werde. J. Majeftät Regierung Zweck ſei es, ben 
Weg zu neuen Unterhanblungen mit Deutichland zu eröffnen, und ba Defter- 
rei) unb Preußen auf Unterhandlungen nicht eingehen wollten, jo lange bie 
neue Verfaffung fortbeftehe, fo müfle man vorerfl dieſes Hinderniß befeitigen. 
Herr v. Ewers gab benfelben Rath. Herr Hall läugnete, daß Dänemark 
feine Verbindlichkeiten gegen Deutichland durch bie neue Verfaſſung breche, 
und wollte wiffen, was Dänemark durch bie Befolgung bes englifchen Rathes 
gewinnen würde. Set ber geringfte Grund vorhanden, anzunehmen, baß bie 
Aurüdnahme ber Verfaffung Deutichlanb befriebigen würde? Und würde biefes 
Zugeſtandniß nicht das Vorfpiel fernerer Yorberungen fein? Cr habe felbfi 
feinen innigeren Wunſch, als die flreitigen Fragen einer Gonferenz ber Mächte, 
welche ben Vertrag unterzeichnet haben, vorgelegt zu feben; aber welche Bürg- 
ſchaft habe bie bänifche Regierung bafür, baß bie Angelegenheit, nach Befol: 
ung bed engliſchen Rathes, vor eine Eonferenz Tommen werde? Dänemart 
be ern bereit, an bem vom Kaiſer der Franzofen oorgefejlagenen Congreſſe 
Theil zu nehmen, aber England habe den Eongreß=Borfchlag abgelehnt, und 
Frankreich wolle anderswo als auf bem Congreſſe nicht unterhandeln. Korb 
Wobehoufe erfuchte darauf Herm Hal, bie Wichtigleit der Situation 
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wohl zu erwägen. Er müjje Herrn Hal erflären, fagte er, bat, „wenn bie 
bänifche Regierung unjeren Rath verwerien follte, J. Maj. Regierung es 
Dänemark überlaffen müßte, Deutſchland auf eigene PVerantivortlichfeit bie 
Sturm zu bieten“. Herr Hall erwiderte, er lenne ſehr wohl die Gefahren, 
die Dänemark broben würden, wenn es den Rath zurückwieſe, aber bie 
Gefahr der Annahme fhiene ihm noh größer. Gegenwärtig feien ber 
König und fein Volk einig, und dieſe herzliche Ginigung fei eine gewal— 
tige ubmeht. Aber durch die Zurüdnahme der Verfaljung würde biejer 
große Vortheil verloren gehen. Die rufjifhe Regierung habe die Politif der 
däniſchen Regierung ſtets mit ungünitigen Augen betrachtet, aber von J. M. 
Regierung babe er ein wohlwollenderes Urtheil erwartet. Tie Unterrebung 
dauerte noch eine geraume Zeit, aber jie blieb ohne Ergebniß. — General 
Fleury hatte ein Separatgeipräh mit Herrn Hall und reilie am jelben Tage 
nad Berlin ab. — Unmittelbar nad) Lord Wobehoufe und Herrn v. Ewers fam 
Sir A. Paget zu Herrn Hall und unterftügte die Gründe von Lord Wobe: 
bouje, indem er einen neuen binzufügte. Herr Hal fei der Schöpfer ber 
neuen Verfaflung, bie fo laute Beichwerben veranlaffe, und ber König bürfe 
baber erwarten, baß aud Herr Hall felbit ihre Aufhebung beantrage. „Ter 
König”, ſagte Sir U. Paget, „ift für bie vorhandene Krijis in feiner Weiſe 
verantwortlid. Gr bat bei feiner Thronbefteigung bie Maßregel, ber nichts 
als die Fönigliche Unterjchrift fehlte, fertig vorgefunben, und Ihre Ercellenz 
wiſſen beſſer, als irgend Jemand, was bie Folgen geweien wären, wenn er 
bie Unterzeihnung verweigert hätte.” Um bes Könige unb um des Landes 
willen alfo erfude er ihn (Hall), felber bie Aufgabe zu übernehmen, die doch, 
wenn bie Monarchie nicht als Opfer fallen folle, Einer ober ber Andere werde 
ausführen müſſen. Herr Hall erwiberte, baß es feiner Ueberzeugung nad 
für die Dynaftie und bas Land das Beite fein würbe, eine Stellung in Schleawig 
einzunehmen unb dort einen Angrifj Deutſchlands abzumarten. Selbſt wenn 
es ibn nicht unmöglid wäre, jelbit bie Aufhebung feiner eigenen, eben durchs 
egangenen Maßregel vorzufchlagen, und jelbit wenn er bie Annahme eines 
ſolchen Vorſchlages burchiegen fünnte, was er für eben fo unmöglich Halte, 
fo ſehe er nidt ein, welchen Bortbeil e8 Tänemarf bringen würde. Es 
werbe ihm feine Hilfe verfprochen für ben Fall, daB Deutihlanb in feiner 
Angriffspolitit beharre; es ſei nicht einmal eine Ausſicht auf ein Innebalten 
mit ber Erecution vorhanden. Man babe bie Zurüdnahme bes Patents vom 
H.März verlangt; Dänemark babe es zurüdgenommen; man habe die Räu⸗ 
mung Holfteins verlangt; Dänemark habe es geräumt. Nähme Dänemark 
jest bie Berfaffung zurüd, jo würde irgend ein anderes Zugeflänbnig ver 
langt werben. Sir A. Paget erwiberte, daß bie Zurüdnahme ber Berfaflung 
an ſich allerdings nicht genügen würde, aber wäre die Berfafjung einmal bes 
jeitigt, jo würbe den Unterhanblungen fein Hinberniß im Wege ftehen. Und 
Herr Hall folle doch bedenken, in welcher Page Dänemark ſich befinden würde, 
wenn es ben Rath ber Mächte verworfen bütte, und dann jelber fchliepen, 
ob bie Annahme bes guten Rathes von gar feinem Bortbeile für bie Mo: 
narchie wäre. 

. . Sir Buchanan berichtet aus Berlin über eine Unterredung mit Herm bon 
Bismard, worin ber lebtere nachwies, daß Preußen buch bie Unterzeichnung 
bed Vertrages von 1852 bloß gegen Dänemark und gegen Feine andere Macht 
eine Verbinblicfeit übernommen babe, Ferner fagte Herr v. Bismarck: „Wie 
die Tinge jebt ftehen, können wir jeben Augenblid, wo wir wollen, ben Krieg 
haben. Der Krieg hebt jeden Bertrag auf und würbe das von— 
boner Protokoll annulliren, und dann fann bie Regierung 
die auguftenburgifche Erbfolge anerkennen. Wenn bie legten Nach- 
tihten aus Kopenhagen amtliche Beitätigung erhalten follten, fünnen wir auf 
bem Punkte fein, uns an Sie (an England) wegen einer Anleihe bebufs 
eines großen Krieges zu wenden.” 
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28. Dec. Depeſche Ruſſel's an Lorb Cowley in Paris: 


31. 


” 


‚Nichts iſt verwickelter oder fruchtbarer an Verlegenbeiten, als bie ſchles⸗ 
wig = holfteinifche Droge, wenn man fie in ihren Einzelheiten unterſucht. Cs 
ibt feine undanfbarere Arbeit, als bie langen unb bunfeln Depefchen zu leſen, 
n denen ſich der Sinn hinter einer Maſſe von Worten verſteckt. Eine brei⸗ 
tere und allgemeinere Auffaſſung der Frage würde vielleicht zu einer richtige⸗ 
ren Wurdiguns der Thatſachen führen und moͤglicher Weiſe einen Faden lie⸗ 
fern, mit deſſen Hilfe wir aus dem dunkeln Irrgarten ins offene Tageslicht 
eintreten Tönnten. Als das Königreih Dänemark eine unumſchränkte 
Monarhie war, ba war ber König, wenn despotiſch, doch unparteiiſch. 
Be er einen fähigen beutichen Staatsmann in Holftein, jo machte er ihn zu 
einem Minifter; wenn Dänen und Deutfche in Schleswig haderten, fo zeigte 
er nicht etwa, daß er bem einen Theile ben Vorzng vor bem andern gab. 
Aber dieſe Beziehungen änderten fi) vollitändig, als freie Inſtitutionen ge: 
wählt wurben und bie in Kopenhagen vorherrſchende Nationalität mit Kraft 
und Ausichlieglichleit bie ganze Verwaltung ber Monarchie burchbrang. Seit 
jener Zeit gibt es nichts als Streitigkeiten, Belchwerben, Ginmifchungen in 
bie innere Regierung Dänemarks, Protofolle, Abmachungen, bie jeber Theil 
nach feiner eigenen Weife auslegt, unb zuweilen bewaffnete Feindſeligkeiten. 
Und doch gibt es zwei Principien, bie, wenn man fie feit im Auge behält, 
ben Streit aufbellen unb einen Krieg verhindern Tünnten. Das eine Brincip 
ift jenes, welches bie Unterzeichner bes Londoner Vertrags aufgeitellt haben: 
„daß bie Aufrechthaltung der Integrität der däniſchen Monarchie, bie mit den 
ntereffen bes Gleichgewichts der Macht zuſammenhängt, von hoher Wichtigkeit 
für die Erhaltung bes Friedens if." Das andere Princip ift ein aus 
ber Erfahrung ber lebten fünfzehn Sabre abgeleitetes Corollar. Es beſteht 
darin: „daß bie deutſchen Bewohner ber unter dem Scepter des Königs von 
Dünemarf ftehenden Staaten unb Lande ſowohl durch bie eingeführten Inſti⸗ 
tutionen, wie durch bie vom Könige mit Hanbhabung ber Inſtitutionen be: 
trauten Männer reichlihe Sicherheit für eine gerechte und unparteiifche Regie: 
rung erhalten ſollen.“ Dies Icheint ber Zweck ber deutſch⸗däniſchen Unterhand⸗ 
lungen von 1851— 1852 gewejen zu fein. Dieſe Zwede find unglüdlicher Weife 
noch nicht erreicht, aber wenn jene Principien alljeitig zugegeben werben, fo wäre 
doch wenigitens ein Schritt zu einer friehlihen und enbdgiltigen Löſung gethan.” 
Depeſche Rufjeld an ben englifchen Geſandten in Berlin: „Wenn die beutjche 
Nationalität in Holftein und einem Theile von Schleswig den Grund für 
bie nd Dänemarks abgeben joU, fo wäre die polnifhe Nationalität 
in Poſen ein eben fo flarfer Grund für bie Zerjtüdelung Preußens. Tie 
ſicherſte Politik für Preußen wäre baher, immer Treu und Redlichkeit zu 
üben und feinen vertragsmäßigen Verpflichtungen nachzukommen.“ 

Eine Depefhe bes englijchen Gefanbten in Wien berichtet, daß auch ber 
franzöfifhe Geſandte, ber Herzog von Grammont, bem Grafen Rechberg wegen 
ber Anweſenheit bes Bringen von Auguftenburg in Kiel Bor 
ftellungen gemacht habe. Graf Rechberg erwiderte, daß Tefterreih unb Preußen 

enau jo wie England und Frankreich dächten und beim Bunbe auf feine 

tfernung bringen würben. Auf feine eigene (des englifchen Gefanbten) 
Be „Und wenn ber Bunb ben Borfchlägen Wiens und Berlins fein Ge 
dr ſchenken will?" habe ber Graf Rechberg geantwortet: „Wir müffen bem 
Prinz mit Gewalt fortfchaffen laſſen, wenn er einer Aufforderung, bie Her 
zogthümer zu verlafien, nicht nachgibt.“ 


Beilagen. 
J. 
Chronik der Ercigniſſe im europãiſchen Staatenſyſtem. 
Januar bis März 1864. 


1. Jaa. (Italien). Der König drückt beim Neujahrsempfang ber 
Deputation ber Kammern fein Bebauern barüber aus, daß bas 
Jahr 1863 Feine günftige Gelegenheit für die Erlöfung Staliene 
geboten babe, meint aber, daß am Horizonte bes Jahres 1864 
europäijche Verwickelungen von allerdings noch unbeitimmter Ge: 
Ralt fich zeigten, bie leicht die erwünfchte Gelegenheit bieten Fönns 
ten; das Land Tönne auf ihn zählen, wie er auf das Laub zähle. 

2. „ (Bundestag). Der dfterr. Präftdialantrag, ber Bund wolle 
den Herzog von Auguftenburg auffordern, Holftein zu verlaflen, 
bleibt mit 7 Stimmen (Oefterreih, Preußen, Sachſen, Kurbefien, 
Medienburg, Luremburg und bie 16. Eurie) gegen 9 in ber Mins 
derheit. 

„„EGolſtein). Der Ausſchuß bes ſog. Landescomite in Kiel for: 
dert zu Gründung fchleswig-holfteinifcher Vereine wo möglich in allen 
Orten unb in allen Diftrikten bes Landes behufs „Heranziehung aller 
Kräfte zu ber politiichen Arbeit für bie Selbftänbigleit und Frei⸗ 
beit des Landes” auf. 

— „ (Defterreid) richtet eine Berbalnote an bie Regierungen ber ver: 
ſchiedenen deutſchen Staaten gegen bie Wirkſamkeit des 36er Aus: 
ſchuſſes in Frankfurt. 

vn (Merico). Die Regentfhaft (Almonte und Salas) entfeht bie 
in Solge der Excommunikation des Erzbiſchofs Labaftiba wiber: 
ipenftigen Richter (f. 1863 31. Dec.) ihrer Stellen und trifft 
neue Ernennungen ftatt berjelben. 

3., (GFrankreich). Berbaftung von 4 Stalienern, Greco und Ges 
noffen, wegen augehlihen Gomplotts gegen das Leben bes Kaifere, 
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4. Jan. (Preußen). Budgetdebatte des Abg.-Hauſes. Die für ben 
Etat des Minifteriums des Innern geforderten 35,000 Thlr. zu 
geheimen Ausgaben im Dienfte ber Polizei werden mit großer 
Mehrheit geftrichen. 

„u Preußen) Gisung der Anleihecommiſſion des Abg.-Hauſes. 
Hr. v. Bißmard wiederholt feine Behauptung, daß die Vereinba⸗ 
rungen von 18°%, Preußen allein das Recht geben, fih um Schles: 
wig zu befümmern und daß der Schub für die Deutfhen Schles⸗ 
wigs davon abhange, daß Preußen biefe Vereinbarungen aufrecht 
erhalte. Er beftreitet die Competenz bes beutfhen Bundes; pelis 
tiſche ragen feien Feine Rechtsfragen, nur Machtfragen; Preußen 
könne ſich nicht majorifiren laffen, etwa durch eine Majorität, bie 
ein paar Millionen repräfentire; die beutfhen Großmächte feien 
das Glashaus, das den beutfhen Bund vor europäifhem Zug 
wind fchüße. 

5. „ (Sadfen). Der Minifter v. Beuft bemüht fich, die Abſtim⸗ 
mung Sadfens in der Bundesverfammlung v. 3. d. M. für Aus: 
weifung bes Herzogs Friedrich aus Holftein zu rechtfertigen. — 
Entſchiedene Antwort Beufts auf eine grobe Note des englifchen 
Sefandten in Dresben. 

„» o (DonaufürftentHüämer) Fürſt Eoufa genehmigt die von 
der Nationalverfammlung beſchloſſene Aufhebung ber Klöfter in ber 
Moldau und Wallachei. Großartige Kunbgebungen im ganzen Land 
zu Gunften der Maßregel, Die rumänifche Geiftlichkeit leiftet ber 
Bewegung Borfchub. 

6. „ (Preugen). Der Budgetausfhuß des Abg.-Hauſes befchließt 
faft einftimmig, auf einfahe Ablehnung des Budgets für 1863 
anzutragen. 

„u (Helftein). Die einzige bisher noch zurüdgebliebene Stadt des 
Landes, Heiligenbafen, fendet eine NHulbigungsbeputation an ben 
Herzog Friedrich nah Kiel. 

„on (Rußland). Eine Regierungsverorbnung in Polen befiehlt Die 
Sequeftrirung bes bemeglichen und unbeweglichen Vermögens ber 
Theilnehmer am Aufftande und legt ben kath. Bifchöfen und Bis: 
thumsverweſern eine abermalige Eontribution von 18 %, den Ca⸗ 
nonicis von 16 % ihrer Einnahmen auf. 

7., (Preußen). Die Commiffion des Abg.⸗Hauſes beſchließt ein- 
fiimmig, auf Ablehnung ber Regierungsvorlage bezüglih Ergän⸗ 
zung bes Art. 99 der Verfaſſung anzutragen. 

» n (Sadfen). Die I Kammer tritt einftimmig den Beichlüffen ber 
I. Kammer vom 15. Dec. v. J. bezüglich ber ſchleswig⸗holſteini⸗ 
fen Frage mit dem Zuſatze bei, baß „ſobald es die Verhältniſſe 
geftatten, die verfaffungsmäßigen Stände ber betheiligten Länder über 
bie TChronfolge gehört werben möchten.“ 

„» » QRictenftein). Der Landtag beſchließt eine Adreſſe an ben 
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Fürften zu erlaffen, worin bie Anerkennung des Herzoge Friedrich 
gewünfcht wird. 


7. Jan. (Stalien) Die Abg.:Kammer nimmt das Entlafſungsgeſuch 
Garibaldi’8 an; feine Freunde flimmen bagegen. 


8., (Frankreich) richtet eine Depeihe an fämmtlihe Mittel: und 
Kleinftanten Deutfchlanbs, in der es ben Londoner Vertrag ein 
„ohnmächtiges Werk” nennt und feine Thelinahme an ber von 
England betriebenen Konferenz von berjenigen bes beutfhen Bunbes 
abhängig macht: . 

„Die englifhe Regierung hat am 31. Tec. an bie Regierung bes Kaiſers 
eine Mittheilung gelangen laffen, in welcher jie ben Zufammentritt einer Gons 
ieren;, entweber zu Paris ober zu London, vorfchlägt, die zur Berathung 
über bie Angelegenheiten ber Herzogthümer berufen jein würde. Sie würde 
aus ben Bertretern ber Mächte beitehen, welche ben Vertrag von 1852 uniers 
zeichnet Haben, zu benen ein Bevollmächtigter des Teutichen Bundes hinzu⸗ 
träte. Als die Regierung bes Kaifers bas erite Mal über biefen Gegenftand 
iondirt wurde, mußte fie, um jede Verwecholung zu befeitigen, ben weſent⸗ 
fihen Unterſchied deutlich Hinjtellen, welcher zwiſchen einer Conferenz ſtatt⸗ 
findet, bie eine fpecielle ‘Frage biscutirt, und zwiſchen bem allgemeinen ober 
engeren Gongreß, befien bee vom Kaiſer ausgegangen war. Gin Gongreß, 
ber bie verſchiedenartigſten Intereſſen zu regeln hatte, bot Gleinente ber Trans: 
action, die, wenn bie Berathung auf ein ifolirtes Intereſſe beſchränkt bleibt, 
nothwendig fehlen werben. dem er fich durch dieſe Erwägung leiten ließ, 
und ba er überbies eine herkanbfung nicht mehr unter feine Aufpicien nebs 
men wollte, von ber er mehrere ber Mächte, bie ber bee eines Congreſſes 
jugeftimmit baben, bätte ausſchließen müfjen, hat er nit umhin gekonnt, ben 
Vorſchlag, bie Conferenz in Paris zufammentreten zu laſſen, abzulehnen. 

. bie Regierung bed Kaifers bat darum nicht weniger den Wunſch, 
bie Anftrengungen zu unterflügen, welde verſucht werben möchten, um ſchwe⸗ 
seren Berwidlungen vorzubeugen. Tie Erhaltung des Friedens war ber 
Zielpunkt meines erhabenen Herrn, als er bie Souveräne zu einer Verſtän⸗ 
digung unter einander einlub, um das politifhe Syftem Europa’6 weiter zu 
beieftigen.” Der Awed Sr. Maj. ift berjelbe geblieben, unb obwohl er fort: 
bauernb überzeugt bleibt, daß nur ein einziger Weg mit Sicherheit dahin 
führen kann, fo hat er doch Feine unbebingten Einwendungen gegen bie Com⸗ 
bination, welche von ber englifchen Regierung angebeutet wurde. Gleichwohl 
würden einige vorläufige Aufffärungen für ihn nothwendig fein, und biejelben 
ind von den Mächten erbeten worben. 

‚„Tie Londoner Conferenz (von 1852) bat, wie ber gegenwärtige Zuſtand 
der Dinge es zum Weberflufie beweift, nur ein ohnmächtiges Werk zu 
Stande gebracht. Ihre Beſchlüſſe werben heute durch die Mehrzahl ber ſecun⸗ 
türen Staaten Deutfchlande beftritten, ſogar durch einige von denen, wel 
ißnen zugeftimmt hatten. Wenn man Heute wieder zuſammentritt, To 
würde es weſenilich fein, fi auf Bedingungen zu ftellen, welche geeignet 
find, die Hoffnungen eines befriebigenderen Reſultats zu geben. An erfler 
Stelle iſt es von Wichtigkeit, bie Gonferenz nicht baburd in Sonflict 
mit bem Bunbestag zu ſetzen, baß man bie Bevollmädtigten einlübe, 
über Fragen zu beratbichlagen, welche thatfählich fchon entſchieden fein bürf- 
ten; und die Regierung bed Kaifers hat jih an die Mächte gewanbt, um zu 
erfahren, ob fie geneigt wären, zum Auogangspunkt ben actuellen Statusquo 
im Holflein und in Schleswig zu nehmen, das heipt bie ſchwebenden ragen 
vorzubehalten. 

„Zur gleicher Zeit lebhaft mit einem Punkte beſchäftigt, ber ein großes 
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Intexeffe für Deutſchland zu haben ſcheint, ift ber Kaifer mit ber engliſchen 
Regierung ber Meinung, baß bie Theilnahme bes beutihen Bundes an ben 
Verhandlungen, welche eintreten Könnten, von großem Nuten fein würde. 
Es ift bebauerlich, daß Deutſchland nicht birecten Antheil an ben Artange⸗ 
ments genommen bat, welde 1852 zur Herftelung einer neuen Succefjions: 
ordnung in Dänemark getroffen wurben. Aber man muß fi fragen, ob der 
Bundestag ſich bafür entjcheiben würbe, auf biefe Gebanfenreihe einzugehen. 

„sm Schoße eines allgemeinen ober engeren Gongrefies, ber noch über 
andere Fragen als bie ber Herzogthümer biscutirte, würde ber beutiche Bund, 
wie ich glaube, fein Bedenken getragen haben, feine Sache einem euro: 
päifchen Tribunal zu unterbreiten. Einer ber Vortheile biefes Berfähnungs: 
planes war eben ber, ber Empfindlichkeit und ben Intereſſen eines Jeden 
gerechte Rüdfiht zu Theil werben zu laſſen. Ta aber ber Bundestag bei 
mehreren früheren Oelegenpeiten alle die Zumuthungen abgelehnt bat, welde 
babin zielten, baß die Unterzeichner bes Londoner Tractats feine Differenz mit 
Dänemark in bie Hanb nähmen, fo muß ber Kaifer, ehe er feinerjeitö ben 
Vorſchlag bes engliihen Gabinet® annimmt, fi zuvor darüber klar 
fein, ob bie Anfhauungsweije ber beutfhen Staaten in biefer 
Hinſicht fih geändert hat. 

„Dies ift die Mitteilung, Herr Minijter, welche ich Befehl habe an Sie 
zu richten. Ich würbe demnach Ihnen jehr verpflichtet fein, wenn Sie mid 
ın ben Stand ſetzen wollten, meine Regierung wiffen zu laſſen, ob bie bee 
einer Gonferenz durch bie Regierung . . . gebilligt wird, und ob fie geneigt 
fein würde, in Frankfurt bafür zu flimmen, baß Deutjchland bei biefer Zu⸗ 
fammenfunft burch einen befonberen Bevollmächtigten vertreten werbe.” 

8. Jan. (Dänemark). Der bisherige Gefandte am Hofe in Berlin 
Quaabe übernimmt das Minifterium des Auswärtigen in dem neu⸗ 
gebildeten Cabinet Monrab, 

„ » (Württemberg). Die Il. Kammer genehmigt einftimmig bie 
Ausfhußanträge für fchleunige Anerkennung des Herzogs Friedrich, 
für die Beſetzung Schleswigs durch deutfche Truppen und gegen bie 
Entfeibung einer europäiſchen Conferenz; mit 74 gegen 1 Stimme 
werben ber Regierung überbieß alle Mittel angeboten für ben Full 
einer Mobilmahung des württ. Truppencorpe. 


„ » (Preußen). Situng bes Budgetausfhuffes des Abg.-Hauſes. 
Die Regierung beftreitet nachdrücklich das Recht des Haufes auf 
Eontrolle der Staatsvermögens, welches ber König ale Repräfen: 
tant des Staates verwalte; bie Verfaffung Tenne keine Controlle. 
Der Ausfhuß beſchließt, beim Haufe darauf anzutragen, c8 möge 
bie Megierung zur Vorlage bes geforberten Spezialnachweifes über 
ben Staatsſchatz auffordern und bis biefe erfolgt fein werde, die De 
charge für die Staatsrehhnungen von 1859, 1860 und 1861 ver: 
weigern. 


„on Reug j 8%). Der Landtag ermädtigt einftimmig bie Regie: 
rung, ſich bei dem ſchleswig-holſteiniſchen Anlehen mit 50,000 Thlrn. 
zu betheiligen, 

8/98. San. (Frankreich). Debatte bes gefebgebenben Körpers über 
bie außerorbentlichen Erebite für 1863. Bericht Larrabure. Glän⸗ 
gende Rede Berryer's über bie Finanzwirthſchaft des Kaiferreiche, 


\ 
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Der Sefehesentwurf wird mit 232 gegen 14 Stimmen (eine Uns 
zahl Mitglieder enthalten fi der Abſtimmung) genehmigt. 

Ian. (Breußen). Die Anleihe⸗Commiſſion de6 Abg.⸗Hauſes vers 
wirft alle Anträge auf Bewilligung eines Theils ber geforberten 
12 Mil. und beſchließt mit 13 gegen 6 Stimmen einfade Ab: 
Iehnung des ganzen Anlehens. 

.„ (Helftein). Eine Belauntmahung ber Yundescommiffäre hebt 
bie bisherige Regierung in Plön völlig auf und überträgt bie Res 
gierung einer aus einem Präfibenten und 5 Mitgliedern beftehenden 
Behörbe unter dem Namen „berzoglide Landesregierung in Kiel.“ 

» „ (Belgien). Die Repräfentantenfammer genehmigt die Antworts⸗ 
abrefje auf die Thronrede vom 10. Nov. v. %. mit 58 gegen 
52 Stimmen. 

« „ (DonaufürfenthHümer). Die Pforte und bie Großmächte 
m Konftantinopel proteflireu gegen bie von ber Nationalverfanms 
lung befchloffene und von dem Fürſten fanctionirte Wufbebung ber 
Klöfter in ber Moldau und Walladyei. Nur die Vertreter Frans 
teih8 und Italiens wollen erft Inſtruktionen einholen. 

10, , (Bayern). Die Regierung geftattet neu gebildeten Schleswig: 
HeliteinsBereinen bie Sammlung von Beiträgen nur unter ber 
ausbrüdlichen Bebingung, daß bie gefammelten Gelber nicht an 
ben 36er Ausſchuß in Frankfurt abgeliefert werben dürfen. 

» (Hannover). Große Landesverfanmlung in Hannover, R. v. Ben: 
nigfen wirb zum Präfibenten ernannt und einftimmig eine Reſo⸗ 
Intion unb eine Abreffe an ben König für Schleswig-Holftein und 
Anerkennung bed Herzogs Friedrid angenommen. Der König lehnt 
es ab, bie Adreſſe aus den Händen ber bazu gewählten Depnutation 
entgegenzunehmen. 

„ Raffan). Landesverfammlung in Diez. Don ben Beſchlüſſen 
berfelben wirb bem Minifterium Kenntniß gegeben, bagegen von 
einer Deputation ober Adreſſe an ben Herzog abgefeben. 

„ (Bundestag). Defterreih und Preußen erneuern bringenb 
ihren Antrag vom 28. Dec. v. J. bezüglih Inpfandnahme von 
Schleswig auf Grund ber Vereinbarungen von 18°%,. Die Bunbess 
verfammlung beichließt, bie Abftimmung barüber demnächſt vorzu⸗ 
nehmen. 

11-13, Jan. (Preußen). Debatte des Abg.-Hauſes über das Bubget 
für 1864. Für die Einftellung ber Armeereorganifationskoften in® 
Orbinarium nad dem Verlangen ber Regierung flimmen nur bie 
Minifter, die feudale Fraction und einige Katholiken; auch ber 
Antrag, dieſe Koſten im Ertraorbinarium zu bewilligen wirb mit 
280 gegen 35 Stimmen verworfen. 

1., Defterreid). Die Regierung verlangt vom Reichsrath bie 
Bewilligung eine® außerorbentlihen Grebite® von 14 Mil. zum 
Mürtärhubget von 1864, wovon 10 Mill. für Ausführung br 
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Bımbeserecution in Holftein. Mühlfeld und Gen. interpellicen 
ben Grafen Nechberg über die Politit der Regierung in der ſchles⸗ 
wig-bolfteinifhen Trage. 

11. Jan. (Didenburg). Der Landtag beſchließt, die Regierung zu erſuchen, 
fi} bei dem fehleswig-holfteinifchen Anlehen mit 100,000 Thlrn. zu 
betheiligen. 

„» » (Dänemark). Zuſammentritt des Reichstags. 
„ » (Spanien) Die Regierung legt den Corte ben Entwurf 
eines neuen Wahlgejebes vor. 

11./12. San. (Branfreid). Beginn der Adreßdebatte im geſetz⸗ 
gebenden Körper. Generaldebatte. Glänzende Rebe des Hrn. Thiers. 

12. San. (Hannover) in Erlag des Minifteriums verbietet die 
Verbindung der fchleswig-holfteinifhen Vereine bed Landes unter 
fi) und mit dem 36er Ausfhuß in Frankfurt. 

„» n» (Belgien). Im Brügge unterliegen bie Candidaten ber Re: 
gierungspartei gegen brei mit großen Mehrheiten gewählte Klerikale. 

13, „ (Breußen). Antwort bes Königs auf die Abrefje bes Herren: 
baufes vom 19. Dec. v. J. 


» nm (Italien). Der Bisthumsverwefer von Mailand, Mifgr. Eaccia, 
wird in Monza verhaftet, um nah Turin geführt zu merben. 


14. „ (Bundestag). Der dfterr.zpreußifhe Antrag vom 28. Dec. 
v. J. wird von der Bundesverfanmlung mit 11 gegen 5 Stimmen 
(Defterreih, Preußen, Kurhefien, Medlenburg und 16. Curie) 
abgelehnt. 

Oeſterreich und Preußen erflären baranf: „Angefichts ber eben 
erfolgten Ablehnung ihres gemeinfamen Antrages müſſen die allerh. Regie: 
rungen von Defterreih und Preußen lebhaft bedauern, baß die gehofite Ver— 
ftändigung über bie von ihnen zur unverweilten Sicherung der Rechte bes 
deutichen Bundes in Bezug auf Schleswig vorgefchlagenen Maßregeln nicht 
erzielt worden find. Unter ſolchen Umſtänden glauben die beiden Regierungen 
in ber ihnen, durch ihre Dazwiſchenkunft bei Herbeiführung ber jene Rechte 
feftftellenben Stipulationen von 18%, erwachſenen befonberen Stellung, 
ſowie wegen ber großen Dringlichkeit der Sache, ſich der Pflicht nicht 
entziehen zu bürfen, die Geltendmachung jener Rechte in ihre eigenen 
Hände zu nehmen unb ihrerfeits zur Ausführung der in ihrem Haupt: 
antrage vom 28. v. M. und Jahres bezeichneten Maßregeln zu fchreiten. 
Durch Abgabe vorftehender Erklärung fommen bie Gejandten dem Auftrage 
ihrer allerh. Regierungen nad.” 

Bayern, Sadjfen, Württemberg, Baben, Heffen-Darmftabt, bie 
Mehrzahl der ſächſiſchen Häuſer (Weimar, Meiningen, Coburg: 
Gotha) bie 13. und 15. Curie proteftiren dagegen. Der Antrag 
von Heſſen-Darmſtadt (v. 28. Dec. v. J.) bleibt in der Minderheit. 


14. „ (Frankreich). Der Kaifer übergibt dem neuen Cardinal Bonne: 
choſe das Barett mit einer politifchen Anfprache: 

ne +. Sie haben in ber Nähe beobadtet, wohin das Aufgeben jedes 

Principe, jeder Regel, jebes Glaubens führt. Darum müſſen Ste audh ge: 

rabe jo wie ich darüber erftaunt fein, nach fo kurzer Zwiſchenzeit bie Leute, 

bie kaum erfi dem Schiffbrude entronnen find, wiederum bie 
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Binde und die Stärme zur Hilfe aufbieten zu fehen Gott 
beſchützt Frankreich zu fichtlich, um zu geftatten, daß ber Geift bes Uebels es 
abermals in Aufregung ſtürze. Der Kreis unferer Verfaſſung iit weit ges 
zogen; jeder ehrlihe Mann kann fi ungezwungen innerhalb befielben 
wegen, ba ein Jeder das Vermögen beiikt, feine (Hedanfen auszubrüden, bie 
Regierungsbanblungen zu beauffiägtigen und an ben öäffentlihen Geſchäften 
jeinen gerechten Antheil zu nehmen... . “ 

14. Jar. (Frankre ich). Adreßdebatte. Amendementsvorfchlag der 
Oppofition gegen bie offiziellen Eanbibaturen. Rede bes Hrn. Thiers. 
Das Amenbement wird mit 498 gegen 44 Stimmen veroorfen. 

»» (Belgien). Das Cabinet gibt in Folge des Ausfall ber 
Wahlen in Brügge, welde feine Majorität im Repräfentanten: 
banfe zweifelhaft machen, feine Demiflion ein. 

18., (Defterreid). Ein Artikel der halboffiziellen „Wiener Abenb: 
poit” über Vorgänge am Bundestag vem 14. d. M. bezeichnet 
Oeſterreich und Preußen als die beiden „VBormädte” Deutfchlande. _ 

nn (Defterreih). Der Abg. Rechbauer interpellirt den Obmann 
des Finanzausſchuſſes bezüglich ber Anlehenfrage, um „bem Abg.⸗ 
Haufe Gelegenheit zu geben, offen und unummunben feine Miß- 
billigung über die Haltung bed Minifteriume bes Aeußern in ber 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage, die gegen das Recht und bie Ehre 

Deutſchlands, aber noch mehr gegen das eigenſte Intereſſe Oeſter⸗ 

reichs verftoße, auszuſprechen.“ 

» (Baden). Die Regierung beſchließt, ale Maßregeln, welche 
einer Mobilifirung bes badifchen Armeecorps vorbergehen, fofort ein: 
treten zu Taflen. 

» (Holftein). Kine Verfammlung der holfteinifhen Geiftlichkeit 
in Reumänfter beſchließt einftimmig eine Eingabe an den Bunb um 
Anerkennung ber legitimen Rechte des Herzogs Friedrich. 

6., (Defterreih und Preußen) verlangen von Dänemark bie 
fofertige Aufhebung ber Verfaffung, vom 18. Nov. v. J. mit dem 
Beifügen, baß, wenn bie Erklärung, daß biefelbe erfolgt fei, nicht 
im Laufe des 18. d. M. den Geſandten berfelben zugehe, diefelben 
angewiejen feien, Kopenhagen zu verlaffen. 

» (Breußen) Schlußabſtimmung bes Abg.-Haufes über das 
Budget für 1864 als Ganzes. Das verkürzte Budget, wie es 
ans den Befchlüffen der Sommiffion hervorgegangen, wirb mit allen 
Stimmen gegen bie ber feubalen Fraction und einem Theil ber 
äußerften Linken (Sacoby und Gen.) angenommen. Schulke-Des 
lief beantragt eine Nefolution zur beutfchen frage. Jacoby und 
Tweſten über bie Frage einer eventuellen Steuerverweigerumg. 

» „ (Bayern). Das Collegium ber Gemeindebevollmächtigten von 
Nürnberg proteftirt gegen einen allfälligen Durchmarſch öfterrei: 
chiſcher Truppen nad Schleswig. 

 n (Spanien), Das Minifterium Miraflores gibt feine Ent 
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laflung ein. Bildung eines lchergangsminifteriums unter bem 
Borfite des Hrn. Arrazola. 


18. Jan. (Preußen). Die Anleihecommiffion des Abg.-Hauſes ftellt 


19. 


ihren Bericht feſt. Hr. v. Bismard erklärt die völlige Losfagung 
Preußens vom Londoner Protokoll für eine Frage der Opportunität, 
beftreitet bem Bunde bie Competenz, über die Succefjiontfrage zu 
entfcheiben und ſchließt dahin: „Wir haben zu Ihnen nach wie vor 
das Vertrauen, daß Sie uns biefenigen Mittel, weldye wir fo noth⸗ 
wendig bedürfen, auf verfaffungsmäßigem Wege zugänglid 
machen werben, fonft müffen wir fie nehmen, wo wir fie 
befommen.” Die bisherige Minderheit ber Commiſſion erklärt 
in Folge der Vorgänge am Bunbestage vom 14. d. M. auch ihrer: 
feit8 den Beitritt zu bem bie Regierungsoorlage einfach ablehnenben 
Beſchluſſe der Eommiffion. 

» (Dänemarf) lehnt die Sommation Oeſterreichs und Preußens 
vom 16. d. M. ab. Die dänifhe Negierung verlangt von ben 
beiden beutfchen Großmächten eine Frift von 6 Wochen vom 1. Febr. 
an, um bem däniſch⸗ſchleswigſchen Reichsrath Zeit zu Taffen, bie 
Rücknahme der neuen Berfaffung zu beſchließen. England und 
Frankreich unterflügen die Forderung Dänemarks. Defterreich unb 
Preußen lehnen fie ab. 

„ (Italien). Der Auftizminifter bringt in ber Abg.⸗Kammer 
einen Gefebesentwurf behufs Unterbrüdung der geiftlihen Körper: 
ſchaften und Aufhebung des Zehntens ein. 

» (Stalien). Garibaldi erläßt ein neues Manifeft, durch das er 
bie Einfeßung eines Gentral-Actions:Comite verfündigt. Alle Blät- 
ter, bie bafjelbe bringen, werben von ber Regierung mit Befchlag 
belegt. 

» (Branfreid). Adreßdebatte. Ein Amenbement gegen ben 
englifchen Handelsvertrag wird mit 182 gegen 50 Stimmen ver= 
worfen. 

„ (Bundestag). Defterreih und Preußen geben bie gemeinfame 
Erklärung ab, 

„baß ihre allerh. Negierungen, indem fie nah ber Ablehnung ihres am 

11. d. M. erneuten gemeinichaftlichen Antrages vom 28. v. M. und Jahres 
bie Entfchließung kundgaben, nunmehr ihrerſeits ungefäumt zu ber Ausfüh⸗ 
rung ber von ihnen für bie Sicherung ber Mechte bes beutichen Bundes in 
Bezug auf Schleswig für nöthig und unaufſchieblich erachtete Maßnahmen 
zu fohreiten, bavon ausgingen, daß bierburch bie fernere Ausführung ber An- 
orbmungen nicht beirtt werde, welche Seitens ber hohen Bundesverſammlung 
burh bie Beichlüfie vom 7. und 14. v. M. und J. in Betreff ber erecutions- 
mängm Bejekung und Berwaltung von Bundeswegen für bie Herzogthümer 
SHolftein und Lauenburg getroffen worben find.  Defterreih und Preußen Ha: 
ben, bei ber nicht zu vermeidenden Betretung Holfteins durch ihre nach Schles⸗ 
wig beftimmmten Truppen, eine Beeinträchtigung jener Anorbuungen nicht 
bezwedt. Aber bie beiden Regierungen überlafjen fi) hiebei allerbings 
ber zuverfichtlihen Hoffnung, daß ihrem bie Wahrung ber Intereſſen Deutjch- 
fonds ſowie derjenigen Schlewige bezwedenden Vorgehen das bereitwil- 
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lige unb bunbesfreunbfiche Entgegenfonmen berjenigen ibrer hohen beutfdies 
Berbünbeten, beren Bunbesgebiete hiedurch berührt werden, unb ber Bundes: 
verwaltung in Hofftein und Lauenburg nicht Fehlen werbe.“ 

19. Jan. (Breußen). Das Abg.-Haus lehnt die von ber Regierung 
geforderte Abänderung bes Art. 99 der Veriaffung mit allen gegen 
die Stimmen ber feudalen Fraction ab. 

»» (Preußen) Lircularbepefhe Bismards an die deutfchen Re: 
gierungen über bie Politik Preußens in der fchledwig-holfteinifchen 
Frage (nom Minifterpräfidenten in ber Sitzung bes Abg.⸗Hauſes 
vom 21. verlefen, ihrem Wortlaut nach bisher nicht veröffentlicht). 

Cie hebt (nach ben Berichten der preuß. Plätter) zuerſt hervor, daß ber 
Entſchluß, Schleswig zu oecupiren, keineswegs im Gegenſatz zu irgend einem 
pofitiven Bundesbeſchluß fiehe, da ber Beſchluß vom 14. reim negativ fei. 
Tiefer Beſchluß könne daher mer bie Folge haben, daß bie beiben Großmächte 
bei ihrer Action nicht als Beauftragte bes Bundes handeln unb daher feinen 
Grund abgeben, biefer Action Hinbernifje ober Schwierigkeiten bei bem Durch⸗ 
marfch durch Holftein in den Weg zu legen. Es fcheine überhaupt bie Wei: 
gerung, fich der Action Preußens und Tefterreih® anzufchließen, auf einem 
Mifverfländnip zu berufen, Ganz umgerechtiertigt fei ber Borwurf, daß 
Preußen beabjichtige, den Zuftänden in Schleswig und Kolftein eine längere 
Dauer zu fichern, mie fich denn auch an dieſen Irrthum ber (laube knüpfe, 
daß entweber bloß bie Fortdauer biefer Auftänbe möglich fei ober ber Erb⸗ 
prinz von Auguftenburg zum Herzog eingefegt werben müffe. Ohne die letz⸗ 
tere Frage erörtern zu wollen, fei doch barauf aufmerkfam zu maden, daß 
ie preußiſche Regierung Rückſicht auf bie Verträge und bie internationalen 
Beziehungen nehmen müffe. Ueberbies habe ber Bund in ber Grbfolgefrage 
noch feine Entſcheidung getroffen, und es ſei zu wünſchen, daß bie Prüfung 
mit größter Grünblickeit vor fih geben möge. Auch fei wohl zu erwägen, 
daft, wenn bie Erbfolgefrage nur für Holjtein ohne Schleswig entichieden werbe, 
die ganze Sache der Herzogthümer in eine nachtheilige Lage gerathen würde. 
Man bürfe nicht vergeffen, daß ber Aunb feinen Groberungsfrieg gegen Dä: 
nemark führen Tönne und baß beehalb die Ordnumg ber — mit ber 
größten Vorſicht in bie Hand zu nehmen ſei. Was bie zufünftige Orbnung 
berrifft, jo wirb zunächſt conflatirt, daß bie von Dänemarf 18%, gemachten 
Beriprehungen bie Rechte ber Herzogthümer in feiner Weile gejichert hätten, 
daß eine Fortdauer ber in Folge deſſen eingetretenen Zuftände unmöglich fei 
unb Deutſchland darauf bringen müſſe, daß ftatt berjelben eine vollfommene 
Siherflellung ber Rechte ber Herzogthümer und ber beutfchen Bewohner ber: 
ſelben eintrete. Es werben dann bie Gombinationen beiprodden, um biefe 
Sicherftelung berbeizuführen. Cine berjelben gebe dahin, daß die Frage nur 
mit Aufdebung ber Zufammengehörigfeit ber Herzogthümer zu löſen fei. 
Einer ſolchen Löſung fer für ben Fall, daß bie Gründung einer neuen Dy⸗ 
naſtie nicht angänglich wäre, jebenfalls die Herftellung einer neuen Berfonal: 
anion zwiſchen ben Herzogthümern und Dänemark vorzuziehen, 
zugleich mit ber Erhebung Rendsburgs zur Bunbesfeftung und anberweitigen 
nöthigen Garantien. Cine folde Stellung ber Herzogtbümer werbe allerding® 
die Juſtimmung ber andern europäifhen Müchte erlangen müffen, wie es 
denn auch für die Herzogthümer felbjt wünfchenswertb fei, daß ihre Stellung 
bie Sanction Europa's erlange. ebenfalls ſei bas von ben beiben deutfchen 
Großmachten Grzielte, namlich entweber Aufhebung ber Novbemberverfaſſung 
ever Occupation Schleswigs, eine beffere Grundlage für Verhandlungen, ale 
das Verweilen in Holftein und bie Nicht:Occupation Schleswigs. Man bürfe 
eh alſo ber Hoffsmung hingeben, baf bie dentſchen Regierumgen ber Politik 
ber beiben Großmächte zuftimmen würden, 
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19. Ian. (Preußen) muthet dem Commandanten ber Bunbestruppen 
in Holftein, Gen. Hake, zu, fih „um mögliche Collifionen zu vers 
meiden” unter das Obercommando bes Feldmarſchalls Wrangel zu 
ftellen. Hake lehnt die Zumuthung ſofort und entfchieden von ber 
Hand. 

„ n DMaffau). Berfegungen, Dienftentlaffungen und Beförderungen 
ale Antwort ber Regierung auf die gegen fie ausgefallenen Land: 
tagswahlen. 

„ „ Bürttemberg). Die IL Kammer befchließt einftimmig, „die 
Regierung dringend zu erfuhen: 1) dem deutſchen Bunde zur ©i- 
herung ber Redte ber Herzogthümer Schleswig-Holftein diejenige 
Truppenzahl, welche fofort ausgerüftet werben Tann, zur augenblid: 
lihen Verfügung zu ftelen; 2) für die Mobilmahung bes würt: 
tembergifhen Contingents alles Erforderliche jebt ſchon in ber Weife 
vorzufehren, daß daſſelbe auf die erjte Aufforderung der Bunde: 
verfammlung auszumarfhiren im Stande ift; 3) durd einen felbft: 
ftändigen dringenden Antrag am Bunde diefelben Maßnahmen von 
Seiten ber bunbestreuen deutſchen Staaten herbeizuführen.” 

20. „ (Holftein). Die fächfifhen Bundestruppen räumen Kiel und 
concentriren ſich im weitlichen Theile des Landes, um den öfter: 
reihifhepreußifhen Truppen den Durchmarſch gegen Schleswig zu 
ermöglichen. 

„» » (Branfreid). Niederlage der Regierung bei den Nachmahlen 
zum gefetgebenben Körper in Epinal und im Departement bes 
Niederrheins. 

» » (Belgien) Die Kammern werden in Folge ber eingetretenen 

Minifterkrifis vertagt. Die Führer der Tatholifhen Partei lehnen 

e8 ab, die Zügel ber Regierung zu ergreifen unb bevorworten beim 

König die Bildung eines Cabinets aus bloßen Fachmännern. 

„ (Bundestag). Die vereinigten Ausſchüſſe beauftragen einft: 
weilen wegen Dringlichleit der Sache die Bundescommifläre in 
Holftein, dem Durchmarſch der öſterr.⸗preuß. Truppen keinerlei Hin: 
derniſſe entgegen zu ftellen. 

» » (Breußen) Die preußifhen Truppen gegen Dänemark rüden 
in Hamburg, Lübeck, Oldenburg und Holftein ein, ohne vorher bic 

Einwilligung ber betreffenden Regierungen oder der Bundescommiffäre 
nachzuſuchen. Hamburg und Lübeck beſchweren ſich barüber in Ber: 
lin, Oldenburg am Bunbe, die Bundescommiffäre proteftiren. 

» » (Defterreih). Debatte des Abg.-Haufes über die von ber 
Regierung geforderten geheimen Preßfonds im Betrag von 525,000 fl. 
Schmerling erflärt den Entſcheid für eine Trage des Vertrauens 
oder Mißtrauens gegenüber der Regierung. Die Bewilligung er: 
folgt darauf mit großer Mebrbeit. 

„„ (DBapyern) ladet die Mittel unb Kleinftaaten zu einer: Eon: 
ferenz über bie Lage ber ſchleswig-holſteiniſchen Trage ein. 


‘ 


21. 
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M. Jan. (Frankreich). Woreßbebatte bes gefehgebenden Körpers. 
Dad Amendement ber Oppofition gegen bie Yortbauer der Sicher: 
heitögefeße wird mit 203 gegen 35 Stimmen verworfen. 

(Rußland). Ein kaiſerl. Ukas verfügt die Einführung von 
Provinziale und Kreisvertretungen mit Ausnahme ber og. welt: 
liden Gouvernements (Litthauen), ber baltifchen Provinzen, Arch 
angels, Aſtrachans und Beſſarabiens. 

» (Rußland). Gen. Murawiew ordnet in Litthbauen die Eins 
"führung von Vollksſchulen zu Gunſten der ruflifchen Sprade an. 
‚» (Italien). Eircular ber Regierung gegen bie Beftrebungen 

ver Actionspartei. 


» (Bundestag). Die Bundesverfammlung genehmigt die vom 
"Bunbeögeneral Hake in Holftein erfolgte Ablehnung der ihm von 
Seite der preußifchen Regierung gemachten Zumuthung, fich ohne 
weiteres unter das Obercommando bes Feldmarſchalle Wrangel zu 
ſtellen. DOefterreih und Preußen wieberholen ihre beruhiyenden 
Erflärungen vom 19. d. M. Die Bundesverfammlung genehmigt 
die Vereinigung ber biöherigen dfterreichifchen und preußifhen Res 
fervetruppen in Holftein mit ber öfterr.zpreuß. Armee gegen Dä: 
nemart „wogegen felbftverftänblich der Antrag auf Berufung an: 
dberweiter Referven für ben Bebürfnigfal vorbehalten bleibt“ 
und ertheilt ben Bundescommiffären in Holftein neue Inſtruktionen: 

„Wenn bie hohe Yunbesverfammlung zur Bye nicht für angemeljen er: 
achtet bat, zu Maßnahmen in Bezug au Derzeat) um Schleswig zu 
ſchreiten, jo Tann fie ſich doch im Hinblid —* Art. XLVI der Wiener Schluß: 
acte nicht veranlaßt jehen, denjenigen Entſchließungen entgegenzutreten, 

Ge die höchſten Regierungen von Defterreih und Preußen in ihrer Eigen: 
ſchaft ale europäiſche Mächte in Bezug auf das nicht zum Bunde gehörige 
Herzogthum Schleswig faljen zu müffen glauben, vorausgejest, baß fie 
den Rechten bes Bunbes unb bem Bollzuge ber Bunbesbeihlüffe und Anorb- 
nungen — in Bezug auf die Herzogthümer Holſtein und Lauenburg 

einer Weiſe zu nahe treten. Dieſe Vorausſetzung findet in der 
Etlarung ber beiden höchſten Regierungen vom 19. d. M. ihre Anerkennung 
und bie Garantie ihrer Einhaltung bei ber nicht zu vermeibenben Betretung 
gelfeins burd bie nad Schleswig beftimmten öfterreihiihen und preußiſchen 
enuppen.. Es wird baber bei bem Durchmarſch ber genannten Truppen 
in Anden ruhende Regierungögewalt noch bie bisherige 
—* — und » etliche e Stellung des Gommandirenben Generallieutenante 
v. Hafe und ber ihm untergebenen Bunbestruppen irgend eine Beeinträ fi 
ſang oder Hemmung erleiden. Ebenſo if es jelbftverftänblidh, daß 
bleibende Bejehung poTReinifger ‚Gebiete ben Bunbestrup: 
pen allein vorbehalten bleibt. 

., (Preußen). Zweitägige Debatte des Abg.⸗Hauſes über bie 
Anleide. Diefelbe wird mit 275 gegen 51 Stimmen (ber feu⸗ 
dalen und des größern Theil® der Tatholifhen Fraction) verworfen 
und nach dem Antrage von Schulge:Deligih mit großer Mehrheit 
die Erflärung befchlofien: 

In Erwägung, baß Preußen gemeinfam mit Oeſterreich am Bunbe ers 
flärte, ea —2 ben Bundesbeſchluſſe vom 14. do. widerſetzen, bie 


318 getlage I. 


ſchleswig⸗holſteiniſche Sache in bie eigene b nehmen unb bie Befekung 
Scäleswigs als europäifche Großmacht ausführen; in Erwägung, baf Preußen 
damit von Deutfchland abfällt und feine Großmadtitelung mißbraucht; 
in Erwägung, daß dieſe preußifchsöfterreichifche Politik Fein anderes Ergebnik 
haben kann, al® die Herzogthümer abermald Dänemark zu überliefern; 
in Erwägung, baß bie angebrohte Vergewaltigung den mwohlberechtigten Wi: 
derſtand der übrigen deutſchen Staaten und damit ben Bürgerkrieg in Deutſch⸗ 
land berausforbert, — erflärt das Haus der Abgeorbneten, daß 
es mit allen ibm zu Gebote ſtehenden geſetzlichen Mitteln bie 
fer Politik entgegentreten werde.” 


22. Jan. (Defterreih). Die erfie Section bes großen Finanzaus⸗ 
fhufles des Abg.⸗Hauſes befchliegt, darauf anzutragen, ben von ber 
Regierung geforderten Erebit von 10 Mil. nicht und dagegen bloß 
5,343,020 fi. und zwar zur Leiſtung der ausgefchriehenen Bundes⸗ 
matricnlarumlage zu bewilligen. 

„ » (Holftein). Die große aus faſt 500 Mitgliedern beftehenbe 
Landesbeputation aus Holftein trifft in Frankfurt ein und übergibt 
dem Bundestag ein Geſuch um Anerkennung bes Herzogs Friedrich. 

» n (Sacfen). Die II Kammer befhließt eiuftimmig, die Regie: 
rung zu erfuchen: „1) im Verein mit ben bundestreuen beutfchen 
Regierungen das Anſehen und die Autorität bes beutjhen Bundes 
gegen bundeswidrige Unternehmungen energijch zu vertheidigen ; 
2) für bie fofortige Anerkennung des Herzogs Friedrich von Schles: 
wigsHolftein beim beutfhen Bund kräftigft einzutreten: 3) für den 
Tall, daß eine fofortige Abftimmung über die Erbfolgefrage vom 
Bunde nicht zu erlangen fein follte, im Verein mit den gleich: 
gefinnten deutſchen Regierungen eine Erflärung beim Bunde abzu⸗ 
geben, worin das Erbfolgereht ded Herzogs anerlannt und, fobalb 
bie Majorität fi dafür herausgeftellt bat, auf fofortige Zulaſſung 
eines Bevollmächtigten desjelben beim Bundestag angetragen wirb; 
4) daß fie im DVereine mit ben bunbestreuen Regierungen ſowohl 
auf eine fofortige Verftärfung der Bunbestruppen in Holftein als 
auch fobald wie thunlich auf die Bejegung Schleswigs durch Truppen 
bundestreuer beutfcher Regierungen hinwirke.“ 


24. „ (Breußen) Das Herrenhaus verwirft das vom Abg. « Haufe 
befchloffene Budget für 1864 mit 58 gegen 17 Stimmen und ftellt 
die urfprünglie Vorlage der Regierung wieder ber. 


28. „ (Preußen). Das Abg.⸗-Haus beſchließt, dem Beſchluſſe des 
Herrenhaufes vom 24. folgende Erklärung entgegenzufehen: 

„) Der Beſchluß des Herrenhaufes, Durch welden ber Stantshaushalte- 
Etat, wie ihn das Abgeorbnetenhaus beichloß, abgelehnt, und ber bem Hauſe 
verfaffungemäßig nicht vorliegende Negierungsentwurf angenommen wurde, 
verſtoͤßt gegen Art. 22 der Verfaſſung und ijt deßhalb null und nihtig; 
2) ber — bes Herrenhauſes verletzt das wichtigſte Necht bes Abgeorb- 
netenhauſes und entzieht der Regierung das Recht, die von dem Abgeord 
netenhauſe bewilligten 137,971,941 Thlr. auszugeben; 3) bie Staatsregierung 
begeht einen offenen Berfaffungsbruch, wenn biefelbe fortfährt, ohne * 
mung beider Häufer über Staatsmittel eigenmächtig zu verfügen; 4) jeb« 
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Anleihe ohne Genehmigung ber Lanbesvertretung iſt verfaſſungswibrig und 
für ben preußiſchen Staat Bar alte Zeit unverbindlich.” 

Die von ber Regierung vorgelegte Militärnovelle wirb mit 268 
gegen 34 Stimmen abgelehnt. Ausfhußberiht Gneiſt's barüber 
(„mehr ein Bud als ein Bericht, der literariſche Abſchluß ber 
Militärfrage‘). Die Weigerung ber Regierung gegenüber ber 
parlamentarifhen WBahlunterfuhungs: Commiffien wird mit großer 
Mehrheit für eine Verlegung des F. 82 der Verfaſſung erklärt. 

Eine tgl. Botſchaft ſchließt die Seffion des Landtags. Schluß: 
rede bes Minifterpräfidenten v. Bismard im Namen bes Könige: 

„Bei ber Eröffnung ber Sipungsperiode wurde von bes Könige Maj. ber 
vringenbe Wunſch fund gegeben, die zwiſchen Allerh. J. Regierung und einem 
Theile der Landesvertretung entftandenen Zerwürtniffe ausgeglichen zu 
jehen. Tiefer Wunſch ift nicht in Erfüllung gegangen, obwohl bie Regierung 
Sr. Maj. es an entgegenlommenden Schritten nicht bat fehlen laſſen. Das 
Haus ber Abgeorbnieten bat an bemfelben Stanbpunfte feitgehalten, welcher 
zur Auflöfung bes letzten Haujes vor Ihnen führte. In angeblicher Ver⸗ 
theibigung verlaffungemäßiger Rechte bat es eine Reihe von Beſchlüſſen gefaßt, 
welde den unverfennbaren Stempeldes Strebens an fich tragen, feine Rechte 
obne Rückſicht auf die Gleichberechtigung ber übrigen Staate: 
gewalten und ohne Rückſicht auf das Wohl und die Intereſſen des Landes aus: 
zuüben. Durch Ablehnung bes Gefegentwurfes behufs Ergänzung bes Ars 
tel 99 der Verfaſſungo⸗Urkunde Hat das Abgeorbnetenhaus den Verfuch zus 
rüdgemwielen, ber Wieberlehr eines bubgetlojen Zuftandes ohne Beeinträchtigung 
ber Rechte ber Krone, wie ber Yanbesvertretung vorzubeugen. Dasfelbe Haus 
He ben Staatehaushalt - Etat für das Jahr 1863, wenngleich ihm zur ver: 
aſſungsmäßigen Prüfung und Peihlußfaffung über benfelben bis zum Abs 
laufe bes verfloffenen Jahres noch eine ausreichende Zeit zu Gebote flanb, 
gar nicht in Berathung gezogen, bagegen bat e8 in dem Etat für das eben 
begonnene Jahr nidht bloß mehrere Hr die Bebürfnifje der Verwaltung uns 
entbebrliche Dispofitionsfondbs geftrihen, fonbern es Hat auch im Bezug auf 
ben Militär-Etat diejenigen Beichlüffe bes früheren Haufes erneuert, mit beren 
Ausführung das preußiiche Heer ber Shwähung und Zerrüttung Preis 
gegeben fein würde. Es Hat biefe Beſchlüſſe gefaßt ohne Vorberathung bes 
Geſetzentwurfes über bie Verpflichtung zum Kriegsdienfte, beffen Borlegung 
das frühere Haus zur Vorbedingung feiner Berathung des Militär:Etats ges 

Pure biefe Beſchlußnahmen iſt das Herrenhaus von Neuem 
veranlaßt worben, in Ausübung feines verfafjungsmäßigen Rechtes, ben ganzen 
Staatshaushalts⸗Etat für das Jahr 1864, wie er aus den Berathungen bes 
Abgeordneten hauſes bervorgegangen mar, zu verwerfen. . . . Zur Ausführung 
der vom beutjhen Bunde befchloffenen Erecution in Holjtein und zur 
Rabrung der Mactftellung und Ehre Preußens in ber weiteren 
Entwicklung dieſes Streites, bedurfte unb bedarf die Regierung Sr. Majeltät 
außerorbentlicher Mittel für die Militär: und Marine-Verwaltung. Während 
das Herrenhaus im einer Adreſſe an bes Konigs Maj. feine vertrauens: 
volle Yereitwilligfeit zur Unterflüßung ber Krone in biejer erniten Frage 
ausgeſprochen Bat, ift von bem Haufe ber Abgeorbneten bie erforberte Geneh⸗ 
migung zu einer Anleihe verfagt, und fogar bie Bewilligung besjenigen Gelbs 
bebarfs verweigert worben, welchen Preußen, ale Mitglied bes beutichen Buns 
bes, beizutragen unzweifelhaft verpflichtet if. Indem bas Haus bieien Be: 
qluß fakte, ift es um fo entfchiedener mit ber vertrauensvollen Gefinnung 
u Wiberipeuch getreten, von welcher bas preußifche Voll für feine Könige 
jederzeit befeelt war, ale bes. Könige Maj. in der Allerb. Antwort vom 27. 
.M. auf bie Abreſſe bed Hauſes feine Gefinnung und jein könig⸗ 
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liches Wort als Bürgſchaft dafür bingeftelt bat, baß die beantragten 
Geldmittel zum Schupe bes Rechts und ber Ehre bes Landes ver: 
wandt werden würden. Der feindfelige Charakter diefer Beſchlüſſe, in 
welchen fich bas Beftreben ausbrüdt, die auswärtige Politik ber Regierung 
einem verfaffungsmwidrigen Zwange zu unterwerfen, it burdy Reſo⸗ 
Iutionen erhöht worden, burch welche die Mehrheit des Haufes ber Abgeorb: 
neten, in bervonihr willfürlich aufgeitellten Borausfegung krie— 

erijherBerwidlungen wilden Preußen und anderen deut— 
hen Staaten, im Voraus gegen das preuß. Vaterland Partei nimmt. 
Ein ſolches Auftreten des Hauſes ber Abgeordneten kann auf die Befeftigung 
und Entwidlung unferer VBerfaffungszuftände nur verberblich einwirken, und 
es muß einfiweilen auf bie Hoffnung einer Veritändigung verzichtet werben. 
Die Regierung Sr. Maj. wird fi aber unter allen Umjtänden für verpflichter 
halten müfjen, mit ganzer Kraft und in voller Ausübung ber Föniglichen 
Rechte für die Erhaltung bes Staats und für das Wohl unb die Ehre Preußens 
einzuſtehen. Sie bält an ber Ueberzeugung feit, daß fie hierbei in der patrio⸗ 
tifhen Gefinnung bes Landes eine ausreichende und wachſende Unterjtüßung 
finden werbe.“ 


25. Yan. (Defterreih). Der große Finanzausſchuß des Abg.⸗-Hauſes 
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„ 


beſchließt, darauf anzutragen, ber Regierung ftatt der geforderten 
40 Mid. bloß 5,343,950 fl. als Matricularbeitrag für bie Bundes: 
erecution in Holftein zu bewilligen und zwar mit dem Zuſatz, daß 
diefer Betrag „zu keinem andern Zwecke verwendet werben bürfe.” 
Auf den Antrag des Abg. Herbft wird überbieg mit 18 gegen 16 
Stimmen befchloffen, dem Haufe folgende Erklärung vorzuſchlagen: 
„Das Haus der Abgeorbnieten vermag den Vorgang ber kaiſerl. Regierung 
in Bezug auf bie Occupation Schleswigs als einen ben wahren Intereſſen 
Defterreihs entiprechenden und den allgemeinen Frieden fihernden nicht an- 
uerkennen, und fühlt ſich baber zu dem Ausſpruch verpflichtet, daß es jebe 
Berantwortung für die Folgen dieſes Schrittes von fih ablehne.“ 


v» (Breußen). Einzug ber preußifhen Truppen in Kiel. Die 


preußifhe Fahne tritt an bie Stelle der Bunbesfahne. Die bie: 
herige Bürgerwache vor der Wohnung des Herzogs Friebrih muß 
zurüdgezogen werben. 


(Holftein). Die theologifhe Facultät und bie Geiftlichkeit 


"Kies erlaffen eine öffentlihe Erklärung gegen die Berliner Kreuz: 


zeitung und fordern „bie Gleichgefinnten durch ganz Deutihland Hin 
auf, insbejondere die Vertreter der Theologie und die geiftlichen 
Brüber, gegen dieſen Mißbrauch des Kreuzes Ehrifti mit ihnen 
Zeugniß abzulegen und fi) demgemäß vor Gottes Angefiht und 
vor bem deutſchen Volle durch Anflug an dieſe Erflärung oder 
fonft fobald als thunlich öffentlich auszuſprechen.“ 


(Lauenburg). Adreſſe an die Bundes: Commifjäre mit mehr 
als 1200 Unterfehriften für Trennung von Dänemark: 

ne. Mit dem Tode unſeres bisherigen Landesherrn, Königs Friebrich VII, 
von Dänemark ift auch an unfer Land die ernfte Frage getreten, wer ben er: 


ledigten Herzogsthron zu befteigen haben werde. Die rechtliche Unverbindlich 
feit des auf bem Londoner Tractate beruhenden bänifchen Thronfolgegefehe: 
vom 31. Juli 1853 für Lauenburg, als einem jelbftändigen beutfhen Bunbes 
fiaat, kann Ihnen nicht zweifelhaft jein. Das Land erwartet mit Bertrauer 
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die allein zu Recht beſtebende Entſcheidung von ber hohen deutſchen Bunbess 
verjammlung. .. Wir ſiehen unter allen Umitinden zu Teutichland unb ver: 
werfen den undeutjchen und unberechtigten Beſchluß der Ritter: und Landſchaft 
mit voller Entſchiedenheiti. Tas Land hat feine Vertretung, die im Etanbe 
wäre, bie wahre Rechtsüberzeugung feiner Beniohner kund zu geben. Gin 
Theil durch ihren Grundbeſitz einflupreicher Männer im Yande ift feinen Ins 
terefien geradezu fremd. Wir beflagen es, daß mir außerdem aud in ben 
Kreiſen, bie vermöge ihrer amtlichen Stellung auf die Haltung ber Bevölke⸗ 
rung Einfluß zu üben berufen jind, des in diejer erniten Zeit fo norhmenbi: 
gen Schußes großentbeils entbehren. . . Kir erbliden in der Mliedervereinis 
gung mit der Krone Tinentart Teine Garantie der Selbſiſtändigkeit unſeres 
Yanbes, fonbern nur bie unerfchöpfliche Cuelle Itets neuer Verwirrungen. Kat 
unfer Land auch bem unmittelbaren Trude ber unſeren \ntereiien geradezu 
teindlihen bäniichen Regierung fſerner gejtanden und Dank unjerer Zerfajjung 
bisher trotzen können, jo haben uns bie bitteren Erfahrungen unjerer Stam⸗— 
mesgenoſſen hoch bie Ueberzeugung zur evidenteften Klarheit gebracht, daß, 
wenn jetzt Deutſchland nicht unfere volle Selbſtändigkeit wahrt, aud uns eine 
Zeit bevorfieht, da mir e8 jchımerzlich bereuen müßten, bie Rechte unjeres Landes 
nicht mit allen unferen Kräften aufrecht erhalten zu haben. Teutjchland wird 
entiheiden! Wir ftehen zu thin.” 

Jan, (Deutſchland). Verfammlung bes 36er Ausfchufles in Frank: 
furt. Derfelbe cooptirt eine Anzahl neuer Mitglieder (meift ber 
großbeutfchen Partei angebörig, bie jedoch nachher ablehnen), und 
erläßt einen Aufruf an die Nation: 

„Zwei Mächte, die ben Anſpruch erwirkt haben, die Gropmädte Deunſch— 
lands zu heißen, find in ofjener Widerfegung begriffen gegen das Recht des 
Zundes, ber Bunbesjtaaten unb ber Nation... . Mit bem nadten Pro—⸗ 
teſte aber iſt nichts gethan. Die Regierungen, die das Bewußtſein 
ihrer Pflicht und ihres Rechtes bewahrt haben, müjjen handeln und belien. 
Sie müfien handeln, wenn nicht ber Glaube an bie oft gerühmte Bebeu- 
tung ber Mittelftaaten bis an die Wurzel vertilgt, die monarchiſche Staats: 
otdnung in ihren Grundlagen erjchüttert, das Volk unaufhaltſam, früber oder 
ipäter, auf die Bahn ber GSelbithilfe gebrängt werden jol. So tet und 
rudjihtslos das Verfahren der Gegner, jo kühn und eneraiih muß das ib> 
tige ſein. Auf ihrer Seite jteht das gute Recht, ſieht der Wille ber Nation, 
Sie tämpfen um ben bödjten reis, um bie Freiheit von öfterreichiicher-und 
preußiſcher Knechtſchaft, um bie Rettung ihres Tajeine.. .. Keine Regierung 
wirb jernerhin Anſprüche haben auf bie Achtung und das Vertrauen bes Volkes, 
bie nicht ber Sache ber RE das heikt ber Sache Teutjchlands ihre 
ganze Wehrkraft ohne Rüdhalt zur Verfügung ftellt. Dies ift 
das Regehren, das wir auszufprechen haben, nit aus eigener Willkür, fon: 
dern — wir miflen eg — im Namen der Nation; ein ernfies und großes 
Begehren, doch nicht aus Leichtfertiger Laune entiprungen, fondern bie Ku 
ber tiefen Meberzeugung, daß für Teutichland eine Etunde gefommen iſt, wo 
nur der Entſchluß, ehrenvoll Alles zu wagen, bie Giefahr abwenbet, ſchmach⸗ 
voll Allee zu verlieren. Tas deutſche Volk ift erfüllt von diefer Weberzeugung, 
it es auch erfüllt vom thatkräftigen Entſchluß? Iſt es feinerzeit bereit, 
richt nur zu proteſtiren, fondern zu bandeln?... Laßt Euch nicht ent« 
mutbigen durch das erſte Miflingen, nicht irre führen durch biplomatifche 
Winkelzüge, nicht einfchläfern durch ben zögernden Verlauf der Tingel Tas 
mb bie Pflichten, die uns das Vaterland auferlegt. Thue Leber das Eeine, 
mannhaft und bebarrlich!” 

6. , (Frantreig). Mdrep: Debatte des gefeßgebenden Körpers. 
Amendement bezüglich Mexieo. Umfafienbe Rebe bes Hrn. Thiers 
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über die Frage. Das Amenbement wird mit 201 gegen 47 Stim⸗ 
men verworfen. 

27. Jan. (Dänemark). Adreßdebatte im Landsthing. Monrad erklärt, 
e8 ſei fchwer zu fagen, auf welche Abmachungen man bänijcherjeits 
eingeben, weniger ſchwer, auf welche man nicht eingeben werbe: auf 
ein vereinigtes Schleöwig-Holftein, oder ein felbftändiges Schleswig 
oder eine Theilung Schleswigs werde bie Regierung niemals ein: 
geben. 

28. „ (Frankreich). Depeſche Drouyn de Lhuys an ben Gefanbten 
in London in Antwort auf eine Depefche des englifchen Cabinets 
für Maßregeln zu Aufrechthaltung des Londoner Vertrags: 

„Der Kaifer erfennt die Wichtigkeit bes Londoner Vertrags an, infofern 
derſelbe bezweckt, bas Gleichgewicht und ben Frieden Europas zu bewahren. 
Während das franzöſiſche Gouvernement biejem Zwecke bes Vertrages ihren 
vollen Beifall zollt, muß fie dennoch anerfennen, daß bie Umftände eine Aen: 
berung bestelbennätbi machen fönnen. Der Kaiſer ift ſtets geneigt geweſen, 
große Rüdficht auf bie Gefühle und Beftrebungen ber Nationalitäten zu neh: 
men. Man fann unmöglicdy verfennen, baß bie nationalen Gefühle und Be 
ſtrebungen Deutfchlands auf eine engere Bereinigung mit ben Deutfchen Schles⸗ 
wigsHolfteins gerichtet find. Dem Kaiſer würbe jebes Mittel wibderftreben, 
woburd er die Verpflichtung übernähme, mit den Waffen die Wünſche Deutſch⸗ 
lands zu befämpfen. Es wäre verhältnigmäßig leicht für England, einen ſolchen 
Krieg zu führen, ber ſich auf Operationen zur See befchränfen würde, auf 
Blolade und Wegnahme von Schiffen. Schleswig und England liegen fern 
von einander. Aber ber Boden Deutfchlands und Frankreichs berühren ſich, 
und ein Krieg zwiſchen Deutichlanb und Franfreih wäre ber unheilvollite 
und gewagtefte, ben das Kaiferreich unternehmen könnte. eben diejen 
Erwägungen kann der Kaifer nicht umhin, fih zu erinnern, daß er in Eu: 
ropa zu einem Gegenftande bes Mißtrauens und bes Verbachtes in Bezug 
auf feine angeblihen Vergrößerungsprojecte nah bem Rhein bin gemacht 
worben if. Ein Krieg, an den Grenzen bes Rheins begonnen, würbe biejen 
grumblofen und ungerechtfertigten Anjchulbigungen eine noch größere Kraft 
verleihen. Aus biefen Gründen kann bie Regierung bes Kaiſers Teine Vers 
pfliätung in Betreff Dänemarks übernehmen. Wenn fpäter bes Gleichgewicht 
ernftlih bedroht würbe, jo bürfte ber Kaiſer geneigt fein, neue Mapregeln im 
Intereſſe Frankreichs und Europa’s zu ergreifen. Für ben Augenblid aber 
will der Kaijer feiner Megierung die volle freiheit des Handelns bewahren.“ 


28. (Bundestag). Kurbefien trägt auf befchleunigte Entſcheidung 
in ber Erbfolgefrage an. Die Bundescommiffäre fragen empfehlend 
bezüglich einer Einberufung der bolfteinifhen Stände an. 

no — 1. Sehr. (Defterreih). Debatten des Abgeordnetenhauſes 
über den Zehn-Millionen-Credit. Abg. Tinti und 80 Mitglieber 
der minifteriellen Partei beantragen, über die Refolution Herbſt 
zur Tagesordnung überzugehen. Reden bes Grafen Rechberg und 
bes Hrn, v. Schmerling. Bei der Abftimmung werden die An: 
träge des Ausſchuſſes angenonmen, die Refolution Herbit dagegen 
wird mit 103 gegen 59 Stimmen verworfen. 

„ n» (Schleswig). Tagesbefehl des Prinzen Friedrich Karl aus 
Blön in Holftein: 

a... Solbsten! in, wenigen Tagen wirb es fih zeigen, ob Krieg ober 
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grieben ifl. Sollte ber zmeite däniſche Krieg beginnnen . . . Wohlan denn! 
fuchen wir biefen Feind auf! widerfegen wir uns feinem Rückzuge! zerftreuen 
wir feine Reiben! Nach biefem Erfolg werdet ihr den Feind nicht zu Athem 
fommen laflen und ibn vaftlos verfolgen, um ihn zu vernichten, ehe er 
auf feine Inſeln entweidt.“ 


W. Jan. (Dänemark). Die in den däniſchen Bataillonen am Dane⸗ 
wert dienenden Holfteiner, 750 Mann, werden in Maasbüll aus⸗ 
geihieden, entwaffnet und nad) Kopenhagen transportirt. 

» „ (Rußland). Verhaftung des angeblichen Stadtchefs von Warſchau. 

29. „ (Holftein). Deputirte von circa 50 neugebildeten Schleswig: 
Holftein:Bereinen nehmen in Kiel ein Gefammtftatut an. 

» u (Dänemark). Die Dänen räumen das bisher noch feflges 
baltene Kronwerk von Rendéburg. 

» „ (Branfreidh). Adreßdebatte des gefehaebenden Körpers. Zwei 
Amendements ber Oppofition, von denen das eine bie Polen als 
friegführende Nation anerkennen will, das andere ben Abbruch ber 
diplomatifhen Beziehungen zu Rußland verlangt, werben nad län⸗ 
gerer Debatte, ein fernered Amendement dagegen bezüglih Rom 
fat ohne Debatte verworfen und bie ganze Adreſſe mit 234 gegen 
12 Stimmen angenommen. 

0. , (Schleswig) Feldmarfhall Wrangel als Höchftcommandirender 
der vereinigten öfterreichifch= preußifchen Streitkräfte verlangt von 
den bänifhen Kommandanten General de Meza die Räumung bes 
Herzogthums Schleswig. 

» » (Dänemar?). Die Abreffe wird im Folkething mit 74 gegen 
5 Stimmen angenommen. Monrad erflärt fi) gegen bie von Biss 
marck proclamirte Perfonalunion, Dänemark müffe fih an die Vers 
einbarungen von 1851/52 halten und ihnen bie Bedeutung geben, 
die fie haben und durchzuführen fuchen, was ed bemnad als fein 
Recht anſehe. 

0. „ (Frankreich). Glänzendes Reſultat der neuen Anleihe. 

z31l., (Schleswig). General de Meza lehnt die Aufforderung Wran⸗ 
gels, Schleswig zu räumen, ab. 

» „u (Preußen) Antwort Preußens auf das von England geftellte 
Begehren einer förmlihen Erklärung, daß es an dem Principe ber 
Integrität ber bänifhen Monarchie feithalte : 

„Die kgl. Regierung bat, indem fie die Rechte, zu beren Geltendmachung 
gegen Tinemark fie in Gemeinfchaft mit Oeſterreich fehreitet, auf bie Stipu⸗ 
Iationen von 1851—52 bafırt, durch eben biefen Act das Princip ber In⸗ 
tegrität ber däniſchen Monarchie anerkannt, wie basjelbe durch das Ablommen 
von 1851—52 feitgefeßt iſt. Indem bie Fönigl. Regierung zur Occupation 
Schleswigs fchreitet, iſt fie nicht gefonnen, biefes Princip zu verlafien. Wenn 
jedoch in Folge von Verwicklungen, bie durch das Beharren ber daniſchen 

terung bei ihres Weigerung, ihre Verſprechungen von 1852 zu erfüllen, 
herbeigeführt werben koͤnnten, oder in Folge ber bewafjneten Intervention ans 
derer Mächte fih gendtbt 8 fehen folte, Gombinationen F entjagen, bie 
nicht [änger ein Ergebniß liefern würden, das im Berhältniß zu ben Opfern 
fände, weiche die Grelgniffe ben deutſchen Mächten auferlegen möchten, fo 
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fönnten Leine definitiven Arrangements ohne Mitwirkung ber 
Mächte, die den Londoner Vertrag unterzeichneten, getroffen 
werben. Die britiiche Regierung würbe die königliche Regierung dann bereit 
finden, mit ihr zu einer Verftändigung über bie endgiltige Löſung ber däniſch⸗ 
beutfchen Frage zu gelangen.“ 


31. Jan. (Baden). In Folge einer Verfammlung von Mitgliedern der 


” 


demofratifhen Partei aus Baden, Bayern, Heflen, Nafjau und 
Nheinpreußen richten die badifchen Theilnehmer eine Petition an 
bie badifche Negierung, den Ständen eine alsbaldige Vorlage zu 
machen zu Organifation eines dem ſchon beftehenden Armeecorps 
als Neferve dienenden Volksheeres. 

„ (Kurbefifen). 165 Abgeorbnete ber verſchiedenen Schleswig: 
Holſtein⸗Vereine des Landes richten eine Adreſſe an den Kurfürften 
für entfchiedenes Auftreten in ber ſchleswig⸗-holſteiniſchen Trage. . 

„ Rußland). Entlaffjung des Geh. Naths v. Lascynski ale 
Souverneur des Guberniums Warfchau, des letzten Polen, der noch 
im Amte als Gouverneur if. Polen ift nunmehr in den Spigen 
der Dermwaltung wieber ganz ruffificirtt und die Machtbefugniß ber 
polnifhen Verwaltungsbehörden auf Nu rebucirt, 


1. Febr. (Schleswig) Proclamation Wrangeld an bie Schleöwiger. 


2 


Die Preußen überfhreiten von Kiel, bie Defterreicher 
von Rendsburg aus die Grenze. Die Preußen nehmen 
Eckernförde. Herzog Friedrich wird fofort in Gottorf und in Ederns 
förde von der Bevölferung als Landesherr proclamirt. 
„(Dänemark). Die Wohlen für den Reichsrath nad ber neuen 
Berfaffung vom 18. November werben auf deu 5. und 29. März 
ausgefchrieben. — Der König, der Kronprinz und Mourad langen 
im Danewerk an. 

» Baden). Staatsrath Matthy übernimmt das Handelsmini⸗ 
fterium. 

„ (Säleswig). Gefecht ber Preußen bei Miffunde. 

„ (Holftein). In Kiel erſcheint die erfte Deputation aus Schles⸗ 
wig, um bem Herzog Friedrich zu huldigen. 

„ (Schleswig). Die Defterreiher erflürmen Jagel und den 
Königsberg und bringen flegreih bis zum Danewerf vor. 

„ (Scäleswig) Preußen ernennt den früheren Polizeidireftor 
von Berlin, Frhrn. v. Zedlitz, Defterreih den Grafen Nenertera 
zu Civilcommiffären ber Alltirten im Herzogtum Schleswig. 

» (Schleswig). Feldmarſchall Wrangel will ohne weiteres bie 
Zelegrapbenftation Rendsburg beſetzen. Bunbesgeneral Hate vers 
hindert es. 

„ (Dänemarf) legt auf die öfterreihifchen, preußifchen und an⸗ 
deren beutfchen Schiffe in dänischen Häfen Beſchlag. 

„ (Schleswig). Feldmarſchall Wrangel lehnt das Begehren des 
Bundesgeneral® Hake, ihm das Kronwerk von Rendsburg und bie 
zu Holftein gehörigen 6 Dörfer auszuliefern, ab. 
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3. Febr. (Württemberg). Die Regierung verlangt vom Lanbtage einen 


—2 


Credit von 750,000 fl. behufs Kriegsbereitſchaft eines Theils bes 
württembergifhen Armeecorps. 


» (Zollverein). Wiedereröffnung ber Zollvereins-Conferenz in 
Berlin, 


„ (England). Eröffnung bes Parlaments. Die Thronrede fagt 
über die deutſch-däniſche Verwickelung bloß, baß „bie Rage bes Con⸗ 
tinents der Königin große Sorge verurfache, daß fie, ununterbrochen 
bemüht, eine frieblihe Ausgleihung der entſtandenen Vifferenzen 
herbeizuführen und die Gefahren abzuwenden, welde aus bem Be: 
ginn eines Krieges im Norden Europa's entftehen bürften,, ihre 
Bemühungen im Intereſſe des Friedens fortfeben werde.“ 


» (Dänemarf). Der König verläßt das Danewerk und gebt 


nach der Inſel Alfen. 

‚ (Ber. Staaten). Präfibent Lincoln orbnet eine neue Aus⸗ 
hebung von 200,000 Dann an, bie zunächft durch freiwillige Wer⸗ 
bung, nicht genügenden Falls aber durch Eonfcription bemerfftelligt 
werden foll. 


., (Schleswig). Yeldmarfhall Wrangel orbnet auf den 6. d. M. 


bie Erftürmung bed Danewerks durch die Defterreiher unb ben 
Vebergang über bie untere Schlei durch die Preußen an. Der 
bänifhe Kriegsrath befchließt mit 9 gegen 1 Stimme, ba® Dane: 
wert zu räumen unb ben Rüdzug der ganzen Armee nad Norden 
zu bewerfftelligen, was während der Nacht gefchieht. 


» (Sadfen). Die I. Kammer tritt den Beſchlüſſen der II. Kam: 


mer vom 22. Januar bei. Der Minifter v. Beuft erflärt, daß 
eine Annäherung an bie beiden Großmächte unmöglich ſei, fo lange 
diefelben am Londoner Protokoll fethielten. 


„ (Rußland). Ein Dekret des Generald Murawiew führt für 


Litthauen bie ruſſiſche Sprade als bie ausſchließliche Geſchäfts⸗ 
ſprache ein. 


:» (Schleswig). Die Preußen beiwerkftelligen ohne Widerſtand 


ben Uebergang über die Edjlei, bie Tefterreiher befegen die von 
ben Dänen geräumte Stabt Schleöwig und brechen fofort zu beren 
Verfolgung auf. Blutige Gefecht der Oeſterreicher bei Overſee 
mit der Rachhut ber bänifchen Armee. Herzog Friedrich wird in 
Schleswig als Landesherr proclamirt. 


» (Dänemark). König Epriftion erläßt von Sonberburg aus 
eine (nachher besavouirte) Proklamation an bie bänifche Armee: 

„... Soldaten! Ihr habt freubigen Muth unter langwierigen und ftarfen 
Beſchwerden bewährt. Empfangt hiefür eures Könige Dank! Das Dane: 
werk ift aufgegeben. In Zeindes Gewalt find bie Kanonen, welde feinen 
Hochmuth —* ſollten. Offen liegt das Land für den Feind. Tief fühle 
ich mit euch, was wir dabei verloren haben. Aber, meine Freunde! ch habe 
nar dieſe eine Armee zur Vertheidigung bes Landes, und eure kriegokundigen 
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Führer waren ber Anficht, baß id nicht Länger eine Armee haben würde, 
wenn ich euch fett nicht zurückzöge. Deßhalb faßten fie ben Entfhluß, zu 
weichen. Soldaten! Ich ftehe allein in ber Welt mit meinem Boll. Bisher 
bat feine Macht erflärt, mit ber That uns beizuftehen. Ich verlaffe mic 
auf euch und auf meine Flotte. Bereit feid ihr, euer Blut zu vergießen, aber 
wir find wenige gegen viele, baber muß es theuer bezahlt werben. Der all: 
mächtige Gott gebe, baß bie Zeit ber Rache bald fchlagen möge für alle 
Gewalt und alles Unrecht, welches mir und meinem Volke zugefügt worden ift.” 


7. Febr. (Schleswig) Die Preußen und Oefterreidher rüden in Flens⸗ 


8. 


burg ein. Eine Proflamation Wrangeld zeigt den Schleöwigern 
die Einſetzung ber öfterreichifch-preußifhen Civilcommiſſäre an. 

„... Jeder Beamte, der ſich biefer Autorität nicht ohne Weiteres unter: 
werfen follte, bat feine fjofortige Entfernung aus bem Amte zu gewärtigen. 
Die deutſche Sprade ift fortan die Geſchäftsſprache Politiſche Demon: 
firationen, welde irgend einer anderen Richtung als berjenigen gelten, 
weldhe bie zur Kriegsführung verbundenen Regierungen ber beiben deutſchen 
Großmächte gemeinfhaftlich verfolgen, und Verſuche, irgenb einer anbe: 
ren Autorität Eingang zu verfhaffen, unterfage ih ausbrüdlich, 
und bemerfe, daß, wenn ſolche dennoch vorfommen follten, bie Urbeber und 
Theilnehmer berfelden nachdrücklichſt beftraft werben follen. Die Betheiligung 
von Beamten an ſolchen Demonftrationen und Verſuchen wirb , neben ander: 
a gecpuigen Strafen, bie fofortige Entfernung aus bem Amte zur 
Folge haben.“ ⸗ 

Herzog Friedrich wird an demſelben Tage in Flensburg von der 
Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 

(Dänemark). Beſtürzung und Aufregung in Kopenhagen. Der 

Kriegsminiſter erklärt, daß er ſeinerſeits zum Rückzuge vom Dane⸗ 
werk keinen Befehl ertheilt habe, General de Meza wird zur 
Verantwortung nah Kopenhagen berufen und General Lüttichau 
einftweilen mit dem Oberbefehl der Armee betraut. Beide Häufer 
bes Reichstags beſchließen die Ueberreihung ber Adreſſe einftweilen 
auszufegen und nehmen bagegen eine das Volk zur Ruhe mab: 
nende Nefolution an. Monrab erflärt, daß der König an ber Räu⸗ 
mung des Danewerks Teinen Theil babe. 
„» (Helfen: Darmftabt). Landesverfammlung in Darmftabt. 
Refolutionen für fofortige Anerkennung des Herzogs Friedrich 
und für bie „Notbwenbigfeit, daß bie bunbestreuen Regierungen 
zur Erleichterung bes gemeinfamen Handelns unter ben jebigen bes 
drohten Verhältniſſen einen engeren politifch-militärifchen Verband 
unter ſich herſtellen und alle Vorbereitungen treffen, um ihre Selbſt⸗ 
ftändigfeit, um Deutſchlands Recht und Ehre felbft mit den Waffen 
wahren zu können. Das heſſiſche Volt mird jebes Opfer bringen, 
um die Regierung Sr. k. Hoh. hierbei zu unterflüßen.“ 


„ (Schleswig). Erſte Bekanntmachung des preußifhen Civil⸗ 


Commiſſärs v. Zeblig: 


„. . . Der während ber Dauer ber Beſetzung des Herzogthums Schleswig 
mit ber oberften Autorität im Lande betraute Oberbefehlshaber ber verbünbeten 
Armeen bat burch feine Bekanntmachung vom 7. b. M. bereits ſaͤmmtliche 
im Lande angeftellte Deamte beftätigt, unter ber Vorausjegung, daß bie= 
felben fi der Autorität desſelben umb ber Civilcommifjäre unbedingt unter- 
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werten unb daß nicht burh ganz beföndere Umſtände beren Gntfers 
nung nothwendig gemadt wird. Ale Beamten, welde biefe Verpflichtung 
einzugeben bereit ſind, baben, fo lange ſie berielben treu bleiben und nicht 
ſonſt durch dienſtliches oder auferbienftliches Verhalten zu ihrer Entfernung 
aus dem Amte Anlaß geben, auf Schutz und Unterfügung in ihrer 
Amtsführung durchaus zu rechnen, und es ift Vorfehrung getroffen, baß Be⸗ 
brohungen ber Beamten buch irregeleitete Maffen, dur welche jene 
an einzelnen Orten zum Berlajfen ihrer Aemter veranlaßt worden find, fich 
nicht wiederholen. Gegen bie ftrafbaren Urheber unb Theilnehmer foldyer Er: 
ceſſe wird unnadjichtli mit allen zu Gebote jtehenden Mitteln eingefchritten 
werben. Die Gleichzeitigkeit ber mit ſtrafbaren Ausſchreitungen ver: 
bundenen politifhen Kundgebungen an mehreren Orten bes ſüb⸗ 
lichen Theiles bes Herzogthums Schleswig und die Semeinfamleit ber Rich⸗ 
tung, in welcher biejelben erfolgt find, erhöht die Nothwendigkeit folgender, 
bei der augenblidlichen Lage ber Tinge in militärifher und politiicher Bes 
ziehung gebotenen Anorbnungen: 1) Folitiihe Vereine, und insbelon: 
bere folche, welche unter einander oder mit auswärtigen Vereinen in Verbin: 
dung fteben, jindb nicht zu dulden. 2) Teffentlide Temonftratios 
nen und KRundgebungen politifcher Art, von welcher Partei fie aud ausgehen 
mögen, find unbedingt zu verhindern. Insbeſondere barf unter 
feiner Bebingung der Entſcheibung ber Succeflionsfrage that: 
ſächlich irgendwie vorgegriffen werben.“ 

8. gebt. (Dänemark). Die Proclamation bes Könige vom 6. d. M. 
wird in gemilberter Faſſung nochmals erlaffen. 

9. „ (Bundestag) Die vereinigten Ausfhüfle „fehen ſich verans 
laßt, den Bundes: Commifjären in Holftein bringenb zu empfehlen, 
den Bebürfniflen der in Schleswig operirenden alliirten Armee unb 
ber borthin nachrüdenden Truppen in Bezug auf Transportmittel 
x. x. nah Möglichkeit zu entfprechen.” 

» » (Schleswig) Wrangel erflärt dem Bundesgeneral Hake, daß 
e8 „für die Sicherheit und Freiheit ber Kriegsoperationen für ihn 
ven zwingender Nothwendigkeit werde,“ Altona, Neumünfter unb 
Kiel mit 4 Bataillonen zu befegen und hofft bie biegfälligen Uns 
orbnungen von der „fo oft gezeigten Willfährigleit" bes Bunbes- 
generale. 

» „ (Dänemark). Beide Häufer bed Reichstags befchließen eine 
ermunternde Anſprache an bie Armee. 

» „ (Oldenburg) Die Regierung lehnt ben Wunfch bes Lanbtage, 
fich am fchleswig = holfteinifhen Anlehen mit 100,000 Thalern zu 
betheiligen, unummunben ab, 

19, „ (Säleswig). In Apenrade wirb Herzog Friebrih als Lans 
desherr proclamirt. 

- „ (Dänemarf). Der König lehrt von Sonberburg nad Kopen⸗ 
hagen zurüd. 

» x (Defterreid). Beide Häufer bed Reichsrathe nehmen bie 
Vorſchläge der gemiſchten Commiſfion behufs Ausgleihung ber zwi: 
Ihen beiden Häufern beftebenden Differenzen über eine Reihe von 
Anfähen des Budgets für 1864 an und ermöglichen fo das con» 
fitutionelle Zuſtandekommen besfelben. 
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10. Febr. (Hamburg). Die Bürgerfchaft lehnt die vom Senat für ben 

Ä Schuß ber Küfte geforberte Erhöhung des ſchon bewilligten Credites 
von 1 auf 2 Mill. Mark B. in geheimer Sitzung ab. 

11. „ (Bundestag). Die vereinigten Ausfhüffe legen endlid den 
eriten Theil ihres Berichtes und Antrages in der holfteinifchen Erb: 
folgefrage der Bundesverfammlung vor: 

Antrag der Majorität (v. d. Pfordten): „Die Bundesverfammlung 
wolle befchließen: 1) daB der am 8. Mai 1352 zu London zum Awede ber 
Begründung einer neuen Succefjionsordnnung für bie unter dem Scepter St. 
Mai. bes Könige von Dinemwf damals vereinigt geweſenen Staaten abge: 
fchloffene Vertrag Feinerlei verbindliche Kraft für den bdeutfchen Bund babe; 
2) daß bie Ausführung biefes Vertrages nicht bloß durch die jpäteren Er: 
eigniffe und durch das eigene Verhalten der f. dänischen Regierung in Bezug 
auf die beutfchen en Si unmöglich geworden, fondern auch der Bund 
nicht in der Rage ſei, biefen Vertrag jeßt unter nachträglicher Anerfennung 
besjelben zur Grundlage feiner Entfliegungen zu nehmen; 3) daß baber 
auch bie in ber 33. vorjührigen Sigung vom 23. November zur Vorlage 
ekommene Vollmacht St. Mai. des Königs Chriſtian IX. von Dänemark 
ür den Geh. Eonferenzrath Freiherrn von Dirdind » Holmfeld aus dieſem 
Titel nicht angenommen werben könne; 4) daß vielmehr ber Ausſchuß für 
bie holſtein-⸗lauenburgiſche Verfajjungs-Angelegenheit zu beauftragen fei, über 
bie Erbfolge in ben Herzogthümern Holſtein und Lauenburg zum Zwecke ber 
Entſcheidung über bie vorliegenden Vollmachten mit möglichiter Beſchleunigung 
weiteren Bortrag zu eritatten, ohne babei ben Vertrag vom 8. Mai 1852 
zur Grundlage zu nehmen.” 

Antrag ber Minderheit (Deiterreih und Preußen): 1) Diejen An— 
tra abufeßnen: 2) ben Ausſchuß zu beauftragen, in Vollziehung bes Yun- 
besbefchluffes vom 23. November und 23. December v. J. auf bie Prüfung 
ber Exrbfolgefrage ſelbſt für die Herzogthümer Holjtein und Lauenburg und 
ber damit zufammenhängenden Vorfragen einzugehen. 


Die Bundesverfammlung beſchließt, die Abftimmung in 14 Tagen 
vorzunehmen. 

„ u» (Holitein). Der Bundesgeneral Hake lehnt die Zumuthung 
MWrangeld vom 9. db. M. „auf Grund der von Bundeswegen er: 
laſſenen Inftruftion” von der Hand. — Die Bundes: Commiffäre 
beantworten das Schreiben der vereinigten Ausſchüſſe der Bundes: 
verfammlung ſehr einläßlih dahin, daß „fie in allen Fällen, mo 
man von Seite des Obercommando's der verbündeten Armee ihre 

Vermittlung überhaupt in Anfpruch genommen babe, an einem 
Entgegentommen von ihrer Seite es wahrlih nicht haben fehlen 
laffen” und verlangen im Falle von Mißtrauen von Seite ber 
Bundesverfammlung lieber ihre Gntlaffung von einem Auftrage, 
ber „bon gewifler Seite ber unausgefegt die gehäffigfte und ver: 
bächtigendfte Kritik erfahre.” 

„ » (Breußen) Die erfte Divifton ber preußifchen Dampflanonen: 
boote wird in Stralfund in Dienft gejtellt. 


v» » &Deiterreih). Der Finanzminifter begibt die 40 Millionen 


Anleihe an bie Erebitanftalt in Verbindung mit ben Häufern Roth» 
IH, Sina und Wodianer zum Curſe von 96. 
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1. ehr. (Frankreich). Suegeanalbantett in Paris. Heftige Tiſch⸗ 


rebe bed Prinzen Rapoleon gegen England. 


1%. „ (Holftein). Wtona wird von einem Bataillon Preußen tros 


bes Proteftes ber Bundescommiſſäre beſetzt. Kine telegraphifche 
Depefche aus Frankfurt weist die Bundescommiffäre an, „das preu⸗ 
hßiſche Militär aufzunehmen;“ bie Bürger fügen fi) ben Einquar: 
tirungsbefehlen. Die Hauptwache bleibt in den Händen der Bun: 
destruppen. ” 


» r (Scäleswig). Die deutfchen Abgeorbneten ber ſchleswig'ſchen 


g 


Stänbeperfammlung fommen in Schle&wig zufammen unb beſchließen 
eine Deputation von 12 Mitgliedern an ben König von Preußen 
und an den Kaifer von Defterreich zu fenden, um für bie Aner« 
fennung ber Landesrechte und des Herzogs Friedrich zu wirken. 


» (Dänemark). Eine bänifhe Eirculardepefche kündigt beharr: 


liche Fortſetzung des Krieges an: 

„+. . Gegenwärtig nehmen unfere Truppen eine Stellung ein, welche 
bie Flanke bes Feindes bedroht, und, ſich auf bag Meer ſtützend, find fie im 
Beſiß aller Vortheile, welche die geographifche Gonfiguration des Landes bar: 
bietet. Düppel iſt in ber That bie einzige ftrategiiche PBojition, welche ung, 
beichränkt auf unſere eigenen Kräfte, wie wir es find, geftattet, einen län: 
geren Krieg zu unterhalten, auf welchen wir, wie es ſcheint, uns vorzubereiten 
haben. Bor der Decupation Schleswigs hätten wir mit Deutſchland Frieden 
(liegen fünnen; nad diefem Greignig jeboch bleibt ber Regierung bes 
Könige nur Ein Weg übrig: ben Krieg fortzufegen big zur Wieber— 
herftellung der aften Orbnung ber Dinge in Schleswig, und 
bis diefes Herzogthum wieber unter die Autorität bes Königs zurüdgelehrt 
fi. Nur Dann wird es uns geftattet fein, unfere Bemühungen zur Beendi⸗ 
gung unſeres Gonflictes mit Deutihland meuerbings im Wege von 
Unterbandlungen zu verjuchen.” 


r » (Defterreid). Das Abg.⸗Haus genehmigt ein weitere® Anz 


13. 


lehen von 40 Mill., nachdem am 17. Novo. bereits 69 Mill be: 
willigt worden, fo baß bie Gefammtfumme ber für 1864 burd 
Jnanfpruchnahme des Credits zu fchaffenden Betrags (abgefehen von 
Kriegstoften) bis jett 109 Mill. beträgt. 

(Bundestag). Der Eonflict in SHolftein zwifchen Wrangel 
und ben Bunbesautoritäten liegt ber Bunbes : Berfammlung vor. 
Tofterreih und Preußen erklären, „es banble fih im Mefentlichen 
um eine Truppenregulirung auf einigen Punkten ber Hauptverbin⸗ 
bungslinien der Armee” unb wünfchen bezüglihe Weifungen ber 
Bundesverfammlung an General Hake „Behufs Regulirung der 
Frage”. Sachſen proteftirt „gegen bie wider feierliche Zuſage, ohne 
Zuftimmung bed Bunbes ergriffene Maßregel” und beantragt, bie 
Vundesverſammlung wolle dagegen reclamiren, Erfüllung ber ges 
machten Zufagen verlangen, und alle, zur Sicherſtellung ihres Ans 
ſehens erforderlichen Maßnahmen ergreifen, in&befonbere bie, in bem 
Bundesbeſchluß vom 22. Januar d. J. vorbehaltene Berufung ans 
berweitiger Neferven und zwar aus Truppen bes 7. und 8. 
Bundes: Armercorps bewirken.“ 
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13. Sehr. (Preußen). General v. Manteuffel gebt in außerorbentlicher 
Miffion nad Dresden. — Der König empfängt eine Deputation 
ber Univerfität Kiel und nimmt cine Adreſſe berfelben um ner: 
tennung be8 Herzogs Yriebricdh entgegen. — Auftauchen ber bee, 
bie fchleswig-bolfteinifhe Frage durch ein Arrarigement mit Olben: 
burg Behufs einer Gebietserweiterung für Preußen zu löfen. 

»„ » (Scäledwig) Der Herzog Friedrich wird auch in ber lebten 
Stadt Schleswigs, in Hadersleben, proclamirt. 
„ » (Dänemarf) erläßt eine Blokadeordnung. 

13/14. Febr. (Defterreih und Preußen) erlaffen befondere Eir: 
cnlarbepefchen an bie verfchiedenen deutihen Regierungen, um fie 
zu Berwerfung ber Ausfchußanträge am Bunde vom 11. Februar, 
namentlich der ausbrüdtichen Beftreitung jeber Nechtsverbinblichkeit 
bes Londoner Vertrags, zu veranlafien. 

14. Febr. (Naffau). Die Regierung verbietet die ſog. Lichtmeßver: 
fammlung ber Yortfchrittspartei in Rüdesheim und Iöst eine ftatt 
derfelben veranftaltete Verſammlung für Unterftügung der Bermun: 
beten in Schleswig-Holftein auf. 

14.745. gebt. (Holftein). Die Preußen befeßen auch Neumünfter und 
Kiel. Die Bunbesautoritäten Taffen es geſchehen. Bunbesgeneral 
Hake concentrirt die hannover'ſche Brigade um Altona. 

15. Fehr. (Defterreidh). Schluß der Sefflon bes Reichsraths. Thron: 
rede des Kaiſers: 

„... 3 babe nichts unterlaffen, um ber Monarchie das koſtbare Gut 
bes Friedens zu erhalten. In Oeſterreichs Beftimmung liegt e8, ſtark gegen 
jeben möglichen Angriff, eine friebensliebende Stimme im Rathe der Völker 
zu führen. Der freundfchaftliche Charakter der Beziehungen meiner Regierung 
zu ben großen Mächten Europa's entfpricht zu meiner Befriedigung volltom: 
men biefen Gefinnungen. Cine feit Jahren dauernde Krifis in ben Verhält: 
niffen zwiſchen Deutfhland und Tänemarf ift inbeffen zum Ausbruch 
gekommen und bat fi) ungeachtet ber verfühnlichen Einwirkungen meiner Re: 

ierung bis zw Triegerifchen Ereigniffen gefleigert. Als deutſcher Kürft 

be ih mich an ben erforderlichen militäriihen Maßregeln zur Buchführung 
ber Bunbeserecution in Holftein in Gemäßheit ber Beſchlüſſe des Bundes be: 
tbeiligt, und im Einverftändniß mit Preußen babe ich es für nöthig erachtet, 
Schleswig als Pfanb für bie Erfüllung ber von Dänemark übernonmenan, 
aber auf's Beharrlichfte mißachteten Verbindlichkeiten in Beſitz zu nehmen. 
Die trefflidhe Führung und heldenmüthige Tapferkeit ber verbünbeten Armee 
für Schleswig Holftein bat dem Rechte und ber Ehre Defterreiche, Preußens 
unb bes gefammten Deutfchlands rafche unb glänzende Genugthuung erfämpft. 
Die rühmlichen Crfolge, welche ich im Nerein mit meinem Töniglichen Ver: 
bünbeten von Preußen errungen babe, Crfolge nicht für Zwede bes Chr: 
geizes und ber Eroberung, fondern für einen Zwed der Gerechtigkeit, 
ben Europa fennt, werben, id bofle zuverfichtlich, den lange in ihren Rechten 
gefränften Lanben, für welde wir fie im Bunde mit Rreuhen errungen, eine 
glückliche Zukunft fihern, ben Frieden ber Welt und unferes theuren Na: 
terlandes aber nicht in weiterem Umfange gefährben. Umpgeben von ber Ver: 
tretung meines Meiches, freue ich mich boppelt bes Glücks mit weldem ber 
— Oeſterreichs Waffen geſegnet, ber ruhmwollen Siege, zu denen er 
eine Fahnen geleitet hat. Denn ich weiß es: einig im bielem Gefühle ber 
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Freube, einig in ber Ainerfennung ber Braven, bie für unfere Ehre * 
einig dort ũberall, wo es gilt, Oeſterreichs Namen hoch zu halten, ſind mit 
mir meine treuen Bölfer. Durch Ihren Mund haben ſie das Zeugniß 
dieſer Einigkeit der Welt geliefert, fie wollen wir hüten ale ein koſtbares 
Kleinod, benn es liegt im ihr eine unerfchütterlihe Macht. Oefterreih bat 
gezeigt, daB es in feiner verjüngten Geſtalt den alten guten Geiſt bewahrt 
und in bie neuen freibeitlihen Bahnen bes ftaatlihen Lebens das Erbtheil 
einer Kraft und feines Ruhmes mitgenommen hat.” 

15. Jebr. (Holftein). Die preußifchen Autoritäten verhaften in Kiel 
ben Univerfitätsprofefjor Molbach. Derfelbe wird nach Ylensburg 
transportirt, nad) kurzem Verhör aber wieder entlaffen. 

» v (Baden). Ter Großherzog nimmt das Grebitiv eines Ders 
treter8 des Königreichs Stalien entgegen. 

16. „ (Heffen:Darmftabt). Die IL. Kammer bejcließt mit allen 
gegen die 5 anmefenden abeligen Stimmen: 1) ber großherzoglidden 
Staatsregierung für deren Thätigkeit in der ſchleswig-holſteiniſchen 
Angelegenheit ihre Anerkennung auszuſprechen; 2) bdiefelbe zu erfuchen, 
on dem Bundestage auf ſchleunige Erledigung der unverantwortlidh 
verzögerten Erbfolgefrage zu dringen, auf alle Fälle aber felbftänbig 
mit ber Anerkennung bed Herzogs Friedrich voranzugehen; 3) bie 
felbe ferner zu erfuchen, mit den übrigen bundestreuen Regierungen 
Deutſchlands die nöthigen Vereinbarungen zu treffen, um gemein: 
fam, ſelbſt mit ben äußerſten Mitteln, bie Rechte des Bunbes, ihre 
eigene Selbftänbigfeit, namentlidy aber die Nechte ber Herzogthümer 
und ihres rechtmäßigen Fürſten zu wahren; 4) inshefonbere biefelbe 
za erſuchen, auf eine ftärkere Beſetzung Holfteins mit Bunbestrup: 
pen, fowie auf eine Mitbeſetzung Schleswigs hinzuwirken.“ Der 
Minifter von Dalwigk erklärte fi) gegen bie Anträge, inbem er 
die einfeitige Anerkennung bes Herzogs Friedrich und bie „äußerften 
Mittel” ablehnte. 

N. , (Schleswig). Die Eivilcommifläre erflären bie Verfaffung 
vom 18. November außer Kraft. 

„„Oeſter re ich). Der Finanzminifter fihert dem niederoͤſterreichi⸗ 
ſchen Gewerbeverein zu, daß der neue, dem Zollverein vorgeſchlagene 
Zolltarif jedenfalls nicht ohne die Zuſtimmung bes Reichsrathes 
werde feſtgeſtellt werden. 

. . GErankreich). 60 Arbeiter von Paris erlaſſen ein Manifeſt, 
durch das fie bei den bevorſtehenden Ergänzungswahlen zum geſetz⸗ 
gebenben Körper in Paris durch einen ber ihrigen vertreten zu 
fein verlangen. 

18 , (Bunbestag). Die Bundesverfammlung beſchließt, in Erwi⸗ 
berung auf den däniſchen Embargo auf alle deutfhen Schiffe ohne 
Unterfhieb ber Flagge auch auf alle dänifhen Schiffe in beutfchen 
Hiten Embargo fegen zu laſſen. 

» „ (Säleswig). Die Eivilcommifjäre erflären bie bänifchen Sprach: 
reſcripte für aufgehoben. 
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28. Febr. (Preußen). General v. Manteuffel geht in außerordentlicher 
Miffion nah Hannover ab. 

» » (Defterreid). Der in Oaligien wegen Betheiligung an ber 
polnifchen AInfurrection in Unterfuhung ftehende Fürſt Adam Sa: 
picha entmeicht aus der Haft. — Angelegenheit Schufelfa in Nie: 
beröfterreich. 

» » (Hannover). Eröffnung des Landtags. Die Thronrede wird 
durch ben Kriegsminifter verlefen. Tiſchrede bes Könige. Die 
Il. Kammer wählt zu BPräfibentfhaftscandibaten Graf DBennigfen 
mit 77 gegen 8, Landrath Neubourg mit 35 gegen 29 und R. 
v. Bennigfen mit 53 gegen 26 Stimmen. 

„ (Schweden). Der fehmwebifhe Geſandte am Hofe von Kopen: 
hagen geht nah Stockholm ab. 

„ „ (England), Die Scäleifung ber Forts Vigo und Abrams auf 
Korfu Hat begonnen. 

18./19. Febr. (Deutſchland). Minifterconferenz in Würzburg zwi: 
hen Vertretern von Bayern, Württeinberg, Sachſen, Baben, Heffen: 
Darmftadt, Naffau, Braunſchweig, Weimar und Coburg-Gotha. — 
Kurhefien und Hannover hatten die Theilnahme abgelehnt. 

Es wird befchloffen, den pofitiven Ausſpruch des Bundes in 
ber Succeffionsfrage fo dringend wie möglich zu befchleunigen und 
ferner am Bunde auf Einberufung ber hHolfteinifhen Stände und 
Verſtärkung der Bunbdestruppen in Holftein durch weitere Bunbes: 
truppen, welche unter den Bundesgeneral zu ftellen feien, anzu: 
tragen, 

19. Behr. (Schleswig). Die Preußen befeten Kolding, bie erfte 
Stabt in Jütland. General v. d. Mülbe erhält Befehl, die Stadt 
nicht wieder zu räumen, aber auch nicht barüber hinauszugehen. 

» (Schleswig) Die Civilcommifjäre heben das dänische Verbot 
ber fchleswigsholfteinifchen Farben auf. 

„ (Kurheffen), Da Kurbeffen bie Beihidung der Würzburger 
Sonferenz abgelehnt Hat, fo befchließt ber fchleswig-holfteinifche Aus⸗ 
ſchuß von Kaffel, eine neue, ziemlich drohende Adreſſe an das Mi: 
nifterium gu richten. 

„ODeſterreich). Der Kriegsminifter General Degenfeld erbält 
feine Entlaffung und wird durch F.-M.⸗L. Frank erſetzt. 

„: &Defterreid). Die öfterreichifche Flotille. (8 ſchwere Fahr⸗ 
zeuge) läuft von Pola aus zum Schub ber öſterr. und beutfchen 
Schiffe gegen bänifche Kaperei. 

» (Breußen). General v. Manteuffel gebt in außerorbentlicher 
Miffion nah Wien. 

» „ (England) macht Oefterreich, Preußen und Dänemark den Vor: 
flag einer Conferenz ohne Maffenftilftand. Defterreich und Preu: 
bs nehmen den Vorſchlag an, Dänemark gibt eine ausweichende 

niwort. 


S 


< 
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0, Febr. (Schleswig). Die Civilcommiſſäre fielen für die Beautteten 

die Forderung bes Bienniums an ber Univerfität Kiel wieber ber. 

(Hannover). R. v. Bennigfen trägt in der II. Kammer auf 

einen gemeinjamen Ausſchuß beider Kammern von je ı Mitgliedern 

an, zu fchleuniger Berathung und Berichterflattung über eine ange: 

meflene Adreſſe der Ständeverfammlung zu Wahrung und Durch 

führung der bebrobten Rechte der Herzogthümer und ihres recht: 

mäßigen Herzöge Friedrich VIII. — R. v. Bennigfen wird einftim: 
mig zum erften Generalſyndicus gewählt. 

‚ „ (Holfein). Der dänifhe Münzfuß wirb von den Bunbescom: 
mifjären befeitigt uub der alte Münzfuß wieder hergeſtellt. 

‚ » (Belgien). Da bie bisherigen Berfuhe zu Bildung eines 
neuen Minifteriums fruchtlo8 waren, fo werben bie Kammern wieder 
einberufen. 

4., (Breußen). In Stralſund wirb die zweite Divijion von Ka⸗ 
nonenbooten in Dienft geftellt. 

 » (Dänemarf) erflärt bie Oftlüte von Schleswig und Holſtein 
in Blokadezuſtand. 

2., (Heffen-Darmitadt). Die I. Kammer lehnt den ganzen 
Sefepesentwurf bezüglich ber religiöfen Erziehung der Kinder ab, ins 
bem bei Art. 1. der Regierungsentwurf, der Ausfchußantrag unb 
ein Antrag Moufangs verworfen wird. 

.» „ (Hannover). Die Il. Kammer nimmt den Antrag Bennigfens 
mit allen gegen bie Stimmen der brei Minifter an. 

. „ (Spanien) Das neue Minifterium Arrazola legt den Kam: 
mern auch feinerfeits ben Entwurf eines neuen Wahlgeſetzes vor. 

(Oldenburg). Ber Landtag lehnt die Regierungsvorlage, bie 
Zah der Abgeordneten von 49 auf 37 Mitglieder (auf 8000 ftatt 
auf 6000 Seelen 1 Mitglied) berabzufeken, ab, obgleich der frühere 
Landtag einen dahin zielenden Beſchluß gefaßt hatte. 

(Breußen). Der König empfängt die Deputatiou ber fchles- 
wig'ſchen Stänbemitglieder und ihre Adreſſe um Anerfennung bes 
‚Dee Friedrich. Antwort bes Könige. 

(Oefterreih). Die Regierung verhängt ben Belagerungszu: 
"Rand über Galizien. 

» „ (Schweden) Der bisherige ſchwediſche Gefandte am Hofe von 
Stekholm nimmt feine Entlafjung und wird abberufen. 

.» ,„ (Rußland). General Berg verlangt Orgebenheits:Declaratio: 
nen von fämmtlihen Beamteten in Polen. 

 . (Rußland). Die Stände von Finnland beichliefen bie Ab: 
ſchaffung ber Tobesftrafe. 

4:2. Fehr. (Dänemarf). In beiden Things wird eine nene Adreſſe 
an den König ftatt der am 27. und 30. Januar befäloflenen, aber 
wegen ber ſchnellen Abreiſe des Könige zum Heer nicht übergebenen 
vorgeſchlagen. 
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25. Febt. (Bundestag) Abſtimmung über bie Anträge ber ver: 
einigten Ausfchüffe bezüglid der ſchleswig-holſteiniſchen Frage 
vom 11. Febr. Die beiden erften Punkte des Majoritätsantrags 
(2. d. Piordten) bleiben mit 7 Stimmen in der Winderheit (es 
Kimmen dafür Bayern, Württemberg, Sachfen, Baden, bie Erne⸗ 
ſtiniſchen Häufer und bie 13. Curie (Braunſchweig⸗Naſſau); da: 
gegen werben die Anträge 3 und 4 mit 9 Stimmen (indem zu 
den obigen noch Hannover und Kurheflen treten) angenommen. Die 
bei 1 und 2 in der Minderheit Gebliebenen (die fog. Würzburger) 
geben zugleih mit ihrer Abftimmung die Erflärung ab; daß fie 
binnen 8 Tagen bie Erftattung des zweiten Theils des Ausſchuß⸗ 
vortrags erwarteten, eventuell weitere Anträge ftellen würden. 


Sachſen und Württemberg tragen auf Einberufung ber 
holfteinifhen Stände an und verlangen Abftimmung in 8 Tagen. 
Es ergeben fih 8 Stimmen dafür, 8 Stimmen dagegen, worauf 
Abflimmung in 14 Tagen befloffen wird. 


Defterreih und Preußen geben eine „Erklärung und An: 
trag” ab, durch den fie den Oberbefehl aud über die Bundestruppen 
in-Holftein für den Oberbefehlshaber der vereinigten öſfterreichiſch⸗ 
preußifhen Streitkräfte und die Beftellung zweier meiterer Bundes⸗ 
commifläre in Holftein durch Defterreih und Preußen verlangen. 
Der Antrag wird auf die vor Ausführung ber Erecution in Hol: 
ftein unter ben 4 Erecutionsregierungen getroffenen und von ber 
Bunbdesverfammlung genehmigten Berabrebungen geſtützt: 
„Die unmittelbare Ausführung ber Erecution bat ohne Widerſtand in 
olftein ftattgefunden, jo daß es möglich geweſen ijt, bie (öfterr. und preuß.) 
ruppen, weldye damals die erſten Rejerven bildeten, aus Holfiein herauszu⸗ 
iehen und mit ben anberen Heeresabtheilungen von Tefterreih und Preußen 
in das Herzogthum Schleswig einräden zu laffen. Tie feitbem eingetretenen 
Greignifje, welche mit der Aufbringung beutiher Schiffe durch däniſche Kreu⸗ 
zer von däniſcher Seite die Geftalt voller Kriegsführung angenommen haben, 
laſſen ebenſowohl bie Grecutionstruppen in Holftein als das Heer ber Ber: 
bünbeten in Schleswig als bebroht erſcheinen und ſchon jetzt werben erftere 
gegen Angriffe von Norden ber nur durch bie Occupation des Herzogthums 

hleswig durch öfterreichiihe und preußiſche Truppen gedeckt. Inſofern ba 
durch, wie dies auch durch ben k. füchfiihen Antrag vom 13. —5 d. J. 
anerkannt wird, das Bedürfniß einer verjtärkten Beſetzung Holſteins hervor⸗ 
tritt, ſind zu dieſem Zwecke, den obengedachten Bundesbeſchlüſſen gemäß, zu⸗ 
nächſt Oeſterreich und Preußen berufen, das Executionscorps unter 
Generallieutanant v. Hake wieder auf”bie. erforderliche Stärke zu bringen, 
alſo die erwähnten, von ihnen disponibel gehaltenen erſten Reſerven von je 
5000 Mann in Holſtein aufzuſtellen. Es iſt aber damit zugleich der weiter 
vorgeſehene Fall eingetreten, daß die von Oeſterreich und Preußen bereit ge⸗ 
haltenen „überlegenen Streitkräfte“, bie zur Deckung ber Erecutionsaufſtellung 
im Norden ſich in Activität befinden, zu demjenigen Zuſammenwirken 
mit ben übrigen Bundesexecutionstruppen berufen find, welches nach Maßgabe 
ber getrofferren Verabrebungen ben gemeinfanen und einheitlihen Ober: 
befehl bedingt, über ben Defterreih und Preußen fi verftändigt hatten. 
Die Gefandbten von Defterreich und Preußen find angemwiefen, noch befonbers 


dannar bie Märı 1864. 35 


hervorzuheben, wie dringenb nothwendig vom bloß militärifgen Gefichiepunfte 
aus dieje Einheit des militärischen Oberbeiehls für die in ben beiden Herzogthümern 
Holftein und Schleswig aufgejtellten Truppen if. Der Schuß gegen feindliche 
Angriffe, das dazu nöthige Ineinandergreifen ber firategiichen C’perationen und 
der Erfolg bes offenfinen, wie defenfiven Kampfes gegen ben 
gemeinſamen Gegner Tönnen nur durch bie einheitlihe Leitung ge: 
hheri werden. Die Regierungen von Oeſterreich unb Preußen finden dieſe 
Mafregel in ben bereits von der h. Yunbesverfammlung genehmigten Vers 
abrebungen, deren Borausferungen jetzt eingetroffen jind, begrünbe. Sie 
wünfchen aber um jo mehr eine nohmalige Gutheißung berfelben durch 
die b. Bunbesverfammlung, als baburch zugleich allen weiteren Jrrungen 
und Mißverjtändniffen, wie fie bei neuerlichen Vorgängen in Altona 
Rattgefunden haben, vorgebeugt und das ganze Verhältniß dauernd 
tegulirt werben würde. Sie jehen es zugleich ala ſelbſtverſt andlich 
an — wie dies ſchon in dem Ausfchußvortrage vom 19. Sept. v. J. ausge⸗ 
Iproden ift —, daß nunmehr auch die Regierungen von Defterreich und Preußen 
je einen Givilcommifjär ernennen, welche in Gemeinfchaft mit bem k. ſäch⸗ 
figen und bem k. hannöverifhen Gommifjarius die Verwaltung bes Herzog: 
thums Holfteins zu leiten und in ben gemeinfamen Angelegenheiten die Be⸗ 
jiebungen zur Verwaltung Schleswigs zu vermitteln haben würben.” 
d.Fehr. (Schleswig) 700 Männer and Angeln huldigen in Kiel 


dem Herzog Friedrich als ihrem legitimen Lanbesherrn. 


» » (England). Der Unterftaatsfecretär Layard erflärt im Unters 
haus auf die Anfragen mehrerer Diitglieber, Dänemark habe offiziell 
den Beiltand ber Weftmächte auf Grund des Londoner BVertrage 
beanſprucht, England glaube jedoch den von biefem vorgefehenen 
Hal noch nicht eingetreten. Lord Palmerſton theilt dem Unters 
hanfe bezüglich ber Verlegung ber Oränze Jütlands non Seite ber 
oͤſter reichiſch⸗ preußiſchen Streitkräfte durch die Beſetzung von Kolding 
mit, Feldmarſchall Wrangel habe damit den ausdrücklichen Anftrucs 
tionen feiner Regierung zuwider gehandelt, wofür ihm biefe einen 
„Verweis“ ertbeilen werde, doch würben bie Alliirten aus ſtrate⸗ 
giihen Gründen die eingenommene Poſition fefthalten. 


& , (Schleswig). Eine Monftredeputation von far 1500 Mit 

glieder aus allen Theilen bes Landes Kuldigt in Kiel dem Herzog 
Friedrich als ihrem legitimen Landesherri. ' 

„. (England). Graf Ruffel antwortet im Oberhaus auf eine 
Snterpellation Lord Malmesbury's: Jütland dürfe als Schaden: 
eriah für gefaperte Schiffe occupirt werben, wenn Dänemark bie 
Kaperei fortfege, aber nicht, al8 Oarantie für Erfah der Krieges 
koſten; wenigſtens babe England bie beutihen Mächte gewarnt, 
indem es ihnen begreiflic zu machen fuchte, Dänemark könnte das 
legtere berechtigter Weiſe ale „Invaſion“ betrachten, wodurch ber 
Krieg eine Erweiterung erlangen würde. 

„„Grankreich). Berurtbeilung der wegen bes beabfidtigten 
Attentats auf ben Kaifer verhafteten vier Italiener. Mazzini wirb 
als Anftifter des Complottes bezeichnet. 
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26/27. Behr. (Württemberg). Debatte der I. Kammer über den von 
ber Regierung geforberten außerordentlichen Militäreredit. Mit: 
theilungen des Minijterd von Hügel über die Nefultate der Würz— 
burger Minifterconferenz. Die: Kammer bewilligt mit 55 gegen 
15 Stimmen bie geforderten Crebite, „in Erwartung, bie Regierung 
werde im Einverftändnig mit den mittleren und Meineren Staaten 
Deutſchlands alles aufbieten, daß vom deutihen Bund die Rechte 
bes Herzogs und des Volkes von Schleswig-Holftein ohne längeren 
Verzug anerfannt und mit allen Mitteln durchgeführt werben.“ 
Sin weiterer Antrag, bie Regierung bafür verantwortlich zu madıen, 
daß für die nationale Sache wenigſtens von jebt an bie äußerſten 
Mittel in Anwendung gebradht werden, wird mit 59 gegen 21 Stim: 
men abgelehnt und ebenfo der Antrag, dem bunbeswibrigen Vor⸗ 
gehen der Großſtaaten durch einen engeren Bund ber Mittelftaaten 
vorzubeugen und das Aufgebot ber ganzen Wehrkraft zu veranlaffen. 
Mit 50 gegen 30 Stimmen wird jedoch beſchloſſen, „die Weber: 
zeugung auszufpredhen, daß dem bundeswidrigen Vorgehen der deutſchen 
Großmächte gegenüber die Nechte Deutfchlands und ber Herzog: 
thümer wie bie eigene Selbſtändigkeit der beutfchen Mittel: und 
Kleinftaaten nur durch ein feſtes Bündniß berfelben unter ſich und 
durch die Berufung einer gemeinfamen Volksvertretung der fo ver: 
bündeten Staaten gefihert werben können, demgemäß bie k. Staats: 
regierung zu erfuchen, für den Abſchluß eines ſolchen Bündniſſes 
ihrerfeits nach Kräften thätig zu fein.“ 

27. Behr. (Preußen). Das Friedensgericht von Düffelborf verurtbeilt 
auf die Klage des Abg. Nüder ben Fiscus zu Nadızahlung ber 
Stellvertretungstoften. Erfter Fall gerichtlicher Entſcheidung in 
dieſer Frage. 

„„Gannover). Die I Kammer tritt dem Beſchluſſe der IE. Kam: 
mer bezüglich einer gemifchten Kommiffion für die ſchleswig-holſtei⸗ 
nifhe Trage bei, aber mit Weglaffung ber die Anerkennung des 
Herzogs Friedrich enthaltenden Stelle. 

„» " (Baden). Antrag Bluntihli’s auf Reorganifation der I. Kammer. 

» » (Dänemarf). Der Reichstag vertagt ſich wegen der Wahlen 
zum Neicherath bis zum 8. März Antwort des Königs auf bie 
Adreſſe beider Thinge des Reichétags: 

„Mein treuer Reichstag! Ich banfe euch für eure Meinungsäußerung. 

Sch vertraue auf euch, auf mein treues däniſches Volt. Ich will feftftehen 

und bis zum äußerſten ausbarren; ich will alles thun um einen Frieden zu 
erlangen, mit welchem Tänemarf gedient ſein kann. Ich will nicht bie 

Lufbebung ber beſtehenden politifchen Verbindung zwiſchen 

dem Königreih und Schleswig. Sch will ein freier König fein über 

ein freies Volk. Frei ift nur ber Künig, wenn das Land felbftändig ift; frei 

ift nur das Voll, wenn ber verfaflungsmäßige Zuftand bewahrt und mi: 

widelt wird, Ich bofie zum gnädigen Gott, daß man einfimals auf meit 

Per Si eben können: Stein Herz ſchlug treuer für Dänemark! Got 
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N. Febt. (Frankreich) macht feine Theilnabme an einer Eonferenz vor: 
läufig von derjenigen Dänemarfs und bes beutfchen Bundes abhängig. 
Gireularbepeide: „... Wir haben Grund zur Annahme, baß bie Gabi- 
nette von Wien unb Berlin ber dee biefer Berathung ihre Zuftimmung zu erthei⸗ 
fen geneigt find. Wir glauben außerdem zu wiflen, baß ber öſterr. Hof fortwäh⸗ 
rend noch ben Bertrag von 1852 als die Baſis für ein neueres Ueberein- 
fommen anftebt. Das Princip ber Integrität ber bänifchen Monarchie wurbe 
in den identiſchen Erflärungen ber beiden deutſchen Höfe vom 31. Jar. an: 
erkannt und, nach ben formellen Verficherungen bes öſterreichiſchen Cabinets, 
unter den Schuß Europa's geſtellt. Die Feindſeligkeiten haben bie Stipu: 
Iationen, welche Defterreih und Preußen nicht allein mit Dänemark, fondern 
auch mit mehreren anbern Mächten binden, nicht außer Kraft geſetzt. Oeſter⸗ 
reich fordert feine Actionsfreiheit nur in Bezug auf die von 1851 bie 1852 
zwiihen Dänemarf und Deutſchland zu Stande gekommene Transaction über 
bie Stellung ber Herzogthümer in ber Monarchie, und bie ehemaligen Be: 
ziehungen zwiihen Schleswig unb Holftein. Nichte veranlaßt uns, voraus: 
zufeßen, baß bie Anſchauungsweiſe bes preußifchen Gabinets eine abweichenbe 
ſei; allein e8 kommt jest noch barauf an, zu willen, wie bie bänifche Ne: 
gierung und ber deutſche Bund den engliihen Vorſchlag aufnehmen werben.” 
8, , (England) erflärt die von Dänemark geftellten Bebingungen 
für feinen Eintritt in eine Conferenz für nicht annehmbar unb 
acceptirt eine weitere Friſt für feine endgültige Entfcheibung. 
» « (Bayern). Lanbesverfammlung in Erlangen. Diefelbe be: 
ſchließt einftimmig zu erflären: 

1) Schleswig-Holftein ale felbftändiges beutiches Land von jeinem recht: 
mäßigen Herzog Friedrich VIII. regiert, ift bie von dem Rechte bes ſchleswig⸗ 
holſteiniſ Volkes, ſowie von der Ehre und den Intereſſen Deutſchlands 
gebotene Löſung bes deutſch-däniſchen Streites; jede andere iſt unrecht und 
unwürdig; 2) ba bie bisherigen Schritte der bayeriſchen Regierung 
zut Verwirklichung ber in dem königlihen Erlaß vom 17. Dec. 1863 unter 
der Zuftimmung bed geſammten bayerijchen Volkes verfündeten Politif fich 
unzureichend gezeigt haben, fo bedauern wir tief, daß bie klar vorgezeichnete 
Bahn zu fefter Einigung ber reindeutſchen Staaten bisher nicht mit Energie 
—— worden iſt, und wir erwarten, daß durch ſofortige Einberufung des 
bayeriſchen Landtags und durch Aufbietung ber bayeriſchen Heereskraft dem 
vollen Ernſte der gegenwärtigen Lage entſprochen werde; 3) auch jetzt noch, 
befien find wir gewiß, bebarf es nur ber Erfüllung ber nationalen Pflicht, 
ber Beharrlichkeit, eines unverzagten nachhaltigen Handelns von Geite des 
deutichen Volks und jener Regierungen, welche fi) ber nationalen Sache treu 
bewieien haben, und insbeſondere eines offenen Vertrauens ber lepteren zu bem 
Opfermuth ber beutichen Nation und ihrer einzelnen Stämme, um bie ſchles⸗ 
wigsbolfteinifche Sache und damit Deutſchlands Ehren: und Lebensfrage ber 
nationalen unb rechtmäßigen Löfung fiegreich entgegenzuführen.“ 

n » (Baden), Die Stadt Pforzheim richtet eine Petition an bie 
L Kammer „die Regierung um alsbaldige Vorlage eines Gefehes 
über die Wehrbarmachung besjenigen Theils ber waffenfähigen Be: 
völferung Badens zu erjuchen, welcher nicht fhon zu dem beftehen- 
den großh. Armeecorps beigezogen iſt“ und ladet alle Gemeinden 
des Landes zum Beitritt ein. 

. .„ (Dänemarf). General de Meza wird vom König auf das ber 
ſtimmte Verlangen bes Minifteriums vom Oberbefehl ber activen 
Armee befinitin entlaffen und Gen. v. Gerlach an feine Stelle ernannt, 
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28. Febr. (Defterreih). Der Kaifer empfängt bie. Deputation ber 
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ſchleswigſchen Ständemitglieber. Antwort bed Kaiferd auf bie 
Adreſſe derfelben. 

» (Schleswig). Das Danewerk wirb unter bem Jubel ber Be: 
nölferung zu demoliven begonnen. 

„ (Spanien) Nüdtritt des Minifteriums Arrazola. 


März, (Breußen). Der bisherige preuß. Geſandte am Bunde, 
v. Sydow, wird abberufen und durch v. Savigny erfekt. 

„- (Rom). Conflikt zwiſchen den päpftlichen und ben frangöfifchen 
Truppen in Rom. 

»n (Belgien). MWiederzufammentritt ber Kammern. Das Minis 
jterium ertbeilt denjelben Auffhlüffe über bie noch ſchwebende Mi: 
nifterfrifis. 

» (Dänemark). Die bisher in Dänemark feitgehaltenen Mann: 
Ichaften der Holjteinifchen Regimenter werben endlich größtentheils 
in ihre Heimath entlaffeı. 

„» Württemberg). Die I. Kammer tritt den Beichlüffen der 
I. Kammer vom 27. Febr. bei, doch ohne die Vorausſetzung und 
ohne den Zuſatzbeſchluß. 

„ (Hannover). Erfte Beiprehung ber II Kammer über bie 
Berfafjungsfrage. 

„ (Holftein). Die Bürgerdeputirten von Kiel bringen bei ben 
Bundescommifjären auf fchleunige Einberufung der Stände, 

„Oeſterre ich). röffnung ber ſämmtlichen Landtage ber Mio: 
narchie mit Ausnahme derjenigen Ungarns, Croatiens, Siebenbür: 
gend, Denetiend und Galiziens. 

„» (Rußland) Kin kaiferl. Manifeft an die Bauern des 
Königreichs Polen befreit diefelben auf einen Schlag von ber 
Gewalt und der Yurisdiction der Gutsbeſitzer oder beren Pächter, 
erteilt ihnen ihren bisherigen Befib als völliges Eigenthum, or: 
ganifirt freie Bauerngemeinden, in denen bdiefelben ihre Wojts und 
deren Beifiter jo wie ihre Schulzen felbft wählen nnd macht die 
Entfhädigung der bisherigen Gutsherren, Die theils durd) eine fehr 
mäßige Orundfteuer der Bauern theils durch Staatsfonds ohne Bes 
laftung der Bauern aufgebracht werben fol, völlig von ber Regie: 
tung und dem politifchen Verhalten ber Gutshefiger ſelbſt abhängig: 

" « .. Um eins für allemale ben Bebrüdungen ein Ende zu machen, 
wurde im Jahre 1861 das Ablöfungsgefep erlafien, wodurch Ihr von bem 
drückenden Frohndienſten befreit wurdet. Nächſtdem beabficdytigte man durch 
ein neues Geſetz über die Zinsbarmachung Euere Laſten zu vermindern, die 

Höhe ber von den Gutsbeſitzern berechneten Ablöſung bedeutend herunterzu⸗ 
jegen, und fomit Eure künftige Eriſtenz ein⸗ für allemale feſtzuſtellen. Da: 
erhoben biejenigen, bie mit dieſen wohlthätigen Beftimmungen fürs Volk nicht 
äuftieben waren, einen offenen Aufftand. Rebellen ftanden gegen bie recht⸗ 
mäßige Behörde bes Kaiſers und Könige auf unb wagten ben Kampf mit 
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ben Failerlichen Truppen, unb ba fie mit offener Gewalt und buch Krieg 
nicht8 erlangen fonnten, jo nahmen fie ihre Zuflucht zu nichtswürbiger Lift, 
bemübten fih, Euch mit leeren Hoffnungen zu täufchen, verſprachen Euch un⸗ 
entgeltfih Boden zu geben, und die Eigenthümer bafür zu entihäbigen, ale 
wenn Ihr nicht ſelbſt einjeben könntet, daß Nebellen, bie nur von Raub unb 
Plünderung leben, nit im Stanbe find, ben Cigenthümern bie ungeheure 
Summe zu erjegen, welche der von Sud bejejiene Boden repräjentirt. Nicht 
nur auf Heuchelei und Betrug rechneten die Rebellen, fondern auch auf Ge: 
walt und Mord; fie morbeten Unfchuldige und brobten einem ‘eben mit bem 
Zode, ber Gottes und bes jüngſten Gerichtes eingedent Leinen Verrath an 
Pliht und Gewiſſen begehen unb ihrer heuchlerifchen Stimme kein Gehör 
geben wollte... “ 

2.Mir. (Spanien). Bildung des Cabinets Mon, 

3., (Bundestag). Sigung ber Bundesverfammlung. Abſtimmung 
über ben öfterr.zpreuß. Antrag bez. Holftein vom 25. Febr. Die 
Würzburger Eonferenzregierungen beginnen aus: 
einanderzugeben. Anträge Bayerns, Hannoverd und Heſſen⸗ 
Darmſtadts. 


Abſtimmung über den Öfterr.zpreuß. Antrag (Ober: 
befehl Wrangels über die Bundestruppen in Holftein, Berftärkung 
berfelben durch weitere 5000 Defterreicher und 5000 Preußen, die 
ſich ſchon dort befinden, und Ernennung von zwei weiteren Bundes: 
cemmifjären durch Defterreich und Preußen): für denfelben erflären 
fid 6 Stimmen, nämlich Defterreih, Preußen, Hannover, Kurheſſen, 
Mecklenburg und bie 16. Curie; bedingungslo8 gegen benjelben er: 
Hären fi nur 3 Stimmen, nämlid Bayern, Baden unb die 13. Kurie, 
(Braunfhweig und Naffau, welches letztere indeß für ben öſterr.⸗ 
preuß. Antrag votirte; für die Kurie gilt jedoch bie Abſtimmung 
Braunſchweigs, weil diefes gegenwärtig bie Stimmführung hat). 
Mit Mehrheit (morunter Sadfen, Württemberg, Darmftabt, bie 
Heinen fächfiihen Häufer, die 15 Kurie und bie freien Städte) 
wird die Ueberweifung an den Ausſchuß befchloflen. 

Bayern (mit Württemberg, Baden und Braunfhweig) trägt 
darauf an, bie Bundestruppen im Holftein dur bayerijche und 
Truppen eines ber drei gemifchten Armeecorpe zu verftärten, ben 
Iberbefehl über die Bundestruppen nicht an Wrangel zu über: 
tragen und es dieſem zu überlaffen, ſich mit dem Oberbefehlshaber 
ver Bunbestruppen „über die von Defterreih und Preußen für er: 
ferberlich erachtete Etappenftrage und ber Beſetzung“ zu verfländigen. 
Sachſen fließt fih Bayern an, meint aber: „die Trage trete 
unabweislich an den Bund heran, ob nicht feine Betheiligung am 
Kriege für ihn unter den von Defterreih unb Preußen hervor⸗ 
gehobenen Umſtänden durch Pflicht und Ehre geboten fei und will 
ed den genannten Regierungen anheimgeben, biefe Frage zur Ent: 
jgeidung zu bringen; werbe fie bejaht, fo werde auch die Unter: 
ordnung ber Bundestruppen unter dem vorgefchlagenen Oberbefehl 
feiner Schwierigkeit begegnen.” 
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Darmfadt meint, daß genügende „Gründe chne Zweifel das 
für fpreden, an der ohnehin nicht mehr gebotenen bieherigen Tren- 
nung dee factifhen Vorgehens in Holftein und in Schleswig nicht 
länger feftzubalten, fondern die Mafregeln des Bundes in Selftein 
mit benjenigen ber beiden deutſchen Großmächte in Schleswig zu 
einer die beiden Herzogthümer umfafjenden einheitlichen Action zu 
verfhmelzen” und trägt demgemäß darauf an, Bunbestruppen, die 
unter den Oberbefehl Wrangels geftellt werben follen, als Theil: 
nehmer an ben Operationen gegen Dänemark zu ſenden, auch ben 
Oberbejehl der Bunbesiruppen in Holftein an Wrangel zu über: 
geben unb zwei weitere (öfter. und preuß.) Bunbescommifläre in 
Holftein unter der Bedingung zuzulaffen, daß fi die Bunbesver: 
wallung audy über Schleswig erftrede, alles „unter fortmwährender 
Dffenhaltung der Erbfolgefrage”. Die großh. Regierung hofft, daß 
„die patriotifhen Motive, von melden fie biebei geleitet merbe, 
Seitens ihrer Bundesgenofien, namentlich aud Seitens ber h. Re 
gierungen von Oefterreih und Preußen vollftändig werben gemür: 
bigt werben.“ 

Hannover trägt darauf an, an Dänemart von Seite bei 
Bundes den Krieg zu erklären, falls diefes nicht die mit Beſchlag 
belegten deutſchen Schiffe herausgebe (wobei felbftverftändlich der 
Dberbefehl über bie Bundestruppen ebenfalls an Wrangel fallen 
und ben Forderungen Oeſterreichs und Preußens entfprocdhen würde). 

März, (Schweden). Der bisherige ſchwediſche Gefandte am Hof 
zu Kopenhagen, Graf Hamilton, wird abberufen. 

„ (Defterreid). Ernennung der Mitglieder des Unterrichtsraths. 

(Belgien). Bie IL Kammer befchließt, die Genehmigung der 
rüdftändigen Budgets durch vorläufige Bewilligung von zweimonat⸗ 
lihen Crediten proviforifch zu erſetzen. 

„ (Spanien). Das Minifterium Tegt den Cortes fein Programm 
vor: Mon erklärt, er fei entfchloffen, bie Verfaffungsfrage zu löfen 
und die Reform von 1858 aufzuheben. 

» (Rupland). Gen. Murawiew erneuert feinen Befehl, der bie 
eufifge Sprade für bie ausjchließliche Geſchäftsſprache in Litthauen 
erflärte. 


> 
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4. „ (Holftein). Die Univerfität Kiel befchließt eine Eingabe an den 
deutfhen Bund für Einberufung der Holfteinifchen Stände. 
5, „ (Dänemard). Allgemeine Wahlen zum Folkething bes Reichs⸗ 


raths. Das Refultat ift ein überwiegender Sieg ber eiberbänifchen 
und kriegeriſch geftunten Partei. 

„ » (Briedenland). Bulgaris erzwingt vom König bie Ent: 
laſſung bes Kriege: und bes Auſtizminiſters. 

vn (Merico). Erzh. Mar trifft in Paris ein, um fih mit Nas 
poleon über bie Annahme ber mericanifchen Krone definitiv zu ver: 
ſtaͤndigen. 
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b.7. Rärz. (Sweden). Bollsverfammlung in Stodhelm zu Gunften 
Dänemarks. Wieberholte Straßeuerceffe. 

7. Rärz. (Breußen) Der außerordentliche Abgeſandte General von 
Manteuffel Tehrt nad erfolgter Berftändigung mit Oefterreih über 
das weitere VBorrüden ber allüirten Truppen in Sütlanb wieber 
nah Berlin zurüd. 

„„Oeſterreich und Preußen) notificiren ben übrigen Unters 
zeihnern bes Lonboner Vertrages ben Einmarfch ihrer Truppen in 
Fütland und erklären zugleich, unter welchen Bebingungen fie nuns 
mehr zu einem Waffenftillftand und Gonferenzen bereit feien: 

„Die... . . Regierung batte gehofit, daß das däniſche Gouvernement ver: 
jöhnlihere Gefinnungen an ben Tag legen werbe. In biefem all würben 
die beiden beutichen Großmächte fich beeilt haben, ihre militärifhe Action zu 
unterbredhen und auf Berhandlungen einzugehen. Wir müffen jedoch mit Be: 
dauern feftfiellen, daß unſere Erwartung getäufcht wurbe. Die Haltung bes 
Ropenhagener Hofe, feine Weigerung, an ben von England vorgeſchlagenen 
Gonferenzen theilzunehmen, legt und bie Pflicht auf, in ben Zwangsmaßregeln 
zu beharren, zu benen wir unfere Zuflucht genommen. Wichtige firategifche 
Erwägungen haben bie Ermädtigung begründet, melde bem Obercomman⸗ 
banten ber üfterreichiich-preußifchen Truppen gegeben wurbe, in Jütland eins 
wuräden, um bie Stellung feiner Truppen zu fihern und bie in ribericia 
jzufammengezogenen Tänen im Schach zu halten, inbem er fie verhindert, bie 
zlaufen ber Armee zu bebroben, oder alle ihre Kräfte ber Vertheidigung ber 
Tüppeler Linie zu weihen. Tie beiben Mächte haben um fo weniger esbgert, 
kiefe ſtrategiſche Bewegung zu erlauben, ba fie berechtigt waren, Repreflalien 
gegen bie Anordnung ber bänifchen Regierung zu ergreifen, welche bie Weg⸗ 
nahme ber auf bem Meer befinbliden Schiffe, nicht allein ber kriegführenden, 
iondem auch anberer Staaten bed beutihen Bundes befiehlt. Die hiermit 
ben militärifhen T'perationen gegebene Ausbehnung Anbert übrigens nichte 
an ben früheren Erklärungen ber... . Regierung bezügli ihrer Stellung 
zu bem gegenwärtigen Zerwürfniß. Um noch mehr zu beweilen, daß ihre 
verföhnlichen Sefinnungen aufrichtig find, und daß ihre Abfichten fich nicht 
geändert haben, erflärt fih bie . . . Regierung bereit, mit Dänemarf einen 
Waffenſtillſtand abzuſchließen, fei es nun auf ber Baſis ber gegenfeitigen Räu: 
mung ber Stellungen zu Düppel und auf Alfen burch die bänifchen Truppen 
unb ber äfterreichifch = preußiichen Armee in Jütland ober bes militärtichen 
uti-possidetis. In einem wie in bem anbern Fall fiellt aber bie... . Re« 

terung bie Bebingung in ben Waffenjlilftand die Einftellung ber Feindſelig⸗ 
eiten auf bem Meer miteinzufchließen, bie von beiden Seiten gemachten 
Frifen herauszugeben und das über bie in den Häfen befinblihen Schiffe 
verhängte Embargo aufzuheben. Ebenſo erklärt ſich bie... . Regierung bereit, mit 
den betheiligten Mächten in Gonferenz über bie Mittel zu treten, bie geeignet 
wären, ben Frieben wieberherzuftellen.” 

„„Maſſau). Verſammlung ber naſſauiſchen Fortfchrittspartei 
zu Kaſtel in Heſſen⸗Darmſtadt. 

8. ,„ (Schleswig). Einmarſch der Alliirten in Zütland. Die Preu⸗ 
fen werfen die Dänen nad Fridericia zurüd, die Defterreicher bes 
fehen nad) einem lebhaften Gefechte Veile. 

« „ (Dänemarf) erflärt bie preußifchen Häfen Swinemünde, Strals 
fund, Wolgaſt, Greifswald, Cammin und Barth vom 15. März 
un in Blokabepuſtand. 
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8. März, (Hannover). Die J. Kammer nimmt die von ber gemein: 
ſchaftlichen Commiſſion vorgeſchlagene Abrefle faft einftimmig an: 
ne. . Stande halten es für ihre Pflicht, hiermit Effentlich und feierlich 
Namens bes gejammten hannoveriichen Volles auszuſprechen, daß es ben 
Ständen und dem Lande ein erhebenbes Gefühl ift, ſich eine zu wiſſen 
mit feinem König in bem Beſtreben, bie Rechte der genannten Herzog 
thümer, vor Allem bie ſchwergekränkten Rechte Schleswig-Holſteins auf Selbit: 
ftänbdigteit, auf ftaatlihde Zufammengehörigfeit und auf ben 
buch bas in ben Herzogthümern geltende, vom Bunde anerfannte Recht ber 
agnatijhen Erbfolge berufenen legitimen Fürſten mit aller Kraft zu 
wahren; fi eins zu willen mit feinem Könige in der Ueberzeugung, daß 
ohne die Kraft, welche das Band ihrer Vereinigung ben deutſchen Staaten 
verleihet, auch bie Selbflänbigfeit und bie Integrität unſeres Königreiches 
gefährbet wirb; und baß, wie ın allen bie Eriftenz bes Bundes bedrohenden 
Stürmen fein gutes Recht als feine ficherfie, wenn nicht feine einzige Stütze 
erſcheint, ber erhabene Beruf eines jeden deutſchen Fürſten e8 ibm zur Not h⸗ 
wenbigfeit madt, mit allen in feinen Kräften ftehenben Mitteln babin zu 
fireben, daß, wo ber Bund berufen ijt, über bie verfaffungsmäfigen Rechte eines 
Bunbeslandes einen Ausfpruch zu ihun, das Recht und nur das Recht 
biefent Ausipruche zu Grunbe zu legen ift.... . ” 

„ „ (England). Graf Ruffel erflärt im Oberhaufe, ber Flotte fei 
befohlen, fi in ben heimiſchen Kriegshäfen zuſammen zu finden, 
um fogleich über fie verfügen zu können. 

v»„ » (Frantreid). In Cambray fiegt bei der Nachwahl für den 
gefebgebenben Körper ber Oppofitiong » Kandidat über ben ber Re: 
gierung. 

9. „ (Schleswig). Die Civilcommifjäre verfügen die Abſchaffung 
ber bänifhen Reichsmünze und bie Wiedereinführung des fchleswig: 
bolfteinifchen Courantgeldes. 

„ » (Hannover) Diell. Kammer nimmt einftimmig bie von ber 

gemeinfamen Commiſſion vorgefchlagene und von ber I. Kammer 

unter dem 8. d. M. genehmigte Abdreffe an den König für Sclee: 
wig⸗Holſtein an. 

„GEFrankfurt). Verhandlungen bes gefebgebenden Körpers über 

bie Revifion der Verfaſſung: 37 gegen 23 Stimmen erllären fid 

für die Lebenslänglichkeit ber Senatoren. 


„u (England). Lorb Ruffel präcifirt gegenüber ber erſten aus: 
weichenden Antwort Dänemarks auf ben englifhen Conferenzror⸗ 
fhlag ohne Waffenftillftand unb ohne beftimmte Grundlage in einer 
Depeche an ben englifchen Gefanbten in Kopenhagen die Stellung 
Englands zu einer möglichen Löfung der deutſch⸗däniſchen Streitfrage 
durch die vorgefchlagene Conferenz: 

„+... Che Ste am 12. d8. eine Antwort verlangen, Bitte ich Sie 

en Monrab und Herin Dunabe zu fagen, baß es nad ber Anficht bei 
egierung De Majeſtät eine fehr große Unflugheit wäre, eine gut 
Ausfiht auf bie Löfung einer Frage von ſich zu flogen, wegen beren all 
Mächte Teutfhlands bereit find, in Waffen gegen Dänemark zu ftreiten, wäh 
rend weder Frankreich noch Großbritannien, noch Rußland ober Schweben 
unter ben jegigen Umftänben bereit find, für Dänemark zu impfen. ©: 
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ſcheint faum möglich, ba Dänemark zu einer fpäteren Jeit eine beffere Ge: 
legenbeit finden würde, Frieden zu ſchließen. Wie bie Dinge jest ſtehen, find 
Oefterreih und Preußen berzit, den Noten vom 31. Januar treu zu bleiben, 
unb bie Integrität ber däniſchen Monarchie aufrecht zu halten. Es iſt freilich 
zu erwarten, baß Deflerreih unb Preußen bie Vereinigung Holiteins mit 
Schleswig vorjchlagen, und daß fie geltend maden werben, baß ber von bei« 
ben Theilen jept eingegangene Krieg bie Vereinbarungen von 1851 und 1852 
zerriſſen hibe. An ben neutralen Mächten wird es ein, jene Vereinbarungen 
mit den zu bei jekigen Verhältnifien paſſenden Mobdificationen zu unterſtützen 
und eine Organifation ber Monarchie vorzuichlagen, die ſowohl zu einem 
dauernden ‘Frieden jühren und bie Kraft Dänemarks ale eines unabhängigen 
Staates wahren, wie auch bie deutſchen Unterthanen des Königs zufrieden: 
nellen koͤnnte. Die däniſchen Minifter müjjen fich erinnern, daß, wenn ber 
Krieg einmal ausgebrechen it, bie Friedensbedingungen nothwendig von ben 
Greigniffen des Kriege abhängen, und es fteht nicht zu erwarten, daß bie dä⸗ 
nischen Theile ber dänischen Monarchie im Stande fein werben, einen Kampf 
gegen die vierzig Millionen Deutihen, bie ſich bald gegen Dänemark zufants 
menjhaaren düriten, lange auszuhalten. Aber felbit die Heere Defterreiche 
und Preußens allein würben ber größten Armee, welche Danemark ine Feld 
zu ftelen vermag, fich mehr als gewachſen zeigen. Zur Zee zwar Fann bie 
bänifde Kriegsflotte den beutichen Handel beunrubigen und jhäbigen, aber es 
it nit wahrſcheinlich, daß ein fo ausgebehntes und reiches 
Land wie Deutſchland lange Zeit jeine Schwäche zur See er: 
tragen wärde, ba biefelbe es in ben Augen Europa’s herab; 
jegen müßte. Die bänifche Regierung benft vielleicht, daß Oeſterreich durch 
feine eigemen Verlegenheiten jich balb gezwungen jehen werde, bie Operationen 
gegen Dänemark aufzugeben; aber felbjt wenn dies ber yau wäre, und Preußen 
allein im Felde bliebe, fo wäre audy Preufen zu ſtark jür Dänemark, Wahr: 
iheinfich aber iſt, daß, wenn Preußen eines Beiſtandes bebürfte, bie kleineren 
beutihen Staaten ibm zu Hilfe eifen würden, unb wenn fie bies thäten, 
würde es zu weiter reichenben Sweden als benjenigen Defterreichs geſchehen 
md Dänemark hätte bei einem ſolchen Laufe nicht zu gewinnen. Nach 
einer Berechnung aller Wahrſcheinlichkeiten erjicht Ihrer Majeſtät Regierung, 
baß es im Sntereffe Tänemarks ift, eine Gonferenz anzunehmen unb in einen 
Waffenſtillſtand zu willigen, ber jekt auf Grundlage bes gegenwärtigen mili: 
täriiden Statusquo fich erlangen ließe. Ihrer Maieftät Regierung will ſich 
aber nicht herausnehmen, einem unabhängigen Staate wie Dänemark irgend 
eine Politik, welche diefer Staat nicht einfchlagen will, vorzufchreiben. Wäre 
rer Majeftät Regierung gemwillt geweſen, fih im Namen Großbritanniens 
zur materiellen Unterflükung Dänemarks zu verpflichten, fo hätte Jhrer Ma: 
jeſtät Regierung das Recht gehabt, zum Entgelt für biefen Beiſtand bie Art, 
wie Tänemarf jeine gegen Teutichlanb eingegangenen Berbindlichleiten er: 
füllen fol, vorzufchreiben. Aber Ihrer Maieſtät Regierung hat nie ihren 
materiellen Beiftanb angeboten unb fo it jie auch anbererfeit nicht 
weiter gegangen, ale baß fie Dänemark Rathichläge ertheitt hat, mit bem 
aufrichtigften Wunſche e8 baburh, aber ohne irgenb ein Verſprechen 
materieller Unterftügung, zur Aufrechthaltung feiner Integrität und 
Unabhängigkeit in Stand zu fehen. Es wird an ben Räthen bes Königs von 
Dinemart fein, zu erwägen, ob bie gegenwärtige Empfehlung ber britiſchen 
Regierung befolgt werden fol. Im Beiahungsfalle werben Frankreich, Rup- 
land unb Schweben gewiß und Deutfchlanb wahrſcheinlich den Conferenzvor⸗ 
flag annehmen. Im andern falle kann Ihrer Majeftät Regierung fih Feiner 
Zuverficht Hingeben, daß Dänemark fpäter eine ebenjo günjtige Lage zu er: 
werten haben wirb.” 


9. Mär, (Spanien) Die Regierung legt bem Senate einen Ge: 
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febedentwurf bezüglich Aufhebung ber Berfafiungsveränberungen von 
1858 vor. 

9. März. (Vereinigte Staaten). Der Sübbunbegeneral Brefton wird 
nad) Merico gefhidt, um einen auf gegenfeitiger Anerkennung be: 
rubenden Handelsvertrag abzufchließen. 

10. „ (Bayern). König Mar I. }. Der kaum großjährig gewor⸗ 
bene Kronprinz folgt ihm als König Ludwig I. 

„ „ (Schleswig) Die Mlirten befegen Horfens in Jütland. 

„» r Mufland). Dem finnifhen Landtage wirb ein neues Preß⸗ 
gefek mit Aufhebung ber Präventiv-Cenfur vorgelegt. 

11. „ (Coburg:Öovtha). Beſuch bes Herzogs in Paris. 

„ Breußen). Die Stabtverorbneten von Berlin beſchließen, am 

22. d. M., dem Geburtstage bes Königs, keine Adreſſe zu erlaſſen, 

dagegen den Tag durch ein Feſtmahl zu feiern. 

,„ Bu nbestag). Situng der Bundesverfammlung. Bayern 
nimmt bie zweite Hälfte des v. d. Pfordten'ſchen Antrages über 
bie Erbfolgefrage als felbftändigen Antrag auf und ftellt demnach 
ben Antrag auf Anerkennung bes Prinzen von Auguftenburg als 

Herzog von Holftein, auf Zulaffung feines Bevollmächtigten zu Füh⸗ 

rung ber holftein’hen Stimme und. auf Abftimmung barüber binnen 

8 Tagen. Defterreih unb Preußen opponiren, Bayern läßt ben 

Antrag auf Abftimmung binnen 8 Tagen fallen. Defterreidh be= 

antragt bie Verweiſung des Antrags an den Ausfhuß, was Bayern 

befämpft. Mit Defterreich ftimmen Preußen, Hannover, Kurheffen, 

Surembürg, Medienburg und die 16. Curie alfo 7 Stimmen, mit 

Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Darmftabt, bie 12, 13., 

45. und 17. Curie alfo 9 Stimmen, fo daß ber Antrag Bayerns 

ohne Abftimmungsfrift fiehen bleibt unb jeden Augenblid bie Ab: 

fimmung darüber verlangt werben kann. Der Anirag von Sachſen 
und Württemberg auf Einberufung ber holſteiniſchen Stänbe 
wird nah dem Wunſche Tefterreih® und Preußens mit 10 Stim⸗ 

men (worunter Württemberg, Hannover und Kurhefien) gegen 6 

Stimmen (Bayern, Sachſen, Baden, Darmftabt, die 12. und 13. 

Curie) ben Ausſchũſſen überwieſen. 

Die zweite Hälfte bes Antrags v. db. Pfordten in ber Erb: 
folgefrage (emertennung bes Herzogs Friedrich und Zulafjung feines Be⸗ 
vollmãchtigten) ift ſehr einläßlich begründet. : Diefe Begründung läßt Lauen- 
burg ganz außer Betracht und behält bie Unterſuchung über dieſen Theil 
ber Erbfolgefrage einer beſonderen VBortragserftattung vor, dagegen erachtet 
es, „um zu Maren und zu überzeugenden Refultaten zu gelangen”, für 
nothwendig, mit ber Darftellung ber Verhältniſſe Holfteine auch die von 
Schleswig zu verbinden. Den eriten Theil bildet auf ©. 1—24 eine in acht 
Abſchnitte gruppirte gejchichtliche Darftelung, welche mit ber im negativen 
Theile bes Ausjchußgutachtens gegebenen —— Auf S. 25 ſind die 
Concluſionen daraus in ſechs Punkten zuſammengefaßt, deren Kern ſich dahin 
wieber geben läßt: Die Herzogthümer Holſtein und Schleswig ſtehen ſeit 1460 
unter fi) in grundgejeßlicher untrennbarer Realunion und zugleich mit dem 


12. 
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Königreihe Dänemark in Perſonalunion unter bem olbenburgiichen Haufe, 
aber nach verſchiedenen Erbfolgegeſetzen. In Dänemark find nad ber Lex 
regia von 1665 bie Gognaten, in Holitein und Schleswig nah ben Primo« 
geniturftatuten (bem Gottorp’ichen von 1608, bem Sonberburgifchen von 1633 
ımd ber Lex regis-ducalis son 1650) nur bie Agnaten erbberediiigt, b. 5. 
iR gegenwärtig ber Erbprinz Friedrich Chrijtian Auguſt von Auguftenburg 
„ld ber Iegitime Herzog von Holftein und Schleswig zu erachten“. Das 
Botum et fi darauf zur „Grörterung ber flreitigen ragen“ "unb unter: 
zieht bie gegen bie auguftenburgiiche Erbfolge in officiellen daͤniſchen Acten⸗ 
Rüden wie in Privatfchriften erhobenen Einwendungen „in ihren Hauptrich⸗ 
tungen unb Grundlagen” in 13 Abfchnitten einer näheren Prüfung. Tarauf 
fat e8 die Ergebniffe diefer Prüfung in folgender Shlußbetradtung zus 
fummen: „Wenn man auf bie lange Reihe ber gegen bie (Schfolge der ſonder⸗ 
burgiſchen Linie und zunächft bes auguitenburgiichen Hauſes erhobenen Ein: 
wendungen zurüdblidt,, fo muß man gerabe burdy fie zu bem Gebaufen an: 

gt werben, baß dieſes Erbrecht ſehr feſt begründet fein muß, weil e6 nad 
(5 vielen, basjelbe angeblih vernichtenden Thatfachen immer wieber bervortritt 
unb neue Anerfennung findet. Und in ber That, wenn bie rechtliche Ueber⸗ 
zeugung ber bei einem Rechtönerhältnif Betheiligten al6 ein wichtiges Zeugniß 
für das echt ſelbſt betrachtet werben muß, fo fehlt es bem Erbrecht in Frage 
an biefem Zeugniß nit. Es foll bier nicht ausführlicher von ber nahezu 
einſtimmigen Kundgebung bes Landes Holftein und feiner gejeblichen Vertreter 
gelprochen werben, Diefelbe ift niebergelegt in ben vielen an bie hohe Bun: 
besperfammlung gelangten Gingaben. Es fol vielmehr hauptſächlich darauf 
bingewiefen werben, welche Ueberzeugung fih in ben Gliebern bes oldenbur: 
den Haufes jelbft zu erkennen get. Die in biefer Hinjicht maßgebenben 
—*8 bis zum Edict von 1306 find bereits im Verlaufe dieſer Crörte: 
rung erwähnt worden. Bertrauliche Aeußerungen der Konnige von Dänemark 
aus Ipäterer Zeit, obwohl bereits in Drudichriften behandelt, tönnen bier 
nicht in Betracht gezogen werben. Aber zu ber stage ift man wohl berech⸗ 
tigt, wie viele Glieder bes Hauſes fich bern bazu befannt haben, baß König 
Görikian LX. Iegitimer Herzog von Schleswig : Holftein ſei? Endlich bilden 
ja bie mit bem offenen Briefe von 1346 beginnenden unb mit bem Lonboner 
Bertrage von 1852 abgeſchloſſenen Beftrebungen für Grünbung einer neuen 
Erbiolgeorbnung ben Iprechenditen Beweis für bie Eriftenz eines entgegen: 
Hebenben Rechts, und wenn etwa enigegnet werben follte, baß biefes entgegen: 
Rehende Recht nur auf Seite ber Gottorp’fchen Linie zu finden fei, fo wiber: 
legte ſich dies fchon durch bie Wahl bes Prinzen Chriftian von Glückoburg zum 
Zräger ber neuen Ordnung, unb durch bie Motive, welche in bem Warjchauer 
Protofoll vom 5. Zuni 1851 dafür angegeben werben, fowie in ber barın 
enthaltenen Jnausfichtnahme anderer PVerzichtleiftungen, welche nüßlich und 
wũnſchenswerth fein lünnten. Wenn e6 wahr ift, was bie bänifhen unb 
beutichen Gegner bes fonberburgiichen Haufes mit jo viel Aufwand von Grün: 
ben vertheibtgt Haben, baß biefes Haus ſchon im Jahre 1806 nicht das ge: 
ringſte Erbrecht auf Schleswig ober Holftein hatte, und daß nur ber Gottorp’: 
ſchen Linie theilweife Rechte auf Holftein zuftanben, fo konnte ja durch Ber: 
träge zwifchen bem föniglichen Haufe von Dänemark und ber Gottorp'ſchen 
inte Alles georbnet werben, und es wäre gewiß viel einfacher geweien, bie 
vereinigten Rechte auf ein Glied bes Gottorp’ichen Haufes zu übertragen, ale 
durch bie Wahl eines Gliedes gerade jenes fonberburgifchen Hauſes unb durch 
das Bemühen um Berzichte oder neue Verluſtgründe ber übrigen lieber 
desfelben bem langſt vernichteten Rechte wieber ben Schein ber Erxiſtenz zu 
geben!" Schließlich erörtert fobenn das Votum noch bie praltiſche Frage, 
welche Folge bie Bunbesverfammlung biefer Ueberzeugung von ber Legitimität 
bes Herzogs zu geben veranlagt und je nad Umjtänben beredhtigt unb ver: 
pllichtet fer, ober mit anderen Worten, es unterfucht fchlieglih bie Sompetenz 
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ber Sunbesberfammlung in biefer Angelegenheit, gegen die ſich Bekanntlich 
Ion zweifelnde unb abjprechenbe Stimmen erhoben haben. Hier fei nun 
zunächſt ſoviel gewiß, daß die Bundesverſammlung Tein Gerichtshof fei, welcher 
mit bindenber Kraft über Erbfolgeitreitigfeiten zu entfcheiden Hätte; nur müſſe 
man babei wohl beachten, daß biefer Sat nicht etwa ausfchlieklich ober in 
befonberer Weife von ber hohen Bunbesverfammlung gelte. Er gelte von jeber 
engen europäifhen Macht ganz genau ebenfo wie vom beutichen Bunbe. 
„Wen in einem einzelnen unabhängigen Staat ein Streit über bie Thronfolge 
entfiebt, fo find die Staaten mweber einzeln, noch im Verein berechtigt, über 
biefen Streit eine richterliche Enticheidung zu treffen, aber fie fünnen fi ver: 
anlaßt fehen, ſich darüber auszufprechen, welchen ber verjchiedenen Prätendenten 
fie anerfennen wollen, und welche Folge fie biefer Anerkennung geben wollen. 
Dabei ift e8 ihre Sache, ob fie fich bet ihrer Entſchließung lediglich von ihrer 
rechtlichen Ueberzeugung ober auch ausſchließlich von politiſchen Erwägungen 
leiten laſſen. ... Durch dieſe Säge iſt das Verhältniß bes deutſchen Bundes 
zu dem Streite über die Erbfolge in Schleswig jedenfalls im Allgemeinen 
auch geregelt und man wird dem Bunde in keiner Weiſe das Recht beſtreiten 
können, ſich darüber auszuſprechen, wen er als Herzog don Schleswig aner: 
fennen wolle. . . Anbers geftaltet fi die Sache in Bezug auf Holftein. Hier 
tritt zu bem foeben erdrterten allgemeinen Rechte noch die beſondere Befugniß 
hinzu, welche jeber Genofjenichaft zufteht, fich barliber Mar zu werben und 
auszufprechen, welchen Fürften fie als ihren Bunbesgenoffen zu betrachten 
babe, und biefe Befugniß fteigert fich zu einer unabweislihen Werpflichtung, 
wenn man erwägt, baß ber med bes Bundes bie Erhaltung ber äußeren 
wie ber inneren Sicherheit Deutfchlande unb ber Unabhängigkeit und Unver: 
letzbarkeit ber einzelnen deutſchen Staaten if. Daß biefer Bundeszweck be 
jedem Streite über bie Erbfolge in einem YBunbesftaate wefentlich berührt 
wirb und daß er bei bem jetzt ſchwebenden Streite über die Erbfolge in Hol: 
ftein geradezu gefährdet erfcheint, bebarf wohl feines weiteren Nachweiſes. 
Hieraus fol übrigens Teineswegs gefolgert werden, daß um biefer Befugnik 
und Verpflichtung willen bie Bundesverfammlung, menigftens für Bundes— 
Ianbe, das oberſte Tribunal zur Entſcheidung von Crbfolgeftreitigfeiten jet. 
Vielmehr ift vollftändig anzuerkennen, baß, wenn in ber Verfaffung eine 
Bundesftaates eine Fürforge irgend welcher Art für die Entſcheidung von 
Erbftreitigfeiten getroffen in die Bunbesverfammlung dieſer Entfcheibung in 
Teiner Weife vorzugreifen berechtigt wäre. Ebenſo würbe eine freiwillige Ver: 
einbarung aller Betheiligten von ber Bundesverſammlung anzuerkennen fein. 
Mo aber mweber das Eine noch das Anbere vorliegt, da tritt bie Verpflichtung 
ber eigenen Entfchließung unmittelbar an bie Bundesverſammlung heran, und 
bei diefer muß fie fih von Gründen bes Rechtes allein Teiten laſſen. Am 
allerwenigften aber darf fie dieſe Entſchließung ganz ober theilweife aus ber 
Hanb und fremder Einwirkung ober Entſcheidung Preis geben. . . Die hohe 
Bunbesverfammlung Tann fich Daher einer Beichlußfaffung darüber nidyt länger 
entfchlagen, welchen ber beiden Prätendenten fie als legitimirt erachten und 
zur Stimmführung zulaffen wolle. Man Tann fogar zugeben, baß barin 
feine unabänderliche Entſcheidung ber Gröftreitigfeiten enthalten fein wird, 
und baß auf die Frage zurückzukommen wäre, wenn von irgend welcher Seite 
noch Beweife befieren Nechtes erbracht mürben. Man kann dies um fo leichter, 
je feiter eben biefe Weberzengung ift, baß biefe Eventualität nicht eintreten kann. 
... Aus biefen Erwägungen ergibt fih auch, daß mar nicht fagen Tann, bie 
hohe Bundesverſammlung verlege, wenn fie jekt eine Entſchließung falle, 
ben Grunbfaß bes rechtlichen Gehöres für alle ftreitenden Theile, daß man 
aber wohl fagen müſſe, bieshohe Bundesverſammlung verzögere bie Erfüllung 
ihrer obrigfeitfichen Pflichten, wenn fie ihre Entfhließung länger ausfehe.” 


12. März (Schleswig) Die Alliirten beſetzen Scanderborg und Aar⸗ 


buus in Jütland. 
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12. Ni (Schleswig). Bei den Eivilcommiffären in Flensburg er: 
ſcheint die erfte bänifch:gefinnte Deputation ans Apenrabe. 


(Didenburg). Dem Erfuhen bes Landtags entſprechend er: 
Nnart bie Regierung bezüglich der Gerüchte über Austaufchprojecte, 
daß fie ſolchen Brojecten volllommen fremd fei und daß auch weder 
an fle noch unmittelbar an ben Großherzog jemals darauf bezügliche 
Vorſchläge von irgend einer Seite ber gelangt feien. 


„ » (Holland). Die II. Kammer entfheibet fi nach fünftägiger 
Debatte mit 39 gegen 14 Stimmen für ben Grundſatz des neuen 
„indifhen Comptabilitätengeſetzes“, daß nämlih das gefammte Co⸗ 
Ionialbubget fortan im Voraus zu veranfchlagen und ben Kammern 
in fpezifzirtem Etat zur Befchlußfaffung vorzulegen fei. , 

(Sahfen). Landes :Berfammlung für Schleswig : Holftein in 
Dresden. Sie iſt ſchwach befucht und von ziemlich matten Verlauf. 

„ „ (Italien). Die jogen. Aunis-Briganten werden in Neapel 
verurtheilt, die beiden Brüder La Gala zum Tode. 

14. „ (Schleswig). Tas bisherige bänifche Verbot aller Vereine 
und Gefellfhaften zu nicht:politifhen Zwecken wirb von ben Civil: 
conmmniffären für aufgehoben erflärt, 

(Dänemark). Ter Commanbirende in Jütland, Gen. Heger: 
mann, zieht fich mit feiner Armeedivifion bis nah Morfd zurüd. 
(Norwegen). Gröffnung des Storthings. Thronrede bes 
oe 
‚Gute Herren und norwegiihe Maͤuner! Den uns allen befannten Gr: 
eigniffen gegenüber babe Ich es für Meine Pilicht erachtet, den Gtortbing 
bed Königreichs Norwegen einzuberufen, um durch bie Befchlüffe befjelben bie 
näulihe Freiheit bes Handelns in Betreff Norwegens zu erlangen, wie foldhe 
Mir in Beziehung auf Schweben bereits zufieht. Unablälfig bemüht, ben 
beiden Bölfern, deren Geſchick bie Verjaflumg Meiner Leitung anvertraut 
bat, allzufchwere Opfer zu erſparen, fo lange nur immer bie Berbältniffe es 
geſtatten, ch doch die Möglihfeit niht außer Acht laſſen bürfen, baf 
bie Forderung folder Opfer unabweislih werden koͤnnte. Tie Verſchiedenheit 
ber in jebem ber beiden Reiche geltenben verjafjungsmäßigen Bellimmungen 
bat deßhalb bie Sinberufung bes Stortbings nothwendig erſcheinen laffen, um 
bie Hinbernijje zu befeitigen, bie ſonſt ben nach Maßgabe ber ferneren Ent: 
wiclung ber Ereigniſſe gleichzeitig in beiden Reichen zu trefienden Vorfehrun: 
ben ih entgenenftellen Tönnten. Ohne Zweifel wirb ber Storthing Meine An: 
qauung darin tbeilen, baß beide Brudervölker gleihmäßig ſich bereit Anden 
folten, ben Anforderungen zu entjprechen, welche bie Verhältniſſe an fie ftellen.” 
Als fpäter die Mitglieder bed Storthings den Monarchen im 
Wniglichen Palaft beglückwünſchen, antwortet ber letztere u. U.: 
„Es bat Mir beſonders am Herzen gelegen, Mich in Ihrer Mitte einzu: 
um daburch bie Bebeutung an ben og m legen, welche Ih an Ihre 
Berathungen knũpfe. Die fett Unferer Iegten Trennung eingetretenen Ereig⸗ 
niffe, deren ganzen Ernſt Wir empfinden, verlangen wieber eine gemeinjame 
Beratung zwilhen König und Bolf, unb bie Betheuerungen, mit welchen 
ei Mich begrüßt haben, verleihen Mir die Ucberzeug daß biefe Be: 
bas gegemfeitige Sutrauen befefligen werben ges Uns bie Krafı 
Fr bie Prüfungen, wenn fie fommen follten, mit einander zu kragen. Mit 
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Vertrauen zum Allmädhtigen, ber bisher ſchirmend über bie vereinigten Koͤnig⸗ 
reihe gewaltet, werbe Ich babin fireben, bie Senbung, zu ber Ich berufen, 
auszuführen, und mit Zuverſicht baue 39 auf bie Opferwilligfeit bes nor: 
wegiſchen Volle, wenn ed im Verein mit bein Brudervolk zu erfüllen gilt, 
was Wir für Unfere Pflicht erachten.” 

In ber eriten Situng bes Storthinge legt Staatsrath Helliſen 
6 gl. Propofitionen vor, von denen ſich bie erfte auf die Verwen⸗ 
dung norwegiſcher Streitfräfte zum Beiftand Dänemarks bezieht: 
„Se. Maj. der König, ber bie Wichrigfeit, ben vereinigten Neichen bie 

Segnungen bes Friedens zu erhalten, vollfommen würdigt, unb befien ernftefte 
Beſtrebungen deßhalb die Vermeidung eines Friedensbruchs gerichtet ſein 
werden, hat doch nicht von ber Möglichkeit abſehen können, daß ber in un: 
ſerem Nachbarlande Dänemark eingetretene beklagenswerthe tgeutan es 
den vereinigten Reichen nothwendig erſcheinen laffen bürfte, militäriihe Maß: 
regeln zu treffen, wie fie durch bie Fortentwicklung ber Greigniffe und durch 
bie in Folge beifen möglichen Falls mit anderen Mächten abzufchließenden 
Vereinbarungen veranlagt werden möchten. Um nun in Betreff Norwegens 
bie Drachtvolllommenbeit über die Streitfräfte und Geldmittel zu erlangen, 
weldde Se. Maj. in ben Stand feten fönnten, für bie beiben vereinigten 
Reiche diejenigen Anordnungen zu treffen, weiche, nach reiflichfter Ueberlegung, 
bem Wohl der vereinigten Reiche als entfprechend erachtet werben follten, ex: 
judt Se. Maj. ber König ben Stortbing bes norwegiihen Reiches, indem 

ochderſelbe mit Zuverfiht barauf rechnet, baß ber Stortbing mit gewohnter 

aterlanbsliebe unb unbeirrtem Blick auf bie obwaltenden Verbältnifje bie 
Beftrebungen Sr. Maj. in biefer wichtigen Angelegenheit unterftügen werbe, 
bie folgenden Befhlüffe zu faffen: 1) Der Storthing genehmigt, daß bie nor: 
wegifchen Linientruppen unb bie Ruder⸗-Flotille, wenn und ſoweit Se. Maj. 
es für nothwendig erachtet, zum Beiftanb für Dänemark während bes gegen: 
wärtigen Kriegs mit ben beutfchen Mächten veriwenbet werben. 2) Als außer: 
ordentlicher Zuſchuß zum Vertbeibigungswefen wirb ein Betrag bis zu 500,000 
Spcs. (750,000 Thlr. pr. Ert.) bewilligt, und werben Se. Maj. zugleich er: 
mãchtigt, weitere 300,000 Spes. (450,000 Thlr. pr. Ert.) für ben gleichen 

wed zu verwenden, welche Summe jeboch erft zur Verwendung Tommen 
ol, wenn ein neuer außerorbentlicher Stortbing einberufen worben ober gleich: 
zeitig einberufen wird. Um einerjeits ben Stortbing in ben Stand zu jeken, 
fih in biefer wichtigen Sache eine ſelbſtändige Anficht zu Bilden, und anberer: 
ſeits boch auch nicht Das Geheimniß ber biplomatifhen Verhandlungen zu 
verleben, das, abgefehen von ben bei internationalen Unterhandlungen obwal: 
tenden Rückſichten, unumgänglih nöthig ift, um nicht das Verbältniß ber 
beiden Königreiche zu anderen Mächten zu beeinträchtigen, wirb Se. Majeftät 
ber König dem Storthing zwar bie Protofolle ber wegen befagter Veranlaſſung 
abgebaltenen Situngen bes vereinigten Staatsraths zukommen Jaffen , worin 
bie vom Minifter bes Auswärtigen verfaßte Darlegung ber Sachlage, fowie 
bes Antbeils, ben bie vereinigten Königreiche an biefer Angelegenheit genom⸗ 
men haben, und ferner bie Abfchriften ber non ber normwegiichen Regierung 
baburch beroorgerufenen Bebenken enthalten find, welche Documente jebocdh in 
Anſehung ihres Inhalts zur Zeit nicht zu weiterer Kenntniß als jemer ber 
Storthingsmitglieber gelangen dürfen. Zur Prüfung berjenigen Actenftüde, 
beren Natur eine noch firengere Geheimhaltung erforbert, erſucht Se. Mai. 
ben Storthiug, eine Commijjion zu wählen, bie als zur Verſchwiegenheit 
amtlich verpflichtet angejehen, und welder bie bejagten Actenflüde zugeftellt 
werben follen, bamit beren aus jener Prüfung gewonnene Weberzeugung bem 
Storthing zur Richtſchnur bienen könne.“ 


15. März. (Schleswig). Beginn ber Beſchießung ber Düppeler Schan: 
zen durch bie Preußen. 
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15.0. (Schleswig⸗ Holftein). Im Einverfiänbniß zwiſchen ben 
öfterreichifch = preußifchen Civilcommiſſären für Schleswig und ben 
Bunbescommiffären für Holftein wirb die Zolllinie zwiſchen Holftein 
und Schleswig aufgehoben und bie Zolllinie an bie jütifhe Grenze 
verlegt. 

16, „ (Schleswig). Die Preußen beſetzen bie zu Schleswig gehörige 
Inſel Fehmarn und nehmen die ganze bänifche Befabung gefangen. 

„ r (Hamburg) Die Bürgerfchaft genehmigt mit 96 gegen 41 
Stimmen bie drei vom Senat für untrennbar erflärten Gefebes: 
entwäürfe über Staatsangehörigfeit und Bürgerrecht, über Gewerbe: 
freigeit und über Aufhebung der Realgerechtſame. 

7. ,„ (Breußen) Erſtes rühmlihes Scegefeht ber preußiſchen 
Kriegsmarine gegen ein überlegenes bänifches Geſchwader vor Stral⸗ 
jund. Der Befehlshaber, Kapitän zur See Jachmann, wird bafür 
vom Könige telegraphifh zum Contre⸗Admiral ernannt. 

» » (Dänemarf) nimmt bie von England vorgefchlagene Konferenz 
nunmehr an, aber nur auf Grundlage ber Bereinbarungen von 1851/52. 

Depeihe an ben däniſchen Geſandten in London: „. . Indem 
bie königl. Regierung bie Conferenz annimmt, gebt fie von der Borausfe egung 
aus, daß bie Unterhandlungen von 1851 bis 1852 in unzweibeutiger 
Beife bie ee ber Verhandlungen bilben werben unb gibt fi) ber 

baß, indem fie ihren Beitritt von biefer Bedingung abhän: 
5 madt, ihre Anfihten zu feinem Einwand Anlaß geben werben. . . Für 
unb ben Erfolg eventueller Unterhandlungen if e6 und ebingt uns 
——— daß jeder Plan eines Abkommens, ber mittelbar 
ober unmittelbar irgenb welden Einfluß von Seite des beuts 
ſchen Bunbestags anf Gebiete, bie nit zum deutſchen Bunbe 
gehören, in fi au begreifen feinen fönnte, von vornherein 
bejeitigt wirb, 

» „ (England). Ein Mißtrauenseotum gegen Herrn Stansfelb 
als einen der Lords der Admiralität wegen feiner Beziehungen zu 
Mazzini wird vom Unterhaus nur mit 171 gegen 161 Stimmen 
abgelehnt. 

VF (Italien). Pairsſchub von 23 neuen Senatoren, um ber Re= 
sierung in ber Frage der Grundfteuerausgleihung die Majorität 
zu fihern. 

r ,„ (Rußland). Ein Erlaß Murawiews verbietet die fernere Er- 
richtung polnifher Schulen in Litthauen. 

(Deutfäland). Der 36er Ausfhuß in Frankfurt regt bie 
 Yopaltung neuer Bolfsverfammlungen für Schleswig: Holftein im 
Laufe der Oſterwoche an und fchlägt bießfällige Mefolutionen vor. 

ve „ (Breußen) Auch in Neuwied entfcheibet das Gericht in ber 
Diätenfrage gegen ben Fiecus. 

» u (Griechenland) Sturz des Minifteriums Bulgaris. Er- 
— eines neuen Cabinets unter dem Vorſitze bes Aomirale 

anarie, 
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418/20. März. (Zollverein) Konferenz zu Prag. zwiſchen Bevoll⸗ 
mädtigten von Defterreih und Preußen behufs Ausgleihung ihrer 
Differenzen bezüglich des Handelsvertrags mit Frankreich. 


419. „ (Breußen). Preußiſche Kriegsfchiffe gehen von Straffund aus 
wieder in See, ohne bänifchen Schiffen zu begegnen. 

» » Preußen und Defterreid) lehnen die Forderungen Düne: 
marks, bie Vereinbarungen von 1851/52 zur Grundlage der Eon: 
ferenz zu machen, ab. 


Depefche des engliſchen Geſandten in Berlin: „Ich Hatte heute 
früh mit Hrn. v. Bismark wieberholt eine Unterrebung. Se. Ercellenz be- 
gann fie mit ber Bemerkung, daß er die Befehle bes Könige über die Ange: 
legenheit entgegengenommen babe, daß es nach Anfiht Sr. Majeftät und der 
Regierung für Preußen unmöglich fei, an einer Eonferenz auf ber Grundlage 
von 1851—52 theilgunebmen, und daß bie Öfterreichtfche Megierung,, ber ein 
babin Iautender Vorjchlag gemacht worben fei, fofort nad) Berlin telegraphirt 
babe, daß jie biefen Vorſchlag für unzuläffig Halte Cr fagte: Dänemark 
babe fih 12 Jahre lang geweigert, die Verpflichtungen von 1851—52 zu 
erfüllen, unter bem Vorgeben, baß es unmöglich ſei, und jegt, wo J. Maj. 

Regierung eine freie Conferenz vorfchlage und Oefterreich und Preußen bereit 
feien, biefelbe zu beſchicken, erhebe die däniſche Regierung den Aniprud, bie 

. Bebingungen für ben Zufammentritt der Gonferenz vorzujchreiben, und fchlage 
.ald Grundlage für ihre Berathungen Abmachungen vor, auf Grund beren 
eine Schlichtung ber Awiltigfeiten zwiſchen Deutihland und Dänemark ber- 
beizuführen fih 12 Sabre lang als unmöglich erwiejen babe. Ich antwortete: 
ber Vorſchlag Dänemarks jei nichtödefloweniger eine logiſche Folge ber von 
Preußen und Dejterreih am 31. Januar abgegebenen Erklärungen über ben 
Zwed ihres Einmarſches in Schleswig. Sie hätten damals gejagt: fie ſtän⸗ 
ben im Begriff, in das Herzogthum einzurüden, um ben Abmadhungen von 
1851—52 Geltung zu verjchaffen, und da Dänemark finde, daß es dem von 
ihnen zu biefem Zweck ausgeübten Drud nicht länger wiberftehen könne, fo 
erkläre es fich jegt bereit, mit ihnen an einer Conferenz tbeilzunehmen, um 
einen Vergleich auf Grundlage jenes Ablommens zu Stande zu bringen. Hr. 
dv. Bismarf bemerkte: bie bänijche Regierung müſſe doch einjehen, bad bie 
Abmachungen von 1851—52 durch den Krieg binfällig geworden jeien, und 
dürfe nicht erwarten, im Jahr 1364 biefelben Friedensbedingungen zu er: 
langen, bie ihr bei Beendigung bed Kriegs von 1848 bewilligt worden jeien. 

. Sch erwieberte, daß es mir nicht um irgendwelde beſtimmte Friebdens bedin⸗— 
gungen zu thun fei.“ . \ 


n» . (Schleswig). Der Präfident und fämmtlihe Mitgliever bes 
bisherigen Appellationsgerichtes werben von den Civilcommiffären 
entlafjen. 

„ n Btalien). Die II. Kammer nimmt ben Gefebesentwurf zur 
Ausgleihung der Grundfteuer mit 194 gegen 123 Stimmen an. 

20. „ (Schleswig). Beſchießung von Fribericia in Yütland durch 
die Oefterreiher und Preußen. 

„nn Defterreih). Eircularbepefhe am die Vertreter Oefterreichs 
bei den nicht in ben deutſch-däniſchen Streit verwidelten Regierungen : 

un. +» Wenn Dänemark billige Sonceffionen Hätte machen wollen, fo 

. würde ber Krieg nicht ausgebrochen fein, und noch jest Zönnte ber Frieden 

' wieberhergeftellt werben, fobald nur Dänemarf in jene Conceffionen einwi Ni⸗ 
gen wollte, Aber es hält an ber Bildung eines Reichsrathes auf Grundlage 
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ber Verfaffung vom 18. November jet, unb will biefe Verfaſſung, gegen 
welhe Deutichlanb proteitirt, und bie im Widerfprudy mit ben von Dänemart 
übernommenen Verpflichtungen flebt, in Schleswig eingeführt wiſſen. Um 
ber Fortdauer eines ſolchen irregulären Zuftanbes ber Tinge Widerſtand ent⸗ 
gegenzuftellen, war ber Bund im Begriife, Schleswig mit Truppen zu über: 
jieben, wenn Preußen und Oeſterreich fich nicht beeilt hätten, dem Bunde in 
ihrer Eigenſchaft als europäijche Mächte, weldhe von Tänemark die Grjüllung 
gewilfer, von ber Succeljion in ben Herzogtbümern unabhängiger Verpflich- 
tungen zu fordern hatten, zuvorzufommen. Wenn Deiterreih und Preußen 
niht taſch ihre Action an Stelle derjenigen der beutichen Mittelitaaten gelebt 
hätten, wenn bie Leitung ber Angelegenheiten in bie Hände ber Partei über: 
gegangen wäre, welche bie bäniihe Monardie zerftüdeln will, fo 
würben bie Feindſeligkeiten um nichts weniger in Schleswig ausgebrochen ſein; 
bie Tragmeite des Kriegs würbe außerdem größer geweien fein, und bie 
Michte, welche fih für bie Erhaltung ber däniſchen Monarchie intereffiren, 
hätten ſich Verwidelungen gegenüber gejeben, die für das Gleichgewicht im 
Norden Europa's viel brohenber geivefen jein würden. Die militärifhe In⸗ 
terpention Oeſtetreichs und Preußens bat dieſe Gefahr vorläufig in ben Hins 
tergrumb gedrängt; fie würde biefelbe ganz befeitigt haben, wenn bie Mächte 
ben legten Eröjfnungen ber beiden beutichen —3* — Rechnung getragen 
und Dänemark nicht in ſeinem Widerſtande ermuthigt hätten. Es hängt ſo⸗ 
mit von ben nichtdeutſchen Mächten ab, zur Beruhigung ber erhitzten Leiben- 
Ihaften in Deutſchland beizutragen und den Conflict mit Dänemark auf dem 
Boden zu erhalten, wo er ſich gegenwärtig befindet. Deflerreich und Preußen 
werden dann ibrerfeits befto leichter bahin gelangen, ſich nit von ber 
in Deut ſchland berrihenden Bewegung überflutben zu Taffen 
— eine Aufgabe, bie immer ſchwieriger wird, je länger ber Streit fih Bin- 
aussieht. Die Berathungen des Bundestages zeigen aufßerbem zur Genüge, 
welche Anftrengungen bie Höfe von Wien und Berlin machen müflen, um 
ihre Bundesgenoſſen zu verhindern, bem Streite ernftere Tiimenfionen zu geben.“ 


M. März. (Frankreich) erflärt, auf der Confereng den „Wunfch ber 
Berölferung” als Grundlage eines Abkommens vorfchlagen zu wollen: 


Depefhe Drouyn be Lhuys an ben Geſandten in Lonbon: 
„ ... Ich wünfde, baß Sie vor einer Theilnahme an ber Conferenz bem 
Londoner Sabinet bie Ideen und Empfindungen tundgeben, mit denen wir 
an biejelbe Herantreten. ... . Wir find fern davon, bie Weisheit ber Combi: 
nation zu beftreiten, welche unter die Obhut bes difentlichen Rechts Europa's 
zu itellen ber Gegenftanb bes Lonboner Vertrags war, und wenn wir, von 
ver Oppofition Deutihlands und ben Kunbgebungen ber SKerzogtbümer ab- 
jebenb, mır den Eimgebungen unſerer traditionellen Sympatbien für Tnemarf 
tolgen dürften, würden alle uniere Anftrengungen babin gehen, dieſen Vertrag 
aufrecht zu erhalten. Aber es ijt und nicht gefinttet, die Hinderniffe zu ver: 
tenuen, welche fi ber reinen und einfachen Ausführung bes Vertrags von 
1852 entgegenfiellen. Wenn ber Londoner Vertrag für einige Mächte einc 
zeſenderte Exiſtenz und eine Autorität befikt, die ihm unabhängig von ben 
peiihen Deutfchland nnd Dänemark in ber näntlichen Zeit eingegangenen Ver: 
bindlichkeiten ambaftet, ift er bingegen für andere Mächte eben jenen Verbind⸗ 
Igfeiten unterworfen, von benen er fich nicht trennen läßt. Unter beu beut: 
den Staaten haben bie einen ihre Beiltimmung zu demſelben verweigert ober 
re nur im eingefchränfter Form ertheilt, bie andern haben ibm früher zuge: 
ſtimmt, erklären fich aber gegenwärtig von ihm entbunden. Ter beutfche Bund 
enblich ſcheint den Werth einer Acte zu beftreiten, an welcher er nicht tbeil- 
genommen bat. Angefichts dieſer Verſchiedenheit ber Auffaflungen, welche un- 
uberfteigliche Sinderniffe zn ſchaffen droht, fcheint es mir unerläflich, bie durch 
den gegenwärtigen Krieg berübrten Intereffen zu prüfen, ohne ſich ausſchließ⸗ 
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Betlage 1. 


ih von dem Buchſtaben bes Vertrags beftimmen zu laſſen. Der Gegenftand 
und ber wirflihe Charakter. biefes Streits ift offenbar bie Rivalität der Volts: 
ftämme, welche die bänifche Monarchie bilden. Es tritt bei jedem berjelben 
fein Nationalgefühl an ben Tag, beifen Stärke nicht in Zweifel gezogen wer: 
ben fanı. Was kann deßhalb natürlicher ericheinen, als daß man in Erman⸗ 
gelung einer allgemein anerfannten Regel den Wunſch ber Bevölkerungen 
zur Grundlage nimmt? Diejes Mittel, welches mit den wahrbaften tere 
beiber Theile übereinftimmt, fcheint und am geeignetften, ein billiges und bie 
Gewähr der Dauer bietendes Abkommen herbeizuführen. Indem wir bie 
Anwendung eines Grundprincips unferes Öffentlihen Redts 
verlangen, unb indem wir fowohl für Dänemark als für Deutfchland ben 
Vortheil biefes Princips in nt nehmen, glauben wir bie gerechtejte und 


leichteſte Löjung biefer Frage vorzuichlagen, welche in ganz Europa eine [o 


lebhafte Unruhe hervorruft.” 


21. März (Frankreich). Zwei Nahmahlen zum gefeßgebenden Körper 


4 


n 


in Paris fallen mit großen Mebrbeiten auf Carnot und Garnier⸗ 
Pages, zwei Mitglieder der proviforifchen Regierung von 1848. 
(England) faßt nah den Berichten feines Gefandten in Kopen- 
Hagen bie Bedingung, die Dänemark an eine Betheiligung bei einer 
Eonferenz Tnüpft, nicht als eine abfolute auf, fondern nur als bie 
von Dänemark zunähft vorgefchlagene neben möglihen anberen. 


Depefhe Ruffels an den englifhen Gefandten in Kopen: 
bagen: „ .. J. Maj. Regierung freut fi, daß die bäntfche Regierung ben 


Conferenzvorſchlag annimmt, und nicht auf der förmlichen Anerkennung 


bes Abkommens von 1852—52 feitens Defterreihs und Preußens, als ber 
Grundlage, auf welcher bie Berathungen ber Conferenz ſtattfinden jollen, be: 
ſteht. ... Dänemark will eine Eonferenz auf Grundlage ber Unterhandlungen 
von 1851—52 annehmen, Oeſterreich und Preußen wollen biefe Grundlage 


‚ nicht annehmen, und vermuthlich auch Teine andere, durch welche bie freien 


Berathungen ber Eonferenz, zum mindeften dem Anſchein nach, begränzt und 
befchränft würden. Aber Ar. Monrad felbft fagt, während er auf die Grund: 
lage von 1851—1852 bringt: ihre Annahme würde bie Erörterung eine 
andern- Abkommens nicht ausfchließen, wenn man auf diefer Grundlage nicht 
zu einem Abkommen gelangen könnte. Diefes ber Billigfeit entſprechende und 
praktiſche Zugeftänbniß fcheint aus der fachlichen Differenz gewiſſermaßen eine 
bloß formelle zu machen. DOefterreih und Preußen können fi, während fie 
eine Grundlage nicht einräumen, nicht weigern, auf ber Eonferenz bie Unter: 
bandlungen von 1851—52 zu erörtern; und Dänemark würde ſich, während 
es auf ber von ihm vorgeichlagenen Grundlage befteht, nicht weigern, andere 
Arten eines Abkommens zu erörtern, falls ſich eine Uebereinkunft auf ber er: 
wähnten Grundlage als unthunlich erweifen folte. . . . Immerhin wird J. 
Maj. Regierung Frankreich, Rußland und Schweden, ſowie dem deutſchen 
Bund eine Conferenz zur Wiederherſtellung des Friedens vorſchlagen, und zu 
gleicher Zeit bemerlen, daß Dänemark feine Zuſtimmung zur Conferenz an 
bie Bedingung knüpft, daß bie Unterhandlungen von 1851—52 die Grundlage 
ber Berathungen bilden follen.” 


„ (Stalien). Garibaldi verläßt Caprera und ſchifft fich über 


v 


Malta nad England ein. 


(Diänemard). Schluß des Neichstages. Botichaft des Königs: 
„... Nehmt Unjern Gruß an alle Gauen des Landes mit. Sagt & 
Euren Mitbürgern, baß Unfer Herz blute bei dem Gebanfen daran, was Un: 
ſere getreuen Unterthanen ſowohl biefjeits wie jenſeits ber Königean ausfteben 
müſſen; aber fagt ihnen auch zugleid, daß Unfere Feinde ben däniſchen Mm 
nur ſchlecht kamen, wenn fie glauben, fie können durch bie Bürden, welche 
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anf feine Schultern werben, ben Wunſch bei ihm berworrufen, daß Wir 
des Baterlandes heilige Sache opfern ſollten. Durdy Drohung, Gewalt brau⸗ 
den zu wollen, ließ Unfer Borgänger auf bem Thron fid) bewegen, ben Her⸗ 
zogthüämern Hofftein und Lauenburg eine befonbere Stellung in ber Monar⸗ 
die zu geben, und num nennt man den dadurch nothiwenbig gemachten Suftanb 
einen Bruch tractatmäßiger Berpflihtungen, Im Namen biejer Verpflichtungen 
volljührt man eine Grecution in Holſtein und occupirt Schleswig ale Pfand. 
Unter der Srecution in Holilein und unter ben Schub ber Zruppen bes 
deutichen Bundes läßt man ber revolutionären gegen Uns gerichteten Bewe⸗ 
gung freien Spielraum. Schleswige Occupation benugt man bazu, biefen 
Kanbestheil als eine preußiſche ober äfterreichiihe Prowinz zu behandeln ; 
geiftlihe und weltliche Beamte ſetzt man maſſenweiſe ab; unter nichtsfagenden 
Behauptungen jchleppt man Prieller und Obrigleitsperfonen in's Gefängniß 
und behandelt fie jchlimmer benn fimple Verbrecher ; das Grabmal über Unfere 
tapiern gefallenen Krieger hat man gelhänbet und niebergebrochen; Unſern 
zug bat man auf allem Öffentlichen Gebäuben ausgeitrichen, ben Ge: 
brauch ber Bezeihnung Königlich“ verboten; Danebrog, bes Landes alte 
Zahne, muß ber —— von 1848 weichen; die Beſtimmungen der 
beſondern ſchleswig ſchen Verfaſſung über bie Sprachverhältniſſe Tränft man 
geradezu durch Machtgebot. Auch nicht einmal hier ſtand der Feind ſtill; 
© hat bie Königsau überſchritten und überfchwemmt nun ord Futlnabi 
Noch ſtehen wir allein! Wir willen nit, wie lange Guropa ein müßiger 
Zufchauer der Gewalttbat, bie man gegen Uns und Unfer Bolt übt, fein 
wil. Wir wieberholen bem Reichstag Unſere Zuſage. Wir find willig, alles 
zu thum, um einen Frieden zu erreichen, mit welchem bem Baterlande gebient 
kein kann; aber das müſſen Unfere Feinde wilfen, daß die Zeit noch ſehr 
fern liegt, wo Bir oder Unjer Boll dazu gendtbigt werben 
unten, Uns einem für Dänemark bemüthigenben Frieben 
zu unterwerfen. Eures Könige letztes Wort an Euch unb bie, welche 
Tuch gewählt haben, fei Ausbauer! Gott fei mit Euch!“ 
Der König geht noch am gleichen Tage zur Armee nach Alfen ab. 
22. März. (Breußen) Das Staatsminifteriun macht bekannt, baß bie 
angedrohte dänifhe Blofade von Smwinemünde bis zum heutigen 
Tage nicht zur Ausführung gelommen fei. 

» e (Breupßen) Geburtstag bes Könige. Kine Deputation ber 
preußifchen Vollevereine und ber patriotifchen Bereinigung überreicht 
dem König eine Loyalitätsadreffe mit beinahe 100,000 Unterfchriften. 
Antwort des Könige: 

„oo. 3 weiß, es if ein erfrenlider Umfchwung eingetreten, unb 
es find Erfolge errungen, bie au Ihnen mit zu danken find. Das beweift 
bie große Theilnabme und bie in jo hochherziger Weile durch alle Stände 

brie Cpferwilligfeit für Meine Armee, bie fi ihrer Vorfahren würbig 
gezeigt bat. Ich chte jedoch, biefen Umſchwung bewirken nur bie Stege 
Meines Volles in Waffen, die fich Hoffentlich noch wieberholen werben. Denn 
jene Partei, bie das Volk wiſſentlich verwirrt, will gar nicht bie Siege ber 
Arme, burch welde bie Sicherheit des Staates und bes Thrones bebingt 
web, und fo iſt es nit ummöglih, daß wir, wenn bie vorüber, wieber 
Zeiten entgegengeben, tie wir fie feit zwei Jahren gefannt baden. Dan wirb 
6 Ihre Aufgabe ſein, fo feft zufammenzubalten, wie Sie jegt bier vor Mir ſtehen. 

Der König ſpricht dem Minifterium feine vollſte Zufriedenheit 
mit feiner Führung ber innern und außwärtigen Angelegenheiten aus. 

rn . (Shwebden). Rome Straßentumulte in Stodholm. 
8, (Deſterreich und Preußen) nehmen bie von England vors 
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geichlagene Eonferenz ohne Waffenſtillſtand und ohne Konferenz: 
baſis an, 

23. März. (England). Cine Note des englifhen Gefandten zeigt dem 
beutfehen Bunde die Eröffnung von Conferenzen in der deutſch-dä⸗ 
nifhen Streitfrage an: 

„... Die Regierungen von Deflerreich und Preußen haben ihre Bereitwilligfeit 
fundgegeben, ihre Vertreter zu einer ſolchen Gonferenz abzuordnen. Auch die 
Megierung von Dänemark bat die Annahme einer Conferenz zugefagt, voraus: 
gefeht, daß biefelbe berufen würde, um auf ber Bafis der Berbandlumgen von 
1851—52 zu beratten. Ta nun jene Verhandlungen unter den Auſpicien 
Defterreihs und Preußens flattgefunden und bie zu Stande gebradjten Ar: 
tangements mit Dänemark die Genehmigung des deutſchen Bundes erhalten 
baben, jo würbe J. M. Regierung durchans geneigt fein, biefe Verhandlungen 
und Arrangements zum Ausgangspunfte ber Gonferenzberathungen von 1864 
zu machen. Aber da es wünfchenswerth ift, jede Mißhelligkeit und die da⸗ 
durch zu befürchtenbe Verzögerung zu vermeiden, fo fchlägt Ihre Maj. vor, 

als Bafis ber Conferenz ſchlechthin diefe anzunehmen: daß Mittel gejudt 

werben, um bem Norden Europa’s bie Segnungen bes Frie— 
bens wieberzubringen.“ 

24. „ (Zollverein). Die Berliner Zollconferenz vertagt fich bis 
zum 18. April. 

o» »_ (Breußen). Bahlreige Verfammlung der Wahlmänner von 
Berlin, Diefelbe beſchließt mit allen gegen 1 Stimme, zu erklären: 

„1) Die voljtändige Tremmung von Dänemark ift das Recht ber Herzog: 
thümer, und nur in biefer Trennung Tann ber angemeſſene Freis für bie 
bargebradhten Opfer und befonders für bas vergofjene Blut gefunden werben. 
2) Unbeirrt von Drohungen und Einſchüchterungen haben unſere fihleswig- 
bolfteinifchen Brüber fi dahin ausgefprodhen: ungetrennt bei einander unb 
unter einem felbftändigen Fürſten Deutfche fein und bleiben zu wollen. Es 
muß ihnen jebt Gelegenheit gegeben werben, ihren Villen in 
voller Freiheit und in feierlicher Form vor Europa zu erflä 
ten, ihren Staat zu conftituiren und fomit jeden Einſpruch des Auslandes in 
bie beiligften Angelegenheiten der deutſchen Nation von vornherein als nichtig 
zurüdzuweilen. 3) Preußen und Defterreich haben 1851 die Herzogthü⸗ 
mer entwafjnet an Dänemark übergeben und jept durch ihr einfeitiges Vor: 
gehen biejelben verhindert, ſich ſelbſt mit Hilfe des deuiſchen Volkes von ber 
unberechtigten däniſchen Herrichaft zu befreien. Sie tragen daher ganz Deutſch⸗ 
land, den Herzogthümern und ihren eigenen Bölfern gegenfiber die Berant- 
wortlidfeit, daß eine unbeilvolle Politik das nicht wieber aufgebe, was 
abermals mit dem Yfute tapferer Krieger gevonnen ift.“ 

26. „ (England). Eine Note des englifhen Gefanbten zeigt dem 
beutfchen Bunde an, baß bie Conferenzen am 12. April in London 

eröffnet werden follen und abet den Bund ein, durch einen Ber: 

treter an bemjelben Theil zu nehmen. 

(Deutfhland). Der Anregung des 3ber Ausfchufles entfprechend 
finden in ganz Deutfchlanb (Defterreich ausgenommen) zahlreich be⸗ 
fuchte Bollöverfammlungen ftatt, um noch einmal bie Aufhauungen 
und ben Willen der Nation bezüglich der Löfung ber ſchleswig-hol⸗ 
ſteiniſchen Frage zum Ausbrud zu bringen Meift werben babei 
die von jenem Ausſchuß vorgefchlagenes Nefolntionen — bie und 
ba mit einiger Abſchwächung ober Verſtärkung — angenommen: 
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„1) Die Hergogibämer Schleswig haben 606 Recht, eng mit einander 
verbunden, von Dänemark vollſtaͤndig getrennt unter ihrem eigenen Fürſten 
zu leben. 2) Jede Entſcheidung, bie, wider ben Willen bes Volks über fein 
Schidfal getroffen wird, jebe Uebereinkunft mit fremden Mächten, bie bas 
Recht ber Herzogthümer preisgibt, ift null und nichtig, ift eine rechtlofe 
Gewaltthat unb zugleich ein Berrath an ben Intereſſen unb ber Ehre Deutich- 
lands. Der nächſte Moment wird jie zerreißen unb vermichten. 3) Noch 
immer fehlt uns eime georbniete Vertretung ber Nation, ein beutfches Barla: 
ment) Deshalb erhebt das Bolt unmittelbar feine Stimme. Wir laſſen 
nit ab, bie nationalen forderungen bebarrlich auszuiprechen, bie Inhaber 
ber Gewalt zu mahnen und zu warnen. Verhallt jede Mahnung erfolgloe 
je mögen die Schuldigen dem verdienten Geſchick anheim fallen.” 

29, Rirz. (Holftein). Abgeordnete von 71 fchledwig-holfteiniihen Ber: 
einen des Landes beſchließen in Rendsburg einftimmig, zu erflären: 

„Die fouveränen —A—— Salenwig: -Holftein haben bas Recht, eng 
mit Smander ‚rrhunben von Dänemark vollftändig getrennt unter ihrem 
eigenen Fuͤ — Friedrich VIII. zu leben. Tede Entſcheidung, bie 
gegen den xX en unſeres Volke über unſer Schichal getroffen wird, 
jede Uebereinfunft fremder Mächte, bie das Recht Preis gibt, ft null un d 
nichtig, ift eine vehtlofe Gewaltthat und zugleich ein Berrath an ben 
Intereſſen und ber Ehre Deutſchlande. Fefthaltend an unferm Recht 
werben wir ſolcher Gewaltthat ben Außerſten Widerſtand ent—⸗ 
gegenſetzen.“ 

u» # (Breppen) Das Staatsminiſterium erklärt, daß die ange⸗ 
drohte däniſche Blokade von Stralfund, Wolgaft, Yartb, Greife: 
wald und Kammin bis heute nicht ausgeführt worden fei. 

v» „ (Griedenland). Definitive Untergeihnung bes Protokolls bes 
dus Regelung ber griechiſchen Trage durch die Vertreter ber fünf 
Srogmächte zu London. Auch der Bertreter Griechenlands tritt 
demjelben nunmehr bei. 

0. „ (Scäleswig) Die Preußen eröffnen die erfte Parallele gegen 
bie Düppeler Schangen. Fridericia wird von ben Defterreichern 
bloß cernirt. 

» » (Rorwegen) Verhandlungen des Stortbings über bie Pro: 
pofitionen ber Regierung. Bericht und Antrag bed Ausfchuffes, 
defien Minorität (7 Stimmen) die Unterjtügung Dänemarks von 
einer Allianz mit den Weftmäcten abhängig machen will, während 
die Majorität (8 Stimmen) nur eine Allianz ohne nähere Bedin⸗ 
gung fordert: 

Obgleich bie große Majorität bes norwegiſchen Volkes figerlig 

feine ädtere poli Verbindung zwiſchen ben vereinigten Reihen (Schweden 
Norwegen) und Danemark wäü ‚ würbe doch der Tintergang Dänemarks 
in hohem Grabe bie Theilnahme bes norwegiſchen Bolfes erweden, einmal, 
weil ein verwandtes und durch fo viele Bande an uns gefettetes Bolt davon 
berroffen werben würbe, anbererfeits weil eine Unterdrückung Dänemarks durch 
bie deutſchen Mächte bie Kraft des norbifhen Stammes ſchwaͤchen würbe. Im 
Bertrauen zu ber Weisheit bes Ednigs im Vertrauen zu bex norwegischen 
Regierung und im Vertrauen zu dem Maune, bem bie Leitung ber auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten der vereinigten Reiche anvertraut it (dem Grafen Man- 
derſtrõm) enthält ſich ber Ausihuk ed als ausbrüädiihe Bedingung für bas 
men bes Storthtug⸗Beſchluſſes hinzuſtellen, daß b “ „greroention 
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für Danemarkenur nach Abfchluß einer bie Reiche ſichernden Allianz erfolgen 
jolle. Dagegen wirb proponirt, daß eine Abfchrift bes Gutachtens zur Kennt: 
nißnahme von ben Anſchauungen bes Stortbings ber norwegijchen Regierung 
zugefandt werde, Der Ausſchuß huldigt den Anfhauungen, welche die Regie: 
rumgen ber vereinigten Reiche nähren, in fo fern biefe Teine Geneigtbeit ofien 
bart haben, auf eigene Hanb den Kampf zu eröffnen. Ein Krieg, ber ohne Der: 
bünbete mit ben beutfchen Mächten geführt würde, würde fchwere Bürben mit 
fi führen und ſtörend auf bie Induſtrie einwirken, während es mehr als 
ungewiß fein würde, ob die Betheiligung Schweden = Norwegens am Kriege 
Dänemarf zu einer wirklichen Hilfe gereichen möchte.” 


30. März. (Naffau). Eröffnung bes Landtags. Thronrebe des Herzogs. 
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„Grankreich). Der Aſſiſenhof verurtheilt Mazzini wegen Theil: 
nahme am Complott Greco in contumaciam zur Deportation. 


„Morwegen). Nach fünfſtündiger Debatte wird mit 109 gegen 


2 Stimmen bie Verwendung ber norwegifchen Land⸗ und Seemadit 
nach dem Antrage des Ausfchuffes bewilligt, die Theilnahme Nor: 
wegens am Kriege jedoch von einer garantirenden Allianz mit 69 
gegen 42 Stimmen (melde eine Allianz mit England und Frank⸗ 
reich, verlangen) abhängig gemacht. Der Ausfprucd gegen eine po- 
litifhe Verbindung der drei ſeandinaviſchen Reiche endlich wird mit 
57 gegen 54 Stimmen genehmigt. 


„ (Vereinigte Staaten). General Grant tritt als Generalif: 


fimus und Oberbefehlshaber in Washington und auf dem Kriegsſchau⸗ 
plate an Halleck's Stelle. Präſident Lincoln ordnet die Aushebung 
von weiteren 200,000 Mann als Reſerve bis zum 15. April an, 
zunächſt durch Werbung Zreiwilliger, für den Reit durch Eonfeription. 


— April. (Deutfhland). Obgleich Deutihland bis jetzt nicht im 


14, , 


18, 


Kriege mit Dänemarf fich befindet, fo ift dennoch bereits eine Anzahl 
verfchiebenen dentſchen Staaten (außer Oefterreih und Preußen) 
angeböriger Schiffe von däniſchen Kreuzern aufgebraht und zum 
Theil von dänischen Prifengerichten condbemnirt worden. 

(Deutfhland). Merkwürdige Entbüllungen bes englifchen 
et über bie Stellung Hannovers zur ſchleswig-holſtein'ſchen 

vage. 

(Deutfhland). Der Bundestag befchließt mit großer Mehrheit, 
fi$ an den Londoner Conferenzen durch einen Bevollmächtigten ohne 
Bedingungen und mit einer fehr allgemein gehaltenen Inftruction 
zu betbeiligen. Bayern bleibt mit einem Gegenäntrag mit wenigen 
Stimmen in ber Minderheit. Die Wahl des Gefandten fällt auf 
ben kgl. ſächſiſchen Staatsminifter v. Benft. 


(Schleswig) Erftürmung der Düppeler Schanzen durch bie 


Preußen. Die Dänen ziehen fih nach ber Inſel Allen zurück. 
Wrangel erhält von Berlin ben Befehl, den größern Theil der preußi⸗ 
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fen Truppen unb des Belogerungegefäjätes zur Beſehung Jatlande 
und zur Belagerung Fridericia's zu verwenben. 


20. April. (England). Borläufige Eröffnung ber Lonboner Conferenzen, 


3, 


obgleich der Vertreter des beutihen Bundes noch nicht eingetroffen 
if. Die Vertreter Oeſterreichs und Preußens erflären, fo lange 
an bemfelben Teinen Theil zu nehmen. 

(England). Wirlliche Eröffnung ber Londoner Gonferenzen. 
Der Antrag auf Einftellung der Yeindfeligleiten zu Lande und zur 
See, jedoch mit Aufrehthaltung ber (däniſchen) Blokade wirb von 
ben Bertretern Deflerreih®, Preußens und Dänemarks ad referen- 
dum genommen. 

Vertreter ber tbeilnebmenben Mächte an ber Gonferenz: 
Bürh La Tour b’Aupergne für Frankreich; Graf Ruſſel und Lord Glarenbon 

England; Graf Appony und Geheimerath v. Biegeleben für Deſterreich; 
Graf Bernſtorff und Geheimerath v. Balan für Preußen; v. Beuſt ben 
deutfchen Bund; Graf Brunnow unb v. Ewers für Rußland; Graf von 
Bachtmeifter für Schweden; Minifter Ouaade, v. Bille und Staaterath 
Krieger für Dänemarf. 


x 


Ergänzung 


3. Jan. (Preußen). Depefhe Bismard’s an ben preußiſchen Ge⸗ 


fandten in London: 

. ... Zn meiner Depeſche vom 24. 66. Mis. babe ich ſchon wieberholt, 
ba es une völlig unmöglich ift, ben Londoner Vertrag aufrecht zu erhalten 
und zugleich bie ihm vorbergegangenen und innerlich mit ihm zuſammen 
hängenden Bereinbarungen oe verlegen zu laſſen. Daburd, daß Dänemart 
zwölf Jahre lang feine Berbinblichleiten unerfüllt gelaffen und fie zulekt burch 
die Berfaffung vom 18. November endgültig unb förmlich gebrochen Bat, ha⸗ 
ben wir das Recht erlangt, uns vom Londoner Vertrag 100» 
zuſagen. Wir fragten une, ob wir von biefem Rechte Gebrauch machen 
ober es noch einmal verfuchen follten, Dänemark zur Erfüllung feiner Verbinb⸗ 
lichkeiten zu betvegeng nur ber aufrihtige Wunſch, unfere Beziehun⸗ 
gen zu ben Mitunterzeihnern des Londoner Vertrags nit gu 
trüben, bat une vermocht, bie lebtere Alternative zu wählen unb fomit zu 
berreifen, daß wir bem genannten Bertrage treu bleiben. Die Regierung Ihrer 
britiſchen Majeftät wirb uns nicht bie Anerkennung verfagen Tännen, baß 
wir und bemüht baben, bie uns durch ben Lonboner Vertrag auferlegten Vers 
pliihtungen auf's Gewiſſenhafteſte zu erfüllen. Aber wenn wir an allen Bes 
Rimmungen von 1851—52 feftbulten, fo find wir es uns ſelbſt unb ben In⸗ 
terefien Deutichlands,, bie wir in ben Herzogtbümern zu beſchützen haben, 
ſchuldig, bie Periode ber bloßen Verſprechungen, bie fo ganz unwirkſam ges 
blieben find, nicht weiter in bie Finke ziehen zu laffen, fonbern Sorge zu 
tragen, daß Verpflichtungen, beren Vorhandenſein unb binbenbe Kraft Nies 
manb abläugnet, erfüllt werben. Wir können uns bievon nicht abfchreden laſſen 
durch ben Iehten ums burch J. Brit. M. Regierung gemachten Vorſchlag, Dänes 
nemart eine Frift von 6 Wochen zu gönnen, bamit es bie Novemberverfaflung 


äßiger Weile, d. h. b Anmwenbung bi riragemwibri 
Beafleng IIOR, onfjubehen fe. .„ „ Racbem NE bäniiäe Regferung 1" 
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aus eigenem Antriebe eine Stellung bereitet bat, bie auch von ben wichibeut: 
ſchen Großmächten als ſelbſtverſchuldet betrachtet wird, fo faun man es, benten 
wir, nur als gerecht anfehen, daß Dänemark, wenn es bie felbfigeichaffenen 
Schwierigkeiten nicht Hinwegräumen kann, ung geflatte, bie vertragswibrigen 
Folgen besfelben durch untere Belebung bes KHerzogthums Schleswig zu be: 
ſeitigen. Sollie Dänemark diefer Beſetzung mit Waffengemalt 
entgegen treten, fo werben militärifche Operationen flattfinben müſſen, 
beren Folgen auf bie weitere Entwickelung ber bentfchsbänifchen Beziehungen 
einen um fo bebenflicheren Cinfluß üben dürften, als bie zwifchen ben 
beiden Ländern beftehbenden Berträge dann aufhören würden, 
in Kraft zu fein. Erſt von jenem Augenklide an würde bie \ntegri: 
tät ber bänifhen Monarchie eine Frage werben, bie eine Yölung 


heiſcht. ...“ 


I. 


Der Vertrag von ſondon 
von 8. Mai 1863.*) 


Im Namen ber heiligen und untheilbaren Dreieinigleit. 


Ihre Majeftät die Königin des vereinigten Königreichs ven Groß: 
Britannien und Irland, Se. Majeftät der Kaifer von Defterreih, König 
von Ungarn und Böhmen, der Prinz Präfldent der franzöſiſchen Republik, 
Se. Majeftät der König von Preußen, Se. Majeftät der Kaifer von Ruf: 
land und Se. Majeftät ber König von Echweben und Norwegen babeı, 
in Erwägung ziebend, daß die Erhaltung der Integrität der bänifchen 
Monarchie, als verfnüpft mit ben allgemeinen Intereſſen bes Gleichge⸗ 
wichts ber Mächte in Europa, von hoher Wichtigkeit ift für die Erhaltung 
bes Friedens und daß eine Kombination, durch welche die Nachfolge in 


*) Sowohl ber Londoner Zertrag, als bie biplomatildhen Depeſchen, welche 
bie Bereinbarungen zwiſchen Dänemark und Deutſchland von 1851—52 
— auf welde fi} Dänemark jebt zu flüken fucht, nachdem es in ben langwierigen 
Unterhandlungen mit bem beutfhen Bunde feit 1855 ſich benfelben auf jebe Weile 
zu entziehen und am Enbe bie „tractatmäßige” Verbindlichkeit beffelben gerabezu in 
Abrede geftellt hatte — finden ſich vollftändig und ihrem ganzen Wortlaute nach in 
Ghillany biplomatifhes Handbud, Sammlung ber wichtigſten 
eutopäifchen Friebensfchlüffe, Congreßacten und fonftigen Staatsurfunben vom 
weftphälifchen Frieden bis auf bie neuefte Zeit. Mit kurzen geſchicht⸗ 
lichen Einleitungen. 2 Bände Nörblingen 1855, | . 
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ollen gegenwärtig unter bem Scepter Sr. Majeftät bes Könige von Däs 
nemark vereinigten Gebieten dem Mannsftamme, mit Ausfchluß ber Frauen, 
jufele, das hefte Mittel wäre, um bie Integrität biefer Monardie zu 
fihern, haben fi auf das Erſuchen Sr. bänifhen Majeſtät entfchloffen, 
einen Vertrag abzufchließen, um ben auf biefe Succeffionsorbnung bezügs 
lihen Arrangements ein neues Pfand ber Dauer durch einen Act euros 
yüilher Anerkennung zu verfchaffen. 

Zu biefem Zwede haben bie hoben Theilnchmer bes Vertrags zu 
ihren Bevollmächtigten ernannt x. ꝛc. 

Nachdem fie fich ihre gegenfeitigen Vollmachten mitgetheilt unb bies 
felben in aller Form befunden, haben die Obengenannten folgende Artikel 
angenommen: 


Art. 1. Nachdem Se, Mai. ber König von Täänemarf bie ntereffen feiner 
Nenarchie in ernfte Erwägung gezogen und mit Sufimmung Sr. k. H. bes Erb: 
priinzen und feines nächſten Verwandten, ber Kraft bes bänifchen Koͤnigégeſebes 
ar Nachfolge berechtigt iſt, ferner im Einverſtändniß mit St. Mai. dem Kaiſer von 
Außland, Chef der älteren Branche des Hauſes Holſtein⸗Gottorp, feinen Wunſch ers 
Air hat, bie Succeſſionsordnung für feine Staaten in ber Weile zu reguliren, daß 
mErmangelung männlicher Nachkommenſchaft in birecter Linie von König Friedrich III. 
von Tinemark feine Krone auf S. H. ben Prinzen Chriſtian von Sähleswig-Holflein: 
Sonberburg: Glädsburg und auf bie Nachkommen aus ber Ehe dieſes Prinzen mit 
3.1.9. der Pringeffin Lonife von Schleswig⸗Holſtein-Sonderburg⸗Glücksburg, geb. 
Prinzeſſin von Heffen, nach ber Erftgeburt von Mann auf Mann übertragen wuͤrde — 
verpflichten jich bie Hohen contrahirenden Parteien in Anerkennung ber werfen Abfichten, 
welche bie Annahme biefer Gombination entichieben haben, für ben Fall bes Gintritts 
der ws Auge gefafsten Eventualität, in S. H. bem Prinzen Ghriftian von Schles⸗ 
wig· Holſtein⸗ Sonberburg⸗ Glücllsburg unb feinen birecten Nachkommen aus feiner Ehe 
mit ber beſagten Prinzeſſin das Recht anzuerfennen, in ber Totalität ber ges 
—— unter bem Scepter S. M. bes Könige von Danemark vereinigten Staaten 

ufolgen. 

Art. 2. Die hohen contrahirenben Parteien, in Anerkennung bes Princips 
ber Integrität ber daniſchen Monarchie als eines feſtfiehenden, verpflichten ſich, weis 
ke ‚bie ©. Maj. für geeignet erachten möchte, ihnen zu machen, wenn 
Int Gott verhäten möge) bag Erloͤſchen ber männlichen birecten Nachkommenſchaft 
&.H. des Prinzen Ehrifiian von Schleswig: Holftein » Sonberburg » Glüdeburg aus 
er Ehe mit der Prinzeffin Lonife broken follte, in Erwägung zu ziehen. 

Art. 3. Es if ausdrücklich verftanben, daß bie gegenfeitigen Rechte und Ber: 
Intfihfeiten Sr. Maj. bes Könige von Tänemart und bes beutfäjen Bundes bes 
lid ber Herzogthümer Holftein und Pauenburg, wie ſolche Rechte und Verbind⸗ 
Iötenm buch ben Bunbesverttag von 1815 und bie beftehenbe Bunbesacte feſtgeſtellt 
md, bach dieſen Vertrag in feiner Weiſe geſchmälert werben follen. 

.. Kt. 4. Der gegenwärtige Bertrag fol ratificirt und bie Notificationen binnen 
hd Kochen, ober wo möglich noch früher in London ausgewechſelt werben. 


Zu welcher Beglaubigung bie refpectiven Bevollmächtigten dieſen 
Lertrag mmterzeichnet und bemfelben ihre Siegel beigefügt haben. 
So gefchehen zu London den 8. Mai i. J. d. Gnade 1852. 
Nelmesbury. — Kübel. — Balemsfi. — Brimnow. — Bunſen. — 
Rehauſen. — Bille. 


Bewegung der Börfencurfe im Jahre 1863. 


Indem die Börfen ben politifchen Greigniffen unterlagen, Tonnte ber erfolg 
ben Erwartungen unmöglich entſprechen, benen ınan ſich zu Anfang bes Jahres bin- 
geben zu bürfen glaubte. Die Fortbauer bes Bürgerfrieges in ben Vereinigten Staa: 
ten, bie polniſche Infurrection zu Anfang und bas plößliche Auflobern ber ſchleswig⸗ 
‚bolfteinifchen Frage zu Enbe bes Jahres fanden einem Auffhwunge ber Kurſe bin 
bernb im Wege. 

Trotzdem, namentlich aber troß bem andauernden Ausfall bes amerilaniſchen 
Verkehrs nahmen — nach ben Zufammenftellungen ber Frkf. Handelszig. — ſowohl 

nbuftrie als Handel in England einen erheblichen Auffhwung gegen bie beiben 
orjahre, Die Ausfuhr betrug in ben erften 1 Monaten ber Jahre 


1861 1862 1863 
415,355,004 Pf. St. 113,280,779 Pf. St. 132,135,168 Pf. St. 
In Lancafhire hat fidh bie Rage ber arbeitenden Klaffen wejentlich gebeffert und bie 
Krifis, welche biefen Lanbestheil feit bem Ausbruche bes Bürgerkrieges in Amerifa 
fo ſchwer beimgefucht Hatte, barf zur Zeit als weſentlich überwunben betrachtet wer: 
ben. Die große Summe von Kapitalien, welche durch bie Stodung in ber Baum: 
wollinduftrie flüfftig geworben waren, fpornten wie im Jahre 1862 fo auch noch in 
ber erften Hälfte bes Jahres 1863 ben Unternehmungsgeift an. Der lang anbauernde 
Gelbüberfluß, ber im vorhergehenden Jahre beſonders in auslänbifhen Staatsanleihen 
einen Abzug gejucht hatte, riefin biefem Jahre vorzugsweiſe bie Srünbung von Actien: 
gejellihaften aller Art bervor, von benen jedoch nicht alle als folide Unternehmungen 
angejehen werben bürfen. Auch ber Barifer Grebit Mobilier, gegen ben ſich bisher England 
wie mit einer chinefifchen Mauer abgefchloffen hatte, fand endlich das Zauberwort, welches 
ihm bie Pforten ber Londoner City öffnete und in ben Monaten Mai und Juni berichte 
vielfach ein gewaltiger Schwindel an der Stod-Erhange. Fremdbe Anlehen Tamen 
verhältnigmäßig wenig an den engliſchen Markt. Außer ber conföberirten NAnleibe 
von 300,000 8, durch welche England feine Vorliebe für ben Süben wit theurem 
Gelde bezahlen mußte, wurde eine Anleihe von Venezuela im Betrage von 1 Mil. 
Pfb., 3,300,000 Pfb. brafilianifdhe und 2,100,000 portugiefifche und verfchiebene 
fleinere Anleihen mit gutem Erfolge aufgelegt. Bon ber großen italienifchen Anleibe 
wurden in England ſtarke Poſten untergebradt. Das Börjenfpiel warf fidh indeß 
neben ben Actien mehr auf ältere auslänbifche Obligationen und zwar ausſchließlich 
auf folche, welche feit vielen Jahren keine Zinfen bezahlten, bie aber irgenb welche 
Anhaltspunkte für ein waghbalfiges Spiel boten. So wurden griechiſche Obligationen, 
bie vor ber Enttbronung bes Königs Otto 5—6 fanden, bis auf 40 getrieben, um 
bei Jahresſchluß wieber auf 25 zu ſinken. Mericaner hielten mit ben Foriſchritten 
ber franzöfifchen Exrpebition gleichen Schrüt. Sie fliegen nach ber Beiibnahme ber 
Stabt Merico bis auf 48 unb gingen wieber bis auf 32 zurüd. Weniger große 
Schwankungen 8133 ſpaniſche Paſſiven. Es konnte nicht fehlen, daß in Folge 
bes unſinnigen Börjenfpiels, welches den Sommer über in London getrieben wurde, 
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ber Gelbwerih beträchtlich anziehen mußte. Dazu kam noch ein fortwährenber “ 
port non Gelb und Silber fü für bie aus bem Oriente eingeführte Baumwolle. 
in Bolge € ber Ueberipeculation und einer momentanen Wenbung ber einifden 
Kirren ber Boͤrſenſchwindel nachließ, ba wurbe bie eintretenbe Ernüchterung durch 
ben fortwährend fteigenben Dieconio raſch gefordert. Schonungslos mobifizirte bie 
Bant von England bem jeweiligen Bebürfniſſe entſprechend ben Disconto, erhielt da⸗ 
mit ber Bank flei6 eine angemefiene Reſerve und beugte fo bem Ausarten ber Klemme 
in eine Krifis aus. Die meiften foliben Wertbpapiere, Staates unb Cifenbahneffelten 
jo wie anerlannte Bankactien fchlofien hoͤher ale am GSchluffe des Jahres 
1862. Aber aud ber geo Theil ber neugeſchaffenen Actien notirten — auf 
bem Kurszettel wenigſtens — bei Jahresſchluß mit Agio. Dabei waren bie Ban: 
wollpreife neuerdings auf eine nie gefthene Höhe gefhraubt worden. Von gebiegenen 
umfichtigen Häufern wurbe baber bie finanzielle —* bes engliſchen Marktes immer 
noch als eine ſehr gefährliche —2 Wurde es in Amerika zu einem —** 
Friebenst e fonmen, dann würben große Berlufe in vielen Branchen unvermeibs 
lich fein. Aber arsch ohne bie Wieberberfiellung bes Friebens in Amerila wirb es 
vielfach als fraglich angefeben, eb bie wenn nd noch fo ftarfe Gonftitutien bes 
englifgen Geldmatktes Alles das werbe ertragen Tärmen, was man ihr im Ichten 
Jeme —— bat. Conſols am 31. Dec. 1862 zu 92% ſchloſſen am gleichen 
Zage zu 915. 

Die Pariſer Börfe machte wie immer fo auch im Jahre 1868 
Sprünge, bie fi durch bie pofitifcden und finanziellen Ereigniſſe gerabezu nmicht 
erklären laſſen. Sie ſchien eine Zeitlang dem * Mobilier, ber in in feinem 

förmlich ben Vertreter bes Kaiferreihe auf fmanziellem Gebiete genannt 
hatte, ganz willenlos bingegeben zu fein und bat biefe Hingabe an bie große Finanz⸗ 
—* Feuer bezahlen müflen. Bon einem geregelten gefunden Gefhäft war im 
Srunde während bed ganzen Jahres Feine Rebe. Bald bie jähefle, burch nichts mo⸗ 
tivirte Haufſe, bald wiberfianbsicfe, unaufbaltfame Baiffe, fo ging es das ganze Jahr 
binburdh, Blei zu Anfange besielden wurde bie Rente auf v1, Mobilier anf 1200, 
fpanifcher Mobilier auf 900 Fr. geichnelit, ohne daß irgend ein nur erwähnensweribes 
Ereiguiß eingetreten wäre. Die ganze Hanfie berubte auf den Gerüchten, welche ber 
Mobilier Pre ſeine günftige Bilanz und über bie von ihm erlangte Gonceffion ber 
turfifchen Sant verbreiten ließ. Aber fon am 15. Yanuar war es mit ber raſch 
anfgeichoffenen Zreibhauspflange zu Enbe. Der Banfausweis hatte eine Abnahme bes 
Searoorraihe um 54 Mill. conflatirt, bie Bank mußte ihren Disconto von 4 auf 
5 p&t. erhöhen und wenige Tage nachher Tamen bie erfien Nachrichten über bie pol» 
niſche In . Die Rente ſank im wenigen Tagen auf 69, bie beiden Mobi⸗ 
kers um 100 Free. und mer. Die fon auf ben vorfergegangenen October mit 
—— an ige „Einnahme Puebla's wollte immer nicht fommen, bie preußiſch⸗ 
ſche Convention vom 8. Febr. veranlaßte bie franzdfifdde Regierung zu eiwer 


* ng und bie einmal fcheu noorbent Börfe wollte ſich nich ſobalb 
wider berubigen. Ta mußte Anforde. 3 bie große Finanzmacht bes 4 
—— dem — ber Pereire, aus ber K 


bem 

— Haus Rothſchild übernahm bie itallenifche Anleihe von 500 Mill. zum 
Ebel fer, zum Theil ale Commiſſionäͤr. Nun gingen feine Sintereffen mit denen 

das Grebit Mobilier vorübergefenb Hand in Band; noch einige Tage vor bet 
Emifiou ber Anleihe (12. ara) —— — der Disconto anf 4%, am 27. März 
auf 4 pGt. herabgeſetzt werben. Wider Erwarten fand bie italieniſche Anleihe gute 
Aufuahuse zmb behauptete fih ſogar mitten ımter ben Stürmen, bie bas ganze Sole 
hindurch tobien, darch bie mächtige Patronage ber Rothſchild'ſchen Häufer. Wie weit 
ſich biefer Einfluß erfiredt, Täßt ſich an einer bezelchnenden Biffer anſchaulich machen. 
Taı James 1863 ſtand bfterreichiſche Natisnalanleihe 1 pEt. höher als Italtenijce 
Rente. Run Hat Oeſterreich im %. 1863 bie Borſe nicht weiter in Anfprad 
mmmen, als mit ber Gmiffion eines früheren Anlehensreſtes, Italien ba 8 
Me colofiale Summe von 000 Mill. auf den an —* bie Bes 
Niinifie waren für das «ine Lanb nicht bebrohlicher für 506 andere, dennoch erx⸗ 
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gad ſich am Schluſſe des Jahres 1863 ein Unterſchieb zwiſchen Nafional⸗ und ita⸗ 
lieniſcher Anleihe von 7 p&t. zum Nachtheile bes öoſterreichiſchen Staatseffektes — 
Der Credit mobilier wußte die unfreiwillige Unterftüßung ber großen Gelbmacht wohl 
anszunügen. Bis Ende März war e6 ihm gelungen, feine eigenen Actien voleber 
bis 1365 Fr. vorzufchieben. Nun war ber Boden gut vorbereitet, um einen Haupt: 
ſchlag zu verfuchen. Sekt wurbe bie Niefendivibende von 100 Fr. und weitere 
400 Fr. als bereits verbient angekündigt und bie Werthe des Grebit Meobilier zum 

ilienpapter geftempelt, Gerüchte von einer Kapitalverboppelung und von ber Ge: 

tung bes Omniums verbreitet. Moblier erreichte wirklich 1460, ber ſpaniſche 1003. 
Rur bie Rente, die von Riemandem befonbers protegirt wurbe, konnte es nur we 
ige Sous über 70 bringen. Als nun aber bie Regierung weder die Kapitalsver: 
boppelung noch die jo heiß erjehnten Obligationen bemilligte, da wurde zu einem 
anderen Mitiel gegriifen, um bie zu Fortſetzung bed Treibens erforderlichen Kapi: 
talten aufzubringen. Die ſpaniſche Tochteranftalt hatte fhon vorher ihr Kapital er: 
hoͤhen muͤſſen und nun murben noch unter dem friichen Eindruck ber 100 Franks⸗ 
Dividende weitere Filialanftalten in Amfterdam, Turin und London gegründet. Unb 
fiehe da, ber Credit Mobilier befam feine Actien nicht nur abgenommen, fonbern er 
fand eine Reihe von Nachahmern, bie gleichzeitig ein Dutzend Goncurrenzanflalten 
an ben nämlichen Handelsplätzen ins Leben riefen. Jetzt mar auch bie Zeit gefom: 
men, die Taiferlih türfifhe Bank, von ber bis dabin niemand etwas willen wollte 
und eine neue türfifche Anleihe ben nad Agiogefhäften verlangenben Parifern vor: 
zulegen. Die ſaämmilichen neuen Achten wurben mit einem Aufgeld von 20—50 pät. 
an den Markt gebracht und — man follte es nach ben Erfahrungen bes J. 1856 kaum 
glauben — genommen. Wie viel freilich in ben Händen ber eriten Unternehmer 
ſelbſt geblieben und wie viel fie um die Keurſe zu halien aurüdpefauft baben, das 
wird man wohl exit jpäter erfahren. Alles dieß geihah in ben Monaten April und 
Mai. Länger vermochte jedoch ber Credit Mobilier diefe ſchwindelhafte Hauffe wich 
feftzubalten. Der politifche Horizont wollte fi noch, immer nicht anfheitern. In 
ber jehr ſchwierigen Mailiqurbation zeigte es füch, wie ungünftig bie Poſition be 
Börfe war. Don ba an war bie rüdgängige Bewegung nicht mehr zu flauen. Ce 
lamen bie beften politiſchen Nachrichten, fie blieben ohne Einwirkung auf bie Börſe 
Das Mißtrauen hatte einmal die Oberhand gewonnen und bie Reaction war nid) 
mehr zurüdzubealten. Die am 11. Juni endlich eintreffende Nachricht von ber Ein 
nahme Puebla's lieh bie Börfe Falt und es wurde ihre Wirkung durch bie gleich 
geitige Erhöhung bes Disconto’s von 3% auf 4 pCt. vollfländig paralyfirt. Aud 
ber Rüdtritt Perfigny's in Folge der Wahlen wurbe von der Börſe nicht Honorut 
ber Ausfall der Wahlen hatte eben ber allgemeinen VBerfämmung nur neue Nahrun 
gegeben. Die Yuniliquibation war für bie ee mit den größten Beriuften ver 

pft. Mobilters, die im Aprif 1470 berührt hatten, gingen bis auf 1150 aurüd 
Anfangs Juli begann die fommerliche Ruhe für bie Börſe, früher als ſonſt. Di 
Nachricht von ber Belebung Merico’8 durch die Franzoſen kam zu ſpät und bradıt 
fat feine Veränberung hervor. Enbe Auguft gewann zwar ber Grebit Mobilie 
wieder einen Bortheil über die Baiffters: Mente Tonnte auf 69,40, Mobiliers au 
4235 getrieben werben; aber es bauerte nicht lange und Enbe September finben wi 
bie Kurſe ſchon wieber auf bem Stande ber Juniabreimung. Bon ba an verfchlim 
merte ſich bie Lage mehr und mehr. Gleich Anfangs bes Monats machte ſich be 
Mappe Gelbfiand fühlber und fhon am 8. Dct. mußte bie Bank ihren Diesconto vo 
4 auf 5 pe&t. erhöhen. Die Kurſe fielen und fielen. Man erwartete ben Finan 
bericht Foulds, weicher in ber Regel vor der Eröffnung der Kammern erſcheint, allei 
man wartete vergeblih. Das Schweigen bes . Fould war ein fehr beredtes. 4 
ber. Börfe betrachtete man eine neue Anleihe ſchon als fait acoompli. Endlich aı 
5. Nos. eröffnete ber Kaifer die Kanrmern. Die Thronrede, welche einen Congri 
verfünbigte und ben anderen Mächten filr ben: Fall ber Weigerung ein fehr düſter 
Horoscop ftellte,. wurbe zwar in Paris als eine „friebliche” betrachtet und währen 
in Deutſchland bie Börſen über einander ſtürzten, welbete ber Telegraph von Barı 
täglich „Wörfe fe" und ziemlich umverisnbeste Aurfe. Freilich war bie Barifer Bör 
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mit dem allen fchen ange vorausgeeilt, denn der 5. Ron, traf fie ungefähr bei ben 
niedrigſten Notirungen * Jahres, währen» bie deutſchen Plädve den Sommer üher 
ziemlich geſtiegen waren. Freilich warb von oben ber alles aufgeboten, um bie Börſe, 
deren Hülfe man momentan beburfte, in erträglicder Yaune zu erhalten. Aber am 
6. Rov., eimen Tag nach ber Eröflnung ber Kammern, fab ſich bie Vauk gewstbigt, 
den Tisconto auf 6 p&t. und am 12. Won. auf 7 pEt. zu erhöhen. Am 4. Dec 
endlich wurde der Finanzbericht des Hrn. Fould veröffentlicht. Er kam ber MWörfe, 
wenn auch nicht unerwartet, boch un gelegen. Hr. Foulb — bei ber Geuverfinu 
eflärt, das große Buch werbe nun nicht weiter geöffnet werben. Aber chen ein 
Jaht fpäter mup er eine Anleide von 300 Mill. aufnehmen. Daß ber Minikter fich 
aus ungern zu einem Geſtändniß entſchloß, das feinem finanziellen Rufe einen ſchweren 
Stoß verſetzte, verfieht fih von ſelbſt. Die Anleihe wurbe indeß von ben Kammern 
in ben legten Tagen bes Jahres ohne Widerſtand votirt. Die Berfe ſchleppte ſich 
aber ben Reit des Jahres ohne alles Leben bin. Sie ſah ben weiten und den enges 

ten Congreß verſcheiden, ohne irgend welche Theilnahme zu bezeigen. Die Bank von 
Itautreich ſchloß bes Jahr mit einem Baarvorrath von etwa 115 Mill. gegen et 
Rotencirculation von über 800 Mill. ab. Die Bilanz ber Boͤrſe war nicht Are 
figer unb alles mahnte zu großer Borficht, Man notirte in Paris am 31. Dec. 


1862 4863 
3 pCt. Reute ir b5 69,55 66,35 
Eredit Mobilier 727,50 1155 1035 
Span. Credit Mebilier 418 820 610 


Stalienifche Rente 66 12 71,40 
Bezũglich FJtalien ift das weentlichhte ſchon bemerkt, da der größte Theil 
des neuen Anlebens in Frankreich untergebracht wurde. Die Finanzlage ber am: 
gehenden Großmacht hat jic Überhaupt nicht gebeſſert. Tie Ertraͤgniſſe ber Steuern 
fınb immer noch umbefriebigenb und das Tiefizit bleibt ein wahrhaft erfchredenbes. 
Tas wnaufbörliche Trängen ber Jtaliener nach dem Pefike Roms und Bewebdigs iſt 
nicht zum —— anal Maße eben daraus zu erflären, baf fie der Anſicht find, das 
fange Königreid) werde fonft an finanzieller Berrüttung zu Grunde gehe. Wenn 
wir beumoch bie italienischen Staatspapiere am Schluſſe 1863 nicht niebriger ſehen, 
ale eor einem Jahre, fo ift bas fa ausichließlich ber ſchon erwähnten Patzonage 
des Haufes Rothſchild zuzumeſſen. 
Rußland hatte das ganze Jahr hindurch mit ber polniſchen Inſurrection 
int —— unb ift durch dieſelde auch finanziell wieder bebetend zurückgeworfen 
achten Anſtrengungen zu Wieberaufnahme ber Meiallzahlungen ha⸗ 
ben 1er * Iglos bewieſen. Das ſucceſfive Herabſeten bes Agied mußte eisges 
Kell; umb damit bie Cinlöſung ber Noten ganz aufgegeben werben. In ben letzten 
Bonaien bes Jahres Flopfte  Ruklanb an allen Geldmärkten wegen einer mweuen Anu⸗ 
leihe an, ohne feinen Zwed zu erreichen. Indeſſen behaupten ruſſiſche Fondo mus 
den auswärtigen Maͤ mit ſeltenen Auonahmen eine große Feſtigkeit. 
Für die weitere Entwidelung ber —B Valuta erwies ſich das 
Jahr nicht ſehr günſtig. Obwohl bie durch bie neue Bankacte dem Staat erwech⸗ 
ſenen Verpflichtungen getreulich erfüllt worden find, obwohl bie Schuld des Staates 
an bie Bant fich im Laufe bes Jahres um 31 Mill. fl. und ber Notenumlauf zu 
2 Bi fl. vermindert haben, ſchloh bie Bankvaluta doch mit einem gegen 
Terjahr um 3 pGt. verichlechterten ‚Kurfe. Wäre e8 ber Finanzverwaltung vers 
geweien, die nächiten Jahre ohne eine neue Inanſpruchnahme ber Nationalban bat 
Staaternder zu führen, jo hätte ſich bie Bankacte immerhin als wirkſam zur 
ber Baluta ermweifen mögen. Tiefe Ausſicht war aber bereits ſehr — 
geworben als ſchon wieder zum allerletzten Auehülfemittel einer jeden Finanzver⸗ 
weltung, za einer unverzinslichen Lotterieanleihe gefchritten werben mußte unb iſt 
jebt im golge ı bee —— 9 Dänemark gänzlich geſchwunden, ba dieſer faſt 
Zweifel Berwidelungen Gerbeifähren wir wird, bie kaum annehmen laſſen, daß es 
follte, ohne eine abermalige Hülfe bucch bie Nationalbank bamit fertig zw 
Dem wenn troß alles befien was ber Staat im Laufe d. 3. 1863 ber 
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Bank geleiftet hat, bie Valuia am 31. Dec. doch um 3 pPGi. ſchlechter ſtand als am 
ben Tage, an welchem bie neue Bankacte ins Leben trat, wenn fon i. J. 1863 
mitten im Frieden bie Finanzverwaltung ihren bringenbfien Bebarf nicht anders zu 
beden vermochte, als durch Dperationen, welche man tm bürgerlichen Verkehr 
Wechſelreiterei nennt, fo fcheint es faft erwiefen, baß bie Erwartungen, welche 
man an bie neue Bankacte gefnüpft batte, eitle Täuſchungen waren. Der Kurs 
anf London ſchloß am 31. Dec. 1862 114,80. Er ging im Laufe bes Frübjahre 
und Sommers auf 110 herab, konnte ſich aber auf biefem Stande nicht lange be: 
—7 ing unter dem Eindruck ber franzöſiſchen Thronrede und ber ſchleswig⸗ 
olſteiniſchen Wirren wieber auf 121 und ſchloß mit 118,25. Einen Glanzpunkt in 
ber Geſchichte des Tinanziahres bilbete bie Uebernahme ber 40 Mill. bes 1860er 
Anledend dur) das Haus Rothſchild zum Kurſe von 102,50 unter Goncurrenz bes 
feomzöfifchen Grebit Diobilier, beifen Angebot gleichfalls ben Parikurs überftieg. Höchſt 
uugünftig auf die allgemeine volfswirtbichaftliche Entwickelung Oefterreihe wirkte bie 
ſchlechte Setreibeernte in ben dftlichen Provinzen bes Reihe. Der Staat mußte zahl: 
reiche Unterftüibungen und Vorſchuſſe gewähren; bie Valuta wurbe von bem gänz⸗ 
lichen Aufhören der Getreibeausfuhr gebrüdt, die Eijenbahnen litten beträchtliche Ein: 
baße. Die Nationalbank hat ungeachtet ber ihr durch bie neue Acte auferlegten fuc⸗ 
cefliven Notenverminberung ein hoͤheres Erträgniß geliefert als im vorigen Jahre. Die 
Staatsfonds erfuhren im Laufe des ganzen Jahres nur geringe Schwankungen. Bloß 
1860er Loofe gingen gegen ben böchften Kurs, welchen fie mit ber Emifjion bes An⸗ 
lehensreſtes erreicht hatten, erheblich zurüd. Die wichtigften Notirungen zeigten am 
Schluſſe des Jahres in Vergleihung mit ben beiben Vorjahren: 
31. Der. 1861 1862 


1863 
5 pt. Metalliques 66 76,40 72,60 
Nattonalanlehen 81,50 81,90 80,15 
1860er Looſe 81,80 92,60 93,10 
Bonbon 141,90 114,80 118,23 
Bantkactien 736 809 786 


Die Effectivbebdeckung ber Bank betrug am Schiuffe bes Jahres circa 11 Mill. mebr 
als im vorigen Jahre, ber Notenumlauf um 30 Mil. weniger und es ftellte Fick 
das Verhaältniß ber Effektivdeckung zum Notenumlauf von 1 : 3,18 auf 1 : 2,69, 
mithin um ein bebeutenbes günftiger. Dabei hatte fich bie rückzahlbare Schulb bes 
Staates um circa 25 Mill. vermindert. 
n Amerifa wurde ber Krieg mit abwechſelndem Crfolge fortgefebt.. Der 
Süden ſcheint weniger ben Grfolgen bes Norbens ale feiner eigenen Erihöpfung und 
Schwäche nad und nach zu erliegen. Die Schulb ber Vereinigten Staaten ift am 
30. Nov. 1863 auf 1,312,685,386 Dollars geftlegen, worunter 421,655,428 DoHar: 
unverzinsliches Papiergeld. Die Bons ber Vereinigten Staaten haben ſowohl au 
ber Frankfurter Börfe ale im Holland und England gute Abſatzwege gefunden, woaı 
zu Aufrehthaltung und Kräftigung des Vertrauens in ben Nordſtaaten nit weni; 
beiträgt. Indeſſen ift das von Hrn. Chafe eingefchlagene Finanzſyſtem (bie groß 
Dawiergeldemiffion, feine nen errichteten Nationalbanten unb bie mehrfach verfuchten 
Maßregelungen der Selbipeculanten) ber Art, daß ein hoher Grab von Mißtrante: 
gerechtfertigt erſcheint. Das Golbagio hatte in Newyork im Laufe bes März 73 pG! 
“erreicht, ſank im Ami bis 23 pCt. und ſchloß Ende bes Jahres mit 51-52 Pe! 
Mon notirte in Newyork: | 


Dec. 1861 1862 1863 
6% Ver. Staaten pr. 1881 93 104 109% 
5%, „m. 1874 83 92 101 
6% Miffiourt 50 52 66% 
7% Californten 52 113 1231 


Wechſel auf Lonben 109 146 165 


| 


Ucherficht der Ereigniffe des Jahres 1863. 


Seit 1859 Hatte fich Europa, was allgemeines Intereſſe belangt, 
vorzugsmeife mit der fung der italieniſchen Frage befchäftigt. Das Jahr, 
1863 brachte neue ragen. Zunähft war es die polnifche Frage, bie bie 
gegen den Schluß des Jahres die gefammte Diplomatie in Athem erhielt, 
und kaum war fie von denjenigen brei Großmächten, bie ſich barin zu 
Sprechern ber öffentlichen Dleinung Europas gemacht hatten, fallen gelaflen 
werden, als ber unerwartete Tob bes Königs von Dänemart den längft 
voransgefehenen Kampf um fein Erbe unb um bie Rechte und Interefſen 
Deutſchlands zum Ausbruch bringen mußte. 

Dögleih Niemand fi darüber täuſchen Tonnte, daß es in Polen zu ftustan, 
einem gewaltfamen Ausbruch kommen müffe, fo trat die Thatfadhe doch mehr 
sder weniger überrafchend ein. Dem allgemeinen Zuge entfprechend, ber 
fett 1859 überall in Europa bie Oberhand gewonnen und unter Alexan⸗ 
ber II. auch Rußland ergriffen hatte, war von biefem feit 1861 ein ernft- 
liter Berfuch gemacht worben, Polen feiner Nationalität wieber zu geben 
and ihm eine gewiſſe Autonomie ber Verwaltung einzuräumen, aber aller: 
Mage unter ber abfoluten Bebingung, daß das neue Syſtem nicht zu 
äner politiſchen Revolution, nicht zu einer Zöfung ber polnifen von ben 
allgemeinen Intereſſen bes ruffiſchen Reiches führen dürfe. Der Erfolg 
entſprach indeß Teineswegs feinen Erwartungen. Umfonft wurben die 
rufſiſchen Generale, die bisher die Sentral= Verwaltung bes Lanbes in 
allen Zweigen geführt hatten, nad) unb nad, ſämmtlich abberufen und burd) 
geborene Polen erfeht, umfonft bie Gouverneursftellen ausfchliehlich Polen 
anvertraut ,„ umfonft ein polniſcher Staatsrat zu Vorberathung ber 
Geſetze als eine Art berathender Stände, die freilich nicht von ber Nation 
fendern vom Kaifer gewählt und mit wenigen Ausnahmen au von ihm 
beſoldet wurden, ertichtet, umfonft Kreise und Gubernialräthe, welche bie 
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Nußland. Bevöfferung wählte, eingeführt, umfonft dem polnifchen Unterrichtswefer 
größere Sorgfalt zugewendet, namentlich die Univerfität Warfchau vervoll: 
fländigt und erweitert. Die Öffentliche Meinung bes Landes machte Fein 
Miene, dem ruffifchen Gouvernement und feinen Sntentionen entgegeı 
zu kommen. Die Maſſe der ländlichen Bevölkerung blieb gleichgültg, bei 
Adel aber und die ſtädtiſche Bevölkerung verlangten nicht blos adminiftrative 
fondern politifche Autonomie und ber paffive Wibderftand, der ſich nament 
lich in Warſchau zu bethätigen ſuchte, fand eine mächtige Stüge an be 
Tatholifchen Kirche. Zwar gelang es der ruffifchen Regierung zu Anfan, 
bes Jahres 1862, den erzbifhöfligen Stuhl von Warſchau nad ihren 
Wunſche beſetzt zu fehen und der neue Erzbiſchof Felinski ‚fuchte einig 
Zeit in der That eine vermittelnde Stellung einzunehmen; allein auch e 
vermochte ſich darin nicht zu behaupten und ſah ſich bald vou ber allge 
meinen Strömung fortgeriffen. Zu Ende bed Jahres 1862 war di 
Stimmung offenbar zu einem Ausbruche reif. Die geheimen revolutic 
nären Comité's warteten nur auf ben geeigneten Moment, um bie Berm« 
gung aus dem paffiven Wiberftand zu cinem activen Schlage hinübe: 
führen zu können und die Regierung ihrerſeits ſuchte nach einem gecig 
neten Mittel, um die revolutionären. Elemente, welhe die Gaͤhrung di 
Maſſen unterhielten und nicht zur Ruhe kommen ließen, wo möglih aı 
einmal zu befeitigen. Die vom Kaifer ſchon im September - 1862 fi 
das ganze Reich nad langer Zeit wieder angeoronete Recrutirung ſchie 
ber Regierung bie gejuchte günftige Gelegenheit zu, bieten, ſchlug jebo 
ins Gegentheil um unb arbeitete gerade ber.revelutionären Partei für ih 
Zwedein bie Hände. Nachdem die Regierung ihre Vorbereitungen getroffe 
wurbe in Warſchau am 14, Jan. Nachts zu jener Rekrutirung geſchritte 
Sie erfolgte nicht nach irgend welchen geſetzlichen Kategorien, fondern al 

ſolut willtührlich: wer immer befchäftigungslos in der Stadt verweilte od 
irgendwie ber Bewegung Vorſchub zu leiten ſchien, ober fonft ber Regi 
zung verbädtig fein mochte, follte ergriffen, ind Militär geftedt und 
unfhäblih gemadt werben. Immerhin hatten bie Vorbereitungen nis 
fo geheim gehalten werden Können, baß nicht viele von dem ihnen bevn 
fiehenden Schichſal unterrichtet worden wären. Zahlreiche Schaaren n« 
ließen bie Stabt ſchon an. ben vorhergehenden Tagen und in ber verhän 
nißvollen Nat. In diefer drang das Militär in die Qäufer ein, ergr 
biejenigen, die für. ben Zweck geeignet ſchienen und führte fie ab: ein g 
waltiger Jammer herrſchte in der ganzen Stadt. Diefe Stimmung IK 
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uhte das reholntienäre Gomitö, uns zu offenem Widerſtand Übergugdhen: ftupie. 
Die geflofenen Schaaren ſammelten fi in ben Wälbern, vereinigten fi 
wit anderen, bie ſchon bereit waren, und überfielen auf verfhiebenen Pankten 
des Landes die ruffifgen Truppen, während bas geheime revolutionäre 
Eomie nunmehr hervortrat, ſich als proviſoriſche Natienalregierung cou⸗ 
fihirte und durch PBrodamation bie Nation zu den Waffen viel. Um 
die Maſſen zu gewinnen, wurden bie Bauern burch biefelbe Proclamation 
ſojert für freie Eigenthümer der von ihnen bisher befefienen Grundftüde 
erärt, den Taglöhnern ein kleines Befigtfum aus den Nationalgütern 
kierlih verbeißen and bie Entichäbigung der bisherigen Eigenthümer auf 
Ye Naticnaiſchuld gewälzt. Der Kampf. der polniſchen Nation mit ber 
gewaltigen Macht Rußlands war alſo wenerbinge aufgenommen und bie 
Kachticht verfehlte nicht in der öffentlichen Meinung Europa's biejenige 
eilnahme berporzurufen, bie dem unglädlichen Volle nicht verfagt were 
ka Ionnte, obgleich man ſich geftehen mußte, daß ber verzweifelte Verfuch 
zur ſehr wenig Ausſicht auf Erfolg darbot, ſeferne nicht irgend eine bev 
eumopliihen Mächte den. Bolen eine beifende Sand reichen würbe, was in 
der That ganz umb gar nicht wahrſcheinlich war. Oeſterreich unb Pren⸗ 
ben muplen das Ereigniß nothwendig mit mißtrauiſchen Augen betrachten 
und eine Ausdehnung ber Inſurrection auch auf Bofen und Galizien bes 
ſergen; England und Frankreich waren zunädft wicht in der Lage, für die 
Belen gar viel thun zu Tönnen. Die polnifhe Frage wurde zwar fee 
m 4, Febrnar im gefehgebenden Körper Frankreichs zur Sprache gebracht, 
der ron der Megierung entichieben ablehnend beantwortet. Erſt ale 
Fernhen fig nicht damit Degmügte, feine Grenzen zu wahren unb jebe 
Idertrogung. ber Inſurreetion auf fein Gebiet zu verhindern, fondern mib 
Ahland gemeinfame Sache zu maden fi anſchickte, änderte ſich die 
Studien und bot Frankreich Gelegenheit, bie Frage aufmmehmen. 


Der große Kampf zwiſchen der Bolksvertretung in Preußen und vreuſen. 


ct Arne und ihren Mimiftern waltete / noch immer ungelößt ımb feit ber 
Krig die Leitung ber Gefchäfte in die Bände bes Deren v. Bismarck ger 
It, mar eine Verſtändigung ober Ausgleichung wenn nicht gerabezu une 
mögfih, dach in weite Berne gerüdt werben. 

Beide Theile beriefen fi auf bie Berfafſung. Während bie Volt 
efrelung dieſelbe ſchon durch bie Vorgänge dee verfioffenen Jahres für 
Kiroden erachtete, glaubte der Mönig, noch immer innerhalb derſelben 
Klhen zu fein, Dem Wortlaut nach mochten fi) in ber That aid 
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Sreupen, beide baranf fügen. Allein währen das van ber oͤſentlichen Meinung 


getragene Abgeordnetenhaus biefelbe im Sinne der . Zeit audlegte und im 
Sinne ber Zeit weiter ausbilden wollte, ſah der König, in berfelben nidt 
fowohl eine Schranke als eine Stübe feiner Gewalt und wollte fle viel: 
mehr im Sinue ber frübern unumfchränften Macht des köͤniglichen Regi⸗ 
wentes aufgefaßt wiffen. Durch die Umſtände und den Kampf felbft war 

er indeß viel weiter nach ber einen Geile geführt worden, als dies vom 

Abgeorbnetenhaufe nach ber andern Seite gejagt werden kann. Die Zeit 

ber „neuen Aera“ war längft vorbei. Schritt für Schritt hatte ſich ber 

König der feudalen Partei, die ihrerfeits ausgefprochener Maßen die Ber: 

faffung nur duldete, die abjolute Macht der Krone laut proclamitte und 

mit Ungebuld dem Moment, da bie Berfafjung ganz befeitigt werben 

könnte, entgegen harrte, genähert und fi ihr am Ende, indem er eines 
ihrer Häupter, ven Hrn. v. Biemarck, an die Spike ber Staatsregierung 
ftellte, ganz in die Arme geworfen, immerhin ohne die DVerfaffung, wie 

er fie auffaßte, antaften zu wollen. Der Widerſtand, dem bie Armee⸗ 

srganifation von 1859, fein eigenſtes Werk, wie er wiederholt erflärte, 

begegnete, und ber Zuſammenhang, in bem biefe Frage mit dem Budget⸗ 

bewilliguugerechte des Lanbiags fland, führte ihn weiter und weiter, Um 

jene aufrecht zu erhalten, follte biefes in immer engere und engere Schranlen 

gezwungen werben, fo fehr, daß, wenn das Abgeordnetenhaus barauf ein: 

gegangen wäre, von biefem Zundamentalrechte jeber Volksvertretung in der 

That bloß die leere Form übrig geblieben fein. wärbe, 

Schon im Mär 1862, ala das Abgeorbnetenhaus nur Miene 
machte, fein verfaffungsmäßiges Recht anf die Eontrole der Finanzen, bie 
biäher vielfach bloß eime fehr allgemeine unb mehr jcheinbare als reelle 
geweſen war, zu einer Wirklichkeit zu machen, wurbe basfelbe nach Haufe 
geſchikt und das Liberale Minifterium Auerowalb⸗Schwerin entlaffen. Un 
feine Stelle trat unter der Leitung bes biöherigen Handelsminiſters v. d- 
Heydt ein Thon halb feubales Minifterium; neue Wahlen wurden ange: 
ordnet. Das Refultat war eine Verftärkung ber oppofitionellen Partei und‘ 
nachgerade bie Ueberzeugung, daß es fich nicht mehr um bem bisher angeftrebten 
weiteren liberalen Ausbau der Berfaflung, foubern um Sein oder Nicht⸗ 
fein dieſer ſelbſt, fo wie fie bisher allgemein aufgefaßt und in ben letzten 
Jahren gehandhabt werben war, handle, war bereits eine allgemeine ge: 
werben. Die öffentlige Meinung ſtand weit überwiegend guns Abgeord⸗ 
mtenhauſe; mit wachfender Hoffnung ſah nur bie. feubale Partei, wie im 
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Öebränge bed antgebrochenen Kampfes bie Berfaffung mehr unb mehr in Yeensen, 
Frage gefellt wurbe und meinte, daß ber Hugenblid kommen müfle, wo 
eb dem Könige gerabezu unmöglich fein werbe, mit ihr zu regieren. Unter 
vielen Umſtänden konnte auch bie zweite Seffion bed Landtags von 1862 
ja keiner Berftändigung führen. Der Bruch zwifhen dem Abgeorbnetens 
haufe und ber Regierung wurbe vielmehr ein vollftändiger : jenes verwei⸗ 
gerte mit großer Mebrbeit bie Koften der Reorganifation, der König 
aber antwortete bamit, daß er auch ba6 MWebergangsminifterium v. d. 
Sept entlieg, bie Leitung ber Geſchäfte Herrn v. Bismard übertrug, 
vie Sefſion bes Landtags ſchloß und zunähft ohne Bubget regierte. Die 
kabale Partei ſah ſich endlih wieder am Ruder, aber noch keineswegs 
om Ziele ihrer Wünſche. Zu einer offenen Verletzung ber Berfaflung 
wor der König noch immer weit entfernt, feine Zuſtimmung erthellen zu 
wollen. An durchgreifende Mitiel, bie Oppofltion zu brechen, konnte bas 
her niht gebacht werben. Hr. v. Bismard mußte es mit Balliativmttteln 
xerfuchen, bie zu feinem Ziele führten und überzengte fi balb, daß es 
xᷣdenfalls längerer Zeit für ihn bebürfe, um bie Gegenftrömung zu bewäls 
tigen, wofern nicht bie europälfchen Berhältniffe irgend eine Verwidelung 
berbeifährten, durch die ber nächſte Gegenftand bes Zerwürfniſſes bei 
Seite gedrängt und die ganze Sachlage eine andere Wendung nehmen 
würde. Unter ſolchen Umftänden begann das Jahr 1863, 

Am 10. Zannar trat der Landtag wieder zufammen. Der König 
lieh ihn durch eine Rede des Minifterpräfibenten eröffnen; fie fiellte von 
Seite der Regierung Feine irgend wefentliche Eonceffion an bie Forberuns 
gen des Landes in Ausfiht und das Abgeorbnetenhaus fand ſich einer 
Sage gegenüber, bie fett feinem Ichten Beifammenfein nur gefährlicher ges 
werden war. „Der Gonfliet” — erflärte ber Präfivdent besfelben, Herr 
Grabon, in feiner Eröffnungereve — „hat in ben verfloffenen brei Mo⸗ 
raeten immer größere Dimenfionen angenommen unb ben Ausbau unferes 
siefengemäßigen Rechtöftantes gefährdet. Bis zu den Stufen bes 
„Uremes iſt das Haus ber Abgeorbneten, bie alleinige, aus allgemeinen 
„Bahlen bernorgegangene wahre Vertretung bes preußifden Volles vers 
„bäßligt, verläumbet, gefchmäht worben. Im Intereſſe bes Dienſtes 
„Hab beamtete Abgeordnete zur Dispofition geftellt und verſetzt worben, 
‚Belhe getreu ihrem Berfaflungseibe die unftteitig dem Abgeordnetenhauſe 
mtiehungemäßig zuſtehenden Mechte geübt und gewahrt haben. Die ges 
‚ulih aufgehobenen Gonbuitelifien find im Verwaltungewege über bat 
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vrenſen. „politifche Berhakten ver Beamiteten, insbeſondere ber. unabhängigen Räder, 


„wieder eingeführt worden. Der Artikel 99 ber Verfaſung ift verletzt 
„und durch das von ihr gebetene Minifterverantwarttichleitögefeg nicht 
„geſchützt, ſtehen wir einer bubgellofen Regierung gegenüber.” Das ganze 
Haus war, mit Ausnahme ber Meinen feubalen Fraction, darüber einig, 
daß bie Verfaffung durch die Regierung verletzt fei und legte biefe Ueber- 
jeugung in einer Abreffe an den König nieber, bie nach breitägiger Debatte 
mit 255 gegen 68 Stimmen angenommen wurbe und bie mit ber feiers 
lichen Erflärung ſchloß, daß „der innere Frieden und die Kraft nach Außen 
„dem Lande nur durch bie Rückkehr zu verfaſſungsmäßigen Buftänben wies 
„bergegeben werben könne.” Der König bielt jedoch feſt zu. feinen Mi⸗ 
niftern, wie® bie Anklage einer Berfafiungsverlehung durch bie Miniſter 
entfchieben zurüd. und ſtellte der Anſchauung bes Hauſes die andere. gegen 
über, daß die jährlihe Feſtſetzung bed Budgets verfafimgemäkig burch 
ein „Geſetz“ zu erfolgen: habe, das wie jedes andere Geſetz nur ba für 
ale Theile rechtlich bindenh ſei, wenn es durch übereinftimmenben Beſchluß 
beider Käufer bes Landtags zu Stande gelommen und von ihm genehmigt 
worden ſei. Es iſt Har, daß burch die Anerkennung diefer Theorie das 
‚ Budgetbewilligungsrecht des Abgeordnetenhaufes vollfommen illuſoriſch 
geworben wäre. Dennoch trat das Herrenhaus in feiner Adreffe ar ben 
König demjelben einſtimmig — bie liberale Minderheit beafelben war 
eingefhüdhtert in ber Sitzung theil® gar nicht erſchienen, theils Hatte fie 
vor der Abftimmung ben Saal verlaffen — und entſchieden bei, inbenı 
es ſich „in patriotiſcher Hingebung um den König vereinigen unb feine 
Regierung nach Kräften unterſtühen“ zu wollen erklärte. Der König 
erwieberte mit Befriebigung, daß feine Regierung. „mit Feftigleit anf Dem 
von ihr vertretenen Standpuufte verharren werde" Ganz übereinſtim— 
menb bamit Tegte die Regierung dem Landtage ein. Budget für 1863. vor, 
das genau nach beufelben Geſichtspunkten bezüglid; der Kofen ber Airmee- 
reorganifation ausgearbeitet war, wie jenes für 1862, bas von. bem Abge⸗ 
orbnetenhaufe mit fo übermiegender Mehrheit verworfen -morben war, 
ferner eine Nonelle zum Militärpflichtgeſez von 1814, bie alle Sorberumz 
gen ber Negterung. aufrecht erhielt. uub eine bleß zweijährige Dieuſtgeit 
abfelut ablehnte, enbli ein Diätengefek, das Rrinen anbern Zweck hatte, 
als bie. liberalen Beamteten durch mmteriele Gründe für bie Zufunft Som 
Eintritt in das Abgeorbnetenhaus: abzuhalten. Bon. vornherein Ionnie Tein. 
Zweifel darüber ohwalten, daß das Abgeordnetenhaus biefe Vorlagen alle: mit 
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mne ſich jedach. Kaum war der Landtag zuſaumengetreten, fo brach 
bie Infurrestion in Polen aus und bald genug kam das Abgeordnetenhaus 
in bie Lage, ſich auch mit dieſer Frage zu beſchäftigen, bie für Preußen 
alerdingo ſchon wegen Pofen von befonderer Bebentung war. Da indeß 
vie keiten ber Polen Flag genug waren, zu erkennen, daß es weit über. 
ihre Kräfte ginge, es zugleich nicht bloß mit Rußland, fondern aud mit. 
Preußen und Defterreich aufzunehmen, fo erfolgte weder in Pofen noch 
in Galizien irgend ein Verſuch von Widerſtand gegen bie bſterreichiſche 
ser preußiſche Regierung. Eine verbältnifmäßige Ueberwachung ber 
Grenze war daher alles, was durch die Sachlage ſelbſt dieſen Regierums 
gen obzaliegen ſchien. Defterreich begnügte ſich auch damit, allein nicht 
ebenſo Preupen. Die polnifche Infurrection, beren Tragweite vorerſt noch 
nicht za ermeflen war, ſchien Hrn. v. Bismard möglicher Weiſe diejenige 
Venidelung barzubleten, deren er zu bebürfen glaubte. Schon am 31. Ja⸗ 
mer wurden bie A öftlichen Armeecorps zu einer Armee unter bem Obers 
befehl des Generals v. Werber vereinigt und am folgenden Tage General 
v. Anensichen und Flügeladjutant v. Rauch nach St. Petereburg und 
Barfgau: gefaubt, durch welche am 8. Februar zwiſchen Preußen und 
Rupland -eine Convention befufe Unterbrüdung der polniſchen Inſurrec⸗ 
tier vorläufig abgeſchloſſen wurde. Die Befimmungen biefer Convention 
Sieben geheim; allein fchon was davon bekannt wurbe, war genägend,. 
dat Abgeorbnetenhaus zu vesanlafien, fih über die Lage auszuſprechen, 
md basfeibe entiprach in der That nur der öffentiihen Meinung, wie fie 
ffert in Preußen überall zu Tage getveten war, wenn es am 28. Febr. 
uch dreitägiger heftiger Debatte mit’äberwältigender Mehrheit bie Erklaͤruug 
beſchleß: „Das Jutereſſe Preußens erforbexe, daß bie kgl. Staatsregierung 
‚nöenüber dem im Königreich Polen audgebrocdyenen Aufftande keinem ber 
„limpfenden Theile irgend eine Unterfiägung ober Begünftigung zumenbe, 
‚weh auch Bewaffneten geftatte, das preußiſche Gebiet ohne gleichzeitige 
„Eiwaffinng zu betreten.” Kr. v. Biomarck, ber bie Möglichkeit einer 
Vogößerung Preußens nach biefer Seite Hin und im Einverflänbnifie 
zit Kuhland vorduszuſehen meinte, wäre über bie. Oppofition bes Abge⸗ 
abmetenkanfes ohne Zweifel leicht binweggegangen. Allein bie öffentliche 
Weinung Eurepa's und ber Kalfer ber Franzoſen nöthigten ihn balb, 
[eine Plaue fallen ımb bie rufſiſche Gonvention zu einem „hobten Bad 
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Raflend. Wohl legte die dffentlihe Meinung Europa’s alsbald ihre Teils 
nahme für die unglüdlihen Polen an den Tag. Aber felbit fie ſchien 
nur geringe Hoffnung zu nähren, daß ben Polen dießmal gelingen werde, 
was ihnen 30 Sabre früßer unter viel günftigeren Umftänden wißlungen 
war, und die Negierungen waren offenbar ganz unb gar nicht geneigt, 
die Polen in ihrem Verſuche zu unterftügen. Selbſt diejenige Frankreichs 
lehnte, wie fhon erwähnt, im gefebgebenden Körper eine derartige Zus 
muthung enifhieden ab. Die Nadridt vom Abſchluß ber Gonvention 
zwifchen Rußland und Preußen führte indeß fofort eine Wendung herbei. 
Napoleon erklärte, daß durch diefe Konvention die Frage zu einer euros 
päifchen gemacht worben fei und ſchlug bemgemäß dem engliſchen Eabinet 
einen gemeinfamen Schritt jedoch nicht gegen Rußland, fondern gegen 
Preußen vor. Die Wendung war zu auffallend, um nicht politifche Hinter: 
gebanfen vermutben zu machen. Die englifche Megierung lehnte ihre Be⸗ 
theiligung ab und 309 es vor, fih zuerfi allein an Rußland zu wenben, 
um es an feine tractatmäßigen Verpflichtungen gegen Polen zu erinnern 
und ein gutes Wort für biefelben einzulegen, während es zugleich bie 
fämmtlichen Mächte, melde bie Wiener Eongreßacte unterzeichnet hatten, 
aufforberte, feinen Schritt beim Cabinet non St, Petersburg zu unter: 
fügen. Zu gleicher Zeit trat e8 mit Branfreih und alsbald auch mit 
Defterreih in nähere Verbindung und alle brei verftänbigten ſich dahin, 
in übereinftimmendem Sinne und gewiſſermaßen folibarifh ihre Ver⸗ 
wendung für Polen in St. Petersburg eintreten zu laſſen. Am 10. und 
12, April richteten alle brei Mächte bießfällige Depefchen an ihre Ver⸗ 
treter am ruffifhen Hofe, bie von biefen an einem und bemfelben Tage 
und in berfelben Stunde mit einem völlig gleichlautenden Begleitfchreiben 
an ben Fürften Gortſchakoff überreiht wurden. England ſtützte fih im 
feiner Depeſche vornehmlich auf die Wiener Eongrebacte, bie das jehige 
Königreih Polen nur unter gewiffen Bebingungen mit Rußland vereinigt 
Habe und erflärte, bag Rußland biefe Bebingungen nicht erfüllt Habe unb 
baß feine Ausrede, Polen habe feine allfäligen Anfpräche durch ben Auf: 
ftand von 1830 verwirkt, von ber englifchen Regierung als ftihhaltig nicht 
anerfannt werben konne; Übrigens Tiege ed Rußland, felbft abgefehen von 
Bertragsverpflichtungen, in feinem eigenen Juterefſe und mit Rüdfiht auf 
bie ernfte Aufregung, bie burch die fich immer wieberbolenden Verſuche Polens 
in ben Gemäthern der andern Länder Europa's hervorgerufen wärbe, ob, 
diefe Angelegenheiten enblih und „in einer ſolchen Weife zu ordnen, daß 
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‚rem pelnifhen Bolle bex Friebe wieber gefihentt und auf bauernber Sofia. 
„Genndlage befefligt werben möge.” Frankreich und Defterreich flübten 
fh and derſchiedenen Motiven weniger auf bie Verträge von 1815 unb 
ve daraus für Rußland berzuleitenden Berpflichtungen, fondern fuchten 
wehr aus ben auch von England in zmeiter Linie bervorgebobenen Vers 
Kitnifien ihre Ferderung zu begrünben, ba es für bie ruffifche Regierung 
au ber Zeit fein bürfte, fi) nad den Mitteln umzuſehen, Polen die Bes 
dingungen eines „dauerhaften Friedens“ zu gewähren. Alle brei Depes 
ſchen wurden von Rußland unter dem 26./27. deſſelben Monats beants 
wortet, am ausfährlichiten biejenige ber englifchen Regierung. Das rufs 
ſiſhe Edbinet erklärte, daß es nie anftche, bie Discuffion auf dem Boben 
ker Berträge aufzunehmen, beren Auslegung es freilich fich ſelbſt reſervirte; 
es gab zu, „baß bei ber eigenthümlichen Stellung be6 Königreiches Polen 
„die Unruhen in bemfelben bie Ruhe ber angrenzenden Staaten flören 
‚Ümmen, zwiſchen welden am 3. Mai 1815 bie Separatverträge abge⸗ 
„Hohen worden feien, welche beftimmt waren, bad Schidfel bes Herzog⸗ 
ent Warſchau zu regeln, unb daß fie auch jene Mächte intereſſiren 
„Daxien, welche bie allgemeine Uebereinkunft vom 9. Juni 1815 unterzeidhs 
„ut foben” und daß barum „Erörterungen auf biefen Grundlagen und in 
„sem Geiſte der chen an das xufflihe Gabinet gerichteten Mitteilungen 
„ein ben allgemeinen Intereſſe eutfprecheubes Ergebniß herbeiführen Könnten.” 
Schließlich konnte es freilich nicht umhin, bie Mächte feinerfeite barauf 
uufmerfjom gu machen, daß, feiner Anſchauung nad), bie polniſche Inſur⸗ 
schon wur den fortbauernden Aufbegungen ber über ganz Europa au: 
ghreiteten loomopolitiſchen Revelutionspartei zugufchreiben ſei und daß 
deher bie Maächte zu der gewünſchten Bactfication Polens am meiften felbft 
keitragen Täunten, wenn fie jene Duelle berfelben verftopfen wärben. Die . 
rei Mächte erkamten bie Antwort Rußlande für befriedigend, namentlich 
dej datſelbe ber Jtee zuzuſtimmen fchien, bie ganze Frage in einer Con⸗ 
krez der Wiener Congreßzmächte zur Erörterung bringen zu laffen und 
Demähten fich, über die Grumblagen einer ſolchen Gonferenz fich zu vers ” 
Viigen. Deflerreih, das in ber ganzen Frage zunächſt beiheiligt war, 
übersehen es, biejenige Punkte zu formuliren, durch bie der Zweck einer 
beueraben Pacification Polens erreicht werben konnte und bie zugleich ber 
Ic wiren, daß fie Nußland gewähren bürfte, ohne feiner Würbe ober 
ſeinen mwehlverkanbewuen Jutereſſen etwas zu vergeben. Die Borfchläge 
deſerreichs wunken von England und Ftankreich nach längeren Verhand⸗ 
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Rufians. Jungen genehmigt: und’ gegen Ende Juni überreichen bie brei Befanbten 
wiederum gleichzeitig dem Fürften Gortſchakoff dee Depefchen der drei Mächte, 
Die Forderungen berfelben waren in folgenden ſechs Punkten formalirt: 

. 4) Vollſtändige und allgemeine Anmeſtie; 2) nationale Vertretung, welde 
an ber Sefebgebung bes Landes theilnimmt und wirkfame Mittel. ber 
Gontrole befist; 3) Ernennung von Polen zu ben öffentlichen Aemiern 
in folder Weife, daß eine befondere nationale und dem Lande DBertrauen 
einflößende Abminiftration gebildet werbe; A) volle und gämzlühe Ge⸗ 
wiflensfreiheit mit Aufhebung der die Ausübung des katholiſchen Cultus 
treffenden Beichräntungen; 5) ausfchlickenber Gebrauch ber polniſchen 
Sprache als amilicher Sprache in der Berwaltpug, ber Rechtöpflege wab 
bem Unterrichtsweſen; 6) Einführung eines vegelmäßigen unb gefetlicen 
Recrutirungsiuftem. Wenn «6 Rußland wirklid um eine dauerhafte Be⸗ 
ruhigung Polens zu ihun war, jo Tonnte es gegen diefe Forderungen wenig 
einwenben und mit Recht. mochte das öſterreichiſche Cabinet von benfelben 
ſagen: „Mehrere von ben Beflimmmungen dieſes Programms bilben einen 
„Theil des Entwurfes, welchen das Cabinet von St Petersburg ſelbſt 
„feiner Haltung vorgezeidmet hat, andere enthalten Bortheile, welthe dab: 
„selbe verheigen ober Hat hoffen lafſen, keine endfich Aberſchreitet das 
„Maaß deſſen, was bie Verträge zu Bunften ber Boten feftgefeit Hatten”. 
Es ſcheint, Daß die drei Mächte fi in der That einiger Hoffnung bin: 
gaben, daß Rußland auf ihre Forderungen eingehen werbe. 

Ungefähr zu berfelben Zeit Hatte die polniſche Inſurtection ihren 
Höhepunft erreiht. Dem ‚Aufrufe ber geheimen Mationalvegierung vom 
22. Januar entfprechend tauchten balb überall in Polen‘ und Litthauen 
Heinere und größere Schaaren auf, welche vereinzelte ruſſiſche Detachement 
überfielen, größere wenigſtens beunruhigten. Doch bildete ſich nirgenbe 
ein ſtärkeres, feſt organifirtes. Juſurgentencorps; jebe Schaar ſtand unter 
ihrem eigenen Führer und jeber von dieſen operitte für ſtch und unab: 
hängig von jedem andern. Zwar hatte bie Nationalregierung fihen am 
25. Januar Mieroslawsli zum Dictator ernannt und derſelbe war and 
am 17. Febr. in Polen eingetroffen, aber ſchon wenige Tage wochhet 
wurde die Abtheilung, deren Befehl er übernommen hatte, vorn dem Muffen 
geſchlagen und zerfprengt; ber Dictator ſelbſt floh und zog ſich bald über 
bie preußiſche Grenze zurück. Gluͤcklicher ſchien ein anderer Bührer, ber 
aus dem Peſenſchen gebürtige Laupiewic;, :bes bad Coumande über 
bie Infürgenten im Senbontirfähen führte unb mad "einigen glucklichen 
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Gefechten am 10, Murz Ti ſelbſt zum Dietator erflärte mb eine Mupien. 
Eisilregierumg ernannte, welche Mafregeln bie geheime Rationalregie⸗ 
rung genehmigte. Allein auch fein Glück bauerte nicht lange. Wie es 
ſcheint weſentlich durch innere Zerwürfniſſe unter feinen Schanren 
seihwächt, mußte er vor den ruffiihen Truppen, bie fi) in größerer 
Anzahl auf ihn warfen, weichen und ſchon am 19. März fah er fih 
gemöfbigt, auf oͤſterreichiſches Gebiet überzutreten, wo er erkannt und 
internet wurde. Vie geheime Nationalvegierung ergriff nun wieder 
die Zügel und erflärte jebe fernere Dictatur für Hochverrath. Wenn es 
indeß den SInfurgenten auch nirgendés gelingen mollte, größere Corps 
unter anerfannten Führen zu organifiren, ben Ruffen mit Kraft ent» 
gegenzutreten und bie Inſurreckion zum Aufftand zu erheben, fo breiteten 
fe fih dagegen nad) und nach über das ganze Land in zahlreichen Haufen 
aus; wo ſich Heinere rufjifche Abtheilungen verloren, wurben fie übers 
ſallen unb aufgerieben, teo immer aber jie ihre Kräfte concentrirten, zogen 
fh bie Inſurgenten zurüd, ober lösten ſich auf, um fich aufirgend einem 
andern Bunte wieder zu fanmmeln. Am zahlreichſten waren bie Schaaren 
längs der Sfterreichtfchspreußtfägen Grenze, da ihnen Waffen und Muni⸗ 
tien veſentlich an® Galizien und Pofen geliefert werben mußten und eben⸗ 
baber auch zahlreiche Parteigänger zu Hülfe zogen. Die geheime Nas 
tienalregierung hatte das für die Pflicht der pofnifchen Unterthanen Defters 
the und Preußen® erflärt, dagegen laut ausgefprochen, daß es weber 
im preußifchen noch im Üfterreichifchen Gebiet zu einem Aufftund fommen 
felle nad dürfe. Die ganze Inſurrection litt indeß von Anfang an an einem 
mbeilbaren Gebrechen: die Bauern hatten bem am 22. Januar bon ber 
Netionalregierung an fie gerichteten Aufruf nicht entfprochen; fie blieben 
überall ruhig, vielfach neigten fie fich im Gegentheil auf bie Seite ber 
Kezierung, von ber fle offenbar mehr erwarteten als von ben Verheißun⸗ 
gen ber revolutionären Partei. Dagegen ſtand mehr und mehr ber ger 
fammie Abel mit fehten Angeflellten und Bebienfteten, die katholiſche 
Geiſtlihkeit und die gange Bevölkerung ber Städte anf Seite ber Inſur⸗ 
techn, ließ fich willig von ber geheimen Nationaltegierung leiten unb 
kick den bewaffneten Schaaren allen möglichen Vorſchub. Schon zu 
Anfang März gaben ber Ergbifchof Felinsti von Warſchau und acht an⸗ 
here Mitglieder ded polniſchen Staatérathes, d. 5. alle nicht befolbeten 
Bütgfieber derſelben Ühre Entlafjung und am 15. März richtele ber Etz⸗ 
liſhof ein Schreiben an ben Kaiſer, bas er felbſt fofort in bie Oeffent⸗ 
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Rustand, lichkeit brachte und in bem er dem Kaiſer unummunben erflärte, „baß 
„bie von ihm den Polen verliehenen Inſtitutionen nicht ausreichten, das 
„Glück des Landes zu fihern, daß Polen fi nicht mit einer Verwaltungs: 
„Autonomie zufrieden geben werbe, fondern politifhes Leben anſtrebe“ und 
von ihm gerabezu verlangte, er „möge Polen zu einer unabhängigen Nation 
„machen, bie mit Rußland nur durd das Band der Dynaſtie verknüpft fei.“ 
Der Erzbiſchof ſprach damit aus, was die ganze Nation dachte und vermochte 
fih die Bewegung auch nit von einer Infurrection zum Aufſtand zu exheben, 
fo muß man doch geſtehen, daß fie fich auf eine Art allgemeiner Verſchwöruug 
fügte, die an Großartigfeit wohl ihres leihen in ber Geſchichte jucht. 
Ganz Warfhau zumal nahm an derfelben Theil. Trotz aller Anfiren: 
gung und aller Machtmittel gelang ed ben Ruſſen nidjt, die geheime Ras 
tionalregterung, beren Sitz wahrſcheinlich Warſchau war, ausfindig zu 
machen und body gab biefe geheime Gewalt fi unter ben Augen ber ruf- 
fifden Regierung jeden Moment und in ber verfhiebeniten Weife kund. 
Ihre Erlaffe erſchienen gebrudt und fanden ſich al8balb in Sebermanns 
Händen, ein förmliches Regierungsblatt erläuterte biefelben und in Warſchau 
tauchte fogar eine ganze Reihe von Zeitungen auf, bie alle geheim ges 
brudt waren unb bod ziemlich regelmäßig erſchienen und weite Berbreis 
tung fanden. Als bie ruflifhe Regierung, um bem von ihr bamald er: 
warteten erften biplomatifhen Schritt der drei Mächte zum Voraus zu 
begegnen, zu Anfang Aprils denjenigen Aufſtändiſchen eine allgemeine 
Ammneftie verkündete, weldhe binnen eines Monats die Waffen nieberlegten 
und zum Gehorfam zurüdtehrten, fo erklärte die geheime Nationalregierung 
fofort, baß fie jede Gnade verwerfe und als ber Termin verftrichen war, 
ergab es ſich, bag auch nicht ein Pole von berfelben Gebrauch gemacht 
hatte. Zu berfelben Zeit verbot bie geheime Nationalregierung bie Zah: 
lung aller Steuern an bie rufjifhe Regierung und organifirte bagegen 
ihr eigenes Steuerweien, indem fie bad ganze Land in 23 Kreife mit 
eigenen Zmeigcomite behufs bes Einzugs ber Steuern, ber Leitung ber 
Reerutirung und ber Handhabung ber Strafgefege eintheilte. Dieſe ers 
Härten „jebe That, welche geeignet ift, bie Thatkraft ber Nationalregies 
rung zu hemmen, ben revolutionären Impuls zu ſchwächen, überhaupt alle 
Thaten, welde ber nationalen Sache ſchädlich find“ für Staatsnerbrechen, 
zu beren Beftrafung durch Deeret vom 2. Juni in jebem Kreife unb in 
ber Stabt Warſchau insbefonbere eigene Revolutionstribungle eingeführt 
wurden. Bald entwidelte fich neben ber freiwilligen Singebung au bie 
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derordnungen ber geheimen Regierung ein furchtbarer Terroritumnd genen Ruß, 
de Lanen und Wiberwilligen und damit ein Zuſtand, der grauenheft 
war. In Warſchau, im ben fibrigen Stäbten, überall anf bem Lanbe 
ſtanden ſich bie ruffifhe Regierung mit ihren Organen unb bie geheime 
retelutionäre Regierung mit ihren Agenten gegenüber. Jene drohte mit 
offener Gewalt, biefe benühte bie geheime Furdt. Jede forberte Steuern 
für ſih und verbot bei ſchmerer Strafe folde an ben Beguer zu ent« 
rihten und jebe machte von ben Gewaltmitteln, bie ihr zu Gebote fans 
ven, den rüdfichtslofeften Gebrauch. Wer der ruſſiſchen Regierung zu 
wibereben wagte, ſah fich ber oft zägellofen Soldateska preisgegeben und 
wer ber renolutionären Regierung nicht zu Willen war, wurde nur allzu⸗ 
hiefig vom geheimen Dolce ihrer Agenten erreicht. Es wer von beiden 
Seiten ein Ringen auf Leben und Tod, body mit bem Unterſchied, daß 
bie Mittel der ruffifchen Regierung ungleich nachhaltiger waren, als die⸗ 
jrigen ber Revolution, ſobald biefe auf ihre eigenen Kräfte beſchräukt 
bleiben ſollle. 

Als bie Infſurrection ausbrach, mochte bie ruſſiſche Armee, bie im 
Bela Rand, nicht viel über 60,000 Mann zählen, was wohl genägte, 
fi zu behaupten, nicht aber, bie Inſurrection überall zu verfolgen und 
uieberzufglagen, zumal Warfchau nicht gefährbet und baher von Trup⸗ 
ven nicht allzufehr entblößt werben burfte. Indeß wurden, nachdem ſchon 
am 26. Jannar der Belagerungezuſtand über Warſchau und bas Könige 
wid Polen und bald barauf auch über bie Gouvernemente non Littgewen 
wrbängt worben wer, alsbald weitere Truppen aus Rußland herbeige⸗ 
wiogen und bis um bie Mitte des Jahres bürfte bie anfänglide Militär« 
wacht in Polen faſt auf das doppelte, bis Ende bes Jahre auf bas drei⸗ 
jahe gebracht worden fein. Zu Anfang bes Jahre ſchien bie Stimmung 
m Rußland ſelbſt dem Unternehmen der Polen nit abfolut feinblich zu 
kin and es machten ſich ſogar Stimmen laut, bie für basfelbe aufzutreten 
Dgen Allein der Anſpruch, ben bie Polen über Congreßpolen hinaus 
ud auf das ſchon früher von Nußland erworbene Litthauen, in bem von 
jeher aux der Adel und bie Benölterung ber Gtäbte ber polniſchen, die Lande 
Senälferung dagegen durchaus ber ruſſiſchen Race angehörte, unb bas befannda 
lih feit 1830 mit Gewalt kirchlich rufſificirt worhen war, erheben, bewirkte 
einen Umfchlag ber Stimmung in Rußlaubd unb biefe entwidielte fich teuer 
mehr für die Megierung and gegen dic Jufuerection ber Polen. Die Ne 
Wrung chat masürtic ihr mögliches, biefen Wuefhlag zu befärbern uak 
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Srenpen, heide bayanf fügen. Allein während das ven ber Öffentlichen Meinung 
getragene Abgeordnetenhaus diefelbe im Sinne der Zeit auslegte und im 
Sinne der Zeit weiter ausbilden wollte, fah ber König, in derſelben nit 
ſowohl eine Schranke als eine Stüge feiner Gewalt und wollte fle viel: 
mehr im Sinue ber frühern unumfchräntten Macht des Läniglichen Regi⸗ 
wentes aufgefaßt wiflen. Durch die Umftänbe und den Kampf felbft war 
ex indeß .viel weiter nach ber einen Seile geführt worben, als bied vom 
Abgeordnetenhauſe nad, ber andern Seite gefagt werben Tann. Die Zeit 
ber „neuen Hera” war längft vorbei. Schritt für Schritt hatte fi ber 
König der feubalen Partei, die ihrerfeitd ausgefprochener Maßen bie Ver: 
faffung. nur duldete, bie abfolute Macht der Krone laut proclamitte und 
mit lingebuld dem Moment, ba bie Berfaflung ganz befeitigt werben 
Wnnte, entgegen barrte, genähert umb fi) ihr am Ende, inbem er eines 
ihrer Häupter, ven Hrn. v. Bismard, an bie Spige ber Staatsregierung 
ftelite, ganz in die Arme geworfen, immerhin ohne die Verfaffung, wie 
er fie auffaßte, antaften zu wollen. Der Wiberftand, dem bie. Armee: 
srganifation von 1859, fein eigenftes Werk, wie er wiederholt erllärte, 
begegnete, und ber Zufammenbang, in bem biefe Frage wit bem Budget: 
bewilligungsrechte bes Landtags ftand, führte ihn weiter und weiter. Um 
jene aufrecht zu erhalten, follte biefes in immer engere und engere Schranten 
gezvoungen werben, fo fehr, baß,. wenn bas Abgeordnetenhaus darauf ein: 
gegangen wäre, von biefem Fundamentalrechte jeber Vollsvertretung in ber 
That bloß bie Ieere Form übrig gebliehen fein wärbe, 

Schon im März 1862, ale das Abgeorbuetenfaus nur Miene 
mashte, fein verfaffungsmäßiges Recht anf die. Eontrole ber Yinanzen, bie 
blaher vielfach bloß eine fehr allgemeine und mehr ſcheinbare ads reelle 
geweſen war, zu einer MWirktichleit zu machen, wurbe basfelbe nach Hauſe 
geſchikt und das liberale Minifterium Auerswalb⸗Schwerin entlaffen. An 
feine Stelle tras unter ber Leitung des bisherigen Handelsminiftere v. d- 
Heydt ein ſchon halb feudales Minifterium; nene Wahlen mwurben ange 
ordnet, Dos Refultat war eine Verftärkung ber oppoſitionellen Partei und 
nachgerade bie Ueberzeugung, daß es fich nicht mehr um den bisher angeftrebten 
weiteren liberalen Ausbau der Berfaflung, ſondern um Sein oder Nidt: 
fein dieſer ſelbſt, fo wie file bisher allgemein aufgefaßt und in ben letzten 
Jahren gehandhabt worden war, hanble, war bereits eine allgemeine ge: 
werden. Die äffentlige Meinung ſtand weit überwiegen zum Abgeord⸗ 
ngtenbaufe; mit wachfender Hoffnung ſah nur bie. feubale Bariei, wie im 
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Gchränge bes andgebrochenen Tampfes bie Berfaflung mehr und mehr im Yrensen, 
Frage geſſellt wurde und meinte, daß ber Augenblid kommen müfle, wo 
6 dem Könige gerabezu unmöglich fein werbe, mit ihr zu regieren, Unter 
dieſen Umftänben Bonnte auch bie zweite Seffion bes Landtags von 1862 
ja kiner Berftänbigung führen. Der Bruch zwiſchen dem Abgeorbnetens 
banfe und ber Regierung wurbe vielmehr ein vollftänbiger : jenes verwei⸗ 
gerte mit großer Mehrheit bie Koften der Neorganifation, ber König 
aber antwortete bamit, daß er auch das Uebergangéminiſterium v. d. 
Heydt entlieh, bie Leitung ber Geſchäfte Herrn v. Bismard übertrug, 
die Seffion bes Landtags ſchloß und zunähft ohne Budget regierte. Die 
kudale Bartei fah ſich endlih wieder am Ruder, aber noch keineswegs 
am Ziele ihrer Wünſche. Zu einer offenen Berlehung ber Berfaflung 
war ber König noch immer weit entfernt, feine Zuftimmung erthellen zu 
wollen. An durchgreifende Mittel, die Oppofition zu brechen, konnte bas 
ber wicht gebacht werden. Hr. v. Bismard mußte es mit Palliativmitteln 
verfaden, bie zu feinem Ziele führten und überzeugte fi balb, daß «6 
jedenfalls Tängerer Zeit für ihn bebürfe, um die Gegenfirämung zu beiwäls 
tigen, wofern nicht bie europäifchen Berhältniffe irgend eine Verwidelung 
berbeifährten, durch die ber nächſte Gegenſtand bes Zerwürfniffes bei 
Geite gebrängt und die ganze Sachlage eine andere Wenbung nehmen 
wäre. Unter ſolchen Umftänben begann das Jahr 1863, 

Am 10. Januar trat ber Landtag wieder zufammen. Der König 
ließ ihn durch eine Rebe bes Minifterpräfidenten eröffnen; fie fiellte von 
Seite ber Regierung keine irgend weſentliche Eonceffion an bie Forderun⸗ 
gen bes Landes in Ausfiht unb das Mbgeorbnetenhaus fand ſich einer 
lage gegenäber, die feit feinem letzten Beifammenfeln nur gefährlicher ges 
worden war. „Der Conflict“ — erflärte ber Bräfident besfelben, Herr 
Grabow, in feiner Eröffuungsrede — „hat in ben verfloffenen drei Dos 
raaten immer größere Dimenflonen Angenommen unb ben Ausbau unſeres 
„derfaſſungsmäßigen Rechtöftantes gefährdet. Bis zu den Stufen bes 
„Thrones ift das Haus der Abgeordneten, bie alleinige, aus allgemeinen 
„Vaehlen bernorgegangene wahre Vertretung bes preußifchen Volles vers 
„dihtigt, verläumbet, geſchmäht worden. Im Intereſſe bes Dienftes 
„ſind beamtete Abgeordnete zur Diepoſition geftellt und verfeht worden, 
„welche getreu ihrem Verfafſungseide die unftreitig dem Abgeordnetenhauſe 
‚verfafungsmäßig zuftehenden Rechte geübt und gewahrt haben. Die ges 
‚ferlih aufgehobenen Geubuiteliften find im Verwaltungewege über bat 
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Yanıtın Deſchluſſe der Abgeorbneten. So Lange er. das Bertrauen bes Könige 
Kefah, Hatte er die Macht in Händen und war entfchloffen, fie zu braus 
Gen. Doch war er gendtbigt, fi möglich innerhalb der Formen ber 
Verfaffung zu halten, ba ber König zu einer offenen unb bivecten Ver⸗ 
letzung derſelben bie Hand zu bieten nicht gewillt war. Daß biefes Ab⸗ 
georbuetenhaus indeß zu einer Verſtändigung mit ber Regierung, d. 5. zu 
einer principiellen ‚Unterwerfung unter ihre Forderungen fig nimmermehr 
verſtehen werbe, lag außer Zweifel. Die Aufldfung desſelben unb bie 
Anordnung von Neuwahlen, fobald ber Moment dazu gümftiger wäre, 
wurbe baber fchon jet ins Auge gefaßt und vorbereitet. Einem Um: 
fywunge im Sinne ber feudalen Partei fand indeß vor allem bie Preſſe 
ber Fortfehritiöpartei im Wege, die „ihren vergiftenden Einfluß auf bie 
SHientlide Stimmmmg”, täglich und ftänblih in Tauſenden von Blättern 
in alle Schichten ber Gefellfhaft ergoß und benen die feubale Partei mit 
vergeblicher Mühe auf bemfelben Wege entgegenzuarbeiten verfucht hatte. 
Kaum wor baber ber Landtag entlaffen, fo fiel ein vernichtender Schlag 
gegen jene Preffe: eine Ordonnanz ber Regierung befeitigte bie Preß⸗ 
freiheit, „da bie Einwirkung ber Juſtizbehörden auf Grund bes Preß- 
geſetzes vom 12. Mai 1851 und bes Gtrafgefehbinhes fi ale unzu⸗ 
reichenb erwiefen hätten, um bie Wusfchreitungen ber Preffe erfolgreich zu 
Kindern“, führte das Verwarnungsſyſtem ein unb ertheilte ben Verwal⸗ 
tungobehoͤrden bie Beſugniß, Zeilungen unb Zeiffchriften zeitweife ober 
bauerub zu verbieten unb zwar nicht bloß wegen einzelner ftraffälfiger 
Artikel, fondern au um ihrer „Sefammthaltung“ willen, indem offen 
eingeftanden wurde, daß „oft ganze Artikel für ſich nicht bie Hanbhabe 
„u gerichtlicher Verfolgung, nicht den Thatbeſtand einer flrafbaren Hanb- 
„bung, wie ihn ber Michter feiner Rechtsſprechung zu Grunbe legen müſſe, 
„barböten”. Die ganze Brefie bes Landes war damit bem Belieben 
der Regierung unb ihrer Organe Aberantwortet und bie gefammie Oppo⸗ 
fitonaprefie hatte nur die Wahl, entweder unterbrüdt zu werben ober fich 
ſelbſt zum Schweigen zu verurikeilen. Die Ordonnanz entſprach indeß 
dem Buchſtaben ber Verfafſſung, bie in Neihfällen ber Regierung eine 
gewihfe biecretionäre Gewalt überträgt, wenn ber Landtag gerabe nicht 
serfammelt ift und bie zum Wiebersufammentritt berfelben. Allein es 
war gum minbeiten gweifelhaft, ob jene Beftimmung auch auf bie ver⸗ 
feffungemäßig gerantirte Preßfreiheit Anwendung finden bärfte, ein plikig- 
lich eingetretener Nothfall lag jebenfelle nicht vor, erblich war ber Demos 
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ng ger Zeit des Grlaſſes allerdings nit verfammelt, aber mx, weül Die Yarıten, 
Regierung ihn wenige Tage vorher geſchloſſen Hatte, um biefe örbonmang 
erlaffen zu Söunen, ba fie wohl mußte, daß er feine Zuflimmung zu einer 
ſelchen Maßregel fo zu fagen einftimmig verweigert haben würde. Gehe 
der gelefenften Berliner Beitungen protefttrten baber gegen bie Berfägung 
als eine „verfafiungswibrige.” Sie erhielten bafür fofort bie erſte Ber 
warnung and wurben den Gerichten überwiefen. Cine Anzahl anderer 
Zeitungen des Landes fchlofien fi der Erklärung an, aber alle fahen fi 
gendtbigt, um ihre Exiſtenz zu reiten, bie Oppofition gegen bie Regiee 
rung einzuftelfen und vorerft über innere Angelegenheiten fo ziemlich gang 
in ſchweigen. Sie glaubten e8 um fo eher thun zu dürfen und zu follen, 
als ja bie Mapregel die Lefer ber Zeitungen, bie ganze gebilbete Kaſſe, 
man born fagen die ganze Maſſe bes Volles chen fo ſchwer traf als bie 
Kitungen ſelbſt. Die öffentliche Meinung beganı aud wirklich fih gm 
ren, Die.Stabtverorbneten von Berlin gingen voran, indem fic ſchon 
im 4, Juni befchloffen, durch eine Deputation beim Könige felbft gegen 
bie „im Wiberfpruch mit ber Berfaffung eingeführten Beſchränkungen der 
Prefer wie gegen „bie Fortführung ber Regierung ohne einen geordneten 
Staatthanchalt“ zu remonſtriren und um „bie Wiederherſtellung eines verfafe 
fungemäßigen Zuſtandes durch ſchleunige Berufung bes Landtags“ zu bitten. 
Der Ragiſtrat faßte am folgenden Tage ben Beſchluß, ſich dem Schritte der 
Stadtverordueten anzuſchließen und in einer ganzen Neihe von anderen Stähten 
wurden ähnliche Schritte theils befchloffen theils vorbereitet. Die Regierung 
autwortete durch einen Erlaß, der bie Berathung politifcher Angelegenheiten 
yurh bie Stabtnerorbnelenverfanmlungen verbot und die ftrengften Maſfregeln 
dezegen anordnete. Es war indeß wiederum zweifelhaft, eb bie Städteorbnung, 
ai die fih bie Megierung für diefen Erlaß ſtützte ihr bie Gewalt bazm 
wılih gab, Der Moment war für die Regierung jebenfalls gefährlich. Der 
Viberſand gegen das Minifterium Bismard ſchien ih vom Abgeorbnetenhaufe, 
deſſen Anftrengumgen völlig vergeblich geweien und in allen Formen zen 
der Begelt entweder entichichen zurückgewieſen worden ober unbeachtet 
geblichen waren, auf die Benölferungen ber Stäbte und beren natürliche 
Bertreker, die Stabtvererbneten übertragen zu wollen. Wenn in ben 
Größeren Städten der Monarchie biefeiben Befhläffe gefaßt wurden, wie 
in Berlin und wenn bie Bewegung fi in allen Provinzen von beit 
ößeren auf die mittleren unb Zeineren Stäbte fortpflanzte, wie es ben 
Ichsein Bette umb wenn bie Stabtversrbnetenverfammiungen überall treg 
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Gran, allet angebrohten Strafen, geſtützt auf Dis, wad ſie für ie wohlbegrün⸗ 
detes Recht hielten, Adreſſen beſchloſſen und Deputalivnen: wählten, fo 
hatie ſich ein: Sturm herangewälzt, dem ber König ins Mäenſſterium Biss 
marck vielleicht zum Opfer Hätte Bringen müffen. Einen Augenblick ſchien 
eine ſolche Wuebreitung der Bewegung, eine ſolche Entſchlofſenheit ber 
Stadtderordnetenverſammlungen, ein ſolcher Adrefienfturm nicht unmöglidy, 
viekleicht fogar. wahrſcheinlich. Allein es ergab fich bald, daß es ber Bes 
werung an Eutſchiedenheit wie an Nachhaltigkeit gebrach. Gegenüber dem 
energiſchen Auftreten ber Regierung gerieth fie ſofort ins Stoden, Stabt⸗ 
verordnete und Magiſtrat von Berlin. ergaben ſich, eine von Breslau wirklich 
abgegangene Deputation wurde weber vom König noch von ben Miniftern 
empfangen und erhielt. ihre Adreffe uneröffnei zurück. Rachgerade fügten 
fd alle und begnligten ſich bie einen zu proteſtiren, andert zu remonſtti⸗ 
sen, noch andere bie Ädreſſe als Brivasperfonen zu unterzeichnen. Die 
Proteſtation wurde indeß ad 'acta gelegt, die Remonſtrationen blieben un⸗ 
beachtet, bie ten allem eingegangenen Adreſſen gingen unbeantwortet aus 
dem Cabinet des Könige an die Abſender zuriick. Das Miniſterium hatte 
im entfcheidenden Moment die Oberhand behalten. Die Stimmung ber Bevdl⸗ 
kerung blieb Freilich trobbem im Ofen wie im Weſten ber Monarchie immer 
diefelbe und fand wieberhalt einen bezeichnenden Ausdruck. Schon zu 
Anfang Juni lehnte eine ganze Reihe von Städten ber Provinz Preußen 
bei Gelegenheit einer Nundreiſe bed. Kronprinzen es ab, denfelben feierlich 
m empfangen; dasſelbe geſchah ſpäter In ber NReumark ben Prinzen 
Albrecht und. Friedrich Karl und im Herbſt bei Gelegenheit: ber Manöver 
ſelbſt Dem Könige gegenüber. ‚Der Kronprinz fühlte fich von. ber allger 
weinen. Stimmung fe Überraſcht unb ergriffen, daß er fi in Königeberg 
zu ber unumwundenen Erklärung bewogen fand, er habe an ben lebten 
Mobregeln ber Regierung keinen Theil unb nicht dazu geratben. Die 
Erfärung beutete- auf bie Schwierigkeiten bin,. mit benen das Miniſterium 
Biomarck ſelbſt bis in den Schooß ber Löniglichen Familie hinein zu 
Eimpfen Batte, blieb aber natürlicher Weile zunächſt ohne prabltiſche Bon 
fegum. 

Borerfi Rand das Möinifterisan nicht bloß ben innern Sqchwierigtei⸗ 

ten gegentiber feft, ſondern auch ben äußeren. Nicht die mindeſten vorrn 
weutiöe yigfen:hereitaten ihm bie deutſchen Verhältaliſſe. Von „moruliſchen Er— 
sberungen* war: tere Rede mehr, Preußen hatte ſich vielmehr im ſtetgen⸗ 
m: Mae dee Coatition Oeſterreichs und. der mittriſtautlichen Regierun- 
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zu zu erwehren, bie ihm ſchon im vorigen Jahre ſeweahl in der "Ball 
vreindftage als im ber Bundesreformfrage entgegen geireien. war. Ca 
wit eb fih.inbeh am blohe Abwehr handelte, blieben bie Anftzengungen 
vs Dinifteriums Bicmarck allerbiungs nicht ohne Erfolg. 
3a ber Zollpereinsfrage hielt Preußen während bed ganzen Mhre⸗ 
sch immer feine urfprüngliche Forderung auf Annahme des Handelsdera 
trage mis Frankreich cher Auflöfung bes Zolluereins aufrecht. Allein 
während bie lehtere für Preußen wie für bie übrigen. Zollvereinsſtaaten 
vrnänftiger Meife gleidmäßig geradezu eine Unmögligleit war und 
es fih gar nicht fragen mechte, weldger vor beiden Theilen. durch biefelbe 
edentuell mehr geichäbigt würde, fchlen es bereitö auher Zweifel, daß. es 
Prenfen nicht gelingen werde, bie unbedingte Annahme bes. frauzöſthchen 
handelsvertrags von Seite der übrigen Zollvereindſtaaten zu erzwingen, 
Kiht minher unzweifelhaft flellte fi; dagegen. audı heraus, ba. Oefterreich 
niht im Staude fein würde, weder ben. gefammien Zollverein von. bem 
ducch die ganze Zeitentwickelung bedingten, unaufhaltſamen Fortſchritte zumt 
zmihandelsprineip zuruckzuhalten, noch auch ben Zollverein gu. furengen, 
um mit den nichtpreußiſchen Oliedern ober werigftass mit einent Theile 
berjelben ein beſonderes Bunbniß auf Grund eines mehr: ober minder ges 
mißiglen Schutzollſhſtems abgufchliegen. Der für. den Zolluereim. allein; 
maßgebende, zein voltswirthſchaftliche Geſichtspunkt war won beiden Geibey 
tunh das Hereinziehen frember, politiſcher Geficktöpunfte verwirrt und 
geitübt worden, Mit vollem Recht und im wahren Intereſſe der weit. forte: 
‚grütenen Induſtrie wicht bloß. Preußens, fombern auch. feiner übrigen 
Slverbänbeten hatte jenes feinen Ganbeiöverteng mit Fraukreich anf bie. 
andſate des Freihandel⸗Syſtems bafiıt, aber mit Unrecht bamit zus 
Fih in Art, 31 jenes Vertrages bie wirthſchaftliche Ausſchließung Oeſter⸗ 
Äh aus Dentſchland angeſtrebt, um die politifche wenigſtens vorpube 
rim. Mit Necht hatten auf der andern Seite bie Mittelſtaaten ſich jener 
—— Autfgeidung. Oeſterreichs wiberfegt und mit. Recht bie: 
Lejeitigug bes. Art. 31 bes frangäfifiken Hanbeiswertraugs, bie Aufseihie 
Yaltenz un möglichſte Anabilbung des Vertrags von 1853 gwiſchen bemi 
Zellderin und Oe ſterreich gefoxbert; aber mit Unrecht hatten fie ſich nicht. 
vegnögt, bie Befeitigung jenes Artikels zur Bedingung ihres ‚Beitritt; 
ua franzöfifhen Handelsvertrag zu machen, fonbern, nur am Oeſterreich⸗ 
* in feiner wirthſchaftlichen Entwickelung weit Hinter Deutfchland zuräd 
Aichen ift, zu befsiebigen, im Gegenfage gegen. bie Bebüsfniffe und 
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Waunſche des Übertsiegeitben Theiles ihrer Bevdllerungen ben gungen Ders 
trag verworfen, ohne nur zugleich ihre Forderungen, wie Baben verlangt 
hatte, genau präeifiren zu lönnen, aus bem einfachen Grunde, weil fie 
nicht wußten, wie weit Oefterreih, um feinen Eintritt in ben Zollverein 
zu ermöglichen, von feiner ſchutzzöllneriſchen Baſis aus Eonceffionen zu 
machen geneigt oder im Stande fein würde. Die Stellung ber mittel: 
Raatligen Regierungen war barum auch eine ſehr ſchwierige, ba fie «6 
mit Ruckſicht auf ihre Denöllerungen entfchieben nicht wagen durften, ihre 
DO ppofition gegen Preußen und ihre Zuneigung für Defterreid, bis zu einer 
Sprengung bed Zollverein zu treiben. Am weiteften durfte fih Bayern 
sorwagen. Allein umfonft drang es in ber Generalconferenz ber Zollver: 
einsftanten zu Münden im Frühjahr 1863 darauf, daß Deflerreih auf 
feine Propofitionen vom 10. Juli v. J. wenigftens eine erfte allgemeine 
Kutwort ertheilt werbe und zwar babin, baß bie Verhandlungen über 
Fortfegung und Erweiterung bed Vertrags mit Defterreih vom Jahre 
1853 gleichzeitig mit ben Verhandlungen über bie Erneuerung ber Zoll: 
vereinönerträge würben eröffnet werben; umfonft jchlug es feinen näheren 
Verbündeten im Juni bie Erneuerung der Zollvereinsverträge auf ber bis⸗ 
herigen Grundlage eventuell ohne Preußen vor: bie Generalconferenz 
ſchloß im Juli ihre Berathungen, ohne daß Defterreih auf feine Pros 
pofltionen geantwortet worben wäre, Sachſen hatte fogar eine Gelegenheit 
ergriffen, um im Voraus zu erllären, daß es an einem Zoll-Sonberkunb 
feinen Antheil nehmen werde. Als darauf Preußen zu einer weiteren 
Generalconferenz in Berlin einlub, um über die Erneuerung ber Zollver⸗ 
einsverträge zu beratben, veranftaltete Bayern noch vorher ben Zufammens 
tritt einer Gonferenz berjenigen Staaten, die ben Handelsvertrag mit 
Frankreich verworfen hatten, fette aber nichts anderes durch, ald ben Bes 
ſchluß, daß dem Antrage Preußens auf Genehmigung bes Hanbelönertrags mit 
Frankreich derjenige auf fofortige Eröffnung von Unterhandlungen mit Defter- 
seid) entgegen geſetzt werben folle. Im November trat die Berliner Zollconferen; 
wirklich zufammen und ba zuerit bie Tariffrage in Behanblung genommen 
wurde, ergab es ſich neuerdings, daß bie JIntereſſen biekfalld und amaı 
im Sinne einer entfchiebenen Rebuction ber bisherigen Anfäge nit au: 
gu weit auseinanbergingen; allein fobald bie Gonferenz zur Frage des Han— 
beiövertrags mit Frankreich als der von Preußen für bie Erneuerung bei 
Zolivereinsverträge geforberten Grundlage überging, hörte die Verſtändi 
gung auf und ftodten bie Verhandlungen, fo daß Preußen fih veranflag 
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kb, neh vor bem Schluſſe bes Jahres bie Fortfehung jener Bers — 
träge ſeinerſeits, wie es gedroht hatte, zu kündigen. Jedermann hielt 

indeß dieſe Kündigung bloß für formell, Niemand glaubte an eine wirk⸗ 

ide Auflöfung bes Zollvereins. Preußen wirb auf bie Ausfchliekung 
Oeſterreichs Defterreich auf ben Beitritt zum Zollverein verzichten müſſen, 

fo lange e8 nicht in der Lage iſt, mit feiner ſchutzzollneriſchen Vergangen⸗ 

heit defimitin zu brechen und mit dem Zollvereine ſich eutfchieben ben 
Orunbfäpen bes Freihandelsprincipes zuzuwenden. 

Unendlich größere Schwierigkeiten bot die Bunbesreformfrage. Bon 
einer Initialise Preußeno konnte indeß im biefer Frage Teine Rebe mehr 
ſein. Dur die Schwächung, ber Preußen in folge feiner Innern Bu: _ 
fände anheim gegeben war, ermuthigt, hatten es die mittelſtaatlichen Res 
gierungen fhon im Jahre 1862 gewagt, ihrerſeits hervorzutreten und eine 
Bifung der deutfchen Frage in ihrem Sinne zu verfuhen. Im Vereine 
mt Deſterreich hatien ſie am Bunbe den Antrag auf Ginberufung von 
Delegirien der verfchiedenen Stänbeverfammlungen geftellt, um über Ges 
ieedentwürfe betreffend Civilproceß und Obligationenredht zu beraten. 
Der Antrag, ſelbſt als bloßer Verſuch, ber einer weiteren Ausbilbung 
fähig fei, war in ber That zu dürftig, um bie Öffentliche Meinung zu 
gewinnen. Die Nation blieb kalt und die Bunbesverfammlung verwarf 
m 22. Januar 1863 den Antrag wit 9 gegen 7 Stimmen, indem bie 
Regierung von Kurhefien, die ihn mit Defterreich geftellt, für gut gefuns 
ven hatte, ihn ſchließlich mit Preußen zu verwerfen. Defterreih und bie 
Mittelſaaten behielten fich indeh ver, unter günftigeren Umftänden auf 
ven Antrag zurückzukommen. Wirklich fühlte fi Defterreih bald ſtark 
genug, bie Frage in großartigerer Weiſe in bie Hand zu nehmen. 

Benn Defterreih nach bem italienifchen Kriege am Rande bes Bers Din 
derbens Rand, fo muß man geſtehen, daß fich fein ſprichwortlichee Süd 
sur aufs neue bewährt bat, inden es auf ber Unterlage einer ber Mans 
nigſalligkeit feiner Länder und Wölfer wie bem Grabe ihrer pelitiichen 
Bildung entfprechenben Verfafſung ſich wieder emporzurichten verfucht Hatte. 
ht ſich auch nicht verfennen, daß bie verfaffungemäßigen Zuftände Oefter- 
reicht nach ſehr mangelhaft, das politiſche Leben noch immer ein äußerfi 
beihränktes ift, und ber Befland ber Berfaffung felbft vielleicht nur da⸗ 
burg geramtirt erſcheint, baß jeder Rädfehritt in biefer Beziehung Oeſter⸗ 
rich and fofort wieder an ben Rand bes finanziellen Abgrundes flellen 
wärbe, ſo war dech eine Grundlage gewonnen, bie Deſterreich nit bloß 
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Seher- im Innern, fondern auch im Rathe der Mächte und namentlich Deutſch⸗ 
Nland gegenüber eine feſte Stellung gewährte. Freilich war die Februar: 
verfaſſung von ber Hälfte bes Reichs nicht anerkannt worden und Ungarn, 
fowie Eroatien bebarrten auf dem von ihnen feit zwei Jahren beobach⸗ 
teten paffiven Widerftande. Dagegen gelang e8 ber Regierung, im biefem 
Sabre den Landtag von Siebenbürgen zur Beichidung bed Reichsraths zu 
vermögen, wodurch derfelbe fich als weiterer conſtitniren Tonnte und die 
Hoffnung genährt werben mochte, daß es am Ende aud noch gelingen 
werde, Ungarn und Croatien zur Anerlennung zu bewegen. Rad außen, 
namentlich gegenüber Stalieu, fuhr Deflerreich fort, bie zurüdhaltende Po⸗ 
litik zu beobachten, die es fi feit 1860 zum Grunbfage gemacht hatte. 
Bor allem aus fuchte es feine Stellung in Deutfhland zu befekigen und 
ben günftigen Moment zu benügen. 

Deutiä- Alle Verfuche, die beutfche Frage zu Iöfen, waren entweder geſchei⸗ 
tert ober Hatten Feinerlei Ausfiht auf Erfolg, Dem für Oeſterreich ge⸗ 
fährlicgften, der Errichtung eines Bundesftaats unter Führung Preußens, 
war Defterreich, jobalb Preußen damit berporzutreten gewagt hatte, im 
Bereine mit den Regierungen ber Mittelftanten alsbald entgegengetreten. 
Lebt war von biefem Plane feine Rede mehr. Von einem beutfchen 
Bundesftaat, deſſen Leitung zwar Preußen übertragen werben follte, aber 
nur unter der Bedingung einer Unterorbnung fpecifiih preußiſcher Inter: 
efjen unter allgemein beutfche, der Idee des Nationalvereind und feiner 
Partei wollten diejenigen, . die in Yolge der inneren Zerwürfnifie in Preußen 
ans Ruder gekommen waren, ganz und gar nichts willen, und wenn auch 
Hr. v. Bismard bie Idee eines deutfchen Bundegſtaats keineswegs ganz 
fallen Tieß, fo Hatte er unter demfelben Namen umgelebrt vielmehr eine 
Unterorbnung deutfcher unter preußifche Inierefien, ein Großprenßen im 
Auge, von dem er ſich felbft jagen mußte, daß es in Deutfchland nur 
mit Blut und Eiſen aufgerichtet werden köunte. Für ein feubales Preu⸗ 
Ben fand ſich in den anderen beutfchen Staaten nur fehr wenig Verſtändniß 
und noch weniger Zuneigung. Preußen war vorerft in Deutfhland durch⸗ 
aus iſolirt. Was es hier verlor, fchien Oeſterreich zuwachfen zu ſollen, 
das ſich langſam aber ftätig confolibirte, und zwar auf einer verfafiungs- 
mäßigen Örundlage, die ibm eine lebhafte Theilnahme auch von Seite 
des Übrigen beutfchen Stämme fiherte.e Schon batte fih die große Mehr⸗ 
zahl der übrigen deutfchen Regierungen offen an Defterreich angeſchloſſen 
und ſelbſt den Zollverein, der Preußen wenigſtens auf materiellem Gchtete 
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cine gewiſſe Führung Übertragen hatte, in Frage geftellt. Dieß fehlen in 
ver That der Moment für Deflerreih, un cinen entfcheibenben Verſuch 
zu wagen ımb bie Bunbdesreformfrage in feine Hand zu nehmen; mußte 
Rh aachgerade doch auch Defterreid, geiteben, baß ber alte Bundestag nicht 
Blog ben Bebürfniffen und den lauten Forderungen der Nation nicht mehr 
genüge, fondern felbit ben Intereſſen Defterreich® eine feite Stüge nicht 
mehr zu bieten im Stande fei. In einer Denkſchrift, die es um bie 
Mitte des Jahres ausarbeiten ließ, zeichnete es bie Lage ber Dinge im 
Dentihland mit einer Schärfe, bie nicht fchneidender hätte fein Lönnen. 
‚Nnaufbaltfam — fo äußerte es fih — Hat fi in Deutſchland ein forts 
„IHreitenber Proceß ber Abwenbung von dem beftehenden Bunbe vollzogen, 
‚ein nener Bund aber ift bis heute nicht gefchlofien und das Facit ber 
„neuehten deutſchen Geſchichte ift fomit zur Stunde nichts als ein Zuftaub 
„dellſtändiger Zerfläftung unb allgemeiner Zerfahrenheit. Man denkt in 
„der That nicht zu nachtheilig von biefem Zuſtande, wenn man ſich ein« 
„gefteht, daß die beutfchen Regierungen im Grunde ſchon jeht nicht mehr 
„in einem feften gegenfeitigen Vertragsverhältniſſe zuſammen ſtehen, ſon⸗ 
„vera nur noch bis auf weiteres im Vorgefühle naher Kataftropben neben 
„einander fertleben. Die deutſche Revolution aber, im Stillen gefchärt, 
„wartet anf ihre Stunde.” 

Diefer Ausſicht wollte Oeſterreich zuvorkommen. Die deutſche Ras 
tion follte im ihren berechtigten Beſtrebungen wenigſtens bis auf einen 
gewiflen Grab und fo weit es unter ben obwaltenden Umfländen erreich⸗ 
bar fein mochte, ohne den Anterefien ber verfchiebenen Regierungen zu 
nahe zu treten, befriebigt werben. Die been bafür gaben Oeſterreich 
fine eigenen Erfahrungen, feine eigenen Berfaffungszuftände an bie Hanb, 
der Raifer hatte feinem Reiche eine Verfaffung gegeben, welche die vers 
ſchiebenen Stämme beffelben zur Theilnahme an den gemeinfamen Ange 
kgenbeiten berief und body fo vorfiähtig abgewogen und umfchräntt war, 
daß die Regierung keine wefentlihe Einbuße an ber ungehemmten Aus⸗ 
Übung isrer bisherigen vollen Gewalt erlitt, an der Vertretung ber vers 
Idiedenen Königreiche und Länder im Reichsrathe im Gegentheil einer 
Stüpe geaoß, ber die wieberbefeftigte Stellung bes Reiches in Europa 
weſentlich mit zu verdanken war. Sollte nicht etwas ähnliches aud) in 
Dentſchland zu erreichen fein? Die unerläßligen Bebingungen bafür 
waren num, erfilich einen Organismus auszudenken, ber ber Nation zwar 
dam gewiflen Einfluß auf ihre eigenen Angelegenheiten einräumte, aber 
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Beutfe- zugleich die Garantie bot, daß von einem Drud auf bie Regierungen 
- " Leine Rebe fein konnte und zweitens Preußen zum Verzicht auf feine bis- 
berigen Pläne und zum Eintritt in diefen neuen Organismus zu bewegen, 
Der Plan wurbe in Wien im Laufe des Juli in allen feinen Einzeln: 
beiten feftgeftellt und die Ausführung energifh in die Hand genommen. 
Durch eine von Defterreich ungewohnte Schnelligkeit follte fie überraſchen, 
burch ihren Glanz imponiren. Die erfte Mittbeilung wurde an Preußen 
gemacht, die Entgegennahme ließ aber fofort ahnen, daß dem Gelingen 
bes Plans von dieſer Seite faſt unüberfteigliche Hinderniſſe entgegen ftan- 
ben. Am 2. Auguſt madte ber Kaifer dem Könige von Preußen, der 
von Hrn. v. Bismard begleitet damals in einem öfterreichifhen Babe, 
in Gaftein, verweilte, einen Befudy, theilte ihm die bereits erwähnte Dent- 
ſchrift über die nicht länger zu verſchiebende Nothwendigleit einer Reform 
ber beutfchen Bunbesverfaffung mit und enthüllte ihm feine Abſicht, bie 
fänmtlihen deutſchen Fürſten perfönlid, zu einem Congreß nah Frank⸗ 
furt a. M. einzuladen und benfelben den Entwurf einer im Einzelnen 
ausgearbeiteten Reformacte, beren Grundzüge ber Kaifer andeutete, vor: 
zulegen. Der König verwarf ben Plan, ber ihm ganz unerwartet 
fam und befjen nähere Ausführung ihm noch nicht mitgetheilt wurde, 
keineswegs abfolut, aber er hatte bagegen allerlei: gerwichtige Bebenten 
einzuwenden und glaubte nicht, daß es ſich darum handle, ihn jedenfalls 
fofort ins Werk zu ſetzen. No ehe indeß ber Kaifer wieber abreiste, 
brachte ein Adjutant defjelben dem Könige die förmliche Einladung zu dem 
vorgefhlagenen Congreſſe und zwar ſchon auf den 16. deſſelben Monats. 
Ohne die Antwort Preußens abzuwarten, gingen alsbald auch die Einla⸗ 
dungen an bie fämmtlichen übrigen beutfchen Fürſten ab. Seht lehnte Preußen 
bie Einladung feinerfeit8 ab und als ber Kaiſer ben König aufforderte, 
fih, wofern ihn felbit feine Gefundheit an ber Theilnahme‘ verbinbere, 
wenigftens durch einen Prinzen feines Haufes vertreten zu laſſen, wurbe 
das gleichfalls fofort abgelehnt. Die Hoffnung Oeſterreichs, auch Preußen für 
feinen Plan, wenigftene für ein vorläufige Eingehen auf benfelben zu 
gewinnen, war alfo, wenn fie im Ernfte wirflich je gebegt worden, ver⸗ 
eitelt. Dagegen entfprachen bie übrigen deutſchen Fürſten ohne mwefent- 
liche Ausnahmen ſämmtlich der Einladung bes Kaifers und am 16. Auguft 
ſah Frankfurt die deutſchen Fürften mit zahlreihen Gefolge in feinen 
Mauern vereinigt, Am 17. eröffnete ber Kaifer die glänzende Berfamm- 
lung und legte feinen Mitfürften ben auch ihnen bisher im Einzelnen noch 
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unbekannt gebliebenen Entwurf vor. In feiner Eröffnungsrebe verbehlte Deurs- 
es ber Kaifer nicht, daß er ſeinerſeils nicht „mweitausfehende Berathungen“ m. 
wänfde, fonvern e8 lieber fühe, wenn bie Fürſten „in einem raſchen und 
einmüthigen Entfhluffe" ben Entwurf fofort aud zum Bgichluffe erhöben. 

Doch dazu konnten fich biefelben nicht verftehen. Der König von Bayern, 

der dem Kaifer antwortete, betonte vielmehr fofort, dag er bie Vorfchläge 

in „gewiffenhafte Erwägung” ziehen werbe unb ſprach bereit® von „Mor 
dificationen“ derſelben. Immerhin wurben fie einmütbig für eine „ges 

ägnete Grundlage” weiterer Verhandlungen anerfannt. 

Die Hauptbeftimmungen bes Entwurfes gingen dahin, den Bundes⸗ 
zwecd auf bie Wahrung nicht bloß der Sicherheit, ſondern auch ber Macht⸗ 
felung Deutfchland® nach außen auszubehnen, al® neue Organe bes 
Bundes die Leitung ber Angelegenheiten einem Directorium zu übergeben 
und demfelben einen aus den Bevollmächtigten Der Regierungen gebildeten 
Bundesrath an die Seite zu ſetzen, während pertebifch eine Verſammlung 
von Bundesahgeorbneten einberufen werben und ebenſo periodiſch eine Vers 
ſammlung der Fürften zufammentreten, endlich ein Bundesgerichtshof ge⸗ 
bildei werben ſollte. Was die Ausführung dieſes Organismus im Ein 
jenen betrifft, fo follte das Directorium aus dem Kaifer von Defterreich, 
dem Könige von Preußen, dem Könige von Bayern und zweien ber am 
8. 9. und 10. Bundesarmeecorps betbeiligten Souveränen, ber Bundes: 
rath aber aus ben Bevollmächtigten der bisherigen 17 Stinnmen des engern 
Rathes der Bundesverfammlung beftehen, doch Defterreih und Preußen 
darin ftatt 1 je 3 Stimmen führen, die Geſammtzahl ber Stimmen alfo 
af 21 erhöht werben. Die Bundesabgeorbneten follten nur alle brei Jahre 
süiammentreten, in ber Zahl von 300 zu zwei Drittheilen aus ben zweiten, 
m einem Drittbeil aus den erften Kammern ber Ständeverfammlnngen 
turh Delegation hervorgehen und mit befchliegenber Stimme an ber ges 
epgebenden Gewalt bes Bundes mitwirken; die Fürftenverfammlung enbs 
ih felte in ihren Berbanblungen ben Charakter freier Verſtändigung 
gleihberechtigter Souveräne tragen, aber ein Beſchluß derſelben nicht aufs 
halten werben Können, menn bie bejahenden Stimmen das im Bundes⸗ 
tathe je nach ber Natur des Gegenftandes vorgefägriebene Stimmverhältniß 
meihe, Seine eigene Stellung hatte Oeſterreich dadurch gewahrt, daß 
8 fh den Vorſitz im Directorium und im Bundesrathe vorbehielt und 
kine Interefien namentlich auch dadurch, daß, während zu einer förmlichen 
Krieggerflärung bes Bundes ein im Bundesrath mit zwei Dritthelfen ber 
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Duutt- Stimmen gefaßter Beſchluß erforderlich fein follte, bie Trage, ob ber 


Bund fi an dem Kriege eines feiner Glieder, das zugleich außerhalb 
des Bunbesgebietes Befisungen babe, betheiligen wolle, mit einfader 
Stimmenmebrhgit ſollte entfchieden werben können. 

Bevor noch der Congreß zur Detailberathung dieſes Entwurfes 
fchritt, trat am 21. Auguſt der fogenannte Abgeorbnetentag ebenfalle 
in Frankfurt zufummen, um fid) über denfelben auszuſprechen. Wehr als 
300 Mitglieder der Ständeverfanmmlungen der verfchiedenen deutſchen 
Staaten, Oeſterreich allein ausgenonmen, fanden fi dazu ein. Obgleich 
ohne Mandat für biefen Zwed mochte die Berfammlung doch mit Fug 
als bie Vertretung nicht der Geſammtheit aber doch eines großen Theile, 
vielleicht ber überwiegenden Mehrheit ber Nation betrachtet werben und 
ihr Beſchluß mußte daher als ein fhwerwiegenbes Moment in die Wag- 
ſchaale fallen. Einftimmig ging derjelbe dahin, daß dic Berfammlung 
zwar „mur von einer bundesſtaatlichen Einheit, wie fie in der Reichsver⸗ 
„faſſung von 1849 rechtlichen Ausdrud gefunden babe, die volle Befrie- 
„digung der Bebürfnifie der Nation hoffe”, daß fie indeß „ber innern Krifis 
„und ben äußeren Fragen gegenüber nicht in der Lage fei, zu Oeſterreichs 
„Entwurf fi lediglich verneinend zu verhalten;” fie glaube aber cine 
Reihe von Einzelbeflimmungen der Reformacte, insbefondere bie Zuſammen⸗ 
fegung und bie Competenz ber Delegirtenvertretung für „höchſt bedenklich“ 
und bie Bildung einer von ber Nation ermwählten Vertretung ale „uners 
läßliche Vorbebingung des Gelingens“ bezeichnen zu müflen, indem unter 
allen Umftänden eine endliche Löfung der deutſchen Frage nicht von einent 
einfeitigen Vorgehen ber Regierung zu erwarten fei, fondern nur von ber 
Zufimmung einer nad) Norm der Bundesbefchlüffe vom 30. März und 
7. April 1848 zu berufenden Nationalvertretung. ” 

Am folgenden Tage begann ber Fürftencongrek die Berathung bes 
Entwurfs. Der Kaifer führte den Vorfik und leitete bie Verhandlungen. 
Sn einem befondern PBromemoria an bie fänmtlihen Theilnehmer bes 
Congreſſes fuchte Defterreih zum Voraus den Grunbfaß feftzuftellen, daß 
Abänderungsanträge wenigftend nicht gegen „das Syſtem und bie leiten 
ben Gedanken“ feines Entwurfes gerichtet fein dürften und feinem Wunfche 
Eingang zu verichaffen, baß bie Fürften nur über die Hauptpunkte Bes 
ſchluß faßten und daß es bezüglich derjenigen Beftimmungen, über welche 
fein anberweitiges Einverſtändniß zu Stande kommen follte, bei ber Faf⸗ 
tung bes Sfterreichifhen Entwurfs fein Bewenden haben ſollte. Gegen 


Urberägt der Ercigniſſe des ZBahres 1068. 991 


bie erſtere Zumuihung wahrte fi indeß Baben feine Freiheit und was — 


vie Ichtere betraf, fo mochte bie Mehrheit der Fürſten ſich doch nicht fo 
weit ber abfoluten Leitung Oeſterreichs bingeben unb zog es vor, bem 
Entwurf vielmehr Punkt für Punkt bie zu Ende zu berathen. Don ben 
befhleffenen Abänderungen verbienen wenigftens einige als in verſchiedenen 
Beriehungen beſenders bezeichnenb hervorgehoben zu werben: Die Zahl 
der Mitglieder des Directoriums wurde von 5 auf 6 Mitglieder erhoben, 
b. 5. den übrigen Fürften außer Oeſterreich, Preußen und Bayern 3 ftatt 
bleß 2 Mitglieder zugeftanden; ferner wurde für weitere Abänberungen ber 
Omnbesverfaffung oder die Einführung neuer organifher Einrichtungen 
u. del. ftatt ber von Defterreih proponirten 17 Stimmen vielmehr Stims 
meneinbelligleit geforbert und endlich für Theilnahme des Bundes an einem 
Kriege folder Bunbesfärften, die zugleich auch außerhalb bes Bundes Des 
fäungen haben, nicht bloß Stimmenmehrheit, fonbern wie für einen Bun⸗ 
vehfrieg zwei Dritibeile der Stimmen verlangt. Am 1. September wurbe 
der Congreß geſchloſſen. Baden fiimmte dem Flaborat als Ganzem nicht 
zu und gab eine befonbere Schlußerlärung zu Protokoll. Noch befchloffen bie 
Tarken, die vor Beginn ihrer Spezialberathungen eine Gollectiveinladung 
jur Tpeitnahme an Preußen gerichtet hatten, die dieſes jedoch ebenfo wie bie 
fräßere Einladung Oeſterreichs ablehnte, wiederum eine Gollectiveinlabung 
an dadfelbe, ihren Beichlüffen beizutreten. Dann trennten fie fi. Die 
Anſchauungen ber öffentlichen Meinung über das Refultat des Congreffes 
Singen weit auseinander. Biele gaben fi der Hoffnung bin, daß ein 
Ichensfähigee Werk gefchaffen werden fei und wenn fie auch geftehen muß⸗ 
ten, da das Gebotene ſelbſt den befcheidenften Wünfchen der Nation kaum 
grüge, ſo tröfteten fie fi damit, daß etwas body befler fei als gar nicht. 
So viel aber flaub für Jedermann feſt, daß bie unveränderte Aufrecht⸗ 
hltung der bisherigen Bundesverfaffung von allen Betheiligten, Fürſten 
wie Völlern, nunmehr förmlich und definitiv Preis gegeben war. 


L 


Bährend biefer Vorgänge in Deutfchland hatten die biplomatifchen Rublau. 


Verhendlungen ber brei Mächte mit Rußland zu Gunften Polens eine 
entſcheidende Werbung genommen. Um dem erften Aufbraufen ber öffent 
lihen Meinuug Europa's einige Genugthuung zu gewähren und ihr Zeit 
mu laſſen, fich wieder zu ſeden, Hatte das ruffifche Eabinet fi mit ben 
bei Mächten in einläßliche Verhandlungen eingelaflen und fi) wenigftens 
den Anſchein gegeben, ihren Wünfchen entgegen kommen zu wollen, zumal 
© Anfangs nicht ſicher war, mit der in Polen vorhandenen Militärmadit 
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Rufland, bie Inſurrection nieberbrüden zu Können und felbft auf bie öffentliche 
Meinung in Rußland nicht abſolut zählen konnte. Sobald aber biefe 
gänzlich zu Gunften ber Regierung umgejchlagen hatte und fobald es durch 
Herbeiziehung neuer Militärmafien ſich ſtark genug fühlte, Polen neuers 
bings zu bewältigen, ſtand fein Eniſchluß feft, ſich in feine Unterhanbluns 
gen einzulaffen, bevor das Land wieber unterworfen fei und aud dann 
fi die Maßregeln der Pacification nit von außen dictiren zu laſſen, 
fondern nad eigenem Ermeſſen und ausſchließlich rufjifchem Intereſſe zu 
handeln. So erfolgte denn am 13. Juli die Antwort Rußlands auf dem 
zweiten Schritt ber brei Mächte, bie in jeber Beziehung und unumwunden 
ablehnend lautete. Es verwarf bie Erörterung der ſechs Punkte, jo lange 
die Ordnung in Polen nicht wieberhergeftellt fei, den Waffenſtillſtand als 
mit ber Würde bes Kaifers unverträglic, bie vorgefchlagenen Conferenzen 
der Wiener Vertragsmächte endlich, indem es lediglich Konferenzen ber 
brei Theilungsmächte für angemeflen exflärte. Seine Maßnahmen in Polen 
felbft entfprachen der Stellung, die er in folder Weife Europa gegenüber 
einnahm. Schon im Mai war der bisherige Gounerneur von Litihauen, 
General Nazimow, abberufen und durch General Murawiew erfegt wor⸗ 
ben, ber fofort die äußerften Mittel ergriff, um ben Aufſtand nieberzus 
Schlagen und ben polnifchen Abel in feinen Gouvernements völlig zu vers 
nichten. Im Juli wurbe auch Wielopolski, die Seele der bish. ruffifchen 
Regierung in Warſchau, entlaffen oder in Urfaub geſchickt und an feine Stelle 
Gen. Berg ernannt, ber auch feinerfeits Feine andere Aufgabe Fannte, ale 
ven Aufftand durch jedes Mittel, fei es welches immer es wolle, zu bes 
endigen. Unter biefen Umftänden blieb ben drei Mächten Taum etwas 
anderes übrig, als bie ganze Trage fallen zu laſſen oder alsbald zum 
Schwerte zu greifen. Es fcheint, daß Frankreich unter Umftänden hiezu 
nicht ungeneigt war. Schon im Juni hatte es England und Oefterreidy eine 
engere Allianz zu biefem Zweckee vorgefchlagen und ſich gegenüber Oeſter⸗ 
zeich fpeziell bereit erklärt, ihm jede Unterftüßung zugufichern, auf welche 
dasſelbe nütlicher Weife rechnen könne, fowie jede Garantie zu leiſten, 
bie dasfelbe für feine Intereſſen fordern könne Allein Oefterreich ging 
nit darauf ein, England wünfchte um jeben Preis den Frieden zu er⸗ 
halten, Schweben bot Frankreich für einen Krieg nur eine durchaus un= 
zureichenbe Unterlage, Preußen aber ſtand auf der Seite Ruflande, So 
fah fi Frankreich volllommen ifolirt. In ber eriten Hälfte bes Auguſt 
richteten zwar Frankreich, England und Defterreih noch einmal überein 
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fimmende Depeichen an bas Gabinet von St. Peteröburg, ader eigentlich Rusiamt. 
mr, um bie totale Ablehnung aller ihrer Forderungen von Seite Rußs 
lande zu conftatiren und basfelbe für bie Folgen verantwortlich zu machen, 
Lie Gefahr für Rußland war befeitigt. Es zögerte daher and nicht wit 
feiner Antwert, in ber es bie Discuffion für gefchloffen erflärte. England 
mußte darauf zum Boraus gefaßt fein, Oeſterreich ſchien faft frob, aus feiner 
theilweiſe fchiefen Stellung dadurch herausgelommen zu fein, Frankreich allein 
glaubte fi) wenigften® nicht ohne weiteres bamit begnügen zu bürfen. 

Frankreichs Stellung war allerdings eine andere als diejenige der Best 
beiden Staaten, die ſich ihm in dieſer Frage näher angeſchloſſen und mit 
ihm es unternommen hatten, bie ffentlihe Meinung Europa's, bie In⸗ 
treffen ber Humanität und bie Rechte eines unterbrädten Volkes gegens 
über dem ruffifchen Cabinet zu vertreten. Napoleon mußte auf bie dfs 
fentlide Meinung feines Landes mehr Rückſicht nehmen als bie öſterrei⸗ 
chiſche Regierumg und ging nicht davon aus, um jeden Preis einen Krieg 
vermeiben zu wollen, wie England. Aber ohne Allüürte konnte ex 
nicht daran benten. Auch Frankreich blieb daher nichts anderes übrig, 
als bie polnifche Frage fallen zu laſſen. Indeß mußte wenigſtens 
ein Aueweg gefunden werden, ber den Schein retteie, wenn Polen befinitiw 
Preis gegeben werben follte; bie inneren Berhältniffe Frankreichs machten 
dieh dem Kaifer zur doppelten Pfliht. Am 12. Januar 1863 war ber 
gelebgebenbe Körper zu feiner letzten Ecffion zufammengetreten. “Der 
Raifer eröffnete fie mit einer Thronrede, in ber er einen befriebigten 
Rüdblick auf die verfloffenen fünf Jahre warf, um der Verſammlung zu 
erflären, daß es in feinen Augen ein Act der Unbantbarkeit geweſen wäre, 
wenn er, wie es bie öffentliche Meinung gewünfcht und eine Zeitlang fogar 
emartet hatte, dem von ber Berfaflung geſteckten Termine vorgegriffen 
u ſchon früher Neuwahlen angeorbnet Hätte, und um fchon jest bie 
Heffmng auszuſprechen, daß das Land ihm bemnächft eine ebenfo ergebene 
Kammer, wie dieſe war, ſchicken möchte. „Sagen Cie Ihren Mitbürgern, 
„ihleß er, daß ich ſtets bereit fein werbe, Alles angunchmen, was im 
„Jikrefle der großen Anzahl ift; aber wenn es benfelben am Kerzen 
„het, das begonnene Werk zu erleichtern, fo empfehlen Sie ihnen auch, 
‚Eonfiicte zu vermeiden, welche nur Mifbehagen erzeugen, bie Berfaffung, 
„welhe Ihr Werk ift, zu befeftigen und in bie neue Kammer Männer zu 
‚fhiden, die wie Sie ohne Rüdhalt das gegenwärtige Syſtem annehmen 
‚amd fruchtloſen Rämpfen ernſte Berathungen vorziehen.“ 
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Der Wunfch wie bie Sorge des Kaiſers Tag nahe genug. Jn ber 


” öffentlichen Meinung Frankreichs war in ben Iehten Jahren ein entfchie: 


bener Umſchwung eingetreten. Nachdem das Kaiferreich bem allgemeinen 
Gefühl der Unflerheit und ber völlig ungemwiffen Zukunft, ber das Land 
entgegen trieb, ein Ende gemacht unb eine fefte Ordnung gegründet hatte, 
ergab fic) bie Nation, nur um die „Ordnung“ nicht zu gefährden, faft 
willenloß in das eiferne Regiment, das bem frangöflfhen Namen wieber 
das alte Uebergewicht in Furopa verfchaffte und unter deſſen Schub Handel 
nnd Induſtrie einen allgemeinen Aufihwung nahmen. Paris wurde burdy 
ungeheure Bauten eine ganz neue Stadt und eine Zeitlang ſchien es, als 
ob feine Bevölkerung, bie fo oft Regierungen erhoben unb wieder ge: 
ſturzt hatte, alles andere vergeffen babe, um nur nach Gelb unb Lurus zu 
jagen. Allmählig jeboch hatte fi eine andere Strömung bemerkbar ges 
macht und drohte immer mächtiger anzufchwellen. Während Frankreich 
fort und fort an der Spike ber Eivilifation ſtehen wollte und im 
feiner auswärtigen Politit e8 überall als feine Aufgabe betrachtete, bie 
Seen ber Zeit zur Oeltung zu bringen unb ben Völkern in ihrem be: 
rechtigten Widerſtand gegen Unterbrüdung eine bülfreiche Hand zu bieten, 
Hatten bie Franzoſen felbft alle politifchen Freiheiten zum Vortheil ber 
Gewalt eingebüßt und waren zu willeniofen Werkzeugen eines einzigen 
Mannes geworben. Satt der „Orbnung“ und überfättigt bavon begann wie: 
ber der Drang nad Freiheit fi geltend zu maden. Bon allen Seiten 
eingeengt und zurüdgebrängt und bem Kaifer nur langſam cimige wenige 
Eoncefftonen abringend, mochte fi) diefer Drang wenigftens bei ben Wah⸗ 
len zum gefeßgebenden Körper geltend machen. Am 8. Mai erfolgte ber 
Schluß der Seffton und um ber Wahlagitation fo enge Schranken wie 
möglich zu ziehen, wurben bie Neuwahlen fchon auf Ende deſſelben Mo: 
nats angefebt. Trotzdem brachte das Mefultat ben in ben Gemätbern 
eingetreienen Umſchwung zu vollem Ausdruck. Wohl fidherte das allge: 
meine Stimmredt, bie Unterſtützung ber weit überwiegenden Mehrheit 
des Klerus und ein ohne allen Rüdhalt und ohne alles Maaß geübter 
Einfluß der Gewalt im Intereſſe ber offiziellen Candidaturen ber Regie: 
rung auf dem flachen Lande und in ber Mehrzahl ber Meineren und mitt: 
Veren Städte das unbebingte Uebergewicht. Allein anders in Baris und 
In den übrigen großen Städten bed Landes. Umſonſt fchleuberte Perfigy, 
ber Minifter des Innern, ein Manifeſt gegen bie „alten Parteien”, bie 
„sum erftien Mal feit ben Beſtehen bes Kaiſerreicht es wagten, bie 
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‚Staatseinrichtungen, welche fi Frankreich gegeben, Angeſichts der wüger · 
‚meinen Abſtimmung anzugreifen“, umfonft ging er fo weit, bie Candi⸗ 
batur bes Hrn. Thiers in Paris ganz insbeſondere und mit allen Mitteln 
zu bekämpfen. Die Regierung erlitt in Rari® eine vollfländige Ricber: 
Inge: auch nicht ein einziger ihrer Caubidaten vermechte durchzudringen; 
Hr. Thierd wurde mit großer Majorität gewählt. Aud bie großen 
Städte Lyon, Marfeille, Bordeanr erflärten ſich überwiegend gegen bie 
Regierung, in fehr vielen anderen ergab die Abflimmung wenigftens eine 
Rare Minderheit für die Candidaten der Oppofition. Im Ganzen freilich 
blieb das Uebergewicht immerhin überwältigend auf Seite ber Regierung : 
249 offiziellen Candidaten gegenüber hatten nur 34 wider Willen ber 
Gewalt ihre Wahl durchzuſetzen vermocht. Indeß auch fo blieb bie That⸗ 
jache für die Entwickelung der öffentlichen Meinung Frankreichs beden⸗ 
tungdeoll genug. Der Kaiſer konnte fih darüber kaum einer Täufhung 
hingeben. 

Zu dieſer Schwierigkeit im Innern kam die miexicaniſche Trage, Dierice. 
die um fo ſchwerer auf ihm laſiete, als das ganze Unternehmen in Frank⸗ 
reich durchaus unpepulär war. Konnte es auch nicht zweifelhaft fein, 
daß bie frangäfifche Erpekitionsarmee bis nach Mertco verbringen werde, 
fo war doch ſelbſt biefer Erfolg nur durch ſchwere Opfer an Gelb und 
Renſchenleben zu erlangen und das politifche Refultat auch bann noch ein 
[ehr unfiheres. Die Schlappe, welche bie franzöflfchen Waffen im vorigen 
Johre ver Puebla erlitten hatten, mußte indeß unter allen Umftänben 
auſgewetzt werben und fo unvorfichtig fie fi damals vorgewagt hatte, 
ie verfichlig wurden jet bie Vorbereitungen zu bem neuen Feldzuge ges 
offen. Erft im Februar brad General Forey mit feiner Armee von 
Stizaba anf, faſt zehn Monate nach jenem Greigniß. Am 16. März 
lapten bie Franzoſen wieber vor Puebla an und begannen fofort bie 
delogerung. Die Mericaner, welche bie Stadt unter General Ortega 
beicht hielten, legten eine Tapferkeit, einen Muth unb eine Ausdauer am 
den Tag, die Niemand ihnen zugetraut hatte. Erft nad zwei Monaten 
gelang es General Forey, die Stabt zur Webergabe zu zwingen, nachdem 
mehrere Forts derſelben nicht ohne empfindliche Verluſie erflürmt worben 
waren und im mehreren Straßen Haus für Haus hatte genommen wers 
den müffen, erſt nachdem ein Berfuh der Mericaner, die Stabt welter 
mil Lebensmitteln zu verfehen, gefcheitert war. Diefes Refultat war für 
de Framofen nichts weniger als vielverſprechend. Zum Gläd für fie 
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ergab es ſich jedoch bald, daß die Widerſtandskraft bes mericanifchen Staats mit 
der Uebergabe Puebla's erfchöpft war. Die Räffe zwiſchen Puebla und Mexico 
wurben nicht weiter vertheidigt, Merico felbft ſchon am 31. Mat von 
Inarez, der fid mit dem Reſt der Armee nah San Luis Botofi zurüd- 
309, geräumt. General Forey hielt am 10. Juni mit etwa 15,000 Mann 
feinen Einzug in bie Hauptſtadt. Er ernannte fefort eine Dberjunta 
von 35 Mitgliedern, weldye ihrerfeits eine Art Negentfchaft aus dem Ge: 
neral Almonte, dem Erzbiichof Labaftida und dem General Salas befte: 
hend einfebte, und berief 215 Notable des Landes, um über bie zukünftige 
Regierungsferm zu entfcheiden. Schon am 11. Juli beſchloſſen dieſe ein: 
flimmig die Einführung einer abfoluten erblihen Monardie und mählten 
den Erzherzog Ferdinand Marimilian von Defterreid nad ben Wünſchen 
bes Kaifers Napoleon zum Kaifer. Eine Deputation ging fofert nad 
Europa, um den Erzherzog zur Annahme der Wahl einzulaben: bie Ant: 
wort lautete nicht ablehnend, doch vorerft auch noch nicht definitiv zuſtim⸗ 
mend. General Forey verließ jedoch Merico zu Anfang Detobers, und 
überließ die vollftändige Unterwerfung des Landes feinem Nachfolger, Ge 
neral Bazaine. Eine Anzahl Erpebitionen ging zu dieſem Zwede von 
Merico ab und fo weit die franzöſiſchen Waffen vorbrangen, leifteten bie 
Mericaner weiter keinen nennenswerthen Widerftand; wo bie Franzoſen 
einzogen, erflärten fich die Behörden ohne große Schwierigkeiten für bie 
Monarchie und den Erzherzog Mar. Doch gelang es bis zu Ende bes 
Jahres nicht, Juarez zu unterwerfen ober zu Räumung bes Landes felbit 
zu zwingen, obgleih er am 17. December auch San Luis Potoſi den 
Franzoſen zu überlaffen ſich genöthigt fah. Don einer völligen Unter⸗ 
werfung, bon einer dauernden Pacification bes ausgedehnten Landes Tonnte 
eine Rede fein; überall machten Guerillas die Straße unficher, ſelbſt 
zwifchen Mexico und Veracruz, nur der organifirte Widerftand konnte als 
gebrochen betrachtet werben. Inzwiſchen trat ben Franzoſen eine anbere 
Schwierigkeit entgegen. Seit dem Beginn der Expedition hatten fie fih 
im Lande felbft auf bie clericale Partei im Gegenſatz gegen die durch 
Juarez vertretene liberale zu fügen gefucht. Die ungemeflenen Anfprüde 
ber erfteren, welche ben Verkauf ber Kirchengüter wieber rüdgängig machen 
wolkten, zwang indeß General Bazaine offen mit ihr zu brechen; ber Erz⸗ 
bifchof: Labaſtida nahm an ber Regentſchaft keinen Theil mehr. Eine 
Mittelpartei befteht nicht, felbft die Elemente fehlen, um eine foldhe zu 
bilden. Sp waren die Franzofen mehr und mehr ohne andere Stüge im 
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Lande als ihre Waffen und der Kaifer mußte immer dringender wänfden, Deich 
in Folge einer definitiven Ilebereinfunft mit dem Erzherzog Mar feine 
Irappen zurückziehen zu Können. 

Die ganze mericanifche Erpebition machte trotz des militärifchen Er⸗ ge 
ſolges den Eindruck eines vom Kaiſer begangenen Fehlers, ber durch das 
Reſultat der Wahlen in Frankreich ſelbſt nicht auſgewogen wurde. Die 
diplomatiſche Erledigung der polniſchen Frage mußte daher um fo ſorg⸗ 
fältiger erwogen werben, ſelbſt wenn fie ſchließlich fallen gelaſſen werben 
müßte. Der Kaiſer fand einen Ausweg. Am 5. November eröffnete ex 
die Seffion ber Kammern, Er ging in ber Thronrede über das Ergeb⸗ 
nig ber Wahlen Leicht hinweg, indem er die Nieberlage ber Negierung in 
Paris einfach lokalen Meinungsverichiebenbeiten” zufchrieb und fih damit 
tröftete, daß „alle Mitglieder ber Berfammlung ihm benfelben Eib ges 
leiſet hätten, ber ihm für ihren Beiſtand bürge”, und ging dann fehr 
mefährlich zur polnischen Frage über, um mit der Idee zu ſchließen, daß 
nur ein enropäifcher Congreß, dem biefe fowie alle amberen zur Zeit ned 
ungelöften europäifchen Fragen zur Entſcheidung vorzulegen wären, im 
Stande fei, einen allgemeinen Krieg abzuwenden. „Die Beriräge von 
„1815, erlärte er, haben aufgehört zu eriftiren. Die Macht der Greigs 
‚nife bat fie geftärzt oder ſtrebt babin, fie zu flürzen. Was ift alfo 
„gerehtfertigter und vernünftiger, als bie europälfchen Mächte zu einem 
„Songrefle einzuladen, auf welchem Eigenliebe und Widerftand vor einem 
‚eberſten Schiebsgericht verſchwinden würben? Laflen Sie ung ben Muth 
‚saben, an die Stelle eines Frankhaften und unfihern Zuftanbes bauer 
„halte und regelmäßige Berhältniffe zu feben, auch wenn biefelben Opfer 
‚toten follten. Bereinigen wir uns, ohne vorgejaßtes Syftem, ohne ers 
‚Aufiven Ehrgeiz, bloß von dem Gedanken befeelt, einen Zuſtand ber Dinge 
„serzuftellen, ver fich Binfort auf das wohlverftandene Sintereffe der Herr⸗ 
‚er und Bölker ſtützt. Diefer Aufruf, gern will ich e6 glauben, wirb 
„von Allen gehört werden. Kine Weigerung würde geheime Pläne vers 
„mntben laſſen, die das Tageslicht fcheuen. Aber ſelbſt wenn der Vor⸗ 
aſchlag nit einflimmig genehmigt würde, bätte er dad ben ungeheuren 
„Lertheil, Europa bemerflich gemacht zu haben, wo bie Gefahr und bie 
„Rettung liegt. Zwei Wege fliehen offen. Der eine führt zum Fort⸗ 
„chtitt durch die Verföhnung und den rieben, ber andere, früher ober 
‚Ihäter, ja fogar auf verhängnißvelle Weife zum Kriege durch bartuädiges 
‚öehhalten an einer überwundenen Vergangenheit, Sie Eennen bamit bie 
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Bent „Sprache, die ich vor Europa zu führen beabſichtige. Bon Zhnen gebilligt, 
9 „durch die Öffentlihe Zuſtimmung fanctionirt, kann fie nicht verfehlen, ge: 
„bört zu werben, weil ih im Namen Frankreichs ſpreche.“ Ohne Verzug 
gingen an alle fouveränen Fürften Europa’s die Ginladungen zu einem 
ſolchen Eongrefje und zwar in Paris ab. Die polnifhe Trage wurde 
unter diefer Form auch von Frankreich fallen gelaflen und Rußland hatte 
nunmehr freie Hand, die Infurrection, von Europa weiter unbehelligt, 
gewaltfam zu erdrüden und die Schwierigfeiten in der ihm convenivenden 
Weiſe zu löfen. 
Europa war zunächſt mit ber tranzöfifchen Congreßidee befchäftigt. 
Die öffentliche Meinung ward fi indeß bald darüber Har, daß ver Vor: 
ſchlag von Seite Napoleons kein uneigennäßiger war. Kam ber Congreß 
"nicht zu Stande, fo wälzte der Kaifer feinem eigenen Lande wie Europa 
gegenüber jede DVerantworlichkeit ab, kam er dagegen zu Stande, fo fiel 
ibm, obwohl er es befcheiben ablehnte, die Rolle eines Schiedsrichters 
von Europa bis anf einen gewiflen Grad wenigſtens nothwendig von 
ſelbſt zu, zumal Frankreich bei Feiner einzigen der ſchwebenden europäiſchen 
Fragen birecte und fo betheiligt war, daß von irgend einer Seite von 
ihm ein Opfer bätte gefordert werden Tünnen, während auf der andern 
Seite fat feine einzige Macht war, die das für fich nicht befürchten mußte 
und überdieß bot der Eongreß den Anlaß zu neuen Allianzen, neuen 
Gombinationen für Frankreich und dieß gerade für den in der That 
nicht unmöglichen, vielleicht fogar wahrſcheinlichen Fall, daß er flatt zu 
einem" dauernden trieben im Oegentheil nur zu neuen ‘Differenzen und 
tieferen Spaltungen führen würde. Die Regierungen ber verjchiebenen 
Staaten Europa’s nahmen daher die Einladung meift nur mit großem 
Miptrauen entgegen. Bloß zwei Staaten gingen fofort und mit Kifer 
auf den Vorfchlag ein, Stalien und Dänemark, weil das eine wie das 
andere von einem ſolchen Congreſſe nur Vortheile hoffen zu bürfen und 
keineswegs Opfer befürchten zu müſſen glaubte. Die übrigen fagten zwar 
theils zu, theils lehnten fie wenigftens nicht ab. Doch geſchah es nicht 
ohne Vorbehalte. Die meilten ließen in ihren Antworten wenigſtens 
durchbliclen, daß fie von dem Vorſchlage, fo lockend er auch lautete, unter 
ben obwaltenden Verhältmiffen ber europäifchen Staaten unter ſich wenig 
ober einen Erfolg erwarteten. England allein Hatte den Muth, diefe 
feine Ueberzeugung auch) offen auszufprechen, in einer einläßlichen Depeſche 
m das franzofiſche Cabinet mit Rädficht auf jede einzelne der zu Idfenden 
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ragen näher zu begründen und bie Einlabung ſchließlich befinitin abzu⸗ Truat- 
lehnen. Da das britiſche Gabinet bamit nur ausfprad, was bie meiſten 
übrigen Cabinete nicht minder gebucht und nur außzmfprechen nicht gewagt 
hatten, fo mußte der ganze Plan durch bie Weigerung Englandeé als ger 
ſcheitert betrachtet werben. Fraukreich ſelbſt konnte fi darüber nicht 
tänſchen, wenn es auch bie Idee ſelbſt aufrecht zu erhalten bemüht war. 

Der Kaiſer fühlte ſich perſönlich verlegt und bald geſtatteten fi die Ber: 
bältniffe Europa's fo, daß er in ber Lage war, es England aufs eu: 
pimblichfte fühlen zu laflen. 

Am 15. November farb ganz umerwartet der König Friedrich VIE Din 
von Dänemart. Mit ibm erlofch der Manneſtamm der königl. Linie eG 
Hanfes Oldenburg. Das Ereigniß mochte wohl ganz Europa in Bewegung 
jegen, ber Fortbeftand ber bieh. däniſchen Monarchie war badurc in Frage 
geſtellt. Nach dem bisher geltenden, auerkanuten Erbrechte mußte fie aus⸗ 
einanberfallen. Das eigentliche Koͤnigreich Danemark und bie beutichen Ders 
zogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg folgten verſchiedenem Rechte: 
in jenem war auch bie weibliche Linie zur Erbfolge berechtigt, in biefem 
Dagegen nicht und follte ber Thron auf den Mannsftamm einer der jüns 
geren Linien bes Hauſes Oldenburg übergeben. Der für Dänemark ver⸗ 
böngnigoolle Moment war indeß längſt vorausgefehen werben unb fomehl 
König Friedrich ale fein unmittelbarer Borgänger auf bem Thron von 
Dänemark hatten fich bemüßt, benfelben abzuwenden und das biöher gäls 
tige Erbjolgerecht mit Zuftimmung Europa's abzuändern. Mit Hülfe 
Deſterreichs und Preußens mar dieß im Jahr 1852 vorläufig gelungen, 
England, Frankreich, Rußland, DOefterreih und Preußen, Schweben uab 
Dänemark unterzeichneten am 8. Mai jenes Jahres zu London einen Vers 
trag, durch weiches fie bie Bemühungen König Friedrich VII, feine fännmte 
lichen Staaten au für ben Fall feines Todes beifammen zu erhalten, 
als in. europäifchem Intereſſe für begründet erachteten und fich verpflich 
teten, den Prinzen Chriſtian von Schleswig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗Glucks⸗ 
burg im Falle des Ablebens Friedrich VII. als feinen Rachfolger in: allen 
jenen Staaten anerkennen zu wollen, obgleih Prinz Chriſtian nad den 
befteßenden Erbrechten weber anf bie Nachfolge in Dänemark, noch auf 
diejenige in ben bentfhen Herzogthümern rechtliche Anſprüche machen 
teuute. Der Vertrag von London war ſomit ein bloßer Audfluß polis 
tiiher Couvenienz und konnte rechtliche Wirkung nur erlangen, wenn ch 
vom König Friedrich gelang, ſowohl die ſämmtlichen näher berechtigten 
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Dine Agnaten zum Berzicht auf ihre Anſprüche als auch die Stände der ver⸗ 
fhtedenen Theile feines Reichs zur Anerkennung jener Abmachung zu ver: 
mögen. Er ftarb indeß, ohne daß ihm dieß gelungen wäre. Zwar hatte 
er fo viel erreicht, daß für das eigentliche Dänemark bie näher Berechtig⸗ 
ten fowohl als ber däniſche Reichstag bem Abkommen beipflichteten und 
für das eigentliche Dänemark mochte ihm denn auch Prinz Ebriftian un: 
beftritten folgen. Aber für bie deutfchen Kerzogthümer war das feines: 
wegs ber, Hal. Sobald daher König Friedrich die Augen geſchloſſen hatte, 
erhob der Erbprinz von Schleswig-Holftein-Sonderburg-Augufteuburg als 
nächſter Agnat feine Anfprücde auf die Herzogthümer Schleswig, Holftein 
und Lauenburg. Scen am 16. November erklärte er feinen Regierungs⸗ 
antritt als Herzog Friedrich VIII. von Schleswig-Holſtein und fuchte fein 
Recht zunächft beim deutſchen Bunde zur Geltung zu bringen. Inzwiſchen 
wor Prinz Chriſtian in Kopenhagen nicht bloß als König von Dänemart, 
fondern auch ale Herzog von Schleswig, Holftein und Lauenburg audge: 
rufen worben unb vorerſt waren bieje wie jene in feinen. Beliß. 

Der Tod des Könige Triebrich erfolgte in einem für Dänemarl 
beſonders gefährlichen Momente. Der Iangjährige Streit zwiſchen Däne⸗ 
mark und Deutichland über bie Rechte und Anfprüce ver Herzogthümer 
war, ganz abgefehen von der Erbfolgefrage, gerade zu einem Punkte ge 
biehen, wo alle weiteren biplomatifchen Unterhandlungen fruchtlos und dem 
beutfchen Bunde nichts anderes übrig zu bleiben fchien, als zu Zwangs⸗ 
mitteln zu greifen. Durch bie Vereinbarungen von 1851— 52 zwiſchen Däne: 
mark und ben beiden beutjchen Großmächten als Mandataren bes beutfchen 
Bandes, anf deren Grund allein Preußen und Defterreich dem Londoner 
Bertrage beigeiveten waren, hatte ſich Dänemark verpflichtet, nicht bloß bie 
Provinztalverfaflungen Ber deutſchen Herzogthümer wieder herzuftellen, fon: 
bern dem Neiche durch Vereinbarung mit den verfchlebenen Stänbever: 
fammlungen feier einzelnen Beftandtheile eine Geſammtverfaſſung zu 
geben, durch welche die Herzogthümer nicht minder als das eigentliche 
Dänemark ihren berechtigten Antheil an ben gemeinfamen Angelegenbeiten 
nehmen und einen billigen Einfluß auf diefelben follten ausüben können; 
außerdem hatte Dänemark die ausdrüdliche Verpflichtung übernonmen, 
das Herzogthum Schleswig niemals bem eigentlichen Dänemark einzuver: 
Velden. Weber ber einen noch ber andern Verpflihtung war Dänemarl 
nachgelommen, nnb es hatte ſich deßhalb zwiſchen bem beuifchen Bunde 
und ber bänifhen Regierung ein Streit über bie auf jene Vereinbarungen 
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von ISE1— 52 gegriiudeten RNechte und Anſprüche zunächft Holfteing, 
dann auch Schlecwigo entſponnen, ber fi auf bie unerquicklichſte Weiſe 
eh die letzten 12 Jahre hindurchſchleppte, ohne zu irgend einem 
Refultate zu führen. Wie ein Aal wand fih Dänemark Deutſchland 
gegenüber, um feinem gegebenen Worte zu entſchlüpfen, während es in ben 
Serzogthämern ſelbſt alle Mittel der Gewalt in Bewegung fehte, um ſie 
feines Willen zu beugen. Mehr ale einmal befhloß der Bund Erecution 
in Holflein, aber jebesmal ging er wieder zurüd und febte fle vorerft 
wicber aus, fobalb Dänemark auch nur eine Meine Gonceffion und felbft 
biefe nur ſcheinbar zu machen verfprach. Wo es nur möglich war, ſprach 
fich die Offentliche Meinung in Deutſchland laut und energifh zu Gunften 
ber ſchwer gekränkten Rechte nicht bloß Holfteins, fondern auch Schleswigs 
amt, ohne jedoch einen weſentlichen Einfluß auf bie ber ganzen Angelegen: 
- Beit in ihrer Mehrheit nur wenig geneigte Bunbesverfammlung in Frank: 
furt aushben zu Tönnen. Die Wiberftandbsfraft ber Herzogthümet mußte 
endlich, fo dachte Dänemark, erlahmen, bie öffentliche Meinung in Deutſch⸗ 
land felbſt ermäben. Schritt für Schritt kam Dänemar? feinem Ziele näher 
unb wenn es baranf verzichten mußte, Holſtein in eine ganz zuın Vortheile 
des Rinigreich® auſsgedachte Sefammiftaatsverfaffung hineinzuzwaͤngen, fo ges 
ſchah es doch mtr, um dagegen Schleswig befto fefler zu faſſen umb in biefer 
oder jener Form fackiſch dem Königreich zu Incorporiren. Die Geſammtſtaats⸗ 


partei hatte in Kopenhagen längft der eiberbänifchen weichen müflen: ihr 


gehörte das Minifierium Hal, ihr bie große Mehrheit ſowohl bes däni⸗ 
ſchen Reichstags ale bed ur noch für das Königreich und Schleswig bes 
ſtehenben Reichſsraths an. Alles ſchien endlich ben Dänen zu einem ents 
ideidenden Schlage reif zu fein. Im Frühjahr fiel er zuerft gegen Holſtein, 
im Spätherbft gegen Schleswig: am 30. März wurbe burch eine koͤnig⸗ 
Ihe Bekanntmachung ohne Zuſtimmung ber Stände und gegen ihren 
Billen Holſtein aus ber Geſammtheit ausgefchieben, fo weit dieß bem 
bäniiden Intereſſe biete, und am 13. November vom fog. Rumpfreiche: 
tath eine nene VBerfaffung für Dänemark: Schleswig, bie biefes factifch 
in jenes incorporirte, angenommen. Zwei Tage fpäter ſtarb König Fried⸗ 
rich noch bevor er Zeit hatte, ben Veſchlüſſen bes Reicheraths feine Sanction 
zu erteilen. Auch ohne dieſes unerwartete Ereigniß hätte es nad, jenen 
Bosgängen zu einem Brude mit Deutſchland kommen müſſen. Nun aber 
war bur ben Eintritt jenes Ereigniffes bie ganze Sachlage eine andere 
geworben. Jeht Tomate fi Deutfchland unmöglich mit bem bisher Ge: 
forberten begnügen. 26 
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Drotfär Der Moment fand indeß Deutſchlaud nicht in ber Lage, mit ber: 

on. jenigen Einmäthigfeit, derjenigen Entjeploffenheit des Wiens, berienigen 
Energie ber That aufzutreten, wie er einer großen Nation zjemt, die nur 
ihr unzweifelhaftes Recht wahrt. 

Noch war die Bundesreformfrage uugelöst, us, warx felöft der 
Tortbeftand des Zollvereins nicht gefichert, noch Ing bie Vertzetung ber 
böchften nationalen Auterefjen Deutſchlands in ben Händen .be® Bundes: 
tags, über den das confervative Defterreih fo eben ein mwahrbaft wer 
nichtendes Urtheil offen vor aller Welt ausgefproggen hafte. Ami. Sept. 
war ber Fürftencougreß auseinanbergegangen und hald Iag es unzmeifelhajt 
vor, daß fein Werk fo wenig als ein lebensfähiges fig bewähren würbe, . 
wie bie ganze Reihe der ihm vorangegangenen Verſuche. Am 15. dei 
felben Monats eritattete das preußifhe Stanisminikterium Dem, Könige 
feinen Bericht über die aus dem Fürſtencongreß hervorgegangene Reform- 
acte vom Standpunkte der preußiſchen Intereffien aus. Sein Schluß ging 
dahin, dag das Werk für Preußen nicht annehmbar fei, Kin Bela Defter: 
reichs unb Preußens für ben Fall eines nicht, dur einen Angriff auf 
das Bundesgebiet veranlaßten Bundesfriegg — formelle, Gleichſtellung 
Preußens mit Defterveich in, der Leitung, ber Bundesangelegenheiten — 
Schaffung einer ans birecten Wahlen nah dem Mapitab her Bevöllerung 
bervorgehenben Vertretung : das waren bie Anforberungen,. welche Preußen 
ber Reformacte gegenüberficlte, obue fih yor Erlangung, dieſer Zuges 
ftändniffe auf eine Verhandlung über biefelbe einlaffen zu wolleg. „Die 
„Gemeinſamkeit — fo meinte bie preußifche Staatsicrift — if am fo 
„ſchwerer berzuftellen und feitzubalten, als mweber Preußen nah OQOeſter⸗ 
„reich der Freiheit vollftändig entfagen Lönnen, ihre Stellung zu den Fra⸗ 
„gen eutopäifcher Politik nad ben Intereffen der Geſammtheit ihrer Mo⸗ 
„uarchieen zu vegeln, Der vorliegenbe Eutwurf löst dieſe Schwierigkeit 
„durch den einfachen Mechanismus einer Mebrheitsahitimmung im Schooße 
„bes Directoriums und burd eine Erweiterung des Bundeszwecka bis 
„zu dem Magaße, daß bie Politik jeber diefer beiben Mächte in ber buy 
„das Sentralorgan bes Bundes zu beitimmenben Geſammtpolitik bes letz⸗ 
„teren aufzugeben habe. In ber Thegrie, ift diefe Löfung eine leichte, in 
„ber Praris ift ihre Durchführung unmöglich und frägt ben Keim der 
„Vorausſetzung in fich, daß das neue Bundeavexhaältniß in vergleichungs⸗ 
„weiſe Türzerer Zeit als das alte, um und der Worte bes kbaij. Bfterr. 
„Promemoria, zu bedienen, ben Einbrud von Reſten eines wankend ge: 
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wordenen Rechtsortuung machen werbe, weldyen ber bloße Wunſch, daß Dearrg- 
‚die morſchen Wande ven nächſten Starm noch aushalten mögen, bien 
‚„thige Teigleit nimmermehr zurüligeben könnte. Um einer beklagend⸗ 
‚wertben Edentnalität vorzubengen, erfcheint es um unerläßlich, daß der 
„VBund durch eigene Aetion In wie Beziehungen ber europäifchen Politlk 
„mar mit bem Einverſtändniß der beiden Großmächte eingreife und daß 
„jeder der beibem letzteren din Veto niinbeftend gegen SKriegeerklärungen, 
„jo lange nicht das Bandesgeblet angegriffen it, zuſteher“. Der König 
von Preußen genehmigte die Anſchaumgen und Forderungen feiner Mi⸗ 
zer und legute feineu Beitritt zu der Reformacte des Fürſtentongreſſes 
am 22. Seht. veſinniv ab. Damit mahte das Werk als gefceitert au⸗ 
ertannt werben. Zufällig in benfelben Tagen fanden aud bie Generals 
verfanmtungen ber beiden großen Barteien, welche bie Nation unb zwar 
nmãchſt gerade in dieſer Frage fpalten, bes Reformpereins und bes Na⸗ 
tionalvereins ſtatt: jener fpra fi in Frankfurt einſtimmig für, dieſer 
zu Leinig eben fo einftimmig gegen bie Refermarte ber Fürſten ans. 
Umſonſt verſuchte Deſterreich auf einer Sonferenz zu Nürnberg im October 
die Muel⸗ und Kleinfianten zu weiteren Schritten im Sinne bes öoſter⸗ 
reichiſchen PBiames zuſammen zu halten; es wurbe befchloffen, die weitere 
Terkfügrung ‚ber. Angelegenheit dem äfterreichlfehen Eabinette ſelbſt zu 
überlaften und bie Gehritte besfeiben in Berlin Iebiglih zu unterfügen. 
SAbR a6 ſchein nur von wenigen geſchehen zu fein, ale Graf Rechberg 
in einer einläßlichen Denlſchrift am bie preußiſche Regierung ihre Forde⸗ 
vumgen zu widerlegen fuchte. Die ganze Angelegenheit gerieth alebalb 
ind Stocken. Wie die preußiſche dee eines Bundesſtaats an Oeſter⸗ 
reih, fo war der öſterrtichiſche Verſuch einer Reformacte an Preußen 
geſcheltert. Die Frage wurde zubem ſchnell won ben Ereigniffen überholt. 
Deutſchland wurde von ber bänikhen Trage nahe genug berührt. 
Die langwierigen Verfandlungen unb bie langathmigen Wetenftüde, bie 
wilden Dänemar? einerfelt und bem Bunde ober feinen Mandataren, 
Deßerreih und Preußen, anbererfeits fett zehn Jahren gewechſelt worben 
waren, hatte bie Nation fehr gleichgültig gelafien unb nad und nad ger 
mbezu gelangweilt. Dos Man bes Unwillens Über bie bänifhe Rabu⸗ 
liſterei wer wohl voll, allein ein entſchiedenes Eingreifen wurde Tängft 
weier vom Bundesotage noch von ben beiden Großmächten, welche bie ganze 
Angelegenheit faſt abfühtli in die Länge zu fpinnen ſchienen, erwartet. 
Der dauiſche Grlaf vom 80. Marz bezüglich Holftein Hatte indeß ſelbſt 
26° 
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Deus ben Bund anfgefhredt. Am 9. Juli beſchloß derſelbe, Dünemark zur 
land. Zurücknahme jener Verordnung aufzufordern und ihm widrigenfalls mit 
Execution zu drohen und da Dänemark jener Aufforderung wicht enlſprach, 
fondern wie immer ausweichend antwortete, fo wurbe am 1. Det. bie 
Erecution in Holfein unb Lauenburg wirklich beſchloſſen. Dänemart 
fuchte nene Ausfluchte und wurbe barin von Eugland unterſtützt, als ber 
Tob des Konigs Friebrih die ganze Sachlage mit einem Gchlage ver: 
änderte. Der deutiche Bund war durch bie Feſtigkeit des Königs von 
Bayern bavor bewahrt werden, bem Londoner Bertrag. beizuireten und 
noch weniger hatten ihm die Venälferungen der Herzogthümer ober bie 
bentfche Nation zugeftimmt. Tür ben beutfchen Bund machte Ehtiftian IX. 
wehl König von Dänemark fein, aber mit nichten zugleich auch Kerzen 
von Helftein, Lauenburg und Schleswig, obgleich er burd ben Tob 
Friebrih VII. factif in den Beßtz derfelben getreten war. Die beutiche 
Wiſſenſchaft hatte ‚die bänifche Erbfolgefrage, deren folgenreicher Eintritt 
vorgefehen werben mußte, längit ihrer mannigfeitigfien Unterſuchung unter: 
zogen unb bie. angefehenften Staatsrechtslehrer Deutſchlands hatten ſich 
nach der einlählichiten Prüfung übereinftimmend babin erflärt, daß nad 
ben beftebenden Erbrechten, die zu verändern bie Mächte, welche ben Lon⸗ 
boner Vertrag unterzeichneten, nit das mindeſte Recht in Anſpruch neh⸗ 
men Lonnten, die SHerzogthümer Holftein und Schleswig. an bes Gans 
Auguitenburg fallen müßten, fobalb mit dem Tode Känige Friedrich ber 
Mannsftamm biefer Linie bes Haufes Oldenburg erlöigen würde. Recht⸗ 
lich mußte mit biefem Ereigniß die vollfländige und definitive Trennung 
ber Herzogthümer von Dänemark erfolgen und bie beutfife Nation, bie 
bis dahin keinerlei befriedigende Loͤſung der Bermidelung mit Dänemart 
posansfehen mochte, hatte offenbar nur auf den Eintritt diefes Ereignifjes 
gewartet. So wie er aber vorlag, geriet fie in eine gewaltige .Bewe: 
gung, bie ſchnell alle Stämme der Ration mit, unwiberfiehliher Gewalt 
ergriff. Ueberall bildeten ſich Vereine zur Unterflügung Schlegwig⸗Hol⸗ 
fteins, überall traten, nachdem kaum 8 Tage verfiofien waren, Bollsver: 
ſammlungen zufammen und verlangten bie nunmehr zu Recht geworbene 
faetiſche, vollftändige, definitive Trennung ber Herzogthümer unter ihrem 
Iogitimen Herzog Friedrich VIH. aus dem Haufe Auguſtenburg. Auch 
bie Benölferungen ber Herzogthümer, obgleich uch unter dem fdhweren 
bänifchen Joche feufzenb, verfuchten nad Kräften ſich zu regen ımb fanden 
eine mächtige Ermuthigung in der twachfenden Bewegung ber Nation, 
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Die Regherungen ber werfihiebenen Staaten, bie Bunbesverfammiung ſelbſt — 
bonnte von derſelben nicht unberührt bleiben. Dänemark erkannte, daß 
der entſcheibende Augenblick gelommen ſei. 

Das kleine Belt ber Dänen, das einſt durch feine günſtige Lage Dän- 
wiſchen ber Nordſee und Oſtſee eine große und vielfach entſcheidende 
Rolle im Norden Europa's geſpielt hatte, ſah ſich ſeit langem ſchon auf 
bie beſcheidene Aufgabe zurückgedrängt, das was ihm von früherer Macht 
und Größe, was ihm von früherem Reichſhume ſelbſt geblichen war, ſorg⸗ 
ſam zufanımenzuhalten, um imenigftens diejenige Selbſtändigkeit, die allein 
no mögli fehlen, zu bewahren. Die Fefthaltung ber Beutfchen Herzog⸗ 
thümer und bie moͤglichſte Ausbeutung berfeiben im interefie des Dans 
zen wud mamenllih ber Hauptſtadt Kopenhagen war Ihm dazu umers 
läßlich. Seit dem Anfange des Jahrhunderts war baher auch erft leiſe, 
banız immer flärfer und ſtärker das Fa iuftinctive Beſtreben hervor⸗ 
getreten, das deutſche Element, das es bisher unbefangen im fein eigenes 
Defen aufgenommen und darin Gatte walten laſſen, wieber auszuſcheiden 
und zurädzubrängen. Dazu Fam aflmählig bie immerhin noch entfernte 
Ansfiht, daß der Mannsftamm ber regierenden königlichen Yamilie aus: 
ſterben Fönnte und ba dann ber Tegitime Gang ber Erbfolge das Mei 
auselnanberreiken und die bewifgen von ben bänifchen Theilen befielben 
auöftgeiden wäre. In den vierziger Jahren trat biefe Sorge zuerſt offen 
hervor und verrieth fefort den geheimen Wunſch, bie hiſtoriſchen Rechte 
ver beutfchen Herzogthimer dein Interefie bes bänifchen Theils ber Mo: 
narchie umterznorbnen und zum Opfer zn bringen. Allein gleich der erfte 
Verfuch Eönigs Ehriftian VII. an bie legitime Erbfolge zu rühren, rief 
das ganze beuifhe Rechtobewußtſein ber Herzogthimer wach, ber beutfche 
Band nahm Fi Holſteins als eines feiner Sieber an und der Dänen 
Buig mente ſich dorerſt beſcheiden. Die Frage ruhte jedoch ficht lange, 
dae Jahr 1848 rief fie alebald mit verſtärkter Gewalt wieder hervor. 
Die Bewegung war jetzt eine doppelte: bie beutfchen Herzogthümer, aufs 
geſchrect durch jenen erfien Verfuch ber Dänen ımb bie Gefahr, bie ihnen 
drehte, Deutlich erfeunend, erhoben fi, um ihre alten, durch die Länge 
ber Zeit vielfach verwifchten Lanbesrechte wieder berzuftellen und ſich 
durch bie Ernenerung ber alten Zuſaumengehörigkeit Schleewig® und 
Selfieins und die Durdführung der urſprunglich beftanbenen bloßen Per: 
malsnich wit Dänemark gegen jede Ebentnalität zu fihern; die Dänen 
Werfelts Yeuiigten den in verhängnigveller Weiſe in bemfelben Moment 
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eingetzetenen Thronwechſel, um eine neue Merfaflung zu erzwiegen und 
ſich ein völlig demokratiſches Regiment zu geben, durch welches ber nad 
allen Berhältnifien unfelbftänbige neue König Friedrich VIR zu einem: willen 
Iofen Werkzeug ber Benälferung Kopenhagene, das bie gamge Monarchie in 
feinem ausfchliepligen Intereſſe zu leiten ben Anfpruch. machte, herabfanl. 
Die beiden Bewegungen mußten: zuſammenſtoßen unb ‚der offene Krieg 
zwifchen beiden Nationalitäten fofort zum Ausbruch kommen. Die deutfcen 
Herzogthümer fuchten und fanden Anfaygs. einen Rückhalt an der deutſchen 
Ration und zunähft an Preußen. Uber: balb wurben fie von biefem im 
Stich gelaſſen unb als die deutſche Bewegung ſelbſt zuſammengebrochen 
war, nahm Oeſterreich, das ſich plötzlich wieber emporgerichtet hatte, auch 
biefe Frage in feine Hand, zwang Preußen -in feine Bahn und machte 
mit biefem vereint ber ganzen Erhebung her Herzogchlmer ein Ende. Die 
alte Verbindung zwiſchen Hoplffein und Schleswig, bes weſentlichſte Hebel 
ihres bisherigen Widerſtandes, wurde definitiv aufgeläm- unb bie ange 
firebte Perfonalunion durch bie Idee einer Gefamummftsatsneriaflung,. beven 
Srunblinien jedoch ganz unbeitimmt. gezeichnet waren, exfeit.: Die Herpog⸗ 
thůmer fahen ſich im ihrem. berechtigten Streben weit zurüdgersorfen: die 
Erhaltung provinzinlfländifcher Rechte und Die von Dänemark farmell einge 
gangene Verpflichtung, Schleswig wenigſtens nicht in Dänemark einzuwerleiben, 
waren alles, woran fie fi noch Hammern konnten und Uammern minuten, 
um ihre Selbſtändigkeit zu retten und ber hänifehen Uebermacht zu miberfichen. 

Die Lage ber Herzogihümer war felddergefkalt nicht bloß eine 
hochſt ſchwierige, ſondern fie fehien in Wahrheit eine wöllig verzweifelte. 
Bon ber Nation notbgebrungen im Stiche igelaſſen, von: ven beiben deut: 
ſchen Großmächten entwaffnet ımb dem Danenkönig ſchutlos preiägegeben, 
hatte fi gewiſſermaßen ganz Europa ‚gegen fie verſchworen, indem es ſich 
bemühte, ihnen auch noch bie letzte einzige Hoffnung auf Eriäfung von 
ihren Drängern, bie Ausſicht, durch den Tod bed ;regierenken' Könige von 
Dänemark getrennt zu werben. und: unter eimem eigenen Fürſten ihres 
Daseins wieder froh werden zu können, abzuſchneiden und ſie durch eine 
neue Erbfolgeordnung auch ferner an Däyemark zu feffein. Wenige Mo: 
nate nach ben oben bezeichneten Vereinbarungen traten- Osfieruich und 
Preußen bem Londoner. Vertrage bei, eine Reihe nichtdeutſcher - Drächte 
zweiten unb britten Ranges folgten bey Audrange ber vereinigten Groß: 
mächte und ſelbſt in Deutſchland verwmochten wmehrese ; herr. größeren 
Mittelſtaaten, wie Hannoper, Sachen, Wurttemborg dem feſhen nicht gu 
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wiberfiehen. Ber beutihe Dund ale foldher trat beim Verkrage gwar nicht Din- 
beiz aber, wie bie Dinge damals mub nach Lange Tagen, Tonnte barin 
mar ein ſehr zweifelhaft Trof erkaunt werben: dieſer ſchwerfällige und 
ber Sache ber Hetzogthümer überbieh micht allzu geneigte Organismus 
war zumal bei ber von feinen einflußreichften und mädhtigfien Gliebern 
eingenommenen Stellung nidyt In ber Page, ben Herzogthümern einen ir⸗ 
genbwie energiichen wab wirtfamen Sub in Auoſicht zu ſtellen. Der 
Londoner Bextrag war: freilid ein durchaus willfärlicher Act, der an bie 
Stelle des bisher in Europa auerkanmten fürſtlichen Erbrechts bie reine 
Gonvenienz ber fünf’ Großenächte fehle und damit ein für ſämmtliche ums 
abhängige Stanten hochſt gefährlies Ptincip einführte; allein bie fünf 
Großmachte Hatten nan eimmal geſprochen und Deutſchland ſchien ſich 
unter ber Leitung feiner beiben Großmächte dem Spruche wenn auch mit 
einigem: Wiberſtreben fügen zn wollen. Die Serzogtbämer waren voll 
Iomsten verbafſen, ganz Europa ſchien gegen fit, niemand war für fleunb 
wesu bie Dänen ſelbſt ihrer Sache ſich krotz alledem nicht fo ganz ficher 
fühlten, jo waren fie nur um fo mehr entfchloffen, die Friſt, bie ihnen 
vergoͤnt fein mochte, zu benitzen. 

Zundchft dachten fie leinen Augenblick baren, bie mit Deutſchlanb 
eingegangene "Berpflichtung wirklich zu Halten. Ihr ganzes Sinnen unb 
Trachten ging vielmehr von Anfang an babin, fi derſelben auf jede Weiſe 
und burd; jedes Mittel zu entziehen, felbft bie proninzielle Selbſtündigbeit 
Selfieins zu untergeaben und nameunflich die Einverleibung Schleswigs 
in das eigentliche Dänemark vorzubereiten, dis entweber Deutſchland ers 
mäbet es freiwillig geſchehen Iaffe ober die Umſtände es erlaubten, fietröh 
Deutfegland zu einer vollendeten Thatſache zu machen. Der Angenblid 
dazu ſchien enblich gefommen. Bine Tyrannei ohne Gleichen ſchien wäh 
nnd eines Beitrenmd von 123 Jahren bie eine Hälfte Schleswigs dani⸗ 
fit, bie andere mhrbe gemalt ober bach gebrochen unb zu fernerem 
Birerkank ohnmädtig gemacht zu haben. ine neue gemeinfame Verfaflung 
für DünmarbEchtewig wurde dem Reicherathe, aus dem die Holfleiner 
außgefdgieben waren und an dem bie deuntſchen Schleswiger Teinen Theil 
mhk, vorgelegt unb am 15. Rev. mit dem Zuſatze genehmigt, daß fie 
fon em 1. Yanuar 18364 in Kraft treten follte. Da ber beutfche Bund 
bereits wegen Holſtein Erecntion angebroßt Hatte, fo ſchien Dänemark 
wuchs anbered Körig zu Mukben, als tntweber zurlid ober weiter auf ber 
eianal deretenen Dale vorwärts zu gehn. Es wählte daS Tehtere mb 
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Dim- es gebrach bes. enticheibenben: Maßregel nichts mehr als bie lanigliche 
Sanction, als Friebrih VII. plotzlich farb. 

Prinz Chriſtian folgte ihm als Chriſtian IX. in allen bidher m 
Dänemark gehörigen Theilen, im eigentlichen Königreich rechtlich, weil für | 
biefes durch den Verzicht ber näher Berechtigten imd durch bie Zuftim: | 
mung des Reichstages her Londoner Vertrag perfect geworden war, im 
Schleswig, Holftein und Lauenburg wenigſtens fartifh. Sofort trat an 
ihn bie Frage, ob er die neue Verfaſſung für Dänemark⸗GSchleswig fan 
tioniren follte oder nicht. Der Entfcheib, mochte er fo ober fo auofallen, 
mar mit drohenden Gefahren unqusweichlich vertuäpft. Ertheilte er jener 
Verfaſſung feine Sanction, fo mußte er fürchten, fi) bie ganze Wucht bes 
heutigen Bundes auf ben Hals zu laden, verweigerte er fie bagegen, ft 
lief er Gefahr, das Mißtrauen bes Dänenthuns, das ſchon wach wat, 
in belle Ylammen auflobern zu fehn und vielleicht eine Erhebung in feiner 
eigenen Haupiſtadt gegen feine Dynaftie von geſtern hervorzuruſen. Zwi⸗ 
ſchen dieſen beiben Gefahren hatte er zu wählen. Die letztere bag ihm 
für ben Augenblid näher. Schon am echten Tage, nachdem er ben Thron 
beftiegen, überreichte ihm eine Deputation ber Communaglbehörbe eine 
Adreſſe, welche jene. Sanction energifg von ihm verlangte, während bie 
Maflen auf bie Antwort harrend feinen Palaſt umlagerten und ihren 
Zorn laut an ben Tag legten, als die Deputation mit ber Antwort zuräd- 
Tehrte, bag ber König wenigſtens Vebenkzeit für feinewtefinitiven Beſcheid 
verlangt habe, Während ber Nacht gewann die Bewegung an Kraft und 
Ausdehnung und am folgenden Morgen war bie Stimmung im Kopen⸗ 
hagen fo brobend, daß ber König es nit wagte, länger zu widerſtehn. 
Er berief ben geheimen Staaterath zufammen unb vollgog die Santction. 
Der. Sonfeilpräfipent Hall theilte bie Thatſache Sofort dem außerordenilich 
zufammen berufenen Reichsxathe mit: und biefex beſchloß, ben König im 
corpors für dieſe Couceſſion au ben Willen bes bänifchen Volles zu be: 
alũckwũnſchen. Kopenhagen war zufriedengeſtellt und. trat in feine Ruhe 
zurüd. Diefer nächſten Gefahr war der König ausgewichen. Die ihm 
non Deutſchland Ber drohende andere Gefahr lag wenigſtens enifernter 
und ber König glaubte filh ber zuverſichtlichen Hoffmug bingeben gu br: 
fen, biefer Gefahr unter allen Umſtänden nicht ohne Bunkeögensfien de: 
geguen zu müflen. 

Saweren Sein nächſter Blick fiel auj die ſtammberoandten Bölker von Schwe⸗ 
wen den und Normegen, mit deren Ränige fein Wergäuger die eugten Mer 
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mungen angelnlpft hatte. Der König von Geweben unb Rorwegen 8* 
ſhien pesfünlich geneigt, ben Dänen fellft materieile Hilfe zu gewaͤhren "won. 
mb heise in ber That durch ſeinen Vorſchlag einer Referm der ſchwe⸗ 
hiſhhen Berfafiung, den er dem Neichſtage am 5. Janıar 1863 vorlegte 
umh der bie ſchwierige Frage, an ber fi bie Stände feither umefenfs ab⸗ 
gemüht halten, durch Iimigliche Juitialide auf eine nach allen Seiten bil 
lige Weiſe zu Löfen ſchien, ſch ein neues Anrecht auf das Bertrauen feiner 
Rıtion erworben. Dad gewaltihätige Borgehen ber Dänen in Schlecwig 
ud in Helfieim-mmd bie Art und Meife, wie Dänemark ſeinen einge: 
gargenen Berpflihtungen auszuweichen ſuchte und felbſt den unzweifelhaft 
betechtigten Anfprüden Deutschlands, ſelbſt dem beſcheidenflien Forderungen 
des Bundes ein taubes Ohr enigegenfehte, erregte zwar auch im den fcane 
diacviſchen Reichen Mipfallen und begegnete bie und ba lautem Tabel. 
Aber im allgemeinen neigte ſich die öoffentliche Meinung dech emsfchieben 
auf bie Seite Dänemarke für ben Fall, daß es zu einer Eutſcheibung 
darch das Schwert Tommen ſollte, und wünfdie wenigſtens Scchleewig 
Dimmer? zu erhalten und jedem Einfluſſe des dentſchen Bundes entzogen 
u ſehen. Die Regierung nährte biefe Neigung, vertrat bie Anſprüche 
Dinemacks gegen Deuiſchland Bei den übrigen Unterzeichnern des Dem 
dener Vertrage mit -regem Eiſer und ie Vertreter am Hofe von Kopen⸗ 
hegen, Graf Hamilten, ſuchte fie auf biefer Vahn weiter zu führen. Sm 
Uuguf erſchien der ſchwediſche Miniſter des Amtwärtigen, Graf Manber: 
kim, felb in Kopenhagen und es wurbe ernſthaft Aber eine Offene 
un Deſenſto⸗ Allianz zwiſchen beiben Regierungen umnterhanbell. Obwohl 
dieſe Unterhaublungen zur Zeit noch im Damkel ſchweben, fo fcheint bad 
je Biel figer zu fein, daß beibe Theile fi) im weſentlichen verftänbigeen 
mb daß ein Allianzvertrag zu Stande kam, bem nur noch bie beiberfeis 
ige Retification fehlte. ine einfingreide Partei in Stockholm war. in 
deß einer materiellen Ilnterflähuug Dänemarks gegen bie überlegene Mache 
Denſchiande emifchichen abgeweigt, ber Tod des Dänenlönigs kam bar 
miſchen und die Allianz wurbe von Schweden nicht vatiſtzirt. Die zus 
decſchciche Erwartung ber Dänen war getäuſchht. Allein Dänewark mochte 
fh ierhin ber Hoffnung hingeben, von Schweden ſchliehlich bach nad 
Gefühl, naterfgt zu werben, wenn es gelänge, irgerd cine auder 
Rebt daya zu bewegen. 

Siuuntibhe fünf Geohmädte, vie ja ben Bonbemer Vertrag unten: Din 
wine Iattee, fenben bie onf einen gewiſſen Grab af Seite Dinemarlt, 
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* sin ſie hatten bie willkürliche Abanderung ber geſenlichen Erbſoleorb⸗ 
ung nur eventuell anerkannt, keineswegs aber garantirt, waren alfe zu 
einer Hkife, am fie nöthigenfais mit Gewalt durchzaufſchren, durchaus nit 
derpflichtet. Von ben beiben deutſchen Großmächten mußte Dänemark von 
wern herein ganz abſehen, Rußland war, von ber Untetbrückung der pol⸗ 
niſchen Inſurrection gänzlich in Anſpruch gensumen, wicht in der Rage, 
ie heifen zu Tönnen, Frankreich Hatte kein directes Intereſſe, fich für 
Dinemor! in einen Krieg mit Dentkhlandb zu flärgen, wofern es biefen 
Krieg nit aus aubern Gründen fuchte, was zwar allewbinge wicht außer: 
Halb des Bereit ber Möglichleiten Tag, aber doch ſehr zweifelhaft war; 
nur Erglaud interefiirte ſich lebhaft für Dänemark und wat fon vorher 
für Dasfelbe wenigſtens bdiplomatiſch ihätig geweſen. 

: Die Urt, wie bie griechiſche Frage wenige Monate früker von Eng- 

Ola. “and und unter feiner Leitung von ben fünf Gtoßmächten triebigt werben 
war,’ mechte für die Durchführung bes Londoner Vertrags ats ein’ dedeu⸗ 
inugennlles Präüccbens betruchtet werben. Englaub "hatte zwar bie Wahl 
bes Bringen: Alfred zum Könige von Griechenland ſchen zu Ende bes 
Fahres 1862. abgelehnt, aber bie griechiſche Revolution doch Bis anf einen 
gewifien Grab unter feinen Schutz genommen and ſich gu Anfang bes 
Jahres 1863 große Mühe gegeben, ben Griechen einen König auszufln- 
ben. Zuerſt ſuchte es einen ſolchen unter ben: verſchiebenen Gliedern bes 
Haufes Coburg und ſchlag nach einander ben Abnig von Portugal und 
ben Herzog von Coburgotha vor; als jedoch beibe enbguittig ablehnten, 
richtete es feine Augen anf die Fumilie deſſelben Prinzen Chriftian von 
GSlaͤdoburg, ber durch beit Londoner Bertrag zum Kbuige von Dänemark 
befiguict war, als der Priny von Wales ſich imi Fruͤhjahr mit einer Toter 
deſſelben, ber Prinzeffin Alexandra, vermählt hatte, Der zweitgeborne 
Sohn befffelben, Prinz Wilheln, ebgleich er kaun AB Jahre alt war, 
wurbe jeht beſtimmt, bus unfläte Volk ver Griechen zu regieren, bie Abs 
rigen. Qroßmächte lichen fich:bie Wahl gefallen, Lie griechiſche Rational: 
verfammlung genehmigte fie am 36, März uns am 5. Sant wurde ber 
Prinz bon den drei Schutmtädsten ‚unter bem Mamen Geurg I. ſorulich 
ds Konig von Griechenlaub auerkannt. Um 26. Jum' ınitergeliäneten 
enblich bie drei Schupmächte und mm 14, Nuvemiber bie "Wepräfintichten 
fämmtlicher fünf Großmächte zu London das Protokoll, durch:welches bie 

” Ionifchen Aufn ‚von Grofferitannien feiner Höherigen Schecthervſchaft ent= 
Yalleı :wuh- unter. Bebingtingen, ' bene öricdenkiib" inbe erſt Thäter za⸗ 


Biekeufiht Der Greignife des Bahnen URB. X 


ſiinmte, mit Hefe vereinigt wurden. Zu Enbe Octobere langte ber fange @rieges- 
Kinig ia When au und ergriff wie Zügel ber Megievung. Deus sgange 
Urrengemsent bifbet einen in ber That ganz eingigen Borgang in ' ber 
nereren Geſchichte. Durdp einen in aller Form abtgeſchloſſenen unb unter 
neichnelen Bertrag zwiſchen den fogen. drei Schuherädgten Griechenlaubé, 
England, Frankreich unb Rufland einerfeiss uns ber Arme Bayernd am 
tererieii war am 7. Mai 1832 ber Prinz Otto von Bayern zum Ruiz 
wa Griechenland gewählt .unb- bie Erbfolge ſelbſt genan vegulict werden. 
Die fpäser bezüglich Dänemarks, fo hatten die drei Schupmädte dabel 
im Intereſſe bes zuscpäifihen Gleichgewichts sehambelt. Deeißig Guss 
lang regierte Aömig Otto in Griechenland. Die Veriobe war für Gute 
chenland Teine umglädlidhe. Die Stunde jebad, für das abflerbeube tärs 
liſche Reich war noch, wicht gelommen uub Kenmig Oito war nadı feiwer 
eigenen Anlage unb nad) den allgemeinen’ VBerbiäliuifien Guropu'o nicht 
im Hall, fie ſeinerſeits herbeizuſühren: Dieſes Umſtanbe beuädktigten fi 
die Faltienen, fie machten eine Rewelution und vertsisben ben Auig 
Die rel Scaupmwächte anerlannten bie vollendete Thatſache. Umſonſt prev 
tefirte Bayern und berief fi amf ben’ in aller Form abgeſchloſſenen Ver 
neg von 1832. Zuqwiſchen bat bie Unarikie in Griechenlaud bie Ober⸗ 
hand gewonnen, die Finanzen finb völlig zerrüttet, die Dieciplin im were 
hat aufgehört, die Faktienen beiämpfen fh in ber Ratienalnerkaumiung 
nd wiederholt mit den Welten in bee Haud ſelbſt in ben Straßen 
Uns. Von ber „geohen Joee“, dem Sturz bes kürkifigen Reiches, bie 
kn Grund oder Borwand zur Bertrelbung des Könige Dito gebitdet hat, 
iR keine Rebe mehr. Sinkt auch das Sans mehr unb wehr weicher iu 
be frühere Barbarei zurük, fo war doch England, das fi ber Böfung 
Yeler griechiſchen Trage fo ganz befonber® angenommen Kate, einer Sorge 
macht wöllig enthoben. Die Türkei bat vom biefer Seite vorerſt nichte zur. 
» Ilehten unb. Eounte währenb des Jahres 2868 ihhr Dafein ziemlich 
meſurt weiter friſten. Inzwiſchen wendeten fi freilich ihre Blide wit 
feitener Eosge nach Norben, wo bie ihrer fugeränen Macht unterworfſenen 
Uemejärftentjämser, Serbien und Montenegro, ja ſelbſt Besnlen meh 
Oulgerien ſich auf einen gemeinfamen Verſuch, das morſche Gebanbe uns 
ſticzen, im Stillen zu verſtänbigen und mit gteßer Anſtrengung vorge⸗ 
bereiten ſcheinen. Jabeß muß dazu der quaſtige Uugenblick abgewaritt 
neben meb das Jahr 1068 verſieß chae dah ch qu einem Auebruch Uni, 
Us fo ſrrier keunte England feine ganze diplomatiſche Thatighal Easter. 
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Egtars. ven, Verhaltniſſen bed Nordens zuwenden. Seine Verwendung für Polen 
nahm das Cabinet faſt während bed gangen Jahres ie Anſpruch, führte 
indeß trotz der Verbinbung: mit Frankreich und Oeſterreich und obgleich 
Englanb und Frankreich nicht ohne Erfolg fämmtliche Mäͤchte zweiten und 
beitten Ranges aufgeferbert hatten, ihre Bemühungen iu St. Petersburg auch 

ihrerſeits zu unierſtũtzen, wie wir gefehen, zu Teinem Refultat. Sobald das 
engliſche Cabinet im Parlament offen erflärte, daß es nidyt daram bente, feine 
Schritte gegenüber Rußland nöthigenfalls mit: ven Waffen zu unterflüben, 
wor bieß vorauszufehen. Die Sfentlihe Meinung in England: ſelbſt war 
damit fo ziemlich einverſtanden und tröftete fih, daß England Für das 
ungtädliche, Polen gethan: habe, was es thun konnte, ohne feine eigenen 
Intereſſen zu gefährden. Im übrigen Europa erregte bagegen bas Be⸗ 
nahuten Englands Befremden und war nicht gerade geeignet; bie Achtung 
vor demſelben zu erhöhen. Kaum waren bie Berbanblungen mit Rußland 
wegen Polen: geichloffen, nahm dic bänifche Frage die Aufmerkſamleit bes 
britiſchen Cabinets und zwar in fleigendem Grabe in Anſpruch. Schon 
an den Iomgivierigen Verhandlungen ‚der Ichten Jahre zwiſchen Dänemark 
und dem dentſchen Bunde Hatte. fi Eugland ganz beſonders betheiligt. 
Wiederholt hatte es nicht umhin koömmen, das Unrecht Daͤnemarks und 
feine: unzweifelhafte Verletzung feierlich und förmlich gegebener Verſprechen 
wummemmuben zu ronſtatiren. Aber ſowie die: Verhältniſſe zu einet Kriſts 
zu kommen ſchienen, ſtellte es ſich entſchieden auf die Seite Dänemarke. 
An dem. Zuſtandekommen bed Londoner Vertrags hatte es einen hervor⸗ 
ragenden Antheil zenommen, bie Aufrechthaltung ber bisherigen däniſchen 
Geſaumimonarchie lag bie anf einen gewiſſen Grad in feinem Imereſſe, 
var allem aber wimſchte es bie Störung bes Priebensyuflandes zu ver: 
hiubern, da dieß leicht zu Weiterungen führen mochte, bie es fürdtete. 
Anabläffig war es daher in Kopenhagen ſowohl wie in Franffurt thätig, 
um zur Mäßigung zu ermahnen und wo möglich Schritte zu verhüten, 

die zu einer Entſcheidung durch Waffengewalt führen Tonnten. Seine Be⸗ 
mäbungen waren inbeß hier wie dert ziemlich erfelgloe. In Kopenhagen 
erwidarte man ihm, daß feine Vorſchläge ganz ebenſo gut zur Auftofung 
ber Meuarchie führen wärben mie bie: Forderungen Deutſchlande umb in 
Seaulfist wurbe ihm erftärt, bafı die holftein'ſche Trage eine rein inuere 
Angelegenheit Deutſchlands fei, das keine Elmmifchung bes Anslanbes zu: 
geben korne. Schon vor. dem Xebe bes Könige von Dänemark bemähhte 
ſich daher Eugland unfonft, eine allfällige Erenstion in Holſtein abzuwen⸗ 
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kn und bie ganze Frage einer internationales Bermöttlung zu fiberaufr Gugime. 
weten. Nach dem Eintritt biefes. Breiguiffes war es im Ball, feine Doe 
zäyungen, zumal gegenüber Deutidhtamb, zu verboippeln. 

Dentſchland war indeß wicht geneigt, gerade in dieſer Frage England ein Derta⸗ 
viliges Ohr zu leihen. Die Nation fühlte, daß eo ſich nicht bloß um bie Löfung. 
ver ſchleewig⸗ holſtein jchen Frage an ſich handle, fonbern in. und weit dieſer 
Frage um ihre Zukunft überhaupt. Daher warf fie ſich mit einem Eifer, den 
Riemand erwartet haste, und mit einer Eimeftimmigleit, ber ſich faſt Nies 
mund entziehen konate, auf biefe Frage. Man wodte fagen, daß win’ 
gäriges Geſchick der Nation biefe Frage auf ihren Weg gelegt babe. Volbe⸗ 
tiht nad Fürſtenrecht gingen in derſelben Dans in Hand, unb biefe 
Reht war fo einfach und Bar, daß es jedermann erfennen muhte, der 
cd überhaupt erfennen wollte und kein Interefie hatte, «0 abſichtlich zu ver⸗ 
wilhen unb zu verkleintrn. Bon einem Ende Deutfehlanbs bie zum aus 
dem ertänte daher auch alöbald ber Ruf mar vellffändiger Trennung der 
denegthũumer von Dänemark durch Anerkennung des Auguſtenburgers als 
ihtes legitimen Furfien. Lange genug hatte die dentſche Nation pugeſehen 
wie das leine Voll der Dünen eines ihrer licher mißhandelte und 06 
langjem, Schritt für Schritt durch alle Mittel der Gewalt feine Natioen 
nalität zu enilleiden und fich für ale Zutunft dieuſtbar zu machen ſuchte. 
Die Bürbe nicht nur, die einfache Ehre ber Nation konnte bieß unmög« 
lih linger dulden; fie fühlte es als eine brennende Schmach, daß fie o& 
ſe lange ertragen bette. Sie fühlte, daß jeht ober nie ber Augeublick 
geleren fei, nicht ſich zu väden, wohl aber ihrem eigenen ‚guten Rechee 
Ubtung zu verſchaffen, ſei es gegen wen immer es wolle und koſte ed 
De ch wolle. Durch ben Londoner Vertrag war Deusichlanb jedenfalle 
tät gebumben: der deutſche Bund hatte demfelben niemals feine Zuſtim⸗ 
mag ertheift, Gen amd) wichrere ber beutichen Regierungen, wenn ihm 
namenilich die beiden deutſchen Großmächte beigetreten waren, gebunben 
*2 fie ſich durch denſelben ſicherlich nicht mehr ſichlen, ſeit Dänemarl. 

die Berpfüctungen, die es 1061/ 52 gegen fie überneumen und auf welche 
Yin fe ein jemem Bertvage beigetreten waren, fo vielfach und zulehyt fa 
unseikiheft amfer Acht gelaffen, verleht und gebrochen hatte. Endlich wollte 
ber beten Nation überhaupt nit einleuchten, Daß es ben fünf Graf: 
wihien zuichen folle, die Exbfelge in ben Serzogthümern willlürlich abs 
Binden und über beutfche Särfientfämer nad bloßer Eomvenienz zu ver 
hakla wie über basherrenlofe Griechenland. Mit Necht ſchien bie beustfdge 
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Brenn; Ration barauf zahlen. zu bärfen, baf: in dieſer Frage ihre Fürſten ihnen 
” perangihen wärben, da fie in bem.fogisimen Medite des ‚Anguftenburgers 

ja nur ihr eigenes legitimes Recht wertheibigten. unb bie Foltzen nicht zwei⸗ 
fehhaft fein Tonnen, bie in ber That. nahe genug lagen unb rüber oder 
fpAter eintreten mußten, wenn fie ben Großmächten ein ſolches Recht frei= 
willig zugeftchen würben. Die ganze Nation war in biefer Frage einig 
und es ſchien ihr FaR unmöglich, daß bie Regierungen von-Defterreih und 
Poreußen fi. in dieſer Frage von ihre wiürben trennen Bnunen. Die Ration 
fühlte: ihre Macht ab war bereit, Gut und Blut-baran. zu fehen, fie 
einnal geltend zu. machen. Der Mugenblick ſchien: guͤnſtig. em ganz 
Deutſchland mit Cinfchleg ber beiden Großmächte feſt zuſammen hlelt, 
wen mochte es fürchten? Wer mochte es wagen, einer ſo ungeheuren 
Macht ſich enigegenzufeiken? Sicherlich Miet - Schweden: das ſich wohl 
haten würde, im den Streit fi einzumiſchen, Mufband: kaum, da es mit 
Polers hinreichend beſchaͤftigt war, ur :fehr unwahrfcheinlicher Weiſr Eng⸗ 
land, das. ja nur den Frirden und zwar ben Frichen um jeden Preis im 
Auge hatte, wie es in der polniſchen Frage ſo chen klar genug du ben 
Tag gelegt hatte. Fracukreich allein ſchion zu-fürdten; : Frankteich allein 
war in der Lage und vielleicht geneigt, einen: Krieg wit: sDeutichlanb. zu 
ſuchen. Mer bie: deutſche Ration war bexeif, ihn aufnunehmen and. glaubte 
ihn, einig nd nur für ähr gutes Necht ampfend, nicht ſcheuen zu müſſen. 
Wer. Wahrſcheinlichkeit nach wie Imbeh ſelbſt Behrveih. Deuſchland 
gewähren lafſen. Die Leoretßung der: Herzogthũmer don Danemark and 
ihre Bereinigung mit Dentſchland wirchen - von Europa zum winseften 
ebenſo Als vollondete Thatfachen hingenemmen werdon, wle bie Einderle i⸗ 
bung’ Einpoyens und Nige'e in ſrantreriqh. & umgeht vale man in 
Deutſchland. I, s 
> Die: heibm: bentfien. Sreßmache wer vieinahr bie Beiter Raus 

we u wärtigen. Pole derſelben, Hr. v. Blomard in Berlin and Graf RNechdbe rg 
in len, wuren nit biefer Anficht. Sie meinten, daß derſelben jede 
Keuntaiß deſſen gebraͤche, was fie. bie realen Verhaͤlmiſſe nammiet und fie 
waren nicht geneigt, deu Enthuſiasmus und bie abfolnte Opferwilligfeit 
ber Nation zu benügen, gefihweige denn dek Bewegung fih hinzigeben. 
Die ſchleswigeholſtein ſche Frage war ihnen, fo weit. ſie eine Popmläre 
Frage war, von jeher tuibermärtig geweſen, die Agitatien, in die ſich gauz 
Deniſchland zu werfen anſchickte, erſchien ihnen für ihre beſonderen Dir⸗ 
terdſfen bloß bedoutich, bie ganze Angelegenhett nicht eine Frage des 
Rechte, ſondern lediglich ber Convenienp 
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Wren Preufend, wie fie bie Fortſcheitdepartei und ihre Wührer mägeten; 
h wenig entfprach als den damit Seinedtinegd yufatımenfallunden Pääuen, 
nr fe wenn auch unter demſelben Namen bie Regierung im Ange batte, 
fe ganbte Hr. v. Diſmarck deu Augenblick gekommen, nm Neuwäahlen 
n Abgeorenetenhauſe zu verſuchen. Er erllãrte, daß in jener Thatſeche bie 
‚uerkennbare Abſicht vorliege, dem preußiſchen Staat feine wehlerwore 
„bene Machtſtellung in Dentſchland und im Eurcha gu verkümmern“ und 
mb ſich der Hefinung hin, dah einem ſolchen Verſuche gegenüber bie pes: 
liiſhhen Meinnugaverſchiedenheiden in den Hintergrund treten wärken. Seel: 
Tage nah dem Schluß des Fürſtentongreſſes wurbe daher das Abgeorb⸗ 
winhens durch Bönigliches Derret für aufgeläft erflärt und Neuwehlen 
nern. Der Erjſeig entfpuad; imbeh in keiner Weile ben Erwarkup:! 
gen der augenblicklichen Leiter des prrkihkken Staates. Trotz ber Außer⸗ 
fen Anfisengungen ‚der Mogierung, Ihrer Orgeme wa» ber fenbalen Pardel 
lang ea dem Miniſterium am 28. October, bem Tage ber allgemeinen . 
Bohlen, doch nur etwa 37 ihrer Anhängen durchzaſehen. Die. Inge der 
Ding im Innern war aifo nicht weientlih veränbert. Das Lanb Hei 
in feiner weit überiniegenben Mchtheit. feſt au feinen Anſchaumgen unb: 
Beſtrebungen. ber bie: Regierung: gab nicht minder aud einen ihrer: 
Infprige auf. Am 9: Nerember wurde ber Lanbtag eröffnet und de⸗ 
Upronsche des Königs legte es ungweibewtig an. ben Tag. Die Foche⸗ 
Tag einer wollfbänkigen Snepfenmumg ber Armecstorganifatten olme die. 
en einer zweifährigen Dienfizeit uns bie Annahme des biefälbe. 
Nieten Geichentwurie ‚üben: die Verpflichtung zum Kriegedienſt With: 
dexlbe. Außerdem legte die Negierung dem Sandtage bie Breßorbomuang: 
vo 1. Ya. zu nachteäglicher. Genehmigung nebſt dem Entwurf einr 
Pleſſchaorelle, die ihr bie Preſſe vollſtänbig zu Füßen legen ſollte, 
und weiler eigen Sefehetentwurj zu Mbänbesung der Verfaffung not, durch 
ten für den Fall der Nichtverciabarung zwiſchen: Kegierung mb Landtag 
über das jährliche Budget ber zuletzt vereinbarte Etat in Kraft bleiben 
ſolle. Der Peeorbommang vom 1. Juni murbe wom Wögeorbietenihanfe 
ſſort die Genchemigung wit großer Mehrheit werfagt und bie beartragte 
Verfefiungtperäuberung, welche dem Landtag fein wichtigſtes Necht aus den 
Daten gwnnden und die Stande and mitbeſchließenden befinitiv auf le⸗ 
"ih berathende herabgebräitt haben. würde, ſpäter mit weit Uberwiegen ⸗ 
ia Mehrheit verworfen. Inzriſchen hatte bie deutſche Vewegung fir: 
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Sırujen, Giietnigehelkein auch Preußen orgröffen und ſchon am 23. November 


brachten bie Abgeordneten Starenhagen und Birdom Nameuns ber beiden 
großen Wactiousm bes Abgeordnetenhauſes ben Autrag anf eine dieffällige 
Neſolution im Haufe ein: mad gweitägiger Debatte ſprach ſach dasſelbe 
wirllich mit 231 gegen. 63 Stimmen für die Anerkennung des. Prinzen 
von Augußenburg als. Herzogs von. Schleswig⸗Holſtein aus und erflärte 
es für ein Gebot der Ehre uub bed nterefied.:fänmstlicher deutſchen Staa⸗ 
ten, ihm in ber Geltendmachung feiner Rechte wirlſamen Beiſtand zu 
keiten. Wenn fomit Preußen auf die Wänfche feines Volkes Ruckſicht 
nehmen wollte, fo war ‚ibm bex Weg, ben es in dieſer Augelegenheit ein: 
zufchlagen ‚hatte, Mar genug vorgezeichnet. Die ‚ganze Stellung jedoch, 
weite das Negiment des Hru. v. Dismard zu ben. innern Parteikampfen 
im. Preußen eiurgenommen hatte, konnten bon vorn herein kaum einen Zweifel 
baräber laſſen, daß ihm bie ſchleewig⸗holſtein jche Verwickelung zwar viel: 
leicht ganz gelegen gekommen ſei, aber nur als Berwidelung umb nicht 
wm bie Frage als eine deutſche zu löſen, fondern lediglich am fir zu be⸗ 
mitzen, wenn fie ihm die Gelegenheit bieten ſollle, ven inneren preußiſchen 
Zuſtunden dadurch eine andere Wendung zu ‚geben. Dage hatte er chen 
su Anfang bes Jahres bie polniſche Iuſurrection -benügen wollen, allein 
Die Haltung Frankreichs hatte ibm ben Gaben kaurz abgeſchnitten. Mit 
Vorſicht in die Hand genommen, mochte bie. bäniiche Frage cher zum Büsle 
fügen. Allein um dahin zu ‚gelangen, ſtand es von feinem Standpunkte 
aus von ‚vornherein ſeſt, ba eine Löfaug geſucht erben wiäfle, Die zu⸗ 
gleich eine Niederlage ber ihm gegenüberſtehenden Dinjorität des Abgeord⸗ 
netenhanfe® und wo immer möglich einen ſpeziellen Vottheil für Precchhen 
in ſich ſchloͤſe. Daran, fi ber beutfihen Bewegung mtufihlichen ober 
ſich an die Spike derſelben zu füllen, dachte Herr von Biomarck nich! 
einen Augenblick, Tormte auch in ber That nad ber ganzen Stellung 
welche cr gegenüber Dentichlaub. wie gegeirüßer ber: -Boflövertvetung ſeine 
eigenen Laudes eingenommen hatte, nicht daran denken. 

Noch weniger war im Grunde von Defterveih. zu erwarten. Sein. 
Regierung: liebt es zwar, gelegentlich, ihre deutſchen Beflunungen: hervor 
zubeben und ſcheinbar eimen großen Eifer für die Sputereffen Deutſchland 
am ben Tag zu legen und ihre Freunde im Reich geben fi cm aner 
kennenawerthe Mühe, fie beim Worte zu uchmen und ben Schein wo 
möglich zus Wahrheit zu machen. Allein will. man unbefaugen fein, 7 
mug wen geſtchen, daß das deuiſche Intereſſe in Wien nur von unterg. 
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uhaciem Gericht IR. Der Kaiſerſtaat befteht eben zum größeren Theile Orker- 


us nichts deutſchen Elementen und das Intereſſe der Geſammtmonarchie 
iR es, das den Ausfchlag gibt und wonach feine auswärtige Politik ger 
kitet wird. Die Februarverfaſſung konnte hierin um fo weniger etwas 
ändern, als die Leitung biefer Angelegenheiten dem Grafen Rechberg vers 
Nich, der forgfältig innerhalb ber bekannten Bahnen ber biplomatifchen 
Ucberlieferungen Deflerreich® zu verbarren fih bemühte. Die Bewegung 
für Schleswig-Holflein, welche ganz Deutſchland ergriff, machte fich aller 
dings auch in den beutfhen Provinzen Defterreich® geltend; auch hier bes 
gunnen ſich Gomite’6 zu bilden, auch hier wurbe bie Regierung im Reiches 
rathe interpellirt, auch bier wurben Petitionen an bie Bolfsnertretung und 
Adreſſen an den Kaifer ſelbſt vorbereitet. Allein ba in Defterreich keiner⸗ 
li geſegliches Bereinsrecht beſteht, fo fiel es ber Regierung nicht ſchwer, 
bie ihr unbequeme Agitation ſchon im Keime zu erftiiden. Die Inter⸗ 
pellationen werben vorerft vom Grafen Rechberg nicht beantwortet, bie 
Sammlungen für Schleswig-Holftein nur geftattet, foweit es fih um reine 
Vehlthaͤtigkeits werkle ohne alle politifche Beimifhung zu bandeln fchien, 
die Statthalter ber verfchiebenen Kronländer erhielten gemeſſene Befehle, 
bie Bewegung forgfältig zu überwachen und ben bivecten Adreſſen an ben 
Kaifer machte dieſer feibft ein Ende, indem er eine Deputation des Wiener 
Gemeinderathes fehr ungnäbig befchieb und fie von politifchen Smtereffen 
geradezu an bie forgfältigere Wahrung ihrer eigentlichen Aufgabe verwies. 
Die kaum begonnene Bewegung gerieth dadurch alsbald in's Stoden unb 
lieh der Regierung, die auch von ber Wajorität im Reichsrathe nichts zu 
beſorgen hatte, volllommen freie Hand. 
Die naͤchſte Entſcheidung fiel ver Bundesverſammlung in Frankfurt 
R. Der bisherige Geſandte für Holſtein und Lauenburg legte am 
28, November derfelben feine neue Vollmacht Namens des Königs Chri⸗ 
Ban IX, von Dänemark als Herzogs von Holftein umd Lauenburg vor, 
wihrend ber Brinz non Auguftenburg durch ben babifchen Geſandten bem 
Bunde feinen Regierungsantritt als Iegitimer Herzog von Schleswig⸗Hol⸗ 
Rein ad Lauenburg motifigirte und bie Anerkennung beffelben als feines 
Bertseters verlangte. Wenigflens ein vorläufiger Entſcheid mußte gefaßt 
werden uub biefer fiel babin aus, dag mit großer Mehrheit beſchlofſen 
wurde, die Fuhrung ber bolfteinsfauenburgifchen Stimme vorerft zu fufpens 
bien. Der Zwieſpalt der Anfchauungen und ber Intereſſen trat indeß 
fort anfe entichiebenfte zu Tage. Defterreih und Preußen gaben eine 
37 
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Destiö- gemeinſame Exflärung zu Protokoll, welche babin ging, daß fie ihrerfeits 
burch ben Londoner Vertrag gebunden und zu Anwendung befielben bereit 
feien, wofern Dänemark fi berbeilaffe, dieienigen Vereinbarungen zur 
Ausführung zu bringen, auf melde bin fie jenem Vertrage beigetreten 

- feien und bie mit bemfelben cin untreumbares Ganges bildeten. Uebrigens, 
meinten fie, ftände dem König Chriftian von Dänemark bezüglihd Lauen: 
burgs bie Succeffion nach Anſicht beider Regierungen auch bann zu, wenn 
ber Londoner Vertrag Binfällig würde, 

In diefer gemeinfamen Erflärung Oeflerreihs und Preußene lag 
bereits ein fürmliches Brogramm: bie beiden Regierungen hatten fi ver: 
läufig Iren und zwar gegen Deutſchland .verftändigt. Uneinig unter 
fih über die Bunbesreformfrage, d. 5. über bie Art und Meife, wie 
Deutfhland ben fpeziellen Intereſſen ber einen ober ber aubern Macht 
ausfchlieglich oder doch überwiegend bienfibar ‚gemacht werden könne, trafen 
fie alsbald barin überein, daß Deutfchland fih jedenfalls nicht zu einer 
nationalen Macht über oder neben ihnen erheben bürfe. Wenige Tage 
fpäter fcheint die vollftändige Einigung zu Stanbe gelommen zu fein. 
Ueber bie Grundlagen berfelben waltet noch ber Schleier des Geheimniſſes: 
bie Zielpunkte gingen offenbar dahin, in erfter Linie einen Bruch mit 
Dänemark wegen Holftein zu verhindern, in zweiter Linie aber, wenn ein 
folder wegen Schleswig nicht auszuweichen fein follte, die deuiſche Bewe⸗ 
gung mit allen - Mitteln in Schranfen zu halten unb bie Durchführung ber 
ganzen Angelegenheit mit ober ohne ben Beitritt bes übrigen Destihlanbs 
in ihre Hände zu nehmen. Allem Anſchein nad war es Preußen, welches 
die Initiative der Unterhandlungen ergriff, auf welche Oeſterreich feiner: 
ſeits einging, fei ed nun gegen gewiſſe anderweitige Gonceffionen oder 
Sarantieen von Seite Breußend, ober fei es, daß Defterreich feinem Neben⸗ 
buhler um keinen Preis die ausſchließliche Führung. einer Angelegenheit, 
beren Tragweite zur Zeit noch gar nichto zu ermeilen war, überlaffen 
wollte, Ohne bie beutfche Bewegung, beren intenfive Stärle fo wenig zu 
verfengen war mie ihre gewaltige Ausbreitung über alle Stämme ber 
Nation, wären — barüber laſſen bie. damaligen Aeußerungen ber offiziöfen 
Drgane beider Regierungen und bie feitherigen Enthüllungen ber englifchen 
Diplomatie Feinem Zweifel Raum — für bie Rechte und Anfprüde ber Der: 
zogthümer energifche Maßregeln überall nicht vorauszuſehen geweſen. Köuig 

Ghriſtian IX. von Dänemark wäre wie als factifher fo auch als recht: 
licher Nachfolger Friedrich VII. in der Regierung ber Herzogthümer 





Weberhät der Grsiguife deu: Bahren 1068. 419 


von fämmtlichen Mächten mit Einſchluß Defterreichs und Preußens aner⸗ Dune 
Int, die Verhandlungen wären wie bisher fortgefchleppt werben unb ber * 
Bund hätte ſich ſchließlich mit irgend welchen nicht weſentlichen Conceſſio⸗ 
nen Dänemarls begnügen mäflen und begnügt. Durch den Eintritt der 
dentſchen Bewegung war dieß nunmehr allerdings unmöglich geworden. 
dis auf einen gewiſſen Grad mußte, wenn ein gewaliſamer Ausbruch 
vernieben werben follte, ben Forderungen ber Nation Rechnung getragen, 
ber Dewegung wenigftens eine gewiſſe Befriedigung bargeboten werben, 
Mein, wenn das geſchah, fo durften Defterreich und Preußen ſich auch ber 
Hoffnung bingeben, daß hie Agitation in ihrer Zerfplitterung allmählig 
fd Iegen und es ihrem Einfluſſe auf bie Regierungen ber Mittels unb 
Keinftaaten gelingen werbe, bie ganze Frage in ber biöherigen Bahn zu 
echalien und bie nationale Bewegung Deutfchlands von ihrem Ziele erft abs 
wienfen, ſchließlich unfyäblich zu machen. Zuerſt galt es abzulenken. Nur cons 
fequent im ihrer vechtlichen Auffaſſung ber Sachlage verlangte bie Nation und 
diejenigen Regierungen, welche mit ihr zu gehen entfchlofien ober geneigt wa⸗ 
ten, daß auf Grund der fireitigen Succeſſionsfrage von ber früher beſchloſſenen 
Ererution in Holſtein nunmehr abgeſehen und von ber Bundesverſamm⸗ 
lung jeht vielmehr eine Occupation biefes Bundeslandes beichlofien werde. 
Die principielle Bedeutung eines folhen Befchlufies für ben weitern Vers 
lanf und die ſchließliche Löfung ber ganzen Frage Ing auf der Hand und 
vom Standpunkte ber beiden Großmächte mußte einer ſolchen Wenbung 
nothwendig von vornherein vorgebeugt werben. Bid zum 4. Dezember 
hatten fi) Oefterreih und Preußen vollftänbig geeinigt und erließen unters 
dieſen Tage an bie Regierungen der fämmtlichen übrigen dentſchen Staaten 
sleihlautende Noten, durch welche biefelben in ziemlich drohendem Tone 
uf bie „ernften und unabweislicden Folgen” aufmerkfam gemacht wurben, 
die ein weiter getriebener Diſſens zwifchen ber Majorität ber Bundesver⸗ 
ſanmlung und ben beiden Großmächten nad) fi ziehen müßte. An bems 
ſelben Tage beautwertete Graf Rechberg endlich die im Reicherath an 
ihn gerichtete Siuterpellation, nachdem Hr. v. Bismard ſchon zwei Tage 
vorker dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe eine fchriftliche Erllärung bes 
Staalsminiſteriums vorgelefen hatte. Beide erflärten übereinfimmenh, 
daß die Regierungen non Defterreih unb Preußen fi durch ben Londoner 
Vertrag für gebunden erachteten, nur mit bem Unterfchieb, daß ber preus 
fiſche Minifterpräftdent die Möglichkeit einer Losfogung Preußens von 
kam Vertrage betonte, was ber öͤſterreichiſche Deinifer inerfeite 
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Besttä- nicht that. Auch Hr. v. Bismard erflärte Übrigens, „Daß bie Regierung 
„ſich die Entſcheidung über biefe Frage vorbehalte und fie weber dem beut: 
„Then Bunde überlaffen, noch im preußifchen Landtage zum Gegenftand von 
„Erklärungen machen könne.“ Die Majorität bes preußifhen Abgeordne⸗ 
tenbaufes fette ber Erflärung ber Regierung einen fehr entſchiedenen Be 
ſchluß gegen die weitere Giltigkeit des Londoner Bertrags und für bie 
Anerkennung des Augnftenburgers entgegen und felbft Im öſterreichiſchen 
Meichötage erlärten fich mehrere der bervorragenbften deutſchen Abgeord⸗ 
neten unumwunden für nicht befriebigt durch die Antwort des Minifterd 
und burch die ganze deutſche Politil der Regierung. Weber bie eine noch 
die andere: ber beiden Negberungen ließ fich dadurch beirren. Der Druck, den 
fie gemeinfam auf die Meineren und Heinften deutſchen Regierungen aus: 
geübt, that feine Wirkung, zumal außer Medlenburg auch Hannover und 
Kurheſſen anf ihre Seite traten und am 7. December wurde die Occu: 
pation Holfleins mit 8 gegen 7 Stimmen von ber Bundesverſamm⸗ 
fang verworfen und bie Execution beſchloſſen mit dem theils bedeutunge⸗ 
Iofen, theils bedenklichen Zufate, bag durd die Musführung der ins Auge 
gefaßten Mafregeln den vom deutſchen Bunde „innerhalb feiner Competenz 
au faffenden Entſchließungen in ber Erbfolgefrage „nicht präjubicirt” werben 
folle. Der erſte Schritt in ber fchlesiwigsbolftein’fchen Trage war bamit 
gethan und zwar zum Nachtbeil des nationalen Intereſſes, bie Schuld 
aber mußte nicht ſowohl ber Uebermacht der deutſchen Großmächte als 
ber eigenen Uneinigleit und Schwäche ber Regierungen ber Mittel: und 
Kfeinftanten Deutfchlands felber zugemeflen werben. 

Die Nation fühlte es und bie Bewegung erhielt baburch zunächſt 
nur einen neuen Impuls. War fie im allererften Anfange ſich ſelbſt bie 
und da noch etwas unklar geweien, waren bie und ba noch unreife Pläne 
baran genüpft worben, fo hatte fidh bie Bewegung doch ſehr bald felbft 
gefäutert und war fi) ihres Zieles volllommen bewußt geworben. Und ba 
alle Kreife der Nation von ihr ergriffen worden waren und ſich mit gleichem 
Eifer an berfelben betheiligten, ftellte fi) mit der wachſenden Energie 
andy ber Entfchluß feit, Fein Tegales Mittel unbenüßt zu laſſen, um ber 
Nation zu ihrem Rechte zu verhelfen, aber zugleich auch fireng innerhalb 
ber gefeßlichen Bahnen zu bleiben. Wo bie Kammern fon verfammelt 
waren, wie m Sachſen und Hefien-Darmftabt, ober wo fie bald barauf zus 
fammen traten, wie in Württemberg umb Baden ſprachen fie fih einftim- 
mig und zwar nicht bloß bie zweiten, fonbern auch bie erſten Kammern 
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m Sinne ber nationalen Yorberungen aus, In anbern Staaten wurde Drutt- 
anf eine anferorbentliche Einberufung ber Landtage gebrungen, in Bayern, 
veffen König Mar um feiner angegriffenen Geſundheit willen in Italien 
weilte, gingen bie beiben Bemeindecollegien ber Nefidenz fo weit, ben 
König telegraphiſch um die Ruckkehr in bie Mitte feines treuen Volkes 
zu erſuchen nnd erhielten alsbald bie bejahende Zufage, während zu ber: 
jelten Zeit fortwährend in jeder größeren und Meineren Stadt, ja faſt 
in jebem Stadtchen Bollsverfammlungen abgehalten und Geldſammlungen 
veranſtaltet wurben, bie im erſten Augenblide einer wahrhaft großartigen 
Opferwilligkeit aller Stände ohne Ausnahme zu begegnen fihienen. Selbſt 
bie bieherigen tiefen Parteibifferenzen traten für ben Moment in den 
Hintergrund. Umfonft war e6 bisher wiederholt werfucht worben, Die " 
Sührer ber ſog. großbeutfchen und ber fog. Peinbeutfchen Partei zu eines 
unbefangenen Meinungsaustaufd; zufammen zu bringen. Seht gelang es 
ohne Schwierigkeit. Am 6. December traten die anerlannteflen Yährer 
ver beiden Parteien in Rürnberg zufammen und befäloffen einhellig, auf 
ben 21. gl. M. alle berzeitigen Mitglieder fämmtlicher deutſchen Stänbes 
verſamulungen zu einer großen Verſammlung nad Frankfurt einzulaben, 
um fi für bie Erbfolgeberedhtigung bes Herzogs Friedrich, als bem Kerns 
punlt der ganzen Frage, wenn fie im nationalen Intereſſe gelöft werben 
ſollte, auszuſprechen“ und über bie zur entfchiebenen und raſchen Durch⸗ 
führung der Rechte ber Herzogthümer erforberlichen gefetzlichen „Mittel: zu 
beſchließen.“ Nach allen, was in ben Ichten Jahren vorandgegangen war, 
etſchien dieſes Refultat der Zuſammenkunft als ein bebeutfames Ereigniß 
ud bie Nation war bereditigt, daran große Hoffnungen zu knüpfen. 
Obimohl fie von dem Gefühl durchdrungen und getragen war, daß bie 
Mung ber ſchleewig⸗holſteiniſchen Frage über ihre ganze zufüinftige Eut⸗ 
widelung, auch barüber entfcheiben werbe, was fle, wenn and auf ver 
ſciedenen Wegen unb umter oft leidenſchaftlichen ımb bitteren Barteilämpfen, 
dech mit allen Kräften anftrehte, eine Bunbesverfaffung, bie Deutſchlanbs 
Einheit und Deutſchlands Macht in Europa zur Geltung brädte, fe 
fdienen doch beide großen Parteien bereit, ihre bisherigen Differengen, 
ihre fpegiellen Jielpunkte vorerft ganz bei Seite zu Iegen und gemeinfam 
ihre Kräfte ungeſchwächt und ungetheilt ber nädften Aufgabe allein zuge 
menden. Noch bevor bie Verſammlung ftatt fand, war ber König Mar 
von Bayern, das als der größte ber Mittelfiaaten ben Beruf zu haben 
Kien, au bie Spitze der nationalen Wewegung gu treten, zumal es König 
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— Mor geweien war, ber ben Beitritt zum Londoner Vertrag wicht nur 
ſeinerſeits entfchieben abgelehnt, fonkern auch benjenigen bes Bundes allein 
yerbinbert hatte, in Müschen eingetroffen und batte fofort die öffeniliche 
Erkläãrung erlaften, baß er „bie Erbanfprüche des Auguſtenburgers für 
„rechtlich begründet erachte und bereit fi, mit allen Kräften für bie Durch⸗ 
„Führung ber bieburch bebingten Politil für bie Rechte ber Herzogthümer 
„und Deutſchlands einzuftehen,” immerhin mit bem ausbrüdlichen Bei⸗ 
fügen, daß er „getreu feinen Pflichten als Bundesfärft und wohl erwägend 
„Lie Lage der Dinge, ber Zuftimmung aller Befonmenen ſicher zu fein 
„boffe, wenn er das vorgeſteckte Ziel bei dem Bunde unb durch den Bunb 
„an erreichen. ſtrebe.“ Wenige Tage nachher trat bie große Verſammlung ber 
Loudtogsabgeorbneten zufammen, Gegen 500 Mitglieder der verſchiedenen 
Ständeverfaummlungen Deutſchlands nahmen baran Theil, alle größeren 
Staaten, auch Oefterreig und Preußen, bie meiften ber kleineren waren ver: 
treten. Einſtimmig von allen Anwefenben, durch Acclamation und ohne Debatte 
wurbe eine vom Ausſchuſſe einmüthig. beantragte und vom bayerifchen 
Ageorbneten Ebel mit berebten Worten begründete „Erklärung ber Nedhte” 
genehmigt. Die Nichtigleit bes Londoner Vertrags wurde barin neuerdings 
laut ausgeiprochen unb bie Rechte bes Herzogs Friedrich und feines Volles 
enifchieben anerkaunt, tie bie „Verpflichtung bes deutſchen Volles, für 
„feine verlegte Ehre, für fein gefährbetes Recht, für feine unterbrüdten 
„Stammesgenoſſen unb ihren rechtmäßigen Fürften jedes nöthige Opfer zu 
„Bringen“. Die Einmüthigleit ber Anſchauungen bes beutfchen Volles fand 
in. diefer einflimmigen Erflärung einen großartigen Ausdruck. Allein ber 
Nefofutionen waren auf Hunberten. von Vollöwerfammlungen in Deutfchland 
bezeitö genug und mehr als genug gefaßt worben; ſollte nicht neben ber 
Anſchauung des beutfchen Volles auch feinem Willen ein entfchiebener 
Ausdruck gegeben werben? Der Ausſchuß batte in ber That bie Frage 
vorberatfen, war aber zu keinem Beichluffe gefommen: es war baräber 
vielmehr ein Zwielpalt zu Tage getreten, ber ſich alsbald aud auf bie 
große Berfammlung übertrug. Es war beantragt worben „als Mittelpunkt 
ber gefehlicden Thätigkeit ber beutfchen Nation“ in ber ganzen Augelegen⸗ 
heit einen Centralaueſchuß von 36 Mitgliehern nieberzufegen; biefer Aus 
trag wurbe aber zuerft im Ausſchuß und nachher auch in ber großen 
Berfammlung vom Freiherrn v. Lerchenfelb und vom Grafen Hegnenberg⸗ 
Dur, den Führern ber Majorktät ber bayeriſchen Kammer ber Abgeord⸗ 
neten und bes Ausſchuſſes des großdentſchen Meformoereins bekämpft. Sie 
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md etwa 40 andere Mitglieder — Bayern, Württemberger ımb Defters Denträ 
riher — legten Broteft gegen die Nieberfehung eine® folgen Ausſqchuffes 
ein, indem fie erflärten, daß „ein folder Ausſchuß mit beſchränktem, fireng 
mihriebenen Wirkungefreife ben Erwartungen nicht entfprechen, mit 
weitergehenden Befugnifien oder unbeſtimutem Zötrkangefreife bei jebem 
Ace feiner Tätigkeit dem Eonflicte mit ber beſtehenden Gefekgebung 
außgefegt fein würde” und verliehen ben Saal. Der Antrag wurbe zwar 
dennoch von ber Berfammlımg mit großer Mehrheit zum Beſchluß erhoben 
ud ein Centralaneſchuß gewählt. Allein ber nationalen Manifeſtation 
war durch bie eingetretene Spaltung bie Spike abgebrochen. Zuerft bie 
bayeriſche und fpäter auch bie hannoverſche Regierung hielten es für ans 
gemefien, ben ſämmtlichen ſchleswig⸗holfteiniſchen Vereinen und Comitée 
ihres Landes alle und jebe Verbindung mit dem Frankfurter Ausſchuſſe 
zu verbieten. Derſelbe fammelte zwar ſeither bie an ihn eingehenden 
Gelder und war auch fonft nad allen Seiten bin thätig, um bie Be⸗ 
wegung zu fammeln und auf allen Punkten wach zu erhalten. Kein eine 
eingreifende Zhätigleit Tonnte ihm nicht mehr vergönnt fein. Wie durch 
den Bunbesbefchlug vom 7. December bezügli ber Regierungen, fo hatte 
die nationale Bewegung bezüglich bed populären Nachdrucke burd bie 
Sereffin eines Theile gerade ihrer eimfinßreichften Führer in ber bs 
georhnetenverfammiung vom 21. December eine erfte Rieberlage erlitten. 
Unterbefien Hatten auch bie Bevöllerungen ber Herzogthümer 
ſelbſt ſich zu regen angefangen. Obwohl noch unter dem Drude bes 
daniſchen Regimentes fenfzend, das fie feft zuſammengeſchnürt hielt, bes 
gannen fie boch wicher aufzuaihmen, fobalb fie nur ben frifcheren Luftzug 
ürten, ben ihnen bie mächtige Bewegung ber beutfchen Ration zuführte. 
Zuerſt machte es ſich in Holſtein bemerflih, während Schleswig und 
Lauenburg zurädfianden, jenes, weil es im Norben von bänifchen Beam⸗ 
ten, im Süben von bänlfdhen Truppen überſchwemmt war, biefes, weil 
das an fich wicht uwtüchtige Volk feit Tängerer Zeit einem politifchen Still⸗ 
leben verfallen erfiheint, in bem ber Abel und bie Beamtenſchaft bes 
Lindchens gänzlich, verfommen waren. Holſtein dagegen hatte feinen Nacken 
nur widerwillig unter das Joch der Dänen gebengt und - alle Stände 
hielten dort mit ſeltener Einmäthigfeit gufammen, einen Meinen Bruchtheil 
bed eingefeffenen Mels allein außgenouimen, ber durch bie Ausſicht auf 
Seh: mib Sefennbtenfiellen an Dänemark gebunden war unb ar ber Oppo⸗ 
ſtien des Laubes gegen bie Dänen nur Bis auf einen‘ gewifien Grad 
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— Ri betheiligt hatte, weil ihm die bemokratiſche Wirthſchaft in Kopenhagen 
von Herzen zuwider war. Die Proclamation des Prinzen von Auguſten⸗ 
burg vom 16. Nov. hatte ihren Weg auch nach Holſtein gefunden und 
dort in weiten Kreiſen unter dem tiefen Drucke neue Hoffnungen ange⸗ 
facht. Die Bevölkerung erkannte fofort, daß bie Anerlennung der Rechte 
des Hauſes Auguſtenburg der einzige Weg ſei, um auch zu ihrem Rechte 
zu gelangen und ſchon am 19. Nod. wagten es 24 Mitglieder ber Stänbes 
verſammlung trotz des däniſchen Verbotes in Kiel zuſammenzukommen, 
fih für das legitime Recht des Herzogs Friedrich anszuſprechen und 
eine Eingabe um Schuß ber Landesrechte an ben deutſchen Bund zu 
richten, am 24. gl. M. trat der Eingabe in einer neuen Berfammlung zu 
Hamburg noch eine weitere Anzahl von Stänbemitgliebern bei; am 22, Des 

g  cember endlich kamen die Mitglieder und Stellvertreter ber Stände Hol: 
feine wiederum in Hamburg unb zwar diesmal faft vollgählig zufammen 
und beſchloſſen eine neue Eingabe an ben Bund, mit ber Bitte, das Recht 
bes Herzogs Friebridh alꝰ ihres Iegitimen Fürſten anzuerkennen und ibn 
baldigft in ben Stand zu ſetzen, bie Regierung bes Landes zu übernehmen. 
Mit vollem Nechte bemerkten bie Unterzeichner in diefer Eingabe: „Zwar 
„bat bie Neuzeit Beifpiele genug gebracht, daß berechtigte Fürften, bie ihr 
„Bolt verwarf, durch Staatsverträge befeitigt worben find; aber daß ein 
„Iegitimer Fürft, den fein Volk begehrt, durch ‚Verträge anderer Staaten 
„techtlich befeitigt werbe, das Tann kein Herriher behaupten, ohne ben 
„Boden zu untergraben, auf ben er felber ſteht.“ Ebenbasfelbe that bie 
bolfteinifche Nitterfhaft, zuerft am 21. Nov. eine Anzahl einzelner Mit: 
glicder, bann am 27. gl. M. das in Kiel verfanmelte Plenum berfelben, 
endlich nochmals am 28. Dec. Prälaten und Ritterfchaft in orbenilicher 
Sonvocation zu Kiel. Am 26. Dec. wandte ſich aud) die Lanbesuniver: 
fität Kiel mit einer Eingabe in demfelben Sinne an ben Bundestag. 
Die angefehenften Eorporationen bes Landes, bie wohl als feine Vertreter 
betrachtet werben mochten, hatten bamit bie Ueberzeugungen ber Bevöl⸗ 
Terung in ungweibeutiger Weife an ben Tag gelegt unb ihre Erklärungen 
mußten um fo mehr in’s Gewicht fallen, als alle die bisher erwähnten Mani: 
feftationen noch vor ber Durdführung ber Execution, noch bevor die Dänen 
bas Rand geräumt hatten, erfolgten. Ein ebenfo ungweibentiged Zeugniß 
für die Geſtnnungen des Landes war e6 auch, daß, ale König Ehriftian 
alebald nach feiner Thronbefleigung von fänmtligen Beamteten Holſteins 
ben Duldigungseid verlangte, bie Leiflung desſelben von ber Aberwiegenben 
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Nehrheit ber Aufgeforberten verweigert wurbe. Das Voll ſelbſn mahe 662 
vorerſt nach gedulden. Allein kaum hatten bie Bunbeötruppen ben Boden 
Helſteins betreten, fo brach auch die Ueberzeugung und ber ruhige aber 
entſchiedene Wille bes Volles mit unwiberſtehlicher Macht zu Tage. 

Die Ausführung ber vom deuiſchen Bunde am 7. December bes 
ſchloſſenen Erecution in Holftein war zunächft den Regierungen von Sachſen 
und Hannover, in zweiter Linic bemjenigen von Defterreig und Preußen 
übertragen worben. Jene follten Holſtein ſelbſt mit etwa 12,000 Maun 
beſehen, biefe Dagegen je 5000 Mann an ber Gränze als Reſerven aufs 
hellen und für den Fall eines Widerſtandes von Seite Dänemarls grös 
here Militärkräfte bereit Halten. Am 12. December notifigirten bie vier 
Regierungen Dänemark den Beſchluhß des Bundes umb forberien es auf, 
Helftein binnen 7 Tagen zu räumen. Die Antwert Tonnte nicht zweifel⸗ 
hıft fein. So fehr die Dänen aud Luft gehabt hätten und fo fehr fle 
fd aud bis zuletzt das Anſehen gaben, ale ob fie entfchlofien wären, 
den verbaßten Deutſchen ſchon in Holſtein einen hartnädigen Wiberſtaud 
enigegenzufehen, fo Eonnien fie doch im Ernſte nicht baran denken. Am 
6. Detember fchon fand König Chriſtian für gut, bie Belanntmechung 
vom 30. März, bie zunächſt den Anlaß zu Einleitung ber Execution ger 
geben hatte, außer Kraft zu feben. und oßne ben Eintritt ber beutfchen 
Bewegung hätte der Bund feinem fräßern Verfahren in biefer Angelegen- 
keit gemäß auch ohne allen Zweifel bie Erecution wieber ſiſtirt. Seht 
war es für Dänemark zu fpät. E86 mußte froh fein, Daß am Tage darauf 
dom Bundestage nicht bie Occupation, fonbern bloß bie Execution bes 
(ölofien wurbe. Es begmügte fi, am 19. December auf die Notification 
ker Ereutien mit einem feierlichen Proteſt zu antworten, verlegte am 
WV. December bie Zollgränge an die Fiber und befahl feinen Trappen, 
Rh vor den einrücenden Deutichen ohne Widerſtand, aber nur Schritt 
Ar Shritt Hinter bie Eiber und im bie fefte Stellung bes Danewerks 
wid zu ziehen. 

Im 23. December überfäritten bie Bunbeötruppen bie Grängen 
der hetzegthümer und befehten laugſam vorrüdend bis zu Enbe bed os 
nei dat ganze Herzogihum Holſtein, indem fie am 29. in Kiel, am 31. 

m Rendsburg einzogen. Kaum hatten fie die Gränzen Aberfärikten, fo 
brech das lang verhaltene Nationalgefühl ber Bevdlkerung auf allen 
Multen gewaltig hervor. Schon bie erſte größere Orticheft, bie von 
ea Dünen geräumt wurhe, Wanbsbed, proclamirte, noch bevor bie Vun⸗ 
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Bunte beßttuppen eingogen, fofort auf offenem Markte ben Herzog Friedrich mb 
dieſelbe Manifeſtativn heftete fi von Ort zu Ort, von Altona bis Nenbe- 
burg, an bie Ferſen ber abziehenden Dänen. Nicht ein größerer Ort 
blieb, wie es fcheint, zurüd ımb überall geſchah es in vollfommener Ord⸗ 
nung, mit bemjenigen Ernſte und mit berjenigen Entfchiebenbeit, bie biefem 
Stamme eigen fludb. Hie und da wurden babei jene Beamteten, welche 
ben Dänen ben Hulbigungseib geleiftet, befeitigt, doch ohne Gewaltthat 
oder Erceffe; bie ärgften Dränger fanden für gut, das Land freiwillig zu 
räumen: Die vom Bunde ben Truppen beigegebenen Civilcommiſſäre 
machten am 26. December den Verſuch, diefen Demonftrationen, naments 
US der Proclamation bes Auguftenburgers, fo lange der Bundestag über 
bie Anfprücye deſſelben noch nicht entfähieben Habe, durch einen Erlaß ent- 
gegenzutreten, allein ohne ben minbeften Erfolg. Das. Boll war ent⸗ 
ſchloſſen, und Gewalt gegen bafelbe zu gebrauden, war unter ben ob⸗ 
waltenden Umftänden doch nicht möglih. Am 27. traten wohl 20,000 
bolfteimifche Männer ans allen Thellen des Lanbes, felbit ans denen, 
welche im Augenblid von ben Dänen noch nicht geräumt waren, in Elms⸗ 
Korn unter freiem Simmel zn einer großen Landesgemeinde zuſammen, pros 
Aamnirten einfiimmig ben Herzog Friedrich als ihren rechtmäßigen Landes⸗ 
herrn und beſchloſſen ihm durch eine Deputation bie Einfabung zu fenben, 
er möge feinem treuen Erblande nicht länger ferne bleiben. Ihr Wunſch 
fünb eine ſchnelle Erfüllung. Am 30. December traf ber Herzog, ber 
bieher in Gotha feinen Wohnſitz genommen, ein Eabinet gebildet und eine 
freiwillige Anleihe ausgeſchtieben hatte, ganz unerwartet in Kiel ſelbſt 
em. Ein unendlicher Yubel ber Bevölkerung empfing ihn. Die Regie: 
rumgen von Oeſterreich und Preußen ſahen ben Schritt fehr ungern, ängft- 
liche Gemütber erſchtracken. Der Herzog batte ganz richtig gefählt, daß 
er dem Lanbe, auf bas er Anfprud machte und das ihn verlangte, un: 
möglich ferne bleiben dürfe, daß er fi mit biefem Volle, das er aus 
fremder Knechtſchaft zu befreien berufen fchien, ſich nothwendig in birecte 
Berbinbung fehen muͤſſe: eine ſchnelle, gewaliſame Entſcheidung fuchte er 
indeß nicht, durch eine Proclamation an die Schleswig-Holfteitter forberte 
er fie felber auf, „bie vom Bunde angeorbnete vorläufige Berwaltung zu 
achten und Gonflicte zu vermeiden.“ Cr vertraute anf fen Geſchick, auf 
bie Kraft diefer Stämme, anf bie Unterſtützung ber Nation, aber er konnte 
ſich auch nicht verhehlen, daß noch große und mannigfultige Schwierigkeiten im: 
Wege flomben, die Aberwißtigt werben mußten, um endlich and Ziel zu ge= 
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Imgen, has er, ba6 fein Beh, das bie Ration ſich geſeckt hatten — 
dat fie nur erreichen konnten, wenn fie ebenfs vorſichtig wie emtichleffen 
demſelben zuftrebten. 

Der Tühnfte, aber zugleich, twenn bie bewifche Nation einig war, 
ſccherſte Weg — Napoleon und bie Franzofen hätten ihn unter ähnlichen 
Umſtänden ohne Zweifel, ohne auch nur einen Augenblid anzuftchen, 
eingeſchlagen und höchſt wahrſcheinlich nach kurzem Entiheibungelampfe 
ihr Ziel exreicht, ohne daß weiter in Europa auch nur ein Schuß gefal⸗ 
in, ein Schwert aus ber Scheide gefahren wäre — war durch bie Stel⸗ 
lung. welche die beiben beutfchen Großmächte in ber Frage einnehmen zu 
müflen glaubten, vereitelt morben. Sie wollten einen allgemeinen Krieg 
vermeiben und trieben ihm allem Anſchein nad gerabe entgegen. Wauh⸗ 
vend alle Blicke nad Norden gerichtet waren, begann es fich aud, obwehl | 
noch leife, im Süben zu regen. Die ital. Frage, deren Loſung feit 1859 alim. 
ganz Europa befchäftigt hatte, war feit dem Ende bes Jahres 1862 Ham 
srädgeiseten. Sie lag in ber Hand bes Kaiſers ber Franzoſen, unb lange 
hatte er durch feine Haltung gegenüber Rom ben Italienern bie Hoffnung 
währt, wenigftens bie väm. Frage durch ihn in irgenb welcher Weiſe nach 
ihten Sntereffen gelöft zu fehen, bis er faft plöglich den Faden abfchuitt, 
bie Frage umkehrie und flatt wie bisher Rom nunmehr Stalien zu Borfchläs 
gen bezüglich einer Ausgleichung ber zwiſchen beiben ſchwebenbden Diffes 
tenzen aufforberte. Die Regierung bed Könige Bictor Emanuel Ichnte 
4 ihrerſeits ab, folde Vorſchläge zu machen, worauf die Frage vorerfl 
gänzlich rubte, Rom von meiteren Zumuthungen Frankreiche verfchont 
blieb und feine gefährbete Eriftenz wie bisher fortfriften konnte. alten, 
von Frankreich ſolchergeſtalt im Stiche gelaſſen, blieb auf fi felber be. 
ränft und mochte feine Lage rubig in Weberlegung ziehen. Groß gex 
ug, fi felber gu genügen, war bie Aufgabe, bie ihm von ber Sachlage 
kbR geſtelt war, fo mannigfaktig und fo ſchwierig, um es hinreichenb 
im eihäftigen. Durch ben Krieg von 1859 ber Uebermacht ODeſter⸗ 
reiche entlebigt und durch bie Lewıbarbei vergrößert hatte Sarbinien im 
Jahre 1860 die Verhältniſſe benügt, um mit rafcher Thatkraft Tescame 
und bie Herzogthümer, ben größten Theil bes Kirchenſtaates, Neapel mb 
Sieilien wit ſich zu vereinigen unb fi zum Königreich Itallen emporges 
ſchwingen. Es galt jeht, das fehnell Gewonnene zu ſichern. Und biefe 
Anfgabe war wicht leicht. Wenn bie Einheit Jialiens eine Wahrheit ſein 
Inte, fo mußte fie in der Geſehgebung und Verwaltung burchgefähet und 
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. bie: alte Ciferfwiht zwiſchen ben mannigfaltigen Gliebern burd die gemein: 
Samen Iniereſſen und das Gleichgewicht alfer berechtigten Factoren für 
immer befeitigt werben. Willig bot ſich die Lombardei dazu bar, nicht 
allzugroß waren bie Schwierigkeiten in Tosdana, den Herzogthümern und 
einem Theile ber Romagna, aber der übrige Theil des Kirchenſtaais, 
Neapel und Sicilien wiberftrebten vielfach felbft den einfachften Forderun⸗ 
gen ftaatlicher Ordnung und boten theil® noch gänzlich unentwidelte, theils 
burdaus verfommene Zuftinde ba, die nur allmälig und vorfichtig geho⸗ 
ben werden konnten. Es war bieß um fo fchwieriger, als Neapel vorerft 
noch, von Turin aus regiert werben ſollte und bei jeder Neuerung theile 
mit: Hecht, theils mit Unrecht über Piemonteflsmus geklagt wurbe. Dens 
noch war das offenbar bie nächfte, die dringenbfte, die wichtigſte Aufgabe 
Bes neuen Started, Man Faun nicht fagen, daß feine Aufprüde auf 
Benedig und Mom unbegründet waren: es läßt ſich nicht verkennen, baß 
die öfterreichifche Herrſchaft in Venetien nicht auf ber freien Zuſtimmung 
feiner Bewohner, fonbern lediglich auf ber militärifchen Gewalt des Kaifer: 
ſtaats beruht, und daß die weltliche Herrſchaft des Papftes ben Bebürfs 
niffen ber Zeit in Teiner Weife genügt nnd kaum wirb geläugnet werben 
innen, daß, wenn heute bie öſterreichiſche Regierung ihre Truppen aus 
Denetien und Frankreich bie feinigen aus Rom zurädziehen wärbe, mor⸗ 
gen fchon Die Bevölkerung bes einen wie bes andern ſich nicht einftimmig, 
aber doch mit überwältigenber Mehrheit dem Königreich Italien anfchlöffen. 
Davon if natürlich Feine Rede: Deflerreich will und kann vielleicht nicht 
auf Benetien verzichten, ber Papſt aber, weit entfernt, von dem Wenigen, 
was ihm geblieben, laſſen zu wollen, verlangt fort und fort die Rückgabe 
ber ihm gewaltfam entriffenen Provinzen, bie katholiſche Welt Hält bie 
Unterlage weltlicher Herrfchaft für das Haupt ihrer Kirche für unentbehr: 
lich und die katholifchen Mächte, Frankreich voran, koͤnnen in ber That 
nicht daran denken, ben Papft zu einem Werkzeuge bes Könige von Italien 
berabfinten zu laſſen. Es iſt nicht wahrſcheinlich, daß die weltliche Herr⸗ 
ſchaft des Papſtes ſich auf die Dauer werde behaupten laſſen und es iſt 
vielleicht möglich, daß Italien in Folge großer Ereigniſſe, die nicht vor⸗ 
andzuſehen find, dereinſt auch noch in den Beſitz Venetiens gelange. Allein 
vorerſt iſt Italien viel zu ſchwach, um das eine oder das andere mit 
Gewalt erzwingen zu koönnen. Galt es im Jahre 1860 mit raſcher That⸗ 
kraft Schlag anf Schlag ‚die Umflänbe auszunügen, fo mochte es jetzt feine 
Aufgabe fein, fi in biefelben zu fügen und fich vorerſt in fich ſelbſt zu 
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feRigen, bis es im Stande wäre, aus eigener Kraft und follte ſelbſt Yetn. 
ein Menfchenalter barüber verftreiden, jene Aufgaben in bie Hand zu 
nehmen. Ein Finanzzuſtand, ber bis jetzt ein regelmäßiges jährlihes Dis 
ficit von mehr als 300 Mil. Fr. answeift, wäre allein genügend ge- 
wefen, den jungen Staat vorerft in feine Schranken zu weifen. Die fog. 
Actionspartei ließ jedoch Italien nicht zur Ruhe kommen und bie Regie: 
rung, wenn fie auch tollkühnen Streichen vorzubeugen fuchte und ihnen, 
wofern fie dennoch verfucht wurden, entgegentrat, lieh ſich body von: ber 
Üctionspartei auf bie falfche Bahn Ioden, bie Befreiung Benetiens und 
Rems zu ihrer hauptſächlichſten Aufgabe zu machen und ihr beingenbere 
Intereſſen vielfach bintanzufehen. Nur mit großer Mühe Ionnte die Gans 
fcription in ben Provinzen bes ehemaligen Kirhenfiaate burchgeführt 
werben, trob einer fehr anfehnlichen Militärmacht gelang «8 nicht, bes 
Brigantenunwefen in Neapel zu unterbrüden unb ſelbſt Sicilien verfiel 
in anarchiſche Zuſtände, ber bie Regierung, wie bie Parlamentsbebatien 
gegen Cube bes Jahres an ben Tag legten, vielfach nur mit militäriſcher 
Willkaühr entgegenzutreten vermochte. Die venetianifche wie bie roͤmiſche 
Trage rubten freilich offiziell, weil fie ruben mußten. Aber kaum fehlen 
durch Die bänifchzbeutfche Frage bie Möglichkeit eines großen Krieges aufs 
zutauchen, fo wurden auch wieber alle Hoffnungen wach. Garibaldi, der 
das ganze Jahr ſtill auf Eaprera geblieben, begann wieber zu agitiren und 
feine Anhänger zu organifiren und felbft ber König meinte am 1. Jannar 
1864, baß „am Horizonte bes neuen Jahres Verwicklungen von allers 
dings noch unbeflimmter Geftalt fich zeigten, bie leicht bie erwufchte 
Gelegenheit zur Erldſung Italiens bieten Könnten, welche ihm leider bes 
Jahr 1863 verfagt habe.“ 

Während fo Italien mit Umgebuld auf ben Ausbruch eines allge 
meinen Krieges barrte, waren bie Staaten zweiten und britten Ranges 
sicht in berfelben Lage. In Eräftiger innerer Entwidelung begtiffen, 
hatten fie alle Urſache, bie Erhaltung bes Friedens lebhaft zu wünſchen. 
Spanien hatte fi Fläglic mit England von ber merilaniichen Exrpebitien Epanien. 
zurüdgesogen, fobalb es fah, daß Frankreich bamit Pläne verband, bie 
mi feinen geheimen Wünfchen nicht übereinftimmten. Es erfolgte dadurch 
eine Berftimmung zwiſchen beiden Länbern, bie das Gabinet O’Donnd 
erft in's Schwanfen und bann gänzlich zu Falle brachte. Selb bie libe⸗ 
tale Union, auf die basfelbe fi im Congreß geſtüttt hatte, erhielt dadurch 
einen Stoß, der eruftere Parteilümpfe in Ausfiht zu fellen ſchien. Das 
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Aberaus gluckliche Gleichgewicht, das bie Bundesverfaffimg zwiſchen ben 
gemeinſamen Angelegenheiten und dem berechtigten Einzelleben jedes eins 
zelnen Kantons hergeſtellt hatte, ſicherte ber Schweiz fortwährend die 
Achtung bes Huslandes und die freiefte Entwickelung im Innern. Mit 
Eifer pflegte fie die Ausbildung ihres vortrefflihen Milizſyſtens, das 
nicht blos für paſſend und zureichenb erachtet wird, um ber neutralen 
Alpenrepublik ſelbſt im Falle eines allgemeinen Kriegs wirkfamen Schub 


zu ſichern, fonbern dem auch, wit ben für andere Verhältniſſe nöthigen 


Belgien. 
J 


" Holland, 


Meodificationen, noch eine größere Zukunft beftimmt zu fein fcheint. Kine 
Reige von Kantonen bemühte ſich wieberum bie Beflimmungen ihrer Ber: 
faffung mit ben Bebärfniffen unb ben Anſchauungen ihrer Bevöllerungen 
fortwährend in Webereinflimmung ‚gu erhalten. Laflen fi auch die Vor⸗ 
teile baven nach ber einen Seite nicht verfennen, fo verliert fih dagegen, 
wenn biefes Strehen, wie es in ber Schweiz vielfach ber Fall zu fein fcheint, 
in ein wahres Revifionsfieber ausartet, jene Stätigleit und Feſtigkeit 
ber politiſchen Grundlinien, die für bie Entwidelung im Großen nicht 
minder wichtig if. In Belgien hielten fich bie beiden großen Barteien 
dee Landes bie liberale und bie clericale Partei, fortwährend in einer Weife 
bie Wange, die zwar jedem Einzelnen die volle Freiheit der Entmidelung 
ſichert, aber berjenigen bes Ganzen, fofern fie die Mitwirkung aller Kräfte 
in Auſpruch nimmt, nicht förberlid, fein kam. Noch bielt fich vorerſt bie 
liberale Partei am Ruder, jebod uur mit Mühe. Bei ber Erneuerung 
der Hälfte der Mitglieber ber Kammern im uni verlor bie ohnehin 
ſchwache Majerität im Repräfentantengaus wieber . einige Stimmen unb 
bie im Deoember erfolgte Anullirung ber Wahlen in Brügge follte fie 
fpäter völlig in Trage ftellen. Die Agitation Antwerpens . gegen. ben 
Seftungdgürtel, in dem es fi, mehr unb mehr eingezwängt fühlte, kam auch 
Im Laufe des Jahres 1863 nicht zur Ruhe. Der König, die Regierung 
und bie Mehrheit der Kammern blieben inbeffen feſt und ber allgemeine 
Zuſtand Europa's am Schluffe des Jahres war in ber That nicht ge⸗ 
eignet, auf ein Syſtem zu verzichten, dad für den Fall einer allgemeinen 
Konflagration dem Lande allein die Aufrechtbaltung feiner Unabhängigkeit 
zu. fihern ſchien. In Holland war das liberale Minifterium Thorbede 
wit Umſicht aber zugleich mit Entfchiebenheit bemüht, bie verfaffungs: 
mäßigen Zuftände nach den Bebürfnifien ber Zeit weiter auszubilden: 
wie Raform ber Eolonialvermaltung wurde in biefem Sabre befchloffen 
and die Unterfiellung bes fo wichtigen Colonialbudgets unter bie Con⸗ 


Ucherſia der Erriguiffe des Sabre 1000 432 


trolle der Kammern wenigſtens für das Tünftige Jahr vorbereitet. Me 
biefe Staaten hatten nicht gerade Urfache, ben Krieg zu fürchten, aber 
das größte Intereſſe, die Erhaltung des Friedens zu wünfden. 

Der gewaltige Kampf, ber nun fon im vierten Sabre im ben 
ungebeuern Gebieten ber Bereinigten Staaten Nordamerika'e zwiſchen 
dem Süden und bem Norben wüthet und bereits fo viel Bit gekoſtet, 
fo mächtige Summen verichlungen bat, war wohl geeignet, bie Bffentläde 
Meinung Enropa’s von einem allgemeinen Kriege, ber ih — bie zungchſt 
Betheiligten allein ausgenommen — für keinen anbern Staat irgend wie 
als eine zwingende Nothwenbigleit barftelit, abzuſchrecken. Die erſten zwei 
Jahre war unter vwechfelnbem Erfolge gefämpft worden, Teiner ber beiden 
Theile vermochte ein Vebergewicht zu behaupten, immer ftellte ſich nach 
kurzer Zeit ein Gleichgewicht her, das in Europa die Leberzeugung bers 
vorrief, bie noͤrdlichen und bie füblichen Staaten würben fi am Ende bed) 


Rord- 
amerile. 


frieblih ausſcheiden müäflen und nur bort ein freier Bunbeoflant bleiben, ' 


bier eine ariftocratifche Sclavenrepublik aufgerichtet werben. Auf diefer 
Anſchauung berußten auch bie wiederholten Bermittlungsmnerbieten, die 
ber Kaifer der Franzoſen verſuchte. Die Conſolidirung der fühlten Con⸗ 
füderation zwiſchen Merico und der nörblichen Union wäre feinen Plänen 
allerdings ſehr förberlich geweien und bätte ber Erriätung einer Rue 
narchie in Merico - allein die Garantie wenigſtens einiger Dauer zu 
fihern vermocht. Der Cengreß der Union ging aber auf alle derartigen 
Anerbieten nicht ein. Im Norden ber Union zweifelte die öffentliche Meis 
nung trotz ber biäherigen geringen Erfolge ber Kriegfährung, trok ber 
großen Dpfer aller Urt, welche fie bennod, gefordert hatten und troh ber 
mannigfaltigen eigenen Barteiung, keinen Augenblid baran, baß ber Güsen 
ſchließlich doch bewoiltigt uns bie alte Union wieder hergeſtellt werben 
würde. Das Jahr 1863 brachte in ber That eine entſchiedene Wendung 
in ber Lage ber Dinge. In militäriſcher Tüchtiglelt zumal ber Yührer 
bem Rechen Anfangs entfchieden Überlegen, begann ber Güben allgemad 
zu fühlen, daß das Berhältniß der Kräfte zwifchen ven beiben Triegfüßrens 
den Theilen ſowohl an Menſchen, wie an materiellen Mitteln ein ums 
gleiches fei. Durch die Diokabe aller feiner Häfen von Europa abgefäänitten, 
fand der Haupterportartitel des Südens, bie Baumwolle, faſt gar keinen 
Ausweg mehr, bie Preife aller Lebensbebärfuife erreichten eine entſetzliche 
Höhe und der Uebergang zu andern Gultaren war überhaupt nicht loicht 
und jedenfalls nit fo ſchnell zu beweriiielligen: - Seine Finanzen wardh 
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Nor. dicher furchtbar zerrüttet und um feine Armeen zu ergängen, mußte es 
amerila· aIſmalig fo ziemlich die ganze weiße mäunliche Bevoöllerung unter bie 
Waffen rufen. Auch der Norden mußte die Zufunft mit einer ſchweren 
Nationalſchuld belaſten und bie bisherige Erneuerung feiner Heere durch Frei⸗ 
willige wurde immer fohmwieriger und mußte ſchließlich als nicht mehr genügend 
erfanut werben.. Alfein er ertrug jene Teicht und hatte dur Einführung 
der Eonfcription das Mittel in der Hand, fein Bedurfniß vollfommen 
befriebigen zu Lönnen. Der Congreß entſchloß fi freilich nur ungern bazu 
und fie konnte auch in dem meiften Staaten nicht vollitändig durchgeführt 
werben; aber fie diente immerhin als wefentlide. Ergänzung ber. fort 
dauernden freiwilligen Werbung Die Geſammtzahl der verſchiedenen 
Armeen der Union dürfte während des ganzen Jahres Taum je unter 
300,000 Mann geſunken fein, ‚während ber Süden. die feinigen wohl 
nur wit Mühe auf eiwa 200,000 Mann. zu erhalten vermochte; bie 
Conföderation war aber viel ‚leichter im Tall, ihre Kräfte auf jedem belie⸗ 
higen Punkte des von ihr vertheibigten Gebietes concentriren zu können, 
während bie Union ihre Kräfte nah der Sachlage vielfach zeriplitern 
mußte und tbeilweife noch mehr zerfplitterte, als es durch die Umftände 
wirklich geboten war. Uwerkennbar aber zog ſich das Netz, das die Union 
um den Sonderbund zu ſchlingen bemüht war, immer enger und enger. 
Die Blokade ber ganzen Oſtküſte der Süpftanten wurde aufrecht. erhalten 
und war in ber That eine effective: bie Baumwolle mochte ‚aufgeftapeit, 
nom Feinde zerſtoͤrt werben ober verfaulen, nad Europa gelangte nur 
wenig ımb ebenfo unterlag bie Zufuhr von Kriegsmaterial wie biejenige 
eusopäifcher Manufacturen den größten Schwierigkeiten. Vom Weſten aber 
wurbe bie Sonföberation nunmehr ganz abgefchnitten, als fih Vicksburg 
nach längerer Belagerung endlih am 4. Suli an General Grant und 
Port Hudſon am 9. deöfelben Monats an General Banks ergeben 
mußten, fo daß die Union ben ganzen Lauf bes Mifftffippi bis nah New: 
Orleans himmter beherrſchte. Im Spätherbft gelang es der Union auch, 
fo ziemlich ganz Teneſſee, um das bisher mit wechfelnden Erfolge gefämpft 
werben war, in ihre Gewalt zu befonmen. Dagegen führte bie Belange: 
sung von Eharlefton, das mit allen Mitteln der Kunſt befeftigt werben 
war und beflen Vertheidigung von dem tüchtigen und entfchloffenen Süd⸗ 
bundögeneral Beauregard geleitet wurde, zu Teinem weſentlichen Refultate. 
Die Entſcheidung mußte zwifhen Wafbington und Richmond, wo fich bie 
Hauptarmeeen beiber Triegführenben Theile am Potomac unb füblich von 
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diefem Fluſſe noch immer gegenüberftanden, erfolgen. Aber gerade bier 
trat während des ganzen Jahres fein entjcheibender Schlag ein. Nachdem 
fi dort ber Unionsgeneral Burnfide zu Ende des Jahres 1862 durch 
den Berluft der Schladht von Friderikeburg als unfähig erwiefen batte, 
wurbe er durch Gooler erfebt, der ſich indeß nicht beffer bewährte. Ende 
Mai ergriffen die Sübbündifchen unter General Lee wieber bie Offenfive, 
brachen in Bennfpleanien und Maryland ein und zwangen dadurch Hooker 
auch feinerfeits zurädzugchn. Wafhington felbit fehlen neuerdings bebroßt: 
Hooker wurde abgefeht und durch Meade erfegt. Am 1. April kam es 
bei Gettysburg zwifchen beiden Armeen zur Schlacht: nad bdreitägigem 
Kampfe wurde General Lee gezwungen, fich zurückzuziehen, was er indeß 
in voller Ordnung zu bewerfftelligen vermochte. Seither lagen fih wieder 
beide Armeen am Rappahannoc und Rapidan wie bisher gegenüber. Die 
Anftrengungen bes Südbundes ließen während bes ganzen Jahres nad 
allen Seiten nicht nach, aber die Verlufte, die er während besjelben erlitt, 
waren empfindliche, der Kreis, der fich um ihn ſchloß, wurde immer enger und 
feine Kräfte begannen, nur allmälig aber fichtlich, zu ſchwinden. Der Sieg 
des Nordens mochte fi, etwas verzögern, aber er war offenbar nur noch 
eine Frage ber Zeit. 

Der Blil wendet ſich am Schluffe des Jahres mit größerer 
Sorge nah dem alten Europa zurüd. Die Befebung Holfteine burg 
die Truppen bes beutfchen Bundes, bie mit dem lebten Tage des 
Jahrs vollendet wurde, war nur bie Einleitung zur Entfcheibung 
des deutſch⸗däniſchen Streites. Nicht Holftein fondern Schleswig bildete 
ben Kern der Frage und ſchon hatte noch in ben letzten Tagen bes Jahres 
Heffen-Darmftabt am Bunbe darauf angetragen, basfelbe im Sinne ber 
nationalen Bewegung „zum Schub aller Rechte" durch Bundestruppen 
zu befegen, Oefterreih unb Preußen bagegen es auf Grund ber Vereins 
barungen von 18% durch ein Öfterreidhifch- preußifches Armeecorps in 
Pfand zu nehmen.” Ein Krieg Mit Dänemark war unter allen Umftänden 
nicht zu vermeiden. Dänemark war entfchlofien, Schleswig bis aufs 
äußerfle zu vertheibigen, benn es handelte fi in ber That um feine 
Exiſtenz. Deutſchland aber mußte ben Krieg aufnehmen; dieNation fühlte, 
dag die endliche Entſcheidung in biefer Frage aud zugleich über ihre 
Zukunft entfcheiben werde. 


Schluß. 


Berihtigungen. 
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Schreiben an ben König von Preußen) ©. 75. 


Griechenland. ©. 280—282, 3410, 355. 


Samburg. 1863. ©. 23—113, rn 24, XI 20, 27, 29, XII 11, 21). 

1864. S. 307—57 (MN 10, Mi 

Sannover. 1863. ©. 23.113 a 3, III 20, 50, IV 22, 27, 29, 713, 14, V119, 
vu 11, VNI 1, IX 1, X 6, XI 4, id, 17, 30). 

1864. ©. 30757 di 10, 12, u 18, 20, 22, 97, 112,8 91V --). 

Actenſtücke: 1869. V 14 (Wablaufruf ber Foriſchritiepattei) S. 36. 

1864. III 8 (Adreſſe beider Kammern an ben König) S. 312, 

Gefien-Karmfatt. 1863. &. 23-113 (11 40, 11, 25, W 14, 16, V 8, 12, 15, 
VI 12, 22, 29, vi 4, 23, x29, xl 10, 24, 36, 27, xl 5, 15, 17, 19). 

1864. ©. 307—57 (17, 16, 22). 

Actenftüde: V8 —3 ber II. Kammer bez. Concordat) ©. 35. 

ollend. ©. 220-- 221 

olftein. 1863. S. 23—- 13 (1 30, IV 30, V 15, VIII 23, XT 15, 16, 19, 21, 
24, 26, 27, XII 1, 2, 4, 5, 10, 19, 20, 22, 23, 24, 26, 27, 28, 29, 30, 31). 

1861, ©. 37 d 2,6, 9, 15, 20, 22, 25, 29, 11 2, 11, 12, 15, 20, ui 2, 

15 

Actenflüde: 1863. XI 16 (PFroclamation bes Erbprinzen von Au uſtephurg 
S. 88, XII 22 (Eingabe ber Ständemitglieber an ben Bund) ©. 107, XII 
(Betanntmadyun ber Bundescommifjäre gegen Temonftrationen für ben —* 
ſtenburger) 10, XI 30 (Proclamation bes Serungs, driedrich) S. 113. 

1864. IN — ber Schleswig: Holftein:Vereine) S 


alien. ©. 205-210, 307, 309, 312, 314, 317, 347, 349, 350, 352, 356. 

Actenftüde: 1 22 (Tepeiche bez. Verhalten gegen "Sranreid betr. Rom) ©. 305, 
X 22 (Antwort Fr N nantzeig bez. Congreß) ©. 209, Xi 15 (Brockmerion 
Saribaldi’s) ©. 2 

Ariſtentag. S. 33113 (vll 25). 


Katholiſche Vereine, deutſche. ©. 2113 (IX 21). 
Atenftüde: IX 21 @eistife) © 7 
1563. &. 23—113 (1 3, 5 13, 21, 24, 12, 7, 1V 6, 10, V 9, 28, 
vi 13, 1 3, 30, VH 6, X 31, Xli 22, 23, 30, 3 31). 
1864. ©. ER de (1 31 u 19). 
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Actenftüde: I 22 (Votum bez. Delegirtenproject) S. 235, XII 22 (Thronrede) 
S. 109, XII 23 (Antwortsodreife) ©. 109, 


Lauenburg. 1863. (XII 24, 27). 
1864. S. 303—57 (1 25). 
Actenftüde: 1864. I 25 (Landesadrefje für Trennung von Dänemark) ©. 321. 


Me«dlenburg. S. 23—113 (XI 15, 19). 
Merieo, ©. 294-297, 307, 340, 39597. 


Naflau. 1863. S. 23—113 (I 10, 17. UT 1. 10, VII 17, XT 11, 25, 29, XII 7. 

1864. S. 307—57 (1 10, 19, 1 14, UT 7, 30). - 

Actenftüde: III 1 (Wahlanſprache der Fortfchrittspartei) ©. 32. 

Rativnalverein. S. 23—113 (V 25, VII 24, X 6, XI 24, XII 6). 

Actenftüde: V 25 (Anſprache des Ausfchuffes) S. 37, VIII 24 (Anſprache des 
Ausfhuffes) S. 67, X 16 (Beſchlüſſe der Generalverfammlung) ©. 82. 


Defterreih. 1863. ©. 26, 32, 33, 47, 51, 52, 53, 64, 79, 83, 84, 90, 91, 92, 
93, 96, 98, 99, 105, 150—166, 307—57, 389 — 8b. | 
1864. ©. 30757 (1 2, 11, 15, 16, 21, 22, 25, 28, IL 11, 12, 13, 15, 17, 19, 

24, 28, II 2, 3, 7, 19, 20, 23). 

Actenftüde: 1863. I 22 (Votum und Erklärung bez. Delegirtenprojet) S. 26, 
I 25 (Beihluß des Tiroler Landtags bez. Glaubenseinheit) S. 150, II 28 
Depeſche an Preußen bez. der Stellung zu Deutfhland) ©. 32, IV 12 (Tepejce 
an Rußland für Polen) S. 152, V 4 (Ndreffe des rumäniſchen Congreſſes von 
Siebenbürgen) S. 153. VI 15 (Kaiferl. Refeript an ben Landtag von Sichen: 
bürgen) ©. 154, VE 18 (Thronrede) ©. 155, VI 18 (zweite Depeſche an Ruß: 
land für Polen) S. 156, VI 24 (Antwortsabreife des Herrenhaufes) ©. 157, 
VI 24 (Untwortsabreffe des Abgeorbnetenbaufes) ©. 157, VII 19 (Oepeſche 
an Franfreih und England bezüglich Rußland) ©, 159, VII 22 (GErklä— 
rung ber fiebenbürgifchen Magyaren) S. 160, VII 3 (Denkſchrift Bezüglid 
Bundesverfaſſung) S. 47, VII 12 (dritte Depeſche an Rußland für Polen) 
©. 161, VII 17 (Kaiferl. Rebe bei Eröffnung bes Fürftencongreffes) S. 54, 
VIII 17 (Entwurf einer Reformacte) S. 54, VIN 21 (Promemoria) ©. 6J, 
VII 30 (zweites Promemoria) S. 68, VIII 22 (Tepefche bez. ber preußifchen 
Antwort betr. Fürftencongreß) S. 79, X 30 (Tepeihe an Preußen bez. Ableh: 
rung ber Reformacte) &. 84, XI 4 (Idenliſche Note Cefterreich8 und Preußens 
bez. Erecution oder Occupation Holftein®) ©. 96. 

1864. 11 45 (Thronrebe) S. 330, TI 7 (Depeſche bez. Einmarſch in Jütland) 
©. 341, HI 20 (Circulardepeſche bez. Krieg mit Tänemarf) ©. 354. 

Oldenburg. 1863. S. 23—113 (XI 17, XII 19, 4. 

1864. ©. 307—57 (I 11, 11 9, II 12). 


Preußen. 1863. S. 24, 27, 52, 53, 63, 76, 90, 91, 92, 94, 96, 105, 110, 
114—149, 357, 367—71, 378—82. 

1864, ©. 307—357 (1 4, 6, 7, 8, 9, 11, 13, 16, 18, 19, 21, 22, 24, 25, 31, 
11 11, 3, 148, 20, 21, 23, 27, IN ı, 7, 11, 17, 18, 19, 22, 23. 24, 29). 

Actenftüde: 1863. I 1 (Abreffe des Magiftrats von Berlin an den Knig) ©. 114, 
1 6 (Rbeinifche Adreſſe an den König) S. 114, 1 9 (Antwort bes Könige an 
ben Magiftrat von Berlin) ©. 115, 110 (Thronrede) S. 115, 1 15 (Präfibialrebe 
Grabow’s) S. 116, I 18 (Antwort des Könige auf die Rhein. Adreſſe) ©. 116, 
1 22 Botum bez. Delegirtenproject) S. 24, 1 24 (Depeſche bez. Stellung Oeſter⸗ 
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reihe und Preußens zu Deutſchland) S. 27, 1 29 (Mbreffe des Whg.» ) 
©. 117, 11 3 (Antwort des Könige an das Abg.:-Haus) S. 119, IE 5 (Adreſſe 
bes Herrenhauſes) S. 121, 11 8 (Antıwort bed Könige an bas Herrenhaus) 
S. 122, 11 17 (Refolutionen bes Abg.⸗Hauſes bez. Audget) S. 123, V 21 
(Schreiben bes Königs an das Abg.: Haus) S. 129, V 22 (Adreſſe bes Abg.⸗ 
Buß) ©. 129, V 26 (Antwort des Könige) S. 131, V 27 (Thronrede) 

. 133, VI 1 (Prekordonnan; und Minifterialberiht) S.134, VII 4 (Ableb: 
nung ber Theilnahme am Fürfiencongreß) S. 52, VIH 13 und 14 (Tepeiche 
bezüglich Fürſtencongreß) ©. 63, VII 20 (Neue Ablehnung der Theilnahme 
am Fürſtencongreß) ©. 63, VII 21 (Depeiche bezüglich Fürftencongreß) ©. 
63, IX 3 (Minijlerialberiht bezüglich Auflöfung bes Abgeordneten-Haujes) 
©. 138, IX 12 (Bahlprogramm der Fortichrittspartei) S. 139, IX 15 (Wahl⸗ 
aufruf der mmijteriellen Partei) S. 139, X 8 (Schreiben bes Königs bes. 
Wahlen) S. 141, Xl 9 (Thronrede) S. 141, XI 19 (Antwortsadreſſe bes Her: 
renhaujes) S. 144, XU 18 (Adreffe des Abgeordn.:Haufes) S. 147, XII 19 
(Abrefje bes Herrenhauſes) S. 147, AU 27 (Antwort des Könige an das Abg.- 
Haus) ©. 148. 

1364. 1 19 (Tepeiche bez. Yöjung ber jchleswig = bolftein’jchen Frage) S. 315, I 22 
(Refolutionen des Abg.= Haufes bez. Schleswig : Holjtein) S. 317, 1 25 (Nefo- 
(utionen des Abg.-Haufes gegen das Herrenhaus) ©. 319, I 25 (Thronrede) 
©. 319, 130 (Depeiche bez. Londoner Vertrag) S. 357, 1 31 (Erllärung be. 
Integrität Dänemarks) S. 323, MI 7 (Depeſche bez. Einmarſch in Jütland) 
©. 341, 111 19 (Ablehnung der dänischen Sonferenzbedingungen) ©. 350, IH 22 
(Antwort bes Königs auf eine Loyalitätsadreſſe) S. 353, IH 24 (Berliner Re 
jetutionen) Se 


Gestehantentag, beutiher. ©. 299. 

Meformverein. S. 23—113 (X 28, XII 6). 

Actenftüde: X 28 (Beichlüffe der Generalverſammlung) ©. 83. 

Rom. ©. 211—212, 338, 

Aubland. S. 245— 71, 308, 317, 323, 324, 325, 326, 333, 335, 338, 340, 
341, 344, 349, 365—67, 372— 18, 391— 393, 

Actenftüde: 1863. 1 22 (erfle Decrete ber gch. poln. Regierung) S. 245, II 2 
(Erlaß der geb. poln. Regierung) S. 246, II — (Aufruf an bie öfterr. und 
reuß. Polen) S. 247, MI 15 (Erzbiſchof Felinsfi an ben Kaiſer) ©. 248, 
V 12 (Ammeftiebecret) S. 249, IV 2627 (Depeſche an England, Frankreich 
unb Oefterreih bez. Polen) ©. 250, IV 29 (Anfpradıe bes Kaifere) S. 254, 
V 10 (Decret ber geb. poln. Regierung) ©.255, V — (Baltijche Ergebenbeits: 
abreffe) S. 255, VI 2 (Poln. vevol. Strafgefeb und Repolutionstribunale) ©. 
256, VI 8 (Militärbictatur in Littbauen) S. 257, VI 24 (Depeiche bez. Fe⸗ 
Iinsti) S. 2358, VI 25 (Decret Murawiews) S. 259, VI 23 (Revol. Regierung 
in Rothrußlanb) ©. 260, VII 5 (Proclamation Murawiews) S. 261, VII 13 
(zweite Depeſche an England, Frankreich und Oeſterreich bez. Polen) ©. 264, 
IX 7 (dritte Tepeihe an England, Frankreich und Defterreich bez. Polen) ©. 
268, IX 18 (Thronrede in Finnland) ©. 269. 

1864. 111 2 (Bauernemancipation in Polen) S. 338. 


Sachſen. 1863. S. 23—113 (V 30, VHI 25, XI 9, 24, 25, XII 4, 7, 15, 22, 30. 

1864. S. 30757 (15, 7, 22, 115, II 43). 

Actenfüde: V 30 (Aufruf bes Fortfchrittsvereins) S. 39, VI 25 (Antwort an 
Baden bez. Fürftencongreß) ©. 68. 

Scqhleſswig (vgl. Dänemark), 1864. ©. 307—57 (1 28, 30, 31, 1 1, 2, 3, 5, 6, 
7,8, 9, 30, 12, 17, 18, 19, 20, 25, 26, 29, 11 8, 9, 10, 12, 14, 15, 16, 
419, 20, 30, IV 18). 

Actenftüde: 1864. 1 7 (Proclamation Wrangels) ©. 326, II 8 (Erlaß Zedlitz) 
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Sämerzbure Mabeikatt. S. 23-113 (XII 29). 

arzburg-Sonderdhaufen. S. 23—113 (XI 30). 

Eqhweden und Rorwegen. S 222—27, 332, 333, 340, 341, 347, 354, 355, 356. 

Actenftüde: 1863. 1 5 (Kgl. Verfaſſungs-Reformvorſchlag) S. 222, VI 6 (Aus: 
ſchußbericht des Norweg. Storthings bez. bes deutſch-däniſchen Streites) S. 224, 
All 8 (Thronrede in Schweden) ©. 226. 

1864. 114 15 (Thronrede in Norwegen) ©. 347, III 30 (Norweg. Storthing bez. 
Dänemart) ©. 355. 

Schweiz. S. 213—17. 

Spanien. S. 170-171 312, 313, 333, 335, 338, 339, 340, 343. 


Türkti. ©. 272-279, 308, 311. 

Actenftüde: I 4 (Antwortsadrefje an Fürft Couſa) S. 273, HI 5 (Depeſche bes. 
Suezcanal) S. 274, IH 34, (Botfhaft Couſa's) S. 275, Al 15 (Botichaft 
Couſa's) S. 277. " 


Bereinigte Staaten Rordamerikas. S. 289--93, 325, 344, 356. 

Actenftüde: I 1 (Ernancipationsproclamation Lincoln’s) S. 285, II I (Depelche 
und Congreßreſolutionen gegen fremde Einmifhung) S. 287, V 23 (Depeſche 
bez. Merico) S. 289, VH 30 (Proclamation Lincoln's) S. 294, XII 10 (Bot: 
Saft Lincoln’s) S. 292. 


Weimar. ©. 23-113 (XII 6, 14, 19). 
Württemberg. 1863. ©. 23—113 (XI 24, 27, XII 2, 11, 13, 22, 29, 31). 
1864. S. 307—357 (1 8, 19, II 26, IH 2). 


Zollverein. 1863. ©. 23-113 (II 24, IV 25, VI 5, 13, 18, VII 17, X 6, 28, 
X1 5, XII 4, 15). 
1864. ©. 30757 (il 3, II 18, 24). 
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1. 
Chronik 
ber 
wichtigften Ereignifle 


im 


europäifden Htaafenfyfleme 
(Deutſch- dänischer MArieg. Sondoner Eonferen;) 


im 


Sabre 1864. 


1. Jan. (Italien). Der König ſpricht beim Neujahrsempfang fein Bebauern aus, 
baß das Jahr 1863 Feine günftige Gelegenheit für bie Erldſung Stalins ges 
boten babe, meint aber, daß am Horizonte das I tes 1864 europätfche Ber- 
widelungen von allerdings noch unbeitimmter alt fich zeigten, bie leicht 
bie erwünichte Gelegenheit bieten könnten. 

2. „ (Deutſchland. — Bundestag). Die Bunbesverfammlung lehnt ben An⸗ 
trag Oeſterreichs, den Herzog Friedrich aus Holflein zu entfernen, mit 9 
gegen 7 (reſp. mit 10 gegen 6) Stimmen ab. 

„ (Deutihland. — Holflein). Der Ausihuß bes Lanbescomits forbert 
zu Bildung von Schleswig-Holftein-Bereinen im ganzen Lande auf. 

„ (Merico) Die Regeniſchaft entfeßt bie in Folge bes Ercommunications⸗ 
dectetes bes Erzbiſchofs Labaftiba widerfpenftigen Richter ihrer Stellen unb 
trifft neue Ernennungen. 

- „ (SFrankreich). Entdedung bed Complotts Grecco und Gen. gegen das 
Leben bes Kaiſers. 

» „ (Deutfhland. — Bayern) geflattet neuem Schleswig-Holftein-Vereinen 
bie Sammlung von Beiträgen nur unter ber ausbrüdlichen Bebingung, baf 

diieſelben nicht an ben 36er Ausſchuß in Frankfurt abgeliefert werben bürfen. 

I. „ (Deutſchland. — Sadfen) Enticiebene Antwort Beuſts auf eine 
grobe Note bes englifchen Geſandten bezüglih Schleswig⸗Holſtein. 

-» „ (Türkei. — Donaufürftentbümer). Fürft Couza genehmigt das Säcus 
larifationsbecret ber Nationalverfammlung bezüglich ber griechifchen Klöfter. 
Die Sfientlihe Meinung erflärt fih dafür und bie sumänifche Geiftlichteit 
leiftet der Bewegung Vorſchub. 

6. „ (Deutfhland — Holftein). Sämmtlihe Stäbte bed Lanbes ohne 
Ausnahme haben nad und nad Huldigungsdeputationen an ben Herzog 
Friedrich nach Kiel gejenbet. 

„ (Srankrei) erfärt in einer Circulardepeſche an bie beutichen Regierungen 
ben Londoner Vertrag von 1852 für ein ohnmächtiges Wert. 

»„ (Deutfhland. — Holftein). Die Bundescommifjäre befeitigen bie bie: 
perige danſche Regierung in Plön und ſetzen eine herzogliche Landesregierung 
in ei ein. 

— „CTurkei). Die Pforte proteſtirt gegen das Klofter « Säcularifationsbecret 
— und wird darin von England, Oeſterreich, Preußen und Rußland 
unterjtübt. 

10, „ (Deutfhland. — Hannover). Eine große Lanbesverfammlung in 
Hannover beſchließt eine Adreſſe an ben König für Schleswig=Holftein. Der 
König lehnt es ab, die bamit beauftragte Deputation zu empfangen. Das 
Minifterium verbietet die Verbindung ber Schleswig: Holſtein⸗Vereine be# 
Landes unter ſich ober mit dem I6er Ausihuß in Frankfurt. 

11. „ (Frankreich). Thiers eröffnet die Abrepbebatte im geſetzgebenden Körper 

"CDeherseih), Die Regierung verlangt vom Reideratfe die Beni 

. . Bie erung verlangt vom ie Bewilligung 
eines auferorbentlihen Grebites von 10 Mil. ©. für die Ausführung ber 
Bunbeserecution in Holfein. 
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12. Zan. (Stalten). Die Deputirtenfammer bejchließt mit 150 gegen 46 Stimmen 
bie Verlängerung bes Brigantengefeßes bi8 Ende April und votirt ein Dar: 
Iehen von 1 Mill. 2. für Herftellung von Landſtraßen in ber von ben Bri⸗ 
ganten vorzüglich heimgeſuchten Provinz Bafilicata. 

„ (Belgien). In Brügge unterliegen bei ben Wahlen zum Repräfentanten: 
Haus die Regierungscandidaten ber clericalen Partei. Die Majorität ber 
minifteriellen Bartei im Repräſ.⸗Haus iſt dadurch eine zweifelhafte geworden 
und bas Minifterium bietet deshalb dem König feine Entlafjung an. Lange 
Miniftererifis. 

13. „ (Preußen). Das Abg.-Haus verweigert neuerbings mit 280 gegen 35 Stim: 
men bie im Budget für 1864 von ber Regierung angefetten Summen für 
bie Armeereorgantjation. 

14. „ (Beutfhland. — Bundestag). Der öfterreichifch:preußifhe Antrag bez. 
Schleswig wirb mit 11 gegen 5 Stimmen abgelehnt; ber Antrag Heflen- 
Darmftadts Bleibt in ber Minderheit. Defterreich und Preußen erklären, die 
Angelegenheit nunmehr allein obne ben Bunb in bie Hände nehmen zu wollen. 
Bermabrung Bayerns, 

„(Hrantreich). Adrepbebatte bes geſetzgebenden Körpers. Thiers vertbeibigt 
bas Amenbement ber Oppofition bezüglich ber offiziellen Gandidaturen. Es 
wird mit 198 gegen 44 Stimmen verworfen. 

15. „ (DOefterreih). Anterpellation Rechbauers im Abg.Haufe bezüglich ber 
undeutſchen Politik der Regierung gegenüber Dänemark. 

„ (Deutfhland, — Baben). Die Regierung beiähließt, alle Maßregeln, 
welche einer Mobilifirung bes gefammten babifchen Armeecorpe vorbergeben 
müffen, fofort eintreten zu Laffen. 

„ (Stalien). Garibaldi jegt durch ein Manifeſt ein Central⸗Actions⸗Comité 
ein. Die Regierung belegt alle Blätter, bie dasfelbe bringen, mit Beichlag 
unb erläßt ein Gircular an bie Präfecten gegen bie Umtriebe ber Actionspartei. 

— , (Rußland). Entlafjung bes letzten Gouverneurs polnischer Rationalität 
im Königr. Polen. Dasfelbe ift in den Spiten ber Verwaltung nunmehr 
wieber vollſtändig ruflificirt. 

„ (Defterreih und Preußen) richten ar Dänemark bie Sommation, bie 
Verfaſſung für Dänemart-Schleswig v. 18. Nov. 1863 binnen 48 Stunben 
wieber aufzubeben. 

„ (Rußlend) Die Regierung beginnt in Polen Koyalitätsadreffen einzu: 
ziehen, zuerft von den Juden und Kaufleuten, dann von ben Beantteten, 
enblich von ben Abelscorporationen. 

18. „ (BDanemard) lehnt das Berlangen Defterreihs und Preußens, bie neue 
Verfaſſung für Dänemarf-Schleswig fofort außer Kraft zu feten, einfach ab 
und kann fi noch nicht dazu entichließen, Defterreih und Preußen, wie 
England bringend wünſchte, wenigitens zu erflären, baß es bereit fei, ben 
Reichsrath fofert einzuberufen, um die Verfaffung v. 18. Nov. in conftitutio: 
neller Weife abzufchaffen. 

n  » (England) ſchlägt Frankreich und ben übrigen Theilnehmern des Londoner 
Vertrags gemeinfame Schritte behufs Sicherung ber Se ber bänifchen 
Monarchie und zwar eventuell auch durch materielle Unterſtützung Dänemarks vor. 

18/20. Jan. (England) verlangt zuerit von Defterreih und dann von Preußen 
bie förmlihe Erflärung, daß fie an dem Princip ber Integriät der bänifchen 
Monarchie feithalten. 

18, Jan. (Jtelien) Die Megierung legt bem Parlament einen Gefeßesentwurf 
bezüglich Unterbrüdung ber geiftl. Körperfchaften u. Aufhebung des San vor. 

19. „ een and. — Bundestag). Beruhigende Erklärung Oeſterreichs 
u eußen®. 

n» «- (Preuten). Das Abg.⸗Haus verwirft ben Regierungsantrag auf Abän- 
berung bes Art. 99 ber Verfaſſung (Beſchränkung bes Budgetbewilligungs⸗ 
vechtes) mit allen gegen bie Stimmen ber feubalen Fraction. 
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19. Jan. (Deut ſchland. — Württemberg). Die TI. Kammer beſchließt eins 
fimmig, bie Regierung dringend zu erfuchen: 1) bem beutfchen Bunbe zu 
Sicherung ber Rechte ber Herzogthümer Schleswig-Holftein biejenige Truppen- 
zahl, welche fofort audgerüftet werben kann, zur augenblidlichen Verfügung 
zu ftellen; 2) für bie Mobilmahung bes württ. Gontingentes alles Erfor: 
berliche jetzt fhon in der Weife vorzufehren, daß basjelbe auf bie erite Auf: 
forderung ber Bundesverſammlung auszumarfdiren im Stande ift; 3) durch 
einen jelbftänbigen dringenden Antrag am Bunde diefelben Maßnahmen von 
Seite der bunbesgetreuen deutſchen Staaten herbeizuführen. 

» » (Deutidland. — Naffau) Die Regierung fchreitet in Folge bes ihr 
ungünftigen Rejultats ber Yandtagswahlen gegen bie ihr mißliebigen Beamten 
mit Berfebungen und Dienjtentlajfungen ein und belohnt ihre Anhänger 
buch Beförderungen. 

19—21. Jan. (Preußen). Mißlungener Verſuch, ben Cherbefehlshaber ber Bundes⸗ 
truppen in Holftein zu bewegen, fi ohne Weiteres unter ben Oberbefehl 
bes Höhftcommanbirenden ber alliirten Preußen und Oeſterreicher zu fiellen. 
Preußiſche Truppen rüden ohne vorhergegangene Genehmigung unb troß 
Proreftes in Hamburg, Lübel, Oldenburg und Holjtein ein. Tie Bundes: 
truppen räumen Kiel und concentriren fi feitwärts ber Durchzuglinien ber 
öftert. und preuß. Truppen. 

20. Jan. (Dentſchland). An den verichiebenen deutſchen Staaten finden in Folge 
ber Vorgänge v. 14. d. M. am Bunde zahlreihe Velfsverfammlungen ftatt, 
welche ſich energifch gegen bie Handlungsweiſe Tejterreihs unb Preußens 
ausiprehen und von ihren Regierungen theils bie felbftändige Anerkennung 
bes Herzogs Friedrich theile militäriſche Mapregeln zum Schuge Deutſchlands 
gegen Vergewaltigung von Seite ber „Bormächte” verlangen. 

2. „ (Rußland), Ein kaiſerl. Ukas verordnet bie Cinführung von Kreis: und 
Frovinzialvertretungen in ganz Rußland, mit Ausnahme ber weftlichen unb 
ber baltischen Gouvernements, Archangels, Aſtrachans und Beſſarabiens. 

Murawiew beginnt eine Reihe von Tecreten zu erlafien, welde auf voll: 
Händige Unterbrüdung ber polnifhen Sprache in ben Gouvernements von 
Litthauen abzielen. 

. „ (Beutfäland. — Bayern) Iabet bie Mittel: und Kleinſtaaten zu einer 
Conterenz behufs Berathung der Yage gegenüber ben beiden Großmächten ein. 

21—22. Ian. (Deutſchland. — Bundestag). Die Bundesverfammlung läßt fid 
zu neuen Sniteuctionen an bie Bunbescommiljäre herbei: dem Durchmarſch 
ber Tefierreicher und Preußen durch Solftein fol kein Hinderniß in ben 
Weg gelegt werben; bie Gmtlafjung ber bisherigen Öfterr. und preuß. Reſerve⸗ 
truppen in Holjtein wirb bewilligt. 

«  „ Jan. (Preußen). Tebatte bes Abg.-Hauſes über bie 12 Mil. Anleihe. Die 
Bewilligung ber Anleihe wirb mit 250 gegen 5i Stimmen verworfen und 
eine Refolution genehmigt, bie jich energifch gegen bie bisher von ber Re: 
gierung in der deutſch⸗däniſchen Streitfrage befolgte Politik ausſpricht. 

2. Ian. (Deutfhland. — Sadfen). Die I. Kammer beſchließt einflimmig, 
von ber Regierung bie felbfländige Anerkennung bes Herzogs Friedrich, jo 
wie bie fofortige Verftärtung ber Bundestruppen in Holftein zu verlangen. 

3. „ (Preußen). Tas Herrenhaus verwirft das Budgei für 1864, wie ed aus 
ben Berathungen bed Abg.-Haufes hervorgegangen ih und flellt den urſprüng⸗ 
Iihen Regierungsantrag wieber ber. 

25. „ (Preußen). Das Abg.-Haus lehnt bie von der Regierung vorgelchlagene 
Militärnovelle (mit breijähriger Dienftzeit) mit 268 gen 34 Stimmen ab 
unb erflärt ben Beichluß bes Herrenhauſes v. 23. d. M. für null und nichtig. 
Ein fgl. Decret erflärt bie Seffion bes Landtags für gefchloffen. 

„» . (Deftrreid). Der große Finanzausſchuß bed Abg.Hauſes befchließt, beim 
Haufe darauf anzutragen, flatt ber von ber Megierung geforberten 10 Mid. 
Anleihe mur fo viel zu bewilligen, als wirklich für die Qunbeserecution in 
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Holftein erforbert wird, und ſich zugleich durch eine Reſolution gegen bie 
Politik ber Regierung in ber beutichedänifchen Frage zu erklären. 

25. Jan. (Dänemarf) erklärt enblid feine Geneigtheit, bem Meicherath bie Ab⸗ 

ſchaffung der Verfaffung v. 18. Nov. vorzufchlagen. 

26. „ (Frankreich). Adreßdebatte des gefehgeb. Körpers. Thiers vertheibigt 

das Amenbement ber Oppofition bezüglid Mexico. Dasſelbe wirb mit 201 
gegen 47 Stimmen abgelehnt. 

3. Jan. — 1. Febr. (Defterreih). Debatte bes Abg.Hauſes über den 10 Mil. 

Grebit. Der Credit wird nach bem Antrage bes Finanzausſchuſſes nur theil⸗ 
weife bewilligt, die vorgefchlagene Refolution gegen bie Rolitit ber Regierung 
in ber beutjchebänifchen Frage wirb dagegen mit 103 gegen 59 Stimmen 
verworfen. 
„ » (Deutfäland. — Holftein). Die Bundescommifläre regen am Bunde 
empfehlend bie Einberufung ber holfteinifhen Stände an. 

„ (England). Die Camalflotte wird von ber Regierung Angeſichte ber 
beutfch-Dänifchen Verwickelung heimbeorbert. 

30. „ (Deutſch⸗daͤniſcher Krieg). Die allüirte öſterr.⸗preußiſche Armee unter 
bem Oberbefehl bes preuß. Feldmarſchalls Mrangel tft in Holftein längs ber 
ſchleswig'ſchen Gränze aufgeftellt. Wrangel fordert ben däniſchen Obergeneral 
be Meza auf, Schleswig zu räumen. Die Forderung wirb abgelehnt. 

„ (Brantreih) lehnt den Antrag Englands auf eine eventuell auch materielle 
Unterflügung Dänemarks und einen Krieg gegen Deutſchland unummwunben ab. 
„ r. Rußland). Beriht Murawiews über ben Plan, einen großen Theil 

ber polnifigen Bevölkerung Litthauens in das Innere Rußlands zu verfegen 
und durch ruſſiſche Colonifationen zu erſetzen. 

31. „ (Defterreih und Preußen). Gleichlautende Erflärung an England 

über ihre Stellung zum Lonboner Bertrage v. 8. Mai 1852. (ſ. Deutfhland.) 


S 


= 
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. Febr. (Deutſch⸗daͤniſcher Krieg). Proclamation Wrangels an bie Schleswiger. 
Die Preußen unb Defterreicher rüden über bie Eiber in Schleswig ein. 
periog Friedrich wird in ben erften Ortichaften jenfeits ber Gränze jofort als 

andesherr proclamirt. 

„ (Deutihland. — Schleswig). Herzog Friebrich empfängt in Kiel bie 
erfte Huldigungsbeputation aus Schleswig. 

„ (Deutfh:bänifher Krieg). Gefecht ber Preußen bei Miſſunde. 

» (BDeutfch-dänifcher Krieg). Die Defterreiher erftürmen Jagel und ben 
Königsberg unb dringen bis zum Danewerk vor. 

n —— — Holſtein). Mißlungener Verſuch Wrangels ohne 
Weiteres bie Telegraphenſtation in Rendsburg und diejenigen an ber Ber: 
bindungelinie mit Preußen zu beſetzen. 

„Geutſchland. — Zollverein.) Wiebereröffnung ber vor Weihnachten 
v. J. vertagten Zollconferenz in Berlin. Nachdem bie Tariffrage zu allfei- 
tiger Befriedigung erledigt ift, fol nunmehr bie ftreitige Frage bes franzdf. 
Handelsvertrags in Angriff genommen werben. 

„ (England). Eröffnung bes Parlaments. Die Thronrede fpricht fi) bezüg: 
lich der deutſch⸗däniſchen Verwidelung fehr gemäßigt aus, 

„ (Deutjhland. — Bundestag). Der Bericht v. d. Pfordtens an bie 
vereinigten Ausihüffe bezüglich ber Erbfolgefrage in Holſtein liegt endlich 
gebrudt vor. _ 

» (BDeutfch-banifher Krieg). Die Dünen räumen in ber Nacht auf ben 
6. Friedrichsſtadt, das Danewerk und bie Befeftigungen an ber Schlei und 
en ben Rüdzug über Flensburg hinter die Düppelftellung. 

» (Deutiäland. — Holflein). Wrangel lehnt bie Forderung bes Bunbes- 
generale in Holitein, ihm bie 6 zu Sofflein gehörigen Dörfer jenfeits ber 
Eider auszuliefern, ab 


„ (Deutfh-bänifer Krieg). Die Allürten befegen Schleswig, wo bie 
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Bevdolkerung fofort ben Herzog Friebrich ale Lanbesherr proclamirt. Die 
Preußen ſetzen unter bem Prinzen Yriebrih Karl über bie Schlei. Die 
Oefterreicher verfolgen bie abziebenden Dänen: biutigee Gefecht bei Oeverſee 
mit ber bänifchen Nachhut. 

. Febr. (Dänemark). Furchtbare Aufregung in Kopenhagen: bie konigliche ge: 
milie ift perfönlichen Beleibigungen ausgefegt. Die Regierung verlangt. bie 
Hilfe Englands, Frankreichs, Rußlands und Schwebens. Tas Geſuch ift Bei 
ben Rüke erfteren Mächten auf ihre Garantie Schleswige vom J. 1720 
unterftüßt. 

7. u (Deutfäsbänifher Krieg) Die Preupen rüden in Flensburg ein. 
Herzog Friebrich wird auch hier von ber Bevölkerung ale Landeshert procla⸗ 
mirt. Proclamation Wrangels. 

8. „ (Deutfhsbänifher Krieg). Eine Proclamation des preuß. Civil: 
commifjärs Frhen. v. Zeblig unterfagt den Schleswigern alle und jebe poli- 
tifchen Demonftrationen, namentli in ber Erbfolgefrage; die bänifchen und 
bänifch-gefinnten Beamten follen gegen ben Willen ber Bevdlkerung gefchägt 
er fofern fie fi ben Givilcommifjären ber Alliirten unbebingt unter: 
wer 


9. „ (Deutſchland. — Sollten). Wrangel verlangt von den Bundescommiſ⸗ 
fären bie Bejeßung von Kiel, Altona und Reumünfter durch preußifche Trup⸗ 
pen. Die YBunbescommiffäre Ichnen bie Zumutbung ab. 

10. „ (Deutfhsbänifher Krieg. — Säleswig). "Herzog Zriebrid wirb 
in Apenrabe von ber Bevölkerung als” Landesherr proclamirt. 

11. „ (Deutfhebänifher Krieg). Tie Oeſterreicher rüden nadh Norben vor, 
um ben Reſt bes ſchleswig'ſchen Feſtlandes bis an bie jütifhe Gränze zu 
beſetzen; bie Preußen nehmen Stellung gegen die Düppeler Schangen, Prinz 
Friedrih Karl fchlägt fein Hauptquartier in Gravenſtein auf. 

1. „ (Deutfhland. — Bunbestag) Der bayr. Gefanbte v. d. Pforbten 
legt ber Bundesverſammlung ben eriten Theil feines Werichte® und Antrags 
Namens der Majorität ber vereinigten Ausſchüſſe vor. egenantrag von 
Defterreih umb Preußen. Die VBerfammlung beichließt mit 10 Stimmen, 
in 14 Tagen barüber abzuftimmen. 

12. „ (Dänemarf). Eine bänifhe Gircularbepeiche kündigt troß der Räumung 
bed Danewerks eine messe Fortſetzung bes Krieges an, 

„ Dutlälend. — Holftein). Ein preuß. Bataillon rückt trotz bes Pro: 
tefte® ber Bunbescommiffäre in Altona ein. Auch Kiel und Neumünfter wer: 
ben in ben folgenden Tagen von den Preußen beſetzt. Tie Bunbesautoritäten 
und bie Benölferungen weichen ber Gewalt. Für Neumünfter unb Kiel wer: 
ben von Wrangel preußiſche Stadbtceommanbanten ernannt. 

„nn (Beutfdebän. Krieg — Schleswig). Tie Mitglieder ber beutfchen 
Majorität der früheren Ständeverfammlung treten in Schleswig zuſammen unb 
beſchließen, eine Deputation von 12 Mitgliedern nad Berlin und Wien zu 
ſchicken um Anerkennung ber Lanbesrechte und bes Herzogs Friedrich. 

„ (Destiäland. — Bundebtag). Auferorbentlihe Sipung ber Bundesver⸗ 
fammlung. Anzeige Hale's über ben Gonflict mit Wrangel. Crflärungen 
Defterreihs und Preußens. Sachen ftellt ben Antrag, zu Aufrechthaltung 
ber Bundesautorität eine genügenbe Truppenzahl nach Holftein zu fchiden. 

13._ „ (Breußen) Gen. v. Manteuffel trifit in auferordentlider Miffion in 
Dresden ein (Differenzen bezüglih Holſtein). 

>» 0Deutſch⸗daniſchet Krieg. — Schleswig). Herzog Friedrich wirb 
auch in Habersichen, ber Iehten Stabt bes Herzogihums im Morben, von ber 
Bevölterung als Lanbesherr proclamirt. 

”»  » (Dänemark) belegt bie oͤſterreichiſchen, preußifcgen und beutichen Schiffe 
in dänifchen Häfen mit Beſchlag unb erläßt eine Blofabeorbnung behufs 
Blofirung ber deutſchen Seehäfen in ber Norb: unb Oſtſee. 

14. „ (Deferreig amd Preußen) richten ibentifhe Roten au bie Regierungen 
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ber Mittel: und Kleinflanten gegen bie Anträge ber Majorttät bed Aus⸗ 
ſchuſſes der Bunbesverfammlung v. 11. Febr. 

15. Febr. (Defterreich). Schluß ber Seflion bes Reichsrathes. Thronrede bes 
Kaifers. Ein kaiſerl. Batent ruft die Landtage ber Monarchie, mit Ausnahme 
Galiziens, Ungarns, Eroatiens und Beneziens auf ben 2. März zujammen. 

17. „ (Deutfd:dbän. Krieg. — Schleswig). Die öfterr.:preuß. Civilcom⸗ 
wmiffäre erfären die Berfaffung v. 18. Nov. 1863 außer Straft. j 

18. „ (Deutfhedbän. Krieg — Schleswig) Die öfterr.:preuß., Civilcom⸗ 
mifjäre erflären bie däniſchen Sprachrefcripte außer Kraft. 

»  » (Breußen) Gen. v. Manteuffel gebt in befonderer Mifjion nad Han⸗ 
nover (Differenzen bez. Holftein). 

„19. Febr. (Deutihland). Veinifterconferenz in Würzburg. Es nehmen Theil: 
Bayern, Württemberg, Baden, Sachſen, Hefien-Darmftadt, Raflau, Braun⸗ 
fhweig, Weimar und Coburg-Gotha. Hannover und Kurheſſen haben abge: 
lehnt. Die Conferenz beichließt mehrfache Anträge am Bunde. - 

19. Febr. (Deſterreich). Eine öſterr. Flotte (8 ſchwere Kriegeichifie) läuft von Pola 
aus, um dfterreichiiche und beutiche Schiffe zumächft in ber Nordſee zu ſchüten. 

"n (Deutfc-bänifcher Krieg). Die Preußen bejepen Kolbing in Jütlanb. 
Remonftrationen Englands. Die Preußen erhalten Befehl Kolding beſetzt zu 
erhalten, aber vorerjt nicht barüber binauszugeben. 

„»  „ (England) lehnt das Hülfegefuh Dänemarks v. 6. Febr. ab. 

22. „ (Preußen). Gen. v. Manteuffel gebt in befonderer Sendung nah Wien 
ab (Differenzen über bas weitere Vorrüden ber Alliirten in Yütland). 

23, „ ( nd). England macht zunächſt Preußen, Tefterreih und Tänemarf 

ben förmlichen Vorſchlag einer Eonferenz ber Londoner Vertragsmäcdte und 

bes beutichen Bunbes in London ohne Waffenſtillſtand und ohne Konferenzbafis. 

24. „ (Defterreid) Ein kaiſerl. Manifelt verhängt den Belagerungszufland 
über Galizien. 

25. „. (Beutfhland. — Bundestag). Abſtimmung über bie Ausihußanträge 
in ber boljteinifchen Erbfolgefrage: bie erneuerte Erflärung gegen bie Gültigfeit 
bes Londoner Vertrags wird nad) bem Verlangen von Sehereidt und Preußen 
verworfen, ber Heft angenommen. Sachſen unb Württemberg beantragen bie 
Einberufung ber bolfteiniihen Stände. Erklärung und Antrag‘ Oeſterreichs 
und Preußens auf Auslieferung Holfteins an bie Aliirten. 

„ (Deutfh:danifcher Krieg). efterreih und Preußen geben auf ben 
englifchen Conferenzvorſchlag ein, Dänemark jpricht Dagegen ben Wunſch aus, 
nicht fofort darauf antworten zu müſſen, ba es fich augenblidlich ber öffent: 
lihen Meinung gegenüber genöthigt fähe, benfelben abzulehnen. 

„ n (Deutfjhsbän Krieg — Schleswig) 700 Männer aus Angeln 
huldigen bem Herzog Friedrich in Kiel. 

26. „ (Deutihsbän. Krieg — Schleswig). Eine Monftre-Deputation von 
faft 1500 Männern aus allen Theilen bes Landes kommt nah Kiel, um 
bem See Friedrich zu buldigen. 

— „ (Deutigsbän Krieg — Schleswig) Das Danewerk und bie bäni: 

hen Befeftigungen von Friedrichſiadt werben unter ber Theilnahme und bem 
Jubel ber Bevölkerung bemolirt. 


* 


82 


» 


März. (Außland). Kaiferl. Ukas bezügl. Bauernemancipation im Kgr. Polen. 
„» (Beutfäland. — Bundestag). Der öflerr.-preuß. Antrag v. 25. Fehr. 
wird an bie Ausfchüffe verwiefen. Die Mürzburger-Eonferenzftaaten beginnen 
ausernanderzugehen: Anträge von Bayern, Darmſtadt ıc. Bapyern ftellt ben 
ihm von ber Würzburger Conferenz zugetheilten Antrag bez. Entfeibung ber 
Erbfolgefrage vorerft noch nicht. 
„_(Merico). Erzh. Mar verftänbigt ſich in Paris befinitiv mit bem Kaifer 
Napoleon über bie Annahme ber mericanifhen Kaiferkrone. 
» (Preußen). Gen. v. Manteuffel verläßt Wien wieder, nachbem er eine 
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Verftändigung mit Deflerreich bezüglich weiteren Vorrückens ber Alktirten in 
Jütland zu Stanbe gebracht. Teiterreih und Preußen notifizicen dieſen 
Eniſchluß den Londoner Vertragsmächten. 

8. März. (Deutfch-banifger Krieg). Tie Alliirten rüden in Yütland ein. Die 
preuß. Gardediviſion nimmt Stellung vor Friedericia; Gefecht ber Oeſter⸗ 
reicher bei Veile. 

or en gland). Graf Ruffel ertlärt im Oberhaufe, ber Ganalflotte fei be- 
fohlen, fi in ben heimiſchen Kriegshäfen zufammen zu finden, um fogleich 
über fie verfügen zu koͤnnen. 

I. „ (Teutihland. — Frankfurt). Tie Bürgerfchaft enticheibet ſich bei Be: 
rathung bes Verfaffungsrevifionsentwurjs mit 37 gegen 28 Stimmen für bie 
Lebenslänglichfeit ber Mitglieder des Senats. 

10. „ (Deutſchland. — Bayern). König Marimilian II. +}. Ber kaum voll: 
jährig geworbene Kronprinz folgt ihm als König Ludwig II. 

11. „ (Deutfhland. — Eoburg:Gotha). Beſuch des* Herzogs am Hofe ber 
Zuilerien im Intereſſe ber ſchlesw.⸗holſtein. Sache. 

12. „ (Deutidlend. — Bundeötag). Bayern nimmt ben Antrag v. b. Pforbten 
zweite Hälfte (Grbfolgefrage) als felbftändigen Antrag auf, vermag es aber 
nicht zu einer Abflimmung zu bringen. 

.» . (Dänemart). Ablauf ber von England ber daniſchen Regierung bezüg⸗ 
li einer Antwort auf feinen Conferenzvorſchlag gefekten Frift. 

-» » (Soland). Tie II. Kammer genehmigt ben (Hefekesentwurf, ber das Go: 
Ionialbubget forlan in ben Kreis feiner Befugniffe zieht. Die I. Kammer 
fimmt bei und ber König fanctionirt das Geſetz. 

13. „ (Deutih-dan. Krieg). Die Tefterreicher zieben in Aarhus (Jütland) 
ein; bie Tänen haben ſich in aller Eile bis über das Yumfjorb zurückgezogen. 

4. „ (Deutih-din. Krieg). Tas Gros ber allürten Operationsarmee in Jüt⸗ 
land wirb mwieber gegen Meile zurüdverlegt. 

„ (Teutihedbän. Krieg. — Schleswig: Holftein) An Folge einer 
Verftändigung der Givilcommijiäre für Echleswig und für Holſtein wirb bie 
Zollgränge -zwifchen ben Serzogthümern aufgehoben. 

„ (Norwegen). Gröffnung einer außerorbentlihen Sitzung bes Storthinge. 
Ihronrebe des Könige. Kine kgl. Propofition verlangt die (Henehmigung zu 
Verwendung ber normwegifhen Streitkräfte behufs allfälliger Unterfügung 
Danemarks. 

. „ (Ber. Staaten). General Grant wird an Hallecks Stelle zum Ober: 
general ber Unionsarmee ernanıtt. 

1. „ (Deutf-dän. Krieg). Grftes rühmliches Seegefccht ber preuß. Marine 
gegen bie Dänen vor Stralfunb. 

18. „ (Daͤnemark) nimmt endlich ben engliſchen Conferenzvorſchlag an, aber nur 
auf ber Bafis von 18%, England faßt bie Bebingung ale nicht abfolut ge: 
meint auf und fieht davon ab. 

. „ (Briedenland). Sturz des Miniſteriums Bulgaris. Bildung eines 
Minifteriums Canaris. 

.—20. März (Deutfhland. — Zollverein) Nefultatlofe Gonferenz zwi⸗ 
fen preußiſchen und öfterreihiichen Bevollmächtigten in Prag. 

19. März. (Jtalien). Die Regierung fept in ber Teputirtenfammer troß heftigen 
Widerſtandes die Annahme bes bog. Steuerausgleichungsgefetes mit 194 gegen 
123 Stimmen durch unb ernennt 23 neue Senatoren, um bem Geſetze auch 
im Senat bie Annahme zu jichern. 

%. „ (Frankreich) ſchlagt Gngland vor, bie Wünfche ber Bevölferung ber Her: 
zogthümer zur Grundlage einer neuen Löjung ber deutſch-däniſchen Streits 


frage zu machen. . 
„21. März. (Deutſch⸗daͤn. Krieg). Tas Bonıbarbement von Friedericia (Jüt⸗ 
lanb) wird von den Alliirten begonnen, aber alsbald wieder eingeftellt. 
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21. März. (Frankreich). Die Regierung erleibet eine neue Wahlnieberlage in Paris. 
Carnot und Garnier-Pages werben mit großen Mebrheiten zu Mitgliedern 
bes gefebgeb. Körpers gewählt, beibe ehemal. Mitglieber ber proviforiichen 
Regierung von 1848. 

„» » (Stalien). Garibaldi verläßt Caprera, um über Malta nad England 


zu geben. 

„»n (& panien). Der Senat erflärt fi) nach bem Vorſchlage bes Minifteriume 
mit 81 gegen 16 Stimmen für die Aufhebung ber Berfalfungsveränberungen 
von 1858 und für die vollftändige Wieberherftellung ber Verfaſſung von 1845. 
Der Eongreß tritt bem Beſchluſſe mit 187 gegen 17 Stimmen bei. 


24. „ (Deutſchland. — Zollverein). Die Berliner Zollconferenz Tann fich über 
ben franz. Handelsvertrag nicht einigen und vertagt ſich vorerft über Oftern. 

„ - ($ranfreid). Aufrubr in Algier. 

26 (Snglanb) ladet ben beutichen Bund zur Theilnahme an einer Eonferenz 


in London behufs Wiederherſtellung bes Friedenszuſtandes im Norden ohne 
vorläufigen Wafienftillftand und ohne Unterhandlungsbafis ein. 

„nr Merico). Pidaurri räumt Dionterey vor bem anrüdenden Juariſtiſchen 
General Ortega. 

27. „ (Rom). Zulminante Rebe des Papfles im Confiftorium gegen Rußland 

wegen feiner Behandlung Polens. 

„ eutfeland). Ofterverfammlungen in ganz Deutichland. Reſolutionen 

bes 36er Ausſchuſſes. 

„nr Rom) Der Bapft autorifirt ein neues Anlehen von 50 Mill. Fr. zu BE. 

29. „ (Griechenland) Pas mobifizirte Protofoll ber Gonferenz ber fünf 
Großmächte bez. ber Abtretung ber Zonifhen Inſeln wird nunmehr aud) von 
dem Vertreter Griechenlanbs acceptitt. 

30. „ (Norwegen). Der Storihing genehmigt mit 109 gegen 2 Stimmen bas 
Begehren ber kgl. Propofition v. 15. d. M., knüpft jedoch bie Theilnahme 
Norwegens am Kriege mit 69 gegen 42 Stimmen (melde eine Allianz mit 
England und Frankreich verlangen) an bie Bedingung einer garantirenben 
Alltanz überhaupt und erklärt fi mit 57 gegen 54 Stimmen gegen eine 
polttifche Verbindung ber drei ſcandinaviſchen Reiche. 

— , (Brenßen). Ein Theil der Preſſe beginnt für Anmerion ber Herzogthümer 
an Preußen zu agitiren. 


— April. (Deutfchland. — Hannover). Enthüllungen bes engliſchen Blaubuches 
über die geheime Politik Hannovers in der nn ſchen frage. 

., G&ürte — Donaufürftentbümer). Per Fuͤrſt Couza legt ber Ra: 
tionalverfammlung einen neuen Gefeßesentwurf bezüglich Emancipation ber 
Bauern vor. 

„ (Deutfchland. — Medlenburg). Tie Regierung von Medienburg- Schwerin 
publicirt das dem Landtage vorgelegte Geſes wegen Beftrafung für Dienit- 
vergehen ber Gutsleute auf ben ritterſchaftlichen Gütern (das ſog. Prügelgejeß), 
obgleich basfelbe nur von ber Ritterjchaft angenommen, von ber Landichaft 
bagegen abgelehnt worben war. 

» (Deutfchlan . — Hamburg). Die Mündung ber Elbe wirb von däniſchen 
Kriegsſchiffen blokirt. 

» » (Merico). Präfident Juarez ſetzt ſich, nachdem Vidaurri bet weichen 
müflen, in Monlerey feft und ift num wieber Herr ber Staaten Coahuila 
und Neu-Leon. 

4. „ CDeuiſchland. — Holſtein). Vierzig Mitglieder der Ständeverſammlung 
beſchließen in Kiel eine feierliche Rechtsverwahrung gegenüber der bevorſtehen⸗ 
den Londoner Conferenz. Das Conſiſtorium der Univerſität Kiel, das Ober⸗ 
gericht bes Landes, bie Geiftlichkeit, die Lehrerſchaft, eine große Anzahl Guts⸗ 
befißer, Abgeordnete der Städte ſchließen ſich in beſonderen Verfammlungen 
dem Beſchluſſe der Ständemitglieder an. 


a] 
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4. April. (England). Hr. Stansfelb fieht fich aus Rüdfihten für ben Kaiſer 
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17. 


ber Franzoſen gendthigt, von feiner Stelle ald einer ber Lorbe ber Abmiralität 
aurüdzutreten. 
„ (Ber. Staaten). Der Congreß erflärt einftimmig, nicht anzuerkennen, 
baß bie Monarchie auf ben Ruinen amerifanifher Republiten unter Mit: 
wirkung europäicher Mächte begründet werben könne. Der Senat tritt indeß 
bem Beichluffe einftweilen nicht bei. 
qh ·baͤniſcher Krieg. — Schleſswig). 300 Notable kommen in 
Schleswig zufammen und wählen 40 Delegirte, um gemeinfam mit ben 
Mitgliedern ber bolfteinifchen Stände bie Lanbesrechte gegenüber ber Londoner 
Eonferenz zu wahren. u 
„ (Stiedenland). Die Nat.:Berfammlung genehmigt ben Beitritt Em 
Protokoll ber Großmachte, betreffend bie Vereinigung ber Joniſchen Inſeln. 


. „ (Defterreich). Der Kaifer trifft, nachdem bie eingetretene Difſerenz zwi⸗ 


fhen ihm und bem Erzherzog Mar beigelegt if, mit den Miniftern Rechberg 

unb Schmerling und ben brei Hoffafizler -Stellvertretern in Miramare ein 

und vollzieht die Stantsacte mit bem Erzherzog Mar wegen Annahme ber meri⸗ 
caniſchen Kaiſerkrone. won 

» (Merieo). Smpfang’ ber mericanifchen Teputation burch den wugyeoen 
Mar in Miramare: Annahme der merican. Kaiferfrone. Vertrag bes neuen 
Kaifere mit Frankreich und Abfchluß einer Anleihe von 305 Mill. Fr. 

.„( gm. — Maffen). Tie I. Kammer befchließt eine Antworte: 
adreſſe auf bie Thronrede, in ber fie fich für ben Hanbelevertrag mit Frankreich 
ausſpricht und bie Unzufriebenheit des Landes mit bein beflehenden Regierungs⸗ 
foftem conftatirt. Der Herzog lehnt es ab, bie Adreſſe entgegen zu nehmen. 

-» (England) Garibaldi in England. Großartiger Einzug besfelben in 
London. Die engliſche Ariftocratie erwelst ihm bie auegeſuchteſten Ehren. 
Der Prinz von Wales befucht ihn. 

„ (Deutfhland. — Baden). Ginevom Erzbiſchof von Freiburg einberufene 
Berfammlung von Telegirten ſämmlicher kathol. Landcapitel fünbigt ber beab- 
fihtigten Schulreform nergligen Widerſtand an. 

- (Deutfhland. — Bundestag). Tie Yunbesverfammlung befchließt auf 
ben Antrag bes Ausſchuſſes, bie Londoner Konferenz durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten mit einer ganz allgemein gehaltenen Inſtruction zu beſchicken und 
wählt dazu den ſächſiſchen Staatsminifter v. Beuſt. Bayern bleibt mit feinen 
Gegenanträgen wie bei ber Wahl des Gefandten mit wenigen Stimmen in 
ber ‘Minderheit. 

- (Zürlel. — Tunis). Aufftanb der arabifhen Stämme bes Südens gegen ben 
Bey. Sie verlangen bie Bejeitigung ber Gonftitution, die Wieberherabfeßnng 
ber Kopfiteuer und bie Entlaſſung ber Miniſter. 

» (Merico). Kaifer Mar faifit fih in Ttieft nad Merico ein. Gr gebt 
zuerſt nad Rom, um ben Segen bes Papftes einzuholen. 

„ une Ter Bunbdesrath entzieht Mazzini neuerdings das Aſylrecht. 

„» (Spanien). Tifferenz zwifchen ber Regierung von Peru unb bem fpanis 
ihen „Sommifjär” Mazarrebo, Eine fpanifche Flotille befept in Folge bavon 
bie Chinas = Infeln. 

„ (Rußland) Te Sinnifce Landtag wird durch eine Faiferl. Botſchaft in 
ruffifder Sprache gefchlofien. 

(Oeutſchland. — Zollverein). Defterreich richtet, nachdem bie Bes 
fpredung mit Preußen in Prag zu feinen befriedigenden Refultate geführt 
bat, eine energifche Depeſche an Bayern und bie mit biefem verbilndeten Zoll: 
vereinsregierungen, um eine enbliche Entſcheidung über feine Vorfchläge vom 
10. Zuli 1862 zu veranlaffen. 

„ (Deutfhland. — Holftein). >50 Beamtete, welche ben Könige Chriftian 
im vorigen Jahre gehulbigt Hatten, befchließen auf einer Verſammlung in 
Neumünfter, ihre Hulbigung zurädzunehmen, 
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47. April. (Rußland). Der Erzbiſchof Felinski von Warſchau wirb befinitiv feines 
Amtes entboben. 

„» . (Türkei. — Donaufürftentbümer). In Folge ber brobenben Hal- 
tung Rußlands und Oeſterreichs macht ber Fürſt enblih ber Anfammlung 
polnifher Flüchtlinge in Roman ein Enbe. 

17. Febr. Die Preußen vor Düppel fchlagen eine Brüde über ben Eckenſund 
und bejegen bie Halbinfel Broader. 

22. „ Eine allgemeine Recognoscirung auf ber ganzen Linie ergibt, daß 
bie Düppeler Verſchanzungen nidyt ohne ſchweres Belagerungsgefhük 
genommen werden Tünnen. 

13. Den. Die Batterien bei Gammelmark eröffnen ihr Feuer gegen bie 

nen. 

17. „ Die Dänen maden ben mißlungenen Berfuch eines Ausfalles. Tie 
Preußen befeßen vielmehr definitiv die Dörfer Düppel und Radebüll 

_ _ umb brängen bie Dänen vollftändig Hinter ihre Schanzen zurüd. 

28/29. März. Eröffnung ber erſten Rarallele gegen bie Dänen. 

2. April. Beginn ber Beichießung ber Tüppeler Berfchanzungen burch bie 


Preußen. 
10/11. April. Eröffnung ber zweiten Parallele gegen bie Dänen. 
13,14. „ Gröffnung ber dritten Parallele gegen bie Dänen. 

18. April. (Deutf-dan, Krieg). Die Preußen erftürmen unter bem Befehle des 
Prinzen Friedrich Karl die Düppeler Schanzen mit einem Verluft von circa 
1200 Mann an Todten unb Berwunbeten. Die Dänen verlieren ca. 1500 
Mann an Tobten und Vermundeten und ca. 4000 Dann an Gefangenen 
und ziehen fi auf die Infel Alfen zurüd. — Wrangel erhält von Berlin 
ben Befehl, den größeren Theil ber preuß. Truppen unb bes Belagerungs⸗ 
geihüges zur Belegung Jütlands und zur Belagerung ber Feftung Friebericia 
zu verwenden. 

19. „ (Deutſchland. — Naffau). Die II. Kammer beſchließt eine Antworts⸗ 
adreſſe auf die Thronrede in bemfelben Sinne wie bie I. Kammer. Der 
Herzog lehnt die Entgegennahme berjelben ebenjalls ab. 

» „ (Deutihland. — Sadfen) Die Mitglieber ber II. Kammer unter: 
zeichnen zuerſt ben vom 36er Ausihuß in Frankfurt angeregten Proteft 
beuticher Landtagsabgeorbneter gegenüber der Londoner Conferenz. 


20. „ (Deutfh:dan. Krieg). Tie Aliirten rüden von Veile aus wieder in 
Sütland vor. 

„  . (Xondoner Eonferenz). Vorläufige Eröffnung der Londoner Gonferenzen, 
obgleich ber Bevollmädtigte des beutjchen Bundes noch nicht eingetrofien ift. 

24 DOefterreih und Preußen nehmen barum an der Situng feinen Theil. 


„ (Preußen) Der König ea feine Armee in Schleswig. 
(Deutfchland. — Baden). Tebatte der IL. Kammer über bie Schul: 
frage. Energiſche Erflärung des Minifters Lamey gegen bie ulttamontanen 

Umtriebe in dieſer Trage. 

22. „ (Defterreid). Graf Forgach wird als ungarifcher Hoffanzler durch den 
Grafen Hermann Zichy im Sinne einer endlichen Durchfuͤhrung ber Februar⸗ 
verfaſſung erſetzt. 

„» u (England). Garibaldi verläßt England ziemlich ımerwartet wieder. Es 
wird allgemein geglaubt, daß die englifche Regierung die Abbrechung feines 
Aufenthalts aus Rüdjichten für den Kaijer der Franzoſen veranlaft habe. 

24. „ (Rußland). Aufbören ber Kirchentrauer in Warſchau. 

25. „ (Kondoner Eonferenz). Gröfinungsfikung. 

Devollmädtigte: Defterreich: Graf Apponyi, v. Biegeleben; Pre u: 

Ben: Graf Bern ort v. Balan; Dinemarf: v. Quaade, v. Bille, v. Krieger; 

England: Graf Ruffel, Graf Clarendon; Frankreich: Prinz Latour 

b’Auvergne; Rußlanb: v. Brunnow; Schweden: Graf Wachtmeifter ; 

beutfher Bund: v. Beuſt. 
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25, April. (Türkei. — Donaufürſtenthümer). Die Rat-Verfammlung, un 
zufrieben über ben Entwurf bed Bauernemancipationsgefeßes, eribeilt dem 
Miniſterium Cogalnitſchano ein Mißtrauensvotum. Das Minifterium bietet 
feine Entlafjung an. Der Fürſt verweigert fie, läßt der Nat.Verſammlung 
ein neues Wahlgeſetz vorlegen und prorogirt fie bis zum 14. Mai. 
u (Türkei. — Tunis) Der Bey ermäßigt bie Kopffteuer wieder auf bie 
Hälfte. 
7. „ Griechenland). Sturz des Minifteriums Canaris; Bildung eine® Mi: 
nifteriums Balbis. Aufregung gegen ben dünijchen Grafen Sponned. , 
23. „ (Ztalien). Die Dep.-Kammer genehmigt die Verlängerung bes Briganten: 
gejeßes bis zum 31. Dec. 1364, 
„  . (Deutfd:dan. Krieg). Ein Erlaß Wrangel's legt Jütland zum Erfaß 
für die von Dänemark zur See genommenen preuß. und deutſchen Schifje 
eine Contribution von 650,000 Thlrn. auf. 
29. „ (Deutfh-däan. Krieg). Tie Tänen räumen bie Feſtung Yriebericia in 
Sütland. un 

.» (Destihland. — Raſſau). TE’ fi: Kammer beſchließt, einen Antrag 
auf Sieder Nam ber Berfaffung von 1848 in Erwägung zu ziehen. Die 
Regierung fahndet mit allen Mitteln der Polizei auf Petitionen für Wieder: 
herſtellung jener Verfaffung und für Abfchaffung ber feudalen Jagdgeſetze und 
verbietet die ihr mißliebigen Zeitungen. 

„ (Belgien). Der König nimmt endlih die Demiffion des Minifteriums 
an. ander mit ber clericalen Partei. Programm ihrer Führer. 

30. „ (Deutich.dan. Krieg). Tie Alliirten haben ganz Jütland bis zum Limfjorb 


occupirt. 

CGDeutſchland. — Zollverein). Bayern lehnt bie Theilnahme an ber 
Berliner Zollconferenz, bie am 2. Mai wieder eröffnet werben fol, ab. 

»„ (Deutfhland. — Hannover). Beſchluß ber II. Kammer gegen den Miniſter 
des Auswärtigen, Grafen Platen, in Folge ber Entbüllungen bes englifchen 
Blaubuches. Die I. Kammer tritt dem Befchluffe nicht bei. 


— Mat. (Rußland) Maſſenhafte Auswanderung der Tſcherkeſſen nad ber 
Türkei. Traurige Lage berfelben. 

„ (England). Die Canafflotte wirft in ben Themfebünen Anker. Sämmts 
fihe Beurlaubte berjelben find telegraphiich einberufen. 

„ Fürtei. — Tunis). Der Bey fchafft die Konftitution wieber ab. 

„ (Deutfdland. — Zollverein). Wiedereröffnung der Berliner Zollconferenz. 
Bayern, Württemberg, Heflen-Darmitadt und Praffau fehlen; Kurbefien und 
Hannover erflären, daß fie nur bei Beſchickung der Conferenz von Seite 
alle Zollvereind-Regierungen an ben weiteren Verhandlungen Theil nehmen 
Tönnten. 

„ (Deutihland. — Bundestag). Tefterreih und Preußen vermögen ihre 
Anträge auf Belegung der ſchleswig'ſchen Inſel Fehmarn durch Bunbestruppen 
und bezüglic ber weiteren nftructionsertheilungen an Hm. v. Beuft im 
Ausſchuſſe nicht burchzufegen und laffen fie vorerft fallen. 

4. „ (&ondener Eonferenz). Zweite Sigung: Berathung ber Waffenſtillſtands⸗ 
frage. Dänemark will jih zu einer Aufhebung ber Blofabe der beutichen 
Häfen nicht Herbeilafien, währenb bie beutichen Bevollmächtigten barauf be 
ftehen, wenn fie zu einer Waffenrube die Hand bieten follen. 

„  r (Ber. Staaten). Gen. Grant geht mit ber ganzen Potomacarmee über 
ben Rapiban. Gen. Butler rüdt im Süben von Rihmonb am Jamesfluß vor. 

6. „ Grantreid). Beginn ber allg. Discufjion bed geſetzgeb. Körpers über 

bas Budget. Rede bed Hrn. Thiers über bie Finanzwirthſchaft bes Kaiſer⸗ 

reiche. 
(Defterrei). Die Regierung geftattet bem Kaifer von Merico bie An- 
werbung von 6000 Wann Öfterr. Freiwilliger. 
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6.—12. Mai. (Wer. Staaten), Schlacht zwiſchen den Armeen von Grant und 
Lee in ber Wilderneß. Lee zieht ſich nach Spotſylvania zurüd. 

8. Mai. (Deutfhland). Der 36er Ausihuß übermacht Hrn. v. Beuſt in London 
einen von ungefähr 1410 Mitgliedern deutſcher Ständeverfammlungen unter: 
zeichneten Proteft gegen jede willführliche Entſcheidung der Schleewig-Holftein’s 
ſchen Frage burch die Lonboner Eonferenz. 

„ . (Beutihland. — Schleswig · Holftein). 20,000 Männer aus Holftein 

. und Schleswig erflären ſich auf einer großen Lanbögemeinde in Rendsburg 
für bie vollftändige Trennung von Dänemark, für Anerfennung bes Herzogs 
Friedrich und für bie Forderung, baß ben Vertretern bes Landes Gelegenheit 
gegeben werbe, für das Recht desſelben feierlich Zeugniß abzulegen, mit bem 

eifügen, fie „feien entichloffen, für ihr Recht, für das fie fhon einmal in 
Waffen geftanden, bas letzte einzujegen.“ 

93. Lc ent! «dan. Krieg). Rühmliches Seegereät ber erften Abtheilung bes 
dſterr. Norbfeegeichwabers bei Helgofanb gegen die Dänen. 

„ Kondoner Eonferenz). Sitzung: bie Conferenz einigt ſich über 
eine Waffenruhe auf bie Dauer eines Monats vom 12. Mai am gerechnet 
auf ber Grundlage bes uti possidetis. Dänemark muß einräumen, daß auf 
fo lange auch feine Blofabe ber beutichen Seehäfen aufgehoben werbe. 

10. „ (Deutſchland. — Zollverein). Die II. Kammer von Sachſen ermädtigt 
bie Regierung zu einem Ablommen mit Preußen in ber Zollvereinsfrage auf 
Grundlage des Hanbelsvertrags mit Frankreich. Die I. Kammer tritt dem 
Beichluffe einftimmig bei. 

11. „ (England). Das Unterhaus verwirft bie von Baines beantragte zweite 
Leſung ber Neformbill, weldhe bie 6 Pfund Miether zum Wahlrecht zulafien 
will, mit 272 gegen 216 Stimmen. Minifter Gladſtone erflärt fich ent: 
fchieden für bie Reform. 

2» (Breußen). Adreſſe Arnim-Boytzenburg an ben König für vollſtändige 
Trennung ber Herzogthümer von Dänemarf als eigener Staat oder durch 
Anneion an Preugen. 

W cerreich Ein vom Finanzminiſterium verſuchtes Anlehen von 70 Mill. 
mißlingt. 

,„ (Deutfäland. — Baden). Einläßliche Debatte ber II. Kammer über 
bie allgem. Webrpfliht. Die Kammer gebt über bie dießfälligen Petitionen 
gegen blos 2 Stimmen zur motivirten Tagesorbnung über. 

nn Türkei. — Tunis) Ankunft eines türfifchen Geſchwaders vor Tunis. 
Auch Frankreich, England und Stalien haben ftarfe Ylottenabtheilungen dahin 
geſchickt. Differenzen zwilchen bem englifchen und dem franzöfifchen Conſul. 

12. „ (Xondoner Eonferenz). Vierte Sitzung. 

Erflärung Preußens „Bevor die Bevollmächtigten Defterreichs 
und Preußens in eine Discuflion über bie Bebingungen einer Wieberher: 
ftellung bes Friebens mit Dänemark eintreten Tünnen, glauben fie bemerten 
zu müſſen, daß fie bas Feld ber Discuffion für volllommen frei von jeber 
Beſchränkung, bie aus Engagements, welche vor bem Kriege zwifchen ihren 
Regierungen und Dänemark beftanben haben mögen, hervorgehen Tönnten, be⸗ 
traten und baß bie Srunblage, auf welcher neue Combinationen gefunden 
werben können, nach ihrer Anficht bie Hauptaufgabe ber zu eröffnenden Unter» 
banblungen fein wirb. Indem daher bie beutihen Mächte für fi eine volle 
Freiheit ber Discufjion und bie Möglichkeit, Vorfchläge zu machen, welche fie 
für geignet halten, einen joliben unb bauerbaften Friebenszuftand berzuftellen, 
in Anſpruch nehmen, find fie Teineswegs gemeint, irgenb eine Combination 
auszufchließen, bie zu biefem Ziele führen Tönnte, ohne erworbene Rechte zu 
beeinträchtigen.” 

„» » (Deutfgland. — Nafſau). Die II. Kammer beſchließt mit allen gegen 
6 Stimmen, bie Regierung aufzuforbern, bie Verhandlungen mit Breupen 
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bezüglich Erneuerung ber Zollvereinsvertrage fofort wieber aufzunehmen unb 
zwar im Sinne bes Hanbelövertrags mit Frankreich. 


‚Mai. (Deutſchland. — Anhalt). Eonflict bes Herzogs mit bem Landtage. 
Der 


zog will bie Stände im gegebenen Falle nur als berathende gelten 
laffen unb ihres Beiratbs unter Umſtänden entbehren. 


., (Deutfhland. — Holftein). Beſuch bes Herzogs Friebrich beim Kron⸗ 


prinzen von Preußen in Hamburg. Auf ber Rückreiſe wirb ber Herzog in 
Altona feierlih als Lanbeshert empfangen unb eine weitere offizielle Be: 
grüßung von Seite ber Behörden nur durch bas Dazwilchentreten ber Bun- 
bescommiljäre verhinbert. 

„ (Zürkei. — Donanfürftentbümer). Staatsftreih bes Fürften Couza: 
Wiebereröfinung ber Nat.:Verfammlung ; die Regierung verlangt bie Votirung 
des Budgets und bes neuen Wahlgeſetßes; bie Kammer weigert fi) mit bem 
gegenwärtigen Minifterium in Unterhandlung zu treten. Die Nat.-Berfamnt: 
lung wirb gewaltfam aufgelöst und das Wahlgefet ber allgemeinen Abſtim⸗ 
mung unterzogen. 

. Braten) gt fi in einer Dep. Biomarks an ben preuß. Gefanbten in 
London entichieben und unummunben vom Lonboner Bertrage 108. (ſ. Diſchld.) 

„ (Deutfäland. — Medlenburg). Die Regierung von Mecklenburg⸗ 
Schwerin publicirt eine „revibirte Verordnung über Wildbieberei und agb: 
frevel” auf bie bloße Genehmigung ber Ritterfchaft hin, obgleich bas eich 
von ber Landichaft auf allen brei lebten Lanbtagen verworfen worben war, 

„ (Xondoner Eonferen). Fünfte Sigung. 

Preußen präciirt, was bie beutihen Bevollmächtigten unter einer 
foliden und dauerhaften Racificirung verftehen: „Es ift dieß eine Paciflcation, 
welche ben Herzogthümern abjolute Garantien böte gegen bie Wiederkehr 
jeder fremden Bebrüdung, bie jo in Zufunft jebe Urſache von Streitigkeiten, 
von Revolution und Krieg ausſchlöſſe und damit Deutichland diejenige Sicher: 
beit im Norden gewährte, beren es bedarf, um nicht periodifch in benjenigen 
Zuftand zu fallen, ber ben gegenwärtigen Krieg herbeigeführt bat. Diefe 
Garmtien können nur in einer vollfländigen politifchen Unabhängigkeit ber 
unter fi durch gemeinfame SInftitutionen eng verbundenen Herzogthümer 
efunben werden.” Dänemark erflärt den Vorſchlag ber beutichen Mächte 
ür unannehmbar und weigert fi, ihn auch nur ad referendum zu nehmen. 
„ (Preußen) Brangel wird in ben Grafenitand erhoben und im Ober: 
befehl ber alliirten Armeen in Schleswig ur ben Prinzen Friedrich Karl 
erſetzt. — Unter dem Vorſitze bes gew. Minijters v. db. Heybt unb ber leb⸗ 
baften Unterftübung ber Regierung tritt in Berlin ein Comit6 zu Gründung 
einer Actiengefellichaft für ben Bau bes Schleswig=Holftein-Ganals zu Ver: 
bindung ber Oſtſee mit ber Norbfee zufanımen. 

„ (Säweben- Norwegen). Bildung eines ſchwediſch⸗ norwegiſchen Geſchwaders 
bei Gothenburg unter bem Herzog von Oſtgothland. 

.„ (Belgien). Der König lehnt bas Programm ber clericalen Miniſter⸗ 
eanbibaten ab. Das Minifterium zieht fein Entlaffingsgefuch zurüd. 


., Deutſchland. — Zollverein). Bayern ſchickt Unterhändler in Sachen 


ber Zollvereinsfrage nah Wien unb ladet bie ihm näber verbünbeten Zoll: 
pereindregierungen zu einer neuen Sonbderconferenz nach Münden ein. 


., (Srantreid) Marſchall Pelliſſier, General:Gouverneur von Algerien, T- 


»„ (Defterreih). Eröffnung ber erftien Generalſynode ber evangel. Kirche 
augsburg. und helvet. Bekenntniſſes in Wien. 

, (Zürlei. — Donaufürftentbämer). Allgemeine Volksabſtimmung über 
das neue Wahlgejeh zur Nat.-Verfammlung: es wirb mit großer Mehrheit 
angenommen. 754,148 Stimmberedtigte, 682,621 Ya, 1307 Nein. 

.( gel). Die IL Kammer nimmt mit großer Mehrheit den Geſeves⸗ 
entwurf an, durch welchen bie Erblichkeit ber Pairswürbe abgekbafft wird. 
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24. Mai. (Wer. Staaten). Gen. Grant zwingt Gen. Lee durch Mandoriren, fi 
zwiſchen ben North: und South⸗Anna⸗Fluß zurüdzugieben. 

235 „ (Türkei. — Donaufürftenthbümer). Die Gorfferenz ber Großmächte 
zu Conſtantinopel bejchließt, eine gemifchte Gommiffion zu ernennen für die 
das ber Moldau: Waladhifhen Kloftergüter, bis die Eigenthumsfrage 
gelöst ſei. 

26. „ (Berein. Staaten). Beichwidhtigende Erklärung Sewarbs bezügl. einer 
Aeußerung bes franzöf. Moniteurs über den Beſchluß bes Repräl.=Huujer 
vom 4. Mai in Betreji Mericos. 

27. Deutfhland. — Naſſau). Tie I. Kammer erklärt fih mit allen gegen 
3 Stimmen für Reconjtruirung bes Zollvereind mit Preußen, gegen eine 
Zolleinigung mit Oeſterreich, gegen einen Zollfondberbund und gegen eine 
ausnahmsweiſe Begünftigung Defterreichs. 

28. „ (KXondoner Eonferenz). Sechste Sikung. Die beutfhen Bevollmächtigten 
verlangen bie befinitive Zrennung ber Herzogthümer von Dänemark als 
jelbftändigen Staates unter bem Herzog Friedrih von Auguftenburg. ng: 
land ftelt dem Verlangen den Antrag auf Theilung Schleswigs entgegen, jo 
baß ber nörbliche und mittlere Theil berfelben bis zur Schlei in Dünemarf 
einverleibt würde, Holftein dagegen, Lauenburg und das ſüdlichſte Schleswig 
an Deutihland fielen unter ber Bedingung, daß e8 weber Rendsburg zu einer 
Bundesfeftung noch Kiel zum Bunbeshafen erkläre, 

Vorſchlag Defterreihs und Preußens, bem fi ber Bevollmäd;: 
tigte bes beutfjhen Bundes anfhließt: „Nachdem bie in ber legten Con: 
ferenzfigung von Defterreih und Preußen geftellten Forderungen von ben 
bäntjchen Hm. Bevollmächtigten als vollſtändig unannehmbar, felbjt in ber 
Vorausſetzung, daß bie Enticheidung bes Bundes bie Erbfolgerehte S. Mai. 
bes Königs von Dänemark auf bie Herzogthümer zulaffe, erlärt worden find, 
haben bie Bevollmächtigten ber beutfchen Mächte die Weilung erhalten, im 
Einverftänbniffe mit bem Vertreter bes beutichen Bundes bie vollftänbige 
Trennung ber Herzogthümer Schleswig und Holftein von bem Königreiche 
Dänemark und ihre Vereinigung zu einem Staat unter der Souveränität 
bes Erbprinzen von Schleswig-Holſtein-Sonderburg-Auguſtenburg — ber in 
ben Augen Deutſchlands nicht nur bie meiften Cröfolgerechte auf die Herzog: 
thümer geltenb zu machen vermag, und deſſen Anerkennung von Seiten be} 
beutichen Bundes folgeweife gefichert erjcheint, fondern welcher auch unzwei⸗ 
felhaft die Stimmen einer ungeheuren Majorität ber Bevölkerung biefer Her: 
zogthilmer in fich vereinigen wird — zu verlangen.” 

Antrag von England: „Die Bevollmädtigten Großbritaniens haben 
mit lebhaften Bedauern gefehen, baß bie letzte Conferenzfigung nicht das 
Refultat gehabt bat, die Grundlagen eines Einverftändniffes zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Dänemark aufzurichten. Unſerer Anficht nach bürfte man bie Ele: 
mente eines feften und dauerhaften Friedens weder in ben Engagements von 
1851—52 finden, welche feine anderen Früchte getragen haben, als Zermürf: 
niffe und Wirren, noch in der Analyfe eines unklaren und complicirten 
Rechtes; aber ohne bie Grundlagen eines feften und bauerhaften Friedens 
aufitellen zu können, find die neutralen Mächte nicht befugt, dem feterlichen 
Vertrage zu entjagen, in welchem fie die Integrität der bimifchen Monarchie 
anerfannt haben, und eben jo wenig Tünnen fie zu einem neuen Arrangement 
mitwirken, welches für Deutfchland ungenügend ober für Dänemark demüthi⸗ 
gend wäre. Die Elemente eines feiten und dauerhaften Friedens müffen mit- 
bin anderswo geſucht werben. Seit langen Jahren begen bie Deutichen 
innerhalb bes beutichen Bunbes eine lebhafte Sympathie für ihre Brüber, 
welche Unteribanen bes Königs von Dänemark find; bie Dänen ihrerfeits 
lieben ihre Unabhängigkeit und wünfchen ihre alte Monarchie zu erhalten. 
Dieſe beiderfeitigen Gefühle haben Anſpruch auf bie Achtung Europa's. Zur 
Verhütung eines Tünftigen Kampfes unb zur Vefriebigung Deutfchlanbs 
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müßte man unferer Anficht nach Holftein, Lauenburg und ben füblichen Theil 
von Schleswig ganz von Dänemark abirennen. Um ein fo großes Opfer 
von Seiten Dänemarks zu motiviren unb um bie Unabbängigfeit ber bäniichen 
Monarchie aufrecht zu erhalten, es ift unjerer Anficht nady wünjchenswerth, daß 
bie Grenzlinie nicht weiter nördlich ald bie Schleimündbung und das Danewert 
gezogen werbe. Ebenfo erfordert bie Sicherheit Dänemarks, baß ber Deutfche 
Bund auf dem von Dänemark abgetretenen Gebiet weder Feſtungen erbaue 
noch beibehalte, noch befeitigte Häfen anlege. Cin billiges Ablommen bezüg⸗ 
lih ber Staatsjhuld und der Verzicht Dejterreichd, Preußens unb bes 
Deutſchen Bundes auf jebes Einmiſchungsrecht in die inneren Angelegenheiten 
Dänemarfs würden bie Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Dänemark 
vollends freundfchaftlich zu geitalten geeignet jein. Noch bleibt eine ‘Frage, 
welche nicht Gegenſtand bes Friedensvertrages fein kann, welche aber für 
England ein Intereſſe hat und nicht mit Stillihweigen übergangen werben 
barf. Nach der Meinung bes Benollmädtigten Großbritaniens tit es ſelbſi⸗ 
verſtändlich, daß das Fünftige Gelchid bes mit dem Herzogthum Holftein zu 
vereinigendben jüblichen Theiles des Herzogthums Schleswig nicht ohne befjen 
Zuftimmung feftgeitellt werde. Wenn der König von Dänemark in bas 
Zerritorialopfer willigt, welches man im Namen des Friedens ihm anfinnt, 
jo wäre e3 eine Forderung ber Werechtigfeit, daß bie Unabhängigfeit feines 
Königreichs von den europäiichen Großmächten garantirt würde,“ 

Dänemark erflärt den Antrag ber beutjchen Mächte für noch unzuläf: 
figer als ben in ber lebten Sigung von ihnen gemachten. Den engliſchen 
Vorſchlag nimmt es ad referendum, ijt bagegen nicht zu bewegen, ihn 
wenigftend „im Princip* ſchon jept anzunehmen. 

Die dbeutfhen Mächte nehmen ben Vorihlag Englands im Princip 
an, indem fie erflären, daß Lauenburg allenfalls das Object eined Aus: 
taufches gegen einen Theil bes nördlichen Schleswigs bilden könnte. 

Die neutralen Mächte erklären fih für den Vorjchlag Englands und 
verlangen — Ruplaub ausgenommen — ausdrücklich für die an Deutichland 
abzutretenden Theile ber bisherigen däniſchen Monardie, daß die Stimme 
der Bevölterungen gehört werben jolle. 

29. Mai. (Ber. Staaten). Grant zwingt Gen. Lee durch Manöver fi} an ben 

Chicahominy zurüdzuziehen. 
(Merico). Ankunft des neuen Kaiferpaars in Vera Eruz. 

„ (Deutihland. — Zollverein) Abſchluß eines neuen Vertragsent⸗ 

wurfs zwifchen Oeſterreich und ben bayriſchen Bevollmächtigten in Wien. 

»„ (Ber. Staaten). Die Cleveland-Convention ftellt Fremont als Bräjibent: 

ſchaftscandidaten auf. 

— „ (Deutjhland. — Medlenburg: Schwerin) Die Regierung fiebt 
ſich der allgemeinen Mißbilligung der öffentlichen Veeinung in ganz Teutjch- 
land gegenüber genötbigt, das non ihr erlafjene Prügelgefeg v. 2. April durch 
eine eigene Circulardepeſche zu rechtfertigen. 

— ,„ (Rupland) Im Litthauen erfolgen unter Begünftigung ber Regierung 
zahlreiche Webertritte von ber kathol. zur griechiſchen Religion. 


1. Zuni. (Deutſchland. — Holftein). Beſuch bes Herzogs Friedrich in 
Berlin. Angeblide Zumuthungen Preußens an ben Herzog, angebliche Ab: 
lehnung besjelben. 

.. „inriegenland). Griechiſche Truppen nehmen von ben Joniſchen Injeln 

eſitz. 

„Gondoner Eonferenz). Siebente Sitzung. Danemark erklärt feine 
Zuſtimmung zu dem Vorſchlage Englands, aber nur unter allen möglichen 
Referven. Preußen fchlägt die Theilungslinie Apenrabe-Tondern vor; Dä: 
nemark erflärt fie für unannehmbar. Preußen jchlägt eventuell eine Thei⸗ 
Iungelinie Flenoburge Hoyer vor; Dänemark erklärt jeboch auch biefe Linie 
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für unannehmbar. — Rußland erklärt auf feine Anfprüde an Holftein zu 
Gunften des Großherzogs von Oldenburg verzichten zu wollen. 

2. Suni. (Deutfhland. — Bundestag). Die Bundesverfammlung genehmigt 
bie am 28. Mai in ber Londoner Gonferenz von ihrem Bertreter in Ver: 
einigung mit Cefterreih und Preußen abgegebene Erflärung (für ben Auguften: 
burn) mit 15 gegen 1 Stimme (Luremburg). 

„ (Rutland). Fin Telegramm bes Großfürften Michael melbet bem Kaifer 
das Ende bes Krieges im Kaufafus und die völlige Durdführung ber ruf: 
ſiſchen Herrichaft. 

» (Deutihland). Der geichäftsleitende Ausichup des 36er Comité in Frankfurt 
ruft die ſchleswig-holſt. Ausihüffe und Comités in ganz Deutihland zu 
energifhen Kunbgebungen gegen jebe Theilung Schleswigs auf, 

„ (Deutfland. — Zollverein). Der gefekgeb. Körper von frankfurt be: 
jchließt nad) bem Antrage des Senates den Beitritt Frankfurts zu dem neuen 
Zollverein mit Preußen und Sachſen. 

» » (Ber. Staaten) Grant verfucht den Uebergang über ben Ehicahominy 
zu erzwingen, wirb aber von Lee mit großem Verlufte zurüdgefchlagen. 

„ (Türkei. — Donaufürftentbümer). Fürſt Couza geht mit großem 
Gefolge nach Eonftantinopel, wo er vom Sultan äußerſt gnäbig empfangen wird. 

„ (Deutfhedänifher Krieg — Schleswig). Eine zahlreihe Bolts- 
verfammlung in Böghoved bei Hadersleben erflärt fich gegen eine Trennung 
vom übrigen Schleswig und gegen eine Einverleibung in Dänemark. 

„ (Deutidhland. — Holftein). Herzog Friedrich ftattet dem König von 
Sachſen in Dresden einen Befuch ab, verzichtet dagegen auf den projectirten 
Beſuch in Wien und fehrt über Berlin, wo er beim Kronprinzen abfteigt, 
nad Holftein zurüd. 

„ (Preußen). Beſuch bes Königs in Stettin. Flottenrevue in Swinemünde. 

(Defterreih). Der neue Hoffanzler von Ungarn erflärt fich bei Gelegen- 
beit des Bürgermeifters-Banketts in Wien offen für bie Februarverfaſſung. 

„ (Deutfhland. — Hannover). Nah dem Borgange Oeſterreichs und 
Preußens erklärt fi nunmehr auch die hannover'ſche Regierung den Kam: 
mern und bem von ihnen ventilirten Mißtrauensvotum gegenüber für eine 
Löfung ber fchleswig-holfteinifchen Frage im Sinne ber nationalen Forderungen. 

„ (Schweiz). Der Bundesrath ladet auf den Auguft fümmtliche Regierungen 
zu Beichiefung eines internationalen Congrefjes bezüglich Behandlung ber im 
Kriege Verwundeten nach Genf ein. 

(Griechenland). Ankunft bes Königs in Corfu. 

(Ber. Staaten). Tie Baltimore-Convention ftellt Fincoln als Rräfident: 
ſchaftscandidaten auf und erklärt fich für vollſtändige Abfchaffung der Sklaverei. 

(Türfei. — Tunis). Der verbaßte Schabmeifter räumt das Land und 
hifft fih mit feinen Schäßen nad) Europa ein; ber noch mehr verhaßte 
Khasnabar bleibt. 

„ (Xondoner Eonferenz). Neunte Sigung: Verlängerung ber Waffenrube um 
14 Tage. Dänemark bat jelbft dazu nur widerſtrebend bewogen werben können. 

410. „ (Zranfreid) lehnt in einer Dep. an bie englifche Regierung einen Krieg 

egen Teutfchland nodymals ab, indem es erflärt, baß eine bloße Demonftration 
fir den von England beabfichtigten Zweck zweifelsohne nicht genügen würde. 

11. „ (Frankreich). Renan wird feiner Stelle als Profeffor am Collège de 

France förmlich entſetzt, nachdem er eine Verfegung an bie Faiferl. Bibliothek 
abgelehnt hatte. 

„  » (Ber. Staaten). Lincoln nimmt bie ihm von ber Baltimore-Convention 
angebotene Präfibentfchaftscandibatur an und erflärt, baf er mit bem vor= 
geſchlagenen Amendement zur Conflitution, welches bie Abfchaffung ber 
Sclaverei bezwede, einverjtanben fei. 

» (Merieo). Einzug des neuen Kaiferpaars in bie Seuptftabt. 

. „ (Rondoner Eonferenz). England regt unter ben Mitgliebern ber Eonferenz 
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eine mittlere Theilungslinie in Schleswig, Gelting=Brebfledt, an, findet aber 
bamit weber bei Dänemark noch bei ben beutichen Mächten Anklang. 

. Zuni. (Ber. Staaten). Das Mepräfentantenhaus hebt das Geſeh bezüglich 

flüchtiger Sclaven mit 84 gegen 58 Stimmen auf. 

14. „ (Deutfhland). Die gefchäftsleitende Commiflion bes 36er Ausfchuffes 

ertlärt fich neuerdings gegen jebe Vermengung ber Bundesteformfrage mit der 
ſchleawig⸗holſteiniſchen Angelegenbeit. 

„ (BDeuti-banifder Krieg). Ter däniſche Gapitän Hammer landet auf 
Sylt (ſchleswig'ſche Weitfeeinfeln) und führt eine Anzahl deutſch gefinnter 
Einwohner nad) Kopenhagen ab. 

„ (Deutfhland. — Lauenburg). Ter Landtag verwahrt fich gegen eine 
Einverleibung bes Landes wiber bie Rechte besfelben. 


„ (Deutfhland. — Schleswig:Holftein). Ginzelne Organe ber öffent: 
lichen Meinung in Holjtein und Schleswig fangen an, fih für eine nähere 
Anlehnung bes Pandes an Preußen auszujprechen. 

„ (Schweden — Norwegen). Die ſchwediſch⸗norwegiſche Escabre beginnt 
fih wieder aufzuldfen; ihr Kommandant, Prinz Oscar, gebt zu feiner Fa⸗ 
milie nah Schonen. 

„  . (Ber. Staaten). Grant gebt in 3 Corps über den Jamesfluß und con: 

centrirt fich bei Bermuda Hunbdred. 


16.—18. Juni. (Defterreih und Rußland). AZufammenfunft ber beiden von 
ihren erften Miniſtern, Fürſt Gortichafoff und Graf Rechberg, begleiteten 
Kaiſer in Kilfingen. 
„ „ Juni. (Ber. Staaten). Kine von Grant verfuchte Ueberrumpelung von 
Petersburg mißlingt. Grant verfchanzt ſich vor ber Stadt. 
18. Juni (Londoner Eonferenz). Zehnte Sibung: Verhandlungen über bie 
Frage einer Gonfultation ber Bevölkerung. 
Breußen erflürt: „Wir haben fchon wiederholt barauf bingewielen, daß 
bie Konferenz, um bie informationen zu bejigen, beren fie bedarf, über bie 
Wünſche der Benölferung bes Landes, deilen Zukunft den Gegenitand ihrer 
Berathungen bildet, aufgeflärt fein follte. Geleitet von biefer Ueberzeugung 
und im Auftrage unferer Regierung verlangen wir, baß bie Bewohner 
Schleswigs bezüglich ber Dispofitionen, bie ihrethalb getrofien werben ſollen, 
conjultirt und baß weder über das Schidjal eines Theils noch über das⸗ 
jenige ber Geſammtheit biefer Bevölkerungen entſchieden werbe, ohne baß 
vorher ihre Wünfche loyal conjtatirt wären. Wir find ermächtigt, bie Art ber 
Ausführung und bie Ausdehnung ber dieſem von uns vorgeichlagenen Princip 
zu gebenden Anwendung zu biscutiren.” Diefterreich tritt dem Vorſchlage 
nur in jo fern bei, als e8 „bie AZuftimmung beider Herzogthümer zur Ab» 
tretung eines Theils von Schleswig durch das Drgan ihres Souveräns und 
ihrer verfafjungsmäßigen Vertreter” verlangt; dagegen Ipricht es ſich gegen 
eine allfällige Befragung der Benölferung nach Gemeinden oder Diſtricten 
aus. Dänemark, England, Rußland und Schweden erklären ſich 
gegen ben Vorfchlag Preußens, Frankreich will das Brincip einer Befragung 
der Bevölkerung nur auf bie gemifcgten Bezirfe anwenden, der Vertreter bes 
deutſchen Bundes allein tritt auf die Seite Preußens. 
Letzter Vorſchlag Englands „an eine befreundbete Macht zu appelliven, 
bamit fie eine Grenzlinie bezeichne, welche weber ſüdlich der durch Dänemarf, 
noch nörblich ber durch hie beutihen Mächte zugefiandenen TIheilungslinie 
burchginge.“ 
> (Breußen). Aubienz einer fhleswig’ihen Deputation bei Bismark. Aeußer⸗ 
ungen besjelben über bie Theilungslinie. u 

„ (Belgien). Die Repräfentantentammer verwirft nach breimödiger Debatte 
über die Minifterfrifis ein von Nothomb beantragtes Miptrauensootum gegen 
das liberale Miniſterium mit 57 gegen 56 Stimmen. 
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Juni. (Deutfhland. — Olbenbu iD Befuch bes Großherzogd beim Kaifer 


von Rußland in Kiffingen. Der Kaijer beftätigt in einem Schreiben an ben 

Großherzog bie von feinem Bevollmächtigten an ber Londoner Conferenz aus: 

geiprochene Verzichtleiftung auf feine Anſprüche an Holftein zu Gunften des 

Großherzogs. 

(Deutfhland. — Württemberg). Cine zahlreich beſuchte Landes: 
verfammlung in Stuttgart fpricht fi für Erhaltung bes Zollvereins im 
Sinne einer PVerftändigung mit Preußen aus. Cine Gegenbemonftration 
fommt bereits nicht mehr zu Stunde. 

„ (Schweiz). Endlicher Abſchluß bes Handelsvertrages mit Frankreich. 

(Türkei. — Donaufürftenthiümer). Fürſt Couza hat in Gonftantinopel 
feine Abfichten weſentlich erreiht: ein von ben Vertretern ber garantirenden 
Mächte unterzeichnetes Protokoll mit der Pforte genehmigt mit einigen Mobi- 
ficationen bas von Couza promulgirte Zufapftatut und das vom Volk geneb: 
migte Wahlgeſetz. 

„ Ber. Staaten). Der conföberirte Kaper Alabama wirb von der Unions⸗ 
corvette Kearjage im Angejichte des Hafens von Cherbourg in Grund gebohrt. 

„ (Deutjhland. — Zollverein). Gröffnung ber Münchener Sonder: 
Eonferenz. Hannover findet fih endbli noch ein, Kurheſſen betheiligt fich 
bereit8 nicht mehr daran. 

„ (Dänemarf). Differenz zwiſchen dem König Chriftian und dem Minis: 
fterium Monrad. Das Minijterium bietet feine Entlaſſung an. Beilegung 
ber Differenz. 

(Deutſch-däniſcher Krieg — Schleswig). Eine zweite Kane 
Boltsverfammlung fpricht fi in Lygumkloſter ebenfalls gegen jebe Theilung 
bes Landes und Cinverleibung von Norbfchleswig in Dänemark aus. 

» (Ztalien) Der Senat genehmigt den —— bezüglich Aus⸗ 
gleichung der Grundſteuer mit 96 gegen 55 Stimmen. 

„Geutſchland. — Schleswig-Holſtein). Rundreiſe bes Herzogs 
Friedrich in Dithmarſchen. Er ergreift die Gelegenheit ſich öffentlich gegen 
ben ihm vorgeworfenen Particularismus und für die Gewährung aller be: 
rechtigten Erwartungen Deutſchlands und Preußens auszuſprechen. 

(Deutfhland. — Zollverein). Die Münchener Sonder = Conferenz 
bejeitigt die bayrijch = öjterreihifche Punctation und erſetzt fie burd) einen Ent: 
wurf Heffen- Darmitabts, ber von den öfterr. Bevollmächtigten ad referendum 
genommen wird. Damen vertagt ſich die Conferen;. 

(Kondoner Eonferenz). Elfte Situng: Oefterreih und Preußen erflären, 
ben Vorſchlag Englands anzunehmen, aber nur im Sinn einer Mebiation, 
Dänemark lehnt I dagegen günzlich ab. 

„ (Defterreich und Preußen). Der Kaiſer von Oeſterreich befucht ben König 
von Preußen in Karlsbab. 

„ (Deutfhland. — Bundestag). Oldenburg meldet feine Anfprüche auf 
Erbfolge in Schleswig -Holftein an. 

„ (Schweben). Differenz zwifhen dem König und bem Minifterium in 
Folge der Bemühungen des Königs für eine fcandinapifhe Union. Das 
Minifterium bietet feine Entlaſſung an. Die Differenz wird beigelegt. 

„ (Spanien) lehnt bie NAusgleihungsvorfchläge Peru's ab und verweigert 
bie Herausgabe der Chinchas-Inſeln, bevor es von Peru vollftänbige Genug: 
thuung werde erhalten haben. 

„C(Londoner Conferenz). Lebte Sitzung. Die Conferenz gebt refultatlos 
auseinander. 

„ (Dänemarf). Eröffnung bes Neichsrathes durch Tal. Botſchaft. Lie 
Majorität beider Thinge legt in ben Bräfibentenwahlen ihre eiberbänifche Ge⸗ 
finnung an den Tag. 

„» (Deutfhland). Außer ber Betigietenberfammiung ber ſchlesw.⸗ holſt. Ver⸗ 
eine und ber beiden Volksverſammlungen im nörblichiten Theil von Schleswig 
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haben fich gegen eine Theilung Schleswigs in ganz Deutichland gegen 350 
Landes⸗, Bezirks: oder Ortsausſchüſſe und öfſentliche Verſammlungen ausge: 
ſprochen und ebenfo die Landtage von Baden (II. K.), Braunfchweig, Bremen, 
Frankfurt, Hannover (I. u. II. 8), Koburg, Kurheſſen, Heſſen⸗Darmſtadt 
(1. 8.), Nayjau (Mitgl. ber I. u. U. 8.), Sadjien (I. u. 1. 8.). 

2%. Juni. (Deutſchland. — Württemberg). König Wilhelm I. 7. Der Krons 
prinz folgt ihm als König Karl 1. 

„ (Beutihland. — NRaffau). In folge ber äußerſten Anfirengungen ber 
Negierung fiegt biefelbe in ber Landtagswahl zu Rüdesheim mit 67 gegen 
64 Stimmen über ben bisherigen Abg. Braun, ben Candidaten ber zort: 
fhrittspartei. 

7. „ _(Deutihland. — Hannover). Tie II. Kammer fpricht fi trog bes 
Wiberftandes ber Diinifter mit 45 gegen 37 Stimmen für Aufhebung ober 
Abänderung der Tomänenausfcheibung au®. 

-» (Stalien) Tie Tep.:Kammer nimmt bas Ausgabebubget für 1864 mit 
142 gegen 60 Stimnien an, 

„ (England). Die Regierung legt beiden Häufern bed Parlaments bie 
Protololle der Lonboner Gonferenz vor unb erklärt fih für Aufrechthaltung 
ber Neutralität in bem wieber ausgebrochenen Kriege zwiſchen Deutſchland 
und Tänemarf. 

28. „ (England). Tieraeli kündigt im Unterhaufe ein Mißtrauensvotum gegen 

bas Miniſterium an, SKinglafe ſetzt dbemjelben ein Amenbement entgegen. 

„ (Deutfhland. — Zollverein). Tie neuen Zollvereinsverträge werben in 
Berlin zwifhen Preußen, Sachſen, Baden, Kurheifen, ben thüringifchen 
Staaten, Braunſchweig und Frankfurt vollzogen. Mit Hannover und Olben: 
burg jchweben bie Unterhandlungen noch. 

. (Deutfhland. — Baden) Tie II. Kammer nimmt das ihr von ber 
Negierung vorgelegte Gejet betr. Zufammenfekung ber Schulauffihtsbehörben 
na —A Debatte mit allen gegen 2 Stimmen an. 

C(Deutſch daͤniſcher Krieg). Die Preußen ſetzen unter Gen. Herwarth 
v. Bittenfeld vom Sundewitt nach Alſen über und erobern die Inſel. 
3000 Dänen und zahlreiches Kriegomaterial fallen in ihre Hände. Der Reſt 
ber däniſchen Armee wird auf bie KHalbinfel Kekenis gedrängt, von wo er 
ih zu Schiffe rettet. 

30. „ (Holland). Erneuerungswahlen ber Hälfte zweiter und eines Drittheils 

erfier Kammer. Das Rehuftat ergibt eine Verftärfung ber liberalen und 
minifteriellen Partei. 

„ (Belgien). Antrag bes Abg. Orte. 

„ (Deutfdland. — Baben). Agitation für und wiber Schenkel als Bor: 
ftand bes Prebigerfeminars wegen feines Buches „Characterbild Jeſu.“ 


1. Juli. (Belgien). Stürmiſche Sitzung ber Repräfentantenfammer. Die Mit: 
glieder ber Rechten greifen ben Antrag Orts mit Leidenſchaft an und ver: 
laſſen jämmtlih ben Sigungefaal, fo daß bie Kammer nicht mehr beſchluß⸗ 


ig iſt. 

2., en land). Die Morming:Boft veröffentlicht eine Reihe biplomatifcher 
Actenftüde, welche bie Wieberherftelung der nordiſchen Allianz ermeijen 
follen. Diefelben werden von Perlin, Wien und St. Petersburg aus offiziell 
für durchaus erfunden erflärt. 

3.—16. Zuli. (Ber. Staaten). Einfall der Sübflaatlihen in Penniylvanien und 


Maryland. 

L.—9. Zuli. (England). Debatten des Unterhaufes über bie beutfch sbänifche Streit: 
frage. Disraeli trägt auf ein Mißtrauensvotum gegen das Minifterium an, 
Kinglafe ftellt demſelben ein Amenbement auf entfchiebene Billigung ber Neutra⸗ 
Iität Englands in biefer frage entgegen. Sieg be Minifteriums mit 313 
gegen 295 Stimmen. — Dagegen wirb im Oberhaufe ein von Lorb Malmes: 
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bury vorgefchlagenes Miktrauensvotum mit 177 gegen 168 Stimmen an- 

genommen. . 
5. Juli. (Frankreich). Der Kaifer beglückwünſcht ben General Deligny für bie 

Unterdrüdung ber Inſurrection in Algier. 

„nr (Deutfhebänifher Krieg. — Schleswig). Der Auguftenburger wird 

auch auf der Inſel Alfen von der Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 

„— 12. Zuli. (Belgien). Die Secefjion der Clericalen verhindert wiederholt bie 

Abhaltung einer Sikung ber Repräfentantenfanmer. Durd den Tob eines 
Mitgliedes ihrer Partei verliert bie liberale Partei definitiv bie bisherige 
abfolute Majorität ber Stimmen. _ 

7. Juli. (Deutfhland. — Bundestag) Die Bundesverſammlung fordert 
den Großh. v. Oldenburg auf, die Eingabe ber Rechtsbegründung feiner Ans 
ſprüche auf SchleswigsHolftein zu beichleunigen. 

J (Preußen). Beginn des großen Polenproceſſes vor dem Stantsgerichtehof 
n Berlin. 


8 „ (Dänemart). Das Minifterium Monrad gibt in Folge einer birecten 
Aufforderung des Königs feine Entlaffung ein. Br Bluhme und Graf Moltke, 
frühere Geſammtſtaatsmänner, erhalten den Auftrag, ein neues Cabinet zu 
bilden. 

10. „ (Deutſch- daͤniſcher Krieg). Die Alliirten ſetzen über ben Lymfjorb und 


befegen ganz Jütland. 

11. „ (Schweden). In Folge ber nunmehrigen Haltung Cnglanbs gegenüber 
dem beutjch-bänifchen Kriege befchließt die fchmebifche Regierung, bie zufammen 
gezogenen Streitkräfte zu Waſſer und zu Lande wieder aufzulöjen. 

12. „ (Deutfh-banifcher Krieg). Dänemark fucht bei Defterreih und Preußen 

birecte um Waffenruhe und Einleitung von Friedensunterhandlungen nad). 

„ Deutfhland. — Zollverein). Die Vorſchläge Heſſen-Darmſtadts auf 
ber Münchener Sonberconferenz werben von Defterreih angenommen. Feſt⸗ 
ftelung einer Punctation. Schluß ber Conferen;. 

13. „ (Deutfch: danifher Krieg). Die Alliirten befeßen Sylt und bie übrigen 

Weſtſee-Inſeln Schleswigs. Der bänifhe Eapitän Hammer ergibt fih in 
sg davon mit feiner Flotille. 

„ (Belgien). Auflöfung der Kammern und Anordnung von Neuwahlen. 

135. „ (Beutfdland — Bayern) Die Fabrif- und Handelsräthe ber be: 
beutendften Städte bed Landes jprechen m nad und nad übereinftimmend 

n aufs dringenbfte für den Eintritt in den neuen #Zollverein auf Grundlage 
bes Handelsvertrages mit Frankreich aus. 

15/16, Juli. (Dentf-banifcher Krieg). Die Alliirten bewilligen Dänemark eine 
Waffenrube vom 20. big zum 31. Juli und erflären fih bereit, mit bem- 
jelben Unterhbanblungen zum Abſchluß eines Friedens einzuleiten. 

19. Zuli. (Deutfhland. — Oldenburg). Eine Landesverfammlung ber ſchles⸗ 
wigebolftein’fchen Ausſchüſſe erflärt fi gegen bie vom Großherzog erhobenen 
Anſprüche auf die Herzogthümer. 

„nr (Deutfchland. — Baden). Hirtenbrief bes Erzbiſchofs von Freiburg gegen 
ba8 Geſetz vom 28. Juni bezüglich ber Ortsfchulbehörben. 

„» Ber. Staaten). Der Uniondgeneral Sherman ift von Teneffee aus bis 

vor Atlanta in Georgien vorgerüdt. | 

„»  « (China) Nanking wird von ben Kaiferlichen wieber genommen. 

21. „ (Deutfhland. — Bundestag) Der Forderung Defterreihs und 
Preußens entfprehend wird von der Bunbesverfammlung aud) ber Erbpring 

von Auguftenburg aufgefordert, die Rechtsbegründung Seiner Anfprüde auf 

Schleswig⸗Holſtein einzugeben. 

„ (Deutth nd. — Holſtein). Der Obercommanbant ber Alliirten in 
Schleswig zeigt bem Bunbesgeneral Hade an, er habe Befehl, fich zum Herrn 
von Rendsburg zu machen. Hade erwibert, dba er augenblidli nur über 
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4 Compagnien verfüge, jo müfle er ber Uebermacht weichen. Die Bundes: 
truppen räumen alsbald bie Stadt. Es ziehen 6000 Preußen ein. 

23. Juli. (Frankreich). Ein Tecret bes Kaifers entjcheibet ben bisherigen Con: 
hir zwiſchen ber Militär: und Givilgewalt in Algerien zu Gunften ber 
eriteren. 

26. „ (Deutſch⸗ daͤniſcher Krieg). Beginn ber riebensunterhandlungen in Wien. 
Der beutiche Bund wirb babei gänzlich bei Seite gelafien. 

29. „ (England). Schluß der Tarlamentesjeffion. Thronrede im Namen ber 
Königin. 

30. „ (Rom). Enchclica bes Papſtes an bie Erzbiſchöfe und Biſchöfe Polens. 

»„» . (Ber. Staaten) Grant verfucht umfonft, Petersburg durch Sturm zu 


nehmen. 

— „ TDeutſchland). Auf die Aufforderung bes 36er Ausſchuſſes in Frankfurt 
ſprechen ſich zahlreiche Volksverſammlungen in ganz Teutichland energifch 
gegen bie Anfprüche bes 386 von Oldenburg auf Schleswig-Holſtein aus. 

, Deutfäland. — Gcäleöwig:Holftein). Die ſchleswig⸗holſtein'ſchen Ver: 
eine weifen in beiden Herzogthümern bie Prätentionen bes Großh. v. Dlben: 
burg zurüd und erflären, en an Herzog Yriebrich halten zu wollen. 


— Aug. (Bentfalann. — Schleswig⸗Holſtein). Agitation für und wider einen 
mehr ober weniger engen Anſchluß an Preußen. Deeinungsäußerungen ber 
Prälaten und Ritterſchaft, ber größeren Grundbeſitzer, ber Delegirten ber 
Schleswig-HolfteinsVereine, des Stäbtetages und eier Reihe von Bauerntagen. 

l. „ (Deutlö. banifcer Krieg). Schluß der Friedensunterhandlungen in Wien. 

Abſchluß von Friebenspräliminarien und eines breimonatlichen Wafjenitillitandes. 

„GErankreich). Ter Moniteur verfündet den Schiedeiprudy des Kaiſers in 

ber Suezcanalfrage zwifchen ber Compagnie unb bem Bicefönig von Aegypten. 

4. „ (Deutfähland — Bundestag) Ter beilifche Prinz Friedrich Wilhelm 
erhebt am Bunde unter Bezugnahme auf fein Grbiolgereht in Dänemark 
Anfprud auf canenburg, 

5. Aug. (Stalien). Ein kgl. Decret dehnt bie Anwendung bes Fol. Placets auf 
biejenigen Hanblungen ber Biſchöfe aus, welche Grnennungen von Oekonomen, 
Pfarrern und geiftl. Bicaren ober Verfügungen über bie geiftlichen Güter enthalten, 

=. (Rubland). Tas Haupt ber bisherigen geheimen polnifchen Nationals 
regierung unb vier Abtheilungevorftände berjelben werben zu Warihau auf 
bem Glacis ber Gitabelle gehängt; 16 anbere bei jener Regierung betbeiligte 
Perſonen werben zur Teportation nah Sibirien begnabigt. 

„ _ » Rer. Staaten). Der Unions-Wbmiral Ferragut paflirt Fort Morgate, 
zwingt Fort Powell zur Mebergabe, macht bie ſüdſtaatlichen Panzerſchiffe 
—8 übig und nähert ſich Mobile (Alabama). 

8 „ (England). Tie Grundfteinlegung zu einem O’Connel:Dentmal in Dublin 
gibt zu faft vierzehntägigen Ruheftörungen zwifchen Crangiften und Katholiken 
in Belfaft Veranlaflung. 

8.—21. Aug. (Schweiz). Internationaler Congreß zu Genf behufs Organifation 
des Sanitätsbienftes in Kriegszeiten. 

10. Aug. (Deutſchland. — Schleswig⸗Holſtein). Baron v. Scheel-Bleffen wirb 
lelegraphiſch nach Wien berufen, um als Vertrauensmann bie Bevollmächtigten 
ber Allitrten bei ben Friedensunterhandlungen zu unterftügen. Die öffentliche 
Meinung in beiden Herzogthümern ertheilt ihm bagegen in einer Reihe von 
Berfammlungsbeihlüffen ein entſchiedenes Mißtrauensvotum. 

11. „ (Beutfäland. — Baben). Erlaß bes Minifteriums bes Innern gegen 
ben Hirtenbrief bes Erzbiſchofs von Freiburg v. 19. Juli. 

- „ (Griedenland). Tie Nai.Verſammlung beginnt bie Revifion ber Verfaffung. 

12. „ (Belgien). Das Reultat ber Rammerwahlen ergibt einen Sieg ber 
liberalen Partei, bie von 59 auf 64 Stimmen geftiegen ift, während bie 
katholiſche Partei von 57 auf 52 fintt, 
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13. Aug. (Spanien). General Prim, eines ber Häupter ber Progreififtenpartei, 


15. 


16. 


17. 


18. 


19. 
19. 


= 


— 


wird nach Oviedo verbannt. 

„ (Dänemark). Der Conſeilpräſident verlieſt im Reichsrath eine Gr- 
klärung des Geſammtminiſteriums, daß in Anbetracht der Abtretung Schles⸗ 
wigs das Grundgeſetz v. 18. Nov. 1863 wegfallen werde. 

„ (Deutfchland. — Sachſen). Die II. Kammer geht mit 58 gegen 16 
Stimmen bezügli ber Petitionen um Wieberberjtellung des Wahlgeſetzes 
von 1848 zur Tagesordnung über unb anerkennt mit 42 und 32 Stimmen 
bie Mecdhtsbeftändigfeit ber gegenwärtigen Ständeverſammlung. 

„» (Franfreid). Ter König von Spanien befucht die kaiſerl. Yamilie in 
St. Eloud und wirb mit großem (Geremoniell empfangen. 

„ (Deutfhland. — Helfen: Darmftabt). In Mebereinfliimmung mit 
der 11. Kammer und mit ihren eigenen früheren Beichlüffen ſpricht fich bie 
1. Kammer nochmals für den Beitritt zum neuen Zollverein aus. 

„ (Deutfhland. — Baden). Der evang. Oberfirchenrath lehnt das 
Begehren um Entfernung Schenfels als Vorſtand bes Prebigerfeminare ab 
und wahrt die Freiheit der theologiſchen Forſchung. 

» (Ber. Staaten). Durch eine gefhidte Tiverfion am James River ge⸗ 
lingt es Gen. Grant endlich, fich definitiv an ber Weldon : Eifenbahn ſüdlich 
von Petersburg feftzufegen. 

21., 25. Aug. (Ber. Staaten). Lee ſucht umfonft in brei Schladhten, ſich 
ber Welbon : Sijenbahn wieder zu bemächtigen. 

21., 25. Aug. (Merleo). Cinzug des franz. Generals Caſtagny in Monterey. 
Flucht bes republicanifchen Präjidenten Juarez. 


20.— 25. Aug. (Preußen). Beſuch des Königs von Preußen in Wien. 
22. Aug. (Dänemark). Bille droht im Volksthing des Reichſsraths mit einem 


23. 
24. 


Mißtrauensvotum gegen das Minifterium. Der Finanzminifter erflärt, ber 
Reichsrath fei nicht der Ausdrud der gegenwärtigen Volfsftimmung und bas 
Minifterium mürde baher in jenem al eine Auflöfung beantragen. 

„ (Schweiz). Blutiger Gonflict zwiſchen den Anbependenten und ben Ra- 
bicalen in Senf. Ter Bunbesrath läßt bie Stadt fofert duch eibgendffifche 
Truppen beſetzen. 

„» (Peru). Girculardepefche der peruanifchen Regierung in Antwort auf bie 
Mittheilung ber fpanifchen Regierung v. 24. Juni. 

„» (Schweiz). Der Er. Rath von Genf beichließt faft einjtimmig, bie zwi: 
ſchen ben Parteien jtreitige Trage bem Entſcheid bes Bundesrathes zu üker: 


laſſen. 
25. „ (Deutſch⸗daͤniſcher Krieg). Beginn ber Unterhandlungen über einen 


26. 


27. 


28. 
29. 


befinitiven Frieden in Wien. Der deutſche Bund wirb wiederum gänzlich bei 
Seite gelafien. , 

„ (Türke. — Donaufürftentgümer). Fürft Couza erläßt ein Nuralgefek, 
das bie Frohnden gegen Entihäbigung aufbebt und mit bem 24. April 1865 
in Kraft treten fol. 

» (Breußen). Der König befucht auf feiner Nüdreife von Wien ben König 
von Bayern in Hohenſchwangau. 

»„ (Fürkfei. — Tunis). Die infurgirten Stämme fangen an, ſich bem 
Bey wieber zu unterwerfen. 

„ (Stalten) anerfennt ben neuen Kaifer von Merico. 

„ (Belgien). Zweiter kathol. Congreß in Mecheln. 

„» (Ber. Staaten). Die NationalsConvention der democratiſchen Partei zu 
Chicago bezeichnet M'Clellan als ihren Präfibentfchaftscandibaten. 


⸗ 


1. Sept. (Deutſchland. — Schles wig-Holſtein). Sechszehn deutſche Rechts⸗ 


facultäten haben ſich gutachtlich für bie rechtliche Begründung ber Anfprüche 
bes Auguftenburgers ausgeiprochen. 
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1. Sept. (Tänemart). Vertagung bes Reichsratheé burch eine kurze Tal. Botichaft. 

.- „ (Ber. Staaten). Ter fühftaatliche General Hood wirb bei Znesboro vom 
Unionsgeneral Sherman geihlagen und räumt Atlanta. 

„ (Schweiz). Ter Bundesrath entſcheidet den Streit in Genf zu Gunſten 
ber Independenten. James Fazy, durch ben eidg. Unterfuchungsridhter vor⸗ 
geladen, verläßt Genf und geht nach Ferney; er wird von ber franz. Re: 
gierung internirt. 

%. „ (Spanien) anerfennt bas neue Kaifertyum Merico. 

3.9. Sept. (Belgien). Beide Kammern genehmigen bie nothwendigen Credite 
für ben Ausbau ber Befeitigung von Antwerpen. 
>. Sept. (Frankreich). Gen. Bazaine, ber Oberbefehlshaber ber franz. Streit: 
kräfte in Merico, wird zum Marſchall von Frankreich ernannt. 

5.- 10. Sept. (Japan). Cine combinirte Escadre von englifhen, franzöſiſchen 
und holländiſchen Kriegeichiffen foreirt die Etraße von Zimonofeli gegen ben 
Fürften von Negato. 

6. Sept. (Frankreich). Die Kaiferin Eugenie gebt in bie Bäter von Schwal: 
bach und empfängt bafelbit bie Beſuche des Königs von Preußen und bes 
Kaifers von Rußland. 

» „ (Türkei). Ein Protokoll der Bevollmächtigten ber 5 Großmädte beftätigt 
Daud Paſcha neuerdings auf 5 Jahre als Gouverneur bes Libanon. Italien 
proteftirt gegen feine Ausſchließung von biefem Act. 

8. „ (Deutihland. — Heffen-Darmftabt). Die I. Kammer befchließt eins 
fiimmig, bie Regierung bringendft um alsbalbigen Beitritt zum neuen Zoll: 
verein, jebenfalis aber zum Eintritt vor bem 1. Oct. zu erfuchen. 

. „» (Hranklreih) Marſchall Mac Mabon wird zum Generalgouverneur von 
Algerien ernamnt. 

2%. „ (Frankreich). Eine Tep. Trouyn’s de l'Huys an den franz. Geſandten 
in Ron bereitet den beil. Stuhl auf bie im Unterhanblung befindliche Con⸗ 
vention mit alien zu Räumung Roms durch die Franzoſen vor. 

- „ (England). Vie eriegeiiifie beider Friegführenden Rarteien in ben Ver. 
Staaten werben auf Befehl ber Königin aus allen engliſchen Häfen ausgejchloffen. 

-  „ 1Deutfland. — Zollverein). Helien: Tarmftadt erflärt feinen Beitritt 
zum neuen Zollverein. 

13. „ (Preußen). Tie Regierung bat nunmehr aud bie Reorganiſation ber 
Artillerie ale Schluß ber Armeereorganijation wejentlich durchgeführt. 

«* . (Portugal). Die Neuwahlen zu ben Cories ergeben eine Verflärfung 
ber Majorität fiir das im weientlichen liberale Miniiterium. 

» (Spanien). Entlaſſung des Minifteriums Mon. Narvaez bildet ein neues 
Minifterium, das bie Cortes auflöst und Neumahlen anorbnet. 

-  „ (Peru). Beſchluß des Gongrefjes bezüglich bes Streits mit Spanien nad) 
einer Verhandlung von 20 Tagen. 

15. „ (Frankreich und Italien). Abſchluß einer Gonvention zwiſchen Frank⸗ 
reich und Stalien. Frankreich verpflichtet fi, Rom binnen zwei Jahren zu 
räumen, Italien dagegen, feine Hauptſtadt nad Florenz zu verlegen. 

. » (Deutfdland). Generalverfammlung ber kath. Vereine Deutſchlands in 
Würzburg. 

.„ (Sriedenlanb). Lie Nat.:Berfammlung beichließt in Revifion ber Ber: 
faffung mit großer Mehrheit die Abſchaffung bes Senats. 

- = (Ber. Staaten). Sieg des Nnionsgenerals Sheriban am Opequan im 
Shenandoahthal über ben jübftaatlidhen General Early. 

20.—22. Sept. (Italten). Blutige Unruhen in Turin. Das Parlament mwirb 
auf ben 5. Oct. einberufen. 

21. Sept. (Ber. Staaten). Zweiter Sieg Sheridans über Garly bei Fishers Hill. 

2. „ (Deutfäland. — Zollverein). Naſſauiſche und württemb. Beauf⸗ 
tragte treffen in München ein. Gin längerer Wiberftand gegen Preußen wird 
al® unmöglich erfannt. 
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23. Sept. (Italien), Das Minifterium Minghetti⸗Peruzzi wirb entlaffen unb 
Gen. Lamarmora mit Bildung eines neuen Gabinets betraut. Die Einbes 
rufung ber Kammern wirb auf ben 24. Oct. verichoben. 

„(Turkei. — Tunis). Tie Ordnung wirb als wieberhergeftellt betrachtet. 
Die türkiſche und ebenſo bie englijche, N angöfifce unb italieniſche Flotte ver: 
laffen bie Rhede wieder. 

24. „ (Deutſchland. — Württemberg). Entlafjung bes Minifteriums Linden; 

Bildung des Minifteriums VBarnbüler. 

24.128. Sept. (Schweiz). Beide Räthe ber Bundesverfammlung genehmigen mit 
großen Mebrheiten ben Handelsvertrag mit Frankreich, obgleich bie beſtehen⸗ 
ben Rechte ber Kantone bezüglich ber Nieberlafjungsverhältniffe burch ben: 
felben beeinträchtigt werben. 

26. „ (Deutſchland. — Zollverein). Naſſau zeigt feinen Beitritt zum neuen 
Zollverein an. 

„_ » (Holland). Die I. Kammer fpricht fih in ihrer Antwortsabreffe auf 
bie Thronrebe neuerbings für entjchiebene Turchführung ber begonnenen Co⸗ 
lonialreform aus. 

„» u (Merico). Die Franzojen ziehen in Matamoros ein. Juarez wendet 
fih nad Chihuahua. 

26./29. Sept. (Schweiz). Beide Räthe ber Bundesverfammlung genehmigen ein: 
fimmig das Verfahren bes Bunbesrathes in ben Genfer Wirren. 

27. Sept. (Deutfh:bänifher Krieg) Der Militärgouverneur ber Alliirten 
in Jütland erläßt gefchärfte Verordnungen, um einen Drud auf Dänemark 
auszuüben und ben längeren Wiberftanb der dänifchen Bevollmädtigten in 
Wien gegen bie überaug mäßigen orberungen ber Alliirten zu beugen. 

„»_  . (Gpanien). Die Königin Chriftine Fehrt nach Spanien zurüd. 

ansfgland. — Zollverein). Eröffnung ber neuen Berliner Zoll: 
conferen;. 

„ Rom) Der Garbinal Generalvicar von Rom orbnet „in biefem ernfien 
Augenblid” auf Befehl des Papftes einen Bußact an. 

„ » (DBünemart). Verlobung ber Frinzeflin Dagmar mit bem Großfürften 
Thronfolger von Rußland. 

29. „ (Rom). Großartige Demonitration zu Gunſten der franzöj.sital. Kon: 
vention vom 15. Sept. 

30. „ (Deutſchland. — Zollverein). Dritte Sitzung ber Berliner Zollconferen;. 
Alle bisher ben Zollverein bilbenben Staaten, aud) Bayern unb Württemberg, 
haben nunmehr erflärt bem neuen Zollverein beitreten zu wollen und find zu 
biefem Bebufe auf der Gonferenz vertreten. 

—  „ (Griedenland). König Georg wirb von Oeſterreich anerkannt. 

— „ (England). Beſuch bes Prinzen von Wales am Hofe feines Schwieger: 
vaters in Kopenhagen. 

— „ (Breußen). Anhireiche Preßproceſſe unb bisciplinariide Unterfuchungen 

egen liberale Richter und Anwälte wegen Betbeiligung an ben Wahlen 
Pollen bie Oppofition mehr unb mehr einfhüchtern. 
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Det. (Deutihland. — Zollverein). Eine neue Beſprechung zwiſchen öſterr. 
und preuß. Bevollmächtigten zu Prag führt wieber zu feinem Rejultate. 

„ (Deutfhland. — Baben). Tie neue liberale Berwaltungsreform tritt 
mit biefem Tage ins Leben. 

„ (Dänemark). Die Partei ber Bauernfreunde bringt in beiven Things bes 
Reichstages einen Abrekentwurf für Wieberherfielung ber urfprünglichen 
Berfaffung von 1849 ein. 

„ (Defterreid). Graf Anbrafiy wird als judex curis von Ungarn ent: 
laſſen und durch Graf Töröf erfegt. 

»„ (Deutfhland — Frankfurt). Die Bürger genehmigen in allgemeiner 
Abftimmung bie Gleichftellung ber Israeliten unb der Lanbbewohner. 
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Oct. (Frankreich). Die Kalſerin Eugenie befucht auf ber Rückkehr von Schwal⸗ 


bad) das preußiſche Stönigepaar in Baden-Baden. Tarmflabt, wo ſich bie 
ruſſiſche Kaiferin befindet, wird babei abfichtlih und auffallend umgangen. 

» (Preußen) Vorfälle in Glogau. Die öffentlihe Meinung erflärt fi 
bei biejer Gelegenheit neuerdings laut gegen bie Militärgerihtöbarkeit. Die 
Regierung findet jeboch nicht für angemefien, ber öffentlichen Meinung irgenb 
eine Conceſſion zu maden. ER 

„ (Deutihlaud. — n). Entlaſſung bes bisherigen Minifter bes 
Auswärtigen und bes Hanbels, Frhrn. v. Schrend. 

» (Deutihland. — Baden). Tie Wahlen zu ben Ortsihulrächen find 
in Folge der Einwirkung bes Clerus an vielen, meiſt kathol. Orten nicht zu 
Stande gefommen. Tas Minifterlum orbnet neue Wahlen an und verfügt, 
baß, wenn fie wieder nicht zu Stande Tommen jollten, bie Ernennungen 
durch bie Regierung erfolgen würden. 

» (Srtiehenland) Preußen bat den König Georg anerkannt. 

„ (Deutihland. — Bundestag) Oeſterreich und Preußen verlangen 
von ber Bunbesverfammlung, daß ben Civilcommiffären in Holftein eröffnet 
werde, ber gefchehene Abſchluß von Telegraphenverträgen mit Hamburg und 
Zübed ſei eine Ueberfchreitung ihrer bloß adminiftrativen Befugniffe, welche 
eine formelle Ungültigkeit implicire. 

»„ (Spanien). Admiral Pinzon wird aus ben Gewällern von Peru abbe: 
rufen und durch Abmiral Pareja erfekt, der neue Inſtructionen, eine Art 
Ultimatum an Peru, erhält. 

„EFrankreich). Großer Wechſel in den Geſandiſchaftspoſten. Benedetti 
wird zum Geſandten in Berlin ernannt. 

„GEIJtalien). Toaſtrede bes Marcheſe Pepoli, eines der beiden Unterzeichner 
ber Convention vom 15. Sept. im Namen Italiens, in Mailand. 

« (&ngland. — Eanada). Fin Congreß von Regierungsmitgliebern ber 
verfhiedenen Solonien Englands in Norbamerifa vertänbigt fih in Quebec 
einmüthig über bie Errichtung einer Föderation nach Art der Ver. Staaten, 

„ (Deutfhland. — NRaffau). Tie Regierung genehmigt troß eines aus: 
brüdliden Befchluffes des Yanbtage ben Verkauf des Kloſters Marienftabt 
an eine geiftl. Gorporation. 

»„ (Deutihland. — Bollverein). Unterzeichnung bes Vertrags, durch wel⸗ 
Ken Bayern, Württemberg, Hefien : Darmftabt und Nafjau dem neuen Zoll: 
verein auf Grundlage des franzöf. Hanbelsvertrages und bevor mit Oeſterreich 
über Erneuerung bes Februarvertrags ein Abkommen getroffen wäre, beitreten. 

» (Zürtkei. — Lunis) Die Aufftändifchen werben von ben Truppen bes 
Bey bei Sala Shira geichlagen. " 

-» (2rafilien). Vermählung der Prinzeſſin Iſabelle mit dem Grafen v. Eu. 

„ (Defterreich). AInfurrectionsverfuh in Friaul. 

el land). Verſammlung bes I6er Ausihufles in Weimar. Bes 

e. 


„ (Schweiz). Die Partei ber Independenten in Genf bean bei ber 
Wahl eines Mitgliedes bes Nationalraths das errungene Webergewicht über 
bie Rabicafen. 

„ (Deutfhland. — Kurbeffen). Tie Ständeverfammlung beichließt faſt 
einftimmig, in bie Berathung bes Bubgets einzutreten und verwirft ben Ans 
trag auf eine eventuelle Verweigerung bes Budgetabſchluſſes. 

„ (Ber. Staaten). Sieg bed Bundesgenerald Sheriban bei Strasburg in 
Shenandoahthale über ben Sübbundsgeneral Longſtreet. 

» (Rom). Der Bapft verlangt in einem Schreiben an ben Sailer Mar 
ale Grundlagen für ein Goncorbat mit Merico ben Ausfchluß aller anbern 
Culte neben dem katholiſchen und die Leitung bes gefammten, höhern ſowohl 
als niebern, Unterrichts dur bie Organe ber Kirche. 

„ (England. — Canada). Raubzug conföberirter Freibeuter nach St. Albans 
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im Gebiete ber Verein. Staaten. Große Grbitterung in ben Norbflaaten 
gegen Canda unb gegen England. 

19. Oct. (Griechenland). Der König richtet an die Nat.Verſammlung eine fa- 
tegorifche Botjchaft, durch welche dem Abfchluß ber Verhandlungen über 
bie Berfaffung ein Termin gefett und die Sreirung eines Staatsraths ftatt 
bed aufgebobenen Senats geforbert wird, wibrigenfalls ber König fich bie 
Freiheit feiner Action vorbehbält. 

21. „ (Italien). Einleitungen zu einer fehr wefentlichen Reduction ber Armee 
und der flotte, 

21. „ (Sriehenlandb). In Folge ber kgl. Botſchaft v. 19. d. M. befchleunigt 
die Nat.-Berfammlung ihre Verfaffungsarbeiten und genehmigt bie geforberte 
Einfegung eines Staatsraths mit 136 gegen 124 Stimmen. 

22. „ (Defterreih). Ein kaiſerl. Decret beruft nur ben weiteren Reichsrath auf ben 
12. Nov. ein. — Ernennung zahlreicher neuer Comitatsvorſtände für Ungarn. 

23. „ (Deutſchland. — Kauenburg). Der feubale Landtag erflärt fi) mit 14 
gegen 4 Stimmen für einen Anſchluß an Preußen unter Bebingungen und 
wählt eine Deputation nah Berlin. 

» „(Ber Staaten). Das Volk bes Staates Maryland nimmt in ber Urab: 

fiimmung bie neue Staatsverfaffung an, welche die Sclaverei unbedingt und 
ohne Entſchädigung für bie Eigenthümer abichafft. 

„ (Deutjfhland). Der Ausſchuß des großdeutichen Reformvereins beſchließt 
bei der Lage ber Dinge in Deutichland auf eine Generalverfjammlung bes 
Vereins gänzlich zu verzichten und erläßt deßhalb eine Anſprache an bie 
Mitglieder bes Vereins. 
» _ „ (Stalien). Zufammentritt bes Parlaments. Das Minifterium legt dem⸗ 

felben einen Gejeßesentwurf für bie Verlegung ber Hauptitadt nad) Florenz 
vor. Mittbeilung ber Convention mit Frankreich vom 15. Sept. unb ber 
biplomatifchen Correfpondenz barüber. 

25. „ (Dänemark). Tas Folfetbing bes Reichstages verwirft mit 44 gegen 
44 Stimmen bie von ber Partei ber Bauernfreunbe vorgefchlagene Abreife, 
in ber bie Wieberherjtellung ber Berfaffung von 1849 betont wird. 

26. „ (Deutihland. — Hamburg). Tie Bürgerſchaft fügt ſich enblich bem 
Willen bes Senats bezüglich ber Bürgerrechtserwerbung unb genehmigt bie 
drei Gefete über Staatsangehörigfeit und Bürgerrecht, über Gewerbefreiheit 
und über Entſchädigung wegen Aufhebung ber Realredhte. 

27. „ (Defterreid). Entlaſſung des Grafen Rechberg ale Minifter bes Aus: 
wärtigen. Er wird burd ben FML. Grafen Mensborff-Rouilly erjekt. 

„„ (Deutfhland. — Kurheſſen). Die Ständeverfammlung befchließt ein: 
fimmig bie Miederfegung eines Ausfchuffes, um wegen ber totalen Geſetz⸗ 
gebungsftodung geeignete Vorfchläge einzubringen. 

28. „ (Frankreich). Beſuch des Kaifers Napoleon bei ben ruſſiſchen Majeftäten 
in Nizza. Kalte Begegnung. 

30. „ (Deutfc-bänifcher Krieg). Friedensſchluß zwiſchen Defterreich = Preußen 
und Dänemark zu Wien: Die Herzogthümer werben durch benjelben an 
Oeſterreich und Preußen abgetreten und bie Kriegskoſten ausſchließlich auf bie 
Herzogthümer gewälzt, die überdieß auch 4 einen für Dänemark ſehr 
günſtig berechneien Theil der däniſchen Staatsſchuld zu übernehmen haben. 

— „ Deutſchland. — Baben). ——— bes neuen Schulaufſichts⸗ 
geſetzes. In 95 kath. Gemeinden, bie beharrlich nicht wählten, muß bie 
Regierung bie Ernennung ber neuen Schulauffihtebehörben treffen. 

— „ (England). Die Ferienreden ber Miniſter, wie biejenigen ber hervor: 
ra embfien Führer beider Parteien fprechen fich lbereinftimmenb für die Po: 
litik ber Nicht⸗Einmiſchung, wo bie Intereſſen bes Lanbes nicht bivecte be 
rührt feien, aus. 


24. 


Win 
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1. Rod. (Deutfhland). Tie Generalverſammlung bes Nationalvereins befchließt, 
bie Frage einer beutichen Gentralgewalt (T'berbauptsfrage) dem Entſcheid bes 
Tarlaments vorzubehalten und fpricht fi für einen bloß maritimen Anſchluß 
der Herzogthümer an Yreußen aus. 

„ (Teutjhland. — Bayern) Gonflict zwiſchen dem Kultusminijter und 
bem Biſchof von Speyer. 

„ (England) anerkennt das neue Kaifertfum Merico. 

» (Spanien) anerkennt das neue Kaiſerthum Merico. 

(Deutſchland. — Raſſau). Ter Landtag wird vom Herjog „megen ber 
von ihm angenommenen Haltung” aufgelöst und Neuwahlen angeorbnet. 
Die Kortichrittspartei Hält zahlreiche Nerfammlungen zu Beiprechung ber Wablen, 
aber außer Landes auf preußiſchem und barmftädtiichem Gebiete; der gou: 
vernementalen und clericalen Partei find dagegen Wahlverfammlungen geftattet. 

- (Stalien). Der Jinanzminifter Sella legt dem Parlament bie verzweifelte 
Finanzlage bes Landes bar und verlangt die Genehmigung einer Reihe ſchwerer 
Steuererhährmgen fo wie bie Vorausbezahlung ber Grundſteuer für 1865, 
um bem drohenden Staatsbanferott zu entgehen. 

7T.- 19. Nov. (Italien). Debatten der Deputirtenfammer über bie Verlegung ber 
Hauptitabt nad) Florenz. Der Vorſchlag wird ſchließlich mit 317 gegen 70 
Stimmen angenomnen. Die Erflärungen ber Minijter wie bie Reben ber 
Derutirten beweifen übereinjtimmendb, daß Italien durch bie Annahme ber 
Gonvention v. 15. Sept. keineswegs auf Rom verzichtet. 

. Nov. (Ver. Staaten). Gröffnung bes Congreffes des Südbundes in Richmond. 
Botſchaft des Präfidenten Jefferſon Davis. Ter Gongreß lehnt bie vorges 
ſchlagene Bewaffnung ber Neger ab. 

8. ee). Ein Faif. Ukas hebt den größten Theil ber Fath. Klöfter in 

olen auf. 

„ (Ber. Staaten). Lincoln wirb mit 213 von 234 Stimmen neuerdings 
auf 4 Jahre zum Präfidenten der Union gewählt. Vollſtändige Niederlage 
ber bemocratifchen Partei. Drei Niertbeile des neuen Repräjentantenhaufes 
und bie weit überwiegende Mehrheit bes neuen Senates gehören ber republi: 
canifhen Partei an. 

(Türkei. — Donaufürftentbümer). Die Generalrathswahlen find 
vollftändig im Sinne ber Regierung ausgefallen. 

9. „ (Defterreid). Der yinanzminifter ſchreibt ein Steueranlehen von 25 Mil. 
zu ſehr drüdenben Bedingungen für ben Staat aus, 

9/11. Nov. (Dänemark). Tas Volfsthing bes Reichsrathes genehmigt ben Wiener 
riebensvertrag mit 70 gegen 21 Stimmen, das Landsthing mit 55 gegen 
Stimmen. 

14. Nov. (Defterreih). Die Regierung verfünbet ben Kriegszuftand gegen ben 
italieniſchen Aufſtandsverſuch in Friaul und bietet zur Verfolgung der Inſur⸗ 
genten freiwillige Schüßen aus Tyrol auf. 

12/714. Nov. (Deutſch-däniſcher Krieg). Auswehslung ber Ratificationen bes 
Wiener Friedens zwiſchen Tänemarf, Preußen und Heſterreich. 

12. Nov. (Griechenland). Cine gl. Botfchaft verlangt von ber Nationaler: 
ſammlung bie Mobification von zwei Beitimmungen ber neuen Berfaffung. 
Die Verſammlung entipriht den Wünſchen bes Könige nur bezüglich bes 
einen, minder widtigen Punktes. 

-  » (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Sherman beginmt mit feiner Armee 
von Atlanta aus feinen Zug burch Georgien. 

13. „ (Deutiälandb. — Schleswig-Holſtein). Die dfterr. Truppen bes 
innen ihren Rückmarſch aus den Herzogthümern, bie preußifchen Truppen 
olgen langfam nad. 

14. „ (Defterreid). Eröffnung bes Reicheratho. Thronrede bes Kaiſers. Die 
öffentliche Meinung fpricht fich ſehr unbefriedigt über biefelbe aus, 


% 


wa“ 
L 


> 


=] 





30 


44. 


16. 


17. 


-] 


19. 
20. 


er Zu 7 =) 


21. 


ib 


23. 


& 


Hin 


24. 


= 


25. 


Allgemeine Chronik. 


Nov. (Beru). In Folge der Streitigkeiten zwifchen Spanien und Peru tritt 


in Lima ein Eongrep von Bevollmächtigten der verfchiedenen fübamerifanifchen 
Staaten zufammen unter bem Vorſitze Perus. 

.„ (Schweiz). Die Partei der Andependenten in Genf behauptet in ben 
Großrathswahlen ihr bisheriges Uebergewicht. 

(Stalien). Die Regierung erklärt ſich ofjiziell gegen den Inſurrections⸗ 
verſuch Rn Friaul; ihre Truppen zerjprengen eine zahlreiche Bande, die dahin 
zieben will. 

„ (Stalien). Der FZinanzminijter erflärt, daß bis zum 25. d. M. von ber 
Deputirtenfammer finanzielle Vorkehrungen getroffen fein müßten, weil fonft bie 
Staatsmaſchine nicht fortarbeiten könnte. 

„ (BDeutfhland — Medlenburg) Der Landtag lehnt einen Antrag 
auf Beitritt zum Zollverein ab, ohne nur die Motivirung bören zu wollen. 

„ (Deutfäland). Lebhafte Unterhandlungen zwilchen Defterreich und Preußen 
über Beendigung ber Bundeserecution in Holftein und Lauenburg. Preußen 
verlangt bie vollftändige Räumung derfelben durch die Bundestruppen, Oeſter⸗ 
reich dagegen wäre geneigt, dem Bunde eine Mitbefepung bis zum Nustrage 
ber Grbiofgefrage zuzugefteßen. 

„ (Ztalten). Die Deputirtenfammer nimmt bie Finanzvorlagen Sella’s mit 
157 gegen 77 Stimmen an. 

„ (Deiterreidh). Das Herrenhaus beſchließt eine Antwortsadreſſe, bie Te: 
diglich ein Wiederhall der Thronrebe ift. 

„ (Stalien). Der Juftizminifter Tegt dem Parlament nad Zurüdziehung 
bes früheren Gejepesentwurfs einen neuen bebufs Aufhebung aller Klöfter, 
Einziehung aller geiftlihen Güter und Beſoldung bes gefammten Clerus burch 
ben Staat vor. 

» (Spanien). Die Eorteswahlen find überwiegend zu Gunften bes Minis 
fteriums Narvaez ausgefallen. 

„ (Deutfhland — Medlenburg) Die Ritterſchaft entſchließt ſich ber 
öffentlihen Meinung gegenüber, bie bärteften Beftimmungen bes ſog. Prügel- 
gejeßes etwas zu mildern; bie Landſchaft (Städte) erklärt fich neuerdings 
gegen das Gejeg überhaupt. 

" (Griegenlanb). Die Oppofition erflärt unter Proteften ihren Austritt 
aus ber Nat.Verſammlung. 

„ Breußen). Nachdem die Öfterreichiihen Truppen Holftein bereits voll: 
ftändig geräumt haben; erhalten die preuß. Truppen Gontreordre. Bon ben 
bereitS abgezogenen preuß. Truppen erhält bie 13. Divifion Befehl, fich bei 
Minden (Drohung gegen Hannover), bie 6. Tivifion, ſich bei Berlin (Drob: 
ung gegen Sachſen) zu concentriren. 

„ Breußen). Tie Stadverorbnetenwahlen finb faft in allen Stäbten ber 
Monarchie im Sinne ber liberalen Oppofition ausgefallen; ebenfo auch eine 
Reihe von Erſatzwahlen zum Abgeordnetenhaufe. 

„ODeſterreich). Die Regierung erflärt auf gejchehene Interpellation, daß 
fie vorerft nicht die Abficht Babe, bem Reicherath ein Minifterverantwortlich- 
feitögejeb vorzulegen. 

„CbLeutſchland. — Kurheflen). Die Ständeverfammlung befchließt in ges 
heimer Sigung einftimmig, dem Kurfürften in einer Adreſſe die nah allen 
Seiten ber Geſetzgebung troftlofe Rage bes Landes darzulegen. Der Kurfürft 
verweigert bie perjünliche Entgegennahme der Abreffe. 

„ (Stalien). Ber Senat nimmt bie Finanzvorlagen Sella’s mit 108 gegen 
27 Stimmen an. 

„ (Defterreidh). Die Regierung erllärt, daß fie über die Berhängung bes 
Belagerungszuftanbes in Galizien nur aus freiem Willen Auskunft ertbeilen 
werde, aber Teine verfaffungsmäßige Verpflichtung dazu anerfenne. 

„ (Deutfäland. — Baden). Das erzbiichdfliche Orbinariat in. Freiburg 
unterfagt dem Clerus alle Beziehungen zu ben neuen Ortsſchulbehörden. 
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25. Nov. (Dänemark). Das Lanbsihing bes Reichsrathes fpricht fih Flir bas Forts 
beftehen bes Reicherathes neben dem bänifchen Reichstage aus. 

„ (Beru). Der perunaniſche Congreß verlangt durch eine Teeputation von 
Träfidenten Pezet, daß er die Spanier burch bie im Hafen von Sallao liegende 
peruanilche Flotte angreifen laſſe ober feine Würde niederlege. Der Präſident 
verfpricht dieß bis zum 28. Nop., gebt fofort nah Gallao und läßt burd 
einen Kriegstath erflären, daß bie peruanifche Flotte außer Stande ſei, ſich 
mit ber fpanifhen zu meſſen. 

36. „ (Deutfh:dänifher Krieg). Jütland iſt von den Alliirten wieber voll: 
ftändig geräumt. 

„no (Preußen). Die preuß. Preſſe erhebt hohenzollern'ſche Erbanſprüche auf 
bie Herzogthümer Schleswig und Holſtein. 

26. „ Deutſchland. — Bayern). Die vom Biſchof von Speyer eigen: 
sie errichtete theologische Tehranitalt wirb von ber Regierung polizeilich 
geſchloſſen. 

N. „ Deutihland). Preußiſche Truppen, bie auf dem Rüdzuge aus Schles⸗ 
wig bereit8 in Hamburg angelommen waren, Tchren wieber um unb nad) 
Altona zurüd. 

„ » (BDeutihland). In Folge einer Berjländigung zwifchen Oeſterreich unb 
Preußen einerfeits, Hannover und Sachſen anderfeits rüden 1 Bataillon Han: 
noveraner und 2 Compagnien Sachſen momentan wieder in Renbeburg ein. 

3 „ Deutſchland). Ter Bundesgeneral Hade in Kolitein melbet ber Bundes⸗ 

| verfammlung telegrapbiih, baß die Preußen bie Etappenftraßen beſetzten und 
fih um Altona concentrirten; er verlangt deßhalb Verbaltungsbefehle. 

„ (Rußland). Ein Faiferliher Ukas hebt bie Leibeigenfchaft auch in Transs 
faufufien auf. 

„ (Peru). Der fübamerifanifche Congreß in Lima erklärt, in Folge ber Er⸗ 
flärung bes peruanijchen Kriegsraths vom 25. d. M., bem peruanitcen Con⸗ 
greß, daß, wenn Peru die Spanier angreife, es auf eine Unterſtützung der 
übrigen ſüdamerikaniſchen Staaten nicht rechnen dürfe. 

29. „ (Deutfdland). Preußen verlangt von Hannover und Sachſen bie Räu-: 
mung ber Herzogthümer burd bie Bunbestruppen ohne Bunbesbeichluß und 
als einfache Tsolge der Yunbdeserecutionsordbnung. Hannover gibt alsbald 
nad, Sachſen weigert fi dagegen ohne Bunbesbeihluß feine Truppen zu: 
rüdzurufen und jeßt ben Drohungen Preußens die fofortige Einberufung aller 
Beurlaubten unter bie Fahne und anderweitige Kriegsvorbereitungen entgegen. 

Preußen und Defterreich legen ber Bundesverfammlung ben 
Friedensvertrag mit Dänemark vor. Preußen erflärt, daß es die Erecution 
in Holftein für beenbigt aniehe und zu einer Erledigung ber Grbfolgefrage 
bie Hand nicht bieten werde, jo lange bie Bunbestruppen Holftein nicht ge: 
räumt hätten. Sachſen verlangt einen Bunbesbeichluß, ob bie Crecution 
als erledigt zu betrachten fei. Auf ben Antrag Bayerns beichließt die Bundes⸗ 
verfammlung mit 8 gegen 7 Stimmen, dem Yunbesgeneral Hade in Holftein 
die Inſtruktion zu ertheilen, daß er vorerft bie von ihm bejegten Stellungen 
inne behalten ſolle. 

» „ (BDönemark). Ter König tritt eine Rundreiſe in dem joeben von ben 

M Alliirten wieber geräumten Jütland an. 

28. De. bis 6. Dec. (Deſterreich). Das Abg.-Haus unterzieht bie Politik ber 
Regierung unb bie Lage bes Landes in fechstägiger Debatte über die Antworts: 
adreſſe einer ebenfo einläßlichen als freimüthigen Kritik unb genehmigt ſchließ⸗ 
lich den Entwurf feines Ausfchuffes mit großer Mehrheit gegen etwa 40 St. 

39. Oct, bis 9. Dec. (Italien). Senatsbebatte über bie Verlegung ber Haupt⸗ 

abt. Der Senat tritt ſchließlich dem Antrage ber Regierung mit 134 gegen 
37 Stimmen bei, 
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1. Dec. (Deutfäland. — Bundestag). Oeſterreich und Preußen dringen 
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ben gemeinfamen Antrag ein, bie Bunbdeserection in Holjtein als beendigt zu 
erffären. Bayerns Antrag, denſelben an die Ausſchüſſe zu verweilen, wird 
von ber Mebrbeit abgelehnt und vielmehr befchlofjen, ſchon in den nächſten 
Tagen zur Abjtimmung zı jchreiten. 

Hannover befiehlt, ohne einen Bundesbeihluß abzuwarten, daß fämmt- 
liche bisponible Waggons ber hannov. Cifenbahn bis zum 6. db. M. nad 
Harburg geſchafft werden follen, um bie hannoverſchen YBunbestruppen aus 
Holftein nad) Haufe zu führen. 

Beginn der Unterhandlungen zwifchen Preußen und Frankreich über Mo: 
bificirung bes Kandelövertrages. 

(Defterreih). Der Belagerungszuftand in Friaul wirb wieder aufge: 
hoben. Die zabfreihen Gefangenen werben bem Striegsgerichte überwiejen ; 
die Hauptanführer find nah Stalien enttommen. 

Defterreih). Eine djterr. Circulardepeſche an bie deutichen Regierungen 
erklärt, das Aufhören der Mitbejegung Holfteins durch Bunbestruppen beein: 
trächtige nicht die Geltung bes vollen Nechtes des Bundes auf competenz: 
mäßige Entſcheidung in der Erbfolgefrage und räth Bayern und Sachſen 
dringend ab, in ben bevorftehenden Bunbesbefhluß irgend einen Vorbehalt 
bezüglich des Rechtes auf weitere Beſetzung Holſteins durch Bunbestruppen 
bringen zu wollen. 


„ (Deutiäland. — Kurheſſen). Ter Kurfürft antwortet ber Gtände- 


verfammlung fehr ungnäbig auf ihre Adreſſe v. 24. v. M., die er als einen 
Eingriff in Feine Rechte betrachtet. Der Stabtratb unb ber Bürgerausſchuß 
ber Reſidenz votiren dagegen ber Ständeverſammlung einftimmig eine Dant- 
und Bertrauensadbrefje unb eine Reihe anderer Stäbte des Landes fchlie pt 
fih ber Reſidenz an. 


„ (Deutfhland. — Lauenburg). Ein preußiſches Garderegiment bejekt 


das Herzogthum Lauenburg. 

(Deutfhland. — Holftein). Conflict zwifchen ben Bundescommifjären 
und ber von ihnen eingefeßten berzoglichen Landesregierung über Abführung 
bolfteinifcher Gaffenüberichüfje an die Regierungen von Sudjen u. Hannover. 

Deutſchland. — Bayern). dv. d. Pfordten wird wieder zum Minifter 
bes Auswärtigen, Frhr. dv. Schrend wieber zum Bundestagsgefanbten ernannt. 

(Deutihland. — Bundestag). Die Bundesverfammlung fügt fih mit 
9 gegen 6 Stimmen bem öfterr..preuß. Antrag und erflärt bie Bundeserefu- 
tion in Holftein für beendigt. Votum Sachſens und Bayernd. - . 

(Defterreih) Ihlägt Preußen vor, ben Herzog von Auguftenburg provifo: 
riſch an die Spike ber Herzogthümer zu ftellen und die übrigen Erbanfpredyer 
an ein Aufträgalgericht zu weifen. 


„ (BDeutfchland. — Sachſen) entläßt die am 29. v. M. aufgebotenen Trup- 


pen iwieber und befiehlt bem Gen. Hade und bem ECivilcommilfär v. Könne⸗ 
ritz, Holftein zu räumen. 


„ (Beutfhland. — Holftein). Die hannoverſchen Bunbestruppen Beginnen 


Holftein zu räumen. — Die Bundescommijjäre übergeben Holftein unb Lauen⸗ 
burg ben öfterr.zpreuß. Civilcommiffären. Tiefe verlangen von allen Beam: 
teten eine Anerkennunge⸗ und Gehorfamserflärung. 

Preußen). Der König zieht an ber Spitze ber aus Schleswig-Holſtein 


ü zurüdgefehrten Truppen in Berlin ein. Rebe bes Oberbürgermeilters von 


Berlin. Die ganze Stadt illuminirt zur eier bes Tages. Die Stabtver- 
orbnetenverfammlung fcheint aus ihrer Ihmollenden Stellung zum Föniglichen 
Haufe heraustreten zu wollen. Der König fpricht in einem Armeebefehl feine 
reude darüber aus, daß fi bie von ihm gegebene Armee-Reorganifation 
ewährt babe. 
(Stalien). Ber Kronprinz Humbert wirb zum Commanbanten ber Mi: 
litardiviſion von Neapel ernannt und nimmt feinen Wohnſitz bafelbft, 
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8.Dee. (Rußland) macht ein neues Potterieanlehben von 100 MU. SR. Bes 


und 


13. 


N, 


benfliher Zuftand der Baluta unb ber Staatsfinanzen. 

„ (Zürtei. — Tonaufürftentbümer) Die Wahlen zur neuen Nat.: 
Berfammlung fallen nach den Wünſchen bes Fürſten Couza aus; bie Partei 
ber Bojaren fieht fich von berfelben gänzlich ausgeſchloſſen. 

„ (Rom). Der Rapft richtet eine Cncyclica an fämmtliche Bifchöfe ber kath. 
Ghriftenheit gegen die „moberne Givilifation” unb verbammt 80 beftimmte 
Säge ale Lehrmeinungen ober Ausflüffe berjelben. 

„ (Deutihland — Holftein). Auch bie ſächſiſchen Bunbestruppen be 
ginnen ihren Rüdzug aus Holftein und zwar mit Vermeidung bes preußifchen 
Gebietes über Kafjel, Koburg und Hof. 

„ (Stalien). Der Senat genehmigt die Verlegung ber Hauptftabt nach Flo⸗ 
renz mit 134 gegen 47 Stimmen. 

„ (Ber. Staaten). Präfident Lincoln erklärt fih in feiner Botſchaft an ben 
Gongreß für energifche Fortſetzung bes Krieges bis zum emblidhen Siege über 
bie Gonföderation ber Südjtaaten und empfiehlt bemfelben neuerdings das Amen: 
bement zur Gonftitution, das die Abfchafjung. der Sclaverei in fämmtlichen 
Staaten ber Union bezwedt. , 

„ (Italien). Der Senat votirt ben Gefekesentwurf bezüglich Entſchädigung 
von Turin und Verlegung des Gaflationshojes von Mailand nah Turin. 

„ WDeutihland — Holftein) Die Univerfität Kiel remonftrirt gegen 
bie von ben öflerr.=preug. Givilcommifjären geforderte Gehorfamfeit:Erklärung 
und wahrt die Erbrechte des Auguftenburgers. Die Civilcommiffäre räumen 
das Zugeſtändniß ein. 

„C(Dentfchland. — Holſtein). Tas Poſtweſen und bie Telegraphenverwal⸗ 
tung werben von ben Civilcommiſſären aus dem bisherigen Geſchäftskreiſe 
ber Landesregierung ausgefchieden und unter preußifche Chef geitellt. 

„» (Stalien). Der König unterzeichnet das Geſetz zu Verlegung ber Haupt: 
ſtadt nad) Florenz. Bon diefem Tage an beginnt die mit Frankreich durch 
die Convention v. 15. Sept. ftipulirte zweijährige Frift zur Räumung Roms 
durch die Franzoſen. 

„(Preußen). Eine Depeſche Bismards an Oeſterreich erklärt, daß Preußen 
eine Entſcheidung ber ſchleswig-holſteiniſchen Erbfolgefrage ablehne, bevor feine 
zukünftige Stellung in den Herzogthümern feſtgeſtellt ſei und regt bei Oeſter⸗ 
reich die Annerion ber Herzogthümer an Preußen an. 

„ (Breufen) erklärt in einer Depefche an bie in ber Bundesverfammlung v. 
5. d. M. in der Minderheit gebliebenen Regierungen, beſonders an Sachen 
und Bayern, daß es fid, einem Mehrbeitsbefchluffe über bie Competenz bes 
Bundes hinaus nicht unterzogen bätte unb nie unterziehen werde, 

„ (Sefterreidh). Tas Abg.⸗Haus genehmigt bie Fortdauer ber Steuer: 
erhöbungen ftatt auf 6, wie die Regierung gefordert hatte, nur auf 3 Donate, 
gibt dagegen in ber Rogawski'ſchen Frage ber Regierung principiell nad). 

(Ber. Staaten). Ter Unionsgeneral Sherman ift auf feinem Zuge von 
Atlanta buch ganz Georgien bei Savannah angelangt, nimmt das ort 
M'Alliſter und bietet ber Unionsflotte die Hund. 

„ (BDeutihland: — Zollverein). Nebereinkunft zwiſchen Preußen und Frank⸗ 
reich über bie im Hanbelsvertrag anzubringenden Mobificationen. Die von 
Defterreich und den ihm früher näher verbündeten Zollvereinsftaaten gefor: 
berte Modification bes Art. 31 befindet fich nicht darunter. 

„ (Franfreih. — Algier). Beendigung ber Operationen gegen bie auf: 
ftändifchen Araber im Süden. General Auffuf Tehrt nach Algier zuräd. 

» (Italien). Die Teputirtenfammer verlängert das ſog. Brigantengefek 
neuerdings bis Ende bes J. 1865. | 

„ (Deutfäland. — Zollverein). Preußen nimmt nunmehr bie Unter: 
banblungen mit Defterreich bezüglich ben Abſchluß eines Hanbelsvertrages 
zwifchen Deflerreich und dem Zollverein wieber auf. 
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15 Dec. (Defterreid). Der Finanzausichuß bes Abg.-Haufes ftellt das Gebahrungs: 
beficit für 1865 vorläufig auf 224 Dil. feſt und bejchließt, daS Budget müſſe 
wenigftens um diefe Summe durch Eriparungen berabgefegt werden. 

45. u. 16. Dec. (Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Thomas fchlägt den in 
Teneſſee eingefallenen General Hood und zwingt ihn unter großen Berlujten 
zum Rüdzuge. 

17. „ (Italien). Die Deputirtenfammer genehmigt das proviforiihe Budget 
für 1865 nach dem Verlangen ber Regierung, bie ihrerſeits für das definitive 
Budget eine Erſparniß von 60 Mill. im Heerweſen verſpricht. 

18. „ Deutfhland. — Bayern) weist bie Anfchuldigungen und Drohungen 

ber preuß. Depefche v. 13. d. M. nachdrücklich zurüd. 

„ (Türkei. — DonanfürftentHümer). röffnung beider Kammern. 
Thronrede bes Fürften Couza. 

(Stalien). Ber Gafjationshof von Neapel weist das Geſuch der zum 
Tode verurtheilten Briganten Brüder La Gala (Aunis-Angelegenheit) ab. 
Der König begnadigt biejelben. 

„ (BDeiterreih). Defterreich beharrt in feinen Antworten auf bie preußiiche 
Depefche v. 13. d. M. auf feinem Borfchlage bezüglich ber ſchleswig:holſtein⸗ 
ſchen Erbfolgefrage und weist bie Forderung einer Annerion der Herzogthümer 
an Preußen ab, außer wenn Tefterreich dafür bezüglich feines deutſchen Ge- 
bietes ein Aequivalent erbielte. ’ 

„ Deutfchland. — Naſſau). Landtagswahlen zur II. Kammer. Tie Op: 

pofition erringt wiederum bie Majorität. 

(Ztalien). Die Regierung genehmigt die Statuten einer Actiengefellichaft 
behufs Verkaufs der Staatsdomänen. Die Geſellſchaft bezahlt dem Staat 
fofort 50 Mill. Fr. und bald darauf weitere 150 Mill. Vorſchüſſe. 

"»  n» (Bänemard), Beide Thinge bes Reichsraths verftändigen ſich über einige 

Mobdificationen der Berfafjung vom 18. No®. 1863 nach ben Forderungen ber 

Regierung. 

(Ber. Staaten). Der Unionsgeneral Sherman befeßt Savannah in Georgien. 

(Mexico). Kaifer Mrarimilian fhlägt dem Nuntius ben Abſchluß eines 
Goncorbats mit dem päpftlihen Stuhle auf wefentlich liberalen Grundlagen vor. 
22. „ (Spanien). Gröfinung der Corte. Thronrebe ber Königin. 

„ (Preußen). Die Stabtverorbnetenverfammlung von Berlin lehnt den Anz 
trag, ihren Beſchluß v. 18. Juni 1863 wieder aufzuheben, mit 54 gegen 
26 Stimmen ab. 

(Italien). Gin königl. Decret erflärt die Säcularifation der Klöfler, Se: 
minare unb anderer für die Staatsperwaltung nötbiger Gebäude in Florenz 
als durch das öffentliche Wohl geboten. Zwölf ber größten Klöfter von Flo⸗ 
ven; werden in Folge des Decretes aufgehoben. 

(Preußen). Urtheil bes Staatsgerichtshofes in Berlin im großen Polen: 
procefje. Derjelbe entjpricht weder ben Anträgen der Staatsanwaltichaft noch 
den großartigen Zurichtungen und ber langen Dauer ber Berbandlungen. 

Der größere Theil ber Angeklagten hat ſchon während ber Verhandlungen vom 
Gerihtshof in Freiheit gefett werben müſſen. 

24. „ (Stalien). Kardinal Andrea macht dem Kronprinzen Humbert in Neapel 
— Puh und nimmt offen eine oppofitionelle Stellung gegen bie römiſche 

olitif an. 

„EFrankreich). Ein kaiſerl. Decret ernennt ben Prinzen Napoleon zum 
mie und Vicepräfidenten bes geh. Rathes. 

„ (BDeutfchland, — Württemberg). Cine königl. Verordnung hebt bie in 
Folge der Bundesbeſchlüſſe erlaffenen Verordnungen von 1855 und 1856 be- 
züglich bes Vereins: und Preßweſens wieder auf. 

25. „ (Deutfhland. — Sachen) weist bie Anihuldigungen und Drohungen 

ber preuß. Depeſche v. 13. d. M. nicht weniger nachdrücklich als Bayern zurüd. 

" » (Ber. Staaten). Mißlungener Verfuch einer großen norbftantlihen Cr: 


x 
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pebition unter Abmiral Porter und General Butler gegen Wilmington in 
Nord⸗Carolina. 


. Dec. (Rom). Der Papft verleiht den geweihten Hut und Degen diesmal nicht 


einem fath. Fürften, jondern feiner Armee. 

„ (Defterreid). Der Staatsminifter theilt bem Herrenhauſe mit, baß ber 
Kaifer feine Antwortsabreffe „wohlgefällig" zur Kenntniß genommen babe. 
„iA Kaifer Mayimilien anertennt im Weſentlichen bie von ber 

republifaniichen Regierung vollzogenen Verkäufe von Kirchengütern. 

„ (Deferreid). Der Kaifer lehnt die Entgegennahme ber Scheel⸗Pleſſen⸗ 
ſchen Adreſſe aus Holjtein (für Annerion an Greußen) ab, 

„ (Deutiäland. — Württemberg). Wieberzufammentritt bes Lanb- 
tage. Der Abg. Fetzer trägt auf Einführung bes allgemeinen Wehriyftems 
an und bie II. Kammer beſchließt mit 58 gegen 22 Stimmen bie Drudiegung 
bed Antrags. 

„ (Deutihland. — Naffau). Auch bie Wahlen der Großgrumbbefiker 
und ber Höchiibefleuerten zur I. Kammer fallen in ber Mehrheit wieber gegen 
bie Regierung aus. 

„ (Deutiland. — Holſtein). Die ſaͤmmilichen größeren Blätter des Landes 
und eine lange Reihe von Berfammlungen baben ſich energiſch gegen bie‘ 
Scheel⸗Pleſſenſche Adreſſe ausgeſprochen. — Der Jahrestag ber Ankunft bes 
Herzogs Friedrich wird faft überall im Lande von ber Bevöllerung feſtlich 


angen. 

„ (Deutihland. — Naſſau). Die Regierung verbietet bie heffifche Landes⸗ 
zeitung und das Naflauer Bürgerblatt und verwarnt bie Köln. Zeitung und 
das Frankf. Journal. 

„ (Preußen). Differenzen mit dem Domkapitel von Köln. Der Regierungs⸗ 
commifjär erklärt, daß die Regierung fünmtliche von ber Mehrheit bes Dom: 
capitel8 für den ergbifchöflihen Stubl vorgeichlagene fünf Eandidaten ablehne. 

(Ron). Gorrefpondenz zwilchen dem franz. General Montebello und bem 
päpftl. Profriegsminifter Merobe: der franz. General erflärt fi} bereit, das 
päpftliche Dffizierscorpe am Neujahrötag zu empfangen, Merode lehnt bie 
Einladung in verleßender Weife ab. 

„ (Schweiz) Tas eidg. Affifengericht in Genf ſpricht fümmtliche ber Ur: 
heberichaft des blutigen Gonflictee vom 22. Aug. Angeflagte frei. 

„ (Spanien). Ein Kriegsrath von Generalen zieht bie Frage ber Auf: 
gebung St. Domingo’s in Erwägung. 

„ (Deutfäland. — Hannover) agitirt in Wien unb Berlin gegen ben 
Herzog von Auguftenburg und für ben Großherzog von Oldenburg. Die 
Sffiziöfe Prefie —* ſich ſehr unumwunden gegen die bisherige Politik ber 
Mittelſtaaten in ber ſchleswig⸗holſteinſchen Frage und für bie Politik ber 
beiden Bormädhte aus. 

„ (Stalien). Tie von ben beiden Kammern beſchloſſene Vorausbezahlun 
der Grundſteuer für 1865 ift nach offizidfen Angaben zu X Theilen wirkli 
burch bie Steuerzahlenden ſelbſt, theil6 Durch Gemeinbeperwaltungen x. wirt: 
lich einbezahlt worden. 

„ (Sriedenlandb). Der König ernennt den General Kalergis in Paris zu 
feinem Oberftallmeiftr. Das Miniſterium verfucht dagegen zu opponiren, 
wirb aber beſchwichtigt. 
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die beiden dentihen Großmächte. 


I. 
Dentiland. 


Gemeinfame Angelegenheiten. — Mitte- und Aleinflaaten. 


31. Dec. 1863. (Defterreih und Preußen) richien eine gleichlautende 
fehr dringende Circulardepeſche an bie beutichen Regierungen gegen 
ben Beftand und die Wirkſamkeit des 36er Ausſchuſſes in Frankfurt: 

„Die Vorgänge, welche am 21. db. M. in Frankfurt a. M. ftattgefunben, 
haben bie ernſte Aufmerkſamkeit ber Fönigl. preuß. wie ber Faiferlih öfterr. 
Regierung auf fich ziehen müſſen. Sie bilden ben Schlußftein einer Reihe 
von Beftrebungen, welche feit längerer Zeit Deutfchland in Aufregung er- 
halten, und welche jett in ber fchleswig -hoffteinifchen Angelegenheit und in 
bem Verfuche, bie Leitung berfelben ben Regierungen aus der Hand zu win⸗ 
ben, einen willlommenen Vorwand und ein —28 Mittel für ihre Agi⸗ 
tation zu finden glauben. So lange letztere nur vereinzelt und ohne andern 
als moraliſchen Zuſammenhang auftrat, konnte ſie minder gefährlich erſcheinen. 
Es iſt aber jetzt der Verſuch gemacht worden, ihr einen Mittelpunkt und eine 
Organiſation zu geben und ihr zugleich materielle Mittel zu Gebote zu 
ſtellen, welche ihr eine ganz andere Bedeutung verleihen. Auf dem lehten 
ſog. Abgeordnetentage in Frankfurt a. M. bat man ſich nicht auf aufreizende 
Reden und auf die offen ausgeſprochene Abſicht beſchränkt, durch keine ge⸗ 
ſetzliche Schranke ſich binden zu laſſen, ſondern man hat ſich, auch gegen ben 
Wiberfpruch weniger befonnener Elemente verleiten laſſen, einen permanenten 
Ausfhuß nieberzufeßen, welcher fi zum amtlihen Organ bes Willens ber 
Deutſchen erflärt, und als folches dazu beftimmt ift, einen Mittelpunft für 
bie Thätigkeit ber Vereine zu bilden, biefe in fortwährendem Zufammenbange 
zn erhalten unb über bie Mittel, weldhe bie Geſammtheit berjelben barbietet, 
einheitlich zu verfügen. Zugleich fehreitet die Herftellung von Vereinen, welche 
mehr ober weniger ausbrüdlich politiſche Zwecke verfolgen, überall fort, und 
es werden in ber Wendung, welche man ben Turner: und Wehrvereinen gibt, 
und in ber Bilbung von Freiſchaaren, welche angeblich bie, an fidh jehr aus: 
reichenden militärifchen Kräfte des Bundes unterftügen follen, bie Einleitungen 

etroffen, um organifirte materielle Kräfte in Bereitfchaft zu haben, 

in einem günftigen Augenblide für venolutionäre Zwede verwendbar find. 
Deutſchlanb ift auf biefe Weife von einem Netze revolutionärer Ele 
mente durchzogen, welche vorläufig buch ben moralifhen Drud, ben 
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fie auf die Entfchließungen ber Regierungen üben, bie beſtehende geſetz⸗ 
ide Ordnung zu erfhüttern ftreben, und bie nächſte Zufunft mit 
ernftlichen Gefahren bedrohen, wenn die Regierungen nicht bei Zeiten ber 
weiteren Entwidlung mit Energie entgegentreten. Wir find 
der Anfiht, daß die beſtehenden gejeglichen Vorſchriften in ben beutjchen 
Bundesländern ben Regierungen biezu hinreichende und wirkſame Mittel an 
die Hand geben. Die Grundzüge, weldhe in dem Bundesbeſchluſſe vom 
13. Juli 1854 in Bezug auf die Behandlung und bie Regelung des Ber: 
einswefens aufgeftellt worden find, reichen dazu aus, wenn fie überall mit 
Ernft und Energie in Anwendung gebracht werden. Ich erinnere befonbers 
an ben F 4 besfelben, durch melden jede Berbinbung der Bereine 
untereinander als unftatthaft erflärt ift. 

„Der unverfennbare med bes in Frankfurt einen permanenten Sit haben: 
ben Ausfchuffes ber Sechsunddreißig ſteht in directem Widerſpruche mit biefer 
Beftimmung. Nicht minder find die Vereine, welde bie Bildung von bes ' 
waffneten Freifchaaren bezweden, unzweifelhaft als ſolche zu betrachten, welche 
bie öffentliche Ruhe und Sicherheit gefährden, und weldye nad G 1 berjelben 
Grundzüge in feinem beutjhen Bundeslande gebuldet werben follen. Wir 
erachten uns felbft und jebe beutfche Bundesregierung fiir verpflichtet „ diefe 
Beftimmungen im gegenwärtigen Augenblide in Anwendung zu bringen. Die 
Fortdbauer bes permanenten Ausſchuſſes am Site bes Bundes⸗ 
tages felbft in ber Eigenſchaft eines Gentralausichuffes für ganz Deutfchland 
Yann aber ebenfowenig gebuldet werben, wie etwa feine Wieder- 
herſtellung an einem andern Orte ober unter einem andern Namen. Die 
Bildung von Freifchaaren werben wir auf unferem ®ebiete nicht zugeben und 
eben jo wenig ihnen ben Durchgang durch dasſelbe geftatten. Es Liegt im 
bringenben Intereſſe der beutjchen Sache, welche ber Bund in Holftein in 
feine eigene Hand genommen bat, baß diefes Land nicht burd den 
Einfluß fremder revolutionärer Elemente zum Brennpunkte 
ber Beflrebungen ber Umfturzpartei gemacht werde. Jeder Ber: 
fu ber Bildung organifirter Streitkräfte unter bem Namen und zur Ber: 
fügung einer nicht anerfannten und zur Militärhobeit nicht berechtigten Au- 
torität, würde bem Bundesrechte und deu Bundeszwecken nicht minder 
als ben völferrechtlihen Grundſätzen twiberfprechen, und fann baber auf bem 
Territorium bes beutjchen Bundes nicht zugelaffen werden. Ich habe mich 
in Vorfiehendem über die Grundſätze ausgeiprochen, zu deren Befolgung die 
königl. Regierung gegenüber ber gegenwärtigen Agitation in Deutfchland 
entihloffen if. Wir ra zwar, bap bie beutfchen Regierungen, in richtiger 
MWürbigung des Ernſtes ber Lage, die nachdrückliche Aufrechthaltung ihrer 
Autorität durch das eigene Intereſſe für geboten erachten werden. Jedoch 
Ihöpfen wir das Recht, auf dieſe Nothwendigkeit ausdrücklich aufmerffam zu 
machen, aus der Thatlahe, daß in feinem Theile des Bundesgebiets bie 
Öffentliche Ruhe geftört ober bedroht werben kann, ohne daß daburd die an⸗ 
bern Glieder und die Gefammtheit des Bundes zur Wahrung ihrer eigenen 
und ber gemeinfamen Sicherheit verpflichtet und berechtigt würden. Ew. x. 
erfuche ich, fih im Sinne diefer Bemerkungen gegen bie bortige Regierung 
zwar nur mündlich und vertraulih, jeboh mit allem Nadbrud auszu: 
Iprechen, und ich bemerfe nur noch, daß vollfommen gleichlautende Inftructionen 
auch Ihrem öſterreichiſchen (preußiſchen) Gollegen zugehen.” 


2. Yan. (Bundestag). Die Bunbesverfammlung lehnt den Antrag 


Defterreihs, an ben Herzog Friedrich das heftimmte Erfuchen zu 
ftellen, Holſtein fofort zu verlaffen, mit 9 gegen 7 Stimmen 
(Defterreih, Preußen, Kurheſſen, Medlenburg, Luxemburg, die 16. 
Curie und Sachſen) oder (ohne Sachſen) eigentlih mit 10 gegen 
6 Stimmen ab. 


Deutfland. 4 


2. Jan. (Holftein). Der Ausihuß bes Lanbescomite fordert zu Grün: 


Nu 


dung von Schleswig: Holjtein: Vereinen im ganzen Lande auf, ba 
„die Lage des Landes dringend bie Heranziehung aller Kräfte zu 
ber politiihen Arbeit für die Eelbftänbigfeit und freiheit besjelben 
erfordert.” 


: » (Bayern). Eine Entſchließung des Miniſteriums bes Innern 


geftattet den Schleswig-Holftein- Verein in Ansbah nur unter ber 
ausbrüdlihen Bedingung, daß die gefammelten Gelber nicht an ben 
36er Ausſchuß in Yranffurt abgeliefert werden bürfen. Später 
geſchieht dasſelbe gegenüber mehreren anderen neu gegründeten 
Schleswig⸗Holſtein⸗Vereinen. 

„GSachſen). Die Schl.H.-Vereine des Landes organiſiren ſich in 
Leipzig und beſtellen den Leipziger Ausſchuß als Vorort in Sachſen. 
„ (Holftein). Die geſetzlichen Landesvertretungen beider Dithmar'⸗ 
ſchen richten eine Abrefje an ben Bund für ben Herzog Friedrich. 


„ (Breußen). Hr. v. Bismard wiederholt in der Anleihe-Commiſſion 
bes Abgeorbnnetenhaufes feine Behauptung, baß bie Vereinbarungen 
von 18°, Preußen allein das Recht geben, fih um Schleswig zu 
befümmern und daß ber Schuß für bie Deutihen Schleswigs davon 
abhänge, daß Preußen dieje Vereinbarungen aufrecht erhalte. Cr 
befireitet die Competenz bes beutihen Bundes; politifhe Tragen 
jeien feine Rechtsfragen, nur Machtfragen; Preußen könne ſich nicht 
majorifiren laſſen, etwa durch eine Majorität, bie ein paar Millionen 
repräjentire; die deutſchen Großmächte feien das Glashaus, das ben 
deutihen Bund vor europäiſchem Zugwind ſchütze ꝛc. 

„ (ESadfen). Miniſter von Beuſt entſchuldigt in ber II. Kammer 
das Votum. Sachſens vom 2. d. M. am Bunbe. 

Entſchiedene Antwort Beufts auf eine grobe Note bes englifchen 
Sefandten in Dresden von demſelben Tage: 

.. Sie werben bie Notbwendigfeit nicht verfennen, in welcher id 
mid, befinde, diejenigen Stellen zu bezeichnen, deren verlegende Sprache nur 
ber Flüchtigkeit (légèreté) ber Behauptungen gleichfommt, welche ſich 
jogar nicht fheuen bie Ehre unferer Kahnen anzugreifen Sie 
lagen, daß nach Anficht der englilhen Regierung das Benehmen ber beutfchen 
Truppen nicht nur den Beſchluß des Bundestags, fonbern auch die Gerechtig⸗ 
keit verlett Hut, und daß Bayern, Sachſen und Württemberg gemeinſchaftlich 
bafür verantwortlich gemacht werben müflen. Es iſt das erfte Mal, daß ich 
von einem ſolchen Benehmen unferer Truppen in Holftein ſprechen höre. ch 
würbe verfucht fein, von Ihnen die Angabe von Thatſachen zur Unterftüßung 
einer fo gewagten Behauptung zu verlangen. Wenn ich darauf verzichte, fo 
geichieht e8, weil das Benehmen ber Bunbestruppen in einem Bunbeslanbe, 
in welchem fie fih in Folge eines Beſchluſſes des Bundestags befinden, ein 
Gegenftanbd if, ber eine fremde Regierung burhaus nidts an: 
geht (est un sujet qui ne concerne en rien un gouvernement 6tranger). 
Dafür bie Regierungen von Bayern und Württemberg, bie nicht eimmal 
Truppen dorthin geihidt haben, verantwortlid machen zu wollen, ift ein 
Beweis mehr von ber Unwiſſenheit (l’ignorance) über bie Dinge, welche 
in Deutichland vorgeben. Sie jagen mir enbli, daß, wenn die Truppen 
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bes Bundes in Schleswig einfallen würben, bevor bie Mächte, welche ben 
Londoner Vertrag unterzeichnet haben, ihre Meinung über biefe Angelegenheit 
hätten fund thun Fönnen, bie ernſteſten Folgen daraus entftehen Tönnten. 
Der Bundestag, Sie willen es, fteht im Begriff fih über bie Anträge auszu- 
iprechen, welche ihm in Bezug auf das Herzogtum Schleswig gemacht wor: 
ben find. Die Warnung (l’avertissement), welche bie Regierung Ihrer 
Majeftät uns zufommen laſſen will, ift wohl geeignet, bie Aufmerkjamteit 
ber Regierung bes Königs auf fih zu lenken. Lebtere wird ſich der ernſt⸗ 
bafteften Prüfung berfelben nicht entziehen. Sie werben mir aber geftatten, 
Ihnen bemerflich zu machen, daß Fein wirffameres Mittel als bie Androh⸗ 
ung von Gewalt gebadt werden kann, um eine Regierung, welche mit 
Eifer auf ihre Ehre und Würbe Hält, zu veranlaffen, ben Folgen einer 
vom Pflihtgefühl bictirten Entſcheidung ruhig bie Stirn zu 
bieten (pour lui faire braver les consöquences d’une decision dictée 
par le sentiment du devoir).” 


6. Ian. (Holftein). Die einzig bisher noch zurüdgebliebene Stabt des 


” 


. Landes, Heiligenhafen, fenbet eine Hulbigungsbeputation an ben 
Herzog Friedrich nad Kiel. 


. „ (Bundestag). Die Bundescommiſſäre in Holftein berichten, 


daß die Anmwefenheit bes Herzogs Friedrich im Lanbe noch zu feinen 
befondern Berlegenheiten Anlaß gegeben habe. 

„ (Bayern). Die Generalverfammlung bes großbeutihen Vereins 
von Münden befchlieft, auf eine ausdrückliche Billigung des Be: 
nebmens ber HH. v. Lerchenfeld und Gen. in ber Abgeorbneten- 
verfammlung in Frankfurt und auf eine ausbrüdlihe Mißbilligung 
bes daſelbſt eingefehten 36er Ausichuffes zu verzichten. Einläßliche 
Mittheilung des Prof. Pözl über die Vorgänge in Frankfurt und 
bie Stellung ber Großdeutſchen zu benfelben. 

„ (Kurbejfen). Stadtrath und Bürgerausfguß von Kaſſel be- 
fchließen einftimmig, eine Abreffe in der fhleswig-holfteinifchen An- 
gelegenheit an ben Kurfürften zu richten, bevor zu Berufung einer 
allgemeinen Landesverſammlung gegriffen werbe. Der Kurfürft ant- 
wortet ausmweichend, einzelne Regierungen bürften nicht vorgreifen, 
das führe zu Unorbnungen, es fei lediglid die Sache des Bundes: 
tage, über die Anſprüche des Herzogs Friedrich Entſcheidung zu 
treffen ꝛc. 

» (Sadfen) Die I. Kammer tritt einftimmig ben Belchlüffen 
der II. Kammer v. 15. Dec.v.%. bezüglich der ſchleswig-holſteiniſchen 
Frage bei mit dem Zuſatze, daß „ſobald es die Verhältnifle geftatten, 
bie verfaffungsmäßigen Stände ber betheiligten Länder über bie 
Thronfolge gehört werden möchten.‘ 

„CLiechtenſtein). Der Landtag beſchließt eine Adreſſe an ben 
Fürften zu erlaflen, worin bie Anerkennung bes Herzogs Friebrich 
gewünſcht wird. 

„ (Württemberg). Die II. Kammer genehmigt einflimmig Die 
Ausihußanträge für fchleunige Anerkennung bes Herzogs Yriebrich, 
für die Beſetzung Schleswigs durch beutiche Truppen und gegen bie 
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Gntſcheidung einer europäifhen Conferenz; mit 74 gegen 1 Stimme 
werben der Regierung überdieß alle Mittel angeboten für ben Fall 
einer Mobilmahung bes mwürtt. Truppencorps. 

8. Zar. (Reuß j. L.). Der Landtag ermächtigt einftimmig bie Regierung, 
fih bei dem ſchleswig⸗holſtein'ſchen Anlehen mit 50,000 Thlen. zu 
betheiligen. 

9. „ (Holftein). Eine Bekanntmachung ber Bunbescommiffäre hebt 
bie bisherige Regierung in Plön völlig auf und überträgt bie Re: 
gierung einer aus einem Präfidenten und 5 Mitgliedern beftehenden 
Behörde unter dem Namen „berzogl. Landesregierung in Kiel. 

10. „ (Defterreid). Depefhe an Bayern gegen bie von ben Mittel: 
ftaaten und ber öffentlichen Meinung Deutſchlands in ber ſchleswig⸗ 
bolfteinifhen Frage eingenommenen Stellung: 

„... Gin Beſchluß, wie ihn die Minorität am Bunde am 7. Dezember 
beantragte, hätte uns daher keineswegs als in ber Verfaſſung bes Bundes be: 
grünbet, vielmehr nur als berfelben entſchieden wiberftreitenb erfcheinen koͤnnen. 
Anknüpfend an biefe Betrachtung fühlen wir uns in unferem Gewiſſen ale 
deutſche Macht und als aufrichtiger Verbündeter Bayerns und ber übrigen 
deutſchen Staaten aufgefordert, uns über ben an Tefterreidh unb Preufen 
erhobenen Anfprud, daß biefe Mächte fih in Frankfurt überfiimmen 
Taffen follten, Har und beflimmt gegen bie F. bayerifche Regierung aus⸗ 
zufprehen. Tie Bundesgeſetze gewähren feinem Mitgliede bes Bundes ein 
Beto, und Se. Maj. ber Kaiſer haben erklärt, au in einem reformirten 
Bunde ein ſolches nicht Begehren, fondern bie verfafiungsinäßigen Mebrheits: 
befchlüffe, felbit in Kragen bes Krieges und Friedens, anerfennen zu wollen. 
Unjer allergn. Monarch ändert nichts an biefer Erklärung. Aber biefelbe 
ſeßt ben Bund voraus, wie ihn die beſtehenden Grundverträge conftituirt ha⸗ 
ben, ober wie ihn die Reformvorjchläge bes Kaifers für bie Zukunft conſti⸗ 
tuiren würben. Einen Bund bagegen, welcher ohne Rüdficht auf Gefeg und 
Berfaffung nah politiiher Convenienz beliebige Beichlüfle faßt, konnten 
Se. Maj. ber Kaifer nicht vor Augen haben, Niemand ift mehr als gerade 
bie FE. bayerifche Regierung berufen, biefen Unterſchied richtig zu würdigen. 
Wir können uns e8 nicht verfagen, in bieler Hinſicht an ſie eine Frage zu 
richten. Angenommen, daB in einer Angelegenheit, welche das Königreich 
Bayern anginge, ber Bund jeine Befugniſſe überjchritte, etwa in bie ver: 
fafjungsmäßige Unabhängigkeit Bayerns eingriffe, unter bem Tirude einer aufs 
geregten öffentlihen Meinung von einem competenziwibrigen Befchluffe zum 
andern fi hinreißen ließe, — würbe bann bie f. bayeriiche Regierung ſich 
für verpflichtet halten, dieſe Beichlüffe anzuerkennen, ſich ohne Wiberrebde 
majorifiren zu laffen? Tie k. Regierung wird biefe Frage ohne Zweifel 
verneinen, wie fie fie ſteis verneint bat, — jie wirb aber eben beshalb fidh 
auch eingeftehen müflen, daß das Majorifirungsreht bes Bundes 
feine gejegliden Grenzen babe unb baß ber Bund biefe Grenzen 
namentlich bann mit einiger Vorſicht werbe einhalten müſſen, wenn 
es fi) darum handelt, Defterreih unb Preußen zu überfiimmen 
und biefe Mächte in Widerſpruch mit Verbindlichleiten zu ſetzen, in welche fie 
ſich als Mitglieder ber europäiſchen Völkerfamilie eingelafien haben. 

„Das Taiferl. Cabinet glaubt fih der Pflicht, die Wahrheiten rechtzeitig 
und mit Feſtigkeit auszufprechen, um fo weniger entziehen zu bürfen, als es 
bie Gefahr, baß eineMebrheit am Bunde zu Beſchlüſſen über: 
geben Fönnte, die in ber Bundesverfaſſung ihre Redtferti: 
gung nicht fänden, ja den grunbgefekliden Gharafter bes 

unbes verläugnen würben, feit ben gleichlautenden Noten Xefter: 
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reichs und Preußens vom 5. Dezember nicht verſchwunden, ſondern noch erhöht 
ſieht. Es iſt dies in einer doppelten Beziehung der Fall, in Beziehung auf 
bie Behandlung ber Erbfolgefrage nämlich, und auf die Even— 
tualität einer militärifhen Belebung bes Herzogthbums 
Schleswig. 

„Der beutiche Bund fteht, was ben erfteren Punkt betrifft, dem Londoner 
Bertrage volllommen frei gegenüber, er ift nicht durch biefen Vertrag gebun⸗ 
ben, und in unferen Augen ift nichts überflüfliger, als daß er fich dieſe Frei⸗ 
beit erſt ausdrücklich wahre, Niemand verlangt vom Bunde, baß er 
bem Londoner Vertrag beitrete, Niemand verfennt, daß ber Bund in ber Erb⸗ 
folgefrage ganz fo felbftänbig zu handeln habe, als ob biefer Vertrag niemals 
gefchloffen mworben wäre. Defterreih und Preußen, obwohl individuell an 
demfelben feithaltend, haben nicht gezögert, dies anzuerkennen. Nidt am 
Bunbe ift es alfo, biefe Mächte an ihre Bunbespflicht zu erinnern, wohl aber 
tönnen unb müffen biefe Mächte vom Bunde verlangen, baß 
er in ber Erbfolgefrage nicht nach Willfür und um politifher Vortheile willen, 
fondern nad) Recht, Geſetz und Verfaffung, namentlih aljo nit ohne 
Beahtung ber Schranken feiner Competenz verfahre König 
Ehriftian IX. bat ben Thron nicht Fraft bed Lonboner Vertrages, ſondern 
fraft bes von feinem Vorfahren in ber Regierung, bem König Friedrich VIL. 
in feiner Eigenſchaft als Herzog von Holftein und beuticher Bunbesfürit eben 
fo gut wie in feiner Eigenjchaft als König von Dänemark, erlaffenen und 
von ben beutjchen wie von bem bänifchen Miniftern contrafignirten Thron 
folgegefetes vom 31. Juli 1853 beftiegen. Der Bund hat gegen dieſes 
Geſetz niemals proteftirt, er bat fogar ausdrücklich durch feinen Beſchluß vom 
29. Juli 1852, aljo zu einer Zeit, wo ber Londoner Vertrag bereits geſchloſſen 
war, bie fol. däniſche Bekanntmachung vom 28. Januar beifelben Jahres ge: 
nehmigt, worin bie Abficht im voraus verfündigt war, mit bem Beiſtande 
ber Großmädte die Erhaltung der däniſchen Monarchie in ihrem feitherigen 
Beſtande fiherzuftellen. Es kann dies den Bund zwar unftreitig nicht Hin- 
bern, auch jet noch feine verfaffungsmäßige Autorität gegenüber jenem Thron⸗ 
folgegeſetze, ſoweit e8 fich auf Holitein und Lauenburg bezieht, geltend zu 
machen und beredtigten Reclamationen gegen baffelbe Folge zu ver- 
Schaffen. Aber jene Autorität erjtredt fich nicht weiter, als fie auch gegenüber 
einer von bem Spuverän irgend eines andern Bundeslandes errichteten neuen 
Succeffionsordnung fi erftreden würde, und biefe Reclamationen 
Fönnen nicht anders als in den Formen eines georbneten Ber- 
fabrens und nah regelmäßigem Gebör aller Beiheiligten er— 
ledigt werben. Dies ift nah unferer Ueberzeugung in redit- 
liher HSinfiht das Verhältniß des Bundes zur@rbfolgefrage, 
beren politifche Tragweite wir an biefer Stelle nicht erörtern wollen. 

„Nichts bedauern wir endlich ernftlicher, al8 bag man in Frankfurt dem 
Antrage Defterreihs und Preußens, durch militärische Beſetzung Schles— 
wigs die Ancorporation dieſes Landes in Dänemark verhindern und dadurch 
rechtzeitig eim jicheres Pfand für die Wahrung ber Rechte Deutihlands zu 
ergreifen, theils ein zweifelndes Zögern, theild einen anderen Antrag entgegen- 
fiellen zu wollen fcheint, den wir nicht mehr als übereinftiimmend mit ben 
Grundgeſetzen bes Bundes anzuerkennen vermöcdhten. Der Vorſchlag Oeſter⸗ 
reihs und Preußens geht bis an die Äußerfte Grenze, deſſen, 
was mit Dem befenfivenG&harafter ber Bundesinftitution ver— 
einbar ift. Der Vorichlag der großh. heſſiſchen Regierung dagegen über: 
fchreitet diefe Grenze. Der Art. 2 der Bundesakte, die Art. 35 unb 37 ber 
Wiener Schlußafte erlauben nicht, daß ber Bund ein nicht beutiches Land 
aus dem Grunde militärifch befebe, weil ein Fürft, ber als Bunbesfürft noch 
nicht einmal anerfannt ift, möglicher Weife Fünftig ben Bund um Vertretung 
feiner Anfprüche auf biefes Land angehen könnte. Als Se. Maj. ber Kaifer 
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vorfhlugen, das Kriegerecht bes Bunbes auf bie Falle auszudehnen, in 
welchen das europäifche Gleichgewicht bebroht wäre, erflärten bie Mits 
fürften Sr. Maj. fi gegen biefen Vorſchlag, weil berfelbe geeignet 
fei, den Bund in politiihe Verwicklungen bineinzuziehen. Und boch ift ber 
Awed ber Erhaltung bes Gleichgewichtes ein Zweck ber Sicherheit unb ber 
Vertheidigung. Jetzt aber joll ber Bund berechtigt fein, ohne Weiteres of: 
fenfiv vorzugehen, um einem Prätenbenten bie Erbfolge in einem nicht zum 
Bunde gehörenden Lanbe zu fihern! Und man ſchwankt in Frankfurt zwiſchen 
einer auf bem Standpunkte ber Bunbesverfaffung in jo hohem Grade gemagt 
eriheinenden Mafregel und dem Antrage, welchen bie beiden mädhtigflen 
Bunbesglieber geitellt haben, um ſich ihren Bundesgenoſſen zu nähern, um 
ben Boden für eine gemeinjame Action Deutſchlands raſch wieder zu gewinnen, 
um dafür zu forgen, baß Deutfchland in die bevorgehenden eutopäifien Ver: 
handlungen ſtark und mit jebem möglichen thatſächlichen Vortheil der Stellung 
eintretel Wäre jener öfterreichifch-preußiiche Antrag mit bemfelben Eifer, ben 
man für andere Programme zeigt, angenommen worden, jo wären ımfere 
Truppen fon auf dem Marfche nad ber Eider. Oder will man fi etwa 
mit ber thatſächlichen wenngleich bundesbeſchlußwidrigen Oc— 
cupation Holſteins begnügen? Will man ben Prinzen Friedrich, während 
feine Sache noch anhängig ift und jein Erſcheinen in Holitein Oeſterreicht 
unb Preußens Berhalten in zweibeutiges Licht ftellt, unter dem Schutze ber 
Bunbestruppen feine fünftige Regierung organijiren lafjen, auf bie Gefahr 
bin, daß Guropa, wenn es feine Berathungen eröffnet, Holflein im Befibe 
Deutſchlands, Schleswig im Befipe Dänemarks finde ? Oejterreih und Preußen 
Fönnen bie Verantwortlichfeit weder für eine.foldhe Enthaltung, noch für eine 
verbedte Eroberung Schleswig 8 übernehmen, und ba fie in ihrer eigenen 
freien Action als Großmächte das vollfommen ausreichende Mittel befiten, bie 
Rechte Deutichlande in biefer Sache, die vor Allem auch ihre eigenen find, zur 
Geltung zu bringen, fo wird ihnen, wie wir fat fchon beforgen müffen, zulegt 
feine Wahl bleiben, als an die Stelle von Bunbesbeidhlüffen, bie auf 
fih warten laffen ober diefeinenverfajjungsmäßigenGharaf: 
ter an ji tragen, ibreigenes unabhängiges Handelnzuſetzen. 

„So lange als möglich werden wir indeſſen an ber Hoffnung feſthalten, 
daß unfere Sprache, welche, weil ernft und freimüthig, barum nicht weniger 
freunbjchaftlich gemeint ift, noch zu rechter Zeit bei unferen Verbündeten Ges 
hör finden und fie beivegen werde, bie Dinge in Deutfchland nicht zum Bruce 
zu treiben, zunäcdit aber ohne ferneres Zögern den öfterreichifchspreußifchen 
Antrag vom 28. Dezember zum Befchluffe zu erheben. Wir hoffen dies vor 
Allem von bem Münchener Eabinette, befjen Weisheit und Bejonnenheit fich 
in fo vielen früheren VBerwidelungen bewährt bat, und deſſen Einfluß hin: 
reihen würde, um auch unfere übrigen Bundesgenofien zum Wiederan- 
ſchluß an Deiterreih und Preußen zu beſtimmen und bie ent: 
ftandene Gefahr einer Sprengung ber Solidarität Deutſch— 
lands in ber ſchwebenden Frage zu befeitigen. Wir wollen nicht 
fchließen, ohne die Ueberzeugung auszubrüden, daß biefe stage ihre Löſung 
entweder mit Ehre und Gewinn, oder mit Schmad und Xerluft für Deutſch⸗ 
land finden wird, je nachdem Deutjchland bie Grenzen der Geſetlichleit eins 
Halten wird oder nicht." 


10. San. (Hannover). Große Landesverfammlung in Hannover. 
R. dv. Bennigfen wirb zum Präfidenten gewählt und einftimmig eine 
Nefolution und eine Abrefie an den König für Schleswig-Holftein 
unb Anertennung des Herzogs Friebrih angenommen. ‘Der König 
lehnt e8 ab, die Adrefie aus ben Händen der bazu gewählten De: 
putation entgegenzunehmen. Der Miniſter v. Hammerſtein erklaͤrt 
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derſelben ſeinerſeits, der König wolle der Bundesentſcheidung nicht 
durch irgend welche Erklärung vorgreifen, verweigert dagegen eine 
poſitive Erklärung über die Abſichten des Königs. 

11. San. (Bundestag). Oeſterreich und Preußen erneuern dringend 
ihren Antrag v. 28. Dec. v. J. bezüglich Inpfandnahme von Schles⸗ 
wig auf Grund der Vereinbarungen von 18°%,. Die YBunbdesver: 
fanmlung beichliegt, die Abjtimmung barüber demnädjit vorzunehmen. 

„„ODeſterreich). Die Regierung verlangt vom Reichsrath die’ 
Bewilligung eines außerordentlihen Gredites von 10 Mil. zu Dedung 
ber Erecutionskoften in Holjtein Mühlfeld und Gen. interpelliren 
den Grafen Rechberg über die Politif der Regierung in ber fchlee: 
wig-holftein’ihen Frage. 

„ n (Dldenburg) Der Landtag befchließt, die Regierung zu er: 
ſuchen, ſich bei dem ſchleswig-holſtein'ſchen Anlehen mit 100,000 Thlrn. 
zu betheiligen. 

141—12. Jan. (Bayern). Oeſterr. Quartiermader finden fi in Nürn- 
berg ein. Die dortige Preſſe erklärt fich fofort energifch gegen einen 
allfälligen Durchmarſch öfterreihifcher Truppen ohne einen Bundes: 
beichluß. 

12. Jan. (Hannover) Gin Erlaß des Miniftertums verbietet bie Ver: 
bindung der ſchleswig-holſteiniſchen Vereine des Landes unter ſich 
und mit dem 36er Ausfhuß in Frankfurt. 

13. „ (Holſtein). 80 bolfteinifche Prediger beſchließen in einer Der: 
fanmlung zu Neumünjter eine Eingabe an die Bundesverſammlung 
und eine Deputation an den Herzog Friedrich. 


„ nn (Bremen). Die Bürgerjchaft erklärt ſich gelegentlih des Dre: 
milden Beitrags zu den Koften der Bunbeserecution für fchleunige 
Anerfennung des Herzogs Friedrich und gegen eine Einmiſchung des 
Auslandes. Der Senat erklärt ſich damit einverftanden. 


14. „ (Bundestag). Der dfterr.:preußifehe Antrag vom 28. Dec. 
v. %. wird von ber Bundesverfammlung mit 11 gegen 5 Stimmen 


(Oefterreih, Preußen, Kurheflen, Medlenburg und 16. Curie) ab- 
gelebnt. 


Defterreih und Preußen erflären baranf: „Angefichts ber eben 
erfolgten Ablehnung ihres gemeinfamen Antrages. müffen bie allerh. Regie: 
rungen von Oefterreih und Preußen lebhaft bedauern, daß die gehofite Ver: 
ftänbigung über bie von ihnen zur unverweilten Sicherung ber Rechte Des 
beutfen Bundes inBezug aufSchleswig vorgefhlagenen Maßregeln 
nicht erzielt worden find. Unter folhen Umftänden glauben bie beiden Regierun: 

en in ber ihnen, buch ihre Dazwiſchenkunft bei Herbeiführung ber jene Rechte 

Feffelfenden Stipulationen von 18%, erwachfenden befondberen Stellung, 
fowie wegen ber großen Dringlichkeit der Sache, fich der Pflicht nicht ent: 
ziehen zu bürfen, bie Geltendmadhung jener Nechte in ihre eigenen 
Hände zu nehmen und ihrerfeit8 zur Ausführung der in ihrem Haupt: 
antrage vom 28. dv. DM. und Jahres bezeichneten Maßregeln zu fchreiten. 
Durch Abgabe vorftehender Ertlärung fommen bie Gefanbten dem Auftrage 
ihrer allerh. Regierungen nach.“ 
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Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Hefſen⸗Darmſtadt, bie 
Mehrzahl der ſächſiſchen Häuſer (Weimar, Meiningen, Coburg⸗Gotha) 
bie 13. und 15. Curie proteſtiren dagegen. Der Antrag von Heflen: 
Darmftabt (v. 28. Dec, v. %.) bleibt in der Minderheit, 


15. Jan. (Defterreih). In Folge der Vorgänge am Bunde inter: 


”„ 


16. 


” 


17. 


28. 


18. 


pellirt der Abg. Rechbauer den Obmann bes Finanzausſchuſſes, indem 
er fih fehr entichieven gegen die Haltung bes Minifteriums des 
Aeußern ausſpricht. 

„Gaden). Die Regierung beſchließt in Vorausſicht möglicher 
Eventualitäten, alle Maßregeln, die einer Mobiliſirung des badiſchen 
Armeecorps vorhergehen, ſofort eintreten zu laflen. 

„ (Defterreih und Preußen), Sommation an Dänemark 
(j. Allg. Chronik). 

„ (Bayern). Das Collegium der Gemeindebevollmädhtigten von 
Nürnberg proteftirt gegen einen allfälligen Durchmarſch öfterreichiicher 
Truppen nad Schleswig. 

„ (BSrtankfurt). Publication des neuen auf dem Brincip der Ge⸗ 
werbefreibeit beruhenden Gewerbegejeßes, bas mit dem 1. Mai in 
Kraft treten foll. 

„ (Kurbdejfen). Der bleibende landſtändiſche Ausſchuß verlangt 
in einer Adreſſe an das Meinijterium bie jchleunige Wiebereinberufung 
der Ständeverfammlung. Tas Minifterium antwortet ablehnend. 

„ Dänemark lehnt die Sommation DOefterreihe und Preußens ab. 
Dieje haben für dieſen vorausgefehenen Kal ihre Maßregeln bereits 
getroffen und ji) darüber verjtändigt, daß ber Oberbefehl über bie 
geiammten öfterreichifhen und preußiichen Streitfräfte bem preußi: 
ſchen Feldmarſchall Wrangel übertragen werben fole. Mit Rüd: 
fiht auf die Stimmung in Deutjchland verzichtet Oeſterreich darauf, 
feine Zruppen ihren Weg durch Deutichland nehmen zu laffen und 
wird fie über Breslau zu birigiren. 

„ (Detterreid). Erklärung Rechbergs in der (sinanzfection bes 

Abg.Hauſes des Reichsraths Über das Vorgehen Defterreihe und 

Preußens in Schleswig. 

(Didenburg). Der Landtag verwirft einen zweibentigen An- 
trag für Schleswig-Holftein mit 26 gegen 23 Stimmen und fpricht 
fi) mit 48 gegen 4 Stimmen für fofortige Anerfennung bes Her: 
3098 Friedrich und für Betheiligung an bem fchleswig-holfteinifchen 
Anleben aus, 


” 


.,„ (Bundestag). Defterreih und Preußen geben die gemeinjame 


Grflärung ab, 

„baß ihre allerh, Regierungen, inbem fie nah ber Ablehnung ihres am 
11. d. M. erneuten gemeinfhaftfichen Antrages vom 28, v. M. unb Jahres 
die Entiliegung fundgaben, nunmehr ihrerſeits ungefäumt zu ber Ausführung 
ber von ihnen für bie Siherung ber Rechte bes deutſchen Bundes 
in Bezug auf Schleswig für nöthig unb unaufichieblid erachteten Maßnahmen 
zu ſchreiten, Davon ausgingen, ab hierdurch bie fernere Ausführung ber An: 
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orbnungen nicht beirrt werde, welche Seitens ber hohen Bundesverſammlung 
durch bie Beichlüffe vom 7. und 14. v. M. u. J. in Betreff der erecutions: 
mäßigen Beſetzung und Verwaltung von Bunbesiwegen für bie Herzogthümer 
De ein und Lauenburg getrojfen worden find. Dejterreih und Preußen 
aben, bei ber nicht zu vermeidenden Betretung Holfteins durch ihre nach Schles: 
wig beftimmten Truppen, eine Beeinträchtigung jener Anorbnungen nicht 
bezwedt. Aber bie beiben Regierungen überlaffen fich biebei allerdings 
ber zuverfichtlihen Hoffnung, daß ihren die Wahrung ber Intereſſen Deutjch: 
lands jowie derjenigen Schleswigs bezwedenden Vorgehen das bereitwil- 
Lige und bunbesfreunbliche Entgegenfommen berjenigen ibrer hoben beutichen 
Verbündeten, deren Bunbesgebiete hiedurch berührt werben, und ber Bundes: 
verwaltung in Holflein und Lauenburg nicht fehlen werde.” 


19. Jan. (Preußen). Eircularbepeihe Bismards an bie deutſchen Re: 


gierungen über bie Politif Preußens in der fchleswig-holjteinifchen 
Frage (vom Minifterpräfidenten in der Situng bes Abg.Hauſes 
vom 21. verlefen, ihrem Wortlaut nad) bisher nicht veröffentlicht). 

Sie hebt (nad) den Berichten ber preuß. Blätter) zuerjt hervor, daß ber 
Entſchluß, Schleswig zu occupiren, keineswegs im Gegenjaß zu irgend einem 
pofitiven Bundesbeſchluß ftehe, da ber Beſchluß vom 14. rein negativ fei. 
Diefer Beſchluß Türme daher nur die Folge haben, daß bie beiden Großmächte 
bei ihrer Action nicht als Beauftragte bes Bundes handeln und baber feinen 
Grund abgeben, diefer Action Hindernijje oder Schwierigkeiten bei dem Durch- 
marſch durch Holftein in den Weg zu legen. Es jcheine überhaupt bie Wei⸗ 
gerung, fi ber Action Preußens und Sejterreih® anzujchließen, auf einem 
Mipverftändbniß zu beruhen. Ganz ungerectfertigt fei ber Vorwurf, daß 
Preußen beabfichtige, ben Zuftänden in Schleswig und Holjtein eine längere 
Dauer zu fichern, wie fi denn auch an biefen Irrthum der Glaube knüpfe, 
daß entweber bloß bie Fortdauer biefer Zuftände möglich jei oder der Erb: 
prinz von Auguftendurg zum Herzog eingefegt werben müfle. Ohne bie letz⸗ 
tere Frage erörtern zu wollen, jet doch darauf aufmerkſam zu machen, daB 
bie preußifche Regierung Rückſicht auf die Verträge und die internationalen 
Beziehungen nehmen müfje. Weberdieß habe der Bund in dev Erbfolgefrage 
noch feine Entſcheidung getroffen, und es fei zu wünſchen, daß bie Prüfung 
mit größter Gründlichke it vor ſich gehen möge. Auch ſei wohl zu erwägen, 
ba, wenn die Grbfolgefrage nur für Holftein ohne Schleswig entjchieden werbe, 
bie ganze Sache ber Herzogthümer in eine nachtheilige Yage gerathen würbe. 
Man dürfe nicht vergejfen, daß ber Bund feinen Eroberungstrieg gegen Dä⸗— 
nemarf führen könne und daß beshalb die Ordnung ber Verbältniffe mit ber 
größten Vorficht in die Hand zu nehmen fei. Was die zufünftige Ordnung 
betrifft, fo wird zunächſt conftatirt, daß die von Dänemark 18%, gemachten 
Berjprechungen die Rechte ber Herzogthümer in feiner Weife gefichert Hätten, 
daß eine Fortdauer ber in Folge deſſen eingetretenen Zuſtaͤnde ummöglich fei 
und Teutihland darauf dringen müffe, daß ftatt berfelben eine volllommene 
Sicherſtellung der Rechte ber dergopipilmer und ber deutfchen Bewohner ber: 
jelben eintrete. Es werben dam bie Gombinationen befprochen, um biefe 
Sicherftellung herbeizuführen. Eine berfelben gehe babin, daß bie Frage nur 
mit Aufhebung der Zufammengebörigfeit ber Herzogthümer zu Löfen fei. Einer 
ſolchen Löſung fei für den Fall, daß die Gründung einer neuen Dpnaftie nicht 
angänglich wäre, jedenfalls die Herftelung einer neuen Perfonalunion 
zwiſchen den Herzogtbümern und Dänemark vorzuziehen, zugleich 
mit ber Erhebung Rendsburgs zur Bundesfeftung und anders 
mweitigen nöthigen Garantien. Cine folde Stellung ber Herzogthümer 
werde ullerdings bie Zuftimmung ber anbern europäifchen Mächte erlangen 
müſſen, wie e8 denn auch für bie Herzogthümer ſelbſt wünfchenswerth fei, daß 
ihre Stellung die Sanction Europa’s erlange, ebenfalls jei das von ben 
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beiben deutſchen Großmädhten Grzielte, nämlich entweber Aufhebung ber No⸗ 
pemberverfaflung ober Occupation Schleswigs, eine beijere Grunblage für 
Verhandlungen, ald das Verweilm in Holſtein unb die Nicht⸗Occupation 
Schleswige. Man bürfe ſich alfo der Hoffnung hingeben, daß bie deutſchen 
Regierungen ber Bolitif ber beiden Großmächte zuftimmen würden. 


19. Jan. (Defterreig). Schmerling erllärt in der Finanzcommiſſion bes 


” 


20. 


n 


Abg.-Haufes bei Gelegenheit des 10 Mill. Erebites, daß die Anleihe 
in Folge ber ſchleswigſchen Erpebition vorausfichtlih werbe erhöht 
werben möüflen. 

„ (Hamburg). Couriere des preußiſchen Regierung zeigen bem 
Senat einfah an, daß am folgenden Tage ein preußiſches Corps 
in die Stabt einrüden und Quartier machen werde. 

„ (Holftein). Preußen muthet dem Gommandanten ber Bundes⸗ 
truppen in Holftein, Gen. Hake zu, fih, „um mögliche Colliſionen 
zu vermeiden”, ohne Weiteres unter bas Obercommando bes Feld⸗ 
marſchalls Wrangel zu ftellen. Hake lehnt bie Zumuthung fofort 
und entjchieben von ber Hand. 

„ Raffau). Verſetzungen, Dienftentlaffungen und Beförberungen 
als Antwort der Regierung auf bie gegen fie ausgefallenen Lanbs 
tagswahlen. 

„ (Holftein). Die fähfifhen Bunbestruppen räumen Kiel unb 
eoncentriren fi im weltlichen Theile bes Landes, um ben diterr. 
preuß. Truppen ben Durchmarſch gegen Schleswig zu ermöglichen. 

» (Bayern). Eine zablreihe Vollsverfammlung in Münden be 
fließt eine Adreffe an den König: 

. ... Bir fühlen uns gebrungen, in biefem für alle Intunft verhüng⸗ 
nißvollen Augenblid unferem König ben Eib ber Treue zu erneuen, inbem 
wir ihm fagen, daß wir mit Gut und Blut zu ihm fiehen, wenn er zur 
Abwehr der angebrobten Demüthigung und zur endlidhen Einſetzung bes 
Herzoge von Auguftendburg in alle Feine Rechte, bie gefammte Kraft unferes 
Bolles aufbietet. Ein Sturm ber Begeifterung wird durch bie beutfchen 
Länder wehen, wenn Ew. Majeftät in Gemeinfchaft mit Ihren erlauchten 
Bunbesgenofien eine Truppenmacht nach ben Serzogthümern fenden, bie 
jebe verrätherifchen Sondergelüfte, jeben bundesbrüchigen Frevel niederzubalten 
vermag, und zugleich geruben, zur Gewährung nachhaltiger Mittel für biefe 
heilige Sache, bie beiden Kammern bes Landtags einzuberufen. Noch 
fönnen wir nicht glauben, daß es zum Aeußerften komme, daß Deutſche gegen 
Deutiche das Schwert ziehen ſollen. Noch hoffen wir, baf in ber elften Stunde 
bie beutichen Großmachte vor bem Fluche be Bürgerkrieges zurüdichreden werben, 
aber e6 drängt uns heute, in bie Schale ber Entſcheidung auch das bayeriiche 
Schwert zu werfen, unb darum beſchwoͤren wir Ew. Majeflät in dem ſchleu⸗ 
nigen Heeresaufgebote zum Schube bes gefährbeten Rechtes auf Opferwilligkeit 
auch bes Lebten in Ihrem Volke zu zählen und fett zu vertrauen, baß wir 
uns in der Stunde ber Enticheidung unferes Fürſten werth zeigen werben.” 

„ (Württemberg). Die II. Kammer beſchließt einftimmig: 

„bie Regierung bringemb zu erfuchen 1) bem beutfchen Bunde zu Siche⸗ 
tung ber Rechte ber Herzogthümer Schleöwig-Holftein biejenige Truppenzahl, 
welde fofort ausgerüftet werben kann, zur augenblidlihen Verfügung zu fiellen; 
2) für die Mobilmachung bes württ. Contingents alles Erforderliche jetzt ſchon 
in der Weife anzubahnen, daß bafielbe auf. bie erfte Aufforberung der Bundes⸗ 
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verſammlung auszumarſchiren im Stande iſt; 3) durch einen ſelbſtändigen 
dringenden Antrag am Bunde dieſelben Maßnahmen von Seite der bundes⸗ 
treuen deutſchen Staaten herbeizuführen. 

21. Jan. (Preußen). Die preuß. Truppen rücken auf ihrem Marſch gegen 
Schleswig in Hamburg, Lübeck, Oldenburg und Holſtein ein, ohne 
vorher die Einwilligung ber betreffenden Regierungen ober ber Yun: 
desconmiffäre nachzuſuchen. Die Bundescommifjäre proteftiven, Hamburg 
und Lübeck beſchweren ſich darüber in Berlin, Oldenburg am Bunbe. 

„» nn (Bundestag). Die verein. Ausihüffe beauftragen einftweilen 
wegen Dringlichfeit der Sache die Bundescommifläre in Holſtein, 
dem Durchmarſch der öfterr.:preuß. Truppen keinerlei Hinberniß ent- 
gegen zu jtellen. 

„» n (Bayern) ladet die Mittelftanten und einen Theil der Klein: 
ftaaten zu einer Conferenz über die Lage der ſchleswig-holſt. Trage 
nad) einem noch näher zu beftimmenden Orte ein. 


22. „ (Bundestag). Die Bundesverſammlung genehmigt bie bom 
Bundesgeneral Hake in Holftein erfolgte Ablehnung der ihm von 
Seite der preußifhen Regierung gemachten Zumuthung, fi ohne 
Weiteres unter das Obercommando des Feldmarſchalls Wrangel zu 
ftellen. Defterreih und Preußen wiederholen Ihre berubigenden 
Erllärungen vom 19. d. M. Die Bundesverfammlung genehmigt 
die Vereinigung ber bisherigen öſterreichiſchen und preußiſchen Re— 
fervetruppen in Holftein mit der diterr.:preuß. Armee gegen Düne: 
mark „mogegen felbftverftänblih der Antrag auf Berufung ander: 
weiter Reſerven für den Bedürfnißfall vorbehalten bleibt” und er: 
theilt den Bundescommiflären in Holftein neue nftructionen: 

. „Wenn die hohe Bundesverfanunlung zur Zeit nicht für angemefjen er: 
achtet Hat, zu Maßnahmen in Bezug auf das Herzogtfum Schleswig zu 
ihreiten, jo Tann fie fih body im Hinblid auf Art. XLVIder Wiener Schluß: 
acte nicht veranlaßt fehen, benjenigen Entſchließungen entgegengzutreten, 
welche bie höchſten Regierungen von Defterreih und Preußen in ihrer Eigen: 
[haft als europäiſche Mächte in Bezug auf bas nit zum Bunde gehörige 
Herzogthum Schleswig falfen zu müfjen glauben, vorausgejegt, daß fie 
ben Rechten bes Bundes und dem Bollzuge der Bundesbeſchlüſſe und Anord⸗ 
nungen beffelben in Bezug auf bie Herzogthümer Holftein und Lauenburg 
in feiner Weife zu nahe treten. Tieje Vorausfepung findet in ber 
Erklärung der beiden höchſten Regierungen vom 19. d. M. ihre Anerfennung 
und bie Garantie ihrer Einhaltung bei ber nicht zu vermeidenden Betretung 
golfeins durch die nah Schleswig beſtimmten öſterreichiſchen und preußiſchen 

ruppen. Es wird daher bei dem Durchmarſch der genannten Truppen 
weder bie in Ihren Händen ruhende Regierungsgewalt noch bie bie- 
herige rechtliche und thatſächlicheStellung des commandirenden Generallieutenants 
v. Hake und ber ihm untergebenen Bundestruppen irgend eine Beein⸗ 
trächtigung ober Hemmung erleiden. Ebenſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß eine 
bleibende Beichung bolfteinifher Gebiete den Bundestrup— 
pen allein vorbehalten bleibt... 6 


» nm (Preußen). Zweitägige Debatte des Abg.-Haufes über die An- 
leihe. Diefelbe wird mit 275 gegen 51 Stimmen (der feudalen 
und des größern Theile der katholiſchen Fraction) verworfen und 
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nad dem Antrage vom Schulbe-Delikih mit großer Mehrheit bie 
Erklärung beſchloſſen: 

„Im Erwägung, daß Preußen gemeinfam mit Oefterreih am Bunde ers 
Härte, es werde fi bem Bundesbeſchluſſe vom 14. ds. widerſehen, bie 
Schleswig =bolfteinifhe Sache in bie eigene Hand nehmen und bie Befekung 
Schleswigs als europäiiche Kroßmadht uefllhren in Erwägung, baß Preußen 
damit von Deutihland abfällt und feine Großmachtſtellung mipbraudt; 
in Grwägung, daß dieſe preußifch-öfterreihifche Politit Fein anderes Ergebniß 
baben kann, als bie Herzogthümer abermals Dänemark zu überlieferm: 
in Erwägung, daß die angebrohte Vergewaltigung ben mwohlberechtigten Wiber- 
ftand ber übrigen deutfchen Staaten unb bamit ben Bürgerfrieg in Deutich- 
land berausforbert, — erflärt das Haus ber Abgeordneten, daß es 
mit allen ibm zu Gebote ftebenden geſetzlichen Mitteln dieſer 
Volitif entgegengetreten werde.” 

22. Jan. (Sachſen). Die I. Kammer beichließt einftimmig, bie Regie: 
rung zu erjuchen: 

„i) im Berein mit ben bundestreuen Regierungen bas Anfehen unb bie 
Autorität bes bdeutichen Bundes gegen bunbeewibrige Unternehmungen ener: 
gifch zu vertheidigen; 2) für bie fofortige Anerkennung bes Herzogs Friedrich 
von Schleswig=Holjtein beim bdeutichen Bunde fräftigft einzutreten; 3) für ben 
Fall, daß eine fofortige Abſtimmung über die Erbfolgefrage vom Bunde nicht 
zu erlangen fein jollte, im Berein mit ben gleihgefinnten beutichen Regie⸗ 
rungen eine Erklärung am Bunde abzugeben, worin bas Erbiolgerecht bes 
Herzogs anerkannt und fobalb bie Majorität fih dafür berausgeftellt bat, auf 
fofortige Zulaffung eines Bevollmächtigten besjelben beim Bundestag ange⸗ 
tragen wird; 4) daß fie im Verein mit bundestreuen Regierungen ſowohl auf 
eine fofortige Verftärfung ber Bunbestruppen in Holftein als auch fobalb wie 
thunlic auf die Beſetzung Schleswige durch Truppen bunbestreuer beutfcher 
Regierungen hinwirke.“ 

„  n kHolftein). Die große aus faft 500 Mitgliedern beftehenbe 
Landesveputation aus Holftein trifft in Yranffurt ein und übergibt 
dem Bundestag ein Geſuch um Anerkennung bes Herzogs Friebrid. 

Den einrüdenden preuß. und dfterr. Truppen wirb in ben meiften 
Drten pafliver Wiberftand entgegengejeht, indem bie Einquartirung 
verweigert wird. Die neue fanbesregierung in Kiel erläßt daher eine 
Berorbnung, nad welcher allen Requifitionen ber preuß. und öfterr. 
Truppencommanbanten Folge zu leiften ift. 

"»  n» (Bayern). Adreſſe einer zahlreichen Volksverſammlung in Augs- 
burg an ben König: 


„In der ſchleunigſten Anerkennung bes Herzogs Friedrich von Schleswig: 
Holftein und der Einfeßung besfelben in feine Rechte, welche zugleich bie 
Nechte ber deutichen Herzogthümer find, in bem thatkräftigen Gingreifen ber 
Wehrkraft ber bunbesirenen Regierungen können wir allein bie wirkſame Ver: 
eitfung von Mediatijirungsgelüften, die Abwendung ber Unterjochung und 
Zerreißung Deutichlanbs finden. Verſammeln Ew.k. Majeftät bieBertreter 
des Landes um fi; biefelben werden Zeugniß geben, wir finb deſſen über: 
zeugt, einftiimmiges Zeugniß bafür ablegen, daß Ihr ganzes Wolf bereit iſt 
alle und jede Opfer für die Freiheit und Selbfländigfeit deg Vaterlandes, 
für bie gefährbeten Rechte und bie fo ſchnöde verfannten Intereſſen besjelben 
zu bringen. Wenn Ew. k. Majeftät im Verein mit Ihren bunbestreuen Mit⸗ 
fürften, wenn das bayeriihe Bolt, eins mit ben Bevölferungen ber bunbeb- 
treuen Staaten ben entfhiedenen Willen zeigen, bem Bundesbruch unb bem 
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umbeutfchen verrätherifhen Sonberfiteben mit aller Gewalt ſich entgegen: 
zufeßen, fo ift wohl, wir hoffen es zu Gott, das äußerfte noch abzuwenden. 

24. San. Der 36er Ausschuß der Abgeorbnetenverfammlung vom 21. 
Dec. tritt in Frankfurt zufammen und beſchließt eine Anſprache an 
bas beutiche Volk zu richten: 


„Zwei Mächte, die ben Anſpruch verwirft haben, bie Großmächte Deutſch⸗ 
lands zu beißen, find in offener Miberfeßung :begriffen gegen das echt bes 
Bunbes, ber Bundesftaaten und ber Nation. Eigenmäcdtig haben fie ihre 
Truppen in das Bunbesland Holftein gejendet. Gewaltthätig find fie 
über bie Grenzen eines felbititändigen Staates vorgedrungen, ohne Bundes⸗ 

enehbmigung verfolgen fie ihren Weg, unter bem Borwanb, die Erfüllung 
. jener Verträge von 1851—52 zu erzwingen, die, im Namen des Bundes ges 
ſchloſſen find. 

„Und biefer Rechtsbruch wird vollbracht, nicht etwa in ungemefjenem Eifer 
für eine gute Sache, fondern im Dienfte ber verwerflichften Politik; die Ber: 
träge, ein Dedmantel früherer Schmach, nichtig von Anbeginn, überbied von 
Dänemart vielfach gebrochen, find durch ben Tod riebrich VII. und durch 
bas Aufleben ber Auguftenburgifchen Erbfolge inhaltslos geworden. 12 
Sabre lang ließ man fie mitgüßen treten. Sept, wo ihr Voll—⸗ 
zug der Sache der Herzogthümer töbtlih wäre, fept man Heere 
in Bewegung, um dieſen Vollzug zu erzwingen. Preußen und 
Oeſterreich, indem fie von dem däniſchen König bie Ausführung ber Verträge 
fordern, welche fein Borfahr als Herzog von Schleswig-Holftein geichloffen bat, 
erfennen auch ihn in biefer Eigenſchaft an, ftellen ſich auf ben rechtlofen Boden 
bes Londoner Protokolls, ergteiten Partei für bie Feinde ber Herzogthümer und 
Deutſchlands. 

„Eine Anzahl deutſcher Regierungen bat gegen ben gewaltſamen Bruch ber 
Bunbesorbnung Proteft erhoben. Das Volk und bie Herzogthümer, bie ganze 
entrüftete Nation ſchließt fih ihrem Protefte an. Wenn die 500 Abgeorbnieten 
heute abermals verfammelt wären, nicht bie Stimme eines Einzigen würde 
ih ausfchließen von biefem Protefte, von biefem VBerbammungsurtheil. Mit 
bem nadten Brotefte aber ift nichts gethan. Die Regierungen, bie 
das Bewußtfein ihrer Pflicht und ihres Mechtes gewahrt haben, müſſen han⸗ 
bein und helfen. Sie müffen handeln, wenn nicht ber Glaube an bie 
oft gerühmte Bedeutung ber Mittelftaaten bis an bie Wurzel vertilgt , Die 
monarchiſche Staatsordnung in ihrer Grundlage erihüttert, das Volk unauf: 

ltſam früber ober fpäter auf bie Bahn ber Selbfthülfe gedrängt werben 
ol. So keck und rückſichtslos das Verfahren der Gegner, fo fühn unb ener- 
giſch muß das ihrige fein. Auf ihrer Seite fteht das gute Recht, ſteht ber 
Wille ber Nation. Sie fämpfen um bie höchſten Preife, um bie Freiheit von 
öfterreichifcher und preußifcher Knechtſchaft, um bie Rettung ihres Dafeins, 
Die Gegner, umringt von innen und äußern Feinden, pochen mehr auf ben 
Schein als auf ben Beſitz ihrer Nebermacht; fie find nur ſtark, wenn 
bas übrige Deutihland rath= und mutblos zurüdweidt. 

„Biel zu lange fchon wartet Deutſchland auf den erften Schritt, auf bie A n= 
erkennungdes Herzogs, ben bas eigene Bolf einmüthig mit lauter Stimme 
anerkannt hat. Steine Ausflucht, Teine Formfrage bürfte in einem Augenblid 
von fo verhängnißvoller Bebeutung dieſen —*8 der Regierungen, für 
ſich ober am Bunde länger aufhalten. Mit Scham und Erbitterung ſteht 
das deutſche Volt bie Truppen Defterreihs und Preußens vorbringen, fieht 
wie bie Behörden einer freien Stadt bie ſchnödeſte Mißhandlung bemüthig 
ginnehmen und wie bie höchſte Behörbe bes Bundes fi) vor vollenbeter That: 
ache beugt, deren Str zu hindern bie heiligſte Pflicht war. 

„Keine Regierung wirb fernerhin Anfpruh haben auf bie Achtung und 
das Vertrauen bes Volles, bie nicht ber Sache ber Herzogthümer b. 5. ber 
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Sache Deutfhlands ihre ganze Wehrkraft ohne Rückhalt zur Ber: 
fügung ftellt. 

„Dies ift das Begehren, das wir auszufpredhen haben nicht aus eigener 
Willkür, ſondern, wir wiffen es, im Namen ber Nation, ein ernſtes und 
großes Begehren, nicht aus leichtfertiger Laune entiprungen, fondern bie Frucht 
ber tiefen Ueberzeugung, baß für Deutfhland die Stunde geloms 
men ift, wo nur ber Entfhluß, ehrenvoll Alles zu wagen, bie 
Gefahr abwenbet, ſchmachvoll Alles zu verlieren. Das deutſche 
Volk ift erfüllt von biefer Ueberzeugung; ift es aud erfüllt von ber That: 
kraft ? Entichloffen ift es feinerfeits bereit, nicht nur zu proteftiren, fonbern 
auch zu handeln? Alle Lanbesvertretungen, alle (Hemeinden und Genoſſen⸗ 
haften ruft bie gleiche Pflicht; fie ruft jeben einzelnen Mann in jebem beut- 
fhen Land, fie ruft mit lauteſter Stimme bie Bevölferungen jener mächtigften 
Staaten, bie man verbammen will, das Werkzeug jenes Nerrathes zu fein, 
bie Werkzeuge Preußens unb Oefterreichs im Tienfte ber unwürdigſten Politik. 
Solien euere Söhne ihr Blut vergießen? Sol bie Steuer und Schuldenlaft, 
bie euch bebrüdt, von neuem anſchwellen? Nicht mit unferem Gut und Blut 
fol die Schande ber Nation eingetaufcht werben. Deutſche in allen Län⸗ 
bern! bulbet es nit, daß ber böfe Willen bes Einen und bie 
Shwäde bes Anbern namenlofes Unbeil über Deutſchland 
bringt! Laßt nicht ab, bie guten Regierungen zu ſtützen, bie ſchwachen zu 
fpornen,, bie ſchlechten fchonungslos zu befämpfen. Weiſt bie Heinmütpigen 
Einflüflerungen von eu, es fei boch Alles vergeblich ; ihr Habt noch nicht 
Alles geihan. Wir ſprechen nicht von gewaltfamem Umfturz als einzigem 
Rettungsmittel, bem lebten und Außerften, zu welchem ein Bolt nur greifen 
barf, wenn es alle geſetzlichen Mittel bis auf bie Neige erichöpft hat. Handelt 
in ber Ausübung eures gefehlichen Mechtes, flatt revolutionär zu fprechen. 
Macht die Politik, das Geſchäft eurer Mußeſtunden, zur täglichen Beruföarbeit, 
verbreitet die Bewegung über Stabt und Land, über alle Klaſſen ber Gefell- 
haft, erneuert raftlo® euere Forberung, beftürmt bie faumfeligen Fürften, ers 
brüdt mit euren Anklagen bie pflichtvergefienen Miniſter. Tie jhlechtgefinnten 
Regierungen fuchen das Geld zur Ausführung ihrer Pläne, verweigern ihren 
ſtandhaften Lanbesvertretungen was fie begehren. Laffet feinen Zweifel barüber, 
baß eine Anleihe zu folchem Zwecke niemals bie Anerkennung bes Landes er: 
balten und ben Helfershelfern bei folden Geſchäften flatt Kapital und Zins, 
die ein ſolches Gefchäft machen, bie öffentliche Verachtung zu Theil werbe. 
Steuert von euerem Reichthum unb euerer Armuth zur Unterftübung ber 
Herzogthümer. Gebt ihnen, wenn bie Zeit gelommen ift, Waffen und Männer, 
weiche fie bedürfen. Laßt euch nicht entmuthigen burdy das erſte Mißlingen, 
nicht irre führen durch diplomatiſche Winkelzüge, nicht einfchläfern durch ben 
zögernben Derlauf ber Dinge. Diefes find bie Pflichten, bie und das Vaters 
land auferlegt. Thue Jeder bas Seine mannhaft und beharrlich!“ 


25. Jan. (Preußen) Eine k. Botſchaft verfügt den Schluß ber Seffton 
bes Landtags. Schlußrebe des Minifterpräfidenten von Bismard im 
Namen bes Königs (|. Preußen). 


„„ODeſterreich). Der große Finanzausfhuß bes Abgeorbnetenhaufes 
beſchließt, darauf anzutragen, ber Regierung ftatt ber geforderten 10 
Mil. bloß fl. 5,343,950 als Matricularbeitrag für bie Bundesexe⸗ 
eution in Holftein zu bewilligen und zwar mit bem Zufaß, baß biefer 
Betrag zu „keinem anbern Zwecke verwendet werben bürfe”. Auf 
ben Antrag bes Abgeorbneten Herbit wird überdies mit 18 gegen 
16 Stimmen befägloffen, dem Haufe folgende Erflärung vorzufchlagen: 
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„Das Haus ber Abg. vermag ben Vorgang ber kaiſerl. Regierung in Be⸗ 
zug auf die Occupation Schleswigs als einen ben wahren Intereſſen Oeſter⸗ 
reichs entfprechenden und ben allgemeinen Frieden fihernden nicht anzuer= 
tennen unb fühlt fi) daher zu dem Ausſpruch verpflichtet, daß es jede Ver⸗ 
antwortung für die folgen dieſes Schrittes von fih ablehne.“ 


25 Jan. (Holftein). Einzug der preuß. Truppen in Kiel. Die preuß. 


n 


26. 


Fahne tritt an die Stelle der Bunbesfahne. Die bisherige Bürger: 
wache vor der Wohnung des Herzogs Friebrih muß zurüdgezogen 
werben. 

Die theologiiche Yacultät und bie Geiftlichkeit Kiels erlaffen eine 
öffentliche Erklärung gegen die Berliner Kreuzzeitung und fordern 

„bie Gleichgeſinnten in ganz Deutſchland Hin auf, insbefondere bie Ver: 
treter der Theologie und bie geiftlichen Brüder, gegen dieſen Mißbrauch bes 
Kreuzes Ehrifti mit ihnen Zeugniß abzulegen und fid) beingemäß vor Gottes 
Angefiht und vor bem beutichen Volfe durch Anſchluß an biefe Erklärung 
ober fonft fobald als thunlich Affentlih auszufprechen.“ 


» (Lauenburg). Adreſſe an die Bunbes-Commifläre mit mehr 


als 1200 Unterfchriften für Xrennung von Dänemark: 

v... Mit bem Tode unferes bisherigen Yandesheren, Könige Friebrich VII. 
von Dänemark ift auch an unfer Land bie ernfte Frage getreten, wer ben er⸗ 
Vedigten Herzogsthron zu befteigen haben werde. Die rechtliche Unver- 
bindlichleit des auf dem Londoner Tractate beruhenden bänifchen Thron: 
folgegefeges vom 31. Juli 1853 für Lauenburg, als einem felbftändigen 
beutfhen Bunbesftaat, Taun nicht zweifelhaft fein. Das Land erwartet 
mit Vertrauen bie allein zu Recht beftchenbe Entfheidbung von 
ber hoben beutjhen Bunbesverfammlung. .. Wir leben unter 
allen Umftänden zu Deutfhland und verwerfen den undeut: 
fhen und unberedtigten Befhluß ber Ritter: und Landſchaft 
mit voller Entſchiedenheit. Das Lanb hat Feine Vertretung, bie im 
Stande wäre, die wahre Rechtsüberzeugung feiner Bernohner kund zu geben. 
Ein Theil durch ihren Grundbeſitz einflußreicher Männer im Lande if Veinen 
Interefjen geradezu fremd. Wir beflagen es, daß wir außerdem auch in ben 
Kreifen, die vermöge ihrer amtlichen Stellung auf bie Haltung ber Benölfe- 
rung Einfluß zu üben berufen find, bes in biefer ernften Zeit fo nothwen⸗ 
bigen Schutzes großentheils entbebren. . . Mir erbliden in ber Wiederver⸗ 
einigung mit ber Krone Dänemark feine Garantie ber Selbftändigfeit unjeres 
Landes, jondern nur bie unerfchöpfliche Duelle ftets neuer Verwirrungen. Hat 
unfer Land auch dem unmittelbaren Drude ber unferen Intereſſen geradezu 
feindlihen bänifchen Regierung ferner geftanden und Danf unferer Verfaſſung 
bisher trogen können, ’ haben uns bie bittern Erfahrungen unjerer Stam- 
mesgenoffen boch die Ueberzeugung zur evibenteften Klarheit gebracht, baß, 
wenn jetzt Deutfchland nicht unfere volle Selbftänbigfeit mahrt, auch uns eine 
Zeit bevorfieht, ba wir es fchmerzlich bereuen müßten, bie Rechte unferes 
Landes nicht mit allen unferen Kräften aufrecht erhalten zu haben. Deutfch- 
land wird entfheiben! Wir ftehben zu ibm.“ 

n (Bundestag). Antrag von Weimar, Meiningen und Coburg- 
Gotha wegen ihrer Erbanfprüde auf Lauenburg. 


28. „ (Bundestag). Kurheſſen trägt auf befchleunigte Entſcheidung 


” 


in ber Erxbfolgefrage an. — Die Bundescommifläre fragen empfeh: 
lend an wegen Einberufung der bolfteinifchen Stände. 


„— 1. Sehr. (Defterreih). Debatte des Abgeorbrnetenhaufes 


Über ben Zehn: Millionen Erebit, Ag. Tinti und 80 Mitglieber 
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⸗ 
ber miniſteriellen Partei beantragen, über die Reſolution Herbſt zur 
Tages ordnung überzugeben. Reden des Grafen Rechberg und bes 
Hrn. dv. Echmerling. Bei ber Abflimmung werben bie Anträge bes 
Ausſchuſſes angenommen, bie Refolution Herbſt dagegen wirb mit 
103 gegen 59 Stimmen verworfen. 

29. Jan. (Holftein). Deputirte von ca. 50 neugebilbeten Schleswig⸗Hol⸗ 
ftein-Vereinen nehmen in Kiel ein Gefammtitatut an. 

31. „ (Defterreih und Preußen). Gleichlautende Antwort auf bas 

von England geftellte Begehren einer förmlichen Erklärung, daß fie 

an dem Principe ber Integrität ber däniſchen Monardie feithalten: 

„Die Fol. (faif.) Regierung bat, indem fie die Rechte, zu deren Geltenb- 
machung gegen Dänemark fie in Gemeinſchaft mit Cefterreich (Preußen) jchreitet, auf 
die Stipulationen von 185152 bafirt, durch eben biefen Act bas Brincip 
ber Integrität ber däniſchen Monarchie anerfannt, wie basfelbe 
dur das Abkommen von 1851 —52 feſtgeſetzt iſt. Indem bie kgl. (kaiſ.) Res 
gierung zur Occupation Schleswigs fchreitet, IN fie nicht gefonnen, biefes 
Rrincip zu verlaffen. Mennfiejebod in Kolge von Verwidlungen, bie 
durch ba Beharren ber däniſchen Regierung bei ihrer Weigerung, ihre Ber: 
fprechungen von 18552 zu erfüllen, herbeigeführt werben könnten, oder in Dur 
ber bewaffneten ‚Intervention anderer Mächte fich gen ötbigt jeben jollte, 
Kombinationen zu entfagen, bie nicht Länger ein Ergebniß liefern würben, 
das im Verbältni zu den Opfern flänbe, welche bie Ereigniſſe ben beutfchen 
Drächten auferlegen möchten, fo Eönnten feine befinitiven Arrangements 
obne Mitwirfung der Mächte, bie den Londoner Bertrag unter: 
zeichneten, getroffen werben. Die britijche Regierung würbe bie kgl. (faif.) 
Regierung dann bereit finden, mit ihr zu einer Berftändigung über bie end⸗ 
iltige Yöfung ber däniſch⸗deutſchen Trage zu gelangen.“ 

(Baden). In Folge einer Berfammlung von Mitglievern ber 
bemofratifchen Partei aus Baden, Bayern, Heſſen, Naffau und Rhein: 
preußen richten die badiſchen Theilnehmer eine Petition an bie ba- 
bifche Regierung, den Ständen eine al8balbige Vorlage zu maden 
zur Organifation eine® bem ſchon beftehenden Armcecorps als Re⸗ 
ferve dienenden Volksheeres. 

„»  n (Kurbeffen). 165 Delegirte ber verjchiebenen Echleswig-Hol: 
ftein-Bereine bes Landes richten eine Adreſſe an den Kurfürften für 
entfchiebenes Auftreten in ber fehleswig-holfteinifchen Trage. 


1. Febr. (Deutfh:dänifher Krieg). Die Preußen und Defterreicher 
rüden in Schleswig ein. Die Preußen bejegen Edernförbe. 

„ n Schleswig). Herzog Friedrich wirb fofort nad dem Einrüden 
ber Allüürten in Gottorp und in Cdernförde von ber Bevölkerung 
als Lanbesherr proclamirt. 

„„BGBaden). Staatsrath Matthy übernimmt bas Hanbelsminifterium. 

2. „ (Schleswig). Herzog Friedrich empfängt bie erfte Hulbigungs: 
beputation aus bem Schleswigichen. 

3. „ (Bollverein). Wiebereröffnung der Ende Dec. v. J. vertagten 
Zollvereins⸗Conferenz in Berlin. . 
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8. gebr. (Deutſch-däniſcher Krieg). Die Deſterreicher erſtürmen 


Jagel und den Königsberg und dringen ſiegreich bis zum Dane⸗ 
werk vor. 

„ESchleswig). Preußen ernennt ben Frhrn. v. Zedlitz, früheren 
Polizeipräſidenten von Berlin, Oeſterreich den Grafen Revertera zu 
Civilcommiſſären für das Herzogthum Schleswig. 

„ (Holitein). Ein preuß. Telegraphenbeamter nimmt auf Befehl 
Mrangels von ber Telegraphenftation Rendsburg Befik und verlangt 
fämmtlihe Stationen an ber Bahn. Der Bunbesgeneral Hate gibt 
bem bolfteinifhen Beamteten 12 Mann zum Schutz; bie Belegung 
weiterer Stationen unterbleibt barauf. 

„ (Württemberg). Der Finanzminifter verlangt von ber IL Kam⸗ 
mer 750,000 fl. für Kriegsbereitichaft. 


. „ (Bundestag). Der Beriht von d. Pforbten als Referenten 


ber vereinigten Ausſchüſſe über die holſteiniſche Erbfolgefrage Liegt 
in jeinem erften Theile endlich gebrudt vor. 

„ (Holftein). Das Confiftorium der Univerfität Kiel befchlieht, 
bem König von Preußen eine Adreſſe um Anerfennung bes Herzogs 
Friedrih durch eine Deputation überreichen zu laſſen. 


nn (Deutfh:dänifher Krieg). Die Dänen räumen bas Dane: 


wert und bewerfftelligen ihren Rückzug hinter bie Düppler Schanzen 
und nach der Inſel Alſen. 

„ (Holftein). Wrangel lehnt die Forderung Hake's, ihm bie 6 zu 
Holftein gehörigen und nun von ben Mliirten befekten Dörfer aus: 
zuliefern, ab. 

„ (Sadfen) Die I Kammer tritt ben Befchlüffen ber II. Kam: 
mer vom 22. San. bei. 


 n (Deutfh:bänifher Krieg). Die Defterreicher beſetzen Schles⸗ 


wig und breden alsbald zur Verfolgung ber abziehenden Dänen 
auf. Gefecht bei Oeverſee. 

„ (Schleswig). Herzog Friebrih wird in ber Stabt Schleswig 
jofort als Lanbesherr proclamirt. 


 „ (Schleswig). Die Preußen und Defterreiher rüden in Flens⸗ 


burg ein. ine Proclamation Wrangels zeigt den Schleswigern 
die Einfegung ber öſterreichiſch-preußiſchen Eivilcommiffäre an: 

no. . Seber Beamte, ber fich biefer Autorität nicht ohne Weiteres unters 
werfen jollte, hat feine fofortige Entfernung aus bem Amte zu gewärtigen. 
Die deutſche Sprache ift fortan bie Geſchäftsſprache. Bolitifäe Demon: 
firationen, welche irgenb einer anberen Richtung als berjenigen gelten, 
welche bie zur Kriegsführung verbundenen Regierungen ber beiben deutſchen 
Gropmädte gemeinihaftlih verfolgen, und Verſuche, irgend einer ans 
beren Autorität Eingang zu verfchaffen, unterfage ich ausdrüclich, 
unb bemerfe, baß, wenn ſolche dennoch vorkommen follten, bie Urheber und 
Theilnehmer berjelben nachdrücklichſt beftraft werben follten. Die Betheiligung 
von Beamten an folden Demonftrationen und Verſuchen wird, neben anber= 
Se eigen trafen, bie fofortige Entfernung aus dem Amte zur 

ge haben.“ 
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Herzog Friebrich wird an demſelben Tage in Flensburg von der 
Bevoͤlkerung als Landesherr proclamirt. 

7. Febr. (Heſſen⸗Darmſtadt). Landesverſammlung in Darmſtadt. Re: 
ſolutionen für ſofortige Anerkennung des Herzogs Friedrich und 
für die 

Nothwendigkeit, daß bie bundestreuen Regierungen zur Erleichterung bes 
gemeinſamen Handelns unter den jetzigen bedrohten Verhältniſſen einen enge⸗ 
ren politifch-militärifchen Verband unter ſich herſtellen und alle Vorbereitungen 
treffen, um ihre Selbftändigfeit, um Deutſchlands Recht und Ehre felbft mit 
den Waffen wahren zu Tönnen. Das beffiihe Volt wirb jedes Opfer bringen, 
um bie Regierung Sr. k. Hoh. bierbei zu unterflügen.” 

8 „ (Schleswig). Erſte Bekanntmachung bes preußiſchen Civil⸗ 
Commiſſärs v. Zedlitz: 

u... Der während ber Dauer ber Beſetzung bes Herzogthums Schleswig 
mit ber oberften Autorität im Lande betrante Cherbefehlshaber ber verbünbeten 
Armeen bat durch feine Bekanntmachung vom 7. d. M. bereits [ämmtlidhe 
im Lande angeftellte Beamte beftätigt, unter ber Vorausſetzung, daß bie 
ſelben fich der Autorität besfelben und ber Eivilcommiffäre unbebingt unter: 
werfen und baß nicht burh ganz befondere Umſtände beren Entfer: 
nung nothwenbig gemacht wird. Alle Beamten, welche biefe Verpflichtung 
einzugeben bereit find, haben, fo lange fie berfelben treu bleiben und nit 
fonft durch dienſtliches ober außerdienſtliches Berhalten zu ihrer Entfernung 
aus bem Amte Anlaß geben, auf Schutz und Unterftügung in ihrer 
Amtsführung durchaus zu rechnen, und es ift Vorkehrung getroffen, baß Be: 
brohungen der Beamten durch irregeleitete Maffen, durch welche jene 
an einzelnen Orten zum Verlaffen ihrer Aemter veranlaßt worben find, fi 
nicht wiederholen. Gegen bie ftrafbaren Urheber unt Theilnehmer folder Er⸗ 
ceſſe wirb unnadhfichtlich mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln eingefchritten 
werden. Die Gleichzeitigfeit ber mit irafbaren Ausfchreitungen ver: 
bundenen politijhen Kunbgebungen an mehreren Orten bes üb: 
lihen Theiles bes Herzogthums Schleswig und bie Gemeinſamkeit ber Rich⸗ 
tung, in welder biefelben erfolgt find, erhöht bie Nothwendigkeit folgender, 
bei der augenblidlihen Lage ber Dinge in militärifcher und politiicher Be: 
ziehung gebotenen Anorbnungen: 1) Bolitifche Vereine, und insbeſon⸗ 
bere ſolche, welche unter einanber ober mit auswärtigen Vereinen in Verbin: 
bung fteben, find nicht zu bulden. 2) Oeffentliche Demonftratios 
nen und Kunbgebungen politifcher Art, von weldyer Partei fie auch ausgehen 
mögen, find unbedingt zu verhindern. Inebeſondere barf unter 
feinerBebingung ber @ntjheibung ber Succcjlionsfragethat: 
ſächlich irgendwie vorgegriffen werben.” 

Lehrer Hanfen in Flensburg erflärt Wrangel mit Entſchloſſen⸗ 
beit, bie bänifhen Beamten „müßten“ fort. 

„» n (Hamburg). Der Senat verlangt von ber Bürgerfehaft bring: 
Ki, bie für Kriegsräftungen bemilligte 1 Mil. MB. auf 2 Mill. 
zu erhöhen. 

9. „ Bundestag) Die vereinigten Ausſchüfſſe „ſehen ſich veran- 
laßt den Bundes-Commiffären in Holſtein bringenb zu empfehlen, 
ben Bebürfniffen der in Schlesiwig operirenden alliirten Armee unb 
ber bortbin nachrüdenden Truppen in Bezug auf Transportmittel x. 
nad Möglichkeit zu entſprechen.“ 


„ ov (Holftein). Wrangel erflärt bem Bunbesgeneral Sale, daß es 
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„für die Sicherheit und Freiheit der Kriegssperationen für ihn von 
zwingender Nothwendigfeit werde,” Altona, Neumünfter und Kiel mit 
4 Bataillonen zu befeben und hofft die biesfälligen Anordnungen 
von der „fo oft gezeigten Willfährigfeit” des Bunbesgenerals. 

9. Fehr. (Oldenburg). Die Regierung lehnt den Wunf bes Land: 
tags, fi) am ſchleswig-holſteiniſchen Anlehen mit 100,000 Thlrn. 
zu betheiligen, unummwunben ab. 

10, „ (Schleswig). Herzog Friebrih wirb in Apenrabe als Lanbes- 
berr proclamitt. 

„ u (Hamburg). Die Bürgerfchaft lehnt die vom Senat für ben 
Schub der Küfte geforderte Erhöhung bes ſchon bewilligten Erebites 
von 1 auf 2 Mil, Mark 3. in geheimer Sitzung ab. 

11. „ (Bundestag). Die vereinigten Ausſchüſſe legen endlich ben 
eriten Theil ihres Berichtes und Antrages in ber holſteiniſchen Erb- 
folgefrage ber Bunbesverfammlung vor: 

Antrag ber Majorität (v. d. Pforbten): „Die Bunbesverfammlung 
wolle bejchließen: 1) daß ber am 8. Mat 1852 zu London zum Zwecke ber 
Begründung einer neuen Succeffionsordnung für bie unter dem Scepter St. 
Maj. des Königs von Dänemark bamals vereinigt geivefenen Staaten abge: 
ſchloſſene Vertrag keinerlei verbindliche Kraft für den beutfhen Bund babe 
2) daß die Ausführung diefes Vertrages nicht bloß durch bie fpäteren Er: 
eigniffe und durch das eigene Nerhalten dev k. bänifchen Regierung in Bezug 
auf die deutſchen Herzogthümer unmöglich geworben, fondern auch der Bund 
nicht in der Lage fei, biefen Vertrag jetzt unter nachträglicher Anetfennung 
besjelben zur Grundlage feiner —— zu nehmen; 3) daß daher auch 
die in ber 33. vorjaͤhrigen Sitzung vom 28. November zur Vorlage gekom⸗ 
mene Vollmacht St. Maj. des Königs Chriftian IX. von Dänemark für ben 
Geh. Conferenzrath Freiheren von Tirdind-Holmfelb aus dieſem Titel nicht 
angenommen werben fünne; 4) baß vielmehr der Ausſchuß für die holftein- 
Yauenburgifche Berfaffungs-Angelegenheit zu beauftragen fei, über bie Erbfolge 
in ben Herzogthümern Holſtein und Lauenburg zum Zwecde ber Entſcheidung 
über bie vorliegenden Vollmachten mit möglichiter Beſchleunigung weiteren 
Vortrag zu erflatten, ohne babei ben Vertrag vom 8. Mai 1852 zur Grund: 
Yage zu nehnten.” 

Antrag ber Minderheit (Deflerreih und Preußen): „1) Diefen An 
trag abzulehnen; 2) den Ausfhuß zu beauftragen, in Bollziehung bes Bundes⸗ 
beſchluſſes vom 28. November und 23. December v. 3. auf bie Prüfung ber 
Erbfolgefrage felbft für die Hergogthümer Holftein und Lauenburg und ber 
damit zufammenhängenden Vorfragen einzugeben.” 

Die Bundesverfammlung beſchließt, die Abftimmung in 14 Tagen 
vorzunehmen. Preußen, Defterreih, Hannover Kurbeflen, Diedien- 
burg und Luremburg ſtimmen für 4 Wochen; Bayerns Antrag, in 
8 Tagen abzuftimmen, bleibt mit 6 Stimmen in ber Minderheit. 

„ n (Holftein). Der Bundesgeneral Hate lehnt Die Zumuthung 
MWrangeld vom 9. d. M. „auf Grund ber von Bunbeswegen erlaj- 
fenen Snftruftion“ von der Hand. — Die Bunbescommifläre be- 
antworten das Schreiben der vereinigten Ausſchüſſe der Bundes- 
verfammlung vom 9. d. M. fehr einläßlich dahin, daß „fe in allen 
Fällen, wo man bon Geite bes Obercommanbo’8 ber berbünbeten 
Armee ihre Vermittlung Überhaupt in Anfpruch genommen babe, an 
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einem Entgegenkommen von ihrer Seite es wahrlich nicht haben feh- 
Yen laſſen“ und verlangen im Falle von Miktrauen von Geite ber 
Bunbdesverfammlung lieber ihre Entlaflung von einen Auftrage, ber 
„von gewiffer Seite her unausgeſetzt bie gehäfligite unb verdächti⸗ 
gendfte Kritik erfahre.“ 

11. Febr. (36er Ausſchuß). Nmlauffchreiben ber geſchäftsleitenden 
Commiſſion des 36er Ausſchuſſes an bie ſchleswig-⸗holſteiniſchen Ver⸗ 
eine und Comite'e: 

„0. Man kann fih zunächſt ber Wahrnehmung eines wachſenden 
Reffimiemus nicht verfchließen, welcher Angefichts der beutigen Lage am 

Steg der nationalen Bewegung verzweifelt. Tiefer Peſſimiemus fagt fi: bie 
Vayonette ber Großmächte entfäeiben m Schleswig und werden in Kolftein 
enticheiden; bie bunbestreuen Regierungen wagen feine Politik, die irgend 
Erfolg verbieße, unb benjenigen, die den Muth Haben, fchlt e8 am ber aus: 
reihenden Macht; die Nefolutionen und Abreffen ber Bevölkerungen richten 

nichts aus. Wozu hilft es num, biefe wirkungoloſen Demonftrationen ine Un» 
enbliche fortzuſetzen, Gelber zu ſammeln, die ben Weg aller unferer trüben 
Erfahrungen gehen werben, ein ſchleswig-holſteiniſches Heer auszurüften, das 

nichts zu thun haben wird, und eine Freiwiſligenbewegung im Fluß zu er: 
halten, die an ber Macht der Nerhältniffe Icheitern, oder im keiten Falle über: 

flüffig fein wird? Dieſe Anficht breitet fih aus, je mehr bie ſog. „Macht ber 
Thatſachen“ im Norden fortichreitet. Sie recrutirt fi aus allen Schichten, 

faugt ihre Nahrung aus guten und fchlechten Motiven, und man Tann jagen, 

baß fie zwei politiiche ECrundbeſtimmungen repräfentirt : in bem einen alle 
beginnt und endet fie mit ber reinen, trägen, feigen Negation, im andern 

bat fie noch einen Schlukfak und erblickt in ber Zukunft die einzige Rettung — 

bie Revolution. Geſtatten Sie uns, biefer Anjiht gegenüber unfere eigene 
auszufprechen. Es berubt auf einer feltfamen Verfennung ber Thatſachen, 

wenn man glaubt, die Newegung in Teutichlanb fei Eis beute ohne Erz: 

folg gewefen. Im Gegentheil, die Erfolge liegen Far zu Tage, werm auch 

Bas Endziel noch lange nicht erreicht if. Won den beutfhen Regierungen, 
welche man bie guigefinnten nennt, weil jie mit mehr oder weniger, bie meiſten 
allerdings mit hoͤchſt unzulängficher Energie auf bie Seite bes Rechts unb 

ber (egitimen Erbfolge in ben Kerzogtbiimern getreten find, bat ein guter Theil 
biefe efinnung erft aus ben Kumdbgehungen ber öffentlichen Meinung ge: 
ſchöpft. Ja Defterreih und Preußen, biefe der nationalen Ehrenſache Feinde 
lichen, auf ihren principiellen Gegenfap gegen bie nationale Strömung po⸗ 
chenden Mächte, ſind dennod von derfelben öffentlihen Meinung 
nah Schleswig getrieben worden. Wir flüßen uns aufbas Zeugniß 
bes engliſchen Miniflers, ber in ber Oberbausfikung vom 4. Febr. oͤffentlich 
erklären Tonnte: „in allen Depefchen ber beiden Mächte werde bie Borftellung 
betont, baß, wenn fie nicht nah Schleswig zögen, fold eine 

Aufregung inDeutfhlandentfkeben undſolch ein Freiwilligen— 

heer nach Holſtein aufbrechen würde, daß fie ber Gefahr eines 

Bürgerkrieges ausgeſetzt wären.” Und was dieſe Mächte auch ſonſt 

noch im Schilde führen mögen, gleichviel mit welchem Programm fie über 

bie Eiber gegangen find, — das vergoffene Blut und die dem Krieg barge: 
brachten Opfer machen e8 ihnen von Tag zu Tag fchwerer, ihr ramm 
gegenüber bem ber Nation zn halten. Die öffentliche Meinung alſo bat es 
dahin gebradt, ba bie Truppen Defterreih® und Preußens am Danewerk 
und an ber Schlei gelämpft und geblutet und ihre Waffenehre eingelegt haben, 
baß bie Schleewiger von Ort zu Ort, von Landſchaft zu Landſchaft ihren 

Herzog Friedrich proclamiren können: bie öffentliche Deeinung barf angeſichts 

biefex Erfolge in ihrem Stechen, vollends bis ans Ziel durchzudringen, nich 

raſten und nit ruhen. Man fagt uns von manchen Seiten: auf bem Weg 
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ber bem Ausſchuß ber Abgeorbneten durch fein Manbat angewielen it — bem 
Wege der frieblihen Agitation — ſei nichts zu erreichen. Wir antivorten mit 
bem Aufruf vom 24. Januar: biefe Behauptung wirb begründet fein von 
bem Augenblid an, wo alle Mittel der frieblihen Agitation bis zum legten 
erihöpft finb; zur Stumbe find fie es noch nit. Im Süden wie im Nor: 
ben, in Bayern und Württemberg wie in Preußen unb anberwärts iſt noch 
keineswegs alles geſchehen, was geichehen konnte, um bie Fürſten und ihre 
Rathgeber nicht allein von ber Ginmüthigfeit, fonbern auch von ber uner: 
ſchütterlichen Energie bes Vollswillens zu überzeugen. Die Preffe, bie Ver: 
eine, bie Landesvertretungen haben vielfah ihre Schuldigfeit nur Bald ge- 
than. Die Ahnung einer gewaltfanten Kataftropbe, bie über furz ober lang 
aus ber Preisgebung ber Herzogihümer fi entwideln würde, gewinnt in 
immer weiteren Kreifen Verbreitung; fie ift noch neuerlih von bem Führer 
ber coufervativen Partei in Bayern mit tüdhaltlofer Schärfe ausge- 
ſprochen worben. Wenn aber ber gewaltfame Umſturz ber beftehenben Staats- 
ordnung von jebem gefitteten Volk als ein fchmeres Uebel empfunden wich, 
und bie Theilnahme an revolutionären Entwürfen für jeben gewiſſenhaften 
Mann der ſchwerſte Entſchluß feines politifhen Lebens ift, fo muß es unfere 
Aufgabe bis zum letzten Augenblid fein, bie verblendeten Regierungen und 
Dynaftien von bem Abgrund zurüdzubalten, bem fie entgegengehen. Erſt 
wenn bie äußerſte Anftrengung ber geregelten Volkskraft fruchtlos geblieben 
iſt, tritt die Revolution in ihre Rechte ein; dann erſt beſitzt ſie auch die Kraft, 
ihre Gegner unwiderſtehlich niederzuwerfen.“ 


12. Febr. (Holftein). Altona wird von einem Bataillon Preußen trotz 


” 


bes Proteftes der Bunbescommifjäre befeßt. Kine telegraphifche De: 
peihe aus Frankfurt weist die Bunbescommiflfäre an, „bas preu⸗ 
ßiſche Militär aufzunehmen”; die Bürger fügen fih ben Einquar⸗ 
tirungsbefehlen. Die Hauptwade bleibt in ben Händen ber Bunbes- 
‚truppen. 


„ (Schleswig) Die deutſchen Abgeorbneten ber ſchleswig'ſchen 


Ständeverfammlung fommen in Schleswig zufammen und beſchließen, 
eine Deputation von 12 Mitgliedern an ben König von Preußen 
und an ben Raifer von Defterreich zu fenben, um für bie Aner: 
fennung ber Lanbesrechte und bes Herzogs Friebrich zu wirken. 


13. „ (Bundestag). Der Conflict in Holftein zwiſchen Wrangel und 


ben Bunbesautoritäten Tiegt ber Bunbesverfammlung vor. Oeſter⸗ 
reih und Preußen erflären, „es hanble fi im Wefentliden um eine 
ZTruppenregulirung auf einigen Punkten ber Hauptverbinbungslinien 
der Armee” und wünfchen bezügliche Weifungen ber Bunbesverfamm- 
Yung an General Hate „Behufs Negulirung ber Frage” Sachſen 
proteftirt „gegen bie wider feierliche Zufage, ofne Zuftimmung bes 
Bundes ergriffene Mafregel” und beantragt „bie Bundesverſammlung 
wolle dagegen reclamiren, Erfüllung ber gemachten Zuſagen ver: 
Yangen, und alle, zur Sicherftellung ihres Anfehens erforderlichen 
Maßnahmen ergreifen, insbefonbere bie, in dem Bundesbeſchluß vom 
22. San. d. J. vorbehaltene Berufung anbermweitiger Rejerven 
und zwar aus Truppen bes 7. und 8. Bundes-Armeecorps bewirken.“ 


» (Preußen). General v. Deanteuffel geht in außerorbentlicher 


Million nah Dresden. — Der König empfängt bie Deputation 
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der Univerfität Kiel und nimmt bie Abreſſe derſelben um Aner: 
tennung bes Herzogs Triebrih entgegen. — Auftauchen ber “bee, 
die jchleswig-holfteinifhe Frage burdy ein Arrangement mit Olben- 
burg Behufs einer Gebietserweiterung für Preußen zu Löfen. 

13. Fehr. (Schleswig). Der Herzog Friedrich wird aud in ber letzten 
Stadt Schleswigs, in Habersleben, von der Bendlferung als Landes: 
herr proclamitt. 

13/14. Febr. (Defterreih und Preußen) ridten abmahnende Noten 
gegen die Anträge v. d. Pfordten in der Erbfolgefrage v. 11. d. M. 
an bie verjchiedenen beutfchen Regierungen. 

14. Febr. (Preußen). Abſchluß eines Vertrages mit Oldenburg über 
Sicherung und Ausdehnung der preuß. Marine-Etabliſſements im 
Jahdebuſen. 

„„Maſſau). Die Regierung verbietet bie ſog. Lichtmeßverſammlung 
ber Fortfehrittspartei in Rüdesheim und Idst eine ftatt berfelben 
veranftaltete Verſammlung „für Unterjtükung ber Verwundeten in 
Schleswig⸗Holſtein“ auf. 

14./15. Febr. (Holftein). Die Preußen befegen au Reumünfter und 
Kiel. Die Bunbesautoritäten laſſen es geſchehen. Bunbesgeneral 
Hafe concentrirt bie hannover’fhe Brigade um Altona. 

15. „ (Preußen). Preußiſche Blätter melden, daß das fechste Armee 
corps mobilifirt und in ber Lauſitz (gegen Sachſen) aufgeftellt 
werben folle. 

„„nBBaden) bat das Königreih Italien anerkannt: ber Großherzog 
nimmt das Erebitiv eines ital. Gefchäftsträgere entgegen. 

16. „ (Baben). Debatte in ver IT. Kammer über die clericale Agi⸗ 
tation in der Schulfrage. 

„ n (Hellen-Darmflabt). Die I. Kammer beſchließt mit allen 
gegen die 5 anweſenden adeligen Stimmen: 

4) der großberzoglichen Staatsregierung für beren Thätigfeit in ber ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Angelegenheit ihre Anertennung auszufprechen ; 2) biefelbe zu erfuchen, 
an dem Bunbestage auf fchleunige Erledigung ber unverantwortlich verzögerten 
Erbfolgefrage zu bringen, auf alle Kalle aber felbftänbig mit ber Aner⸗ 
fennung bes Herzogs Friedrich voranzugehen; 3) biefelbe ferner 
zu erfuchen, mit ben übrigen bunbestreuen Regierungen Deutichlands bie nö⸗ 
tbigen Vereinbarungen zu treffen, um gemeinfam, ſelbſt mit ben Außer» 
ſten Mitteln, bie Rechte bes Bundes, ihre eigene Selbftänbigfeit, nament: 
li) aber die Rechte der Herzogthümer und ihres rechtmäßigen Fürften zu 
wahren; 4) insbefonbere biefelbe zu erfuchen, auf eine flärfere Belebung Hols 
feine mit Bundestruppen, fowie auf eine Mitbefeung Schleswigs binzus 
wirfen.” Der Minifter von Dalwigk erflärt fich gegen bie Anträge, indem er 
bie age Anerkennung bes Herzogs Friebrih und bie "Außerken Mittel" 

€ 


17. „ (Schleswig). Die Eivilcommiffäre erflären bie Verfaflung vom 
18. November außer Kraft. 

„» » (Bayern). Der fchleswig-holfteinifhe Verein in Nürnberg be 
Ichließt eine Adreſſe an ben König unb beauftragt eine Deputation 
mit ber Ueberreichung derjelben. Der König lehnt bie perſoͤnliche 
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Entgegennahme ab umd läßt die Deputation auf den conflitutlonellen 
Weg verweilen: 


v0. . Die Freude über ben Erfolg deutſcher Waffen ift Feine ungetrübte, 
Defterreih und Preußen baben fih thatfählih vom deutſchen 
Bunde losgeſagt, fie füämpfen als Defterreiher und Preußen, 
nicht als Deutfche; alle anderen beutichen Stämme find von biefem Kampfe 
ausgefhlofjen, und bie bereinjtigen Sieger werden, jo müſſen wir fürch⸗ 
ten, allein endgiltig über bas Schidfal Schleswig:-Holfleins 
entſcheiden, und der beutfhe Bund wirb rath- und madtlos 
zu gehorchen Haben. Welches Schidfal Defterreih und Preußen für 
Schleswig-Holjtein beftimmt, noch weiß man es nit. Aber die ben jrembden 
Mächten wiederholt gegebenen AZuficherungen, bie Integrität des däniſchen 
Reich zu bewahren, einzelne Grfcheinungen wie 3. B. das in biefen Tagen 
erfolgte Beſetzen verſchiedener Punkte in Holftein troß ber Proteflation ber 
Bundesautoritäten, das Verbot, daß Schleswigs Volk feinen Fürften procla⸗ 
mire, die Entfernung beutfcher Farben, und ber den däniſchen Beamten in 
unbegreifliher Weiſe zugefiherte Schuß, fo daß biejelbeun gegen den Willen 
ber Bevölkerung und von folder ale bie eigentlichen Unterbrüder auf das 
beftigfte gebaßt, in ihren Aemtern verbleiben, Tafjen dringend bejorgen, daß, 
wenn Dejterreih und Preußen nicht fchon Im Geheimen über das Scidjal 
Schleswig-Holfteins ſich geeinigt, jo doch für ale Gventualitäten ſich offene 
Hand bebaften und faum geneigt fein werden, ein ungetheiltes Schleswig 
Holftein dem allein legitimen YFürften zu übergeben, ben bes Volkes Stim= 
mung in Holjtein wie in Schleswig fi) ermählt. Und beshalb find Alle, 
welche e8 mit Deutichland und mit SchleswigsHolftein treu unb ehrlich mei⸗ 
nen, tief befümmert, weil der Zwed, für ben jegt beutfche Krieger ihr Blut 
vergießen, in unbeimliches Dunkel gehült if. Aber Eines ift [don jetzt 
gewiß. Die Autorität bes deutſchen Bundes ift vernicdtet, 
Defterreih und Preußen handeln für fi, mißadhtend die 
Beihlüfje bes Bundes. Sie wollen zeigen, daß fie die Mädhtigeren 
find, daß bie anderen beutjchen Staaten feinen Willen, und wenn aud, doch 
feine Kraft ihn durchgufegen haben. Dejterreih und Preußen ſind, 
gelingt ihr Blan, fortan Deutſchland; ihr Gebot, ihr Wille 
entſcheidet; bas übrige Deutfhland bilbet mit feinen Fürften 
und ſtehenden Heeren ein Bafallentbum, das auf Befehl zu 
Haufe bleibt, in ben Krieg zieht und wieder beimfehrt, wie 
man es eben braucht, und wiberjeßt es fich, jo theilt man es. In die- 
fer Weife verftehen Defterreih und Preußen, verftehen Bismard und Rechberg 
Deutſchlands Einheit. Und Angefichts diefer Gefahren, was thut ber Bund, 
was thbun bie bundesgetreuen Staaten, was beren Fürften? 
Seit Monaten feine That. Wie ber Furchtſame inmitten bes brennenden 
Schifſes nicht wagt, fein Leben zu retten burch einen kühnen Sprung in 
bie tobenden Fluthen des Meeres, um das nahe Ufer zu erreichen, und jam⸗ 
mervoll untergebt, jo gelähmt fcheinen bie bunbestreuen Staaten, baß fie 
zaubern, bis alle Hoffnung auf Erfolg zu Ende ift Nicht das 
Beifpiel des rafchen und entichloffenen Handelns, das ihnen Oeſterreich und 
Preußen gegeben, nicht die Vorftellungen und Bitten ihrer Völker, thatfräftig 
einzujchreiten in dem Kampf gegen Dänemarf, nicht bas Vertrauen auf ihre 
ftolzen und fchönen Heere, welche vor Begierde brennen, endlich einmal wirt: 
lie und ehrenvolle Dienfte dem Vaterland Ieiften zu konnen, nicht bie 
Erfahrung, daß DOefterreih und Preußen überall ba, menigftens fcheinbar, 
nachgegeben, wo fie auf einen tbatkräftigen Wiberftand zu ftoßen noch befürdh- 
teten, micht bie Lehre ber Geſchichte, daß 518 in bie neneften Zeiten berab 
üritengefchlechter jpurlos verſchwunden find, nicht bie Furt, bem eignen 
olk fich zu entfremben — Nichts war im Stande, ben. beutichen. Bunde 
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uab ben bunbestreuen Zärften fo viel Muth einzuilößen, nur einen Theil 
ihrer Heere nad Holfiein zu werjen, um mit einer ebenbürtigen Macht Oeſier⸗ 
reich unb Preußen gegenüber zu fteben, damit bie nun dort fiebenden Bundes⸗ 
erecutionstruppen ihre Aufgabe erfüllen, bie Rechte der Herzogthümer ſchützen 
und Webergriffen ber beiden Großmächte wirkſam entgegentreten Lönnen. Man 
it nidt im Stande, bie Grbfofgefcage zur Entfheidung zu bringen, 
weil nah der Entkheibung gehandelt werben müßte und ftatt beilen man 
fi, lieber die täglich eintretenden Ereigniſſe als fait accompli gefallen läßt. 
Und wenn bie eignen Souveränetätsrecdhte, an weldyen dem Volke gegenüber 
bis auf das kleinſte jetgehalten wird, in Folge ber brobenden Stellung ber 
Großmächte aufgegeben werben, find nicht auch Rechte bes Volles gefährdet, 
die daſſelbe nicht aufgegeben haben will? Aber bie Stimme des Volles ift 
nicht beachtet, troß wiederholter Pitten Fein Landtag zujammenberufen 
worben, um bie Vertreter des Volkes zu bören. Königlihe Majeſtät! Ges 
ruben Sich Allerhoöchſtdieſelben die Vegeifterung in das Gedächtniß zurüd zu 
rufen, welche das ganze Land bewegte, als Allerhöchſtdieſelben mitten im Win: 
ter, perfönliche Gefahr nicht achtend, von Rom in ‘hr getreues Land zurüd: 
geeilt, al8 Sie bie füniglihen Worte fpradhen, mit und durch den Bunb 
mit allen Kräften für die gerechte Suche Schleswig-Holjteins einzuftehen, er: 
imern fih Ew. Majejtät ber Begeijierung jener Diänner, welche ans Holftein 
in bie königliche Refidenz gefommen waren, um nach ihrer Rückkehr allent: 
halben zu verfünben, baß fie in Bayerns König einen echten deutſchen Fürften 
gehunben, ber ihre Sache nicht verlajjen wirb und Ew. Majeftät werben es 
egreiflih finden, wenn bas Volf bie Räthe der Krone anklagt, baß 
fie zögern, den Willen Ew. Majeftät durch raſches Handeln in Vollzug zu 
fegn. Wer mit und durch ben Bunb zu handeln gelobt bat, 
ber wirb au für den Bund eintreten mirſſſen, wenn frembe 
Gewalt feine Befhlüjje mißadtet, ihnen entgegenbandelt 
ober feine Wirffamfeit überhaupt lahm Tegen will, Dan kann 
mit oder durch ein Organ nur bann handeln, wenn baffelbe in lebens⸗ 
fähiger Weife eriftirt. Sn dem Momente, wo bie bundestreuen Regie⸗ 
rungen dulden, daß die Großmächte die Beichlüffe des Bundes mißachten, bat 
berjelbe aufgehört zu eriftiren und ber Wille ber Großmächte entjcheidet allein. 
Diefe Sefapr zu befeitigen, gibt es nur Ein Mittel. Und bie 
Macht, welche unfern Regierungen zur Seite ftebt, ift eine nicht geringe; fie 
befteht in wohlgerüfteten Armeen, melde nur bes Winfes barıen, in 
den Volke, das Schleswig-Holjiein für Deutfhland gerettet wilfen will, 
und vor allem in ber Gerechtigfeit der Sache, welche Muth, Zuverſicht und 
Bertrauen gibt. Noch bat das Volf das Vertrauen nit ganz verloren, 
nod) glaubt es, wie es felbjt bereit ift, für feine Ehre und GSelbftänbigfeit 
alte Güter bes Lebens einzufeben, ein gleiher Muth werbe feine Fürften und 
Regierungen befeelen, weldhe mehr noch als bie Völker zu verlieren im Be: 
griffe leben. Wir bitten daher Ew. Majeſtät allerunterthänigit, aller: 
ſchleunigſt bei, durch und für den Bund diejenigen Schritte zu thun, wo⸗ 
durch eine Achtung gebietenbe, für alle Gventualitäten gerüftete 
Bundesmacht aufgeitclt und bie in Holftein bloßgeftellte Bunbesarmee 
verftärft werde, um ım ent[heidbendben Momente thatkräftig für die 
Rechte Schleswig-Holfteins, nöthigenfalls ſelbſt gegen Oeſterreich 
und Preußen, einzuftehen und zu erwirken, daß das vereinte Schleswig: 
Holſtein feinem legitimen Fürſten übergeben werde.“ 


17. Fehr. (Heffen-Darmftadbt). Die I. Kammer beſchließt mit allen 
gegen 4 Stimmen 
„unter dem Ausbrud ihrer freubigen Bewunderung bes Helbenmutbs ber 


beutichen Truppen, durch welde mit uwerwarteter Schnelligfeit ber größte 
il bes Herzogthuma Schleswig von bem däniſchen Drud befreit worden 
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it, die Erwa aussuf n, bie gro o Regierung werbe wie 
her auch nein —— — bob ne ber Erbfolge in 
Schleswig-Holftein die Rechte biefer deutſchen Lande und das Intereffe Deutſch⸗ 
lands g rt werbe, unb zu biefem Behuf barauf bringen, baß bie bo 
Bunbesverfammlung über bie Erbfolgefrage Entjcheibung treffe und ben Ver⸗ 
treter bes als rechtmäßig anerkannten Herzogs von Holftein als Bundestages 
gefandten zulaffe, ferner bie fefte Zuverſicht auszuſprechen, daß nichts geeigneter 
jein Türme, das volle Cinverftändniß zwiſchen ben beutichen Großmächten und 
ben übrigen Mitgliebern bes Bundes herbeizuführen, als bie bem Recht und 
— aller Staaten entſprechende Ordnung der obengenannten Erb⸗ 
olgeangelegenheit.“ 

18. Febr. (Bundestag). Die Bundesverſammlung beſchließt, in Erwi⸗ 
derung auf den däniſchen Embargo auf alle deutſchen Schiffe ohne 
Unterſchied der Flagge auch auf alle däniſchen Schiffe in deutſchen 
Häfen Embargo legen zu laſſen. 

„„ESchleswig). Die Civilcommiſſäre erklaͤren bie bänijchen Sprach⸗ 
reſcripte für aufgehoben. 

„„GPreußen). General v. Manteuffel gebt in außerordentlicher 
Miſſion nach Hannover ab. 

„ n (Hannover). Eröffnung bes Landtags. Die Thronrede wird 
durch den Sriegsminifter verlefen. Tifchrebe bes Könige. Die 
I. Kammer wählt zu Präſideniſchaftscandidaten Graf Bennigfen 
mit 77 gegen 8, Landrath Neubourg mit 53 gegen 29 und R. 
v. Bennigfen mit 35 gegen 26 Stimmen. 

18./19. Febr. Minifterconferenz in Würzburg zwiſchen Vertretern von 
Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden, Heſſen⸗Darmſtadt, Naffau, 
Braunfchweig, Weimar und Coburg⸗Gotha. — Kurheſſen und Han⸗ 
nover haben bie Theilnahme abgelehnt. 

Es wirb beſchloſſen, ven pofitiven Ausſpruch bes Bundes in ber 
Succeflionsfrage fo dringend wie möglich zu beichleunigen und ferner 
am Bunde auf Einberufung der holſteiniſchen Stände und Verſtär⸗ 
fung der Bunbestruppen in SHolftein burd weitere Bunbestruppen, 
welche unter ben Bunbesgeneral zu ftellen feien, anzutragen. 

18—20. Febr. (Anhalt). Beſchluß der Mehrheit des Landtags bez. 
Generalſyndicus, Proteft der ritterfchaftlihen Wbgeorbneten; Ber: 

mittlung. 

19. Febr. KKurheſſen). Da Kurheſſen die Beſchickung ber Würzburger 
Conferenz abgelehnt hat, fo beſchließt der ſchleswig-holſteiniſche Aus⸗ 
ſchuß von Kaſſel, eine neue, ernſte Adreſſe an das Miniſterium zu 
richten: 

„... Wir wollen barüber ſchweigen, daß bie kurfürſtliche Regierung bie 
Einlabung zu der Würzburger Conferenz in lebter Stunde ablehnend beantiwortet 
bat, obgleich gerabe bieje Berathung dem Recht ber Herzogthümer und ihres recht⸗ 
mäßigen Regenten zu bienen beitimmt war, unb von beutichen Regierungen beſchickt 
worben ift, benen bie Anerfennung niemals verfagt werben wird, baß fie vor allen 
andern durch ihr muthiges Eintreten für bie gerechte Sache ber Herzogtbümer 
bie größten Berdienfte um Deutſchlands Recht und Ehre ſich erworben haben. 
Aber unterlaffen wollen wir es nicht, noch einmal mahnend unfere Stimme 


zu erheben unb hohem Miniflerium zuzurafen: bie Beit if eine ſehr ernſte, 
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und bie ſchleswig⸗holſteiniſche Sache von hechſter, vielleicht doch noch nicht 
volRändig gewürbigter Bedeutung! Tie Folgen, wenn wider Treu und Glau: 
ben bie Eniſcheidung biefer Sache durch bie Wifaufd Kurheſſens noch länger 
verfchleppt oder gar gegen Recht unb „rehtigfeit entichieben werben follte, 
werben jchwer unb unausbleiblich fein 


19. Febr. (Schleswig) Die Sivilcommiffäre beben das bisherige Ver: 


20. 


22. 


” 


” 


bot der ſchleswig⸗holſteiniſchen Farben auf. 

„ (Holftein). Der dänifhe Münzfuß wird von den Bunbescom: 
miflären befeitigt und der alte Münzfuß wieder bergeftellt. 

„ (Säleswig) Die Eivilcommifjäre ftellen für die Beamteten 
die Forderung bes Bienniums an ber Univerfität Kiel wieber ber. 
„ (Hannover) R. v. Bennigfen trägt in der II. Kammer auf 
einen gemeinfamen Ausihuß beider Kammern von je 7 Mitgliedern 
an, zu fchleuniger Beratung und Berichterftattung über eine ange: 
mefjene Adrefie der Stänbeverfammlung zu Wahrung und Durd: 
führung der bedrohten Rechte der Herzogthümer und ihres recht: 
mäßigen Herzogs Friedrich VIII. — R. v. Bennigfen wirb einftim- 
mig zum erften Generaliyndicus gewählt. 

„» (Heffen:Darmftadt). Die II. Kammer bejchließt eine einfei: 
tige Adreſſe an den Großherzog zu erlaffen, fomeit die von ihr ge: 
faßten Befchlüffe fih mit derjenigen der I. Kammer nicht vereinigen 
ließen. 

„ (Hamburg). Der Senat legt doch enblih Beſchlag auf bie 
bänifche Pot: und Telegraphenverwaltung. 


„ (Deutjd:dänifher Krieg). England ſchlägt neuerdings den 
Zufammentritt einer Gonferenz zu Wieberberftellung des Friedens 
und zwar ohne zum Voraus beftimmte Conferenzbaſis vor. Oeſterreich 
und Preußen erklären fi im allgemeinen bazu bereit, Daͤnemark 
nimmt bagegen Anſtand, auf ven Borfchlag einzugehen. 
„ (36er Ausſchuß). Die gefchäftsleitende Commiſſion ruft zu 
Unterftüßung ber vom Kriege am meiften nothleibenden Gegenden 
Schleswigs auf. 
„ (Helfen: Darmftadı). Die L Kammer lehnt ben ganzen Ge: 
fegentwurf bezüglich ber religiöfen Erziehung ber Kinder ab, indem 
bei Art. 1 der Regierungsentwurf, ber Ausichußantrag und ein An: 
trag Moufangs ſämmtlich verworfen werben. 
» Medienburg) Die Regierung verbietet die Schrift: Der 
Vernichtungskampf wider bie Bauern in Medlenburg — zur Ge: 
ſchichte des Junkerthums in Deutihland und zum Verftänbniß feiner 
Politik v. Moriz Wiggers. 
„Greußen). Gm. v. Manteuffel geht in beſonderer Miſſion 
nach Wien, um fi) mit Oeſterreich über ein weiteres Einrücken in 
Jutland zu verftändigen. 
» (Breußen). Der König v. Preußen empfängt die Deputation 
ber ſchleswigſchen Ständemitglieber für vollſtaͤndige Trennung von 
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Dänemark, für Anerkennung der alten Erbfolge und für vie alte 
Vereinigung mit Holftein. Unbeftimmte Antwort bes Könige, 


23. Fehr. (Hannover) Die UI. Kammer nimmt den Antrag Vennigſens 


24, 


23. 


mit allen gegen bie Stimmen ber drei Miniſter an. 
„ (Didenburg). Der Landtag lehnt die Regierungsvorlage, bie 
Zahl der Abgeordneten von 49 auf 37 Mitglieder (auf 8000 ſtatt 
auf 6000 Seelen 1 Mitglied) herabzujeßen, ab, obwohl der frühere 
Landtag einen dahin zielenden Beſchluß gefaßt hatte. 

„ (Schleswig). Der Idſtädter Löwe wirb in Flensburg bejeitigt. 

(Bremen) Die Bürgerihaft beſchießt faſt einjtimmig, 

‚den Senat zu erluchen, im Verein mit den Senaten der übrigen freien 

Städte und womöglid mit andern gleichgefinnten Bunbdesregierungen ſchleu⸗ 
nigft den Dringlichen Antrag in die Bundesverfammfung zu bringen: daß über 
die holſteiniſche Erbfolgefrage innerhalb einer beftimmten kurzen Friſt die Ab⸗ 
fiimmung vorzunehmen, ber befiehende Ausſchuß demnach aufzufordern fei, uns 
gefäumt den Bericht über biefelbe zu erjtatten“. 
„ (Bundestag). Abftimmung über die Anträge ber vereinigten 
Ausſchüſſe bezüglich der ſchleswig-holſteiniſchen Frage vom 11, Febr. 
Die beiden erften Punkte des Majpritätsantrages (v. db. Pfordten) 
bleiben mit jieben Stimmen in der Minderheit (es jtunmen bafür 
Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden, die Erneftiniihen Häufer 
und die 13. Curie (Braunſchweig-Naſſau), dagegen werben bie An: 
träge 3 und 4 mit 9 Stimmen (indem zu hen obigen noch Han⸗ 
nover und Kurhefjen treten) angenommen. Die beil und 2 in der 
Minderheit gebliebenen (die jog. Würzburger) geben zugleih mit 
ihrer Abſtimmung die Erklärung ab: daß fie binnen 8 Tagen bie 
Erftattung des zweiten Theiles bes Ausſchußvortrags erwarteten, even- 
tuell weitere Anträge fielen würden. 

Sachſen und Württemberg tragen auf Cinberufung der hol— 
ſteiniſchen Stände an und verlangen Abjtimmung in 8 Tagen. Es 
ergeben fih 8 Stimmen dafür, 8 Stimmen bagegen, worauf Ab: 
ftimmung in 14 Tagen beſchloſſen wird. 

Oeſterreich und Preußen geben eine „Erllärung und Antrag” ab, 
durch den ſie den Oberbefehl auch über die Bundestruppen in Hol: 
jtein für ben Oberbefehlshaber ber vereinigten öſterreichiſch-preußiſchen 
Streitfräfte und bie Beftellung zweier meiterer Bunbescommifläre in 
Holftein durch Defterreih und Preußen verlangen. Der Antrag 
wird auf bie vor Ausführung der Erecution in Holftein unter den 
4 Srecutionsregierungen getroffenen und von der Bundesverfammlung 
genehmigten Verabredungen geftüßt: | 

„Die unmittelbare Ausführung der Execution bat ohne Widerfland in 
geltein Rattgefunden, fo baß es möglich geweſen ift, bie (öfterr. und preuß.) 

ruppen, welde damals bie eriten Reſerven bildeten, aus Holftein — 


ziehen und mit den andern Heeresabtheilungen von Oeſterreich und Preußen 
in das Herzogthum Schleswig einrücken zu laſſen. Die ſeitdem eingetretenen 


. reignifje, welche mit der Aufbringung deutſcher Schiffe durch däniſche Kreu⸗ 


zer von däniſcher Seite bie Geſtalt voller Kriegsführung angesommen haben, 
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laſſen ebenfowohl bie Crecutionstruppen in Solftein als das Heer ber Ver: 
bündeten in Schleswig als bedroht erfcheinen und fchon jebt werben erftere 
gegen Angriffe von Norden ber nur dur die Occupation bes Herzogthums 
Schleswigs durch öfterreichifche und preufifche Truppen gebedit. Inſofern ba= 
buch, wie dies auch durch den k. fächiiihen Antrag vom 13. Februar d. 3. 
anerkannt wird, bas Bebürjniß einer verſtärkten Bejebung Holſteins hervor⸗ 
tritt, find zu diefem Zwecke, den obengedachten Bundesbeſchlüſſen gemäß, zu⸗ 
nähft Deflerreih und Preußen berufen, das Grecutionscorps unter 
Generallieutenant v. Hate wieder auf bie erforderliche Stärke zu bringen, 
alfo die erwähnten, von ihnen bisponibel gehaltenen erken Reſerven von je 
00 Wann in Holjtein nufzuftellen. Es ift aber damit zugleid der weiter 
vorgejehene Fall eingetreten, daß die von Tefterreih und Preußen bereit ges 
baltenen „überlegenen CStreitfräfte”, die zur Dedung ber Grecutionsaufftellung 
im Norden ſich in Activität befinden , zu demjenigen Zufammenwirken mit 
den übrigen YBunbeserecutionätruppen berufen find, welches nah Maßgabe 
der getroffenen Verabredungen ber gemeinfame unb einbeitlide Ober— 
befehl bedingt, über ben Oefterreih und Preußen fich verfländigt hatten. 
Tie Gefanbten von Defterreih und Preußen find angewieſen, noch befonbers 
hervorzuheben, wie dringend nothmendig vom bloß militärifchen Gefichtspuntte 
aus dieſe Einheit des militärifchen Oberbefehls für die in ben beiben Herzog: 
thümern Holftem und Schleswig aufgeftellten Truppen if. Der Schuß gegen 
feindliche Angrifie, das dazu nöthige Ineinandergreifen der ftrategifchen Ope⸗ 
rationen und ber Erfolg des offenjiven, wie befenfiven Kampfes 
gegen ben gemeinjamen Gegner können nur buch bie einheitliche Lei: 
tung gefihert werben. Die Regierungen von Oeſterreich und Preußen finden 
biefe Waßregel in ben bereits von. der h. Bundesverfammlung genehmigten 
Berabredungen, deren Vorausjegungen jebt eingetroffen find, begründet. Ste 
wünfchen aber um fo mehr eine nohmalige&utbeißung berielben durch 
bie 5. Bunbesverfammlung, als dadurch zugleih allen weiteren Jrrungen 
und Mißverftändniffen, wie fie bei neuerlichen Vorgängen in Altona 
fattgefunden haben, vorgebeugt und das ganze Verbältniß bauernd 
regulirt werben würbe, Giefehen es zugleih als ſelbſtverſtändlich 
an — wie bies ſchon in dem Ausſchußvortrage vom 19. Sept. v. J. ausge: 
Iproden ift —, daß nunmehr auc bie Regierungen von Tefterreih und 
Preußen je einen Sivilcommiffär ernennen, welde in Gemeinſchaft mit 
dem F. fächfifchen und dem E. bannöverifhen Commiſſarius die Verwaltung 
bes Herzogthums Holftein zu leiten und in den gemeinjamen Angelegenheiten 
bie Beziehungen zur Verwaltung Schleswigs zu vermitteln haben 
würden. 


25. Fehr. (Schleswig). 700 Männer aus Angeln huldigen in Kiel 
dem Herzog Friedrich als ihrem Tegitimen Landesherrn. 

„nr (Holfein) Die feit dem 12. d. M. in Holftein ftatienirten 
preuß. Truppen (Brigade bed Generals dv. Raven) werben ber allüirten 
Armee einverleibt unb ziehen bie weiße Armbinde an. 

26. „ (Schleswig). Fine Monftredeputation von faft 1500 Mitgliedern 
aus allen Theilen des Landes huldigt in Kiel dem Herzog Friedrich 
als ihrem legitimen Landesherrn. 

26.127. Gebr. (Württemberg). Debatte der II. Kammer über ben von 
der Regierung geforderten aufßerorbentlichen Militärerebit. Mitthei⸗ 
lungen bes Minifters von Hügel über die Refultate ber Würzburger 
Minifterconferenz. Die Kammer bewilligt mit 55 gegen 15 Stim⸗ 
men bie geforberten Erebite, 
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‚in Erwartung, bie Regierung werde im Gimwerflänbniß mit ben mitt: 
leren und Heineren Staaten Deutfchlands alles aufbieten, daß vom beutfchen 
Bund die Rechte bes Herzogs und des Volkes von Schleswig-Holitein ohne 
längeren Verzug anerfannt und mit allen Mitteln durchgeführt werden.“ 

Ein weiterer Antrag, die Regierung bafür verantwortli zu 
maden, daß für bie nationale Sache wenigſtens von jetzt an bie 
äußerften Mittel in Anwendung gebracht werben, wirb mit 59 gegen 
21 Stimmen abgelehnt und ebenfo der Antrag, dem bundeswibrigen 
Vorgehen der Großftaaten durch einen engeren Bund der Mittel: 
flaaten vorzubeugen und bas Aufgebot ber ganzen Wehrkraft zu ver: 
anlaffen. Mit 50 gegen 30 Stimmen wird jedoch befchloflen, 

„bie Ueberzeugung auszufprechen, baß bem bundeswidrigen Vorgeben ber 
beutfchen Großmächte gegenüber bie Rechte Teutichlands und ber Herzogtbümer 
wie bie eigene Selbftftänbigteit ber deutſchen Mittel- und Kleinjtaaten nur 
durch ein 64 Bündniß derſelben unter ſich und durch die Berufung einer 
gemeinſamen Volksvertretung der ſo verbündeten Staaten geſichert werden 
konnen, demgemäß bie k. Staatsregierung zu erſuchen, für ben Abſchluß eines 
folden Bündnifjes ihrerfeits nach Kräften tbätig zu fein.“ 


27 Fehr. (Hannover). Diel. Kammer tritt dem Beichluffe der II. Kam: 


" 


28. 


„ 


mer bezüglich einer gemiſchten Commiſſion für die ſchleswig-holſtei⸗ 
nifhe Frage bei, aber mit Meglaflung der die Anerfennung bes 
Herzogs Friedrih enthaltenden Etelle. 

» (Baden). Antrag Bluntſchli's auf Reorganijation der I. Kammer. 
„ (Bayern). Lanbesverfanmlung in Erlangen. Dieſelbe beſchließt 
einftimmig zu erflären: 

1) Schleswig:Holftein als jelbitftändiges beutiches Land von feinem recht: 
mäßigen Herzog Friedrich VII. regiert, ift die von dem echte bes ſchleswig⸗ 
bolfteinifchen Volfes, fowie von der Ehre unb ben Intereſſen Deutjchlande 
gebotene Löſung des beutich= bänifchen Streites; jebe andere ift unrecht und 
unmwürbig; 2) ba bie bisherigen Schritte der bayerijhen Regie— 
tung zur Verwirklichung ber in dem koͤniglichen Erlaß vom 17. Dec. 1863 
unter der Zuftimmung bes gefammten bayertichen Volkes verfünbeten Politik 
fih unzureichend gezeigt haben, fo bedauern wir tief, daß bie Mar vorge⸗ 
zeichnete Bahn zu fefter Einigung ber reinbeutfchen Staaten bieher nicht mit 
Energie eingefhlagen worden ift, und wir erwarten, daß durch fofortige 
Einberufung des bayerifhen Landtags und burh Aufbietung 
ber hayerijhen Heerestraft bem vollen Ernte ber gegenwärtigen lage 
entiprochen werde; 3) auch jebt noch, beffen find wir gewiß, bebar! es nur 
der Erfüllung ber nationalen Pflicht, der Beharrlichkeit, eines unverzagten 
nachhaltigen Handelns von Seite bes dentſchen Volks unb jener Regierungen, 
welche fi der nationalen Sache treu bewiefen babert, und insbefonbere eines 
offenen Vertrauens ber legtern zu dem Opfermuth ber deutſchen Nation und 
ihrer einzelnen Stämme, um bie ſchleswig-holſteiniſche Sache und bamit 
Deutſchlands Ehren: und Lebensfrage der nationalen und rechtmäßigen Löfung 
ſiegreich entgegenzuführen.“ 


„ (Baben), Die Stabt Pforzbehn richtet eine Petition an bie 


II. Kammer „bie Regierung um alsbaldige Vorlage eines Geſetzes 
über bie Wehrbarmahung besjenigen Theils der waffenfähigen Be⸗ 
völkerung Badens zu erfuchen, welcher nicht fchon zu dem beftehen: 
ben großh. Armeecorps beigezogen ift“ und labet alle Gemeinden bes 
Landes zum Beitritt ein. 
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28. Febr. (Defterreih). Der Kaiſer empfängt bie Deputation ber 


Schleswigſchen Ständemitglieber. Antwort des Kaifers auf bie ihm 
überreichte Abrefle: 

„..Tie Größe der für Ihre Sache dargebrachten Opfer gewährt Ahnen 
eine neue Bürgichaft, daß Ihrem Lande nicht eine vorübergehenbe Er- 
leichterung, fonbern für feine berechtigten Anfprühe bauernbe Befriebis 
gung beſchieden fein werbe. Die Borjehung hat mir Pflichten auferlegt, bie ich 
dem den allgemeinen trieben Europa's bedrohenden Wunſche (nad) völliger Los⸗ 
trennung) nicht nachzuſetzen vermag. Auverfichtlich hofſe ich aber, baß ben 
Dee en eine ebrenvolle, gefiherte, ben Nechtsgrunbjügen und Wohl⸗ 
ab ingungen entiprechenbe Zukunft gewahrt fei.” 


29. „ (Hannover). Die I. Kammer tritt bem Beihluß ber I. Kam: 


24 


" 


mer v. 27 d. M. bei, um einen gemeinfamen Schrilt für Schles: 
wig⸗Holſtein zu erzielen. 
„ (Anhalt). Militärconvention mit Preugen. 
„ (Schleswig). Das Danewerk wird unter bem Jubel ber Be: 
völferung zu bemoliren begonnen. 


1. März, (Preußen). Der bisherige preuß. Gefandte am Bundestag, 


to 


v. Sydow, wird abberufen und durch v. Sabigny erſetzt. 
„ (Württemberg). Die I Kammer tritt den Beſchlüſſen ber 
II. Kammer v. 27. Gebr. bei, doch ohne bie VBorausfegung und ohne 


ben Zuſasbeſchluß. 


„ (Hannover). Erfte Beiprehung ber II. Kammer über bie Ber: 


faflungsfrage. 

„ (Holltein). Die Bürgerdeputirten von Kiel bringen bei ben 
Bundescommiffären auf fchleunige Einberufung ber Stände. 

„ (Bundestag). Sibung der YBunbesverfammlung. Abftimmung 
über den öfterr.preuß. Antrag bez. SHolftein vom 25. Febr. Die 
Würzburger Eonferenzregierungen beginnen auseinanberzugehen. An- 
träge Bayerns, Hannovers und Heſſen⸗Darmſtadto. 

Abftimmung über ben öfterr.:preuß. Antrag (Oberbefehl Wrangels über 
bie Bundestruppen in Holftein, Verftärtung berfelben durch 5000 Teiterreicher 
und 5000 Preußen, bie fi ſchon dort befinden, und Ernennung von zwei 
weiteren Bunbescommifjären durch Tefterreih und Preußen): für benfelben 
erflären fih 6 Stimmen, nämlid Teiterreih, Preußen, Hannover, Kurheffen, 
Medlenburg und die 16. Curie; bedingungslos gegen benfelben erklären fich 
nur 3 Stimmen, nämlih Bayern, Baden und bie 13. Curie, (Braunidhweig 
und Naffau, welches Iektere indeß für ben öfterr.zpreuß. Antrag votirte; für 
bie Curie gilt jeboch die Abflimmung Braunfchweigs, weil biefes gegenwärtig 
die Stimmführung hat). Mit Mehrheit (worunter Sachſen, Württemberg, 
Darmſtadt, die Meinen ſächſiſchen Häufer, bie 15. Gurie und bie freien 
Stäbte) wirb bie Leberweifung an ben Ausſchuß beichlofien. 

Bayern (mit Württemberg, Baden und Braunfchweig) trägt barauf am, 
bie Bunbestruppen in Holftein durch bayerifche und Truppen eines ber brei ge 
mifchten Armeecorp6 zu verftärfen, den Oberbefehl über die Bundestruppen nicht 
an Wrangel zu übertragen unb es dieſem zu überlaffen, fih mit bem Ober: 
befehlehaber ber Yunbestruppen „über bie von Defterreih unb Preußen für 
erforderlich erachtete Etappenftraße und beren Belebung” zu verftänbigen. Sach⸗ 
jen ſchließt fih Bayern an, meint aber: „die Trage trete unabweislich ar 
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ben Bund heran, ob nicht feine Betheiligung am Kriege für ihn unter ben 
von Oeſterreich und Preußen bervorgehobenen Umftänden duch Pflicht und 
Ehre geboten ſei und will es ben genannten Regierungen anbeimgeben, bieje 
Frage zur Eniſcheidung zu bringen und, werbe fie bejaht, fo werde auch bie 
Unterorbnung der Bunbestruppen unter ben vorgefchlagenen Oberbefehl Teiner 
Schwierigfeit begegnen.“ 

Darmjtadt meint, baß genügende „Gründe ohne Zweifel bafür ſprechen, 
an ber ohnehin nicht nieht gebotenen bisherigen Trennung bes factifchen Bor: 
gehens in Holftein und in Schleswig nicht länger feftzubalten, fonbern bie 
Mafregeln des Bundes in Holftein mit benjenigen der beiden deutſchen Groß⸗ 
mächte in Schleswig zu einer bie beiden Herzogthümer umfaſſenden einheit- 
lihen Action zu verſchmelzen“ und trägt bemgemäß barauf an, Bundestruppen, 
die unter den Oberbefehl Wrangels geitellt werben follen, als Theilnehmer an 
ben Operationen gegen Dänemark zu fenben, auch ben Oberbefehl ber Bundes⸗ 
truppen in Holftein an Wrangel zu übergeben und zwei weitere (öfterr. und 
preuß.) Bunbdescommiffäre in Holftein unter ber Bedingung zuzulaſſen, daß 
fi) die Bundesverwaltung auch über Schleswig erſtrecke, alles „unter fort: 
währender Offenhaltung der Erbfolgefrage.“ Tie großh. Regierung bofft, 
baf „bie patriotifchen Motive, von welchen fie biebei geleitet werde, Seitens 
ihrer Bunbesgenofjen, namentlich auch Seitens ber h. Regierungen von Oeſter⸗ 
reich und Preußen vollftändig werden gewürdigt werben.“ 

Hannover trägt darauf an, an Dänemark von Seite bed Bundes ben 
Krieg zu erflären, falls biefes nicht die mit Beſchlag belegten beutjchen Schiffe 
herausgebe (wobei felbftverftänblich ber Oberbefehl über bie Bunbestruppen 
ebenfall® an Wrangel fallen und ben Forderungen Tejterreihs und Preußens 
entiprocden würde). 


2. März. (Württemberg). Die bemocratifdhe Fractton tritt in Stutt⸗ 


3. 


gart aus dem ſchleswig-holſteiniſchen Bereine aus und veröffentlicht 
ein eigenes „Programm ber Volkspartei“: 

„1) Da die jchleswigsholfleinifche Frage nichts anderes als bie deutſche, 
und dieſe wieber die politiſche Frage jedes einzelnen deutſchen Landes ift, fo 
kann ben beutfhen Herzogthümern nur durch Verbefferung ber flaatlichen 
Zuftände in ganz Deutichland geholfen werden, und bier find es hauptfſächlich 
drei Punfte, auf welche bie Beitrebungen ber Volkopartei gerichtet fein müſſen; 
2) ein Parlament mit Gentralgewalt, die im Hinblid auf Die gegenwärtige 
Lage vorerſt durch eine Eoalition ber Mittelftaaten zu bilden wäre; 
3) bie aufrihtige Durchführung des conftitutionellen Principe, alfo für Wür- 
temberg: Rüdfehr auf den gejeglichen Boden ber deutſchen Grundrechte, Wieber: 
berftellung bes auf Grund bes G 89 ber Verfaſſungsurkunde befeitigten Wahl⸗ 
gefeßes vom 1. Juli 1849 und Berfaffungsrevifion; 4) eine unfer Militär: 
weſen ergänzende volksthümliche —— 5) bie Volkspartei wählt 
aus ihrer Mitte ein Schleswig⸗-Holſtein-Comité, welches bie Aufgabe hat, bas 
Intereſſe für das unglüdliche Bruberland immer lebendig zu erhalten, und 
in bem angegebenen Sinne nah Kräften für beffen Vereinigung mit Deutich: 
land zu wirken.” 

„ (Hamburg) Erflärung ber Majorität ber Bürgerfchaft gegen 
bie bisherige Haltung des Senats in ber ſchleswig-holſteiniſchen Trage: 

„Die Bürgerfhaft dat am 11. December ben Senat erſucht, bie alt ber- 
gebrachte und verfaflungsmäßige unzertrennliche Verbindung ber Herzogthümer 
Schleswig-Holftein, die Selbftändigfeit biefer Herzogthümer und ihre vollftän- 
bige Trennung von Dänemark, fowie die gefegliche Erbfolge mit allen ihm zu 
Gebot fiehenden Mitteln ſchüten und ftüßen zu wollen, und bat fich ihrer: 
ſeits zur Hergabe biefer Mittel, foweit fie von ihr abhängen, bereit erklärt. 
Die Bürgerihaft hat ferner am 6. Januar bem Senat gegemüber bie zuver⸗ 
fihtlige Erwartung ausgeſprochen, daß berjelbe bei ber amı Bundestage bes 
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vorſtehenden Abſtimmung liber bie Erbfolge in Schleswig-Holflein feine Stimme 
für das Recht des Herzogs Friedrich VIII. abgeben werde. Der Senat bat 
trotz bes von einzelnen Mitgliedern geflellten Ausfunftserfuchens ber Bürger: 
ſchaft auf beide Beichlüffe Teine Rüdantwort ertheilt, während bie Regierungen 
haft aller amberen beutichen "Staaten, bie durch ähnliche Beichlüffe der Volke: 
vertretungen dazu veranlapt waren, in mehr ober minder erſchöpfender Weiſe 

Aufſchlüſſe über Die Richtung ihrer Politik in biefer, dem beutichen Volke fo 

hochwichtigen Angelegenheit gegeben haben. Tas Interejie, das Hamburgs 

Bevolkerung und Sürgerchaft daran haben, daß auch ihnen eine offene Cr: 

Märung bed Senats werbe, ift weſentlich dadurch gefleigert, daß einerfeits nach 

glaubwürdigen Mittheilungen Hamburg in der 16. Gurie zu wieberbolten 

Malen im Sinne derjenigen Staaten geitimmt Bat, ven benen eine den Wün⸗ 

fchen der beutichen Nation entſprechende Löſung ber ſchleswig⸗ hol ſteiniſchen 

Frage nicht erwartet werden kann; und andererſeits bei der jetzigen Sachlage 

ſich ſehr wohl der Fall erneuern könnte, daß von einer einzigen Curie und viel⸗ 

leicht don einer einzigen Stimme innerhalb der Curie die Entſcheidung der großen 

Frage abhängig wäre. Der Gedanke an die Möglichkeit aber, daß durch die 

hamburgiſche Abſtimmung eine nationale Löſung jener Frage nicht nur nicht 

gefördert, ſondern vielleicht ſogar definitiv geſtört werben könnte, erfüllt bie 

Bevolkerung und Bürgerſchaft Hamburgs mit Angſtlicher Beſorgniß und ſtei⸗ 

gert ben allgemeinen Wunſch nach einer befriebigenden Auskunft. Aus dieſen 

Gründen bezieht fih bie Bürgerfchaft auf ihre Veichlüffe vom 11. December 

und 6. Januar, die fich biermittelft wiederholt, und erſucht ben Senat brin: 

gend um eine ungeſäumte, bie ausgefprochenen Beſorgniſſe berubigenbe Ant: 
wort auf biefe Beſchlüſſe.“ 

4. März. (Holftein). Die Univerfität Kiel beſchließt eine Eingabe an 
den beutfchen Bund für Einberufung der holfteiniichen Stände. 

7. „ (Breußen) Gen. v. Manteuffel Fehrt von feiner außerorbent: 
lichen Miſſion von Wien wieder nad) Berlin zurüd. Preußen und 
Defterreih haben fi Darüber verfländigt, ihre Truppen in Jütland 
emräden zu laſſen. 

„» » (Deiterreih und Preußen) notifictren ben übrigen Unter⸗ 
zeidmern des Londoner Vertrags ben Einmarſch ihrer Truppen in 
Jutland und erflären zugleich, unter welchen Bebingungen fie nun: 
mehr zu einem Waffenſtillſtand und Conferenzen bereit feien: 


„Die . . . Regierung hatte gehofft, daß das bänifhe Souvernement 
verjöhnlichete Gefinnungen an ben Tag legen werde. In biefem Fall würden 
bie beiden beutjchen Großmächte jich beeilt haben, ihre wilitärifche Action zu 
unterbrechen und auf Verhandlungen einzugehen. Wir müſſen jeboch mit 
Bedauern feftftellen, daß unfere Erwartung getäufcht wurde. Die Haltung bes 
Kopenhagener Hofe, feine Weigerung, an ben von England vorgeichlagenen 
Gonierenzen theilzunehmen, legt uns bie Pflicht auf, in den Rıvangsmafregeln 
zu bebarren, zu benen wir unfere Zuflucht genemmen. Wichtige ftrategifche 
Erwägungen haben bie Ermächtigung begründet, welche dem Obercomman⸗ 
danten ber äfterreichiich-preußifchen Truppen gegeben wurde, in Jütland einzu: 
rüden, um bie Stellung feiner Truppen zu ſichern und bie in Fridericia zu: 
fammengezogenen Dänen im Schady zu halten, indem er fie verhindert, bie 
Kanten der Armee zu bebroben, oder alle ihre Kräfte ber Vertheidigung ber 
Düppeler linie zu weihen. Tie beiden Mächte habe um fo weniger gezögert, 
biefe firategiche Bewegung zu erlauben, ba fie berechtigt waren, Repreljalien 
gegen die Anorbnung ber bänifchen Regierung zu ergreifen, welche bie Weg: 
nahme ber auf bem Meer befindlichen Schiffe, nicht allein ber Friegführenben, 
fonberm auch anderer Staaten bes beutfchen Bunbes befiehlt. Die hiermit ben 
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militärifchen Operationen gegebene Ausdehnung änbert übrigens nichts 


- an ben früberen Erflärungen ber . . . Regierung bezüglich 


ihrer Stellung zu dem gegenwärtigen Zerwürfniß. Um nod 
mehr zu beweifen, baß ihre Derföhnlichen GSefinnungen aufrichtig find, und 
daß ihre Abfichten ſich nicht geändert haben, erflärt ſich die ... Regierung 
bereit, mit Dänemark einen Waffenftillftand abzufchließen, fei es num auf ber 
Bafis der gegenfeitigen Räumung ber Stellungen zu I und auf 
Alfen durch die bänifchen Truppen und ber öfterreichifch-preußifchen Armee in 
Jütland oder bes militärifchen uti-possidetis. In einem wie in dem ans 
bern Falle ftellt aber die . . . Regierung bie Bebingung, in den Waffenftill- 
ftand die Einftellung der Yeindfeligfeiten auf dem Meer miteinzufcließen, bie 
von beiden Seiten gemachten Priien herauszugeben und bas über bie in ben 
Häfen befindlichen Schiffe verhängte Embargo aufzuheben. Ebenſo erklärt ſich 
die Regierung bereit, mit ben betheiligten Mächten in Conferenz über bie 
Mittel zu treten, bie geeignet wären, ben Frieden wieberherzuftellen.“ 


7. März (Naffau). DVerfammlung ber naffauifhen Fortichrittspartei 


" 


”„ 


8. 


zu Kaftel in Heffen-Darmftabdt. 
„ (Medlenburg). Die Befchlüffe der Stände über das Geſetz 


. wegen Beftrafung von Dienftvergehen der Gutsleute auf ben ritter: 


ſchaftlichen Gütern (das fog. Prügelgefeß) wird ben beiben medlen- 
burgifchen Lanbesherrn durch ben ſtändiſchen Ausſchuß muftragegemäß 
mitgetheilt. Der ritterfchaftlihe Beſchluß lautet zuftimmenb, ber: 
jenige ber Landſchaft dagegen ablehnend. Die mecklenburg⸗ſchwerin⸗ 
Ihe Regierung publicirt das Geſetz gleichwohl. 

„ (Hamburg). Der Senat erlärt dem Bürgerausſchuß auf feine 
Mittheilungen vom 11. Dec, 6. Januar (und 3. März) in ber 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache, er habe bisher Leine Antwort gegeben, 
weil er die früheren Beichlüffe nur für den Ausbrud der Wünſche 
und Anſichten der Bürgerfchaft, nicht für eine Beantwortung bebür: 
fende Anfrage gehalten habe. Die Sache ſchwebe ja noch beim 
Bunde und von einer Verpflihtung zur Austunftertheilung über das, 
was er künftig thun wolle, könne body nicht Die Rede fein. 
„DDeutſch-däniſcher Krieg). Einmarſch ber öfterr.:preußiichen 
Truppen in SYütland. 


8./9. März. (Hannover). Beide Kammern nehmen die von ber gemein: 


Ihaftlihen Commiflion vorgeſchlagene Adreſſe, die I. Kammer fait 
einjtimmig, bie II. Kammer einftimmig an: 

„... Stände halten es für ihre Pflicht, Hiermit öffentlich und feierlich 
Namens bed geſammten bannoverichen Volles auszufprehen, daß es ben 
Ständen und dem Lanbe ein erhebendes Gefühl ift, [ih eins zu wiſſen 
mit feinem König in bem Beftreben, die Rechte ber genannten Herzog: 
thümer, vor Allem die ſchwergekränkten Rechte Schleswig-Holfteins auf Selb: 
ffändigfeit, auf ſtaatliche Zufammengehörigkleit und auf ben 
durch das in ben Deraogthämern geltende, vom Bunde anerfannte Recht ber 
agnatifhen Erbfolge berufenen Tegitimen Fürſten mit aller Kraft zu 
wahren; fich eins zu willen mit feinem Könige in ber Veberzeugung, baß 
ohne bie Kraft, weldhe das Band ihrer Vereinigung ben beutichen Staaten 
verleiht, auch bie Selbftänbigfeit und bie Integrität unferes Königreichs ge: 
fährdet wird; und daß wie in allen die Eriftenz des Bundes bebrohenben 
Stürmen fein gutes Recht als feine ficherfte, wenn nicht feine einzige Stütze 
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erſcheint, ber erhabene Beruf eines jeben deutſchen Fürſten es ihm zur Noth⸗ 
wendigkeit macht, mit allen in feinen Kräften ſtehenden Mitteln dahin zu 
fireben, daß, wo ber Bund berufen ift, über verfaffungsmäßige Rechte eines 
Bundeslandes einen Ausfpruh zu thun, das Recht und nur base Redt 
biefem Ausipruche zu Grunde zu legen ift.“ 


9. März (Schleswig) Die Eivilcommifjäre verfügen bie Abſchaffung 


10. 


11. 
12. 


ber däniſchen Reichemünze und bie Wiebereinführung bes ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Courantgeldes. 

„ (Frankfurt). Verhandlungen bes geſetzgebenden Körpers über 
bie Revifion der Verfaffung: 37 gegen 28 Stimmen erflären fi 
für bie Lebenslänglichkeit der Senatoren. 

» (Bayern) König Mar II. }. Der kaum großjährig gewor⸗ 
bene Kronprinz folgt ihm ale König Ludwig IL 
„ (Soburg:Gotha). Beſuch des Herzogs am Hofe der Tuilerien. 
„ (Bundestag). Sitzung ber Bundesverſammlung. Bayern 
nimmt die zweite Hälfte des v. d. Pfordten'ſchen Antrages über 
die Erbfolgefrage als felbftänbigen Antrag auf unb ftellt demnach 
ben Antrag auf Anerkennung bed Prinzen von Auguftenburg ale 
Herzog von Holftein, auf Zulaffung feines Bevollmächtigten zu Füh⸗ 
rung ber bolfteinifhen Stimme und auf Abftimmung barüber binnen 
8 Tagen. Defterreih und Preußen opponiren, Bayern läßt ben 
Antrag auf Abftimmung binnen 8 Tagen fallen. Defterreich be: 
antragt die Bermweifung des Antrages an ben Ausſchuß, was Bayern 
befämpft. Mit Defterreich ſtimmen Preußen, Hannover, Kurheſſen, 
Zuremburg, Medienburg und die 15. Curie, alſo 7 Stimmen, mit 
Bayern, Sachſen, Württemberg, Baben, Darmftadt, bie 12, 13., 
15. ımb 17. Curie alfo 9 Stimmen, fo daß ber Antrag Bayerns 
ohne Abftimmungsfrift ftehen bleibt und jeden Augenblid bie Ab⸗ 
fimmung barüber verlangt werben fann. Der Antrag von Sachſen 
und Württemberg auf Cinberufung ber holſteiniſchen Stänbe 
wirb nad bem Wunjche Tefterreihe umb Preußens mit 10 Stim⸗ 
men (worunter außer Sannover und Kurheſſen auch Württemberg felbft) 
gegen 6 Stimmen (Bayern, Sachſen, Baben, Darmitabt, die 12. und 
13. Curie) den Nusihüffen übermwiefen. 

Die zweite Hälfte des Antrags v. db. Pfordten in ber Erbs> 
folgefrage (Anerfennung bes Herz 3098 Friedrich unb Aulafiung feines Be: 
—— iſt ſehr einläßlich begrüͤndet. Dieſe Begrünbung läßt Lauen⸗ 

u gan außer Betracht und behält bie Unterfuhung über diefen Theil bet 
Erbfo —8* einer beſonderen Berichterſtattung vor; dagegen ſei es, „um 
zu Haren und zu überzeugenden Reſultaten zu gelangen”, für nothwendig 
erachtet worden, mit ber Darjtellung ber Berbältni tie je Hoiſein⸗ auch bie von 
Schleswig zu verbinden. Ten erfien Theil bildet auf S. 1—24 eine in acht 
Abfänitte —5* geſchichtliche Darſtellung, welche mit der im negativen 
Theile des Ausſchußgutachtens gegebenen zufammenfält. Auf S. 25 find bie 
Concluſionen daraus in ſechs Punkten zujammengefaßt, beren Stern ſich dahin 
wieber geben läßt: bie Herzogthümer Holſtein und Schleswig ſtehen ſeit 1460 
umter fi in grunbgeiet icher untrennbarer NRealunion und zugleich mit bem 
Königreiche D ft in Perfonalunion unter dem olbenburgifchen Hauſe, 
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wenbdungen zurückblickt, ſo muß man getabe bu 


Anglaad 


aber nad verſchiedenen Erbfolgegeſezen. In Dimemark ſiub nach ber Lex 
regia von 1665 bie Cognaten, in Holſtein und Schleswig nad dem Primo: 
geniturftatuten (dem Gottorp'ichen von 1608, bem Sonberburgifcien son 1633 
und ber Lex regia-ducalis von 1650) nur die Agnaten erbberehtigt, d. h. 
ift gegenwärtig der Erbprinz Friedrich Chriſtian Auguft von Auguftenburg 
„ale ber Tegitime Herzog von Holſtein und Schleswig zu erachten“. Das 
Votum wendet fih darauf zur „Erörterung der ftreitigen Fragen“ und unterzieht 
bie gegen bie auguftenburgifche Erbfolge in offiziellen däniſchen Aetenjtücen 
wie in Privatichriften erhobenen Einwendungen „in ihren Hauptrichtungen 
und Grundlagen” in 13 Abichnitten einer näheren Prüfung. Tarauf faßt 
es die Ergebniſſe diefer Prüfung in folgender „Schlußbetrachtung“ zuſam⸗ 
men: „Wenn man auf bie lange Reihe der gegen. bie Erbfolge der ſonder⸗ 
burgifchen Linie und zunächſt bes ee ud Haufes erhobenen Ein: 

fie zu dem Gedanken Ans 
geregt werben, daß dieſes Erbrecht ſehr feit begründet jein muß, weil es nad) 
jo vielen, bafjelbe angeblich vernichtenden 2atlachen immer wieber bervortritt 
unb neue Anerkennung finde. Und in ber That, wenn die rechtliche Ueber: 


zeugung ber bei einem Rechtsverhältniß Betheiligten als ein wichtiges Zeugniß 


für dag Recht ſelbſt betrachtet werden muß, jo fehlt es dem Erbrecht in Frage 
an biefem Zeugniß nicht. Es ſou bier nicht ausführlicher von der nahezu 
einftimmigen Kundgebung des Landes Holftein und feiner gefetlichen Vertreter 
geſprochen werben. Diefelbe ift niedergelegt in den vielen an die hohe Bun- 
besverfamtmfung gelangten Cingaben. Es ſoll vielmehr hauptſächlich darauf 
bingewicjen werden, welche Ueberzeugung fich in den Gliedern bes oldenbur- 
iſchen Haufes felbjt zu erfennen gibt. Die in biefer Hinficht maßgebenden 
Thatfaden bis zum Edict von 1808 find bereits im Verlaufe diefer Crörte- 
rung erwähnt worben. Bertraulihe Aeußerungen ber Könige von Dänemart 
aus fpäterer Zeit, obwohl bereit in Drudijchriften behandelt, können bier 


‚nicht in Betracht gezogen werben. Aber zu ber Frage ift mar wohl bered;- 


tigt, wie viele Glieder des Hauſes fi denn dazu befannt haben, daß König 
Shriften IX. legitimer Herzog von Schleswig-Holſtein jet? Endlich bilden ja 
die mit bem offenen Briefe von 1846 beginnenden und mit bem Londoner 
Bertrage von 1852 abgeſchlofſenen Beitrebungen für Gründung einer neuen 
Erbfolgeordnung ben fprechenditen Beweis für die Exiſtenz eines entgegen⸗ 
ftehenden Rechts, und wenn etiva entgegnet werben follte, daß diefes entgegen: 
fiebende Recht nur auf Seite ber Gottorp'ſchen Yinie zu finden fei, jo wider: 
legte fich dies ſchon durch die Wahl bes Prinzen Chriſtian von Glücksburg zum 
Träger ber neuen Ordnung, und durch bie Motive, welche in-bem Warjchauer 
ProtofoU vom 5. Juni 1851 dafür angegeben werben, ſowie in ber barin 
enthaltenen Inausſichtnahme anderer Verzichlleiftungen, welde nützlich und 
wünſchenswerth fein könnten. Wenn es wahr ift, was bie dünifchen und 
beutfcher Gegner des fonderburgifchen Haufes mit jo viel Aufwand von Grün: 


den vertheibigt haben, daß biejes Hans ſchon im Jahre 1806 nicht das ges 


ringfte Erbrecht auf Schleswig oder Holjtein hatte, und daß nur ber Gottorp’ 
ſchen Linie theilweife Rechte auf Holſtein zuftanben, fo fonnte ja durch Ber: 
träge zwiſchen bem Fünigfiden Kaufe von Dänemarf und ber Gottorp'ſchen 
Yinie Alles geordnet werben, und es wäre gewiß viel cinfacher geweſen, dic 
vereinigten Rechte auf ein lich des Gottorp'ſchen Haufes zu übertragen, als 
durch die Wahl eines Gliedes gerabe jenes fonberburgifchen Haufes und durch 
das Bemühen um PBerzichte oder neue Berluftgründe ber übrigen lieber 
deſſelben dem längſt veruichteten echte wieder der Schein der Eriſtenz zu 
geben !* "Schließlich erörtert fobann bus Votum noch die praftifche Trage, 
welche Folge die Bundesverſammlung bdiefer Ueberzeugung von ber Yegitimität 
bes Herzogs zu geben veranlagt unb je nad Umftänben berechtigt und 


ver pfllchtet ſei, eder mit anderen Worten, es ımterfucht ſchließlich bie Com: 


pet. enz ber Bundesverſanmlung in biefer Angelegenheit. Hier ift nun zu: 
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nachſt fopiel gewiß, baß die Bundesverſammlung kein Gerichtehof ifb, welcher 
mit binbenber Kraft über Erbfolgeſtreitigkeiten zu entſcheiden hätte; nur muß 
man babei wehl Beachten, daß diefer Sat nicht etwa ausſchließlich oder in 
befonberer Weite von ber hoben Bundesverſammlung gilt. Cr gilt von jeder 
anberen europdiſchen Macht ganz genau ebenfo wie vom beutlähen Bunde. 
Wenn in einem einzelnen unabhängigen Staat ein Streit über bie Thronfolge 
entfteht, fo find bie Staaten weder einzeln, noch im Verein berechtigt, über 
biefen Streit eine richterliche Eniſcheidung zu trefjen, aber jie können fich ver: 
anlapt feben, fih barüber auezuiprechen, welchen ber verſchiedenen Prätendenten 
fe anertennen wollen, und welche Folge fie diefer Anerfennung geben wollen. 
Dabei iſt es ihre Sache, ob jte ſich bei ihrer Eniſchließung Iebiglich won ihrer 
rechtlichen Ueberzeugung oder auch ausfchlieklih von politiſchen Erwägungen 
feiten Taflen. ... . Durch dieſe Sätze ift das Verhältniß des beutfchen Yun 
zu dem Streite über bie Erbfolge in Schleswig jebenfalls im Allgemeinen 
asıch geregelt und man wirb ben Bunde in Teiner Weile das Recht beftreiten 
fönnen, fi darüber auszufprechen, wen er al® Herzog ven Schleswig anets 
tennen wolle. . . . Anders geftaltet ih bie Sade in Bezug auf Helflein. Hier 
tritt zu bem foeben erörterten allgemeinen Rechte noch die befendere Befugniß 
binzu, weldye jeder Genoſſenſchaft zufteht, fi barlıber Mar zu werden und 
auszufprechen, weichen Fürſten fie ale ihren Bundesgenoſſen zu beirachten 
babe, und bieje Befugniß fleigert fich zu einer unabweislichen Berpflichtung, 
wenn man erwägt, Daß ber Zweck bes Bundes bie Erhaltung bex äußeren 
wie der inneren Sicherheit Teutichlands und der Unabdängigfeit und Unver: 
legbarteit der einzelnen beutihen Staaten if. Daß biefer Bundeszweck bei 
jedem Streite über bie Erbfolge in einem Bundeoſtaate weſentlich berührt 
wird und bag er bei dem jetzt fchwebenben Streite über bie Erbfolge in Hol: 
Rein geradezu geführbet erfcheint, bedarf wohl feines meiteren Nachweiſee. 
Hieraus fol Übrigens keineswegs gefolgert werden, bak nm biejer Befugniß 
und Verpflichmung willen Die Bundesverfammlung, wenigftens für Bundes⸗ 
Ianbe, das oberfte Tribunal zur Entſcheidung von Grbfolgeftreitigfeiten fei. 
Vielmehr iſt vollftändig anzuerkennen, daß, wenn in ber Perfaflung eines 
Yunbesflaates cine Fürſorge irgend welcher Art für die Cnticheibung von 
Erbftreitigleiten getrofien iſt, die Bundesverſammlung dieſer Entſcheibung in 
feiner Weiſe vorzugreiien berechtigt wäre. Ebenſo würde eine freiwillige Ver: 
einbarumg aller Betbeiligten von der Bundesverſammlung anzuerkennen fein. 
Mo aber weber bas Gine ncch das Anbere vorliegt, ba tritt die Verpffichtung 
ber eigenen Entſchließung unmittelbar an Die Bunbeswerfammfung heran, und 
bei dieſer muß fie fih ven Mründen des Rechtes allein leiten laſſen. Am 
allerwenigiten aber barf fie biefe Entſchliefung ganz ober theilmeile aus ber 
Haud und fremder Ginwirtımg oder Entſcheidung Preis geben... . Die hobe 
Bunbdesverfanmlung kann ſich daher einer Yeichlußfafhung darüber nicht länger 
entſchlagen, welchen ber beiden Prätendenten fie als legitimirt erachten unb 
jur Stimmführung aulaffen wolle. Man kaun fogar zugeben, daß barin 
feine ıumabänderfihe Entfcheidbung ber Grbftreitigfeiten enthalten fein wirb, 
und daß auf bie Frage zurlicizufonnnen wäre, wenn von irgend welcher Seite 
noch Beweile beſſeren Rechtes erbracht würben. Mau Tann dies um fo leichter, 
je feiter eben biefe Weberzeugung ift, baß dieſe (Sventualität nicht eintreten Tann. 
... Aus diefen Erwägungen ergibt ſich aud, daB man nicht fagen kann, bie 
hohe Bundesverſanmlung verletze, wenn ſie jetzt eine Entſchließung faſſe, 
den Grundſatz des rechtlichen Gehoͤres für alle ſtreiſenden Theile, man 
aber wohl jagen müſſe, die hohe Bundesverſammlung verzögere die Grfüllung 
ihrer obrigleitlichen Pflichten, wenn fie ihre Entichließung länger ausjehe.“ 
12. März. (Oldenburg). Dem Crfuden des Landtags entfprediend er: 
Härt die Regierung bezüglich der Gerüchte über Austauſchprojecte mit 
Prenßen, daß fie ſolchen Projecten vollfommen fremb fei und auch 
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weber an fie noch unmittelbar an ben Großherzog jemals darauf 
bezügliche Vorſchläge von irgend einer Seite ber gelangt feien. 

14. März (Schleswig). Das bisherige bänifche Verbot aller Vereine und 
Geſellſchaften zu nichtpolitifhen Zweden wirb von ben Civilcom⸗ 
miffären für aufgehoben erklärt. 

15. „ (Deutfhedänifher Krieg). Die Preußen beginnen die fürm: 
liche Beſchießung ber Düppeler Schanzen. 

„» nn (Scäleswig-Holftein). Im Einverftändniß zwiſchen ben öfterr.: 
preuß. Eivilcommiffären für Schleswig und den Bundescommiflären 
für Holftein wird die Zolllinie zwifchen KHolftein und Schleswig 
aufgehoben und bie Zolllinie an bie jütifhe Grenze verlegt. 

„ n (Hannover). Bertagung ber Stände bis zum 28. April. 

16. „ (Deutfd:bänifher Krieg). Die Preußen befeten die zu 
Schleswig gehörige Infel Fehmarn und nehmen die ganze däniſche 
Beſatzung gefangen. 

17. „ (Sadfen). Durch Entſcheidung des Minifteriums bes Innern 
wird bie fchließliche Beftätigung der Wahl des Kaufmanns Bering 
zum Stabtrath von Leipzig ausgefproden troß feiner Eigenſchaft 
als Mitglied des Nat.Vereins: 

„An und für fih müſſe das Miinifterium zwar anerkennen, daß die Kreis⸗ 
direction bei ber Beanftandung der Wahl, bie fie ungern ausgeſprochen, voll- 
fommen im Einklang mit bem bisherigen Grundfaß gehandelt habe, Mitglieder 
bes Nationalvereins zu öffentlichen Nemtern nicht zuzulaffen, indeß behalte 
fih das Meinifterium die Freiheit vor, von dieſem Princip geeigneten "Falls 
abzugeben. Im allgemeinen fei nicht zu verfennen, daß bei Iebiger Beitlage 
bie Bedenken gegen ben Nationalverein überhaupt erbeblih an Gewicht ver: 
Ioren haben. Habe auch nichts verlautet, Daß das Programm bes Bereins, 
deſſen agitatoriihe und probocirende Durchführung auch ſpeciell gegen Sachſen 
gerichtet geweſen, grundſätzlich aufgegeben ſei, ſo ſeien doch durch den Gang 
ber Ereigniſſe, ohne Zuthun irgend einer Partei, fo weſentlich veränderte Ver: 
bältniffe in Deutfchland eingetreten, bap in Bezug auf ben WRatiomalverein 
nicht mehr gleiche Befürchtungen wie bisher nöthig erfcheinen, und es hieße 
die Wichtigleit bes Nationalvereins überjchägen, wenn man ſich jest noch 
wirklicher Gefahren von biefer Seite verfehen wollte.“ 

17. „ Deutſch-däniſcher Krieg). Erftes rühmliches Seegefecht ber 
preußifchen Kriegsmarine gegen ein überlegenes däniſches Geſchwader 
vor Stralfund. Der Befehlshaber, Capitän zur See, Jachmann, 
wird bafür vom Könige telegraphifch zum Contre-Abmiral ernannt. 

18. „ Dänemart erflärt fi) endlich auch feinerfeits bereit, auf bie von 
England vorgefhlagene Konferenz zu Wieberherftellung bes Friedens 
einzugehen, aber nur auf Grundlage der Vereinbarungen v. 1851/52. 

»„» » (Der 36er Ausfhuß) in Frankfurt regt die Abhaltung neuer 
Bolksverfammlungen für Schleswig-Holftein im Laufe der Oſterwoche 
om und fchlägt biekfällige Refolutionen vor. 

18—20. März (Zollverein). Conferenz zu Prag zwiſchen Bevoll⸗ 
mädhtigten von Defterreih und Preußen behufs Ausgleihung ihrer 
Differenzen bezüglich des Handelsvertrags mit Frankreich. 

19, März (Preußen und Defterreich) lehnen’ die Forderungen Däne⸗ 
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marks, die Bereinbarungen von 1851/52 zur Grunblage der Eon: 
ferenz zu machen, ab. 

Depeſche bes englifhen Geſaudten in Berlin: „Ich Hatte heute 
früb mit Hrn. v. Bismard wieberholt eine Unterrebung. Ge. Erc. begann 
fie mit ber Bemerkung, baß er bie Befehle des Königs über die Angelegen: 
beit entgegengenommen babe, daß es nad Anfiht Sr. Maj. und ber Regie: 
rung für Preußen unmöglich fei, an einer Gonferenz auf ber Grundlage 
von 1851 —52 teilzunehmen, und daß bie bſterreichiſche Regierung, der ein 
dahin lautender Vorſchlag gemacht worden ſei, fofort nach Berlin telegrapbirt 
babe, daß fie biefen Vorſchlag für unzuläffig Halte. Er fagte: Dänemart 
babe ſich 12 Jahre lang geweigert, bie Verpflichtungen von 1851—52 zu er⸗ 
füllen, unter dem Borgeben, daß es unmöglich fei, und jekt, wo J. Mai. 
Regierung eine freie Gonferenz vorfchlage und Deflerreih und Preußen bereit 
feien, bieerbe zu beſchicken, erhebe die bänifhe Regierung ben Anjprud, die 
Bedingungen für ben BZufammentritt ber Conferenz vorzujchreiben, und ſchlage 
ale Grundlage für ihre Berathungen Abmachungen vor, auf Grund beren 
eine Schlihtung der Zwiſtigkeiten zwiſchen Deutihland und Dänemart berbeis 
zuführen fih 12 Jahre lang als unmöglich erwieſen babe. Ich antwortete: 
ber —— Dänemarks ſei nichtsdeſtoweniger eine logiſche Folge ber von 
Preußen und Oeſterreich am 31. Januar abgegebenen Erflärungen über den 
Zwed ihres Cinmarjches in Schleswig. Sie hätten damals gelagt: fie flän- 
ben im Begriff, in bas Herzogthum einzurüden, um ben Abmachungen von 
1851 —52 Geltung zu verfchaffen, und dba Dänemark finde, daß es bem von 
ihnen zu dieſem Zweck ausgeübten Druck nicht länger widerſtehen könne, fo 
erfläre es fich jet bereit, mit ihnen an einer Conferenz theilzunehmen, um 
einen Bergleich auf Grundlage jenes Ablommens zu Stande zu bringen. Hr. 
v. Bismard bemerkte: die bänifche Megierung müſſe boch einjehen, daß bie 
Abmahungen von 1851 —52 durch ben Krieg binfällig ge: 
worben jeien, unb bürfe nicht erwarten, im Jahr 1864 biejelben Friedens⸗ 
bedingungen zu erlangen, bie ihr bei Beendigung bes Kriegs von 1848 be: 
willigt worben feien. Ich erwiederte, daß es mir nicht um irgendwelche be: 
ftimmte Friedensbebingungen zu thun fei.” 


19. März, (Schleswig). Der Präfident und ſämmtliche Mitglieder bes 


„ 


20. 


bisherigen Appellationsgerichtes werben von den Civilcommiſſären 
entlaffen. 


„ (Rajfau). Einberufung bes Landtags mit Ausnahme des Abg. 


Braun „wegen Beanftandung feiner Wahl“, Erflärung Brauns. 


„ (Deftereid). Lircularbepefhe an die Vertreter Defterreiche bei 
ben nicht in den beutfch-bänifchen Streit vermwidelten Regierungen: 
„0. Wenn Dänemark billige Conceſſionen bätte machen wollen, 
fo würbe ber Krieg nicht ausgebrochen fein, und noch je Bt Fännte ber Trieben 
wieberbergeltellt werben, jobalb nur Dänemark in jene Soncefjionen ein: 
willigen wollte. Aber es Hält an ber Bilbung eines Reichsraths auf Grundlage 
ber Berfaflung vom 18. November fehl, und will biefe Verfaflung, gegen 
welche Deutſchland proteflirt, und die im Widerfpruch mit ben won Däͤnemark 
übernommenen Verpflichtungen fteht, in Schleswig eingeführt willen. Um 
ber Fortdauer eines ſolchen irregulären Zuftandes der Dinge Widerſtand ent: 
gegenzuftellen, war ber Bund im Begriffe, Schleswig mit Truppen zu über: 
ziehen, wenn Preußen und Defterreich ſich nicht beeilt hätten, bem Bunde in 
ihrer Eigenſchaft als europäiiche Mächte, welche von Dänemark bie Erfüllung 
gewiffer, von ber Succefjion in ben Herzogthümern mnabhängiger Verpflich⸗ 
tungen zu forbern hatten, zuporzutommen. Wenn Oeſterreich und Preu 
nicht raſch ihre Action an Stelle derjenigen ber beutichen Mittelftanten gejeht 
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Hätten, wenn die Leitung der Angelegenheiten in bie Hände ber Partei über⸗ 
gegangen wäre, welche die däniſche Monarchie zerſtückeln will, ſo 
wuͤrden bie Feindſeligkeiten um nichts weniger in Schleswig ausgebrochen ſein; 
die Tragweite bes Kriegs würde außerdem größer geweſen fein, und bie Mächte, 
welche ji für die Erhaltung ber bänif en Monarchie interef: 
jiren, hätten fi Verwidelungen gegenüber geſehen, bie für das Gleichgewicht 
im Norden Europa's viel drohender gewejen jein würden. Die militärifche 
Intervention Oefterreihs und Preußens bat diefe Gefahr vorläufig in den 
Hintergrund gebrängt; fie würde biejefbe ganz befeitigt haben, 
wenn bie Mächte den lebten Eröffnungen ber beiden deutſchen Großmächte 
Rechnung getragen und Dänemarf nit in jeinem Wibderjtande er- 
mutbigt hätten. Es hängt jomit von ben nichtbeutfchen Mächten ab, zur 
Derubigung ber erhigten Leidenſchaften in Deutjchland beizutragen und den 
Conflict mit Dänemark auf bem Boden zu erhalten, wo er jih gegenwärtig 
befindet. Defterreih und Preußen werden dann ihrerfeits beito leichter dahin 
gelangen, fi nit von ber in Deutichland herrſchenden Bewe— 
gung überfluthen zu laffen — eine Aufgabe, die immer ſchwieriger 
wird, je länger ber Streit fi binauszieht. Die Berathungen bes Bundes⸗ 
tages zeigen außerbem zur Genüge, welche Anfttengungen bie Höfe von Wien 
und Berlin machen müjjen, um ihre Aundesgenoffen zu verhindern, dem 
Streite ernftere Timenfionen zu geben.” j 


23. März, (Bundestag) Eine Note des englifchen Gefandten zeigt dem 
deutſchen Bunde die Eröffnung von Conferenzen in ber beutjch-bä- 
niſchen Streitfrage an: 

„:.. Die Regierungen von Defterreich und Preußen haben ihre Be- 
reitwilligleit Tundgegeben, ihre Vertteter zu einer foldhen Conferenz abzu⸗ 
ordnen. Auch die Regierung von Dänemark bat die Annahme einer Con: 
ferenz zugeſagt, vorausgeſetzt, daß biefelbe berufen würde, um auf der Bajis 
der Berhandlungen von 1851 —52 zu berathen. Da nun jene Verhandlungen 
unter ben Aufpicien Sefterreihs und Preußens flattgefunden und bie zu 
Stande gebrachten Arrangements mit Dänemark bie Genehmigung bes deut: 
hen Bundes erhalten haben, jo würde J. M. Regierung durchaus geneigt 
je biefe Verhandlungen und Arrangements zum Ausgangspunkte ber Kon: 
erenzberathungen von 1864 zu maden. Aber da es wünſchenswerth ift, 
jede Mipbelligfeit und die Dadurch zu befürdhtende Verzögerung zu vermeiden. 
jo jchlägt je Maj. vor, als Baſis der Conferenz ſchlechthin diefe anzuneh⸗ 
men: daß Mittel gefuht werden, um dem Norden Europa’ bie 
Segnungen des Friedens wiederzubringen.” 


24. „ (Bollverein) Die Berliner Zolleonferenz vertagt fih bis zum 
18. April, nachdem Breußen eine Erklärung abgegeben hat, in wel: 
cher es 
. bie Mobiflfationen bezeichnet, bie es bezüglich des Zoll: und Handelsver⸗ 
‚trages mit Frankreich bei leterer Megierung zu beantragen geneigt ift, unb 
zuglei an diejenigen Bereinsregierungen , welche dieſem Vertrage unb ben 
übrigen damit in Verbindung gebrachten Vereinbarungen noch nicht beigeftimmt 
haben, die Anforderung ſtellt, ſich beſtimmt zu erflären, daß ihre Zuſtim⸗ 
mung zu den genannten Verträgen in bem Falle für geficdert angenommen 
werben tönne, warm eine Berftändigung auf Srundfage ber von Preußen zu 
machenden Borjchläge zu Stande Time. In derſelben naren wird ferner 
von Seite Preußens die Bereitwilligkeit ausgeſprochen, über die in Artikel 25 
des Vertrages mit Oeſterreich vom 19. Febr. 1853 in Ausſicht genommene 
‚mögliche Annaherung und Gleichfiellumg ber beiberfeitigen Zolltarife im 
Unterhandlungen zu treten. 
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24. März (Preußen) Zahlreiche Verſammlung der Bahlmänmer von 
Berlin. Dieſelbe beichließt, mit allen gegen 1 Stimme, zu erllären: 
„i) Die vollftändige Trennung von Dänemark ift das Recht ber Herzog: 
tbümer, und nur in dieſer Tremmung kann ber angemeffene Preis für die 
bargebraditen Opfer und befenbers fiir das vergofjene Blut geſunden werden. 
2) Unbeirrt von Drohungen und Einſchüchterungen haben unfere ſchleswig⸗ 
holftemifchen Brüder fich dahin ausgeſprochen: ungettennt bei einander und 
unter einem felbfändigen Fürften Beistiche fein und bleiben zu wollen. Es 
muß ihnen jeßt Gelegenheit gegeben werden, ihren Willen in 
voller Freiheit und in feierlicher gorm vor Europa zu erklä— 
ren, ihren Staat zu conflituiren und fomit jeden Ginjprud bes Auslanbes 
in die heiſtgſten Angelegenheiten der bentfchen Nation von vornherein als nichtig 
zurädzumweiien. 3) Preußen und Defterreich haben 1854 bie Herzogthü⸗ 
mer entwainet an Dänemark übergeben und jetzt durch ihre einfeitiges Nor: 
geben biefeiben verhindert, ſich felbit mit Hilfe des deutſchen Volles von ber 
unberechtigten dänifchen Herrſchaſt zu befreien, Sie tragen baber gar Deutſch⸗ 
fand, ben Herzogthümern und ihren eigenen Völkern gegenüber die Verant- 
wortlichleit, baß eme umheilvofle Politik das nicht wieder aufgebe, was 
abermals mit dem Plute tapferer Krieger gewonnen it.“ 

235. „ Maſſau) Das Hofgeridht von Wiesbaben weist die Einleitung 
einer Disciplinarunterjuchung gegen die Obergerichtsanmwälte Braun, 
Lang und Schenkel wegen Theilnahme an der Kafteler Berfammlung 
der Fortſchrittspartei ab. 

26. „ (Bundestag). Wine Note des engliihen Geſandten zeigt dem 
deutſchen Bunde an, daß die Gonferenzen am 12. April in London 
eröffnet werden jollen und ladet den Bund ein, durch einen Ver: 
treter an berjelben Theil zu nehmen. 

28. „ (Deutfhland). Der Anregung der 36er Ausſchuſſes entiprechend 
finden in ganz Deutfchland (Vefterreih ausgenommen) zahlreich be: 
befuchte Bolksverfammlungen jtatt, um noch einmal die Anfchauungen 
und den Willen der Nation bezüglih der Löſung der ſchleswig-hol⸗ 
jteinijchen Frage zum Ausdruck zu bringen. Meift werden babei bie 
von jenem Ausihuß vorgeſchlagenen Refolutionen — nur bie und 
ba mit einiger Abſchwächung oder Verſtärkung — angenommen: 

„1) Tie Herzogthümer Schleswig: Holftein Haben das Recht, eng mit 
einmber verbunden, von Daͤnemark vollftänbig getrennt unter ihrem eigenen 
sürften zu leben. 2) Jede Enticheibung , bie wider den Willen des Volfes 
über fein Schidjal getroffen wird, jede Webereinfunft ınit jremben Mächten, 
bie das Recht der Herzogthlimer preisgibt, ift null und nichtig, iſt eine 
rechtloſe Gewaltthat und zugleich ein Verrath an den Intereſſen und ber Ehre 
Deutichlands. Der nächfte Moment wird fie zerreißen und vernichten. 3) Noch 
immer feblt ums eine geordnete Vertretung ber Nation, ein deutſchee Parla⸗ 
ment! Deshalb erhebt das Bolf unmittelbar feine Stimme Wie lafien 
nicht ab, bie nationalen Forderungen beharrlich auszuſprechen, bie Inhaber 
der Gewalt zu mahnen und zu warnen. Berhallt jede Mahnung erfolglos, 
fo mögen die Schulbigen bem verdienten Geſchick anheimfallen.” 

29. „ (Holftein). Abgeordnete von 71 ſchleswig-holſteiniſchen Ber: 
einen des Landes beſchließen in Rendsburg einftimmig, zu exflären: 

„Die ſouveränen Herzogiblinier Schleswig-Holſtein haben das Recht, eng 
mit einander verbunden von Dänemark vollftänbig geirennt unter ihrem 
‚eigenen Fürſten Herzog Friedrich VVI. zu leben. Jede Entiheibung, bie 
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gegen den Willen unferes Volle Über unfer Schielfal getroffen wird, 
jede Uebereinkunft fremder Mächte, die bas Recht Preis gibt, ift null und 
nichtig, ift eine rechtloſe Gewaltthat und zugleich ein Berrath an ben 
Intereſſen unb ber Ehre Deutſchlands. Feithaltend an unferm Brecht werben 
wir folder Gewaltthat den Äußeriten Wiberfiand entgegen: 


ſetzen. 
30, März (Maſſau). Eröffnung bes Landtags. Thronrede bes Herzogs. 


31. 


/ 


" 


„ (Kurdeifen). Wiederzufammentritt ber Ständeverfammlung. Er: 
klärung ber neu eingetretenen Ritterfhaft. Die Regierung legt ihre 
früheren Geſetzentwürfe bezüglich des Vereins: und Verſammlungsrechts 
und bezüglich der Prefie wieder vor, da die von ber Ständeverſamm⸗ 
lung angebrachten weſentlichen Aenderungen wegen ber Bunbesbe- 
ſchlüſſe von 1854 nicht hätten fanktionirt werben Fönnen. 

„Maſſau). Antrittsrebe bes neugewählten Präfidenten der II. Kam- 
mer bezüglih der Wahlen und der Handlungsweiſe der Regierung. 
Der Regierungscommiflär Werren proteftirt gegen bie Rede. — Er: 
Märung der neuen Mitgliedes Schenk gegen die Octroyirungen; alle 

. neven Mitglieder, mit Ausnahme eines einzigen, treten berjelben bei. 


— April, Obgleich Deutſchland bis jebt nicht im Kriege mit Dänemark 


fi befindet, fo ift dennoch bereits eine Anzahl verjchiebenen beut- 
fen Staaten (außer Dejterreih und Preußen) angehöriger Schiffe 
von bänifchen Kreuzern aufgebracht und zum Theil von däniſchen 
Prifengerichten condemnirt worden. N 

„ (Hannover). Die Enthüllungen bes englifchen Blaubuches über 
die bisherige Politit Hannovers in der fchleswig-holfteinifchen Yrage 
erregen in Hannover und in ganz Deutſchland das ungeheuerfte 
Aufiehen. 


 „ (Holftein). Beſuch bes Herzogs Friebrih in Preeß, wo er von 


der Bevölkerung feierlich als Landesherr empfangen wird. 


. „ Medlenburg: Schwerin). NRefeript des Großherzogs an ben 


ftändifhen Ausſchuß: Anzeige ber gefchehenen Publication bes Prü⸗ 
gelgefeßes, die durch eine Kritik der ſtändiſchen Beſchlüſſe motivirt 
wird. 

„Maſſau). Werren wird definitiv zum Director ber Landesre⸗ 
gierung ernannt, 

„ (Holftein). 40 von den 49 Mitgliebern ber holt. Stänbever: 
ſammlung treten in Kiel zuſammen und beſchließen eine „Declaration 
ber Landesrechte“, die durch eine eigene Deputation zur Kenntniß ber 
Londoner Conferenz gebracht werben fol: 

„Wir, die unterzeichneten Abgeorbnieten zu ber gegenwärtig aus 49 Mit: 
gliedern beftehenben holſteiniſchen Stänbenerfammlung erflären, gegenüber ber 
zu Lonbon zufammentretenden Eonferenz europäiſcher Mächte hierdurch feier: 
lift, was folgt: Wir legen Berwahrung ein gegen jebe Entfcheibung, bie 
auf gebachter Conferenz über das Schickſal der Herzogthümer S.«H., insbe⸗ 
ſondere über die Perſon bes Nachfolgers auf ben durch ben Tod des Konig⸗ 
Herzogs Friebrich VII, erledigten Thron derſelben getroffen werben möchte, 
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ohne daß zuvor bie Stimme bes Landes über bie Erbberechtigung biefes 
Nachfolgers vernommen worden ijt, wir erklären vielmehr jebe Anerkennung 
eines ſolchen, die von europäifchen Mächten erfolgen möchte ohne vorgängige 
Befragung des Landes als für letzteres rechtlih unverbinblih und ungiltig. 
Bir erflären ferner bierburd por Gott unb Menſchen als das Recht biefes 
Landes: 1) Die Herzogthümer S.:H. find auf ewig unzertrennlich mit einans 
ber verbundene jelbftändige Staaten; 2) auf ben Thron berfelben ift aus: 
Ihlieplich berufen ber Mannesſtamm bes Oldenburger Fürftenbaufes nad 
Linealfolge und Primogenitur. 3) Tem König von Dänemarf, Chriftian X., 
gebührt darnach Feinerlei Recht an ben Thron ber Herzogthümer, weil er 
durch naͤher bereihtigte Agnaten ausgeichlojien wird, ber Londoner Tractat vom 
8. Mai 1852 aber, ſowie das däniſche Thronfolgegefeß vom 31. Juli 1853 für 
bie Herzogthümer rechtlih unverbindlich und machtlos find, jener, weil fremben 
Mächten Feinerlei Verfügung zufieht über bas ihnen nicht zugehörige Lanb, biefes, 
weil ihm die Zuftimmung ber ſchleswig'ſchen und holſtein'ſchen Stänbeverfamms 
lung, der Agnaten und des deutſchen Bundes fehlt. 4) Der nächſtberechtigte unter 
den jetzt lebenden Fürſten des Oldenburger Hauſes iſt vielmehr nach dem Ver⸗ 
zicht feines Vaters ber Herzog Friedrich von S.H.S.⸗A., der als Herzog 
Friedrich VIII. von Schleswig : Holitein bie Regierung anzutreten bereits er: 
färt bat. Wir nehmen ferner bavon Alt, daß bie Stimme bes Landes hiermit 
übereinftiinmenb in zablreihen Eingaben an bie Bunbesverfammlung, fowie 
in Hulbigungs-Abreffen und Deputationen an den Herzog Friebrih VIII. von 
Seiten der jchlesw.:holft. Ritterfchaft, der Ranbesuniverfität, ber Geiftlichleit, bes 
Lehrerſtandes, ber Stäbte und Landdiſtrikte Holfteind wie Schleswigs ſich unzwei⸗ 
beutig dahin ausgeſprochen bat, als ben rechtmäßigen Thronfolger einzig 
und allein ben Herzog Friedrich von Schleswig-Holſtein⸗Sonderburg⸗Augu⸗ 
ftenburg anzuerkennen und für ihn, als ben legitimen Lanbeshern, Gut und 
Blut einfegen zu wollen; wir legen endlich bierburch feierlichft Verwahrung 
ein gegen jebes Arrangement europäifcher Mächte, durch weldyes ben Herzog: 
thümern wider ihren auegefprochenen Willen ein unrechtmaͤßiger Herricher 
aufgezwungen unb bie durch ben Tod Friedrich VII. befinitio gelöfte Verbin: 
bung mit bem Königreich Dänemark mittelft Gewalt wieber hergefteli werben 
fol, und werfen auf bie Urheber eines folchen Arrangements bie Verantwort⸗ 
lichkeit für die unausbleiblihen Nachtheile und Gefahren für Ruhe und Fries 
ben unferes Landes, Deutichlands und Europas.” 

Diefer Erklärung tritt fofort das Eonfiftorium der Univerfität 
Kiel, dann eine Berfammlung von Geiſtlichen, ein von 37 Stäbten 
bes Landes beſchickter Städtetag in Neumünfter, eine Verſammlung 
von Gutsbefitzern in Kiel, enblih ein großer Theil der Lehrer: 
{haft bei. 

6. April. (Maſſau). Berbandlungen der IT. Kammer: Die Ausſchüſſe 
verlangen von der Regierung bie Ncten über bie wegen unerlaubter 
Beeinfluffung der Wahlen erwachſenen Unterfuhungsacten aus ſämmt⸗ 
lihen Wablkreifen und ferner die Acten über ergangene Verfügungen 
gegen einzelne Staatsbürger und beftimmte Klaſſen berfelben (Ge: 
meinbebebienftete, Lehrer, Staatsbiener) wegen ihrer Nichtbetheiligung 
an ben Wahlen. Die Regierung erflärt, daß die Acten barüber 
nicht vorgelegt werben. 


7. „ (Säleswig). 300 Notable des Landes treten in Schleswig zu⸗ 
fammen und wählen, dba die Berfammlung von den Eivilcommiflären 
verboten wird, AU Delegirte, meift frühere Ständemitglieber, welche 
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einftimmig der holfteiniichen Declaration der Landesrechte mit unme- 
fentlihen Mobdificationen beitreten und ein Comité beftellen, um fich 
mit den Holfteinern zu verjtändigen. 

8. April. (Naſſau). Der Abgeorbnete Yang bringt in der II. Kammer 
den Antrag auf Wieberherftellung der „noch immer zu Recht be- 
ftehenden” Berfaflung von 1849 ein. 

9. „ (Kurheifen). Das Minifterium erklärt dem Ausſchuß ber Stänbe- 
verfammlung, nachdem die beutfhen Großmächte die Sache einmal 
in die Hände genommen hätten, bleibe den Mittelftanten, insbejon- 
dere Kurheſſen nichts anderes übrig, als „fih an die Ferſen der Groß: 
mächte zu hängen und je nad) ben Umftänben fo gut e8 gehe, das Recht 
zu wahren”; entſcheide der Bundestag fich früher über die Anerfen: 
nungsfrage, als die deutihen Großmächte wollten, jo werde alles 
verborben. | 

41/16. April. Maſſau). Verhandlungen der I. Kammer. Cines der 
gewählten Mitglieder, Dilthey, gibt die Erflärung ab: 

„Bei meinem Eintritt in die Kammer balte id) mich im Intereſſe der 
Wahrung ber Bundesrechte zu ber Bemerfung verpflichtet, daß ich aus ber 
Betheiligung bei den legten Wahlverhandlungen und ber Annahme der Wahl 
meinerfeits einen Verzicht auf die verfaffungsmäßigen Rechte bes Landes 
gegenüber ber Verfaſſungs⸗ und der Wahlordnung vom 25. November 1851 
nicht gefolgert haben will”. 

Diefer Erflärung ſchließen fich ſämmtliche neugewählte Mitglieder 
der Kammer an. — Mit I (ſämmtliche gewählte Mitglieder ber 
Kammer) gegen 6 Stimmen wird folgende Antwortsadreffe auf die 
Thronrebe des Herzogs beſchloſſen: 

ner. Die natürliche Lage bes Landes, feine Abſatz⸗ und Verkehrswege dürften 
nad unſerer Anficht von der Regierung Ew. Hoheit bei ben Berhanblungen 
(über bie Erhaltung des Zollverein) vorzugsweife zu berüdfichtigen und 
die Erneuerung ber bisherigen handelspolitiſchen Verbindungen mit Preußen 
nicht buch Bekämpfung des franzöfiichen Handelsvertrags in Frage zu ftellen 
jein. Möge die von Ew. Hoheit ausgefprochene Hoffnung, es werde ber Zoll- 
verein nen gefräftigt auf Grundlage eines zeitgemäß verbefjerten Tarifs und 
mit erleichterten Verfehrsbeziehungen aus ben Verhandlungen hervorgehen, 
fich bald erfüllen und dadurch den weiteren nachtheiligen Folgen ber aus ber 
Ungewißheit ber jegigen Zuflände hervorgerufenen Lähmung bes Handels und 
ber Gewerbe vorgebeugt werben. Wir begen dabei bie zuverfichtliche Hoffnung, 
baß eine neue Zollverbindung nicht in das Leben treten werbe, benor ben 
Ständen Gelegenheit geboten, war, ſich hierüber auszufprecden. .. Uns wirb es 
immer eine heilige Pflicht fein, das landesväterliche Beſtreben Ew. Hoheit für 
bie Mohlfahrt des Ahnen von Gott amvertrauten Landes mit allen Kräften 
zu unterjtügen, wie e8 treuen Ständen geziemt. Wir erachten e8 baber für 
unfere bejonbere Pflicht, Ew. Hoheit nicht zu verbehlen, baf vielerorts nicht 
volle Zufriedenheit mit ben Ööffentlihden Angelegenheiten bes 
Landes beſteht. Wir werben die Urſachen biefer beklagenswerthen Erſchei⸗ 
nung einer allfeitigen Prüfung unterziehen unb Ew. Hoheit die uns hiernach 
geboten erjcheinenben Aenberungen in Gejebgebung und Verwaltung in Vor: 
Ihlag bringen, eingedenk unjeres Eides, nur allein ben wahren Bortheil bes 
Landes und feiner Einwohner, beren Wohl ja untrennbar ift von dem bes Lan 
desherrn, ohne alle Nebenabfiiten vor Augen zu haben. Solchen gemeinſchaft⸗ 
lichen in ihrem Endziel übereinfimmenben Beſtrebungen muß auch eine Ver: 


Beutfeland. 83 


ſtändigung über bie Mittel und Wege gelingen. Wir hoffen, daß bann bem 
materiellen Woblftande fi ein Zuſtand der vollen politiſchen und rechtlichen 
Befriedigung in gleichem Maaße anjchließen werde.“ 

Der Regierungscommiflär erklärt fofort, daß bieje Adreſſe vom 
Herzog nicht würde angenommen werben. Der Herzog lehnt unter 
dem 16. April die Entgegennahme der Adreſſe wirflih ab, worauf 
die Kammer beichließt, fie im Archiv zu beponiren. 


12. April. (Schleswig). Die Eivilcommiffäre verbieten den Beamteten bei 


Etrafe fofortiger Amtsentjfegung Refolutionen oder Adreſſen bezüglich 
der Londoner Conferenz zu unterzeichnen. 


13. „ (Baden). Eine vom Erzbiſchof nad Freiburg einberufene Conferenz 


14. 


m 
a] 


von 35 Delegirten aus ſämmtlichen kath. Landcapiteln bezüglich 
der Schulfrage, befchließt, daß die kath. Geiftlichfeit fih an ben nad) 
dem Vorſchlage der Regierung organifirten Ortsſchulräthen nicht würde 
betheiligen können. 

(Bundestag) Die Bundesverfammlung befchließt nach dem Antrag 
der Mehrheit der vereinigten Ausichüffe, die Londoner Konferenz zu 
befhiden und zwar ohne die Betheiligung des Bundes von Bebing- 
ungen abhängig zu machen (gegen Bayern, Braunſchweig und 
Divenburg) und dem Gejandten nur eine allgemein gehaltene In— 
ftruction zu ertheilen (gegen Bayern, Baden, bie 12. Curie (thüringiiche 
Staaten), die 13. Eurie (Braunſchweig und Naffau), Oldenburg, 
Reuß j. L., Walde, Heffen-Homburg, Frankfurt), Die Inftruction 
lautet: 

„Auf Grund ber Bundesverfaſſung und beftehenben Bundesbeichlüffe auf 
bie Anerkennung ber Rechte und bie Sicherftellung ber Intereſſen bes beutjchen 
Bundes und ber Herzogthümer Holftein, Lauenburg und Schleswig, insbejonbere 
auf bie größtmöglihe Selbftändigfeit ber letzteren hinzuwirken; 2) zu mög: 
lichſter ——— eines Diſſenſes unter den deutſchen Vertretern in der 
Conferenz bei allen wichtigeren Berathungsgegenftänden nach einer vorgängigen 
Verſtändigung mit ben dießfalls in gleicher Weiſe inftruirten Bevollmächtigten 
von Deiterreich und Preußen zu achten.” Anftatt bes Sapes: „insbejondere 
auf die größtmöglichite Selbftändigfeit ber Herzogthümer hinzuwirken,“ hatte 
ber bayeriſche Geſandte folgende Tertirung beantragt: „insbefondere bie An: 
erfennung bes Erbprinzen von Auguftenburg als Herzog von Holftein und 
Schleswig, und demnach bie volliiänbige Trennung beider Herzogthümer von 
Dänemark zu vertreten.” _ 

Schlieglih wird zum Gefandten faft einftimmig ber ſächſiſche 
Staatsminifter v. Beuft gewählt; der bayeriihe Bundestagsgejandte 
v. d. Pforbten bleibt mit 2 Stimmen in der Minderheit. 

Der Schleswig: Holitein: Verein in Erlangen beichließt unter 
Theilnahme) von mehr als 1800 Perſonen einftimmig folgende 
Reiolutionen: 

„Angefihts ber in London zujammentretenben Conferenzen erflären wir 
feierlich was folgt: 1) Im Anſchluß an bie Declaration ber holſteiniſchen 
Stände vom 5. April legen wir Berwahrung ein gegen jebe Entſcheidung, 
welche über bie Nachfolge auf ben erlebigten Thron der Herzogthümer 
Scleswig-Holftein ohne bie Zufimmung des Landeos getroffen werben 
möchte, und erklären jede folde Abmahung für unverbindlih und 
nichtig. 2) Wir erflären jede Abmachung, burch welche die zeitig und 
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thatſaͤchlich geldſte Verbindung ber Herzogthümer mit Dänemarf erneuert 
werden follte, für einen Verrath an Deutſchland, auf welchem ber Fluch 
ber Nation und bes freventlidh vergofienen Blutes ber beutfchen Krieger 
laftet. 3) Wir erflüren, daß das deutſche Volk fi Feiner Abmachung, 
welche die Rechte ber Herzogthümer und bie Ehre Deutſchlands jchädigt, fügen, 
ſondern alle Mittel daran ſetzen und jede Gelegenheit ergreifen wird, um ſie 
zu vernichten und Recht und Ehre wieder herzuſtellen.“ 

Eine lange Reihe von Schlesw.Holſt.-Vereinen in allen Theilen 
Deutſchlands fchließt fih in den nächſten Wochen dieſen Refolutionen 


an oder faßt ähnlich lautende. 


14. April. (Kurheffen). Die Ständeverfammlung verwirft einftimmig das 


ihr von der Regierung nochmals vorgelegte Preßgeſetz. 


16. „ (Zollverein) Eine preuß. Dep. an Bayern weigert ſich, die Wieber- 


"8 


eröffnung der am 24. März vertagten Berliner Zollconferenz länger 
als bis zum 25. April zu verſchieben. 


‚ (Holftein) Herzog Friedrih richtt an die Londoner Conferenz 


folgende Erklärung: 

„Die Thatfache, daß in Kurzem eine Gonferenz zufammentreten wird, um 
darüber zu beratben, wie dem Norden Europas ber Frieden zurüdzugeben 
fei, legt mir bie Pflicht zur Tarlegung meines Nechtes auf, welches unzer⸗ 
trennbar ift von bem meines Landes und beifen Aneıfennung alein im 
Stande ift, einen dauerhaften Trieben fiher zu ftellen. Ich Taffe ben edlen 
Abfichten der hohen Mächte, dem Blutvergießen ein Enbe machen zu wollen, 
volle Gerechtigkeit wiberfahren. Mag inbeilen das Recht einer Berfammlung 
ber Vertreter europäifcher Mächte, auf diefes große Ziel hinzuwirfen, unbeftritten 
fein, jo ift e8 doch ohne Zweifel dadurch beſchränkt, daß eine folche Verjammlung 
nicht befugt ift, weder über das Geihid eines Souveräns, noch über das 
eines Landes ohne beren Theilnahme und Zuftimmung zu verfügen. 

„Rah dem Hinjheiden St. Majeftät des König-Herzogs Friedrich VII. 
bin ih durch die Vorfehung auf den Thron ber Herzogthümer Schleswig: 
Holftein berufen worden. Das Erbfolgerecht, welches id) als Repräfentant 
der erfigeborenen Linie bes ofbenburgitäen Haufes geltend mache, entipricht 
dem allgemeinen Rechte Deutfchlands und bem Rechte berjenigen Länber 
Europas, in benen bie Erbfolge des Mannsitammes gilt. Die Erbfolge bes 
Mannsitammes und das Eritgeburtsreht nach der Nähe der Linie find für 
bie a feftgeftellt, nicht bloß durch bie Geſetze bes regierenden 
Hauſes, ſondern zugleid, durch Vereinbarungen zwifchen bem Fürftenhaufe und 
ben Ständen, fie find feit Jahrhunderten als Geſetz beobachtet worden und 
bilben bie Grundlage für das öffentliche Necht ber ARSCH An Auf dieſer 
Grundlage ruht da8 Recht ber Herzogthümer auf ihre Union und ihre Selb: 
ftändigfeit. Diefes mein Recht bejteht unabhängig von ber Anerkennung 
irgenb einer fremden Macht. Es ift ausschließlich eine innere Angelegenheit 
biejes Landes. 

„Der Londoner Vertrag vom 8. Mai 1852 vermochte nicht das überein- 
flimmenbe Recht meines Haufes und meines Laudes zu beeinträchtigen. Seine 
Ausführung würde vielmehr bie geheiligten Rechte ber Kronen und ber Völfer 
verlegen. Dieſer Vertrag Kat niemals bie Zuftimmung der Agnaten noch der 
Zanbesvertretungen erhalten. Ihre Zuflimmung war bie Borausfegung 
jenes Vertrages. Se. Maj. ber König von Dänemark bat in Betreff ber 
Herzogthümer fie nie erfüllt, währenb er fie in Betreff Dänemarks wenigſtens 
zum Theil in Ausführung gebracht bat. Der Deutihe Bund, deſſen Beruf 
es ift, feine Mitglieder zu ſchirmen, ift ebenfalls dem Vertrage nicht bei= 
getreten. 

„Mein Recht ift im fich feldft eine Macht, denn es ruht in bem Gewifien 
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bes DBoltes unb «8 ift die Bebingung ber Wohlfahrt bes Landes. Schon ber 
ertte Verſuch, weldhen ber Kopenbagener Hof im J. 1846 madıte, das Erb: 
folgerecht der Herzogthümer bem Dänemarks anzunähern, rief fofort einen 
allgemeinen Widerſpruch unb eine Volkobewegung hervor. Als bann beffen 
ungeachtet bie bänifche Regierung bald barauf verjuchte, in einem ber Herzog⸗ 
thũmer die agnatifhe Erbfolge aufzuheben und Schleswig mit Dänemark zu 
verbinden, ba erhob fidh bie gefammte Bevölkerung beider Lande zur kriegerifchen 
BVertheidigung ihrer Unabhängigkeit. In einem blutigen Kampfe, der nicht 
weniger als brei auf einander folgende Jahre anbauerte, bat biefes Bolt ben 
Peweis geliefert, daß ihm fein Recht, wie das feiner Fürſten heilig ift. 

"Dielelben großen Principien ber ?egitimität und ber Nationalität waren 
es, welde nad bem Tobe bes König-Herzogs Friebrich VII. das Land in 
Bewegung jegten. Die eingeborenen Beamten verweigerten in überwiegenber 
Mehrzahl einem unberehtigten Fürſten ben Eid ber Treue. Die Volksbewegung 
brobte eine kriegeriſche Wendung zu nehmen, als die Truppen bes Bundes 
unb bie Armeen ber beutihen Großmächte das Land vom bdänifchen Joche 
befreiten. Die befreite Bevolkerung bat bie Abzeichen einer fremben Königs: 
Herrſchaft vernichtet, fie hat zum Theil noch während ber feindlichen Beſetzung 
mein Recht proclamirt. Gin zweiter Krieg verfolgt noch feine blutige Bahn. 
Welchen Namen man bemjelben auch beilegen mag, er ift in feinem Urfprunge 
und feinem Weſen nad ein Erbfolge-Krieg. Die Grffärungen ber Landes: 
vertretungen unb der verfchiebenen Körperjchaften, fowie bie Huldigungen, 
welche mir von ben Bewohnern bes Landes bargebradht find, laſſen feinen 
Zweifel barüber, daß, welche Ungunft europäifcher Verbältniffe auch entgegen: 
fieben möge, dieſes Land ebenfomwenig als ich jemals auf fein legitimes Recht 
verzichten wirb und baß in biefem Rechte in ber That jene unwiberftehliche 
Macht wohnt, welche basjelbe überall gewinnt, wo es mit bem Sntereffe und 
dem Gewilfen bes Volkes unzertrennbar verwachſen ifl. 

„Ih weiß es, welche Verantwortlichkeit ich übernommen babe, als ich 
mein Bolt für mein Recht aufrief; hätte es fi bloß um meine Perfon und 
um mein Haus gehanbelt, jo würbe ich zurüdgefchredt fein, nicht vor ben 
Gefahren bes zu betretendben Weges, doch vor bem Blutvergießen, welches fich 
ſchwer vermeiden ließ. Indeß bie fefte Meberzeugung, daß mein Recht bie 
Grundlage ber Freiheit und ber Wohlfahrt bes fchlesmig-bolfteinifchen Volkes 
ift, Hat alle meine Schritte feit bem Tobe Friedrich VII. geleitet. Denn feit 
alten Zeiten befteht ein tiefer Gegenſatz zwiſchen SchleswigsHolfteinern unb 
Dänen. Die legten acht Jahrhunderte bat derſelbe mit Blut getränft. Der 
Verſuch, bie beiden Völlfer zu verbinden, ift, welche Form auch gewählt wurbe, 
ſtets geſcheitert. Die im Jahre 1852 den Herzogthümern aufgelegte Form 
der Berbindbung mit Dänemark hat zu einer tyrannifchen Unterbrüdung geführt, 
welche jelbft vor ber Schwelle ber Kirche und ber Schule nicht zurüdichredte. 
Das ſchleswig⸗holſteiniſche Volt erfennt in feiner Unabhängigkeit bie einzige 
Pürgfchaft feiner Zukunft; jebes andere Abkommen mürbe nur bazu bienen, 
einen aunuen Kampf zu entflammen und unbeilvolle Verwirrung ine Leben 
zu rufen. 

„Die Trennung ber Herzogthümer von Dänemark ift nicht allein eine 
Forberung der Legitimität unb ber Geſetzlichkeit, fie ift eine ‘yorberung ber 
—** und bes Weltfriedens. Denn gelänge es auch ber Gewalt, noch 
einmal die Herzogthümer unter das däniſche Joch zu beugen, ſo würden ſie 
doch nur die erſte günſtige Gelegenheit abwarten, um ein eben ſo illegitimes 
als verhaßtes Joch abzuwerfen. Und ich für meinen Theil würde es als eine 
heilige Pflicht betrachten, ſie, wenn der Augenblick da iſt, zu den Waffen zu 
rufen. Sollte aber ungeachtet ber freiwilligen und nicht förmlichen Kund⸗ 
gebung ber Benölferung und ihrer gegenwärtigen Vertreter Europa noch 
Zweifel über bie wahre Meinung bes Landes hegen, follte Europa bem 
geſchichtlichen Recht eine neue Befräftigung geben wollen, jo wird es Fein 
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angemeſſeneres Mittel geben, als die Berufung auf bie förm— 
liche Willensäußerung des Landes. 

„Wenn es verſchiedene Formen gibt, dieſen Willen zu conſtatiren, ich 
werde mich mit jeder Form einverſtanden erklären, vorausgeſetzt, 
daß dieſelbe volle Bürgſchaft für die Freiheit der Willensäußerung gibt und 
daß fie unanfechtbar feſtſtellt, ob bie Schleswig⸗Holſteiner ſich als meine Unter: 
thanen, ober als bie Unterthanen des Könige von Dänemark betrachten. 
Obwohl entfhloffen, mein Land nicht wieber zu verlaffen, 
würde ih dennoch, um felbft den Schein einer Beeinfluffung zu vermeiden, 
einwilligen, für biefen wed auf die Dauer einer ſolchen Willens: 
äußerung mich außerhalb biefes Landes aufzuhalten. 

„Die Unabhängigfeitäliebe ber Herzogthümer ift fein unmächtiges Wollen. 
Sie tragen bie für ihre Entwidelung nothwendigen Eigenſchaften und Hilfe: 
quellen in fi; fie beflagen nur, bis jett noch feine Gelegenheit erhalten zu 
baben, durch Theilnahme an bem Kampfe, welcher für ihre Sache entbrannt 
ift, die Stärke ihres Willens aufs Neue zu beweifen. Gewähre man ihnen 
die Freiheit, bie Mittel ihrer Vertheidigung auf benjenigen Fuß zu ſetzen, 
auf dem fie waren, als Europa, nit Tänemarf, ihnen die Waffen entwand, 
und fie werben durd die That beiweilen, baß fie ihre Unabhängigkeit zu 
erftreiten und au behaupten im Stande find. 

„Ich Habe mich nicht begnügen wollen, mein unb bes Landes Recht gegen 
einen möglichen Eingriff zu verwahren und meine Betheiligung zu verlangen. 
Ich babe mich verpflichtet gehalten, zugleich barzulegen, wie die Verwirklichung 
diejer Nechte dem Willen der Bevölferung entipricht und wie in ber Achtung 
vor benfelben die Forderungen ber Gerechtigkeit und bie Bebingungen eines 
bauerhaften Friedens fidy vereinigen. Denn die Erfahrung der Vergangenheit 
wirb gelehrt haben, daß, jo Lange bie ſchlesw.⸗holſt. Frage nicht im Cinflange mit 
bem Rechte gelöft wird, diefelbe unaufhörlich auf den Schlachtieldern und in ben 
Gongrefjen Europa's aufs Neue auftauchen wirb bis zu bem Tage, an welchem 
en legitimen und bem nationalen Rechte volle Gerechtigkeit geworden 
ein wird.“ 

16, April. (Zollverein)... Defterreih, dur) das Nefultat der Prager 
Gonferenz mit Preußen v. 18.—20. März nicht befriebigt, richtet 
eine Circulardepeſche an die Regierungen ber Münchener Zollconferenz, 
in ber die Beantwortung folgender Tragen erbeten wird: 

„1) Auf welches beftimmte Minimum würben bie bisher nur im allge: 
meinen als noch zu hoch gegriffen bezeichneten Poſitionen bes neuen öfterreichijchen 
Zarifentwurfs zu ermäfigen fein? 2) Würben die betreffenden Regierungen 
ben preußlichfrangöfiihen Vertrag auch dann acceptiren, wenn der Art. 31 
befjelben Teine Abänderung erlitte? 3) Wie würben in biefen Falle biefe 
Regierungen ben in Art. 25 des Februarvertrage vom Jahre 1853 gegen 
— auf Herbeiführung einer Zolleinigung eingegangenen Verpflichtungen 
genügen?“ 

17. „ (Holſtein). Ca. 250 Beamtete, welche Chriſtian IX. gehuldigt 
haben, treten in Neumünfter zuſammen und beſchließen, ihre Huldigung 
zurüdzunehmen und davon Anzeige in Kopenhagen zu maden. 

18. „ (Deutſch-däniſcher Krieg). Erflürmung ber Düppeler Schanzen 
durch die Preußen unter dem Prinzen Friebrih Karl. 

» „ (Sadfen). Ein vom 36er Ausfhuß in Frankfurt entworfener Proteft 
wird zuerft von ſämmtlichen Abgeorbneten der II. Kammer unter: 
zeichnet und beſchloſſen, benjelben dem Bevollmächtigten des beutfchen 
Bundes an der Londoner Conferenz Frhrn. v. Beuft zu übermaden: 

„Angefihts des Zufammentritts der Londoner Eonferenz und in Ermangelung 
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einer Gejammtvertretung unferer Nation, erflären wir, bie Mitglieder beutfcher 
Landesvertretungen, vor Deutihland unb Europa: Das Mare Recht und 
der ausgeiprochene Volkewille fordert bie Trennung ber Herzogthümer 
Schleswig⸗ Holſtein von Daͤnemark. Das Hare Recht und der ausgefprocdene 
Volkewille beruft ben Prinzen Zriebrih von Auguftenburg zur Erb— 
folge in ben ungertrennlid verbundenen Herzogthümern. Iſt biefes Recht 
beitritten, fo ſteht die Entjcheibung Feiner Gonferenz ber Mächte, fie fteht 
allein dem Volke und feinen Vertretern zu. Gegen jede Verfügung, bie 
über das Schickſal der Herzogthümer ohne ober wider ihren Willen getroffen 
werden follte, proteftiren wir im Namen ber Nation und verwahren 
I ent und ale Zukunft das Recht Deutſchlands und bes ſchleswig-holſteini ſchen 
oltes.“ 


18. Apr. (Helfen: Darmftabt). Die II. Kammer beſchließt mit 32 gegen 


19. 


144 


" 


44 


12 Stimmen nad bem einjtimmigen Antrag bes Ausſchuſſes: 

„In ber Anficht, daß bei einer nationalen Politit Deutfchlande die Auf: 
nahme ber Uebung in ben Waffen in bie allgemeine Erziehung ber männlichen 
Jugend das Mittel fein wird, eine Organiſation ber beivafineien Macht zu 
bewirken, die mit Fürzerer Dienftzeit und großer Verminderung 
ber Öffentlihen Ausgaben bie mwohlbegründeten Vorwürfe gegen bie 
Größe und Koftipieligkeit unferer jetzigen militärifchen Ginrichtungen befeitigt, 
bie großh. Regierung zu erfuchen, zeitgemäße Reformen im Sinne einer all- 
gemeinen Wehrhaftmachung mit militärifcher Ginübung fämmtlicher 
männlicher Jugend und tüchtig ausgebildeten ſtehenden Gabres vorzubereiten.” 

(Baden). Die U. Kammer verwirft in ber Bubgetberathung bie 
bon ber Regierung beantragte Erhöhung der Totation des Erzbis⸗ 
thums Freiburg mit 27 gegen 26 Eimmen. 

(Naifau). Die U. Kammer beichliegt nad einer überaus hef— 
tigen Discuffion die Antwortsabreffe nach dem Entwurfe der Mehr: 
heit des Ausſchuſſes mit 16 gegen 6 Stimmen, obgleidh bie Regie: 
rungscommifjäre wieberholt erflärt hatten, daß die Adrefle in biefer 
Faſſung nicht werbe angenommen werben: 

„0. . Die Fortbauer bes Zollverein wirb von bem einftimmigen 
Urtheile bes Laubes gewünſcht. Tie Gemeinfamfeit der wirtbfchaftlichen In⸗ 
tereffen ber zollverbünbelen deutſchen Staaten jpricht hiefür fo Taut, daß, wenn 
biefe allein enticheiben, bie Hoffnung begründet iſt, daß bie dermalen flatt- 
findenden Berhanblungen baldigſt zur Beſeitigung ber obwaltenden Schwierig: 
feiten, insbeſondere auch derjenigen, welche durch ben nach bem Urtheile ber 
überwiegenden Mehrheit ber betbeiligten Kreife ben wirtbichaftlichen Intereſſen 
unferes Landes förberlichen preußiſch⸗frauzöſiſchen Handelsvertrag erregt find, 
führen werben. Wir bauen barauf, daß vor bem befinitiven Abichluß eines 
neuen Boll: oder Handelsvertrags das landſtändiſche Mitwirkungsrecht werbe 
in Anfpruch genommen werben... . In Schleswig: Holftein find noch 
fortwährend bie Rechte und Intereſſen der beutfhen Nation und ber Herzog: 
thümer ſchwer bedroht. Wir geben uns ber Hofinung bin, Guter Hoheit Re: 
gierung werbe auf das Eifrigſte bie Beftrebungen fördern, bie auf Anerkennung 
und Durhführung des Nechts ber Herzogtbiimer gerichtet find, eng mit ein: 
anber verbunden, von Tänemark vollſtändig getrennt unter ihrem eigenen 
Fürften zu leben. Wenn Gure Hoheit zu biefem Zweck es nöthig ober bien- 
lich erachten, Höchftdero Truppen auf ben Striegsfuß zu fehen, fo wird bas 
Land mit Freuden bie erforberlichen Mittel in reihem Maße bereit ftellen. 
Wir können gerade bier nicht umbin, Eurer Hoheit Aufmerkſamkeit barauf 
zu lenken, bak fowohl bie Unficherheit ber Verkehrs: und Handelsverhältnifie, 
welche der nahe Ablauf bes Zollvertrags in Verbindung mit ben wegen des 
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andelsvertrags obſchwebenden Differenzen im Gefolge hat, als die mangel⸗ 
fte Vertretung und theilweiſe Preisgebung deutſchen Rechts, deutſcher Ehre 
uͤnd deutſcher Intereſſen und die Ungewißheit über bie letzten Ziele bes ent⸗ 
brannten Kriegs, daß alle dieſe Uebel in dem unglücklichen Umſtande begrün⸗ 
bet find, daß bis heute noch die Zuſammenfaſſung ber diplomatiſchen Vertre⸗ 
tung und ber militärifchen Führung der ganzen Nation in den Händen einer 
einbeitliden, von einer wahren beutfhen Bolfsvertretung 
umgebenen Gentralgewalt fehlt. Wir bitten beshalb Eure Hobeit, 
Höchſtdero Fürforge bahin richten zu wollen, daß endlich die der deutſchen Natidn 
gewworbenen Verheigungen und das wieberholt anerfannte Recht verwirklicht 
werben möge, in einer wohlgeorbneten Gefammiverfafjung in ber Reihe ber 
europätfchen Staaten die Ehren: und Machtſtellung einzunehmen, wozu fie 
nach ihrer Größe, ihrer gefchichtlihen Zufammengehörigfeit und ihrer fort= 
gefchrittenen Bildung mehr als irgend eine Anbere berufen ill... . Gnä⸗ 
bigfter Herzog und Herr! Eurer Hoheit Erwartung in Höchſtdero verbienft= 
lihem Streben, das Mohl bes durch Gottes Fügung Höhft Ihrer Regenten= 
gewalt nach dem Staatsgrundgefeß untergebenen Landes zu fördern, wobei 
Gott Höchſt Ahnen feinen gnädigen Schuß verleihen wolle, durch Dero ge⸗ 
treue Stände unterftüßt zu werben, glauben wir nicht beſſer entiprechen zu 
tönnen, al8 indem wir von treuefter Anhänglichkeit an Höchſt Dero Perfon und 
das herzogliche Haus beſeelt, in der höchſten Ehrerbietung mit derjenigen 
Offenheit und Wahrhaftigkeit, wie ſie uns durch die Berufung zur 
Vertretung des Landes zur Pflicht gemacht iſt, bei Eurer Hoheit Zeugniß von 
der Stimmung des Landes ablegen und Abhilfe der beſtehenden 
Beſchwerden erbitten. Durch die neueſten Maßnahmen Eurer Hoheit Re⸗ 
gierung, wodurch die weſentlichſten Volksrechte beeinträchtigt und die Grund— 
lagen der Rechtsordnung angetaſtet worden find, iſt das Land in ſchwere 
Sorgen und Bekümmerniß verſetzt. Es ſieht ſich in ſeinen politiſchen und bürger⸗ 
lichen Rechten angegrifſen und ſelbſt feine materielle und geiſtige Entwicklung 
geberunt, Die Erlöfung aus biefer Bedrängnif erwartet e8 von ber erleuchteten 
inficht Eurer Hobeit duch Wiederherftellung desverfajjungsmäßi- 
gen Rechtszuſtandes und ben Ausbau ber darin verheißenen Grundlagen 
der Staatsordnung. Das naſſauiſche Volk ift vermöge feines Nechtöfinnes 
und feines Vildungsftandes gewiß fo ſehr wie irgend ein anderer beuticher 
Volksſtamm werth, ber Wohlthaten theilbaflig zu werben, welde ihm bie 
Berfaflung burch die Sicherung feines Rechtszuſtandes und feiner wirthichaft: 
lichen und geiftigen Entwidlung verheißt. Wollten Gure Hoheit geruben, 
bierin ben Wünſchen des Landes entgegenzufommen, bajjelbe würde nie ver: 
gelten für bie hochherzige Entſchließung burch gejteigerte Liebe und Anhäng- 
ichteit feinen Dank abzutragen.“ 
Der Herzog lehnt die Entgegennahme ber Antwortsabrefle der 
DO. Kammer ab, wie er ſchon vorher diejenige ber I. Kammer ab: 
gelehnt Hatte. 


20. Apr. (Zollverein). ine dfterreichifhe Depeihe an Preußen erflärt 


fih mit dem Refultat der Prager Sonferenz v. 18.—20. März, 
wie fie von Seite Preußens aufgefaßt werde, keineswegs zufrieden 
geftellt. 

Die Depeiche beginnt mit ber Anerkennung, baß ber preußiihe „Stand: 
punkt eine ben erneuerten engbejreundeten Beziehungen ganz entiprechenbe 
Einfleidung”“ erfahren babe; fie conftatirt aber „mit aufrichtigem Bedauern”, 
daß die Schlußfolgerungen, weldye das preußiiche Cabinet aus ber von ben 
beiberfeitigen Bevollmächtigten in Prag aufgenommenen „Regiftratur” gezogen, 
als ob Defterreich auf die im Februarvertrag in erfler Linie im Ausficht ge: 
nommene Solleinigung verzichte, „weber nach ben Inftructionen noch nach den 
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in Gemäßbeit derſelben abgegebenen Erklaͤrungen bes biefleitigen Bevollmaͤch⸗ 
tigten als gerechtfertigt” erachtet werben könnten. Eine „gemeinfame Grund⸗ 
Tage” für die weiteren Vereinbarungen fei dort „nicht gewonnen“ worben, 
injofern ber preußiſche Bevollmächtigte fih „ausſchließlich“ auf ben Boden 
ber zweiten Alternative bes Art. 25 des Februarvertrags (Verkehrserleichte⸗ 
rungen und Foribildung bes genannten Vertrags) geftellt, währenb boch, wenn 
Art. 31 des franzoͤſiſchen Hanbelsvertrags ſtehen bleibe, jener Vertrag einer 
‚für Oeſterreich irgend wertbvollen en gar nicht fähtg” fei. 
Sr. v. Aismard‘, heißt e8 in der Depeſche dann weiter, ſpreche in feinem Gr: 
aß die „Hoffnung“ aus: Defterreich alsbald „Namens bes Lollvereins und 
gemeinfam mit Bayern und Sachen“ zu weiteren Berhanblungen auf ber von 
ihm vorausgejeßten Grundlage einladen zu Fönnen; dagegen müfle peremptorifch 
erflärt werben: Teiterreich werbe „nur“ auf Grundlage ber eriten Alternative 
bes Art. 25 (Anbahnung ber Zolleinigung) verhandeln. Tiefe Verhandlungen 
zu eröffnen, fei es „bereit”, es fei aber ebenfo „entfchleijen von feinem ver: 
tragsmäßigen Recht darauf“ Gebrauch zu machen, unb es „müfjefich in biefer 
Beziehung alle feine vertragsmäßigen Anfprüche vorbehalten... .* 


21.Apr. (Zollverein). Kine bayerifche Depeihe an Preußen verlangt 
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von bemfelben eine weitere Verſchiebung bes Wieberzufammentritts 
ber Berliner Zollconferenz „allenfalls bis Ende Mai”, da Oefterreich 
durch das Refultat der Prager Eonferenz fih nicht befriebigt gebe: 

u... 68 dürfte ſich vielmehr in erfterer Yinie für bie tgl. preußifche 
Regierung die Erwägung aufbringen, wie fie den fraglichen Peftimmungen 
bes Februarvertrages und ben hieraus hervorgehenden Verpflichtungen, fo wie 
ben hierin begründeten gewichtigen Intereſſen mehrerer Bereinsregierungen und 
insbejonbere ber bayerijchen, für welche ber Verkehr mit Teiterreih von weit 
größerer Nichtigkeit ift, als jener mit Frankreich, in einer Weije zu entiprechen 
vermöge, bie wenigitens einige gegründete Ausjicht auf einen günjtigen Erfolg 
barbietet. Die bayerifche Regierung wenigſtens kann nur wiederholt ihre bei 
jeber paflenden Gelegenheit ausgefprochene Ueberzeugung barlegen, daß jte eine 
Annahme bes franzöfifhen Vertrages ohne vorhergehende befriebigenbe Feſt⸗ 
ſtellung des handelspolitiſchen —A— zu Oeſterreich weder mit den Ver⸗ 
pflichtungen, noch mit den wahren Intereſſen des Zollvereines für vereinbar 
erachte. Zu einer Berathung von Seite der Zollconferenz ſcheint der baye⸗ 
riſchen Regierung bei dieſer Sachlage Feine Veranlaſſung vorzuliegen, ba ſich 
dieſelbe für jetzt lediglich auf die Entgegennahme ber auf bie preußiſche Auf: 
forderung vom 23. vorigen Monats erfolgenden Antworten beſchränken müßte 
und ein weiteres Material erft dann gegeben wäre, wenn bie Möglichkeit einer 
Berftändigung mit Defterreich durch Aufftellung einer annehmbaren Bafis für 
biefe Verhandlung won Seite ber Föniglich preußifchen Regierung in Ausficht 
fieben wird... .” 

(Baden). Debatte der II. Kammer über das Schulgeſetz. Ent: 
ſchiedene Erklärung des Minifters Lamey gegen bie Agitation ber 
clericalen Partei. 

(Naſſau). Der Abg. Fang begründet in ber II. Kammer feinen 
Antrag auf Aufhebung ber ociroyirten Berfaflung von 
1851 und Wiederberftellung der Verfaffung von 1849. 
Der Regierungscommiflär verliest eine Erflärung bes Miniftertums, 
in welcher auf bie Gefährlichkeit des Antrages aufmerkſam gemacht, 
von einer Berathung deſſelben abgerathen und ber Entihluß bes 
Minifteriums ausgeſprochen wird, daß dem Antrage auf Teinen Fall 
würde Folge gegeben werben, weshalb aud die Regierung von jeber 
Detheiligung an ber Debatte abflehen werde. 
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28. Apr. (Schleswig) Ein Erlaß der Eivilcommifläre ſichert allen 
chriſtlichen Glaubensbekenntniſſen gleihen Schub zu und hebt bie 
Beftimmungen vom 15. Sept. 1758 bezüglich der gemiſchten Chen 
(zum Nachtheil ber Katholiken) auf. 

„» „ Raffau). Debatten der II. Kammer über die von der Regierung 
geforderte Unglltigfeit der Wahl des Abg. Braun. Der Ausschuß 
trägt auf Annullirung der Wahl, aber zugleih auf eine Rechts⸗ 
verwahrung an. Die Kammer nimmt ben erften Antrag einftimmig, 
ben zweiten mit 15 gegen 5 Stimmen an. 

25. „ Zufammentritt ver Londoner Gonferenz. 

» (Baden). Die fänmtlichen Mitglieder der I. Kammer, an ihrer 
Spitze ber Präfident Prinz Wilhelm, unterzeichnen ben (vom 36er 
I eugeregten) Protejt gegenüber ber Londoner Conferenz (|. 

. Apr.). 

» » (Lauenburg). Uebereinftimmend mit dem Proteft und Ber: 
wahrung ber Bürger der Stabt Lauenburg v. 27./29. Dec. 1863, 
bem Proteft ber Bürger der Stabt Mölln v. 30. Dec. 1863, ber 
verwahrenden Erklärung der Einwohner bes Amt Schwarzenbeder 
Wahldiſtricts v. 2. Jan. 1864 und den Erflärungen von 1200 Landes⸗ 
angehörigen vom Januar 1864 beichließt der mit Genehmigung ber 
Bundescommiſſäre conftituirte Lauenburgiſche Verein“ einftimmig 
eine Erklärung zu Handen der Bundesverſammlung und bes Ber- 
treter8 Des deutſchen Bundes an der Londoner Conferenz: 

„... Der Regierungsnacdjfolger Friedrichs VII. im Königreich Tänemart 
nad ber Thronfolgeordnung vom Jahre 1853 ift im Gerzogthum Lauenburg 
nicht ber berechtigte Herriher. Die rechtliche Entſcheidung der Suc- 
ceflionsfrage fteht allein bem hoben deutjhen Bunde zu. Vie 
Mächte, welche in London fich vereinigt haben, find nicht befugt, willfürlich, 
bem Rechte zuwider, über bas Lanb zu Gunſten Dänemarks zu verfügen. 


— 
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Es würde, wenn biefes geichehen follte, zu ben Rechtsverlegungen, melde durch 
bie Wiener Verträge dem Pande zugefügt find, zu bem Unrecht des Londoner 
Vertrags vom Jahre 1852 eine neue Rechtsverletzung Binzutreten, deren %ol: 
gen nicht minder nachtheilig für das Land und für ganz Deutfchlandb fein 
würden, als bie Folgen ber früheren rechtswibrigen Vorgänge. Es Tebt je: 
boch das Vertrauen im Pande, daß ber hohe beutihe Bund, baß zumal, bie 
Königlichen Regierungen von Preußen und Hannover, welche in ben abge: 
fölotfenen Verträgen bie Rechte bes Landes ausdrüdli und beſtimmt ge= 
währleiftet haben, e8 nicht zulaffen werden, baß eine bem Rechte zuwider: 
Taufenbe und dem Intereſſe Deutſchlands entgegenftehende Entſcheidung von 
unbeikommender Stelle getroffen werde.“ 

26. „ (Hamburg). Die Bürgerfchaft bewilligt in zweiter Berathung 
bie vom Senat geforderte zweite Mil. MB. für Küftenfchub. 


28. „ (Hannover). Wieberzufammentritt ber feit dem 15. März ber: 
tagten Stände. Der Abg. Miquel beantragt in ber II. Kammer 
fofort eine Zuſchrift an die Regierung, welche, indem fie das „Er: 
ftaunen und den tiefen Mißmuth bes Landes” über die Erklärungen 
des Grafen Platen ausfpricht, die Regierung zu einer fchleunigen 
und bündigen Erflärung über die Nichtigkeit oder Unrichtigkeit der 
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Mittbeilungen des engliſchen Blaubuchs, zur unumwundenen Los— 
ſagung von dem Londoner Protokolle und zur Anerkennung Fried⸗ 
richs VI. als zu dem Echritte auffordert, der allein jedem ferneren 
Mißtrauen wehren und den Beweis geben könne, daß bie Regierung 
die Rolitit des Grafen Platen nicht billige. 


— Apr. (Schleswig und Holftein). Auf Anweifung ber Delegirten- 


29. 


30. 


verfanmlung der Schleswig-Holſtein-Vereine organifiren ſich bie 
Männer, welche der früheren fchleswig-bolfteinifhen Armee angehört 
haben, zu „Vereinen ſchlesw.holſt. Kampfgenofien.“ 

„ (Deutfh:dänifher Krieg). Die Dänen räumen bie Feſtung 
Friedericia. Ganz Yütland mit Ausnahme bes jenfeits bes Lym⸗ 
fiords gelegenen Landſtrichs tft in ben Händen ber Allürten. 

» (Hannover). Die Regierung wird in der LI. Kammer über bie 
früheren Verhandlungen bez. Flotte und Küſtenſchutz und ben feit- 
berigen Erfolg interpellirt. Der Mintfter gefteht, daß biefelben ohne 
Erfolg geblieben feten, meint aber, „es fei jett ein folder Schuß 
nicht mehr fo nöthig, denn bie öfterr. und preuß. Flotten feien jeit: 
ber gewachſen und gerne bereit, uns zu helfen.“ Schallendes Ge: 
Tächter ber Kammer. 


„ Raffan). Die II. Kammer befhließt trotz des Widerſpruchs 


der Regierung mit allen gegen 6 Stimmen, bie Wieberberftellung 
ber Berfaflung von 1849 in Berathung zu ziehen. 

» (Hannover). Tie II. Kammer beſchließt in Folge ber Ent: 
büllungen des englifhen Blaubuches auf den Antrag Miquels vom 
28. d. M. bez. der Politit des Minifters Grafen Platen folgende 
Reiolution: 

„+... Um fo jchmerzlicher — Stände Fünnen das der k. Reg. nicht verhehlen 

— iſt das Erftaunen bes ganzen Landes über ben “inhalt des beim engliichen 
Parlament vorgelegten Blaubuche, nach welchem der Miniſter ber auswärtigen 

Angelegenheiten, Herr Graf Platen, in feinen vertraulichen und bisher ber 
Seffentlichfei entzogenen Unterrebungen mit dem englifchen Wefanbten fi 
rückſichtslos für bie fog. Integrität der däniſchen Monardie, 
ben Rechtsbeftand bes Londoner Rrototolls und gegen die Succeffions- 
tete bes Herzogs Friedrich ganz im Widerſpruch mit bem Rechte 
und den Pflichten Deutſchlande und insbefondere ben Aufgaben unferes König: 
reichs ausgeſprochen haben foll und bamit die bebauerlichfien Anfichten und 
Intentionen in biefer heiligen Sache kundgegeben haben würbe. Stände hal- 
ten es für ihre bringende Pflicht, bem allgemeinen Bedauern unb 
bem tiefem Mißmuth bes Landes über biefe Dinge Ausbrud zu geben 
und die k. Regierung bringenb zu erfuchen, fchleunigft offen fidh darüber zu 
erflären, ob unb inwiefern ber erwähnte Inhalt jener in dem Blaubuche ent- 
baltenen Depeichen in ber Wahrheit begründet ift und in allen Fällen nicht 
nur bie große Beſorgniß des Landes durch bie endliche offene Darlegung bes 
wahren Stanbpunftes ber f. Regierung feleft in der jchlesw.:holft. Snake zu 
jeritreuen, ſondern aud) jebes fernere Mißtrauen auf immer buch eine bün= 
bige Losſagung von bem Yonboner Protokoll und eine entſchiedene 
Anertennung des legitimen Herzogs von Schleswig-Holſtein Friedrichs VII. 
zu befeitigen und ganz unzweifelhaft Earzuftellen, daB bie t. Regierung ben 
nad) den erwähnten Depeihen von bem Herrn Grafen Platen eingenommenen 

Stanbpunft in Feiner Weife billigt,“ 
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Ende Apr. (Preußen). Gebicht für Annerion der Herzogthümer an Preu: 
Ben, gebrudt in der Decker'ſchen Oberhofbuchdruckerei. 

— Apr. (Defterreid). Don Seite feines ber im Laufe bes März 
und April verfammelten Lanbtage der beutich-öfterreidh. Kronländer, 
auch nicht derjenigen von Oberöſterreich ober Steiermark, erfolgte 
eine Demonftration für bie beutfhe Sache in ben Herzogthümern, 
fondern Vebiglich lohale Anerfennung ber tapfern Armee. 


— Mai. (Holftein und Schleswig). Don Preußen aus wird in den 
beiden Herzogthümern eine Adreffe an den König von Preußen in 
Umlauf gefebt, welche geradezu bie Einverleibung ber Herzogthümer 
in Preußen verlangt: 

„...Ew !. Mai. Feinde find unfere Feinde! Sie find unferes Lanbes 
ſchonungsloſe, rüdfichtslofe Ausfauger und Unterbrüder geweien. . . . Wir 
wagen es, in biefem feierlichen Augenblid auszufprechen, was bie Bruft vieler 
Zaufende bewegt und bie laute Freude unjeres Herzens noch mit einem Wölt- 
hen bangen Schweigens verfchleiert: ber Sieg ber Preußen würde fih in 
unfer Aller entſetzlichſtes Unglüd, in den vollftändigiten Ruin unferer Fa— 
milien verwanbeln, er würbe Taufende von uns auf immer von bem Boden 
ihres Geburtslandes verbannen, wenn Ew. Maj. nach dem, was fih jebt 
unter und zugetragen, Ihre ſchützende Hand von und abzögen und uns unter 
irgenb einer Form wiederum bem däniſchen Regimente überließen. Königliche 
Majeftät! Ein gemeinfames Band des Schubes und Trupes gegen Dänemarf 
und jeben andern äußern Feind umſchlinge unfer Land bis zur Königsau 
mit Preußen! Schleswigs Söhne find bereit, ihre Seetüchtigfeit auf ber 
preußifchbeutjchen Kriegsmarine zu bewähren und mit Preußen und Deutfchland 
gegen ganz Europa einzuftehen für des preußifh=-beutfhen Reiches Grenze 
an ber Königsau und für ber Herzogthümer Selbitregierungsrecht und innere 
provinziale und Iocale Freiheit und Selbftändigkeit. Die Integrität bes 
preußiſch-deutſchen Reiches deutſcher Nation bis zur Königeau und 
bie innere Selbftänbigfeit ber Herzogthümer, das ſei unfer, ſei Preußens und 
ganz Deutſchlands oberftes Princip, Felbgefchrei und Lofung! Möge ber Gott 
ber Heerichaaren und Schlachten, ber auch ber Gott bes Völkerglücks und ber 
Wohlfahrt bes Einzelnen iſt, Ew. Majeftät Herz lenken, daß es in biefer für 
unfere, für Preußens und Deutichlands Zukunft vielleicht auf Jahrhunderte 
entſcheidenden Zeit, unbefümmert um der Engländer, Ruſſen, Franzoſen 
Dreinreben, ſich entjchließe und handle, wie Ew. Majeftät großer Ahnherr, wie 
König Friedrich folder Lage und Aufgabe gegenüber ſich entfchloffen und ge: 
handelt haben würbe.“ 

2. „ (Zollverein). Endliche Wiebereröffnung der Berliner Zoll 
eonferenz. Die Vertreter Bayerns, Württembergs, Heffen-Darmftabts 
und Naflau’s fehlen; diefenigen Kurheſſens und Hannovers erflären, 
daß fie nur bei einer Betheiligung aller Zollvereinsregierungen an 
weiteren Verhandlungen heil nehmen könnten. 

„» » (Helfen:-Darmftadt). Die II. Kammer fteht davon ab, in 
eine nochmalige Berathung des Gefehesentwurfs über bie religiöfe 
Erziehung der Kinder einzutreten. 

3. „ (Bundestag). Die Mehrheit der vereinigten Ausſchüſſe erklärt 
fih gegen die von den beiden Großmächten vorgefchlagene Befeßung 


ber ſchleswig'ſchen Inſel Fehmarn durch Bundestruppen und beharrt 
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gegen den Wunſch Oeſterreichs und Preußens darauf, daß jebe weitere 
Anftruetionsertheilung an den Bevollmächtigten des Bundes bei ber 
Londoner Conferenz von einer ausbrüdliheh Beihlußfaffung der Bun⸗ 
desverſammlung jelbit abhängig bleibe. . 

6. Mai. (Hannover). Vorläufiges Referat an die II. Kammer über das 
Budget (Toomänenfrage). 

8. „ Der 36er Ausihuß der Berfammlung von Mitgliedern beuticher 
Landesvertretungen übermacht dem Bevollmächtigten bes deutſchen Bun- 
bes an der Londoner Gonferenz, Hrn. dv. Beuft, die von ihm ent: 
torfene und betriebene „Rechtsverwahrung ber deutſchen Landtags⸗ 
mitglieder”, mit der Bitte, biefelbe zur Kenntniß der Gonferenz zu 
bringen (f. d. Wortlaut 18. April Sachſen). Tiefelbe ift von 1350 
reip. 1353 Mitgliedern der verfchiebenen deutſchen Landtage unter: 
zeichnet und zwar find ihr nad) ben einzelnen Etaaten beigetreten in: 

Anhalt: Von 35 Landbtagsmitgliebern 1 Mitglied. Baden: Bon 63 
Mitgliedern ber Zweiten Kammer 61. Bayern: Bon 148 Mitgliedern der 
Abgeorbnetenfammer 121. Braunfhweig: Von 46 Fandtagsmitgliebern 
42. Bremen: Bon 145 Bürgerfchaftsmitgliebern 111. Frankfurt: Von 
98 Mitgliedern und verpflichteten Suppleanten des Geſetzgebenden Körpers 90. 
Hamburg: Bon 132 Bürgerfchaftsmitgliebern 107. Hannover: Bon 87 
Mitgliedern ber Zweiten Kammer 64. Heffen:Darmftabt: Bon 50 Mit: 
gliedern ber Zweiten Rammer 43. Kurheſſen: Bon 53 Mitgliedern ber 
Stänbeverfammlung 47. Liehtenftein: Bon 15 Yandtagsmitgliedern 12. 
ZippesDetmolb: Bon 44 Abgeordneten ber II, Gurie 11. Lübed: Von 
4119 Bürgerjhaftsmitgliedbern 41. Medlenburg: Schwerin und Stre: 
fig: Bon den Mitgliedern der Ritterſchaft (bevem anfehnlicye Zahl nicht genau 
befannt ijt) 12. Naffau: Bon ben Mitgliedern ber Criten Kammer 9, von 
24 Mitgliedern der Zweiten Kammer 17. Oldenburg: Bon 49 Landtags: 
mitgliebern 48. Defterreich: Landtag bes Königreihs Böhmen: Bon 241 
Mitgliedern 20. Landtag bes Herzogthums Steiermark: Yon 63 Mitgliedern 
20. Vorarlbergiſcher Landtag: Bon 20 Mitgliedern 3; im Ganzen von 760 
Mitgliedern 46. Preußen: Bon 348 Mitglievern des Abgeorbnetenhaufes 
183. Reuß, jüng. Linie: Bon 13 Landbtagsmitgliedem 12. Sachſen: 
Bon 75 Mitgliedern ber Zweiten Kammer 59. Sadhfjen: Weimar: Von 
30 Lambtagsmitgliedern 27. Sahjen-Meiningen: Tie ſämmtlichen 24 
Zandtagsmitglieber. Sachſen-Coburg-Gotha: Sothaifher Landtag: Die 
fämmtliden 19 Mitglieder. Goburgifcher Landtag: Tie ſämmtlichen 11 Mits 
glieder. Sahjen=- Altenburg: Bon 15 Landtagsmitgliebern 10. Schwarz: 
burg-Rubolftabt: Bon 15 Landtagsmitglieden 10. Schwarzburgs 
Sonbershaufen: Bon 15 Landtagsmitgliedern 7. Walbed: Die ſämmt⸗ 
lien 15 Lanbtagsmitglieder. Württemberg: Bon 88 Mitglievern ber 
Adgeorbnetenlammer 79. 

„ nn Der Ausihuß bes Neformvereins , befien Führer ſich an ber 
vom 36er Ausihuß in Frankfurt betriebenen Rechtsverwahrung beut- 
ſcher Lanbtagsmitglieber nicht betheiligen, tritt in Nürnberg zufammen 
und beichließt, eine befondere „Anfprache” zu erlaffen: 

„Unabhängig von ber wechielnden Politik der Regierungen, bat ber deutſch⸗ 
Rejormverein die Einheit ber deutſchen Nation, das Recht ber Geſammtheit 
und aller ihrer Theile von feinen eriten Anfängen an vertreten. Es war bie 
Gonfequenz biefes feines Principes, baß er unmittelbar nach dem Tode trieb: 
richs VI. von Dänemark für das fowohl im jchlichten Volksbewußtſein als in 
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der Wiſſenſchaft begründeten Landes-, Staats: und Fürſtenrecht ber Herzogthü⸗ 
mer Schleswig-Holftein und ihres angeſtammten Herzogs Friedrichs VIII. einge- 
treten iſt. Inzwiſchen bat der ruhmreiche Erfolg ber öſterreichiſch-preußiſchen 
Waffen eine Bolitif der beutjchen Großmächte begleitet, welche nach ihren kund⸗ 
egebenen Motiven uud Zwecken mit ben Gefühlen der deutfchen Nation in Wider: 
pruch Hand. Der Feind ift ohne den Bund geichlagen. Allein das Recht, um das 
es ſich handelt, ift von den Siegern bis zur Stunde nicht nur nicht anerkannt, 
fondern no vor ber Befragung ber ſchleswig-holſteiniſchen Stände zum Gegen- 


ſtande der Verhandlung mit fremden Mächten gemadt. Sid felbit und feinen 


Grundſätzen treu, hält es der Reformverein an ber Zeit, wiederholt und feier: 
lich auszufprechen und injonberheit bem Vertreter des beutfchen Bundes in Fon: 
don zuzurufen, daß bie deutiche Nation, infolange fie ſich jelber achtet, jede 
Löfung der fchleswig-bolfteinifchen Frage, bie gegen das Hecht der RC 
tbümer, obne Zuftimmung ihrer gejeklichen Vertreter und ihres Fürften er: 
folgt, von ſich weiſt und weifen muß!” 


8. Mai. (Preußen) richtet eine Circulardep. an bie deutſchen Regierungen, 


in ber es erflärt, daß es mit Oeſterreich auf die von ihnen vorge: 
ihlagene Betheiligung des beutihen Bundes an dem weiteren Kriege 
gegen Dänemark durch Befeßung ber fchleswigichen Inſel Fehmarn 
mit beutfhen Bundestruppen verzichte und zugleih auf das ganze 
bisherige Verhältnig zwifchen ven beiden Großmächten und ben übrigen 
Bundesitaaten in biefer Angelegenheit von feinem Standpunkte aus 
einen Rüdblid wirft: 

„... Durch den Beſchluß vom 14. San. db. 3. dat ber Bundestag zu un: 
ferm lebhaften Bedauern biefe Theilnahme abgelehnt, unb wir fahen uns ge: 
nöthigt, mit Oeſterreich allein bie Wahrung deutſcher Intereſſen in die Hand 
zu nehmen. Unfer Vorgehen wurbe von unerwartet raſchem Erfolge gekrönt ; 
boch blieb auch nad, dem erften Gelingen noch eine ernjte kriegeriſche Thätig- 
feit in Ausficht und wir glaubten alsdann bei den deutjchen Regierungen den 
fehr natürlichen und geredtfertigten Wunfch wahrzunehmen, an dieſer Thä— 
tigleit fich zu betbeiligen. Wir waren bereit, dieſem Wunfche entgegen: 
zukommen, benn wir begriffen ſehr wohl, wie ſchmerzlich es namentlid den in 
Holftein aufgeftellten deutfchen Truppen fein mußte, müßige Zufchauer ber Kriegs: 
thaten ber verbünbeten Armee zu bleiben. Aus dieſer Rüdficht ging ber öfter: 
zeichifch-preußifche Antrag vom 25. Februar db. J. hervor, welcher offenbar ben 
Umftänden am Angemeftenften war unb den beutichen Regierungen bie Teichtefte 
Gelegenheit bot, durch einen raſchen Entihluß in bie weitere Entwidelung 
ber friegerifchen Ereigniffe mit einzugreifen und zugleich Mipftände zu be- 
feitigen,, welche fih in Betreff ber nothwendigen Mafregeln zur Sicherung 
unjerer Armee im Rüden unb ihrer VBerproviontirung ergeben Batten und 
welche dem Auslande das traurige Schaufpiel beutfcher Uneinigfeit in einem fo 
entfcheibenden Momente zu bieten brobten. Die ohne Kriegserflärung er: 
folgte Wegnahme deutſcher Schiffe — auch außer ben Öfterreichiichen und preu- 
Biden — Seitens der Dänen hätte unferes Erachtens biefen Entihluß nur 
erleichtern Lünnen. Statt beffen begegnete die Annahme unferes Antrags un⸗ 
erwarteten Schwierigfeiten von ben verſchiedenſten Seiten her. Bon einer Seite 
verlangte man eine vorhergehende Sommation an Dänemarf, von anderer Seite 
bie Theilnahme anderer deutſcher Regierungen an ber Beſetzung Holfteins durch 
—— entlegener Bundesarmeecorps. Daneben wurden wegen bes Ko⸗ 

enpunktes Schwierigkeiten erhoben; und endlich wurde die Theilnahme des 
Bundes an der Verwaltung des durch unſere Streitkräfte eroberten Herzog⸗ 
thums Schleswigs durch einen vom Bundestag zu ernennenden Commiſſaͤr 
heanſprucht. Wie wenig wir auch dieſe Forderungen als nothwendig in ber 
Natur ber Sache begründet erachten konnten, jo find wir doch in Feiner ber= 
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ſelben ben Wünſchen der deutſchen Regierungen entgegengetreten. Eben fo be: 
reitwillig bat die kaiſerlich Öfterreichiiche Regierung zu einer Ausgleihung 
bie Hand gebofn. Sie mußte nur mit uns auf ber Schaltung der Ein⸗ 
beit bes militärifhen Oberbefehls beſtehen, welche ſelbſtverſtändlich 
die weſentliche Bedingung jedes Erfolges iſt. 

„Als ſich nichtsdeitoweniger die Verhandlungen in ben Ausihüflen in bie 
Yänge zogen, fchien fich in ber Beſetzung ber Inſel Fehmarn noch ein Mittel 
zur wenigfiens theilweife praftijchen Erfüllung der auf Theilnahme an ber 
Aktion gerichteten Wünfche unferer Verbündeten barzubieten,, ohne bie weit⸗ 
(Aufige Entwidlung der an ben Antrag vom 25. Yebruar gefnüpften ragen 
abzuwarten. Gerade bie dem Angriffe ausgefekte Lage ber Inſel und bie 
dadurch gegebene Ausſicht auf eine wirklich kriegeriſche Thätigleit mußte, — 
fo glauben wir — unjeren Vorſchlag den Truppen in Holftein wie ben beut- 
chen Regierungen erwünjcht erjcheinen laſſen. Es lag auf der Hand, baß 
ein fchleuniger Entſchluß bier vor Allem am Plage war; wir burften einen 
jolden um jo mehr erwarten, als ber Bund ſchon vor Jahren im Namen 
Holiteins Anſprüche auf biefe Inſel gemadt Hatte, beren Geltendmachung 
durch Die vorgejchlagene Maßregeln doch nur hätte erleichtert werben können. 

„Aber auch bier traten wieber Zögerungen, Bedenklichkeiten und Vorfragen 
ein — und auch bier hat e8 nichts geholfen, daß wir biefe Vorfragen über 
Verftärfung der Grecutionstruppen, in voller Uebereinftimmung mit ber kai⸗ 
ferlich öfterreichifchen Regierung, durch unfere Zuſtimmung raſch zu erlebigen 
bereit waren. „Der General v. Hale hat bie vor Wochen erbetme Ermädti: 
gung noch nicht erlangt, und wirb fie vorausjichtlid nicht erlangen. Angefichts 
diefer, von uns in ber That nicht erwarteten Wendung wird es für uns 
Bfliht, bie Sache fallen zu laſſen und unſerem Vorſchlage Feine 
weitere Folge zu geben. 

„Aber wir haben aus diefem Gange ber Tinge auch bie traurige Erfah 
rung fSöpfen müſſen, welden Schwierigkeiten wir begegnen würben, wenn 
wir bei einer großen politiihen Action uns auf ben Bunb fügen, ober — 
wie man es bier fo vielfach von uns gefordert hat — feinem Impulſe folgen 
wollten! Wenn wir nad dem ablehnenden Beichlufje vom 14. Januar nicht 
in Gemeinfhaft mit Defterreih von unferem Rechte felbftftändigen Handelns 
Gebrauch gemacht hätten, fo wäre die ganze Angelegenheit —— noch 
jetzt nicht über das Stadium theoretiſcher Discuſſion hinausgekommen. Und 
wenn es zu einer Conferenz, wie ſie jetzt in London verſammelt iſt, und ja 
auch ſchon damals —F war, gekommen wäre, welche Stellung hätte 
ber Bund und ein Bevollmächtigter bes Bundes auf derſelben einnehmen können, 
wenn bie fiegreichen Heere Defterreih8 und Preußens nicht in Schleswig flänben ? 
Und wenn wir die Rückſichten und Bebenklichleiten erwägen, welche felbit bie 
Theilnahme an ber ſchon im Gange befindlichen Action verhindert haben, — wie 
fönnen wir ba das Vertrauen gewinnen, welches unumgänglich nötbig ift, 
wenn wir unfere Politif mit ber bes Bunbes verjchmelzen jollen? Wenn wir 
aud dankbar anerkennen, daß einzelne Regierungen ſich in richtiger und patrio= 
tifher Würbigung ber gemeinfamen Ziele uns angefchloffen haben, fo hat doch 
eine Mehrheit nur felten am Bunde in biefem Sinne erreicht werben Tönnen ; 
und wir haben es mit Bebauern erfahren müffen, daß wir nicht allein zur Wah⸗ 
rung unjerer eigenen , fonbern zur Wahrung ber anerfannten beutichen Intereſ⸗ 
frne, wie zum Schuße der beutichen Schifffahrt, auf unfere eigenen und Deſterreichs 
Kräfte angewiefen waren, und baß bie geringfte von unieren Bımbesgenofien 
geforberte Unterfläbung in Folge von Mißtrauen und boctrinären Weiterungen 
ausblieb. Die Sache, bie wir unb Oeſterreich gegenwärtig verfechten, bat, 
wir bürfen es fagen, unter biefer unnatürliden und beflagenswerthen Differenz 
zwifchen einer Majorität von Bundesregierungen unb ben beiben größeren beut- 
ſchen Mächten noch nicht gelitten, Aber wir müflen, um ber Zufunft Deutich- 
lande willen, bringesb wünſchen, daß bie beutfchen Regierungen ſich ber Er: 
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kenntniß eines ſolchen Zuſtandes nicht verſchließen und die Nachtheile 
erwägen werden, welche derſelbe für alle deutſchen Verhältniſſe und materiellen 
Intereſſen mit fich führen muß. Daß bas bisher von Men gingeichlagene Ber- 
fahren ihre eigenen Ziele nicht gefördert bat, können bie Bımbesregierungen 
nicht verfenuen. Es liegt in ihrer Hand allein, das richtige und natürliche 
Berhältnip wieder berzuftellen; und wir hoffen gern, daß bei ruhiger Betrady- 
tung au für fie diefe Erfahrung nicht verloren fein, with.“ 


8. Mai. (Württemberg). Eine allgemeine Landesverfammlung in Stutt: 


gart ſpricht fich troß mehrfachen Widerſpruchs in ihren Refolutionen 
aus für: 

„+ +. Vorläufige Verbindung ber beutfchen Mittel: und Kleinftanten, geſtützt 
auf eine gemeinfame Vertretung unb allgemeine Wehrhaftmachung bes Volkes, 
und Befreiung berfelben von bem herrfchenden Einfluß Preußens und Defterreichs ; 
bie politifche Conftituirung Geſammtdeutſchlands mit Gentralgewalt und Par⸗ 
lament ohne preußijche und ohne Öfterreichifche Spite als unfer Enbziel. . .“ 


„ (Holftein und Schleswig). Kine große Landesverfammlung 


von ca. 40,000 Perſonen in Rendsburg beichließt einjtimmig zu er: 


klären: 

„1) Wir halten unerſchütterlich feſt an unſerem guten Recht. Getrennt 
von Dänemark wollen wir ein freies S.“H. unter unſerm angeſtammten Herzog 
Friebrid VIN. 2) Wir fordern, daß ben —— — Landes Gelegenheit 

egeben werde, für dieſes unſer Recht feierlich Zeugnißebzulegen. 3) Solten 

Frembe Mächte willfürlich über uns verfügen wollen, jo find wir entſchloſ⸗ 
fen, für unfer Recht, für bas wir ſchon einmal in Waffen ſtan— 
ben, das Letzte einzuſetzen. 4) Die Landesverfammlung in Rendsburg 
fpricht den verbünbeten Armeen ben Dank des ſchlesw.⸗holſt. Volkes aus für bie 
fiegreich vollzogene Befreiung bes fchleswigichen Landes. Ste fies aber gleich: 
zeitig ber Ehre und ber Selbſtachtung ihres Volles jchuldig, das dringende 
Verlangen auszufprechen, baß endlich der wehrbaren Mannſchaft vergönnt wer: 
ben möge, mit ben Waffen ın ber Hand an ber Fortfegung bes Befreiungs- 
werkes tbeilzunehmen.” 

Eine Berfammlung von 2— 3000 Männern, die nicht mehr nad 
Rendsburg gelangen konnten, nimmt in Itzehoe biefelben Reſolutio⸗ 


nen an. 


„ (Deutfh:dänifher Krieg). Ruhmvolles Seegefecht bes öſterr. 
Geſchwaders gegen die däniſche Ylotille bei Helgoland. Der Capitän 
ber Fregatte Radetzky, Tegethoff, wird bafür vom Kaifer zum Contre⸗ 
Admiral ernannt. | 

„ (&ondoner Eonferenz). Es wird Waffenrube auf die Dauer 
eines Monats beſchloſſen. Die Dänen bleiben während verfelben im 
Befike der Inſel Alfen, bie Mliirten in demjenigen Jütlands. Die 
Blocade wird aufgehoben. 

„ (Schleswig). Die beiden Civilcommiffäre antworten auf bie 
Mittheilung der Reſolutionen der großen Landesverfammlung vom 
8. d. M. in Rendsburg und das Geſuch, diefelben ihren 5. Regie: 
rungen zur Kenntnignahme zu unterbreiten, ablehnend, inbem ſich 
„niefelben weder nah Form noch Inhalt zu einer offiziellen Mitthei- 
Yung eigneten” und ſchicken die Eingabe zurück. 

„ (Hannover). Verhandlungen der I, Kammer über die Enthällungen 
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des engl. Blaubuches bez. der Politik des Grafen Platen in ber 
ſchlesw.⸗holft. Angelegenheit. 

Erklärung ber Regierung: „Die Eönigliche Regierung muß es mit 
voller Entſchiedenheit ablehnen ‚ über ben Inhalt einfeitiger unb in feiner 
Weiſe beylaubigter Berichte auswärtiger Geſandten, aus beren Unterrebungen 
mit einzelnen Mitgliedern des Minijteriums in irgend welde Crörterungen 
einzutreten. Die Regierung hält in Beziehung ber Behandlung ber 83 
thũmer Holſtein, Schleswig und Lauenburg unabänderlich feſt an dem Stand⸗ 
punkte, welcher von Sr. Majeſtät dem Könige in ber Thronrede vom 18. Feb⸗ 
ruar dieſes Jahres unter dem Beifall der Allgemeinen Ständeverſammlung 
bezeichnet worden iſt; und, überzeugt, daß nur durch die volle politiſche Selb⸗ 
ſtaͤndigkeit der Herzogthümer ein dauernder Friede geſichert werden Tann, wird 
fie im Verein mit ihren deutſchen VBundesgenoſſen fortfahren, ihren ganzen 
Einfluß dahin geltend zu machen, baß ein folder Frieden erreicht wird. In 
Rückſicht auf die Succefjionsfrage endlich, in welcher bie Regierung fich ledig⸗ 
lich durch Gründe bes Rechts beftimmen laffen kann, muß biefelbe auch jeht 
jedes einfeitige Vorgehen ablehnen.” 

Erflärung des Strafen Platen: „Die bem englifhen Parlamente 
vorgelegten Berichte des hier beglaubigten Füniglich großbritaniichen Gefandten, 
von denen fein einziger von dem Winifter ber auswärtigen Angelegenheiten vorher 
verificitt ift, geben weder ein volljtändiges, noch, 634 dieſelben vorliegen, 
richtiges Bild von dem Inhalte der zwiſchen dem gedachten Geſandten und 
dem Miniſter über bie ſchleswig-holſteiniſche Sache ſtaitgehabten Unterrebungen. 
Berichte über die mehrfach erfolgte entſchiedene Wahrung des deutſchen Rechts 
und die energiſche Zurückweiſung verſuchter Einwirkung auf die innere Landes⸗ 
verwaltung, wie über den Ausdruck der Ueberzeugung des Miniſters der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, daß nur durch Lostrermung ber Herzogthümer von 
Dänemarf ein bauernder Triebe erreichbar fein werde, fehlen gänzlich und bie 
vorgelegten Berichte, bie häufig nur Auszüge find, enthalten in den weſent⸗ 
lichſten Punkten eine irrthümliche Auffaffung und Mißverftändniffe. Der Mi- 
nifter ber auswärtigen Angelegenheiten muß daher jede Verantwortlichkeit für 
biefe einfeitigen und nicht von ihm verificirten Berichte entfchieden ablehnen, 
und gegen jebe Beurtbeilung ber hannoverſchen Politik auf Grund berjelben 
Berwahrung einlegen.” 

Auf die beftimmte Anfrage an das Minijterium, was bie von 
ihm gebraudhten Worte „politiiche Selbftänbigfeit der Herzogthümer” 
bedeuten follen und ob darunter, wie man nach dem natürlichen 
Wortfinn allerdings annehmen jollte, die völlige Trennung von Däne 
mark verftanden werben bürfe? antwortet der Minifter v. Hammer: 
fein: diefe Worte feien in berfelben Bedeutung wie bei den ban- 
noverſchen Abftimmungen am Bunde gebraucht, weitere Erläuterungen 
zu geben müfje er bagegen ablehnen. 

10. Mai. (Sachſen). Die IL Kammer ermächtigt in geheimer Sitzung 
einfiimmig bie Regierung zu einer Erneuerung bes Zollvereins mit 
Preußen auf Grundlage bes Handelsvertrags mit Frankreich. Die J. 
Kammer thut ebenbasfelbe gleichfalls einftinmig. 

„ » (Baden). Die II. Kammer beichließt gelegentlih bes Militär: 
bubgets auf ben Antrag bes Ausſchuſſes, die Regierung möge mit 
allen Mitteln darauf hinwirken, daß bie in ber Bundeskriegsver⸗ 
faffung beftimmte Dienftzeit bei ber Infanterie auf 1% Jahre, bei 
den anderen Waffen verhältnigmäßig herabgejeht werde. 
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11. Mai. (Zollverein). Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen bez. Er⸗ 
neuerung des Zollvereins auf Grundlage des Handelsvertrags mit 
Frankreich. 

„„Gbreußen). Adreſſe des Grafen Arnim-Boytzenburg und einer 
Anzahl anderer hochgejtellter conjervativer Männer an den König be;. 
Löſung ber ſchl.holſt. Frage: 

n... Zwei Süße ergeben fi aus Vorjtchendem Far und umwiberleglich 
für Jeden, der ein Verſtändniß bat für preußiſche Ehre und für das Schidjal 
beutjder Stammgenojjen; — Einmal: Wenn durch den hartnädigen Troß des 
Gegners die verbündeten Armeen ber beutjchen Großmächte gerechte Forberungen 
mit blutigen Opfern erfämpfen mußten, wenn Preußen Taufende feiner Yan- 
besfinder am großen Tag ber Entiheidung auf dem Kampfplage bluten ſah 
und beirauert, jo muß für ſolchen Preis ein würdiger Lohn gewonnen werben. 
— Zweitens: Wenn die däniſche Regierung fchon vor biefem Kampfe ein un— 
erträgliches Joch auf die Schultern der deutfchen Herzogthümer legte, jo bat 
ihr Verfahren während des Kampfes fie vollends unfähig gemacht, ferner über 
biefelben zu herrſchen. Die nationale Erbitterung, welde fie bort zwiſchen 
ber beutjchen und daͤniſchen Bevölkerung gefhürt und zur bödjften Höhe ge- 
fleigert bat, madht eine friedlihe und erträglihde Eriitenz ber erfteren 
unter bänijcher Herrſchaft unmöglid. Wir halten die Trennung be3 
beutfhen Schleswigs und Holfteins von Dänemark nud ihre Ver- 
einigung zu einem Ganzen, — ſei es unter einem eigenen Landes— 
herren und dem wirkſamen Schutze eines mächtigen deutſchen 
Staates, fei es als ein Theil dieſes legteren. — für bie einzige 
Löſung, welche bie Opfer lohnt, die wir gebracht, welche Dauer des Friedens 
und Wohlbefindens für die Vetheiligten verjpricht. Allergn. König und Herr! 
Das preußiſche Volk, dei find wir gewiß, wird feine Opfer fcheuen, um Ew. 
Majeſtät in ben Stand zu fegen, dieſe Löſung mit aller Krajt zu verfolgen. 
— Bir betrachten c8 als heilige Pflicht gegen das Vaterland wie gegen 
unjere gefallenen Brüder: einzujtehen bafür, daß ihr Blut nicht umfonjt 
geflofjen ijt, — daß es eine Frucht trage, für welche Preußen in allen ferneren 
Zeiten feiner beldenmüthigen Opfer in Dankbarkeit gedenken kann.“ 

» n (Baden). Bericht Lamey's an bie II. Kammer über die bezüglich 
ber Wehrverfafjung eingegangenen Petitionen. Der Antrag des Abg. 
Kopfer für die Einführung der allg. Wehrpflicht wird mit allen 
gegen 2 Stimmen abgelehnt und eine motivirte Tagesordnung an: 
genommen. 

» » &Undalt). Der VBorfigende der herzogl. Staatsminifteriums, Dr. 
Sintenie, übergibt bem Landbtage eine „Orbre” des Herzogs, in 
welcher Auskunft über die dem Landtage vorgelegten Gefetentwürfe 
— burd welche theild bisher Anhalt-Deſſau-Köthen'ſches Recht auf 
Anbalt-Bernburg, theils umgekehrt bisher Anhalt-Bernburgifches Recht 
auf Anbalt:Deflausköthen libertragen werben fol — verlangt unb 
für den Fall, daß ſich deren Publication nicht bis zum 1. Juli ermög: 
lichen laſſen follte, ein „Verzicht auf den Beirath bes Landtags” und 
der Schluß bes letzteren in Ausficht geftellt wird. 

»„ n (Holftein). Antwort bes Herzogs Friebrih an bie Deputation, 
welche ihm die Beichlüffe der Rendsburger Landesverſammlung v. 8. 
d, M, überbringt: 

„+ Das Geſchick bat es gewollt, daß das Land in einem Augenblide, 
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in dem es ſich um Sein oder Nichtſein handelte, bei den ruhmreichen Thaten 
Anderer Zuſchauer fein mußte. Mir iſt es mehr als Allen ſchwer geworben, 
eine gleiche Stellung einzunehmen. Es war meine Pflicht, die ich im Intereſſe 
des Landes erfüllte. Ich bin mir wohl bewußt, daß ich biefe Stellung nur 
durchführen Tonmie gegenüber einer fo loyalen und beharrlichen Bevölkerung, 
wie bie jchleswigsbolfteinifche. Die Kampfgenofien ber fchleswigsholfteinifchen 
Armee, bie fih in Rendsburg unter ihren Gorpszeihen verfammelten, find 
nicht nur die Zeugen einer thatkräftigen Vergangenheit, fonbern auch bie 
Bürgen, daß es bem Yande im Wugenblide ber Noth an Vertheidigern nicht 
fehlen wird. Ein König von Tänemarf wirb über diefes Land 
nit wieber berrihen. Ich bin überzeugt, dab ich auf bie ganze Kraft 
meines Tolles für die Erreichung bes gemeinfamen Zieles rechnen kann. 
Möge das Land überzeugt fein, daB auch ich für das Recht bes Landes freubig 
meine Perfon einfegen werde.“ _ 

12. Mai (Hannover). Tie I. Kammer lehnt einftimmig den Beichluß ber 
Il. Kammer gegen den Minifter Grafen PBlaten ab, „in der Anficht, 
die Mittheilungen bes engl. Blaubuches jeien ungeeignet zu einer 
richtigen Beurtheilung ber Politit des Grafen Platen und im Ber: 
trauen, e8 werde ber Regierung gelingen, mit ihren Bundesgenoſſen 
einen befriebigenden Abſchluß der Nationalfache zu finden.” 

„nn Maljau). Die IL Kammer beichließt, mit 16 gegen 6 Stimmen, 
die Regierung aufzuforbern, die Berhandlungen mit Preußen und 
zwar auf Grundlage des Hanbelsvertrags mit Frankreich, fofort wieder 
aufzunehmen. 

13. „ (Schleswig). Der Oberpräjident Rojen und der gefammte Dagiftrat 
jo wie das Deputirtencollegium von Flensburg werben wegen fort: 
gejegter Renitenz von den Civilcommifjären entlaffen. 

» » (Kurdeflen). Die Ständeverfanmlung verwirft die von der Re: 
gierung vorgeſchlagene Notbcivilehe gegen 9 Stimmen, die von ber 
Linten beantragte obligatorifche Civilehe gegen 6 Stimmen unb 
nimmt die facultative Civilehe gegen 8 Stimmen an. 

„ „» (Anhalt). Debatte des Landtags über die „Ordre“ des Herzogs v. 
11. d. M. Erklärung des Staatsminifteriums. Verwahrung des 
Langtags gegen bie Drbre bes Herzogs. 

Erflärung bes Staatsminifteriums: „... Wir wollen jebod 
hierbei Gelegenheit nehmen, uns gegen ben Landtag über zwei Punkte aus: 
zufprechen, bie benfelben, wie uns nicht unbefannt geblieben, bei ber bisherigen 
Bearbeitung ber ihm vorgelegten Sejeßentwürfe vorzugsmweife befchäftigt haben 
unb principiel fo wichtig find, daß wir wünſchen müffen, daß bie Stellung 
der Staatsregierung zu ihnen bem Landtage völlig Mar fei. Der erſte Punkt 
ift ber, ob ber Landtag zu ben Gefeßentwürfen nur Beirat nah F 18 
oder Ju ſtimmung nad $ 19 der Landfchaftsorbnnung zu erteilen habe. 
Wir muſſen ganz entichieben daran feft halten, daß biejen Paragraphen gemäß 
bier nur von Beirath die Nebe fein könne, nicht von einer Zujtimmung. 
Hierauf find wir nicht nur durch unfere innigfte Ueberzeugung, jondern auch 
durch Höhften Befehl hingewieſen. Wir müffen baber ben Landtag erjuchen, 
es ale ſich er anſehen zu wollen, daß von biefem Standpunkte nicht abgewichen 
werben mwerbe. Der zweite Bunft ift der ber Revifion ber dem Lanbtage vor: 
gelegten Geſetze in materieller Hinfiht. Die Staatsregierung bat in Bezug 
auf ſämmtliche Borlagen, wie fhon in dem Schreiben vom 21. März an ben 
Herrn Unterdirector hervorgehoben worben, nur ben Zweck verfolgt, b 
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bisher in Anhalt⸗Deſſau⸗Köthen geltende Recht in ben näher bezeichneten 
Theilen auf Anhalt-Bernburg auszudehnen, zum geringeren Theile umgefehrt 
Bernburger Recht, jo weit es zwedmäßig jchien, für das Anhalt-Deffau: 
Köothenſche Land einzuführen ... Die Staatsregierung muß baber alle 
etwaigen Anträge ablehnen, weldhe auf eine Revifion, eine Abänderung 


der in Anhalt-DeffausKöthen nach den betreffenden Geſetzen geltenden rechtlichen 


Beltimmungen eingeben. Abgejehen davon, ob bergleihen überhaupt nöthig 
oder wünſchenswerth feien, ift bie Staatsregierung durchaus unvor- 
bereitet, Fragen von folcher tief und weitgreifenden Wichtigfeit, wie fie bier 
erhoben werben können, nebenher und gelegentlich in Erwägung zu ziehen... .“ 

Erflärung des Landtags: „In Erwägung 1) daß bie Beendigung 
ber Commiſſions⸗ und Abtheilungsberathungen über bie umfangreichen Sejek- 
vorlagen, welche dem Landtage für die gegenwärtige außerordentlihe Diät 
zugegangen find, zwar in naher Ausjicht ſiteht, daß fich jedody ber Tag, an 
welchem bie Verhandlungen darüber zum Abſchluß gelangt fein werden, vom 
Landtage um fo weniger im voraus beſtimmen läßt, al8 die Dauer biejer 
Verhandlungen hauptſächlich davon mit abhängt, ob bie vom Landtage zu ben 
verjchiedenen Gefekentwürfen zu ftellenben Anträge eine bereitwillige Aufnahme 
Seitens ber Ianbesherrlichen Commiffarien finden; 2) daß der Landtag eifrigft 
bejtrebt geweſen ift, bem ausgeſprochenen Wunſche ber Staatsregierung nad) 
möglichfter Beichleunigung der Verhandlungen auf jebe Weife zu entjprechen 
und bie Berathungen jo weit abzufürzen, als dies bei ber Wichtigkeit ber vor- 
liegenden Gejete mit ben Intereſſen des Landes irgenb vereinbar erſchien; 
3) daß ben Landtag fein Borwurf trijft, wenn es nicht möglich geweſen ift, 
bie Berathung jo zahlreicher und umpfafjender Geſetzvorlagen innerhalb einer 
Frift von vier Wochen, wie gewünſcht worben, zu beendigen, und zwar um 
fo weniger, als dem Landtage einerfeits bie betreffenden Gejegentwürfe großen 
theil8 in einer unfertigen und ungwedmäßigen Form zur Berathung 
überwiefen find, fo baß dieſelben erit mit einem beträchtlichen Zeitaufwande 
durch den Landtag unter Auziefung von Regierungs-Commiſſarien baben 
umgearbeitet und neu rebigirt werben müſſen, anbererjeits aber bem 
gegenwärtigen Landtag bie unabweisbare Rflicht obliegt, auch bie beftehenden 
Deſſau-Köthen'ſchen Geſetze, welche auf ben vormals beruburgifchen Yandestheil 
ausgebehnt werben follen, einer Berathung zu unterziehen, ba dieſe Geſetze 
größtentbeild ohne landſtändiſche Mitwirkung, ja zum Theil unter ausdrüd: 
lihem Borbehalte der nachträglichen Zuſtimmung bes Landtags nur provis 
ſoriſch erlaflen worben find, eine Pflicht, von beren Erfüllung fich ber 
Landtag durd, bie ausgefprochenen Wünſche und das eigene Streben nad, 
möglichfter Belchleunigung ber Verhandlungen nicht abhalten laſſen darf; 
4) daß nah $ 18 ber Lanbichaftsorbnung der Beirath bes Landtags zu 
allen Geſetzen, welche das gemeine Wohl und bas Beſte des Landes angeben, 
erforberlich ijt, daß mithin ber für den Fall einer längeren Dauer ber Ber: 
bandlungen in Ausficht gejtellte Verzicht ber Krone auf ben Beirath bes 
Landtags zu ben vorgelegten Gejegen, welche das Wohl des Lanbes auf das 
Zieffte berühren, ganz abgefehben von ber Frage, in wie weit es nad) ben 
Paragraphen 19 unb 31 ber Lanbichaftsorbnung zum Erlafje ber betreffenden 
Geſetze einer Zuftimmung des Landtags bebarf, ben Beftimmungen ber 
Landſchaftsordnung zuwider läuft — beſchließt der Landtag: 
a. ben lanbesherrlichen Gommiffarien gegenüber die Erflärung abzugeben, baß 
fih zur Zeit noch nicht beftimmen läßt, ob bie Vublifation ber zur Berathung 
vorliegenden Geſetze bis zum 1. Juli biejes Jahres erfolgen kann, baß ber 
Landtag aber jeden Vorwurf einer Verzögerung ber Verhandlungen mit Ent- 


ſchiedenheit zurüdweifen muß; b. eine unterthänigfte Vorſtellung an Se. 


Hoheit ben Herzog zu richten und barin unter Bezugnahme auf bie ein- 
ſchlagenden Beſtimmungen ber Landſchaftsordnung bie gnäbigfte Ertheilung 
einer beruhigenden Erfläitung, daß es nicht in der höchften Abficht Fiege, 
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base verfaffungsmähige Net bes Lanbt auf bie Abgabe feines 
Zeitatße zu ben vorliegenden Geſetzen zu verfümmern, unterthänigfi zu 
erbitten.“ 


13. Mai. (Braunfhweig). Die Abgeorbnetenverfammlung beſchließt: 


15. 


rn 


„Nachdem bie Abgeorbnetenverfammlung aus bem von ber englifchen Re: 
gierung veröffentlichten Blaubuche über bie Nlesmig-boffteinifche Trage erſehen, 
wie bie herzogliche Lanbesregierung bem Anbrängen der ausmärtigen Tiplomatie 
auf Verlafien bed von ihr eingenommenen Rechtsftanbpunftes andauernd und 
mannhaft widerftanden, fühlt fih bie Nerfammlung zum nocdhmaligen Aus: 
drude ihres Dankes umfomehr verpflichtet, ale bie Regierungen anderer 
Staaten, insbefonbere die f. bannover’fhe Regierung, nit in 
gleicher Weiſe das Recht unb bie Ehre Teutichlands zu wahren gewußt haben.“ 

(Preußen) fagt ſich endlich entſchieden vom Londoner Vertrag 


von 1852 los. 

Depeihe Bismards an den preuß. Geſandten in Yonbon: 
„Da in ben beoorftehenden Sitzungen ber Gonferen; vorausjichtlich bie Trage 
über bie Stellung ber beiben beutichen Mächte zu bem Londoner Bertrage 
von 1852 zur Erörterung kommen wird, finde ich mid barüber zu folgenden 
Bemerkungen veranlaft: Bis zum Tode bes Königs Friebrih VII. Tonnten 
bie deutſchen Mächte erwarten, daß die Krone Dänemark den gegen fie über: 
nommenen Verpflihtungen nahfommen, und daß daburch unb buch eine, 
bis babin immer unterblicbene Borlage bes Thronfolgegejeges 
an bie Stände ber Herzogthümer bie im Londoner Tractat in's Auge gefaßte 
Tbronfolge- Ordnung zu vollem rehtlihen Beſtande gelangen würbe, ehe 
ber vorgejehene Ya ber Thron:Erlebigung wirklich einträte. Mit dem Tobe bes 
Königs wurbe biefe Erwartung nicht allein hinfällig, ſondern der Nachfolger deſ⸗ 
jelben auf bem bänifchen Thron befundete Durch den Act vom 18. November fofort 
die Abſicht, jenen Verpfichtungen nit nachzukommen. Tie koͤnigliche Regie⸗ 
rung hat darauf ſofort auf die Connexität dieſer Verpflichtungen mit der beabfich⸗ 
tigten Thronfolge-Ordnung aufmerkſam gemacht — worüber ich unter Anderem 


.nur auf meinen Erlaß vom 23. November Nro. 487 zu verweilen brauche — und 


wieberholt erklärt, daß fie ſich hiernach für berechtigt erachten 
müſſe, den Tractat von 1852 als nicht mehr bindend für fie 
anzujehen. Wenn fie nit fogleih ihren ARüdtritt von bemielben 
ausiprede, fo Aue fie dies nur aus Rüdficht auf bie übrigen Mächte 
und in ber Hofinung, daß eine Nachgiebigfeit Dänemarks, durch Zurüd: 
nahme bes offenen Bruché feiner Berpflihtungen, bie Vorbebingungen noch 
wieder herſtellen und bie Möglichkeit ber Erhaltung bes Friedens barbieten koͤnne. 

„Selbſt als diefe Hoffnung getäuſcht war, als mit beim 1. Januar bie 
vertragewidrige Gonftitution für Schleswig nicht allein nicht zurüdgenommen, 
fonbern in’s Leben getreten war, baben bie beiden beutfchen Mächte noch 
feinen unmittelbaren Gebraud von ihrem Rechte machen wollen. 
Sie Haben noch in dem Augenblide, wo Dänemark fie zu friegeriihen Maß: 
regeln gendthigt hatte, Durch die Depefche vom 31. Januar ds. %. erflärt, baf 
fie nidt beabfihtigen, bas Princip ber Integrität ber däni— 
fhen Monardie anzufechten. ber fie haben gleichzeitig ausbrüdlich 
ertlärt, daß ein ferneres Beharren Dänemarks auf bem eingejchlagenen Wege 
fie zu Opfern nötbigen würde, welche es ihnen zur Pflicht maden könnten, 
die Gombinationen von 1852 aufzugeben, und über eine anberweite Orb: 
nıng eine Verftändung mit ben Unterzeichnern bes Lonboner Tractats zu 
ſuchen. Tiefer Fall iſt vollftänbig eingetreten. Die bänifche Regierung bat 
ihr Beharren auf ber Weigerung bis auf's üußerſte getrieben und ben 
bewaffneten Wiberfiand bis zuleht fortgefekt. 

„Rah allen biefen Vorgängen kann bie Regierung fi in feiner ®eife 
mebr an bie Berpflidtungen gebunden eradten, welde fie am 
8 Mai 1852 unter anberen Vorausſetzungen eingegangr 
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war. Dieſer Vertrag iſt von ihr mit Dänemark und nicht mit ben anderen 
Mächten abgeichloffen, und nur zwiſchen Kopenhagen und Berlin find bie 
Ratificationen ausgewechlelt, nicht zwilhen Berlin und London oder St. 
Petersburg. Selbft wenn, was wir nicht zugeben, ber Londoner Vertrag 
zwifchen uns unb den Neutralen Zerpin mom zu ſchaffen beſtimmt geweſen 
wäre, jo würden ſolche mit dem Vertrage ſelbſt KH fein, ſobald lebterer 
es wegen Nichterfüllung feiner Vorbedingungen würde. Die Fönigliche Regierung 
erachtet ſich danach, in Mebereinjtimmung mit ber Erklärung vom 31. Januar, 
als vollfommen frei von allen Berpflidtungen, bie aus bem 
Yonbdoner Tractate von 1852 gefolgert werden fönnten unb 
berechtigt, jebe andermeite Gombination, ganz unabhängig 
von biefem Tractat, zu erörtern. 

„Daß bie Löſung einer Trage, deren europäiihe Tragweite bie königl. 
Megierung niemals verfannt bat, in Gemeinſchaft mit ben übrigen 
Großmächten verfudht werde, folgt aus ber Natur ber politiihen Be: 
ziehbungen, und bie königliche Regierung bat in dem Schlußſatz ber Erflärung 
vom 34. Januar nur biefes natürliche Verbältniß anerkannt. Dur bie 
Annahme ber engliſchen Einladung zur Conferenz bat fie auch durch bie That 
ihre Bereitwilligfeit gezeigt, bie Mittel bazu gemeinfam aufzuſuchen und 
zu beratben; und dies und nichts Anderes Tann bie Aufgabe der 
@onferenz fein.“ 


15. Mai. (Medlenburg: Schwerin). Die Regierung publicirt eine „res 


17 


18. 


21. 


22. 


vibirte Verordnung über Wilbdieberei und Jagdfrevel“ auf bie bloße 
Genehmigung der Ritterichaft Hin, während der Geſetzesvorſchlag von 
der Lanbichaft auf allen brei legten Landtagen verworfen worben war. 


nn (Rondoner Conferenz). Preußen erflärt im Verlaufe ber 


Sitzung, daß es fi) volljtändig von den Stipulationen des Londoner 
Vertrags v. 1852 Iosfage und verlangt demgemäß cine vollftänbige 
Bereinigung ber beiden Herzogihümer, Trennung berfelben von Däne: 
mark und Unabhängigkeit in politifcher und abminiftrativer Hiuficht, 
jedoch mit Perſonalunion unter dem König Chriftian. Defterreich 
ſchließt ſich dieſer Yorberung an (f. allg. Chronik). 
„ (Hannover). Bolfsverfammlungen in Hildesheim, Göttingen 
und an anberen Orten bes Landes erflären fi für fofortige Entlaffung 
aller eine jolche Politik, wie fie Graf Platen verfolgt hatte, verthei- 
bigenden Räthe der Krone. 
„ (Holitein). ‚Unter dem Vorfite des geweſenen preuß. Minifters 
v. d. Heydt tritt in Berlin ein Comité zu Gründung einer Actien: 
gejellihaft für den Bau bes Schleswig-Holſtein-Canals zufammen. 
„ (Zollverein). Bayeriſche Bevollmächtigte treffen behufs neuer 
Unterhandlungen mit Defterreih in Wien ein; zugleich ladet Bayern 
feine näheren #ollverbünbeten zu einer neuen Conferenz nad) 
Münden ein. 
„ Erfter deutfcher Sournaliftentag in Eiſenach. Derſelbe erflärt: 
„folgende Säge für bie nothwendigen Grundlagen einer rechtlichen Stellung 
ber Breite und fordert alle deutſchen Zeitungen unb Zeitſchriften, alle Volks⸗ 
vertretungen unb Ionftige Drgane ber öffentlichen Meinung auf, für berem 
Geltendmahung mit allen Kräften zu wirken: 1) Strenge Ausfchließung jeber 
Träventivmaßregel, alſo insbeſondere jeber Art von Conceſſionen, besgleicen 
ber Einreihung von Pflihteremplaren vor ber Herausgabe eines Preßerzeug⸗ 
niffes und ber Gautionen, 2) Strenge Ausfchließung jebes abminiftrativen 
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Ermeſſens. insbefonbere jeber Art von Verwarnungen unb barauf ea 
Unterbrüdungen eines Blattes, Ausſchließung jeder polizeilichen Beſchlagnahme. 
3) Vollſtaͤndige Unabhängigkeit ber Gerichte, volle Oeffentlichkeit und Ver⸗ 
weifung ber Preßproceife vor bie Geſchwornen. 4) Anwenbung ber allge: 
meinen Strafgefebe und Rechtsgrundſätze auch auf die Prefie unter Ausichluß 
jeber Art von Specialgeiegen.” 
und beſchließt im ferneren den Ausihuß zu beauftragen, 

„ohne Verzug eine überfihtlie Darſtellung ber feit einigen Jahren in 
Naſſau geübten beüjpiellofen Behandlung ber Freffe abtafjen zu Lauffen und 
für deren Verbreitung durch ganz Deutſchland zu forgen.“ 


23. Mai. (Breußen) Kine Deputation von 17 Mitgliedern überreicht 


[22 


24. 


26. 


27. 


28. 


dem König die Arnim-Boytzenburgſche Adreſſe mit 30,000 Unter⸗ 
ſchriften. Auf die Anſprache bes Grafen Arnim antwortet der König: 
„. . . Meber bie Form ber Löfung kann ih feine Auskunft wäh: 
rend ber ſchwebenden Berhanblungen geben. Aber ich bege bas Ber: 
trauen, daß die Opfer für die deutſche Sache auch für bie 
ntereflen bes engeren Baterlandes fruchtbringend jein werben.” 

» (Baden). Die clericale Agitation gegen bie beabficgtigte Schul: 
reform bat eine Agitation auch von ber andern Seite hervorgerufen. 
Adrefien aus Offenburg zc. 

„» (Kurbeifen). Die Ständeverfammlung befchließt mit 28 gegen 
24 Stimmen, ftatt bes 5 1 des Ausihußantrages bez. der Regie: 
rungsvorlage eined Geſetzesentwurfs für Regelung des Vereinsrechtes 
ben 6 1 des Geſetzes von 1848 wieder herzuftellen. 

„ (Hamburg) Die Bürgerfhaft lehnt mit 90 gegen 59 Stim⸗ 
men ben Antrag des Senats bez. einer obligatoriihen Bürgerrecht: 
erwerbung bloß für die mit 3000 M.B. Befteuerten ab und ebenfo 
mit 78 gegen 71 Stimmen den Antrag ber Linken, ben Erwerb 
des Bürgerrechts für Alle obligatorifch zu machen. 

» (Baden). Cie Berfammlung von 80 evang. Geiftliden in 
Karlsruhe erflärt fi emergifch gegen Schenkel wegen feines „Cha: 
rafterbildes Jeſu“ und verlangt von ber Regierung feine Abberufung 
als Vorſtand bes Prebigerjeminars. 

„ Raffau). Die I Kammer erflärt fi mit allen gegen 3 Stim: 
men für Reconftruirung des Zollvereinsg mit Preußen unb bagegen 
gegen eine Zolleinigung mit Oefterreih, gegen einen Zollſonderbund 
und gegen eine ausnahmsweiſe Begünftigung Oeſterreichs. 

„ Grankfurt). Der gejeßgebende Körper nimmt ben Entwurf 
einer revibirten Verfaſſung jchließlih mit 57 gegen 6 Stimmen an. 
„ (&ondoner Konferenz). England gibt auch feinerjeits den 
Lonboner Vertrag von 1852 auf und ſchlägt vor, Holftein, Lauen⸗ 
burg und den füblichiten Theil von Schleswig bis zur Schleimündung 
und zum Danewert von Dänemark abzutrennen. Defterreih und 
Preußen verlangen dagegen, nachdem Dänemark ihren Vorſchlag vom 
47. d. M. bezüglich Perfonalunion für burdaus unannehmbar erflärt 
hätte, nunmehr die volllommene Trennung ber Herzogthümer Schles- 
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wig unb SHolftein von ber däniſchen Krone und zwar unter ber Sou⸗ 
veränetät des Erbprinzgen von Auguftenburg (ſ. allg. Chronik). 

— Mai. Medlenburg:-Shwerin). Gircularbepefche und Dentichrift 
ber Regierung zu Rechtfertigung ber Polizeijtrafverorbnung (bes fog. 
Prügelgefebes) vom 2. April. Die vielfahen Angriffe auf jenes 
Geſetz werden barin ber bemocratifchen Partei zur Laſt gelegt, welche 
bie auf dem „geichichtlihen Rechte“ beruhenden Inſtitutionen Meck⸗ 
lenburgs „zur Zielicheibe bes oberflächlichſten Liberaliftiihen Räfon: 
nements” gewählt babe und das Land nah allen Richtungen Hin 
verläftere. 

— „Maſſau). Gemwaltfames Vorgehen der Regierung im Kreiſe 
Rüdesheim gegen eine Wiederwahl bes bisherigen Abg. Braun. 


1. Suni. (Zollverein). Bayern und Defterreich verftänbigen fich über 
folgende Regijtratur, deren einzelne Beftinnmungen, die Zuftimmung 
ber von Bayern bereits nad) München einberufenen Conferenz feiner 
näheren Zollverbündeten vorausgefebt, Preußen als Minimum ber 
Forberungen Defterreichs, Bayerns und feiner näheren Sollverbün- 


beten vorgefchlagen werben follen: 

1) Art. 31 des franzöfifhen Vertrags wird dahin abgeänbert, daß bas 
Zollverhältniß bes Zollvereins Deiterreich zu unbedingt von ber Gleichſtelluug 
Franfreihs mit ben meiftbegünftigten Nationen ausgeuommen ift. 2) Oefter: 
reich führt feine Zollreformen auf Grundlage feines Tarifentwurfs vom 18. No: 
vember v. J. allenfalls mit einigen Modificationen durch und verpflichtet ſich, 
als Awifchenzoll von ben aus dem freien Verkehr bes Zollvereins kommenden 
Waaren nur die Hälfte bes allgemeinen Zolls als Negel feitzufepen. Aus: 

enommen finb babei a) die Waaren, welche im Zwiſchenverkehr ganz zollfrei 
ſein follen; b) die Waaren, welde in dieſem ‚Verkehr einer höheren Quote 
als der Hälfte bes allgemeinien Zolles unterliegen; c) bie Waaren, welche 
auch im Zwiſchenverkehr ber ganzen allgemeinen ZoU zu zahlen haben. 3) Die 
Zariffäge bes Zollvereins follen wenigftens 10 Procent mehr als bie Hälfte 
ber öfterreichifchen Zollſätze betragen, unb er verpflichtet fich, ebenfalls ale 
Regel, von ben aus dem freien Verkehr Dejterreih8 Tommenden Waaren — 
mit denfelben Ausnahmen wie a, b und ce sub 2 — nur bie Hälfte feines 
Außenzolles zu erheben. 4) Die Ausnahmen von ber Regel bes halben Außen⸗ 
got: werben auf bem Wege ber Verhandlung feftgefeßt. Als Grundſatz wirt 
abei, die Ausnahmen sub a möglichlt zu erweitern, bie sub b unb c mög: 
ft zu vermeiden, ferner bie Ausnahmen sub b unb c nicht burchgebende 
auf beiden Seiten: für biefelben Waaren ober für eine gleiche Anzahl Waaren, 
fonbern mit Rüdfiht auf bie Verfchiedenheit der Außenzölle eine Verſchieden⸗ 
beit der Lite ber Ausnahmen zu ftatuiren, woburd im Ganzen eine billige 
&ompenfation ber beiberfeitigen Intereſſen erzielt wird. Defterreich beftebt 
übrigens darauf, daß feine Weine im Zollverein nicht unter bie Ausnahmen 
b und e fallen. 5) Keine Erhöhung oder Ermäßigung ber Zölle barf ohne 
gegenfeitiges Einverftändniß ſtattfinden. 6) Die beſtehende Durchfuhr⸗ 
zollfreibeit wird aufrecht erhalten. 7) Berfehrsverbote bei Krieg, Seuchen und 
Hungersnoth als vorübergehende Maßregeln bleiben vorbehalten. 8) Die übrigen 
Beſtimmungen bes Februarvertrags werben beibehalten und ausgebildet. 9) Der 
neue Vertrag wird abermals auf 12 Jahre abgefchloffen und läuft vom Jahr 
1866 an. Währenbbeß wird bie Annäherung ber Außentarife behufs ber 
ſchließlichen Zolleinigung beirieben. Für ben Fall, ald anf ben bezeichneten 
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Grundlagen bie Erneuerung bes Zollvereins nicht zu erreichen fein follte, 
erflärt Oefterreich feine Bereitwilligfeit mit jeber fid) bildenden Zollvereins⸗ 
gruppe entweder auf Grundlage feiner Propofitionen vom 10. Juli 1862 ein 
engeres Zollbündniß, oder unter Augrunbelegung ber vorſtehenden 
neuen Borjchläge einen Zollvertrag abſchließen zu wollen.” *) 

1. Juni. (Holftein). Beſuch des Herzogs Friedrich in Berlin, Unter: 
rebung mit Bismard. Angeblide Zumuthungen an ihn unb an- 
gebliche Ablehnung berjelben. 

2. „ (Bundestag). Die Bunbesverfammlung ertheilt einmüthig ihre 
Zuftimmung zu bem gejammten bisherigen Auftreten ihres Bevoll⸗ 
mädtigten an ber Londoner Conferenz, Hrn. v. Beuft, unb nament- 
Ich zu feinen in Uebereinftimmung mit Oefterreih und Preußen am 
28. Mai abgegebenen Erklärungen: 

„Indem bie hohe Yunbesverfammlung von den weiteren Beridhten Em, 
Exc. bis zu jenem vom 29. v. M. (einfchlieklich Nr. 12) Kenntniß genommen, 
bat biejelbe das Präſidium erſucht, Erc. den Ausbrud ber lebhaften Befrie⸗ 
bigung unb ber volliten Anerfennung bekannt zu geben, zu weldhen ber für 
die Anfprühe und Intereſſen Deutſchlands erfolgverheißenbe Fortgang ber 
Eonferenzverdanblungen und bie von Ew. Erc. unter ſchwierigen Verbält: 
niffen entiridelte, eben fo eiftige als umſichtige perſoͤnliche Wirkſamleit ges 
rechten Aulaß bieten. Insbelonbere hat die hohe Bunbesverjammlung bie 
von Ei. Grc. im Ginvernehmen mit ben Hrn. Bevollmädtigten von Defters 

cd unb Preußen in ber Situng vom 28. Mai abgegebenen Erflärungen 

gebilligt, welche fie als in vollem Einklange mit dem Geifte 
und Inhalte Ihrer allgemeinen Inſtruktionen erkennt.” 

3. „ (Zollverein). Der gefebgebende Körper von Frankfurt be: 
Ihließt in geheimer Situng auf ben Antrag des Senates ben Bei: 
tritt Frankfurts zu dem neuen Zollverein mit Preußen und Sachſen. 

„» nn (36er Ausſchuß). Die gefhäftsleitende Commiſſion des 36er 
Ausſchuſſes erläßt folgenden Aufruf an die Tchleswigsbolfteinifchen Ber- 
eine und Ausſchüſſe: 

„Nach ben übereinftiimmenben Berichten öffentlicher Blätter iſt vor bie 
Zonboner Gonferenz der Vorſchlag gebracht worden, einen Theil des Herzog: 
thums Schleswig mit Holflein, einen Theil mit Tänemarf zu verbinden. 
Bir find von ber Ueberzeugung durchdrungen, daß ein folhes Ablommen, 
falls es getroffen würbe ohne bie frei und unzweideutig ausgeiprochene Ein: 
willigung bes Bolfes, verwerflid und nihtig wäre Wird über bas 
Schickſal Schleswigs auf Grundlage bes bisherigen Rechtszuſtandes entfchieben, 
fo weiß man, daß dieſes Land feit ältefter Zeit von ber Eiber bis zur Konigsau 
ein Ganzes war, getrennt von Dänemark unb eng verbunden mit Holitein. 
Bird aber bie Enticheibung nit aus Gründen bes Rechtes, fonbem aus po⸗ 
litiſchen Erwägungen geihöpft, jo muß darüber vor allem bie Stimme ber 
Bevölferung gehört werben, beren ganze Aufunft von bem verhängniß⸗ 
vollen Ausfpruch abhängt. Dieſes Recht ber Bevölkerung geltenb zu machen 
if die Pflicht bes Bundes, bem bie Vertheidigung KHolfteins unb feiner Ber: 
Bindung mit Schlesiwig obliegt; ift bie Nflicht Preußens und Oeſterreichs, bie 
wit dem Blut ihrer Lanbestinder Schleswig befreit haben; ift bie Pflicht aller 
Mäste, bie einen bauernben Friebenszuſtand begründen wollen — denn ‚bie 
gewaltfame Teilung Schleswigs wäre ein Keim bes Unfriebens ımb neuer 
Kämpfe. Die fchleswigsholfleiniichen Vereine in Deutſchland, wenn fie unfere 





©) Der genaue Mortlaut ver Megifizetur if officiell nicht befannt geworben, 
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Ueberzeugung tbeilen unb unferer Forberung zufimmen, laden wir ein, bies 
Öfientlih auszufprehhen, damit Niemand im Zweifel barüber fei, daß das 
deutſche Volk bie eigenmächtige Zerreißung Schleswigs als eine unverant- 
wortlide That verurtbeilen würbe.“ 

6. uni. (Württemberg). Das Comitd der Verfammlung v. 3. Ja: 
nuar 1863 beichließt, auf den 19. d. M. eine große Lanbesver: 
fammlung in Stuttgart zu veranftalten, um fi für ben Beitritt 
zum neuen Zollverein auf Grundlage bes Handelsvertrags mit Frank⸗ 
rei behufs Erhaltung des Zollverein auszufprechen. 

„» » (Hannover). In Folge der Vorgänge auf der Londoner Con: 
ferenz vom 28. Mai ift bie Regierung nunmehr in ber Lage, auf 
eine nterpellation in ber II. Kammer „bem VBernehmen nad) habe 
bie Regierung eine feite Stellung in der ſchleswig-holſteiniſchen An- 
gelegenheit angenommen”, folgende Antwort zu ertheilen: 

„Es gereicht mir zur Befriedigung, auf die ergangene nterpellation er⸗ 
wiebern zu können, daß bie Bevollmächtigten von Tefterreih und Preußen im 
Verein mit dem Geſandten des beutfchen Bunbes auf ber Londoner Conferenz 
bie Lostrennung der Herzogthümer von ber bänifhen Krone und beren un⸗ 
getrennte Vereinigung in einem unabhängigen, bem beutfhen Bunbe einzu= 
verleibenden Staate unter der erbliden Souveränetät bes Prinzen 
von Auguſtenburg zu erreichen fireben. Die Töniglihe Regierung 
fließt, fo viel an ihr if, Diefen Bemühungen fih an, und 
vertraut ber Kraft bes vereinten Deutſchlands und dem Gerechtigkeitsgefühl ber 
neutralen Mächte, wenn fie jih der Hoffnung hingibt, daß das erftrebte Ziel unter 
annehmbaren Bedingungen auf frieblihem Wege erreicht werden wird. Wenn nicht 
bezweifelt werben kann, daß biefe Erflärung allfeitig befriedigen müſſe, jo darf ich 
biefen Anlaß wohl benügen, um aufmerfiam barauf zu machen, baf bie von ber 
öniglihen Regierung in biejer hochwichtigen Angelegenheit bewahrte Haltung 
burdy ben Gang ber Ereignijfe vollfländig gerechtfertigt worben if. Auf ber 
einen Seite an ben übernommenen internationalen Verpflich— 
tungen bis zu dem Augenblid feftbaltend, in weldem bie Baſis 
berfelben von allen Seiten aufgegeben ift, hat die fünigliche Regierung auf 
ber andern Seite jedem begründeten Rechtsanspruch bie freie Entwidelung 
offen gehalten und ber von ihr eingenommenen vermittelnden Stellung 
gebührt unbebenklich ein Theil des Erfolges, daß Deutſchland bei Verfolgung 
bes eben bezeichneten Zieles jetzt in Einmüthigkeit zufammenfteht.“ 

„» n (Baden). Die Regierung legt ver II. Kammer den Geſetzes⸗ 
entwurf über bie Zufammenfekung der Auffihtsbehörden für Die 
Gemeindeſchulen vor. 

n» mn Medlenburg:Shwerin) Während der Magiftrat von Ro: 
ftod einen Antrag des fog. zweiten Quartiers auf Zurüdnahme ber 
polizeilichen Prügelbefanntmachung und Abſchaffung ber Prügelftrafe 
für Roſtock abgelehnt hat, erklärt fih nunmehr aud das fog. erfte 
Quartier gegen das Prügelſyſtem. 

„ n (Schleswig). Kine zahlreihe Volfsverfammlung in Böghoneb 
bei Habdersleben im nörblichften, bänifch rebenden Theil Schleswigs 
erklärt fich gegen eine XTrennung vom übrigen Schleswig und gegen 
eine &inverleibung in Dänemarf. Kine :Deputation von 9 Mit: 
glievern, von denen nur eines deutſch Tpricht, geht nah Berlin ab, 
um gegen jebe Theilung zu proteltiren. 
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7. Jini. (Baden). Die I. Kammer genehmigt die ihr von Geh.-Rath 


13. 


14. „ 


Bluntſchli vorgefchlagene Reorganifation ihrer Zufammenfehung und 
richtet deßhalb eine Adreſſe an den Großherzog. 

„ (Kurheffen). Tie Ständeverfammlung erflärt ih mit allen 
gegen 7 (ſtandesherrliche und ritterfchaftlihe) Stimmen für Wieder: 
berftellung der außer Wirkſamkeit gefehten Verfaffungsbeftimmungen. 
„ (Schleswig). Die Norddeutſche Ztg. in Flensburg erflärt ſich in 
einer Art Programm für „näheren Anfchluß” der Herzogthümer an Preußen. 

„ (Hamburg). Die Bürgerjchaft lehnt mit 83 gegen 71 Stimmen 
zum brittemmal das vom Senat geforderte obligatoriiche Bürgerrecht 
aller mit 3000 M.B. Einkommen befteuerten Ctaatsangehörigen ab. 

„ (Londoner Eonferenz) einigt fih über eine Verlängerung ber 
Waffenrube um 14 Tage. 

„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung genehmigt faft einftim: 
mig bie nunmehrigen Anträge ber vereinigten Ausſchüſſe bezüglich ber 
Debertragung des Gefchäftsverkehrs zwiſchen der Bunbesverfammlung 
und Hrn. v. Beuft in London an jene Ausihüfle. 

„ (Hannover) Tie II. Kammer nimmt bie ihr von ber Re: 
gierung vorgelegte Kirdhenvorftands: und Synodalordnung unverändert 
an und verwirft alle Aenderungen ber I. Kammer. 

„ (Rafiau) Die I. Kammer erklärt fih mit allen gegen 4 
(elericale) Stimmen für Abänderung bes Gemeindegeſetzes, beſon⸗ 
ders gegen bie Lebenslänglichleit der Bürgermeiſter. 

„ (Hannnver). Debatte ber II. Kammer über bie Abänberunge: 
vorichläge ber Regierung zum Wahlgeſetz. Bennigfen über die Ver: 
faflungsfrage überhaupt. 

„ (Hannover). Tie II. Kammer nimmt bas neue Wahlgefek 

ſchließlich einftimmig an. 

(36er Ausfhuß) Die geichäftsleitende Commiſſion des 36er 

Ausichufles erläßt folgende Erklärung: 

„Es ijt in der jüngften Zeit die Nachricht verbreitet worben, ber preußifche 
Minifterpräfibent habe an den Herzog Friedrich von Schleswig-Holſtein bas 
Anfınnen geftellt, gegenüber der preußiichen Stantsgewalt eventuelle Verpflich- 
tungen einzugeben, welche bie politifche Selbftänbigfeit der Herzogthümer zu 
Gunften bes preußifchen Einfluſſes befcgränten würden, ber Herzog aber habe 
das Aufinnen abgelehut. An biele Angaben, beren Richtigkeit bis jekt nur 
in ben allgemeintten Umriſſen feititeht, bat fich eine leibenfchaftliche Polemik 
in dffentli Blättern gefnüpft; ber nahbeliegende Aufammenhang jener an: 
geblichen ober wirklichen Zumutbungen mit ber Frage ber Bunbesreform 
macht ſich geltenb unb verbittert den Streit. 

„Wir wiffen Alle, welchen Ginfluß die Macht ber dffenilihen Meinung 
auf ben bisherigen Berlauf ber fchleswig-holfleiniichen Sache geübt hat. Die 
Bebingung biefer Macht war bie Kinigfeit. Tie beiden großen Barteien, 
bie jih im ber nationalen Perfajliungsfrage feindlich gegenüberfiehen, ver: 
tagten ihren Kampf unb fchloffen das Bündniß, bas ihnen bie Kraft verlieh, 
ben Willen ber gefanmten Nation in die Wagſchale ber (Fntfcheibung zu werfen. 
Der Ausiprud bes Abgeorbnetentage vom 21. December, bie Beſchlüſſe der 
Oſſerverſammlungen, bie Rechtoverwahrung ber 1400 Lanbtage: und Bürger: 
fehaftsmitglieber find Zeugnilje einer Einmütbigleit, wie fie ın unferem zer: 
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riffenen Vaterland kaum noch ihres Gleichen gehabt bat. hr ift es gelungen, 
bie beutihen Großmädte auf ben Weg zu brängen, ben fie 
wiberwillig gegangen finb, und bem Ausland zu zeigen, Daß es ein 
deutſches Bolt gibt, deſſin gerechte Forderungen zu mißadten 
gefährlich werben Fönnte. Allein wir ftehen noch nicht am Ziel, wir 
bürfen uns noch nicht eines geficherten Erfolgs rühmen. Es wäre unverant⸗ 
wortlich, in biefem Augenblid das Bünbniß der Parteien zu lodern, auf dem 
unfere Stärke beruht. Seine Aufrechthaltung ift leicht, wenn wir, ohne rechte 
ober links zu bliden, unfere einzige Aufgabe, bie Befreiung ber Her: 
zogthümer, unerjhütterlic im Auge haben. 

„Die beutihe Verfaffungsfrage gehört ber Zukunft; für ihre 
Löſung, gleichviel in welcher Geſtalt fie dem Einzelnen vorfchwebt, gibt es 
feinen feiteren Grunb, als einen ehrenvollen Ausgang des Kampfes um bie 
Sade ber Herzogthümer. Lauffen wir die Bundesmädte auf biefem Schladt- 
feld um bie Gunſt ber öffentlichen Dreinung wetteifern. Unterflügen wir feine 
von ihnen, wenn fie ſich für ihren Antbeil am Sieg einen Kaufpreis voraus 
bedingen will, beffen Gewährung bie Mißgunſt ber übrigen ermweden, ihre 
Mitwirfung lähmen und ber feindfeligen Ginmifhung bes Auslandes zum 
willflommenften Vorwand bienen würde. Fürchten wir nicht, daß bie preußifche 
Regierung ober das preußifche Volt, — wenn jolde Bedingungen wirklich 
geftellt und abgelehnt find — fi um beswillen ber Suche der Herzogthümer 
entziehen werde. Die Regierung weiß, daß fie nicht zurüdtreten kann, obne 
an ihrer Machtſtellung in Deutfchland und Europa mehr einzubüßen, als fie 
durch die Zuſagen bes Herzogs jemals gewonnen hätte. Das Volk weiß, bafı 
bie höchſte Achtung und ber gewichtigfte Einfluß demjenigen Staate gefichert 
ift, der mit ber entſchloſſenen Energie feine Kraft für ein großes Intereſſe einſetzt. 

„Erftiiden wir aljo ben ausgebrodenen Streit im Ent: 
ſtehen; verfagen wir unjern einheimiläjen und auswärtigen Feinden ben 
Zriumpb, uns über ragen ber Zufunft entzweit zu fehen, während bie Auf: 
gabe ber Gegenwart unſere ganze Wachfamfeit, unſer einmüthiges Zufammen- 
wirken fordert. In London wird Über bie Theilung Schleewigs verbanbelt: 
bort muß fi die Macht ber öffentlihen Meinung nochmals bewähren. Keine 
Theilung wider ben Willen bes Volkes, Feine Auslieferung beutjcher Stäbie 
an. bie Brutalität der bänifchen Gemwaltherrichaft, Fein ſchmählicher Friedens⸗ 
ſchluß nach einem fiegreihen Krieg: bies ijt unfer gemeinjames Lofungswort!* 

14. Juni. (Holftein). Die Bundescommiffäre veröffentlichen das von 
ber Regierung vorbehaltlih der Genehmigung der Stände entworfene 
Bubget vom 1. Mai 1864 bis dahin 1865, bas bei dem Wegfall 
einer Eivillifte und alles Militäraufmanbes einen Ueberfhuß von 
ca 3 Mill. Thlrn. aufweist. 

„» n» (Hannover). Die Conferenz beider Kammern hat fi endlich 
über den Vorſchlag einer übereinjtimmenden Erklärung bez. ber 
Ihlesw.:holft. Angelegenheit geeinigt, mit ber fi) auch das Minifteriun 
einverftanden erflärt unb ber von beiden Kammern angenommen wirb: 

„Da nad ben am 6. in beiden Kammern von Mitgliedern ber Regierung 
abgegebenen Erklärungen diefelbe nicht Iänger Bebenten getragen bat, 
fich für bie Lostrennung der Herzogthümer von ber däniſchen Krone unb für 
beren ungetrennte Bereinigung in einen unabhängigen, bem beutfchen Bunde 
einzuverleibenden Staatunter ber erblihen Souveränetät des Erb— 
prinzen von Augujtenburg auszufprechen, und fomit feine Beran: 
laffung mebr vorhanden ift zu Befürchtungen, wieſolche burch bie Veröffent- 
Kung des englifchen jogenannten Blaubuches in meiteren Kreiſen entſtanden 
waren, baß bie Bolitit ber Regierung in biefer nationalen Angelegenheit nicht immer 
ausſchließlich Durch das Mecht ber Herzogthümer und bie bamit innig verbundenen 
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erefien Deutichlanbs geleitet werde, Stände vielmehr mit Zuverſicht er: 
warten, bat bie königliche Regierung auf dem gewonnenen Rechtoſtandpunkte 
mit Teftigleit bebarren und namentlich einer Theilung Schleswige mit 
Energie mwiberitreben werde; fo befchließen fie, über die in biefer Sache eins 
gegangenen Petitionen nunmehr zur Tageſsordnung überzugehen.“ 

14. Juni. (Coburg). Der Landtag beſchließt, die Berathung über alle 
Borlagen ber Regierung zu vertagen, bis bie Regierung ihm bas ver: 
ſprochene Preßgeſetz vorlege. 

15.719. Juni. (Oldenburg). Beſuch bes Großherzogs beim Kaiſer von 
Rußland in Kiffingen. Schreiben des Kaifere an ben Großherzog: 
Tormelle Beftätigung der auf der Londoner Conferenz erflärten Ce⸗ 
birung jeiner Erbanſprüche auf Holftein an den Großherzog. 

16. „ (Defterreih). Zuſammenkunft des vom Grafen Rechberg be 
gleiteten Kaifers von Defterreih mit dem Kaifer von Rußland, ber 
feinerfeits vom Fürſten Gortfchafoff begleitet ift, in Kiffingen. 

„ n (Kurbeifen). Die CStändeverfammlung nimmt das mohificirte 
Bereinsgefeb ſchließlich mit 44 gegen 17 Etimmen an. 

17. „ (Coburg). Die Regierung legt dem Lanbtage nunmehr ein Preß- 
geſetz vor. 

18. Juni. (Schleswig). Kine Anzahl däniſch gefinnter Männer aus 
Norbfchleswig tritt in Flensburg zufammen und richtet eine Eingabe 
an bie Kivilcommifjäre mit ber Erklärung, 

daß bie Volfsverfammlung v. 6. b. M. keiueswegs bie wahre Denfweife 
ber Nord⸗ und Mittelſchleswiger ausdrücke, daß vielmehr der burchaus über: 
wiegende Theil der Bewohner jener Yanbestheile, wenn man ihnen Gelegen« 
beit gebe, ihre Meinung zu äußern, mit ihnen barin einig fein werbe, daß, 
gleichwie fie feine Zheilung Schleswige wünſchen, wenn folche vermeiblich 
fei, fie vor allem den beftimmten und innigſten Wunſch begen, unter allen 
Umftönden bei Dänemark zu bleiben und von Holftein ſich zu trennen, 
wenn dies auch durch Abtretung bes füdlichen Theild des Landes geſchehen 
ſollte, und daß fie die Errichtung eines ſelbſtändigen Schleswig-Holſtein in 
Perſonalunion mit Dänemark als bas ſchlimmſte Uebel für 3 und ihre 
Nachkommen anſehen. Dieſe Erklärung wollen ſie auf Verlangen von ihren 
Mitbürgern unterſchreiben laſſen, um ſie als wirklichen Wunſch und Meinung 
Nord: und Mittelſchleswigs zu conſtatiren. 
„„CEKurheſſen). Die Ständeverfammlung genehmigt fchließlich das 
von ihr modificirte Religionsgejeg mit 34 gegen 17 Stimmen. 

19. „ (Zollverein). Eröffnung ber Münchener Sonder:Zollconferenz. 

Der zwiſchen Bayern und Defterreich vereinbarte Entwurf v. 1. d, M. 

wird von ben übrigen Bevollmächtigten abgelehnt. 

(Württemberg). Lanbesverfammlung in Stuttgert für Erhal⸗ 
tung bes Zollvereins. Dieſelbe genehmigt faft einftimmig folgende 

Refolutionen: 

„Angefichts der nahen Gefahr, welche burch bie neauefte Entwidlung ber 
Dinge ber Erhaltung des Zollvereins brobt, erklärt bie Verfammlung: 1) Die 
wirthſchaftliche Blüthe Württembergs beruht auf ber durch ben Zollverein begrün- 
beten engen Verbindung beutjcher Staaten zu einem einheitlichen freien Handels⸗ 
gebiet. 2) Als unumgängliche Bebingung, um biefe enge Verbindung Würt: 
temberg für bie Zukunft zu fihern, erfennen wir die Wieberaufnahme ber 
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Verhandlungen Württembergs mit Treufen zur Erhaltung bes Zollvereins 
auf Grundlage des preußiſch⸗jranzoſiſchen Handelsvertrags. Die nothwendige 
Folge einer fortgefegten Ablehnung bes letztern wäre bie Trermung Württem⸗ 
bergs vom Zollverein: ein nationales und wirthichaftliches Unglück, weldes 
bie Srunblage bes Gebeihens von Induſtrie, Handel und Lanbwirtbichaft auf’s 
Schwerte verlegen würde und um jeden Preis abzumenden iſt. 4) Diele 
Nachtheile fünnen insbeſondere durch einen Hanbelsvertrag mit Defterreich, jo 
vortheilhaft deſſen Bedingungen fein möchten, nicht entfernt ansgeglichen wer⸗ 
ben; eine Zolleinigung mit Dejterreich aber ift den Intereſſen Württeinbergs 
nur dann zuträglich, wenn nad) vorausgegangener politiſcher und finanzieller 
ng des erjteren Stanted der ganze Zollverein biefe Verbindung 
eingeht. 

Ferner wirb eine hiemit übereinjtimmende Eingabe an die Re: 
gierung beichloffen. Die Antwort der verſchiedenen Mitglieder ber 
Regierung lautet mehr verfchiebend als ablehnend. Die Gegenpartei 


bringt e8 zu feiner namhaften Demonſtration mehr. 


20. uni. Der 36er Ausfhuß kann dem Bevollmächtigten des deutjchen 


4 


21. 


„ 


22. 


” 


Bundes an ber Londoner Conferenz als Refultat der von ihm ein: 
geleiteten Agitation gegen eine Theilung Schleswigs telegraphiich ber: 
Bericht zukommen laſſen: 

„Don 240 Schleswig-Holſtein⸗Comités ijt bis heute Protejt erhoben gegen 
jede eigenmächtige Theilung Schleewige. Deutſchland zieht die Opfer des 
anche „einem ſchimpflichen Frieden vor, welcher beutiche Städte dem Feind 
uberiie . 

(Schleswig). Mißlungener Verſuch, eine Gegendemonftration ber 
däniſch gelinnten Norbfchleswiger in Linneftow zu Stande zu bringen. 
„ (Sadjen). Die U. Kammer beſchließt einftimmig und ohne 

Debatte folgende nach London beftimmte Erklärung, ber die I. Kam. 
mer fofort ebenfalls einjtimmig beitritt: 

„Die Stänbeverfammlung Sachſens erklärt, daß jede ohne bie freie und 
unzweideutig ausgejprochene Zuflimmung des Volkes vorgenommene Theilung 
Scleswige, welches ganz und ungetheilt ein Recht auf unzertrennliche Ver— 
bindung mit Holftein_bat, eine ſchwere Rechtsverletzung jein würde, gegen 
welche jeber beutjche Stamm und jeder beutjcher Staat entſchieden proteftiren 
und mit allen Mitteln anfämpfen muß.“ 

„ (Schleswig). ine zweite große Vollsverfammlung in Norb- 
ſchleswig zu Lygumkloſter erklärt ihre Zuftimmung zu den Erklärungen 
derjenigen von Böghoved v. 6. d. M. 

„ (Zollverein), SondersZollconferenz in Münden. Heſſen-Darm⸗ 
Rabt macht einen neuen Vorſchlag, der von Oeſterreich ad referen- 
dum genommen wird. Die Gonferenz vertagt fi) bis zum Ein: 
treffen einer Antwort. 

„Zuſammenkunft des von Nechberg begleiteten Kaifers von Oeſter⸗ 
reich mit dem von Bismard begleiteten König von Preußen in Karlsbad. 

„ (Holftein), Beſuch des Herzogs Friedrich in Dithmarſchen. Er 
ergreift in Heide bie Gelegenheit, fi) gegen ben ihm in ber preuß. 
offiziöfen Preffe zum Vorwurf gemachten Perticularismus zu vertheidigen: 

„... Hinfort wirb fein Fürſt, ber über Schleswig: Holftein herrfcht, dem 
natürlihen und fhönen Drange zu Deutſchland bin wehren wollen; 


"n 
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Tendenzen zu buldigen! Jedes Banb, weldhes und näher mit Deutſchland 
verfnüpft, wird uns willlommen jein, und denjenigen, bie uns vom Joche 
ber Fremdherrſchaft befreit haben, Opfer zu bringen, welche bas Heil 
Deutſchlands erfordert, werben wir nie uns weigern. Daß das ganze ſchles⸗ 
wig⸗ holſteiniſche Volk in biefer Hinficht geſonnen ift, wie id), deſſen bin ich 
gewiß.“ 

22. Juni. (Londoner Conferenz). Vorletzte Sitzung. Ein letzter Ver⸗ 
ſuch der Reutralen, den deutſch-däniſchen Streit durch einen Schieds⸗ 
richter beizulegen, wird von Dänemark abgelehnt. 

23. „ (Bundestag). Oldenburg meldet vorläufig feine Aniprüche anf 
Holftein und Schleswig an und ftellt eine nähere rechtliche Begrün⸗ 
bung derielben in Ausficht. 

„on Deferreih und Breußen) richten identiſche Dep. an ihre 
Vertreter an den Höfen von London, Paris, St. Petersburg und 
Stockholm über die Stellung, in welche fie Schritt für Schritt durch 
die Hartnädigfeit Dänemarks gebrängt worden, jo daß eine Wieber: 
aufnahme der Feindſeligkeiten vorauszujehen ſei: 

„Als die Regierung bed Königs (Kailers) Theil an ben GEonferenzen in 
London nahm, war fie von dem eifrigen Verlangen bejeelt, durch einen dauern: 
den und feften Frieden dem blutigen Conflict ein Ziel zu feten, welcher zwi⸗ 
fhen ben beiden beutjchen Gropmächten einerfeits und Dänemark andererjeits 
ausgebrohen war. zeit entſchloſſen, Deutichland die gerechte Germgthuung 
zu verichaffen, welche feine Ehre und feine Intereſſen zu forbern das Recht 
batten, juchten wir doch zu gleicher Zeit eine für das Gleichgewicht des euro⸗ 
päilhen Nordens ungerährliche Loͤſung. Wir hielten feft daran, daß das 
Blut unferer braven Soldaten nicht vergebens gefloffen fein dürfe; aber wir 
woliten zu gleicher Beit ben Kampf nicht verlängern über den Punkt bin» 
aus, ben wir von Anfang am feitgeftellt hatten. Unfere Haltung 
in ben Gonferenzen ijt immer biefen Sägen gemäß geweien. Wir würden 
geneigt geweſen jein, eine Gombination anzunehmen, welche ben Herzogihüs 
mern eine befonbere politijche Eriſtenz fichernd, doch ein dynaſtiſches Baud 
zwifchen ihnen und dem eigentlichen Dänemark hätte beftehen laſſen. Da ein 
Arrangement biefer Art weber bei ber däniſchen Regierung, noch bei ben 
neutralen Mächten Anklang fand, fo mußten wir nad einer andern Baſis 
fuchen. Als wir barauf verlangten, daß bie Herzogthlimer zu einem unab: 
bängigen Staate unter einem befonberen Souverän erhoben würben, 
waren wir geneigt, Dänemark einen Theil Schleswigs abzutreten, obwohl 
bie Vereinigung bed ganzen Herzogthums mit Holftein mit jtets gleichem Eifer 
durch dieſe Zande felbft, jowie durch ganz Deutſchland angeltrebt wurde. Wir 
würben eine reale und wichtige Gonceifion gemacht haben, indem wir zuließen, 
daß ein Theil Schleswigs in Dänemark incorporirt wurde, ba es gerabe bieje 
Incorporationsverſuche jinb, bie gegen übernommene Verbinblichfeiten gemacht, 
ben Streit zwiſchen Deutſchland und Dänemark vergiftet unb ben gegenmwäre 
tigen Streit hervorgerufen haben. Als enblih bie Unmöglichleit ſich zeigte, 
über eine gerechte Demarcationslinie einig zu werben, unb als England vor: 
flug, bie guten Dienfte einer befreundeten Macht in Anfpruch zu nehmen, 
haben wir erflärt, daß wir biefen Vorſchlag um fo annaͤhmen, als ber: 
ſelbe ben Beſtimmungen bes Pariſer Vertrages gemäß fe. Es waren bie 
daniſchen Bevollmächtigten, welche in ber Sitzung vom 22. v. Mts. durch eine 
kategoriſche —— dieſen letzten Verſuch zur Verföhnung zum Schei⸗ 
tern brachten; es waren ebenſo bie däniſchen Bevollmächtigten, welche in ber⸗ 
felben Sigung fi) weigerten, auf die Verlängerung bes Waffenſtillſtandes ein- 
zugeben, welche die Bevollmächtigten Preußens unb Defterreichs verlangten. 
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Wir muſſen dieſe Thatſachen feierlich feſtſtellen; denn fie beweifen, daß, wenn 

die Londoner Conferenzen nicht zum gewänfchten Refultate geführt Haben, 
daran Lediglich das Kopenhagener Cabinet die Schuld trägt. Wenn bas 
Friedensewerk unterbrochen und bie Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten nahe 
bevorſtehend ift, ſo kann eine Verantwortlichkeit dafür nicht auf bie beutichen 
Mächte fallen. Die Berantwortlichleit laftet ganz und gar auf Dänemart, 
welches das letzte Bermittlungsanerbieten abgelehnt und jebe Verlängerung 
bes Wafjenftillftandes verweigert hat. Unſere Bevollmächtigten find beauftragt, 
eine Erflärung in biefem Sinne bei Gröfinung ber Sitzung am 25. abzu: 


24. —— (Bayern). Dompropit Döllinger und Gen. ſehen fich gend: 
tbigt, die für 1864 nad Würzburg angefagte Verſammlung kath. 
Theologen und Gelehrten Deutſchlands (in Folge der ihnen von Rom 
gemachten Schwierigkeiten) wieder abzujagen. 

25. „ Außer der Delegirtenverfammlung ber fchlesiv.=bolft. Vereine in 
Rendsburg und ben beiden Bolfsverfammlungen in Norbichleswig 

haben fich gegen eine Theilung Schleswigs in ganz Deutfchland gegen 

350 Landes⸗, Bezirks⸗ ober Ortsausſchüſſe und Hffentliche Verſamm⸗ 

lungen ausgeiproden und ebenſo die Landtage von Baden (I. und 

H.8.), Braunſchweig, Bremen, Frankfurt, Hannover (I. und I. K.), 

Coburg, Kurheſſen, Darmſtadt (I. K.), Naſſau (Mitgl. d. I. und 

H 8.), Sachſen (l. und I. K.) 

(Londoner Konferenz). Lebte Sitzung. Die Conferenz geht 
obne Rejultat auseinander. 

(Hannover). Miquel trägt An der II. Kammer auf Aufhebung 
ober Abänderung ber Domänenausiheibung an. Der Finanzminifter 
erflärt, daß bie Annahme des Antrags den Beftand des gegemwär: 
tigen Minifteriums gefährben würde. 

» n (Bürttemberg). König Wilhelm I.}. Der Kronprinz folgt 

ibm als König Karl IL 

„—28. Juni, (Baden). Treitägige Debatte ber II. Kammer über ben 

Geſetzentwurf beir. Organifation der Ortsſchulbehörden. Erklärung 

des Minifters Lamey gegen bie Drohung der Kirchenbehörbe Ter 

Geſetzentwurf wirb fchlieglih mit allen gegen 2 Stimmen ange 

nommen. 

(Naſſau). Der bisherige Abgeordnete Braun unterliegt bei ber 
Wahl in Rüdesheim mit 64 gegen 67 Stimmen ben Anftrengungen 
der Regierung 
26. „ 0eutſch-däniſcher Krieg). Wiederaufnahme des Kriegs von 

Seite der Preußen. 

„ n (Holitein,) Eine Delegirtenverfammlung ber ſchlesw.holſt. Kampf: 
genofjen befchließt eine Gentralifation ber Vereine. Auch in Schles⸗ 
wig hat fi eine Anzahl folder Vereine gebildet, 

Der engere Ausihuß der ſchlesw.-holſt. Vereine befchließt eine 
Adreſſe an den Herzog Friedrich für einen nähern Anſchluß der Her: 


er an Preußen: 
.. Noch find wir nit am Ziel, noch müffen große und ſchwere Opfer 
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gebracht werben. Ganz Deutſchland, und vor allem bie Herzogthümer ſelbſt, 
find bereit, an ber Seite ber deutſchen Großmächte ben Kampf für bie Freiheit 
und nationale Unabhängigkeit SchleswigsHolfleine aufzunehmen. Das Land kann 
es aber nicht vertennen, daß bie ſchließliche Entiheidbung in ben Händen 
besjenigen Staates liegt, ber im Kampf um bie Nordgränze Deutichlands zur 
Führung berufen if. Es ift burchbrungen von ber Ueberzeugung, baß es ges 
rade in biefem Augenblid geboten ift, und Sarantien zu fichern, welche bie 
entfchlofiene und energifche Haltung ber norbbeutichen Großmacht verbürgen. 
Ew. Hoheit haben es ausgeiprochen, daß Sie, von ber gleichen Ueberzeugung 
durchdrungen, bereit find, Preußen biejenige Stellung im Land eins 
zuräumen, welde es in unjerm, in feinem, in bes ganzen Bas 
terlands Intereſſe bier einnehmen muß. Wir danken Em. Hoheit 
für dieſes hochherzige Wort und entuehmen daraus bie zuverfichtliche Hoff: 
nung, daß, welche Kämpfe auch noch beporliehen mögen, bas Recht Ew. Ho 

und des Landes und bamit deſſen beutiche Zukunft auf alle Zeit gefichert find.” 


27. Zuni. (Hannover) Die I. Kammer genehmigt den Antrag Mi- 
quels bez. ber Domänenausicheibung mit 46 gegen 40 Stimmen: 
„Stände halten jich, getreu ihrer verfafjungsmäßigen Aufgabe, ben Weber: 
zeugungen bes Landes einen offenen und wahrbaften Ausdrud zu geben, ges 
drungen, ber k. Regierung gegenüber auszufprehen, wie bie auf Grund bes 
Geſetzes vom 24. März 1857 durch eine zur Hälfte aus vegierungsfeitig er⸗ 
nannten, zur Hälfte aus von ben damaligen Ständen gewählten Mitgliedern 
zufammengefegte und endgültig enticheibenbe Commiſſion ausgeführte Aus: 
jcheibung bes überwiegenden Theils ber Domänen behufs Anrechnung bes 
Zujährigen Reinertrags⸗Durchſchnitts auf bie F. Bedarfſumme noch immer in 
keiner Weife den Beifall des Landes hat finden fönnen. &o wenig auch Stände 
irgenb gemeint find, den Erforbernijfen bes k. Haus: und Hofhalts entgegen- 
zutreten, fo wenig würben fie doch es mit ihren Pflichten gegen bie Krone 
und gegen bas Land vereinbar halten, wenn fie verjchweigen wollten, wie jene 
in Deutichland allein daſtehende Ausſcheidung nicht blos die finanziellen und 
wirtbfchaftlichen Intereſſen bes Landes auf das empfindlichite beeinträchtigt, 
ſondern auch wamentlich in Folge der Unbeftimmtheit und fteigenben Natur 
der in ſolchem Maße wohl von Feiner Seite beabfichtigten Verluſte ber Gene: 
ralkaſſe, ber dadurch herbeigeführten vielfachen Verſchiebenheit ber Intereſſen 
des Krongnis und ber Landesverwaltung und bes Hereinziehens bes Inhabers 
der böchiten Gewalt in privatrechtliche Verhältniſſe und Verwicklungen, eine 
fortbauernde Duelle von Mipbeutungen, Verflimmung und Mißtrauen zu fein 
brot. Stänbe halten baber eine Surüdnahme oder minbeftens eine auf ber 
Grundlage ber Billigleit und ber gerechten Würbigung beiberfeitiger Wünf 
unb Bebürfniffe beruhende wefentliche Umgeſtaltung jener Ausfheibung für 
dringend im Intereffe aller Betheiligten geboten. Sie find bavon durchdrungen, 
daß jekt nach einer fechsjährigen Erfahrung, welche auch mandye, aus ber 
Schwierigleit, ia faft Unmöglichkeit, bie vereinbarten Grumblagen bes Aus⸗ 
\opeibungevertvnge vollftändig hie auszuführen, RR leicht erklaͤrliche Irr⸗ 
thũmer thatjächlich berichtigte und vielfache nicht vorgeſehene, bedenkliche finan⸗ 
zielle und politiſche Folgen klarſtellt, in einer Zeit der Ruhe und des Friedens 
der geeignete Moment, ein dauerndes, auf allſeitiger Uebereinſtimmung ruhen⸗ 
des Werk zu ſchaffen, gekommen iſt. Sie hoffen, k. Regierung werde mit 
ihnen die Nothwendigkeit einer ſolchen Reform und die aus dem einfachen 
Ablehnen ober dem zögernden Hinausſchieben derſelben zu befürchtenden Ges 
fahren nicht verkennen und geben ſich daher der Erwartung hin, k. Regierung 
werbe bald in der Lage fein, ihnen dieſerhalb entſprechende Vorlagen zu machen.” 


28. „ (Zollverein). Kurheffen ift von Bayern und feinen näheren 
Zoliverbündeten bereits abgefallen, während Hannover noch Thwantt, 
8 


114 Deutſchland. 


Die neuen Zollvereinsverträge auf Grundlage des franz. Handels⸗ 
vertrags werden in Berlin zwiſchen Preußen, Sachſen, Baden, Kur⸗ 
heilen, ben thüringiihen Staaten, Braunſchweig und Frankfurt 
vollzogen. Die Unterhandlungen über den Beitritt auch Oldenburgs 
find noch nicht beendigt. Bayern und feinen Zollverbünbeten wird 
ber Beitritt und ber Eintritt in diefelben Vortheile bie zum ‚1. Oct. 
vorbehalten. Schluß der Berliner Zollconferenz. 

28. Juni. (Hannover). Die Conferenz beider Kammern verftändigt fich 
bezüglich der Synobalangelegenheit. 

29. „ (Deutſch-däniſcher Krieg). Die Preußen nehmen Alfen. 

» » (Helfen: Darmftabt). Die IL. Kammer beharrt mit 33 gegen 
6 Stimmen auf ihrem früheren von ber I. Kammer abgelehnten 
Beichluffe bez. Verfaflungsreformen in der evang. Kirche. 

30. „ (Ranenburg). Die Ritter: und Landichaft proteftirt in einer 
Eingabe an die Bunbesverfanmlung gegen eine Entſcheidung über 
die Souveränetät bes „freilich geringen, aber doch unbeftritten felb: 
ftändigen, deutichen Bundeslandes” ohne ihre Mitwirkung und Zu: 
jtimmung: 

„... Um jo zuverficgtlicher bärjen wir erwarten, daß nur mit Erhaliuug 
ber Selbftändigfeit und feitherigen Verfaſſung fo wie aller Rechte Des 
Landes, wenn folhes nah dem Gange ber Greignifje und im Folge der 
Anträge der Fürſtenhäuſer, welche Anjprüde aus bem (runde bes 
Erbrechts auf das Land zw haben vermeinen, geſchehen muß, nur unter 
unferer Witwirfung und Beiftimmung Verfügung über das Land 
getvofjen werben wird. Tas Recht ber Yanbftände, bei ben Hand: 
lungen, welche eine Abänderung und Feititelung der Staatserbfolge bezmeden, 
ober eine Qanbesveräußerung involviren, zugezogen zu werben, mag bavon in 
früheren Zeiten auch in einzelnen Fällen thatfüchlich abgewichen fein, wird 
man heutigen Zages nicht in Abrede ſtellen wollen. Kine ber: 
artige Mitwirkung der Landſtände wirb ſchon beshalb als erforderlich angeſehen 
werden müſſen, weil dieſelben die Yanbesverfafjung gegen Beeinträcdtigungen 
zu wahren berufen jind. Wir bitten demnach ebrerbtetigit: „Hohe Bundes: 
verfammlung wolle, im alle der Entſcheidung über bie auf das Herzogthum 
Lauenburg erhobenen Succeffionsanjprüde ober ber im Wege ber polititchen 
Zransaction über bas Yand zu treffenden Verfügung es nicht geftatien, daß bir 
eine ober die andere geihehe, ohne daß bie Selbftändigkeit bes Landes, als 
eines eigenen beutichen Herzogthums unb bie verfajlungsmäfigen Rechte 
bejjelben in ihrem ganzen Umfange gefichert werben, auch nicht anders ale 
unter Mitwirkung und Zuftimmung ber gefegmäpigen Landesvertretung.““ 

» n (Sadjen). Die Kammer beichließt einſtimmig, die Regierung 
zu erfuchen, beim Bunbe dahin zu wirken, daß berfelbe fih an ber 
Fortfebung des Krieges gegen Dänemark betheilige und die Erb: 
folgefrage jchleunigit erledige. Der Kultusminifter erklärt, ber 
ſächſiſche Bundestagsgeſandte ſei bereits dahin inſtruirt und Hält das 
Eintreten bes Bundes in ben Krieg und die Anerkennung bes 
Herzogs Friedrich für unzweifelhaft. 

» n (Helien-Darmjtadt). Die IL Kammer beharrt mit 28 bis 
30 Stimmen gegen 8 bis 10 auf ihren früheren Beichlüffen be: 
treffend die rechtliche Stellung ber Kirchen im Staate, 
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Juni u. Juli. Heftige Bewegung in den deutſchen Arbeitervereinen für 


und wider Schulze Delipfch oder Laſſalle. 


— Juli, (Holftein) Die fchlesm.holjt. Vereine des Landes jo wie 


andere Berfammlungen ſprechen ſich entichieben, zum Theil ſehr ener⸗ 
giſch gegen die Prütenfiouen des Großh. v. Oldenburg aus. 


1. Juli. (Dannover) Die II. Kammer beſchließt mit Zuſtimmung bes 


Suftizminifters, die Regierung möge erwägen, ob nicht, wenn ein 
gemeinjames Vorgehen mit ven übrigen Bundesſtaaten unwahrſcheinlich 
ſei, Hannover ſeinerſeits mit der Bildung einer Bundesflotte beginnen 
ſolle. Die I. Kammer lehnt ven Beſchluß ber LI. K. in ber Domänen⸗ 
frage einſtimmig ab. 

„ (Kurhejjen). Vertagung der Stände auf unbeilimmie Zeit. 

„ (Coburg). Der Landtag wird von der Regierung verabſchiedet, 
nachdem er den Preßgefebentwurf durchberathen umd gmenbirt hat. 
Ueber die Sanction desſelben befragt, ertbeilt die Regierung eine 
Zujage, worauf ber Landtag erklärt, dal bie linterlaflung der Sanc⸗ 
tion dem vorjährigen Regierungsverſprechen und der Verfaflung zumiber 
fein wiürbe. 

„ (Holftein). Antwort des Herzogs auf bie Adreſſe des Ausſchuſſes 
der jchles.:holft. Bereine v. 26. v. M.: 

„+. Sie haben auf Worte Bezug genommen, bie ich an einem anbern 
Ott geiprochen babe, SH darf borien, daß das Yand mid fünftig in ben 
Stand ſetzen wird, jeine Verpflihtung gegen Deutichland zu erfüllen, 
und bie Beziehungen 3u derjenigen Macht zu pilegen, bie auch in 
Zukunft die nächte und wirkſamſte Stüge gegen Dänemark jein wird. Möge 


dem Lande bald vergönnt fein, zu beweilen, daß es ein fräftiges Glieb 
Deutſchlauds ift.“ 


- „ (Heiien:Darmftadt). Die I. Kammer tritt dem Beſchluſſe ber 


II. Kammer für Gewerbefreiheit und Freizügigkeit bei. 


- n (Schleswig). Herzog Friedrich wird auch in Wuguftenburg 


auf’ Allen vom dev Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 

„ (Heilen:Darmftadbt). Die TI. Kammer erneuert ihren vor: 
jährigen Beihluß bez. des franz. Handelsvertrags, ertheilt ber 
Regierung mit großer Majorität ein Tadelsvotum wegen ihrer 
bieffälligen Bolitit und beichließt am 7. d. M., eine einfeitige 
Adrefie an den Großherzog in diefer Sache zu erlaffen. 

„ (Holftein). Der Geburtstag des Herzogs Friedrich wird in allen 
Stäbten bes Landes, in Kiel von der Univerfität, feſtlich begangen. 

„ (Sadfen). Die I. Kammer tritt dem Beſchluſſe der I. Kammer 
v. 30. v. M. bezüglich der Theilnahne an dem ferneren Kriege 
gegen Dänemark bei. 

„(Kurheſſen). Der Borftand des Minijteriums bes Innern 
v. Stirnberg wirb entlajjen (weil er die Uniform ber Dienjtmänner 
in Kaflel genehmigt hatte, ohne erſt bie MWillensmeinung bed Kur: 
fürjten einzuholen), 

„ (Bundestag). Die Bundesverfammlung beſchließt, ben Großherzog 

8* 
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v. Oldenburg um möglichſte Beſchleunigung der Begründung ſeiner 
Succeffionsaniprüde auf Schleswig-Holſtein zu erſuchen. 

7. Juli. (Zollverein). Wieberaufnahme der Münchener Zoll-Eonber: 
conferen;. 

9. „ (Schleswig). Mißlungener Berjuh, eine Verſammlung von 
Bertrauensmännern in Ylensburg zu einer Meinungsäußerung für 
„engiten” Anſchluß an Preußen zu veranlaflen. 

10. „ (Deutfhedänifher Krieg). Die Allürten feßen über “ben 
Lymfjord und befegen ganz Jütland. 

411. „ (Zollverein). Auch Hannover und Oldenburg treten dem neuen 
Zollverein mit Preußen bei, indem fi Hannover dadurch wenigſtens 
einen Theil feines bisherigen Präcipuums fichert. 

12. „ (Deutfhsdänifger Krieg). Dänemark fucht bei Oeſterreich 

und Preußen um Waffenftillftand und Frieden nad. 

„ (Zollverein). Die Münchener Zoll:Sonderconferenz, von Kurheſſen 

u. Hannover bereit verlafjen, verftänbigt ſich über folgende Punctationen: 

„Unter thunlichfter Auftechthaltung und Yortbildung der Beſtimmungen 
ber Verträge vom 19. Februar 1853 (bed Handels: und Zollvertrags, des 

Zoll: und Münzkartells) im Sinne weiterer gegenfeitiger Annäherung unb 

mit bem Ziele der Anbahnung der allgemein deutichen Zolleinigung werben 

zwifchen Oefterreih und bem Aollvereine neue Verträge auf bie Dauer ber 
nächften Zolivereinsperiode abgejchloffen werden. Für die Ordnung der gegen: 
feitigen Verkehrsbeziehungen binjichtlih der Zölle follen nachſtehende Punkte 
zur Grundlage dienen: 1) Weber möglichjte Annäherung und Gleichſiellung 
ber beiderfeitigen Zolltarife, jowohl in Bezug auf bie Jollſätze als auf bie 

Faffung der einzelnen Tarifpofitionen und Unterabtheilungen werben Verband: 

lungen gepflogen. As Ausgangspunft witb von Seiten Oeſterreichs ber 

Entwurf vom 18. November 1863, auf Seite des Zollvereins ber neueite 

preußifche Tarifentwurf dienen. 2) Die in bem Handels⸗ und Lollvertrage 

vom 19. Februar 1853 für ben Zwiſchenverkehr vereinbarten gegenjeitigen 

Lollbefreiungen und Zollbegünftigungen follen, jo weit e8 mit Rückſicht auf 

die Differenz ber neuen Tarife thunlich erfcheint, aufrecht erhalten und im 

Sinne ber Verabredung unter Ziffer 3 Abſatz 1 des Schlußptotofolls zu 

Artifel 3 bes genannten Vertrags weiter ausgebehnt werben. 3) Jeder ber 

beiden vertragichließenden Theile wird, wenn er eine Ermäßigung ober Ab: 

Ihaffung bes Außenzolls für einen im Bwifchenverfehr von bem anderen 

Theile begüinftigten Artifel für nothwendig erfennen jollte, hierüber vorläufig 

mit dem anderen Theile Rückſprache pflegen. — Leterer, welcher von bem 

gefaßten Beſchluſſe jedenfalls wenigftens drei Monate vor bejjen Ausführung 
benachrichtigt werben fol, wird berechtigt fein, feinen Zwilchenzoll bis zu einem 
bie Differenz ber beiden Außenzölle um 10 pCt. des höheren berfelben über: 
fteigenden Betrage zu erhöhen. 4) Die beftehende Durchfuhrzollfreiheit in beiden 

Zollgebieten bleibt aufrecht. 5) Wenn fpäter bie Möglichleit eintritt, zu einer 

rößeren Annäherung der beiberfeitigen Tarife, als gegenwärtig zu erreichen 

Fin wird, zu gelangen, follen Verhaublungen über weitergehende gegenfeitige 

Berfehrserleichterungen ftattfinden.“ 

„ n (Württemberg). Eröffnung bes Landtags. Thronrebe des Könige. 

13. „ (Deutfh:dänifher Krieg). Die Alliierten befeßen bie Inſel Sylt. 

„» » (Hannover). Ausgleihung der abweichenden Befchlüffe beiber 
Kammern. Auch die verflärkte Conferenz über die Domänenaus: 
ſcheidung ift vefultatlos geblieben. 
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13. Juli. (Baden). Die Durlacher Conferenz erflärt fih für Schenkel. 

14. „ (Bundestag). Oeſterreich und Preußen tragen ohne Rüdficht 
auf ben bereits vorliegenden Ausichußbericht v. d. Pforbten, obne 
Rüdfiht auf ihre Erklärung an der Londoner Gonferenz v. 28. Mai 
und ben Bunbesbeichluß v. 2. Juni, am Bunbe barauf an, baß an 
ben Auguftenburger ganz ebenfo wie bereits an ben Oldenburger bie 
Aufforderung, feine Anfprüde auf Schleswigsholftein zu begründen, 
gerichtet werbe, und unterftühen ihren Antrag durch ibentijche De: 
peichen an bie verſchiedenen deutſchen Regierungen. 

„„ (Bayern). Der Yabril: und Handelsrath v. Nürnberg richtet 
eine Vorſtellung an den König für Beitritt zum neuen Zollverein 
auf Grundlage bes franz. Handelsvertrags. 

15. „ (Deutih:bäniidher Krieg). Defterreih und Preußen geben 
auf bas Geſuch Dänemarks vom 12. d. M. ein unb bewilligen 
benfelben behufs Einleitung von Friedensunterhandlungen eine 
Waffenruhe bis zu Ende des Monate. 

16. „ (Baden). Die I. Kammer genehmigt das Geſetz über Schul: 
aufficht mit allen gegen 2 Stimmen. Bertagung ber Kammern auf 
unbeftimmte Zeit. 

„ on (Medienburg). Mannede:Duggentoppel trägt beim engern 
Ausſchuß der Ritter: und Landſchaft neuerdings auf Anſchluß an den 
Zollverein an. 

19/22. „ (Bayern). Berfammlung bes bayerifchen Epifcopats in Bamberg. 
Diefelbe beſchließt eine Adreſſe an ben König und ein Paftorals 
fhreiben an bas bayr. Volk. 

19, „ (Baben). Hirtenbrief bes Erzbiihofs von Freiburg gegen bas 
neue Schulaufſichtsgeſetz. 

Das von beiden Kammern mit ber Regierung vereinbarte Gefeß wirb 
als ein „irrthümliches“ bezeichnet, ba8 „ein ſchweres Unrecht begebe.” Den 
Geiſtlichen wirb übrigens ber Eintritt in den Ortsichulrath nicht gerabezu 
unterjagt, wohl aber abgerathen. Was bie Erziehung der Kinder betrifft, 
fo fei es Fein leere Wort und Teine Uebertreibung, baß durch das neue 

ulgefet bie katholiſche Religion in großer Gefahr ſei. „Wenn felbft wilde 
Thiere mit Lebensgefahr ihre Jungen vor feindlichen Angrifien vertheibigen, 
um wie viel mehr follten chriftlihe Eltern die von Gott ihnen anvertrauten 
Kinder vor den Gefahren ihres Seelenheils ſchützen.“ 

„n (Oldenburg). Cine Lanbesverfammlung ber fhleswig-holftein- 
ſchen Ausſchüſſe beichließt eine Erklärung und eine Abreile an ben 
Großherzog gegen feine Anſprüche auf Schleswig-Holftein. 

21. „ (Holftein). Der Prinz Friebrid) Karl zeigt bem Bundesgeneral 
Hade an, daß er Befehl habe, fih zum Herrn von Rendsburg zu machen. 
Hade erwiebert, da er augenblidlih nur über 4 Compagnien verfüge, 
fo müfle er ber Uebermadt weichen, die Verantwortlichkeit aber von 
fi abweiſen. Die Bundestruppen räumen bie Stabt in aller Eile 
noch vor bem Einmarjch der Preußen. Es rüden 6000 Preußen ein. 

„ » (Bundesiag). Die Mehrheit der Bundesverjammlung fügt ſich 


bem Anfinnen Defterreihs und Preußens und beſchließt mit 11 gegen 
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5 Stimmen (Bayern, Württemberg, Sachſen, HeffenDarmftabt und 
bie 13. Curie) die verlangte Aufforderung an den Wuguftenburger 
zu richten. — General Hade zeigt ber Bunbesverfammlung bie ihm 
notificirte Befetung Rendsburg durch die Preußen an und feinen 
Entihluß, der Uebermacht zu welchen. Die Bundesverſammlung be 
ſchließt, telegraphiſch dieſes Verhalten zu billigen und Weist ben 
Bundesgeneral an, im Falle einer wirklichen Beſetzung ber Gtabt 
durch Preußen, einen. förmlichen Proteſt dagegen einzulegen. 


21. Juli. (Schleswig). Eine Berfammlung von Guts: und großen Grund⸗ 


” 


befitern bejchließt in Schleswig nit 25 gegm 7 Stimmen eine Pe: 
tion ung engern Anſchluß an Preußen. 


„ (Hannover). Ein Fönigl. Decret vertagt bie Stände. 


22. „ (Bürttemberg). NAntwortsadreffe der II. Kammer auf bie 


24. 
25. 


Thronrede des Könige: 

„... Ew. k. Maj. haben auf dem Fürftencongreſſe Hächſtihre Bereit⸗ 
willigkeit, zur Löſung der deutſchen Verfaſſungsfrage nah Kräften 
mitzuwirken, thatſächlich bewieſen. Die Unzulänglichkeit der Bundesverſamm⸗ 
lung und bie Nothwenbigkeit ihrer Umgeftaltung iſt von allen Selten aner: 
kannt. Das beutfche Volk wird nimmer zur Mube kommen, bis biefe Yebent: 
frage gelöit. Daſſelbe weiß die Schwierigfeit ber Aufgabe wohl zu wür: 
digen, und feine Grwartungen halten ſich in ben Grenzen bes Erreichbaren. 
Allein bie Befriedigung ber allgemeinen beutfchen Intereſſen, die Sicherung 
ber durch Bundesbeſchlüſſe vielfach verlekten Bolfsrcchte und bie Wahrung 
ber nationalen Ehre jind unabweisbare Forderungen, welche nur durch Her: 
ſtellung einer mit ausreichenden conſtitutionellen Befugnijſen ausgeſtatteten 
Geſammtvertretung Deutſchlands, in welcher die Nation den ächten Aus— 
druck ihres Willens zu erkennen vermag, nur durch Einſetzung einer in allen 
gemeinſamen Angelegenheiten über ben einzelnen Regierungen ftehen: 
den Centralgewalt befriedigt werden können. Wenn Regierung und 
Stände ſich in dem Streben nad diejem hohen Ziele vereinigen, jo vermag 
auch die Kraft bes einzelnen Stantes für das Geſammtvaterland Grfolge zu 
erringen. -— Den Wünſchen und Hoffnungen Em. k. Maj. in banbels: 
politifher Beziehung jhlieken wir ung an, wir werden dieſe Verbält: 
niffe, jo wie die Deittheilungen der Regierung hierüber mit beim ganzen Ernſte 
prüfen, welchen bie hohe Bedeutung der Sache erfordert.” — Mit 64 gegen 
21 Stimmen wird der KCommiljionsantrag angenommen, an Se. Mai. bie 
Bitte zu richten, bezüglich ber Preſſe und bes Vereinsweſens die au 
Grund ber befannten Bundesbeſchlüſſe „einfeitig ergangenen Verordnungen 
zu befeitigen, diefe Bexhältnijje, wie die Kammer ber Abgeordneten jchon früher 
aber bis jeßt ohne entiprechenden Erfolg, gebeten hat, auf verfaſſungs— 
mäßigem Wege zu ordnen und bezüglich derſelben endlich einen geſetzlichen 
Zuſtand herzuftellen.“ 


» (Bayern) Eine Verfammlung von Induſtriellen in Nürnberg 


erflärt fih fehr dringend für den Beitritt zum neuen Jollverein. 

„ (Holftein). Delegirtenverſammlung der Schleswig-Holſtein⸗ 
Vereine in Rendsburg. Es find dabei 93 holfteinifche Vereine durch 
472 und 17 fchleswigihe Vereine durch 26 Delegirte vertreten. 
Die vom Ausſchuſſe vorgefchlagenen Refolutignen werben bis auf bie 
Teßte bezüglich einer engeren Verbindung mit Preußen angenommen: 

Nachdem bie letzten glorreichen Waffenthaten ber dentſchen Großmächte bie 
völlige Niederlage Dänemarks zur vollendeten Thatfache geniacht haben, ſpricht 
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bie Delegirtenverſammlung ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Vereine das dringende 
Verlangen der Bevölkerung aus, daß durch ſchleunigſte definitive Eon— 
Ritwirung bes ſchleswig-holſteiniſchen Staate unter ſeinem recht: 
mäßigen Fürſten Herzog Friedrich VIII. ben mit ben fchmwerften Wachtbeilen 
verbundenen proviſoriſchen Zuſtänden in Türzeiter Friſt ein Ende gemacht 
werde. In unſerem Gewiſſen gebunden durch das Herzog Friedrich VII. 
geleiſtete Geloͤbniß ber Treue, weifen wir mit Gntrüſtung ben Ber: 
ſuch eines beutfhen Fürſten zurüd gegen unfern und des gans 
zen dbeutfhen Volke Willen undb gegen unjere Rechtsüberzeu— 
gung fih uns als Landesherrn aufzubringen [Durchdrun 
von ber Weberzeugung, bag nur eine enge Verbindung mit dem preußifchen 
Staat bie beutihe Zukunft unfere® Landes für alle Beiten fichert, erklären 
wir, daß wir eine Gemeinſamkeit ber biplomatiichen, militäriihen und 
maritimen Einrichtungen mit Freuden begrüßen würben, daß wir aber an ber 
von unjerm Herzog beihiworenen Verfaſſung mit berjelben Treue feſthalten 
wie an ihm ſelber.]“ 

Statt des lebten Paflus dagegen wird mit 102 gegen 98 Stim: 
men folgende Faſſung beſchloſſen: 

„Ta nicht die Delegirtenverſammlung ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Vereine, 
fonbern einzig unb allein Herzog zriebrid in Verbindung mit 
derLandesvertretung competent ift, das Mequivalent zu beitimmen, welches 
Defterreih unb Preußen für bie bem Sande gebrachten großen Opfer gebührt, 
jo wird bie jchleunige Einfekung unſeres Herzogs in bie Regierung Schles⸗ 
wigsholfteine das ficherite Drittel fern, die Rechte umferes Yandes mit ben In: 
tereffen jener Mächte in vollen Einklang zu bringen, indem Kürft und Rolf 
ihre Verpflichtung anerfennen, Opfer bringen zu müſſen.“ 


26. Juli. (Deutſch-däniſcher Krieg). Beginn ber vorläufigen Friedens⸗ 


unterbanblungen in Wien ohne Zuzug weber eines Vertreters bes 
beutfhen Bunbes noch eines ſolchen ber zunächſt betheiligten Herzog: 
thümer. 

» (Bayern). Der Handels: und Fabrikrath von Fürth richtet eine 
Adreſſe an den König für Beitritt zum neuen Zollverein. 

„ (Württemberg) Die U. Kammer faßt einftimmig den Beſchluß: 

In Erwägung, daß das Recht bes beutihen Bunbes und bie Ehre 
beuticher Bundestruppen durch bie gewaltihätige Beſetzung Rendsburgs durch 
preußifche Truppen verlekt werden, und durch dieſen Wewaltact unb 
bie Bolitif Preußens bie ganze Aufunft Deutihlanbe ſchwer 
nebroht wird, beichließt die Kammer: 1) einen feierlihen Broteft gegen 
dieſen Act der Gewalt zu erheben; 2) die Regierung dringend aufzuforbern, 
in Gemeinſchaft mit ben übrigen Bunbesregierungen ber drohenden Ver—⸗ 
gewaltignng entgegenzutreten; 3) bie Bereitwilligfeit auszufprechen,, alle 

Opfer zu biefem Zweck zn bringen.“ 

„ (Raffau) Der Reg-Commifjär theilt ber Etänbeverfammlung 
in geheimer Sitzung mit, baf die Regierung Einleitung treffen werde, 
um ben Auſchluß Naſſau's an ben neuen Zoliverein zu bewirken. 

„ (Bundestag). Preußen gibt ber Bunbesverfammlung Auf: 
Härungen über bie Rendsburger Vorfälle, indem es die Motive dar: 
legt, welche preußifcherfeits für Beſetzung Rendsburgs maßgebend 
geweſen ſeien, nemlich Schub gegen die Wiederkehr von Exceſſen, 
und verbindet damit den Ausdruck ber Erwartung, daß dieſe Auf: 
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klärung befriedigen werde. Bloß mündlich fügt ber Geſandte bei, 
daß einer Rückkehr der Bundestruppen nach Rendsburg preußiſcher⸗ 
ſeits nichts entgegenſtehe. Erklärungen von Hannover und Sachſen; 
die ſächſiſche Regierung erklärt, daß fie, eingeben? ber früheren Bor: 
fälle in Altona und ber Crfolglofigfeit ihrer damaligen Beſchwerde, 
fih enthalte, einen Antrag zu ftellen, vielmehr bie Anregungen nicht: 
betheiligter Bunbesregierungen abwarten wolle. Alles wirb bem 
Ausſchuß überwieſen. 

28. Juli. (Defterreich) bringt durch eine Depeſche bie Punctationen ber 
Münchener Zol:Sonderconferenz v. 12. d. M. zur Kenntniß ber 
preuß. Regierung mit bem Beifügen: 

. Sollte wiber Erwarten bas fol. Gabinet es ablehnen, in bie ans 
gebolene Verhandlung ſofort einzutreten, jo wuͤrben wir unferm geöpten 
Bebauern barin eine Mißachtung ber uns gegenüber bejtehenben Vertrags 
verpflichtungen erkennen müſſen, und wir würden uns Teiner Täufchung ber. 
über bingeben, daß ein foldhes Vorgehen unvereinbar fein wärbe mit 


bem zwiſchen beiben Regierungen fo glüdlih beſtehenden 
Bunbesfreunblicen Verhältniß.“ 


„„GBayern). Entlaſſung des Juſtizminiſters Mulzer und bes 
Cultusminiſters v. Zwehl; Ernennung der HH. Bomhard und v. Koch 
an ihre Stelle. 

Eine Verſammlung von Delegirten der Yabrif: und Handelsräthe 
von Kitzingen, Würzburg, Schmeinfurt, Aſchaffenburg, Marktbreit 
unb Miltenberg beichließt eine Eingabe für Beitritt zum neuen 
Zollverein. 

29. „ (Bayern). Antwort des Königs auf dic Adreſſe ber Bamberger 
Verſammlung der bayr. Biſchöfe: 

. Mit Befriedigung Habe Ich dieſe Adreſſe entgegengenommen und 
baraus erkannt, baß die Ziele, welche die kirchlichen Oberhirten verfolgen, 
ebenjo wie bie Mittel und Wege, deren jie ſich zu bedienen gebenten, unter 
vollftändiger Wahrung der von Meinem Bater forgfältig ge: 
begten, höchſt glücklichen confelfionellen Zuſtände des Landes 
auch Enpzwed und Wege Meiner Regierung fein fönnen. JE 
freue Mich ber Eintracht zwiſchen Kirche und Staat, welche ſicherlich bie Frucht 
dieſer Uebereinftiimmung Dieiner Anhhauungen mit denen ber geiſtlichen Obern 
Meiner katholiſchen Unterthanen ſein wird. 

„„„GSHeſſen-Darmſtadt). Die I. Kammer befchließt mit allen 
gegen 3 Stimmen 

„bie Staatsregierung zu erfuchen, zur endlichen Gonjtituirung Schleswig: 
Hotfteing unb Ginjeßung Feines allein berechtigten Herzogs Friedrich auf un: 
verzüglihe Berufung ber rechtmäßigen Volfsvertretung Schleswig-Holfteine 
binzuwirfen, zur Rettung des guten Rechts und ber beutfchen Chre gegen: 
über ben neueften Gewaltthaten in Schleswig⸗Holſtein mit ben at rigen 
Regierungen bie entſchiedenſten Maßregeln zu ergreifen, namentlich hie Be: 
rufung einer allgemeinen beutjchen Volksvertretung berbeizuführen,.” 

„ on @Maffau). Die DO. Kammer fließt vorläufig mit 16 gegen 
7 Stimmen ben in Rübesheim-St.Ösarshaufen gegen den bisherigen 
Abg. Braun burchgefehten Regierungscandibaten aus und weist bie 
ferngre Unterfuhung ber Wahl an einen bejonderen Ausſchuß. 
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30. Juli. (Lauenburg). Der Landtag tritt neuerdings zur Erledigung 


einiger Geſchafte ungehindert zujammen. 


3l. „ (Hannover). Verfammlung des haunover'ſchen Handelstags. 


m 


Derjelbe erklärt fich für ben nunmehr erfolgten Beitritt zum neuen 
Zollverein. Ferner erklären fih 21 Stäbte für, 9 (worunter bie 
Refidenz) gegen die Einführung ber Gewerbefreiheit. 

„ Eine große Anzahl von Schleswig⸗Holſtein⸗Vereinen und Verſamm⸗ 
Iungen in allen Theilen von Teutichland beſchließt nady der Anregung 
des 36er Ausſchuſſes die Erklärung: 

„Es eripartet und verlangt die beutiche Nation, daß bie beutichen Regie: 
rungen, ber Verpflichtung getreu, welche jie feierlich übernommen haben, ohne 
Aufſchub am Bundestag bie Anerkennung bes Herzogs Friedrich ausipredhen, 
und ihm die Möglichkeit gewähren, bie Regierung nach ben Bellimmungen 
des beichivornen Orundgeleges in ben Herzogthlümern anzutreten.“ 

» (Bayern) ertheilt feinem Bundestagsgefandten die Weiſung, in 
bem vereinigten Ausfchufie bez. ver Renböburger Borgänge v. 21. d. M. 
„mit Ernft und Nachdruck auf eine Wieberberftellung bes früheren Zu: 
ſtandes im Weſentlichen“ hinzuwirken. 


Aug. (Holſtein und Schleswig). Die einzelnen Schleswig-Holſtein⸗ 


Bereine ſprechen fi bie einen für bie Majorität, die andern für bie 
Minorität der Telegirtenverfammlung vom 25. Yuli aus. 

„ (Deutfd:bänifher Krieg). Abſchluß von Friedensprälimina⸗ 
rien und eines breimonatliden Waffenftillftandes behufs Unterhanb- 
lungen über einen befinitiven Frieden zu Wien. 

„ (Sadfen). Die II. Kammer beſchließt einftinmig: 

„bie buch Mißbrauch einer überlegenen Gewalt erfolgte Bejekung 
Rendsburgs durch preußiiche Truppen für eine Perlekung bes Rechtes bes 
beutichen Bundes und eine Kränkung der Chre beuticher Bundestruppen zu 
erklären unb gegen biefen von einer beutfchen Bundesmacht vollzogenen Ge: 
waltact Verwahrung einzulegen.” 

„ (Schleswig). Friedensfeier in Flensburg. Antwort des preuß. Civil⸗ 
commifjärs v. Zeblig für einen möglichft innigen Anſchluß an Preußen. 
„ (Bundestag). Kurheſſen überreicht eine Eingabe bes heſſiſchen 
Prinzen Friebrih Wilhelm, worin biefer unter Bezugnahme auf fein 
Erbfolgeredht in Dänemark (in Folge ber Befeitigung des Lonboner 
Bertrage ven 1852) aud auf Lauenburg Anfpruch erhebt. 
„ (Sasfen) Die I. Kammer tritt dem Beſchlufſſe der Kammer 
vom 1. d. DM. bez. der Rendsburger Ereigniſſe einftimmig bei. 
» (Bayern). Der Yabril: und Hanbelsrath von Regensburg er: 
Hört es in einer Eingabe an ben König für 
„ein trauriges Gebot ber Nothwendigkeit, ber Annahme des franz. Handels⸗ 
vertrags das Wort zu reben”, nachdem „all bie hoöchſt anerfennenswertben 
Beitrebungen ber Regierung gegen, benfelben theils durch bas Nictftanbhalten 
ber übrigen beutfchen Mittelitaaten, theils durch bie unverläflige Haltung 
Deſterreichs ſelbſt ſich leider als fruchtlos erwielen haben.“ 
„ (Säleswig). In Ovenum auf Oſterland⸗Föhr wird Herzog 
Friedrich von der Bevölkerung als Landesherr proclamirt. 
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8: Aug. (Holſtein und Schleswig). Verſammlung bes Corps ber 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Prälaten: und Ritterſchaft. Es find 29 Mit: 
glieber anweſend, welche fich mit allen gegen b Ctimmen für das 
bon Preußen gewünfchte Interim unb für einen engen Anfchluß an 
Preußen ausfprechen: 

„... Während Präfaten und BMitterfchaft ber Herzogthümer Schlesirig: 
Holftein fi der Weberzeugung hingeben, daß die Erbfolgefrage bem Recht des 
Landes entiprechend erledigt werben wird, glauben fie jih, ben Mächten gegen: 
über, welche bei ber Regelung der ſtaats- und völferrechtlichen Verhältniſſe 
ihres Vaterlands das Hauptgewicht in die Wagſchaale Tegen werben, fiber zwei 
Punkte ausſprechen zu müfjen, beren Feſtſtellung ihnen für das Wohl bes 
Baterlanbs von großer Bebeutung erfcheint. Der erſte berfelben betrifft eine 
ohne weitern Aufſchub ſofort berbeizuführende Mieberberftelung einer 
gemeinfamen einbeitlihen Regierung fürbeidbe Herzogthümer. 
Die Vereinigung berfelben wird geboten durch das uralte anerfannte Recht, 
bie nralte Gewohnheit unb Liebe bes Zuſammenſeins, endlich durch ben großen 
Nupen, den fie ſtets gebracht. Prälaten und Witterfhaft finb zu feft davon 
überzengt, daß bie Vereinigung beider Länder Hauptbebingung ihres Wohle 
und Gedeihens ijt, um nicht den lebhaften Wunſch auszufprechen, baß biefelbe 
bald, ja fobald die Umſtände jolches irgend geftatten, möchte ins Leben gerufen 
werben. Der zweite Punkt, deffen Prälaten und Ritterfchaft zu erwähnen 
fih erlauben, berührt in anderer, aber ebenfalls fehr weſentlicher Weile das 
Wohl ihres Vaterlands. Prälaten und Ritterſchaft glauben ausfprechen zu 
müffen, daß ihrer Anficht zufolge ein enger Auſchluß bes Staats Schleswig: 
Holftein an einen mächtigen deutſchen Staat im höchften Grabe ben Intereſſen 
und zugleich ben Miünfchen bes Landes gemäß ift, und find ber Anſicht, daß 
ohne eine ſolche Anfehrung an eine kräftige Stäße Saleewig-Dolfiehn fhweren 
und gefahrvollen Verwicklungen entgegengeben Tünnte ; fie mwünjchen biefen An: 
ſchluß um fo mehr, als fie überzeugt find, daß berfelbe auch ben Intereſſen 
bes gemeinfanten beutfchen Naterlands entſpricht. Diefen zu dienen werben 
bie befreiten Herzogthümer ſtets freubig bereit fein. Prälaten und Ritterſchaft 
werben deßhalb die Herbeiführung einer Gemeinſamkeit der bi: 
plomatiſchen, militärifhen unb maritimenBerhältniffe ihres 
Vaterlandes mit bem preußiſchen Staut als ein für alle Theile 
heilverfprechendes Ereigniß begrüßen.” 

9 „_ (Rauenburg). Der Bundesgeneral Hade läßt das bisher von 
Erecutionstruppen völlig eniblößte Land durch Hannoveraner befeben. 

„ vn Maffau). Die II. Kammer erflärt fich mit 14 gegen 6 Stimmen 
für die Wieberherftellung ber (noch immer zu Recht beitehenben) Ber: 
faflung v. 28. Dee. 1849 und des Wahlgeſetzes v. 25. April 1849. 
Die Regierung erflärt, „lie werde dem Antrag feine Folge geben 
und jeben etwaigen Angriff auf die beftehenbe Verfaſſung mit aller 
Entſchiedenheit zurückweiſen.“ 

10. „ (Holſtein). Der früßere Präſident ber holſteiniſchen Stände⸗ 
verſammlung, Baron Karl v. Scheel⸗Pleſſen, wirb telegraphiſch nad 
Wien berufen, um bei ben SFriebensunterhanblungen behülflich zu fein. 

„» n (Medlenburg). Der Juftigminifter hat von ben Strafanftalten 
unb höhern Gerichten Gutachten darüber eingeforbert, ob bie Prügel 
als Strafe für Gefehesübertretungen und als Mittel zur Beahndung 
von „Lügen und Aufzüglichkeiten“ im Inquifltionsproceffe zu ent: 
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bebren feien. Die Behörden Haben ſich für die vollſtändige Entbehr: 
lichbeit ausgeiprochen. 


11. Ang. (Baden). Erlaß des Minifteriums des mern gegen den 


13. 


16. 


18. 


Hirtenbrief bes Erzbiſchoſs von Freiburg v. 19. Juli bez. bas 
Schulgeſetz. 

» (Brengen). Die offiz. preuß. Preſſe ſpricht ſich ſehr erbittert 
über bie Beſetzung Lauenburgs durch Bundestruppen aus; die preuß. 
Regierung remonſtrirt gegen die Maßregel in Hannever. 
„Gayern). Die bedeuntendſten Firmen von Speyer beſchließen 
eine Eingabe am ben König um Beitritt zum neuen Zolwberein noch 
vor dem 1. De. Haft ſämmtliche bedeutende Firmen der gauzen 
Pfalz ſchließen ſich an. 

„ (Soden). Die II Kammer geht mit 58 gegen 16 Stimmen 
zur Tagesordnung über bezüglich ber Petitionen um Wicherherfiellung 
bes Wahlgejebes von 1848 und erkenn met 42 gegen 32 Stimmen 
bie Rechtsbefländigfeit der gegenwärtigen Ständeverſammlung au. 
Auch ein vermitielnder Antrag wird abgelehnt. 

n (inhalt). Die Regierung publgist im Anhalt. Staattanzeiger 
die vom lebten Landtag ſchließlich modificirten Geſetze, für die ber: 
jelbe mit Mehrheit feine „Miitleiftung“ in Anſpruch nahm, nad ihrer 
urjprüngliben, vom Yanbtage abgelehnten Vorlage als Welche, bie 
„mach eingeboltem ftänbiichem Beirath“ mit bem +. Oct. für bie 
Bernburger Landestheile in Kraft treien jellen. 

„ Abhaltung bes ſechsten Bereinstags deutſcher Genoſſenſchaften in 
Mainz unter dem Vorſitz von Schulze-Delipfd. 

„ (Lauenburg). Die Ritter: und Landſchaft beſchließt eine Ein- 
gabe an den heutichen Bund gu richten gegen eine Herbeiziehung 
Lauenburgs zu ben däniſchen Staattſchulden und ten Kriegsloften bes 
beutfch-bäntfchen Krieges. 

„ (Baben). Der evang. Oberkirchenrath verwirft durch Erlaß 
ben Antrag auf Entfernung Schenkel von der Vorſtandſchaft bes 
evang.proteft. Predigerſeminars, mißbilligt den Proteft der 117 Geiſt⸗ 
lichen gegen Schenkel und bie Verbreitungsweiſe vesfelben, und erfärt 
fi für die Freiheit der theologischen Forſchung. 

„Maſſau). Die Ständeverjammlung erllärt mit 24 gegen 10 
Stinmen ben Berfauf der ehemaligen Abtei Marienftabt an eine 
geiftliche Geſellſchaft für ungültig und die Beamteten der Landes: 
regierung und das Minifterium verantwortli für ben bem Lande 
daraus erwachſenden Schaden. — Die I. Kammer nimmt mit 11 
Stimmen (darunter Prinz Nicolaus) gegen 5 Stimmen (die Vertreter 
einiger abeliger Herrn) den Antrag ihres Musichuffes für den An- 
ſchluß Nafſau's an den neuen Zollverein an. 

„ (Sadfen). Das office. Dresd. Journal teilt den Wortlaut bes 
bon Sachſen beabfichtigten Antrags am Bunde gegen Art. 1 ber in 
Wien ohne Mitirkung des deutſchen Bunbes von Deflerreidh und 
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Preußen abgeſchloſſenen riebenspräliminarien mit Dänemark mit, 
bahin gehend, daß bie beutfchen Großmächte erfucht werben follten, 
bem Bunde: „beruhigende Aufflärungen“ zu ertheilen, unb fügt bei, 
der Antrag fei bereits für die Sitzung ber Bundesverſammlung v. 
11. Aug. angemeldet geweſen, babe aber „wegen einiger aus ber 
Geſchäftsordnung hergeleiteter Schwierigkeiten” nicht eingebracht werben 
können und jebt verzichte Sachſen auf die Einbringung besjelben 
„dringenden Wünjchen entſprechend“ völlig. 

20/25. Aug. (Preußen). Der König von Preußen beiucht in Begleitung 
bes Herrn von Bismard den Kaijer von Defterreih in Wien. 

„ Aug. (Hamburg). Eine Bekanntmachung des Senats publicirt bie 
von Hamburg und übel am 22. Juli mit den Bundescommiſſären 
für Holftein abgeichloffenen Telegraphenverträge. Preußen erhebt 
bagegen Einiprache und beftreitet den Bundescommiſſären bie Com: 
petenz zum Abſchluß ſolcher Verträge. 

22. „ Siebenter Congreß beutfher Volkswirthe in Hannover. 

23. „ (Sadfen). Schluß des Landtags. Thronrede des Könige. — 
Antwort Beufts auf eine tabelnde Depefhe Bismards über bie 
Schlußberichterſtattung des Bundesbevollmächtigten auf ber Lonboner 
Sonferenz und den Vorwurf, ber eigentlichen Frage fremde Gegen: 
flände berbeigezogen und die von ihm befürmwortete Anerfennung bes 
Erbprinzen von Auguftenburg und bie Berweifung ber Oldenburgiſchen 
Anfprüde an bie Aufträgalinftanz eingemifcht zu haben: 

. ... Die Gelegenheit, welche mir geboten wird, mich über biefen Punkt 
zu rechtfertigen, it mir um jo erwünfchter, als ih — offen barf ich es be: 
tennen — mich babei mehr in ber Lage eines Klägers als ber eines Angeklagten 
Befinbe. Hätte ich, als bie Bevollmächtigten Defterreihh und Preußens mir am 
27. Mai eröffneten, fie feien angewiefen in Gemeinjchaft mit mir bie völlige 
Lostrennung ber Herzogthümer unter bem Scepter bes Erbpringen von 
Auguftenburg zu verlangen, mich auf ben Stanbpunkt geftellt, welden mit 
ber Erlaß des Hrn. Minifterpräfidenten v. Bismard —8 — — hätte ich 
mir gegenwärtig gehalten „baß bie Arbeit des Hrn. v. db. Pfordten nicht über 
das Siadium eines Gutachtens binausgefommen fei,” fo hätte ih auch 
folgerechterweife ablehnen müſſen, der Erklärung Defterreihe unb Preußens 
mich anzujfchließen, fo lange ber Bund nicht bie Erbberechtigung bes Erbprinzen 
von Auguftenburg in Holftein förmlich anerkannt haben würbe, Ich hätte 
follen nad frankfurt berichten, und einen Bundesbeſchluß, ber bie Crbfoige 
frage enticheie , beantragen. Damals wurbe auf bie abzugebende Er: 
Härung Werth gelegt, und es iſt faum zu bezweifeln, baß ein folder 
Bundesbeihluß erfolgt wäre, wenn ich ohne denſelben Anſtand genommen 
hätte, mich ansufchlieken. Daß ich es nicht gethan, wirb mir vieleicht bereinft 
noch zum Vorwurf gereihen. Ich trat ohne Zögern bei, im guten Glauben, 
daß bie damals von Oeſterreich und Preußen abgegebene Erflärung ein ernfler 
Het fei, daß fie nicht wieber werbe in Frage geitellt werben. . . .” 

24. „ (Holftein und Schleswig). Städtetag in Neumünfter. Es 
find von 51 Städten und Flecken Schleswig-Holſteins 41 durch 82 
Deputirte vertreten, auch bie Weitfee-Infeln. Die Verfammlung erflärt 
fih einftimmig gegen bas Interim unb nur für einen bebingten 
Anſchluß an Preußen; 
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. bie Brälnten und bie Ritterſchaft fich zu einer ErMärung in um: 
ferer Lanbesfache veranlaßt geiehen haben, fühlen die Abgeordneten bes ſchles⸗ 
wig:bolfteinifchen Städtetages in Srmangelung einer die Rechte bes ſchleswig⸗ 
boliteinifchen Volkes vertretenden Landesverfammlung auch ihrerfeits zu einer 
Kundgebung ſich gebrungen. Tem in jener Erklaͤrung ausgefprochenen Tante für 
die durch die tapferen Truppen ber beutien Großmächte erfäpfte wollitänbige 
Trennung Schleswig : Holiteins von Danemark jchließen wir uns rüdhaltlos 
an, jowie wir das Bedürfniß eines bie Selbitändigfeit nit aufs 
hebenden Anſchluſſes ber vereinigten Herzogtbümeran Deutſch— 
land und, injomweit das Intereſſe Deutſchlands es erfordert, 
an Preußen aus vollfter Meberzeugung anerkennen. In ber Einſetzung einer 
Interimeregiesung vermögen wir dagegen ein geeignetes Mittel für das zu 
eritrebenbe Ziel in Feiner Weiſe zu erbliden, bejorgen vielmehr, baß bie 
allfeitig erfehnte baldige Ordnung ber inneren, wie ber äußeren Verhältniſſe 
des Landes dadurch nur unnöthiger Weile verzögert und gefährbet wird. 
Heritellung georbneter Zuftände ift nach unferer Ueberzeugung zunächſt und 
vor Allem durch bie ungeläumte Anerfennung bes vom Xanbe längit aner⸗ 
fannten Fürſten, Herzogs Friedrich VIII., bedingt.“ 

Statt des „Anichlufjes an Deutſchland und, foweit das Intereſſe Deutſch⸗ 
lande es erfordert, an Preußen“ hatte der urfprünglide Antrag bes Aus⸗ 
fchufled gelautet „Anfchluß an Deutichland und an Preußen inſonderheit.“ Das 

egen beichloß bie VBerfammlung, von einer Erwähuung des Gtaatögrundges 
etzes Umgang zu nehmen. 

25. Aug. (Deutih:dänifder Krieg). Erſte Sitzung ber Friebenscon- 

ferenz in Wien, wieberum ohne Zuzug weder eines Bevollmächtigten 

bes beutihen Bundes nod eines Vertreters ber beteiligten Herzog⸗ 

thümer. | 
(Zollverein). Fine aus Schönbrunn batirte Antwort Preußens 

auf die öſterr. Dep. v. 28. Juli bez. Zollverein gibt Defterreich Teine 

beftimmte Antwort, macht aber Hoffnung jeinen Wünſchen entgegen 

fommen zu wollen. 

»„ nn (Coburg). Die Regierung laßt ben Termin vorübergehen, ohne 

bas vom Landtage beichlofjene Preßgeſetz zu publiciren. 

26.—29. Aug. Fünfter deutſcher Auriftentag in Braunſchweig. 

27. Aug. (Preußen). Der König von Preußen macht auf der Rüdreife 
von Wien dem jungen König von Bayern in Hohenſchwangau einen 
Beſuch. 

31. „Der Führer der ſocialiſtiſchen Partei ber Arbeiter in Deutſchland, 
Ferd. Laffalle, + im Folge eines Duelle zu Genf. 

nn (Bayern). Der König ergreift die Initiative, um in einem Ca: 
binetsfchreiben das Gefammtminifterium aufzufordern, bie Grünbe 
für unb wider bie von ber II. Kammer wieberholt unb zuletzt ein- 
flimmig geforberte Abfürzung ber fechsjährigen Finanzperioden aber: 
mals einer Prüfung zu unterwerfen und barüber Gutachten zu er: 
ſtatten. 


1. Sept. (Schleswig-Holſtein.) Sechszehn deutſche Rechtsfacultäten 
haben ſich bis jetzt in Gutachten für das ausſchließliche Erbfolgerecht 
bes Herzogs Friedrich erflärt im Anſchluß an bie Unterſuchungen bes 
Hrn. v. Warnitedt. 


” „ 
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2. Sept. (Schleswig). Herzog Friedrich wird in Wyk auf ber Inſel 
Fohr von der Bevölferung als Lanbesherr prockamirt. 

» n (Heffen:Darmftadt). Die I Kammer nimmt in geheimer 
Situng den Antrag ihres Ausihufles an, durch welchen die Bebing- 
ungen feitgejebt werben, unter welchen allein fie dem von der II. Kam: 
mer amenbirten Bubget ihre Zuſtimmung ertheilen wid. 

3. „ (Holftein) 31 nicht-ritterſchaftliche Gutsbeflger lehnen mit einer 

Majorität von 22 Stimmen bie Beihlüffe der Prälaten und Ritter: 
ſchaft ab und treten benjenigen bes Städtetags bei. 

6. „ (Helfen: Darmitabt). Die H. Kammer nimmt die von ber 
I. Kammer zur Bedingung ihrer Annahme bes Budgets gemachten brei 
Buncte einjtimmig an. 

3. „ (Holttein). Nachdem die Schleswig: Holjtein- Bereine in zabl: 

reichen Verſammlungen ihr entſchiedenes Miptrauen gegen ben nad) 
Wien berufenen Baron v. Scheel:Pleffen ausgedrücdt, beginnen nun: 
mehr fog. Bauerntage fi in zahlreihen Berfammlungen eben ba- 
für und zugleich über die Lage des Landes und bie ſchwebenden 
Fragen auszufprecdhen. 

» n (Heflen:Darmitadı). Die I. Kamıner beichließt einftimmig, 

die Regierung bringendft zum alsbaldigen Beitritt zum neuen Zoll: 
verein, jedenfalls aber noch vor dem 1. Det., zu erjuchen. 

42, „ (Zollverein). Heflen-Darmftadt läßt in Berlin feinen Veitritt 
zum neuen Zollverein anzeigen. Preußen erläßt darauf die Einla⸗ 
bung zum Jufammentritt der Berliner Zollconferenz auf den 26. 
Eept., um ben Beitritt Heſſen-Darmſtadts entgegen zu nehmen. 

413.—15. Sept. Generalverfanmlung der Tath. Vereine Deutſchlands in 
Würzburg. NRejolutionen berjelben: | 

„1) erffärt es die Verſammlung für eine Pflicht der deutſchen Katholiken, 
ji nicht von ben Franzoſen und Belgiern übertreffen zu Taflen an Opfer: 
willigfeit für das bebrängte Oberhaupt der Kirche und empfiehlt Betheiligung 
an ber päpftlichen Anleihe; 2) fordert jie auch religiöſe Befreiung Schleswig: 
Holſteins, für das jo viel Fatholifches Blut gefloffen int, Aufhebung bes ſchmach⸗ 
vollen Druds, unter dem dort die Katholiken ſchmachten; 3) beklagt bie Ber: 
fammlung den Streit in Baden, ergreift Partei für ben Erzbifchof, der für 
die Rechte der Religivn und ber Familie kampft, amd bringt in Erinnerung, 
daß jeder Schlag gegen den Altar auch ben Thron treffe; 4) ehrt fie bie hei: 
benmüthigen Männer, bie Grafen v. SchmijingsKerfienbrod, welche ihre Ent: 
laſſung aus der preußifchen Armee nehmen mußten, weil fie principiell gegen 
das Tuell waren, ımb erklärt, daß das Benehmen bes preußiſchen Kriegsmini⸗ 
ſteriums eine Verurtheilung chriftlicher Principien ſei; 5) bedauert fie bie Ge⸗ 
bälfigfeit, mit der beſonders in Baden, Helen und Württemberg bie geiftlichen 
Orden angegriffen werden, und erflärt den Fortſchrittsmännern, daß es ein 
Hohn genen bie Gerechtigkeit fei, Freizügigkeit, Affociationsreht u. dgl. für 
fich zu verlangen, ber Kirche aber folche Freiheit beichränten zu wollen.“ 

Die Gelehrten der Berfammlung beichliegen in einer Separat- 
eonferenz, an ben Papft eine Adreſſe zu ridhten, um ihm ben Dank 
auszufprechen für die Fürſorge, bie er den Gelehrienverfanmlungen 
erwiejen, und ibm zu erklären, daß die Unterzeichner biefer Adreſſe 
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fig feinen Entſcheidnngen Aber bie Autorität ber Kirche ber Wiſſen⸗ 
ichaft gegenüber unterwerfen und baß fie in Zukunft beobachten wollen, 
was ber Papit für die Gelehrtenverſammlung entſchieden babe. 

13.— 15. Sept. Evangeliſcher Kirchentag in Altenburg. Reſolutionen besjelben 
unter dem Namen „Zeugnifle aus feinen Verhandlungen.“ 

15. „ (Kurbejien. Der frühere (vor ber Wieberherjtellung ber Ver: 
faſſung) Deinifter Rhode wird wieder zum Minifter bes Inuern er: 
nannt. 

„nr (Baden). Das erzbiihöflihe Orbinariat verbietet dem Clerus 

auf's entichiebenjte, fi an dem neuen Inſtitute der Ortsſchulräthe 

zu beiheiligen und weist die Pfründen an, aus ihren Mitteln Feine 

Gelder für geletftete Meßnerdienfte an biejenigen Schullehrer zu ver: 

abfolgen, welche fih an den neuen Schulbehoͤrden betheiligen. 

„ (Kurdeffen). Gen. v. Ende wird wieder zum Kriegsminifter 

ernamnt. 

22. „ (Zollverein) Naffauifhe und Württemb. Bevollmäcdtigte treffen 
in Münden ein. Sie müffen fi mit dem bayerifhen Miniſter v. 
Schrent überzeugen, daß nichts anderes mehr übrig bleibe, als dem 
neuen Zollverein auch ihrerſeits bedingungslos beizutreten. 

24. „ (Württemberg) Entlaſſung der bisherigen Miniſter v. Linden, 
Sigel und v. Hügel und Erſetzung berfelben durch v. Varnbüler, 
Geſſler und Renner. " 

26. „ (Zollverein). Naſſau zeigt in Berlin feinen Beitritt zum neuen 
Zollverein an. 

27. „ (Medlenburg) Die wegen Betheiligung am Nat.-Berein An- 
gellagten und in erfter Inſtanz Verurtbeilten werden vom Rathe ber 

Stabt Roſtock als Recursinftanz freigeiprochen. 

28. „ (Zollverein). Bayern zeigt in Berlin feinen Beitritt zum neuen 
Zollverein an. 

„— 0. Sept. (Schleswig-Holſtein). Befuch des Km. v. Ahlefeld 
in Berlin im Auftrage des Herzogs Friedrich. Bismarck folgt bes: 
bald dem König erſt am 1. Det. nad Baden: Naben nad. Keine 
Berfländigung. 

30. „ (Zollverein). Die Bepollmädtigten von Bayern und Württern- 
berg treten in hie Berliner Bolleonferenz ein, bie dadurch wieber 
vollſtänbig von allen bisherigen Zellvereinsftanten beſchickt iſt. 

— „GSHannover) trennt ſich immer entidhiebener von ben übrigen Mit⸗ 
telſtaaten, bie offigiöfe Preſſe jpricht von einer Tripelallianz Oeſter⸗ 
reich⸗ Preußen Hannover gegen ben venolstionären Geift ber Zeit. 


1. Oct. (Zollverein). ine Conferenz zwiſchen preußiſchen unb äfter: 
reichiſchen Bevollmächtigten zu Prag führt wieberum zu feinem Re 
ſultate. 

„„Gaden). Die neue Verwaltungsreform tritt mit dieſem Tage 
in's Leben. 


17. 


=! 


428 j Deuifatan. 


41. Oet. (Schwarzburg-Rudolftadt). Das neue Gewerbegeſet mit Ge: 
werbefreiheit tritt an biejen Tage in Kraft. 

3. „u (Defterreih). Die öfterr. Nordſee-Flotille fegelt wieder ab, mit 
Ausnahme der Fregatte Radetzky, bie in Geeftemünde überwintert. 

4 „ (Württemberg) Auch der bisherige Juſtizminiſter v. Wächter 
wird entlaffen und burd den Präfiventen bes Geh. Raths v. Neu: 
rath erfebt. 

„» nm (Kurheiien). Wiederzufammentritt der Ständeverfammlung. Der 
Präfident wirft zur Eröffnung einen ſchneidenden Rückblick auf die 
unerguidliche Lage des Landes, 

„ n Grantfurt), Die Bürger genehmigen in allgemeiner Abftim: 
mung bie Gleichſtellung der Iſraeliten und der Landbewohner. 

5. „ (Bayern) Der Minifter des Auswärtigen und des Handels, Frhr. 
v. Schren? erhält feine am 21. Sept. nachgeſuchte Entlaffung. 

» » Baden) Die Wahlen zu den neuen Ortsfhulräthen find be 
enbigt; in einer Anzahl kath. Ortichaften iſt eine Wahl nicht zu 
Stande gefommen; ein Erlaß des Miniſteriums des Innern orbnet 
eine zweite Wahl an, mit dem Beifügen, daß, wenn auch biefe nicht 
zu Etande komme, für einen Erfaß ber zu mählenden Mitglieder 
bes Ortsihulraths durch die großh. Regierungsbehörden ſelbſt werde 
gejorgt werden. 

6. „ (Bundestag). Dejterreih und Preußen beantragen, den Bun: 
bescommiffären in SHoljtein zu eröffnen, daß der Abihluß von Tele: 
grapbenverträgen mit Hamburg und Lüber eine Ueberjchreitung ihrer 
blos abminiftrativen Befugniſſe jei, welche eine formelle Ungültigkeit 
implicire. 

Die Bundesverſammlung beichließt, den von ber Commiſſion von 
Sachverſtaͤndigen vorgelegten Entwurf eines allg. deutſchen Nachdrucks⸗ 
geleßes den Regierungen behufs ihrer Beitrittserflärung zur Kenntniß 
zu bringen. Preußen flimmt dagegen mit der Erflärung, baß es 
jedes weitere Vorgehen des Bundes in biefer Sache als einen Ein: 
griff in die Landesgeſetzgebung der einzelnen Staaten betrachte. 

40, „ (Anhalt). Eine Petition gegen bie neulih wieder octropirten 
Geſetze wird von ber Regierung abgemwielen. 

141. „ Raffau). Die Regierung genehmigt ben Berfanf des ehema- 
ligen Klofters Marienſtadt an eine geiftlidhe Corporation troß des 
beſtimmteſten Widerſpruchs, deu bie IL Kammer dagegen erhoben hat. 

12. „ (Zollverein). Bertrag Preußens, Sachſens x. mit Bayern, 
MWitrttemberg, Heſſen⸗Darmſtadt und Naffau über deren Beitritt zu 
den neuen Zollvereinsverträgen vd. 28. Juni und 11. Juli d. J. 

414. „ (Medlendurg- Schwerin). Ein Erlaß des Minifteriums des 
Innern an ben Rath der Stadt Roſtock ertheilt demſelben eine ftrenge 
Rüge über die Aufhebung des polizeiamtlihen Strafbefcheides gegen 
etwa vierzig dortige Einwohner wegen Theilnahme am Nat.-Berein 
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und befiehlt Aufrechthaltung der Verbote gegen den Nat.:Berein bei 
Vermeidung „ſcharfen Ianbesherrlihen Einſehens.“ 


16. Oct. (36er Auſchuß). Verſammlung bes 36er Ausihuffes in Wei: 
mar. Die öfterr. Mitglieder find ſämmtlich ausgeblieben. Der Aus: 
ſchuß genehmigt den finanziellen Bericht ber gefchäftsleitenden Com: 
miflion, der eine Geſammteinnahme von fl. 603,257 nachweist und 
beihließt einbellig: 


„daß bie Bewegung mit allem Nachdruck meiterzuführen fet, unb baß ins: 
bejondere er ſelbſt, als Organ der Verſammlung von Mitgliedern beutjcher 
Yanbespertretungen, welche berufen ift, das leider noch immer nicht errungene 
Parlament zu erfeßen, jeine Thätigfeit nicht einftellen bürfe, bie das na⸗ 
tionale Programm in ber fchleswig = bolfteinifchen Sache vollftänbig durchge⸗ 
führt iſt. Bis dahin muß fomit auch die Nereinigung aller Ratrioten, welche 
für dieſe, dem Streit der Parteien entrüdte Sache gefchloffen wurbe, uner: 
fehüttert aufrecht erhalten werben. 


„Es gilt insbeiondere zu wachen für das bisher mipachtete und no immer . 
bedrohte Selbftbeftimmungsredht bes ſchleswig-holſteiniſchen 
Volkes. Dieſes Necht erheifcht vor Allem die unverweilte Einberufung ber 
nad dem Staatsgrundgejepe vom 15. Zept. 1848 gewählten Yanbesvertretung, 
wie nicht minder die endliche Anerkennung und Einſetzung des Herzogs Fried⸗ 
rich ; dieſes Recht erheiſcht ferner freie, nur durch Deutſchlands und bie eigenen 
Intereſſen beitimmte Veſchlußfaſſung bes Landes Über das neu zu orbnende 
Berbältniß zu Deutfchland und über die Trage, ob und welche Verträge mit 
Preußen zu fließen jeien; über den Anſchluß Schleswig:Holfleins an ben 

ollverein, den Deutſchland und bie eigenen Intereſſen fordern; und endlich 
über ben Fintritt Schleswigs in ben beutfhen Bunb, mwelder ſchon 
durch das Staatsgrundgefep vorgefehen und für Schleswig wie für das ge- 
fammte Teutihland gleih unumgänglih if. — Wir find ber feften Webers 
zeugung, daß das Volk von Schleswig-Holſtein wie bisher feine Pflicht gegen 
ſich und Deutſchland treu erfüllen und im Feſthalten an feiner innern Frei⸗ 
beit nicht erlahmen, daß es inäbefondere fein Staatsgrundgeſetz gegen 
alfe Angriffsverfudhe ftanbhaft vertheibigen werde Nur auf 
bem vom Staatsgrundgeleß ſelbſt vorgefchriebenen Wege darf eine etwa er: 
forderliche Abänderung desſelben erfolgen. Die gefammte beutiche Nation, wir 
bofjen es nicht minder zuverjichtlih, wirb den nordiſchen Yrübern in dem 
Kampfe für ihre Rechte und Freiheiten ohne Wanfen zur Seite ftehen. Se 
mebr ihr ein gemeinfames politifches Handeln erfchwert wirb burd) bie im 
Laufe des letzten Jahres fo grell an’s Ficht getretenen Gebrechen der beutichen 
Geſammtverfaſſung und fo lange ihr gerechter Anſpruch auf ein deutſches Par⸗ 
lament unb eine verbefjerte Gentralgerwalt nicht erfüllt ift: fo lange tritt um 
jo gebieterifcher ſowohl an bie Landesvertretungen als an jeben einzelnen Bürger 
die Pflicht heran, biefe große nationale Sache nicht zu verlafjen, bis fie durch 
alle Mühen und Fährlichkeiten glüdlich hindurdy und das Recht Schleswig: 
Holfteins vollitindig zum Stege geführt iſt. Thun wir alle unfere Schul- 
digkeit, jo wird dieſes Ziel jo gewiß erreicht, als bie Erfolge, welche bie Nation 
fchon bis heute errungen hat.” 


18. „ (Kurheifen). Die Ständeverſammlung beſchließt mit allen gegen 
2 Stimmen in bie Berathung des Budgets einzutreten unb verwirft 
den Antrag Traberts auf eventuelle Verweigerung ber Bubgetab: 
ſchluſſes. 


19. „ (Lauenburg). Das Herzogthum ſoll durch Perſonalunion an 
9 
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Preußen annectirt werden. Der Graf Bernſtorff läßt an die Mitglieder 


des Landtags folgende Zuſchrift richten: 

„Mein Herr Principal, der Herr Graf von Bernflorff: Gyldenfteen von 
bier, beabjichtigt am nädhiten Landtage ben Anſchluß des Herzogthums Lauen- 
burg an Preußen zu empfehlen unb näher gu ınotiviren,, und bat mid) be: 

alb beauftragt, Ihnen dieſes mitzutbeilen, mit dem Eſſuchen, ſich bis zu ber 
eit diefe Angelegenheit gefülligit näher zu überlegen und mit Ihren Wählern 
zu beſprechen. Der Herr Graf bat nämlich durch den preußifchen Botjchafter 
in London, den Herrn Grafen v. Bernftorff zu Stintenburg, Wittheilung er: 
balten, daß Se. Majejtät der König von Preußen, ſowie au ber Mi: 
nifter Herr von Bismard geneigt find, auf die Wünfche des Landes Lauen⸗ 
burg einzugeben, wenn dasſelbe ben Wunſch ausjpricht, fih an Preußen an: 
ſchließen zu wollen. In diefem Falle it der König von Preußen geneigt, 
das Herzogthum Lauenburg ale ein gejonbertes, ibm oder ber Krone 
perfünlidh gehöriges Lanb zu übernehmen, mit bem Verſpre— 
Gen, bie Verfaſſung des Herzogthums Lauenburg vollfländig 
aufreht zu erhalten, auch dafür einzufteben, vab Lauenburg 
weder Kriegskoſten noch Schulden zu bezahlen bekomme. Se. 
Majeſtät der König von Preußen würde in dieſem Falle alles auf dieſe An 
gelegenbeit Bezughabende mit TCefterreich ordnen und fi dur) Auszahlung 
einer Geldſumme biermit auseinanderjeten. Mit dem Erſuchen, bieje 
Angelegenheit näher in Erwägung zu ziehen, zeichnet im Auftrage des Herrn 
Grafen v. Bernftorff-Gylbenfteen, Woterfen, October 1864, E. Graban.” 


23. Dct. (Lauenburg) Die Nitter: und Landſchaft des Herzogthums 


" 


„ 


erflärt fi) mit 14 gegen 4 Stimmen (3 bäuerlidhe und 1 jtäbtijcher 
Vertreter) für den Anſchluß an Preußen und befäließt hierauf mit 
15 gegen 3 Stimmen „ven Wunſch auszujprechen, daß unter Wab- 
rung ber Gelbftändigfeit des Landes als eines eigenen deutſchen Her: 
zogthums und unter Gewährleiftung feiner Landesverfafjung 
das Herzogthum an Preußen kommen möge, falls eine Einigung 
über die Anjchlußmodalitäten, worüber Unterhanblungen an betreffen: 
ber Stelle angefnüpft werben follen, herbeigeführt wird.” Kine De: 
putation von 3 Mitgliedern fol den Wunſch nah Berlin über- 
bringen und über bie Begingungen refp. Modalitäten unterhandeln. 

Der Ausſchuß des großdeutihen Reformvereins beſchließt, auf bie 
Abhaltung einer Generalverfammlung gänzlich zu verzichten und richtet 
eine Anſprache an die Mitglieder des Bereins: 

„Der Ausichuß des deutichen Reformvereins bat ſich am 23. October in 
Frankfurt verfammelt, um über bie Anberaumung der flatutenmäpigen Jah⸗ 
resverfammlung zu berichten. Sie Berehtigung ber Sadhe ber Re: 
form ſteht in ber Weberzeugung bes Ausfchuffes unverrüdt feit; der Gedanke, 
für welchen vor zwei Jahren bie großbeutiche Verſammlung begeiftertes Zeug: 
niß abgelegt hat, und für beffen Verwirklichung ber Reformverein gegründet 
worben ift, hat durch bie traurigen Selabrungen ber jüngften Zeit weitere 
Befräftigung finden müffen. Die Reform der Verfafjung bes beutfchen Bun: 
bes, und hiefür die Herjtellung einer Fräftigen Bunbeserecutivgewalt, ſowie 
einer mit conjtitutionellen Befugniſſen ausgeftatteten nationalen Vertretung 
ericheint jeßt noch mehr „ein bringendes und unabweisliches Bedürfniß, ſowohl 
um bie Machtftellung nach Außen, als bie Wohlfahrt und bürgerliche Freiheit 
im Innern kräftiger als bisher zu fördern.” Das einffimmige Ber: 
langen der Nation muß Befriebigung finden. Jede andere Löfung 
ber nationalen Frage bedroht nach Außen bie Integrität bes Vaterlanbes, — 
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ſelbſt für den übrigbleibenden Rumpf nach Innen die Einheit, die Freiheit 
und den bürgerlichen Frieden. Unzufriedenheit der Nation und Erfolgloſig⸗ 
keit ber Politik hat ſich an jeden der Schritte geheftet, welche in jüngſter Zeit 
mit Berleugnung bes fürberativen Geiftes in ben beutfchen Verbältniffen ge⸗ 
tban worden find. Solches war bie Folge ber geringen Nachhaltigkeit unb 
Empfänglichfeit für die officielle Initiative ber Bındesreform, der wenig bun⸗ 
besgendjjiihen Sejinnung, welche die hanbelspolitifche Krifis herbeigeführt und 
bis zu ihrem Ausgange bezeichnet bat, der Unentichlofjenheit, beim Heran⸗ 
treten ber praftiichen Probe bem Bundesverhältniſſe einen neuen nationalen 
Geiſt einzubauchen, es war enblid bie Folge ber Rüdfichtslofigfeit, womit 
man von ber einen Seite und um kurz berechneter Grfolge willen über ba6 
Net bes Bundes, des beutihen Bolfes und eines feiner ebelften Stämme 
ſich Hinwegjegt, der ratblofen Schwäche, womit man von ber andern Seite 
biefe Hinwegfegung hingenommen hat und ohne ben Rüdhalt einer na, 
tionalen Bertretung wohl hinnehmen mußte. Nur das Träftige 
und einmütbige Eintreten des beutfhen Volkes bat einenod 
Ihlimmere Entwidlung abgewendet. Indem wir biefe Weberzeu: 
gung ausſprechen, fönnen wir ung nicht verbehlen, daß es bei ber Jerfabren: 
heit der deutſchen Berhältniffe und bei ber Ungewißheit ihrer nächſten 
weiteren Gntwidlung zwedmäßig ijt, bie Berufung ber Generalverfammlung 
auf einen jpäteren Zeitpunkt zu verichieben. Wir vertrauen, baß bie Vereins 
genojjen dieſen Schritt billigen und in dem gemeinfamen Kampfe für bie gute 
Sade nicht ermüden werden. Gelbft wenn die nähftberufenen Träger 
den Erfolg der Reformbeitrebungen preisgeben, werben bie leßteren einft 
vor den Richterftuhle ber vaterländijchen Gejchichte Rechtfertigung finden.” 


23.124. Oct. Zweiter Vereinstag deutſcher Arbeitervereine in Leipzig. 
25. Oct. (Medlenburg: Schwerin). Erlaß des Großherzogs an ben 


26. 


27. 


Magiftrat der Stabi Roſtock: 

„Mit Befremben haben Wir zuerft aus öffentlichen Blättern, nunmehr aber 
auch aus den mit euerem Berichte vom 17. d. M. eingereichten bieneben zus 
rüderfolgenden Acten erjeben, daß ihr einen von bem bortigen Rolizeiamte 
gegen mehrere dortige Einwohner wegen Theilnahme an bem fjogenannten 
Nationalverein im December v. %. erlaffenen polizeilichen Strafbeſcheid 
durch eine polizeiliche Entſcheidung bes Raths aus dem Grunde wieberauf: 
gehoben habt, weil ihr euch erbreiftet, dem beitehenben Verbote bes ges 
dachten Vereins im Unferen Landen bie verbinbliche Kraft abzufpredhen. — 
Wir find nicht gemeint, diefen ofjenbaren Mißbrauch, befjen ihr euch in ber 
Handhabung der euch zuftehenden Polizeigewalt Unjeren landespolizeilichen Ans 
ordnungen gegenüber jchuldig gemacht habt, ungerügt dahingehen, noch auch 
benfelben in feinen Wirkungen fortbeitehen zu lafjen, wollen jeboch vor Wei: 
terem eure Bernehmlafjung und Rechtfertigung folderhalb entgegennehmen, 
was ihr etwa annoch zu eurer Rechtfertigung anführen zu können vermeint. 
Bei dem Befehle Unferes Minifterii bes Innern vom 14. d. M., zur Ver⸗ 
meldung [harfen landesherrlichen Einſehens, bas in bem Publicate 
vom 1. October 1859 enthaltene Verbot ber Theilnahme an der bier zur 
Trage ftehenden und anderen politiichen Verbindungen aufrecht zu balten und 
zu handhaben, behält es übrigens das Bewerben.” 


„ (Hamburg). Die Bürgerfchaft fügt fih endlih dem Willen 
bes Senats bezüglich ber Bürgerrechtderwerbung und genehmigt die 
drei zufemmenhängenden Gejehe über Staatsangehörigfeit und Bürger: 
recht, über Gewerbeverhältniffe (Gewerbefreibeit) und über Entſchä⸗ 
digung wegen Aufhebung dev Realrechte. 


„ (Defterreih). Graf Rechberg erhält die am 21. d. M. nad 
90 
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geſuchte Entlaffjung als Minifter des Ausw. und wird durch ben 
F.M.⸗L. Graf Mensdorff-Pouilly erjebt. 

28. Oct. (Kurheſſen). Die Ständeverfammlung bejchließt einftimmtig 
die Niederſetzung eines Ausjchuffes, um wegen ber jeit Jahren auf 
allen Gebieten der Gejehgebung durch Schuld der Regierung einge: 
tretenen Stodung geeignete Vorſchläge einzubringen und beitellt ben 
Ausſchuß aus je 3 Mitgliedern aus jedem der 4 Stände, Ritterſchaft, 
Höchſtbeſteuerten, Städten und Landgemeinden. 

30. „ Deutſch-däniſcher Krieg). Abſchluß des definitiven Friedens 
zwifchen Dejterreich-Preußen und Dänemark. Derfelbe Tautet fo günjtig 
als nur immer möglich für Dänemark. Dänemarf tritt feine „Rechte“ 
auf bie Herzogthlimer Holftein, Schleswig und Lauenburg an Defterreid) 
und Preußen ab, bie Enclaven werden in Norbfchleswig compenfirt, 
e8 behält die Halbinjel Stenderup zu befjerer Sicherung Fünens, die 
Kriegskoſten werben volljtändig auf die Herzogthümer gewälzt, die außer: 
bem eine verhältnifmäßig überaus hohe Quote der däniſchen Etaats- 
Ihuld zu übernehmen haben (ſ. den Wortlaut Beilage IL.) 

31. „—1. Nov. Generalverſammlung des Nat.:Vereins in Eiſenach. Die: 
ſelbe beichließt: 


I. Sn der deutſchen Frage: „Ter Nationalverein, dburchdrungen von 
ber gleichmäßigen Nothmwenbigfeit eines beutfchen Parlaments und einer ein 
heitlichen Gentralgewalt, bält feſt an feinem Beſchluſſe vom 6. Oct. 1862, 
durch welchen bie Reichsverfaſſung ſammt Wahlgefeb nnd Grundrechten als 
ber Rechtsboden der Nation anerfannt wurde. Ueber die Träger ber 
Gentralgewalt batdie im Parlament vertretene gejanımte Nation zu ent: 
Iheiden. Diejer höchſten Entſcheidung haben fich alle Parteien, Stämme, 
und Staaten zu unterwerfen. So lange bie freiheitsfeindlihe und un: 
beutiche Richtung der Regierungen in ben Einzeljtaaten, namentlih in Preu⸗ 
Ben, fortdbauert, iftdie Durchführung der Reichsverfaſſung unmög— 
lich. Ohne das höchſte Ziel der nationalen Bewegung auch nur einen Moment 
aus den Augen zu verlieren, iſt es daher eine dringende Aufgabe des Vereins 
und die Pflicht der Vereinsgenoſſen, die freiheitliche Entwicklung in den Ein zel⸗ 
ſtaaten mit thatkräftiger Benutzung aller verfaſſungsmäßigen Mittel zu erkäm⸗ 
pfen und die in den particulariſtiſchen Tendenzen der Regierungen und der 
Geſetzgebung in den Einzelſtaaten begründeten Hinderniſſe einer nationalen 
Entwicklung wegzuräumen. Hier iſt das Feld, auf welchem die gemeinſame 
Arbeit an dem großen nationalen Werk angegriffen werden muß und mit ſicherer 
Ausſicht auf Erfolg durchgeführt werden kann.“ 

I. In der ſchleswig-holſteiniſchen Frage: „Der Nationalverein 
erflärt es für die Pflicht bes deutſchen Volkes, zu wachen über bas Selb ſi⸗ 
beſtimmungsrecht ber durch deutſche Tapferkeit befreiten Herzogthümer. 
Nur bie Intereffen Deutihlands bürfen es befhränten Es 
ift daher die Aufgabe ber Vereinsgenofjen, ben Herzogthümern in bem Kampfe 
gegen jede Vergewaltigung zur Seite zu fliehen und mitzuwirfen, baß endlich 
ihnen das bisher mifachtete Recht zurückgegeben werde durch Einberufung ber 
Landesverſammlung auf Grund bes Staatsgrundgefebes vom 15. Sept. 1848 
und bie Anerfennung und Einfegung bes vom Lande berufenen Herzogs Fried⸗ 
rih VII. Der Nationalverein verwirft auf das entfhiebenfte 
bie Unnerion ber Herzogthümer an Preußen als eine fchwere Ge: 
fährdung ber bundesftaatlichen Einigung ber Nation. Die deutſchen Intereſſen, 
hie Vertbeibigung beutfcher Hüften, deutſcher Handel und deutſche Induſtrie 
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verlangen dagegen bie Einverleibung Schleewigs in ben deutſchen Bunb, 
ben Eintritt Schlesiwig = Holfteins in ben Zollverein, unb fo lange eine 
beutfche Flotte nicht vorbanben ift, ben maritimen Anſchluß ber Her: 
gogtbümer an Preußen. Tie undeutiche und freibeitsieindlidhe Haltung 
des Miniſteriums Bismard darf die unverzügliche VBerwerthung ber maritimen 
Kräfte ber Herzogthümer für bas Gefammtvaterland nicht verhindern. Die 
vom Ausſchuß eingeleitete Vereinigung mit ben Patrioten anberer politifchen 
Gefinnung zur Rettung ber nationalen unb politischen Unabhängigfeit der Her⸗ 
zogthümer ift bis zur vollfiändigen Durchführung des ganzen Rechtes berfelben 
fortzufeßen.“ 


1.Nov. (Bayern). Conflict zwiſchen bem Kultminifter und bem Bi: 


ſchof von Speyer wegen eigenmädhtiger Eröffnung eimer theolog. Lehr: 
anitalt. 

„Maſſau). Der Landtag wirb „wegen der von ihm eingenommenen 
Haltung” durch ein Decret ber Herzogs aufgelöst. 

» (Bundestag). Oldenburg übergibt endlich nad) auffallend langem 
Zögern die geforderte Begründungsſchrift für feine Anſprüche auf 
Schleswig-Holitein, Herzog Friedrich von Auguftenburg eine Ergän⸗ 
zung zu ber feinigen. 

» (Bayern). Minifterialerlaß gegen bie Abhaltung von Schul: 
lebhrer-&rercitien durch bie Jeſuiten ohne vorbergegangene Erlaubniß 
der Regierung. 

„ESchleswig). Die öfterr.:preuß. Civilcommiſſäre veröffentlichen 
ein Budget vom 1. Nov. 1864 bis bahin 1865 für bas Herzog: 
tum. Dasjelbe ergibt einen Ueberſchuß von 2,013,274 M. 2. 
Eine Einberufung ber Stänbeverfammlung ift darin auf den März 
1865 vorgejehen. 


- » (Lauenburg). Die vom Grafen Bernftorfj-Gyldenfteen beglei- 


tete Deputation ber Ritter: und Lanbihaft wirb vom König von 
Preußen und vom DMinifterpräfidenten v. Bismard empfangen. Der 
König erflärt fi) bereit, auf bie Wünfche ber LTauenburger ein: 
zugeben, body fei hierüber zunächſt eine Verftänbigung mit bem Kaiſer 
von Defterreih erforberlih. Bismard erflärt ber Deputation das⸗ 
felbe, zweifelt indeß nit an ber Cinwilligung Oeſterreichs unb 
fügt (nach dem Bericht ber Deputation) bei: 

„Se. Maj. ber König beabfichtige in Betracht ber Wünjche ber Landesver⸗ 
tretung nicht eine Ginverleibung bes Landes in Preußen, werde vielmehr 
Selbfändigfeit unb Bertaffung bes Lanbes erhalten unb eine 
PBerfonalunion, etwa in ber Art wie früher mit Neuenburg beflanden, 
bewerkfielligen, worüber feiner Zeit eine Vereinbarung mit ben Ständen bes 
Landes zu treffen fei. Vielleicht werbe auch bie Angelegenheit in ben preu⸗ 
Biden Kammern zur Sprache fommen, boch erblide bie Regierung keine Schwie: 
tigfeit darin. Tas Land merbe vorläufig unter gemeinfchaftlich öfterr.:preuß. 
Verwaltung geftellt werben. Ueber bie Beſtimmungen bes Friedens wegen 
ber däniſchen Staatsfhulb und der Kriegskoſten könne die Regierun 
in dieſem Augenblick feine das Land beruhigende Erklärung abgeben, wo 
es zugeſtanden werden müſſe, daß die beſonderen finanziellen Verhältniſſe des 
Landes beim Abſchluß ber Friebenspräliminarien aus Unkunde außer Acht 
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gelafien feien, es ftehe alfo zu erwarten, daß bie Landesvertretung Rauenburgs, 
da ihre Weigerung, zu jenen Schulden und Kojten herangezogen zu werben, 
rechtlich begrünbet fei, Einfprahe bagegen erheben werde. Die angeregte 
Garantie des Deutjhen Bundes für die demnächſtige neue Ordnung 
ber Lanbesverbältniffe betreffend, jo müfje eine jolhe entjhieden abgelehnt 
werben, ba Se. Diaj. der König ſich einer derartigen Emtrole 
nit unterwerfen werde.“ 


9. Nov. (Preußen). Eine Depeiche Bismards an Defterreich erflärt bem- 


felben, daß Preußen nunmehr bereit fei, neuerbings mit ihm über fein 
zufünftiges Verbältniß zum Zollverein in Unterhanblungen zu treten. 


11. „ (SHolitein). Eine Deputation ber ftäbtifchen Kollegien von Kiel 


12. 


überreicht bem Herzog Friedrich eine Adreſſe gelegentlich des nunmehr 
bergeftellten Friedens. 


Adreſſe an ben Herzog: „. . . Das Lund hält feit an dem Erbfolge: 
vet Ew. Hoheit; in biefem Recht erblidt es feine Rettung, in ihm weiß es 
bie Verbindung mit Deutjchland, für welche es Jahrhunderte lang gekämpft 
und gelitten hat, am beften gefihert. Die Einleitung geeigneter Schritte um 
ben ſo erwünfäten Anfhluß der Serzogthümer an Deutſchland 
und zunähft an Preußen in einer Weiſe herbeizuführen, die einerjeits 
bie Selbitändigfeit des Landes dauernd ficher ftellt, andrerfeits bem Ganzen 
zum Nutzen gereicht, überlafjen wir vertrauensvoll bein Ermeſſen Ew. Hoheit. 
An uns aber ift es unverbrüchlich zu halten an dem was wir als Necht 
erfannt haben.” 

Antwort bes Herzogs: „. .. Die Herzogthümer werden aber in 
Aufunft nicht ausschließlich auf fich felbjt zu fehen, vielmehr fich ſteis vor 
Augen zu halten haben, was fie den Geſammtvaterlande und zunächſt 
Preußen ſchuldig find. Was das Land nad dieſer Seite hin an Opfern 
zu bringen bat, liegt in feinem eigenften Intereſſe. Vor Allenı können bie 
Gerzogtgümer, wenn fie bie Gunft ihrer Lage und die Kraft ihrer feetüchtigen 
Bevölkerung für bie nordeutſche Seemacht, deren Wimpel jett in dieſem 
Hafen mwehen, verwenden, Großes leiften, aber auch Fein beuticher Staat bebarf 
mehr als Schleswig-Holftein der maritimen Sicherung. Die Aufrechthaltung 
ber Unabhängigfeit des Landes gegen Dänemark wird fünftig 
unjer hauptſächliches Augenmerf jein müffen. . .“ 


„ (Helfen: Darmftabt), Die II Kammer ſpricht fih in ber 


Berathung ber im vorigen Jahr von ber IL Kammer abgelehnten 
und nun von ber Regierung neuerdings vorgelegten Strafprocef- 
ordnung mit 33 gegen 11 Ctimmen für die Weberweifung ber 
politiſchen und Preßvergehen an die Schwurgerichte und im weiteren 
Verlauf auch für die Beichränfung ver Befugniffe der Staatsanwalt: 
haft, in beiden Punkten gegen die Anfiht der Negierung, aus. 


12.14. Nov. Auswehslung der Ratificationen des Wiener Triebens 


zuerit in Kopenhagen, dann in Wien und Berlin. 


13. Nov. (Holftein). Die Oefterreicher beginnen den Rüdzug aus ben 


"n 


Herzogthlimern. Die Preußen folgen langſam nad). 


„ (36er Ausſchuß). Die geihäftsleitende Commiffion des 36er 


Ausſchuſſes erläßt in Folge des Abjchlufles des Wiener Friedens ein 
Rundſchreiben an ſänmtliche Schleswig-Holftein-Vereine Deutſchlands, 
um ihnen ihre Anſichten über bie dadurch geſchaffene Lage bar: 
zuftellen: 
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„... Der hohe Sewinn, welcher in ber nunmehr befiegelten Thatfache 
ber Befreiung Schleswig: Holfleins von ber Fremdherrſchaft liegt, ift von uns 
ſchon früher fattiam gewürdigt worben. Aber bei aller Genugthuung über 
biefes Ergebniß bürfen wir bie Augen nicht verfchlieken gegen das tief vers 
letzende Verfahren, gegen bie Eigenmacht und bie gänzfice Mißachtung bes 
nationalen Rechts und der Selbfibeftimmung bes Volkes, womit bie beiben 
Großmächte wie bisher, fo auch bei Abſchluß dieſes Friebensvertrags zu Werke 
gegangen find. Nah dem Inhalt besfelben zu urtheilen, waͤre der Krieg mit 
Danemark nichts Anderes geweſen als ein Eroberungsfrieg, beifen Ausgang 
zu ber Abtretung breier, biaher ber bänifchen Krone gehöriger Provinzen an 
Tefterreih und Preußen geführt bat. Indem ber König von Tänemarl 
feinen angeblihen Rechten auf biefe Provinzen entfagt, wird baburd ber 
Londoner Vertrag mittelbar als redhtsgiltig anerkannt. Nur das Recht ber 
Gewalt ift es, welches feine Geltung aufbebt, und das Recht ber Gewalt 
Tann ie cben fo gut mieberberftellen. Die Eigenſchaft ber beiten Großmädhte 
als lieber des Teutihen Bunbes, bie Rechte bes Bundes auf Holftein und 
Lauenburg, bie alten verbrieften Rechte Schleowig-Holſteins, das Recht eines beuts 
fhen Fürfen zur Thronfolge in ben Herzogthümern, Alles bieß ift in bem ganzen 
langen Attenftüd nicht mit feiner Zilbe angebeutet. Mit gleicher Rüdfichtss 
Lofigfeit wird das Selbſtbeſtimmungsrecht bes fchlesmig-boljteinifchen Landes 
und Tolles, fein Recht, über die Friedensabmachungen gehört zu werben, in 
ben Vertrag bei Seite geſchoben. Ganz nah Art ber alten Cabinets⸗ 
politik bat man es nicht für ber Mühe werth gehalten, biefem Lande auch 
nur einen Schein ber Beachtung zu gönnen, welche heute bem Willen aller 
übrigen europäifchen Völker gezollt wird; gleich einer unterjochten, bem Recht 
des Siegers verfallenen Volkerſchaft werben bie Herzogthümer ber fouveränen 
Verfügung ber beiden Mächte bahingegeben. Insbeſondere werben bem Lande 
Schleswig:Holftein bie ſchwerſten finanziellen Laſten aufgebürbet, e8 wirb zu 
Gunften bes befiegten Dänemark in bie Zahlung ber öſterreichiſch-preußiſchen 
Kriegsfoften verurtbeilt, ohne baß es vorher um feine Zuftimmung befragt 
unb ohne baß jebt auch nur feine nachträgliche Genehmigung vorbehalten 
worben wäre. Im beſchämenden Gegenfate zu dieſer unwürdigen Behanblung, 
welche einem beutichen Volksſtamme von feinen beutfchen Befreiern wiberfährt, 
it in Dänemark die Volksvertretung fofort einberufen worden, um bem 
Bertrag ihre Zuftimmung zu ertbeilen, ohne weldhe bie Ratification besjelben 
bänifcher Seits nicht erfolgen Tonnte. Gin foldhes Verfahren, welches bie 
Willlür und Bergewaltigung Dänemarks nur befeitigt zu 
baben fheint, um bie Willkür und Gewalt unferer Groß: 
mädte an bie Stelle zu fegen, darf ein ehrliebendes Volt nimmermehr 
mit Stillfhweigen hinnehmen. Bor allem gilt es, auf bie unverzüglide 
@inberufung ber [hleswig:holfteinifhenlandbesverfammlung 
zu bringen, deren Zuftimmung zu bem Friedensvertrag eingeholt werben 
muß, ſoll berfelbe nicht mit dem Makel ber Richtigkeit behaftet fein. Weiterhin 
haben wir gegen bie in Art. 3 bes Vertrags enthaltene Anerkennung eines 
bänifhen Rechts auf Schleswig-Holfiein unb bie etwaigen Folgerungen 
daraus für jegt und alle ZufunftBermwahrung einzulegen. Ta ber König 
von Dänemark ein Recht auf bie Herzogthümer nicht beteffen bat, fo konnte 
er ein foldes auch nicht auf Deiterreih und Preußen übertragen. Weber 
aus biefem noch aus irgenb einem anderen Titel kann bie Nation ein Ver: 
fügungsrecht der beiden Mächte über Echleswig-Holftein und feine Zufunft 
anerfennen; jebe ohne ben Willen bes Landes zu treffende Anordnung in 
beffen fantsrechtlichen Angelegenheiten wirb fie als ungiltig unb unverbinblich 
betrachten. Sie muß vielmehr, nachdem jeder Vorwand zur ferneren Hins 
haltung bes inneren Abſchluſſes jetzt vollends entfallen ift, mit verftärktem 
Nachdruck darauf befiehen, daß bas nationale Programm zur fofortigen 
und unverfürzten Durchführung fomme, ohne jebe Einmiſchung Dritter unb 
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lediglich nach Maßgabe bed Rechts und der Selbſibeſtimmung bes fchleswig: 
holſteiniſchen Volkes. Wir find überzeugt, daß bie geehrten Gomites und 
Pereine mit biefer umjerer Aufiajiung fib in vollen Ginverftändnig befinden 
und im Sinne derfelben ihre Wirkſamkeit für die Sache Schleswig-Holſteins 
unermüdlich fortfeßen werden. Nur der ſtandhaften Ausdauer iſt ber 
endliche Sieg beichieben, nur fie wird die Politik, welche durch berechnete Ber: 
ſchleppung bas deutſche Volk zu ermüben hofft, zuverläfjig zu Schanden machen.“ 

Tie Commiſſion Hält es, zumal die Eröffnung ſowohl bes öjterr. Reichs⸗ 
raths als bes preuß. Landtags bevorfteht, für angemeſſen, dieje Erflärung nament: 
lich auch ben jüammtliden Abgeordneten, melde der Berfammlung deutjcher 
Yanbesvertreter von 21. Tec. 1863 beigewohnt, mit einer Hinweifung auf bie 
Berpflihtung zuzujenden, welche damals alle Abgeordnete einhellig über: 
nommen haben. Tie Commiſſion hebt ben Wortlaut des damaligen Beichlufiee 
hervor, worin die Meberzeugung ber ganzen Berjammlung bezügl. ber Rechte 
Schleswig⸗Holſteins conjtatirt wird, und an beren Schluß es heißt: „Sie 
(bie Abgeorbnieten) verpflichten fi, diejenigen beutihen Regierungen zu 
unterjtüßen, welde für das volle Recht ber Herzogthümer ehrlih und 
thatfräftig eintreten und biejenigen Regierungen mit allen verfafjungs: 
mäßigen Mitteln zu befämpien, welche das Recht und bie Ehre Teutic- 
lands in biefer Sache preisgeben.“ 


15. Nov. (Baden). Prof. Edarbt wird in Folge ber von ihm in ber 


” 


16. 


17. 


19. 


ll 


Generalverfammlung des Nat.:Bereind angenommenen Haltung von 
feiner Stelle als Hofbibliothefar entlaffen. 

„ (Holftein). AZufammentritt einer aus Vertretern ber beiden 
Großmächte und der Regierungen von Eadjfen und Hannover 
beftehenden Commijfion zu Unterfudung ber Rendsburger Beſatzungs⸗ 
verhältnifje in Tolge ber Vorgänge von 21. Juli zwiſchen Preußen 
und den Bunbestruppen. 

„ (Medlenburg: Schwerin). Beide Quartiere in Roftod fordern 
ben Rath der Etabt auf, die Rechte der Stadt und die Unabhängigkeit 
der Juſtiz gegenüber dem Miniſterialreſcript v. 14. Oct. bezüglich 
bes Nat.-Bereins energiich zu wahren. 

„ (Preußen). Ein Circularerlaß des Minifterpräfidenten ermächtigt 
und verpflichtet die preuß. Generalconſuln, Confuln, Biceconfuln und 
Confularagenten nun, da die Herzogthümer durch den Friedensſchluß 
in den Befib von Preußen und Oeſterreich übergegangen feien, bis 
auf Weiteres fi derjenigen Schiffe der genannten SHerzogthümer, 
welche fi an fie wenben würben, glei wie ber preußifchen Schiffe 
anzunehmen. Oeſterreich erläßt eine ähnliche Weifung an feine 
Conſuln, regt jedody bei Preußen bie Anerkennung einer eigenen 
interimiftifchen ſchlesw.-holſt. Flagge an. 

„ (Defterreih) geht auf die Propofition Preußens v. 9. d. M. 
bez. Zollvereinsfrage ein, wünſcht aber weitere Verhandlungen nicht 
wieber in Prag jonbern in Berlin zu eröffnen, um neue Zögerungen 
abzujchneiben. 

» (Medlenburg). Der Landtag in Maldyin befchließt ohne Debatte, 
ben Antrag auf Anjhuß an ben Zollverein „auf ſich beruhen zu 
laſſen“; nicht einmal bie Motive werben verlefen. 
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20. Nop. (Preußen). Unterhandlungen mit Oeſterreich über die Beendigung 


" 


4 


23. 


" 


24. 


" 


" 


der Bundeserecution in Holftein und bie Entfernung ber Bundes: 
truppen aus demfelben. 

(Bayern). Tie Fortfchrittspartei organifirt ſich neuerdings auf 
einer Berfammlung in Nördlingen unter Beibehaltung ihres früheren 
Programms. 

(Sadfen). Tas officidfe Dresd. J. bekämpft in einem fehr 
einläßlihen Artilel die Behauptungen der officiöfen preuß. Blätter, 
welche aus dem Art. 3 des Friedensvertrages folgern, daß nit nur 
Preußen und Oefterreich ein fofortiges Beſitzrecht auch auf Holftein 
und Lauenburg, fo daß die Yunbestruppen dieſelben ohne Weiteres 
zu räumen hätten, erworben haben, jondern auch das Recht, über 
ben Thron ber Herzogthümer zu verfügen. 


„» (Lauenburg). Die Deputation nach Berlin berichtet dem Land: 


tag über ben ihr geworbenen Empfang von Ceite bes Königs und 
Bismards. Ter Landtag beſchließt mit allen gegen 1 Stimme eine 
Danfadreffe an den König von Preußen für bie von ibm ausgejprochene 
huldvolle Geneigtheit gegen das Herzogthum Lauenburg und erneuert 
feinen Proteſt v. 17. Aug. betreffend Uebernahme eines Theiles ber 
bänifhen Staateihuld und eines folhen ber Kriegskoften: 

„Da bie dänische Staatoſchuld vermöge ber befonderen Stellung Lauenburgs 
in ber bänifhen Monarchie dem Herzogthum gänzlich unbeifommenb ift, ba 
bas Herzogthum ſich zu dem geführten Kriege in gar feinem anderen Ber: 
Kältnıfje befunden bat, als jebes andere beutfche Bundesland, da binfichtlich 
ber Rechte und Pflichten bed Yandes durch Verträge Dritter rechtlich giltige 
Verfügungen nicht getroffen werden können, weder Zuziehung noch Zujtimmung 
Lauenburgs zu bem Friedensſchluſſe erfolgt iſt, wird erklärt: daß bie in bem 
riedensvertrage vom 30. Oct. d. J. getroffenen Beftimmungen binfichtlidh 
ber däniſchen Staatsjchuld und ber Kriegskoften als für das Herzogthum 
Lauenburg rechtsverbindlich von ber Yanbesvertretung nicht angelehen werben 
fönnen unb von berfelben wider eine aus benielben bergeleitete finanzielle 
Belaftung bes Landes hiermit laut und feierlich proteftirt werde.“ 


(Medlenburg). Die Ritterichaft des Landtags findet ſich gegen: 
über ber öflentlihen Meinung mit 40 gegen 6 Stimmen body ver: 
anlaßt, das Prügelgefeg wenigftens einigermaßen zu mildern; bie 
Landſchaft (Abg. der Städte) erklärt ſich neuerdings gegen das 
ganze Geſetz. 


„ (Holftein). Die am 15. d. M. in Kiel zufammengetretene 


Commiſſion ber Erecutionsregierungen gelangt zu dem Abkommen, 
wonach ſich bie E. preuß. Regierung „mit Freuden“ der k. ſächſiſchen 
und ber k. bannoverfchen Regierung gegenüber bereit erflärt, bie in 
Rendsburg und zwar in ber bafelbft inne gehabten Stärke wieberum 
einrüdenden Bunbeserecutionstruppen mit allen militärifhen Ehren 
bori empfangen zu laſſen. 

(Preußen). Nachdem die Defterreiher Holſtein bereits faft 
vollſtändig geräumt haben, erhalten bie Preußen plötzlich Gegenbe- 
fehl: die noch nicht abgezogenen preuß. Truppen follen in Holftein 
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ftehen bleiben, während aus Schleswig immer noch preuß. Truppen 
nachrücken und folde, die ſchon in Hamburg eingerüdt find, wieber 
nah Altona zurüdfehren. Die 13. Tivifion, die bei Minden con: 
centrirt ijt, fell (als Trohung gegen Hannover) vorerft bort bleiben 
und bie 6. Diviſion (als Drohung gegen Sachen) bei Berlin con: 
centrirt werben. 


24.Rov. (Kurhefien). Tie Stänbeverfammlung beſchließt auf ben Antrag 
ihres am 27. ct. eingejegten Ausſchuſſes in geheimer Sikung ein- 
flimmig, dem Kurfürften die traurige Lage bes Landes in einer 
Adreſſe darzulegen: 

Tie Adreffe erinnert im Cingang daran, daß feit bem Juni 1862 Bis jetzt 
fo gut wie nichts geichehen fei, um das Tanbesherrliche Verfprechen auf Her: 
ftellung eines verfaffungsmärigen Rechtözuitandes einzulöfen. Man fei bahin 
gefommen , zweiieln zu müſſen, ob bies überhaupt jemals gefchehen werbe. 
Dann auf die Schilderung ber Mißregierung übergehend, unter welcher das 
Land feit drei Generationen ſeufze, knuͤpft bie Adreife unmittelbar an bie jeit 
dem NRegierungsantritte bed gegenwärtigen Kurfürften ber materiellen Ent: 
widlung bes Yandes in ben Meg gefteliten Hinberniffe an: 

„Haft man die öffentlichen Lehr: und Bildungsanftalten in’® Auge, melde 
ja die erite und weſentlichſte Vorausſetzung für jedes fiaatlihe und fociale 
Gedeihen bilden, fo werden jich leider einem prüfenden unb vergleichenben 
Blick bie unerwünfchteften Wahrnehmungen aufdrängen. Insbeſondere bietet 
bie ehrwürdige Landesuniverſität, biefer alte Stolz des Landes, feit Jahrzehnten 
trog aller für biefelbe Seitens ber Landesvertretung ſtets freubigft bewilligten 
Geldaufwenbungen, ein Bild bes Zurüdichreitens, um nicht zu jagen bes Ber: 
falls, dar, welches durch ben Gegenſatz bes unter fonft ziemlich gleichen Ber: 
bältniffen eingetretenen Emporblühens ber Schweiterftabt Gießen und ihrer 
Univerfität doppelt ſchmerzlich hervortritt. Tie bauptfächliche Urfache biervon 
wird allgemein und wohl nicht ohne Grund barin erblidt, daß Em. Tönigl. 
Hoheit Minifterien bes Innern, mit wenigen Ausnahmen , anftatt ihre Auf: 
gabe barin zu finden, ber Univerfität ausgezeichnete Lehrkräfte zu verichaffen 
und die erprobten zu erhalten, fich bei Beftellung der Profeſſoren häufig mehr 
durch eine jpecififch=politiiche religiöfe Richtung, als durch akademiſche Tüchtig: 
keit und wiſſenſchaftlichen Ruf beftimmen Tießen. Die höhere Gewerbeſchule 
zu Kaſſel hat den bei ihrer Grünbung gebegten Erwartungen keineswegs in bem 
Grabe entiprochen, wie bie bei gleichartigen, in berfelben Zeit gegründeten, in: 
zwifchen zu allgemeiner Anerkennung gelangten und zum geiltigen Mittelpunfte der 
Lanbesinftdujtrie gewordenen Inſtituten anderer beutichen Mittelftaaten ber Fall 
if. Die diefer wichtigen Landesanftalt geftedten engen Grenzen machen fie 
zur höheren Ausbildung ber Zöglinge ungeeignet, nöthigen bie firebfamere Jugend 
um Beſuch auswärtiger Anſtalten und bilden jo ben erfien Grund, um ſolche 
ber Heimath und ber heimifhen Induſtrie zu entfremden. Der Bolfefchule 
fehlt noch heute diejenige gejetliche Regelung, welche doch jchon vor etwa dreißig 
Jahren von Ew. königl. Kobeit Regierung als entſchiedenes Bedürfniß erklärt 
wurde, und für welche die Shulgefege anderer Nachbarftaaten jo empfeblene: 
werthe Vorbilder liefern. Statt deſſen lafteten bis in bie jüngite Zeit auf ber 
Volksſchule Kurbefiens Regulative, welche, ftreng durchgeführt, der Volksbildung 
bie empfinblichiten Nachtheife zufügen mußten und felbft jet nur in ungenügenber 
Weiſe verbeffert morben find. Ja, Ew. Tönigl. Hoheit Hätten gar häufig aus 
bem Munde bieberer, fchlichter Lanbleute bie wahrheitgemäße Klage vernehmen 
können, baß ihren Kindern in ber Schule weniger gelehrt wurbe, als fie ihrer 

eit, alfo vor einem Menſchenalter, zu lernen Gelegenheit fanden. Dennoch 
ſiegt in biefen bebauerlichen Dingen noch Teineswegs ber Schwerpunft bes — 
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verzeiben Erw. königl. Hobeit unfern Freimuth, wenn wir es ausfpreden — 
über das gamze Land verbreiteten tiefen Unmutbs, 

Kurheſſens Wohlſtand würde vollends geſchwunden fein, wenn nicht wenig 
ftend ber ländlichen Bevölferung in ben Ablöfungsgefegen von 1832 und 1848, 
in ber Aufhebung der Frohnden, Zehnten, Zinjen, des Kehnverbanbes unb ber 
vornehmlich brüdenden Bann⸗ und Zwangorechte noch zu rechter Zeit ein Net: 
tungsanfer bargeboten wäre. Gleichwohl kann bas Lanb ber Segnungen ber 
damit angebahnten Entlajiung des Grund und Bobens doch nur in einem 
viel geringeren Maße tbeilhaftig werben, jo lange dem Uebergang zu einem 
wahrbajt rationellen Yanbwirtbichaftsbetriebe noch bie andern alten Hinbernifje 
in bem Wege jtchen, fo lange auf dem übrigen Gebiete ber Agriculturgeſetz⸗ 
gebung Kurheſſens, anſtatt dem rühmlichen und ſegensreichen Beiſpiele anderer 
beutichen Staaten zu folgen, auf dem ſeit nunmehr dreißig Jahren unverrückt 
feſtgehaltenen Standpunkte beharrt wird. Ein zeitgemäßes Verkoppelungsgeſetz 
iſt es vor Allem, was längſt und allerſeits als eine unentbehrliche Ergänzung 
anerkannt, auch von Erw. fol. Hoh. Regierung ſchon vor Jahren wieberbolt zu⸗ 
gejagt, und dennoch jo wenig ber vorigen, als ber dermaligen Ständeverſamm⸗ 
lung, deren fortwährenden Anträgen unerachtet, bisher proponirt wurde. Wenn 
wir ferner hervorheben, dak Kurhefien bisher noch Feine Ackerbauſchule befit, 
daß vielmehr die zu verfchiedenen Zeiten auf beren Begründung gerichteten 
Beitrebungen anf ſchwer zu erflärenbe, aber unüberwindliche Hinderniſſe ge= 
fioßen ſiud, jo glauben wir, daß Ew. fönigl. Hoheit nad allem dieſem bie 
Sorge, in bie uns bie Lage der Landwirtbichaft verfept, nur allzu begrünbet 
finden werden. Und leider in noch höherem Grabe gibt die Lage der Gewerbe 
in Kurheſſen zu ben ernfieiten Beſorgniſſen Anlaß. Die Zunftordnung vom 
5. Mürz 1816, welche mit den wenigen zu berielben bis zum Schluſſe bes 
folgenben Jahrzehnts evichienenen Nachträge noch heute in ben meiſten Lan⸗ 
bestheilen fajt durchgängig das giltige Recht fiir die Gewerbe, einſchließlich 
bes faufmänniichen Handels bildet, war von Ew. königl. Hoheit Regierung bereits 
vor fünfundzwanzig Jahren als unzureichend erfannt worden. Diefelbe iſt 
mit ben Bedürfniſſen unſeres Landes und vorzugsweile ber Gewerbtreibenden 
felbjt vollends unverträglich geworden, nachdem eine Mehrzahl deutſcher Re⸗ 
gierungen mit ber Entfeſſelung ber induſtriellen Kräfte bes Volkes durch Eins 
jührung der Gewerbeireiheit vorausgegangen ift. Cin wejentliches Hinderniß 
eines gebeihlichen Verkehrs bildet fchon innerhalb unferes eigenen Staates bas 
unflare, nicht jelten wideripruchsvolle Verbältniß und ber ben Elarften Forbes 
tungen ber Bolfswirtbichaft widerfprechende Inhalt Älterer umb neuerer Bar: 
ticularverordnnungen ber verichiebenen Yanbestheile. Deſto größere Bebeutum 
würde ber baldige Erlaß des unter ber Mitwirkung eines von Ew. königl. 
Hoheit ſelbſt beſtellten Commiſſärs ausgearbeiteten, von der beutichen Bundes⸗ 
verſammlung zur Einführung empfohlenen, inzwiſchen in faſt allen deutſchen 
Staaten bereits zur Geltung gelangten allg. deutſchen Handelsgeſetzbuches haben. 
Gerade für Kurheſſen, deſſen Geſetzgebung über die Handelsgeſellſchaften mit 
der Verordnung vom 21. November 1788 abſchließt, alfo für bie Zuleitung 
des Kapitals zur Induſtrie in ben Formen ber Kommandit⸗ unb Actienge: 
fellichaften feine Beitimmungen enthält, bürfte biefer Maßregel ein befonberer 
Werth beizulegen jein. In dem Mangel an Geſetzgebung auf biefem Gebiete 
glauben wir einen ber Gründe zu erbliden, bie bahin geführt haben, baf Kur: 
heiten, fo ſehr es auch dazu durch feine natürliche Lage und feine Verbin: 
dungen, durch jeinen Reichthum an billigen und großeniheil® noch unausge⸗ 
nugten Waflerfräften, an Foffilien, an Holz, an Steinen und an Lanbespros 
ducten aller Art vorzugsweiſe berufen geweſen märe, an bem großartigen Auf: 
ſchwunge, den bie Induſtrie jeit Jahrzehnten, wie in ganz Deutichland, fo na: 
mentlid auch in allen unfern Kachbarftaaten genommen bat, in kaum nen⸗ 
nenswerthem Grabe betbeifigt erſcheint. Königl. Hoheit! Wir bürfen es wohl 
als Thatſache hinſtellen, daß feit breißig Jahren, außer ben Actiengeſellſchaft⸗ 


° 
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der Kurfürftsyriebrih- Wilhelms Nordbahn und ber Frankfurt⸗Hanauer Gifen: 
bahn, außer einigen Gasbereitungsanftalten und außer ber Raubeimer Kur: 
hansgefellichaft,, in ganz Kurheſſen Fein induftrielles Actienunternehmen ent: 
ftanden iſt, daß alfo diefe, während ber gebadten Zeit allenthalben zur Gel- 
tung, ja in gewillem Sinne zur Herrichaft gelangte Form der Induſtrie in 
Ew. Tönigl. Hoheit Landen noch nicht bat Wurzel Taffen bürfen. Ew. Fönigl. 
Hoheit Regierung hat fidh gegenüber ben auf Gründung inbuftrieller Actien⸗ 
gefellfchaften gerichteten Geſuchen wieberholt jo entſchieden abgeneigt erwieſen, 
baß ber Unternehmungsgeift von dieſem Gebiete gänzlich verfcheucht iſt. Schon 
bie einfache Verſagung derartiger, auf unbezweifelter Solidität des Unterneb: 
mens berubender Geſuche hätte biefe Wirkung haben müflen; wie viel mebr 
aber mußte bas ber Fall fein, als Ew. königl. Hoheit Minifterium bes Innern 
in einem vorzugsweije wichtigen und als nützlich erfannten alle biejer Art 
bem Nachſuchenden nach mehr als fechszehn Monate langem Hinhalten enblich 
bie — mit einer pflichttreuen Amtsführung freilich wohl kaum vereinbare — 
Antwort ertheilte: daß es nicht in ber Lage fei, eine allechöchfte Entſchließung 
mittheilen zu laſſen. Allem Anſcheine nach verftedte fich hinter biefem eigen: 
thümlichen Verfahren nur diefelbe Verwaltungsmarime, welche in jo zahlreichen 
andern Fällen inbujftriellen Fremden die Nieberlafiung theils verwehrte, theils 
verleibete. Wir reden bier nicht von ben empfindlichen Hemmniffen und Nach⸗ 
tbeilen, von welchen die Induſtrie durch bie fo lange verzögerte und auch heute 
nur theilweis in Angriff genommene Ergänzung bes Eifenbahnnepes und durch 
bie bisher ganz unterbliebene Herftellung eines inlänbifchen Telegraphennetzes 
betroffen ift. Das hierdurch nur gefteigerie unläugbare Zurückbleiben, ja bas 
unvertennbare Siehthum ber kurheſſiſchen Induſtrie äußert jeine nachtheiligen 
Wirkungen auf den ganzen Staatsorganismus. Während ben inbuftriellen 
Bezirken anderer Länder theils zu bauernder Anfiebelung, theils zu worüber: 
ehendem &rwerbe bie Arbeiter von nahe und ferne zuftrömen unb beren 
überfchießende Arbeitsfräfte ber Landwirtbichaft zu Nupen kommen, haben in 
Kurbeffen bie Arbeiter: und Bevölferungsverbältnifie mehr und mehr eine 
ungünftige Richtung genommen. Immer mehr greift die für bie Sittlichkeit 
jo verderbliche Gemohnhgt um fi, daß bie Fräftige, arbeitsfähige Jugend, 
einen bauernden, lohnenden Erwerb juchend, ben bie Heimath nicht barbietet, 
außer Landes geht, um günftigen Falls theilmeis in ber Winterzeit zurüdzus 
ehren. Indem fo bie beiten Kräfte der inländifhen Production entzogen 
werden, find es Furbeffifche Arbeiter, welche berfelben, wegen ihrer Tüchtigfeit 
ſehr gefucht, vielmehr in der Provinz Sachen wie in Weitphalen, in ben 
Rheinlanden wie in — und anderwärts Konkurrenz machen helfen. Aber 
ſchwerer noch als dieſe Nachtheile ſind diejenigen, welche unſer Staatsweſen 
durch dauernde Auswanderung treffen, zu ber bekanntlich Kurheſſen ſchon ſeit 
lange einen unverhältnißmäßigen Beitrag lieferte. Ew. königl. Hoheit wollen 
uns allergnädigſt geſtatten, hier nur andeutungsweiſe an bie betrübenden Gr: 
gebniſſe der amtlichen Statiſtik zu erinnern, ausweislich deren die bis zum 
Jahre 1834 in lebendiger Zunahme begriffene Bevölkerung Kurheſſens ſchon 
in ben folgenden fünfzehn Jahren nur eine unverhältnißmäßig geringe Ver: 
mebrung, in ben weiteren neun Jahren bis Enbe 1858 aber fogar eine er: 
bebliche Verminderung erfuhr. Wenn auch in ben folgenden brei Jahren an 
beren Stelle wieder eine Fleine Bendlferungs- Zunahme trat, wenn auch zu 
boffen fteht, baß inzwilchen in der Erwartung befjerer Zuſtände eine weitere 
günftige Entwidlung gefolgt ift, fo dürfte doch die Thatfache nicht leicht wieber 
auszugleichen fein, daß im Gegenfat zu allen anderen beutichen Zollvereins⸗ 
ftaaten, Kurheffen an Zahl und Wohlſtand feiner Bevölkerung verhältnigmäßig 
jehr zurüdgeblieben ift, — eine Erſcheinung, beren leidige Bedeutung näher 
auszuführen wir ung verfagen.“ . 
Manche gerechte Klage, beißt es am Schluffe, bränge ber Landtag abfichtlich 
zurüd; er ſei überzeugt, daß bie gegebene Schilderung von ber Noth bes Landes 
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ügen werbe, „um einen Regenten, ber das Bewußtfein feines 

oben Berufes und feiner heiligen Pflichten bejigße, zu den 
entiprehenden EntihlieBungen zu veranlajjen.” 

Der Kurfürft verweigert die perfönliche Entgegennahme der Adreſſe 


Die Eingabe erfolgt deshalb durch den Lanbtagscommillär. 


‚Nov. (Preußen). Der König hält Revue über bie bei Minben con: 


centrirte Tivifion. Toaſtrede des Prinzen Friebrih Karl. 

„ (Baden). Da bie nah dem neuen Geſetz über die Auffichtsbe: 
hörden der Volksſchule zu beftellenden Ortsſchulräthe in ben meiften 
Gemeinden des Landes bereits ihre Thätigkeit begonnen haben, jo 
weist ein Erlaß bes erzbifhöflichen Ordinariats an ſämmtliche Pfarrer 
diefelben an, dieſe Schulbehörben nicht anzuerkennen und in feinerlei 
geihäftlihe Verbindung mit ihnen zu treten. Auch follen bie Pfarrer 
durch ihren Einfluß bei den Stiftungsconmiflionen ihrer Gemeinden 
dahin wirken, daß bie bisherigen Beiträge aus kirchlichen Etiftungen 
zu den Gehalten ber Xehrer fiftirt werben. 

„ (Preußen). Miſſion des Fürſten von Hobenzollern nad Wien. 

Die „Hamburger Börjenhalle” publicirt 5 Actenftüde, welche Erb: 
anfprüde der Hohenzollern auf die Herzogthümer documentiren follen. 
(Wieberabbruf der Beilagen zu einer Schrift des Berliner Profefjors 
Helwing v. J. 1846). 

„» (Bayern). Die Regierung erklärt die vom Biſchof von Speyer 
eigenmäcdhtig errichtete theol. Tehranftalt unter polizeilicher Androhung 
definitiv für geſchloſſen. Der Biſchof fügt fi. 

„ (Holftein). 1 Bat. Hannoveraner und 2 Comp. Sadfen rüden 
nah dem Kieler Ablommen vom 24. d. M. wieder in Rendsburg 
ein und werden von den Preußen mit militäriihen Ehren empfangen. 

„ (Schleswig). In Folge einer Auffordernng bed Vorftandes bes 
holſteiniſchen Stäbtetages haben aud eine Reihe anderer Städte Hol: 
ſteins Deputationen zu Unterftügung der Adreſſe dev Kieler Stadt 
bebörben v. 14. d. M. an Herzog Friedrich geſchickt. Nunmehr folgen 
ihnen auch die ſchleswigſchen Städte Schleswig, Huſum und Eckernförde. 
„ (Schleswig). Die Bürgermeiſter ber Städte Schleswig, Huſum 
und Edernförbe werben wegen ber Deputationen an Herzog Friedrich 
nad Flensburg citirt und erhalten einen Verweis. Ein Erlaß ber 
Öfterr.:preuß. Civilcommifjäre verbietet den Beamteten neuerdings, an 
politiihen Demonftrationen, beſonders bezüglihd der Erbfolgefrage, 
Theil zu nehmen. 

„ (Holftein). Der Bundesgeneral Hade telegraphirt ber Bundes: 
verfammlung, daß die Preußen bie Ctappenjtraßen bejebten und um 
Altona 12 Bat. Infanterie und 4 Schwabronen Cavallerie concen- 
trirten. 

„ (Breußen) verlangt von Sachſen und Hannover bie fofortige 
Räumung der Herzogthümer KHolftein und Lauenburg durch ihre 
(Bunbes:) Truppen. 
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I „.... Die feit bem Beſchluß von: 1. Oct. 1863 eingetretenen Greig- 
niſſe find bekannt. Diefelben haben zu bem am 30. Oct. d. 3. zu Wien 
zwilhen 3%. MM. dem König von Preußen und bem Kaiſer von Oeſterreich 
einerfeits und Se. Maj. dem König von Dänemark anbererjeits abgefchlofjenen 
Frieden geführt, welcher durch die am 10. d. M. erfolgte Auswechſelung ber 
Ratificationen rechtsfräftig gemorden ift, und von welchem bie f. preußiiche 
Regierung ſich beehrt, der E. ſächſiſchen (k. hannoveriſchen) Regierung anliegend 
ein mwohlbeglaubigtes Exremplar amtlich zu überreiden. Durch biefen Trieben 
ift bie Erecution gegenftandbslos geworden. Die Regierung St. Maj. 
bes Könige von Dänemark, gegen welche die Erecution verfügt worden, bat 
burch die Gefjion aufgehört, in den Herzogthümern zn erijtiven. Die Herbei— 
führung einer gleidhartigen und gleichberechtigten Verbindung mit ben übrigen 
Theilen der dänischen Monarchie hat aufgehört ein Gegenſtand ber Forberungen 
bes deutſchen Bundes zu fein. Die Regelung eines bis zur Herftellung einer 
folden Gefanmtverfafjung eintretenden provijorifchen Zuftandes füllt damit 
von jelbft weg. Insbeſondere ift bie beanftanbete Verfügung vom 30. März 
1863 in Wegfall gefommen. Tie Selbjtändigfeit der Herzogthümer in ihren 
innern Berhältnilfen und eine dem Bundesrecht ent|prechende Verfaſſung ber: 
felben ijt damit im vollfien Maß gefihert. Die yorderungen der angezogenen 
Bundesbeſchlüſſe und die Zwecke des Grecutionsverfahrens find bamit theils 
vollftändig erreicht, theile gegenitandelos geworden, und das letztere muß dadurch 
als beendigt und vorfchriftsmäßig vollzogen angefehen werben. Die Bunbes: 
erecutionsorbnung vom 3. Aug. 1820 jchreibt in Webereinftinnmung mit bem 
Art. XXXIV der Wiener Schlußacte: „Tie beauftragte Megierung wird mäb: 
rend ber Dauer des Grecutionsverfahrens die Bundesverſammlung von dem 
Erfolg besfelben in Kenntniß erhalten, und fie, fobald ber Zweck vollitändig 
erfüllt ift, von der Beendigung bes Geſchäfts unterrichten“, für einen ſolchen 
Fall vor: „Art. XII. Sobald ber Vollziehungsauftrag vonfchriftsmäßig erfüllt iſt, 
bört alles weitere Crecutionsverfahren auf, und die Truppen müfjen ohne Ber: 
zug aus bem mit der Erecution belegten Staat zurüdgezogen werben. Die 
mit ber Vollziehung beauftragte Regierung bat zu gleicher Zeit ber Bundes: 
verfammlung davon Nachricht zu geben.“ Es wirb burd) biefe laren und un: 
zweibentigen Borfchriften ben mit ber Grecution beauftragten Regierungen bie 
Pflicht auferlegt, fofort und ohne weitere Dazwifchenfunft der Aundesverjamm- 
lung bie angegebenen Maßregeln in Vollzug zu fegen und von dem Geſchehenen 
der Bunbesverfammlung Anzeige zu machen. Durch die Aufnahme der be: 
treffenden Beitimmung in bie Wiener Schlußacte ift biefelbe zu einem Theil 
ber Grundverträge bes Bundes geworben, und bie Fünigl. preußiiche Regie: 
rung, indem fie ihrerfeits diefe Pflicht erfüllt, fordert die übrigen mit ber 
Erecution beauftragten Regierungen auf, dies ebenfalls in Gemeinſchaft mit 
ihr zu thun. Da durh den Bundesbeſchluß vom 1. Det. 1863 bie königl. 
Regierungen von Sachſen und Hannover erfucht worden jind, Givilcommifjäre 
zur Leitung bes Srecutionsverfahrens und zur Verwaltung ber Herzogthümer 
während besfelben zu ernennen und benjelben eine angemeljene Truppenzahl 
zur Verfügung zu jtellen, fo richtet bie Fünigl. preußifche Regierung auf Grund 
ihrer bundesmäßigen und in ben Bundesgrundgeſetzen, namentlidy der Wiener 
Schlußacte, begründeten Beredhtigung und Verpflihtung zunächſt an bie königl. 
fächftiche Channoverifche) Regierung, wie fie e8 ebenmäßig an bie Tönigl. ban- 
noveriſche (ſächſiſche) Regierung thut, das bundesfreundliche Erſuchen, ibre 
Commiffäre zurüdzurufen und ihre Truppen aus ben Herzogthlimern zu: 
rüdzuziehen, worauf bie gemeinfchaftliche Anzeige an die Bundesverfammlung 
erfolgen wird. Der Unterzeichniete ift beauftragt, fich eine Antivort anf dieſes 
ganz ergebenfte Erſuchen in Fürzefter Friſt zu erbitten.“ 

D. „Ter Unterzeichnete ꝛc. ijt von feiner Allerhöchften Regierung in Ber: 
folg feiner auf das Aufhören ber Bundeserecution bezüglichen Note vom beu: 
tigen Tag noch zu folgender meiterer Mittbeilung beauftragt. Die k. preu: 
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fifche Regierung bat ſich im ihrem an bie k. ſächſiſche (k. hannoveriſche) Re: 
gierung gerichteten Anfuchen um Zurücdberufung ber Civilcommiſſäre unb ber 
Erecutionstruppen einfah auf ben bunbesrehtlihen Stanbpunft ges 
ſtellt. Sie darf aber nicht vergeflen, daß ihr aus bem Friedensvertrag noch 
befondere Anſprüche zuftehen, welche fie berechtigen, dieſes Erſuchen auch in 
ihrem eigenen Namen zı fielen. Turd bie Ceſſion Sr. Maj. bes Kd- 
nigs Chriſtian IX. find die Rechte und damit ber vorläufige Beſitzſtand bes 
leßtern, wie er zur Zeit ber Verbängung ber Sreculion in den Herzogthümern 
beitand, und unabhängig von der (stage, inwieweit dieſer Beſitzſtand ein befi- 
nitiver ober ein in petitorio anfechtbarer iſt, auf Teiterreih und Preußen 
übergegangen. Tiefer vorläufige Beſitzſtand fonnte und kann, jo lange 
bie gegen benfelben erhobenen Anſprüche anderer Prätendenten nicht zur Ans 
erdennung gebracht find, weber vom Bunde noch von einer andern Regierung 
angefochten werben. Auch bie Erecution bob ihn rechtlich nicht auf, Fonbern 
war aus bejliimmt formulirten, auf bem Berhältniß ber Herzogthümer zu ber 
damaligen Megierung berjelben beruhenden Gründen verfügt mworben. Sie 
jollte nach der ausdrücklichen Beſtimmung des Yundesbeichluffes vom 7. Dec. 
(Erwägungen Ziffer 2) „ben vom beutihen Bund innerhalb feiner Gompetenz 
zu faſſenden Entichliegungen über bie von mehreren Regierungen geitellten 
Anträge in ber Erbfolgefrage nicht präjudiciren”, fonbern es blieb unb bleibt 
noch beute den Brätendenten vorbehalten, ihre Anſprüche gegen ben Befik- 
ftand geltend zu machen, welden König Ghriftian auf Grund der formalen 
Zage ber im Lande publicirten Erbfolgegejeße bei bem Tode feines Vorgängers 
angetreten hatte. Durch ben Trieben vom 30. Det. d. 3. iſt dieler Beſitz⸗ 
ftand auf Preußen und Deiterreich übertragen worden. In Folge been 
find nunmehr bieje beiden Mächte allein zur Verwaltung und milttärifchen 
Belebung berechtigt, und jede derjelben bat den Anſpruch darauf, daß feine 
anbere Autorität oder Truppenmadt außer ihrer eigenen und derjenigen ihres 
Mitcontrahenten im Friedensvertrag in denſelben zugelaifen werde. Fuͤr irgend 
eine dritte Regierung läßt fich, nachdem der Titel ber Erecution binfällig ge= 
worden ift, fein anderer Grund für die Aufitellung eines Ttuppencorps oder 
bie Ausübung einer Civil: oder Militärverwaltung auf dem Gebiet ber Her- 
zogtbümer auffinden. Die k. preußiiche Regierung beehrt ſich daher auch au 8 
biefem Grund und in ihrem eigenen Namen als einitweilige recht: 
liche Mitbejigerin ber Herzogthümer Holjtein und Lauenburg an bie f. —25 
(£. hannove riſche) Regierung das ganz ergebenſte Erſuchen um Zurückberufung 
Kr Commiſſaͤrs und ihrer Truppen aus den gedachten Herzogthümern zu 
richten.” 

Hannover gibt jofort nach und erklärt: ſich bereit, die Serzogthümer 
zu räumen, Sachſen dagegen lehnt bie Forderung ab und verlangt 
porerjt einen Beſchluß ber Bundesverfanunlung. 


29. Nov. (Sachſen) rüftet gegenüber ber brobenben Haltung Preußene. 
Die ſämmtlichen Beurlaubten werben augenblidlich zu ben ahnen 
einberufen. Die Caſſen bes Staats müffen nad) Dresden abgeliefert 
werben unb jollen nad dem Königsftein in Sicherheit gebracht werben. 


„ n (Bundestag). Außerordentlide Situng ber Bundesverfammlung. 
Oeſterreich und Preußen legen ber Bunbesverfammlung den Friedens⸗ 


vertrag mit Dänemark vor. 

Erflärung und Antrag Sachſens: „Unter Hinweis auf Artifel 13 
ber Grecutionsorbnung it von ber königlich preußiichen Regierung durch bie 
bortjeitige Gejandtihaft am biesjeitigen töniglichen Hofe die Anficht zu erfen= 
nen gegeben werben: es hätten gegenwärtig bie Regierungen von Sachſen und 
Hannover ihre in ben Serzogthümern Holſtein und Lauenburg befindlichen 
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Truppen obne Berzug zurüdzuziehen, und biervon bem Bunb Anzeige zu 
machen, beibes ohne einen Bundesbeihlup abzuwarten ober zu 


. provociren. Dieler Auffafjung des nur erwähnten Artikels ber Erecutions: 


ordnung bat bie fünigl. ſächſiſche Regierung ohne weiteres nicht beizupflichten 
vermodt. Art. 13 jagt: „Sobald der Vollziehungsauftrag vorichriftsmägig 


-erfült iſt, Hört alles weitere Grecutionsverfahren auf.” Es fragt jich 


nun, wer darüber zu entjcheiden bat, ob ber Krecutionsauftrag vor: 
ſchriftsmäßig erfüllt je. In das Ermeſſen der beauftragten Regierung 
oder Regierungen kann bieß wohl nicht geitellt jein. . .. . Jedenfalls glaubte 
jie die stage: ob und inwieweit unter ben neuerdings eingetretenen Umständen 
bie Beſetzung und Verwaltung obgedachter Herzogthümer jeitend des Bundes 
aufzubören habe, als eine jolche betrachten zu jollen, welche bie Regierungen 
von Sachſen unb Hannover Durch eine vorgreifende Verfügung 
ber Entjheidung bes Bundes zu entzieben nit berechtigi 
jeien. Die Hinweilung auf vorjtehende Momente wird zugleich die bies: 
feitige Regierung rechtfertigen, wenn jie anders als im Wege der Anfrage ſich 
nicht in der Lage glaubt, dem lekten Abjak bes Art. 8 der Erecutionsordnung 
Folge zu geben. Die fgl. Regierung bat, ohne ſich über die Frage auszu⸗ 
jprechen, ob ber Erecutionsauftrag als erledigt zu betrachten jei, wozu jie zur 
Zeit noch feinen Beruf hatte, jene Zweifel der Fönigl. preußiicyen Regierung 
nicht vorenthalten, und fie erachtet jich, ganz abgejehen von der jerneren Frage, 
ob überhaupt ein Befehl zur Zurüdziehung an den Commandirenden ber 
Yunbdestruppen durch eine anbere Behörde als die Bundesverfammlung ergehen 
!önne, nicht für ermächtigt, den ihr ertbeilten Auftrag ohne vorausgehenden 
Bundesbeſchluß als erledigt anzufehen, und bemgemäß zu verfahren. Da aber 
inzwifchen von ber königl. preußiſchen Regierung in bringendfter Weife ein 
berartiges Vorgehen beanjprucht wird, jo erachtet es bie königl. Regierung, 
obſchon von Seite ber kaiſ. öfterreihifchen Regierung, welche ſich bezüglich 
des von ber Fönigl. preußifchen Regierung zur Begründung ihres Verlangens 
angerufenen Befigtiteld in ganz gleiher Lage befindet, ein berartiges 
Anfinnen bisher in feiner Weije an fie gejtellt worben ijt, gleichwohl 
für ihre Pflicht an hohe Bunbesverfammlung den Antrag zu ftelen: „Cs 
wolle hoher Bundesverfammlung gefällig fein, unverweilt einen Beſchluß 
darüber zu faſſen, ob die Fönigl. ſächſiſche Regierung den ihr ertheilten Auf: 
trag als vorſchriftsmäßig erfüllt zu betrachten und demgemäß ihre Truppen 
aus ben Herzogthümern zurüdzuziehen babe.“ 

Erllärung Preußens: „1) Indem der Geſandte jich vorbehält, in 
Verfolg ber heute gemachten Vorlage des Friedensvertrags mit Dänemarf, 
Namens feiner allerh. Regierung eventuell weitere Erklärungen hinzuzufügen, 
reſp. bie der Sachlage entjprechenden Anträge in hoher Bundesverjammlung 
zu itellen, muß er in Bezug auf die Anfragen bes General-tieutenants v. 
Hade vorläufig ſchon jekt erflären, baß feine allerb. Regierung feine andere 
Regelung ber militärifchen Verbältnijje in ben Herzogthümern Holftein und 
Lauenburg gejtatten kann als beren ſchleunige Räumung jeitens ber 
Erecutionstruppen, welche nach notoriicher Grledigung der Grecution gemäß 
Art. 13 der Erecutionsorbnung bereits von felbft (buch die betreffenden Re: 
gierungen) Hätte verfügt werben müfjen. 2) Der Gejandte fieht ſich diefem 
Antrag gegenüber zu der Erflärung veranlapt, daß nach Art. 13 der Erecutions: 
ordnung der k. fächfifchen Regierung ſelbſt die Frage zu enticheiben obliegt, 
baß unter den gegebenen Verhältniffen das Erecutionsverfahren in ben Herzog: 
tbümern Holftein und Lauenburg gegenftandlos geworden ift. Die k. ſächfiſche 
Regierung wirb bemgemäß bie weitere Verpflichtung anzuerfennen haben, ihre 
Truppen unverweilt aus den Herzogthümern zurüdzuziehen, und daß dieß 
geichehen bei der Bundesverjammlung zur Anzeige zu bringen. Des Gejanbten 
allerh. Regierung muß auf ber in ben unzweifelbaften Beſſimmungen ber 
Bundesgeſetze begründeten Forderung beſtehen, baß bie Zurückrufung 
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ber Grecutionstruppen unb der Eivilcommifläre aus ben Herzogthümern 
ungejäumt erfolge, unb würde, wenn folches nicht geſchähe, nur alle dies 
jenigen, welche ein ſolches ben Bunbesverträgen teiberfprediendes Berbalten 
beobachteten, für bie Jolgen allein verantwortlich maden können.“ 

Erklärung Bayerns: „Der Geſandte ift ſchon jet in ber Lage, zu 
erflären, daß nad Anficht der kgl. Regierung der an bie kgl. Regierungen 
von Sachſen unb Hannover durch die Bundesbeſchlüſſe vom 1. Oct., 7. und 
14. Dec. v. 3. ertheilte Auftrag nody nicht als erfüllt zu betradten 
it, und dag vielmehr bie Verwaltung ber Herzogtbümer Holflein unb 
Lauenburg durch die Givilcommifjäre im Namen des hoben deutſchen Bundes, 
ſowie bie Beſetzung derſelben durch die k. ſächfiſchen und bie k. hannoveriſchen 
Truppen zur Zeit noch fortzudauern habe. In dem Bundesbeſchluß 
vom 7. Dec. v. J. iſt die Entſchließung der hohen Bundesverſammlung in 
ber Erbfolgefrage ausdrücklich vorbehalten worden, und bee ausſchließ⸗ 
lihde Stanbpunft ber Erecution, welder in bem vor bem Tobe 
Königs Friebrih VII. gefaßten Bundesbeihluß vom 1. Oct. v. J. enthalten 
war, ift überdieg durch die Bunbesbeichlüfje vom 25. Febr. und 2.Juni d. J. 
fo wefentlih alterirt worben, baß bie auch nad) diefen Beichlüffen bis jekt 
fortdauernde Belegung und Verwaltung der beiden Herzogthümer im Namen 
bes Aundes eine Bedeutung und Aufgabe echte bat, beren etwaige 
Modification jedenfalls nicht eher in Erwägung gezogen werben kann, als 
nachdem die allerhöchſten Regierungen von Oeflerreid, und Preußen ber hoben 
Bunbesverfammlung über ben von ihnen mit Dänemark abgejchlojfenen Trieben 
biejenigen Mittheilungen gemacht haben werben, welche bei der foeben erfolgten 
Vorlage bes riedensvertrags in Ausficht geftellt worden find.“ 


Der Antrag von Sachſen jo wie ber Bericht des Bundesgenerals 
Hade, ber um neue Inftructionen nachſucht, werben an bie Ausichüffe 
verwiefen. Auf den Antrag Bayerns wird inzwiſchen ber lebtere 
mit 8 gegen 7 Stimmen angewiejen, feine jebigen Stellungen bis 
auf Weiteres nicht zu verlaflen. 
— Nov. Maſſau). Zahlreihe Wahlverfammlungen ber Fortichrittspartei 
auf preußifchem und heſſen-darmſtädtiſchem Gebiete, da die Regierung 
nur ihren Anhängern bergleihen Verfammlungen geftattet. 


1. Dec. (Holitein). Die lebten bisher in Hamburg und der Umgegend 
liegenden Defterreicher gehen von Hamburg nach Oeſterreich ab. 

„ » (Hannover) Die Regierung ertheilt den Befehl, daß ſämmtliche 
bifponible Eiſenbahnwagen ber hannoverſchen Eiſenbahn bis zum 
6. Dec. nad) Harburg geihafit werden follen, um die hannoverſchen 
Bundestruppen nad) Haufe zurüdzuführen. 

nn. (Bundestag). Defterreih und Preußen legen den gemeinſchaft⸗ 
lichen Antrag vor, die Bunbeserecution für beendigt zu erklären. 

Defterreich erflärt, daß auf Grund bes Artikel 3 bes TFriebenspertrages 
über eine ben Bundesrechten und den Bundesintereſſen entiprechende 
Löfung Verhandlungen mit Preufen ftattfanben, von denen Oeſterreich ein 
günftiges Ergebniß hoffe. 

Erflärung Preußens: „Unter Bezugnahme auf bie von dem kaiſerl. 
öfterreihifhen Herrn Präjidialgefandten abgegebenen Erklärungen iſt der Ge: 
fandte beauftragt, in Ergänzung berfelben Namens feiner allerhöchiten Regierung 
noch Hinzuzufügen, daß auch die königl. preußifche Regierung mit Befriedigung 
burh ben Abichluß Des Friedens die Möglichkeit gegeben findet, durch 

19 


146 


Deutſchland. 


Verhandlungen der beiden Mächte unter einander und mit den Prätendenten 
bie befinitive Loſung ber ſtreitigen ragen herbeizuführen, aber ablehnen 
muß, ber deßfalls eingeleiteten Berhbanblung Folge zu 
geben, jo lange nicht ber ihres Erachtens unberedtigten Fort— 
Dauer des Erecutionsverfabrens ein Ziel gefept if. Um bieles 
zu bewirfen, bat bie Fönigliche Regierung die beiden Noten, welche fidh ber 
GSefandte beebrt, hoher Bundesverfammlung hiermit vorzulegen, bei ben 
föniglichen Regierungen von Sachſen und Hannover übergeben lafien. Die 
töniglich hannoveriſche Regierung Hat in bewährter bundesfreundlicher 
Gefinnung fih zur Ausführung der in Artikel XI ber Erecutionsorbnung 
vorgefchriebenen Maßnahmen bereit erklärt, bie königl. fächfiiche Regierung 
bagegen ift bierauf nicht eingegangen. Unter biefen Umftänden Hat die königl. 
Regierung den gemeinjchaftlihen Antrag mit ber Taiferl. öſterreichiſchen 
Megierung geftellt, um ber hohen Bundesverfammlung Gelegenheit zur Ber: 
hütung der Verwidelungen zu geben, welde aus ber fortgefegten 
Kichterfüllung ber Ausführung bes Artifel8 XIII ber Erecutiondorbnung fich 
ergeben könnten, und erfudt um jchleunigfte Erledigung biefes Antrages.“ 

Ein Antrag Bayerns, denjenigen von Defterreih und Preußen an 
die Ausſchüſſe zu verweilen, erhält nicht die Mehrheit, vielmehr wird 
beſchloſſen, demnächſt darüber abzujtimmen. 


1. Dec. (Zollverein). Beginn der Unterhanblungen zwifchen Preußen und 


" 


Frankreich über die im Hanbelövertrage anzubringenden Mopdificationen. 


n (Hefien-Darmftadt). Die II. Kammer lehnt die unbebingte 


Annahme ber Strafproceßorbnung, wie diefelbe aus ihren Berathungen 
hervorgegangen, mit 31 gegen 15 Stimmen ab, und beidließt mit 
26 gegen 20 Stimmen, daß bie jebige Faſſung aller einzelnen Artikel 
durch die I. Kammer ald Bedingung ihrer Annahme zu betrachten fei. 
„ (Medlenburg). Das Urtheil des Roftoder Magiftrats bezüglich 
ber Theilnehmer am Nat.-Berein wirb durch Minijterialrefeript Traft 
landesherrlicher Oberpolizeigewalt caffirt und ihm bei 1000 Thlrn. 
Strafe befohlen, ein neues Erkenntniß auf Grundlage des Diinifterial: 
erlafies von 1859, durch welches der Nat.:Berein verboten wurbe, 
auszufertigen. 


2 „ (Sadfen). Die Flucht der Caſſen nah Dresden, reſp. Könige: 


n 


ftein wirb wieder eingeftellt. 


„ (Kurhejjen). Die Stänbeverfammlung vernimmt die Antwort 


bes Kurfürften vom 30. Nov. auf ihre Adreſſe v. 24. v. M. Der: 
felbe verfucht es nicht einmal, die Klagen derfelben Über bie traurigen 
Zuftände des Landes nad allen Seiten der Gefeßgebung zu wider: 
legen, jonbern weist fie einfach als Eingriff in bie „unveräußerlichen 
Prärogative Unferer Krone und eine gefidherte Ordnung des Staats: 
lebens” ab, indem ber Kurfürft erklärt, va er 
„bie bermalige Zufammenfegung ber Stänbeverfammlung, wie bie Regierung 
bereitS wiederholt zu erfennen gegeben, nicht al8 eine zum definitiven Abjchluß 
gelangte betrachten Tann und das Auftanbefommen einer Vereinbarung 
FR vom Standpunft Unferer Regierung aus als die unerläßliche und 
ndamentale Vorausfegung eines wirklichen und befriebigenden Abſchluſſes 
ber Berfaffungsfrage betrachtet werden und zugleich als der wejentlichfte Schritt 
zu einer gedeiblichen, fegensreihen Entwicklung ber Verhältniffe bes Landes 
auch in Hinficht jeiner materiellen Intereſſen betrachtet werben muß." 
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3. Dec. (Defterreih). Eine öfter. Circulardepeſche ſucht die deutſchen 


Regierungen durch bie Erklärung zu beruhigen, daß das Aufhören 
ber Mitbeſetzung Holſteins durch Bundestruppen bie Geltung bes 
vollen Rechtes des Bundes auf „competenzmäßige“ Entſcheidung in 
der Erbfolgefrage nicht beeinträchtige. Bayern wird dringend ab: 
gerathen, in den bevorjtehenden Bundesbeihluß eine Wahrung bes 
Rechtes auf weitere Bejehung Holfteind durch Bunbestruppen auf: 
nebmen zu wollen. 

„ (Holftein). Die am 24. v. M. ftflirten preuß. Truppenmärfche 
haben wieder begonnen. 

„ (Lauenburg). Das 3. preuß. Garderegiment geht von Altona 
zur Bejegung Lauenburgs ab. 

„ (Bayern). Die Generalverfammlung des proteftantifchen Vereins 
ber Pfalz erklärt fi in einer Reſolution für die Entiheibung bes 
badiſchen Oberkirchenrathes in der Angelegenheit Schentel. 

„ (Holitein). Conflict der Bundescommilfäre mit der von ihnen 
eingejeßten berzogl. Landesregierung in Kiel wegen Abführung von 
Cafjenüberfjhüffen nah Hannover und “Dresden. Krllärung ber 
Bundescommilffäre. 

» (Bayern). Hr. v. d. Pforbten wird nad) langen Unterhanblungen 
enblih, nachdem am Tage zubor im Minifterrath ein Programm 
alljeitig vereinbart worden war, wieder zum Minifter bes Auswärtigen 
ernannt. 

» (Bundestag). Die Bundesverfammlung nimmt ben öſterr.preuß. 
Antrag v. 1. d. M. mit 9 gegen 6 (Bayern, Württemberg, Sachen, 
Heſſen-Darmſtadt, ſächſ. Herzogthümer, Naflau und Braunfchiweig) 
Stimmen an. 

Botum Bayerns: „Ter Grunbfab, daß Niemand mehr Recht übertragen 
fann, als er felbit bat, leidet auch auf den Art. 3 bes Friebesvertrages vom 
30. October db. %. Anwendung. Die k. Regierung hat aber niemals anerkannt, 
bag dem jepigen Könige von Dänemark auf die Herzogthümer Schleswig und 
Holftein andere Rechte zuſtehen, als bie eventuellen Erbrechte, welche ihm 
als Glied ber Glücksburgiſchen Linie für den Tall bes Ausfterbens oder 
Berzichtes des ganzen Auguftenburgiihen Haufes zufommen, und fie hat um 
jo weniger Grund, bieje ihre Ueberzeugung nochmals näher zu begründen, 
ſeildem auf ben Gonferenzen zu London in ber Sigung vom 28. Mai db. 3. 
biejelbe Anſchauung dur bie Vertreter von Defterreih und Preußen ebenjo 
wie buch ben Vertreter bes Deutfchen Bundes kund gegeben und durch den 
Bundesbeihluß vom 2. Zuni db. 3. allfeitig anerfannt worden ift. Unmöglich 
können aljo jet bie höchſten Regierungen von Defterreih und Preußen aus 
aus bem Art. III. des Friedensvertrags Rechte als übertragen betrachten, 
beren Nichteriftenz fie ſelbſt feierlich anerkannt unb geltend gemacht haben. 
Aber auch Beſitz an den genannten Herzogthümern hatte ber König von 
Dänemark nit, als er ben Friedensvertrag ſchloß, und der Art. Ill. biefes 
Vertrages kann baber für diefelben ebenfowenig einen Befittitel als ein Recht, 
fonbern höchſtens nicht begründete Anſprüche übertragen. Im Befite 
von Schleswig waren unb find bie beiden beutichen Mächte, in dem Befit 
von Holftein war und ift ber Deutiche Bund, und zwar ausihließlih. Denn 
bie Anwejenheit öfterreichifcher und preußifcher Truppen in Holftein beruht 
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auf der von ben hoͤchſten Regierungen von Oeſterreich und Preußen jelbit 
als erforderlich anerkannten und veranlakten Zuftimmung ber hohen Bundes- 
verfammlung ober ihrer Organe, und batte nie den Zweck bauernder Belegung, 
fondern wurde ſtets nur auf das Bebürfniß ber militärifchen Verbindung mit 
Schleswig ober des Rückmarſches auf Etappenftraßen geftügt. Die hohe Bundes⸗ 
verjammlung ift allerdings verpflichtet, das von ihr allein jebt legal beſeſſene 
Herzogthum Holftein balbmöglichit zu übergeben, aber nur an den legitimen 
Herzog, und jedenfalls nicht an ben jegigen König von Dänemark ober 
an Nachfolger in deſſen Rechte oder Anfprüche. Jede andere Verfügung über 
das Herzogtbum Holjtein würde eine birefte Verlegung ber Haupt: und Grund: 
verpflichtung fein, wie fie Art. II, der Bundesafte allen Bundesgliedern gegen 
einander auflegt. Der vorliegende Antrag bezeichnet aber nicht einmal, an 
wen denn ber Befit des Herzogthums Holftein übergehen fol, und jeine 
Annahme würde daher einem völligen VPreisgeben bed Landes von 
Seite bed Bundes gleihftehen. Die Fönigl. Regierung würde hiernach 
dem geftellten Antrag nur haben zuftimmen fünnen, wenn bamit zugleich 
bie Anerfennung bes legitimen Herzogs verbunden gewejen wäre. 
Die in Ausficht geitelte Verhandlung mit ben Prätendenten Tann jene Ans 
erfennung nicht erfeßen, unb bie hohe Bundesverfammlung Tann die ihr 
obliegende Pflicht, bie bei ihr anhängig gemachte Erbfolgefrage zur Löſung zu 
bringen, und bis dahin den Beſitz und die Berwaltung bes Kandes zu behaupten 
und fortzuführen, weder auf Andere übertragen noch ſchlechthin aufgeben. Die 
f, Regierung verfennt babei nicht, daß bezüglich des Herzogtbums Lauenburg 
theilweiſe andere Verhältniſſe und Rechtszuftände beitehen. Sie würdigt dankbar 


| bie Erfolge, welche Tefterreich und Preußen durch ihre tapferen Armeen für 


bie beutichen Interefjen errungen haben. Sie erfennt volljtändig bie Vebeutung 
ber Thatjache an, daß das Herzugthum Schleswig fich im Befige ber beiben 
Mächte befindet und daß es höchſt wünſchenswerth ift, diefes Land mit Holftein 
baldbmöglichft in diejenige thatſächliche Verbindung zu jeßen, welche rechtlich 
begründet ift. Deshalb it bie königl. Regierung gerne bereit, mitzuwirken, 
zur Herftelung einer gemeinfhaftlihdenBermaltung und Befehung 
ber Herzogthbümer Scleswig-Holftein und Lauenburg durch Oefterreich, 
Preupen und ben Bunb bis zur Enticheidung ber Erbiolgefrage. 
x Botum Sadjens: „Wem bie ch Regierungen von Oeſterreich 
und Preußen fi babin ausipredhen, dat bie durch Bundesbeihluß vom 7. 
December v. %. verhängte Erecution gegenftandslos geworben fei, jo mag biefer 
Auffaffung injofern nicht widerfprochen werden, als bas Object des voraus: 
egangenen Bejchluffes vom 1. Detober v. J., deſſen Vollzug jener fernere 
eihluß in’s Werk feßte, nicht mehr befteht. Allein bie dem Bunde gegen: 
wärtig vorliegende Frage ift hiermit nicht erſchöpft. Es darf zunächſt nicht 
unerörtert bleiben, ob überhaupt der Bundesbeſchluß vom 7. December v. J. 
den vollftändigen Character eines Grecutionsbefchlufjes hatte. Die 
Bundeserecution — vergleiche Art. 6 und 14 ber Erecutionsordnung — findet 
gegen eine Bundesregierung ſtatt, alfo gegen eine Megierung, welche der Bund 
als rechtmäßige Regierung eines Bundeslandes betrachtet. Der Erecutionsbeichluß 
vom 1. October war gegen bie zweifellos Iegitime Regierung bes Königs 
Friedrich VII. von Dänemark, Herzogs von Holftein und Lauenburg, gerichtet. 
Als jedoch der lediglich Die Ausführung jenes Beſchluſſes verfügende Beſchluß 
am 7. December gefaßt wurbe, war bie Vollmacht bes Abgeſandten bes ver: 
meintlichen Landesherrn zuvor bereits beanftandet und in Folge deſſen bie Stimme 
für SHolftein und Lauenburg fuspendirt worden. Der Antrag ber hoben 
Regierungen von Defterreich und Preußen, welcher zum Befchluß erhoben wurde, 
—* in jeiner Begründbnng die Erwägung aufgenommen, daß durch bie Aus- 
ührung ber ins Auge gefaßten Maßregel den vom Deutfchen Bund innerhalb 
feiner Gompetenz zu fafjenden Entſchließungen über bie von mehreren Regierungen 
geftellten Anträge in ber Erbfolgefrage nicht präjudieirt werbe, und es hatten 
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bie für ben Antrag fich ausiprechenden Stimmen faft ſämmtlich auf biefen 
Vorbehalt Bezug genommen, beziebentlich ihr Votum dadurch motivirt. Wäh— 
rend bie biffentirenbe fehr ftarfe Minorität die Grecution beshalb überhaupt 
nicht für zuläffig erachtete, weil biefe nur gegen ein mirkliches und anerkanntes 
Bunbesglied ſich richten könne, ließ ſonach felbit bie Majorität darüber feinen 
Zweifel beftehen, daß bie Frage, wer als rechtmäßiger Regierungsnachfolger 
betrachtet werben mülfe, eine jtreitige fei. Durch die Suspendirung der Stimme 
aber hatte ber Bund bies in feiner Majorität anerkannt. Daß unter foldhen 
Berbältnijfen der damalige Erecutionsbefhluß mehr eine politifhe Maß: 
regel war, bie durch bie Finfleibung in einen Srecutiondbeihluß zu Irrungen 
Anlaß geben werde, iſt von ber ſächſiſchen Regierung in ihrem Votum nicht 
unbeadhtet geblieben. Konnte aber noch irgend ein Zweifel barüber obwalten, 
ob ber Bunb mit bem Beihluß vom 7. Dec. v. X. bem König Ehriftian 
von Dänemark einen Befigtitel für Holftein und Lauenburg nicht mittelbar 
zuerkannt, indem er anfceinenb gegen Sr. Maj. Megierung Erecution bes 
jchloffen Habe, jo machte der fernere Beihluß vom 25. Februar db. 3. jeden: 
falls dieſer Unficherheit ein Ende, indem ber Bund befinitiv ausſprach, daß 
bie Vollmacht des Abgejandten St. Maj. aus bem Titel bed Lonboner Ver: 
trage nicht angenommen werben könne, unb baß ber Ausſchuß bei feiner 
Berichterftattung über bie Erbfolge biefen Vertrag nicht zur Grunblage zu 
machen babe. Bon biefem Augenblide an, wo ber Befigtitel, Traft beffen 
König Ehriftian die Regierung über die gefammten, unter bem Scepter Kö⸗ 
nigs Friedrich VII. vereinigt geweſenen Yandestheile angetreten hatte, in ben 
Augen des Bundes binfällig war, war au bie Erecution als folde 
hinfällig und gegenſtandslos. Ter Bunb hatte es fofort nicht mehr 
mit ber däniſchen Regierung zu thun, gegen weldde bie unterm 7. Tec. in 
Vollzug geſetzte Erecution am 1. Oct. bejchloffen worben war. Dennoch wurbe 
von Teiner Seite daran gebadht, bie fogenannte Grecution einzuftellen. Die 
bamit von dem Bunde übernommene Beleßung und Verwaltung ber Herzog⸗ 
thümer SHolftein und Lauenburg wurde aufrecht erhalten und mußte auf: 
recht erhalten bleiben, bis ber Bunb ſich in ber Zuge befinden werbe, ben Beſitz 
und bie Berwaltung derfelben bem von ibm anerfannten rehtmäßigen 
Befiger zu übergeben. Iſt dies boch ein Verfahren, welches ebenmäßig 
bann eintreten muß, wenn eine infolge normaler Grecution gegen ein aner= 
erfanntes Bundesglied erfolgte Beſetzung und Verwaltung suhubören bat. 
Dies ift die Lage, in welcher ſich ber Bund auch heute noch befindet, und es 
ſcheint daher ber biesfeitigen Regierung unzweifelhaft, baß bie frage, men 
ber Bunb als rechtmäßigen Landesherrn anzufehen habe, entſchieden fein 
muß, bevor er wegen Aufgabe ber für das betreffende Bunbeslanb über: 
nommenen Bejegung und Verwaltung Beichluß fallen Tann. Tiefen Erwä⸗ 
gungen zufolge glaubt bie fönigl. Regierung ben ihr vorligenben Antrag ale 
verfrüht betrachten zu bürfen unb vermag aus biefen Gründen ihm nicht bei: 
zuftimmen.” 


5.Dec. (Defterreid) ſchlägt Preußen vor, die Herzogthümer factifch bem 
Herzog Friedrich als dem beitlegitimirten Erbanfpredher zu übergeben 
und bie übrigen Prätenbenten an ein Aufträgalgericht zu weiſen. 


(Holftein). Kine Belanntmahung des Oberbefehlshabers der 
alliirten Armee Tündigt das Aufhören ber Bundeserecution an, ohne 
bed Bundesbeſchluſſes Erwähnung zu thun, und daß bie beiden Re⸗ 
gierungen beſchloſſen Hätten, die oberfte Verwaltung ber brei Herzog: 
thümer einftweilen in der Hand ihrer bisherigen Givilcommifläre für 
Schleswig zu vereinigen, 
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6. Dee. (Sachſen) entläßt die einberufenen Truppen wieber und befiehlt 
Könnerit und Hade die Räumung ber Herzogthümer. 

7., (Holftein). Die Bundescommiffäre übergeben den öfterr.:preuß. 
Civilcommiſſären die Verwaltung und verlaflen Altona. Die han: 
noverifhen Bunbestruppen treten den Rüdmari an. 

„ „» (Holftein). Belanntmahung ber öfterr.preuß. Civilcommiſſäre: 

„... Um bie Aufgabe erfüllen zu Fönnen, die obere Leitung der geſammten 
Verwaltung ber Herzogthümer in beren Intereſſe unb fo zu führen, daß 
. der Entſcheidung über die Zukunft berHerzgogthbümer in feiner 
Weiſe —8— wird, müſſen wir uns vor Allem der willigen Un⸗ 
terordnung und bereiten Unterſtützung aller Behörden und Beamten im Lande 
verſichert haued können.“ 
Bon den holſt. Beamteten, zunächſt den höheren, wird eine An- 
erfennungs: und Gehorſamkeitserklärung verlangt. 

„— 11. Dec. (Holftein). Ankunft der neuen preuß. Befahungstruppen. 
Diefelben follen unter Gen. Herwarth v. Bittenfeld Holftein, Lauen⸗ 
burg und die Dftfeite Schleswigs beſetzen, während bie Defterreicher 
bie Weſtſeite Schleswigs inne haben und 1 Bataillon nad Altona 
legen. 


8 „ (Bayern) Hr. v. Schrenk wied wiederum zum bayer. Bunbes: 


tagsgefanbten ernannt. 
9, „ (Holſtein). Erlaß ber öſterr.-preuß. Eivilcommifjäre an bie bol- 
fteinifche Landesregierung: 

„Die fähfifhen Truppen werben erſt am 14. d. M. anfangen, das Her: 
zogthum Holftein zu verlaffen, weil ihnen erft von ba ab bie bannoverifchen 
Geilenbahnen, und auch dann nur unter Beihränfungen, zur Verfügung ge: 
ftelt werben. Da für diefe Verzögerung durchaus fein Grund in ber Natur 
ber Sache liegt, diefelbe vielmehr nur durch ben Wunſch ber größern Bequem: 
lichkeit wegen flatt bes Marfches die Beförderung ber Eijenbahn zu benüßen, 
und buch den gewählten Umweg veranlaßt warb, jo haben die aus ber Ber: 
zögerung entftehenden Koften feinen Anſpruch darauf, innerhalb ber Entichä- 
bigungen für bie Erecutionstruppen gerechnet zu werben, und es darf auch 
durchaus Teine weitere Belaftung bes Herzogthums Holftein erwachſen. Ges 
werben baber ben jächliichen Grecutionstruppen, welche fi nicht mehr im Auf: 
trage bes Bundes, fonbern nach bem Belieben ber Töniglich ſächſiſchen Regie⸗ 
rung im Lande befinden, von jetzt an feine Leitungen auf Koften bes 
Landes, weder in Naturallieferungen, Quartier, noch fonft gewährt werben 
können, ſondern e8 wird, was ihnen freiwillig von ben Einwohnern ge- 
male wird, nad) Ordnung von Preifen alles von benfelben bezahlt werben 
müſſen.“ 

10. „ (Holſtein). Die Univerfität Kiel macht ſich zum Organ ber 
bon vielen holjt. Beamteten getheilten Bedenken gegen eine unbe: 
bingte Gehorfamkeitserflärung nad) dem Erlaß ber öfterr.:preuß. Ci: 
vilcommiffäre v. 7. d. M.: 

m... Es Lönnte barumter möglicher Weife auch das dem Vernehmen nach von 
einer Partei im Königreiche Preußen verfolgte Beſtreben, die Herzogthlimer 
jenem Königreihe zu incorporiren, ober bie Anerkennung ber vermeintlichen 
Anfprüce des Großherzogs von Oldenburg eingeichloffen fein, Beftrebungen, 
gegenüber benen völlig unthätig zu fein, wir uns nicht verpflichten können. 
Dagegen find wir bereit, ber factiichen Befigergreifung Deflerreichs unb Preu⸗ 
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Pens uns zu bem Zwedcke willig unterzuorbnen und biefelbe bereitwillig zu 
unterflügen,, um das von ben Geſandten biefer beiden Mächte auf ber Con⸗ 
ferenz zu Lonbon unterm 28. Mai erklärte Ziel möglichft bald zu ereichen.“ 


11. Dec. (Holftein). Das holft. Poſt- und das Telegraphenwefen werben 


12. 


13. 


” 


aus dem Gefchäftskreife ber Landesregierung ausgeſchieden und preus 
ßiſchen Chefs untergeordnet. Die bisherigen bolft. Telegraphenbe: 
amteten werben ſämmtlich zur Dispofition geftellt. 

„ (Holftein). Die öfterr.preuß. Civilcommiffäre „beeilen fi, dem 
Curatorium ber Univerfität zu erwiebern, daß fie weit entfernt davon 
feien, irgend Jemand, gefchweige ben Vertretern ber Wiſſenſchaft, in 
ihrer Rechtsüberzeugung beengenben Zwang anlegen zu wollen.” Die 
Erklärungen ber Beamteten erfolgen nunmehr ohne Widerrede, theils 
mit theild ohne ausbrüdlihen Vorbehalt. 

„ (Bayern). Eine Circulardep. v. d. Pforbtens an die beutfchen 
Regierungen erörtert bie Stellung Bayern® zu ber fchleswig-holftei: 
niſchen und in ber beutfhen Frage überhaupt. 

„ (Preußen). Hr. v. Bismard lehnt in zwei Dep. an Oeſterreich 
ben Vorſchlag besjelben vom 5. Dec. ab, weigert fi, auf eine Ent: 
fcheibung in ber ſchlesw.-holſt. Erbfolgefrage einzugehn, bevor bie 
zufünftige Stellung Preußens in ben Herzogthümern feſtgeſetzt ſei 
und regt vertraulich bie förmliche Annerion berfelben an Preußen an. 

» (Breußen). Eine Dep. Bismards an Bayern und Sachſen 
fommt auf bie Vorgänge vom 5. d. M. am Bunde zurüd unb warnt 
biejelben drohend vor jedem künftigen Verſuch einer Ueberfchreitung 
ber Sompetenz bes Bunbes durch Majoritätsbefchlüffe: 

..... Der Bund hat nur genau die Rechte, welche die Verträge ihm 
beilegen, und wir kennen keinen Artikel der letztern, nach welchem der Bund 
ein Land, deſſen Erbfolge ſtreitig iſt, zu ſequeſtiren oder zu beſetzen habe. 
Wäre dieſe Verſchiedenheit der Auffaſſung nur rein theoretiſcher Natur, fo 
Tönnten wir uns bamit begnügen, unſere Anſicht conftatirt zu haben. Wir 
bürfen aber nicht verbebfen, daß wir in derſelben eine große practifche 
Gefahr erbliden, auf welde aufmerffam zu machen wir für unfere Pflicht er: 
achten müffen. Es liegt in dem Berfuh, an bie Stelle der &recution bie 
Occupation und Sequeftration ber Herzogthümer zu ſetzen unb ber Bundes⸗ 
verfammlung die Beſetzung und Verwaltung berfelben bis zu bem Augen 
blick ber befinitiven Entſcheidung über ihre Zukunft zu vinbiciren, eine Ten⸗ 
benz zur Ausbehbnung ber Competenz ber Bunbesverfamm: 
lung, welde in ben Verträgen feinen Boben findet, und wir daher als ge 
fährlih für das Beftehen bes Bundes felbft zu bezeichnen nicht umhin Tünnen. 
Ter Beſtand bes Bunbes ift auf ber Achtung aller Bunbesglieber vor dem 
fehr vorfichtig gezogenen Grenzen biefer Competenz begründet; jeber Verſuch 
willfürlicher Erweiterung berfelben berührt und erfhüttert bie Grundlagen bes 
Bundes ſelbſt. Ein Regiment von Majoritäten, welches an bie Stelle 
jener Achtung ein Princip bes eigenen Beliebens ſetzen würde und ben An⸗ 
ſpruch machen wollte, auf unfere Politik über bie Beſtimmungen ber Bun⸗ 
besverträge hinaus leitend einzumwirten, Tönnte von ung nicht ertragen 
werben. Wir find nur besjenigen Bundes Mitglieder, beffen Grundgeſetze fi 
in den Bunbesverträgen niebergelegt finden; bas Maß ber Befu niffe welche 
ber Gefammtheit bem einzelnen Mitgliede gegenüber beiwohnen, ift burch biefe 
Berträge bemeſſen, und bie Ueberſchreitung ber bamit gegebenen Competer 
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fällt mit dem Bruch des Bundes zuſammen. Jebde Regierung, welche 
Werth auf bie Vortheile und bie Sicherheit legt, bie ihr das Fortbeſtehen bes 
Bundes gewährt, folte daher vor Competenz-Ueberfchreitungen, durch welche 
bas gemeinfame Band zerrifjen werden Tann, forgfältig auf ber Huth fein. Wir 
find nicht gewillt, unfere politifche Selbftänbigfeit über das Maß unſerer nad: 
weisbaren Bunbespflichten hinaus beeinträchtigen zu laflen; ber Verſuch dazu 
aber würde zur Thatſache geworben fein, wenn ben 6 Stimmen ber Mi: 
norität vom 5. d. M. noch 2 andere Binzugetreten wären. Wir würben bann 
in ben Fall gefommen fein, bem zu Unrecht gefaßten Befchluffe gegenüber, 
von ber und aus ber Verlekung der Verträge erwachfenden Freibeit des 
Handels zur Wahrung unferer Rechte den vollen Gebrauch zu machen. Wir 
fönnen nur wünfcden, daß ber Föniglihen Regierung über biefen unfern Ent: 
ſchluß für ähnliche Fälle fein Zweifel jbleibe, unb darum habe ich es nicht 
für überflüffig erachtet, auch nachdem ber augenblidliche Fall durch bie Ab: 
fimmung vom 5. d. M. entſchieden ift, aufbie babei in Frage gefteliten Prin: 
cipien zurüdzufommen.” 

Sn ber Dep. an Sachſen findet fich folgende Rechtsdeduction: „... Ner 
im Borbeigehen will id bes Mißverſtändniſſes erwähnen, welches fich darin 
tunbgibt, daß ber Befigtitel des Königs Chriftian IX. auf ben Lor 
boner Vertrag zurüdgeführt.... Sollte e8 wirffid einen Staatsmann ven 
dem juriftiichen Scharffinn des Hrn. v. Beuft entgangen fein, daß ber Lon—⸗ 
boner Vertrag von 1852 dem König Ehriftian IX. feine neuen Rechte ver: 
liehen bat, noch verleihen Fonnte, fonbern daß derſelbe nur das Verſprechen 
der Anerfennung berjenigen Rechte enthielt, welche für denfelben aus ben barin 
erwähnten Verzichten unb aus den beabfichtigten Iegislatorifchen Schritten bes 
Königs von Dänemark behufs Aenderung der Thronfolge hervorgehen würben, 
und biefe Berzichte und das Thronfolgegejeg von 1853, welches in 
allen Theilen ber Monardie in formal gültiger Weife puhli: 
cirt wurde, nicht aber bie benfelben von fremben Mächten verfprochene An: 
erfennung, bilbeten den Befigtitel des Königs Ghriftian IX., und warden 
burch den Beitritt oder Nichtbeitritt irgendeiner Macht zu bem Londoner Ber: 
trag an und für fih und in ihrem Beitehen nicht berührt. Es ift baher leicht 
zu erkennen, mit wie wenig Recht bie jächfifche Erklärung bie Ausſprüche bes 
Bundes, in welchen derjelbe ben Londoner Vertrag als für ihn nicht vorhanden 
bezeichnet, bazu anmenben fonnte, ben Charakter ber Erecution ftillfchmeigend 
in bie bem Bundesrecht fremde Occupation zu verwandeln.“ 


13. Dec. (Kurheſſen). Die Ständeverfammlung beſchließt in Folge ber 


Antwort des Kurfürjten auf ihre Adreffe v. 24. v. M. mit allen 
gegen 2 Stimmen folgende Erklärung: 

„Die Ständeverfammlung hatte e8 in ber Abreife vom 24. v. M. ver: 
mieben, bie aus bem Berfaffungsitreit berrührenden Fragen zum Gegen: 
ftand ihrer Bejchwerbeführung zu machen. Diesmal handelt es fi in ber 
That nicht um bie politifchen Rechte und Freiheiten. Die Stänbe bielten ſich 
vielmehr durch ihren Eid verpflichtet, dem Lanbesheren gegenüber freintüthig 
auszufprechen, wie fie die Lage bes Lundes betrachten, und daß unerſetzliche 
Nachtheile, ja ſchwere Gefahren für den Staat entftehen müffen, wenn, wit 
feither, jelbft auf Gebieten, welche mit der Potitif nichts zu fchaffen haben, 
die Thätigfeit ber Regierung ftill fteht und die michtigften Landesintereffen wo 
nicht mißachtet, boch verfannt ober erft im äußerften Drange der Nothwendig⸗ 
feit zu fpät gewahrt werben. Nur barauf fommt e8 an, ob dieſe Befchwerde 
wahr ift ober nicht. Die von ſämmtlichen Miniftern contrafignirte Allerhöchſte 
Erwiberung vom 30. v. M. gibt hierauf feine Antwort. Statt beffen wirb 
ohne allen Grund das Recht ber Stände beftritten, bie Neglerungstbätigfeit 
als folche einer Beurtheilung zu unterziehen. Mit Uebergehung bes eigent: 
lichen Inhalts ber Adreſſe werben die mit dem Junipatent —— — 
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politifchen Fragen herbeigezogen unb ber Streit über bie Wirkſamkeit ber vor 
MWieberherftellung ber Verfaſſung von 1831 ergangenen Gefege und Ord⸗ 
nungen, welche bie Stände in feiner Weife berührt hatten, wirb an biejer 
Stelle wieder aufgenommen. Endlich ift eine anberweite Zufammenjegung 
ber Stänbeverfammlung nicht blos als „bie unerläßfiche und fundamentale 
Vorausfegung eines wirklichen und befinitiven Abjchluffes ber Verfaſſungs⸗ 
fragen“, fondern in völlig unerfindlicher Weiſe als „der weſentliche Schritt zu 
einer gebeihlihen und fegensreihen Entwicklung ber Verbältniffe des Landes 
auch in Hinficht feiner materiellen Arttereffen“ bingeftellt. Die Stände würden 
bie ganz unzweibeutigen, durchaus loyalen Ziele ber Adreſſe verwiſchen, wollten 
fie jich, gegen ihren Willen, in bie von der hohen Staatsregierung bier ein- 
gemijchten Streitigkeiten — beren Michtigfeit die Ständeverfammlung am 
wenigiten verkennt — bei biefer Gelegenheit verwideln laſſen. Tie noch nicht 
gelöften Fragen des Verfaffungsrechtes follen wie bisher fo auch fernerhin jebe 
an ihrem Plate ihre gründliche Erörterung finden. Hier gilt es anderen, 
für jeden politifhen Standpunkt gleich) wichtigen und gleich bringlichen Landes⸗ 
intereffen. Die Allerhöchſte Erwiderung beftreitet bie in ber 
Adreffe gegebene Tarftellung von bem Zuſtand bes Lanbes in 
feiner Weije; fie erfennt felbft an, daß bie Regierung bie Aufgabe habe, 
bie burch bie wahren Bebürfnifje des Landes gebotenen Maßregeln zu treffen, 
und erflärt, daß die Regierung Sr. k. Hoh. bes Kurfürften „nicht ablaffen 
werbe, fih mit aller Sorgfalt der rechtzeittgen und erfolgreichen Löſung biejer 
Aufgabe anzunehmen.” Die Ständeverjammlung bat ein ausbrüdliches Zus 
geitändniß ihrer Beichwerben für die Nergangenheit nicht erwartet. Nicht 
Anerkennung, nicht Motte, fondern Handlungen find es, denen fie ent: 
gegenfiebt. Cs fommt auf eine durchgreifende Beſſerung von Zuſtänden 
an, und eine ſolche kann fich weder plößlich noch anders als durch bie That 
vollziehen. Erfolgt diefelbe im Sinne ber wahren Landeswohlfahrt, jo barf 
bie Stänbeverfammlung felbit einer abwehrenden und unbefriedigenden Er: 
flärung gegenüber nichtsdefioweniger ihren Zweck als erreicht anſehen. Cr: 
folgt diefefbe nicht, jo werben jich die Stände durch ihren Eid verpflichtet 
erachten, auf verfaſſungemäßigem Wege und im eigeniten Antereffe ber lan⸗ 
besherrlichen Autorität DvasXand vor fortgeſetzter Bernadhläffigung 
feiner Wohlfahrt zu wahren und befchließt auf Grund ber porftehenden 
Erflärungen zur Zeit von einer weiteren Entſchließung abzuitehen.“ 


Erflärung bes ritterjhaftlichen Abg. v. Trott, bem ſich bie 
ritterfchaftl. Abg. v. Keubell, v. d. Malsburg und v. Verfchner anfchließen: 
„Ich habe bezüglich ber Abreffe vom 24. Nov. feine anbere Abjiht gehabt und 
feine anbere Tendenz verfolgt als die, durch die Tarftelung ber Lage bes 
Landes als ber Folge des bisherigen Verhaltens ber Regierung, dem Landes: 
berrn bie Üeberzeugung zu verichaffen, baß eine unveränberte yortbauer 
dieſes Zuſtandes ähnliche Refultate herbeifiihren werde, als fie bereits früher 
in einer bie Iandesherrliche Mutorität und bie Intereſſen bes Landes ſchädi⸗ 
genden Meife eingetreten find — die fremde Ginmifhung zur Schlid: 
tung bes Zwieſpaltes zwiſchen Regierung und Volk. Ich beflage es tief, daß 
bie wohlgemeinte Abſicht verfannt worden ift und bie Wünfche für das un: 
Enden €ı Wohl des Landesfürſten und bes Vaterlandes Tein geneigtes Ohr 
gefunden haben; ich glaube aber nunmehr ben Greigniffen, welche, wie 
e8 ſcheint, über das Vaterland fommen follen, mit Rube entgegen - 
jehen zu bürfen und jede beshalbige Verantivortung meinerfeits ablehnen zu 
önnen.” 


14.Dec. (Zollverein). Preußen vereinbart Namens bes Zollverein mit 
Srankreih bie im Handelsvertrage anzubringenden Mobificationen. 
Der Art. 31 besfelben, beffen Befeitigung Oefterreih und bie früher 
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näber mit ibm verbündeten Staaten gefordert hatten, beſindet ſich 
nicht darunter. 

14. Dec. (Heffen-Tarmftabt). Die IL. Kammer vertagt die Regierungs: 
borlage bezüglich ber Koſten für Einführung der Bezirksftrafgerichte bis 
nah dem Beichluffe ber I. Kammer über bie neue Strafproceßord⸗ 
nung und die damit zufammenhängenden Geſetze. 


15. „ (Zollverein). Baron Hod geht als Bevollmächtigter Oeſter⸗ 
reichs behufs neuer Unterhandlungen mit Preußen und dem Zoll: 
verein von Wien nach Berlin ab. 

— „(36er Ausſchuß). Die geichäftsleitende Commiſſion beſchließt 
gegenüber ber preuß. Annerionstendenzen alle ihre bifponibeln Mittel 
für allfällige Unterflügung berjenigen ſchleswig-holſteiniſchen Beam⸗ 
teten, die wegen ihrer Haltung bezüglich bes Herzogs Friedrich ent: 
laſſen würben ober fidy genöthigt fehen follten, ihre Entlaſſung zu 
nehmen, zu veriwenben. 


17. „ (Bunbestag). Die großh. und herzogl. ſachſiſchen Regierungen 
.  Überreihen unter entſprechender Erflärung eine Denkſchrift über bie 
Berechtigung der Sachfen: Erneftinifhen Häufer auf die Succeflion 

in Lauenburg. 


18. „ (Bayern). Antwort v. d. Pforbtens auf bie drohende Dep. Bis: 
marcks v. 13. d. M. 

Die Dep. lehnt es zumächft entfchieben ab, ſich irgendwie über ihre Ab: 
fimmung vom 5. d. M. am Bunbe zur Rebe ftellen zu laſſen. NR 
bagegen bie kgl. preußifche Regierung auf Gefahren aufmerkſam machen will, 
welche bem Fortbeitande des Bundes broben, find wir gerne bereit, ihr auf 
biefes Feld ber Betrachtung zu folgen; denn wir würnfchen aufrichtig bie Er: 
haltung dieſes Bundes der gefammten beutfchen Nation, unb erkennen bie 
Pflicht aller Bundesregierungen an, zur Befeitigung unb Verhütung von Ge: 
fahren mitzuwirfen, welche ber Erhaltung bes Bundes bereitet werben könnten. 
Bon biefen Standpunkte aus haben wir bie TDepeiche bes kgl. preußifchen 
Herrn Staatsminifters fehr genau erwogen und finb mit ihm au ber Ueber: 
zeugung gekommen, baß allerbings bei Gelegenheit derjenigen Trage, welche 
durch ben Bunbesbeihlug vom 5. December biefes Jahres entfchieden worden 
ift, ber Fortbeftandbedes Bundes ſchwer bebroht war. Nur können 
wir leider in Bezug auf ben Grund und ben Urfprung biefer Gefahr nicht 
biefelbe Hebereinftimmung ber Anſchauungen befennen. Nicht inben Anſichten 
ber Minorität vom 7. Dec. v. Is. und 5. Tec. b8. Is. über bie Berechti⸗ 
gun bes Bundes zu Occupation ber Herzogthümer lag bie Gefahr eines Bundes⸗ 
—8 ſondern in ben Anſichten ber ET. preußifhen Regierung über 
ihre Berechtigung zur Selbfthilfe. Ueber die Competenz bes Bundes Bat, 
bies wird wohl nicht beftritten werben, nicht eine einzelne Regierung, ſondern 
bie Bunbesvierfammlung felbft zu enticheiden und höchſtens kann dann 
noch in Frage kommen, ob ber Fall ein folcher ift, daß zu einem gültigen Bes 
ſchluſſe —— gehört. Auf der andern Seite iſt es nach Art. XI. 
der Bundesakte unbeſtreitbar, daß die Bundesregierungen unter ſich unter 
keiner Voraueſetzung das Recht ber Selbſthilfe haben, ſondern alle ihre 
Streitigkeiten in der Bundesverſammlung zum Austrage zu bringen verpflichtet 
find. Wir können daher auch bei dem beſten Willen barin, daß bie Fönigl. 
preußifche Regierung ſich enticloffen bat, ben Beſchluß ber Bundesverſamm⸗ 
lung abzuwarten, nichts anderes erbliden, als bie einfache Erfüllung ber erfien 
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unb unerläßlichften Bunbespflicht, forwie wir umgekehrt in jebem thatfächlichen 
Vorgehen gegen bie königl. füchfiiche Regierung einen offenen Bunbesbrud 
Hätten erfennen müffen. Tie Frage der Occupation iſt übrigens nunmehr bes 
feitigt. Der königl. preußifche Kerr Staatsminifter erachtet es aber gleiche 
wohl nicht für überflüffig, une über ben Entſchluß der fünigl. preuß. Regie: 
rung nicht im Zweifel zu lafien, jedem zu Unrecht gefaßten Bundesbeſchluß 
gegenüber von ber ihr aus ber Verletzung ber Verträge erwachſenden Freiheit 
des Handelns zur Wahrung Ihrer Rechte den vollen Gebrauch zu machen. 
Bir müſſen biernady beinahe glauben, daß ber eigentliche Zweck ber Depeſche 
bes Herrn Staatsminifters von Bismard barin befteht, bie Tönigl. Regierung 
von jebem ferneren Botum in der Bundesverſammlung abzuhalten, zu welchem 
bie f. preußifche Negierung die Berechtigung nicht anerfennt. Wenn bem fo 
fein follte, jo müffen wir ebenfalls ber k. preußifchen Regierung feinen Zweifel 
darüber laſſen, daß es unjer fefter Entſchluß in, wie bisher, fo aud 
ferner unfere Abftimmungen nur aus unjerer eigenen Veberzeugung zu ſchöpfen 
und über bie Kompetenz ber Bunbesverfammlung nur beren Grundgeſetze 
und Beichlüffe, nicht aber das Belieben einer einzelnen Regierung entſcheiden 
zu laſſen. Wir legen Werth auf die Fortbauer des Bundes, nicht eiwa weil 
er uns mehr Vortheile oder Sicherheit brächte, als irgenb einem anbern ber 
Bunbesglieber, fondern weil wir es, wie fchon gejagt, für eine Pflicht Halten, 
das politiiche Band ber gefammten beutichen Nation zu erhalten. Wir find 
aber nicht gewillt, ben Charakter bes Bundes als eines Vereines gleichbe- 
rechtigter Staaten in ber Art beeinträchtigen zu lafjen, daß ein einzelnes 
Mitglied ihm das Map feiner Thätigkeit vorzeichnen Fünnte.” 


18. Dec. (Baden). Das erzbifhöfl. Ordinariat erläßt eine Inftruction 
für die Ortsgeiftlihen „bie kirchliche Leitung ber religiöfen Erziehung 
und Bildung in ben kath. Volksſchulen betreffend”, bahin gehend, 
ber Fath. Geiftliche folle von der Volksſchule als folder und von 
ihren Auffihtsbehörben Feinerlei Notiz nehmen, ale ob fie gar nicht 
vorhanden wären; dagegen jolle er mittelft des Religionsunterrichts 
und ber Ueberwachung ber religisjen Erziehung nicht allein auf bie 
Schuljugend, fondern auch auf bie Lehrer einen birecten Einfluß ge 
winnen, auch „auf bie in der Schule gebrauchten Lehr: und Lefe: 
bücher ein wachſames Auge haben und wahrgenommene Uebelftänbe 
im Benehmen mit ben Eltern und bem Lehrer befeitigen.” 


21. „ (Oefterreih). Graf Mensborff antwortet Preußen auf feine 
Dep. v. 13. d. M., wenn er auf ben Gedanken einer Einverleibung 
ber Herzogthümer zurüdtomme, fo müffe er baran erinnern, daß ja 
[don Graf Karolyi ermächtigt gemwefen fei, dem Könige Wilhelm 
felbft zu erklären, daß Oeſterreich in biefe Einverleibung nur gegen 
das Aequivalent einer ihm felbft zu gewährenden Vergrößerung feines 
deutſchen Gebietes willigen könne. 


„» o Raffau). Allgemeine Wahlen zur II. Kammer. Die Oppo⸗ 
fition erringt neuerdings ben Eieg, doch gelingt e8 ben äußerften 
Anftrengungen der Regierung, ihre Partei um einige Sie zu ver: 
ftärlen. 


„ m (Kurbdeffen). Die Stänbeverfammlung lehnt gelegentlih ber 
Budgetberathung bie Forderung ber Regierung, bie Präjenzzeit bes 
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Militärs von 13—16 Monaten auf 24 Monate zu erhöhen, fait 
einftimmig ab. 

22/31. Dec. (Kurheffen). Wacenfeld’ihe Reithausangelegenheit. Der 
allgemeine Unwille tritt in einer heftigen Debatte der Stänbever: 
fammlung zu Tage. Der Kurfürft muß endlich nachgeben. 


„ n (Sähleswig-Holftein). Baron Karl von Scheel: Pleflen und 
16 anbere meift dem höheren Abel angehörige Unterzeichner richten 
eine Abreffe für „engften Anfchluß an Preußen” an den König von 
Preußen und an ben Kaifer vou Oeſterreich und laden zu weiteren 
Beitrittserflärungen ein. 

„Nachdem ber Triebe vom 30. Oct. bd. 3. geſchloſſen und allfeitig ratifi- 
cirt worben, haben die unterzeichneten Bewohner ber Herzogthümer Schleswig: 
Holftein ſich vereinigt, um in ebrerbietigfter Vorftelung ben Ausbrud ihrer 
Wünſche in Beziehung auf die fernere Geftaltung ber Bfentfichen Verhaͤltniſſe 
dieſer Herzogthümer an Ew. Majeſtäten gelangen zu laſſen. So wie wir mit 
Freuden ben Eintritt bes lang erfehnten Augenblids begrüßt haben, in weldem 
es Ew. Majeſtäten gefallen hat, bie Einheit ber Verwaltung ber Herzogthümer 
Schleswig⸗Holſtein unter allerhöchſt deren Botmäßigfeit in's Leben treten zu 
Yaflen, fo hoffen wir auf bie dauernde Gewähr folder Einheit durch Mit: 
aufnahme Schleswigs in ben beutfhen Bund. Mit dem unbe 
bingteften Bertrauen geben wir uns ferner ber ee bin, daß Ew. Maje: 
ftäten Vorkehrungen treffen werben, welche die jtaatliche Einheit ber Herzog: 
thümer für bie Dauer zu fichern geeignet fein und ihnen bie befte Gewähr 
für bie Segnungen eines Aufern und innern Friedens bieten werben. Hiezu 
balten wir für erforberlih: 1) daß eine unparteiifche rechtliche Unter: 
ſuchung ber Frage: wer zur Erbfolge in die Landesherrſchaft über bie Her: 
zogtbümer berufen fei, angeitellt, und 2) daß bas Nefultat folcher Unter: 
ſuchung einer nad gefegmähigem Vorgang vereinigten fchleswig-bolfteinifchen 
Stänbeverfammlung in überzeugenber Weife Fundgegeben werde. Sollte 
bie Unterfudung zu dem Grgebnifje führen, daß ein beftimmter Fürſt ein un 
befirittenes Recht auf bie Erbfolge in beiben Herzogthümer und allen Theilen 
berfelben bat, jo bürften wir von ber Gerechtigfeitsliebe Eurer Majeftäten er: 
warten, daß Alerhöchftdiefelben diefem Fürften bie Regierung ber Herzogthümer 
übertragen werben. Auch in bem Fall, ba fich ergeben jollte, daß eine An: 
wendung ber Grundfähe bes Erbrechts zu einer Zerfplitterung ber Herzog: 
thümer führen würde, vertrauen wir ber weifen Fürjorge Eurer Majeftäten. 
Anfprüde auf Theile Eönnen fein Recht auf bas untheilbart 
Ganze begründen. Sole Anfprücde werben gegen bie Rüdficht auf bie 
Wohlfahrt der Lande zurüdtreten müſſen. Diefe erfordert möglichfte Side: 
rung durch genügende Machtverbältniffe, welche Eure Majeſtäten den Herzog: 
thümern nicht werden vorenthalten wollen. Sie fannı ihnen aber nach unferer 
innigften Weberzeugung nicht beifer gewährt werden als durch ben engiten 
Anihluß an eine der deutſchen Großmächte und zwar an bie preußiſche 
Monarchie als die nächjtbelegene derfelben. Dabei gehen wir mit voller Zu: 
verfiht von ber Erivartung aus, daß ben Herzogthümern unter allen lm: 
fländen eine den Eigenthümlichkeiten berfelben entiprechende Selbftändig: 
teit in Bezug auf die inneren Angelegenheiten werbe erhalten 
werden. Wir bitten Cure Majeftäten, ſich bei Allerhöchſtderen Entſchließungen 
zum Wohl ber Herzogthümer von biefen Gefichtepunften leiten und eintretenden 

als eine Vorlage an bie vereinigte Stänbenerfammlung ber Herzogthümer 

hleswigsHoljtein gelangen zu laſſen. Eure Majeftäten werden dann dem 
Friedenswerk bie Krone aufleben und ſich bie in ihrem einheitlichen Daſein 
auf die Dauer geficherten Herzogthümer zu ewigem Danf verpflichten.” 
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23. Dee. (Hannover). Die offiziöfe Preffe Ipricht ſich nachgerade ganz 
unumwunden gegen bie ganze bisherige Politit ber Mitielftaaten in 
ber fchleswig-holfteinifchen Frage und gegen bie Anfprüche bes Auguften: 
burger aus. Hannover ift au in Wien und Berlin für die Be: 
ftrebungen des Großh. v. Oldenburg thätig. 


24. „ (Württemberg). Kine Tönigl. Verorbnung hebt die in Folge 
der Bundesbeſchlüſſe erlaffenen Verordnungen von 1855 und 1856 
bezüglih Preß- und DVereinswejen auf. Halbamtliher Artikel bes 
Staatsanzeigers dazu. 


„ » (Preußen). Kine Eircularbep. an die deutſchen Regierungen 
zeigt denjelben an, baß ber König bie Kronfyndict zu einem Gut- 
achten über die ſchleswig-holſteiniſche Erbfolgefrage aufgefordert habe. 


25. „ (Sadjen). Antwort auf die Depeſche Bismards v. 13. d. M. 
7 v. Beuſt verwahrt ſich in ber ziemlich umfangreichen Dep. zunächſt 
giei Hm. dv. d. Pfordten dagegen, daß der preuß. Regierung bas Recht zu= 
ttehe, einzelne Yunbesregierungen wegen ihrer Abjtimmungen am Yunbestage 
zur Rechenſchaft zu ziehen, geht dann aber ausführlich auf die preußifche Auf: 
taffungsmweife ein, wonach es dem Bunde unter feiner Vorausſetzung bitte ges 
ftattet fein dürfen, bie gegenitandslos gewordene Erecution in eine Decupation 
Holjteins umzuwandeln. Das fächfifche Cabinet glaubt, daß biefe Befugniß bes 
Bundes aus feinem Weſen hervorgehe und nicht erjt erwielen zu werben 
braude. Indeſſen babe gerabe die fächjiiche Regierung es abjichtlich vermieben, 
bie Frage über bie Begründung des auf den Wiener Frieden geftübten Bes 
fittitel6 ber beiden Großmächte anzuregen und würde überhaupt fich bierüber 
nicht ausgeſprochen haben, wenn nicht die Note des Hrn. v. Bismard hierzu 
provozirte. Das ſächſiſche Cabinet kommt nad einer längeren Auseinander: 
ſetzung ber in Betracht kommenden Rechtspunkte zu ber bereits in jener Ab: 
fimmung in der Bunbestagsfigung vom 5. Dec. ausgeiprochenen Anſicht, daß 
bem König Chriftion von Dänemark überhaupt keine Rechte an ben Herzogs 
thlimern zugeitanben hätten und berjelbe fomit allenfalld nur Anſprüche, bie 
niemald vom Bunde anerkannt feien, an bie beiden Großmächte babe abtreten 
fönnen. — Die Drohung, daß der Bund durch eine Competenzüberfchreitung 
feine Eriftenz geführbet haben würbe, beantwortet Hr. v. Beuft in folgender 
Weife: „Ueber das Map jeder Competenz bat da, wo über ber befchluhtaffen: 
ben Autorität eine höhere Inſtanz jteht, biefe im Zweifelsfall zu enticheiden. 
Wo fie nicht beftebt, ift bie beichlußfafjende Autorität felbft Richter, nicht aber 
ein einzelnes Mitglied der Verfammlung, welche biejelbe barftellt. Für die 
Bunbesverfammlung gibt bie Art. XVII. ber Wiener Schlußacte über: 
dies an bie Hand. Tie in bem Erlaſſe des Herrn Minifterpräfidenten 
v. Bismard empfohlene Achtung vor den Srundgejegen bes Bunbes bedin 
bie Achtung und Ausführung jedes Majoritätsbeichluffes, ber verfaffungsmäßig 
zuläfiig ift, und verfaffungsmäpig unzuläſſig find Majoritätsbundesbeichlüfle 
nur in ben Fällen, für welche die Bundesgrunbdgefeße bie Einftimmigfeit aus⸗ 
brüdlich verlangen. Ein Bundbesbruc kann daher durch einen verfafjungs: 
mäßigen Majoritätsbeſchluß nie herbeigeführt werben, wohl aber würde dies 
ber all fein, wenn ein Bunbdesglieb ſich weigerte, einem ſolchen Bundesbe⸗ 
ſchluſſe Folge zu geben, oder wohl gar es unternehmen wollte, deſſen Aus⸗ 
führung mit Gewalt zu verhindern.” Der Schluß ber Depefche enthält eine 
böflihe Cinlenkung, daß das ſächſiſche Cabinet niemals daran gebacht habe, 
bie bevorzugte Stellung ber beiden Großmächte am Bunde zu beftreiten, aber 
eine Vertretung des Bundes bei ber ferneren Verwaltung ber Herzogthümer 
bis zur Erledigung ber Erbfolgefrage ſei ein berechtigtes Verlangen geweſen. 
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26. Dec. (Bayern). Miniſterialralrath v. Pfretzſchner wird zum Han⸗ 
delsminiſter ernannt. — Der Ausſchuß der Fortſchrittspartei beſchließt 
in einer Verſammlung zu Nürnberg, an der Forderung des Bundes⸗ 
ſtaates für Deutſchland feſtzuhalten. 

27. „ (Württemberg). Landesverſammlung ber ſog. Volkspartei in 
Eßlingen. Diejelbe beſchließt einjtimmig: 

„I) Die Nothwendigkeit einer burchgreifenden Revifion der Berfaffung if 
allgemein anerkannt; insbeſondere in Bezug auf die Landesvertretung ſpricht 
ſich die Berfammlung für Befeitigung ber rinifegirten und für allgemeines 
Stimmredt, für geheime und —* Wahlen und für eine Kammer aus. 

2) Die Verfammlung erklärt bie Wiederſtellung bes Geſetzes vom 1. Juli 
1849 für das geeignetfte Mittel, bie Aufgabe der Verfafjungsrenifion in bes 
friedigender Weife zu löfen , und wahrt wiederholt bie Rechte des Landes ge: 
genüber ber einjeitigen Aufhebung jenes Geſetzes.“ 

28. „ (Defterreid). Der Kaifer lehnt die Annahme ber Scheel-Plei: 

ſen'ſchen Adreffe aus Schleswig-Holftein ab. 

„ (Württemberg). Wieberzufammentritt bes Landtags. Die II. Kam: 
mer genehmigt die Forterhebung ber Steuern bis Ende Juni 1865. 
Der Abg. Teber bringt einen Antrag auf Einführung ber allge: 
meinen Wehrpflicht ein. 

28.129. Dec. (Naſſau). Wahlen der höditbefteuerten Grundbefiger und 
ver höchſtbeſteuerten Imbuftriellen zur I. Kammer. Die Regierung 
erleibet auch bei biefen Wahlen eine Niederlage. 

29. „ (Hannover). Stüve, ber mit Ende des Jahres feine Stelle 
als Bürgermeifter von Osnabrück nieberzulegen erflärt hat, unterliegt 
dafelbft bei der Wahl von brei Bürgervorftebern. 

30. „ (Schleswig-Holſtein). Während zu ber Sceel-Plefjen’jchen 
Adreſſe für „engiten Anſchluß an Preußen“ faum ein halbes Dutzend 
Beitrittserflärungen erfolgt find, haben ſich fämmtliche fünf größere 
Blätter des Landes einftimmig und energijd gegen diejelbe ausge: 
ſprochen unb eine allgemeine Agitation hat im Lande begonnen, fich in 
größeren und kleineren Berjammlungen jehr unumwunden dagegen aus: 
zufprechen. 

„ nn Maffau). Die Regierung verbietet die heſſiſche Landeszeitung 
und das Naffauer Bürgerblatt und verwarnt die Kölnijche Zeitung 
und das Frankf. Journal. 

31. „ (Medlenburg). Die Regierung fieht ſich gezwungen, die be: 
ftehende Zunftorbnung einigermaßen zu milbern. Nah dem amt: 
lihen Staatsfalender find jeit 1849 93,000 Menſchen aus bem 
Lande ausgewandert, mehr als ber fechste Theil ber ganzen Be 
völferung. 


n 


II. 


Preußen. 


4. Jan. Fortſetzung der Budgetdebatte des Abg.Hauſes. Das Haus 
beſchließt, den Anſatz von 35000 Thlrn. geheime Polizeiausgaben und 
ebenſo einen Anſatz für Ausbildung von Gefangenwärtern im rauhen 
Hauſe zu Hamburg zu ſtreichen. 

Sitzung ber Anleihecommiſſion des Abg-Hauſes. Hr. v. Bismarck 
wiederholt feine Behauptung, daß die Vereinbarungen von 18°%, 
Preußen allein ba8 Recht geben, fih um Schleswig zu befümmern 
und daß der Schuß für die Deutſchen Schleswigs davon abhange, 
daß Preußen diefe Vereinbarungen aufredht erhalte. Er beftreitet 
die Competenz des beutichen Bundes; politifche Fragen feien feine 
Rechtsfragen, nur Machtfragen; Preußen könne fi) nicht majorifiren 
laſſen, etwa burch eine Majorität, die ein paar Millionen repräfentire; 
bie deutſchen Großmächte feien das Glashaus, das den beutichen 
Bund vor europälfhen Zugwind ſchütze ꝛc. 

6. „ Der Bubgetausihuß des Abg.Hauſes beſchließt faft einftimmig, 
auf einfache Ablehnung bes nachträglich wiederum vorgelegten Etats 
für 1863 anzutragen. — Der Antrag ber Commiſſion bez. bes 
Milttäretats für 1864 (Referent v. Baerft) beobachtet genau basjelbe 
Verfahren wie in ben lebten Jahren: die Reorganifationstoften 
jämmtlih zu flreihen; die Regierung verlangt 39,372,000 Thlr., 
wovon 37,845,000 im Drbinarium und 1,526,000 im Ertraorbi- 
narium; unter den legtern find feine Reorganiſationskoſten, unter ben 
erftern dagegen 5,625,000 Thlr. und diefe will die Commiſſion 
ftreichen. 

8. „ Die Eommiffion des Abg.-Haufes beichließt einftimmig, auf Ab⸗ 
lehnung ber von ber Regierung beantragten Ergänzung des Art. 99 
ber Berfaflung (Bubgetbewilligungsregt) anzutragen. — Der Re 
gierungscommiflär erflärt im Wahlunterſuchungsausſchuſſe des Abg.- 
Haufes, das Berbot ber einzelnen Diinifter an bie von ihnen 
refjortirenden Beamteten, den Requifitionen bes Ausichufles Teine 
Folge zu geben, berube auf einem Beſchluſſe bes Geſammtminiſteriums. 
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8. Ian. Sitzung des Budgetausſchuſſes des Abg-Haufes. Die Regierung 
bejtreitet nachdrücklich das Recht des Haufes auf Eontrolle des Staats: 
vermögens, welches der König als Repräfentant bes Staates vermwalte; 
bie Verfaſſung kenne feine ſolche Controlle. Der Ausſchuß befchliekt, 
beim Haufe darauf anzutragen, e8 möge die Regierung zur Vorlage 
bes geforderten Specialnachweiles über den Staatsſchatz auffordern 
und bis biefe erfolgt fein werbe, die Decharge für die Staatsred- 
rechnungen von 1859, 1860 und 1861 verweigern. 

11. „ Der Abg. Virchow interpellirt die Regierung bez. eines Rücktritts 
Preußens vom Londoner Vertrage. Bismard erklärt, er werde ant:- 
worten, ſobald das Haus über bie Anleihe werde Beſchluß gefaßt 
haben. Beginn der Debatte über bie Militärerigen; für 1864. 
Referat des Berichterjtatters v. Vaerſt. 

13. „ Mftimmung des Abg.Hauſes über den Mililäretat für 1864. 
Für die Einftelung der Armeereorganifationskoften insg Orbinarium 
nad dem Verlangen der Regierung flimmen nur die Minifter, die 
feubale Fraction und einige Katholiten; aud der Antrag, Diele 
Koſten im Crtraordinarium zu beivilligen, wird mit 280 gegen 35 
Stimmen verworfen. 

n Zn des Könige auf die Adreffe bes Herrenhaufes v. 21. 

ec. v. J.: 

„Ich habe die Adreſſe des Herrenhauſes vom 21. Dec. v. J. empfangen 
und mit Befriedigung von ihrem Inhalt Kenntniß genommen. Der Zwed 
ber Forderung, welche Meine Regierung an bie Landesvertretung geſtellt hat, 
ift, wie bie Adreffe mit Necht bemerft, einestheils bie Erfüllung beftinunter 
bunbesrechtlicher Verpflichtungen, zu welchen die Mittel nicht verfagt werden 
fönnen, anbderntheils die Wahrung von Preußens Machtftelung und Ehre 
gegen jeben Angriff bei diefer Erfüllung. Daß das Herrenhaus bie Löſung 
der Aufgabe, welche Preußens Politif zur Zeit geftellt ift, mit voller Zuverſicht 
in ber Hand feines Königs fiebt, baran babe Ich nie gezweifelt; aber ber 
erneute Ausdruck diefes Vertrauens ift Mir erfreulich geweſen in einer Zeit, 
welche ernfte und folgenjchwere Entfchlüffe von Mir fordern. Ich bin über: 
zeugt, daß das Land, welches Meine Geſinnungen Tennt, biefes Vertrauen 
theilt. Das Herrenhaus wird von ber richtigen Erfenntniß geleitet, daß 
Angefichts der drohenden Verwidelungen bie Mege ber Politif fih nicht im 
im Voraus beftimmen laffen, und daß Rechtsfragen und völkerrechtliche Be: 
ziehungen nicht durch Wünſche und Sympathien, fo natürlich biefelben auch 
jein mögen, entjchieden werben Finnen, daß aber, wern jenes Ziel, über welches 
Alle einig find, nämlich bie Wahrung ber Rechte Teutfchlands, jowie ber Ehre 
und Macht Preußens erreicht werben joll, e8 unumgänglih nöthig ift, für 
ale Fälle gerüftet zu fein. Ich ſpreche bem Herrenhaufe für die Zuſage 
feiner vertrauensvollen Unterftügung Meinen Dank aus und mag der Hoffnung 
nicht entfagen, daß in beiben Käufern bes Landtages fi bie Hingebuug an 
bes Vaterlandes Aufgabe Fräftig genug erweifen werde, um jede Ruͤckſicht auf 
ſchwebende Differenzen in ben Hintergrund treten zu laſſen und Meiner 

- Regierung durch einmüthigen Beſchluß die Mittel zur Verfügung zu ftellen, 
welche für bie Löfung jener Aufgabe erforderlich find.“ 

14, „ Der Magiftrat von Berlin beichlieft, der Anmweifung der Regierung, 
ber Wahl-Unterfuhungscommilfion des Abg.Hauſes Feine Auskunft 
zu ertbeilen, nicht Folge zu geben, beim Oberpräfidenten Beſchwerde 
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zu erheben und um Aufhebung der Verfügung zu bitten. — Der 
öfterr. Oberſt v. Schönfeld (vom Generaljtab) verweilt in Berlin, 
um bie gemeinjamen Vorbereitungen zum Feldzug in Schleswig feft- 
auftellen. 

14. Jan. Der Bundestag verwirft ven Antrag von Defterreih und Preußen 
bez. Schleswig. Erklärung ber beiden Großmächte, bie Frage nun: 
mehr allein und ohne den Bund in ihre Hand zu nehmen (f. Deutſchld.). 

16. „ Preußen und Oeſterreich verlangen von Dänemark bie fofortige 
Aufhebung der Berfaffung v. 18. Nov. für Dänemarl-Schleswig, 
mit dem Beifügen, daß, wenn bie Erklärung, daß fie erfolgt fei, 
nicht binnen 48 Stunden ben Geſandten berjelben zugehe, biefelben 
angewiefen jeien, Kopenhagen zu verlafien. 

„ n Schlußabfiimmung bes Abg.-Haufes über das Budget für 1864 
als Ganzes. Das verkürzte Budget, wie e8 aus ben Beſchlüſſen 
des Hauſes bervorgegangen, wird mit allen Stimmen gegen bie ber 
feubalen Fraction und eines Theils ber äußerſten Linfen (Jacoby 
und Gen.) angenommen. Schulze⸗Delitzſch beantragt eine Refolution 
zur beutihen Frage. Jacoby und Tweſten über die Frage einer 
eventuellen Steuervermweigerung. 

18° „ Die Anleihecommilfion des Abg.Hauſes ftellt ihren Bericht feft. 
Hr. v. Bismard erklärt die völlige Losfagung Preußens vom Londoner 
Protokoll für eine Frage der Opportunität, beftreitet bem Bunde bie 
Eompetenz, über bie Cucceffionsfrage zu entſcheiden und ſchließt 
dabin: „Wir haben zu Ihnen nah wie vor das Vertrauen, baß 
Sie und diejenigen Mittel, welche wir jo nothwendig bebürfen, auf 
verfaffjungsmäßigem Wege zugänglid machen werden, fonjt müffen 
wir fie nehmen, wo wir fie befommen. Die bisherige Minderheit 
ber Commiſſion erklärt in Folge der Vorgänge am Bunbestage vom 
14. d. M. auch ihrerjeits den Beitritt zu dem Beſchluſſe der Com⸗ 
milfion, bie fomit einftimmig auf Ablehnung der Anleihe anträgt. 

Das Abg.- Haus lehnt die von der Regierung geforderte Abänderung 
bes Art. 99 der VBerfaflung mit allen gegen die Stimmen ber feubalen 
Fraction ab — mwahrt die Rechte des Haufes gegenüber dem Schreiben 
des Staatsminifteriums v. 21. Nov. v. J. (Zurüdnahme ber Preß- 
ordonnanz) — und verjagt die von der Regierung geforderte gerichtliche 
Berfolgung des Abg. Jacoby. 

19. „ Ausichußbericht Gneiſt's über die Milttärnovelle (mehr ein Bud 
als ein Bericht, der literarifche Abſchluß der Militärfrage): der Antrag 
des Ausſchuſſes geht auf einfache Ablehnung. 

Eircularbep. Bismards an die deutſchen Regierungen über die Politik 
Preußens in der fchlesw.sholft. Frage: Vorſchlag ber Herftellung 
einer Perfonalunion zwifhen Dänemart und den Serzogthümern 
(ci. Diſchld.). 

Preußen muthet vem Commanbanten der Bunbestruppen in Holitein, 
Sen. v. Hade zu, ſich „um mögliche Eollifionen zu vermeiden“ unter 
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das Dbercommando des Felbmarfhalls Wrangel zu fiellen. Der 
Bundesgeneral lehnt bie Zumuthung fofort und entichieben ab. 

19./21. Jan. Die preußiigen Truppen rüden in Holitein ein, ohne fich 
‚vorher mit den Regierungen von Hamburg, Lübed, Oldenburg ober 
den Bundescommifjären verftändigt zu haben. Oldenburg beſchwert 
fih darüber am Bunde, die übrigen begnügen ſich zu protefliren und 
theilweije in Berlin zu remonjtriren. 

20. San. Bericht der Commiſſion des Herrenhauſes über die Preßnovelle. 
Das fehs FF Amendement. 

21./22. Jan. Debatte des Abg.Hauſes über die Anleihe und über bie 
Refolution Schulze-Delitzſch. Bismard erllärt fih für Perjonalunion 
zwifhen Dänemart und ben Herzogthümern und verliest bie 
Circulardepeſche dafür vom 19. d. M. Bei der Abjtimmung des 
Haufes wird die Anleihe mit 275 gegen 51 Stimmen verworfen 
und dagegen die Rejolution Schulzge-Deligfh mit 145 gegen 105 
Stimmen angenommen (j. Dtiſchld.). 

23. Jan. Dos Herrenhaus verwirft das Budget des Abg--Haufes mit 58 
gegen 17 Stimmen und ftellt den urſprünglichen Regierungsetat 
wieber her. 

25. „ Das Abg.Haus beſchließt, dem Beſchluſſe bes Herrenhaufes dom 
23. d. M. folgende Erklärung entgegen zu jeßen: 

„1) Der Beſchluß bes Herrenhaufes, durch welchen ber Staatshaushaltsetat, 
wie ihn das Abg.-Haus beichloß, abgelehnt und ber dem Haufe verfafjungs: 
mäßig nicht vorliegende Regierungsentwurf angenommen wurde, verftößt gegen 
Art. 22 der Verfaflung und ift deßhalb null und nichtig; 2) der Beichluß 
des Herrenhaufes verlegt das wichtigfte Recht des —8 und entzieht 
ber Regierung das Recht, die von dem Abg.⸗-Hauſe bewilligten 137,971,941 Thlr. 
auszugeben; 3) bie Staatsregierung begeht einen offenen Berfafjungs: 
bruch, wenn biejelbe fortfährt, ohne Zuftimmung beider Käufer über Staats: 
mittel einjeitig zu verfügen; 4) jede Anleihe ohne Genehmigung ber Landes: 


vertretung iſt verfajfungsmwibrig und für den preußiſchen Staat für 
alle Zeit unverbindlid. 


Die von ber Regierung vorgelegte Militärnovelle wird mit 268 
gegen 34 Stimmen abgelehnt. Die Weigerung ber Regierung gegen: 
über der parlamentarifhen Wahlunterfuhungs-Commilfion wirb mit 
großer Mehrheit für eine Verlegung des F 82 der Verfafjung erflätt. 

Eine gl. Botſchaft ſchließt die Seffion bes Landtags. Schluß: 
rede des Minifterpräfidenten v. Bismard im Namen bes Könige: 


„Bei ber Eröffnung ber Sigungsperiode wurbe von bes Könige Maj. ber 
dringende Wunſch kund gegeben, die zwiſchen Allerh. 3. Regierung uud einem 
Theile ber Landesvertretung entftandenen Zerwürfniſſe ausgeglichen zu 
fehen. Diefer Wunſch ift nicht in Erfüllung gegangen, obwohl die Regierung 
St. Maj. es an entgegenfommenden Schritten nicht bat fehlen lafien. Tas 
Haus ber Abgeorbneten bat an bemielben Standpunkte feitgehalten, welcher 
zur Auflöfung bes Testen Haufes vor ihnen führte In angeblider Ber: 
theidigung verfaffungsmäßiger Rechte bat es eine Reihe von Befchlüffen gefaßt, 
welche ben unverfennbaren Stempeldbes Streben an fich tragen, feine Rechte 
ohne Rückſicht auf bie Gleihberedtigung ber übrigen Staats: 
gewalten und ohne Rüdficht auf bas Wohl und bie Intereſſen bes Landes 
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auszuüben. Durch Ablehnung bes Geſetzentwurfes behufs Ergänzung bes Ar- 
tifel 99 der Verfaſſungs-Urkunde bat das Abgeordnetenhaus den Verſuch zu: 
rüdgewiefen, der Wiederkehr eines budgetlofen Zuſtandes ohne Beeinträchtigung 
der Rechte ber Krone wie der Landesvertretung vorzubeugen. Dasſelbe Haus 
bat den Staatsbaushalt:Etat für das Jahr 1863, wenngleid ihm zur ver- 
faflungmägigen Prüfung und Beſchlußfaſſung über denjelben bis zum Ab- 
laufe bes verflofienen Jahres noch eine ausreichende Zeit zu Gebote fland, 
gar nicht in Berathung gezogen; bagegen hat es in bem Etat für das eben 
begonnene Jahr nicht bloß mehrere für bie Bebürfniffe ber Verwaltung un⸗ 
entbebrliche Dispoſitionsfonds gejtrichen, fondern e8 bat auch in Bezug auf 
ben Militär:Etat diejenigen Beichlüffe des früheren Hauſes erneuert, mit bevem 
Ausführung bas preußifhe Heer br Shwähung und Zerrüttung Preis 
gegeben jein würbe. Es bat biefe Beſchlüſſe gefaßt obne Vorberathung bes 
Geſetzentwurfes über bie Verpflihtung zum Kriegsbienfte, deſſen Vorlegung 
bas frühere Haus zur Vorbedingung feiner Beratyung bes Militär⸗Etats ge: 
macht hatte. Durch biefe Beihlupnahmen ift das Herrenhaus von Neuem 
veranlagt worben, in Ausübung feines verjafjungsmäßigen Rechtes, den ganzen 
Staatshaushalts-Etat für das Jahr 1864, wie er aus ben Berathungen bes 
Abgeordnetenhaufes hervorgegangen war, zu veriwerfen. . .. . Zur Ausführung 
der vom beutfhen Bunde bejchlofjenen Erecution in Holftein und zur 
Wahrung ber Madtftellung und Ehre Preußens in der weiteren 
Entwidlung biejes Streites bedurfte und bedarf die Regierung St. Majeftät 
außerorbentlicher Mittel für die Militär: und Marine⸗Verwaltung. Während 
das Herrenhaus in einer Adreffe an bed Könige Maj. feine vertrauens- 
volle Bereitwilligfeit zur Unterftübung der Krone in dieſer ernten Frage 
ausgeiprochen bat, if don bw Haufe ber Abgeordneten bie geforberte Geneh⸗ 
migung zu einer Anleihe verjagt und fogar bie Bewilligung besjenigen Gelb: 
bebarfs verweigert worden, welden Preußen als Deitglieb bes beutjchen 
Bundes beizutragen unzweifelhaft verpflichtet if. Indem das Haus biejen 
Beſchluß faßte, ift e8 um fo entichiebener mit der vertrauenspollen Gefinnung 
in Widerſpruch getreten, von welcher das preußifche Volk für feine Könige 
jederzeit beſeeli war, AB des Fonigs Maj. in der Allerh. Antwort vom 27. 
v. M. auf die Adreſſe des Haufes feine Gefinnung und fein königliches 
Wort als Bürgſchaft bafür Hingeftelt bat, daß bie beantragten Gelb- 
mittel zum Schuße des Rechts unb ber Ehre des Landes ver- 
wandt werben würden. Der feinbfelige Charakter biefer Beſchlüſſe, in 
weldyen ſich bas Beſtreben ausbrüdt, bie auswärtige Politif ber Regierung 
einem verfaffungswidbrigen Zwange zu unterwerfen, it burdy Refo- 
Iutionen erhöht worden, durch welche die Mehrheit des Haufes ber Abgeorb- 
neten, in ber von ihr willlürlich aufgeftellten Borausfegung krie— 
gerijder Verwidlungen zwijhen Preußen und anberen deut- 
ſchen Staaten, im Boraus gegen das preuß. Vaterland Partei genommen 
bat. Ein ſolches Auftreten bes Haufes der Abgeordneten kann auf die Befeftigung 
und Entwidlung unferer Berfafjungszuftände nur verberbli einwirken, und 
e8 muß einftweilen auf bie Hoffnung einer Verftändigung verzichtet werben. 
Die Regierung St. Maj. wird fi) aber unter allen Umſtänden für verpflichtet 
halten müfjen, mit ganzer Kraft und in voller Ausübung ber Töniglichen 
Rechte für die Erhaltung bes Staats und für das Wohl und die Chre Preußens 
einzuftehen. Sie hältan ber Ueberzeugung feit, daß fie hierbei in ber patrio⸗ 
tiſchen Gefinnung des Landes eine ausreihende und wachjende Unterflüßung 
finden werbe.“ 


1. Fehr, Die allüürte preuß.-öfterr. Armee geht unter dem Befehl des 
Feldmarſchalls Wrangel über die Eider und rüdt in Schleswig ein, 

3. „ Gefecht von Miffunde. j 
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6. Fehr. Die Preußen ſetzen unter dem Befehl bes Prinzen Friedrich Karl 
über die Schlei. Die Dänen räumen das Danewerk und ziehen 
fi hinter die Düppeler Schanzen und auf bie Inſel Alſen zurüd. 

7. „ Wrangel ſchlägt fein Hauptquartier in Flensburg auf. Preußen 
und Defterreih ſchicken Kivilcommifjäre für die Verwaltung bes 
eroberten Schleswigs, jenes den Frhrn. v. Zedlitz, diefes den Grafen 
Revertera. Wrangel und Zeblik erlaffen Proclamationen gegen alle 
polit. Demonftrationen, namentlih in ber Ehrfolgefrage. 

411. „ Die erfte Divifion ber preuß. Dampflanonenboote wird in Etral: 
fund in Dienjt gejtellt. 

12. „ Beihluß des Staatsminifteriums bezüglid ber Grundfähe, nad 
welchen in Ermanglung eines gejeßlihen Budgets bie Verwaltung 


während bes laufenden Jahres geführt werben foll: 

„Nach eingehender Berathung ber bei Ausführung ber Etats für das 
Jahr 1864 zu befolgenden Grundſätze ift unter befonderer Rüdfichtnahme 
barauf, daß ein gefetlich feitgeftellter Staatshaushaltsetat für bas Jahr 1364 
nicht zu Stanbe gefommen ijt und daß bie derzeitigen politifchen Verhältniſſe, 
insbejondere die militäriihen Maßnahmen gegen Dänemarf, bie größte Spar: 
famfeit erheifchen, von bem Königlichen Staatsminifterium Folgendes beſchloſſen 
worden: 1) Bei Verwendung ber ſowohl im Ordinarium als im Grtra- 
ordinarium der Etats für bas Jahr 1864 ausgeſetzten Ausgabefonds ift mit 
äußerfter Sparſamkeit zu Werte zu gehen und barauf zu halten, daß nur 
folche Ausgaben geleiftet werben, welche zut Genügung rechtlicher Verpflichtungen 
bes Staats, zur Erhaltung ber beſtehenden Staatseinrichtungen, zur ordnungs⸗ 
mäßigen Fortführung ber Verwaltung und dazu nothmendig find, bie Staate: 
einnahmequellen nad gefunden ſtaats- und volkowirthſchaftlichen Grundjägen 
fo ergiebig als möglih zu maden. 2) Bon den bei ber Berathung des 
Staatshaushaltsetats für das Jahr 1364 feitens bes Abgeordnetenhaufes nicht 
bewilligten Ausgaben, welche ſich nach wer angejchloffenen jpeciellen Nachweiſung 
auf 5,769,697 Thlr. im Ordinariun, 92,300 Thlr. im Ertraordirlarium und 500 
Gulden im Etat ber Hohenzollernfchen Lande belaufen, werden folgende Roften, 
nämlich 5,625,634 Thlr. Koften der Armee-Reorganifation, 31,000 Thlr. 
Dispofitionsfonds für allgemeine politiſche Zwede und 35,000 Thlr. zu geheimen 
Ausgaben für Zwede ber höheren Polizei als ſolche anerkannt, welde 
im Staatsintereffe notbwendig und unentbehrlih find. Es 
wirb daher für zuläflig erachtet, über biefe Ausgaben nach ben zu 1 gebachten 
Srundfägen zu verfügen. Hinfihtlih aller übrigen, nicht bewilligten Aus: 
gaben gilt als Regel, Daß biejelben nicht zu verwenden, fondern als erfpart 
zu verrehnen find. Sollte jebody bei näherer Prüfung feitens der ein: 
zelnen Verwaltungschefs fich ergeben, daß bie Leiftung einer oder der andern 
biefer Ausgaben nad) den concreten Verbältniffen nicht unterbleiben 
kann, fo ift dazu nad) Verftändigung mit dem Finanzminifter unter befien 
Theilnahme bie Allerhöhfte Genehmigung einzuholen. 3) Die in ben Etats 
für das Jahr 1864 ausgejegten Bejolbungsfonds, einjchlieglich der neuen 
Befolbungen und Bejoldbungserböhungen, ferner die Fonds zu anderen perfön: 
lihen Ausgaben, zu Penfionen und Unterftüßungen einfchließlich ber Erhoͤh⸗ 
ungen, können vom 1. Januar 1864 ab zahlbar gemacht werben, mit ber 
Maßgabe, daß e3 ber eigenen Prüfung und bem Ermefjen der einzelnen 
Berwaltungs:Chefs überlafjen bleibt, in welchem Umfange, ſowohl in 
Bezug auf bie Höhe der Zahlungen, als bed AnfangssTermins berfelben, fie 
von dieſer Ermädtigung Gebraud machen wollen. 4) Die zu ſächlichen Aus 

aben und fonftigen materiellen Bedürfniſſen beflimmten Fonds ein: 
—* ber von dem Exrtraordinarium in das Ordinarium übertragenen 
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Fonds von 600,000 Thlr. zu Stromregulirungen und Hafenbauten, und von 
150,000 Thlr. zu größeren Landesmeliorationen und Teihbauten, find unter 
Berüdfichtigung ber zu 1 gedachten Grundſätze nad Bebarf zu verwenden⸗ 
In allen Fällen jeboch, in welchen neue Ausgaben ober Ausgabe⸗Erhöhungen 
zahlbar gemacht werden follen, welche nicht nach ber Fraction bemeifen find, 
fondern ihrem Betrage nad feſtſtehen und demnach bie Natur von Pispofitions- 
fonds oder von feften Zuſchüſſen haben, bat über bie Auläffigkeit biefer Ver: 
wenbungen, infofern bie einzelnen Mehranfäge ben Betrag von 1000 Thlr. 
erreichen ober überfteigen, zuvor eine Berflänbigung mit bem inanzminifter 
flattzufinden. 5) Bauten unb Anlagen, welde nod nicht in Angriff 
genommen find, follen nicht begonnen, und barf über bie hierzu im Ertra⸗ 
orbinarium bes Staatshaushaltsetats für bie Jahre 1863 und 1864 aus: 
geießten Fonds nicht verfügt werben. Sollte in einzelnen Fällen ſich bie 
Nothwendigkeit ergeben, zur Abwenbung von Nachtheilen von biefer Beitimmung 
abzugeben, fo ift dazu nach Verſtändigung mit bem Finanzminiſter unter beffen 
Theilnahme bie Allerhöchſte Genehmigung zu erbitten. Unter gleihem Bor: 
behalte darf auch über folgende ertraordinaire Ausgaben für jegt nicht 
verfügt werben, als 1) über 11,000 Thlr. zur Fortſetzung ber Bohr: 
verſuche auf Steinfalz in Oberfhlefien; 2) über 50,000 Thlr. Zuſchuß zu 
den Fonds für größere Lanbes:Meliorationen und Deihbauten; 3) über 
10,000 Thlr. zum Ankauf von Pferden für bie Haupt: unb Lanbesgeftüte ; 
4) über 50,000 Thlr. Koften ber in Berlin zu errichtenden Dentmäler; 5) über 
27,565 Thlr. zur Errichtung einer Anftalt zur Erziehung und Ausbilbung 
weiblichen Gefinbes in Altdorf; 6) über 85,800 Thlr. zur Heritellung eines 
über bie öſtlichen Provinzen bes Staates zu Legenden trigonometrijchen Netzes. 
er ift bei Dispofition fiber folgende Poften, nämlich 200,000 Thlr. Zus 
Huf zum Chauffee-Neubaufonde, 35,000 Thlr. zu Bauprämien an Bergleute, 
barauf zu halten, daß bie Verwendung in jeder zuläffigen Weite befhränft wirb. 
Die Beihlußnahme darüber, ob bie ertraorbinairen Ausgaben, über welche 
nad) ben vorftehenden Beftimmungen für jekt nicht bisponirt werben barf, 
am Jahresſchluß als erfpart zu verrechnen ober zur fünftigen Verwendung 
zu rejerviren find, bleibt biß gegen ben Ablauf bes Jahres 1864 vorbehalten.” 
14. Sehr. Abſchluß eines Vertrages mit Oldenburg über Sicherung und 
Ausdehnung ber preuß. Marine⸗-Etabliſſements am Jahdebuſen. 
15. „ Die Preußen nehmen Stellung vor den Düppeler Schanzen. 
21. „ Im Stralfund wirb auch bie zweite Divifion der Kanonenbootflotille 
in Dienft geftellt. 
27T. m Das Friedensgeriht von Düffeldorf verurtheilt auf bie Klage bes 
Abg. Häder den Fiscus zur Nachzahlung ber Stellvertretungstoften. 
(Erſter Fall gerichtliher Entſcheidung in biefer Frage. In ber 
Folge fommt eine große Anzahl Fälle berjelben Frage zur Entſchei⸗ 
bung der Gerichte, die faft in gleicher Zahl für und wider ben Fiscus 


entſcheiden.) 


1. März. Der bisherige Bundestagsgeſandte v. Sydow wird abberufen und 

ber bisherige Geſandte in Brüſſel v. Savigny an feine Stelle ernannt. 

11. „ Die Stadtverorbneten von Berlin beihließen, am 22. d. M., bem 

Geburtstag des Königs, Feine Adreſſe zu erlaffen, ben Tag aber 
doch durch ein Feſtmahl zu feiern. 

17. „ Erſtes und rühmliches Seegefecht ber preuß. Marine gegen bie 

Dänen vor Stralfund: 3 preußiſche Schiffe mit 56 Kanonen Tämpfen 
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3 Stunden Yang mit 7 daniſchen Schiffen mit 179 Kanonen. Der 
Commandant der preuß. Schiffe, Capitain zur See, Jachmann, wirt 

. vom König dafür telegraphiih zum Contreabmiral ernannt. 

19. März. Die Arcona geht mit 3 Kanonenbooten von Stralfund aus 
wieber in See, findet jedoch Fein däniſches Schiff mehr. 

22. „ Das Staatsminifterium macht öffentlih befannt, daß die bänifche 
Blofade von Swinemünde bis zu biefem Tage nicht zur Aus— 
führung gelommen fei. 

» n Geburtstag des Könige. ine Deputation der preuß. Volfsvereine 
und ber patriotifhen Vereinigung überreicht dem König eine Glüd: 
wunfd: und Loyalitätsabreffe mit beinahe 100,000 Unterfäriften. 
Antwort des Könige: 

„Ich weiß, es ift ein erfreulider Umſchwung eingetreten und 
es ſind Erfolge errungen, bie aud) Ihnen mit zu danken find. Das beweiſi 
bie große Theilnahme und bie in jo hochherziger Weiſe durch alle Stände he: 
währte Opferwilligkeit für Meine Armee, die ſich ihrer Vorfahren würdig ge: 
zeigt bat. Ich fürchte jedoch, dieſen Umſchwung bewirken nur bie Siege 
meines Volkes in Waffen, bie ſich hoffentlich noch wiederholen werden. Denn 
jene Partei, die das Volk wiſſentlich verwirrt, will gar nicht die Siege der 
Armee, durch welche die Sicherheit des Staats uͤnd des Thrones bedingt wird, 
und ſo iſt es nicht unmöglich, daß wir, wenn dies vorüber, wieber Zeiten 
entgegengehen, wie wir fie feit zwei Jahren gefannt haben. Dann wird es 
Ihre Aufgabe fein, fo feit zulammen zu halten, wie jett Sie hier vor mir flehen.“ 

Der König ſpricht dem Miniſterium ſeine vollſte Zufriedenheit mit 
feiner Führung der innern und der auswärtigen Angelegenheiten aus. 

29. März Die Regierung bringt zur öffentlichen Kenntniß, baß die däniſche 
Biofade von Stralfund, Molgaft, Barth, Greifswald und Cammin 
bis zu biefem Tage nicht effectiv ausgeführt fei. 


— April. Kine tgl. Eabinetsorbre befiehlt bie ungefäumte Ausführung ber 
Reorganifation der Artillerie als Schluß der gefammten Armeereor: 
ganilation. 

— „ Ein Theil der liberalen preuß. Preffe ſpricht fi mehr und mehr 
für Annerion der Herzogthümer an Preußen aus. 

14. „ Ein dänischer Schoner und eine däniſche Fregatte werben ven 

Stralfund aus von preußifchen Kanonenboten zum Abzug gezwungen. 

„Zahlreiche Verhaftungen in ben SKreifen Strasburg und Libau 

wegen Theilnahme an ber polnifchen Inſurrection. 

18. „ Die Preußen unter dem Prinzen Friedrich Karl erfürmen bie 
Düppeler Schanzen. 

19. „ Kin Refceript bes Hanbelsminifters an bie Präfidenten ber Oftſee⸗ 
provinzen ftellt dem Handelsſtande eine Entſchädigung für ben Scha— 
ben der däniſchen Blokade in Ausficht. 

21. „ Belud des Könige bei ber Armee auf bem Kriegsſchauplatz im 
Sundewitt. 

24. April. Die Grille greift bei Rügen bie däniſche Sörsubenfregalt Tor: 
ſtenskiold an; das däniſche Schiff weicht aus. 
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24. April. Einige preuß. Abgeordnete ver Linken verweigern ben Proteft fämmt:- 
licher Abgeorbneten Deutſchlands gegenüber der Londoner Conferenz 
und erklären fih für Annerion ber SHerzogthümer an Preußen. 

5. „ Die „Grille” will von Danzig aus mit einer daäniſchen Fregatte 
anbinden; der Däne weicht aus. 

— „ Ein in Berlin gebrudtes und als Flugblatt weithin verbreitetes 
Gedicht ruft zur Annerion ber Herzogthümer auf. Cine von Preu- 
Ben aus in Holftein und in Schleswig ſtark werbreitete Adreſſe an 
ben König von Preußen ftellt dasjelbe Verlangen. (ſ. Dtiſchld.) 


2. Mai. Bayern, Württemberg, HeflenDarmftabt und Naſſau beſchicken 
bie Berliner Zollvereins-Eonferenz nit mehr. Hannover und Sur: 
heilen erklären, daß fie nur bei ber Beſchickung ber Eonferenz von 
Seite aller Zollvereinsregierungen an ben weiteren Derhanblungen 
Theil nehmen Tönnten. 

9. „ Eröffnung ber feiten Rheinbrüde bei Coblenz. Theilnahme des 
Könige. 

Der König erwiebert bei ber erften Begrüßung: „Sie haben bie ruhm⸗ 
vollen Thaten ber Armee erwähnt, wie fie an ben Ufern ber Oſtſee, im deut⸗ 
chen Reichslande, den Sieg unferen Fahnen verfchafft haben; Sie haben ge⸗ 
fagt, baß das neu errichtete Werk ebenfo ben Sweden bes Friedens, als auch 
denen bes Krieges biene. Ich freue Mich, von Ahnen bas ausiprechen zu 
hören, was Mir in biefen Tagen an allen Orten, wohin Ich gefommen bin, 
gefagt worden iſt; daß nämlich bie Wehrhaftigkeit bes Volfes ben Grund zu 
aller materiellen und fiaatlihen Größe bildet. Tie Beachtung biefer Regel 
hat Mir Mein hochſeliger Bater eingeprägt, Mein bochfeliger Bruder hat ba- 
nad) gehandelt und ch werde ftets barauf Acht haben”, — und fpricdht beim Feſt⸗ 
mabl feine Freude darüber aus, „baß bei ben Reben, bie er in der jüngiten 
Zeit entgegengenommen, bie Anerkennung ausgeſprochen worden ſei, daß bie 
Geltung eines ftarlen Preußenthums nu ber Armee beruhe; eine ge- 
beihlihe und fichere Entwidelung ber Induſtrie fei nur unter dem Schuße 
ber Armee zu erwarten.” 


11. „ -Aoreffe des Grafen Arnim: Boybenburg und Gen. an ben Kö⸗ 
nig für Losfagung vom Londoner Protofol (f. Diſchld.). 

„ n Sadjfen erklärt ſich zuerft bereit, einem neuen Zollverein mit Preu⸗ 
Ben auf der Grundlage des franzöf. Handelsvertrags beizutreten. 

15. „ Depeſche an den preuß. Gefanbten in London: Preußen fagt fich 
enblih vom Londoner Protokoll los (ſ. Diſchld.). 

17. „ Der (feubale) preuß. Bollsverein ertheilt dem Minifterium im 
Gegenſatz gegen bie Arnim-Boykenburgifche Adreſſe ein Vertrauens: 
botum, in bem von vollftändiger Trennung ber Herzogthümer von 
Dänemark gar nicht die Rede if. Auch die Kreuzzeitung erflärt fi 
gegen bie Adrefje und fürchtet, „daß durch Annerionsgelüfte und foldye 
Demonftrationen bie ſchwer gewonnene Einheit mit Defterreih gegen 
bie Demofratie gefprengt werben möchte.” 

18. „ Feldmarſchall Wrangel wirb in den Grafenftanb erhoben und vom 
Dberbefehl ber allüirten Armee enthoben. Prinz riebrich Karl wird 
zum Höchſtcommandirenden in Schleswig ernannt, 
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23. Mai. Die Arnim Boykenburgifche Adreſſe wird mit zahlreichen Unter: 
fhriften dem König übergeben. Antwort des Könige (|. Dtiſchld.). 
28. „ Preußen und Defterreich verlangen in ber Sikung ber Londoner 
Gonferenz die vollftändige Trennung der beiden Herzogthümer von 
Dänemark unter dem Herzog von Auguftenburg (ſ. Allg. Chronik). 


6. Juni. Beſuch des Königs in Stettin. Flottenrevue in Eiminemünbe. 

14. „ Die Vorftände der drei preuß. Großlogen richten, „um ben allerh. 
Intentionen möglichſt zu entfprechen“, einen Erlaß an ſämmtliche Logen 
bes Königreiches, um fie zu Unterftügung ber Regierungspolitif zu er: 
mahnen. 

15. „ Mehrere anfehnlihe Organe der öffentlihen Meinung in Schles- 
wig-Holftein ſprechen fi entidhieben für eine nähere Anlehnung ber 
Herzogthümer an Preußen aus. 

16. „ Kine Lönigl. Cabinetsorbre fanctionirt bie neue Organijation ber 
Artillerie. 

18. „ Eine Landtagswahl in Croffen (Schlefien) füllt mit 162 gegen 
152 Stimmen zu Gunften der Fortſchittspartei aus. 

» nn Der Kömig geht nad) Karlsbad. Der Minifterprafivent v. Bis 
mard begleitet ihn. 

22.—23. Juni. Der König empfängt in Karlsbad den Beſuch des vom 
Grafen Rechberg begleiteten Kaifers von Oeſterreich. 

2. ,, Die Londoner Conferenz gebt refultatlos anseinander. 

28. „. Außer Sadfen treten nunmehr aud Baden, Kurheſſen, bie thü⸗ 
ringiihen Staaten, Braunfchweig und Frankfurt dem neuen Zoll: 
verein mit Preußen auf der Grundlage des franzöfiichden Handelsver: 
trags bei. | 

29. Juni. Die Preußen gehen unter General Herwarth v. Bittenfeld vom 
Sundewitt nad Alſen über und nehmen die Inſel. 


1. Juli. Berurtheilung bes Abg. Jacoby wegen ber Rebe an feine Wähler 
in Berlin, 
7. „ Beginn des großen Polenprocefied vor dem Staatsgerichtshof in Berlin. 
11. „ Auch Hannover und Oldenburg treten bem neuen Zollverein mit 
Preußen bei. 
12. „ Dänemart bittet um Frieben. 
241. „ Die Preußen machen ſich gemaltfam zu Herren von Rendsburg. 
Die Bunbestruppen weichen der Uebermadt und räumen die Stabt. 


1. Aug. Abflug von Friedenspräliminarien mit Dänemark zu Wien, 
ohne Zuzug des deutſchen Bundes. 

20.—25. Aug. Der König befuht den Kaifer von Defterreih in Wien. 
Preußen anerkennt das Kaiſerthum Merico: der König empfängt in 
Schönbrunn den Geſandten des Kaifers Marimilian. 


11. Sept. Der König beſucht auf der Durchreiſe von Baben-Baben nad 
Berlin bie Kaiferin ber Franzoſen in Schwalbach. 
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12. Sept. Heflen-Darmftabt tritt dem neuen Zollverein mit Preußen bei, 

26. „ Naſſau tritt dem neuen Zollverein mil Preußen bei. 

28. „ Bahyern und Württemberg treten dem neuen Zollverein mit Preußen 
bei. Damit find nun wieder fämmtlidye Staaten bes bisherigen Zoll- 
vereind an der Zolleonferenz in Berlin vertreten. 


— Oct. Bon ben Unterzeihnern des Wahlaufrufs ber Fortichrittspartei 
v. 12. Sept. 1863 find nunmehr alle 5 im Staatsdienſt ftehenben 
Abg. von den Gerichten dafür verurteilt worden. 

— „ Zahlreiche Disciplingrverhandlungen vor bem OÖbertribunal gegen 
Richter und Anwälte wegen Betheiligung an ben Oppofttionswahlen. 

5. „ DBorfall in Glogau. Die öffentlihe Meinung ſpricht ſich neuer: 
dings fehr allgemein und fehr energiſch gegen die Militärgerichtebar: 
feit auch in Nicht-Dienſtſachen aus. 

— „ Das Minifterium benübt den Ablauf der breijährigen Amtsbauer 
ber Mitglieder des Disciplinarhofes für nichterichterlihe Beamte, um 
alle bes Liberalismus verbächtigen Beamten aus bemfelben zu entfernen. 

17. „ Die offiziöfe Norbb. Allg. Ztg. wieberholt ihr ſchon im Juli ge- 
gebenes Dementi der Behauptung, baf Preußen Defterreih den Beſth 
feiner außerbeutfchen Länder garantirt habe. 

18. „ Stiftung des „Düppeler Sturmfreuzes” und eines Erinnerunge: 
zeichens für den Mebergang nad, Alfen. 

23. „ Der feubale Landtag von Lauenburg erklärt fih für eine Perſo⸗ 
nalunion mit Preußen und jenbet eine Deputation nad Berlin. 

27. „ Bismard wird auf der Rüdreife von Biarrik in Paris vom Katfer 
ber Franzoſen empfangen. 

30. Det. Friedensſchluß mit Dänemark zu Wien: Preußen und Oeſter⸗ 
reich laſſen fi von König Chriftian die Herzogthümer Schleswig: 
Holftein und Lauenburg abtreten und wälzen bie gefammten Kriegs: 
Iaften auf biefelben. Der beutihe Bund wird wieberum gänzlich 
bei Seite gelaffen. - 

1. Nov. Die Öeneralverfammlung bes Nat. Vereins ſpricht fi zu Gunſten 
eines maritimen Anſchluſſes der Herzogthümer an Preußen aus. 
7., Die Lauenburger Deputation wird vom König und vom Miniſter⸗ 

prãſidenten empfangen. 

13. „ Die öſterr. Truppen beginnen ihren Rückmarſch aus den Herzog⸗ 
thũmern, bie Preußen folgen langſam nad). 

415. „ Die GStellvertretungsfrage ift nunmehr in den meilten Fällen 
in zweiter Inſtanz entſchieden. Die Entieibung für und gegen ben 
Fiscus halten fi an Zahl fo ziemlich die Wange. Die Frage ge: 
langt nunmehr in lehter Inflanz an das Obertribunal. 

16. „ Die polnifdhe Frage wirb als erledigt betrachtet. General u. Wer: 
der wirb feines Commando über das combinirte Armeecorps ber 
öftlichen Provinzen wieber entboben. Auch ber ruſſiſche Commiſſar, 
Oberſt v. Weymarn, Tehrt nach St. Petersburg zurüd. . 
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17. Nov. Minifterialrefcript bez. des ben fchleswig-bolfteiniichen Schiffen 


dl 


18. 
24. 


” 


25. 


27. 
28. 


29. 


zu gewährenden Schutzes. 

„Nachwahl zum Abg.Hauſe in Aachen. Die Oppofition ſiegt mit 
382 gegen 107 Stimmen. 

„» Nahwahl zum Abgeordnetenhauſe in Magbeburg. Sieg ber Op: 
pofition, 

„ Naben bie öſterr. Truppen Holftein bereits vollftänbig geräumt 
haben, erhalten bie preuß. Truppen Gegenbefehl. Bon ben bereits 
abgezogenen preuß. Truppen erhält die 13. Divifion Befehl, ſich bei 
Minden (Drohung gegen Hannover), die 6. Divifion ſich bei Berlin 
(Drohung gegen Sachen). zu concentriren. 

„ NRahwahl zum Abg.Hauſe in Crefeld. Sieg ber Oppofition. 

„ Die Stabtverobnetenwahlen find in Berlin, Breslau zc., fait überall, 
im Sinne ber Oppofitionspartei ausgefallen. 

„ Antrittsaubienz des neuen franz. Geſandten Benebetti. 

„ Rahmwahl zum Abg-Haufe in Zinten (Dftpreußen). Sieg ber 
feubalen Partei (v. Tettau gegen Sauken-Julienfelde). 

„ Preußen verlangt von Sachſen und Hannover Tategorifch die 
Räumung ber Herzogthümer als einfache Folge der Bunbdeserecutiong- 
orbnung. Hannover ift bereit, fofort nachzugeben, Sachſen verlangt 
dagegen einen Bundesbeſchluß und rüftet gegen Vergewaltigung. 


1. Dec. Verbot der in Leipzig erfcheinenden Deutfh. Allg. Ztg. Die 


ron 
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Kreuzztg. droht den Correſpondenten deutſcher Blätter aus Preußen. 
„Schluß des großen Polenproceſſes in Berlin. 

„ SKöniglihe Cabinetsorbre gegen die Berliner Gemeinbebehörben. 
„ Die Bundesverfammlung fügt fi mit 9 gegen 6 Stimmen bem 
Öfterr..preußifchen Verlangen und erflärt die Bundeserecution in Hol: 
ftein für beendig. Die YBunbestruppen räumen Holftein und bie 
Bundescommifjäre übergeben die Verwaltung des Landes ben öfterr.- 
preuß. Civilcommiſſaãren. 

Glänzender Einzug der erften aus Schleswig zurückgekehrten fieg- 
reihen Truppen in Berlin. Rede bes Könige. Rede bes Oberbür: 
germeifters Seydel von Berlin. Allgemeine Illumination ber Stabt. 
Armeebefehl des Könige. Auch Repräfentanten der Berliner Statt: 
behörben werden zur königl. Tafel geladen. 

Rede des Dberbürgermeifters v. Berlin: „... Was in vergan: 
genen Tagen Preußen groß gemacht bat — der in der Bruft des Königs fill 
gereifte, aus dem eigenften Leben, Pflicht und Beruf bes Staats geichöpfte 
Entihluß, der feit und Fühn bie Gunft des Augenblids bei ber Stirnlode 
faßt; das auf den Auf feines Könige in voller Friegerifcher Rüftung bereit 
ſtehende Volk; die firenge Zucht bes Gehorfams und ber Pflicht, ber Freubige 
Todes⸗ und Schladhtenmuth - diefes ‚Volks in Waffen“ — das iſt auch die 
Signatur biefer jüngften ruhmvollen Tage. Unb wiederum iſt es Preußens 
gutes Schwert, burdy bas bie Gränzen bes beutfchen Vaterlands weit hinaus 
gerüdt find. Esift ein Wort, bas einft König Friebrich Wilhelm III. gefegneten 
und theuren Andenkens, gefprochen: „Was Preußen erworben hat, es ift Deutſch⸗ 


11. 


13. 


15. 
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Ianb geivonnen.” Gin halbes Jahrhundert, fünfzig Iehrreiche Jahre finb feit- 
bem verfloffen, und ihre Lehren Iajfen ohne Selbfttäufhung und ohne Leber: 
mutb beute laut es und fagen: Auch jener Boden, ber in biefen Zagen 
mit unferm Blut getränft ift, jenes hoch nach Norden ſich erftredenbe von 
zwei mächtig hinaus fodenden Meeren umfpülte Land mit bem fpröden Erz 
jeiner Bevölkerung — es wirb bauernb und ficher und zu rechtem Ge⸗ 
winn nur dann Deutihland erworben und ſich ſelbſt wieder gegeben jein, 
wenn und joweit Preußens Macht und Wehr es fchirmenb umfängt, 
Preußens firenge Zucht und Ordnung und flaatsbilbenbe 
Kraft es erfaßt und burchbringt. Wir freuen uns bes glorreih errungenen 
Friedens unb find ſtolz barauf. Großes ift erreiht. Doc, es ruht bie Hand 
noh am Schwert. Wir vertrauen bem König. Er wird das rechte Wort 
iprechen zu vechter Zeit. Was er aus freier Föniglicher Entſchließung zur 
Wahrung beutfher Macht und Ehre begonnen, er wird es hinausführen zu 
einem guten, für Preußen und Deutſchland ehrenvollen unb fegensreichen 
Enbe. Unb Preußens Volt — befien find alle bort Zeugen bie ba leben, 
wie bie, welche ben fchönen Tod für König und Vaterland flarben — Preußens 
Volk wirb niemals e8 an fich fehlen Tallen, wenn bie Ehre und fein König 
es ruft. Toch auch das ſtolze Wort, das treu gemeinte, e8 tritt gern beſcheiden 
zurüd in das Gefolge ber That. . .* 

Armecbefehl bes Königs: „. . . Die Tage von Düppel und Allen 
find durch euren Helbenmuth auf ewige Zeiten in ber Kriegsgeſchichte ver: 
zeichnet. Meine neu begründete Flotte bat fich ben Yandtruppen würbigft an- 
gefchloffen, und zählte in ihrem Erſtkampf nicht die Zahl der feindlichen Schiffe. 
Vereint mit ben tapfern Truppen Deines erhabenen Verbündeten, bes Kaifers 
von Defterreih Majeſtäͤt, habt ihr ben Feind liberall befiegt. Der Segen der 
Borfehung bat auf euch geruht, weil ihr gettesfürdhtig, pflichtgetren, gehorfam 
unb tapfer ware. Aber aud bie andern Theile Meines Heeres haben fidh 
Meine Zufriedenheit erworben. Bedeutende Streitkräfte baben in ſchwerem 
Dienft bie öſtlichen Gränzen des Staats gegen ben anbringenden Aufruhr 
gefhüßt: bie übrigen Abtheilungen haben durch unverbroffene Uebung ben 
Ruf Unferer Kriegsbereitihaft aufrecht erhalten. Somit bat fiß bie neue 
Drganifation, welhe Ich ber Armee gegeben habe, glänzend bewährt. 
In Stolz und Freude blide Ich auf Meine rubmreiche gejammte Kriegs» 
mad. . .” 


. Dec. In ber Berliner Stabtverorbnetenverfammlung wird bie Auf- 


bebung des Beſchluſſes v. 18. Juni 1863 angeregt. 
„Erlaß des Oberkirchenraths bez. des badiſchen Kirchenftreits für 
und wider Schenkel. 
„» Das Poftwefen und die Telegraphenverwaltung in Holſtein werden 
von den ivilcommiflären aus dem bisherigen Gejchäftskreife ber 
Landesregierung ausgeſchieden und unter preußiiche Chefs geftellt. 
„ Rahmwahl zum Abg.Hauſe in Bromberg. Sieg ber Oppofition. 
„ Hr. v.Bismard erflärt den Mittelftanten in Depeſchen an Bayern, 
Sadjienzc., daß ſich Preußen einem competenzwibrigen Majoritätsbefchluß 
ber Bunbesverfammlung am 5. d. M. nicht unterzogen haben würde 
und au in Zuknnft nicht unterziehen werde und regt in einer Des 
peihe an Dejterreih die Annerion der Herzogthümer an Preußen 
an. Jedenfalls verweigert Preußen eine Löfung ber ſchlesw.holſt. 
Erbfolgefrage, bevor feine zukünftige Stellung in ben Herzogthlimern 
feftgeftellt fei (ſ. Diſchld.). 
„ a der Stabiverorbnetenverfammlung von Berlin wirb ber förm- 
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liche Antrag auf Aufhebung bes Befchluffes vom 18. Juni 1863 
geftellt. 

15. Dec. Nachwahl zum Abg.-Haufe in Meurs (Rheinprovinz). Sieg ber 
feubalen Partei. 

16. „ AZufammentritt von 25 Abgeorbneten ber verfdiebenen liberalen 
Bractionen, um fi für ben beborftehenden Landtag über bie ein: 
zunehmende Haltung zu verftändigen. Es wirb befchloffen, in bie 
Berathung bes Bubgets für 1865 einzutreten, in ber Dilitärfrage 
bie bisherige Stellung feftzuhalten, bezüglich der auswärtigen Politik 
eine möglichft paffive Haltung zu beobachten. 

17. „ Einzug der aus Schleswig zurüdgelehrten Garbebivifion in Berlin. 

18. „ Eine Orbre des Königs befiehlt die Errichtung von Denkmälern 
in Düppel, auf Alfen und in Berlin. 

20. „ Einzug ber letzten aus Schleswig zurüdgelehrten Truppen in Berlin. 

21. „ Defterreidh lehnt eine Annerion ber Herzogthümer durch Preußen 
ab, außer wenn es bafür bezüglich feines deutſchen Gebiets ein 
Aequivalent erhielte. 

22. „ Die Stabtverorbnetenverfammlung von Berlin lehnt ben Antrag, 
ihren Beſchluß vom 18. Juni 1863 wieder aufzuheben, mit54 gegen 
26 Stimmen ab. 

23. „ Urtheil des Staatsgerichtshofes im großen Polenproceffe. Dasfelbe 

entſpricht weder den Anträgen des Staatsanwaltes noch den großen 

Zurüftungen für die Behandlung bes Procefies. Die größere Zahl 

a ugien hat ſchon vorher vom Gerichtshof entlaflen werben 
en. 


24. „ Die Regierung forbert bie Kronfynbici zu einem Gutachten in 
ber jchleswig-holfteinifchen Erbfolgefrage auf und zeigt bieß ben 
übrigen beutjchen Regierungen durch eine Circulardepeſche an. 

— „ Abdreſſe des (feubalen) oſtpreußiſchen Volksvereins an den König 
für engften Anſchluß ober Annerion ber Herzogthümer an Preußen. 

29. „ Einberufung des Landtags auf den 14. Januar 1865. 

30. „ Der Oberpräfident ber Rheinprovinz erklärt als kgl. Wahlcom- 
miflär dem Domcapitel von Köln, baf der König die ſämmtlichen 
fünf von ihm für die Wieberbefegung bes erledigten erzbiſchöflichen 
Stuhles vorgefchlagenen Kandidaten verwerfe. 

— „ Faſt bie gefammte preußiſche Preſſe, mit nur fehr wenigen Aus: 
nahmen, bat fi eifrig für die Annerion ber Herzogthümer ober 
bob für ben engften Anjchluß berfelben an Preußen ausgefprochen. 


II. 
Oeſterreich. 


11. Jan. Die Regierung verlangt vom Reichsrath einen außerordentlichen 


15. 


19. 


21. 


Credit von 14 Mil. zum Militärbudget für 1864 und zwar 4 Mil. 
für Kriegspräftationen und SKriegsichabenvergütung von 1859 unb 
10 Mil. für Ausführung der Bunbeserecution in Holflein. — 
Mühlfeld und Gen. interpelliren die Regierung mißbilligenb bezüglich 
ihrer Politik in ber jchleswig-holjteinifchen Frage. 

„Rechbauer interpellirt den Finanzausſchuß bez. feines Berichtes 
über ben Zehn:Mill,-Erebit mit ftarfer Mißbilligung ber unbeutichen 
Politit der Regierung. 

„ Tas Abg.-Haus beichliegt zu Erledigung des Finanzgeſetzes . eine 
gemijchte Commilfion aus beiden Käufern. Das Herrenhaus tritt 
bem Beichluffe am 21. d. M. bei, 

„ Das Abg.Haus nimmt in dritter Leſung das Lurusfteuergefeb mit 
67 gegen 54 Stimmen an. Debatte über die von der Regierung 
als geheime Preffonds geforderten fl. 525,000. Schmerling erklärt 
bie Bewwilligung für eine Frage bes Vertrauens oder Mißtrauens. 
Die Bewilligung erfolgt darauf mit großer Majorität. 

„Der Finanzausſchuß des Abg.-Haufes beichlieft, darauf anzutragen, 
der Regierung flatt der geforberten 10 Mill. nur fl. 5,343,950 als 
Matricularbeitrag für die Bunbeseserecution in Holftein zu bewilligen 
und zwar mit dem Zuſatze, daß biefer Betrag „zu keinem anberen 
Zwecke verivenbet werden dürfe.“ Auf den Antrag von Serbft wird 
mit 18 gegen 16 Stimmen überbieß eine das Vorgehen Defterreichs 
in Deutſchland tadelnde Refolution beſchloſſen (ſ. Diſchld.). 


28. „ —1. Febr. Verhandlungen bes Abg.Hauſes über ben Zehn-Mil.- 


Grebit. - Reben von Rechberg und Schmerling. Der Antrag bes 
Finanzausſchuſſes wird angenommen, dagegen die Refolution Herbft 
mit 103 gegen 59 Stimmen verworfen. 


3. Febr. (Deutſch-däniſcher Krieg). Die Defterreiher erftürmen 


Jagel und den Königsberg und bringen flegreih bis zum Dane 
wer! vor. 
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4. Febr. in Rundſchreiben des Finanzminiſteriums an ſämmtliche Landes⸗ 
finanzdirectionen äußert ſich unumwunden dahin, daß auch wenn 
die angeſtrebte Zolleinigung mit Deutſchland nicht zu Stande komme 
und Oeſterreich allein ober mit einigen ber Zollvereinsregierungen 
einem beutjchen Zollverein, der den franz. Hanbelsvertrag unverändert 
angenommen und fomit feinen Zolltarif ganz nah ben Grunbfäßen 
des Freihandelsſyſtems umgeftaltet habe, gegenüberftände, feine bisherigen 
Tarife, fein bisheriges hohes Schußzolliyftem nicht aufrecht erhalten, 
fondern den Zarifentwurf dv. Nov. 1863 werde durdführen und zu 
niederen Schußzöllen übergehen müflen. 

6. „ Deutſch-däniſcher Krieg) Blutiges Gefeht der Oeſter— 
reicher mit der Nachhut der vom Danewerk abziehenden däniſchen 
Armee bei Deverfee. 

10/11. Febr. Beide Häufer nehmen die Ausgleichungsvorſchläge der ge 
miſchten Commiffion für das Finanzgeſetz an. 

11. Febr. Der Finanzminifter begibt die 40 Mill.-Anleihe der Erebit: 
anjtalt in Verein mit den Häufern Rothſchild, Sina und Wodianer. 

12. „ Das Abg.: Haus genehmigt ein weiteres Anlehen von 40 Mill, 
nachdem am 17. Nov. v. %. bereits 69 Mill, bewilligt worben, fo 
daß die Gefammtbewilligung auf 109 Mill. geftiegen ift. 

414, „ Ein taiferl. Patent beruft die Landtage ber einzelnen Kronländer 
(außer Galizien, den Ländern ber ungarifhen Krone und Benetien) 

- aufbden 2. März zufanmen. 


15. „ Schluß der zweiten Seſſion des Reichsrathes. Thronrede des 
Kaiſers: 

„In der bedeutungsvollen Zeit, in welcher Ihre zweite Seſſion geſchloſſen 
wird, iſt es mir ein erhöhtes Bedürfniß, che Ste ſcheiden, Sie um mich ver: 
fammelt zu jehen. ... . Zur befonberen Befriedigung gereicht e8 mir, in Ihren 
Reihen auch bie von mir berufenen und die gewählten Vertreter meines 
Großfürſtenthums Siebenbürgen zu erbliden. Noch war der Jubel bes 
Feſtes nicht verhallt, mit welchem jenes Land, bas eine feſte Burg an ber 
Weſtgrenze meines Reiches ift, feine vor einem halben Jahrtauſend vollzogene 
Bereinigung mit ber Krone Dejterreih8 beging, als von ber Oſtgrenze ber 
Sie, m. H. Abgeordneten Siebenbürgens, mit freubiger Zuverfiht die Bahn 
zu jener gemeinjamen Xhätigfett betraten, weldye ein neues, täglich mehr ſich 
feftigendes Band um meine Bölfer ſchlingt. Mit wahrer Genugthuung babe 
ich dieſe Erfcheinungen begrüßt, in welchen ich ben Nusbrud eines jegensoollen 
Einverfiändniffes mit meinen Abfichten und die Bürgen einer glüdliden Zu: 
funft erkannte. . . . Obgleih die nunmehr gefchloffene Seffion nit reich 
an vollendeten Thatjachen ber Geſetzgebung tft, fo darf fie body nicht als eine 
unfruchtbare bezeichnet werben. Einige Gejeßeäbefiimmungen, welche, aus 
Ihren Beratbungen hervorgegangen, für ben inneren flaatlihen Organismus 
und die Durchführung ber anerfannten Regierungsgrunbjäge von Wichtigkeit 
find, haben bereit8 meine Sanction erhalten, ... . In hervorragendſter Weiſe 
haben Sie Ihre Thätigkeit der Regelung bes Staatshaushaltes zuge 
wendet. Durch die Feſtſtellung des Voranſchlages meiner Regierung in dem 
von beiden Häufern bes Reichsrathes vereinbarten Finanzgeſetze iſt bie ver⸗ 
faffungsmäßige Grundlage für bie Finanzgebahrung in ber laufenden vierzehn⸗ 
monatliden Verwaltungsperiode gefihert worden. Durch Ihre Zuftimmung 
zur Fortſezung ber vorjährigen Steuer: und Gebührenerhöhungen, dann zur 
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angemeflenen Benůtzung bes Staatscredits if jene Ergänzung ber Bededung 
mögli gemadt, welche bie außerorbentlihen Staatsbebürfnijie im gegen: 
wärtigen Finanziahre erheiihen. Wenn auch das von meiner Regierung Ihnen 
vorgelegte Reformmert ber birecten Befteuerung wegen bes ms 
fanges unb ber Wichtigkeit dieſes Zweiges ber Gefeßgebung in der abgelaufenen 
Sejjion von den beiden Häufern bes Reichsrathes nicht mehr in Berathung 
gezogen werben konnte, jo ift doch durch bie erfolgte Mittheilung ber Geſetz⸗ 
entwürfe und ihrer Motive eine genauere Bekanntſchaft mit den Vorlagen 
und dem ihnen zu Grunde liegenden Syſteme vermittelt und ber gebeihlichen 
Köjung ber eben jo großen als bringenden Aufgabe ber Steuerreform in ber 
nächſten Seffion eine weſentliche Förderung zugeführt worden. — Folgenreiche 
Greignifje der jüngften Zeit lenken unjeren Blick von den inneren Verhält⸗ 
nifjen Defterreichs jeiner äußern Lage zu. Bejeelt von dem Wunfche, mid) 
ganz der Sorge für bie ungeftörte Entwidlung ber Wohlfahrt und Blüthe 
meines Reiches zu wibmen, babe ich nichts unterlaffen, um der Monarchie 
das in einer Epoche innerer Neugejtaltung boppelt foftbare Gut bes Friedens 
zu erhalten. Es ift in Defterreihs Beſtimmungen gelegen, flart zu fein 
gegen jeben möglichen Angriff, aber eine friedliebende Stimme im Rathe 
der Völker zu führen. Der freunbichaftliche Character ber Beziehungen meiner 
Regierung zu ben großen Mächten Europas entipriht zu meiner Befriebis 
gung volltommen biefen Gefinnungen. Eine jeit Jahren drohende Krijis in 
den Verhäliniſſen zwiſchen Deutſchland und Dänemark ift indejjen zum 
Ausbrudy gefommen, unb bat ſich ungeachtet ber verföhnlichiten Einwirkungen 
meiner Regierung bis zu kriegeriſchen Greigniffen gefleigert. Als deutſcher 
Fürſt babe ich mich an den militärischen Mupregeln, welche zur Durchführung 
der Bunbdeserecution in Holjtein erforderlich geworben find, in Gemäßheit ber 
Befchlüffe bes Bundes betheiligt und im Einverftändnig mit dem König von 
Preußen babe id es für nöthig erachtet, bas Herzogtum Schleswig als 
ein Pfand für die Erfüllung der Verbindlichkeiten in Beſitz zu nehmen, welche 
Dänemark gegenüber ben beutjchen Mächten übernommen, aber auf das Be⸗ 
barrlichfte mißachtet Hat. Die treiflicde Führung und die heldenmüthige Tapfer- 
feit ber verbündeten Armee für Schleswig Holftein hat dem Nechte und ber 
Ehre Defterreiche, Preußens und bes gejammten Deutſchlands eine rafche und 
glänzende Genugthuung erfämpft. Mit Freuden ſehe ich mein Zuſammen⸗ 
wirken mit meinem koͤniglichen Verbündeten von Preußen von den rühm⸗ 
lichſten Erfolgen begleitet, welche nicht Zwecken des Ehrgeizes und der 
Eroberung gelten, ſondern einem Zwecke der Gerechtigkert, ben Europa 
Tennt. ch gebe mich ber zuverfichtlichen Hoffnung hin, daß biefe Erfolge ben 
lange in ihren Rechten gefränkten Landen, für weldye wir fie im Bunde mit 
Preußen errungen, eine glüdliche Zukunft fihern, ben Trieben ber Welt und 
bes theueren Baterlandes aber nicht in weiterem Umfange gefährben werben... 
Mit dem Bewußtſein patriotifcher Pflichterfüllung, welche ih dankbar aner⸗ 
kenne, werben Sie in Ihre Heimath zurückkehren. Oeſterreich bat gezeigt, 
bag es in ſeiner verjüngten Geſtalt den alten guten Geiſt bewahrt und in 
bie neuen freiheitlicden Bahnen feines ftaatlichen Lebens das Erbtheil feiner 
Kraft und feines Ruhmes mitgenommen hat...” 

17. Febr. Der Finanzminifter fihert bem nieberöftere. Gewerbverein zu, 
baß ein neuer Zolltarif jedenfalls nicht ohne Zuftimmung des Reiche: 
raths ‘werde feftgeftellt werben. 

18. „ (Galizien). Fürft Adam Sapieha entweicht aus ber Unterſuchungs⸗ 
haft in Lemberg. 

19. „ Der Kriegsminifter Graf Degenfeld wird entlaflen und durch ben 
F.M.⸗L. v. Yrand erſetzt. 

n n Die Regierung trifft alle Maßregeln, um eine Flotte von 12 Kriege: 


176 .  Geßerteidh. 
fhiffen zu Unterftüßung ihrer Politik bez. Schleswig-Holftein in bie 
Nordfee zu fenden. Die eriten 8 Schiffe gehen von Bola ab. 

21. Sehr. Erzherzog Mar geht mit großem Gefolge nad Brüffel und an 
den Hof bes Kaiſers ber Franzoſen. 

24, „ (Galizien). Ein kaiſerl. Manifeſt verhängt den Belagerungs: 
zuftand über Galizien. 

29. „ (Galizien). Die Statthalterei von Galizien verfügt bie Ent: 
waffnung bes Landes binnen 14 Tagen und die Stellung aller Aus- 
länder binnen 483 Stunden. 


— März Rückkunft des Biſchofs Feßler von Rom, wo er über eine Modi: 
fication des Concordats unterhanbeln follte. 

2. „ Cröffnung des Landtags in den deutſch-ſlaviſchen Kronländern. 
3. „ Ernennung des Unterridhtsraths für die gefammte Monarchie. 

8. „ (Deutfh:dänifher Krieg). Gefecht der Defterreicher bei Zeile 
in Jütland. j 

16. „ (Ungarn). Zahlreiche Verhaftungen in Peſth und in verfchiebe: 
nen XTheilen Ungarns, 

17. „ (Krain). Der Landtag beichließt mit allen gegen 3 Stimmen und 
troß bes Wiberftandes des Statthalter bie Beeibigung ber Gemeinde 
räthe und ber Gemeindevorſteher auf die Reichs und Landesverfaſſungen. 

— „ Differenz zwiſchen dem Kaifer und bem Erzb. Mar bez. einer An: 
nahme der Mericaniſchen Kaiferkrone. 

18.—20. März. Oeſterreich verſucht es umfonft, fi) auf einer Conferenz 
in Prag mit Preußen in ber Zollvereinsfrage zu verftänbigen. 

20. „ ine Circulardep. an die. Vertreter Defterreihe bei den nicht in 
den deutſch-däniſchen Streit verwidelten Regierungen ſpricht ſich über: 
aus offen über die Stellung Defterreih8 zu Dänemark aus (j. Diſchld.). 


6. April. (Schleſien). Dem Abg. Dr. Prutet wird als Priefter vom 
Fürftbifchof von Breslau befohlen, fein Mandat niederzulegen, weil 
er fih im Landtage über bie Leiftungen ber Geiftlichen als Lehrer nit 
fehr günftig geäußert hat. 

8 „ (Dalmatien). Der Landtag wird durch Tail. Decret aufgeläft. 

9. „ Die Differenz zwifchen dem Kaijer und dem Erzh. Dar ift bei: 
gelegt. Der Kaifer trifft, begleitet von den Diiniftern Graf Rechberg 
und Schmerling und ben drei Hoffanzler-Stellvertretern in Miramare 
ein und vollzieht mit dem Erzherzog die Stantsacte bez. Thronfolge 
wegen Annahme der Mericaniſchen Kaiferkrone. 

— „ Sinberufung ber evang. Generalfynobe beider Bekenntpiſſe auf ben 
22. Mai nah Wien, um, nad) dem Erlaß bes Staatsminifters „bie 
zur befinitiven Feſtſtellung der Kirchenverfaflung geeignet erachteten 
Geſetzesentwürfe zu formuliren und dem Kaifer zur Schlußfafjung 
zu unterbreiten.‘ 

20. „ Defterreih richtet eine Depeihe an das preuß. Cabinet mit ber 
Erflärung, daß der Ausgang der Prager Eonferenz bez. ber Zollver: 
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einsfrage feinen Erwartungen nicht entiprodhen habe und daß es nicht 
gewillt jei, auf ber zweiten Alternative bes Februarvertrags (Zoller: 
leichterungen) ſondern Tebiglich auf der erſten (Zolleinigung mit den 
Zollverein) zu verhandeln. 

21.Apr. (Siebenbürgen). Die Regierung orbnet bis zum 9. Mai zum 
britten Mal in ben magyariſchen und Szedler-Diftrieten Wahlen zum 
Landtag an. 

22. „ (Ungarn) Graf Forgad nimmt feine Entlaffung als unge: 

riſcher Hoffanzler. Graf Hermann Zichy tritt an feine Stelle. 

27. „ (TyroD. Der Landtag verwirft das Gemeindegeſetz in ber von 
ber Regierung vorgelegten liberalen Faſſung. 

“„ Bon Seite keines einzigen Lanbtags erfolgt eine Demonftration 
für die deutſche Sade in ben Herzogthümern, felbft nicht in Steger: 
mark ober Oberöfterreih, fonbern lediglich Iopale Anerkennung ber 
tapferen Armee. 


2.Mai. (Tyrol). Landtag: Ein Antrag des Abg. Sartori auf Bildung 

politiſcher Bezirke nad dem Umfange ber gegenwärtigen Gerichtsbe- 

zirke und auf Creirung einer eigenen GStatthaltereiabtheilung (einer 
politifhen Behörde zweiter Inftanz) für Wälfchtyrol wird vorläufig 
einftimmig genehmigt. — Die beiden bisherigen (liberalen) Abg. zum 

Reichsrath werben mit 28 gegen 19 Stimmen durch bie Führer ber 

clericalen Partei Greuter und Haßlwanter erſetzt. Mit 41 Stimmen 

gegen 4 wirb bie Beibehaltung des politiichen Eheconjenfes beichloffen. 

— Antwort der Regierung auf die vorjährigen Anträge bes Landtags: 

bie Antwort auf bie Univerfitätsfrage wirb faſt als abſchlägig be⸗ 

trachtet ,„ die Abänderung bes (verhaßten) Heerergänzungsgeſetzes 
wird abgelehnt, auf den Glaubenseinheitsbeſchluß erfolgt gar keine 

Antivort. 

„ Der Finanzminifter fchreibt ein neues Anlehen im Betrage von 

70 Mil. aus. 

„ Die erite öfter. Flottenbivifion langt in ber Nordſee an. 

n * Regierung geſtattet Mexico die Anwerbung von 6000 Frei⸗ 

willigen. 

. Deutfä: däniſcher Krieg). Ruhmvolles Seegefecht des öſterr. 
Geſchwaders bei Helgoland gegen die bänifche Flotille. Der Befehls: 
haber, Capitän Tegethoff, wirb dafür vom Kaifer zum Contre⸗Admiral 
ernannt. 

„ n (Siebenbürgen). Die Wahlen zum Landtag find in ben Magy- 
ariſchen und Szedler-Diftrieten zum britten Mal auf biefelben Män- 
ner oder auf Geſinnungsgenoſſen derſelben gefallen. 

10, „ 0Oberöſterreich). Der Landtag enticheibet ſich nach zweitägiger 
Debatte in namentlicher Abſtimmung, gegen ben Antrag bes Aus- 
ſchuſſes im Brincip für die gänzliche Aufhebung ber bisherigen Un: 
theilbarleit der Bauerngüter und für bas Erſuchen an bie Stegierune 
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einen entſprechenden Geſetzesentwurf an ben Reichsrath (nicht an den 
Landtag) gelangen zu laſſen. 

12. Mai. (Tyrol). Landtag: Der Abg. Pfrebichner interpellirt den Re⸗ 
gierungscommiffär zum zweiten Mal über das Schidjal ber Glau⸗ 
benseinheits⸗Beſchluſſes. Der Statthalter antwortet ausweichend. — 
Die Moagiftrats: und Bürgermeifterwahlen in Innsbruck fallen ganz 
clerical aus, 

„„ (Böhmen) Der Landtag wählt 22 Mitglieber in ben Reiche: 
rath. Rieger beantragt, bie Erſatzwahlen für die 11 Renitenten 
(Czechen) nicht vorzunehmen, Graf Leo Thun, bie Frage einer Com: 
miffion zu übermweifen. Der Oberſtlandmarſchall erklärt ben Antrag 
Riegers für unguläflig, ber Antrag Thun wird mit 117 gegen 79 
Stimmen verworfen. 

13. „ Eröffnung der Offerten auf pas 70 Mill.-Anlehen v. 3. Mai: 
Es find nur zwei Offerten eingegangen, bie eine auf 23%, bie an- 
dere auf 10 Mil. Die erftere wirb angenommen, bie andere ab- 
gelehnt. Für ben Reft von 46% Mill. verfländigt fich der Yinanz- 
mintjter mit den Uebernehmern der 23% Mill, und einem Confortium 
von Banquiers. 

22. ,„ Eröffnung ber erften Generalfynobe beider Bekenntniſſe in Wien. 

23. „ (Siebenbürgen). Wieberaufnahme der Sikungen bes Lanbtage. 
Nur Ein neues Mitglied magyariſcher Rationalität (Regalift) tritt ein. 

25, „ (Böhmen). Der Landtag erflärt mit 101 gegen 94 Stimmen 
die czechiſche Sprache für obligatoriih auch in ben deutſchen Mittel- 
ſchulen. 

80. „ Audienz einer Deputation ber evang. Generalſynode beim Kaiſer. 
Antwort bes Kaiſers 


41. Juni. Oeſterreich verftänbigt ſich mit Bevollmächtigten Bayerns in 
einer neuen Regiftratur über bie Verberungen, welche, bie Zuſtimmung 
ber Münchener Sonberconferenz vorausgefegt, Preußen in der Zoll: 
vereinsfrage vorgelegt werben follen. 

„Energiſcher Proteſt einer Anzahl ausländiſcher Weftbahn-Actionäre 

an das Finanzminifterium bez. der Verpflichtungen ber Regierung 

aus der von ihr übernommenen Zinſengarantie. 

2. „ Gang. Seneralfynobe: Bericht über die Deputation au Schmerling 
bez. interconfeflionelle Angelegenheiten. Es wird befchioflen, eine 
Denkſchrift und eine Petition um Vorlage eines biesfäligen Geſetzes⸗ 
entwurfs an ben Reichsrath der Regierung einzureichen. 

6 „ (Ungarn). Bei Gelegenheit bes Bürgermeifterbanfettes in Wien 
ſpricht fih der neue ungariſche Hoflanzler Graf Zichy ganz uner: 
wartet offen und entjchieben für ben Eintritt ber Ungarn in ben 
Reichsrath aus. 

7. „ (Dalmatien). Der Podeſta und ſäͤmmtliche Stadträthe von Spoleto 
werben ihres Amtes enthoben und ein kaiſerl. Conmiſſär eingefebt. 
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8. Yun (Krain). In Laibach wird Dr. Coſta zum Bürgermeifter 
gewählt: eclatanter Di ber ſlaveniſchen Partei. 
16. „ Der Kaifer trifft in Kiffingen mit bem rufflihen Katjer zu: 


ammen. 

19. „ Die Mündener Sonberzollconferenz lehnt bie zwiſchen Bayern 
unb Deſtrrreich vereinbarten Vorſchlage ab. Heflen-Darmftadt macht 
einen neuen Borichlag, der von Oeſterreich acceptirt wird. 

22, „ Der Kaifer beſucht ben König von Preußen in Karlsbad. 

24. „ (Benetien). Beinabe in allen Städten erfolgen Demonftrationen 
als am Jahrestage der Schlacht von Solferino. 

28. Juni. Der: Zollverein beginnt fih auf der Grundlage bes franz. 
Sanbelsvertrags neu zu conſtituiren. Wbfall Kurheſſens vor Oeſter⸗ 
reich. 


11. Juli. Auch Hannover fällt von Oeſterreich ab und tritt bem neuen 
Zollverein anf ber Grundlage bes franz. Handelsvertrages bei. 

„ n Schluß ber erften evang. Generalſynode für die deutſch⸗ſlaviſchen 
Landestheile. 

26. „ Im Wien werben zwiſchen Oeſtereich, Preußen und Dänemark ohne 
Zuzug weber eines Vertreters bes deutſchen Bundes noch eines ſolchen 
ber Herzogthümer über bie Präliminarien behufs Wieberberftellung 
des Friedens Unterhandlungen eröffnet. 

29. Ein Hirtenbrief bes Cardinal⸗Erzbiſchofs von Wien empfiehlt dringend 
bie Betheiligung an bem päpftliden Anleben von 50 Mil. Fr., ba 
ber Peterspfennig zu Dedung ber Bebürfniffe bes heil. Stuhles nicht 
hinreichend geweſen fei, mit bem Beifügen: „Das Reich, welches 
gegenwärtig von Turin aus beberricht wird, bat auf Zulunft keinen 
Anſpruch; das Zufanmenwirken europäiſcher Verwicklungen iſt es, 
wodurch es kummerlich zuſammengehalten wird.“ 

3. „ (Siebenbürgen). Die Wahlen zum Landtag werden in ben 
magyariſchen und Szedler-Diftricten zum vierten Male, mit einer be: 
fonderen Anſprache bed Guberniums ausgefchrieben. 


1. Aug. Abſchluß von Syriebenspräliminarien zwiſchen Defterreich-Preußen 
und Dänemark zu Wien, 

„ » (Ungarn). Bufammentritt bes, ferbifgen Ratlionalcongreffes in 
Carlowitz behufs der Wahl eines Patriarchen und Regelung ver: 
ſchiedener kirchlicher Angelegenheiten. 

12, „ (Siebenbürgen). Ein kaiſ. Reſcript genehmigt bie vom Land: 
tage befhlefienen Geſetzesartikel bezliglich eines oberiten Gerichtshofes 
für Siebenbürgen:, beharrt jedoch darauf, daß derſelbe nicht, wie der 
Landtag wunſchte ſeinen Sit im Lande habe, ſondern in Wien 

20./25. Aug. Der Kaiſer empfängt in Wien ben Beſuch bed Königs von 


Breußen. 
20. Aug. (Tyrol). Zahlreiche Verhaftungen in Wällätyrol. 
42° 
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— Aug. Von 57 Handelsgremien der Monarchie, welche zu Gutachten über 
den Tarifentwurf vom Nov. 1863 aufgefordert worden ſind, haben 
ſich nur 13 gegen denſelben ausgeſprochen, 42 aber ihm bedingt 
oder unbedingt zugeſtimmt. 

25. „ Beginn ber definitiven Friedensunterhandlungen zwiſchen Oeſter⸗ 
reichPreußen und Dänemark zu Wien wiederum ohne Zuzug weder 
eines Vertreters des deutſchen Bundes noch eines foldhen ber Ser: 
zogthümer felbit. 


2. Sept. Der neue jerbifhe Patriarch wird ausdrücklich nur für bie 
Serben, nicht aber zugleich aud für die Rumänen beitätigt. 

13. „ (Ungarn). Die fog. Alt⸗-Conſervativen ftellen wieder eine Art 
Programm für Löfung der Ungarifhen Frage auf, an ihrer Spike 
der judex curiae, Graf Anbrafiy. 

14. „ Defterreih anerfennt ben König Georg von Griechenland und 
beglaubigt einen Geſandten an feinem Hofe, nachdem er von bem 
beabfichtigten Schritte Bayern Anzeige gemacht hat. 

419. „ (Ungarn). Graf Andraffy gibt feine Entlaffung als judex 
curiae ein und wird durch Graf Töröf erjekt. 

19.720. Sept. (Ungarn). Kurzer Beſuch des Kaifers in Komorn. 

23. Sept. (Siebenbürgen). Der Landtag fügt ſich gegen eine Minbder: 
beit von etwa 30 Stimmen in den Willen des Kaifers bezüglich 
des Sitzes bes oberſten Gerichtshofes. 

27. „ (Dalmatien). Zufammentritt des neugewählten Landtags. Tie 
Majorität ift nunmehr der Regierung gejichert. 

28. „ Auch Bayern, Württemberg, Heflen-Darmitadt und Naffau fehen 
ſich genöthigt, Defterreih im Stiche zu laſſen und dem neuen Zelt 
verein auf ber Grundlage bes franz. Handelsvertrags beizutreten. 


8. Oct. Die öfterr. Norbfeeflotte jfegelt wieder ab, mit Ausnahme einer 
Fregatte, die in Geeſtemünde überwintert, 

12, „ Depeihe Rechbergs an Frankreich bezüglich der franzöftich-ital. 
Convention vom 15. Sept. 

Die Depeſche ift in ihrem Wortlaut nicht veröffentlicht und bloß folgende, 
mehr oder weniger genaue Analyfe berjelben befannt geworden: Die Depeice 
Mmüpft an bie verjchiebenen Gonverfationen an, in welden ber franzöſiſche 
Botſchafter dem dfterr. auswärtigen Amt bie beim Abſchluß ber Convention 
für Sranfreih maßgebend gewejenen Erwägungen barzulegen ben Auftrag 
gehabt uub nimmt Feinen Anjtand zu erflären, daß das öſterr. Gabinet, obſchon 
es lebhaft bebauere, daß man nicht Rom felbft vor dem Abichluß zu Rathe 
gezogen, mit aufrichtiger Genugthuung bie Verfiherung entgegennehme, daß 
Zranfreih Lediglich das Intereſſe der Sicherftellung ber päpftlichen Auto: 
rität im Auge gehabt. Eben barin, daß Frankreich ber Convention feine 
Unterſchrift gegeben, "erblide Defterreih eine Garantie für dieſe Autorität, 
eine Garantie, die nad ber Art und Weife, wie bie Negierung bes 
Königs Victor Emanuel fi) über die feierlihiten Verträge binweggefegt, 
buch bie von dieſer Seite jetzt übernommene Verpflichtung allein nicht 
als gegeben habe betrachtet werben Törmen; aber Frankreich fel mächtig genug, 
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auch wenn ber lebte feiner Solbaten ben römifchen Boben verlaffen babe, 
biefen Boden ausreichend zu ſchützen. Im UWebrigen werde natürlich bem 
Papft ſowie jeder anderen außerhalb ber Gonvention ftehenden Macht bie 
volle Freiheit ber Entfhließungen zu wahren fein, und wie ber 
Papft das unbebingte Recht babe, bei irgend welcher Tünftigen Bebrohung 
ben Schuß ber katholiſchen Mächte in Anipruch zu nehneen, würben umgefehrt 
bie katholiſchen Mächte ſich das unbedingte Recht vinbiciren 
müſſen, innerhalb ber Grenzen ber politifden Gonvenienz und Oppor⸗ 
tunität ibm biefen Schuß zu gewähren, und Europa würde in einem 
ſolchen Fall ohne Zweifel Hoffen dürfen, Defterreih und Franfreid in Ein⸗ 
tracht neben einander ftehen zu ſehen. 


15. Det. Depeſche Rechbergs an ben Gefanbten in Rom. 


Auch biefe Depeiche ift bis jekt nicht veröffentlicht und nur folgende, mehr 


ober minder genaue, Analyfe befannt geworben: Bon einer Unterrebung bes 
Nuntius in Wien, Migr. Faleineli, mit bem Grafen Rechberg, worin ber 
Erftere auf die im J. 1861 ftattgefunbenen Verhandlungen zwilhen Rom, 
Deiterreih, Franfreih und Spanien bingewielen hatte, ausgehend, fpricht bie 
Note die Anficht aus, daß bie durch bie September-Convention berbeigeführte 
Lage wohl nicht darnach angethan erfcheine, auf jene Verhandlung jebt 
zurüdzufommen, zumal biefelbe im Jahre 1861 baran gefceitert fei, daß 
Frankreich damals als Ausgangspunft bie Anerkennung bes factiichen Zuſtandes 
der Dinge in talien gefordert babe; inbeffen, wirb Binzugefügt, behalte fich 
bie faijerl. Regierung vor, biefen Punkt in nähere Erwägung zu ziehen. Im 
Uebrigen wirb bie Gelegenheit ergriffen, ben bem Gabinet des Vaticans bes 
kannten Gefinnungen ber kaiſerl. Regierung wieberholten Ausbrud zu ver: 
feihen, Gefinnungen, denen zufolge ber heil. Stuhl ftets aller ber Beibilfe 
gewärtig fein könne, welche bemjelben Dejterreih ben Umftänben nach zu 
Ieiften vermöge. Eine warme Anerfennung wird ſodann ber Haltung bes 
Garbinal-Staatsfefretärs gegenüber bem Hrn. v. Sartiges in Bezug auf bie 
Aufflärungen ertbeilt, welche ber Letztere über bie Convention zu geben beaufs 
tragt war; namentlich wirb rühmend hervorgehoben, daß ber Garbinal-Staats- 
fefretär, gemäß ber Ruhe und Beſonnenheit, bie fein Verfahren allezeit kenn⸗ 
zeichne, nicht vorweg ſich gegen bie Convention erklärt, auch in Bezug auf 
bie Räumung Roms keinen Wiberipruch erhoben und in Bezug auf bie Neu: 
biſdung einer päpftlicden Armee eine Discuffion zugelaffen habe. Was ben 
britten Hauptpunft der Convention, bie Uebernahme eines Theiles ber päpft- 
lichen Staatsihuld Seiten Staliens betrifft, fo enthält fich bie Rote, bier: 
über einen Rath zu ertbeilen, wie fie überhaupt der bewährten Weisheit 
und Umfiht bes vaticanifchen Cabinets gegenüber Urtheile wie Rathſchläge 
zu unterlaffen ſich befcheide, nimmt es indeß als felbftverftänblich am, baß ber 
heil. Vater in biefer Krife wie ſtets Feines feiner Rechte rem unb bie 
Integrität des heil. Stuhles nicht antaften läßt; bei aller Rückſicht auf ben 
Kaifer Napoleon und ohne durch ein provocirendes Auftreten benfelben zu 
reizen, Zönne hierdurch allen ben möglichen Wechfelfällen, welche ſich inner: 
halb ber geftellten Friſt von zwei Jahren ereignen mögen, Rechnung getragen 
werben. 


16. „ (Benetien). Aufftanbsverfuch bei Udine und bei Belluno. 
22. „ Ein kaiſerl. Batent beruft bloß den weiteren Reichsrath auf ben 


12. Nov. ein. 


„ n (Ungarn). Ernennung zahlreicher neuer Comitatsvorſtände. 
27. „ Graf Rechberg erhält die unter bem 21. d. M. nachgeſuchte Ent- 


laſſung als Minifter des Auswärtigen und wirb durch ben F:MR. 
Grafen Pouilly⸗Mensdorff, 3. 3. Statthalter von Galizien, erſetzt. 
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6/7.Nov. (Venetien). Scharmützel zwiſchen ben Truppen und ben 
Aufftändifchen in Friaul. 

9. „ Der Finanzminifter fieht ſich genöthigt, ein Steueranlehen im Be: 
trage von 25 Mill. zu fehr brüdenden Bebingungen für ben Etaat 
(no um 1% ungünftiger als bei bemjenigen von 1860) zur allge: 
meinen Subjeription auszufchreiben. 

14. „ (Benetien). Die Regierung verfünbet den Belagerungszuftand 
in Friaul und bietet freiwillige Schützen in Tyrol auf. 

42. „ Zuſammentritt des weiteren Reichsraths. Eröffnungsrebe bes Präſi⸗ 
benten Hasner über Deutichland. Die Ezechen aus Böhmen und Mähren 
fehlen. Dagegen bat fich ber größere Theil ber Polen eingefunden. 

414. „ Eröffnung bes weiteren Reichsraths. Thronrebe bes Kaifere: 

„...Es ift meine Abſicht, fobald die Beendigung Ihrer Aufgaben ben 


Schluß biefer Siungsperiobe herbeigeführt haben wird, ben engeren Reiche: 


rath in feine Wirkſamkeit treten zu laſſen. Ebenfo gebe ich mid der Erwar: 
tung hin, baß in ber Öftlihen Hälfte meines Reiches bie verfaflungsmäßige 
Thätigkeit, welche fhon in meinem Großfürſtenthume Stebenbürgen erfreulic 
waltet, allentbalben auf's Reue werbe beginnen können. Auf biefes Ziel, 
welches ich im Intereſſe jener KKönigreiche, wie nicht minber bes gefammten 
Reiches in naher Zeit erreicht zu ſehen wünſche, find bie ernfln Bemühungen 
meiner Megierung gerichtet. Vertrauen unb wahre Einfiht werben zu fegen: 
vollem Gelingen führen. Cine Reihe bebeutfamer Ereigniffe für mein Haus 
wie für mein Neich Liegt zwiſchen bem Schluffe ber vorigen Sikungsperiode 
und dem heutigen Tage... Beſeelt von dem eifrigen Beftreben, zur Erhaltung 
und Befeftigung bes allgemeinen Friedens beizutragen, wünjche ich mir Glück 
zu dem guten Einvernehmen und ben freunbjchaftlichen Beziehungen, welde 
wifchen meiner Regierung unb ben übrigen großen Mädten Europas ke: 
eben. Ich mwerbe nicht aufhören, biefe Beziehungen forgfältig zu pflegen und 
Alles zu thun, um von meinem Reiche, welches gegenwärtig mit fo wichtigen 
inneren Aufgaben beſchäftigt it, auswärtige Verwidelungen fern zu halten. 
Eine Urſache Iangjährigen Streites im Norden Deutihlanbs ift jochen 
auf bie ehrenvollite Weife befeitigt worben. Die Vertretung meines Reiches 
wirb mit bewährten patriotifchen Gefühle meine Befriedigung barüber theilen, 
daß bem Kriege zwiſchen ben beutfchen Mächten und Dänemark durch ben 
Friedensvertrag, ber zu ‚Bien am 30. Oct. unterzeichnet wurbe, und befien 
Ratification binnen wenigen Tagen gewärtiget wirb, ein Ziel gefeßt worden 
if, weldes bie Erfüllung aud ber bHöhften Erwartungen in fid 
fhließt. Die Zapferkeit der verbünbeten Truppen und ber Kriegsmarine 
Defterreihs und Preußens bat einen glänzenden Preis erfochten, bie weife und 
erechte Zuruckhaltung ber neutralen Mächte das endliche Cinverflänbniß_er- 
eichtert. Die Einigkeit zwiichen mir und meinem erhabenen Bundesgenofien, 
bem Könige von Preußen, hat ihren hohen Werth buch benfwürbige Erfolge 
von Neuem erprobt. Das gelammte Deutjchlanb aber, ich zweifle nicht, wird 
Angefihts der ruhmvollen und glüdlihen Loſung ber Frage, von ber es im 
Zunerften Be ee jene Eintracht wieber finben, welche für ſeine eigene 
Sicherheit und Wohlfahrt, wie für die Ruhe und das Gleichgewicht Europas 
eine fo mächtige Bürgfchaft bildet. Zu meinem Bebauern Haben bie unbeil- 
vollen Wirkungen, welche in letzter Zeit bie Creigniffe im Königreih Polen 
auf bie benachbarten Länder meines Reiches übten, meiner Regierung bie Noth⸗ 
wenbigfeit auferlegt, Ausnahmsmaßregein zur Wahrung ber innern Rube und 
zum Schutze ber Berfon und bes Eigenthums ber friedlichen Benölferung über 
biefe Länber zu verhängen. Ste find von aufge Erfolge für bie Sicherung 
dieſer gefährbeten Intereſſen geweſen. efriebigung habe ich wahrge⸗ 
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nommen, baß ein Theil biefer Maßregeln ſich ſchon bermalen entbehrlich ge eigt 
bat, unb gerne gebe ich mich ber Erwartung Bin, in nicht ferner Zeit fie —* 
befeitigt zu ſehen. Ihre beſondere Aufmerkſamkeit werben die Angelegenheiten 
ber Finanzen meines Reiches in Anfpruch nehmen. Die ungünftigen Ber: 
hältniffe, welche allenthalben ben europäifchen Geldmarlt beherrihen ‚ konnten 
nicht ohne hemmende Wirkungen auf bie ortichritte ber volkswirthſchaftlichen 
und finanziellen Entwidelung Defterreihs bleiben. In biefer unverkennbar 
ſchwierigen Lage ift die Bebedung bes gefleigerten Staatserforberniffes doch 
ftets pünktlich erfolgt. Das ernfle Streben nad Erfparungen bietet beruhis 
gende Anhaltspunkte, nach erfolgter Tilgung ber außerordentlichen Staatszah⸗ 
lungen, welche in ber gegenwärtigen Periode noch beftehen, bie endliche Be: 
feitigung ber Störungen im Geldweien und im Gleichgewichte bes Staats: 
baushaltes zu erwarten. Es werben Ihnen ausnahmsweiſe in ber gegen- 
wöärtigen Situngsperiobe zwei Staatsvoranfchläge, nämlich jener für 
das Jahr 1865 und in unmittelbarer Folge auch jener für das Jahr 1866 
vorgelegt werben. Durch biefe Uebergangsmaßregel fol eine georbnete Zeit: 
folge in den Seflionen bes Reichsrathes unb ber Landtage angebahnt und bie 
Möglichkeit gefichert werben, bie Budgetarbeiten rechtzeitig vor dem Beginn 
bes Finanzjahres zum Abfchluffe zu bringen... Ihrer eingehenden Würbigung 
empfehle ich bie an Sie gelangenben Gefesentwilrte zur Regelung ber birecten 
Beiteuerung, beren baldige Wirkſamkeit ebenfofehr im Intereie einer gerechteren 
und gleihmäßigeren Bertheilung ber Steuerlaft, als einer mehr entſprechenden 
Bebedung bes Stuatserforberniffes zu wünſchen if. Ihre Thätigfeit wird 
fih ber Behandlung noch anderer Finanzvorlagen zuwenden, welche bie Ber: 
erung befiebenber Geſetze unb theilweiſe nicht unerhebliche Crleichterungen 
der Steuerträger zum Zwecke haben. Seit einer Reihe von Jahren nimmt 
bie volfswirtbihaftlide Kinigung Deutfhlanbs, welde im 19. 
Artikel ber Bunbdesacte als ein Ziel der Betrebungen bes Bunbes bezeichnet 
ift und in fpäteren Verträgen eine beftimmtere Geftalt und einen ben Zeit- 
verbältniffen entſprechenden Ausbrud erhalten bat, die volle Aufmerkſamkeit 
meiner Regierung in Anfprud. Zur gedeihlichen Löfung biefer Aufgabe, bie 
im Yunbesverhältniffe gelegen und für die Intereſſen Oeſterreichs von hoher 
Wichtigkeit ift, find Verhandlungen nothwendig geworben, welche von meiner 
Regierung mit jenem Ernft, welcher ber Sache gebührt, noch gegenwärtig forts 
geführt werben, Die Ergebniffe berfelben werben Ihnen von meiner Regie⸗ 
zung mitgetheilt werben, und ich hoffe, daß fie für die Feſtſtellung bes neuen 
Zolltarifes, welde im Laufe biefer Seflion zu erfolgen hat, nicht ohne 
ünftigen Einfluß fein werben.... Es ift mein Wunſch, deffen Erfüllung Ahr 
Bingehenber Eifer mir verbürgt, bie Aufgaben, zu weiden Sie nunmehr ſich 
wenden, raſch ihrer Vollendung entgegenreifen zu ſehen, denn eine Reihe 
wichtiger und umfangreicher Vorlagen iſt von meiner Regierung für bie Thä⸗ 
. tigkeit bed engeren Neichsrathes vorbereitet, beren Wiederkehr an jene Vor⸗ 
ausjesung geinäpfi if. Geehrte Mitglieder meines Reichsrathes! Indem ich 
Sie mit Berfiherung meiner Taiferlichen Huld und Gnabe an Ihre wich: 
tigen Aufgaben geleite, verkenne ich bie Schwierigkeit berfelben nicht. Aber 
feit ift mein Vertrauen, bag es mit Ihrem Rath und Beiſtand mir gelingen 
werbe, bas Reich, bas bie —— mir anvertraut, mit ſtarker Hand einer 
tüdlichen Zukunft enigegen zu führen. Ich fchöpfe biefes Vertrauen aus ber 
iebe und Treue, aus ber Einficht und Kraft meiner Völker, welche ich mit 
bem innigen Wunfche meines Herzens, daß ihre Geſchicke zum Heile und 
Ruhme ihres gemeinfamen Vaterlandes ſich erfüllen mögen, bem allmächtigen 
Schutze bes Himmels empiehle.” 
Die Bffentlicde Meinung ſpricht ſich fehr unbefriebigt über bie Throns 
rebe aus, 


16.Rov. Die Regierung legt bem Reichsrathe ben mit Erzherzog Mari: 
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Gekerreig, 


milian bei feiner Annahme ber Mericanifchen Kaiferkrone abgeſchloſ⸗ 
fenen Familienpact vor. 

Das Herrenhaus beftellt feine Adreßcommiſſion. Graf Anton 
Auerfperg (Anaft. Grün), dem bisher die Aufgabe überlaffen wurde, 
die Antwortsadreffe zu entwerfen, wirb biesmal nicht in bie Com: 
miffion gewählt, dagegen der bisher übergangene Graf Leo Thun. 

Das Abgeordnetenhaus verweigert ben czechiſchen Mitgliedern aus 
Mähren abermals den erbetenen Urlaub. Die reicheräthliche Staats: 
ſchuldencommiſſion legt ihren zweiten Jahresbericht, über ben Stand 
ber Staatsihuld Ende Oct. 1863, vor. Minifter Schmerling tbeilt 
mit, daß ber Whg. Rogawski aus Galizien vom bortigen Kriegsgerichte 
nur ab instantia freigefprocdhen worden unb daher feines Manbates 
verluftig ſei. 


17. Nov. Die Regierung legt dem Abgeordnetenhaufe die Staatsrechnung 


19. 


21. 


22. 


24. 


für das Jahr 1862, das Budget für 1865 und die Steuerreform: 
projecte vor. 

„ Abgang ber erjten Freiwilligen von Trieft nah Mexico. Mit 
Genehmigung des Kaifers fol nun aud eine Trabantenleibgarbe für 
ben Kaifer von Meerico in Oeſterreich organifirt werben. 

„ Refultat des Steueranlehens: ftatt 25 Mill. find 50,018,600 fl. 
gezeichnet worden. 

Das Abg.Haus verweist die Frage, ob ber galiziihe Abg. Ro: 
gawski in Folge eines Friegsgerichtlichen Urteils wirklich feines Dan: 
bates verluftig jei, mit großer Mehrheit an einen Ausfchuß; gegen 
die Ueberweifung flimmen falt nur bie Minifter. Rede Bergers. 

„ Das Abg.-Haus befchließt, die nicht erfchienenen Czechen aus Böh;: 
men und Mähren aufzufordern, ihre Plätze im Haufe einzunehmen. 

Adreßdebatte des Herrenhauſes. Die Adreſſe ift lediglich eine 

(von Münd:Bellinghaufen verfaßte) Umfchreibung ber Thronrede. 
Reden von Graf Rechberg und Graf Leo Thun — Dagegen bon 
Graf Ant. Auerfperg und Graf Wickenburg. 
„ Das Abg.:Haus bejtelt feinen Finanzausſchuß. Die Wahl fällt 
überwiegend auf Mitglieder der eigentlich minifteriellen Partei. — 
Staatsminifter Schmerling antwortet auf die Snterpellation Schind— 
lers wegen Vorlage eines Minifterverantwortlichleitögejebes, 

„daß es nicht bie Abficht ber Regierung fei, in ber gegenwärtigen Seffion 
bem Reichsrathe einen Gefebentwurt über die Regelung ber ‘Mintiterverant- 
wortlichfeit vorzulegen, weil fie erachte, daß durch die Vorlage und Berathung 
biefes Geſetzes die noch ſchwebenden Verfaffungsangelegenheiten minber beför: 
dert, als vielleicht verzögert werben dürften, unb weil fie es überhaupt für 
burchaus opportun erachte, erſt dann ein fo wichtiges Geſetz ber verfafjunge: 
mäßigen Behandlung zu unterziehen, wenn bie Reichsverfaflung in allen 
Theilen bes Reiches thatfächlic) zur Geltung gefommen fei. Daß bie Frage 
an und für ſich noch nicht eine vollkommen geflärte fei, bafür bürfe fie nur 
auf die Thatjache hinweifen, daß weber über die Perfonen, bie von einer Ver: 
antwortlichfeit getroffen werben follen, noch über bie legislativen Köperjchaften, 
welchen gegenüber bie Verantwortlichleit Platz greifen fol, zur Zeit eine eigent- 
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liche Klarheit herrſche. Es fei nämlich ftand einer ſehr weitläufigen 
Erörterung in manchen Kreifen geweien, daß auch bie Statthalter ben Lands 
tagen gegenüber ale verantwortlich erflärt werben ſollen. Sobann fei 
beinahe in allen Staaten Europas, wo eine conftitutionelle Einrichtung beſtehe, 
ein ſehr geraumer Zeitraum verftrichen,, bis biefe Angelegenheit geregelt 
wurbe, ja in jehr vielen Berfafiungsftaaten fei fie zur Beit noch gar micht 
eregelt. Hieraus dürfte ſich ergeben, daß, jo fehr wünfchen es auch 
ein möge, daß die angeregte 8 in geſeglicher Weiſe geregelt werde, fich 
doch nicht behaupten ließe, daß es unzertrennlich von der eigentlichen Ent⸗ 
wickelung bes conſtitutionellen Principes ſei. 

25. Nov. Die Regierung erklärt dem Rogawski⸗Ausſchuß des Abg.Hauſes, 
daß ſie über die Verhängung des Belagerungszuſtandes in Galizien 
dem Reichsrath nur aus gutem Willen Auskunft ertheilen werde, 
eine Verpflichtung hiezu bagegen nicht anerfenne. 

27. „ Rieberichlagung aller bei ben galizifchen Miilitärgerichten ſchwebenden 
Unterfuhhungen wegen Steuerzahlung an bie revolutionäre Regierung. 

29. „ Beginn ber Abrefbebatte bes Abg.-Haufes. Allgemeine Debatte: 
Neben von Giskra, Kinsky, Berger x., alle erklären ſich entichieben für 
„Umkehr“. Beginn der fpeciellen Debatte: Frage ber jährlichen Reiche: 
rathsſeſſionen. 

30. „ Einzug ber ſiegreichen Truppen aus Schleswig in Wien. 


1. Dec. Fortſetzung der Adreßdebatte des Abg.-Haufes. Rebe Schmerlings 
bezügli Ungarn und Venetien. — Cine beabfichtigte Interpellation 
bezũglich Holſtein unterbleibt in Folge bes Erſuchens und ber Mit- 
theilungen bes Minifteriums in ber Adreßcommiſſion. 

2. „ Fortſetzung ber Adreßdebatte bes Abg.-Haufes: Deutſche Trage. 
Rede des Grafen Mensborff. 

3. „ Fortſetzung ber Abreßbebatte bes Abg.-Haufes: Galizien. Neben 
Laflers und Schmerlings. Die Regierung unterliegt mit 60 gegen 
104 Stimmen. 

4. „ Sitzung des Abg.Hauſes: acht ablehnende czechiſche Mitglieber 
erklären durch eine Zuſchrift an das Haus, daß fie, geftüht auf bas 
DOctoberbiplom von 1860, den unvollfländigen Reichsrath nicht als 
eine Vertretung des gefammten Reiche anfehen Tönnten; 3 andere 
ſuchen aus bemjelben Grunde einen Urlaub nad. Die Mehrheit 
des Haufes beichließt beide Erklärungen ale Manbatsnieberlegung 
zu betrachten. 

5. „ Fortſetzung ber Abrefbebatte bes Abg.Hauſes: Finanzen. 

6. „ Schluß der Abreßbebatte des Abg.Hauſes: ber Paffus Über bas 
Concordat wird durch ein Amenbement Muͤhlfelds abgeſchwächt und 
baburdy eine Debatte vermieden. Die ganze Abreffe wirb mit allen 
gegen etwa 40 Stimmen genehmigt, übrigens unter ausbrüdlicher 
Derwahrung einer Reihe von Führern ber Oppofltion gegen jebe 
Unterftellung einer Abſicht, das Minifterium erfchüttern zu wollen: 

,„.. . Die hohe Yebeutung ber vom Thron gefprochenen Worte legt bem 
Abgeorbneienhaus bie Pflicht auf, mit ehrfurchtsvollem Freimuth and) feine 
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Auffaffung ber großen ragen, welche das Reich bewegen, Ew. Majeflät in 
treuer Ergebenheit zu unterbreiten. Die gemeinfamen Angelegenheiten ber 
—— und Länder bes Kaiſerſtaats, zu deren verfaſſungsmäßiger Be: 
banblung bie Reichsvertretung zunächſt als Sefammireicheratb einberufen 
wurde, werben im Abgeordnetenhaus bie ihrer Wichtigkeit entiprechenbe Sorg- 
falt und bingebenbe Thätigfeit finden. Gleicher Eifer und gleiche Pflichttreue 
werben ben Angelegenheiten bes engern Reichsraths zugewendet werben, befien 
unmittelbar folgende Wirkfamfeit Ew. Majeftät in Ausficht genommen. Tas 
Haus fühlt fi jebocdh verpflichtet auszufprechen, bak bie regelmäßige 
jährlich wiederkehrende Wirkſamkeit bes engern Reichſsraths 
ein in ber Berfaflung begrünbetes Mecht ber in ihm vertretenen Koͤnigreiche 
unb Länder ift, Y; in biefer regelmäßigen Wieberfehr eine Bürgfehaht für 
verfaffungsmäßige Zuftände in benjelben liegt, und daß fie für die Erfüllung 
jo vieler wichtigen und bringenden Aufgaben ihrer gemeinfamen Gefeßgebung 
We entbehrt werben Tann. Das Abgeordnetenhaus muß es tief beflagen, 
daß in einem großen Theil bes Reiche die verfaffungsmäßige Thätigfeit noch 
gar nicht begonnen hat, ober völlig unterbrochen ift. Cutſchiedenes Borfchreiten 
ber Regierung zur Beleitigung biefer ben Intereſſen bes Reichs unb feiner 
Bewohner fo fehr abträglichen Zuftände würbe das Vertrauen wieber beleben 
unb vom Abgeordnetenhaus mit lebhafter Freude begrüßt werben. Wir geben 
ums ber Hoffnung bin, baß in nicht ferner Zukunft im lombardiſch⸗venetia⸗ 
niſchen Königreid eine aus Wahlen bervorgegangene Landesvertretung tagen 
werbe, und betrachten es als Gegenftand ernfter Sorge für Ew. Maj. Regie 
rung, baf ber Landtag Galiziens eheftens feine für biefes Königreich 
überaus nothwendige Wirkſamkeit wieber aufnehmen könne. Bon hoher Wichtig: 
feit für bas ganze Reich ift insbeſondere auch bie Herftellung verfaffungsmäßiger 
— in ben beiben Königreihen Ungarnundb Croatien. Denn nur hierin 
eht das Abgeorbnetenbaus ben Weg, bie Einſicht in bie wirffichen Bebürfniffe bes 
Reiche und aller feiner Völker baldigſt zu vermitteln, und bie Schwierigfeiten zu be- 
beben, welche einem gedeiblichen Zufammenwirten aller Kräfte für bie Intereſſen 
bes Reiches unb feiner Theile noch entgegenftehen. Wir halten barum bie unge: 
fäumte Einberufung ber Landtage biefer Königreihe für 
bringenb nothwenbig. Es wird bamit einem wohlbegrünbeten unb gerechten 
Berlangen in jenen Länbern begegnet und auch das aufrichtige Streben von Ei. 
Maj. Regierung bethätigt werben, bie Früchte conftitutionellen Staatslebens in 
Oeſterreich allfeitig zur baldigen Reife zu bringen. Wir begen das Vertrauen, 
bie geſetzliche Vertretung jener Königreiche werbe fi) ber Ueberzeugung nicht 
verſchließen, daß bie gemeinfhaftlihe Behanblung ber gemein: 
famen Angelegenheiten bes Reiche im Imtereſſe aller liege, und durch 
diefe® unabweislich geboten ſei. Das Abgeorbnetenhaus wirb feinerjeits 
nicht anflehen, was an ihm ift, beizutragen, baf bei unverrüdter Wahrung 
dieſes in ber Reichsverfaſſung ausgelprohenen Grundſatzes jenen Ländern im 
verfaffungsmäßigen Weg bie nötbigen Garantien für ihre Autonomie 
in allen Angelegenheiten werben, welche ihren Lanbiagen vorbehalten find. 
Und wenn Vaterlanbsliebe unb klares Erkennen ber Interefien bes Staats unb 
feiner Bewohner beiberfeits zuſammenwirken, dann wirb auch das Wert gelingen, 
u bem nach Kräften beizutragen, wir für eine heilige Pflicht eines jeben halten... 
Eure Majeftät haben vom Thron herab ben Hohen Werth bes allgemeinen TFriebens 
für Deflerreich verfünbet; auch bas Abgeorbnetenhaus Hält einen geficderten und 
bie Bürgichaft der Tauer in fi tragenden Frieben für eine unentbehr: 
liche Bebingung zur Wohlfahrt des Meiches. Solchen Frieden für Oeſter⸗ 
ie een unb zu befeftigen,, erfennt das Haus als ein unverrüdbares 
Bi rt Eurer Majeftät Megterung. Der Friede mit Dänemark bat einer 
langjährigen Vergewaltigung ber Elbe⸗Herzogthümer ein Enbe gemacht, welder 
fi entringen zu helfen ihnen verfagt blieb. Der vorausgegangeue Kampf 
hat — Dant ber Tapferkeit ber kaiſerlichen Truppen und Kriegemarine — 
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ben Bflerreichiichen Waffen neue Lorbeeren gebracht. Aber noch if das Merk 
nicht vollendet, weldes Eure Majeſtät ale Gegenſtand ber innerfien ng 
bes geſammten Deutſchlands anerkaunt unb wofür Defterreich® tapfere Söhne 
geblutet haben; noch harren bie Herzogthümer ber endgültigen Regelung 
ihrer Verbältniffe, und das Abgeorbneienhaus glaubt mit Zuverſicht, daß bie 
Taiferlicde Regierung Träftig befttebt fein werde, bas begonnene Werk zu 
krönen, ımb im Aufammenwirfen mit bem beutihen Bunb ben 
erzogthümern zu ihrem vollen Rechte in der Erbfolge unb in ber ſelbſt⸗ 
indigen Ordnung ihrer Angelegenheiten zu verbelfen. Den 
hoben Werth ber Bunbesgensfienfhaft mit Preußen für bie Erfolge in 
bem zum Abſchluſſe gebrachten Krieg auerkennt ba6 Abgeordneten⸗ 
Haus im vollen Mache; «6 Tarın aber nicht unterlaflen, auch bie innerfle 
Vebereugung von dem gleich hoben Werth auszuf , ber in ber aufs 
richtigen Bflege ber bundesrechtlichen Beziehungen gu ben 
anberen Staaten bes beutfhen Bundes für Defierreich gelegen ift. 
Es wird barum alle Bemühungen von Eurer Majeftät Degierum eubig 
begrüßen, welche babin gehen, bunbeswibrigen Sonberbeftrebungen 
entgegenzutreten, und buch Reformen ber Bunbesverfaffung bie 
Bande noch enger zu Tnüpfen, welche alle Lünber Deutichlanbs zu Ginem 
großen und mächtigen Ganzen vereinen. Die unbeilvellen Greiguiffe im 
Königreih Polen, welde in einem Lanb bes Reis bie Verhängung bon 
Ausnahmsmafregeln herbeigeführt, erfüllen auch uns mit tiefer Betrübniß. Das 
us gewärtigt von Curer Majeflät Regierung bie ihr nad ber Ber: 
affung obliegende Darlegung ber Gründe, welche bie Verhängung unb 
theilweife Fortbauer jener Ausnahbmsmaßregeln nothwenbig gemacht, bann ber 
Erfolge, welche dadurch erzielt wurden, Tann jeboch ben Ichhafteften Wunſch 
nicht unterdrücken, daß, wenn etwa bisher deren Noth gkeit vorhanden 
war, biefe boch in kürzeſter Zeit entfallen möge. Eure Majeftät haben bie 
beſondere Aufmerkſamkeit bes Reichsraihe für bie Reichefinanzen in Anfpruch 
zu nehmen gerubt. Und in ber That if bie Kinanzlage bes Reihe 
eine jehr ernfte. Die Ausgaben übertragen fortwährend bie Einnahmen, 
bie hoch geipannte Steuerlaft ber Staatsbürger erträgt kaum mehr eine Ers 
böbung, das Stantsvermögen ift namhaft verringert, bie fiete Benükung bes 
öffentlichen Grebits aud in Jahren bes Friedens muß zu fchweren Bebräng- 
niffen und kann enblih zu unheilvollen Krifen führen. Das Abgeorbneten: 
baue vermag in ben bloßen Strebennad Erjparungen zur Anbahnung 
des Gleichgewichts im Staatshaushalte für eine fern Tiegenbe Zeit eine 
Gewähr für eine dauerhafte Orbnung bes Stantehaushalts nicht zu erfennen, 
es Hält vielmehr bie oBllige Umkehr zur firengen Regelung ber 
Siaatsausgaben nah dem Maße ber orbentliden Einnahmen 
— außerorbentlihe Fälle ausgenommen — für ben unverweilt ndtbigen 
unb allein erfolgreichen Schritt, um jenes Gleichgewicht wieberherzuftellen 
und bie finanziellen Kräfte bes Staats ber Wieberesftartung zuzuführen, beven 
das Reich bebarf, um feine Machiftelung zu behaupten He ne innere 
Wohlfahrt zu fihern. Ramentlich erfcheint es uner Aßlich, nach ben ſchon 
in früherer Beit von Eures Majeſtät ausgeſprochenen Intentienen, bie Au 8: 
gaben für Heer und Flotte berabzufeken, und es kann bieß bei 
einer erfolgreihen nur burd bie Intereſſen ber dfterreihhifchen 
Bblker beffimmten Leitung ber auswärtigen Angelegenheiten 
obne Gefahr für bas Meich geſchehen. Ebenſo geflatten bie geänderten Gin» 
richtungen im Öfientlichen Leben ber Gemeinden unb Länder bereits im auss 
girhafın Maße die Bereinfagung ber ftaatliden Berwaltung. 
ie das Abgeorbnneinbaus biefe Geſichtopunkte bei ber Feſtſtellung ber Aus: 
gaben für maßgebend erachtet, wird es aud bie Gefegentwürfe zur Regelung 
ber birecten Befteuerung im Intereſſe einer ger ten und gleihmäßigen 
Verteilung ber Steuerlaſt forgfältiger Würbigung unterziehen. Die Schluß⸗ 
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foffung über bie Zuläffigfeit und Angemefjenheit einer Feſtſtellung bes 
Staatsvoranſchlags für das Jahr 1866 in unmittelbarer Folge auf jene für 
bas Jahr 1865 glaubt das Haus bem Zeitpunft ber wirfliden Vorlage 
jenes Boranfchlags vorbehalten zu müſſen. Die Staatsrehnung für 1862 
wird ber verfaflungsmäßigen Prüfung vom Haufe unterzogen werben; allein 
folhe Prüfung kann nur durch bas im Auftrag Eurer Majeftät ſchon Tängit 
in Ausfiht geftellte Gefeß über bie Minifterverantwortlichleit ibre 
wahre Bebeutung erlangen, und das Abgeorbnnetenhaus hält cs für feine Pflicht, 
Har und beſtimmt auszufprechen, daß bieles Gefek eine ber dringen: 
ften Ergänzungen ber conftitutionellen Staatseinrichtungen für Oeſterreich 
bilbe. Die ſchweren Bebrängniffe, unter welchen bie Induſtrie im Kaiferftaat 
Jeibet, finb zum großen Theil die Folgen unabwenbbarer Ereigniſſe; nicht 
wenig aber tragen biezu bas Schwanfen ber Baluta, bie burch ben Bebarf 
bes öffentlichen Credits erzeugte Vertheuerung bes Capitals für alle Zweige 
ber Vollswirthichaft, dann bie Unficherheit bei, in welcher fich bie Frage ber 
bandelepolitiihen Stellung Defterreihs zu ben anberen Staaten Deutichlands 
feit längerer Zeit unb namentlich mit Hinblid auf das nahe Ende bes Ber: 
trage vom Jahre 1853 Befindet. Das Abgeorbnetenhaus muß es daher aud) 
bebauern, baß bie Regierung Eurer Majeftät noch immer nicht in ber Lage 
ift, die Reſultate ber Verhandlungen über dieſe grage vorzulegen. Wir geben 
uns jedoch ber Erwartung bin, baß bie großen Nachtheile, welche durch bie 
Erfolglofigkeit ber bisherigen Verhandlungen auf banbelspolitiihem Gebiet 
ben öfterreichifchen Intereffen erwachſen find, und fernerbin drohen, mittelfl 
ber in Ausficht geitellten Veränderungen ber Zollgefeßgebung ſich werben ver: 
tingern laffen. Eine Fräftigere Wahrung unb Förderung wirb aber ben 
volfswirthichaftlicden Intereſſen nur durch deren im Staatsorgaiusmus 
bisher mangelnde einheitliche Leitung zu Theil werben. Die Wichtigfeit ber 
Eifenbahnen ale Verkehrsmittel hat bag Abgeordnetenhaus fchon in ber Tekten 
Seffion beftimmt, die Nothwenbigfeit eines neuen Cifenbahnconffionsgejeßes 
auszufprehen, woburd nicht nur ber Unternehmungsgeift ermuntert, fonbern 
auch ber Reichsvertretung ber ihr gebührenbe Ginfus bei Errichtung neuer 
Linien gefihert wird, Wir können daher nur wiederholt ehrfurchtsvoll bitten, 
baß Eure Majeftät geruben möge, die Regierung mit ber Einbringung einer 
folden Vorlage vor ben verfammelten Reichsrath zu beauftragen. Die 
Geſetzentwürfe zur Ausdehnung bes Eiſenbahnnetzes, bann zur Yörberung 
der volfewirthichaftlichen Sintereffen überhaupt, ſowie bie anderen zur Com⸗ 
petenz bes gefammten Reichsraths gehörigen Vorlagen wirb das Abgeorbneten: 
haus ber jorgfältigften Berathung unterziehen. Auch geben wir uns mit 

inblid auf die von Eurer Majeftät bereits in Ausficht geftellten Vorlagen 
ür ben engeren Reichsrath ſchon jet ber Hoffnung Bin, daß bie Megelung 
jener Berbältnijfe ermöglicht werde, welche durch bie von Eurer Majeftät mit 
Sr. Heiligkeit vereinbarte Acte vom 18. Auguft 1865 berührt find.” 


9. Dee. Die offic. Wiener Abenbpoft äußert die Anficht, es beſtehe 


12. 


13. 


ſchwerlich ein ausſchließliches Erbrecht auf beide Herzogthümer Schles: 
wig und Holftein, daher Billigfeitsgründe fchließlich wohl maßgebend 
fein mwürben. 

„ (Benetien). Die venetianifche Gentral-Eongregation remonftrirt 
beim Kaifer gegen bie allzu ſchwere Militärlaft. 

» Das Abg.-Haus genehmigt bie Fortvauer ber Steuererhöhungen vor: 
läufig nur für die brei erften Monate von 1865 ftatt auf 6 Monate, 
wie bie Regierung urfprünglich geforbert Hatte, und befchließt gegen: 
über einem Vertagungsantrage Berger mit großer Majorität, daß 
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ber galiziſche Abg. Rogawski durch das Urtheil bes Kriegsgerichtes 
bie perſönliche Fähigkeit, Mitglied bes Hauſes zu fein, verloren babe. 

16. Dee. Das Abg.-Haus vertagt fi bis zum 9. Januar. 

27. „ Das Staatsminifterium theilt dem Herren⸗Hauſe mit, daß der Kaiſer 
bie Antwortsadreffe desſelben „wohlgefällig“ zur Kenntniß genom- 
men babe. 

31. (Eroatien). Die Oeneralcongregation bes Fiumaner Komitats 
beſchließt eine Repräfentation an ben Kaifer um Kinberufung bes 
croatiſchen Landtags. 





III. 


Außerdentſche Staaten. 


1. Portugal. 
3. Yan. Eröffnung ber Corte. Thronrede des Königs. 
17. „ Mopiflcation des Minifteriums,. 


24. Mai. Die II. Kammer nimmt mit großer Mehrheit einen Geſetzes⸗ 
entwurf an, durch melde die Erblichleit der Paͤrswürde abgeſchafft 
wird. 

18. Juni. Schluß der Seſſion der Cortes. Thronrede des Königs. Das 
Hauptgeſchäft der Seſſion war bie Aufhebung bes Tabakmonopols. 


13. Sept. Die Corteswahlen haben eine bebeutende Majorität für bie 
Regierung ergeben. 


— Nov, Differenzen mit Rom. Abberufung des Geſandten Marſchalls 
Saldanha. 
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2. Spanien. 


11. Jan. Die Regierung legt den Cortes den Entwurf eines neuen Wahl: 
geſetzes vor. 

16. ,„ Der Congreß erflärt fi gegen ben neuen Wahlgefeg-Entwurf; 
das Minifterium gibt feine Entlafjung ein. 

17. „ Bildung eines neuen Minifteriums, Hr. Arrafola übernimmt barin 
das Präſidium, Hr. Benavides das Innere, 


22. Febr. Der Minifter des Innern legt den Cortes ein modificirtes 
Wahlgeſetz vor. 

General Gandara wird durch königl. Decret ftatt des General 
Bargas zum Oeneral-Capitän ber Inſel St. Domingo, mit bem 
Commando über da8 Operationscorps, ernannt. 

29. „ Das Minifterium erleidet bei der Commiſſionswahl bes Congreſſes 
zu Prüfung des neuen Wahlgejebes eine Niederlage und nimmt feine 
Entlaffung. 


2. März. Bildung eines Minifteriums Mon. 
9. „ Die Regierung legt dem Senat einen Geſetzentwurf behufs Auf: 
hebung ber Verfaflungsveränderungen von 1858 vor. 

13. „ Der Senat erflärt fih mit 81 gegen 16 Stimmen für bie vor: 
geſchlagene Aufhebung der Verfaffungsveränderungen von 1858 unb 
die MWieberherftelung der Verfaſſung von 1845 in ihrer Reinheit. 

30. „ Ankunft bes ſpaniſchen „Commiſſärs“ Mazarredo in Lima. Tie 
peruanijche Regierung will ihn nicht als ſolchen, fondern bloß als 
ſpaniſchen Geſandten anerkennen. 


„ „ 


12, Wr Abreife des ſpaniſchen Commiſſärs Mazarredo von Lima nad 

alla. 

414, „ Mazarrebo trifft vor den Chinchas-Inſeln mit 2 ſpaniſchen Fre: 
gatten unter Admiral Pinzon zufammen. Die peruanifchen Behörden 
werben von dieſem aufgefordert, ſich zu ergeben und fügen fi ohne 
Widerſtand. Die Spanier befeßen bie Inſeln. 

15. „ Auch der Congreß erflärt fih mit 187 gegen 17 Stimmen für 
bie Wiederherſtellung der Berfaflung von 1845. 
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3. Mai. Großes Bankett der Progrefliftenpartei in Madrid. Diejenigen 
Blätter, welche die babei gehaltenen Reben bringen, werben gerichtlich 
verfolgt. 

7., Admiral Pinzon und Conmiſſär Mazarredo erlaffen von ben 
Chinchas⸗Inſeln aus folgende Erklärung: 

„Die Sreigniffe, welche fih am 14. April auf ben Chinchas⸗Inſeln zuge: 
tragen baben, find in den dem Publicum befannten Documenten erflärt wor: 
ben. Die Repräfentanten ber Königin haben‘ flets ber Mäßigung bes peruas 
niſchen Volles vertraut, weldyes man aus bem Memorandum vom 12. des⸗ 
felben Monats erfehen kann, und bie natürlihe Ruhe ber Gemütber wirb bie 
Frage anf ihren wahren Boden ftellen. Heute, ba bas biplomatijche Corps, 
welches in Lima refibirt, eine Gommijjion, aus ben HH. Geſandten Großbri⸗ 
tanniens, Frankreichs und Chile's zufammengejeßt, nad den Chinchas⸗Inſeln 
geſandt hat, um mit uns über die jebige Lage zu conferiren, erflären bie 
Unterzeichneten von neuem freiwillig, daß Spanten keineswegs barauf Anſpruch 
madt, fih in die Regierungsform der peruanifchen Republif zu miſchen, und 
daß bie Bejebung der Inſeln als Reprefjalie bis zum Entichluß ber Regie 
rung %. Maj. aus bejondern Umftänden jeder andern Yeinblichfeitshanblung 
vorzuziehen iſt, welche durch Blutvergießen bie Regelung ber ſchwebenden 
Frage verzögern Fünnte. Die Repräjentanten ber Königin haben ben Kauf: 
leuten ber Republik und ben peruanifchen Agenten in ihren Transactionen 
und in Erfüllung ihrer Pflichten Fein Hinderniß in ben Weg gelegt, als ob 
e3 fih um befreundete Intereſſen handle. Sie haben ausbrüdlich vom erften 
Tag an das Laben von Guano ben Schiffen verboten, welche nicht das Viſa 
ber Behörden von Gallao vorzeigen, bie nach ben beſtehenden Inſtructionen 
gleichfalls alle Documente ber Eapitäne legalifiren vor ihrem Abgang nad) 
ihrem Beftimmungsort. Da bie Unterzeichneten einen Beweis ihrer guten Ge: 
finnungen liefern wollen, fo bitten fie bie HH. Gefandten Englands, Frank⸗ 
reis und Chile’s, gleichfalls zur Kenntniß ihrer Eollegen zu bringen: daß 
bas Schiff , Iquique“ wieber herausgegeben wird; daß das ſpaniſche Geſchwader 
auf ber Defenſive beharren wird, ſolange man es nicht nöthigt, eine andere 
Haltung anzunehmen; daß e8 den Behörden 43 Stunben Zeit gibt, im Fall 
es nothwendig werben follte, gegen irgenbeinen Hafen ber Republik Feindjelig- 
keiten zu eröffnen; daß bie Regierung J. Maj., zufolge ihrer mündlichen Er⸗ 
Härung vom 16. April an den Commanbanten ber fremden Seeftationen, 
die Zahlung durchaus feiner befonderen Schuld veclamiren wirb, bie nicht 
folgende brei Bedingungen erfüllt, nämlich: daß fie fpanifchen Urfprungs ift 
und bie Rechte fortlaufend und auch augenblidlich noch in den Händen von 
Spanien ſich befinden; daß die Eredite oder Forderungen, welche einigen Zweifel 
aufkommen lafjen, einer gemifchten Commiſſion vorgelegt werden follen; endlich 
baß bie Gerüchte vom Wunfche feitens Spaniens, in Peru oder in irgendeiner 
anbern ber nicht anerkannten Republiken Amerika's europäifche Dynajtien zu 
errichten, jeder Art von Begründung entbehren.“ 


19. ,„ Der Minifter des Auswärtigen erklärt fi im Congreß neuerbings 
gegen eine Anerkennung Staliens und für die geficherte Unabhängig: 
feit des Papſtes. 

21. „ Mazarrebo wird auf feiner Rückkehr nah Spanien in Panama 
infultirt und entgeht nur mit Mühe den gegen ihn gerichteten Ver: 
folgungen. 


24. Juni. Eine Circulardep. des Minifters des Auswärtigen erllärt, daß 
Spanien das Verlangen Perus, die Chinchas⸗Inſeln mwieber zu räu⸗ 
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men, abgelehnt Habe und daß biefelben bis zu vollftändiger Satis- 
factionsleiftung befebt bleiben würden. — Bertagung ber Cortes. 


13. Aug. Die Regierung verbannt den Gem, Prim zeitweilig wach Oviedo. 


13. Sept. Das Minifterium Mon gibt feine Entlafjung ein. 

16. „ Bildung eines Cabinets Narvaez. 

23. „ Das Minifterium Narvaez löst die Cortes auf und ordnet Rau: 
wahlen auf den 22. Nov. an. 

27. „ Das Minifterium Naroaez geftattet der Königin Ehriftine bie Rüd: 
kehr nah Spanien. 


26. Oct. Admiral Pareja wird an die Stelle des Admirals Pinzon zum Com: 
manbanten der ſpaniſchen Streitfräfte in den Gewäſſern von Beru 
ernannt und geht mit einer Art von Ultimatum dahin ab. 


1. Nop. Die Königin empfängt einen Vertreter des neuen Kaiſers Mari: 
milian von Merico. 
12. „ Der Infant Don Enrique wird nach den canarifchen Infeln verbannt. 
22, „ Die Corteswahlen fallen in ihrer großen Mehrheit zu Gunſten 
bes Minifteriumd Narvaez aus. 


14, Dec. Das Miniftertum Narvaez bietet der Königin feine Entlaflung 
an (Frage wegen St. Domingo). 

17. „ Das Minifterium zieht fein Entlaffungsgefuh wieder zurüd. 

22. „ Eröffnung der Cortes. Thronrede der Königin. 

31. „ Eine vom Miniftertum berufene Kriegsjunta beräth die Frage dee 
völligen Wiederaufgebens von St. Domingo. 


3. England. 


31. Dec. 1863. England fchlägt ben Londoner Vertrags-Mächten ben fo- 


fortigen Zuſammentritt einer Conferenz behufs Löſung ber beutfch- 
däniſchen Yrage in Paris oder in Lonbon vor, ber aus Vertretern 
jener Mächte und eines foldyen bes beutichen Bundes beftehen würde. 


9. Kan. Eine Depeſche Ruſſels an die Geſandten in Wien und Berlin 


11. 


14, 


15. 


18. 


erklärt fich geneigt, die von England angeregte Conferenz fo lange 
zu verjchieben, bis Dänemark bie Verfaflung vom 18. Nov. 1863 
mit Beziehung auf Schleswig widerrufen haben werbe; allein als: 
dann müfje auch eine Invaſion Schleswigs verſchoben werben, bis 
jener Widerruf in verfafjungsmäßiger Weile erfolgen Tönne Nils 
Verhandlungsbaſis für bie Konferenz proponirt England: 1) Auf: 
rechthaltung bed Londoner Vertrags. 2) Volle Sicherheit für bie 
beutjchen Untertanen bes Königs von Dänemark in Holftein, Lauen- 
burg und Schleswig. 

„ Kine Dep. Rufleld nad Wien und Berlin ergänzt feinen Bor: 
flag v. 9. d. M., bez. einer Conferenzbaſis, durch Beifügung von 
3) als Zeugnif feiner Abficht, die Verpflichtungen von 1851/52 zu 
erfüllen, fol der König von Dänemark Frankreich, England, Ruf- 
land und Schweben verfprechen, dem Reichsrath ben Wiberruf ber- 
jenigen Theile ber Verfaſſung vom 18. Nov. 1863, ber Schleswig 
betrifft, vorzufchlagen. 

„ Der engliihe Geſandte in Frankfurt berichtet an Lorb Ruſſel über 
Die Vorgänge am Bunde vom gleichen Tage. Der Bericht ſchließt 
dahin: 

” „Der Vorgang if von ber allerernfteften Bedeutung und bie Erflärung von 


Deßerreich und Preußen itunzmweifelbaft eine Verletzung der Bun⸗ 
desverfaſſung“ (is undoubtediy a violation of the diet's constitution). 


„ Eine Dep. Ruffels nad Kopenhagen bringt in Dänemark, ben 
Reichsrath ohne Verzug zufammenrufen und bemfelben einen Antrag 
auf Abfchaffung der Verfaſſung vom 18. Nov., joweit fie Schleswig 
betrifft, vorzulegen. . 
„Circulardep. Ruſſels an die Gefandten in Paris, Wien, Berlin, 
St. Peteröburg und Stedholm: 
Es ift die Anfiht 3. Maj. Regierung, daß eine angemefjene Rück⸗ 
ficht auf wohlverfianben Intereſſen die —â bes Verirags von 1852 
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und ber Integrität ber bänifchen Monarchie erheiſcht. Zu dieſem Zwede iſt 
jebod ein Einverſtändniß und eine Cooperation ber Vertragemächte 
nothwenbig und 3. Maj. Regierung wünfcht deshalb zu willen, ob Frankreich 
biezu geneigt wäre, um die Verpflichtungen bes Vertrags von 1852 und nament- 
lich bie Integrität der bänifchen Monarchie aufrecht zu Halten.“ 

18. San. Eine Dep. Ruffels nach Wien verlangt von Oefterrei eine for: 
melle Erklärung, daß es an dem Princip ber Sntegrität ber bänifchen 
Monardie fefthalte. 

„ nn Eine Dep. Ruſſels nad Kopenhagen dringt neuerbings in Däne- 
mark, den Reichsrath fofort einzuberufen, um bie Novemberverfaflung 
wieder abzufchaffen. 

... Es wäre das nur bie Erfüllung einer Verpflichtung, bie nicht 


[4 
geläugnet werben kann, jedoch, ohne Zweifel ohne es zu beabfichtigen, gebrochen 
worben iſt.“ 
20. „ England verlangt auch von Preußen eine förmliche Erflärung, daß 
es an dem Princip ber Integrität der däniſchen Monarchie feithalte. 
24. „ Ruſſel ſchlägt Frankreich nochmals eine Verftändigung unb even: 
tuelle Cooperation der Londoner Vertragsmächte vor: 

a... Ihre Maj. Negierung hält feft an ber von ben Großmächten in ber 
Einleitung zum Londoner Dertrag ausgeſprochenen Meinung, baf bie Inte⸗ 
grität ber bänifhen Monarchie nicht blos ein Element bes Gleichgewichts der 
Mächte, fondern auch ein Pfand bes Friedens fer und münfcht baber bie In: 
tegrität der dänifchen Monarchie, bie ber bauptfächlichite Gegenftand jenes Ver: 
trage war, aufrecht zu erhalten. J. Maj. Regierung it ängftlih bemüht, 
biejes Ziel womöglich auf bem Wege friedlicher Unterhandlungen zu erreichen; 
allein es beitehen in Deutfchland zwei jehr verfchiedene Auffaffungen des Streites 
zwifhen Teutichland und Dänemarf. Die eine Rartei ſucht ben Prinzen von 
Auguftenburg in ben Befi von Holftein und nachher auch in benjenigen bes 
Herzogthums Schleswig zu feben. Gin anderer Theil bes Bundes bagegen, 
aus ben großen Monarchien Deiterreich und Preußen beftebend, anerkennt ben 
Vertrag von 1852 und verlangt von bem jekigen König von Dänemarf nur 
bie Erfüllung der von feinem Vorgänger in ben Jahren 1851 — 52 ein: 
gegangenen Berpflihtungen. Der erite Plan führt zu einer Zerftüdelung 
der bänifchen Monarchie und um bie Ausführung biefes Blanes zu verbinbern, 
ſucht J. Maj. Regierung das Einverftändniß und bie Mitwirkung 
(concert and cooperation) Frankreichs, Rußlands und Schwedens nad, in 
ber Abfiht, Dänemark in feinem Widerftandbe gegen eine folde 
Zerfiüdelung wennnöthig materielleUnterfläßung zugewäb: 
ren (in ordre to give if necessary material assistance to Danmark 
in the resistance of such dismembrement). Der Plan Oefterreihs und 
Preußens ſcheint eine Erfüllung gewiſſer Veriprehungen von Seite Dänemarks 
in's Auge zu fallen, die mit der Unabhängigkeit und Integrität besfelben 
vereinbar wäre und nur für ben Fall, bob Dänemark alle biefe Verpflid- 
tungen erfüllen und baß bie beutfchen Mächte dennoch weitere Forderungen 
an dasſelbe ftellen follten, Könnten ernfte Verwidelungen entfliehen. Dieſer 
Fall Fann, wie zu hoffen ift, kaum als wahrfcheinlich angenommen werben. 
Allein J. M. Regierung wünſcht auch biefen Fall nicht von ber Erwägung ber 
Mächte, die fie zu einem Cinverftändnig mit ihr einlabet, auszufchliehen. Es 
fcheint indeß J. M. Regierung, daß, wenn ein vollftändiges Einverfändniß über 
bieje Angelegenheit zwijchen Großbritannien, Frankreich, Ruland und Schweben 
bergeftellt werben könnte, die moralifhe Wirkung einer foldhen Union an ſich 
ſchon genügen würde, um ben beabfichtigten Zweck zu erreihen. Ew. Exc. 
Antwort an Herrn Drouyn be lHuys bezüglich ber Ereigniſſe von 1830 in 
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Belgien war volllommen zuirefiend. In Belgien fland das Bolt auf und 
bemächtigte fih ber Hauptftabt. In Holftein und Schleswig erfolgte Dagegen 
bie Thronbefteigung bes jekigen Königs ganz friedlich. Erſi als bie beutichen 
Truppen in SHolftein einrüdten und infurrectionele Bewegungen fehlten 
und ermunterten, trat jene Oppofition gegen bie Herrichaft Chriftians IX. zu 
Zage und erft als zahlreiche bemocratifche Agenten bes beutfchen Nat.⸗Vereins 
fi über bie Dorfichaften Holfteins ausbreiteten, zeigte bie Tändliche Bevölkerung 
irgend einen Wiberwillen gegen bie Herrichaft des Könige von Tränemarf. 
Selbſt jetzt zeigen bie Dorfbewohner wenig Luft, freiwillig bie Fluth ber 
beutfchen Invaſion anzufchwellen. Alles berechtigt vielmehr zu ber Annahme, 
daß, wenn bie beutichen Truppen Holftein räumten, bie Antorität Cbriftian IX. 
leicht und ruhig wieber bergejtellt würbe.“ 


24. Zan. Depeſche Ruſſels an den englifhen Geſandten in Paris: 


„Der franz. Botſchafter las mir eine Tepefche vor, durch bie er angewieſen 
war, anzufragen, ob bie Depefhe Ih. Maj. Regierung v. 18. d. M. auf 
materielle ober bloß auf moralifche Unterftübung Dänemarks hinweiſe. Ich 
nteit, daß fie allerdings auf materielle Unterftübung hin⸗ 
weile.“ 


29. „ Die Kanalflotte wird von ber Regierung mit Rüdfiht auf bie 


30. 


deutſch⸗däniſche Verwidelung heimbeordert. 


„Frankreich lehnt eine materielle Unterſtützung Dänemarks und einen 


eventuellen Krieg mit Deutſchland unumwunden ab. 


4. Sehr. Eröffnung ber Barlamentsfitung durch königl. Commilfion. Die 


6. 


Thronrede erklärt, daß 

„bie Lage bes europ. Continents ber Königin große Sorge verurſache und 
daß fie, bejeelt von dem Wunſche ber Erhaltung bes europ. Friedens und 
ununterbrochen bemüht, eine friedliche Ausgleihung der zwiſchen Dänemark 
und Deutſchland entitandenen Differenzen Berbeizuführen und bie Gefahren 
abzumenben, welche aus bem Beginn eines Krieges im Norben Europas ent: 
fiehen bürften, ihre Beftrebungen im Intereſſe bes Friedens fortfegen werbe.” 

Adreßdebatte in beiden Häufern. Lorb Derby verurtheilt im Ober: 
haus bie auswärtige Politif ber Regierung namentlich gegenüber Deutichland, 
bas wohl wiffe, daß ein von bem allfeitig ifolirten England geführter Krieg 
ihm nicht gefährlich ſei; in ber That aber wäre ein folder Krieg Englands 
größtes Unglück. Am Unterhaus beflagt Disraeli die auswärtige „Sonfufiond- 
politit” Englands; Polen fei erft aufgemuntert und dann berlaffen, Frankreich 
beleidigt, Deutſchland durch Graf Ruſſell, Dänemark durch Lord Palmerſton 
aufgehetzt worden. Ruſſel vertheidigt im Oberhaus, Palmerſton im Unter: 
haus die Regierungspolitik: Der Krieg ſei zwecklos, nachdem den deutſchen 
Großmachten angeboten worden, die Aufhebung ber dänifch-Ichleswigichen 
Novemberverfaffung durch die Großmächte zu garantiren und jene bie Feſt⸗ 
haltung bes Londoner Vertrags zugefagt hätten. 


„ Dänemark verlangt die Hülfe Englands, Frankreichs, Rußlands 


und Schwebend. Das Gefuh ift bei den brei erfteren Mächten auf 
die Garantie Schleswigs vom J. 1720 geftüßt. 


18. „ Die Forts Vigo und Abrams auf ber Inſel Corfu werben auf 


Befehl der englifchen Regierung gefchleift. . 


19. „ England lehnt das Hülfegefuhd Dänemarks v. 6. Febr. ab: 


„Ohne ben Schritt Dänemarks v. 25. Januar hätte die englifcde Regierung 
Dänemark nicht einmal feine guten Dienfle gewähren können; weitere Schritte 
könnten nur im Einverſtaͤndniß und nach veiflicher Meberlegung mit Frankreich 
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und Rußland gethan werben (after full consideration and communication 
with France and Rusnia).“ 


20. Febr. England ſchlägt Defterreih und Preußen neuerbings den Zufam: 
mentritt einer Conferenz zu Wieberherftellung bes Friedens und zwar 
ohne gleichzeitigen Waffenftilftand vor. Defterreih und Preußen 
erklären fi dazu alsbald im Allgemeinen bereit. Dänemart ſucht 
ſeine Antwort hinauszuſchieben. 

26. „ Ruſſel beantwortet im Oberhaufe eine Ynterpellation dahin, daß 
Jütland als Schabenerfak für gefaperte Schiffe von den Allürten 
befegt werben dürfe, aber nicht als Garantie für Erfaß der Kriege: 
toften, was Dänemark als eine „Invaſion“ betrachten Könnte, wodurch 
der Krieg eine Erweiterung erlangen würde. Palmerſton erflärt im 
Unterhaus, die Bafls der von England angeregten Conferenz werbe 
ber Lonboner Vertrag von 1852 fein, über etwaige weitere Arrange: 
ments könne er dagegen nichts mitteilen. 

29. „ Ruffel erflärt im Oberhaufe, eine Verfolgung Mazzinis wegen 
einer angeblichen Betheifigung an dem Complott Greco und Gen. 
gegen das Leben bes Kaifers Napoleon ſei unftatthaft, da Beweiſe 
feiner Theilnahme fehlen. 


5. März. Eine Circularbep. Ruſſels ſchildert die bis jet fruchtlos ge⸗ 
bliebenen Bemühungen Englands für Aufrechthaltung des Friedens 
und wälzt alle Verantwortung für die moͤglicher Weiſe kommenden 
Ereigniſſe von demſelben ab: 

„++. Nicht die Hartnädigfeit des in feinem Staatsrechte verlegten Däne: 
mark, fondern ber unbegreiflihe Eigenfinn Deutſchlands treiben letzteres zu 
Schritten, dieuns früher ober ſpäter die Einmiſchung zur Pflicht 
machen werben...“ 

8., Ruſſel erklärt im Oberhauſe, die Flotte habe den Befehl erhalten, 
fich in den heimiſchen Gewaͤſſern einzufinden, um ſogleich über fie 
verfügen zu können. 

I. „ Eine Depeſche Ruffels an ben engl. Gefandten in Kopenhagen 

präcifirt ber erften ausmweihenden Antwort Dänemarks auf den Eon: 
ferenzvorſchlag Englands gegenüber bie Stellung ber engliſchen Re: 
gierung zu einer möglichen fung ber deutſch⸗däniſchen Streitfrage 
durch die vorgeſchlagene Conferenz: 
Ich ſehe mit Bedauern, daß Herr Quaade der Meinung iſt, es ſei nur 
eine ſehr geringe Ausſicht auf eine Annahme ber Conferenz vorhanden. Che 
Sie am 12. d. M. eine Antwort verlangen, Bitte ih Sie, Herrn Monrad 
und Herrn Quaabe zu fagen, Daß es nach ber Anficht ber Regierung Ihrer 
Majeſtãt eine fehr große Unflugheit wäre, eine gute Ausfiht auf bie £öfung 
einer Frage von fi au ftoßen, wegen beren alle Mächte Deutfchlands bereit 
find, in Waffen gegen Dänemark zu ftreiten, wäbrenb weber Frankreich 
noch Großbritannien, noch Rußland ober Schweden unter ben 
jebigen Umſtänden bereit find, für Dänemart zu kämpfen. Es 
ſcheint kaum moglich, daß Dänemart zu einer ſpäteren Zeit eine beſſere Ge⸗ 
legenheit finden würde, Frieden zu ſchließen. Wie die Dinge jetzt ſtehen, ſind 
Deſterreich und Preußen bereit, ben Noten bom 31. Januar treu zu bleiben \ 
und bie Integrität der bänifchen Monarchie aufrecht zu halten, Es if freilich 
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zu erwarten, daß Oeflerreih und Preußen bie Bereinigung potfeine 
mit Schleowig vorſchlagen und daß fie geltend machen werben, baß ber 
von beiden Theilen jet eingegangene Krieg bie Vereinbarungen von 1851 
und 1852 3erriffen babe. An den neutralen Mächten wird es fein, jene Ver: 
einbarungen mit ben zu den jehigen Verhaͤltniſſen paſſenden Modiflcationen 
zu unterftügen und eine Organifation ber Monarchie vorzufchlagen, bie fo: 
wohl zu einem bauernden Frieden führen und bie Kraft Dänemarfs als eines 
unabhängigen Staates wahren, wie auch bie deutſchen Unterthanen bes Könige 
zufrieden Itellen Könnte, Die bänifchen Minifter müffen fich erinnern, Daß, 
wenn ber Krieg einmal ausgebroden ift, bie Friebensbebingungennotd: 
wendig von ben Ereigniffen des Krieges abhangen, und es fleht 
nicht zu erwarten, daß bie däniſchen Theile ber Monarchie im Stande fein 
werben, einen Kampf gegen bie vierzig Millionen Deutfchen, bie ſich bald gegen 
Dänemark zufammenfhaaren dürften, Tange auszuhalten. Aber felbft bie Heere 
Defterreihs und Preußens allein würben ber größten Armee, welche Dänemart 
in's Feld zu ftellen vermag, ſich mehr als gewachſen zeigen. Zur See zwar 
kann die bänifche Kriegsfloite den beutfchen Br beuntubigen und ſchädigen, 
aber es iſt nicht wahrſcheinlich, daß ein ſo ausgebepntee und reiches Land, 
wie Deutihland, Tange Zelt feine Echwäde zur See ertragen wiirde, ba dies 
felbe e8 in den Augen Curopa’s berabfegen müßte. Tie dänifche Regierung 
benft vielleicht, daß Defterreich durch feine eigenen Berlegenheiten fid) bald ges 
jwungen ſehen werbe, bie Operationen gegen Dänemark aufzugeben; aber felbfl 
wenn dies ber Fall wäre und Preußen allein im Felde bliebe, fo wäre auch 
Preußen zu ſtark für Dänemark. Wahrfcheinlich aber if, daß, wenn Preußen 
eines Beiltandes bedürfte, bie Heineren beutfchen Staaten ihm zu Hilfe eilen 
würden, und wenn fie dies thäten, würde es zu weiter reichenden Zweden 
als denjenigen Oeſterreichs geichehen, und Dänemark hätte bei einem ſolchen 
Zaufche nichts zu gewinnen. Nach einer Berechnung aller Wahrſcheinlichkeiten 
erſieht Ihrer Mojeftät Regierung, daß es im ntereffe Dänemarks iſt, eine 
Gonferenz anzunehmen und in einen Waffenftillftund zu willigen, ber jeßt 
auf Grundlage bes gegenwärtigen militärifchen Status quo ſich erlaugen ließe. 

hrer Majefiät Regierung will ſich aber nicht herausnehmen, einem unabhängigen 

taate wie Tänemarf irgend eine Politik, welche biefer Staat nicht einſchlagen 
will, vorzufchreiben. Wäre J. Maj. Regierung gewillt gewefen, fih im Namen 
Großbritanniens zur materiellen Unterftüäßung Dänemarks zu ver 
pflihten, fo hätte Ihrer Majejtät Regierung bas Recht gehabt, zum Entgelt 
für dieſen Beiſtand bie Art, wie Daͤnemark feine gegen Deutichland einges 
gangenen Berbinblichkeiten erfüllen fol, vorzufchreiben. Aber Ihrer Majeftät 
Regierung hat nie ihren materiellen Beiftand angeboten, und fie ift ans 
bererfeit8 nicht weiter gegangen, als daß fie Dänemark Rathſchläge ertheilt 
bat, mit dem aufrichtigſten Wunfche, es dadurch, aber ohne irgend ein Ver⸗ 
jprechen materieller Unterflübung, zur Aufrechthaltung feiner Integrität und 
Unabhängigkeit in Stand zu ſetzen. Es wird an ben Rüthen bes Königs von 
Dänemark fein, zu erwägen, ob bie gegenwärtige Empfehlung ber britifchen 
Regierung befolgt werben fol. Im Bejahungsfalle werben Frankreich, Ruß⸗ 
land und Schweden gewiß und Deutſchland wahrſcheinlich ben Conferenzvorſchlag 
annehmen. Im andern Falle kann ihrer Majeität Regierung fich Feiner Zus 
— hingeben, baß Dänemark fpäter eine ebenfo günftige Lage zu erwarten 
aben wird.“ 

17. März. Ein Mißtrauenspotum gegen Hrn. Stansfeld als einen ber 
Lords der Admiralität wegen feiner durch den Prozeß Greco in 
Paris enthüllten Beziehungen zu Mazzini wird im Unterhaus nur 
mit Schwacher Mehrheit (171 gegen 161 Stimmen) abgelehnt. 

18. „ Die Debatte über die beutfch-bänifche Frage wird vom Oberhaus 
auf den Wunſch Huffels bis nach Oſtern vertagt, 
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21. März. England faßt nach ben Berichten feines Geſandten in Kopen⸗ 
hagen bie Bedingung, bie Dänemark an eine Betheiligung an einer 
Conferenz Inüpfte, nicht als eine abfolute, fondern nur als eine 
von Dänemark gewünfcte und neben anderen mögliche Bafis ber 
Unterhandlungen auf und betrachtet bemgemäß Dänemark als feinem 


Conferenzvorſchlag zuftimmenp: 

„+: Was bie Conferenz betrifft, fo ift Hrn. Monrad und Hrn. Quaabe 
befannt, daß J. Maj. Negierung Defterreih und Preußen vorfhlug, zu einer 
Gonferenz zufammenzutreten, um ben Frieden im Norden Europa’s wieder 
berzuftellen, ohne daß irgend eine anbere Bafis von vornherein feitgeftellt werbe. 
Deiterreih und Preußen Haben den Vorfchlag in diefer Form angenommen, 
während Dänemarf jetzt erflärt, einer Conferenz mit ber Bafis ber Unterhand⸗ 
bandlungen von 18%, beitreten zu wollen. SDefterreih und Preußen werden 
vorausſichtlich weber auf diefe noch auf irgend eine andere Bafis eingehen, welche, 
wenigftend anfcheinend, ben freien Berathungen ber Eonferenz Schranken ſetzen 
würden. Aber Hr. Monrad fagt felbft, während er auf ber Bafis ber Ber: 
bandlungen von 18%, beftebt, daß bie Annahme berjelben nicht bie Die: 
fuffion von Arrangements anderer Art ausfchließen würbe, wenn ein Weber: 
‚einfommen auf jener Grundlage nicht zu erreichen fein wird. Diefes offene 
und praftifche Zugeftändniß fcheint die Differenz mehr auf eine formelle zu: 
rüdzuführen. Deiterreich und Preußen, während fie Feine Baſis zulafien, 
können fi nicht weigern, über die Transactionen von 18%, zu biscutiren, 
unb Dänemark, während es auf feiner vorgeichlagenen Baſis beiteht, würde 
nicht anftehen, anderen Arten eines Uebereinfommens Gehör zu fchenten, wenn 
ein Einverftänbniß auf jener Grundlage ſich als unausführbar erweifen follte. 
Der Ausdrud „Berfonal:Union” fcheint in bie gegenwärtigen Unterhand- 
ungen lediglich gebradt zu fein, um neue Schwierigkeiten zu jchaffen und 
mebr üben Willen hervorzurufen. Dänemark Tann bie Verbinblichfeiten, 
welche ihm ber über Holitein und Lauenburg handelnde Artikel des Vertrags 
von 1852 auflegt, nicht abläugnen, und man kann fomit fagen, daß ber König 
von Dänemark biefe beiben Herzogthümer bereits durch das Band ber Perſo⸗ 
nal-Union befigt. Aber e8 wirb befjer fein, biefen präjubicirlihen Ausdrud 
gar nicht zu gebrauden. X. Maj. Regierung wirb deshalb Frankreich, Ruß: 
land, Schweben unb bem deutſchen Bunbe eine Gonferenz zur Herftelung bes 
Friedens vorfchlagen und gleichzeitig bemerfen, daß Dänemark feine Zuftim: 
mung zu berfelden von ber Bedingung abhängig macht, baß bie Verband: 
lungen von 18%, als Grundlage ber Berathungen angenommen. werben.” 

23. „ Eine Note bes engliſchen Gefandten zeigt dem beutfhen Bunde 
bie Eröffnung von Conferenzen in ber beutfch-bänifchen Streitfrage an: 

„+... Die Regierungen von Defterreih und Preußen baben ihre Bereit: 
willigfeit Fund gegeben, ihre Vertreter zu einer ſolchen Conferenz abzuorbnen. 
Auch bie Megierung von Dänemark bat die Annahme einer Conferenz zuge 
fagt, vorausgejeßt, daß biefelbe berufen würde, um auf ber Baſis ber Ber: 
bandlungen von 18°%, zu beratben. Da nun jene Verhandlungen unter den 
Aufpicien Defterreihe und Preußens ftattgefunben und bie zu Stande ge 
brachten Arrangements mit Dänemarf die Genehmigung des beutihen Bundes 
erhalten haben, fo würde X. Maj. Regierung durchaus geneigt fein, dieſe Ber: 
handlungen unb Arrangements zum Ausgangspuncte ber Gonferenzberathungen 
von 1864 zu maden. Aber ba e8 wünfchenswerth ift, jene Mißhelligfeit und 
und bie dadurch zu befürchtende Verzögerung zu vermeiben, fo ſchlägt 3. Mai. 
Regierung vor, als Baſis der Conferenz fchlechthin biefe anzunehmen: daß 
Mittel gefucht werden, um bem Norden Europa's bie Segnungen des Frie⸗ 

\ dens wieberzubringen.“ 
6, „ Eine Note des engliichen Gefandten zeigt dem deutſchen Bunde 
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an, baß die Konferenzen am 12. April in London eröffnet werben 
follen unb labet den Bunb an, duch einen Bertreter an benfelben 
Theil zu nehmen. 


3. April. Garibaldi langt in Southampton an. 

4. „ Der Herzog von Newcaftle legt wegen Kränklichkeit das Colonial⸗ 
minifterium nieber. Lord Clarendon tritt ind Minifterium ein. 
Mr. Stansfelb tritt von feinem Poften ald Admiralitätslord zurüd. 
Erklärung besielben. 

7. „ Der Finanzminifter Glabftone legt dem Unterhaus das Bubget 
für 1864/65 vor, das einen Ueberihuß von 2,570,000 Bf. St. 
aufweist. Der Darlegung antwortet ein lauter und allgemeiner Bei: 
fall des Haufes. 

8. „ Lord Balmerfton bemerkt auf eine Interpellation im Unterhaufe, 
daß für eine Vertretung ber Herzogthümer auf ber bevorftehenben 
Conferenz hinreichend geforgt fei, inbem fie „durch ben Gefanbten 
ihres gefeglihen Souveräns vertreten wären“. 

9. ,„ Oberhausdebatte über die beutfch-bänifche Streitfrage. Lord Strat⸗ 
heben verlangt energiſche Unterftüßung Dänemarks; Lord Ruſſel 
erflärt fich gegen einen Krieg, indem er auf bie Staatsſchuld bin- 
weist. 

11. „ Großartiger Einzug Garibaldi's in London. Derfelbe fteigt beim 
Herzog von Southerland ab. 

13. „ Lord Elarendon trifft in fpecieller Miſſion in Paris ein. 

19. „ Unterhausvebatte über bie deutſch-däniſche Streitfrage in Folge 
einer Motion Osborne's gegen den Londoner Vertrag von 1852. 

. Osborne zieht fchlieklih feine Motion zurüd. 

20. „ England verſucht die Londoner Eonferenz zu eröffnen, obne bie 
Ankunft des Vertreters des beutihen Bunbes abzuwarten. Oeſter⸗ 
reih und Preußen nehmen inbeß Teinen Theil daran und zwingen 
dadurch bie Gonferenz, fi auf ben 25. d. DM. zu vertagen. 

21. „ Erklärung Gladſtone's im Unterhaus über die bevorftehende Wieder: 
abreife Garibaldi’s. Die dffentlihe Meinung bebarrt troßdem auf 
ber Ueberzeugung, daß ber unerwartete Entichluß Garibaldis durch 
bie englifde Regierung veranlaft worben fei. 

23. „ Der Prinz v. Wales beſucht Garibaldi beim Herzog v. Souther: 
land. 

27. , Garibaldi ſchifft ſich in Begleitung des Herzogs und der Herzogin 
bon Southerland wieder nad Caprera ein. Abſchiedsadreſſe an 
England. 


1.Mai. Die Eanalflotte wirft in ben Dünen Anker; ſämmtliche Be: 
urlaubte berjelben find telegraphifch einberufen. 

3 „ Lord Grey erflärt im Unterhaufe, nad ben beftimmteften Ver: 
fiherungen Oeſterreichs werde das öfterr. Nordſeegeſchwader bloß bie 
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Blokade der Elb⸗ und Weſermündungen hindern, nicht aber in bie 
Oſtſes geben; für dieſen Fall feien ber engliihen Flotte Juſtructionen 
ertheilt, die jedoch nicht: mitgetheilt werben könnten. 

9. Mai. Lord Grey theilt dem Unterhaufe die Nachricht von bem öfterr.: 
däniſchen Seegefeht mit: die Dejterreicher feien geichlagen worben 
und nad) Helgoland retirirt, welche (irrthümliche) Nachricht mit lauten 
Cheers begrüßt wird. 

11. „ Das Unterhaus verwirft Die von Baines beantragte zweite Leſung 
ber Reformbill, weldhe die 6 Pfd.Miether zum Wahlrecht zulaſſen 
will, mit 272 gegen 216 Stimmen. Minifter Gladſtone erflärt 
fi nachdrůclich für die Bill. 

12. „ Der Ergzbiſchof von Canterbury empfängt in Mitte einer Anzahl 
von Biſchöfen eine Deputation mit der von 11,000 Geiftlichen unter: 
zeichneten fogenannten Orforder Declaration, daß die Bibel nicht 
bloß Gottes Wort enthalte, fondern fei und daß bie Ewigkeit ber 
Höllenfirafen als Toftbares Eigenthum der anglicanifchen Kirche 
gewahrt werden müfle. 

17. „ Sibung der Londoner Conferenz: DOefterreih und Preußen tragen 
auf -ftaatliche Unabhängigfeit der Herzogthümer mit Perfonalunion an. 
Die engl. Blätter wollen willen, daß unmittelbar nach ber Conferenz 
ein Minifterrath ftattgefunden und Palmerfton auf materielle Unter: 
flügung Dänemarks angetragen, bie Königin aber ihre Zuſtimmung 
verweigert habe. 

26. „ Debatte bes Oberhaufes über bie deutſch-däniſche Streitfrage. Lord 
Ellenborougb greift ziemlich beutli die Königin als das eigentliche 
Hinderniß einer wirkfamern Unterftüßung Dänemarks an. Ruſſel 
erflärt fih neuerdings gegen einen Krieg für Dänemark. 

28. „ Sitzung ber Londoner Conferenz: England ſchlägt dem beutjchen 
Vorſchlage gegenüber eine Theilung Schleswigs vor (1. allg. Ehronif). 

„ Der Lorb:Obercommiflär der Joniſchen Inſeln unterzeichnet das 
Abtretungsprotofoll und erläßt eine Proclamation an bie Jonier. 


10, Juni. Die englifche Flotte geht yon Plymouth nad Spitheab (Drohung 
nad der Dftfee bin). 

14, „ Frankreich lehnt zum zmeiten Mal die ihm von Englanb zuge 
mutbete materielle Unterftügung Dänemarks unb einen eventuellen 
Krieg gegen Deutichland ab. 

18. „ Sitzung der Londoner Eonferenz: England trägt barauf an, bie 
Entſcheidung über eine Theilungslinie in Schleswig einem Schiebe- 
richter (dem Kaiſer der Franzofen) zu übertragen. Die deutſchen Mächte 
nehmen ben Vorſchlag nur bedingt an, Dänemark lehnt ihn ganz ab. 

25. „ Refultatlofer Schluß der Londoner Conferenzen. 

7. „ Die Regierung legt die Acten der Londoner Gonferenz beiben 
Häufern bes Parlaments por, Lord Ruſſel legt im Dberhaus, Lord 
Palmerſton im Unterhaus die Politif ber Regierung bar. 
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Lord Palmerfton: „. .. Da im erſten Stabium biefer Verhandlungen 
klar geworben war, daß Frankreich und Rußland feine Neigung hatten, 
Dänemark materiell zu flügen, jo wußten wir, baß bie ganze Laft biefer 
Kraftanftrengung auf England allein hätte fallen müffen. Unter dieſen Um: 
Händen haben wir e8 nicht für pflichtgemäß erachtet, umferer Monarchin bie 
Uebernehmung einer foldhen Aufgabe zu empfehlen. . . Ich will nicht fagen — 
ich halte es in ber That für recht, biejen Vorbehalt zu machen — daß, wenn 
der Krieg einen andern Charakter annehmen follte, wer das Beſtehen Däne- 
marks als eines unabhängigen Staats in Europa auf bem Spiel flünbe; 
wenn wir Grund hätten zu fürchten, daß wir in Kopenhagen bie Gräuel einer 
mit Sturm genommenen Stadt, bie Zerftörung bes Eigenthums, bie Hin⸗ 
opferung nicht nur feiner Vertheidiger, fonbern feiner frieblichen Einwohner, 
die darauf folgenden Gonfiscationen, bie Gefangennehmung bes Monarchen 
und andere Demütbigungen biefer Art zu jehen haben würden — id will 
nicht fagen, daß, wenn trgenb eines dieſer Ereignilfe zu broben ſchiene, bie 
Stellung Euglands nicht ein Gegenftand für abermalige Erwägung werben 
lönnte. Wir bürften ed dann für unjere Pflicht halten, eine andere Politik 
einzufchlagen, aber jebenfalls würbe fol eine Veränderung bem Parlament 
amgezeigt, und bas Parlament, wenn es zur Zeit nicht ſitzen follte, zu dieſem 
Zwed einberufen werden.” 

28. Juni. Disraeli trägt im Unterhaus auf eine Adreſſe an die Königin gegen 
das Minifterium an. Kinglafe fett dem Antrag ein Amendentent 
zu Gunften des Grunbfabes der Nichteinmifhung in den deutſch⸗ 
bäniichen Streit entgegen. 

Antrag Disraeli’s: „Es fei eine untertbänige Adreſſe an Ihre Mai. 
zu richten, um J. Maj. bafür zu danken, baß fie die Correſpondenz über Däne- 
marf und Deutichland und die Protofolle ber neulid in London gehaltenen 
Eonferenz dem Parlament vorzulegen befohlen bat; 3. Majeftät zu verfichern, 
wie das Haus mit tiefem Leibwejen vernommen habe, baß bie Conferenz ihre 
Sitzungen geichloffen, ohne die wichtigen Zwede, wegen deren fie zuſammen⸗ 
gerufen worben war, erfüllt zu haben; J. Majeftät großes Bebauern barüber 
auszubrüden, daß das von J. M. Regierung beobachtete Verfahren die von 
ihr eingeflandene Politif, die Integrität und bie Unabhängigfeit Dänemarks 
zu wahren, nicht feſtgehalten, zuglei aber ben gerechten Einfluß biefes 
Landes im Rath Europa’s geſchwächt (lowered) und dadurch bie Bürgichaften 
des Friedens verringert bat.“ 

Amendbement Kinglafe’s: Statt obigen Tadels fei ber Königin in 
ber Adreſſe „bie Zufriedenheit bes Haufes darüber auszufprechen, daß bie 
Minifter in der jebigen Conjundur Ihrer Majeftät gerathen haben, fich 
einer bewaffneten Cinmifchung in ben jeßigen Krieg zwiſchen Dänemark und 
ben deutſchen Mächten zu enthalten.” 

Parteiverfammlung der Torys, am ber 231 Mitglieber des Unter- 
baufes Theil nehmen. Graf Derby theilt derſelben ben Antrag 
Disraeli's mit. Es wirb der Antrag auf bewaffnete Intervention 
zu Ounften Dänemarks geſtellt. Graf Derby erklärt fi bagegen 
und will fi überhaupt für den Fall eines Miniftermechjels keines⸗ 
wegs binden. 


2/3. Juli. Die Morning-Poſt veröffentlicht eine Reihe apofcypher biplo- 
matifcher Depeichen, welche das Wieberaufleben der nordiſchen Allianz 
darthun ſollen. 
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4. Juli. Eine Parteiverſammlung der Torys beichlieft, daß Lord Mal- 
mesbury einen mit demjenigen Disraeli's übereinftimmenden Antrag 
im Oberhauſe ftellen folle. 

Beginn ber Unterhausbebatte über die bänifche Frage. Newdegate 
ftelt den Antrag: 

Kan Maj. bie Meinung bes Haufes zu erkennen zu geben: baß bie 
Unabhängigkeit Dänemarks und bie Befigungen diefes Königreich unter ben 
von ben Vertretern ber neutralen Mächte auf ber Eonferenz vorgefchlagenen 
Bebingungen garantirt werben jollen.” 


9, Juli. Schluß der viertägigen Unterhausbebatte über die bänijche 
Trage. Der Antrag Newdegate's wird ohne Abjtimmung abgelehnt 
und das Amendement Kinglake's mit 313 gegen 295 Stimmen an- 
genommen. — Das Oberhaus beichließt Dagegen das Mißtrauens- 
votum Malmesbury's mit 177 gegen 168 Stimmen. 

29. „ Schluß des Parlaments. Thronrede im Namen ber Königin. 


8. Aug. Grundfteinlegung zu einem O'Connel-Denkmal in Dublin. In 
Belfaft wird er dagegen in effigie verbrannt. DVierzehntägige Ruhe— 
ftörungen in lebterer Stadt zwiſchen Drangiften und Katholifen. 

5—10. Aug. Eine englifche Flotte verbunden mit franzöf. und holländiſchen 
Schiffen foreirt die Meerenge von Simonoſaki in Japan, zerftärt 
die Batterien bes Fürften von Negato und ſchließt einen Vertrag 
mit bemjelben ab. | 

12. „ Die Kriegsichiffe beider Friegführenden Parteien Nordamerikas werben 
dur Befehl der Königin von allen engliihen Häfen ausgeſchloſſen. 


10. Oct. (Canada). Programm bes Coalitionsminifterium BrownBartier. 
Eine Notabelnverfammlung in Halifar (Neu:Schottland) erffärt fd 
einftimmig dafür. Ein Congreß von Regierungsmitgliebern ſämmi⸗ 
licher engliſcher Eolonien in Norbamerifa zu Quebec beſchließt ein- 
flimmig die Vereinigung ſämmtlicher Colonien zu einem Bunbesftaat. 

19, „ (Canada). Gränzverlegung des Gebiets ber norbamerifanifchen 
Union durch ſüdſtaatliche Parteigänger von Canada aus: Ueberfall 
ber Stabt St. Albans. Differenzen mit der Union darüber. Heftige 
Erbitterung in den Norbftaaten gegen Canada und gegen England. 

— „ Die Terienreden der Parlamentsmitgliever fprechen ſich überein- 
flimmend für den Grundſatz der Nicht-Intervention Englands in 
die Händel des europäiichen Feſtlandes aus, fo lange bie englifchen 
Intereſſen nit Direct berührt ſeien. Diele regen daneben bie 
Trage der Parlamentsreform mit jheinbar großem Eifer wieder an. 


1. Nov. England anerkennt das Kaifertbum Merico: die Königin nimmt 
die Creditive eines Bevollmächtigten des Kaifers Mar entgegen. 


19, Dec. (Canada). Die Colonialregierung Täßt bie Gränze gegen bie 


Unton befegen, fucht aber zugleich den gegründeten Beſchwerden ber 
letztern möglichft gerecht zu werben. 





4. Srankreid. 


3. Jan. Berhaftung von vier Stalienern, Greco und Gen., in Baris 
wegen angeblihen Complottes gegen das Leben bes Kaiſers. 

4. „ Geſetzgebender Körper: Der Ausjchußbericht bes (gouvernemen⸗ 
talen) Dep. Larrabure über bie von der Regierung für 1863 ge: 
forberten Supplementarcrebite ſpricht fich fehr entichieden fir Been⸗ 
digung der mericanifhen Erpebition und gegen das Syſtem ber 
Kriegszüge in fremden Ländern, für die Aufredhthaltung bes Frie⸗ 
dens und für Beichränfung der Ausgaben aus, 

8. „ Die franzdj. Regierung richtet eine Depefhe an ſämmiliche Mittel: 
und Kleinitaaten Deutſchlands, in der e8 ben Londoner Vertrag ein 
„obnmächtiges Werl” nennt und feine Theilnahme an der von Eng: 


land betriebenen Conferenz von berjenigen des beutichen Bundes ab: 
hängig mad: 

„Die englifhe Regierung bat am 31. Dec. an bie Regierung bes Kaifers 
eine Mittheilung gelangen laſſen, in welcher fie ben Zufammentritt einer Con⸗ 
ferenz, entweber zu Paris oder zu London, vorichlägt, die zur Berathung 
über die Angelegenheiten der Herzogthümer berufen fein würde. Sie würde 
aus ben Bertretern ber Mächte beitehen, welche den Bertrag von 1852 unter: 
zeichnet haben, zu denen ein Bevollmächtigter des Deutfchen Bundes hinzu⸗ 
träte. Als die Negierung bes Kaiſers das erfte Mal über biefen Gegenitanb 
fondirt wurde, mußte fie, um jede Verwechslung zu befeitigen, ben weient- 
lichen Unterſchied beutlich Hinftellen, welcher zwifchen einer Gonferenz ftatt- 
findet, bie eine fpecielle Frage discutirt, und zwifchen bem allgemeinen ober 
engeren Congreß, deſſen Idee vom Kaifer ausgegangen war. Ein Congreß, 
der bie verichiebenartigften Intereſſen zu regeln hatte, bot Elemente ber Trans: 
action, bie, wenn bie Berathung auf ein ifolirtes Intereſſe beſchränkt bleibt, 
nothwenbig fehlen werden. Indem der Kaifer fi) burch biefe Erwägung leiten 
Tieß, und da er überbies eine Derganblung nicht mehr unter feine Aufpicien neb: 
men wollte, von ber er —7— der Mächte, die der Idee eines Congreſſes 
zugeſtimmt haben, hätte ausſchließen müſſen, hat er nicht umhin gekonni, ben 
Vorſchlag, bie Conferenz in Paris zuſammentreten zu laſſen, abzulehnen. 

„Aber die Regierung bed Kaiſers get darum nicht weniger den Wunſch, 
die Angengagen zu unterſtützen, welche verſucht werden möchten, um ſchwe⸗ 
reren Verwickelungen vorzubeugen. Die Erhaltung bes Friedens war ber 
Zielpunkt meines erbabenen Herrn, als er die Souveräne zu einer Berflän: 
bigung unter einander einlub, um das politiiche Syflem Europa’s weiter zu 
belefligen. Der Zwed Sr. Maj. ift berielbe geblieben, unb obwohl er fort: 
dauernd überzeugt bfeibt, daß nur ein einziger Weg mit Sicherheit babin 
führen Tann, fo hat er boch feine unbebingte Einwendungen gegen bie Com⸗ 
bination, welche von ber engliſchen Regierung angebeutet wurde. Gleichwohl 
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würben einige vorläufige Aufflärungen für ihn nothwendig fein, und biefelben 
find von den Mächten erbeten worden. 

„Die Londoner Gonferenz von 1852 hat, wie ber gegenwärtige Zuftand 
ber Dinge e8 zum Weberfluffe beweift, nur ein obnmädtiges Werk zu 
Stande gebracht. Ihre Beichlüffe werden heute durch die Mehrzahl der jecun- 
bären Staaten Deutjchlands beftritten, ſogar durch einige von benen, welde 
ihnen zugefiimmt hatten. Wenn man heute wieder zufammentritt, jo würbe 
e8 weſentlich fein, fich auf Bebingungen zu ſtellen, welche geeignet find, bie 
Hoffnung eines befriedigenderen Refultates zu geben. An eriter Stelle ift es 
von Wichtigkeit, die Conferenz nicht dadurch in Conflict mit bem Bun- 
bestag zu ſetzen, baß man bie Bevollmächtigten einlübe, über Fragen zu 
beratbichlagen, welche thatſächlich jchon entichieben fein bürften; und bie 
Regierung bes Kaifers bat fih an die Mächte gewandt, um zu erfahren, ob 
fie geneigt wären, zum Ausgangspunct ben actuellen Statusquo in Holftein 
und in Schleswig zu nehmen, das heißt, die ſchwebenden ragen vorzubebalten. 

„Zu gleicher Zeit lebhaft mit einem Punkte befchäftigt, der ein großes In⸗ 
terejje für Deutſchland zu haben ſcheint, tft ber Railer mit ber englifchen 
Regierung ber Meinung, daß bie Theilnabme bes beutiden Bundes an den 
Verhandlungen, welche eintreten Lönnten, von großem Nutzen fein würde. 
Es iſt bedbauerlih, daß Deutihland nit birecten Antbeil an ben Arrange: 
ments genommen bat, welche 1852 zur Herftellung einer neuen Succeſſions⸗ 
ordnung in Dänemarf getroffen wurden. Aber man muß fidh fragen, ob ber 
Bundestag ſich bafür entfeheiden würde, auf dieſe Gebanfenreihe einzugehen. 

„sm Schoße eines allgemeinen oder engeren Congreſſes, ber noch über 
andere Tragen als bie ber Herzogthümer biscutirte, würbe ber beutiche Bund, 
wie ich glaube, Fein Bedenken getragen haben, feine Sache einem europäijchen 
Tribunal zu unterbreiten. Einer ber Vortheile biefes Verföhnungsplanes war 
eben ber, ber Empfinblichfeit und ben Interefſen eines Jeden gerechte Rückſicht 
zu Theil werben zu laſſen. Da aber ber Bundestag bei mehreren früheren 
Gelegenheiten alle bie Zumuthungen abgelehnt bat, welche dahin zielten, daß 
bie Unterzeichner des Londoner Tractates feine Differenz mit Dänemark in bie 
Hand nähmen, fo muß der Kaifer, ehe er feinerjeits den Vorſchlag des eng: 
liſchen Gabinets annimmt, fi zuvor Darüber Flar fein, ob bie An: 
Ihnuungsweife ber deutſchen Staaten in biejer Hinſicht fid 
geändert hat. 

„Dies iſt die Mittheilung, Herr Minifter, welche ich Befehl habe, an Sie 
zu richten. Ich würde demnach Ihnen jehr verpflichtet fein, wenn Sie mich 
in ben Stand jeßen wollten, meine Regierung wiſſen zu Iafjen, ob bie Idee 
einer Gonferenz durch bie Megierung . . . gebilligt wird, ober ob fie geneigt 
fein würde, in Frankfurt bafür zu fiimmen, daß Deutjchland bei biefer Zu: 
fammenfunft durch einen befonderen Bevollmächtigten vertreten werbe.” 

8.—9. San. Debatte des gejebgebenden Körpers über die geforberten 
außerorbentliden Supplementarcrebite für 1863. Cinläßlide Rebe 
Berryers über bie Finanzwirthſchaft des Kaiſerreichs. Der Gefebes: 
entwurf wirb mit 232 gegen 14 Stimmen angenommen 
| N per . 
141. „ Geſetzg. Körper: Beginn der Adreßdebatte; Commiffionsentwurf einer 
| Antwortsadrefje; Amendements der Oppofition. Rebe bes Hrn. Thiers. 

Commifjionsentwurf einer Antwortsadreſſe: „Sire, ber ge 
ſetzgebende Körper theilt das Bertrauen, das Sie zu feiner Zujammenjegung 

. hegen. Trot ber Lebhaftigfeit bes Wahllampfes bat das Wolf body beiwielen, 
baß es ben kaiſerlichen AInflitutionen, Ihrer Perſon und Dynaſtie ergeben iſt. 

Im Begriffe, an ber Prutzns der Staatsangelegenheiten Antheil zu nehmen, 
werden wir niemals dieſe Principien und Geſinnungen aus dem Auge vers 

lieren und, um fie nicht abzufchwächen, ſteis im Einklange mit Ihnen handeln. 


Frankreiq. 209 


Ew. Majeſtät hatte Recht, der öfſentlichen Meinung auf dem Wege ber In: 
duſtrie- und Hanbelsfreiheit voranzugehen. Frankreich, bas lange 
am fich ſelbſt gezweifelt, hat heute Vertrauen zu feiner eigenen Kraft. Unſere 
Induſtrie bat duch ihre Anftrengungen und Opfer bie frembe Concurrenz bes 
fteben können... Ew. Majeſtät, beren Freiſinn fich nicht verleugnet, kündet uns 
abermals neue Reformen an. Wir werden bie uns vorgelegten mit bem 
Wunſche prüfen, Ihnen in Ihrer Liebe zum wahrhaften Sortiepriit: Beizuftehen. 
Alle Maßnahmen, welche ben Zweck haben, bie Hindernifje, welche ber freien 
Transaction und ber individuellen Snitiative im Wege ftehen, fortichaffen, auf 
billige Weife in ber Arbeitöfrage das Verhältniß zifchen ben in verfchiebenen 
Lebenslagen ſtehenden Staatsbürgern zu regeln, bie Befugniffe ber Gemeinden 
und Departements ohne Schwächung ber Gentralgewalt zu ermweitern, werben 
von uns mit Beifall und Danf aufgenommen werden... Der Elementarunter: 
richt bat fich feit 1848 mächtig entwidelt... Ter geiehgebenbe Körper glaubt 
mit Ihnen, Sire, baf bie am weileften regierten Nationen ſich nicht ſchmei⸗ 
cheln dürfen, ſtets auswärtigen Berwidelungen zu entgehen, und daß fie bie: 
jelben ohne Selbſttäuſchung wie ohne Schwäche in Orwägung ziehen müſſen. 
Die Erpebitionen in der Ferne, in China, Cochinchina und Merico, die 
auf einander gefolgt find, haben wirklich viele Gemüther in Frankreich wegen 
ber Verpflichtungen und Opfer, welche jie zur Folge haben, beunruhigt. Wir 
erfennen an, baß fie in ber Ferne unferen Landeleuten unb ber franzöfif 
Flagge Reipelt verfchaffen und auch, daß fie unferem Seehanbel förberlidh jein 
tönnen; aber wir würben uns freuen, nächſtens bie guten Erfolge, bie Ew. 
Majeſtät uns erhoffen läßt, wirflich eintreten zu fehen. Die Erinnerungen 
unferer Gejchichte, bie Gefühle ber Menſchlichkeit, bie uns befeelen, erregen 
unfere lebhafteſte Theilnahme an bem Gefchide der Polen. Wir haben mit 
Schmerz geſehen, baß bie vereinten Bemühungen ber drei Großmächte nicht 
haben bazu Tommen Tönnen , biefe wichtige Frage nach Ihren wohlmollenden 
Abjichten zu löſen. Wir fönnen durchaus nicht verfennen, daß bie auf: 
richtige und herzliche Unterftüßung Rußlands bei wichtigen Gelegenheiten Frank⸗ 
teih von Nutzen ifl. Wir würden bebauern, wenn unfere guter Beziehungen 
zu jener Macht Tälter werben follten. Auch haben wir mit hoher Befriedi- 
gung jenen hochherzigen Gedanken eines europäifhen Congreſſes auf: 
genommen, defjen Anregung für Ihre Regierung eine Ehre in ewige Zeiten 
fein wird. Frankreich, dem Sie Glanz und Ruhm wiebergegeben haben, weiß 
Ahnen Dant, daß Sie fein Geld und das Blut feiner Kinder nicht für Due 
auf das Spiel feten wollen, bei benen weder feine Ehre, noch fein Intereſſe 
betheiligt ift. Frankreich, in fich einig und feft, feiner Kraft ficher und voll 
Vertrauen auf Sie, fürchtet keinen Angriff; heute hat es feinen andern Ehr⸗ 
geiz als ben, feine Ruhe zu fichern, feinen materiellen Wohlftand durch Arbeit 
und Frieden und feinen Sittenzuftand durch bie gewiffenhafte und ſtufenweiſe 
auffteigende Bethätigung ber bürgerlichen und politifchen Freiheit zu heben.“ 
Amenbements ber Oppofition: Das Amendement zu $.1 über die 
offiellen Sanbidaturen lautet: „Die zwei Millionen Stimmen, welche 
bie Oppofition erhalten bat, können nicht als das Refultat einiger localen 
Zerwürfniffe betrachtet werden; fie find ein überlegter Ausdruck für bie Rück⸗ 
forberung ber Freiheit. Ohne den abminiftrativen Drud würde ſich ganz 
Frankreich ber Abftimmung ber Städte Paris, Lyon, Marfeille, Lille, Bor: 
beaur, Nantes, Touloufe, St. Etienne, Dijon, le Havre, Straßburg, Breſt, 
Nimes, Toulon, Met, Mühlbaufen, Nancy, Limoges, Angers, Boulogne⸗ſur⸗ 
Mer, St. Lo, Tours, Verſailles, St. Quentin, Dünkirchen, Grenoble, Poitiers, 
Boͤziers, Cette, Bourges, Laval, Elböuf, St. Omer, Valenciennes, Air, Abbe: 
ville, Chalons⸗ſur⸗Saone, Baſtia, Chartres, Poͤrigueur, Alais, Vienne, Agen, 
Tarare, Sedan, Montlucon, Beauvais, St. Pierresles-Ealais, Valence, St. 
Brieuc, Thiers, Gebweiler, Libourne, Villefranche, Sens, Beaune mit ange⸗ 
ſchloſſen haben. Frankreich zweifelt nicht an ſich ſelbſt; es hält ſich würdig 
14 
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ber Rechte, welche alle anderen Vöolker befiten. Die abminiftrativen 
Freiheiten, weile man ihm verjpricht, haben nur Werth, wenn fie bazu 
dienen, bie politijhen Zreibeiten zu fichern und zu befefligen. Letztere 
fönnen durch erftere nicht vergeflen gemacht noch erjeßt werben. Das Syſtem 
ber officiellen Candidaten vergewaltigte und entitellte die Wahlfreibeit.” Gin 
Amendement zu $. 2 über „die individuelle Freiheit” erklärt bie Sicher: 
beitsgejete und Ausnahmsmaßregeln für unvereinbar mit ber individuellen 
Freiheit. Das Amendement zu $. 3 erklärt bie Zreiheit der Preſſe für das 
fräftigfte Mittel der Eivilifation. Das Amendement zu $.4 über die greibeit 
ber Arbeit erflärt die fchon einmal geforderte Aufhebung der Geſetze über 
Koalition der Arbeiter für eine Wohltbat und außerdem erflärt es die Ent: 
widlung ber Selbitändigfeit ber Gemeinden für das einzige Mittel zur Er: 
zielung wahrer Decentralijation. Das Amendement zu $. 5 fordert Entwid: 
lung und Unentgeltlichleit ded Primärunterrihte. Das Amendement 
zu F. 6 erflärt, daß nur ber Mangel an liberalen Inftitutionen das Aufblüben 
von Algerien und feiner Golonien bindert. Ein weiteres Amendement 
über Merico verlangt die Beendigung biefer Frankreich ruinirenden 
Unternehmung. Zu L. 7, ber Rom behandelt, wirb ein Amendement gejtellt, 
welches die Beendigung ber franzöfifhen Decupation befürwortet. Im Sn: 
terefle Polens wird endlich burd ein Amendement ber Abbrud der biplo: 
matifchen Beziehungen Frankreichs mit Rußland verlangt. 

Rede bes Hrn. Thiers: „... Ich erkläre als ehrliher Mann, wenn 
man uns bie nothwendige Freiheit gibt, fo werde ich, für meinen Theil, fie 
annehmen, und man wird mich alsdann unter die Zahl ber unterhänigen 
und danfbaren Bürger bes Kaijerreichd zählen können. Wenn aber unfere 
Pflicht es ift, Hinzunehmen, fo gejtatten Sie mir. auch, Ihnen zu fagen, daß 
die Pflicht der Regierung ift, zu geben. Man bilde jich nicht ein, daß ic 
bier eine trogig forbernde Sprache führen will; nein, ich weiß, baf um zu 
erlangen, man ebrerbietig fordern muß. Ich forbere deßhalb ehrerbietig. 
Für mich fordere ich nie etwas, nur für mein Land werbe ıch nie Bedenken 
tragen, zu forbern, und zwar in dem geziemenbden, achtungsvollen Ton. Dan 
fei aber auf der Hut! Dieſes heute kaum erwachende, biefes auffochende Land, 
bei dem das Lebergreifen ber Wünſche jo nahe am Erwachen liegt, dieſes 
Land, das heute geftattet, baß man für es im chrerbietigften Ton verlangt, 
wird vielleicht eines Tags gebieterijch fordern.“ 


14. Jan. Der Kaifer ergreift die Gelegenheit der Uebergabe bes Baretts 


an ben neu ernannten Cardinal Bonnechofe zu einer politifchen An: 
ſprache an benjelben gegen das Auftreten der neuen Oppofition im 
gefeßgebenden Körper: 

„.. . Sie haben in ber Nähe beobadtet, wohin bas Aufgeben jedet 
Princips, jeder Regel, jedes Glaubens führt. Darum müffen Sie aus 
gerabe fo wie ich darüber erflaunt fein, nach fo kurzer Zwifchenzeit die Leute, 
die kaum erji bem Schiffbrude entronnen find, wieberum die 
Winde und bie. Stürme zur Hilfe aufbieten zu ſehen. Gott 
beſchützt Frankreich zu fichtlih, um zu geftatten, daß ber Geift des Uebels es 
abermals in Aufregung ſtürze. Der Kreis unferer Verfaſſung iſt weit gezogen; 
jeder ehrlihe Mann kann fi) ungeziwungen innerhalb befjelben bewegen, ba 
ein Jeber das Vermögen bejigt, feine Gebanfen auszubrüden, bie Regierungs: 
bandlungen zu beaufjihtigen unb an ben öffentlichen Gefchäften feinen 
gerechten Antbeil zu nehmen, . . .“ 

Adreßdebatte bes gejehgeb. Körpers: Amendementsvorfchlag der 
Oppofition gegen bie officiellen Gandibaturen. Rebe des Hrn. Thiere. 
Das Amendement wird mit 198 gegen 44 Stimmen verworfen. 


‘8 „Adreßdebatte des gefebgeb. Körpers. Das Amendement einer 
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ſchutzzoͤllneriſchen Oppoſition gegen ben Handelsvertrag mit Eng⸗ 
land wird mit 182 gegen 50 Stimmen verworfen. 


19 Jan. Hr. Drouyn de l'Huys ertheilt dem engl. Geſandten, der ihn im 


2] 


21. 


22. 


23. 


26. 


28. 


Auftrag feiner Regierung auffordert, fi mit den Regierungen von 
Großbritannien, DOefterreih, Preußen, Rußland und Schmeben über 
ein gemeinfames Handeln zu der Aufrechthaltung ber Beftimmungen 
bes DBertrags von 1852 und insbefondere zur Sicherung ber nte- 
grität der däniſchen Monarchie zu verftändigen, vorerſt eine aus: 
weichende Antivort: 

„Kranfreih Hält an dem Bertrag von 1852 feſt; bas heißt, es ift 
anfer Wunſch, daB berfelbe in Kraft erhalten bleibe Wir erfennen bie 
Wichtigkeit der Integrität ber bänifchen Monarchie für das Gleichgewicht 
Europas an, unb wir ſehen fein anderes Mittel, diefe Integrität zu fichern, 
als die im Jahr 1852 feftgeftellte Succejfionsordnung. Sie verlangen nun 
von uns, mit den anderen Theilnehmern bes Vertrags uns zu einem gemein 
famen Handeln zum Zwecke feiner Aufrechthaltung zu verftändigen. Durch 
welde Maßregeln fol dieſes Einverſtändniß und dieſes gemeinfame Handeln 
verwirklicht werden? Durch diplomatiſche Mittel? Die haben wir ange⸗ 
wandt und ſind bereit, ſie ferner anzuwenden. Geht Ihr Vorſchlag weiter, 
etwa, im Nothfall, auf Anwendung von Gewalt, fo müſſen wir unſere Ant: 
wort vorbehalten; wir fagen nicht nein, aber auch nicht ja. . .” Schließlich 
behält fih der Minifter vor, die directen Befehle des Kaijers einzuholen, 

„ Nahmahlen, zum gejebgeb. Körper: Niederlage der Regierung 
im Dep. Nieberrhein und in Epinal. In Nimes dagegen wirb 
der Regierungscanbibat gewählt (bie Wahl aber [päter vom gefebgeb. 
Körper anullirt). 

„ Abreßbebatte des gejeßgeb. Körpers: Tas Amendement ber Oppo- 
fition gegen die Sicherheitsgefete wirb mit 203 gegen 35 Stimmen 
berivorfen. 

„Adreßdebatte bes gefeßgeb. Körpers, Es find zwei Amendements 
bezüglich ber Prefle geftellt; der zweite wird zurüdgezogen, das erfte 
verworfen. 

„Adreßdebatte des geſetzgeb. Körpers. Das Amendement ber 
Dppofition bezüglich Algier wird mit 222 gegen 18 Stimmen ber: 
worfen. 

„  Areßbebatte des gejehgeb. Körpers: Amendement der Oppofition 
bezüglich Mexico. Umfaffende Rede des Hrn. Thiers. Das Amen: 
bement wirb mit 201 gegen 47 Stimmen verworfen. 
„Frankreich lehnt den Antrag Englands auf gemeinfame Maß: 
regeln zu Aufrechthaltung des Londoner Vertrages und einer materiellen 
Unterflügung Dänemarks für gewiſſe Falle entſchieden ab: 

Depeſche bes Hrn. Drouyn be "’Huys: „.. Der Kaifer erkennt bie 
Wichtigkeit des Londoner Vertrags für bie Aufrechthaltung bes Gleichgewichts 
und für den Frieden Europas an. Aber bie franzöfiche Regierung, obwohl 
fie dem Zwecke diefes Vertrages volle Rechnung trägt, ift gleichwohl bereit 
anzuertennen, daß bie Umftände eine Aenberung besjelben fordern koͤnnen. 
Der Kaijer ift ſtets geneigt geweien, ben Gefühlen und Beftrebungen ber 
Nationalitäten große Rüdfiht zu widmen. Es ift unmöglich, zu leugnen, 
daß bas nationale Gefühl und die Beftrebungen ber Deutichen auf eine engere 
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Verbindung zwifchen ihnen unb ben Deutichen ber Serzogthümer Holftein und 
Schleswig gerichtet find. Der staifer würde Widerwillen gegen Alles 
fühlen, was ihn nöthigen Eönnte, den Wünſchen ber Deut- 
hen mit ben Waffen entgegenzutreten. Es würbe vergleichsweije 
leiht für England fein, einen folhen Krieg zu unternehmen, welcher für 
England fi) immer nur auf maritime Operationen, auf Blofirung von Häfen 
und Gefangennabme von Schiffen befchränfen würde. Aber der Boden Deutſch⸗ 
lands ftößt an den Boden Franfreihs und ein Krieg zwiſchen Frank— 
reih und Deutfhlandb würde der unglücklichſte und gewagteſte 
allerKriege fein, auf welche das Kaiſerthum fich einlaffen könnte. Außer 
biefen Erwägungen kann der Kaifer nicht umhin, fih zu erinnern, daß er in 
Europa zum Gegenftande bes Mißtrauens und Verdachtes wegen feiner ver: 
meintlihen Pläne auf VBergrößerungen am Rheine gemacht worden if. in 
an ben Nheingrenzen unternommener Krieg würde nicht verfehlen, biefen 
ungeredhtfertigten und unbegründeten Verdächtigungen eine viel größere Gewalt 
zu geben. Aus biejen Gründen Tann die faiferliche Regierung ſich in Teinerlei 
Verpflihtung gegenüber Dänemark einlaffen. Wenn fpäter das Gleid: 
gewicht ber Mächte ernſthaft bebrobt fein follte, Dann erſt könnte ber 
Kaifer fih bewogen fühlen, neue Maßregeln im Intereſſe Frankreichs und 
Europas zu ergreifen. Aber fir den Augenblid will ber Kaifer feiner Re: 
gierung jebe Freiheit der Action rejerviren.“ 

28.129. Jan. Adreßdebatte bes geſetzgeb. Körpers: Die Amendements ber 
Dppofition bezüglih Polen werben verivorfen. Ebenſo ein folches 
beziiglih Rom mit 216 gegen 12 Stimmen. Die ganze Adreſſe 
wird jchließlich mit 234 gegen 12 Stimmen genehmigt. 

30. Jan. Der Moniteur verfündet das Nefultat der Subfeription auf die 
Anleihe von 300 Mil. Fr. Capital (|. Jahrg. 1863 Frank. 2, 
24. und 25. Dec): Es find nicht weniger als 219,321,536 Fr. 
Rente gezeichnet tvorden, von denen 24 Mill, unrebucirbar find, fo 
daß aljo alle übrigen Zeichner nur DY Fr. Rente auf je 100 von 
ihnen gezeichnete erhalten. Die Lage des Schatzes geftatte überdieß, 
auf alle Ratenvorauszahlungen zu verzichten, 


1. Febr. Antwort des Kaifers auf die Adreſſe des gefebgeb. Körpers: 

„Die langen und gründliden Discuffionen waren nicht unnük, obwohl fie 
beinahe brei Monate gebauert haben. Yür jebes unparteiifche Gemüth ift ibr 
Refultat gewefen, daß jie gejchidt verbreitete Anflagen auf ihr Nichte zurüd: 
geführt haben; bie Bolitif der Regierung ift befjer gewürbigt, und wir haben 
eine feftere und ergebenere Majorität für unfere Inftitutionen. Das find große 
Bortheile. Nachdem unter jo vielen verfähiebenen Regierungen unfruchtbare 
Verſuche gemacht wurden, ift Stabilität das erfte Bedürfniß bes Landes 
eworben. Auf einem Boden ohne Feſtigkeit, der immer in Bewegung ift, 
äßt fih nichts Dauerhaftes begründen. Seit fechzig Jahren wurbe die Frei⸗ 
beit zu einer Umfturzwaffe in ben Händen ber Parteien gemacht. Daher bie 
unaufbörlihen Schwankungen ber Stautsgewalt, welche ber Freiheit unterlag, 
und ber Freiheit, bie ber Anarchie zum Opfer fiel. So barf es nicht mehr 
fein. Das Beifpiel der letzten Jahre beweift bie Möglichkeit, b98 zu verföhnen, 
was lange Zeit unverfühnbar ſchien. Der wahrhaft fruchtbringende Fortſchrin 
geht aus der Erfahrung hervor; fein Gang wirb nicht buch ſyſtematiſche und 
ungerechte Angriffe, fondern durch bie innige Verbindung ber Regierung mit 
einer von Patriotismus befeelten und von eitler Popularität wicht verführten 
Majorität befhleunigt werden. Erwarten wir von ber Einigkeit und ber Zeit 
die möglichen Verbejjerungen; möge bie trügerifche Hoffnung auf ein chimä- 
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riſches Beſſere nicht ohne Unterlaß das gegenwärtige Gute in Frage ſiellen, 
de Befeſtigung durch gemeinſchaflliches Wirken uns am Herzen liegt. 
Bleiben wir Jeber innerhalb unſeres Rechtes; Sie, indem Sie ben Gang ber 
Regierung erleuchten und controliren; ich, indem ich die nitiative zu Allem, 
was für das Glück und bie Größe Frankreichs nüglich ift, ergreife.“ 


13. Febr. Die franz. Regierung erflärt Dänemark, daß bie im Jahr 1720 


25. 


26. 
a7. 


28. 


von Frankreich der dänischen Negierung gegenüber eingegangene Ga⸗ 
rantirung Schleswigs auf ben gegenwärtigen Stand ber Tinge feine 
Anwendung zu finden feine. 

„ Der gefebgeb. Körper ernennt in bie Commiſſion zu Prüfung bes 
von ber Regierung vorgelegten Arbeiter-Coalitionsgejebes zum erjten 
Mal au Mitglieder ver Oppofition. 

„» Derurtbeilung ber vier Italiener wegen beabfichtigten Attentate 
gegen das Leben bes Kaiſers. 

„ Die franz. Regierung lehnt ihren Beitritt zu den von England 
borgefchlagenen Konferenzen bezügli ber beutfch-bänifchen Frage 
borerfi ab, inbem fie ihn von dem noch nicht erfolgten Beitritte 
nicht nur Dänemarks fondern auch des beutihen Bundes abhängig 
macht. 

„Differenz ber Regierung mit dem Cardinal-Erzbiſchof von Lyon. 
Note des Moniteur. 


8. März. Der Kaiſer übernimmt das Schiedsrichteramt zwiſchen der Suez⸗ 


9. 


18. 


20. 


eanal⸗Compagnie und ven Vicekõönig von Aegypten. 

Wahlniederlage der Regierung in Cambray. Der Oppoſitions⸗ 
canbibat fiegt mit 16159 Stimmen über den Regierungscanbibaten 
Boitelle, der nur 13425 Stimmen erhält. 

„ Beginn der Agitation in Paris für die bevorftehenden zwei Nad;: 
wahlen zum gejebgeb. Körper. Wahlmanifeft und Programm bes 
Arbeiters Tolain. 

„ Senatsbebatte über eine Petition gegen irreligiöfe Schriften (Renan, 
Roman le Maudit, Mad®lle de Quintinine von ©. Sand u. bgl.). 
Der Senat geht ſchließlich doch zur Tagesorbnung über. 

„Frankreich erklärt der englifchen Regierung ihre Abficht, für ben 
Tall eines wirklichen Zuſtandekommens ber Conferenz, ben Bor: 
ſchlag zu maden, ben „Wunſch der Bevölferungen“ einer neuen 
Löſung der deutſch-däniſchen Streitfrage zu Grunde zu legen: 

Depefhe Drouyn be l'Huys an ben franz. Botſchafter in 
London: „... Ich wünfce, daß Sie vor einer Theilnahme an der Gonferenz 
dem Lonboner Cabinet bie been unb Empfindungen Tunbgeben, mit denen 
wir an biejelbe berantreten. Diele durchaus freunbfchaftlihe Mittheilung wirb 
eeignet fein, beſſer als bie Gelegenheit bisher es zuließ, bie Linie bes Ver⸗ 

Itens zu bezeichnen, welche bie Faiferliche Regierung in ber beutich-bänifchen 
Trage beobachtet hat. Zugleich wird fie, wie ich hoffe, bazu beitragen, bie 
a uns von Hintergebanten zu befeitigen, welhe man uns jo gern 
zu . 

„Bei ber ioung an biefem Verſuche ber SFriebensftiftung ſehen wir 
uns zwei Hohe Snterefi —X Auf I einen Ei haben wir Rüdficht zu 
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nehmen auf Feſtſtellungen, bie unter dem Geſichtspunkte bes europäiichen 
Gleichgewichts getroffen unb mit der Signatur Frankreichs verjehen find. 
Anbererfeits ift es unmöglich, bie abweichenden Empfindungen zu verfennen, 
welche ſich gegen das Werk ber diplomatiſchen Bevollmächtigten von 1852 
erheben. Wir find fern davon, bie Weisheit ber Gombination zu beitreiten, 
welche unter bie Obhut bes öffentlichen Rechtes Europa's zu ftellen ber 
Gegenſtand bes Londoner Vertrages war und wenn wir, von ber Oppofition 
Deutſchlands und ben Kunbgebungen ber Herzogthümer a nur den 
Eingebungen unferer traditionellen Sympathien für Dänemark folgen bürften, 
würden alle unfere Anftrengungen dahin geben, biefen Vertrag aufrecht zu 
erhalten. Aber es ift uns nicht geftattet, bie Hinberniffe zu verfennen, melde 
fi ber reinen und einfachen Ausführung bes Vertrages von 1852 entgegen: 
jtellen. Wenn ber Londoner Vertrag für einige Mächte eine gefonberte Gri: 
ſtenz und eine Autorität befitt, die ihm unabhängig von den zwifchen Deutid- 
land und Dänemark in ber nämlichen Zeit eingegangenen Berbinblichkeiten 
anbaftet, ift er hingegen für andere Mächte eben jenen Verbinblichleiten un: 
terworfen, von denen er fih nicht trennen läßt. Unter den deutſchen Staaten 
haben bie Einen ihre Beiftimmung zu bemfelben verweigert ober fie nur in 
eingefchränfter Form ertheilt, die anderen haben ihm früher zugeftimmt, er: 
klären fi) aber gegenwärtig von ihm entbunben. Der Deutfche Bund enblid 
ſcheint ben Bertd einer Afte zu beftreiten, an welcher er nicht Theil genom: 
men bat. 

„Angefichts biefer Verjchiebenbeit der Auffaflungen, welche unüberfteigliche 
Hinderniffe zu ſchaffen brobt, ſcheint e8 mir unerläßlich, die durch ben gegen: 
wärtigen Krieg berührten Intereffen zu prüfen, ohne fi ausſchließlich von 
bem Buchftaben des Vertrags beftimmen zu Laffen. 

„Der Gegenſtand und ber wirkliche Charakter biefes Streites ift offenbar 
bie Rivalität ber Volksſtämme, welche bie bänifhe Monarchie bilden. Cs 
tritt bei jeden berfelben fein Nationalgefühl an den Tag, deſſen Stärfe nicht 
in Zmeifel gezogen werben Tann. Was Tann deshalb natürlicher erfcheinen, 
als daß man, in Ermangelung einer allgemein anerkannten Regel, ben 
Wunſch der Bepdlferungen zur Grundlage nimmt ?_ Diefes Mittel, 
welches mit ben wahrbaften Intereſſen beiber Theile übereinftimmt, fcheint 
uns am geeignetften, ein billiges unb bie Gewähr der Dauer bietenbes Ab⸗ 
fommen herbeizuführen. Indem wir bie Anwenbung eines Grunb: 
prinzips unferes Öffentlihen Rechtes verlangen, und indem wir 
fowohl für Dänemark als für Deutihland den Vortheil biefeg Priucips in 
Anipruh nehmen, glauben wir die gerecdhtefte und Leichtefte Löjung biefer 
I borzufchlagen, welche in ganz Europa eine fo lebhafte Unruhe her: 
vorruft.“ 


21. März. Wahlniederlage der Regierung in Paris. Carnot und Garnier: 
Pages, beide gew. Mitglieber der proviforifchen Regierung von 1848, 
werben mit großen Mehrheiten zu Vertretern ber Hauptftabt im ge: 
feßgeb. Körper gewählt, obgleich bie Regierung Feine officiellen Can⸗ 
bibaten aufgeftellt hat. 


22. „ Nee Note des Moniteur gegen den Cardinal⸗Erzbiſch. v. Lyon. 

24. „ Ausbruch des Aufruhrs ber arabifhen Stämme in Algier. 

30. „ Mazzini wirb vom Aflifenhofe wegen angeblicher Theilnahme am 
Complott Greco in contumaciam zur Deportation verurtheilt. Im 
Requifitorium des Generaladvocaten wird Mr. Stansfelb, einer ber 


Lords der Abmiralität und fomit Glied der engl. Regierung, mög- 
lichft einbezogen. 
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7. April. Depeſchen bes Hrn. Drouyn be l'Huys an ben franz. Bot—⸗ 


10. 
15. 


18. 
23. 
27. 


28. 


7. 


ſchafter in London v. 28. März, 3. u. 7. April ſchwächen die 
Depeſche v. 20. März bez. Volksabſtimmung in Schleswig-Holſtein 
wieder einigermaßen ab. 

„ Der Marineminifter hat auf Antrag des Geſandten der Ber. 
Etaaten den Bau und die Ausrüftung von 4 conföberirten Schiffen 
in Nantes und Borbeaur auf Grund ber Neutralitätserflärung von 
41861 verboten. 

„Convention zwifchen Franfreih und dem neuen Kaiſer von Merico 
(ſ. Mexico). 

„ Ein Schreiben bes Kaiſers an den Yinanzminifter Fould meist 
benfelben an, bie erfte mericanifche Ratenzahlung bazu zu verwenden, 
das zweite Zehntel ber Einregiftrirungsgebühren aufzuheben. 

„ Eröffnung bes mericanifhhen Anlehens in ben Bureaur bes 
Credit mobilier. 

„ Schluß der Subfeription auf das mericanifde Anlehen. Das: 
felde bat Tange nicht vollftänbig untergebracht werben können. 

„ Runbfhreiben bes Minifters des Innern an die Präfecten bezüg- 
ih ber Neuwahlen ber Generalräthe aller Departements: bie Re 
gierung fei entfchloffen, alle Candidaten aufs entſchiedenſte zu befäm- 
pfen, bie ſich nicht offen und rüdhaltlos zu ihrer Politik bekennen. 
„Geſetzgebender Körper: Debatte über das Arbeiter-Coalitionsgeſetz. 
Emile Olivier tritt auf Seite der Regierung gegen die Oppofition. 
Darimon tritt ihm von biefer Seite allein bei. 


Mai. Der Moniteur erfcheint von heute an auch in einer Abenb- 


ausgabe zu 5 Ets., zu welchem Preije fein anderes Blatt mit ihm 
eoncurriren Tann, und wird auch in ber Provinz maflenhaft ver: 
breitet. 

„ Der gefebgeb. Körper nimmt das Coalitionsgeſetz nad langen 
und leidenſchaftlichen Debatten, namentlich zwiſchen Jules Favre und 
Dllivier, mit 232 gegen 25 Stimmen an. 

„ Bier Geiftlihe der Erzdiöcefe Paris verlangen vom Erzbifchof 
auch für Paris die Annahme der römiſchen ftatt ber gallikaniſchen 
Liturgie. Der Erzbiſchof antwortet ausweichen. 

„Geſetzgeb. Körper: Beginn der allgemeinen Discuffion über bas 
Budget für 1864. Rebe Thiers über bie Finanzlage. 

Eirculardep. des Hrn. Drouyn de l'Huys an bie Repräfentanten 
des Kaifers im Nuslande über den Beſchluß des Congreſſes ber 
Ber. Staaten bezüglich ber Errichtung eines Kaiferthrones in Merico 
(j. Ber. Staaten): 

„Herr Dayton bat mir eine Depefche vorgelefen, welche ber Staatsſekretär 
ber Bereinigten Staaten an ihn gerichtet Bat, um bie Verantwortlichfeit ber 
Regierung von Wafhington ficher zu ftellen und zu conitatiren, baß ein Votum 
ber Repräfentantenfommer oder bes Senates und felbft ber beiden Kammern, 
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wenn es fih auch ihrer Beachtung empfiehlt, fie boch nicht nöthigen kann, 
ihre Politit zu ändern oder ihr bie Freiheit bes Auftretens zu nehmen. 
Sewarb fieht nicht den geringiten Grund, welcher ihn beftimmen Tönnte, in 
ber mericanifhen Frage eine anbere Haltung anzunehmen, als bie, welche 
bisher die feinige war, und wenn feine betreffenden Abjichten fi) ändern ſoll⸗ 
ten, fo würben wir birect und zur gehörigen Zeit von diefem Beſchluſſe und 
ben Beweggrünben, bie ihn hervorgerufen, in Kenntniß geſetzt werben. Ich 
antwortete Herin Dayton, baß in ber Meinung ber Regierung bes Kaifers 
eine ſolche Aenderung durch nichts gerechtfertigt werben Fönnte; daß unjer 
Vertrauen in bie Weisheit und das Berfländniß bes amerikanischen Gabinets 
zu groß fei, als daß wir ihm irgend eine ‘bee unterſchieben, welde durch 
unüberlegte Handlungen bie wahren Sinterefien ber Vereinigten Staaten com: 
promittiren Fünnte. Indem ich Herrn Dayton bie ganze Befriebigung aus: 
brüdte, welche ber Negierung bes Kaiſers die Verficherungen verurfachten, bie 
er mir zu geben beauftragt fei, fügte ich Hinzu, daß ich in Wirflichleit glaube, 
bag felbit vom Stanbpuncte der Vereinigten Staaten aus die Wahl zwiſchen 
ber Herftellung eines feften und regelmäßigen Zuftandes in Dterico unb ber 
Verewigung einer Anarchie, beren ernfte Unbequemlichleiten fie zuerſt empfun⸗ 
ben und darauf aufmerkſam gemacht Hätten, nicht zweifelhaft fein Fönnte. Die 
Reorganifation eines ungeheuren Landflrihes mit ber Rückkehr ber Ruhe und 
Sicherheit, bazu berufen, in ber Welt eine wichtige ftaatswirtbfchaftliche Rolle 
zu jpielen, müßte befonders für bie Vereinigten Staaten eine Quelle wirft: 
licher Vortheile fein, weil ihnen dadurch ein neuer Markt eröffnet werde, auge 
bem fie wegen ihrer Nachbarjchaft größeren Nuten ziehen würden, als alle 
anderen. Das Wohlergehen Mericos entfpreche daher ihren mwohlverftanbenen 
Intereffen, und ich fei ber feiten Anſicht, daß die Waſhingtoner Regierung 
biefe Wahrheit nicht mißkennen werbe.” 


13. Mai. Der Moniteur meldet, daß die Regierung bie Publication bes 


15. 


21. 


22. 


28, 


31. 


päpftlichen Breves über die Einführung ber römifchen Liturgie ftatt 
der gallifanifchen in ber Erzdiöceſe Lyon nicht geftattet habe. 

„ Der Carbina-Erzbifhof Bonald von Lyon läßt in allen Kirchen 
einen Sirtenbrief verlefen, worin er die allgemeine Unterwerfung 
unter ben päpftlihen Willen bezüglich ber neuen (römifchen) Kirchen: 
ar vorausſetzt, jedoch das päpftlihe Breve nicht ausdrücklich 
erwähnt. 


„Der Geſetzgeb. Körper beendigt die Feſtſtellung des ordentlichen 
Budgets für 1864. Gegen das Ganze desſelben ſtimmen 13 Mit: 
glieder. (Berryer, Geroult (Opin. nat.) und Havin (Siecle) ent: 
halten fih; Thiers ftimmt für basfelbe). 

„ Marihall PBelifjier, Generalgounerneur von Algier +. General 
Martimprey tritt proviſoriſch an feine Stelle. 


„» Der gefehg. Körper genehmigt das außerordentliche Budget und 
einjtimmig bie Supplementarcrebite für 1864. Schluß ber Seffion. 
Abſchiedsrede des Herzogs von Morny. 


„ Der Senat genehmigt einftimmig das orbentlihe und bas außer: 
ordentliche Bubget, ſowie die Supplementarcrebite für 1864 nad 
den Auſätzen bes geſetzgeb. Körpers. Der Bericht bes Marquis 
b’Audriffet fpricht fich dabei fehr entſchieden für ben Frieben aus, 


Frankreich. 217 


2. Juni. Renan lehnt feine Ernennung zum Bibliothefar an ber kaiſ. 


10. 


11. 
14. 


16, 


Bibliothek (indirecte Entfernung von feinem Lehrſtuhl am Oollöge 
de France) ab. Brief besfelben an den Unterrichtsminiſter. 
„Frankreich lehnt zum zweiten Mal ben Borihlag Englands, das⸗ 
jelbe in einer kriegeriſchen Demonftration gegen Deutſchland zu 
unterftüben, ab: 

„.. Der erfte Kanonenſchuß bei einer maritimen Demonftration 
würbe für uns einen Krieg zu Waſſer und zu Ranb nad fich ziehen. 
Es ſtünde uns nicht, wie England, frei, unfere Operationen ausſchließlich 
nach unjerem Willen einzurichten. Trotz unferer Bemühungen ben Krieg zu 
Iocalifiten, würbe es uns nur ſchwer gelingen, ben Ausbruch besfelben an 
unfern Grängen zu verhindern. Es wäre nicht unmöglid, daß die Demar: 
cationglinie, für welche wir bie Waffen ergriffen, von bem Lande felbft zurück⸗ 
gewiefen würde, und wir geriethen gleichzeitig in Conflict mit ben Bevölle⸗ 
rungen ber Herzogthümer, wie in Kampf mit den Mächten Deutſchlands. Ein 
foldyes Unternehmen würbe bie Entfaltung aller unfrer Hilfsmittel erheiſchen 
und uns unermeßliche Opfer auferlegen. Wäre, angefichts einer ſolchen Even- 
tualität, England geneigt, uns eine unbegränzte Unterflügung zu 
leiden? indem bie Regierung Sr. Maj. bie großen Staatsförper um ihre 
Mithülfe angeht, müßte fie ihnen erflären, um welcher Vortheile willen 
das franzöfifche Blut fließen fol. Würde uns das englifche Cabinet in bie 
Lage verfepen auf dieſe Trage, bie erſte ficherlih, die man an uns fielen 
würde, Antwort zu geben? Was uns anbelangt, fo bafteten unfere Gedanken 
nie an biefen Punkt. Wären wir von ehrgeizigen Planen geleitet, jo hätten 
wir uns vielleicht bie gegenwärtige Gelegenheit zu nutze zu machen geſucht, 
indem wir ung ein zu beren Befriedigung fich eignenbes Verhalten vorgezeich- 
net hätten. Wir find aber berartigen Inbetrachtnahmen völlig fremb geblie- 
ben. Lord Ruſſel fcheint zu glauben, daß eine Demonftration zur See ftatt: 
finden Tünne, ohne daß ein Conflict daraus entflünde, unb daß Drohungen 
hinteichten, um mit den Anſprüchen Teutfhlands fertig zu werben. Allein 
fann in einer Frage, in weldyer bas nationale Selbftgefühl in fo hohem Grab 
betheiligt ift, dieſe Rechnung nicht fehlichlagen? Iſt nicht vorauszufehen, daß 
bad Volksgefühl fi mit Macht gegen uns ausipredhen würbe? AZugegeben 
felbft, daß man fi auf feinen bewaffneten Angriff gefaßt zu machen brauchte, 
fo würbe es doch unvermeidlich zu Kunbgebungen kommen, bie wir ſchon 
ihres Charakters wegen nicht dulden dürften. Wir würden uns alsbann in 
ber Lage ſehen, entweber fie zu erwiebern ober eine moralifche Nieberlage bin: 
zunehmen. Bor bem bebauerlihen Ausgang, ben unfere gemeinſchaftlich un⸗ 
ternommenen Schritte in ber boljteinifchen Frage nahmen, hatte das Anſehen 
ber beiden Mächte noch Feine Beeinträchtigung erlitten, und fie Tonnten es 
barıım unbedenklih aufs Spiel ſetzen. Ara würben aber Worte, been 
Teine Thateu folgten, und leere Manifeitationen ihrer Würde verhängnigvoll 
werben.” 


„ Ein Deeret des Kaifers ſpricht nunmehr ausbrüdlih bie Ent- 
fegung Renans von feinem bisherigen Lehrſtuhl aus. 

„ Die Brofefloren des colldge de France bemonftriren für Renan, 
indem fie für ben erlebigten Lehrftuhl besfelben eine persona in- 
grata vorſchlagen. 

„ Zahlreihe Hausfuchungen in Parts und ben Departements wegen 
angeblicher Uebertretung bes Vereinsgeſetzes bei Gelegenheit ber 
Wahlen zum geſetzgeb. Körper. 

„ Das Refultat der Generalraiiswahlen in gang Frankreich (auße 
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Corſitka) ergibt 904 Mitglieder für bie Regierung, 20 für bie 
Dppofition und 79 Nachwahlen. 


20. Jun. Eine Japaniſche Geſandtſchaft unterzeichnet ein Arrangement mit 
Frankreich und reist am folgenden Tage wieder ab. 


28. „ Gireularbep. des Hrn. Drouyn de lHuys über das Mißlingen ber 
Londoner Conferenz: 
we. Als alle anderen Combinationen erſchöpft waren, formulirten wir 
einen lebten Antrag. Wir brachten in Vorſchlag, bie Benölferung, um welche 
ber Streit ging, ſich feldft erflären zu laflen und fo ber Gonferenz bie zur 
Ziehung einer Demarcationslinie nach aller Billigkeit erforderlichen Daten an 
bie Hand zu geben. Wir haben dem Abbruche ber Verhandlungen nicht vor: 
beugen können unb ber Streit ift jet von Neuem in bie Entſcheidung ber 
Warten geftellt.... Die öffentlihe Meinung zeigt fi) über bie Wieberauf: 
nahme ber Feindfeligfeiten lebhaft erregt und jieht mit Unruhe ben Folgen 
entgegen, welche ein fo ungleicher Kampf nad fich ziehen muß. Was uns 
betrifft, fo Tönnen wir bie Tragweite von Greignifjen nicht verfennen, melche 
fo bireft die Antereffen aller Seemäcdhte bes Norbeng und felbft dag Staaten: 
Gleichge wicht in diefem Theile Europa’s berühren. Wir begen ben auf- 
richtigſten Wunſch, daß die Gefahren, bie baraus erwachſen fünnen, vermieden 
werben möchten, und von derfelben Gefinnung geleitet, welche uns bisher als 
Richtſchnur gedient Hat, wünfchen wir in der von uns angenommenen unpar: 
teiifchen Haltung zu verharren, und wollen hoffen, baß Feine [were 
Berwidlung entfliehen möge, welche ung in bie Nothwendig- 
feit verfege, eine andere Politik zu ergreifen.” 


1. Juli. Der am 20. Juni paraphirte Hanbelsvertrag mit der Schweiz 
wird in Paris unterzeichnet. 
5. „ Der Kaifer richtet ein Schreiben an General Deligny, um ihn 
für die Beendigung bes Feldzugs in Algerien zu beglüdwünfden. 
15. „ Abſchluß eines Vertrags mit Codindina durch Hrn. Aubaret. 
(Bis Ende 1864 von ber franz. Regierung noch nicht ratifizirt.) 
23. Bericht des Kriegsminifterd und Decret des Kaiſers, durch welches 
ber bisherige Conflict zwiſchen Militär: und Givilgewalt in Algerien 
zw Gunften ber erfteren entichieben wird. 
„ Depeihen bes Hrn. Drouyn be l'Huys an bie Gabinette von 
Berlin und Wien. 

Der Minifter beginnt mit ber Verſicherung, daß Frankreich fortwährend 
in feiner unparteiifhen Zurückhaltung verbleibe. Allein es wäre wünſchens⸗ 
werth, zu wiffen, auf welcher Grundlage denn der Friede zu Stande fommen 
ſoll, da einerfeits bie Verträge für hinfällig erffärt werben, alfo die Grund⸗ 
lage bes alten Rechtes verlafjen ſei, andererſeits aber man nicht geneigt jcheine, 
das neue Recht, das auf ber Berufung an ben Willen ber Bevölkerung be: 
rube, in Ausführung zu bringen. Die Depefche fchiebt ferner den fiegreichen 
Mächten bie Verantwortung für die Folgen zu, wenn fie Dänemark ein zu 
hartes Geſchick auferlegten, und hebt namentlich als eine maßlofe Forderung 
hervor, baß einzig buch bas Recht der Eroberung ohne Beiragung 
bes Bolflswillens zweihundbert: bis zweihundertfünfzigtaufend Dänen im 
Schleswig mit Deutichland vereinigt werben follen. 


2. Aug. Schiedsſpruch des Kaiſers in ber Suezkanalfrage (ſ. Türkei). 
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6. Aug. Erſtinſtanzliche Berurtheilung der ſog. Dreizehn wegen Bilbung 
eine® unerlaubten Vereins bei Gelegenheit der legten Wahlen. 


7. .„ Bericht bes däniſchen Gefandten in Paris an feine Regierung 
über bie augenblidlihe Haltung bes franzöſ. Gouvernements gegenüber 


Dänemart: 
„Ich habe geitern bie Ehre gehabt, Ew. Greellenz ein Telegramm folgen- 
den Inhalts zuzuflellen: — — — Wie fhmerzlih es mir auch war, babe 


ih doch für meine Pflicht gehalten, Ew. Ercellenz biefe telegraphiiche Mitthei⸗ 
lung ohne Verzug zu machen, ba fie bie Hauptpunfte eines langen von mir 
furz vorher mit dem faiferl. Miniſter bes Auswärtigen geführten Geſpraͤchs 
zuſammenfaßt. Ohne mir eine neue Begebenheit mitzutheilen, hat Hr. 
Drouyn be lHuys geſtern in fo beſtimmten Worten ſich gegen mich ausgeſprochen, 
daß es unmöglich ſcheint, ſich Hoffnung zu machen, daß ber gegenwaͤrtige ſin⸗ 
ſtere Horizont ſich aufkläre. Wir leiden unter den Trud bes allgemeinen 
Zuflandes in Europa, wie er für ben Augenblid vorliegt, umb wie er uns 
offenbar geworben iſt durch die perfönliche Annäherung, welche zwifchen ben 
Souveränen ber brei nordiſchen Höfe ftattgefunden hat. Es ſcheint unzwei⸗ 
felhaft, daß bie Allianz, welche Frankreich mittelft bes Krimkriegs glüdlich 
eiprengt hatte, für den Augenblid mehr oder minder eine vollendete That⸗ 
ache jei, welcher gegenüber ber Kaifer, verlaſſen von England, ober wenigftens 
auf dieſen Staat nicht zu rechnen vermögend, eine noch mehr ala früher 
zurüdhaltende Stelung zu beobachten fich entichloffen hat. Nur auf biefe 
Weife kann man fi, ich will nicht fagen die Zurückhaltung, ſondern bie 
Schwäche erflären, welche bie kaiſerl. Regierung an ben Tag legt, indem 
fie ben Berluft bes ganzen Schleswigs zugibt, und bie Ausplünderung Dänes 
marks eine ſolche Ausdehnung nehmen läßt, baß der ganze Norden für bie 
Zukunft machtlos daſteht und Veutſchlands wahrſcheinlichen Crweiterungs- 
planen Teinen ernfthaften Widerſtand entgegenfeken Tann. Ich babe geitern 
Hrn. Drouyn be l'Huys biefe Beratungen mitgetbeilt, die unter normalen 
Verhältnifien fiher einen entſcheidenden Einfluß auf bie Thätigfeit ber fran⸗ 
zöfiſchen Politif üben würben; aber meine Worte waren vergeblid, und id 
Bin genötbigt, zu bemerken, daß man hier feſt entichloffen zu fein jcheint, be: 
fonbere Rüdficht auf Europa's Zuftand und bie wirklichen ober eingebildeten 
Gefahren einer Eoalition zu nehmen. In biefer Beziehung, ich wieberhole es, 
läßt bie geftern von Hrn. Drouyn geführte Sprache durchaus feinen Zweifel 
zu. Indem ber Minifter beflagte, ba das Kopenhagener Gabinet 
niemals Frankreichs Rath befolgt Habe, namentlich auch den nicht, 
welchen ber Kaifer zulebt durch mich gegeben, fprach er bie Meinung aus, daß 
basganze Schleswig für unsverlorenfei, und auf meine Stage fügte 
er hinzu: daß Frankreich fich der Incorporation Schleswig in 
ben deutſchen Bund nit widerjfegen würde. „Wir werben freilich, 
fagte mir Hr. Trouyn de l'Huys, hierüber Vorſtellungen maden; aber fegen 
Sie Fein zu großes Vertrauen auf uns in biefer Frage. Wir werben und 
nicht ernfthaft zur Wehr ſetzen, namentlich wenn es wirklich ber Fall ift, daß 
bie Bewohner Schleswigs mit dem Bunbe vereinigt zu werben wünſchen.“ 
Nach bem, was Hr. Drouyn be l'Huys mir fagte, betrifft — die übrigens 
nicht bebeutenbe — Tineinigfeit, die zwifchen Defterreih und Preußen beftebt, 
mehrere verſchiedene Punkte. Ganz gegen Preußens Wunſch ift Oeſterreich 
geneigt, ben deutſchen Bund mit in ein gemeinfames Auftreten gegen Dänes 
marf zu ziehen; ber Prinz von Auguftenburg wirb für den vom Wiener 
Cabinet begünftigten Prätenbenten —A während ber Großherzog von 
Oldenburg Hrn. v. Bismards Candidat if. Endlich iſt das Berliner Gabinet 
eigt, ben Krieg nach Fühnen überzuführen, und bie öfterreichiichspreußifche 
otte in bie Oſtſee laufen zu laflen und Kopenhagen anzugreifen, "während 
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das Wiener Cabinet nicht gewillt iſt, dem Kampf ſolch eine neue Ausdehnung 


zu geben.“ 
12. Aug. Zweiter Bericht des däniſchen Geſandten in Paris an feine Re- 
gierung über die Haltung bes franz. Gouvernements: 

„... Ich füge binzu, baß Hr. Drouyn be l'Huys uns räth, fo ſchnell als 
möglich Frieden zu fhließen, und daß er ber Meinung ifl, baß wir unver: 
züglich eine Waffenrube verlangen müßten, welches Verlangen er in Wien 
und Berlin befürworten zu wollen verſpricht. Ich Habe natürlih Ew. Er: 
cellenz dieſe Mittheilung nicht zugeben laffen, ohne mit bem Minifter bes 
Aeußern gefprodhen zu haben. Hr. Drouyn be l'Huys, ben ich ganz im Ber- 
trauen fragte, wie der Kaifer nach feiner Meinung einen eventuellen Schritt 
in dieſer Beziehung aufnehmen würbe, antwortete mir: baß er überzeugt fei, 
baß ber Kaifer in ber angegebenen Richtung ben deutſchen Mächten gegenüber 
nicht bie Snitiative ergreifen würde, theils um fi nit einer Ablehnung 
auszufeben, was ja immer etwas unangenehm ift, theils um nicht, wenn auch 
nur bem Anſcheine nach, irgend eine Verantwortung für bie Vereinbarung zu 
tragen, welche zwifchen Deutfchland und Dänemark getroffen werben möchte. 
„Ferner,“ fügte Hr. Drouyn be l'Huys hinzu, „bin ich davon überzeugt, bag 
es unter ben gegenwärtigen Verbältniffen in Ihrem eigenen Intereſſe ift, wenn 
Sie fi) unmittelbar an Deutfchlanb wenden; eine Verlängerung Ihres Wider: 
ſtands würde ein Wahnfinn fein, und jedes falfche Selbitgefühl muß in biefem 
Augenblid bei Seite geſetzt werden. Wenden Sie ſich F ſchnell als möglich 
an Deutſchland, und ich verpflichte mich, ſowohl in Wien als in Berlin jeden 
von Yen geftellten Antrag auf Waffenftillftand oder Waffenruhe fofort zu 
unterſtützen. ..“ Welche Sprache ber Minifter bes Aeußern unb bie officiel- 
len und officiöfen Organe der Preſſe auch führen, fo ſtehe ich nicht an, zu 
verfihern, baß bie Annäherung zwiſchen ben brei nordiſchen Höfen einen fehr 
ftarten Einfluß auf bie Haltung ber kaiſerlichen Regierung ausübt. Diefe 
zeigt in Wirklichkeit Deutichland ein beſonders merkwürdiges Entgegenkommen. 
Ohne bavon zu reden, daß ber Kaiſer bei ber letzten Durreile des Hrn. 
v. Beuft durch Paris biefem bie mehr ober weniger beftimmte Verficherung 
gegeben bat, daß er ſich nicht mwiberfeßen würde, wenn Deutichland Schleswig 
ganz und gar in Beſitz nähme — eine Einräumung, melde dem Aufgeben 
des Nationalitätsprincips zum Vortheil des Eroberungsrechtes entſpricht — 
ſo zeigt bie Erklärung, welde Hr. Drouyn be l'Huys mir nenli in Bezug 
auf die eventuelle Ancorporirung Schleswigs in ben beutfchen Bund machte, 
ganz deutlich, daß ber Kaifer entjchloffen ift, was auch geichehen möge, feine 
zurüdhaltende Stellung nicht aufzugeben. Dieſer Beſchluß fcheint mir fo feſt 
zu fein, daß ich glaube, daß berjelbe felbft in dem Fall nicht aufgegeben wer: 
ben würde, wenn bie Rede bavon wäre, daß ganz Dänemark in ben beutfchen 
Bund träte. Lord Cowley theilt biefe Meinung, obgleih Hr. Drouyn be 
l'Huys ihm ſowie mir vor einiger Zeit erklärte, daß Frankreich mit Waffen: 
gewalt unb mit feiner ganzen Kraft fi einer Löjung ber Frage im biefer 
Richtung wiberfegen würde.“ 

14. „ Dritte Depefche bes däniſchen Geſandten in Paris an feine Re 
gierung über die Haltung ber MWeftmächte gegenüber Dänemark: 

„Tas Einverftändniß, welches fih in ber lebten Zeit, was niemanb bier 
bezweifelt, zwifchen den Höfen von St. Petersburg, Wien und Berlin gebildet 
bat, muß nothwenbig einen fenntlihen Einfluß auf bas Verhältniß zwifchen 
ben Gabinetten von Paris und London ausüben. Es ſcheint in Wahrheit 
unmöglih, daß bie Erneuerung einer Tripel-Allianz nicht eine Annäherung 
zwiſchen ben beiden: Weftmächten zur Folge haben jollte, Die wohl wiffen, daß 
fie unmiberftehlich find, wenn fie ihre Kräfte vereinigen, während fie ohne 
gegenjeitiges Mitwirken verhältnißmäßig nichts ve en. Eine folde An 
näberung ift auch unvermeiblid, und ıch füge hinzu, baß bie Beftrebungen 
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beiderſeits von dieſem Augenblick an fich dieſem Ziel nähern. Es if viele 
daß bis jebt weder von einer Allianz, noch von Unterhanblungen in dieſer 
Beziehung bie Rebe geweien tft; aber ich weiß aus fiherer Quelle, daB das 
Verhältniß zwiſchen beiden Mächten das Gepräge einer Herzlichkeit trägt, wie 
es in vielen Monaten nicht vorhanden war, und baß bie beiden Regierungen 
einander gegenfeitige Beweife von Vertrauen geben, bie für die Zufunft eine 
glüdliche Vorbebeutung haben. Kurz, man zeigt, wenn ih mid fo aus: 
drüden barf, von beiben Seiten eine gewiffe Gofetterie, bie ben aufrichtigen 
Wunſch einer engeren Verbindung kennzeichnet. — Unglüdlicher Weiſe ſcheinen 
inbefien diefe neuen Combinationen,, menigftens für ben Augenblid, Teinen 
günftigen Einfluß auf unfere Stellung ausüben zu follen, und eine Unter: 
vebung, bie id) vor zwei Tagen mit Lord Cowley hatte, bat, wie ich leiber 
fagen muß, einen fehr traurigen Einbrud bei mir in biefer Beziehung bin: 
terlaffen. Die perjönlihen Sympaibien dieſes Ambaſſadeurs waren bisher 
auf unjerer Seite, und nichtsdeſtoweniger ſprach er zu mir über unjere frage, 
ale ob «6 dem Gabinet in London ganz gleichgültig fei, welche Loͤſung biefelbe 
auch erhalten möge. Die Kälte und Gleichgültigfeit, woron bie Worte Korb 
Cowley's, welche, wie man annehmen muß, nur ber Wieberhall ber Gebanten 
feiner Regierung waren, ba8 Gepräge trugen, haben, wie ich geitehen muß, 
mich auf eine traurige Weiſe überrafcht; ich theilte am folgenden Tage Hrn. 
Drouyn de l'Huys dieſen Eindrud mit, welcher mir fagte, baß er ganz rich: 
tig ſei. „Die Haltung, welche England in dieſem Augenblid in Bezug auf 
Sie einnimmt, fagte der Minitter mir, if gleichzeitig traurig und merk⸗ 
würdig; es beichuldigt Sie ber Starrföpfigfeit und ber Undankbarke it. 

— Aug. Neue Erhebung ber arabifhen Stämme in Algier gegen bie 
franzöf. Herrſchaft. 

16. „ Der König von Spanien trifft in St. Cloud ein und wird mit 
großem eremoniell empfangen. 


5. Sept. General Bazaine, ber Oberfommanbant ber franzdf. Erpebi: 
tionsarmee in Merico, wird zum Marſchall ernannt. 

6. ,, Die Kaiferin geht gang unerwartet in bie Bäber von Schwal- 
bach ab. 

8. „ Marſchall Mac Mahon wird zum Generalgouverneur von Algerien 
ernannt. 

12. „ Eine Depeihe bes Hrn. Drouyn de l'Huys an ben franzdf. 
Botſchafter in Rom bereitet den HI. Stuhl ‘auf die zwiſchen Frank: 
reich und Italien vorbereitete Convention bebufs Aufhören der fran- 


zöfifhen Occupation vor: 

„Unſere Lage in Rom ift fchon feit langer Zeit ber Gegenflanb ber ern⸗ 
fieften Beichäftigungen der Regierung bes Kaifers. Die Umſtände fchienen 
uns günflig, um von Neuem ben wirklichen Stand ber Dinge zu prüfen, 
und wir erachten es nützlich, dem bl. Stuhl das Refultat unferer Erwägun⸗ 
gen mitzutheilen. 

„Ich babe nicht nötbig, bie Beweggründe zu wieberholen, welche bie fran: 
zöſiſche Fahne nach Rom gebracht, und bie uns beftimmt haben, fie bis jet 
bafelbft zu belafien. Wir waren entichlofien, biefen Ehrenpoſten jo lange nicht 
zu verlaffen, als ber Zwed ber Decupation nicht erreicht fei. Indeſſen haben 
wir niemals gebacht, daß bieje Lage eine permanente fein folle; wir haben fie 
immer als anormal und temporär betrachtet. In biefer Weile bat fie ber 
erfte Bevollmächtigte bes Kaiſers auf bem Congreſſe zu Paris vor acht Jahren 
Saralterifirt. Gemäß ben Beichlen Sr. Mai. fügte er bei, daß wir ben 
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12.7 


unfere Truppen von Rom zurüd: 

a —— 56 Bandes und bie Mutorität ber 
wWir haben bei jeder Gelegenheit 

 atte ber Heilige Bater feinerfeits vorge: 

burg unjere Truppen beivadhten Gebietes auf bas 

zu deflimmen. Nachdem ber damals in Jtalien 

fer beſtimmt Hatte, auf bie Rüdberufung ber 

ber nämliche Gedanke wieber aufgenommen, fo: 

finung zu berechtigen fdhienen, dep ie päpftlice 

i eigenen Kräften Air it Sicherheit zu forgen. 

oem imbigung von 1860, der zu Golge die rampöftkhen Truppen 
Fehr Me Shan megsichen folten. Die in biefer Zeit eingetretenen gi 
me Rom no einmal ben Vollzug einer —2 — welche der 
— "eben fo wie wir wünſchte. Die Regierung bes Kaiſers ſah aber 
u emwart unferer Truppen zu Rom fortwährend eine erceptionelle 
in Dee bergehenbe Zhatfade, ber wir Im gegenfeitigen Interefie ein Bil 
—* m foltten, — reset und Unabhängigheit des HI. Stuhles vor 
fahren ge u 
Te  ründe Haben wir in ber That, um zu münfgen, Daß fi bie 
upation nicht ind Unenbliche verlängere? Sie bildet einen Akt ber Inter: 
pentton, gegen bie Fundamentalprincipien unferes öffentlichen Rechtes, ber für 
ms um fo jehwerer zu vechtfertigen ift, als unfer Zwei, da wir Piemont 
bie Unterftügumg unferer Waffen liehen, ber war, Stalien von der fremben 
‚Intervention gu befreien. Diefe Situation hat außerdem zur Folge, ba zwei 
derſchiedene Souveränetäten auf einem unb bemfelben Boden ſich gegenüber 
Reben, und fie folcgergeftalt Häufig genug bie Urſache ernſter Schwierigkeiten 
wurbe. Die Ratur der Dinge ift Hier welt ftärter ale ber gute Wille ber Menichen. 
Zahlreiche Wechſel Haben in bem Oberkommando ber franzöfichen Armee ftatt- 
gefunden ; und biejelben Meinungsverjdiebenheiten, biefelben Gonflifte bezüg- 
Nic) der Jurisdiktion find zu allen Zeiten ziviſchen unferen Obergeneralen, 
deren erfte M licht offenbar e6 war, fiber bie Sicherheit ihrer Armee zu 
wachen, unb ben Repräfentanten der päpflichen Gewalt aufgetaucht, melde 
eiferfüchtig auf bie Erhaltung ber abminifrativen Unabhängigkeit bes Zerri- 
torial-Souveräng bedacht waren. 

„Bu biefen unvermeibligen Unzuträglicfeiten, welche zu befeitigen jelbit 
bie dem heiligen Stuble ergebenften Agenten Frankreichs nicht vermochte, 
tommen nod Gele, welche leider aus ber Berfhiebenheit der politis 
ſchen Anfhauungen hervorgehen. Die beiden Regierungen folgen nicht ben 
nämligen Gingebungen und ſchreiten nidt nad den nämlicen Principien 
vor. Unfer Gewifien zwingt und nur zu oft, Rathſchläge zu geben, welde 
eben fo oft ber römifche Hof ablehnen zu müffen glaubt. Wenn unfere Be 
harrlichteit hierin einen zu markirten Charakter annahm, jo mußte es ſchei⸗ 
nen, baß wir bie Macht unferer Stellung mißbemdhten und in biefem Yale 
ging der papſtlichen Regierung vor der Öffentlichen Meinung das Verdienſt 
Ührer weiſeſten Entſchließungen verloren. Wenn wir anbererfeits zu Hand: 
lungen unferen Beiftanb geben wollten, welche unvereinbar mit unferen ſocia⸗ 
Ien Inftitutionen und mit ben Grundſatzen unferer Gefepgebung find, fo 
entgehen wir nur ſchwer der Verantwortlichteit für eine Politit, die wir nicht 
zu Bilfigen Vermögen, Der Yeilige Stuhl Hat vermöge feiner eigentpüümlichen 
Natur auch fein befonderes Recht, welches bei vielen Gelegenheiten un 
glüdlicgerweife mit den Ideen der Zeit im Widerfprude ftebt. 
Entfernt von Rom würben wir gewiß bebauern, dieſes beſondere Recht in 
feiner ganzen Strenge angewandt zu fehen unb durch unfere Exgebenheit für 
die Kirche geleitet, TDirden wir ohne Zweifel nicht dazn ftill ſchweigen Fönnen, 
wenn ſolche Thatfachen den Feinden des Heil. Stuhles als Vorwand bienen 
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würden; aber unſere Anweſenheit in Rom, welche uns in dieſer Beziehung 
gebieteriſche Verflichtungen auferlegt, trägt dazu bei, die Beziehungen ber bei⸗ 
den Regierungen zu einander belifater zu geitalten und ibrer gegenieitigen 
Enpfindlichfeit Nahrung zu geben. So often nun aud, biefe Unzuträglich⸗ 
feiten vor Augen liegen, fo haben wir uns body nit von ber Million, bie 
wir übernommen baben, abwenden lafjen. Der heilige Vater hatte keine Armee, um 
feine Autorität im Inneren gegen die Pläne ber revolutionären Partei zu 
ſchũtzen; andererfeits berrichten auf der Halbinfel die beunruhigendſten Ab- 
fihten in Beziehung auf ben Bejiß ber Stadt Rom, welde bie italienijche 
Regierung felbft ſowohl durch den Mund ihrer Minifter im Parlamente, als 
in ihren biplomatifchen Mittbeilungen als Hauptfladbt Italiens reclamirte, 
So lange diefe Anfhauungen das Kabinet von Turin beherrſchten, mußten 
wir befürdten, baß wenn unfere Truppen zurüdgezogen würden, das Gebiet 
bes heil. Stuhles Angriffen ausgefeßt wäre, benen zu —A die päpſt⸗ 
liche Regierung nicht im Stande ſein würde. Wir wollten ihr die Stütze 
unſerer Armee erhalten bis bie Gefahren dieſer von feiner Webers 
legung geleiteten Bejtrebungen uns bejeitigt ſchienen. Heute, Herr Graf, 
find wir über ben glüdlihen Wechſel erftaunt, ber fi in dieſer 
Beziehung in ber allgemeinen Lage ber Halbinfel fund gibt. 
Die itafienitihe Regierung ift feit zwei Jahren bemüht, bie letzten Trümmer 
jener Berbindungen verſchwinden zu machen, welche, durch die Umſtände be⸗ 
ünftigt, anferhalb ihrer Thätigfeit fich gebildet hatten und beren Pläne 
—* c* gegen Rom gerichtet waren. Nachdem fie dieſelben offen bekämpft, 
ift fie dahin gelangt, folche aufzulöfen, mb fo oft biefelben fidy zu reconſti⸗ 
tmiren verfuchten, hat fie leicht ihre Complotte zu vereiteln gewußt. 

„Die italienische Regierung bat fih nicht baramf befchränft, zu verhindern, 
daß eine irreguläre Gewalt jih auf ihrem Gebiet organifiren Tonnte, um 
bie unter päpftlicher Serrfchaft ſtehenden Provinzen anzugreifen, fie hat auch 
ihrer Politik gegenüber bem päpftlihen Stuhl eine mehr mit ben inter: 
nattonalen Pflichten im Einklang ftehenbe Richtung gegeben. Site bat auf: 
gehört in den Kammern bas Programm anfzuftellen, welches abjolut Rom 
zur Haupiftadt Italiens erflärt und an uns über biefen Gegenfland peremp⸗ 
toriſche Erflärungen zu richten, welche früber fo häufig waren. Andere 
Ideen haben bei befjergefinnten Geiftern Raum gewonnen, und schen nad) 
unb nad) das Webergewicht zu erlangen. Indem es batauf verzichtet, mit 
Gewalt bie Verwirklichung eines Projeftes zu verfolgen, welchem wir 
entſchloſſen find, und zu widerjegen, und ba es anberentheils nicht Turin ale 
Sig einer Autorität beibehalten kann, beren Gegenwart an bem Gentralpuntt 
bes neuen Staates nothwendig ift, bat das Turner Gabinet felbit bie Abficht, 
bie Hauptflabt in eine andere Stabt zu verlegen gezeigt. 

„In unferen Augen, Herr Graf, ift biefe Eventualität von großer Wichtig: 
feit für ben heiligen Stuhl fowohl als für die Faiferliche Regierung; bemn 
wenn fie fich verwirflichte, fo würde eine neue Lage entiteben, welche nicht mehr 
biefelben Gefahren barbietet. Nachdem wir von Stalien Garantien erhalten 
haben, welche wir für unfere Pflicht hielten, zu Gunften bes heiligen Stubles 
ge en Angriffe von außen feftzufeßen, bleibt uns nur noch fübrig, ber päpft: 
iden Regierung bei Bildung einer Armee behilflich) zu fein, welche zahlreich 
genug und jo gut organifirt fein muß, um bie Autorität ber Regierung im 
Innern reſpectirt zu maden. Sie würde uns geneigt finben, ihr bei ber 
Recrutirung mit allen Kräften beizuftehen. Ihre jebigen Hilfsmittel, wir 
wiffen es, erlauben ihr nicht eine beträchtliche Gffectivftärfe zu unterhalten; 
abes Uebereinfommen ließen ſich treffen, durch melche ber heilige Stuhl von 
einem Theil ber Schuld befreit würbe, deren Zinjen zu zahlen er bis jebt 
noch für feiner Würde angemeflen Hält. Auf biefe Weife in ben Befi von 
bedeutenden Summen gelangt, nad) Innen von einer ihm ergebenen Armee 
vertheibigt, nach Außen durch bie Verpflichtung, welche wir von Italien ver: 
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Augenblick herbeiwünſchten, in welchem wir unfere Truppen von Rom zurüd- 
ziehen könnten, obne bie innere Ruhe bes Landes und die Autorität ber 
päpftlichen Regierung zu compromittiren. Wir haben Hei jeber Gelegenheit 
die nämlichen Erklärungen erneuert. 

„Zu Anfang bes Jahres 1859 Hatte ber heilige Vater feinerjeits vorge: 
fchfagen, bie Räumung des durch unjere Truppen bewachten Gebietes auf das 
Ende des genannten Jahres zu beitimmen. Nachdem der bamals in Italien 
ausgebrochene Krieg ben Kaifer bejtimmt hatte, auf bie Rückberufung ber 
Truppen zu verzichten, wurbe ber nämliche Gedanke wieber aufgenonmen, fo: 
Bald die Ereignifje zu der Hoffnung zu berechtigen ſchienen, daß bie päpftlice 
Regierung im Falle fei, mit eigenen Kräften Hr ihre Sicherheit zu forgen. 
Daber die Verftändigung von 1860, ber zu Folge die franzöſiſchen Truppen 
im Monat Auguft wegziehen follten. Die in biefer Zeit eingetretenen Agi- 
tationen verhinderten noch einmal ben Vollzug einer Maßregel, welche ber 
BI. Stuhl eben fo wie wir mwünfcte Die Regierung bes Kaiſers fah aber 
in ber Gegenwart unferer Truppen zu Rom fortwährend eine erceptionelle 
und Ka Xhatfache, der wir im gegenfeitigen Intereſſe ein Ziel 
jegen follten, ſobald bie Sicherheit unb Unabhängigbeit des HI. Stubles vor 
neuen Gefahren gewahrt fei. 

„Wie viele Gründe haben wir in ber Chat, um zu wünſchen, daß fich bie 
Occupation nicht ins Unenbliche verlängere? Sie bildet einen Aft ber Inter: 
pention, gegen bie Zunbamentalprincipien unferes öffentlichen Mechtes, ber für 
uns um fo ſchwerer zu rechtfertigen ift, al8 unſer Zweck, ba wir Piemont 
bie Unterftügung unlerer Waffen lieben, ber war, Stalien von ber fremden 
Intervention zu befreien. Diefe Situation hat außerdem zur Folge, daß zwei 
verfchiedene Souveränetäten auf einem unb bemijelben. Boben ſich gegenüber 
ftehen, und fie folchergeftalt Häufig genug die Urſache ernſter Schwierigfeiten 
wurbe, Die Natur der Dinge ift hier weit ftärfer als ber gute Wille ber Menſchen. 
Zahlreiche Wechfel haben in bem Oberkommando ber franzöfifchen Armee ftatt: 
gefunden ; unb biejelben Meinungsverjchiedenheiten, dieſelben Gonflifte bezüg- 
lich der Jurisdiktion find zu allen Zeiten zwifchen unferen Obergeneralen, 
beren erſte Pflicht pffenbar e8 war, über die Sicherheit ihrer Armee zu 
wachen, und ben Nepräfentanten der päpfllihen Gewalt aufgetaucht, welde 
eiferfüchtig auf bie Erhaltung ber abmminifirativen Unabhängigkeit des Terri⸗ 
torial-Souveräng bedacht waren. 

. „Bu biefen unvermeidlichen Unzuträglichfeiten, welche zu bejeitigen felbil 


die dem heiligen Stuhle ergebeniten Agenten Frankreichs nicht vermochte, 


fommen noch ſolche, welche leiber aus ber Verſchiedenheit der politi: 
hen Anihauungen hervorgehen. Die beiben Regierungen folgen nicht den 
naͤmlichen Eingebungen unb ſchreiten nicht nach den nämlichen Principien 
vor. Unſer Gewifjen zwingt une nur zu oft, Rathſchläge zu geben, welde 
eben fo oft der römische Hof ablehnen zu müffen glaubt. Wenn unfere Be 
barrlichkeit hierin einen zu marfirten Charakter annahm, fo mußte es ſchei⸗ 
nen, daß wir die Macht unjerer Stellung mißbrauchten une in biefem alle 
ging der päpftlicden Regierung vor ber öffentlichen Meinung bas Berdienft 
ihrer weiſeſten Entfesfiefungen verloren. Wenn wir andererjeitS zu Hand⸗ 
lungen unferen Beiftand geben wollten, welche unvereinbar mit unferen jocia: 
len AInftitutionen und mit ben Grundfägen unferer Gefeßgebung find, jo 
entgehen wir nur fchiwer der Verantwortlichfeit fir eine Politik, die wir nidt 
zu billigen vermögen. Der heilige Stuhl hat vermöge feiner eigenthümlichen 
Natur aud fein befonderes Recht, welches bei vielen Gelegenheiten um: 
plüdliherweife mit ben Ideen der Zeit im Widerfprude ftebt. 
Entfernt von Rom würden wir gewiß bebauern, biefes beienbere Recht in 
feiner ganzen Strenge angewandt zu fehen und burch unjere Ergebenheit für 
die Kirche geleitet, würden wir ohne Zweifel nicht dazu fi fehweigen koͤnnen, 
wenn ſolche Thatjachen den Feinben bes Heil. Stuhles als Vorwand bienen 
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würden; aber unſere Anweſenheit in Rom, welche uns in dieſer Beziehung 
gebieteriſche Verflichtungen auferlegt, trägt dazu bei, die Beziehungen ber bei: 
ben Regierungen zu einander belifater zu geftalten und ihrer gegenjeitigen 
Enpfindlichfeit Nahrung zu geben. So offen nun auch biefe Unzuträglich- 
feiten vor Augen liegen, fo haben wir uns doch nit von ber Miflion, bie 
wir übernommen baben, abwenden lafjen. Der heilige Bater hatte keine Armee, um 
feine Autorität im Inneren gegen bie Tläne ber revolutionären Partei zu 
ſchüßen; andererſeits berrfchten auf der Halbinfel bie beunrubigendften Ab⸗ 
figten in Beziehung auf ben Beliß der Stadt Rom, welde bie italienijche 
Regierung felbit ſowohl burd ben Munb ihrer Minifter im Parlamente, ale 
in ihren diplomatifhen Meittbeilungen als Hauptflabt Italiens reclamirte, 
So lange dieſe Anfhauungen das Kabinet von Turin beherrſchten, mußten 
wir befürchten, baß wenn unfere Truppen aurüdgezogen würden, ba8 Gebiet 
bes heil. Stubles Angriffen ausgefebt wäre, benen zu en bie päpft- 
fie Regierung nit im Stande fein würde. Wir wollten ihr bie Stüße 
unjerer Armee erhalten bis bie Gefahren bdiefer von feiner Webers 
legung geleiteten Bejtrebungen uns befeitigt ſchienen. Heute, Herr Graf, 
find wir über den glüdlihen Wechſel erfiaunt, der fi in biefer 
Beziehung in ber allgemeinen Lage ber Halbinfel fund gibt. 
Die itafienifihe Regierung ift feit zwei Jahren bemüht, die letzten Trümmer 
jener Verbindungen verſchwinden zu machen, welche, durch die Urſtände be⸗ 
ünftigt, außerhalb ihrer Thätigkeit fich gebilbet hatten und beren Pläne 
—2 gegen Rom gerichtet waren. Nachdem ſie dieſelben offen bekämpft, 
iſt fie dahin gelangt, ſolche aufzulöfen, und jo oft dieſelben ſich zw reconſti⸗ 
tuiren verſuchten, hat fie leicht ihre Complotte zu vereiteln gewußt. 

„Die italtenifche Regierung bat fi) nicht darauf befchränft, zu verhindern, 
baß eine irreguläre Gewalt ji auf ihrem Gebiet organifiren konnte, um 
bie unter päpftlicder Herrſchaft ftehenden Provinzen anzugreifen, fie hat auch 
ihrer Politit gegenüber bem papftlichen Stuhl eine mehr mit ben inter: 
nationalen Pflichten im Einklang ſtehende Richtung gegeben. Sie bat auf: 
gehört in den Kammern bas Programm aufzuſtellen, welches abſolut Rom 
zur Hauptfladt Italiens erflärt und an uns über biefen Gegenitand peremp⸗ 
torifhe Erflärungen zu richten, welche früher fo häufig waren. Andere 
Ideen haben bei befjergefinnten Geiftern Raum gewonnen, und ſuchen nad) 
unb nad das Webergewicht zu erlangen. Indem es baranf verzichtet, mit 
Gewalt die Verwirklichung eines Projektes zu verfolgen, weldhem wir 
entfchloffen find, und zu wiberfegen, und ba es anberentheils nit Turin als 
Sig einer Autorität beibehalten kann, beren Gegenwart an bem Gentralpuntt 
bes neuen Staates nothwendig ift, bat das Turiner Gabinet ſelbſt bie Abficht, 
bie Haupiflabt in eine andere Stabt zu verlegen gezeigt. 

„Zu unferen Augen, Herr Graf, ift diefe Eventualität von großer Wichtig: 
feit für ben heiligen Stuhl ſowohl als für die kaiſerliche Regierung; bemn 
wenn fie ſich verwirklichte, ſo würde eine neue Lage entitehen, welche nicht mehr 
biejelben Gefahren barbietet. Nachdem wir von Stalien Garantien erhalten 
haben, welche wir für unfere Pflicht bielten, zu Gunften bes heiligen Stubles 
8 en Angrifie von außen feftzufeßen, bleibt uns nur nod übrig, ber päpft: 
iden Regierung bei Bildung einer Armee behilflich zu fein, welche zahlreich 
genug und jo gut organifirt fein muß, um bie Autorität ber Regierung im 
Innern reipectirt zu machen. Sie würbe uns geneigt finben, ihr bei ber 
Recrutirung mit allen Kräften beizuftehen. Ihre jebigen Hilfsmittel, wir 
wiſſen es, erlauben ihr nicht eine beträchtliche Effectivſtärke zu unterhalten; 
aber Uebereinfommen ließen fich treffen, durch welde der heilige Stuhl von 
einem Theil ber Schulb befreit würde, deren Zinfen zu zahlen er bis jebt 
noch für feiner Würde angemeffen Hält. Auf biefe Weife in ben Beſitz von 
bebeutenden Summen gelangt, nad Imen von einer ihm ergebenen Armee 
vertheibigt, nach Außen durch bie Verpflichtung, welche wir von Stalien ver: 
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langt haben, geſchützt, würbe bie päpſtliche Negierung ſich wieber in eine 


Stellung gefebt fehen, welche, ba ihre Unabhängigleit und Sicherheit gewahrt, 


uns erlauben würde, der Gegenwart unferer Truppen in ben römiichen 
Staaten ein Ziel zu fegen. So würden aud bie Worte bes Kaiſers zur 
Wahrheit werden, welche er am 12. Juli 1861 an ben König von Stalien 
richtete: „Ich werde meine Truppen fo lange in Rom laffen, als E. M. ſich 
nicht mit dem Papft verfühnt bat, ober ' lange, als ber heilige Vater 
bie Staaten, welche ibm bleiben, von einer regulären ober irregulären 
Macht bedroht fieht”. Dies find, Hr. Graf, die Bemerkungen, welche uns 
eine aufmerffame und gewiſſenhafte Prüfung ber gegenwärtigen Verbältnifie 
an bie Hand gibt, und welche dem römijchen Hof mitzutheilen bie Taiferliche 
Regierung für zeitgemäß bält. Der Beilige Stuhl fleht gewiß mit uns auf: 
richtig den Augenblick herbei, wo ber Schuß unjerer Waffen nicht mehr zu 
feiner Sicherheit nötbig fein würde, und er wieder — ohne Gefahr für bie 
großen Intereſſen, welche er vepräfentirtt — die normale Stellung einer un- 
abhängigen Regierung einnehmen kann. Wir daben baber das Vertrauen, 
baß er den Gefühlen, welche uns leiten, volle Gerechtigkeit wiberfahren läßt, 
und in biefer Weberzgeugung bevollmächtige ich Sie, bie Aufmerkſamkeit bes 
Corbinal Antonelli auf bie Betrachtungen, welche ich Ihnen auseinander 
geſetzt babe, zu lenken.“ 


15. Sept. Abſchluß der Convention zwischen Frankreich und Italien be: 


23. 


züglid Rom: 

„Art. I. Stalien verpflichtet fih, das gegenwärtige Gebiet des Papftes 
nicht anzugreifen und ſelbſt mit Gewalt jeden von Außen barauf verjuchten 
Angriff zu verhindern. Art. I, Frankreich wirb feine Truppen allmälig nad) 
Mafgabe ber Reorganijatton der päpftlichen Armee zurüdziehen. Die Räu: 
mung fol in zwei Jahren vollzogen fein. Artikel III. Die ital. Regierung ver: 
zichtet auf jede Neclamation gegen bie Bildung einer päpftlichen Armee aus 
einer zur Aufrechthaltung ber Autorität bes 5. Vaters unb der Ruhe im 
Innern und an ber Grenze genügenben Zahl von katholiſchen Freiwilligen unter 
ber Vorausfegung, daß dieſe Macht nicht in ein Ungriffemitiel gegen bie 
ttalienifche Regierung ausarte, Artilel IV, Italien erklärt fich bereit, in ein 
Uebereinfommen zu treten, nach welchem es einen verhältuigmäßigen Theil ber 
Schuld ber früheren Kirchenftaaten übernimmt. Artilel V. Die gegenwärtige 
Vebereintunft wird nach Verfluß von vierzehn Tagen vatificixt fein.” 

Protocoll vom gleichen Tage: „Die Eonvention vom 15. September 
wird nur alsdann erecutoriſche Kraft haben, wenn ber König bie Verlegung 
ber Hauptſtadt bes Königreichs in eine fpäter durch den König zu beſtim⸗ 
mende Stadt becretirt haben wird. Die Verlegung ſoll in einer Friſt von 
ſechs Monaten vom Abſchluß der Convention an ftattfinden. Das gegenmär: 
tige Protocol hat bie gleiche Wirkſamkeit wie bie Convention.“ 


„» Dep. Drouyn de l'Huys an ben franzdf. Gefandten in Xurin 


über die Convention v. 15. d. M.: 

„er. Die Convention vom 15. September entſpricht unferes Erachtens 
allen Erforderniffen der refpeftiven Lage Staliend und Roms. Sie wirb, wir 
boffen es, dazu beitragen, eine Beribnung zu beichleunigen, welche wir von 
ganzem Herzen berbeimünjchen, und die der Kaiſer felbft im gemeinfamen 
guterelie des heiligen Stuhles wie Italiens anzuempfehlen nicht aufgehört hat. 

obald der Fortfchritt der Unterhandlungen die Hoffnung auf Erfolg redt: 
fertigte, habe ih Sorge”getragen, dem römiſchen Hofe die Erwägungen mit: 
zutbeilen, denen wir in biefer Angelegenheit gefolgt find, und ich habe an ben 
Geſandten J. M. die in Abſchrift beiliegende Depefche gerichtet. Ich babe mich 
beeilt, ihm bie Unterzeichnung der Convention anzufünbigen und ihm Kenmniß 
von beren Paragraphen zu geben, um die Negierung Seiner Heiligkeit hiervon 
zu unterrichten. 
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„Ich hoffe, daß ber römifche Hof unfere Motive und die Garantien wür⸗ 
digen wirb, welde wir in feinem Intereſſe ftipulirt haben. Wenn er beim 
eriten Anblid geneigt fein folte, ein Uebereinkommen mit unglünftigem Auge 
zu betrachten, welches wir mit einer Macht, bie von ihm durch die Erinnerung 
an noch neue Bejchwerben getrennt ift, abgefchloffen Haben, jo wird ihm wenig: 
ftens, wir zweifeln nicht daran, bie Unterjchrift Frankreichs bie Gewißheit geben, 
daß die Engagements vom 15. September gewiffenbaft und Ioyal ausgeführt 
werben.” 


30, Sept. Buitry wirb durch kaiſerl. Decret zum Präſidenten bes Staats⸗ 
raths, Rouland zum Gouverneur der Bank von Frankreich ernannt. 


7. Oct. Großer Wechſel in der Beſetzung ber Geſandtſchaften: Herr 
Benebetti wird zum Geſandten in Berlin ernannnt. 


28. „ Der Kaifer befuht das rufliihe Kaijerpaar in Nizza. Kalte Be- 
gegnung. 

30. „ Hr. Drouyn de Huys präcifirt in einer Depeſche an ben franz. 
Gefandten in Turin die Auffaffung der Convention vom 15. Sept. 
von Seite bes franz. Cabinets der Depeſche des italienifchen Unter: 
haͤndlers vom gleichen Tage gegenüber. 

„...Aus den Morten: „Rechte der Nation“, „nationales Streben”, liest 
trog aller Vorficht, mit welcher bie Sprache fie umgeben bat, fih Jeder heraus, 
was er fürchtet oder was er wünſcht. Ohne Zweifel hat man einige Mühe, 
fih zu erflären, wie das italienifche Königthum fich eines Tags in Rom be: 
finden fol, wenn basfelbe fich doch ſelbſt das Dorthingehen zu verbieten fcheint; 
benn ſolche Ausfichten gehen doch nicht auf natürliche Weile aus der Prüfung 
einer Convention bervor, welche bie Verlegung ber Hauptſtadt bes Königreichs 
nad Florenz flipulirt und das päpftliche Gebiet gegen jeden bewaffneten Ans 
griff fiher ſtellt. Dieſe fubtilen Probleme beirren nicht wenig bie Phemütden. 
Es it Sache ber Ereignijfe, diefelben zu flellen. Die Aufrichtigfeit wie 
die Klugheit geftatten es nicht, vorzeitig die Löſung derſelben in leeren 
Hopothefen zu fuchen... Zu biefem Behufe habe ich in meiner Correſpondenz 
und in meinen münbdlidyen Beiprehungen alle Aufflärungen gegeben, welche 
geeignet find, tollfühne und beleidigende Folgerungen abzufchneiden. Diefe 
Aufllärungen find in folgenden Propofitionen zufammengefaßt: 

„1) Zu den gewaltſamen Mitteln, beren Anwendung Italien ſich verboten 
dat, muß man bie Manöver revolutionärer Agenten auf dem päpftlichen Ges 
tete rechnen, fowie jebe Hetzerei, die aufftänbiiche Bewegungen daſelbſt hervor⸗ 
rufen wollte. 2) Die moraliihen Mittel, deren Anwendung Italien fidh vor: 
behalten bat, beflehen einzig in ben Kräften ber Eivilifation und 
bes Fortſchrittes. 3) Die einzigen Beftrebungen, welche der Hof von 
Zurin als legitim anfieht, find biejenigen, welche bie Verſoͤhnung Italiens mit 
bem Papftthume zum Gegenftande haben. 4) Die Verlegung ber Hauptflabt 
ift ein ernftliches Pfand an Frankreich; fie it weder ein vorläufiges 
Austunftsmittel noch eine Marfhftation auf dem Wege nad 
Rom. Diefes Pfand zurüdnehmen, hieße ben Vertrag vernichten. 5) Die 
Propofitionen bes Herrn Grafen Cavour im Jahre 1861 mthielten nichts von 
biefer Clauſel in Bezug ber Hauptftabt; außerbem beichräntten fie bie Armee 
bes heiligen Vaters auf eine beftimmte Zahl und ftellten unfern Truppen zum 
Abmarſch eine Zrift von 14 Tagen. Dan wirb ben beträchtlichen Unterjchieb 
nicht verfennen, ber zwiſchen biejen Propofitionen unb ber September⸗Ueber⸗ 
einkunft befteht. 6) Der Zall einer Revolution, die von jelbft in Rom 
ausbrechen follte, ift in der Convention nicht vorgeleden. Für biefe Mog⸗ 
lichkeit behält Frankreich fih die Freiheit feines Hanbelns vor, 
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D Das Turiner Cabinet behält die Politik des Herrn Grafen Cavour bei. 
Nun, dieſer berühmte Mann hat erklärt, daß Rom mit Italien vereinigt und 
Hauptſtadt desſelben nur werden könne mit Zuſtimmung Frankreichs. 

„Das find, Herr Baron, die verſchiedenen Punkte, bie ich in meinen Be: 
prehungen mit bem Herin Ritter Nigra behandelt habe, und über die wir, 
wie mir ſchien, in Mebereinftimmung find. Sicherlich verlange ich nicht, daß 
er biefe ergängenben Erklärungen in feinen Bericht aufnimmt. Noch weniger 
will ich ihm einen Vorwurf daraus machen, baß er in feinem Document weder 
gegen bie Anwendung binterlifiiger Mittel Verwahrung eingelegt, noch ben 
Sturz der päpftlihen Herrfhaft in Folge eines Aufflandes im 
Innern, den Manöver von Außen nicht hervorgerufen, vorgefehen hat. Wie 
ber Herr Geſandte von Stalien babe ih, wie das meine Gorrejponbenz be: 
weift, gebacht, daß die Würbe ber Contrahirenden und das Anftandsgefühl es 
durchaus nicht gejtatten, in diplomatifchen Aktenſtücken Vorausannahmen zu 
made. Mebermaß von Borberehnung wird in gewiffen Fällen zur Belei- 
igung.” 


2.Nov, Hr. Drouyn de l'Huys und der italien. Gefandte Nigra ſuchen 


fih in Gegenwart des Kaifers über ihre gegenfeitige Auffaffung ber 
September-Eonvention zu verftändigen: 

Dep. an den franz. Gejandten in Turin: „. . . Wie bem aber 
auch fei, fo war ich mit Herren Nigra ber Anficht, daß das beite Mittel zur 
befinitiven Hebung biefer abweichenden Meinungen das fei, in Gegenwart bes 
Kaifers neue Aufflärungen auszutaufchen. Dies ift diefen Morgen gefcheben. 
Wir haben die Conferenz burd, Borlefung bes Berichtes non Herrn Nigra 
eröffnet, und ich gab Kenntnig von meinen Tepefchen, benen Seine Majeſtät 
bie Zuftimmung zu ertheilen gerubt hatte. Der italieniihe Herr Gejanbte 
bat hierauf ein Schreiben vorgelefen, das er am 30. desjelben Monats an 
ben ttalienifchen Minifter des Auswärtigen gerichtet hatte, und worin er, 
indem er bie vom Zuriner Gabinette eingegangenen Verpflichtungen bdarlegt, 
auf die Bemerkungen antwortet, zu denen feine Depefhe vom 15. Sept. mid 
veranlaßt hatte. Sch habe auf unfere früheren Erklärungen zurückgewieſen 
unb verjchiedene in meiner Depeiche vom 30. refumirte Punkte, welche ich 
beftätige und worauf ich mich beziehe, der Prüfung noch einmal unterworfen. 
Ueber jeden diefer Punkte haben wir uns einverjtanden gefunden.“ 


„ Niederlage der Regierung bei einer Wahl zum gelebgeb. Körper 


im DMearne-Departement. 


1. Dec. Dep. Drouyn de l'Huys an den franz. Gefanbten in Rom: 


7. 


9. 
14. 


„Die Aufnahme, melde Ihrer Mittheilung zu Theil ward, und bie Be 
merfungen , welche fie jowohl Seitens bes Papftes, als Seitens feines erften 
Minifters Hervorrief, konnten Sie nit in Erſtaunen ſetzen, und es iſt gerade 
deshalb, weil bie Haltung, welche ber heilige Stuhl bis jett beobachtet, ung 
nicht gejtattete, eine formelle und direkte Zuftimmung zu ben Beitimmungen 
bes Altes vom 15. Sept. zu erhoffen, daß wir es für befjer gehalten haben, 
fie niht von ihm zu verlangen. Dieje Betrachtung, welche fih der Tapft 
nach reiflicher. Ueberlegung ſelbſt machen wird, ift eine hinreichende Antwort 
auf bie Art von Vorwurf, den Se. Heiligfeit barüber auszubrüden fcheint, 
daß wir ihm nit im Voraus unfere Abfichten mitgetbeilt haben.“ 

„» Proceß der XIII (bez. Wahlverfammlungen). Der Appelbof von 
Paris beftätigt das Urtheil erſter Inſtanz. 

„ Der Senator Moquard, ber Cabinetschef des Kaiſers }. 

„» (Algier). Beendigung der Crpedition im GSüben. General 


Juſſuf kehrt nach Algier zurück. 
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15. Dec. Niederlage der Regierung bei einer Wahl zum geſetzgeb. Körper 
in Cognac. 

21. „ Der Kaiſer ernennt ben Staatsrath Conti zum Chef feines 
Cabinets, Hrn. Pietri zu feinem Privatfecretär. 

24. „ Ein kaiſerl. Decret ernennt den Prinzen Napoleon zum Mitglied 
und PVicepräfidenten bes Geh. Raths. 


16° 
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Corſika) ergibt 904 Mitglieder für die Regierung, 20 für die 
Oppoſition und 79 Nachwahlen. 


20. Jun. Eine Japaniſche Geſandtſchaft unterzeichnet ein Arrangement mit 
Frankreich und reist am folgenden Tage wieder ab. 


28. „ Circularbep. des Hrn. Drouyn de l'Huys über das Mißlingen ber 
Londoner Conferenz: 

„... Als alle anderen Combinationen erſchoͤpft waren, formulirten wir 
einen letzten Antrag. Wir brachten in Vorſchlag, bie Bevölkerung, um welche 
ber Streit ging, fich feldft erflären zu Taflen und fo der Gonferenz bie zur 
Ziehung einer Demarcationslinie nach aller Billigfeit erforderlichen Daten an 
die Hand zu geben. Wir haben dem Abbruche ber Verhandlungen nicht vor- 
beugen können und ber Streit ifi jet von Neuem in bie Gnticheibung ber 
Waffen geftellt.... Die öffentliche Meinung zeigt ſich über die Wieberauf: 
nahme ber Feinbfeligfeiten lebhaft erregt und fieht mit Unruhe ben Folgen 
entgegen, welche ein fo ungleicher Kampf nad ſich ziehen muß. Was uns 
betrifft, fo Können wir bie Tragweite von Ereigniſſen nicht verfennen, welche 
fo bireft bie Intereffen aller Seemächte bes Nordens und felbft das Staaten: 
Gleichge wicht in biefem Theile Europa’s berühren. Wir begen ben auf- 
richtigften Wunſch, baß bie Gefahren, die baraus erwachſen können, vermieben 
werben möchten, und von berfelben Gefinnung geleitet, welche uns bisher als 
Richtſchnur gedient hat, wünfchen wir in der von und angenommenen unpar: 
teiifehen Haltung gu verharren, und wollen hoffen, daß feine ſchwere 
Berwidlung entfieben möge, welde uns in bie Nothwendig- 
feit verfege, eine andere Politik zu ergreifen.“ 


1. Juli. Der am 20. Juni paraphirte Hanbelsvertrag mit ber Schweiz 
wird in Paris unterzeichnet. 
5. „ Der Kaifer richtet ein Schreiben an General Deligny, um ihn 
für die Beendigung des Feldzugs in Algerien zu beglückwünſchen. 
15. „ Abſchluß eines Vertrags mit Cochinchina durch Hrn. Aubaret. 
| (Bis Ende 1864 von ber franz. Regierung noch nicht ratifizirt.) 
23. Bericht des Kriegsminiſters und Decret des SKaifers, durch welches 
ber bisherige Eonflict zwiſchen Militär: und Civilgewalt in Algerien 
zu Gunſten ber erfteren entichieden wird. 
„ Depeihen des Hrn. Drouyn be l'Huys an bie Cabinette von 
Berlin und Wien. 

Der Minifter beginnt mit ber Berfiherung, daß Franfreich fortwährend 
in feiner unparteiifhen Zurückhaltung verbleibe. Allein es wäre wünſchens⸗ 
wertb, zu willen, auf welcher Grundlage benn ber Friebe zu Stande Tommen 
fol, ba. einerfeits die Verträge für hinfällig erflärt werben, alfo bie Grund⸗ 
Yage bes alten Rechtes verlafjen fei, andererfeits aber man nicht geneigt ſcheine, 
das neue Recht, das auf ber Berufung an ben Willen ber Bevölkerung be: 
rube, in Ausführung zu bringen. Die Depefche ſchiebt ferner den fiegreichen 
Mächten bie Verantwortung für bie Folgen zu, wenn fie Dänemark ein au 
hartes Geſchick auferlegten, und hebt namentlich als eine maßlofe Forderung 
bervor, daß einzig durch das Recht ber Eroberung ohne Befragung 
bes Bollswillens zweihundert: bis zweihundertfünfzigtaufend Dänen in 
Schleswig mit Deutidhland vereinigt werden follen. 


2. Aug. Schiedsſpruch bes Kaifers in ber Suezlanalfrage (ſ. Türkei). 
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6. Aug. Erſtinſtanzliche Verurtheilung der ſog. Dreizehn wegen Bildung 
eines unerlaubten Vereins bei Gelegenheit ber lebten Wahlen. 


7. „ Bericht des dänischen Geſandten in Paris an feine Regierung 
über die augenblidlihe Haltung bes franzöj. Gouvernements gegenüber 


Dänemark: 
„Ich babe geitern die Ehre gehabt, Ew. Greellenz ein Telegramm folgen: 
den Inhalts zuzuſtellen: — — — Wie ſchmerzlich es mir auch war, habe 


ih doch für meine Pflicht gehalten, Ew. Ercellenz biefe telegraphiſche Mittheis 
lung ohne Verzug zu machen, da fie bie Hauptpunkte eines langen von mir 
kurz vorher mit dem kaiſerl. Dinifter bes Auswärtigen geführten Gelpräche 
zufammenfaßt. Ohne mir eine neue DBegebenheit mitzutheilen, hat Sr. 
Drouyn be l'Huys geftern in fo beftimmten Worten fich gegen mich ausgelprochen, 
daß es unmöglich fcheint, ſich Hoffnung zu machen, daß ber gegenwärtige fin 
ftere Horizont ſich auflläre. Wir leiden unter dem Trud bes allgemeinen 
Zuſtandes in Europa, wie er für ben Augenblid vorliegt, und wie er und 
offenbar geworben ift burch bie perfänliche Annäherung , welche zwiſchen den 
Souveränen ber drei norbifchen Höfe ſtaltgefunden bat. Es ſcheint unzwei⸗ 
felbaft, daß bie Allianz, welche vanfreich mittelft bes Krimkriegs glücklich 
eiprengt hatte, für den Augenblid mehr oder minber eine vollendete That⸗ 
ache ſei, weldher gegenüber der Kaifer, verlaifen von England, oder wenigftens 
auf diejen Staat nicht zu rechnen vermögend, eine noch mehr als früher 
zurüdhaltende Stellung zu beobachten ſich entichloffen Hat. Nur auf biefe 
Weife kann man fi, ich will nicht fagen die Zurüdhaltung, ſondern die 
Shwäde erflären, welche die kaiſerl. Regierung an ben Tag legt, indem 
fie den Berluft bes ganzen Schleswigs zugibt, und bie Ausplünderung Dänes 
marks eine ſolche Ausdehnung nehmen läßt, daß ber ganze Norden für bie 
Zukunft machtlos baftehbt und Deutſchlands wahrſcheinlichen Erweiterungs⸗ 
planen feinen ernſthaften Wiberftand entgegenſetzen kann. Ic babe geftern 
Hrn. Drouyn be l'Huys biefe Betrachtungen mitgetheilt, bie unter normalen 
Verhältniſſen ficher einen entfcheidenden Einfluß auf die TIhätigfeit ber fran- 
zöfiſchen Politik üben würden; aber meine Worte waren vergeblich, unb id 
ein genöthigt, zu bemerken, daß man bier feit entichloffen zu jein jcheint, bes 
onbere Rüdfiht auf Europa’s Auftand und bie wirklichen ober eingebilbeten 
Gefahren einer Goalition zu nehmen. In dieſer Beziehung, ich wieberhole es, 
läßt bie geflern von Hrn. Drouyn geführte Sprache burdaus feinen Zweifel 
zu. Indem ber Minifter beflagte, kai das Kopenbagener Cabinet 
niemals Sranfreihs Rath befolgt babe, namentlich auch ben nicht, 
weldyen ber Kaijer zuleßt durch mich gegeben, jprach er bie Meinung aus, baß 
basganze Schleswig für uns verloren ſei, und auf meine Frage fügte 
er hinzu: baß Frankreich fi ber Ancorporation Schleswigs in 
ben beutfihen Bund nit widberjegen würde. „Wir werben freilich, 
jagte mir Hr. Drouyn be l'Huys, hierüber Vorftelungen machen; aber ſetzen 
Gie fein zu großes Vertrauen auf uns in biefer Frage. Wir werben une 
nicht ernfthaft zur Wehr feben, namentlich wenn es wirklich ber Fall iſt, baß 
bie Bewohner Schleewigs mit bem Bunde vereinigt zu werben wünſchen. 
Nah bem, was Hr. Drouyn be l'Huys mir fagte, betrifft — bie übrigens 
nicht bebeutende — Uneinigfeit, die zwifchen Defterreih unb Preußen beftebt, 
mehrere verfchiebene Punkte. Ganz gegen Preußens Wunſch ift Oeſterreich 
geneigt, ben deutſchen Bund mit in ein gemeinfames Auftreten gegen Dänes 
mark zu ziehen; ber Prinz von Auguftenburg wirb für ben vom Wiener 
Cabinet begünftigten Prätendenten angejehen, während ber Großherzog von 
Oldenburg Hrn. v. Pismards Candidat ift. Endlich ift das Berliner Gabinet 
eigt, den Krieg nach Fühnen überzuführen, unb bie öfterreichifch-preußifche 
Iotte in die Oſtſee laufen zu laſſen und Kopenhagen anzugreifen, ‘während 
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bas Wiener Gabinet nicht gewillt if, bem Kampf ſolch eine neue Ausbehnung 


zu geben.” 
12. Aug. Zweiter Bericht des däniſchen Gefandten in Paris an feine Re: 
gierung über bie Haltung des franz. Gouvernements: 

„... Ich füge Hinzu, daß Hr. Drouyn be l'Huys uns räth, fo ſchnell ale 
möglich Frieden zu fchließen, unb baß er ber Meinung if, baß wir unver: 
züglich eine Waffenrube verlangen müßten, welches Verlangen er in Wien 
und Berlin befürworten zu wollen verſpricht. Ich Habe natürlih Ew. Er: 
cellenz diefe Mittheilung nicht zugeben laffen, ohne mit bem Minifter des 
Aeußern gefprochen zu haben. Hr. Drouyn be l'Huys, ben ich ganz im Ber: 
trauen fragte, wie ber Kaifer nach feiner Meinung einen eventuellen Schritt 
in diefer Beziehung aufnehmen würde, antwortete mir: baß er überzeugt fei, 
baß ber Kaifer in ber angegebenen Richtung ben beutjchen Mächten gegenüber 
nicht bie Initiative ergreifen würde, theils um fi nit einer Ablehnung 
auszufegen, was ja immer etwas unangenehm ift, theild um nicht, wenn auch 
nur bem Anfcheine nad, irgend eine Verantwortung für bie Vereinbarung zu 
tragen, welche zwiſchen Deutſchland und Dänemark getroffen werben möchte. 
„Ferner,“ fügte Hr. Drouyn de l'Huys hinzu, „bin ich davon überzeugt, daß 
es unter ben gegenwärtigen Verhältniffen in Ihrem eigenen Intereſſe ift, wenn 
Sie ſich unmittelbar an Deutfchland wenden; eine Verlängerung Ihres Wiber- 
ftanbs würde ein Wahnfinn fein, und jedes falfche Selbſtgefühl muß in biefem 
Augenblid bei Seite geſetzt werden. Wenden Sie fi vo ſchnell ale möglich 
an Deutichland, und ich verpflichte mich, fowohl in Wien als in Berlin jeden 
von Yen geftellten Antrag auf Waffenſtillftand ober Waffenrube fofort zu 
unterſtützen. ..“ Welche Sprache ber Minifter bes Aeußern und bie officiel- 
len und officiöfen Organe ber Preſſe auch führen, fo flehe ich nit an, zu 
verfihern, daß bie Annäherung zwifchen ben brei nordifchen Höfen einen fehr 
ftarfen Einfluß auf bie Haltung ber FTaiferlichen Regierung ausübt. Diefe 
zeigt in Wirklichkeit Deutichlanb ein befonders.merfwürbiges Entgegenfonmen. 
Ohne davon zu reden, daß ber Kaiſer bei ber letzten Duraraite bes Hrn. 
dv. Beuft durch Paris biefem bie mehr ober weniger beftimmte Verficherung 
gegeben hat, daß er fich nicht wiberfegen würbe, wenn Deutfchland Schleswig 
ganz und gar in Beſitz nähme — eine Einriumung, welde bem Aufgeben 
bes Notionalitätsprincips zum Bortheil bes Eroberungsrecdhtes entſpricht — 
Io zeigt die Erklärung, welde Hr. Drouyn be ’Huys mir nenli in Bezug 
auf bie eventuelle Sncorporirung Schleswig in ben beutfchen Bund machte, 
ganz beutlich, daß ber Kaifer entfchloffen ift, mas auch geichehen möge, feine 
zurüdhaltende Stellung nicht aufzugeben. Dieſer Beſchluß fcheint mir fo feſt 
zu fein, daß ich glaube, daß berjelbe felbft in bem Fall nicht aufgegeben wer: 
ben würde, wenn bie Rebe bavon wäre, daß ganz Dänemark in ben beutfchen 
Bunb träte. Lord Cowley theilt dieſe Meinung, obgleid Hr. Drouyn be 
l'Huys ihm jowie mir vor einiger Zeit erklärte, daß Franfreih mit Waffen 
gemalt und mit feiner ganzen Kraft fi einer Lölung der Frage in biefer 
Richtung wiberfegen würbe.“ | 

14. „ Dritte Depefche bes däniſchen Gefanbten in Paris an feine Re 
gierung über bie Haltung der Weſtmächte gegenüber Dänemark: 

„Das Einverftändniß, welches fid) in ber Iekten Zeit, was niemanb bier 
bezweifelt, zwifchen den Höfen von St. Petersburg, Wien unb Berlin gebildet 
bat, muß nothwendig einen kenntlichen Einfluß auf das Verhältniß zwifchen 
ben Gabinetten von Paris und London ausüben. Es fcheint in Wahrheit 
unmöglich, baß bie Erneuerung einer Tripel-Allianz nicht eine Annäherung 
zwiſchen ben beiben: Weftmächten zur Yolge haben follte, die wohl wiflen, baf 
fie unwiberftehlich find, wenn Sie ihre Kräfte vereinigen, während fie ohne 
gegenjeitiges Mitwirken verhältnißmäßig nichts vermögen. Eine ſolche An- 
näberung ift auch unvermeidlich, und ich füge hinzu, daß bie Beitrebungen 


. 
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beiderſeits von dieſem Augenblick an ſich dieſem Ziel nähern. Es iſt wahr, 
daß bis jetzt weder von einer Allianz, noch von Unterhandlungen in dieſer 
Beziehung die Rede geweſen iſt; aber ich weiß aus ſicherer Quelle, daß das 
Verhältniß zwiſchen beiden Mächten das Gepräge einer Herzlichkeit trägt, wie 
es in vielen Monaten nicht vorhanden war, und daß die beiden Regierungen 
einander gegenſeitige Beweiſe von Vertrauen geben, die für die Zukunft eine 
glückliche Vorbedeutung haben. Kurz, man zeigt, wenn ich mich fo aus⸗ 
brüden darf, von beiben Seiten eine gewiffe Gofetterie, bie ben aufrichtigen 
Wunſch einer engeren Verbindung Tennzeichnet. — Unglüdlicher Weile jcheinen 
indeffen biefe neuen Combinationen, wenigitens für ben Augenblid, Teinen 
günftigen Einfluß auf unfere Stellung ausüben zu follen, und eine Unter: 
tebung, bie ich vor zwei Tagen mit Lorb Cowley hatte, bat, wie ich leiber 
fagen muß, einen fehr traurigen Eindrud bei mir in biejer Beziehung Hin- 
terlaffen. Die perſönlichen Sympathien diejes Ambaſſadeurs waren bisher 
auf unferer Seite, und nichtebeftoweniger ſprach er zu mir über unjere Frage, 
als ob es dem Gabinet in London ganz gleichgültig fei, welche Löfung biefelbe 
auch erhalten möge. Die Kälte und Gleichgültigfeit, wonon bie Worte Lord 
Eomley’s, welche, wie man annehmen muß, nur ber Wieberhall ber Gedanken 
feiner Regierumg waren, das Gepräge trugen, haben, wie ich geftehen muß, 
mich auf eine traurige Weife überrafcht; ich theilte am folgenden Tage Hrn. 
Drouyn de l'Huys diefen Eindrud mit, welcher mir fagte, daß er ganz rich⸗ 
tig fei. „Die Haltung, welche England in diefem Augenblid in Bezug auf 
Sie einnimmt, fagte ber Minijter mir, ift gleichzeitig traurig und merk⸗ 
würdig; es beihuldigt Sie der Starrföpfigfeit und der Unbankbarteit.” 

— Aug. Neue Erhebung ber arabiihen Stämme in Algier gegen bie 
franzöf. Herrſchaft. 

16. „ Der König von Spanien trifft in St. Eloub ein und wird mit 
großem Ceremoniell empfangen. 


5. Sept. General Bazaine, ber Oberfommandant ber franzdf. Exrpebi- 
tionsarmee in Mexico, wird zum Marſchall ernannt. 

6. ,, Die Kaijerin geht ganz unerwartet in bie Bäder von Schwal- 
bach ab. 

8. „ Marſchall Mac Mahon wird zum Generalgouverneur von Algerien 
ernannt. 

12. „ Eine Depeihe des Hrn. Drouyn de l'Huys an ben franzdl. 
Botſchafter in Rom bereitet ben hl. Stuhl ‘auf die zwiſchen Frank⸗ 
reich und Italien vorbereitete Convention behufs Aufhören ber fran- 
zöſiſchen Occupation vor: 

„Unſere Lage in Rom if ſchon feit langer Zeit ber Gegenftand der ern: 
ſteſten Beihäftigungen ber Negierung bes Kaijers. Die Umſtände ſchienen 
uns günflig, um von Neuem ben wirklichen Stand ber Dinge zu prüfen, 
und wir erachten es nüßlich, bem bi. Stuhl bas Reſultat unferer Erwägun⸗ 
gen mitzutheilen. 

„Ih habe nicht nöthig, die Beweggründe zu wieberholen, welche die fran: 
zöſiſche Fahne nach Rom gebracht, und die uns beftimmt haben, fie bis jekt 
bafelbft zu belafien. Wir waren entichlofien, dieſen Ebrenpoften jo lange nicht 
zu verlajien, al6 der Zweck ber Occupation nicht erreicht ſei. Indeſſen haben 
wir niemals gebacht, baß bieje Lage eine permanente fein folle; wir haben fie 
immer als anormal und temporär betrachtet. In biefer Weiſe bat fie ber 
erſte Bevo llmaͤchtigte bes Kaifers auf dem Congreſſe zu Paris vor acht Jahren 
Garalterifirt. Gemäß ben Befehlen Sr. Maj. fügte er bei, daß wir ben 
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Augenblick herbeiiwinfchten, in welchem wir unſere Truppen von Rom zurüd- 
ziehen Tünnten, obne die innere Ruhe bes Landes und bie Autorität ber 
päpftfichen Regierung zu compromittiren. Wir baben bei jeber Gelegenheit 
die nämlichen Erklärungen erneuert. 

„Zu Anfang des Jahres 1859 Hatte ber heilige Vater felnerfeits vorge: 
Schlagen, bie Räumung des durch unfere Truppen bewachten Gebietes auf das 
Enbe des genannten Jahres zu beilimmen. Nachden der damals in Stalien 
ausgebrochene Krieg ben Kaifer beſtimmt batte, auf bie Müdberufung ber 
Truppen zu verzichten, wurde ber nämliche Gedanke wieder aufgenommen, jo= 
bald bie Ereigniffe zu der Hoffnung zu bereditigen fchienen, daß bie Al 
Regierung im Falle fei, mit eigenen Kräften für ihre Sicherheit zu jorgen. 
Daber bie Verftändigung von 1860, ber zu Folge bie franzöſiſchen Truppen 
im Monat Auguft wegziehen follten. Die in biefer Zeit eingetretenen Agi⸗ 
tationen verhinderten noch einmal ben Vollzug einer Maßregel, welche der 
bi. Stuhl eben fo wie wir wünſchte. Die Negierung des Kaifers ſah aber 
in ber Gegenwart unferer Truppen zu Rom fortwährend eine erceptionelle 
und vorübergehende Thatfache, der wir im gegenfeitigen Intereſſe ein Ziel 
jegen follten, ſobald die Sicherheit und -Unabhängigheit bes HI. Stuhles vor 
neuen Gefahren gewahrt fei. 

„Wie viele Gründe haben wir in der That, um zu wünſchen, daß fich bie 
Dceupation nicht ins Unendliche verlängere? Sie bilbet einen Aft ber Inter⸗ 
vention, gegen bie Funbamentalprincipien unferes öffentlichen Rechtes, ber für 
uns um fo fchwerer zu rechtfertigen ift, als unfer Zwed, da wir Piemont 
bie Unterftügung unferer Waffen Tiehen, ber war, Stalien von ber fremden 
Intervention zu befreien. Diefe Situation bat außerdem zur Folge, baß zwei 
verichiedene Souveränetäten auf einem und bemfelben Boden ſich gegenüber 


ſtehen, und fie folchergeftalt Häufig genug bie Urjache einfter Schwierigkeiten 


wurde. Die Ratur der Dinge ift hier weit ftärfer als ber gute Wille ber Menſchen. 
Zahlreiche Wechlel haben in dem Oberkommando ber franzöfiichen Armee ftatt: 
gelunbent ; und biejelben Meinungsverjchiebenbeiten, biejelben Conflifte bezüg- 
ich der Jurisdiktion find zu allen Zeiten zwiſchen unferen Obergeneralen, 
beren erſte Pflicht offenbar e8 war, über bie Sicherheit ihrer Armee zu 
wachen, unb ben Repräfentanten der päpftliden Gewalt aufgetaucht, welche 
eiferfüchtig auf bie Erhaltung ber abminifrativen Unabhängigkeit des Terri⸗ 
torial-Souveränd bebacht waren. 

„Zu biefen unvermeidlichen Unzuträglichkeiten, welche zu befeitigen jelbit 
bie dem Heiligen Stuhle ergebenften Agenten Frankreichs nicht vermochte, 
kommen noch folche, welche leider aus ber Verſchiedenheit ber politi- 
hen Anſchauungen hervorgehen. Die beiben Regierungen folgen nicht ben 
naͤmlichen Cingebungen unb ſchreiten nicht nach den nämlichen Principien 
vor, Unfer Gewifjen zwingt uns nur zu oft, Ratbfchläge zu geben, welche 
eben fo oft ber römifche Hof ablehnen zu müſſen glaubt. Wenn unjere Be 
barrlichleit hierin einen zu marlirten Charakter annahın, fo mußte es ſchei⸗ 
nen, baß wir bie Macht unjerer Stellung mißbrauchten und in biefem alle 
ging ber päpftlicden Regierung vor ber öffentlichen Meinung das Verdienſt 
ihrer weiſeſten Entichliegungen verloren. Wenn wir anbererjeit® zu Hand: 
lungen unferen Beiftand geben wollten, welche unvereinbar mit unferen focia: 
len Smftitutionen und mit ben Grunbfägen unſerer Gefebgebung find, fo 
entgehen wir nur fchiwer ber Verantwortlichkeit für eine Politik, die wir nicht 
zu bilfigen vermögen. Der heilige Stuhl bat vermöge jeiner eigenthümlichen 
Natur auch fein beſonderes Recht, welches bei vielen Gelegenheiten un: 
glüdlicherweife mit den Ideen der Zeit im Widerſpruche jtebt. 
Entfernt von Rom würden wir gewiß bebauern,, biefes beſondere Recht in 
feiner ganzen Strenge angewandt zu fehen unb burch unjere Ergebenbeit für 
die Kirche geleitet, würben wir ohne Zweifel nicht dazu ſtill ſchweigen koͤnnen, 
wenn ſolche Thatſachen den Feinden bes Heil. Stuhles als Vorwand bienen 
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würden; aber unſere Anweſenheit in Rom, welche uns in dieſer Beziehung 
gebieteriſche Berflichtungen auferlegt, trägt dazu bei, bie Beziehungen der bei⸗ 
ben Regierungen zu einander delikater zu geſtalten und ihrer gegenſeitigen 
Empfindlichkeit Nahrung zu geben. So ofien nun auch dieſe Unzuträglt s 
feiten vor Augen liegen, fo haben wir uns doch nit von ber Mifjion, bie 
wir übernommen haben, abmenden laſſen. Der heilige Bater hatte keine Armee, um 
feine Autorität im Inneren gegen bie Pläne ber revolutionären Partei zu 
ſchützen; anbererfeits berrfchten auf ber Halbinfel bie beunrubigenditen Ab: 
figten im Beziehung auf den Bejik ber Stadt Rom, welde die italienijche 
Regierung ſelbſt ſowohl durch ben Mund ihrer Minifter im Parlamente, als 
in ıbren diplomatiſchen Mittheilungen als Hauptſtadt Staliens reclamirte, 
So Lange diefe Anſchauungen das Cabinet von Turin beherrſchten, mußten 
wir befürchten, baß wenn unfere Truppen zurüdgezogen würden, bas Gebiet 
bes heil. Stubles Angriffen ausgefeht wäre, denen zu ne bie päpft- 
liche Regierung nit im Stande fein würde. Wir wollten ihr bie Stüße 
unferer Armee erhalten bis bie Gefahren biefer von feiner Ueber⸗ 
legung geleiteten Beftrebungen uns befeitigt fchienen. Heute, Herr Graf, 
find wir über den glüdliden Wechſel erftaunt, ber fich In biefer 
Beziehung in ber allgemeinen Kage ber Halbinfel funb gibt. 
Die italienihe Regierung ift feit zwei Jahren bemüht, bie letzten Trümmer 
jener Verbindungen verfchwinden zu machen, welche, durch bie Umſtände be⸗ 
ünftigt, außerhalb ihrer Thätigfeit ſich gebilbet hatten und deren Pläne 
— * gegen Nom gerichtet waren. Nachdem fie dieſelben offen befämpft, 
ift fie dahin gelangt, folche aufzulöfen, und fo oft biefelben ſich zu teconfti- 
tuiren verfuchten, hat fie leicht ihre Gomplotte zu vereiteln gewußt. 

„Die italienische Regierung bat fich nicht darauf befchränft, zu verhindern, 
daß eine irreguläre Gewalt jih auf ihrem Gebiet organifiren Tonnte, um 
de unter päpitlicher Herrſchaft ſtehenden Provinzen anzugreifen, fie bat auch 
ihrer Rolitit gegenüber bem päpftliden Stuhl eine mehr mit ben inter: 
nationalen Pflichten im Cinflang fiehenbe Michtung gegeben. Sie bat aufs 
gehört in ben Kammern das Programm aufzuſtellen, welches abfolut Rom 
zur Hauptflabt Italiens erflärt und an uns über biefen Gegenitand peremp⸗ 
toriſche Erflärungen zu richten, welde früber fo häufig waren, Andere 
Ideen haben bei beijergefinnten Geiftern Raum gewonnen, unb juchen nad 
und nad das Uebergewicht zu erlangen. Indem es darauf verzichtet, mit 
Gewalt bie Verwirklichung eines Projeftes zu verfolgen, welchem wir 
entfchlofjen find, uns zu wiberfegen, und ba es anberentbeils nit Turin als 
Sip einer Autorität beibehalten kann, beren Gegenwart au bem Ceutralpunkt 
des neuen Staates nothwendig ift, hat das Turiner Gabinet ſelbſt bie Abficht, 
bie Hauptftabt in eine andere Stadt zu verlegen gezeigt. 

„In unferen Augen, Herr Straf, ift diefe Eventualität von großer Wichtig: 
teit für den heiligen Stuhl fowohl ale für bie Faijerliche Regierung; benn 
wenn fie fich verwirflichte, fo wärbe eine newe Lage entiteben, welche nicht mehr 
biefelben Gefahren barbietet. Nachdem wir von Stalien Garantien erhalten 
baben, welche wir für unfere Nflicht hielten, zu Gunften bes heiligen Stubles 
ge en Angriffe von außen feftzufegen, bleibt uns nur noch übrig, ber päpft= 
iden Regierung bei Bildung einer Armee behilflich zu fein, welche zahlreich 
genug und fo gut organifirt fein muß, um die Autorität ber Regierung im 
Innern tefpectirt zu machen. Sie würde uns geneigt finben, ihr bei ber 
Recrutirung mit allen Kräften beizuftehen. Ihre jebigen Hilfsmittel, wir 
wiffen es, erlauben ihr nicht eine beträchtliche Cffectivftärfe zu unterhalten; 
aber Uebereinlommen ließen ſich treffen, durch welche der heilige Stuhl von 
einem Theil ber Schulb befreit würde, beren Zinfen zu zahlen er bis jetzt 
noch für feiner Würde angemeffen hält. Auf diefe Weile in ben Befig von 
bebeutenden Summen gelangt, nach Imen von einer ihm ergebenen Armee 
pertbeibigt, nach Außen durch bie Verpflichtung, welche wir von Stalien ver: 
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langt haben, geſchützt, würde die päpſtliche Regierung ſich wieder in eine 


Stellung geſetzt ſehen, welche, da ihre Unabhängigkeit und Sicherheit gewahrt, 


uns erlauben würde, der Gegenwart unſerer uppen in ben romiſchen 
Staaten ein Ziel zu ſetzen. So würden auch bie Worte bes Kaiſers zur 
Wahrheit werden, welche er anı 12. Yuli 1861 an ben König von Stalien 
richtete: Ich werde meine Truppen fo lange in Rom Iaffen, als E. M. fich 
nicht mit dem Papft verföhnt Hat, oder jo lange, als ber heilige Water 
bie Staaten, welche ihm bleiben, von einer regulären oder trregulären 
Macht bedroht fieht". Dies find, Hr. Graf, bie Bemerkungen, welche uns 
eine aufmerkfame und gewiflenhafte Prüfung ber gegenwärtigen Verbältnifie 
an bie Hand gibt, und welche dem römischen Hof mitzuiheilen bie kaiſerliche 
Regierung für zeitgemäß hält. Der heilige Stuhl fleht gewiß mit uns auf: 
richtig ben Augenblid berbei, wo der Schuß unferer Waffen nicht mehr zu 
feiner Sicherheit nötbig fein würde, und er wieder — ohne Gefahr für bie 
großen Sntereffen, welche er vepräfentirt — die norınale Stellung einer un: 
abhängigen Regierung einnehmen Tarın. Wir duben baber das Bertrauen, 
baß er ben Gefühlen, welche uns leiten, volle Gerechtigfeit wiberfahren läßt, 
und in biefer Weberzeugung bevollmächtige ich Sie, bie Aufmerkſamkeit bes 
Kardinal Antonelli auf die Betrachtungen, welche ich Ahnen auseinander 
geſetzt habe, zu lenken.“ 


15. Sept. Abſchluß der Convention zwiſchen Frankreich und Italien be: 


23. 


züglih Rom: 

„Art. J. Stalien verpflichtet ſich, das gegenwärtige Gebiet des Papftes 
nicht anzugreifen unb jelbft mit Gewalt jeben von Außen darauf verfuchten 
Angriff zu verhindern. Art. I. Frankreich wirb feine Truppen allmälig nad 
Maßgabe ber Neorganifation ber päpftlichen Armee zurüdziehen. Die Räu: 
mung foll in zwei Jahren vollzogen fein. Artifel II, Die ital, Regierung ver: 
zichtet auf jede Reclamation gegen bie Bildung einer päpftlichen Armee aus 
einer zur Aufrechtbaltung ber Autorität bes 5, Vaters und der Ruhe im 
Innern unb an ber Grenze genügenben Zahl von Tatholifchen Freiwilligen unter 
ber Borausfegung, daß biefe Macht nicht in ein Angriffsmittel gegen bie 
Halienifche Regierung ausarte. Artikel IV. Stalien erklärt fich bereit, in ein 
Vebereinfommen zu treten, nach welchem es einen verhältnißmäßigen Theil der 
Schuld der früheren Kirchenftaaten übernimmt. Artikel V. Die gegenwärtige 
Vebereintunft wird nach Verfluß von vierzehn Tagen vatificirt fein.” 

Protocoll vom gleihen Tage: „Die Convention vom 15. September 
wird nur alsbann erecutoriiche Kraft haben, wenn ber König bie Verlegung 
ber Hauptftabt bes Königreihs in eine fpäter durch ben König zu beitim: 
mende Stabt becretirt haben wird. Die Verlegung ſoll in einer Friſt von 
ſechs Monaten vom Abſchluß ber Konvention an flattfinden. Das gegenwär: 
tige Protocol hat bie gleiche Wirkjamkeit wie die Convention.” 


„ Dep. Drouyn be l'Huys an den franzöſ. Geſandten in Turin 


über bie Convention v. 15. d. M.: 

„... Die Convention vom 15. September entſpricht unſeres Erachtens 
allen Erforderniffen ber refpeftiven Lage Italiens und Roms. Sie wird, wir 
hoffen es, dazu beitragen, eine Verföhnung zu befchleunigen, weldye wir von 
ganzem Herzen berbeimünfchen, unb die ber Kaifer felbit im gemeinſamen 
zuterele des heiligen Stuhles wie Italiens anzuempfehlen nicht aufgehört bat. 

obald ber Fortſchritt der Unterhandlungen die Hofmung auf Erfolg recht: 
fertigte, habe ih Sorge”getragen, dem römifhen Hofe bie Erwägungen mit: 
zutbeilen, denen wir in biefer Angelegenheit gefolgt find, und ich habe an den 
Geſandten J. M. die in Abſchrift beiliegende Depefche gerichtet. Ich habe mich 
beeilt, ihm bie Unterzeichnung ber Convention anzufündigen und ihm Kenntniß 
von beren Paragraphen zu geben, um bie Regierung Seiner Heiligfeit hiervon 
zu unterrichten, 
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„Ach Hoffe, daß ber römifche Hof unſere Motive und die Garantien wür⸗ 
digen wird, welche wir in feinem Intereſſe ftipulirt haben. Wenn er beim 
erden Anblid geneigt fein follte, ein Uebereinkommen mit ungünfligem Auge 
zu betrachten, welches wir mit einer Macht, bie von ihm burch die Erinnerung 
an noch neue Beſchwerden getrennt ift, abgeichloffen haben, fo wird ihm wenig- 
fiens, wir zweifeln nicht baran, die Unterjchrift Frankreichs die Gewißheit geben, 
daß die Engagements vom 15. September gewiffenhaft unb loyal ausgeführt 
werben.” 

30. Sept. Vuitry wird durch kaiſerl. Decret zum Präfidenten des Staats: 


raths, Rouland zum Gouverneur ber Bank von Frankreich ernannt. 


7. Oct. Großer Wechſel in der Belebung der Gefandtihaften: Herr 
Benebetti wird zum Geſandten in Berlin ernannnt. 


28. „ Der Kaifer befucht das ruſſiſche Kaiferpaar in Nizza. Kalte Be 
gegnung. 

30. „ Hr. Drouyn de lHuys präciſirt in einer Depeſche an ben franz. 
Sefandten in Turin die Auffaffung der Convention vom 15. Sept. 
von Seite des franz. Cabinets der Depeſche bes italienijchen Unter: 
bändler8 vom gleihen Tage gegenüber. 

„... Aus den Morten: „Rechte ber Nation“, „nationales Streben”, liest 
troß aller Borficht, mit welcher bie Sprache fie umgeben bat, fich Jeder heraus, 
was er fürditet oder was er wünſcht. Ohne Zweifel hat man einige Mühe, 
fih zu erflären, wie das italienifche Königthum ſich eines Tags in Rom be: 
finden fol, wenn basfelbe fich doch ſelbſt das Dortbingeben zu verbieten jcheint; 
denn ſolche Ausfichten gehen doch nicht auf natürliche Weile aus ber Prüfung 
einer Convention hervor, welche bie Verlegung der Hauptftabt bes Königreichs 

nad Florenz fiipulirt und das päpftliche Gebiet gegen jeben bewaffneten An⸗ 

griff ficher ftellt. Dieſe fubtilen Probleme beirren nicht wenig bie Bemüther. 
Es iſt Sache ber Ereigniffe, dieſelben zu ftellen. Die Aufrichtigfeit wie 
bie Klugheit geftatten es nicht, vorzeitig bie Löſung berfelben in leeren 
Hypotheſen zu fuchen... Zu dieſem Behufe habe ich in meiner Correſpondenz 
und in meinen münblicyen Beiprehungen alle Aufflärungen gegeben, welche 
geeignet find, tollfühne und beleidigende Folgerungen abzuſchneiden. Diele 
Aufflärungen find in folgenden Propofitionen zufammengefaßt: 

„1) Zu ben gewaltfamen Mitteln, deren Anwendung Stalien fi) verboten 
pet, muß man bie Manöver revolutionärer Agenten auf dem päpftlichen Ge: 
tete rechnen, ſowie jede Hetzerei, die aufftändiiche Bewegungen bajelbft hervor⸗ 
rufen wollte 2) Die moralifchen Mittel, deren Anwendung Stalien fich vor: 
behalten bat, befiehen einzig in ben Kräften ber Eivilifation und 
bes Kortfchrittes. 3) Die einzigen Beftrebungen, welche ber Hof von 
Zurin als legitim anfieht, find biejenigen, welche bie Verſöhnung Staliens mit 
dem Papfithume zum Gegenftanbe haben. 4) Die Verlegung der Hauptfladt 
tft ein ernitliches Pfand an Frankreich; fie ift weder ein vorläu iges 
Austunftsmittel nod eine Marfhftation auf dem Wege nad 
Rom. Diefes Pfand zurüdnchmen, bieße ben Vertrag vernichten. 5) Die 
Propofitionen des Herrn Grafen Savour im Jahre 1861 enthielten nichts von 
biefer Clauſel in Bezug ber Hauptftabt; außerdem beſchraͤnkten fie bie Armee 
bes heiligen Baters * eine beſtimmte Zahl und ſtellten unſern Truppen zum 
Abmarſch eine Friſt von 14 Tagen. Man wird ben beträchtlichen Unterſchied 
nicht verkennen, der zwiſchen dieſen Propoſitionen und der September⸗Ueber⸗ 
einkunft beſteht. 6) Der Fall einer Revolution, die von ſelbſt in Rom 
ausbrechen ſollte, iſt in der Convention nicht borgeleben. Für diefe Mög« 
lichkeit behält Frankreich fi die Freiheit feines Hanbelns vor. 
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7) Das Turiner Cabinet behält die Politik des Herrn Grafen Cavour bei. 
Nun, dieſer berühmte Mann hat erklärt, daß Rom mit Italien vereinigt und 
Hauptſtadt desſelben nur werden könne mit Zuſtimmung Frankreichs. 

„Das find, Herr Baron, bie verſchiedenen Punkte, die ich in meinen Be: 
ſprechungen mit dem Herrn Ritter Nigra behandelt Habe, und über bie wir, 
wie mir fchien, in Uebereinſtimmung find. Sicherlich verlange ich nicht, daß 
er biefe ergänzenden Erflärungen in jeinen Bericht aufnimmt. Noch weniger 
will ich ihm einen Vorwurf daraus machen, baß er in jeinem Document weder 
gegen bie Anwendung binterliftiger Mittel Verwahrung eingelegt, noch ben 
Sturz ber päpftlihen Herrfhaft in Folge eines Aufſtandes im 
Innern, ben Manöver von Außen nicht hervorgerufen, vorgefehen hat. Wie 
ber Herr Geſandte von Stalien babe ich, wie das meine Korrejpondenz be: 
weit, gedacht, daß die Würde ber Eontrahirenden und das Anftanbsgefühl es 
durchaus nicht geftatten, in diplomatifchen Aktenſtücken Vorausannahmen zu 
machen. Mebermaß von Vorberehnung wird in gewilfen Fällen zur Belei- 
digung.“ 


2. Nopo. Hr. Drouyn de l'Huys und der italien. Geſandte Nigra ſuchen 


ſich in Gegenwart des Kaiſers über ihre gegenſeitige Auffaſſung der 
September⸗Convention zu verſtändigen: 

Dep. an ben franz. Geſandten in Turin: „... Wie dem aber 
auch fei, fo war ich mit Herrn Nigra ber Anficht, dag das beſte Mittel zur 
befinitiven Hebung diejer abweichenden Meinungen das fei, in Gegenwart bes 
Kaifers neue Aufflärungen auszutaufchen. Dies iſt biefen Morgen gefcheben. 
Wir haben bie Conferenz durch Vorleſung des Berichtes von Herrn Nigra 
eröffnet, und ich gab Kenntniß von meinen Tepeichen, denen Seine Majeftät 
die Zuftimmung zu ertheilen gerubt hatte. Der italienifhe Herr Geſandte 
bat bierauf ein Schreiben vorgelejen, das er am 30. besjelben Monats an 
den italienifchen Minifter des Auswärtigen gerichtet Hatte, und worin er, 
indem er bie vom Turiner Gabinette eingegangenen Verpflichtungen barlegt, 
auf die Bemerkungen antwortet, zu denen jeine Tepeiche vom 15. Sept. mid 
vefanlaßt hatte. Sch habe auf unjere früheren Erklärungen zurüdgewiefen 
und verjchiedene in meiner Depefhe vom 30. refumirte Punkte, welde ich 
beftätige und worauf ich mich beziehe, der Prüfung noch einmal unterworfen. 
Ueber jeben diefer Punkte haben wir uns einverjtanben gefunden.“ 

„ Niederlage ber Regierung bei einer Wahl zum gejeßgeb. Körper 
im Marne-Departement. 


1. Dec. Dep. Drouyn de l'Huys an den franz. Gefandten in Rom: 


7. 


9. 
14. 


„Die Aufnahme, welche Ihrer Mittheilung zu Theil ward, und bie Be— 
merkungen, welche fie ſowohl Seitens bes Papſtes, als Seitens feines erften 
Miniſters Hervorrief, Fonnten Sie nicht in Erftaunen fegen, und es ift gerade 
deshalb, weil bie Haltung, welche ber heilige Stuhl bis jetzt beobachtet, ung 
nicht geflattete, eine formelle und direfte Zuſtimmung zu den Beitimmungen 
bes Altes vom 15. Sept. zu erhoffen, daß wir es für befjer gehalten haben, 
fie nit von ihm zu verlangen. Dieſe Betrachtung, welche fih der Tapft 
nad) reiflicher. Meberlegung ſelbſt machen wirb, ift eine hinreichende Antwort 
auf bie Art von Vorwurf, ben Se. Heiligkeit darüber auszubrüden fcheint, 
daß wir ihm nit im Voraus unfere Abfichten mitgetbeilt haben.“ 

„ Proceß der XIII (bez. Wahlverfammlungen), Der Appelhof von 
Paris beftätigt das Urtheil erfter Inſtanz. 

„ Der Senator Moquard, ber Cabinetschef des Kaifers +. 

„ (Algier). Beendigung der Erpebition im Süden. General 


Juſſuf kehrt nach Algier zurück. 
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15. Dec. Niederlage der Regierung bei einer Wahl zum geſetzgeb. Körper 
in Cognac. 

21. „ Der Kaiſer ernennt ben Staatsrath Conti zum Chef ſeines 
Kabinets, Hrn. Pietri zu feinem Privatfecretär. 

24. „ Ein taiferl. Decret ernennt den Prinzen Napoleon zum Mitglied 
und Vicepräfidenten des Geh. Raths. 


15* 


5. Stalien. 


1. Jan. Der König drüdt beim Neujahrsempfang ber “Deputation ber 
Kammern fein Bebauern darüber aus, daß bas Jahr 1863 Feine 
günftige Gelegenheit für die Erlöſung Italiens geboten habe, meint 
aber, da am Horizonte des %. 1864 europäilde Berwidelungen 
von allerdings noch unbeftimmter Geftalt ſich zeigten, die leicht die 
erwünjchte Gelegenheit bieten könnten; das Land könne auf ihn 
zählen, wie er auf das Land zähle. 

12.” „ Die Deput-FKammer befließt mit 150 gegen 46 Stimmen bie 
Verlängerung des Gefebes Pica gegen das Brigantenwejen in Neapel 
bis Ende April und genehmigt mit 168 gegen 28 Stimmen einen 
Borfhuß von 1 Mil. Fr. zu Herftellung von Landitraßen in ber 
vom Brigantaggio namentlich heimgeſuchten Provinz Bafilicata, 

18. „ Der Auftizminifter bringt in ber Deput..ammer einen Geſetz⸗ 
entwurf behufs Unterbrüdung fait ſämmtlicher Klöfter und Auf: 
hebung des Zehntens ein. 

21. „ Ein Manifeft Garibaldi’s feßt ein neues Kentral-Actionscomite 
ein. Ale Blätter, bie es aufnehmen, werden mit Bejchlag belegt. 
Der Minifter des Innern erläßt ein Circular gegen die Umtriebe 
der Actionspartei. 


11. März. Debatte der II. Kammer über das Gteuer-Ausgleihungs- 
geſetz. 

17. Pärsſchub von 23 neuen Senatoren, um der Regierung im Senat 
die Majorität für das Geſetz bezüglich Steuerausgleichung zu ſichern. 

19. „ Die Deput.Kammer nimmt ben Geſetzesentwurf zu Ausgleichung 
ber Grundfteuer mit 194 gegen 123 Stimmen an. 

21. „ Garibaldi geht über Malte nad England. 


26. April. Die Deput.Kammer genehmigt ben Hanbelövertrag mit Belgien 
mit 187 gegen 18 Stimmen, ben DBertrag wegen Ablöfung bes 
Scheldezolles mit 187 gegen 16 Stimmen. 

28. April, Die Deput.:tammer genehmigt bie Verlängerung des Gejches 
Pica gegen das Brigantenwejen in Neapel bis zum 31. Dec, d. 3. 
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3.7. Mai. Debatte ber IL Kammer über Garibalbi gelegentlich einer 
Beſchlagnahme Garibaldifer Fonds und Waffen. Die Regierung 
wieberholt ihre früheren Erklärungen, daß fie nöthigenfalls Waffen: 
gewalt anwenden werde, um ſchmerzliche Ereigniffe zu verhüten. Die 
Kammer gebt „burd bie Erklärungen des Minifteriums befriedigt‘ 
zur Tagesorbnung über. 

9. „ Garibaldi hifft aus England wieder in Caprera ein. 

12.714. Moi. Neue Debatte der II. Kammer über bie gefammte aus: 
wärtige Politik, namentlih bie römische Trage. Die Kammer geht 
fhließlich über alle Anträge zur einfachen Tagesordnung über. 

18./19. Mai. Zmeitägige Debatte ber II. Kammer über den “Peters: 
pfennig. Die Kammer geht ſchließlich aud darüber zur Tages 
orbnung über. 

21. „ Die II. Kammer befchließt, eine Unterfuhhungscommiflion bezüglich 
Beitehungen bei Abſchluß bes Vertrags über Erbauung der fühlichen 
Eiſenbahnen niederzufeßen. 

25. „ Debatte ber II. Kammer über das Militärbudget für 1864. 
Erflärung bes Kriegsminifters General della Rovere über bie milt- 
tärifche Lage bes Landes, 

31. „ Minghetti kündigt der II. Kammer die Emiffion der vom lebten 
Anlehen reitirenden 200 Mill. an. 


5. Yun. eier des Nationalfeftes. Die meiften Bifchöfe haben auch in 
biefem Jahr ihren Klerus angewiefen, fi baran in feiner Weife 
zu betheiligen. 

8. „ Budgetbebatte des II. Kammer: Der ganze Militäretat für 1864 
wird ohne die geringfte Rebuction nach kurzer Berathung ange⸗ 
nommen. 


9. ,„ Die Regierung legt den Kammern das Budget für 1865 vor. 
Dasfelbe ergibt ein Deficit von 288 Dil. 

17. „ Die italienifhe Regierung ergreift bie günftigen Dispofttionen_ 
Frankreichs, um bemjelben ein fürmliches Bertragsproject behufs ber 
Räumung Roms burdy bie franzöf. Truppen vorzulegen. 

Dep. des Ritters Visconti VBenofta, Minifters ber ausw. 
Angelegenheiten an ben Ritter Nigra, ital. Gefanbten in 
Baris: „Baron Malaret ift gefommen, um mir eine Depeiche vorzuleien, 
durch welde Se. Erc. Herr Drouyn de l'Huys auf bie verfchiebenen Mittheis 
ungen antwortet, bie Sie ihm in meinem Namen über bie römiſche Trage 
gemacht haben. In biefer Depeſche erkennt ber Faiferliche Minifter ber aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, baß bie Megierung bes Königs alle Anftrengungen 
gemacht hat, um bie Gemüther zu beichwichtigen und die beftehenden Schwie- 
rigfeiten zu bejeitigen. Indem Herr Drouyn be ae unferen Abfichten 
Gerechtigkeit widerfahren Yäßt, erflärt er, bie franzöfiiche Negierung wünſche 
ihrerfeit® auch jehnlihft eine Annäherung zwifchen ber Regierung bes Königs 
mb bem Hofe von Rom, unb baß er mit allen feinen Wünſchen den Augen- 
bi berbeirufe, in bem bie Verhaältniſſe bie Näumung bes römiſchen Gebietes 
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durch die franzoͤſiſchen Truppen geſtatten werben, ohne Beeinträchtigung ber 
Intereſſen, deren Wahrung Frankreich zur Aufgabe gehabt hat. Er fügt hin⸗ 
u, die Ehre der franzöſiſchen Regierung ſei eingeſetzt, die Beſetzung ſo lange 
—— zu laſſen, als die Sicherheit des heiligen Vaters nicht genügende 
Bürgſchaften erhalten haben wird. Doch macht Se. Excellenz mit Recht 
—B aufmerkſam, daß meine früheren Depeſchen keinerlei et 
Vorſchlag enthalten, und er fließt mit der Verfiherung, daß bie franzöfiiche 
Negierung ftets geneigt fein werbe, bie Mittheilung ber Vorſchläge anzu: 
— welche nad) feiner Meinung geeignet wären, die große Aufgabe ber 
eziehungen bes heiligen Stuhles zum übrigen Stalien zu löfen. 

„Ich habe mich beeilt, Hrn. v. Malaret für feine Mittheilung zu danken, 
und ich benuge die Gegenwart des Marchefe Pepoli in Paris, um ihn zu 
bitten, feine Anftrengungen mit ben Ihrigen zu vereinigen und mündlich bie 
Anträge zu vervollfländigen, welche die Regierung bed Königs der Taiferlichen 
Regierung zulommen zu Yaffen wünfdt. In meiner Depeihe vom 9. Juli 
1863 habe ich al8 Grundlage ber zu erzielenben Verftänbigung bie Anwen: 
bung bes Grundſatzes ber Nichteinmifhung auf Das römiſche Gebiet wie auf 
das übrige Italien bezeichnet. Die Aufrechthaltung ber Nichteinmifchung ifl 
in ber That einer ber politifchen Grundfäge, welche Stalien wie Frankreich 
gemeinfchaftlich find; biefer Grundfag Tann um fo beifer zum Ausgangspunfte 
biefer beiflichen Unterhanblungen gewählt werben, als einerfeit ber Kader 
in feinem Briefe an Herrn Thoupenel, auf ber andern Seite Graf Cavour 
befien Anwendbarkeit auf das römiſche Gebiet anerfannt haben. Indem wir 
die Abberufung ber franzöfifhen Truppen zum Hauptgegenftande bes Ber: 
gleiches machen, über welchen wir verhandeln, gehorchen wir Teinerlei ehrgei⸗ 
zigen ober interefjirten Nüdfichten (pröoccupations). Wie ich bei verſchie⸗ 
denen Gelegenheiten zu erflären bie Ehre gehabt, Italien fieht noch immer in 
einer Uebereinſtimmung mit bem heiligen Stuhl das befte Mittel, ben Be: 
ftrebungen der Nation zu genügen. Diele Nebereinſtimmung, welche ber bebe 
ud ber Politik des Kaifers geweien ift und für melden Frankreich Tein 

pfer gefcheut bat, find wir entichloffen, zu verfolgen, unb wir haben noch 
nicht die Hoffnung aufgegeben, fie zu erreihen. Wir find auch bereit, dem 
heiligen Stuhle die nöthigen Bürgichaften zu gewähren, bamit ex fi in bie 
Bedingungen der Stille und Ruhe (calme et trangquillite) verſetzt fehenb, 
welche für die Würde unb Unabhängigkeit feiner Berathungen unerläßlich find, 
mit Hilfe ber Zeit unb ber Umftänbe - biefer bee ber Verführung zugäng: 
licher werbe, welche anzurufen wir niemals aufgehört haben. 

„Diefe Bürgſchaften müffen meiner Meinung nad in ber Verpflichtung 
beftehen, welche die Regierung bes Königs einzugeben bereit ift, das römifche 
Gebiet nicht anzugreifen, noch zu geftatien, daß e8 angegriffen werbe, weber 
burch eine regelmäßige, noch durch eine unregelmäßige Armee; außerbem in 
bem Verſprechen, feine Einjprüche zu erheben gegen bie Bilbung einer regel: 
mäßigen Armee, unter ber Bebingung jeboch, dab biefelbe von der romiſchen 
Regierung zu einem ausſchließlich befenfiven Zwecke organifirt wir. Um 
endlich noch befier darzutbun, daß eine birefte Webereinfinmmung mit bem 
heiligen Stuhl in unferen Augen ſtets bas befte Mittel zur Löfung ber gegen: 
wärtigen Schwierigkeiten ift, würde bie italienijche Regierung fich verpflichten, 
fih wegen Uebernahme eines verhältnißmäßigen Antheilee ber auf bie bem 
Koͤnigreiche Italien annectirten Provinzen fommenden Staatsſchuld bes ehe: 
maligen Kirchenſtaates zu verflänbigen (emtrer en arrangement). 

„Indem ich Ihnen dieſe jummarifchen Betrachtungen auseinanderfehe, 
ſpreche ich faſt wörtlich ben Inhalt der Artikel aus, deren Tert Sie bier 
beigeichlofien finden, und auf welde Sie bie Aufmerkſamkeit Sr. Erc. bes 
Tatferlichen Miniſters ber auswärtigen Angelegenheiten leuten wollen. Die 
Vorſchlaͤge, welche fie enthalten, finb übrigens den von Sr. Maj. ben Kaiſer 
und von beifen Ütegierung gekannt. Wie Sie willen, bildeten biefelben bereits 
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bie Grundblagen ber vertraulichen Unterbandlungen, welche ber Graf Cavour kurze 
Zeit vor feinem Tobe begonnen hatte. Die Ereigniſſe biefer Testen Jahte haben 
unferer Anſicht nad bie Nothwenbigfeit unb Zeitgemäßheit biefer Grundlage 
eines Vergleiches noch klarer gemadt. Die Belegung Roms durch bie fran- 
zöfifchen Truppen hatte nach ben feierlichen Erflärungen bes Kaifers und feiner 
Minifter zum Zwecke, eine Annäherung zwifchen Stalien und bem römiſchen 
fe herbeizuführen. Da biefer Zwed bis jetzt nicht erreicht werben Tonnte, 
anbelt es ſich darum, bie Bürgfchaften, mit welchen Frankreich bis jet ben 
heiligen Stubl umgeben Bat, durch andere Bedingungen materieller unb mo: 
raliſcher Sicherheit zu erfegen, welche nicht das nationale Gefühl ber Staliener 
verlegen, noch einen fchlagenden Verſtoß (derogation flagrante) gegen bie 
Grundſätze find, welde bie Bafis bes öffentlichen Rechtes in Italien und in 
Frankreich bilden. Wir werben uns glücklich ſchätzen, zu erfahren, daß Se. 
Majeſtät ber Kaiſer ben Vorſchlag annimmt, welchen wir feiner ernithaften 
Betrachtnahme unterbreiten. Wenn dieſes Projekt nicht darauf abzielt, un: 
mittelbar die große Aufgabe ber Beziehungen bes heil. Stuhles zum König: 
reih Stalien zu Idfen, ſo erreicht es unferer Meinung nach ein praftiicheres 
Ziel. Es bietet das einzige Mittel bar, um allmälig zu einer Löfung 
der römiſchen Frage zu gelangen burd ben langſamen, unfehlbaren 
Triumph jener moralifhen Kräfte, welche das italienifche Barfament in feinen 
Abftimmungen angerufen bat, d. 5. durch bie fortfchreitende Anmwenbung ber 
Grundlage bes Rechts und ber religiöfen Freiheit.“ 


17. Juni. Garibaldi geht auf der Yacht bes Herzogs v. Sutherland von 


19. 
20. 


21. 


27. 


28. 


22. 


Caprera nach Iſchia ab. 
„ Eroffnung des ital. Nationalſchießens in Mailand. 

„ Debatten des Senats über den Oefebesentwurf behufs Ausgleihung 
der Grundſteuer. Graf Revel macht einen Gegenvorſchlag. Die 
Regierung erklärt, baß fie bie Annahme desielben als ein Mißtrauens⸗ 
votum anjehen müßte. Dennod wird ber Antrag mit einer Mehr: 
beit von nur 27 Stimmen zu Gunften ber Regierung abgelehnt. 
„ Debatten des Senats über ven Gefebesentwurf behufs Ausglei- 
hung der Grundfteuerr. Graf Ponza di San Martino ftellt bie 
Alternative: entweder bie offenftehenden Fragen Roms und Venedigs 
zur Xöfung zu bringen, b. 5. das Schwert zu ziehen, ober aber bie 
Entwafinung eines großen Theils der Armee vorzunehmen, als bas 
einzige Mittel, um bas übermäßige Budget zu vermindern. Der 
Senat genehmigt ſchließlich ben Geleßesentwurf mit 96 gegen 55 
Stimmen. 

„ Die IL Kammer genehmigt das gefammte Budget ber Ausgaben 
für 1864 mit 142 gegen 60 Stimmen. 

„ Der Ag. Saracco interpellirt bie Regierung in ber II. Kammer 
über bie Finanzlage des Staates, indem er erflärt, da das Lanb an 
einem folgenfchweren Wendepunkt ftehe, baß bie Exiſtenz des Staates 
felhft auf dem Spiele ftehe und daß nad feiner Anſicht mur zwei 
Auswege möglich feien, der eine ber Action, ber andere einer neuen 
Anleihe. 

„ Crllärung bes Minifterpräf. Minghetti über bie fyinänglage bes 
Landes und bie Stellung zu ben Parteien, 
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— Juni. Unterhanblungen der Regierung mit dem Haufe Rothſchild über 
den Verlauf der Staatsbahnen. 


5. Juli. Die II. Kammer ertheilt dem Minifterium gegen bie Interpel⸗ 
lation Saracco mit 182 gegen 126 Stimmen ein Bertrauensvotum. 
8 „ Die II. Kammer nimmt mit 181 gegen 45 Stimmen das Geſetz 
an, das bie bisher vom Militardienft befreiten Studierenden ber 

Theologie dazu beranzieht. 

415. „ Debatte ver II. Kammer über die Eijenbahnbeftehungen. Baftogt 
und vier andere in bie Angelegenheit verwidelte Abgeordnete legen 
ihr Mandat nieber. Die Kammer nimmt ben Antrag des Aus: 
Ihufjes mit 152 gegen 10 Stimmen an (43 Mitglieder enthal- 
ten ſich ber Abflimmung). 

21. „ Garibaldi trifft von Iſchia wieder in Caprera ein. 

22. „ Dertagung ber Kammern. 


5. Aug. Ein kgl. Decret dehnt die Anmwenbung bes Places auch auf 
diejenigen Handlungen der Biſchöfe aus, weldhe Ernennungen von 
Oekonomen, Pfarrern und geiftlihen Vicaren oder Verfügungen über 
bie geiftlihen Güter enthalten. Ä 

28. „ Italien anerkennt das neue Kaiſerthum Merico: der König nimmt 
bie Erebitive eines Vertreters bes Kaiſers Mar entgegen. 


15. Sept. Konvention zwiſchen Frankreich und Stalien bezüglich Verle⸗ 
gung ber Hauptiftabt nach Florenz und Räumung Roms durch bie 
Franzoſen (|. Frankr.). 

Bericht des ital. Geſandten in Paris, Ritters Nigra, über 
ben ganzen Gang ber Unterhandlungen und bie Tragweite ber ab: 
geſchloſſenen Konvention für Stalien: 

n +. Wenige Tage vor dem Tode bes Grafen Cavour iſt die Nebe von bem 
Projefte eines Vertrages zwiſchen Italien unb Frankreich geweſen, ber im 
Weſentlichen enthielt: Daß Frankreich feine Truppen aus Stalien abberufe — 
daß Italien fih verpflichtet, das gegenwärtige päpflliche Gebiet nicht anzu⸗ 
reifen, jeden äußeren Angriff gegen biejes Gebiet jelbft mit Gewalt zu ver: 
Binbern — baß bie italientiche Regierung ſich jeben Einſpruch gegen die Or⸗ 
ganifirung einer päpftlichen Armee, beftehend aus einer beftimmien Anzahl von 
Soldaten, unterſage; diefe Armee wird ſelbſt aus Freiwilligen von katho⸗ 
liſchen Ausländern gebilbet werben — daß Stalien ſich bereit erflärt, in Unter: 
Banblung zu treten, um einen verhältnigmäßigen Antbeil der Staatsſchuld ber 
früheren päpftlichen Staaten auf ſich zu nehmen. Der Tob bes Grafen Cavour 
unterbrach diefe erjten Unterhandlungen. Die Verwaltungen, bie biefem erlauch⸗ 
Staatsmanne nachfolgten, habe ſämmtlich Verſuche gemacht, um bie Unter: 
bandlungen in biefem Sinne wieber aufzunehmen , aber bie Taiferlidde Regie 
rung glaubte nicht, daß ber geeignete Augenblid bereits gekommen fei... Am 
9. Juli 1863 haben Ew. Ercellenz, die damalige Verhandlung des Parlaments 
als Beranlafjung benutend, eine Depefche an mich gerichtet, worin Sie ver: 
langten, daß bie Unterhandlungen wieber bei bem Punkte aufgenommen wür: 
ben, wo Graf Cavour fie gelaffen Batte, und daß biefelben auf ben Grunbfag 
ber Nichteinmifchung geftügt werben. Ew. Ercellenz erklärten, baß bie Re 
gierung bes Königs bereit fei, bie Verpflichtung zu übernehmen, baß Feine 
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regelmäßige ober umnregelmäßige Gewalt bas päpftfiche Gebiet überfallen werbe. 
Diefe Depeſche bildet ben Ausgangspuntt ber lekten Phaſe ber Unterhanb- 
Iungen, welde foeben zum Ziele geführt haben... Erſt im verflofienen Juni 
antwortete Herr Drouyn be l'Huys in amtlicher Weiſe auf meine wieberholten 
Borftellungen (Instances successives), bie ihm zu machen ich beauftragt ges 
weien. Er richtete an ben Baron Malaret eine Depeiche, welde Ew. Excel: 
lenz vorgelefen wurbe. Durd eine Depefche vom 17. besjelben Monats nah⸗ 
men Ew. Ercellen; , indem Sie mir ben Anhalt ber Mittheilung bes Baron 
Malaret befannt gaben, Alt von ber günftigeren Gefmnung ber franzöfiichen 
Regierung, und fendeten mir bann ben Entwurf eines Arlikels, welcher im 
Welentlihen bem alten Projefte bes Grafen Cavour entfprad. Ew. Ercellenz 
fündigten mir zu berfelben Zeit an, daß Sie, bie Gegenwart bes Marcheſe 
Pepoll in Baris benutzend, dieſen gebeten haben, feine Anftrengungen mit ben 
meinigen zu vereinigen und mündlich bie Borfchläge zu vervollfländigen, welche 
bie ierung bes Könige ber franzöfiſchen Regierung zukommen zu laſſen 
wüniche. 

„Marchefe Pepoli und ich, wir haben ber franzöfifdgen Regierung ben Ber: 
trags-Entwurf vorgelegt; wir haben zu verfdiebenen Malen die Grünbe aus: 
einanbergefeht und entwidelt, mit welden bie Regierung be Könige ihre 
Vorſchläge unterjtügt hat. Der kaiſerliche Minifter antwortete, indem er ver: 
fiderte, daß bie franzöfiiche Regierung ſtets gewünſcht habe, ihre Truppen aus 
Rom zurüdziehen zu können, baß fie felbige aber in ber That nicht eher zu⸗ 
rüdziehen Tünnte, als bie bie Regierung bes König Bürgſchaften amgeboten 
babe, welche geeignet find, ben heiligen Stuhl gegen jeben Verſuch eines Leber: 
falles vollfommen ficher zu flellen. In ber Dieinung ber franzöfiihen Re⸗ 
gierung mußte das Berfprechen ber italienifchen Regierung, bas päpftliche Ge: 
biet weder anzugreifen noch angreifen zu laſſen, burdy eine tbatfächliche Bürg⸗ 
[haft ergänzt werben, welche geeignet wäre, ber Tatbolifhen Meinung das 
Vertrauen einzuflößen, daß bie vorgeſchlagene Uebereinfunft auch wirffam jein 
werde. Bei ber Prüfung der Bürgfchaften biefer Gattung hatten bie italie- 
nifchen Unterhänbler bie ausbrüdliche Weifung bekommen, jede Bebingung 
zu verwerfen, welche ben Rechten ber Station zumiber ift (de rejeter toute 
condition qui efit &t6 contraire aux droits de ls nation). Es Tonnte 
fomit weber bie Rebe von einer Entfagung ber nationalen Beftrebungen, noch 
von einer Gefammtbürgichaft der Tatholifden Mächte, noch von ber Beſetzung 
eines Punktes bes römifchen Staatsgebietes durch bie franzöfifchen Truppen 
als Pfandbes ber Vollziehung unſerer Verſprechungen bie Rede fein. Für uns 
ift die römifhe Frage eine moraliſche, welche wir durch moraliſche Kräfte zu 
fihern ſuchten. Wir nahmen alſo ernftlih und mit Ehrlichkeit die Pflicht 
auf uns, keine gewaltfamen Mittel zu gebrauchen, welche eine Frage bieler 
Art nicht Iöfen würden, Aber wir fönnen uns nicht verfagen, auf bie Kräfte 
ber Givilifation und bes Kortichrittes zu rechnen, um zur Verſöhnung bes 
Papſtthums mit Italien zu gelangen, einer Verſöhnung, welche bie franzö⸗ 
ſiſche Einmiſchung nur erichwert und in weite Ferne rüdt. 

„Die franzöfiihe Regierung, obgleich fie ben Werth biefer Betrachtungen 
anerfennt, erflärte auf's Neue, daß es ihr unmöglich fei, ben Entwurf anzu: 
nebmen, wenn berjelbe nicht durch irgenb eine thatjächliche Bürgichaft begleitet 
merben würde. Es geſchah bamals, daß Marchefe Pepoli, die innere Lage 
Stalins in Bezug auf bie römifche Frage barlegend, bem Kaifer fagte, bob, 
abgefehen von ber Trage, um bie es fich gegenwärtig Banbelt, und aus poli⸗ 
tifch = ftrategifchen unb abminiftrativen Gründen, bie Regierung fi mit ber 
Möglichleitäfrage beichäftige, ben Sit ber Regierung von Turin nad) einer 
andern Stabt bes Königreiches zum verlegen. So lange bie römijche Frage 
in einer Periode ber Ungewißbeit ohne Annäherımg zu einer Löfung ſchwebe, 
fo unterbrecge biefe Ungewißheit jelber das Stadium ber Möglichkeit einer 
folgen Maßregel. Daß aber, wenn bie Mebereinkunft zu Stande käme, er 
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figer ſei, daß bie Regierung gerabe in Betrachtnahme ber inneren politiſchen 
Lage, wie fie durch ben Vertrag geſchaffen wurde, die Abſicht Babe, dem Könige 
zu biefem Entſchluſſe zu rathen, indem bie Mothwenbigfeit eines wirkfameren 
Einfluffes (action plus efficace) auf alle Theile bes Landes und felbft um: 
jere Stellung zu Rom fich zu ben ſtrategiſchen Gründen geſellen würben, um 
ihn zu empfehlen. Es ſchien dem Kaiſer, baß biefer Entſchluß, einmal ge: 
faßt, ben Zweck, ben man vor Augen babe, erreichen würbe. Se. Majeflät, 
indem Sie von dem Verſuche ber Verlegung bes Megterungsfises ſprachen, 
fagten, daß, wenn bas ber Gedanke ber Regierung bes Königs ill, wenn das 
ber Wunſch ber italienifchen Nation ift, viele Schwierigkeiten, die uns in biefer 
wichtigen römiſchen Frage trennten, befeitigt wären... Wir beftanden darauf, 
baf die franzöfifche Regierung außerhalb dieſer Thatſache, bie weientlich als eine 
Frage ber inneren Ordnung zu betrachten fei, ben Entwurf einfach annehme. 
Aber bie franzöfifche Regierung blieb bei ihrer bereits bem Marcheſe Pepoli 


gegebenen Antwort und erllärte, bad, falls Die Regierung bes Königs fidh 


entfchließe, ben Regierungsfiß anderweitig zu verlegen, ber fofortigen Unter: 
zeichnung ber Webereinkfunft fein Hinderniß entgegenfiche. 

„Der Marcheſe Bepoli reilte nach Turin und legte bie Angelegenheit ber 
ber Regierung vor. Damit bie Megierung bes Königs einen Entihluß fallen 
konne, war es notbwenbig, ben Zeitraum feflzufeßen, in welchem bie franzd- 
file Beſetzung aufhören jolle. Die Taiferliche Regierung erklärte, dieſer Ter: 
min Tönne nicht weniger al® zwei Jahre beitragen. Die Anftrengungen ber 
ttalienischen Unterbhänbler, um diefen Zeitraum kürzer zu maden, find obne 
Ergebniß geblieben. Da bie Regierung nad reiflidder Erwägung beſchloſſen 
Batte, bie Uebereinkunft mit ber Claufel der Regierungsverlegung anzunehmen, 
wurben Marchefe Bepoli unb ich beauftragt, biefen Alt abzuſchließen, unb 
man verjahb ung # biefem Behufe mit der nöthigen Vollmacht. Marcheſe 
Bepoli kam ben 14. in Paris an, ben 14. wurde bie Rebaktion bes Artikels 
feftgefeßt und heute ben 15. wurbe die Uebereinkunft unterzeichnet. 

„Urtifel 1 ift fo beibehalten worben, wie er im Project des Grafen Cavour 
eribalten war. Artikel 2 enthält die. Berbindlichfeit Frankreichs, feine Truppen 
aus den päpftliden Staaten allmälig unb in dem Maße. zurüdzuzieben, als 
bie päpftlicdde Armee organiſirt fein wird; aber ber lebte Termin ber Räu- 
mung tft auf zwei Jahre anberaumt. Artikel 3 ift fo, wie ihn ber Entwurf 
bes Grafen Gavour gab, mit ber einzigen Ausnahme, daß flatt bie Zahl ber 
Streitfräfte zu beffimmen, welche bie päpfiliche Armee bilden jollen, man über: 
eingefommen ift, baß biefe Streitfräfte nicht ein Ungriffsmittel gegen bas ita- 
lieniſche Gouvernement bilden bürfen. Außerbem murben bie Worte „bie 
Ruhe der Grenze” hinzugefügt, um bie Verpflichtung ber päpfllichen Regierung 
anzubeuten, baß fie ihre Grenze nicht zu einem SZufluchtäorte für das Räu⸗ 
berweien darf werben laſſen. Auch Artitel 4 ift äbnlich dem Entwurf bes 
Grafen Cavour. 

„Bas nun bie Glaufel ber Verlegung betrifft, fo konnte biefelbe nach ber 
Anfiht der Regierung des Könige Teinen integrirenden Theil ber Convention 
bilden; man kam baher überein, fie in einem getrennten Protocolle nieberzulegen, 
beffen Original Ew. Groellenz ebenfalld bier anliegend finden wird, Durch 
Anwendung biefer Form bat man barthun wollen, baß eine derartige Maßregel 
für uns ein wefentlich ber inneren Politik angehöriges Factum ſei, welches 
weit ber Gonvention nur dadurch Gemeinjchaft haben Tonnte, daß es eine neue 
Lage fchuf, in welcher Frankreich eine Garantie erblidte, die ihm bie Rückbe⸗ 
—8 ſeiner Truppen erlaubte, und zugleich ein Unterpfand, daß Italien 
auf bie Anwendung gewaltfamer Mittel zur Occupation Roms verzichte. 

„Ausdrücklich wurde in unſeren Conferenzen mit dem franzöſiſchen Be⸗ 
vollmächtigten bemerkt, daß bie Convention nicht mehr noch weniger 
bedeuten folle unb Tönne, als was fie fage, das heißt, daß durch 
bie Convention Stalien fi - verpflichte, auf jebes gewaltjame Mittel zu 
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verzichten. Eben fo haben wir erflärt, daß biefe Gonventien aus bem Prin⸗ 
cip ber Nichtintervention folge, berart, daß bie fünftige Politik Italiens 
bezüglich Roms barin beftehe, das Princip ber Nichtintervention zu beobachten 
und beobachten zu laſſen und alle Mittel moraliſcher Art anzuwenden, um 
bie Verfähnung zwiſchen Stalien und bem Papſtthum zu ewreihen auf ber 
durch ben Grafen Cabour audgeiprochenen Grundlage ber freien Kirche im 
freien Staate, 

„Solipergeftalt wurben dieſe langen ımb ſchwierigen Verhandlungen abge- 
ſchloſſen, welche fortwährend die Männer beichäftigt haben, bie fi ſeit Con⸗ 
flituirung des Königreiches bie heute im Ratte bes Königs gefolgt finb. 
Betrachtet man die heutige politifche Lage, ben Stanb ber öffentlichen Meinung 
in Franfreih und bem Tatholiihen Guropa, vergegenwärtigt man ſich bie 
Stärke ber durch bie röomiſche Frage angeregten Leibenichaften unb bie 
Schwierigkeiten, welche fie in Ztalien hervorgerufen bat, fei es in bes inneren 
Politik, ſei es in feinen internationalen Beziehungen, namentlid mit Frank⸗ 
reich, jo iſt es Mar, daß bie Negierung bes Könige bie fchwerfie Verantwortung 
vor ber Nation und ber Geſchichte auf fi) geladen, wenn fie eine Verein: 
barung nicht gefchlofien Hätte, beren Endzwed bas Ende ber franzöſiſchen 
Dccupation ift, und die von uns nichts fordert, als den gewaltſamen 
Mitteln zu entfagen, bie ſchon durch Das Parlament ausgeſchloſſen worben find.” 

17. Sept. Eine Art von Kriegsrath unter dem Vorfite bes Koͤnigs ſpricht 
fih für die Verlegung ber Hauptftabt nad Florenz aus. 

20/22. Sept. Unruhen in Turin und gewaltfame Unterbrüdung berfelben. 
— Die Regierung ruft bie Kammern auf ben 5. Och. zufammen. 

Beriht bes Minifteriums an ben König: „... In bem 
Augenblid, in welchem wir bie Verwaltung antraten, fand fi die römifjche 
Frage in einem folden Stanbe, baß es wenig angemeffen, ba es unnüß 
war, unmittelbare Verhandlungen barüber anzuknüpfen; die Megierung 
erwartete baber einen paffenberen Zeitpuntt. Nach den Verhandlungen im 
Parlament, welche ber Regierung als Leititern bienen müflen, ſollte bie roͤmiſche 
Frage lebiglich durch moralifche Mittel geläft werben, bie Regierung Jolie in 
Webereinftimmung mit Sranfreich verfahren, um die Anwendung bes Richtinter: 
ventionsprinzipe zu erhalten. Der Kaifer Napoleon wunſchte immer, feine 
Truppen aus Rom zurüdziehen zu können, nicht bloß, weil bies ben Prin- 
cipien des Öffentlichen Medhte entſpricht, auf welden das Kaiſerreich beruht, 
jonbern auch weil bie Wieberauferfiehung Jtaliens einer feiner hauptſoͤchlichſten 
NRubmestitel iſt. Aber ber Kaifer glaubte, die Macht, die feine Waffen feit 
fünfzehn Jahren ſchützen, nicht plöglih im Stich Iaffen zu Fönnen. Um bie 
katholiſchen Gewiſſen zu berubigen, mußte bie Regierung veripredien, das 
päpftlihe Gebiet nicht anzugreifen und Angriffe irregulärer Banden an ber 
Grenze zu verhindern. Dieſes aufrichtig gegebene und fiueng zu haltende 
Verſprechen zerfiört weber, noch mindert es das Recht und bie 
Beſtrebungen der Nation, aber es iſt ein Ausdruck der Nothwendigkeit, 
einzig durch moraliſche Kräfte ben Trinmph ber nationalen Idee herbeizu⸗ 
führen... Während bie Regierung €. M. ſich mit ber roöomiſchen Frage 
beſchaftigte, hat fie bie penetianiſche Frage nicht vergeſſen. Oeſterreich 
befindet ſich in Venetien in einer ber feſteſten Poſitionen, welche die Natur und Kunſt 
geſchaffen hat, und ſeine Armee gehört nach Zahl, Werth und Material zu 
ben vorzüglichſten Heeren Europas. Wenn fie in dieſem Augenblick auch das 
Königreich Stalien nicht bebrobt, fo Minen fi) doch Mianzen bilden umb 
Eventualitäten können auftauchen, beren Gefahren man ohne Auffchub ent» 

egentreten muß. Saum war bas zenigrig Sttalien unter bem Scepter ber 
—** Dynaſtie vereint, fo dachte E. M. auch ſchon daran, ein allgemeines 
Defenfinfyftem zur Vertheibigung bes neuen Königreich zu ſchaffen. E. M. 
urtheilte vollkenanen richtig, daß ur durch ein gut combinistes Defenfinfuften 
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unfere militaͤriſche wie polttifche Unabhängigkeit gefidhert werben könnte. Es 
ift augenfcheinlich, daß das Defenfivfyitem ber alten ſardiniſchen Staaten nicht 
basfelbe für Stalien fein fonnte. Die öfterreichifche Stellung, bie Nähe ber 

. franzdfiihen Grenze, das Ergebniß der Abtretung Savoyens an Frankreich 
erbeifchten, baß ber Sitz der Regierung, welder in ben mobernen Kriegen 
fo große Wichtigkeit bat, und welder unter ben befonberen Umflänben, in 
benen fi Stalien befindet, für biefes Lanb noch von größerer iſt, von Zurin 
in eine in bdiefer Beziehung befjer gelegene Stabt verlegt werde. Unter ben 
vornehmften Städten bes gegenwärtigen Beſitzthums bes Königreichs iſt es 

unſtreitig Ylorenz, weldes burdy feine topographiſche vage und bie Po⸗ unb 
Alpenlinie, bie es bedt, die günftigften Bedingungen barbietet. Die oberften 
Tührer der Land: und Seemadt, von E. M. deßfalls beratben, find berjelben 
Anficht geweien, und es fcheint unumgänglich, auf biefer Bafis bie von E. M. 
im Sum gehabte Organifation ber Vertheibigung bes Königreich® aufzurichten. 
Diefer Beihluß, auch durch Gründe der inneren Orbnung motivirt, fhließt 
ſich eng an den Bertrag, beilen Schlußfolgerungen er möglicherweife bildet. 
Nach Außen und befonders in ben Augen Frankreichs wird er einen Beweis, 
ein Pfand für bie Feſtigkeit unferes Entichluffes, auf jede Gewaltthat gegen 
das Papſtthum zu verzichten, liefern. in anberes Reſultat wird fein, daß 
bie Kraft ber moralifchen Deittel, deren ſich Stalien bebienen wirb, um fo 
beijfer auf Rom einwirfen fann, ba ber Sitz ber Regierung näher, 
bie Verbindungen häufiger und die Gemeinſamkeit ber Intereſſen unb Ge: 
wohnbeiten eine ältere und innigere fein wird.“ 

23. Sept. Der Minifter Peruzzi richtet ein Schreiben an den Präfecten 
von Mailand, worin berjelbe beftimmt ermächtigt wirb, ver Behauptung 
entgegenzutreten, als enthalte die Convention mit Frankreich einen 
Derziht auf Rom: 

v. +. Die Regierung hat feine andere Verpflichtung übernommen als bie, 
„Rom weber jelbft anzugreifen noch angreifen zu laſſen.“ Die Verlegung 
ber Hauptſtadt ſei weientlich eine militärische Maßregel. Bon allen Garan- 
tien, welche e8 bem Kaiſer ber Franzoſen ermöglichten, feine Zruppen aus 
Rom fortzuziehen, fei dies bie einzige, weldye habe geboten werben können, bie 
feinen Berziht auf die Grundſätze, keinen Widerfpruch gegen die Beichlüffe ber 
Parlamenis enthalte u. |. m.” 

„ n Kntlaffung bes Minifteriums Mingbetti. General Lamarmora wirb 
bom König mit ber Bildung eines neuen Minifteriums beauftragt. 

— „ Das neue Minifterium verfchiebt den Zufammentritt des Parlaments 


vom 5. auf den 24. Och. 


11. Oct. Der GStaatsprocurator Tehnt die Eingabe mehrerer Turiner 
Advocaten und Bürger, melde bie @inleitung einer Unterſuchung 
gegen den Minifter Peruzzi und ben Generalfecretär Spaventa wegen 
ber Ereigniffe am 21./22. Sept. verlangen, ab. 

21. „ Ein tgl. Decret rebucirt die Kriegsflotte von zwei Divifionen auf 
eine. Für bie Reduction bes Landheeres werben umfaflende Bor: 
bereitungen getroffen. 

24, „ Cröffnung bes Barlaments. m Turin berricht vollkommene Ruhe. 
Die Regierung legt ber Deputirtenfammer bie biplomatifche Corte: 
ſpondenz über die Convention vom 5. Sept. und einen Geſetzesentwurf 
bezügli ber Verlegung der Hauptitabt von Turin nad, Florenz bor, 
wofür ein vorläufiger Credit von 7 Mill. verlangt wirb. Der 
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Präfident der Kammer theilt ihr mit, daß brei Geſuche für eine 
Unterfuhung wegen ber Ereignifle vom 21. und 22. Sept. einge: 
gangen feien. Die Regierung erflärt, daß fie fi im Princip einer 
folden nicht widerjeße, wohl aber, daß eine Discuffion über einen 
fo aufreizenden Gegenfland vor dem Botum über ihre Vorlagen 
ftattfinde. Die Unterfuhung wird darauf befdloflen, ohne daß ein 
aufreizendes Wort laut geworben wäre, unb bie Dringlichkeit ber 
Regierungsvorlage anerkannt. 


30. Oct. Depefhe des ital. Geſandten in Paris an feine Regierung: 


31. 


„. + » Herr Drouyn de l'Huys bat mir offen geitanden, daB bas, was in 
meiner Depefche geichrieben ftehe, wahr fei. Aber ex fügte binzu, daß ber In⸗ 
halt meiner Depeſche vom franzöfifchen Gefihtspunfte aus in mehreren Punkten 
verpolftändigt werden wmüfje. . . Herr Drouyn be !’Huys ift ber Meinung, 
daß von „Beflrebungen“ (aspirations) reden, nachdem man ſich gewaltjame 
Mittel, nah Rom zu fommen, unterjagt habe, die Parteien glauben machen 
heiße, man behalte fih unterirbifche Wege vor. Ich habe erwibert, daß 
nicht8 in meiner Depefche zu einer ſolchen Auslegung Beranlaffung geben 
fönne, daß wir und ausbrüdiich das nationale Streben vorbehalten, aber auch 
zugleich deſſen Richtung und Zweck genau beflimmt hätten; baß ich meine 
Regierung zu beleidigen geglaubt haben würbe, wenn ich auch nur einen 
einzigen Augenblid die Nothwendigkeit einer bejonderen Erflärung in biejer 
Hinſicht ftatuirt Hätte. Die unterirdiſchen Wege, von benen Hr. Drouyn 
be l'Huys fpricht, haben nichts gemein mit ben moraliſchen Kräften ber 
Kivilifation und des Fortichrittes, die wir anrufen, um zu einer Verſoͤhnung 
Staliens mit dem Bapfttbume zu gelangen. Herr Droyn be l'Huys hat 
daran erinnert, daß in ben Sonferenzen von ber einen wie von ber anderen 
Seite erflärt worden war, man bürfe fi nicht mit bem Falle beicäftigen, 
daß, trog der redlichen Ausführung bes Vertrages von Seiten Frankreichs und 
von Seiten Staliend, bie päpftlihe Regierung nicht mehr durch fich felber 
fortbeftehen Tönnte und ſich unmöglich machte; dieſe Eventualität werbe eine 
neue, von ber Convention unabhängige und außer ber Vorausficht ber con⸗ 
trabirenden Theile liegenbe herbeiführen. Die beiden Regierungen be: 
bielten fi für biefen Fall vor, fi, wenn berjelbe eintreten 
follte, alle $reiheit ber Handlungeiner= wie anbererfeits zu 
bewahren. Dieſer von Sr. Erc. erwähnte Borbehalt iſt volllommen 
begründet, und ich habe Bedacht genommen, ihn feiner Zeit zur Kenntniß ber 
Töniglihen Regierung zu bringen. Aber ich hielt mich nicht verpflichtet, in 
meiner für bie Deftentlichfeit beſtimmten Depefche darauf zurüdzufommen, 
und zwar aus zwei Gründen: eritens mußte ich, ba bie Bevollmächtigten 
anerfannt hatten, fie Eönnten unb bürften fi) mit einer Eventualität dieſer 
Art nicht näher befaffen, gleichen Grund haben, e8 eben jo in meiner Depeſche 
zu machen. Zweitens konnte ich es micht über mich bringen, bie Borausficht 
des Falles ber päpſtlichen Regierung einzig und allein buch ihre eigene 
Schuld und Ohn macht ber öffentlichen Discuffion zu überliefern. ‘Freilich 
it biefe Eventualität möglich; aber wenn man auch fortan alle fünftigen 
Möglichkeiten im Auge behalten muß, fo ziehen wir es boch vor, mit unjeren 
Gedanken bei ber Möglichleit einer Verfiändigung zwiſchen bem Papſtthum 
und Stalien zu verweilen, . ." 


„ Telegramm bes ital. Gefandten in Paris an feine Regierung: 


„Meine Depeiche vom 15. September bat verfchtebene Auslegungen gefun= 
ben und Herm Drouyn de l'Huys zu zwei Depeſchen Veranlafjung gesehen. 
Aus ben zwifchen ibm und mir in loyaler Weife gewechfelten Erklaͤrungen 
ergibt fi, daß, wenn bie Regierung bes Königs fih vor ber Kammer in ben 
durch meine Depeiche vom 15. September angebeuteten unb burch meine Des 
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peſche vom 30. October nüher bezeichneten Brängen Hält, fie feitens ber 
taiferlichen Regierung nit desavouirt werden wird.“ 

31, Det. Der König verzihtet auf 3% Mill, feiner Eivilfifte zu Gunften 
bes bebrängten Stantsjchakes. 

— „ Eine große Anzahl von Erzbiſchöfen und Biſchöfen aus ben ver 
ſchiedenen Provinzen des Reiche proteftirt gegen ein Gircular be 
abgetretenen Minifters Pifanelli, welches die geiftlihen Seminarien 
ber allgemeinen Oberauffiht bes Staates unterworfen hatte. 


— Nov. General Cialdini Täßt die dfterr. Grenze forgfältig befeben, um 
jeven Zuzug zu ben Aufftändifchen in Friaul zu verhindern. 

4. „ Der Yianzminifter Sella legt dem Parlament die verzweifelte 
Finanzlage des Staates dar und verlangt die Genehmigung einer 
Reihe ſchwerer Steuerhöhungen, fowie bie Vorausbezahlung ber 
Grundfteuer für 1865, um bem drohenden Staatsbankerott zu ent 
gehen. — Der Miniſter des Innern Lanza legt einen Geſetzesent⸗ 
wurf vor, ber Turin 1,067,000 8% Rente als Entfhäbigung für 
bie Verlegung der Hauptftabt gewährt. — Der Yuftizminifter Vacca 
zieht den Gefebesentwurf bez. der geiftlihen Orden zurüdf und ver: 
ſpricht, nach genommener Rüdiprache mit dem Finanzminifter bald 
einen andern vorzulegen. 


7. „ Beginn der Debatte über die Frage ber Verlegung der Haupt: 
ſtadt. Der Abg. Ferrari ftellt die Präjubicialfrage, indem er verlangt, 
daß bie Convention felbft dem Parlament zur Annahme oder Ber: 
werfung vorgelegt merbe. 

Dep. Lamarmora’s an ben Geſandten in Paris als Antwort auf 
die Dep. Drouyn be l'Huys v. 30. Det.: 

„... Die Minifter bes Königs haben ben Willen, und fie wiſſen, baß fie 
auch bie Kraft Haben, ben Bertrag pünklich und unverlegt auszuführen. Ihr 
Entichluß ift in dieſer Beziehung nicht bloß durch bie Loyalität geboten, welche 
verlangt, daß bie von einer Regierung übernommenen Verpflichtungen gebal- 
ten werben, und durch bie Erkenntlichkeit und bie Freundſchaft, welche Italien 
mit Frankreich verbinden, ſondern auch durch bie perjänliche Ueberzeugung 
eines jeben von ihnen, baf die beſte Politik für Italien in der volfländigen 
Ausführung ber Convention vom 15. September beftehe.... Ber Vertrag 
vom 15. Sept. genügt vollfiändig ben Erforderniſſen der Lage in Bezug auf 
das Papſtthum, indem er Frankreich und ber katholiſchen Welt beſtimmte 
Bürgfchaften gibt. Wenn Stalien, durch bie Verpflichtungen, bie es übernom- 
men bat, auf bie Anwendung von Gewaltmitteln verzichtet bat, fo wirb es 
noch vielmehr alle jene -untericbiichen Wege vermeiben, deren Erwähnung, ich 
muß e3 geflehen, in ber Depeſche bes Taijerlichen Minifters der auswärtigen 
Angelegenheiten ich nicht ohne Schmerz bemerkt habe, und an bie andy nur 
zu benfen, wir von uns weifen. Aber es ift nicht minder wahr, baß It a⸗ 
lien volles Bertrauen zu der Wirkſamkeit ber Eivilifation 
und bes Fortſchrittshegt, beren Macht allein hinreichen wird, 
wir haben bie feite Zuverſicht, jeine Beftrebungen (aspira- 
tions) zu verwirflihen. In Betreff ber olgen, welche bie Wirkſam⸗ 
feit ber Elemente der Givilifation und bes Fortſchritts herbeiführen können, 
kann jebe ber beiben contrahirendben Mächte ihre befondere Meinung haben 
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und feſthalten; aber ich vermag nicht einzufehen, wie biefe Meinung noch ben 
Gegenftand einer praktischen Grörterung abgeben Tönnte, fobalb nur Italien 
auf das Beflimmtefte erklärt, daß, wenn feine Beitrebungen (aspiratiuns) 
ſich verwirklichen follten, dies ficherlich nicht geichehen werde durch eine that: 
ſächliche Verlegung des Nerirages von Seiten feiner Regierung. Und welches 
find, außer ber firengen Beobachtung ber Convention, bie nationalen Beſtre⸗ 
bungen Italiens? Herr Droyun be l'Huys hat beabfihtigt, fie in feiner oben 
gedachten Depeſche zu beſtimmen und zu präcifiren. Die Regierung bes Kö⸗ 
nigs fieht fi) mit Bedauern außer Stande, dem kaiſerlichen Miniſter ber 
auswärtigen Angelegenbeiten auf dieſes Gebiet zu folgen. Die Beſtrebungen 
(aspirations) eine® Landes geheren bem nationalen Gewiffen an und können 
nad unferer Anficht, unter Teinem Rechtstitel Gegenflanb einer Verhandlung 
zwiſchen zwei Regierungen werben, was auch bie Bande fein mögen, welche 
bie legteren mit einander verbinden... Was bie Bedeutung angeht, welche bie 
Regierung des Königs ber Verlegung ber Hanptſtadt beilegt, fo babe ich, 
Herr Minifter, nichts zu thun, als die Thatfachen felber reben zu laſſen. Die 
italieniiche Regierung bat bie Ausführung biefer Bertragsbebingung , welche 
vielleicht die ſchwerſte und zartefte aller von uns durch bie Webereinfommen 
vom 15. September übernommenen Verpflichtungen ift, ſchon vorbereitet. 
Vorbehaltlich der Berathungen bes Parlaments wird binnen wenigen Monaten 
Florenz die Heuptitabt Italiens fein. Was fpäterhin in Folge von Eventu: 
alitäten, welche in den Bereich ber Zukunft gebören, fich ereignen kann, das 
fann beute beide Regierungen noch nicht beichäftigen. Mit Recht bemerkt 
Herr Drouyn de l'Huys: „Den Ereigniflen ift es überlaflen, dieſes Problem 
zu fielen.” .... Schließlich babe ich, Herr Miniſter, weil Herr Drouyn de 
l'Huyo bie Initiative hierin ergriffen, der Eventwalität noch zu gebenten, baß 
auf freien Antrieb in Rom eine Revolution ausbräche und die weltliche Macht 
bes heil. Vaters umftürzte. Der Taiferlihe Minifter ber auswärtigen Ange: 
legenheiten behält in biefem Falle vollkommene Kreibeit ber 
Aktion für Frankreich dor; Italien feinerfeits madt be: 
greiflich Denjelben Vorbehalt...” 


8.NG. Die IL Kammer verwirft die Präjubicialfrage bezüglich ber 


13. 


45. 


16. 


17. 


18. 
19, 


Septemberconvention und beichließt, in die Diseuſſion der Megie- 
rungsporlage einzutreten. Commiſſionalbericht Mosca. 

„ Debatte der IL. Kammer über die Verlegung ber SHeuptftabt. 
Rebe Lamarmora's beziglih Rom und Benebig. — Die Linke halt 
nad der Rede bes Minifterpräfibenten eine Parteiverſammlung: ein 
großer Theil derſelben erklärt, nunmehr für bie NRegierungsoorlage 
fiinunen zu wollen. 

„ Debatte ber IL. Kammer über bie Verlegung der Hanptitabt. 
Rede bes Minifterd Lanza. Lamarmora erläutert feine Aeußerungen 
v. 13. d. M. 

„ Das Militär ſprengt an ber öſterr. Oränze eine Banbe, welche 
den Aufftändiihen in Friaul zugiehen will, auseinander und nimmt 
fie gefangen. 

„ Der Finanzminifter Sella erklärt, daß bis zum 25. Nov. von 
ber Kammer und vom Senat. Borforge getroffen fein müßte, weil 
fonft die Staatsmaſchine nicht weiter fortarbeiten könnte. 

„ Die Regierung erflärt fi in ber offic. Big. gegen ben Aufſtands⸗ 
verſuch in Friaul. 

„ Schluß der Verhandlungen ber II. Kammer über bie Verlegung 
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der Hauptſtadt: die Regierungsvorlage wird mit 317 gegen 70 Stim⸗ 
men angenommen. Die Abſtimmung erfolgt unter lautloſer Stille. 
Turin iſt ruhig. 

21. Nop. Die I. Kammer nimmt die Finanzvorlagen Sella's mit 157 
gegen 77 Stimmen an. — Durdgreifende Reduction ber Armee. 

22. „ Die I. Kammer nimmt ein ihr von der Regierung vorge: 
ſchlagenes Geſetz bez. Abzüge an den Beamtengehalten an. 

23. „ Der Auftigminifter Vacca legt dem Parlament ein neues Geſetz 
bez. Aufhebung ber Klöfter und Ummanblung ber SKirchengüter in 
Staatsrenten vor: die gefammte Geiftlichleit fol in Zukunft auf 
Staatsbefoldung gejekt werben. 

24. „ Der Senat nimmt die Finanzgefeße GSella’s mit 108 gegen 
27 Stimmen an. 

29. .„ Beginn der Senatsbebatte über die Verlegung ber Hauptflabt. 


1. Dec. Senatsbebatte Über die Verlegung ber Hauptitabt. Rede La: 
marmora’s: er erflärt fich entſchieden gegen bie ital, Anjprüce über 
Benetien hinaus auf Wälſchtyrol, Trieft x. 

5. „ Senatöbebatte über die Verlegung ber Hauptſtadt. Rede bes 
Minifters Lanza gegen bie weltlihe Herrihaft des Papſtes. 

Die II. Kammer bewilligt die Entfhädigungsfumme für Turin 
ohne Discuflion. 

7. „ Der Kronprinz Humbert wirb zum Commanbanten ber Militär: 
bivifion von Neapel ernannt. 

9. „ Schluß der Senatsbebatte über die Verlegung der Hauptſtadt: 
ber Gefeßesentwurf wird mit 134 gegen 47 Stimmen angenommen. 

10. „ Auch der Senat votirt bie Entihädigungsfumme für Turin und 
die Verlegung bes Gaflationshofes von Mailand nad Turin. 

11. „ Die Regierung verlangt von ber II. Kammer bie proviſoriſche 
Genehmigung des Budgets für 1865 und verfpriht für bas befl- 
nitive Bubget eine Erfparung von 60 Mill, im Heerweſen. 

12. „ Der König unterzeichnet das Geſetz wegen Verlegung ber Haupt: 
ftadt nad Florenz. Bon biefem Tage an beginnt die zweijährige 
Frift zur Räumung Roms durch die Franzofen nad dem Wortlaut 
der Convention v. 15. Sept. 

Auch der Senat genehmigt den Gefegesentwurf über Abzüge an 
ben Beamtengebalten und Penfionen. 

15. „ Die IL Kammer verlängert das jog. Brigantengejeb bis Ende 
bes %. 1865. 

Die vom Kriegsminifter niebergefebte Commiſſion beantragt, 
fämmtlihe Carabinieri, die am 21. Sept. in Turin auf das Boll 
geihoflen, in Anklageſtand zu verjegen. Der Kriegsminifter geneb- 
migt zen Antrag und gegen 56 Gendarmen wird ber Proceß ein- 
geleitet. 
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Ein minifterieller Erlaß orbuet die Rebucirung bes Artillerie: 
perjonals und -Dlaterials auf den Friedensſtand an. 

17.Dec. Die DO. Kammer genehmigt das probiforifhe Budget für das 
erfte Quartal 1865 und vertagt fi bis zum 5. Januar. 

21. „ Ein tgl. Deeret genehmigt die Statuten der anonymen Gefell- 
Ihaft, welche fi) behufs des Verkaufs bes Staatsgüter gebildet 
bat. Dieſelbe macht dem Staate fofort einen Vorſchuß von 50 und 
bald darauf einen weiteren von 150 Mil. 

22. „ Ein tgl. Decret erflärt die Säcularifation der Klöfter, Seminare 

und anderer für die Staatsverwaltung nöthiger Gebäube in Florenz 

als durch bas äffentlihe Wohl geboten. 12 der größten Klöfter 
von Florenz werben, darauf geftübt, fofort in Beichlag genonmen. 

„Cardinal Andrea macht dem Kronprinzen in Neapel einen Beſuch. 

„Die in Neapel au von ber zweiten Inſtanz zum Tode verur- 

theilten Gebrüder La Gala (Aulis-Briganten) werben vom König 

zu lebenslänglihem Eiſen begnabigt. 

— „ Vom ganzen Betrage der Grunbfteuer für 1865 im Betrage 
von 121,118,328 8. find bis Ende 1864 95,695,095 L. theils 
durch die Steuerpflichtigen jelbft, theils unter ſchweren Opfern von 
ben Gemeinde- oder Provincialbehörden vorſchußweiſe an bie 
Regierung wirklich einbezahlt worben, alfo beinahe 80%. 


| ® 
* 


16 


e 
nom. 
23. Fehr. Kardinal Antonelli desavouirt im Namen des Papſtes ben Car: 
dinal de Bonald von Lyon wegen feiner Außerungen gegen bie 


franzöfifche Negierung bezüglich der Einführung der römiſchen jtatt 
der gallicanifchen Liturgie in der Diöcefe von Lyon. 


27. März. Fulminante Rede bes Papftes im Confiftorium gegen Rußlant. 
28. „ Der Papft autorifirt ein Anlehen von 2,500,000 Fr. confolidirter 
Rente zu 5 %, um das Deficit der Etaatsverwaltung zu beden. 


12. April. Entvedung eines angeblihen Gomplotts (Filibecks) gegen dag 
Leben des Papites. 


1. uni. Nach dem offiz. G. di Roma hat der Peterspfennig von 1860 
bis heute die Summe von 37,690,000 Fr. eingetragen. 

Der Municipalrati von Rom (72 Mitgl.) ift endlid ergänzt, 
indem ber Papſt die ihm zuftehenden 36 Crmennungen nun aud 
vollzogen hat. Der Papft nimmt demſelben den Eid ab. Veränberte 
Eibdesformel für den Senator der Stabt. 

16. „ Cardinal Andrea verläßt Rom unb gebt troß bes ausbrüädlichen 
Verbots des Papites, angeblih aus Geſundheitsrückſichten, nad 
Neapel. 


30. Juli. Encyelica bes Papſtes an die Erzbiſchöfe und Bilchöfe von 
Bolen. 

— Aug. Das Qudget des gegenwärtigen Kirchenftaats für 1864 weist 
eine Einnahme von 5,319,910 Scudi und dagegen eine Ausgabe 
von 10,728,123 Seudi auf, mithin ein jährliches Deficit, das bie 
gefammte jährlihe Einnahme überfteigt. 

24, „ Kin Runbfchreiben des Cardinals Altieri als Präfecten ber Amber: 
congregation an ſämmtliche Biſchöfe des Erdkreiſes erneuert im Auf: 
trage des Papftes das Mandat Leo XII, v. 26. März 1825, wonach 
bie Biſchöfe befugt fein follen, verberblige Bücher, welche in ihren 
Sprengeln herausgegeben ober verbreitet werben, zu profcribiren 


” 
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und zu unterbrüden, weil e8 unmöglich fei, alle in ben verfchiebenen 
Theilen des Erdkreiſes erjcheinenden gefährlichen Bücher unvermweilt 
auf den Inder zu eben. 


15. Sept. Frankreich fchließt mit dem Königreich Italien eine Convention 
bezüglich Räumung Roms durdy die franz. Occupationsarmee binnen 
zwei Jahren ab, ohne bie päpftl. Regierung zu ben Unterbandlungen 
zugezogen zu haben (j. Frankr.). 

21. „ Proclamation des fog. römiihen Nationalcomit6 bezüglich der 
Gonvention vom 15. Sept. zwifchen Frantreihd und dem Königreich 
Italien. 

238. „ Der Cardinal-Generalvicar Patrizi macht bekannt, daß es ber 

Mille Seiner Heiligkeit in dieſem ernſten Augenblicke ſei, daß ein 
Bußact begangen werde und ordnet das Nähere an. 

29. , Großartige Demonſtration ber Bevölkerung zu Gunſten ber 

franzöſiſch-italieniſchen Convention v. 15. Sept. 


18. Oct. Schreiben des Papſtes an ben Kaiſer Maximilian von Merico 
bezüglich der Forderungen der Kirhe bei der Reorganilation ber 
gefeglichen Zuftände Mericos: 

„. . . Wir hatten fon zu wiederholten Malen in öͤffentlichen Alten und 
bei feierlichen Anläffen gegen die Wegnahme und Zerftüdelung ber Kirchen: 
güter, fowie gegen bie Aufhebung ber geiftlihen Orden Einſprache erhoben, 
bie falſchen Grundfähe verdammt, welche ſich geradezu gegen bie Fatholifche 
Kirche richteten, und endlich unfer Verdict gegen verfchiebene andere Uebergriffe 
ausgeſprochen, bie man ſich nicht nur gegen geheiligte Verfonen, ſondern auch 
gegen bas Seelforgeramt und die kirchliche Disciplin felbft erlaubt. ... Von 

ag zu Tag haben wir mit Spannung ben erſten Regierungsakten Ew. 
Majeftät entgegengefehen, überzeugt, daß Sie ber von ber Revolution fo arg 
mißhandelten Kirche fchnelle und entjprechende Genugthuung gewähren würben, 
jei es, daß bie Geſetze aufgehoben, bie fie in das Joch ber Sclaverei gezwängt, 
oder daß neue Gefege erlaffen würden, bie geeignet wären, bie unbeilvollen 
Wirfungen jener Normen zu bejeitigen. Bisher find jeboch unfere Hoffnungen 
getäufcht worden (vielleiht nur, weil bie Schwierigkeiten zu groß find, bie 
fi ber Neugeftaltung einer fo zerrütteten Geſellſchaft entgegenftellen); wir 
ſehen uns deßhalb genötbigt, uns an Ew. Majeftät zu wenden unb an bie 
eigentliche Richtſchuur Ihres Handelns, an Ihre religiöfen Gefinnungen zu 
appelliren, ſowie enblih Ew. Majeftät an das Verfprechen zu erinnern, das Sie uns 
gemacht, daß Sie die Rechte der Kirche beſchützen und fchirmen wollen. Ew. Maj. 
begreifen wohl, baß wenn bie Kirche unter bem Drude belaffen und in ber Aus- 
übung ihres heiligen Berufes gehindert, wern die Geſetze nicht wiberrufen werben, 
welche ihr verbieten, bewegliches und unbewegliches Vermögen zu erwerben und 
zu befiten, und wenn man fortfährt, Kirchen zu zerftören und Klöfter 
zu unterdrüden; wenn man ben Erlös für die Kirchengüter an fie nicht 
zurüdftellt, ſondern ihn einer andern Beftimmung zuführt; wenn man Orbend- 
geiftlichen nicht wieder geftattet, das Ordenskleid zu tragen unb in Gemein- 
Ichaft mit einander zu leben, wenn biefelben vielmehr angehalten werben, im 
Lande zu beiteln und in armen und ſchlechten Verfteden zu wohnen; wenn 
man ben Blättern geftattet, ungeftraft bie kirchlichen Obern zu ſchmähen, bie 
Lehren der heiligen Kirche felbft anzugreifen — das 2008 ber Gläubigen und 
ber Nachteil der Kirche nicht diefelben bleiben, fonbern noch größer werben 
müffen, als fie e8 bisher gemwefen. . ; Hm Ihrem Wunſche entgegenzufommen, 
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fenden wir Ahnen unferen Vertreter, Er wird Ihnen mit Tebendigen Worten 
die Bein fchildern, die und die Meldungen verurſacht haben, die bisher zu 
und gedrungen, und Sie werden nod genauer davon unterrichtet werden, 
weldyes unfere Abfichten und ntentionen waren, als wir denjelben zu Ihnen 
fandten. Wir haben ihn zugleich beauftragt, in unferen Namen von Ew. 
Majeftät die Zurüdnahme der unheilvollen Gefege zu verlangen, die fo ſchwer 
auf ber Kirche Gottes Iaften, und im Vereine mit den Biſchöfen, beziehunge: 
weife mit uns ſelbſt, die Ordnung der kirchlichen Angelegenheiten anzubahnen. 
Ew. Majeftät wiſſen wohl, daß, um die der Kirche durdy bie Revolution ver: 
urſachten Unbilden wieder gut zu machen und berfelben fobald aly möglich 
eine glüdliche Zukunft zu fichern, vor Allem erforderlich iſt, daß die katho— 
lifhe Kirche mit Ausfhluß jeder andern Confeſſion zur Grund: 
lage und Stütze bes mericanifchen Neiches erhoben werde, daß bie Biſchöfe in 
ber Ausübung ihres Hirtenamtes vollfommen frei und unabhängig jeien, Die 
religiöjen Orden wieder hergeftellt und nach den von uns approbirten Normen 
organifirt werben, daß das Kirchengut anerfannt und Niemandem die Er⸗ 
laubniß ertheilt werbe, falſche und verberbliche Lehren zu verbreiten, daß 
ſowohl der öffentliche wie ber Privatunterricht ber Oberauf: 
fiht der Kirche unterworfen bleibe, und enblid die Kirche überhaupt 
von ben Feſſeln befreit werde, welche jie zu dem Staate in Nbbängigfeit 
fielen und feiner Willfür unterwerfen.“ | 


— Nov. Das offic. G. di Roma veröffentlicht Fein Telegramm aus Turin 


20. 
23. 


" 
m 


über die Verhandlungen des ital, Parlaments bezüglih der Con: 
vention vom 15. Sept. 

Seligſprechung des Jeſuiten Caniſius. 

Der Geſchäftsträger Spaniens überreicht dem Papſt fein Ab— 
berufungsichreiben. Der Rapft beauftragt ihn, feine Regierung zu 
einer entſchiedenen Haltung bezüglich ber Convention vom 15. Sept., 
namentlih zu Geltendmachung ihres Interventionsrechtes für den 
Tall bes Abzugs der franz. Truppen zu bewegen, und übergibt ihm 
ein eigenhändiges Schreiben an die Königin. 


8. Dec. Entdeckung eines neuen angeblichen Complotts (Gebrüder Baffi) 


gegen das Leben des Papſtes. 
Der Papſt unterzeichnet die Enchelica und ben Syllabus gegen 
bie fog. moderne Givilifation (ſ. 22. Dec.). 


21. „ Die päpftl. Regierung fließt mit dem Commanbanten ber franz. 


Occupationsarmee ein Uebereinfommen ab bezüglich Ueberlieferung von 
ca. 600 Sträflingen aus den ihr entriffenen Provinzen an die Re: 
gierung bes Königreichs Italien. 


22. „ DVeröffentlihung ber Encyelica und des Syllabus v. 8. Dec. 


Anordnung eines Jubiläums für das J. 1865. 

Encyclica: „. .. Ihr wißt wohl, ehrw. Brüber, daß es heutzutage 
nicht Wenige gibt, welche auf bie bürgerliche Geſellſchaft das gottlofe und 
alberne Princip bes fogenannten „Naturalismus“ anwenden und fih zu lehren 
unterfangen, „das nterefje des Staates und ber fociale Fortfchritt erforbere 
es durchaus, daß bie bürgerliche Geſellſchaft ſich conftituire und vegiere ohne 
ale Rückſicht auf Religion, wie wenn dieſe gar nicht beftünbe, ober doch ohne 
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maden.“ Ja fie ſtehen nicht an, im Wiberfpruche mit der Lehre ber BI. 
Schrift, der Kirde und ber bi. Väter, zu behaupten, „ber beſte Staat jei 
derjenige, wo man ber Staatsgewalt eine Verpflichtung, Schänber ber 
Tatholifchen Kirche mit geſetzlichen Strafen in Schranfen zu balten, nur in 
jo weit zuerfennt, als es bie öffentliche Ruhe erfordert.“ Won biefer durchaus 
falſchen Auffaffung der Staatsgewalt ausgehend, fcheuen fie ſich nicht, jene 
falſche, der Fatholiichen Kirche und dem Heile der Seelen fo ſehr nuchtbeilige, 
Schon von Unferm Torgänger Gregor XVI. ale Wahnfinn bezeichneten Meinung, 
daß nämlich bie Gewiffens-: und Eultusfreiheit ein jeden Menſchen 
eigenthümliches Necht fei, das in jebem wohlgeorbneten Staat durch das 
Geſetz ausgeſprochen und gewährleiftet werben fole, und baß bie Bürger ein 
Recht auf vollitändige durch Feine kirchliche ober ftaatliche Obrigkeit zu 
beſchränkende freiheit haben, alle ihre wie immer „gearteten Gedanken durch 
Wort und Schrift oder auf andere Weiſe vor aller Welt zu offenbaren. 
„Während fie aber biefe unbefonnenen Behauptungen aufftellen, bebenten 
und erwägen fie nicht, daß fie bamit die Freiheit bes Verberbens proclamiren, 
und daß es, menn es durchwegs geftattet wäre, mit Grünben ber menſchlichen 
Bernunft zu ftreiten, nicht an Leuten fehlen würbe, welche ber Wahrheit zu 
widerſtehen wagen und fih auf die Mortfertigfeit ber menſchlichen Weisheit 
verlaffen, während ber dhriftlihe Glaube und bie hriftliche Weisheit aus ber 
Anordnung unferes Herrn Jeſu Chrifti felbft wilfen, wie fehr fie jene fo 
efährliche Eitelkeit vermeiden müſſen. — Und weil da, wo von ber bürger- 
ihen Geſellſchaft bie Religion ferngehalten und die Lehre und bas Anfehen 
der göttlichen Offenbarung verfhmäht worden ift, felbft der lautere Begriff 
ber Gerechtigkeit und des menfchlichen Rechts mit Finſterniß verhüllt und 
verloren wird und an Stelle ber wahren Gerechtigkeit und bes gefehlichen 
Nechtes die materielle Gewalt gefebt wirb, fo wird hieraus Mar, warum 
manche mit gänzlicher Verachtung und Hintanfegung ber unzweifelhafteften 
Grundfäge ber gefunden Vernunft zu ſchreien wagen: „baß ber durch bie 
fogen. öffentliche Meinung ober in anderer Weife geoffenbarte Volkswille das 
höchfte, von jedem göttlichen und menfchlichen Recht unabhängige Geſetz bilbe, 
und daß in der ſtaatlichen Ordnung vollendete Thatfachen dadurch, daß fie 
voltendet find, Nechtsfraft haben.” In ber That, wer fieht nicht ein und 
fühlt es nicht heraus, daß bie von ben Banden ber Religion unb ber wahren 
Gerechtigkeit losgelöſte menfchliche Gefellfchaft in Wahrheit Feine anbere Abſicht 
haben koͤnne, als das Ziel: Reichthümer zufammenzuraffen unb aufzuhäufen, 
und fein anderes Geſetz in ihren Handlungen zu befolgen, als bie ungezähmte 
Begehrlichfeit des Herzens, den eigenen Gelüſten und Vortheilen zu fröhnen. 
„Darum verfolgen auch biefe Menſchen mit bitterem Haffe bie veligiöfen 
Genofjenfhaften, obgleich fich dieſelben um Chriftenthum, Staat unb 
Wiſſenſchaft jo hoch verdient gemacht, und ſchmähen, daß ſelbe feinen geſetz⸗ 
lichen Rechtsgrund zur Eriftenz haben und pflichten fo ben Auseinanderſetzungen 
ber Irrlehrer bei. Denn, wie Unfer Vorfahrer Pius VI. fel. Andenkens Po 
weife lehrte, verlegt die Aufhebung ber Orbensleute den Stand bes öffentlichen 
Belenntniffes ber evangelifchen Räthe, verlegt eine in ber Kirche empfohlene, 
ber apoftolifchen Lehre entfprechenbe Lebensweiſe, fie verlegt die ausgezeichneten 
Stifter felbft, die wir über ben Altären verehren unb weiche biefe Genoſſen⸗ 
fhaften nur von Gott angetrieben geftiftet haben. Zugleich Fünben fie ruchlos 
an: man müffe ben Bürgern und ber Kirche bas Recht nehmen, öffentlich 
Almofen zum Zwed chriftlicher Liebe zu fammeln, und das Gefeg fei aufzus 
heben, wonach an einigen gewiffen Tagen bie knechtlichen Arbeiten wegen bes 
Gottesbienftes verboten find, indem fie argliftig vorgeben, daß bas erwähnte 
Recht und Geſetz ben Grundfätzen einer ganz guten Volkswirthſchaft ent⸗ 
gegen jei. 
‚Und damit nicht zufrieden, bie Religion vom öffentlichen Leben auszu⸗ 


irgend einen Unterfchich zwifchen ber wahren Religion unb ber falfchen — 
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ſcheiden, wollen fie bie Religion ſelbſt noch von ben Familien abiperren. Tenn 
inbem fie ben höchſt traurigen Irrthum des Gommunismus und des Socia⸗ 
fismus lehren und befennen, behaupten fie: daß bie häusliche Gejellihart ober 
Familie, das ganze Recht ibrer Griftenz; nur vom bürgerlichen Recht 
ableite und fomit nur aus dem bürgerlichen Eeſetz alle Rechte ber Eltern über 
die Kinder, und an erfter Stelle dad Recht über ben Unterridt und bie Er: 
ziehung zu forgen herſtamme und abhänge. 


Mit tiefen gottlofen Lehren und Umtrieben bezweden jene höchſt argliftigen 
Menſchen haupifächlich dieß, daß bie heilbringende Lehre und ber Einfluß 
der katholiſchen Kirche aus dem Unterricht und der Erziehung der 

ugend verbannt und bie zarten und lenkſamen Cemüther ber Jugend durch 
allerlei gefährlihe Irrthümer und Lafter kläglich angefedt und verfehrt 
werden. Es haben ja, wie wir oben anbeuteten, Alle, welche es unternahmen, 
Verwirrung in Kirche und Staat anzuftiften, bie geſellſchaftliche Ordnung um- 
zuftürzen und alle göttlichen und menjhlichen Rechte zu vernichten, beitänbig 
alle ihre ſchlechten Abfichten, Veftrebungen und Mühen barauf gerichtet, vor: 
zügli bie unvorfihtige Jugend zu berüden und zu verberben, und haben 
alle Hoffnung auf die Verführung ber Jugend geſetzt. Tarum hören fie nie 
auf, die Welt: und rbensgeiftlichfeit, die, mie bie beglaubigtften geſchichtlichen 
Denkmäler glänzend darthun, der Chriſtenheit, dem Staate und ber Mifjen: 
ſchaft fo große Tienfte geleijtet haben, in jebweber ruchloſen Weiſe zu ver: 
folgen, und öffentlih auszufagen, „daß gerade die Geijtlichfeit als Feindin 
des wahren und nützlichen Fortſchritts in der Wiſſenſchaft und Geſittung aller 
Beſorgung des Jugendunterrichts und der Jugenderziehung und jeder Ver⸗ 
pflichtung dazu enthoben werde.“ 


„Andere aber wiederholen bie ſchlechten und fo oft verworfenen Erfindungen 
ber Neuerer und erfühnen fih mit einer merkwürdigen Unverſchämtheit, bie 
ber Kirche und dem Apoftolifhen Stuhle von Ghriftus dem Herrn verliehene 
höchſte Autorität dem Machtſpruche der bürgerlichen Autorität untertbänig zu 
machen, und alle Rechte zu leugnen, weldye ber Kirhe und dem Apofto: 
Lifhen Stuble in Betreff ber äußern Ordnung zuflehen. Ge: 
rade biefe fcheuen ſich keineswegs, zu behaupten, „Die Kirchengefepe verpflichten 
nur bann im Gewifjen, wenn fie von ber weltlihen Gewalt verfündet feien; 
bie bie Religion und die Kirche betreffenden Acten und Decrete ber römiſchen 
Päpfte bedürfen ber Sanction und Genehmigung, ober doch wenigften® ber 
Zuftimmung ber Staatsgewalt; die Apoftolifchen Conſtitutionen, welche dic 
geheimen Gefellihaften, ob nun in benjelben zur Wahrung bes Geheimnifjes 
ein Eib gefordert werde oder nicht, verbanımten unb deren Anhänger und 
Begünftiger mit bem Kirchenbanne beftraften, hätten in jenen Ländern, wo 
bergleichen Sefellfchaften von ber Staatsregierung gebulbet find, keine bindende 
Kraft; bie von der Kirhenverfammlung von Trient und von ben römiichen 
Päpften über jene verhängte Ercommunication, welche Rechte und Befigthümer 
ber Kirche an fi reißen und in Beſitz nehmen, beruhe auf einer Vermengung 
ber geiftlihen unb weltlipolitifhen Orbnung und verfolge ein rein irdiſches 
Intereſſe; die Kirche dürfe nichts anorbnen, was in Bezug auf ben Gebrauch 
irbilcher Dinge die Gewiffen ber Gläubigen binden könnte; ber Kirche ftehe 
fein Recht zu, mit weltlichen Strafen gegen bie Stellvertreter ihrer Geſetze 
vorzugeben; es fei ben theologiſchen und ſtrafrechtlichen Grundfägen gemäß, 
wenn das Eigenthbum an bem Befite ber Kirchen, ber Höfterlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften und anberer frommen Stiftungen für ben Staat in Anſpruch genom: 
men werde.” Sieerrötben auch nicht, die von Häretifern aufgeftellten Grund⸗ 
ſätze, durch welche fo viele verkehrte Meinungen und Irrthümer in’s Dafein 
gerufen werben, vor Aller Augen unb Ohren zu prebigen. Sie fagen nämlich 
immer, „die kirchliche Gewalt fei nicht nach göttlichem Rechte von ber welt: 
lien Gewalt unterſchieden und unabhängig, und eine berartige Unterfcheibung 
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und Unabhängigkeit könne auch nicht forbauern, ohne daß bie Kirche in 
weſentliche Rechte ber Staatsgewalt eingreife und ſich ihrer bemächtige.” 

„Richt mit Stilfchweigen fünnen wir bie Vermeffenheit berjenigen über: 
gehen, die mit Aufrechthaltung einer Feineswegs vernünftigen Lehre behaupten, 
„man könne ohne Sünde und ohne Nachtheil für ben katholiſchen Glauben 
ben Entſcheidungen und Decreten des Apoftoliihen Stuhles, bie das allgemeine 
Wohl ber Kirche, ihre Rechte und Eisciplin zum Ziele und Gegenſtand haben, 
wenn fie nur die Glaubens- und Sittenlehre nicht berühren, Beipflichtung unb 
Gehorſam verfagen.” Jedermann fieht und begreijt klar und deutlich, wie 
ſehr dieſe Behauptung mit bem Tatholifhen Slaubensfage von ber durch Jefus 
Ehriftus jelbit dem römiſchen Papfte göttlich übertragenen Bollgewalt, bie ge: 
fammte Kirche zu weiden, zu führen unb zu regieren, im Widerfpruche bi. 

„Inmitten fo großer Verkehrtheit falfcher geren haben Wir nun, wohl 
eingeben? Unferer apoftolifchen Pflicht, und vol Sorge um Unfere heilige Re⸗ 
ligion, bie wahre Lehre und das von (Gott Und anvertraute Heil der Seele, 
Unfere apoftoliihe Stimme neuerdings erheben zu follen geglaubt. Daber 
verwerfen und verbammen Wir kraft Unferes apofloliihen Amtes alle und 
jebe ber in biefem Schreiben einzeln erwähnten verfehrten Meinungen unb 
Lehren und wollen unb verorbnen, baß biejelben von allen Kindern ber Tas 
tholifchen Kirche im jeder Beziehung für verworfen und verdammt angefehen 
werben... .“ 


NH. Syllabus (Zufammenftelung) berjenigen Lehrmeinungen ber Zeit, 
welde vom Papfte verworfen und verbammt werben: 


6.1 Irrthümer bes Bantheismus, Naturalismus unb bes 
abfolutenRationalismus. 1. Es gibt tein höchſtes, allweifes unb allvor⸗ 
herſehendes, vom Weltall unterjchiedenes göttliches Weſen, und Gott if eins mit 
ber Natur, baber bem Wechfel unterworfen und Gott mirb wirklich in bein Menfchen 
und ber Welt, und Alles iſt Gott und hat in fich das eigenſte Weſen Gottes; Gott 
und bie Welt find eins und basfelbe, und fofort eins und basfelbe auch Geift 
und Materie, Nothwendigkeit und freiheit, Wahres und Falfches, Gutes unb 
Böſes, Gerechtes und Ungerechtes. 2. Jede Wirkſamkeit Gottes auf Menfchen 
und Welt ift zu läugnen. 3. Die menfchlie Vernunft ift mit gänzlicher 
Außerachtlaſſung Gottes einziger Schiedsrichter über wahr und falſch, gut und 
böfe; fie iſt ſich ſelbſt Sefeb und ihre natürlichen Kräfte reichen bin, bie Wohl⸗ 
fahrt von Menfchen und Völkern zu beforgen. 4. Alle Wahrheiten ber Reli- 
ion fließen aus ber angebornen Kraft ber menſchlichen Vernunft; baber ift 
die Vernunft bie oberfte Regel, nach welcher ver Menſch die Erfenntniß aller 
Wahrheiten jeglicher Art erlangen kann und fol. 5. Die göttliche Offenba- 
rung ift unvollfommen und baher einem fortwährenden unb unenblichen Forts 
fchritt unterworfen, im Verbältniß zum Yortichreiten ber menſchlichen Vers 
nunft. 6. Der chriſtliche Glaube ift mit der menſchlichen Vernunft im Wibers 
ſpruch und bie göttliche Offenbarung nüpt nicht allein nichts, ſondern fie ſchadet 
fogar ber Vervollkommnung des Menfhen. 7. Die in ber heiligen Schrift 
bargelegten unb berichteten Prophezeihungen und Wunder find Erfindungen 
von Dichtern und die Geheimniffe bes riftlichen Glaubens find bie Summe 
philoſophiſcher Forſchungen; in den Büchern beider Teftamente finb mythiſche 
Erfindungen enthalten; und Jeſus Chriftus felbft ift eine mythiſche Er⸗ 


dichtung. 

” H. Irrthümer bes gemäßigten Nationalismus. 8. Da bie 
menſchliche Vernunft mit der Religion auf gleicher Stufe fteht, fo find deswegen bie 
theologifchen Disciplinen ebenfo wie bie philofophifchen zu behandeln. 9. Alle 
Dogmen ber driftlihen Religion find ohne Unterfchied ein Gegenſtand ber 
natürlichen Wiſſenſchaft ober ber Philoſophie; und bie blos hiſtoriſch gebilbete 
menfchlihe Vernunft kann aus ihren natürlichen Kräften und Principien zu 
ber wahren Erkenntniß von allen, auch ber tieferen Dogmen gelangen, jofern 
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nur ber Vernunft felbft biefe Dogmen als Object borgelegen waren. 10. Da 
etwas Anderes ber Philoſoph und etwas Anderes bie Philoſophie ift, fo bat 
jener das Recht und die Pflicht, ſich der Autorität, welche er für bie wahre 
erkannt bat, zu unterwerfen; aber die Philofophie kann und darf fich nicht 
irgenb einer Autorität unterwerfen. 11. Die Kirche darf nicht nur nicht gegen 
die Philofophie jemals einfchreiten, fondern muß vielmehr die Irrthümer ber 
Philofophie dulden und es dieſer überlaffen, daß fie fich felbft corrigire. 
12. Die Decrete bes apoftolifhen Stuhles und der römiſchen Gongregationen 
hindern ben freien Fortſchritt der Wiſſenſchaft. 13. Die Methode und bie 
Principien, nach welden bie alten ſcholaſtiſchen Doctoren bie Theologie aus: 
gebilbet Haben, find ben Bebürfniffen unferer Zeit und dem Fortjchritt ber 
Wiffenfhaften durchaus nicht angemeſſen. 14. Die Philofopbie muß ohne 
ale Rüdficht auf bie übernatürliche Offenbarung betrieben werben, 

. Irrthümer bes Indifferentismus und Latitudina— 
rismus. 15. Es ſteht jedem Menſchen frei, jene Religion anzunehmen und 
zu bekennen, welche er bei dem Lichte ſeiner Vernunft für die wahre hält. 16. Die 
Menſchen Finnen in berlebung jedweder Religion ben Weg bes ewigen Heils finden 
unb bie ewige Seligfeit erlangen. 17. Wenigſtens darf wohl gehofft werben für 
das ewige Heil Aller, welche in Teinerlei Weife in der wahren Kirche Chrifti ſich 
befinden. 18. Der Proteftantismus tft nichts Anderes, als eine verjchiebene 
Form berjelben wahren, hrifllichen Religion, in welcher es möglich iſt, Gott 
ebenfo zu gefallen, als in der katholiſchen Kirche. 

. V. Irrthümer über die Kirhe und ihre Rechte. 19. Tie 
Kirche ift nicht eine wahre und vollfommene, völlig freie Geſellſchaft und ſteht 
nicht auf ihren eigenen unb conftanten, von ihrem göttlichen Stifter ihr ver: 
fiehenen Rechten, ſondern e8 ift Sache ber Staatsgewalt, zu beftimmen, welches 
bie Rechte der Kirche unb welches die Schranken jeien, innerhalb deren jie 
biefe ausüben könne. 20. Die Kirchengewalt darf ihre Autorität nicht ohne 
Erlaubniß und Zufimmung ber Staatögewalt ausüben. 21. Die Kirche hat 
nicht bie Macht, Dogmatifch zu enticheiden, daß die Religion der katholiſchen 
Kirche bie einzig wahre Religion fei. 22. Die Verpflichtung, welche katholiſche 
Lehrer und Schriftfteller überhaupt bindet, ift auf das beichränft, mas von 
bem unfehlbaren Ausipruche ber Kirche als Glaubensſatz Allen zu glauben 
vorgeftedt wird. 23. Die römiſchen Päpfte und die allgemeinen Concilien find 
von ben Grenzen ihrer Gewalt abgefommen, fie haben echte der Fürften 
ufurpirt und aud in Feftfegung ber Glaubens- und Sittenlehre geirrt. 24. Tie 
Kirche bat Feine Macht, Gewaltmittel anzuwenden, und bat überhaupt Feine 
zeitliche Macht mweber Direct noch indirect. 25. Außer ber dem Epiecopat in 
härirenden Gewalt gibt es noch eine andere weltliche, welche vom Staat aus— 
drücklich oder ſtillſchweigend verliehen iſt, und daher von ber Staatsregierung 
nad Belieben zurüdgenommen werben kann. 26. Die Kirche hat fein ange: 
bornes unb legitimes Recht auf Erwerb und Befit. 27. Die geweihten Diener 
ber Kirche und ber römische Bapft find durchaus von aller Sorge und Herrſchaft 
über weltliche Dinge auszufgließen. 28. Biſchöfe Haben ohne Erlaubniß ber 
Staatsregierung kein Recht, fogar apoftolifche Schreiben zu veröffentlichen. 
29. Die vom Papfte verliehenen Gnaden müffen für ungültig angefehen werben, 
wenn fie nicht Durch die Staatsregierung nachgefucht worden find. 30. Die Im⸗ 
munität ber Kirche und ber kirchlichen Perſonen hatte ihren Urfprung im Eivil: 
reiht. 31. Die geiftliche Gerichtsbarkeit für zeitliche Nechtsfälle ber Kleriker, 
ſowohl in Givil- als Criminalſachen, ift völlig abzufchaffen, auch ohne Be 
fragen und gegen ben Einfpruch bes apoftolifgen Stuhles. 32. Ohne alle 
Verlegung bes natürlichen Rechtes und der Billigfeit kann die perfünliche Be: 
freiung ber Klerifer von Militärpflicht und Militärdienſt abgeſchafft werben, 
eine Abſchaffung, welche in ber That der bürgerliche Fortfchritt, vorzüglich in 
Staaten mit einer freifinnigen Verfaſſung, verlangt. 33. Es gehört nicht 
einzig zur firchlichen Jurisbictionsgewalt, aus eigenem und angeborenem Rechte 
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bie Lehre der Theologie zu leiten. 34. Die Lehre, welche den römiſchen Papſt 
mit einem freien in der ganzen Tatholifchen Kirche waltenden Fürſten vergleicht, 
ift eine Lehre, welche im Mittelalter vorzüglich vermögend war. 35. Nichts 
verbietet, durch Beſchluß eines allgemeinen Concils oder durch einen gemein- 
famen Bölferact das oberfte Pontificat von dem römiſchen Biſchof und von 
Rom auf einen andern Bilchof und eine andere Stabt zu übertragen. 36. Die 
Eniſcheidung eines Nationalconcils läßt feine weitere Erörterung zu und bie 
Staatsregierung kann innerhalb biefer Schranken enticheiden laſſen. 37. Es 
Tönnen Nationalkirchen errichtet werben, welche ber Autorität bes römiſchen 
Napftes entzogen und von ihr ganz getrennt find. 38. Zur Trennung ber 
Kirche in eine morgenländifche und eine abendländiſche haben die maßloſen 
Schiedsſprüche der römifchen Päpſte beigetragen. 

SV Irrthümer über die bürgerliche Kefellfhaft ſowohl 
an fih als in ihren Beziehungen zur Kirde. 39. Der Staat, ale 
Urſprung und Quelle aller Rechte, beeinflußt durch feine Beſchränkungen bes 
grenztes Recht. Al. Die Lehre ber Fatholifchen Kirche wiberftreitet dem Wohle 
und Bortheile der menſchlichen Geſellſchaft. 41. Der Staatsgemalt fteht, ſelbſt 
wenn fie von einem ungläubigen Fürften ausgeübt wird, ein Inbirectes nega⸗ 
tives Recht in religiöfen Dingen zu; es fteht ihr alfo nicht nur das Vollzugs⸗ 
recht (Recht ber Erequatur), fondern auch das Recht der Berufung (gegen 
kirchliche Verfügungen an flaatliche Behörden) wegen Mißbrauch (ber kath. 
Anntsgewalt) zu. 42. In einem Geickconflict beiber Gemwalten gibt das 
weltliche Geſetz den Ausſchlag. 43. Die weltliche Gewalt bat die Befugniß, 
feierliche Verträge (Concordate), welche über Ausübung der zur Firchlichen 
Immuni gehörigen Rechte mit bem bi. Stuhl abgeichloffen find, ohne 
deſſen Einwilligung, ja fogar gegen feinen Wibderfpruch, zu befchränfen, für 
ungültig zu erflären und außer Geltung zu feßen. 44. Die weltliche Ge: 
walt kann ſich in Tinge milden, bie fi auf bie Religion, die Sittenzucht 
und das geiftlihe Regiment bezichen. Daher Tann fie aburtbeilen über bie 
Reifungen, welche bie Hirten ber Kirche Eraft ihres Amtes zur Richtſchnur der 
Gewiſſen erlaffen, ja fie kann fogar über die Verwaltung der heil. Sacra= 
mente und über die nothwendigen Bedingungen, fie zu empfangen, entſcheiden. 
45. Die ganze Leitung der üffentlihen Schulen, in welchen die Jugend eines 
chriſtlichen Staates unterrichtet wird, — nur bie bifhöflichen Seminarien in 
gewiſſer Beziehung ausgenommen, kann und muß ber Staatsgewalt zuflehen, 
und zwar fo, daß fein Recht irgend einer andern Autorität zuerfannt werbe, 
fih in die Schulzudt, in die Leitung der Studien, in bie Verleihung der 
Grabe, in die Wahl und Beftätigung der Pehrer zu mifchen. 46. Selbft in 
ben Priefterfeminarien unterliegt ber einzuführende Lehrplan der Genehmigung 
der Staatögewalt. 47. Die befte Staatseinrihtung erfordert, daß bie Volks⸗ 
ſchulen, welche allen Kindern jeder Volksklaſſe offen ftehen, und bie öffentlichen 
Inſtitute überhaupt, welche für ben böheren wifjenjchaftlichen Unterricht ber 
ergiedung der Jugend befiimmt find, aller Autorität ber Kirche, ihrer leiten⸗ 
ben Gewalt und ihrem Einfluffe entzogen und vollitändig der Leitung ber 
bürgerlihen und politiichen Autorität unterftellt werben, nach bem Be: 
fieben ber SHerrichenden und nad) Maßgabe ber öffentlichen Meinung der 
Zeit. 48. Es Tann Fatholifhen Männern jene Art des Augenbunterrichts 
erlaubt werben, bie vom katholiſchen Glauben unb ber Gewalt ber Kirche 
ganz abfieht, und welche die Kenntniß ber natürlichen Dinge und bie Ziele 
bes irdiſchen focialen Lebens ausfchließlich oder doch in erfter Reihe im Auge 
bat, 49. Tie weltlide Gewalt darf es verhindern, baß die Biſchöfe und bie 
gläubigen Völker frei und belichig mit bem römischen Papſte verkehren. 
50. Die weltliche Obrigfeit bat von fih aus das Recht, Biſchöfe vorzufchla: 
gen und kann von ihnen verlangen, baß fie die Verwaltung ihrer Diöceſen 
antreten, bevor fie vom heil. Stuhl die canoniſche Einſetzung unb bie apo⸗ 
ftolifchen Schreiben haben. 51. Die weltliche Regierung bat —* das Recht, 
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bie Pıihöte von bet Ausübung ikres eberhirtlihen Amtes zu entieken unb iſt 
nicht gehalten, dem römiichen Tarite in demjenigen geberiam zu fein, was 
bie nftitutienen ber Bietbümer und ber Fiicheie berrifit. 52. Eine Regle⸗ 
rung fann das von der Kirche für Ablegung der Urdensgelübre iür Männer 
und Ftauen vorgeichriebene Alter eigenmädtig abändern und allen Ordens⸗ 
genoſſenſchaften verbieten, ohne ihre Erlaubniß Jemanden zur Ablegung ber 
Gelũbde zuzulafien. 53. Tie Geietze find abzuichaffen, welde ben Schuß ber 
religiẽſen Orden, ihre Rechte und Verpflichtungen berreiien; bie Staatsregie- 
tung kann jogar Allen Unterftügungen gewähren, welde von bem übernom= 
menen Ordensſtande abfillen und bie feierlichen (Kelühde brechen wollen; in- 
gleihen Tann fie Orbenshäuier ebenio mie Collegiatkirchen und einfache geift- 
liche Pfründen, fogar wenn fie dem Patronatrechte untetfiehen, aufbeben unb 
ihre Güter und Ginkünfte ber Staatsgewalt unteritellen und ale Eigenthum 
übernehmen. 54. Könige und Fürften find nicht nur von der Jurisdiction 
ber Kitche ausgehominen, fonbetn fieben auch bei Enticheibung von Juris⸗ 
bictionsfragen höher als die Kirhe. 55. Tie Kirche it vom Staate, ber 
Staat von ber Kirdhe zu Irennen. 

VI. Irrthümer über das natürlide und das criſtliche 
Sittengefetz. 56. Tie Sittengefebe bebürfen ber göttlihen Sanction 
nicht, und es iſt gar nicht nothwendig, baß die menſchlichen Gefebe mit bem 
natürlihen Rechte in Uebereinftinmung gebracht werben oder ihre verbindende 
Kraft von Gott erhalten. 57. Die Philoſophie und bie Sittenlehre, ingleichen 
bie bürgerlichen Gefete können und bürfen von der kirchlichen unb göttlichen 
Autorität abweihen. 58. Es find Feine anderen Kräfte anzuerfennen, als 
biejenigen, weldye in ber Materie ruben und alle Sittlichfeit barf in jebmög: 
lihe Anhäufung und Mebrung von Reihthum und in Befriedigung von finn- 
licher Luft gefett werden. 59. Das Recht beftebt in der materiellen That; 
alle Pflichten ber Menſchen find ein leerer Rame und alle menſchlichen Thaten 
haben Rechtskraft. 60. Tie Autorität befieht im numeriihen Gewicht unb 
in ber Summe ber materiellen Kraft. 61. Das gelungene Unrecht der That 
thut der Heiligkeit des Nechtes Teinen Gintrag. 62. Das fogenannte Nicht: 
interpentionsprincip ijt zu verfünben unb zu beobadten. 63. Dan darf ben 
rechtmäßigen Kürften ben Gehorſam verfagen, ja fogar gegen fie aufflehen. 
64. Ter Bruch jebes noch fo Heiligen Eides und jebe verbrecheriiche und 
ſchändliche, dem ewigen Geſetze zuwiberlaufenbe Handlung ift nicht nur nict 
verwerflich, fonbern durchwegs erlaubt und fogar höchft lobenswerth, wenn es 
aus Liebe zum Vaterland geichieht. 

F VII. Srrtbümer über bie chriſtliche Ehe. 65. Es kann Fein 
Grund bafür vorgebradht werben, baß Chriftus die Ehe zur Würde eines 
Sacramentes erhoben habe. 66. Das Sacrament ber Ehe ift nur etwas 
um Vertrag Hinzulommenbes und von ihm Trennbares, und das Sacrameni 
*— liegt einzig und allein in der ehel. Einſegnung. 67. Nach dem Natur⸗ 
recht iſt das Eheband nicht unauflöslich und in verſchiedenen Fällen kann die 
Eheſcheidung im eigentlichen Sinne durch bie weltliche Behörde beſtätigt wer⸗ 
den. 68. Die Kirche hat nicht die Vollmacht, trennende Ehehinderniſſe ein⸗ 
zuführen; dieſe Befugniß ſteht der weltlichen Gewalt zu, von welcher auch 
bie beſtehenden (Ehe-)Hinderniſſe aufzuheben find. 69. Die Kirche bat erſt 
in den fpäteren Jahrhunderten angefangen, trennende Ehehinberniffe einzu⸗ 
führen, nit aus eigenem echt, fondern in Anwendung des ihr von ber 
weltlichen Gewalt übertragenen Rechtes. 70. Die tribentinifchen Canones, 
welche über jene das Anathem verhängen, die das Mecht ber Kirche zur Auf: 
ftelung trennenber Ehehindernifje zu leugnen wagen, find theils nicht dogma⸗ 
tifher Natur, theils als von jener Gewalt übertragen zu verftehen. 71. Die 
Form (dev Cheichließung) bed Tribentinums ift bei Strafe ber Ungiltigfeit 
unverbindlich, wo das weltliche Gejeg eine andere Form vorſchreibt und ver 
Jangt, baß von biefer Form bie Giltigfeit ber Ehe abhänge. 72, Boni: 
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facius VIII. bat zuerft erklärt, daß das bei der Ordination abgelegte Keuſch⸗ 
heitögelübbe die Che aufhebe. 73. Kraft eines reinen Givilvertrages Tann 
unter den Ghriften eine wahre Che beftehen, und es iſt falfch, daß entweber 
ber Ehevertrag unter Ehriften immer ein Sacrament fei, ober baß auch fein 
Vertrag vorhanden fei, wenn das Sacrament bavon ausgeſchloſſen ift. 
74. Ghefahen und Sponfalien gehören jchon ihrer Natur nad vor das welts 
liche Gericht. 

F IX. Irrthümer über bie weltlihe Herrſchaft ber römi: 
fhen Päpfte. 75. Ueber die Vereinbarkeit ber weltlichen mit ber geiftlichen 
Herrſchaft bes Papſtes ftreiten fich bie Söhne der dhriitlichen und Tatholifchen 
Kirche. 76. Die Abſchaffung der weltlichen Herrſchaft, bie ber apoftolijche 
Stuhl befitt, würbe zur Freiheit und zum Glüd der Kirche ſehr viel bei: 
tragen. 

6X. Irrthäümer, bie fih auf den heutigen Liberalismus 
bezieben. 77. In unjerer Zeit ift es nicht mehr nüklich, daß bie talpes 
liſche Religion als alleinige Staatsrefigion mit Ausichluß anderer Gulte gelte, 
18. Es war daher gut getban, in gewiffen Fatholifchen Ländern ben Einwan⸗ 
berern gefetlich bie öffentliche Ausäbung ihres Kultus, welder es auch fei, 
zu garantiven. 79. Es iſt falſch, daß bie flnatlihe Freiheit ber Culte und 
die allen garantirte Freiheit — alle Arten und Schattirungen von Meinungen 
und Anſichten öffentlich bekannt zu machen, zur Verderbniß der Sitten und 
zur Peſt des Indifſerentismus führen. 80. Der römiſche Stuhl ſoll ſich mit 
bem Fortſchritt, dem Liberalismus der modernen Givilifation verfühnen und 
vergleichen. 

26.Dec. Der Papft widmet ben geweibten Hut und Degen biefmal nicht 
einem kath. Fürſten, fondern feiner Armee. 

30. „ Conflict zwiſchem dem päpftl. Profriegsminifter de DMerode und 
dem franz. Obergeneral Montebello: Der franz. General erflärt fi 
bereit, am Neujahrstag das päpftl. Officierscorpe zu empfangen; 
Merode lehnt die Ehre in verlebender Weiſe ab. 


6. Schweiz. 


28. Yan. (Freiburg). Der Gr. Rath genehmigt mit 72 gegen 13 Stim: 


men ben Ankauf der Oron-Bahn durdy den Staat. 


31. März (Aargau). Zufammentritt des neuen Gr. Raths. Die frühere 


ultramontane Partei ift zu einer ſchwachen Minderheit zuſammenge— 
ſchmolzen. 


2. April. Der Bundesrath beſchließt, mit 3 gegen 2 Stimmen, für alle 


10. 
13. 


15. 


a7. 


in Trage kommenden Alpenbahnen bie Unterhandlungen mit dem 
Auslande von Bundeswegen zu führen. 

» (Bafelftadt). Die (partiellen) Großrathswahlen ergeben auf 
18 Wahlen 13 Liberale. 

„ Der Bunbesrath beantwortet die Anfrage des ſchweiz. Conſuls in 
Bremen, ob nicht deutſche Schiffe unter ſchweizeriſcher Flagge fahren 
dürfen, in ablehnendem Sinne. 

» Der Bunbesrath entzieht neuerdings Mazzini das Aſylrecht: 


„Der ſchweizeriſche Bundesrath, nad Einficht der früheren Ausweilungs: ' 


beichlüffe gegen ben politifchen Flüchtling Joſeph Mazzini, in Betracht ber 
Thatfache, daß Mazzini Schon wiederholt und neuerdings im lekten Sommer 
das ihm in Lugano gewährte Afyl in einer bie äußere Sicherheit der Schweiz 
geführdenden Weife mißbraucht Hat, geftügt auf Art. 57 und Art. 90, Ziff. 8, 
9 und 10 ber Bundesverfaffung, beſchließi: 1) es feien bie früheren Beſchlüſſe 
über bie Ausweijung of. Mazzini’s erneuert und bejtätigt; 2) feien fämmt: 
lihe Gantonspolizeibehörden einzuladen, fir genaue Vollziehung biefes Be: 
ſchluſſes zu forgen, dem Joſeph Mazzini unter Teinen Umftänden mebr Aſyl 
zu gewähren, ihn im Betretungsfalle zu verhaften und hievon dem eidgend!: 
ſiſchen Auftize und Polizeidepartement Anzeige zu machen.“ 

„ (Teifin). Der Glerus proteftirt gegen den Gefehesentwurf betr. 
„periodiiche Pfarrermahlen der Gemeinden.” Der Gr. Rath gebt 
barüber mit 43 gegen 37 Stimmen zur Tagesorbnung Über, meist 
indeß den Entwurf an die Regierung zurüd, um bie mildeſten For: 
men für eine Abberufung von Geiftlichen zc. auszumitteln. 

„» (Genf). Der Gr. Rath nimmt das neue Steuergefeb in britter 
Berathung gegen blos 5 Stimmen an. 


4. Mai. (Genf). Der Gr. Rath, vom Staatsrath außerordentlich ein: 


berufen, um das neue Steuergefeß zurüdzunehmen, lehnt das Ber: 
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langen nad fünfſtündiger Berathung mit 44 gegen 26 GStim: 
men ab. 
.Diai. (St. Gallen). Die Totalerneuerung des Gr. Rathes ergibt 
94 Liberale, 53 Gonjervative und 6 Unentfchiedene. 
„ Der Bundesrath ftellt an Oeſterreich das Begehren, den zum 
Scweizerbürger gewählten gew. polnifchen Dictator Langiewicz nad) 
ber Schweiz zu entlafjen. Dejterreich lehnt das Begehren ab, indem 
e8 Garantien ꝛc. verlangt. 
„ (Glarus). Die Landsgemeinde lehnt eine Revifion der BVerfaf: 
fung mit zwei Drittheilen gegen ein Drittheil aller Stimmen ab. 
31. „ Die Unterhandlungen mit Franfreid) wegen Abſchluß eines Han: 
delsvertrags werben wieder aufgenommen. 


X 


6. Juni. Der Bundesrath ladet ſämmtliche Regierungen Europa’s ein, an 
einem im Auguſt zu Genf abzuhaltenden internationalen Congreß be- 
züglih Behandlung der im Kriege VBerwunbeten Theil zu nehmen. 

„(St Oallen). Wahl der Regierung durdy den neuen Gr. Rath. 
Bauıngartner und Hungerbühler werden gleichmäßig bejeitigt, 

19. „ Abſchluß des Hanbelsvertrags mit Frankreich durch ben jchweiz. 
Geſandten in Paris. 

21. „ Bern) a. NR. Rath Stodmar }. 

28. „ (Bafelland). Der Bundesrath erflärt den Recurs der Oppofition 
in Baſelland gegen bie Bolfsabjtimmung für gegründet, während ihn 
ber Landrath verworfen bat, annullirt die Abftimmung felbft und 
verordnet, baß gegen die 17 renitenten Gemeinden nicht firafrechtlich 
eingeſchritten werben könne. 


— Julit (Baſelland). Die Regierung ſetzt auf den 10. Juli eine 
neue Volksabſtimmung über bie ftreitigen Geſetze an. 

4. „ Kröffnung der Bundesverfammlung. Der Nat.:Rath wählt Jäger 
(von Aargau) zu feinem Präfidenten, Planta (von Graubünden) zu 
feinem Vicepräſidenten. Der Ständerath Roguin (von Waadt) 
zu feinem Präfidenten, Rüttimann (von Züri) zu feinem Vice 
präfidenten. 

10. „ (Bafelland). Das Volk nimmt die neuen Geſetze mit großer 
Mehrheit an und beftätigt damit die beftehende Regierung. 

12. „ Die Bundesverfanmmlung wählt an die Stelle des zum Gefandten in 
Turin ernannten Bundesraths Pioda mit 86 gegen 77 Stimmen ben 
Genfer Ehallet:Benel in ven Bunbesrath. 

13. „ Conferenz der Kantone für Erridtung eines Concorbats gegen das 
Rotterieunmefen. 

16. „ Vertagung ber Bunbesverfammlung. 


8. Aug. Eröffnung des internationalen Eongreffes in Genf: Vorſchlag 
eines Concordates über die Organifation des Sanitätsbienftes in 
Kriegszeiten. 
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21. Aug. Der internationale Congreß in Genf nimmt den ihm vorgelegten 
Concordatsentwurf im Weſentlichen an. 

„ nn (Genf). Die beiden Parteien der Independenten und ber Rabi- 
calen mefjen ſich bei der Wahl eines Mitgliedes des Staatsrathe. 

22. „ (Genf). Der Candidat der Indepedenten Cheneviere fiegt mit einem 
Mehr von 345 Stimmen. Die radicale Mehrheit bes Centralmahl- 
bureau cafjirt die Wahl. Thatſächlicher Zufammenftoß der Parteien. 

23. „ Der Bundesrath ſchickt eidg. Commiffäre nach Genf und Täft die 
Stadt dur ein Bataillon Waadtländer befeken. 

24. „ (Genf). Der Gr. Rath befchließt nad heftiger Discuffion faft 
einftimmig, die Frage bez. der Caflation der Wahl v. 21. d. M. 
ber Entſcheidung des Bunbesraths zu überlaffen. 

31. „ (Genf). Der eidg. Unterfuhungsrichter Yäßt den Alt-Staats⸗ 
rath Fontanel, eines der Häupter ber Radicalen, verbaften. 


2. Sept. (Genf). James Yazy, vor den eig. Unterſuchungsrichter citirt, 
verläßt Genf und geht nach Ferney. 

» n Der Bunbesrath hebt die Wahlcaffation des Genfer Centralwahl: 
bureau auf und bejtätigt die Wahl Chenevieres zum Staatsrath. 

12. (Genf). Fazy wird von ber franz. Regierung internirt und gebt 
von Ferney nad Paris. 

20. „ Wieberzufammentritt der Bundesverfammlung. Botfchaft bes Bun: 
desraths über die Genfer Ereignifie. 

24, „ er Nationalrath verwirft ben Antrag auf Verſchiebung der Ent: 
ſcheidung über den Handelsvertrag mit Franfreid mit 85 gegen 29 
Stimmen und genehmigt ben Vertrag mit 96 gegen 20 Stimmen. 
Dabei wird inbeß ber Bunbesrath eingeladen, Anträge bey Berjai: 
fungsrevifion zu bringen. 

26. „ Der Stänberath weist ohne Discuffion den Recurs des Genfer 
Wahlbureau ab und genehmigt die Anträge ber bundesräthliden Bot: 
ſchaft bez. Genf. 

28. „ Der Ständeratb nimmt den SHanbelsvertrag mit Franfreih mit 
31 gegen 11 Stimmen an. 

29. „ Aud ber Nationalrath verwirft einftimmig ben Recurs bes Genfer 
Mahlburenu und genehmigt ohne Discuflion bie Anträge des Bun: 
desraths. 

30. „ Schluß der Bundesverſammlung. 


16. Oct. (Senf.) Wahl eines Mitglieds bes Nationalraths. Die In: 
bependenten ftegen mit 5841 gegen 4696 Stimmen. 


3.Non. (Genf). Bon 50 wegen ber Ereigniffe des 22. Auguft in 
Unterfuhung Gezogenen werden 14 in Anflagezuftand verfekt, 12 
Rabicale (worunter alt Staatsrath Fontanel) und 2 Independenten. 
Die Sefangenen werben auf freien Fuß geſetzt. Die Aſſiſenverhand⸗ 
Inugen follen in Genf ſelbſt ftattfinden. 
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14. Nob. (Genf). Großrathswahlen. Die Independenten ſiegen in ber 
Stadt und auf dem rechten Ufer der Rhone, die Radicalen auf dem 
linken (kath.) Ufer. Die Katholiken ſtimmen wieder mit ben Rabi: 
calen: Fazy und alt Staatsrath Fontanel find unter den Gewählten 
dieſer Partei. Die Independenten haben im Ganzen im neuen Gr. 
Rath eine Mehrheit von 20 Stimmen. 


5. Dee. Gröffnung der Winterfefjion der Bundesverfammlung. 

8. , Die Bundesverfjammlung wählt Schenf (von Bern) zum Bundes: 
präjidenten, Knüfel (von Luzern) zum Bunbes-Bicepräfidenten, Hermann 
(von Obwalden) zum Präfidenten bes Bundesgerichts. 

„ Der Nat.-Rath beendigt die Berathungen des Budgets für 1865 
und genehmigt bie Anträge betreffend Einbringung von Vorſchlägen 
zu Befeitigung des Deficits. 

14. „ Der Nat.:Rath verfchiebt die Flaggenfrage auf die Julifigung und 
beauftragt ben Bundesrath inzwijchen über bie Eicherung einer un: 
beichwerten Ausübung bes Flaggenrechts für bie Eidgenoſſenſchaft 
mit den Seemädhten zu unterhanbeln. 

17. „ Der Ständerath gibt in ben Budgetdifferenzen mit dem Rat.-Rath 
nad. Dasjelbe zeigt nunmehr eine Einnahme von 18,893,000 Fr. 
und eine Ausgabe von 20,057,350 Fr., alfo ein Deflcit von 
1,164,350. — Der Ständerath tritt dem Nat.⸗Rathe auch in ber 
Tlaggenfrage bei. — Schluß der Bunbesverfammlung. 

24. „ Circular des Bundesraths an die Kantone bez. ber Judenfrage. 

30. „ Das eidg. Gelhmwornengeriht in Genf ſpricht ſämmtliche Ange: 
flagte wegen ver Auguftereigniffe frei. Drobende Warnung eines 
der Vertheidiger, Nat.:Rath Friederich (bez. bes Kaiſerreichs). 


7. Kelgien. 


9. Kan. Die Repräfentantenfammer genehmigt die Antwortsadrefle auf 
die Thronrede mit 58 gegen 52 Stimmen. 

12. „ In Brügge unterliegen bei den Ergänzungswahlen zur Repräfentanten: 
fammer die drei Candidaten der minijteriellen Partei gegen drei mit 
großer Majorität gewählte Glericale. 

14. „ Das Cabinet bietet in Folge des Ausgangs ber Wahlen in Brügge, 
welcher die Majorität der minifteriellen Partei im Repräfentanten: 
hauſe als zweifelhaft erfcheinen läßt, bem König feine Entlaffung an. 
Lange Minifterkrifie. 

20. „ Das Nepräfentantenhaus vertagt ſich auf unbeflinmte Zeit. 


20. Fehr. Das Eabinet befchließt, die Kammern auf ben 1. März wieder 
einzuberufen. 


1. März. Wieberzufammentritt der Kammern. Das Minijterium ertheilt 
denfelben Aufſchlüſſe über die noch nicht beendigte Minifterkrifie. 

3. ,„ Das Nepräfentantenhaus beſchließt mit Rüdfiht auf ben Stand 
ber Barteiverhältniffe die Genchmigung bes rüdjtändigen Bubgets 
durch vorläufige Bewilligung von ziweimonatlichen Erebiten zu erſetzen. 


29. April. Der König nimmt die Demiffion aller Miniſter endlih an 
und trifft zuerſt Einleitungen zu Bildung eines Fachminiſteriums; 
dann werben Unterhanblungen mit den Führern ber Rechten an- 
geknüpft. 


13. Mai. Neue Unterhandlungen mit der Rechten. Programm derſelben. 
Der König kann ſich nicht entſchließen, auf dasſelbe einzugehen. 

18. „ Schreiben bes Königs an Hrn. Rogier für Bleiben des bisherigen 
Minifteriums und eventuelle Zufage einer Auflöfung ber Kammern. 

20. „ Das Minifterium zieht feine Demiffion in Folge des Löniglichen 
Briefes zurüd. Die Kammern werben auf ben 31. d. M. wieder 
einberufen. 

31. „ Wiederzufammentritt der Kammern. Das Minifterium legt ben: 
felben die Lage dar. Der Abg. Dechamps vertheidigt das Programm 
ber kath. Partei, 
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— Mai. Die Brovinzialmahlen fallen gemifcht aus, ohne entichiebenes 
Refultat weber für die eine noch für bie andere Partei. 


31. „ — 18. Juni. Dreiwöchige Debatten des Repräfentantenhaufe® 
über die Miniſterkriſis. Schließlid) wird der Antrag Nothombs auf 
ein Mißtrauensvotum gegen das Minifterium mit 57 gegen 56 
Stimmen vertvorfen. 

24. Juni. Die Repräjentantenfammer hat nunmehr auch bie noch rüd: 
ſtändigen definitiven Budgets (der Juſtiz, des Auswärtigen und bes 
Innern) genehmigt. Die Rechte bat fi dabei paſſiv verhalten und 
nur die Vertreter von Antwerpen haben gegen Alles geftimmt. 

„ Der Brüffeler Abg. Orts trägt darauf an, daß die Vermehrung 
der Mitgliederzahl der Kammern (ber Deputirtenfanımer um 6, bes 
Senats um 3 Mitglieber) ftatt im %. 1866 nach ben unabmweisharen 
Ergebniſſen ber officiellen Statiftit ſchon jet vorgenommen werbe 
(5 von ben neuen PBarlamentsfigen fielen auf bisher ausſchließlich 
ober vorwiegend von Liberalen vertretene Bezirke, der jechste auf 
Antwerpen). 


30. 


1. Juli. Stürmiſche Sitzung der Repräjentantenfammer. Die kathol. 
Partei widerſetzt ſich mit Heftigkeit einer Discuſſion des Antrags 
Orts und verläßt ſchließlich in Maſſe den Berathungsſaal, wodurch 
die Kammer beſchlußunfähig wird. 

4. „ Der Gemeinderath von Brüſſel beſchließt einſtimmig, an beide 
Kammern Abreffen zu Unterſtützung des Orts'ſchen Antrags zu richten. 

„—9. Juli. In Folge des Ausbleibens der gefammten Rechten kann Feine 
Situng der Repräjentantentfammer in beihlußfähiger Zahl zu Stanbe 
gebracht werden. 

12. „ Der Bräfident zeigt dem Nepräjentantenhaufe den Tod bes libe: 
ralen Abg. Eumont an. Die minifterielle Partei zählt in Folge 
desjelben nur noch 58 Stimmen und hat nicht mehr die abjofute 
Majorität. 

13. „ Ein königl. Decret verfügt die Auflöfung der Kammern und ordnet 
Neuwahlen an. 


12. Aug. Refultat der Neuwahlen zur Repräjentantenfammer: 64 Liberale 
gegen 52 Glericale.. Der Führer der lebteren Dechamps felbit ift 
nicht wieder gewählt worden. 

23. „ Erſte Sikung der neuen Kammer. 

29. .„ Zweiter kath. Congreß in Mecheln. 


2. Sept. Die Repräſentantenkammer verwirft bezüglich eines Tadelsvotums 
über die Einmiſchung der Regierung in die Bildung einer merica⸗ 
niſchen Legion die einfache Tagesordnung und beſchließt: „Angefichts 
ber fürmlichen Regierungserflärung, baß fie der Einmiſchung ferne 
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geblieben fei und fern bleiben werde, geht die Kammer zur Tages: 
ordnung über.” 

3. Eept. Die Repräfentantenfammer genehmigt mit 54 gegen 48 Stimmen 
(4 Liberale enthalten fi der Abftimmung) den von der Regierung 
geforderten Credit von 5,575,000 Fr. zur Vollendung der Befeftigung 
Antwerpens. 

9, „ Auch der Senat genehmigt mit 27 gegen 14 Stimmen (3 Mitgl. 
enthalten fi der Abſtimmung) den für Vollendung der Befeftigung 
Antwerpens geforberten Credit. 

13. „ Kin Schreiben des Kriegsminifters an ſämmtliche Militärbehörben 
jpricht fi in Uebereinjtimmung mit dem Beſchluſſe der Kammer gegen 
jede Betheiligung an der Bildung einer mericanifhen Yegion aue. 


EN Eröffnung der Kammern ohne Thronrebe. 

16. „ Der Senat beginnt die Verathung des Stipendiengejebes. 

24. „ Der Senat verwirft die Retroactivität bes Stipendiengefebed mit 
28 gegen 28 Stimmen. 

25. „ Der Senat ftimmt über den am vorhergehenden Tage abgelehnten 
Punkt nochmals ab und nimmt ihn nunmehr mit 28 gegen 26 
Stimmen (die zwei Antwerpener Senatoren enthalten ſich der Ab- 
jtimmung) an. 


8 Holland. 


12. März. Die zweite Kammer entfcheidet fi mit 39 gegen 14 Stimmen 
für den Grundfab des neuen „indifchen Comptabilitätengejeges”, 
daß das gefammte Colonialbudget fortan im Voraus zu veranichlagen 
und den Kammern in fpecificirtem Etat zur Beichlußfaflung vorzu- 
legen ſei. 


23. April. Die erfte Kammer nimmt auch ihrerfeitd das indiſche Compta⸗ 
bilitätengejeb mit 26 gegen 5 Stimmen an. 
28. „ Der König unterzeichnet das Gefeß über die indiſche Comptabilität. 


13. Juni. Die Erneuerungswahlen der Hälfte der zweiten und eines 
Drittheils der erften Kammer ergeben eine Verſtärkung der liberalen 
Partei um 4—5 Stimmen. Amfterdam ift nunmehr ausſchließlich 
liberal vertreten. 


19. Eept. Eröffnung ber Seſſion der Generalftaaten. Thronrebe bes 
Könige. 

26. „ Die ID. Kammer nimmt die Antwortsabrefle auf die Thronrebe 
mit 38 gegen 31 Stimmen an. 


11. Dec. Tas Hauptftüd bes Budgets, basjenige des Minifterium des 


Innern, wird von ber IE Kammer mit 55 gegen 19 Stimmen an: 
genommen: Thorbecke's Stellung befeftigt fih mehr und mehr. 


47% 


9. Schweden und Horwegen. 


26. Kan. (Norwegen). Eine fünigl. Bekanntmachung ruft wegen Düne: 
marks ein außerordentlicdyes Storthing auf den 14. März zufanmen. 


18. Febr. Der bisherige ſchwediſche Gejandte in Kopenhagen, Graf Ha: 
milton, erhält bie verlangte Entlafjung und kehrt nad Stodholm 
zurüd. 


6./7. März. (Schweden). Bolfsverfanmlung in Stockholm für Däne— 
mark. GStraßencramwall. 
14/15. „ (Schweden) Neue Unruhen in Stockholm. 
15. „ Mormwegen). Gröffnung des Storthings in Chriftiania. Thron: 
rede des Könige: 
„Gute Herren und norwegifche Männer! Ten ung allen befannten Cr: 
eigniffen gegenüber babe Ich es für Meine Pflicht erachtet, den Steribin, 
bes Königreichs Norwegens einzuberufen, um burch die Beſchlüſſe deffelben die 
nämliche Freiheit des Handelns in Betreff Norwegens zu erlangen, wie foldt 
Mir in Beziehung auf Schweden bereits zufteht. Unabläffig bemüht, den 
beiden Völkern, deren Geſchick die Verfaſſung Meiner Leitung anvertraut 
bat, allzufchwere Opfer zu eriparen, jo lange nur immer die Nerhältnifie es 
geftatten, habe ih doch die Möglichkeit nicht außer Acht laſſen dürfen, daR 
die Forderung folder Opfer unabweislich werben könnte. Die Verſchiedenbeit 
der in jedem der beiden Reiche geltenden verfaſſungsmäßigen Beſtimmungen 
hat deßhalb die Einberufung des Storthings nothwendig erſcheinen laſſen, um 
die Hinderniſſe zu beſeitigen, die ſonſt den nach Maßgabe der ferneren Ent: 
wicklung ber Ereigniſſe gleichzeitig in beiden Reichen zu treffenden Vorkehrun⸗ 
gen ſich entgegenſtellen Könnten. Ohne Zweifel wird der Storthing Meine An: 
Ihauung barin tbeilen, daß beide Brudervölker gleichmäßig fich bereit finden 
joltten, ben Anforderungen zu entſprechen, welche die Verhäliniſſe an fie ftellen.” 
Als ſpäter die Mitglieder des Storthings den Monarchen im 
föniglihen Palaft beglückwünſchen, antiwortet der letztere u. A.: 
„Es hat Mir befonders am Herzen gelegen, Mich in Ihrer Mitte einzu: 
finden, um dadurch die Bebeutung an den Tag zu legen, welche Ach an Ahr 
Beratbungen knüpfe. Die feit Unferer lebten Trennung eingetretenen Ereig⸗ 
nifje, deren ganzen Ernſt Wir empfinden, verlangen wieder eine gemeinjame 
Berathung zwiſchen König und Bolt, und die Betheuerungen, mit welden 
Sie Mich begrüßt haben, verleihen Mir die Ueberzeugung, daß biefe Be: 
rathungen das gegenfeitige Zutrauen befefligen werben, welches Uns die Kraft 
gib, bie Prüfungen, wenn fie fommen follten, mit einander zu tragen. Mit 
ertrauen zum Allmächtigen, ber bisher ſchirmend über die vereinigten König: 
zeidhe gewaltet, werde Ich dahin freben, bie Sendung, zu ber Ich berufen, 
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auszuführen, und mit Zuverſicht baue Ich auf bie Opferwilligfeit bes nor: 
wegiſchen Volks, wen e8 im Verein mit bem Brubervolf zu erfüllen gilt, 
was Wir für Unfere Pflicht erachten.“ 
Sn der eriten Sitzung bes Storthings legt Staatsrath Hellifen 

6 tgl. Propofitionen vor, von denen fi bie erite auf bie Verwen⸗ 
bung norwegiſcher Etreitfräfte zum Beiſtand Dänemarks bezieht: 

„Se. Maj. der König, ber die Wichtigkeit, den vereinigten Reichen bie 
Segnungen bes Friedens zu erhalten, vollfommen würdigt, und deſſen ernftefte 
Beitrebungen bephalb auf die Vermeibung eines Friedensbruchs gerichtet fein 
werben, hat doch nicht von ber Möglichkeit abfehen können, baß ber in un: 
ſerem Nachbarlande Dänemark eingetretene beflagensiwerthe Kriegezuftanb es 
ben vereinigten Reihen nothwendig erſcheinen laſſen bürfte, militäriiche Maß— 
regeln zu treffen, wie fie durch bie Fortentwicklung ber Creigniffe und durch 
die im Folge beffen möglichen Falls mit anderen Mächten abzufchließenden 
Vereinbarungen veranlapt werben möchten. Um nun in Betreff Norwegens 
bie Machtvollkommenheit über die Streitkräfte unb Gelbmittel zu erlangen, 
welche Se. Maj. in den Stand fegen könnten, für bie beiden vereinigten 
Reiche biefenigen Anordnungen zu treffen, welche, nad) reiflichfter Ueberlegung, 
bem Wohl ber vereinigten Reiche als entſprechend erachtet werben follten, er- 
fuht Se. Maj. der König ben Storthing des norwegiichen Reiches, inbem 
Hochberjelbe mit Zuverficht darauf rechnet, daß ber Storthing mit gewohnter 
Qaterlandsliebe und unbeirrtem Blick auf die obiwaltenden PVerbältniffe bie 
Leftrebungen Sr. Maj. in diefer wichtigen Angelegenheit unterſtützen hverbe, 
bie folgenden Beſchlüſſe zu faffen: 1) Der Storthing genehmigt, daß bie nor: 
wegiihen Linientruppen und bie Ruder-Flotille, wenn und foweit Se. Mai. 
es für nothwendig erachtet, zum Beiftand für Dänemarf während bes gegen- 
wärtigen Kriegs mit ben beutichen Mächten verwendet werben. 2) Als außer: 
ordentlicher Zuſchuß zum Vertheibigungswefen wirb ein Betrag bis zu 500,000 
Spes. (750,000 Thl. pr. Grt.) bewilligt, und werben Se. Maj. zugleich er: 
mächtigt, weitere 300,00) Spes. (450,000 Thlr. pr. Ert.) für den gleichen 
Zweck zu verwenden, weldhe Summe jedoch erft zur Verwendung Tommen 
foU, wenn ein neuer außerorbentlidher Stortbing einberufen worden ober gleidh- 
zeitig einberufen wird. Um einerfeits ben Stortbing in ben Stand zu —* 
ſich in dieſer wichtigen Sache eine ſelbſtändige Anſicht zu bilden, und anderer⸗ 
ſeits doch auch nicht das Geheimniß der diplomatiſchen Verhandlungen zu 
verletzen, das, abgeſehen von den bei internationalen Unterhandlungen obwal⸗ 
tenden Rückſichten, unumgänglich nöthig iſt, um nicht das Verhältniß der 
beiden Königreiche zu anderen Mächten zu beeinträchtigen, wird Se. Majeſtät 
ber König dem Stortbing zwar die Protofolle ber wegen bejagter Veranlaſſung 
abgehaltenen Situng bes vereinigten Staatsratbs zukommen laffen, worin 
bie vom Minifter bes Auswärtigen verfaßte Darlegung ber Sachlage, fowie 
bes Antheils, den bie vereinigten Königreiche an biefer Angelegenheit genom: 
men haben, und ferner die Abfchriften ber von ber norwegiſchen Regierung 
dadurch bervorgerufenen Bedenken enthalten find, welche Documente jeboch in 
Anfehung ihres Inhalts zur Zeit nicht zu weiterer Kenntniß als jener ber 
Storihingemitglieder gelangen bürfen. Zur Prüfung berjenigen Actenſtücke, 
beren Natur eine noch firengere Geheimhaltung erfordert, erſucht Se. Mai. 
den Stortbing, eine Gommitfion zu wählen, bie als zur Berfchiwiegenheit 
amtlich verpflichtet angefehen, und welcher bie bejagten Actenftüde zugeftellt 
werben follen, damit deren aus jener Prüfung gewonnene Ueberzeugung bem 
Stortbing zur Richtſchnur dienen könne.“ 


18. März. (Norwegen). Der Storthing verlangt nach lebhafter De⸗ 
batte die Verlegung aller auf bie Kriegspropoſitionen bezüglicher 
Verhandlungen. 
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Aqcden un) Äsıwegen. 


49/21. März (Schweden). Erneuerung ber Straßencrawalle in Stock⸗ 


30. 


31, 


bolm. , . . 
„ Rorwegen). Verhandlungen bes Storthinge über die Pro: 
pofitionen ber Regierung. Bericht und Antrag bes Ausſchuſſes, deſſen 
Minorität (7 Stimmen) tie Unterftügung Dänemarks von einer 
Allianz mit den (beiden) Weftmädten abhängig machen will, während 
bie Majorität (8 Stimmen) nur eine Allianz ohne nähere Bezeihnung 
fordert. Nach fünfftündiger Debatte wird mit 109 gegen 2 Etimmen 
die DVerwenbung ber norwegifchen Land: und Seemacht nad) dem 
Antrage des Ausihuffes bewilligt, die Theilnahme Norwegens am 
Kriege jedoch von einer garantirenden Allianz mit 69 gegen 42 Stimmen 
(welche eine Allianz mit England und Frankreich verlangen) abhängig 
gemacht. Der Ausiprud gegen eine politiiche Verbindung ber brei 
fcandinavifhen Reihe wird mit 57 gegen 54 Etimmen genehmigt. 
Ausſchußbericht: „...Obgleich bie große Majorität des norwegiſchen 
Boltes fiherlih Feine nähere politifche Verbindung zwiſchen ben vereinigten Rei: 
hen (Schweden Norwegen) und Tänemarf wünfdt, würbe doch ber Untergang 
Dänemarks in hohem Grabe bie Theilnahme des norwegiſchen Bolfes erweden, 
einmal, weil ein verwandtes unb burch fo viele Bande an ung gefettetes Volk bavon 
betroffen werben würde, anbererfeits weil eine Unterbrüdung Dãnemarks burd 
bie deutſchen Mächte bie Kraft des norbifhen Stammes ſchwächen würde. Am 
Vertrauen zu ber Weisheit bes Königs, im Vertrauen zu ber norwegifchen 
Megierung und im Vertrauen zu bem Manne, dem bie Seitung ber auswär: 
tigen Angelegenheiten ber vereinigten Reiche anvertraut iſt (dem Grafen Man: 
berftröm) enthält ſich der Ausfhuß, es als ausbrüdlihe Bedingung für das 
en bes Storthing-Befchluffes Hinzuftellen, baf bie Intervention 
ür Dänemark nur nad Abſchluß einer bie Reiche fihernben Allianz erfolgen 
fole. Tagegen wird proponirt, daß eine Abſchrift bes Gutachtens zur Kennt: 
nißnahme von ben Anſchauungen bes Storthings ber norwegifchen Regierung 
zugeſandt werbe. Der Ausſchuß huldigt ben Anfchauungen, welche bie Regie— 
rungen ber vereinigten Reiche nähren, in jo fern fie feine Geneigtheit often: 
bart haben, auf eigene Hand den Kampf zu eröfnen. Ein Krieg, ber ohne Ber: 
bünbete mit ben beutihen Mächten geführt würbe, würbe jchwere Bürben mit 
fih führen und förend auf die Induſtrie einwirken, während es mehr ale 
ungewiß fein würde, ob bie Betheiligung Schweden⸗Norwegens am Kriege 
Dänemark zu einer wirflicden Hilfe gereihen möchte.” 
» (Rorwegen). Schluß des außerorbentlichen Storthings. Thron: 
rede bes Königs: 
we... Ihr habt bie Borfchläge angenommen, welche ich Euch Angefichts ber 
ernften Verbältniffe unterbreitete, bie Eure Berufung verurſachten. Ihr habt 
dadurch kund gegeben, daß Ahr die Anfchauung theilt, weldye ich rüdfichtlic 
ber Anſprüche hege, die in ber Folge ber Entwidelung ber Ereigniffe unabs 
weislih an uns geftellt werben fünnen. Fort und fort befeelt von dem (ec: 
banfen, ben vereinigten Weichen, beren Wohlergehen und Glück mein fletes 
Streben ift, die Segnungen bes Friedens zu erhalten, werben meine Bemü⸗ 
Fri en auch in Zukunft barauf gerichtet fein, in Gemeinfchaft mit uns freund: 
chaftlich gefinnten Mächten eine befriedigende Ldfung bes Streites zu erzielen, 
welcher augenblidlih in unferm Nachbarreiche ausgefochten wirb; eingebenf 
ber Einigkeit aber, welche zwiſchen König und Volk herrſcht, werben wir aud, 
falle bie Umſtände es gebieten follten, uns barauf vorbereitet finden, bie Opfer 
barzubringen, welche notbinenbig find, um bem bänifchen Volfe in feinem 
Kampfe gegen bie Uebermacht wirffamen Beiftanb gewähren zu Fönnen.. ." 


Sqweden und Norwegen. 263 


— April. (Schweden). Die Bemühungen, das im vorigen Jahre von 
den Reichsſtänden befchloffene Eiſenbahnanlehen in Deutfchland 
unterzubringen, mißlingt unter ben obwaltenden Umftänben. 

9. Der gewejene ſchwediſche Gefandte zu Kopenhagen, Graf Hamilton, 
eonftatirt in einer öffentlichen Erflärung, baß er dem bänifchen 
Minifterpräfidenten Hall am 19. ober 20. Nov. vorigen Jahres aller: 
bings gefagt habe, er erwarte täglich die Natification bes Allianz: 
bertrages, jo daß die Schuld bes Mißverftänbiffes ihn und nicht 
Hrn. Hal treffe. 

I. „ Graf Manderftröm, ber Mimifter des Auswärtigen, feht ber Er: 
Härung bes Grafen Hamilton die PVeröffentlihung bes Wortlauts 
bes proponirten Wllianzvertrages entgegen, forvie Auszüge aus feinen 
Depeihen nad Kopenhagen, in benen er ſich gegen die November: 
verfaflung ausgeſprochen und Dänemark vor biefen EC chritte einbring- 
lich gewarnt hatte, 

— „ Der König läßt einen Borfchlag im Sinne der feandinavifchen 
Union nad Kopenhagen gelangen. 


4.Mai. Der König orbnet bie Bildung eines ſchwediſch⸗norwegiſchen 
Geſchwaders unter dem Vice-Admiral Herzog von Oftgothland auf 
den 16. d. M. bei Gothenburg an. 


16. Jun. (Norwegen) eier bes 5Ojährigen Jubiläums der Trennung 
von Dänemark. 

17. Das fehwebifchenorwegifche Geſchwader bei Gothenburg bleibt völlig 
unthätig; ber Befehlshaber, Prinz Oscar, verläßt e8, um zu feiner 
Familie nah Schonen zu gehen. 

24. „ Mirniſterkriſis wegen der Schritte bes Königs in Kopenhagen be: 
züglih einer ſcandinaviſchen Union. Conceſſion des Königs. 


11. Juli. Sikung des Staatsraths in Folge ber Parlamentsbeſchlüſſe in 
England. Schweden verzichtet definitiv auf eine Theilnahme am 
deutſch⸗däniſchen Kriege. Das ſchwediſch⸗norwegiſche Flottengeſchwader 
wird wieder aufgelöst. 

30. „ (Schweden.) Eine kgl. Proclamation verkündet bie Gewerbe⸗ 


freiheit. 


— Sept. Die Verhandlungen im däniſchen Reichsrathe über die Haltung 
Schwedens während des Streites mit Deutſchland und deren Einfluß 
auf das Mißgeſchick Dänemarks führen zu ber Veröffentlichung 
zweier Depefchen bes Grafen Manderſtröm von bemjelben Tag, 
5. Oct. 1863, an den ſchwediſchen Gefandten in Kopenhagen, welche 
die Politit Schwedens in dieſer Angelegenheit Mar bezeichnen. 

Erfie Depefhe v. 5. Oct. 1863 an ben fchwebifchen Gefandten in 
Kopenhagen, welche ber bänifchen Regterung nicht mitgetheilt werben follte: 
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Sweden und Horwegen. 


„Ich kann Ihnen nicht verhehlen, daß ich durch bie Nachricht ſehr überraſcht 
wurde, es habe die däniſche Regierung dem Reichsrath den Entwurf eines 
neuen Grundgeſetzes für die gemeinſamen Angelegenheiten der Monarchie vor: 
gelegt. Nachdem ich von ben verfchiedenen Actenftüden Kenntniß genommen, 
finde ich, daß die neuen Geſetzesentwürfe trotz weſentlicher Modificationen doch 
in ihrer Geſammtheit feine ſofortigen Veränderungen von großer Bedeutung 
hervorrufen; auch halte ich mich weniger an ihren Inhalt, als an den Mo: 
ment, in bem fie eingebracht morben find, und zumal an die Folgerungen, 
bie man baraus ziehen kann und die eine Stelle der Fönigl. Botſchaft augen: 
ſcheinlich beftätigt.... Man wird darin einen weiteren Schritt zur Incor— 
poration Schleswigs erkennen. Die dänifhe Regierung kann allerbinge 
in Abrebe ftellen, daß bies ber Fall ſei; allein die Theilung bes Reichsrathé 
in zwei Kammern, vor allem aber die Stelle der königl. Botfchaft, im ber 
efagt wird, man werbe biefer Inſtitution cine folche Feſtigkeit zu geben 
Fuchen, daß fie im Laufe ber Zeit der ganzen conftitutionellen Entwickelung bee 
Königreich genügen könne, laſſen nur allzu leicht bie Bermuthung aufkommen, 
e8 walte der Plan ob, in der Folge ſowohl den däniihen Reichstag als vie 
Ständeverfammlung Schleswigs verſchwinden zu laſſen, um ben beiden 
Kammern des Reichsrathé die volle Vertretung biefer beiden Theile dee 
Königreichs zuzugeftehen. Bon biefem Augenblid an wäre bie Jncorpo: 
ration Schleswigs vollendet. Eine folde Maßregel würde gewiß 
am allerwenigften von unferer Seite Wibderftand finden; allein wir halten 
darauf, zu conftatiren, daß wir fie niemals angerathen haben. Wie 
man auch bie im Jahr 1852 von Dänemark eingegangenen Verpflichtungen 
auslegen mag, jo ift darin doch Ein Punct, über den ſie zu klar und zu 
beftimmt lauten, um beftritten werben zu Können und bies ift gerade ber: 
jenige, ber die Nicht-Einverleibung ES chleswigs betrifft. In diefer Beziehung 
lauten bie Zuficherungen Dänemarks poſitiv — wenigitens haben wir c# 
jeberzeit jo angelehn und bemgemäß Dänemark niemals rathen können, fih 
barüber wegzujegen... Ich habe Ihnen diefe Bemerkungen nicht vorenthalten 
wollen, bie ich Sie jebody erjuche, dev dänischen Regierung nicht mitzutbeilen, 
ohne ihr darum den Eindruck zu verhehlen, den diefe neueſte Maßregel bei 
uns hervorgerufen bat. Sie beweilen binreihend die Schhwierigfeit, die 
e8 bat, eine Gemeinjamfeit der Rrincipien und ber Intereſſen mit einer Madı 
herzuftellen, die von einem Augenblid auf den andern bie Situation wechſeln 
Fk jo daß fie von berjenigen, bie eben noch obwaltete, ganz verſchieden 
iſt. ...“ 


Zweite Depeſche von demſelben Tage an denſelben: „Wenn gegen alle 
Erwarten und troß ber Borflellungen, bie ihm gemacht worden find, Deutfd: 
land einen Einfall in Schleswig verſuchen jollte, fo glauben wir mit 
Zuverficht behaupten zu können, daß Dänemark in aller Sicherheit auf bie 
thatſächliche Unterftüßung von mehr als einer Macht zählen Fännte 
und was ung betrifit, jo fteben wir — ob nun ein Allianzvertrag in: 
zwijhen abgejchlofjen fein mögeober nicht — nicht an, auf's aller: 
bejtimmtefte zu erfären, dag wir, für ben Fall eines Angriffs aui 
Schleswig von Seite Deutſchlands, jeberzeit wie bisher ge: 
neigt wären, nah Maßgabe unferer Kräfte und ber Mit: 
tel, überdie wir werben verfügen Fönnen, Dänemark diejenige 
gälfe zu gewähren, bie e8 von uns verlangen möchte. Tiefe Er: 

ärung find Sie, Herr Graf, ermädtigt, der bänifhen Regierung 
in benfelben Ausbrüden zu übermitteln, beren ih mid in bie: 
fer Depeſche bebient babe. Unter dieſen Umſtänden bin ich dazu ge 
fommen, mid) zu fragen, ob bie bänifche Regierung felber den Abfchluß einee 
Alianztractates für nuͤtzlich und zeitgemäß halten dürfte? Wenn fie, wie wit 
anzunehmen berechtigt zu fein glauben, von feinem Angriff bedroht ift, fo wäre 
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ber Nuken gleich Null und was bie Opportunität betrifit, fo dürfte ihr auch 
dieje nach den Erklärungen, bie ich fo eben abgegeben habe, ſehr zweitelhuft 
ericheinen, zumal man leicht fupponiren könnte, daß ein ſolcher Tractat den 
Angriff zu motiviren vielmehr als abzuwenden geeignet wäre. Ich gebe zu, 
baß die Erwägung biefer Auffaſſung Sache ber däniſchen Regierung iſt, da— 
gegen befteht eine andere, die uns ſpeziell betrifit, und die ich durch Ihre Ver: 
mittlung dem Hrn. Gonjeilpräftbenten mit ber Offenheit, die alle unjere Ver: 
handlungen gnefennzeichnet bat, vorlegen zu follen glaube. Selbſt Minifter 
eines conftitutionchen Staats Fennt er fo gut wie wir bie Rüdjichten, die man 
der Bolfsvertretung ſchuldig it und die Achtung, die ihre Anfichten einflößen 
müjfen, Anfichten, welche die verantwortlihen Miniſter pflichtgemäß dahin zu 
lenken trachten werben, was ihnen am richtigften und nützlichſten zu fein 
ſcheint, über welche fie aber ichließlih boch nicht nach Gutdünken verfügen 
fönnen. Pei und nun, wo die Öffentlihe Meinung jeberzeit über bie 
Gefahren Anderer nur langſam in Aufregung geräth, jcheint fie noch Feines: 
wegs geneigt, biejenige, in welcher Dänemark ſchwebt, für ebenfo brohenb 
zu erachten, als dieſes jelber meint. Um ihr ein Iebhafteres Gefühl einzus 
prägen und Subfidien, die unter allen Umſtänden unerläßlich fein werben, 
von Seite ber Volfsvertretung zu motiviren, müßte bie Gefahr Aller Augen 
viel einleuchtender und um mich fo auszudrücken viel bandgreiflicher vorliegen: 
wäre das der Fall, fo zweifle ich gar nicht, daß die Sympatbie erwachen und 
fi) durch eine weniger zweifelhafte Neigung manifeftiren würde, zu Gunften 
bes bänifchen Volkes I pfer zu bringen ähnlich wie i. %. 1848. Allein wir 
dürfen nicht aus den Augen verlieren, daß unfere conjtitutionellen Formen 
ein Einverſtändniß mit ben Volfsvertretungen nothwendig machen und baß 
diejenige Norwegens, bie nicht verjammelt ift, zu einer außerorbentlichen Seffion 
einberufen werben müßte, und baß überbieß gerade jekt eine lebhafte Prä⸗ 
occupation bezüglih einer Kinanzfrage berricht, bie für unjere innere 
Gntwidelung von hoher Bedeutung ift. Sie willen zu gut, Herr Graf, was 
fih hieran Mmüpft, als daß ich nöthig hätte, in weitere Einzelnheiten einzu: 
geben. Das find bie Betrachtungen, die ung ben Wunſch einflößen, ben frag: 
lihen Alllianztractat zu verfhieben und wir haben gedacht, davon 
©. Erl. Hrn. Kal ohne Rüdhalt in Kenntniß feßen zu follen. Mit dem 
politijchen Tact, mit dem er in fo hohem Grade ausgeftattet ift, wird biefer 
Stantemann bie Portheile erwägen, bie ein in biefem Moment abgefchloffener 
Bertrag für Tänemarf haben möchte, aber er wird ſich nicht weigern, in bie 
andere Wagichaale auch die Schwierigkeiten zu legen, die er für uns barböte. 
Wenn ber dbänifche Herr Gonfeilpräfident, nachdem er alle dieſe Betrachtungen 
einer ernften Prüfung unterzogen haben wird, dennoch aufeinem bemnächftigen 
Abſchluß beharren zu follen glaubt, fo find wir meiner Anficht nach bereits 
fhon zu weit in diefer Angelegenheit gegangen, als daß ich es nicht für meine 
Pflicht erachten follte, ben Wunſch, den er ausipredyen würbe, joweit e8 von 
mir abhängt, zu unterftügen. ebenfalls aber bitte ich Sie, ben rein befen: 
finen Charafter bervorzubeben, ben wir unter allen Umftänben unferen Ber: 
binblichfeiten zu geben ung verpflichtet hielten, fo wie die Beſchränkung auf 
ben obſchwebenden Fall, der aus ber Weigerung bes Königs von Däne- 
mar, das Patent vom 30. März zu widerrufen, hervorgegangen ift; denn 
es beſteht jederzeit eine große Schwierigkeit für irgend einen Staat, ſolida⸗ 
riſch für bie Maßregeln eines andern, bie er getroffen hat ober noch treffen 
könnte und welche die ganze Situation total verändern möchten, einzuftehn. 
Ich erſuche Sie, diefe Tepefche dem Herrn Gonfeilpräfibenten vorzuleſen....“ 


4. Nov. Feier der 5Ojährigen Vereinigung zwiſchen Schweden unb Nor: 
wegen. 
— „ Kine in Stodbolm eridhienene Brofhüre „Ein Wort nad) dem 
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Sturm der beutfch=dänifchen Frage” veröffentlicht neue Actenſtücke, 
aus denen hervorgeht, daß Frankreich Schweden von einer Betbeili- 
gung an bem Streite möglicäft zurüdhielt. 


28. Dee. (Schweden) bringt feine Anleihe mit 8,100,000 M. B. nun 
an ben Markt und zwar zunädft in Deutſchland. 


10. Bänemark. 


2. Jan. König Chriftian erläßt von Schloß Gottorp bei Schlestwig aus 


11. 


13. 


16. 
18. 


eine Proclamation an bie Armee: u 
„Soldaten! Unfer eriter Gruß in bem neuen Jahre ſei an Euch! Es findet 
Eud unter Waffen zur Vertheidigung bes Baterlandes und barum 
ift Euer König bei Euch. Das Vaterland hat in Eurem heimgegangenen 
Kriegsherrn, König Friedrich VIL., einen ſchmerzlichen Berluft erlitten, und es 
wird auf vielerlei Weife bedroht; aber in Einem haben wir ſchon das volle 
Erbe Unſeres Töniglichen Sorgängere angetreten: in der Liebe zum Vater: 
lande darin ſtehen wir Niemanden nach! Unſer Lolungswort in 
biefem Angenblick ſei bie Chre bes Vaterlandes! Diefes theuerjte aller Kleis 
node ſoll bewahrt werden; wenn es fi fo fügen will, auf bem Wege bes 
Friedens, und wenn e8 erforderlich ift, im Kampfe durch Euch. Das unnb⸗ 
thige Opfer eines einzigen Menfchenlebens iji zuviel; aber Fein Leben ift zu 
toflbar zur Rettung bes Paterlandes. Aus bem vorigen rühmlichen Kampfe 
hat bie Armee ihre erfahrenen, ausgezeichneten Führer, ivelgen un. unge 
ge, das den alten Kriegerufm und den ausbauernden Muth des bänifchen 
oldaten ererbt Hat, mit Vertrauen und Begeifterung folgen wird. Es ift 
nicht die Zahl, fonbern ber Muth und ber unbebingte Gehorſam gegen bie 
Befehle der Führer in allen gällen, welcher ben Sieg gibt. Vergeßt nie, daß 
ber Herr bes Himmels felbft in bem Schivachen ftark ift, und hört, wenn ber 
Kriegslärm tönt, bie Stimme Eures Könige und Eures eigenen Herzens, 
weldye ruft: Für bie Ehre bes Vaterlandbes! Das Glück folgt dem Tapfern.“ 
„ Dänemark ruft bie Vermittlung ber Unterzeichner des Londoner 
Vertrags in feinem Streite mit Deutfhland an. 
„ Die außerordentlichen Abgefandten Englands und Rußlands Lorb 
Wodehouſe und Staatsrath Ewers verlaffen Kopenhagen wieder. 
„Der König und ber Kronprinz treffen von der Armee in Schles⸗ 
wig wieder in Kopenhagen ein. — Der bisherige Geſandte in Ber: 
lin, v. Quaade, wirb zum Minifter bes Auswärtigen ernannt. 
„  Zufammentritt bes Reichstages. 
„» Dänemark will vorerſt bezüglich ber Verfaſſung v. 18. Nov. 1863 
feinen Schritt thun. Minifter Monrad meint, von einer Aufhebung 
berjelben en bloc könne doch Feine Rebe fein; Deutſchland folle feine 
Begehren bezüglich einzelner Artikel ftelen. Uebrigens erflärt er, 
daß Schleswig in keiner Weife jemals vom Königreich getrennt werben 
bürfe. (Bericht ber englifhen Geſandtſchaft.) 
„ Defterreih und Preußen verlangen bie Aufhebung ber bänifch- 
ſchleswigſchen Berfaffung vom 18. Nov. v. X. binnen A8 Stunden. 
» Das Verlangen von Defterreih und Preußen wirb von Dänemarf 
einfach abgelehnt, Die däniſche Regierung kann ſich nicht entſchlie⸗ 
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Dänmark. 


Ben, Preußen und Deiterreih, wie England bringend gerathen bat, 
wenigftens zu erflären, baß fie bereit fei, den Reichsrath fofort ein: 
zuberufen, um die Verfaſſung vom 18. Nov. in verfaffungsmäßiger 
Meife abzuichaffen. 


20.— 30. Yan. Beide Häufer bes Reichstags berathen wegen einer Adreſſe 


21. 


24. 
26. 
a7, 


28. 


30. 


an den König über die Lage des Landes. 

„ Dänemark erklärt nad London, Paris, St. Petersburg und Stock— 
holm (dagegen beharrlich nicht an Oeſterreich und Preußen), daß es 
bereit ſei, die Reichsrathswahlen vornehmen zu laſſen und dem Reiche: 
rath die Abſchaffung der Verfaſſung vom 18. Nov. vorzufchlagen, 
verlangt aber dazu eine Frift von 6 Moden und bie Verwendung 
ber Mächte dafür bei Oeſterreich und Preußen. 

„ Monrad erflärt in beiden Things, daß die Verfaſſung vom 18. 
Nov. jedenfalls nur in verfaffungsmäßiger Weile aufgehoben werben 
bürfe und im Fernern die Vereinbarungen mit Deutjchland von 
18°, als bindend für Dänemarf, Die Oppofltion ber eiderbäni: 
fhen Partei befämpft die Tebtere Anſicht als eine Rückkehr zum 
früheren Geſammtſtaat. 

„ Amtmann Johannſen wird zum Minifter ad interim für Schles— 
wig ernannt. 

„ Der König befiehlt die Herftellung der Wahlliften für Schleswig 
behufs von Wahlen in den neuen Reichsrath. 

„ Mbreßbebatte des Landsthings. Monrab erklärt, es fei ſchwer zu 
jagen, auf melde Abmachungen Dänemark eingehen Tönne, weniger 
ſchwer, auf welche es nicht eingehen werde: auf ein vereinigtes Schles— 
wig-Holftein oder ein felbitändiges Schleswig oder eine Xheilung 
Schleswigs werde die Regierung niemals eingehen. 

» Die in den däniſchen Bataillonen in Schleswig bienenben Hel: 
fteiner werben in Maasbüll ausgefchieben, entwaffnet und nady Kopen: 
hagen transportirt. 

„ Die zuerft im Folfething von Mitgliedern verſchiedener Parteien 
eingebrachte Adreffe an den König ift nunmehr von beiden Häufern 
angenommen worden: 

„Das Volksthing (Landéthing) des Königreichs fühlt bag Bedürfniß, vor 

Ew. Majeftät feine allerunterthänigfte Huldigung und ben Ausbrud der Zuverſicht 
u bringen, die wir auf Sie fegen, daß Sie auch die Liebe und das Vertrauen eines 

eien Volks nad Ihrem hochfeligen Vorgänger erben werben. Allergnäbigfer 

König! Schwere Gewitterwolfen haben die erft fo Furze Regierungszeit Em. 
Majeität bezeichnet. Große Gefahren umgeben Land und Krone. Bas wohl: 
begründete und durch feierliche Tractate befräftigte Recht Ew. Majeftät auf 
alle Theile der Monarchie wird Ihnen flreitig gemacht. Der in Deutichland 
während einer fo langen Reihe von Jahren burd allerhand falſche Borftel: 
lungen aufgezogene Haß gegen Dänemarf, vereinigt mit bem Streben, einen 
Theil ber dänischen Monardie an jich zu reißen, iſt in lichte Flammen aus: 
gebrochen, und ſchon haben Feindſeligkeiten begounen, welche durch Kränkung 
von Volksrecht und Ehre, ſowie durch ben Aufruhr, den fie in ihrem Gefolge 
führt, bezeichnet werben. Unter biefen Umſtänden fühlt bas Volksthing boppelte 
Aufforberug, bie Gefühle ber Treue und Hingebung auszuſprechen, welche ba? 
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daniſche Boll gegenüber bem Thron bejeelen. Mit aufrichtiger Freude haben 
wir Ew. Majeftät unjere Freiheit und Selbſtändigkeit gegenüber den Vor: 
ftellungen des Auslundes und ber von ihm geitellten Forderung — das Grund: 
geſetz vom 18. Nov. v. J. aufzuheben — wahren geiehben. Nach Ihrem Bor: 
gänger auf dem Throne, bejjen Leben unter Horigefekten Beitrebungen verlief, 
bem bänijchen Reich eine von Fremden unabhängige Stellung in ber Monardie 
zu ſichern, ohne daß es ihm glückte, diejes große Werk zu volljühren, haben 
Ew. Majejtät nun auch diefe Aufgabe als Erbſchaft übernommen. Die Yöjung 
derfelben wird, das wiſſen wir, mit Schwierigfeit verbunden fein; jie kann 
blutige Opfer und ſchwere Kämpfe mit ſich führen; aber das Volt iſt bereit, 
jeinen König in ber Bewahrung des uralten däniſchen Kronlands Südjüt⸗ 
land (Schleswig) in bejjen unzertrennlicher Verbindung mit dem Königreich 
zu unterftügen. Wir wünſchen unfern Brüdern in Schleswig, Deutjchrebenden 
wie Däniſchredenden, diejelbe bürgerliche Freiheit, beven die Bewohner bes 
Königreichs genießen, bie Freiheit und gemeinjames Zujammenwirfen vom 
Volk erwäblter Männer unter des Könige Peitung iſt nach unferer Leber: 
zeugung bas ftärfite Band, fowie zwiſchen Schleswig und dem Königreich, 
jo auch zwiſchen dem Reich und Ew. Majeftät. Möge Gott Ew. Majeſtät 
Kraft und Glück geben, un das Werk zu vollenden, das vollendet 
werden muß, wenn Dänemarf befteben foll. Da wirbes, fo hoffen 
wir mit Vertrauen, auch Ew. Majeftät und Ihrem erhabenen Gefchlecht ver- 
gönnt werden, lange Jahrreihen glüdlih und durch den Segen geftärkt zu 
leben, ber in ber Liebe und bem Vertrauen eines treuen Bolles liegt.“ 

31. Jan. Tier Höchſtcommandirende der däniſchen Armee in Schleswig, 
General de Meza, lehnt die Aufforderung des Obergenerals ber ver: 
einigten preußijchen und öſterr. Armee, Feldmarſchalls Wrangel, das 


Herzogtum Schfeswig zu räumen, ab. 


1. Febr. Die preuß. und dfterr. Truppen unter Wrangel rüden in Cchlee: 
wig ein. 

Der König, der Kronprinz und Monrad langen im Danewerk an. 

Ausſchreibung der Wahlen für den neuen Reichsrath auf ben 
5. März in das Volksthing, auf den 29. März in das Landsthing. 

3. , Die bänifhen Truppen werben von ben Oeſterreichern bis in's 
Danewerk zurüdgetrieben. 

Die bänifche Regierung befiehlt, öſterreichiſche, preußiſche und an: 
bere deutſche Schiffe in den Häfen Dänemarks mit Befchlag zu 
belegen. 

4. „ Der König verläßt den Kriegsſchauplatz und geht nad der Inſel 
Alfen. Ein Kriegerath der Generale beichließt mit allen gegen eine 
Etimme, das Danewer? zu räumen. Die Armee tritt demgemäß in 
ber Nacht vom 5. auf ben 6. Febr. ben Rüdzug hinter die Düp- 
pelftellung an 

6. „ Das Gros ber Armee bewertitelligt glühlih den Rückzug. Ge: 
fecht der Nachhut mit den Defterreichern bei Deverfee. 

Proclamation des Könige von Sonberburg aus an das Heer: 

„Soldatn! Nicht allein durch Tapferkeit auf dem Kampfplatz, fondern auch 
dadurch, daß er mit Geduld ben Mangel an Rafttagen, Kälte und allerhand 


Entbehrungen und Anftrengungen trägt, legt ein Soldat die Treue gegen feinen 
König und feine Liebe zum Baterlande an ben Tag. Es war nur wenigen 
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von Euch gegönnt, im Kampfe gegen einen überlegenen Feind zu beweiſen, 
daß Ihr feit Friedericia und JIdſtedt nicht entartet feid, alle habt Ihr dagegen 
reiche Gelegenheit gehabt, glänzende Veweife von Genügfamkeit und Standhaf- 
tigkeit zu geben, vereint mit freudigem Muth unter langwierigen und großen 
Beichwerlichkeiten. Soldaten! Gmpfangt dafür Eures Könige Dank. Das 
Danewerk ift aufgegeben. In der Gewalt bes Feindes find die Kanonen, 
welche feinen Hochmuth zähmen follten. Tas Land liegt offen vor dem Feinde. 
Tief fühle ich mit Euch, was wir dadurch verloren haben. Aber, meine Freunde! 
Ich babe nur diefe eine Armee zur Vertheidigung bed Landes, und Eure im 
Kriege erfahrene Führer haben gemeint, ich würbe nicht länger Befiter einer 
Armee fein, wenn Ihr Euch nicht jetzt zurüdzöget. Deshalb fapten fie ben 
Entihluß, den Rüdzug anzuordnen. Soldaten! Ich ſtehe verlaffen ba 
in ber Welt mit meinem Volke. Bis heute hat feine Macht er- 
klärt, mit Thaten uns beizuftehen. Ich vertraue auf Euch und meine 
Flotte. Ihr feid bereit, Euer Blut Binzugeben; wir find aber Wenig: gegen 
Viele, deshalb muß es theuer bezahlt werden. Möge ber allmächtige Gott 
geben, baß die Stunde der Race bald fchlagen möge für alle die Gewalt: 
that und das Unrecht, das Mir und Meinem Volle zugefügt wird. 
Dänemark ſucht die Hülfe Englands, Frankreichs, Rußlands und 
Schwedens nah. Das Geſuch ift bei den drei erjten Mächten auf 


die Garantie Schleswigs v. J. 1720 geſtützt. 


7. Febr. Furchtbare Aufregung in Kopenhagen. Bollsbemonftrationen. 


8. 


Selbſt Mitglieder der königl. Familie fehen ſich perſönlichen Belei- 
digungen ausgeſetzt. Monrad erklärt dem Reichstage, daß der König 
an dem Rückzuge vom Danewerk keinen Theil habe; ber Kriegsmi— 
minifter erflärt, daß er jeinerfeits den Befehl dazu nicht ertheilt hätte, 
General de Meza wirb abberufen und zur Vertheibigung nad) Kopen: 
hagen beſchieden. Beide Häufer bejchließen, bie wegen der Abweſen⸗ 
beit des Königs nody nicht fattgefundene Ueberreihung ber Adreſſe 
nunmehr auszujeben, dagegen wirb eine das Boll zur Ruhe mah— 
nende Refolution angenommen. Monrad nimmt die PBroclamation 
bes Königs v. 6. d. M. auf ſich. 


„ Die Proclamation bes Könige vom 6. d. M. wirb zurüdgezogen 


und durch folgende in verbeflerter Faſſung erfekt: 

„Soldaten! Nicht allein durch Tapferkeit auf dem Kampfplatz, fonbern auch 
dadurch, daß er Mangel an Ruhe, Kälte und allerlei Entbehrungen und An: 
fitengungen mit Geduld erträgt, legt ein Soldat die Treue gegen ben König 
und feine Liebe gegen das Vaterland an ben Tag. Das Bad Ahr gezeigt 
und obgleich es Euch Allen bisher richt vergännt war, in offener Schlacht 
gegen einen überlegenen yeind au beweifen, daß ‘hr von bemjelben Geifte und 
berjelben Tapferkeit befeelt feid, welche Euere älteren Kameraben bei Friebericia 
und Idſtedt bewielen, fo Habt Ihr Alle dagegen reiche Gelegenheit gehabt, 
glänzende Beweife von Ausdauer zu geben, vereint mit unermüblichem Muth, 
wodurch Ihr in den Stand gefeßt wurbet, ſtandhaft bie hartnädigen Angriffe 
eines überlegenen Feindes abzuweilen, jowohl damals als er bie Schanzen zu 
nehmen verjuchte, als auch zu ber Zeit, wo er Euch verfolgte. Soldaten! 
Empfanget biefür den warmen Dank Eures Könige! Die Dannewirfe ift aufs 
gegeben, in ber Hand bes Feindes ift ber größre Theil ber Kanonen, welde 
bie Stellung vertheibigen follten; tief fühlen wir mit Euch, was wir dadurch 
verloren haben. Aber, Kameraben! Wir haben nur biefe eine Armee für bie 
Vertheibigung des Landes, und Eure kriegskundigen Führer haben gemeint, 
bap Wir nicht Iänger eine Armee befiten würben, wenn Wir Euch nicht zu: 
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rüdzögen. Deshalb faßten fie ben Entichluß, zurüdzugeben. Soldaten! Wir 
ftehen nody vereinzelt mit bein Bolfe da. Wir rechnen auf Euch unb Unjere 
flotte. Bereit jeid hr, Euer Blut Binzugeben, aber wir find wenige gegen 
viele und beshalb muß es theuer bezahlt werben. Teer allmächtige Gott gebe, 
daß ber Sieg bald eine gerechte Sache Frönen möge.” 


9. Febr. Der Reichstag beſchließt, auch feinerfeits eine Anſprache an bie 


10. 
12. 


Armee zu erlaffen: 

„Die Dannewirke ift aufgegeben! Der bänifche Reichstag ift durch biefe 
Nachricht überrafcht und betrübt worben; aber feine Hofinung auf bie Zukunft 
ift dadurch nicht geſchwächt und bie bes Heeres wird dadurch eben fo menig 
geſchwächt fein. Das däniſche Heer mußte ohne Schwertitreih Holftein ver- 
lafjen, ausgejeßt dem Hohne bes Feindes und der Bevölkerung , aber e8 er: 
bielt unter dem Rüdzug vollftändige Ordnung und würbige Ruhe aufrecht. 
Sechs Wochen lang mußte es darauf Kälte, Strapagen unb Mangel aus: 
balten, aber es blieb doch fich felbjt gleich und erwartete den Tag bed Kampfes 
mit Verlangen. Ter Kanıpf begann und in den Treffen, bie vorfielen, that 
Jeder feine Ffliht und ging mit frohem Muth in's Feuer. Das dänijche 
Volksthing (Landsthing) dankt dem bänifchen Heere. Die Dannewirke ift aufs 
gegeben, aber das bänilche Volksthing (Landsthing) verliert niemals fein 
Vertrauen zu feinen Söhnen und Brüdern, ber.lebenden Tannewirfe. Das 
Heer lebe hoch! Sobald die Umfiände ed erlauben, wird es wie: 
derum vorwärts gehen — vorwärts mit Gott für König und Vater: 
Iand! Mir vertrauen auf ben ewigen Gott, auf ben Bollsgeift und auf unfer 
Heer, über welches biefer Geiſt ſchwebt. Der däniſche Reichstag wird feine 
Pflicht in einer jo ernten Zeit nicht vergeflen; das Volksthing (Landething) 
erfüllt einen geringen Theil diefer Pflicht dadurch, daß es dem braven Heer 
des dänifchen Reichs feinen brübderlichen Gruß ſendet.“ 


„ Der König trifft von Sonberburg wieder in Kopenhagen ein. 


‚„, Eine Eircularbepefhe an bie Vertreter Dänemarks im Auslande 
kündigt benfelben energifche Fortſetzung des Krieges an: 

nr... Sie wiffen bereits, baß bie Armee bie Danewerfftelung geräumt 
bat, um ſich in die zweite „ertpeibigungsline, jene von Düppel, zuriidzuzieben. 
Die Gründe, welche für biefe rüdgängige Bewegung beftimmenb geweſen, find 
ausſchließlich ftrategiicher Natur. Die ungemeine Strenge ber Jahreszeit, ber 
unausgejegte Wachtdienft und die außerordentliche Erſchöpfung ber Truppen, 
verbunden mit ber numerifchen Ueberlegenheit des Feindes, hatten e8 unmöglich 
gemacht, da8 Danewerk länger zu behaupten, und wenn bie Armee bei biefem 
Stande ber Dinge eine Schlacht angenommen hätte, wäre ihre gänzliche 
Bernidtung zu befürdten geweſen. Gegenwärtig nehmen unfere 
Truppen eine Stellimg ein, welche bie Flanke bes Feindes bedroht, und, ſich 
auf bag Meer ftügend, find fie im Beſitz aller Vortheile, welche die geogra⸗ 
phiſche Configuration des Landes darbietet. Düppel iſt in ber That bie ein⸗ 
zige ſtrategiſche Poſition, welche uns, befhränft auf unfere eigenen 
Kräfte, wie wir es find, geftattet einen längeren Krieg zu unterhalten, auf 
welchen wir, wie e8 fcheint, uns vorzubereiten haben. Vor ber Occupation 
Schleswigs hätten wir mit Deutfchland Frieden Ichließen Können; nach diefem 
Ereigniß jedoch Bleibt ber Regierung des Könige nur ein Weg übrig: 
ben Krieg fortzufegen bis zur Wieberberftellung ber alten 
Ordnung ber Dinge in Schleswig, und bis biefes Herzogthum wieber 
unter bie Autorität des Könige zurüdgelehtt if. Nur bann wird es ung 
geftattet fein, unfere Bemühungen zur Beendigung unferes Gonflicts mit 
Deutichland neuerdings im Wege von Unterhandlungen anzuwenden.“ 


Der Minifter des Nuswärtigen v. Quaade erflärt den Bertretern 
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der Mächte in Kopenhagen, daß Dänemark fi auf feine Unterhand⸗ 
lungen einlafje, jo lange Schleswig in Teindeshand jet. 

13. Febr. Die däniſche Regierung erläßt eine Blokade- und Priſenordnung. 
Die däniſchen Kriegsſchiffe erhalten den Befehl, die Schiffe Tünmt: 
licher deutſcher Bundesſtaaten aufzubringen. 

19. „ Die Preußen beſetzen Kolding, die erfte Stadt in Jütland. 

England lehnt das Hülfegefuhd Dänemarks vom 6. Febr. ab. 

21. „ Dänemark erklärt vom 25. d. M. an den Eintritt der Blofade 
für alle Häfen der Oftfüfte der Herzogthümer, die nicht thatſächlich 
unter däniſcher Autorität ftehen. 

23. „ England macht zunächſt Teiterreih, Preußen und Dänemark ben 
förmlichen Vorſchlag einer Eonferenz zu Wiederheritellung des Frie— 
dens ohne Waffenjtillitand und ohne zum voraus beftimmte Grundlage. 

25. „, Preußen und Oeſterreich gehen jofort auf den Vorſchlag im Princip 
ein; Dänemark wünſcht auf denfelben nicht jofort antworten zu 
müflen, da es 3. 3. mit Rückſicht auf die öffentliche Meinung des 
Landes benfelben ablehnen müßte. 

Tas Landsthing bejchließt einftimmig, das Voltsthing mit 61 
gegen 4 Stimmen folgende Adreſſe an den König zu erlaflen: 


„sn der tiefen Betrübniß des dänischen Volkes über den plöglichen Tod 
Ihres verewigten Borgängers war es ein Trojt und eine Beruhigung, Cr. 
Majeſtät daburd in bie Fußſtapfen bes hochfeligen Königs treten zu jeher, 
baß den Vorftellungen und Forderungen bes Auslandes megen Auf 
bebung bes Grundgeſetzes vom 18. Nov. v. I. gegenüber unfere Freiheit und 
Selbftändigkeit gewahrt wurbe. Der Ausbruch des Kriegs zerftörte jebod als⸗ 
bald die Hoffnung auf eine ruhige Entwidelung unferer Zuflände. Nachdem 
der deutſche Bund unter bem Titel einer Srecution die beutjchen Herzogthümer 
Ew. Majeftät, Holftein und Fauenburg, mit YBundestruppen bejegt und 
unter dem Schutze berjelben zum Vortheile eines unberechtigten Prätendenten 
einen Aufruhr jich bat entwideln Iaffen, haben die Großmächte Deutfchlands 
ihre Heere über die Grenze bed Reiches Dänemark gejandt, um, wie fie vor 
geben, das däniſche Land Schleswig, weldhes im Jahre 1721 abermals 
incorporirt und dabei der Krone Dänemark garantirt wurde und über welches 
weber Deutichland noch deſſen Großmächten jemals eine Vormundſchaft zuge 
ftanben hat, in Pfand zu nehmen. Nach zwei ehrenvollen Gefechten bat unſer 
tapferes Heer fich vor ber Uebermacht zurüdgezogen und unfere taufendjährige 
Grenzvefte verlaffen; dasfelbe hat jept nur einen Kleinen Theil von Schleswig 
in Beſitz. Der Feind Hat fich über ben übrigen Theil diejes Landes ausge 
breitet und gebulbet, baß frembe Banden und aufrühreriſche Unterthanen viele 
von Ew. Maj. getreuen Beamten verjagten und bie gejeßliche Ordnung umſtürz 
ten, ja, in den legten Tagen ift jogar die Nachricht hieher gelangt, daß derſelbe in 
die Provinz Jütland eindrang. Allergnädigfter König! Unter fo ernten Ber: 
hältnifjen fühlt Ew. Majeſtät getreues Landsthing (Bolfsthing) das Bebürfß, 
fih im Namen bes Volfes, welches basfelbe erwählte, ofjen und ohne Bor: 
bebalt gegen feinen König zu äußern. Ein Krieg gegen die Uebermacht wird 
große und ſchwere Opfer fordern, aber berjelbe wird doch ba, wo Vertrauen 
zwiſchen König und Volk regiert, mit ber Hoffnung auf ein gutes Ergebniz 
geführt werden. In biefer verhängnißvollen Stunde müſſen wir unfern Trofl 
in dem Bnftanbe Tue, baß die Sache des Volkes bie des Königs ift, daB 
Ew. Vajeftät getreu unfere Freiheit und Selbftändigfeit beſchühen und nicht 
geftatten werben, daß in Zukunft unter irgend einem Reid: 
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titel bie Bormundfchaft über die Girenzen Dänemarls- aus: 
gebehnt ober bie Berbindung zwifhen bem Königreihe unb 
Schleswig abgefhwäcdht werde. Nach ber beftimmten Erklärung ber 
Regierung Ew. Majeſtät darf das Volf Darauf bauen, baß bie ganze 
Kraft bes Landes aufgeboten werde, fo wie daß Ew. Majeftät fich beftreben 
werden, e8 Guropa Elar zu machen, baß unfer nationales Leben und unfere 
freie Selbitbeftimmung niemals geopfert werden dürfen. Ew. Maj. können 
darauf bauen, bag bie Segnungen der Freiheit bie Liebe bes Volfes zum 
Baterlande und gleichzeitig deifen Bereitwilligfeit zur Darbringung jebes 
Dpfers für das Recht und bie Eure Dänemarks geftärft haben. Wenn in 
jolcher Weiſe gegenfeitiges Vertrauen König und Volk verbindet, werben beibe 
freubigen Muthes den Chancen und Gefahren des Kriegs entgegenjehen kön— 
nen. Heil bem Königel Heil unferem tapfern Heere! Heil unferem geliebten 
Vaterlande!“ 


27. Febr. Der Reichstag vertagt ſich wegen der Wahlen zum Reichsrath 


— 


9» 


bis zum 8. März Antwort des Könige auf die Abrefje beider 
Thinge bes Reichstags: ° 
„Mein treuer a Ich dankte euch für eure Meinungsäußerung. 


Ich vertraue auf euch, auf mein treues bänifches Volk. Ich will feftftehen 


und bis zum äußerften ausharren; ich will alles thun, um einen Trieben zu 
erlangen, mit welchem Dänemark gedient fein kann. Ih will nicht die 
Aufhebung der beitehbenden politifhen Berbindnng zwiſchen 
bem Königreih und Schleswig. Ich will ein freier König fein über 
ein freies Boll. Frei ift nur ber König, wenn das Land jelbftändig ift; frei 
ift nur das Volk, wenn ber verfafjungsmäßige Zuſtand bewahrt und ent⸗ 
widelt wirb. Ich boffe zum gnädigen Gott, daß man einjtmals auf mein 
Grabmal wird fegen fünnen: Kein Herz ſchlug treuer für Dänemark! Gott 
jet mit euch!" 

England gefteht Dänemark eine 14tägige Frift behufs einer de— 
finitiven Antwort auf den Conferenzvorichlag v. 23. d. M. zu. 


. März. Die bisher in Dänemark fetgehaltenen Dannichaften ber hol- 


fteiniiden Regimenter werben endlich entlafjen. 

„ Die Eiber wird von ben Dänen blofirt. 

„ Die Wahlen zum Volksthing des neuen Reichsraths fallen über: 
wiegend in eiberbäniihem Sinne aus. 

» Die Preußen und Defterreiher rüden mit überlegenen Streit 
fräften in Jütland ein. Die Dänen ziehen fih nad Friedericia 
zurüd und räumen Beile. 

„ Dänemark erklärt Wolgaft, Greifswald, Cammin, Smwinemünde, 
Stralfund und Barth vom 15. März an in Blofabezuftand. 

„ England räth ber däniſchen Regierung jehr dringend zu Annahme 
bes Conferenzvorſchlages (ſ. England). 

„ Die bänifhen Truppen haben fih in Sütland ohne ferneren 
Schwertftreih in aller Eile bis über den Lymfjord zurüdgezogen. 

„ Tie Infel Fehmarn wird von den Preußen beſetzt und bie ganze 
däniſche Befabung gefangen genommen. 

„ Die Allüirten dringen in Sütland nicht weiter vor, ſondern ziehen 
fi) wieber gegen Beile zurüd. 

„ Dänemart nimmt enblih ben englifchen Conferenzvarſchlag an, 


21. M 
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‚ots Ye Frundlage für fernere Verhandlungen darzuftellen. Ich bin bee: 
EN behaupten zu können, bak Sir 9. Paget mir Grund zu ber 
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—— und Richtigkeit der von mir eben angedeuteten Baſis anzuerkennen. 
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Gebietet heile, welche nicht zu demſelben gehören, einzuräu— 
men ſchiene, von vorn herein bei Seite geſetzt werde.“ 

ärz. England erläßt nunmehr auch an Frankreich, Rußland, Schweden 
und ben deutſchen Bunb die fürmliche Einladung zu Eonferenzen in 
London, jedoch ausprüdli ohne die von Dänemark geforderte Grunb: 
lage ber Unterhandlungen, die es Tediglih ale Ausgangspunkt für 
biefelben auffaßt. 

Schluß des Reichstags. Botſchaft bes Königs: 

„Es ift in einer ſchickſalsſchwangeren Zeit, daß bie Verhandlungen bes 
Reichstags geichlofjen werden! Manche von Euch werben, wenn Ihr in Cure 
Heimath zurüdtehrt, diejelbe vom Feinde befegt finden. Nehmt unferen Dant 
dafür, daß Ihr ruhig und unerfchroden geblieben auf Euren Plätzen in ber 
gefeßgebenden VBerfammlung, und unfere Regierung kräftig unterftüßtet in 
dem jchweren Kampfe für das Vaterland. Nehmt unfern Gruß an alle 
Bauen bes Landes mit. Sagt e8 zu Euren Mitbürgern, baß unfer Her: 
blute bei dem Gedanken baran, was unjere getreuen Untertbanen ſowohl dies: 
ſeits wie jenfeit8 ber Königsau ausftehen müfjen; aber jagt ihnen auch zu: 
gleich, daß unjere Feinde den bänifhen Mann mur fchlecht kennen, wenn fie 
glauben, fie könnten burch die Bürben, welche auf feine Schultern gelegt wer: 
ben, ben Wunſch bei ihm hervorrufen, daß wir bes VBaterlandes heilige Sache 
opfern jollten. Durch Drohung, Gewalt brauchen zu wollen, Tieß unjer 
Vorgänger auf bem Throne fich bewegen, ben Herzogthümern Holſtein und 
Sauenburg eine bejondere Stellung in ber Monardhie zu geben, und nun 
nennt man ben dadurch nothwendig gemachten Zuſtand einen Bruch trac: 
tatmäßiger Berpflidtungen. Im Namen biefer Verpflichtungen voll: 
führt man eine Erecution in Holjtein und occupirt Schleswig als Pfand. 
Unter ber Erecution in Holftein unb unter bem Schuge ber Truppen bes 
beutfchen Bunbes läßt man ber revolutionären, gegen und gerichteten 
Bewegung freien Spielraum. Schleswigs Occupation benutzt man bazu, 
dieſen Lanbestheil als eine preußiſche oder öͤſterreichiſche Pro: 
pinz zu behandeln... Auch nicht einmal bier ſtand ber Feind ſtill; 


" 
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er but bie Konigsau überfchritten und überfchwemmt nun Nord⸗Jütland! 
Noch ftehen wir allein! Wir willen nicht, wie lange Europa ein müßiger 
Zujhauer ber Gewaltthat, die man gegen uns und unfer Bolt übt, fein will. 
Wir wiederholen dem Reichstage unfere Zufage. Wir find willig, Alles zu 
tun, um einen Frieden zu erreichen, mit welchem bem- Vaterlande gedient 
jein kann; aber das müfjen unfere Feinde wiſſen, daf bie Zeit noch jehr 
fern liegt, wo wir oder unfer Bolt dazu genöthigt werden fünnten, uns 
einem für Dänemark bemüthigenden Frieden zu unterwerfen. Eures Königs 
letztes Wort an Euch und die, welche Euch gewählt haben, fei Ausdauer! 
Gott fei mit Euch!” 
Der König verreist noch am gleihen Tag zur Armee nad Aljen. 
29. März. Auch die Wahlen zum Landething des neuen Reicheraths er: 
geben ein entſchieden eiderdäniſches Reſultat. 

Norwegen bewilligt den vom Könige geforderten Credit behufs 
einer eventuellen Unterſtützung Dänemarks, macht die Bewilligung 
jedoch von der Allianz mit wenigſtens einer der Weſtmächte abhän- 
gig (ſ. Norwegen). 

— „ Der bänifde Capitänlieutenant Hammer hält mit einigen Schif- 
fen die ſchleswigſchen Weftfeeinjeln Föhr, Sylt ac. banieber. 


3.Apr. Dänifhe Kriegsichiffe blofiren die Mündungen der Elbe und 
der Weſer. 

13. „ Dänemark erklärt Danzig und Pilau vom 19. db. M. an in 
Blokadezuſtand. 

15. „ Ein Staatsrath unter Zuziehung höherer Officiere erklärt ſich 
unter der Leitung Monrad's mit geringer Mehrheit gegen eine 
Räumung der Düppeler Schanzen. 

18. „ Die Preußen erſtürmen die Düppeler Schanzen; die Dänen zie- 
ben fih nad der Inſel Allen zurüd. 

20. „ Die Mlürten rüden in Jütland wieder vor. ' 

23. „ Die bänifhen SKriegsjchiffe, welche bisher an der Elbe: und 
Weſermündung kreuzten, ziehen fi) in Folge der Annäherung ber 
öftereihifchen Flottendiviſion nad Chriftiansjand an der Südküſte 
Norwegens zurüd, 

25. „ Zufammentritt der Londoner Conferen;. 

23. „ Feldmarſchall Wrangel legt Jütland als Erſatz für die weg: 
genommenen beutihen Schiffe vorläufig eine Contribution von 
650,000 Pr. Thlrn. auf. 

29. Die Dänen räumen bie Feſtung Friebericia in Sütland, die fofort 
von ben Defterreihern beſetzt wird. 

30. „ Die Preußen find in Yütland bis zum Lymfjorb vorgerüdt; ganz 
Sütland mit Ausnahme des nörblichiten Diſtriktes ift in den Hän- 
ben der Alüirten. Dänemark find von 1037 Quadratmeilen mit 
2,405,000 Seelen nur noch 236 Tuabratmeilen mit 896,700 Gee- 
len geblieben. 


4. Mai. Der König von Schweden und Norwegen befiehlt bie Bildung 
18 
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will aber nur auf der Baſis der Vereinbarungen von 18°%, unter: 


banbeln. 

Depefhe an den Gefandten in Lonbon: „... Während jedoch 
bie Tal. Regierung ben Vorſchlag einer Gonferenz, deren Ziel die Beendigung 
bes beutfch-bänifchen Gonflictes ift, annimmt, Hält fie e8 für nothwendig, 
bie Bafis zu bezeichnen, ohne welche nah ihrer Meinung bie Conferenz zu 
feinerlei Rejultat gelangen fan. Indem bie Regierung bie Conferenz an 
nimmt, unterftellt fie ausbrüdlich, daß man durchaus darin einverftanden iſt, 
baß die Unterbandlungen von 18%, bie Bafis der Berathungen bilden werben, 
und fie gibt fidh der Hoffnung Hin, daß wenn fie ihre Theilnahme an ber 
Conferenz von diefer Bedingung abhängig macht, biefe ihre Anſchauungsweiſe 
auf Feinerlei Einwand ftoßen wird. Denn e8 finb eben diefe Verhandlungen, 
aus denen zuerit der Deutihe Bund, und fpäter die beiden deutſchen Groß- 
mädte ben Borwand zu ihrer gemeinfamen Action gegen bie däniſche Mo— 
nardhie ableiteten. Auch ben neutralen Mächten ſcheint dieſe Bafis, welche 
früher zmwifchen ung unb dem Bunde vereinbart wurde, ſich als bie aller: 
natürlichſte Grundlage für fernere Verhandlungen barzuftellen. Ich bin bes: 
halb glüdlich, behaupten zu können, daß Sit A. Paget mir Grund zu ber 
Erwartung gab, daß feine Regierung vollitindig geneigt jein wird, bie Zweck 
mäßigfeit und Richtigfeit der von mir eben angebeuteten Baſis anzuerkennen. 
Tür ung unb um bes Erfolges etwaiger Unterhandlungen willen ift e8 unum: 
gänglich nothwendig, daß jeber Plan eines Arrangements, welder 
birect oder indirect bem beutfhen Bunde einen Einfluß auf 
Gebietstheile, welde nicht zu demſelben gehören, einzurän: 
men fhiene, von vorn herein bei Seite gelegt werbe.” 


21. März. England erläßt nunmehr au an Frankreich, Rußland, Schweden 


22. 


und ben deutſchen Bund die fürmliche Einladung zu Conferenzen in 
London, jedoch ausdrücklich ohne die von Dänemark geforderte Grund: 
lage ber Unterhandlungen, bie es lediglich als Ausgangspunkt für 
dieſelben auffaßt. 

Schluß des Reichstags. Botſchaft des Könige: 

„Es ift in einer ſchickſalsſchwangeren Zeit, daß bie Verhandlungen bes 
Reichstags gejchloffen werden! Manche von Euch werben, wenn Ihr in Eure 
Heimath zurückkehrt, diefelbe vom Feinde bejeßt finden. Nehmt unferen Dank 
dafür, dag Ihr ruhig und unerjchroden geblieben auf Furen Pläken in ber 
gefeßgebenden Berfammlung, und unfere Regierung kräftig unterftüßtet in 
dem ſchweren Kampfe für bas Baterland. Nehmt unferen Gruß an all 
Gauen bes Landes mit. Sagt es zu Euren Mitbürgern, baß unfer Her; 
blute bei ben Gedanken daran, was unjere getreuen Unterthanen fowohl dies: 
ſeits wie jenfeits der Königsau ausftehen müfjen; aber fagt ihnen auch zu: 
gleich, daß unfere Feinde den bänifhen Mann nur fchlecht kennen, wenn ſie 
glauben, fie könnten durch die Bürden, welche auf feine Schultern gelegt wer: 
ben, ben Wunſch bei ihm hervorrufen, bag wir bes Vaterlandes heilige Sache 
opfern ſollten. Durch Drohung, Gewalt brauchen zu wollen, ließ unier 
Vorgänger auf bem Throne ſich bewegen, ben Dergogtjümern Holftein und 
Lauenburg eine bejondere Stellung in ber Monarchie zu geben, und nun 
nennt man ben dadurch nothwenbig gemachten Zuftanb einen Bruch trac: 
tatmäßiger Verpflichtungen. Im Namen biefer Verpflichtungen voll: 
führt man eine Erecution in Holftein und occupirt Schleswig als Pfand. 
Unter der Erecution in Holftein und unter dem Schutze ber Truppen bes 
beutichen Bundes läßt man ber revolutionären, gegen uns gerichteten 
Bewegung freien Spielraum. Schleswige Occupation benußt man dazu, 
biejen Lanbestheil als eine preußifhe ober öfterreihifdhe Pro: 
yinz zu behandeln... Auch nicht einmal bier ftand ber Feind ſtill; 
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er hat die Königeau überfchritten und überſchwemmt nun Nord Fütland ! 
Noch ftehen wir allein! Wir wifjen nicht, wie lange Europa ein müßiger 
Zuſchauer der Gewaltthat, die man gegen uns unb unjer Volt übt, fein will. 
Wir wiederholen bem Reichstage unfere Zufage. Wir find willig, Alles zu 
thun, um einen Friebden zu erreichen, mit welchem bem- Baterlanbe gedient 
fein kann; aber das müfjen unfere Feinde wilfen, daß die Zeit noch fehr 
fern Liegt, wo wir ober unſer Bolt dazu genöthigt werden fünnten, uns 
einem für Danemart demüthigenden Frieden zu unterwerfen. Eures Königs 
letztes Wort an Cuch und bie, welche Tuch gewählt haben, fei Ausdauer! 
Sott ſei mit Euch!” 
Der König verreist noch am gleichen Tag zur Armee nad Alfen. 
29. März Auch die Wahlen zum Lanbething des neuen Reichsraths er- 
geben ein entichieden eiberdäniiches Refultat. 

Norwegen bewilligt den vom Könige geforberten Credit behufs 
einer eventuellen Unterſtützung Dänemarks, macht bie Bewilligung 
jedoch von der Allianz mit wenigftens einer ber Weſtmächte abhän- 
gig (1. Norwegen). 

— „ Der bänifhe Eapitänlieutenant Hammer hält mit einigen Scdif- 
fen die ſchleswigſchen Weitfeeinfeln Föhr, Sylt ac. banieber. 


3.Apr. Dänijhe Kriegsſchiffe blofiren die Mündungen der Elbe und 
ber Weſer. 

13. „ Dänemark erklärt Danzig und Pilau vom 19. db. M. an in 
Blokadezuſtand. 

15. „ Ein Staatsrath unter Zuziehung höherer Officiere erklärt ſich 
unter der Leitung Monrad's mit geringer Mehrheit gegen eine 
Räumung der Düppeler Schanzen. 

18. „ Die Preußen erſtürmen bie Düppeler Schanzen; die Dänen zie⸗ 
ben fi nach der Inſel Aljen zurüd. 

20. „ Die Alliirten rüden in Jütland wieder vor. 

23. „ Die bänifhen Kriegſſchiffe, welche bisher an ber Elbe— und 
Weſermündung kreuzten, ziehen ſich in Folge der Annäherung der 
öſtereichiſchen Flottendiviſion nach Chriſtiansſand an der Südküſte 
Norwegens zurück. 

25. „ Zußfammentritt ber Londoner Conferenz. 

23. „ Feldmarſchall Wrangel legt Jütland als Erſatz für die weg— 
genommenen deutſchen Schiffe vorläufig eine Contribution von 
650,000 Pr. Thlrn. auf. 

29. Die Dänen räumen die Feftung Friebericia in Jütland, bie jofort 
von ben Defterreichern bejeßt wird. 

30. „ Die Preußen find in Yütland bis zum Lymfjord vorgerüdt; ganz 
Jütland mit Ausnahme des nördlichſten Dijtriftes ift in den Hän⸗ 
den der Alliirten. Dänemark find von 1037 Quadratmeilen mit 
2,405,000 Seelen nur noch 236 Quabratmeilen mit 896,700 See: 
len geblieben. 


4.Mai. Der König von Schweden und Norwegen befiehlt bie Bildung 
18 
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eines combinirten idwentih-nonwegiihen Geihiwabers auf ven 16. Mai 
unter tem Beiebl tes Viceadmirals Herzegs v. Titzetblank. 

9, Mai. Seegeieht bei Helgeland zwiichen Läniiben und öfter. Schiffen. 

Tie Lontoner Gonierenz einige 1b über eine am 12. d. M. 
beginnende Waftenrube auf die Tauer eins Mona. Dänemark 
muß für jo fange auch tie Blekade ter reutiben Häfen aufheben. 

47. „ Preußen und Oeſterreich ſchlagen auf ber Londoner Gonferenz bie 
ſtaatliche Unabbängigteit ter Herzogtbümer, ewentuell die Perional: 
union mit Dänemark vor. Tie däniihen Bevollmädtigten erklärten 
den Vorſchlag für abjelut unannehmbar und lehnen es ab, ihn auch 
nur ad referendum zu nehmen. 

23. „ Da Tänemark auf die Möglichkeit einer Perfonalunien in feiner 
Weiſe eingehen will, jo ſchlagen Tefterreih und Preußen auf ber 
Londoner Conferenz die vollfommene Trennung ber Herzogthümer 
von Dänemark vor und zwar unter bem Herzog Friebrich von Augu: 
ftenburg. England läßt nunmehr auch jeinerjeitd den Ponboner 
Vertrag und die Integrität ber däniſchen Monardie fallen unb 
fhlägt eine Theilung Schleswige und die Echlei und das Dane: 
wert als Theilungslinie zwiihen Dänemark und Deutſchland vor. 
Die deutſchen Mächte nehmen ben engliihen Vorſchlag im Princip 
an, ſchlagen aber als Theilungslinie die Linie Apenrade-Tondern vor; 
Dänemark erklärt au diefen Vorſchlag ber beutfhen Mächte für 
abfolut unannehmbar und kann ſich vorerjt noch nicht dazu verftehen, 
eine Theilung Schleswigs ſelbſt nur im Prinzip zuzugefteben, fondern 
will ben Vorſchlag Englands bloß ad referendum nehmen. 


2. Juni. Dänemark erflärt auf der Londoner Eonferenz den Borjchlag 
Englands v. 28. v. M. anzunehmen, aber als äußerfte Conceflien 
und unter möglidften Rejerven. Auch Rußland läßt den Londoner 
Vertrag fallen und erklärt, feine Anſprüche an Holftein dem Großh. 
v. Oldenburg cebiren zu wollen. 

„Jahresfeier des däniſchen Grundgeſetzes. Der König fpricht die 

Hoffnung aus, daß es durch Eirigfeit und Nernunft gelingen werde, 

das geliebte Vaterland mit nicht allzu großen Opfern durch dieſe 

Zeit der Drangfale hindurchgeführt zu fehen. 

6. „ Die Londoner Conferenz Tann fi über eine Verlängerung ber 
Waffenruhe behufs weiterer Ausgleihungsverfuche vorerſt noch nicht 
einigen, ba Dänemark nur eine folde von 14 Tagen und auch das 
nicht gerne zugeftehen will, Preußen aber darauf aus militärtjchen 
und commerziellen Gründen nicht eingehen zu fünnen erflärt. 

9. „ Die Londoner Conferenz einigt fi nunmehr über eine vierzehn: 
tägige Verlängerung ber Waffenrube, dba Preußen fi) dem bänifchen 
Verlangen fügt. Da die Wahrfcheinlichleit einer Verftändigung über 
bie Sränzlinie für eine Theilung Schleswige nur eine geringe ifl, 
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fo fuht England wieder auf den Londoner Vertrag zurüdzulommen 
und macht Dänemark darauf aufmerffam, daß es fi dieß von An: 
fang an förmlich vorbehalten habe. 


12. Jun. Im Kopenhagen circulirt eine Abreffe an ben König, 


16. 


18. 


26. 
29. 


um ihn vor ber Annahme eines Schleswig-Holfteins fei es in, fei es 
außerhalb ber Monardie, fei e8 in Perfonalunion mit Dänemark verei: 
nigt oder an Teutfchland abgetreten, dringend zu warnen, weil barin 
Schleswigs Verluſt und Dänemarks Untergang liege. „Die Regierung, bie 
ſich erdreiitete, nach biefer Entſcheidung zu greifen, würbe ſich bes Volkes Zu⸗ 
irauen verſcherzen und ſich den traurigften Namen in Dänemarks Gejchichte 

reiten.“ 
„»  Angeblide Miniſterkriſis wegen ber Frage eines Zurückkommens 
auf die Perfonalunion. 
„ England ſchlägt auf der Londoner Conferenz als letztes Aus- 
Tunftsmittel vor, die Feſtſetzung der Theilungslinie in Schleswig 
einem Schiedsrichter zu übertragen. 
„ DOefterreih und Preußen nehmen den engl. Vorſchlag auf Ernen- 
nung eines Schiedsrichters behufs Feſtſtellung der Theilungslinie in 
Schleswig unter Modificationen an, Dänemart lehnt ihn dagegen 
unbedingt ab. 
„ Die Londoner Gonferenz gebt refultatlos auseinander. 

Eröffnung bes neuen nad ber Verfaffung v. 18. Nov. 1863 
gewählten Reichrathes. Botſchaft des Königs: 

„Die brobende Lage bes Vaterlandes und bie außerorbentlihen Ausgaben, 
welche ber Krieg ſchon mit fich geführt Hat und welche berfelbe zu deſſen 
Führung fernerhin fordern wird, hat es Uns nothwendig gemacht, ſchon jekt 
den Neichsrath zufammenzurufen, um beflen Billigung zu ben von Unferer 
Regierung getroffenen Beranftaltungen und befjen Einwilligung zu Schritten, 
durch welche bie noihwenbigen Mittel zumege gebracht werben können, zu er: 
halten. Nicht wir find es, bie ben Krieg hervorgerufen haben; Wir find Uns 
bewußt, alles getban zu haben, was in Unferer Macht ftand, ihm zu ent: 
geben... Wir haben in Unferer kurzen Regierungszeit bie bittere Erfahrung 
gemacht, wie leicht in unferen Tagen das klare Recht in ber politifchen Waag⸗ 
ſchaale Europas wiege, und wie verlaffen ein König mit feinem getreuen 
Volke fiehen könne einem übermädhtigen Feinde gegenüber. Da England be: 
bald, unterftüßt von allen ben neutralen Mächten, bie Sit in ber Londoner 
Eonferenz haben, vorſchlug, daß Wir alles bas zur bänifchen Monarchie ge⸗ 
hörende Land abtreten follten, welches ſüdlich von Sclei-Dannewirfe Tiegt, 
beichloffen Wir, diefes Uns fo fchmerzliche Opfer zu bringen. Diejes Opfer 
ift von ben deutſchen Mächten nicht angenommen mworben. Wir fönnen 
niht mehr opfern; Wir haben die Aufforderung bazu mit Nein beant: 
wortet, feit überzeugt, daß unjer Nein aud) das Nein des bänifchen Volles 
fei. Gott wende bie Herzen berer, bie das Schidfal Europas in ihrer Hand 
halten. Er laſſe wenigftens an Einer Stelle bag Mitgefühl zu einer 
fräftigen Mitwirkung ermwachlen I* 

„ Die Preußen eröffnen mit dem Ablauf ver Waffenruhe bie Feind⸗ 
feligfeiten gegen Alſen wieber. 

„ Die Preußen feßen unter General Herwarth von Bittenfelb nad 
Allen über. Ein Theil der däniſchen Armee fällt in Gefangenfchaft. 

Die Regierung verlangt vom Reichsrath die Ermädtigung zu 
einem Anlehen von 20 Mil, Thlen, 
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1. Juli. Die Dänen räumen Alfen vollftändig. Die legten auf Kekenis 


zurüdgebliebenen Truppen und das geretiete Kriegsmaterial langen 
auf Fünen an. 


4./8. Juli. Das engliſche Unterhaus fpricht fi nad erſchöpfender De: 


10. 
11. 


12. 


batte für Nicht-Einmiſchung in den deutſch-däniſchen Krieg aus. Ein 
directer Antrag auf Unterftüßung Dänemarks wirb ohne Abftimmung 
abgelehnt. 

In beiden Häufern des Reichsraths wird der Entwurf einer 
Adreffe an den König eingebracht, dahin gehend: 

„... In die traurige Nothwendigkeit verfekt, Opfer für bie Wiebergetvinnung 
bes Friedens zu bringen, haben Ew. Majeſtät lieber etmas von bem Red 
ber Krone aufgeben wollen, als die Einwilligung zu einem Schleswig-Holſtein 
erteilen. Dieß bürgt uns bafür, daß das Ziel jeder ferneren Unterhandlung 
ein von Deutſchland unabhängiger freier Staatszuftandb fein werde. Sn die 
fer Vorausſicht verfichert das Land Ew. Majeſtät aller Unterftüßung, die ed 
geben kann.“ 

„ Die Kopenhagener Prefle beginnt, fih für Zurüdziehung ber 
Truppen aus SYütland und Fünen, Aufhebung der Blokade unt 
Zurücdberufung der Schiffe zur DVertheidigung Seelands und Kopen: 
bagens auszuſprechen. 

„ Das Minifterium Monrad nimmt auf die Aufforderung de 
Königs feine Entlaffung. Graf Moltke erhält ven Auftrag, ein neues 
Minifterium zu bilben. 

„ Die Alürten jeten über den Lymfjord und occupiren auch den 
Reit von Jütland. 

„ In Folge der engliihen Parlamentsbejchlüffe wird auch bie zu 
fammengezogene ſchwediſch-norwegiſche Flottille wieder aufgelöst. 


„Das neue Cabinet iſt meiſt aus ehemaligen Geſammtſtaatsmännern 

gebildet. Bluhme übernimmt darin das Auswärtige. Die erſte 
Handlung des Miniſteriums beſteht darin, mit Oeſterreich und Preu 
Ben directe Unterhandlungen über einen Waffenſtillſtand und Her: 
ſtellung des Friedens einzuleiten: 

„Da der König, mein allergnädigſter Herr, beſchloſſen hat, Mittel und 
Wege zu ſuchen, um eine Ausgleihung ber beſtehenden betrübenden Differen: 
zen herbeizuführen, unb zu gleicher Zeit fidh mit neuen Rathgebern umgeben 
bat, fo liegt e8 dem Unterzeichneten ob, ohne Zaubern bei ben Regierungen 
Sr. Maj. des Königs von Preußen und Sr. Maj. bes Kaifers von Oeſſer— 
reich bie nötbigen Schritte zu thun, um biefen Zweck zu erreichen. Indem 
ber Unterzeichnete hierdurch biefe Pflicht erfüllt, gibt er fich ber Ueberzeugung 
bin, baß der König, fein Herr, nicht vergebens in das hochherzige Wohlwollen 
und ben erhabenen Gerechtigfeitafinn St. Maj. bes Könige von Preußen 
(Kaiſers von Defterreich) unbedingtes Vertrauen geſetzt hat, und glaubt daher 
einfach ſich darauf befchränfen zu können, die wohlmollende Vermittlung St. 
Erc. des Hrn. v. Bismard-Schönhaufen (Rechberg) in Anſpruch zu nehmen, 
bamit bie Vorbereitungen zum Abſchluß eines Waffenftillftands und zur Ein 
leitung ber Friedensunterhandlungen durch einen gegenfeitigen ohne Verzoͤge 
rung erlaffenen Befehl zur Einftellung ber Feindſeligkeiten, fowohl zu Land 
als zu Waffer, getroffen werben Fünnen.“ 


„ 


13. „ Die Mllürten befegen Sylt und bie ſchleswigſchen Weſtſee-Inſeln. 
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Dänemark ift bamit vom Boben bes Herzogthums Schleswig gänz- 
lid) verbrängt. 


15./16.uli. Defterreih und Preußen entfprehen bem Anſuchen Däne⸗ 


18, 


19. 


26. 


30. 


marks, gebieten die Kinftellung aller zeindjeligkeiten zu Land wie zu 
Waſſer bis zum 31. d. M. und beorbern das Obercommando ber 
alliirten Armee mit bem bänifden Obercommando eine bießfällige 
Uebereinkunft zu treffen. 

„ Abihluß einer Convention zu Chriftiansfeld zwiſchen ben Bevoll- 
mägtigten beider Armeen über eine Waffenrube vom 20. bis 

.dM. 

» Bapitänlieut. Hammer ergibt fi zwiſchen den Inſeln Sylt 
und Amrum bem preuß. Kanonenboote Blitz mit feinen 2 Dampfern, 
10 Zolleuttern, 5 Transportiiffen und 2 Küftenfahrern. 

„ Beginn ber zriebensunterhandlungen zwilhen Tänemarf und 
Defterreih-Preußen in Wien. 

» Das Bollsthing des Reichsraths verwirft den Antrag auf Tages: 
ordnung und nimmt bie am 6. d. M. eingebrachte Adreſſe an ben 
König mit 60 gegen 21 Stimmen troß ber veränderten Sachlage 
und obgleih ber Konjeilpräfident fich dagegen erflärt hatte, an. 

„ Das Landsthing des Reichsraths beichließt auf den Wunſch bes 
Eonjeilpräfidenten und in Erwartung des Refultates der in Wien 
eröffneten Triebensunterhandlungen die Verſchiebung ber befinitiven 
Annahme oder Vermwerfung ber Adreſſe an den König. 


1. Aug. Abſchluß ber Friedenspräliminarien und eines breimonatlichen 


2. 


4. 
6. 


MWaffenftillftandes in Wien. 

„ Der Eonfeilpräfident Bluhme theilt dem Reichsrathe in geheimer 
Sigung den Inhalt der Friedenspräliminarien mit. Nieberjchlagender 
Cindrud. Das Volksthing befchließt, daß aus bem ihm auferlegten 
Schweigen eine Billigung nicht gefolgert werben bürfe. 

„» Beide Thinge des Reichsraths laſſen die Adrefie an ben König 
fallen. 

„ Eröffnung des Reichstags. Thronrede des Könige: 

„... Ungeachtet des Muthes und der Ausbauer, mit welder unjer 
tapferes Heer und Ylotte gefämpft haben, um Dänemarks Mecht und Ehre zu 
ſchützen, unb ungeachtet ber Bereitwilligfeit, mit ber bas ganze Volk jebes 
Dpfer zur Rettung bes Baterlandes gebracht hat, wirb doch ber Krieg, welchen 
ein übermächtiger Feind gegen Uns geführt bat, Uns und Unfer Volk zu 
ſchwerſten unb ſchmerzlichſten Goncejfionen zwingen; benn ba ganz Europa 
Uns ohne Hilfe gelafjen hat, haben Wir Uns gensöthigt gefehen, ber Ueber: 
macht nachzugeben unb zu verfuchen, bem Kriege Einhalt zu thun, deſſen 
Fortſetzung unter ben obwaltenden Umſtänden Unferm geliebten Volke und 
Lande nur größeren Verluft und größeres Unglüd bereiten würbe, ohne bie 
Ausfiht auf irgend eine Verbefierung Unferer Stellung zu eröffnen. Doch 
wollen Wir in vollem Vertrauen auf Unfer getreues bäniiches Volt mit Zu: 
verfidht ber Zurunft entgegenſehen, in der feſten Hoffnung, daß hellere Tage 
nicht ausbleiben werden, wenn König und Volk fi einträchtig verbinden, um 
bie en „unben zu beilen, welche Unferm tbeuren Vaterlande gefchlagen 
worben find, . ." 
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Dänemark entläßt endlich die bisher in ber bäntichen Armee 

feftgehaltenen Schleswiger. 
7. Aug. Der Reichstag vertagt fi, nachdem fi) beide Thinge conftituir 
haben, bis zum 3. Oct. 

15. „ Auf eine Snterpellation Orla Lehmanns im Landsthing des 
Reichsraths antwortet der Gonfeilpräfident Bluhme im Namen bes 
gefammten Minifteriums. 

Anterpellation Lehmanns: „1) Erfennt die Regierung, daß bie 
conftitutionelle Gewalt bes Neichsrathes, übereinflimmenb mit bem Grund: 
gejebe vom 18. Nov. 1863, in allen demfelben unterliegenden Angelegenheiten 
fortbefteht, ungeachtet der territoriale Kreis feiner Wirfiamfeit durch unglüd: 
liche Begebenheiten eingejchränft werben mußte, bis mit verfaffungsmüfiger 
Genehmigung des Reichsrathes eine Veränderung mit Rückſicht auf deſſen 
Gewalt vorgenommen wird? 2) Erkennt die Regierung, baß, übereinjtimmend 
mit bem Orunbgefeße vom 18. Nov. 1863, $ 2, ber König nicht ohne Ce: 
nehmigung des Reichsrathes die Negierung in einem von ber Monarchie ab: 
gelöften Lande übernehmen Tann?“ 

Antwort bes Minifteriums, auf die erfte frage: „Da bie con: 
flitutionelle Gewalt des Reichsrathes in den gemeinfamen Angelegenheiten durch 
bie conftitutionelle Verbindung des Königreihs mit dem Herzogthum Schles: 
wig bedingt ift, fo kann die Regierung nidyt anerkennen, daß, wofern Diele 
conftitutionelle Verbindung aufhört, dem für Dänemarf:Schleswig jet bejteben: 
ben Reichsrathe bie von dem Interpellanten poftulirte Gewalt zukommen 
kann. Welches Verhalten bie Regierung übrigens mit Rüdjicht auf die Schritte 
zu beobachten gedenkt, die unter der vorausgefekten Cventualität würden 
gefchehen müflen, um eine conftitutionelfe Regierung zu ſchaffen, welche dem 
dänischen Wolfe eine conftitutionelle Gewalt in ſolchen Angelegenheiten gibt, 
wie fie nun dem Reichsrathe unterliegen, barüber kann die Regierung fid 
zur Zeit noch nicht ausſprechen.“ Auf die zweite frage: „walls ein Landes⸗ 
theil an eine fremde Herrichaft abgetreten werben müßte, alfo aufhörte, einen 
Theil der däniſchen Monarchie auszumachen, liegt e8 im Mortlaute bee 
Grundgefeßes vom 18. Novbr. 1863, $ 2 (vorausgeſetzt, daß biefer Paragrapb 
unter der angezogenen Eventualität im zufünftigen Verfaſſungsgeſetze für die 
feitherigen gemeinfchaftlichen Angelegenheiten aufgenommen werde), baß Mir 
Frage des nterpellanten mit Ja beantwortet werben muß.“ 

16. „ Das Oberabdmiralitätsgericht zu Kopenhagen erflärt noch jegt ein 
am 18. April weggenommenes bremifches Schiff als gute Prife. 

18. „ Das Volksthing des Reichsraths feht die von der Regierung ur: 
ſprünglich geforderte Crebitbewilligung von 20 auf 8 Mill, Rthlr. 
herab. Die Regierung hatte nur in eine Ermäßigung auf 12 Mil. 
einwilligen wollen. 

20. „ Das Landething des Reichsraths tritt dem Beſchluſſe des Volks⸗ 
things, nur 8 Mill. außerordentlichen Credit bewilligen zu wollen, bei. 

Der Conjeilpräfident Bluhme beantwortet eine Anterpellation ber 
Partei der Bauernfreunde im Volksthing des Reichsrathes wegen 
Wiedereinführung des däniſchen Staatsgrundgejeßes in feinem urfprüng: 
lihen Umfange dahin, es Könnte dieß nur geichehen, wenn ber 
Reichsrath zu Gunften des Reichstags auf feine Autorität verzichte 
und der Reichstag den Verzicht acceptire, 

22. „ Der Ag. Bille droht im Volksthing des Reichsraths dem Minifte: 
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rium mit einem Mißtrauensvotum. Der Yinanzminifter erklärt, ber 
Reichsrath fei nicht der Repräfentant der gegenwärtigen Vollsftimmung 
und das Minifterium werbe daher in einem foldem Fall eine Auf: 
löſung beantragen. 


24. Aug. Das Volksthing des Reichsraths nimmt in Folge der Auflöfungs: 


28. 


brohung das außerorbentliche Budget mit 73 gegen 17 Etimmen an. 
„ Ein Berit des politiihen Ausſchuſſes des Volksthings des 
Reichsrathes gelangt zu dem Schluffe, daß die Verhandlungen mit 
Schweden verhängnißvoll in die Angelegenheiten Dänemarls ein: 
gegriffen haben, gewiß aber nicht zum Bortheile Dänemarks. 


1. Sept. Der Reichsrath wird dur eine kurze königl. Botſchaft für 


6. 
28. 


geichloffen erklärt. 

„Beſuch des Prinzen von Wales in Helfingör. 

„Verlobung der Prinzgeffin Dagmar mit dem Großfürften Thron: 
folger von Rußland. 


3. Oct. Wieberzufammentritt bes Reichstags. Die Partei der Bauern: 


10. 


freunde bringt in beiben Thingen den Entwurf einer Antwortsabreffe 
an den König ein, in ber die Wiederherſtellung ber urfprünglichen 
Verfaſſung von 1849 gefordert wird. 

„ Der Minifter bes Innern erflärt im Volksthing des Reichstags, 
die Regierung wolle fi vorerft über eine Wieberberftellung bes 
früheren Grundgefeßes von 1849 nicht ausfprechen oder binden; 
jedenfalls müßten barin Veränderungen vorgenommen werben. 

„ Kinkeitartitel bes „Dagblabet” führt aus, daß ſobald ber Friedens 
abſchluß übereinftimmend mit den Präliminarien erfolgt fei, bie 
Grundlage der gegenwärtigen Thronfolgeorbnung umgeftoßen und 
nicht Chriſtian IX., fondern der Prinz Friebrih von Heilen ber 
legitime Thronerbe Dänemarks fei. 

„ Die Regierung verlangt vom Volksthing des Reichstags die Er: 
laubniß zu gerichtlicher Verfolgung bes Abg. Bille ale Rebacteur 
des Dagbladet. 


. „ Das Volksthing des Reichstages verwirft ben von ben Bauern- 


freunden vorgefchlagenen Abreßentwurf mit 44 gegen 44 Stimmen. 


. Nov. Das Bolfsthing des Reichstages gewährt die Bewilligung zu 


gerichtliher Verfolgung bes Abg. Bille mit 75 gegen 12 Stimmen. 
Bertagung bes Reichstags bis zum 9. Januar 1865. 


. Nov. Gröffnung des Reichsraths. Botſchaft des Könige. Die Re: 


gierung legt beiben Things den mit Defterreih und Preußen ab: 
geichloffenen Friedensvertrag zur Genehmigung vor. 

Botſchaft des Könige: „Der Krieg, ben zwei Großmächte über Uns 
gebracht haben, und ber einen fo unglüdlihen Ausgang gehabt, hat Uns ge: 
zwungen, auf bie harten Friebensbebingungen einzugehen, benen zufolge ein 
Theil der Monarchie abgetreten werben fol. Hiezu wird nach dem Grund: 
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der Mächte in Kopenhagen, daß Dänemark fih auf Feine Unterhand- 
Iungen einlaffe, jo lange Schleswig in Feindeshand jet. 

13. Febr. Die dänische Regierung erläßt eine Blokade- und Prifenordnung. 
Die däniſchen Kriegsidhiffe erhalten den Befehl, die Schiffe ſämmt— 
licher deutiher Bundesſtaaten aufzubringen. 

19, „ Die Preußen bejeßen Kolding, die erfte Stabt in Jütland. 

England lehnt das Hülfegefuh Dänemarks vom 6. Febr. ab. 

21. „ Dänemark erklärt vom 25. d. M. an den Eintritt der Blofade 
für alle Häfen der Oſtküſte der Herzogthümer, die nicht thatfächlich 
unter däniſcher Autorität ftehen. 

23. „ England madt zunächſt Tefterreih, Preußen und Dänemark den 
fürmliden Borihlag einer Konferenz zu Wieberherftellung des Frie⸗ 
dens ohne Waffenjtillitand und ohne zum voraus beſtimmte Grundlage. 

25. ,„ Preußen und Oeſterreich gehen fofort auf den Vorſchlag im Brincip 
ein; Dänemarf wünſcht auf benfelben nicht fofort antworten zu 
müflen, da e8 3. 3. mit Rüdfiht auf bie öffentlihe Meinung bes 
Landes denjelben ablehnen müßte. 

Das Landsthing beichließt einjtimmig, das Volksthing mit 64 
gegen 4 Stimmen folgende Adreſſe an den König zu erlaflen: 


„In ber tiefen Betrübniß des bänifchen Volkes über den plößlichen Tod 
Ihres verewigten Vorgängers war es ein Trojt und eine Beruhigung, Cie. 
Majeftät dadurh in die Fußſtapfen des hochjeligen Königs treten zu ſehen, 
bag den Vorftellungen und Forderungen des Auslandes wegen Auf: 
bebung bes Grundgeſetzes vom 18. Nov. v. J. gegenüber unfere Freiheit und 
Selbftändigfeit gewahrt wurde. Der Ausbruch des Kriegs zerftörte jeboch ale: 
bald die Hoffnung auf eine ruhige Entwidelung unſerer Zuftände. Nachdem 
der deutſche Bunb unter bem Titel einer Erecution bie deutſchen Herzogthlimer 
Ew. Majeftät, Holftein und Fauenburg, mit Bundestruppen beſetzt und 
unter dem Schuße berfelben zum Vortbeile eines unberechtigten Prätendenten 
einen Aufruhr jich bat entwiceln laſſen, baben bie Großmächte Deutſchlands 
ihre Heere tiber bie Grenze des Reiches Dänemark gejandt, um, wie jie vor: 
geben, das däniſche Land Schleswig, weldes im Jahre 1721 abermals 
incorporirt und dabei der Krone Dänemurf garantirt wurde und über welches 
weder Deutſchland noch beifen Großmächten jemals eine Vormundſchaft zuge: 
ftanden hat, in Pfand zu nehmen. Nach zwei ehrenvollen Gefechten bat unjer 
tapferes Heer ſich vor der Uebermacht zurüdgezogen und unjere taujenbjührige 
Grenzveſie verlafjen; basjelbe Bat jebt nur einen Fleinen Theil von Schleswig 
in Befig. Der Feind bat ſich über den übrigen Theil diejes Landes ausge 
breitet und gebulbet, daß fremde Banden und aufrübreriiche Unterthanen viele 
von Ew. Maj. getreuen Beamten verjagten und bie gejeßliche Ordnung umftürz- 
ten, ja, in ben legten Tagen iſt jogar bie Nachricht hieher gelangt, daß derjelbe in 
die Provinz Jütland eindrang. Allergnädigfter König! Unter fo ernten Ber: 
bältnifjen fühlt Ew. Majeſtät getreucs Landsthing (Volksthing) das Bedürfniß, 
ſich im Namen bes Volkes, welches dasſelbe erwählte, offen und ohne Bor: 
behalt gegen ſeinen König zu äußern. Ein Krieg gegen die Uebermacht wird 
große und ſchwere Opfer fordern, aber derſelbe wird doch da, wo Vertrauen 
zwiſchen König und Volk regiert, mit der Hoffnung auf ein gutes Ergebniß 
geführt werden. In dieſer verhängnißvollen Stunde müſſen wir unſern Troſt 
in dem Umſtande ſuchen, daß die Sache des Volkes die des Königs iſt, daß 
Ew. Majeſtät getreu unſere Freiheit und Selbſtändigkeit beſchützen und nicht 
geſtatten werben, daß in Zukunft unter irgend einem Rechts— 
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titel die Bormundfhaft über die Grenzen Dänemarks: aus: 
gebehnt ober die Verbindung zwifhen dem Königreihe unb 
Schleswig abgeſchwächt werde. Nach ber beftimmten Erklärung ber 
Regierung Em. Majeſtät darf bas Volf barauf bauen, daß bie ganze 
Kraft des Landes aufgeboten werbe, fo wie daß Ew. Majeftät fich beftreben 
werden, e8 Guropa klar zu machen, daß unfer nationales Leben und unfere 
freie Selbjtbejtimmung niemals geopfert werden dürfen. Ew. Maj. künnen 
barauf bauen, baß bie Segnungen ber Freiheit bie Liebe des Volkes zum 
Baterlande und gleichzeitig deſſen Bereitwilligfeit zur Darbringung jedes 
Opfers für das Recht und bie Ehre Dänemarks geftärkt haben. Wenn in 
folder Weiſe gegenfeitiges Vertrauen König und Volk verbindet, werben beibe 
freudigen Muthes den Chancen und Gefahren des Kriegs entgegenjehen koͤn⸗ 
nen. Heil dem Könige! Heil unferem tapfeın Heere! Heil unſerem geliebten 
Baterlande!” 


27. Zebr. Der Reichstag vertagt fi) wegen ber Wahlen zum Reichsrath 


bis zum 8. März. Antwort des Könige auf die Adreſſe beider 
Thinge des Reichstags: * 
„Mein treuer eig! Ich danke euch für eure Meinungsäußerung. 


Ich vertraue auf eu, auf mein treues bänifches Voll. Ich will feftitehen 


und bis zum Äußerften ausharren; ich will alles thun, um einen Frieden zu 
erlangen, mit welchem Tänemarf gedient fein Tann. Ich will nicht die 
Aufhebung ber beitehenben politifhen Verbinbnng zwiſchen 
dem Königreich und Schleswig. Ich will ein freier Koͤnig ſein uͤber 
ein freies Voll. Frei iſt nur der König, wenn das Land ſelbſtändig iſt; frei 
ift nur das Volt, wenn der verfajjungsmäßige Zuftand bewahrt und ent: 
widelt wird. Ich hoffe zum gnädigen Gott, daß man einjtmals auf mein 
Grabmal wird ſetzen fünnen: Kein Herz jchlug treuer für Dünemarf! Gott 
jei mit eu!“ 

England gejteht Dänemark eine Utägige Friſt behufs einer be: 
finitiven Antwort auf den Conferenzvorſchlag v. 23. d. M. zu. 


2. März. Die bisher in Dänemark feitgehaltenen Mannſchaften der bol- 


15. 
16. 
17. 
18. 


ſteiniſchen Regimenter werben endlich entlafjen. 

„ Die Eider wird von den Dänen blofirt. 

„ Die Wahlen zum Volksthing des neuen Reichsraths fallen über: 
wiegend in eiderdäniſchem Sinne aus. 

» Die Breußen und Defterreiher rüden mit überlegenen Streit 
fräften in Sütland ein. Die Dänen ziehen ſich nad) Friedericia 
zurüd und räumen Deile. 

„ Dänemark erflärt Wolgaft, Greifswald, Cammin, Smwinemünde, 
Stralfund und Barth vom 15. März an in Blofadezuftand. 

„ England räth ber dänijchen Regierung fehr bringend zu Annahme 
des Conferenzvorichlages (|. England). 

„ Die dänifhen Truppen haben fih in Jütland ohne ferneren 
Schwertftreih in aller Eile bis über den Lymfjord zurückgezogen. 

„ Tie Infel Fehmarn wird von den Preußen befegt und die ganze 
däniſche Befabung gefangen genommen. 

„ Die Alliitten dringen in Jütland nicht weiter vor, ſondern ziehen 
fi wieder gegen Beile zurüd. 

„ Dänemark nimmt enbli ben englifchen Conferenzuorfätsg an, 
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will aber nur auf der Baſis der Vereinbarungen von 18%, unter: 


handeln, 

Depefhe an den Sefandten in London: „... Während jedoch 
bie kgl. Negierung den Vorſchlag einer Conferenz, deren Ziel die Beendigung 
bes deutſch-däniſchen Gonflictes ift, annimmt, Hält fie e8 für nothwendig, 
die Bafis zu bezeichnen, ohme welche nach ihrer Meinung bie Conferenz zu 
feinerlei Refultat gelangen Tann. Indem die Regierung die Conferenz an: 
nimmt, unterftellt fie ausbrüdlich, daß man durchaus darin einverftanden ift, 
daß bie Unterhandlungen von 18°%, bie Bafis der Berathungen bilden werben, 
und fie gibt fi) der Hoffnung hin, daß wenn fie ihre Theilmahme an ber 
Conferenz von diefer Bedingung abhängig macht, biefe ihre Anſchauungsweiſe 
auf Feinerlei Einwand ftoßen wird. Denn es ſind eben dieſe Verhandlungen, 
aus denen zuerft der Teutiche Bund, und ſpäter die beiden beutichen Grok: 
mächte ben Vorwand zu ihrer gemeinfamen Action gegen bie däniſche Mo: 
narchie ableiteten. Auch den neutralen Mächten jcheint dieſe Bafis, welde 
früher zwifchen uns unb dem Bunde vereinbart wurbe, fi als bie aller: 
natürlichſte Grundlage für fernere Verhandlungen barzuftellen. Ich Bin bee: 
balb glüdlich, behaupten zu Tünnen, daß Sir A. Paget mir Grund zu ber 
Erwartung gab, daß jeine Regierung vollſtändig geneigt jein wird, bie Juwel: 
mäßigfeit und Richtigkeit ber von mir eben angebeuteten Baſis anzuerkennen. 
Für uns und um bes Erfolges etwaiger Unterhandlungen willen ift e8 unum: 
gänglich notbwendig, daß jeber Plan eines Arrangements, welder 
Direct oder indirect bem deutfhen Bunde einen Einfluß auf 
Gebietstbeile, welde nit zu demſelben gehören, einzuräu: 
men [hiene, von vorn berein bei Seite gelegt werde.“ 


21. März. England erläßt nunmehr auch an Frankreich, Rußland, Schweben 


22. 


und den beutihen Bund bie förmliche Einladung zu Conferenzen in 
London, jedoch ausprüdlich ohne die von Dänemark geforderte Grund: 
lage ber Unterbanblungen, bie es Tebiglih als Ausgangspunkt für 
dieſelben auffaßt. 

„ Schluß des Reichstags. Botſchaft bes Königs: 

„Es ift in einer ſchickſalsſchwangeren Zeit, baß bie Verhandlungen bed 
Reichstags geichloffen werden! Manche von Euch werben, wenn Ihr in Eure 
Heimath zurüdfehrt, biejelbe vom Feinde bejegt finden. Nehmt unferen Dant 
dafür, daß Ihr ruhig und unerfchroden geblieben auf Euren Pläten in ber 
gefetgebenden Verfammlung, und unfere Regierung Träftig unterftügtet in 
dem ſchweren Kampfe für das Vaterland. Nehmt unferen Gruß an alle 
Gauen bes Landes mit. Sagt e8 zu Euren Mitbürgern, baß unfer Her 
blute bei ben Gedanken daran, was unfere getreuen Unterthanen ſowohl dies: 
ſeits wie jenfeits ber Königsau ausftehen müffen; aber fagt ihnen aud zu: 
gleich, daß unfere Feinde ben däniſchen Mann nur fchlecht Kennen, wenn fie 
glauben, fie Fönnten durch die Bürden, welche auf feine Schultern gelegt wer: 
den, ben Wunſch bei ihm beroorrufen, baß wir bes Baterlandes heilige Sad 
opfern ſollten. Durch Drohung, Gewalt brauchen zu wollen, ließ unler 
Vorgänger auf dem Throne ſich bewegen, den Herzogthümern Holftein und 
Lauenburg eine bejondere Stellung in ber Monarchie zu geben, und nun 
nennt man ben dadurch nothwendig gemachten Zuſtand einen Bruch trac 
tatmäßiger Verpflidtungen. Im Namen biefer Verpflichtungen vol- 
führt man eine Erecution in Holſtein und occupirt Schleswig als Pfand. 
Unter der Execution in Holſtein und unter dem Schutze der Truppen des 
deutſchen Bundes läßt man ber revolutionären, gegen uns gerichteten 
Bewegung freien Spielraum. Schleswigs Decupation benußt man bazu, 
dieſen Lanbestheil als eine preußiſche ober dfterreihifhe Pro: 
vinz zu behandeln... Auch nicht einmal bier ftand ber Feind fill; 
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er but bie Königsau überforitten und überſchwemmt nun Norb- Jütland ! 
Noch jtehen wir allein! Wir willen nicht, wie lange Europa ein müßiger 
Zuſchauer ber Gewaltthat, die man gegen uns und unfer Volf übt, fein will 
Wir wiederholen bem Reichstage unfere Zufage. Wir find willig, Alles zu 
tbun, um einen Frieden zu erreihen, mit welchem bem- Vaterlande gedient 
fein Tann; aber bas müfjen unjere Feinde wiſſen, daß bie Zeit noch jehr 
jern Liegt, wo wir oder unſer Volt dazu genöthigt werden könnten, une 
einem für Dänemarf bemüthigenden Frieden zu unterwerfen. Eures Königs 
ae Wort an Euch und die, welche Euch gewählt haben, fei Ausdauer! 
Gott fei mit Eu!” . 
Der König verreist noch am gleichen Tag zur Armee nad Alſen. 
29. März. Auch die Wahlen zum Landsthing bed neuen Reichsraths er: 
geben ein entſchieden eiderdäniſches Refultat. 

Norwegen bewilligt den vom Könige geforderten Credit behufs 
einer eventuellen Unterjtübung Dänemarks, madt die Bewilligung 
jedoch von der Allianz mit wenigjtens einer der Weſtmächte abhän- 
gig (ſ. Norwegen). 

— „ Der dänifhe Eapitänlieutenant Hammer hält mit einigen Schif— 
fen die fchleswigichen Weftfeeinjeln Föhr, Sylt ꝛc. banieber. 


3.Apr. Däniihe Kriegsſchiffe blofiren die Münbungen der Elbe und 
ber Wefer. 

13. „ Dänemark erflärt Danzig und Pilau vom 19. d. M. an in 
Blokadezuſtand. 

15. „ Kin Staatsrath unter Zuziehung höherer Officiere erklärt ſich 
unter der Leitung Monrad's mit geringer Mehrheit gegen eine 
Räumung der Düppeler Schanzen. 

18. „ Die Preußen erſtürmen die Düppeler Schanzen; die Dänen zie— 
ben fih nad der Inſel Alfen zurüd. 

20. „ Die Mliirten rüden in Jütland wieber vor. 

23. „ Die dänifhen Kriegsjchiffe, welche bisher an ber Elbe⸗ und 
Weſermündung kreuzten, ziehen ſich in Folge der Annäherung der 
öſtereichiſchen Flottendiviſion nach Chriſtiansſand an der Südküſte 
Norwegens zurück. 

25. „ Zuſammentritt der Londoner Conferenz. 

28. „ Feldmarſchall Wrangel Iegt Jütland ale Erſatz für die weg: 
genommenen bdeutihen Schiffe vorläufig eine Contribution von 
650,000 Pr. Thlrn. auf. 

29. Die Dänen räumen die Feſtung Friedericia in Jütland, die jofort 
von ben Oeſterreichern beſetzt wird. 

30. „ Die Preußen find in Yütland bis zum Lymfjorb vorgerüdt; ganz 
Jütland mit Ausnahme des nördlichſten Dijtriktes ift in den Hän⸗ 
den ber Alliirten. Dänemark find von 1037 Quadratmeilen mit 
2,405,000 Seelen nur noch 236 Quadratmeilen mit 896,700 See: 
len geblieben. 


4. Mai. Der König von Schweden und Norwegen befiehlt bie Bildung 
1 
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eines combinirten ſchwediſch⸗ norwegiſchen Geſchwaders auf ven 16. Mai 
unter dem Befehl des Viceabmirals Herzogs v. Oftgothland. 

9. Mai. Seegefecht bei Helgoland zwiſchen däniſchen und öfterr. Schiffen. 

Die Londoner Conferenz einigt fih über eine am 12. d. M. 

beginnende Waffenruhe auf die Dauer eines Monats. Dänemarf 

muß für jo lange aud bie Blokade der deutſchen Häfen aufheben. 

17. „ Preußen und Oefterreih ſchlagen auf der Londoner Conferenz die 
ftantliche Unabhängigkeit ber Herzogthümer, eventuell die Berfonal- 
union mit Dänemark vor. Die dänijhen Bevollmächtigten erklärten 
den Vorſchlag für abjolut unannehinbar und lehnen es ab, ihn aud 
nur ad referendum zu nehmen. 

28. „ Da Dänemark auf die Möglichkeit einer Perfonalunion in feiner 
Weiſe eingeben will, jo ſchlagen Defterreih und Preußen auf ber 
Londoner Conferenz die vollflommene Trennung der Herzogthümer 
von Dänemark vor und zwar unter bem Herzog Friedrich von Augu: 
ftenburg. England laßt nunmehr auch feinerjeitS den Lonboner 
Vertrag und die Sntegrität ber däniſchen Monarchie fallen und 
Ihlägt eine Theilung Schleswige und die Schlei und das Dane: 
wert als Theilungslinie zwiſchen Dänemark und Deutihland ver. 
Die deutfhen Mächte nehmen den engliſchen Vorſchlag im Princip 
an, fchlagen aber als Theilungslinie die Linie Apenrabe-Tondern vor; 
Dänemark erklärt auch diefen Vorſchlag der deutſchen Mächte für 
abſolut unannehmbar und kann ſich vorerſt noch nicht dazu verſtehen, 
eine Theilung Schleswigs jelbjt nur im Prinzip zuzugeftehen, ſondern 
will den Vorſchlag Englands bloß ad referendum nehmen, 


2. uni. Dänemark erflärt auf ber Londoner Conferenz ben Borjchlag 
Englands v. 28. v. M. anzunehmen, aber als äußerfte Conceſſion 
und unter möglichſten Rejerven. Auch Rußland läßt den Londoner 
Vertrag fallen und erklärt, feine Anſprüche an Holftein dem Großh. 
v. Oldenburg cediren zu wollen. 


5. „ Sahresfeier des däniſchen Grundgeſetzes. Ter König ſpricht die 
Hoffnung aus, daß es durch Eirigfeit und Vernunft gelingen were, 
das geliebte Baterland mit nit allzu großen Opfern durch dieſe 
Zeit der Drangjale hindurchgeführt zu ſehen. 

6. „ Die Londoner Conferenz kann fih über eine Verlängerung der 
Waffenruhe behufs weiterer Ausgleichungsverſuche vorerſt noch nicht 
einigen, da Dänemark nur eine ſolche von 14 Tagen und auch das 
nicht gerne zugeftehen will, Preußen aber darauf aus militärifchen 
und commerziellen Gründen nicht eingehen zu können erflärt. 

9. „ Die Londoner Conferenz einigt fi nunmehr über eine vierzehn: 
tägige Verlängerung ber Waffenruhe, da Preußen fi dem bänifchen 
Verlangen fügt. Da die Wahrfcheinlichfeit einer Verjtändigung über 
bie Gränzlinie für eine Theilung Schleswigs nur eine geringe ift, 
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fo fucht England wieder auf den Londoner Vertrag zurüdzulommen 
und macht Dänemark darauf aufmerffam, daß es fi bieß von An: 
fang an förmlich vorbehalten habe. 


12. Jun. In Sopenhagen circulirt eine Adreſſe an ben König, 


16. 
18. 


26. 
29. 


um ibn vor ber Annahme eines Schleswig-Holiteins fei es in, fei es 
außerhalb ber Monarchie, fei e8 in Perfonalunion mit Dänemark verei⸗ 
nigt ober an Deutſchland abgetreten, bringendb zu warnen, weil barin 
Schleswigs Berluft und Dänemarks Untergang liege. „Tie Regierung, bie 
ſich erdreiftete, nach biefer Entſcheidung zu greifen, würbe fi) bes Volkes Zu⸗ 
krauen verſcherzen und ſich den traurigften Namen in Dänemarks Geſchichte 

eiten.“ 

„» Angeblide Miniſterkriſis wegen ber Frage eines Zurückkommens 
auf die Perfonalunion. 
„ Kngland ſchlägt auf der Londoner Conferenz als letztes Aus- 
Funftsmittel vor, die Feftfehung der Theilungslinie in Schleswig 
einem ES chiebsrichter zu übertragen. 
„ Defterreih und Preußen nehmen den engl. Vorſchlag auf Ernen⸗ 
nung eines Schiebsrichter8 behufs Feftftellung der Theilungslinie in 
Schleswig unter Modificationen an, Dänemark lehnt ihn bagegen 
unbedingt ab. 
„ Die Londoner Conferenz geht refultatlos auseinander. 

Eröffnung bes neuen nad ber Verfafjung v. 18. Nov. 1863 
gewählten Reichrathes. Botſchaft des Könige: 

„Die drohende Lage des Vaterlandes und die außerordentlichen Ausgaben, 
welche der Krieg ſchon mit ſich geführt Hat und welche derſelbe zu deſſen 
Führung fernerhin fordern wird, * es Uns nothwendig gemacht, ſchon jetzt 
den Reichsrath zuſammenzurufen, um deſſen Billigung zu den von Unſerer 
Regierung getroffenen Veranſtaltungen und deſſen Einwilligung zu Schritten, 
durch welche die nothwendigen Mittel zuwege gebracht werden können, zu er⸗ 
halten. Nicht wir find es, die ben Krieg hervorgerufen haben; Wir find Uns 
bewußt, alles gethan zu haben, was in Unferer Madt ftand, ihm zu ent: 
gehen... Wir haben in Unjerer Furzen Regierungszeit bie Bittere Erfahrung 
gemacht, wie leicht in unferen Tagen bas klare Recht in ber politiihen Waag⸗ 
Ihaale Europas wiege, und wie verlaflen ein König mit feinem getreuen 
Volke ftehen könne einem übermächtigen Feinde gegenüber. Da England deß⸗ 
bald, unterſtützt von allen ben neutralen Mächten, bie Sit in ber Londoner 
Conferenz haben, vorſchlug, daß Wir alles bag zur bänifhen Monarchie ge: 
hörende Land abtreten follten, welches ſüdlich von SchleisDannewirfe Tiegt, 
befchloffen Wir, diefes Uns fo fchmerzliche Opfer zu bringen. Diefes Opfer 
ift von ben beutfchen Mächten nicht angenommen worden. Wir können 
nit mebr opfern; Wir haben bie Aufforderung bazu mit Nein beant- 
wortet, fejt überzeugt, daß unfer Nein auch das Nein bes bänijchen Volkes 
fei. Gott wende bie Herzen berer, bie das Schidfal Europas in ihrer Hand 
halten. Er Iaffe wenigftens an Einer Stelle bas Mitgefühl zu einer 
fräftigen Mitwirkung erwachjen |“ 

» Die Preußen eröffnen mit dem Ablauf der Waffenruhe bie Feind⸗ 
feligfeiten gegen Alfen wieder. 

„ Die Preußen feßen unter General Herwarth von Bittenfeld nad 
Alfen über. Ein Theil der däniſchen Armee fällt in Gefangenſchaft. 

Die Regierung verlangt vom Reichsrath die Ermächtigung zu 
einem Anlehen von 20 Mil, Thlm, 
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1. Juli. Die Dänen räumen Alfen vollſtändig. Dig letzten auf Kelenis 


zurücigebliebenen Truppen und das gerettete Kriegsmaterial Tangen 
auf Fünen an. 


4/8. Juli. Das englifhe Unterhaus [pricht fi) nad erſchöpfender "De: 


10. 


11. 


, 12. 


batte für Nicht-Einmiſchung in den deutſch-däniſchen Krieg aus. Ein 
birecter Antrag auf Unterftüßung Dänemarks wirb ohne Abftimmung 
abgelehnt. 

In beiden Häufern des Reichsraths wird der Entwurf einer 
Adreffe an den König eingebracht, dahin gehend: 

„... In bie traurige Nothwendigkeit verfekt, Opfer für bie Wiebergewinnung 
bes Friedens zu bringen, haben Ew. Majeität lieber etwas von dem Rech 
ber Krone aufgeben wollen, als bie Einwilligung zu einem Schleswig-Holſtein 
ertheilen. Dieß bürgt uns dafür, daß das Ziel jeder ferneren Unterhandlung 
ein von Deutfchlandb unabhängiger freier Staatszuftand fein werde. Im bie: 
fer Vorausſicht verfihert das Land Ew. Majeftät aller Unterftügung, die es 
geben Fann.” 

„ Die SKopenhagener Prefje beginnt, fih für Zurückziehung ber 
Truppen aus Jütland und Fünen, Aufhebung der Blokade und 
Zurüdberufung der Schiffe zur Bertheibigung Seelands und Kopen: 
hagens auszufprecden. 

„ Das Minifterium Monrad nimmt auf bie Aufforderung des 
Königs feine Entlaffung. Graf Moltke erhält ven Auftrag, ein neues 
Minifterium zu bilden. 

„ Die Mlürten fegen über den Lymfjord und occupiren auch ben 
Reſt von Jütland. 

„In Folge der engliſchen Parlamentsbeſchlüſſe wird auch bie zu 
ſammengezogene ſchwediſch-norwegiſche Flottille wieder aufgelöst. 


„Das neue Cabinet iſt meiſt aus ehemaligen Geſammtſtaatsmännern 
gebildet. Bluhme übernimmt darin das Auswärtige. Die erſte 
Handlung des Miniſteriums beſteht darin, mit Oeſterreich und Prew 
Ben birecte Unterhandlungen über einen Waffenftillftand und Her: 
jtelung des Friedens einzuleiten: 

„Da ber König, mein allergnädigfter Herr, beichloffen hat, Mittel und 
Wege zu ſuchen, um eine Ausgleihung ber beftehenben betrübenben Differen: 
In herbeizuführen, unb zu gleicher Zeit fi mit neuen Ratbgebern umgeben 

at, jo liegt e8 dem Unterzeichneten ob, ohne Zaubern bei ben Regierungen 

Sr. Mai. des Königs von Preußen und St. Maj. bes Kaifers von Oeſter⸗ 
reich die nöthigen Schritte zu thun, um biefen Zweck zu erreichen, Indem 
ber Unterzeichnete hierdurch dieſe Pflicht erfüllt, gibt er ſich ber Heberzeugung 
bin, baß ber König, fein Herr, nicht vergebens in das hochherzige Wohlwollen 
unb ben erhabenen Gerechtigfeitsfinn St. Maj. des Königs von Preußen 
(Kaiſers von Oeſterreich) unbebingtes Vertrauen geſetzt hat, und glaubt babet 
einfach fih darauf befchränfen zu können, bie wohlwollende Vermittlung ST. 
Ere. des Hrn. v. Bismard-Schönhaufen (Rechberg) in Anfpruc zu nehmen 
bamit bie Vorbereitungen zum Abſchluß eines Waffenſtillſtands und zur Ein 
leitung der Friebensunterhandlungen durch einen gegenfeitigen ohne Verzöge⸗ 
rung erlaffenen Befehl zur Einftellung ber Zeindfeligfeiten, fowohl zu Land 
als zu Waffer, getroffen werden Können.” 


„ 


13. „ Die Mlürten befegen Sylt und bie ſchleswigſchen Weſtſee-Inſeln. 
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Dünemark ift bamit vom Boben des Herzogthums Schleswig gänz- 
li verbrängt. 


15./16. Juli. Defterreih und Preußen entfprehen dem Anfuhen Däne: 


18. 


19. 


26. 


WU. 


marks, gebieten die Cinftellung aller Seindjeligkeiten zu Land wie zu 
Waſſer bis zum 31. d. M. und beordern dag Obercommanbo ber 
alliirten Armee mit bem bänifhen Obercommando eine bießfällige 
Uebereinkunft zu treffen. 
„Abſchluß einer Convention zu Ehriftiansfeld zwiſchen ben Bevoll⸗ 
aägtigten beider Armeen über eine Waffenrube vom 20. bie 
1. d. M. 
„Capitänlieut. Hammer ergibt ſich zwiſchen den Inſeln Sylt 
und Amrum dem preuß. Kanonenboote Blitz mit ſeinen 2 Dampfern, 
10 Zollcuttern, 5 Transportſchiffen und 2 Küftenfahrern. 
„WBeginn ber Friedensunterhandlungen zwiſchen Dänemark und 
Oeſterreich-Preußen in Wien. 
„ Das Bollsthing des Reichsraths verwirft den Antrag auf Tages⸗ 
ordnung unb nimmt bie am 6. d. M. eingebrachte Adreſſe an ben 
König mit 60 gegen 21 Stimmen troß ber veränderten Sachlage 
und obgleich ber Konjeilpräfident ſich dagegen erklärt hatte, an. 
„ Das Landbething des Reichsraths beichließt auf den Wunſch bes 
Eonfeilpräfidenten und in Erwartung des Nefultates ber in Wien 
eröffneten Triebensunterhandlungen die Berfhiebung ber befinitiven 
Annahme oder Verwerfung der Abrefie an den König. 


1. Aug. Abſchluß der Friedenspräliminarien und eines breimonatlichen 


MWaffenftillftandes in Wien. 


2. „ Der Eonfeilpräfivent Bluhme theilt dem Neichsrathe in geheimer 


4. 
6. 


Sitzung den Inhalt der Friedenspräliminarien mit. Nieberjchlagender 
Eindruck. Das Volksthing beichließt, daß aus dem ihm auferlegten 
Schweigen eine Billigung nicht gefolgert werben bürfe. 

» Beide Thinge bed Reichsraths laſſen die Adreffe an den König 
fall 


en. 

„ Kröffnung bes Reichstags. Thronrebe des Königs: 

„... Ungeachtet bes Muthes und ber Ausbauer, mit welder unfer 
tapferes Heer und Flotte gekämpft haben, um Dänemarks Recht und Ehre zu 
ſchützen, unb ungeachtet ber Bereitwilligfeit, mit ber bas ganze Volt jedes 
Dpfer zur Rettung des Baterlandes gebracht hat, wird body ber Krieg, welden 
ein übermächtiger Feind gegen Uns geführt hat, Uns und Unfer Volk zu ben 
ſchwerſten und khmerzlicften Gonceffionen zwingen; benn ba ganz; Europa 
Uns ohne Hilfe gelafien hat, Haben Wir Uns gemöthigt gefehen, ber Ueber: 
macht nachzugeben und zu verſuchen, bem Kriege Einhalt zu thun, deſſen 
Fortfegung unter ben obwaltenden Umfländen Unferm geliebten Volle und 
Lande nur größeren Berluft und größeres Unglüd bereiten würbe, ohne bie 
Ausfiht auf irgend eine Verbefferung Unferer Stellung zu eröffnen. Doch 
wollen Wir in vollem Vertrauen auf Unfer getreues däniſches Volk mit Zu: 
verficht ber Zuuntt entgegenſehen, in der feſten ak baß hellere Tage 
nicht ausbleiben werben, wenn König und Volt fi einträchtig verbinden, um 
bie tiefen Wunden zu heilen, welche Unferm tbeuren Vaterlande geichlagen 
worben find, „ ." 
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Dänemark entläßt endlich die bisher in ber däniſchen Armee 
feftgehaltenen Schleswiger. 


7. Aug. Der Neichetag vertagt fih, nachdem fich beide Thinge conftitwirt 


15. 


16. 
18. 


20. 


22. 


haben, bis zum 3. Oct. 
„ Auf eine nterpellation Orla Lehmanne im Xanbething des 
Reichsraths antwortet der Konfeilpräfident Bluhme im Namen des 
gefammten Minifteriums. 

Snterpellation Lehmanns: „1) Erkennt bie Regierung, daB bie 
conftitutionelle Gewalt des Neichsrathes, übereinftimmend mit dem Grunt: 
gejeße vom 18.Nov. 1803, in allen bemfelben unterliegenden Angelegenheiten 
fortbeiteht, ungeachtet der territoriale Kreis feiner Wirffamfeit durch unglüd: 
Tiche Begebenheiten eingefchränft werben mußte, bis mit verfaffungsmäfiger 
Genehmigung bes Neichsrathes eine Veränderung mit Nüdficht auf deſſen 
Gewalt vorgenommen wird? 2) Erkennt die Regierung, baß, übereinjtimmend 
mit bem Grundgejfeße vom 18. Nov. 1863, $ 2, ber Künig nicht ohne Ge— 
nehmigung bes Reihsrathes bie Regierung in einem von ber Monarchie ab: 
gelöften Lande übernehmen kann?“ 

Antwort des Minifteriums, auf die erfie Frage: „Da bie con: 
flitutionelle Gewalt bes Reichsrathes in den gemeinfamen Angelegenheiten durch 
bie conftitutionelle Verbindung des Königreihs mit dem Herzogthum Schles⸗ 
wig bedingt ift, fo kann bie Regierung nicht anerfennen, daß, wofern biee 
conftitutionelle Verbindung aufbürt, dem für Dänemart-Schleswig jeßt befteben: 
ben Reichsrathe bie von dem Interpellanten pojtulirte Gewalt zukommen 
kann. Welches Verhalten bie Regierung übrigens mit Rüdjiht auf die Schritte 
zu beobachten gedenft, bie unter der vorausgefeßten Gventualität würden 
gefchehen müfjen, um eine conftitutionelfe Regierung zu Schaffen, welche bem 
däniſchen Wolfe eine conftitntionelle Gewalt in folchen Angelegenheiten gikt, 
wie fie nun dem Reichsrathe unterliegen, barüber kann die Regierung fih 
zur Zeit noch nicht ausſprechen.“ Auf die zweite frage: „Falls ein Landes⸗ 
theil an eine fremde Herrichaft abgetreten merden müßte, aljo aufhörte, einen 
Theil der bänifhen Monarchie auszumachen, liegt es im Wortlaute ber 
Grundgejeßes vom 18. Novbr. 1863, $ 2 (vorausgefett, daß dieſer Taragrarl 
unter ber angezogenen Gventualität im zukünftigen Verfaffungsgefege für die 
feitherigen gemeinfchaftlichen Angelegenheiten aufgenommen werbe), daß bie 
Trage des Anterpellanten mit Ya beantwortet werden muß.” 

» Das Oberabmiralitätsgericht zu Kopenhagen erflärt noch jebt ein 
am 18. April weggenemmenes bremiſches Schiff als gute Prife. 
„ Das Bollsthing des Reichsraths ſetzt die von der Negierung ur: 
fprünglic geforderte Crebitbewilligung von 20 auf 8 Mil. Rthlr. 
herab. Die Regierung hatte nur in eine Ermäßigung auf 12 Mil. 
einmwilligen wollen. 
„ Das Landbething des Reichsraths tritt dem Beſchluſſe bes Volks— 
things, nur 8 Mill. außerordentlidyen Erebit bewilligen zu wollen, bei. 

Der Confeilpräfident Bluhme beantwortet eine Snterpellation ber 
Partei der Bauernfreunde im Volksthing des Reichsrathes wegen 
MWicbereinführung des däniſchen Staatsgrundgefeßes in feinem urfprüng: 
lihen Umfange bahin, es könnte dieß nur gefchehen, wenn ber 
Reichsrath zu Gunften des Reichstags auf feine Autorität verzichte 
und der Reichstag ben Verzicht acceptire. 

„ Der bg. Bille droht im Volksthing bes Reichsraths dem Minifte: 
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rium mit einem Mißtrauensvotum. Der Finanzminifter erklärt, ber 
Reichsrath ſei nicht der Repräfentant der gegenwärtigen Vollsftimmung 
und das Minijterium werde daher in einem foldem Fall eine Auf: 
löſung beantragen. 


24. Aug. Das Voltsthing des Reichsraths nimmt in Folge der Auflöfungs: 


28. 


pas 


[ae 
Don 


10. 


17. 


— 
Ot 


drohung das außerordentliche Budget mit 73 gegen 17 Stimmen an. 
„ Ein Berit des politiihen Ausſchuſſes des Volksthings bes 
Reichsrathes gelangt zu dem Schluffe, daß die Verhandlungen mit 
Schweben verhängnißvoll in die Angelegenheiten Dänemarks ein- 
gegriffen haben, gewiß aber nicht zum Vortheile Dänemark. 


. Sept. Der Reichsrath wird dur eine Eurze königl. Botſchaft für 


geſchloſſen erklärt. 
„Beſuch des Prinzen von Wales in Helfingör. 


. „ Derlobung ber Prinzeffin Dagmar mit dem Großfürften Thron: 


folger von Rußland. 


. Oct. Wiederzufammentritt des Reichstags. Die Partei der Bauern: 


freunde bringt in beiden Thingen den Entwurf einer Antwortsabrefle 
an den König ein, in ber bie Mieberberftellung ber urfprünglichen 
Berfaffung von 1849 geforbert wird. 

„ Der Minifter des Innern erllärt im Volksthing des Reichstags, 
bie Regierung wolle fi vorerft über eine MWieberberftellung bes 
früheren Örundgefeßes von 1849 nicht ausſprechen ober binben; 
jedenfalls müßten darin Veränderungen vorgenommen werben. 

„ Kin keitartifel des „Dagbladet“ führt aus, daß ſobald der Friedens⸗ 
abſchluß übereinjtimmend mit den Präliminarien erfolgt fei, bie 
Grundlage der gegenwärtigen Thronfolgeordnung umgeltoßen unb 
nicht Ehriftian IX., fondern der Prinz Friedrich von Heſſen ber 
legitime Ihronerbe Dänemarks fei. 

„ Die Regierung verlangt vom Wolfsthing des Reichstags die Er: 
laubniß zu gerichtliher Derfolgung des Abg. Bille als Rebacteur 
des Dagbladet. 


. „Das Volksthing des Neichetages verwirft ben von ben Bauern: 


freunden vorgelchlagenen Abreßentwurf mit 44 gegen 44 Stimmen. 


. Nov. Das Bolfsthing des Reichstages gewährt die Bewilligung zu 


gerichtlider Verfolgung bes Abg. Bille mit 75 gegen 12 Stimmen. 
Vertagung des Reichstags bis zum 9. Januar 1865. 


. Nov. Cröffnung des Reichsraths. Botſchaft des Könige. Die Re: 


gierung legt beiden Things den mit Defterreih und Preußen ab: 
geichloffenen Friedensvertrag zur Genehmigung vor. 

Botfhaft des Könige: „Der Krieg, ben zwei Großmädte über Uns 
gebracht haben, und ber einen jo unglüdlihen Ausgang gehabt, hat Uns ge: 
zwungen, auf bie harten Friedensbedingungen einzugehen, benen zufolge ein 
Theil ber Monarchie abgetreten werben fol. Hiezu wird nach dem Grund: 
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geſetz vom 18. Nov. 1863, $ 15, die Zuſtimmung bes Reichsraths erjordert. 
Wir haben euch daher zu einer außerordentlichen Verſammlung berufen, in 
welcher Wir außerdem Uns vorbehalten, über die Veränderungen in der 
Ordnung der Verhältniſſe, die als Folge des Friedens nothwendig erſcheinen, 
verhandeln zu laſſen. Wir brauchen ud nicht zu fagen, mit weldyen Gefühlen 
Wir bes Reichsraths Zuftimmung zur Abtretung eines Theils ber Monardie 
begebren; denn biejelben Gefühle, womit Wir es thun, müffen aud euch 
durchdringen. Aber gleichwie ber Gebante beilen, was Wir Dänemarks Volt 
und der Zukunft bes Landes fchulben, Uns geleitet hat, fo werbet auch iht 
an biefem Gebanten unter ber Handlung fefthalten, bie jett euch obliegt, und 
bie männliche Selbftbeherrfhung zeigen, mit der ein großes Unglüd getragen 
werben fol, damit ein noch größeres vermieben werbe.“ 


I. Non. Das Vollsthing des Reichsraths genehmigt in britter Leſung ben 


11. 
17, 


23. 
28. 


29. 


Friedenstractat mit Defterreihb und Preußen mit 70 gegen 21 
Stimmen (Monrab xc.). 

„ Das Landething bes Reichsraths genehmigt den Friedenstractat 
mit 55 gegen 4 Stimmen, 

„ Der König erläßt brei offene Briefe: um bie Bewohner ber 
Herzogthümer ihrer Unterthanentreue und die Beamteten ihres 
Hulbdigungseides zu entlaffen — an die Dänen — an bie Herzog— 
thümer. 

„ 137 Mitglieber des Reichsraths erlaffen eine Adreſſe an die 
däniſchen und däniſch gefinnten Einwohner Schleswigs. 

» Das Landething bes Reichsraths nimmt ben von ber Regierung 
porgelegten Entwurf einer Mobification der Verfaflung von 18. Nov. 
in britter Lefung gegen bie zähe Oppofition Tſchernings mit 50 
gegen 1 Stimme an. 

„ Der König tritt eine Runbreife in dem von den Alliirten wieber 
geräumten Yütland an. Offener Brief desjelben an bie Jütländer. 


5. Dec. Das Volksthing des Reichsraths nimmt den vom Landsthing 


7. 
9. 


13. 


bereit genehmigten Entwurf einer Revifion ber Verfaffung in britter 
Lefung nur mit weſentlichen Mobificationen mit 58 gegen 27 
Stimmen an. 

„ Der König empfängt in Kolbing eine zahlreihe Deputation ber 
däniſch Gefinnten aus Nordſchleswig. 

„ Das Vollstbing des Reichsraths bejchließt, auf ben Antrag Hanſens, 
baß ber demnächſt zufammentretende bänifche Reichstag allein berechtigt 
fei, mit dem Könige bie Ordnung ber däniſchen Verfaffungsverhältnifie 
feſtzuſetzen. 

„JDas Landsthing verwirft nach zweitägiger Debatte faſt einſtimmig 
die vom Volksthing in der Regierungsvorlage bezüglich Reviſion der 
Novemberverfaſſung angebrachten Modificationen und beharrt auf 
feinem Beſchluſſe v. 28. Nov. Der Finanzwminiſter Davib erklärt, 
das Miniſterium fei feft entfchloffen, dem Bloufen-Abfolutismus mit 
voller Energie zu begegnen und das Volksthing des Reichsraths fofort 
aufzuldien, falls in bem aus beiden Things zu mwählenden gemein: 
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famen Ausſchuſſe eine erneuerte Volksthingsoppoſition Pla greifen 
wollte. Der wiederholte Antrag Tichernings, die Novemberverfaffung 
und ben Reichsrath ſofort aufzuheben, da ja nad Abtretung der 
Herzogthümer feine „gemeinfamen” Angelegenheiten mehr vorhanden 
feien, wird neuerdings verworfen. 

18. Dec. Ter gemeinfame Ausihuß beider Thinge bes Reichsraths einigt 
fi mit der Regierung über eine neue Grundlage für die Reviſion 
der Novemberverfaflung. 

21. „ Das Landsthing des Reichsrathes genehmigt faft einftimmig, das 
Volksthing mit 85 gegen 14 Etimmen den Berfaffungs-Revifione: 
antrag des gemeinfamen Ausſchuſſes beider Thinge. 

22. „ Ein tgl. Armeebefehl verfügt die Verabſchiedung und Penflontrung 
einer großen Anzahl höherer und nieberer Offiziere. 

23. „ Der König fanctionirt die von beiden Thingen bes Reichsraths 
beſchloſſene Revifion der Novemberverfaſſung: 

Durch biejelbe fallen bie bisherigen Tönigl. Ernennungen zum Landothing, 
ſowie die Wahlen ber bisherigen —— Wahlkreiſe in beide Thinge 
weg, jo daß bie Anzahl ber Mitglieder ber Landsthings auf 64, dic ber Mit- 
glieber bes Bolfsthings auf 102 feitgeftellt wird. Ferner tritt das Normal: 

udget v. 28. Febr. 1856 am 1. März 1866 außer Kraft. 


11. Rußland. 


6.%ar. (Polen). Kine Regierungsverordnung befiehlt die Sequeſtri— 


rung bes beweglichen und unbeweglichen Vermögens ber Theilnehmer 
am Aufitande und legt den kath. Biſchöfen und Bisthumsabminiftra- 
toren eine abermalige Contribution von 18%, ben Canonicis von 
6% ihrer Einnahme auf. 


10. „ (Bolen). NRundfchreiben des Generalftatthalters, Gen. Berg, an 


16. 
21. 


die Militärchef8 bezüglich freiwilliger Stellung von Inſurgenten. 


„ (Bolen). Aus 12 mittleren und kleineren Städten laufen Loya: 


Iitätsadreffen bei dem Generalftatthalter ein. 

„ Kin taiferl. Ufas befiehlt die Einführung von Kreis: und 
Provinzialvertretungen in ganz Rußland mit Ausnahme ber 
fog. weftlihen und der baltifhen Gouvernements, Aſtrachans und 
Beffarabieng, 

„ba Mir es für gut befunden, bie Localbevölferung ber Gouvernements 
und Kreije durch Perfonen, welche ſie aus ihrer Mitte erwählt, zur näberen 
Betheiligung an ber Verwaltung berjenigen Geſchäfte zu berufen, welche ſich 
auf die ökonomischen Intereſſen und Bebürfniffe jedes Gouvernements und 
Kreiſes beziehen.“ 

Als fpecielle Gegenftände der Competenz dieſer Land-Inſtitutionen wer: 
ben angegeben: Die Aufjiht über das Vermögen, bie Gapitalien und bit 
Geldabgaben bes Territoriums; Bau und Erhaltung der Gebäude, Chauſſeen 
u. f. w., bie auf Koften bes Territoriums erhalten werden; GSicherheitsmar- 
regeln für bie Verpflegung ber Bevölferung; Yürforge für die Wohlthätigkeits⸗ 
anftalten; Hilfsmittel den Pauperismus abzuftellen; Kirchenbau; bie gegen: 
feitige Feuerverfiherung; Sorge für die Gntwidlung bes localen Handels 
und ber Inbuftrie; Theilnahme an ber Volksbildung, Noltsgefundbbeitspflege, 
den Gefängniſſen; Mitwirfung an Verhinderung des Viehfalls, Sorge für 
Bewahrung ber Ausfaat u. |. w.; Erfüllung der auf das Territorium fal: 
lenden Forderungen ber Civil: und Militärverwaltung ; Vertbeilung berjenigen 
Staatsauflagen, beren Bertheilung ihnen obliegt; Verheilung ber Abgaben für 
Iocale Bedürfniffe ; Nachrichten und Beſchlüſſe an bie Behörden in Sachen, 
welche die öconomiſchen Bebürfniffe betreffen; Vornahme der Wahlen für bie 
Land nflitutionen und Erhaltung derfelben; endlich folche Angelegenbeiten, bie 
ihnen bejonders übergeben werben. Tie weiteren Beſtimmungen tragen Sorge 
dafür, daß die Snftitutionen ihre Befugniſſe nicht überfchreiten. Der Gouver⸗ 
nementöchef und ber Mtinifter bes Innern können jeben ungefeßlichen Beichluf 
fifliren, wogegen ben Land Inftitutionen bie Beſchwerde an den dirigirenden 
Senat freiftebt. Die Land: Inititutionen zerfallen in Bezirks- und Gouver: 
nements-Anftitutionen. Die Bezirfs-Anftitution beftehbt aus ber Be— 
zirks-Landverſammlung und dem Bezirks-Landamt, die Gouvernemente: 
Inſtitution aus ber Gouvernements-⸗Landverſammlung und bem Gouner: 
nements-Lanbamt. Die Mitglieder ber erfteren werben gewählt von ben 
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Gutsbeſitzern, den Stadtgemeinden und den Landgemeinden in beſonderen 
Verſammlungen, und zwar iſt in den beiden erſten Categorien ein Cenſus für 
die Wähler feſtgeſtellt, die Landgemeinden wählen in indirecter Wahl. Die 
Zufammenfesung ijt nicht durchweg glei, die Regel bilbet aber, ba 
die Hälfte ber Mitglieder aus den Grundbefigern, die andere Hälfte aus ben 
Stadt: und Landgemeinden gebildet wird, doch wiederum fo, daß bie Stabt- 
gemeinden nur ein Niertel und weniger der Mitgliederzahl ber Yandgemeinden 
ttellen. Der Adelsmarſchall präfidirt. Das Tiftriets:Yandamt beiteht aus 
einem Porjigenden und zwei Mitgliedern, welche die Diſtricts-Landverſamm⸗ 
lungen aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt. Die Mitglieder ber Cu: 
bernial= Landverfammlung werben von ben Diftrifts » Kandverfammlungen 
auf drei Jahre gewählt (die Zahl der Mitglieder ſchwankt zwiſchen 
15 und 100 in den verſchiedenen Gouvernements, jenes in Dlonets, biefes in 
Tambow und Poltawa, das Gouvernements-Landamt beiteht aus einem Bor: 
ſitzenden und ſechs Mitgliedern, die von der Verſammlung gewählt werden.) 
Wenn ber Kaifer nit einen Vorfigenden ber Gubernial-Berfammlung ernennt, 
jo führt der Gouvernements-Adelsmarſchall den Vorſitz. Tie Diſtricts- und 
Gouvernements⸗Landverſammlungen verjammeln fih jährlich einmal, bie 
eriteren nicht jpäter als im September, bie leßteren fpäteitens im December; 
bie Sigungen ber eriteren bauern zehn, bie ber letzteren zwanzig Tage. Die 
Beziehungen zu ben Auflihtsbebörten (Gouvernementschef, Minifter bes In: 
nern), deren Betätigung für wichtigere Beſchlüſſe nothwendig ift, jind fehr 
forgfältig geregelt. 


21. Jan. (Litthauen). Murawiew orbnet die Erridtung von Volle: 


22. 


25. 


ſchulen im Intereſſe der ruſſiſchen Sprade an. 


„ polen). Jahrestag bes Ausbruchs der Inſurrection. Sm 


Warſchau erjcheint eine gebrudte Anſprache der Nationalregierung an 
die Bevölkerung, in ber bie Begebenheiten bes verfloflenen Jahres 
angeführt werben, und bie Nationalregierung die Nation auffordert, 
auszubauern. Die Polizei hat, in ber Vorausſetzung, baß bie 
Nationalregierung an diefem Tag eine Drudicrift erlaffen würbe, 
alle Arbeiter aus den Warſchauer Drudereien bei den Polizeicommilf: 
fären feftgehalten. Deſſenungeachtet erjcheint bas Blatt und wirb 
im Nu in der Stabt colportirt. 


„ Polen). Die militäriihe Verwaltung des ganzen Königreichs 


unter ber Dictatur bes Grafen Berg tritt nunmehr ins Leben. Eine 
vor ihm genehmigte Anftruction theilt ba8 ganze Land in nem 
Hauptabtheilungen ein, beren jede einem bejonderen Militärchef unter: 
georbnet wirb und regelt deren Gompeten;: 

„Art. 12: Beim Erſcheinen einer Injurgentenbande haben die Kreismilitärs 
chefs ben nächſten Militärcommandeurs davon Anzeige zu maden, bie fofort 
die nöthigen Maßregeln ergreifen mülfen, um die Banden aufzuheben. Alle 
Bürger ohne Unterjchied find verpflichtet, fofort und bei Friegsrechtlicher Strafe 
ben nächſten Militircommanbeur von Durchmarſch und Placirung ber Rebellen: 
banden in Kenntniß zu feßen, bei Androhung von erhöhten Gelbitrafen. 
Art. 14: Den Militärchefs find alle Civil: und Polizeibehörden unterworfen, 
bie andern Behörden find verpflichtet, deren Willen und Aufforderung Genüge 
zu leiften. Art. 15: Die Militärchefs ber Hauptabtheilungen haben das Recht, 
einſtweilen bie nicht das Vertrauen der Regierung befigenden Officianten aus 
bem Dienft zu entlafien. Die Kreismilitärcheis find ebenfo gegen bie Kreis⸗ 
beamten zu verfahren berechtigt. Art. 19: Die entlaffenen Beamten find jos 
fort unter Kriegsgericht zu ſtellen u. |. w.“ 
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28. San. (Polen). Es gelingt der Regierung, den angeblichen Stabtchef 
von Warfchau zu verhaften. 


— ., (Polen) Entlaffung des Geh. Raths v. Lascynski als Gou— 
verneur des Guberniums Warſchau, des lebten Polen, der noch im 
Amte als Gouverneur ift. Polen iſt nunmehr in den Epiken der 
Verwaltung wieder ganz ruflificirt und die Machtbefugniß der untern 
polnifhen Verwaltungsbehörden auf Null rebuctrt. 


30. „ (Littbauen). Bericht Murawiew's über den Plan einer neuen 
Eolonifirung Litthauens mit deutihen und ruſſiſchen Elementen: 
„Obwohl ich zugeitehe, daß bie von dem Statthalter bes Königreichs, 
Gr. Berg, proponirte Heberjiedelung von 5000 deut ſchen Auswanberern aus 
bem Königreih Polen dem biefigen Lande großen Nuten bringen würde, in 
welchen bie forgfältige Arbeit an ber Schwächung ber Zahl und bes Einflui: 
ſes despolniſchen Elements burch Anfiedelung einer der Regierung befreunde: 
ten Benölferung durchaus nothwenbig ijt, fo muß ich doch bemerken, daß bie 
völlige Ausführung ber beabfichtigten Weberficdelung im gegenwärtigen Augen: 
li faft unmöglich ift, weil nad, ben von mir eingezogenen Nachrichten bie 
Veberfieblung des rebellifhen Adels und anderer am Aufſtande betbeiligter 
PVerjonen aus dem mir anvertrauten Lande noch nicht ſolche Dimenfionen an: 
genommen bat, DaB das dadurch disponibel gewordene Land zur Anfiebelung 
von 5000 @oloniften ausreichen koͤnnte. Bis jetzt find nad) den entlegenen 
ruſſiſchen Gouvernements über 1500 Familien überfiedelt, und mit den noch zu 
überfiedelnden kann bieje Zahl auf 1800 fteigen. Die Bobdenfläche, die durch bieje 
Meberfieblung verfügbar geworden ift, läßt fich erjt heim Beginn des Frühjahrs 
genan berechnen. Bis dahin muß man fi mit einer annähernden Berechnung 
egnügen, bie fi auf bie Zahl ber überfiebelten ‘yamilien gründet. Bevor 
wir jeboch zur Weberfiedelung ber deutſchen Goloniften aus bem Königreich 
Polen fhreiten, if genaue Auskunft barüber nöthig, welcher Gewerbthätigfeit 
biefe Eoloniften angehören, ob jie Aderbauer ober &ubrifanten und Handwer⸗ 
fer find, für die ber Aderbau eine unpafjende und ungewohnte Beſchüäftigung 
fein würbe. Auch wäre e8 wünſchenswerth, vor Erlaß ber enbdgiltigen Rer: 
fügungen in Betreff ber Weberfiebelung ben Eolonijten beim Beginn bes Früh⸗ 
jahrs zu geftatten, daß fie die für fie beitimmten Ländereien in Augenſchein 
nehmen, weil wegen ber befannten Anfprüche diefer Ausländer das von der Orts: 
behörbe ihnen zugetheilte Land nicht immer von ihnen annehmbar gefunden werben 
fönnte. Ueberhaupt glaube ich, daß, ohne die Anfiedelung deutſcher Cole: 
niften auf einer kleinen frei gewordenen Landſtrecke zurüdzumeifen, vor Allem 
babin geftrebt werben muß, das Land ganz rufliih zu machen und das pol: 
niſche Element entſchieden zu unterbrüden, was nur durch bie Anſiedelung 
ruſſiſcher Colontjten aus dem Innern bes Reiches zu erreichen ift, welche 
bie Garantie bieten, baß fie fi von dem polnifchen Clement nicht abforbiren 
laſſen. Was die deutichen Eoloniften betrifft, bie größtentheils Fabrikanten 
unb Hanbwerfer find, jo würbe es jehr nüßlich fein, fie in ben Titthauifchen 
Städten anzufiedeln und zwar als fogenannte Aderbürger, ba bei vielen 
Städten fi) Land genug befindet, das zu folcher Anfiedelung geeignet it. 
Diefe Maßregel würbe eben fo jehr zur Hebung ber Gewerb: und Fabrif: 
thätigfeit, wie zu ber in ber gegenwärtigen Zeit fo nothwendigen Erneuerung 
der ftädtifchen Bevölkerung beitragen, beren größter Theil, aus Polen und 
Katholiken beftehend, ber Regierung abgeneigt if. Mit Rüdfiht auf obige 
Erwägungen babe ich bie Ehre, Ew. Erc. zu bitten, bie weiteren Verfügungen 
in Betreff ber Weberfiedelung von deutſchen Coloniften aus Polen bis dahin 
fiftiren zu wollen, baß biefelben bie ihnen zu ertheilenden Ländereien jelbit 
in Augenjchein genommen haben und ber Umfang ber burch bie Neberfichlung 
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biefiger rebelliſcher Einwohner nah Rußland bisponibel geworbenen Boden⸗ 
fläche genau feftgeftellt ift, was früheſtens bis zum Frühjahr erfolgen Tann. 
Zugleich bitte ich, nach Ginvernehmen mit dem Grafen Berg, mich vorläufig 
benachrichtigen zu wollen, wie viele von den zu lieberfiebelung bejtinnmten 
beutjchen Goloniften zur Handwerker ober induftriellen Klaſſe gehören, bamit 
ich die zur Gewerbthätigfeit und zu Fabrikanlagen am meilten geeigneten 
Städte und Ortſchaften ausfuchen und bei Zeiten bie nöthigen Anordnungen 
zur Weberfiedelung treffen kann. Schlieplih kann ich nicht unterlaffen, aber: 
mals darauf aufmerfjam zu machen, daß bie Golonifirung Litthauens durch 
das ruffifche Element eine ber wichtigiten Fragen ift, von beren Ent: 
Scheidung die Pacificirung des Landes und bie Befeftigung ber ruflifchen Herr: 
Schaft abhängt, weshalb e8 durchaus nothmwendig ift, diefe Frage einer alljeiti- 
gen Prüfung zu unterwerfen.“ 


5. Febr. (Litthauen). Eine Berorbnung Murawiew's führt die rufl. 


16. 


21. 
22. 


[24 


Sprache als ausſchließliche Geſchäftsſprache ein. 

(Litthauen). Eine neue Verordnung Murawiew's untermwirft 
ganz Litthauen einer Genbarmerie-Nufficht, welche die Aufgabe hat, 
die Bewohner bes Landes ftrengitens zu überwachen. Jeder Kreis 
erhält ein Gendarmerie-Commando, deffen Untergebene aus entlaffe: 
nen Soldaten nicht:polnifcher Abkunft und griechiſch-orthodoren Glau⸗ 
bens gebiltet fein müſſen; auch Bauern, die den Erforbernifien bes 
Dienftes genügen, follen zu bemjelben verwendet werben bürfen. 


„ : (Bolen). Es gelingt der Regierung, eine Anzahl angebliher 


Mitglieder der geh. Nationalregierung zu verbaften. 


„» (Bolen). Don biefem Tage an ericheint keine geheime Zeitung 


in Warſchau mehr. 


„ (Polen). Kine Berorbnung des Gen. Berg befiehlt eine „(Er: 


gebenheits:) Declaration” ſämmtlicher Beamteten in Polen. 


2.März (Polen). Ein in vier Decreten beftehender kaiſ. Ukas hebt 


bie Leibeigenſchaft in Polen vollftändig auf und organifirt bie 
ländliche Bevölkerung in wefentlich felbftändige, von dem Grundadel 
burdaus unabhängige Gemeinden: 

„... Um ein- für allemale ben Bedrückungen ein Ende zu wachen, 
wurde im Sabre 1861 das Ablöfungsgefeß erlaffen, wodurch Ihr von ben 
brüdenden Frohndienſten bereit wurbet. Nächftbem beabfichtigte man durch 
ein neues Geſetz über bie Zinsbarmahung Euere Laften zu vermindern, bie 
Höhe der von ben Gutsbefigern berechneten Ablöfung bebeutenb herunterzu⸗ 
feßen, und fomit Eure fünftige Eriftenz ein für allemale feftzuftellen. Da 
erhoben biejenigen, bie mit biefen wohlthätigen Beftimmungen fürs Volk nicht 
zufrieden waren, einen offenen Aufftand. Rebellen fanden gegen bie recht= 
mäßige Behörde bes Kaiſers und Königs auf und wagten ben Kanıpf mit 
ben Tatferlihen Truppen, und ba fie mit offener Gewalt unb durch Krieg 
nichts erlangen Tonnten, jo nahmen fie ihre Zuflucht zu nichtewürbiger Lift, 
bemübten fi, Euch mit Teeren Hoffnungen zu täufchen, verſprachen Euch une 
entgeltlih Boden zu geben, unb die Eigenthümer dafür zu entſchäbigen, als 
wenn Ihr nicht jelbft einjehen könntet, daß Rebellen, bie nur von Raub und 
Plünderung leben, nicht im Stanbe find, ben Eigenthümern bie ungeheure 
Summe zu erfeßen, welche ber von Euch befeffene Boden repräfentirt. Nicht 
nur auf Heuchelei und Betrug rechneten die Rebellen, jondern auch auf Ges 
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walt und Mord; ſie mordeten Unſchuldige und drohten einem Jeden mit dem 
Tode, der Gottes und des jüngſten Gerichtes eingedenk keinen Verrath an 
Pflicht und Gewiſſen begehen und ihrer heuchleriſchen Stimme fein Gehör 
geben wollte! ...“ 

Mit dem Tage bed Erlaſſes werden bie Bauern Eigenthümer aller 
Ländereien, bie fie jeßt innehaben, mögen biefelben Privatleuten ober der 
Krone, Magnaten oder Stiftungen angehört haben. Sie find von allen bie- 
berigen Reiftungen an bie Sutsbefiger entbunden. Sie fünnen fogar innerhalb 
breier Sabre bie Ländereien zurüdforbern, Die fie jeit dem Ufas vom 26. Mai 
1846 einmal im Befig gehabt haben, wenn fie wieber in den Beſitz des Eigen: 
thümers gefommen ſind; nur wenn fie andere dafür erhalten haben, bürien 
fie diefe gegen jene austaufchen. Mit bem Eigenthbum am Boden erhalten 
fie auch das an Gebäuden, Vieb, Werkzeugen, Ausfaat u. |. w. Sie bewahren 
ben Genuß ber bejtehenben Servituten, und Tönnen diejenigen repindiciren, 
welche ihnen durch erzwungenen Nichtgebrauch entzogen worden find. Sie 
haben auch das Eigenthum an den unterirdiſcher Producten. Jagd und 
Snent auf den Ländern ber Bauern gehören ben Gemeinen, ebenjo die 

chankgerechtigkeit (doch gehen bie Einfünfte dieſer vorläufig an den Staat, 
zur theilmeifen Entihäbigung der Gutebefiger). An die Stelle ber mannid: 
fahen bisherigen Abgaben der Bauern an ben Grundbefiger tritt eine Grunb: 
fteuer an den Staat, welche aber nur zwei Drittel der bisherigen Lajten 
beträgt. Die Gutsbefiger werben in ber Art entſchädigt, daß ihre bisherigen 
Einnahmen aus Frohndienft und Abgaben gefhäht werden. Bon ben erjleren 
wird 4, von ben andern % abgeftrichen, dann das Ganze zu 6 Procent capi⸗ 
talifirt (d. 5. mit 16% multiplicirt) und ihnen bafür Verfchreibungen gegeben, 
die aber nur mit 4 Procent verzinst und mit 1 Procent amortijirt werben. 
(Der ruſſiſche „Invalide“ berechnet den Werth ber Abgaben, nad) Abzug jenes 
Drittel auf 90 Kopelen bis 1 Rubel 10 Kop. pro Morgen —% Hectare. 
Das heißt das Einkommen des Gutsbeſitzers wird zum minbdeften auf bie 
Hälfte herabgejegt. Rechnet man 5. B. daß er 10000 Morgen mittlerer Güte 
bat, fo bringen ihm dieſe jegt jährlich à 1 Rub. 33 Kop. 1333 Rub,, 
abgezogen, bleiben 1000 Rub., zu 6 Proc. capitalijirt 16,666 Rub., und 
bieje zu 4 Proc. verzinst 666 Rub.) 

Bezüglidy der Gemeindeordnung, jo befteht die Verwaltung jeder Gemeinde: 
4) aus ber Gemeindeverfammlung, 2) bem Maire (Wojt), 3) dem Abjuncten 
(Soltys), 4) dem Gericht; außerdem aus jo viel Beamten als nöthig. Tie 
Gemeindeverfammlung beitebt aus allen unbefcholtenen Majorennen ber Ge: 
meinde, bie brei Morgen befiken, Die Friedensrichter, Geiftlihen, Polizei— 
beamten find ausgefchlofjen. Die Verſammlung vollzieht die Wahl aller 
Beamten und verwaltet bie Gemeindeangelegenheiten. Ihre Functionen, 
wie die des Wojt find durchaus Ähnlicher Art, wie bie in der ruſſiſchen 
Gemeindeverwaltung, jo baß die Beamten während ihr Dienftzeit von Natural: 
gaben Mo Militärdienft frei find, Amtsinfignien und Siegel erhalten. Die 
Procedur vor dem Gemeinbdegericht, das wöchentlich einmal zufammentritt, iſt 
mündlich und unentgeltlih. Zum Wojt kann jeder Einivohner gewählt werden, 
ber 6 Morgen befikt, zur Oualification für den Soltys find fogar nur 3 
nothwendig. 


3. März (Litthauen). Murawiew ſieht ſich genöthigt, feine Verfügung 


vom 5. Febr. zu erneuern, wonach alle ländlichen Behörden, Friedens⸗ 
gerichte und Gemeindevorftände unter einander Ruſſiſch correiponbiren 
und nur in dieſer Sprade Eingaben annehmen follen, und brobt im 
Unterlaffungsfalle den Negierungsbureaus mit einer Gelbftrafe von 
5 ©:R., den einzelnen Beamteten eines Gemeindevorſtandes mit 
einer folden von 10 SR. 
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I. März (Baltifche Provinzen). Eröffnung ber livländiſchen Stänbe- 
verjammlung. Der Generalfuperintenbent, Biſchof Walter, ermahnt 
biefelbe in feiner Lanbtagsprebigt, in ber Religion Proteftanten, in 
ber Politik Deutiche zu bleiben. Derfelbe wirb deßhalb von ber 
ruſſiſchen Regierung feines Amtes enthoben. 

17. „ (Litthauen). Ein Erlaß Murawiews ſetzt der Einrichtung pol- 
niſcher Schulen in den Gouvernements Wilna, Grobno, Kowno, Minsk, 
Mohilew und Witebst, deren ländliche Bevolkerung durchweg ruffifch 
fei, ein Ziel: bie Regierung werde nur folde Schulen beftehen laſſen, 
bie unter Mitwirfung ber rechtgläubigen Geiftlichfeit ober von ſolchen 
Perſonen errichtet ſeien, die fie dazu ausdrüdlich autorifirt habe. 

20. „ (Bolen). Die mit Regulirung ber polnifhen Bauernfrage 
beauftragte Kommilfion trifft aus St. Petersburg in Warſchau ein 
und beginnt jofort ihre Arbeiten. 

— „Golhynien, PBobolien, Ukraine). Ein großes Theil bes 
polnifchen Adels figt theilweiſe noch in Haft ober ift bereits nad 
bem Innern Rußlanbs oder nad Eibirien beportirt, Die meiften 
Beamteten polnifher Nationalität find durch geborne Ruſſen erſetzt. 
In Podolien wirb die Organifirung der (ruſſiſchen) Landftürmer 
eifrig fortgeſetzt. 


4, April. (Polen). Die Regierung verfügt neuerbings, daß nur folche 
Perſonen zu Aemtern zugelafien werben können, welche der ruſſiſchen 
Sprade vollkommen mächtig ſeien. 

15. „ (Binnland). Der Landtag wird durch eine kaiſ. Botſchaft im 
ruffiſcher Sprache geſchloſſen: 

„... Ich danke Ihnen für ben wiederholten Ausdruck ber Treue und 
Ergebenheit bes finniſchen Volkes, muß jedoch bedauern, daß manche Ber: 
handlungen des Landtags Anlaß gaben zu Mißverſtändniſſ en in Bezug 
auf die Stellung bes Großfürftenthums zum ruffiihen Kaiſerreiche. ginn 
land bat in feiner unzertrennlichen Vereinigung mit Nußland bie ihm 
verliebenen Rechte umverlegt bewahrt und fährt unter bem Schutze feiner 
Geſetze fort, alle moraliihen und materiellen Vortheile zu genießen, welche 
ihm bie Macht bes Kaiſerthums bietet. Rußland eröffnet ben Bewohnern 
Finnlands ein weites und freies Feld für Handel und Induſtrie, und mehr 
als einmal das eble ruſſiſche Bolt, wenn eine fchwere Prüfung Ihr Land 
heimſuchte, jeine brüberlihe Theilnahme und thätige Hülfe bewielen. Die 
richtige Erkenntniß ber wahren Vortheile Finnlands muß Euch baher geneigt 
machen, biefed enge Band mit Rußland, welches ber Wohlfahrt Eures 
Landes zur unveränderlichen Bürgichaft dient, zu befeftigen, und nicht, 
es zu ſchwächen. Indem ich, wie ich Euch ſchon früher angezeigt habe, 
beabfichtige, die Stände in brei Jahren wieder einzuberufen, erkläre ich ben 
gegenwärtigen Landtag für gefchloffen.” 

nn Durch kaiſ. Ukas wird „zum Behufe ber Vermehrung der Staats⸗ 
mittel und namentlih zur Dedung von Ausgaben im Auslande bom 
vergangenen Jahre” eine Anleihe von 6 Mil. Pfd. Sterling unter 
dem Titel 5 % engl.holländ. Anleihe contrahirt. 

„ n Bolten). Auf Einlabung des Bifhofs von Kujavien, Dreregeweti 
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und im Einverflännnig mit dem Milttärgouverneur Fürſt Wittgen- 
ftein treten mehr als 300 abelige Gutsbeſitzer des Kreiſes im bi: 
ſchoͤflichen Palaſt zu Wlozlawec zujammen und bejchließen eine Adreſſe 
an den Kaiſer, in der zunächſt tiefes Bedauern über das Vorgefallene 
ausgeſprochen iſt, dann Treue und Gehorſam gelobt und zuletzt der 
Kaiſer gebeten wird, jetzt, mo bie Inſurrection erloſchen ſei, nicht Das 
firenge Recht und Geſetz, fondern Gnade walten zu laflen. Der 
Adel anderer Kreife folgt dieſem erjten Beifpiele jeiner Standesge⸗ 
noffen nad, in noch andern fcheitern dagegen vorerft noch bie Be: 
mühungen officieller Kreife, bie Gutsbeſitzer zur Unterfchrift ven 
Loyalitätsabreffen an ben Kaiſer zu vermögen. 

19. April. (Polen). Kine Bauerndeputation von 73 Mann aus ben 
Kreifen Warfchau und Radom wird vom Kaiſer in Et. Petersburg 
empfangen und brüdt ihm ihren Dank für ben Gmancipations: 
Ulas aus. 

21. „ (Bolen). Ale Beamten polnifher Nationalität der Werfchau: 
Wiener oder Warfhau:Bromberger Bahn werben entlaflen. 

„„LCitthauen). Sämmiliche polniſche Buchhandlungen und Bud: 
drudereien werben durch Murawiew außer Betrieb gefekt. 

23. „ Der Kaijer veranjtaltet für bie polnijche Bauerndeputation ein 
Feſtmahl im Stabthaus von St. Petersburg, dem der Kaifer unb 
ver Großfürft:Thronfolger beimohnen. Der Kaifer bringt jelbft einen 
Toaft aus auf die unzertrennliche Verbindung Polens mit Rußland. 

24. „ (Polen). Ein Hirtenbrief des (gefangenen) Erzbiſchofs Felinski 

| bebt die Kirchentrauer in Warſchau wieder auf. 

„ (Bolen). Es werden 14 Commiflionen eingefegt, welche über 

bie Durchführung der neuen Agrargefeßgebung wachen jollen. Tie 

ländlichen Gemeinden organifiren fich bereits überall und jchreiten 

zur Wahl der neuen Dorfſchulzen. N 


3.Mai,. Der Kaifer richtet ein Anerkennungsſchreiben an den Fürſten 
Gortſchakoff bezüglich feines Wirkens in der polnifchen Frage. 

8. „ (Baltifhe Provinzen). Die griechiſche Synode erlaubt, daß 
in ben Oftjeeprovinzen ber griechiſche Cultus in beutfcher Spradie 
itattfinden dürfe. 

13. „ (Polen). Die Berfammlung bes polniſchen Landfchaft: Erebit: 
vereind in Warſchau beſchließt eine Deputation mit einer Loyali: 
tätsabrefje nach St. Petersburg zu fenden. 

20, „ (Bolen). Der Kaifer empfängt eine zweite aus 115 Dann be: 
ftehende Bauerndeputation aus Polen. 

21. „ (Bolen). Die Beiftlichkeit der Didcefe Sandomir beſchließt eine 
Lsyalitätsabrefie an den Kaiſer zu richten. 

22. „ (Xittbauen). Murawiew geht nad; St. Petersburg, um bas von 
ihm befolgte Syſtem perſönlich zu rechtfertigen und zu unterftüßen, 
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Eine von ihm ausgearbeitete Dientichrift erhält die Billigung bes 
Minifteriums und bes Kaiſers. 

23. Mai. (Circaffien). Bericht bes engl. Gejandten in St. Petersburg, 
Lord Napier, über die Auswanderung ber ticherfefliihen Stämme 
nach ber Türkei: 

„Die ruſſiſche Regierung bat feit Langer Zeit bie Mbficht gehegt, um jeben 
Preis bie noh im Weiten Nehenben Bergbemwohner aus ihrem Heimathlande 
zu verdrängen. Das feit zwei Jahren befolgte Syitem beſtand barin, bie 
Truppen, fowie bie koſakiſchen Forts und Niederlaffungen langfam aber ficher 
jene Thäler Binaufzufchieben, deren Gewäſſer norbwärts dem Flußbecken bes 

ban zuftrömen, und bie Eingebornen von Schritt zu Schritt aus ihrem 
Grund unb Boden zu brängen, bis zuletzt bie höchftgelegenen Bergfeften er: 
reiht und das bie Waſſerſcheide bemohnende Volt hinüber und hinab in bie 
füdlih nad) bem ſchwarzen ‘Meer bin abfallenden Thäler geſchoben worben, 
wodurch zugleich bie in jenen Gegenden anjäfjigen, uncivilifirten und von der 
Welt abgejchlofjenen Stämme in Mafje nach der Küfte getrieben wurben. Die 
ruſſiſche Politik, obwohl unbeugfam, ift doch keineswegs eine vorfätlich blutige 
geweſen. Das Volk follte burhaus nicht ausgerottet, es follte nur verdrängt 
werden. Wiederbofte Verjuche find gemacht worden, um eine allgemeine Un⸗ 
terwerfung und Auswanderung zu erzielen; auch find bie von der ruſſiſchen 
Regierung gefteliten Anerbietungen nicht alle ohne Erfolg geblieben. In brei 
Niederlaſſungen, die fih das füdliche Geſtade bes Kuban entlang etwa 150 
englifche Meilen von Weiten nad Oſten eritreden, find Stammtbeile ber Scha⸗ 
peugs, der Biebutfchofs und dev Abadzefhs mit ziemlicdem Erfolge colonifirt 
worden. Der Abadzekhs allein find bort mehr als 30,000. Es ift mithin 
ein Irrthum, anzunehmen, daß alle diefe Bergbewohner ober auch nur bie 
große Mehrheit berjelben die Alternative ber Auswanderung nach der Türkei 
vorgezogen haben. Den Borfchlägen ber rufjischen Regierung find die Ubykhs 
jedoch ſammt und ſonders unzugänglich geblieben. Als der Kaijer vorigen 
Jahr im Kaufafus war, begab er fi an die Grenze biefes Stammes und 
empfing eine Deputation besfelben. Ter Stamm verlangte im Befit feines 
Gebietes belafjen zu werben und verſprach bagegen, mit ben Ruffen auf frieds 
lihem und freunbnachbarlichem Fuße zu leben. Der Kaifer ſchlug in Betracht 
ber eingewurzelten Plünderungsjudht der Ubykhs und ber Schwierigkeit, fie 
zur Beobadhtung von Verträgen anzubalten, das Geſuch ab unb ließ ihnen 
die Wahl zwiſchen Krieg, Auswanderung an ben Kuban oder Auswanderung 
nach der Türkei. Sie wählten Krieg, und ba das Waffenglüd ihnen abhold 

eweſen ift, fo nehmen fie jeßt lieber ihre Zuflucht zu einer mohamebanijchen 

acht als zur rufifhen Regierung. Zu biejem Ausgange haben bie Türken 
vieles beigetragen durch ihre zu einer früheren Zeit vorgehaltenen unabläfjigen 
Ermuthigungen zur Auswanderung. Nachgerade find fie fi) über bie bamit 
verbundenen Unannehmlichfeiten Tlarer geworben und haben, als es zu ſpät 
war, bie ruſſiſche Negierung erjucht, bie theilweife durch ihre eigenen Anrei⸗ 
zungen hervorgebrachte Bewegung zu verzögern und zu reguliven. Wie bem 
auch fein mag, bie Einmüthigkeit und bie Eilfertigfeit, womit bie Stämme 
nach ber Küfte hin drängten, war jowohl für bie Ruſſen wie für bie Türten 
überraihend. Sobalb der Kaifer von ben im Auslande circulirenden Be⸗ 
richten über bie Strapatzen unb Leiden ber Auswandernden Kenntniß erhalten 
hatte, telegraphirte er fofort an ben Großfürften Michael, bamit diejer Leute 
an Ort und Stelle fende, welche den Stand ber Dinge unterfuchen und für 
Abhilfe forgen ſollten. Statt Agenten abzufhiden, ging ber Großfürſt ſelber 
bin und verweilt feit zwei Wochen an ber Küfle. Die leiten Berichte Tommen 
von Smwiatii Dufh bei Gagri, und nad benfelben zu fließen müſſen bie 
Schilderungen von bem Elend, in welchem fid) bie Tſcherkeſſen auf ruſſiſchem 
Gebiete befunden, übertrieben geweſen jet. Der Großfürſt Beer fte feien 
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im Befib von Bieh, Brod fel an fie ausgetheilt worben und ihr Geſundheits⸗ 
zuftand jei keineswegs fo ichlimm, wie man e8 bargeftellt habe. Es herrichte 
unter ihnen feine epibemifche Krankheit. Tie Leiden der Auswanderer batten 
vielmehr auf ber Weberfahrt nach ber Türkei begonnen und ſich nach ihrer 
Ankunft in Trapezunt fortgefekt, an welchem Orte zu ber beflagenswertbhen 
Veberhäufung noch die ſchlechte Verwaltung und faljche Verwendung ber vom 
Sultan geſchickten Hilfsmittel kam. Der Großfürft bat auf fein Geſuch bie 
Ermädtigung erhalten, alle rufjishen Kriegsichiffe auf bem ſchwarzen Meere 
und alle etwa entbehrlihen Kauffahrteiſchiffe zur Hilfeleiftung bei bem 
Transporte berjenigen Ticherfefien, die noch immer entjchloflen waren, das 
Land zu verlafjen, aufzubieten. Es jcheint jedoch ein gewiſſer Rückſchlag er: 
folgt zu fein, benn mehrere baben ſich gewillt gezeigt, zu bleiben und bie An: 
jiedblung auf ruſſiſchem Boden anzunehmen. Nach den lebten Verichten bea 
ruſſiſchen Conſuls in Trapezunt it die tägliche Sterblichkeitsziffer unter ben 
Ankommlingen 40 gewejen. Der Angabe bes Kriegsminiftere zufolge Tann 
bie Emigration 100,000 Köpfe nicht überfchritten haben.“ 

28./31. Mai. (Polen). Durch ZTagesbefehle werben „in Anbetracht ber 
fi immer mehr befeftigenden Ruhe und Ordnung im Königreich 
Polen” mehrere Militärcommanbos wieder aufgehoben. 

29, „ GPolen). Fürft Adam Sapieha erflärt als „bevollmädhtigter Com: 
mifjär ber Nationalregierung in Frankreich“ ben dortigen polnijchen 
Flüchtlingen, baß ber geringe ihnen bisher gewährte Sold nur noch 
bis zum 6. Juni gezahlt werben könne wegen Erſchöpfung der Hülfe: 
quellen bes Landes. 

„» n Baltilhde Provinzen). Der livländifhe Landtag lehnt ben 
ibm gemachten Vorſchlag, das Beſitzthum adeliger Güter allen Klaifen 
ber Bevölkerung zugänglidy zu machen, ab. 

30. „ Ein Taiferlicher Ukas hebt die bisherigen Ausfuhrzölle aus Ruß— 

lanb auf. 

„ (Littbauen) Bon ber Regierung auf jede Weile begünftiat, 

erfolgen bereit8 vielfache Hebertritte von ber Fathol. zur griechiſchen 

Kirche. 


2. Yuni. Der Bevollmächtigte des Kaiſers an der Londoner Conferenz 
erflärt, daß berjelbe ſich entfchloffen habe, feine Anfprüde auf Hel: 
ftein dem Großh. v. Oldenburg zu cebiren. 

„ n (Lireafjien). Großfürft Michael meldet dem Kaifer telegraphiic 
die volljtändige Unterwerfung bes Kaukaſus: „Gegenwärtig erijtirt 
fein einziger nicht unterworfener Volksſtamm mehr.“ 

5./6. Juni. (Litthauen). Die Rückkehr Murawiews nah Wilna ge 
ftaltet fih zu einem förmlichen Triumphzug. Derjelbe orbnet ein 
jährliches Bürgerliches und kirchliches Erinnerungsfeft „an die Be: 
freiung Litthauens von der Herrfchaft des polniichen Adels“ an. 

9. „ Ankunft des Kaijerpaars in Berlin auf ber Reife nad Kiffingen. 

10. „ (Bolen). Ein Bolizeibefehl verordnet in Warjchau, alle Aus: 
hängſchilder umzuarbeiten und neben ber polnijhen auch bie ruſſiſche 
Aufſchrift in gleiher Größe ber Buchſtaben anzubringen. 

11. „ Polen). Das Comitd zur Regulirung der bäuerlichen Verbält 
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niffe erläßt eine Inſtruction an bie Localcommiffionen, bie als 
authentiſche Interpretation bes Ukaſes v. 2. März zu betrachten ift, 
und bie allgu weit gehenden Anſprüche ber Bauern gegenüber ben 
Gutsbeſitzern befchränft. 

12. Juni. (Baltifhe Provinzen). Ein Tail. Ukas vereinigt Die brei 
baltiſchen Provinzen Kurland, Livland und Eſthland in ein General: 
gouvernement. 

16. „ Der Kaifer trifft in Kiffingen mit dem Saifer von Oefterreich 
zufammen, ber von feinem Minifter des Auswärtigen Grafen Red: 
berg begleitet ift. 

18. „ (Bolen). Der Generalftatthalter Graf Berg erläßt eine Art 
jehr beſchränkter Amneftie für die ins Ausland geflüchtetete Theil: 
nehmer an ber Inſurrection. 

19. „ (Litthauen). Kin Dorf, in bem ein ruſſiſch gefinnter Ein- 
wohner ermordet murbe, wird vom Militär dem Erdboden gleidy 
gemadht. 

20. (Circaffien). Großfürft Michael hält feinen Einzug in Tiflis und 
feiert die Paciflcation bes Landes. - 


6. Juli. (Kitthauen). Circular Murawiew's an bie ihm untergebenen 
Milttärgouverneure: 

„Auf meinen Antrag gerubte Se. Majeftät zu verorbnen, baß in bem 
meiner Leitung anvertrauten Lande die Errichtung von katholiſchen Kirchen, 
Gapellen und Altären, fowie bie Renovirung unb Reftaurirung der fchon 
beftehenben Kirchen und Gapellen ohne vorherige, von mir eingeholte ſpe⸗ 
ciele Erlaubniß nicht flattfinden darf. Zugleich verorbne ih, daB mir in 
moglichſter Eile ein genaues Verzeihnip aller katholiſchen Kirhen und Ga: 
pellen und ber gefammten Geiftlichkeit zugeſchickt wird, wobei auch anzugebeu 
ift, woher und von wem bie betreffenden Priefter ihre Gehalte beziehen.” 

Ende Juli. (Polen). Delegirte bes Abeld aus allen Gouvernements 
beichließen in Warſchau eine Loyalitätsabrefle an ben Kaifer und 
wählen eine Deputation, die aber zuerft einen Wink von Gt. Peters: 
burg abwarten foll. 


5. Aug. (Polen). Das Haupt ber Nationalregierung und 4 Abthei- 
Iungsvorftände werben in Warſchau auf dem Glacis ber Gitabelle 
gehängt. 

10. „ (Polen). Sechszehn bei der Nationalregierung betheiligt gewe⸗ 
fene Berfonen, vom Kriegsgericht gleihfals zum Tode verurtheilt, 
von Berg aber zur Deportation begnabigt, werben von Warfchau 
nach Sibirien abgeführt. 


20. Sept. (Polen). Kin Taiferl. Ulas reorganifirt das gefammte Unter: 
richtsweſen in Polen. 
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24. März. Der Czar macht ber Kaiſerin ber Franzoſen einen Beſuch in 
Schwalbach. 

23. „ (Polen). Langes Schreiben bes Fürſten Ladislaus Czartorysti 
an den Fürſten Adam Sapieha, der gewiſſermaßen den Abſchied des 
Hauptes der ariſtocratiſchen Partei von ber revolutionãren Action in 
Polen bildet, 


12. Oct. (Bolen). Kaif. Decret bezüglich der Adelorechte ber polniſchen 
Schlachta. 

13. „ etın) Bon heute an erfcheint in Warſchau ein amtliches 
Journal in ruffiiger Sprade. 

24. „ Der Kaijer begleitet die Kaiferin nah Nizza. 

28. „ Der Kaifer empfängt in Nizza den Beſuch des Kaifere Napoleon. 
Bloßer Höflichkeitsbefuh. Der Kaifer Lehrt darauf unmittelbar nad 
Rußland zurüd. 

— „ (Litthauen). Entdeckung einer angeblien Verſchwörung unter 
ben im Kreife Mohilew am Dnieſter eingefeffenen polnifhen Gute: 
befißern. 


8.Non. (Polen). Ein kaiſ. Ukas verfügt die Aufhebung ber römifd: 
katholiſchen Mönche: und Nonnenklbſter im Königreich Polen, 
in welchen fi nicht die ben canonifhen Vorſchriſten entſprechende Anzahl, 
nämlich weniger als acht, ftabil wohnende Mitglieder befinden. Unabhängig 
von biefem Grundſatz werben auch alle jene Klöfter aufgehoben, welche einen 
offenen unb erwielenen Antheil am Aufſtand genommen haben, Alle zu ben 
Klöftern gehörigen Kirchen gehen unter die Nurisdiction ber Diöceſanbehörde 
über. Solche, die eine Pfarrei haben, bleiben Piarrfirhen. Die bei ben 
Klöftern beftanbenen Volksſchulen verbleiben im benjelben Localitäten. Die 
Seminarien bes Ordens ber Miffionäre fteben Fünftig unter ber Diöceſan⸗ 
bebörbe. Die Spitäler, Nettungshäufer und woblthätigen Anftalten, welde 
fi bei den aufgehobenen Klöftern befanden, gehen fammt ben Gebäuben un: 
ter bie Adminiftration ber Negierungscommiflion des Innern unb bes Eultua 
über. Die noch aufrecht erhaltenen Klöfter tbeilen fih in ſyſtemmäßige 
und nichtſyſte mmäßige. Letztere werben ebenjalls aufgehuben, ſobald fie 
bie erforderlihe Anzabl von Mitgliedern nicht mehr beſitzen. Um die Ct: 
bensgeiftlihen zu ihren eigentlichen Obliegenheiten zurüdzuführen, ferner um 
bie Eriftenz ber verbliebenen Klöfter, ſowie ber Suratgetftlichfeit ficherzuftellen, 
wird das Vermögen aller Klöfter ohne Ausnahme künftig vom Staat ver 
waltet werben. Die Einkünfte bürfen jeboch nur zum beften ber römiſch⸗ 
katholiſchen Geiftlichfeit und zur Erhaltung und Berbefferung der Bollsichulen 
verwendet werben. Als ſyſtemmäßige Klöfter werben in Polen noch beitchen 
25 Mönchsklöſter und 10 Nonnenklöfter; die Gejammtzahl ber Mönche wirb 
auf 360, für jedes Kloſter 14 und für Czenſtochau (Wallfahrtsert) auf 23 
Mitglieder, bie Gefammtzahl ber Nonnen auf 140, in jedem Kloſter zu 10 
beftiimmt. Alle Mönche und Nonnen ber aufgehobenen Klöfer, welche bad 
Ordensgelübde abgelegt haben, werben in ben verbleibenden Klöftern unter: 
Bed Zur Berpflegung jebes Ordensmitglieds werben aus bem Staats: 
Hay jährlih 40 Rubel verabfolgt. Gleichzeitig mit dem Ufas ertheilt ber 
Kaifer dem Organifirungscomite für Polen ben Befehl, Vorjchläge zur Per: 
Fe ber Lage ber Tatbolifhen Curatgeiſthichkeit im Polen zu er: 

en. 
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Ans dem Bericht der auf Befehl bes Kaiſers in Warſchau aufgeſtellten 
Specialcommiſſion für bie Klofterfrage ergibt fich, daß ſich bis zu dieſem Zeit: 
punft in Polen 155 Möndaflöfter mit 1635 Mitgliedern befanden, unb 42 
Nonnenklöfter mit 549 Mitgliedern, darunter 21 Congregationen ber barm⸗ 
herzigen Schweſtern. Die Waffe der Einzelangaben bat ber einleitendbe Be: 
richt ig die Form betaillirter Regiſter über alle einzelnen Klöfter gebracht. 
Nur das, was, wie ber Bericht jagt, conftatirt ift, hat Aufnahme gefunden, 
aber „bet aller Unvolftänbigfeit diefer Nachrichten mußte bie Regierung ben: 
noch aus ben von ihr bearbeiteten Bocumenten bie Meberzeugung gervinnen, 
baß bie Klöfter eines ber Hauptwerkzeuge ber evolution waren, inbem fie 
an derſelben mehr ober weniger thätigen Antbeil nahmen“. Der Bericht zer: 
fällt in folgende Capitel: Zuftanb ber Klöfter, allgemeiner Meberblid über ben 
Antheil der Klöfter am Aufftande, Temonftrationen, Singen von Hymnen, 
Proceſſionen, Verſammlungen von Kloftergeifilichen zur Vorbereitung bes Auf: 
ftanbes, Werbungen für die Banden und Theilnahme am bewaffneten Auf: 
ftande, Berbergung von Banden, Anführern, Häng:Gendarmen, ‚Toldmän: 
nern 2c., Bereidigung ber Dolchmänner ꝛc., Betheiligung ber Mönche an ber 
revolutionären Organifation, enblich verübte Morde. Alle bie in biefen Gas 
piteln gejchilderten einzelnen Züge geben „lange nocd Fein vollftänbiges Bilb 
biejer complicirten Erjcheinung, von welder man faum ein nur Ähnliches 
Beiſpiel in ber Geſchichte eines anderen Landes finden bürfie.“ 


10. Nov. (Polen). Der Generalftatthalter Graf Berg eröffnet in 


28. 


" 


Warſchau die Situngen des polnifhen Staatsrathes. 


» (Polen). Der bisher geheim gehaltene Ukas v. 8. d. M. wirb 


in der Nacht vom 27. auf den 28. um 12 Uhr im ganzen König- 
rei zur Ausführung gebradt. 71 Mönchs- und 4 Nonnenflöfter 
werben wegen nicht⸗canoniſcher Mitgliederzahl und 39 Klöfter wegen 
Betheiligung an ber Snfurrection geräumt und geihloffen und ihre 
bisherigen Bewohner theils in andere Klöfter, theils an bie Gränze 
transportirt. 


„ (Transcaucalien). Ein kaiſ. Ufas verfügt auch bier bie Auf: 


hebung ber Leibeigenſchaft. 


2. Dec. Ein kaiſ. Ukas übermittelt dem Senat zur Promulgirung die 


7. 


allgemeine Gerichtsorganiſation, das Strafgeſetzbuch, bie Civilproceß⸗ 
ordnung und die Criminalproceßordnung für die Friedensrichter, 
welche ſämmtlich die kaiſ. Sanction erhalten haben. 


„Ein kaiſ. Ukas befiehlt „behufs Vermehrung der Bankmittel im 


Intereſſe der Nationalinduſtrie“ die Emiſſion eines inländiſchen 
Lotterieanlehens von 100 Mil. S. R. 


16. „ (GPolen). Durch zwei Erlaſſe bes Generalſtatthalters Grafen 


Berg auf Grund kaiſerl. Ermächtigung werben von ben 5 Baflli: 
canerflöftern der unirten Griechen 4 unb ebenfo bie Congregation 
ber Felicianerinnen in Warſchau aufgehoben. 

„ (Bolen). Der bisherige Generalbirector ber Finanzcommiſſion 
Bagniewsti, ein Pole, wird durch den Ruffen Kofcheleff erſetzt. Es 
haben nunmehr das Departement bes Innern, ber Finanzen, bes 
Cultus, des Unterrichts, bie Oberrehnungsfammer, die Bant, bie 
Cenſur fämmtlih ruſſiſche Chefs. 
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24. März, Der Czar macht der Kaiferin ber 7 „waltung ber noch übrig 
Schwalbach. 

23. „ (GPolen). Langes Schreiben “ rn wirb ald Generalgouver: 
an den Fürften Adam Ser 7 unb durch General Schumalete 
Hauptes ber ariſto _ Ki 
Polen bildet. „Stadichef von Warſchau und Haupt: 

le Waszkowski, gem. Student ber 

12. Det. (Boten). a er a eutbedt und arretirt. 

Schlachta. Pe 

13. „ (Bolen‘ ü 
Journal t' 

21. „ De ' 

28. „ Der 
Blof 
Rr - 


" 


12. Türkei. 


5. Jan. (DonaufürftentHümer). Fürſt Couza ertheilt bem von ber 
Nationalverfammlung beſchloſſenen Decret bez. Säcularilation ber 
griechiſchen Klöfter feine Sanction. 

„ (Donaufürftentgümer). Oroßartige Kundgebungen zunädft 
in Bufareft, dann im ganzen Lande zu Gunften der Klofteraufhebung. 
Die rumänifche Geiſtlichkeit Teiftet der Bewegung Vorſchub. 

9. „ Die Bevollmächtigten der Pforte, Englands, Defterreihs und 
Preußens proteftiren gegen den Beſchluß der rumäniſchen Nat.:Ber: 
jammlung bezügli ber gried. Klöſter. Frankreich nimmt eine halb 
vermittelnde Stellung ein. 

19. „ (Herzegowina). Unrubige Bewegung ber Bevölkerung. Ber: 
fammlung der Rajas. Theilweiſe Steuervermeigerung. 

26. „ (Donaufürfterthüämer). Die Nat.:Verfammlung verfagt ber 
vorjährigen Anleihe des Zürften ihre Genehmigung. 

27. „ (Donaufürftenthümer) Die Nat.:Berfammlung genehmigt 
ein Anleben von 50 Mil. zu Entſchädigung ber griech. Klöfter. 


4. Febr. (Tonaufürftenthämer), Die Nat.-Verfammlung nimmt mit 
47 gegen 3 Stimmen das Geſetz über Errichtung eines Staatsrathe 
an unb vertagt bie Debatten über Organifirung ber Armee zc., um 
zuerſt das Gefeb über Errichtung einer Bürgeriwehr in Angriff zu 
nehmen. 

20. „ (DonaufürftenthHümer) Die Nat.Verſammlung genehmigt 
das Nationalgardengefeg mit 55 gegen 48 Stimmen. 

21. „ (DonaufürftentHümer). Der Patriarch von SKonftantinopel 
und eine von ihm einberufene Synode richten ein Synobalichreiben 
an Couza, um ihn vor einer Hinmeigung zum Katholicismus zu 
warnen. 


6. März (DonaufürftentHümer). Die Nat.:VBerfammlung genehmigt 
bie Eonceffionen für Erbauung von Eifenbahnen in der Moldau mit 
70 gegen 16 Stimmen. 

„ (DonaufürftenthHämer). Antwort Couza's an bie Pforte 
bezüglich der griech. Klöfter: Der Fürft will fi der Entſcheidung 
einer Eonferenz unterwerfen, wenn bie von der Nationalverfammlung 
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Aubland. 


25. Dec. (Polen). Ein Faif. Ukas regelt bie Verwaltung der noch übrig 


29. 


bleibenden Klöſter. 
(Oftfeepropinzen). Baron Lieven wirb als Generalgouver: 


"nen ber Oftfeeprovinzen abberufen und durch General Schuwalew 
erlebt. 

„ (@olen). Der lebte geheime Stabtchef von Warfhau und Haupt: 
urheber des Bankdiebſtahls, Aler. Waszkowski, gem. Stubent ber 
Univerfität Petersburg, wird entbedt und arretirt. 


12. Türkei. 


5. Yan. (Donaufürſtenthümer). Fürſt Couza ertheilt dem von ber 
Nationalverfammlung beichlofjenen Decret bez. Säcularifation ber 
griechiſchen Klöfter feine Sanction. 

6. „ (Donaufürftentbümer). Oroßartige Kundgebungen zunädft 
in Bukareſt, dann im ganzen Lande zu Gunften ber Klofteraufhebung. 
Die rumänifche Geiſtlichkeit Veiftet der Bewegung Vorfchub. 

9. „ Die Bevollmädtigten ber Pforte, Englands, Oeſterreichs unb 
Preußens proteftiren gegen den Beſchluß der rumäniſchen Nat.-Ver⸗ 
fammlung bezüglich ber griedh. Klöfter. Frankreich nimmt eine halb 
vermittelnde Stellung ein. 

19. „ (Herzegowina). Unruhige Bewegung der Bevölkerung. Ber: 
fammlung der Rajas. Theilweiſe Steuervermeigerung. 

26. „ (Donaufürftertbüämer). Die Nat.:Verfammlung verjagt ber 
vorjährigen Anleihe des Fürften ihre Genehmigung. 

27. „ (Donaufürftenthümer) Die Nat.:Verfommlung genehmigt 
ein Anlehen von 50 Mil. zu Entihäbigung ber griech. Klöfter. 


4. Febr. (Donaufürſtenthümer), Die Nat.:Verfammlung nimmt mit 
47 gegen 3 Stimmen bas Gefeß über Errichtung eines Staatsrathe 
an und vertagt bie Debatten über Organifirung ber Armee ꝛc. um 
zuerft das Gefe über Errichtung einer Bürgerwehr in Angriff zu 
nehmen. 

20. „ (Donaufürftenthümer). Die NRat.-Verfammlung genehmigt 
das Nationalgarbengejeg mit 55 gegen 48 Stimmen. 

21. „ (DonaufürftentHämer). Der Patriarch von SKonftantinopel 
und eine von ihm einberufene Synode richten ein Synodalſchreiben 
an Couza, um ihn vor einer Hinmeigung zum Katholicismus zu 
warnen. 


6. März, (Donaufürſtenthümer). Die Nat-VBerfammlung genehmigt 
bie Sonceffionen für Erbauung von Eifenbahnen in der Moldau mit 

70 gegen 16 Stimmen. 
— .„ (DonaufürftentKämer) Antwort Couza's an bie Pforte 
bezüglich ber griech. Klöfter: Der Fürſt will fi der Enticheibung 
einer Eonferenz unterwerfen, wenn bie von der Nationalverfammlung 
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botirte Entfchäbigung nicht genüge; die Rüftungen werben durch ben 
unfihern Zuftand Europas motivirt. 

8. März. (Aegypten). Der Kaifer ber Franzoſen übernimmt das 
Schiedsrichteramt zwiſchen dem Vicekönig und ber Suezcanal-Eom- 
pagnie. 


1. April. (Donaufürftenthümer). Fürſt Couza läßt ber National: 
verjammlung ein neues Bauerngefeß vorlegen. 

14. „ (Tunis). Aufftand der arabifhen Stämme. Die Aufftänbifchen 
verlangen die Abſchaffung der neuen DVerfaflung, die Herabjeßung 
der Kopffteuer. und bie Entfernung des Kasnabars (erften Minifters) 
und bes Schatzmeiſters. 

17, „ (DonaufürftentHümer). Die Regierung läßt in Roman bie 
brei Chefs der dort verfammelten Freifchaarenbande (Polen und 
Ungarn) verhaften. 

19. „ (Tunis). Bin englifhes Kriegſchiff trifft vor Tunis ein. Drohende 
Sprache des franzöftfcden Eonfuls. 

25. „ (DonaufürftentKHämer). Das Minifterium verlangt von der 
Kationalverfammlung 8 Mill. zu Errichtung eines Lagers am Sereth 
zum Schub gegen äußere Feinde unb macht aus ber Bewilligung 
bed Credites eine Cabinetsfrage. 

„» n (Tunis) Der Bey ermäßigt die Kopffteuer von 72 Biafter 
wieder auf 36. 

26. „ (Donanfürftenthüämer) Die Nationalverfammlung befchließt 
in einer flürmifchen Sitzung mit 68 gegen 19 Stimmen, das Rural: 
gefek als bie Intereffen ber ganzen Bevölkerung viel näher berührend 
por ber Bewilligung des von ber Regierung geforderten Erebites in 
Behandlung zu nehmen, verwirft das Ruralgeſetz und ertheilt bem 
Minifterium megen Nichteinhaltung feines Programms mit 83 gegen 
36 Stimmen ein Mißtrauensuotum. Das Minifterium bietet dem 
Fürſten feine Entlaſſung an. 

27. „ (Donaufürftentbümer). Fürft Couza verweigert ben Deiniftern 
bie geforderte Entlaſſung, richtet eine Botſchaft an bie National: 
verſammlung, in welcher er berjelben bie Vorlegung eine® neuen 
Wahlgeſetzes mit allgemeinem Stimmrecht und Aufhebung bes Wahl: 
eenfus anfünbigt und prorogirt diefelbe über die Dauer bes griech. 
Dfterfeftes. Demonftrationen in Bukareſt zu Gunften des neuen 
Wahlgefebes. 


4. Mei. (Tunis) Der Bey nimmt bie Berfeflung zurück. Die Auf: 
ftänbifchen beftehen jedoch auf ber Entlaffung der Miniſter. 

5., (Tunis). Kin türkifcher Kriegsdampfer läuft auf ber Rhede von 
Zunis ein, dem das ganze türfifche Geſchwader folgt. Der franz Eonful 
nimmt eine drohende Stellung gegen jede Einmiſchung ber Pforte ein. 
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6. Mai. (DonaufürftentHämer). 123 Bolen werden meift in Roman 
aufgehoben und über bie türkiſche Gränze gefchafft. 

I. u fte Eitung ber Conferenz der Großmächte zu Berathung ber 
rumöniichen Kloſterfrage. Diefelbe erkennt: 

1) baß bie Annahmen des Pariſer Brotokolls ſich nicht verwirklicht haben, 
2) daß bie rumänifche Regierung burch eine Reihe von DMaßregeln, bie ben 
Mächten zur Löfung vorbehaltenen Fragen in ihrem eigenen Nußen zu ſchlich⸗ 
tem ſich erlaubt hat, 3) daß folglich die Conferenz jene Maßregeln für ‚null 
und nichtig zu erklären und bas eigenmächtige Vorgehen der tumäniichen 
Regierung als eine Gompetenzüberjchreitung zu tabeln verpflichtet if. 

14. „ (Donaufürſtenthümer). Wiebereröfinung der Natienaluer: 
fammlung. Die Regierung verlangt bie Bottrung bes Wahlgeiehes 
und bes Budgets. Die NatVerfammlung weigert ſich, mit bem 
gegenwärtigen Minifterium in Unterhandlung zu treten. Staatsſtreich 
bed Bürften: die Kammer wird durch Decret aufgelöst und ber Der: 
fommlungsjaal mit Gewalt geräumt. Weitere Decrete unterbreiten 
bag neue Wahlgeſetz und einen Zuſatz zum Statut ber allgemeinen 
Abftimmung des Volkes und heben das beſtehende Preßgeſetz auf. 

Proclamation an bie Bewohner von Buchareſt: „Ter Fürſt ber 
Rumänen, ber Erwählte vom 5. und 24. Januar 1859, FR nad roßer 
Pangmutb dem Willen bes Landes nachgegeden, und eine auf einem Adränt: 
ten Wahlgeſes beruhende Kammer geichloffen, welche feit fünf Jahren Ru: 
münien auf berjelben Stelle ließ, indem fie ſich ber Verwirflicung der gro: 
Ben und freifinnigen Principien ber Convention vom 19. Aug. 1858 wider: 
legte. Aleranber Johann 1. appellirt burd) dieſes Decret an das rumänifche 
Bolk, daß es ſich ausfprechen möge über bas weiter zu entwickelnde Statut 
ber Gongention und über das neue Wahlgeſetz, welches ung eine Verſamm⸗ 
lung geben wird, welche eine wirkliche Vertretung der Nation if, “Der 
Fürft bat bie Initiative zu dieſem großen Schritt ergriffen int Intereſſe der 
vereinigten Fürſtenthümer, welche die ehrgeizigen und rebelliſchen Mitglieder 
der aufgelösten Kammer zu trennen beabfichtigen, im Intereſſe ber Nation, 
welche jern von jeder Betheiligung am öffentlichen Leben gehalten wurde, 
im Intereſſe des Landes, welches Thon länger als fünf Jahre auf feine mora- 
liſche und materielle Gntwidlung wartet. Alerander Johann unterbreitet 
biefen Schritt dem Urtheil der Nation unb ber Beurtheilung bes aufgellärten 
Europe. „Indem wir in eine neue große Aera eintreten, find Ruhe unb 
Ordnung die größten Bebürfniffe bes Landes und bie erften Wünfce, welche 
man gegen euch ausſpricht. Ich wende mich alſo an euren Patriotismus; 
gebt das Peiſpiel der Ordnung! Alle ehrendaiten und friedlichen Bürger 
mögen die Regierung bei ihrer groöhen Aufgabe unterftügen. Bewohner von 
Buchareſt! Sepet all euer Vertrauen auf Se. Hoheit deu regierenden Fürſten. 
Er ruft euch heute zu euren politifchen Rechten, morgen wich er, un Hi 
von ber zukünftigen Rammer, bie diesmal von ber ganzen Nation erwählt iſt, 
auch glückliche morallihe und materielle Auflände geben. Söhne ber Haupt: 
ftabt Rumäniens, gebt al& bie erften voran mit dem Beilpiel der Orbnung! 
Uebrigens werbe ich alle diejenigen, welche einen Aufſtand perſuchen follten, 
zu binbern und zu beftrafen wiffen. Der Minifter des Innern Cogalnitſcheano.“ 

Tagebefehl an die Armee: „Große Ereignifie habe fich vollzogen! 
Die Kammer bat meiner Regierung ihre Unterſtüßung verweigert filx einige 
Mafregeln, welde die Entwicklung unſerer Öffentlichen Freiheiten umb ber 
Wohlfahrt bes Landes bezweden. Ich habe fie aufgelöst; bie geſammte Na⸗ 
tion iſt Berufen, ihren Willen auszufpreden. Cure Pflicht ift es, bie öffent: 
liche Ruhe zu erhalten, und barlider zu wachen, baß ber Wille ber Hırmänen 
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votirte Entfhädiguna *:” „ en immer, als zuverläffige 
unfiern > " — 257. Nahdern ich lange ER burd, 

8. Mir; 9 to Araenjchaften niebergehalten habe, wer: 
“ —8 agen durch eure Energie unb Toyale 
Schiede Age zu geben, und biejenigen oßmmächtig 
pagnie mb bie Würde unferes Landes compros 


%unb Soldaten! Ich habe mich immer auf 
immer würbig meines Vertrauens gezeigt. 
4. April. } nicht zweifle, bie Aufgabe erfüllen, welche 

ver ie. Alerander Johann. Der Kriegeminifter: 


14. ” Pe ber Gonferenz ber Großmädhte zu Konftantinopel 

Kloſterfrage. Es wirb beicloffen, eine Com⸗ 

FE, Der Miegen, welche einen Generalſtatus des ftreitigen Klofter- 

1 re fellen, basjelbe nad Natur und Urfprung claffifi- 

— bie Einkünfte ſowie bie Laſten desſelben conſtaliren foll. 

a a . Die Regierung verlangt von fämmt: 
onaufürftenthümer) gierung verlangt bon | 

Rr e@ Gieifbeamteten die Billigung des Staatsſtreichs ober die Ein- 

digen ügrer Entlaffung. In der Metropolie wird ein Tebeum ange: 

um für den Entfhluß des Fürften, der dem Volke, wie es 

a ‚bem vorgefdhriebenen Gebete Heißt, „Freiheit, Brüberlifeit und 

Fe it gibt“, Gott zu banken und bie Journale werben neben 

per Aufbebung des Preßgeſetzes durch raſch auf einander folgenbe 

Verwarnungen zum Schweigen gebracht. 

20.» (BonaufürftentHümer). Das ganze Oberlandesgericht in 
Buchareſt gibt feine Entlaffjung ein. Die meiften Beamten fügen 
fi) indeß dem Drud und anerkennen den Staateftreid. 

22. „ (DonaufürftentHümer). Allgemeine Boltsabftimmung mit 
Ja und Nein über bas neue Wahlgefeg und ben Zuſatz zum Statut. 
Entdeckung einer angeblichen Verſchwörung gegen ben Fürften Couza: 
Der Bojar Fürft Sutzos wirb in Buchareſt, der Phanariot Balih 
in Jaſſy verhaftet. 

„ » (&Zunid). 5 frangdf. Kriegeéſchiffe unter dem Pice-Abmiral 
Bouez⸗Willaumez treffen vor Tunis ein. Auch ein ſtarkes italieni: 
ſches Geſchwader ımter Abmiral Albini Tagert fi vor Tunis. 

23. „ (Tunis). Die Stabt Sfar am ber Geeküfte fällt in die Hände 
der Inſurgenten. 

28. „ Die Conferenz ber Großmachte zu Konftantinopel befchließt, daß 
eine Veräußerung ber rumãniſchen Kloftergüter unzuläflig und bie 
Einhaltung der Kloftereinfünfte nothwendig fei bis zur vollſtändigen 
Schlichtung des Streites, wovon bie rumänifche Regierung in Kennt: 
niß zu fegen, bamit ber Hoſpodar (fo wird Furſt Couza im Pro: 
tocoll bezeichnet) bie Gelder nicht anrühre, welche ſäͤmmtlich in eine 
unter Auffiht der Mächte ftehende Specialkaffe einzuzahlen find, 
während bie aus ben Klöftern herrührenden Gultusgegenftänbe ge: 
wiſfenhaft aufbewahrt werben follen, 
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2. Imi. (Donaufürftentgämer). Feierliche Uebergabe des Plebiscits 


vom 22. Mai an ben Fürften Couza: Von 754,148 Stimmberech- 
tigten haben 682,621 mit Ja, 1307 mit Nein geftimnt. 


5. „» (Donaufürftenthümer). Fürit Eouza geht mit großem Ge⸗ 


19. 


20. 


27. 
28. 


folge nach Konſtantinopel ab. 


.„(Tunis). Der verhaßte Finanzminiſter wird vom Bey entlaſſen 


und geht nach Europa. 
„CGonaufürſtenthümer). Fürſt Couza wird vom Sultan 
äußerſt gnädig empfangen. 


.„Der Großvezier Fuad Paſcha fertigt dem Fürſten Couza die drei 


Protocolle der Conferenz der Großmächte v. 9., 14. u. 28. Mai 
zu mit dem Beifügen, daß „bie Conferenz die Ueberwachung ber 
Kloſtereinkünfte keineswegs für eine bloße Form, ſondern ganz ernit: 
lich und mirklich nehme”, mithin ein zuverläfliger Einnehmer ange: 
ftelt und ben Delegirten der Mächte durch genaue Einnahme-Etats 
und durch ftrenge Innehaltung der Zahlungstermine ihre Aufgabe 
erleichtert werden müſſe. | 

„ Ein von den Vertretern ber garantirenden Mächte in Konftanti: 
nopel unterzeichnetes Protocoll mit ber Pforte genehmigt mit Modi: 
ficationen das vom Fürften Gouza promulgirte Zufagftatut und Das 
vom rumäniihen Volt votirte neue Wahlgeſetz. 

„ (Donaufürftenthümer). Fürſt Eouza wird vom Sultan in 
einer Abjchiebsaudienz empfangen und Fehrt wieder nach Buchareft zurück. 


.Juli. (DonanfürftentHümer). Die Regierung publicirt das 


neue Wahlgeſetz und das neue Statut, durch welches bie Bildung 
eines Senats verfügt wirb. 

„ (Tunis). Der Bey feht die Kopffteuer noch weiter von 36 auf 
20 Biafter herab. Die übrigen Abgaben werben für aufgehoben 
ertlärt. Neue Truppen, auch Europäer, werden angeworben. 

„ (Tunis). Ein Theil der Inſurgenten unterwirft fich wieder 
dem Bey. 

„ (DonaufürftentHüämer). Ein Deeret bes Fürſten octroyirt 
das von ber Nat.:Verfammlung nicht mehr votirte Budget. 


‚Aug. (DonaufürftenthHümer). Der Fürft erläßt eine General⸗ 


amneftie für politiiche Verbrecher, welche für Ausländer die Claufel 

enthält, daß fie augenblicklich das Land verlaflen jollen. 

(Tunis). Der Bey notificirt den fremden Conſuln die Wieder: 
herſtellung des „Friedens in der Regentichaft. 

„ (DonaufürftentHümer). Der frühere Minifterpräfident 
Cretzulesco tritt ind Miniſterium, indem ihm ein befonderes Reffort 
aus den Minifterien der Yuftiz, des Eultus und des Unterrichts 
gebildet wird. 

„ (Aegypten). Schiedsſpruch des Kaiſers bezüglich der Differenzen 
zwilchen dem Vicekönig und ber Suezcanal:Eompagnie: 


" 
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im Beſitz von Vieh, Brob jet an fie ausgetheilt worden und ihr Geſundheits⸗ 
zuftand fei Feineswegs fo fchlimm, wie man es bargeftellt babe. Es herrſchte 
unter ihnen feine epidemiſche Krankheit. Die Leiben der Auswanderer batten 
— auf der Ueberfahrt nach der Türkei begonnen und ſich nach ihrer 
Ankunft in Trapezunt fortgeſetzt, an welchem Orte zu der beklagenswerthen 
Ueberhäufung noch die ſchlechte Verwaltung und falſche Verwendung der vom 
Sultan geſchickten Hilfsmittel kam. Der Großiürſt bat auf ſein Geſuch bie 
Ermädtigung erhalten, alle rufjifchen Kriegsichiffe auf dem ſchwarzen Mecre 
und alle etwa entbehrlihen Kauffahrteiſchiffe zur SHilfeleiftung bei dem 
Transporte derjenigen ZTicherfeffen, die noch immer entjchloffen waren, das 
Land zu verlaflen, aufzubieten. Es ſcheint jedoch ein gewiſſer Rückſchlag er: 
folgt zu fein, benn mehrere haben ſich gewillt gezeigt, zu bleiben und bie An- 
ſiedlung auf ruſſiſchem Boden anzunehmen. Nach ben lekten Berichten bes 
ruſſiſchen Conjuls in Trapezunt ijt die tägliche Sterblichfeitszifier unter den 
Ankömmlingen 40 gewejen. Der Angabe bes Kriegsminifters zufolge Tann 
bie Emigration 100,000 Köpfe nicht überfchritten haben.“ 

28./31. Mai. (Bolen). Durch Tagesbefehle werben „in Anbetracht ber 
fih immer mehr befeftigenden Ruhe und Drbnung im Königreich 
Polen” mehrere Militärcommandos wieder aufgehoben. 

29. „ Polen). Fürft Adam Sapieha erflärt als „bevollmächtigter Com⸗ 
mifjär der Nationalregierung in Frankreich“ ben dortigen polnijchen 
Flüchtlingen, daß der geringe ihnen bisher gewährte Sold nur nod 
bis zum 6. Juni gezahlt werden könne wegen Erjchöpfung der Hülfe: 
quellen bes Landes. 

„„BGBaltiſche Provinzen). Der livländifhe Landiag lehnt ten 
ibm gemachten Vorſchlag, das Beſitzthum adeliger Güter allen Klaffen 
ber Bevölkerung zugänglich zu machen, ab. 

30. „ Ein Faijerliher Ukas hebt die bisherigen Ausfuhrzölle aus Rup- 
land auf. 

—  ,.„ (Littbauen) Bon der Regierung auf jede Weife begünftigt, 
erfolgen bereits vielfache Webertritte von ber kathol. zur griechifchen 
Kirche. 


2. uni. Der Bevollmächtigte des Kaiferd an ber Londoner Eonferenz 
erflärt, daß derjelbe ſich entfchloffen habe, feine Anſprüche auf Hol: 
ftein dem Großh. v. Oldenburg zu cediren. 

„ „ (Circaffien). Großfürft Michael meldet dem Kaiſer telegraphiich 
bie bolljtändige Unterwerfung bes Kaukaſus: „Gegenwärtig eriftirt 
fein einziger nicht unterworfener Volksſtamm mehr.‘ 

5./6. Juni. (Litthauen). Die Rückkehr Murawiews nah Wilna ge: 
ftaltet fi zu einem fürmlihen Triumphzug. Derfelbe orbnet ein 
jährliches bürgerliches und kirchliches Erinnerungsfeit „an die Be: 
freiung Litthauens von der Herrſchaft des polniichen Adels” an. 

9. „ Ankunft des Kaijerpaars in Berlin auf ber Reife nach Kifjingen. 

10. „ (Polen). Ein Polizeibefehl verorbnet in Warſchau, alle Aus: 
hängſchilder umzuarbeiten und neben ber polnifchen auch die ruſſiſche 
Aufſchrift in gleicher Größe ber Buchftaben anzubringen. 

11. „ (Polen). Das Comits zur Regulirung der bäuerlichen Verhält- 


Ruflend. 293 


niffe erläßt eine Inſtruction an bie Localcommiflionen, bie als 
authentifche Interpretation des Ukaſes v. 2. März zu betrachten ift, 
und bie allzu weit gehenden Anſprüche ber Bauern gegenüber ben 
Gutsbeſitzern beihränft. 

12. Juni. (Baltifde Provinzen) Ein kaiſ. Ukas vereinigt bie brei 
baltifhen Provinzen Kurland, Livland und Eſthland in ein General: 
gouvernement. 

16. „ Der Kaifer trifft in Kiffingen mit dem Kaiſer von Defterreich 
zufammen, ber von feinem Minifter des Auswärtigen Grafen Red: 
berg begleitet ift. 

18. „ (Bolen). Der Generalftatthalter Graf Berg erläßt eine Art 
jehr beſchränkter Amneſtie für die ind Ausland geflüchtetete Theil: 
nehmer an ber Inſurrection. 

19. „ (Litthauen). Kin Dorf, in bem ein ruffifch gefinnter Ein- 
wohner ermordet wurde, wird vom Militär dem Erdboden glei 
gemacht. 

20. (Sircaffien). Großfürft Michael hält feinen Einzug in Tiflis und 
feiert die Pacification bes Landes. - 


6. Juli. (Litthauen). Circular Murawiew's an die ihm untergebenen 
Milttärgouperneure: 

„Auf meinen Antrag gerubte Se. Majeftät zu verorbnen, daß in bem 
meiner Leitung anvertrauten Lande die Errichtung von katholiſchen Kirchen, 
Gapelien und Altären, ſowie die Renovirung und Reftaurirung ber fchon 
beſtehenden Kirchen unb Gapellen ohne vorherige, von mir eingeholte ſpe⸗ 
ciele Erlaubniß nicht ftattfinden darf. Zugleich verorbne ih, daß mir im 
möglicäfter Eile ein genaues Verzeichniß aller katholiſchen Kirchen und Ga: 
pelien und ber gefammten Geiſtlichkeit zugefchict wird, wobei auch anzugeben 
ift, woher und von wem bie betreffenden Priefter ihre Gehalte beziehen.” 

Ende Juli. (Polen). Delegirte des Adels aus allen Gouvernements 
beichließen in Warfchau eine Loyalitätsadreſſe an ben Kaifer unb 
wählen eine Deputation, die aber zuerft einen Wink von St. Peters: 
burg abwarten fol. 


5. Aug. (Polen). Das Haupt ber Nationalregierung und 4 Abthei- 
Iungsvorftände werden in Warfchau auf bem Glacis ber Gitabelle 
gehängt. 

10. „ (Polen). Sechszehn bei der Nationalregierung beiheiligt gewe⸗ 
fene Berfonen, vom Kriegsgericht gleihfalls zum Tode verurtheilt, 
von Berg aber zur Deportation begnabigt, werben von Warfchau 
nad Sibirien abgeführt. 


20. Sept. (Bolen). Ein kaiſerl. Ukas reorganifirt das gefammte Unter: 
richtsweſen in Polen. 
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24. März. Der Czar macht der Kaiferin ber Franzoſen einen Beſuch in 
Schwalbad. 

23. „ (Bolen). Langes Schreiben des Fürften Ladislaus Czartorysti 
an den Fürften Adam Sapieha, der gewiffermaßen ben Abſchied des 
Hauptes ber arijtocratifgen Partei von ber revolutionären Action in 
Polen bildet. 


42. Oct. (Polen). Kaif. Decret bezüglich ber Adelsrechte ber polniſchen 
Schlachta. 

13. „ (Polen). Bon heute an erſcheint in Warſchau ein amtliches 
Journal in ruffiiger Sprade. 

21. „ Der Kaijer begleitet die Kaiferin nad Nizze. 

28. „ Der Kaifer empfängt in Nizza den Beſuch bes Kaiferd Napoleon. 
Bloßer Höflicgkeitsbefuh. Der Kaifer kehrt darauf unmittelbar nad 
Rußland zurüd. 

— „ (Littbauen). Entdeckung einer angebliden Verſchwörung unter 
den im Kreife Mohilew am Dniefter eingefeflenen polniſchen Gute: 
beflgern. 


8.Nov. (Polen). Ein faif. Ufas verfügt die Aufhebung ber römiſch⸗ 
katholiſchen Mönchs⸗ und Nonnenklöfter im Königreich Polen, 
in welchen fi nicht bie ben canoniſchen Vorſchriften entiprechenbe Anzahl, 
nämlich weniger als acht, ftabil wohnende Mitglieder befinden. Unabhängig 
von biefem Grundfag werben auch alle jene Klöfter aufgehoben, weldye einen 
offenen unb erwielenen Antheil am Aufſtand genommen haben. Ale zu ben 
Klöftern gehörigen Kirchen gehen unter die Aurisdiction ber Diöceſanbehörde 
über. Solde, die eine Pfarrei haben, bleiben Pfarrlichen. Die bei ben 
Klöftern beftandenen Volksſchulen verbleiben in benjelben Localitäten. Tie 
Seminarien des Ordens der Miffionäre ftehen Fünftig unter ber Diöcefan: 
behoͤrde. Die Spitäler, Rettungshäufer und wohlthätigen Anftalten, melde 
fih bei ben aufgehobenen Klöftern befanden, gehen fammt den Gebäuden un: 
ter bie Abminiftration ber Regierungscommiffion bes Innern unb bes Euftus 
über. Die noch aufrecht erhaltenen Klöfter theilen fih in ſyſtemmäßige 
und nichtſyſte mmäßige. Lebtere werben ebenjalld aufgehoben, ſobald fie 
bie erforderliche Anzahl von Mitgliedern nicht mehr befiten. Um bie Cr: 
bensgeiftlihen zu ihren eigentlichen Obliegenheiten zurüdzuführen, ferner um 
bie Eriftenz ber verbliebenen Klöfter, ſowie der Guratgeiftlichfeit fiherzuftellen, 
wirb das Vermögen aller Klöfter ohne Ausnahme künftig vom Stagt ver 
waltet werden. Die Eintünfte dürfen jeboh nur zum beften ber römiſch⸗ 
Latholifchen Geiftlichfeit und zur Erhaltung und Berbefferung der Bolksichulen 
verwendet werben. Als ſyſtemmäßige Klöfter werden in Polen noch beitchen 
25 Möndhsllöfter und 10 Nonnenflöfter; bie Gefammtzahl ber Mönche wirb 
auf 36N, für jedes Klofter 14 und für Czenſtochau (Wallfahrtsort) auf 24 
Mitglieder, bie Geſammtzahl ber Nonnen auf 140, in jeden Kloſter zu 10 
beftimmt. Alle Mönche und Nonnen ber aufgehobenen Klößer, welche das 
Orbdensgelübbe abgelegt haben, werben in ben verbleibenden Klöftern unter: 
—5 Zur Verpflegung jedes Ordensmitgliebs werben aus dem Staats: 
hab jährlich 40 Rubel verabfolgt. Gleichzeitig mit dem Ukas ertheilt ber 
Kaiſer ben Organiſirungscomité für Polen ben Befehl, Vorſchläge zur Per: 
Fan der Lage ber latholiſchen Curatgeiſthichkeit in Polen zu er: 

en. 
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Aus bem Bericht ber auf Befehl bes Kaifers in Warſchau aufgeflellten 
Specialconmmifjion für bie Klofterfrage ergibt fich, daß fich bis zu biefem Zeit- 
punkt in Tolen 155 Möndsflöfter mit 1635 Mitgliedern befanden, und 42 
Nonnenklöfter mit 549 Mitgliedern, darunter 21 Gongregationen ber barm⸗ 
.herzigen Schweitern. Die Maſſe ber Einzelangaben bat ber einleitende Be: 
richt ig die Form betaillirter Negifter über alle einzelnen Klöfter gebracht. 
Nur das, was, mie ber Bericht ſagt, conſtatirt iſt, hat Aufnahme gefunden, 
aber „bet aller Unvollſtändigkeit dieſer Nachrichten mußte die Regierung den⸗ 
noch aus ben vom ihr bearbeiteten Tocumenten die Ueberzeugung gewinnen, 
baß die Klöfter eines ber Hauptwerfzeuge ber evolution waren, inbem fie 
ar berfelben mehr ober weniger tbätigen Antheil nahmen“. Der Bericht zer: 
fällt in folgende Capitel: Zuſtand ber Klöſter, allgemeiner Meberblid über den 
Antheil ber Klöfter am Aufftande, Temonftrationen, Singen von Hymnen, 
Proceſſionen, Verſammlungen von Kloftergeifilichen zur Vorbereitung bes Auf- 
ſtandes, Werbungen für die Banden und Theilnahme am bewafineten Auf: 
ftanbe, Verbergung von Banden, Anführern, Häng-Gendarmen, Dolchmän⸗ 
nern 2c., Bereidigung ber Doldymänner ꝛc., Betheiligung ber Mönche an ber 
revolutionären Organijation, endlich verübte Morde. Alle bie in biefen Ca⸗ 
piteln geichilderten einzelnen Züge geben „lange noch fein vollſtändiges Bilb 
biefer complicirten Erſcheinung, von welcher man faum ein nur Ähnliches 
Beifpiel in ber Geſchichte eined anderen Landes finden dürfte.“ 

10. Nov. (Polen), Der Generalftatthalter Graf Berg eröffnet in 
Warſchau die Sikungen des polniſchen Staatsrathee. 

28. „ (Bolen) Der bisher geheim gehaltene Ukas v. 8. d. M. wirb 
in der Nacht vom 27. auf den 28. um 12 Uhr im ganzen König: 
reich zur Ausführung gebradt. 71 Mönchs- und 4 Nonnenflöfter 
werben wegen nicht⸗canoniſcher Mitgliederzahl und 39 Klöfter wegen 
Betheiligung an ber Sfnfurrection geräumt und geſchloſſen und ihre 
bisherigen Bewohner theils in andere Klöſter, theils an bie Gränze 
transportirt. 


„ n (Transcaucafien). in kaiſ. Ukas verfügt auch hier bie Auf- 
bebung ber Leibeigenfchaft. 


2. Dec. Ein kaiſ. Ulas übermittelt dem Senat zur Promulgirung bie 
allgemeine Gerichtsorganifation, das Strafgeſetzbuch, bie Civilproceß⸗ 
ordnung und bie Criminalproceforbnung für bie Friedensrichter, 
welche ſfämmtlich bie kaiſ. Sanction erhalten haben. 

7. „ Ein taif. Ukas befichlt „behufs Vermehrung der Banktmittel im 
Intereſſe der Nationalinduftrie” die Emiſſion eines inländiſchen 
gotterieanlehens von 100 Mi. ©. R. 

16. „ (Polen). Dur zwei Erlaffe des Generalftatthalters Grafen 
Berg auf Grund Taiferl. Ermädtigung werden von ben 5 Baflli- 
canerflöftern ber unirten Griechen 4 und ebenfo bie Congregation 
der Felicianerinnen in Warſchau aufgehoben. 

— ,, (Bolen). Der bisherige Generalbirector ber Finanzcommiſſion 
Bagniewsti, ein Pole, wird durch den Rufen Koſcheleff erieht. Es 

» Haben nunmehr das Departement bes Innern, ber Finanzen, bes 
Cultus, des Unterrichts, die Oberrechnungskammer, bie Bank, bie 
Cenſur fämmtlih ruſſiſche Chefs. 
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25. Dec. (Polen). Ein kaiſ. Ukas regelt bie Verwaltung ber noch übrig 
bleibenden Klöfter. 

29. „ (DOftfeepropinzen). Baron Lieven wirb als Generalgouber: 
neur ber Oftfeeprovinzen abberufen und durch General Schuwalew 
erſetzt. 

(Polen). Der lebte geheime Stadichef von Warſchau und Haupt: 

urheber bes Bankdiebſtahls, Aler. Waszkowski, gem. Stubent ber 

Univerfität Petersburg, wird entdeckt unb arretirt. 


12. Türkei. 


5. Jan. (DonaufürftentHümer). Fürft Couza ertheilt dem von ber 
Nationalverfammlung beichlofjenen Decret bez. Säcularifation ber 
griechiſchen Klöſter feine Sanction. 

6. „ (DonaufürftenthHämer). Großartige Kundgebungen zunächſt 
in Bulareft, dann im ganzen Rande zu Gunften ber Kloſteraufhebung. 
Die rumänifche Geiftlichleit Teiftet der Bewegung Vorſchub. 

9. „ Die Bevollmächtigten der Pforte, Englands, Defterreihs unb 
Preußens proteftiren gegen ben Beſchluß ber rumäniſchen Nat.:Ver: 
jammlung bezügli ber griech. Klöſter. Frankreich nimmt eine halb 
vermittelnde Stellung ein. 

19. „ (Herzegowina). Unruhige Bewegung ber Bevölkerung. Ber: 
fammlung der Rajas. Theilweiſe Steuervermeigerung. 

26. „ (Donaufürftertbümer) Die Nat.:Berfammlung verfagt ber 
vorjährigen Anleihe des Fürften ihre Genehmigung. 

27. „ (Donaufürftentbümer) Die Nat.:Berfammlung genehmigt 
ein Anlehen von 50 Mil. zu Entſchädigung ber griech. Klöfter. 


4. Febr. (Donaufürſtenthümer), Die Nat.:Verfammlung nimmt mit 
47 gegen 3 Stimmen das Geſetz über Errichtung eines Staatsraths 
an unb vertagt bie Debatten über Organifirung ber Armee zc., um 
zuerft das Geſetz über Errichtung einer Bürgerwehr in Angriff zu 
nehmen. 

20. „ (Donaufürftenthümer). Die Nat.-Berfammlung genehmigt 
bas Nationalgarbengefeg mit 55 gegen 48 Stimmen. 

21. „ (Donaufürftenthümer) Der Patriarch von SKonftantinopel 
und eine von ihm einberufene Synobe richten ein Synodalſchreiben 
an Couza, um ihn vor einer Hinneigung zum Katholicismus zu 
warnen. 


6. März (Donaufürſtenthümer). Die Nat-VBerfammlung genehmigt 
bie Eonceffionen für Erbauung von Eifenbahnen in der Moldau mit 

70 gegen 16 Stimmen. 
— ,„ (Öonaufürftentbümer). Antwort Couza's an die Pforte 
bezügli ber griech. Klöfter: Der Fürſt will fi der Entſcheidung 
einer Conferenz unterwerfen, wenn bie bon ber Nationalverfammlung 
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votirte Entfehäbigung nicht genüge; bie Rüftungen werben durch ben 
unfihern Zuftand Europas motivirt. 

8. März. (Aegypten). Der Kaifer der Franzoſen übernimmt bas 
Schiedsrichteramt zwiſchen dem Vicekönig und ber Suezcanal-Eom- 
pagnie. 


1. April. (Don aufürſtenthümer). Fürſt Couza läßt ber National: 
verſammlung ein neues Bauerngeſetz vorlegen. 

14. „ (Tunis). Aufſtand der arabiſchen Stämme. Die Aufſtändiſchen 
verlangen die Abſchaffung der neuen Verfaſſung, die Herabſetzung 
ber Kopfſteuer. und bie Entfernung des Kasnadars (erſten Miniſters) 
und des Schatzmeiſters. 

17, „ (Donaufürſtenthümer). Die Regierung läßt in Roman bie 
brei Chefs ber dort verfammelten Freifhaarenbande (Polen und 
Ungarn) verbaften. 

19. „ (Tunis). Ein englifches Kriegfchiff trifft vor Tunis ein. Drohende 
Sprache des franzöftfchen Conſuls. 

25. „ (DonaufürftenthHämer). Das Minifterium verlangt von ber 
Rationalverfammlung 8 Mill. zu Errichtung eines Lagers am Sereth 
zum Schub gegen äußere Feinde unb macht aus ber Bewilligung 
bed Credites eine Gabinetsfrage. 

» „n (Tunis). Der Bey ermäßigt die Kopffteuer von 72 Piajter 
wieder auf 36. 

26. „ (Do naufürſtenthümer). Die Nationalverfammlung befchließt 
in einer ſtürmiſchen Stkung mit 68 gegen 19 Stimmen, bas Rural: 
gefek als bie Intereffen ber ganzen Bevölkerung viel näher berührenb 
vor ber Bewilligung des von der Regierung geforderten Credites in 
Behandlung zu nehmen, verwirft das Ruralgeſetz und ertheilt bem 
Minifterium megen Nichteinhaltung feines Programms mit 863 gegen 
36 Stimmen ein Mißtrauensvotum. Das Minifterium bietet dem 
Fürften feine Entlafjung an. 

27. „ (Donaufürftenthbümer). Fürft Couza verweigert ben Miniſtern 
bie geforderte Entlaffung, richtet eine Botſchaft an bie National: 
verfammlung, in welcher er berfelben die Vorlegung eine® neuen 
Wahlgeſetzes mit allgemeinem Stimmredt und Aufhebung bes Wahl⸗ 
eenfus ankündigt und prorogirt biefelbe über hie Dauer bes gried). 
Dfterfeftes. Demonftrationen in Bukareſt zu Gunften des neuen 
Wahlgeſetzes. 


1. Mai. (Tunis) Der Bey nimmt bie Verfaſſung zurüd. Die Auf: 
ſtändiſchen beftehen jedoch auf ber Entlaffung der Miniſter. 

5. „ (Tunis). Ein türfifcher Kriegebampfer läuft auf ber Rhede von 
Zunis ein, dem das ganze türkifche Geſchwader folgt. Der franz. Conſul 
nimmt .eine drohende Etellung gegen jede Einmiſchung ber Pforte ein. 
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6. Mai. (Donaufürftentkümer). 123 Polen werben meift in Roman 
aufgehoben und über bie türkiſche Gränze geichafft. 

9. „ fte Sitzung der Conferenz der Großmächte zu Berathung der 
rumönifchen Klofterfrage. Diefelbe erkennt: 

4) daß die Annahmen des Pariſer Protokolls fich nicht verwirklicht haben, 
2) daß bie rumänische Regierung burch eine Reihe von Mafregeln, bie ben 
Mächten zur Löfung vorbehaltenen Fragen in ihrem eigenen Nutzen zu ſchlich⸗ 
ten ſich erlaubt hat, 3) daß folglich die Conferenz jene Maßregeln für null 
und nichtig zu ertlären und das eigenmächtige Vorgehen der rumäniichen 
Regierung als eine Gompetenzüberichreitung zu tabeln verpflichtet if. 

14. „ (Donaufürftenihümer). Wiedereröffnung der Nationaluer: 
fammlung. Die Regierung verlangt bie Bottrung des Wahlgeſebes 
und bes Budgets. Die NatVerfammlung weigert fi, mit bem 
gegenwärtigen Minifterium in Unterhandlung zu treten. Etastöftreic 
bes Fürften: die Kammer wird durch Deeret aufgelöst und ber Ver: 
fommlungsfaal mit Gewalt geräumt, Weitere Decrete unterbreiten 
bag neue Wahlgeſet und einen Zufak zum Statut ber allgemeinen 
Abftimmung des Volkes und heben bas beſtehende Preßgeſetz auf. 

Rroclamatign an bie Bewohner von Buchareſt: „Der Fürſt ber 
Rumänen, ber Erwählte vom 5. und 24. Januar 1859, Hut "a0 roßer 
vangmuth dem Willen bes Landes nachgegeben, und eine auf einem Ahränt: 
ten Wahlgeſes beruhenbe Kammer geichloflen, welche feit fünf Jahren Ru: 
mänien auf berjelben Stelle ließ, indem fie fich der Verwirklichung ber gro: 
Ben und freifinnigen ‘Principien der Convention vom 19. Aug. 1808 wider: 
ſetzte. Alerander Johann 1. appellirt burd) dieſes Decret an bas rumänijche 
Bolt, daß es fig ausfprechen möge liber bas weiter zu entwidelnde Statut 
ber Convention und über bas neue Wahlgeſetz, welches ung eine Verſamm⸗ 
lung geben wirb, welche eine wirkliche Vertretung ber Nation if, Der 
Fürft bat die Initiative zu diefem großen Schritt ergriffen im Intereſſe ber 
vereinigten Fürſtenthümer, welche die ebrgeizigen und rebelliſchen Mitglieder 
der aufgelösten Kammer zu trenmen beabjichtigen, im Intereſſe ber Nation, 
welche fern von jeder Vetheiligung am öffentlichen Leben gehalten wurbe, 
im Intereſſe bes Landes, welches ſchon länger als fünf Jahre auf feine mora- 
liſche und materielle Gntwidlung wartet. Alerander Johann unterbreitet 
diefen Schritt bem Urtheil ber Nation und ber Beurtheilung bes aufgeflärten 
Europe. Indem mir in eine neue große Aera eintreten, find Ruhe und 
Orbnung bie größten Bebürfniffe des Landes und die erfien Wünſche, welche 
man gegen euch ausipricht. Ich wenbe mich alfo an euren Patriotismus; 
gebt 698 Beifpiel ber Ordnung! Alle ebrenbaften und friedlichen Bürger 
mögen bie Regierung bei ihrer großen Aufgabe unterftügen. Bewohner von 
Buchareſt! Setzet all euer Vertrauen auf Se. Hoheit beu regierenden yürften. 
Er ruft euch heute zu euren politifhen Rechten, morgen wich er, un a 
von ber zufünftigen Kammer, bie diesmal von ber ganzen Nation erwählt if, 
auch glucliche moraliſche unb materielle Zuftände geben. Gdhne ber Haupt 
ſtadt Rumäniens, gebt ala bie erfien voran mit bem Beifpiel ber Drbnnung! 
Uebrigens werbe id alle diejenigen, welche einen Aufſtand verſuchen follten, 
zu binbern und zu beftrafen wiffen. Der Minifter des Innern Cogalnitſcheano.“ 

Tagsbefehl an bie Armee: „Große Ereignifie haben ſich vollzogen! 
Die Kammer bat meiner Regierung ihre Unterfiügung vermeigert filr einige 
Mafregeln, welde bie Entwicklung unſerer Öffentlichen Freiheiten umb ber 
Wohlfahrt bes Landes bezweden. Ich Babe fie aufgelöst; bie gefammte Na= 
tion {ft Berufen, ihren Willen auszuſprechen. Cure Pflicht ift es, bie öffent- 
liche Ruhe zu erhalten, und darüber zu wachen, ba ber Wille ber Rumänen 
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in aller freiheit fi) Fundgeben Tann. Zeigt euch, wie immer, als zuverläffige 
Bertheidiger der Ordnung und ber Disciplin. Nachdem ich lange Zeit burch 
unabänderlihe Geduld die ſchlimmen Leibenjchaften niebergehalten babe, wer: 
bet {hr jett die Ehre haben, dazu beizutragen, durch eure Energie und loyale 
Haltung dem Lande endlich die Freiheit zu geben, und diejenigen ohnmächtig 
zu maden, welche die nterefien und bie Würbe unferes Landes compro⸗ 
mittiren. Officiere, Unteroffiziere und Soldaten! Ich babe mich immer auf 
euch geftüßt, und ihr habt euch immer würdig meines Vertrauens gezeigt. 
Auch dießmal werbet ihr, wie ich nicht zweifle, bie Aufgabe erfüllen, welche 
ih eurem Patriotismus anvertraue. Alexander Johann. Der Kriegsminiifter: 
General Manu.“ 


14. Mat. Zweite Sitzung der Conferenz der Großmächte zu Konftantinopel 


18. 


20. 


22. 


23. 
28. 


bez. ber rumäniſchen Klofterfrage. Es wird beichloffen, eine Com: 
miffion einzufeben, welche einen Generalftatus bes ftreitigen Klofter- 
eigenthums aufftellen, dasjelbe nah Natur und Urfprung claflifi- 
ciren und bie Einkünfte fowie die Laften besfelben conftatiren foll. 
„ (DonaufürftenthHümer). Die Regierung verlangt von fämmt: 
lichen Eivilbeamteten die Billigung des Staatsftreih® oder bie Ein- 
gabe ihrer Entlaffung. In ber Metropolie wird ein Tedeum ange: 
orbnet, um für den Entihluß des Fürften, der dem Volle, wie es 
in bem vorgefchriebenen Gebete heißt, „Freiheit, Brüderlichkeit und 
Gleichheit gibt”, Gott zu danken und bie Journale werben neben 
ber Aufhebung bes Preßgeſetzes durch raſch auf einander folgende 
Verwarnungen zum Schweigen gebracht. 

„ (DonaufürftenthHümer). Das ganze Oberlanbesgeriht in 
Buchareſt gibt feine Entlaffung ein. Die meiften Beamten fügen 
ſich indeß dem Drud und anerkennen den Staatsſtreich. 

„ (Donaufürftentbümer). Allgemeine Bollsabftimmung mit 
Ja und Nein Über das neue Wahlgefeb und ben Zufab zum Statut. 
Entdedung einer angeblichen Verſchwörung gegen ben Yürften Eouza: 
Der Bojar Fürft Subos wird in Buchareſt, der Phanariot Balſch 
in Jaſſy verhaftet. 

„ (Zunis) 5 franzdi. Kriegsſchiffe unter dem Pice-Abmiral 
Bouez⸗Willaumez treffen vor Tunis ein. Auch ein ſtarkes italieni- 
ſches Geſchwader unter Admiral Albini lagert ſich vor Tunis. 

» (Tunis). Die Stabt Sfar an der Seefüfte fällt in die Hände 
ber AInfurgenten. 

„ Die Conferenz der Großmächte zu Konftantinopel beſchließt, daß 
eine Veräußerung ber rumänifchen Kloſtergüter unzuläflig und bie 
Einhaltung der Kloftereinfünfte nothwendig fei bis zur vollftänbigen 
Schlichtung des Gtreites, wovon bie rumänifche Regierung in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen, bamit der Hofpobar (jo wird Fürſt Couza im Pro: 
tocoll bezeichnet) bie Gelder nicht anrühre, welche ſämmilich in eine 
unter Aufficht der Mächte ſtehende Specialkaſſe einzuzahlen find, 
während die aus ben Klöftern berrührenden Cultusgegenftänbe ge: 
wiflenhaft aufbewahrt werben follen, 
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2. Juni. (Donaufürftenthümer). Teierliche Uebergabe bes Plebiscits 


19. 


20. 


15 


27. 
28. 


— 
By 


ro 
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vom 22. Mai an den Fürften Couza: Von 754,148 Stimmbered: 
tigten haben 682,621 mit Ja, 1307 mit Nein geftimnt. 


.„(GDonaufürſtenthümer). Fürſt Couza geht mit großem Ge⸗ 


folge nad) RKonftantinopel ab. 

„ (Tunis). Der verhafte Yinanzminifter wird vom Bey entlafjen 
und geht nad) Europa. 

„» (Donaufürftenthümer). Fürſt Couza wirb vom Gultan 
äußerſt gnädig empfangen. 

„ Der Großvezier Fuad Paſcha fertigt dem Fürften Couza die drei 
Protocolle der Conferenz der Großmädte v. 9., 14. u. 28. Mai 
zu mit bem DBeifügen, baß „bie Conferenz bie Ueberwadung ber 
Klojtereinfünfte keineswegs für eine bloße Form, fondern ganz ernit: 
lich und mirklih nehme”, mithin ein zuverläfliger Cinnehmer ange: 
jtelt und ben Delegirten der Mächte durch genaue Einnahme-Etats 
und durch ſtrenge Innehaltung der Zahlungstermine ihre Aufgabe 
erleichtert werben müfle. 

„ Ein von den Vertretern der garantirenden Mächte in Konftanti- 
nopel unterzeichnetes Protocol mit der Pforte genehmigt mit Modi⸗ 
ficationen das vom Fürſten Couza promulgirte Zuſatzſtatut und das 
vom rumäniſchen Volt votirte neue Wahlgeſetz. 

„ Donaufürftenthümer). Fürſt Couza wird vom Sultan in 
einer Abſchiedsaudienz empfangen und ehrt mieber nad) Buchareft zurück. 


.Juli. (Donaufürſtenthümer). Die Regierung publicirt das 


neue Wahlgeſetz und das neue Statut, durch welches die Bildung 
eines Senats verfügt wird. 


. „ Zunis). Der Bey feht die Kopffteuer noch weiter von 36 auf 


20 Piaſter herab. Die übrigen Abgaben werben für aufgehoben 
erflärt. Neue Truppen, auch Europäer, werden angeworben. 

„ (&unis). Ein Theil der Inſurgenten unterwirft fid) wieder 
bem Bey. 

„ (DonaufürftentHümer). in Deeret des Fürften octropirt 
das von der Nat.Verſammlung nicht mehr votirte Budget. 


‚Aug. (DonaufürftentHümer). Der Fürft erläßt eine General: 


amneftie für politiiche Verbrecher, welche für Ausländer die Clauſel 
enthält, daß fie augenblidlih das Land verlaffen jollen. 
(Tunis). Der Bey notificirt den fremden Conſuln die Wieder: 
herſtellung des Friedens in ber Regentſchaft. 
(DonaufürftenthHümer). Der frühere Minifterpräfident 
Eregulesco tritt ind Miniſterium, indem ihm ein befonberes Reflort 
aus ben Minifterien ber Juſtiz, des Eultus und bes Unterrichts 
gebildet wird. 
„ (Aegypten). Schiedsſpruch des Kaiſers bezüglich der Differenzen 
zwilchen dem Bicefönig und der Suezcanal-:Compagnie: 


„ 


"n 
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Die Geſellſchaft erhält 34 Willionen Franken Entfchäbigung von ber 
ägyptiſchen Regierung, und muß bafür auf bie von ben Fellahe geleifteten 
Frohndienſte verzichten (Entjhädigung von 38 Millionen). Sie muß den 
Süßwaſſercanal abtreten, ber ihr von ber Agpptifchen Regierung jedoch zur 
Benuͤtzung zurüdgegeben wird. Für diefe Abtretung, für die Vollendung der 
Arbeiten zc. erhält die Sefellfchaft eine Entihäbigung von 10, für bie Ver: 
zichtleiftung auf die Erhebung ber Ganaljteuer eine Entſchädigung von 6 Mill. 
Außerdem forgt bie Giefellichaft auf Koften ber ägyptiſchen Regierung für ben 
Unterhalt des Canals. Dafür hat letztere 300,000 Fr. zu zählen, wenn fie 
es wicht vorzieht, die jeweiligen Koften, nad Ausweis ber Rechnungen, aui 
fih zu nehmen. Die Gejellihaft bat Anſpruch auf ein tägliches Duantum 
von 70,000 Eubifmeter Süßwaſſer. Die Geſellſchaft gibt ber ägyptiſchen 
Regierung 60,000 Hectaren Yandes zurüd, bie ihr auf beiben Seiten über: 
fafien worben waren, unb erhält dafür eine Entihäbigung von 30 Mill. Fr. 
3000 Hectaren bleiben ber Gejellihaft zur Anlage von Gebäulichfeiten zc. im 
Intereſſe ber Sanalverwaltung. Diefe 54 Mil. werben innerhalb 16 Jahren 
entrichtet, anfänglich 6,500,000, Ipäter 3,600,000 Fr. jährlih. Die 10 Mil. 
für ben Süpwalferrannl werden beim Uebergang besjelben in die Hänbe ber 
agyptiſchen Negierung bezahlt. 


4. Aug. (Montenegro). Die türkifch-montenegrinifchen Gränzftreitig- 


410. 


19. 


S 


21. 


feiten werben durch eine gemijchte Commiſſion zur momentanen Zu: 
friedenheit beiber Theile georbnet. 

„ (DonanfürftentHämer) Die Regierung erleidet in ven 
Wahlen zur Municipalität der Hauptflabt Buchareft eine Niederlage: 
von den Gemwählten gehören 11 ber liberalen Oppofltion, nur 6 
den Candidaten der Regierung an. 

„ (DonanfürftentHämer) Ein fürftlides Decret bebt die 
fog. politiihe Section bes oberften Gerichtshofes (über die getreue 
Ausführung der Verfaflung zu wachen) auf. 

„ (Donaufürftenthümer). Durch fürftl, Decret werben zwei 
Profeſſoren ihrer Stellen entjeßt, weil fie bei den Municipalitäte: 
wahlen ber Hauptftabt gegen die Regierung geſtimmt und agitirt hätten. 
„ (Donau fürjtenthHämer). Ein Erlaß des Miniſteriums bee 
Innern an bie Präfecten inftruirt biefelben über die Ausführung 
ber Ausweiſung ber Fremden nad) den Beitimmungen bes Amneftie: 
becrete® vom 1. Aug.: 

„... Rumänien ift auch heute, und heute mehr denn je, ein freies Land. Ce 
gewährt baber feine volle Gaſtfreundſchaft und feinen ganzen Schuß jedem Frem⸗ 
den, welcher von politifchem oder privaten Mißgeſchick verfolgt, zu und kommt, 
um ein Ajyl zu finden. Ginen ſolchen Fremden werben Ste, Herr Trüfet, 
fo fange er bie Geſetze des Landes und die Gebote ber Gaſtfreundſchaft re 
jpectirt, mit feiner Perſon, feiner Ehre und feinem Gigentbum in Schutz neb: 
men und ihn wie einen Einheimifchen, ja noch befjer, behandeln und beichügen. 
Ein Gleiches Tann jedoch keineswegs ber Fall fein mit jenen Fremden, welche zu 
ung fommen, um ſich entweder in unfere inneren Angelegenheiten bineinzumilchen 
und mit ben heimifchen Feinden der Ordnung zu verbinden, ober um Ber: 
ſchwoͤrungen anzuzetteln und GErpebitionen zu organifiren gegen bie Nachbar⸗ 
ftaaten, welche gleichzeitig die garantirenben Mächte unferer Nationalität und 
politiſchen Grijtenz bilden... Wir befinden uns inmitten unjerer inneren 
Reorganifation; mehr denn jonft bedürfen wir bes Friedens im Innern wie 
na Außen, unb bes Sertrauens und Wohlwollens unſerer Nachbarn. Wir 
müjfen demnach bie Ordnung und die Neutralität um jeden Preis aufrecht zu 
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erhalten beitsebt fein. In Erwägung biefer Sachlage werben Ste, Herr Prä⸗ 
fett, allen Fremden, welde in bem von Ihnen verwalteten Dijtricte entweder 
bleibend anfäfjig find oder nur proviforifch verweilen, dieſe Anfchaungsweife 
der Regierung befannt geben, und von jedem berjelben das Veriprechen abfor: 
bern, jich den Geſetzen und Intereffen des Lanbes gemäß zu verhalten. Was 
diejenigen jedoch betrifft, welche ihre Berpflihtungen ale Gäſte hintanfegen, 
indem fie fich entweder in unfere innere politiiche Kämpfe bineinmifchen, ober 
gegen unfere guten Legiehungen mit den Nachbarſtaaten confpiriren, jo baben 
Ste mid davon fogleih in Kenntniß zu ſetzen, unb id} werbe Teinen Augen⸗ 
blick zaudern, bie Austreibung berer anzuorbnen, welche bei und feine Gaft: 
freundichaft und kein Aſyl, jondern einen Ort fuchen, wo fie bie Fortſetzung 
ihrer revolutionären Bünbdeleien, welche nirgends gebulbet werben, und eine® 
bewafjneten Kampfes, ben fie im eigenen Vaterlande nicht fortfeken koͤnnen, 
betreiben wollen.” 

26. Aug. (Donaufürſtenthümer). Fürſt Couza erläßt ein von Cretzu⸗ 
le6co ausgearbeitetes und vom Etaatsrath berathenes Ruralgefeh, das 
die Frohnden gegen Entſchädigung aufhebt, den Bauern Grundeigen⸗ 
thum verleiht und mit dem 23. April 1865 in Kraft treten foll. 


Tas neue Gefeb unterjcheidet jich von bem früheren Entwurfe dadurch, 
daß e9 ben Frohnbauern nur den Grund und Boden in’s freie Eigenthum 
gibt, ben fie gegenwärtig als Nutznießer im Befiß haben; daß bie übrigen 
Bauern, welche feinen Befig haben, Grunbeigentbum auf ben Staatsbomänen 
erhalten; daß ferner von einen Giute nur höchſtens zwei Drittel unter bie 
Bauern vertbeilt werben bürfen und bas Fehlende von ben Staatsbomänen 
erſetzt wird; daß enblid die Gutsherren eine entſprechendere Entſchädigung 
halten, als nach dem früheren, nun zurückgenommenen Geſetzesentwurfe. 

Proclamation des Fürſten Couza an bie Bauern: „Alle zwang⸗ 
weiſen Bande, bie zwiſchen euch und den Gutsherren bisher beſtanden, find 
gegen Zahlung einer gerechten Entſchädigung aufgehoben und fortan Tnüpfen 
euch nur die Intereſſen bes unabhängigen Verkehrs aneinander. Aber als freie 
Herren, bie ihr nun geworden ſeid, vergeſſet nicht, daß ihr Bauern feib und 
das Land zu bebauen habt. Verlaſſet nicht den edlen Stand eurer Vater; 
harret dabei aus, verbeffert ben Boden, pflanzt Härten, gründet Schulen, damit 
eure Söhne Gelegenheit haben, zu lernen von ben Rechten, bie euch bie Acte 
vom 2. (14.) Mai eingeriumt haben, Gebrauch zu machen! Doc höher, als 
als Alles, gelte es euch, zu bleiben, was ihr waret: Männer bes Friedens und 
ber Ordnnng.“ 

Gircularerlaß bes Miniftes bes Innern an bie Präfecten: 
„Sie werden ſich allfogleich die Ueberzeugung zu verichaffen juchen, wie viel 
Ingenieure unb Topograpben in bem von Ihnen abminiftrirten Bezirke wohn 
haft find und ob und unter welden Bebingungen biefelben an einer Ver: 
meſſung und Parcellirung bes unter die Bauern zu vertheilenden Grund unb 
Bodens theilnehmen wollen, und mir hierüber fchleunigft Bericht erflatten; 
benn biefe Cperation muß alfoglei und no in biefem Herbfte in Angriff ge: 
nommen werden, bamit jeder wilje, wie er baran ift, und was von bem Grunb 
und Boben ihm gehört, und was nicht. Das ee tritt erft mit bem Tom: 
menben St. Georgentage, das ift ben 23. April 1865, in Wirkfamfeit. Sie 
haben deshalb Ihr Augenmerk vor Allem darauf zu richten, daß bie Bauern 
ihre Arbeiten bis dahin nicht verlafien, fonbern fie in ber bisherigen Weiſe 
und bem bisherigen Umfange ben Gutsherren leiſten, bamit bie Herbitarbeiten 
nieht unmöglich, gemacht und unferer Agrifultur, biefem Nationalreichthum un⸗ 
feres Landes, feine empfindlichen Nachtheile beigebracht werben. Ich erwarte 
mit aller Beftimmtheit, daß Sie, Herr Präfect, mit dem Eifer und der In⸗ 
telligenz, welche die Regierung von Ihrer hohen Function zu fordern ein Recht 
bat, darauf fehen werden, daß die Ordnung und Geſetzlichkeit nirgends geflört 
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werben. Sie werben es unfern guten Lanbleuten erflären und begreiflich zu 

machen fuchen, warum von ihnen noch ein zeitweiliges Ausharren in den ge: 

enwärtigen Berhältnifjen gefordert wird, und fie auffordern, zu beweifen, daß 

de ben Frieden wollen und daß fie dankbar find ihrem erlauchten Befreier.” 

28. Aug. (Serbien). Eröffnung ber National: Stupfchtina durch eine 
Thronrebe des Fürſten Michael. 


— Gept. (Bulgarien). Der vom Patriarden von Konjtantinopel er: 
nannte Biſchof von Rujtihud, der im vorigen Jahre von den Bul. 
garen verjagt worden war, wirb unter dem Schub ber Truppen 
neuerdings eingefeßt. 

2. „ (Serbien). Antwortsabrefje der Stuptihtina auf bie Thronrede 
bes Füriten. 

4. „ (Aegypten). Die Gemahlin des PVicelönige und Nubar Paſcha 
(in Angelegenheit der Suezcanal-Frage) treffen in Konftantinopel ein. 

6. „ (Syrien). Ein Protofol der fünf Großmächte beftätigt Daud 
Paſcha auf weitere fünf Jahre als Gouverneur des Libanon. Italien 
protejtirt gegen feine Ausjchliegung von ben biesfälligen Verband: 
lungen. 

9. „ (Tunis). Die Abmirale ber europ. Escadren fordern den außer: 
orbentlihen Commiſſär des Sultans auf, mit der türkiſchen Escabre 
abzufegeln, um ſelbſt abjegeln zu können. 

18. „ (Aegypten). Der Vicelönig von Aegypten hat Frankreich noti: 
fieirt, daß er feinerfeits den Schiedsſpruch des Kaiſers in der Suez— 
canalfrage annehme. Die Pforte behält fi) dagegen das Recht vor, 
zu Regulirung ber Terrainfrage fraft ihrer oberherrliden Gewalt 
einen türkiſchen Commiſſär zu ernennen. 

„ n (Serbien). Schluß der Skupſchtina. Thronrede des Fürften. 

— „ (Herzegowina). Luca Qucalovi flüchtet nach Cerna Sela nächft 
Grahowo. 

24. „ (Tunis). Die türkiſche und zu gleicher Zeit auch bie europät- 
[hen Escadren verlaffen die Rhede von Tunis, 


— De (Tunis) Die Aufftändifhen werben von den Truppen bes 
Bey bei Sala Shira gefchlagen. 

„ (Bulgarien). Ctrenges Einfhreiten der griedifhen Synode 
son Konftantinopel gegen diejenigen bulgarifchen Geiſtlichen, die ſich 
ihr nicht unbedingt unterwerfen. Die renitenten Priefter dieſer Na: 
tion follen ihrer Stellen entjegt und in's Eril gefickt werben. Die 
beiden bulgariſchen Biſchöfe Hilarion und Aurentios, die ſich bios 
bedingungsweile dem orthoboren griechiſchen Patriarchat gefügig zeigen, 
dürfen vorläufig in ihre Didcefen nicht zurüdfehren. Die türkiſche 
Regierung weist benfelben bis auf weiteres Ortatdj (ein Dorf am 
Bosporus) zum Aufenthalte an. 


8. Nov. (Donaufürftenthümer). Die Generalrathswahlen find durch⸗ 
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aus im Sinne der Regierung ausgefallen; die Oppofition bat fi 
ber Theilnahme an berfelben gänzlich enthalten. 

14. Nov. (Tunis). Der Bey fit den General Kerebbin, Schwiegerfohn 
bes Khasnadars in bejonderer Miffion nah Konftantinopel. Der 
franzöfifche Eonful fucht die Abreife desjelben umfonft zu verhindern. 

—  , (Montenegro) Der Fürſt fordert das Bolt auf, fich recht: 
zeitig und neuerdings mit Waffen und Munition zu verſehen. 

20. „ (Donaufürftentbümer). Die fämmtlihen Generalräthe haben 
an ben Fürften Glückwunſch⸗ und Danlabrefien gerichtet, zwei bavon 
beſchloſſen, ihm Ehrenftatuen zu errichten. 

23. „ (Syrien). Joſeph Keram entweiht aus Smyrna unb wirb von 
ben Maroniten bes Libanon freudig empfangen; er verlangt ein regel: 
rechtes Urtheil und droht im Weigerungsfall mit Widerſtand. 

„ (Montenegro) will vorerft ruhig bleiben. Luca Vucalovie wirb 
auf Befehl bes Fürſten im Diſtrikt Krajova internirt. 


7. De. (Donaufürftentbümer). Die Wahlen zur neuen National 
verſammlung fallen entihieden zu Gunften ber Regierung aus. Die 
bisherige Bojarenpartei ſieht fih von berfelben ganz ausgeſchloſſen. 

18. „ (DonaufürftentKHümer). Eröffnung beiber Kammern. Thron⸗ 
rede bes Fürſten Couza. 


13. Griechenland, 


2. Yan. Die Ratificationen des am 14. Nov. v. J. zu Lonbon von ben 
Vertretern jämmtliher fünf Großmächte über die Abtretung ber 
Joniſchen Infeln von Seite Englands an das Kgr. Griechenland 
und bie Bebingungen biefer Abtretung abgeichlofjenen Vertrages werben 
in London ausgewechſelt. (Der Vertrag jeht die immerwährenbe 
Neutralität ſämmtlicher Joniſcher Inſeln aud nad) ihrer Vereinigung 
mit Griechenland und als Folge davon die Schleifung ber auf ber 
Inſel Eorfu und deren unmittelbarem Zubehör erbauten Feſtungs- 
werte .feit.) 

25. „ Wiederzufammentritt ber Eonferenz ber fünf Großmächte zu London, 
um ben Bertrag vom 14. Nov. v. J. bezüglich Abtretung der Io: 
nifhen Inſeln zu mobificiren. Oeſterreich und Preußen willigen 
nunmehr barein, daß die immerwährende Neutralität bloß für die Inſeln 
Eorfu und Paro feſtgeſetzt, für die Übrigen dagegen fallen gelaffen werke. 


13. Fehr. Die Nat.:Berfammlung ermächtigt die Regierung zur Ausgabe 
von 3 Mil. Drachmen in Echulbicheinen mit Zwangskurs. 


18. März, Sturz des Miniiteriums Bulgaris. Admiral Kanaris bildet 
ein neues Cabinet. 

29. „ Auf Grundlage bes Protokolls der fünf Großmächte vom 25. Jan. 
ſchließen die drei Schugmäcdhte mit Griechenland endlich zu London 
einen Bertrag über bie Abtretung der Joniſchen Inſeln, durch welchen 
bloß Corfu und Paxo für neutral erklärt werden und bie Schleifung 
ber Feſtungswerke mit Stillihmweigen übergangen wird. 


8. April. Die Regierung legt der Nationalverjammlung den von ihrem 
Bevollmächtigten am 29. v. M. mit den brei Schugmächten über bie 
Vereinigung ber Joniſchen Inſeln mit dem Königreich abgefchloffenen 
Vertrag, ber ihr am Tage vorher zugelommen fei, mit der Corre⸗ 
ſpondenz und allen bezüglihen Documenten vor und verlangt bie 
Genehmigung vesfelben ohne müffige Declamation, weil fie genöthigt 
fei, bie NRatification ihrerfeit® am folgenden Tage zu erpebiren. 
Heftige Discuffion. Der Vertrag wirb ſchließlich mit übertwiegenber 
Mehrheit genehmigt. 

33. Heftige Debatte ber Nat.-Verfammlung gegen den Grafen Sponned. 
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Tas Minifterium Kanaris fegt ben Uebergang zur Tagesorbnung 

buch, erleidet aber fofort eine Niederlage, indem ber Urheber bes 

Antrags gegen Graf Sponned zum Präfidenten der Nat.-Verfammlung 

gewählt wird. Das Minifterium gibt nunmehr feine Entlaffung ein. 
28. April. Der Abg. Balbis bildet eine Art Fuflonsminifterium. 


30. Mai. Der bisherige Lorb:Obercommiffär ber Joniſchen Inſeln über: 
gibt dem Bevollmächtigten bes Königs ber Hellenen die Archive und 
erflärt das Joniſche Parlament für aufgelöst. 


2. Juni. Griechiſche Truppen landen auf Corfu; die griechiſche Flagge 
wird auf den Forts aufgezogen. Feierliche Uebergabe ber Regierung 
und Einſchiffung ber englifhen Truppen. 

6. „ Einzug bes Königs Georgios in Corfu; berfelbe ift von ben 
Vertretern ber brei Schutzmächte begleitet. 

24. „ Der König kehrt von Eorfu mieber nad Athen zurüd., 


22. Juli. Die Nat.:Verfammlung ertheilt dem SKriegsminifter, refp. dem 
Minifterium Balbis ein Tadelsvotum megen Verlekung ber Verfaffung 
mit 134 gegen 23 Stimmen. Das Minifterium gibt feine Ent: 
laſſung ein. 

30. „ Ankunft der 80 jonifchen Abgeordneten zur Nat.⸗Verſammlung in Athen. 


11. Aug. Definitive Bildung eines neuen Dinifteriums Kanaris. — Die 
Nat.:Berfammlung beginnt bie Verhandlungen über Reviſion der 
Verfaſſung. 

27. „ Der miniſterielle Candidat Meſſineſis wird von der Nat.⸗Verſamm⸗ 
lung mit 183 gegen 140 Stimmen zu ihrem Präſidenten gewählt. 

29. „ Der Abgeordnete Plastyras richtet ein offenes Schreiben an ben 
König voll Anklagen gegen feine Umgebung. Die Nat.Verſammlung 
Ipriht mit 193 gegen 27 Stimmen (23 Stimmen enthalten fi) 
ihren Unwillen barüber aus, 


19. Sept. Die Nat.-Verſammlung beſchließt in Reviſion der Verfaſſung 
mit 211 gegen 62 Stimmen die Abſchaffung des Senates. 


1. Oct. Die Wahl eines Präſidenten der Nat.Verſammlung fällt aber: 
mals zu Gunſten der Regierung aus. 

414. „ Defterreih anerkennt den König Georgios. Preußen thut basfelbe. 
15. „ Die Rat-Berfammlung feßt die abminiftrative Verfhmelzung ber 
Soniihen Inſeln mit dem Königreih auf Neujahr 1865 feft. 

18. „ Eine von fänmtligen Miniftern gegengezeichnete kategoriſche könig⸗ 
lihe Botihaft an die Nat.:Berfammlung ſetzt ihren Verfaſſungs⸗ 
berathbungen einen Termin und verlangt als Erſatz für ben abge 
ſchafften Senat die Einfehung eines Staatsrathe: 

„Von Griechenland dringend eingelaben, folgte ich feinem Rufe in ber 
Da er eng, baß Griechenland feine Verpflichtungen gegen mich halten werde, 
und verließ Dänemark im vorigen Jahre, ehe noch bie Bebingung Fe war, 
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von welcher meine Annahme der griechiſchen Krone abhing, d. i. ehe noch die 
Vereinigung der Joniſchen Inſeln mit Griechenland vollbracht und die Ver⸗ 
faſſung des neuen Staates votirt war. Binnen wenigen Tagen wird ein 
ganzes Jahr ſeit meiner Ankunft in Griechenland verſtrichen ſein, und ich 
glaube, daß Niemand bie Geduld verkennt, mit ber ich die anormale Lage 
eines Königthums erirug, dem eine Nationalverſammlun gegenüberjicht, bie 
fowohl als Konftituante wie als gefeßgebende Kammer Fungirt. Endlich ifl 
feit geraumer Zeit die Vereinigung ber Joniſchen Inſeln mıt Griechenland 
vollzogen. Die Gegenwart ber Repräfentanten jenes Staates jeit mehr als 
zwei Monaten bat ber Nationalverfammilung jebe Erleichterung gewährt, um 
ohne weiteren Aufſchub bie Berfaffung zu votiren auf ber Grundlage bes 
Entmwurfes, der jeit einem Jahre fertig vorliegt. Was aber bis jegt in ber 
Nationalverfammlung vorging, gibt mir bie Gewißheit, daß ihre Arbeiten fich 
noch lange verlängern können. Ein joldyer Zuftand, der jede Bemühung ber 
Regierung unwirkjam macht und jebe Thätigfeit der Verwaltung lähmt, beraubt 
bie Nation uicht nur koſtbarer Vortheile, Kundern wird ganz gewiß Nachtbeile 
verurfachen, die fich ſpäter ſchwer werben gutmachen laffen. Die Klagen bes 
Bolfes über biefe traurigen Zuftände find mir befannt, deßhalb gebieten mir 
meine beilige Pflicht gegen das griechiſche Volf und gegen bie burch bie Con⸗ 
ftitution zu wahrenden Intereſſen, das Ende eines ſolchen Zuſtandes zu ver: 
langen. Ich befahl demnach meinen Miniftern, der Nationalverfjammlung 
einen Entwurf des noch übrigbleibenden Theiles ber Gonftitution vorzulegen 
unb berjelben anzufündigen, daß ich bereit bin, fowohl den jchon votirten 
heil zu unterzeichnen, als auch bie nady bem beigegebenen Entwurf zu vo: 
tirende Abtbeilung, bie fich von den bisher ausgebrüdten Wünſchen ber Ra: 
tionalverfjammlung durchaus nicht entiernt. Ich erſuche die Rationalverfamm: 
Jung, ihre Stimmen über diefen Entwurf binnen zehn Tagen abzugeben. 
Binnen biefer zehn Tage werben meine Minifter der Nationalverfammlung 
auch einen Gejegentwurf für bie Wahl der Deputirten vorlegen, und ich bitte 
bie Nationalverfjammlung, benfelben bis Enbe dieſes Monafis zu prüfen und 
zu votiren. Wenn jedoch die Wationalverfammlung ihre Arbeiten innerhalb 
ber eben bezeichneten Friſt nicht vollenbet, fo behalte ich mir jede Freiheit bes 
treff8 meiner zufünftigen Entſchlüſſe vor, welche fo beichaffen fein werben, wie 
meine getäufchten Hoffnungen fie mir eingeben, und made bie Nationalver: 
fammlung für alle Folgen verantwortlich.“ 


19. Det, Die königl. Botſchaft wird der National:Verfammlung vorgelegt. 


21. 


a2. 


28. 


Diefelbe beichließt, erjt nach Botirung ber Verfaſſung barauf zu ant: 
worten. 

„ DBerathung ber Nat.-Verfammlung über das Verlangen des Königs 
bezügli der Errichtung eines Staatsraths. Erklärung des Mini: 
fteriums. Das Verlangen wird mit 136 gegen 124 Stimmen im 
Princip bewilligt. 

„ Die Nat-Verfammlung beſchließt auf ben Antrag von zwei Mit⸗ 
gliebern der Oppofttion, ben früheren Beichluß gegen bie Mitglieder 
bed letzten Miniſteriums unter dem König Otto zurüdgunehmen. 

„ Die Nat.:Berfammlung beenbigt ihre Verhandlungen über die Re 
pifion der Verfaſſung. 

„ Die Nat.:Berfammlung befchließt, dem Könige bie revidirte Ver: 
fallung durch eine Deputation von 10 Mitgliedern überreichen zu 
laſſen. Der König antwortet: „ch werde darüber nachdenken und 
antworten.” Die Nat.Verſammlung nimmt bie Beratbung des Wahl: 
geſehes in Angriff. 
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12. Nov. Der König richtet eine zweite von ſämmtlichen Miniftern gegen: 
gezeichnete Botſchaft an bie Nat.-Verfammlung, in ber er einige Ab: 
änberungen ber rebibirten Verfaſſung verlangt: 

„indem ih Ahnen ben Zert ber Berfaffung zurückſende, bie von ber Na⸗ 
tionalverfammlung votirt und mir durch einen Ausichuß überreicht wurbe, 
brüde ich ihr meinen aufrichtigften Dank aus für ben Eifer, womit fie ihre 
Arbeiten zu Ende brachte. Indem ich bie Verfaffung annehme, werbe ich ben 
von ihr feſtgeſetzten Eib Ieiften. Da aber meine Miniiter mir vorftellten, daß 
ber Nationalverfammlung Vorfchläge gemacht wurden, bie barauf abzielen, 
auf conftitutionelle Weife für bie Staatsbebürfniffe zu jorgen, vom Anfange 
1865 bis zur Einberufung ber Kammer, und bie Vorbereitungen zu ben Des 
putirtenwahlen anzubahnen, jo babe ich auf den Wunſch meiner Minifter 
beſchloſſen, Montag den 16. (28.) November bie Verfaffung zu unterzeichnen 
und ben Eid auf biefelbe zu leiſten. Vorher aber muß id die Nationalver: 
fammlung auf zwei Artikel ber neuen Gonftitution aufmerffam maden. Uns 
längft an meine Repierung gerichtete Borftellungen lenkten ihre Aufmerkfamfeit 
auf Artikel 2 ber Verfaffung , Traft beffen bie Geiftlichen ber abendländiſchen 
(tömifch : katholiichen) Kirche in Griechenland griehifche Staatsbürger fein 
müffen. Ich erfuche demnach bie Nationalverfammlung, biefen Artifel neuers 
bings in Srwägung zu ziehen, nicht um Rechte, bie dem Staate gebühren, 
zu ſchwächen, ſondern um bie Regierungsthätigfeit zu erleichtern, bie ſtets biefe 
Rechte aufrecht zu erhalten ſtreben wird, infoferne nicht internationale Verpflich⸗ 
tungen benjelben Grenzen fegen. Indem ich die ungehemmte und nicht durch 
allzulange Zeiträume verhinderte Revifion jener Verfaftungsartifel für nützlich 
erachte, welche das nationale Urtheil und bie Erfahrung als mangelhaft bars 
Rellen follten, überlafje ich es bem Patriotismus ber Nationalverfammlung, 
eine praftifchere und ben Intereſſen ber Nation entjprechendere Reviſionsweiſe, 
wie fie biefelbe in ihrer Weisheit ausfindig machen kann, zu votiren. Mit 
dem feiten Willen, für immer alle meine Kräfte dem Dienfle unferes theueren 
Baterlanbes zu widmen, und mit bem Wunfche, daß bie neue Verfaffung durch 
eine aufrichtige und einfichtsvolle Ausübung ber Gewalten, bie fie einfeßt, zum 
Wohle bes Vaterlandes beitrage, ſende ich ber Nationalverfammlung meinen 
föniglichen Gruß.” 

15. „ Die Oppofition beantragt ein Tadelsvotum gegen bas Minijterium 
wegen ber Tönigl. Botfhaft vom 12. d. M. Auf Anregung bes 
Minifters Komunburos ertheilt dagegen die Verfammlung dem Mi: 
nifterium mit 177 gegen 118 Stimmen ein Zutrauensvotum. 

16. „ Die Nat.-Berfammlung entſpricht bem einen Verlangen ber Fönigl. 
Botſchaft bezüglich ber Fathol. Geiſtlichen, lehnt dagegen das anbere 
bezüglich Revifion ber Verfaſſung ab. 

23. „ Die Oppofition befchließt unter Proteft aus ber Nat.-Berfammlung 
auszutreten. Die Kammer Idst fi auf, ohne förmlich geſchloſſen 
zu werben, obne baf von ihr weder ein Steuergefeb noch ein Bubget 
für 1865 votirt worben wäre. 


21. Dee. Modification des Minifteriums Kanaris. 

— „ Der König beruft den General Kalergis als Oberftallmeifter nad 
Athen. Die öffentlihe Meinung flieht in demjelben ven zukünftigen 
Staatsftreihminifter. 


IV. 


Außerenropäiſche Staaten. 


1. Bereinigte Staaten von Nordamerika. 


4. Gebr. Pröfident Lincoln orbnet eine neue Aushebung von 200,000 
Mann an. 

23. „ Der Unions-Abmiral Ferragut bombarbirt das Fort Powell bei 
Mobile (Alabama). 

27. „ Der Obergeneral ber PBotomac-Armee Meade geht über ben Ra: 
piban und Gen. Kilpatrit madt mit 6000 Mann Uniongreiterei 
einen Streifzug bis zu ben Erdiverfen von Richmond. Meade zieht 
fih wieber in feine bisherige Stellung zurüd. 

— „ Mißlungene Exrpebition der Unionsgenerale Sherman (von Vicks⸗ 
burg aus) und Smith (von Memphis aus) in Miflifiippt. Es 
gelingt ihnen nicht, fi) zu vereinigen. 


17. März. General Grant wird zum Oberbefehlshaber ver Botomac-Armee 
ernannt. 
24. Einfall des Sübbunds-Generals Forreft in Weft:Teneffee. 


4. April. Tas Repräfentantenhaus nimmt einftimmig eine Refolution an, 
bahin gehend, baß der Congreß der Ver. Staaten nit gewillt fet, 
durch ſtillſchweigendes Zuſehen das Ausland in dem Irrthum gu 
lafien, als ob er fich gegen bie beflagenswerthen Vorgänge in Mexico 
gleichgültig verhalte und ber Kongreß erfläre deßhalb, daß das Volt 
ber Der. Staaten e8 nicht mit feinen Grundſätzen vereinbar finden 
fönne, eine in Amerika unter den Aufpicien einer europäiichen Macht 
auf ben Trümmern ber republicaniihen Staatsreform errichtete mo: 
narchiſche Regierung anzuerkennen. 

» nn Dahl eines Berfafjungsconventes in Maryland: die Partei ber 
fofortigen Abſchaffung der Sclaverei erringt bie Oberhand. 

7. „ Der Senat befchließt in dritter Lefung ein Amenbement zur 
Gonftitution, welches die Sclaverei auf dem gamzen Gebiete ber 
Union verbietet. 

8. „ Der Unionsgeneral Banks wirb bei Sabine Cross Roads von ben 
Südſtaatlichen gefchlagen. Die bisherigen Vortheile der Union in 
Arcanfas und Louifiana gehen dadurch größtentheils wieder verloren. 

13. „ Die Süpftnatlihen erjtürmen unter General Forreſt bas fort 
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Billom bei Memphis in Tenneſſee. Der Mifliffippi ift baburd 
wieber gefperrt. 

14. April. Der Senat vertagt auf ben Antrag bes Ausfchuffes für aus: 
wärtige Angelegenheiten und im Einverſtändniß mit dem Präfidenten 
bie Berathung des Beſchluſſes des Repräfentantenhaufes v. 4. April 
bezüglich Merico auf unbeftimmte Zeit. 

— ,, Das Repräfentantenhaus bebattirt faft eine Woche über Maf- 
regeln gegen die Abgeordneten Long von Ohio unb Harrys von 
Moryland wegen offener Erklärung zu Gunften bes Sübbunbes. 
Der Antrag auf Nusichließung berfelben erhält, da auch bie ‘Demo: 
craten dagegen ftimmen, nicht die Zweibrittelsmajorität, jo daß lediglich 
ein Tabelspotum gegen die beiden Mitglieder mit Mehrheit beichloi- 
fen wird. 


3. Mai. Das Repräfentantenhaus verwirft mit 67 gegen 56 Stimmen 
einen Antrag von Carding aus Kentudy, daß die Union unauflöslid 
jei und jeber ſeceſſioniſtiſche Staat mit feinen früheren Rechten und 
Privilegien jederzeit wieber in biefelbe zurückkehren könne. 

4. „ Grant geht mit ber Potomac-Armee über ben Rapiban vor gegen 
Richmond. 

6./12.Mai. Schlacht in der Wilderness zwiſchen Grant und Lee. Lee 
zieht ſich mit der Armee bes Südbundes nach Spotiylvania C. H. 
zurück. 

13. Mai. Der Unionsgeneral Sherman nöthigt den Südbundageneral 
Johnſton die Stabt Dalton in Norbgeorgia zu räumen. Sherman 
beginnt feinen Zug gegen Atlanta. 

14.715. Mai. Der Unionsgeneral Sherman fiegt auf feinem Zuge gegen 
Atlanta bei Rejacca über bie Sübbünbifhen unter Johnſton und 
gewinnt dadurch die Eifenbahnlinie Kingfton:Rom. 

15. Mai. Niederlage des Unionsgenerals Sigel bei New⸗-Market im 
Shenandoahthale. 

16. „ Butler erleidet vor dem Fort Darling am Jamesfluß bei Richmond 
eine Nieberlage und zieht fi nach Bermuda Hundred zurüd. 

18. „ Grant greift den rechten Flügel Lee's bei Spotſylvania an, wirb 
aber zurüdgeichlagen. 

19. „ Lee verſucht, ben rechten Flügel Grant's zu umgeben, wirb aber 
zurüdgeichlagen. 

24. „ Grant zwingt Lee durch Manövriren, ſich mit ber Armee bes 

Sundbunds zwiihen ben North und South Anna River zurückzuziehen. 

26. „ Grant zieht fi nad ber Norbfeite des North Annafluſſes zurüd, 
um über ben Pamunfey zu gehen, was bis zum 30. Mai aus: 
geführt wird. 

29. „ Lee ſieht fih burh die Bewegungen Grants genöthigt, auch über 
ben Anna River zurüdzugehen und nördlich vom Chikahominy erden 
zu nehmen. 
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31. Mai. Die Cleveland-Eouvention bezeichnet Fremont als ihren Präſident⸗ 
ſchafts⸗Candidaten. 
Plattform (Parteiprogramm) der Convention: Art. 1—3 erflären 
fih für unbebingte Erhaltung ber Union und unbebingte Unterdrüdung ber 
Rebellion. Art. 4 erklärt fi für die umverlegliche Erhaltung bes Rechts 
ber freien Rede, ber freien Preſſe und ber Habene-Gorpus:Ncte, die im Kriegs: 
zuftanb befindlichen Diftricte allein ausgenommen. Art. 5 forbert eine in 
die Verfaffung aufzunehmende Reftimmung, wonach bie Sclaverei nie wieber 
bergeftellt, bagegen allen Einwohnern ber Union abfolute Gleichheit vor dem 
Geſetz gefichert werben fol. Art. 8 will die Monroe-Doctrin förmlih zum 
Grundjaß erhoben und bie Errichtung einer antirepublifämifchen Negierung 
auf biefem Gontinent nicht gebulbet wiffen. Art. 10 verlangt ein Termin- 
Princip für bie Präfidentenwahl db. b. ein verfaffungsmäßiges Verbot ber 
fofortigen Wiederwahl eines Präfidenten. Art. 11 wünſcht eine Veränderung 
ber Berfaffung, fo daß ber Präfident und ber Vicepräfibent ber Union in 
zu: buch birecte Volkswahlen gewählt würben. Art. 13 trägt auf 
nfisctrung ber ben Rebellen gehörigen Känbereien und bie Vertheilung ber- 
felden unter bie Solbaten und wirkliche Coloniften als auf eine Makregel 
ber Geredhtigfeit an. 
„nn Die Hälfte der Armee Butlers, 15000 Dann unter General 
Baldwin Smith, werden auf dem Jamesfluß eingejchifft unb bei 


Whitehouſe zur Unterftükung Grants ausgeſchifft. 


2. Juni. Der Unionsgeneral Sherman beſetzt auf ſeinem weiteren Zuge 
gegen Atlanta den Altoona⸗Paß. 

3. „ Grant jucht den Uebergang über den Chilahominy zu erzwingen, 
wird aber von Lee mit großem Berlufte zurüdigemworfen. 

4. „ Tremont nimmt bie ihm von der Cleveland Convention angebotene 
Präfidentihafts-Sandidatur an und geht in feiner Zuſchrift an bas 
Comité berfelben auf die Gründe ein, bie ihn dazu bewegen: 

„Wäre Mr. Lincoln ben Principien, zu beren Vertheidiger er erwählt 
wurde, treu geblieben, fo hätte feine Spaltung entſtehn können und ein Wahl⸗ 
kampf wäre eine Unmöglichkeit geweſen. Jetzt aber banbelt es ſich barum, 
0b dem Bolte feine verfaffungsmäßige Freiheit bemahrt bleiben fol... . 
Im Lande haben wir nun bie militäriihe Dictatur mit all ihren Mipbräuchen, 
aber ohne ihre Einheit ber That und Kraft ber Ausführung; eine Regierung, 
bie fih im Innern durch Mißachtung conftitutioneller Rechte, burch Verlegung 
perfönlicher Freiheit wie der Freiheit ber Preſſe charafterifirt. Nah außen 
hin trägt ihr Auftreten ben Stempel einer Schwäche unb einer Principlofigfeit, 
welche europäifche Mächte mikleitet und zu dem Glauben verführt, als feien 
nur Hanbelszwede und perjönliche Intereſſen, nicht aber große Brincipien das 
Object bes Kampfes. Die Unfähigfeit und Selbſtſucht ber Regierung bat 
notürlih nur folhe Refultgte gehabt, ba die europäifchen Mächte zu ber 
Anfiht kommen mußten, mit feiner weit ‚größeren Bendlferung unb mit al 
feinen ungeheuren Hilfsquellen werde ber Norben boch nicht im Stanbe fein, 
ben Süben wieberzuerlangen. Sympatbien, melde vom Ausbruche bes Krieges 

uns Er ewanbt hätten fein müſſen, wanblen ſich gegen uns. Gegen dieſe 
ung! Aelige Lage ber Dinge war bie Clevelanb-Convention ein Proteft. Die 

Principien, welde fie als Bafis angenommen bat, haben meine volle und 

unbebingte Auftimmung; doch Tann ich allen Maßregeln, welche Sie vor⸗ 

gefchlagen, nicht fo ohne weiteres beipflichten. Ich glaube nicht, beß eine auf 
das Eigenthum aller Rebellen ausgedehnte Confiscation ausführbar ſein würde, 
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unb wäre es doch an bem, fo Balte ich es nicht für eine Maßregel gefunber 
Politif. Die Entſcheidung biefer Frage liegt beim Volke ſelbſt. Als eine 
Kriegsmaßregel beim Ausbruche einer Empörung, bie durch ungefäumtes ſtren⸗ 
ges Vorgehen ſich unterbrüden ließe, vermag ich ben politiihen Werth ber 
Eonfiscation wohl zu begreifen, nicht aber als eine fchließlihe Maßregel ber 
Reconftruction nach ber Unterbrüdung eines Aufftanbes. In ben Anorbnun 
gen unb Abrechnungen, welche einem SFriebensfchluffe folgen müſſen, bart man 
fi durch fein Rachegefühl beirren laſſen. Der Zwed bes Krieges iſt bie 
bauerndbe Sicherung bes Friedens und ber Wohlfahrt bes ganzen Landes und 
ber Erreichung bielee FZieles ftand nur ein Element im Wege. Dieſes Ele 
ment ber Sclaverei dürfen wir als practifch vernichtet anfehen, und es bebarl 
nur der von Ihnen vorgefchlagenen Aenderung der Conftitution, um feinen 
Untergang vollftändig zu machen... Wenn die Gonvention von Baltimore 
einen Candidaten aufftellen wird, deſſen Vergangenheit ein wohlhabendes Zu: 
trauen rechtfertigt, daß er unfern Garbinalprincipien Treue bewahren werde, 
jo ift fein Grund zu einer Spaltung ber wahren PBatrioten bes Landes vor: 
handen, und ich würbe mich glüdlich ſchätzen, ihm meinen aufrichtigften und 
thätigften Beiftand zu leihen. Das würbe ich Tieber thun denn felbft als 
Candidat auftreten. Sollte aber Mr. Lincoln aufgeftellt werben, fo wird feine 
andere Alternative bleiben, als gegen ihn jebes Element gewiljenbafter Oppe: 
fition zu Hilfe zu rufen, um bem Unglüde feiner Wieberwahl vorzubeugen. 
Denn unbeilvoll würbe es für das Pand fein, eine Politik gutzubeißen und 
eine Macht zu erneuern, welche uns Taufenbe von Menjchenleben gefoftet umt 
unnötbiger Weile das Yand auf bie Bahn zum Bankerott gebracht hat. Für 
biejen Fall nehme ich daher Ihre Ernennung an, unb babe als worbereitende 
Mafregel meinen Poften in der Armee niebergelegt. Ich bringe bas Opfer 
nur, um bie Treibeit ber Rebe mwieberzugerinnen unb zur Ausführung ber 
en mit der Sie mid) betraut haben, fein Hinderniß in meinem Wege 
zu laſſen.“ 


5. Juni. Der Unionsgeneral Hunter ſchlägt die Sübftantlichen bei Stanten 


in Shenanboahthale und beſetzt Lovington auf ber Eifenbahnlinie 
bon Charlottespille nach Lynchburg. 


7.18. Juni. Der Nationalconvent ber republicanifchen Partei in Baltimore 


befignirt mit allen gegen 22 Stimmen, bie auf General Grant 
fallen, den Präfidenten Lincoln abermals zum Ganbibaten für bie 
Präfidentfchaft und den Senator Andrew Johnſon von Tenneffee fir 
bie Vicepräſidentſchaft. 

Die Plattform erflärt fich gegen jeden Gompromiß mit ben Rebellen 
und für die unbebingte Ausrottung der Sclaverei. „Wir billigen ben Ent: 
ſchluß ber Bunbesregierung, auf feinen Gompromiß mit ben Rebellen einzu: 
heben, unb feine anderen Friedensbedingungen barzubieten als unbebingte 

nterwerfung und Rückkehr zum gebührenben Gehorlam gegen bie Bundes⸗ 
verfaffung und ber Bundesgeſetze. Wir fordern die Regierung auf, in dieſer 
Stellung zu verharren, und im vollen Bertrauen auf bie Opferwilligkeit, 
Baterlanböliebe, heldenmüthige Tapferkeit und unerfchütterliche Hingabe bei 
amerifanifhen Volks an bie Sache feines Landes umb bie Freiheit ben Krieg 
mit ben größtmöglichen Energie bis zur vollfommenen Unterbrüd: 
ung ber Rebellion fortzufegen. Da bie Sclaverei bie Grundlage 
ber Rebellion ift und noch immer die Stärfe berfelben bildet, und ba bie 
Sclaverei jederzeit und überall mit ben Grunblagen ber republicanifchen Re 
gierungsform im Widerſpruch ſteht, fo erheifchet die Gerechtigkeit ebenjowohl 
wie das Xebensintereffe ber Nation ihre gänzliche unb vollftändigt 
Ausrottung aufbem Boden ber Republik. Wir billigen und ver: 
treten alle diejenigen Handlungen unb Crlaffe, woburd bie Regierung in 
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Selbftvertheibigung einen Todesſtoß gegen jenes gigantifche Unrecht zu führen 
verfucht hat. Außerdem befürworten wir die Annahme eines Zuſatzes 
zur Bunbesverfafjung, wodurd bie Griitenz ber Sclaverei Innerhalb 
ber Grängzen oder ber Yurisbiction ber Vereinigten Staaten auf immerbar 
beendet und verboten wird.“ Ferner erklärt fie fih für Musübung firenger 
Retorjion megen ber von ben Sübditaatlihen an Wegerfolbaten begangenen 
Gräuel, für bie Ermunterung und Xeförberung ber Ginwanderung, gegen 
jeden Gebanfen einer Repubiation der Nationalſchuld unb für Früftige Beflene: 
sung. Endlich tritt fie entſchieden dem Beſchluſſe des Repräfentantenhaufes 
vom 4. April bez. Merico bei und ſpricht ihr Mißtrauen gegen bie beiben 
confervativen Mitglieder bes Gabinets, Seward und Blair, aus, 

10. Juni. Beide Häufer des „Congreſſes ber conföberirten Staaten von 
Amerika” beſchließen ein „Manijeft über ben gegenwärtigen Krieg 
mit den Vereinigten Staaten‘ zu erlaflen, um vor ber Welt „bie 
Brineipien, die Gefinnungen und die Abſichten zu erklären, welche 
bie Vertreter ber Sonföberation geleitet baben und nod leiten.“ 

Das Manifeſt bezeichnet als Zweck bes Krieges, „bie nothwendige Bes 
ſchũtzung ererbter Rechte und liebgewordener Inſtitutionen (Sclaverei)”, erklärt 
jedoch, daß „bie Gonföberirten ich nicht fcheuen, einen aufrichtigen Wunſch 
nach Frieden, unter Bebingungen, bie mit ihrer Ehre unb ber bauernben 
Sicherſtellung ihrer Rechte verträglich find, auszuſprechen“ und jchließt endlich 
dahin: „Tas wilbefte Gemälde, weiches ſich eine Franke Phantafie jemals auss 
gedacht hat, kommt ber Tollbeit nicht gleich, weldhe von ber Befiegung von 
aht Millionen Menjchen träumen kann, bie eines Sinnes entjchlojfen find, 
lieber als Freie zu fterben, denn als Sclaven zu leben, und bie ſich fchon 
eine Warnung geichöpft haben aus bem Geifte ber Wilbbeit und der Vers 

ng, mit welchen biejer Krieg gegen fie geführt wird, und aus ben wahn⸗ 
finnigen Geftänbniffen, welche ihnen für ben Fall ihrer Unterjochung eine 
mehr als ägyptiſche Gefangenſchaft drohen.” 

11. ,„ Präſident Lincoln zeigt ber Baltimore-Sonvention an, daß er ihre 
Defignation zum Präfidentihaftscandibaten annehme und mit bem 
vorgefchlagenen Amendement zur Conftitution, das bie Abſchaffung 
ber Sclaverei bezwede, einveritanben jei. 

13. „ Das Repräjentantenhaus befchließt mit 84 gegen 58 Stimmen, 
bas Geſetz bezüglich flüchtiger Sclaven aufzuheben. 

13—15. Juni. Grant verlegt feine Operationsbaſis von White Houſe 
an ben Names River, geht mit brei Corps über biefen Fluß und 
verſchanzt fi bei Bermuda Hundreds. Vereinigung mit dem Corps 
Butlers. General Baldy Smith marfchirt gegen Petersburg unb 
erftürmt eine Anzahl Vorwerke der Stadt. 

16—17. Juni. Die Truppen des Sübbundes werben aus ben äußeren 
Vertheidigungswerken von Petersburg vollftändig verbrängt. 

18. ,„ Petersburg ift von den Eonföderirten verftärkt worden: brei neue 
Angriffe der Unionstruppen auf bie Stabt merben abgeſchlagen. 
Grant verſchanzt fih vor St. Peteröburg. 

19. „ Der fübflaatlide Kaper Alabama unter Capitin Summer wird 
von ber Uniondcorvette Kerſeage im Angeficht bes franzöftihen Ha⸗ 
fens von Cherbsurg in Grund gebohrt. 


21. uni. Grant fchiebt jeinen linken Flügel nach der Petersburg-Weldon⸗ 
Eifenbahn vor. 

22, „ Die Unionsruppen im Shenandoahthal find genötbigt, fich wieder 
zurückzuziehen. 

24. „ Ein Angriff Sherman's, auf feinem Zuge gegen Atlanta, auf bie 
fefte Stelifhg des Südbundgenerald Johnſton auf dem fteilen 
Kenefaw-Berge vor Marietta wird mit beträchtlidem Verlufte abge 
ſchlagen. 

27. „ Grant macht einen neuen Verſuch, ſich der Weldon-Eiſenbahn zu 
bemãchtigen. 

— „ Der Antrag auf verfaſſungsmäßige Abſchaffung der Sclaverei er: 
hält im Repräſentantenhaus nur eine einfache, nicht die dafür noth⸗ 
wenbige Zweibrittele-Majorität und gilt deßhalb für vertvorfen. 

— „ Die Staatsconvention von Maryland beichließt mit 53 gegen 
27 Stimmen bie Abfchaffung der Sclaverei. 


2. Juli. Senator Feflenden wird an Chaje's Stelle vom Präfidenten zum 
Tinanzminifter ernannt. 

3. „ Sherman befegt Keneſaw und Marietta. Die Conföberirten zie— 
ben ſich auf den Fluß Chattanochie zurüd. 

3—16.Yuli. Einfall der Süpftaatlihen in Maryland. 

18. „ Ein Privatverfuch, den Frieden zwiſchen ben beiben heilen ber 
Union zu vermitteln, veranlaßt den Präfidenten Lincoln zu der Er: 

klärung: 

«Fur alle Betreffenden: — Jeder Vorſchlag, der die Wiederherſtellung bes 
Friedens, die Integrität der ganzen Union und die Aufhebung ber Sclaverei 
umfaßt, und der dur und mit Willen einer Autorität gemacht wird, melde 
über bie jegt im Krieg gegen bie Vereinigten Staaten befindlichen Heere zu 
gebieten vermag, wirb von ber Erecutivregierung ber Vereinigten Staaten ent: 
gegengenommen und in Erwägung gezogen werden, und darf liberaler Bein: 
gungen in Betreff wejentlicher und nebenher in Frage kommender Punkte ge: 
wärtig fein, und ber oder die Ueberbringer berjelben follen ficheres Geleit bin 
unb zurüderhalten.” 

19. „ Sherman langt vor Atlanta an. 

20/22. Zuli. Zwei Angriffe des fühftaatlihen Gen. Hood auf Sherman 
werben abgeſchlagen. 

21. „ Lincoln ruft wieber 500,000 Zreiwillige zu ben Waffen; wenn 
bis zum September bieje Zahl nicht volljtändig geftellt wird, ſo trüt 
für den Reſt Eonfeription ein. 

28. „ Auch ein britter Angriff bes jühftaatlichen Generals Hood auf 
Sherman wirb abgeichlagen. 

H. „ Grant unternimmt vergeblich einen Sturm auf Petersburg. 


9. Wug. Der Unions⸗Admiral Ferragut paffirt Yort Morgate, macht bie 
Panzerſchiffe ver Südſtaatlichen kampfunfähig und nähert fi Mobile. 
Fort Pomell wird von ven Gonföberirten geräumt. 
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6. Aug. Grant fchlägt einen Ausfall aus Petersburg zuräd. 

8. „ ort Gaines bei Mobile capitulirt. * 

13.— 17. Aug. Diverfion Grants auf dem linken Ufer bes amesflufjes. 

16. „ Großartiges Meeting in Newyork für die Präfidentihaftscanbi- 
batur M'Clellans. 

18. „ Nachdem Grant dur die Diverſion auf der linken Seite bes 
James River Lee beichäftigt, greift er plöglih auf feinem linken 
Flügel an, fest fih an ber Weldon-Eiſenbahn feſt und behauptet bie 
Stellung unter heftigen Kämpfen. 

19., 21. u. 25. Aug. Lee macht umſonſt energijche Verſuche, fich der 
Weldon-CEiſenbahn wieder zu bemächtigen. 

23. „ Hort Morgan bei Mobile ergibt fi dem Unionsabiniral Yerragut. 

29. ,„ Zufammentritt der Convention der demokratiſchen Partei in Chi: 
cago; biejelbe bezeichnet M'Clellan als ihren Präfidentichaftscandi- 
daten. 


Blattform ber Convention: „i) Por wie nach werben wir ber 
Union unter ber Gonititution als ber einzig dauerhaften Baſis der Stärke, 
Sicherheit und Wohlfahrt bes Volkes und als einer für bas Glüd unb Ges 
beiben aller Staaten, ber nördlichen ſowohl als der füblichen , gleich erſprieß⸗ 
fihen Regierungsform mit unerjchütterlider Treue anhangen. 2) Die Eon: 
vention erflärt im Sinn des amerikaniſchen Volls ausdrücklich, daß nad, vier 
Jahren vergeblicher Anftrengung, bie Union auf bem Wege bes Kriegs wieder: 
berzuftellen (nad) einer Zeit während welcher unter dem Vorwand militäriicher 
Nothwendigkeit als einer über der Gonftitution ftehenden Gewalt bie Conſti⸗ 
tution allerwärts mißachtet unb öffentliche Freiheit und Privatrechte gleicher« 
maßen mit Füßen getreten worden finb), Gerechtigkeit, Menjchlichkeit, Freiheit 
und die öffentliche Wohlfahrt es erbeifchen, daß unverzüglich Schritte zur Her: 
beiführung einer Einstellung der Yeindfeligfeiten und zur barauf: 
folgenden Einberufung einer Convention aller Staaten oder zur Aufbietung 
anderer friedlichen Mittel gethan werben, bamit jo bald wie möglich ber 
Friede auf Grundlage ber füderalen Union aller Staaten wieber bergejtellt 
werde. 3) Die birecte Einmiſchung der Militärbehörben der Vereinigten Staaten 
bei den neulihen Wahlen in Kentudy, Maryland, Miffouri unb Delaware 
war eine jchmachvolle Verlegung der Gonftitution, und die Wiederholung ſolcher 
Acte wird für revolutionär gehalten und mit allen uns zu Gebote fiehenben 
Mitteln und Kräften zurüdgewiefen werben. 4) Tas Ziel und Augenmerf 
der bemocratijchen Partei iſt die vollitändige Aufrehtbaltung ber Union und 
ber Rechte der Staaten, und bie Rartei erklärt Daher, daß fie in der abmini- 
ſtrativen Ujurpation außerordentlicher und gefährlicher, von ber Conſtitution 
nit gewährter Gewalt — in bem Umſturz ber Eivil- und Militärgeſetze in 
nihtaufftändifchen Staaten, ber willfürlichen militärifhen Verhaftung, Ein⸗ 
ferferung und Verurteilung amerifanifcher Bürger in Staaten, wo das Civil: 
geſetz in voller Krait fteht, der Unterdrüdung ber Rebe und Preßfreiheit, ber 
Berfagung bes Aſylrechts, ber offenen und erffärten Mißachtung ber Staatsrechte, 
ber Auflegung ungewöhnlicher Loyalitätseide und ber Berfümmerung des volks⸗ 
thümlichen Rechts Wahlen zu führen — eben fo viele Hinbernifle jieht, welche 
ber Wieberheritellung ber Union und ber Aufrechthaltung einer Negierung, bie 
ihre rechtmäßige Macht aus der Zuftimmung ber Regierten ableiten muß, in 
ben Weg treten. 5) Die ſchmachvolle Mißachtung ber Pflichten, welche ber 
Regierung gegen unjere Mitbürger obliegen, bie fi) als Seriegsgefangene ſchon 
fo lange in einer bejammernswertben Lage befinden, verdient ben fchärfften 
Tadel, ſowohl vom Gefichtspuntte ber ſtaatlichen als ber allgemeinen Humanität, 
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6) Die democratifhe Partei ſympathiſirt auf's tieffte unb ernflefte mit ben 
Soldaten unferer Arme, welche unter bein Banner unjeres Landes im felbe 
geftanben Ay und noch fichen, und falls wir die Machtftelung erlangen, 
werben bdieje Soldaten aller Sorgfalt, Beilhügung, Beachtung und Freund» 
lichkeit tbeilhaftig werben, welche die braven Krieger unſerer Republif in fe 
hohem Grab verdienen.“ 


1. Sept. Der jübftaatlihe General Hood wird bei Znesborougb von 
Sherman geſchlagen und räumt Atlanta, das von ben Unionstruppen 
beſetzt wird. 

12. „ M’Clelan nimmt die ihm von der Chicagor-&onvention angebo: 
tene Präfidentihafts-Canbibatur an, erflärt jedoch dabei ausdrücklich, 
daß bie Union auf alle Gefahren hin und um jeden Preis wieber 
bergeftellt werben müſſe. 

20. „ Sieg bes Bundesgenerals Sheridan am Opequan im Shenanboab: 
thale über General Early. 

21. „ Zweiter Eieg Sheribans über Early bei Fiſhers HN im Shenan- 
boabthale. 

24. „ Fremont tritt als Präfidentihaftscandidat zurüd und fpricht bie 
Nothwendigkeit aus, die jeiner Partei obliege, troß principieller 
Meinungsverfchiedenheiten für die Wiederwahl Lincolns zu ftimmen: 

„Das Programm von Chicago iſt einfah Trennung der Union. Ge 
neral M'Clellans Annahmeſchreiben ijt Wiederberftellung ber Scla» 
verei. Der republicaniſche Candidat bat fich im Gegenfate dazu für bie 
Wieberherftellung ber Union ohne Sclaverei verbindlich gemacht, und wie zau⸗ 
bernden Charakters jeine Politif auch immer fein mag, fo dürfen wir doch 
boffen, ba der von jeiner Partei auf ihn ausgeübte Drud ihn zur Erfüllung 
feines Gelöbnifjes zwingen wird. Awifchen jenen Gegenfäten kann fein An- 
bänger ber liberalen Partei zweifelnd ſchwanken, und ich glaube in folgerich— 
tiger Vebereinftimmung mit meiner bisherigen Laufbahn zu handeln, wenn id 
jegt zurüdtrete, nicht jowohl um den Sieg Hrn. Lincolns zu befördern, als um, 
was in meinen Kräften flieht, zur Verhinderung ber Wahl bes demo» 
eratifhen Candidaten zu thun. Was Hrn. Lincoln betrifft, fo benfe 
ich über ihn noch gerade jo, wie ich es in meinem Annahmeſchreiben ausge: 
ſprochen babe. Ich bin der Anficht, daß feine Abminiftration in politifcher, 
militärifcher und finanzieller Beziehung eine fehlgefchlagene zu nennen, unb 
baß ihre nothwendige Fortdauer für das Land ein Grund des Bebanerns ift. 
Die Convention von Cleveland ſollte das VBerbammungsurtbeil (über Lincoln), 
welches man fich unter einander feit zwei Jahren ohne Rüdhalt mitgetbeilt 
batte und welches bem Präjibenten völlig befannt gemacht worden war, offen 
ausſprechen. Jedoch fanden ſich in ber ungewiſſen lage ber Dinge bie leitenben 
Männer nicht gewillt, eine Mißbilligung und ein Verbammungsurtbeil aus 
zuſprechen, welche Herrn Lincolns Gandidatur unmöglich gemacht haben wir: 
ben, und ihr anhaltendes Schweigen, wie ihre Unterftügung waren bie Urſache, 
daß fih im Volke eine Anficht zu feinen Gunften bildete, bie nun eine 
Wahl mehr läßt. Hält fie zufammen, fo ift bie republicanifche Partei 
bes Sieges gewiß; fpaltet fie fich, fo wird der Ausgang der Präfidentemmwahl 
zum Wenigften in Frage geftellt.“ 

„ n Der Präfibent bes Sübbundes, Jefferſon Davis, gefteht in einer 
Rebe zu Macon offen ein, daß bie militärifchen Hilfsmittel ber Süd⸗ 
ſtaaten nachgerade auf bie Neige gehen. Richmonder Blätter treten 
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nunmehr mit bem Plane hervor, bie Neger zu Vertbeibigung ber Eons 
füderation zu bewaffnen. 

26. Sept. Lincoln entläßt den Generalpoftmeifter Blair. 

27. „—6. Oct. Der Bundesgeneral Sheriban macht bei Port Republic, 
auf dem Wege aus dem Shenanboahthal nad Charlottenille, Halt 
und zerftört in weiten Umkreiſe alle für die Verproviantirung von 
Richmond wichtigen Getreidevorräthe. 

29./30. Sept, Gen. Butler nimmt die äußerfte Befeftigungslinie aufder Süb- 
oftfeite von Petersburg, Gen. Meabe ftellt feinen linken Flügel in 
Kanonenfchußweite von ber Petersburger-Lynchburger Eifenbahn auf. 


1. Dct. Einfall ver Eonföberirten unter General Price in Miflouri. 

7. „ Lee macht einen vergeblihen Verſuch gegen bie von Grant am 
30. Sept. vor Petersburg eingenommene Stellung. 

„ nm Der Unionstriegsbampfer Waſſuchet entert im Hafen von Bahia 
(Brafilien) das fünftaatlihe Kaperſchiff Florida. 

8. „ Der Unionsgeneral Sheridan ſchlägt die ihn auf feinem Rückzuge 
im Shenanboahthal verfolgende Cavallerie der Conföberirten. 

11. „ Die Staatswahlen in Penniylvanien, Ohio und Indiana, bie man 
als Hauptprobe für ben Ausgang ber Präfibentenwahl anzufehen 
pflegt, fallen ganz überwiegend zu Gunften der republicaniichen Partei 
aus: flatt wie bisher 21 Republicaner und 33 Demokraten werben 
biefe drei Staaten 44 Republicaner und nur 10 Demokraten in ben 
neuen Congreß ſchicken. 

19. „ Sheridan zieht ſich nah Strasburg im Shenandoahthal zurück 
Fi ſchlägt bier den ihm nachrückenden conföberirten General Long: 

eet. 

„„Gräñnzverletzung von Canada aus durch ſüdſtaatliche Freibeuter: 
Ueberfall der Stadt St. Albans. 

23. „ Das Bolt von Maryland nimmt in ber Urabſtimmung bie neue 
Staatsverfaflung an, welche bie Sclaverei unbebingt und ohne Ent 
ſchädigung für die Eigenthümer abſchafft — ber erfte der 15 Scla⸗ 
venftaaten, ber in vollfommen legaler Form und ohne bie Dazwiſchen⸗ 
kunft militärischer Einflüffe die Sclaverei befeitigt. 

„ n Der conföberirte General Price wirb von General Rofenfranz bei 
Independence (Miſſouri) geſchlagen und genöthigt, ſich nach Arcanjas 
zurũckzuziehen. 

27. „ Erfolgloſer doppelter Angriff Grant's gegen bie Stellungen Lee's in 
Richmond und Petersburg. 

28. „ Lincoln proclamirt bas bisherige Territorium von Nevada als 
Staat der Union. 

— Nov. Die Armee Grants ift damit befchäftigt, fi vor Richmond und 
Petersburg für den Winter häusli einzurichten. 

5. „ Gen. Butler übernimmt das Commando in Newport für bie 
Zeit der Präfidentihaftswahl und zeigt bieß ben Einwohnern durch 

21 
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eine befondere Kundmachung an, „um jeder möglichen Eventualität 
vorzubeugen.” 
7. Nov. Eröffnung des Congreſſes der Sühftaaten in Richmond. Botjchaft 


des Präfidenten Jefferſon Davis. 

Der Präfident gibt darin eine Meberficht ber Sachlage und erflärt bie 
militärifhe Lage für eine entjchieben ben Südſtaaten günitige Die Finanz: 
lage fei infofern befriedigend, als eine weile Gefeßgebung bei ben unermep- 
lichen Hülfsquellen bes Südens die Mittel, welche die Bedürfniſſe des Kriegs 
erbeifchen, prompt berbeiichaffen werde. Die Beziehungen zum Auslande feien 
biefelben geblieben. Befremden müfje e8, baß bie Rationen Europas fidh noch 
nicht zur Anerkennung ber Gonföberirten Staaten verfiehen wollten, ba doch 
jowohl die franzöfiihe als die englifche Regierung ſchon lange ihre Weberzeu: 
gung ausgeiprochen hätten, daß die Vereinigten Staaten nicht im Stande fein 
würben, die Eonföberation zu unterjohen. Vor zwei Jahren fchon babe bie 
franzöfifche Negierung ben Cabinetten von London und St. Petersburg vor: 
geftellt, daß ber Norden nicht fähig fei, einen entſchiedenen militäriichen Erfolg 
zu erringen, unb bie Antivorten Englands und Rußlands hätten gegen dieſe 
Anfiht durchaus keinen Widerſpruch erhoben. Die neutralen Staaten fuchten 
nun das Unrecht, welches fie durch Unterlaffung der Anerfennung begeben, 
dadurch zu bemänteln, daß fie vorgeben, eine Anerfennung ohne barauffelgenbe 
Sntervention fei ganz ohne Werth. Der Süden aber hege gar fein Berlangen 
nad) Intervention, unb fei im Gegentheil mißtrauifch gegen beren vorgebliche 
Bortheile. Der Süben wiſſe ſich ftarf genug, fein Recht und feine Unabhän: 
gigfeit zu vertheidigen. Im Jahr 1862 babe England ſich ber Anerfennung 
geweigert, weil ein Schritt ber brittifchen Regierung in biefer Krifis, ſei er wel: 
her Art auch immer, bie Leidenfchaften ber Kriegführenden nur noch mehr ent: 
flammen und bie Rückkehr bes Friedens verhindern würde. Daß biefe Anficht auf 
Itthun beruhe, beweiſe jedoch die Grfaprung; benn der Erfolg fei gerade das 

egentheil von dem gewejen, was bas brittiiche Miniftertum mit menſchlichem 
Intereſſe gewünſcht habe. Die entgegengejekte, die gegen den Süden geredte 
Politik ſtehe no in der Macht der_brittiichen Regierung, und würbe, wenn 
durchgeführt, erwünfchtere Refultate im Gefolge haben, als bie bisherige Fo: 
litik. Der Krieg müffe zur Unabbängigfeit führen; Frieden ohne bie 
Bedingung ber Unabbängigfeit werbe ber Süben nie ab: 
ſchließen. Es fei aber nicht zu erwarten, baß ber Norben ben neutralen 
Mächten in ber Anerfennung des Südens vorangehen werde. Die Geſchichte 
werbe deßhalb die Nationen Europa’s nicht freifpreden können von einem 
Theil‘ der moraliſchen Verantwortlichkeit für die von dem Kriege verſchlunge⸗ 
nen Menſchenopfer. Auf bie Trage betreffs der militäriſchen Ber: 
wenbbarfeit der Negerfclaven eingehend, empfiehlt Nräfident Tavis 
ben Anfauf der von ber Regierung verwendeten Sclaven, welch letztern bei 
ber Beendigung ihrer Dienftzeit die Freiheit in Ausſicht geftellt werden ſolle. 
Die Zahl ber im Dienft ber Regierung ſtehenden Sclaven möge auf 40,000 
erhöht werben ; fie follen hauptſächlich als Arbeiter und Pioniere befchäftigt 
werben. Tiefe Anzahl würbe nach einiger Schulung eine viel werthoollere 
Reſerve für den Nothfall fein als eine noch jo große Menge, die plötlich und 
ohne Vorbereitung von ber Feldarbeit abgerufen würbe. Weber jene Zahl 
unb jene Beihäftigung binauszugeben, erfheine nit rath: 
ſam. Der Präfibent fpricht feine Mikbilligung einer allgemeinen Aushebung 
unb Bewaffnung ber Sclaven noch weiterhin aus, fügt aber hinzu, daß dann 
—F ſeine Entſcheidung nicht mehr fraglich bleiben könne, 
wenn ſich die Alternative der Unterjochung durch den Feind 
oder der Einſtellung der Sclaven ins Heer darbieten ſollte. 
Ter Süben ſei bereit Unterhandlungen zur Herbeiführung einer friedlichen Loͤ⸗ 
jung anzuknüpfen; bie Regierung bes Rorbens dagegen babe ihren feſten Ent⸗ 
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ſchluß ausgefprochen, nicht an Trieben zu denen, wenn ber Siüben fich nicht 
bemüthig unterwerfe. Unb es fei alfo feine Hoffnung mehr vorhanden auf 
ein Enbe der Feindfeligfeiten, bis der Norben aus ber Täufchung, als fei er 
im Stande, ben Süden zu unterjodhen, aufwache. 

8. Nov. Wahl des Präſidenten ber Union für 1865—69. Lincoln 
wird zum zweiten Mal gewählt. Vollftändiger Sieg ber republi- 
canijchen über die democratiſche Partei: das Wahlrefultat macht die 
felbe in ſämmtlichen freien Staaten zur herrſchenden Majorität unb 
legt in allen biejen Staaten, mit einziger Ausnahme von New⸗-Jerſey 
bie gefammte Staatsgewalt in ihre Hände. Sechs der bisherigen 
Selavenftaaten ftehen wieder zur Union (Maryland hat bie Sclaveret 
bereit8 enbgiltig abgefchafft, die andern find mit ber Abſchaffung be: 
ſchäftigt). 


Es ſtimmen für Lincoln und Johnſon: 


Newyork Wähler 33 Maſſachuſetts Wähler 12 
Benniylvania 28 Maine 7 
Sin „ 21 rn 6 
inois New Hampſhire 

Indiana 13 — 5 
Michigan 2 8 Rhode Island „ 4 
MWisconfin „ 8 California " 3 
Jowa 8 Oregon 3 
Minneſota 4 Newada " 3 
Kanjas n 3 Maryland " 7 
Weſt⸗Virginia n 5 Miffourt „ 1 
Total 213 

Dagegen für M’Elellan unb PBendleton: 

Kentudy Wähler 11 

New Serfey „ 7 

Delaware . 


Total 21 
Von ben Urwäbhlern flimmen für Lincoln 2,185,502, fir M’Elellan 
1,778,200 Wahlberechtigte; bleibt alfo eine Majorität von 407,302 Stimmen. 
Die einzigen Staaten, in weldhen Lincoln geſchlagen wurbe, zeigen: New⸗Jerſey 
60,723 für Lincoln gegen 68,024 für M’Clellan, Kentudy 26,592 gegen 
61,478, Delaware 8155 gegen 8767. Harte Kämpfe fette es ab in bem Staate 
Newyork, 368,735 für Lincoln gegen 361,986 für M’Clelan, in Pennſyl⸗ 
vanien 296,391 gegen 276,316, Connecticut 44,691 gegen 42,285, New: 
Sampibire 34,382 gegen 32,200. Einen ber entfcheidenften Siege errang 
incoln in Maffachujetts, 126,742 gegen 48,745. In dem früheren Boll 
wert ber Sclaverei im Norden, Maryland, hatte Lincoln im Jahre 1860 
nur 2294 Stimmen erhalten, jett aber 40,153; fo bat fih auch in Mif- 
—— bie Zahl ber ihm günftigen Stimmen von 17,028 auf 71,192 er⸗ 
erhoben. 
Das neue Repräfentantenhaus wird 134 Republicaner unb 47 Democra- 
ten, ber Senat 38 Republicaner unb 14 Democraten zählen. 
Faſt eben fo wichtig als die Wahl Lincolns ift bie bes republi⸗ 
kaniſchen Candidaten Fenton zum Öouverneur von Newport (ſtatt 
des bemocratiichen Seymour) mit einer Majorität von 23,160 
Stimmen. 
12. Nov. General Sherman beginnt von Atlanta aus feinen Fühnen Zug 


quer durch Georgien nah Savannah. F 
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16. Nop. M’Elellan verlangt und erhält feine Demiſſion als General. 

20. „ Sherman überfchreitet auf feinem Zuge den Ocmulgeefluß und 
rüdt am folgenden Tage in ber Hauptftabt von Georgia Millidge- 
ville ein. 

2. „ Mißlungene Brandftiftung in 14 Hotels von Newyork. 

26. „ Seward Iehnt die Annahme einer engliſchen Friedensadreſſe an 
das norbamerifaniiche Volt ab. 

28. „ MElellan wird in New⸗Jerſey zum Ingenieurchef einer Eifenbahn 
mit 25,000 Dollars Gehalt ernannt. 

30. „ Der nad dem Abzuge Shermans von Atlanta ald Diverfion im 
Tenneſſee eingefallene Südbunds⸗General Hood ift bis zur Hauptitabt 
Naſhville vorgedrungen. 


5.Dee. Seward lehnt die Annahme einer engliiden Eammlung von 
17000 Pfd. St. zur Vertheilung unter die füblichen Gefangenen ab. 

9. „ Eröffnung des Congrefies in Waſhington. Botſchaft Lincolne. 
Tinangbericht Feſſendens. Seward veröffentlicht ein 1400 Seiten 
ſtarkes Blaubuch. 

Botſchaftdes Präſidenten: „Der Krieg dauert fort. Seit unſerer letzten 
Jahresbotſchaft find fümmtlihe dazumal von unfern Truppen befegten Linien 
und PBofitionen behauptet worben; unfere Armeen find ununterbrochen vor: 
gerüdt und haben bie im Rüden liegenden Gebiete gejäubert, fo daß Miſſouri 
Keutucky, Tennejfee und Theile anderer Staaten wieder ziemlich gute Ernten 
geliefert haben, Die wichtigfte Erfcheinung in den militärifchen Operationen 
diefes Jahrs ift General Shermans Verſuch, 300 Meilen weit mitten durch 
das Infurgentengebiet vorzubringen. Es beweist einen großen Zuwachs 
unferer relativen Kraft, daß unfer commanbirender General im Stanbe ifl, 
jede active Truppe bes Feindes im Schach zu halten, unb dabei eine wohl: 
ausgerüftete große Armee zu einer folden Erpebition zu betadiren. Das 
Nefultat ift noch unbekannt, in VBermuthungen wollen wir uns bier nicht 
einlaffen. — Der Bericht bes Tlottenfecretärs bietet eine umfaflende und be: 
friebigende Darftellung des Flottendepartements. Es ift ein Gegenftand gerechten 
Stolzes für unjere Landsleute, daß eine Flotte von fo großem Umfang in 
fo kurzer Zeit organifirt, und mit fo großem Erfolg geführt worben if. Die 

lotte beſteht (die am 1. Dec. 1864 im Bau begrifjenen Schiffe eingefchloffen) aus 
371 Fahrzeugen von 510,396 Tonnen Gehalt, bewaffnet mit 4610 Geſchützen. 
Es ergibt dieß, troß ber Berlufte durch Schiffbrüche und Schlachten, gegen 
das vorige Jahr einen Zuwachs von 883 Fahrzeugen, 167 Kanonen und 
42,427 Tonnen. Es bienen gegenwärtig auf ber Flotte, mit Einfhuß ber 
Dfficiere, 51,000 Mann. Es wurben im Laufe bed Jahrs 324, unb fait 
Beginn ber Yeindfeligleiten 1374 feindliche Fahrzeuge, darunter 267 Dampfer 
aufgebradht; der Erlös beim Berfauf biefer Priſen beläuft fih auf 14,396,250 
Dollars. Die Totalausgaben bes geſammten Tlottendepartements, mit In⸗ 
begriff ber ungeheuren Geſchwader, bie feit bem 4. März 1861 bis zum 
1. Nov. 1864 geichaffen worden find, betragen 238,647,262 Doll. Ich bitte 
um Ihre günftige Berüdfichtigung ber vom Staatsfecretär ber Marine Ihnen 
gemachten Anträge, namentlih in Bezug auf bie Anlage von Werften zum 

auen und Repariren von eiſernen Schiffen, Maſchinen und PBanzern. . . 
Bei ber legten Seffion bes Eongrefjes wurbe ein Amendement, das man zur 
Gonftitution zu machen vorſchlug, und weldes bie Sclaverei in fimmts 
lien Staaten ber Union abzuſchaffen bezwedte, von bem Senat angenommen; 
aber es ſcheiterte, weil bie erforderlichen zwei Drittel ber Stimmen im ber 
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Repräfentantentammer nicht erlangt wurben. Obgleich es noch berfelbe Congreß 
unb faft biefelben Mitglieder find, und ohne im geringften bie Weisheit ober 
ben Patriotismus berer in Ameifel zu ziehen, bie fih in ber Oppofition 
befanben, wage ich anzuempfehlen, daß in gegenmärtiger Seſſion biefe Maßregel 
von neuem in — gezogen werde. Selbfwerſtändlich bat ſich bie 
Frage an und für ſich ſelbſt nicht geändert; aber eine Wahl, bie inzwiſchen 
vorgenommen worden ift, zeigt faft mit Gewißheit, daß ber nächſte Congreß 
biefe Maßregel annehmen wird. Das beutlichite Zeichen bes Volkswillens in 
biefem Land findet fi in ben Volkswahlen. Wenn man nad ben letzten 
Wahlbiscuffionen urtbeilen barf, fo ift ber Wille bes Volle in ben treuen 
Staaten, daß bie Union in ihrer Integrität aufrechtgehalten werbe, nie energijcher, 
nie faft einflimmiger gewejen ale eben jest. Die außerordentliche Ruhe und 
die vollkommene Ordnung, mit welcher Millionen von Abſtimmenden ſich an 
bie Wahl begaben, haben eine unwiberleglihe Zuſicherung bafür gegeben. 
Tie Wahl bat noch eine andere Thatſache kundgeihan, bie zu Tennen nicht 
minder wichtig ift, nämlich) baß wir weit entfernt find von ber Erichöpfung 
in bem koſtbarſten Zweig der nationalen Hülfsquellen, dem ber lebenden Men: 
jhen. Wenn estraurig it, baran zu benfen, daß ber Krieg fo viele Gräber 
angefüllt, jo viel Trauer in ben Kamilien verurfadht hat, fo fühlt man einen 
gewiſſen Troſt, wenn man erfährt, daß im Verhältniß zu ben Weberlebenben 
biejenigen, bie geftorben, jo wenig zahlreich find. Wenn Corps, Divifionen, 
Brigaden und Regimenter verſchwunden find nad fo vielen Kämpfen, fo ift 
doch eine große Anzahl der Männer, bie fie bildeten, noch am Leben, Das: 
jelbe gilt für die Marine, Tie Abftiimmungen bei ben Wahlen find ber Beweis 
bafür; man hätte fonft nicht fo viele Abftimmenbde gefunden. — Die Staaten, 
welche die Wahlen heut und vor vier Jahren regelmäßig vormahmen, b. 6. 
Galifornien, Connecticut, Telaware, Illinois, Indiana, Jowa, Kentudy, Maine, 
Maryland, Maſſachuſetts, Michigan, NewsHampfbire, New⸗-Jerſey, NemsHort, 
Dbio, Oregon, Pennfylvanien, Rhode⸗Island, Vermont, Weft-Birginien und 
Wisconfin haben heute 3,982,017 Stimmen abgegeben gegen 3,982,011 bei 
ber frühern Abflimmung, wozu man noch 83,762 Stimmen zählen muß, bie 
in ben neuem Staaten Kanfas und Nevada abgegeben worben finb, bie 1860 
nicht wählten, was fomit eine Gefammtfumme von 4,015,773 ausmadt. Zu 
biefen muß nun noch bie Zahl aller Soldaten im Feld aus Maffachufetts, 
Rhode⸗JIoland, Nemsferfey, Telaware, Indiana, Illionis und Californien 
erechnet werben, bie nad) ben geſetzlichen Beftimmungen biefer Staaten nicht 
ern von ihrem Wohnort wählen können; ihre Zahl Kann nicht unter 100,000 
fein. — Die wichtige en bie nun einmal feftfteht, ift die, daß ber 
Torben gegenwärtig mehr Leute zu feiner Verfügung hat, als im Anbeginn 
des Kriegs, baf er, weit entfernt erfchöpft zu fein, an Kraft gewonnen hat 
und, wenn es fein muß, ben Kampf auf unbeflimmte Zeit hinaus fortführen 
kann. Was nun bie materiellen Hülfsmittel für ben Krieg an⸗ 
belangt, fo find fie in größerm Ueberfluß vorhanden als je; fie find gerabezu 
unerfhöpflih. Der öffentliche Wille, bie nationale Autorität wieberherzuftellen, 
und aufrechizue rhalten, hat feine Wanbelung erfahren. Es fommt nur batauf 
an, in welcher Weile fernerhin bie Anftrengungen aufgeboten werben jollen. 
Bor allem würde Fein Verfuh, Unterbanblungen mit bem Führer bes 
Aufftanbs anzufnüpfen, zu etwas gutem führen. Er würde fi nur auf 

eritüdelung ber Union einlaffen, d. h. gerade auf bas, was wir nicht zugeben 
tönnen unb wollen. Seine bepfallfigen Crflärungen find beutlich, und ſchon 
oft wieberholt. Er will uns hierüber nicht irre führen, und Bi und feine 
Entfhulbigung, um uns felber zu täufhen. Cr kann aus freien Stüden 
bie Union nicht wieber annehmen, und wir können ihm in biejem ‚Punkt 
nicht nachgeben. Zwiſchen ihm unb uns befleht ein einfacher unerbittlicher 
nnierſchied: die Frage kann nur durch ben Krieg geldst, nur 
durch ben Sieg entfhieben werben. Geben wir nad, fo find wir 
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eihlagen; wenn ihn das Volk bes Sübens in Stich Täßt, fo unterliegt er. 
Fir beide Seiten ergibt fih Sieg und Niederlage aus bem Krieg. Uebrigens 
fünnen — wenn aud) nicht ber Leiter bed Aufitandse — doch feine Anhänger 
bie Union wieber annehmen. Wir wiſſen, baß es unter ihnen Leute gibt, 
welche Frieden und Vereinigung wünſchen; es Können beren vielleicht ſelbſt 
viele fein, und wenn fie in einem gegebenen Augenblid bie Waffen nieberlegen 
und fi ber nationalen Autorität unterwerfen, Tönnen fie Frieden erhalten.... 
Die verfchiebenen fi dann aufwerfenden Fragen müßten burdy bie Geſetz- 
gebung und auf bem frieblihen Weg ber Gonterenzen, ber Gerichte, bed all: 
gemeinen Stimmrechts, überhaupt mit Aufgebot aller verfaffungsmäßigen unb 
geſetzlichen Mittel gelöst werben. Allerdings Tönnten gewille Fragen nicht 
durch die Erecutivgewalt erlebigt werben, 3. B. bie Zulaſſung ber Deputirien 
zum Congreß unb die Verwendung bes Gelbes. Die Executivgewalt würbe 
buch das Aufhören bes Kriegs bedeutend gefchmälert werben. Immerhin 
könnte fie Doch noch Amneftie und Berzeihung ergehen laffen, und die 2er: 
gangenheit kann für das, was in biefer Beziehung zu erwarten wäre, ben 
richtigen Begriff geben. Bereits haben viele Leute von ber vor einem Jahr 
erlaffenen, bis Auf Seftimmt vorgejehene Elaffen, allgemeinen Amneftie Gebrauch 
gemacht. Auch wurbe während berfelben Zeit in vielen einzelnen Fällen Ver: 
zeihung ertheilt, und kein freiwillig geftelltes Gnabengefudy warb abgemieien. 
Auch jebt fteht noch bie Nforte Fir jeden offen; allein es Tann die Zeil 
fommen, wo vorausſichtlich bie Pflicht gebietet, fie feiter als je gu verſchließen. 
0. Was bie Sclaverei anbelangt, fo wieberhole ich Bier meine im vorigen 
Jahr abgegebene Erflärung. Solang’ ih meine gegenwärtige Stellung 
einnehme, werde ich nicht verfuchen, die Cmancipationsproclamation zurüd: 
zuziehen oder abzuändern. Wenn das Bolt durch irgenb ein Mittel es ber 
Executivgewalt zur Pflicht machen wollte, diefe Individuen wieder ber Sclaverei 
anheimzugeben, fo würbe ein anderer, unb nicht ich, bie Snitiative zu einem 
folgen Vorſchlag ergreifen. Um bier eine einzige Friebensbedingung auszu⸗ 
ſprechen, will id einfach jagen: daß ber Krieg von Seite ber Regierung aui: 
hören wird, fo wie er von Seite berjenigen aufhört, welche ihn Begonnen haben.” 

Bericht des Yinanzminifters: Nefultat ber Yinanzgebahrung 
bes abgelaufenen Finanzjahrs, Einnahme 884,076,646 Dollars, Ausgabe 
865,236,087 D., Bilanz 18,842,559 D. — Tie Staatsfhuld betrug am 
1. Juli 1864 1,740,690,489 D. Diefelbe, wie fie am 1. Juli d. 3. flant, 
überfteigt zwar ben vom Finanzminiſter beim Beginn ber vorigen Seſſion 
gemachten Unfchlag, bleibt aber unter dem im vorigen December gemachten 
Anſchlag besfelben, Hinfichtlih ber Höhe, bie fie beim Anfang biefes Sabre 
erreicht haben würbe, um 399,509,731 Dollars zurüd, „eine Thatfache, welche 
bie Lage und bie Operationen bed Schates in günftigem Licht erfcheinen läßt. 
Das Cinnahmebudget bes angetretenen Finanzjahre wirb auf 396 Mil. Dollars 
veranichlagt, wovon 300 Mill. aus ben inländiſchen Revenüen fließen müßten. 
Die Ausgaben werben auf 1,168,256,005 Dollars geſchätzt (davon 331,753,191 
Dol. für das Kriegebepartement, 112 Mill. für das Flottendepartement, 127 
Min. für die Verzinfung ber Staatsſchuld). Doc fei bievon bie Bilanz ber 
unverwenbeten Cinfünfte, welche wahrfcheinlich auch dieſes Jahr hindurch 
unverwendet bleiben bürfte, im Betrag von 350 Mill abzuziehen, fo daß bie 
Gefammtausgaben fich factifch auf 818,256,005 Dollar ftellen würben. Tie 
veranjchlagte Einnahme abgezogen, blieben 422,256,005 Doll., welche auf bem 
Weg ber Anleihen aufzubringen. Die Staatsfhuldb wirb für ben Schluß 
bes laufenden Finanzjahrs auf 2645 Mill. Doll. geſchätzt. 


12. Dec. Der Congreß der Süpdftanten beſchließt 40,000 Sclaven für 


militärifhe Zwede, zunächſt Pionier: und Befeftigungsarbeiten, aus: 
zuheben. 


13. „ Der Unionsgeneral Sherman iſt auf feinem Zuge durch Georgien 
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vor Savannah angelangt und bemädhtigt fi mit Gewalt bes Forte 
MAlifter. Dadurch ift der Oſſibaw-⸗Sund geöffnet und bie Ber: 
bindung Shermans mit ber Unionsflotte unter Nomiral Dahlgreen 
bergeftellt. — ine Unionsflotte unter Abmiral Porter gebt von 
Monroe gegen Wilnington ab. 

14 Tec. Das Repräfentantenhaus beſchließt mit 85 gegen 57 Stimmen, 
ber brittiihen Regierung ben Reciprocitätsvertrag mit Canaba zu 
fünbigen. — Proclamation des Sen. Dir bezüglich Kanada; Präfident 
Lincoln annullirt diefelbe wieder. 

15./16. Dec. General Thomas fehlägt die Conföderirten unter General 
Hood bei Naſhville (Tenneſſee). 

21. Dec. Der conföderirte General Hardee in Savannah zerftört bie 

Panzerfchiffe und Werfte und räumt bie Stabt, bie von ber Bundes: 

armee unter Sherman befeßt wird. 150 Kanonen und 30,000 

Ballen Baumwolle fallen dem Sieger in bie Hänbe. 

Die Flotte bes Admiral Porter erfcheint mit ca. 25,000 Mann 

Landungstruppen vor Wilmingten. 

23. „ Lincoln ordnet eine neue Aushebung von 300,000 Mann an. 

24./25. Dec. Die Grpebition unter Admiral Porter greift Yort Fiſher 
bei Wilmington an. Reſultatloſer Verfuch eines Cturmes: Gen. 
Butler jhifft die Lanbungstruppen wieber ein und erflärt, daß bas 
Fort ohne eine regelrechte Belagerung nicht genommen werben könne. 

26. Dec. Der Südbunds-Gen. Hood überjchreitet den Tenneffee wieder und 
räumt ben Staat biefes Namens, nachdem er faft die Hälfte feines 
Corps und den größten Theil feines Materials eingebüßt hat. 

— „ Das Repräfentantenhaus mißbilligt mit 69 gegen 58 Stimmen 
bie Entſchuldigung bes Beſchluſſes vom 4. April bezüglich Mexico 
durch Sewarb gegenüber Frankreich. 


[2 „ 


2. Merirco. 


2. Jan. Die Regentſchaft (Almonte und Salas) entfeßt bie in Folge 
ber Ercommunication bes Erzbiſchofs Labaſtida (drittes Mitglied 
ber Regentſchaft) wiberjpenftigen Richter (ſ. Jahrgang 1863 
31. Dec.) ihrer Stellen und trifft ftatt berfelben neue Ernen: 
nungen. 

5. „ Der franz. General Bazaine zieht mit 14,000 Mann in ua: 
balajara ein. 


7. Febr. Die Franzoſen ziehen in Zacatecas ein. 
27. „ Santana landet in Veracruz und erflärt fi für den Erzherzog 
Mar. 


5. März Erzherzog Mar trifft in Paris ein und verftänbigt ſich mit 
Napoleon Über die Bebingungen feiner Annahme ber mexicaniſchen 
Kaiferkrone. 

19. „ Santana erläßt eine Proclamation an bie Mericaner unb wird 
deßhalb von ben Franzoſen an Borb bes Colbert gebracht und mie 
ber nad) ber Havanna zurückgeſchickt. 

29. „ Vidaurri, ber fi in Monterey gegen Juarez empört bat, räumt 
bie Stadt mit feinen Truppen vor bem anrüdenben juariftifchen 
General Ortega. 


10, April. Nachdem bie Differenzen zwiſchen dem Kaifer von Defterreid 
und bem Erzherzog Mar beigelegt find und die Staatsurkunde über 
ben bebingten Verzicht bes Erzherzogs auf feine Succeffionsredte 
in Defterreich unterzeichnet worden ift, empfängt berfelbe bie meri⸗ 
caniſche Deputation und erflärt ihr die Annahme ber ihm ange 
botenen Kaiſerkrone. Erfte Decrete bes neuen Kaiſers. 

I. Erflärung bes Erzherzogs an bie mericanifhe Depu— 
tation: „Eine reifliche Prüfung ber mir durch Sie vorgelegten Beitrittäacte 
gibt mir bie Zuverficht, baß ber Beſchluß ber Notabeln Mexico's, ber Sie 
zuerfi nach Miramare geführt, von ber weit überwiegenden Mehrheit Ihrer 
Landsleute beflätigt wird, unb ich mich fortan mit vollem echte, als ben 
Erwählten bes mericanifhen Volkes betrachten Tann. Daburd iſt bie 
erfte, in meiner Antwort vom 3. Det. ausgefprochene Bebingung erfüllt. Ich 
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bezeichnete darin noch eine andere, jene, welche bie Bürgſchaften betraf, 
beren das werbenbe Kaiferreich bedarf, um ſich in Ruhe ber eblen Aufgabe 
wibmen zu Fünnen, die Unabhängigkeit und das Wohl bes Landes auf feſte 
Grundlagen zu fielen. Diefe Bürgfchaften find uns nunmehr gefihert, Dank 
ber Großmuth bes Kaiſers ber Franzoſen, welcher während ber hierauf bezüg⸗ 
lichen Verhandlungen ſich beftänbig von einem Geifte ber Aufrichtigfeit und 
einem Wohlwollen befeelt zeigte, deren Andenken ich immer bewahren werde. 
Das erlauchte Oberhaupt meiner Familie bat feinerfeits feine Zuftimmung 
ertheilt, daß ich vom angebotenen Throne Befib nehme. Ich kann daher das 
Ihnen vor ſechs Monaten gegebene eventuelle Verſprechen löſen unb ers 
Hläre Hiermit feierlich, daß ich mit Hilfe bes Allmächtigen aus ben Händen 
ber mericanifhen Nation bie Krone, welche biefe mir überträgt, annehme. 
Merico, den Trabitionen jenes Fraft: und zukunftvollen neuen Gontinents fol: 
end, bat das Recht geübt, fich eine feinen Wünfchen unb Bebürfnifien ent: 
prechende Regierung zu geben. Es bat fein Vertrauen in einen Ablömmling 
besfelben Hauſes Habsburg gefeßt, welches vor brei Jahrhunderten die chriſt⸗ 
liche Monarchie auf feinen Boben pflanzte. Diefes Vertrauen rührt mid, 
und ich werbe es nicht verratben. Ich übernehme bie Gonftituirung ber 
Gewalt, mit ber mich die Nation, beren Organ Sie find, befleibet; ich 
werbe biefelbe jeboch nur fo lange behalten, als bies nöthig, um in Merico 
eine geregelte Ordnung zu fchaffen, und verftändige, liberale Inſtituti⸗ 
onen zu organifiren. Wie ih es Ahnen, meine Herren, in meiner Rebe 
vom 3. Oct. anfünbigte, werbe ich mich beeilen, bie Monardie unter bie 
Autorität ber conftitutionellen Gefetze zu ftellen, fobald bie Pacification 
bes Landes vollſtändig geworben. Die Kraft einer Staatsgewalt ift meines 
Erachtens geficherter durch bie Feſtigkeit, als durch bie Unbeftimmtbeit ihrer 
Grängen, und id will für die Ausübung meiner Regierung biejenigen feſt⸗ 
jeben, welche, ohne ihr Anfehen zu beirren, ihre Dauerhaftigkeit garantiren 
innen. Wir werben, ich hoffe es, zuperfichtlich beweifen, baß eine wohlver⸗ 
ftandene Freiheit trefflich vereinbar it mit ber Herrichaft der Ordnung. Ich 
werbe bie eine zu achten und ber andern Achtung zu verfchaffen willen. Mit 
nicht minberer Kraft werbe ich bie Fahne ber Unabhängigkeit hochhalten, bies 
ſes Symbol ber Fünftigen Größe. Ich nehme bie Hilfe jedes Merica⸗ 
ners, ber fein Vaterland liebt, in Anfprud, um mir in Erfüllung meiner 
fchönen, aber fchwierigen Aufgabe beizufteben. Einigfeit wird uns ſtark ma⸗ 
chen, und Gebeihen und Frieden geben. Meine Regierung wirb bie Dank: 
barteit nie vergefien, bie fie bem erlauchten Kürten ſchuldet, deſſen fkeund⸗ 
ſchaftliche Unterſtuͤzung bie Wiedergeburt unſeres Ihönen Landes ermöglichet 
bat. Ich ſchicke mich an, nach meiner neuen Heimath über Rom zu reifen, 
um bort aus ben Händen bes heiligen Vaters jenen Segen zu empfangen, 
ber jo werthvoll ift für jeben Negenten, aber boppelt wichtig für mich, ber 
ich berufen bin, ein neues Reich zu gründen.” 

11. Der Kaifer Marimilian ernennt Don Joaquin Velasquez be Leon zu 
feinem Staatsminifter und ben General Almonte zu feinem Statt hal⸗ 
ter bis zu feiner Ankunft in Merico. 

I. Vertrag mit Frankreich: „Die beiben Majeftäten, von bem gleichen 
Wunſche befeelt, die Wieberherfiellung ber Orbnung in Merico zu ſichern und 
bas neue Kaiferreich zu befeftigen, haben nachſtehende Webereinfunft getroffen: 
Art. 1. Die franzöfifhen Truppen, welche fich gegenwärtig in Merico befinden, 
werben jo bald als möglich auf ein Corps von 25,000 Mann, mit Einfluß 
ber Fremdenlegion, rebucirt. Diefes Corps wird, um bie Sntereffen zu wah⸗ 
sen, um bereniwillen feine Intervention flatttgefunben bat, zeitweilig unter 
ben durch bie nachſtehenden Artifel geregelten Keningungen in Mexico vers 
bleiben. Art. 2. Die franzöfifhen Truppen werben Merico nah und nad) 
je in dem Maße räumen, ale Se. Maj. ber Kaifer von Merico bie zu ihrem 
Erſatz nothwendigen Truppen wirb organifiren Tonnen. Art. 3. Die in frans 
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zoſiſchem Dienſt ſtehende 8000 Mann ſtarke grembenlegion wird deſſen— 
ungeachtet noch ſechs Jahre in Merico bleiben, nachdem gemäß Art. 2 
alle übrigen franzöfifchen Streitkräfte ſchon zurüdgerufen fein werben. Ben 
biefem Zeitpunft an wird befagte Legion in Dienft und Solb ber mericant: 
fhen Regierung übergehen. Die mericaniiche Regierung behält ſich das Recht 
vor, bie Verwendungszeit ber Frembenlegion in Merico abzufürzen. Art. 4. 
Die von ben franzöjiihen Truppen zu bejegenden Punkte bes mericaniſchen 
Gebiets, ſowie bie militärifchen Srpeditionen biefer Truppen werben vorfom: 
menden Falls gemeinfam und unmittelbar zwifhen bem Kaifer von Dterico 
und bem Oberbefehlshaber bes franz. Corps feſtgeſtellt. Art. 5. An allen 
Punkten, wo bie Garnifon nicht ausfchließlih aus mericaniſchen Truppen 
befteht, gehört ber militärifhe Dberbefehl dem franz. Commanbdanten 
an. Im Kal combinirter Erpeditionen franzöfifher und mericanifcher Truppen 
gehört gleichfalls der Oberbefehl dem franzöfiihen Gommandanten an. At. 6. 
Die franzöſiſchen Commandanten künnen in feinen Zweig ber mericaniſchen 
Verwaltung eingreifen. Art. 7. Solange bie Bedürfniffe bes franzöfiihen 
Armeecorps einen Transportjahrbienft zwifchen Frankreich und Veracruz notb- 
wenbig machen, werben die auf 400,000 Fres. angefchlagenen Koften für je 
bie Hin= und Herfahrt zufamntengenommen von ber mericanifchen Regierung 
getragen unb in Merico bezahlt. Art.8. Die von Frankreich in ben Antillen 
und bem ftillen MWeltmeer unterhaltenen Schiffsftationen werben oft Fahrzeuge 
in die mericanifchen Häfen fchiden, um bafelbft bie franzöfifche Fahne zu ze: 
gen. Art. 9. Die von ber mericaniſchen Regierung zurüdzuerflattenden 
Koften für die franzöfifhe Erpedition werben für bie ganze Dauet 
biefer Erpebition bis zum 1. Juli 1864 auf 270 Millionen feftgefett. Dieie 
Summe wird zu 3 Procent jährlich verzinst werben. Bom 1. Juli db. J. 
an fallen ale Ausgaben für bie mericanifche Armee Werico zur Laſt. 


Art. 10. Die von ber mericanifgen Regierung an Frankreich zu gahleude 


Entihäbigung für Beſoldung, Ernährung und Unterhalt ber Truppen des 
Armeecorps vom 1. Juli 1864 an wird auf 1000 Fr. per Mann und pe 
Jahr feſtgeſetzt. Art. 11. Die mericanifche Regierung wirb fofort ber fran- 
zöfiihen Regierung bie Summe von 66 Mill. in Anleihejcheinen zum Emil: 
fionscurs übergeben: nämlich 54 Mill, als Abzug von ber Art. 9 erwähnten 
Schuld, und 12 Millionen als Abſchlagszahlung auf die an verfchiebene Fran—⸗ 
zofen Traft Art. 14 ber gegenwärtigen Convention zu leiftenden Entichäbigunge: 
fummen. Art. 12. Zur Zahlung bes Mehrbetrags ber Kriegskoften und zur 


° Abtragung ber in ben Art. 7, 10 u. 14 erwähnten Laften verpflichtet ſich die 


mericantihe Regierung an Frankreich jährlich bie Baarfumme von 25 Mil. 
zu entrichten. Diefe Summe wirb verwanbt werben: 1) auf bie laut Art. 
und 10 gefchulbeten Summen, 2) auf ben Betrag, in Intereſſen und Capital, 
ber Art. 9 feftgefegten Summe, und 3) auf die Entfhäbigungen, welde laut 
Art. 14 2c. noch an franzöfifche Unterthanen geſchuldet werben. Art. 13. Die 
mericanifche Regierung wirb am letzten Tag jebes Monats in bie Hände dei 
Generalzablmeifters ber Armee ben von ihr gefchulbeten Betrag für ben Un: 
terbalt der laut Art. 10 in Merico zurüdbleibenden Truppen entrichten. 
Art. 14. Die mericaniſche Regierung verpflichtet fi, bie franzöftfchen Unter: 
thanen für die von biefen erlittenen Nachtheile, welche ber Grund ber Eire 
bition waren, zu entfchäbigen. Art. 15. Eine aus brei Franzoſen und bee 
Mericanern beftehende, von ihren refpectiven Regierungen ernannte Gommil: 
fion wird in Merico zufammentreten, um biefe Forderungen zu prüfen und 
zu regeln. Art. 16. Eine auf biefelbe Weife ernannte, aus zwei Franzoſen 
unb zwei Mericanern beftehende Revifionscommifften, welde in Paris ihren 
Sitz hat, wird zur befinitiven Liquidation der von ber im vorigen Artilel 
bezeichneten Commiffon angenommenen Forberungen ‚fchreiten und über bie 
jenigen entſcheiden, bie ihrem Spruch vorbehalten worden find. Art. 417. Die 
franzöfifche Regierung wirb alle mericanifchen Kriegsgefangenen -in Freihei 
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ſehen, ſo wie der Kaiſer von Merico in ſeinen Staaten eingezogen ſein wirb. 
Art. 17. Gegenwärtige Convention wird ratificirt und bdie gegenſeitige Rati⸗ 
fication baldmöglichſt ausgetauſcht werben. So vollzogen im —2 Mira⸗ 
mar, 10. April 1864. Unterzeichnet: Herbet. Joaquin Belasquez 
de Leon.“ 


IV. Finanzielle Decrete bes Kaiſers Marimilian beim Antritt ber 
Regierung. Diefelben finb ebenfalls von Velasquez be Leon contrafignirt. 
An dem erſten Decret wirb eine Finanzcommifjion in Paris nievergefekt, 
welhe ein Hauptbuch ber auswärtigen mericanifhen Schuld anzulegen hat. 
Dasſelbe wirb in duplo bein mericanifchen Staatsihak eingehändigt werben. 
Die Zinfen ber auswärtigen Schuld werben auf Koften bes mericanifchen 
Sapes in Paris und London bezahlt, unb zwar zu bem feſten Curs von 
5 Fr. 25 E. per Piafter und 25 Fr. 20 C. per Pf. St. In biefe® Haupt: 
budy werden eingetragen bie 1851 unter bem Titel „Mexican three p. cent 
new opnsolidated stock‘ ausgegebenen engliihen Bons zu bem Rominal- 
wertb von 10,241,650 Pf. St. Außerdem bat bie.erwähnte Commiſſion bie 
Anleihencontracte zu überwachen und bie Einzahlungen ber an Anleihen Be: 
theiligten zu betreiben. Die Commiſſion felbit ſoll aus einem mericaniſchen, 
franzöfifgen und englifchen Commiſſär, welche je bie Inhaber ber mericanis 
ſchen Schuldſcheine find, beitehen. Das zweite Decret ernennt ben Grafen 
Germing, ben von und für Frankreich beitellten Commiſſär, zum Präfibenten 
biefer Finanzcommiſſion. Das dritte Decret bezieht fi auf das neue An⸗ 
lehen jelbft. Art. 1 lautet: „Das Kaiferreih Merico eontrahirt ein Anlehen 
von 8 Mil. Pf. St. ober 201,600,000 Francs Nominalcapital. Es werden 
für basjelbe in das Hauptbuch ber auswärtigen Staatsſchuld des Kaiſerreichs 
Merico Gprocent. Renten von 12,096,000 Fred. ober 480,000 Pf. St. (zum 
Eure von 25 Fr. 20 Gent.) jährlich eingetragen. Die Renten werben au 
porteur ausgeflelt und balbjährlih, am 1. April und 1. Oct., zu London 
und Paris auf Koften bes mericaniihen Schatzes burd die von ber merica⸗ 
niſchen Regierung damit beauftragten Banquiers ausbezahlt. Die erſte Zah: 
lung findet am 1. Oct. 1864 ftatt.” Ein Amortifationsfonds von 1 Proc, 
bes NRominalcapital® wirb gebildet werben und in 5 Jahren, am 1. April 
1869, feine Thätigfeit beginnen. Tas Anleihen wirb zu 63 ausgegeben, und 
zwar auf bem Wege ber öffentlichen Unterzeichnung zu Lonbon und Paris. 

* Das vierte Decret verorbnet, daß 6,600,000 France Gprocentiger Renten 
in das Haupibudy ber auswärtigen mericanischen Schulb eingetragen werben 
follen, welde bem franzöfifcden Finanzminiſter zur Verfügung ‚geheit werben, 
Diefer ſtellt dagegen Quittung über eine Summe von 66 Millionen aus, 
welche auf bie Stipulationen ber biplomatifchen Convention vom 10. April 
zu verwenben find. In bem fünften Tecret wirb bie am 20. März 1864 
zwiſchen Graf Franz Zichy, als Nepräfentanten bes Kaifers Marimilian, unb 
ben 55. Glyn, Mills und Gomp. abgeſchloſſene Convention über das acht 
Millionen Pf. St. Anlehen als zu Recht beitehenb anerkannt. In dem ſechs⸗ 
ten Decret endlich wirb bie Stellung ber Inhaber bes alten Iproc. merica: 
niſchen Anlehens, bes jogenannten Newconsolidated Stock, zu bem neuen 
Kaiferreich geregelt. 


V. Ein Decret bes Kaifers regelt die Thronfolge für ben Fall feines 
Kr ober anderer Hinberniffe, inbem es bie Saiferin zur NRegentin 
einfebt. 

14. April. Kaifer Maximilian ſchifft fih von Trieſt zunächſt nad Rom 
ein, um ben Segen ben Papftes einzuholen und bon ba nach Merico 
abzugeben. 

18.—20. April. Kaifer Marimilian in Rom, 
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29. Mai. Ankunft bes Kaiſerpaars in Veracruz. Proclamation bes Kai: 
ferd an bie Mericaner. 

10. Juni. Präſident Juarez proteflirt gegen das vom Kaifer Maximilian 
abgefchloffene mericanifche Anlehen. 


12. „ Einzug bes Kaifers in Mexico. Enthuſiasmus ber indianiſchen 
Bevölkerung. Santana, Miramon, Almonte und Marquez werben 
vom Kaifer zu Feldmarſchällen ernannt. 


4. Juli. Beſetzung von Durangs burd bie Franzoſen. 

6. „ Der Kaifer erläßt an feinem Geburtstage eine allgemeine Amneftie 
für alle rein politifhen Vergehen. — Der Kaiſer ſetzt zwei Com: 
miffionen ein, die eine unter dem Vorfige bes General Bazaine be: 
hufs Organifirung der militärifhen Streitfräfte, bie andere unter ° 
bem Vorſitze des Staatsminifters Velasquez be Leon zu Ordnung 
der Finanzen des neuen Kaiſerreichs. 

25. „ Der Kaifer ernennt den liberal gefinnten Don Joſé Fernando 
Ramirez zum Minifter bes Auswärtigen. 


7. Aug. Der Kaifer befichlt in einem Schreiben an ben Staatsminifter 
bie Aufhebung ber Genjur. 

410. „ Der Kaifer tritt eine längere Rundreiſe in bie Provinzen an. 

19. „ Der franz. General Caſtagny beſetzt Monterey. Präſident Juarez 
zieht fih nah Chihuahua zurüd. 

22. „ Die franzöfifche Flotte beſetzt Bagdad, das ben Eingang zum Rio 
Bravo beherrict. 


21. Sept. Niederlage ber Juariſten bei Cerro be Majoma. 
26. „ Der mer. General Mejia befebt Matamoros für ben Kaifer. 


30. Oct. Rückkehr des Kaifers von feiner Runbreife in ben Provinzen. 


T.Nov. Der Kaifer befiehlt bie Errichtung von Nuralgarben (mobil 
und estable je nad) dem Alter der Pflichtigen) gegen bie Guerillas 
und Räuber. 

20. „ Der Kaifer überträgt das Miniſterium, des Innern dem Don 
Cortes y Espaza, fo daß nur noch das Finanzminifterium zu befeen 
ift, um das Minifterium vollftändig zu machen. 

21. „ Die Franzoſen landen im ſüdlichen Theil des Golfes von Cali: 
fornien und beſetzen bie Hafenftabt Mazatlan im Staate Sinaloa. 

23. „ Ein Laifer!. Decret verordnet das Aufbören bes am 1. Mai 1863 
von den Franzofen gewährten Naclafles von 50 Procent aller bie 
berigen Einfuhrzölle. 
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10. Dee. Ankunft bes päpſtlichen Nuntius, Migr. Meglia, in Mexico. 


21. 


25. 


27. 


„ Der Kaifer empfängt in Audienz den päpſtlichen Nuntius. Schrei: 
ben des Papftes an den Kaifer über bie Grundlagen eines mit 
Mexico abzuichließenden Eoncorbates (vgl. Rom). Der Kaifer ſetzt 
ben Forderungen bes Papftes einen weſentlich Tiberaleren Entwurf 
entgegen: 

1) Duldung aller Gulten, bie nit gegen das bürgerlidhe Geſetz ver⸗ 
ftoßen, und Anerkennung bes Katholicismus als Staatsreligion; 2) Endgil⸗ 
tige und förmliche Anerfennung ber Säcularifation ber Kirchengüter; 3) Dos 
tation des Glerus durch den Staat; 4) Vorbehalt von Seiten ber Regierung 
bes Rechtes, in ber ihr angemeſſen ericheinenden Sr unb Ausdehnung bie 
Führung von Groilftandsregiftern in Merico einzuführen. Die mericaniiche 
Regierung fündigt außerdem an, daß fie bie alten Rechte ber ſpaniſchen Krone: 

noeftitur ber Prälaten, Oberaufjicht über weltliche Angelegenheiten ber Geiſt⸗ 
lichkeit, Regelung ber geiftlihen Sporteln und Beſchränkung ber Zahl religidfer 
Brüderſchaften und Flöjterlicher Orben für fih in Anſpruch nehmen werde. 


„ Der franz. General d'Hurbal beginnt die Belagerung ber von dem 


juariftifhen General Porficio Diaz vertheidigten Stabt Dajaca, ber 
Hauptitabt der Provinz dieſes Namens. 


„ Da ber NRuntius bes Papftes ohne Vollmachten für Regelung bes 


unter bem republicaniſchen Regimente erfolgten Verkaufs der Kirchen: 
güter angekommen ift, jo ordnet der Kaifer von fi) aus unb ohne 
weitere Berftändigung mit Rom eine Revifion ber betreffenden Ge: 
fee an, indem er bie durch dieſe Gelee gefchaffenen Sntereffen ale 
berechtigte anerkennt. 


Schreiben bes Kaifers an ben Minifter Escubero: „Zur Be 
feitigung ber Schwierigkeiten, welche ſich wegen bes Reformgefepes erhoben 
baben, ſchlagen Wir bie Anwendung eines Mitteld vor, welches, mährenb es 
ben Anforderungen bes Landes genügt, ben Frieden in ben Gemüthern und 
die Rube im Gewiſſen aller Bewohner bes Reiches wieber berftellen fol. Zu 
biefem Zweck Mmüpften Wir, als Wir Uns in Rom befanden, Unterhand⸗ 
lungen mit bem heiligen Bater, als bem allgemeinen Haupt ber katholiſchen 
Kirche, an. Der päpftlihe Nuntius weilt gegenwärtig in Merico , hat jedoch 
zu Unferm Außerftien Erſtaunen erflärt, daß er ohne Snftructionen fei, 
und biejelben von Rom aus erwarten müfje. Die unnatürliche Lage, in welcher 
Wir Uns fieben Monate lang mühſelig bingefchleppt haben, verträgt fein 33: 
gern, ſondern erheifcht eine fofortige Löjung. Demgemäß beauftragen 
Wir Sie, fofort bie geeigneten Maßregeln vorzufßhfagen, zu dem Zweck, daß 
das Recht ohne —*8 der Perſon gehandhabt werde; daß die burch die 
Geſetze geſchaffenen berechtigten Intereſſen unter Abhülfe der in 
ihrem Namen verübten Ausſchreitungen und Ungerechtigkeiten ſicher geftellt 
werben; daß für bie Aufrechterhaltung des öͤffentlichen Gottesdienſtes und ben 
Schutz anderer unter die Obhut der Religion geſtellten heiligen Dinge Sorge 
getragen werde; und ſchließlich, daß im ganzen Land die Sacramente gereicht 
und andere Funktionen bes heiligen gottesdienſtlichen Amtes ausgeübt werden, 
ohne irgenbwelde Koften ober Laften für das Wolf. Zu biefem 
Zwed werben Sie Uns vor allem bie Revifion ber in Bezug auf bie Be: 
figungen zur tobten Hand und bie Nationalifirung ber Kirchengüter abges 
ſchloſſenen Gefchäfte vorfchlagen, und babei von bem Grundſatz ausgehen, daß 
Berfäufe, bie obne Betrug unb ben Geſetzen gemäß, welche eine joldye Amorti⸗ 
fation verfügten, bewerkftelligt wurben, zu tatificiren find. Kurz, feien Sie 


354 erico. 


im Sirme einer freien und großartigen Toleranz thätig, laſſen Sie jeboch 
fen ae Acht, daß bie Staatsreligion bie römiſch-katholiſche und apofto: 
iſche iſt.“ 

— Dee. Das neue Kaiſerreich iſt bereits von ſämmtlichen Großmächten 
und außerdem auch von Italien und Spanien ſowie von einer Reihe 
kleinerer Mächte anerkannt. 


Beilagen. 


I. 


Die Enthälungen des englifchen Slaubuches über die Politik 
Hannovers in er fohleswig-holfleinifchen Frage 
Ianuar — März 1864. 


Berichte des engl. Gejandten am Hofe von Hannover, Henry %. Howard, 
an den engl. Minifter des Ausw., Grafen Ruffel: 


Hannover b. 9. Januar 1864. „.... Ich babe mi bemüht, ben Grafen 
Platen zu bewegen, bie Frage der Entfernung bes Prinzen von Auguftenburg aus 
Holftein babucch zu enticheiden, ba Kannover am Bundestag feine Stimme für ben 
Nräfidialantrag Oeſterreichs abgebe; allein Se. Erc. meint, baß er in biefer wie in 
anbern jhwebenden Tragen einen Mittelweg einſchlagen müffe, um eine 
Bollsbewegung (a popular outbreak) in biefem Lande zu vermeiden. 
„0... Se. Erc. will von einer Verbindung mit ben Regierungen von Sadfen, 
Bayern und Württemberg bezüglich biefer Fragen durchaus nichts willen und 
behauptet, nicht einmal zu willen, ob und zu weldhem Einverſtändniß biejelben ge⸗ 
kommen fein mögen und will nichts mit ihnen zu thun haben (will have 
nothing to do with them)“, 

Hannover 30. Sanuar 1864. „Im einer Unterhaltung, welche ich heute 
mit Graf Platen hatte, Ienkte ich feine Aufmerkſamkeit auf die Verwicklungen, welche 
leicht burd bie Berufung ber Stänbe (in ben Herzogthümern) entftehen köonn⸗ 
ten, und auf die Nüplichfeit, biefelbe zu verhindern. Se. Grc. erflärte, daß er eben: 
falls dieſe Berufung mißbillige, welde, wie er überzeugt, völlig unndöthig für ben 
Zwed ſei, für ben fie vorgeichlagen werbe, und welche nur bazu diene, ben weiteren 
Zweck zu verbergen, ben nämlich: eine Stimme ber Stände zu Gunften des Prinzen 
von Auguftenburg einzuholen ; aber er fürchtete, fie fei nicht zu verhindern, ba eine 
Meajorität des deutſchen Bundes geneigt fei, fich für biefelbe zu erflären. Gr fügte 
inbeffen binzu: daß foldh eine Stimme von Seiten ber Stände, obwohl fie fidher eine 
neue Berwidlung herbeiführen würbe, bie Frage nicht entichelben würde, und er 
wieberbolte feinen Wunſch, beide Herzogthbümer, Holflein unb 
Schleswig, bleiben zu jehen unter bem Scepter Sr. Maj. bes 
Königs Ehrifian, vereinigt mit ber Krone Dänemark, unb zwar 
in Betreff Holfteins und bes beutfhen Theile vonSchleswig lebig- 
lich durch Berfonalunion. Sold ein Arrangement Fönne indeffen, meinte er, 
nur burch bie projectirte Occupation Schleswigs von Seite Deiterreichs unb Preußens 
erhalten werben, auf welche ein Gongreß folgen müfle, in bem bie ganze Frage 
beigelegt werben koͤnne. g 
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Den 4. Februar 1864. „Graf Pluten fagt, daß, wenn bie Dänen 
ſich felbft überlafjen werben, fie bald aus Schleswig würden vertrieben fein; daß 
Defterreih und Preußen dann bereit fein werben, in bie Conferenz zu geben, und 
daß ein Arrangement auf ber Bafis ber Iniegrität der bänifchen Monarchie mit 
Perfonalunion zwiſchen Dänemark auf ber einen Seite, und Holftein und Schleswig, 
ober vielmehr dem füblichen Theil bes letztern Herzogthums, auf ber anbern Seite 
feiner Meinung nad erreicht werben könnte; baß aber, wenn Großbrittanien ober 
irgend eine andere Macht ben Dänen Beiſtand bringe, ber Krieg unfehlbar erweitert 
werben würbe, benn ganz Deutſchland würbe bie Waffen ergreifen zur Unterftüßung 
von Defterreih und Preußen; und er gab eine hohe Vorftelung fund von ber Macht 
bes jo vereinigten und England gegenübergeftellten Deutichlande. Ich ermwieberte, 
daß ... bie Invaſion Schleewige durch Defterreih und Preußen — unternom: 
men, wie id muißeee mehr zu dem Zweck, daheim die öffentliche 
Aufmerkſamkeit zu feſſeln, und um einen Vorwand zu haben zur 
Anjammlung einer großen Mannſchaft in Waffen ala aus irgenb 
einem wahrhaften Den Ant an ben gefränften Rechten der Schlee⸗ 
wiger — ein jehr verfehlter Angriff fei ꝛc. 

Hannover 6. Februar 1864. ..... Ich höre vom Grafen Platen, baf bie 
bannoverifche Regierung von ber bayerifchen Regierung eine Einladung empfing an 
biefen (Miniſter⸗) Eonferenzen theilzunehmen, aber, daß er es ablehnte, unter ber 
Begründung: baß bie Unternehmungen Defterreihs und Preußens 
dburhaus feinen Grund abgäben, ihre Abfichten zu beargwöhnen; 
baß bie vorgeſchlagenen Eonferenzen ohne Zweifel von ihnen als ein feindlicher Schritt 
würben angejehen werben und in ſich jelbft unzwedmäßig wären, und daß, wenn 
eine Verftändigung unter ben Mittelftanten mit Rückſicht auf ihr zufünftiges Ber: 
balten zu Schleswig-Holftein gewünſcht werbe, bieje burch biplomatifche Correſpondenz 
ra werden könnte. Nachdem bie Geſichtepunkte des Grafen Platen ber 

egierung von Heſſen-Kaſſel mitgetheilt worben find, bat lebtere, wie id 
durch en andere Quelle erfahre, gleihfalls die Einlabung ber bayerifchen Regierung 

elehnt.“ 
oe Hannover 10. Februar 1864. „Graf Platen fagte mir biefen Morgen, 
ba ... bie bänifche Negierung Embargo auf zwei bannoverifhe Schiffe... gelegt 
babe... Se. Exc. bemerkte mir, baß, wenn Dänemark feine internationalen Pflid: 
ten gegen Hannover nicht halte, e8 nicht erwarten Lönne, daß Hannover bie feinigen 
egen Dänemark halte, und daß Dänemark bie Eonfequenzen binnehmen müſſe. Er 
ügte indeß hinzu: daß es nicht feine Abficht fei, gegen bänifche Schiffe R alien 
zu ergreifen, obwohl die preußifche Regierung ibn aufgefordert 
babe, das zu thun (had invited him to do so).“ 

Hannover 11. Februar 1864. „... Ich erinnerte Se. Erc. baran, daß 
er vor einiger Zeit, als ich barauf brang, bie von Hannover durch feinen Beitritt 
zum Londoner Vertrag eingegangenen Seupflichtun en zu erfüllen und bemgemäß 
bie Nachfolge Sr. Maj. bes Königs Ehriftian IX. officien anzuerkennen, erflärt babe, 
er werde biefen Berpflidtungen nachkommen, indem er, wenn ber geeig- 
nete Moment eingetreten fei, die Stimme Hannovers am Bunde gegen bie Präten: 
fionen bes Prinzen von Auguftenburg abgeben werde Ich tagte, daß ich 
mit Beziehung auf jene Erklärung jet das Votum Hannovers gegen bie in bem 
Berichte bes Hrn. v. d. Pforbten enthaltenen Anträge in Anſpruch nehme. Graf 
Platen erwieberte, baß er ſich augenblidlih nicht dazu verpflichten Tönne, baß er 
aber bafür forgen werbe, baß jeder Punkt von Hrn. v. d. Pforbiens Bericht im 
Ausfhuß der Bunbesverfammlung wohl erwogen werbe.... Defterreih unb 
Preußen werben fich, wie ich höre, alle Mühe geben, eine Abftimmung ber Bunbess 
verfammlung tiber die Erbfolgeftage fo lang wie möglich zu verzögern.” 

Hannover 13. Febr. 1864. „.... Ich fragte hierauf Graf Platen, was 
für Schritte er in ber Angelegenheit zu thun beabfichtige, ob er deßhalb an ben han⸗ 
nover’ihen Givilcommifjär in Holjtein zu ſchreiben gebenfe ober an ben Commans 
banten ber hannoverſchen Truppen bajelbft, um einen Gonflict mit Preußen zu ver: 
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meiben, unb was für Inſtructionen er dem hannover'ſchen Bunbestagsgelanbten habe 

ufommen Iaffen. Se. Exc. erwieberte, daß er nicht duch Inſtructionen an bie 
Dannover’fchen Autoritäten in Holftein in denſelben Fehler fallen wolle wie Baron 
Beuft, ber ben fächlifhen Bundesgeneral inftruirt babe, ben preußiichen Truppen 
Widerſtand zu leijten; ber ie Commifjär ſei im Gegentbeil hinreichend 
unterrichtet von feinem Wunſche, einen Conflict yermieben zu fehen unb daß daher 
auch Fein folder erfolgen werde. Se. Erc. fagte, er Babe den hannover'ſchen Bundes⸗ 
tagegefandten bahin inftruirt, in gemäßigten Ausbrüden gegen das Vorgehen 
ber preuß. Regierung zu proteſtiren, fi dagegen Feinem voreiligen Be⸗ 
ſchluß, ber von den [üdbeutfhen Staaten vorgefhlagen werben 
möchte, anzuſchließen, vielmehr alles zu thun, um ben Ausbruch eines Bür⸗ 
gerfriegs in Deutichlanb zu vermeiden. Ih muß bemerken, ba Graf Platen 
von ber Gefahr, bie für Hannover bei einem Eonflict mit Preußen 
droht, gu fehr überzeugt iſt, um nit alles zu ibun, was in feiner 
Macht liegt, um einen folden zu vermeiden.“ 

Hannover 19, Febr. 1864. „Sch höre, daß ber preußiſche Geſandte an 
biefem Hof, in Kraft von Snftructionen feiner Negierung, neulich bei zwei Gelegens 
heiten bie bannoverifche Regierung gedrängt hat mit Defterreih und Preußen für 
bie Berwerfung ber von ber Majorität bes Holſtein-Ausſchuſſes am Bunde vorges 
Iölagenen Reiolution zu flimmen, welde fih auf ben Londoner Tractat von 
8 Mai 1852 bezieht, aber daß er bis jetzt noch feine befinitive Antwort erhielt. 
Graf Platen Hält die Refolution für unſchädlich, weil fie Bloß die unbeftreitbare Er⸗ 
Härung enthielt, daß ber Bund durch ben Vertrag von 1852 nit gebunden ift, und 
trägt jebt Bebenfen, gegen dieſelbe zu nt ba ber hannoveriſche Geſandte im 
Ausſchuß fi ihr angejdfoffen bat, durch einen Compromiß mit ben andern Mittels 
flaaten, indber Abficht, die letzteren bavon abzuhalten, einen Antrag 
auf bie unverzüglide Anertfennung bes Prinzen von Auguftenburg 
als Herzog von Holftein einzubringen (in order to prevent the latter 
from bringing forward a proposal for the immediate recognition of the 
Prince of Augustenburg as Duko of Holstein).” 

Hannover 2C. Febr. 1864. „... Nachdem ih dem Grafen Platen gedankt 
Batte für bie Mittheilung, die mir zu machen er bie Güte gehabt, bemerkte ich: baß 
ohne Zweifel die oftenfiblen Objecte ber Miffion des Generals v. Manteuffel fo feien, 
wie er mir gefagt babe; aber ich forfchte (inquired), ob nicht noch andere damit 
verbunben gewejen, unb ob er 3. B. nicht beauftragt geweſen fei, zu einem Einver⸗ 
ſtändniß mit ber hannoveriſchen Regierung zu gelangen, für Uebertragung ber Bundes⸗ 
erecution in Holftein von Hannover und Endten auf Defterreih und Preußen, ober 
in Beziehung auf die Erbfolgefrage, oder in Betreff eines Widerſtands gegen bie 
Senbung bayerifcher und württembergifher Truppen nad Holftein, um als Bundes⸗ 
referven zu banbeln, oder für ben eventuellen Vorfat ben Prinzen von Auguftenburg 
als Herzog von Holftein einzufegen, nad feiner Anerkennung als ſolchem durch ben 
Bund. Ge, Erc. erwiederte: daß ich wahrfcheinlih bas in ber Stabt umlaufende 
Gerücht gehört haben werde: baß Gen. v. Manteuffel gekommen fei, um eine De⸗ 
fenfivallianz zwiſchen Hannover und Preußen vorzufchlagen, aber daß alles zufammten 
faljch fei, und bag, wenn ich bemielben glauben wollte, ober ben anbern vermutheten 
Zwecken ber Miffion bes Generals, auf die ih Bezug genommen, ich I tauſchen 
würde, da fe nicht vorhanden ſeien; und er wieberkofte: baß feine wahren Ziele 
nicht über das Binausgegangen, was er mir mitgelheilt, obwohl er nicht läug- 
nete, daß bie allgemeine Lage ber Dinge mit bem General discu— 
tirt worden fei. In Antwort auf eine weitere Anfrage fagte Se. Erc.: er glaube, 
baß General v. Manteuffels Sendung nad Dresden bo einen Einbrud ge- 
macht babe auf ben wenig von Sachſen“ 

Hannover 25. Febr. 1864. „... Ih Hatte ſchon bie Ehre, Ew. Lordſchaft 
die Stellung bes Grafen Platen in Betreff dieſer Frage (v. d. Pfordten'ſcher Bericht) 
auseinanberzufegen. Ginerfeits hat er bis zu eingm gewiffen Grab ſich hinüber⸗ 
gebeugt zu den Mittelftasten, um für bie Refolution bes Hrn. v. d. Pfordten zu 
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ſtimmen, mit ber Abſicht, wie er behauptet, einem Aintrag auf unver—⸗ 
üglige Anerkennung besPrinzen von Auguftenburg vorzubeugen. 
Sunbrerfeits ift er ungeneigt, bie öfterreichifche und bie preußifche Regierung zu belei= 
digen, welche ihn gebrängt haben, zu Gunften ihres Antrags auf Berwerhung ber 
oben erwähnten Refolution zu flimmen. Er hat befhalb für einn Mittelweg fi 
entſchieden, und hat den hannoverifhen Gefandten in Frankfurt dahin inftruirt: nur 
zu Gunften der Punfte 3 und 4 zu flimmen, aber gleichzeitig bie beiden eriten 
Punkte in ben Motiven zu verwenden, auf welche er fein Votum gründe. Der 
hannoveriſche Gefandte wirb alfo erffären: baß, ba der Bund noch nicht den Vertrag 
vom Mai 3852 anerkannt hat, und da er gegenwärtig nicht in ber Lage if, ihm 
beizutreten, Hannover für Punkt 3 und 4 ſtimmt. Das ift wenigftend bie Nachricht, 
welche Graf Platen mir biefen Morgen über ben Weg gab, welcher zu Frankfurt 
durch Hannover am heutigen, 25., eingefchlagen werben joll.” 
Hannover, 27. Ben 1864. „Em. Lorbihaft werben wahrſcheinlich von 
andern und mehr autbentiihen Quellen bie Rejultate ber Gonferenz von Miniftern 
ewiffer Mittelftanten Deutſchlands vernommen haben, welde zu Winzburg ſtatt⸗ 
5 d.... An einer Unterhaltung, welche ich geftern mit Graf Platen hatte, wieber: 
holte er feine Einwürfe gegen eine folde Berufung (ber ſchleswig⸗hol ſteiniſchen 
Stände), indem er fagte: baß er ben Bund nicht für competent halte, fie zu beſchlie⸗ 
Ben, ba es eine Maßregel fei, welche Ichiglich zu ben Attributen bes Souveräns ge 
höre. Es ift daher zu hoffen, baß bie hannoveriſche Stimme gegen ben Antrag ge: 
eben wirb. Anbrerteite werben Ew. Lordſchaft erfahren Haben, baß in berfelben 
igung bes Bundes Oefterreih und Preußen einen Antrag ftellten, über welchen 
Binnen acht Tagen abgeflimmt werben follte, zur Hebertragung bes Oberbefehls über 
bie Bundeserecutionstruppen in Holftein an ben Oerbefehfähaber ber vereinigten 
Sfterreichifch-preußifchen Truppen, und zur Ernennung von zwei weiteren Commiſſaͤren 
für Holftein durch Defterreih und Preußen. Dieſer Antrag ift ohne Zweifel eine 
Gontremine gegen bie Refolutionen ber Würzburger Conferenz, 
unb wirb, wenn angenommen, wichtige Nejultate haben, infomeit als Defterreich und 
Preußen, mit bem wahrſcheinlichen Beiftundb bes hannoveriſchen Mit: 
glieds ber Bundescommiſſion in Holftein, bie höchſte Leitung ber Geſchäfte 
in biefem Herzogthum erlangen werben, welche, wenn fie reblich find (if they are 
honestly disposed), eine enblidhe Feftfegung auf der Bafisber Inte: 
rität der bänifhen Monarchie außerordentlich erleihtern wird. 
raf Platen brüdte mir geftern fein ee aus mit biefen Antrag, unb 
will empfehlen, daß Hannovers Unterftüßung bemjelden gegeben werde. Sm ber 
That, Se. Erc. ift, glaube ih, zum großen Theil ber Erfinder die 
fer Idee. ... Er wieberholte mir, daß, was er zu wünfchen fortfahre, eine 
ge ekung jei auf ber Bafis ber Perfonalunion von Holftein, 
hleswig unb Lauenburg mit Dänemark, nichts mehr und nichts 
weniger. Jh muß indeß bemerfen, baß Se. Erc. immer zugegeben hat, 
daß der rein bänifhe Theil von Schleswig allenfalls auch dem 
Schickſal von Jütland folgen könne.“ 


Hannover 5. März 1864. „.... Ich hatte geftern Morgens eine Unter: 
Haltung darüber (Antrag Hannovers im ber Bundesverlammfung v. 3. Mürz) mit 
Graf Platen, in der ich ihm mein Bebauern ausbrüdte, daß er in ber Bundesver⸗ 
fammlung wieberum mit Stellung von Anträgen gegen Dänemark vorangehe. Se. Exc. 
entgegnete, daß er mit biefem Antrag nur einem anderen von weniger 
gemäbigtem Character zuvorgefommen fei.... Uebrigens mag es, 
ente ich, bezweifelt werben, daß ein folder Antrag Oeſterreich und Preußen conve⸗ 
niren werben, ba es ihre Abficht ift, bie Führung bes Kriegs in ihren eigenen Hin: 
ben zu behalten..." 

Hannover 8. März 1864. „Ich höre, baf ber öfterreichifhe unb ber preu⸗ 
Bifche Gefandte an biefem Hof> beide in Webereinftimmung mit Inftructionen ihrer 
Regierungen, bie hannoveriſche Regierung gebrängt haben, gegen ben fächfticen 
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Aintrag auf Eimberufung ber holſteiniſchen Stände zu flimmen, über welchen in ber 
auf ben 10. d. M. angeſetzten Bunbestagsfitung entfchieben werben foll, oder s 
tens zu Gunften ber VBerweilung beöfelben an ben fländigen Holſtein⸗Ausſchuß. 
Graf Platen, befien Meinungen, wie Ew. Lordſchaft willen, bem Antrag entgegen 
find, Hat, wie ich hörte, den oben erwähnten Geſandten gefagt, baß bie bannoves 
riſche Stimme zu Sunften ber Berweifung an ben —* werbe gegeben wer⸗ 
ben. Der Grund, mit bem eine foldde Verweilung an ben Ausſchuß wirb gerechts 
fertigt werben, wird obne Zweifel bie Nothwendigkeit fein für bie Bunbescommiff 
in Holflein mehr erplicirte und detaillirte Wuseinanberfeßungen über bie Motive zu 
geben, welche fie bazu gebracht haben, bie Einberufung ber Stände zu empfehlen, 
und ift ber Antrag einmal in ben Hänben bes Ausfchufles, bann werben Deſter⸗ 
reich und Preußen leiht im Stanbe fein, ibn ba zu laffen, und 
eine ibren Abjihten entgegenfiebenbe Entfheibung, wenn fie bies 
felbe nit verbinbern lönnen, aufzuſchieben.“ 

Hannover, 10. März 1864. „... Als ih einem Mitglieb ber erfien 
Kammer bemerkte, daß ich fänbe, es wärbe ehrlicher gewefen fein, wenn bie Abrefle 
(der Stände an ben König) ſich fofort für ben Prinzen vom Auguftenburg erflärt 
hätte, erwiberte es: baß bie Bhrafe eine elaftifche fei; denn fie Könnte gleichfalls 
fih auf das Gottorper Haus beziehen, als repräfentirt durch ben Kaifer von 
Rußland, von Seite derjenigen Perjonen, welche dieſen Zweig bes holſteiniſchen Haufes 
als benjenigen anfähen, ber bie beiten Anſprüche auf bie Nachfolge bätte. Die fer⸗ 
nere Phraſe, in ber geſagt ift, daß bas Net, und nur das Recht, zur Grunblage 
ber Entſcheidung am Bunde... zu nehmen fei, ift offenbar gegen ben Vertrag von 
London vom Mai 1852 gerichtet, an welchen bie bannoverifche Regierung durch einen 
feierlichen Beitritt gebunben iſt. Inzwiſchen, ba es nicht bie hannoveriſchen Kammern 
find, welde in biefer großen europälfchen frage das entſcheidende Wort zu ſprechen 
baben, braucht Fein großes Gewicht auf ben Ausbrud ihrer Anfichten gelegt zu wer⸗ 
ben. ... Hrn. v. Bennigfens Abficht bei feinen ber Regierung günjtigen Aeußerungen 
it ofienbar bie: ben Verſuch zu machen, über fie einen Einfluß zu gewinnen und fie 
dann fiufenweife in feine mehr gewaltfame Politik zu treiben.” 

Hannover, 12. März 1864. „Es iſt Ew. Lorbichaft bekannt, daß bie 
bayerifhe Regierung auf Grund ber neulich zu Würzburg gefaßten Entſcheidungen 
einiger beutfhen Staaten bie Abficht hegt, am Bund als eigenen Antrag bie Schlüffe 
bes zweiten Theils bes v. b. Pforbten’fhen Berichts ... zu ftellen, welde auf bie 
Anerfennung des Prinzen Friedrich von Nuguftenburg als Herzog von Holitein bräns 

en, unb auf bie Zulaſſung feines Mepräfentanten zu einem Sit in ber Verſamm⸗ 
ung. Da es erwartet ward, daß biefer Antrag in ber heutigen Bundestagsfihung 
vorgebracht werben würde .. ſchickten ber öfterreichifche und ber preußiiche Gejandte, 
wie ich Höre, geftern dem Grafen Platen ben ernftlihen Wunſch ihrer Regierungen, 
baß bie bannoveriihe Stimme gegen benfelben ge eben werbe, unb erhielten von 
St. Erc. bie Berfiherung, daß Hannover nit für denſelben flimmen 
werbe, fonbern dafür, daß er zunächſt dem Ausſchuß Überwiefen werde. Graf 
Platens Anſichten find zu Gunften ber Aufrehthaltung ber bäni- 
{hen Monardie und gegen eine Anerlennung bes Prinzen von 
Auguftenburg von Seiten bes Bundes. Cr ift ber Anficht, daß ber Bund 
ein Recht hat, bie Frage über bie Nachfolge in Holftein zu prüfen, und, folange bie 
Prüfung währt, die Zulaffung bes Gefandten bes Königs von Dänemark zu fuspens 
diren, aber daß ernicht competent if, bie Brage urch eine bloße Majos 
rität zu entfheiben. Ich Hatte geftern mit St. Erc. eine Unterhaltung über 
ben bayerifchen Antrag, wobei er mir mittheilte, baß Hannover flimmen würbe für Vers 
weifung an ben Ausfchuß. Würde biefer Weg eingefchlagen werben, dann würbe ein 
neuer Berichterftatter ernannt werben müſſen, ba e6 für Hrn. v. b. Pfordten unmög⸗ 
Yich wäre, nach ber Verwerfung feines Antrags biefes Amt zu behalten, und bie 
ganze Frage werde bann reiflich erwogen werben.” 

Hannover, 12. März 1864. „... Der preußiſche Gefanbte an biefem 
Hof ging geflern nad Braunfchweig mit bem Zweck, wenn id) glauthan unlerrichet 
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Bin, bie herzogliche Regierung bazu zu brängen gegen ben bayerifchen intrag, wel: 
her in ber Heutigen Bunbestagsfigung eingebracht werben ſoll, anf Anerkennung bes 
. Rreinzen von Auguftenburg als Herzog von Holftein zu flimmen, Hatte aber kei⸗ 
nen Erfolg in Betreff feiner Sendung, ba der Minifler des Auswärtigen 
ihn benachrichtigte, daß Braunſchweig für ben bayeriſchen Antrag ftimmen wolirbe, 
und begierig fei, bie Anfprüche bes Prinzen fo bald als möglih durch ben Bund 
anerkannt zu fehen. Wenn meine weitere Information correct ift — und ich glaube, 
daß fie es ift — erklärte ber preußiiche Gefanbte der braunſchweigi⸗ 
Shen Regierung, daß Preußen fih einem Majoritätspotum bes 
Bundes für Anerkennung bes Prinzen von Auguftenburg nit 
unterwerfen würbe, unb fette die Folgen auseinander, welde 
fol ein Votum für ben Bund haben fönnte. — daß ber öfter: 
reichiſche Geſandte Braunſchweig [ie einen Ahnlichen Zweck beiucht Habe.” 
Hannover, 12. März 1864. „Ich nahm Gelegenheit, bem Grafen Platen 
te zu bemerken, baß ich ber Anficht fei, er übernehme eine ſchwere Berantwortlich- 
t, wenn er bie Snitiative ergreife für Stellung eines Antrags, welcher burch feinen 
Collegen, ben Minifter des Innern, in ber erftien Kammer dahin dharacterifirt wor: 
ben fei: daß er zum Siel eine eventuelle Kriegserklärung durch ben deutſchen Bund 
an Dimemarf habe, und der auch wirklich kaum eine andere Auffaffung zulaffe, und 
: ich fehilberte die gefährlichen Folgen Ser Ausbehnung, welche ber Krieg, ben Deſter⸗ 
reich und Preußen jebt führten, fo erhalten würbe. Se. Erc. wollte bie Richtigkeit 
biefer Triegerifhen Snterpretation feines Antrags nit zugeben, 
und bemerkte, daß ih ihm Gerechtigkeit werde wieberfahren laſſen, 
wenn bie Sade zu Ende fei — that should do justice to him in the end.“ 
Anmerk. Bergl. bie errungen bes Srafen Platen und der hannover'ſchen 
Regierung gegen bie Richtigkeit biefer Geſandtſchafteberichte auf Seite 97. Gegenüber 
- ber innen Wahrfcheinlichleit ber Tebtern fallen indeß jene Erflärungen um fo weniger 
"ins Gewicht, als bie hannover'ſche Negierung nicht in der Lage war, auch nur ein 
“einziges Actenſtück probduciren zu können, das ben Berichten bes engliſchen Geſandten 
wiberfprochen bätte. 


11. 


-Sriedenspräliminarien 
zwiſchen Defterreih und Preußen einerfeits und Dänemark 
anberfeits v. 1. Aug. 1864. 


1. Der König von Dänemark entfagt allen feinen Rechten auf bie 309: 
thümer Schleswig, Holftein und Lauenburg zu Gunften bes Kalfers von De 
und bed Königs von Preußen, und verpflichtet fich bie Verfügungen anzuerkennen, 
welche genannte Majeftäten bezüglich dieſer —— treffen werden. 2. Die 
Abtretung des Herzogthums Schleswig begreift ebenſo alle dazu gehörenden Inſeln, 
wie die auf dem Feſtland gelegenen Gebiete. Zur Vereinfachung ber Granzfeſtſtellung 
und zur Beſeitigung ber aus ber Lage ber auf ſchleswigiſchem Gebiet befindlichen 
jütlänbifchen Enclaven hervorgehenden Schwierigkeiten tritt ber König von Dänemart 
feine jütländifchen Befigungen, im Süden der Südgränzlinie bes Diſtricts Ripen 
elegen, fowie jie auf ben gesgraphifchen Karten angezeigt werben, nämlich: das jüt⸗ 
nbifche Gebiet von Mrögeltondern, die Inſel Amrum, die jütländiſchen Theile ber 
nfeln Föhr, Sylt und Romoe zc. ab. Dagegen willigen bie beutichen Gouveräne 
n, baß ein Ägquivalenter Theil von Schleswig, welcher außer ber Infel Arroe Gebiete 
begseift, bie tm —— —— ng mit dem Diſtrikt Ripen einen Reſt Jütlands 
bilden, und die Gränzlinie zwiſchen Jütland und Schleswig auf der Koldinger Seite 
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— fellen ſollen, von Schleswig abgetrennt und Dänemark einverleibt werde. Die 
Inſel Arcoe wird in ber Ausgleihung nur bezüglich ihrer geographiſchen Ausdehnung 
einbezogen; das Detail ber Gränzenfeftftellung wird durch ben definitiven Frieden 
geregelt. 3. Die für beſondere Rechnung, fer e8 bes Königreich Dänemark, fei es 
eines ber brei Herzogthümer, contrahirten Schulden fallen jedem ber betreffenden Länder 
zur Laſt; bie jür Rechnung dev däniſchen Monarchie contrahirten Schulden werben 
zwiſchen Dänemark einerfeits und ben Herzogthümern anbdrerfeits nach bem betreffenden 
Benölferungsverhältnig beider Theile repartirt. Von biefer Repartition find aus⸗ 
genommen: 1) das im December 1863 von Dänemark in England aufgenommene 
Anlehen, weldes Dänemark zur Lajt bleibt; 2) die ben Allürten aufgelaufenen Kriegs: 
Toften, beren Erſatz bie Herzogthümer übernehmen. 4. Der Waffenftilftand auf 
Grundlage des militärischen uti possidetis hat vom 2. Aug. anzufangen. 5. Als: 
bald nad Unterzeihnung biefer Präliminarien werben fich die contrabirenben Theile 
zur Berbanblung bes befinitiven Friedensvertrags in Wien verfammeln. 


Friedensvertrag 


zwiſchen Defterreih unb Preußen einerfeits und Dänemark 
anberjeits v. 30. Oct. 1864. 


Artikel 4. Es fol in Zukunft und für beſtändig Friede und Freundſchaft 
zwilchen Ihren Majeſtäten dem Kaifer von Oefterreich und bem König von Preußen 
einerfeitö und bem König von Dänemark anbererfeits, ſowie zwiſchen deren Erben 
und Nachfolgern und beren gegenfeitigen Staaten und Unterthanen herrſchen. Art. 2. 
Alle zwilchen ben hohen vertragfchliependen Theilen vor bem Kriege abgeſchloſſenen 
Verträge unb Uebereinfünfte werben, infoferne biefelden nit durch den Inhalt bes 
gegenwärtigen Vertrags abgefchafft ober abgeändert werben, biemit neuerdings in 
Kraft gefegt. Art. 3. Se. Maj. ber König von Dänemark verzichtet auf alle feine 
Rechte auf bie Herzogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg zu Gunſten Ihrer 
Majeftäten bed Kaiſers von Oeſterreich und des Königs von Preußen, und verpflichtet 
ih, bie Verfügungen, welde Ihre genannten Diajejtäten hinſichtlich biefer Herzog⸗ 
thümer treffen werben, anzuerkennen. Art. 4. Die Abtretung des Herzogthums 
Schleswig begreift in ſich alle zu dieſem Herzogthum gehörigen Injeln, jowie bas 
auf bem Feſtland gelegene Territorium, — Um bie Abgränzung zu vereinfachen und 
ben Unzufömmlicfeiten ein Enbe zu machen, welche aus ber Lage ber in ſchleswigi⸗ 
ſchem Gebiet enclavirten jütländiſchen Gebietstheile entipringen, tritt Se. Maj. ber 
König von Dänemark an Ihre Majeftäten ben Kaifer von Defterreih und ben König 
von Freufen jene jütländiihen Befitungen ab, welche im Süben ber üblichen Gränz⸗ 
linie des Diſtiricts Ripe gelegen find, als: die jütländifche Lanbesftrede Mögeltondern, 
bie Snfel Amrum, bie jütländifchen Theile der Inſeln N Sylt und Romoe u. |. w. 
Dagegen willigen Ihre Majeftäten der Kaifer von Dejterreih und ber König von 
—* ein, daß ein äquivalenter Theil von Schleswig, ber außer ber Inſel Arroe 
ſolche Gebietötheile begreift, welche dazu bienen, ben Zuſammenhang bes oben⸗ 
erwähnten Diſiricis Ripe mit bem übrigen Jütland herzuſtellen, und bie Gränzlinie 
zwifchen Jütland und Schleswig auf ber Seite von Kolding zu verbefjern, vom 
Herzogthum Schleswig Tosgetrennt und dem Königreich Dänemark einverleibt werde. 
Art. 5. Lie neue Gränze zwifchen bein Königreich Dänemark und bem erzogthum 
Schleswig ſoll von ber Mitte der Mündung ber Hejlsminder Bat über ben kleinen 
Belt ausgehen, dieſe Bai durchſchneiden und der dermaligen ſüdlichen Gränze der 
Kirchſpiele Hejis, Veistrup und Taps, und zwar letzterer bis zu dem im Süden von 
Gejlbjerg und Bräuore befindlichen Waſſerlaufe folgen, ſodann dieſem Waſſerlaufe 
entlang, von deſſen Einmündung in bie Fovs-Aa ausgehend, längs ber Sübgränge 
ber Kirchipiele Dedis und Vandrup und längs der Weſtgränze dieſes letztern bis 
zur Königsau (Konge⸗-Aa) im Norden von Holte gezogen werden. Von dieſem Punkt 
an wird ber Thalweg ber Königsau (Konge-Aa) bie Gränze bis zur öſtlichen End⸗ 
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Yinie bes Klrchſpiels Hiortlund Bilden. Bon hier angefangen foll bie Gränze biefer 
jelden Enblinie und deren Verlängerung bis zu dem im Norden bes Dorfes Chefjär 
vorſpringenden Winkel und ferner ber öftlichen Gränze bes Dorfes bis zur Gjels-Aa folgen. 
Bon bier an follen bie dftlichen Gränzen bes Kirchſpiels Seem unb bie füdlichen 
Sränzen bes Kirchſpiels Seem, Ripe und VeftereVebfteb die neue Gränze bilben, 
weiche in ber Nordfee in gleicher Entfernung zwifchen ben Inſeln Manoe und Romoe 
fortzulaufen bat. Sm Folge biefer neuen Abgränzung werden bon einer und ber 
andern Seite alle gemijchten Anſprüche und Rechte ſowohl weltlidher als geiftlicher 
Art, welche bisher in ben Enclaven, auf ben Injeln und in den gemifchten Kirch⸗ 
fpielen beitanden Haben, als erlofchen erflärt. In Folge deſſen fol bieneue fouveräne 
acht in jebem ber durch bie neue Gränze getrennten Gebiete ihre bießfälligen Rechte 
in vollem Umfange genießen. Art. 6. Eine aus Vertretern ber hoben vertragfchlie- 
Benden Theile zufammengefehte internationale Commiffion fol beauftragt werden, 
unmittelbar nad dem Austaufch ber Ratificationen bed gegenwärtigen Vertrags, ar 
Drt und Stelle bie neue Gränzlinic, ben Beſtimmungen bes vorfiehenben Artifels 
emäß, berzuftellen. Diefe Commijjion ſoll auch bie Koften des Baues ber neuen 
Strabe von Ripe nah Tonbern, im Verhältniß der Ausbehnung bes auf beiden . 
Geiten von ihr burdlaufenen Gebiets, zwilchen bem Königreih Dänemarf und bem 
Sersoocbum Schleswig zu vertheilen haben. Endlich wird biefelbe Commiffion bie 
ertheilung ber Güter, Fonds und Capitalien Teiten, welche bisher ſolchen Diftrieten 
ober Gemeinden , bie durch bie neue Gränze von einander getrennt werben, gemein: 
fchaftlich angehört Haben. Art. 7. Die Beſtimmungen ber Art. 20, 21 und 22 des 
zwijchen Selterreic, und Rußland am 3. Mai 1815 abgefchloffenen Vertrags, welcher 
einen integrivenden Theil ber Schlußacte bes Wiener Congreſſes bildet, welche Be: 
fimmungen fih auf bie Befiger gemifchter Gründe, auf bie von ihnen auszuübenden 
Nechte, auf bie Nacbarfehafteverkättniffe in ben von ben Gränzen burdichnittenen 
Grundftüden beziehen, follen auf die Grundbefiger, fo wie auf jene Grunbftüde, 
welche fich in Schleswig und in Jütland in dem durch bie obenermähnten Beftimm: 
ungen ber Acten des Wiener Congreffes vorgefebenen Yalle befinden werben, ihre 
Anwendung finden. Art. 8. Um eine billige Bertheilung der Staatsſchuld der däni⸗ 
Ihen Monardie im Verhältniſſe zu der bezüglichen Volkszahl bes Königreichs und 
ber Herzogthümer zu erzielen, um zu gleicher Zeit ben unüberfteiglichen Schwierig: 
feiten vorzubeugen, welche eine betaillirte Liquibation ber gegenfeitigen Rechte und 
Anfprüde barbieten würde, haben bie hoben vertragfchließenden Theile bie Quote ber 
Staatsſchuld der Monarchie, welche den ‚Dergogthlmern zur Laft fallen fol, auf bie 
runde Summe von neun und zwanzig Millionen (bänffcher) Thaler feftgeftellt. Art. 9. 
Jener Theil ber Staatsfhulb ber bänifchen Monarchie, weldhen in Gemäßbeit bes 
vorhergehenden Artikels bie Herzogtbümer zu tragen haben, fol unter Garantie Ihrer 
Majefläten bes Kaifers von Defterreih umb bed Königs von Preußen, als Schuld 
der brei obenbenannten en an das Königreih Dänemark, innerhalb eines 
Jahres, oder wo möglich früher, von ber befinitiven Organifirung ber Herzogthümer 
an gerechnet, beglichen werden. Zur Begleichung bieler Schulb Tönnen ſich bie 
Herzogthümer im ganzen ober theilweife einer oder ber andern der nachfolgend ans 
geführten Arten bedienen: 1) Zahlung in Baarem (75 preußifche Thaler gleich 100 
balern däniſcher Münze). 2) Uebergabe an ben däniſchen Staatsihag von unein- 
losbaren vierprocentigen, zur innern Schuld der däniſchen Monarchie gehörigen Obli⸗ 
gationen. 3) Uebergabe an ben bänifchen Staatsfhag von neuen von dem Herzog: 
thümern zu emittirenden Staatsobligationen, beren Werth in preußiſchen Thalern 
(30 auf das Pfund gerechnet) ober in Hamburger Mark Banco auszudrüden iſt, 
und beren Liquibirung mittelft balbjähriger Zahlung von 3 Procent vom urfprüng- 
Jihen Betrag ber Schuld ftattfinden foll, wovon 2 Procent bie bei jedem Termin 
fälligen Intereſſen barftellen, während ber Reft zum Behuf ber Amortifirung einzu= 
Fk ift. Die obenerwähnte Zahlung ber halbjährigen Rate von 3 Procent fol 


Iowooßl durch bie Staatscaffen ber Herzogthümer als durch Banfhäufer in Berlin 
n 


uno Pemburg fattfinden. Die unter 2 und 3 angeführten Obligationen follen von 


aͤniſchen Staatsfhak zu ihrem Nominalwerth angenommen werben. Art. 10. 
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Bis zu bem Zeitpunkt, wo bie Herzogthümer befinitio jene Summe übernommen 
baben werben, welde fie in Gemäßbeit bes Art. 8 bes gegenwärtigen Vertrags, ſtatt 
ihres Antheils an ber gemeinfchaftlichen Schuld, ber däniſchen Monarchie zu entrichten 
baben,, werben biejelben balbjährig 2 Procent von ber genannten Summe, nämlich 
580,000 Thlr. (däniſches Gelb), bezahlen. Tiefe Zahlung wird auf bie Weife 
bewerfitelligt werben, baß jene Intereſſen und Abfchlagszahlungen ber däniſchen Schuld, 
welche bisher auf bie Staatscalfen ber Herzogthümer angewiefen waren, aud) ferner⸗ 
bin duch biefe felben Caffen beglihen werben. Dieſe Zahlungen follen mit jedem 
Halbjahr liquidirt werden, und für ben Kal, baß fie obgenannte Summe nicht 
erreichen, werben die Serzogibümer ben Rejtbetrag ben dbänijchen Sinanzen in baarem Gelb 

zurüdzuerflatten haben ; im entgegengefebten Fall wird denfelben ber Ueberſchuß gleicher: 
weife in baarem Gelb zurüderiiattet. Tie Liquidirung wird zwifchen Dänemark und 
ben mit der Oberverivaltung der Herzogthümer beauftragten Behörben auf bie im 
gegenwärtigen Artikel jeſtgeſetzte Weiſe oder mit jedem Tuartal, infofern dieſes von 
beiben Seiten nöthig erachtet würbe, flattfinden. Der Gegenftand ber erften Liqui- 
birung werben insbefondere alle Intereſſen und Abſchlagszahlungen ber gemeinhaft: 
lichen Schuld der däniſchen Monarchie fein, welche nach bem 23. Tec. 1863 entrichtet 
worben find. Art. 11. Tie Summen, welde das fogenannte Holſtein⸗Ploen'ſche 
Aequivalent barftellen, ber Reſt ber Entihädigung für bie vormaligen Beſitzungen 

bes Herzogs von Augujtenburg, mit Ginfchluß ber darauf haftenden Prioritätsforberung, 
und die Comaninlobligationen von Schleswig und Holftein werben ausſchließlich von 
ben Herzogthümern getragen. Art.12. Tie Regierungen von Defterreidh und Preußen 
werben ſich von ben Sersogthümern bie Kriegsfoften zurüderftatten lafjen. Art. 13. 
Se. Maj. ber König von Täncmark verpflichtet fi, unmittelbar nach Auswechslung 
der Ratificationen bes gegenwärtigen Vertrags, alle öſterreichiſchen, preußifchen und 
deutſchen während des Kriegs aufgebrachten Handelsſchiffe ſammt ihren Ladungen 
zurüdzugeben; ingleichen die ben öfterreichifchen, preußifchen und deutſchen Unterthanen 
gehörigen und auf neutralen Schiffen in Beſchlag genommenen Labungen; endlich alle 
von Tänemarf aus einem militärifchen Grund in ben Herzogthümern mit Beſchlag 
belegten Fahrzeuge. Die vorgenannten Gegenftände werden in dem Zuftand heraus: 
gegeben werden, in welchem fie fi bona fide zur Zeit ihrer Zurüdftelung befinden. 
Für den Fall, baß die zurüczuftellenden Gegenftände nicht mehr vorhanden wären, 
wird man beren Werth erjtatten, und wenn biefelben feit ihrer Beſchlagnahme eine 
namhafte Verringerung bes Werths erlitten haben, fo ſollen deren Eigenthümer ver⸗ 
Hältnipmäßig entichädigt werden. Deßgleichen wird bie Verpflichtung anerkannt, die 
Rheder und die Mannſchaft der Schiſſe und die Eigenthümer ber Labungen für 
alle Auslagen und direkten Verlufte zu entfhäbigen, von welchen bewiejen wird, daß 
fie durch bie Veſchlagnahme ber Fahrzeuge verurfacht worden, als ba find Ba ober 
Liegegelber, Gerichtsfoften, Auslagen für Erhaltung ober Heimfendung ber Schiffe und 
Mannihaften. Hinfichtlih der Fahrzeuge, welde nicht in natura zurüdgeftellt 
werben können, wird als Baſis ber zuzugejtehenden Entſchädigung der Werth dieſer 

Fahrzeuge zur Seit ihrer Beſchlagnahme angenommen werben. In Betreff ber havaz 
rirten oder nicht mehr vorhandenen Sadungen wird bie Entjhäbigung dafür, nad 
dem Werth, den fie am Ott ihrer Veftimmungen zur Zeit, wo das Fahrzeug daſelbſt 
eingetrojien wäre, nach einer Wahrfcheinlichfeitsrehnung gehabt Hätten, feſtgeſtellt 
werden. Ihre Majeſtäien der Kaiſer von Oeſterreich und ber König von Preußen 
werben befgleihen bie von ihren Truppen ober ihren Kriegsichiffen genommenen 
Handelsſchifſe, ſowie bie Ladungen, ſoweit biefelben Privateigenthum find, zurück⸗ 
ſiellen laſſen. Wenn bie Rückſtellung nicht in natura geſchehen kann, wird die Ent⸗ 
ſchädigung nach ben oben angeführten Grundſätzen feſtgeſtellt werben. Ihre genannten 
Tajeftäten verpflichten fich gleichzeitig den Betrag ber von Ihren Truppen In Sütlanb 
in Hingender Münze erhobenen Kriegscontributionen in Gegenrehnung bringen zu 
Yaffen. Diefe Summe fol von ben Entfhädigungen abgezogen werben, welche Düne: 
mark nady ben im gegenwärtigen Artifel aufgeftellten Grundfüßen zu zahlen ‚hat. 
Ihre Majeftäten der Kaifer von Oefterreidh, der König von Preußen und der König 
von Dänemark werden eine Specialcommijfion ernennen, welche ben Betrag ber 
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refpectiven Gntfhäbigungen felzufeten Bat, unb in Kopenhagen Tpäteflens ſechs 
Wochen nad) Auswechslung ber Ratificationen bed gegenwärtigen Bertrage zufammen- 
treten fol. Diefe Commiſſion wird fi) bemühen, ihre Aufgabe innerhalb breier Monate 
zu erfüllen. Wenn fie nad) Ablauf berjelben nicht im Stande war, ſich über alle ihr 
vorliegenben Reclamationen zu einigen, fo werben die bis bahin noch nicht geordneten 
einer ſchiedsrichterlichen Entſcheidung unterzogen werden. Zu dieſem Zweck werben 
Ihre Majeſtäten der Kaiſer von Oeſterreich, der König von Preußen und ber König 
von Dänemark ſich über die Wahl eines Schiedsrichters einigen. Die Entſchädigungen 
werben fpäteftens vier Wochen nach ihrer befinitiven Feſtſtellung gezahlt werben. Art. 
14. Die bänifhe Regierung wirb bie Rüderftattung aller jener Summen zu tragen 
haben, welche von ben Untertbanen ber Herzogtbümer, von ben Gemeinben, öffent⸗ 
lichen Anftalten und Körperfchaften unter dem Titel von Cautionen, Depofiten ober 
en in ben öffentlihen Caffen Dänemarks eingelegt worben find. Ueberdieß 
ollen ben Herzogthümern übergeben werben: 1) das zur Amortifirung ber Holfteinis 
Ihen Caffenfcheine zu verwendende Depofitum; 2) ber zum Bau ber Gefängniffe 
beftimmte Fonds; 3) bie Fonds für Feuerverſicherungen; 4) bie Depofitencafie; 
7) bie Capitalien, bie von ſolchen Vermäcdhtniffen herrühren, welche Gemeinden ober 
Bffentlihen Snftituten in ben Herzogthümern angehören; 6) bie aus ben beſonderen 
Einnahmen ber Herzogthümer herrüihrenden Cafjenbehalte, welche fih bona fide in 
beren Staatscaffen Zur Zeit ber Yunbeserecution und ber Occupation biejer Länder 
befunden haben. Eine internationale Commiſſion fol mit der Liquidirung ber ob⸗ 
gedachten Summen, von welchen bie ans ber befonderen Verwaltung ber Herzog: 
- thümer herporgehenden Auslagen abzuziehen ſind, beauftragt werden. Die Antiken⸗ 
ſammlung zu Flensburg, welche mit der Geſchichte Schleswigs im Zuſammenhan 

ſtand, allein waͤhrend der letzten Ereigniſſe großentheils zerſtreut wurde, ſoll aeß 
mit Beihülfe der däniſchen Regierung aufs neue zuſammengeſtellt werden. Deßgleichen 
ſollen ben däniſchen Unterthanen, Gemeinden, öffentlichen Anſtalten und Koͤrperſchaften, 
welche Summen unter dem Titel von Cautionen, Depoſiten oder Hinterlagen in die 
Staatscaſſen ber Herzogthümer eingelegt haben, dieſelben durch bie nene Regierung 
richtig rückerſtattet werben. Art. 15. Die Penſionen, welche auf ben Specialbubgets des 
Königreihs Dänemark und ber Herzogthümer haften, werben auch in_Zufunft von 
ben betreffenden Ländern ausbezahlt werben. Es wirb ben Berechtigten freiftehen, 
ihren Aufenthalt, ſei es im Königreich, fei e8 in den Herzogthiimern, zu nehmen. 
Alle übrigen Civil- und Militärpenfionen (mit Einfluß ber Penfionen ber Beamten 
ber Givillifte Sr. Maj. bes verewigten Königs Friebrih VIL, Se. k. Hoh. bes 
verewigten Hrn. Rrinzen Ferdinand und J. k. Hoh. der verewigten Lanbgräfin Char: 
lotte von Hefien, geb. Prinzeffin von Dänemark, fowie der Penſionen, welche bis 
jett durch das Secretariat ber Ginaben (Naades-Sccretariat) ausbezahlt worden 
find) werben zwifchen bem Königreich und den Herzogthümern nah dem Mafflab 
ber bezüglichen Bevölferungen vertheilt werben. Zu biefem Ende ift man überein 
ekommen, eine Lifte ſämmtlicher Penſionen anfertigen zu laſſen, deren Werth nad 
aßgabe ber Leibrente in Capital zu verwandeln, und alle Berechtigten zu ber 
Erflärung einzuladen: ob fie den Wunſch begen, ihre Penfionen zufünftig im König- 
rei) ober in ben Herzogthümern zu erheben. Im Fall in Folge biefer Wahl das 
Verhältniß zwiſchen ben beiden Quoten, d. i. jener, welche ben Herzogthümern zur 
Laſt fällt, und derjenigen , welche bei bem Königreich verbleibt, bem angenommenen 
Grundſatze ber Bevölferungsziffer nicht entfprechen follte, wird ber Unterfchied durch 
ben bezüglichen Theil ausgeglichen werben. Die Penfionen, welche an bie allgemeine 
Wittwencaffe und an ben Benfionsfonds für untergeordnete Militärperfonen angewieſen 
find, werben, infoweit biefe Fonds reihen, wie in ber Vergangenheit ausgezahlt 
werben. Was bie AZufchußbeträge anbetrifft, welche ber Staat zu biefen Fonds zu 
leiſten haben wird, ſo werden die Herzogthümer davon nach dem Verhältniß der 
beiderſeitigen Bevölkerungen eine entſprechende Quote übernehmen. Ten Einwohnern 
der Herzogthümer, welche wohlerworbene Rechte in Bezug auf die Anſtalt für Leib⸗ 
renten und Lebensverſicherungen beſitzen, bie 1842 in Kopenhagen begründet worden 
ift, bleiben biefe Rechte ausdrücklich erhalten. Cine internationale Commijfion, 
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zufammengefebt aus Abgeordneten beiber Parteien, wirb ſich unmittelbar nad dem 
Austauſch der Matificatlonen biefes Vertrags in Kopenhagen verfammeln, um bie 
betaillirte Regelung ber Bekimmungen gegenwärtigen Artikels vorzunehmen. Art. 
16. Die ?. dänifde Regierung wird die Zahlung folgender Apanagen übernehmen: 
J. Maj. ber verwittweten Königin Karoline Amalie, 3. k. — ber Frau Erbe 
prinzeffin Karoline, 3%. 8. Hoh. ber Frau Herzogin Wilhelmine Diarie von Glücksburg, 
3. Hob. ber Frau Herzogin Karoline Charlotte Marianne von Mecklenburg⸗Strelitz, 
%. Hoh. der verwittweten Frau Herzogin Louife Karoline von Glüdsburg, Sr. Hoh. 
bes Hrn. Prinzen Friebrich von Hefien, 33. 2 ber Frauen Bringeffinnen Charlotte, 
Victoria und Amalie von Schleswig = Holflein= Sonberburg - Auguftenburg. Die auf 
bie Herzogthümer nad) dem Berhältniß ihrer Bevölkerungszahl entfallende Duote wirb 
ber daniſchen Regierung von jener ber Herzogtbümer erjegt werben. Die in bem 
vorgehenden Artifel erwähnte Commiſſion wird auch mit ber Feſtſtellung ber zum 
Bollzuge bed gegenwärtigen Artikels nöthigen Anordnungen betraut fein. Art. 17. 
Die neue Regierung ber Herzogthümer tritt in alle Rechte unb Verbindlichkeiten ein, 
die aus Verträgen entipringen, welche durch bie Verwaltung Sr. Maj. bes Königs 
von Dänemark in Bezug auf Gegenftände bes dfientlichen Intereſſe, bie insbeſondere 
bie cebirten Lande betreffen, in regelmäßiger Weiſe abgeichloffen worden find. Es if 
jeboch hiebei felbftverftäntlih, daß alle Verpflichtungen, welche fi) aus ſolchen Vers 
trägen ergeben, bie von ber bänifchen Regierung in Bezug auf ben Krieg und bie 
Bunbeserecution eingegangen worden find, in ber vorhergehenden Beftimmung nicht 
inbegriffen wurben. Die neue Regierung in ben Herzogthümern wird jebes durch 
Individuen oder moralifche Perfonen bafelbft erworbene Recht alten. In einem 
Streitfalle werben über berlei Angelegenheiten bie Gerichte zu erfennen baden. Art. 
18. Die aus ben abgetretenen Landen gebürtigen Untertfanen, welche ber bäntichen 
Armee oder Marine angehören, werben bas Recht haben, fofort vom Militärbienft 
beurlaubt zu werben unb nady Haufe zurückzukehren. Es ift jeboch babei felbitver- 
ſtändlich, daß diejenigen unter ihnen, welde im Dienſt St. Mai. bes Königs von 
Dänemark verbleiben, deßhalb weder ihrer Perſon noch ihrem Eigenthume nach bie 
minbefte Beläftigung erfahren follen. Dieſelben Rechte und Bürgſchaften ind von 
ber einen und andern Seite ben aus Dänemark ober ben Herzogthümern herſtammen⸗ 
ben Giollbeamten zugefichert, welche bie Mbficht bezeugen werden, bie amtliche Stellung 
zu verlaffen, welche fie im bänifchen Dienft oder in jenem ber Herzogthümer eins 
nehmen, oder bie vorziehen follten, in biefen Bebienftungen zu verbleiben. Art. 19. 
Jenen Unteribanen, welche auf ben burch ben gegenwärtigen Vertrag abgetretenen Gebieten 
ihren Wohnſitz haben, fol vom Tag ab, an welchem bie Ratificationen ausgewechfelt 
werben, während ber Tauer von ſechs Jahren, und gegen eine an bie competente 
Behörde im vornbinein abzugebrube Erflärung, die volle und unbeſchränkte Befugniß 
zuftehen, ihre beweglichen Güter zolffret in die Staaten St. Maj. bes Königs von 
Dänemark auszuführen und fich ſelbſt mit ihren Familien dahin zurüdzuzichen, für 
welchen Fall ihnen die Eigenfchaft däniſcher Unterthanen aufrechterhalten bleibt. Es 
ſteht ihnen frei, ihre in ben abgetretenen Gebieten gelegenen unbeweglichen Güter zu 
behalten. Derſelben Befugniß erfreuen fich auch wechjelfeitig bie däniſchen Unterthanen 
und jene Individuen, welche von den abgetretenen Gebieten herſtammen und fich in 
ben Staaten Sr. Maj. bes Königs von Dänemark angefiebelt haben. Jene Unter: 
thanen, welche ber gegenwärtigen Beſtimmungen theilhaftig werben wollen, bürjen 
auf Grundlage ihrer Freien Wahl von Feiner Seite weber an ihrer Perjon noch in 
ihren in ben beiberfeitigen Staaten gelegenen Befigungen beunruhigt werben. Die 
oben erwähnte Frift von ſechs Jahren findet auch auf jene jomohl aus dem König: 
reich Dänemark als aus ben abgetretenen Gebieten ſiammenden Unterthanen ihre 
Anwendung, welche fi zur Zeit der Matificationsauswechslung des gegenwärtigen 
Vertrags außerhalb des Gebiets des Königreichs Dänemark ober jenes der Herzog: 
thümer befinden. Ihre bieffallige Grflärung kann fowohl von ber am nächſten 
befindlichen däniſchen Gefandtfeiatt als von ber oberften Behörde jebweber Provinz 
bes Königreich oder ber Herzogthlimer angenommen werben. Tas Recht des In 
bigenates ſowohl im Königreih Dänemart als in ben Herzogtbümern bleibt allen 
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jenen Anbivibuen gewahrt, welche basfelbe zur Zeit der Ratificationsauswechelun 
bed gegenwärtigen Vertrags inne haben. Art. 20. Die Urkunden, welche ſich au 
Eigenthumsrechte, fowie biejenigen , welche ſich auf bie Verwaltung unb bie Civiljuftiz 
der abgetretenen Gebiete bezichen und ſich bermalen in den Archiven des Königreiches 
Dänemark befinden, werden ben Commiſſären ber neuen Regierung ber Herzogthümer 
ehemöglichft übergeben werben. Eben fo werten alle jene Beftanbtheile, welche ben 
Herzogtbümern gehört haben und von beren Archiven ausgehoben wurben, benfelben 
mit ben bezüglichen Verzeicäniffen und Trotofollen ausgeliefert werben. Die bänijche 
fowie die neue Regierung ber Herzogthümer erklären fich bereit, auf Berlangen ber 
oberften Berwaltungsbehörben ſich wechleljeitig alle Urfunden unb Ausfünfte über 
jene Angelegenbeilen mitzutbeilen, welche gleichzeitig das Königreich Dänemarf und 
bie Gerzögtbfimer betreffen. Art. 21. Der Handel und bie Scifiahrtt Dänemarks 
unb ber abgetretenen Herzogthümer wird gegenfeitig in ben beiben Ländern bie Rechte 
und Vorrechte ber meiftbegünftigten Nation genießen, bie biefer Gegenftand durch 
befondere Verträge geregelt werben wird. Die Turchfuhrzollbefreiungen und Erleich⸗ 
terungen, bie kraft bes Art. 2 des Vertrags vom 14. März 1857 ben auf ben 
Straßen und Canälen, welche bie Nordfee mit ber Oſtſee verbinden, ober verbinden 
werben, paflirenden Waaren zugeftanden worden find, werben auf die bas Königreich und 
bie Herzogthümer, auf was für immer einem Meg, durchziehenden Waaren Anwendung 
finden. Art. 22, Die Räumung Jütlands von ben verbündeten Truppen wird in möglichſt 
kurzer Friſt, Ipäteftens aber innerhalb dreier Wochen nach ber Auswechslung ber Ratifi: 
cationen bed gegenwärtigen Bertrags bewerfftelligt werben. Die befonberen Beſtimmungen, 
welche auf dieſe Räͤumung Bezug baben, find in einem Protokoll feſtgeſtellt, welches einen 
Anhang des gegenwärtigen Vertrags bildet. Art. 23. Um mit allen ihren Kräften zur Ve⸗ 
rubigung der Gemüther beizutragen, erflären und verſprechen bie vertragichließenden 
Mächte: daß fein anläßlich ber letzten Ereignifje compromittirtes Individuum, welcher 
Glaffe und welchem Stanbe e8 immer angehöre, wegen feines Verhaltens oder feiner 
politifhen Anfichten verfolgt, beunruhigt oder in feiner Perſon oder feinem Eigen: 
thum beanjtandet werden wird. Art. 24. Gegenwärtiger Bertrag wird ratiftcirt 
werben, und bie Natificntionen follen in Wien binnen brei Wochen, ober wenn 
möglich früber,, ausgewechielt werden. Urfund deifen haben die betrefienden Bevoll⸗ 
mädhtigten ihn unterzeichnet umb mit dem Inſiegel ihrer Wappen verjehen. So 
gefchehen in Wien am 30. Tag des Monats October des Jahrs des Heils 1864. 
Mechberg m. p. Brenner m. p. Werther m, p. Balan m, p. Quaade m. p. 
Kauffmann m. p. 

Ein Protokoll von demſelbem Tage beitimmt die Räumung Jütlands von 
Deite ber alliirten Truppen binnen längſtens brei Wochen unb deren nähere Moda⸗ 
täten. 

Ein zweites Nrotofoll ebenfalls vom gleihen Tage beftimmt, daß „Se. 
Mai. der König von Dänemark unmittelbar nad Auswechslung der Ratificationen bes 
oben bejagten Vertrags Proclamationen an bie Bevölferungen ber abgetretenen Lande 
richten wird, um ihnen bie Veränderung anzuzeigen, die in ihrer Stellung ftatt: 
gefunden bat und fie ihres Eides ber Treue zu entbeben.“ 


Veberfiht der Ereigniſſe des Jahres 1864. 


Die Geſchichte des Jahres 1864 überragt an Bedeutung für 
bie Entwidelung ber europäifhen Dinge bei weiten biejenige ber 
zuleßt vorangegangenen feit 1859 unb 1860. Der zu Anfang bes: 
felben im Norden ausgebrocdhene Krieg zwiſchen Oefterrei- Preußen und 
Dänemark fällt zwar als folder nicht allzuſchwer ins Gewicht und 
ebenfo blieb die gegen Ende des Jahres zwiſchen Franfreih und 
Italien abgejchloffene Convention bezüglid Roms vorerft ohne praf: 
Then Einfluß auf die Lage des neuen Königreichs jenfeits der Alpen. 
Allein jener wie dieſe finb unzweifelhaft die Ausgangspunfte für 
eine Reihe von Creigniffen, die fich theilweife bereits daran geknüpft 
haben, und von Thatfachen, die in den nächſten Jahren faft mit 
Nothwendigfeit daraus hervorgehen müffen und die allem Anfchein 
nad dazu bejtimmt find, das bisherige Gleichgewicht ber Mächte im 
Norden wie im Süden Europa's weſentlich zu verändern, 


Der Beginn des Jahres 1864 fand die deutſche Nation bon Deutfär 


einer fo allgemeinen und fo heftigen Bewegung ergriffen, wie man 
e8 chen nody für ganz und gar unmöglich gehalten hätte. Schon 
Yängft Hatte fie e8 nur wiberftrebend ertragen, daß das Heine Volt 
der Tänen unter dem Schutz der europäilhen Verhältniffe die deutſche 
Nationalität der norbalbingiihen Herzogthümer in jeder Weife zu 
unterbrüden bemüht war, um ber däniſchen Minorität im Herzog: 
tum Schleswig zum Uebergewidht zu verhelfen und das Land Schritt 
für Schritt dem eigentlichen Dänemark einzuverleiben, ohne daß von 
Eeite des beutihen Bundes irgend welche ernfte Schritte gefchahen, 
dieſem Beginnen nahbrüdlich zu wehren. Recht und Macht ftanben 
gleihmäßig unzweifelhaft auf Seite Deutfchlants und dennoch mußte 
e8 zehn volle Jahre hindurch fi gefallen Taffen, wie Dänemark 





348 Ucherficht der Ertiguiſſe des Jahres 1864. 


Dentfh die klarſten Verpflichtungen außer Acht fehte, fein Ziel ohne Wanken 
und mit allen Mitteln raftlos verfolgte und ben Beſchwerden bes 
beutfhen Bundes höhniſch auszuweihen wußte. Eben glaubte Däne: 
marf durch bie fogenannte November-Verfaſſung am Ziele angelangt 
und ſich die längft umgarnte Beute dauernd gefichert zu haben, als 
König Friedrich VIL. ſtarb. Diefer Tod mahnte der ganzen fo lange 
nur mühfem mit allen Mitteln der Diplomatie in ber Schwebe ge- 
haltenen Situation plöglih ein Ende Während Chriftian von 
Glücksburg geſtützt auf den Londoner Vertrag, den bie ſämmtlichen 
Großmächte mit Einfhluß Oeſterreichs und Preußens gegen die ur⸗ 
alten Rechte diefer Lande geichloffen hatten und dem nah und nad) 
faft alle andern Staaten Europas beigetreten waren, den Thron von 
Dänemark beftieg, bie Herzogthümer mit feinen Truppen beſetzt hielt 
und ihre Huldigung zu erzwingen bemüht war, erhob alsbalb auch 
ber Prinz Friedrich von Auguftenburg feine auf das Erbredt feines 
Haufes, das ber Londoner Vertrag nur thatfähhlich, aber nimmermehr 
rechtlih hatte befeitigen können, gegründeten Anſprüche auf ben 
Thron ber vereinigten Herzogthümer und binter ihm ſtand bie öf- 
fentlihe Meinung von ganz Deutfchland. Hunderte von Vereinen 
und Verfammlungen wuchfen an allen Eden und Enden von Deutfd; 
lanb wie aus dem Boden empor und gaben bem zum feiten, nach⸗ 
haltigen Entichluffe gereiften Willen der Nation Ausbrud, daß den 
Herzogthümern nunmehr endlich ihr Necht werben müfle und daß fie 
troß bes Londoner Vertrags endgültig und für immer von Dänemark 
befreit und Tosgelöst werden müßten. Die Macht ber nationalen 
Bewegung ſchien einen Augenblid alles mit fi fortzureißen und 
felbft dem alten Bunbestage wieder neues Leben einzuhaudhen. 
Patriotiſchen Sinnes ging der Herzog von Coburg-Gotha den übrigen 
deutſchen Fürſten mit gutem Beijpiel voran, anerkannte ohne Zögern 
ben Prinzen Friedrich al8 Herzog von Echleswig-Holftein und geftattete 
ihm, feinen Wohnfig vorerft in Gotha zu nehmen und fi daſelbſt 
eine Art von Minifterium zu bilden; bie Großherzoge von Baben 
und Sachſen-Weimar folgten feinem Beifpiel ; ber König von Bayern 
fehrte eilends von Rom in bie Mitte feiner getreuen Unterthanen 
zurüd, erklärte die Erbanſprüche des Auguftenburger® wenigftens 
für „rechtlich begründet” und baß er bereit fei, „mit allen Kräften 
für die Durdführung der hiedurch bedingten Politit für bie 
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BRechte ber Herzögtfihner und Deutſchlands einzufichen”; Sachſen Deatt- 
mb Württemberg traten vom Lonboner Bertrage, bem auch fie feiner 
Zeit beigetreten waren, durch offene Erklärung wieder zuräd; die 
beiden fi befümpfenden Parteien ber jog. Großdeutſchen und Klein- 
deutſchen legten ihren Haber worerft bei Seite und gaben ſich bie 
Hand, um bie Rechte ber Nation gemeinfam mit boppeltem Nachbrud 
zu unterflüßen; in Ermanglung eined deutſchen Parlaments traten 
fünfhundert Mitglieder deutiher Ständeverfommlungen ohne lnter- 
ſchied der Parteien in Frankfurt zufanmen und beichloffen einftim- 
mig, eine „Erllärung ber Rechte” zu erlaffen, wonach fie bie Tren⸗ 
nung ber Herzogthümer von Dänemark und bie Conftituirung der⸗ 
felben als eimes ſelbſtändigen Staates unter bem Herzog Friedrich 
von Auguftenburg verlangten und ſich verpflichteten, „biejenigen beut- 
[chen Regierungen zu unterftüßen, welche für das volle Recht ber 
Herzogthümer ehrlich und thatkräftig einträten und bagegen diejenigen 
Regierungen mit allen verfaflengsmäßigen Mitteln zu befämpfen, 
welche bas Recht unb die Ehre Deutfchlands in dieſer Sache preis: 
gäben”; Die Bundesverſammlung aber beichloß in erfter Linie, einen 
Berireter des Königs von Dänemark für Holftein und Lauenburg 
nicht anzuettennen und bie holfieinifge Stimme am Bunbe vorerſt 
zu fuspenbiren, in zweiter Linie menigftens, bie ſchon zu wieberbolten 
Malen beſchloſſene, jedoch immer wieder aufgeſchobene Erecution in 
Holftein nunmehr wirklich ins Werk zu feßen. Ihm bie Mitte December 
1863 fehten ſich 12000 Sadjen und Hannoveraner in Bewegung, 
rückten in Holftein ein unb noch bevor bas Jahr zu Ende ging, 
war das Herzogthum von ben Dänen gänzlich geräumt. Bon felbit 
wurbe jeht bie Erecution zur Occupation: fobald fie nur aufathmen 
konnten, erflärten die bolfteiniihen Männer aller Orten ſich rechtlich 
los und ledig von Dänemar! und riefen ben Herzog Friedrich als 
ihren rechtmäßigen Landesherrn aus. Am lebten Tage bed Jahres 
erſchien derſelbe fogar felhft ganz plöglih zu Kiel in der Mitte 
feiner zulünftigen linterihanen, um ihre Hulbigung entgegen zu 
nehmen, am ihnen als Mittel- und Stützpunkt zu dienen unb um 
alles vorzubereiten, bie Regierung, fobalb ihn ber deutſche Bund 
anertaunt haben wärbe, übernehmen und mit Hülfe bes Bundes auch 
feine Anfprüde auf Schleswig zur Geltung bringen zu können. 
Europa war gegen fie, aber die Bevölkerungen ber Herzog⸗ 
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Test. thũmer bauten auf ihr gutes Recht und fehten ihr Vertrauen auf 
bie Macht ber nationalen Bewegung, bie auf allen Seiten in bie 
Regierungen drang, baf ber Bunb jenen entſcheidenden Schritt ohne 
Zögern wirklich thue und ben Auguftenburger als Herzog von Holftein 
anerfenne. Kein Zweifel waltete in ber öffentlichen Meinung Deutid- 
lands, daß ein folder Beſchluß die ganze Yrage nicht nur rechtlich, 
fondern auch thatfächlich entſcheiden werde. Lag nur erft ein folcher 
Bundesbefhluf vor, fo war in ber That mit Sicherheit vorauszufehn, 
baß bie Stänbeverjammlungen aller einzelnen Staaten ſich um bie 
Wette beeilen würben, ben Regierungen bie geſammte Volkskraft an 
Mannſchaft und Geld einftimmig zur Verfügung zu ftellen, To daß 
es nur von ihrem guten Willen abhinge, den Krieg von Anfang an 
auf großartigftem Fuße zu beginnen, nır von ihrem einträdytigen 
Zujammenhalten und ihrer weifen Unterordnung unter eine Leitung, 
ihn zu einem für bie Nation glüdlichen unb ruhmvollen Ende zu 
führen, welche Hinderniſſe au immer zu bewältigen fein möchten. 
Denn barauf mar bie öffentliche Meinung ber Nation ge 
faßt, Daß es fi wohl nit bloß darum handeln werde, das 
Heine Dänemark zu überwältigen, daß Schweden wahrſcheinlich 
auch jet mwieber feine Truppen mit benen bes angegriffenen ſtamm⸗ 
verwandten Landes vereinigen, daß England mögliher Weife bem- 
felben feine Flotten gegen das zur See noch immer wehrloſe Deutfd;: 
land zur Hülfe ſenden merbe, daß Frankreich vielleicht nur darauf 
warte, feine alten Plane am Rhein wieber aufzunehmen. Die 
Nation in ihrer Begeifterung war jedoch zu jebem Opfer bereit, 
bereit, e8 nöibigenfall® mit ganz Europa aufzunehmen unb Alles 
baran zu feßen, um bie heiligften Rechte eines ihrer lieber zu 
ſchützen, um ihre eigene bon einem Tleinen Nachbar fo lange in 
Uebermuth mit Füßen getretene Würbe zu wahren, um ihre Macht 
als eine große Nation inmitten Europa's enblih zur Anerkennung 
und Geltung zu bringen. Ein Gefühl durchdrang fie, daß biefem 
Willen feine Macht der Welt auf bie Dauer zu wiberfiehen ver: 
mögen würde, wenn alle einzelnen lieber bes Bundes, Fürften 
und Völker, in diefem entſcheidenden Momente wirklich in Eintradyt 
zufammenftänden. Das waren bie bisherigen Erfolge, die Hoffnun- 
gen, bie Anfchaunngen, bie zu Anfang bes Jahres 1864 vom Stanb- 
punfte ber nationalen Bewegung aus walteten. 
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Die reale Sachlage entſprach jedoch diefen Hoffnungen nur theil⸗ —— 


weiſe. Die Bewegung fand ihr Schwergericht in den außerpreußiſchen 
und außerdſterreichiſchen Staaten Deutfhlande. Dort waren fo zu 
fagen alle Kreife ohne Ausnahme von ihr ergriffen, zahllofe Verſamm⸗ 
lungen trugen fie immer weiter, einftimmig unterftüßte fie bie Preffe, 
einige Regierungen gingen aufrichtig unb vollftänbig mit ihr, andere 
folgten ihr, wenn auch zögernd, felbft diejenigen, bie fle mit ber 
entjchiebenften Abneigung anſahen, wie bie von Hannover, wagten 
e8 Doch nicht, ihr offen enigegenzutreten. Nicht jo in ben beiden 
Großſtaaten Deutſchlands. Allerdings war auch in Preußen bie 
Öffentliche Meinung von ber Bewegung lebhaft angeregt worben und 
fand ihren Ausbrud in ber Majorität des Abgeordnetenhauſes, das 
fh offen für bie Zielpunkte ber nationalen Bewegung ausſprach 
und dem Minifterium nur zu Unterftübung einer eben dahin 
zielenden Politik und zu Feiner anbern eine Anleihe bewilligen wollte; 
ja felbit in ben deutſchen Kronländern Oeſterreichs war Anfangs 
überall die entfchiebene Neigung zu Tage getreten, fih ber nationa- 
Ien Bewegung anzufcließen und die deutſche Gefinnung aud in 
Defterreih zu beihätigen. Allein es läßt fi Taum läugnen, daß das 
preußifche Bolt, von dem innern Conflict mit ber Krone und dem 
Minifterium Bismard in Anfprud genommen, von ber Bewegung 
doch Tange nicht in dem Grabe ergriffen war, wie das übrige Deutſch⸗ 
land, und in Defterreih fant die momentane Aufregung alsbalb 
wieber in vollkommene Lethargie zurüd, fobald bie Regierung ihr 
hemmend entgegentrat. Noch bebenflider aber war bie Stellung, 
welche die Regierungen in Defterreih und Preußen von allem An- 
fang an eingenommen hatten, eine Stellung, welche mit ben Ziel: 
punkten ber Bewegung im entſchiedenſten Gegenſatze ftand. 

Beide erflärten fofort nah bem Tode des Königs Friedrich 
übereinftimmend, daß fie durch den Londoner Vertrag von 1852 fich 
für gebunden erachteten. Trotz dieſer Erklärung waltet indeß kaum 
der geringſte Zweifel, daß die eine wie die andere der beiden deut⸗ 
ſchen Großmächte durch jenen Vertrag nur ſo weit ſich wirklich gebunden 
fühlte, als ſie gebunden ſein wollte. Nicht nur die ganze Art und 
Weife, wie Dänemark bie in den Jahren 1851 und 1852 ihnen gegen⸗ 
über fpeciell eingegangenen, unzmweibeutigen Verpflichtungen felbft nach 
dem Urtheil ber englifchen Regierung „gebrochen Hatte, ſondern viel 
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——— mehr noch der Umſtand, daß der Londoner Vertrag niemals perfect 
geworden war, weil es Dänemark nicht gelungen, die darin ſtipu⸗ 
lirten Vorausſetzungen zu erfüllen, gab ihnen das vollkommene Recht, 
denſelben als dahingefallen zu betrachten, und ſicherlich hätten weder 
Oeſterreich noch Preußen auch nur einen Augenblick angeſtanden, es 
au thun, ſobald es ihren Intereſſen convenirt hätte. Das alſo war 
nicht der wahre Grund, warum fie ſich nicht entjchließen konnten, 
ber nationalen Bewegung Deutichlands ſich anzuſchließen. Dagegen 
bot ſich ihnen allerdings eine Reihe von Erwägungen bar, welche 
einen ſolchen Entſchluß nicht ohne Grund fehr bedenklich erſcheinen 
ließen. Zunädft fühlten beibe gegenüber der nationalen Begeiſterung 
für den „verlaflenen Bruderſtamm“ volllommen kühl wie gegemüber 
ber ganzen nationalen Bewegung eben als einer nationalen: beibe haben 
fich jeit der Gründung des deutichen Bundes jeberzeit in erfter Linie 
als Großmächte betrachtet und erft in zweiter Linie als Bundes: 
glieder; beide, Preußen nicht minder als Oeſterreich, waren geivohnt, 
auch in beutfchen Fragen vor allem nur und meiſt ausſchließlich 
ihre fpeziellen Intereſſen zu Mathe zu ziehen unb bas eine war fo 
wenig wie das andere gemeint, feine Politif der nationalen Idee 
unterzuorbnen, wie ba8 unter anbern Umftänden felbft in einem 
Staatenbunbe denkbar wäre; beide betrachteten ben Bund zunädit 
lediglich als eine Garantie für ihren Befisftand und im weiteren als 
den großen Kampfplatz für bie Bethätigung ihrer gegenfeitigen Macht: 
einfläffe. Die ganze Bewegung mit ihren Berfammlungen und 
‚ Abrefjen, mit ihrem Wbgeorbnetentage und ihrem 36er Ausſchuß, mit 
ihrem Drud auf bie Regierungen, bem bie einen bereits mehr oder 
weniger ſich bingegeben hatten unb bem bie andern nur mühſam 
wiberftanden, erfchien ihnen unter allen Umftänben gefährlich und 
verwerflich. Entſchloſſen fie fi aber, auf das nationale Streben 
einzugeben, bie Bewegung zu leiten unb damit zu mäßigen, fo er: 
gaben ſich neue Bedenken anderer Art. Wenn fi aus dem Kriege 
mit Dänemark ein größerer mit England, vielleiht auch mit Frank: 
veih entſpann, jo waren e8 doch viel weniger die anbern deutſchen 
Staaten als Defterreih und Preußen, welche vornehmlich bie 
Laften besfelben zu tragen gehabt hätten. Oeſterreichs Finanzen 
waren aber in ber That nicht in der Lage, einen großen Krieg ale 
zuläflig erjcheinen zu laffen, ber nicht ein vitales Intereſſe bes Kaifer: 
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ſtaats berührte und feine innern Zuflänbe waren ber Art, daß es Deutig- 
eines dauernden Friedens dringend zu bebürfen ſchien; Preußen wäre 
an felner ganzen langgeſtreckten Oſtſeeküſte ben Angriffen der eng: 
liſchen Kriegsſchiffe wehrlos Preis gegeben gewefen und ebenfo Hätte 
fih ein Angriff Frankreichs ohne Zweifel zunächft gegen feine Rhein: 
propinzen gerichtet. Ueberdieß Hätte ein offenfiver Bundeskrieg für 
beide Großmädhte mannigfaltige Unzuträglichkeiten in bem Verhält⸗ 
niffe zu ber Bundesberſammlung in Frankfurt ımb in ihrem Der: 
häftniffe unter fi dargeboten. Beibe waren ganz und gar nidt 
geneigt, fi vom Bundestag „majorifiren” zu kaſſen und bamit ge 
wiffermaßen unter bie Leitung ber Mittelftanten zu begeben: Preußen 
war erbittert über die Mittelftanten, bie feit ben identiſchen Noten 
fi) ihm in jeber Weiſe entgegengeftellt Hatten und ihm ygerabe jett 
in ber Frage des franzäfiichen Handelsvertrags nicht aus Gründen 
der Sache, fonbern aus weſentlich politiichen Motiven alle möglichen 
Schiwierigfeiten zu bereiten bemüht waren; Oefterreich dachte im 
Grunde mit viel freundlicher über fie als Preußen, wenigſtens 
meinte es fich überzeugt zu haben, daß mit ihnen zu Teinem Ziele 
zu Tommen fei, hatten fie doch feinen Erwartungen auf dem Yürften- 
tage in Frankfurt nur wenig entiproden und glanbte es auch "ge 
rabe jest wieder in ber Zollfrage Urfache zu Haben, mit ihnen ganz 
md gar nicht zufrieben zu fein, indem fie eine durchaus unhaltbare 
Bwitterftellung einzunehmen fuchten und ſich nicht, wie Defterreidh 
wünfchte, dazu verftehen wollten, nöthigenfalle ben Zollverein gu 
fprengen, um den preußiſchen Handelsvertrag mit Frankreich zu Falle 
zu bringen. So fah Oeſterreich von feinem Standpunkte aus Fein 
Motiv, auf die nationale Bewegung in Deutfchland einzugehen, wohl 
aber mehr als eines, dieß nicht zu thun. Noch viel mehr aber war 
dieß für bie preußiſche Regierung ber Fall. Das Minifterium Bis⸗ 
mark, im fäärfften Conflict mit ber Volksvertretung, bie ſich für bie 
Berechtigung der natienälen Bewegung Deutfchlands ausſprach, glaubte 
nur die Mahl zu haben, entweder ben Kampf aufzugeben, von ber 
Leitung ber Gefchäfte zurückzutreten und dieſelbe ber Oppofitton zu 
überlaffen, oder der ganzen Bewegung aufs entichiebenfte entgegen- 
zutreten. Inter biefen Umfländen waren Defterreih und Preußen 
ſchnell und gleichmäßig entichloffen, ber Bewegung in Deutſchland 
ſich wicht anzuſchließen. 
23 
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- Bald verflänbigten fle ſich auch unter einander. Schon am 
28. Nov. 1863 gaben fie am Bunde bie gemeinfame Erklärung ab, 
baß fle ihrerfeits auf bem Boden bes Londoner Vertrags zu ver: 
harren entfchloffen feten und daß fie nur innerhalb besfelben eine Löfung 
bes Streites mit Dänemark aufzufuchen gemeint feien und ſchon am 
4. Dec, waren fie in ber Lage, fämmtlichen deutſchen Regierungen 
anzuzeigen, daß fie „fi über bie Frage vollſtändig geeinigt hätten“ 
und ihnen als erften Schritt auf einer ganz andern, ald ber von 
ber beutfchen Bewegung angeftrebten Bahn nicht eine Occupation 
Holfteins, fonbern vielmehr bie Yunbesegecntion gegen basjelbe, 
welche principiell bie Anerkennung bes Königs Chriftian von Däne- 
mark auch als Herzogs von Schleswig, Holitein und Lauenburg in 
fih ſchloß, in mehr als bloß nahbrüdlicher Weile vorzujchlagen. 
Unter dem Drud biefer Note verwarf benn auch ber Bunb am 
8. Dee. 1863 bie Occupation und wurbe mit Hülfe Hannovers, 
Kurheſſens, Medienburgs und ver freien Stäbte bie Execution be 
ſchloſſen. Damit glaubten die beiden Großmächte ben Bund ent: 
ſchieden in bie von ihnen gewünfäte Bahn gelenkt zu haben. Die 
Ausführung des Beſchluſſes entſprach indeß ihren Erwartungen kei⸗ 
nedwegs. Die Bunbestruppen, bie unter bem Oberbefeßl bes füd- 
fiſchen Generals Hate in Holftein einrüdten, wollten bie Art und 
Meife, wie ſich bie däniſchen Truppen nur Schritt für Schritt vet 
ihnen zurüdzogen unb gleich als ob fie e8 nur aus Conbenienz un- 
terließen, ihnen bie Poſten und Wachen förmlich und faft freund: 
ſchaftlich zuu übergeben, nicht verfiehen und bie Bunbesconmmifläre 
legten ber Benölferung Fein Hinberniß in ben Weg, als fie bit 
Hinter ihren Ferſen in allen GStäbten und Flecken ben Prinzen 
Friedrich von Auguftenburg als ihren rechtmäßigen Lanbesherru pro 


» lamirte, bie Wappen Dänemarks überall herunterriß unb bie bäni- 


gen Beamten, bie fie fo lange geqmält, ohne Schonung veringie 
Gerade das hatten Defterreich und Preußen verhindern wollen: gegen 
ihren Willen war bie Execution geiviffermaßen vom ſelbſt in bie 
Dceupation umgefhlagen. Noch weniger aber entſprach es ihrem 


Blau, als in bin letzten Tagen bes Jahres 1863 Herzog Friedrich 


ganz gegen ihre Abſichten feinen Wohnſttz nach Holſtein verlegte, um 
ber eigenen freien Willeneäußerung des Landes feſteren Halt unb 
größeren Nachdruck zu geben. Wenn bie Politil der beiden Groß⸗ 
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möchte über die Beftrebungen ber nationalen Bewegung bie Ober Tante 


hand gewinnen follte, jo mußte jebem weiteren Fortgang ber Dinge 
auf dieſer Bahn geiwehrt werben und bie Leitung aller ferneren 
Schritte gegenüber Dänemark birect in bie Hände Oeſterreichs unb 
Preußens übergeben. 

Die Stellung berfelben war inzwiſchen feine leichte. Die 
Kabinetspolitit, mittelft welcher fie bie Lage zu bemeiltern und bie 
Aufgabe, bie fie fich geftellt, zu löfen juchten, befand fig gewiſſer⸗ 
maßen zwifchen zwei Bewwegungen in ber Mitte, bie beide bewältigt 
aber auch beibe wenigftens bis auf einen gewiljen Grab befriedigt 
werben mußten, wenn es gelingen follte, das Verhältniß zwiſchen 
Deutſchland und Dänemark im Einverftändnig mit ben übrigen 
Großmädten und auf Grundlage bes Londoner Vertrags befinitin 


zu orbnen. Die antisbeutihe Bewegung in Dänemart war ebenfo Din 
populär, ebenfo national, wie bie antisbänifde in Deutichland. Das + 


Herzogthum Holftein bildete keineswegs ben eigentlichen Gegenftanb 
des Streites unb body war es ben vereinigten Bemühungen (Eng 
lands und Rußlands im December 1863 nur mit Mühe gelungen, 
bie däniſche Regierung zu beivegen, daß fie bas Lanb ohne Schwert 
frei den Bunbestrupyen überließ, nachdem bereits Vorbereitungen 
getroffen waren, bem Einbringen ber Deutſchen ſchon bier MWibers 
ftarb zu leiften; es war bieß nur in ber Vorausſetung geſchehen, 
baß bie Erecution au im Einne und Geifte ber äfterr.-preuß. 
Politit durchgeführt und jede Demonftration der Bevölkerung zu 
Gunſten bes Pratendenten wirkſam verhindert werde, was, wie wir 
geſehen haben, nicht geſchah. Schleswig war ſeit jeher der eigent⸗ 
liche Zankapfel zwiſchen Deutſchland und Dänemart- geweſen und 
wie bie deutſche Bewegung die endliche und vollſtändige Losirennung 
nit bloß Holſteins, ſondern auch Schleswigs von Dänemark vers 
langte, jo verlangte bagegen bie bänilche Bewegung nicht minder 
entiieben zumal um ben Preis von Holftein, bas ſchon als Kalk 
verlosen betrachtet werben mußte, zum minbeflen bie Erhaltung 
Schleswigs und die Sicherung desjelben gegen alle und jede Am 
fprüde Deutſchlands, um es befinitio bem damiſchen Mänlgerid eine 
verleiben und weiterhin ungehindert banificen zu innen, Der Plan 
der beiben beutigen Großmächte, bie Herzogthümer und dem Lon⸗ 
boner Berirage ber bänifden Krone zu belaffen, dagegen zu Siche⸗ 
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rung ber beutfchen Rationalttät Holfkein und Schleswig, wenigſtens 
ben ſũdlichen, ausfchließlich deutfchen Theil ber letztern/ in eine freiere 
Stellung zur däniigen Geſammtmonarchie unter ber Form ber Per⸗ 
fonalunion mit ber Krone Dänemark zu bringen, murbe von ber 
bänifhen Bewegung, bie von einem Schleswig-Holflein in irgend 
welcher- Sorm und unter welden Bebingungen immer nichts wiflen 
wollte, weit weggeworfen. König Chriftian freilich Hätte fi ohne 
Zweifel der drohenden Haltung Deutſchlands gegenüber mit ben bei- 
den Grofmächten leicht verftänbigt, um feinem Haufe die Herzog: 
fhümer zu erhalten, zumal fih eine Berfonalmion derfelben mit 
Dänemark noch unter gar mancherlei Modalitäten denken ließ. Allein 
König Chriſtian war ganz und gar nidht in der Lage, To handeln 
zu können, wie er wünfchen, wie er es im Intereſſe Dänemarks 
ſelbſt für rathfam erachten mochte und die beiden deutſchen Gtoß⸗ 
mäcdhte mußten es baher mwejentlih den übrigen Interzeichnern bes 
Londoner Bertrags namentlih England überlaſſen, bie daniſche Re 
gierung zu denjenigen Eonceffionen zu vermögen, bie non der Sad): 
lage geboten wären und bie ihnen die Durdführung ihrer Politik 
na biefer Seite möglig machen würden. Ihre Wufgabe war es 
dagegen, bie beutfche Bewegung in Schranten zu Halten unb bie 
Sinderniffe aus bem Wege zu räumen, bie auf- biefer Seite eimer 
biplomatifchen Mſung ber Frage entgegenftanben. 


Death. — So Koch die Wogen in Deutſchland aud gingen, fo ſchien 


land. 


das Doch keineswegs unmöglich zu fein. Dieſe größeren und mitt 
Feren, Pleineren und felbft Heinften Staaten Deutſchlands waren ja 
Alle founerän und auf ihre Souneränetät mehr als eiferfüdhtig, weder 
gewohnt noch "gemeint, fich irgend einem ımter ihner oder außer 
Ihnen unterzuordnen und nur burd bad Iodere Band des Staaten 
bundes zufemmengehalten, das zudem Tängft- in ihrem eigenen 
Bewußtſein bis auf bie Wurzel erfehüttert war. Ihnen gegenüber 
waren Deſterreich und Preußen ſchon dadurch im Vortheil, daß fie 
wenigſtens in ben allgemeinen Orunbgügen genau wußten, was fie 
wollten, und fi} unter fich Leichter verſtandigen Tormten, als bie zahl⸗ 
reichen Mittel» und Kleinſtaaten, deren Einigung in jebem einzelnen 
Balle Tängere Unterhanblungen und damit längere Belt erforberte. 
Mehr ale eine ber mittelftantlicken Regierungen beobachtete überbieft 
die natienake Bewegung mit fehr mißtrauiſchen Augen und ſchien 
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in fo fern bem Einfluß der beiden Großmächte auf bie Dauer Tauni?rstid- 
unzusgänglich bleiben zu Lönnen. Eine Anzahl Kleinſtaaten endlich 
waren viel zu ſchwach, um einem gemeinichaftliden Drucke Oefter- 
reichs und Preußens: irgendwie zu widerſtehen. Konnten Defterreich 
und Preußen auf eine zuverläffige Majorität in ber Bunbesnerfanme 
lung allerdings nicht rechnen, jo war das auf ber anbern Seite gang 
ebenfo ber Fall. Die nächſte Politik der beiben Großmächte beſtand 
unter biefen Umſtänden barin, bie Bunbesverfammlung, wenn ſie 
wicht zu einem entſchiedenen Schritie in ihrem Sinne geführt 
werben Tönne, wenigftens an jedem andern, ber ihnen nicht 
conneniren wöärbe, zu hindern. Und das gelang benn aud 
vollkommen. Wären bie Mittelftanten unter fich - felber einig 
geweſen und wäre es ihnen gelungen, fi zu einer feſten Majorität 
am Bunde zu geftalten, jo hätten fie fich nothwendig beeilen müffen, 
ben Bringen Yriebrich von Auguftenburg als Herzog von Holftein anzu⸗ 
erfennen, um ihm bannzumal als einem Bundesfürften ihre bewaffnete 
Unter ſtütung zur Eroberung Schleswigs nah Recht und Pflicht ge 
währen zu können. Nichts ſchien in Mehrheit einem folgen Be 
ſchluſſe entgegen zu ſtehen. Vielleicht it in Europa noch fein ein 
ziger Erbfolgefrieg geführt werben, in welchem irgenb einer ber 
Prätenbanten ein fo klares Recht für fi Hätte in Anfpruch nehmen 
fönnen. Die ganze Frage war feit mehr als 15 Jahren in einer 
Reihe von Schriften der erfien Staatsrechtslehrer Deutſchlands erör- 
tert und fo zu fagen einflimmig zu Gunſten bed Auguftenburgers 
entſchieden worden. Das ganze Material lag weſentlich vollſtändig, 
gegrbnet und gefichtet nor. Was unter ſolchen Umftänben jede Groß: 
macht Europas, die die Kraft in ſich fühlte, ihr Mecht geltend zu 
macden, geihan hätte, Iiegt auf ber Hand. Anders bie Bundesver⸗ 
ſammlung, beren Ausjchußreferent, ver bayer. Gefanbte v. d. Pfordten, 
bie ganze Frage mit beutfcher Grünblichkeit einer nenen gefchichtlichen 
und rechtlichen Prüfung unterwarf, und erft am 6, Februar mit ber 
Hälfte zu Stande fam, als es bereits zu fpät war. Die beiden Großs 
mächte benübten bie Zwiſchenzeit, da bie Frage rechtlich in suspenso 
war, uam fie factifch zu entfcheiden. Schon am 28. Dec. 1863 
Hatten fie am Bunte darauf angetragen, Dänemark zur Aufhebung 
der Berfaffung vom 18. Nov. aufzuforbern und im Weigerungsfalle 
das Herzogtum Schleswig unverweilt im Namen des Bundes ale 
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Pfand für die Erfüllung feiner gerechten Forderung zu beſetzen — 
alfo wieberum auf Grund ber Vereinbarungen von 18°%, und fomit 
unter ſtillſchweigender Vorausſetzung ber fortbauernden Gültigkeit 


bes Londoner Vertrages. Am 11. Januar 1864 erneuerten fie 


biefen ihren Antrag dringend und am 14. besfelben Monats gelangte 
er zur Abſtimmung. Auch die Großmächte brachten es biegmal zu 
Keiner Majorität: nur Mecklenburg, Kurheffen und bie SKleinftaaten 
ber 16. Curie traten dem Antrage bei, er blieb daher mit 5 gegen 
11 Stimmen in ber Minorität. Selbft Hannover, wo eben eine 


große Lanbesverfammlung der Stimmung der Bevölkerung einen 


energifchen Ausdruck geltehen hatte, wagte e8 in biefem Augenblid nicht, 
auf bie Seite der Großmächte zu treten und auch die Senate ber 
freien Stäbte hatten ſich feit dem 7. Dec. einiger Maßen ermannt. 
Das Reſultat der Abftimmung war für Defterreih und Preußen 
natürlicher Weife Fein überrafchendes. Sie hatten es vielmehr voraus 
geſehn und alle Vorbereitungen getroffen, um fi) durch basfelbe in 
ihrem Plane nit nur nicht beirren zu laffen, im Gegentheil daraus 
burchgreifende Vortheile zu ziehen. Saum war das Refultat ber 
Abftimmnng verkündet, fo gaben fle bie gemeinfame Erklärung ab, 
ba fie mit Rüdficht auf ihre „befonbere Stellung” zu ben Verein⸗ 
barungen von 18%, und auf bie „Dringlichkeit“ der Sade ent 
fchloffen feien, die Geltendmachung ber Rechte bes Bundes in Bezug 
auf Schleswig nunmehr „in ihre eigenen Hände zu nehmen” und - 
auch ohne Mithülfe des Bundes zur „Ausführung ber von ihnen 
beantragten Maßregeln zu fchreiten”. | 

Bayern und andere Mitteljtanten Tegten gegen biefe Erflärung 
fofort Proteft ein. Allein mit dem bloßen Proteft war natürlid 
ganz unb gar nichts gethan. Der Moment war offenbar entfcheibend. 
Wenn bie beiben Großmächte den angekündigten Entſchluß wirklich 
ing Werk febten und ihn durchzuführen vermochten, fo mar ber Bund 
bei Seite gefchoben und bie Sache ber Herzogihümer allem Anfchein 
nach verloren. Die Regierungen ber Mittelftaaten fühlten das ohne 
Zweifel jo gut, wie bie öffentliche Meinung, bie barüber in ganz 
Deutfchland in die gewaltigfte Aufregung gerieth. Auch ift es kaum denk⸗ 


. bar, baß bie öͤſterreichiſch-preußiſche Erklärung den Mittelftanten völlig 


unerwartet gekommen fe. Selbft in ben öffentliden Blättern hatten 
allerlei freilich nur Halb verftändliche Nachrichten bie Runde gemacht; bie 
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Regierungen mußten doch von ben Plänen ber beiden Großmächte Deut 
einige nähere Kunde haben. Dennoch war ein Entſchluß nicht leicht, ihre 
Lage im Augenblid eine überaus ſchwierige. Holftein war allerbings 
zur Zeit in ben Händen bes Bundes und won Bundestruppen befekt. 
Damit Tag bie Möglichkeit in ihrer Hand, ben Planen Defterreichs 
unb Preußens wirkfam entgegenzutreten: fie Eonnten jene verftärfen 
und biefen ben Durchmarſch verweigern. Allen bazu beburfte es 
eines Bunbesbefäluffes, und fie konnten auf eine compacte Majori⸗ 
tät zumal für einen berartigen Beichluß von möglicher Weife unabe 
ſehbaren Folgen in Teiner Weife zählen; fie burften keinen Augen- 
bli verlieren, und boch hätte es erft umfaſſender Unterhandlungen 
zwiſchen Münden und Dresden, zwiſchen Stuttgart und Darmſtadt 
beburft; fie hätten Defterreih und Preußen zuvorkommen müſſen und 
ihre Truppen waren auf bem Friebensfuß und zu einem fofortigen Aus- 
marfch meiſt ganz und gar nicht bereit; es beburfte bazu unzweifelhaft 
einer vollkommenen Einheit der Action und fie hätten erft fi über 
bie Berfon eines Bunbesfelbherrn verſtändigen müſſen; enblich muß⸗ 
ten fie e8 Darauf ankommen Iaflen, ob die heiben Großmächte es 
nicht verfuchten, ben Durchmarſch durch Holftein dennoch zu erzwingen 
und bie Bunbestruppen wo möglich ebenfo bei Seite zu drängen, wie 
ber Bundestag felber bei Seite geſchoben werben follte, zumal wenn 
bie Mittelftanten nit von Anfang an mit volllommener Einigkeit, 
mit faft unglaublicher Raſchheit und mit genügenden Militärkräften 
auftraten. Mit einem Wort, fie mußten bie ganze Gefahr eines 
Bürgerkriegs mit den beiden Großmächten laufen unb bie ſchwere Ver ' 
antwortlichleit einer ſolchen Möglichleit über fi} nehmen. Dazu konn⸗ 
ten fie ſich nicht entichließen. Der Bund ergab fi in fein Schidfal, 
bie Leitung ber deutſchen Dinge eniftel feiner ſchwachen Hand und 
ging in biejenige Deſterreichs und Preußens über. 

Diefe gingen nun raſch vor. Am 16. Jan., ſchon zwei Tage 
nad den Vorgängen in Frankfurt, richteten ihre Geſandten eine 
Sommation an bie Regierung von Dänemark, bie bertragswibrige 
Verfaſſung für Schleswig. Dänemart vom 18. Nov. 1863 binnen 
48 Stunden außer Kraft zu erflären, wibrigenfall® bie beiben 
Mächte im Falle wären, das Herzogtfum Schleswig in Pfand zu 
nehmen und bie Gefandten den Befehl hätten, ihre Päffe zu verlan⸗ 
gen. Die daniſche Regierung Ichnte bie Zumuthung am 18. Januar 
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Deuiid- einfach ab, Defterreih und Preußen hielten eine weitere fürmläche 


Yand, 


© 
bar (der 


Kriegserllärung nicht für nöthig und ihre Truppen festen fi ale: 
bald in Mari, um fih an den Gränzen Scleswigs aufzuftellen. 
Am 19. Yan. gaben ihre Vertreter am Bunde bie gemeinfame Er: 
Härung ab, baß diefe Ausführung der von ihnen „für bie Sicherung 
ber Rechte des deutſchen Bundes in Bezug auf Schleswig” für 
nöthig und unauffchieblid erachteten Maßnahmen eine „Berinträch- 
tigung ber erecutionsmäßigen Beſetzung unb Berwaltung bes Herzog 
thums Holftein von Bundeswegen“ nicht bezweden. Die Bundes: 
verjammlung fühlte fi baburd) beruhigt ober mußte ſich vielmehr 
beruhigt fühlen und am 21. Jan. ertheilten die vereinigten Ausſchüſſe 
ben Bundesautoritäten in Holjtein die Injtruction, dem Durchmarſch 
ber öfterr.preuß. Truppen fein Hinderniß in den Weg zu legen. 
Schon am folgenden Tage begannen bie Preußen benn au in Hol 
fein einzurüden, ohne nur ben Bundescommiljären davon gebührende 
Anzeige gemacht zu haben, wie das auch gegenüber Hamburg, Lübed 
und Oldenburg nicht gefhehen war. Die Bundescommifjäre prote 
flirten gegen ein ſolch gewaltſames, rückſichtsloſes Vorgehen Preußens, 
Hamburg und Lübeck remonftrirten dagegen in Berlin, Oldenburg 
„erhob am Bunbe fürmlihe Beſchwerde. Den preußifchen folgten bie 
öjterr. Truppen, bie indeß mit Rüdfiht auf bie gereizte Stimmung in 
Deutſchland für gut gefunben hatten, ihren Weg ftatt durch Bayern 
ober Sachſen über Breslau und Berlin zu nehmen. Schon vor 
Ende des Monats Januar war ber größere Theil ber geſammten 
alliirten Heeresmafle, bie aus 43,500 Preußen mit 110 Kanonen 
und aus 28,500 Oefterreihern mit 48 Kanonen beftehen jollte, 
längs ber Gränze Schleswigs aufgeftellt. Die Preußen ftanben zu 
nächſt unter bem Commando bes Prinzen Friedrih Karl, vie Oeſter⸗ 
reicher unter demjenigen bed FML. Treibern v. Gablenz, während 
der Oberbefehl über beide dem preuß.. Feldmarſchall Wrangel über: 
tragen worden war. Das Uebergewiht an Truppen, fowie bie 
oberfte Leitung bes ganzen Feldzugs Tag fomit in ber Hand 
Preußens. 

Noch war ber ftrategiihe Aufmarſch der allinten Armee nicht 


Krieg, vollendet, ald Wrangel, dem offenbar von Berlin aus bie möglichfte 


Eile anbefohlen war, bem bänifhen Oberlommanbanten de Meza 
am 31. „Jan. anzeigte, daß er ben Auftrag babe, bas Herzogthum 


eberiht der Ereiguiſe des Jahres 1864. 861 


Schleswig zu beſetzen und anfragte, ob er bereit ſei, dasſelbe rg 
räumen. de Meza beantwortete die Trage fofort verneinenb unb Kries. 
erklärte feinen Entſchluß, jeber Gewaltthat mit ben Waffen zu be 
gegen. Am 1. Februar überfchritten baher hie Alliirten die Gränze: 
bas combinirte preußiſche Armeecorps unter dem Prinzen Friedrich 
Karl bildete den vechten Flũgel umd rüdte von Kiel aus gegen 
Eckernförde vor, bie Oeſterreicher unter Gablenz fanden in Centrum 
auf der Straße von Rendsburg nah Schleswig, die preuß. Garde⸗ 
bivifion unter Gen. dv. db. Mülbe nahm ben linken Flügel ein. 

Die Dänen erwarteten ben Feind hinter den Danewerk. Die 
Stärke ihrer Felbarmee betrug indeß nicht viel über 30,000 Dann, 
alfo nicht die Hälfte ber Alliirten und ſelbſt biefe Zahl Hatten fie 
nur mit äußerfter Anſtrengung aufgebradit; es befanben ſich barunter 
viele kaum einerercirte Recruten, viele ältere Landwehroffiziere und 
außerdem eine erhebliche Anzahl holſteiniſcher und ſchleswig'ſcher 
Truppen, auf die ſie ſich ganz und gar nicht verlaſſen konnten. Es 
wäre geradezu Wahnſinn für ein kleines Land von kaum 3 Mill. 
Einwohnern geweſen, es mit zwei Großmächten Europa's, hinter 
denen eine in heftige Bewegung gerathene große Nation ſtand, mit 
fo geringen und zudem noch mangelhaft ausgerüſteten Kräften auf: 
nehmen zu wollen, wenn ber Krieg nit au in Dänemark durchaus 
populär. gewejen wäre, wenn die Dänen nicht gerabezu ber Weberzeu- 
guug gelebt hätten, daß es fi für fie um ihre ganze Erijtenz handle, 
wenn fie nicht wenigftens einige Urfache gehabt hätten, zu glauben, 
daß, fobald nur erit hie Yeinbjeligkeiten in Schleswig begännen, jeden⸗ 
falls das flammverwandte Schweben zu Lande, wahrſcheinlich auch 
England, vieleicht mit Unterjtügung Frankreichs am Rheine, zur See 
zu ihrer Hülfe berbeieilen würden und wenn nicht bie geographiichen 
Verhältniſſe des Landes bur Natur und Kunft für eine längere 
und energiſche Vertheidigung fo überaus günftig gewejen wären. 

Der jebt eingetretene entfcheidende Moment war von ben 
Führern bes bänifchen Volks längſt vorausgefehen worden und fie 
Hatten alle freilich beſchränkten Kräfte aufgeboten, das Laub in Ber: 
theidigungszuftanb zu ſetzen. Holftein war gegen einem überlegenen 
Feind ſtrategiſch nicht zu vertheibigen und bie öffentliche Meinung in 
Dänemgrf hatte ſich daher, wenn auch mit Ingrimm barein gefun- 
Den, als es den Deutfchen ohne Schwertſchlag Preis gegeben wurbe. 
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Deiitß Ein ganz anderes war es bagegen mit Schleswig. Schen im Süben 
Krieg. desſelben lag das Danewerk, das feit FJahrbunderten als bas Haupt⸗ 
bolfwer! des Landes angefehen wurde. Hier bilbet bie Eiber und 
der Meerbufen der Schlei von Meer gu Meer, von Friebrisftabt 
bis Kappeln dur bie Flußläufe und ausgedehnte Sumpfftreden eine 
natürliche Vertheibigungslinie, die zumal in ber Mitte auf dem Wege 
von Rendsburg nah Schleswig feit einem Jahrzehent durch eine 
Anzahl ſtarker Schanzwerfe mit großen Koften fait uneinnehmbar 
gemacht worben war, wenn fie bon einer Binreichend ftarfen Kriegs⸗ 
macht vertheibigt wurbe. Dieß war nut freilich, da Schweben, auf 
deſſen Allianz Dänemarf gerechnet hatte, noch immer zögerte, wicht 
ber Fall. Um die ganze über 11 Meilen Yange Linte vollftändig 
einnehmen und auf jebem Punkte gegen einen Angriff genügenb ver: 
theidigen zu Tönnen, hätte e8 einer Armee von 50 bis 60,000 Maım 
beburft, während bie Dänen über nicht viel mehr als bie Hälfte ver 
fügen konnten. Immerhin aber waren fie im Stande, das Gentrum 
der Stellung ziemlich ſtark zu beſetzen und bie Flanken wenigſtens 
einigermaßen zu dedien. Selbft aber wenn fie überwältigt werben 
follten, lag darum das Feſtland dem Feinde noch keineswegs preis- 
gegeben ba. Die Düppeler Höhen mit ber hinter ihnen Tiegenben 
Inſel Alſen und ber nahen Feſtung Friedericia bildete eine zweite 
Bertheibigungsftellung, der, ba fie ebenfo günftig gelegen, ebenfo ſtark 
und doch von viel geringerer Ausdehnung ift, bie Kräfte ber 
Dänen genügen mochten, und bie überdieß von ber See aus in 
mehr als einer Beziehung wirkſam unterftüßt werden Tonnte. Zur 
See aber waren bie Dänen den Deutfhen noch immer entſchieden 
überlegen, wenn auch allerdings nicht mehr in bemfelben Grabe wie 
früher, Denn für bie Vermehrung der Flotte war zwar feit bem 
Veßten Kriege auch einiges, aber aus finanziellen Gründen boch Tange 
nicht genug gethan worden, während Preußen feither wenigften® ben 
Heinen Anfang einer Flotte gefhaffen Hatte und and Defterreid 
eine eifrig gepflegte Marine befaß, die unter Umſtänden nicht bloß 
in ber Adria, fonbern auch im Norden verwendet werben mochte. 
In Dänemark felbft galt das Danewerk wenn nit für gänz 
lich uneinnehmbar, doch für fo ſtark, daß der Feind Tängere Zeit 
buch dasſelbe aufgehalten werben würde. Die Dänen mußten jedoch 
bald die Bittere Erfahrung machen, daß fie fich hierüber getäufcht hatten. 
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Es ift Hier nicht unfere Aufgabe, bie kriegeriſchen Ereigniſſe naher Gaefr 
zu ſchildern. Es genügt baran zu erinnern, baß bie Preußen unter Fire 
bem Prinzen Friedrich Karl noch am 1. Febr. Eckernfoͤrde beſetzten 
und am 2. den Dänen bei Miffunbe ein wie es fcheint freilich ziems 
lich nublofes, jedenfalls erfolglofes Gefecht Tieferten, während bie 
Defterreicher am 3. fih bei Jagel, Overſelk und dem Königsberg 
mit alter Bravour ſchlugen und Bis zu ben eigentlichen Schanzwerken 
bes Danewirke vorbrangen. Hier follte dann in einigen Tagen von 
ihnen ein Sturm verſucht werben, während bie Preußen den Ueber⸗ 
gang über bie Schlei erzwängen. Gelang das eine ober das andere, 
unb wenigſtens das Iebtere ſchien ohne allzu große Opfer möglich 
zu fein, eben weil bie Dänen bie Flanfe nicht mit einer hinreichenden 
Truppenmacht zu vertheidigen im Stande waren, fo war bie ganze 
DVertheibigimgelinie bes Danewerks nicht mehr haltbar und für bie 
Dänen verloren. Es wäre dann dieſen nichts anderes übrig geblieben, 
als eine Schlacht zu wagen und bei ber numeriſchen Ueberlegenbeit ber 
Altirten war es nicht unmöglich, daß die ganze bänifche Armee 
theils aufgerieben, theils in bie Gefangenfchaft des Feindes gefallen 
wäre. Der bänifche Höchſtkommandirende, General be Meza, erkannte 
biefe Gefahr vollfommen und ein am 4. zufammenberufener Kriege: 
rath beſchloß faft einftinmnig, ungeachtet aller Erwartungen ber öffent: 
lien Meinung in Kopenhagen und troß ber vielen Millionen, welche 
Dänemark feit gehn Jahren darauf verwendet hatte, die Danewerks⸗ 
ftellung ohne weiteren Kampf aufzugeben und ſich hinter die Düppel- 
linie zurũckzuziehen. Am 5. wurden bie nothwendigen Vorberei- 
tungen getroffen und am Abend besjelben Tages in aller Stille ber 
Rüdzug begonnen, auffallenber Weife, ohne daß bie Alliirten davon 
Wind befamen, fo daß berfelbe in der Nacht auf ben 6. und an 
biefem Tage gluücklich vollführt werben konnte. Erft am Morgen 
desſelben erhielten die Deflerreiher davon Kunde und zogen in das 
geräumte Schleswig ein, während die Preußen ungehindert über bie 
Schlei feßten und gegen Flensburg vorbrangen. Eilig rädten bie 
Defterreicher den abziehenden Dänen eben dahin nach, erreichten aber 
nur noch die Nachhut derfelben, bie bei Deverfee den Defterreichern 
ein biutiges Gefecht, in dem von beiden Seiten mit gleicher Tapfer: 
keit umb von beiben mit verbältnigmähig großem Verluſte gelfämpft 
twurbe, Tieferte und dadurch ber Hauptarmee glüdlich ben ungehin: 
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FE berten Rüdzug bis in die Düppelſtellung erſtritt. Ans 7. beiebten 
Krirg. die Defterreicher Flensburg. Einige Tage ſpäter rädten bie Preußen 
gegen bie Düppeler Schanzen vor, um bier ihrerfeits die Hauptarbeit 
zu übernehmen. Prinz Friebrihd Karl überzeugte ſich indeß bald, 
baß bie däniſche Stellung ohne allzu große Opfer erfolgreih wur 
durch förntlicde Belagerung angegriffen werben könne. Schweres 
Belagerungsgeſchütz aber mußte erſt weither aus Preußen berbeis 
gejhafft werben. Der Krieg fand baher zunächſt nothgebrungener 
Weiſe einen gewiffen Stillſtand. Inzwiſchen ging die preußiſche 
Gardediviſion unter Gen. v. d. Mülbe von Flensburg aus vor und 
beſetzte am 19. Februar bie erſte Stabt Jütlands,  Kalbing, um bie 
weiteren Operationen gegen bie Düppelſtellung von dieſer Seite zu 
ſicher. Mit Ausnahme einiger Inſeln und Düppel-Mlien war 
ganz Schleswig für Dänemark bereits verloren. Dagegen Tonnte es 
fih in ber Düppelftellung allerdings noch längere Zeit halten, jeben: 
falls Yange genug, um irgenb einer ber Großmächte, die den Lon- 
boner Bertrag zu Stande gebracht Hatten, hinreichende Zeit zu ge 
währen, zu feiner Hülfe herbeizueilen. 

England. In erfter Linie glaubte e8 dieß von England erwarten zu 
bürfen, obwohl fich Fein zwingenbes Intereſſe erkennen läßt, das 
England genöthigt hätte, die bisherige däniſche Monarchie felbit 
wit eigenen Opfern aufrecht zu erbalten. Nur: im Allgemeinen 
modte es ihm in feiner Corwenien; zu liegen ſcheinen, bie 
gegenwärtige maritime Schwäche ber zwiſchen Oſtſee und Nordſee 
gelegenen Staaten, Schwedens, Dänemarks, Deutſchlands zu bewah⸗ 
ren. Weſentlich auf ſeinen Betrieb war denn auch der Londoner 
Vertrag v. 8. Mai 1852 zu Stande gekommen. Die Hoffnung 
Dänemarks auf die Hülfe ber brittifchen Regierung, an beren Spibe 
auch jebt wieder Lorb Palmeriton fand, ſchien daher Feine unberech⸗ 
tigte zu fein. Es fragte fih nur, wie weit- England in feiner Un- 
terſtützung Dänemarks zu gehen geneigt fei. Auf dem Felde ber 
Diplomatie Teijtete England alles, was Dänemark nur immer von 
ihm erwarten ober felbjt wünfdgen konnte. Nicht nur gab es ſich 
alle Mühe, tn Wien und Berlin einem Triegerifhen Vorgehen mög- 
lift entgegen zu wirken und einem biplomatilchen . Arrangement 
wenigftens bie Bahn ofjen zu erhalten, nit nur gar es lebhaft 
beftrebt, bie NMegierungen bon Frankreich und Rußland, bie-fich zwar 
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jeberzeit” Bereit erklärien, für fi& am Londoner Bertrag feſtzu⸗England. 
haften, aber es an Eifer dafür gegenüber Deutſchland einigermaßen 
fehlen ließen, zu wirkſamerer Unterſtützung Dänemarks anzutreiben, 
fondern es war namentlich auch thätig, ber nationalen Bewegung in 
Deutichland nad -Kräften Hinderniſſe entgegen zu Teben. Seine 
Gefandte an den Höfen der Mittel- und Kleinftanten entwickelten 
eine wahrhaft fieberifche Thätigkeit. Englands Bemühungen nament- 
lich war e8 gelungen, im Laufe des vorigen Jahrzehents auch Sach⸗ 
fen, Hannover und Württemberg zum Beitritt zum Ronbsner Vertrag 
zu vermögen, nur Bayern hatte es beharrlich abgelehnt und much den 
Beitritt des Bundes, ber ohne feinen Widerſtand unzweifelhaft auch 
erfolgt wäre, verhindert: Seit bem Tode des Königs Friedrich von Dä- 
nemark nnb von der nationalen Bewegung gebrängt, Hatten freifich 
Sachſen und Württemberg fi offen und unumtounden davon losgeſagt. 
Dagegen fühlte die Negierung von Hannover keinerlei Sympathie 
für die Bewegung, gab bem immer und immer wieder brängenben 
englifhen Geſandten im Geheimen bie beten Zuſicherungen, fo weit 
es nur bie auch bort lebhaft erregte Zffenflihe Meinung erlaubte, 
umb bie Regierung von Hannover war es denn auch, melde gamz 
weſentlich das Zuftandefommen einer Mehrheit am Bunbe im Sinne 
und nach ben einftimnigen Wünſchen der Nation zu vereiteln wußte, 
indem fie in alfen entſcheidenden Momenten fi von ben übrigen 
Mittelſtaaten trennte und ber bſterreichiſch⸗preußiſchen Politik gegen 
der Bımb und gegen die nationafe Bewegung allen nur möglichen 
Vorſchub keiſtete. Darliber fo ziemlich beruhigt, ging das Hauptfäche 
Tichfte Streben Englands dahin, eine Eonferenz ber urfprüngfichen 
Unterzeichner bes Londoner Vertrags zu Stande zu bringen, und 
ben ganzen Streit durch europätfche Vermittlung zum Nustrag zu 
bringen, überzeugt, daß es auf biefem Wege gelingen würbe, ben 
Londoner Bertrag im Weſemlichen zu retten, wenn auch mit einigen, 
nicht allzu empfindlichen Opfern von Seite Dänemarks. eine im 
Laufe bes Januars und Anfang Februars wiederholten Bemühungen 
ſcheiterten indeß vorerſt an Defterreich, ber Verblendung Dänemarks ımb 
an ber geringen Reigung Preußens, bie ſich weder über bie Stellung ber 
bänifcherr Regierung, weiche jedenfalls nur durch einen gewiſſen Druck zır 
Eonceffionen bewogen werben konnte, noch über die Macht der nationalen 
Bewegung in Dentfchland füufchten, ber wenigftens einige Befriebigung 
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England. gewährt werben mußte, wenn fie nicht plotzlich zu einer reellen Gefahr 


Kran 
reich. 


emporwachſen ſollte. Beide erflärten zwar noch Ende Janyars auf 
bas Anbringen bes engliihen Cabinets, daß fie noch immer bereit 
und gewillt feien, am Londoner Bertrage feitzubalten, aber doch nur 
unter ber Torausfeßung, bad ihnen dieß nit durch bie Hart 
nädigfeit Dänemarks gerabezu unmöglich gemacht werben follte, 
Beide hielten eine Triegerifche Action für unsermeibli, nahmen, 
ben Bund bei Seite ſchiebend, die Sache in ihre eigenen Häube und 
beeilten fih, burch ihre Armee eine Stellung zu gewinnen, auf ber 
allein mit Dänemark wirkfam unterhbanbelt werben konnte. In 
biefem entjcheibenben Moment ging England noch einen Schritt 
weiter und flug dem Kaifer der Franzoſen eine nicht blos biplo- 
matifche fonbern ausdrücklich „materielle Unterfiügung Dänemarks 
vor. Seine Depefhen nad Kopenhagen, feine damals unb [päter 
wieber in bemjelben Sinne mit Frankreich geführte biplomatifche 
Eorrefpondenz fowie endlich feine ganze nachherige Haltung ſetzen 
e8 inbeß außer Zweifel, daß England darunter nicht mehr als eine 
friegerifche Demonftration, bie es gegenüber Deutſchland für genügend 
erachtete, verftand unb daß es über eine bloße Demonftration hinaus: 
zugeben nicht gemeint war. 

Frankreich ging darauf nicht ein und doch Hatte Zranfreih in 
Wahrbeit mehr Motive als England, für Dänemark unb gegen 
Deutſchland Partei zu ergreifen, Geit ben Zeiten bes erften Rapoleon 
und bem Ausgange des eriten Kaiferreichs fühlte es fih Dänemart 
gewiffermaßen verpflichtet und Lonis Napoleon hatte daher Teinerlei 
Bedenken getragen, fih am Lonboner Vertrage zu heiheiligen. Zebt 
galt es, bas damals verpfänbete Wort einzulöfen. Unb warum follte 
Frankreich nicht bereit fein, England, bas fo bringenb darnach vers 
Langte, hiezu bie Hand zu bieten? Alles ſchien ben Kaifer bazu eins 
zuladen. Dänemark bat nah bem 6. Febr. ausbrüdlich und fürmlid 
um Hülfe und alte Freundſchaft wie neue Verpflichtungen ſprachen 
bofür, fle zu gewähren; an Allürten ſchien es nicht zu fehlen; eine 
Derftärtung Deutfhlands, zumal Preußens, Tag nicht im Jntereſſe 
Frankreichs; die Idee ber Rheingränze ift in Frankreich noch keines⸗ 
wegs eritorben, iwenigftens eine Correction ber Gränzge nach jener 
Seite Hin ſchien unter kluger Benũtzung ber Umftänbe nicht außers 
halb bes Reichs ber Möglichkeit zu Liegen unb hätte, wenn fie erzielt 
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wurde, nicht wenig bazu beitragen müflen, bie neue Dynaſtie zu 
befeſtigen. Es ift wahr, bie öffentliche Meinung in Frankreich ſprach 
fi fortwährend unb bei jeder Gelegenheit für bie Erhaltung bes 
Friedens aus. Allein das wäre für Napoleon die minbefte Schwie⸗ 
rigkeit geweſen. Die bonapartiftiihe Partei hätte ſich Leicht in Bes 
wegung ſetzen laſſen; bie große Majorität, auf bie bas Kaiſerreich 
fih ftüßt, wäre ohne Zweifel, gut geleitet, wie immer mitgegangen; 
bie liberale Oppofition, theilweife in veralteten politiſchen Anſchau⸗ 
ungen befangen, hätte ſich nicht wiberjeßt, vielleicht ſelbſt anregenb 
mitgeholfen; ein Krieg in Deutſchland wäre im Heer populärer ges 
wejen, als es ber italienifcge nicht geiwelen war, geichweige denn bie 
Erpebitionen in bie Ferne. Napoleon ging auf alle biefe Bea 
Iodungen nicht ein unb bewies baburd aufs neue, daß er ber Nation, 
bie ibn an ihre Spike geftellt hat, voraus und in fo fern allerdings 
würdig ift, fie zu beherrſchen. Der Kaijer erkannte offenbar voll 
tommen, ba das Tleine Dänemark etwas ganz unb gar unmögliches 
unternommen hatte, indem es alle feine Kräfte, feine ganze Exiſtenz 
baran ſetzte, ein Glied einer großen und mächtigen Nation gegen 
feinen Willen und troß des lauteſten Widerſpruchs dieſer Nation 
von ihr abreißen und durch alle Mittel der Liſt und Gewalt, wie 
fie im 19. Jahrhundert auf bie Dauer rein nicht mehr möglich find, 
fi felber aflimiliven zu wollen. Cinfichtiger als vielleicht andere 
Fürſten, freieren Blids unb von reiferer Erfahrung verfannte er bie 
Bebeutung der nationalen Bewegung Deutſchlands nit, ohne fie 
darum zu überſchätzen, ba ihm bie Schwäche Defterreichs, bie falfche 
Pofition Preußens, bie Uneinigkeit ber Mittelftaaten, beren Anſprüche 
mit ihrer realen Macht vielfach im argem Widerſpruch flanden, Ans 
haltspunkte genug boten, wenn er ſich in bie beutfchen Dinge miſchen 
wollte. Er war jedoch entihloffen, wenigſtens vorerft nichts zu thun 
und bie auswärtigen Verbältniffe nicht dazu zu benüßen, um ben 
innern Schwierigkeiten zu entgehen, obwohl ibn biefe nach ber ges 
wöhnliden Auffafiung bes Kaifers und ſeiner Politik mehr als je 
dazu einzuladen ſchienen. 

Die Wahlen des Jahres 1863 zum geſetzgebenden Körper 
Batten ihm zwar mit Hülfe bes allgemeinen Stinmrechies, wie es von 
feiner Regierung gehandhabt wird, wie immer eine vollſtändig ergebene 
große Majorität geliefert. Numeriſch war bie Bedeutung ber Oppo⸗ 
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vn ſition in ber neuen Legislative nur eine ſehr beſchränkte und bil: 


bete zubem ein Gemiſch von rabicalen, Tiberalen, vrleaniſtiſchen und 
Vegitimifttichen Elementen, bie, nothwendig faft in allen Detatlfragen 
principtell auseinandergehenb, nur gegen das gefchlofferre Syſtem ber 
tmperialiftifchen Politik, welche alles in ber Hand des Herrſchers 
eoncentrirt, alle Sreieit ber. Bewegung in der Preffe, im Vereins⸗ 
weien, in ven Gemeinden und Departements mit Gewalt danieder⸗ 
Halt und jede Megung bafür al8 eine Regung ber „alten Parteien” 
proferibirt, Front machte. Dennoch waren bie Wahlen virtuell gegen 
bie Regierung ausgefallen: in Paris und in einer Anzahl anderer 
großer Stäbte bes Landes waren bie Taiferlihen Eanbidaten geradezu 
unterlegen, in einer langen Reihe anderer batte ihnen wenigſtens 
eine ftarfe Minorität die Stimme verfagt. Frankreich begann wieber 
zu erwachen, es begann fihhtbar ben Alp, daß es nur zwifchen 
Anarchie und Defpotismus zu wählen Babe, abzufhüttelt und Yeb- 
after als bisher nach der fog. „Krönung bes Gebäubes” zu ver- 
langen. Der Kaiſer fuchte ben neuen Geift mit ber an fich aller- 
bings großartigen Idee eines europäiſchen Congreſſes behufs frieb- 
licher Schliätung aller unter ben europätfchen Staaten obwaltenden 
Differenzen abzulenten. Die Nee war verfrüht und fcheiterte vor⸗ 
erft an der Abneigung ber übrigen Großmächte und dem beftimmten 
Widerfprud Englands. Selbft der „beichräntte Congreß“, ven Frankreich 
anzunehmen geneigt war, um mwenigftens etwas durchzuſetzen, kam nicht 
zu Stande. Frankreich war verftimmt und Napoleon allerdings nicht Fehr 
Bereit, England fofort die Hand zu bieten, als dieſes gleich barauf, in 
ben letzten Tagen des Jahres 1863, mit großem Eifer die Abhaltung 
einer bloßen Conferenz betrieb, lediglich um das Londoner Protokoll 
zu Gunften Dänemarks aufrecht zu halten. Ruhig ließ ber Kaifer 
ben geſetzgeb. Körper bie Antwortsabreffe bebatttren, da bie Oppofition, 
obwohl fie in biefen Langen Debatten vom 11. bis zum 29. Januar 
mit ganz anderer Kraft als bisher, mitunter felbft drohend auftrat, 
boch der innern Einheit und ber gemeinfamen Zielpunkte allzu fühl: 
bar entbehrte, wenn ſie auch eine Fülle oratorifcher Talente ent 
widelte, der bie Majorität nicht gewachſen war, Die Taiferliche 
Regierung fühlte fich in ihrer europälfchen Stellung wie Im Innern 
viel zu ſtark, um ſich durch das Wieberaufwachen der alten Parteien 
und die Anfänge eines neuen Geiſtes, ber ſich in ber Nation zu 
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regen jchien, beirren zu laffen unb darin eine Röthigung zu erkennen, 
jofort einen &bleiter nah Außen fuhen zu müſſen. In einer 
@ircularbepeiche, die bie Regierung bes Kaifers unter dem 8. Januar 
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an bie verſchiedenen Regierungen bes beutichen Bundes richtete, ſprach 


fie ganz im Gegenſatz gegen England, das ben Londoner Vertrag 
wie ein Heiligtum unangetaftet wiflen wollte, unumwunden aus, 
daß jenes Werk nur ein „ohnmächtiges“ geweſen fei und baß eine 
befinitive Löfung ber beutfch-bänifchen Frage nur unter Zuſtimmung 
des beutihen Bundes, alſo jelbfiverftändlih nur unter mejentlichen 
Modificationen erreicht werben könne. Gegen Enbe beflelben Monats 
ging ber Kaifer noch einen Schritt weiter, indem er bie am 18. an 
ihn gerichtete Aufforderung Englands, Dänemark gemeinfhaftlich mit 
ihm eventuell auch, materielle Unterftühung gegen Deutſchland zu ges 
währen, beftimmt und unummwunben ablehnte. „Der Kaifer — erllärte 
„Hrn. Drouyn be l'Huys in feinem fpeciellen Auftrage — würbe 
„Widerwillen gegen alles fühlen, was ihn nöthigen könnte, ben 
„Wünſchen der Deutſchen mit den Waffen entgegen zu treten. 
„Es würde vergleichsweife leiht für England jein, einen folchen 
„Krieg zu unternehmen, der für England fi doch nur auf maritime 
„Operationen, auf Blofirung von Häfen und NAufbringung von 
„Schiffen beſchränken würde. Aber ber Boden Deutſchlands ftößt 
„an den Boden Frankreichs und ein Krieg zwiſchen Frankreich und 
„Deutfhland würbe ber unglüdlihfte und gewagtefte aller Kriege 
„fein, auf welchen das Kaiferreich ſich einlafien Könnte” Offenbar 
hatte Dänemark vorerſt von Frankreich wenig ober nichts zu hoffen 
und England war genöthigt, zu ber von ihm urjprünglid vor: 
geichlagenen Conferenz zurüdzufehren, ohne berfelben durch «ine 
Triegerifhe Demonftration ber beiben vereinigten Weſtmächte ben 
erforberlihen Nachbrud geben zu können. 


Noch weniger mochte Dänemark auf Rußland vertrauen, obwohlKeßland. 


bie erfie Anregung zu ben Arrangements bed Londoner Vertrags 
von Rußland ausgegangen war, auch Rußland im Grunde allein 
von ben brei nicht⸗deutſchen Großmächten, ganz abgejehen von feinen 
Anfprüden auf einen Theil von Holftein, ein wirkliches Intereſſe 
an der Erhaltung bes status quo unter ben zwilchen Nord⸗ unb 
Dftjee gelegenen Staaten und der bänifchen Monardjie in ihrem bis: 
herigen Umfange hatte. Rußland war in Folge ber polniihen Wirren 
24 
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Ruftand.nicht in ber Lage, für Dänemark und bie Aufrechthaltung bes Londoner 
Dertrags jeinerfeits eintreten zu können. Allen übrigen mehr ober 
minber betheiligten Staaten war indeß das ploͤtzliche Auftauchen ber 
binifchen Frage zu Ende bes J. 1863 ungelegen, eine Quelle von 
Schwierigkeiten und von Gefahren. Rußland allein kam fie überaus 
gelegen unb zwar gerabe in dem Moment, ba es ihrer beburfte. 
Nur mit Mühe hatte fih Rußland in ber erften Hälfte des Jahres 
der biplomatiihen Intervention der Weſtmächte, benen ſich, freilich 
mit innerem Wiberftreben, Defterreih angeſchloſſen hatte, entzogen 
und nur mit Hülfe ber von Bismard geleiteten Politit Preußens. 
An diefer Politik und der Schwäche Englands, das vor den Con: 
fequenzen feiner eigenen SHanblungsweife zurüdichredte, war ber 
Derfuh Napoleon, die Frage in feine Hand. zu nehmen unb 
wenigftens etwas für die. unglüdliche Nation zu thun, fie vor dem 
abfoluten Aufgeben im ruffiihen Kaiferreich zu bewahren, geicheitert. 
Aber noch war das Drama nicht zu Ende und bie äffentlihe Meinung 
Europas ftand entſchieden auf der Seite Polens. In Folge bes 
Auftauchens der deutſch-däniſchen Frage, die Mitteleuropa in die 
beftigfte Aufregung verjeßte, Die ohne einen lokalen Krieg faum zu 
Iöfen war und einen großen, europäiſchen Krieg wenigſtens ale 
möglich erfcheinen ließ, trat bie polnifche Frage plöglidy in ben Hinter: 
grund und ließ dem ruſſiſchen Oouvernement freie Hand gegenüber 
Polen. Die völlige Unterdrückung ber Inſurrection wie bie Fragen 
des Uebergangs und einer definitiven Organifation bes Landes, melde 
weitere Verſuche bes nationalen Geiftes nicht mehr bejorgen ließe, be 
fehäftigten Rußland mehr als die deutſch-daäniſche Differenz. Das ruffifche 
Sonvernement ſcheint fich daher fo ziemlich darauf befhräntt zu haben, 
mäßigend unb befchwichtigenb ſowohl in Kopenhagen als in Berlin 
einzuwirfen. Mit Preußen ftanb es überhaupt, feit Hr. v. Bismard 
bafelhft zur Gewalt gelangt war, auf ben beiten Fuß. Die neue 
Verfländigung besfelben mit Defterreih Tonnte Rußland nur mit 
günftigen Mugen betrachten, ba fie geeignet-war, Defterreih von ben 
MWeftmächten in der polniſchen Frage wieder loszuloſen und eine Ginigung 
desſelben mit feinen früheren Verbündeten über biefe Frage anzubahnen. 
Auch von dieſer Seite Hatte aljo Dänemark offenbar nichts zu hoffen. 

Sqweden Aber wenigftend auf Schweden glaubte es fi unter allen 
Umftänden verlaflen zu Tönnen, hatte doch Schweben im Sept. 


‚ \ 
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bes vergangenen Jahres 1863 durch feinen Miniſter bes Auswärti⸗Sqhweden 
gen, ber beihalb perſönlich nad Kopenhagen gelommen war, mit 
Dänemark über einen Alltanzvertrag und zwar eben mit Nüdficht 
auf die Differenzen desjelben mit Deutichland unterhanbelt. ‘Der 
damals vereinbarte Entwurf war freilich von Schweden naher 
nicht vatificirt worben; aber fein Minifter des Auswärtigen hatte 
doch noch am 5. Oct. besfelben Jahres an ben Gefanbten in 
Kopenhagen geſchrieben: „Wenn gegen alles Erwarten und troß 
„ber Vorftellungen, bie ihm gemadt worben find, Deutichland einen 
‚Einfall in Schleswig verjuchen follte, jo glauben wir mit Buvers 
‚Kcht behaupten zu können, daß Dänemark in aller Sicherheit auf 
„pie thatjächliche Unterflügung von mehr als einer Macht zählen 
„Lönnte und was ung betrifft, fo ftehen wir — ob nun ein Allianz 
„vertrag inzwifchen abgefchloffen fein möge oder nicht — nicht an, aufs 
„allerbeſtimmteſte zu erflären, daß wir für den Fall eines Angriffs 
„auf Schleswig von Seite Deutſchlands, jeberzeit wie bisher geneigt 
„wären, nah Maßgabe unjerer Kräfte und ber Mittel, über bie wir 
„werben verfügen Lörmen, Dänemark diejenige Hilfe zu gewähren, 
„pie es von uns verlangen mödhte Kaum brei Monaie fpäter trat 
ber von ber ſchwediſchen Regierung vorhergeſehene Fall wirklih ein: 
ein beutfches Heer drang in Schleswig ein — Schweben blieb ruhig. 
Und doch wäre ein ſchwediſches Hilfscorps den Dänen gerabe für 
den erften Anprall ber Deutſchen von weſentlichem Werthe geweſen, 
wenn fie e8 verjuchen wollten, bem Feinde Then am Danewirt, ba 
für ihre beſchränkten Kräfte allein zu ausgebehnt war, entgegen m 
treten. Allein jo geneigt die ſchwediſche Regierung auch fein mochte, 
Dänemark nicht preis zu geben, jo ſchien bas ſchwediſche Volk nur 
wenig Luft zu verfpären, Gut und Blut für eine rechtlich und that 
ſächlich ziemlich zweifelhafte Sache zu opfern; bie überhaupt Inappen 
Finanzen verlangten die äußerfte Schonung, zumal ein vom Neichstag 
beichloffenes Eiſenbahnanlehen noch nicht abgeſchloſſen war und nad 
bisherigen Erfahrungen Bauptfähli in Deutfchland untergebracht 
werben jollte; endlich mußte auch noch vorher das norwegiſche 
Storthing einberufen werben, um feine Bewilligung von Geld⸗ und 
Militärkräften auszuſprechen. Das Iebtere geſchah zwar unter dem 
26. Januar, aber erft auf ven 14. März, während Dänemark einer 
augenblidlichen Unterjftügung beburft Hätte, 
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So fand Dänemark den Heeren zweier Großmächte ohne irgend 
einen Alliirten ganz allein gegenüber. Die erfte Yolge bavon war, 
daß es das Danewerk nicht zu halten vermochte und ſich genäthigt 
fah, dasſelbe fchon nad) wenigen Tagen aufzugeben, wenn es nicht 
feine ganze Armee aufs Spiel feßen wollte General de Meza 
Batte fih nicht dazu entfchließen Tönnen. Am 7. ehr. Morgens 
früh langte Die Nachricht in Kopenhagen an. Die Aufregung, die fie in 
ber däniſchen Hauptftabt hervorrief, war eine furchtbare; die zuverſichtliche 
Hoffnung, in die das Volk von feinen Führern eingewiegt worben, 
daß diefe Landwehr, auf die fo viele Millionen verwendet worden 
waren, faft uneinnehmbar jedenfalls lange felbft gegen eine große 
Uebermacht zu vertheibigen jein würde, war ploͤtzlich zerronnen, ber 
größere Theil von Schleswig binnen wenigen Tagen fhon verloren. 
Die Stimmung ber Bevolkerung wurbe fo aufgeregt, baß felbft Mit⸗ 
glieber der königlichen Familie fich thatſächlichen Beleidigungen auss 
geſetzt ſahen. Die beiden Häufer bes eben verfammelten Reichstages 
traten fofort zufammen: ber Eonfeilpräfident Monrab vertheibigte bie 
Regierung fo gut e8 ging; er mußte eine am Tage vorher vom König 
erlaffene Prockamation an das Heer desavouiren, ber Kriegsminifter 
mußte erflären, baß er ben Befehl zum Rückzug nicht gegeben habe, 
ber General de Meza mußte augenblidlich feines Oberbefehls ent: 
hoben werben. Aber ber Muth der Dänen, der Entſchluß, Schleswig 
um jeben Preis fefthalten zu wollen, war barum nicht gebrochen, ber 
Haß gegen Deutfchland nur um fo Tebendiger geworden. Schon 
om 12, Febr. erklärte der Minifter des Auswärtigen v. Quaade in 
einer Eircularbepefihe allen Mächten Europas: „Bor der Occupation 
„Schleswigs Hätten wir mit Deutichland Frieden ſchließen Können; 
‚mob biefem Ereigniß Bleibt ber Regierung bes Könige nur ein 
„Weg übrig: den Krieg fortzufeben bis zur Wieberherftellung ber 
„alten Ordnung der Dinge in Schleswig und bis biefes Herzogthum 
„wieber unter die Autorität bes Könige zurädigelehrt if. Nur dann 
„wird es uns geitattet fein, unfere Bemühungen zur Beendigung bes 
„Conflictes mit Deutfchland neuerdings im Wege von Unterbanblungen 
„anzuwenden.“ 

Durch dieſe Hartnäckigkeit Dänemarks wurde der Plan der beiden 
deutſchen Großmaͤchte, wo immer möglich an ben Beſtimmungen des 
Londoner Vertrages feftzuhalten, bie beutfchen Herzogthümer bem 
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Könige Chriftian zu belaffen und fi mit einigen weiteren Stipu⸗ rg 


Jationen zu Gunſten derfelben, wobei bie Herftellung einer Perfonals 
union zwiſchen ben beutjchen und ben. bäniichen Gebietstheilen ber 
Monarchie nur ale Außerfte Forberung und in unbeftimmten Umrifjen, 
bie fih ſelbſt dann noch wefentlih in bänifhem Intereſſe hätten 
ausfüllen laſſen, ind Auge gefaßt worben war, mehr: unb mehr 
erſchwert. Der Krieg mußte fortgejeßt werben, wenn Dänemark zur 
Nachgiebigkeit veranlaßt werben ſollte. Wohin aber der Krieg am 
Ende führen möchte, mußte Niemand, Oefterreih und Preußen fo 
wenig als irgend wer fonft. Die nationale Bewegung in Deutſchland 
Ionnte daran neuerdings bie Hoffnung Tnüpfen, von ber fie nicht 
Iaffen wollte. Die nächſte Ausfiht war freilih trübe genug. Die 
beiden Großmachte Hatten ben Bund gänzlich bei Seite geſchoben und 
bie Mittelftaaten hatten ſich bei Seite ſchieben laſſen. Ein Schrei 
ber Gntrüftung ging darüber buch ganz Deutſchland. Fürften, 
Regierungen und Völker fühlten gleihmäßig den Schlag, ber fie 
getroffen. Don Preußen unter ber Leitung Bismarcks hatte bie 
Öffentliche Meinung zumal in Süddeutſchland Taum anderes erwartet, 
aber von Defterreih hatten Bayern und bie Mittelfinaten in Folge 
ber Borgänge in ben lehten Jahren bezüglich ber Bundesreformfrage 
und bezügli der Zollvereinskriſis ein folches Vorgehen mit Preußen 
und gegen fie fi nimmer verfehen. Die nächſte Folge war, daß 
Defterreih gewiffermaßen mit einem Schlage allen jenen Einfluß 
und all jenes Vertrauen verlor, die es früher befeffen, die e8 ſeither 
fo forgfam gepflegt Batte unb bie es neuerbings ſich mehr als je 
gefihert zu haben wähnte. Die beutfchen Staaten ſahen fi plötzlich 
ausſchließlich auf fich felbft angewieſen, ohne bie gewohnte Stüke, 
ohne Führung und irgend welchen feiten Halt unter einander, den 
ihnen ber lockere Staatenbund unmöglich gewähren konnte. Die 
Regierungen ergaben ſich indeß wenigftens äußerlich bald in die ihnen 
bereitete Lage; ſchwerer warb es ber öffentliden Meinung. Bon 
einer Snitiative bed Bundes war allerhings nichts mehr zu hoffen. 
Aber wie wenn fich einer der deutſchen Fürften für die mißachteten 
Mechte des Bundes und ber Herzogthümer an bie Spike ber natio⸗ 
nalen Bewegung ftellte und entfchloffen alles dran ſetzte, beide zu wahren? 
Der Gedanke lag bei ber allgemeinen Rath: und Thatlofigteit nahe 
genug. Die Blide vieler richteten ſich babei natürlicher Weile auf 
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Drutiä- Bayern, war doch Bayern der größte ber Mittelftanten unb hatte 
lange bie Triasidee genährt und niemald ganz aufgegeben. Tas 
Bayerifche Volk ſelbſt ſchien e8 auch vollfommen zu fühlen, baß, 
wenn jenen Anfprüchen eine Realität zu Grunbe lag, ber Moment 
gefommen fei, es zu bewähren. Schon am 20. Januar erflärte 
eine zahlreiche Bollsverfammlung in Münden dem Könige in einer 
Horeffe: „Wir fühlen uns gebrungen, in biefem für alle Zeiten 
verhängnißvollen Augenblid unferem Könige ben Eib ber Treue zu 
erneuern, indem wir ihm fagen, daß wir mit Gut und Blut zu 
ihm ftehen, wenn er zur Abwehr ber angebrohten Demüthigung und 
zur endlichen Einfegung bes Herzogs von Auguftenburg in alle feine 
Rechte, die geſammte Kraft unferes Volkes aufbietet. Noch Hoffen 
wir, daß in ber elften Stunde bie deutſchen Großmädte vor dem 
Fluche bes Bürgerkriegs zurüdichreden werben, aber es brängt ung 
Beute, in bie Schale der Entfheibung auch das bayerifhe Schwert 
zu werfen unb darum beſchwören wir Ew. Maj. in bem fchleunigen 
Heeresaufgebote zum Schuße des gefährbeten Rechts auf Opferwillig- 
keit auch bes Lebten in Ihrem Volke zu zählen unb feft zu ver: 
trauen, daß wir uns in der Etunde ber Entiheibung unjeres Fürften 
werth zeigen werben.” Wenige Tage nachher fagte eine Volksver⸗ 
fammlung in Augsburg in ihrer Abreffe dem König: „Nur in der 
Tchleunigen Anerkennung bes Herzogs Friebrih von Schleswig: 
Holftein und ber Einſetzung besfelben in feine Rechte, welche zu⸗ 
gleih bie Rechte ber beutfchen Herzogthümer find, nur in 
einem thatlräftigen Cingreifen ber Wehrkraft ber bunbesgetreuen 
Regierungen Tönnen wir bie wirffame Vereitelung von Mebtatifirungs: 
gelüften, die Abwendung der Unterjohung und Zerreißung Deutſch⸗ 
lands finden”. Unb noch flärfer ſprach ſich bald darauf eine Adreſſe 
aus Nürnberg an den König aus: „Was thut ber Bund, was thun 
die bundesgetreuen Etaaten, was deren Fürften? Eeit Monaten feine 
That. Wie der Furchtſame inmitten bes brennenden Schiffes nit 
wagt, fein Leben zu retten burch einen Tühnen Sprung in bie toben: 
den Fluthen bes Meeres, um bas nahe Ufer zu erreichen und jammer: 
vol untergeht, fo gelähmt fcheinen bie bundesgetreuen Etaaten, daß 
fie zaubern, bis alle Hoffnung auf Erfolg zu Ente ifl. Die Gefahr 
zu befeitigen, gibt es nur ein Mittel. Die Macht, welche unferen 
Regierungen zur Eeite fteht, ift feine geringe; fie befteht in wohl: 
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gerüfteten Armeen, welde nur bes Winkes Karren, in ben Volke, —— 


das Schleswig für Deutſchland gerettet wiſſen will, und vor allem 
in ber Gerechtigkeit der Sache, welche Muth, Zuverſicht ımb Ber 
trauen gibt”. Aud eine am 28. Februar in Erlangen abgehaltene 
Lanbesverfjammlung ſprach einflimmig bie Erwartung aus, baß „durch 
Aufbietung ber bayerifchen Heeresfraft bem vollen Ernft der gegen- 
wärtigen Lage enilprodhen werbe”. Alle diefe Adreſſen und Refolutionen 
aber und mit ihnen eine Reihe anderer ſprachen ben bringenden Wunſch 
aus, daß der König ungejäumt ben Landtag um ſich verfammeln möge, 
bamit er von bem nicht. zweifelhaften Willen der Volkévertretung geftärkt, 
ſich entſchließe, inmitten ber allgemeinen Zerfahrenheit und ber allgemei- 
nen Echwäche eine entſchiedene Stellung einzunehmen. Es bürfte ſehr 
zweifelhaft fein, ob Bayern bie ihn fo zugebachte Rolle hätte burchfüh- 
ren können, noch zweifelbafter, ob bie Triasibee überhaupt unter irgend 
welchen Umſtänden lebensfähig fein wird. Wie bem aber auch jet, 
der König konnte fi zu irgend einem durchgreifenden Schritte nicht 
entſchließen. Ciferfüchtig auf feine volle und unverkürzte Souverä⸗ 
netät, fühlte er wohl tief die wenig würbige Lage, in welche bie 
beiden Großmächte ihn und alle übrigen DBunbesfürften geftoßen 
hatten, er verlannte Teineswegs die Bebeutung bed Momente für 
Bayern und jeine Stellung in Deutfhland; allein er fühlte ſich ben 
Anforderungen des verhängnißvollen Momentes nicht gewachfen. Der 
Zwieſpalt nagte an feinem Herzen und rieb ihn auf. Von ange 
griffener Gefundheit, aber noch in ben beiten Jahren bes Mannes 
alters fiel König Mar am 8. März frank und ſchon am 10. war 
er eine Leiche, Der Kronprinz, ber kaum vorher das Alter ber 
Großjährigkeit erreicht hatte, folgte.ihm als König Ludwig DI, Die 
Stellung, die feinem Vater eingeräumt worben war, Tonnte indeß 
der junge König vorerſt unmöglid in Anſpruch nehmen. 

Die weiteren Beichlüffe der Bunbesverfammlung hatten unter 
den obwaltenden Umftänden jo ziemlich alle Bebeutung verloren. Am 
25. Febr. kam der erfte Theil der Anträge von ber Pforbien zur 
Abftimmung. Die darin enthaltene Erklärung, baß ber Lonboner 
Bertrag für den Bund feinerlei verbindende Kraft habe, wurbe von 
der Majorität abgelehnt und nur ber im Grunde nichtöfagende Auf- 
trag an bie Ausſchüſſe beichloffen, weiteren Bericht und Antrag über 
die Erbfolge felbft zu eritatten, „ohne dabei ben Londoner Vertrag 
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Deniid zur Grundlage zu nehmen”. Preußen betrachtete bie ganze Arbeit 


Deuf tſch⸗ 


aniſcher 


— 


des bayriſchen Geſandten lediglich als ſchätzbares Material und ſprach 
fortwährend von gründlicher, allſeitiger Prüfung ber ſchwierigen Frage, 
ſo daß gar nicht abzuſehen war, welches Tribunal es eigentlich als 
competent erachte, noch in welche beliebige Ferne die Grundlichkeit 
der Unterfuchung ausgebehnt werben möchte. Ungefähr um biefelbe 
Zeit fand bie von Bayern angeregte Conferenz ber Mitteljtanten zu 
Würzburg ftatt. Hannover und Kurheſſen hatten in Uebereinftimmung 
mit ber von ihnen [chen bisher eingenommenen Stellung ihre Be 
$heiligung abgelehnt. Die übrigen verilänbigten fih wie es ſcheint, 
leicht; ihre Beſchlüſſe gingen aber nicht über neue Anträge am Bunde 
hinaus! Bayern follte auf Entſcheidung in der Erbfolgefrage, Würt- 
temberg auf bie Einberufung ber holſteiniſchen Ständeverſammlung, 
Sachſen auf eine Berftärfung ber Bunbesiruppen in Holflein an 
fragen. Die Anträge wurden im Laufe des März auch wirklid ein 
gebracht, ber Erfolg war jeboch fein anderer, als wie er nach bem 
bisherigen Gang der Dinge am Bunde vorausgejehen werben mußte. 
Die Anträge MWürttemberge und Sachſens wurben nah bem Ber- 
langen Defterreihs und Preußens an bie Ausſchüſſe gewielen und 
bort begraben, Bayern rettete ben einigen bloß jo weit, daß ihm 
nicht dasſelbe Schiejal widerfuhr, obne es indeß zu wirklicher Ab: 
flimmung über benjelben zu bringen. Unter biefen Umftänden mußte 
die Bunbesverfammlung auf die weitere Entwidelung ber Rechts frage 
nothwendig ebenfo ohne allen und jeden Einfluß bleiben, wie bieß 
ber Fall mar bezüglich ber weiteren Entwidlung ber Ereigniffe auf 
bem Kriegsſchauplatze in Schleswig. 

Dort waren bie Preußen unter großen, durch bie Jahreszeit 
weſentlich vermehrten Strapazen eifrig beichäftigt, die Belagerung 
ber Düppelfchanzen vorzubereiten, während das dazu nothwendige Ge 
ſchütz allmählig aus Preußen herbeigejchafft wurde. Der Reft bes 
Februars und ber ganze Monat März gingen über biefen Arbeiten 
hin. Die Oefterreiher und die mit ihmen vereinigte preußiſche 
Garbebivifion hatten unterbefien ganz Nordſchleswig bis an bie jütijche 
Gränze befeßt und die letztere am 19. Febr. ſelbſt diefe überſchrit⸗ 
ten und bie erfte däniſche Stabt, Kolding, genommen. Es fcheint, 
daß dieſe Beſetzung in Berlin militäriih für nothwendig erachtet 
worden war, um ben Fortgang ber Belngerungsarbeiten vor Düppel 
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nach dieſer Seite bin zu fihern. Ohne Zweifel wünſchte aber — 
Preußen, wo die Militärpartei am Hofe durch den Krieg einen ent: Kries 
ſcheidenden Einfluß gewonnen hatte und bießmal wenigitens bon 
einem bloßen Scheinfrieg gegen Dänemark nichts willen wollte, zu⸗ 
glei) auch fich zu vergewiflern, wie weit das alliirte Defterreih zu 
bringen ſei und wie ber Schritt ven ben fogenannten neutralen 
Mächten anfgenommen würde. Oeſterreich erſchrak in ber That über 
Das einfeitige Vorgehen Preußens und England erhob Reclamationen 
in Wien und Berlin. Der General v. d. Mülbe wurde daher an- 
gewiefen, nicht mweiter in Sütlend vorzubringen, Kolding aber auch 
nicht wieder zu räumen, ſondern vorerft befeßt zu Halten. Das 
Reſultat des von Preußen vorgefhobenen Fühlers war nicht unbe: 
friedigend ausgefallen. König Wilhelm f&idte ben Chef feines 
Militärcabinets, Gen, v. Manteuffel, nah Wien unb biefem gelang 
es denn aud, dem öſterr. Cabinet bie Nothwenbigfeit, weiter in Jũt⸗ 
land norzurüden, wenn Dänemark zum Nachgeben gezwungen merben 
follte, begreiflich zu machen. Gen. v. Manteuffel verlieg Wien am 
7. März wieber und an bemfelben Tage notificirten Oeſterreich und 
Preußen in einer gemeinfamen Depeſche den übrigen Unterzeichnern 
des Londoner Vertrags den Einmarfh ihrer Truppen in Jütland. 
Diejelben ließen es ohne weitere Wiberrebe gejchehen, bie Dänen 
jelbft aber wichen, nachdem fie nur bei Beile einigen Widerſtand 
verſucht und von den Defterreichern geworfen waren, ohne Schwert⸗ 
ſtreich und zogen fi in aller Eile bis hinter ben Lymfjord zuräd. 
Auch die Alliirten wollten Jütland vorerſt nicht beſetzt Halten, ver 
legten ihr Hauptquartier wieber nach Veile zurüd und machten 
Miene, Friedericia förmlich belagern zu wollen. “ebenfalls war fo 
viel erreicht worden, daß die Belagerungsarbeiten vor Düppel ihren 
durchaus ungeftörten Fortgang hatten nehmen können. Am 29. März 
wurde bie erfte Parallele, am 11. April bie zweite umb enblih am 
14. April bie dritte Parallele eröffnet. Am 18. April erfolgte der 
Sturm unter ber perſönlichen Leitung des Prinzen Friedrich Karl, 
Trotz waderer Gegenwehr der Dänen mwurben bie Schanzen eine 
nach ber andern von den Preußen mit anerkannter Tapferkeit in 
unwiderfſtehlichem Anprall genommen und bie Dänen mit großem 
Berlufte an Todten und Gefangenen über die Brüde von Sonder: 
burg nach Alfen zurüdgeworfen. Auf bie Nachricht davon erhielt 
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—— Wrangel von Berlin aus fofort ben Befehl, den größeren Theil Der 

Krieg. preuß. Truppen zu einer fürmlihen Occupation Yüllanbs unb das 
jest disponible Belagerungsgefhüb zur Belagerung ber jätifhen 
Zeitung Yriebericin zu verwenden. Schon am 20. rüdten bie Alli⸗ 
ixten denn auch wieder vor, am 28. legte Wrangel Jũtlaud ale 
Entgelt für die inzwifden von Dänemark verhängte Biofabe ber 
deutihen Teehäfen und bie Aufbringung beutider Schiffe durch die 
dänifhen Kreuzer eine erkleckliche Contribution auf, am 29. April 
räumten die Dänen in aller Stille Yridericia und noch vor Ente 
des Monats war ganz Jütland von ben Allüürten befinitiv oc⸗ 
eupirt. 

—— Was die Dänen auf dem Kriegsſchauplatz Schritt für Schritt 
verloren, mochten fie inbeß auf bem Felde der Diplomatie vielleicht wieber 
gewinnen. Zu Anfang Aprils hatten endlich alle betheiligten Mächte, 
bie friegführenden, bie übrigen Unterzeichner des Lonboner Bertrags 
und ber deutſche Bund in die Beſchickung ber feit jo langer Zeit 
von England betriebenen Conferenz eingewilligt, bie zu Lonben zu: 
fammentreten follte und am 25. April wirffid eröffnet wurde. Die 
Ausfihten auf Erfolg waren indeß nichts weniger als vielverſpre⸗ 
hend. Erft nad mehreren Situngen gelang es, ſich über einen 
vorläufigen Maffenftillftand, ohne den doch bie Conferenz in ihre 
eigentlihe Aufgabe nicht wohl aud nur eintreten Tonnte, zu einigen 
und auch dann nur auf Die Dauer eines Monats. Dänemark war 
offenbar noch lange nicht hinreichend gebemüthigt und noch weit 
bon jeder Neigung entfernt, bezüglich Schleswige auch nur bie min: 
befte Conceſſion zu maden. Dagegen waren bie Dispofitionen auf 
deutſcher Eeite bereits nicht mehr diefelben iwie zu Anfang bes Kriegs. 
Zwar fchlugen Defterreih und Preußen ber Eonferenz am 17. Mai 
ihre urfprünglicde bee, die Frage durch Herftelung einer Perſonal⸗ 
union zwilhen Dänemark und ben Serzogthümern zu löſen, vor; 
allein allem Anfchein nach geihah es fat nur in ber Abficht, die 
Unmöglichkeit felbit biefer Hung im Angeſichte Europas zu con: 
ftatiren. Dänemark erflärte ven Vorſchlag fofort für durchaus un: 
annehmbar und weigerte fi, ihn auch nur ad referendum zu neh: 
men. Die Hartmädigfeit der Dänen fand ihren Wieberhall in 
Deutichland und in ben Herzogthümern. Dort war bie geſchäfts⸗ 
leitende Commiffion bes 36er Ausſchuſſes in Frankfurt mit zäher 
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Unermäblichfeit beftrebt, bie öffentliche Meinung mad zu erhalten Dentfäh 
und bie zahffofen über ganz Deutſchland verbreiteten Schleswig: 
Holftein-Bereine zufammenzubalten und zu übereinftimmenden Mani: 
feftationen zum veranlaffen. Auf ihren Antrieb erklärten fi zu Oftern 
Hunderte von Beineren und größeren Vollsverfammlungen neuerbings 
für die vollfländige Xrennung ber Herzogthümer von Dänemark und 
proteftirten gegen jede bem Rechte wiberftreitende Abmachung ale 
„mul und nichtig, als eine rechtlofe Gewaltthat und einen Verräth 
an ben Intereſſen unb ber Ehre Deutichlanbs, die ber nächſte 
Moment zerreißen und vernichten werbe”. In den Herzogthümern 
ſelbſt proteftirten faft ſämmtliche Mitglieder der Ständeverſammlung 
von Holftein, 300 Notable von Schleswig, ein von ben Vertretern 
von 37 Städten beſchickter Stäbtetag, bie Univerfität Kiel, die zahl- 
reihen Vereine gegen jede Entiheibung ber dazu nicht berechtigten 
Londoner EConferenz über ihr Schidfal und erflärten ben Herzog 
Friedrich für ihren allein rechtmäßigen Landesherrn, für den fie Gut 
und Blut einzufeßen bereit wären. Da nun Dänemarf die Per: 
fonalunion feinerfeits definitiv ablehnte, fo mußten nothwendig auch 
die beiden deutfhen Großmächte darauf verzichten, ſie den Herzog: 
tbümern gegen ihren Willen gewaltfam aufzuzwingen. Unausweichlich 
mußte von ihrer Seite ein weiter gehender Vorfchlag gemacht wer⸗ 
den, ber fi den Forderungen der beutfchen Bewegung näherte ober 
mwenigftens zu nähern ſchien. Preußen war bazu bereit. Denn fen 
hatten ber Krieg und feine Erfolge allmälig und im Stillen, aber 
ganz entfchieden eine totale Wendung in den Anſchauungen und in 
den Planen ber Regierung zu Stande gebradt. Wenn die Herzog- 
thümer ganz ober theilmeife völlig von Dänemark Losgeriffen werben 
follten, fo konnten fie ja auch ganz ober theilweife für Preußen, 
das fle burd feine Armee bereits größtentheils erobert hatte, erwor⸗ 
ben werden. Offenbar im Einverſtändniß mit der Regierung unb 
auf ihre Anregung Bin erklärten ſich am 11. Mai eine Anzahl hoch⸗ 
geftellter Eonfervativer in einer Adreſſe an den König für die voll- 
fländige Trennung ber Herzogthümer von Dänemarf und ihre Ver: 
einigung zu einem Ganzen, „fei e8 unter einem eigenen Ranbesherrn 
unb bem wirkſamen Schutze eine® mächtigen deutſchen Staates, jei 
e8 als ein Theil biefes letztern“. Vier Tage darauf erffärte fid 
enbli Preußen offen und unumwunden vom Londoner Vertrage los. 
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Deiterreih blieb kaum etwas anderes übrig, als feinem preußiſchen 
Alliirten, von dem es ſich bisher ſchon Schritt für Schritt - weiter 
hatte führen Yaffen, auch jebt zu folgen, jo jchwer ibm ber Entſchluß 
fallen mochte. Am 28. Mai verlangten beibe Mächte, benen ſich ber Ver⸗ 
treter des Bundes bereitwillig anfchloß, in London bie „nellftändige Tren- 
nung ber Serzogthümer Schleswig und Holſtein son Dänemark und 
ihre Vereinigung zu einem Staat unter ber Souveränetät bes Erb: 
pranzen von Auguftenburg, ber in ben Augen Deutſchlands nicht 
nur bie meilten Erbrechte geltenb zu machen vermöge, „beilen Aner- 
fennung von Seite bes deutſchen Bundes folgeweile geſichert erjcheine, 
ſondern welcher auch unzweifelhaft die Stimmen einer ungeheuern 
Majorität der Bevölkerung in fich vereinigen werde”. Der Antrag 
fonnte weder Dänemark noch bie neutralen Mächte überrafchen. Die 
bee der PVerfonalunion war in der That der einzig benfhare Aus: 
weg geweſen, ben beiden Nationalitäten innerhalb ber däniſchen Mo⸗ 
narchie vielleicht menigftens geredht werben zu können. Sobald 
Dänemark fie verwarf, mußte der Londoner Vertrag felber dahin 
fallen, wofern wenigſtens bie neutralen Mächte fi nicht bazu ent- 
ſchließen wollten, Dänemark genügende Unterftügung zu gewähren, 
um bie Herzogthümer wieber zu erobern. Da nun Leine ber Mädte 
daran badıte, fo blieb nichts anderes übrig, als das Zwitterverhält- 
niß ber Herzogthümer zwiſchen Deutſchland und Dänemark ganz zu 
löſen. England ließ baber in berjelben Situng ber Gonferenz aud 
feinerfeits ben Lonboner Vertrag fallen und flug eine Theilung von 
Schleswig vor. Als XTheilungslinie bezeichnete England die Schlei und 
bas Danewerk, fo daß ben Dänen falt ganz Schlesiwig geblieben 
wäre; außerbem aber follte Deutfchland in bem abgetretenen ‘Theile 
ber Herzogthümer weber Feſtungen noch befeftigte Häfen anlegen und 
bas übrig bleibende Dänemark unter bie Garantie der Großmächte 
geftellt werden. Der Vorſchlag entſprach offenbar deu geheimen 
Wünſchen Dänemarks, obgleich es ſcheinbar nicht ſogleich barauf ein- 
gehen wollte und erft in ber folgenden Situng ber Eonferenz feine 
Zuftimmung dazu ausſprach. Die deutſchen Mächte lehnten indeß 
ben Vorſchlag entihieben ab und wollten fig höchſtens bazu ver: 
ftehen, als Compenfation für Lauenburg ben nörblichiten, weſentlich 
nicht⸗deutſchen Theil Schleöwigs bet Dänemark zu belaffen, was hin⸗ 
wieder Dänemark für unannehmbar erklärte Umſonſt verfuchten bie 
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Neutralen, eine mittlere Linie aufzufinden, bie ben billigen Anfprit Dergo⸗ 
chen bes einen wie bes anberen Xheiles hätte genügen Können. Es 
war unmöglich, ſich über eine ſolche zu verfländigen. Das einzige 
Mittel dazu hätte in einer lohalen Befragung ber Bevölkerung ges 
ſucht werben Tönnen und bie Konferenz beichäftigte fi denn aud 
mit dieſer Frage, allein es zeigte ſich, daß biefer Weg nur von dem 
Bertreter bes beutfchen Bunbes aufridhtig betreten werben wollte, 
während bie Übrigen alle, Frankreich allein ausgenommen, im Grunde 
principiell bagegen weren und felbit Yranfreih ihn nur law vertbei- 
bigte. Als fomit jede Verftändigung auf ber Eonferenz unmöglidy 
fchien, trug England noch barauf an, die Beitimmung ber Theilungse 
Iinie einem Schiedsrichter zu überlaffen, für ben es offenbar ben 
Koifer der Franzofen im Auge hatte. Aber au bas wurde von 
Dänemark! unbebingt abgelehnt. Die Conferenz ſah fih außer 
Stande, bie von ihr angeftrebte Aufgabe zu löſen und ben Streit 
frieblih zu ſchlichen. Am 25. Juni ging fie unverrichteter Dinge 
auseinander. Der Krieg mußte entfcheiben. 

Wenn Dänemark wie bisher auf feine eigenen Kräfte allein 
angewieſen blieb, fo Tonnte bie Entſcheidung unmöglid mehr lange 
ausſtehen. Noch hoffte e8 zwar immer, daß England wenigftens im 
lebten Moment fein Schwert in die Waagjchale werfen werde, aber 
es hoffte umfonft. England Hatte offenbar nie baran gebacht, allein&ngiand. 
unb obne wenigſtens von Frankreich unterftüht zu fein, ſich Däne⸗ 
marks thatfächlih anzunehmen. Frankreich aber Hatte zu Anfang 
Junis einen erneuerten Vorſchlag ber brittifchen Negierung, gemein⸗ 
fam wmenigften® eine meritime Demonftration gegen Deutſchland ins 
Bert zu feben, nochmals abgelehnt, indem es fehr richtig entgegnete, 
daß ber erfte Kanonenfhuß einer folden Demonftration für Franke 
reich einen Krieg zu Wafler und zu Lande nad fi ziehen würde, 
auf ben es fih nur einlaffen Tönnte, wenn es ber „unbegränzten 
Unterflübung” Englands fiher wäre. Das aber lag wieberum ganz 
und gar nicht im Intereſſe Englands. Dagegen war biefes auch zu 
weit gegangen, um bie ganze Sache ſtillſchweigend fallen zu laſſen. 
Das Parlament mußte durch ein unzweibeutiges Votum entſcheiden 
und bie Regierung gab ihm durch bie Vorlegung ſämmtlicher Con⸗ 
ferenzacten dazu den Anlaß. Bier Tage lang, vom 4. bis zum 
9. Juli Bebeitirte das Unterhaus über bie frage: bas Refultat war, 
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Sglanb daß mit 313 pegen 295 Stunmen beſchloſſen wurde, „bie Zufrieben- 
“heit des Haufes darüber auszufpreihen, daß bie Miniſter unter ben 
obmwaltenden Umjtänden 3. Maj. gerathen hätten, ſich einer bewaff⸗ 
neten Einmiſchung in den Krieg zwiſchen Dänemark und ben beutjchen 
Mächten zu enthalten” Die Majoritit war Peine große, allein bie 
toryſtiſche Minderheit hatte keineswegs Dänemark kriegeriſch unter: 
fügen, jonbern lediglich dur ein Mißtrauensvotum bie Regierung 
Hürzen und fi jelbjt wieder ans Ruder ſchwingen wollen. Hatte 
hoch Graf Derby für dieſen Fall fig vollftändige Freiheit der Action 
bezüglich Dänemarks vorbehalten und mar ein bivecter Antrag auf 
Unterftügung besjelben ohne Abftimmung — es erflärten fih nur 
zwei oder brei Mitglieder dafür — abgelehnt worden. 

Sqweden Diefe Haltung Englands war auch für Schweben entſcheidend. 
Eine ſchwediſch-⸗norwegiſche Flotte, welche König Karl, freilich fpat 
genug, am 16. Mai bei Gothenburg zufammengezogen hatte, wurde 
jofort wieder aufgelöst, als bie Nachricht nom Ausgang ber englilchen 
Unterhausbebatte v. 9. Juli in Stockholm eintraf. Dänemark wurbe 
auch von biefer Seite feinem Schickſal überlaſſen. 

Deutfö- Die Alliirten, Defterreih und Preußen, hatten ſomit rückfichtlich 

Krieg. der Übrigen Mächte volllommen freie Hand. Die öffentliche Meinung 
ber deutſchen Nation fühlte fi, dur ihre Erflärungen an ber Lon: 
boner Conferenz v. 28. Mai befriebigt, ihre Armeen brannten vor 
Begierde, mit bem kleinen Feinde endlich fertig zu werben. Sobald 
daher ber Waffenſtillſtand abgelaufen. und bie Lonboner Gonferenz 
auseinander gegangen war, nahmen bie Preußen ihre Operationen 
gegen Aljen wieder auf, fekten am 29. Juni über den Alfenfunb, 
nahmen bie Inſel und drängten bie Dänen in ben äußerſten Winkel 
berfelben, bie Halbinfel Kekenis, von wo fie jedoch ben größeren 
Theil ihrer Truppen nad Fünen zu retten vermochten. Immerhin 
mußten die Dänen mehrere Taufend Gefangene und ein zahlreiches 
Kriegsmaterial in den Händen des Feindes laſſen. Zu Anfang Yuli 
fetten hierauf die Alliirten auch über ben Lymfjord und brangen bie 
in bie äußerſte Spike Jütlands vor, während fie alles vorbereiteten, 
um aud die ſchleswigiſchen MWeftjeeinfeln zu "nehmen unb bamit 
bie Dänen vom Feſtlande und allem mas bazu gehört, vollſtändig 
auszuſchließen. Da erft mar ber Trob ber Dänen gebrochen. Die 
Kopenhagener überfam auf einmal bie Angft, es möchten bie Preußen 
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nicht bloß nad Fünen überjeßen, fondern am Ende gar bis nad 
Seeland vorzubringen vermögen und begannen laut die Concentrirung 
von Heer unb Flotte in Kopenhagen, zum Schutze ber Hauptſtadt 
zu verlangen. König Chriftian ergriff ben Moment ohne Zögern, 
entlieg am 8. Juli das Minifterium Monrad, bildete ein neues 
Cabinet aus ehemaligen Gefammtftantsmännern und ſuchte ſchon am 
12. bei Defterreih und Preußen um Einftelung ber zeindjeligfeiten 
und Unterhandlungen behufs Herſtellung des Friedens nad. Die 
Bitte wurde ohne Anſtand gewährt, und fofort zu Wien über bie 
Präliminarien bes Friedens zu unterhbandeln begonnen. “Der Krieg 
war zu Ende. 

Während dieſer Ereigniffe im Norden war bie Italieniſche Frage, 
bie ſeit dem Jahre 1859 das Intereſſe Europas vorzugsweiſe in 
Anfpru genommen hatte, weſentlich in ben Hintergrund getreten. 
Erft in ber zweiten Hälfte bes Jahres 1864 trat fie ziemlich un⸗ 
erwartet wieber weiter hervor. Allem Anfchein nach geihah es indeß 
nicht ohne inneren Zuſammenhang mit jenen Ereignifjen. Wie bie 
polniſchen Wirren bereitd zu einer engeren Derbindung zwiſchen 
Preußen und Rußland geführt Hatten, jo gab bie deutſch-däniſche 
Etreitfrage und die neue Allianz zwiſchen Defterreih und Preußen 
die Veranlaffung, eine Wieberannäherung auch zwiſchen Oeſterreich 
und Rußland zu Stande zu bringen. Hr. v. Bismard fcheint bafür 
befonbers thätig geweſen zu fein und Graf Rechberg, deſſen Hinneigung 
zu den Weſtmächten nur auf jehr ſchwachen Grundlagen rubte, auch 
zu biefer Wendung bereitwillig bie Hand geboten zu haben. Im 
Frühjahr 1864 geleitete der Kaifer von Rußland bie Kaiſerin in 
bie Bäder von Kiffingen und traf daſelbſt mit dem Kaiſer von 
Defterreih zufanımen; jener war vom Fürſten Gortſchakoff, biefer 
vom Grafen Rechberg begleitet. Alnmittelbar von Kiffingen ging 
ber Kaifer von Defterreih mit dem Grafen Rechberg nad) Karlabab, 
um ben König von Preußen zu befuchen, ber von Hrn. v. Bismard 
begleitet war. Das eingeleitete Einverſtändniß zwiſchen allen brei 
Regierungen wurde dur dieſe perjönlichen Zuſammenkünfte ber 
Fürſten und ihrer leitenden Minifter ohne Zweifel gefeftigt unb 
ausgebildet. Die öffentlide Meinung ging indeß weiter und wollte 
barin bereit ein Mieberauftreien ber früheren norbijchen Allianz 
erbliden und eines ber großen Lonboner Blätter veröffentlichte, eben 
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Stollen. zu der Zeit, ba bie Londoner Conferenz ohne Refultat auseinander 


ging, eine Reihe von diplomatiſchen Actenftüden, die jene Thatſache 
außer Zweifel ftellten und dadurch weſentlich dieſes Refultat erflären 
follten. Die Actenſtücke erzeigten fi) jedoch alsbald als gefäljcht 
und wurden von allen Seiten officiel und mit Nachdruck bementirt. 
Von einer fürmlichen Alltanz zwiſchen den brei Regierungen war 
offenbar Teine Rede, jo weit Maren bie Dinge noch lange nicht 
gebiehen und Hr. v. Bismard, die Eeele ber allerbinge unläugbaren 
Miederherftellung eines allgemeinen Einverftänbnifles unter benfelben, 
war body viel zu Hug, bie Weſtmächte gerabe in einem Augenblide 
förmlich herauszufordern, da ihm in fpeciellem Intereſſe Preußens 
und einer Politik besfelben bezüglich ber Herzogthümer, bie fich eben 
bamals in feinen Planen fefter zu geftalten begann, alles baran 
gelegen fein mußte, bie Weſtmächte vielmehr zu beichwichtigen als 
zu reizen. Allein ſchon die Wiederannäherung ber drei norbijcdhen 
Mächte, die in ihrer weiteren Entwidelung zu einer Erneuerung ber 
früheren engen Verbindung berjelben führen könnte, fcheint es ge 
wejen zu fein, welche ben Kaiſer der Franzoſen bewog, ziemlich 
unerwartet einen Schachzug zu ihun, ber in feinen Gonjequenzen 
geeignet wäre, Dejterreich bebentlich zu machen und bie Aufmerkſamkeit 
Europas wieder nah dem Süden zu lenken. 

Bekanntlich hatte Napoleon nah der Bildung bes Königreichs 
Stalien i. %. 1860 durch das Organ feines Minifters »Thouvenel 
bie römiſche Curie wiederholt und in bringenber Weije aufgeforbert, 
fih mit dem neuen Staate auf Grund feines gegenwärtigen Befib- 
ftandes zu verfländigen. Der Papit febte allen biefen Bemühungen 
fein unerf&hütterliche8 non possumus entgegen. Nah bem Unter: 
nehmen Garibalbis und feiner Nieverlage bei Aspromonte veränderte 
Napoleon feine Haltung. Drouyn be l'Huys, ber an Xhouvenels 
Stelle das Minifterium des Auswärtigen übernommen hatte, machte 
dem Papfte feine weiteren Zumuthungen mehr und forberte num 
vielmehr bie italieniihe Negierung auf, ihrerfeits Vorſchlage behufs 
einer Nusgleihung mit bem Papfte zu maden. Die Antwort Turins 
lautete ungefähr wie frühes biejenige Roms, das Königreid, Stalien 
fei nicht in der Lage feinerfeitS irgendwelche Vorſchlage zu machen. 
Die Sache blieb vor ber Hand gänzlich Tiegen. Indeß umterließ es 
die Regierung des Königs Victor Emanuel. nit, gelegentlih immer 
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wieber das enbliche Aufbören ber Occupation von Rom durch franzd: Italien 
fiihe Truppen in Paris anzuregen. Die Taiferliche Regierung ſcheint 
inbeß lange darauf gar Feine Antwort ertbeilt zu haben. Erft im 
Suni 1864 fand Napoleon für gut, ohne fihtbare Veranlaffung und 
darum wohl eben nur mit Rüdfiht auf bie allgemeine Lage Europas 
on eine fchon beinahe ein ganzes Jahr früher, am 9. Juli 1863, 
gefchriebene Depeſche des italienifhen Minifters ber auswärtigen 
Angelegenheiten anzufnüpfen und bemjelben durch Hrn. Drouyn be 
V’Huy8 anzuzeigen, baß Frankreich geneigt wäre, auf Unterhandlungen 
über eine Räumung Roms einzutreten, wenn Italien in ber Lage 
fei, genügenbe Bürgfhaften für bie Sicherheit bes heil. Vaters zu 
bieten. Stalien, das ſich Hinlänglich überzeugt hatte, daß es weber 
die venetianiſche noch bie römiiche Trage ohne bie Unterſtützung 
Frankreichs ihrer Löjung auch nur um einen Schritt näher zu bringen 
im Stande fei, griff mit beiden Händen nah ber bargebotenen 
Unterhandlung. In erfter Linie boffte es inbeß mit denjenigen An⸗ 
erbieten ausreihen zu Fönnen, zu benen es fi ſchon wiederholt feit 
Cavours Zeiten bereit erflärt hatte, mit ber Achtung bes bem Papfte 
noch gebliebenen Gebiets, mit ber Einwilligung zu Bildung einer 
regelmäßigen päpftlichen Armee, mit ber Uebernahme eines verhältniß⸗ 
mäßigen Antheils der römiſchen Staatsſchuld. Die franzöfiiche 
Regierung erllärte aber fofort, daß das nicht genüge und daß 
Frankreich eine reellere Bürgfchaft forbern müſſe, wenn es, über bie 
Sicherheit und Unabhängigkeit des Papftes beruhigt, ſich Dazu 
entſchließen jolle, bemfelben feinen unmittelbaren Schub zu ent: 
ziehen und Rom zu räumen. Stalien mußte einen Schritt weiter 
geben. Marchefe Pepoli, ein perjünlicder Verwanbter des Kaifers, 
wurde nah Paris beſchickt, um die Bemühungen bes ttalienifchen 
Geſandten zu unterftügen und er ftellte nun ber kaiſerl. Regierung - in 
Ausficht, daß wenn fie auf die bisherigen Anerbieten Italiens ein: 
gehe und eine bießfällige Uebereinkunft zwifchen beiben Regierungen 
erft abgeichloffen wäre, die italienifche Regierung geneigt fein 
würbe, bem Könige bie Verlegung ber Hauptftabt von Turin nad 
Florenz vorzuſchlagen. Allein Frankreich erwiberte, baß bie bloße 
Möglichkeit ihm nicht genüge, und daß es nur in ber Thatfache ſelbſt 
und in einer förmlichen DVerpflihtung bazu eine reelle Bürgſchaft 
für Rom zu erfennen vermöchte, fowie daß ber Termin, binnen 
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Stafien. welcher es Rom räumen Tönnte, nicht weniger als zwei Jahre betragen 


bürfe. Umfonft fuchten bie italienischen Unterhãnbler jener Verpflichtung 
fi zu entziehen und biefen Termin abzufürzen. Frankreich blieb 
feft und ließ Stalten eine andere Wahl, als entweber bie ganze 
Unterhanblung neuerbings auf unbeftimnte Zeit zu vertagen ober 
fi) biefen Bebingungen zu unterziehen. Der Entfhluß war für ben 
König Victor Emanuel ohne Zweifel ein fehwerer, nicht viel Teichter, 
als ba er ſich gendthigt gefehen hatte, auf fein Stammlanb Eavoyen, 
bie Wiege feines Geſchlechtes, zu verzichten, war doch Turin feine 
Baterftabt und Piemont mit feiner Bevölkerung ihm treu und herzlich 
ergeben, wie fein amberer Theil feines Reihe, war doch nur durch 
ihre noch friſchen Kräfte und ihre großartige Opferwilligfeit bas 
Buftanbefommen des neuen Königreichs möglich geworben. Dennoch 
entſchloß er fih au zu biefem Opfer. Am 15. Eept. wurbe bie 
Convention zwifchen Frankreich und Stalien unter ben von jenem 
geforderten Bebingungen unterzeichnet, nur daß bie Verlegung ber 
Hauptftabt als eine innere Frage Stalins aus Schonung 
nicht in die Convention felhft aufgenommen, ſondern in einem be: 
fonderen Protofol vom gleichen Tage, das übrigens biefelde Wirk: 
famteit wie die Convention felber Haben follte, ausgefprochen wurde, 
im ber Weife, daß biefelbe erft dann in Kraft treten werbe, „wenn 
ber König die Verlegung der Hanptftabt in eine fpäter durch ihn 
zu beftimmenbe Stadt becretirt haben würde.“ 

Die Convention bot zwei unter allen Umftänben Stalien günftige Mo: 
mente. Einmal anerkannte Frankreich mit derfelben und mit ber 
Verlegung der Hanptftabt nad) Florenz thatſächlich die Annerionen 
von 1860, was es feiner Zeit ausdrücklich abgelehnt hatte und dann 
war doch nunmehr ein Ende ber franzöſiſchen Occupation Roms ab: 
zuſehen. Diefe mußte freilih durch die Verlegung der Hauptftabt 
nad Florenz erfauft werben. Mar biefe eine befinitive oder mur 
eine temporäre und für fo lange, bis Rom felbft nad) den wieber- 
holten Beichlüffen des Parlaments feine Thore dem Könige von 
Italien öffnen würde? Das war bie Frage. Wie fie aber auch immer 
entfchieden werben mochte, Turin follte und zwar Binnen kurzem 
aufhören, ber Sit ber Regierung unb fo vieler mit biefer verbun⸗ 
denen Inſtitute zu fein. Ohne eine felbftändige materielle Unterlage 
mußte Turin den Entfchluß als einen ſchweren, faſt vernichtenden 
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Schlag empfinden. Raum drang baher bie erfte Stunde von ber Jeolien, 


abgefchloffenen Convention in die Oeffentlichkeit, jo machte fich eine 
dunpfe Gährung In der Stadt bemerflich, die fie vom 20. bis zum 
22. Sept. in wieberholten Etraßenerceflen Luft machte und an ber 
ganzen Benölferung, bie ſich auf ihre Verdienſte um Italien fteifte 
and ihre Eriftenz nur dann in bie Schanze ſchlagen wollte, wenn 
das ewige Rom jelber, dem jebe andere Etabt Italiens ohne Wibers 
rede weichen mußte, die Hauptftabt des Reiches werben ſollte, einen 
Rüdhalt fand. Das Minifterium legte ein durchaus ungeſchicktes 
Benehmen an ben Tag. Statt der öffentlichen Meinung offen und 
zutrauensvoll entgegen zu treten und ben erſten Ausbruch einer 
fehr natürlichen Unzufriebenheit ruhig füh austoben zu Iafien, ließ 
es jofort, ala ob ihm bie Gelegenheit ganz ertwünfcht geweſen wäre, 
ſcharf einfchreiten; e8 gab viele Verwundete unb nicht wenige Todte. 
Der Moment war voller Gefahren. Der König griff indeß ſchnell 
und richtig ein; er entlich bas Miniſterium ohne Zögern und gewährte 
damit Turin eine gewiffe Befriebigung, übertrug aber -bie Bilbung 
eines neuen Babinets dem General Lamarmora, ven bem man mußte, 
daß er, obwohl felbft Piemontefe, Unorbnungen und gewaltihätigen 
Berfuhen aufs entichiedenfte entgegentreten würde. Turin beruhigte 
fh; die Entfcheibung blieb ben gefeßlichen Vertretern ber Nation, 
bie dazu fofort einberufen wurden, überlafien. Inzwiſchen war bie 
Mientlihe Meinung fo zu fagen ausfchlieglih mit ber frage bes 
ſchäftigt, ob alien mit ber Convention befinitiv auf Rom ale bie 
tünftige Haupftabt bes Reichs verzichte und verzichten bürfe. Die 
Antwort fiel allgemein verneinend aus und bie Regierung beeilte ſich, 
diefe Anficht zu befräftigen. Allein in Frankreich waren bie officiöfen 
Organe ber Regierung anderer Meinung und bie Erklärungen ber 
italieniſchen Unterzeichner ber Convention veranlaßten einen lang: 
athmigen Depeſchenwechſel zwijchen Turin und Paris. Das Nefultat 
besfelben war, daß für ben allerbinge möglichen und unter Um⸗ 
Händen fogar wahrſcheinlichen Fall, daß die weltliche Herrſchaft des 
Papſtes nad dem Abzug der Franzofen nicht einem Angriff von 
Freiſchaaren ober regulärer italienifcher Truppen — darauf hatte ja 
Italien durch die Convention ausbrüdlich verzichtet — wohl aber einer 
Erhebung ber römiſchen Beyolkerung ſelbſt werde zum Opfer fallen, 
daß für dieſen Fall ſich ſowohl Frankreich als Italien gleichmäßig 
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Htatien, ihre Convenienz vorbehielten. Der Kaiſer aber ift ohne Zweifel 
entfchloffen, das Tleine Gebiet, das dem Papft noch geblieben ift, 
demfelben für feine Unabhängigkeit zu erhalten und von Italien nicht 
abjorbiren zu laſſen, aber ohne Zweifel ift er auch ferner alten Idee 
noch immer treu, baß bie Verwaltung Roms, gerade um es vor einer 
Verſchmelzung mit Jtalien zu bewahren, nicht bloß durchaus weltlich 
ſondern fogar faft republicanifch geftaltet werben müffe, fo baf ber 
Bapft im Grunde bloß nominell der Sonverän besfelben bliebe, da⸗ 
er ſich frei von allen weltlichen Intereſſen ganz und ausſchließlich 
nur feinem hohen Berufe widmen Tönne. 

Unter biefen Verhandlungen war bas Parlament am 24. Dct. 
zufammengetreten. Die Convention ſelbſt wurde ihm nicht vorgelegt, 
fondern nur ein Geſetzesentwurf, der die Verlegnng der Hauptſtadt 
von Turin nad Florenz feſtſetzte. Noch bevor es aber auf biefe 
Trage eintreten konnte, wurbe es durch die offene Darlegiing des 
Sinanzminifters Sella überrafcht, daß das Land am Rande eines 
Staatsbankerottes ſtehe und daß nicht nur neue ſchwere Laften von 
bemjelben übernommen werben müßten, fordern daß bieß auch 
ohne Derzug geſchehen müffe, wenn die Staatsmafchine im Stande 
fein folle, fortzuarbetten. Der erfte Eindruck biefer Darlegung war 
ein üÜberwältigender, aber bald faßte fi das Parlament. Mit großer 
Majoritit wurde bie Verlegung ber Hauptſtadt unb ebenfo aud 
alsbald die von der Regierung verlangten Finanzmaßregeln von beiden 
Kammern befhloffen und noch vor Ablauf des Jahres war bie Grunb- 
fteuer für das folgende Jahr zu beinahe vier Fünftheilen theils von ben 
Steuerpflichtigen ſelbſt theils von den Gemeinden für fie freiwillig an 
bie Regierung wirklich einbezahlt; auch die neuen Steuererhöhungen, 
obwohl fie zum Theil gerade die unentbehrlichften Bebürfniffe des 
Lebens betrafen, wurben überall ohne Widerrebe getragen. Wenn 
irgenbiwie fo legte die Nation dadurch aufs unzweibeutigfte an ben 
Tag, daß ihr die neu gewonnene Einheit etwas werth ift, daß fie 
bereit ift, fortwährend Opfer und zwar fchmere Opfer aller Art zu 
bringen, um fich biefelbe zu erhalten und ba diejenigen in einer 
argen Täufchung befangen find, die da wähnen, das neue Königreich 
werbe binnen kurzem wieder zufammen brechen und Stalien zu feinen 
früheren Zuftänben, zu ber früßeren Zeriplitterung zurückkehren. 
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Der Abſchluß der franzöſiſch⸗italieniſchen Convention, bie über Rom. 


Rom verfügte, ohne daß ber Papft zu ben Unterhanblungen irgenb- 
wie zugezogen worben wäre, erregte am römifchen Hofe Erbitterung 
unb zugleid Schreden, zumal Oefterreih und Cpanien, bie beiben 
einzigen katholiſchen Mächte, bie in Trage kommen konnten, erflären 
mußten, daß fie nicht in ber Lage feien, ben Schub bed Kirchen: 
ftaates nad dem allfälligen Abzuge ber Franzoſen ihrerfeits über: 
nehmen zu Tönnen. Die bartnädigften Anhänger ber bisherigen 
Zuftände begann bie Ueberzeugung zu befchleichen, baf bie Tage ber 
weltlihen Herrihaft gezählt fein dürften. Die Unabhängigkeit bes 
Papſtes iſt ein allgemeines europäiſches Intereſſe, aber fie ift un- 
zweifelhaft auch ohne bie weltliche Herrſchaft zu erreichen: auf bie 
Tauer ift die weltliche Herrſchaft des Papftes, bie ber ganzen Ent: 
widelung ber flaatlihen Dinge in Europa feit dem Ausgange bes 
Mittelalters wiberipricht, unmöglich aufrecht zu erhalten. Im jene 
nicht fahren zu laſſen, bleibt ber Curie nichts anberes übrig, als 
biefe für durch und burd verwerflih zu erflären. Sie kann es um 
fo eher, als ihre Anſchauungen thatfächlih noch immer biejenigen 
find, welche das Mittelalter erzeugt bat und fie heute noch grunb: 
fäglih auf feinen einzigen ber Anſprüche verzichtet bat, welche bie 
Kirche damals erhoben hat, wenn fie au ſchon Damals nicht im 
Stande war, fie überall und zu vollſtändiger Geltung zu bringen. 
Heut zu Tage ift basjelbe freilich noch weniger moͤglich. Aber bie 
Curie wankt darum nidt. Am 22. December überrafchte fie bie 
Welt mit einer ſchon längſt vorbereiteten, vom 8. besjelben Monats 
batirten Encyclica bes Bapftes, burch welche berjelbe bie ganze ma 
berne Entwidelung bes Staates, die fi Europa .feit brei Jahrhun⸗ 
berten unter ben gewaltigſten Anftrengungen erfämpft bat unb denen 
fi tein einziger Staat mehr zu entziehen im Stande ift, felbft 
Oeſterreich, felbft Spanien nicht, in einer langen Reihe von Säben 
als Irrthümer ber Zeit verwarf und aufs feierlicgfte verbamnite. 
Das Rab ber allgemeinen Weltentwidlung gebt aber niemals rüd- 
wärts, fondern rollt, wenn auch langſam, bo unaufhaltiam weiter. 
Die Eneyclica des Bapftes mußte von born herein weſentlich ohne 
praftifchen Einfluß auf bie Löfung der großen Trage bleiben, aber 
fie zeigte und zwar greller als je, melde Schwierigleiten einer Ver⸗ 
fländigung zwiſchen Stalien, bas feine ganze Eriftenz auf bie moderne 
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Italien. Enlwicklung des ‚Staates geſtellt hat und dem Papſtthum, das eben 
dieſe Entwickelung von Grund aus bekämpft, noch auf lange hin 
entgegen ſtehen, obwohl das eine ſo wenig wie das andere verkennen 
konnte, daß unter ben gegenſeitigen Feindſeligkeiten Staat und Kirche 
gleichmaßig leiden. 

@riesden- Wie das Intereſſe an der italieniſchen Frage, fo wurde auch 
bie TIheilnahme für Griehenfand durch die Ereigniſſe im Norden 
jeit 1863 zurüdgebrängt. Es war bieß um fo natürlicher, als bie 
Zuſtände bes Landes ſich in keiner Weiſe zu befeitigen fcheinen, ge- 
ſchweige denn, daß bie von Bielen an die October-Rebolution ge⸗ 
Mmüpften Hoffnungen einer neuen und rafdheren Entiwidelung bes 
fungen Staates fi verwirtlicht hätten. Die endlih im März mit 
den Schugmädhten vereinbarte und zu Anfang Juni's durchgeführte 
Einverleifung ber Joniſchen Inſeln entiprah den Erwartungen der 
Jonier offenbar keineswegs, obwohl fie es jelbit ja fo lange und fo 
beharrlich gewünſcht hatten. Dann wurbe von der Nationalverfammm- 
lung die Resifion ber Berfallung in Angriff genommen und im 
Sinne einer burcdhgreifenden Schwächung ber Regierungsgewalt zu 
Ende geführt. Schließlich löste fih dieſe conftituwirende Verſamm⸗ 
Jung dur maſſenhafte Austritte von jelber auf, ohne nur ein 
Steuergejeb ober das Budget für das folgende Jahr votirt zu haben. 
Inzwiſchen wechſelten bie Minifterien ale paar Monate und Graf 
Sponned, ber dem jungen Könige von Kopenhagen aus als Rath- 
geber an bie Seite geftellt warb, ijt weit bavon entfernt, ſich eine 
fefte Stellung im Lande erworben zu haben. Wenn bie Zuflände 
unter König Otto vielfach nicht befriedigend waren, fo find fie es 
feit feiner Vertreibung offenbar noch weniger. Ceine Regierung 
war viel zu ſchwach und es gelang ihm nicht, die Factionen völlig 
zu unterbrüden; bie Regierung bes Könige Georg ift noch viel 
ſchwächer und ber Factionsweſen wieber in vollſter Blüthe. Eine 
Berfaffung und das ganze Apparat conftitutioneller Regierungsform 
ift offenbar für Griechenland geradezu ein Unfinn. Ein Volk, das fid 
noch fo wenig über die Zuſtände ber Barbarei erhoben hat, muß erſt 
erzugen werben und bebarf zu feiner Erziehung einer ſtarken unb 
energifchen Leitung, auch wenn fie zuweilen nicht allzu fanft fein 
follte. Es ſcheint aber nicht, daß bie Schutzmächte in ber Wahl 
des jungen Königs einem glüdlichen Griff gethan haben. Von einer 
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großen Zukunft bes Königreichs ift unter folgen Umſtänden ganz umb Turtg. 
gar keine Nebe mehr. Die Pforte bat von biefer Seite her vorerft 
wenigftens nicht das minbefte zu beforgen und Tann ihr Dafein 
ruhig weiter friiten. Mehr kaunn fie freilich weder hoffen noch er- 
warten unb bie fortjchreitende Zerrüttung ihrer Finanzen, bie unfin- 
nigen Verſchleuderungen für Lurusbauten in europäiſchem Geſchmack, 
für Militsrfpielereien nad europäiſchem Mufter und für eine Flotte, 
bie keinen Zwed bat, während Beamtete und Soldaten aus Mangel 
an Mitteln nur zu oft mit ihrer Befoldung im Rüdftand bleiben, 
find jebenfalle nicht geeignet, jene Friſt welentlich zu verlängern. Die 
von ihr Losgelösten Glieder confolibiren fi, wenn aud) langſam, und 
entziehen ſich mebr und mehr jeder practifchen Geltung ihrer Suzeränetät. 
Am entjchiebenften hebt fih von allen biejen halbſouveränen Staaten 
Aegypten, das unter dem gegenwärtigen Vicekönig Ismael Paſcha 
bei einer überaus forgfältigen Finanzverwaltung fihtbar aufblüht und 
eine wirkliche europäißhe Cultur in fi aufnimmt, während man in 
Konftantinopel fih mit dem bloßen Flitter begnügt, Die Unabhän- 
gigfeit Aegyptens von ber Pforte befeftigt ſich dadurch von jelbfl, 
wenn ed aud der Vicefönig für paflend hält, dem Sultan feine 
Ergebenheit bei jeder Gelegenheit zuvorfommendb zu bezeugen. Da 
gegen Hätte ein Aufſtand der arabifchen Etämme von Tunis gegen 
die europäifchen Neuerungen bes Beys dem Sultan Anlaß geboten, 
feine Oberherrlichkeit durch eine Intervention zu beihätigen, wenn es 
die europäiſchen Mächte, zumal Frankreich, das wegen ber Rähe 
Algiers die Zuftäude von Tunis befonders überwacht, geftattet Haben 
würden. Der Bey mußte feine europäiſchen Neuerungen wieder 
zurüdncehmen, worauf fih bie infurgirten Stämme nad) und nad 
wieder unterwarfen. Die europäilchen Flottenabtheilungen, bie fich 
alsbald auf ber Rhede von Tunis gefammelt hatten, verließen fie 
erſt wieber, als bieß auch das türkiſche Geſchwader that. Serbien 
und felbft Montenegro verbielten fi währen bes ganzen Jahres 
ruhig. Dagegen fanb in ben DonaufürftentKümern oder in Rumä- 
nien, wie fi das Land feit feiner Verſchmelzung nennt, eine totale 
Ummälzung ftatt, indem Fürſt Coufe, unzufrieden über bie hartnädige 
Oppoſition, welche die Bojaren und ihre Partei feiner Regierung 

madten, am 14. Mat durch einen Etaatöftreich bie Nationalverfamme 
lung gewaltfam auflöste und dem Lande ein neues Wahlgeſetz auf brei⸗ 


809 Aeberſicht der Ercigniſſe des Jahres 1064. 


arkei. tefler Grundlage octroyirte, das er durch allgemeine Abftimmung 
fanctioniren Tieß. Die Bojaren wagten keinerlei Widerſtand unb 
bie Pforte ſowohl als die europäiſchen Großmächte als Geranten 
der Tractate beftätigten mit einigem Mobificationen bie Maßregeln 
bes Fürften. Ein neues Ruralgeſetz, das bie Leibeigenſchaft befeitigt 
unb ben Bauern Grunbeigentfum verleiht, vervollſtändigte bie Um: 
wälzung. Erſt die weitere Entwidelung ber Berhältniffe wirb zei: 
gen, ob dem Fürften Couſa die innere Beredhtigung für feine Schritte 
zur "Seite ſtand. 

Ein ganz anderes Bild als dieſe ſammt und fonders immer 
noch Halb barbariſchen Staatsgebilbe, bie aus bem Leibe ber lang⸗ 
fam abfterbenden Pforte emporwachſen, beten bie Schweiz, Belgien 
und Holland. Auch fie blieben von den Ereigniffen im Eüben unb 
im Norben unberührt und erfreuten fi unter dem Schirm freier 
Verfaſſungen der alljeitigen Entwidelung reicher materieller und in⸗ 

Squei. tellectueller Kräfte. Unorbnungen in Genf, wo die gewalthätige Herrſch⸗ 
ſucht der rabicalen Partei am 22. Aug. einen blutigen Zuſammen⸗ 
floß mit der Gegenpartei ber Independenten herbeiführte, wurbe von 
ber Bunbesautorität fofort energifch entgegen getreten. Schon am 
folgenden Tage rüdten Waadtländer in bie Stabt und biefelbe blieb 
bis zu Enbe des Yahrs von eibgenöfliihen Truppen befekt. Die 
zwifchen den Parteien ftreitige Wahl warb vom Bunbesrath gegen 
bie Anforderungen der Nabicalen nad bem wirklichen Ergebniß ber 
Abftimmung entſchieden. Um einer Ausgleihung ber Parteien ben 
Weg zu ebnen, wurben bagegen bie Urheber der Unruhen vom eibg. 
Geſchwornengerichte freigefprodhen. Der Zweck ift indeflen allem 
Anſcheine nad nicht erreicht worden. Die Nahahmung ber norb- 
amerifanifhen Untonsverfaffung, die in Genf verſucht morben ift, 
Bat fih in den Heinen Verhältniffen ber Schweiz jebenfalls nicht 
ebenfo wie in bem großen Vorbilbe bewährt. Cine Ausgleihung 
ber Parteien ſcheint in Genf noch ziemli ferne zu ftehen und ber 
durch feine geographifche Lage wie burd vielfach abnorme innere Zu⸗ 
flände gefährbete Kanton könnte unter Umftänden ber Schweiz ſchwere 
Gefahren bereiten, zumal ber Character bes Hauptes ber rabicalen 
Partei, James Fazy, ber jeit balb zwanzig Jahren eine Art Dietatur 
in ber Kleinen Republit behauptet, ihr bem gefährlihen Nachbar 
gegenüber keinerlei Garantie gewähren kann. — Heftigere Bewegungen 
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erfhütterten Belgien, mo fich ſeit Jahren bie liberale und die cle Belgien. 


ricale Partei in den Kammern numertf& beinahe die Waage hielten 
und bas liberale Minifterium Thon feit einiger Zeit fich nur auf eine 
äuberft geringe Majorität ber Repräfentantenfammer fügte. Der Aus- 
fall einer Wahl in Brügge machte felbft dieſe Majorität unficher 
ımb bewog das Minifterium, dem Könige feine Entlaſſung anzu 
bieten. Der König nahm fie erft nad langem Zögern an unb 
nüpfte Unterhanblungen wegen Uebernahbme der Gefchäfte mit ber 
katholiſchen Bartei an, konnte ſich aber mit dem von ihr vorgelegten 
Programm nicht befreunden. Als er jedoch das liberale Minifterium 
iwieber einfeßte und biefes, um ſich wenigitens eine Meine Majorität 
zu fihern, ben Vorſchlag in der Kammer einbringen ließ, die Zu: 
nahme ber Beuölferung nah Maßgabe der Verfaſſung ſchon jest für 
eine Vermehrung ber Abgeorbnetenzahl anzuerfennen, griff bie katho⸗ 
liſche Partgi zu bem verzweifelten Mittel, fih in Maſſe den Ber: 
bandlungen ber Kammer zu entziehen, woburd) biefelbe nicht mehr 
beichlußfähig wurde unb die Regierung zu einer Auflöfung und all: 
gemeinen Neuwahlen fchreiten mußte. Diefelben fielen gegen bie 
katholiſche Partei aus, die nicht nur nicht die Majorität errang, fon: 
bern an Zahl überhaupt Einbußen erlitt, fo daß das Liberale Mini—⸗ 
jterium ſich neuerbings auf eine unzweifelhafte liberale Majorität in 
beiden Kammern zu ftüben vermag und alles wieber fo ziemlich ins 
alte Geleiſe zurüdgefehrt iſt. — In Holland befeftigte ſich das libe— 
rale Minifterium Thorbede zufehends und mit dem Miniſterium 
gelangte auch eine liberale Entwidelung ber Berfaffungsverhältniffe 
und ber innern Zuftände Überhaupt mehr und mehr zur Geltung. Ein 
für Holland überaus wichtiger und folgenreiher Echritt auf biefer 
Bahn war es, baß beide Kammern der bon ber Regierung borge: 
Thlagenen Maßregel, nad; welder in Zukunft das gefammte inbifche 
Eolonialbubget ber Prüfung und Beſchlußfaſſung der Vertretung des 
Landes unterftellt werden fol, während dieß bisher ein ausſchließ— 
liches Recht der Krone geweſen war, zuftimmten und ber König 
bem Beſchluß ohne Miberftand feine Zuftimmung ertheilte. 


Holland, 


Wie Thon angedeutet murbe, blieb Rußland den Kreigniffen*uslanb. 


in Mitteleuropa ziemlich fremb und benüßte bie Zeit, da bas öffent 
liche Intereffe von anderen Verhältniffen vorzugsweiſe in Anſpruch 
genommen war, um bie polnifche Stage ungehindert in feinem Einne 
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Rußland. zu erfedigen. Die Infurrection, bie e8 während ihres ganzen Ber- 
laufs zu feinem einzigen äußeren Erfolge bon irgenb wejentlicher 
Bebeutung gebradht hat, war im Grunde fhon zu Ende bes Jahres 
1863 gebrochen und nur in einzelnen Gegenden Bielten ji noch 
einzelne Banden meift in ben Wäldern. Ein geſchloſſenes militä- 
riſch-polizeiliches Syſtem, das der GeneraljtattHalter Graf Berg über 
bas ganze Land bin organifirte, machte auch die ſen bald ein Enbe. 
Im Zebruar ſah ſich die gebeime Nationalregierung genöthigt, ihre 
Thätigfeit einzufchräufen und nad) und nach ganz einzujtellen. Cine 
Anzahl ihrer Mitglieder fielen ben Rufen in bie Hände und wurden 
zu Anfang Auguſt theils in Warfhau gehängt, theild nah Sibirien 
beportirt. Selbſt in Warſchau begannen allmälig wieber bie frühe 
zen Zuftände zurüdzufehren. Die Geiſtlichkeit mehrerer Diöcefen, 
ber Adel mehrerer Provinzen hielten e8 nunmehr an ber Zeit, fi 
dem Throne des Kaifers wieder mit Loyalitätsadreſſen zu nähern 
und von der Regierung nad Kräften unterftügt, fand das Beiipiel 
in fteigendem Maße Nachahmung. Die Inſurrection hat in Wahr: 
beit nur Trümmer berjenigen Bollselemente, bie ſich ihr angeſchloſſen, 
bes mittleren unb nieberen Adels unb ber bürgerliden Bevölkerung 
ber Etäbte, zurüdgelaffen. Der bel verlor viele der Geinigen 
auf dem Kampfplate, viele Andere hatten das Land verlafjen müſſen, 
um bas bittere und Farge Brod ber Verbannung zu eſſen, ſelbſt von 
ben Zurüdgebliebenen war ein großer Xheil von Haus und Hof 
getrieben, ber Reſt verarmt ober über und über verſchuldet. Tau⸗ 
fende von Mdelsgütern fanden zum Verkauf ausgejchrieben, obne 
Käufer zu finden, felbft nicht zu Spottpreifen. Nicht viel beſſer 
war bie bürgerliche Benölferung ber Städte baran, bie in Polen 
überhaupt einen viel geringeren Bruchtheil des Volles bildet, als in 
ben unendlich mehr entwidelten Ländern bes weſtlichen Eurppa. Auch 
fie war durch bie vielen Heinen Kämpfe mehr als becimirt worden, 
Handel und Verkehr ſtanden fat ſtill, viele kleinere Etüdte waren 
bald verwüftet. Was die Infurrertion mit Bleigewicht zu Boden 
drücken mußte und zu Boden gedrückt hat, lag in der Thatſache, daß 
die Bauern, die große Mehrheit des polniſchen Volkes ſich von ihr 
gänzlich fern hielt und nirgends einen auch nur nennenswerthen 
Antheil an ihr genommen bat. Damit war es eigentlich ſchon ge 
geben, daß die ruſſiſche Regierung mit {hrer Barification bes Landes 
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bier anfnlpfen mußte, zumal gerabe dieſe Verhältniffe ihr nicht nurRusien. 


die Mittel boten, bie Bauern befinitiv an ihr Intereſſe zu Inüpfen, 
fondern au bie Mittel, ihren eigentlichen Gegner, ben zahlreihen 
Adel vollends nieberzubeugen ober, wo es nicht der Fall war, ihn 
wenigftend wefentlih von fi abhängig zu machen. Am 2. März 
bob ein kaiſerl. Ukas auch in Polen die Leibeigenfhaft völlig auf 
und organifirte bie Bauern in ziemlich felbfländige, vom Grundadel 
durchaus unebhängige Gemeinden. Die Entſchädigung des Adels 
wurde fo normirt, daß bas bisherige Eigenthum besfelben that 
ſächlich auf höchftens die Hälfte herabgejeht warb und ba bie Ent: 
ſchädigung nicht birecte, fondern durch Vermittlung des Staates er: 
folgen joll, fo geräth ber Adel nothwendig baburh finanziell in 
Abhängigkeit von der Regierung. Da ferner die katholiſche Kirche und 
namentlid bie Klöjter der Infurrection theils einen ſehr mwejentlichen 
Vorſchub geleiftet, theils wenigſtens biefelbe unter ihre Fittige genom- 
men hat, jo trafen aud fie die Maßregeln, welche die rufliihe Ne: 
gierung zur Pacification des Landes für nothwendig erachtete. Am 
8. Nov. verfügte ein kaiſerlicher Ukas bie Unterbrüdung der großen 
Mehrzahl der polniihen Klöfter und bie Einziehung ihrer Güter 
und am 28. besjelben Monats wurde bie bis dahin geheinigehaltene 
Maßregel zu gleicher Zeit im ganzen Lande durchgeführt. Das 
Klojtergut ſoll theilweile zur Nerbefjerung ber vielfach kümmerlichen 
Zage ber niebern Geiftlichfeit verwendet werben und es bat allen 
Anſchein, als ob die Auseinanberfegung zwiſchen Adel und Bauern 
im weiteren Berlauf dazu wirb benüßt werden können, ben nieberen 
Klerus größtentheils auf Staatsbejoldung zu feßen und dadurch von 
ber Regierung viel abhängiger als bisher zu machen. Die ganze 
obere Verwaltung bes Königreihg wurde zu gleicher Zeit wieder wie 
früher in die Hände von gebornen Ruffen, meift ruſſiſcher Generale 
gelegt und bie Menge ber nieberen Deamteten polnifcher Nationalität, 
bie ber Inſurrection allen mögligen Vorſchub geleijtet, in großarti- 
gem Umfange purifizirt. Das nationalruffiihe Element wurde 
überhaupt bem polnifhen als vollfommen gleichberechtigt an bie Seite 
geftelli und die weitere Entwidelung dieſes Momentes ber Zukunft 
überlaflen. Die Kraft ber Nation ale folder iſt gebrochen und 
Rußland Hat allem Anſchein nah nicht fobald, wenn überhaupt 
je wieber, eine gewaltſame Negung berjelben zu fürditen. Ihr 
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Außland. Hauptaugenmer? Tann und wirb fortan nicht darauf gerichtet fein, 
das polnifhe Clement im Schach zu halten, fondern basfelbe für 
bas Geſammtreich zu verwerthen. Bisher war es für Rußland un: 
zweifelhaft ein Element der Schwäche, fortan wirb es für busfelbe 
vieleicht mehr und mehr ein Element ber Kraft werben, wenn bie 
Regierung wenigftens auf dem betretenen Wege nicht minder ein- 
fihtig als energifch vorgeht. No trauriger als im eigentlichen Polen 
geftalteten fich die Zuſtände in Kiew, Podolien und der Ukräne, fowie 
in ben ehemals litthauiſchen Provinzen, wo ber polnifhe Adel von 

“ Anfang an einer überwiegenb weder national⸗polniſchen noch kirchlich⸗ 
katholiſchen Landbevölkerung gegenüberſtand und die Inſurrection 
darum noch weniger als im Königreich Wurzel zu faſſen vermochte. 
In Podolien und der Ukräne wurde ſie faſt nur zur Gelegenheit, 
den Adel, der maſſenhaft in die Gefängniſſe geworfen oder geradezu 
nad Sibirien und ins Innere des Reichs beportirt warb, dem Ruin 
entgegen zu führen. No meiter ging General Murawiew, dem die 
ruſſiſche Regierung die Verwaltung der Titthanifchen Gouvernements 
anvertraut. Murawiew ging gerabezu und eingeftanbener Maßen 
barauf aus, in feinem Bereich das polnifche Element völlig auszu⸗ 
rotten und das rufftfhe zum alleinherrihenden zu maden. Hier 
wurde gegen ben Adel ein förmliches Vernichtungsſyſtem ins Werk 
gefeßt, die polntjche Sprache verpönt und bie ruffifche unter ſchweren 
Strafen für die ausſchließlich officiele erklärt, der kath. Kirche alle 
erbenflichen Hemmniſſe entgegengefeßt und bagegen aus ber polnifchen 
Beute griehifche Kirchen gebaut und ruffiihe Schulen gegründet, ja 
felbft planmäßig eine Berpflanzung der polniſchen Elemente ins 
Innere Rußlands und deren Erfebung durch ruſſiſche Einwanderung 
angebahnt. Litthauen ift, wenn nicht alles trügt, Rußland jedenfalls 
für alle Zufunft gefihert. Um bas nationale Clement in Bolen 
und allen fernen früheren Depenbenzen, fo weit beide jebt Rußland 
gehören, vollfommen zu bewältigen, wirb es freilich noch jahrelanger 
Arbeit für Rußland bedürfen; aber fon was es bis jebt erreicht 
hat, ift für Rußland ein Moment von ber entſcheidendſten Bebeu- 
tung und das Jahr 1864 wäre für basjelbe babur allein ſchon 
Hinreichenb bezeichnet. Allein es brachte ihm noch einen andern 
Erfolg, der faft nicht geringer anzuſchlagen tft. Am 2. Juni Fonnte 
der Großfürft Michael enblih bem Kaiſer die Meldung zukommen 
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Ioffen, daß ber Kaufafus feinem Scepter vollftänbig unterworfen feiRustenn: 
und daß in bemfelben „kein einziger unabhängiger Volksſtamm mehr 
exiftire”. Rußland bat nah Kämpfen, die nicht nach Jahren, fon: 
bern bereits nad Jahrzehenten zählen, biefe freien Vergvölker alle 
bezwungen, aufgerieben ober aus ihrer Heimath verbrängt. Die 
gewaltige Bergfefte ijt definitiv in feinen Händen und ber Plan 
gegen bie Türkei wie gegen Perſien geebnet. Auch in Mittelafien 
gelang es Rußland um bie Mitte des Jahres feine militärijche 
Stellung beſſer als bisher zu ſichern unb feine Vorpoſten gegen 
Khokand um ein erkleckliches Stüd weiter vorzufhieben. Erfreulicher 
als dieſe Ereigniffe it ein Blid auf bie Geſtaltung ber inneren 
Zuftände bes ungeheuren Reihe. Mil ebenfo richtiger Einſicht 
als mit einem entichlofienen Willen, ber fih burd die Be- 
ſchränktheit und Engherzigkeit fälſchlich fogenannter conjerbativer 
Intereſſen nicht beirren läßt, fchreitet der Kaiſer auf dem beiretenen 
Wege fort, die feit Jahrhunderten gebundenen Volkskräfte allmälig 
zu entfefieln und jo im Innern für bie Zukunft bes rufliihen Reiche 
Sroberungen zu machen, bie nicht nur fchöner, fondern auch unend⸗ 
lich größer und dauerhafter fein werben, als alles, was fein Vater 
verjucht hat, um Europa zu blenden und mit einem Schein von 
Macht, der die reale Unterlage oft gänzlich fehlte, auf Europa zu 
brüden. Der Emancipation der Leibeigenen folgte zu Anfang bes 
Jahres 1864 bie Einführung von Kreiss und Provinzialvertretungen 
in ganz Rußland mit beichräntten aber hinreichenden Befugniffen, 
um bie Benölferung allmälig zur Theilnahme an ber Verwaltung 
ihrer eigenen nächſten Intereffen zu erziehen. Es ijt natürlich, daß 
bie Phantafie der öffentlihen Meinung alsbald auch von einer all 
gemeinen Landesvertretung ſprach, und zumal ber Adel in einer Er: 
weiterung feines Einfluffes auf biefem Gebiete eine Art Entichäbigung 
für die von ihm nad einer andern Seite Bin gebrachten ſchweren 
Dpfer zu finden wähnte. Die Regierung denkt nicht daran und 
wer eine Entwidelung ber politiſchen Verhältniffe und freiheitlicher 
Inſtitutionen Überhaupt nur auf realer Grumblage anjtrebt, wird ihr 
darin nur beftimmen können. Naturgemäß wirb und muß es noch 
lange bauern, bis Rußland in irgend welcher Form in bie Reihe 
ber conftitutionellen Staaten eintreten Tann. Alles hängt bavon ab, 
daß es auf dem beiretenen Wege allmälig aber ficher vorjchreite, ohne 
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Neberftürzung, aber auch ohne kindiſche Furcht ver eingebildeten Ge⸗ 
fahren und ohne daß, was am meiften zu fürchten, bie Regierung 
in Bequemlichkeit und Trägheit zurüdfinfe und jebem weiteren 
Fortſchritt, nur weil er fie barin flört, entgegentrete. 
Bedeutungsvoller Thon für die nächſte Zukunft entwidelte fich 
die deutſch-däniſche Angelegenheit, weil aus ihrem Abſchluß thatfäcdh- 
lich die deutſche Frage felbft in eine neue Phafe eintrat. Am 1. Aug. 
wurben zu Wien die Präliminarien und am 30. Oct. ebenbafelbjt 
ber beftnitive Frieden zwiſchen DVefterreich- Preußen und Dänemark 
abgeſchloſſen. Holftein, Lauenburg und ganz Echleswig gingen durch 
benfelben für Dänemarf verloren und wurden endgültig für Deutfch- 
fand erworben. Aber wie Defterreih und Preußen für ben Krieg 
mit Dänemark ben deutſchen Bund bei Seite gefhoben hatten, fo 
fhloffen fie nun aud, ohne weder einen Vertreter des deutſchen Buntes 
noch einen ſolchen ber Herzogthämer zuzuziehen,, ihren Frieden mit 
Dänemark, das durch benfelben die Herzogthümer zu freier Verfügung 
an Dejterreih und Preußen abtrat. Xeibe waren bei Beginn des 
Krieges von der Anſchauung ausgegangen, daß König Chriftin von 
Dänemark ver rechtmäßige Souverän der Herzoͤgthümer fei, hatten 
fih dann im Verlauf ber Londoner Eonferenz der beutichnationalen 
Anſchauung angefchloffen oder wenigſtens anzufchließen gefchtenen und 
fehrten jebt wieder zu ihrem urfprünglichen Ausgangspunkte zurüd. 
Es entſprach dieß namentlih ben geheimen Nbfihten Preußens. 
Preußen war entichloffen, in dieſen für feine Weltftellung jo über: 
aus günftig gelegenen Landen Feinen neuen Mittelftaat aufkommen 
zu laſſen, fondern fie entmeber für fich felbft zu erwerben ober ſich 
wenigftens für Immer barin feftzufeken unb hieran fi weder von 
Defterreih ned vom bentfihen Bunde noch von den Bevöllferungen 
ber Herzogthümer beirren zu laffen. Die Gelegenheit ſchien günftig. 
Der deutſche Bund Hatte, obwohl bie Ration mit feltener Einmüthig: 
feit bereit war, zu ihm zu flehen, eine Schwäche, eine Rath- und 
Thatlofigfeit an den Tag gelegt, der alles übetraf, mas man hätte 
erwarten Fönnen und Preußen war bereit, nad) diefer Seite vor 
feinem Hinderniß zurüdzufchreden. Mit Defterreich Hoffte es fich in 
irgend welcher Weife zu verftändigen unb auseinander zu fegen und 
glaubte fi dieſer Hoffnung um fo eher hingehen zu dürfen, als 
Defterreih wenigftens bisher faft willenlos ‚ber preußiſchen Führung 
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fi Hingegeben und Schritt fir Echritt fo weit mitgegamgen war, Preußen: 
daß eine Umkehr immer fehwieriger, nachgerabe faft unmöglich ge: 
werben fehien. Den Herzogthämern enblid Hatte Preußen durch den 
Frieden mit Dänemark fo ſchwere materielle Raften aufladen helfen, 
daß die Errichtung eines felbftändigen ſchleswig-holſteiniſchen Staates 
wefentlich erſchwert fchien, zumal Preußen in ber Page war, biefe 
Laften bis zu Erledigung ber Frage noch erklecklich zu erfchweren. 

Auf eine Unterſtützung von Seite bes Landtags Konnte die preuß. 
Regierung in ihren Plänen ron Anfang an freilich nicht rechnen, war 
doch ihre ganze Politik gegen bie Tendenzen ber Mehrheit bes Abg.⸗ 
hauſes, namentlich gegen eine Verftärtung ber Oppofitton durch bie 
Wucht der beutfhen Bewegung gerichtet. Aber bie preußifhe Re⸗ 
gierung erfannte darin nur eine Schwierigkeit, keineswegs ein Hin⸗ 
bernif für bie von ihr befchloffene Politik. Da das Abg. Haus im 
Laufe des Januars bei Verathung des Etats für 1864 wiederum 
wie in den vergegangenen Jahren bie Berilligung ber Armeeorga- 
nifationstoften mit 280 gegen 35 Etimmen unb ebenfo bie ihm von 
ber Regierung vorgelegte Milttärnovelfe mit 268 gegen 34 Etim- 
men ablehnte, das Herrenhaus aber wiederum auf Seite ber Regie 
rung trat, fo fuhr die letztere einfach fort, auch ohne Budget meiter 
zu regieren. &benfo wenig ließ fie ſich dadurch behindern, daß das 
Abgeordnetenhaus bie von ihr für bie Koſten ber Bundeserecution in 
Holftein und bie weitere Führung ber fehleswig-holftein’fchen Trage 
geforderte Anleihe von 12. DEN. Thlm. mit 275 gegen 51 Stim: 
men ablehnte und zugleih mit 145 gegen 105 Etimmen er: 
Märte, daß es der von ber Regierung in ber Tchleswig-hol- 
fteinifchen Frage berfolgten Politik als einer bunbeswibrigen unb 
antinationalen „mit allen ihm zu Gebote ftehenben geſetzlichen Mitteln 
„entgegentreten werde“. Hr. v. Bismark hatte ganz unbefangen ſchon 
vorher erflärt, daß die Regierung in biefem Falle „biejenigen Mittel, 
bie fie. nothwendig bebürfe, nehmen merbe, wo fie fie bekomme“. ' 
Am 25. Januar wurde ber Landtag gefchloffen und in der Ehluß- 
rebe vom Dinifterpräfidenten erflärt, daß „bie Regierung einftweilen 
„auf die Hoffnung einer Verfländigung mit ber Landesvertretung ver: 
„zichte, inzwiſchen aber mit ganzer Kraft und in voller Ausübung 
„der koniglichen Rechte für die Erhaltung bes Staats und für bas 
„Wohl und die Ehre Preußens einftche und überbteß an ber Leber: 
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Sreugen.zeugung fethalte, daß fie hiebei in ber patriotiſchen Geſinnung des 
Landes eine ausreihenbe und wachſende Unterftübung finden werde“. 
Die Beifeitefhiebung bes Bundes für bie Action in Schleswig 

und bie Thatjache, daß es den vereinigten Anftrengungen ber beiden 
Großmächte mit Hülfe Medlenburgs, das von Anfang an auf ihre 
Seite getreten war, mit Hülfe Hannovers und Kurheſſens, bie eine 
mehr als zweibeutige Rolle fpielten und durch ben Drud, ben fie 
auf eine Anzahl Kleinſtaaten und auf die fogenannten freien Stäbte 
ausübten, gelang, ven: Bunb überhaupt vollkommen lahm zu legen 
und die Mitteljtaaten, bie ohnehin nicht allzu einig waren, an ber 
Gewinnung einer compacten Majorität zu verhindern, zeichnet indeß 
die Etellung ber beiden Großmächte, namentlih Preußens zu ben 
übrigen deutſchen Staaten nicht ausreichend. Preußen jchien es fi 
vielmehr zur Aufgabe gemacht zu haben, den Bund wie bie einzelnen 
Staaten besfelben nicht bloß in ihrer ganzen Machtlofigfeit gegenüber 
ben beiden vereinigten Großmächten hinzuftellen, fondern fie auch in 
jeder Weiſe zu demüthigen, foweit fie feiner Action irgenbwie unbe 
quem waren, Namentlih war bieß mit der Bundesverwaltung ber 
Tall, unter welche Holjtein durch bie Crecution gegen Dänemark 
geftellt worden war. Die von den Bunbescommiffären der Bevöl⸗ 
kerung Holfteins gewährte und von biefer mit fo viel Nahbrud be 
nüßte Freiheit, fih für ben Herzog Friedrich von Yuguftenburg als 
für ihren legitimen Lanbesheren und bamit für bie vollſtändige 
Trennung von Dänemark und ihre Conſtituirung als eines ſelbſtän⸗ 
bigen beutihen Bundesſtaats auszuſprechen, Tief ben momentanen 
wie ben eventuellen Plänen Preußens bezüglih ber Herzogthümer 
ganz unb gar zuwider. Noch bevor daher die preuß. unb öfter. 
Truppen gegen Schleswig vorrüdten, richtete Wrangel fon am 
19. Janyar an ben ſächſiſchen Bunbesgeneral Hake in Holftein bas 
Anfinnen, fi ohne weiteres unter feinen Oberbefehl zu ftellen. Das 
unter ben bamaligen Umftänden freilich geradezu naive Anfinnen 
wurbe abgelehnt. Zwei Tage barauf rüdten bie Alliirten in Holftein 
ein, ohne zuvor weber bie Negierungen von Hamburg, Lübeck unb 
Öldenburg noch die Bundesbehörden in Holſtein davon verftlänbigt 
zu haben. Am 3. Febr. verfuchte Wrangel fi ber Telegraphen⸗ 
finlionen in Rendsburg und längs der Heerſtraße buch Holſtein 
freilich ohne Erfolg gewaltſam zu bemädtigen. Am 9. Febr. er: 


Härte Beangel bem Bunbesgeneral, daß es „für bie Sicherheit und Bruhn. 
Freiheit ber Kriegsuperalionen für ihn zur zwingenden Nothwendigkeit 
geworben fei, bie holſteiniſchen Stäbte Altona, Kiel und Neumünfter 
zu befehen,” unb als ber Bunbeögeneral feine Einwilligung bazu 
verfagte, rüdten bie Preußen dennoch ein und befehten jene Stähte 
neben ben Bunbestruppen. Sachſen machte Miene, fih bieß nicht 
ohne weiteres gefallen zu Igfjen und ben Bunb zu Hülfe rufen zu 
wollen; allein bie Drohung, ein Armeecorpe in ber Laufig aufzu⸗ 
ftellen und bie Sendung bes preußifchen Generald v. Mauteuffel 
nach Dresden bradten Sachſen alsbald zur Ruhe. Später fuchte 
Preußen das Verhälmiß zu Holftein zu reguliren, indem es mit 7 
Deſterreich am Bunde darauf antrug, die Bundestruppen in Holſtein 
förmlich unter Wrangel zu ſtellen und den beiden Bundescommiſſären 
zwei weitere von Preußen und Oeſterreich zu ernennende beizugeben. 
Die beiden Großmächte hätten dadurch factiſch auch Holſtein unter 
ihre Obhut gebracht, vermochten aber eben darum nicht, eine Mehrheit 
am Bunde dafür zu erzielen. Ihre Stellung in Schleswig befeſtigte 
ſich indeß im Fortgang ber Ereigniſſe fo ſehr, daß ber Prinz Friedrich 
Karl, der an Wrangels Stelle den Oberbefehl übernommen hatte, 
dem Bundesgeneral Hake am 21. Juli einfach anzeigte, daß „er ben 
Befehl habe, ſich zum Herrn von Rendsburg zu machen.“ Da der 
Bundesgeneral augenblicklich nur über einige hundert Mann in 
Rendsburg verfügte, während 6000 Preußen ſchon vor ber Stadt 
ftanben, blieb ihm nichts anderes übrig, als unter Proteſt die Stabt 
in aller Eile zu räumen, worauf die Preußen einrüdten und bie 
Stabt beſetzten. Die Bunbesverfammlung nahm auch bieß bin, indem 
fie ſich begnügte, die Angelegenheit den Ausihüflen zu überweifen; 
Sachſen fühlte ſich bereits nicht mehr in ber Lage, auch nur einen. 
Antrag zu ftellen. 

Eine noch größere Demüthigung erlitten die Mittelſtaaten um Deutfär 
biefelbe Zeit in ber Frage bes Zollvereins und bes franz. Handels: ' 
vertrag®, eine Demüthigung, die zubem nit bloß bie Mitteljtanten 
in ihrem Verhältniß zu Preußen betraf, fondern auch das momentan 
mit Preußen verbündete Defterreich ſehr empfindlich berührte. Als 
Preußen i. %. 1862 im Namen bes Zollvereins ben Hanbelsvertrag 
mit Frankreich abſchloß, ging es dabei von zwei leitenden Geſichts⸗ 
punkten aus, einmal babon, ben Zollverein, deſſen Induſtrie hinreichend 
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Death erſtarkt ſchien, einen entſchiedenen Schritt meiter auf ber Bahn bes 

Breihandelsinftemes zu Teiten und ihm dadurch die Märkte nicht nur 
Frankreichs fondern des gefammten Weftens, ber feine Zollgejeßgebung 
und Handelspofitit auf dieſes Syſtem geftellt hatte, zu dffnen und 
bann davon, Oeſterreich, das unmöglid fo weit folgen Tonnte, von 
der wirthſchaftlichen Entwidelung Deutſchlands vollfommen auszu⸗ 
ſchließen und es im Gegenjabe gegen den Vertrag, ber Preußen i. J. 
1853 von ben Mittelftaaten zu Gunften Defterreihs aufgezwungen 
worden war, durch ben Art. 31. des Vertrags mit Frankreich wieber 
in die Stellung aller andern Staaten gegenüber dem Zollverein 
herabzubrüden. Oeſterreich erkannte die Gefahr, die ihm von biefem 
Vertrag mit Frankreich wirthſchaftlich und politiſch drohte, fofort und 
machte, nur um bie Mittelftaaten vor einer Zuftimmung zu dem franz. 
Handelsvertrage abzuhalten und bie weitere Eintwidelung des Zoll: 
Bereins auf der Grundlage des Freihandelsinftems zu hemmen, ohne 
Zogern den Vorſchlag, fih dem Zollverein im Weſentlichen ganz 
anzuſchließen und namentlich den ganzen bisherigen Tarif des 
Bollvereind anzunehmen. Die Umflände waren bamals den Be 
ſtrebungen bes öfterr. Cabinet beſonders günſtig. Zwiſchen Preußen 
und den Regierungen der Mittelſtaaten war in Folge der Note des 
Grafen Bernſtorff an Sachſen, welche offen die Umwandlung des 
beſtehenden Staatenbundes in einen Bundesſtaat, natürlich unter 
Führung Preußens, wenn dieß auch nicht ausgeſprochen wurde, befür⸗ 
wortete, und in Folge ber darauf an Preußen gerichteten ibentifchen 
Noten Oeſterreichs und der Mittelfinaten eine ziemlich heftige 
Spannung eingetreten. Die Regierungen der Mittelftaaten Tchloffen 
fi enger an Defterreih an, um Schub zu finden gegen jene preu- 
Kifchen Gelüſte und waren geneigt, auch in ber Zollvereinsfrage 
Oeſterreichs Ahfichten zu unterſtützen, um biefes nicht mehr und mehr 
aus Deutfchland Herausprängen und Preußens überwiegenden Einfluß 
im Übrigen Deutfchland burd das Mittel des Zollvereins nicht noch 
fefter als bisher fih begründen zu laſſen. Wirklich verfagten Bayern, 
Württemberg, Hannover, Heffens®armftabt, Kurhefien und Naffau 
bem franz. Handelsvertrag nah einigem Beſinnen ihre Zuftimmung. 
Indeß war e8 son Anfang an zweifelhaft, ob fie im Stande jein 
würben, ihren Wiberſtand endguͤltig durchzuſetzen. Obgleich ber 
Handelsvertrag, wie er von Preußen mit Frankreich abgeſchloſſen 
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worden war, in mehr als einer Beziehung Frankreich entſchieden * 


günftiger gu fein ſchien als Deutſchland, jo ſprach ſich noch bie Mehr⸗ 
heit der zunächit Betheiligten, der Induſtriellen, enfchieben für den⸗ 


felben aus unb bie Megierungen ber Mittelftanten hatten baber in 


ihrer Oppofition gegen ihn und im ihrer Hinneigung zu einer wirth⸗ 
ſchaftlichen Begünſtigung Defterreichs die Bevolkerungen offenbar zum 
größeren Theile nicht hinter fih. Die Regierung von Sachſen hatte 


fi fogar im Einverſtaͤndniß mit ihrem Landtage und mit ber öffent 


lichen Meinung bed Landes von Anfang für den franz. Handels⸗ 
vertrag ausgefproden, jih bem Schritte ber übrigen Mittelftsaten 
nit angeſchloſſen und fig ſchließlich mährend bes weiteren 
Berlaufs der Krifis wie Baden in eine neutrale Stellung zurück⸗ 
gezogen. Nur in Bayern, bem ber Verkehr mit Defterreich um feiner 
Lage willen in ber That näher lag als ber mit Frankreich und wo 
die Abneigung gegen Preußen und eine irgenbivie geitaltete Präpons 
deranz Preußen allgemeiner iſt und tiefer wurzelt als anderswo, 


Tonnte fi bie Regierung auf die Majorität des Bolles flüben, im. 
Württemberg waren bie Anfihten ſchon ſehr getheilt; in allen übrigen. 


Mittelftanten hatten fi bie Regierungen von Anfang an in ihrem 
Wiberfiand gegen ben Hanbelsvertrag und in ihren Zettelungen mit 
Deiterreich geradezu in enifhiedenen Widerftreit mit ihren Bevolkerungen, 
theilweile auch mit den ausbrüdlichen Wünfchen und Begehren ihrer 
Landtage gefebt. Ihre Stellung zu ber ganzen Frage war baher 
vielfach nicht bloß eine unfichere, fondern auch eine unklare. Daß 
- von einem Kingehen auf den urjprüngliden Antrag Deiterreihs im 
Ernfte nicht die Rede fein könne, trat bald gemug zu Tage und es 
konnte fih nur nod darum handeln, durch welche Concelfionen an 
bas Freihandelsſyſtem Defterreih möglider Weile ben Zollverein 
bewegen fünne, auf ben Sanbelövertrag mit Frankreich zu verzichten 
oder ihn nach feinen Wünfchen zu modificiren unb ben Yebruars 
vertrag mit Defterreich zu erneuern unb weiter auszubilden. Allein 
Deiterreih war offenbar noch nicht entfchloflen, wie weit e8 in jener 
Richtung gehen wolle, gehen mäfle und in Folge davon waren auch 
bie Mittelftaaten nicht in ber Lage, dem mehrfach an fie gerichteten, 
in ber That. nur bilfigen Verlangen, ihre Anträge auf Mopification 
bes franz. Sanbelövertrags genau zu präcifiren, zu entſpreche; eine 
Sprengung bes Zollvereind aber, um ftatt defien mit Oeſterreich auf 
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Dei Grundlage bes Schutzzollfyſtems eine engere Verbindung einzugehen, 
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mußte von ihnen als eine banre Unmöglichkeit erachtet werten. So 
waren bie Mittelftanten vielfach in einer Stellung, daß man faft 
nicht umhin konnte, anzunehmen, fie wüßten im Grunde nicht, mas 
fie wollten oder wagten es nicht, bamit hervorzutreten, wenn fie es 
wüßten. Preußen dagegen wußte genau, was es wollte, und ſtand 
auch Teinen Augenblid an, jebes Mittel zu ergreifen, das zu feinem 
Zwecke führen mochte. Sobald daher bie Mittelftanten bie Ablehnung 
bes franz. Handelsvertrags ausgeſprochen hatten, antiwortete es mit 
ber eventuellen Kündigung bes Zollvereins, obgleih die Nachtheile, 
De aus dem wirklichen Cintritt ber angesrohten Eventualität 
eintreten mußte, für Preußen ficherlih nicht geringer gewefen 
wären als für jeben anderen ber Zollvereinsftaaten. Die Sonder: 
conferengen der Mittelftanten in Münden, um ſich unter fi; und 
mit DOefterreih zu verftändigen und mit Preußen über eine Ber: 
mittlung zu unterhanbeln, führten unter biefen Umſtänden zu Teinem 
Refultate, fo wenig als bie birecten Verhandlungen zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen. Noch zu Anfang bes %. 1864 war nicht abzufehn, 
zu weldem Enbe bie Zollvereinskriſis führen werde. Da trat mit 
bem Wandel bes BVerhältniffes zwiſchen ben Mittelftanten und ben 
beiden Großmãchten in ber fchleswig-holfteinifchen Frage auch eine 
entſchiedene Wendung in der Zollvereinsfrage ein. Defterreidh verlor 
fo zu fagen mit einem Schlage feinen bisherigen Einfluß auf 
bie Regierungen ber Mittelftanten und bamit verlor aud ber Wider: 
ftand, den bie lekteren bem franz. Hanbelövertrag mefentlich nicht 
aus wirthſchaftlichen, ſondern gamz überwiegend aus politilchen Motiven 
entgegen gelebt Hatten, feine Bebentung Die Verhanblungen der 
Mittelftanten unter fi und mit Defterreich wurben zwar noch fort 
gefeht, aber die Ausficht auf irgend eine Einigung wurbe immer 
ſchwächer. Endlich trat Sachſen aus feiner bisherigen, zumartenden 
Stellung hervor und einigte fi wiederum im @inverftändniß mit 
beiden Kammern feines Landtags am 10. Mai mit Preußen befinitiv 
Auf der Grundlage des franz. Hanbelsvertrags, am 3. Juni trat, auch 
Frankfurt bei, am 28. Juni Baden, Kurheffen, bie thüringifchen 
Staaten und Braunſchweig, am 10. Yuli folgten ihnen Oldenburg 
und Hannover, das noch zu rechter Zeit wenigftens einen Theil feines 
bisherigen Praͤcipuums zu reiten fuchen mußte, am 12. Sept. erflärte 
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Heffen-Darmflabt feinen Beitritt, am 22. desſelben Monats mußten Dia 
fih Beauftragte Württemberge und Naſſau's im einer Beiprehung 
mit bem Leiter ber bayerifchen Politik in Münden überzeugen, 
daß ein längerer Wiberfianb gegen Preußen unmöglich gewor⸗ 
ben fei unb no vor Ende des Monats, d. h. noch vor bem 
Ablauf bes von ben anderen Zollvereinsftanten ihnen gefehten fatalen 
Zermins, hatten auch fie ihren Beitritt in Berlin angezeigt. Am 30. 
Sept. waren an ber Zolleonferenz in Berlin wieher alle Staaten, melde 
bisher den Zollverein gebilbet hatten, durch Bevollmächtigte nertreten. 

Unläugbar war bas ein großer Triumph für Preußen auf 
dem Gebiete feiner deutſchen Politik, um fo mehr, als er nicht bloß 
eine Niederlage feiner mittelftantlichen Gegner, ſondern auch eine 
folgenſchwere Nieberlage Oeſterreichs bezeichnete. Geſchickt Hatte 
Preußen dem wiederholten Andrängen Oeſterreichs, das babei und 
wohl mit allem Recht an feine nunmehrige fpecielle Mlianz wit 
Preußen appellirte, auszumeichen unb dasſelbe Hingubalten gewußt, 
bis die ganze Angelegenheit zur vollendeten Thatſache geworden mar. 
Selbſt dann machte Preußen Oeſterreich auch nicht die minbefle 
Ennceflion. Es verfländigte fi vach den mehrfach geäußerten 
Wünſchen der übrigen Zollvereinsfiaaten mit Frankreich über einige 
Modificationen bes Hanbelsvertrags, aber ber Art. 31 besfelben, ber 
jebes engere Verhaͤltniß zwiſchen bem Zollverein und Defterreih un: 
möglich macht, war nicht darunter. Defterreich mußte feither froh 
fein, nur überhaupt einen Handelsvertrag mit dem Zollverein ab⸗ 
ſchließen zu !önnen, um feinen Schubzölinern gegenüber menigftens 
einen Anhaltspunlt für bie nun allerbings unausweichlich gewordene 
liberale Reform feines Zolltarifs zu gewinnen. Preußen aber Batte 
durch Erfahrung erprobt, wie feit es durch die Vorgänge feit Anfang 
bes Jahres 1864 Oeſterreich an fich geleitet habe. Denn in Wien 
wie in München wurde. die Niederlage, die man Preußen gegenüber 
erlitten hatte, lebhaft genug gefühlt: in beiben fahen fi} bie bis: 
herigen Leiter der auswärtigen Angelegenheiten, dort ber Graf Rei: 
berg, Bier ber Frhr. v. Schrenk, veranlaßt, ihre Bortefewtlles nieber- 
zulegen. 

Ermuibigt durch diefe Erfolge ging Preußen nunmehr aud 
in den Herzogthüümern entidiebener vor. Als es im Januar bie 
ganze Angelegenheit gegen Dänemark in feine Hände nahın und feige 
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Freuen. Truppen in Holftein einrüdten, ausgefprocdhenermaßen nicht um bie 
Herzogthümer von Dänemark Toszureißen, fondern um fie im Gegen- 
theil Dänemark zu erhalten, fand es in Holftein natürlicher Weife 
wenig Zuneigung und noch weniger Vertrauen und felbft in Schles- 
wig konnte es nicht verhindern, daß eine Stadt nach der andern 
den Herzog Friedrich als ihren legitimen Landesherrn ausrief unb 
ihm theilweiſe durch maffenhafte Deputationen huldigte. Die Stimmung 
änberte ſich nach und nach gegenüber ven Truppen in Folge ihrer Siege 
Aber die Dänen, aber bas Mißtrauen blieb und mit vollem Recht gegen: 
über ber preuß. Megierung und ihrer Ziele bezüglich des zufünftigen Ver: 
Bältniffes ber Herzogthämer zu Dänemart. Erft als die beiden deutſchen 
Großmãchte auf der Londoner Conferenz die vollige Lostrenmung berfelben 
von Danemark und Ihre felbftänbige Eonftituirung unter dem Herzog 
Friedrich von Augnftenburg beantragten, als Dänemark nit Tange 
darnach, aus den Herzogthümern und bem jütifchen Feſtlande über: 
haupt gänzlich verbrängt, um Trieben bat und in ben Wiener Prä⸗ 
liminarien ſich bereit erklärte, auf alle feine Anſprüche an bie Her: 
zogthümer defmitiv zu verzichten, verlor dieſes Mißtrauen ben Boben. 
Aber ſchon war an: feine Stelle ein anberes nicht minder gegrün- 
detes getreten, Preußen wolle biefe Lande für ſich erwerben, während 
fie ſelbſt überzeugt waren, daß Herzog Friedrich ihr Tegitimer Landesherr 
fei, deſſen Erbrechte fie ihre Befreiung won ber daniſchen Herrſchaft 
verdankten und dem ſie ebendarum freiwillig als ſolchem gehufbigt 
hatten. Schon in den erſten Monaten des Jahres 1864 tauchten 
derartige Gerüchte auf, wurden widerſprochen und verſchwanden, je: 
doch nur um alsebalb won neuen wieder aufzutauchen. Preußen war 
damals noch nicht in: ber Lage, feſte Plline nad dieſer Richtung zu 
bilden: na der von ihm felbſt in Verbindung mit Oeſterreich 
verfündeten Politik, nad feinen ben übrigen Unterzeichnern ‚bes 
‚Londoner Vertrags wieberholt gegebenen Zuflcherungen war Preußen 
gebunden unb müßte auf alle berartigen Pläne verzichten, ſobald 
Dänemark Hug genug war, die ihm -bargebotene Hand zu ergreifen. 
Erft als die Londoner Conferenz zur Gewißheit bradite, daß bie 
Dänen in ihrer Verftodtheit und in trügerifcher Hoffnung auf frembe 
Sülfe Alles an Alles febten, um Dänemark bis zur Eider oder 
‚Wenigftens bis zur Linie des Danewerk und der Schlei zu behalten 
"anb lieber auf. bie Herzogthümer gänzlich verzichteten, als ein Schles⸗ 
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wig⸗ Holſtein in weicher Form immer zugeftchen wollten; erſt ba trat in Dextiä- 
Preußen der Gebante, das wejentlich durch feine Truppen bon ben 
Dänen „eroberte Land für fich zu erwerben, unumwunden an ben 
Tag. Bon da an ſchwirrten aber auch Annexionsideen in Preußen förm⸗ 
lich in ber Luft. Offen und mit einer gewiflen Autorität begegnen 
wir bem Gedanken zuerft in ber ohne allen Zweifel von ber preuß. 
Regierung ſelbſt veranlaßten Adreffe des Grafen Arnim-Boygenburg 
vom 14. Mai an den König, durch welche bie endliche Losfagung 
Preußens vom Londoner Vertrage motivirt werben follte. „Wir 
halten — Heißt e8 barin — bie Trennung bes deutſchen Schleswige 
und Holſteins von Dänemark und ihre Bereinigung zu einem Gan⸗ 
zen, jei e8 unter einem eigenen Landesherrn und bem wirkſamen 
Schuthe eines mächtigen deutſchen Staates, jei e8 als ein Theil die 
ſes lehtern, für bie einzige Löjung, welche die Opfer lohnt, bie wir 
gebracht haben”. Vorſichtig ließ indeß Preußen die zweite Möglichkeit, bie 
weder dem alliirten Oefterreich noch ben übrigen Großmächten, deren 
Mißtrauen gegen Preußen ohnehin wach war, conveniren konnte, 
porerft gänzlih bei Seite und trug kaum vierzehn Tage fpäter mit 
Deiterreih darauf an, bie Herzogthümer Holftein und Schleswig, 
wenigſtens das deutſche Schleswig zwar gänzlich von Dänemark zu 
trennen, aber ausdrücklich unter dem Erbprinzen von Auguftenburg. 
Die Dänen lehnten jebod ben Vorſchlag unbedingt von ber Hand, 
bie Londoner Konferenz ging ohne Refultat auseinander, ber Krieg 
wurde wieber aufgenommen unb führte, da den Dänen von Feiner 
Seite active Unterftügung zu Theil ward, nunmehr bald zu bem 
Ende, daß fie ſich genäthigt jahen, um Frieden zu bitten. Seht war 
die Stellung Preußens eine ganz andere. Bon nun an traten feine 
Anſprüche auf die Dberhoheit über die Herzogthümer ober wo mög- 
lih auf bie völlige Annerion derjelben immer lauter, immer entſchie⸗ 
bener zu Tage. Seinem eigenen Antrag vom 28. Mai zu Gunften 
bes Auguſtenburgers betrachtete e8 durch die Nichtannahme besfelben 
von Ceite ber Lonboner Conferenz als bahingefallen und als weiter 
burchaus unverbindlih. Zu Förderung feiner eigenen Pläne wurben 
bagegen am 1. Aug. bie Triebenspräliminarien und am 30. Oct. 
ber endliche Friebe mit Dänemark ohne Zuzug weder eines Ber- 
treters bes beuiichen Bundes noch eines folgen der Herzogthümer 
abgeihlofien, dazu mußie Dänemark in ebenbenfelben alle feine Rechte“ 
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Derttiß- quf bie Herzogthümer an Preußen und Defterrei abtreten, bayı 
wurde auf bie Herzogthümer eine fo enorme Schuldenlaſt gewälzt, 
dazu das Erbrecht bes Auguftenburgers in jeder Weife bezweifelt 
und dagegen die Erbanſprüche des Großherzogs von Dibenburg ber: 
vorgeboben, ja zulekt fogar eigene hohenzollernſche Erbrechte zu Tage 
gefördert. In ben Herzogihümern felbft wurben Zeitungen gegrün: 
bet, um bie preußifhen Anſprüche zu verfechten, Ylugfchriften und 
Slugblätter in Maſſe verbreitet, und alles gethan, um eine förmliche 
Partei zu Unterſtützung der preußiſchen Anfprüde zu organifiren. 
Der Erfolg entiprad indeß vorerſt den Hoffnungen Preußens nur 
wenig. Bloß in Lauenburg ließ ſich der feubale Landtag bes Heinen 
Ländchens, derſelbe Landtag, der zu Ende des J. 1863 den König 
Ehriftian von Dänemark als Landesherrn anerfannt hatte und das 
feither weder befreit noch erobert worben, fondern einfach bei Seite 
geblieben war, bazu herbei „den Wunſch auszuſprechen, daß das 
Herzogthum in Perjonalunion und mit Beibehaltung -Teiner bisberi- 
gen Berfafjung mit Preußen vereinigt werden möge". Schon weniger 
Neigung fand Preußen in Schleswig; doch gelang es ibm immerhin, 
einige nicht gering zu ſchäzende Demonftrationen zu feinen Gunften 
bervorzurufen, zumal das Land militärifh und civil bereits von 
Preußen regiert ward. Am wenigiten ſchien es in Holſtein Fuß 
faffen zu Tönnen, wo eine zahlreihe Berfammlung von Delegirten 
ber über das ganze Land ausgebreiteten Schleswig-Solfteinvereine 
am 25. JZuli, allerbings nur mit der geringen Mehrheit von 102 
gegen 98 Etimmen, den Antrag auf biplomatifchen, militärifchen 
und maritimen Anſchluß an Preußen vermarf und den Entfheib 
barüber dem Herzog Friedrich in Verbindung mit ber Lanbesver: 
tretung als allein hiezu competent zu überlaffen beſchloß. Eimas 
jpäter, am 8. Aug., erklärte fih zwar das Korps ber ſchleswig—-holſteini⸗ 
ſchen Präfaten- und Ritterſchaft mit großer Mehrheit für den bon ber 
Delegirtenverfammlung vorerft abgelehnten biplomatifchen, militärijchen 
und maritimen Anſchluß an Preußen; allein biefe einft hochgeachiete 
Körperfhaft hatte in neuerer Zeit durch bie Schuld gerabe ihrer 
bervorragendften Mitglieber ihr Anfehen im Lande felbft größten: 
theils eingebäßt und ein am 24. Aug. von faft allen Städten und 
Flecken des Landes: beſchickter Städtetag in Neumünfter fprad ſich 
ſofort gegen ben Beſchluß aus und befchränkte den gewünſchten An⸗ 
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ſchluß an. Deutſchlaus und „infoweit das Intereſſe Deutſchlands ee 
erfordere“ an Prenßen darauf, daß er „die Selbſtändigkeit nicht auf 
heben dürfe“. Eo kam Preußen in ber Verfolgung feiner weiteren 
Plane nicht recht von der Stelle. 

Was ihm haupifachlich im Wege zu ſtehen ſchien, war bie 
fortwahrende Anweſeuheit der Bundestruppen und Bunbesconmiffärk 
in Holſtein, bie Preußen in ber freien Bewegung und in ber unge 
hemmten Anwendung ferner Machtmittel allerdings vielfach im Wege 
fanden. Diefes Hinderniß mußte befeitigt werben. Der Abſchluß 
bes Friebens ‚mit Dänemark follte dazu bie Veranlaffung bieten. 
Dänemark hatte durch benfelben feine Rechte auf bie Herzogthämer 
an Deiterreih und Preußen abgetreten; bie Regierung bes Königs 
von Dänemark, gegen welche bie Erecution verfügt worben mar, 
hatte durch biefe Eeflion rechtlich wie Thon früher factiſch aufgehört 
und Preußen eracıtete daher, daB die weitere Beſehung bes Lanbes 
buch Dumbestruppen „gegenftandlos” geworden ſei, biefe Beſetzung 
bemnad) fofort aufzuhören habe und bas Land an Preußen und 
Defterreih überantwortet werben mäfle. Es eröffnete darüber fofort 
Unterhandlungen mit Oeſterreich. Da fie indeß, wie es ſcheint, vorerft 
zu feiner Verftänbigung führten, beſchloß «6 allein vorzugehen und 
die Entfernung ber Bundestruppen nöthigenfalle mit Gewalt zu er- 
zwingen. Die Alliirten hatten Jütland bereits geräumt unb bie 
Truppen. zogen fübiwärte. Der größere Theil follte wieder in ihre 
Heimathländer zurüdtehren und nur ein einer zur Beſetzung ber 
Herzogthümer zurüdbleiben. Die Defterreiger hatten ſelbſt Holftein 
größtenthells verlaffen, die Preußen rüdten langſam nad. Da er: 
hielten bie Iehteren plößlich ben Befehl, ben Abzug zu fiftiten unb 
in Holftein zu verbleiben, während aus Schleswig fortwährend Trup- 
pen nacdrädten und felbit ſolche, bie bereits nad, Hamburg abgerüdt 
waren, wieber umlchrten und nah Altona zurüdgingen, Yu gleicher 
Zeit wurbe die 13. preußiſche Diviflon als Drohung gegen Hanno: 
ver bei Minden, bie 6. Divifion als Drobang gegen. Sachſen bei 
Berlin concentrirt. Am 29. Ron. beiekten bie Preußen bie Etappen: 
ftraßen durch Hollten und zogen eine amfehnlide Streitmacht um 
Altona, ben Si ver Bunbescomnaifläre, zufammen. An bemjelben 
Tage richtete Preußen an bie Regiernngen von Sachſen unb Hau⸗ 
noper bie Integorifdye Aufforderung, „fofort und ohne weitere Da: 
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zwiſchenkunft der Bundesverſammlung ihre Truppen und ihre Com⸗ 
miffäre zurũckzuziehen und dem Bunde einfach von dem Geſchehenen 
Anzeige zu machen”. Beide Regierungen wurden um eine Antwori 
„in kürzeſter Friſt“ erfucht. Diefes gewaltſame Vorgehen machte in 
Hannover und in Dresden einen ſehr verſchiedenen Eindruck. Die 
hannoveriſche Regierung erflärte ſich fofort bereit, ben Forderungen 
bes mächtigen Nachbars zu entiprechen, Sachſen bagegen konnte fidh 
nicht dazu verftchen, ber eriten Drohung zu weichen, ſondern wollte bie 
Entſcheidung dem Bunde anheimgeben und inzwiſchen allfällige Ge- 
walt ınit Gewalt abtreiben. Augenblicklich wurden bie Beurlaubten 
zu ihren Fahnen berufen und ber Befehl eriheilt, bie Kaſſen bes 
Staats nach Dresden abzuliefern, um fie mit ben Koſtbarkeiten ber 
Krone nad dem Königſtein in Sicherheit zu bringen, als ob jeben 
Augenblid bie Preußen einrüden !önnten. Unterdeſſen war in Frank 
furt die Bundesverſammlung zu außerordentlicher Sigung zufanmen- 
getreten. Preußen unb Defterreich legten ihr nunmehr ben Friedens: 
vertrag mit Dänemark zur Kenntnißnahme vor. Defterreich verhielt 
fih im übrigen pafliv, mie es fih auch den Schrikten Preußens 
in Hannover und Dresben nicht angeſchloſſen Hatte. Sachſen for: 
berte feinerfeits die Bundesverfammlung auf, unveriveilt einen Be 
ſchluß darüber zu fallen, ob e& den ihm feiner Zeit ertheilten Auftrag 
zur Erecution in Holfteln für erfüllt zu betrachten und demgemäß 
feine Truppen aus ben Herzogthümern zurüdzugiehen babe”. Bayern 
erklärte fofort, daß dieß nach feiner Anficht nicht ber Fall fei und 
daf die weitere Beſetzung und Verwaltung ber Herzogthümer von 
Seite bes Bundes nad feiner Anfiht noch fortzubauern habe. Auf 
feinen Antrag beſchloß beun auch bie Berfammlung, baf der Bundes⸗ 
genexal Hate in Holftein feine Stellungen innebehalten Tolle. Die 
Frage ſelbſt wurbe ben Ausfchäffen überiniefen, und es ſchien zwei⸗ 
felhaft, ob ſich eine Majorität finden werde, um willfährig die For⸗ 
derung Preußens ale im Bundesrecht begründet zu erklären, fo ge 
neigt auch die Mehrzahl ſein mochte, einem Conflict, zu dem Preu⸗ 
Ben offenbar bereit war, wo immer möglich auszumeichen. In dieſer 
Verlegenheit trat Deſterreich ind Mittel, um wenigſtens bie Form zu 
retten und dem Bunde dieſe füußerſte Erniedrigung nach allem, was 
er Schon hatte hinnehmen müflen, zu erſparen. Es bewog Preußen, 
gemeinfam. mit ihm am Bunbe die von Sachſen verlangte Erklärung 
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zu beanttagen. Preußen fugte jeboch drohend bei, daß es bie Conceffion 
nur mache, um weitere „Berwidelungen,. die ſich ſonſt ergeben koͤnn⸗ 
ten” zu verhüten und daß es zu einer befinitinen Löfung ber Erb- 
folge die Hand nicht Biete, „fo Iange der feines Erachtens unberedh- 
tigten Foridauer bes Ereeutionsverfahrene nicht ein Ziel geſetzt fei”. 
Am 5. Der. wahm bie Bunbesverfemmlung den äfterr.preuß. Antrag 
mit 9 gegen 6 Stimmen an; Sachſen flellte feine Rüftungen ein 
und entließ feine Urfauber wieder; am 7. übergaben die Bunbe® 
eommifläte Holften und Lauenburg ben Bfterr.preuß. Civileommiſſc 
ren und alsbald begannen die Hannoveraner, kurz darauf auch bie 
Sachſen ihren Heimmarſch. Die Preußen riäteten fi) in ben Her 
zogtbümern ziemlich hauslich ein, fehten eine neue jchlestwig-holftet 
nifche Landesregierung In Schleswig ein, nahmen das Poſt- und 
Telegraphenweſen art ſich und ftellten e8 unter preußiſche Chefs und 
preußiſche Beamtete, verlegten auch alsbald ein preuß. Garderegiment 
nach Lauenburg, das fie bereitß als das ihrige anfahen. Durd ben 
Bundesbeſchluß war nur die Form gewahrt werben, thatſächlich Hatte 
bie Bunbesverfammlung. eine. neue Demülbigung erlitten unb wiber 
Willen die Hand dazu bieten mäflen, von ber weiteren Löſung ber 
Erbfolgefrage factiſch ausgeichloffen zu werben. Defterreich hatte 
nad dem Willen Preußens auch dazu bie Hand bieten möüffen. 

Faſſen mir bie Rage der Dinge in Deutichland Aberhaupt zufammen, 
fo war biefelbe im Grunde für feinen Theil der Gelammtnation 
eine befriedigende. Die nationale Bewegung ſah zwar ihren erſten 
und nächſten Wunſch, die völlige Rostrennung ber Herzogthümer von 
Dänemarf erfüllt, aber die Art und Welfe, wie biefes Kiel ohne fie und 
gegen fie erreicht worben war und bie Art und Weiſe, wie bie 
Herzogthümer ſelbſt und der Bund, ber bei aller Mangelhaftigkeit 
und aller Schwäche immerhin ber einzige, wenn auch noch fo ungenügenbe 
Vertreter ber ganzen Nation war, von ber weiteren Lölung ber Yrage 
ausgeichloffen wurben waren, endlich die Art und Weife, wie die Löfung 
von Preußen in feinem eigenen, ausfchließlichen Iniereſſe mit allen 
Mitteln einer rückſichtsloſen und gemaltthätigen Politik angeftxebt 
wurde, lag ſchwer auf dem Gewiſſen der öffentlichen Meinung. In | 
Defterreich erkannte die Bendlferung ber beutfchen Kronländer mit 
Schmerz, wie die Regierung burch eine gerabezu kopfloſe Politik, die | 
weber deutſch wech Zfterrekhiich war, ihren bisherigen Einfluß in 
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Desttö- Drutichlond fait gaͤnzlich eingebüßt und wie fie ſelber bazu witgewirlt 
hatte, Preußens Stellung in Deutichlenb zu verſtärken, fein Macht⸗ 
gebiet in nicht geringem Maaße zu vergrößern, ohne daß Oeſterreich 
daraus nad irgend einer Seite ber aflergerimgfte Gewinn erwachien 

Preußen. Wäre ober auch nur irgendwie in Auaſicht fand, Preußen allein 
hatte Urſache, mit bem Reſultate bes Jahres in mehr als einer 
Beziehung zufrieden zu fein. Sein Anfehn in.Kuropa, feine Stellung 
in Deutſchland, fein Verbältuiß zu Defterreich waren gang andere 
geworben, als fie vorher geweien. Die Scharte von Olmüb konnte 
als vollkommen ausgewetzt betrachtet werben, Die Politik der Re- 
gierung begegnete zwar anfänglich einem entichiebenen unb nur zu 
wohl begründeten Mißtrauen des preußiſchen Volkes, aber vieles 
Mißtrauen ſchwand, als die Tapferkeit ber Arme am Ende trob 
jener Bolitit zu einer vollſtaäͤndigen Rosraifung ber Herzogthümer 
von Dänemark führte, und begann allmälig unb bis auf einen gewiſſen 
Grab in ihr Gegentheil umzuſchlagen, als bie Regierung: immer 
entichiedener darauf ausging, bie Früchte bed Steges vor allem aus 
Preußen ſelbſt zu Gute Tommen zu laſſen. Noch beuor das Jahr 
zu Ende ging, unterjtüßte bie ganze Oppofitionsprefle bie Idee ber 
Annexion oder wenigſtens des engſten Auſchluſſes ber Herzogthümer 
an Preußen und das einzige größere Blatt, bed dem allgemeinen 
Zuge ber öffentlichen Meinung in Preußen zu iwiberfireben wagte, 
büßte e8 zu Neujahr mit einem jo empfindlichen Berlufte von Abon⸗ 
nenten, daß auch es feither einzulenten für gut fand. Allein bie 
Befriedigung über bie meu errungene Madtftellung Preußens war 
doch au im Rand ſelbſt nichts weniger als eine ungetrübte. Nadh- 
bem her Landtag chen im Januar von ber Regierung geſchloſſen 
worden, ohne daß eine Verftänhigung weber über bie Militärfrage 
noch über. das Budgetbewilligungsrecht bes Abgeordnetenhauſes zu 
Stande gekommen wäre, batte bie Regierung freie Hand nach innen 
wie nad; außen. Cie verfügte über bie Staatssinnchmen ohne fid 
‚on bie Bewilligung ober Nichtbewilligung ber Bellsvertretung zu 
kehren, fie führte Krieg und nahm bas Gelb hazu, das ihr bas 
Abgeordnetenhaus verweigert, wo fie es eben fand, im Staatseſchat 
und in ben Saflabeitänden, fie vervollſtändigte bie Armeexeorganiſation 
took alles Widerſtande der. äffentligen Meinung Der Gonflict 
blich beſtehen unb bie Maßnahmen ber Regierung waren ber Art, 
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daß ‚bie Berbitterung der Gemitber nothwendig immer tiefer greifenrerſen. 
mußte, obwohl die Preſſe bereits ſehr vorfichtig und zahm gemacht 
morben war und bas Vereinsmefen ber Regierung keine weſentlichen 
Schwierigkeiten bereitste. Die Wahlen der Städte in Ihre Stadt: 
verorbnetenverfammlungen und in ihre Magiſtrate wurben beharrlich 
wieder unb wieber nicht beftätigt, fobald fie nicht auf Anhänger ber 
Regierung fillen und bie Beamteten, bie ihr nicht völlig zu Willen 
waren, ridgterliche wie -Berwaltungsbeamtete, wurden theils auf bem 
Disciplinarwege theile durch zahllofe Proceffe gemaßregelt. Mit 
Schreden und Kummer ſah ber Baterlanbsfreund bie wachſende 
Corruption: ſelbſt ber Glaube an die Unabhängigkeit der Gerichte 
war erfhättert, ber alte Stolz der Preußen fchor halb und halb 
gebrochen. Und dennoch zeigten bie partiellen Wahlen während bes 
ganzen Berlaufs bes Jahres, daß die Regierung in ber äffentlichen 
Meinung des Landes nicht wejentli an Boden gewonnen hatte, 
daß ber Widerſtand ber Mittelllafien gegen das Syſtem ber Re⸗ 
gierung fo ziemlich ungeſchwächt noch immer berjelbe war, wie bisher. 
Es Tiegt auf der Hand, daß alle diefe Zuftände im innern fowie 
feine ganze Politik nad außen in keiner Weile geeignet waren, 
Preußen bie Gemüther im übrigen Deutfchland zu gewinnen. Das 
war auch gar nicht bie Abſicht besjenigen, ber bie Leitung Preußens in 
feiner Hand hielt: bie. Zeit der moraliſchen Eroberungen war längft 
vorbei. Preußens anfängliche Politik gegenüber Dänemark, feine 
fpätere gegen bie Serzogthlimer, fein ganzes Benehmen gegen den 
Bunb wie gegen bie einzelnen Bunbesftaaten, bie, übrigens in ber 
That meifterhafte Art, wie es Oeſterreich gegen fein hanbgreifliches 
Intereſſe führte, wohin e8 nur wollte und mitten in ber ſcheinbar 
innigften Allianz mit Defterreich die Zollvereinskrifis gegen Defter: 
reih zum Austrag brachte und bie Mittelftanten zwang, ſich 
ihm gewiffermaßen auf Gnade und Ungnade zu ergeben, bie 
übermädhtige Stellung, die es zu Ende des Jahrs gegen ganz 
Deutſchland einnahm unb in ber es ſich bereit und felbit ge⸗ 
neigt zeigte, rückſichtslos fein Schwert in die Wagſchaale zu wer: 
fen, um bie Bunbestruppen aus Holftein nöthigenfallis mit Ge: 
walt zu entfernen, alles das war wohl geeignet zu ſchrecken, aber noch viel 
mehr anfs tieffte zu erbittern. Es fcheint nicht, Daß bie preußiiche 
Regierung fi diefe Stimmung ber Gemüther im übrigen Deutſch⸗ 


414 Acherſici Des Eselanife Des Jebtes Mss. 


Praupen. Iqud anfechten ließ, zufrieden, demſelben feine Macht gezeigt zu haben 
und überzeugt, baß dieſe Staaten alle zwar im Falle wären, ihm 
Schwierigkeiten, aber nicht im Stande, ibm wirlſame Hinderniſſe in 
ber Verfolgung feiner Pläne zu bereiten. Es laͤßt ſich nit läugnen, 
Die Berechnung Preußens war vorerſt volllommen zutreffend. In 
ber ſchleswig⸗holſtein'ſchen Frage kam ein Stud der deutſchen Frage 
überhaupt zur Entſcheidung und bie deutſchen Staaten außer Preußen 
und Oeſterreich fahen ſich davon ausgefchloflen und fühlten fich über- 
haupt bezüglich bevfelben gelähmt. Der großdeutſche Reformberein 
verzichtete. unter dieſen Umſtänden fogar auf die Mbhaltung einer 
Generalverfammlung und der Nationalverein hielt zwar eine folde 
ab, fand aber für gut, auf die Durchführung feines eigentlichen Pro- 
gramms vorerſt thatfächlich gleichfalls zu verzichten und feine Thätig- 
feit auf die liberale Ausbildung in den Einzelſtaaten zu befchränten. 
Inzwiſchen tröftete ſich Die öffentlihe Meinung mit ber zunerfichtlichen 
Ueberzeugung, daß das Syſtem, das gegenwärkig in Preußen die 
Gewalt in der Hand hat, unmöglich auf die Daner werde durch 
bringen fönnen und daß bie unnotürlihe Allianz zwiſchen Preußen 
und Defterreich noch viel weniger eine Gewähr ber Dauer in fi 
frage. 

Defter- Die ganze momentan übermächtige Stellung, in der Preußen 

“id qus dem Kriege gegen Dänemark hervorging, konnte es nur mit 
Hülfe Oeſterreichs erringen. Nur mit Hülfe Oeſterreichs konnte ber 
Bund bei Seite geihoben, nur mit feiner Hülfe der Krieg gegen 
das Mißtrauen berübrigen Großmächte zu Einde geführt werben, nur mit 
feiner Einwilligung konnte Preußen hoffen, feine Abfichten auf bie 
Herzogthlimer auch gegen ben Wiberjpruch ihrer Bevölkerungen nöthi⸗ 
genfalls felbft mit Gewalt zu verwirkliden. Was gewann Defter- 
reih dabei? Vor der Hand wenigſtens ift in ber That nichts abzu⸗ 
fehn. Das Nefultat der Creigniffe bes Jahres 1864 Tann baber 
nicht anders denn als eine weſentliche Schwächung Deſterreichs be 
zeichnet werben, beflen Stellung in Deutſchland mehr als bloß er- 
ſchüttert ift und das von Italien fortwährend bebroht wirb, während es 
noch weit davon entfernt ift, ſich auf der verfeffungsmäßigen Grunb- 
Inge, die e8 feit dem Jahr 1861 zu gewinnen bemüht ift, conſoli⸗ 
birt zu haben. Es Täßt ſich heute -Taum mehr beftreiten, daß bie 
Hoffnungen, welche man in Defterreih und außerhalb besfelben an 
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vie Erteilung der Verfaffung vom 26. Februar 1861 Inüpfen zu 
bürfen glaubte, fich nicht ober boch mr zum geringften Theile erfüllt 
haben. Als biefe Berfaffung gegeben wurbe, waren fo ziemlich alle 
Parteien barüber einverfianden, daß biefer Schritt für Oeſterreich 
zur unausweichliden Nothwendigkeit geiworben fei, wenn das eich. 
aus den faſt überwältigenben Schwierigleiten, bie ber zehnjährige 
Abſolutiemus geſchaffen, fi wieber emporarbeiten und wieder den⸗ 
jenigen Rang unter den Mächten Europa's einnehmen follte, ben 
ihm feine Weltitelung anmweist. Allein e8 gelang nicht, bie Ver⸗ 
fofjung im ganzen Reihe zur Anerkennung und Geltung zu bringen; 
Ungarn verharrte in feinem paffiven Widerſtande gegen Alles, mas 
den Grundlagen feiner alten Verfaſſung Eintrag zu thun ſchien, 
ſelbſt in Eroatien hielt e8 bie Regierung nit an ber Zeit, ben 
gefcheiterten Verſuch zu erneuern, Venetien weigerte fi, Abgeorbnete 
in ben Reichsrath zu ſchicken; nur in Siebenbürgen gelang es mit 
Hülfe der Rumänen, bie, obwohl bie zahlreichſte ber bort angefie 
beiten Nationen, doch bisher von jeder Vertretung auf bem Land⸗ 
tage ausgefchloffen geweſen waren. Allein jelbft für bie deutſch⸗ 
ſlaviſchen Kronländer entiprah die Ausführung der urſprünglichen 
Sonception ſehr wenig. Der Reichsrath entwidelte unläugbar eine 
Fülle von Talenten, von Einfiht und gutem Willen und bie Land⸗ 
tage metteiferten, bie Wünſche und Bebürfniffe ber verſchiedenen 
Kronlänber zur Anerlennung zu bringen und ihre Befriedigung an- 
zubaßnen. Wenn jener feine Sitzungen geichloffen hatte, traten 
dieſe zufammen, worauf wieber ber Reichsrath einberufen wurbe: ein 
neues Öffentliches Leben ſchien das alte Reich durchdringen zu ſollen. 
Und dennoch blieb im weientlihen Alles beim Alten. Die Regierung 
fuchte im Gange des conftitutionellen Räderwerks eine Stüße zumal 
für die Finanzlage bes Reihe, die einem Staatsbankerott nur allzu 
nahe gekommen war. Uber fie war nicht geneigt, ihre Macht in 
Wahrheit mit der Vollsvertretung zu tbeilen unb nod weiter ent: 
fernt, die reihen materiellen und intellectuellen Kräfte, bie in ben 
Völkern Oeſterreichs ſchlummern und jo lange abfihtlih im Schlum- 
mer erhalten worden waren, wirklich zu entfefleln undzu einem lebendigen 
und freien Staatsleben aufzurufen. Ihre Vorlagen an ben Reichsrath 
waren fpärlich, meift finanzieller Natur, und liefen mehr auf Anforde: 
rungen als auf Gewährungen hinaus, Als der Kaifer am 15. Febr. bie 
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Peg zweite Seflion bes Reichsraths ſchloß, mußte er ſelbſt geftehen, daß biefelbe 
nicht gerabe reich am vollendeten Thatſachen der Geſetzgebung geweſen 
fei. Die öffentliche Meinung urtheilte weit ſchärfer und war ent- 
ſchieden unzufrieden. In ven alebalb zufammen tretenden Ranbtagen 
wurbe es laut ausgejprochen, daß das ganze Verfaffungsweſen im 
Grunde bis jebt nur den Regierenden,. nicht aber ven Regierten zu 
Gute gekommen fei. Die Finanzlage war noch immer burdaus un: 
befriedigend: bie Heritellung ber Baluta ſtand in weiter Gerne, troß 
bes Friedens nahm die Etaatsfhuld beftändig zu unb zeigte bas 
Budget Jahr für Jahr ein ſchweres regelmäßiges Deficit. Der 
Erebit bes Reihe war aud in der That bereits wieber faft auf Null 
gefunfen. Ein im Mat ausgefchriebenes Anlehen konnte wur zum 
Theil untergebracht werben und ein vom Finanzminiſter mit einem 
Eonfortiun von Banquiers getroffenen Uebereinkommen ergab fid 
jchließlich gleichfalls als erfolglos. Die auswärtige Palitit ver 
Negierung war eben fo wenig hefriebigend. In Venetien lag fort: 
während eine Armee von mehr als hundertauſend Mann auf vollem 
Kriegsfuß und verichlang bie beften Kräfte bes Reis. Oeſterreich 
war allerdings bazu gezwungen: bas nene Königreich Italien erhob 
fort und fort Anſpruch auf Venetien, . wenn es auch aus eigener 
Kraft nit im Stande war, fle mit ben Waffen in ber Hand zu 
unterftügen; aber auch Defterreich hielt noch immer am Zürcher Ber: 
trag feft, der längft in Stücke zerrijfen war unb wenn es nicht über 
Stalien berfiel, jo geſchah es wejenilih nur, weil es wußte, baß 
Frankreich hinter Italien ſtand und es nimmer gebulbet hätte. 
Eine noch immer mächtige Partei tröftete fi bamit, daß das neue 
Königreih ohnehin demnächſt von jelber wieber auseinander fallen 
werde, Eben fo wenig befriedigt fühlte fig bie öͤffentliche Meinung 
buch das Verhältniß zu Deutſchland unb bie Allianz mit Preußen. 
Die neu bewährte Tapferkeit des öſterreichiſchen Armeecorps in 
Schleswig, am Danewerk, bei Deverfee, bei Beile war doch nur ein 
geringer Troft für ben Verluſt bes Einfluffes in Deutſchland und 
für bie Macdterweiterung Preußens im Norben. Unb ale enblid 
Defterreih von jeinem neuen Alliirten nicht einmal das zu exreihen 
vermochte, daß ex ibm in ber Zollfrage auch nur bie geringiten 
Conceſſionen madte, mußte Graf NRechberg, der die Allianz mit 
Preußen vorzugsmeife zu Stanbe gebracht und auch jene Unterhaudlungen 
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fortwährend geleitet hatte, endlich weichen und am 21. Oct. fein Dee 
Bortefeuille nieberlegen. Am 14. Nov. trat der Reichsrath wieber 
zufammen. Die Thronrebe, mit welder der Kaiſer denfelben eräff: 
nete, machte auf bie öͤffentliche Meinung einen fehr unbefriebigenben 
Eindrud und die allgemeine Stimmung fanb in ber Autwortsabrefle 
des Abgeorbnetenhaufes ihren nicht zu verfennenden Ausdruck. Zwei 
Punkte waren es namentlih, welde mit Freimuth barin erörtert 
wurden. Unmittelbar nach dem Schluß der vorigen Seſſion des 
Reichsrathes hatte bie Regierung auf bie ihr buch Art. 13 der Ber: 
faflung gewährte biscretionäre Gewalt geftüßt im April ben Belagerunge- 
zuftand über Galizien verhängt und biefe Maßregel feither nicht mur 
nicht wieber befeitigt fonbern auch erflärt, baf fie dem Reichsrath nur 
aus gutem Willen Auskunft barüber ertheilen werde, eine Verpflichtung 
dazu jebod nicht anerkenne. Die Antwortsabreffe erflärte nunmehr 
ſehr beftinmt, daß das Abg.Haus von Seite ber Regierung bie 
ihr ‚nad ber Verfaſſung obliegende” Darlegung ber Grünbe für 
jene Maßregel gewärtige und brang lebhaft barauf, daß fie „tn 
Türzefter Zeit” überhaupt wieder entfalle. Der zweite unb wichtigfte 
Punkt war ber im höchſten Grabe unbefriebigende Zuſtand ber 
Finanzen. Unumwunden erklärte die Abrefle: „Die Finanzlage bes 
„Reiche ift eine fehr ernſte. Die Ausgaben überragen fortwährend 
„pie Einnahmen, die hochgefpannte Steuerlaft ver Staatsbürger erträgt 
„raum mehr eine Erhöhung, das Staatsvermögen ift namhaft ver- 
„mindert und bie tete Benlikung bes öffentlichen Erebites auch im 
„Jahren bes Friedens muß zu ſchweren Bebrängnifien und kann 
„endlich zu unbeilvollen Krifen führen. Das AMbg.-Haus vermag tn 
„pen bloßen Streben nad Eriparungen zur Anbahnung des Gleich: 
„gewicht im Staatshaushalte für eine fernliegende Zeit eine Gewähr 
„Tür eine Dauerhafte Orbnung des Stantshaushaltes nicht zu erfennen, 
„8 hält vielmehr die völlige Umkehr zur ftrengen Regelung ber 
„Staatsausgaben nad dem Maaße der orbentlihen Einnahmen — 
„außerordentliche Fälle ausgenommen — für ben unverweilt nötbigen 
„und allein erfolgreichen Schritt, um jenes Gleichgewicht wieber her⸗ 
„zuftellen und bie finanziellen Kräfte des Staats ber Wiebererfiarfung 
„zuzuführen, beren das Reich bebarf, um feine Machtſtellung zu be 
„haupten und feine innere Wohlfahrt zu fihern. Namentlich erſcheint 
„8 wnerläglich, nad ben ſchon in früherer Zeit von Ew. Maj. aus- 
27 
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geſprochenen Intentionen die Ausgaben für Heer und Flotte herab⸗ 


„aufehen und es kann dieß bei einer erfolgreichen nur durch bie 
„Intereſſen ber öſterr. Volker beſtimmten Leitung ber auswärtigen 
„Angelegenheiten ohne Gefahr für das Reich geſchehen. Eben fo 
„geftatten bie geänderten Einrichtungen im öffentlichen Leben ber Ge- 
„meinben unb Länber bereits im ausgiebigften Maaße die Vereinfachung 
„ber ſtaatlichen Verwaltung. Das Abgeorbnnetenhaus erachtet bieje 
„Gefichtspunkte bei ber Feftftellung ber Ausgaben für maßgebend.‘ 
Uebereinftimmend mit biefer ergebenen aber freimüthigen Darlegurig 
war bie Majorität des Haufes, wie ſich feither gezeigt Bat, entſchloſſen, 
bas ordentliche Jahresdeficit durch erfledliche Erfparungen felbft dem 
zäheften Widerſtande der Regierung gegenüber principiell und ein für 
allemal zu befeitigen und bie Tragweite bes Art. 13 ber Berfaffung, 
ber in feiner Auslegung dur die Regierung die ganze Verfaſſung 
in Wahrheit zu einer bloßen JUuffion macht, einer ernften Erwägung 
zu unterziehen. Die auswärtige Politit blieb dem Einfluffe des 
Reichsraths fo viel wie gänzlich entrüdt, doch deutete er es bei 
Gelegenheit hinreichend an, daß er mweber mit ber ftarren Politik 
bes Cabinets gegen Italien noch mit ber preußifhen Allianz ein- 
verftanden fei und weder bie eine nod) bie andere als im Intereſſe 
bes öſterreichiſchen Staates Tiegend zu erkennen vermöge Die 
Regierung fuhr inzwiſchen fort, gegenüber Italien biefelbe zumartenbe 
Haltung zu beobachten, wie in ben lebten Jahren, ohne basfelbe 
offen zu bedrohen, aber auch ohne bie thatſächlichen Zuftände besfelben 
in irgend einer Weiſe anzuerkennen. Die Septemberconvention mit 
bem Königreich Italien ſetzte fie in lebhafte Unruhe, doch berubigte 
fie fi} babei, daß biefelbe jedenfalls in erft zwei Jahren in Wirkfamfeit 
zu treten habe, daß bis dahin noch allerlei Wechfelfälle eintreten 
könnten und bag Frankreich dem Papſte fchließlih doch kaum allzu 
nahe treten werde; bagegen Tonnte es nicht umbin, ter römiſchen 
Curie verfländlich genug zu erklären, daß fie bei ben befannten 
Geſinnungen ber Taiferlihen Regierung zwar flets aller Beihülfe 
berfelben gewärtig fein könnte, aber doch nur fo weit fle Oeſterreich 
„den Umfländen nach” zu leiften vermöge. Ungleich mehr Sorge 
wenigitens für ben Dioment bereitete ihr das Verhältnig zu Preu- 
Ben und zu Deutihland. Es ift völlig undenkbar, daß Oeſter⸗ 
reich ſich nicht Yängft überzeugt Haben follte, wie es von Preußen 
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Schritt für Schritt in eime Bahn geleitet worden fei, bie feinen ie 
urfprünglihen Abſichten ganz und gar nit entſprach und feinen 
eigenen Intereſſen geradezu ins Geſicht jchlug: mit eigenen Händen 
hatte es dazu geholfen, Preußen fehr weſentlich zu ftärken, ben öfter: 
reichiſchen Einfluß in Deutſchland dagegen jehr empfindlich zu ſchwächen. 
Der Staatsminifter Echmerling ſtand auch wirklih nicht an, offen 
und unummwunben zuzugeben, baß bie fchleswig-holfteinifhe Sache 
„total verfahren” fei. Als daher Graf Rechberg durch bie inbirecten 
Folgen dieſer feiner Politik zum endlichen Rüdtritt von ber Leitung 
der auswärtigen Angelegenheiten Oeſterreichs gezwungen und burd 
den F.M.L. Grafen Mensborff:Rouilly erſetzt wurde, glaubte bie 
öffentliye Meinung mit Zug und Recht darin nicht bloß einen 
Perſonen⸗ fondern aud) einen entſchiedenen Syſtemwechſel erbliden zu 
dürfen. Dennoch irrte fie fi. Defterreih war bereits viel zu meit 
gegangen, um noch zurückweichen zu können, ohne, zumal einem Gegner 
wie dem preuß. Minifterpräfidenten v. Bismard gegenüber bereit zu fein, 
eventuell felbft zum Schwerte zu greifen. Wie wenig aber Defterreih noch, 
nad Innen wie nah Außen, confolibirt war, zeigte fi) am beften 
daraus, daß es in der That nit in ber Lage war, baran auch 
nur benfen zu fönnen. Alles was ber neue Leiter feiner auswär⸗ 
tigen Politik thun konnte, beſtand barin, baß er ſich mehr als bie: 
her auf ven factifhen Mitbefig der Herzogthümer, ber nad bem 
Miener Frieden auf Defterreih und Preußen gemeinjam übergegangen 
war, zu ſtützen gebachte, weßhalb er denn auch ben allzu willfährigen 
öfterr. Civilcommiflär Baron Leberer abrief und durch ben energifdheren 
Hrn. v. Halbhuber erjegte — und dann daß er allmälig wieber 
auf den nationalen und bundesmäßigen Weg in ber enbliden Er: 
ledigung der ganzen Trage überzulenten und namentlid mit ben 
übrigen Bunbesftaaten wieder anzufnüpfen ſuchte. So war bie 
Lage der Dinge zu Enbe des Jahres 1864. 

Noch bleibt e8 übrig, einen Blick auf Amerika zu werfen, Amerila. 
bag um fo weniger bei Seite gelaſſen werden barf, als bie 
Bolitit Europas fih mit berjenigen bes weſtlichen Gontinentes 
von Jahr zu Jahr mehr verflicht und bie paflive Rolle, bie ber 
letztere dabei anfänglich jpielen mußte und bie zunähft nur barin 
ibr Ende fand, daß Amerika die unberufene Einmiſchung Eu⸗ 
ropas in feine Angelegenheiten allmälig mit Kraft und mit Glüd 
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Amerife. zurũckzuweiſen begann, in ber neueften Zeit in eine gerabezu active 
Role umzuſchlagen droht, durch welche ein ganz neues Clement in 
die Schwankungen des europäifhhen Gleichgewichts fih einführen zu 
wollen ſcheint. Die engeren Beziehungen Europas und Amerifas 
bezogen fich währenb bes Jahres 1864 gleihmäßig auf Sübamerifa, 

Spanien. Mittelamerifa und Norbamerila. Zunächſt war es Spanien, das 
einen Verſuch machte, in bie Berhältniffe von Südamerika ein: 
zugreifen. Noch kann e8 Spanien immer nicht verwinden, daß es 
von feiner einft meltbeherrichenden Stellung fo tief herabgeſunken 
und ihm von alt feinen Eolonien in Amerika nur Cuba, wenn aud 
bie Perle der Antillen, geblieben if. An eine Wiebereroberung 
berfelben ober auch nur einer unter ihnen ift freilich nicht zu denken, 
aber e8 gereicht ihm wenigftens zur Genugthuung, jebe Gelegenheit 
zu ergreifen, um biefen QTöchterftanten zu zeigen, daß bie Zeiten fid 
feit fünfzig Jahren verändert Haben unb daß Spanien wieber eine 
Macht geivorben fei, die mit Rückſichten behandelt werben müſſe. 
So ſchloß fi vor einigen Jahren Epanien ohne Bedenken ber franz. 
englifgen Expedition gegen Merico an und trennte fidh erft wieder 
bon berfelben, als e8 zu fpät gemahr werben mußte, daß es lediglich 
von Frankreich vorgefhoben mworben war. Dann annectirte es fid 
St. Domingo wieder und überfah zuerft gänzlich, daß nicht die Natur 
ber Dinge fonbern lediglich eine Intrigue die Inſel in feine Arme 
zurüdgeführt Hatte. Erſt der ausgebrochene Aufftand ver Bevölkerung 
öffnete ihm bie Augen unb doch feßte e8 noch Das ganze Jahr 1864 
feine Truppen und feine Finanzen daran, die ſpaniſche Autorität auf 
ber Inſel aufrecht zu erhalten, bis die Vergeblichkeit aller Verſuche 
unb die wachſende Größe der materiellen Opfer ihm die Meberzeugung 
aufdrang, daß es doch nicht durchzudringen vermöge und zu einer 
erniten Erwägung zwang, ob es nicht gerathener fei, die ganze Er: 
werbung wieber aufzugeben. Inzwiſchen fuchte es troß der gemachten 
Erfahrung mit einer andern feiner ehemaligen Eolonien, mit Peru, 
Händel. Um gewiffe Anſprüche fpanifcher Unterthanen an vie Republit 
zu unterftügen, ſchickte es einen diplomatiſchen Agenten Namens 
Mazarrebo nad Lima. Da indeß Spanien bie Eriftenz ber Republik 
formell noch immer nicht anerkannt hat, gab es ihm nicht den Titel 
eines Gefanbten, fondern wie gegenüber einer Colonie denjenigen 
eines Commiffärs. Die peruaniſche Regierung wollte ihn als ſolchen 
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nicht anerkennen, bie Unterhanblungen konnten nicht beginnen unb Term 


ber Spanier entſchloß fi kurzweg, Lima wieber zu verlaflen und 
fi in Callao einzuſchiffen. Dur Zufall, wie es hieß, traf er nicht 
weit davon ein ſpaniſches Geſchwader, das feinen Lauf ſofort nad 
ben Chinchas⸗Inſeln, durch ihre Guanolager bie Hauptquelle ber 
peruaniſchen Finanzen, richtete und fie bis zu Austrag bed Streits 
in fpanifhe Obhut nahm. Die Peruaner, fo entſchiedene Neigung 
fie verfpürten, fich dieß nicht gefallen zu laſſen und ſich barin bis 
auf einen gewiſſen Grad von allen anbern ehemals ſpaniſchen Eo- 
lonien Sübamerifas unterflügt ſahen, fühlten fich doch zu ſchwach, 
es mit bem jpanijhen Geſchwader aufzunehmen. Bis zu Ende bes 
Jahres war eine Löſung noch nicht gefunden unb blieben bie Infeln 


fortwährend von Spanien beſetzt. — Bebeutfamer und allem Anfehen Merice. 


nach ohne Vergleih folgenreiher entwidelten ſich bie DVerbältnifle 
zwilhen Mexico und Frankreich. Obwohl alle nur halbwegs unbe 
fangenen Erwägungen ben öfterreihifhen Erzherzog Max hätten 
beftimmen follen, bie ihm von Katfer Napoleon angetragene Krone 
Mericos abzulehnen, die Verlockungen der Herrihaft waren, wie es 
ſcheint, noch größer: im März ging ber Erzherzog felber nad) Paris, 
um fi mit dem Kaifer über bie Bebingungen zu verſtändigen und 
im April erklärte er, darauf geftübt, einer mexicaniſchen Geſandiſchaft 
bie Annahme ber Kaiferkrone, worauf er fi fofort einfchiffte und 
im Juni in bie Hauptftabt feines neuen Reiches einzog. Die Umſtände, 
unter benen er bie Regierung des zerrütteten Stantes übernahm, hätten 
kaum ſchwieriger fein können. Die Hauptitabt und ein Theil, indeß 
lange nicht bie Hälfte bes Landes war von den Franzoſen bejekt, bie ihn 
ſchützten. Allein ſelbſt die Macht der Franzofen reichte nur gerade jo weit, 
als ihre Waffen, und ſelbſt auf dieſem Gebiete wurben fie fortwährend 
durch Öuerillas beunruhigt. Darüber hinaus lag das Gebiet ber Re 
publif, in Trümmern zwar und ohne rechten Zufammenhang, ohne eine 
beträchtliche organifixte Streitmacht, aber nicht geneigt, ſich ben fremden 
Eindringlingen zu untermerfen. Juarez, der gefebliche Präfibent, hielt 
im Norden no immer die Fahne ber Republik aufrecht unb feine An- 
hänger fanden auch im Süden noch auf verſchiedenen Punkten in den 
Waffen. Selbſt in ben mittleren Provinzen, bie von ben Trans 
zoſen beſetzt waren, ftanden der Einrichtung einer regelmäßigen Ne 
gierung große Hinderniffe im Wege. Die Hauptſchwierigkeit bilbeten 
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Merico. die Finanzen. Eine buch Vermittlung Frankreichs mit englifchen 
Unternehmern abgeſchloſſene Anleihe, bie freilich nicht ganz realifirt 
werben Tonnte, hatte dem neuen Herrſcher kaum bie Mittel gegeben, 
feine Regierung wenigftens beginnen zu können. Unb man muß 
geftehen, daß Kaiſer Mar an bie Erfüllung feiner ſchweren 
Aufgabe mit einem Eifer, einer Hingebung und einer Unbefangenheit 
ging, die einer Erfolges wahrlich nicht unwürbig wären. Dennoch 
zeigte fih nur zu ſchnell, daß die Schwierigkeiten fo gewaltig find, 
daß eine Bewältigung berfelben faft außerhalb bes Bereichs der 
Möglichkeit zu Liegen fcheint. War bie Republik unter Juarez, ber 
anerkannter Maßen einer ber einfichtigften und perſönlich achtungs⸗ 
wertheſten Präfidenten war, die bas Land je bejefien, nicht im Stande, 
die Zinjen der Schuld zu bezahlen, bie fie ihren englifhen, fran- 
zöftihen und ſpaniſchen Gläubigern fchulbete, und hatte eben das 
ben Anlaß ober Vorwand abgeben müflen, die Republik zu 
befeitigen, wie ſollte das Kaiſerthum, das zubem noch lange nicht in 
allen Provinzen anerkannt war, im Stande fein, bie drei⸗ oder vier: 
fahe Summe an neuen Schulden zu bezahlen, die Koften ber fran: 
zoͤſiſchen Armee zu tragen, eine dfterreihifche und eine belgiſche und 
außerdem eine eingeborne Truppe zu befolden unb baneben eine 
regelmäßige Staatöverwaltung in Gang zu bringen? Das war 
geradezu ein Ding ber Unmöglichkeit und zwar beim beften Willen 
bes neuen Herrſchers um fo mehr ein Ding ber Unmöglichkeit, als 
ber Erzh. Max bei vielen Töblihen Eigenſchaften doch gerabe die 
eines guten Haushalters ſchon bisher niemals an ben Tag gelegt 
hatte. ine zweite eben fo große Schwierigkeit war das Verbältnif 
zu ben Parteien, bie ber Kaifer im Lande antraf. Unter Juarez 
waren bie Kirchengüter, bie weit mehr als bie Hälfte alles Grundes 
und Bodens betrugen, fäcularifirt worden und eben diefe Maßregel 
war es geweien, welche bie clericale Partei zu blinder Wuth auf: 
geftachelt unb fie beivogen hatte, ſich den Fremden in die Arme zu 
werfen und den Franzoſen die Wege nach Deerico zu bahnen. Den: 
noch mußte ber neue Fürft Bedenken tragen, ſich ausihlieklid auf 
dieſe Partei zu fügen. Er erfannte ganz richtig, daß feine Herrichaft 
nur dann von Beftand fein könne, wenn es ihm gelinge, im Gegen: 
fat gegen bie bisherige Unficherheit der öffentlichen Ordnung ein 
ſolides Staatsweſen und eine allgemeine Eicherheit ber äffentlichen 
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Zuſtãnbe durchzuführen und baf er dazu die Mitwirkung aller Elemente Merice 
ber Ordnung, mochten fie nun bisher dieſer ober jener Partei angehört 
haben, unmöglich entbehren könne. Zu dieſem Ende hin hätte er gewünſcht, 
fih mit ber kath. Kirche auf einer vernünftigen unb mit Rüdfiht auf 
alle Anfchauungen bes neunzehnten Jahrhunderts billigen Grundlage 
zu verflänbigen, was auch um fo näher lag, als an feiner gut katho⸗ 
liſchen Gefinnung gar nicht gezweifelt werben konnte. Auch bier 
aber begegnete er faft unüberwinblihen Schwierigleitn. Die rd 
mijche Curie muthete ihm geradezu Unmöglihes zu. In einem 
Schreiben des Papftes an ben Kaijer vom 18. Dd. verlangte ber: 
felbe von ihm den vollftänbigen Widerruf ber Säculariftrung ber 
Kirchengüter, die Herftellung aller aufgehobenen Klöſter, bie Aus 
ſchließung jebes andern Cultus als des Tatholifhen und bie Ober 
auffiht nicht bloß des niebern, ſondern fogar bes höheren Unterrichts: 
weſens durch bie Organe ber Kirche. Die Forberungen bes Papites 
fetten den Kaifer in eine ſchwierige Alternative: entſprach er bens 
felben, fo ſetzte er fi in ben entidhiebenften Gegenſatz felbft zu den 
allergemäßigtften Elementen, lehnte er fie ab, fo machte er ſich bie 
ganze, ohne Zweifel in Merico noch mehr als irgendwo fonft mäch⸗ 
tige clericale Partei zum Feinde. Es gereicht feiner Einſicht wie 
feinem Character, zumal wenn man feine Erziehung in Anſchlag 
bringt, zur Ehre, daß er bie Forberungen ber Curie entſchloſſen ab: 
lehnte und dem unbebingten Widerruf ber Säcularifatim bes Kir: 
chengutes eine Reviſion bes biekfälligen Geſetzes, durch welche wenig: 
ftens bie in Treu und Glauben erworbenen Gutserwerbungen aner- 
tannt werben follten und ber abfoluten Ausichließung jedes andern 
als des kath. Eultus die Dulbung aller Eulten, die nicht gegen das 
bürgerliche Geſetz verftoßen, entgegenſetzte. Es murbe eine eigene 
Geſandtſchaft nad Rom beordert, um mit dem Papft auf biefer 
Grundlage über ein Concordat zu unterbanbeln, ohne allzu große 
Ausſicht jedoch, den Zweck zu erreichen. Die größte Schwierigkeit 
brobt jebod dem neuen Throne unzweifelhaft von Seite ber Ber. 
Staaten Nordamerikas. Vorerſt freilih war bie Regierung zu 
Wafhington mehr als genug mit bem Krieg gegen bie Rebellion 
ber Südſtaaten befchäftigt und eben barum gendtbigt geweſen, bie 
Sranzofen in Merico gewähren zu laffen. Allein weit entfernt ben 
neuen Kaiſerthron an ihren Suüdgränzen anzuerkennen, betrachtete fie 
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vielmehr bie Republik noch immer als zu Recht beſtehend und ben 
Präfidenten Juarez als ben verfaſſungsmäßigen Vertreter derſelben. 
Einſtimmig beſchloß denn auch das Repräſentantenhaus am 4. April 
1864, daß „das Voll der Ber. Staaten es nicht mit feinen Grundſätzen 
„vereinbar finden koönne, eine in Amerila unter ben Aufpicien eimer 
„europäifchen Macht auf ben Trümmern ber republikaniſchen Staats: 
„form errichtete monarchiſche Regierung anzuerlennen”. Der Senat 
trat biefem Beſchluſſe zwar vorerft nicht bei unb ber Präfibent ſuchte 
den Einbrud, den er immerhin in Franfreid) machen mußte, möglichft 
zu milbern. Allein Niemand täufchte fich Darüber, daß bie Differenz 
nur die Frage ber Zeit betraf und daß von biefer Seite über bem 
neuen Thron wenn auch erft in ber Ferne ein Gewitter auffteigt, 
das ſich vernichtend Aber ihm zu entlaben broßt. 

Der große Kampf zwiſchen ber Union und ben conföberirten 
Sclavenftanten des Südens ging indeß im Jahre 1864 noch nicht 
gu Ende, wenn er auch biefem Ende fihtber näher und näher rückte. 
Se länger er dauerte, befto geivaltiger wurden bie Anftrengungen, 
befto tiefer bie Erbitterung ber um ben Rampfpreis ringenben Heere. 
Unzweifelhaft hatten die Norbitaatlihen währenb ber brei Jahre, ba 
ber Bürgerkrieg fon müthete, große Vortheile und allmälig ent- 
fhieden die Oberhand gewonnen. Drei ober vier Kaperjchiffe ber Confoö⸗ 
derirten hatten zwar bingereicht, ihren ganzen birecten Seehandel faft 
völlig zu vernichten, aber bafür hatten fie ſchon im erften Jahre bes 
Krieges eine mächtige Kriegsflotte gegründet unb mit derjelben alle 
Seehäfen des Südens thatfächlich blofirt, bie Ausfuhr ber Baummolle, 
die Einfuhr von Kriegsmaterial faft gänzlich abgefchnitten; im zwei⸗ 
ten Sahre hatten fie bie jogenannten Mittelſtaaten, nachdem bie 
Waage bes Kriegs lange hin und ber geſchwankt, größtentheils fich 
geſichert; im britten enbli war es ihnen gelungen, bie Herrſchaft 
über ben ganzen Lauf der Mifliffippi zu erringen und bie Conſöde 
rirten vom Weften gänzlih abzuichließen. Aber noch fland Richmond 
aufrecht, noch waren Georgien, Nord⸗ und Sübcarolina und Birginien, 
ber Kern der Secceflion vom Kriege unberührt geblieben unb hatten alle 
Berfuche, von ber Küfte aus ins Innere derſelben zu bringen, zu 
keinem nachhaltigen Erfolge geführt. Der Norden fühlte, daß es 
neuer und großer Anftrengungen, baf es eines lebten gewaltigen 
Drudes bebürfe, um das ſtolze Gebäube des Sübens endgültig über 
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ben Haufen zu werfen, wenn er auch Keinen Augenblick baran zwei: Amerila. 
felte, baß bieß gelingen werbe und zwar ohne den Abgefallenen ir 
gend welche eingreifenbe Gonceflion zu machen. Im März anper: 
traute Lincoln ben Befehl über die Potomacarmee dem General Grant, 
ber fih in ben bisherigen Kämpfen nad allgemeinen Uriheil als 
ber fähigfte Heerführer ber Union bewährt hatte unb berfelbe machte 
fofort alle Vorbereitungen, um ben lebten entſcheidenden Kampf um 
Michmond zu beginnen. In ben erfien Tagen bes Mai ging er mit 
feiner Armee über ben Rapiban, zwang feinen Gegner Lee in einer 
fechstägigen Schlacht zum Rückzug und brängte ihn bis Ende bes 
Monats durch geihidte Manöver bis Hinter ben Chicahominy zurüd. 
Dann verlegte er ploͤtzlich ben größern Theil feiner Armee nach bem 
Eüden von Richmond und verſuchte Petersburg durch einen raſchen 
Ueberfall in feine Gewalt zu bringen. “Der Verſuch mißlang jedoch 
unb es blieb Graut nichts anderes übrig, als beide Stäbte in einem 
ungeheuern Bogen zu umjpannen unb im Südweſten berjelben all- 
mälig immer weiter brängenb bem Gegner wo möglich feine, letten 
Eiſenbahnverbindungen mit dem Süben abzuſchneiden. Das ganze 
Jahr ging Über biefen Bemühungen bin; Lee war nicht mehr im 
Stanbe, in einer großen Schlacht ben Berfuh zu machen, fi ben 
Gegner mit einem Schlage vom Halfe zu fhaffen, aber auch Grant 
war nicht ſtark genug, ben Kreis um Richmond und Petersburg 
völlig zu fchließen und ben Feinb barin zu erbrüden. Inzwiſchen 
war ber Unionsgeneral Sherman faft zu berjelben Zeit, da Grant 
mit ber Potomacarmee wieder bie Dffenfive gegen Richmond ergriff, 
von Tenneffee aufgebrochen, um nad Süben gegen Atlanta und das 
Herz der Sclavenſtaaten vorzudringen. Die Schwierigfeiten, bie er 
zu überwinden hatte, waren groß und erft im Juli hatte er ſich bis 
Atlanta binburchgearbeitet. Die Etabt wurbe von bem conföberirten 
General Hood mit Kraft und nicht ohne Glück vertheibigt und erft 
im September gelang e8 Sherman ihn bei Znesborough zu fchlagen, 
worauf die Stabt ihre Thore öffnete und bie Union fich in Georgien 
feftzufegen vermochte, Jetzt faßte Sherman ben kühnen Plan, quer 
durch ganz Georgien zu ziehen, bis an ben atlantiichen Ocean vor⸗ 
zubringen und bort ber Unionsflotte bie Hanb zu bieten. Am 
12. Nov. eben als bie Operationen Grants vor Richmond wegen 
der Jahreszeit fo ziemlich zum Stillſtand gelonmen waren unb jeine 
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Amerite. Armee ſich zur Winterrube einrichtete, trat Sherman ben Zug bon 
Atlanta aus an. Die Süpftnatlihen verfünbeten ihm unb feiner 
ganzen Armee im Innern Georgiens ben fidhern Untergang, bie 
Nordſtaatlichen verfolgten in banger Erwartung bie Reſultate des 
gewagten Unternehmens. Der Erfolg übertraf alle Borausficht. 
Faft ohne Kampf wälzte fi bie Heeresmafle Sherman’s durch ganz 
Georgien, am 13. December nahm er bas Fort M’Allifier unb bot 
ber Unionsflotte im Oſſibaw⸗Sund bie Hand: acht Tage darauf 
räumten bie Conföberirten die Stadt Sabannah unb fiel bamit ber 
nothwendige Stüßpunft in die Hänbe Sherman’s, um weiter gegen 
Korden durch Süd: und Norbcarolina, überall bie Gegner in ihren 
feſten Stellungen am atlantiſchen Meere von hinten fallend, vorzu⸗ 
bringen und fchlieglih mit Grant ben lebten entfcheibenden Stoß 
gegen Richmond führen zu können. 

Während dieſer kriegeriſchen Ereigniffe im Süben waren nit 
minder entjcheibende politifche im Norben erfolg. Zu Anfang No: 
vembers follte die Präfidentenwahl ftattfinden unb beide Barteien, 
bie bemocratifche und bie republifanifche, rüfteten fi zu einem 
Kampfe, von dem der politifhe Ausgang des Kriegs abhängen follte. 
Die Ausfihten waren zunächſt für bie republicanifche Partei, bie vor 
vier Jahren zum erften Male gefiegt unb bamit ben Anſtoß zur 
Seceſſion der Sclavenftaaten gegeben hatte, nicht günſtig. Sie war 
unter fich jelbft zerfallen: die einen wollten Lincoln, ber bie Dinge 
bis dahin geleitet, ber nur langfam vorging, nur Schritt für Schritt, 
aber auch nie nur um ein Haar in bem, was er einmal gethan, zurückwich 
und ber völligen Aufhebung ber Sclaverei im ganzen Gebiete ber 
Union nur genau mit ber allmäligen Entwickelung ber öffentlichen 
Meinung in ben Norbitaaten, aber ihr niemals in irgenb welder 
Meile vorauseilend zuſteuerte, zum zweiten Mal auf ben Bräfipenten- 
ftuhl erheben; bie anderen wünſchten ungebuldig rafcheren Schrittes 
porzugehn und hatten ſich Dazu den General Fremont als Candiba⸗ 
ten auserfehn. Die democratiſche Partei bagegen ftellte fidh beiden 
einig und in geſchloſſenen Reihen entgegen, bezeichnete ben General 
M'Clellan als ihren Candidaten und verlangte in ihrem Programm 
laut und unumwunden Einftellung ber Feindſeligkeiten mit ber Eon- 
füderation und frieblide Auseinanderfebung mit berfelben, d. 5. 
Rückkehr berjelben in den Schooß bes Bunbes, aber unter Aufrecht⸗ 
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haltung unb Anerlennung bes Inſtituts ber Sclaverei in ben bis: Amerita. 
berigen Sclavenftanten. Wenn die democratiſche Partei mit dieſem 
Programm fiegte, fo war bie ganze Frucht bes vierjährigen Bürger: 
Friegs, ber die Nation fo viel Blut und fo viel Gelb gefoftet, ver: 
Ioren. Sie Tonnte fiegen, wenn ber Norden fühlte, daß er nit 
bie Kraft habe, ben Aufftand bes Südens befinitiv zu bewältigen. 
Aber der Norden fühlte jene Kraft und war ebenſo entſchloſſen wie 
überzeugt, daß er ſchließlich aus allen Hinberniffen, wie groß fie 
auch noch vor ihm fi aufthürmen möchten, fiegreidh hervorgehen 
werde. Es war bereits zu ſpät für bas Programm ber Temocraten. 
Während des Krieges waren bie focialen Thatſachen und Hand in 
Hand mit ihnen bie Entwidelung ber focialen been im Norben 
nicht ftille geftanden. Als er ausbrach, lautete ber allgemeine Ruf 
bes Nordens: Aufrehtbaltung ber Union und eine weitere Ausbeh- 
nung der Sclaverei. Nur langſam rang fich die Idee einer Auf: 
bebung ber Sclaverei überhaupt jelbft im Rorben empor und lang- 
fam nur ging ber Präfident darauf ein. Aber allmälig Hatte fie 
Wurzel gefaßt und war nah und nach in Thatfachen übergegangen. 
Dier Jahre fpäter war die Sachlage bereits eine ganz anbere ge 
worben. Sie wirb durch bie einzige Thatſache genügend bezeichnet, 
daß ein nicht unmwelentlicher Theil der Bundesarmee bereits aus far- 
bigen Regimentern beftanb und baß fich dieſe Regimenter vor Rich⸗ 
mond unb Petersburg mit Auszeichnung geſchlagen hatten. Dazu 
kam, baß bie Sclaverei feither im Diftricte Columbia (Wafhington) 
gefeblih abgeſchafft und daß basfelbe im Staate Maryland ber Fall 
war, während bie übrigen jog. Mittelſtaaten alle mit berjelben Maß- 
regel befchäftigt waren. Lebt lautete ber allgemeine Ruf bes Nor: 
dens benn auch ganz anders als vier Jahre vorher: Aufrechthaltung 
der Union und totale Abfhaffung ber Eclaverei auf bem ganzen 
Gebiete berfelben. Die republicanifhe Partei erfannte auch fofort 
bie Gefahr, die ihr von ber eingetretenen Spaltung drohte: Fremont 
felbft, der feine Candidatur bereit8 angenommen hatte, Iegte fie ohne 
Bedenken alsbald wieder nieder. Lincoln und M’Clellan fanden 
fih allein gegenüber und jo geftellt Tonnte die Antwort auf bie 
Frage nicht zweifelhaft fein. Lincoln ging am 8. November zum 
zweiten Dal als Präfident aus ber Urne hervor. Allein das Ent- 
fcheidende Tag nit fowohl darin, daß er fiegte, ſondern in ber 
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Amerita.Majorität, mit der er ſiegte. Die Democraten, obwohl fie es unter 
ben Urmwählern immer noch auf 1,775,200 gegen 2,185,502 gebracht 
hatten, janfen bei Zählung der Wahlitimmen auf eine Fleine Mino⸗ 
rität herab unb verloren in ber übergroßen Mehrheit der Staaten, 
jelhft im Staate Newyork ihrem bisherigen Hauptfike, bie Majerität 
ber Wahlen zum Repräfentantenbaufe unb zum Senat. Es war 
ein fo überwältigender Sieg ber republicanifchen Partei auf allen 
Punkten der Wahlſchlacht, daß die democratiſche Partei, die eben 
noch die Hand ans Schwert legen zu wollen ſchien, fi plötzlich und 
unbedingt in ihr Schidfal ergab. Die Abſchaffung ber Sclaverei 
war buch ihn thatſächlich entichieben und es Tonnte Fein Zweifel 
mehr walten, daß, wenn ber jebige Congreß fi nicht mehr zu ber 
Maßregel ſollte entichließen köͤnnen — eine einfache, aber nicht die 
von ber Verfaſſung geforderte Majerität von zwei Dritiheilen bes 
Repräfentantenhaufes hatte fi bis jebt dafür ausgeſprochen — fie 
vom neuen Congreß, ber im März 1865 eintrat, jebenfalls fofort 
würbe bejchloffen werben. — Brachte fomit das Yahr 1864 auch 
noch feine Entſcheidung, fo war es body bereit gewiß, baß dieſe 
Entſcheidung nicht allzulange mehr auf ſich warten laſſen könne und 
daß die große Republik des Weftens mit gereifterer Erfahrnng, mit 
verſtärkter Macht und einem unenblic gehobenen Bewußtſein eben 
diefer Macht aus dem Rieſenkampfe um ihr Dafein hervorgehen 
werbe. 


Regiſter. 


Wo es nötbig ober wünſchenswerth ſchien, iſt neben ber Seitenzahl ber Monat mit 
römischen, der Mionatstag mit arabifchen Ziffern bezeichnet. 


Anhalt. S. 39—158, II 18, 29, V 11, 13, VIN 16, X 10. 
Actenftüde: V 13 (Erflärung bes Staatsminifteriums und Gegenerflärung bes 
Lanbtage) ©. 99. 


Baden. ©. 39—158: I 15, 31, 11 2, 15, 16, 27, 28, IV 13, 19, 21, 25, V 10, 
A, 3 26, VI 6, 7, 25, VII13, 16, 49, Val, 17, 1X 15, X 1,5, X1 15, 


a VI 19 (Hirtendbrief d. Grab. v. Freiburg gegen d. Schulgefek) 


Bayern. ©. 39—158: 13, 7, 11, 16, 20, 21, 22, 11 17, 28, UT 10, IV 14, 
Vi 24, vl 14, 19, 24, 26, 28, 29, 31, vi 5, 13, 31, X 5, xi, 3, 20, 
26, xu's, 4, 8, 12, 18, 26, 

Actenftüde: 120 (Münchener Adreſſe) S. 49, I 22 (Augsburger Adreſſe) S. 51, 
11 17 (Nürnberger Adreſſe) &. 62, II 28 (Beichlüffe b. Landesverſamml 
Erlangen) S 83, VII 29 (Antwort bes Könige auf bie Abreife ber — 
S. 120, Xi 18 (Antwort an Preußen bez. Bunbescompetenz) ©. 154. 

Belgien. S. 256258. 

Braunfchweig. ©. 39—158: V 13. 

Actenftüde: V 13 (Beſchluß v Landtags bez. Haltung d. Regierung bez. ſchleew. a 
bolft. Frage) S. 101. 

ao — * IL 8 Käufe 5 Sf ©. 6. 

cten e: 112 eu d. Bürgerfchaft bez. Schlesw.⸗Ho 

Bundestag. ©. 39-158: 12, 7, 11, 14, 19, 21, 22, 26, 28, 11 4, 9, For 18, 
iii 3, 12, 23, 26, via v3, vi 2, g, 23, vIt 7, 14, 21, 258 VII 4 ‚X6, 
Xi 3, 29, Xu 1 ‚17. 

Actenf üde: I 14 (Srklärung Defterreihs und Preußens) S. 46, I 19 (Erfläs 

rung Defterreih8 und Preußens) ©. 47, 122 (Neue $nftruction an bie Sun 
bescommifjäre) S. 50, II 11 (Antrag v. d. Pfordten, erfte Hälfte) ©. 
ll 25 (Antrag Oefterreiche und Preußens bez. Holftein) S. 66, III 3 Amiräge 
verfchiebener Mittelftanten) S. 69, IH 12 (Antrag v. b. Blorbten, aioeite Hälfte) 
©. 73, IV 14 (Inftruction zur Londoner Conferenz) ©. 83, 2 (Auftims 
menber Beſchluß zu bem öſterr.⸗preuß. Antrag in der onbener onen v. 
28. Mai) S. 108 XI 29 (Erllärung unb Antrag Sachſens, erung Preu⸗ 
ßens, Erflärung Bayerns) ©. 143, XII 1 gErflärung Preußens) S. 145, 
XL 5 (Botum Bayerns und Sadfens) S. 147 


Coburg.Gotha. S. 39—158: III 11, VI 14, 17, VU 4, VI 25, 


430 Resiker. 


Dünemart. ©. 267—283. 

Actenftüde: I 2 (Proclamation an bie Armee) S. 267, 1 30 (Adreſſe beider 
Thinge bes Reichstags an ben König) ©.268, I 6 (Proclam. bes Königs an bie 
Armee nad dem Rüdzug vom Danewerf in urfprünglicder Faſſung) S. 269, 
11 8 (Diefelbe in veränderter Faſſung) S.270, 19 (Anfprache des Reichstags an 
bie ame) ©.271, 112 (Circularbep. bez. energifcher Fortſetzung bes Kampfes) 
©. 271, H 25 (Neue Abdreffe des Reichstags an den König) S. 272, 1127 (Bot: 
Ihaft bes Königs an den Reichstag) S. 273, III 18 (Bebingungen Dänemarks 
für feine Theilnahme an ber Londoner Eonferenz) S. 274, IN 22 (Botſchaft bes 
Königs an den Reichstag) ©. 274, VI25 (Botichaft bes Königs an ben Reiche: 
rath) S. 277, VII 12 GFriedensgeſuch an Deflerreih und Preußen) ©. 278, 
VIII 6 (Botſchaft bes Könige an ben Reichstag) S. 279, VII 15 (Antwort b. 
Negierung im Neichsrath über das Fortbeſtehen bes Reichsraths) S. 280, 
XI 5 (Botſchaft des Königs an ben Reichsrath) S. 281, XII 23 (Veränderungen 
in ber Novemberperfaffung) ©. 283. 

Deutfch-däanifcher Krieg. ©.2— 35: I 16, 18, 30, 11, 2, 3, 5, 6, 7, 11, 19, 
23, 25, III 8, 13, 14, 17, 18, 20, IV 3, 18, 20, 28, 29, 30, V 9, 9, VL 14, 
29, VII 10, 12, 13, 15, 26, VI 1, 25, X 30. 

Beten nüde: VM 1 (Sriedenspräliminarien) ©. 340, X 30 (Friebe in Bien) 

. 341. 


England. S. 197—206. 

Actenftüde: I 18 (Dep. an bie Londoner Vertragsmächte) S. 197, 1 24 (Dep. 
an Frankreich für Aufrehthaltung bes Londoner Berttage) S. 198, 1 24 (Er: 
Hörung über die Tragweite der Depeichen vom 118 u. 24) ©. 199, 1 4 (Thron 
rebe) S.199, 1119 (Ablehnung des Dänifchen Hülfsgefuche) S.199, II 5 (Eir- 
cularbep. bez. Intervention) S. 200, III9 (Dep. an Dänemarf über Englands 
Politik in ber beutfchsbänifchen Frage) S. 200, HI 21 (Dep. an Dänemark über 
bie Örundfagen einer Gonferenz) S. 202, HI 23 (Einlaoung zur Lonboner 
Eonferenz) ©. 202, VI 27 (Erklärung Palmerftons) S. 204, VI 28 (Anträge 
Kinglafes und Disraelis im Unterhaus) S. 205. 


ee S. 39—158: 1 16, 11 9, V 27, X 4. 

anfreid. ©. 207—227. 

Actenftüde: 18 —8* an die deutſchen Regierungen über den Londoner —5 — 
©. 207, 1 11 (Adreſſe I. Kammer, Amendementsanträge ber Oppoſition) S. 208, 
1 14 (Rede des Kaifers gegen Thiere) S. 210, I 19 (Unentſchiebene Antwort 
an Englafıb bez. Dänemarks) ©. 211, 1 28 (Ablehnende Antwort an England 
be3. Dänemarks) S. 211, Il 1 (Antwort bes Kaiſers auf die Adreſſe bes gef. 
Körpers) S. 212, IT 20 (Tep. an England bez. Befragung ber fchlesw.holft. 
Bevölkerung) S. 213, V 7 (Gircularbep. bez. Beſchluß der Nepräf.shaufes ber 
Ber. Staaten gegen das Mericanifche Kaiſerthum) ©. 245, VI 10 (Reue Ab- 
lehnung an England wegen Dänemark) S. 217, VE 283 (Dep. über d. Mif- 
lingen ber Lond. Eonferenz) ©. 218, VI 23 (Dep. an Deſterr. und Preußen 
für Dänemark) ©. 218, VII 7, 12, 14 (Berichte des däniſchen Gefanbten in 
Paris über bie Haltung Franfreihs bez. Dänemarf) ©. 219, IX 12 (Dep. nad 
Rom bez. ber bevorftehenden Convention mit Stalien) S. 221, IX 15 (Con⸗ 
vention zwifchen Frankreich und Stalien bez. Rom) ©. 224, X 23 (Tep. nad 
Turin über bie Convention bej. Rom) ©. 224, X 30 (Franzdf. Auslegung ber 
Convention mit Stalien) S. 225, XI 2 (Angebl. Uebereinftimmung zwijchen ber 
franz. und ital. Regierung bez. ber Convention v. 15. Sept.) S.226, XIL1 (Dep 
nad) Rom über die Convention mit Stalien) ©. 226. 


Griechenland. S. 306309. 
Actenſtücke: X 18 (Erſter Brief d. Königs an d. Nat.-Verſ.) S. 307, XI 12 (Zweiter 
Brief d. Königs an d. Nat.⸗Verſ.) S. 309. 


Resifier. 431 


Samburg. S. 39-158: 119 II 8, 20, 311 3,7,1V 26, V 25, VI8, VII 20, X 26. 

Actenfüde: IH 3 (Erflärung der Bürgerfchaft bes. Edi. Holſt) S. 70. 

Sannover. S. 39- 158: I 10, 12, H 18, 20, 28, 27, 29,111 2, 8, 15, V 1, 28, 
29, 30, V 6, 10, 12, 17, VL 6, 9, 11, 13, 14, 25, 27, 28, vu 1, 13, 21, 
31, IX 30, Xu 1, 23, 29. 

Actenftüde: Iu 819 (Adreffe beider Kammern bez. Schl.Holſt.) S. 72, IV 30 
(Beſchluß IL Kammer bez. Enthüllungen d. engl. Blaubuchs) ©. gt, v10 
(Erklärungen ber Regierung und bes Grafen Platen bez. Enthüllungen bes 
engliſchen Blaubuchs) S.97, VI6 (Erklärung der Regierung bez. Schl.Holft.) 
©. 106, VI 14 (Erklärung beider Kammern bi al. :Holft.) S. 108, VI 27 
(Beihluß II. Kammer bez. Tomünenfeage) ©. 

Sannonerige In Politik in ber ſchlesw.⸗holſt. Frage Entbülung bes engl. Blaubuchs) 

Heffen⸗ . S. 39 - 158: 11 7, 16, 17, 20, 22, IV 18, V 2, VI 29, VII 
4, 5, 29, IX 2, 6, 8, XL 12, Xu 4, 14. 

Actenftüde: IL 7 (Refelntionen ber Landesverfammlung) ©. 57, 11 16 (Belhluß 
11. Kammer bez. Schl..Holft.) S. 61, II 17 GBeſchluß 1. Kammer bez. Schl.⸗ 
Holft.) ©. 63, IV 18 (Beihluß IL. Kammer bez. allg. Wehrhaftmachung) ©. 87, 
vi 29 Weſchiuß II. Kammer gegen Preußen) S. 120. 

Solland. ©. 259. 


% urnalientag, ben beutfcher, V 22 GBeſchlüſſe) S. 102. 

talien. 

Actenfüde: VI 17 (Stat. Vorſchlag zu einer Convention mit Frankreich bez. Rom I 
©. 229, IX 15 (Sonvention zwiſchen Zranfreih und Italien bez. Rom) ©. 22 
IX 15 (Bericht bes Ital. Gefandten in Paris darüber) ©. 232, IX Rn (Bericht 
bes Minifleriums Mingheiti über die Convention mit rankreich und über die 
Verlegung der Hauptſtadt) S. 235; X 30 (ital. Auffaſſung der Convention v. 
15. Sept.) ©. 237; X 30 (angebl. Uebereinftiinmung zwijchen ber franz. und 
ber ital. Regierung "über bie Convention v. 15. Sept.) S. 237; XI 7 (Tep. Las 
marmoras über bie Konvention) ©. 238. 


Katholiſche Vereine, deutſche. ©. 126 (Belälüffe). 

SKuchefien. S. 39—158: 1 7, 17, 31, 11 19, in 31, IV 9, V 13, 24, VI 7, 16, 
18, 30, VH 1, 6, X 4, 18, 28, xi 24, Xu 2 ‚13, 21, 22. 

Actenftüde: 119 (Adrefie an bie Regierung bez. Sl Helft.) S . 64, XI 24 
(Adreffe der Ständeverfammlung an ben Kurfürften) 138, XI 2 (Antwort 
des Kurfürften darauf) ©. 146, AI 13 GBeſchluß ber Ständeverfammlung bez. 
Antwort des Kurfürften) ©. 152. 


Rauenburg.e ©. 39—158: 125, IV 25, VI 30, VII 30, VIII 9, 17, X 19, 23, 
X1 7, 23, X11 3. 

Actenfüde: I 25 (Adreffe an d. Bundescommiffäre gegen d. Beſchluß d. Land⸗ 
tags) S. 54, IV 25 Cabreiie an bie Bunbesverfammlung) S. 90, VI 30 (Rroteft 
bed Landtags am Bunbe) ©. 114, X 19 (Gintabung des Grafen Bernftorff zur 
Annerion an Treußen) ©. 430, x29 (Annerionsdefhluß bes Landtags) S. 
130, XI 7 (Antwort Bismarks an bie Deputation bes Landtags) ©. 133, XI 
23 (Neuer Proteſt bes Canbtage gegen Tragung von Kriegsfoften) ©. 137. 

Liechtenſtein. S. 39-158: I 7. 

Londoner Corſeren;. S. 2-35. IV 20, 25,V 4, 9, 12, 17, 28, VI 2, 9, 13, 


Actenfüde: V 12 (Erklärung Preußens und Dellerreihe) ©. 14, V 17 (Antrag 
Preußens auf PBerjonalunion) ©. 15, V 28 (Antrag Oefterreiche und Preußens 
auf vollftändige Trennung Scäl-Holft. von Dänemarf, Antrag Englands auf 
Theilung Schleswige) S 16, VI 18 (Erflärungen Preußens und Defterreich® 
bez. —— der Benöfferung) ©. 19. 


432 Kegifer. 


Mecklenburg Schwerin. S. 39—158: N 22, III 7, 1V 2, V 15, 31, VI 6, 
VIt 16, an 10, xl 17, 27, X 14, 25, XI 46, 19, 23, Xir 4 

Kctenfüde: x2 Erlaß bes Großh. an den Magiftrat von Hood bez. Nat.⸗ 
Berein) ©. 131. 

Mexieo. ©. 328334. 

Actenftüde: IV 10 (Erflärung bes Erzh. Mar bei Annahme ber Kaiferkrone) 
©. 328, IV 10 (Vertrag mit Franfreih) S. 329, IV 10 (Finanzielle Decrete 
— Mar) ©. 331, XII V (Schreiben bes Kaifers bez. fäcularif. Kirchen: 
gut 


Naflau. S. 39—158: 1 19, 114, IM 7, 9, 25, 30, 31, IV 3, 6, 8, 11, 14, 
19, 21, 23, 29, V 12, 27, 31, VI 10, 25, VIE 27, 29, VOL 9, 17, X 11, 
XI 2, 30, XII 21, 28, 30. 

Hetenftü de: IV 11116 (Erklärung om Mitgl. d. I. Kammer be. Octroyirungen) 
©. 8, N 11/16 (Abreffe ber I . Kammer). &. 82, IV 19 (Mbreffe ber IL 
Kammer) & 87. 

Mationalverein. ©. 39-158 X 31. 

Actenftüde: X 31 (Beſchlüſſe ber Generalverfammlung) S. 132. 


Olbenburg. S. 39—158: 111, 18, IT 9, 23, M 42, VI 15, VII 19. 

Defterreih. S. 39-158: 1863 XII 31, 1864 I 10, 11, 15, 16, 18, 19, 25, 
28, 11 13]14, 28, 11 7, 19, 20, IV 30, VI 16, X 3, 27, X119, XN 3, 5, 
21, 28. — ©. 173189. 

Actenftüde: 1863. XII 31 (Dejterr.spreuß. Circ.:Dep. gegen b. A ⸗Ausſchuß) 
S. 39, 1 10 (Dep. an Bayern bez. Politik ber ——— 3, 1 25 (An: 
trag b. Finanzausfchuffes bes Abg.=Haufes bez. Schl.=Holft.) ©. 58, 131 (Er⸗ 
Märung an England bes. Integrität Dänemarks) ©. 55, [II 28 (Antwort bed 
Kaifers an die ſchlesw. Teputation) S. 69, III 20 (ircularbep. bez. Politik 
gegen Dänemark) S. 77, VI 23 (Oefterr. ꝓteuß. Dep. an d. Neutralen) S. 111. 


Portugal. S. 193. 
Preußen. S. 39—158: 1863. XII 1864 I 4, 16, 18 19, 21, 22, 25, 31, 
1 13, 13]14, 14, 15, 18, 21, 22, ai 1, 7, 19, 24, Iv 30, v8 11, 15, 23, 
VI 25, a 11,20 27, 31, xl 9, 17, 20, 2, 25, 26, 29, xii 13, 13, 24, 
Actenftüde: 1863. XI 31 (Defterr.spreuß. Eirc.:Dep. gegen b. Zoger⸗Ausſchuß) 
©. 39. 1864. I 19 (CEirculardep. für Ferfonalunion ber Herzogtbümer mit 
Dänemarf) ©. 48, 1 22 (Refolution d. Abg.-Hauſes in ber ſchl.⸗ boif. Frage) 
©. 51, 1 31 (Ocfterr. preuß. Erflärung an England bez. Integrität Dänemarks) 
©. 55, I 7 (Erklärun ng Deflerreiche und Preußens bez. Einmarſch in Zütland) 
©. 71, 11 19 (Bericht en! Gefandten in Berlin bez. Vereinbarungen vor 
185152) S. 77, 111 24 (Rejolutionen db. Wahlmännerverfammlung in Berlin) 
©. 79, V 8 (Cite. :Dep. bez. Verhältniß d. Bundes zum Kriege) ©. 94, VII 
(Abel Arnim:Boypenburg für Trennung b. Herzogthümer von Tänemarf) 
98, V 15 (Rosfagung vom Londoner Vertrag) S. 101, VI23 (Defterr.=preuß. 
Dep. an d. Neutralen) S. 111, XI 29 (Depeihen an Sachſen und Hannover) 
©. 142, XII 13 (Dep. an Bayern und Sachen be3. Bundescompetenz) S. 151. 


Meformverein. S. 39—158, V 8, X 
Meter If IE B. 20 (Anſprache d. Nieduſſes) ©. 93, X 23 Geſchluß des Aus: 
uſſes 
Ren 1.2. 9458: 18. 
Kom. ©. sr. 
Actenftüde: X 18 (Schreiben b. Papſtes an db. Kaiſer v. Merico) ©. 243, XI 
22 (Encydlica und Syllabus d. Papſtes gegen ben mobernen Staat) S. 244. 


Bestie. 438 


Mupland. ©. 284—296. - \ 

Actenftüde: 121 (Ufas bez Ginführung von Kreis: unb Brevingialversetuugen) 
©. 284, I 25 (Berorbnung bez. militärische Verwaltung Polens) S. 285, I 36 
(Murawiero über Colonifirung Litthauens) ©. 286, II 2 (Ufas bez. Aufgebung 
ber Leibeigenfhaft in Polen) ©. 287, IV 15 (faif. Botſchaft an ben Landtag 
v». Sinnland) ©. 289, V 23 (Berit b. engl. Gefanbten über b. Answanberui 
ber Tiegerteilen) &. 291, VII 6 (Berorbnung Murawierws gegen b. Tath. Eiche) 
©. 293, Xi 18 (Atas bez. Aufhebung ber Klöfter in Polen) ©. 294. 


@adfen. S. 39-158: 13, 5, 7, %, 115, I 17, IV 18, V 10, VI 24, 90, 
VIE 6, VIH 1, 5, 16, 18, 23, XI 20, 29, XI 2, 6, 25. 

Actenftäde: 15 (Antwort an b. engl. Gejanbten) ©. 41, 122 Geſchuß II. 
Kammer bez. Schl⸗Holſi.) S. 51, IV 18 (Proteft U. Kammer bez. Lond. Con 
fereng) ©. 186, VI 21 (Exflärung beiber Kammern bez. SähLHolf.) S. 110, 
VI 30 (Beihluß I. Kammer bez. SäL.-Holf.) ©. 114, VII 1 KBeſchluß II. 
Kammer gegen Preußen) ©. 124, VI 23 (Thronvee) ©. 124, All 25 (Ant: 
wort an Preußen bez. Bunbescompetenz) ©. 157. 

Secht undl er Aub ſuß ©. 39—158: I 24, TI 11, 21, III 18, 28, V 8, 
Vi 3, 14, 20, 25, VI 34, X 16, Kl 13, XII 15. 

Actenhüde: 1 24 (Unfprade an das beutfge Bo) &.52, I 11 (Umlauffgreisen 
ber geichäftsleitenden Gommiffion) ©. 59, III 28 (Refolutlon ber Ofterverjaum: 
tungen) ©. 79, V 8 (Retverwahrung gegenüber ber Londoner Conferenz) S. 
9, VI 3 (Aufruf ber gefgäftsleit. Sommiffion gegen eine Theilung Schleewige) 
©. 105, VI —E ber geſchaͤſtsleit Sommifjion bez. Bunbesreformfrage) 
©: 107, X 16 Ne Beſchiüſſe) ©. 129, XI 13 (Rundfcgreiben über den 

98 


n ©. 39—158: 12, 4, 6, 9, 13, 19, 2 25, 298, H 1, 
»,6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 12, 13, 14, 17, 9, 20, 20, 24, 
1,12, 4, 9, 44, 15, 19, 29, IV, 5, 7, 1 17,23; 28, V 
13, 18, VI 4, 6, 8, 14, 18, 20, 21, 22, 2 vi 3, 5, 6, 
vm 1, 2, 6, 8, 10, 24, IX 1, 2, 3, 8, 2£, .. 3, 14, 13, 15, 
1,29, X 4, 3, 4, 5, 7, 7, 7, 9, 10, 11, 12, 22, 30. 
% (Erklarung ber theol. Facultät in Kiel gegen d. Kreuzzig.) S. 
54, II 7 (PBroclamation Wrangels in Slensburg) ©. 56, II 8 (Belanntmadung 
b. preuß. Civilcommifjäre Zeblig in Schleswig) ©. 57, II 29 erg 
Delegirtenverfammlung) ©. 79, IV 5 (Grllärung d. holſt. Ständemitglieber) 
©. 80, IV 16 (Erklärung d. Herz0g6 Friedrich an d. Konboner Eonferenz) ©. 
84, V 8 (Beiclüfie der Tanbeöverfammlung in Rendsburg) S. 96, V11 (Ants 
wort d. Herzogs Friedtich auf d. Beſchlüſſe d. Renbeburger Lanbesverfammlung) 
©. 98, VI 18 (Eingabe bänif Gefinnter_an bie Givilcommiffäre) S. 109, 
VI 223 er db. Herzog® Friebri) ©. 110, VI 26 (Mbreife bes engen 
Aueſchuſſes ber Schl.Holſt⸗Verelne an Herzog Friebrih) ©. 112, VI 3 (Ants 
wort desſelben) S. 115, VII 25 (Befchlüffe ber Delegirtenverfammlung gegen 
Oldenburg unb bez. Verhältniß zu Preußen) S. 119, VI 8 GBeſchluͤſſe 
‚ölaten und Ritterſchaft) ©. 122, VHI 24 (Beihlüffe bes Stäbtetags bay en 
. 125, XI 11 (Mbreife von Kiel an Herzog Friebrih und Antwort ve em, 
©. 134, X 9 (Erlaß ber Givilcommiljäre an bie Landesregierung) ©. 150, 
XII 10 (Einwendungen ber Univ. Kiel gegen bie Forberungen ber Givilcommifläre) 
©. 150, XI 22 eſſe ber 17er für Annerion) S. 156. 
warzuig vindol — X 1. 
und Sorwegen. ©. 260—266. 
we ſt —R 11 15 — an ee, hr 260, III HA en b A) 
uf . noriweg. Storthinge eine Betheiligung am beutfch-bäni Kriege) 
©. 262, II Fi ¶ Thronrede in —se ©. 26, 
—— x, (Offene und geheime Depeſche über e. Allianz Schwebens mit Dänemarf) 


434 Kegifer: 


Schweiz. S. 252—258. 
Spanten. S. 194 - 196. 
Actenſtücke: V 7 (Erklärung über bie Beſetzung ber Chinchas⸗Inſeln) S. 195. 


Aüurkei. S. 297-305. 

Actenſtücke: V 9 (Beſchlüfſe d. Großmächte in d. griech. Kloſterfrage) S. 299, 
V 14 (Proclamationen Cuſas nad dem Staatsftreih) S. 299, VII 21 (Erlaß 
Cuſas gegen d. Fremben) S. 302, VIH 26 (&uralgeſetz Cuſas) ©. 263. 


SBereinigte Staaten v. Rorbamerita. S. 313—327. 

Actenftüde: V 31 (Programm ber ClevelandeConvention) ©. 315, VI 4 (Schreiben 
Fremonts bei Annahme f. Präfidentichaftscandibatur) S. 315, VI 7 (Brogramm 
b. Baltimore⸗Convention) ©. 316, VI 10 (Manifeft d. conföberirten Eongrefies) 
©. 317, VII 18 (SriebemeBebingungen Liucolns) S. 318, VI 29 (Programm 
ber Ehicagos@onvention) S. 319, IX 24 (Schreiben Fremonts bei Niederlage 
ſ. Br fidentſchaftscandibatur) S. 320, XI 7 (Gotſchaft v. Jefferſon Davié) 
©. 322, XII 9 (Botſchaft Lincolns) S. 324. 


Württemberg. S. 39- 158: 18, 20, M 3, 26, MI 3, V 8, VI 6, 19, 25, VII 
12, 22, 26, IX 24, X 4, XII 24, 27, 8. 

Actenftüde: 120 (Beſchluß II. Kammer bez. Schl.⸗Holſt.) S. 49, 1126 (Beſchluß 
IL Kammer bez. Schl.:Holft.) S. 68, MI 3 (Programın d. fog. Bo rtei) 
©. 70, V 8 (Beichlüffe der Landesverfammlung in Stuttgart) S. 96, VI 19 
( Reſolutionen der Landesverſammlung bez. Zollverein) S. 109, VII 20 (Antworts: 
adreffe I. Kammer) ©. 118, VII 26 (Beihluß TI Kammer gegen Preußen) ©. 
119, X1127 (Beichlüffe einer Volksverſammlung bez. Berfaflungsrenifion) S. 158. 


Würzburger Conferenz. S. 39-158: IE 18 


Sollverein. S. 39-158. I3, I 18, 24, IV 11, 16, 16, 19, %, 21,72 11, 
21, 27, VL 1, 3, 6, 19, 19, 22, VI 5, 7, 11, 12, 14, 16, 24, 26, 27, 28, 
3 31, YIi 5, 13, 17, 35, IX 8, 12, 22, 26, 8, %, X’4, 12, X19, 19, 

4, 13, 15. 

Actenftüde: IM 24 (Erklärung Preußens in d. Berliner Zollconferenz) ©. 78, 
IV 16 (Dep. Oefterreihs an b. Re engen d. Münchener Zollconferenz) ©. 
86, IV 20 (Oeſterr. Dep. an Preußen) S. 88, IV 21 (Bayr. Dep. an Preußen) 
©. 89, VI 1 (Regiftratur zwiſchen Bayern und Oefterreih) ©. 104, VII 12 
(Beichlüffe ber Münchener Sonberconferenz) S. 116, VII 28 (Dep. Tefterreiche 
an Preußen) S. 120. 


Enropäiicher 


Seſchichtohalender. 
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I. 
Chronik 
der 
wichtigſten Ereigniſſe 


im 


europäiſchen Hfaatenfnfieme 


Jahre 1865. 


1. Jan. (Frankreich). Die Regierung verbietet ben Bifchöfen bie Veröffentlichung 
ber päpftlicden Encyclica und bes Syllabus v. 8. Dec. 1864. 
„  . (Rom). Neujahrsempfang bes franz. Obercommanbanten durch ben Bapft. 
Ter Papſt ertheilt dem Kaifer nur bedingungsweiſe feinen Segen. 


2. „ (Brafilien). Krieg mit Uruguap. Einnahme von Paiſandu. 

4. „ (Deutigland — Schleswig:Holftein). Herr v. Halbhuber tritt 
als öÖfterreichifcher Civilcommiſſär an bie Stelle bes Herrn v. Leberer. 

5. , (Deutidland — Württemberg). Ablehnende Antwort bes Miniſters 
Barnbüler auf eine Jnterpellation in der Il. Kammer wegen Einigung ber 
übrigen deutſchen Staaten ben beiden Großmächten gegenüber. 

„  . (Branlreid). Decret bes Kaifers gegen bie päpftlihe Encyclica unb ben 
Syllabus vom 8. December 1864. 

7%. „ (Spanien) Das DMinifterium Narvaez kündigt ben Cortes feinen Ent⸗ 


ihluß an, St. Domingo wieder aufzugeben. 

. erieo). Kaifer War erneuert bas placetum regium bez. päpfilicher 
Bullen x. Der Nuntius proteftirt. 

„(SFrankreich). Drei Biſchöfe veröffentlichen bie päpftliche Encyclica und ben 
Syllabus troß bes Verbots ber Regierung, faft alle andern erlafien wenigftens 
Öffentliche Protefte gegen bas Verbot. 

„ (Defterreih). Die Finanzkommiſſion bes Abg.⸗Hauſes beichließt einſtimmig, 
bas ihr vom Haufe überwielene Budget für 1865 an bie Regierung zurück⸗ 
zufenden, damit bieje jelbft barin diejenigen Abftriche vornehmen möge, bie 
fonft bie Commiſſion vornehmen müßte, um wenigſtens das eigentliche Ge: 
babrungsbeficit für 1865 zu befeitigen. 

411. „ Ber. Staaten). Der neue Staatsconvent von Miffouri beichließt mit 

60 gegen 4 Stimmen bie fofortige und unbebingte Abfchaffung ber Sclaverei. 

12. „ (Frankreich). Die drei Biſchöfe, welche bie päpftl. Encyclica troß bes 

Verbotes publicirt haben, werben bem Staatsrath überwiefen. Der Nuntius 

richtet Dagegen an einen berfelben ein Schreiben, um ihn wegen feines Muthes 

und feiner Feſtigkeit * beloben. 

(Deutſchland. — Schleswig ⸗Holſtein). Die öfterr.spreuß. Civilcommiſ⸗ 
—— eine gemeinſchaftliche Landesregierung für beide Herzogthümer in 
Schleswig ein. 

Geutſchland. — Württemberg). Die II. Kammer genehmigt ein 
neues Schulgefe und verwirft babei eine principielle Trennung ber Schule 
von ber Kirche. 

„ (Ber. Staaten). Die Regierung Tünbigt ber englifchen Regierung ben 
fog. Reciprocitätsvertrag mit Sanaba. Bu 

. Sprenfen). Eröffnung bes Landtags. Die Throntebe bes Könige if nur 
in ber Form geſöhnlig, verräth aber in der Sache keinerlei Nachgiebigkeit. 

„ (Deutihland. — Schleswig; Holftein). Cine Erklärung gegen bie 
ne Annerionsabreffe findet binnen kurzer Zeit faft 60,000 
Unterfchriften. 

15-20. De ‚(Breußen). Reultatlofe Miffion bes Prinzen Friedrich Karl 
na ien. 
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17. Zan. (Ber. Staaten). Der Bundesgeneral Sherman beginnt von Savannah 

in Georgien aus feinen Zug gegen Norden buch Süb- und Norbcarolina. 
18. „ (Defterreid). Differenzen zwifhen dem Gonfiltorium ber Univerjität 
Mien unb ben Studenten über bie eier bes 500jährigen Jubiläums ber 
Univerfität ob am Grünbungstage ber Univerfität ober am Tage ber päpſtl. 
Beftätigungebulle. 

19. „ (England. — Eanaba). Eröffnung des Golonial:PBarlamente. Tas- 
jelbe wie die Regierung geben ſich alle Mühe, bie Ver. Staaten wegen ber 
St. Albans-Affaire zufrieden zu ftellen. 

20. „ (Deutſchland. — Württemberg). Schluß ber Berathung über das 
fog. Compflerlajtengefeß und fchließlihe Annahme besjelben mit allen gegen 
6 Stimmen. 

„» (Rußland), Die Abelsverfammlung von Moskau befchließt mit 270 gegen 
36 Stimmen, ben Kaifer durch eine Abreffe um bie Einführung einer Re: 
präfentativverfaffung zu bitten. Der Senat fließt bie Verſammlung und 
erflärt alle ihre Beichlüffe für ungiltig. Der Kaifer erläßt ein Refcript, in 
ber er das Unterfangen bed Moskauer Adels aufs fhärfite tadelt. 

21. „ (Defterreid). Der Stabtrath von Trieft wirb wegen eines italienijche 

Sympathieen verratbenden Beichluffes Fraft Taiferl. Entſchließung aufgelöst. 

22. „ (Ber. Staaten). Die Staatsconvention von Tenneffee befchließt bie Ab: 

Ihaffung ber Sclaverei auf bem Gebiete des Staates. 
23. „ (Italien). Die Il. Kammer geht im Intereſſe ber Einigfeit mit 140 
egen 67 Stimmen über den Commiffionsbericht betr. die Turiner September: . 
eigniffe zur Tagesordnung über. Große Unzufriedenheit in Turin. 
24. „ (Preußen) Das Abg.:Haus lehnt es ab, eine Adreife an ben König ale 
Antwort auf bie Thronrede zu erlaflen. 

25. „ (Belgien). Das Inſtitut bes ftehenden Heeres wird in ber I. Kammer 
mit großem Nahbrud angegriffen und bas Militärbudget für 1865 nur mit 
65 gegen 29 Stimmen (und 8 Enthaltungen) berotlligt. 

25—30. Jan. (Italien). Unorbnungen in Turin. Demonftration gegen einen 
Hofball. Die Gäſte bes Königs werben gröblidh infultirt. Die Nationalgarbe 
benimmt fi lau, der Gemeinderath zweideutig. 

. „ (Deutihland. — Bundestag). Sadlen verlangt eine Abänberung 
ber Bunbesbeichlüffe betr. Vereinsweſen und Vreffe, widrigenfalls es biefelben 
von fih aus außer Wirkſamkeit fegen würde. 

„ (Oefterreid). Die Regierung ſtellt für eine Herabminderung bes Deficits 
pro 1865 mehrere Vorbebingungen und will erit nach beren Zugeſtehung bie 
Ziffer des ihr möglichen Abſtrichs nennen, Der Finanzausſchuß beichliekt, 
auf jene Vorbebingungen nicht einzugeben, wenn nicht die Regierung verber 
bie Summe ihres Abſtrichs befannt gebe, und nimmt das Yubget für 1865 
in Berathung, um nun felber die nothwenbigen Abftrihe vorzunehmen. 

28. „ (Spanien) Die Regierung erflärt in den Gortes, daß fie noch nit in 

ber Lage fei, das Königreich Stalien anzuertennen. 

30. „ (Defterreidh). Das Eonjiitorium ber Univerfität Wien befchließt mit 7 
Baer 4 Stimmen, aud) in bem neuen Statut bie Nichtzulaſſung ber protes 

antiſchen Profefforen zu ben afabemifhen Würden aufrecht zu halten. 

„ (Ber. Staaten). NRefultatlofe Friebensconferenz zwiſchen Lincoln und Bes 
vollmächtigten bes Sübens in ort Monroe. 

„ (Ber. Staaten). Das Repräfentantenbaus befchließt nunmehr auch feiner: 
ſeits mit ber verfaffungsmäßigen Mehrheit von 119 gegen 56 Stimmen ben 
Zufap zur Bunbesverfaffung, ber bie Schaverei auf bem ganzen Gebiete ber 
Union abſchafft. 

— „ (Deutfhland. — Hamburg) Petitionen für und gegen einen An⸗ 

ſchluß an ben Zollverein. 

— „u Febr. (Deutſchland. — Baden). Katholifche Agitation gegen das 
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neue Schulgeſetz. ndſchreiben bes Großherzogs dagegen. Gegenverſamm⸗ 
lung ber liberalen Partei. Scandal in Mannheim. 


2. Febr. (Jtalien). Die Regierung ſchließt mit bem Haufe Rothſchild einen 
neuen Vertrag über ben Berfauf ber piemontefiihen Staatsbahnen ab. 

„» „ (Spanien). Friebe mit Peru. Rückgabe der Chinas: Infeln. 

3. „ Italien). Der König verläßt in folge ber Borfälle vom 30. v. M. 

Zurin unerwartet und ohne Abſchied und Jiebelt fofort nach Florenz über. 

„ (Reru). Unzufriedenheit mit bem Friedensſchluß mit Spanien. Mißs 
handlung von Spaniern in Callao. Verſchwörung bes Erpräfibenten Caſtilla 
gegen den Präfidenten Pezet. 

„» (Stalien) Die Regierung erlaubt bie Verkündigung ber päpftlicdhen 
Encyclica vom 8. Tec. v. Is. unter Vorbehalt aller Nechte des Staates. 

„ (Brafilien). Krieg mit Uruguay: Montevideo ergibt fi. Flores übers 
nimmt bie Träfibentichaft von Uruguay. 

„ (Zranfreid). Die Regierung erhebt in Rom Befchwerbe gegen ben 
Nuntius. Der Nuntiug enthulbint fih in einer Aubienz beim Kaiſer. 

„ (Merico). Die Stadt Dajaca ergibt fih den Franzoſen nach mehrwöchiger 
Belagerung. 

„ (Spanien). Ter Staatsrath erlaubt bie Veröffentlihung ber päpftlichen 
Encyelica vom 8. Dec. 1864 nur mit Ausnahme berjenigen Stellen, welche 
ben Borrechten der fpanifchen Krone zuwiderlaufen. 

11. „ (Defterreidh). Tie von dem Kaiſer einberufene Banatconferenz beräth 
das für ben bevorftehenden kroatiſchen Landtag zu erlaffende Wahlgeſetz und 
enticheidet fich für dasjenige von 1861 (ober eigentlih 1848). Der Kaifer 
entipricht dem Verlangen, jeboch mit ausdrücklicher Verwahrung. 
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12. „ (Deutihland. — Schleswig. Holftein). Die unbedingten Anhänger 
Preußens conftituiren fich in Rendeburg als fog. nationale Partei und er⸗ 
Iaffen ein Programm. 

13. „ (Defterreich). Niederſetzung einer engliſch-öſterr. Enquetecommiſſion be 
hufs Ginleitung eines Handelsvertrags mit England. 

14. „ ıReutfhland. — Württemberg). Tie N. Kammer beſchließt ‚mit 56 
gegen 27 Stimmen bie Abfchaffung ber Tobdesitrafe. 

15. „ (Preußen) Tas Abg.-Haus jpricht ſich mit großer Mehrheit für Abe 


ſchaffung der bisherigen Geſetze gegen die GCoalitionsfreiheit ber Arbeiter aus. 

„(Frankreich). Eröffnung ber Kammern. Thronrede bes Kaifere. Blaus 

buch ber Regierung. 

„ ($ranfreig: Schweben) Abſchluß eines Hanbelsvertrags zwiſchen 

Frankreich und Schweben. 

16. „ (Deutihland. — Württemberg). Miniſter Varnbüler erklärt ſich 
aus Rückſichten für Oeſterreich gegen eine Anerkennung bes Königreichs 
Italien. | 

17. „ (Ber. Staaten). Charleſton wird von ben Bunbestruppen bejekt. 

18. „ (Deutfchland. — Weimar). Der Landtag ſpricht ſich mit 23 gegen 5 
Stimmen für Abſchaffung der Tobesitrafe aus. 

19. „ (Defterreiä). Ter Minifter bes Auswärtigen erflärt dem Abg.-Haus, bie 
Regierung anerfenne Feine Verpflichtung zu Vorlage bes Friedensichluffes mit 
Tänemarf. — Der Finanzminifter bringt ſchon jekt auch das Budget für 
1866 mit einem mutbmaßlidhen Gebahrungsdeficit von 13 Mil. ein; erft 
mit dem Sabre 1867 hoffe bie Regierung basfelbe ganz befeitigen zu können. 


= 


20. „ (Spanien). Finanznoth ber Regierung. Die Gortes müfjen außerordent⸗ 
liche Hülfsmittel gewähren. Die Königin verzichtet auf drei Viertheile ihres 
Patrimoniums. Die Negierung verfpricht eine neue Prüfung bes Budgets 
und möglichfte Einſchränkung. 

(Bralilien) fließt mit Uruguay unter ben bilfigften Bebingungen 


Frieden. 
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21. Febr. (England). Die Regierung verlangt vom Parlament 200,000 Pfb. 
für die Befefligung Quebecs gegen allfällige Angriffe auf Canada von Seite 
ber Ber. Staaten. 

n„  . (Halten). Die II. Kammer genehmigt bas Geſetz über bie legislative 
Union ber Halbinfel, einfchlieplich der Einführung der Civilehe. 

22. „ (Preußen) formulirt endlich Oeſterreich gegenüber feine Forderungen an 
Schleswig:Holftein, ohne beren vorgängige Erfüllung es in eine befinitive 
Gonftituirung des neuen Staats nicht einmwilligen werbe. 

.» » (Ber. Staaten) Wilmington wirb von ben Bundestruppen beiekt. 

25 „ (Deutihland — Kurbel fen). Die Stänbeverfammlung verlangt von 
ber Regierung bie —— der Bundespreßordonnanzen von 1854. 

26. „ (0Deutſchland. — Schleswig⸗Holſtein). Die Delegirtenverſammlung ber 
Schleswig⸗-Holſtein⸗Vereine in Rendsburg ſpricht ſich einſtimmig gegen eine 
Einverleibung in Preußen, gegen eine Perſonalunion mit demſelben und gegen 
eine rückhaltloſe Unterordnung unter dasſelbe aus und ftellt es mit Mehrheit 
bem Herzog und ber Landesvertretung anbeim, bie im Intereſſe Deutfchlands 
nöthigen Staatöverträge mit Preußen abzufchließen. 

n  » (Defterreih). Flaue Feier bes Jahrestage der Berfaffung in Wien und 
in ben übrigen Theilen der Monardie. 

„ (Merien). Ein Decret des Kaifers erklärt die Fatholifche Religion für bie 
Staatsreligion, aber alle andern Religionen für geduldet. Ein ziveites Decret 
bes Kaiſers verorbnet eine Reviſion ber Verfäufe von Kirchengut, beitätigt 
Fe ſchon jetzt grunbfäglich alle ehrlih und gefegmäßig erfolgten Verkäufe 

iefer Art. 

27. „ (Merieo), Die Leitung des Yinanzminifteriums gebt an ben eben einge: 
troffenen Franzoſen Bonnefonbs über. ” 

28. „ (Per u). Ausbruch der Revolution gegen ben Präfidenten Pezet wegen bes 

Friedens mit Spanien. 

— „ (Defterreid). Aufhebung der bisherigen Anternirung einer großen Ans 
aa! Fa Diejelben werben mafjenhaft nah Bayern und ber Schweiz 
entlaſſen. 

— „GItalien). Die Regierung ſchließt eine ganze Reihe biſchöfl. Seminarien 
und die damit verbundenen Secundärſchulen, weil die Biſchöfe die Staats⸗ 
aufſicht nicht dulden wollen. 

— „ (Ber. Staaten). Beide Häuſer ber Legislatur von Kentucky lehnen ben 
vom Congreß beſchloſſenen Zuſatzartikel zur Bundesverfaſſung, ber bie Scla⸗ 
verei abſchafft, ab. 


. März. (Oeſterreich). Die Regierung läßt ſich endlich dazu herbei, im Budget 

für 1865 einen Abſtrich von 20,100,000 fl. anzubieten. 

„ Ber. Staaten). Lincoln tritt zum zweiten Mal fein Amt als Präfident 
der Union an. 

„ (Defterreih) lehnt bie Korberungen, unter denen Preußen allein in die 
Conftituirung eines neuen Staates Schlesiwig-Holftein willigen mil, ale 
Ganzes ab und will bemielben nur foweit Goncefjionen maden, als es inner: 
halb ber Bunbesverfaffung möglich ift. 

e „ (Rom). Ber Papft richtet ein eigenhändiges Schreiben an Victor Emannel, 
um Unterbandlungen über bie Wieberbefeßung ber verwaisten Bifchofsftühle 
Italiens anzufnüpfen. _ 

„ (Sranfreih). Der Unterrihtsminifter Duruy trägt auf obligatorifchen 
und unentgeltlichen Bolfsunterriht an. Der Minifter: und Geheinrath ent: 
ſcheidet fi) gegen den Antrag. 

„ (England). Cröfinung bes Telegrapben zwiſchen England und Oftinbien. 

„ (Preußen). Die Stabtverorbneten von Köln lehnen ben ihnen zugemu⸗ 
mutheten Credit für bie Feier der fünfzigjährigen Verbindung ber Rheinlande 
mit Preußen unter ben obwaltenden Umftänben ab. 
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nimmt keinen Theil daran. 

10. „ (Frankreich). Herzog von Morny +. 

11. „ (England. — Canada). Das Colonial⸗Parlament erflärt ſich für bas 
brittiſche Confoderationoproject. Die übrigen, kleineren Golonien zeigen ihrer: 
ſeits wenig Neigung dafür. 

n  . (Ber. Staaten). Der Congreß ber Sübftanten in Richmond beſchließt bie 

ung ber Sclaven, ohne benfelben indeß bamit auch bie Freiheit zu 
nken. 

12. „ Grankreich). Adreßdebatte bes geſetzgeb. Körpers: Rebe Thiers gegen 
das Königreich Stalien und für bie weltliche Herrſchaft bes Papſtes. 

13. „ (Deutihland — SchleswigsHolftein). Differenzen zwifchen bem 
Öflerr. und bem preuß. Givilcommillär. 

„ (Preußen). Der feudale Provinziallandtag und bie Stabtbehörben von 
Baden beichließen, ben König zur Feier des Jubiläͤums nah Aachen eins 
zuladen. 

„ (England). Unterhausdebatte über Canada. Allgemeine Beſorgniß vor 
ben Ber. Staaten. 

„ (Donaufürftentbümer). Beide Kammern baben ein Geſetz votirt, bas 

bie Wahl und Abfehung des Patriarchen unb ber Biſchöfe in bie Hand bes 

Fürſten legt und fie zu bloßen Staatsbeamten macht. Fürft Couza zögert 

no, dem Geſetz feine Sanction zu eribeilen. 

(Italien). Die II. Kammer beicließt bie Abſchaffung ber Tobesftrafe mit 
einer Majorität von 59 Stimmen, — Der Finanzminijter verlangt bie Er⸗ 
mädtigung zu einem neuen Anleben von 425 Mill 
„ (Ber. Staaten). Botihaft bes Präſ. Jefferſon Davis an ben Eongreß 

der Sübftaaten und Antwort bes Congreſſes. Gegenfeitige Beichulbigungen. 

17. „ (Preußen) Das Obertrißunal emticheibet in ber fog. Stellvertretunges 
frage in lehzter Inſtanz zu Gunften ber Regierung. 

18. „ D ih) Ter bisherige Belagerungszuftand in Galizien wird wieber 
aufgehoben. - 

22. „ GSDeutſchland. — Württemberg). Diell. Kammer erflärt fi TE 

. jebe Vergewaltigung ber RR buch Preußen unb daß alle beutf 

ür bie Rechte ber Herzogthümer unb für bie Mechte 

Deutichlands auf biefelben mit ber That einzuftehen. 

„ (Defterreich). Das Abg.Haus beſchließt, in bie Berathung bes Budgets 
für 1866, jedoch unter Verwahrung gegen jebes Präjubiz, einzutreten unb 
bazu einen neuen Ausſchuß zu wählen. Die Wahl fällt überwiegenb in 
oppofitionellem Sinne aus. 


9—18. Marz. (Frankreich). Mbrepdebatte im Senat. Der Prinz Napoleon 


14. „ 


1 


Staaten verpflichtet feien, 


24. „ (Breußen). Cine gl. Gabinetsorbre verlegt bie preuß. Marineftatton ohne 
Weiteres von Danzig Kiel. 
26. „ (Deutſchland. — Gchleswig-Solftein). Unter Vermittlung bes 36er 


Ausichuffes findet in Berlin ein Verſuch birecter Verſtändigung amilchen 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Vertrauensmannern und einer Anzahl Führer 
preuß. Hauſes flatt, ber zu einer Erklärung der Schleswig⸗Holſteiner 
führt, was fie an Preußen zu concediren geneigt feien und was nicht. 

27. „ (Deutſchland. — Bundestag). Bayern, Sachen und Hefſen⸗Darmſtadt 
ftellen be6 Bundes ben Antrag, bie vertrauensvolle Erwartung auszu⸗ 
ſprechen, es werbe Defterreih und Preußen gefallen, bem Auguftenburger das 
Herzogthum Holftein nunmehr in eigene Verwaltung zu übergeben. Oeſter⸗ 
reich iſt mit dem Antrage einverflanden. 

„ (Preußen). Das Abg.⸗Haus genehmigt faft einftimmig eine Reihe von 
Reiolutionen ale Vorbericht feiner Gommiflion über das Budget für 1865 
"Deferreid), Mldemeine Debatte bes Mhg-Gaufee über bat Bubget für 

. . gemeine e bes Abg.⸗Hau a 
1865. Die Rebner ber Maforität erllaäͤren übereinſtimmend, daß hinreichende 
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Abſtriche unerläßlich ſeien, weil weber eine weitere Steuerhöhung, noch eine 
weitere Inanſpruchnahme bes öffentlichen Credits mehr möglich fei. 

27. Mirz— 15. April. (Frankreich). Adreßdebatte im geiehg. Körper. 

28 „ (Deuifhland, — Württemberg). Der Abgeorbniete Höfber unb 
44 Gen. bringen in ber II. Kammer einen betaillirien unb tief eingreifenden 
Antrag auf Revifion ber Verfaffung ein. 

„» (Preußen), Tas Abg.-Haus genehmigt im Wefentlichen bie Eiſenbahnvor⸗ 
iogen ber Regierung mit 178 gegen 108 Stimmen. Spaltung ber Oppoſition. 

„ (Defterreih). Erflärung bes Minifters des Aeußern im Abg.⸗Hauſe über 
bie auswärtige Bolitit Defterreiche. 

P ($r anfreich). Heftige Scene im gefebgeb. Körper bez. bes Staatsftreidhe 
v 
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„ (Italien). Auch die I. Kammer genehmigt mit 89 gegen 45 Stimme 
bie Einführung ber Civilehe. 

„ (Ber. Staaten). Die Armee Grant’s fett fich zum letzten entſcheidenden 
Kampf auf Richmond in Bewegung. 

0. „ (Deutfhland, — Sachſen). Cine Fol. Verorbnung ſetzt bie Bunbes 
befchlüffe betr. Preſſe und Nereinsmefen wieber aufer Kraft. 

„ (Dentfhland — Bayern). Wieberzufammentritt bes feit 1863 ver: 
tagten Landtages. Die Negierung legt bemfelben ben Antrag anf zmeijährige 
ftatt ber bisherigen fechsjährigen Finanzperioden vor, was die 11. Kammer 
ſchon wieberholt und zulegt einftimmig verlangt, bie I. Kammer unb bie Re: 
gierung bagegen bebarrlich bisher abgelehnt hatten. 

„ (Deutihland — Schleswig-Holftein) Herzog Friedrich erklärt 
ih einläßlich Darüber, wie weit er in feinen Goncefjionen an Preußen geben 
zu koͤnnen glaube. 

„ (Deuifhland. — Bayern). Die bieherige Majorität ber II. Kammer 
fällt gänzlich auseinander ; der bisherige Jührer derfelben, Frhr. v. Lerchen: 
feld, wird nicht einmal in ben Worefausfchuß gewählt. Aus ber bisherigen 
Majorität bilder fi ein Centrum und eine Rechte; bie ortfchrittepartei und 
die Pfälzer treten unter Tffenlafjung ber deutjchen Frage als vereinigte Linke 
zuſammen. 

„ (Defterreid). Erklärung Schmerling's im Abg. Haufe über die Politik 
und bie Ausfihten ber Megierung bez. Ungarns. 

„ (Defterreih). Die Aubelfeier ber Univerfität Wien wird „aus Oppor⸗ 
aaa nen. auf ben Auguft (Jahrestag ber päpftt. Beflätigungsbulle) 
angeſetzt. 

„C(CShina). Prinz Kong wird ale Minifterpräfident abgeſetzt und aller ſei⸗ 
ner übrigen Ehrenftellen enthoben. Die Engländer räumen in Folge bavon 

die Taku⸗Forts nit. Der Prinz wird in jein Minifterium wieder eingejebt. 
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. April. (Preußen) Das Abg.⸗Haus lehnt das Verlangen der Regierung, 
Filialen der preußiſchen Bank auch auf nicht⸗preußiſchen aber deutſchen Han⸗ 
delsplatzen errichten zu dürfen, ab. 

„ (Spanien). Die Il. Kammer genehmigt das Aufgeben St. Domingo’s 
mit 155 gegen 68 Stimmen, ber Senat mit 93 gegen 39 Stimmen. 

„ (Ber. Staaten). Kampf um Richmond. General Sheridan erftürmt ben 
entſcheidenden Punkt Five forks. 

„ (England). Richard Cobden F. 

„ . (Ber. Staaten). Kampf um Richmond. Die Bundesarmee nimmt bie 
ganze Äußere Fortificationslinie von Petersburg und wirft bie Gonföderirten 
auch aus allen Pofitionen vor Richmond. Lee räumt in ber Nacht Peters: 
burg und Richmond. Davis flieht mit wenigen Getreuen nad Süden. 

3. „ (Ber. Staaten). Die Bunbestruppen ziehen in Richmond ein, bie Neger: 

regimenter voran. 

4. „ Geutſchland. — Württemberg). Die IL Kammer verwirft ben Antrag 
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* auf Einführung ber allgemeinen Wehrpflicht nur mit 45 gegen 41 

timmen. 

. April, (Deutfhland. — Kurbeffen) Die Ständeverfammlung lehnt bas 
von ber Regierung vorgelegte Wahlgeſetz ab. 

" N Oeherreiß). Die Regierung Tegt dem Reichsrath einen neuen (Tiberaleren) 

olltarif vor. 

„ (Preußen). Die Regierung legt ber Abg.-Hauſe einen umfaffenden Plan 
zu Erireiterung der preußiſchen Marine vor, erflärt, daß Preußen nicht bloß 
gegenwärtig im Befiß des Dafene von Kick, fondern auch entichloffen fei im 
Mei dieſes Hafens zu bleiben und fordert für bie Befeftigung besfelben und 
Fi integung von Marineetabliffements daſelbſt einen Erebit von 6,150,000 

alern. 

„ (Reutfhland,. — Bundestag). Ter mittelftuatlihe Antrag v. 27. März 
wird von ber Bundesverſammlung gegen Preußen mit 9 gegen 6 Stimmen 
zum Beichluß erhoben. Defterreich fliimmt mit ber Mehrheit. 

„ „ (Deutfdland. — Naffau). Die Rechte ber II. Kammer erfcheint in 
ben Situngen nit und macht biefelbe dadurch beſchlußunfähig, um bie 
Prüfung ber von ber liberalen Mehrheit angefochtenen Wahlen zu verhindern. 

„ (Breußen) Das Abg.Haus fpricht fich wiederholt gegen den Mißbrauch 
bes Dberauffichtsrechtes ber Negierung gegemüber ben Gtabtverorbnietenver: 
fanmlungen aus. 

7-10. „ (Spanien). Unruhen in Madrid. Gewaltmaßregeln ber Regierung. 
9. „ (Ber. Staaten). Lee capitulirt mit feiner ganzen Armee. 

10. „ (Defterreidh) remonftrirt in Berlin gegen bie einfeitige Verfügung über 

den Hafen von Kiel. 
„ . (Dänemarf). Die Regierungsvorlage für Mobification der Berfaffung 
vom 14. Rovember 1863 wird nach langen Verhandlungen in ber von einer 

- gemeinjchaftlihen Commiſſion beider Thinge bes Reichsraths vereinbarten 
Faffıng von Yanbetbing angenommen, vem Volksthing aber verworfen. 

» (Deutfchland. — Zollverein). Ter neue SHundelsvertrag zwiſchen dem 
Roliverein und Oeſterreich wird endlid, in Verlin unterzeichnet. 

„» (Merico). Neues Anlchen in Paris zu den drüdenditen Bebingungen. 

„ (Stalien) Die 1. Kammer genehmigt mit 156 gegen 88 Stimmen den 
Berfauf ber piemontefiihen Stuatebahnen. 

„ a r. Staaten). Mobile in Alabama wird von ben Bundestruppen 
beſetzt. 

14. „ (Ber. Staaten). Ermordung bes Träfidenten Lincoln durch den Schau: 
frieler Wilkes Booth. Der Vicepräf. Johnſon tritt verfaſſungsmäßig an 
feine Stelle und leitet ben Eib. 

„ (Aegypten). Delcgirte bes europätichen Handels befichtigen auf Einlabung 
Leſſeps die Arbeiten bes Suezcanals. 

„ (Breufßen) regt bei Defterreich die Einberufung ber ſchleswig⸗holſtein'ſchen 
Stände an, um fi über feine Forderungen mitt benfelben direct zu ver⸗ 
fländigen. 

„Italien). Begezzi ei in außerorbdentliher Miffion nah Rom. 

„ (Deutfhland. — Schleswig⸗Holſtein). Die Velegirten= Berfammlung 
ber Schleswig-Holſtein-⸗Vereine befchließt einmüthtg ihre Zuftimmung zu ber 
Berliner Erklärung ihrer Vertrauensmänner vom 26. März. 

. „ (Deutfäland — Bayern) Die I. Kammer genehmigt bie neuen 
Handelsverträge mit 117 gegen 7 Stimmen und ſpricht ben Wunſch nad 
Abſchluß eines Hanbelsvertrags mit Italien aus. 

„ rn (Rußland) Der Großfürft:Thronfolger F in Nizza. Ein Taiferlicher 

Nas proclamirt ben zweiten Sohn bes Kalfers, Alerander, ale Thronfolger. 

25. „ (Stalien). Die H. Kammer bewilligt mit 153 gegen 47 Stimmen bas 
von ber Regierung geforberte Anlehen von 425 Mil. 
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25. Apr. (Brafilien). Trippelallianz mit Uruguay umb ber argentinifchen Republif 
gegen Paraguay. 

26, „ GDentſchland. — Bayern). Der Abgeorbnete Kolb trägt in ber 
Il. Kammer auf möglichſte Einſchränkung bes ſtehenden Heeres und Einfüh— 
rung ber allgemeinen Wehrpfliht an. — Die H. Kammer genehmigt fafl 
einftimmig ben Antrag auf zeitgemäße Erweiterung (und Umbilbung) ber 
I. Kammer. 

v„ . (Deutihland. — Hannoper) Die II. Kammer fpricht fih mit allen 
gegen 3 Stimmen für eine Reform ber Gewerbeorhnung im Sinne ber Ge- 
werbefteiheit aus. 

„ = (Preußen) Das Herrenhaus verwirft ben Beſchluß des Abg.-Haufes für 
Aufgebung ber gejeglichen Beftimmungen gegen bie Goalitionsfreiheit ber 
Arbeiter. 

„ «" (Stalien). Die IE. Kammer nimmt ben eriten Artikel bes von ber Res 
gierung vorgelegten Klofteraufpebungsgefeßes in mobifizirter Faſſung an. 

„ » (Ber. Staaten). General Johnſion ergibt ſich mit feiner Armee an ben 
Bunbesgeneral Sherman. 

27. „ (England). Der Schaplanzler legt dem Unterhaus das Budget für 18%, 
vor. Die Steuern können wieder um 3,778,000 Pfd. St. vermindert werben. 

„ (Italien). Tie Regierung zieht das Klofteraufpebungsgefeg zurüd. 

28. „ (Italien). Lebte Situng ber II. Kammer in Turin. 

29. „ (Deutfhland. — Hannover). Die Il, Kammer beſchließt troß bes 
Widerftandes bes Miniſters Windborft, die Regierung zu Aurüdnabme 
ber Qunbesprekorbonnang von 1854 aufzuforbern. 

„ (Deflerreid). Das Abg.:Haus jeht in ber Berathung bes Budgets für 
1865 ben fog. Dispofitionsfonds (geb. Ausgaben) ber Regierung von 500,000 
auf 200,000 ©. herab, 

„ (Franfreid) Der Kaifer gebt auf 6 Wochen nach Algier. Regentichaft 
ber Kaijerin. 


. Mai. (Deutfhland — Bayern). Die I. Kammer genehmigt bie Eins 
führung zweijähriger Perioden nunmehr gleichfalls mit 30 gegen 7 Stimmen. 

„» (Deutfhland. — Naffau) Die Linke ber vereinigten Stänbeverfamms 
lung verläßt bie Sitzung und madt die Verfammlung dadurch beſchluß⸗ 
unfähig, um eine Steuerbeivilligung unmöglid zu machen, fo lange bie 
Nechte ber II. Kammer ihrerſeits jebe Brüfung ber Wahlen durch Arbeitss 
einftellung verbinbert. 

. (Deutfölan . — Hannover). Vie Il Kammer fpricht fih mit 44 gegen 

6 Stimmen für bie Wieberheritellung ber Verfaſſung von 1848 aus. 

„ (Deutihland. — Hannover) Lie I. Kammer lehnt einftimmig ihren 
Beitritt zu dem Befchluffe ber II. Kammer gegen bie Bunbesprekorbonnanz 
von 1854 ab. , 

„ (Deutfhland. — Naſſau). Die Regierung ift um ber Steuerbewilli: 
gung willen genöthigt, ben Landtag aufzuldfen unb Neuwahlen anzuorbnen. 

»„ (Brantreih). Garnier Pages erörtert im gefeßgeb. Körper bie Abfchaffung 
ber ftehenden Heere, Glais-Bizoin erflärt ſich für Einführung des preußifchen 
Landwehrſyſtems. 

„ (Preußen), Das Abg.⸗Haus verwirft bie von ber Regierung vorgelegte 
Militäenovelle, ba bie Regierung jebe Conceſſion bezüglich ber breijährigen 
Dienftzeit ablehnt, mit 258 gegen 33 Stimmen. 

„ (Dänemark). Der König löst bas Bollsthing bes Reichsraths auf unb 
ordnet Neuwahlen an. 

„ (Deutfäland. — Baden). Die I. Kammer geht mit 11 gegen 
5 mmen über bie Tath. Petitionen gegen das neue Schulgejek zur Tages⸗ 
orbnung über. 

„ „ (Defterrei). Debatte bes Abgeordnetenhauſes über bas Milttärbubget. 
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Die Regierung wi 11 Mil. von ihrer urfpränglichen Forderung abftreichen. 
Der Kriegsminifter erflärt bieß für bie &ußerfle Gränze bes Möglichen ; weis 
ter zu geben, fei unmöglih, wenn man nidyt „bie Organifation ber Armee 
angreifen wolle". Das Haus genehmigt trogbem ben Antrag feines Auss 
ſchuſſes und freiht 17 Millionen. 

7. Mai. (Rußland). Muramwiew, ber Gouverneur von Littbauen, wirb in 

—— verſetzt und durch Gen. Kaufmann erſetzt. 

8 „ (Deſterreich). Tas Abg.Haus ſtreicht im Marine⸗Budget für 1865 eine 
halbe Million mehr, als die Regierung augeftehen will. Das Budget für 
1865 ift damit erledigt. Während bes ganzen Verlaufs ber Tebatte ift bie 
Megierung mit ihren Anträgen überall gegen bie bes Finanzausſchuſſes, wenn 
auch oft nur gegen 2 Stimmen Mehrheit unterlegen. Das Budget bes 
Abg.⸗Hauſes ergibt immerhin noch ein Deficit von 7 Mill, für beiten Bes 
bedung ſich das Haus indeß ein befonberes Geſetz vorbehält. 

„ (England). Die Baines’ihe Reformbill wird vom Unterhaus mit 288 
gegen 214 Stimmen verworfen. 

EFrankreich). Tie Regierung verlangt von ben Kammern 360 Mil. zu 
außerordentlichen öflentlihen Bauten, wovon 100 Mill. durch Verlauf von 
Staatswaldungen aufgebracht werben foller. Die öffentliche Meinung erflärt 
fih aufs entjchiebenfte dagegen. 

„ (Preußen). Die Regierung legt dem Abg.:Haufe eine Denfichrift über ben 
gegen Tänemarf geführten Krieg und bie durch benfelben veranfaßten Koften 
vor und verlangt bie Genehmigung der letzteren. 

„ (Italien). Die I. Kammer bewilligt bas von ber Regierung geforberte 
neue Anleben von 425 Mill. mit 73 gegen 19 Stimmen. 

„ (Deutihland. — Bayern). Der Auftizminifter legt ber II. Kammer 
einen Amneflicentwurf für 1849 vor, ber bie Amneftie bloß auf bie Inländer 
(Bayern) beihränfen will. 

-„ (England). Die Regierung beginnt ihre in Folge ber ſog. Reutralitäts- 
erflärung gegen bie Ver. Staaten getroffenen Maßregeln zurüdzunehmen. 

12. „ (Deutfhland. — Baden) Die Il. Kammer tritt ber Abrefje ber 

1. Kammer betr. ihre eigene Umbildung nur unter Abiveihungen bei. 

13. „ (Deferreid). Die Studenten ber Nniverfität Wien weigern fich wieber: 
bolt, ein Gomite für ihre Betheiligung an der Yubelfeier nieberzufegen. 

„ (Ber. Staaten). Ter Gonföberirtenpräfident efierfon Davis wird auf 
ber Flucht gefangen und nad Fort Monroe gebradit. 

14. „ (Zialien). Großartige literarifch-politifche Dantefeier in Ylorenz. 

15. „ Breußen). Offizielle Feier ber 5Ojährigen Verbindung ber Rheinprovinz 
mit Preußen in Aachen und Nachfeier in Köln. Die Bevölferung nimmt 
baran wenig Antheil. In ber Provinz Poſen findet für basfelbe Ereigniß 
feinerlei eier het 

„ (Franfreih). Revolutionäre Rebe bes Prinzen Napoleon in Ajaccio. 

„» (Deutfhland — Bayern), Tie I. Kammer lehnt ben Antrag ber 
1. Kammer auf ihre Erweiterung (und Umbildung) einftimmig ab. 

„ (Deutfhland. — Baden). Die Il. Kammer geht über die kath. Petis 
tionen gegen bas neue Schulgejeb ebenfalls zur Tagesordnung über mit allen 
gegen 2 Stimmen. 

„ (Merico). Ein Verſuch bes juariſtiſchen Generals Negrete, fih Mata⸗ 
moros zu bemächtigen, mißlingt. 

20. „ (Preußen). Die Abg. Tweiten, Gneiſt u. A. ſprechen es im Abg.-Haufe 
offen aus, daß bie alte Unabhängigkeit der preuß. Gerichte gebrochen ſei. 

„ (Defterreid). Das Abg.⸗Haus genehmigt mit 112 gegen 52 Stimmen 
ben Hanbelövertrag mit dem Zollverein. 

» (Frantreih). Die Regierung beginnt, ihre bisherigen jog. Neutralitäts⸗ 
Mapregeln gegen bie Ber. Staaten zurüdzunehmen. - 

22. „ (Dentfhland — Olbenburg). Der Großherzog verlangt von 
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Defterreih und Preußen die Befeitigung ber angeblihen Augnftenburgifchen 
Nebenregierung in Schleswig:-Holftein. 

23. Mai. (Preußen) Das Abg.:Haus genehmigt den Hanbelevertrag mit Oeſter⸗ 
reich mit 170 gegen 99 Stimmen. . 

24, „ (Deutfhland. — Bayern). Der Ausfchuß ber II, Kammer zwingt bie 
Regierung, ihren Amneſtieentwurf wenigſtens auf bie Angehörigen aller 
deutfchen Bunbesftanten anszubehnen und nur bie eigentlichen Auslänber 
auszuschließen. 

„ . (NRubland). Die letzten Infurgentenführer in Polen werben gehängt. 

.„  . (BDonaufürftenthümer). Fürft Coufa läßt einen Abgeordneten bes Patri- 
archen von Konftantinopel wieder über die Gränze ſchafſen unb genehmigt 
bas Geſetz, bas die Wahl bes Patriarchen und ber Bilchöfe Rumäniens in 
feine Hände Icgt. 

» » (Baraguay). 5000 Baraguayaner bemädtigen fi der Stabt Eorrientes 
(Argent. Republif). 

26. „ (Deutfhland. — Zollverein). Preußen vegt bie Frage eines Han: 
belevertrags mit Italien an. 

.. (Deutfaland. — Darmſtadt). Minifter Dalwigf erffärt, daß die Regie 
zung trotz bes Beſchluſſes der II. Kammer an der Mainzer Convention feſt⸗ 
halte. Die Il. Kammer antwortet auf biefe Erflärung mit einer Anklage 
gegen den Deinifter; die I, Kammer lehnt ihre Mitwirfung dafür ab. 

„ „ (England). SInterpellation im Unterhaus wegen Amerifa. Berubigenbe 
Erflärung ber Regierung. 

„» „ (Sriedenland). Wahlen zur Nationalvertretung. Ziveifelhaftes Refultat. 
Tinanznoth ber Negierung. 

„» . (Ber. Staaten). General Kirby Smith ergibt ſich mit ber ganzen Heeres: 
und Flottenmacht bes Tranemilfiffippi-Departements (Teras) an ben Bundes: 
general Candy. 

27. „ (Deutihland — Zollverein). Naraphirung eines Handelvertrags 
mit der Schweiz und cines Niederlafiungsvertrags zunächſt zwifchen Württem- 
berg und ber Schweiz in Stuttgart. Derſelbe fommt nicht zur Geltung, da 
Preußen und andere Zollvereinsftaaten ihm ihre Genehmigung verjagen. 

„ » (Deutfhland. — Bayern) Tie 1. Kammer nimmt ben erweiterten 
Amneftie-Entwurf einfiimmig und ohne Discuffion am. 

„ GDeutfchland. — Sachſen). Ter König ertheilt jämmtlihen Compro⸗ 
mittirten von 1849 volle Amneftie. . 

„» n (Branfreih). Bruch zwiſchen dem Kaifer und dem Prinzen Napoleon. 
Schreiben des Kaiferd an ben Prinzen und Antwort bes Prinzen. 

„» - (Rom) Der päpftl. Numtins in Merico wirb zurüdberufen. 

29. „ (Belgien), Tie Il. Kammer genehmigt bie Erneuerung bes fog. Fremden⸗ 
geleßes mit 49 gegen 23 Stimmen. 

"m er, Staaten). Bräfident Johnſon erläßt eine Amneftieproclamatior. 

30. „ (Beuntfäland — Zollverein). Unterzeihnung eines Hanbelsvertrags 
mit Englanb zu Berlin. 

n„ „ (Rreußen). Das Abg.-Haus fpricht fih für eine Nevifion ber Preßgeſetz⸗ 
gebung unb Ueberweiſung ber Preßvergehen an Gefchtwornengerichte aus. 

„» » (England). Neue Anterpellation im Unterhaus wegen Amerifa. Wie: 
berum beruhigende Erflärungen ber Regierung. 

3l. „ (Spanien). Differenz mit Chile. Beilegung berfelben durch ben fpani- 
hen Geſandien ohne reale Genugthuung. Er wirb deßhalb von ber ſpani⸗ 
[hen Regierung abberufen. 


1. Juni. (Defterreich) willig gegenüber Preußen in bie Einberufung ber 
jchleswigsbolfteinifchen Stände von 1854 ein. 
2. = (Preußen). Das Abg.-Haus Iehnt bie Marinevorlage ber Regierung mit 
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allen gegen bie Stimmen ber feubalen Bartei ab. Bismard forbert ben Abg. 
Virhow zum Zweifampf. Virchow lehnt bie Forberung ab. 

2.Zuni (Deutſchland. — Bayern). Beſchluß ber II. Kanımer bez. der ſchles⸗ 

wigshoffteinifchen trage. 

„ - (England). Die Regierung entzieht ben Conföberirten ber Ber. Staaten 
bie Rechte von Kriegführenden, will ihnen aber boch noch zum lehten Mal 
einige Dergünftigung zu Theil werben laſſen. 

„ (Branfreich), Budgetdebatte des geſetzgeb. Körpers. Mebe Thicrs. 

„ (Defterreih). Beſuch des Kaifers in Peſth —Oifen. 

„ (Deutfhland). Erſter deutfcher Proteftantentag zu Eifenad). 

GEFrankreich). Die Regierung nimmt ihre frühere Neutralitätserkfärung 
gegenüber ben Ver. Staaten zurüd. 

. (preuden). Das Abg.:-Haus lehnt bei Berathung bes Militärbubgets für 
Fon 4) nie Armeereorganifationskoften mit 207 gegen 22 Stimmen neuer: 

ings ab. 

„ (Defterteih). Die Regierung überrafcht das Abg.-Haus mit einer An⸗ 
Iehensforberung von nicht weniger als 117 Mill. zur Dedung ber bisherigen 
Deficitö und derjenigen für 1865 und 1866. " 

„ (Ber. Staaten). Die Flotte wird von 600 auf 90 Kriegsichiffe rebuzirt 
und bie Armee größtentheil® zu entlaffen angefangen. 

„ (Deutfchland. — Schleswig⸗-Holſtein). Million des preuß. Prinzen 
Hobenlohe in Norbichleswig. 

„Oeſter reich). Die englifch-öfterreichifche Enquete-Sommiflion wirb wies 
ber vertagt. 

„ (Spanien) Militärverſchwörung in Valencia. Gewaltinaßregeln ber 
Regierung. 

12, „ (Breußen) verlangt von Deiterreih die Entfernung bes Auguftenburgers 
aus Schleswig: Holftein und macht bie Einberufung ber fchleswig-holfteinifchen 
Stände davon abhängt. 

„C(Deutſchland. — Bayern). Die II. Kammer befchließt die Bitte um 
einen Sejegesentwurf behufs Uebermweifung militärifcher Vergehen und Ber: 
brechen an bie bürgerlichen Gerichte. 
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13. „ (Preußen). Das Abg.-Haus lehnt die Kriegsfoftenvorlage ber Regierung 
einfach ab und erklärt bie geichehene Entnahme von Geldern aus dem Staats⸗ 
ſchatze ohne geſetzliche Ermächtigung ber Lambesvertretung für verfafjungs: 
widrig, das Staatsminifterium Für verantwortlich dafür. 

14. „ (Preußen). Das Herrenhaus genehmigt einen Antrag auf Beichränkung 


ber NRebefreiheit bes Abg.Gaufes. Die feubale Partei ftellt auch im Abg.⸗ 
Haufe einen ähnlichen Antrag. 

„ (Deutihlandb. — Bayern). Die I. Kammer fucht ben Amneſtiebeſchluß 
ber 1. Kammer wieber etwas zu beichränfen. 

„ (England). Das Unterhaus befchließt mit 166 gegen 147 Stimmen" bie 
Abſchaffung des fog. Katholifeneibes. . 

415. „ (Deiterreih) lehnt die von Preußen geforderte Entfernung des Auguftens 

burger aus ben Herzogthümern ab. 

— , A and). Der * Edmundsſcandal: Nepotismus des Lordkanzlers 

eſtbury. 

— „ (Üegypten). Ausbruch der Cholera in Alexandrien und Cairo. Fortſchritt 

derſelben nad Konſtautinopel, Ancona, Marſeille ꝛc. 

16. „ (Preußen). Das Abg.⸗Haus lehnt den Antrag auf Beſchränkung ber Rede⸗ 
freiheit mit allen gegen 16 (fjeudale) Stimmen ab. — Das Herrenhaus lehnt 
das Budget, wie es aus ben Berathungen bes Abg.Hauſes hervorgegangen 
ift, ab und erffärt, daß es die Forderungen ber Negierung von Schleswig: 
Holftein vom 22, Febr. feinerfeits für vollberechtigt anerfenne. 

„ „ (Defterriid). Das Abg.Haus beſchließt gegen bie Regierung einen Ges 
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febesentwurf zu Beſchränkung bes 8 13 ber Verfaſſung und begleitet ben: 
jelben mit energiſchen Reſolutionen. 

17. Juni. (Deutſchland. — ANeienburg). Gabinetsjufliz gegen ben Magiftrat 
von Kofiod: Die Regierung ſchickt demfelben Erecution; der Magiftrat gibt 
alsbald nad. 

„  » (Preußen). Schluß ber Lanbtagsfeflion. Rede Bismards im Namen bes 
Königs. — Eine Verfammlung in Köln beichließt, aud in biefem Sabre 
wieber ein Abgeorbnetenfeft am Rheine zu veranftalten. 

„ „ (England, — Canada). Berflänbigung zwiſchen ben Bevollmächtigten ber 
Colontalregierung und ber Negierung bes Mutterlanbes über ihre Haltung 
ben Ver. Staaten gegenüber. 

„ (Deutfhland) Großartige Feier bes Jahrestage der Schlacht von 
—— in Naſſau und Hannover. In Berlin findet keinerlei Feier des 

ages ſtatt. 

„(Preußen). Die Kronſyndici ſchließen ihre Berathungen über das Erb⸗ 
folgerecht in Schleswig-⸗Holſtein. Die Regierung findet nicht für gut, das 
gend berjelben zu veröffentkichen. 

„ (Spanien). Umſchwung der Dinge Tas Minifterium Narvaez wirb ent: 
laſſen und ein neues Minifterium O’Dpnnel gebilbet, bie Anerkennung Ita⸗ 
liens beichloffen. 

» (Ber. Staaten). Die Regierung fpricht ihre entichtebene Unzufriedenheit 
mit ber immer noch nit ganz aufgegebenen Begünftigung fühftaatlicher 
Caperſchiffe von Seite Englands aus. 

„ (Preußen). Der König geht zur Badecur nad Karlsbad und zur Nachcur 
nah Gaftein. Bismarck begleitet ihn. 

„ (Defterreidh). Das Abg.⸗Haus bewilligt ber Regierung wegen bringenben 
Bebarfs von ben geforderten 147 Mill. vorerfi 13 Mil. und begleitet bie 
Bewilligung mit Reſolutionen. 

„ (Defterreid). Eine faiferl. Entiſchließung befiehlt bie Einſtellung bes 
Strafverfahrens gegen ben größeren Theil der an ber vorjährigen Infurrection 
im Benetianifchen Betheiligten. 

„ (Grantreih:Spanien). Abſchluß eines Hanbelsvertrags zwiſchen Frank⸗ 
reih und Spanien. 

23, u Freie Refultatlofes Ende ber Miffion Vegezzi's in Rom. 

Merico). Ein Decret bes Kaifers regelt ben religidfen Unterricht an ben 

Schulen, der gänzlich ben Prieftern überlafjen bfeibt. 

. (Deferreid). Das Herrenhaus tritt im ber Yubgetfrage für 1865 auf 
Seite ber Regierung und fest das Militär: und bas Marinebubget wieder 
um 5% Millionen binauf, woburd das Deficit wieder auf circa 14 Millionen 
fleigen würbe. 

. „Geutſchland. — Bayern). Die I. Kammer lehnt den Beſchluß ber 
- U. Kammer bez. Militärjuftiz ibrerfeits ab, 

„eſterreich). Beginn einer neuen Berfaffungskrifis: die Hoffanzler von 
Ungarn und Siebenbürgen, ausgelprochene Anhänger ber Februarverfaſſung, 
werben ohne ihr Nachſuchen entlaffen und Graf Mailath von ber Partei ber 
Altconjervativen zum ungariſchen Hoffanzler ernannt. 

„ (England). Das Oberhaus verwirft feinerfeits mit 84 gegen 63 Stimmen 
bie Abichaffung bes jog. Katholikeneides. 

„ (Spanien) kündigt dem hl. Stuhle bie bevorſtehende Anerfennung Italiens 
an und Tnüpft zugleich mit dieſem Unterbandlungen an. 

„ (Defterreih). Das Miniftertum Schmerling, mit Ausnahme des Minifters 
bes Ausw. und bes Kriegsminiftere, bietet feine Snttoffung an und erhält 
fie. Der Mintfterpräfident Erzberzog Rainer erhält Urlaub und reist noch 
am gleichen Tage ind Ausland ab. Auch ber Präfibent bes Staatsraths, 
Schr. v. Lichtenfels, forbert feine Entlaffung. Unterhandlungen mit bem 
Grafen Belcredi. Lange Miniftercrifis, 
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— Juni. (Ber. Staaten). Die ———— theilt das ganze Gebiet der 
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Union in 5 große Militärbivifionen ein. Pr 


bent Johnſon leitet bie Re⸗ 
conftruirung der unterworfenen Sübflaaten ein. 


Juli. (England). Das Cabinet beſchließt, ben Lorbfanzler Weſtbury troß bes 
Ehmunbanbals nicht fallen zu laſſen. 

„ (Defterreid). Der Kaifer verfügt durch Hanbfchreiben ganz unerwartet 
bie un snglice Verfegung ber italienifchen Armee auf ben vollen Fries 
densſtand. 

(Preußen) zeigt ſich bezüglich einer definitiven Löſung ber ſchleswig:hol⸗ 
ſteiniſchen Frage geneigt, auf die Anſchauungen Oeſterreichs einzugehen, aber 
unter der Bedingung, daß der Großherzog von Oldenburg ſtatt des Auguſten⸗ 
burgers als Souverän ber Herzogthümer anerkannt werde. Oeſterreich gebt 
auf den Plan nicht ein. 

„ (England). Das Miniſterium erleidet im Unterhauſe eine Niederlage: mit 
177 gegen 163 Stimmen wird ein Tabelsvotum gegen ben Lorblanzler Wefts 
burg wegen bes Edmundſcandals angenommen. 

„ (Franfreih). Der gefeßgeb. Körper genehmigt bie Anleihe von 100 Mill. 
für öffentliche Arbeiten in Algerien. 

„ (Franfreid) Schluß der Seſſion der Kammern. 

„ (Breußen). Der Stönig ſetzt, ba ſich bie beiden Häufer des Landtags über 
ba8 von ber Regierung vorgelegte Budget für 1865 nicht geeinigt haben, 
hasfelbe von Karlsbad aus aus eigener Machtvollkommenheit en. 

„ (Deutfhland. — Bayern). Die IL Kammer beharrt auf ihrer Forbes 
rung einer umfaffenden Amneftie (für 1849) auch gegenüber ber I. Kammer 
und zwingt biefe zum Nachgeben. 

» (England). Das Sabinet muß ben Lorbfanzler nun doch fallen laſſen und 
fündigt ben Rüdtritt besfelben an. 

„ (Spanien). Die Deputirtenfammer nimmt bas neue Wahlgefeb an, bas 
ben bisherigen Cenſus auf bie Hälfte herabfegt. 

„ (Merieo). Das officielle ©. di Roma zeigt die Ahberufung bes päpftlicden 
Runtiug aus Merico an: „Er fol nicht mehr Zeuge deſſen fein, was dort 
wider bie Kirche geſchieht.“ 

„ (St. Domingo). Die Anfurgenten verwerfen ben von ibren Beauftrags 
ten mit Spanien abgefchloffenen Vertrag. Der fpanifche Generalcapitän vers 
kündet in Seite bavon bie Wiederaufnahme ber Feindſeligkeiten. 

„ (Defterreih). Das Herrenhaus bes Reichsrathes läßt in Folge ber kaiſer⸗ 
Iihen Verfügung vom 3. d. M. feine bisherige Oppoſition gegen bie Abſtriche 
bes Abgeorbnetenhaufes im Militär: und Marinebubget für 1865 alsbald 
ebenfalls fallen und genehmigt nunmehr alle Anſätze des Abg.⸗Hauſes. 

„(Deutſchland. — Shledwig: Holftein). Ter Geburtstag bes Herzogs 
Friedrich wird überall im Lande feftlich gefeiert, von ber Univerfität Kiel 
officiell begangen. 

„ (€ n gland). Schluß der Parlamentsfefjion. Thronrede im Namen ber 
Königin 


„ (granfreig: Holland). Abſchluß eines Handelsvertrags zwiſchen Frank⸗ 
reich und Holland. 

„GEItalien). Bericht Lamarmora's an ben König über bie Miſſion Vegezzi. 

„ (Breußen). Das preußische Preßbureau verbreitet die Ente einer Wiebers 
aufnahme ber Congreßidee bed Kaiſers Napoleon. Der Moniteur bementirt 
alle bergleichen Angaben. 

„(Preuhen). Kriegeriſche Vorbereitungen: aus ben rheinifchen werben ſtarke 
Geſchützſendungen nach den ſchleſiſchen tungen gemacht. 
„(Preußen). Das Colner Feſtcomits ladet ſämmtliche Mitglieder ber libe⸗ 
ralen Parteien des Abg.-Hauſes zu einem Abgeordnetenfeſt auf ben 22. und 
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23. d. M. ein. Die Polizei verbietet das Fer und Ist bad Comité 
auf, Die Gerichte erklären fpäter die M.. In ber Polizei für ungeſetz⸗ 
lih und ihre Verfügungen für aufgehoben. 


10. Suli. (Defterreich) fuht Preußen neuerbings zu einer befinitiven Löfung ber 


18, 


ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage innerhalb bes Bunbesrechts zu bewegen und er- 
Märt fi zu den äußerſten Goncefjionen innerhalb dieſes Principe geneigt. 
Preußen beobachtet dagegen eine vefervirte Haltung. 

„ (Defterreid). Der auf ben 17. Juli einberufene Landtag Croatiens 
—5 Folge der inzwiſchen eingetretenen Miniſtercriſis auf den 28. Auguſt 
verſchoben. 

„(Schweiz). Der Bundesrath trägt durch eine Votſchaft in Beiden Räthen 
ber Bundesverfammlung auf eine partielle Revifion der Bundesverfafjung an. 
Der Antrag wird von beiden Räthen angenommen und dafür eine befondere 
Seſſion auf den 23. October anberaumt. 

„ (Brafilien). Sieg ber braſilianiſchen Flotte über diejenige Paraguays. 


„ (Preußen). Eine preußische Depeſche an Oeſterreich ſchildert die Zuftände 


in ben Herzogthümern mit ben jchwärzeften Farben und droht mit einfeitigem 
Vorgehen. Defterreich fucht zu begütigen. 

„ (Deutfchland. — Raffau). Allgemeine Landtagswahlen. Vollſtändiger 
Sieg ber Fortichrittspartei bei ben Wahlen zur IL. Kammer: von 23 Wab: 
len gehören ihr 20 an, nur A ber clericalen Partei, gar feine der gouver: 
nementalen. Auch alle Wahlen (der Großgrundbefiter und ber Großinbu: 
ftriellen) zur I. Kammer fallen liberal aus. 

„ Bortugaf). Allgemeine Corteswahlen. Tiejenigen in Liffabon, Oporto, 
Coimbra zc. fallen oppofitionel aus; die Regierung kann nur auf eine Mehr: 
beit von etwa 12 Stimmen reinen. 

„ (Brafilien) Der Kaijer geht auf den Kriegsſchauplatz ab. Demon: 
firation ber europätfchen Conſuln bet biefer Gelegenheit zu Gunſten Brafiliene. 

„ (Spanien). Ein kgl. Decret ſchließt die Sejjion der Kammen und ver 
fügt Neuwahlen. 

„ (Bereinigte Staaten) Gin Handelstag ber nördlichen und weils 
fihen Staaten in Detroit erflärt fih unter gewiljen Bedingungen für eine 
Erneuerung bes Reciprocitätsvertrags mit Canada und fpricät ji mit allen 
gegen 2 Stimmen für die Beibehaltung bes Schußzollfgftenes aus. 

n Den erreich). Das Abg.-Haus bes Reichsraths lehnt die Genehmigung 
des von ber Negierung eingebrachten Tiberaleren Zolltarifs “ab und verlangt 
vorerft umfaffende Erhebungen. 

„ (Defterreich) gibt bem preußifchen Gefanbten neue Verniittlungsvorfchläge 
nah Karlsbad mit. 

„ (Spanien) ſpricht bie bedingungslofe Anerkennung des Königreich 
Stalien aus. 

„ (Türkei — Aegypten). Die Suezcanal:Gefelfaft zeigt an, daß ber un: 
unterbrodene jchiffbare Weg zwifchen beim mittelländifchen und rothen Meer 
mit biefem Tage eröffnet fei. 

„(Preußen). Herr v. Bismard Außert fi in Karlsbad ganz unumwunden 
babin, daß er einen Krieg mit Defterreih wünihe und baß Preußen mit 
Bitte ober mit Gewalt bie Suprematie in Deutjchland erlangen werbe. 

„» (Spanien). Der Cardinal:Erzbifhof v. Burgos erhäft feine Entlaſſung 
als Erzieher des Prinzen von Aſturien. Der Beichtvater ber Königin, 
P. Glaret und die Schwefter Batrocinio werden vom Hofe entfernt. 

„ (Bereinigte Staaten). Das ehemalige fübftaatlihe Caperſchiff Stonewall 
wird von den fpanifchen Behörden auf Cuba ber Bundesregierung ausgelie: 
fert und ebenfo von der mericanifhen Regierung die nad der Gapitulation 
von Kerby Smith von Zeras auf mericanijches Gebiet gebrachte Artillerie ber 
ehemaligen Gonföderation. 

ir» (Preußen) Die Regierung ſchließt mit ber Direction ber Coln⸗Mindener⸗ 
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Fiſenbahngeſellſchaft einen Verirag ab, ber für biefe vortheilgaft ift, ihr ſelbſt 
aber bie Verfügung übsimtwa 28 Mill. Thlr. ſichert, ohne bie Ratification 
bes Landtags vorzubehalicit. 

48. Juli. (Defterreih). Der bisherige Statthalter Ungarns, Graf Palfiy, wirb 
entlafien und mit ber Wiederbefegung ber oberfien Würben nad der alten 
Verfaſſung Ungarns aus ben Reihen ber jogenannten altconfernativen Partei 
begonnen. 

20. „ (Breußen) Die preußijche Ylottenflammbivifion wird von Danzig wirt 
lich nach Kiel verlegt. 

21. „ (Preußen). Der König von Preußen hält auf dem Wege von Karlabab 
nah Gaſtein in Megensburg ein fürmliches Gabinetsconfeil, zu dem auch bie 
Gefandten in Wien und Paris beigezogen werben. 

„u (Deferreid) gibt Spanien in einer einläßlichen Depeſche feine Mißbil⸗ 
ligung ber erfolgten Anerlennung des Königreichs Italien zu erkennen, 

2172. „ (Defterreidh). Beide Häufer bes Reichsrathe einigen ſich noch völlig 
fiber ihre zeitherigen Differenzen bezüglich des Budgets für 1865. 

22, „ (Breußen). Der preuß. Geſandie kdehrt von Karlsbad und Negensburg 
nah Wien zurüd, ohne ein Zugeflindnig an Oeſterreich mitzubringen. 
Preußen Hält im Gegentheil an feinen Forderungen feft, ſelbſt auf die Gefahr 
eines ofjenen Bruches mit Oeſterreich. 

„  . (Krankreih). Allgemeine Wahlen neuer Gemeinderäthe in ganz Frank⸗ 
reich. Das allgemeine Stimmrecht füngt an, fi) auch auf diefem Felde von 
ben Ginflüffen der Gewalt zu emancipiren. Im Ganzen fallen bie Wahlen 
freifinnig, aber nicht antidynaſtiſch aus. 

22/723. „ (Prenßen). Die Regierung verhindert das Abgeorbnetenfeft in Köln 
mit ben Mitteln der Polizei und ber bewaffneten Macht. Die dazu erſchie⸗ 

nenen Abgeorbneten weichen ber Gewalt ohne Wiberfiand, 

23. „ (Preußen). Gonferenz zwilchen Bismard und dem bayeriichen Minifter 
v. d. Pfordten in Salzburg. Bismard nimmt einen Krieg zwiſchen Breußen 

und Orfterreih in Ausfiht und verlangt von ben Mittelftaaten bewaffnete 

Reutralität, 

»„ (Stalien). Affaire bes Oberften de Villata. Circular des Kriegsminifters 
Petitti. Entſchiedene Oppofition, felbit in den Kreifen ber Senatoren und 
Deputirten, gegen bie darin ausgeſprochenen Grundſätze. 

„ (Türkei. — Donaufürftentbümer) Die Regierung bes Fürſten 
Couza ae abermals die Einführung bed Tabakmonopols auf ben 
12. Auguſt. 

25 „ (Preußen) geht in SchleswigsHolftein wirklich einfeitig vor: der Redacteur 
May wird in Altona militärifh aufgehoben und nach Renbsburg gefchleppt, 
ber preuß. Abg. seele aus Kiel ausgewieſen, ohne baß Preußen dazu bie 
Zuftimmung Deſiſerreichs eingeholt hätte Der öſterr. Civilcommiffär Tegt 
energiſchen Proteſt dagegen ein. 

26. „ (Spanien) Reorganiſation ber Jury; bie Jurisdiction im Preßfachen 
wird berjelben zurüdgegeben. 

(Vereinigte Staaten). Präfibent Johnſon hat alle Kriegsgefangenen aus» 
nabınslos, jelbit bie Generale ber ehemaligen Conföderation, begnabigt unter 
ber einzigen Bebingung, daß fie ber Union ben Treueid ſchwören. — Seit 
Monatsfriſt find aus Waſhington allein über 200,000 Mann ber bisherigen 
Bundesarmee in ihre Heimath entlaffen worden. 

CGeſterreich). Schluß ber Seſſion bes Reichsrathga. Thronrede. An 
bemfelben Tage wird bie Entlafjung des Minifteriums Schmerling befinitiv 
ausgefprochen und Graf Belcredi an der Stelle Schmerlings zum Staats: 
miniſter ernannt. 

„eutſchland — Bundestag), Bayern, Sachſen unb Heffen«Darmftab 

ftellen am Bunde einen neuen Antrag bezüglich Löſung ber jchlesiwig-holfteis 
nifhen Frage, indem fie die Einberufung ber bortigen Stände und bie Aufs 
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nahme Schleswigs in ben beutfchen Bunb verlangen. Ver Untrag wirb an 
ben Augſchuß gewieien. 

27. Juli. (Türkei. — Tunis) England anerkennt ben Bey thatfächlih als 

Souverän. 

„ (Brafilien). Der Graf von Eu, Schwiegerfohn bes Kaifers, wirb zum 

effectiven Marſchall bes brafiliichen Heeres gegen Paraguay ernannt. 

28 „ (Spanien). Ein fgl. Decret enthebt den Vertreter Spaniens in Ehile in 
Folge feines angeblich ſchwachen Benehmens von feinem Poften. 

30. „ (Bortugal). Eröffnung der Eortes: bie Thronrebe Tünbigt bie durch 
Bermittlung des Königs erzielte Beilegung ber engliſch⸗-braſiliſchen Differenz, 
eine fehr befriedigende Finanzlage und die Abichaffung ber Sclaverei in ben 
Golonien an. 

— „ (Granfeid). Auffielung des Decentralifationeprogramms von Nancy. 

— „ (drantreid). Intenſive Beweaung ber Arbeiter, namentlich in Paris: 
Arbeiterftrifes und Arbeiteraffociationen. 

— „ (Italien) In Oberitalien, namentlich in Mailand und Zoscana, zeigt 
fi eine lebhafte Yewegung unter ben Nrbeiter für Gründung von Aſſoci⸗ 
tionen und Volksbanken nah Schulze⸗Delitz'ſchem Muſter. 

— ,„ (England). Aligemeine Parlamentswahlen. Das Refultat fiert bem 
Minifterium Palmerfton neuerdings bie Majorität. Man zählt 365 Tiberale 
und nur 292 conjervative Wahlen. 

— „ (Spanien), Sämmtlide Biſchöfe bis auf einige haben genen bie Aner⸗ 
fennung bes Königreichs Stalien Proteft eingelegt. Die Regierung nimmt 
darauf feine Rüdficht. 


4. Aug. (Defterreich), Die Lifte des abgetretenen ungariſchen Hoffanzlers Zichy 
fir Ernennung von Obergefpänen (im Sinne ber Februarverfaſſung) wirb 
befeitigt und es werden vorerft einige Octobermänner zu Obergelpänen 
ernannt. 

41—8. „ (Defterreid). 500jäãhrige Jubelfeier der Univerfität Wien. Die Ele 
ricalen haben fih derjelben bemädhtigt. Bon ber Lifte ber Ehrempromotionen 
find bie Herren Virchow, Greift und Walbeck geftrichen worben. 

"» „ (Bortugal). Geburt eines Prinzen. Ber päpfllide Nuntius weigert 
fi, den König Victor Emanuel von Stalien als Taufpatben besielben zuzu⸗ 
Ioffen. Der König muß barauf verzichten und wirb durch ben Kaifer Nas 
poleon erjegt, worauf die Taufe, am 26. Sept, erjofit, 

— , (Rom), Die päpftl. Regierung fängt an, an bie wirkliche Ausführung ber 
Septemberconvention zwiſchen Frankreich und Italien zu glauben und beſchließt 
bemgemäß,, ben Effectivſtand ber päpftlichen Armee zu ergänzen, zunächft 
und jo weit wie mögli aus ben eigenen Unierthanen bes‘ Papſtes. 

— „ (Baraguay). Präfibent Lopez erklärt die argentinifche Provinz Cor⸗ 
rientes für annectirt mit Berufung auf bie Rothwenbigfeit bes Gleichgewichts 
unter ben Laplata⸗Staaten. 

„ (England). Der dritte Verfuch eines transatlantiichen Kabels (vermittelſt 
bes Great Eaftern) fcheitert wiederum. 

„ (Defterreid). Graf Blome kehrt vorerft, ohne einen Ausgleich wit 
—— erzielt zu haben, nach Wien zurlick, um neue Inſtructionen eins 
zuholen. 

Geutſchland. — Schleswig-Holſte in). Die Landesregierung ers 
theilt ber Univerfität Kiel einen Verweis wegen ihrer ofſiciellen Feier bes 
Geburtstags bes Herzogs Friedrich und warnt bie Preſſe vor Ausichreitungen. 

»„ (Deutfhland. — Naffau). Die bisherigen Letter ber berzoglichen 
Regierung, Werren und Schepp, werben entlaffen und ber gemäßigtede Hofger.⸗ 
Dir. Winter zum Bräfibenten ber Landesregierung ernanni. 

" (Breußen). Affaire Ott⸗Culenburg in Bonn. 
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6. Aug. (Preußen) Der preuß. Geſandte v. Werther legt beim Sfterrreichifchen 


Cabinet neue Vorſchläge vor, bie jo ziemlih wie ein Ultimatum lauten. 

8. „ (Defterreid). Graf Blome kehrt mit neuen Inſtructionen nad 
Saftein zurüd. : 

9. „ (Preußen) Da bie Stadt Königsberg Feinen ber Regierung angeneh⸗ 
men Oberbürgermeifter wählen will, fo jeßt ihr Diefe einen commiſſariſchen 
Verwalter. 

„» „n Deutfäland. — Baden). 200 katholiſche Geiſtliche treten in ‘rei: 
burg zuſammen unb erlafien eine Reihe von Mejolutionen, in benen fie 
namentlih bie Aufhebung bes flantlihen Schulzwangs und bie Gewährung 
allgemeiner Unterrichtsfreiheit verlangen und ben Erzbifhof aufforbern, für 
bie Rede ber katholiſchen Kirche in Baden den Schuß des beutfchen Bundes 
anzurufen. 

9/1. „ (Frankreich). Der Kaijer ftattet ber Königin von Spanien einen 
Beſuch in S. Sebaftian ab ; die Königin erwiebert ben Beſuch in Biarrik. 

12. „ (Deutifhland. — GSchledwig-Solftein). Die Zeitung Friedrichsort bei 
Kiel wirb von ben Preußen einfeitig mit ſchwerem Geſchuͤtz armirt, ber 
öfterr. Givilcommiflär v. Halbhuber proteftirt bagegen. 

14. „ EDeſterreich. — Preußen). Abſchluß ber Gaſteiner Gonvention: bie 
Elbherzogthümer werden wieder auseinandergerifjen, Schleswig ſoll proviſoriſch 
von Preußen, Holitein von Deflerreih regiert werben. Lauenburg wird um 
baares Geld von Deflerreih an Preußen überlafien. 

„ (Belgien). Ausweilung dcs Franzoſen Rogearb. 

._ an. — Frankreich). Internationale engliſch⸗franzöſiſche Seeparabe 
in Gherbourg. 

„ (BDonaufürkenthümer). Krawall in Buchareſt in Folge ber gewaltfamen 
Einführung des Tabakmonopols und brutale Unterbrüdung besfelben. 

„ (Meieo). General Briancourt zieht in Chihuahna ein. Juarez zieht 
fih an bie Außerile Grenze bed Landes nad Pafo bei Norte zurüd. 

17. „ (Raraguay). Die Paraguapiten werben bei Zantany am Uruguay vom 

Bräjidenten von Montevibeo, General Flores, geichlagen. 

418. „ (Schweiz). Beſuch des Kaiſers ber Franzojen in Arenenberg. 

19—21. „ (Oeferreid. — Preußen). Zuſammenkunft ber beiben Souperäne 
in Salzburg. Watification ber Gaſteiner Convention. 

20. „ (Defterreid). Der Unterfuhungsrichter im Friauler Infurrectionsproceß, 
El, wird in Udine erboldht. 

21. „ (Schweiz). Die Gottharbs:Conferenz befchließt, auf eine Bundesſubven⸗ 
tion air die Alpendahn zu verzichten und ſetzt den Beitrag der Schweiz auf 
ill. feſt. 

—4. Sept. (Frankreich). Seſſion ſaämmilicher Generalräthe. Vereinzelte 
Verſuche, das Syſtem der Regierung zu durchbrechen. 

21. Aug. (England. — Frankreich). Internationale engliſch⸗franzöſiſche Sees 
parade in Breft. 

„ « (Breuben). Zuſammentritt der von ber Regierung berufenen großen 
Konmifjion zu Berathung der Arbeiterfrage (Coalitionsrecht und ber bamit 
zufammenhängenden Fragen). Das Refultat fällt fchlieplich nicht gerabe nach 
ben Erwartungen ber Regierung aus. 

24. „ (BDeutihland. — Bundestag). Defterreih und Preußen Iegen ber Bun⸗ 
desverſammlung bie Gafteiner Gonvention vor, in ber Zuverſicht“, daß bie 
weiteren Verhandlungen zwilchen ihnen zu einem alljeitig befriedigenden Er⸗ 
gebniß führen werben und erjuchen bie 5. Berfammlung, diefem Crgebniß 
mit „Bertrauen” entgegenzufeben. 

28. „ (Deſterreich). Gonferenz in ber fiebenbürgifchen Hofkanzlei zwifchen bem 
Minikterium und Bertrauensmännern ber ungariſch gefinnten Partei. Das 
Minifterium fett bas Programm für Siebenbürgen feſt: basfelbe fell aus 
bem Reichsrath wieder ausgeichieden und bie Union mit Wagon neuenbinge 
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angebahnt, ber ganze Umſchwung aller .bortigen Berbältniffe, zu Gunften ber 
Sadfen unb Rumänen unb gegen ben überwiegenden Einfluß ber Magyaren, 
wieber fallen gelafjen werben. . 
(Preußen). Die Generalverfammlung der KölnsMindener Eiſenbahn⸗ 
efellichaft genehmigt einjtimmig das mit ber Regierung abgefchloffene Ge⸗ 
—*— ohne die Zuſtimmung des Landtags vorzubehalten. 

(Frankreich — England). Internationale franzöfifch-englifhe Flotten⸗ 
revüe in Plymouth. . 

(Schweiz). Berfammlung bes internationalen Congrefſes für fociale 
MWiffenichaften in Bern. Derſelbe erfärt fi einmüthig gegen das Snititut 
ber ſtehenden Heere und für deren Abichaffung. 

(Dänemark). Die Regierung legt dem nen gewählten Volfsthing bes 
Reichsraths die Verfafjungsvorlage in ber vom Lanbstbing in ber früheren 
Seffion angenommenen Faſſung vor mit ber erneuerten Erflärung, baß jie 
zu weiteren Goncejlionen fi) unter feinen Umſtänden entfchließen Tönnte. 


„ (Branfreid) erklärt ſich durch eine Girculardepeiche in den flärfiien Aus⸗ 


brüden gegen bie Gafteiner Convention. 

(Deiterreih). Cine ganze Reihe in ben letzten Jahren befeitigter magy⸗ 
ariiher Beamten in Siebenbürgen wirb durch kaiſerl. Entſchließung, „baß 
bem N. N. geitattet werbe, feinen Dienft wieder anzutreten”, reactivirt. 


“„ (England) lehnt die Anjprühe ber Ver. Staaten auf Entſchädigung für 


ben Schaden, welden bie in England ausgerüfteten Caper ber ehemaligen 
Rebellenftaaten angerichtet, befinitiv ab. 


v„ (Deutihland. — Kurhefſen). Der oberfte Gerichtshof erkennt, in 


einem Urtheil bie Unrechtmäßigfeit und Unvollziehbarfeit der octroyirten Jagb: 
ordnung vom 26. Jan. 1854 und bamit die Rechtöbeftänbigfeit des Jagd⸗ 
gejeßes v. 1. Yuli 1848, 


31. „ (Deutſchland. — Bundestag). Ter boliteinifche Ausſchuß beſchließt mit 


5 (worunter außer Hannover auch Württemberg) gegen 2 Stimmen, über 
ben Antrag Bayerns, Sachſens und Heljen-Darmftadts vom 27. Zuli keinen 
Bortrag zu erfitatten und bie Bunbesverfjammlung beichließt mit 13 gegen 
3 Stimmen auf zwei Monate Terien zu maden. 


„ (England). Die britiſchen Colonien In Norbamerlfa Neufchottland, Neus 


braunſchweig, Neufundland unb bie Prinz Edwards Infeln erffären ſich gegen 
bas Project einer britischen Gonföberation Norbamerifas. Das Project ift 
demnach wenigftens vorerit für geſcheitert zu erachten. 


„ (Rom). Um das Deflcit zu decken, ſieht ſich die Curie zu einem neuen 


Anleben von circa 1% Mill. Scubi Rente genöthigt und knüpft deßhalb 
Unterhanblungen mit verjchiebenen Banfiers an. 


(Defterreid). Ein Rundſchreiben bes ungarifgen Hofkanzlets Majlath 


fpricht ſich ſehr eindringlich gegen eine fofortige Reactivirung ber Comitats: 
inftitutionen, wie im Sabre 1861, aus, 


4. Sept. (Deſterreich). Ein kaiſ. Refeript beruft ben Landtag von Siebenbürgen 


—* 


auf den 19. Novbr. ein und zwar nicht nach der neuen proviſoriſchen Land⸗ 
tagsordnung vom 21. April 1803, welche das Uebergewicht der Magyaren 
gebrochen hatte, ſondern nach dem XI. Geſetzesartikel des J. 1791, melde 
denſelben das Uebergewicht neuerdings ſichert, und nicht nad Hermanſtadt 
wie feit 1863, ſondern wieber nach Klauſenburg. Als ausichließlihen Bera⸗ 
tbungsgegenitand des Landtags wirb bie Reviſion bes erjten Artifels bes Ge: 
feßes von 1848, bie Union Ungarns unb Siebenbürgens betreffend, bezeichnet. 

(Defterreih). Benedek mus bem magyariihen Ginfluß im Gabinet 
momentan weichen und erhält einen unfreiwilligen mehrmonatlidhen Uxlaub. 

(Frankreich). Graf Walewski wird vom Kaifer an Morny's Statt zum 
Präfidenten bes gejeßgeb. Körpers ernannt. 

(Daͤnemart). Leber 2000 bänifche Norbichleswiger landen auf Seelanb 
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zu einem Verbräberungsfete mit ben Dänen. Größe Wehivitäten in Kopen⸗ 


hagen. 

3. Sept. (Deutfhland). Der in Leipzig zufammengetretiene 36er Ausſchuß 
beichließt, dem Drängen ber Schleswig-Holfleiner nachgebend, fämmtliche 
Mitglieder deutſcher Lanbesvertretungen auf ben 1. Oct. neuerdings zu einer 
allg. AdgeorbnnetensV®erfammiung einzulaben. 

3—4. „ (Deutjdland), Dritter PVereinstag beutfcher Arbeitervereine in 
Stuttgart. 

4. „ (Deutſchland. — Baben). Tie clericale Rartei unterliegt in ben 
allg. Wahlen zu ben neuen Ktreisverfammlungen in ber weit überwiegenben 
Mehrzahl ber Kreiſe. 

6. „ (Deutſchland. — Holſtein). 31 von den 49 Mitgliedern ber holſteini⸗ 
ſchen Ständeverfjammlung richten an ben bdeutichen Bund eine Proteftation 
gegen bie Abmadungen der Gaſteiner Eonvention. 

8 „ (Deutichland. — Schleswig Holſtein). Telegirte von 110 Schleswigs 
Holitein- Vereinen aus beiden Herzogthümern fchließen ſich einftimmig bem 
Proteit der holſt. Stänbemitglieber v. 6. gegen die Abmachungen bes Gaſtei⸗ 
ner Vertrags an, 

11. „ (Deutjhlanb). Generalverfammlung ber Fathol. Vereine Dentfchlande 
in Trier. Dieſelbe proteflirt in einer Refolntion gegen das Unterrichts⸗ 
ae! bes Staates und verlangt Lehr: und Unterrichtsfreigeit für bie 

icche. 

13, „ (Preußen). Der König ergreift fürmlichen Befit von bem ihm durch bie - 

Gaſtſeiner Convention von Deiterreich überlafjenen Herzogtum Lauenburg. 

„» . (Deutfhland, — Schleöwig-Holftein). Zwei Drittbeile aller Stäbte 
und Flecken bed Landes fchliegen ih auf einem Städtetag in Neumünfter 
einſtimmig dem Proteft ber hofft. Ständemitglieder vom 6. gegen bie Ab⸗ 
machungen bes Gaſteiner Vertrags an. 

14. „ (Deutfhland. — Schleswig-Holftein). Tiie bisherige gemeinfchaftliche 
Landesregierung beider Herzogthümer wird aufyelöst. Die Preußen räumen 
Holflein, das von ben Oefterreichern (den Hafen von Kiel ausgenommen) 
allein befeßt wird. Der gefangene Nebacteur Mai wird von ben Preußen 
so vor ihrem Abzuge nad Perleberg in Preußen gefchleppt, um durch 
preuß. Gerichte abgeurtbeilt zu werben. 

-»  „ (England) erklaͤrt fich gleich Frankreich durch eine Gircularbep. in den 
ſtärkſten Ausdrücken gegen die Safteiner Convention. 

15. „ (Deutſchland. — Gchleswig-Holftein). Die Safteiner Convention tritt 
mit diefem Tage in Kraft. In Schleewig übernimmt der General v. Mans 
teufiel, bem ber bisherige Cidilcommiſſär v. Zeblig zur Seite bieibt, das 
Regiment im Namen Preußens, in Holitein ber k. k. FML. v. Gablenz im 
Namen Oeſterreichs. Der biöherige öfterr. Givilcommifjär v. Halbhuber Tehrt 
nah Wien zurüd. 

-» „ (England). Feniſche Verſchwörung in Irland. Die engliiche Regierung 
trifft anerwartet zahlreiche Verhaftungen in Dublin, erklärt mehrere Gegenden 
in Kriegszuftand, verflärft das Militär und läßt bie Canalflotte an ber Küfte 
von Irland Freuzen. 

—  .„ (Ber. Staaten). Die Sübftaaten reconftruiren fich unter dem Vorgange 
Mifjifjippi’6 nach den Forderungen bes Präfidenten Johnſon, indem fie 
ben Seceſſi onsbeſchluß widerrufen unb bie Aufhebung ber Sclaverei fors 
mel anerkennen. Faſt in allen fommen bie Urheber ber Seceſſion wieder 
oben auf. Im Norden werden immer mehr energiihe Stimmen aus bem 
Schooße ber republifanifcgen Partei gegen das Vorgehen bes Bräfibenten 
laut, während bie bemocratifhe Partei anfängt, ihn entfchieben zu unters 


üben, 
16. „ ee Ben). Herr v. Bismard wirb vom König in ben Grafenflanb 
erhoben. 
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16. Sept. (Deutſchland. — Schleswig). Das preuß. Regiment in Schleswig 

beginnt, unter ben auguſtenburgiſch gefinnten Beamteten aufzuräumen. 

„» » (&rantreih). Der franzdf. Staaiorath Langlais ſchifft fih nad Merico 
ein, um bafelbft thatſächlich die Leitung bes Finanzminiſteriums zu über: 
nehmen. j 

"u (m erico). Der Kaifer Marimilian ertbeift ber Tochter des ehemaligen 

Kaiſers Zturbide den Rang einer Prinzeffin, ben beiden Enkeln besfelben 

ben Rang von Prinzen und erläßt ein Decret behufs Regelung bes Einwan⸗ 

berungswelens, das wenigftiens eine Art von Peibeigenfchaft von Negern zu 
geftatten fcheint. 

» (Brenpen). eier ber 5Ojährigen Verbindung ber Provinz Sachſen mit 
ber Monarchie in Merfeburg. Große Feſtivitaͤten ber fenbalen Provinzial: 
ftänbe. 

„ (Defterreid). Ein kaiſerl. Reſcript beruft ben ungariſchen Landtag auf 
ben 10. Oct. ein. Tie ungarifche Preffe fpricht fich immer mehr in rein 
dualiſtiſchem Sinne aus. 

„ (Spanien). Tifferenzen mit Chile. Der Abmiral Rareja erfeint mit 
feiner Flotille vor Valparaiſo und fordert drohend Genugthuung. 

„ (Breußen) bezahlt die für Lauenburg ftipulirte Kauffumme an Oeſter⸗ 
veih vorläufig aus ben Mitteln des Stronfidetcommißfonde. 

„ (Defterrreid). Ein Faif. Refeript beruft ſaͤmmtliche Landtage ber nicht» 
ungarifchen Kronlänber auf den 23. Nov. ein. 

„ (Deutfhland). Eine Anzahl democratiſch gefinnter Parkeiführer tritt 
in Darmftabt zufammen und trifft die Einleitungen zur Organilation einer 
fog. beutfihen Volkspartei. 

20. (BGeſterreich). Der Kaifer erläßt ein Manifeft an feine Völker und ein Patent, 
buch welches bie Februarverfaffung auch für die Llinder biesfeits ber Leitha 
fiftirt wird. — Die Eröffnung des croatifhen Yandtags wird nochmals, vom 
9, Det. auf ben 12. Nov., hinausgeſchoben. 

„ (Sranfreih). Die Regierung ficht ſich gendthigt, in einem Rundfchreiben 
bes Miniflers den jelbftändigen Regungen ber Gemeinberüthe entgegen zu 
treten. 

(Griechenland). Steigende Finanznotd Ein von der Regierung bei der 
jonifcheenglifden Bank in Gorfu nachgefuchtes Anlehen wird in London rund 
abgeichlagen ; ebenfo von ben Schuhmädten das Verlangen bezüglich einer 
Mobdification ber jährlihen Summe von 1 Mil. Fre. für das Anlehen 


von 1832. 

. „ (BDeutidlaud. — Hannover). Graf Borries wirb zum Nräfidenten des 
Stantsraths ernannt. Die vier liberalen Minifter verlangen in Folge bavon 
ihre Entlaffung. 

„. (Lanemard). Das Vollsthing des Reichsraths modificirt ben Entwurf 
einer repidirten Verfaſſung fehr wefentlich. 

.» » (Türkei). Finanznoth der Pforte. Fuad Paſcha macht ben Vorſchlag, 
bie ſeg. Mofcheengüter zu Handen bes Staates einzuziehen. ' 
„ „C(Chile) lehnt die Genugthuungs: Forderung Spaniens ab. 

23. „ (RBrantrei‘) mildert gegenüber dem Berliner Gabinet feine Gircularbep. 
v. 29. Aug. gegen bie Gafteiner Convention einigermaßen, mit Rüdficht auf 
ben bloß proviſoriſchen Charakter berfelben. 

24. „ (Dentihlanb). Der NReformverein verzichtet auch dieſes Jahr wieder 

anf die Abhaltung einer Generalverfammiung. 

» „ (Spanien) erklärt bie jämmtlichen Häfen Chile’s in Blokabezuſtand. 

25. „ (Rom). Geheimes Eonfiftorium. Nllocution des Papfles gegen bie reis 
maurer. 

„ » (Deutfäland). Dritter beutfher Hanbelstag in Krankfurt a. IM. 
„ u» (Ghtle) erflärt Spanien ben Krieg. s in Frantf 
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26. Sept. (Preußen). Der König nimmt in Lauenburg die Erbhuldigung bex 

Ritters und Lanbfchaft entgegen. 

(Deutſchland. — Schleswig). Siebenfuß:Rebe bes Goiwerneurs v. Mans 
teuffel in Flensburg. 

.„( eig). Der Gefandte in Rom, Frhr. v. Bad, fällt bem magya⸗ 
tiihen Einfluß im Eabinet zum Opfer, wird abberufen und durch Herrn 

v. Hübner erfebt. 

29 „ ( chland. — Baden). Rüdtritt bes Hrn. v. Roggenbach aus bem 
nferium, Herr v. Edelsheim tritt ale Diinifter des Aeußeren an feine 

tele. 

»„ (Dünemarf) Das Landthing bes Reichsrathe verwirft bie vom Volks⸗ 
thing angebrachten Mobdificationen in dem Entwurf einer revidirten Verfaſſung 
und ſtellt bie urfprüngliche Faſſung wieder ber. 

30. „- (Preußen). Graf Biemard geht nad Piarrik und Paris. 

« u (Befterreid). Der Admiral Irhr. v. Wüllerstorfsürbair, ein entichiebener 
— ber Freihandelsider, wird zum Miniſter für Handel und Volkswirth⸗ 
aft ernannt. 

— „ (Belgien). Broſchüre Dechamps. Die geſammte europäiſche Preſſe bes 
ſchaͤftigt ſich lebhaft mit dem angeblich von dem preußiſchen Miniſter Biss 
wand dem Kaiſer ber Franzoſen vorgefhhlagene Project einer Teilung 

elgiens. 


1. Det. (Deutſchland). Zuſammentritt ber deutſchen Abgeorbnetenverfammlung 
in Frankfurt aM. Es finden fi Im Ganzen nur 272 Abgeordnete, aus 
Preußen nur 8, aus ganz Norbbeutichland nur 37, aus Defterreih nur 1 
ein. Die Verfammlung erfläct fi für das Selbftbeflimmungsrecht ber Elb⸗ 
herzogthümer. Abſagebriefe der preußiſchen Abg. Tweſten, Mommſen, Jung. 
Erklärung von 15 nicht erſchienenen diterr. Abgeordneten. 

„ r Schweiz) Eire vorzüglid aus ben nörblidhen und öflfiden Cantonen 
zahlreich befuchte Militärverfammlung in Züri erffärt fi einſtimmig für 
weitere Vereinfachungen im Militärweien und beſchließt die Organinrung 
einer NAgitation gegen bie den ftehenden Heeren nachgemadhten Liebhabereien 
im Militärweien. 

— , (Baraguay). Die Brafiltaner befeken bie Stabt Uruguayana, bie Para» 
guayiten ergeben fi) 6000 Mann far nuf Gnade und Ungnabe. 

„ (Schweiz). Prügel:Urtheil in Urt gegen den Typographen Ryniker. 

„ (Merten). Cine Proclamation des Kaifers Marimilian erflärt die Ans 
bänger bes Präfidenten Juarez in bie Acht und erläßt behufs Ausführung 
berfelben ein beſonderes Geſet. 

„ (Dänemark). Das Voltsthing bee Meihsrathe beharrt auf feinen Mo⸗ 
bificationen in bem Gntwurf einer revibirten Berfajjung; derſelbe gebt daher 
nunmehr wieder an eine gemeinfame Commiſſion beiber Thinge. 

» (Ber. Staaten). Erſſer Schritt zu Wieberherftellung der Valuta: 
50 Millionen verzinsliches Papiergeld follen in Bundesobligationen umges 
mwanbelt werden. 

(Preußen). Der fhleswigsholfleiniihe Mebacteur May wird ven bem preuß. 
Kreisgerichte Perleberg freigefprochen und beeilt fi, das preuß. Gebiel alo⸗ 

bald zu verlafien. 

68 „ (Defterreid u. Preußen) richten an ben Senat von Frankfurt brohende 
Noten gegen bie dortige Handhabung bes Preß⸗ und Bereinsweiens mit be: 
fonberer Rüdficht auf bie Abg.Berfammlung v. 1. Oct. 

1. „ Grankreich) regt ben Zulommentritt einer internationalen Gonferenz in 
Konftentinopel an behufs fanitarisher Maßregeln gegen das Einfchleppen ber 
Cholera in Europa durch Mekkapilger. . 

11. „ (Deutiäland. — Gileswig). Das preußiſche Regiment beginnt bas 

Bereinsweien allmälig gänzlich zu unterbrüden, 
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41. Det: (Jamaiea). Unordnungen in Morant Bay. Der enuilfäfe Gouverneur 
Eyre und bie weißen Pflanzer fehen barin einen Negeraufftand, ben fie auf 
‚bie. barbariſchſte Weife zu unterbrüden berechtigt ſeien. 

12. „ Ber Staaten). Präfident Johnſon orbnet die TFreilaffung des gewe⸗ 

-  fenen Bicepräfibenten ber Conföberation, ſowie mehrerer anderer Mitglieder 

ber ehemaligen Regierung ber Eonföberatien' gegen Ehrenwort an. 

„ (Rom). Sturz der Partei Merode in Miniſterium: Mérode erhält 
einen (nicht erbetenen) breimonatlichen Urlaub und nimmt feine Entlaſſung. 

45. „ (Breußen) Das Kölner Domkapitel proteftirt dagegen, baß bie Regie⸗ 

rung von feinen 5 Candidaten für den erzbifhöflihen Stuhl 3 geſtrichen 
in» ia 2 übrig gelaffen babe, fo daß eine canonifhe Wahl nicht mög- 
ich ſei. 

„ (Schweden). Gröffnung des Reichstags. Tie Regierung legt bemfelben 
lediglich den Verfaffungsentivurf und, in ber Vorausſetzung feiner Annahme 
und damit jährlicdher Reichstage, das Budget für ein Jaht vor. 

 „ (Deutfdland. — Schleswig). Herzog Friedrich wird auf einem Aus: 

fluge ins Schlesmig’fhe in Edernförde von den Gemeinbebehörben ofjiciell 
begrüßt und von ber Bevölkerung feitlich empfangen trog aller Bemühungen 
ber preuß. Behörden. 

„ Ber. Staaten). Aufammentritt des Gongrefjes der Feniet im Phila⸗ 
belphia. Es finden ſich etwa 600 DPelegirte ein und berathen in geheimer 
Sigung unter dem Vorſitze John O'Mahony's. 

=. DDeſterreich). Die Mitglieder der bisherigen veicherätglichen Staats: 

ſchulden⸗Cyntrollcommiſſion entſchließen fi, auf rund eines kaiſ. Hanb: 
ſchreibens, ihre Functionen trog ber Siſtirung der Verfaffung jortzuführen- 

„» (Deutidhland. — Kurheffen). Ter landſtändiſche Ausſchuß conitatirt 
den faſt vollftändigen Stillſtand auf bem Gebiete bes geſammten Staatslebens 
durch Schuld der furfürftlicden Regierung. 

18. „ (Preußen). 5Ojährige Aubelieier der Vereinigung Weſiphalens mit ber 
Monardie in Münſter. Tie Bevölkerung bleibt wie in Köln unb Meries 

burg ziemlich pafiiv und das Feſt verläuft Lediglich in großem officiellem 

Gepränge. 

„ (England). Lord Palmerſton, ber Leiter bes Gabinete, 7. 

„ (Brantreidh) erklärt fi bereit, mit dem Gabinet von Waſhington ſich über 
eine Räunmng Merico’d zu verfiändigen, wenn bie Ber. Staaten fih bazu 
entichließen Föünnten, ben Kaifer Marimiltan ihrerſeits anzuerkennen. 

„ (Deutfhland. — Schleswig). Tao preuß. Regiment trifft ſcharje Maß⸗ 
regeln gegen eine allfällige Wiederholung ber Vorfälle v. 16. d. M. in 
Edernförbe. Herzog Friedrich jol in einem foldyen Falle ohne weiteres verhaftet 

und auf eine preuß. Feſtung gebradjt werben... 

19. „ (Deutihland. — Rafſau). Tie L Kammer lehnt mit 10 (ſämmtlichen 

privilegirten) gegen 9 (lämmtlihe gewählte) Stimmen ben Antrag auf 

Wieberherfiellung ber Verfaflung von 1849 ab. 

20. „ (BDetihland. — Baden). Der bisherige Director des Oberſchulraths, 
Knies, wird entlaffen und als Profefior nad) Heidelberg verfekt. 

» (Deutfäland. — Frankfurt), Der Senat beicließt einftimmig, bie Zu⸗ 
muthungen Defterreichd unb Preußens v. 6,8. d. M. abzulehnen. 

„» (Deutfhland. — Hannover), Tie Temiffion ber liberalen Minifter 
wird angenommen; an ihre Stelle werben teartionär geſirmte Minifter 
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ernamnt. 

22/29. „ (Ztalten), Allgemeine Parlamentsmahlen in ganz Stalien. Die bis: 
ber herrſchende Partei macht ziemliche Einbußen, bas linfe Centrum und bie 
Linke getvinnen weſentlich an Zahl, die clericale Partei ſetzt troß aller Ans 
firengungen faum 12 ber ihrigen bucch. 

23. „ (Schweiz). Zuſammentriit der Bundesverſammlung behufs Revifion ber 
Bunbesverfajlung. " 


233. Och. ( 
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: (Dismard). Der gemeiniame Auoſchuß beider Thinge Did Reicheraths 
einigt fidh vorläufig mit 23 gegen 4 Stimmen (3 Mitgl. enthalten ſich) über 
einen modifleirten Entwari für die Reviſion ber Berjalfung. Die Megierung 
erklärt, dieſe Mobificationen ihrerfeits nicht annehmen zu Tösmen. 


„ (Yeenben). Der Proceß ber Regierung gegen die Abga. Frenzel unb 


Zweiten wegen Heußerungen Im Abg. Hauſe iſt in beiden Fällen von ben 
Gerichten erfter und zweiter Inſtanz mit Rüdficht auf bie ben Abgeorbneten 
verfallungsmäßig verbiirgte Redefreiheit abgelehnt worden. Die Frage gebt 
nun zur Entſcheidung an bas Obertribunel. 


« (Merico) Die Auariften machen einen mißlungenen Verſuch, fi Mata⸗ 


mores zu bemächtigen. 


. (Deutiäland. Naſſau). Die II. Kammer beſchließt mit allen egen 


bie 4 clericalen Stimmen die Wiederherſtellung der Verfaſſung von 1 


„ (Rußland). Ber 7Ojährige Aominiftrator der Erzdidcefe Warſchau, Res 


wuski, wirb verhaftet und nad Aſtrachan abgeflihrt. 
-» (Schweiz). Die radicale Partei benützt die Affaire Ryniker in Uri, um 
für eine weitergehende Revifion ber Bunbdesverfaffung, ale die beiden Räthe 
zu. beabfidhtigen ſcheinen, zu agitixen. 


e (Deu Ai hland). Generalverfammlung bes NRotionalvereins in Frank⸗ 
urt a. M. 


ud. — Frankfurt). ‚Der Seuat richtet eine zweite erläuternde 


Depeſche an Oeſterreich. Dieſes beruhigt ſich dabei und Preußen ſieht ſich 


embibi, bie Angelegenheit auch jeinerfeits vorerſt ſtillſchweigend fallen zu 
affen. 

„ (Eugland). Tas Minifterium reconſtruirt ſich unter bem Borfibe beB 
Grafen Ruſſel. 


. (Dentihland — Schleswig-Holſfein). Die Bezeihuung bes 


Herzogs Friedrih als bes eigentlihen Landesherrn der Herzogthümer wird 
von Oeſterreich für Holftein, für Schleewig von Preußen verboten. 
Deſterreich). Landtagsabgeorhneie aus Ober: und Niederäfterreih, Steiers 


mart Salzburg, Kärnthen und Norarlderg verfländigen fi in eimer Vers 


fammlung zu Wien über einen in allen Landtagen ber benticheflauifchen Pros 
vinzen einzubringenden Proteit gegen die „Siflirung” ber Februarverfaſſung. 


. Rem. (Deiterreidh) Den Proteflanten - in Meran wird vom Staatsminis 


fterium bie Bildung ciner Kirchengemeinſchaft definitiv unb ohne Angabe von 
&rinden unterjagt. 


„ (Baraguay), Präjident Lopez bat bie annectirte Proving Corrientes 


wieber geräumt. Die Alliirten treffen unter der Lritung Braſiliens alle Vor: 
bereitungen, Lopez fofort mit dem Gintreten ber beileren Jahreszeit mit 
überlegenen Streitfiäjten zu Waller unb gu Lande in Parageay felbit an⸗ 


zugreifen. 
.( 


Preußen). Bas Domcapitel von Cöln weigert fich definitiv, bie Wahl 
eines Erzbifchofs unter bloß zwei Eanbidnten vorzunehmen, 


„ (Danemart), Ter gemeinfame Ausſchuß beider Thinge des Reichsraths 


nimmt auf Betreiben des Grafen Frijs⸗Frijſenborg den mobdificirten Verfaſ⸗ 


. ſungsenwurf befinitiv mit allen gegen 1 Stimme au. 
„_(Bestidien, — * 


Bunhedteg). Bayern, Sachſen und Heſſen⸗Marmſtadt 
ſtellen einen neuen Antrag auf Einberufung ber Stände in Shleswig:Hol- 
Rein und Aufnabme Schleswigs in ben beutfchen Bund und verlangen fofors 
tige Abftimmung, bleiben aber damit in ber Minderheit. 


„ .‚(Deutiblend. — Bayern). Der liberale Minifter - des Innern, Herrn 


©. Neumayr, fiebt fich veranlakt, um feine Entlaſſung nachzuſuchen. 


„ (England). Der conföberirte Caper Shenandoah ergibt fi in Liverpool 


den engliſchen Bebörben. Die engliſche Re übergibt bes Schiff beu 
Ber. Skonten, läßt bagegen Gapitän und dat laufen. 


Algekdiur Oyeckik. 


5 Nov. (Danemart). Das Cabinet Bluhme nimmt ſeine Entlaſſung, Graf 
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Frijs⸗Frijſenborg bildet ein neues Cabinet. 


„ (Peru). Sieg ber Revolution augen ben Präfbenten Pezet und Einnahme 


von Lima. Dictatur bes Oberften Brabo. 


„ (Preuten) Bismard tehrt von Biarritz und Paris nach Preußen zurüd. 


Die öfientlihe Meinung nimmt an, baf feine Miffton bei ber franz. Regies 


u. gänzlich geiäeltert fel. 


om). D e Franzofen beginnen, zufolge der September-Gonvention zwi: 
ſchen Frankreich und an ei Rom zu räumen. Die Gränze gegen Reapel 
wirb von ben p befekt. 


ruppen 
—S ee Thinge des Reicherathe nehmen ben Entwurf einer 


zevidirten Verfaffung nad bem Vorſchlage ber gemeinfamen Gommiffion an. 


* (3 t alien) Eröffnung bes neuen Parlamenıs in ölorenz. Thronrede 
Ne Deutfhland, — Bayern) erflärt fich bereit, dae Adnigreich Stalien 


anzuerkennen. 


eſterreich). Nach vielen vergeblichen Berrühungen gelingt es ber Re: 


gierung endlich ein Anlehen von 90 Mill. Silber in Frankreich zu Stante 
zu bringen, jedoch nur Va den grügenöfen Bedingungen, noch 10% niedri⸗ 
ger als das letzte Anleben 

Deutſchland. — Sach .) Geflärt fich gleichfalls bereit, das Königreid 
” Stalien anzuerfennen, 

(Ber. Staaten). Kapitän Wirz, vom Mifitirgeriht zum Tode verur: 
" theitt, wirb gehängt. 


. (Englanp). Stepbene, bas Haupt der Fenter, fällt ber Regierung in bie 


Hände, entwifcht jedoch aus bem Staatögefängnifie zu Dublin und weiß fi 
trotz des hohen auf feinen Kopf gefekten Preiies allen weiteren Nachforfchm: 
„. ber Polizei zu entziehen. 

(Schweiz). Sturz bes Syſtems Fazy In Genf. Die rabicale Partei un 
" terkiegt auch bei ber Glefammterneuerung bes Staatoratho vellftänbig der: 
jenigen ber fog. Inbependenten. 

( ). Erdffnung bes croatifhen Landtages. Tas k. Reſcript an 
" denfeiben ftellt bie Regelung ber alten Verbindung Groatiene mit Ungam 
in ben Vordergrund. 

„(Deutſchland. — Bayern). Die liberale Preſſe greift das Inſtitut bee 
tgl. Cabinetofecretariats als verfaffungswibrig an. Tier Somponift Richard 
Wagner thut basfelbe aus perfänlihen Gründen. Die kath. Preſſe ſtellt ſich 
mit Leidenſchaft auf bie Seite des augegrifſenen Inſtitute gegen Wagner. 


»„ (Branfreid) nimmt mit großem Seräufch eine unbebeutende Rebuctien 


feiner Armee (um circa 10,000 Mann) vor. 


„ (Deutfäland. — Baden). Die ciericale Partei erleidet bei ben Land⸗ 


Ba eine neue, totale Nieberlage. 


„ (Deutfland. — Bundesrag). Delterreih und Preußen verlangen, baß 


ber Antrag Bayerns, Sachiens und Heſſen⸗Darmſtadts an ben holſt. Ausſchuß 
gewieſen, b. 5. dort begraben werde, was mit 8 (morunter aud Württem- 
berg und die freien Städte) gegen 7 Stimmen beſchloſſen wird. Bayern, 
Sadfen und Heffen-Darmftadı erfiäten bieranf, vB fie ihre Thätigfeit in 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit innerhalb dere Bunbdesverſammlung 
für geſchloſſen Betrachten. 

den). Ein Kol. Decret hebt bie Verfügung vom 5. Row. 1861, 
"buch welche bie Zahl der Heinen Herren im Herrendans weſentlich vermin⸗ 
bert werben follte, wieder auf ımb beftimmt, Daß biefes Decret nur durch 
Geſetz db. h. nur durch Uebereinfiimmung aller brei Bactoren ber Geſetzgebung 
(Wentihlann, - Celehieig). Das yreuf. Regiment umerheät bi 

ag preu eg ment u 114 

" siöpenine Breiheit ber fchleswig⸗ holſt. PVreffe. 
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19. New. (Nom) ſieht fi endlich gendthigt, fein bisheriges Sullſchweigen über 
die September-(Sonvention zwiſchen Frankreich und Italien zu bredien. Des 
peiche bes Carbinals Antonelli an bie Nertreter des bi. Stuhls an ben aus: 
wärtigen Höfen. 

un (Shweh). Schluß der aufßerorbentlichen Seſſion ber Bunbeöverfammfung. 
Beide Mäthe haben fich tiber 9 Reviſtonepunkte zur Bunbesverfaflung und 
über den Mobus ber BVollsabftimmung fiber biefefben geeinigt. Die Abs 
fimmung wirb vom Bunbesrath: auf den 14. Januar 1866 angefekt. 

C(eſterreich). Cröffnung des fiebenbürgifdden Lanbtags. 
„ (Merien). Juarez zieht von Paſo del Norte wieher in Chihuahua, ba 
bie Franzoſen neuerdings verlaffen haben, ein. 

21. „ (Ber. Staaten). Die Unionsregierung lehnt ben Vorſchlag bes englifchen 
Gabinets, eine gemifchte Commiffion zu Aburtheilung gewiſſer Entſchädigungs⸗ 
anſprüche einzufegen, ab, weil nach bemfelben alle Forderungen wegen Aus: 
rüſtung fübftaatlicher Saperfchiffe in England ausgefchloffen bleiben ſollten. 

» (Deutfchland,. — Naffau). Die II. Kammer befchließt mit allen gegen 
bie 4 clericalen Stimmen die Abſchaffung ber i. J. 1860 reflaurirten feu⸗ 
balen Jagdrechte. 

. « (Oeflerreih). Eröffnung fünmtlicher Landtage ber deutſch⸗ſlaviſchen Kron⸗ 
länder. Die beutfchen Parteien berjelben beantragen Protefte gegen, bie flas 
a Parteien dagegen Dankadreſſen für die Siflirung der Tyebruars 
verraffung. 

„ (Rußland). Die Abdelsuerfammlung von Moskau befchließt mit 161 
gegen 28 Stimmen eine Art erffärender Rechifertigung ihres Beſchluſſes v. 
20. Januar db. J. 

29. „ (Deutfhland — Holflein) Scandal Barmann in Kiel. 

30. „ (Deſterreich). Die deutſche Partei unterliegt im Landtag von Böhmen 
mit ihrem Antrag gegen bie Siflirung ber Februarverfaffung mit 105 gegen 
111 Stimmen, indem ein Theil ber Großgrundbeſitzer, die bisher zu ben 
Deutichen bielten, zu ben Czechen übergeht. 

„ (Schweden). Die Regierung erflärt ber Majorität des Ritters und bes 
PVriefterftandes des Reichstags gegenüber, daß fie keinerlei Aenderung ihres 
Verfaſſungsreform⸗Vorſchlags acceptire. 

„ (Meriev). Juarez, deſſen Präjibentfchaft mit dieſem Tage verfaffungss 
mäßig abgelaufen ift, verlängert aus eigener Machtvollkommenheit feine 
Amtsbauer. General Ortega protefiitt dagegen und macht als Präſident 
bes oberften Gerichtshofes ſelbſt Anſpruch auf die Nachfolge auf bem Präs 
ſidentenſtuhl. 

— „Erngland). Aufregung über bie Gräuelthaten gegen bie Neger auf Ja⸗ 

maica. — Zahlreiche Meetings dringen auf Wiederaufnahme ber zeither burch 
Palmerſton bintangehaltenen Rarlamentsreform. 
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1. Dee. (Spanien). Allgemeine Corteswahlen. Die Democraten, bie Progreſ⸗ 
ſiſten und ſelbſt ein Theil der Moderados enthalten ſich ber Theilnahme. 

2. „ (Deſterreich). Der Landtag von Steyermarf nimmt den Protet gegen 
bie Siſtirung der Februarverfaffung mit 50 gegen 7 Stimmen (morunter 
die Biichdfe von Sorkau und Lavant) an. 

„» „ (&panten), Die Chilenen nehmen das ſpaniſche Kriegsſchiff Cavadonga. 
Der fpanifhe Admiral Pareja macht in Folge davon feinem Leben jelbft 
ein Enbe. 

n„  „ (Griedenland). Ter König ſieht ſich gendthigt, feinen bisherigen Berather, 
ben Grafen Sponned, bem immer und immer twieberbolten Drängen feiner 
Minifter gegenüber fallen zu laflen; Graf Sponned verläßt Griechenland. 
Die Kammer befhließt mit 125 gegen 19 Stimmen bie Wieberabfchaffung 
des auf das beftinmte Verlangen bes Könige hergeſtellten Staateraths; bet 
König genehmigt den Beſchluß. 
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4. Dec, (Schweden). Der Bürgers und ber Beuernfiend bes Meihötags nehmen 
beit Berfafjungsvorichlag der Regierung ihrerfeits an, ber Bauernſtand ohne 
Digeuffion und ohne Abſtimmung, der Bürgerfiand mit 50 gegen 5 Stim: 
men. Der Priefterftand beſchließt Aufſchiebung ber Berathung bis nach er: 
folgtem Entſcheid bes Ritterſtandes. 

„ (Schweiz) Bei einer Nachwahl in ben neuen Staatsratb von Genf 
wird mit einer aus Theilen beider Parteien beſiehenden Mehrheit ein Rabi: 

caler gewäßlt. 

„ . (Ber. Staaten). Aufammentritt des Gongrefies. Botſchaft bes Präſi⸗ 

- benten Johnſon. Im Repräfentantenhaufe übergeht ber Secretär bei Ber: 
lefung ber Mitglieber die Namen ber von ben tecanitruirten Sübflaaten ge: 
wählten Vertreter, bie daher vorerit nicht anerfamnt und nit zugelajien 
werben. In beiden Häufern wird Darauf artgettagen, über bie frage ber 
Zulaffung folder Vertreter eine gemifchte Commiſſion nieberzufegen. 

„ (Bern) Schub: und Trupbündniß mit Chile gegen Spanien. 

6. „ (Oefterreih). Der Landtag von Siebenbürgen erklärt fich gegen bie 

Stimmen der Sachen und Rumänen für die Union mit Ungarn und bittet 

rung ber DBertreter Siebenbürgens in den ungariſchen Landtag nad 
eſth. 
Der Landtag von Niederöfterreih genehmigt mit 46 gegen 10 Stimmen 
ben Proteſt gegen die Siftirung ber Februarverjaſſung. 
Die deutſche Partei unterliegt im Landtag von Mähren mit ihrem An: 
tt gegen bie Sijtirung ber Februarverfaffung mit 43 gegen 51 Stimmen. 

» « (Deutfhland — Bayern). Die Gegner Richard Wagners haben im 

Mathe bes Königs bie Oberhand gewonnen. Der Componiſt erhält die Wei: 
fung, das Laub auf einige Monate zu verlaffen. Die chericale Partei feiert 
bas Ereigniß als einen großen Sieg. 

4» (Ber. Staaten). Die Unionsregierung lehnt die ihr von Franfreich un: 
ter bem 18. October gemadte Zumuthung, bad Kaifertfum Mexico anzuer: 
fennen, um dadurch den Rückzug ber franzöfifchen Armee zu ermöglichen, un: 
ummunben ab. 

. . (Deifterreih). Die Landtage von Oberöfterreih, Kärnthen und Schleſien 
augen bie beantragten Protefle gegen bie Siftirung ber Februarver⸗ 
affung. 

„ (Deutichland, — Medlenburg). Ter feubale Landtag lehnt die Re: 
gierungsvorlage bez. Errichtung von Erbzinsftellen auf ben Rittergütern mit 
98 gegen 32 Stimmen ab. 

„ « (Schweden). Der Ritterftand nimmt den Berfaffungsvorichlag ber Regie: 

sung mit 361 gegen 294 Stimmm an. 200 Mitglieder der Curie legen 
Dagegen jörmlidyen Broteit ein. 

" (Schweden). Ter Friefterfiand nimmt nad) erfolgtem Entiheib bes Rit⸗ 
terfiandes die Verfaffungsvorlage ber Regierung nunmehr auch feinerfeits an. 
25 Mitglieder ber Eurie legen dagegen Proteft ein. 

»„ (Merle). Die mericaniſche Commiſſion in Rom legt bem Bapft einen 
neuen Goncorbatsentwurf vor, ber als Grundlage weiterer Unterbanblungen 
von ber Curie angenoinmen wird. 

» (Dänemarf). Das Landsthing des Reichstags nimmt den Entwurf 
einer Revifion ber Verfafjung von 18. November 1863- hit 26 gegen 2U 
Stimmen an. 

10. „ (Belgien). König Reopold I. +. 

4. „ erreich). Der Landtag von Krain beichließt gegenüber bem heftigen 

Widerftand der Slovenen mit 18 gegen 12 Stimmen über ben beantragten 
Proteſt gegen bie Siftirung ber jebruarverfaffung zur Zagesorbnung übers 


zugehn. 
12.. (Defterreid). Die deutſche Partei unterliegt neuerdings im böhmiſchen 
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Lanhtag mit 97 gegen 148. Stimmen, welche eine Dankabdrefſe an’ ben’ Kaiſer 
für die Siftirung ber Februarverfefſung beſchliehen. Flammende Rebe bes 
Zenegrgwertretere Grafen Lazansky gegen bie verfafinngstreue deu tſche 


Parte 
. Der. Beuttitan, _ Mecklenburg). Der feudale Landtag ſieht ſich ges 


nöthigt, das Prügelgeiep auf Antrag ber Negiekung ohne ‚Debatte zurückzu⸗ 
nehmen, reſp. wenigſtens wefentlich zu mildern. - 

C(Deſterreich). Der Landiag von Salzburg genehmigt einfitmmig ben 
Brotet gegen die Siſtirung ber Geben omoerha hing 

„ (England). Die Regierung ſuſpendirt ben Gouverneur Eyre von Jamaica 
‚und ernennt eine Unterſuchungscommiſſion bezüglich ber vorgefallenen Gräuel⸗ 
thaten gegen bie Reger. 

. (Jtalien). Der Sinanzminifer bringt im Parlament das Bubget für 
1866 mit einem neuen Deficit von 230 Mill. ein und fchlägt zu Dedung 
besjelben eine Reihe neuer Steuern und Steuererhöhungen, —28* die 
Wiedereinführung der verhaßten Mahlſteuer vor. 

(Rußland). Der Provbinziallandiag des Gouvernements St. Petersburg 
brüdt auf Anregung des Grafen Schuwalow feine Sympathie für bie bee 
eines Bertretungslörpers für das ganze Reich Aus. 

Ber. Stasten). Beide Häufer genehmigen den Antrag auf Einſetzung 
” einer gemifchten Commiſſion bezüglich Zulaffung von Vertretern ber ehema⸗ 
ligen Rebellenfiaaten. 

„ (Dekerreih). Cröffnung bed ungarifchen Landtags. Thronrede bes 
Kai 

„(Frankreich) kündigt den Auslieferungsvertrag mit England v. 13. Febr. 
1843 als ungenügenb mit Rüdficht auf politiihe Verbrecher. 

„ (Derfterreih). Abſchluß eines Handelsvertrage mit England. 

Der Landtag von Vorarlberg nimmt mit allen gegen 2 Stimmen (tor 
unter biejenige bes Biſchofs) bem vorgeichlageren Proseft gegen die Siſtirung 
ber Februarverfaſſung an. 

» (Preugen) Nachbem fig bie Regierung und ber romiſche Stuhl über 
ben Grafen Lebocdhomsti für ben erlebigten Sitz eines Erzbiſchofs von Poſen 
und Gnefen verfiänbigt haben, geben beide ——— welche ſich gegen dieſe 
Wahl lange — * hatten, nach und wählen ihn dazu. 

Ber. Ötanten ). Die Unionsregierung richtet meuerbinge eine bringenbe, 
Je brobenbe Depeſche an bie franzöf. Regierung gegen bie Fortdauer ihrer 
lan 1 Meprieo. 

„ (Deutihland. — Schleswig). Das preußiſche Megiment unterbrüdt 
bas bisher Abe Petitionsrecht in allg. Landesangelegenbeiten gänzlich. 

„ (Beutfchland, — Bayern). Eine Anzahl Mitglieder der Zortichrittspartei 
legi in einer —ãeã ſY zu Nördlingen ihre Auſichten über die unklare 
Lage des Landes in einer Refolution nieder. Zahlreiche Volkovetſammlungen 
tu Franken und Schwaben, namentlid aber in Nürnberg unb Augsburg, 
erklären fih damit eiwerſtanden und beichließen, biefelben dem Könige durch 
eine eigene Landesdeputation ans Herz zu legen. 

. (Belgien). Cinzug bes neuen Könige, Leopolb IT., in Brüſſel. Ders, 
felbe leittet den Eid auf bie Verfaſſung. Erſte Thronrebe bes neuen Könige.’ 

„ (Deutfland. — Heflen:Darmkadt), Die II. Kammer beſchließt mit 
27 gegen 16 Stimmen eine Adreſſe an ben Großherzog über die allg. Lage 
bes Landes. Der Großherzog lehnt es ab, bie Adreſſe entgegenzunchmen. - 

„ (Ber. Staaten), Die Regierung bes Präjidenten Johnſon verfündet 
buch Proclamation, datz das Amenbement zur Bunbesverjaflung bebufs 
Aufhebung der Sclaverei von drei Viertheilen jämmtlider Staaten ans 
Fr worben ſei. Die ehemaligen Rebellenftaaten werben babei mits 
gezählt 
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48. Des. (Mexiee). Inarez muß ſich neuerdings wer ben Franzefen aus Chis 
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huahua nach Paſo del Norte zurüdziehn. 

„EFrankreich) regt die von ber Septemberconvention mit Italien geforberte 
Nebernahme eines Theil ber päpſtl. Schuld durch das Tebtere ſowohl in Rom 
als in Florenz an, 

« (Italien). Die II. Kammer erklärt ſich faſt einftimmig gegen bas Kal. 
Decret, das ber Nationalbank die Verwaltung bes Staatséſchaßes überwies, 
ohne erſt bie Zuſtimmung bes Parlamentes dazu einzuholen. Das Mini: 
fterium Lamarmora fieht darin ein Mißtrauensvotum und nimmt feine Ent- 


allung. 

„ (Ber. Staaten). Prüfident Johnſon beginnt, bie bisherigen won ihm 
ernannten provijorifhen Gouverneurs ber ebemal. Sübflaaten abzurufen und 

bie von ben neuen Staatsconventen besfelben gewählten befinitiven Gouver⸗ 
neurs einzumeifen. 

„ (Rußland). Ein Faiferl. Ukas verbietet den Erwerb von Grundeigenthum 
in den fog. weitlihen Gouvernements (Litthauen) durch Polen. 

„ (Dänemark). Auch bas Bulkstbing bes Neihstags nimmt ben Entwurf 
einer Reviſion ber Verfaflung vom 18. Nov. 1863 mit 62 gegen 27 Stim- 
men (ber Partei der Bauernfreunde) an. 

„ (Rußland). Ein kaiſerl. Ukas normirt die Einkommens⸗ und fonitigen 
Verbältniffe der kath. Geiftlichfeit in Polen. Die Liegenichaften und Gapi: 
talien der Kirche geben nad) bemfelben in bie Verwaltung bes Staates über 
und ber Glerus wird auf feſte Beſoldung gefekt. 

„ (Spanien). Gröffnung der Cortes. Thronrebe ber Königin. - Gährung 
ber öffentlihen Meinung. | 

„ (Defterreih). Der Landtag von Kärnthen fpricht fich mit großer Mehr: 
beit fiir bie Wünſchbarkeit eines Handelsvertrages mit Italien aus. 

„ Defterreih). Der Kalter nimmt bie Dankadreſſe des böhmiſchen Land: 
tags entgegen und ftellt feine Krönung mit ber böhmifchen Krone in Ausfict. 

„ (Defterreih). Tie amtliche Wiener Ztg. veröffentliht das vom Kaijer 
„auf Grund bes Septemberpatentes“ genehmigte Yinanzgefeb für 1866 nebit 
einem erläuternden Vortrage bes Finanzminiſters Lariih. Das Deficit für 
1865, das vom Reichsrath auf bloß 7,922,769 präliminirt war, beträgt in 
Wahrheit bie Summe non 80 Mill., das Defictt für 1866 wirb auf 40 Mil. 
ae htagen unb bas für 1867 zu erwartende auf wenigfiens 28 Millionen 

t 


eſchätzt. 

„Deutfoland. — Shleswig:Holfiein) Jahrestag ber Ankunft 
bes Herzogs im Lande. Zahlreiche Depatationen, auch aus dem Schleswig⸗ 
ſchen, finden fich bei ihm in Kiel ein. 

„ (türkei) Ausbruch neuer Unruhen: im Libanon auf Anftiften bes Ma⸗ 
ronitenhäuptlings Joſeph Karam. 


-„ (Griehenland). Die Schugwmächte haben fi über eine activere Politik 


gegenüber Griechenland geeinigt. Hr. Erskine, ber engliſche Geſandte in 
Athen, erhält zuerit bie Inſtructiou, ſich im Falle eines Gonfliktes unbebingt 
auf bie Seite des Königs zu ftellen und benfelben mit allen ihm zur Ber 
fügung ftehenden Mitteln zu beſchützen. 

„ (Deutihland. — Zollverein). Abſchluß eines Handelsvertrags mit bem 
Königreich Stalien in Berlin. Die Zollvereinsfaaten verpflichten fih, durch 
Ratification deöfelben das Königreich Italien anzuerkennen. 

„ (Defterreih). Der Geſandte in Paris, Fürſt Metternich, überreicht bem 
Kaiſer Napoleon bie Anfignien bes Orbens vom hl. Stephan für ben kaiſerl. 
Prinzen, ald Zeichen bes aufrichtigen Intereſſes, das Se, öſterr. Maj. für 
ihn Dede und ibm „jederzeit“ bewahren werde. 


Algemeine Chronik. 31 
— De (Shweiz) Die Regierung von Uri legt bem Lanbtag ben Entwurf 
eines neuen Criminalgeſetzes ohne bie bisherige Prügelitrafe vor. 
— „Mußland). Tie Aufhebung ber Leibeigenfchaft Tann als vollſtändig durch⸗ 
geführt angejehen werben. 
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Deutſchland 


und 


die beiden deutſchen Großmächte. 


J. 
Dentichland. 


Gemeinfame Angelegenheiten. — Mittel- und Aleinflaaten. 


3. Jan. (Württemberg). I. Kammer: die YFinanzcommiffion ber 
Kammer fpricht fich gelegentlich der Berichterftattung über die Bubget- 
anjprühe bes Kriegsminifteriums für allgemeine Wehrpflicht ohne 
2008 und ohne Stellvertretung, mo möglich aud in den Nachbar: 
ftaaten, und für Berüdfihtigung der Jugendwehren im activen 
Militärbienft aus (j. 1864 ©. 158 XII 28). 

4. „ (Schles wig-Holſtein). Der neue öfter. Eivilcommiffär, Hr. 
v. Halbhuber ftatt bes abberufenen Herrn v. Lederer trifft in 
Flensburg ein. 

5. „ (Württemberg) II Kammer: Der Minifter v. Varnbüler be: 
antworlet eine Interpellation ber Abgeorbneten Defterlen und 
Wolbach 

n...05 bie f. Regierung ber Einigung der beiden deutſchen Großmächte 
gegenüber eine Einigung ber übrigen deutſchen Bunbesftaaten oder wenigftens 
eines Theils berjelben zur erfofgung einer gemeinfamen Politik für unmög- 
ih oder für unrathſam halte”, dahin: „Er halte es ber Lage und ben 
Intereſſen, bie er zu vertreten babe, für angemeffen, vorerft abzuwarten, 
welche Anträge bez. Schleswig. Holftein als Ergebniß der Verhandlungen zwi⸗ 
Ihen Deflerreih und Preußen beim Bunde werben geftellt werben. Er Babe 
zur Zeit Feinen Grund anzunehmen, daß biefelben nicht zu einer den 
nationalen Intereſſen und dem Rechte entiprechenden Löſung ber 
ihleswig=bolfteintfchen Frage führen werben. Bor Abſchluß diefer Frage aber 
fönne wohl bie durch ruhige und einmüthige Verſtändigung bedingte Löſung 
tiefeingreifender — namentlih organifatorifcher -—- ragen nicht erwartet 
werben. Immerhin balteer bie Einigung ber beutfhen Großmädte 
für eine Bedingung ihrer Löſung und hberbaupt bem Sntereffe Deutſch⸗ 
lanbs entſprechend. Eine Einigung ber THeineren beutfchen Bundes⸗ 
ſtaaten ober eines Theils berfelben als Gegenſatz gegen bie ber beutjchen 
Großſtaaten bielte er zur Zeit weber für nöthig noch für rathſam.“ 

. 3° 
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12, 


Deuiſchlaud. 


Als Vorſchlag für die Stelle eines Vicepräſidenten werden von 
der Kammer drei Liberale mit 45—50 Stimmen gewählt, die Con: 
fervativen bleiben mit 34 — 36 Stimmen in ber Minderheit. 


.Jan. (Kurhefjen). Die Regierung legt der Ständeverfammlung ein 


neues Recrutirungsgejeb vor, durch welches die bisherige 5jährige auf 
eine Gjährige Dienftzeit erhöht werben joll. - 

„ Medlenburg Schwerin) Neue Vorftellung bes Rathes der 
Stabt Roftod gegen bie vom Minifterium geforderte Aufhebung 
feines freifprehenden Urtheils wegen Theilnahme am Nationalverein. 


„ (Hamburg). Petition von Gemwerbtreibenden an den Senat um 
Beitritt zum Zollverein. 

„ (Württemberg). II Kammer: Der Minifter v. Geßler verheift 
in Antwort auf eine Snterpellation Hölders eine Vorlage der Ne 
gierung bez. Verfafjungsrevifion auf ven nächſten Landtag. 


„ (Heffen:Darmftadt). I Kammer: flimmt einftimmig bem 
Regierungsentwurf und ber Minderheit ber II. Kammer bez. Straf: 
prozeßordnung bei (j. 1864 XI 12 u. ©. 146 XII 1). 


„ (Preußen). Antwort Bismards auf die Annerionsadreffe Scheel: 
Pleffens v. 22. Dec. 1864 (f. 1864 ©. 156), deren Annahme 
vom Kaifer von Defterreich ſchon unter d. 28. December verweigert 
worden war: 

„... Ich erfülle eine angenehme Pflicht, indem ich im Allerhöchſten Auf: 
trage Sie benachrichtige, daß Seine Majeftät bie Adreffe gern entgegengenom: 
men bat. Nllerhöchitderjelbe Tegt einen hoben Werth auf bie Stimme von 
Männern, welde in ihrem Baterlanbe eine jo große umd 
wohlverbiente Achtung genießen und durch eine innige unb lang: 
jährige Vertrautheit mit ben Verhältnifjen desjelben zu einer Würdigung feis 
ner wahren Intereſſen berufen find. Indem Allerhöchftderfelbe überzeugt 
ift, daß bie darin ausgedrüdten Wünſche aus einem wahren Patriotismus 
hervorgegangen find, erkennt Seine Majeftät mit Befriebigung darin ben 
Ausbrud eines richtigen Verftändnifjes ber Verbältniffe, einer ernften und 
reblihen Achtung vor dem Recht unb einer eingehenden Würdigung ber Be: 
bürfniffe ber Herzogthümer, weldhe, bie Norbmarfen Deutſchlands bilbend 
und durch eine lange und ehrenvolle Geſchichte zu reicher Blüthe entwidelt, 
eben fo fehr auf einen vollen und ausreichenden Schuß nad außen, wie 
aufeineBeahtung ihrer innern Eigenthümlichkeiten Anjprud 
haben. In allen biefen Beziehungen ift e8 das Beftreben des Könige, ben 
Herzogthümern eine ihrer Wohlfahrt wie dem Recht entiprehende Stellung 
zu fihern, und indem Ihre Adreſſe Ihn in ber Gewißheit beftärkt, daß Ce. 
Majeftät babei auf ein vertrauensvolles Entgegentommen im 
Lande rechnen barf, kann ber König mit um fo größerer Zuverſicht 
das Gelingen biefes Beftrebens erwarten, als Allerhöchſiderſelbe Sich mit 
Seinem hohen Verbündeten und gegenwärtigen Mitinhaber ber höchſten Ge: 
walt in ben Gergogtpümern in ber warmen und berzliden Theilnabme und 
Fürſorge für diefelben begegnet. .... . 

„ Sähleswig-Holjitein). Die dfterr.:preuß. Civilcommiſſäre Teen 
durch Verordnung „bis zur Entiheibung über bie befinitive ftaats- 
rechtliche und abminiftrative Stellung ber Herzogthümer Schleswig: 
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Holftein” eine gemeinfame Regierung für beide mit bem Sik in 
ber Stabt Schleswig ein: , 

$ 1. Die unter bem Namen berzogliche Lanbesregierung am 12. Januar 
v. %. für bie gefammte Verwaltung im Herzogthum Holftein in Kiel errich- 
tete Behörde wirb als ſolche aufgelöst und vom 1. Februar db. J. ab mit 
ber Verwaltung bes Herzogthums Schleswig zu einer Regierungsbehörbe ver: 
einigt, bie unter bem Namen „Scleswig=Holfteinifche Landesregierung” in 
ber Stabt Schleswig auf Schloß Gottorf ihren Sit nehmen wird. $2. Die 
Landesregierung ift der k. k. öfterreichifchen und k. preußiichen oberften Civil⸗ 
bebörbe für Schleswig-Holftein und Lauenburg untergeorbnet und bat mit 
Ausnahme ber im SG 3 bezeichneten Gegenftände und unter ben im F 4 ans 
gegebenen Einſchränkungen alle Zeige ber Berwaltung zu beforgen, welche 
früher zu dem Wirkungsfreife ber betreffenden Minifterien und Centrals 
behörden in Kopenhagen, fowie ber holfteinifchen Regierung in Ploen gehörten 
unb feitbem von ber berzoglichen Landesregierung in Kiel und ber oberften 
Givilbebörde in Flensburg ihre Erledigung fanden. F 3. Ausgenommen 
von bem Gejhäftsfreife der Landesregierung find: 1) bie be: 
reit6 befonberen Behörben von uns übertragene Verwaltung bes Poft: und 
Telegraphenweſens unb 2) bie Berwaltung des Zollwefens mit Einſchluß bes 
den Sreuzzoll- Infpectoren unterliegenden Lootfens, Leuchtfeuer: und Balen- 
weiens an ber Oft: und Weftfüfte ber Herzogthümer, welche wir laut unferer 
anbermweitigen Verorbnung vom heutigen Tage ebenfalls einer befonberen Bes 
hörbe übertragen haben. F 4. Die hienach zum Geſchäftskreiſe ber Landes⸗ 
regierung gehörenden Angelegenheiten hat dieſelbe in Gemäßheit ber beftehen- 
ben Geſetze und Verfügungen unter folgenden Einſchränkungen felbftändig zu 
erledigen und zu entſcheiden. Der Entfheibung ber oberfien Civil⸗ 
bebörbe werden vorbehalten: a) Alle Angelegenheiten, welche bisher 
eine landesherrliche Reſolution erforbert haben. b) Die auf die Verfaffung 
ber Herzogthümer bezughabenben Angelegenheiten. c) Alle Normativvers 
fügungen. d) Die Tispenfation von Geſetzesvorſchriften, infoweit biefelbe 
nicht anderen Bebörben bereit8 gefeblich zufteht. e) Der Erlaß und bie Er: 
mäßigung von Strafen, mit Ausnahme der nach ben beftehenden gejeblichen 
Borfchriften von ber Landesregierung ad mandatum zu erlaffenden Gelb: 
brüchen. f) Die Suspendirung und Gonftituirung von Beamten, Geiftlichen 
und Lehrern, infoweit bie Befugniß Hierzu nicht anderen Behörben gefetlich 
zufteht.. g) Die Bewilligung ber Weberfchreitung bes jührlichen Dubgeld, ſo⸗ 
wie ber Verwendung ber auf allgemeines Budget⸗Conto „außerorbentliche 
Ausgaben” ausgeworfenen Summen im Einzelnen. h) Die Bewilligung von 
Gratificationen und Unterflüßungen, mit Ausnahme ber aus ber linter: 
ſtützungskaſſe ber Landesregierung nach ihrem Ermelfen zu gewährenben ge: 
ringeren Unterflügungen bis zum Belauf von 200 Marf Ert. im Einzelnen 
als Marimum. I) Die obere Leitung ber Staatspolizei unb ber Angelegen: 
beiten ber Preffe und Vereine. Auch behält fich bie oberfte Civilbehörde vor, 
unmittelbar Verfügungen und Zahlungeanmweifungen an bie ſchleswig-holſtei⸗ 
nifche Hauptkaſſe in Rendsburg zu erlaffen. $ 5. Die Landesregierung bes 
fteht aus einem Negierungspräfidenten und 6 Sectionschefs. In Abweſenheit 
bes Präfibenten oder in beffen Verhinderung übernimmt ber rungältefte Sec: 
tionschef das Präfidium. Die Beftimmung über bie Vertheilung ber ver- 
fchiebenen Geſchaäftszweige unter bie Sectionen unb über bie Art und Weiſe 
der Gefchäftsbehandlung bleibt einer befonberen Verordnung vorbehalten. 
$ 6. Gegen Entfheibungen und Verfügungen ber Landesregierung findet ber 
Recurs an bie oberfie Civilbehörde ſtatt“. 


12. San. (Schleswig-Hol ſtein). Gegenüber ber durch die Annerione: 


abreffe ber XVHer (Scheel⸗Pleſſen x.) im ganzen Lande entitan- 
denen Aufregung gegen bie Annerionstendenzen richtet ber engere 
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Ausſchuß ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Vereine ein Rundſchreiben an 
ſämmtliche Localbereine für das Feſthalten an Herzog Friedrich und 
gegen jede Annexion, aber zugleich auch für eine Verſtändigung mit 
Preußen und gegen „particulariſtiſche“ Tendenzen: 
„Mit freubigem Danfe haben wir cs anerkannt, daß bie glorreichen 
Maffentbaten bes preußiſchen unb öfterreichiichen Heeres uns von ber Dänen⸗ 
errichaft befreit haben. Das Jahr 1864 ift das bebeutungsvollite in ber 
 estoigeboffteiniigen Geſchichte. Für alle Zeiten find wir bem beutjchen 
Baterlande gewonnen. Aber wie es uns ſchmerzlich berührt hat, ba es uns 
nit vergönnt war, an unferem eigenen Befreiungsfampfe theilzunehmen, 
daß wir ben Frieden ohne unfere Betheiligung haben abfchließen ſehen, 
fo erfüllt uns die völlige Unficherheit über bie Geftaltung unferer Zu: 
funft mit ſchwerer Sorge. In bem ernſten Augenblicke, wo bie 
Vertreter des preußifhen Volkes fih wieder verfammeln, 
um vielleicht für unfere undb bes deutſchen Volkes Zukunft 
folgenreihe Befhlüffe zu faffen, fehlt es unferem Lande noch 
an jebem gefeßlihen Organ, das feinen Willen kund thun könnte. Es 
fühlt deswegen der Ausſchuß die Verpflichtung, ſich mit einer kurzen An⸗ 
ſprache, worin er feinen Standpunkt entwidelt, an bie ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Vereine zu wenden. Durchdrungen von ber Ueberzeugung, daß Schleswig: 
Holfteins und Preußens Wohlfahrt mit bem Gebeihen bes beutichen Vater: 
Yandes unauflöslih verbunden ift, fühlen wir, wie nur gemeinfame Arbeit 
aller beutfchen Patrioten und gegenfeitiges Vertrauen einen glücklichen Erfolg 
verbürgen. Wie wir uns nicht durch kleinliche Empfinblichkeit zur Verfolgung 
particulariftifcher Veftrebungen werben verleiten laſſen, fo erwarten wir aud 
zuperfichtlich von bem preußifchen Volke, baß es nicht durch augenblidlicde 
Erfolge ſich werde verblenden Iaffen über bie Wege, bie Preußen in feiner 
beutfchen Politik einzufchlagen bat. Wir verichlieken uns nicht ber Einficht, 
daß für Schleswig-Holftein und Preußen biejenige enge Berbinbung 
zum unabmweislichen Bebürfniß geworben ift, welche bereit in ber beutſchen 
Reich sver faſſung als ber Weg ber Ginigung aller beutihen Staaten 
bezeichnet if. Wir freuen uns, baß wir mit der Erfüllung unferer Pflichten 
gegen Preußen, auf deſſen Schuß wir in europäifchen Verwidlungen ſtets 
werben angewiejen fein, zugleich dem beutichen Vaterlande einen wejentlichen 
Dienft werden leiften Fönnen. Wir zweifeln nicht baran, daß unfer Herzog 
fowohl, wie unfere Lanbesverfammlung bereit fein werben, bie für biefen 
großen Zweck erforderlichen Opfer zu bringen. Aber uns unb Deutſchland 
droht jeßt eine große Gefahr. Wir finb ein befreites, fein erober: 
te8 Land. Wenn man mit uns ald mit einem freien Staate Verträge 
Ichließt, wird man einen treuen Bunbesgenoffen finden; wenn man 
über uns als eine eroberte Provinz verfügen wollte, würbe man 
einen deutſchen Volksſtamm zu unnatürlidem Wiberftande auf: 
ftaheln Einen folden für Schleswig. Holftein und Preußen wie für bas 
ganze deutſche Vaterland verberblichen Die haben in unferem Lande vor 
Kurzem jene 17 Männer eingefchlagen, welche fich sicht geicheut haben, im 
Namen bed Lanbes aufzutreten, das einige von ihnen noch in bem verwichenen 
Sabre an Dänemark zu Fetten beſtrebt waren. Der Schritt biefer Män: 
ner, welder im bewußten Gegenſatz zum beutlih ausgefpro 
henen Willen unferes ganzen Landes fleht, würbe völlig bedeutungs⸗ 
108 fein, wenn er nicht zu unferm großen Bebauern in einigen Kreifen bes 
preußiſchen Volkes einen lebhaften Wiederhall gefunden hätte. Man bat ben 
Wunſch ausgefprochen, unfer Lanb zu einer Provinz bes preußtichen Staates 
zu machen. Wir Tönnen uns nicht benfen, baß je ber ernfte Berfuch gemacht 
werben wiürbe, biefen unbefonnenen Wunſch zu verwirklichen. Es wäre ein 
verbängnißvoller Schritt, welder ben preußifcgen Staat nur zu leicht 
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um alle Früchte feiner ehrenvollen Siege bringen Zönnte, ein verhäugnißvoller 
Schritt, möchte er nun Erfolg haben ober nicht. Für das fittlihe Be- 


wußtſein unferes Volkes if bie Erbfolgefrage unmwiberruf: 


lid entſchie den. In Uebereinftiimmung mit der großen Mehrheit ber 
preußifchen Laudesvertreter, mit den NRechtsgutachten der juriftifchen Fakultäten 
Deutſchlands, mit ber Rechtsüberzeugung bes ganzen deutſchen Volles haben 
wir unferem Herzog Yriebrid als unteren rechtmäßigen Lanbesherrn gehulbigt, 
als demjenigen Fürften, beifen Recht unfere Rettung war, als preußifche 
Staatsmänner —B erklaãrten, den Kampf für unſere Befreiung nicht 
aumehmen zu wollen, Die fittlihen Bande, welche damals zwilchen unferem 
Fürſten und uns gefnüpft wurden, find — 53 — Der Verſuch, auch nur 
einem Theil unſeres Landes einem andern ac her aufbringen zu wollen, 
würde als Berleitung zum Treubruche aufgefaßt werden, und bei unferem 
Volke jenen zähen Widerſtand, ben es in Tangjährigem Kampfe gegen Däne: 
mark gelernt bat, zum großen Bebauern aller Vaterlanböfreunde gegen eine 
beutiche Macht berausforbern. Bel biefer Lage ber Sache unb ben jebigen 
politifhen Conftellationen wird ein folches Ziel überhuupt für ben preußiichen 
Staat ſchwer zu erreichen fein. Die Vergewaltigung unferesBolts: 
ffammes wäre aber von ben verberblidhften Folgen aud für 
bie Entwidlung bes preußifhen Staates begleitet. Mit 
einem ſolchen Unterbrüdungsfyfiem wäre ein conflitutio= 
nelles Staatsleben völlig unverträglid. Ein Bolt, bas folder 
Politif Vorſchub leiſtete würbe baburh einen vernichtenden Schlag 
gegen feine eigene Freiheit führen. Die allergrößte Gefahr aber 
würbe bie Durchführung folder Pläne der Stellung Preußens zu Deutfchland 
bringen. Dem erfterbenben Particularismus würbe in allen Ländern ein 
neues Leben geſchaffen und in einem verberblichen Klutigen Kampfe würben 
fi die Kräfte aufreiben, welche berufen find, durch gegenfeitige Ergänzung 
bie erfte Macht Europa’s zu fchaffen. Die gewaltfame Nnnerion 
Scäleswig-Holfteins würde zum deutſchen Bürgerfrieg füh— 
ren. Noch geben wir uns fo erniten Befürchtungen nicht Hin, noch hoffen 
wir, baß das hochherzige Wort bes preußiſchen Königs: „Europa ſoll wiflen, 
baß Preußen überall bereit ift, das Recht zu hüten”, zur Wahrheit wirb. 
Einer unklaren politifchen Lage gegenüber werben wir zu unferem Theile uns 
nicht zu Gefühlen und Demonftrationen binreißen faffen, welde uns bem 
Bolte entfremden, mit bem eine enge Verbindung zu knüupfen unfer eigenfles 
Intereſſe fordert, und gleichzeitig werben wir an bem, was bie Rechtsüber⸗ 
zeugung und ber feierlich erklärte Wille unferes Volkes if, mit aller Ent: 
ſchiedenheit fefthalten”. 


12. Jon. (Württemberg). I. Kammer: Schluß ber Berathungen über 


das Schulgefeß nach 12 langen Sitzungen. Die principielle Trennung 
ber Echule von der Kirche wird in wiederholten Abftimmungen 
(zulest mit 69 gegen 13 Stimmen) verworfen, bagegen bie GStel- 
lung ber Schullehrer wefentlich verbeffert, den Eltern eine Vertre⸗ 
tung in ber Ortsfchulbehörbe eingeräumt und mit 54 gegen 16 
Stimmen das Präfldium zu einem gemeinſchaftlichen bes geiftlichen 
und bes weltlichen Ortsvorftandes gemadjt. Bei ber Enbabftimmung 
(am 20. Januar) wird das Geſetz ſchließlich einftimmig genehmigt. 


» » (Hannover). Db.Ger.Anw. Miquel wirb mit 8 gegen 4 Stim: 


men an Stüve's Stelle zum Bürgermeifter von Osnabrüd, O. G.A. 
Albregt in Hannover und D.GA. Lauenftein in Lüneburg zum 
Syndieus gewählt, alle Drei Mitglieder ber ftänbifhen Oppoſition 
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und bes Nat.⸗Vereins. Der König beſtätigt nad längerem Zögern 
(am 25. März) diefe Wahlen. 

12. Yan. (Helfen: Darmftadt). Die Regierung erllärt ihren Ent: 
wurf einer Strafproceforbnung einfah mitteljt Durchzählung der 
Stimmen für denfelben in beiden Kammern als verfaffungsmäßig 
angenommen (f. 1864 ©. 146 XII 1). 


14. „ (Schleswig-Holftein). Bei Gelegenheit des fog. Kieler Um— 
ſchlags treten 40 Mitgliever ber Ritterihaft ober fonft Großgrund⸗ 
befiter aus beiden Herzogthümern zufammen unb erlaflen folgende 
Erflärung: 

„Wir unterzeichnete Bewohner ber Herzogthümer SchleswigsHolftein er: 
HMären biemit, gegenüber ber Adreſſe des Frhrn. von Säeel-Blelfen unb Ge⸗ 
noffen. wie folgt: Im Bewußtfein ber Uebereinftimmung mit bem Willen 
unb ber Mechtsüberzeugung der Gejfammtbevölferung unſers Landes unb in 
ber Meberzeugung, zum Belten unſers Vaterlandes zu handeln, halten wir 
feft an ber auf Grund bes Rechts gelobten Treue zu unjerm Herzog Fried⸗ 
ri VIII; halten wir feft an ber Forderung, daß bei ber zu beichleunigenden 
Ordnung unferer flaatlichen Berhältniffe ſowohl im Innern ale in Beziehung 
zu — dem Herzog und den geſetzlichen Vertretern des Landes eine 
entſcheidende Stimme zuſteht“. 

Es wird beſchloſſen, dieſer „Erklärung“ die weiteſte Verbreitung 
im Lande zu geben und möglichſt viele Beitrittserklärungen zu ber: 
felben zu fammeln. Binnen eines Monats erhält biefelbe wirklich 
gegen 60,000 Unterſchriften. 

1520. San. (Preußen). Refultatlofe Miffion des Prinzen Friebrid 
Karl nah Wien. Ä 

17. „ (Kurheſſen). Stänbeverfammlung: Budgetberathung. Die 
Gefanbtichaften in Wien und Berlin werben noch beibehalten, bie in 
München und Paris dagegen gejtrichen. 

20. „ (Württemberg). I. Kammer: Schluß ber Beratung bes og. 
Eomplerlaftengefebes. Der Iebte SG besfelben „durch gegenwärtiges 
Geſetz wird die Beitimmung bes Zehentablöfungsgefeßes v. 17. Juni 
1849 ergänzt und zur Ausführung gebradht” wirb mit dem Zuſatze 
ber Commiſſion (um eine weitere wenigftens moraliſche Sicherung 
gegen bie Anfechtung ber Ablöfungsgefete von 1848 und 1849 zu 
haben) „und bilbet berfelbe mit ber bisherigen Abldfungsgefehgebung 
ein untrennbares Ganzes” einftimmig angenommen, inbem auch bie 
Ritterbant keinen Einſpruch dagegen erhebt. Das Geſetz als Ganzes 
wirb fchließlih (am 11. Febr.) mit allen gegen 6 Stimmen (ber 
äußerften Linken) angenommen. 

26. „ (Bundestag) Sachſen gibt die Erflärung ab, daß 

eine theilweife Abänderung ber Bundesbeſchlüſſe vom 6. Juli 1854 wegen 
ber Verhinderung bes Mißbrauchs ber Preſſe, und vom 13. Juli 1834 in 
Betreff des Vereinsweſens ſich als dringend nothwendig erweiſe, inſofern durch 
bie ungleichmäßige Ausführung derſelben ſich Unzukommlichkeiten ergeben, 
welche bie k. Regierung veranlaſſen würden, jene Beſchlüſſe in Ermanglung 
einer theilweiſen Abänderung wieder außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 
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26. Jan. (Preußen). Depeſche an Oeſterreich: Preußen iſt noch nicht 
in der Lage, ſeine Forderungen bezüglich Schleswig-Holſteins genau 
zu formuliren. 

27. „ (Hamburg) Eine Petition ber Manufacturiſten an ben Senat 
erklärt fich gegen einen Anſchluß an ben Zollverein und wünſcht 
lebiglich einen Vertrag mit bemjelben wie Bremen. 

30. „ (Württemberg). U. Kammer: tritt in bie Regierungsvorlage 
bezüglich Penfionserhöhungen und Bejoldungserhöhungen ein, be= 
ſchließt aber mit 47 gegen AO Ctimmen, babei das Verlangen aus: 
zufprehen, daß bie Regierung bie in ber Adreſſe an ben König 
(22. Juli 1864) erbetenen Reformen in Verfaffung und Verwaltung 
durchführe. 

— San. u. Febr. (Baden). Agitation ber clericalen Partei gegen 
das neue Schulgeſetz: Petitionen zahlreiher Stadt- und Lanb- 
gemeinden an den Großherzog, er möge basfelbe von ſich aus wie: 
der aufheben und Abhaltung ſog. „wanbernber Cafinos” auf ver: 
ſchiedenen Pankten des Landes. 


1/4. Gebr. (Kurhefien). Kine Aufforderung Oetkers zu einer Zu: 
fammentunft bebufs Bildung eines Nationalvereing wirb polizeilich 
verboten, die Verfammlung felbft im Haufe Oetkers polizeilich auf: 
gelöst. 

3. „ Naffau). Nachdem in ven lebten Jahren jebes von ber Op⸗ 
pofition gegründete Organ eines nad dem andern unterbrüdt ober 
verboten worben, wird nun fogar bie (ſehr gemäßigte und feit 
10 Jahren auch nicht einmal beitrafte) „Mittelrhein. Zeitung” von 
der Regierung auf 2 Monate fuspendirt „wegen fortgeſetzter 
Schmähung der Regierung und wegen Erregung von Haß und 
Verachtung gegen dieſelbe“. Mehrfache Geſuche berjelden unb 
Demonſtrationen der öffentlichen Meinung für dieſelbe bleiben er⸗ 
folglos. 

9. „ (Bayern). Der Geſetzgebungsausſchuß der II. Kammer ſchließt 
feine lebhaften Berathungen für und wiber bie Stellung, melde 
die Regierung der Staatsanwaltihaft im Civilproceß anzumeifen 
wünjcht und lehnt das von ihr begehrte allgemeine Conclufionsredt 
bes Staatsanwalts einftimmig ab. Selbſt eine Reihe von Abände 
rungsanträgen, weldye für die Münfche der Regierung wenigftens 
etwas zu retten fuchen, bleiben mit 1 oder 2 Stimmen in ber 
Minderheit. . 

11. „ Raffau). Bier Oberfte werben zu Generalen beförbert. (Auf 
6300 Mann Militär hat das Ländchen nunmehr 9 Generale, alſo je 
1 auf 700 Mann). 

12. „ (Defterreid). Schmerling erflärt einer PVerfammlung von 
Mitgliedern des Abg.Hauſes unumwunden, daß bie jchleswig-holftet: 
nifche Frage für Defterreich „total verfahren” ſei. 
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12. Febr. (Schleswig-Holſtein). Die hervorragenderen Anhänger ber 
(von der Flensburger „Norddſch. Ztg.“, den „Schlesw. Nachr.“ und 
und ben „Itzehoer Nachr.“ vertretenen) Partei eines engen An: 
ſchluſſes an Preußen treten in Rendsburg zufammen und verflän: 
bigen fi mit 21 gegen 3 Stimmen über ein Programm als „na: 
tionale Partei”: 

„1) Die nationale Pflicht und das Antereffe Schleswig-Holfteins forbern, 
baß dem Staate Preußen bie feiner Aufgabe als Schutzmacht ber Herzogthü: 
mer entjprechenden Rechte voll und für alle Zeiten zu Theil werben. 2) Mir 
verftehen unter biejen Rechten die volle Militärhobeit zu Waffer unb zu Lande, 
bie diplomatifche Vertretung unb bie handelspolitifche ale 3) Diefe Rechte 
find vor ber definitiven Ordnung unferer inneren Verhältniffe ficher zu fiellen.” 

Die Beitrittserflärungen zu biefem Progranım erfolgen langſam 
und erreihen im Verlauf der nächſten Monate kaum einige Hunderte, 

14, „ (Württemberg). ‚Die I. Kammer ſpricht fih mit 56 gegen 
27 Stimmen für Abjhaffung der Todesſtrafe aus. 

15. „ (Baden) Ein Handfhreiben des Großh. an ben Minifter Lamey 
tritt der von ben Führern ber kath. Agitation verbreiteten Meinung 
„es könne irgendwie bei ihm eine Entſchließung hervorgerufen wer: 
ben, welche eine einfeitige Aufhebung bes Schulgefebes wenn auch 
nur auf dem Wege bes proviforifhen Geſetzes verfüge” mit ber Gr: 
Härung entgegen, baß eine ſolche Maßregel „To lange als einfeitige 
Parteiwünſche erfcheinen und unbeachtet bleiben müßten, als fie nidt 
auf den Mege eines regelmäßigen Ausfprucdhes der verfaflungsmi: 
ßigen Organe als die überwiegende Meinung bes Landes ſich geltenb 
gemaqht haben“: 

. Mein Eingreifen in ben geordneten Gang ber, gerade mit Rüd: 
ficht "auf das Andrängen der Leidenſchaften des Tages, weile und vorſichtig 
abgeftuften Gewalten werbe ich meinerfeits, getreu den in meiner Proclama: 
tion vom 7. April 1860 ausgeiprochenen Grunbfägen, jest und Fünftig jeweilt 
nur zur Aufrechthaltung und Regelung ber gefegmäßigen Thätigleit ber ein 
zelnen Yactoren ber Geſetzgebung uud Megierung, — niemals aber, wie ın 
gänzliher Verfennung der höheren Aufgabe ber Krone gewünſcht wird, zu 
Umgebung bes berechtigten Einfluffes derſelben, erfolgen laſſen.. 

Die Führer ber Agitation befchließen, fernerhin feine Deputationen 
mehr an den Großherzog zu fchiden. 

16. „ (Württemberg). II. Kammer: Bubgetberathung, Etat bes Aus: 
wärtigen. Der Minijter Varnbüler erklärt, er werde wegen Deiter: 
reihe und Venetiens dem Könige eine Anerkennung Italiens Derzeit 
nicht vorfchlagen. 

18. „ (Weimar) Der Landtag fpricht, fih mit 23 gegen 5 Stimmen 
für Abſchaffung der Todesſtrafe aus. 

22. „ (Preußen) formulirt endlih in einer Depefhe an Defterreid 
jeine Forderungen an Schleswig-Holftein, ohne beren borgängige 
Erfüllung e8 in eine befinitive Conftituirung des neuen Staates nid: 
einzuwilligen vermöchte: 

„Ew. Exc. bin ich nunmehr in ber Lage, in näherer Formulirung bir 
Bebingungen anzugeben, unter welchen wir bie Bildung eines neuen Staate? 


un Te 


Deuntſchlaud. 43 


Schleswig-Holftein nicht als eine Gefahr für bie Sntereffen Preußens und 
Deutſchlands anfehen dürften und deren geficherte VBerbürgung das k. Staats: 
minifterium baber berechtigen würbe, S. M. bem Könige bie Nebertragung Seiner 
durch ben Friedenoſchluß vom 30. Dftober erworbenen oder ſonſt Ihm zu: 
ftehenben Rechte auf einen Anderen vorzuſchlagen. Sie finden biefelben in ber 
Anlage I. zujammengeftellt. 

„Zur Begründung und Erläuterung füge ich Folgendes hinzu: Daß Preu⸗ 
Ben bei ber Eonftituirung bes neuen Staates an benfelben bie Forberung 
eines feften unb unauflöslihen Bündniffes ftellen muß, ift ſelbſt⸗ 
verftänblich; e8 kann fich nicht einen eventuellen Gegner felbft fchaffen wollen. 
Eben fo fehr und noch mehr bedarf ber neue Staat felbft eines ſolchen Bünd⸗ 
niffes zu feiner eigenen Sicherheit, welche zugleich bie Sicherung Deutſchlands 
gegen Norben in fih begreift. Die allgemeinen Verhältniſſe find in biejer Be⸗ 
ziebung fo ar, baß es hier Feiner weiteren Ausführung bedarf. Die Her: 
zogthümer bilden einerfeits vermöge ihrer geographiſchen Lage und ber poli⸗ 
tiſchen Berhältniffe einen fehr erponirten Angriffe: und Vertheibigungspunft 
für das gefammte Norbdeutichland und für Preußen insbefonbere; anberer- 
feits würden fie in einer ifolirten militärifchen Stellung nicht im Stanbe 
fein, fich felbft zu ſchützen. Preußen wirb baber immer ihren Schuß und 
ihre Vertheidigung übernehmen müſſen, und wenn e8 fo weitgehende Verpflich⸗ 
tungen unb bie bafür erforberlichen Opfer auf fi) nchmen fol, fo muß es 
auch bie Mittel erhalten, biefe Verpflichtungen in wirffamer Weife jeberzeit er: 
füllen zu Tönnen. Daß bie Herzogtbümer nicht im Stande find, bem erften, 
mit nachhaltiger Kraft geführten Stoße einer fremden Macht zu wiberftehen, 
haben bie Erfahrungen zu Anfang bes Jahres 1848 und 1850 gezeigt. In 
ähnlicher Weiſe wird für Schleswig-Holftein, wenn es nur auf feine eigenen 
Kräfte angemwiefen ift, immer bie Gefahr beſtehen, daß das Herzogthum S chle 8: 
wig im eriten Anlauf verloren gebe. Die Folge bavon würbe fein, baß ber 
Feind bort fofort eine fefte und fehr gefährliche Operationsbafis gewönne, unb 
baß Preußen genöthigt wäre, bas Lanb mit großen Opfern wieber zu erobern, 
wie die im Jahre 1848, namentli aber im vorigen Jahre gelfpehen iſt. 
Dieſer Gefahr, der wir uns nicht ausſetzen dürfen, kann nur vorgebeugt wer⸗ 
den, wenn die in Schleswig vorhandenen Streitkräfte und mili— 
täriſchen Einrichtungen in einem organiſchen ZJZuſammenhang 
mit ben preuſßiſchen ſich befinden; wenn dieſes Herzogthum, in militä- 
rifcher Beziehung, einen integrirenben Theil unferes eigenen Ber: 
theidigungsſyſtems bilbet, und wir baher in ber Lage find, einem erften 
Angriff ſchon dort nachhaltig zu wiberfiehen und ein Feſtſetzen bes Yeinbes 
daſelbſt zu verhindern. Der beutfche Bund Tann feinen Schub nicht auf bas 
Herzogthum Schleswig ausbehnen, welches nicht zu ihm gehört. Auch bier kön⸗ 
nen wir uns auf bie Erfahrung berufen, welche gezeigt bat, wie ber Schuß 
bes Bundes auf Holftein nur in jo mweit Anwendung fand, al® er auf unfere 
und Defterreich® Referven gejtügt war, an ber Eiber aber ganz aufbärte. 

Bon ber Sicherheit Schleswigs hängt bie Sicherheit Holfteins ab. Letz⸗ 
teres ift Bundesland, und ber neue Souverän muß in ben Stanb gelebt 
werben, feine Verpflichtungen gegen ben Bunb in milltärifcher wie in jeber 
anderen Hinſicht zu erfüllen. Holftein aber eine andere Militärorganifation 
zu geben als Schleswig, würbe zu einer neuen Schwächung bes flaatlichen 
AZufammenhanges führen und bas Einjchreiten Preußens in Kriegszeiten läh⸗ 
men. Es muß alfo ein Mobus gefunden werben, um bem neuen Staate 
eine einbeitlihe Militärorganifation und zugleid bie unum: 
gänglihe Berbindbung mit bem preußifhen Militärfyfiem zu 
geben. In Betreff bes Bundeslandes Holftein bietet Hierzu ber Art VOIL 
ber Grundzüge ber Bunbesfriegsverfaffung das Mittel bar. Derfelbe lautet: 
„„Bei der Organifation ber Kriegsmacht bes Bundes ift auf bie aus befons 
beren Berhältniffen ber einzelnen Staaten heroorgehenben Intereſſen berfelben 
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infomweit Rüdficht zu nehmen, ald es mit ben allgemeinen Sweden vereinbar 
anerkannt wird““. Der allgemeine Zweck ift bie Wehrhaftigkeit im Kriege. 
Diefe erfordert, daß bie Holfteinifche Wehrfraft ebenfo wie bie ſchleswigſche in 
organifhen Zuſammenhang mit ber preußiſchen gefeßt und ihre Ausbildung 
in berfelben Tüchtigfeit und Vollzöhligfeit wie bie der preußifchen Armee ficher: 
eftellt werbe. Um nicht ohne Noth eine Aenderung ber Bundestriegsver: 
i affung zu beantragen, find wir bemüht, bie erftrebten Garantien in Ueber: 
einjtimmung mit derſelben ins Leben zu führen. Art, 5 ber Bunbesfriegsverfai- 
fung befimmt: „Kein Bundesſtaat, deſſen Contigent ein ober mehrere Ar: 
meecorps für ſich allein bildet, darf Contingente anderer Bundesſtaaten mit 
bem feinigen in eine Abtheilung vereinigen“”. Das holfteinifche Bundescon⸗ 
tingent joll daher nicht mit dem preußiſchen Bunbescontingent in eine Abtbei: 
lung verbunden werben, fonbern fortfahren, einen Theil bes 10. Bunbesarmee: 
corps zu bilden. 

„Für die Kriegsmarine ber beiden Herzogthümer wird biefelbe orga- 
nijche Verſchmelzung mit ber preußifchen beabfidhtigt. Du feine Marine bee 
beutfchen Bundes eriftitt und bie Streitfräfte Solfleins zur See für eine 
folche alſo vertragsmäßig nicht in Anſpruch genommen find, fo findet auf 
diefem Gebiete keine Berührung mit ber Bunbesfriegsverfaffung flatt. Tie 
Bildung einer jelbfiändigen Diarine Schleswig-Holfteing würbe nah ben Kräften 
dieſes Staates ſchwer zu verwirklichen und unzulänglich bleiben, um bie 
Kräfte, welche die Herzogthümer auf biefem Gebiete barbieten, für Deutſchlands 
Wehrkraft zur See thätig zu machen. 

„Tas find die Grundfäge, welche uns bei ber Entwerfung ber anliegenden 
Formulirung geleitet haben, vollftändige Wehrhaftmachung und Bertheidigung 
des neuen Staates und Erfüllung der Pflichten Holfteinsg gegen ben beu:: 
ſchen Bund. 

„Ich erwähne nur flüchtig ber in bem Entwurf ebenfalls ausgeſprochenen 
Territorial-Mbtretungen. Sie find nach dem bringenben Bedürinis 
für bie Befeftigungen bes Yandes und bie Erforberniffe ber preußifchen Drarin: 
möglihft eng abgemefjen und enthalten Keinen erheblichen Gebietszuwachs für 
Preußen. Sie können nicht einmal als ein Aeguivalent für bie von Preuken 
dur bie Anlegung und Unterhaltung ber erforberlicden Befeſtigungen, welche 
wefentlich der Sicherheit ber Herzogtbümer felbft zu Gute fommen, zu über: 
nehmenden Laſten angefehen werben, ſondern nur als bie nothwendige Vorbe 
dingung für bie wirffame Vertheidigung bes Landes: fie find daher vor 
Seiten des neuen Stantes weniger ein Opfer, als eine in feinem eigenen In 
terefje liegende Zwedmäßigfeitsmaßregel. Die Berechtigung zu folcher Abtretung 
ift für Holftein ebenfo wie für Schleswig außer Zweifel, dba nad) Art. 6 der 
Wiener Schlußafte bie Abtretung der auf einem Yunbesgebiet haftenben Sou: 
verämetätsrechte zu Gunften eines Mitverbünbeten nicht einmal ber befonberen 
Zuftimmung des Bundes bedarf. Selbſtverſtändlich tritt Preußen, injofern 
baburch bie matrifularmäßige Stellung Holfteins berührt werben jollte, im bie 
betreffenden Verpflichtungen ein. 

„zur die übrigen, außerhalb ber militärischen Verhältniffe liegenden Be: 
bingungen, babe ich nur wenige Bemerkungen zu maden. Die Bilbung eines 
neuen ifolirten Zollgebietes zwiichen Norddeutſchland und dem ffanbina- 
viichen Norden würde unnatürlih fein, auf alle materiellen nterefien 1ät- 
mend einwirfen und bie bisherigen Verfehröbeziehungen Preußens zu Töne: 
mark und Schweden wejentlich verichlehtern. Die innere Selbftänbia: 
feit bes neuen Staates und feiner Verwaltung bleibt unbeſchränkt. Nur 
foweit bie Einrichtungen für bie Aushebung des Militärs u. |. w. babei in 
Betracht kommen, werben bie inneren Verhältniſſe ben preußiſchen Gintid- 
tungen angepaßt unb ben preußifhen Militärbehörben bie erforberlide Mir: 
wirkung gefichert. Außerdem muß bie k. Negierung fih in zwei Wunften 
einen beftimmenben Einfluß vorbehalten. Der eine betrifft ben Rord- Oft: 
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‘ 
jee-&anal, über welchen, ba er bie Berbindbungslinie für bie preuß. Marine 
in ber Rord- und Oftfee bildet, Preußen ein Oberatiffichtsrecht nach ben in bem 
Entwurf entwidelten Grundfägen in Anfpruh nimmt. Der zweite beziebt 
fih auf das Poſt- und Telegraphbenwefen in ben Herzogthümern. In 
ber Anlage I. finden Ew. zc. eine kurze Denkjchrift, welche die Gründe ent: 
widelt, aus benen eine Verſchmelzung besielben mit dem preußiichen Poſt⸗ 


- und Telegraphenwefen im Intereſſe bed allgemeinen Verkehrs wie ber Her: 


zogthümer felbft geboten erſcheint. Sie legt die Nachtheile Mar und bündig 
bar, welche für ben ganzen Verkehr Deutichlandbs mit dem Norden aus ber 
Bildung eines neuen tjolirten Zwiſchengebietes ber Verkehrsmittel entftehen 
würben. Ich mache noch bejonbers auf den Nachweis aufmerkſam, daß Preu⸗ 
gen burch letzteres gerabezu eine Benachtbeiligung gegen ben früheren Zuſtand 
erfahren würde. 

„Die Gefammtheit biefer Forderungen, wie fie in ber Anlage I. entwidelt 
find, Reben auch für Holftein mit ben Bunbesverträgen laut Art. VI. ber 
Wiener Schlußacte nicht in Widerfprud. Ohne eine vorgängige unb bin- 
benbe Regelung ber Berhältniffe zu Preußen nach biefen Grunbjäßen würben 
wir in ber Bildung eines neuen Staates — wie ich im Eingang bereits an⸗ 
gebeutet — eine pofitive Gefahr für Preußen erfennen. Wir müflen 
wenigftens in biefer Beziehung ficher geftelli fein, wenn wir auf bie von einem 
großen Theil bed preußiichen Volkes gebegten weitergehenden Wünfche und auf 
bie Vortheile verzichten follen, welche dev Mitbeſitz der Herzogthümer für uns 
enthält, ja welche in bemfelben für beide Mächte und dadurch für Deutfchlanb 
liegen. Sollen bie Herzogthümer aus dem jetzt über ihnen waltenden Schuß 
Preußens und Defterreihs entlaffen werben, fo müffen fie in eine Lage ge: 
bracht werben, welche dieſen Schuß für fie jelbft, für ganz Deutjchlanb und 
für uns erfegt. Nur unter dieſer Vorausſetzung Tönnen wir auch größeren 
Bortheilen, zu welchen uns bie gebrachten Opfer berechtigen würben, entſagen 
und Rechte aufgeben, welche wir nad) allen völferrechtlichen Grunbfäten durch 
ben Krieg erworben haben, und welde dadurch, daß wir fie mit Defterreid) 
tbeilen, nicht minder werthvoll für uns find. 

„Ehe daher dieſe Verhältniffe nicht vollftändig und in binbenber 
Weiſe geregelt find, Fönnen wir zu Feiner Veränderung bes Status quo 
und namentlih zu feiner Einießung eines ber Prätendenten als Regenten 
eines neuen jelbitändigen Staates unfjere Einwilligung geben. Unter 
Borausfegung ber geeigneten Bürgfchaften für bie Erfüllungen biefer Beding⸗ 
ungen wird die Berjon des eventuell einzufegenden Souveräns 
Gegenftand weiterer Berftändigung mit bem Faiferlichen Hofe fein. Es würde 
ben Gefinnyngen St. Maj. bes Königs nicht entiprechen, hierüber eine Ent- 
ſcheidung zu treffen, ehe er die auf grünblicher Prüfung beruhende Anficht 
Seiner juriſtiſchen Räthe der Kronſyndici, welche er zu einem Gutachten über 
bie Rechtsfrage aufgefordert hat, gehört haben wird. Die materiellen Beding⸗ 
ungen bleiben aber diefelben, wie biefe Entſcheidung auch ausfallen möge, 
indem bie Lebensbebingungen bes eventuellen Staates und feine Beziehungen 
zu Preußen von ber Perſon feines Negenten unabhängig find. Sie beruhen 
auf ber Natur der Dinge und auf ben Pflichten, welche Preußen zu über: 
nehmen haben wirb. 

„Es ift daher auch jelbftveritänblich, baß bie gegenwärtige Belegung 
ber Hergogthümer fortbauert, bis bie Einrichtungen in allen we— 
fentliden Stüden ausgeführt worben find, ba wir bie Erfüllung 
unferer Forderungen nicht von ber Willfür oder von zufälligen Hinbernifien, 
auf welde fie nachträglich ftoßen möchten, abhängig machen Tünnten. ine 
jpätere Nichterfüllung würde alle unfere Mechte, welche wir nur unter biejer 
Bedingung und mit bem beftinnmten Vorbehalt des Rüdfalles aufgeben Tännen, 
wieber ins Leben treten laſſen. 

„Ew. Exc. erſuche ich ergebenft, unfere Vorſchläge bem Herrn Grafen 
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Mensdorff vorzulegen und ermachtige Sie, auch, demſelben den gegenwärtigen Er: 
laß vollſtändig mitzutheilen. Sollten unſere Vorſchläge auf sa wierigleiten 
flogen, jo müffen wir uns weitere Entſchließung vorbehalten“. 

Anlage I: A. Bündnißund Berfhmelzung ber Einrichtungen 
bes Heeres und ber Flotte. Der neu zu gründende Staat Schleswig: 
Holftein fließt ein ewiges und unaufldslihesShug: und Trutz⸗ 
bünbniß mit Preußen, vermöge befjen leßteres fi zum Schutze umb zur 
Vertbeibigung ber Herzogthümer gegen jeden feindlichen Angriff verpflichtet, 
Schleswig:Holftein bagegen Str. Maj. dem Könige von Preußen bie ge: 
ſammte Wehrkraft beiber Herzogthümer zur Verfügung ftellt, um fie inner: 
bald der preußiſchen Armee und flotte zum Schuße beider Länder unb ihrer 
ntereffen zu verwenden. Die Dienftpfliht und bie Stärke ber zu ber 
preußifchen Armee unb Flotte von Schleswig: Holftein zu ftellenden Mann: 
haften wirb nah ben in Breußen geltenben Befimmungen fell: 
geftellt, vorbehaltlich einzelner nach den befonderen Verhältniffen ber Herzogs 
thümer von St. Maj. bem Könige zu bewilligender Abweichungen. Die Au 8- 
bebung ber Mannſchaften wird von ben preußifhen Militär: 
bebörben in Gemeinihaft mit ben Eivilbehörben ber Herzogthümer nad 
ben in Preußen geltenden Grunbfähen vorgenommen und findet auf bie ber: 
zoglichen Untertbanen bie gefammte preußiſche Kriegsverfaflfung 
Anwendung, namentlich au alle in Preußen allgemein eingeführte Aushe⸗ 
bungs⸗ und Dienftzeitbeftimmungen, alle reglementarifche und fonflige Verord⸗ 
nungen über Servis⸗ und Verpflegungsweien, Ginquartierung, Erſatz von 
Alurbejhäbigungen, ale Mobilmahungsvorfchriften u. f. w. für Frieden unb 
Krieg. Es bleibt dem Ermeffen S.M. bes Königs überlaffen, bie aus ben 
Herzogthümern auszubebenden Mannfchaften zu einem befonberen Armee: 
corps zu formiren, ober fie, vorbehaltlih der Anwenbung ber Vorfchriften 
bes Art. 5 der Bunbesfriegsverfaffung, mit andern preußifden Trup: 
pentheilen zu verbinden, ihnen ihre Standquarticre in ben Herzogthü⸗ 
mern ſelbſt oder in Preußen anzuweilen und preußifhe Truppen, 
benen im Allgemeinen bie freie Circulation in Schleswig⸗Holſtein in demſelben 
Mape wie in Preußen zufteht, in ben Herzogthümern zu flationiren 
unb bie Sarnifonsverhältniffe zu regeln. Die in bie preußilche Armee und 
Flotte eintretenden jchleswigsholfteinifhen Untertbanen Teiflen 
Se. Maj. dem Könige ben Fabneneib und haben in Betreff bes 
Avancements , ber Verforgung, Penfionirung und ber fonftigen mit bem kgl. 
Dienft verbundenen Rechte und Vortheile biefelben Anfprüche wie bie gebornen 
Preußen. Ebenfo find für die Vorbereitung zum Eintritt in bie Armee all 
preußifhe Militär-Bildungsanftalten den berzoglien Unterthanen ganz in 
gleicher Weiſe offen und zugänglich wie ben Töniglichen. 

„Diejelben Grunbfäge wie für das Lanbheer treten Behufs gemeinfamer 
Bertheidigung zur See auch für bie Marine in Kraft. Die in Anwendung 
ber preußiſchen Beſtimmungen über bie Verpflichtung zum Kriegedienjt zur 
See aus ben Herzogtbümern auszubebenden Mannſchaften, werden auf der 
angemefjen zu verflärkenden preußiſchen Flotte ausgebilbet und auf .bieier, 
gleich ben preußifchen Unterihanen, zu Kriegs: und Friebenszweden verwendet. 
Diefe Flotte ift in allen ſchleswig-holſteiniſchen Gewäſſern zu freier Eircula: 
tion und zu Stationirung von Kriegsſchiffen abgabenfrei berechtigt. Auch 
ſteht ber preußiſchen Regierung Behufs ber wirffamen Ausübung bes Küjten: 
ſchutzes die Eontrole über das Lootſen-, Betonnungs: und Küftenerleuchtungs: 
weſen an ber Oft: und Nordfee zu. 

„Zur Unterhaltung ber auf biefe Weife aus ben Mitteln beiber Ränder 
herzuftellenden Streitfräfte zu Waſſer und zu Lande, einfchließlih aller für 
bie gemeinfamen Kriegszwede erforderlichen fachlichen Ausgaben, zahlt Schles⸗ 
wig:Holftein an bie preußifche Staatsfaffe einen näher zu ver 
eventuell nu Maßgabe ber Bolfszahl und ber preußifchen Militärs und Mas 
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rineausgaben näher zu beſtimmenden jährlichen Beitrag, Für ben Transport 
von Land» und Seetruppen und Kriegematerial auf ben fchleswig-holfteinifchen 
Gifenbahren tritt die preußifhe Regierung letzteren gegenüber in biejelben 
Nechte, welche fie preußiſchen Privatbahnen gegenüber bejikt. Das Fortifica⸗ 
tionsſyſtem ber Herzogthümer wirb in Bezug auf alle auf bem Gebiete ber: 
felben Tiegende oder anzulegende Befefligungen an ber Küſte ober im Lande 


durch Uebereinkunft zwiſchen ber preußifchen und ber Landesregierung unb 


nad dem von ber erften für bie allgemeinen militärifhen Zwecke anerkannten 
Bebürfniß geregelt. 

B. HolfteinifhesBunbescontingent. Die Verpflichtungen, welche 
ber Souverän bed neuen Staates Schleswig = Holftein gegen ben beutfchen 
Bunb für Holflein zu erfüllen bat, bleiben biefelben, wie bisher. Das Bun: 
bescontingent für Holftein wirb von dem Herzoge aus ben nicht zu bem preu⸗ 
Bifhen Bundescontingent gehörigen Truppentheilen ber aus ben Streitkräften 
beider Länder gebildeten, unter bem Befehle Str. Maj. bes Königs von Preu⸗ 
pen ftehenden Armee geftellt werben. Dem Art. V. ber Bunbestriegsverfaffung 
entjprechend , wirb biejes Kontingent nicht mit dem preußifhen Bundescon⸗ 
tingent in Eine Abtheilung vereinigt werden , ſondern fortfahren, einen Theil 
bes 10. Bunbesarmeecorps zu bilben, 

C. Bunbesfeftung. Die E. preußifche Regierung behält fich vor, in 
Gemeinſchaft mit ber kaiſ. öfterreichifchen dem Bunde ben Vorſchlag zu machen, 
Rendsburg, foweit e8 auf Holfteinifchem Bunbesgebiete Tiegt, zu einer Bun⸗ 
besfeftung zu erheben, unb bie eventuelle Regierung bes neuen Staates gibt 
im Voraus ihre Einwilligung bierzu. Bis zur Heritellung und Ausführung 
biefer Einrichtung bleibt Rendsburg von Preußen bejekt. 

D. Xerritorialabtretungen. Die Verpflihtung zum militärifchen 
und maritimen Schuge ber Herzogthümer und bie geographifche Lage, in 
welcher Schleswig fremden Angriffen ausgefebt ift, machen für Preußen Be: 
hufs wirkſamer Anlage von Befeftigungen ben birecten Befit von Territorien 
nötbig, welche zu biefem Behuf mit vollem Souveränetätsredt an Preußen 
abzutreten find. Dieſe Zerritorialabtretumgen werben minbeftens begreifen: 
a) zum Schuße von Norbfchleswig : bie Stabt Sonberburg mit einem 
entiprehenden Gebiete auf beiden Seiten bes Alſen⸗Sundes und allem 
barin befinbliden Staatseigenthun in einem Umfreife von überall wenigſtens 
4 Meile Halbmeffer und von ber Ausdehnung, daß bie Dörfer Düppel, Rades 
büll, Kir, Bagmore, Ulkbüll und Sundsmarte und das zur Anlage und Bes 
vefigung eines Kriegshafens im Hidrup-Haff erforberlihe Gebiet auf Alfen 
jedenfalls innerhalb des preußifchen Gebietes fallen. Behufs Anlegung eines 
preußiſchen Kriegshafens in ber Kieler Bucht: b) bie Feſte Friedrichsort 
nebft entfprehendbem Gebiet, welches die Ortſchaften Holtenau, Stift, 
Pries, Seecamp und Scheideloppel umfaßt, fo wie auf ber öftllihen Seite ber 
Kieler Bucht das zur Anlage der für bie Vertheibigung ber Einfahrt in den 

afen für nothwendig erachteten Befeftigungen mit ihren Rayons erforderliche 

errain; c) an ben beiben Münbungen bes Norb-:DOfteecanals das 
für bie Anlage von Befeftigungen und Kriegshäfen erfor: 
berlihe Terrain, beffen Lage ſich erft beflimmen Täßt, wenn ber Lauf bed 
Canals ſelbſt unb feine Ausmuͤndungspunkte feftgeftellt worben finb. 

B. Nordb:DOftfee- Canal. Da der anzulegendbe Norb:Oftfeecanal neben 
feinem commerciellen, für alle Nationen in möglichſt vollftänbiger Freiheit zu 
gewährenben Gebrauch, bie Berbindungsftraße für bie preußifche Kriegsmarine 
in ber Oft: und Nordſee bildet, fo übt bie preußifche Regierung das Oberauf⸗ 
ſichtsrecht über benfelben. Sie behält fi die Entſcheidung über ben Lauf bes 
Canals, die Leitung bes Baues besfelben und das Zuſtimmungsrecht zu allen 
reglementarifchen Beftimmungen über feine Benugung vor; insbeſondere auch 
das Recht, Ausführung und Betrieb bes Canals für eigene Rechnung zu uns 
ternehmen, ober eine Actiengeſellſchaft bazu zu concefjioniren, in welchem letz⸗ 
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teren Kalle auf Grund biefer Töniglichen Conceſſion und unter ben durch biefelbe 
feftgeftellten Bebingungen biefer unb nur dieſer Gefellihaft die landesherrliche 
Genehmigung mit bem echte der Erpropriation gegen Erſatz des Werthes in 
Betreff ber zur Anlage erforberlichen Grundſtücke und alle Schußfürforge 
und Förderung zu Xheil werben wird. Ein Tranfitzol ober Abgabe von 
Schiff und Ladung irgend weldyer Art, außer ber an bie Unternehmer bes 
Canals zu entrichtenden Schiffsabgabe, darf von ben Hanbelsichiffen irgend 
welder Nation nicht erhoben werben. Ueber die Benußung für Kriegsichifie 
werben nähere Beftimmungen zwiſchen beiben Regierungen vereinbart werben. 

F. Zutritt zum Zollverein. Der Staat Schleswig: Holftein tritt 
mit feinem ganzen Gebiete zunächſt dem Zollverein, gleichzeitig aber für 
immer dem preußifhen Zollfyftem bei. In erfterer Beziehung wird 
‚Preußen über die näheren Mobalitäten mit ben übrigen Mitgliebern be Zoll: 
vereins unterhandeln. 

G. Berlehrswefen, Um bie Nachtheile abzuwenden, welde für ben 
Verkehr Deutſchlands mit bem Norden aus der Bildung eines neuen iſolirten 
Zwifchengebiets für bie Verkehrsmittel entftehen würben, wird das Poſt- und 
Zelegrapbenmwefen ber Herzogthümer mit bempreußijchen ver: 
Ihmolzen, in ber Weiſe, baß bie often und Telegrapben mit allen damit 
zufammenbängenden Rechten und Pflichten für alle Beiten ausſchließlich auf 
bie k. preußifee Staatsregierung übergehen, welche für ihre Rechnung ben Be: 
trieb im Intereſſe des Verkehrs ber Herzogthümer nad) denfelben Selepen und 
Vorſchriften führen wird, bie für das Poſi⸗ und Telegrapbenwefen in Preupen 
maßgebend find. 

Die Uebergabe ber Herzogthilmer an ben Tünftigen Souverän erfolgt nad 
Sicherſtellung ber Ausführung aller vorftehenbden Bedingungen. Kommen ler; 
tere nicht zur Ausführung, ſo tritt Preußen in bie ihm aus dem Wine 
Trieben zuftehenden Nechte wieder ein und behält fih bie Geltenbmadun; 
aller ihm font in Betreff der Herzogthümer zuftändigen Anſprüche vor. 

Anlage I. ift eine befondere Denkichrift über die Notbwenbigfeit einer 
Berihmelzung bes Verkehrsweſens mit bem preußiicen. 


22/23. Sehr. (Baden). Große liberale Berfammlung in Mannheim: 
Beſchluß einer Proteftabreffe an ben Großherzog gegen bie clericalen 
Umtriebe. Am folgenden Tage verfucht es die clericale Partei, gerade 
in Mannheim ein „wanberndes Caſino“ abzuhalten, wirb aber von ber 
Straßenjugend in fcanbalöfer Weife verhöhnt und Aauseinanberge: 


Tprengt. 

23. „ (Bayern). Eine Entſchließung des Cultusminifteriums auf bie 
Borftellung des bayr. Episcopats vom 30. Dec. v. J. in ber Tifie 
renz bes Bifhofs von Speyer mit ber Staatsgewalt erflärt eine 
Collectiveingabe des Episcopats in biefer Angelegenheit überhaupt 
für „unzuläflig und der flantsrechtlihen Grundlage entbehrend“ unt 
lehnt die Intervention ber Biſchöfe ab. 


25. „ (Kurheſſen). Die Ständeverfammlung beihließt auf ben Antras 
ihres Ausſchuſſes: 

„unter Hinweifung auf das inzwifchen Seitens T. Bundesregierungen 
(Württemberg und Sachſen) in Betreff bes Bunbesbeichluffes vom 6. Juli 1854 
eingetretene Verhalten an 5. Staatsregierung das wieberholte Erſuchen um 
Beleitigung ber Bunbeöpreßverorbnungen vom 25. Yuli und 19. Dec. 1854 
unb um Wieberherftellung der buch biefelben befeitigten gejeklichen Beftim: | 
mungen zu richten.“ 
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26. Febr. (Schleswig-Holſtein). Delegirtenverſammlung der Schles⸗ 
wig⸗Holſtein-⸗Vereine beider Herzogthümer in Rendsburg. Bon 149 
Bereinen find 120 durch 208 Delegirte vertreten. Der (einem 
. engeren Anſchluß an Preußen geneigte) engere Ausihuß bes Ge 
fammtvereindg hatte die Kinberufung der Delegirtenverfanmlung 

Anfangs abgelehnt, war aber durch den Altonaer Verein, ber ben 

förmligen Antrag dazu ftellte und fofort die nöthige Unterflükung 

bei anbern DVereinen fand, dazu genöthigt worden. Der engere 

Ausſchuß enthält fich demgemäß, der Verſammlung irgend einen Ent: 

wurf von Refolutionen ſeinerſeits vorzulegen. 

Einer Borverfammlung am 25. Febr. Liegen folgende An: 
träge vor: 

1. Antrag bes Reinbeder Bereins: „I Wir conftatiren, daß bas 
Land den Anſchluß an Preußen in militärifcher, maritimer und biplomatifcher 
Hinfiht als dem alljeitigen Intereſſe entiprechend betrachtet unb baber ben- 
jelben aufrichtig wünicht ; wir halten feſt Daran, baß aber bie preußifchen 
Forberungen ber gejeßlichen Landesvertretung zur Berathung über bie Art 


‚ und Weile der Ausführung der einzelnen Punkte vor ihrer Inkrafttretung 
: vorgelegt werden. II. Wir haften unverbrüchlich feſt und wahren, ſoweit es 
! in unferer Macht fteht, die innere Selbftändigfeit des Landes unter Herzog 
Friedrich VIII.“ | 


2) Antrag bes Altonaer Bereins: „Das fhleswig-holfteinifche 
Volk proteftirt auf das entiihiebenfte gegen bie vielfach aus Unkenntniß 
oder Perfidie verbreitete Anfchuldigung, als gebe fi in einen: ‘Theile bes 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Volks eine particularifiifhe Störrigfeit gegen 
die Sache des Gejammtvaterlandes zu erkennen. eberzeit bereit, für bie 
Herbeiführung eines wirklichen Bundesftaats, für bie Einfeßung einer 
kräftigen Gentralgewalt mit Gontrole einer Volksvertretung aus allen Kräften 
mitzuwirken, und feinem andern deutſchen Volföftamme in ber vollen Hin⸗ 
gebung an eine ſolchermaßen bejchaffene deutfche Bundesgewalt irgend nad 
aufleben ; des Weiteren überzeugt, daß Herzog Friedrich VIII, treu unb ge: 
wiffenyaft zu feinen Worten fiehen und es in allen Stüden an SHingebung 
für das Wohl des deutfchen Geſam mıtvaterlandes nicht fehlen lafjen werbe; 
ı — empfindet das fchleswig-holfteiniche Volk eben beshalb in feinem Gewiſſen 
⸗ die ſchwerſten Bedenken dagegen der Entſcheidung Deutſchlands vorzugreifen 

und die vollen Befugniſſe einer künftigen Centralgewalt der jetzigen von Hrn. 
v. Bismarck repräſentirten preußiſchen Regierung zuzuſprechen, und dies um 
ſo mehr, da es an jeder ausreichenden Bürgſchaft fehlt, daß dieſe Befugniſſe 
nicht zur Unterdrückung ber conſtitutionellen Freiheit in Schleswig⸗Holſtein 
und zum Nachtheile der Geſammtintereſſen Deutſchlands werden verwendet 
werden“. 


3) Antrag des Kieler Vereins: J. „Im Bewußtſein der Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem Willen und der Rechtsüberzeugung ber Geſammtbevöl⸗ 
ferung unferes Landes und in ber Ueberzeugung, zum Beſten unjeres Vater: 
landes zu handeln, halten wir feit an ber auf Grund bes Rechts gelobten 
l Treue zu unferem Herzog Friedrich VIII, — halten wir feſt: an der Forde⸗ 
rung, daß bei der zu beſchleunigenden Ordnung unſerer ſtaatlichen Verhält⸗ 
niſſe ſowohl im Innern als in Beziehung zu Deutſchland dem Herzoge und 
den geſetzlichen Vertretern des Landes eine entſcheidende Stimme zuſteht. 
II. Wir erffären uns aber gleichzeitig bereit, unbeſchadet der inneren Selbſtaͤndig⸗ 
feit des Landes und aut Grund eines durch ben Herzog unter gejeßlicher 
Mitwirkung ber Landesvertretung zu ſchließenden Vertrages eine engere Ve 
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bindung mit Preußen einzugehen in denjenigen Angelegenheiten, deren gebeih⸗ 
liche Entwickelung ohne Anlehnung an die norddeutſche Großmacht weder für 
Schleswig⸗Holſtein noch für das übrige Deutſchland möglich iſt.“ 

Auf den Antrag der Altonaer wird beſchloſſen, den Antrag des Reinbecker 
Vereins, da er ſowohl das Staatsgrundgeſetz, als auch das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht preisgebe, ohne Discuſſion von der Tagesordnung zu entfernen. Mit 
der Altonaer Erklärung gegen das ge enimörtige Regiment in Preußen erflären 
fih auch die Kieler einverſtanden, beffreiten aber ihre Opportumität. Die Al: 
tonaer find bereit, ſich mit ben Kielern zu verftändigen nnb mollen ben erften 
Theil ber Kieler NRefulution annehmen, verlangen dagegen für ben zweiten 
Theil folgende Faſſung: 

„Wir verwerfen baber bie Einverleibung in Preußen, die Berfonalunion 
mit Preußen, die rüdbaltlofe Unterordnung unter Preußen. Wir räumen 
dabei ein, daß ein Anfchluß ar Preußen in einigen Beziehungen wünfchens- 
werth ilt. So langegaber Preußen bas Recht unferes Landes auf bie Regie⸗ 
rung Herzog Friedrich's VI. und das Staatsgrundgejeg nit im Princip 
anerkannt und in beflimmter Weife nicht ſich barüber ausgeiprochen bat, was 
e8 von uns fordert, fünnen wir es nicht für richtig halten, Namens des 
jchleswig=holfteinifchen Volle Anerbietungen entgegenzutragen.” 

Die Delegirtenverfammlung genehmigt einftimmig ben 
eriten Theil bes Kieler Antrags, verwirft dagegen mit 120 gegen 
88 Stimmen den zweiten Theil desſelben und beichließt auf den 
Antrag der Advocaten Stemann aus Segeberg, ftatt besfelben bloß 
zu fagen: 

„U. Wir fielen es daher auch dem Herzog und ber Landesvertretung 
anbeim, bie tm Intereſſe Deutſchlands nöthigen Staatsverträge mit Preußen 
abzuſchließen.“ 

Der ſo amendirte Beſchluß wird als Ganzes einſtimmig ange 
nommen und hierauf der engere Ausſchuß des Geſammtvereins neu 
beſtellt und zwar im Sinne der Majorität mit Gegnern eines allzu 


engen Anſchluſſes an Preußen. 


26. Febr. (Hannover). Der Polizeidirector von Hannover wird zum 


27. 


Präſidenten des Obermedizinalcollegiums ernannt, ba bie Kammer 
eine Gehaltserhöhung besfelben abgelehnt Hatte. 


„ (Zollverein). Die aus Dertretern Preußens, Bayerns und 


Sachſens einerjeit8 und Oeſterreichs anderſeits beftehende Con: 
ferenz zu Berathung eines Handelsvertrags zwiſchen bem Zollverein 
und Defterreich beenbigt ihre Verhandlungen über die gegenfeitigen 
ZTarifconceflionen, fo daß zur Paraphirung des Vertrags gejchritten 
werben Tann. 


— Sehr. u. März. (Baden). DPerfammlungen in Freiburg, Pforzheim, 


Dffenburg, Heidelberg und Gtodady gegen die clericale Agitation 
ber mwandernden Caſinos. Katholifche Petitionen an ben Erzbifchof 
um Zurüdnahme feines Erlaffes v. 15. Sept., der ben Geiftlichen 
ben Eintritt in die Ortsichulräthe verbot, 


5. März (Deſter reich) lehnt die preußiidhen Forderungen vom 


22. Febr. bez. Schleswig-Holfteins als Ganzes ab: 
Ein unter biefen Bedingungen eingeſetzter Fürſt ſei nicht gleichberechtigtes 
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und fimmfählges Mitglied bes beutfchen Bundes. Die Bebiugungen gingen 
nur auf einen indbivibuellen Gewinn, währenb Defterreih und ber Bunb Ans 
ſpruch auf Das hätten, was bie Herzogtbümer an Wehrhaft zu Land und 
jur See leiften Tünnten. Die dfterreichifche Regierung fet bereit, zu bewilli= 
gen, daß Rendsburg zur Bundesfeftung erhoben werde, bat Preußen ben 
Kieler Hafen für feine Marine, eine Sanalverbindung zwiſchen beiben Meeren 
und ben Eintritt bed neuen Staated in den preußilchen Zollverein erlange. 
So lange aber die Souveränetätsftage in ber Schwebe bleibe, fei für Detail⸗ 
verhandlungen fein Boben. Defterreich lehne das mitgetheilte Promemoria 
ab und fchließe eine Phafe ber Verhandlungen, in ber eine befinitive Verein⸗ 
barung überhaupt nicht möglich fcheine. 

5. März (Weimar). Die Regierung legt dem Landtag ben Entwurf 
eines Militärftrafgefebbuches ganz nad preußiſchem Muſter vor. 

» » (Hanjeftädte) Abſchluß eines Handelsvertrags zwiſchen Krank: 
reich und ben Hanfeftäbten. 

6. „ (Schleswig-Holftein). Der von ber Delegirtenverfammlung 
ber Schleswig-Holfteinvereine am 26. Febr. neu gewählte engere 
Ausfhuß jest ih mit dem 36er Ausfhuß in nähere Verbindung 
und ſpricht den Wunſch einer perjönlihen Zuſammenkunft aus, „um 
fi) mit den Leitern der deutſchen Volkspartei Betreffs der Haltung, 
welhe im deutſchen Intereſſe bei dem nunmehrigen Stande ber 
Dinge als angezeigt zu erachten feien, ins Einvernehmen zu ſetzen“. 

9, „ (Hannover). Die officidje H. Hannov. Ztg. ſpricht fih für 
die preußifchen Forderungen vom 22. Febr. bez. Schleswig⸗-Hol⸗ 
fteins aus, 

10/11. März. (Defterreid). Der öfterr. Präfidialgefandte Kübel und 
der öfterr. Gefandte in Münden Blome werden nad Wien berufen, 
um einen bon ben Mittelitanten am Bunde beabfiähtigten Schritt in 
der jchleswig-holfteinifchen Yrage in Erwägung zu ziehen. 

11. März. (36er Ausſchuß) erwiebert auf die Zuſchrift des engern 
Ausſchuſſes der ſchlesw.-holſt. Vereine, er erachte es „Angeſichts ber 
gegenwärtigen Lage der Dinge und beſonders bei ber täglich wach: 
jenden Zerfahrenheit der Meinungen für geboten, ber gewünjchten 
Zufammenkunft eine größere Ausdehnung unb einen allgemeineren 
Charakter zu geben, und habe befhalb beichloffen, den gefammten 
36er Ausſchuß zu einer Sitzung nad Berlin einzuberufen und lade 
ben engern Ausſchuß der ſchlesw.holſteiniſchen Vereine möglichſt voll: 
zählig bazu ein“. 

15. „ (Lauenburg) Das preußifche Kriegsminifterium entſpricht dem 
Wunſche der lauenburgiſchen Landesregierung um Aufnahme der in 
Tolge des Miener Friedensvertrages aus dem bänifchen Dienfte ent 
lafjenen Lauenburger Unterofficiere und Muſiker in bie preußifche 
Armee ; die Iauenburgifchen Unteroffictere und Muſiker äußern ba: 
gegen den Wunſch, im Lande bleiben zu bürfen. Die officielle 
Lauenburger Ztg. meint jeboh: „Der ausgeſprochene, aber unbe 
greiflihe Wunſch Tann natürlich gar Feine Berüdfichtigung finden. 
Männer, die eben aus einer befiegten Armee eines fremben Königs, 
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aus fremben Landen in ihre deutſche Heimath zurückkehren, follten 
es fi zur größten Ehre anrechnen, in eine fiegreiche, ruhmgefrönte 
Armee, die zu ben beiten Europa’s zählt, aufgenommen werden zu 
fönnen, wie fie auch gejtellt werben.” 


15. März. (Baden). 97 evang. Geiftliche der fog. Proteftpartei richten 


16. 


19, 


21. 


an ben Oberfirchenrath eine neue Eingabe wider Schenkel. 

„ (Schleswig:Holftein). Die durch Graf NReventlow : Farve 
verfammelte Prälaten- und Ritterfchaft beſchließt auf den 22. d. 
M., den Geburtstag bes Königs von Preußen, eine Gratulations: 
beputation an benfelben zu ſchicken. Ebendasſelbe beſchließt eine 
‚Bürgerverfammlung in Flensburg. 

»„ (Preußen). Auch der preußiihe Bunbestagsgefandte Savigny 
wirb nad) Berlin berufen, um den am Bunde beabfichtigten Schritt 
der Mittelftaaten in Erwägung zu ziehen. 

„ (Zollverein) Nachdem Preußen die Einholung der Ratification 
bes Handelsvertrags mit Defterreih durch bie Sollvereinsjtaaten 
immer wieder binausgefhoben und neue Anftände erhoben, Tabet 
es nunmehr zu einer Zolleonferenz auf den 29. März nad) Berlin 
ein: ihr fol dann auch der Vertrag mit Oeſterreich vorgelegt 
werden. 


„Oeſtereich) theilt den von den Mittelſtaaten am Bunde beab— 
ſichtigten. Antrag Preußen vertraulich mit und ſpricht den Wunſch 
aus, daß ſowohl Oeſterreich als Preußen ſich dabei der Abſtimmung 


enthalten möchten. 
„ (Sähleswig:Holftein). Der engere Ausſchuß ber Schleswig: 
Holftein:Bereine ladet die Vereine durch Kreisichreiben zu einer 
Feier des 24. März, des Jahrestage der Erhebung bes fchlesmwig- 
bolfteinifchen Volks im Jahre 1848, ein: 

nr... Der Ausſchuß erachtet e8 fiir geboten, das durch bie Erhebung von 
1848 geltend gemachte und feitdem unveräußerlich gewahrte Necht des jchles- 
wigeholjteinijchen Volfes auf Mitbeſtimmung bei der Ordnung feiner ſtaatlichen 
Verhältniſſe in nachbrüdlicher Weife zu betonen. Es erſcheint dies vor Allem 
nothwendig in einer Zeit, wo in unjerem eigenen Yande ein Programm auf: 
geitellt worden ijt, des Inhalts: (j. 12. Febr. bas Programm ber fog. natip- 
nalen Partei). Sofern dieſes Programm im Gegenjaße zu der von 60,00 
Männern unterzeichneten Erklärung darauf bifzielt, dem Herzoge und ber 
Landesvertretung eine entjcheidende Stimme bei ber Keftftellung unferer Be: 
ziehungen zu Deutfchland, rejp- Preußen abzuſprechen, kann der AusichuR 
einen jolden Verfud, eine etwaige Vergewaltigung im Bor: 
wege gut zu beißen, wenn nidt gar Amgurufen, nur als ein 
Preisgeben nicht minder ber Ehre wie ber Rechte und Intereſſen bes jchles: 
wigsholfteiniihen Volkes anfehen; und dba man nicht Anfland genommen bat, 
in ber Preſſe mit ber Behauptung hervorzutreten, daß das angeführte Pro: 
granım in ber Bevölkerung der Herzogthümer Boden getoinne, fo findet ber 
Ausſchuß fi veranlaßt, auszufpreden, daß er es für angebracht erachten 
wiirde, wenn bie Vereine am Tage ber eier unferer Erhebung conflatiren 
wollten, baß bie beregte Behauptung nur aus einer gröblichen Mikachtung 
ber Wahrheit hervorgegangen ift und daß das Boll nun und nimmer 
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eine Mißachtung feiner Rechte in Ruhe über fi ergeben zu 
laſſen gewillt iſt.“ 


22. März. (Schles wig-Holſtein). Der Geburtstag des Königs von 


N 


Preußen wirb von ben preußifchen Truppen in ben SHerzogthümern 
mit möglichſtem Glanz durch große Reveillen, Paraden und Feſtdiners, 
zu benen auch bie Spiten ber Behörden geladen werben unb burd 
großen Einpfang bei Hrn. v. Zeblik für Perfonen „von Diftinction“ 
gefeiert. In den Etäbten wirb bie und da geflaggt. Die Depu— 
tation der Prälaten: und Ritterfhaft nad Berlin enthält fi aller 
politiiden Demonftration. Bier Bürger von Flensburg erhalten 
preuß. Orben. 

„(Württemberg) I. Kammer: Bericht und Antrag ber ftaate- 
rechtlichen Commiſſion in Folge der unbefriebigenden Erklärung bes 
Minifters Varnbüler v. 5. Januar. 

Der Bericht der Commiſſion ſpricht fich entjchieden nicht bloß gegen 
eine Annegion, ſondern auch gegen jeden engern Anſchluß der Her: 
z0gtbümer an Preußen aus: „.... Müßte einmal ein engerer An: 
ſchluß beftehen, fo wäre es vortbeilhafter für bie Herzogtbümer, bem preuß. 
Staate als ein mit beffen übrigen Provinzen gleichberechtigter Theil einver: 
feibt zu fein, um dann wenigftens nicht bloß Pflichten, ſondern auch Rechte 
u haben. Allein diefe von vielen Seiten in Preußen eritrebte Annerion 
—* andererſeits noch mehr als ber „Anſchluß“ zur Prüfung ber Frage, 
was das Intereſſe Deutſchlands erfordert. Wir glauben conflatiren zu bür- 
fen, baß barüber Feine Verfchiebenheit der Anfichten herrfcht, daß Deutichland 
nidht zum Einheitsftaate beflimmt tft, fondern zum Bundes: 
ftaate, in welchem ebenjo das Bedürfniß ber Ginigung nach außen und in 
ben gemeinjfamen inneren Angelegenheiten, als das berechtigte Verlangen ber 
Selbitbeftimmung der biftorifh gegliederten Kreife feine Erfüllung findet. 
Sprechen wir e8 aus, daß wir feine Hegemonie zu ertragen ver— 
möchten, fondern für bie zur Eriftenz beredtigten Staaten bie gleiche 
rechtliche Stellung im großen Ganzen in Anipruch nehmen, und daß wir 
dieſes Ganze nur in ber Geſammtheit aller bdeutihen Stämme zu finden 
vermögen. Was wir für uns verlangen, bas verlangen wir auch für bie 
Herzogthümer. Die Annerion derfelben aber wäre nur ber erſte Schritt ber 
Berwirklihung eines Strebens des einen Großftaates, bas in ber Einverlei- 
bung anderer Theile Deutfchlands, ſoweit bie Möglichkeit Überhaupt gegeben 
wäre, feine confequente Fortfehung, in dem beherrfchten Einheitsitante aber 
ober wenigfiens in ber Mainlinie erft fein Ziel fände Wir ſprechen uns 
entfchieden aus gegen alle Bebingungen, welche Preußen geftellt bat, wir 
leugnen, daß biefem Staate irgend ein Recht zufomme, ſolche Bebingungen 
zu ftellen, und können nur folde Einräumungen begründet finden, welche 
bie Herzogthümer felbft als conftituirter Staat billigen werben und bie beutiche 
Bundesgewalt mit bem Rechte und Intereſſe Deutfchlands vereinbar findet. 
Es ift leicht vorauszufehen, daß einem ſolchen Protefte mit ben oft gehörten 
Ginwendungen begegnet wird, mit ber Hinweilung auf bie Macht Preußens, 
das bis heute noch mit Defterreich in enger Verbindung fteht, und auf bie 
Kleinheit unferes Staates und feiner Mittel, insbefondere mit dem Gebote 
ber Vorficht, welche überall flörend einzugreifen fürchtet, wo Gelegenheit zum 
Handeln geboten if. Auch wir verfennen bie thatfächlichen Verhältniffe nicht 
im Geringften; allerdings Tonnte aus einer fefteren Art bes Auftreten® 
(ber kleineren beutfchen Staaten) ein Conflict erwachſen, ber felbft mit einer 
Niederlage hätte endigen können. Aber wir fönnen es niemals gerechtfertigt 
finden, um bes Gonflictes willen und wegen ber Gefahr ber Niederlage das 
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Recht im Stihe zu Laffen, und halten dieſe Einbuße am Reht für ein 
fhwereres Uebel als die Niederlage im Kampf um das Recht. 
Es ſcheint uns aber nicht einmal an dem, baß ber Conflict wirflich hätte 
ausbrechen müfjen. Die Erfahrung unferer Zeit Ipricht dafür, daß ber Sieg 
auf jene Seite fällt, wo bie Energie des Willens und ber That liegt, und 
daß die Niederlage ba unvermeidlich ift, wo unter bem Borwande ber Vorſicht 
die Paſſivität zum Grunbfate gemacht wird. Die Snitiative eines rückſichts⸗ 
Iojen Willens hat die Herzogthümer bem thatlofen Willen Deutſchlande zum 
Troß ben beiden Großmächten zur Verfügung geſtellt. Es handelt fi jetzt 
darum, ob das hintangeſetzte Deutfchland ber Thatkraft noch fähig ift, das 
offen vorliegende Recht zur Verwirklichung zu bringen. Das Recht muß und 
wird in bieler Frage fiegen, wenn enblich bie Zaghaftigkeit ihr Ende findet, 
welche Teinen Einſatz wagt und eher jeber Gewalt ſich unterwirft, als einen 
Schritt unternimmt, ber mit einer Gefahr verbunden fein Fünnte‘. Rad 
einer Kritik bes Verfahrens ber würtiembergifhen Regierung insbefondere 
fährt der Beriht fort: „Am Bewußtfein, daß ein Kleiner Staat für fich nichts 
burchzuführen vermag, baß aber ber geeinigte Wille bes außergroßmächtlichen 
Deutichlands auf ber Grundlage bes guten Rechtes für biefes einzutreten 
ebenfo im Stande wäre, als es hiezu verpflichtet ift, Hat bie hohe Kammer 
{on früher wieberbolt dieſe Einigung verlangt. Eine folde Einigung im 
Gegenſatze gegen die Großmächte erklärt die Antwort auf bie AInterpellation 
„zur Zeit weber für nöthig noch für rathſam“. Hierauf dürfen wir mit ber 
Frage antworten, was benn bie F. Negierung zur Erreichung bes auch ven 
ihr anerkannten Zwedes überhaupt noch für ratbfam findet? Dof 
bie bloße Paflivität einem regfamen Staate gegenüber, ber weiß, was er 
will, und vor ben Mitteln nicht zurückſcheut, zu nichts führt, als zur Einbuße 
bes Rechtes, glauben wir fchon gezeigt zu haben. Es iſt möglich, baß bie 
Umftände auch jegt noch zu einem günftigen Ziele führen, bas bie Handlungs: 
weile der Kleinftaaten ſich wahrlid nicht zum Verdienſte fchreiben Tönnte, 
aber wenn man ber Pflicht entipredden will, für bas erfannte Recht einzu- 
treten, fo bleibt gerade für jest nichts übrig, alsbie Einigung 
ber Staaten, welde in der gleiden Rechtsanſchauung über: 
einſtimmen.“ Hieran jchließt ſich das Begehren der Berufung einer Ber: 
tretung des beutichen Volks, das Verlangen eines deutſchen Parlaments. 

Antrag ber Eommiffion: „Die Kammer wolle: 1) ihre Anfict 
dahin ausfprechen , daß fie nicht nur bie Einverleibung ber Herzogthümer in 
das Königreich Preußen, fondern jede Aneignung von Rechten über biefelben 
burh Preußen, beren Einräumung nicht durch bie gefeßliche Regierung unb 
Vollsvertretung ber Herzogthilmer genehmigt und von der Bundesverſammlung 
als mit bem Bunbesrecht und Bunbesinterefle vereinbar anerkannt ift, ale 
einen Rechtsbruch betrachte; 2) bie f. Megierung auffordern, baß fie in Ber: 
bindung mit den gleichgefinnten deutſchen Staaten für bie Rechte ber Her: 
zogthümer und Deutſchlands auf biefelben mit ber That einftehe”. 

Minifter Barnbüler erflärt, daß er an biefer Discufften nicht theilnehmen 
fönne; er fei fih aber „feiner vollen Verantwortlichfeit in biefer Frage voll- 
tommen bewußt unb nehme bie ganze Verantwortlichleit für biefelbe, wie fie 
ai Fr gelöst werde, bez. Württembergs in ihrem vollen Umfange 
au ‘ 


Die Kammer nimmt in namentliher Abftimmung mit 77 gegen 
5 Stimmen den Antrag der Commilfion, doch mit ber Mobiflcation 
an, daß e8 heißen folle 2) „daß alle. veutihen Bunbesftanten, melde 
das Bundesrecht anerkennen, verpflichtet find, für bie Rechte ber 
Herzogthümer und für die Rechte Deutſchlands auf Tebtere, mit ber 
That einzuftehen.“ 
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22. März (Anhalt) Der Landtag beichlieht auf den Bericht feiner Com: 


24. 


" 


„ 


miffion mit 18 gegen 13 Stimmen 

„für bie Entſcheidung ber zwifchen ber herzoglichen Staatsregierung unb 
bem Landtag entftanbenen Differenz über ben Umfang bes nach den FF 18, 
19 und 31 ber Landſchaftsordnung ben Ständen eingeräumten Rechts auf 
Mitwirfung bei ber Gejebgebung, ſowie ingbefondere barüber, ob nach ben 
Beftimmungen ber Sandieuftsorbiung zum Erlaß ber im Bericht unter I auf: 
geführten Tanbesherrlichen Verordnungen ber vorgängige Beirat bes Landtags, 
beziehungsweife ob zum Erlaß ber im Bericht unter II, 1 und 3 aufgeführten 
Geſetze eine Zuftimmung bes Lanbtags erforderlich war, ein Bundesfäjiehäge: 
richt in Vorſchlag zu bringen, und erfucht bie Tandbesherrlichen Commiſſarien, 
bie Genehmigung Sr. Hobeit bes Herzogs zur Berufung eines Bunbesichiebs- 
gerichts unterthänigft zu erbitten“. 

Der Geheimrath Dr. Sintenis verliest eine Erklärung der Saats⸗ 
regierung, wonach biefe, unter Betheurung ihrer Ioyalen Abfichten, 
auf ihren früher ausgeſprochenen Anfichten beharrt. 

„ (Säleswig-Holftein). Der Jahrestag ber Erhebung von 
1848 wird von ber Benölferung in allen Städten und ben meiften 
größern Drtfchaften des Landes durch allgemeines Flaggen, Verſamm⸗ 
ungen und Reben gefeiert. Die preußifchen Autoritäten halten fich 
fern und die Spitzen ber Behörben nehmen theilweife Teinen An: 
tbeil. 


» (Preußen). Eine k. Cabinetsorbre verfügt die Verlegung ber 


preuß. Tlottenjtation von Danzig nah Kiel, ferner, daß die außer 
Dienft geitellten Schiffe des aufzulöſenden Oſtſeegeſchwaders im Hafen 
von Kiel Station zu nehmen hätten und endlich, daß eine Commiſ⸗ 
fion unter Vorfitz des Contreabmirals Fachmann in der Kieler Bucht 
Erhebungen für die Unterbringung bes Flottenperfonals und Mate: 
rials vornehmen werbe. 


„ (Breußen). Dep. an Oefterreih: Preußen beftreitet dem Bund bie 


Competenz zu dem beabfihtigten Antrage bez. Schleswig-Holſteins: 

Dem vereinten Einfluß ber beiben Großmächte werbe es ohne Zweifel 
gelingen, bie Zurüdziehbung ober die Mobification ober eventuell bie Ableh⸗ 
nung bes mittelftaatlihen Antrags zu Wege zu bringen. Würde aber Oeſter⸗ 
reich in biefer Richtung feine Mitwirkung verfagen,, jo würbe Preußen nicht 
im Stanbe fein, ihm auf feinem Wege zu folgen, fonbern fich genöthigt fehen, 
fo ſehr es auch feinerfeits eine befchleunigte Löfung wünſche, nach „ausbrüd: 
liher und entſchiedener“ Ablehnung jenes Antrags auf ber firengen recht> 
lihen Prüfung aller vorhandenen Erbanſprüche zu beitehen, denen es als⸗ 
dann bie [einigen beizufügen nihtermangeln werbe. Ein Bun⸗ 
desbeſchluß im Sinne bes mittelftaatlichen Antrags werbe entweber folgenlos 
bleiben und alsbann ber Würde bes Bundes eine tiefe Wunbe ſchlagen, ober 
ben Keim bedauernswerther und unabſehbarer Gonflicte in fih tragen. „Be⸗ 
jeelt von dem Geiſt bundesfreundlicher Verfühnlichkeit wird Preußen jolche Con⸗ 
flicte nach Kräften auszugleichen oder zu milbern juchen, aber das Bewußt⸗ 
jein, feinerjeits nicht bie Verantwortlichkeit bafür zu tragen, wirb Sr. Maj. 
bem König auch bie Entſchloſſenheit verleihen, an dem Rechte Preußens 
auch bann feitzubalten, wenn basfelbe wider Erwarten nicht blos von 
einzelnen Bunbesregierungen, fonbern von ber Majorität feiner Bun: 
besgenoffen verfannt werben ſollte“. 
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26. März. (Schleswig:Holftein). Verſuch einer Verſtändigung zwiſchen 
dem engern Ausſchuſſe der ſchleswig-holſtein. Vereine nebſt einigen 
andern von ihm beigezogenen Vertrauensmännern und einer Anzahl 
Mitgliedern bes preuß. Abg.“Hauſes unter Vermittlung des in Berlin 
zufammengetretenen 36er Ausſchuſſes. Nach Tängeren Verhandlungen 
fommt eine von jämmtliden 12 Vertrauensmännern ber Ehleswig- 
Holfteiner unterzeichnete Erklärung zu Stande: 

„Der engere Ausſchuß der f[hleswigsholfteinifhen Bereine 
ertlärt, unter bem ausbrüdlichen Vorbehalt, hierdurch nicht ber Gefammt: 
heit ber Vereine, und noch weniger ber Landesvertretung vorgreifen zu wollen, 
jedoch mit ber Zuſicherung, für ben Inhalt diefer Erflärung feinerfeits nad 
Kräften eintreten zu wollen, Folgendes: 1) Unantaftbar it das Recht ber 
Herzogthümer Schleswig Holftein, fih zu conflituiren als ſelbſtändiger und 
untbeilbarer Staat mit bem Erbrecht bes Mannesftammes, alfo unter Herzog 
Sriebrih VIIT als Lanbeshern, und mit bem Rechte, alle inneren Angelegen- 
beiten unabhängig zu orönen, gleich jebem andern deutſchen Bunbesflaat. 
2) Eine rechtsbeftändige Verfügung über das Schidfal ber Herzogthfimer ift 
nur möglich unter Zuftimmung bes fchleswig:bolfteinifchen Volks ober feiner 
nad; dem Staatsgrunbgefeß von 1848 berufenen Vertretung. Das mit bem 
Sintereffe wie mit dem Rechte des Landes unverträglie Propiforium muß 
jhleunigft ein Ende nehmen. 3) Die Rechtsſphäre ber Herzogthümer ift be: 
grenzt durch das Wohl und bas Intereſſe Deutfchlands ; daher verwahren ſich 
bie Mitglieber bes engeren Ausichuffes auf das Entichiebenfte gegen die Ans 
fhuldigung eines vermeintlichen Partikularismus: fie find vielmehr überzeugt, 
daß Herzog und Ranbesvertretung bereit fein werben, an Deutſchland, und 
weil biefes zur Zeit in feinem Norben einen anberweiten hinlänglih mächtigen 
Repräfentanten jeiner Intereſſen nicht bat, an Preußen bie zur Sicherheit 
Deutfchlands und zur Förderung feines materiellen Geſammwohls erforber: 
lichen Zugeftänbniffe zu machen. IS folchergeftalt im Intereſſe Deutſchlande 
nüglide unb mit Preußen zu vereinbarende Einrichtungen be: 
zeichnen fie: 1a) Die gleichartige Formirung, Auskilbung und Bewaffnung 
bes fchleswigeholfteinifchen Heeres mit ber preußifchen Armee, etwa auch unıer 
Vorbehalt einer wirkfamen Inſpection Seitens Preußens; 1b) bie Berfügung 
Preußens über bie militärifchen Kräfte Schleswig-Holfteins im Kriegsfalle; 
1c) bie Anlegung ber zur Sicherung ber beutjchen Grenzen etwa nötbigen 
Feftungen , befeſtigten Kriegehäfen ac. in eg Holen durch Preußen. 
2) Verfügung Preußens über die feebienftpflichtige Mannſchaft ber Herjcg- 
thümer nach ben bisherigen gefeglichen Beltimmungen unb Leiftung eines ver: 
hältnigmäßigen Gelbkeitragsd Seitens ber Herzogthümer zur Unterhaltung ber 
preuß. Marine bis zur Gründung einer deutſchen Flotte. 3) Eintritt Schlee: 
wigs in ben deutſchen Bund und ber Herzogthümer in ben Zollverein, jo wie 
Einräumung ber in Bezug auf Anlage und Benutzung eines Norboftfeecanale 
erforderlichen Nechte an Preußen, Dagegen erachtet ber engere Ausſchuß ale 
burhaus unverträglich mit ber Selbftänbigfeit ber Herzogthümer: 
1) Ableiftung bes Fahneneids an den König von Preußen; 2) Aushebung 
ber Mannfchaften für das Landheer Seitens Preußens unb einjeitige Weber: 
tragung ber preuß. Armeeorganijation, Militärgefebgebung unb Gerichtsbar⸗ 
Teit u SchleswigsHolftein ohne Mitwirfung ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Staats: 
gewalten; 3) Verwaltung bes Zoll-, Roft: und Telegraphenweſens burch an- 
dere als die eigenen Lanbesbehörben. Der engere Ausfhuß erflärt 
ſchließlich, daß bie Bevölkerung Schleswig-Holſteins jeber Vergewaltigung 
ben zäbeften Widerſtand entgegenſetzen wird unb im Kampie 
gegen folde von bem Rechts: unb Ehrgefühl der gefammten 
deutſchen Ration Shup und Beihilfe erwartet”. 
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27. Marz. (Bundestag) Bayern, Sachſen and Hefſſen⸗Darmſtabt ſtellen 


ben Antrag: 

„Hohe Bundesverſammlung wolle unter Vorbehalt weiterer Beſchlußfaſſung 
bie vertrauensvolle Grivartung ausfprechen, es werde ben höchſten Regierungen 
von Defterreich und Preußen gefallen, bem Erbprinzen von Schleswig-Holftein: 
Sonberburg » Auguftenburg das Herzogthum Holftein in eigene Qerwaltung 
nunmehr zu übergeben, bezüglich ber wegen bes Herzogthums Lauenburg aber 
unter ihnen getroffenen Vereinbarungen ber Bunbesverfammlung Eröffnung 
zugeben zu laffen“. 

Motiwirung bes Antrags: „.... Die deutſchen Mächte, weldhe in 
ben Befiß ber Herzogthümer getreten find , beabfichtigen , biefelben dem recht: 
mäßigen Regierungdnachfolger auszuantworten, und bie Bundesverfammlun 
bat durch ihr bisheriges Nerfahren und alle ihre Beichlüffe Funbgegeben, hab 
fie bie baldmöglichſte Löfung der ſchwebenden Fragen in gleichem Sinne er: 
firebe. Die Erfüllung biefer Abfichten wird baburch verzögert, daß verſchie⸗ 
bene Anfprüche erhoben werben. So fehr nun ber Gedanke, in ſolchem 
Falle einer rechtlichen Entſcheidung nicht vorgreifen zu wollen, Anerfennung 
verdient, fo treten doch auf ber andern Seite Betrachtungen entgegen, welche 
ein derartiges ZuUwarten nicht gerechtfertigt erfcheinen laſſen. Ganz 
abgefehen nämli von ber reitausfehenben Zeitbauer eines procefiualifchen 
Verfahrens und ben großen Nachtheilen, welche aus ber bamit verbundenen 
Unficherbeit ber Verhältnifie für Deutſchland erwachſen, kann nicht unberüd: 
ſichtigt bleiben: 1) daß zur Zeit fein Gerichts hof befteht, welcher competent 
wäre, ein procefjualifches Verfahren einzuleiten, und einen Urtheilsipruch zu 
fällen, daß mithin die Bunbesverfammlung berufen ift, fih bar 
über fhlüffig zu machen , welchen Prätendenten fie als den Beftberechtigten 
erachte, und bemgemäß ale Bunbesglieb anerfenne, wozu ihr das genügenbe 
Material bereits vorliegt; 2) daß ber Bund und feine einzelnen lieber einen 
begründeten Anſpruch barauf zu machen haben, baß bie nunmehr feit länger 
als Jahresfriſt fuspenbirte Stimme bed engern Rathes nicht länger ruhen 
bleibe; 3) daß bie höchſten Regierungen von Defterreich und Preußen im Ver: 
eine mit bem deutſchen Bunde ben Erbprinzen von Auguftenburg auf einer 
europäifchen Gonferenz als ben Beftberechtigten proclamirt und für benfelben 
die Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein verlangt haben; 4) daß burdy feine Ein- 
ſetzung in bie Negierung des Herzogthums Holftein, defſen unzertrennliche 
Terbindbung mit Schleswig auf deutſcher Seite nie in Zweifel gezogen worden 
ift, und gegenwärtig alfo Feiner Anfechtung mehr unterliegen En ber recht⸗ 
lihen Verfolgung anderer Anſprüche ber Weg nicht abgefchnitten, ja vielmehr 
erft rechtlich möglich wird, ba für ben angemeldeten Mitprätenbenten foldyen 
alles das Beſchreiten bes Austrägalverfahrens offen fiehen würde. ...“ 

Defterreih trägt darauf an, ben Antrag am 6. April zur Ab- 
fiimmung zu bringen. Preußen verlangt dagegen bie Ueberweifung 
besfelben an ben Ausſchuß: 

„Der vorliegende Antrag involvirt eine Beſchlußnahme ber YBunbesver: 
fammlung über biejenige Stellung, welche die hohe Verfammlung zu ber ſtrei⸗ 
tigen und am Bunbe felbft noch gar nicht zur wirklichen Verhandlung gekom⸗ 
menen Erbfolgefrage annehmen fol. Der Antrag behandelt babei das Erb- 
recht bes Erbpringen von Auguftenburg als ein nachgemwiefenes, während bie 
k. Regierung im Einverftänbniß mit andern Bunbesregierungen es entichieben 


beſtreitet, baß cin folcher Nachweis bereits geführt fei. Hiernach fcheint bie 


Baflung eines berartigen Beſchluſſes ohne vorgängige grünblide Prü— 
ung im Ausihuß als übereilt, enthält einen Mangel an Rüdficht für bie 
Anfprüche beuticher Bundesfürften und muß ber Sadye felbft infofern ſchaben, 
ale fie einer im allfeitigen Intereſſe wünſchenswerthen Verflänbigung ben 
Raum verfagt.” 
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Der Antrag Oeſterreichs wird mit 9 Stimmen zum Beſchluß 
erhoben, derjenige Preußens bleibt mit 6 Stimmen’in ber Minder: 
heit (Preußen, Hannover, Kurheſſen, Mecklenburg, 15.u. 17. Eurie). 
Erflärung Preußens: 

„Der Gefandte muß in bem fo eben gefaßten Beſchluß mit Bedauern 
eine Ueberſtürzung erfennen, welcher ber Sache nicht förderlich fein wird. 
Zugleich iſt er ſchon jetzt zu erflären beauftragt, daß bie k. Negierung, da fie 
bie Anfprüche des Erbprinzen von Auguftenburg als nachgewiejen nit er: 
achten Tann, ihr Votum gegen ben vorliegenden Antrag abgeben wirb, und 
daß fie fih im Voraus gegen einen beſchlußmäßigen Ausiprud ber Bunbes- 
verfammlung über Leftrittene ragen verwahrt. Die fgl. Regierung barf 
vielmehr von ber Bunbesverfammlung und von jeber deutſchen Regierun 
insbejondere erwarten und verlangen, daß bevor bei einem Bunbes * 
eine Formulirung der Anſichten feſtgeſtellt wird, dieſelben eine Prüfung nicht 
nur ber Auguſtenburgiſchen, ſondern aller concurrirenden Anſprüche vor: 
nehmen werden, namentlich der Seitens des Großherzogs von Oldenburg 
erhobenen und derjenigen Rechte, welche Preußen ſelbſt ſowohl aus ber 
Ceſſion des Königs Chriſtian X. als aus den alten Anſprüchen des 
brandenburgiſchen Hauſes herzuleiten hat. Wenn die kgl. Regierung 
dieſe eigenen Rechte bisher nicht zur Sprache gebracht bat, jo geſchah es in 
ber Soffnung, bie berechtigten Intereſſen Preubene auf bem Wege der Ber: 
ftändigung ficherftellen zu können. Wie nun aber biefe Hoffnung mit An- 
nahme des vorliegenden Antrages ſchwindet, fo beabfichtigt die k. Regierung, 
bie Geltendbmahung ber Preußen zufiebenden Anjprüde 
nicht länger zu vertagen. Die rechtliche Begründung berielben behält 
ſich der Geanbts vor, bat aber ſchon jett Namens feiner Allerhöchſten ie: 
gierung bie Erwartung auszufprechen, baß hohe Bunbesverfammlung füralle 
erhobenen Anjprüche eine rechtlihe Prüfung und gleihmäßige formale Be 
handlung eintreten laſſen werde.” » 


28. März. (Württemberg). Die II. Kammer genehmigt einftimmig bie 


neuen Zollvereinsverträge, pricht jeboh mit 54 gegen 24 Stimmen 
ihr Bebauern aus, daß bie Erneuerung des Zollverein von der 
unveränderten Annahme bes preußiichfranzöftihen Handelsvertrags 
abhänge. 

Hölder und 41 Gen. bringen einen betaillirten Antrag auf Re 
viflon ber Verfaflung ein, welcher vorbehaltlich ber Entſcheidung ber 
Frage, ob nicht bas Einkammerſyſtem an die Stelle bes bisherigen 
zu treten habe, folgende Reformen verlangt: 

1. Eine, gegenüber ben bisherigen BVerfaflungsbeftimmungen umfafjen- 
bere unb ſicherndere Feſtſtellung der flaatsbürgerlichen Nechte ber Einzelnen, 
insbefonbere bes Rechts auf freien Aufenthalt unb Wohnſitz, auf Sicherheit 
gegen willfürliche Verhaftung und Hausjuchung, bes Rechts der Preßfreibeit, 
bes Berfammlungs: und DVereinsrechts, bie Anerfennung ber allgemeinen und 
gleichen Wehrpflicht. 2. Aufhebung bes Gebeimenrathes. 3. Aufhebung ber 
Verwaltungsrechtspflege; Verweiſung ber Streitigleiten bes Öffentlichen Rechts 
an bie ordentlichen Gerichte. 4. Bejeitigung aller Vorrechte ber Geburt und 
bes Stanbes bei Zufammenfegung ber Abgeorbneienfammer. 5. Ausbehnung 
bes Wahlrechts zu ben Abgeorbnetenwahlen auf biejenigen Staatsbürger, 
welche von Capital⸗, Rentens, Dienft: unb Berufseinfommen Steuer bezahlen; 
Aufhebung ber Vorſchrift, wornach bie Ausübung biefes Wahlrehts am 
Wohnſitz durch dad Gemeinbebürgerreht am Orte bes letzteren bebingt tit. 
6. Abänderung berjenigen Beflimmungen, wonach ben Hoͤchſtbeſteuerten bei 
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ben Abgeorbnetenwahlen eine überwiegende Stellung eingeräumt if, im Sinne 
des gleihen Wahlrechts ſämmtlicher Wahlberechtigter, und Einführung ber ges 
heimen Abflimmung bei ben Abgeorbnetenwahlen. 7. Gewährung nachſtehen⸗ 
ber Rechte an jebe Kammer, beziehungsweife beren Mitglieder: a) Das Hecht 
bes Geſetzesvorſchlags; b) das Recht ber Erhebung von Thatfachen (enquäte); 
c) genauere Beſtimmungen über bas Recht ber Ausgabenverwilligung und 
über bie civilrechtliche Verantwortlichkeit ber Miniſter wegen nicht verwilligter 
Ausgaben; d) Aufhebung ber Vorſchrift, wonach bie Wahl bes flänbigen 
Ausichufles im Zufammentritt beider Kammern vorzunehmen ift, und Wahl 
ber jeber Kammer zu entnehmenden Mitglieder berfelben durch biefe Kammer 
für ſich; e) Erweiterung ber Unverantwortlichkeit ber Ständemitglieber durch 
die Beitimmung, daß Teines berjelben wegen ber in Ausübung feines Berufs 
entwidelten Thaͤtigkeit, insbefonbere wegen feiner Anträge, Aeußerungen ober 
Abflimmungen, außerhalb der Stänbeverfammlung irgendwie verfolgt ober 
zur Strafe gezogen werben dürfe. 

Der Antrag wird (am 3. Apr.) von der Kammer einem bejon- 


beren Ausſchuß von 15 Mitgliedern überwieſen. 


28. März — 5. Juni. (Sachſen). Großer Arbeiteritrile ber Buchbruder: 
gehilfen in Leipzig. 

29. „ Raffau). Der Herzog eröffnet ben Landtag mit einer politiſch 
farblofen Thronrebe. 


30. „ (Sadfen). Eine kgl. Verordnung feht die Bundesbefhlüfie von 
1834 Yund 1854 bez. der Prefie und des Vereinsweſens wieberum 
außer Wirkſamkeit. 


30. „ (Bayern). Der zeither vertagte Landtag tritt wieder zufammen, 
ohne, troß des inzwiſchen erfolgten Thronwechſels, durch eine Thron⸗ 
rebe eröffnet zu werben. Die Regierung legt ber zweiten Kammer 
einen Gefeßesentwurf für zweijährige (flatt ber bisherigen ſechsjähri⸗ 
gen) Finanzperioden vor, was fie zeitber, unterflüßt von ber 
I. Kammer, beharrlich verweigert hatte. 

„ » Raffau). Die IT. Kammer wählt wieber ihren früheren Prä- 
fibenten, aber nur mit 1, be. 2 Stimmen Mehrheit. Der Prä: 
fvent Raht tritt fein Amt mit einer Rebe an, in ber er jagt: 

bie Hoffnung, es werbe fi bie Regierung von ber Unbaltbarfeit ihres 
Syftems überzeugen, fei nit in Erfüllung gegangen; bei ben vorlehten 
Wahlen fei bie Wahlfreibeit auf unverantwortliche Weife geſchmälert worden, 
aber bei ber legten Wahl fei e8 noch ſchlimmer hergegangen; von ber Aus: 
übung eines verfaffungsmäßigen Rechts ber Wahlfreiheit jet an vielen Orten 
nicht mehr bie Mebe geweien, das freie Wahlrecht, ja ſogar das freie Haus: 
vecht, fei von ben Behörden verfümmert und nicht mehr geachtet worden; 
man müſſe aus biefem unbeilbringenben Zuftand, einem Aufand ber polizei: 
lichen Bebrüdung, jebt beraustreten. 

31. „ (Säleswig-Holftein). Antwort bes Herzogs Friebric auf 
bie feinem Bevollmächtigten in Berlin, Hrn. v. Ahlefelbt, unter bem 
20. Deärz mitgetheilte Depefche des Hrn. v. Bismark an Oeſter⸗ 
reih vom 22, Februar bez. ber Torberungen Preußens an Schles⸗ 
wig⸗Holſtein: | 

„Der Ihnen durch bie Geneigtheit bes preußifchen Hrn. Miniſterpräſiden⸗ 
ten am 20. b, M. gewährten Kenntnißnahme ber von ber preuß. Regierung 
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an Defterreich geitellien Forderung ift ber Antrag Bayerns, , Sachſens und 
Helfen-Darmfladts unmittelbar gefolgt. 

„Der Hr. Minifterpräfident bat freilid, als er Ihnen bie Mittheilung ber 
preußifchen Forderungen in Ausſicht ftellte, nicht zugleich ben Wunſch ausge- 
ſprochen, mit Ihnen nunmehr in definitive Verhandlungen über das Verhält: 
niß, welches zwijchen ben Herzogthümern und Preußen begründet werben joll, 
zu treten, indeffen liegt mir baran gerade unter ben jegigen Umftänden aufg 
neue feftzuftellen, daß meinerfeits feine Schwierigfeiten obwalten, 
um über bie obſchwebenden ragen eine endliche Verjtändigung im Intereſſe 
Teutihlands und ber Herzogthümer berbeizuführen. Der jekt ſchwebende 
Antrag am Bunde legt mir biefen Wunſch nahe. Denn obwohl ich denſelben 
in feiner Weife beeinflußt habe, fo wäre es boch möglich, daß fi) in Berlin 
bie Anficht bilde, ale ob ich auf diefen Antrag rechnete, um, wenn berjelbe 
zum Beſchluß erhoben werden follte, den Wünjchen Preußens entgegenzuireten. 
Sie willen zu gut, daß ich von jeher, und ſchon zu einer Zeit, ald Preußen 
noch an dem Londoner Vertrag feithielt, ber Ueberzeugung geweien bin, daß 
eine glüdliche Beilegung ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit nur mit 
bem guten Willen ber königlich preußiſchen Regierung erfolgen kann, und daß 
ich biefer Ueberzeugung Ausdrud gegeben habe, Sowohl Se. Maj. der König 
als der Hr. Minifterpräfident haben es im früheren Verlauf biefer Angelegen- 
beit wiederholt anerfannt, baß ich es weber an@ntgegentommen, nod 
an Bereitwilligkeit babe fehlen laſſen, um zu ber glüdfichen Löfung bei: 
zutragen, von welder bie Zukunft der fchwer geprüften Herzogthümer und 
vielleicht ber Friede Deutſchlande abhängt. Und fo wüniche ich auch jekt, 
unb noch bevor eine Entjheibung über ben am Bunde geftellien Antrag er: 
folgt ift, dem Hrn. Minifterpräfidenten biefelbe Bereitwilligfeit zu eriennen 
zu geben, und erjuche ich Sie daher, bies in förmlicher und unzweibeutiger 
Weiſe zu thun. 

„Sie werben ſich dabei vor Allem klar zu machen haben, wie bie Lage 
war, als bie Verhandlungen von dem Hm. Minijterpräfidenten vor jet länger 
als einem Vierteljahr ausgefeßt wurden. Als Sie fi, nachdem ber Kt. 
Minifterpräfibent nad einer mehrmonatlichen Abwefenheit nach Berlin zurüd: 
gefehrt war, in Anlaß ber bamals jchiwebenben Sriebenöwerhanblungen dorthin 

egeben Hatten, äußerte fich berjelbe in den Unterredungen vom 28. Septem: 

ber unb 1. October über das Fünftige Verhältniß ber Herzogthüümer zu Preu⸗ 
Ben in einer Weife, daß Sie es fofort ausiprachen: es werbe fi alles bies 
ohne Schwierigleiten ordnen laffen. Derſelbe erflärte fi, und zwar nad 
genommener Rückprache mit feinen Herren GCollegen, auf Grund Ihrer 
Aeußerungen Bereit, mit Ihnen über die Formulirung ber preußiſchen For: 
berungen in Verhandlung zu treten, fobald er von feiner bamals bevorſtehenden 
Badereiſe zurüdgefehrt fein werbe. Gegen bie Gewährung ber gewünſchten 
Vortheile würbe nach ber Ihnen gewordenen Erflärung bes Hrn. Miniiter: 
präfibenten Preußen mit feiner Rolitit meine Interefjen ober Rechte zur Gel: 
tung zu bringen fuchen. 

„als Sie fih dann nad ber Rückkehr bes Hm. Minifterpräfibenten von 
Biarrik wieder nach Berlin begaben, und fih in ber erften Unterrebung, 
welde Sie mit demſelben am 10.Nov. hatten, zu ber in Ausficht genommenen 
Verhandlung bereit erklärten, ſchien bie Rage eine andere geworben zu jein. 


Obwohl Sie auf Grund bes Boraufgegangenen mein volles Ginverftänbnii 


mit den von bem EA Minifterpräfidenten aufgeflellten Gefichtöpunften aus: 
ſprechen Tonnten, ſchien berfelbe bamals ben Abſchluß ber Angelegenheit nicht 
in nahe Ausficht zu nehmen, war inbeffen body an feinem früheren Berfpre: 
hen feithaltend, bereit, die nähere Formulirung ber preußifcdhen Forderungen 
durch die Fachminiſter bewirken zu laſſen und fie Ihnen in einiger Zeit mit: 
autbeilen. Am 14. Dec v. 3. inbeflen eröffnete Ihnen ber Hr. Minifter: 
präjibent, baß er gegenwärtig mit Oeſterreich über Goncefjionen unterhanble, 
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unb ſich vorher mit bemfelben zu einigen wünſche, was auch mir angenehmer 
fein werde. Er fügte Ihnen, ſobald biefe Einigung erreicht fei, Mittheilung 
barüber zu. Diefe Einigung ift leider bis jetzt noch nicht erreicht. Wenn idh 
dies auch lebhaft beflage, weil die Herzogtgümer unter dem Proviſorium fehr 
leiden, jo gibt mir doch ein Umitand bie Hoffnung, daß es möglich fein 
wird, zu biefer Einigung zu gelangen. Ich erjehe nämlih aus den Bor: 
ſchlägen, welche bie Tgl. preußifhe am 22. Febr. d. J. an bie kaiſerl. öfter. 
Regierung gerichtet, und bie Ießtere nach ber Ihnen geiworbenen Mittheilun 

abgelehnt hat, daß diefelben in wefentlichen Punkten von ben früher an mie 
geftellten Forderungen abweichen; ich zweifle aber nicht, daß biefe legtern von 
ber kaiſerl. öfterr. Megierung annehmbar befunden worden wären. Ich weiß 
nicht, ob bie kgl. preußische Megierung in ben lebten Monaten bes verfloſſe⸗ 
nen Jahres ihre Anfichten über bas Verhältniß, in welches bie Herzogthümer 
SchleswigsHolitein künftig zu Preußen treten werben, geändert hat, oder ob 
bie nad Wien mitgetheilten Forderungen nur als ein Ausgangspunft für 
weitere Verhandlungen anzufehen find. ch barf mich aber gewiß ber Hoff: 
nung bingeben, daß es möglich ift, zu einer Ginigung zu gelangen, wenn 
nicht auf Baſis der früheren Auffaffung ber gl. preußiichen Regierung, jo 
body auf einer ſolchen Baſis, welche zwiſchen biefer und ber am 22. Februar 
ausgelprochenen liegt. Ich würde mi um fo glüdlicher ſchätzen, zu einer 
folhen Einigung beitragen zu können, als in ber That auf der Witte zwi: 
hen dieſen beiden Auffafjungen die Außerſte Grenze besjenigen Verhält⸗ 
niſſes liegt, welches nach meiner feiten Ueberzeugung von ben Herzogthümern 
angenommen und eriragen werben kann. Ich halte eine ſolche Einigung für 
um fo wäünfchenswerther, als die Verbinblichkeiten, welche zwiſchen Preußen 
und Oeſterrrich beitehen, biejelbe gebieten, und als, nachbem einmal bie Ver: 
bandlungen zwiſchen ben beiben Mächten, welche bie Herzogthümer beſetzt 
halten, eröffnet worben find, bie Lage der Verhältniffe von der Art ift, daß 
ohne eine tiefgehende Erſchütterung Deutfchlands bie Zukunft ber Herzogthü- 
mer nicht einjeitig entfchieben werden fann. Bon Anfang an ift e8 aber mein 
Beſtreben geweien, zu verhüten, bas bie jchleswig-holfteiniiche Angelegenheit, 
in welcher ſich bie Wünfche aller Deutfchen einigten und von ber bie Welt: 
ftellung Deutſchlands abzuhängen jchien, nicht zu einer Veruneinigung und 
zur Schwächung Deutſchlands führe. Bon biefen Gefühlen aud in bem 
gegenwärtigen Augenblid geleitet, erfuche ich Sie, fih zu dem Hm. Minifter- 
präfidenten zu begeben und bemjelben mitzutheilen, daß Sie jet, wie ſchon 
früher, von mir bevollmächtigt worben feien, über formelle Verein: 
barung in Betreff der künftigen Beziehungen ber Herzogtbümer mit Preußen 
zu unterhandeln, 

„Solite der Hr. Minifterpräfident überhaupt zu einer folgen Unterbanbd: 
[ung geneigt fein, jo wirb es fi um bie Grundlage berfelben Handeln. Ich 
brauche nicht zu fagen, baß ich zu meinem Theil an ber ſchon früher gewon⸗ 
nenen Bafis fefthaltee Sollte indeſſen ber Hr. Meinifterpräfident darauf 
Werth legen, die Vorfchläge, welche von Breußen jetzt an ber kaiſerl. öſterr. 
Regierung gerichtet worben find, zum Ausgangepunft ber Grörterung zu neh⸗ 
men, jo würden Sie ihrerfeits auch Sierau? einzugeben haben. 

„Für dieſen gell will ich nicht unterlafien, Ihnen ſchon jebt im Allge⸗ 
meinen mitzutheilen, wie ich bie Vorſchläge auffaſſe. 

„Ich muß mich biebei in erfter Linie von dem Wunfch leiten laſſen, baß 
ein Verhältniß zwilchen Preußen und ben Herzogthümern geichaffen werbe, 
welches im beiderfeitigen Intereſſe Liegt, und bei welchem beide Theile ſich 
wohl befinden. Senn nur ein foldes Verhäftnig würde Ausfiht auf bauer 
beiten Behand und auf günftige Entwidiung haben. Ich muß mir alfo bie 
Frage vorlegen: inwieweit das Land, wenn |päter die Frage am und heran: 
tritt, bie zugefiandenen Leitungen an Preußen bereitwillig übernehmen wird, 
oder wie weis es biefelben wenigſtens ohne Gefährbung feiner flantlicden 
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Eriſtenz würbe acceptiren Fünnen. Bon bieſem Geſichtspunkt ausgehend, bin 
ich ber Anſicht, daß bie unter C Bunbesfeftung, D Territorialabtretungen, 
E Nordoſtſeecanal und F Zutritt zum Zollverein, aufgeſtellten Forderungen 
feinen Bedenken unterliegen. Ueber einzelne Nebenpunkte würbe, bevor ein 
erichöpfendes Urtheil Darüber möglich ift, noch eine nähere Aufflärung wün- 
ſchenswerth fein. Sch bemerfe in dieſer Hinfiht vorläufig nur, daß 3. B. 
unter C in’Betreff ber Territorialverhältniffe Rendsburgs eine mit ben ge- 
ſchichtlichen und rechtlichen Verhältnifien der Stabt, fowie mit ber früher von 
Preußen jelbit vertretenen Auffaffung im Wiberjpruch fiehende Anfiht accep- 
tirt zu fein jcheint. 

„Wenn ferner unter F verlangt wirb, daß der Staat Schleswigsholftein zu⸗ 
nächſt dem Zollverein, zugleich aber für immer dem preußifchen „ Zollſyſtem“ bei- 
trete, fo ift mir dabei bie Bedeutung bes Wortes „Zollfyitem“ nicht ganz Flar. 

„Die unter G, Verkehrsweien, aufgeftellten Forderungen verfolgen offenbar 
ben Zwed, bie möglichite Erleichterung bes Verkehrs herbeizuführen, fo daß 
bie ftaatlihen Grenzen bemfelben in Feiner Weife ein Hemmniß werben, ferner 
bie möglichhte Conformität ber Betriebsverbältniffe zu bewirken. Ich follte 
meinen, daß dies ohne bie völlige Verſchmelzung zu erreichen ift, und baf 
fih in biefem relativ weniger wichtigen Punkt ohne große Schwierigfeiten 
ein für beide Theile zufriebenftellendes Arrangement wird treffen laſſen. 

„Der Schwerpunft der ganzen Angelegenheit liegt offenbar in ben unter 
A unb B in Bezug auf Bündniß, Heer und Flotte gemachten Vorfchlägen. 
Ich bin vollkommen bamit einverflanden, daß ein unauflöslihes Schuß: 
und Trugbünbniß zwilchen Preußen und SchleswigsHolftein die Bafıs 
ber Fünftigen militärichen Beziehungen beider Länber zu einander wird bilben 
müjfen. Hierbei werden bie Verhältnifie im Einzelnen nah bem Geſichts⸗ 
punft geregelt werben müſſen, baf es barauf ankommt, bie preußiſche Wehr: 
fraft durch bie ſchleswig⸗-holſteiniſche zu verftärken, und alle Hemmniſſe zu 
befeitigen, welche einer einheitlichen milttärifchen Action in ben Weg treten 
fönnten. Was für biefen Zweck nothwenbig ift, wirb bereitwillig vom Lande 
zugeflanden werben. Was aber darüber binausgebend gefordert wird, würbe 
bem Land als ein drückendes Verhältniß ericheinen. 

„Was nun zunächſt die Seftaltung des Heerweſen e betrifft, fo würde 
ich der Meinung ſein, daß ein nach Analogie der coburgiſchen Convention zu 
begründendes Verhältniß dem angegebenen Zweck vollkommen genügen würde. 
Auch würde, wenn bie Forderungen ſich auf dieſes Maß beſchränken, eine Eini⸗ 
gung aller Betheiligten gewiß viel leichter zu erreichen ſein. Nicht allein, daß 
bei Oeſterreich ohne Zweifel der Hauptgrund des Widerſpruchs in den das 
Heerweſen betreffenden Forderungen liegt, auch die Bevolkerung ber Herzog: 
thümer würde für eine bis auf das Maß ber aufgeftellten Forderungen aus: 
gedehnte Verſchmelzung nicht zu gewinnen fein. Bor Allem find es brei 
Punkte, mit welchen das Land fi nicht zu verlöhnen vermag, nämlich ber 
St. Maj. bem König von Preußen zu leiſtende Fahneneid der Golbaten, 
bie Verlegung ber Truppen außerhalb bes Landes in Triebenszeiten und bie 
Nichteriftenz des Begriffs einer fchlesiwig-holfteiniichen Armee, an welde fid 
noch aus bem lekten Krieg bie theueriten Erinnerungen Tnüpfen. Dadurch, 
daß man bas Princip ber coburgifchen Convention zu Grunde legt, wären 
jelbftverftändlich etwaige buch die beſonderen Verhältniſſe motivirte Abwei⸗ 
Hungen nicht ausgeſchloſſen. 

„Segen ben die Marine betreffenden Theil ber preußiſchen Vorſchlaͤge 
finde ich durchaus nichts einzuwenden. Jeder Einſichtige begreift, daß die 
wirkliche Verſchmelzung ber maritimen Kräfte Preußens und Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteins nothwendig iſt. Die etwa gegen ein preußiſches Aushebungsrecht ſich 
erhebenden Einwendungen würden, wie ich glaube, leicht zu vermeiden ſein. 
Das Aushebungswefen ſteht bier unter befonderen Beamten. In jebem Aus: 
hebungediſtrikt fungiert ein Mushebungechef, ber bie Lageregiiter führt, bie 
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jährliche Aushebung leitet unb dem bei ber Aushebung Offictere ber einzelnen 
Maften beigeorbnet werben. Wenn biefen Aushebungschefs auch ferner unter 
Beiordnung preußifcher Marineofficiere-die Aushebung bes für die preußiſche 
Marine beitimmten Contingents überlaffen bliebe, jo würde ohne Verlegung 
ber Form Preußen alle erforderliche materielle Gewähr erhalten. Ferner laſſen 
e8 die hieſigen jeemännifchen Gewohnheiten und Verbältniffe für beide Theile 
wünſchenswerth erjcheinen, daß bie preußifche Marinesftecrutirungsgefeßgebung 
erſt nach und nad) eingeführt wirb. 

„Schließlich barf ich nicht unterlaffen, auch auf bie finanzielle Seite 
ber Frage wenigitens fur; binzubeuten, unb ich erfuhe Sie auch auf bie 
Hiebei in Betracht fommenden Gefichtspunfte, wo fih bie Gelegenheit bazu 
bietet, bie Aufmerffamtfeit bes Herr Minifterpräfidenten hinzulenken. Ich 
barf dabei von ber Borausfegung ausgehen, daß es nicht bie Abficht fein kann, 
ben künftigen fchleswigsholfteiniihen Staat auf eine finanziell unbaltbare 
Bafıs zu ftellen, ober bie ohnehin jchwierigen finanziellen Berhältnifje ber 
Herzogthümer dur bie an Preußen zu gemwährenden Einräumungen nod 
mebr zu erfchweren. Sch glaube daher auf die Zuſtimmung bes Herrn Mi: 
nifterpräfidenten rechnen zu bürfen, wenn ich, fowohl in Betreif des Zollver⸗ 
eins als bes Verkehrsweſens, ben Grundſatz als geltend annehme, daß bie 
Herzogthümer dadurch nicht geradezu finanzielle Einbußen erleiden dürfen, 
daß baber ihr Eintritt in den Zollverein nicht ohne ein Präcipuum ftattfinben 
fann. Und ebenfo wird es doch wohl feinem Zweifel unterliegen, daß, wenn 
Preußen aus dem Krieg eine Verſtärkung feiner militärifchen Macht und felbit 
eine Ausdehnung feines Gebietes gewinnt, die ben Herzogthümern zur Laft 
fallenden Kriegsfoften fich in dem Maße vermindern werben, als jener Gewinn 
anzufchlagen iſt. 

„Wenn ich bie Weberzeugung ausgefprochen babe, daß bie Benälferung ber 
Herzogthümer einem auf Grundlage ber obigen Bemerkungen getroffenen 
Arrangement zufiimmen werbe, fo betrachte ich es babei als eine jelbitver- 
ſtaͤndliche Vorausſetzung, daß zugleich bie ganze Angelegenheit befinitiv geregelt 
und alſo namentlich auch bie Erbfolgefrage durch meine Regierungsübernahme 
erledigt werde Denn Feiner Lanbesvertretung wird eine Zuflimmung zu 
folhen Bedingungen zugemuthet werben können, wenn bamit doch nur eine 
neue Phaſe bes Proviforiums eingeleitet werben ſolle. Wenn enblidh bie 
preußijche Regierung für bie Sicherftellung ihrer Intereſſen in ben Herzog: 
thümern befondere Garantien in Anſpruch nehmen will, jo zweifle ich nicht, 
baß fich biefelben werben finden lafien, ba ich mit voller Aufrichtigfeit die zur 
Srtebigung ber Angelegenheit führende Einigung mit Preußen burdyguführen 

eit kin“. 


31. März (Bayern) I. Kammer: Wahl ber Adreßeommifſion. Das 


bisherige Haupt der Majorität, Frhr. v. Lerchenfeld, bleibt bei der 
Wahl in der Minderheit. Dieſe bisherige Majorität fällt gänzlich 
auseinander. 


„ Raffan). I. Kammer: Wbg. Lang bringt fofort wieder den 
Antrag ein, 

„bie Kammer wolle die Regierung erſuchen, bie Verfaffungsverorbnung vom 
25. Nov. 1851 nebft ber dazu gehörigen Wahlordnung von bemfelben Tage 
zurüdguzieben und bie rechtmäßige Verfaffung vom 28. Dec. 1849 mit bem 
Wahlgefep vom 5. April 1848 wieder in Wirkfamteit zu jeben ; mit ber Mo: 
bification jedoch, daß inmittelft bem Staate auf Grund ber —— — 
vom 25. Nobbr. 1851 erwachſenen Verbindlichkeiten durch bie Aufhebung nicht 
berührt und bie auf Grund der octroyirten Verfaſſung erlaſſenen Geſetze einer 
Reviſion durch ben Landtag unterworfen werben”, 
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a April. (Breußen) läßt einen neuen Vorſchlag zur Verſtäͤndigung über 
Schleswig-Holftein an Defterreih gelangen: 

e8 (Preußen) molle den Verſuch machen, fid) mit einem ber Prätendenten 
direct zu verftändigen und weist auf ben Großherzog von Olden— 
burg als denjenigen bin, mit bem eine Verftänbigung jfiherer 
zu erzielen fei, ald mit bem Erbprinzen von Auguftenburg, ba 
er als jouveräner Fürſt und Bundesmitglied unanfechtbare Verträge abfchlie- 
Ben Fünne und feine Zuſagen beſſere Bürgfchaften für ihre Erfüllung barbieten 
würben. Vorausgeſetzt, werde, daß Defterreich diefen Vereinbarungen, als zwifchen 
ſouveränen Fürften abgeichloffen, ohne Weiteres zufiimmen werde. 

Defterreich geht barauf nicht ein, ſondern macht auch für dieſen 
Tall die vorherige Prüfung der Vereinbarung zur Bebingung feiner 
Entſchließung. 

3.—17. April. (Schleswig-Holſtein). Differenz zwiſchen dem preuß. 
und dem öſterr. Civilcommiſſär über die Verlegung der preuß. Ma— 
rineſtation nach Kiel. 

Herr v. Zedlitz richtet unter dem 3. April einſeitig ein Reſcript an die 
ſchlesw.⸗holſt. Landesregierung: „Mittelſt allerhöchſter Ordre vom 24. v. M. 
bat bes Könige Majeftät zu beſtimmen geruht, daß das Oſtſeegeſchwader auf: 
zuldjen und die Marineftation ber Ojftfee, unter Ernenning des Contreabmi: 
rals Jahmann zum Chef berfelben, von Danzig nach Kiel zu verlegen, ſowie 
daß die außer Dienft zu flellenden Corvetten und Segelfregatten in der Kieler 
But, foweit e8 die Räumlichkeiten bafelbft geftatten, zu ftationiren ſeien. 
Der Landesregierung unterlaffe ich nicht hievon ergebenft Mittheilung au 
maden mit bem Bemerfen, baß unter bem Vorfite bes Contreadmirals Jach⸗ 
mann an Ort und Stelle commiſſariſche Ermittelungen von Räumlichkeiten 
zur Unterbringung bes Perjonals, des Inventars, ber Munition, ber Beflei: 
dungsvorräthe u. ſ. w. in Friedrichsort oder bei Holtenau ftattfinden merben, 
unb mit bem ergebenjten Erjuchen, Ihrerſeits die Ausführung biefer Ange: 
legenheit nach Möglichkeit fördernd zu unterftüßen”. Die Ranbesregie: 
rung theilt diefes Reſeript dem Magiſtrat von Kiel mit, mit bem Erſuchen, 
„ben Wünfchen ber f. Marinebehörden möglichft entgegen zu fommen“. Hr. v. 
Halbhuber richtet bagegen unter dem 13. April an bie Landesregierung 
ben Erlaß: „... Nachdem ich meine Zuftimmung zu irgend welden auf bie 
Berlegung ber gebachten k. preuß. Marineftation bezüglihen amtlichen Einlei: 
tungen verweigert babe und kraft bes Mitbefigrechtes Defterreihs von dem 
f. preuß. Civilcommiffär ohne meine Zuftimmung Feine bie öffentlichen Ange: 
legenbeiten ber Herzogthümer betreffende Verfügung giltig erlaffen werden 
Tann, jo muß ich die Landesregierung erſuchen, die Gircularverfügung ſofort 
zurückzunehmen und mich von bem Verfügten gefällig zu verfländigen“. Unter 
dem 17. April zieht hierauf die Randesregierung ihren Auftrag an ben 
Kieler Magiftrat wieder förmlich zurüd. 

3. „ (Bayern). IL Kammer: ein Theil ber früheren Majorität 
conſtituirt ſich mit Ausſchluß ihrer bisherigen Führer als Centrums: 
partei und ftellt ein Programm feit. 

4, „ (Württemberg). II Kammer: Debatte über ben Fetzerſchen 
Antrag auf Heritellung eines auf allgemeiner Wehrpfliht und Wehr: 
haftmachung bes ganzen Volles beruhenden Wehrinftems. 

Die Mehrheit der Commiſſion trägt auf Tagesorbnung an, ba fie 
„1) den Grundſatz ber allgemeinen Wehrpflicht auch unter bem beftebenden 
Syſtem und bei ber Auswahl durch das Loos gewahrt findet und in biejem 
Syſtem fein Unrecht erbliden kann, 2) es als einen jehr großen Nachtbeil 
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2008 oder durch Stellung eines Erſahmannes Befreiung erlangen Tann, 3) bie 
Einführung eines Milizigftems nach Art bes fchiweizeriichen weber mit bem 
Berhältuiß zum bdeutichen Bunde noch mit ber Sicherheit Deutfchlands ver: 
träglich funden würde, 4) eine große Vermehrung ber Ausgaben auf bas Mili- 
tär von Einführung bes allgemeinen Webrfyftems befürchten müßte, da eine 
jo kurze Präfenzzeit wie in der Schweiz unter den Verhältniſſen Deutſchlands, 
welche ein viel geübteres Militär erfordern, nicht ausführbar wäre, 5) und 
indem fie eine jo große Ausbehnung bes Militärweſens weber als geboten 
noch als erfolgreich für die politifhen Machtverhältniffe bes Landes anfehen 
fann’. Die Minderheit der Commiffion trägt darauf an, „bie Kam⸗ 
mer möge an bie k. Regierung bie Bitte richten: 1) auf die Umgeftaltung 


bes beftehenden Syſtems ber SKriegsdienftpflicht im Sinne ber allgemeinen 


Wehrpflicht mit Befeitigung des Looſes und bes Mechtes, durch Einfteher vom 
perfönlichen Dienfie ſich zu befreien, Bebacht zu nehmen und zu gleichmäßiger 
Behandlung dieſes Gegenftandes mit ben benachbarten Staaten in Verhand⸗ 
lungen zu treten; 2) ſchon jetzt die militäriſch organifirten Jugendwehren 
durch allgemeine Beftimmungen über eine bei der Berufung zum Dienjt im 
activen Heer in Friedenszeit eintretende Berüdfihtigung ber Mitglieder ber- 
jelben, welde über bie erlangte entjprechende Ausbildung fi) auszuweiſen ver: 
mögen, zu fürbern”. 

Die Kammer geht nad Iebhafter Debatte nur mit 45 Stimmen 
(ber Meinen Mittelpartei und ſämmilichen privilegirten Mitgliedern, 
mit Ausnahme eines einzigen) gegen 41 Stimmen zur Tagesordnung 
über, nimmt bagegen ben zweiten Theil bes Minderheitsantrags 
bez. Jugendwehren mit 74 gegen 11 Stimmen an, 


4.April. (Bayern) Die II, Kammer beichließt einftimmig eine (bloße) 


* 


Loyalitãtsadreſſe an den König — Die Fortſchritispartei und bie 
Pfälzer conftituiren fih als „Vereinigte Linfe”, innerhalb ber „bie 
Frage der beutfchen Gentralgewalt als eine offene, ohnehin nur durch 
die Macht gefchichtlicher Thatſachen zu Iöfende anerkannt und aljo in 
biefer Beziehung volllommene Freiheit ber Anſchauung und Wirk: 
ſamkeit ftattgegeben wird.” 
„ (Kurbeffen). Stänbeverfammlung : Beriht des Ausſchuſſes 
über bie Regierungsvorlage bez. Abänderung des Wahlgefehes und 
Antrag auf Berwerfung. Der Antrag wirb mit allen gegen 8 (rit- 
terichaftliche) Meitglieder angenommen. Erflärung bes ritterichaftl. 
Abg. v. Trott. 
„ (Weimar) Der Landtag beichließt mit 22 gegen 4 Stimmen, 
bie Regierung um Vorlage eines neuen Geſetzes zu bitten, wonach 
bie Militärgerichtsbarkeit auf rein militärische Vergehen und Disci⸗ 
plinarmaßregeln beſchränkt werben foll. 

(Bayern). I. Kammer: Der erfte Ausfhuß beſchließt auf den 
Antrag Edels einftimmig, in der II. Kammer zu beantragen: 


„Es fei an Seine Majeftät ben König bie Bitte zu richten, e8 möge bem 
gegenwärtigen Landtag ber Entwurf eines Gefebes vorgelegt werben, durch 


. welches ben von den Wohlthaten des Gefehes vom 22. Dec. 1849, bie Unter: 


nung wegen politifcher Verbrechen und Vergehen betr., ausgeſchloſſenen Per- 

onen, mit Einfchluß jener Militärperfonen, welche von bem Generalparbon 

vom 16. Juni 1849 wegen nicht rechtzeitiger Anmelbung ausgejchloffen worben 

find , foweit noch erforberlih, voller Erlaß ber Strare und Straffolgen ge 
5 
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währt wirb”. Der Yuftizminifier v. Bombard erflärt darauf, „er babe mit 
hohem Intereſſe bie Anficht des Ausjchuffes vernommen und werde nun bem 
Minifterrath darüber Vortrag halten, um benjelben in die Lage zu verfeßen, 
Str. Maj. dem König bie geeigneten Anträge zu unterbreiten”. 


5.April. (Preußen). Die Regierung verlangt in ihrer Marinevorlage 


2 
— 
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an den Landtag für die Befeftigung des Kieler Hafens und bie An- 
legung von Marine= Etabliffements im Ganzen die Summe von 
6,150,000 Thlrn. Der Kriegsminifter erklärte unummunden, daß 
Preußen nit nur gegenwärtig im Belt dieſes für die Zwecke Der 
Kriegsmarine wmohlgeeigneten Hafens, ſondern auch „entſchloſſen fei, 
im Beſitz dieſes Hafens zu bleiben. “ 

„ &Raffaun) Die II. Kammer lehnt den von der clericalen Partei 
geftellten Antrag auf Erlaß einer Antwortsadreffe an ben Herzog 
mit 13 gegen 10 Stimmen ab. 

„ (Coburg: Gotha). Der gemeinſchaftliche Landtag lehnt die Er- 
höhung bes Gehalts des Bundestagsgefandten mit 11 gegen 8 Stim- 
men ab. 


„ (Bund). Der mittelftaatlihe Antrag (v. 27. März) wirb mit 9 
gegen 6 Stimmen gum Beichluß erhoben; 

Oldenburg proteflirt, Defterreich gibt bie Erflärung ab, daß ee 
nach ben: Friebensfchlufje bie Abtretung ber erworbenen Rechte an den Herzog 
von Augujtenburg beantragt babe, worauf Preußen nicht eingegangen fet, und 
daß es noch immer unter Verzicht auf eigene Vortheile hiezu bereit fei, jalls 
Preußen zuftimme Es werde fortan auf beichleunigte Entſcheidung bringen, 
jedoch ben Befigtitel nicht aufgeben, bis eine „ben Jutereffen Deutſch— 
lands entſprechende“ Löfung erzielt fei. Preußen betätigt das That: 
jüchliche diefer Erklärung und erklärt fi) zur Verfländigung geneigt, welche 
aber bebingt fei durch Prüfung aller, alfo auch der preußijcher Anſprüche. 
Preußen werde die Rechte an bem gemeinjamen Beſitz wahren, bis eine ber 
eigenen Weberzeugung und ben Intereſſen Aller entfprechende Löſung erfolgt. 
Es könne indeflen [don jest erflären, daß bie Erfüllung ber im 
dugedeebeſchluß ausgeſprochenen Erwartung nicht in Ausſicht 

ehe. 

„ (Württenberg) Die II. Kammer beſchließt mit 65 gegen 
47 Stimmen den Antrag an bie Regierung, ben Sold ber Solbaten 
um 3 Kreuzer täglidy zu erhöhen und mit 69 gegen 11 Stimmen 
die Bitte, daß die Militärmannihaft außer dem Dienfte das Seiten: 
gewehr nicht trage. 

„ Raffau). IL Kammer: Die Mitglieder der Rechten ericheinen 
nit in der Sigung und maden bie Verſammlung dadurch beſchluß— 
unfähig, weil troß ihres Proteftes die Prüfung der von ber Oppe: 
fitton angefochtenen Wahlen auf die Tagesorbnung gefekt ift. 


-„ @Raffau). I. Kammer: Die gefanmte Rechte, 11 Mitglieder, 


erfcheint wiederum nicht in ber Kammer. indem fle dur eine Ein: 
gabe das Präſidium benachricht, daß fie „in den Sitzungen mit ber 
Tagesordnung: Wahlprüfung, jo lange nicht erfcheinen werde, bis bie 


. Majorität ihre Anträge auf Beanitandung son 7 .confermativen Mit⸗ 
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gliedern zurüdgenommen babe”. Die Verſammlung ift dadurch wie⸗ 
berum beichlußunfähig und die Regierung vertagt fie daher bis zum 
19. April. 


Apr. (Anhalt). Die Regierung fagt dem Landiage endlich die 


Borlage der mit Preußen abgefchloflenen Militärconvention zu. Der 
Landtag lehnt den Neubau eines Regierungsgebäudes ab. 


„ (Deifterreich) vemonftrirt in Berlin gegen bie einfeitige Ver: 


legung der preuß. Marineftation nach Kiel und die einfeitige Die: 
pofition über den Hafen von Kiel überhaupt. 

„ (Bayern). Die II. Kammer genehmigt einftimmig den Antrag der 
Regierung auf zweijährige ftatt der bisherigen fechsjührigen Finanz: 
perioden. — Die Berathung des Amneftieantrage unterbleibt, weil 
ber Juſtizminiſter bie Erflärung abgibt, daß ber König den Befehl 
ertheilt habe, ein Amneſtiegeſetz auszuarbeiten. 


„ (Zollverein). Der neue SHandelsvertrag mit Defterreih wird 


endlich von ben Bevollmächtigten Defterreihs, Preußens, Bayerns 
und Sachſens in Berlin unterzeichnet. 

„ (Kurbefien). Die Ständeverfammlung genehmigt das Jagdgeſetz 
nach ben Anträgen bes Ausſchuſſes, obgleih der Landtagscommiſſär 
erflärt, daß das Geſetz in biefer Faſſung nicht werde publicirt 
werben, 


„ (Breußen) regt endlid bei Defterreih bie Einberufung der 


ſchleswig-holſteiniſchen Stände an, um fih direct mit ihnen über 
feine Forberungen zu verftändigen. 

„... Wir erfennen fattfam, daß in ber Regelung von Verhältniffen welche die 
Lebensbrdingungen bes neuen Staats jo welentlich berühren, bie Stimme 
ber Bevölkerung felbft in ibren geſetzlichen Organen einen 
Anſpruch darauf hat, gehört zu werden, und wir glauben, baß, 
wenn wir einerjeitd gewiſſe Punkte als für une unerläßlich bintellen mülfen, 
die Ausführung berfelben im einzelnen und die bem Lande ſelbſt bequemite 
und vortheilhaftefte Modulirung am leichteften und ficherflen durch die Mit: 
wirfung ber Vertreter bes Landes wird vorbereitet werben. Es wird babei, 
anftatt der politijchen, wefentlich bie praftifche Seite und das wahre Bebürfuiß 
in den Vordergrund ber Erörterung treten, und wir find überzeugt, daß ge: 
rade dadurch manches Borurtheil gegen unfere Auffaffung und unjere Abſich⸗ 
ten in ben Herzogthümern, in Deutichland und vielleicht bei Deiterreich ſelbſt 
ſchwinden werde. In einer vorhergehenden Verftändbigung mit den Vertretern 
ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Bevölkerung, wenn fie auch Tediglih einen 
berathenden Character trägt, würden wir zugleih die Bürgſchaft 
für bie wirflihe Ausführung von Verabredungen fehen, deren Inhalt, foweit 
er bie inneren Verhältnijfe berührt und ber Zuſtimmung ber Legis— 
lative in den Herzogthbümern bedarf, nachher dann ohne Zweijel 
durch Acte ber Geſetzgebung würde fanctionirt werben. Es würde uns daher 
als ein Höchft förderlicher Schritt zur Beichleunigung einer definitiven Löſung 
erjcheinen, wenn die Stände der beiden Herzogthümer Holfiein 
und Schleswig berufen und zu einerBerfammlung vereinigt 
würben, welder bie Gelegenheit gegeben würde, über die Zufunft bes 
Landes fich auszufprechen und ſich zunachſt unter einander über die, im ein- 
zelnen wohl auseinander gehenden, im ganzen und großen aber faum zweifel: 
baften Wünfche und Anfichten zu verflänbigen, weldye bie Benölferung jelbit 

5% 


68 Deuiiähend. 


in Betreff ber engeren Beziehungen zu Preußen in einzelnen Städen unb 
ber inneren Selbfländigfeit im Uebrigen hegt. Aus dem Ergebniß diefer Er⸗ 
Örterungen und der Stimmung, bie fih in biefer Verſammlung fund gäbe, 
würden wir erfennen fönnen, ob wir auf bem von Wien ber 
angebeuteten Weg einer bdirecten VBerftänbigung mit dem 
neuen Staat zu einem für ung annehmbaren Ziel gelangen können. 
Wenn auf diefe Weile durch das Land felbft ſowohl, als burdy den eventuellen 
fünftigen Landesherrn uns annehmbare Bebingungen entgegengebradht würden, jo 
würden aud) unfere Verhandlungen mit Wien dadurch wieder in Fluß kom⸗ 
men, und wir glauben, daß es dadurch auch der Faiferlichen Regierung ſelbſt 
erleichtert werben Tünnte, ben durch die geographilche Lage und die Natur ber 
Verhältnifje gegebenen Intereſſen Preußens Rechnung zu tragen, ohne ihre 
eigene Stellung aufzugeben. Mir wünſchen baber, uns mit bem kaiſerlichen 
Gabinet über die Berufung eines fchleswig-bolfteinifchen Landtags und eine 
Berhandlung mit bemfelben in Betreff der Zukunft des Landes zu verfländi- 
gen. Es entfteht alsdann allerdings fofort die Frage: was für eine Verſamm⸗ 
lung als die gejegmäßige Vertretung unb ber wirflihe Ausbrud bed Landes 
wirde anzufeben fein. Daß die im gegenwärtigen Augenblid vor: 
banbenen Abgeorbneten nah dem inzwifhen eingetretenen 
Wechſel der Landesherrſchaft nichtmehr als wirflid zur Ber: 
tretung berufen gelten fönnen, ſcheint uns kaum zweifel: 
haft. Auch wird bem Lande daran gelegen fein, daß es biejenigen, welche 
es als feine Vertreter in bie Verſammlung fhidt, mit ausdrücklicher 
Rückſicht auf die ihnen geftellte Aufgabe wählen fünne Nah 
welhem Wahlgefe aber fol eine neue Verſammlung berufen werben? Nach 
bem von 1864 oder dem von 1848? Für erfteres läßt fih jagen, daß es bis 
jet factifch in Giltigkeit befteht, und für letzteres, daß es fchon auf ber Ver: 
einigung ber beiden Herzogthümer zu einem Staat beruht, und daß wenig⸗ 
ftens der eine der Prätendenten an bie VBerfaffung von 1848 gebunden ift 
und nur auf diefem Wege verfaffungsmäßige und ihn felbft bindende Ber: 
pflihtungen wird übernehmen zu Fünnen glauben. Es wirb dabei nicht bie 
Einführung ber Verfafjung von 1848, fondern nur bie einmalige Berufung 
ber Stände nad dem damaligen Wahlgejeß zu einem beflimmten Zweck vor: 
ausgeſetzt; dieſer Zweck ift aber nur der, ben Intereſſen, Wünfchen unb Rechts⸗ 
auffefjungen des Yandes einen georbneten und regelmäßigen Ausdrud zu ge 
währen, und es fteht zu erwägen, in welcher von den beiben Formen biejer 
Ausdrud am ficherften und mit der größten Autorität für das Lanb felbit 
erfannt werben dürfe.” ' 

19. Apr. (Schleswig: Holftein). Die Delegirtenverfammlung ver 
Schleswig-Holftein-Vereine in Rendsburg beſchließt — . es find 
117 Vereine durch 185 Delegirte vertreten — mit allen gegen 
1 Stimme: 

„1) Die Delegirtenverfammlung ber fehleswig-holfteinifchen Vereine tritt 
ber am 26. März d. %. zu Berlin zwijchen bem engeren Ausjchuffe ber 
Vereine, dem 36er: Ausichuffe deutfcher Abgeordneten und hervorragenden Mit: 
gliedern des preußifchen Abgeorbnetenhaufes in Betreff der fchleswig-bolfteini: 
ſchen Trage angebahnten Berfländigung bei. 2) In Erwägung, daß das 
Proviforium das Volk ber Herzogthümer in feinen wejentlichiten materiellen 
und fittlihen Intereſſen auf das Aeußerſte gefährbet und umverträglich mit 
ber Ehre Deutfchlands ift, fordert die Delegirtenverfammlung in Nebereinftim: 
mung mit ber gelammten Bevölkerung bie enbliche Eonftitwirung Schleswig: 
Holfteins unter feinem allein berechtigten und von feinem Volke längſt aner: 

kannten Herzog Friedrich VIII“ 
» u (Dldenburg). Der Landtag genehmigt feinerfeits mit 27 gegen 
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21 Stimmen ben von ber Regierung mit den Senat von Hamburg 
wegen Uebernahme bes hamburgifchen Reitercontingents abgefchlofjenen 
Bertrag. 


20. Apr. (Bayern). UI. Kammer: Der dritte Ausihuß erklärt ſich mit 


" 


24. 


25. 


allen gegen 1 Stimme für die Umgeftaltung ber Reichsrathskammer. 
Das Minifterium beharrt bei feiner früheren ablehnenden Erklärung. 


„ Raffau). I. Kammer: Die Rechte erjcheint, weil Wahlprü: 


fungen auf bie Tagesordnung gejeßt find, auch nach ber Vertagung 
wieder nicht in der Verfammlung und macht fie damit wieder be: 


Ihlußunfähig. 


»„ (Bayern). U. Kammer: Zahlreihe Petitionen verlangen bie 


Umgeftaltung des Landwehrinſtitutes oder die Verſetzung besjelben 
in „ruhende Activität“. Der Minifter des Innern lehnt in Ani: 
wort auf eine bießfällige Snterpellation eine folde „Conceſſion 
an bie Tagesmeinung” ab. — Die neuen Zollvereinsverträge werben 
mit 117 gegen 7 Stimmen genehmigt und dem Beſchluß mit gro: 
fer Mehrheit die Bitte beigefügt „es möge Se. Maj. der König im 
Verein mit ben übrigen Zollvereinsregierungen dahin zu wirken ftre: 
ben, daß bald thunlichſt Hanbelsverträge mit Stalien, der Schweiz, 
Belgien, England und Rußland abgeichloffen werben.“ 

„ Raffau). I. Kammer: Die Rechte erklärt neuerdings, baf 
fie an feiner Arbeit der Kammer Theil nehmen werbe, bevor nicht 
die Beanftandung der Wahlen ihrer Partei zurüdgezogen feien. Die 
Redner der Majorität beharren dagegen darauf, daß die Wahlfreiheit 
von der Regierung arg beeinträchtigt worben fei und baß bie Rechte 
durch ihre Arbeltseinjtellung nichts anderes bezwede, als fogar bie 
bloße Discuflion der Mahlen und die Offenlegung der Mißbräuche 
abzufchneiden. Die Mehrheit beichließt, vor Erledigung der Wahl: 
prüfung und ihrer Conftituirung könne die Kammer fich auf weitere 
Gegenftände nicht einlaflen. 


26. „ (Bayern). I. Kammer: Antrag des Abg. Kolb auf Umgeſtal⸗ 


tung bes (ftehenden) Heerweſens: 

„Es fei an Se. Maj. den König bie erfurchtövollifte Bitte zu richten, dem 
gegenwärtigen Landtag einen Geſetzentwurf vorlegen zu lafjen, durch welchen 
einerjeits die Wehrhaſimachung ber ganzen männlichen Bevölferung bes Lan: 
bes angebahnt, andererjeitS bie ebenſo drückende als ungerecht vertheilte, bie 
Ausgehobenen insbefondere übermäßig lang in ihrem bürgerlichen Beruf hin⸗ 
bernde Laſt ber jebigen fechsjährigen Dienftpflichtigfeit auf bas Nothmendige 
befchränft werde. Se. k. Maj. möge ferner gebeten werben, bie nötbigen 
Weifungen zu ertheilen, um vom deutſchen Bund eine burchgreifende Revifton 
fowoh! der Bundeskriegsverfaſſung an fich, al8 der in völlig ungerechtfertigter 
Weife zum unmittelbaren Nachtheil Bayerns feitgeftellten Matrikel des Bun- 
bescontingents zu verlangen. Es möge ferner in Beziehung auf das zu ent: 
werfende Gefeß auf folgende Punkte befondere Rüdficht genommen werben: 
1) Bis zur Erzielung einer principiellen Aenderung der Bundeskriegsverfaſ⸗ 
fung: Herſtellung eines Proviforiums für das jedenfalls auf bie geringite 
Zahl zu rebucitende Bunbescontigent, und aud in Beziehung auf biejes: 
a. Beſchränkung der Zeit voller Dienfipflicgtigleit auf Höchftene 1% bis 2 Jahre 
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ſelbſtwerſtändlich mit dem Vorbehalt ber Ertheilung bes fogenannten kleinen 
Urlaubs, und mit dem weitern Vorbehalt einer entſprechenden Abkürzung 
jener Zeitdauer für alle diejenigen, welde in Schulen, Jugendwehren oder 
auf fonjtige Art eine militärifche Porbildbung vor dem Eintritt in das Heer 
fich bereits verfchafft haben. Tie durch die erfirebte Sefammtumgeftaltung zu 
erzielenden finanziellen Erſparniſſe follen zugleich die Mittel bieten, ben in 
die Kategorie des Bunbescontingents fallenden Militärs möglichfte finanzielle 
Entfhädigung für die perfünlichen Opfer zu gewähren, weldhe fie im Gegen: 
faß zu ben übrigen jungen Männern bringen mäffen. b. Anfchluß einer vier: 
jährigen Nefervepflichtigleit am dieſe höchftens zweijährige active Dienftpflichtig- 
feit, mit bem Vorbehalt acht: ober vierzehntägiger Wiederholungscurſe jährlich, 
und der Regierungsbefugniß jebergeitiger Einberufung im Fall eines drohen⸗ 
den oder ausbrechenben Kriegs; im übrigen aber unter Bejeitigung jeber Be- 
ſchränkung der Dienſtpflichtigen Hinfichtlich des Wohnorts, Geſchäftsbetriebs, 
ber Niederlaſſung und Verehelichung während ber gewöhnlichen Zeitläufte. 
2) Militärifhe Vorbildung ber Jugend in den Schulen, namentlich ben Mit⸗ 
telfhulen, und zwar nicht bloß durch Turnen, fondern ebenfo durch Ererciren 
unter ber Leitung wirflider Militärs. 3) Militärifche Bildung und feſte 
geglieberte Organifation aller zum Waffendienft nicht abſolut untauglichen 
jungen Männer (außer ben für bas Bundescontingent ohnehin beflimmten), 
und zwar in der Weife, daß bie Einübung in einer Zeitfrift von etwa vier, 
ſechs ober allerhöchſtens acht Wochen ftattfinde; daß dann bie in biefer Weile 
vorgebildeten Recruten fofort befiimmten Corps (Comp., Bataillonen, Batte⸗ 
vien 2c.) zugetheilt werben unb mit benfelben (etwa zwei Jahre Yang im 
Auszug, dann vier Zahre in ber Referve) alljährlich kurze Wieberholungscurfe 
durchzumachen haben, im Uebrigen aber — das Aufgebot für den Kriegefall 
jelbjtwerftändlic) ausgenommen — unter volflänbigem Fernehalten jeber Be: 
ſchränkung in den bürgerlichen Verbältniffen. 4) Aufheben bes Inſtituts der 
unmontirt und unerercirt Affentirten und ſtändig Beurlaubten, durch welches 
die Leute fechd Jahre lang in ihrem bürgerlichen Beruf beläftigt und gehemmt 
find, während die Einrichtung militärifch rein nutzlos if. 5) Aufheben des 
militärisch ebenfo nutzloſen Inſtituts der Landwehr in ber gegenmärtigen Art, 
bagegen Organiſation einer militärifch wirklich brauchbaren neuen Landwehr 
unter Befeittgung aller unnöthigen Beſchränkungen und Beläfligungen ber 
Ginzelnen in ihren bürgerlichen Verhältniſſen.“ 

Die Kammer genehmigt faft einftimmig ben Ausfchußantrag, an 
Se. Maj. die Bitte zu richten, „ben Kammern bes Landings einen 
Sefeßesentwurf über bie zeitgemäße Erweiterung ber Kammer ber 
Reichsräthe vorlegen zu laſſen.“ Das Minifterium erflärt fid 
neuerdings Dagegen. 


26. Apr. (Hannover). Die II. Kammer beſchließt mit allen gegen 3 Stim- 


men das Verlangen an bie Regierung, in ber nädjften Diät einen 
Entwurf zu Reform ber Gewerbeorbnung und zwar im Sinne ber 
Gewerbefreiheit einzubringen. 
„ (Heffen:Darmftadt). II. Kammer: Antwort des Minifters 
Dalwigk auf eine Snterpellation des Abg. Dieb bezüglich ber 
Mainzer Konvention: 

ner. Die in Frage ftehende Webereinkunft ift nicht aufgehoben worben ; 
jie befteht noch fort. Die Gründe, warum bie großberzogl. Staats: 
regierung ſich nicht veranlaßt finden Fann, bem in ber Interpellation erwähnten 
einjeitigen Beſchluſſe ber zweiten Kammer Folge zu geben, find in bem mehr: 
fachen im Laufe ber ftändifchen Verhandlungen über biejen Gegenfanb von 
Seiten ber Regierung abgegebenen Erklärungen enthalten.“ 
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Metz und 20 Gen. beantragen, ben Winiſter dafür in Anklage: 
zuftand zu verſetzen. 


27. Apr. (Bundestag) beſchließt, bie Bundes-Fachmännercommiſſion, 


30. 


welche den Entwurf für Einführung gleihen Maßes und Gewichtes 
ausgearbeitet: bat, wieber einzubernfen. Preußen, das fid bisher 
nicht beiheiligte, will nunmehr auch Theil nehmen. Luxemburg: 
Limburg allein gibt ein biffentirendes Votum ab. 

„ (Bayern). Die I. Kammer genehmigt ebenfalls die Zollvereinsver⸗ 
träge, lehm aber bie von ber IL. Kammer beigefügte Bitte um Han⸗ 
delöverträge mit Italien zc. ab. 


. u ODeſter reich) geht auf den Vorſchlag Preußens wegen ber Be: 


rufung ber Stände ber Herzogthümer ein, und trägt darauf an, zu: 
nähft bie Stände der beiden Serzogthümer nad dem Wahlgefeh 
von 1854 zu berufen, um fi mit venfelben Aber die Anwendung 
bes Wahlgefeges vom 1848 zu verftänbigen. Preußen erklärt fi 
bereitwillig damit einverftanden und legt nunmehr auch feinerfeits 
auf bie „Erhaltung der Rechtscontinuität“ großes Gewicht, gibt aber 
zu erwägen, ob es nicht zweckmäßiger wäre, ftatt des Wahlgeſetzes 
von 18548 das Princip ber allgemeinen und birecten Wahlen für bie 
zu berufenbe Vertretung in Anwendung zu bringen. 

„ (Hannover). Die Il. Kammer beichließt trotz des Widerſtandes 
bes Minifter8 Windhorft mit allen gegen 8 Stimmen, die Regierung 
aufzuforbern, ihre Die Bunbespreßorbonnanz von 1854 einführende 
Verordnung von 1855 zurüdzunehmen. 

„ (Schleswig : Holftein). Die Delegirtenverfammlung ber 
ſchleswig⸗holſteinifchen Kampfgenoffenvereine — von 45 Vereinen 
find 34 durch 67 Delegirte vertreten — beichließt einftimmig: 

„Die Anerkennung Herzogs Friedrich VIII. iſt der richtig bezeichnete Weg, 
auf welchem bie jchleswigsholfteinifche Landesſache für bie deutſche Nation und 
insbeſondere für bas jchlesmwig-holfternifche Volk in ehrenvoller und fomit na⸗ 
tionaler MWeife zu löfen if. Fürſt und Bolk werben fi — wenn ohne 
Zwang, um fo bereitwilliger und mit um fo größerer Opferbereitinilligfeit — 
ſolche Beichränfungen ber vollen Selbftänbigleit anferlegen, welche im Inter: 
efje der Sicherheit nnd Wohlfahrt Deutihhlandbs erforberlid, und im Anſchluß 
an Preußen zu ermöglichen find.‘ 

„ Vie Propos de Labienus von Rogeard werben auf Anbringen 
ber franzöftichen Negierung von ben Regierungen von Preußen, 
Sachſen und Hamburg verboten. 

„ (Brenßen). NXrbeiterftrife in Burg bei Magdeburg. 


1. Mai. (Bayern). Die I. Kammer genehmigt mit 30 gegen 7 Stim— 


" 


H 


men bie bisher von ihr abgelehnte Abfürzung ber Finanzperioden 

nunmehr ebenfalls. 

„ (Hannover). Reben des Königs in Göttingen (für ben „Geiſt 

der üchten Monarchie und Föberativität* und für bie Dauer bes 

Welfenhaufes bis „zum Ende aller Dinge”). 
Heffen:Darmftadt). Die IL Kammer beharrt trotz ber Ableb: 
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nung ber I Kammer auf ihrem früheren Beſchluſſe gegen bie Nie⸗ 
derlaſſung ber Jeſuiten in Mainz. 


1. Mai. (Naffau). Gemeinſchaftliche Sikung beider Kammern als 


Stänbdeverfammlung. Abgeordneter Raht trägt auf Ausſchließung ber 
41 Mitglieder der II. Kammer, welche bort ihre Arbeit eingeftellt 
haben, an. Der Antrag wird mit 22 gegen 21 Stimmen zur Be: 
gründung zugelaffen, dann aber mit 23 gegen 20 Stimmen ver 
worfen. Diefe Minorität proteftirt und verläßt ben Saal, um bie 
Steuerbewilligung für 1865, wozu bie Renitenten ber IL Kammer 
bereit wären, nunmehr ihrerſeits durch Beſchlußunfähigkeit der Der: 
fammlung unmöglih zu machen. 


2. „ (Gannover). Die I. Kammer fpricht ſich mit 44 gegen 36 Stim- 


4, 


y 


men bei Gelegenheit der Frage neuer Normen für bie Entfcheibung 
bon Competenzconflicten auf ben Antrag Bennigfens für bie Wieber- 
herftellung ber Berfafjung von 1848 aus, indem fie erflärt 

„daß ber Antrag nur eine einzelne Verbefferung ber durch bie einfeitig 
erlaffene Verorbnung vom 1. Aug. 1855 berbeigeführten, ſchwere Bedenken 
erregenden Veränderungen bes Verfaſſungsrechts und ber Organifationsgrund: 
ſätze des Lanbes bezweckt, — Stänbe aber ben bringenben Wunſch hegen und 
bie beftimmte Erwartung ausfpreden müffen, daß königl. Regierung nicht 
allein bie auf diefem Sefonberen Gebiete vorhandenen Unzuträglichleiten be 
rückſichtige, ſondern minbdeftens in ber nächften ordentlichen Diät umfaffenbere 
Vorlagen machen werde, durch welche bie fo wohlthätigen, ohne Mitwirkung 
der Stände abgelinberten Beſtimmungen des Verfafjungsgefebes vom 5. Sep 
tember 1848 und ber auf biefelben gebauten Organiſationsgeſetze im Weſent⸗ 
lichen, vorbehaltlich einzelner zwiſchen Regierung und Ständen zu vereinbaren: 
ben Abänderungen, wieberhergeitelt und bamit nicht allein die Rechte unb 
Sntereffen bes Landes in früherer Weife wieber gefichert, fonbern auch bie 
durch das Vorgehen ber Föniglihen Megierung im Jahre 1855 hervorgerufe⸗ 
nen, ben Frieden unb die Entwidlung bes Koͤnigreichs beinträchtigenben poli: 
tifhen Streitigkeiten endlich völlig befeitigt werden mögen.” Bennigfen 
führt in ber Begründung aus: „Mit der Wieberftellung der Berfaflung müſſe 
zugleich die Ausjcheibung ber Domänen fallen, müßten die Verſchlechterungen 
au ber Stäbteorbnung und bem Geſetze über Civildiener wieber bejeitigt werben. 
Mit dem Berweigern diefer Reformen feien bie größten Gefahren verbunden. 
Schon jebt mache fich in ben beutfchen Mittel⸗ u. Kleinſtaaten eine politiſche Agonie 
geltend, bie flaunenerregend fei; man befümmere ſich faft gar nicht mehr um 
das eigene Wohl und Wehe, ſondern fehe nad bem Gang ber Dinge in Ber: 
Iin und Wien. Wenn bas jett ſchon fo gehe, wo die Verfafiungsverhältnifie 
in Defterreih und Preußen nicht erfreulich feien, wie ſolle das erft werben, 
wenn in Preußen wieber ein liberales Regiment herrſche. Dieſe Stimmung 
begünftige bie Pläne auf rung eines Einheitſtaats in Deutſchland, ihr 
a jeber entgegentreten, ber den Bunbesflaat für bas zu erfirebenbe Biel 

te”, 


»„ (Bayern). Erlaß des Miniſters bes Innern gegen bie Agitation 
für Aufhebung ober totale Umgeftaltung ber Landwehr. 

„ (Hannover) Die I Kammer verwirft einftimmig ben Beitritt 
zu bem Beſchluſſe ber IL. Kammer vom 29. April bez. Bundespreß⸗ 
ordonnanz. 


„ (Kurbejfen). Ständeverfjammlung: Recrutirungsgeſetz. Bei 
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$ 3 ber Regierungsvorlage (Erhöhung der Dienfizeit von 5 auf 
6 Fahre, wovon 4 im activen Dienft und 2 in ber Referbe) wird 
ber Antrag bes Ausſchuſſes auf Zuftimmung verworfen und dagegen 
auf ben Antrag bes Abg. Trabert mit 27 gegen 26 Stimmen be 
ichloffen, die active Dienftzeit bloß auf 3 Jahre feftzufeken. Der 
Kriegsminifter erllärt fofort bie Borlage für zurückgezogen. 


. Mai. Naffau). Die Regierung löst den Landtag auf, „nachdem fich 


durch das Ausbleiben der Minorität ber II. Kammer bie Fortfüh- ' 
rung der Geſchäfte dort und durch das Ausſcheiden von 20 Mit: 
gliedern aus ber Stänbeverfammlung bie Bewilligung ber Steuern 
als unmöglich erwieſen babe.” 


„ Württemberg). Die II. Kammer beſchließt mit 73 gegen 3 
Stimmen bie Regierung wieberholt zu bitten, das Inſtitut der Jugend⸗ 
wehren im Lande durch Aufftellung eines militärifchen Vorftandes 
und militärifcher Inſtructoren, ſowie durch Abgabe von Waffen aus 
dem F. Arfenal zu fördern. Der Kriegsminifter Tehnt den Wunſch 
nicht gerabe ab, febt aber der Erfüllung mehrfache Bedenken ent: 
gegen. 
„ (Hannover). Die. Kammer faßt auf ben Antrag bes Minifters 
Hammerftein bez. bes Verfahrens bei Competenzconflicten einen 
wenig eingreifenden Beſchluß und nimmt von der beigefügten Erklä⸗ 
rung ber TI. Kammer bezüglich Herftelung ber Verfaſſung von 
1848 gar feine Notiz. 
„ (Württemberg) Die IL Kammer : lehnt die Abfchaffung ber 
Lebenslänglichkeit ber Ortsvorftände mit 61 gegen 19 Stimmen ab. 
„ (Baden). Die I Kammer geht mit 11 gegen 5 St. über 
bie Petitionen gegen das neue Schulgejeh zur Tagesorbnung über. 
„ (Helfen: Darmftadt). Die II. Kammer befchließt mit 28 gegen 
12 Stimmen, gegen ben Minifter Dalwigt wegen fortbauernder 
Aufrechthaltung der Mainzer Convention Anklage zu erheben. 
„ (Heffen:Darmftabt). Die I. Kammer lehnt den Befchluß ber 
U. Kammer wegen Anflageerhebung gegen ben Minifter Dalwigt 
einftimmig ab. 
„ESchleswig-Holſtein). Erflärung des Altonaer ſchleswig⸗ 
bolfteinifchen Kampfgenofjenvereins gegen bie fog. nationale Partei 
unb biejenigen Mitglieder ihres Vereins, bie fich derſelben ange 
ſchloſſen Haben. Von 65 Vereinen treten 45 ber Erklärung bei. 
„ (Bayern). II Kammer: Der Yuftizminifter legt einen bloß auf 
hie mländer (Bayern) beſchränkten Entwurf eines Amneſtiegeſetzes 
por und verfünbet einen Oeneralparbon des Könige für alle Mi- 
litärs wegen Betheiligung an ben Creigniffen von 1849. 
„ (Württemberg). Die IL Kanımer beſchließt mit 69 gegen 4 ©. 
bie Abſchaffung ber Prügelftrafe und mit 76 gegen 5 Stimmen 
bie Aufhebung ber Kreisregierungen. 


a 


44 Deuifhend, 


12. Mai. (Defterreich). Depeſche an Preußen: Defterreich sicht feinen 
Vorſchlag einer vorherigen Berufung ber Stände von 1854 zurüd, 
hält dagegen an ber Anwendung bes Wahlgefebes von 1848 feft. 

„» » (Hannover). Die II. Kammer beſchließt nut allen gegen 7 Stim: 
men, bon ber Regierung bie endliche Pubfication ber (von ber Ne 
gierung felbit' vorgeichlagenen und von beiden Kammern im vorigen 
Sabre genehmigten) modificirten Wahlgefeße zu verlangen. 

„ n» (Baden) IL Kammer: Debatte über die Neorganifation der 
1. Kammer. Commiflionalbericht Häuffers. Die Anträge ber Com: 
million werben angenommen unb ba biefe in mehreren Puncten von 
den Vorſchlägen ber Adreſſe der I. Kammer abweichen, jo ift ber 
Beitritt zu biefer Adreſſe von. ber II. Kammer als abgelehnt zu 

betrachten. 

13. „ (Bayern), I. Kammer: Vor dem Eintreten in die Ausfchuß- 
anträge bez. Reform der Militärjuftiz gibt ber Kriegsminifter die 
Erklärung ab, 

„baß Se. k. Maj. ben bisherigen Auftand ber Militärftrafrechtäpflege als 
einen verfaffungsmäßtgen erfeımen, gleichwohl aber aus freier k. Ent: 
ſchließung allergnädigft anzuordnen gerubt haben, daß bie bei ben Militär: 
gerichten zur Anwendung kommenden Vorſchriften über Strafrecht und Straj- 

verfahren, fomit unter Ausfhluß jener bezüglich der Disciplinarfachen, für 
bie Folge durch Gefecht feftgeflellt werben; ferner daß Se. k. Majeftät zur 
Vollziehung dieſes Allerhöchſten Entſchluſſes das Kriegsminiſterium mit Aus- 
arbeitung ber betreffenden Geſetzentwürfe, welche dem Landtage vorgelegt 
werden P,ten, allergnädigft beauftragt haben, dagegen aber an dem in Tit. 
IX. $ 7 ber Berfaffungsurfunbe ausgefproddenen Grunbfate, wonah Militär: 
perfonen in Dienflfachen, dann wegen Vergehen und Verbrechen unter ber 
Militärgerichtsbarfeit ftehen, auch fernerhin feftzubalten geruben.” 

Der Antrag des Ausſchuſſes wird in Folge biefer Erflärung an 
benjelben zu weiterer Prüfung und Berichterſtattung zurüdgewiefen. 
— Völk und 59 Gen. interpelliren den Minijter des Innern wegen 
feines Erlaſſes vom 4. Mai bez. ber Landwehrfrage. 

„ » (Baben). H. Kammer: Der Kriegsminifter Ludwig verſpricht 
ben Entwirf einer neuen Militärproceßorbnung und einen Geſetzes⸗ 
entwurf zu Webertragung ber nicht-militärifchen, gemeinen Vergeben 
und Verbreden von Militärs an die bürgerlichen Gerichte. 

14, „ (Württemberg). Die I Kammer geht über ben Antrag Fetzer 
auf allgemeine Wehrpflicht ebenfalls zur Tagesordnung über. Re 
ferat des General Baur für Beibehaltung der ſtehenden Heere und 
gegen das ſchweiz. Miliziyiten. 

—  , (Bayern) Auch bie Rechte ber II. Kammer conſtituirt fid 
noch und erläßt ein Programm. . 
15.—16. Mai. (Baden). II. Kammer: Nach zweitägiger Debatte über 
bie Petitionen gegen das neue Schulgefeg wird mit allen gegen 2 
Stimmen über biefelden zur Tagesorbnung gefhritten. Die Regie 

rung erflärt fi bamit einverftanden. 

Erflärung des Gefummtminifteriums: „Die eingefommenen Be- 
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titionen verfangen für bie katholiſche Kirche entweder das Recht der Mit⸗ 
leitung und Mitaufſicht über die Schulen oder vollſtändige Unterrichtsfreiheit. 
Die großh. Regierung vermag dem Verlangen nach einer ſolchen Erweiterung 
ber beſtehenden Unterrichtsfreiheit nicht ſtattzugeben, bei welcher das dem Ein⸗ 
zelnen gewährte Recht als ſchrankenloſes Vorrecht für Corporationen ange⸗ 
ſprochen und die ſtaatliche Aufſicht über derartige Unterrichtsanſtalten ausge⸗ 
ſchloſſen oder unwirkſam würde. Einen Rechtsanſpruch der Kirchen auf Mit⸗ 
leitung der öffentlichen Schulen im Großherzogthum kann die Regierung ge⸗ 
genüber der den Staatsbürgern zugeſicherten Gewiſſensfreiheit und gegenüber 
Feob des Geſetzes von 1860 gleichfalls nicht anerkennen, und fie kann ſich 
bes Rechtes nicht entäußern, Schulen ohne confeſſionellen Charac: 
ter zu errichten, mit bem Vorbehalt, ba bie Kirchen für ben Religions: 
unterricht ihrer Angehörigen neben der Schule Sorge tragen. Inſoweit ba: 
gegen bie beftehende Geſetzgebung eine confeffionelle Volksſchule mit obliga= 
torifhem Neligionsunterricht angeordnet bat... ging bie Regierung von ber 
Ermwartungaus, baß bie Kirchen von ber ihnen gebotenen Stellung Gebrauch 
machen werben, und fie war bei Vollzug des Geſetzes bemüht, ben Eintritt 
biefer Mitwirkung möglihft zu erleichtern. Sie Hält auch jebt bie Hoff: 
nung feft, daß biejes von ihr im Intereſſe der confeflionellen Vollsſchule ge 
wünſchte Refultat eintreten werde und wird, um bie Abficht bes Geſetzes voll: 
ftändig zu erreichen als vollziehende Gewalt nach ber ihr obliegenden Pflicht 
umſichtiger Unparteilickeit einer mit dem Worte und ben Geifte des Geſetzes 
vom 29. Zuli 1864 verträglihen Verftändigung mit ber katholiſchen Kir: 
henbehörde nicht aus dem Wege gehen... .” 


16. Mai. (Zollverein). Die neuen Zollvereinsverträge werben in Berlin 


17. 


19. 


22. 


von ben Bevollmächtigten ſämmtlicher Zollvereinsftanten unterzeichnet. 
„ (Preußen) fudht eine Stüße für feine Abſichten an den däniſch 
redenden NRorbichlesiwigern; zu biefem Ende bin geht ein Erlaß an 
Hrn. v. Zeblig in Betreff ihrer angeblihen Bebrüdung, mit bem 
Auftrag, „er folle zuverläffige Perſönlichkeiten, über deren Unpartei⸗ 
lichkeit fein Zweifel beftehe, auf preuß. Koften abfenden, bamit biefe 
ih an Ort und Stelle von ben Zufländen und Beſchwerden der 
Einwohner durch Erkunbigungen bei benfelben unterrichteten”. 

»„ (Bayern). Die I Kammer lehnt den Antrag ber IL Kammer 
auf Erweiterung (und Umbildung) bes Reichsraths einftimmig ab. 
„» Baden). Der Erzbiihof von Freiburg macht einen erfolglofen 
Verſuch, fi) mit der Regierung über das Schulgefeß zu verflänbigen. 
Die Regierung erflärt feine Forderungen für unnannehmbar. 

„ (Hanndvver). Beide Kammern verftändigen ſich vor ihrer Ber: 
tagung nod über ein (ſchwaches) Verlangen nad Veränderung ber Preß⸗ 
Geſetzgebung; dagegen ift feine Verfländigung in ber Verfaſſungs⸗ 
frage zu erzielen. Der Wahlgeſetzfrage weicht bie I. Kammer aus. 
» (Bayern). H. Kammer! Der Ausihuß beſchließt mit 7 gegen 
2 Stimmen eine Ausbehnung der beabficdhtigten Amneſtie auch auf 
(deutſche und nichtdentſche) Ausländer troy ber kategoriſchen Erklä⸗ 
rung des Minifteriums , daß mit biefer Ausbehnung das ganze Ge: 
fe nit zu Stanbe kommen werbe. 

„» (DOlvenburg) richtet eine identiſche Note gegen bie angebliche 
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Auguſtenburgiſche Nebenregierung in ben Herzogthümern an Defter: 
reih und Preußen: 

„... Die biesfeitige Megierung ift weit entfernt in ihrem Bebenfen gegen 
bie Einberufung einer ſchleswig⸗holſteini ſchen Volfsrepräfentation von ber Mei⸗ 
nung auszugeben, baß es etwa ber Wille ber deutſchen Großmächte fei, Pe: 
fchlüffe geradezu herbeizuführen ober zu begünftigen, welche den Rechten Er. 
k. 9. des Großh. auf bie Erbfolge zu nahe treten. Sie darf im Gegentheil 
vorausfegen, baß ber Wille befteht, anmaßliche Befhlüffe diejer Art 
abzuwehren und überhaupt in ben ftändifhen Berathungen für des Groß: 
herzogs k. Hoheit alle diejenigen Rüdfihten walten zu laſſen, welche gegen: 
über einen andern Erbprätendenten die einfache Gerechtigkeit forbert. Daß es 
aber möglich fein werde, ben Erbanfprücden ber ftreitenden Theile von vorne 
herein eine gleiche Achtung zu fichern, muß bem begründetfien Zweifel unter: 
liegen, wen man erwägt, wie vollffändig in ben Herzogthbümern 
bie Herrfhaft einer Partei gegenwärtig etablirk ijt, welche durch 
bie Anwefenheit des Prinzen Friedrich von Auguftenburg feit langer Zeit ſchon 
einen feſten Mittelpunkt ihrer über das ganze Land ausgebehnten Agitation 
gefunden bat. Es ift befannt genug, baß bie perfönlihe Umgebung bes 
Prinzen fogar in ber Geftalt dbienftlider Behörden organifirt ift, 
und ebenfo bekannt ift au der wirkſame Einfluß, ber auf alle Yanbesange: 
legenheiten von dort aus Öffentlich geübt wird, concurrirend mit demjenigen 
ber gefehlichen Behörben bes Landes. Ge. k. H. ber Großherzog glaubt bie 
Befeitigung fo anormaler Zuſtände als fein Recht fordern zu bürfen, 
und fiebt fich jet um fo mehr genöthigt, auf biefelben zu bringen, als be 
ber Fortdauer diefer Verbältniffe offenbar jedes Wahlgeſetz, weldhes ven 
ben beutſchen Großmächten in ben Herzogthümern erlaffen wird, not wen: 
big eine Volfsrepräfentation ergeben muß, wie fie der Par: 
teiregierung in Kiel beliebt. Eine folde Volksrepräfentation würde 
aber vorausfichtlich micht verhindert werden Tönnen, fich bie Befugniß zu Be: 
ſchlußfaſſungen beizulegen, welche, wenngleich ihre rechtliche Nichtigkeit auf ber 
Hand Tiegt, ſich doch Leicht zu politifcher Bebeutung erheben und ber weitern 
Entwicklung ber ſchleswig⸗holſteiniſchen Erbfolgefrage eine Richtung geben 
könnte, die zu einer ernſtlichen Bedrohung ber Rechte Str. k. H. bes Groß—⸗ 
herzogs, welcher ſich ſeinerſeits jeder Parteiorganiſation in den Herzogthũmern 
grundſätzlich und gewiſſenhaft enthalten, führen würde. Die großh. Regierung 
bezweifelt nicht, daß die erleuchteten Großmächte die geeigneten Mittel finden 
werden, der in einer ſolchen Wendung liegenden Gefahr für eine dem Recht 
entſprechende Löfung ber Erbfolgefrage wirkſam vorzubengen und auch in 
biefem Stadium des fchleswig-holiteinifchen Conflict? den beiben Erbpräten: 
benten bie Barität, welde jeber von ihnen zu forbern ben unbeflreiibar: 
fen Anſpruch bat, zu fihern. In bdiefer Hoffnung fielen Se. k. H. ber 
Großherzog bie Erbanſprüche Ihres fürftl. Haufes auf bie Herzogthümer 
Schleswig und Holftein vertrauensvoll unter den Schuß ber allerhöchſten Re: 
gtertingen ber beiden beutfchen Großmächte“. 


24. Mai. (Preußen) beharrt nunmehr in einer Depeſche an Defterreic 


25. 


feinerfeit8 auf der Einberufung ber ſchlesw.-holſt. Stände von 1854 
um ber „Redhtscontinuität" willen. 


» (Bayern). IL Kammer: Die Regierung gibt in ber Amneſtie 


frage nad) und macht den Vorſchlag, biefelbe auf bie Angehörigen 
aller beutichen Bunbesftanten auszubehnen und nur Ausländer (Mic: 
roslawsti) auszuſchließen. Der Kammerausichuß geht Hierauf ein- 
ftimmig ein. 


„ (Saäfen). Geburt eines Sohnes bes Prinzen Georg, bes 


erſten Enkels des greifen Könige. 
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26. Mai. (Zollverein). Preußen regt durch eine Eireularbepefche hei ben 


27. 
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29. 


30. 
31. 


Zollvereinsftanten die Idee eines Handelsvertrags mit allen an. 
„ (Zollverein). Paraphirung eines Handelsvertrags zwiſchen dem 
Zollverein und der Schweiz und eines Nieberlaffungsvertrags zunächſt 
zwilhen Württemberg unb der Schweiz in Stuttgart. 

„» (Bayern). Die II. Kammer genehmigt mit allen gegen 1 
Stimme (des clericalen Abg. Ruland) das Amneſtiegeſetz nach dem 
mit ber Regierung vereinbarten Antrage bes Ausſchuſſes und ohne 
Discuflion. 

„ (Sadfen). Der König gewährt zur eier ber Geburt eines 
Thronfolgers allen politiihen Eompromittirten von 1849 volle Am: 
neftie, 

„ (Preußen). Cabinetsconfeil unter dem Vorſitz des Königs und 
unter Zuziehung des Kronprinzen. Die beabfichtigte Miſſion bes 
zum Oberbefehlshaber ber öfterr.preuß. Streitlräfte in ben Herzog: 
thümern defignirten Gen. Manteuffel nach Wien wirb wieber fallen 
gelafien. 

» (Zollverein). Unterzeihnung eine® Handelsvertrags zwiſchen 
dem Zollverein und England zu Berlin. 

„» (Zollverein). Preußen theilt ben Zollvereinsflaaten durch eine 
Circulardep. mit, daß die italienische Regirung erkläre, fie könne ſich 
nicht mit dem Abſchluß eines bloßen Protocols begnügen, fondern 
werde nur auf einen förmlichen Hanbelsvertrag eingehen, welcher die 
Anerkennung bes Königreichs entweder zur Folge ober: zur Voraus: 
ſetzung babe; fie halte es mit ihrer Würde unvereinbar, in anderer 
Weiſe abzufchließen und glaube auch, baf das Parlament einem in 
anderer Form abgejchloffenen Bertrage ficherlih feine Zuftimmung 
veriveigern wuͤrde. 

„ (Bayern). Die II Kammer beſchließt nad) bem Antrage ber 
Regierung eine Erhöhung ber Befolbung der kath. Geiftlichkeit. Aus: 
fall des Abgeorbneten Völk gegen den Biſchof von Paſſau bez. des 
Knabenſeminars. 

„ESchleswig-Holſtein). In Schleswig ſprechen ſich die Bürger, 
durch den Bürgerverein von Haus zu Haus barüber befragt, faft ein- 
ſtimmig gegen die (im Sinne der fog. nationalen Partei redigirten) 
„Schlesw. Nachr.“ aus; in Itzehoe wird der Nebacteur ber „bh. 
Nachr.“ aus demſelben Grunde von dem Verleger des Blattes ent- 
laffen. Gegen zwei Mitglieder der Ständeverfammlung, bie bas fog. 
nationale Programm unterzeichnet haben, erflären fi ihre Wähler 
in großer Zahl und fordern fie zur Nieberlegung ihres Manbates 
auf. Gegen diejenigen Mitglieder des Kampfgenoffenvereins, bie das 
nationale Programm unterzeichnet haben, haben nah und nad 45 
Kampfgenofjenvereine Erklärungen erlafien (f. 9. Mai) und zwingen 
fie dadurch zum Austritt aus dem Verein. 

„Maſſau). In Abweſenheit des beurlaubten Regier.Directors 
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Werren halten die Liberalen wieder wie die Gonferpatinen zahlreiche 
MWahlverfammlungen im Lande jelbft. 


1. Juni. (Deſterreich) gibt Preußen ſchließlich nad) und willigt in bie 


2. 


Einberufung der ſchlesw.holſt. Stände von 1854 ein. 


„ Medlenburg: Schwerin) Cabinetsjuſtiz: ein minifterielles 


Refcript verfündet dem Rath der Stadt Roftod, 


es ſolle von ber Forderung, daß der Rath fein eigenes Erkenntniß caſſire 
und ein neues Erkenntniß auf Grund ber die Theilnahme am Nationalverein ver: 
Bietenben wrinift. Verordnung ven 1859 — welche vom Rathe für redhtsun: 
giltig erklärt werben war — fälle, abgeſehen und bie eingeleitete Grecution wieber 
aufgehoben werden. Der Großherzog babe aber das Erfenninig des Rathe 
cajlirt und das bie Mitglicder bes Nationalvereins verurtheilende Erkennt: 
niß bes Polizeidirectots Bland wieberhbergeftellt, unb es werde demnach 
dem Rath bei Strafe einer neuen Erecution aufgegeben, dieſe Ent: 
jcheidbung ‚bes Großherzogs ben Betheiligten binnen 8 Tagen zu infinuiren. 


'n Bayern) U. Kammer: Debatte über Schleswig-Holſtein. 


Antrag bes Ausjhuffes: „I. An Se. Maj. ben König bie Bitte zu 
richten, bertefbe möge in geeigneter Weile dahin wirten: 1) ba bem Volle 
in bem deutſchen Bundeslande Holitein unb in bem bamit untrennbar ver: 
bunbenen Herzogthbum Schleswig nicht länger das Net vorenthalten werde, 
unter dem von ihm anerkannten rechtmäßigen Fürſten feine Angelegenbeiten 
gleih unabhängig wie jeber andere beutihe Bunbesftaat felbft zu ordnen; 
2) daß demnach bie verfaffungsmäßige Vertretung bes ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Volkes zur Ausübung ihrer vollen geſetzlichen Wirkſamkeit einberufen werde. 
II. An Se. Mai. ben König ferner die Bitte zu richten, jeder ohne bie freie 
Zufimmung diefer Landesvertretung ober im Widerſpruche mit ben Grund⸗ 
geſetzen des Bundes erfolgenden Entſcheidung fiber bie Zukunft der Herzog: 
thlimer bie Anerkennung zu verfagen unb dahin zu wirken, daß fie auch vom 
deutſchen Bunde verjagt werde". 

Antrag des (clericalen) Abg. Jörg: „An Se. Maf. ben König kie 
Bitte zu richten, jedenfalls bie Angelegenheit ber Herzogthlimer mit der Loͤſung 
ber großen beutichen Frage in unmittelbare Berbindung zu bringen“ (db. b. 
nach ber Idee ber vom Antragfteller herausgegebenen hiſt.⸗polit. Blätter ESchlee: 
wig.Holftein Preußen zu überlaffen, um bagegen die Aufnahme bes öfter. 
Gefammtftantes in ben beutichen Bund zu erzielen). 

Rede des Ausichußreferenten v. Hofmann (Anregung ber der, 
bie Keriegsfoften gegen Dänemark von denjenigen Bunbesflanten, bie 
an ben Kriege nicht Theil genommen, tragen zu laſſen, was indeß 
beſchlußweiſe auszufprechen noch verfrüht wäre, weshalb der Ausſchuß 
es auch nicht in den Antrag aufgenommen babe), Rebe v. d. Pforb: 
tens (gegen Jörg). Die Kammer nimmt den Ausſchußantrag mit 
allen gegen 2 (elericale) Stimmen, bie für den Antrag Joörgs ve: 
tiren, an. | 


„—7., (Oldenburg). Beſuch bes Großherzogs in Berlin. 
3. „ (Bayern). Die J. Kammer flinnnt dem Beichluffe ber IL Kammer 


bez. Schleswig-Holfteins einftimmig bei. Rede des Referenten Fürft 
Hohenlohe. Drohung v. d. Pforbtens. („Für uns fragt es ſich, 


‚ab, weru das Bundesrecht bes Herzogthums Holſteins nicht gewahrt 
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wird, es ſich dann mit ber Ehre, der Würde und ber Zulunft Bay: 
erns vereinbart, fi an feine Bundespflicht gebunden zu eradhten?”) 

3. Juni. (Hamburg). Eine zahlreiche Verſammlung nimmt bezüglich ber 
Verhaͤltniſſe, welche bei einer möglichen Einverleibung von Schleswig: 
Holitein, Lauenburg und den beiden Medlenburg in den Zollverein 
in Bezug auf die Stellung Hamburgs in Frage ftehen werben, fol- 
gende Rejolutign an: 

„su Erwägung, daß Hamburg durch feinen Beitritt zum Zollverein bie 
Handelsfreiheit, in beren vollftändigem Genuß es berrlih emporblüht und 
jeinen und ben deutſchen Hanbel am beften fördert, aufs Spiel feßen würde, 
erflärt die VBerfammlung: baß fie biefem Beitritt im Sniereffe Hamburgs 
nicht minder wie Deutſchlands für unzweckmäßig erachtet, Die Verſammlung 
fordert zugleich jedes ihrer Mitglieder auf, in feinem Kreiſe und jo weit wie 
möglich für die Durchführung biefes Beichluffes zu wirken”. 

4. „ (Schleswig-Holftein) Sämmtliche Seeſtaaten, auch Däne⸗ 
mark, haben nummehr bie provbiſ. ſchlesw.⸗holſt. Flagge anerkannt. 
Der preuß. Eivilcommiffär verhindert jedoch eine diesfällige Bekannt⸗ 
machung der oberſten Landesbehörde. 


oO 


5. „ (Defterreih) nimmt in einer Depeſche an Preußen die am 5. 


März abgebrechenen Verhandlungen über bie preuß. Forberungen vom 
22, Febr. wieber auf ynd erörtert, wie meit es benfelben innerhalb 
bes Bundesrechts ent|prechen Könnte. 
u . Bünfzehnte allgemeine deutſche Lehrerverſammlung zu Leipzig. 
„ Erfter deutſcher Proteftantentag zu Eiſenach. Die Berfanmmlung 
anerkennt einftimmig , daß im allgemeinen die bürgerlihe Ehe: 
ſchließgung das allein ausreichende Mittel zur Befeitigung ber beftehen- 
den Uebelſtände ſei, ertheilt aber zugleich dem engern Ausfchufle ben 
Auftrag, die Frage der obligatorifchen Civilehe einer eingehenben Be: 
ratbung und Berichterftattung auf dem nächſten Proteitantentag zu 
unterziehen. 
„ (Hamburg). Die Bürgerfchaft vertvirft den vom Senat abge: 
ſchloſſenen Vertrag wegen Uebernahme des hamburgifchen Reitercon: 
tingentes durch Dlbenburg. 
„ (Zollverein). Breußen macht die Zollvereinsſtaaten, die megen 
Oeſterreichs einem Hanbelsvertrag mit Italien abgeneigt find, durch 
eine Gircularbepefhe darauf aufmerkſam, daß ber äfterr. Handel zu: 
fällig dur die Beitimmungen bes öſterr.-ital. Handelsvertrags von 
1851 in Italien viel günftiger geſtellt fei und alle Vorvechte der 
‚meiftbegünftigten Nationen genieße, der zollvereinslundiſche Handel ba: 
. gegen jene Borrechte nach dem Vertrage von 1845 „nur in Anſpruch 
nehmen könne, wenn ber Zollverein dafür Aequivalente biete, 
welche dann ben Gegenſtand einer beſondern Verſtändigung zu bilden 
haben“. 
9.—14, Juni. (Schleswig-Holſtein). Miſſion des preuß. Laudraths 
Prinzen v. Hohenlohe⸗-Ingelfingen nach Nordſchleswig. Die Däniſch⸗ 
Geſinnten erheben ſogleich wieder ben Kopf; daäniſche Fahnen, pro⸗ 


=) 
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vocirende daniſche Licher x. Die Mitglieder ber Landesregierung 
ſind im Begriff, einen Proteſt gegen die Miſſion einzugeben, even⸗ 
tuell um ihre Entlaſſung zu bitten, begnügen ſich jedoch auf den 
Rath des öſterr. Civilcommiſſärs und da ber Prinz plötzlich zurück⸗ 
kehrt, mit ber Eingabe eines Expoſé über die Unzuverläfligfeit feiner 
Unterfuchungen. 


10. Sun. (Coburg-Öotha). Der vereinigte Landtag lehnt den Antrag 


x 


11. 


” 


ber Regierung auf Gehaltserhöhung des Bunbestagsgefandten aber: 
mals ab. 


„Deutſcher ournaliftentag in Leipzig. Derfelbe beichließt in Be: 


treff ber Preßgejeßgebung einftimmig zu erflären: 

1) Jede Art von präventiver Genfur, Cautionen, Conceflionen, ebenjo 
eine bejonbere Erlaubniß zur öffentlichen Yellbietung von Drudfaden oder 
Bilbwerken, ferner ber Zwang zur Einzeichung von Pflihteremplaren, enblich die 
ae von Preßerzeugniſſen vor einer vichterlichen Verurtbeilung ift un⸗ 
ftatthaft. 2) Dasfelbe ift ber Fall mit jeber vorbeugenden VBorfchrift wegen Ren: 
nung von Druder ober Verleger auf einer Drudichrift, ober Stellung eines ver- 
antwortlichen Redacteurs bei Zeitfchriften. Der Verbreiter einer Druckſchrift it 
zunächſt bafür haftbar, Tann aber burch Nennung bes Druckers, biejer durch 
Trennung bed DVerlegers ꝛc. fich ftraffrei machen. Umgefehrt kann jebe biefer 
Perfonen die Verantwortung auf fi) nehmen und barf bann nit zur Ren- 
nung ihres VBormannes gezwungen werben.‘ 3) Die Vernichtung eines Pre- 
erzeugniffes kann nur auf Grund der Berurtbeilung einer bei deſſen Verbrei⸗ 
tung betbeiligten Perfon, nur gegen den firaffälligen Theil besfelben ausge 
jprochen werben. Zeitungsverbote find unſtatthaft. 4) Gejebesübertretungen 
burd) die Preſſe verjähren binnen drei Monaten. 


„ Der Ausfhuß des Nationalvereins befchließt in einer Verjammlung 


zu Eifenah, zu der auch jchlesiwig-holjteiniihe Bertrauensmänner 
eingeladen wurben, er gebe ſich 

„im Hinblid auf die Berliner Vereinbarung vom 26. März 1865 ber 
Hoffnung hin, daß bie Landbesverfammlung Schleswig-Holfteing im nationalen 
Sjntereffe begründete Forderungen nicht ablehnen, daß auf der andern Seite 
aber die preußiihe Wolfsvertretung barüber Binausgehende Forde— 


tungen ber preußifhen Regierung an SchleswigsHolftein entichieben zurüd: 
weilen werde.“ 


12. „ (Preußen) thut weiter keine Schritte für die mit Oeſterreich 


" 


vereinbarte Einberufung ber fchleswig-holfteiniihen Stände, fonvern 
dringt vorerft bei Defterreih wiederholt auf die Entfernung bes 
Auguftenburgers aus Holftein. 


„ (Bayern). IL Kammer: Debatte über bie Frage der Militär: 


juftiz im Folge der Erflärung bes Kriegsminifters v. 13. Mai. Der 
Antrag bes Ausſchuſſes wirb mit 114 gegen A (clericale) Stimmen 
angenommen: . 

„1) Es jei ben Anträgen Dr. Volk und Dr. Arnheim auf gefetliche Re 
gelung ber Militärftrafrectspflege im Hinblid auf bie beftimmte Zuſage ber 
k. Staatsregierung, eine biefe Regelung bezielenbe Geſetzesvorlage an ben 
Landtag gelangen zu laſſen, eine meitere Folge nicht zu geben; 2) Es fei an 
Se. Majeftät den König bie Bitte zu bringen, ben Kammern des Landtags 
ben Entwurf eines Geſetzes vorlegen zu laſſen, durch weiches bie Nebertragung 
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ber Unterſachung und Aburtheilung ber von Mifktärperfonen verübten nicht 
militärifchen Verbrechen, Vergehen unb Webertretungen an bie allgemeinen 
bürgerlichen Strafgerichte herbeigeführt wird.“ 

42. Juni. (Frankfurt). Der gejeßgeb. Körper verwirft einfkimmig ben 
Senatsantrag bez. eines neuen Wahlgeſetzes. 

14. „ (Zollverein). Preußen zeigt Dänemark an, baf bie vom Zoll: 
verein den franz. und ben öſterr. Probucten gewährte Zollfreiheit 
oder Zollherabjegung v. 1. Juli an auch auf die däniſchen Producte 
mit ſämmtlichen begünjtigten und meijtbegünftigten Nationen bei ber 
Einfuhr in den Zollverein ausgedehnt werben follen, wenn bie Zoll: 
vereinsprobucte bei der Einfuhr in Dänemark wie bie ber jebt meiſt⸗ 
begünftigten Nationen behandelt werben. 


n» » (Bayern). DieL Kammer willden Amneftiebefhluß ber IL. Kam: 
mer nur unter einer (beichräntenden) Modification beiftimmen. Das 
Mintitertum äußert keinen Widerſpruch dagegen. 

II. Kammer: Debatte über die Landwehrfrage und faft einſtim⸗ 
mige Annahme des Ausihußantrags: 

&3 find bei ber Kammer 52 Betitionen eingelaufen, bie alle von bem 
Grunbgebanfen ausgehen, daß das Landwehrinſtitut eine Reform bedürfe, und 
daß, bis biefe erfolgen könne, jebenfalls einzelne Crleichterungen bez. bes 
Landwehrdienſtes gewährt werden follen. Der Ausſchuß ſei zu ber Anficht 
gelangt, daß das Landwehr⸗-Inſtitut allerdings an weſentlichen Bebres 

“Gen leide unb einer Reform bebürfe und jebenfalls auf geſetzlichem 
Wege geregelt werben müffe, wie dieß bie Beſtimmungen ber Berfaflung vor: 
fhrieben, während bie beitehende LandwehrsOrbnung von 1826 nur auf bem 
Verordnungswege erlaffen worden fei; daß es aber auch als wünjchenswerth 
erſcheine, baß, bis die vollftändige Reform zu Stande komme, ein ſtweilen 
Erleiägterung für die Lanbwehrpflichtigen gewährt werbe. Dagegen babe 
fih der Ausſchuß nicht für die Aufhebung ber Landwehr enticheiden Törnen, 
weil fie nach der Verfaffung einen Theil bes Heeres bilde. Der Aufhebung 
gleich zu achten wäre die Verfeßung in bie ruhende Activität, ba durch fie 
bie — der verfaſſungsmäßigen Pflicht unmöglich gemacht werde. 

„ n» (Kurdefjen). Ständeverſammlung: Debatte über den Scandal 
bez. des Lehnguts Schwarzenhafel. Kinftimmige Annahme des Aus 
ſchußantrags. 

415. „ (Defterreich) lehnt bie preuß. Forderung wegen Entfernung bes 
Auguftenburgers entſchieden ab, regt bagegen feinerjeits eine Der: 
minderung ber preuß. Truppen in ben Herzogthümern an. 

» „ (Schleswig: Holftein). Die Kieler Zig. veröffentlicht eine 
Note, daß ber Herzog Friedrich entfchloffen fei, das Land nicht zu 
verlaffen, au wenn Preußen und Defterreih einen bießfälligen 
Wunſch ausſprechen jollten. 

„Jahresconferenz von Abgeordneten der evangeliſchen Kirchenbehör: 
den Deutſchlands in Eiſenach. 

‚17. „ (Bundestag). Oldenburg überreicht einen Nachtrag zur Be: 
grändung feiner Anſprüche auf Schleswig-Holftein vom 3. Novbr. 
1864 — keineswegs aber bie Hauptſache, eine förmliche Ceſſions 
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urkunde Rußlands und einen Verzicht des ihm immer noch vorge⸗ 
henden Prinzen Waſa. 

17. Jun. Mecklenburg-Schwerin). Die Execution trifft in Roſtock 
ein. Der Rath gibt alsbald nach. 

18. „ Großartige und allgemeine Feier des Jahrestags ber Schlacht von 
Waterloo in Hannover, in Naffau und in Braunſchweig. In Han 
nover entjchließt filh der Hof erft im letzten Moment, fih baran 
zu betbeiligen. In Berlin findet feinerlei eier bes Tages flatt. 

19, „ (Medlenburg: Schwerin) Die Bürgerihaft beider Quar⸗ 
tiere der Stadt Roſtock erflärt ſich einflimmig gegen bie Nachgiebig⸗ 
keit bes Rathes. 

21. „ Bayern). Die II. Kammer genehmigt den von ber Regierung 

fuür 186%, geforbertien Militärerebit mit einem unbebeutenden Ab- 
ſtrich, beſchließt indeß, zwei Wünfche beizufügen : 

„I. Se. Maj. wolle bie Regierung anweiſen, am Bunbe bie Repifion ber 
Bundesmatrifel auf Grundlage bes bermalen wirklich beftehenben Bevölkerungs- 
verhältniffes und daraufhin die Feftitellung ber Contingente nah Maßgabe 
einer bie bermalige Zahl bes Bundesheeres Teinesfalls überfteigenden Truppen⸗ 
menge zu betreiben. IE. Se. Maj. wolle anorbnen, baß ſchon jetzt und na⸗ 
mentlih bei Aufftellung bes nächſten Budgets alle jene Eriparungen ange: 
firebt werben, welde ben bermaligen über mäßigen Aufwand für unſere 
Heereseinrichtungen zu vermindern geeignet find, namentlid wolle Bedacht 
genommen werden auf weitere Beſchränkung ber noch immerhin Häufigen 
Garniſonwechſel; Verminderung ber unverhältnißmäßig großen Zahl 
ber Generäle, Abfchaffung aller unzwedmäßigen und unnöthigen Armaturen 
oder Bekleidungsſtuͤcke; Anfpebung ber überflüffigen Hauptwaden und 
Wachtpoſten und Einziehung ber überflüffigen Stadtcommandantichaften 
und Verminderung bes bei ben übrigen Commandantſchaften verwendeten 
großen Perſonals.“ 

24. „ (Schleswig-Holſtein). Die preuß. Corvette Bineta trifft im 
Ausführung der Verlegung ber preuß. Marineftation mit 2 Comp. 
Seeſoldaten in Kiel ein. 

25. „ (Preußen) findet in Antwort auf bie öſterr. Depeſche vom 5. 
d. M. den Inhalt derfelben als Verhandlungsgrundlage zu unbeftimmt, 

doch „eigne fich diejelbe als Antnüpfungsfaden für weitere Erörterung”. 

26. „ (Bayern). Die I. Kammer lehnt ben Beſchluß der IL Kam: 
mer vom 12. Juni bez. Militärjuftiz mit allen gegen 1 Stimme 
(Fürft Hohenlohe) ab. 

27. „ (Württemberg). Die II. Kammer nimmt die umfaſſende Eifer: 
bahnvorlage der Regierung jhließlih mit 76 gegen 2 Stimmen an, 
nachdem (am 23. Juni) die Hauptfrage Böblingen ober Leonberg 
nad dem Willen des Miniſters Varnbüler mit 44 gegen 22 Stim 
men zu Gunſten bes lebteren entjchieden worden. 

„» » (Gotha). Der Sonderlandtag erflärt fih mit allen gegen 
7 Stimmen für Einführung einer Synodal- und Presbyterial⸗ 
verfaſſung. 

28 „ (SäHleswig-Holftein). Schreiben bes Ausfchuſſes ber ſchles— 
wig⸗ holſteiniſchen Vereine am diejenigen zu Wilfter über das Gerücht, 
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daß Herzog Friedrich gewaltſam auf eine preußifche Feſtung abgeführt 


werben folle: Ä 


„... Einer etwaigen Abficht, ben Herzog gewaltfam aus ber Mitte feines 
Volkes zu entfernen, mit mündlichen ober fchriftlichen Proteften zu begegnen, 
bürfte bem ſchweren Ernſt einer folgen Eventualität wenig entjprechen. 
Sellte ein jo brutaler Gewaltact wirflih Play greifen, fo wird ber entſchei⸗ 
dende Augenblid gelommen fein, in welchem das fchleswig-bolfteinifche Volk, 
feiner feierlichen Verheißungen eingebent, fih nicht mit Proteften wirb bes 
gnügen wollen.” 


29. Jun. (Preußen). Gen. Herwarth v. Bittenfeld wird gelegentlich ber 


m 


Sahresfeier ber Einnahme von Alfen zum Commanbeur des rheint- 
fen Armeecorpe, Gen. Manteuffel zum Obercommanbanten in 
Schleswig⸗Holſtein ernannt. Die office. Organe ſprechen fofort wie: 
ber von feiner „Meldung* in Wien und daß ber Großb. v. Olden⸗ 
burg zu berfelben Zeit ebenfalls in Wien eintreffen werbe, 

„ (Coburg). Der Landtag einigt fih mit ber Regierung über 
das Preßgejeß, indem er im Weſentlichen nachgibt. 

„ (Shleswig:Holftein). Allgemeine Vorbereitungen zu einer 
glänzenden Feier des Geburtstags des Herzogs Friedrich. Unſinnige 
Gerüdte. Hr. v. Zedlitz macht auf die Gefahren folder Demon⸗ 
ſtrationen aufmerffam und erflärt, Preußen werde gegen jebe babei 
vorkommende DBerlegung feines Rechts in ben Serzogthüimern mit 
allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln einfchreiten, eventuell feine 
Truppen verftärten. 

„ (Hamburg). Zahlreiche Arbeiterſtrikes. 


1. Juli. (Zollverein). Preußen, Sachen, Kurbeilen verweigern bem 


3. 


in Stuttgart mit ber Schweiz abgefchloffenen Handelsvertrage ihre 
Genehmigung, der daher vorerft dahinfällt. 

„» (Preußen). Der „Stantsanzeiger” veröffentlicht eine amtliche 
Darlegung ber Sendung bes Fürften Hohenlohe nah Norb: 
ſchleswig: 

„Die auf Anordnung ber k. Regierung Seitens des k. Civilcommiſſarius, 
Frhrn. v. Zeblig, dem Prinzen zu Hohenlohe übertragene Miffton zur nähe: 
ren Information über bie Klagen und Beſchwerden ber Bewohner Norbfchles: 
wigs bat nad ben eingegangenen Berichten Ergebniffe geliefert, welche bie 
Aufmerkſamkeit der bie Herzogtbümer auf Grund bes Wiener Qriebene bes 
fitenden Mächte zu erregen geeignet find. Erſt bie bevorftehenden weiteren 
amtlichen Unterfuchungen werben ergeben, inwieweit biefe Befchwerben wirklich 
begründet find. Ohne biejen Unterhucjungen irgendwie vorgreifen zu wollen, 
ift es doch angemeſſen, ſchon jett eine kurze Weberficht über den Inhalt ber 
jefben zu geben, um gegenüber ben Inut geiorbenen gehäfligen Infinuationen 
Mar zu machen, baß allerdings Grund vorhanden war, durch eine Informa: 
tion an Ort und Stelle ber Bevölkerung die Gewißheit zu geben, baß ihre. 
Klagen werigftens nicht ungehört verhallen und daß es nicht bie Abſicht ber 
Beiden, das Land regierenden Mächte tft, einen Theil der Bevölkerung, wel« 
Bei auf ihren Schu Anſpruch Bat, ungerediter Behandlung preiszugeben. 
Eine erfte Gruppe dieſer Beſchwerden bezieht fih auf Die kirchlichen und da⸗ 
mit in fo enger Verbindung‘ fiehenden ſprachlichen Verbältnifie. Es war 
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natürlich, daß im vorigen Jahre fofort nach ber Occupation bes Lanbes bie 
deutſche Sprache überall ba wieber hergeftellt wurbe, wo fie durch die früheren 
bänifchen Vebergriffe verdrängt worben war. Es geſchah dieß zum Theil 
buch Abflimmung in ben Gemeinden, welde eine große Majorität für die 
beutiche Sprache ergab. Aber die Minoritäten beklagten ſich, daß Einſchüch⸗ 
terungen bei biefen Abftimmungen gegen fie verübt worden jeten; fie bes 
Hagen fih, daß feit jener Zeit, namentlih durch bie Bereinigung 
ber beiden Herzogthümer und die Unterorbnung aud des Herzogthums 
Schleswig unter bie gemeinfane „Ranbesregierung” die unmittelbare 
Einwirkung und Gontrole der Commiffarien in bie ferne gerüdt fei, die 
Iocalen Behörden in ben jprachlichen Verhältnifien in den Schulen mit ente 
jchiedener Parteilichkeit verfahren, den Unterricht in der däniſchen Sprade 
allzufehr befchränfen und bei der Anftelung von Lehrern nicht genug auf bie 
Bedürfniffe der angeblih der Majerität nach däniſch redenden Kinder Rüds 
ficht nehmen. Das Bedürfniß und bie wachſende Bebeutung bes Deutfchen 
auch für fie felbft wirb babei von den meilten willig anerfannt. Daneben 
treten Klagen über neu angeftellte Geiftliche, ganz in berjelben Art, wie fie 
früher von ber deutſchen Bevölferung gegen bie uufgedrungenen däniſchen 
@Geiftlichen laut wurben: baß biefelben weber ber däniſchen Sprache genug 
mächtig feien, um in ben gemifchten Gemeinden auch bei bem bänijdhen 
Theile die Amishandblungen in einer würdigen, minbeftens verfländblichen 
Weiſe vornehmen und ben Kindern ben geeigneten Religioneunterricht ertheis 
len zu Tönnen, nod bie Achtung der Gemeinden ſich zu erwerben verfländen, 
weil fie fich felbft von Parteiumtrieben nicht fern hielten. Es ift mög: 
ld, daß bei ber theils freiwilligen, theils gezwungenen und auch burch bie 
Kriegsverhältniffe gebotenen Entiernung vieler Geiſtlichen unb ben raſch und 
um Theil proviforifch zu treffenden Einrichtungen manches Einzelne vorge 
ommen, was bei geordneten und ruhigen Zuftänben einer Abänderung tes 
barf. Die Beſchwerdeführer beklagten fi aber zum Theil ganz befonbers 
barüber, daß ihre und Eingaben au bie Zanbesregierung unbe 
achtet und felbit ohne Antwort Slieben. Es ift bie Aufgabe der Commiſſarien 
von Defterreid und Preußen, ſich genau und perfönlih von biejen Sachen 
zu unterrichten unb gerabe in dieſen zarten, das Gewiſſen ber Einzelnen fo 
nabe berührenden Punkten bie forgfältigfte Nüdficht eintreten zu laflen.... 
Eine andere Gruppe von Beſchwerden richtet fidh gegen angebliche Verationen 
polizeilicher und anberer Art, bie von untergeorbneten Beamten gegen die 
daniſch redende Bevölkerung gerichtet fein follen. Da biefe Beſchwerden Ge- 
genftandb amtlicher Unterfuchung werben müffen, ift bier nicht näher batauf 
einzugeben. Es muß aber body bemerft werben, daß in ber That in vielen 
Fällen über das Maß berechtigter Repreflion von Demonftratlonen politifchen 
Characters binausgegangen zu fein fcheint.... ine befondere Aufmerkſam⸗ 
feit verdienen auch bie Beſchwerden über Verfolgung von Beamten, bie nicht 
Anhänger der auguftenburgifhen Partei fin, wobei fogar über will 
kürliche Eingriffe in den Organismus ber Gemeinden und Corporationen 
geklagt wirb.... In Habersleben ift vom Magiftrate und bem Stabtver- 
orbnetensGollegium der Erbprinz Sriebrih von Auguftenburg als all 
einiger legitimer Landesherr proclamirt worden; und viele Beſchwerdeführer 
haben zu bebenfen gegeben, welche Unparteilichkeit fie wohl von Beamten zu 
erwarten hätten, welche, obgleich ein Lanbesrejcript ben Beamten bie Betheis 
ligung an politifchen Demonftrationen unterfage, in Flensburg und Graven- 
ftein dieſe Anordnung dadurch verlegen, daß von ihnen äffentlih bem Her: 
z0ge Chriftian Ehren erwiefen wären, welche nur regierenden Herren zu⸗ 
fänden. Bei biefem nur kurz und überfichtlih zufammengefiellten Bilde ber 
Beſchwerden — welche, wir wieberholen ee, noch nicht als begründet, 
. fjondern nur ber Aufmerkſamkeit und Unterfuhung bebür= 
fend anzu fehen find — iſt es nicht zu verwundern, wenn bie Stim⸗ 
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Bun ber Bevölkerung, bie ſich unterbrüdt und partelifch behandelt glaubt, 
eine feindliche, namentlich gegen bie auguftenburgifche Partei gerichtete 
ift, wenn bie Benölferung bie Gegenwart bes Erbprinzen unb fei- 
nen Einfluß ale bie Urfahen ber Zerwürfniffe anſieht. Eben: 
jo ift es begreiflich, daß bie Bevölkerung in die, zunächft von ber Landes: 
regierung, welde ein in vieler Beziehung felbftändiges Mittelglieb zwi: 
ſchen ber oberſten Cipilbehörde unb ben Localbehörben bildet, eingefeßten Be: 
amten Fein Vertrauen ſetzt und daß bie Mehrzahl der Beichwerbeführer fich 
in bem Antrage zufammenfindet, daß ihre Beſchwerden durch eine unparteiifche 
Commiffion unterfucht werben mögen, d. 5. burd eine Gommtiffion, welche 
nicht aus jhleswigsholfteinifchen Beamten, in benen fie bie Träger aug u⸗ 
ſtenburgiſcher Tendenzen erblidt, ſondern aus preußiſchen unb diter- 
reihiichen Beamten zuſammengeſetzt werde. Sie bitten bie Regierungen von 
Defterreih und Preußen, die fie gegenwärtig als ihre Ianbesherrlichen be⸗ 
traten, dringend um bie Bilbung und Entſendung einer ſolchen Unter: 
fugungscommiffion. Zunähft wird es bie Aufgabe ber beiben Gommilffarien 
fein, eine Unterfuhung und Abhilfe ber Beſchwerden auf bem beftehenben, 
gewöhnlichen „uflangenzuge herbeizuführen. Sollten fie babei auf unerwars 
tete Schwierigkeiten flohen, fo wird jener Antrag allerdings zu berädfichtigen 
fein. Die k. Regierung wird dann nicht umhin können, jeine Ausführung 
in Wien zu befürworten, ba es ihr fefter Wille iſt, Gerechtigkeit und Billig: 
feit gegen biejenigen zu üben, welde durch den Wiener Frieden ihrer Sorge 
übertragen find, unb ba fie es niemals zugeben wird, daß bielelben Be⸗ 
brüdungen, über welche fich früher bie Deutſchen ber Herzogthümer mit Necht 
beflagt, nun von fanatifhen Parteigängern gegen bie bdänifchrebende Bevdi⸗ 
ferung geübt werben. Das Treiben einer ſolchen Partei bil!det ein 
weſentliches Hinderniß ber Sonfolibation ber Zuſtande in 
ben Herzogthümern und ift geeignet, bie Regierungen über bie Zukunft 
ber letzteren, wenn fie einen jelbftändigen Staat bilden ſollten, mit Bejorgniß 
zu erfüllen. Bebrüdungen ber bänifchen Nationalität im Norden von Schles⸗ 
wig würben nicht allen unbillig, fondern politifch im Höchften Grade unklug 
fein, weil fie die Bevölkerung fortwährend in Sufregung balten unb zur 
nothwenbigen Folge haben, daß bie Blicke ber Norbichleswiger bauernb nad 
Dänemark gewandt und ihre Sympathien ben Herzogthümern verloren, 
Dänemarf aber zugethan bleiben. So lange bie bänifch rebenden Bewohner 
bes Herzogthums nur in einer WWiebervereinigung mit dem Königreiche bene 
jenigen Schuß unb biejenige Pur zu finden glauben, welde ihnen in einem 


. Staate Schleswig-Holftein verjagt wird, iſt ber Beſtand biejes Staates immer 


neuen Erfhütterungen ausgeſetzt.“ 


3. Juli. (Breußen). Eine Depefhe an Defterreih aus Karlsbad geht 


auf den erneuerten Verſuch bes Wiener Cabinets, die Forberungen 
Preußens an die Herzogthümer vom 22. Februar zum Austrag zu 
bringen, indem Oeſterreich den militärifchen Anſchluß ber Herzog: 
thümer an Preußen nah Maßgabe der Bundeskriegsverfaſſung unter 


die Entſcheidung bes Bunbes flellt und anbere Punkte ber Berftän- 


bigung mit dem Tünftigen Souverän anheim gibt, ein, verlangt 
Dagegen als biefen Souverän ftatt des Auguſtenburgers ben Großh. 
von Oldenburg. | 

» (Bayern). Die II. Kammer wählt, nachdem befchloffen worben, 
zu Prüfung der von ber Regierung dem nächſten Landtage vorzu⸗ 
legenden fog: focialen Geſetze (Gewerbegeſetz, Anſäſſigmachung 2.) 
einen beſtehenden Ausſchuß aus 15 Mitgliedern niederzufetzen, bie Mit⸗ 
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glieber biefes Ausichufies (6 Mitgliever der Linken, 6 Mitglieber bes 
Centrums und 3 Mitglieber, die keinem Clubb angehören; bie Rechte 
vermag Teines ihrer Mitgliever bineinzubringen). 


4. Juli. (Bayern). Die I. Kammer befchließt gegenüber dem Beichluffe 
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der I. Kammer, auf ihrem Beſchluſſe in ber Amneſtiefrage zu be- 
barren und will nur einen erläuternben Zuſatz aufnehmen, um einen 
Geſammtbeſchluß zu ermögliden. Rebe bes Ausfchußreferenten Ebel 
(ſcharfe Kritit der gerichtlichen Actenſtücke von 1849, namentlich ber 
Anklageacte in bem damaligen Staatsproceh gegen bie Aufſtändiſchen 
in ber Pfalz). 
„(Schleswig-Holftein). Her v. Zeblik, ber preußiſche Civil⸗ 
commifjär, verlangt, ben Sikungen ber Landesregierung beizu- 
wohnen. 
„ (Bayern). Die I. Kammer gibt in ber Amnefliefrage der 
TI. Kammer nad und befriedigt ſich mit dem Zuſatze berjelben vom 
4, Juli. 
„ Medlenburg). Manecke-Duggenkoppel gibt bem Lanbtag wie 
ber feinen Antrag auf Beitritt zum Zollverein ein. 
„ (Schleswig-Holftein). Die Landesregierung verbietet, um 
jeben Zufammenftoß mit ben preußifchen Gewalten zu vermeiben, am 
6. Juli, dem Geburtstage des Herzogs Friedrich, äffentlihe Umzüge 
unb anbere politiſche Demonftrationen vorzunehmen. 
„ (Scäleswig:Holftein). Geburtstagsfeier des Herzogs Friebrich. 
Großer Empfang zahlreicher Deputationen in Nienftäbten burdh ben 
Herzog. Faſt in allen Ortfchaften des Landes wird ber Tag durch 
Berfammlungen, Feiteffen und Toafte begangen. Die Univerfität 
Kiel feiert ben Tag ganz officiell. 
„ (Medlenburg) Der Polizeivirector von Roſtock bringt bie 
großberzogliche Gabinetsorbre (|. Anfang Juni) nunmehr zur Aus: 
führung und forbert die 43 Mitglieder bes Nationalvereins auf, 
binnen 8 Tagen ihre Strafe zu zahlen. Diefelben weigern fich, 
werden (am 14. Aug.) wirklich gepfänbet und richten eine Eingabe 
um Rechtsſchutz an bie Bundesverſammlung. 
„ (Württemberg). Die DO. Kammer beſchließt mit 55 gegen 
27 Stimmen bie Aufhebung aller politiigen Ehehinderniſſe. 
» (Breußen). Ente der Lonboner Pal Mall Gaz., ber Koln. Zig. 
unb anderer Organe bes preuß. Prefbureaus über bie bevorſtehende 
Wieberaufnahme ber europäifchen Congreßidee Napoleons. Der 
„Moniteur“ bementirt bie Nachricht als vollfländig aus ber Luft 
gegriffen. 
„Vierter Verbandstag ber mittelrheiniſchen Genoſſenſchaften zu 
Worms. Derfelbe wieberholt einftinumig feinen früheren Beſchluß 
für gefehliche Regelung bes Genoſſenſchaftsweſens. 
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10. Zuli. (Defterreich) formuliert in einer Depeſche am Preußen feine 


” 


11. 


Bermittlungsvorfchläge bezüglich der Herzogthümer in vier Punkten 
und gebt babei in feinen Conceſſionen möglichſt noch über die bis- 
berigen hinaus. 

„ (Breußen). Die beabfihtigte „Meldung“ bes Generals v. Man: 
teuffel als neu ernannten preußiihen Obercommandanten in ben 
Herzogthümern wird imieber aufgegeben ; auch ber Großherzog von 
Dibenburg verzichtet auf ben von den officiöfen Blättern angekün⸗ 
digten Beſuch in Wien und geht in ein englifches Seebad. 
„Wüärttemberg). Eine größere Verfammlung von Kaufleuten 
und Yabrilanten in Stuttgart erklärt fi für einen Handelsvertrag 
mit Stalien und beſchließt eine bießfällige Adreſſe an die Regierung. 
» (Breußen). SKriegeriihe Vorbereitungen. Aus ben rheinifchen 
werben ſtarke Geſchützſendungen nah den jchleflichen Feſtungen 
gemacht. 

„ (Breußen). Eine preußiſche Depeſche aus Karlsbad an Oeſter⸗ 
reich ſchildert in den lebhafteften Farben die Lage ber Herzogthlimer 
und erhebt Recriminationen gegen bie dortige Preffe, Vereine, Be 
amte, Univerfität. Bei Berweigerung öfterreihiiher Mithilfe zur 
Befeitigung folder Zuſtände wirb ein einfeitiges Vorgehen Preußens 
in Ausficht geftelt. Defterreich beflagt in feiner Antwort, daß 
diefe in Ausficht genommenen einfeitigen Maßregeln bie eingeleitete 
Verſtändigung vereiteln würben und fucht Preußen zu begütigen, ins 
bem es eine gewiflenhafte Handhabung ber Geſetze in Schleswig: 
Holftein gegen jeben Mebergriff als felbftverftändlich zugibt. Das 
gegen glaubt Defterreich gegen den Großherzog von Oldenburg an 
ber gemeinfamen Erklärung vom 28. Mai zu London für bem 
Auguftenburger feithalten zu follen. 

» (Bayern). Schluß des Landtags. Kgl. Landtagsabſchied: 

„ ... In dem Antrag ber Kammer, bie ſchleswig-holſteiniſche An- 
gelegenheit betr., erfennen Wir mit Befriedigung cbenfo ben Ausbrud 
bes ernften Strebens nach Erhaltung der rechtlichen Grundlagen bes beutjchen 
Bundes, beren Verlegung in irgenb einem Bunbesgliede nicht ohne bedeutungs⸗ 
volle Rückwirkung auf Bayern bleiben Tännte, als die volle Uebereinſtimmung 
ber Vertreter Unteres Volles mit beujenigen Grunbfägen, von welden Wir 
in biefer inhaltsſchweren Angelegenheit bisher ausgegangen jind unb beren 
Verwirklichung Wir auch fernerhin anzuftreben gefonnen find.... Indem 
Bir Unferen Sieben und Getreuen biefen Abichieb ertheilen, liberbliden Wir 
mit Bafriedigung bie Ergebniſſe der nunmehr zum Abichluffe gelangten 
Sipungsperiode, In banfenswertber Vorjorge für die Bebürfnifje ber mater 
rielen Wohlfahrt des Landes, ſowie für bie Anforderungen des Staatshaus⸗ 
baltes und ber Heeresverwaltung hat bie Landesvertretung ihre Hingebung 
aufs Neue berührt. In Zukunft wird die Regelung des Staatshaushaltes 
weientlich durch bas Geſetz über Abkürzung ber Finanzperioden erleichtert 
werben. Zur möglichht raſchen Verwirklichung Unſerer landesväterlichen Ab» 
fichten, bucch zeitgemäße Reform der focialen Gefeße fowie ber Givilproceß- 
ordnung ben Anforderungen ber Orgenivant zu genügen, find bie entſpre⸗ 
enden Ginleitungen getroffen. Die beilagenswerthen Verirrungen einer 
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litiſch erregten Seit find ber Vergefienheit überliefert. Das geſchichtlich ge⸗ 
Beiligte Band, welches Bayerns Frfien und Bayerns Boll zu allen Zeiten 
geeinigt bat, wird fi) in bingebenber Liebe zu bem theuren Baterlande, im 
gewiffenhafter Achtung ber beiderfeitigen Rechte, in allfeitig trenem Feſthalten 
an dem Palladium der Verfaffung auch fortan bewähren unb ung bie Kraft 
verleiben, alle Gefahren, welche Bayern bebrohen mögen, unter bem Schutze 
Gottes fiegreih zu beſtehen“. 

11. Juli. Maſſau). Allgemeine Landtagswahlen zur II. Kammer. Die 
Regierung enthält fich diesmal größtentheils ber bei den Iehten Wahlen 
mit allen Mitteln ber Polizei ausgeübten Berinfluffung. Sieg ber 
Fortſchrittspartei: von 24 Wahlen gehören ihr 20 an; 4 Wahlen 
fallen auf Glericale, gar Feine auf Gouvernementale. Bon ben 7 
bas lebte Mal auf Elericale und Gouvernementale gefallenen Wahlen, 
die von ber ortjchrittspartei wegen gefebiwibrigen Einfluſſes ange- 
fochten, zu ben GSeceffionen in ber T. und II. Kammer unb bamit 
zur Aufldfung des Landtags Anlaß gegeben hatten, find nunmehr 
6 auf Fiberale gefallen. Die Wahlen ber Großgrundbefiger (vom 
13. Juli) und der Oroßinduftriellen (vom 15. Juli) zur L Kam⸗ 
mer fallen ebenfalls auf Liberale, ſo daß auch ſämmtliche gewählte 
Mitglieber ber I. Kammer ber Viberalen Partei angehören. 

„ » (Säleswig-Holftein). Die beiden Kivilcommifjäre haben 
fi darüber geeinigt, daß fie beide, aber nur beide zuſammen, das 
Recht befigen, den Sihungen ber Landesregierung beizumohnen und 
erfcheinen an biefem Tage zum erſten Mal in einer folden. 

„ o (Lüded). Die von Senat und Bürgerſchaft niebergefehte Com⸗ 
miffion hat ihre Vorarbeiten für Einführung ber Gewerbefreiheit 
beenbigt und die Ausarbeitung eines biesfälligen Gefegesentwurfs 
begonnen. 

13. „ (Schleswig:Holftein). Herzog Friedrich und feine Gemahlin 
ftatten dem burchreifenden Kronprinzen von Preußen in Hamburg einen 
Beſuch ab. 

„ . (Scäleswig-Holftein). Faſt täglih erfolgen Austrittserklä⸗ 
— aus der, überhaupt ſehr wenig zahlreichen, ſog. nationalen 

artei. 

45. „ GDeſterreich) gibt dem preuß. Gefanbten in Wien, Hrn. v. 
Werther, neue Vermittlungsvorſchläge nad) Karlsbab mit. 

„ » Breußen) Hr. v. Bismard äußert fih in Karlsbad gegen 
den franz. Botichafter in Wien, Herzog v. Grammont, ganz unum: 
wunden babin, daß er den Krieg mit Defterreih wünjde unb daß 
Preußen mit Güte ober mit Gewalt bie Suprematie in Deutſchland 
erlangen werbe. 

16. „ Eröffnung bes beutihen Schübenfeites in Bremen. Glänzender 
Empfang ber Amerifaner; Schreiben bes Präfldenten Johnſon. Be 
ſchluß, das nächſte Feſt in Wien abzuhalten, 

18. „ (Preußen). Die „Kreugzeitung“ bezeichnet das Vorgehen Preu⸗ 
Bens bezüglich eines Handelsvertrags mit alien birest als eine 
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Folge bes Wiberfirebens Oeſterreichs gegen bie Wunſche Preußens 
in ber fchlesw.:holft. Frage. 

19. Juli. (Defterreid). Der öfterr. Gefandte in München, Graf Blome, 
wird nah Wien beidieben. . 

20: „ (Scähleswig:Holftein). Die preuß. Flottenftammbdivifion Tangt 
von Danzig in Kiel an. 

„ nn MRaffau) Der Abg. Schenk wirb von ber Regierung wegen 
Arußerungen in der Kammer gerichtlich verfolgt. Derſelbe verwei⸗ 
gert jede Auskunft. 

21. „ (Breußen). Der König Hält auf feiner Reiſe von Karlabab 
nah Gaſtein ein Eabinetsconfeil in Regensburg. Alle Minifter find 
von Berlin dahin beichieden und ebenfo bie preuß. Geſandten von 
Poris und Wien. 

22. „ (Breußen). Der preuß. Gefandte, Hr. v. Werther, lehrt von 
Karlsbad und Regensburg nad, Wien zurüd, ohne ein Zugeſtändniß 
an Defterreih mitzubringen: Preußen hält an feinen Forberungen 
bez. der Herzogtbümer nom 22. Febr. feft. 

n„ „u (Schleswig: Holftein). Die diterr.spreuß. Eivilcommifläre ſehen 
fih genöthigt,, in Folge ber Miffion Hohenlohe in Nordſchleswig 
neuerbings daniſche Farben unb aufreigende bäntfche Lieber zu ver: 
bieten. 

28. „ (Preußen). Hr. v. Bismard trifft auf dem Wege von Regens- 
burg nad Gaftein in Salzburg, wohin er ihn zu einer Untetrebung 
eingeladen, mit ben bayrifgen Miniſter v. d. Pforbten zuſammen: 

Ueber das Refultat biefer Zufammenkunft wurde aus anjcheinenb authen⸗ 
tifchen Quellen fpäter folgende Enthüllung gemadt: „Hr. v. Bismard ers 
öffnete bie Unterrebung mit ber Erflärung, baß feiner feften Ueberzeugung 
nad) der Krieg zwifchen Preußen und Oeſterreich ſehr wahrjcheinlih und uns 
mittelbar bevorftehend fei, und er halte e8 demnach durch das bringenbfte In⸗ 
dereffe ber Mittelſtaaten geboten, jebt jchon für eine foldhe Eventuafität ihrer: 

ſeits Stellung zu nehmen. Es banble ſich, bemerkte er weiter, wie er bie 
Sache auffafje, um ein Duell zwiſchen Defterreih und Preußen allein, unb 
e8 werbe eine verhältnikmäßig geringe Intereſſenſumme in Mitleibenheit ge- 
zogen werben, werm das übrige Deutichlanb ben paffiven Zuſchauer bichee 
Duells abgebe. Das könne es mit voller Beruhigung: Preußen babe niemals 
daran gebacht, und benfe auch noch jetzt nicht daran, fein Machtgebiet über 
bie Mainlinte hinaus zu erfireden. Lange werde übrigens bie Entſcheidung 
nicht auf fi warten laſſen. Oefterreich Me weber gerüftet, noch babe es bie 
Mittel, fich zu rüften. Gin einziger Stoß, eine Hauptſchlacht — und Preußen 
werde in ber Lage fein, bie Bebingungen zu bictiren.... Hr. v. b. Pforbten 
machte auf biefe Auslaffungen Hin ben Einwurf, daß ibm bie Achtung ber 
Teutralität benn doch nicht umter allen Umftänben gefichert erſcheine, unb baß 
beifpielsweife Preußen fich leicht veranlaßt finden könnte, jene eine Haupiſchlacht 
auf ſachſiſchem Boden zu ſchlagen. Hr. v. Bismarck erflärte fofort, daß eine 
Localifitung bes Krieges, ımb zwar burch einen Stoß von Schlefien ber, nicht 
bios beſchlofſen, ſondern auch möglich fei, nicht blos nach feinem I, bem 
Uriheil eines bloßen Laien, fordern nach bem beveits eingegogenen unb auf 
retflichfter Erwägung beruhenden Gutachten ber competenteften milltärtichen 
Autoritäten. Den Mittelftaaten fei zubem in ber Broclamirung ihrer bewaffs 
neten Reutralität noch ein Mittel mehr zur Sicherung jener Localiſtrung ges 
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geben. Bayern aber ſpeciell werde wohl zu erwaͤgen haben, ba es ber na⸗ 
türliche Erbe ber Stellung Oeſterreichs in Süpbeutichland fi. St. v. b. 
Pforten erflärte: zur Zeit nicht im ber Lage zu fein, Namens feiner Regie- 
rung auf ben Inhalt ber jenfettigen Eröffnungen meiter einzugehen ımb lehnte 
e8 auch ab, feine Privatanficht barüber zu äußern.“ 

2, Juli. (Schleswig: Hslftein). Der Rebacteur der Schlesw. Holſt. 
Zig. und Mitglied des engern Ausſchuſſes der fchlesiw.-bolft. Vereine, 
May, ein geborner Preuße, wirb in Altona von preuß. Militär in 
feiner Wohnung gewaltfam aufgehoben und auf die Feſtung Rends⸗ 
burg abgeführt. Es findet eine Hausſuchung ſtatt und feine Schriften 
werben mit Beichlag belegt, aber nichts darunter gefunden, was ben 
Herzog Friedrich compromittirt hätte. 

Rd, (Säleswig-Holftein). Der preuß. Civilcommiſſär, Hr. v. 
Zedlig, weist den preuß. Abg. Freeſe aus Holftein aus, „ba alle 

. während Ihres Aufenthaltes in Kiel gemachten Wahrnehmungen bie 

‚ Ueberzeygung begründen, daß Ihr fernerer Aufenthalt baſelbſt und 

in ben Herzogthümern der Förderung ber wohlbegrünbeten Anfprüde 
und Intereſſen des preuß. Staates nachtheilig ift*. 

„„ «ODeſterreich). Graf Blome, deſſen Sendung nach Gaſtein 
ſchon früher angekündigt, dann aber (am 24.) wieder abgeftellt wor: 
ben war, wird in Folge ber Nachricht bon ben gewaltſamen Bor: 
gehen Preußens in den Serzogthümern unb ber militäriſchen Auf: 
bebung des Redacteurs May in Altona nun bad nach Gaſtein ge 
fanbt. 

„» w (Württemberg), Die II. Kammer ertheilt bem Lriegsminifter 
eine Art Mißtrauensvotum wegen Mißachtung ihrer wieberholt aus: 
geſprochenen Wünfche bez. Jugendwehren, Abfchaffung des Säbel- 
tragens außer Dienft und Beeibigung des Militärs auf bie Verfaffung. 

27. „ (Schleswig: Holftein). Das ganze Land gerätb burd bie 
Gewaltthat gegen Day in Aufregung. Die Landesregierung unb 
‚bie Communalbehörben von Altona und ihnen nad eine Reihe von 
Drishehörben und von Vereinen proteftiren laut dagegen. Yud ber 
oſterr. Civilcommilfär, Dr, v. Halbhuber, erhebt Proteite: 

1) 25. Juli: „Nach einer mir fo eben von dem preuß. Gioilcommiflär 
een v. Zedlitz münblid ‚gemachten Mittheilung bat ſich berjelbe veranlaft 
gefunden, ben Redacteur ber „Schleswig⸗Holſteiniſchen Zeitung”, May, weil 
er preuhifcher Unteriban jei und fi g bie preußiſche — vergangen 
babe, in Altona verhaften zu laſſen. — Gegen biefen ohne meine Zuftimmung 
borgenommenen Alt erhebe ich als eine gewaltſame Berietung bes ðſterreichi⸗ 
ſchen Mitbefigrechtes, meines Wirkungsfreifes und ber Lanbeögejehe Proteft 
unb exrfuche ben preuß. Hrn. Givilcommifftr, bie von ihm eimfeitig getroffene 
Berfügung gu guiberrufen 

26. Juli: „Aus einem mir foeben zugelommenen Schreiben bes in 
Ri ſich auhalienben Mitgliedes bed preußiſchen Hauſes ber Abgeordneten 
Dr. e habe id; entnommen, daß betielbe von Euer Hochwohlgeboren mit» 
telſt —* — vom 25. d. M. angewieſen worden, bie Herz ogthuͤmer binnen 
24 Stunden zu verlaſſen, widrigenfalls derſelbe zwan ie burh Militär 
bis an bie Ir preupilhe Grenze transportirt will bei etwaiger Wieberfehr in Die 
Herzogthümer verhaftet werben wärbe. Da in ben Hergogihämern mer bie 
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oberfte Givilhehörbe Die Regierungsautoritkt auszuüben hat, fo erkläre ich 
biefe und jebe Ähnliche einfeitig von Cuer Hochwohlgeboren ausgehende Vers 
fügung als einen gegen bas Mitbeſitzrecht Deflerreiche gerichteten Gewaltfchritt 
und in rechtlicher und geſetzlicher Beziehung für ungültig“. 

27. Juli. (Bundestag). Bayern, Sachſen und Heffen-Darmftabt ftellen 
am Bunbe einen neuen Antrag in ber ſchlesw⸗holſt. Frage: 


„Als die h. Yunbesverfammlung am 7. Dec. v. 3. beſchloß: das Eres 
eutionsverfahren in ben Herzogthümern Holjtein und Lauenburg als beenbet an⸗ 
zuſehen und bamit ben Beiih und bie Verwaltung dieſer Herzogthümer that- 
jählih an bie h. Negierungen -von Deferreih unb Preußen zu überlajien, 
geſchah biefes unverkennbar in der babei auch mehrſeitig nusgeiprochenen Hoff: 
nung und Erwartung, es ſei nunmehr ber Zeitpunkt gefommen, in welchen 
bie Herzogthümer einem geordneten allfeitig anerlannten Rechtszuſtande 
und ihrer eigenen Selbfländsgfeit unter ihrem angeflammten Fürſten zurüd: 
zugeben jeien unb es werbe bie Erreichung biefes Zieles burch jenen Beſchluß 
erleichtert. Dieſer Erwartung hat ſodann die h. Verſammlung durch ihren 
Beſchluß vom 6. April d. J. beſſimmten Ausdruck gegeben. Dieſelbe iſi jeboch 
bis jetzt nicht in Erfüllung gegangen, indem ſich —— Meinungever⸗ 
ſchiedenheiten über das Erbrecht und über die künftigen Beziehungen dieſer 
Länder zu bem Königreiche Preußen entgegengeftellt haben. Es Tann inbeflen 
nicht verkannt werden, daß bie längere Dauer bes proviforifchen Zuſtandes 
ſowohl für die Herzogthümer ſelbſt für deren Beziehungen zum deutſchen 
Bunde von ben nachtheiligſten Wirfungen ift, in welcher Hinficht porzüglich 
darauf binzumeifen fein wird, daß bie verfalfungsmäßige Thätigkeit ber Ges 
jeßgebung in ben Herzogthümern ftille ſteht, daß die Stimme berfelben in 
ber Bunbesverfammlung —* iſt und daß die von denſelben zu ſtellenden 
Bundescontingente nicht formirt ſind. Bei dieſer Sachlage erſcheint es eben 
fo zwedkmaßig als rechtlich und politiſch begründet, zur Loͤſung ber noch ſchwe⸗ 
benden Fragen bie Mitwirkung frei gewählter Vertreter derLän— 
ber, um deren Wohl und Wehe es ſich handelt, in Anſpruch Ar nehmen. 
Auf diefem Wege winde zugleich basjenige Mittel, welches bie Sicherſtellung 
ber geichichtlich begründeten unirennbaren Berbinbung des Herzogthums 
Schleswig mit Holftein und ben Schuß beider gegen fremde Angriffe am nas 
augemäehen gewährt, nämlih bie Aufnahme bes Herzogthums 
Schleswig in ben beutfhen Bund eingeleitet unb verwirklicht wer: 
ben können, infofern eine gemeinfchaftliche Vertretung dieſer beiden Herzog: 
ihümer berufen würbe. Zugleich würde damit bie Möglichkeit geboten werben, 
bag bie h. Yunbesverfammlung buch Verzichtleiftung auf ben Erfah 
ber Grecutionstoften bezüglich Holfteins und Lauenburgs und buch Be: 
theiligung an Tragung ber Kriegsfoften bezüglich des Herzogihums 
Schleswig bie finanziellen —— biefer Länder von denjenigen Laſten be⸗ 
freite, welche ſehr ſchwer auf dieſelben drücken würden, wenn ſie jene Koſten 
allein tragen follten. Gewiß bat es daher ſaͤmmilichen dauiſchen ben 
zu aufrichtiger Befriebigung gereicht, baß bem Vernehmen nach awilden den 
hohen Regierungen von Defterreih umb Preußen wegen Ginberufung einer 
Vertretung ber Herzogthümer bereits Verhandlungen gepflogen wurben. Hat 
bie Bunbesverfammlung biefem Vorhaben ihren Beifall und ihre volifte Auf: 
merkſamkeit zu wibmen um fo mehr Urfache, ale fie fih vow ben zu erwar: 
tenden Kunbgebungen ber einzuberufenden Vertretung eine willfontmene imb 
werthvolle Unterlage für ihre fernere Berathungen mb Beſchlüſſe verſprechen 
barf, fo ift andererſeits daburch bie Heffmmg aeuechtiertigs, bafı bie Hohen Ötes 
gterungen von Defterreich und Preußen felbit bie oben angebeuteten Geſichts⸗ 
punfte und Anſchauungen nicht zurückweiſen. In biefem Vertrauen ftellen 
baber bie 2c. Regierungen ben Antrag: 

„Hohe Bunbesverfammlung wolle beſchließen: 1) an bie hechſten Regie⸗ 
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rungen von Oeſterreich unb Preußen bie Anfrage zu richten, welche Schritte 
fie gethan Haben oder zu thun beabſichtigen, um eine definitive Löfung ber 
bezüglih ber Elbherzogthümer noch ſchwebenden Fragen herbeizuführen; ob 
biejelben insbefonbere gefonnen find, eine aus freien Wahlen bervorgehenbde 
“ allgemeine Bertretung bes Herzogthums Holftein in Gemeinſchaft mit einer 
ginden Vertretung bes Herzogthums Schleswig zur Mitwirkung bei jener 
öfung zu berufen, und für welchen Zeitpunkt biefe Einberufung, deren Be 
fhleunigung fi aus ben angeführten Gründen als in hohem Grabe wün⸗ 
ſchenswerth barftelli, in Ausficht genommen werben Tann; 2) an dieſelben 
Höchften Regierungen das Anfuchen zu ftellen, baß fie auf bie Aufnahme bes 
Herzogthums Schleswig in ben beutfhen Bunb hinwirken; 3) für diefen Full 
. und fobaldb bie in bem Bunbesbeichluffe vom 6. April b. J. ausgeiprochene 
vertrauenspolle Erwartung fich erfüllt haben werde, bie Bereitwilligfeit zum 
Verzicht auf den Erſatz ber Erecutionskoften bezüglih Holfteins und Lauen- 
burgs und zur Betheiligung an Tragung ber Kriegöfoften bezüglich Schles⸗ 
wigs zu erflären, fei es, daß der Bund in feiner Geammtpeit für bie Kriegs⸗ 
koften aufkommt, ober bag ein verhältnigmäßiger Antbeil von denjenigen 
Sunbeofianten, welche an ber Kriegführung nicht betheiligt waren, übernommen 
wirb”. 


Der Antrag wird mit allen Stimmen außer Oldenburg, bas ba: 
gegen proteftirt, an ben holſt. Ausſchuß gewielen, ohne bemfelben in- 
Ä deß einen Termin zur Berichterftatiung anzuberaumen. 
29. Juli. (Cobur g).“ Der Landtag gibt der Regierung bezüglich bes 
Preßgeſetzes nad. Derfelbe wird darauf vertagt und bag verein⸗ 
barte Gele am 19. Aug. publicirt. 


— Aug. (Baben). Ein Hirtenbrief des Erzbifhofs von Freiburg forbert 
bie Katholifen zur Theilnahme an ben Kreis: und Kammerwahlen 
„im chriſtlichen Sinne” auf und fpridt fih aufs ſchneidendſte über 
das Regierungsinften aus. . 

Man verlange, heit es barin, von ber Tat. Kirche, daß fie fi munb: 
tobt und rechtlos erkläre, daß fie den Staat zu ihrem Vormund, ja zu ihrem 
Gebieter erkenne, „ohne deilen Erlaubniß fie nichts thun kann, ber ihr Rechte 
geben unb wieber nehmen kann nad Belieben”. Das muthe man ber Kirche 
zu, bie älter als alle Staaten fei, bie auf dem Erdentund befiehen; „ber 
Kirche, die ein heiligeres und verbriefteres Recht bat, ale je ein Monarch ober 
eine Regierung’. „Soll die Kirche vielleicht ihr Net vom Staate als Gnade 
empfangen”, oder „in ber Erfüllung ihres HI. Auftrages fi an Jufimumung 
vieleicht einiger unchriftlicher Menſchen gebunden erachten?" Die irche wird, 
„jo gewiß fie auf einen unzerftörbaren Felſen gegründet ift, nie, nie in ſolche 
Entwürbigung willigen. Ste kann ihren zeitlichen Beſitz verlieren, fie kann 
wenn es noth thut, wieder binabfteigen in bie Katafomben, wieber Ströme 
des Blutes ihrer Kinder fließen jehen; aber Dienfimagd werben bei einem 
weltlichen, bazu noch unariktigen Regiment — nein, das kann, das bari, 
das wirb fie nimmermehr I“ 

1. „ (Heſſen-Darmſtadt). Die von ber Regierung beshalb be 
fragten Handelskammern haben fich übereinftimmend für ben Abfchluf 
eines Handelsvertrags mit Stalien ansgefproden. 

2%: „ (Defterreid). Graf Blome fehrt vorerft umverrichteter Dinge, 
behufs Berichterftattung von Gaftein nah Wien zurüd, 

:# m (Breußen) Die offic: Prop.⸗Correſp. meldet, daß bem Könige 


fünf Rechtsgutachten ber Kronſyndici über bie ſchleswholſt. Erbfolge 


frage vorgelegt worden feien. 

Die Regiernng bat nicht für gut gefunden, diefelben ber Oeffenilichkeit zu 
übergeben. Nach ben anſcheinend gut unterrichteten Verlautbarungen preuß. 
Blaͤtter hätte nur Prof. v. Daniels für die Zuläſſigkeit der (hellwingſchen) 
brandenburgiſchen Erbanſprüche ausgeſprochen, während Homeyer, Bauerband 
und Bernuth bat bei allen einzelnen Abſtimmungen eine Minorität gegenüber 
den Anſchauungen und Wünſchen der Regierung bildeten und der Hauptent⸗ 
ſcheid, daß der Diener Frieden von 3864 die Rechtsbaſis für bie Zunft t bilde, 
nur mit 11 — 7 Stimmen (darunter Jähnigen, Bernuth, Bauerband, 
Bloemer, He omeyer) gefaßt wurde. Die officidfe Prov.sSorreip. de: 
bauptet —5 —E ci, ab biejer Hauptentfcheib mit 17 gegen 1 Stimme 
gefaßt worden ſei. 


3. Aug. Gundestag). Hannover verlangt vom Bunde Erſatz ſeiner 
Koſten für Küſtenſchutz während bes Kriegs gegen Danemark. Ham: 
burg ſtimmt der Forderung Hannovers in der Sitzung vom 24. d. M. 
bei, um — ſofort eine gleiche Forderung an ben Bund zu ſtellen. 

„ » (Säleswig:-Holftein). Die Landesregierung fieht ſich ver⸗ 
anlaßt, der Univerfität Kiel einen Verweis wegen ihrer officiellen 
eier des Geburtstags bed Herzogs Friebrih zu ertheilen und ein 
Edict gegen die Ausjchreitungen ber Preſſe zu erlaflen. 

„» nn Raffau). Die bisherigen Leiter ber Regierung, Werren und 
Schepp, werben als ſolche entlaffen und auf andere Stellen verſetzt. 
Hofgerihtsbirector Winter von Dillenburg wirb zum Präfidenten ber 
Landesregierung ernannt. 

5. „ (Defterreid). Der Kaifer Tommt von Iſchl nad Wien, um 
eine Gabinetsfigung über den Bericht des Grafen Blome bezüg- 
lich feiner Sendung nah Gaftein abzuhalten. 

6, „ (Breußen) Der preuß. Geſandte in Wien, Herr v. Werther, 
legt dem öfterr. Cabinet neue Vorfchläge vor, bie jo ziemlich wie 
‚ein Ultimatum lauten, 

„» nn (Eoburg: Öovtha). Feierliche Volljährigkeitserflärung des 
präfumtiven Thronfolgers, bes Prinzen Alfred von England. 

7. „ (Oldenburg). Der olbenburgiihe Nationalverein erflärt ein- 
flimmig, „eine Militärvereinigung mit Preußen, monad bie olben- 
burgiſche Wehrkraft fih als integrivender Theil bauernb ber preußi- 
ſchen anſchlöſſe, für bringen geboten“. 

„rn Maffan). Eröffnung des Landtags, dießmal nicht burd ben 
Herzog jelbit, fondern burd den Miniſter Prinz Wittgenftein. 

8. „ &Deiterreid). Graf Blome geht mit neuen Inftructionen nad) 
Gaſtein ab (in erfter Linie, die äußerften Conceflionen innerhalb 
bes Bundesrechts zu machen, um bie Frage befinitiv zu Idjen, in 
zweiter über eine neue Regelung des Condominats reip. eine Xhei- 
lung besjelben zu unterhandeln). 

„» nn (Bayern) Der Schleswig-Holftein-Berein in Erlangen nimmt 
feine Thätigkeit wieder auf. 

„ n Bürttemberg). IL Kammer: Abg. Defterlen interpellirt bie 
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RNegierung wegen Schleswig⸗Holſtein. Miniſter Varnbüler erklärt, 
unter den obwaltenden Umſtänden halte er jedes officielle öffentliche 
Wort für gefährlich. 

8. Aug. Naffau). I. Kammer: Wahl des Bureau. Der neugewählte 
Präfident Raht erllärt bie gegen den Abg. Schenk eingeleitete Un- 
terſuchung für eine verfaffungewibrige Beeinträchtigung ber Rebe 
freiheit. Abg. Lang ftellt fofort den Antrag auf Wieberherftellung 
der Verfaffung von 1849. 

9. „ (Baden) 200. katholiſche Geiſtliche treten in Freiburg zuſam⸗ 
men unb erloffen eine Reihe von Refolutionen über bie Beſchwerden 
ber Fath. Kirche in Baden und ihre Forderungen bagegen: 


„... 11) Eine Vereinbarung zwilchen ber gegenwärtigen Regierung unb ber 
Kirche über die Fatholifchen Beſchwerden ift — ** nicht zu Stande gekommen. 
Bei ben ſchrofſen Gegenjägen unferer Zeit, und bei ber ſchweren Trübung 
ber Verhältniffe im badiſchen Land namentlich, ſcheint es höchſt zweifelhaft, 
ob das an fich jo wünſchenswerthe aufrichtige Zufammengehen von Kirche und 
Staat überhaupt und im Gebiete ber Schule insbefondere auch mur wieber: 
herſtellbar fei. Wir erblitfen in ber größtmöglichen Freiheit unb Selbſtver⸗ 
waltung bas wahre Heil und bie einzige Sicherheit ber Erhaltung ber katho⸗ 
liſchen Kirche in Baden, und als wahre Löfung ber Schulfrage unter ben 
gegebenen Berbältniffen erachten wir bie Aufhebung bes ftaatliden 

chulzwangs unb bie Gewährung allgemeiner Unterricht 
freiheit. 12) Demnach verlangen wir auch für die Tatholifche Kirche bas 
Recht, gemäß ihren Einrichtungen, Unterrichte- und Erziehungsanſtalten aller 
Art, namentlih Pfarrfhulen, zu gründen und im Gebiet ihrer Lehr⸗ und 
Erziehungsthätigfeit Iebiglich dem allgemeinen Recht zu unterfiehen. 13) Da 
die Staatsregierung ben confefjionelen Character der katholiſchen Schulen 
ausdrüdlich zugeftanden bat, ba aber nad ben anerkannten Formen ber katho⸗ 
liſchen Kirche Teine confeflionelle Unftalt gebacht werben Tanrı, weldye von ber 
Autorität unb Leitung ber Kirchenbehörbe getrennt wäre, jo verlangen wir 
vom Staat bie Weberlafjung ber confefjionellen katholiſchen Schule und Schul⸗ 
fonds an ben Tatholifchen Religionstheil des Landes, nämlich an bie katholiſche 
Familie, katholiſche Kirchipielsgemeinde und katholiſche Kirchenobrigfeit. 
14) Wir erftreben bie Freiheit der Kirche vermöge ihrer Stiftung unb Auf 
gabe, vermöge wohlerworbener und garantirter Rechte, zugleih als einen 
nothwendigen Ausfluß ber ja au von ber großherzoglichen Regierung ver: 
beißenen Sreißeit und Selbftverwaltung bes Volks. 15) So wenig wir ben 
geleßgebenden Tyactoren ein Recht zuertennen über religidfe und Tirchliche 
Dinge bindende Normen zu geben, r erfennen wir doch unter bem thatſäch⸗ 
lichen Drud dieſes gejehgeberiichen Gebahrens bie zwingende Rothwendigkeit, 
unferen gebührenden Antheil an ben öffentlichen Geſchäften fortan zu nehmen, 
insbefondere durch Betheiligung bei den Wahlen für bie Kreisverfammtlungen 
und für bie Kammern. 16) Wir werben bazu beitragen, baß durch Vereine, Ver⸗ 
fammlungen und eine wohlunterftüßte und geleitete Prefie die Mechte ber Kar 
tholiten vertheibigt werben, das Pflicht: und Ghr efühl berfelben geweckt und 
eine Vereinigung ber zerftreuten Kräfte erreicht wird. 17) Unjerem hochwär 
bigften Erzbiſchof legen wir dieſe Beichlüffe ehrfurchtsvollſt & Füßen. Sn: 
bem wir ihn um feinen Segen unb das boheprieiterlihe Gebet um Stän 
fung unferer ſchwachen Kräfte für unfere ſchwere Aufgabe bitten, Fönnen wir 
beu Ausbrud unfers Danles bafür nicht unterdrüden, baß ber jüngfte Hirten» 
brief uns die oberhirtliche Genehmigung und Aufforderung zum Wirken in 
ben Wahlangelegenheiten gebracht bat. 18) Weberbieß erlauben wir uns an 
unjern hochwürdigſien Oberhirten bie ehrfurchtsvollen Bitten zu richten: es 
möge ihm gefallen 4) zunächft für bie Nechte ber katholiſchen Kirche und 
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Religionsgenofien ben Schuß bes beutfgen Bundes anzuenfen; 2) für 
bie Erhaltung ber katholiſchen Meligion und Kirche in Baben ein einmaliges 
folennes Votivamt in allen Pfarrfirhen bes Landes auf einen beflimmten 
Tag anzuorbnen”. 

10. Aug. Raffau). IE. Kammer: Debatte über die inneren Zuſtände. 
Rebe des Abg. Braun. — Die 4 zum erſten Mal in die Kammer 
eingetretenen Mitglieder legen Berwahrung ein gegen bie Ber: 
faſſungs⸗Octroyirungen feit 1849. 

12. „ (Defterreid). Graf Menshorff kann dem Kaifer vor befien 
MWieberabreife nah Iſchl noch die freubige telegraphifche Nachricht 
bes Grafen Blome aus Gaftein bringen, baf eine Verftänbigung in 
Ausficht ſtehe. 

„m Konferenz zwiſchen ven Miniftern v. d. Pforbten (Bayern), Beuft 
(Sachſen) und Barnbüler (Württemberg) in Münden. Differenz 
zwitchen ben beiden erfteren und Hrn. v. Barnbüler. 

„ . (Schleswig -Holftein). Die Feſtung Friedrichsort (bei 
Kiel) wird von ben Preußen mit ſchwerem Geſchütz armirt. Der 
öfterr. Civilco mmiſſär, v. Halbhuber, proteftirt bagegen. 

414. „ (Bundestag) Die Bunbes-Fahmännercommiffion einigt fich 
im Wefentlihen über einen Entwurf bebufs Einführung gleichen 
Maßes und Gewichtes in ganz Deutfchland. 

„ # (Deiterreig: Preußen). Abſchluß einer Convention über eine 
proviſoriſche Theilung des Condominats in Schleswig-Holftein zwi: 
fen Oefterreih und Preußen zu Gaftein. Graf Blome Tehrt nad 
Wien zurüd. Die beiden Herrſcher von DOefterreih und Preußen 
ſollen nunmehr in Salzburg zufanmentreffen. 

Gaſteiner Eonvention: Art. L Die Ausübung der von ben hohen 
vertragfchließenben Theilen durch ben Art. III. bes Wiener Friedenstractates 
pom 30. October 1864 gemeinfam erworbenen Rechte wirb, unbejchabet ber 
Fortdauer biefer Rechte beider Mächte an ber Gefammtheit beider Herzogs 
thümer, in Bezug auf bas Herzogtum Holftein auf Se. Maj. ben Kaiſer 
von Deflerreih unb in Bezug ar das Herzogthum Schleswig auf Se. Maj. 
den König von Preußen übergehen. Art. II. Die hoben Contrahenten wols 
len am Bunde bie Herftelung einer beutfchen- $lotte in Antrag bringen unb 
für dieſelbe ben Kieler Hafen als Bundeshafen beftimmen. Bis zur Ausführung 
ber beifalligen Bunbesbefchlüffe benüten bie Kriegsfchiffe beiber Mächte die⸗ 
jen gr und wirb bas Commando und bie Polizei über benjelben von 
Preußen ausgeübt. Preußen ift berechtigt, fowohl zur Vertheibigung ber 
Einfahrt Friedrichsort gegenüber bie nöthigen Befeſtigungen anzulegen, ale 
auch auf dem Holfteiniichen Ufer der Bucht die bem Awede bes Kriegshafens 
entſprechenden Marineetablifſements einzurichten. Dieſe Befeſtigungen und 
Etabliſſements ſtehen gleichfalls unter preußiſchem Commando und die zu 
ne Beſatzung und Bewaffnung erforberlichen preußifchen Marinetruppen und 

annichaften Tönnen in Kiel und Umgegenb einquartiert werben. Art. TIL. 
Die hohen contrahirenden Theile werden in Frankfurt beantragen, Rendsburg 
zur deutſchen Bundesfeftung zu erheben. Bis zur bumdesgemäßen Regelung 
der Beſatzungsverhältniſſe diefer Feſtung wirb deren Garniſon aus k. k. öſter⸗ 
teichiichen und k. preußiſchen Truppen beſtehen mit jährlich am 1. Juli alters 
nirendem Commando. Art. IV. Während der Dauer der durch Art. J. der 
gegenwärtigen Uebereinkunft verabrebeten Theilung wird bie T. preußiſche Res 
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gierung zwei Militärſtraßen durch Holflein, die eine von Lübed auf Kiel, 
bie andere von Hamburg auf Rendsburg, behalten. Die näheren Beftimmun: 
gen über die Etappenpläße und ben Unterhalt der Truppen werden eheſtens 
durch eine beſondere Convention geregelt werden. Bis dies geiheben, gelten 
bie für bie preußifchen Etappenſtraßen durch Hannover befiehenden Vorſchriften. 
Art. V. Die k. preußifche Regierung behält die Verfügung über einen Tele: 
raphendraht zur Verbindung mit Kiel und Rendsburg und das Recht, preu: 
** Poſtwagen mit ihren eigenen Beamten auf beiden Linien durch bas 
Herzogtb. Holjtein gehen zu laflen. Inſoweit ber Bau einer directen Eiſenbahn 
von Lübed über Kiel bis zur ſchleswig. Grenze noch nicht gefichert ifl, wird 
bie Gonceflion dazu auf Verlangen Preußens für das holſteiniſche Gebiet 
unter ben üblichen Bebingungen ertbeilt, ohne baß ein Anſpruch auf Hoheits⸗ 
recht in Betreff der Bahn von Preußen gemadt wird. Art. VI. Es ift bie 
übereinftimmende Abjicht ber hoben Gontrahenten, baß bie Herzogthümer bem 
Zollverein beitreten werben. Bis zum Eintritt in ben Zollverein, rejp. bis 
zu anderweitiger Verabrebung befteht das bisherige, beide Herzogthümer um: 
taffende Zollſyſtem unter gleicher Theilung ber Revenuen besfelben fort. Im 
Falle, daß es ber k. preußiſchen Regierung angezeigt erfcheint, noch während 
ber Dauer ber in Art. I. ber gegenwärtigen Uebereinfunft verabrebeten Thei⸗ 
bung Unterhandlungen behufs des Beitritts ber Herzogthümer zum Zollverein 
zu eröffnen, ift Se. Maf. der Kaifer von Oeſterreich bereit, einen Vertreter 
bes Herzogthums Holftein zur Theilnahme an foldhen Verhandlungen zu be- 
vollmächtigen. Art. VII. Preußen ift bereihtigt, ben anzulegenben Oftfee- 
canal je nach bem Ergebnifje ber von ber k. Regierung eingeleiteten techni⸗ 
fhen Ermittelungen durch das holfteinifche Gebiet zu führen. Inſoweit bies 
ber Fall fein wird, ſoll es Preußen zuftehen, die Richtungen und Dimenfionen 
bes Ganals zu beflimmen, die zur Anlage erforberliden Grundftüde im Weg 
ber Erpropriation gegen Erſatz bes Werthes zu erwerben, ben Bau zu leiten, 
bie Auffiht über ben Ganal und beffen Inſtandhaltung zu führen und bas 
Zuſtimmungsrecht zu allen benjelben betreffenden reglementariihen Beſtim⸗ 
mungen zu üben, Iranfitzölle ober Abgaben von Schiff und Ladung außer 
ber für die Benugung bed Canals zu entrichtendben, von Breußen Far bie 
Schiffe aller Nationen gleihmäßig zu normirenden Schiffahrtsabgabe bürfen 
auf ber ganzen Ausdehnung bes Kanals nicht erhoben werben. Art. VIIL 
An ben Beftimmungen bes Wiener Friebenstractats vom 30. October 1864 
über bie von ben Herzogthümern fowohl gegenüber von Dänemark als gegen: 
über von Defterreih und Preußen zu übernehmenben financiellen Leiftungen 
wird durch die gegenwärtige Webereinfunft nichts geändert, body foll das Her: 
zogthum Lauenburg von jeder Beitragspfliht zu ben Kriegskoſten befreit 
werden. Der Vertbeilung biefer Leiftungen zwiſchen ben erzogihümern 
Holftein und Schleswig wird der Benölferungsmaßitab zu Grunde gelegt 
werden. Art. IX. Se. Mai. ber Kaijer von Oeſterreich überläßt bie im mehr: 
erwähnten Wiener Zriebensvertrag erworbenen Rechte auf das Herzogthum 
Lauenburg Sr. Maj. dem König von Preußen, wogegen bie k. preußiſche 
Regierung ſich verpfliätet, ber k. k. öfterreihiihen Regierung bie Summe 
von 2,500,000 bänifchen Reichsthalern zu entrichten, in Berlin zahlbar in 
preußiihem Silbergeld vier Wochen nad Betätigung gegenwärtiger Ueberein: 
kunft buch 3% MM. den Kaifer von Defterrrih unb ben König von 
Preußen, Art. X, Die Ausführung ber vorftehend verabredeten Theilung 
bes Sonbominiums wird baldmöglichit nach Genehmigung biefes Ablommens 
buch IX Mai. ben Kaifer von Defterreih und ben König von Preußen 
beginnen und fpäteftens bis zum 15. September beendet fein. Das bie jept 
beſtehende gemeinfchaftliche Obercommando wirb nad vollendeter Räumung 
Seifen burch bie königl. preußifchen, Schleswigs durch bie Faif. öſterreichi⸗ 
hen Truppen fpäteftens am 15. September aufgelöst. Art. XL Gegen: 
wärtige Nebereinfunft wird von 33. MM. dem Kaiſer von Deflerreich unb 
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bem König von Preußen durch Wustaufch ſchriftlicher Erklärung bei Aller 
höchſtderen nächiter Zufammenfunft genehmigt werben. 

44—16. Aug. Großartige fünfzigjührige Yubelfeier ber deutſchen Burſchen⸗ 
ihaft zu Jena. 

— „ Eine Anzahl Hochadeliger Damen aus Defterreih und Deutſchland 
rufen zur Gründung einer ſpecifiſch kathol. Univerfität in Deutfch- 
fand auf. 

16. „ (Raffau). I. Kammer: Lang begründet feinen Antrag auf 
Wieberherftellung der Verfaffung von 1849. Der neue Regierungs: 
präfident Winter erklärt ſich dagegen. Derfelbe wird troßdem mit 
allen gegen die 4 clericalen Stimmen zugelaffen und an eine Gom- 
miffion gewiejen. — Die vereinigten Kammern verweigern ber Re 
gierung ben von ihr geforderten Erebit für ein Barradenlager mit 
allen gegen 5 Stimmen. 

17. „ (Defterreid). Die Wiener Handelskammer beſchließt mit allen 
gegen 3 Stimmen, ben biefjährigen beutfhen Handelstag nicht zu 
beichiden. 

418, „ (Württemberg). Die II Kammer beſchließt mit 73 gegen 
5 (abelige) Stimmen die Motion ber 41 Abg. bez. Nevifion ber 
Berfaflung 

„unter Bezugnahme auf die ſchon in ber Antwortsabreffe auf die Thron: 
rede vom 23. Juli v. J. bez. ber zweckmäßigen Revifion ber Verfaſſung vor⸗ 
getragene Bitte und bas von bem Minifter bes Innern in Ausficht geftellte 
Entgegenkommen, fowie unter Beziehung auf bie in Betreff einzelner Fragen 
in befonderen Adreſſen bereits geftellten Geſuche ber Staatsregierung zur Bes 
rüdjihligung zu übergeben‘. 

Schluß bes Landtags. Die Thronrebe ſchweigt gänzlich über das 
Berhältnig zu Deutſchland und über die verlangten und verheißenen 
Reformen. | 

19.—21. Aug. (Defterreih: Preußen). Zuſammenkunft des Katfers 
von Defterreih mit dem König von Preußen, bie von ihren Mini: 
ftern des Auswärtigen, Graf Diennsporff und Hrn. v. Bismard, be: 
gleitet find, in Salzburg. Unterzeihnung ver Gafteiner Convention. 
Auch der Großherzog von Oldenburg findet fi in Galzburg ein. 
Der König von Preußen begleitet darauf ben Kaifer nah Iſchl, um 
der Kaijerin, der Königin-Wittwe von Preußen ꝛc. feinen Beſuch zu 
maden. 

21. „ (Schleswig:Holftein). Herzog Friedrich erhält endlih ben 
nachgefuchten Abſchied als Major & la suite bes preuß. 1. Garde⸗ 
regimentes. 

22. „ (36er Ausſchuß). Die geſchäftsleitende Commiſſion beruft den 
vollftändigen 36er Ausihuß und den engern Ausſchuß ber ſchlesw.⸗ 
bolfteinifchen Vereine auf den 3. September zu einer Siäung nad) 
Leipzig, um über bie Abhaltung einer neuen Abg.-Verfammlung zu 
berathen. 
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22. Aug. Siebenter Vereinstag beutjcher Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſ⸗ 


23. 


24. 
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ſenſchaften zu Stettin. Derſelbe befchließt: 

„Mit NRüdficht auf die von dem preuß. Minifterium der am 21. Auguſt 
in Berlin zufammengetretenen Commiſſion für bie Arbeiterverhältnifie vorge: 
legten Fragen: 1) Was kann gefcheben, um bie auf Eelbfthülfe beruhenden 
Genoſſenſchaften (Vorſchuß⸗ und Erebitvereine, Vereine zur Beichaffung von 
Robftoffen, Conſumvereine, Broductivaffociationen) zu fördern? 2) Welde 
biefer Affociationen können auch unter abrifarbeitern Eingang finden, und 
auf welchem Wege würde dies zu erreichen jein? — erflärt der allgemeine Ber: 
einstag ber auf Selbithilfe beruhenden deutſchen Erwerbs: und Wirthſchafts⸗ 
genoffenihaften: 1) Dieeinzige Förberung, welche bie Genofjenfchaften von ber 
preußifchen, wie von jeder andern Staatsregierung beanſpruchen, ift: a) daß 
fie ſich aller Verſuche, bie Genofjenichaften unter bie ber polizeilichen Controle 
unterliegenben Vereine zu ftellen, fernerhin enthalte, b) daß fie dem Gejepes: 
entwurfe über bie endliche Regelung ber privatrechtlihen Stellung ber Ge: 
nofjenfchaften,, welcher bie Befeitigung ber für fie bei ber jetigen Lage ber 
Geſetzgebung vorhandenen Schwierigkeiten in Betreff Erwerb, Aufgabe und 
Verfolgung von VBermögensrechten bezwedt und im preußiſchen Abgeordneten: 
baufe in ber Seflion von 1863 von bem Anwalt der Genofjenfchaften einge 
bracht ift, nicht länger entgegenftehe, ſondern babin wirkte, daß derfelbe zum 
Geſetz erhoben werde. 2) Bon den auf Selbithilfe beruhenden Genofjenigaiten 
haben namentlich die Conſumvereine unter ben yabrifarbeitern längſt Gingang 

efunden. Auch bie Vorſchuß⸗ und Creditvereine und bie Nrobuctivgenojfen: 
—* erfreuen ſich einer wachſenden Betheiligung derſelben; ihrer weiteren 
Entwickelung ſtehen nur bie vorher bezeichneten Hinderniſſe entgegen. 3) Alt 
Verſuche ber Staatsregierungen, bie auf Selbfthilfe beruhenden Erwerbs: und 
Wirthichaftsgenofienfchaften im Allgemeinen oder innerhalb einer einzelnen 
Berufsklaffe buch pofitive Einmifhung fürbern zu wollen, müſſen als 
ihnen ſchädlich zurückgewieſen werben“. 
(Defterreih). Auch bie Prager Handels: und Gewerbelammer 
beſchließt mit 13 gegen 9 Stimmen, den biesjährigen beutfchen Han- 
belstag nicht zu beichiden. » 
»„ (Bundestag). DOefterreih und Preußen legen ber Bunbesver: 
fammlung mittelft gemeinfamer Erklärung die Gafteiner Gonven: 
tion vor: 

„Die hohen Regierungen von Bayern, Königreich Sachſen und Großer: 
zogthum Heflen haben in der Situng vom 27. Juli b. 3. in einem deshalb 
geftellten Antrage ben Wunſch ausgeſprochen, baß die Regierungen von Defter: 
reich und Preußen über bie Schritte, welche fie zur Herbeiführung einer beit: 
nitiven Löſung ber bezüglich der Elbhergogthümer noch ſchwebenden tragen 
geipon ober zu thun beabfichtigten, eine Mittheilung an ben Bund gelangen 
affen möchten, unb baben babei zugleich andermweiten Wünfchen Ausbrud ge 
geben, welche auf biefe engelegenpeit Bezug baben. Die Regierungen von 
Defterreid und Preußen Haben inzwifchen es für die nächſte Aufgabe erachten 
müffen, die Schwierigfeiten zu befeitigen, welche ſich aus ber bisherigen nicht 
zwedientfprechenden Form ber Ausübung der durch ben Art. III. bes Wienet 
Friedens vom 30. October 1864 erworbenen Rechte ergeben hatten, um de 
durch Raum für die weiteren Verhandlungen über eine befinitive Köfung zu 


"gewinnen. Es gereicht ben beiben Regierungen zur Ag hoher Bm: 


besverfammlung nunmehr mittheifen zu können, baß es ihren Bemühungen 
gelungen ift, über eine jene Schwierigleiten befeitigenbe Organifatton ber Ber: 
waltung ber Herzogthümer fich zu verftländigen, unb bie Gefanbten find Be 
auftragt, hoher Bunbesverfammlung von dem in biefer Beziehung am 14: 
Auguft d. 3. verabrebeten und am 20. besjelben Monats von ben beiden 
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Monarchen genehmigten Uebereintommen durch bie Ueberreichung ber anlte- 
genden beglaubigten Abfchriften besjelben Mittheilung zu machen. Hohe Bun- 
besverjaimmlung wirb hieraus die Weberzeugung gewinnen, daß bie Regierungen 
von Deflerreih und Preußen ernftlih bemügt find, die Frage ber Elbherzog⸗ 
thümer einer definitiven Töfung zazuführen und bie berjelben noch entgegen: 
ſtehenden Schwierigkeiten zu bejeitigen. Die einzelnen in bem Antrage ber 
hoben Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und Großherzogthum 
Heſſen erwähnten Bunfte jind gegenwärtig Gegenftand der weiteren Verhand⸗ 
lung zwiſchen Dejterreih und Preußen. Die beiden Regierungen hegen bie 
Zuverficht, daß bieje Verhandlungen zu einem alljeitig befriebigenden Ergebniß 
führen werden, und erjuchen die hohe Bundesverſammlung, biefem Ergebniß 
mit Vertrauen entgegenzujehen, indem fie fich weitere Mittheilungen vorbe⸗ 
halten“. 


Der preußiiche Geſandte fügt diefer Erklärung noch die Bemer⸗ 
fung bei, daß jeine allerhöchſte Itegierung nicht verfehlen werde, hoher 
Bundesverjammlung über den bevorſtehenden Regierungsantritt Se. 
Mai. des Königs in Yauenburg und bie Vertretung biefes Herzogtums 
am Bunde feiner Zeit geeignete Anzeige zu maden. 


24. Aug. (Preußen). Der König bejudt den König von Bayern auf 


„ 


27T. 


28. 


feiner Reife von Salzburg nah Baden-Baden in Hohenſchwangau, 
gebt dagegen beim König von Sachſen (in Poſſenhofen) und beim 
König von Württemberg (in Stuttgart) ohne Begrüßung vorbei. 

„ (Bayern). Berathung von 25 Abgeordneten des Centrums, ob 
fie an der Abg.-VBerfammlung in Frankfurt Theil nehmen wollen oder 
nit. Es fprechen fih 14 (deren Zahl nachher auf 32, wovon bie 
Hälfte aus Oberbayern, fteigt) dagegen aus und erlaſſen eine Erflä- 
rung an die bayrijchen Mitglieder bes 36er Ausſchuſſes: 

„... Sol die Verſammlung ber Zandesvertreter blos ihrem Urtheil über 
die Safteiner Konvention, fei e8 in Form einer Rejolution oder Proteftation, 
Ausdrud verleihen, jo erfiheint uns ber Frankfurter Tag weber als noth⸗ 
wendig noch als zwedimäßig..... Um aber ber Gewalt, welche dieſes Recht 
zur Zeit unterdrüdt nnd gefährdet, mit Ausficht auf Erfolg entgegen zu treten, 
dazu fehlen uns die Mittel. Hätten bie Mitglieder aller beutihen Kammern 
bie am 21. Dec. 1863 zu Frankfurt übernommene Verpflichtung, „ „jene beutfchen 
Regierungen, welche das Recht und die Ehre Deutjchlands in der ſchleswig⸗ 
bolfteinifchen Sache Preis geben, mit allen verfafjungsmäßigen Mitteln zu be: 
kämpfen““, wirklich gelöft, die Sache der Elbherzogthümer ſtände zur Stunde 
wohl beifer, als fie ſteht! Sollte man aber in Frankfurt Über das Bereich ber 
Rejolution oder Protejtation in Sachen Scleswig-Holfteins hinausgehende 
Maßregeln bejchließen wollen, jo wären wir jelbitverftändlich in noch höherem 
Grabe veranlapt, uns von der beabfichtigten Verfammlung ferne zu halten, 
ba wir bie Verantwortung für bie Gefahren und Nachtheile nicht mit über: 
nehmen wollen, welche ein folche® Vorgehen für unfer engere® unb weiteres 


Baterland, fowie fiir die Eibherzogthümer insbejonbere unausbleiblich nach ſich 
ziehen würde... .* 


„ (Bayern), Der Schleswig :Holftein- Verein in Erlangen zeigt 
durch Gircular ſämmtlichen Vereinen des Landes die Wiederaufnahme 
feiner Thätigfeit an und forbert fie ebenbazu auf. 

„ Achte Berfammlung des volkswirthſchaftlichen Congreſſes Deutich- 
lands zu Nürnberg, Beſchlüſſe: 
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Hanbelsvertrag mit Italien: „Der Eongreß empfleblt bringen 
den baldigen Abſchluß eined Hanbelsvertrags mit Italien.“ 

Bantwef en: 4) „Die Privilegirung von Banfen, namentlid” von 
Zettelbanten, verhindert bie gefunde Entwidelung des Bankweſens, fie erzeugt 
mit die großen wirthichaftlihen Nachtheile, an denen noch immer ber Gelb: 
verfehr in Deutſchland leidet; fie ſchädigt namentlid bie Entwidelung des 
Depofiten: und Check⸗Syſtems, während beffen bejonbere Pflege bie Hauptauf: 
aabe bes Bankgeſchäftes ift; 2) die Vermehrung von ircufationsmitteln durch 
Emiſſion von privilegirten Wertbzeichen, insbejondere von Staatspapieren iſi 
verwerfli; 3) den jett in einzelnen beutfchen Staaten vorhandenen Mangel 
an bequemen Geld: und Werth Zeichen kann ſolche Vermehrung nicht befeitigen ; 
mindern wirb ibn die Entwidlung und Vermehrung von Depofiten:Banten, 
ganz befeitigen Fann ihn nur bie endliche Heritellung ber beutihen Münz⸗ 
einheit.“ 

oalitionsfreigeit: „Ale Eingriffe ber Gefeßgebung in die Coali— 
tionsfreiheit ber Arbeiter, welche bie Vereinigung berfelben Bei Aufläjung 
ihrer Arbeitsverhältniffe befchränfen und irgendwie eine Ausnahmeſtellung ber: 
felben gegen bie. übrigen Klaſſen der Geſellſchaft rechtlich begründen, wiber: 
ftreiten bem gemeinfamen Intereſſe der Arbeiter und Arbeitgeber, find unver⸗ 
einbar mit den erjten Principien ber Gerechtigkeit und vom wirtbihaftlichen 
wie vom focialen Stanbpunfte gleich verwerflich.“ 


30. Aug. (Kurheffen). Der oberfte Gerichtshof erkennt in einem Ur: 


theil die Unrechtmäßigkeit und Unvollziehbarkeit der octroyirten Jagd: 
verorbnung vom 26. Januar 1854 und damit die Rechtsbeftänbigkeit 
des Jagdgeſetzes vom 1. Juli 1848 an. 


31. Aug. (Bundestag). Der holfteinifhe Ausfhuß beſchließt mit 5 


(Oefterreih, Preußen, Hannover, Württemberg und Mecklenburg) 
gegen 2 Stimmen (Bayern und Sachſen) über den von Bayern, 
Sachſen und Heflen-Darmftabt eingebradgten Antrag vom 27. Auli 
bezüglich Echleswig-Holftein vorerft feinen Antrag zu bringen, ſondern 
die angefünbigten weiteren Mittheilungen Defterreih8 und Preußens 
zu gewärtigen. Die Bunbesverfammlung beſchließt hierauf mit 13 
gegen 3 Stimmen (Bayern, Sachſen und Hefjen-Darmitabt) bie 
zum 26. Oct. Ferien zu machen. Baden gibt eine (ziemlich ſchwach— 
müthige) Erflärung zu Protokoll. Durd den Beſchluß ift wenigjtend 
für 2 Monate jede Erörterung der ſchleswig-holſt. Frage durch die 
Bundesorgane unmöglih gemacht. Württemberg wird als bereite 
von den Mittelftanten abgefallen, Baden als ſchwankend betrachtet. 
— Sachſen-Weimar und Meiningen legen Verwahrung gegen bie 
Gafteiner Convention bez. Lauenburgs ein und tragen neuerbinge 
auf Anwendung des Nusträgalverfahrens an. 

„ Zollverein). Die Unterhanblungen mit Bremen über Er: 
neuerung bes bisherigen Vertrages führen vorerft zu keinem Refultate. 


— Se. (Schleswig) Hr. v.Zeblik richtet an diejenigen Beamteten, 


welche behufs ihrer weiteren Verwendung bei ber bevorjtehenden 
neuen Verwaltung bes Herzogthums Schritte getban haben, folgendes 
Schreiben: 

„Sie werben hiedurch benachrichtigt, daß Ste in ber Regierung für 
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Schleswig Verwendung finden werben. Selbſtwerſtändlich wird dabei voraus⸗ 
geſetzt, daß Sie bereit ſind, ſich Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen und 
den von Allerhöchſtdemſelben eingeſetzten Autoritäten zum Gehorſam zu ver⸗ 
pflichten und ſich in keiner mit dieſer einzugehenden Verpflichtung un verein⸗ 
baren Richtung irgendwie gebunden halten.“ 


— Sept. (Schleswig). Der Amtmann von Tondern, be Fontenay, wird 


3./4. 


von Hrn. v. Zedlitz ſeines Amtes entlaſſen, das erſte Opfer der 
neuen Aera des ausſchließlich preußiſchen Regimentes. 

„ Graunſchweig). Gründung eines „braunſchweig. Tagblattes“ 
im Sinne der preußiſchen Politik. 

„ (Württemberg). Der Kriegsminiſter Miller wird in Ruhe: 
ftand verfeßt und durch den Gen. v. Wieberholb erfekt. 

„ (ber Ausfhuß) Der in Leipzig verfammelte 36er Ausſchuß 
— von ben öfterr. Mitgliedern desſelben hat fich Feines eingefunben, 
bon ben preußifchen nur wenige — beichließt, die ſämmtlichen Mit: 
glieder deutſcher Tanbesvertretungen, ber einftimmigen Forderung bes 
engern Ausſchuſſes ver ſchl.-holſt. Vereine entfprechend, auf bem 1. 
Det. zu einer neuen Abg.-Berfammlung nad Frankfurt einzuladen: 

„Dur die Gafteiner Webereinkunft haben bie Regierungen von Defterreidh 
und Preußen bie flarften Rechtsgrundſätze und namentlih das nur burd) 
das Sintereffe der deutfchen Nation befhräntte Selbſtbeſtimmungsrecht ber 
Herzogthümer auf das jchwerfte verlegt. Die biefer Webereinfunft vorausfichtlich 
nachfolgenden Maßregeln broben, neben ber Erjchütterung bes Rechtsgefühls im 
beutichen Volk, ba8 materielle und moralijche Wohl der mit beutihen Blut von 
bänifchem och befreiten Herzogthümer auf Jahre hinaus zu vernichten. Der unters 
zeichnete Ausihuß . . . erwartet, baß bie beutfchen Abgcorbneten, welche in 
ber Berfammlung vom 21. December 1863 und in ber bei der Londoner 
Eonferenz übergebenen Rechtsverwahrung vom April 1864 fi feierlich 
verpflidteten, für das Selbftbeftimmungsrecht der Herzogthümer und das 
Recht derſelben überhaupt einzujtehen, dieſe Verpflichtung auch durch ihr Er: 
fcheinen auf ber neuen Berfammlung Iöfen werben.” 

Die gefchäftsleitende Commiffton bes Ausſchuſſes unterftügt ben 
Beſchluß durch eine Zufhrift an ſämmtliche Schl.-Holft.-Vereine 
Deutſchlands, durch welche fie zu energifcher Unterftügung ber bevor⸗ 
ftehenden Verſammlung aufruft, und richtet an jebes einzelne Mit- 
glied der deutſchen Landesvertretungen befondere Einlabungsfchreiben: 

„Wir geben uns nun ber Hoffnung bin, daß bie Mitglieder ber beutichen 
Landesvertretungen, Angefichts ber neueiten Vorgänge in ber Sache ber Herzog: 
thümer, fi vollzählig einfinden und fein Opfer an Zeit, Geld ꝛc. ſcheuen 
werben. Alle Gefchäfts: und fonftige Rückſichten müflen, benten wir, bier 
ſchwinden. ... Insbeſondere rehnen wir auf bie Theilnahme ber 
Mitglieber aus Defterreih und Preußen, ba gerabe ihre Regier⸗ 
ungen e8 find, welche bas gute Recht der Herzogthümer mißachten, ba ſomit 
gerabe bie Mitglieber aus Defterreih und Preußen vorzugsweije zeigen müſſen, 
baß fie, ohne Rüdficht auf befondere Landes= ober Parteiintereifen, ale deutſche 
Männer ben Muth haben, auch gegenüber ihren eigenen Regierungen das 
Recht des beutihen Volkes zu vertheibigen.“ >. | 
, Dritter Bereinstag deutſcher Arbeitervereine in Stuttgart. Der: 
ſelbe bejchließt: 

Coalitionsfrage und Verkürzung ber Arbeitszeit: „1) Das 
Goalitionsrecht ift ein matürliches Recht und barf baber unter Feiner Bebingung 
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irgendwie geſchmälert werben. 2) Eine Abkürzung ber Arbeitszeit wäre fur 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer von großem Nutzen und für letzteren burchaus 
nothwendig, um ihm diejenige politifsye und fittliche Bildung zu ermöglichen, 
welche bie Arbeitervereine anſtreben. Cinführung ber Stüdarbeit, foweit jıe 
nur möglich ift, wäre der praftifche Weg dazu. 3) Mehr zu empfehlen denn 
jeglihe Goalition ift Gründung von Produftivgenvffenichaften. 4) In feinem 
der erften 3 Punfte kann obne vollitändig freie Bewegung und beſonders obne 
ein durch und durch freifinniges Vereinsgefch irgend etwas Erſprießliches erzielt 
werben. Es ergeht baher an alle Arbeiter die Aufforderung, mit allen Mitteln 
babin zu wirken, daß eine Umgeftaltung ber mangelhaften Bereinsgefepe zu 
Stande fommt. 5) In Erwägung, daß notoriih viele Fabriforbnungen 
bie Ehre und ba8 Intereſſe ber Arbeiter beeinträchtigen, beauftragt ber Vereins: 
tag feinen ftänbigen Ausſchuß bis zum nächſten Vereinstag möglichft viele 
deutſche Fabrifordnungen zu ſammeln unb einen Bericht darüber zu ver: 
anlafjen.” 

Allgemeines und direktes Wahlrecht: „Es it Pfliht aller 
Arbeiter, für das allgemeine, gleihe und direkte Wahlrecht einzutreten.” 

Eonfumpvereine: „1) Diejenigen Confumvereine, weldhe ihren Mir: 
gliebern Beranlafjung zur Kapitalbildung geben, bilben bie befte Grundlage 
für die Weiterentwidlung des Genoſſenſchaftsweſens unb zur Anbabnung ber 
erſtrebten focialen Reformen; 2) es ift Aufgabe der Confumvereine, durch 
ftatutarifche Beftimmungen dafür Sorge zu tragen, bajı' das gefparte Kapital, 
foweit als thunlich wieder zu genoffentejaftlichen Zwecken verwendet wirb.“ 

Baugenoffenjhaften: „Unter Betätigung ber ſchon vom vorjäbrigen 
Vereinstag in biefer Frage gefaßten Beichlüffe, wonach dahin gewirkt werden 
fol, daB das Bauhandwerk freigegeben, bie Freizügigkeit in ganz Deutfchland 
a Bl jebe Erſchwerung des Baues Fleiner Häufer aus ben Bauordnungen 
entfernt, und die Häuferbaugenoffenfchaiten von allen anbern Arbeitervereinen 
und Genofjenjhaften möglichſt unterftügt werben follen: 1) Die Baugenofien: 
Idhaften nad dem Syftem bed Schriftchens „Jedermann Hauseigenthümer“ 
werben ber Beachtung ber beutfchen Arbeiter empfohlen. 2) Es ift zu wünfchen, 
daß bie Staatobanken ben Baugenofjenfchaften, welche auf bem Princip ber 
Selbfthilfe beruhen, Credit ertheilen und mit ihnen in Geſchäftsverbindung 
treten.“ 

Productiv:Affociationen: „1) Cine gefehliche Regelung ber privat: 
rechtlichen Stellung ber NArbeiter-Affociationen und befonders der Confum: 
vereine und Probuctiv-Affociationen ift bringendes Bedürfniß. Es ift daher 
bei ſammtlichen deutichen Regierungen barauf hinzuwirken, baß eine entiprechenoe 
Ergänzung ber Beflimmungen bes allgemeinen beutihen Handelsgeſetzbuchs ver: 
einbart werbe, welche dieſe Formen von Handelsgeſellſchaften anerfennt und 
ihre rechtlichen Beziehungen zu denjenigen, welche mit ihnen in Verkehr treten, 
regelt ; 2) ber Vereinstag, indem er anerkennt, daß von vielen Creditgeſell⸗ 
haften bie weiter entwidelten Formen des Genofienfchaftsweiens in Fräftiger 
Weiſe unterftügt wurben, bebauert bei benfelben nicht überall dasjenige Ent: 
gegentommen zu finden, das von derartigen gemeinnüßigen Anftalten er- 
wartet werden folltee An ſolchen Trten, wo eine Geichäftsverbinbung mit 
ben beftehenben Grebitvereinen nicht möglich erfcheint, ift e8 Aufgabe der Ar: 
beitervereine, burdy Anwendung bes Principe genoſſenſchaftlicher Selbfthülfe 
bie erforderlichen Erebitinftitute felbft ins Leben zu rufen. Der fländige Aue: 
ſchuß wird daher beauftragt, über bie Mittel und Wege zu berathen, wie dieß 
am beften auszuführen ift, und dem nächften Vereinstag Vorſchläge ober An: 
träge in biefer Richtung zu unterbreiten; 3) bie Arbeiterbilbungsvereine find 
ber fefte Boben für das Emporblühen ber Probuctiv:Affociationen. Es if 
daher Pflicht ber Arbeitervereine, buch Sorge für ben geeigneten Unterricht 
fomob] ale auch buch Gründung der unteren Stufen von Genoffen- 
ſchaften, wie Sparvereine, Krantenkaffen, Confunwereine u. f. w. ihre Mit: 
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lieder zu ben Probuftiv Affociationen vorzubereiten und heranzubilben. 
) Der Bereinstag beauftragt feinen fländigen Ausſchuß, auf bem nächſten 
Bereinstag bie Frage zur Discuffion zu bringen: Sinb bie auf bem Princip 
ber Divibendenvertbeilung beruhenden Vorfchußvereine benen, welche auf bem 
Princip ber Amortifation beruhen, vorzuziehen ober nit? und bie bazu er: 
forderlihen Vorarbeiten zu veranlaffen.” 

Sparfaffen: „Der Bereinstag empfiehlt Gründung von Sparkaffen auf 
Grundlage möglichft einfacher ben örtlichen Verbältniffen entſprechender Statuten 
und Gefhäftsführung. 

Alterverforgungstaffen: 1) Die Errichtung von Altersverforgungss 
kaſſen auf dem Grundſatz ber Gegenfeitigfeit ift ben Wrbeitervereinen zu 
empfehlen. 2) es ift vortheilhaft, bie Kafjenfübrung berartiger Vereine ſchon 
beſtehenden Genoſſenſchaften als Crebit:, Spar: oder Baugenofjenichaften zu 
übertragen. 3) bie Alternerforgungsfafien jollen möglichſt gleichartig einges 
richtet werben, und es wird der ftänbige Ausſchuß beauftragt, binnen brei 
Monaten ben Vereinen ein Rormaljtatut unter Berhefisitigun ber bem 
zweiten Vereinstag gemachten Vorlage zugängig zu maden. 4) Die verſchie⸗ 
denen Alterverſorgungsvereine ſollen miteinander in Verbindung treten, 
um ben Mitgliedern den Uebergang aus einer Anſtalt in bie andere zu 
erleihten. 5) Daß Krankenunterſtützungskaſſen für Arbeiter insbeſondere 
in Fabriken, wo fie für Arbeiter in obligatoriiher Weile eingeführt, 
Eigenthum der Arbeiter in folange find unb bleiben, als bie Mittel ber Kaſſe 
von ihnen berrühren. 6) Daß ferner Ueberſchüſſe, welche fih aus biefen 
Kaffen ergeben, nad) Zuweiſung eines Theils berfelben zu einem Reſervefond 
nachftehende Verwendung erhalten follten: a. als Unterftügung in Unglüds: 
fällen, welche eine längere als bie flatutenmäßige Arbeitsunfähigleit begründen, 
b, bei nad) einer Reihe von Jahren im gleichen Geſchäft aufgeriebener Arbeits: 
kraft unb dadurch abnehmendem Berbienft und Lohn, c. nach einer beitimmten 
Anzahl von Jahren im gleichen Gefchäft geleifteten Dienftes, welcher gänzliche 
Arbeitsunfähigteit begründet, in Form einer Penfion. 7) Allen Arbeitgebern, 
insbefondere Fabrikanten, benen bas 2008 ihrer Arbeiter am Herzen liegt und 
bei benen berartige Berhältniffe vorhanden find, werben bieje Vorſchläge 
bringend empfohlen.“ 

Abſchaffung ber Wanderbücher: „Das zur Zeit in Deutichland 
beftehende Paßſyſiem ift aus politifchen, focialen und volfswirthichaftlichen 
Gründen nicht Tänger haltbar. Durh ben Paßzwang und bie Paßcontrole 
werben bie arbeitenden Klaſſen am härteften betroffen. Es ift Pflicht ber 
Regierungen, alle die freie Bewegung von Ort zu Ort befchränfenben polizeis 
lichen Beitimmungen fchleunigft — Die Arbeitervereine haben im 
eigenen Intereſſe mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden geſetzlichen Mitteln dahin zu 
wirken, daß ber Verkehr durch dergleichen Hinderniſſe nicht Tänger gehemmt 
und fie bei ben zu erlaffenden neuen, diefelben regelnden Beflimmungen ben 
übrigen Klaſſen der Gejellichaft gleichgejtellt werben.” 

Frauenarbeit: „Die Verfammlung erflärt fi mit ben im Müller ſchen 
Berichte niebergelegten Anfichten im Allgemeinen einverftanben, namentlich mit 
der Nothwendigkeii ber Befeitigung aller ber weiblichen Arbeit im Ziege 
ſtehenden Hinberniffe und beauftragt feinen ftänbigen Ausihuß, biefe Frage 
auf die Tagesordnung ber nächſten Berfammlung zu ſetzen.“ - 

Arbeiterbildungsvereine: „1) Den Vereinen wieberholt die große 
Wichtigkeit wiffenfchaftlicher Vorträge und Unterrichtscurfe ans Herz zu legen; 
2) einen Aufruf an bie beutfchen Männer der Wiffenfhaft und bie Behörden 
zur Unterftügung ber Bildungsbeftrebungen ber Arbeiter zu erlaſſen; 3) zur 
Gründung und Erhaltung von Fleineren Vereinen, bejonbers auf dem Lanbe, 
Mani auszufenden unb bie Gauverbände zu gleichem Verfahren auf 
zufordern.“ 
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4. Sept. (Baden). Allg. Wahlen im ganzen Land zu ben Kreisver⸗ 
verlammlungen. Kampf zwiſchen ber liberalen und ber kath. Partei. 
Bei einer Betheiligung von 60—80 % aller Wahlberechtigten fällt 
bas Reſultat gegen bie Tath. Partei und bie mit ihr haltenbe alte 
Bureaufratie aus: bie Xiberalen fliegen in 35, bie Glericalen nur in 
9 Bezirken ; im Ganzen werben 3278 liberale und 1671 clericale 
MWahlmänner gewählt. 

5 „ ESchleswig-Holſtein). Die oberfte Civilbehörde verfünbigt 
bie Gafteiner Convention und erläßt eine Bekanntmachung für Aus- 
führung derfelben. Die Trennung der Herzogthümer fol am 15. d. Mts. 
eintreten. Der bisherigen gemeinfhaftlihen Lanbesregierung wird 
ihre Auflöfung auf den 14. d. M. angezeigt. 

6. „ (Holftein). 31 von 49 Ständemitgliedern (Mbgeorbnete ber 

ädte, Geiftlichkeit, Bauern — ber Abel fehlt) beichließen in Kiel 
eine Eingabe an ben Bunb gegen die Gafteiner Convention. Yünf 
weitere Mitglieder find nur zufällig am Erſcheinen verhindert wor: 
ben, fo baß bie Manifeftation auf mehr als % ſämmtlicher Stänbe: 
mitglieber beruht. — Baron v. Scheel-Pleſſen, Baron Blome und 


G.Rath Rötgers erlaffen eine Erklärung, warum fie nicht Theil nehmen. 

Eingabe an dieBunbesverfammlung: „... Während ſelbſt unter 
däniſcher Herrichaft die Stände orbnungsgemäß zufammentreten und wenig- 
ftens Klage über die Unbill, die dem Lande. widerfuhr, und Proteſt wiber das 
Unrecht, das bemjelben drohte, erheben konnten, ift bas Land, jeitbem es in 
beutjche Hänbe übergegangen ift, noch nicht gehört. Man hat feine Grängen ver: 
ändert, man bat ibm im raſchen Wechſel verſchiedene Negierungen gegeben, 
man batin die Verwaltung und feitherige Orbnung feiner Verhältnifje tief ein- 
gegrifien, man bat über feine finanziellen Mittel verfügt, aber man bat es 
nicht für nöthig gehalten, das Land in feiner Vertretung zu vernehmen... 
Sept ift ber Augenblid gefommen, wo wir glauben, nicht länger ſchweigen zu 
bürfen.... Die unterzeichneten Abgeordneten haben es für ihre Pflicht ge: 
halten, bemjenigen, was in biefem Augenblid die Herzen ber Bevölkerung 
Schleswig⸗Holſteins in einer an Einftimmigfeit grenzenden Mehrzahl bewegt, 
einen Ausdrud zu geben. Sie find ber feten Veberzeugung, daß das geſchieht, 
wenn fie Namens des Landes Proteft einlegen gegen bie dem Lanbesrechte 
zuwiberlaufende Trennung ber Herzogthümer Schleswig: Holflein; wenn fie 
mit Entichiebenheit forbern, baß das Land in feiner Vertretung über feine 
eigenen Angelegenheiten gehört werde, und babei erflären, baf fie jebe Ab- 
machung, welde ohne Mitwirkung ber Landesvertretung getroffen würde, ale 
niht zu Recht beſtehend anſehen; unb wenn fienoh einmal laut und 
feierlich es ausſprechen, daß fie nur in bem Herzog Friebrid 
von Schleswig-Holftein ben eregtigten ganbdbesherrn erken— 
nen. Unter Hinweiſung auf bas Gefagte ftellen die Unterzeichneten ben ehr: 
exbietigften Antrag: Eine hohe Bunbdesverfammlung wolle bahin wirken, 
en das Recht unferes Landes ohne weiteren DBerzug feine Anerfennung 

nbe”. 

„ » Hauptverfammlung bes Guſtab-Adolfs⸗Vereins in Dresden. 

8. „ (Schleswig-Holftein). 177 Delegirte von 110 Schleswig: 
Holftein:Vereinen (darunter 37 aus Schleswig) beſchließen einftim- 
mig ihre Uebereinftimmung mit ber Erklärung ber 31 holſt. Abge⸗ 
ordneten vom 6. Sept. 
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11. Sept. Generalverfanmlung der Tat. Vereine Deutfchlands in Trier. 


13. 


S 


14. 


Diefelbe wird auch von Tarteigenoffen aus Belgien und aus Frank⸗ 
reich zahlreich befucht. Die Verfammlung befchließt, eine Deputation 
an den Erzbifchof von Freiburg abzufenben, um ihm ben ‘Dank ber 
Berfammlung für feine Haltung im badiſchen Schulftreit auszubrüden 
und faßt folgende Refolutionen: 


„Die Berfammlung erfennt es als firenge Gewiffenspflicht Tatholifcher El⸗ 

tern, ihre Kinder nicht in eine Schule und zu Lehrern zu fchidlen, welche für 
bie Tatholiihe Erziehung ber Kinder nicht genügende Garantie bieten; das 
Unterrihtsmonopol bes Staates, ein Erzeugniß bes abfoluten Polizei⸗ 
flaates, iſt unverträglich mit ber Selbſtändigkeit, ber höchſten Aufgabe und 
bem wefentlichen Rechte ber Kirche, unverträglich mit ber chriftlichen Gewiſſens⸗ 
freiheit und überfchreitet die natürlichen Grenzen ber Staatscompetenz über: 
haupt, befonders aberim paritätiihen Staat. Die Generalverfammlung pro: 
teftirt daher gegen dieſes Monopol und bezeichnet e8 als eine ber wichtigften 
Pflichten ber Katholifen, durch alle rechtmäßigen Mittel bie Lehr: und Uns 
terrichtsfreiheit fih und ihrer Kirche zu erringen. Die Verwendung 
Tatholiicher Fonds und der Steuern bes Tatbolifhen Volles zur Bezahlung 
unfatholiiher Lehrer und Profeſſoren und Verbreitung unfatholifcher Lehren 
ift eine ſchwere Rechtsverletzung, die an den Katholifen begangen wird. Die 
@eneralverfammlung hofft, baß diejenigen, bie dazu berufen find, nöthigens 
falls auch die Hülfe ber Serichte dagegen anrufen werben”. — „Die Katho⸗ 
liken Deutichlanbs Haben von bem Vorgange zwiſchen ber baher iſchen Re⸗ 
gierung und bem Biſchof von Speyer in Sachen ber Speyerer Seminar: 
frage mit tiefem Schmerze Kenntniß genommen und in biefem Falle eine Be: 
einträchtigung ber Lehrfreiheit unb Rechte bes Cpiscopats in Erziehung und 
Bildung bes Elerus erkennen müffen. Da biefe Sache jedoch dem Urtbeils: 
fpruche des Papftes unterliegt, fo glaubt die Generalverfammlung in biefem 
Umſtande bie fihere Gewähr erbliden zu bürfen, daß bem Rechte ber Sieg 
nicht entgehen werde“. 
„ (Scäleswig:-Holftein). Stäbtetag in Neumünſter. Es find 
über % aller Städte und Flecken vertreten: 27 Städte und Flecken 
durch 46 Delegirte, 9 weitere durch ſchriftliche Beitrittserflärungen. 
Einftimmig wirb beſchloſſen: 

„Wir bie Deputirten ber gewählten Vertreter ber Bürgerfchaften in ben 
unterzeichneten fchlesmwig = holfteinifchen Städten und Kleden erflären: Wir 
treten ben in ber Eingabe von Mitgliebern ber holſteiniſchen Ständeverſamm⸗ 
Iung an bie beutfche Bunbesverfammlung vom 6. Dec. enthaltenen Erklä⸗ 
rungen ihrem ganzen Inhalte nach bei. Die jetzt berbeigeführte Trennung 
ber Herzogthümer Schleswig-Holftein ift eine ſchwere Verlekung ber Landes: 
rechte. Keine Verfügung über das Land ohne Mitwirfung ber Landesver⸗ 
tretung Tann ale zu Recht beftehenb gelten. Nur in bem Herzoge Friedrich 
zu Schleswig⸗Holſtein erfennen wir ben berechtigten Landesherrn”. 


„ (Holftein). Zwei Sompagnien bes preuß. Seebataillons treffen 
in Kiel ein. 

„ (Schleswig). ine k. preuß. Cabinetsorbre ernennt ben (feiner 
Zeit entichieben däniſch gefinnten) Hugo von Scheel-Plefien zum 
Amtmann von Gottorff und Hütten. 

„ Breußen) ſchleppt den in Rendsburg aufgehobenen Redacteur 
May noch vor feiner Räumung Holfteins nach Perleberg, wo er an 
bas bortige Kreisgericht abgeliefert wirb, nachdem bas Berliner Kam: 
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mergericht vom 13. d. M. die Verhaftung desſelben für begründet 
erklaͤrt hat. 

14. Sept. (Schleswig-Holſtein). Der öſterr. Civilcommiſſär, Frhr. v. 
Halbhuber, verläßt die Herzogthümer und kehrt wieder nach Wien 
zurüd. 

„ u (Scäleswig-Holftein). Auflöfung ber bisherigen Lanbesre- 
gierung. Bon ben 6 Mitgliebern gehen 4 in bie neue holfteinifche 
über, 1 fehrt ins App.Gericht von Flensburg zuräd, 1 (v. Rumohr) 
bleibt Hrn. v. Zedlitz. 

„» nn Maffau). Die Regierung Winter zieht die von ber Regierung 
Werren eingeleitete gerichtliche Verfolgung bes Abg. Schenk megen 
Aeußerungen besjelben in ber II. Kammer zurüd. 

— „ODeſterreich-Preußen). Nachdem fi bie offic. preußifchen 
Blätter bisher über bie Bedeutung der Gaſteiner Convention fehr 
zurückhaltend geäußert und nur an das Wort Bismards von 1863 
erinnert hatten, „wer Schleswig hat, hat auch Holftein“, bricht bie 
office. Prov.⸗Corr. endlich offen heraus: Defterreich hat bie wefent: 
lichiten Februarforberungen ſchon jet zugeſtanden und ift ferner bie 
Einfegung eines andern Regiments (de8 Auguftenburgers) in den 
Herzogthümern nun nit mehr fraglid. Die Wiener „Debatte“ 
aber gefteht in einem offic. Artikel offen ein, daß die Gajteiner Eon: 
vention geſchloſſen wurbe, weil ber Krieg für Defterreih eine Un: 
 möglichfeit war. 

15. „ (Preußen) Rede bes neuen Gouverneurs von Schleswig, 
Generals v. Manteuffel, an bas äfterr. und preuß. Officierscorps in 
Kiel gegen die beutfhe Tricolore („Aus Schwarzweiß und Schwarz: 
gelb entfteht eine Tricolore, welche die einzig wahre, in ben Herzog: 
thümern allein berechtigte if. Für fie ftirbt jeber brave Sfterrei: 
chiſche und preußifhe Soldat fehr gern. Eine andere Tricolore gibt 
es freilich, die aus dem Koth des Jahres 1848 hervorgegangen ilt, 
aber biefe, das Symbol bes Aufruhrs und des Verraths, verbient, 
baß fie wieder in ben Koth getreten werde”). 

„ u» (Säleswig-Holftein). Die Herzogthümer werben nad) ber 
Safteiner Convention auseinander geriffen. Schleswig wirb von 
Preußen regiert, das ben Gen. Manteuffel zum „Gouverneur“ er: 
nennt und ihm den Hru. v. Zedlitz als Givilcommiffär an ber Seite 
läßt; Holftein fällt an Defterreih, das den Hrn. v. Halbhuber fallen 
läßt und ben F. M.L. v. Gablenz zum „Statthalter” mit militärifchen 
unb bürgerliden Vollmachten bezeichnet. 

„ » (Solftein). Antrittsprockamation bes neuen öſterr. Statthaltere 
Gablenz und Einfegung einer „herzogl.“ Lanbesregierung: 

. Einwohner bes Herzogthums Holſtein! Wir find einander nit un 
befannt, denn noch ift es nicht lange ber, daß ich ſo glüdlid war, euer fchönes 
und gefegnetes Land zu beitreten, um an ber Spike eines Taiferl. — 


im Verein mit ben alliirten k. preuß. Truppen in ben Kampf zu geben, 
eure nationale Unabhängigkeit zur Folge gehabt Bat. Ich hoffe als Faifert 
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Statthalter auf dasſelbe Entgegentommen von euch, wie es damals bie kaiſer⸗ 
lichen Fahnen fanden. Mit voller Zuverficht zähle ih auch biesinal auf euren 
oft erprobten befonnenen Charakter, auf euren Sinn für Gefehlichfeit. Diele 
zuperfichtliche Hoffnung erleichtert mir bie Webernahme meiner jegigen Miſſion, 
beren Schwierigkeiten ich nicht verkenne — Schwierigkeiten, die jedoch durch 
eure ruhige und von wahrem Patriotismus bejeelte Haltung überwunben 
werben können. Mit aller Entjchiedenheit will ich meinerjeits die unter euch 
fo Hoch ausgebildete Selbfivermaltung aufrecht erhalten und die Landes⸗ 
finder vor Allem babei mitwirfen laffen. Ich verfpreche euch bie gemifjen- 
bajte Anwendung ber beſtehenden Geſetze, die möglichfte Förderung eures 
geiftigen und materiellen Wohle, energifchen und fchnellen Vollzug ber Ad» 
miniftration und firenge Handhabung einer unparteiiichen Rechtspflege. zum 
Zweck eines geregelten und ununterbrochenen Gefchäftsgangs erlafje ich gleich» 
zeitig die erforderlichen Verorbnungen, wodurch für mic bie Grundlage ge: 
wonnen wird, um ben wirklichen Bebürfnilfen bes Landes Rechnung tragen 
zu Tünnen. Ten Befugnifien ber entfheidbenden Politik fern- 
ſtehend, befeelt mich allein der Gedanke, jedem Barteigetrieb fremb, unab⸗ 
Läfjig nur bie Entwidlung der Wohlfahrt dieſes Landes anzuftreben und durch 
das Vertrauen ber Bevölkerung geftübt, ben berechtigten Wünſchen besjelben 
enigegenzufommen.‘ 


15. Sept. (Schleswig) Antrittsproclamation bes neuen preußiſchen 


Gouverneurs Manteuffel und Belanntimahung bes Frhrn. dv. Zeblik 
über die neue Regierung des Herzogthums: 

„Sinwohner des Herzogtfums Schleswig! Durch den Vertrag von Gaflein 
jeid Ahr bemnächft einer befondern Verwaltung unter ber Autorität Se. Maj. 
des Königs von Preußen überwiefen worden. Tas Wort preußiiche Verwal: 
tung fchließt ben Gedanken: „Gerechtigkeit, Öffentliche Ordnung, Beförderung 
der allgemeinen Wohlfahrt” in fich ein. Indem ich auf Befehl Se. Maj. bes 
Königs von Preußen heute das Gouvernement bed Herzogthums übernehme, 
verfpredhe ich Euch zugleich volle Verüdfichtigung Gurer eigenen Intereſſen. 
Ich erwarte von Euch Gehorſam gegen bie Befehle Er. Majeſtät und Ber: 
trauen”. 

Regelung ber Civilverwaltung bes Herzogthums Schles— 

wig: „... Der britten Section, . beren Vorftanb ber Regierungsaſſeſſor v. 
Richthofen ift, werben alle Militärangelegenheiten zugetheilt, fo weit bie Civil: 
verwaltung babei concurrirt, eimichließlich des Aushebungsgefeges und 
des Erpropriationsverfahrens für Grundftüde, die zu fortificatorifchen und 
militärifchen Zwecken erforderlich find, unb außerdem bie bisciplinarifchen 
und dconomijchen Angelegenheiten ber Genbarmerie. .. .” 
„ (2auenburg). Der König von Preußen ergreift nad) ber Ga: 
fteiner Convention Befiß von bem Herzogthum und läßt durch ben 
gew. Staatsminifter Grafen Arnim-Boytzenburg die oberften Behörden 
bes Landes für ihn in Eid und Pflicht nehmen. 

Befibergreifungspatent v. 13. Sept.: „Wir Wilhelm von Gottes 
Gnaben König von Preußen ꝛc., thun hiermit Sebermann funb und zu willen: 
Nachdem Se- Maf. König Ehriftian IX. von Dänemark in dem zu Wien am 
30. October abgefchloffenen Friedenstractate feine Rechte an das Herzogthum 
Yauenburg an Uns und Se. Maj. den Kaifer von Defterreich —— — 
abgetreten; und nachdem Se. Maj. der Kaiſer Franz Joſeph J. von Oeſterreich 
feinen Antheil an dieſen Rechten durch die am 14. Auguft d. Jahres zu Ga⸗ 
ſtein verabredete und am 20. desſelben Monats zu Salzburg zwiſchen Uns 
abgeſchloſſene Vereinbarung, welche durch unſere Civilcommiſſarien unter dem 
5. d. M. zur öffentlichen Kenntniß gebracht iſt, Ans überlaſſen bat: jo neh⸗ 
men Wir, in Erfüllung des von der lauen burgiſchen Landes⸗ 
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vertretung ausgeſprochenen Wunſches, dieſes Herzogthum in Kraft 
bes gegenwärtigen Patentes mit allen Rechten ber Landeshoheit und Ober— 
herrlichkeit in Beſitz, fügen Unſeren Titeln den eines Herzogs von Lauenburg 
bei und wollen, daß das Herzogthum Lauenburg in Unſerem Königlichen 
Hauſe nach den für die Succeſſion in die Krone Preußen beſtehenden Grund⸗ 
ſätzen vererben fol. Wir entbieten allen Einwohnern bes Herzogthums Un: 
jeren landesväterlichen Gruß und gebieten ihnen, Uns fortan als ihren recht: 
mäßigen Landesherrn anzuerkennen, Uns und Unfern Nachfolgern ben Eid 
ber Treue zu leiften und Unieren Geſetzen und Anordnungen nadyzuleben, wo: 
gegen Wir fie Unferes Ianbesherrlihen Schutzes verfichern und verſprechen, daß 
Wir fie gerecht regieren, ba Lanb und feine Bewohner bei ihren wohler- 
worbenen Rechten ſchützen und Unfere Ianbespäterlihe Fürſorge auf bie 
Moblfahrt berfelben richten wollen. Zu Unferem Minifter für Lauenburg 
haben Wir Unferen Deinifter-PBräfidenten und Minifter ber auswärtigen An: 
gelegenheiten, v. Bismard-Schönhaufen, ernannt unb bemjelben befoblen, bie 
Regierung nah Mafgabe ber im Herzogthum beftebenben Sefege und 
Landesorbnungen zu führen, wollen auch alle Beamten bes Herzogtums, 
nachdem Uns biefelben ben Eid ber Treue geleiftet haben werden, in ihren 
Anftelungen beftätigen und belaffen.. .“ 


15. Sept. (Hamburg). Die bolfteiniihe Telegraphenftation wird von 


18. 


2 
> 


R 


der neuen öſterr. Regierung in Holſtein (nach dem früheren Vertrage 
zwiſchen den Bundescommiſſären und Hamburg) an Hamburg wieder 
überlaſſen. 

„ (Preußen). Hr. v. Bismarck wird in ben Grafenſtand erhoben. 
„ (Scäleswig-Holftein). ine preuß. abinetsorbre regelt 
den allfälligen Eintritt von Schülern ſchleswig'ſcher und holſtein'ſcher 
Gymnaſien in bag preuß. Heer für und fpäter in ben preuß. Civildienft. 
» (Schleswig). Der Prinz v. Hohenlohe wird von Preußen ab: 
berufen. Eine Reihe von Beamteten werben wegen auguftenburgifcher 
Geſinnung ihrer Stellen enthoben und follen dur früher däniſch 
GSefinnte und Werkzeuge der däniſchen Gewaltsherrſchaft erfeht mer: 
ben; doch tritt in Folge allgemeiner Aufregung gegen biefe Reftau: 
ration vorerft in ben Ernennungen ein Stillſtand ein. 

„ (Holftein). Der öſterr. Statthalter verlangt von den Beam: 
teten folgendes Gelöbniß: 

„Ich gelobe hiemit an Eibesftatt, daß ich die Pflichten bes mir von Sr. 
Ere. dem kaiſ. königl. Hrn. Statthalter für das Herzogthum Holflein anver: 
trauten Amtes treu und reblich erfüllen werde.“ 

„ (Säleswig). Der preuß. Gouverneur Manteuffel verlangt 
von den Beamteten folgenden Revers: 

„SH veriprehe, daß ih Sr. Maj. dem Könige von Preußen unb ben 
von Allerhöchſtdemſelben eingefegten Autoritäten bes Herzogthums Schles: 
wigs Gehorfam Teiften und mich bei meiner Amtsführung von feiner Seite 
beeinflufjen Taffen will.“ 

»„ (Breußen) bezahlt die in ber Gafteiner Convention ftipulirte 
Rauffumme für Lauenburg an Oeſterreich, vorläufig aus ben Kron⸗ 
fibetcommißfonds. 

»„ (Lauenburg). AZufammentritt bes Lanbesconvents (Ritter: und 
Landſchaft) in Ratzeburg. Die Majorität erhebt gegen die Ausbrüde 
des Bejigergreifungspatents bes Königs von Preußen vom 13.115. d. M. 
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Bedenken und vermißt darin ſowohl bie ausdrückliche Beſtätigung des 
Landesreceſſes vom 15. Sept. 1702 (welcher der Ritterſchaft die 
umfaſſendſten Vorrechte ſichert) als diejenige des Patentes vom 20. 
Dec. 1853 (daß den Lande auch künftighin eine Regierung, ein Conſiſto⸗ 
rium und ein Hofgericht verbleiben folle) und befchließt gegen eine 
fleine borzugsmeife aus den bäuerlihen Deputirten bejtehende Mino⸗ 
rität, das neue Minifterium für Lauenburg (Bismarck) zu erjudhen, 
„daß er die namhafte Beitätigung dieſer beiden Privilegien bei Sr. 
Maj. dem Könige veranlafle.“ 

18. Sept. (Württemberg). Generalverfammlung des mürtt. Handels: 
vereing in Reutlingen. Derfelbe ſpricht fi einftimmig für einen 
Sandelsvertrag mit alien aus. 

» » (Kurdefjen). Der von ber Stänbeverfammlung (j. 11. April) 
amenbirte Geſetzesentwurf über Ausübung der Jagdrechte wirb nun 
mehr, in Folge bes Erkenntniffes des oberften Gerichtshofes vom 
30. Aug., vom Kurfürjten genehmigt und verfündet, um ber ein- 
fachen Wiederherftellung des Jagdgeſetzes von 1848 zu entgehen. 

„  „  Verfammlung von demokratiſch gefinnten Parteiführern aus verſchie⸗ 
benen Staaten inDarmitabt in Folge vorhergegangener Einlabung. Die 
Berfammlung kann ſich über ein Programm vorerſt noch nicht einigen und 
es wird lediglich beichlofjen, ven Wunſch auszuſprechen, e8 „möge bie bevor- 
ftehende Abg.-Verfammlung in Frankfurt die fchleswig-holft. Frage 
nit einfeitig, fondern im Zuſammenhang mit der von ihr untrenn- 
baren beutihen Trage behandeln“. Am folgenden Tage wird in 
engerem Kreiſe das Somite der Yandesverfammlungen ber VBolfspartei 
in Württemberg mit der Ausarbeitung eines Programm:Entwurfs 
beauftragt, der Nürnberger Volfsverein proviforiih als Vorort auf: 
geftellt und beſchloſſen, auf Grund ber an das Gomitd bes Nürn- 
berger Volksvereins einlaufenden Erklärungen, Zuftimmung oder Ab: 
änderungsvorfchlägen, zu einer bie Partei (nicht einen neuen Verein) 
eonftituirenden Verſammlung von Delegirten zur paflenden Zeit nad) 
Nürnberg einzuladen. Das Comité der Landeöverjammlungen 
der Volkspartei in Württemberg tritt darauf am 25. Sept. in 
Stuttgart zufammen und beſchließt unter dem Vorfite bes bg. 
Oeſterlen: 

Programm-Entwurf einer deutſchen Volkspartei: „i) Des 
mokratiſche Grundlage der Verfaſſung und Verwaltung der deutſchen Einzel⸗ 
ſtaaten, allgemeines und direftes Wahlrecht, parlamentariſche Regierung ; Selbſt⸗ 
verwaltung bes Volfes in ben Gemeinde: und Bezirksverbänden; Volfsbildung, 
Trennung ber Schule von ber Kirche; Freiheit ber Preife, ber Verſammlungen 
und ber Vereine; Befeitigung der in Bezug auf die arbeitenden Klaffen noch 
beſtehenden gefeblichen Ungleichheiten und ber Hindernifje einer freien volks⸗ 
wirtbfchaftlihen Entwidelung; Reform des Militärweſens, allgemeine Wehr: 
pfliht. 2) Föderative Verbindung des Kinzeljtaaten unter fi mit einer 
über den Regierungen berjelben flehenden Gentralgewalt und Parlament. 
Keine preußifche, keine öflerreihifche Spitze! 3) Gegenfeitige Anerkennung 
ber Principien ber Nationalität und bes Selbitbefliimmungsrechtes, ber Freiheit 

- und Gerechtigkeit im Verkehr mit anderen Nationen,“ 
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vertretung ausgeſprochenen Wunſches, dieſes Herzogthum in Kraft 
bes gegenwärtigen Patentes mit allen Rechten ber Landeshoheit und ber: 
berrlicfeit in Befiß, fügen Unferen Titeln ben eines Herzogs von Lauenburg 
bei unb wollen, baß das Herzogthum Lauenburg in Unferem Königlichen 
Haufe nach den für die Succeflion in die Krone Preußen beftehenden Grund: 
fügen vererben fol. Wir entbieten allen Einwohnern bes Herzogthums Un⸗ 
feren landesväterlichen Gruß und gebieten ihnen, Uns fortan als ihren recht: 
mäßigen Landesheren anzuerkennen, Uns und Unſern Nachfolgern ben Eib 
ber Treue zu leiften und Unferen Geſetzen und Anordnungen nacdhzuleben, wo: 
gegen Wir fie Unferes landesherrlichen Schutzes verfihern und verſprechen, daß 
Wir fie gerecht regieren, bag Land und feine Bewohner bei ihren wohler⸗ 
worbenen Rechten ſchützen und Unſere Tandesväterliche Fürforge auf bie 
Wohlfahrt berfelben richten wollen. Zu Unferem Deiniiter für Lauenburg 
haben Wir Unferen Drinifter-Bräfidenten und Minifter der auswärtigen An: 
gelegenheiten, v. Bismard-Schönhaufen, ernannt und bemfelben befohlen, bie 
Regierung nah Maßgabe ber im Herzogthum beftebenden Geſetze und 
Landesorbnungen zu führen, wollen auch alle Beamten des Herzogthums, 
nachdem Uns biejelben ben Eib ber Treue geleiftet haben werden, in ihren 
Anftellungen beftätigen und belaflen.. .“ 


15. Sept. (Hamburg). Die holfteiniiche Telegraphenftation wirb von 


16. 


18. 


S 


S 


ber neuen dfterr. Regierung in Holftein (nach dem früheren Vertrage 
zwilchen ben Bunbescommiflären und Hamburg) an Hamburg mieber 
überlaffen. 

„ (Preußen). Hr. v. Bismarck wird in den Grafenftand erhoben. 
„ (Scäleswig:-Holftein). Eine preuß. Cabinetsorbre regelt 
den allfälligen Eintritt von Schülern ſchleswig'ſcher und holſtein'ſcher 
Gymnaſien in bas preuß. Heer für und fpäter in ben preuß. Civildienſt. 
„ (Schleswig). Der Prinz v. Hohenlohe wirb von Preußen ab: 
berufen. Cine Reihe von Beamteten werben wegen auguftenburgifcher 
Geſinnung ihrer Stellen enthoben und follen durch früher däniſch 
GSefinnte und Werkzeuge der däniſchen Gewaltsherrſchaft erſetzt mer: 
ben; doch tritt in Folge allgemeiner Aufregung gegen dieſe Reftau: 
ration borerft in ben Ernennungen ein Stillitand ein. 

„ (Holitein). Der öſterr. Statthalter verlangt von den Beam: 
teten folgendes Gelöbniß: 

„Ich gelobe hiemit an Eidesſtatt, daß ich die Pflichten bes mir von Sr. 
Ere. dem kaiſ. königl. Hrn. Statthalter für das Herzogthum Holftein anver: 
trauten Amtes treu und reblich erfüllen werbe.“ 

„ (Schleswig). Der preuß. Gouverneur Manteuffel verlangt 
von ben Beamteten folgenden Revers: 

„Ih verſpreche, daß ih Sr. Maj. dem Könige von Preußen unb ben 
von Allerhöchftbemfelben eingefeßten Autoritäten bes Herzogthums Gchlee: 
wigs Gehorfam leiſten und mid bei meiner Amtsführung von feiner Seite 
beeinfluffen Taffen will.“ 

„ (Breußen) bezahlt die in ber Gafteiner Convention Ttipulirte 
Kaufſumme für Lauenburg an Defterreih, vorläufig aus den Kron- 
fideicommißfonds. 

»„ (Lauenburg). Zuſammentritt bes Landesconvents (Ritter⸗ und 
Landſchaft) in Ratzeburg. Die Majorität erhebt gegen die Ausdrücke 
des Beſitzergreifungspatents bes Königs von Preußen vom 13.115. d. M. 
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Bedenken und vermißt darin ſowohl die ausdrückliche Beſtätigung des 
Landesreceſſes vom 15. Sept. 1702 (welcher der Ritterſchaft die 
umfaſſendſten Vorrechte ſichert) als diejenige des Patentes vom 20. 
Dec. 1853 (daß dem Lande auch künftighin eine Regierung, ein Conſiſto⸗ 
rium und ein Sofgericht verbleiben folle) und beichließt gegen eine 
kleine vorzugsweiſe aus ben bäuerlichen Deputirten beſtehende Mino⸗ 
rität, das neue Minifterium für Lauenburg (Bismard) zu erfuchen, 
„daß er die namhafte Beitätigung biefer beiden Privilegien bei Sr. 
Mai. dem Könige veranlafje.“ 

418, Sept. (Württemberg). Generalverfammlung des mwürtt. Handels⸗ 
vereins in Reutlingen. Derjelbe ſpricht fih einſtimmig für einen 
Hanbelsvertrag mit Stalien aus. 

» n (Kurhefjen). Der von ber Ständeverfammlung (|. 11. April) 
amenbirte Gefeßesentwurf über Ausübung der Jagdrechte wird nun: 
mehr, in Folge bes Erkenntniſſes bes oberften Gerichtshofes nom 
30. Aug., vom Kurfürjten genehmigt und verkündet, um ber ein- 
fachen Wiederherftellung bes Jagdgeſetzes von 1848 zu entgehen. 

„ „m Berfammlung von demokratiſch gefinnten Parteiführern aus verſchie⸗ 
benen Staaten in Darmſtadt in Folge vorhergegangener Einlabung. Die 
Berfammlung Tann ſich über ein Programm vorerft noch nicht einigen und 
es wird lediglich beichloffen, den Wunſch auszusprechen, e8 „möge bie bevor- 
ftehende Abg.Verſammlung in Frankfurt die fchleswig-holft. Frage 
nicht einfeitig, fondern im Zuſammenhang mit der von ihr untrenn- 
baren beutfhen Frage behandeln“. Am folgenden Tage wird in 
engerem Kreiſe das Gomite der Kanbesverfammlungen ber Volkspartei 
in Württemberg mit der Ausarbeitung eines Programm-Entwurfs 
beauftragt, der Nürnberger Volksverein proviſoriſch als Vorort auf: 
geftellt und beichlofien, auf Grund der an das Gomitd bes Nürn- 
berger Volksvereins einlaufenden Erklärungen, Zuſtimmung oder Ab⸗ 
änderungsporfchlägen, zu einer bie Partei (nicht einen neuen Verein) 
eonftituirenden Verſammlung von Delegirten zur paſſenden Zeit nad) 
Nürnberg einzuladen. Das Comité ber Landesverjammlungen 
der Volfspartei in Württemberg tritt darauf am 25. Sept. in 
Stuttgart zufammen und beſchließt unter dem Vorſitze des Abg. 
Oeſterlen: 

Programm-Entwurf einer deutſchen Volkspartei: „l) Des 
mokratiſche Grundlage ber Verfaſſung und Verwaltung ber deutſchen Einzel⸗ 
ftaaten, allgemeines und bireftes Wahlrecht, parlamentarifche Regierung ; Selbſt⸗ 
verwaltung bes Volkes in den Gemeinde: und Bezirksverbänden; Volksbildung, 
Trennung ber Schule von ber Kirche; Freiheit ber Vrefie, ber Berfammlungen 
unb ber Vereine; Befeitigung ber in Bezug auf bie arbeitenden Klaffen noch 
beftehenden gefetlichen Ungleichheiten und der Hinberniffe einer freien volfs= 
wirthſchaftlichen Entwidelung; Reform des Militärmejens, allgemeine Wehr: 
pfliht. 2) Föderative Verbindung des Kinzeljtaaten unter fi mit einer 
über ben Regierungen berjelben flehenden Gentralgewalt und Parlament. 
Keine preußifche, Feine öflerreihifche Spike! 3) Gegenfeitige Anerkennung 
ber Principien ber Nationalität und bes Selbftbeftimmungsrechtes, ber Freiheit 

- unb Gerechtigkeit im Verkehr mit anderen Nationen,“ 
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Motivirung: „Die ſchlesw.⸗holſt. Angelegenheit wird nur im Zu⸗ 
ſammenhange mit der deutſchen Verfaſſungsreform definitiv geordnet werden 
Das dem Frankfurter Fürſtentage vorgelegte Reformprojekt Oeſterreichs iſt, 
wie der Verſuch einer Reform im Wege der Ausſchließung Oeſterreichs und der 
Unterordnung bes übrigen Deutſchlands unter die preußiſcheSpitze erfolglos geweſen. 
Der Reformverein und ber Nationalverein ſcheinen ihrer Auflöfung nahe zu 
fein. Die Heberzeugung verbreitet fih, daß auf ben eingeichlagenen Wegen das 
Einheitsftreben der Nation nicht ſowohl befriedigt, al8 im Intereſſe der Macht 
vergrößerung bes einen ober andern deutſchen Großftaats benüst werben fol. 
Die Einigung zwifchen Preußen und Defterreich geftattet dem Bunde nur ein 
Scheinleben unb gefährdet, wenn fie Beſtand haben follte, bie Zukunft Deutſch⸗ 
lands mehr als ihr Zwieſpalt. Man Tann es beflagen, aber nicht beftreiten : 
jener Sonbergeift, welcher bie Ausbildung der Xanbesherrlichfeit in Deutichland 
begünftigt und bie Auflöfung des beutfchen Reichs mit herbeigeführt bat, ift 
noch beute in ben fouveränen Ginzelftaaten lebendig; er wiberftrebt in noch 
höherem Grabe, ald ber Einheit bes alten Neiche, ber Unterwerfung bes 
ſchwächeren Einzelftaats unter ben mädhtigeren. Die Einheit in biefer Form 
kann nicht im Wege der moralifhen Eroberung, fondern nur durch Gewalt, 
„mit Eifen und Blut”, berzuftellen verfucht werden. Der Verfuh müßte aber, 
ba bie Einheit nicht weiter ſich erſtrecken würde als bie Gewalt, zur Aer: 
reißung Deutſchlande und überbieß zur Einmiſchung bes Auslands führen. 
Die gefchichtliche Aufgabe unjerer Zeit ift, jenen Sondergeijt, anftatt gewaltfan 
zu unterbrüden, mit der Idee ber politifchen Einheit der Nation zu verföhnen. 
Diefe Verföhnung ift nur in ber föderativen Verfaffung Deutſch— 
lands möglich; fie allein entipricht ber Eigenart ber beusichen Nation und 
geftattet eine Vereinigung wenigftens derjenigen einzelnen Glieber, welche das 
Bebürfniß, einem größeren politiihen Ganzen anzugehören, fühlen, ohne es 
durch ihr Aufgehen in einem mädtigen Einzelſtaat befriedigen zu wollen. 
Selbſt unter den Stammesgenofjen in ben zur Zeit beftehenden beutfchen 
Großftaaten hat das moderne Großmachtsbewußtſein das beutfhe Wefen und 
die geſchichtlichen Erinnerungen nicht fo ganz verbrängt, daß nicht eine jolde 
Föderation Sympathie und Unterftügung fände und die Hofinung begründet 
wäre, biefelbe werbe mit ber Zeit die gefammte Nation umfaflen. Nur im 
föderativer Form kann die gefammte beutiche Nation ihre getrennten Glieder 
einigen, ohne die Eiferfuht und Einmiſchung bes Auslands bervorzurufen, 
und ben übrigen Nationen friedlic bie Hand zur gemeinfchaftlichen Löſung 
ber großen Aufgaben unjerer Zeit reihen. Wenn die Herftellung der Ein- 

eit Deutfchlands in der Form der Unterordunng unter einen mächtigen Einzel⸗ 
—* nur im Wege ber Gewalt verſucht werden kann, fo kann bie Einheit 
in jöberativer Form nur auf bem, dem bemofratifchen Geifte der Zeit allein ent: 
ſprechenden Wege der Freiheit und der Selbitbeflimmung ber ein: 
zelnen Bunbesglieber verwirklicht werden. Der bemofratifche Fortſchritt in 
den Berfafjungs- und Verwaltungszuftänden der deutſchen Einzelſtaaten iſt 
baber nicht bloß Zwed für fi, fondern das widtigfte Mittel zur 
Erreichung bes großen nationalen Zieles ſelbſt. Es gibt Fein Mittelbing 
zwifchen dem vergrößerten preußiichen Ginzelftaate bes Herrn v. Bismard 
und dem öberativftaat der Demokratie; die Enticheidbung für und wiber 
kann nicht zweifelhaft fein. Die Einheit ift ohne Dauer und Werth, 
wenn fie nicht das Probuft ber Freiheit if. Es ift an ber Zeit, daß 
die unbeilvolle Zerfahrenheit endige, welche bie Parteien bes Fortichritts in 
Deutichland fo lange beherrſcht. Alle, welche ein freies und einiges Vaterland 
wollen, mögen fie bem Nationale oder Reformverein angehört haben, ober 
biefen Vereinen ferne geblieben fein, müffen fi) unter den jegigen kritiſchen 
Berhältniffen aufgefordert fühlen, mit Hintanfegung untergeorbneter Meinungs: 
verjchiebenheiten, thatkräftig zuſammen zu wirken; droht doch das unbeutiche 
Bündniß zwiſchen Preußen und Oeſterreich in der Sache ber Herzogthümer 
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zu einem Bunde ber Reaction gegen bie conftitutionellen Rechte und Freiheiten 
in Deutfchland überhaupt zu werben. Die beutiche Volkspartei ſtützt ſich auf 
das Volk, nicht auf die Gabinette. So wünfchenswerth ihr zur Abwehr ber Gewalt 
bie Vebereinftimmung zwifchen Volt und Regierung in ben beutichen Mittel: und 
Kleinftaaten erfcheint, fo kann fie eine andere Grunblage jener Vebereinftimmun 
doch nicht anerkennen, al8 ben bemofratifchen Fortichritt und bie —— 
| ber Wahrheit, daß die bedrohten Regierungen fi um ihrer ſelbſt, wie 
| um Schleswig⸗Holſteins willen vereinigen müflen, ben Anfang mit einer 
beutfhen Conföderation zu machen. Geſtützt aufbie Macht des Volfsgeiftes 
kann biejelbe ven Vorwurf einer beabfichtigten Anlehnung an das Ausland mit Ruhe 
zurückweiſen. Greigniffe, welche fi) weder vorausjehen, noch herbeiführen 
| laffen, werden ihren Einfluß auch auf bie Beftreburtgen ber beutihen Volks⸗ 
| partei äußern; dieſe wird in ber deutfchen Verfafjungsangelegenheit eine Initia⸗ 
| tive von Seiten ber Regierungen im Sinne bes bemofratifhen Fortſchritts 
und ber föberativen Bereinigung eintretenden Falls nicht ablehnen; aber es 
wäre nach ben gemachten Erfahrungen nicht richtig, abermals ein Programm 
| aufzuftellen, welches eine ſolche nitiative wejentlih zur Vorausiekung bat. 
Ä Ebenſo wäre verwerflih, in der Erwartung fommender Dinge in Unthätig⸗ 
| feit zu beharren, während bie Ereignifle ber Gegenwart wie bie Eventualitäten 
der Sutunft gebieten, daß man Partei nehme und fich nicht bloß bes fernen 
Ziels, fondern auch ber möglichen, dahin führenden Wege bewußt werde. Die 
| deutfche Volkspartei wird, ihrem Weſen entfprechend, nicht in ber Form eines 
| centraliftifh organifirten und birigirten Vereins nach dem Muſter bes National: 
vereins, jondern unter bem Vorbehalt von Verſammlungen ber Barteigenofjen aus 
ben verjchiebenen Ländern, vorzugsweife durch bie Thätigfeit berfelben im 
im eigenen Lande, in ber bafelbft ftattbaften und angemeffenen Weiſe, mittelft 
Berjammlungen unb Vereine, Prefje und Landesvertretung auf bie Befeitigung 
ber Hinderniſſe hinwirken, welche in ben Einzelftaaten ben freibeitlichen wie 
ben nationalen Fortfchritt hemmen.“ 


19. Sept. (Preußen) Eine Verſammlung liberaler Abgeordneter zu 

Berlin entſcheidet fih für Nichtbetheiligung an ber Ahgeorbneten- 

| verfammlung zu Frankfurt, ohne fidh indeß über eine bießfällige 
| gemeinfame Erklärung einigen zu können. 

„ Württemberg). Der offiz. Staatsanzeiger erklärt, daß ſämmt⸗ 

lihe Miniſter bez. der fchlesw.-holft. Frage einig feien. 
„ nn MRalfau) Die Regierung Winter bebt die Werren’ihen Ber: 
Ä bote und Beichränfungen politifchet Verfammlungen wieder auf und 
weist die Localftelen an, das Geſetz gleihmäßig für alle zu hand⸗ 
haben, au ohne bie äußerſte Noth ſolche Zuſammenkünfte mweber zu 
hindern noch polizeilich zu Überwachen. 

21. „ (Hannover) Graf Borries wird am Geburtstage bes 
Kronprinzen zum Präfidenten des Staatsraths, Bacmeifter zum 
Vicepräfidenten, Wermuth zum Mitgliede desjelben ernannt. “Die vier 
liberalen Diinifter verlangen in folge diefer Ernennungen ihre Entlafjung. 

"» » (Preußen). Der (feudale) „Publicift" erklärt als Vorwort 
zum neuen Quartal jeinerfeitS gauz unummunben : 

„Woran wir feftgehaften haben in biefen fieben Jahren (das Beſtehen bes 

Blattes), basift folgendes: Preußen muß in Deutſchland herrſchen 

bis zur Maingrenze. Heute liegt die Frage fo: Deutſchland mit oder ohne 


| Defterreih. Mit dem „beutichen Parlamente” und bem „beutichen Volke’ ift 
| genau jo wenig 108, wie mit bem beutfchen Bundestage. Will Preußen feine 
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Grenzen, ſei es unmittelbar ober mittelbar, an ben Main vorfchieben, fo Bat 
es dabei nichts zu erwarten, weber von einem beutichen Barlamente noch von 
einem beutichen Volle. Ob wir auch einer Ianbläufigen Phraſe damit ins 
Geſicht fchlagen, fo fagen wir body: es gibt Fein „beutiches Volk’. Nun benn: 
Preußen barf fi un dieſen Widerftanb ber allezeit zungenfertigen aber nie: 
mals opferwilligen Oppofition in den klein⸗deutſchen Barlamenten nicht febren. 
Es muß die Grenzen mindeftens feiner militärifchen Herrſchaft bis an ben 
Main verlegen; es muß dies, wenn mit Defterreich darüber Feine Ginigun 
zu erzielen ift, felbft auf bie Gefahr eines Kriegs mit Defterreih thun. Mit 
einem Worte: unſere Politit ift das Aufgehen Deutfhlands in 
Preußen und bamit bie Umgeftaltung Preußens zu Deutichland.“ 


23. Sept. Naffau). Die I. Kammer beichließt die Abjchaffung ber (über: 


24. 


„ 


bieß von ber Regierung nur einfeitig anerfannten nnd gehandhabten) 
Lebenslänglichkeit der Bürgermeifter. 

„ Der preuß. Major a. D. Graf Theodor Stolberg: Wernigerode 
überreiht bem Könige Franz II. von Neapel einen im Namen bei 
deutfhen Adels zur Huldigung dargebrachten filbernen mit koſtbaren 
Steinen reichbejegten Ehrenfhilb in Gegenwart ber Minifter und 
des Hofes im Palaſt Farneſe zu Rom. 

„Nachdem Ew. Maj. und Ihre Maj. die Königin, vor vier Jahren aus 
ben Händen bes Fürften von Saynı-Wittgenftein eine von mehreren hundert 
Edelleuten Deutſchlands unterzeichnete Adreſſe entgegenzunehmen geruhten, 
wodurch wir und erlaubten, Ihnen ben Tribut unferer Ehrfurcht darzubringen, 
zum Zeugniß, daß, wenn uns nicht beilige Bande bei unfern eigenen Fünten 
zurüdgehalten hätten, wir alle mit bem Schwert in ber Hand herbeigeeilt 
wären, uns an ber heldenmüthigen Vertbeibigung Gadta’s zu betheiligen, und 
bort für das legitime Prinzip zu flerben. . . .“ 

„ Der in Frankfurt verfammelte Ausihuß bes deutſchen Reform 
vereind erläßt eine Anſprache an jeine Parteigenofjen- und beiclickt 
auch diefes Jahr auf eine Generalverfammlung zu verzichten: 

„Das Recht Schleswig-Holfteins auf volle Selbftändigfeit und Unabhängig: 
feit, auf feinen legitimen Herzog Friedrich VIII. und auf die Geltung jeine 
Landesvertretung wird neuerdings durch bie Webereinfunft von Gaſtein aut 
fchwerite beeinträchtigt. Ueberdies ift bie Nechtsficherheit und bie reiht 
beuticher Staatsbürger burch die Verhaftung und Gefangenhaltung bes Dr. Mu 
in empoͤrender Teile verlegt. Die Beitrebungen des Reformvereing , weldk 
bie Umbildung bes deutſchen Bundes auf legalem Wege ſich zur Aufgabe ge: 
ftellt bat, find gelähmt, fo lange Ben und Volksrecht in einem beutjcen 
Lande von deutſchen Regierungen jelbft in folder Weiſe hintangeſetzt und ge: 
beugt wird. Aus diefem Grunde glaubt ber Ausſchuß im Sinne ſämmtlichet 
Bereinsmitglieber zu handeln, wenn er heute beichlofien bat, von einer Gene 
ralverfammlung bes Vereins bis weiter abzufehen". 

(Kurdeffen). 10 Abgeorbnete beſchließen in einer Verſamm 
lung bei dem Präſ. Nebelthau, fi an ber Abg.-Verſammlung in Frant: 
furt nicht zu beteiligen. 

Motive (nach Angabe der heſſ. Morg.:Ztg.): „Man war von ber Liebe: 
zeugung durchdrungen, baß bie.zwedmäßigfte Löfung jener frage im Intereſie 
Deutſchlands und der Herzogthümer SchleswigsHolftein in einer bundesflaat: 
lihen Einigung biefer mit Preußen zu finden ſei, man erfannte an, daß eine 
Einmifhung bes Auslands in biefer Angelegenheit al8 bie Ehre Deutjchlandd 
verlegend aufs Entſcheidenſte zurückzuweiſen fel; man unterfehägte am Wenig: 
fien bie hohe Bebeutung, welche ein pofitiver Ausſpruch ber Abgeordneten der 
beutfhen Staaten über bie Grundlagen ber fiantsrechtlichen Geftaltung der 
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Herzogthümer ſowohl für bie Bevdlkerung dieſer und das deutſche Volk als 
auch für das Ausland haben werde. Auf der anderen Seite aber verſchloß 
man ſich auch der Erkenntniß nicht, daß die Beſchlüſſe des bevorſtehenden Ab⸗ 
eordnetentags, ba, wie leider nicht mehr zu bezweifeln iſt, nicht blos wie 
chon früher, bie Abgeordneten Oeſterrreichs, jonbern nun auch diejenigen Preu⸗ 
Bene von bemfelben fich fern Halten werden, als ber Ausbrud des Willens 
bes deutſchen Volkes nicht werbe angefehen werben. Man war ber Anficht, 
daß vorausfichtlich erfolgloje Beichlüffe von einer politifden Berfammlung über: 
baupt, unter ben obwaltenden thatjächliden Verbhältniffen aber unb von den 
Abgeordneten eines Kleinen geographiſchen Bruchtbeild Deutſchlands um jo mehr 
zu vermeiden ſeien, als fie bie Gefahr in fidh tragen, ben Beftrebungen nad 
einer Einigung Deutichlands Hinderlich zu werben und ben Anmaßungen bes 
Auslandes Vorſchub zu leijten“. 


25. Sept. Tritter deutfher Handelstag zu Frankfurt a M. Beſchlüſſe: 


1. Handelsvertray mir Rußlanb: „Der deutfche Handelstag erflärt, 
fi mit ben Echritten, welche fein Ausfchuß zur Anbahnung eines Zoll⸗ und 
Hanbelsvertrages zwiſchen Rußland und den deutſchen Staaten getban bat, 
einverftanden ; er erachtet das Zuſtandekommen eines folden Vertrags für höchſt 
zeitgemäß und wichtig im Intereſſe ber beiden großen Länber, und fpricht ben 
angelegentlihen Wunſch aus, daß es ben betreifenden hohen Regierungen ge 
fallen möge, ihre Beftrebungen für einen Vertrag im Sinne ber Denkſchrift 
vom Febr. 1864 nachdrücklichſt fortzufeßen und möglichft bald ben Abjchluß 
desfelben herbeizuführen“. 

2. Handelsvertragmit $talien: „In Erwägung, baß bie Ausdehnung 
ber internationalen Handelsbeziehungen eine Hauptbebingung für bie wirtbfchaft: 
liche Entwicklung bes Zollvereind iſt, — daß unter benjenigen Staaten, mit wel: 
hen bie Anknüpfung folder Beziehungen fi) vorzugsweiſe empfiehlt, das König: 
reich Italien vermöge feiner progreſſiven Sonfumtiongbefähigung eine fehr bedeu⸗ 
tenbe Stelle einnimmt, — daß baher bort die Behandlung auf bem Fuße der meift: 
begünftigten Nationen jetzt und in Zukunft für unfern Handel und unfere Induſtrie 
von befonderer Wichtigkeit erfcheint, — bag, nachdem Italien mit andern con? 
currirenden Staaten bereits Verträge abgefchloflen, durch die Unterlafjung oder 
auch nur bie Verzögerung einer Gleichftellung fchon jetzt die wirthichaftlichen In⸗ 
tereffen des Zollvereins empfindlich gefchädigt werben, — daß aber eine folche 
nothwendige Gleihftellung unter ben obmaltenden Verbältniffen nur im Wege 
eines abzufchliegenden neuen Hanbelövertrags zu erlangen ift, das Zuſtande⸗ 
fommen eines ſolchen auch befanntlich keineswegs burch wirtbichaftliche Schwie⸗ 
rigfeiten , vielmehr durch ganz andere Rüdfichten (Crivägungen) bisher ver: 
hindert morben ijt — beſchließt ber Handelstag: die Regierungen bes Zoll- 
vereind dringend zu erfuchen, unter Beifeitefeßung entgegenfiehender Bebenfen 
mit dem Königreih Italien ohne Verzug einen neuen, möglichſt vortheils 
haften Hanbelsvertrag abzufchließen, durch welchen dem Zollvereine mindeftens 
alle Bortheile ber meiftbegünftigten Nation gefichert werben, und durch Förde⸗ 
tung einer Schweizer Alpenbahn die kürzeſte Verbindung mit Italien zu erfircben”. 

3. Banbelsvertrag mit ber Schweiz: 1) „Der beutfche Handelstag 
erkennt in bem Handels: und Zollvertrage mit der Schweiz eine nützliche und 
nothwendige Weiterbildung der Vverkehrsverhältniſſe des Zollvereins. 2) Die Bes 
denken, welche von einigen Regierungen gegen einzelne Punkte bes Vertrags gel: 
tenb gemacht werben, find nicht von jolcher Bedeutung, daß man nicht vertrauen 
dürfte, folche im Wege ber Uebereinkunft in Bälde befeitigt zu fehen. 3) Der 
definitive Abfchluß bes Hanbelsvertrags ift um fo nothwendiger, als von ihm 
auch das Zuftandefommen bes zwiſchen ber Schweiz und Württemberg verabs 
rebeten Nieberlaffungsvertrags abhängig ift. Ebenſo 4) erfcheint es ala bringendes 
Bebürfniß, daß, um bem vorgefehenen Anſchluß ber andern Zollvereinsſtaaten 
an biefen Nieberlaffungsvertrag zu ermöglichen, bie freiefte Bewegung in Bes 
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zug auf Gewerbebetrieb unb Nieberlafiung überall ba hergeſtellt werde, wo 
Dicleibe zur Zeit noch Beichränfungen unterworfen if”. 

4. Handelsvertrag mit Spanien: „In Crwägung, daß das König: 
reich Spanien, wie ber legthin zwifchen biefem Staate unb Frankreich abgeichlofiene 
Hanbelsvertrag darthut, jetzt bereit zu fein ſcheint, in die Bahn freierer internatio= 
naler Handelsbeziehungen zu treten, wie bies England, Frankreich, Deutſch⸗ 
land, Holland, Belgien und Ztalien gethan haben und zu hoffen if, daß Sei⸗ 
tens Spaniens ben jebt gemachten, wenn auch noch fehr beſcheidenen Anfängen 
weitere Kortjchritte folgen werben, fo wie ferner in Erwägung, daß ein Schiff: 
fahrts⸗ und Hanbelövertrag mit Spanien, welder das bortige Tifferential: 
zollſyſtem und bie hoben Eingangsabgaben zu Eunften deutſcher Schiffe und 
deutſcher Erzeugnifie befeitigen oder doch möglichft mildern würbe, beutfchem 
Schifffahrtss und Handelsverkehr und ber deutſchen Induſtrie weientlidhe För⸗ 
berung verfchaffen müßte, beſchließt der Handelstag: ber bleibende Ausichuk 
wird beauftragt, nach Sammlung und Bearbeitung ber erforderlichen Belege 
und Tefiderien bei ben betrefienden hoben beutichen Regierungen geeignete 
Borhellungen einzureichen, um biefelben zu erſuchen, wenn irgend möglich, ben 
Abſchluß eines zeitgemäßen Schifffahrts: und Handelsvertrage zwiſchen Spa⸗ 
nien unb ben Brut n Staaten herbeizuführen‘. 

5. Maß und Gewicht: „Ter Hanbelstag beftätigt bie bei feiner erften 
Zuſammenkunft im Mai 1861 beſchloſſene Erklärung in Betrefj ber Einfüh- 
rung eines einheitlichen Maß: und Gewichtsſyſtems ihrem ganzen Inhalte 
nad) und fpricht fih demnach aufs Neue dahin aus: 1) Die Einführung eines 
umfafjenden einheitlien Maß: und Gewichtsſyſtems in Deutſchland macht fid 
als unabweisbare Forderung geltend. 2) Als Einheit bes Laͤngenmaßes if 
bas Meter — unb zwar bad ganze Meter — anzunehmen, mit becimaler 
Theilung. 3) Als an ber Hoblmaße, fowohl für trodene Dinge 
als aud für Flüſſigkeiten, iſt das Liter (das Cubikdecimeter) anzunehmen. 
Als Maßeinheit für trodene Dinge ift ber Hectoliter einzuführen, mit Unter: 
theilungen von 50, 10, 5 unb 4 Liter. Als DMaßeinbeit für Flüffigkeiten if 
ber Hectoliter einzuführen mit Untertheilung in Liter. Die Unterabtheilung des 
Liter bat durch fortgefeßte Halbirung zu geichehen. Bei Aichung von Ge 
binden x. ift bie Inhaltogröße durch die Anzahl Liter, welche fie faſſen Fin 
nen, zu bezeichnen. 4) Der deutiche Handelsſtand hat babin zu wirken, daß 
in ſämmtlichen deutſchen Staaten bie Einführung bed bemgemäß aus bem 
Meter abzuleitenben einheitlichen beeimalen Maßſyſtems für alle Zwecke bes 
Handelöverfehts baldigft flattfindbe, wenn aud im Uebrigen bie vollflänbige 
Durchführung des metrifhen Maßſyſtems, namentli in Bezug auf Flächen⸗ 
maße, längere Vorbereitungen unb Webergangsperioben erforbern ſollte. 5) In 
benjenigen deutſchen Staaten, wo das |. g. metriihe Piunb (& 500 Gramm) 
bisher noch nicht als Landesgewicht, beziehungsweife ald Gewicht für Ebel: 
metall, angenommen worben, ift basfelbe balbigft zur allgemeinen Anwendung 
zu bringen, und zwar mit rein becimaler Teilung”. 

6. Herftellung deutſcher Münzeinheit unb neue Vereine: 
Soldmünze: „Der Handelstag beftätigt im Allgemeinen bie bei feiner erfien 
Bufammenkunft im Mai 1861 befchloflene Erklärung für Herſtellung ber 
Münzeinheit in Deutichlandb und Ipricht fich in Betreff ber Courani⸗ und Scheibe 
münze aufs neue babin aus: 1) Die endliche Befeitigung ber einer vollſtändigen 
Münzeinheit in Deutſchland noch entgegenftehenden ausnahmsweiſen Zuftände 
und Hinderniffe ift nicht länger aufzufchieben. 2) Der Wiener Münzvertrag 
vom 24. re 1857 muß im Allgemeinen bie Grundlage und Norm bes 

emeinfchaftlihen deutſchen Münzweſens bleiben und bie in Gemäßheit bes: 
elben ausgeprägten Vereinsthaler, 30 Stüd ein Pfund feines Silber enthal⸗ 
tenb, follen aud) ferner die Hauptmüngforte in ganz Deutſchland bilden. So 
weit nicht u ebende Artikel eine Abänderung ober Aufhebung von 
Beſtimmungen bes Wiener Münzvertrags bebingt wird, ift biefer in allen 
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Buntten aufrecht zu erhalten. 3) Als allgemeine Rechnungseinheit ift ber 
Drittel:Thaler unter ber Benennung Mark anzunehmen, mit directer Theilung 
in 100 Pfennige. 4) Die Beibehaltung bes öfterreihiichen Münzſyſtems — bes 
45:Quldenfußes mit confequenter Decimaltheilung — neben ber einzuführenben 
allgemeinen Rechnung nah Mark und Pfennigen ift zuläffig. — Die in Ge: 
mäßheit bes Wiener Münzvertrags geprägten Sfterreichiiähen Ein: und Zweigul⸗ 
denitäde find als Zwei⸗ und Viermark durchweg als gefepliches Zahlmittel zuzu⸗ 
Iaffen. 5) Nach Einführung ber einheitlihen neuen Nechnungseinheit und 
nad bamit verbunbener Aufgebung ber ſogenannten fübbeutihen Währung 
—5 die Courantgeld⸗Ausmünzungen in Deutſchland nur folgende fein 
ürfen: 
Thaler oder Dreimark 30 Stück = 1 Pfb. feines Silber 
Mat .....90 Sid=1 . „ 
Zmemart . . .. 35 Stück — 1 „ „ 
Viermat . 0... 223% Sid =1 „ n 
Halbe Mat . .„ „180 Std = 1 » . 
Als Scheidemünge find Fünftig nur folgende Münzforten zu prägen: 
20 Bfennigftüde (2 Grofgen) 
10 . —— 
5 (Halbe Groſchen) 
Pfennige. 
7) Die Einziehung bes nach ber bisherigen ſübdeutſchen Währung ausge⸗ 
mänzten Gourantgeldes bat innerhalb der nächften fünf Jahre na Annahme 
bes gemeinfamen neuen Münzſyſtems fucceffive zu geſchehen. Bis folches ftatt- 
gefunden bat, bleiben die betreffenden Münzforten innerhalb ihres bisherigen 
Bereiche zu dem nach ihrem Münzfuß, beziehungsmeife bisherigen legalen 
Cure, ihnen beizulegenden Werthe, wobei Bruchtheile von 4 Pfennig und bar: 
über 1 Pfennig, unter X Pfennig nicht gerechnet werben“. 
„In Betreff ber Goldmünze fpricht ſich ber Hanbelstag dahin aus: 8) Die 
im Wiener Münzvertrage vereinbarte Golbmünzforte ber ganzen und halben 
Kronen möge gauiie befeitigt unb bagegen bie Ausprägung von Golbmünzen 
77% Stüd auf das Pfund Gold von %, Feinheit (alfo * dem 20 Frank⸗ 


ſtücke) ſeitens ber deutſchen Staaten beliebt werben (In namentlicher Ab: 
ſtimmung mit 59 gegen 45 Stimmen angenommen). 9) Die Annahme dieſer 
Münzforte bei ben Öffentlichen Kaffen zu einem befannt zu machenden Curo, 
welcher in rundem Betrage fich ber beftehenben wirklichen Wertbrelation ber 
Edelmetalle thunlichſt anzufchließen hätte und bis zu einer anberweitigen öffent: 
lihen Tarifirung —— behalten müßte, wird empfohlen. Es wird princi⸗ 
paliter empfohlen, dieſe Münzſorte bei öffentlichen Caſſen zu einem feſten Curs 
anzunehmen. Sollte indeß dieſer Vorſchlag bei den Regierungen vorerſt noch 
Anſtand finden, wird empfohlen, bie vorerwähnte Münzſorte bei ben oͤffent⸗ 
lichen Gaffen zu einem bekannt zu machenden Eurs, welder in rundem Be: 
trage ſich ber beftehenden wirklichen Werthrelation ber Edelmetalle thunlichſt 
anzufchließen hätte und bis zu einer anderweitigen öffentlichen Tarifirung 
Geltung behalten müßte, anzunehmen. 10) Die Mitglieder bes Handelstages 
werben aufgefordert, bei ihren Staatsregierungen angelegentlichſt dahin zu 
wirken, baß diefe zur Ausführung ber vorftehend in ihren Grundzügen er 
wähnten Maßregeln baldigft Gonferenzverhandlungen wegen einer Additional: 
Uebereintunft zum Wiener Milnzvertrage eintreten laſſen, unter Zuziehung 
ber bei letzterem Vertrage bisher noch nicht betheiligt geweſenen deutſchen 
Staaten”. 

7. Einführung vonHandelsgeriäten: „1) In Handelsſachen ent: 
fheiben nur Handelsgerichte. 2) a. Die Competenz ber Hanbelsgerichte Hat 
fih räumlich über das gefammte Gebiet eines jeben einzelnen Bundesſtaates 
zu erſtrecken, bergeftalt, baß in Sanbelsftreitigfeiten bie ordentlichen bürger- 
Jichen Gerichte nirgenb® concurriren. b. Bei Abgrenzung ber Hanbelsgerichts⸗ 
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bezixte ift in geeigneter Weiſe darauf Bebadt zu nehmen, daß für bie Recht⸗ 
fuchenden buch bie Entfernung ihres Wohnortes vom Gerichtefite Feine un 
verhältnigmäßige VBeläftigung entitehe. 3) Der Sig ber Handelsgerichte iſt 
an folche Orte zu verlegen, wo bie Verhältniſſe eine ſachgemäße Beſetzung ber: 
felben ermöglichen. 4) Die Urtheile der Huandelsgeridhte werben von Fauf- 
männifchen Richtern unter cinem rechtoͤgelehrten Vorſitzenden gefällt. Indem 
ih ber Handelstag foldhergejtalt von Neuem zu bem bereits auf bem Han⸗ 
belstag zu Heidelberg angenommenen Grundſatz bekennt, ſpricht ji derſelbe 
in Vebereinftimmung mit der damaligen Berichterjtattung dabin aus, baß bieraus 
nicht zu folgern jteht, al8 ob da, wo nur Kaufleute zu Gericht jigen, und 
diefe Einrichtung fowohl in der Vergangenheit ſich bewährt, als auch ber all: 
gemeinen Auftimmung ber Betheiligten noch jett fih zu erfreuen Hut, eine 
Aenberung ber betreffenden Organifation vorgenommen werben müßte. 5) Bei 
Beftimmung des Perfonalbeftandes ber Hanbelsrichter ift für jebes einzelne 
Geriht nad) Maßgabe der Local: und Perfonalverhältniffe entiprechende Rück⸗ 
ficht auf den bürgerlichen Hauptberuf der Hanbelsrichter zu nehmen, mithin 
eine ausreichende Anzahl von Hanbelsrichtern zu beſtellen, welche abwechſelnd 
fungiren. 6) Der Bräfident des Handelsgerichts darf nicht zugleih Mitglied 
eines andern ordentlichen Gerichts fein. Auch find bie redhtsgelchrten Mit: 
glieder bes Handelsgerichts dem gemöhnlichen Wechfel durch Verſetzung an or: 
dentliche Gerichte der Regel nad) nicht zu unterwerfen. 7) a. Die Handels: 
richter geben aus ber Mahl der Berufsgenofjen hervor. b. Activ wahlberech⸗ 
tigt find in denjenigen Bezirken, wo öffentlihe Faufmännijhe Organe (Han: 
belsfammern, Taufmännijche Corporationen) beftehen, die zur Wahl dieſer Or: 
gane berechtigten, in ben andern Bezirken. die im Handelsregifter eingetragenen 
Kaufleute. c. Tie Kahl erfolgt in geheimer Abftimmung, und entſcheidet bie 
abjolute Majorität. d. Paſſiv wahltähig ift jeder umbeicholtene, im Gerichts: 
bezirfe mwohnhafte Kaufmann, welder das 30. Lebensjahr zurüdgelegt hat 
und entweder feit minbeitens 5 fahren das Gewerbe eines Kaufmanns felb- 
ftändig betreibt, ober dasſelbe mindeftend 5 Jahre Lang jelbjtändig betrieben 
bat, ohne zur Zeit ji mit bem Betriebe eines andern Gewerbes zu befaſſen. 
8) Die Handelsrichter find bezüglich ihres außeramtlichen Verhaltens denjenigen 
Dieciplinarvorichriften, welche für bie rechtsgelchrten Beamten über Amtsver⸗ 
verluft, Dienftentlaffung und Amtsjuspenfion etwa gelten follten, nicht zu 
unterwerfen. 9) Die Hanbelsgerihte find zuftändig: a) in allen Rechtsſtrei⸗ 
tigfeiten über Gejchäfte, welche auf Seiten beider Contrabenten als Handels: 
geſchäfte ſich darftellen ; " in allen kaufmänniſchen Concurſen; c) in Wechſel⸗ 
ſachen; d) in kaufmänniſchen Bagatelljahen. 10) Bei Errichtung von Appel: 
Iationsgerichten in Handelsſachen ift auf geeignete Berückſichtigung des Fani- 
männifchen Elements Bedacht zu nehmen, 11) Das Berjahren vor bem Han: 
belsgerichte fol jummarifch, mündlich und öffentlich fein. 12) Die Bollftred: 
barfeit ber Urtheile muß eine allgemeine im ganzen Bundesgebiete fein“. 

8. Differenzialbabnfradten: „Die Belgwerben bes beutichen Han⸗ 
delsſtandes über bas deutſche Eiſenbahntransportweſens veranlaffen den Handels: 
tag, zu erflären: I. Die unter Ausübung bes Exrpropriationsrechtes erbauten 
Eifenbahnen können nit ausſchließlich als ſolche gewerbliche Anlagen betrachtet 
und gejeglich behandelt werben, deren willfürliche Ausbeutung dem Cigenthümer 
zufteht. Vielmehr haben bie Gejeßgebungen und bie Staatsperwaltungen ber 
deutſchen Länder das Recht und die Pflicht, bafür zu forgen, daß bie Eifen- 
bahnen ihrem gemeinniigigen EAN gemäß aud unter dem Gefichtspunft 
ber Förderung der wirtbichaftlichen Landes: nterefien verwaltet und betrieben 
werben. Doch iſt dieſe jtaatlihe Einwirkung auf das Eijenbahntransport: 
weſen auf das Maaß bes Nothwendigen zu beichränfen, um nicht eine Fern⸗ 
haltung bes Kapitald von ber Verwendung zu Eiſenbahn⸗Unternehmungen 
und eine Lähmung bes Unternehmungs=Geiftes berbeizufühnen. II. Zur Ab: 
Hilfe vielen Beſchwerden ift erforderlich, bie Concurrenz der Verkehreſtraßen 
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untereinander in jeder Weiſe zu förbern, alle ber Anlage von Concurrenz⸗ und 
Parallelbahnen entgegenftehenden gejeglichen und abminiftrativen Hinderniſſe 
zu befeitigen ımd auf die Anlage von Kanälen, auf Flußregulirungen und 
auf Grleichterungen ber Schifffahrt Bedacht zu mehmen, forte dahin zu 


wirken, baßben neuen Eiſenbahn-Unternehmungen bei reg‘ ber Conceſſion 


unb ben beſtehenden, foweit es gefegfich zufäffig ift, bie Pflicht auferlegt 
werde: a. für ben Transport von Mafjengütern, welche in offenen Waggone 
waggonmeile befördert Werben, auf Entfernung von nicht unter 10 Meilen 
ben Einpfennigstarif einzuführen, b. bie von Bahn zu Bahn tranfitirenden 
Güter ie Vebergangsgebühr zu übernehmen, c. ben Betrieb auf ben von 
den induſtriellen Etabliffements gebauten Privat⸗Anſchlußbahnen zn ben Selbit: 
foften au bewerkſtelligen. III. Tie Tifferentialtarife verändern nicht felten in 
willfürliher Weile, und ohne daß gegründete Goncurrenzenterefjen bazu 
nöthigen oder bie Rückſichten auf das finanzielle Ergebniß des Bahn-Unter⸗ 
nehmens die Beibehaltung der bisherigen unregelmäßigen Höhe bes Tarifs 
im unterbrochenen Verkehr zu rechtfertigen vermöchten, bie natürlichen Beding⸗ 
ungen, unter benen Handel und Induſtrie produciren und verfenden. Sie ver: 
ftogen alsdann gegen bie wirthichaftlichen Landes-Intereſſen. Der Handelstag 
erflärt jede im Intereffe der Gifenbahnen liegende Fracht-Herabſetzung, jelbit 
wenn biejelbe nicht auf den Local-Verkehr ausgedehnt werden kann, im all 
gemeinen Intereſſe wünſchenewerth. IV. Die febhafte Betheiligung bes 
Handelsſtandes bei ber Bildung und Verwaltung der Eifenbahn-Unternefmungen 
jowie in ber Geltendmachung bes gemeinfamen Snterefjes ber Eifenbahnen unb 
Transport:Aufgeber muß als cine wirffame Hilfe gegen bie hervorgetretenen 
Uebelftände empfohlen werten. Namentlich ift dahin zu wirfen, daß durch 
bie Trennung ber wirthichaftlihen Funktionen, aus denen fi ber Eifenbahn- 
Transport zufammenfegt, eine beſſere Ausnutzung ber Fahrzeuge und ber 
Zugkraft und dadurch eine Herabfekung bes Transportspreiles herbeigeführt 
wird, ſowie dahin, daß bie Klaffification ber Güter in ben Tarifen ber ver: 
fhiebenen Bahnen, möglichft in Webereinftimmung mit ber Klaffification ber 
mit Deutfchland verbundenen Pinien ber Nachbarſtaaten, eine gleichmäßige und 
vereinfachte werde. V. Der Hanbelsrag erfucht ben bleibenden Ausihuß, 
ber Reform bed beutichen Eifenbahnweſens und ſeiner Geſetzgebung ſeine 
unausgeſetzte Aufmerkſamkeit zu widmen und fie anf dem nächſten Handelstage 
wiederum zur Tagesordnung zu ſtellen.“ 

9. Reform des Poſtweſens: Der Handelstag beſchließt: „Die aus- 
führliche Berathung des Gegenſtandes für die Tagesordnung bes nächſten 


. Hanbelstage zu Rellen, dagegen ſchon jetzt Zu erklären, daß in 


Betreff bes Tarifes für die Driefpoften das fogenannte Diſtanzenſyſtem zu 
verlaffen und ber einfache Brief mit höchſtens 1 Sgr. (3 fr.) zu tarifiren ift.“ 

10. Zollvereinsangelegenheit: a) Zolfvereinsverfaflung: 
„Der beutfche Handelstag beflagt, daß bie Erneuerung ber Zollvereinsverträge 
unter ben betreffenden deutſchen Staaten im vorigen Jahre vorübergegangen 
ift, ohne baß zugleich für bie.einheitliche Verfafjung bes zollvereinsländiſchen 
Wirthichaftsgebietes auch nur das Mindeſte im Sinne der Heidelberger und 
Münchener Handelstagsbeſchlüſſe erreicht iſt. Sur jene Verträge auf 
die Dauer von 12 Jahren abgefchloffen find, jo weiſen bennod) die unausge⸗ 
ſetzten mittelbaren und unmittelbaren Benachtheiligungen, welche ber beutfche 
Handels: und Gewerbeftand buch die Verzögerung ber deutſcheitalieniſchen 
und ſchweizeriſch⸗deutſchen Hanbelsverträge bar ben Mangel eines ‚einheitlich 
geordneten Gonfularwelens, durch bie ſich jeber wohlwollenben Kritik entzieh⸗ 
enben, in einzelnen einen Staaten herrſchenden Mißbräuche im Verfiherungs- 
wefen, durch bie Ungleichheit und Unwirtbichaftlichkeit in ber Behandlung ber 
Tragen bes Sffentlichen Verkehrs, durch bie Mangelhaftigfeit und Mannigfal: 
tigfeit ber eigentlichen Gewerbegefeßgebung und Anderes ferleibet, und beren 
Beleitigung von ber Schaffung einer einheitlichen Leitung der Zollvereins⸗ 
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angelegenheiten als nothwendige Confequenz zu erwarten ift, mit täglich zu⸗ 
nebmendem Gewichte, darauf bin, baf die Einführnng einer einheilligen Zoll- 
vereinsverfaffung nicht bis zur Erneuerung ber Zollvereinsverträge im Jahre 
41877 verſchoben werben Kann und darf. Teer Hanbelstag bofit, daß es ber 
Energie derjenigen deutſchen Regierungen, welche bie materielle Wobljahrt und 
Stärun bes Zollvereins ben offenfundigen Bebürfniffen bes Handels: und 
Geiwerbeflanbes und unferer Stellung zum Ausland entfprechend zu fördern 
entfchloffen find, gelingen werde, auch ſchon früher jeben Widerſtand gegen bie 
Einführung einer einheitlichen Verfaſſung "zu überwinden‘. b) Deutice 
Seehäfen und die zollamtlihe Bebanblung für ben Waaren— 
Smport und Erport. 1) Die größeren beutichen Hanbelspläge find 
als Vermittlungsftätten des vaterländifchen Verkehrs ein höchſt werthvolles 
commerzieles Gemeingut ber Nation, für weldes in Betreff zweckmä⸗ 
Bigfter Einrichtungen alles geſchehen muß, was zur Vervolllemmnung bes 
Verkehrs und zur Grleihterung bed Waaren⸗Imports und ⸗Erports bienen 
kann. Cine Verbindung ber Seehäfen an ber Nord: und Oftfee, ſowie an ber 
Adria mit dem Binnenlande durch Eiſenbahnen auf dem Fürzeflen Wege muß 
als cin weiteres unabweisliches Bebürfniß bringend empfohlen werden. 2) Tie 
zollamtliche Behandlung bes Echifjiahrtöverfehre und bes Waaren⸗Impoerts 
und -Erports in ben deutſchen Eee: und Zinnenpläögen muß fo eingerichtet 
werben, taß biefelbe, unter Wahrung des fiscalifchen Intereſſes, jebe denkbare 
Vereinfachung, Beichleunigung und Verwohlfeilerung ber zollamtlihen Want: 
pulation bietet“. e) Conjularwefen: „Der beutihe Handelstag erachtet bie 
jetzige Gonfularvertretung ber einzelnen beutichen Staaten in überſeeiſchen Län: 
bern durchaus ungenügend unb ben deutſchen Handels: und Schifffahrts⸗In⸗ 
tereffen nicht entiprechend; es erjcheint daher eine gemeinſame zollvereinsloͤn⸗ 
bifche bezw. beutiche Eonjularvertretung bringend geboten und Deutfchland, 
welches ben dritten Rang unter ben feefabrenden Nationen einnimmt, allein 
würdig; er beſchließt bemgemäß: die hoben Aollvereinss bezw. beutichen 
Regierungen zu erfuchen, wie es auch in ben SZollvereinsverträgen von 1853 
angebahıt und beim Abſchluß ber oftafiatiichen Hanbelsverträge wirklich zur 
Ausführung gefommen ift, baldthunlichſt auf eine gemeinjame zollvereinelän- 
bijhe, bezw. beutfche Gonfularvertretung durch Anitellung von Fachconſuln 
und kaufmänniſchen Biceconfuln im Orient und ben überfeeifgen Ländern 
Bedacht zu nehmen”. 

Anmert.: Nach einer Mittbeilung bes Präjidenten betrug bie Mitglie⸗ 
berzahl beim Handelstag in Münden 200, feitbem bat fie fih jeboch ver: 
mindert. 25 Gorporationen ſchieden aus, von benen die Mehrzahl Oeſterreich 
angehörten, außerdem müflen noch 9 Corporationen und Vereine al® ausge: 
ſchieden betrachtet werben, ba fie zwar alle Oruckſchriften empfangen, aber feit 
1862 durchaus Feine Beiträge gezahlt haben; bieje gehören ebenfalls ber Mehr: 
zahl nad Defterreih an. Beigetreten find dagegen 13 Eorporationen, fo daß 
die Gejammtmitglieberzahl jetzt 179 beträgt, 


26. Sept. (Holftein) Der von Hrn. v. Zeblit entlaffene Bürgermeifter 


Reimers von Schleswig wirb von Gablenz zum vortragenden Rathe 
ernannt. 


„ (Schleswig) In einer Anſprache am bie Beamteten in Flens⸗ 
burg forbert der Gouverneur, General Manteuffel, biefelben ſchließ⸗ 
lich zur 
volliten Pflichterfüllung auf, „weil wir einftweilen bie fehlende Landesvertre⸗ 
tung möglichſt zu erſetzen beftrebt fein müſſen“, fowie zum Feſthalten an ber 
Zufammengehörigfeit der Herzogthümer, zum Aufgeben bes politiichen Partei: 
etriebes, zum Anſchluß an die beftchenbe Negierungsgemwalt unb zum fallen: 
aflen ber Befürchtung, baf „irgend ein Beamter gejonberte politifche Inter⸗ 
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effen verfolgen Tünnte. Dabei fiößt ber Gouverneur bie Moͤglichleit weit von 

nd, baB auch nur ein Fuß breit Land abgetreten werde, indem er erklärt: 

„Jedes fieben Fuß lange Stüd Erbe decke ich, bevor es abgetreten wird, mit 

meinem Leibe”, und jorbert zur Bereinigung beider Nationalitäten Nordſchles⸗ 

wigd, wi deutſchen und ber bänifchen, im Gebanfen an das gemeinfame Vaters 
auf. 


26. Sept. (Lauenburg). Der König von Preußen trifft in Ratzeburg ein, 


28. 
29. 


30. 


um in ber bortigen Kirche perjönlih bie „Erbhuldigung“ entgegen 
zu nehmen. 

Superintenbent Brömmel hält vor dem Altare bie feierliche Anrede an ben 
König: „... Wir Lauenburger wiffen, baß Ew. Maj. einen fchweren Kampf 
mit den Ideen der Zeit Fämpfen, bie von Chriſtus und von jeglicher Obrig⸗ 
feit nichts mehr wilfen und das Fleiſch zur Herrſchaft über ben Geift ſetzen 
wollen. Tiefen Kampf — das weiß ich von vielen und jage ich für viele, bie 
bier anweſend find — wollen wir Lauenburger mit Ew. Majeftät Fämpfen... .” 
Run ergreift der Miniſter für Lauenburg, Graf Bismard, das Wort unb er⸗ 
bittet fih von Sr. Maj. dem König die Geftatiung, mit ber Erbhulbigung 
vorgeben zu bürfen. Graf Bismard verliest bie Eibesformel und fragt bie 
anweſenden Vertreter ber Ritters und Landichaft, ob fie gejonnen feien, dieſe 
„rechte Erbhuldigung“ zu thun, worauf der Erblandmarſchall v. Bülow vor 
ben Thron tritt und mit zum Schwur ausgeftredien Fingern, nad) Verles 
jung des vollftänbigen Titels ber Könige von Preußen, ben Eib leiftet unb 
alle einzelnen zur Cibesformel Berufenen nach einander ebenfalls vor ben 
Thron treten und bie verpfluhtende Enbformel bes Eides wieberholen. Der 
König nimmt biefe Huldigung vor bem Thron ftehenb an. Nach ber Hulbi: 
gung gebt bie Nitterfchaft den Grafen Bismard nach ihren Beichlüffen vom 
18. d. M. an, bei Sr. Maj. bie pure Beitätigung bes Landesreceſſes von 1702 
und bes Patents von 1853 zu veranlaffen. Bismarck antırortet erſt ausweis 
hend, „er möge jet bie hohe Feſtireude bes Königs nicht ftören“, dann aber 
ſehr beftimmt, daß, wenn auf biefer Forderung beharrt werben follte, ex fidh 
vielmehr veranlaßt fehben würde, bem Könige bie „Jojortige Vereinigung bes 
Landes mit Preußen zu unterbreiten”. 

„ Raffau). Die II Kammer erflärt fi einftimmig für Ver: 
minberung ber Beamten. 

„» (Baden) Der Rüdtritt des Minifters von Roggenbach wird 
vom Großherzog angenommen. 

Der in Frankfurt verfammelte Ausfhuß des Rationalvereins be: 
fchließt die Abhaltung einer Generalverfammlung auf den 29. Oct. 
in Stanffurt. 

(Preußen). Graf Bismard geht nad Paris und Biarrik, wo 
fi zur Zeit au der Kaifer der Franzoſen noch aufhält. 


” 


1. Det, Abgeordnetenverſammlung in Frankfurt. 


Auwefend find aus Deftereeih 1 (Bring), Preußen 8 (Pauli, Beder, 
Cetto, Freſe, Sroote, Jablonsky, Lüning, Raffauff), Bayern 80, Württem- 
berg 27, Baden 18, Sachſen 9, Hannover 10, Heffen-Darmflabt 23, Kurs 
befien 6, Naſſau 21, Frankfurt 37, Braunfchweig 3, Hamburg 2, Lübed 1, 
LippesDetmold 1, Altenburg 1, Coburg⸗Gotha 1, Weimar 2, Meiningen 2, 
Schleswig-Holftein 19 (15 Holfteiner, 4 Schleswiger), Zotal: 272 Abge⸗ 
orbnete. 

Antrag bes 36er Ausſchuſſes: „In Hinblid auf den Beſchluß vom 
21. Dec. 1863, worin 491 Miiglieber beuiicher Lanbesvertretungen ein ſt i m⸗ 
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mig bie fofortige Herſtellung der Selbftämdigfeit unb umgertrennten Verbin: 
bung ber Herzogthümer unter ihrem unzweifelhaft erbberechtigten Herzog Fried⸗ 
rich forderten und Hierfür ihre thatfrähtige und opferwillige Mitwirfung ge: 
lobten, — unter Bezug auf bie Erflärungen von nahezu 300 auf Oſtern 
1864 in allen Theilen Deutſchlands abgehaltenen Bollsverfammlungen, wer: 
nach jebe Entſcheidung wider ben Willen bee Volfes ber Herzogthürmer als recht: 
Iofe Gemalttbat null und nichtig erklärt wurde, — mit Rückſicht auf bie Rechte: 
verwahrung von 1388 Mitglieberu beutfcher Lanbesvertretungen, weldye bie Ent: 
fheibung über bie etwa beftrittenen Erbrechte des Herzogs Friedrich dem Volke 
und feinen Vertretern vinbicirte und gegen jede Verfügung über bie Herzog: 
thümer ohne und wider ihren Willen vor Deutfchland und Europa proteftirte, — 
in Erwägung, baß e8 gegen Bundes: unb Treunbesland ein Redt ber Grobe: 
rung nicht gibt und daß bie nadte Gewalt Tein Recht begrünbet, baß ebenio 
ber Kauf und Verkauf eines beutfchen Landes und feiner Bevölkerung Seitens 
ber zwei beutichen Großmächte dem Rechte Hohn fpriht, — unter Hinweis 
auf ben zweifelfofen Grunbfag, daß zmar das Wohl des Ganzen bie einzelnen 
heile zu Opfern verpflichtet, daß aber unter bem Vorwand ber förderung 
beuticher Intereſſen ober wegen angeblich eigenen Intereſſes fein einzelner 
beutfher Staat ben andern zur Bewilligung einfeitiger beliebiger Aniprüce 
zwingen kann unb baß ein verfaffungsmäßiges Organ bes Willens ber deut: 
jhen Nation zur Zeit nicht befteht, — ftellt ber Sechsundreißiger 
Ausſchuß an bie heutige Verfammlung von Mitgliedern deut: 
[her Yanbesvertretungen folgenben Antrag: 1. Die Serfamm: 
fung beichließt unter Aufrechtbaltung ber einftimmigen Erklärung vom 21. Die 
cember 1863: 1) Das Selpftbeftimmungsredht bes ſchleswig-holſtein'⸗ 
hen Volkes fchließt jede Vergewaltigung desfelben und jede Entjcheidung über 
fein Schickſal ohne freie Zuftimmung ber Vertretung des Landes aus. Ter 
Gaſteiner Vertrag verlegt auf das Tieffte alle Rechtsorbnung und Rechts: 
fiherheit in Teutfchlanb und droht ber in jeber Form verberblichen unb unter 
allen Umjtänden abzuwehrenden Einmifchung bes Auslandes in rein beutfchen 
Fragen einen Vorwand zu geben. Er wirb als Rechtsbruch von ber Nation 
verworfen und ift namentli für bie Herzogthümer in feiner Weiſe rechts⸗ 
verbindlich und giltig. 2) Tas Selbſtbeſtimmungsrecht der Herzogthümer iſt 
nur beichränft Durch die höheren Intereſſen Deutfhlande. 3) Tie vom 
engeren Ausſchuß ber Schleswig:Holftein:Vereine vom 26. März d. I. in 
Berlin zu Gunſten Preußens gebotenen und in ber Telegirten-Berfammlung 
vom 19. April beftätigten Zugeftändnifie forwie bie in ber Eingabe ber hol: 
fteiniihen Stänbemitglieder an ben deutfhen Bund vom 6. Sept. T. J. aus⸗ 
Kreis Geneigtbeit zu Conceffionen an Preußen finb ein unbeftreitbares 

eugniß ber Opferwilligfelt ber Serzogthümer. II. Gegenüber bem bie: 
berigen Borgeben der Regierungen von Defterreih und Preußen erklärt bie 
Verſammlung es als heilige Pflicht ber beutfchen Volfsvertretungen, insbefondere 
bes preußiſchen Abgeordnetenhauſes, für die verletzten Rechte der 
Herzogthümer, für die Berufung ihrer Vertretung und für bie fofortige flaat: 
lie Gonftituirung Schleswig: Holfteins entſchieden und ohne Verzug einzutreten 
und damit ihre eigenen verfaffungsmäßigen Rechte zu wahren. Tie Rer: 
fammlung vertraut auf ben bewährten Rechtoſinn ber Bepölferung ber 
Herzogtbümer, baß fie feft und muthig ausharre. Sie erwartet und for: 
bert, daß das ganze deutſche Volk ben bebrängten Schleswig-Holfteinern treu 
und Träftig zur Seite ftehe und alle Gegenfäge ber Parteien und Meinungen 
ſchweigen laſſe, welche bie Kraft ber nationalen Kundgebungen nur lähmen, 
bie Sade ber Herzogthümer gefährden und ſtatt zur Kräftigung bes gemein« 
famen Vaterlandes nur zu deſſen Biwietracht und Zerrifienheit führen werben. 
III. Die Verſammlung erflärt es für Pflicht der beutfchen Volksvertretungen: 
1) Anlehen oder Steuern, welche bie bisherige Politik ber Bergewaltigung 
fördern konnten, find keiner Regierung zu verwiligen. 2) Dagegen ift es, 
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wenn die Sache ber Herzogthümer im Einne des Mechtes erlebigt wirb , ge: 
recht und billig, daß bie Koſten bes ebenſowohl fir Deutichland ale für bie 
Serzogthümer geführten Krieges nicht ben letztern allein aufgebitke, fondern 
von ganz Deutſchland verhältnigmäßig getragen werben. IV. Tie Verſamm⸗ 
lung beftellt abermals einen Ausſchuß von 36 Mitgliedern, nm im Sinne 
der am 21. Tec. 1863 und heute gefaßten Beſchlüſſe ferner thätig zu fein. 
Tiefer Ausſchuß ift befugt, fih nach Bedürfniß weiter zu ergänzen, eine engere 
geichäftsleitenbe Sommiffion aus feiner Witte zu beſtellen und nad feinem 
Ermeſſen eine abermalige Berfammlung zu berufen“. 


Antrag von Trabert (Kurhefien): Tie Berfammlung wolle ein Manis 
fett an das beutiche Volk erlafien, in welchem jolgende Saͤtze ausgelprochen 
werden: „I. Tie in ber ſchleowig-holſteiniſchen Frage entiwidelte Politik Preu⸗ 
ßens und Oeſterreichs harafterijirt ſich als widerrechtliche und babei antinas 
tionale Gewalt, aus welcher anzuerfennenbe Rechte, die im Widerſpruch fteben 
mit den Intereſſen Deutſchlands und bem Sclbitbeitimmungsrechte ber Schles⸗ 
wig:Holfteiner, niemals erwachlen können. II. Ter preußiſch-öſterreichiſchen Vers 
waltigungspolitif gegenüber, bie nur zur Zerreißung Deutſchlands führt und 
bie Einmiſchung des Nuslanbes hervorruft, find die übrigen deutſchen 
Staaten verpflichtet, fi) zu vereinigen zu einem engeren Bünbdniffe, 
welches, acftügt auf eine gemeinjame Volfavertretung und geleitet Durch ein 
fräftiges Bundesdirectorium mit verantiwortligen Bunbesminijtern, jeber Ver: 
gewaltigung zu wibderftehen und gleichzeitig den Anfang einer föberativen Eini⸗ 
gung Eeſammtdeutſchlands abzugeben vermöchte. JIL Unterlaſſen es bie deut⸗ 
hen Regierungen, gemeinfaftlid mit bem Volke in dieſem Sinne vorzu⸗ 
geben, D würde es jedenfalls nicht die Echulb ber deutſchen Abgeorbneten 
jein, wenn in immer weiteren Kreijen die Ueberzeugung Pla greift, baß nur 
noch die Pofitif derer gerechtfertigt erſcheint, welche bie Herftellung einer 
beutfchen Förderativrepublik durch das deutiche Volt fortern”. 

Amenbementsantrag von Defterlen (Württemberg) zu Refolus 
tion IT. des Ausihufantrags: „Gegenüber dem bisherigen Vorgehen ber Res 
gierungen von Tefterreih und Freußen, erfiärt die Verſammlung es als 
Pflicht bes Volkes unb ber Bolksvertretungen in ben Eihzelnftaaten obne Ber: 
zug und mit allen Dlitteln dahin zu wirten: 1) daß bie Regierungen ber: 
felben fotort bas Selbfibeftimmungsrccht der Herzogthümer und bas Erb: 
recht Herzogs Friedrichs anerkennen und am Bunde zur Geltung bringen. 
2) Am Fall ber Auffehnung gegen einen Mehrheitsbeichluß und bamit der 
Auflöfung des Bundes einen neuen Bund unter Herftellung einer gemeins 
ſchaftlichen Volkovertretung fchließen“. 

Zuſchrift des engeren Ausſchuſſes der ſchlesw.-holſt. Vereine an 
bie Berfammlung. Referat des Abg. Völk (Bayern), Rebe bes Abg. 
Braun (Naffau) gegen bie Triasidee. Nach dieſer Rebe wird Schluß 
gerufen unb befchloffen, worauf Trabert und Defterlen ihre Anträge 
zurüdziehen nnd ber Ausfhußantrag mit großer Mehrheit angenom: 
men wird, mit bem von ben Babenjern beantragten Zuſatze: 

„Die Berfammlung erachtet e8 auch Bei biefem Anlafje für ihre Pflicht, 
bie Forberung eines beutfdhen Parlaments energifch zu wiederholen“. 

Der 36er Ausſchuß wird durch Acclamation betätigt. Die 8 
preuß. Mitglieber enthalten ſich jeder Abftimmung, 6 bavon haben 
dem Präfidenten eine gemeinſchaftliche Erklärung überreicht, daß fie 
ben Außihußanträgen als Preußen nicht beiftimmen könnten und ba- 
her nicht mit abjtimmen würben. 
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Einige andere preuß. Abgeorduete motiviren ihr Nichterſcheinen in Srankfurt 
durch foͤrmliche Abfagebriefe: Tweiten, Mommfen, Jung. Abſagebrief Twpe⸗ 
ſtens: „.... Die Majorität bes preufiichen Abgeorbnetenhauſes bat biefe TRolitit 
nicht gewollt. Wir haben neben der Trennung ber Berzogibümer von Däne: 
mark ein ihrem Recht und ihrem Willen entfprechende Conſtituirung berfelben 
gewünfcht, babei freilich eine Unterordnung unter Preußen in militäri- 
{her und maritimer Beziehung vorausgejeht, als bie einzige Form, 
in welcher ihre Kräfte für Deutichland nutzbar werben Tönnen. Wir Tonnen 
auch jetzt nicht bamit einverftanden fein, baß über ein deutſches Laub obne 
deſſen Zuſtimmung disponirt, daß es ale willenlofes Object ber Eabinetspolitif 
bebanbelt wird, Aber wir haben nicht bloß das Selbſtbeſtimmungsrecht bes 
Volkes in Deutſchland, nicht blos bie Rechte bes Volkes ben Regierungen gegen: 
über, wir baben auch die Mactftellung unferes Staates ins Auge 
zu faffen und können uns nie an Schritten betheiligen, welde ſich nicht 
blos gegen bie augenblidlihen Machthaber, fondbern gegen 
ben preußifhen Staat wenden, welche darauf abzielen, Preu: 
Ben eine Niederlage zu bereiten. Ich hielt es im Februar v. J. 
für geboten, nicht mehr an bem Sechsunbbreißiger-Ausfhuß Theil zu nehmen, 
als er bas Übrige Teutichtand gegen Preußen aufrief. Aehnlich Tiegt 
bie Sache ſetzt. Wir ziehen jede Alternative einer Nieberlage 
bes preußifhen Staates vor. Wir thun das nicht bloß in preußi⸗ 
ſchem, fondern auch in deutſchem Intereſſe, weil wir burd ben Verlauf ber 
neueften Ereigniffe nur in ber Meberzeugung beftärkt find, daß es Feine 
Macht gibt, bie für Deutfhlandb etwas leiften und wirken 
Tann, als Preußen. Eine Gefahr von Schmach und Schande bem Aut 
Ianbe gegenüber, cine Gefahr ber Einmiſchung desſelben Tiegt nicht vor. Eine 
ſolche Gefahr würbe nur entftehen, wenn bie vagen von ferne gegen Preußen 
eingegebenen Gedanken eines Deutſchland ohne Preußen Realität gewinnen 
fönnten. Darauf gerichtete Pläne würde ich für verberblich halten, wenn fit 
nicht ohnmädhtig wären. Bei ber jetigen Sachlage fürchte ich, daß Verband: 
lungen preußiſcher unb ſüddeutſcher Abgeordneien über die fchle&wigsholjteini: 
Ihe Sache entweber rejultatlos verlaufen, oder ben Bruch zwiſchen dem Norben 
und Süden Deutichlands unbeilbar erweitern würben. Daher halte ich es 
für gerathen, daß bie preußiſchen Abgeordneten bem gegen ihre Wüniche berufenen 
Adgeorbnetentage ferne bleiben. Den Muth, für Recht und freiheit einzutreten, fo: 
wohl ber eigenen Regierung wie populären Strömungen gegenüber, haben Manche 
von uns bewährt und werben ihn ferner bewähren. Die Vorausiegung einiger 
fübbeutfcher Zeitungen, als ob wir aus Furcht vor unferer Megierung zurüd: 
bleiben möchten, muß ich zurüdhweifen unb ebenfo bie Vorausſetzung, baß bie 
Aushbleibenden ben etwaigen Beichlüffen der Erichienenen zuſtimmten. Die 
Mehrbeit ber preußilßen Abgeordneten wirb niemals Be 
ſchhlüſſen zuftimmen, welde gegen bie Macht unb bie Zu: 
Funft bes preußifchen Staates in bie Schranten treten.” 

Die preußiſchen Abgeorbneten Harkort und Srefe erlaffen nachher förmliche 
Protefte gegen bie Erklärungen Tweſtens; Erklärungen Grootes und Birchovs. 

Erflärung von 15 nicht erfhienenen dfterr. Abgeordneten 
(meift aus Steemarf): „Angefichts ber nunmehr durch bie Erfolge ber 
Waffen Oeſterreichs und Preußens bewirkten Lostrennung ScleswigsHol: 
fteins von Dänemark, Angejihts ber feither in ben Herzogthiimern geſchehenen 
Gewaltfchritte, Angeſichts ber durch bie Gaſteiner Convention neuerlidy ge 
offenen, bie Rechte Schleswig = Holfteins gefährdenden provilorifchen 
Zuſtände, enblich Angefihts ber ans Anlaß berielben erfolgten Ginlabung der 
Mitglieder deutſcher Lanbesvertretungen zu einer Berfammlung in Frankfurt 
am 1. October d. %8., an welder theilzunehmen bie Unterzeihneten aus 
nit näher zu erörternden Gründen fi nit beftimmt finden, er: 
Mlären bie Unterzeichneten, daß fie an ben Rechteanſchauungen, welche in ber 
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am 21. December 1863 in Frankfurt beſchloſſenen Erklärung und in ber im 
April 1864 unterzeichneten Rechteverwahrung ber Mitglieder deutſcher Lan⸗ 
beövertretungen ausgeſprochen find, auch Heute unverbrücdlich mit voller 
Veberzeugung feſthalten und nicht anfteben werben, jo weit es ihnen 
in ihrer Stellung und in ihrem Wirfungsfreife möglich ift, mit allen geſetz⸗ 
lihen Mitteln babin zu wirken, baß biefe Rechtsanſchauungen zur Aner⸗ 
kennung unb Geltung gelangen unb die befinitive Entfheibung über bie Her: 
zogthümer auf eine Weiſe erfolge, welche dem vollen echte bes ſchleswig-hol⸗ 
—5 — Volkes und dem Recht der Ehre und Würde der deutſchen Nation 
eutſpricht. 


1. Oct. (Zollverein). Erneuerung des Vertrags mit Bremen auf 


4. 


6,8. 


weitere 12 Jahre. 

„ (Preußen). Rogeard's „Pauvre France“ wirb in Berlin mit 
Beichlag belegt. Dasfelbe geſchieht in Württemberg und in Sachſen. 
„Maſſau). Die vereinigte I. und IL Kammer fireiht im Bud⸗ 
get für 1865 ben Mehrbetrag (über ben Beitrag Braunfchweigs 
Binaus) für den Bundesgefandten und die Gefandtfhaften in Wien 
und Berlin. 

„» (Baden) Die Wahlmännerwahlen für die Erneuerungswahlen 
zur II. Kammer fallen noch entſchiedener zu Gunſten ber liberalen 
unb gegen bie clericale Partei aus ale die Wahlen zu ben Kreis: 
berfammlungen. 

„ (Deftereih und Preußen) rihten an den Senat von Frank: 
furt drohende Depefhen gegen bie bortige Handhabung bes Preß⸗ 
und Vereinsweſens mit bejonberer Rüdfiht auf bie Abgeordneten⸗ 
Berfammlung vom 1. Det. 

Preußiſche Depeſche v. 6. Oct.: „Wir hatten bis zum letzten Augens 
blide gehofit, daß ber Senat, im Bewußtſein feiner Verpflichtungen gegen feine 
beutihen Verbündeten unb eingeben? früherer von uns und Defterreich ges 
machten Porficlungen, die am 1. b. Mis. dort abgehaltene Abgeorbs 


‚ neten:Berjamm lung verbindern würbe. Leiber haben wir uns getäufcht. 


Wir haben und von Neuem überzeugen müflen, daß ber Senat nidhts da⸗ 
gegen bat, wenn bas Territorium ber Stadt Frankfurt zum Ausgangspunkt 
für unverfländige, ja gemeinfchäbliche politifche Projekte benüpt wird. Solche 
Nachſicht gegen fubverfive Beftrebungen können wir nicht ferner ge: 
Ratten. Mir können nicht dulden, daß norzugsweile am Sit des Bundes: 
tages auf bie Untergrabung beſtehender Autoritäten in ben erſten Buntesftaaten 
bingearbeitet wird, daß non tort aus Preßerzeugniſſe in bie Welt geſchikt werben, 
welche fich durch Rohheit vor allen übrigen bervorthun. Der Verlauf bes 
Abgeordnetentages hat gezeigt, daß bie Phraſe in bem gebildeten Theile der 
Bevölkerung immer weniger Anklang findet. Aber bie Nachficht ber Senats 
bleibt deshalb nicht minder tabelnswerth, Wir begegnen uns mit ber Faifer: 
lich Öfterreichiichen Regierung in ber Auffafiung, baß bie Wiederholung eines 
ſolchen öffentlichen Acrgerniffes, ſelbſt in der Geſtalt reiultatlojer Belleitäten, 
nicht geflattet werben darf. Der kaiſerlich öfterreihifhe Vertreter bat ben 
Auftrag, dem bortigen Senate in biefem Sinne Borftelungen zu maden. 
Ew. Hochwohlgeboren erſuche ich ergebenft, im Einvernehmen mit Ihrem 
öfterreihiihen Gollegen, dem älteren Herrn Bürgermeifter barüber Teinen 
Zweifel zu laflen, bag wir uns in biefer Beziehung im vollfiändigen Eins 
verftänbnifle mit ber Taiferlichen Regierung befinden. Ich gebe mich der zu⸗ 
verfihtliden Hoffnung bin, daß man Frankfurter Seite bie beiben beutfchen 
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Großmädte nicht in die Lage bringen wird, durch eigenes Eingreifen 
weiteren Folgen unzuläffiger Nachſicht vorzubeugen.” 

Sefterreihifhe Depefhe vom 8. Oct.: „Der Verlauf des am 1. 
db. M. zu Frankfurt abgehultenen fog. Abgeorbnetentage bat bis jekt nur 
bie innere Haltlofigfeit dieſes neuen Agitationsverfuches und die Zerfabrenbeu 
ber politifchen Parteien in Deutfchland bloßgelegt. Die eingelaufenen Abizac 
briefe, wie bie unverkennbare Gleichgültigkeit des Publikums bürften felkn 
ben Urbebern biejer bedeutungsloſen Demonftration bie Verfehrtheit bes Un: 
ternehmens gezeigt haben, an den Entſchlüſſen ber beiden erſten Mächte 
Deutſchlands ihre anmafliche Kritik zu üben. Allein wenn auch bie gehörten 
Reben, fowie die Refolutionen der Verfammlung in ihrer, gelinde getaat, 
unpafjenden Motivirung und halbrevolutionären Zufpikung gerechter Miß—⸗ 
achtung verfullen find, fo tilgt dieſes Fehlſchlagen doch nicht ben verlegenben 
Charakter der Thatfache, daß bie gegen die Regierungen von Dejterreich und 
Preußen gerichteten Schmähungen und Beleidigungen, welche bie demokra⸗ 
tifche Preſſe täglich anfüllen, in Kranffurt unter ben Augen bes Qunbestages 
und der eigenen Truppen ber beiden Mächte auf offener Tribline wieberbelt 
worden ſind. Es barf ferner nicht außer Acht gelafien werden, daß jener 
36er-Ausſchuß, welcher ben Abgeorbnetentag einberufen bat, auch diesmal er: 
neuert worben ift, und daß dieſer Ausſchuß und fein engeres geſchäftsleitendes 
Comité als ein in Permanenz ertlärtes Organ ber dentſchen 
Revolutionspartei, nur auf günftigere Umftände wartet, um mit mehr 
Erfolg von Neuem auf den Schauplag zu treten. Die Regierungen Deutichlande 
werben gewiß ſämmtlich mit uns barin einverflanben fein, daß Ihon bie bloße 
Eriftenz bes Sechsunddreißiger-Ausſchuſſes, ganz abgejehen von ben Wirkungen 
bes nenejten maßlojen Auftretens ber Berfammlung in Frankfurt ımb von dem 
für Defterreihb unb Preußen beleibigenben Gharafter ihrer Beſchlüſſe, eine 
vollfommen ungeſetzliche und unconftitutionelle ift. Insbeſondere wird ber 
Senat von Frankfurt in feiner bundesgetreuen Gefinnung ſich nicht werbeblen 


“ Tönnen, daß bie Bundesftadbt am wenigften zum Sammelplatz dieſer geiet- 


widrigen Agitationen bergeliehen werben follte. Bereits nach dem am 2]. Te: 
cember 1863 abgebaltenen Abgeorbnetentage, aus welchem die Einfekung eines 
permanenten Ausjchuffes zur Durdführung bes Volkswillens als Mittelpunkt für 
bie Ihätigfeit der Vereine, ber ortichrittspreffe 2c. hervorging, haben wir es 
gemeinichaftlich mit Preußen an ernften Vorftellungen gegen die biefem Treiben 
am Gite ber Bundesverfammlung gewährte Dulbung nicht fehlen laſſen. 
Die feitbem in häufiger Aufeinanderfolge bort in Scene geſetzten Kundgebungen 
beweifen, welche geringe Beachtung bie bamald von ben Bertretern ber beiten 
Höfe dem Herrn älteren Birgermeifter in vertraulicher Weiſe gemachten Xe: 
merfungen gefunden haben. In diefer Wahrnehmung fowohl, wie in ihrer 
Veberzeugung, baß eine fo ufurpatoriiche Wirffamfeit, wie die jenes Ausſchuſies 
und bes nibgeorbueientagen, nicht ohne ernfte gemeinfame Gefahr noch Tänger 
ſtillſchwelgend zugelaffen und dadurch gewiffermaßen zu ge: 
wobnbeitsmäßigem Beftandbe erhoben werden bürfen, müſſen 
die Gabinette von Wien und Berlin eine unabmeislihe Aufforderung er: 
bliden, bie ganze Aufmerffamfeit bes hohen Senates von Neuem auf bie ke: 
fprodyenen Vorgänge und bas Verbältnig ber Bunbesftadt zu benfelben zu 
Ienten. Wir glauben ber zunverfichtlihen Erwartung Raum geben zu Törnen, 
daß nicht nur fo Teibenfchaftlidde Invectiven und ein fo ausgeſptochener Rar: 
teifampf gegen bie erfien Bundesmähte, wie er bie Tagesorpnung ber letzten 
Verſammlung bilbete, Fünftig feine Stätte mehr in Frankfurt finden, ſondern 
ber Senat überhaupt das Zufammentreten neuer von bem Comité bes Sechs: 
unddreißiger⸗Ausſchuſſes einberuiener Verfammlungen auf feinem Gebiet von nun 
an nicht mehr geftatten werbe. Die Wutorität bes Senates, an welche wir 
uns in erfter Linte menden, wirb uns hoffentlich der Nothwendigkeit über: 
beben, auf anberweite Schritte Bebacht zu nehmen, um vom Site ber 
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deutſchen Bunbesverfammlung in Aufunft die bisherigen ungejeblichen Be⸗ 
ftrebungen fern zu Balten“. " 


Diefe Dep. werden von Oeſterreich und Preußen auch den übrigen 
deutſchen Regierungen mitgetheilt, von Preußen mit bejonberer Beto⸗ 
nung berjenigen von Sachſen. Hr. v. Beuſt weist in feiner Ant: 
wortsdep. vom 11. Oct. die Großmächte bez. Frankfurts an die Bun- 
besverfammlung und antwortet auf bie Beichwerben über die fächfifche 
Preſſe mit noch viel nachbrüdlicderen Beſchwerden gegen die unabe 
hängige und fogar gegen bie officiöſe preuß. Prefje, indem er jeine 
besfallfigen Erörterungen dahin ſchließt: 

„... Bevor ich bem ber jächfifchen Regierung gemachten Vorwurf, preu⸗ 
enfeindlihen Tendenzen nicht entgegen zu treten, Rebe ſtehe, habe ich zu er⸗ 
waren, daß in Preußen ben Sachſen vernichtenden Tendenzen gejteuert 
werde”. 


Dagegen beeilen ſich Medlenburg und Hannover in Berlin ihre 
lebhafte und vollftändige Befriedigung über das Vorgehen der beiden 
Großmächte gegen bie „revolutionären“ Tendenzen auszubrüden. 


Dep. Medlenburgs anPreußen v. 17. Oct.: „... Die großh. Res 
gierung begrüßt ben Inhalt ber Mittheilung in fo fern mit Iebhafter Genug⸗ 
tbung, als fie barin eine Belräftigung ber vom ihr ſtets gehegten und oft ges 
äußerten, auch innerhalb bes eigenenLanbes mit@rfolg gebanb: 
babten Hebergeugung findet , daß es von Seiten ber beutjchen Regierungen 
ben breiten Beitrebungen ber Umfturzpartei gegenüber bes kräftigſten Ein⸗ 
ſchreitens bebarf, um bie ftets wachjenden Gefahren fir bie innere Sicherheit 
Deutſchlands abzuwenden. Es mag bier dahingeftellt bleiben, ob ber bunbee= 
geſetzliche Zuſtand ſchon an fih ein ungenägender ift, beſonders in jo fern, 
al® bie vom beutichen Bunde bejchloffene Vereins: und Preßgefeßgebung ben 
einzelnen Landesgejeßgebungen zu viel überlaflen und dadurch ihre Wirkſam⸗ 
feit, die nur durch völlige Ubereinftinnmung in allen Bundesländern zu er: 
reichen ift, gelähmt but, oder ob einzelne Regierungen es an ber ſchuldigen 
Ausführung der Bundesbeſchlüſſe haben fehlen laſſen. Die großh. Regierung 
wird in dem einen wie in bem anbern Falle allen geeigneten Schritten zu⸗ 
fimmen, um bem Treiben ber revolutionären Parteieen, wenn fie 
auch bisher refultatlos geweſen find, mit Nachbrud entgegenzutreten. Se 
mebr nun die Gefahr, womit ber Frankfurter Abgeordnetentag zunächſt bie 
beiden größten Bunbesftaaten bedroht hat, ohne Zweifel eine allen deutſchen 
Staaten gemeinfame ift, um fo weniger glaubt bie großh. Regierung mit ber 
Anerkennung zurüdhalten zu dürfen, baß ber deutfäe Bund als —* die 
von Oeſterreich und Preußen für ihn ergriffene energiſche Initiative dank- 
bar und einmüthig auf jede Weife unterſtützen ſollte, in ber 
zuverjichtfichen Hoffnung, daß baun ohne Schwierigfeit das gemeinfame Vor: 
geben in bie rechtmäßige, den Bunbesgejegen entfprechenbe Form, bie Fein eins 
zelner beuticher Staat als foldyer einem gleichberechtigten andern deutſchen 
Staate gegenüber wird verlegen tollen, zu Teiten fein wird“. 


6. Oct. (Preußen). Proceß gegen den Rebacteur May (ESchleswig⸗ 
‚Holftein) vor dem Kreisgerichte von Perleberg, Die Anklage Tautet 


auf Majeftätsbeleidigung durch einen Artikel ber Schlesw.Holſt. Ztg. 
vom 14. Juli „ber Geburtstag des Herzogs“. Der Angeklagte wird 


- freigefprochen und der Antrag der Etantsanwaltichaft, ihn wegen Be- 


Veidigung der Minifter neuerdings in Haft zu nehmen, verworfen, 
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May wird auf freien Fuß gefeht und hält es für gerathen, noch 
in der Nacht über bie preußiſche Grenze zu gehen. 

7. Det. (Schleswig). Zedlitz verlangt Aufſchluß über Statnten, Mit 
glieder und Vorſtände ber Schleswig-Holſtein-⸗Vereine bes Landes. 

8. „ (Kurdeifen) Die Regierung übermacht ber Stänbenerfamn: 
lung in Folge ber Publication bes neuen Sagbgefeßes eine Prope: 
fition bez. des kurfürſtl. Leibgeheges. 

8/9. „ (Bayern). Ein brutaler Pöbelerceß in Münden zum Schluj 
des Dectoberfeftes wird vom Militär ebenfo brutal unterbrüdt. 

10. „ (Schleswig). Der befannte Patriot Thomfen-Olbenswort wirt 
von Zedlitz als Beamteter entlafjen. 

11. „ (Holftein) NReg.:Rath von Stemann bereift das Land, um bie 
Zeitungsrebactionen perſönlich im Auftrage bes k. k. Statthalters zur 
Dorfiht und Rüdficht gegenüber Preußen zu mahnen. 

„» EGchleswig). Die Schleswig-Holſtein-Vereine in ber Landſchaft 
Stapelholm werden aufgelöſt und „bei willkürlicher Strafe“ gegen 
Zuwiderhandelnde verboten. 

„ „Maſſau). Der in Hoͤchſt nachgewählte neue Abg. Heſſe prote⸗ 

| flirt bei feinem Eintritt in die II, Kammer aud feinerfeits gegen 
bie Octroyirungen feit 1849. 

12, „ (Baden). Das von ben Kammern Tängft votirte Geſetz über 
bie Nechtsverhältniffe ber Richter. wirb von ber Regierung enblih 
publicirt. 

» » DRaffau) II Kammer: Der Antrag auf Befeitigung ber 1860 
reftaurirten feubalen Jagdrechte wird, obwohl ſich der Reg.-Präfitent 
Winter fehr entſchieden dagegen ausfpricht, einftimmig in Betracht zu 
zieben beſchloſſen. 

13. „ (Bayern). Gerüdt, daß der Tiberale Minifter von Neumanr 
aus dem Miniſterium verbrängt werden folle. — Der Abg. Voll 
fpricht fi im Augsburger Bürgerverein dahin aus, daß „viele, feh 
viele die Auffeflung hätten, daß, menn einmal bismardifirt fein müjle 
ein großer Bismard einem Tleinen nody vorzuziehen wäre”. — Ein 
Bollsverjammlung in München fpricht einftimmig ihr Bebauern ar 
genüber berjenigen bayr. Abgeordneten aus, welche (und darunter bit 
fämmtlihen Vertreter ber Stabt Münden) nit an ber Abg.-Ver 
jammlung in Frankfurt Theil genommen haben. 

16, „ (Schleswig). Herzog Friedrich befucht von Kiel aus den Herzs 

Karl auf ber Karlsburg im Schleswigifhen. Auf ber Durchreiſe 

wird er in Edernförbe feitlih von ber Bevölkerung empfangen: 

Fahnen und Begrüßung durch bas Deputirtencollegium. Dasjelbe finde: 

auch bei der Rückkehr ftatt trotz aller Anbrohungen ber Ortspolizei. 

„ (Breußen) Die preuß. Regierung läßt bas Gutachten ver 

Kronſyndici nun doch bruden, aber nur das Outachten ber Majorität 

nicht aber aud das der Minorität, und nur in wenigen Eremplaren, 

nicht für das Publicum, 
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16. Oct. Frauenconferenz in Leipzig. Dieſelbe genehmigt ein Statut für 


17. 


18.— 


18. 


Gründung eines „allgemeinen beutfchen Frauenvereins“ mit möglichſt 
vielen Localvereinen und beſchließt folgende Rejolutionen: 

„Tie erfte beutfche Frauenconferenz erllärt bie Arbeit, welche bie Grund» 
lage ber ganzen neuen Geſellſchaft fein fol, für eine Pflicht unb Ehre bes 
weiblichen Gejchlechtes, nimmt dagegen das Recht der Arbeit in Anipruch und 
bält es für nothwendig, baß alle der weiblichen Arbeit entgegenftehenben Hin: 
derniſſe entfernt werden." — „Die Berfammlung erklärt es für ein unabweisbares 
Bebürfniß, die weibliche Arbeit von ben Feſſeln bes Vorurtheils zu bes 
freien; fie hält, neben ber Agitation durch bie Preffe und bie Frauenbildungs⸗ 
vereine, bie Errichtung von Productiv:Affociationen, bie Gründung von Ins 
buftrie-Ausftellungen für weibliche Arbeitserzeugnifie, fowie von Induſtrie⸗ 
jchulen für Mäbchen und von Mäbchenberbergen, endlich bie Pflege wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Bildung für bie geeigneten Mittel biefem Ziel näher zu fommen: 
fie beauftragt daher ben Borftand des Vereins, über dieſe Gegenftände ber 
nächſten Berfjammlung Material vorzulegen”. 


„ (Kurhefjen) Etändeverfammlung: Ein Bericht des Tanbftän- 
diſchen Ausſchuſſes conftatirt, daß auch während ber Vertagung ber 
Stände auf dem ganzen Gebiete des Staatslebens beinahe völliger 
Stillſtand geherricht habe. Der Referent fließt dahin, die Mini: 
fter möchten bebenfen, „baß bie Beichwerben bes Landes fchwere An- 
Hagen enthielten, die, wenn fie nicht bald Abhilfe finden, babin 
führen könnten, Ummälzungen zu veranlaflen, bei welchen bie Selb: 
ſtändigkeit Kurhefjens verloren gehen könnte“. 


20. Oct. (Frankfurt). Die gefebgebende Verſammlung unb bie 
ftändige Bürgerrepräfentation befchließen, beibe einſtimmig, die Er⸗ 
wartung auszuſprechen, daß ber Senat gegenüber ben Drohungen 
Defterreih® und Preußens bie Unabhängigfeit und GSelbftänbigfeit 
ber freien Stabt mit Energie und Würde wahren werde. 


„ (Schleswig). Der preußifhe Gouverneur, Gen. Manteuffel, 
warnt den Herzog Friedrich durch Zufchrift vor einer Wiederholung 
ber Vorfälle in Edernfördbe vom 14. d. M.; ber preußiſche Civil: 
commiflär, Frhr. v. Zeblig, erläßt ein Reſeript bezüglich jener Vor⸗ 
fälle. 

Schreiben Manteuffels an ben Herzog Friedrich: „...Eurer 
Durchlaucht Fahrt durch Edernförbe und Aufenthalt in Borbye bat hienach 
ben Charakter einer politiſchen Demonftration angenommen. Dergleichen ftören 
ben Frieden bes Landes, gefährden bie Eriftenzen einzelner Perjönlichteiten und 
verftoßen gegen bie gefeßliche Orbnung des Herzogthums, für deren Aufrecht⸗ 
haltung ich verantwortlich Bin. Ich habe daher bie gemeſſenſten Befehle ges 
geben, baf bei ähnlichen Wiebervorfommniffen mit allen zur Aufrechthaltung 
der Öffentlihen Orbnung und zur Vermeidung weiterer Störung geeigneten 

efeglichen Mittel und nöthigenfalls mit Verhaftung eingeichritten wirb. Se. 

aj. der König, mein allergnädigfter Herr, haben von altersher fo viel Gnade 
für Eure Durchlaucht, Ihren Herrn Vater und befien ganzes Haus gehabt, 
daß es mir fchmerzlich fein würde, wenn Eurer Durdlaudt Perjon in Ver⸗ 
widlung mit der Polizei des Herzogthums Schleswig gerieten, und ich fühle 
mich daher gebrungen, Eure Durdlaudt von den getroffenen Anordnungen in 
Kenntniß zu ſetzen und Sie untertbänigft zu bitten, mich rechtzeitig zu bes 
nachrichtigen, wenn Eure Durchlaucht Beſuche im Herzogthum Schleewig bes 
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abſichtigen, damit ich bie nötbigen Anordnungen treffen kann, Eure Durch⸗ 
laucht vor allen perjönlihen Unannehmlichkeiten möglichſt zu wahren. Den 
Statthalter des Herzogthums Holſtein, Feldmarſchall-Lieutenant Baron Gab: 
lenz, babe ich von dem Borfalle in Ederniörde und Borbye, wo Eure Durd: 
laut bie privale Stellung, welde Sie im Herzogthum Hofitein gegenwärtig 


einnehmen, nicht beibehalten haben, in ſtenntniß gejekt”. 


Mejcript Zedblig: „... Der dur ben Wiener Frieden vom 30. Oct. 
1864 an IJ. MM. den König von Preußen und den Kaijer von Oeſterreich 
abgetretene Beſitz der Herzogthlimer Schlesirig und Holftein ift die Baſis bes 
jegigen vöffers unb ſtaatsrechtlichen Bergättniffes ber Herzogthümer. Sie ge 
ftattet nicht, daß neben den allerhöchiten Monarchen irgend Jemand, worauf 
immer bie Anſprüche beruhen mögen, die er auf beibe Herzogthümer oder 
Theile derſelben erheben zu bürfen meint, wenn aud nur Außerfich und 
in Morten, Titel und (Shrenbeseugungen annimmt, bie nur bem Lan: 
besberrn zufteben, und jtempelt jede Handlung, in weicher eine Anerkennung 
eines Dritten als rechtmäßigen Landesherrn oder doch eine Ehrenbezeugung 
liegt, die nır dem Lanbesherrn gebührt, zu einem Verſuch ber Auflehnung 
gegen ben gefegßlichen Zuftand bes Yandes. Daraus ergibt fich die Pflicht der zur 

ufrechthaltung der gefeglichen Ordnung berujenen Beamten, gegen Alles, woburd 
ber PrinzFriedrich vonAuguftenburg ober irgend ein anberer 
Erbprätendent öffentlich als Landesherr bezeichnet unb bebanbelt werben 
ſoll, oder worin überhaupt ein Verſuch Tiegt, irgend eine anbere Ianbesherrliche Au: 
torität ale bie ber allerhächften Monarchen von Preußen und Deiterrei zur 
Geltung zu bringen, mit allen zu Gebote ftehenden gejetlichen Mitteln nad: 
drücklichſt einzufcreiten. Und dieſes Einſchreiten wird ſich nicht blos auf Per: 
fonen zu beſchränken haben, welche bie Ovationen und Chrenbezeigungen bar: 
bringen, fondern auch auf Diejenigen zu erftreden fein, welde durch ihre 
Annahme fich eines Friedensbruchs, eines Zuwiderhandelns gegen bie allein 
zu Recht beftehenbe Ordnung in gleihem Maße fhuldig machen... Wenn. bie 
Kräfte ber Polizei nicht dazu binreichen, die zur Erhaltung ober Herftellung 
ber geſetzlichen Orbnung nothwendigen nabregeln durchzuführen, jo muß bie 
Hilfebes Militärs requirirt werden. Sobald bie Mitwirfung des Milt: 
tärs auf bie Requifition ber Givilbehörde an ben Truppenbefehlsbaber bes Orts 
eintritt, wird letterer, der bie Art und ben Umfang ber militäriſchen Map: 
regeln allein zu beurtbeilen Hat, auch für bie gefammten weiteren Anord- 
nungen verantwortlid... Es wird vor Allem Aufgabe ber Oberbeamteten jein, 
wenn fie von ber Tüchtigkeit und Zuverläffigteit ber ihnen unterge: 
benen Localbeamten nicht vollſtändig überzeugt find, behufs ber erforberlich-s 
Remebur ibre Bedenten einzureichen und ihre Anträge zu Rellen.” 


19. Oct. (Schleswig). Zwei weitere Compagnien Preußen erhalten ven 


a 


20. 


Befehl, ohne allen Verzug zur Strafe für die Borfälle in Eckern förde 
vom 14. d. M. daſelbſt einzurüden und follen nit in der Caſerne 
fondern bei ben Bürgern einquartirt werben. Senator Dehn und Bür: 
gerworthalter Stegelmann in Edernförke werben ihrer Aemter entjekt. 
„ Raffau). Die J. Kammer lehnt mit 10 (ſämmtliche privilegirte) 
gegen 9 (ſämmtliche gewählte Mitglieder) Etimmen ben Antrag auf 
Wiederherſtellung der Verfaſſung von 1849 ab, 
„ (Brantfurt). Der Senat lehnt einftimmig die Zumuthungen 
Defterreihs und Preußen vom 6/8. Oct. in ibentifhen Noten ent: 
ſchieden ab: 

„or. „Der Senat muß es als mit ben Fundamentalgefetzen bes Bundes. 


fonah mit dem Rechte in Widerfpruch ſtehend betrachten, wenn in dem völ— 
kerrechtlichen Verein ber beutfchen fouveränen Fürften und freien Städte, 
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welcher errichtet if zur Wahrung ber Unabhängigkelt und Unverlepbarkeit 


ihrer im Bunbe beyriffenen Staaten und zur Erhaltung ber innern und 
äußern Sicherheit Deutſchlands, welcher in feinem Innern befteht als eine 
Gemeinſchaft felbfiftändiger, unter fih unabhängiger Staaten, mit wechfel: 
feitigen gleichen Vertragsrechten und Bertragsobliegenbeiten, ein Bunbesftaat 
bem andern "gegenüber von „nicht dulden” und „nicht geſtatten“ reden und 
zu ber Aeußerung gelangen wollte, „durch eigenes Eingreifen weiteren Folgen 
unzuläffiger Nachſicht vorzubeugen.” Der Senat ift fid bewußt, in em 
Verhalten ben beiprochenen Verſammlungen gegenüber bie Gejete der freien 
Stadt Frankfurt eben jo wenig als bie Geſetze des Bundes verlebt zu haben.“ 


20.0. (Baden) Der bisherige Gefandte in Wien, Frhr. v. Edels⸗ 


22. 


23. 


beim, wird an bie Stelle Roggenbachs mit dem Titel eines Staats: 
minifters (Roggenbad hatte nur ben eines Minifterialpräfidenten) 
ernannt und ber (ben Clericalen bejonders verhaßte) Director bes 
Oberſchulraths, Knies, als Geheimer Rath und Profeflor nach Hei: 
delberg verfekt. 

„ (Hannover) Ende der Minijtercrifis: Die liberalen Minifter 
Hammerftein, Windhorft, Lichtenberg, Erxleben werben entlaffen und 
durch die HH. Bacmeifter, Leonhardt, Hodenberg und Dietriche 
erſezt. Die bisherigen Minifter Brandis, Platen und Malortie 


bleiben auch biesmal wieber. 


„ (Schleswig). Der preuß. Gouverneur General Manteuffel 
infpicirt die Truppen in Hadersleben und empfängt die Beamten. 


Anſprache an biefelben: 

.... Ich bitte, daß au Sie meinen Erllärungen in Flensburg gemäß 
handeln, damit Friede im Lande werde und bie Nationalität: Zaloufie ihr 
Ende erreiche. ... Eoncentriren Sie bie ganze Kraft in ben Gebanfen eines 
gemeinjamen Vaterlandes Schleswig⸗Holſtein, in dem Sie alle geboren und 
erzogen find, benn es hilft nun einmal nichts: Schleswigsholftein ift ſchles⸗ 
wigsbolfteinifch geworden. Ach muß noch einen zweiten Buntt, bie Abtre- 
tungsirage berühren, um fo mehr, ba fie jeßt vielfach zur Agitation bes 
nust wird. In Edernförbe (es gibt überall Agitatoren) bat man unter 
bem Borwande non Gerehtfamen und Erbprätentionen Unruhen hervor⸗ 
gerufen und dadurch das Intereſſe bes Landes, welches nur durch bürger- 
lihe Ordnung gebeibht, gefährdet. Ich Habe in Eckernförde ein firenges 
Erempel jftatuirt, ich babe es bei Gott ungern gethan, aber mein König 
bat mir befohlen, das Intereſſe bes Landes müfe meine wichtigfte Sache 
fein, unb Unruben ſchaden demſelben. Durch Strenge gegen einige We⸗ 
ige müſſen Griftenzen gefichert werben, welche durch Parteileidenſchaft 
bedroht find. Ich warne auch bier im Norben vor allen Demonftratios 
nen, wo fie möglicherweife in bäntfhem Sinne ausfallen Fönnten ; 
ich dulde fie nicht. Der König Ehriftian IX. bat feine Rechte an bie Her» 
zogthümer Sr. Maj. dem Kaifer von Oefterreih und Sr. Maj. meinem 
allergnäbigfien König übertragen. Das ift bie einzige Bafis, auf welcher 
die gefeglicge Ordnung in biefem Lande erbaut werben Tann. Wer biejer 
Baſiss zumiderhanbelt, Der hat es mit mir zu thun. Man gaufelt jet 
ben Leuten von einem britten bänifchen Kriege vor. Sagen Sie bod) ben 
Leuten, es fei Alles nicht wahr, fie follten es doch nicht glauben, es fei nichts 
als Agitation, durch welche man bie Ruhe und bas Glück biefes Landes in 
bie * ſchiebe. Und noch Eins, wir fürchten den Krieg nicht, der Soldat 
wünſcht ihn, es iſt unſer Metier.... Ich gehe morgen nach ber Könige 
und werbe mir meine jteben Fuß Erbe einmal anfchen. 
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Laſſen Sie fich durch bie Agitationen ber Zeitungen nicht Irre machen, betrach⸗ 
ten Sie ſich mein Geſicht, und entſcheiden Sie fi fpäter, ob Sie mehr Zu: 
trauen zu mir oder zu ben Zeitungen fallen können.“ 

23/26.Dct. (Hamburg). NReumahlen zur Bürgerſchaft. Vollſtändiger 
Sieg der bemocratifhen Partei (bie in ihrem Programm die Be 
ftimmung der Verfafjung, nach der 60 Mitglieder der Verwaltungs: 
beputationen und Gerichte ale folde Sit und Stimme in ber Bür: 
gerfhaft haben, mit ben Grundſätzen des wahren Repräfentativfpftems 
für unvereinbar erffärt, das jetzige Confcriptionsgefeß und die Stell 
vertretung verwirft und allgemeine Wehrpflicht verlangt, ferner 
Volksſchulen für Kinder aller Stände, melde nicht unter Leitung 
ber Geiftlichfeit ftehen, Umgeftaltung der Juſtizpflege auf Grundlage 
vollftändiger Deffentlichkeit und Münblichfeit nebſt Befeitigung jeder 
Strafgewalt der Polizei, endlich Bejeitigung einiger Beſtimmungen 
bes Geſetzes über das Bürgerrecht, welche zu einer neuen politifchen 
Ungleichheit den Grund legen, fordert). 

24. „ (Kurdeffen) Die Ständeverfammlung wird auf unbeftimmte 
Zeit vertagt. 

25. „ (Preußen). Offizielle Erflärung des „Stantsanzeigers” über bie 
Vorgänge in Edernförde vom 14. d. M.: 

„Die an bie Anwejenbeit bes Bringen von Auguſtenburg in Eder: 
förde ſich knüpfenden Vorgänge haben felbftverftändlich das Goyvernement im 
Schleswig zu einer ernften Unterfudung gegen bie Theilnehmer veranlaft. 
Dur die Entgegennahme der ihm als Landesheren dargebrachten Ovationen 
bat ſich ber Prinz einen Iandeöherrlihen Charakter angemaßt im Widerfprud 
mit ben gegenwärtigen Autoritäten ber Herzogthümer. Der Gouverneur 
madte in einem Schreiben vom 18. October ben Prinzen auf bie Folgen 
aufmerfjan , melde eine Wiederholung folher Vorfälle für ihn perjön- 
Ti haben müßte. Es iſt zu hoffen, daß das ernfte, vom Könige durch—⸗ 
aus gebilligte Einfchreiten des Gouverneurs bie Mieberfehr von Ufurpa- 
tionsverfuden einer unberechtigten Autorität verhindern werde. Sollte 
ber Prinz nochmals ohne Erlaubniß des Königs ben ſchleswig'ſchen Boden 
betreten und Anlaß zu neuen Demonftrationen barbieten, fo wird feine 
Verbaftung zu gewärtigen fein.“ 

„» » (Kurhefjen). Der Finanzminifter Dehn-Rotbfelfer wird plöt- 
lich entlaffen. Allgemeine Miniſterkriſis. Gerücht, baß ein ausge: 
ſprochenes Reactionsminiftertum im Anzuge fei und bereits mit dem 
Conſiſtorial-Rath Vilmar unterhandelt werde. 

26, „ ODeſterreich) lehnt bie Annahme ber Antwort des Senats 
von Frankfurt vom 20. d. DM. auf feine Depeihe vom 8. d. M. 
ab, weil erjtere ber letzteren „Behauptungen und Ausdrücke unter: 
ſchiebt, welche in berfelben gar nicht gebraucht worden find”. 

I. „ (Preußen) Die Kreuzzeitung erflärt bie forderungen Preu⸗ 
Bens vom 22. Febr. bez. ber Herzogthümer für einen überwundenen 
Standpunkt. 

„„ESchleswig). Die Schleswig-Holſtein-Vereine werden im gan- 
zen Amtsbezirke Sottorf : Hütten aufgehoben unb bei Strafe von 
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20-300 Thl. abgefehen von ver allfählig verwirkten fonftigen Strafe, 
verboten. 


27. Oct. Maſſau). Die I. Kammer befchließt mit 20 gegen 4 (clericale) 


Stimmen bie Wieberherftellung der Verfaflung von 1849. 
„  Beneralverfammlung des Nationalvereins in Frankfurt. 

1. Deutſche Frage Antrag bes Ausſchuſſes: „I. Der Natio- 
nalverein hält fe an feinem Statut, wonad er gleichzeitig bie Einheit 
und Freiheit Deutichlands anftrebt und am Brogramm von 1860, worin 
er den beutichen Bundesftaat mit einheitlicher Gentralgewalt und Parlament, 
fowie am Programm von 1862, woburd er bie Meichöverfaffung ale Ziel 
feſtgeſtellt. Der Nationalverein beharrt auch auf dem Sab feines Pros 
granme von 41860, wonad unter ber Bedingung, daß aud das preußijche 

olk fich der beutichen Gentralgewalt und Vollevertretung unterzuorbnien bes 
reit fei, und daß bie preußifche Regierung Deutſchlands Iniereſſen nad jeder 
Richtung thatkräftig wahrnehme und bie unerläßlihen Schritte zur Her: 
flelung der deutſchen Macht und Einheit thue, die Uebertragung ber Gen: 
tralgewalt an das Oberhaupt bes größten rein deutichen Staates Seitens bes 
beutichen Bolfes erfolgen werde, fowie gleichzeitig an feinem in Ueberein⸗ 
ftimmung mit ber Neichöverfaffung gefaßten Beſchluſſe von 1864, wonach bie 
Entiheibung über ben Träger ber Gentralgewalt der im Parlament vertres 
tenen gelammten Nation zufieht. Der Nationalverein wiederholt endlich ben 
Ausdrud feiner Meberzeugung, daß zu einer gebeiblichen Löfung ber beutichen 
Trage im Wege ber Reform ber baldige Sieg eines wahrhaft frei 
finnigen unb nationalen Syftems in Preußen bie erfte Be: 
dingung iſt. II. In Webereinftiimmung mit bem Beſchluſſe vom 1. Nov. 
1864 erflärt ber Nationalverein es wiederholt als eine Pflicht des beutichen 
Bolfes, zu wachen über bem Selbftbeffimmungsrehte Schleswig. 
Holfteins. Nur bie Intereffen Deutfhlands bürfen es befchränfen. Bei bem 
Mangel einer beutjchen Gentralgewalt kann nur Preußen zur Zeit bie 
Bertheidigung ber deutfhen Küften und Grenzen im Norben wirkſam 
und nachhaltig durchführen. Mit Rückſicht barauf erkennt ber Nationalverein 
bie zwiſchen preußiſchen Abgeordneten und bem engeren Ausjchuffe der Schles- 
wig-Holftein-Vereine getroffene Berliner Vereinbarung vom 26. März 
l. 36. als eine genügende Bafis zur beiberfeitigen Verftändigung und zur 
Befriedigung ber nationalen Intereſſen, foweit folche vor Durchführung ber 
deutſchen Reichsverfaſſung möglih if. Nicht länger darf die Einberufung 
ber Landesvertretung ber Herzogthümer verzögert werden. Unerträglid 
Taftet feit tem Wiener Frieden und dem Gafteiner Bertrage auf bem von 
bänifher Willkürherrſchaft befreiten Lande bie Vergewaltigung burd 
beutiche Bingbesgenoffen, welche bie Herzogthümer vollflommener Rechtloſig⸗ 
feit Preis gibt, ja nicht einmal vor ber gänzlichen Zerreißung ber alten Ver⸗ 
bindung Schleswig⸗Holſteins zurückgeſchreckt ift.“ 

Antrag v. Bürgers (Köln): „An Erwägung, daß bie preußiſche Re 
gierung durch ihre innere, wie durch ihre deuiſche Politik ben nationalen 
Beruf Preußens verfennt unb bemfelben zumwiderhandelt, erflärt ber Natio- 
nnalverein: 1) Es if gegen das Intereſſe Deutfchlands, ber preußiichen Res 
gierung irgenb welche Befugniffe der beutichen Gentralgewelt auch nur vor⸗ 
läufig und in befhränftem Umfange zugugeftehen. 2) Die na⸗ 
tionale Partei bat die antinatignalen Beſtrebungen Breußens und Oeſterreichs 
unbedingt zu befämpfen, und es ift namentlih bie Pfliht bes preu⸗ 
ßiſchen Abgeorbnetenhaufes, die Oppofition, welche es gegen bie 
innere Reaktion erhoben bat, auch auf bem Gebiete ber beutfchen in 
Preußens zu beihätigen. 3) Die nationale Partei hat ihre Kraft dahin zu 
richten, daß die partifulariftifchen Tendenzen ſämmtlicher deutſcher Regierun: 
gen, welche ber Reform ber Bunbesverfaffung entgegenftchen, Befeitigt werben ; 
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4) ihre Aufgabe bleibt, auf bie Einberufung eines dentſchen Parlaments hin⸗ 
zuarbeiten, welches bie volle Macht babe, Deutſchland eine den Bedürfniſſen 
ber Nation entſprechende Verfaſſung zu geben.” 


II. Wehrfrage. Antrag des Ausſchuſſes: „Die Verſammlung erffärt: 
Die allgemeine Wehrpflicht, welche ohne übermäßige Belaftung bes Volks nur 
in Berbindung mit ſehr kurzer Präſenzzeit durchgeführt werden fan, erfor: 
bert die militärifche Vorbildung der noch nicht bienftpflicätigen Jugend. Die: 
ſelbe hat mit dem Turnen zu beginnen und ift möglichſt bis zur feldmäßigen 
Ausbildung der Compagnie durchzuführen. Der Rationalverein forbert feine 
Mitglieder auf, zur Erreichung biejes Zieles mitzuwirken. Zunächſt it ine: 
befondere anzuftreben : 1) Die Einführung des obligatoriiden Turnunterrichts 
an allen Schulen, auch ben Volksſchulen. 2) Die Gründung von freiwilligen 
Jugendwehren, bejonbers in ben Städten, welche ſich entweber an die Schulen 
anzufchließen baben, ober, wo es möglich ift, die Unterftätung des Militärg 
in Beziehung auf den Unterricht gewinnen follten. 3) Ferner bie Anjtellung 
vom Staat befoldeter Dfjiciere als Sugenbwehrinftructoren. 4) Weberlafjung 
von Ererciergewehren an bie Zugenbwehren vom Staat. 5) Herabfebung ber 
Bräjenzzeit im Frieden für die in der Jugendwehr Ausgebildeten. 6) Gr: 
leichterung ber Schiegübungen für bie Jugend in ben Schüßenvereinen.“ 


Neferat des Abgeorbneten Metz (Heſſen-Darmſtadt). Der An: 


trag von Bürgers wirb mit großer Mehrheit verworfen und ber: 


jenige bes Ausfchuffes bez. ber deutfhen unb ber Wehrfrage ange: 
nommen, ebenfo ein Antrag bezüglid ber medlenburgifhen Cabinets⸗ 
juftiz gegen bie Mitglieder des Vereins in Roftod. 


Anweſend find aus Heffen-Darmftabt 164, Frankfurt 115, Naffau 54, 
Preußen 16, Hannover 9, Baben 14, Kurbellen 6, Bayern 3, Schleswig- 
Holftein 4, Sachſen 2, Württemberg1, aus mehreren Kleinftaaten 13 Witglieber. 
— Der Abg. Crämer von Doos — und ebenſo Pfeiffer (Württemberg) 
erklären in Folge ber Ergebniſſe der Abgeorbdneten⸗-Verſammlung (Ausbleiben 
ber Preußen) und ber General:Berfammlung bes National-Bereind mit Eclat 
ihren Austritt aus dem letzteren. — Nah dem Berichte bed Ausichuffes ift 
Zahl ber activen Mitglieber bes Bereind von 23,000 auf 17,000 hetab⸗ 
gefunfen. 


29. Oct. (Schleswig-Holftein). Antwort des Herzogs Friedrich auf 


30, 


- bie Zufchrift des General Manteuffel vom 18. d. M.: 


n....€8 wird jebt wohl auf das evidentefte fich berausgeftellt haben, mas 
bei dem rein privaten Zweck meiner Reife felbfiverftänblich ift, daß bie loyale 
Begrüßung feitens ber Stadt Eckernförde ohne jebiwebe Anregung von meiner 
Seite und im natürlichen Ausbrud lang zurüdgebrängter Gefühle erfolgt if. 
Es mag fein, daß bie Aeußerungen folcher Gefühle unterbrüdt werben 
köunen — bas Gefühl ber Anhänglichkeit an das einheimifhe Fürftenhaus 
und bie Treue gegen das Recht bes Landes werben fortbefteber. Um bem 
Lande biejen unabjehbaren Kampf zu eriparen, gibt es ein Mittel, auf welches 
bie Beuölferung Schleswig s Holfteins ein unangefochtenes Recht befigt, und 
deſſen GErgreifung ich jederzeit befürwortet habe. Ew. Excellenz würbe ſich 
bie Dankbarkeit aller Schleswig=Holfteiner erwerben, wenn Sie ihre bevor: 
zugte Stellung bazu benugen wollten, um Se. Majeftät ben König, Ihren 
allergnädigfien Herrn, zu bewegen, bie Berufung einer freigewählten Landes: 
vertreiung herbeizuführen, unb berfelben zu ihrem Theil die Entſcheidung über 
das Geſchick biefes vwielgeprüften Landes anheimzuftellen”. 


(Frankfurt). Der Senat erläutert gegenüber Oeſterreich 
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feine ibentifche Antwort vom 20. d. M. auf hie Depeſchen Oeſter⸗ 
reichs und Preußens vom 6/8, Oct. - 

„.....Der Senat, welcher ſich verpflichtet findet, auch bei bem gegenwär- 
tigen Anlafje die der freien Stadt Frankfurt gleich allen andern Staaten 
des Bandes in ben Fundamentalgeſetzen zugefiherte Unabhängigkeit und Uns 
verleßbarfeit zu wahren, if ſich bewußt, fein Verhalten, ben in bem erwähn⸗ 
ten Erlaſſe befprochenen Berfammlungen gegenüber, genau nach Vorſchrift ber 
hiefigen Geſetzgebung bemeſſen zu haben; er muß darauf aufmerkjam machen, 
daß bie Franffurtitiie Geſetzgebung über Preſſe und Vereine ben von bem 
Bunde desfalls erlafjenen Vorjchriften gefolgt it, fein Verhalten ſonach auch 
ben Geſetzen des Bundes entiprohen hat und daß, wenn jene Vorſchriften 
mangelhaft fein follten, was er weber unterſucht bat, noch behaupten will, 
er bafür nicht verantwortlich gemacht werben Tann... er verbindet endlich 
bamit die Verfiherung, daß er auch ferner, wie bisher, bie Negel für fein 
Verhalten nur in ben Vorſchriften bes Rechts und ber Gefeke wird finden 
fönnen. Der Unterzeichnete erlaubt ſich übrigens mit berjenigen Offenbeit, 
zu welcher ber Senat gegen bie Kaiferli Königliche Regierung ters ſich ver⸗ 
pflichtet fühlt, da8 Nachfolgende anzufügen. Der Senat Tann fi der Wahr⸗ 
nehmung nicht verfchließen, daß im gefammten Deutfhlanb das Be: 
bürfniß nach Veränderung in ber politifhden Organifation fi mehr und 
mehr fühlbar macht. Ueber bie Form ber Veränderung haben die Anfichten 
bis jekt ebenfowenig ſich geflärt, als über bie rechten und gerechten “Mittel, 
um zum Ziele zu gelangen. Das Ringen findet jenen Ausdruck in Vereinen, 
Berfammlungen und in ber Preffe. Alle leiven aber unter bem Mangel an 
Klarheit, weldyer über der ganzen Frage liegt und daher erwachſen die Ber: 
irrungen, welche zu Zeiten in allen jenen Erſcheinungen zu Tage treten. 
Sole Berirrungen werben mıfhören, fobalb ben Regierungen gelingt, 
bie Form für bie Veränderungen zu finden, beren Nothwendigkeit allfeitig 
anerfannt if. Inzwiſchen werben ſolche Verirrungen dem Gefebe veriallen 
müſſen, foweit fie mit bemfelben im Widerſpruche fliehen. Ein gewaltja: 
mes Cinfhreiten dürfte, mit Rüdjiht auf bas anerkannte Bebürfniß, 
aus welchen bie Bewegung hervorgegangen ift und weil ihm jebe Befrie⸗ 
bigung fehlt, dauernde Ruhe zu verfhaffen nicht geeignet jein.” 


30. Oct. (Medlenburg). Prof. Baumgarten wird vom afabemifchen 


31. 


Gericht von Roftod wegen ber von Profeffor Ewald in Göttingen 
herausgegebenen Schrift „Gerichtliche Urkunden ber jüngften Beur⸗ 
theilung des Prof. Baumgarten 1864“ zu 18 Wochen Gefängniß 
und 200 Thlen. Geldbuße verurtheilt. (Der Verurtheilte hatte auf 
jede Vertheidigung „einer Behörde gegenüber, bie zweierlei Maß 
habe, das eime gegen ihn, das andere für ben Gonfiftorialrath 
Krabbe” verzichtet.) 

„ (Holftein). Der k. k. Statthalter Gablenz macht bem Herzog 
Friedrich einen Beſuch, um ihn perjänlic „in ſchonendſter Weiſe“ 
auf bie unvermeiblicen Folgen einer Erneuerung ber Borfälle in 
Eckernförde vom 14. d. M. aufmerkſam zu machen. — Ein Erlaß 
ber Landesregierung verbietet „für die Dauer bes Proviſoriums“ 
der Preſſe alle Ausbrüde, welche „einen andern als ben Landes: 
herrn (Defterreih und Preußen) als ben regierenden Herzog bes 
zeichnen ober welche einen beftimmten Namen ber Zahl beifügen, 
Durch welche die Reihenfolge unter ben regierenden Herzögen ange: 
geben wird.” 
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31,04 (Säleswig). Ein Mefeript des Ken. v. Zeblitz verbietet ber 
Preffe, den Erbprinzen von Auguftenburg als „Friedrich VIII.“ 
oder „ben Herzog“ oder „Se. Hoheit ven Herzog” ober überhaupt 
als „Herzog“ zu bezeichnen, bei „Strafe ber Zurüdnahme der Con⸗ 
ceſſion.“ 

„„ (Bayern). In allen größeren Städten des Landes haben nun⸗ 
mehr Verſammlungen ſtattgefunden und ſind Reſolutionen gegen die 
Vergewaltigung der Herzogthümer durch die beiden Großmächte, 
namentlich Preußen, gefaßt worden. 


„ EGchleswig). Antwort des General Manteuffel auf die Zu- 
Ihrift des Herzogs Friebri vom 29. d. M.: 

„Ih Tann auf den Inhalt Ihres Briefes nicht näher eingehen: berjelbe 
enthält einen Rathſchlag. Ach bin nicht in bem Verhältniß, folden von Ew. 
Durchlaucht entgegenzunehbmen, Ahr Brief enthält ferner ben Beweis, baf 
Ew. D. über bie Bedeutung vorbereiteter Demonjtrationen einzelner Rartei: 
gänger wie über die eigentliche Stimmung ber Benölferung Scleswige un: 
vollfommen unterrichtet find. Kierüber wird allein die Zukunft Ew. T. 
aufklären. Wenn Ew. D. meine Anfchauungen über bie Eckernförder Nor: 
gänge als nicht richtig bezeichnen, fo muß ich ausiprechen, daß ih Ihnen 
nicht bie Berechtigung zuerfenne, mir in dieſer Ausdrucksweiſe zu jchreiben, 
und daß ich diefen Ausdrud auf das Beftimmtefte zurüdweije.* 


— ,„ (Bürttemberg) Die Mehrzahl der Abgeorbneten zur II. 
Kammer richlet eine Adreſſe an den ſtändiſchen Ausſchuß für Wah— 
rung ber durch bie beiden Großmächte bebrängten Selbſtſtändigkeit 
Frankfurts: 


„.... Das „eigene Eingreifen“ ber beiden Großmächte in bie inneren 
Berhältnifje Frankfurts wäre cine Verachtung der erften Grundlagen des 
Bundes: und Völkerrechts; es wäre eine Fortſetzung ber in Schleewig- 
Holftein begonnenen Vergewaltigung ber ſchwächeren Bundesglieder. Sollten 
aber jene weiteren Schritte in der Anrufıng bes Bundestages zu Einmiſchung 
in das öffentliche Recht der freien Stadt Franfiurt beftehen, jo märe Dies 
ein Rüdgriff zu jenem verberbliden und alljeitig verurtbeilten Syſteme, bie 
Bundesverfammlung, der hiezu jede Ermächtigung fehlt, zu Verlegung ber 
Zanbesgefege und zu Unterdrüdung ber Volfscchte zu mißbrauchen. Alle 
deutichen Verfaflungen, insbefondere aber auch unfere württembergiſche Lan⸗ 
beöverfaffung, würden durch einen ſolchen Act nicht minder als durch bas 
einfeitige , gewaltfame Vorgehen non Preußen oder Defterreich gefährdet und 
in Trage geftellt.. .“ 


4. Nov. (Bundestag) Bayern, Sachſen und Heflen-Darmftabt ftellen 
einen neuen Antrag bez. ber fchleswigsholfteinifchen Frage: 


„sn der Situng ber hohen Yundesverfammlung vom 27. Zuli d. J. 
haben die Negierungen von Bayern, Königreih Sachſen und Großherzogthum 
Heflen einen Antrag geitellt, welcher auf die Herftelung eines alljeitig aner: 
Tannten Rechtszuftanbes in ben Elbherzogthümern gerichtet war und dem Aus: 
ſchuſſe für die holſtein-lauenburg'ſche Verfaffungsangefegenpeit zugewieſen wurbe. 
Unter Bezugnahme auf biefen Antrag haben in der Situng vom 24. Augufl 
d. 3. bie hoöchſten Regierungen von Defterreih und Preußen ber Bundes: 
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serfammlung eine zwiſchen ihnen am 14. Auguſt d. J. verabrehele unb am 
20. beflelben Monats von ben beiden hoben Monarchen genehmigte Weberein- 
Tunft mitgetpeit welche die Verwaltung ber Herzogthümer proviſoriſch orbnet. 
Damit war bie Eröffnung verbunden, daß bie beiden höchſten Regierungen 
erufllich bemüht feien, bie Frage ber Elbherzogthümer einer befinitiven Löfung 
zuzuführen, und das Erjuchen geftellt, hohe Bunbesverfammiung wolle bem 
Ergebniffe der weitern Berbanblungen zwiichen Deflerreih und Preußen mit 
Bertrauen entgegeniehen, inbem zugleich weitere Mittheilungen vorbehalten 
wurden. Auch biefe Borlagen wurden dem obengenannten Nusichuffe zuge 
wiefen. In einer Sitzung biefes Ausfhuffes vom 31. Auguft d. J. bean: 
tragten die Gefandten von Bayern und Königreih Sachſen bie fofortige Er⸗ 
ftattung eines Vortrags über den Antrag vom 27. Juli d. J. da biefer durch 
bie gemeinfane Erklärung ber hoöchſten Regierungen von Defterreich und Preußen 
vom 24. Aug. d. J. nicht als erledigt angefehen werden Fünne und von einem 
entiprechenden Bunbesbejchluffe ein Einfluß auf die Geftaltung und bie Er⸗ 
gebnifje der noch ſchwebenden Verhandlungen erwartet werden bürfe. Die Ge: 
fandten von Defterreich und Preußen erklärten bierauf, daß auch fie durch 
ihre Erflärung vom 24. Auguft db. 3. ben Antrag vom 27. Juli d. J. keines⸗ 
wege als — erledigt anfähen, ſich aber doch im Hinblick auf bie bie⸗ 
ber nicht zum Abſchluſſe gebrachten Verhandlungen ihrer Regierungen über 
den weiteren Inhalt bes Antrags zur Zeit nicht zu Außern, mithin an ber 
Erſtattung eines Bortrages einftweilen nicht mitzuwirken vermöcten. Hierauf 
beichloß die Majorität des Auoſchuſſes, von einer Bortragserftattung einft= 
weilen Abfland zu nehmen, unb die hohe Bundesverfammlung, welcher in ber 
26. Situng vom 31. Aug. b. J. über biefe Ausſchußverhandlung Mittheilung 
gemacht wurde, beichloß fich bis zum 26. Okt. d. J. zu vertagen gegen bie 
Stimmen von Bayern, Königreih Sachſen und Großh. Helfen, welche eine 
Vertagung nicht für angemefjen erachteten, bevor über ihren Antrag vom 
27. Zuli d. 3. Beſchluß gefaßt fei. Die antragftellenden Regierungen können 
nach reifliher Erwägung nur bie Ueberzeugung theilen, daß ber Antrag vom 
27. Juli d. 38. durch die Mittheilungen vom 24. Auguft d. Is. in feiner 
Weiſe erledigt iit und daß es ebenfo ſehr im Rechte und Intereſſe ber hohen 
Yundesverfammlung felbft als der Herzogthümer und ihres erbberechtigten 
Fürſten liegt, daß über jenen Antrag baldmöglichſt Beſchluß gefaßt werde. 
Adgefehen davon, daß für bie in Nusficht geſtellten weitern Mittheilungen ber 
höchſten Regierungen von Dejterreih und Preußen Fein Zeitpunkt beſtimmt 
worden ift, wirbe ja Durch das Abwarten jener Mittheilungen ber ganze 
Zwed besAntrags vereitelt und von Seite ber hoben Bundes— 
verfammlung auf jebe Mitwirfung zur befinitiven NRege: 
lung ber Angelegenheiten ber Herzogthümer verzichtet, wogu 
wenigitens die Uebereinfunft vom 20. Auguft d. 36. in Feiner Weile eine 
Peranlafjung bietet. Die antragftellenden Regierungen halten es jetzt nicht 
für angemefjen, in eine Erörterung über biefe Convention einzugeben, indem 
fie deßhalb der Berathung und Vortragerftattung des Ausſchuſſes nicht vor⸗ 
greifen wollen. Sie begnügen fich vielmehr, hervorzuheben, bag gegenüber 
ber definitiven Ueberweifung bes Herzogthums Lauenburg an Se, Maj. ben 
König von Preußen, welcher bie freie Zuftimmung ber Bevölferung und ihrer 
Vertreter vorausging und nachfolgte, jedenfalls bie Gr ber AZuläfligfeit bes 
bundesrechtlichen Austrägalverfahtens über bie von mehreren Bunbesgliebern 
erhobenen Erbanfprüche offen bleibe und daß bie Modalitäten bes bezüglid 
ber Herzogthümer Schleswig und Holſtein getrofjenen Proviſoriums, weit ent» 
fernt, den Antrag vom 27. Zuli d. 3. überflüfjig zu machen, vielmehr bie 
bringendfte Beranlafjung bieten, im Geifte biejes Antrags fid auszufprechen. 
Um von allen übrigen Punkten zu fchweigen, genügt es, ind Auge zu faffen, 
daß das genannte Proviſorium gerabe von dem Hauptſatze abweicht, welcher 
bisher ſowohl von ben Herzogthümern ſelbſt als von ber hohen Bundesverſammlung 
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ber Beribeibigung und Wahrung ihrer Rechte zu Grunde gelegt worden ift, — von 
bem Grundſatze be untheifbaren Zufammengebörigfeit — Lande, und daß von 
einer Betheiligung der Bevölkerung und ihrer Vertreter ander endgiltigen Regelung 
weber in ber Convention vom 20. Auguſt b. 3. noch in ben Grflärungen 
vom 24. Auguft d. 3%. die mindefte Anbetung enthalten if. Die antrag: 
fiellenben Regierungen erachten daher bie hohe Bunbesverlammlung ebene 
berechtigt als verpflichtet, gerabe jebt, währenb bie Verhandlungen über bie 
befinttive Ordnung noch ſchweben, ſich auszufprechen und barauf hinzuwirken, 
daß das Reſultat biefer Verhandlungen ben alljeitigen Rechten entſpreche. 
Da jeboh Fein Mittel zu Gebote lebt, bie Majorität des Aus: 
fhuffes zur Vortragerftattung zu befiimmen, fo wenden fich bie 
genannten Regierungen unmittelbar an bie hohe Bundesverfammlung, inbem 
fie ben Antrag vom 27. Juli b. 3. in ben durch bie fpätern Ereigniſſe ges 
botenen Modifikationen wieberholen und um Abſtimmung über denjelben ohne 
Verweiſung an ben Ausichuß erſuchen. Aus bdiefen Erwägungen ftellen bie 
enannten Regierungen den Antrag: „Hohe Bunbesverjamlung wolle be⸗ 
—** an bie höchſten Regierungen von Oeſterreich und Preußen das Er⸗ 
ſuchen zu richten: 1) daß fie baldigſt eine aus freien Wahlen hervorgehende 
allgemeine Vertretung bes Herzogthums Holftein berufen, um zur befinitiven 
Löſung ber bezüglich ber Elbherzogthümer nod fchwebenden Fragen mitzu⸗ 
wirken; 2) baß fie auf die Aufnahme des Herzogtfums Schleswig in ben 
beutihen Bund binwirfen. Zugleich beantragen die genannten Regierungen, 
baß über diefen ihren Antrag in einer ber näditen Sibungen ber hohen 
Bunbesperfammlung abgeftimmt werbe. Indem bie genannten Regierungen 
ſolchemnach ihren unterm 27. Juli b. J. eingebradhten Antrag, ſoviel bie 
Punkte 1 und 2 befjelben betrifft, hiermit zurüdziehen, haben fie Dagegen über 
Punkt 3 des letztgedachten Autrags der Bortragserftaitung bes Ausſchuſſes 
entgegenzuſehen.“ 

Die Antragſteller bleiben mit ihrem Begehren auf fofortige Ab— 
flimmung in ber Minderheit; die Mehrheit beichließt vielmehr auf 
ben Antrag Defterreihs und Preußens, erft in 14 Tagen barüber 
Beſchluß zu faflen, ob der Antrag an ben Ausſchuß zu verweilen 
fei ober darüber unmittelbar abgeftimmt werben folle. 


Sadien und Coburg⸗Gotha treten nachträglid bem Begehren 
Meimars und Meiningens bei, daß bie Frage wegen Lauenburg 
einem Austrägalverfahren übertwiejen werde. 


4. Nov. (Bayern). Der Minifter des Innern, Hr. v. Neumayr, bitte 


7. 


unerwartet um feine Entlaſſung, die ihm unter dem 7. Nov. ge: 
währt wird. 


» (Preußen). Graf Bismard kehrt von feiner Babereife nad 
Biarrig und Paris wieder nad) Berlin zurüd. Der Erfolg ber 
Miffion fheint ben Hoffnungen bes preuß. Negiments nicht ent: 
ſprochen zu haben. | 

[Kreuzstg.: „Die Verbindung ber Hergogthümer mit Preußen bietet Feine 
geringere Aenberung ber Karte von Europa dar, als feinerzeit bie Krwerbung 

Schleſiens. Wirb bie zweite Erwerbung billiger fein, als bie erfle? Solange 
das Proviforium bauert, mag bie Lage den Anſchein bewahren, als intereffire 
bie Entwidlung nicht mwefentlih bie andern Mächte. Weit bem erflen Schritt 
aber aus bem Proviforium hinaus bürfte bas bisherige Nebelbilb der euro: 
päifhen Politik einen anbern Charakter annehmen, welcher bie forglofen An- 
nerionsjanguiniter enttäufchen müßte.” ] 
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9. Nov. (Bayern) erklart durch feinen Geſandten in Berlin dem dor⸗ 


10. 


13. 


tigen italieniſchen Geſandten, daß es bereit fei, das Königreich Italien 
anzuerlennen. 


» (Sadfen) erklärt fih in Berlin bereit, einen Handelsvertrag 
mit Italien abzuſchließen, deſſen Ratification feinerfeits in berjenigen 
Faflung erfolgen werde, welde ber italienifchen Regierung genehm 
fei und erläutert in einer Depeſche an jeinen Bunbestagsgefanbten, 
warum es von feiner früher ausgefprochenen Anſicht abgehe, „daß ba, 
wo es fih um Anerfennung von Deränberungen handle, bie im 
Gegenſatz zu beftehenden europäifchen Verträgen eingetreten find, ber 
Bund zu beidließen babe, bevor die einzelnen Bunbesftaaten, jofern 
fie nicht gleichzeitig die Stellung europäiſcher Großmächte einnehmen, 
bamit vorgeben“. 

» (Branktfurt). Der gefebgebende Körper fpricht dem Senat ein: 
ftimmig feine Anerfennung aus für die kräftige Wahrung ber Rechte 
ber freien Stadt gegenüber den beiden Großmächten. 


14. „ (Bayern). Der Nürnb. Anz. greift in einem beftigen Artilel 


15. 


— 


16. 


17. 


bas Inſtitut des kgl. Cabinetsjecretariats als verfafiungsmibrig an. 


„ (Raffau). Die Etänbeverjammlung befchließt mit großer Mebr: 
heit, die berzogl. Regierung zu erfuchen: 

1) Die Pröäfenzzeit ber Truppen einftweilen auf zwölf Monate zu bes 

fhränfen ; 2) mit allen ber Regierung zu Gebote ftehenden Mitteln für bie 
militärifhe Zorbildung ber nichtbienftpflichtigen Jugend, als das nothwendige 
Erforberniß zur Erreichung einer furzen Präfenzzeit, zu wirken und zu bie: 
jem Zwede namentlich a) in allen Schulen, insbefondere ben Volkéſchulen, 
obligatorifhen Turnunterricht mit Rüdficht auf die militärifche Erziehung ber 
Jugend einzuführen; b) bie didung freiwilliger Jugendwehren nicht nur zu 
geſtatten, ſondern benſelben allen moͤglichen Vorſchub dadurch zu leiſten, daß 
denſelben bie erforderlichen Exerciergewehre überlaſſen und Inſtructoren von 
dem Staate beſtellt werben; c) für bie in ben Jugendwehren Ausgebilbeten 
eine Herabjekung ber Präfenzzeit im Frieden in Ausſicht zu flellen. 
» (Baden). Erneuerungswahlen zur IL Kammer. Totale Nieber: 
lage ber clericalen Partei, die auch nicht einen ihrer Canbibaten 
burdhgufegen vermag, fo daß bie Kammer in Zukunft nur noch einen 
einzigen Dertreter biefer Partei, von früher ber, zählen wirb. 


„ (Schleswig: Holftein). Jahrestag der Proclamation bes 
Herzogs Yriebrih von 1863. In Folge polizeilicher Verhinderung 
unterbleibt bie äußerliche Feier durch Fahnenſchmuck u. dgl. Um 
fo energifcher ſprechen ſich bagegen Tämmtliche größere Blätter bes 
Landes für die Selbftändigfeit desſelben und gegen bie Annexions⸗ 
beftrebungen Preußens aus. 
„ (Schleswig: Holftein). Letztes Schreiben des Herzogs 
Triebrih an ben preuß. Gouverneur von Schleswig, Gen. v. Man: 
teuffel, in Folge der Edernförber Borfälle: 

„Ew. Exc. geehrtes Schreiben vom 31. Ott. habe ich empfangen. Wenn 
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Sie die in meinem Schreiben enthaltene Bemerkung über eine wũnſchens⸗ 
wertbe Berufung einer freigewählten Landesvertretung als eimen Rathſchlag 
auffaflen, fo war meine Abjicht eine andere. Während Sie meinen, idy je 
über bie eigentlihe Stimmung ber Bevölkerung von Schleswig.Holflein un: 
vollfonımen unterrichtet, fo wünſchte ich lebiglih, daß alle Welt darüber auf 
bem einfachiten Wege vollfommen unterrichtet werben möge. Wenn Em. Gre. 
mich nicht für berechtigt halten, von Ihnen anerfannte Thatfachen als richtig 
nicht anzuerkennen, fo ift auch hierin mein Standpunkt ein anberer. Ich trage 
fein Bebenten, Jedermann das Recht zuzugefiehen, mir gegenüber fich gegen 
thatfächlihe Behauptungen zu verwahren, zumal dann, wenn meine Kenntniß 
nicht auf eigener Wahrnehmung beruht. Im Webrigen fehe ih mich nich 
veranlagt, auf Ihren Brief näher einzugehen, und betrachte meinerfeits bieje 
Correſpondenz als gejchlofjen.” 


18. Nov. (Bundestag) Abftimmung über den Antrag von Bayern, 


Sachſen und Heſſen-Darmſtadt vom 4. Nov. bez. der ſchleswig-hol⸗ 
fteinifhen Trage. Erklärung Defterreihs und Preußens: 

„Bereits früher haben bie Regierungen von Oeſterreich und Preußen bie 
Abficht ausgeſprochen, auf eine Berufung ber Ständeverfammiung bes Herzog: 
thums Holftein Bedacht nehmen zu wollen. Es ift in bdiefen Intentionen 
auch jett eine Aenderung nicht eingetreten, nadybem bie Ausübung ber Sou⸗ 
veränetätsrechte im Herzogtum Holftein auf Se. Maj. ben Kaiſer von Oeſter⸗ 
reich übergegangen iſt, jedoch muß bie Wahl bes Zeitpunfts für die Berufung 
ber Stände nody weiterer Erwägung vorbehalten bleiben unb kann ber gegen: 
wärtige Augenblid als bazu nicht geeignet ericheinen. Seiner Zeit werben 
die beiden allerhöchiten Regierungen gern bereit fein, ber hohen YBunbesver: 
jammlung, fobalb die Sache fo weit gediehen fein wird, weitere Mittbeilungen 
zukommen zu lajjen. Auf bie unter Punkt 2 des Antrags geftellte Anfrage 
wegen Aufnahme bes Herzogthums Schleswig in ben beutihen Bund find tie 
beiden Regierungen nur in ber Lage zu erwidern, baß fie in eine eingehend 
Erörterung diefer Frage für jeßt einzutreten aus maßgebenden Gründen ſich 
nicht veranlaßt fehen Fönnen. Wenn auch nad bem Dafürhalten ber beiden 
allerhöchſten Megierungen ber vorbezeichnete Antrag mit diefer Erfiärung im 
Weſentlichen fchon feine Erledigung finden dürfte, fo find yeihwoht bie Ge: 
fandten, mit Rüdficht auf den Umftand, daß eventuell im Ausichuffe fich tie 
Gelegenheit weiterer Aeußerung und Erörterung ergeben bürjte, beauftragt, 
bie Verweiſung bes Antrags nebſt diefer von ihnen abgegebenen Erflärung an 
den Ausihuß für die holftein:Tauenburgifhe Verfaffungsangelegenheit zu ke 
fürworten.“ 

Bei der Abſtimmung wird nad dem Verlangen ber beiden Groß 
mädhte mit 8 (worunter aud Württemberg und bie freien Stäbte) 
gegen 7 [Bayern, Sachſen, Heflen-Darmitabt, Baden, die 12 (Wei: 
mar), bie 13. (Braunſchweig und Naflau) und bie 16. Curie 
(Liechtenftein, Neuß, Lippe, Walde und Homburg] Stimmen (Lurem: 
burg enthält fi der Abftimmung) bie fofortige Beſchlußfaſſung ver: 
iworfen und die Verweilung an ben Ausſchuß beihloffen. Bayern, 
Sachſen und Heflen-Darmftadt geben darauf folgende Erklärung zu 
Protokoll: 

„Nachdem ber von den Regierungen von Bayern, Königreich Sachſen und 
Großherzogthun Heffen in ber legten Sitzung geitellte Antrag bie Zuftimmung 
hoher Bunbesverfammlung nicht erlangt bat, "hen ſich Regierungen 
zu nachſtehender Erklärung veranlaßt. Als im Sabre 1846 das Beſtreben 
ber Krone Dänemark, bie Succefiionsverhäliniffe der Herzogthümer Holflein 
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und Schleswig umzugefalten, durch ben offenen Brief Sr. Maf. bes Könige 
Chriſtian VIII. bervorgetreten und bagegen fchleswigshoffteinifcherfeitd am 
Bunde Beſchwerde erhoben war, ſprach die hohe Bundesverſammlung, geleitet 
von bem Grundſatze, daß im deutſchen Bunde das Bundesrecht und nicht 
politiihe Gonvenienz entſcheide, die Erwartung aus, es werde bie cnbliche 
Feſtſtellung ber in bem offenen Briefe befprochenen Verhältniſſe nur unter 
Beachtung der Rechte Aller und Jeder, insbejondere aber unter Beachtung ber 
Rechte bes beuijchen Bundes, erbberechtigter Agnaten und ber Hefeßmäßigen 
Landesvertretung Holſteins flattfinden. Zugleich behielt ſich damals die hohe 
Bunbdesverfammlung vor, eintretenden Falles ihre verfuffungsmäßige Compe⸗ 
tenz geltend zu maden. Ten Anlaß zu folder Geltendmachung gab bas Ab: 
leben Er. Maj. bes Königs Zriebrihs VII. von Dänemark, Herzogs von 
Holftein umb Lauenburg. Der Stellung entfprechend, welche die Bundesver⸗ 
fammlung zu ber Holfteinifchen Succeffionsfrage durch ben Beſchluß vom 
17. September 1846 bereits im Voraus eingenommen halte, und bem ba: 
mals befolgten Grundſatze getreu, befchloß diefe hohe Verſammlung in ihrer 
Sitzung vom 23. November 1863 bie zeitweifige Suspendirung ber Führung 
ber bolfteinzlauenburgifhen Stinnme und die Nichtzulaffung bes bisherigen 
k. bänifchen, herzoglich Holfteinslauenburgifhen Gefandten. An der Sitzung 
vom 7. December beſchloß zwar die Bundesverfammfung, und zwar nur mit 
einer Stimme Majorität, bie Verhängung ber Bunbdeserecution über gedachte 
Herzogthüümer gegen bie von der Minorität gewollte Beſetzung für den recht⸗ 
mäßigen Nachfolger ; es wurde jedoch ſowohl in ben Erflärungen ber antrag: 
fiellenden Regierungen, als in ben Motiven des Bundesbefchluffes hervorgeho⸗ 
ben, daß damit ber Erbfolgefrage nicht vorgegriffen werben ſolle. Durch ben 
Bundesbeihluß vom 25. Febr. 1864 wurde ferner feitgeftellt, daß die am 
28. Nov. 1863 zur Vorlage gekommene Vollmacht König Ehriftian’s IX. 
von Dänemark für ben Frhrn. v. Dirdint:Holmfeld aus dem Titel des Lon⸗ 
boner Vertrages nicht angenommen werben könne, vielmehr der Ausfchuß über 
bie Erbfolge in Holftein und Lauenburg zum Zwecke der Enticheibung tiber 
bie vorliegenden Vollmachten mit möglichfter Qeichleunigung weiteren Vortra 
erftatten folle, ohne dabei biefen Vertrag zur Grundlage zu nehmen. Ku 
ber zu London am 25. April eröffneten Conferenz erflärte ſich der Bevollmäch⸗ 
tgte bes Bundes in Uebereinſtimmung mit ben Bevollmächtigten von Defter: 
reich und Preußen am 28. Mai 1864 „„für die vollftändige Trennung ber 
Herzogthümer Schleswig und Holftein vom Königreihe Dänemart und für 
ihre Vereinigung in einen einzigen Staat unter ber Souveränetät bes Erb: 
prinzen von Schleswig:Holftein-Sonderburg-Auguftenburg, ber in ben Augen 
Deutichlands nicht allein bie meiften Rechte auf die Nachfolge in ben genannt: 
ten Herzogthümern geltend zu machen vermöge und deſſen Anerfennung Seis 
tens bes beutfchen Bundes daher gefichert ſei, fonbern ber auch unzweifelhaft 
bie Stimme ber weitaus überwiegenden Mehrzahl ber Bevbdlkerung dieſer 
Länder für fih habe““, und bie Bunbesverfammlung genehmigte unterm 
2. uni deſſelben Jahres biefe Erklärung. Nie hohen Regierungen von 
Defterreih und Preußen, welche laut ihrer bem Bunde unterm 14. Januar 
1864 gemachten Eröffnung erflärt hatten, ben gegen Dänemark unternom⸗ 
menen Krieg für bie Rechte bes beutfchen Bundes führen zu wollen, deren 
Bevollmächtigte auf der Lonboner Gonferenz befjelben Jahres bie Hinjälligfeit 
bes Vertrages von 1852 und bes barans bervorgegangenen bänijchen Thron: 
folgegefeges in Bezug auf bie Herzogthümer SchleswigsHolitein anerkannt 
hatten, fchloffen Hierauf mit Dänemark einen Frieden, kraft beffen fie ſich bie 
vom Könige Chriftian IX. aus eben biefen Staatsaften abgeleiteten Rechte 
abtreten ließen, ohne bie Erbrechte, noch bie Zuftimmung ber Bevölkerung, 
noch diejenige des Bundes vorzubehalten. Die Bundesverſammlung erhob 
hiergegen keinen Einſpruch, in dem von den deutſchen Regierungen mehrfach 
geäußerten Vertrauen, daß bie Form, in welcher die won den beutfchen Regie⸗ 
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rungen und ber beutichen Nation -erfirebte Losreißung jener dentſchen Länder 
von frember Beridaft vollzogen wurde, ben Anforberungen bes Rechts nichts 
vergeben werde. In dem nämlichen Vertrauen, welches auch bei dieſer Ge— 
legenheit mehrjeitig ausgejprochen wurde, willigte bie Yundesverfammlung in 
bie Entfernung ber Bundestruppen aus ben Herzogthümern Holſtein und 
Zauenburg. Sie gab demjelben endlich erneuerten Ausbrud buch ihren Pe 
ſchluß von 6. April b. J. Die Regierungen von Bayern, Königreich Sachen 
und Großherzogthum Heilen verzichten darauf, in eine nähere Darlegung 
Deffen einzugeben, was Seitens ber hoben Regierımgen von Deflerreich und 
Preußen inmittelit gejchehen iſt. Es erjcheint ihnen müßig, baran zu erinnern, 
daß Schritte gefchehen find, welche mehr unb mehr darauf abzielen, die na: 
tionale Frage von Schleswigsholitein einem thatjählihen Ab- 
ſchhuſſe zuzuführen, ohne die Stimme eines erbbereiitigten Fürſten, der 
Herzogthümer jelbit und des beutjchen Bundes zu hören und zur Geltung 
fommen zu lajjen. Wenn bie Mehrheit hoher YBundesverfammlung, wie es 
ben Anjchein gewinnt, gemeint ift, fich diefem Verlauf gegenüber, wenn nicht 
ausbrücdlich billigenb, doch ſtillſchweigend zu verhalten, jo haben die genann: 
ten brei Regierungen biefen Mehrheitsbeſchluß, fo tief fie denjelben ihrer in- 
nerſten Meberzeugung nach beflagen müfjen, bennoch zu achten, und es ftcht 
nicht in ihrer Macht, ihren Beitrebungen für eine andere Haltung des Yun: 
bes ben gewünfjchten Erfolg zu verfchaffen. Wohl aber glauben fie, nachdem 
fie alle ihnen nah ber Bundesverfafjung zu Gebot ſtehenden 
Mitiel erſchöpft Haben, fid felbft fchuldig zu fein, zu erflären, ba, 
jo ferne und jo lange niht bem Bunde zu einer von ber 
Grundlage des Rechts ausgeheuden Be an Dit Auer hl 
faffung Ausfidht geboten wirb, fie ihre Aufgabe unb Thätig 
feit in biefer Angelegenheit innerhalb ber Bundesverſamm— 
lung als abgeſchloſſen betradten und fih auf eine Taute und 
entfhiebeneBerwahrung gegen jebe biefer&rundlage fremde 
Abmachung befhränfen werben”. 


19.Nov. (Schleswig). Der preuß. Gouverneur, Gen. v. Manteuffel, 


20. 


verbietet bie drei gelefenften Blätter ber Herzogthümer in Schleswig: 
Erlaß von Hrn. dv. Manteuffel: „Die Kieler Zeitung, die Itzehoer 
Nachr. und Schleswig-Holfteinifhe Zeitung fahren fort, den von Sr. Mai. 
meinem Herrn und Könige unb Sr, Maj. dem Kaifer von Oeſterreich ae: 
ſchloſſenen Gafteiner Vertrag als nicht zu Recht beitchend und als eine Ber: 
ewaltigung ber Herzogthümer Binzuftelen. Die Bewohner Schleswig-Hol⸗ 
Heine müßten nad meinen Ausiprüchen hierüber es als Schwäche anſehen 
wenn ich diefe Blätter in dem meiner Verwaltung anvertrauten Landestheile 
verbreiten ließe. Ich verbiete fie daher für Schleswig und wünſche bie fireng: 
Durchführung meines Befehls“. Hr. v. Zeblit verbietet hierauf bie Mitwirkung 
zum Vertriebe und bas Auslegen in öffentl. Localen bei 20— 200 Mark Strafe 
v„ (Schleswig). Der Schleswig-Holftein-Verein und der Kampf: 
genoffenverein in Flensburg werten von ber preußifchen Regierung 
unterbrüdt. Diefer Maßregel folgt eine lange Reihe gleiher Maß 
regeln in den verſchiedenen heilen bes Herzogthums, jo daß bie 
Ende des Jahres ſämmtliche Schleswig-Holftein-Vereine und fonjtige 
politifche Vereine des Landes unterbrüdt find, ohne daß ein allge 
meines Verbot ergangen wäre, 
„ (Württemberg). Der bisherige Yundestagsgefandte v. Rein: 
barb wirb in den Ruheſtand verſetzt und durch ben gew. Miniſter 
v. Linden erjekt. 
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21. Nor. Maſſau). Die II. Kammer beichliegt mit allen gegen bie 4 


23. 


28. 


29. 


30. 


1. 


clericalen Stimmen die Abfchaffung der i. J. 1848 ohne Entſchä⸗ 
bigung aufgehobenen, i. %. 1860 dagegen mit Zuſtimmung ber ba> 
maligen conjervativen Sammermajorität wieberbergeitellten feudalen 
Jagdrechte auf frembem Grund und Boben ohne Ablöfung. Die 
Regierung erklärt, daß eine Abihaffung nur gegen Ablöfung zu: 
läſſig fet. . 

„ (Holftein) Der öfter. Statthalter FML. v. Gablenz erflärt 
bei einem Beſuche in Wilfter: 

„Ich werbe nad wie vor an ben in der Proclamation beim Antritt mei: 
ner proviforifchen Regierung ausgefprochenen Grunbjägen feftbalten, ich werbe 
flet8 die geiftigen und materiellen Intereſſen der Einwohner bes Herzogthums 
Holftein —* die beſtehenden Landesgeſetze beachten, damit kein Holfteiner bei 
meinem eventuellen Weggehen von hier ſagen kann: Ich habe rechtlos regiert. 
Ich will bier im Lande nicht als türkiſcher Paſcha regieren”. 

„(Hannover). Der neue Miniſter des Innern Bacmeiſter er: 
nennt eine Regierungscommiſſion für Reform des Gewerbsweſens 
von 7 Mitgliedern, von denen mehrere entſchieden liberalen Grund: 
fäben huldigen, die Mehrheit jedoch ber Einführung voller Gewerbe: 
freiheit für nicht günftig angejehen wird. 

» (Medlenburg). Der fendale Landtag in Sternberg beichliekt, 
ben Antrag auf Anſchluß an ben Bollverein auch nicht einmal in 
Betracht zu ziehen. 

» (Bayern). Die Mündener N. Nachr. geben einem Artikel im 
Intereſſe des Componiſten Richard Wagner Raum, in dem die Ent: 
fernung der Mitgliever bes k. Gabineisjecretarints aus perjönlichen 
Gründen mit Leidenſchaft gefordert wird. 

„ (Säleswig:Holftein). Scandal Barmann. Die £ffentlihe 
Meinung bezeichnet zwei höhere preußiiche Offiziere als bie Ber: 
mittler. 

„ (Bayern). Erklärung bes kgl. Kabinetsjecretärd Staatsrath 
v. Pfiftermeifter gegen ben Angriff Wagners v. 29. Nov. und gegen 
die muflcalifch-politiihen Pläne besfelben. 

» (Hamburg). Bei ben Neuwahlen ber Grunbeigenthümer zur 
Bürgerſchaft unterliegen die Democraten gegen bie Liberalen in hef⸗ 
tigem Wahllampfe. 

„ — 4. Dec. Generalverfammlung des (Laſſalle'ſchen) deutſchen Ar: 
beitervereing in Frankfurt bauptfächlich behufs Schlichtung innerer 
perjönlicher Differenzen. 


Dee. (Bundestag) Die am 7. Nov. wieder zufammengeiretene 
Fahmännerconmiflion für Maag und Gewicht nimmt ben von ihrer 
Subeommiffion ausgearbeiteten Entwurf in zweiter Lefung ein 
ſtimmig an. 
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2. Dee. Gaden). Cröffnung be Landtags durch ben Minifter 
Stabel: 

„3 fol Sie im Namen Sr. k. Hoheit mit ber zuverſichtlichen Hoffnung 
begrüßen, daß auch diefer Landtag bazu beitragen werbe, bie in ber allert. 
Proclamation v. 7. April 1860 ausgeſprochenen Grundfäte zu befeftigen und 
weiter im Staateleben zu entwideln. Die großh. Regierung wird — treu 
ber ihr vorgeftedten Aufgabe — biefe mit unerjchütterlicher Feſtigkeit, abeı 
audy mit jener feibenfehaftelofen Mäßigung und ruhigen Befonnenheit, wo: 
burch allein hohe Ziele ficher erreicht werden, durchzuführen bemüht fein...“ 

4, „ (Bayern). Circa 800 Mündener Bürger richten eine Adrefie 
an Staatsrath Pfiftermeifter gegen bie auf das kgl. Gabinetsfecre 
tariat gerichteten Angriffe (reip. gegen R. Wagner). 

„„C(Anhalt). Zufammentritt der Landſchaft. Die Wahlen zu ber: 
felben find in allen brei Abteilungen (Ritterſchaft, Etabtverordnete 
und Schulzen) ganz überwiegend conjervativ ausgefallen. Die Re 
gierung legt ihr die mit Preußen abgeſchloſſene Militärconvention vor. 

6. » (Bayern). Der König ertbeilt bem Componiften Nichard 
Wagner die Weifung, Bayern „auf einige Monate” zu verlajien. | 
„sh will meinem theuern Volle zeigen, daß fein Vertrauen, feine 
Liebe mir über Alles geht”. Die ultramonteme Preſſe feiert tie 
Entfernung Wagners wie einen großen Sieg. 


7. „ (Bundestag) beſchließt, Medlenburg gegenüber ber Klage ver 
Roſtocker Mitglieder des Nat.-Vereins über Cabinetsjuftiz zur Bericht: 
erftattung aufzuforbern. 


»  n (Baben). O. Kammer: Aus ber bisherigen minifteriellen Partei 
| ſcheidet fi ein unabhängiges linkes Centrum aus und ftellt ein 
eigenes Programm feit. 

» » (Helfen: Darmftadt). Eröffnung des Lanbtage durch ben 
Minifterpräfidenten Fchrn. dv. Dalwigk. 

» on (Medlenburg) Der feubale Landtag in Sternberg lehnt die 
Regierungsvorlage bez. Errichtung von Erbzinsftellen auf ben Ritter 
gütern mit 98 gegen 32 Stimmen ab. 

8. „ (Hefien-Darmftabt). I. Kammer: Der Abg. Volhard er: 
neuert feine Erklärung, daß fein Erfceinen in ber Kammer burd- 
aus nicht dahin gedeutet werben dürfe, daß er ben von ber Regie: 
rung in ben fünfziger Jahren begangenen Berfaffungsverleßungen 
eine rechtliche Geltung zugeftehe. Met fchließt fi ber Verwahrum 
an, unterzieht die Eröffnungsrede vom 7. d. M. einer Kritik, daß 
bie Regierung den Wünfchen des Landes fo wenig enigegenfomm: 
und beantragt, eine Commiflion nieberzufegen, um zu erwägen, wai 
gegenüber jener Rede zu thun und ob eine Abrefle an ben Groß 
herzog zu erlaffen je. Der Antrag wird mit 24 gegen 12 GStim 
men angenommen, Die Ausſchußwahlen fallen faft ausſchließlich im 
Sinne der Fortichrittäpartei aus. 


— — — —N we — wu .. 
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9. Dec. (Baben). I Kammer: Interpellation Bluntſchli über bein 


H 


15. 


4 


©) 


Rücktritt des Minifters Roggenbach. 

II. Kammer: Debatte über den Rüdtritt des Miniftere Noggen- 
bad. Erklärung besjelben. 
„ (Hamburg). Die Bürgerfhaft genehmigt die Einführung bes 
beutichen Handelsgeſetzbuches, die vom Senat ſchon unter dem 31. Mat 
1861 beantragt worben war. 
„ (Medlenburg). Die Regierungen beantragen beim Lanbtag 
die Aufhebung refp. Milderung des berüchtigten Prügelgefebes: als 
gerichtliche Strafe fol die körperliche Züchtigung demnach ganz auf: 
gehoben werben und bie Polizei fie nur gegen Perfönlichkeiten erken⸗ 
nen bürfen, die ſchon gänzlich verkommen und mehrmals beitraft 
worden jeien und bei denen Anderes nicht mehr helfen wolle, über: 
dieß nur in Fällen gewerbsmäßigen Bettelns, mit Unfug verbundener 
Rohheit, Liederlichkeit und in gewilfen Diebftahlsfällen. Der vor: 
figende Landrath beantragt Annahme des Geſetzes ohne alle weitere 
Berathung, indem er ben befonberen Wunfc des Großherzogs ber: 
vorhebt und die Anfiht ausfpriht, daß die Anwendung bes Straf: 
maßes fo weit beſchränkt jei, daß gewiß Seber damit einverftanden 
fein Tönne. Die Berfanunlung flimmt bei und genehmigt die Vor⸗ 
Tage ohne alle Discuflion. 
„(GZollverein). Preußen und Bayern haben fich gecinigt, ſämmt⸗ 
lichen Zollvereinsregierungen bie fofortige Eröffnung ber Unterhand- 
Iungen über einen Zollvertrag mit dem Königreich Stalien vorzu⸗ 
ſchlagen. 
„ (Hannover). 5Ojährige Jubelfeier der Vereinigung von Oft: 
friesland mit Hannover. In einem Toaſt verfpricgt der König: 

„er werde nicht müde werben, wie bisher, für das Wohl der Provinz zu 
forgen, welche der Gegenſtand der Sorge und Liebe aller Herrſcher des Mans 


neöftammes jeiner Linie bes Eöniglichen Welfenbaufes bleiben möge bis zum 
Ende aller Dinge“. 

„Maſſau). Schluß des Landtags. Der Präfident der II. Kam: 
mer anerfennt, 

„bie Regierung fei in Mittbeilung von Ausfunft und Aften offener und 
bereitwilfiger geweſen als früher; auch habe fie einige Reformen auf wichtigen 
Gebieten in Ausfiht geſtellt; allein im Ganzen erſchöpfe das Zugefagte bei 
Weitem noch nicht einmal das Programm ber rech ten, gefchweige denn das 
ber Iinten Seite bes Haufes, welches letztere bie Techtmäßige Verfaffung 
von 1849 zur Grundlage babe; biefes Zurückhalten der Regierung ſei im 

öchjten Grabe zu bebauern und ſchwer zu begreifen gegenüber dem durch 
wiederholte Wahlen deutlich ausgefprochenen Willen bes ganzen Landes; ins 
beifen fei dem wie ihm wolle, — „wir feinen unfere Pflicht und werden ihr 
au für bie Zukunft zu genügen wiffen |” 
„ (Schleswig). Hanſen-Grumby unterhandelt in Apenrade mit 
ben Nordſchleswigern über eine Verftänbigung bezüglich der gemeinfamen 
Randesangelegenheiten. | 


„ Anhalt). Die Landſchaft genehmigt die von ber Negterung mit 
Preußen abgefchloffene Milttärconvention. 


144 Bantilanh. 
47. Dee, (Bayern). Eine Anzahl Mitglieder der FortſchrittSpartei fafien 


in einer Zujammenktunft zu Nörblingen als Ausbrud ihrer gemein: 
famen Weberzeugung folgende Refolutionen : 


„I Mit den Worten: Ich will meinem theueren Volle zeigen, baß fein 
Vertrauen, feine Liebe mir über Alles geht”, Hat der König bie Entfernung 
bes Componiften Richard Wagner aus bem Lanbe verfügt. Diefe Worte be 
weifen Klar, baß bem König gegenüber behauptet worben ift, bie Anwefenbeit 
Wagners babe zur Beunrubigung bes Volkes beigetragen, babe beifen Ber: 
trauen und beffen Liebe zum Könige beeinträchtigt. it folden Behauptun- 
gen ift ber König über bie Stimmung bes Volfes gröblich getäufcht wor: 
ben. Die Anwefenheit Wagners hat bas Vertrauen bes Landes und bie Piche 
bes Volkes zum Könige nicht beeinträchtigt, und Wagners Entfernung hat 
weber Beruhigung gewährt noch Deiriebigung geſchafft. Die Perſon Wagners 
bat mit ben öffentlichen Angelegenheiten Landes und mit ben Beftrebun: 
gen ber Yortichrittspartei nicht das Minbefle gemein. II. Dagegen ift es 
allerdings Thatſache, daß Beunrubigung bezüglid ber gedeihlichen Fortent 
wicklung unferer flaatlihen Zuftände befteht. Diele Beunrubigung hat ihren | 
Grund in anderen Borfommniffen. Schon vor längerer Zeit ift ein Minijter 
aus dem Rathe ber Krone entfernt worben, obne baß ein ſachlicher Grund 
bafür befannt geivorben wäre, und obwohl dieſes Minifters Autbeil an bem : 
bisherigen Ausbau unſeres Rechtslebens ber Hoffnung auf weiteres erfprieg: ' 
liches Wirken Raum gab. Es ift fodann ein anderer Minifter in ben Math ' 
des Königs znrücberufen worden, welcher ber Träger besjenigen Suflems : 

eweſen ift, durch beffen Verlafien König Marimilian II. den Frieden mit 
einem Bolfe befiegelt hat. Die jüngft erfolgte und in ihren Urſachen nicht 
aufgeflärte Entlaffung bes Minifters bes Innern fällt in eine Zeit, in wel 
der jeder Tag koſtbar ift für bie fo dringend nöthige neue Teitftelluung der 
Grundlagen unferer foctalen Zuftände und einer freien Entfaltung unſeret 
Gemeinbelebens. Diele Borgänge unb ber Umſtand, daß jene Parteien und 
PVerfonen, welche den König zu täuſchen ſich unterfingen, darin einen Siez 
ihrer volkofeindlichen Beftrebungen zu erfennen glauben und feiern, bat aller 
dings bie Befürchtung erregt, daß man vor ben verberblichen Berirrungen 
früherer Perioden nicht ficher fei, und bat Beunruhigung im Lande hervor⸗ 
gerufen. III. Endlich tft die Thatfache nicht zu leugnen, daß mit Mißtrauen 
auf MRathgeber bes Königs geblidt wird, beren Einwirkungen feiner gefetlichen 
Berantwortlichleit vor bem Lande unterftellt find, und daß biefes Mißtrauen 
burch die bezeichneten Vorgänge neue Nahrung erhielt unb berechtigt ſchien 
IV. Das Vertrauen und die Liebe bes bayeriſchen Volles zu feinem König 
wurzelt in ber zuverſichtlichen Hoffnung auf conftitutionelle Eutwicklung unt 
freiheitlihen Ausbau unſerer Staatseinricktungen, — geförbert und gepflegt 
durch ein Miniſterium, welches feiner eigenen Verantwortlichleit bewußt ik 
und bas Vertrauen bes Landes genießt; jene Liebe und jenes Vertrauen wur: 
zeit namentlih auch in bem Fernhalten ber Beftrebungen jener Parteien, 
welche biefer Entwidlung bie Intereſſen ihres Standes, ihrer Kafte ober gar 
ber Berfonen entgegenftellen.” 
„ (Schleswig). Gen. Deanteuffel verbietet, auf bie von Däne 
mar? dem Lande octroyirte Perfaffung geftätt, alle mündlichen und 
friftlihen Eingaben in allgemeinen Landesſachen und erflärt alle 
Vereinigungen zu ſolchem Behufe für ftrafbar. 

Belanntmahung bes Gen. Manteuffel: „Die Beilimmung bes 
$ 8 ber Verorbnung vom 15. ehr. 1854, betr. bie Verfaffung des Herzog: 
thums Schleswig, welche folgendermaßen lautet: „Zur gemeinfamen münd- 
lichen ober ſchriftlichen Vorbringung eines öffentliche Angelegenheiten beirefs 
fenden Anliegens (Petition, —* bürfen nur Die verfaſſungemaͤßigen Ber⸗ 
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treter einer gefehlich anerkannten Gorperation, unb auch biefe mır dann 
vereinigen, wenn ber Gegenftand bes Anliegens (Betition, Adreffe) nicht eine 
allgemeine Lanbesangelegenbeit ift, ſondern lediglich das ntereffe der von ben 
Bitiftellern vertretenen Corporation betrifft. Abgefehen von bem Iehten Falle, 
if jede Vereinigung zu bem gebachten Zwecke, ſowie die Unterzeichnung einer 
geſchriebenen, gebrudten ober lithographirten Eingabe (Petition, Adrefie), 
welde eine dfientliche Angelegenheit betrifft, firafbar. Die Strafe wirb nad 
richterlihem Ermeſſen beſtimmt““, ift während bes vorjährigen Krieges und 
ſeitdem vielfach außer Acht gelafien worden. Wenn die Behörden bes Landes 
bieß unter ben bejonberen Zeitverhältniffen ſtillſchweigend geſchehen laſſen 
burften, jo muß doch von jept ab auf die Befolgung biefer wie aller anderen 
geſetzlichen Vorſchriften wieder gehalten werben. Indem ich biefelbe baber 
bierburch Jedermann zur Beachtung in Grinnerung bringe, weiſe ich alle 
Behörden und Beamten des Herzogthums Schledwig an, fih genau und 
pünftfich danach zu verhalten“. 


18. Dec. (Heffen: Darmftabt). II Kammer: Adreßdebatte. Mit 


25 gegen 19 Stimmen wird beſchloſſen, daß eine Adreſſe an ben 
Großherzog erlaflen werben folle und mit 27 gegen 16 Stimmen 
ber von der Commiſſion einftimmig beantragte Entwurf, der bie 
fämmtlihen Wünſche und Beſchwerden bes Landes aufzählt, ge 
nehmigt: 

... Die Anforderungen für bie Armeebivifion bes Landes werben ber 
reiflichſten Prüfung unterzogen werben. Beleelt von dem Trrange nationaler 
Einigung können die treugeborfamfien Abgeorbneten, gegenüber ben jüngften 
Ereignifjen und drohenden Gefahren don Außen, die Michtigfeit und das Yes 
bürfniß eines umfaflenderen, allgemeineren Wehrſyſtems, wie einer ver- 
befjerten Organifation bunbesmäßiger Heeresverbäftniffe nicht verfennen. Die 
Wahrung biefes Intereſſes allein bürfte daher für größere Verausgabungen 
maßgebend werben. Vie treugeborfamften Abgeordneten ber zweiten Kammer 
ber Stände lebten der Erwartung, auch ſolche Regierungsvorlagen zu erhalten, 
welche den auf bem lebten Landtage geäußerten, faſt in alle Zweige bes Ver: 
faſſungs⸗, Verwaltungs: und Gerichtstebens einjchlagenden Wünfchen bes Lanz 
des entgegenfämen. Wenn fchon in bem Landtagsabichhiebe auch nur die Er: 
wähnung folder Münfche zum großen Theile vermißt werben mußte, fo ſcheint 
es heute zur traurigen Gewißheit geworben, daß Berlidjichtigung ſolcher 
Wünſche daum in Ausficht jel. Noch beitebt das, mit ber Berfaflung im 
Widerfpruche erlaffene Wahlgeſetz, auf beffen Grundlage hin bie treugehor⸗ 
fin Stände zufammenberufen wurden unb tagen. Die feiner Zeit für Er⸗ 
laffung biefes Geſetzes angerufenen Gründe Tönnten bermalen Teinen Falls 
mehr geltend gemacht werben. Dagegen iſt e8 zur anerkannten Thatſache ges 
werben, daß in Folge ber Wahlbeflimmungen für bie zweite Kammer uns 
gerechtiertigter Weife Kräfte ausgejchloffen bleiben, welche bem allgemeinen 
Wohle auf das Yörberlichfte dienen Tönnten ; baß bie Zufammenfehung ber 
erſten Kammer, wie auch anderwärts angebahnt, ben Zeitinterefien entiprechend 
umzugeftalten wäre. Die zweite Kammer beflagt, baß bie mit bem Bi⸗ 
Ihofe von Mainz insgeheim abgefhloffene unb erfi nad Jab- 
ven an das Tageslicht getretene Gonvention verfaflungswibrig 
fortbeftehen fol; daß daburd eine tiefe Mißſtimmung in ben weitelten Kreis 
fen des Landes fortbauernd unterhalten wird; baß, gegenüber ber unbebins 
berten, freieften Selöfgeftaltung katholiſcher Kirchenverhältniffe, gegenüber bem 
wiebererfianbenen Cinfluffe bes Ordens ber Jeſuiten nicht nur auf kirchlichem 
Gebiete, ſondern auch auf Schule und ſelbſt auf ftaatlihe Verhältnifie, bie 
Verwirklichnng ber ſchon vor 17 Fahren zugelagten Reform ber evangelifchen 
Kirchenverfaffung nicht in Ausſicht flieht. Es erſcheint bies um jo bebauer- 
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licger, als in Gefolge noch beſtehender Praſentationsrechte auf Pfarr⸗ und 
Schulftellen vielfach eine Veſekung foldy wichliger Aemter nur nad) einfeitiger 
Richtung ftattfindet. Die ficherfie Eewähr für gefeklicke Orbnung bietet ein 
freies Ge meindbewefen. Gleichwohl ift weder eine Wiederherſtellung 
der Gemeindeordnung in ber von une befürworteten Weiſe, noch weniger bie 
bringend gebotene Ausbildung derjelben zu gewärtigen. Dagegen lJaflen bie 
Bevormunbungen ber Kreisämter hemmend anf jeder gefunden Entwidlung 
des Gemeindelebens, und das jept kaum noch lebensfräftige Inſtitut ber Be: 
zirtsräthe entbehrt jeder Bebeutung, Die tumeren Ecäben ber Verwaltung, 
Mißbräuche, welche fo bäufig auch dem berufenen Auge verborgen bleiben, 
aufzudeden, die Wünfche und Beſchwerden bes Landes in freier, unabhängiger 
Sprade zur Geltung zu bringen, follte die Aufgabe einer vor bem Geſetze 
ftreng verantwortlichen, aber auch gefchügten Preſſe fein. Wir haben den 
Grundſatz der Prepfreiheit, jedech daneben ein Preßgeſetz, weiches bie Hand⸗ 
babe gewährt, jede freiere, dem allgemeinen Strafgeſetze nicht verfallene Sprade 
zu verfolgen; ein Geſetz, welches für bie unbeſangene Anwenbung äußert 
behnbarer und unbeſtimmter, befonderer Strafbeflinnmungen nicht einmal bie 
Gewähr bes Geſchwornen⸗Inſtituts verleiht. Es erſcheint dies um To bebauer: 
licher, als das allgemeine Rechtsgefühl darunter leidet, daß bie Preßerzeugniſſe 
nach beftimmter Richtung hin, in oft verlegenber Weile gegen anders Den: 
ende, ber freieren Eevegung unverfolgt fich erfreuen. Wir fehen mit wah: 
rem Bedauern, wie bei Berufungen in ben Staatsbienft nicht bie Tüd: 
tigkeit und Würbigfeit des Mannes entfcheibet, wie vielmehr, neben Geburt 
und Familie, vorzugsweife bie wirkliche oder zur Schau getragene religiöle 
und politiſche Geſinnung Berüdfihtigung findet. Die von uns erbetene, in 
ben meiften beutichen Staaten bereits bewilligte Ammeſtie wirb zu unferem 
ichmerzlichen Bebauern noch verfagt. Auf vol kswirthſchaftlichem Ge 
biete finden unjere Anträge und Beſchwerden, das Poſtweſen betreffend, keine 
Beachtung. Fort und fort werben bie Intereſſen des Staats und ber Bevöl: 
ferung denen des Fürften von Thurn und Taris bintangefekt und bas Land 
bierdurch unverantmwortlicder Weile um Hunberttaufende beſchädigt, während 
Nichts gefchieht zur VBefeitigung des verberblichen, gan allgemein verurtbeilten 
Poftlehnvertrages... Dagegen erleidet bie gewerbliche Entwidtung bes San: 
bes ein beflagenswerthes Hemmniß burh Borentbaltung ber Ge: 
werbefreiheit, ber Freizügigkeit und durch Beſchränkung ber Verehe⸗ 
lihungen. Die Wiebervorlage des Entwurfs einer neuen Strafprozeh: 
Ord nung für die Provinzen Starfenburg und Oberheflen war von uns 
felbft auf dem vorigen Landtage erbeten. Nach der bei der Faſſung unſerer 
Beſchlüſſe ausgeſprochenen und durch einen förmlichen Antrag zum Ginfüb: 
rungsgeſetze geficherten Abficht der zweiten Kammer jollte und mußte ber 
Entwurf, nad Durdberatbung in erſter Kammer, nochmals an uns zur 
Schlußberathung gelangen. Daß bieß nicht geichab, iR um fo bedauerlickr, 
als, abgejehen von ber rechtlich beanftanbeten Frage ber Auläffigteit einer 
Durdzählung, nicht nur bie Mechte ber Kammer gekränkt ericheinen, fonbern 
offenbar auch das Geſetz felbit nicht berjenigen Vollendung eutgegengeführt 
tourde, welche durch nochmalige Vorlage im Tinvernehmen beider Kammern 
bätte erzielt werden Tönnen. — Die Bebrängnifje auf religiöfen, die Zurüd⸗ 
haltung ber Entwidlung auf politifdgem, bie Hemmungen auf volfswirtbichaft: 
lidem Gebiete werben nicht nur von ber zweiten Kammer ber Stände, fon: 
bern von dem überwiegend großen Theile ber Bevölkerung empfunden; fie 
eben Zeugniß von einem tiefgehbenben Gegenſatz zwiſchen ben 

nfihten unb Beftrebungen der Räthe Eurer Königliden 
Hoheit und ben Anfihten unb Beftrebungen ber zweiten Kam: 
mer. Die treu gehorfamfien Abgeorbneten zur zweiten Kammer finb fich bes 
wußt, getreu ihrem Eide, fo wie Pflicht und Ehre gebieten, ben Zuſtand und 
bie Wunſche bes Landes dargelegt zu .Eure konigl. Hehen werben in 
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Ihrer Weisheit das Rechte finden, was zur wahren Wohlfahrt bes Lanbes 
bient, was den Frie den zwiſchen Fürſt und Volk beſiegelt, einen Frie⸗ 
den, welcher zu keiner Zeit mehr geboten war, als dermalen, wo der Miß⸗ 
achtung bes Rechts mit Erfolg nur entgegengetreten werden kann durch 
einmüthiges Zuſammenwirken zum Frommen des gefammten, wie 
bes engeren Vaterlandes“. 


20. Dee. (Bayern). Eine zahlreiche Volksverſammlung in Rürnberg 


21. 


22. 


S 


23, 


27. 


erflärt fi mit ben Nörblinger Refolutionen vom 17. d. M. voll 
kommen einverftanden und beichließt: 

„I. 1) Das bayer. Bolt fieht mit Beforgniß, daß eine jeber freiheit feind⸗ 
liche Partei in Münden mehr und mehr zu Macht und Einfluß gelangt. 
2) In ber Wagner’ichen Angelegenheit bat ſich dieſe Partei gegenüber bem 
König einer groben Unmahrbeit und Täuſchung ſchuldig gemacht. 3) Das 
Sabinetöjecretariat in feimer bermaligen thatjächlien Stellung ift mit einem 
conftitutionelen Staatswelen unvereinbar. 4) Tas Land iſt voll gerechten 


.Mißtrauens gegen ben Miinifier Frhrn. v. d. Pfordten. 5) Wir erwarten, 


baß ber nächſte Landtag bie in der Nördlinger Kunbgebung unb übereinflims 
mend biemit in vorſtehenden Sätzen ausgefprochenen Beichwerben entjchieben 
zur Geltung bringen werbe, wie das Volk bemielben in dem Kampfe gegen 
freigeitsfeindliche Beittebungen treu zur Seite fteben wird. II. Die Bolle: 
verjammlung ermädtigt das Ginlabungscomitsd, wenn es nad) Rage ber Dinge 
nothwenbig erfcheinen follte, im Qerein mit anderen Stäbten unb Bezirken 
eine Teputation an das Staatsoberhaupt abzufenden, um bemjelben mündlich 
bie Lage und Stimmung des Landes vorzuftellen”. 


„ (Schleswig). Der Gemeralverein ber landwirthſchaftlichen 
Bereine wählt einen erit kürzlich von ber prov. preuß. Regierung 
Semaßregelten in die Direction. Hr. vd. Zeblik, ber ben Verein 
bisher beſonders zu pflegen fich bemüht hatte, fünbigt ihm deßhalb 
jede weitere Unterftügung jofort auf. 
» (Bayern). Der Cultminifter v. Koh wirb an bie Stelle bes 
entlaffenen Hrn. v. Neumayr auch mit bem Minifterium bes Innern 
betraut. 
» (Baden) Der bisherige proteft. Seminarbirector Stern wird 
in Ruheſtand verſetzt. 
„ODeſterreich). Da ſich Oeſterreich und Preußen über ein wei⸗ 
teres Vorgehen gegen Frankfurt nicht zu verftändigen vermocht haben, 
fo ertheilt Defterreih in Antwort auf das Schreiben des Senats 
v. 30. Det. dem öſterr. Geläftsträger in Frankfurt eine Weifung 
behufs mündlicher Eröffnung, während Preußen die Angelegenheit 
für einmal fallen läßt. 
„ (Baden) Der an bie Stelle Roggenbachs geiretene Staats: 
minifter v. Edelsheim trifft von feiner Rundreiſe nah Wien, Mün⸗ 
ben, Tresben und Stuttgart wieber in Karlsruhe ein und über: 
nimmt das Präfidium des Minifteriums. 
„ (Hefien- Darmftabt). Der Großherzog lehnt die Annahme 
ber Adreſſe ber II. Kammer v. 18. Dec, ab. 
» (Bayern). ine zahlreie Volksverſammlung in Augsburg 
eignet fi bie Nörblinger Nefolutionen v. 17. Dec. an und fügt 
benfelben als weiteren Punlt bei: a 
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Berifalan). 


„V. bie in biefen Tagen erfolgte befinitine Befekung bes Mintfteriums des 
Innern und das Berbleiben ber bisherigen Leitung bes Minifteriums für 
Kirchen: und Schulangelegenheiten Tann jene zuverſichtliche Hoffnung nur fürs 
dern, wenn bie erivarteten Geſetzentwürfe ſchleunig und in ent/preiienber 
Weife vorgelegt und bie Ausichreitungen dunkler und unlauterer Parteiinter: 
effen überall, wo fie fich zeigen, aurüdgewiejen werben. Die Berfammlung 
ermädtigt das Einladungscomits, wenn es nad) Lage ber Dinge nothwendig 
ericheinen follte, im Verein mit andern Städten und Bezirken eine Deputation 
an ben König abzufenden und demſelben mündlid bie Lage und Stimmung 
bes Landes vorzuftellen”. 


29. Dec. (Schleswig) Gen. Manteuffel will das Petitionsrecht ber 


30. 


31, 


Schleswiger durch Privataubienzen erfegen, inbem er bie Verordnung 
erläßt: 

„Um lanbesgefägrli Agitationen in mildefler Form zu begegnen, babe 
ich die Vorfchrift bes SG 8 ber Verorbnung v. 15. Febr. 1854 in Grinne 
rung gebracht. Damit ſich bie Schleswiger im ihrem Petitionsrecht dadurch 
nicht beeinträchtigt Halten bürfen, werbe ich jeben Mittwoch von 11—3 Uhr 
in meiner Wohnung eben zu ſprechen bereit fein, ber Wünjche ober Anträge 
mir unmittelbar vortragen will“. 

Die Polizei verbietet in Edernförbe jede Huldigung ober Ehren: 
bezeugung für ben Herzog Friedrich bei Gelegenheit bes benorftchen: 
ben Jahrestags feiner Ankunft in ben Serzogthümern. 

„ (Württemberg). Agitation für Einführung einer allgemeinen 
Zandesiynobe. Der König empfängt ben Ausſchuß ber Didcelar- 
ſynode von Stuttgart und antwortet in einen bem Verlangen gün: 
fligen Sinne. 

» (Säleswig-Holftein). eier des Jahrestage ber Ankunft 
bes Herzogs Friebrih in ben Herzogthümern. Zahlreiche Depute 
tionen aus allen heilen bes Landes, auch aus bem Schleswig'ſchen, 
finden fih bei ihm ein. Die ganze Stabt Schleswig prangt in 
vollem Fahnenſchmuck, den jebod bie Polizei fofort befeitigt. 

„ (Zollverein) Abſchluß eines Handelsvertrags mit Italien in 
Berlin. Das bemjelben beigefügte Schlußprotocoll beſagt: 

„... Der Bevollmächtigte Staliens erfärt, daß er von feiner Regierung 
beauftragt ift, Teinen Zweifel darüber zu Iaffen, daß bie italienifche Regierung 
bie Austauſchung ber Ratificationen als Akt ber Anerkennung bes Königreich 
Stalten betrachtet. Die übrigen Unterzeichner theifen bieje Meinung... .” 

„ Raffau). Die Gemeinderatiswahlen find im ganzen Lande 
faft überall im Sinne ber Fortfchrittspartei ausgefallen. 

„ (Säleswig-Holftein). Der engere Ausihuß ber fchlesmwig- 
holſteiniſchen Vereine richtet ein Runbfchreiben an biefelben, um fie 
unter Darlegung ber augenblidlihen Sachlage neuerdings zu feftem 
Ausharren zu ermuntern: | 

„Bei ber Theilung ber Verwaltung, welche ber Vertrag von Gaftein ber 
beigeführt dat, iR Schleswig leider das traurige Loos zu Theil geworben, 
bem preuß. Gouvernement völlig unterflellt zu werben. Cine ganze Reihe 
von Maßregeln, welche feitbem in Schleswig ergangen if, bat bie ſchwere 
Bebeutung diefer Wendung einleuchtend gemacht. Während Holftein, wenn es 
auch noch immer einer verfaffungsmäßigen Regierungsweife entbehrt, doch zum 
wenigfien eines mwohlwollenden Regimentes ſich erfreut, bat bas preußiſche 
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Gonvernement im Sqhleswig es ſich zur Aufgabe gemacht, wenn nicht das Nechts⸗ 
bewußtſein des Volles, ſo doch mindeſtens jede en — mi 
Gewalt zu erſticken. Der Unterbrüdung ber ſchleswig⸗holſteiniſchen wie ber 
Kampfgenofjenvereine, dem Verbot ber gefinnungstreuen bolfteiniichen Preffe, 
ben Maßregelungen in Edernförbe und an anbesen Orten, ift in jüngfler Zeit 
ein Alt gefolgt, der in brutaler Unterbrüdung jeber politiiden Megung bie an 
bie äußerfte Grenze geht. Dur eine Bekannimachung vom 17. d. M. hat 
ber Gouverneur des Herzogthums Schleswig ben berüchtigteiten Paragraphen 
ber von ber bänifhen Regierung zur Zeit ber rüdfichtslofeiten Gewalt herr⸗ 
ſchaft octrohirien Verfaſſungsverordnung in einer Weile wieder eingefchärft, 
bie ſelbſt das Maß beffen uͤberſteigt, was Das bänifche Megime gegen bie Bes 
völferung Schleswig in Anwendung zu bringen verfucht bat. Nicht genug, 
baß man preußiſcherſeits ohne Scheu die Geltung für eine Berfaffungsverorbs 
nung beanfprucht, über deren rechtowidrigen Charakter feitens ber beutfchen 
Regierungen felber Iaut Befchwerbe geführt worben ift; vielmehr fcheint man 
auch nur diejenigen Beftimmungen biejer Berfaflungsverordnung als in Kraft 
ſtehend erachten zu wollen, welche bazu bienen Bönnen, ber Unterbrüdung eine 

andbabe zu bieten. Denn während im offenften Widerſpruch zu ben feiers 
lichſten Zufiherungen, welche ber Bevölkerung Schleswigs beim Einrücken ber 
alliirten Armee von Seiten bed Obercommandirenden eribeilt worben find, 
völlig abgeſehen wirb von jenen Beilimmungen ber Verfaſſungsverorbnung, 
welche das fortbauernde Beitehen einer Stänbepertretung erheiſchen, bie Eins 
berufung einer orbentlicden Stänbeverfanimlung in jedem britten Jahre ge= 
bieten, fowie ben Erlaß ſelbſt von proviforiichen Gejeten anders als unter 
perjönlicher Berantwortlichfeit eines Minifters in beftimmtefler Weife aus⸗ 
fließen, ift bie bloße Thatfache, daß Mitglieder ber letzten ſchleswig'ſchen 
Ständeverfammlung zu einer privaten Beſprechung ber Lanbesangelegenbeiten 
fih zufammengefunden haben, ſchon als ein genügenber Anlaß angefchen wor: 
ben, um auf das firengfle jene Beitimmung des F 8 ber Berfaflungsverorb« 
nung von 1854 wieder einzufchärfen, burch welche jede Juſammenkunft behufs 
Unterzeihnung einer gemeinfamen Petition oder Adreſſe als ftraibar erklärt 
wird. In diefer Ausbehnung und in folder rüdjichtslofen Weile hat ſelbſt 
das bänifche Gouvernement zu Feiner Zeit bie Dethätigung bes Volks an ben 
öffentlichen Angelegenheiten zu verhindern verſucht. So hat bie Turze Beit 
von kaum 3 Monaten bereits zur Genüge berausgeftellt, im welcher Weile 
bas preuß. Gouvernement bie Regierung in einem Lande zu führen gebenit, 
beifen Rechte zu ſchützen nach ber Proclamation bes Commandirenben ber 
alliitten Armee ber einzige Zweck fein follte, zu welchem bie Großmächte bie 
Waffen ergriffen. Wie ſchwer indeſſen aud biefe Maßnahmen das Herzogthum 
Schleswig treffen, wie tief wir es auch beflagen mögen, daß ber Bevölkerung 
Schleswigs nach jo harten Prüfungen ftatt ber verheißenen Freiheit nur neue 
Bebrüdungen zu Theil werben, und wie bitter wir es namentlich empfinden 
müffen, daß das Anſehen Deutichlands in fchwerfter Weife geichäbigt wirb 
burch ſolche unwürdige Verkehrung bes Zwecks, für welchen unter begeifterter 
Zuftimmung ber ganzen beutichen Nation ber Krieg gegen Dänemark begon- 
nen worden, fo wirb es bach immerhin als ein Gewinn erachtet werben müfs 
fen, baß nunmehr zum minbeften über bie Zwecke wie über bie Mittel ber 
preuß. Politik irgenb welche Täufchung nicht mehr obwalten kann. — Wenn 
bennoch nicht bie wenigften preu 8. Brehorg ane, unb unter ihnen felbft 
folche, welche im Uebrigen ber Sache ber Freiheit und bes Rechts zu bienen 
behaupten, fich alles Pflichtgefühls bereits foweit entfchlagen zu haben ſchei⸗ 
nen, daß fie die beregten Alte bes preuß. Gouvernements hinnehmen, ohne 
fih auch nur gemüffigt zu finden, die Ehre bes preuß. Volks gegen jebe 
Mitverantwortlichteit nahbrüdlih zu wahren, fo bürfen wir uns um fo mehr 
ber Hoffnung getröften, baß bie demnächſt wieber zuſammentretende preuß. 
Bollspertiretung an ihrer Stelle einer Aufgabe ſich nicht entziehen wich, 
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bie nunmehr mit größter Dringlichkeit an fie herantrkit, und daß gleichzeitig 
im übrigen Deutiäland man fidh nicht an einer bloßen Bernribeilung 
ber preuß. Politik genügen laſſen, fondern aud bie Nothwendigkeit erkennen 
wirb, uns nad Kräften zu unterftüben in dem Kampfe gegen eine Gewalt, 
beren freiheitsfeinblicher Charakter berens jet fo offen zu Zage tritt. Es 
kann nicht fehlen, daß bie Bevölkerung Holſteins ſich ber Pflicht im- 
mer bemußter wird, im Kampfe für das Recht nicht allein mit aller Zähigkeit 
auszuharren, fonbern auch durch erhöhte Anſtrengungen zu erfegen, was burd 
bie Unterbrüdung Schleswigs jett ber Landeoſache an thätiger Förderung 
entzogen werben mag. WMangelt e8 auch Holflein zur Zeit noch immer an 
der Gelegenheit, durch feine gefeßmäßigen Organe der Stinmme und ben be: 
rechtigten Forderungen bed Landes in nachdrücklichſter Form Ausdrud zu 

ben, fo iſt doch bei ber gegenwärtigen Lage die Nothwendigkeit der Beru: 
—* einer Landesvertretung eine fo dringliche, daß, fie noch ferner hinauszu⸗ 
fchieben, ſelbſt ber meiteft nehenben Bebenflichteit als eine Unmöglichfeit wird 
ericheinen müfjen. Ihrerfeits wird die Bepdlferung Schleawigs, wie 
fie dies ſchon einmal in ſchwerer Seit befunbet hat, weit entfernt, ſich ver 
der Gewalt zu beugen oder ihren Rechtsjinn brechen zu laſſen, um jo treuer 
ausharren, als ihr ja gegenmärtig Fein Zweifel mehr bleiben kann über bie 
Zukunft, die fie fih durch eine Unterwerfung unter das bermalige Regime 
bereiten würde. Zahlreiche Zengniffe, die uns fortdauernd aus Schleswig 
zugeben, lafjen über bie patriotifhe Gejinnung und den guten Muth bei 
Schleswiger auch feinen Zweiſel auffommen. — So bürfen wir denn am 
Schluſſe eines Jahres, das mit den brohendften Anzeigen begonnen bat um 
in beifen Verlauf uns die ſchwerſten Prüfungen und Erfahrungen nicht eripart 
neblieben find, um fe mehr getroft in bie Zukunſt bliden, al® bie Standhal: 
tigfeit und Ausbaner, welche insbefondere bie ſchleswig⸗hol ſteiniſchen Verein 
befundet und burd ihre Wirkſamkeit auch in demjenigen Theile bes Volkts 
weſentlich gefräftigt haben, der fich bisher außerhalb derſelben gehalten, aui 
das lebenbigfte gezeigt haben, wie bie alten Kolftentreue noch immer bie Probe 
befteht, jelbft Dann no, wenn Beriprechungen unb Verlockungen zum Abtıl 
fi) in ein Gewand leiden, baranf berechnet, das Auge zu blenben durch ben 
falfchen Schein, ald ob bie Untreue und Nechtsverachtung bie nationale Ju: 
kunft und bie freiheitlihe Entwicklung Tentfchlande zu fördern vermöchten. 
Die ſchwere Gefahr, der bie Bereine und mit ihnen das Land vor Jah—⸗ 
resfrift jo nabe fanden, fih buch Uneinigteit und PBarteiung jelkt 
die Möglichkeit jebes gebeihfichen Wirkens abzufchneiden, fo bie Landeoſach 
würdelos preiszugeben und zu einer Bente ber Umftände werben zu laſſen, 
biefe Gefahr darf gegenwärtig mit vollem Fug als befeitigt angefehen 
werben. Iſt auch der Zweck, zu welchem bie Vereine gegründet worden, jut 
Zeit noch nicht erreicht, fo hat uns das vergangene Jahr bed dargethan, bai 
eine Politik, weile in dünkelhaftem Uebermuthe die Wege bes Yecchts und 
ber Ehre verfhmäht, body bei allem Machtgepränge nur immer ihre Chnmadt 
bloslegt, und daß ein feſtes mannhaftes Rechtegefühl auf bie Dauer eine 
Macht wird, bie früher ober fpäter auch ben thatfächlichen Erfolg verbürgt‘. 
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Verbeflerung 
zum fünften Jahrgang. 1864. 


Leider bat fi in ben vorhergehenden Jahrgang eine arge Verſtümmelun 
eines Actenflüdes eingefchlicden, auf bie wir zufällig anfenertfam. emacht wurben, 
Es betraf biefelbe ben amf Seite 52 aufgenommenen „Aufruf“ bes 36er Ausfchufjfes 
in Frankfurt gegen das einfeitige Vorgehen ber beiben Großmächte, obwohl wir an 
ber Genauigkeit bes Tertes zu zweifeln um fo weniger Urfache hatten, als das 
Actenſtück einem ber großen an Ort und Stelle in Frankfurt ſelbſt erfcheinenden 
Blatte entnommen murbe. Tasielbe lautel jedoch: 

„Zwei Mächte, bie den Anſpruch verwirft haben, bie Großmächte Deut fch= 
lande zu beißen, find im offener Widerſetzung begriffen gegen das Mecht bes 
Bundes, der Bundesitauten und ber Nation. Gigenmächtig haben fie ihre 
Truppen in das Bundesland Holfein gefendet; gewaltthätig find fie über die 
Grenze eines ſelbſtſtändigen Staates vorgebrungen ; ohne Bundesgenehmigung 
verfolgen fie ihren Weg, unter bem Vorwand, bie Erfüllung jener Verträge 
von 1851/52 zu erzwingen, bie im Namen des Bundes geſchloſſen find. — 
Und dieſer Rechtobruch wirb vollbracht nicht etwa im ungemeflenen Eifer für 
eine gute Sache, jonbern im Dienfte der verwerflichſten Politik. Die Ver: 
träge, ein Dedmantel früherer Schmach, nichtig von Anbeginn, überdies von 
Dänemark vielfach gebrochen, find durch ben Tob Friedrichs VII und durch 
das Aufleben ber auguftenburgiichen Erbfolge inhaltlos geworben. Amölf 
Jahre lang ließ man fie mit Füßen treten. Sept, wo ihr Vollzug ber Sache 
ber Herzogthümer töbtlih wäre, fegt man Heere in Berregung, um biefen 
Bollzug zu erzwingen. — Preußen und Deiterreich, indem fie von bem bäni: 
ſchen König bie Ausführung der Verträge fordern, welche fein Vorfahr als 
Herzog von eersigeBeiftein geichloffen hat, erfennen ihn in biefer Eigen: 
ſchaft an, ftellen fich aut ben redhilofen Boden bes Londoner Protocolle, ers 
greifen Partei für die Feinde ber Herzogthümer und Deutſchlands. — Eine 
Anzahl deutfcher Regierungen Hat gegen den gemwaltiamen Bruch ber Bundes⸗ 
orbnung Proteft erhoben. Das Volk der Herzogthümer, bie ganze entrüftete 
Nation ſchließt ihrem Protefte ih an. Wenn bie fünfhundert Abgeorbneten 
heute abermals verfammelt wären, nicht die Stimme eines Einzigen würde 
ſich ausichließen von biefem “Protefle, von biefem Berbammungsurtbeil. — 
Mit dem nadten Protefte aber iſt nichts geihan. Die Regierungen, bie bas 
Bewußtſein ihrer Pflicht und ihres echtes bewahrt haben, müſſen banbeln 
und belfen. Sie müflen handeln, wenn nit ber Glaube an bie oft ge: 
sühmte Bebentung ber Mittelftaaten bis an bie Wurzel vertilgt, die monar: 
chiſche Staatsorbnung in ihren Grundlagen erjchüttert, das Volk unaufbalt: 
ſam, früher ober fpäter, auf bie Bahn ber Selbithülfe gebrängt werben fol. 
So Fed und rüdfichtslos das Verfahren der Gegner, fo kühn und energiſch 
muß das ihrige fein. Auf ihrer Seite fteht das gute Recht, fieht ber Wille 
ber Nation. Sie impfen um ben höchſten Preis, um bie Freiheit von 
öfterreichifcher ad preußiicher Knechtſchaft, um bie Rettung ihres Dafeins. 
Die Gegner, umringt von inneren und äußeren Feinden, pochen mehr auf 
ben Schein als auf den Befiß ber Uebermacht; fie find nur flark, wenn das 
übrige Deutfchland rath: und muthlos zurüdweidt. — Viel zu lange fon 
wartet Deutichland auf bem erften enticheibenden Schritt, auf ‚bie Anerkennung 
bes Herzogs, ben das eigene Volk einmüthig mit lauter Stimme anerkannt 
bat. Keine Ausflucht, Teine armfelige —— bürfte in einem Augenblick 
von fo verhängnißvoller Bedeutung dieſen Ausipruch ber Regierungen, für 
fi und am Bundestag, länger zurüdbalten. — Mit Scham und Erbitterung 
fieht das beutfche Volk die Truppen Defterreih® und Preußens ungehindert 
vorbringen, fieht wie bie Behörde einer freien Stabt bie ſchnoͤdeſte Mißhand⸗ 
Jung bemüthig hinnimmt unb wie bie böchfle Behörbe bes Bundes ſich vor 
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ber vollendeten Thatſache beugt, beren Vollendung zu binbern ibre Beiligfe 
Pfliht war. — Keine Regierung wirb fernerbin Anfprud haben auf bie 
Achtung und bas Bertrauen bes Volkes, bie nicht bie Sache ber Herzogthümer, 


"das beißt ber Sache Deutfchlands, ihre ganze Wehrkraft ohne Rüd: 


halt zur Verfügung ftellt. — Dies ift das Begehren, das wir aus: 
zufprecden haben, nicht aus eigener Willfür, fondern — wir willen es — im 
Namen ber Nation; ein ernſtes umb großes Begehren, doch nicht aus leicht: 
fertiger Laune entfprungen, fonbern bie Frucht ber tiefen Ueberzeugung, daß 
für Deutfchland eine Stunde gekommen ift, wo nur ber Entichluß, ebrenvoll 
Alles zu wagen, die Gefahr abwenbet, ſchmachvoll Alles zu verlieren. — Das 
beutfche Volk ift erfüllt von biejer Ueberzeugung, ift es auch erfüllt vom that: 
tröftigen Entſchluß? Iſt es feinerfeits bereit, nicht nur zw protejliren, ſon⸗ 
bern zu bandbeln? — Alle Landesveriretungen, alle Gemeinden und Ge: 
nofienichaften ruft bie gleihe Pflicht, fie ruft jeden einzelnen Mann in jebem 
beutfchen Lande, fie ruft mit der lauteflen Stimme bie Bevölkerung jener 
mäcdhtigften Staaten, die man verbammen will, das Merfzeug bee Verraths 
zu fein. Preußen und Defterreiher! Im Tienfle ber unwürdigſten Felitit 
follen euere Söhne ihr Blut vergießen, ſoll bie Steuer: und Schuldenlaft, bie 
euch bebrüdt, von Neuem anjchwellen, für euer Gut und Blut fol bie 
Schande ber Nation eingetaufcht werben. — Deutſche in allen Ländern! 
Dulbet e8 nicht, daß der böſe Wille der Einen und bie Schwäche der Andern 
namenlofes Unbeil über Deutſchland bringt! Laßt nicht ab, bie guten Regie: 
rungen zu fügen, bie fchwachen anzufpornen, bie ſchlechten ſchonungslos zu 
befümpfen. Weist bie kleinmüthige Einflüfterung von eud, es fei doch 
Alles vergeblid — Ihr Habt noch nicht Alles getban. Sprecht nicht vom 
gewaltfamen Umſturz als dem einzigen Rettungsinitiel, er ift das letzt e un 
Außerfie, zu welchem ein Volt nur greifen barf, wenn es alle geſetzlichen 
Mittel bis auf die Neige erichöpft bat. anbelt in ber Uebung euere 
geſetzlichen Rechtes, ftatt revolutionär zu |prehen. Macht bie Politik, bad 
Geſchäft eurer Mußeſtunden, zur täglichen Berufsarbeit, verbreitet die Bewe: 
gung über Stabt und Land, über alle Klafjen ber Geſellſchaft! Erneuert raf: 
los euere Forderungen, beflürmt die faumfeligen Fürften; ertrüdt mit curen 
Anklagen bie pflichtvergeflenen Minifter! Die ſchlechtgefinnten Regierungen 
ſuchen Geld zur Ausführung ihrer Plane. Verweigert ihnen itandhaft in 
ben Sanbesvertretungen, was fic begehrten, laßt feinen Zweifel darüber, bak 
einer Anleihe zu ſolchem Zwede niemals die Anerkennung des Landes und 
baß ben Helfersbelfeen bei einem foldhen Geſchäfte ftatt Kapital und 
Zinfen die öffentliche Verachtung zu Theil wirb! Steuert von 
euerem Reihthum und euerer Armuth zur Unterftübung ber Herzogthümer, 
ebt ihnen, wenn die Zeit gefommen ift, Waffen und Männer, fo viel fi 
ebürfen. Laßt euch nicht entmuthigen dur das erfte Miplingen, nicht ir 
führen durch biplomatifche Winfelzüge, nicht einfchläfern durch den zögernden 
Berlauf ber Dinge! — Dies find die Pflichten, bie une bas Vaterland auf 
erlegt. Thue Jeder bas Seine, mannbaft und beharrlich!“ 





— — — — — 


II. 
Breußen. 


1. Jan. Der König weist beim Neujahrsempfang ber Generalität gegen: 


N 


9. 


13. 


über mit großer Genugthuung und ſichtlicher Rührung auf bie ruhm⸗ 
und ehrenvolle Stellung bin, welde Preußen jebt, Dank den Lei: 
ftungen feiner vortrefflichen Armee im abgelaufenen Sabre, unter ben 
europ. Mächten einnehme. 

„ Der Oberpräfibent ber Rheinprovinz erklärt als Wahlcommiſſär 
bem Domcapitel von Köln, daß es fein Wahlrecht bebufs Wieber: 
befegung bes erzbiichäflichen Stuhls verloren und daß feine eigene 
Miffion als Wahlcommiffär aufgehört habe. 

„ Die Stabtverorbneten: Berfammlung von Berlin conftituirt fid 
für 1865: die (oppofitionellen) HH. Kohhann und Reimer werben 
mit 77 und 57 Stimmen von 95 wieder zu Präfidenten und Pice- 
präfidenten gemählt. 

„ Die (feubale) „Reform“ ſpricht ſich dahin aus: 

„Die alte Staatsinarime, wonach Hannover Freund Deflerreih® und 

Freund Preußens fein muß, immer mehr aber Freund Oeſterreiche, paßt jebt 
nit mehr. Gin Land, bas, wie nover jetzt nad ber Befreiung ber 
Herzogtbüümer von Preußen umfchloflen ift, deſſen nach allen Seiten bin offen 
gelegene Hauptflabt in wenigen Stunden von Minden und Magdeburg aus 
erreicht werben fann, vermag nur bann feine Scheinfouveränetät zu bes 
wahren, wenn es im Anſchluß an den Muachbarten Großftaat feine Kräfte 
für deutſche Jtationalintereffen nubbar zu machen ſtrebt. Mit einem Worte: 
bie bannoverifche Staatokunſt kann vernünftiger Weile ferner nur barin bes 
ſtehen, fih an ben preußiſchen Staat mit der Bebeutung einer 
Provinz anzulehnen, um im Lebrigen als jouveräner euros 
päiſcher Staat fortzueriftiten". 
"» Das Kammergericht beitätigt das Urtbeil erfter Inſtanz gegen ben 
Abg. Joh. Jacoby wegen feiner Rebe in ber Berfammlung feiner 
Wähler in Berlin, Gmonatliches Gefängnig wegen Majejtätsbeleidigung. 
„ Die officidfe „Norbd. A. 3.” erflärt fi gegen irgend melde Maß⸗ 
regeln bezüglich einer Veröffentlichung ber päpftlihen Enchelica durch 
die Bifchdfee Das Organ ber herrſchenden feubalen Partei, bie 
„Kreuzztg.“ ift außer ben ultramontanen das einzige große Blatt 
Europas, das ſich entihieden für die in ber Enchclica und dem Syl- 
labus niebergelegte Tendenz ausipridt. 


° 





prenfen. 


14. Jan. Feierliche Eröffnung bes Landtags. Die Thronrede bes Könige 


ift der Form nach verföhnlich gehalten, beharrt aber wieberbolt auf 
ber Armeereorganilation und ftelt auch bezüglich ber Frage bes Bub: 
getrechts keinerlei Konceflionen in Ausſicht. Bezüglich ber Herzog: 
thümer fagt fie beutlih, daß Preußen die Erfüllung feiner Forbe: 
rungen jedem andern Act, au und vor Allem einer Regelung ber 
Erbfolgefrage voranftelle, in Bezug auf biefe werben die Rechtsfragen 
als ftreitig bezeichnet; die preußiſche Erklärung an ber Londoner 
Sonferenz vom 28. Mai, bie Herzog Friedrich als ben meiftbered: 
tigten anerkannt hatte, ift bamit aufgegeben. 


„Ein ereignigreiches Jahr Ilegt Hinter ung. In bemfelden ift es mir ge: 
lungen, im Bunde mit Seiner Majeftät dem Kaifer von Oefierreich eine Ehren: 
fHuld Deutfhlands, beren Mahnungen wieberbolt und unter tiefer Er: 
regung des nationalen Gefühls an das geſammte Vaterland Herangetreim 
waren, durch die fiegreiche Tapferfeit ber vereinten Heere vermittelft eine 
ehrenvollen Friedens einzulöfen.... Nach einer halbhundertjährigen, nur durd 
ehrenvolle Kriegszüge von kürzerer Dauer unterbrochenen Friedensperiede 
baben ſich die Ausbildung und Mannszucht Meines Heeres, die Zmredmäti: 
Yeit feiner Verfafjung und feiner Ausrüftung in bem vorjührigen , durch Ur: 
gunſt ber Witterung und durch den tapfern Miderftand des Feindes benfrir: 
digen Kriege glänzend bewährt. Es ift der jepigen Organifation das 
Heeres zu verbanfen, daß ber Krieg geführt werben Fonnte, ohne bie Er: 
werbs: und Familienverhältniffe der Bevölferung durch Aufbietung der Lanz 
wehr zu bzeinträchtigen. Nach folhen Erfahrungen ift es um fo mehr Bein 


Innbesherrlihe Pflicht, die beftehenben Einrichtungen aufrecht zu erhal: - 


ten und auf der gegebenen Grundlage zu höherer Bolfommenbeit aufzu: 
bilden. Ich darf erwarten, daß beide Häufer bes Landtags Weich in in 
Grfüllung biefer Pflicht dur ihre verfaffungsmäßige Mitwirkung unterflüte. 
werden. Befonbere Pflege erfordert die Entwidlung der Marine Sie 
hat im Kriege durch ihre Leiſtungen ſich einen gerechten Anfpruch auf Anerfennum 


erworben und ihre hohe Bedeutung für das Lanb bargetban. Sol Prenßen 





ber ihm durch feine Lage und politifhe Stellung zugewiefenen Aufgabe ac 
nügen, fo muß für eine entſprechende Ausbildung ber Seemacht Sorge st: 


tragen unb dürfen bedeutende Opfer für dieſelbe nicht gefchent werben. In 


dieſer Weberzeugung wird Ihnen Meine Regierung einen Plan zur Ermeite 
rung ber Flotte vorlegen.... Daß bie günſtige Finanzlage bes Staats es ge 


ftartet hat, den dänischer Krieg ohne Anleihe durchzuführen, muß ein 
große Genugthuung gewähren. Es iſt bies mit Hüffe einer ſparſamen un 
umſichtigen Berwaltung, vornehmlich durch die beträchtlichen Ueberſchüſſe ke: 
Staatseinnahmen In ben beiden letzten Jahren, möglich geworben. Weber bit 
durch ben Krieg veranlapten Koften und bie zu ihrer Beftreitung verwenden 
Geldmittel wird ihnen nach bem Finalabſchluß für das verfloſſene Jahr Mein 
Regierung vollſtändige Vorlagen machen. Der Staatsbaushalts: Etat 
für das lanfeube Jahr wird Ihnen unverzüglich vorgelegt werben. ... 
ch babe ber Thaten Deines Kriegsheeres nicht gebenfen können, ohne barin 
die gleiche freubige und herzliche Anerkennung für das öſterreichiſche 
mit einzubegreifen. Wie die Krieger beiber Heere in Waffen⸗Brüderſchaft ben 


Lorbeer getheilt Haben, fo bat bie beiben Höfe ben eingetretenen Berwide 


Iumgen gegenüber ein enges Bünbniß verknüpft, weiches feine feite und bau: 
ernde Grundlage in Deinen und Meines erhabenen Verbündeten deutſchen 
Gefinnungen fand. In biefen Gefinnungen unb in ber Treue gegen bie Ber: 
träge Tiegt bie Bürgfchaft für die Erhaltung bes Bandes, welches bie beutichen 
Staaten umſchlingt und ihnen ben Schuh bes Bundes ſichert. Der Friede 
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mid Dänemark hat Deutſchland feine beftriitienen Noromarken ımb biefen 
bie aöglihtein ber lebendigen Betheiligung an unferem nationalen Leben zu: 
rücgegeben. Es wird die Aufgabe meiner Politik fein, diefe Errungenichaft 
buch Einrichtungen ficher zu ftellen, welche uns bie Ehrenpflicht bes Schutzes 
jener Grenzen erleichtern und bie Herzogthümer in ben Stand ſetzen, ihre 
reihen Kräfte für bie Entwidelung ber Land: und Seemacht wie ber mate⸗ 
riellen Jutereffen des gemeinjamen Vaterlandes wirflam zu verwertfen. Inter 
Aufrechthaltung biefer berechtigten Korberungen werde ih bie Erfüls 
lung derfelben mit allen begründeten Anſprüchen, fo des Landes wie ber Für⸗ 
ften, in Einklang zu bringen fuchen. Ich babe duher, um einen fihern Anhalt 
für Meine Beurtheilung der ſtreitigen Rechtefragen zu gewinnen, bie 
Syndici Meiner Krone, ihrem Berufe entipredyend, zu einem Rechtsgutachten 
aufgefordert. Meine rechtliche Weberzeugung und die Pflichten gegen Dein 
Land werben Mich leiten bei beim Veitreben, Mich mit Meinem boben Ber: 
biindeten zu verftändigen, mit weldem Ih inzwiſchen ben Beſitz unb bie 
Sorge für eine geordnete Verwaltung der Herzogthümer theile. Es gereicht 
Mir zur lebhaften Beirichigung, daß bie Friegerijhen Verwickelungen auf ben 
engften Kreis befehränft geblieben und bie naheliegenden Gefahren, welche daraus 
für den europäiſchen Frieden hervorgehen kounten, abgewenbdet worden find. 
Die Wieberherftellung ber biplomatifchen Berbindung mit Dänemark ifl cin: 
geleitet und es werben ſich, wie Sch feit verkraue, die freundlichen und gegen: 
jeitig fördernden VBerhältniffe ausbilden, welche jo jehr bem natürlichen In⸗ 
terefte beiber Yänder entjprechen. Meine Beziehungen zu allen übrigen Mäch: 
ten find in Teiner Weiſe geftört worden und fahren fort, die glüdlichften und 
erfreulichſten zu fein. Deine Herren! Es ift Mein dringender Wunid, daß 
ber Gegenſatz, welder in ben legten Jahren zwifhen Meiner 
Regierung und bem Haufe ber Abgeordneten obgewaltet hat, feine 
Ausgleihung finde. Die bedeutungsvollen Greigniffe ber jüngften Bergangens 
heit werden dazu beigetragen haben, bie Meinungen über das Bebürfniß ber 
verbefjerten Irganifation des Heeres, die fid) in einem fiegreich geführten 
Kriege bewährt bat, aufzuflären. Die Rechte, welche ber Yandesvertretung durch 
bie Verfaſſungsurkunde eingeräumt worben find, Bin Ich auch ferner zu achten 
und zu wahren entichloffen. Soll aber Freuen feine Selbftändigfeit und die ihm 
unter ben europäiſchen Staaten gebübrende Diachtftelung behaupten, fo nit 
feine Regierung eine fejle und ftarfe fein, und Tann fie das Einverftändni 
mit ber Yandesvertretimg nicht anbers als unter Aufrechtkaltung ber Heeres: 
Einrichtungen erſtreben, welche die Wehrbaftigfett und bamit bie Sicherheit 
bes Baterlandes verbürgen. Der Wohliahrt Preußens und feiner Ehre ift 
Mein ganzes Streben, Mein Leben gewidmet. Mit dem gleichen Ziel vor 
Augen, werben Sie, wie Ich nicht zweifle, den Meg zur vollen Verftändigung 
mit Meiner Regierung zu finden teilen und werben Ihre Arbeiten bem Bas 
terlande zum Segen gereichen“. 

Erſte Sibung beider Häufer. Präfident Grabow bewillfommt 
das Abg.-Haus mit einer Rede, in ber er ausfchlieglich der Befrie⸗ 
digung über bie ruhmvollen kriegeriſchen Ereigniſſe bes verfloffenen 
Jahres Ausbrud leiht: 

.... Die Scharte von Olmütz iſt ausgewetzt, ber Londoner Vertrag vom 
8. Mai 1852 zerriſſen, Preußens verpfänbete Ehre auf Schleswigs Fluren 
ruhmreich eingelöft.. .” 


15. Jan. Das Herrenhaus befchließt einftimmig, auf bie Thonrebe feiner: ' 


feit8 eine Antiwortsabreffe zu erlaffen. 

„ Das Abg.Haus wählt zu feinem Präfidenten Grabow mit 222, 
zu Bicepräfidenten v. Unruh mit 180 und v. Bodum:Dolffs mit 230 
Stimmen. Der Eandibat ber katholiſchen Fraction, Ofterrath, bringt 
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es auf 48, ber Ganbibat ber fenbalen Partei, v. d. Heybt, auf 31 
Stimmen. (Die feubale Fraction des Haufes zählt 35, die Fraction 
bes Tinten Gentrums unter Bodum-Dolffs 111, die Fortfchrittsparte 
137 Mitglieder.) Rebe Grabows nach feiner Wahl: 


„Bei unferer letzten Entlaſſung warb einftweilen auf bie Hoffnung eine 
Verfändigung mit biefem Haufe verzichtet. Seitdem find Berfolgungen der 
liberalen Breite Disciplinirung ber Tiberalen Beamten, Nichtbeftätigungen de 
liberalen Communalwahlen, Berunglimpfungen, Verbädtigungen und 2er: 
leumbungen ber liberalen Staatsbürger in noch flärferem abe als in ben 
früheren Jahren eingetreten. Die liberale Gefinnung ift in den Bann ge 
than. (Sehr wahr.) Die Ueberzeugungstreue, ber ſchönſte Schmud bes alt: 
preußifhen Beamten, iſt in bie neupreuifche Acht erklärt. (Leb haftes Brar. 
Sehr gut!) Die Art wirb an ben feit 1808 bie fhönen Früchte: Gemeinfim 
und Gemeinwohl treibenden Baum ber Selbftverwaltung ber Stäbte und Ee— 
meinben gelegt, um bie breimal erprobte öffentliche Meinung, bie ftärkfte Mad 
im Staat, zur Umkehr zu ftiimmen, bag Abgeorbnetenhaus zur Untermwerfun 
zu zwingen und bamit ber Berfaffung die Lebensaber zu unterbinden. (Brave! 
Toh das Gewiſſen des preußifchen Volkes und feiner erwählten Vertreter, 
welche vor Gott und ber Krone geſchworen haben, bie Berfaffung gewiſſenhan 
zu beobachten, läßt ſich durch Feine Macht der Erde in Heilighaltung ber wen: 
faffungsmäßigen Rechte ber Krone und bes Volkes beugen. (Bravo.) Tr 
Föniglichen Wahlſpruch, „Nur wer fih auf ben Fels bes Mechtes ftellt, da 
fteht auf dem Fels ber Ehre und bes Sieges“ — haben auch wir zu tm 
unfrigen erforen. (Sehr gut.) Unter dieſem Banner können wir bie fde 
feit Kahren auch von uns bringenb gewünfchte, aber bisher vergeblich eritrek 
Berftändigung nur auf cinem Wege finden, ber e8 uns möglich madt, & 
beſchworenen und unferer gewifjenhaften Treue anvertrauten Rechte bes Beltz 
nicht Preis zu geben (Bravo!). Möge bie Föniglihe Staatsregierung mit um 
einen folden Meg betreten zum Heil unb Frommen unferes Vaterlandet 
deſſen Wohlfahrt und Ehre wir zu allen Zeiten in unferen treuen Prenufn 
herzen Boch und heilig halten“. 


17. Jan. Abg.Haus: Der Minifter des Innern proteftirt gegen bie zwei 
Sröffnungsrede Grabows vom 16. d. Der Finanzminifter überreis 

das Budget für 1865. Henning trägt barauf an, bie Borberathu: 

bed Budgets durch bas ganze Haus vorzunehmen; ber Antrag wit 
verworfen und das Budget an ben Ausſchuß gewieſen. 


18. „ Die N. A. 3. erinnert an das Erkenntniß bes oberften Geriät 
bofes vom März v. J. bez. ber Veröffentlichung objectiv firafbar: 
Aeußerungen aus ben -Landtagsverhandlungen und warnt bie Je 
tungen. Der Polizeipräf. von Berlin und fämmtlide Regierung: 
präf. erhalten von ber Regierung bie Weilung, bie Berichte da 
Preffe über die Landtagsverhandlungen nad jener Entſcheidung # 
behandeln. 


19. „ Abg.Haus: die Abg. Neichenfperger (kath. Fraction) und Be 
gener (feubale Fraction) tragen auf eine Antwortsabrefje an m 
bringen Entwürfe ein. Das Haus lehnt den Antrag auf Berne 
fung berfelben an eine Commiſſion ab und beſchließt, fofort zur Schluf 
berathung zu fchreiten. 
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24. an. Abreßbebatte bes Wbg.-Haufes: Nebe bes Miniftere bes Innern 


" 


30. 


Graf Eulenburg: 

„... Ein Racgeben in ber Militärfrage ift ganz unmöglich! Weber ber 
jebige preußifche Monarch noch irgend ein König Preußens wirb von ben 
Principien biefer Armee:Reorganijation unb von den geſetzlichen Beftimmungen, 
von welchen er glaubt, daß fie nothwendige Gorrelate berfelben find, nur einen 
Funken bergeben. Und bie Könige von Preußen werben lünger befteben, ale 
bie Yjährigen Situngsperioben bes Abgeorbnetenhaufes.. . Geben Sie ben 
Verſuch, Ihr Bubgetrecht an ber Militärfrage zu probiren, auf, ſuchen Sie ein 
anderes Thema, einen andern Punkt, an welchem Sie glauben, es geltend 
machen zu müfjen! Sch glaube aber, Sie werben feinen finden ; benn Sie 
werben die Regierung bereit ſehen, ba, wo nit factifche Umflände es uns 
möglih machen, Ihnen zu willfahren unb gerne die Auslegung bed Art. 99 
uzugeben, welde Sie wollen. Lalfen Sie dies Factum aus ber Welt vers 
—* bann wird es uns Allen als Lehre dienen für fünftige aelen, unb 
ber ganze Kampf, den wir feit 2 Jahren fämpfen und ber, falls Sie in bie: 
ſem Punkte nicht nachgeben, unabſehbar fortgeführt wird, Tann mehr zum 
Heile bes Vaterlandes bienen und mehr zur Entwidelung bes Verfaſſungs⸗ 
lebens beitragen, al8 wir jetzt ahnen. Ueberlaffen Sie bie Bethätigung biefer 
Anfhauung nicht Ihren Nachfolgern, Iegen Sie fo ſchnell als moͤglich Hand 
and et, Preußen einig zu machen und fo groß und ſtark, ale es zu fein 
verdient”. 

Das Haus lehnt e8 ab, eine Adreſſe zu: erlaffen, unb verwirft 
ben Reichenſpergerſchen Entwurf mit 275 gegen 24 Stimmen, ben 
feudalen Entwurf ohne namentlihe Abſtimmung. 


„Adreßdebatte des Herrenhauſes. Rede Bismards über ben Krieg 


gegen Dänemark und bie dfterr. Allianz. Die Antwortsabrefle er: 
Märt, das Haus werbe 

„in ber Vertheidigung aller wohlerworbenen Rechte, insbefonbere aber ber 
geheiligten Rechte ber Krone, fowohl auf dem Gebiete ber Heereseinrichtungen 
als auf jebem anbern Gebiete unverbrühlih zu Ew. Majeftät Megierung 
ftehen” und betont noch bejonbers: „In ben rubmvollen Erfolgen ber preuß. 
Waffen erkennen wir mit gerechtem Stolz eine erfte Frucht der neuen 
Heeresverfalfung, welde €. K. M. eigenfles Wert if. Dank Ew. 

aj, für das im rechten Augenblid- begonnene unb mit Feſtig⸗—⸗ 
keit dur zaefaͤhri Werk, beflen heilſames Ziel if, unter forglider Scho⸗ 
nung ber Kräfte des Landes, Freußen auf ber ihm gebübrenden Machtſtufe 
zu feinem eigenen Heile und zum Heile von ganz Deutichlandb zu erhalten” 

und wirb mit 84 gegen 6 Stimmen angenonmen. 
„ Antwort des Königs auf bie Adreſſe bes Herrenhaufes: 


„ Ich bin in ber Thronrebe ber Landesvertretung entgegengelommen ; 
nun iſt es an ber Lanbesvertretung, auch Mir entgegen zu kommen... .” 


1. Febr. Der Stabtlämmerer Hagen von Berlin wirb, nachdem er bie 


2. 


ihm auferlegte Strafe von 100 Thlrn. erlegt, in fein Amt wieber 
eingejebt. 

Abg.-Haus: Die vereinigten Commiflionen für Handel und Ge 
werbe und für Finanzen und Zölle befchliegen bezüglich ber Eifen- 
bahnvorlagen ber Regierung beim Hanfe barauf anzutragen, eine Be 
ſchlußnahme bis zu gefehlicher Feſtſtellung eines Bubgets für 1865 
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auszuſetzen, eventuell, falls das Haus dieſem Antrag nicht zuſtimmen 
ſollte, die Verwerfung der Vorlagen zu empfehlen. 

3. Fehr. Eine Verſammlung der Meiſtbetheiligten ber preuß. Bank er: 
theilt unter dem Borfite des Handelsminifters der Regierung ihrer: 
feit8 einjtimmig die Ermädtigung zur Errichtung von Yilialen aud 
auf nicht:preußifchen aber deutſchen Hanbelspläßen. 

T. „ Die Stabtverorbneten von Königsberg mählen ben Kämmere 
Hagen von Berlin zum Oberbürgermeifter der Stadt. 

8. Abg.- Haus: Der Kriegsminifter Iegt dem Haufe eine Militärne: 
velle „Geſetzesentwurf betr. Abänderung und Ergänzung bes Gefehe 
über bie Verpflichtung zum Kriegsdienſt vom 3. Eept. 1814” vır. 
Derfelbe enthält Feinerlei Concefjionen unb ift von keinen Motiven 
begleitet. Der Minifter erläutert fie blos münblih, aber „Wer 
für Wort im Sinne des Minifteriums“ 

9, „ Eine Deputation aus Köln überreicht dem Präfibenten Grabom ein 
fifberne Bürgerfrone. Grabow nimmt fie an, „nicht für ſich, ſon 
dern Namens der liberalen Mehrheit des Haufes”. 


11.—15. Febr. Abg.Haus: Debatten über das Coalitionsredyt und be 


Arbeiterfrage überhaupt. Erklärung bes Handelsminiſters. Antrag 
Mageners und der feubalen Fraction. Das Haus nimmt Ihlif 
lih mit großer Mehrheit den Antrag feiner Commifjion an m 


ſpricht fi für Aufhebung ber (das Coalitionsrecht beſchränkenden) 


FF 181 und 182 der Gewerbeordnung von 1845 aus, 

20. „ Das Abg.Haus beichließt auf den Antrag bes Grafen Schwerin, 
die Beratung des Antrags der Commillion bez. der Kifenbahnter: 
lagen der Regierung (ſ. 2. Febr.) vorläufig auf 14 Tage auszuſetzen 

22. „ Das Abg.-Hans erflärt zwei Neumahlen in Schlefien megen un 


geſetzlicher MWahlbeeinfluffung von Ceite der Regierung für ungülty. 
25. „ Die Stabtverorbneten von Stettin Ichnen mit Rüdficht auf de 
allgemeine Lage des Landes mit 27 gegen 23 Stimmen bie if 


zugemutheten Empfangsfeierlichleiten für ben Kronprinzen ab. 


8—10. März. Abg.Haus: Debatte Über bie Beſchwerde der Stabiverert 
verſammlung von Breslau gegen bie Regierung wegen Bejchränku: 
ber Competenz und felbft des verfaffungsmäßigen Petitionsrechts de 


Etadtverorbnetenverfammlungen. Der Minifter bes Innern befam 


auf dem Syſtem ber Regierung. Das Haus befchließt auf ben Ir 








trag Gneiſts mit übertwiegender Mehrheit (dagegen ſtimmen nur N 


Feudalen und einige Katholiken): 

„Tas Haus erklärt, daß alle Prinifteriafrefcripte, welche das Betitioneref 
der Ma giftrate und Stadtverorbneten befchränfen ober unterfagen, und alt 
— gerichteten Executivmaßregeln dem Art. 32 der Berfaffung wider: 

eiten‘' 


9, „ Die Stabiverorbueten von Köln Ichnen mit Rückſicht auf bie allg. 
Lage bed Landes jede ihnen zugemuibete Bewilligung für -bie dein 
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des 50jahrigen Yubkläums der Vereinigung ber Rheinlande mit ber 
Krone Preußens ab. 

12. März. Erzbiihof Praylusti von Pofen 7. 

13. „ Da die dffentlihe Meinung in Köln gegen die eier bes Jubi;z 
läums gebt, fo wird von einer Conferenz zwiſchen Vertretern bes 
Provinziallandtags und ben Behörden von Aachen beichloffen, ben 
König auf den 15. Mai nad Aachen zur Feier des Jubiliäums ein- 
ulaben. 

14. J Abg.Haus: Beginn ber Debatte Über ben allg. Vorbericht ber 
Commiſſion bezüglich des Budgets für 1865 und beffen Behandlung: 


Antrag ber Commiſſion, zu beichließen: 1) In bem vorgelegten 
Stantspaushalte-Etat it eine richtige Bertheilung ber Staatsausgaben nicht 
zu erfennen. 2) Der Milttär-&tat bedarf einer wejentlihen Umgeftaltung 
und Grmäßigung. 3) Für productive Zwede, Stromregulirungen, Weges 
bauten, Lanbesmeliorationen, für Unterriht und Wiſſenſchaft, besgleichen für 
Berbefferung ber Gehalte ber Lehrer, der Subaltern: und Unterbeamten und 
des Solbes ber Uinteroffiziere und Gemeinen ber Armee find größere Sum: 
men als bisher zu verwenden. 4) Die Gebäubdefteuer ift unter Ueberlaffung 
bes Weberfchuffes an die Gemeinden auf ben urjprünglich veranichlagten Be: 
trag von 2,843,260 Thlr. jährlich feftzuftellen. 5) Es ifteine geſetzliche Um: 
wanblung ber Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer babin vorzunehmen, daß jährlich 
durch das Budget Iefigefleil werde, für welche Monate bie Klaſſen⸗ und Eins 
fommenfteuer zu erheben iſt. (Virchows Antrag 6) Das Abg.-Haus fordert 
die ?. Staatsregierung auf, ben vorgelegten Entwurf bes Staatshaushalts: 
Etats zurüdzuziehen und einen neuen Entwurf auszuarbeiten, in welchem ben 
Beichlüjfen von 1—5 Rechnung getragen wird — war von ber Commiſſion 
abgelehnt worden]. . 

Der beigefügte Bericht ber Commiſſion ift eine umfangreiche Denk: 
ſchrift mit zahlreihen Tabellen, die eine, theilweije bis zum Sabre 1849 zus 
xüdgreifende, vergleichende WMeberjicht ber preuß. Finanzverwaltung gewähren. 
Ein Nachtrag bazu behandelt ben inzwiſchen bekannt gewordenen Staatsminiftes 
rialbeſchluß vom 12. Febr. 1864 (bezüglich der Grundſaͤtze, nach welchen in 
Ermanglung eines geſeylichen Bubgets die Verwaltung während des laufenden 
Sahres 1864 geführt werden fol): „Nach diefem Beſchluß bat bas Staats: 
minifterium für das ganze Jahr 1864 die Finanzverwaltung lediglich nach 
den Grunbfäten bes abjoluten Staates eingerichtet”. 

Wagener (feudal) trägt auf motivirte Tagesordnung an. Virchow bringt 
jeinen Zufabantrag ein. 

16. „ Abg.Haus: Fortfegung ber Debatte über den Vorbericht ber Bub- 
geteommiffion. Der Tinanzminifter erklärt, daß bie Regierung ben 
Anträgen der Commiſſion niemals zuftimmen könne und namentlich, 
daß eine irgend wejentlihe und bebeutende Verminderung bes Mili: 
tärbubgets nicht zu Stande fommen werbe ‘Der (feubale) Abgeorb- 
nete Wagener ſpricht die Hoffnung aus, daß bie Staatsregierung 
bemmädjft einen von ©. M. dem König ſelbſt vollzgogenen Etat fürms 
lich in ber Geſetzſammlung publiciren werde. (Heftiger Lärm: Eid⸗ 
brud !) 

" m Beginn bes zweiten Polenprocefies in Berlin. 

17. „ De erſte Senat des Obertribunals entſcheidet tm erften Falle, 

ber au ihm gelangt, in ber Stellverwetungefrage in letzterer In: 
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ſtanz zw Sunften ber Regierung, nachdem die beiden größten Ober: 
gerichte Altpreußens, das Berliner Kammergericht und das Breslauer 
Appellationsgericht in zweiter Inftanz gegen die Regierung entſchieden 
att 


, hatten, 

18. März In Köln beſchließt eine Verfammlung auf Betrieb des Ober: 
bürgermeiftere Bachem, das Jubilãum bock zu feiern. Dagegen lehnen 
auch zu Efien bie Stadtverordneten bie-Betheiligung an ber eier ak. 

20. „ Abg.Haus: Fortfegung der Debatte über den Vorbericht ber Bub- 
getcommiflion. Der Kriegsminijter erklärt, daß bie Ueberzeugun: 
ber Regierung bon ber breijährigen Dienftzeit fich nicht verändert habe 
„Wenn Preußen die Reorganijation aufgibt, um bem theoretijch gar: 
wohlbegrünbeten Berlangen nad dem Bubgetreht zu entipredhen, ſe 

. it unfer Anfehn in Europa zerſtört!“ 

23. „ Abg.Haus: Fortjegung ber Debatte über den Vorbericht der Bu 
getlommiflion. 

Der Kriegsminifter erklärt nochmals, bie Frage ber breijährigen Dien!: 
zeit fei entichieden durch das Gejek von 1814 und fie werde jo lange wm: 
ſchieden fein, big ſich die drei Factoren in biefer Beziehung über ein andere 
Geſetz geeinigt hätten; er warnt bie Oppofition, le tout pour le tout a 
fpielen. „Die Regierung fteht bis zu biefem Augenblid in ber entichiebenes 
Intention, ben Abſichten Seiner Majeftät gemäß, den verfafiungsmäsigen Zu: 
ſtand zu retabliren, fo weit eralterirt it. Dazu müflen Sie die Hanb bicker, 
aber nicht Vorſchläge machen, welche zu dem geraden Gegentbeil führen 
M. HH.! Wenn Sie das verſchmähen, dann fteht allerdings die Jrage auf einem 
ganz andern Blatt, Dann handelt es fih nicht mehr um eine NRechtsirage, a 

andelt ſich dann um eine Ertftenzirage! Nun wählen Sie!" (Langdauernde 
ewegung.) Rebe Simfons (aftliberal) in Antwort auf diejenige bes Kriege 
miniftere: „Das Yahr 1848, aus dem unfere Berfaffung flammt, mar 1:1 
Verfaffungen fein beſonders günfliges; aber wer da glaubt, leicht mit ihr fert:: 
zu werben, mirb bald vor einer andern ftehen, die jener wenig gleichen wirt. 
Der neue Lenz bringt neue Saaten mit — und fchwerlich erfiehen dann bei: 
Häufer wieder. 34 befenne mich zu bem Streben nad Machterweiterur 
das ber Kriegsminifter bem Haufe zum Vorwurf macht; denn das Ausgeb: 
beiilligungsrecht genügt ihm nicht, um feine Pflicht erfüllen zu Tönnen. Zr 
Kriegsminifter hätte ſich befinnen follen, zu jagen, wir fpielten le tout por 
le tout. Man kann gebrängt werben, über feine Gränzen binauszugeba 
Wir verlängern ben Hebel, bis er bricht, fagt der Kriegeminifter; ich wei 
bafür, daß jeber Krug zu Waſſer gebt, bis er bricht”. 

24. „ Das Abg.Haus erflärt die Wahl bes (feubalen) Hrn. vd. Tetta 
(ber in Eylau gegen Saufen-ulienfelbe mit 167 gegen 166 Etiz 
men gewählt worben ift) wegen Wahlbeeinfluffung ber Regierun | 
für ungültig (dagegen bloß bie feubale Fraction). | 

„u Eine Bollsverfammlung in Köln erflärt fih mit bem Beſchluß 
ber Stabtverorbnetenverfjammlung bezüglid bes Yublläums einner 
ftanben. 

27., Abg.Haus: Abftimmung über die Anträge bes Vorberichts ie 
Bubgetcommillion. Die Anträge 1—3 werden mit allen Stimma 
gegen bie ber Feudalen, Antrag 4 gegen bie ber Feubalen und Alt: 
liberalen, Antrag 5 wieber blos gegen bie ber Feudalen und ſchließ⸗ 
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lich mit Mehrheit auche der Zufabantrag 6 von Virchow ange: 
nommen. 

28.—29. März Abg.Haus: Debatte über den Commiffionsantrag (Mi: 
haelis) auf Verſchiebung einer Beihlußfaffung über die Eiſenbahn⸗ 
vorlagen ber Regierung bis nach gejeblicher Feſtſtellung des Etats, 
eventuell auf Verwerfung berjelben. Spaltung ber Oppofition. 
Mit 178 Stimmen (einiger Mitglieder ber Yortfchrittspartei, bes 
größeren Theils des linken Gentrums, der kathol. Fraction, ber Alt: 
liberalen und ber Feudalen) gegen 108 Stimmen (der großen Mehr: 
beit ber Fortſchrittspartei und eines kleinen Theils des linken Gen: 
trums) wird ber Commiflionsantrag abgelehnt und ber Antrag bes 
Abg. Benda angenommen, der ber Regierung zwar nicht ein Anlehen, 
wie fie gewünſcht hatte, bewilligt, aber boch bie Mittel zum Bau ber 
projectirten Cijenbahnen, indem fie aus ber Staatscaſſe entnommen 
werben jollen und zwar zunächſt durch Verkauf der nach dem Ge: 
fee von 1853 aus dem Ertrag der Gijenbahnabgabe für Rechnung 
bes Staats angefauften und bei der Hauptverwaltung ber Staats: 
ſchulden niebergelegten Eifenbahn-Stammactien. 


31. „ — 1. April. Abg.- Haus: Debatte über bie Bankvorlage der Regie: 
rung, an allen Handelsplätzen Deutſchlands, wo fih das Bebürfniß 
herausjtellt, Comptoire, Commanditen und Agenturen ber preußifchen 
Bank zu erridten. Die Commiſſion trägt darauf an, das Verlangen 
ber Regierung zu genehmigen, aber e8 auf Hamburg und bie Ser: 
zogthümer zu bejchränfen. Das Haus verwirft jedoch mit großer 
Mehrheit die Negierungsvorlage fowohl als ben Commifjionsantrag. 

5. April. Abg.Haus: Der Kriegsmimifter Tegt dem Haus einen Geſetzes— 
entwurf, außerorbentliche Geldbewilligungen für die Marine betr, 
vor. Die Regierung verlangt für die nächſten 6 Jahre 19 Mil. 
zu Hafenbauten und Beichaffung von Kriegsſchiffen, wovon 10 Mill. 
mittelft einer Anleihe aufgebradht werben jollen. Der Kriegsminifter 
begründet die Vorlage in einem längern Vortrage: 

„Preußens und Deutichlands Küften und Handel müſſen geſchützt werben; 
bazu ift erforderlich, daß die Schlachtitärfe unferer Flotte weientlich vermehrt 
werde. Cs find unter bdiefen Umſtänden gegenwärtig die Ziele ber Staats: 
regierung zunächft darauf gerichtet, uns ein genügendes Hafenetabliffement, fo: 
wohl in der Oftjee als in ber Nordfee, zu fihern. Es ift früher die Abjicht 
ber Staatsregierung gewejen, wern auch mit ſchweren Opfern, einen Hafen an 
ber preußifchen Oſtſeeküſte zu gründen und zugleich die Bauten an unferem 
Nordjees&tabliffement jo weit fortzufgken, daß wir bald im Stande fein wer- 
ben, ben Kriegehafen am ber Jahde gleihfalls zu benüken. Da Preußen 
gegenwärtig im Beſitz eines für die Zwede ber Kriegsmarine 
woblgeeigneten Hafens ift, und zu gleiher Zeit entfchloffen 
ift, im Beſitz dieſes Hafens zu bleiben (Bravo! rechte), fo wird vor⸗ 
läufig von ber Begründung eines befonberen Safenetabliffements an ber preuß. 
Oftfeefüfte Abftand genommen werben können. Nichtsdeftoweniger bedarf aud) 
unter ben oben bemerften Umſtänden das Hafenetablifjement, welches bie Nez 
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gierung ins Auge gefaßt bat, weſentlicher unb erheblicher Aufwendungen. 


Für diefe Aufwendungen, fowie für bie Befelligungen bes SHafenetabliiie: 
ments in ber Kieler Bucht, ferner für die Vollendung des Hafenetabliffements 
an ber Jahde mit ben dazu nothiwendigen Befefligungen, ferner zur Beſchaffung 
ber nöthigen Schiffe, deren wir bebürfen, um wenigitens unjern ſchwächern 
maritimen Nachbarn gewachſen zu fein, ſowie endlich für bie Beihaffung gro: 
Ber, gezogener Gußſtahlgeſchütze bedürfen wir biejeninen Mittel, welde die Re- 
gierung bei beim Landtage beantragt”. 

Der beigefügte Fglottenerweiterung 8plan ber Regierung verlangt für 
bie Marine Preußens einen achtunggebietenden Stanbpunft unter ben See: 
mächten zweiten Ranges. Als dazu erforderlich wird bezeichnet: eine Schlacht: 
flotte von 10 PRanzerfregatten und 10 PBanzerbattericen zur Bertheidigung ber 
befeftigten Küften unb Häfen; 8 gedeckte Schraubencorvetten von 28 und 6 
Slattdediscorvetten von 17 Kanonen zum Schub des ühberfeeiihen Handels, 
6 Dampfavifos zur Beobahtung des Feindes und zum Depejchendienft. — In 
ber Deotivirung der Vorlage ift zur lottenftation „die Friedrichsort zu: 
nächſt liegende Bucht bes Kieler Hafens’ auserfehen, das am Ufer anzulegenbe 
Marinetabliffements „wird ben größten Theil des ziemlich langen Stranbes zwi: 
ſchen Friedrichsort und den Voßbroder Hügeln bei Holtenau einnehmen“. Hiefür 
find 3,800,000 Thlr. poftulitt. „Hierzu treten noch bie Koften für bie forti⸗ 
ficatorifche Sicherftellung bes Gtabliffemente. Tie bamit zu erreichenden Zwecke 
find: 1) bie kräftige Vertheidigung ber Einfahrt in bie Kieler Bucht; 2) bie 
vollftändige Sicherung bes Hafens fowie ber Werftanlagen mit allem Zube: 
hör gegen ein Bombarbement von der Lanbjeite, 3) Sicherung bes Marines 
etablifjements gegen einen überrafchenden gewaltfamen Landangrif. Der erfle 
Zwei kann vollftändig erreicht werden, wenn in erfter Yinie zu beiden Seiten 
ber Einfahrt in bie Bucht je ein Fort erbaut, in zweiter Linie bie Feſte Fried⸗ 
richsort retablirt und an dem gegenüherliegenden Strande eine Batterie an- 
gelegt wird, alle biefe Werke aber mit ben ſchwerſten Geſchützen armirt wer: 
ben. Der zweite Zwed bedingt zu beiden Seiten ber Bucht bie Anlage von 
fünf weit genug vorgejchobenen entiprechenb armirten Forts, um feinblide 
Batterien in angemefjener Entfernung zu Halten. Um ben britten Zweck zu 
erreichen, ift eine einfache, aber jturmfreie Umſchließung des Marineetablifie: 
ments unentbehrlich ; fie wird Durch eine gebedte Communication mit ber Feſte 
Friedrichsort in Verbindung zu bringen fein‘. Für biefe Beiefligungen find, 
nebft ben Sarnifoneinrichtungen für die Beſatzung, 2,350,000 Thlr. erforder: 
lich; Hierzu bie Koften für das Marineetabliffement mit 3,800,000 Thlr., 
madt für den Kieler Hafen zufammen einen Bebarf von 
6,150,000 Thlr. Sobann werden gefordert: zu ben Hafens unb Befeftigunge: 
bauten an ber Jahde 8,285,000 Thlr., zur Anſchaffung von vorläufig zwei 
Panzerfregatten 4,180,000 Thlr. und zur Beihaffung fchwerer Gufftahlge 
fhüße für die vorhandenen Schiffe 1,000,000 Thlr., fo daß ber Geſammibe⸗ 
barf für die nächſten 6 Sabre fih auf 19,615,000 Thlr. veranſchlagt. Der 
ganze Bebarf für die Flottenerweiterung ift auf ZU MIN. und mut Einfluß 
ber nöthigen Geſchützreſerve auf 34,593,500 Thlr. veranfchlagt, und zur Aus⸗ 
führung eine zwölfjährige Friſt vorgeſehen. 


5.—6. April. Abg.Haus: Neue Debatte über den Mikbraud bes Ober: 


6, 
7. 


aufſichtsrechtes von Seite der Regierung gegenüber den Stadtverord⸗ 

netenverſammlungen. Rede Gneifle. 

„ Das Abg.⸗Haus genehmigt einſtimmig die neuen Zollvereinsver⸗ 

träge. 

„Abg.Haus: Budgetdebatte. Der fog. Dispofitionsfond für Pre: 

—* mit 36,000 Thlrn. wird mit großer Mehrheit wiederum ge: 
ichen, 
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8.XRpril. Eine k. Cabinetsoedre verfagt ber Wahl bes‘ Berliner Stabt: 
fämmerers und Abg. Hagen zum erften Bürgermeifter von Könige: 
berg die Beitätigung. 

10. „ Borfal in Infterburg: Proceß gegen 4 flüchtige Polen. Das 
Gericht fpricht fie frei und verorbnet, fie auf freien Fuß zu feben. 
Die Polizei will fie dennoh auf Grund der Cartelconvention und 
auf Requifition bes rufliihen Grenzcommifjärs wieder verhaften. 
Das Publicum wirft ſich dazwiſchen und Hilft ihnen zur Flucht. 

15. „ Die Stabtverorbnetenverfammlung von Trier befchließt, zum 

Subiläum vom 15. Mai zwei Deputirte abzuorbnen, erflärt aber 

dabei ausbrüdlic, daß dieſe Theilnahme die Treue gegen ben König 

bartäue, nicht aber als eine Anerkennung und Billigung bes feit 

4 Jahren herrihenden Regierungsiyftems gebeutet werben dürfe, 

v» Da eine Berftändigung der Regierung mit Nom bezügli ber 

Befetung des erzbiichöflihen Stuhls von Köln nicht erzielt werben 

fonnte, fo erhält in Folge einer Vereinbarung mit ber päpftl. Qurie 

das Domcapitel fein Wahlrecht wieder zurüd, mit ber Weilung, ohne 

Zögern davon Gebraud zu machen. 

18.—22. April. Grunbfteinlegung für ein Denkmal des bäntfchen Krieges 
in Berlin am 18., in Düppel am 21., auf Alſen am 22. April. 

26. „ Das Herrenhaus verwirft die vom Abgeorbnetenhauje faſt ohne 
Widerſpruch bejchloffene Aufhebung des Koalitionsverbotes ber Ar: 
heiter. 

» o» Situng der Marine-Commiflion bes Abg.Hauſes: 

Der Minifterpräjibent erklärt, die Regierung, ale Mitbefiber des Kieler 

Hafens, betrachte die Erwerbung besfelben als eine unerläßliche Nothwendig⸗ 
feit. Darüber jei Preußen mit Defterreih ins Einvernehmen getreten. Für 
bie Forderung bes Kieler Hafens jei das Verhalten bes Landtags eine ber 
beutende Hilfe ober ein entfhiebenes Hinderniß: wenn bie Ko- 
ften nicht bewilligt würden, fo fei ber Hafen ein werthlofer Beſitz. Er hoffe, 
ber Landtag werbe erflären: Kiel müffe gewonnen werben. 
Tie Regierung müſſe wiflen, wie weit bie Landesvertretung hinter ihr ftänbe, 
bann ſei es bie Abjicht, die Erwerbung als Grundlage für jede Berftändigung 
aufzuftelen. Auf die Frage, ob die Regierung ben ganzen ober einen Theil 
bes Hieler Hafens erftrebe? antwortet Bismarck, bie Regierung verlange bie 
Strede zwiſchen Holtenau und Friedrichsort, nebit ben gegemüberliegenben Ort⸗ 
haften. Die weitere Frage, ob die Forderung zwangsweiſe durchzuführen 
jei, könne er mit Rüdfiht auf die auswärtigen Mächte nicht beantworten. 
Im weiteren Verlauf ber Debatte gejteht ber Miniſterpräſident, es ſei richtig, 
daß Defterreich beforgt habe, in feinen Mitbefigrechten durch die Marinevor⸗ 
lage und bie Verlegung ber Flottenftation bejchränft zu werben. Die Mas 
rinevorlage fei eine innere Angelegenheit zwifchen zwei preußiichen Behörden, 
alfo fein Gegenſtand der biplomatifhen Verhandlung. Die Verlegung ber 
Tlottenftation überfchreite nicht die Mitbeſitzersrechte; fie ſtütze ſich überdies 
auf die Hoffnumg ber Teicht zu erzielenben Verftändigung mit Dejterreih. Die 
Regierung werbe bei dem ftehen bleiben, was fie gethan, fich durch keine Ein⸗ 
‚Sprache Zwang anthun laſſen, andererſeits gegen die VBölterrechts- Verpflichtungen 
in feiner Weiſe veritoßen. 

27. „ Ende bes zweiten Polenproceſſes. Unerhebliches Refultat:. nur 5 
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Angellagte werben vom Gerichtshof zu 1—-2Y jähriger Einſchließung 
verurtheilt, alle andern freigeſprochen. 
28. Aprii—5.Mai. Abg.Haus: Debatte über die von ber Regierung vor: 


gelegte Militärnovelle. 

Antrag ber Militärcommiffion: einfade Ablehnung der ganzen 
Vorlage. Ter (vom Abg. Gneiſt verfaßte) Bericht derielben Tommt nad 
einläßlicher Grörterung ber Forderungen ber Regierung in Beziehung auf alle 
Seiten der Trage zu bem Schluß, die Vorlage ber Regierung und die vom 
Kriegsminifter und feinen Stellvertretern im Schooße der Gommiffion abge: 
gebenen Erläuterungen und Grflärungen fönnten unmöglich eine Vertagung 
bes Streites genannt werden, es wäre vielmehr bie Annahme ber Borlage 
eine Bertagung des Rechtes ber Landesvertretung: „Die Staatsregierung babe 
zwar ben aufrichtigen Wunſch ausgeſprochen, bem Haufe mit verjöhnenden 
Schritten entgegen zu kommen, aber fie könne feinen Mann von ber Zahl 
ber jetigen Gabres, fein Jahr von ber fiebenjährigen Dienftzeit, feinen Tag 
von ber breijährigen Fahnendienſtzeit entbehren, ſondern biete nichts Neues, 
als eine Mebrforderung von 1,652,781 Thlm. im Militärbubget und eine 
Ausfiht auf weitere Bermehrung ber Linien⸗Cavallerie. Das gegenwärtige 
Geſetz würde ohne jebe Mapbeitimmung bes ftehenben Heeres nur bie ge 
famnıten wafjenpflichtigen Mannſchaften ber Kriegsverwaltung zu ſiebenjãhrigem 
Dienſt zur Dispoſition ſtellen, übrigens es als Sache ber Grecutive ber jetzigen 
wie jeder künftigen Regierung überlaffen, daraus eine beliebige Jahl von Cadres 
und eine unbegrängte Friebensſtärke ber Armee zu bilben“. 

Amendbement Stavenhagen: „Die Friebensitärte ber Armee auf 
480,000 Köpfe, einfchließlidy ber Dificiere und Oeconomiehandwerker, feſtzu⸗ 
ftellen”, mit bem Zuſatzantrag von Bodum=:Dolffs: „bei eeifäpriger 
Dienft: und breijähriger Refervezeit der Infanterie, und bdreijähriger Dienft: 
und zweijähriger Nejervezeit ber Savallerie, Artillerie und Pioniere“. 

Amenbement Bouin: „Das lebende Heer und die Kriegsflottenmann: 
ſchaft ſoll beitehen: 1) aus 160,000 Dann eingeftellter Wehrpflichtiger, 2) den 
einjährigen Freiwilligen unb 3) aus Capitulanten, b. 5. benjenigen, bie über 
bie geſeßliche Dauer ihrer Wehrpflicht hinaus dienen wollen, beren Zahl aber 
nicht 20 pCt. ber unter 1) genannten Wehrpflichtigen überfteigen fol”. 

Bierftündige Nede desKriegs miniſters über bas Recht der Regierung 
(in ber Yrmeeftage) und das Recht bes Hauſes (in der Budgetfrage) und über 
das Verhaltniß Preußens zu Deutichland. („Es ſoll aber beichiigt fein von Preu: 
Ben, es mag wollen oder nicht”). Dreiftünbiges Reſums des Berichterftatters 
Gneiſt (Ohne zweijährige Dienftzeit fei Teine Berftänbigung möglih. Das 
Haus bitte nicht um Concefjionen; offen und ehrlich bringe e8 ber Regierung 
feine Bedingungen entgegen, unter denen es bereit jei, berjelben feine Zuftim: 
mung zu ber Srganifation zu geben. an noch fei eine Mehrheit für das 
Zuſtandekommen bes Geſetzes, aber biefe Mehrheit ſchwinde von Monat zu 
Monat mehr zufammen). 

Bei der Abftimmung erheben fi für bas Amendement Bonin nur 


7—8 Mitgliever, worauf Bonin basfelbe zurüdziebt; in nament: 
liher Abftimmung wird darauf $ 2 der Regierungsporlage, der von 
ber Dauer ber Dienftpflicht handelt, mit 258 gegen 33 Stimmen 
(ausfchlieglich Feudale) verworfen. Der Regierungscommiffär erklärt, 
daß bie Regierung nad Ablehnung biefes $ an ber weiteren Die: 
cuffion und Abftimmung über dieſe Angelegenheit Fein Intereſſe mehr 
habe und beshalb auch daran ſich nicht mehr betheiligen werde. Bei 
ber fchließlichen Abftimmung wird ber ganze Gefehesentwurf mit ber: 
ſelben Majorität verworfen. ' 
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9. Mai. Abg.-Haus: Der Flnanzminifter übergibt dem Haus die Denk: 
Schrift über den gegen Dänemark geführten Krieg und bie durch ben- 
jelben veranlaßten Koften. 

Die Denkſchrift fpricht ſich über mehrere fireitige Punkte fehr beſtimmt 
aus: „Nach bem Tode König Friebrich VII. fuccedirte ihm Chriftian IX., nicht 
vermöge bes Londoner Vertrags, fonbern fraft bes dänifhen Throns 
folgegejeßes vom 31. Zuli 1853, welches auf formell gültige Weiſe 
und unter Verzicht ber nächften Mitbewerber, einſchlie ßlich bes Hers 
3096 von Auguftenburg, zu Stande gelommen war”. — — Nach Abs 
lauf des nicht verlängerten Wafienftillftandes (und reſultatloſen Auseinanber: 
nebens ber Londoner Conferenz) nahm ber Krieg feinen Fortgang. Es ver: 
ftand fih von ſelbſt, daß die unter den Mitgliedern ber Conferenz ausge⸗ 
taufhten Erklärungen (namentlich biejenigen Preußens, Oeſterreichs und bes 
beutfchen Bunbes vom 28. Mai 1364 zu Gunften bes Erbprinzen von Aus 
guftenburg) Tritten feine Rechte gegeben und mit bem rejultatlofen Ende 
der Verhandlungen nah allen Seiten bin ihre Bedeutung ver: 
loren batten”. — — „Am 30. Det. wurde ber Friede unterzeichnet. Ins 
bein bie beiden deutſchen Mächte laut diefem Bertrage nur Zütland zurüdgaben, 
verblieben ihnen eo ipso bie Herzogthümer fraft bes Nechtes ber 
Eroberung; denn wo die Wieberberftelung bes durch ben Krieg verän: 
derten Beſitzſtandes nicht ausgefprecdhen ift, verbleibt e8 bei bem neuen, Aus 
Berbem cedirte in Art. 3 der König von Dänemark alle feine Rechte auf 
bie Herzogthüimer II. MM. dem König von Preußen und bem Kaijer von 
DOefterreih". Die ganze Denkſchrift fließt dahin: „Die Regierung ift über: 
zeugt, baß ber Gang, welden fie in ben Verhandlungen verfolgt, mit ber 
Öffentlichen Meinung bes Pandes übereinftimmt. Gin enger Anſchluß ber 
Herzogtbümer an Preußen wird im Wolfe allfeitig gefordert und erwartet, 
bie wirkliche Einverleibung lebhaft gewünfcht. Die Regierung ift ber 
Meberzeugung , daß bie letztere Löfung an fi die zweckmäßigſte wäre, 
nicht nur für Preußen, fondern auch für Deutfchland und für bie er 
ſelbſt; aber fie verkennt nicht, daß fie für Preußen mit großen jinans 
ziellen Opfern in Betreff ber Kriegsfoften und ber Staatsſchulden vers 
bunben fein würde, und fie hält dieſelbe nicht in bem Maße durch das Staats: 
intereffe geboten, daß ihre Durchführung unter allen Umftänden und ohne 
Nüdfiht auf die Erhaltung des Friedens erftrebt werden müßte. Dagegen 
re bie Regierung, an denjenigen Bebingungen unter allen Umſtänden 

- feftbalten. zu follen, zu deren Aufftellung Preußen aus ber Pfliht zum 
militaͤriſchen Schuß ber Herzogthlimer, wie bes eigenen Landes und zur Ents 
wicklung ber deutſchen Wehrkraft zur See bie Berechtigung fchöpft. So lange, 
bis bie auf biefem Gebiete für Preußen nothwendigen Einrichtungen zweifel⸗ 
108 ſicher geftellt find, muß der einftweilige Zuftand in ben Herzogthümern 
und mit demfelben die militärifche Beſetzung fortdauern, unb bie Regierung 
ift ber Zuflimmung bes Landes gewiß, wenn fie ihren Befig in ben Herzog» 
tblimern Bis dahin aufrecht erhält. Die Regierung wartet bie Prüfung und 
Klärung ber Rechtsfrage ab, fie ift zu Verftändigungen bereit, welche, dieſe 
Frage mit dem politiichen Bedürfniß verſöhnend, ben Intereſſen Preußens, 
ber Herzogthümer und Heutſchlands genügen, und fie wird in ben Wünfchen 
und Ueberzeugungen ber Bevölkerung ber Herzogtbiimer, fobalb es ihr ges 
langen fein wirb, biefe durch eine geeignete Vertretung zum 
Ausdrud zu bringen, ein wichtiges Moment für ihre eigenen Entichlies 
Bungen finden“. 

Der finanzielle Theil ber Denkſchrift weist bie in ber Militärverwal: 
tung für bie Marine, für das Poſt⸗ und Telegraphenmwefen aufgewandten 
Koften nah. Die Militärverwaltung hat im Ganzen 18,522,459 Thlr. ge: 
braucht, davon 14,265,559 Thlr. "Für bie eigentlichen Koften ber Mobilma⸗ 


166 


Pecapen. 


hung und ber Truppenunterhaltung, unb 4,256,900 Chir. am einmaligen Aus- 
gaben für bie Verflärfung der artilleriftifhen und fortificatorifchen (Befeſti⸗ 
gungs⸗) Ausrüftung. Die Marine hat 3,670,704 Thlr., die Roftverwaltung 
222,380 Thlr., bie Telegrapbenverwaltung 66,232 Thlr. in Anſpruch ges 
nommen. Der Gefammtbetrag ber Koften ift daher 22,481,776 Thlr. Da⸗ 
von find 13,517,526 Thlr. bereits rednungsmäpig file das Jahr 1864 als 
verausgabt nachgewielen, wogegen 8,964,250 Thlr. noch zu verrechnen bleiben. 
Zur — jener bereits verrechneten 13% Millionen konnten größtentheils 
bie disponiblen Ueberſchüſſe der Jahre 1863 und 1864 und zwar mit 5,351,608 
Thlr. und 6,861,828 Thlr. verwandt werben, fo daß Bisher nur 1,304,089 
Thlr. aus bem Staatsſchatz zu entnehmen waren. Zur Deckung bes nod 
zu verrechnenben Reſtes von 8,964,250 Thlr. wirb nach eintretenbem Bebüri: 
niffe gleichfalls der Staatsſchatz in Anſpruch zu nehmen fen. Daß ber 
Beitand des Staatejchates für biefen Zweck ausreiche, wirb nachgewieſen. 


13. Mai. Abg.Haus: Budgetdebatte. Es wird barauf angetragen, ben 


15. 


23. 
26. 


30. 


Ertrag der Gebäubejteuer (als einer zwar burd das Gleich feitge: 
jtellten, aber erit mit beim 1. Januar 1865 eingetretenen, alſo be: 
ziehungsweile neuen Steuer) zu ftreichen, der Anſatz jeboh mit 160 
gegen 88 Et. genehmigt. 

„ Dfficielle Feier der fünfzigjährigen Verbindung ber Rheinprovinz 
mit Preußen in Nahen. Rebe des Landtagsmarſchalls Grafen 
Maldbott an ben König. Hr. v. Bismard befindet fi) Diesmal 
nicht in Begleitung bes Könige. 

„ Dfficiele Feier des Jubiläums in Köln. — In Bofen findet 
für dasſelbe Ereigniß Teinerlei Feier ftatt. 

„ Abg.-Haus: YBubgetbebatte, Etat bes Inſtizminiſteriums. Rebe 
Tweſtens über bie gebrochene Unabhängigkeit der Gerichte. Gneiſt 
erklärt, er anerfenne das von Tweſten geiprochene lirtheil, trete 
bemfelben unverhüllt bei und halte die Anflage, die derſelbe erhoben, 
für mwohlwerbient und begründet. 

„ Das Abg.-Haus nimmt den Handelövertrag mit Defterreih in 
namentliger Abftimmung mit 170 gegen 99 St. an. 

Das Abg.- Haus fpricht fi auf den Antrag von Gneift und 62 
Gen. mit großer Majorität (dagegen faft nur bie feubale Fraction) 
gegen ben Mißbrauch der Amtshlätter von Seite ber Regierung aus. 
— Budgetvebatte: 35,000 Thlr. geheime Polizei werben mit großer 
Mehrheit abermals geftrichen. 

„ Das Abg.-Haus beichließt, „daß es für die Aufrechthaltung ber durch 

bie Verfaſſung gemährleifteten Preßfreiheit, der Unabhängigkeit bes 
Richterftandes und einer unparteiiihen Rechtspflege dringend ge: 
boten jei, 1) das Preßgeſetz vom 2. Mai 1851 einer durchgreifenden 
Revifion zu unterziehen, 2) das Disciplinargefeb vom 7. Mai 1851 
und 26. März 1856 aufzuheben, 3) bie Entſcheidung über bie 
Schuld ber Angeklagten bei politiihen fowie bei den durch bie 
Preſſe verübten Vergehen und Verbrechen den Schwurgerichten wieber 
zu überweiſen.“ 


» Herrenhaus: Hr. v. Below und zwanzig Meitglieber bringen 
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einen Antrag auf Beſchränkung ber Redefreiheit im andern Haufe 
mittel „einer zu veranlaffenden geſetzlichen Maßregel“ ein. 

41—2. Juni. Abg.-Haus: Debatte über bie außerordentliche Marinevorlage 
ber Regierung [die beiden großen Fractionen der Oppofition, bas 
inte Centrum und bie Kortfchrittspartei haben vorher in wieder⸗ 
holten Fractionsberathungen befchloffen, fi auf den Kern der ganzen 
Trage, bie rechtliche und politifche Stellung Preußens in und zu ben 
Herzogtbümern, nicht einzulaffen und fie möglichſt der Zukunft zu 
überlaffen].. Die Marine-Commiflion des Hauſes trägt einjtimmig 
baranf an, die Vorlage einfach und gänzlich abzulehnen. 

Amendement Wagener (feubal), eventuell für ben Fall ber Ber: 
werfung ber Regierungsvorlage: „Das Haus wolle erflären, daß es ben Er⸗ 
werb bes Kieler Hafens als eine berechtigte Forderung ber preuß. Politik 
anerkenne, daß es bereit fei, bie zur Befeftigung und Einrichtung biefes 
Hafens und bes Jahdebuſens erforderlichen Gelber, ingleihen bie Summen, 
welche zur Erweiterung ber preuß. Marine nab Maßgabe bes von ber Re: 
gierung vorgelegten Planes vonnöthen, in jährlichen Raten nad) bem jedes⸗ 
maligen Bedürfniffe und zwar zuerſt ſchon für 1865 zu bewilligen“. 

Amenbement Carlowig: „Das Abgeorbnetenhaus erklärt 1) daß es 
bem gegenwärtigen Minifteriun, welches das Budgetrecht des Abgeorbneten- 
hauſes nicht adtet, feine Anleihe bewilligen kann; 2) daß es bie Nothwens 
bigfeit ber Crweiterung ber preußifchen Marine im Intereſſe der Machts 
ſtellung bes Landes anerkennt, daß es aber bie bazu erforderlichen Gelber 
nur durch das Etatsgeſetz (Art. 99 der Verfaffung) zu bewilligen gejonnen 
ift; 3) baß e8 bie Erwerbung bes Kieler Hafens und bie Betheiligung ber 
Herzogthiimer an der Bemannung und an ben Koſten ber preußijchen Marine 
als eine berechtigte Forderung ber preußifchen Politif anerfennt, und baß es, 
nah ber von ber Regierung fchleuniaft berbeigeführten Verfländigung mit 
ber Bevölferung ber Herzogthümer, weitere Vorlagen in biefer Richtung 
feitens des Miniſteriums erwartet.“ 

Amendement Frefe, Jacoby und Gen: „Das Haus möge er- 
Mären, baß die Gerechtigkeit und das wohlverftandene ntereife Preußens es 
erheilhen, daß den Eibherzogthümern Gelegenheit geboten werbe, durch Eins 

- berufung ber geſetzlichen Landesvertretung ſich ſtaatlich zu conftituiren”. 

Rede Bismards: „Bon dem Herzog von Schleswig-Holftein, 
b. i. der König von Preußen in Gemeinſchaft mit bem Kaifer 
von Defterreid, werben bie Stände ber Herzogthümer einberufen werben. 
Die Landesherrn werben ſich mit ben Ständen in Unterhandlung ſetzen, 
von Macht zu Macht, fie werben bie Stände nicht vergewaltigen, ſich aber 
auch nicht von ihnen vergewaltigen laſſen. Gelingt die Verftänbigung, fo ift 
bag jehr erfreulich, andernfalls würde fein Beſchluß ber Stänbe ftarf ges 
ung fein, uns aus ben Herzogthlimern herauszumaßregeln, bevor unſere 
Forderungen erfült find. Haben Sie zu ung aber fein Vertrauen, fo babe ih 
Ihon in der Commiſſion anheimgegeben, bie Bewilligung derart zu limitiven, 
dag nur gezahlt wird, wenn wir Kiel beſitzen.“ Schlußrede bes 
Referenten Virchow. Gonflict zwifhen Virchow und Bismard. Bier 
mard läßt Virchow nach ber Sitzung in aller Form forbern. 

Dei der Abſtimmung wirb bie Regierungsvorlage mit allen gegen 
bie Stimmen ber feudalen Yraction verworfen unb ber Commiſſions⸗ 
antrag mit dem erften Abſatz bes Amendements Carlowitz angenom- 
men, ber Reſt besfelben unb alle anderen Amendements dagegen 
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8. Juni. Abg.⸗Haus: Bubgetbebatte, Militäretat. Die Reorganifatione: 
foften werben ohne Debatte mit 207 gegen 22 Stimmen verworfen. 
Der Kriegsminifter verliest eine Erflärung gegen den Veſchluß im 
Namen des Staatsminifteriums. 

Feier der fünfzigjährigen Vereinigung von Neu-Vorpommern mit 
Preußen in Straljund. Der König hält unterwegs in Angermünde, 
Prenzlau und Anclam große Militärparaden ab, Neußerungen bes 
Königs in Anclam gegen die bortigen Wahlen zum Abg.Hauſe 
(worunter Graf Schwerin x). | 
„Abg.-Haus: Budgetvebatte, Marineetat. Tas Haus nimmt 

durchweg die Anträge der Commiflion an mit einem Zufabe Bir | 
chows, der mehrere Bewilligungen aus ber abgelehnten Marinevor: 
lage herübernimmt. Der Finanzminifter erflärt fid) gegen dieſe Er: 
böhungen: Der Etat fei ein Ganzes und vertrage die vorgefchlagenen 
Nenderungen um fo weniger, als bie geftern beichloffenen Abjekun- 
gen im Militäretat von der Regierung nicht berüdlichtigt werben 
könnten. 

10. „ Abg.Haus: v. d. Heydt, unterſtützt von der feudalen Fraction, 
bringt, in Uebereinftimmung mit dem Schritte im Herrenhaus gegen 
die Nebefreiheit im Abg.-Haus, einen Antrag auf Abänderung ber 
Geſchäftsordnung ein, dahin gehend: „Erachtet der Präfident bie 
Ordnung nicht für verlcht, fo enticheidet auf den Antrag von 15 
Mitgl. das Haus in ber nädftfolgenden Sitzung ohne Discuffion, 
ob der Ordnungsruf durch den Präfidenten nachträglich auszu: 
ſprechen iſt.“ 

12. „ Das Abg.Haus erklärt das von der Regierung erlaſſene Prifenregle: 
ment vom 20, Juni 1864 wegen mangelnder AZuftimmung des 
Landtags mit 103 gegen 10 Stimmen für rechtsungültig. 

13. „ Das Abg.Haus erklärt mit allen Stimmen gegen bie ber feubalen 
Fraction bie geichehene Entnahme von Geldern aus dem Staatk 
hate ohne geſetzliche Ermädtigung ber Landesvertretung für ver: 
faffungswibrig, und das GStaatsminifterium für die jo entnom: 
menen Beträge verantwortlich, ſowie die bon ber Staatsregierung 
fortgefet verweigerte Vorlegung ber fpeciellen Nachweiſung ber Ac⸗ 
tivbeftände bei ber Rendantur des Staatsſchatzes“ mit ben ver 
faflungsmäßigen Rechten der Landesvertretung als unvereinbar”. — 
Debatte über die Kriegskoſtenvorlage. 

Antrag der Regierung: Der Landtag wolle ber flattgefundenen Ver: 
mwenbung der Verwaltungsüberfhüffe ber Sabre 1863 und 1864 im Betrage 
von reſp. 5,351,608 Thlr. 20 Sur. 8 Pfg. und 6,861,828 Thlr. 19 Sgr. 
8 Big., ſowie einer Summe von 1,304,089 Thlr. 12 Sur. 8 Pig. aus dem 
Staatsfhate zur Beftreitung ber Koften bes Krieges gegen Dänemark nad; 
träglich feine Zuſtimmung ertheilen und zugleich fi damit einverflanden er: 
flären, baß bie aus berfelben Veranlaſſung berrührenben Ausgaben zur Ber: 
ftärfung ber artilleriftifchen und fortificatorifchen Ausrüftung mit dem Ye 
trage von 4,256,900 Thlr. vorbehaltlich des rechnungsmäßigen Nachweifes eben- 
fals dem Staatsſchatze nach Bebarf entnommen werben. - 


” ”n 


— 


er TEN 


nn ti ., Bi 


’6 


[DW 2) 


Perußen. 4169 


Antrag ber Gommtffion: bie Forderungen ber Megiesung einfach 
abzulehnen. Lie Berveggründe bafür werben in bem beigefügten Berichte babin 
zuſammengefaßt: „daß vor Wiederherftellung bes Ausgabebewilligungsrechts 
der Sandesvertretung und vor Orbnung bes Budgetweſens ber Jahre 1863 
und 1864 feine außeretatsmäßigen Bewilligungen, Teine Verfügungen über 
Verwaltungsüberſchüſſe jener Sabre, Feine Anweiſungen auf ben Stanteichaß, 
feine Genehmigung einer einzelnen Ausgabe zuläſſig find, daß verfafjungs- 
mäßige Verfügungen über ben Staatsihag nur in Form eines Geſetzes er: 
folgen Finnen, bad der Antrag nicht alle aus dem Etaatsihag entnommenen 
Beträge, auch nicht bie fimmtlichen Kricgsfoften, bagegen andere Ausgaben 
umfaßt, welche nicht zu den Kriegsfoften gehören und nur in bem gewöhn⸗ 
Tihen Militäretat bewilligt werden fünnen, daß ber Regierung zur Zeit Teine 
Anbemnität ertheilt werben kann, dak endlich eine jekige Genehmigung ges 
eiguet wäre, bie Einwirkung der Candesvertretung auf bie künftige Aus⸗ 
einanderjeßung mit ben Elbherzogthümern zu beeinträchtigen.“ 

Antrag Wageners (feudale Fraction): „I) da8 Haus wolle bie von 
ber Regierung begehrte nachträglihe Zuſtimmung zu dev Verwendung ber 
Gelder für bie Kriegsführung erflären, 2) das Haus wolle die Erwartung 
ausjprechen, daß die Staatsregierung die Elbherzogthümer, nöthigenfalls unter 
Abfindung der Grbprätendenten, für Preußen erwerbe“. 

Antrag Michaelis (lunterftügt von einer Anzahl Mitglieder ber Oppo⸗ 
fition): „Tes Haus der Abg. wolle beſchließen, zu erffären: „das Intereſſe 
Freußens und Deutſchlands fordert, daß die definitive Regelung ber Verhält⸗ 
niſſe Schleswig-Holſteins fchleunigft herbeigeführt werbe, daß jedoch eine ftaat- 
lihe Gonflituirung der Elbherzogthümer nur unter folhen Maßgaben ftatt= 
finde, welche eine unldslihe Verbindung zwiſchen denſelben und Preußen feſt⸗ 
ſtellen, die den Ehuß ber Nordgrenzen Deutſchlands und bie Entwidlung 
einer Achtung gebietenden Marine unter der dem Verhältniß ber beiberfeitigen 
Kräfte entſprechenden Mitwirkung ber Gibherzogthümer in Preußens Hände 
fegt und die zu dieſem Zwecke nöthigen territorialen, finanziellen, maritimen 
und militärtichen Vorbedingungen gemährleiftet”. 

Rede des Nejerenten Tweiten; er erklärt fi für ben Antrag Michaelis. 
Mede des Minifterpräfibenten für ben Antrag Michaelis („Das Lanb und 
bie Regierung haben bas Recht, zu erwarten, daß Sie fidy über die preußifchen 
Forderungen ber Depeſche vom 22. Febr. zu äußern“), bagegen nicht unbe: 
bingt für den Antrag Wageners und bie von Ihm verlangte förmliche Anne⸗ 
rion. („Immerhin aber werbe der Gedanfe der Annerion feine gute Wirkung 
auch dann haben, wenn er nicht zur Ausführung kommen follte. Die Be: 
teitwilligfeit des Erhprinzen von Auguftenburg und der Benölferung ber Her: 
zogthümer, ben preufifchen Korberungen entgegen zu kommen, fei bisher 
niemals in ber Weiſe vorhanden geweſen, wie feit bem Auftauchen ber An⸗ 
neriensideen. Der Widerſtand babe fih unter dem Druck ber Annerionsibeen, 
aus Furt vor Gewalttbat vermindert. Immer aber fei man nod nicht jo 
weit, um zum Abſchluß zu fommen“.) 


Tas Kaus verwirft in ber Abftimmung ben Antrag der Regie: 
rung, ben Antrag Mageners (für $ 1 desjelben erheben fih nur 
bie Feubalen und Katholiken, für $ 2 nur die Feubalen unb wenige 
Altliberale) und ben Antrag Michaelis (mit entihiebener Mehrheit), 
genehmigt dagegen einfach den Antrag der Commiſſion. 


13. Juni. Die Stabtverorbneten von Königsberg wählen den Kämmerer 


Hagen von Berlin troß ber Nichtbeftätigung durch die Regierung 
zum zweiten Mal mit 66 von 76 Stimmen zum Oberbürgermeifter. 


mn Debatte des Herrenhauſes über ben Antrag auf Beſchränkung ber 


170 


prraßen. 


Redefreiheit des Abg.Hauſes. Das Haus erhebt den Antrag zum 
Beſchluß, indeß in ber von Waldaw-Steinhövel vorgefchlagenen Form, 
die von einem neuen Geſetz abfieht und von ber Staatsregierung 
Borkehrungen zur ſtrafrechtlichen Verfolgung von Injurien, Berläum- 
dungen ꝛc. im Abg.Hauſe „innerhalb der Gränzen ber beſtehenden 
Geſetze“ verlangt. 

Erflärung des Minifterpräfidenten: „Die Staatsregierung ift 
ber Anficht, w ein Privilegium zu Beleidigungen und Berläumdungen in 
Preußen nicht beftehen jollte, oder doch nur fo lange gebuldet werben Tönnte, 
als das fittliche Gefühl fich nicht flark genug erweift, um die Ausübung eines 
ſolchen Privilegiums zu verhindern. Die Regierung bat ben Eindruck, bag 
biefe Prämiſſe nicht mehr zutrifft und daß fie deshalb ber Frage: befteht ein 
ſolches Privilegium bei uns oder nit, näher treten muß. Wenn es beftänbe 
und benutzt wirb, fo brauche ich nicht nachzuweiſen, daß es der Gerechtigkeit, 
ber Vernunft, der Würde des Landes wiberfpridt. Ich gebe gern zu, daß 
bie Verfuche, erfahrungsmäßig zu ermitteln, ob bie Gerichte das Beſtehen 
eines ſolchen Privilegiums anerkennen, bisher noch nicht erihöpfend genug 
ausgefallen find. Nad) dem Amenbment von Waldam wirb bie Grijtenz bee 
Uebeljtandes bezweifelt und der Regierung anheimgegeben, ber frage, ob bie 
Gerichte bie Berfaffung fo auslegen, daß volle Straflofigfeit für Jujurien und 
Verbrechen, fo weit fie durch das Wort begangen werden fünnen, erijtirt, näher 
zu treten und fie genauer und ficherer als bisher zu ermitteln. Die k. Re: 

ierung ift bereit, biefen Weg zu betreten. Sollte fi babei heraus: 

Hellen. daß dennoch nach den Erkenntniſſen ber k. Gerichte diejes Privilegium 
ad usum befteht, jo wirb die Regierung beftrebt fein, auf bem geſetzmäßigen 
Mege einzutreten, feine Abfchaffung anzubahnen und hofft alsdann bei biejer 
Bemühung auf die Unterftügung dieſes Haufes“. 


15. Juni. Die Regierung verfagt drei Wahlen ber Stabtverorbneten von 


16. 


Berlin in den Magiftrat, ihrer politiichen Gefinnung wegen, ibre 
Genehmigung und behält fi vor, für einen der Nichtbeftätigten 
einen k. Commiſſär in den Magiftrat zu fenden. Einen berartigen 
Vorgang hat Berlin ſeit 1808 nicht erlebt. 


„ Das Abg.Haus lehnt den Antrag v. db. Heydt auf Beſchränkung 


ber Redefreiheit mit allen gegen 16 (feubale) Stimmen ab. 


„ Das Herrenhaus lehnt das Budget, wie c8 aus den Berathungen 
bes Abg.-Haufes Hervorgegangen ijt, wieber mit großer Mebrbeit ab, 
nimmt aber diesmal davon Umgang, bafür einfach bie Regierungs: 
vorlage herzuſtellen, Sondern befchließt, „die Regierung zu erfuchen, 
die zur beilfamen und Preußens Aufgaben entipredhenden Yortfüh- 
rung ber Staatsverwaltung erforderlichen Ausgaben als Verwaltungs: 
norm feitzuftellen und biefelbe wie auch die Staatseinnahmen für das 
Jahr 1865 zur öffentlichen Kenntniß zu bringen“. — Auf ben An- 
trag bes Grafen Nrnim:Boybenburg beſchließt hierauf das Herren: 
haus mit großer Mehrheit: 
„In Erwägung, baß bie volle Ausbildung ber deutſchen Wehrkraft zur 
See nur durch bie dauernde Sicherftellung ihrer Hilfsquellen , die Bürgſchaft 
egen die Erneuerungen kriegeriſcher Verwicklungen in ben Elbherzogthümern, 
owie bie Sicherheit Preußens an feinen norbweftlihen Grenzen aber nur 
durch einen engen Anſchluß jener Lanbestheile an Preußen zu erreichen ift, 
ohne deshalb bie Selbſtändigkeit eigener Verwaltung in ben Herzoghiümern 
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und bie Berückfichtigung ihrer eigenthümlichen Verhäliniſſe und Bebürfniffe 
zu beeinträchtigen, — erkennt das Herrenhaus bie Forderungen, welche bie 
Staatsregierung in ihrer Depeſche vom 72. Febr. b. F für die Löſung des 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Verhältniſſe geſtellt hat, als vollberechtigt an und 
ſpricht die Ueberzeugung aus, daß das Land in ber ener giſchen Verfolgung 
der in vorſtehender Erwägung bezeichneten Ziele der Regierung Sr. Maj. 
bes Königs freudig zur Seite ſteht“. 


17. Juni. Letzte Sitzung beider Häuſer. Schluß des Landtags. Schlußrede 


des Miniſterpräſidenten im Namen des Königs: 

nennen zu vollen und durchgreifenden Refultaten bätte ba Zuſammen⸗ 
wirken der Volfsvertretung mit ber Regierung nur baun führen Tönnen, 
wenn, auch den politiichen Meinungslämpfen gegenüber, das Wohl bes Bater: 
landes oberſtes Geſetz und höchſte Richtſchnur für alle Parteien geblieben 
wäre. So it esnicht geweſen. Die deutlich ausgelprochene Abficht der Mehr: 
beit des Abgeorbnetenhaujes, den gegenwärtigen Rathgebern ber Krone Schwies 
rigfeiten zu bereiten, hat zur Verwerfung ber Wegeorbnung, bes Banlgeſetzes, 
ber Gifenbahnanlagen in Oſtpreußen und badurd) zur Schädigung bed mate: 
riellen Wohls bes Landes geführt. Durch die Verwerfung bes Militärgejebes 
hat die unter der Mitwirfung früherer Landtage in das Leben gerufene und 
durch bie kriegeriſchen Creignijje des vorigen Jahres bewährte neue Heeres⸗ 
einrichtung, unter Geführbung der Äußeren Sicherheit des Landes, auf's Neue 
in Frage gejtellt werben ſollen. Das Haus ber Abgeorbneten verjagt ber 
Regierung bie Mittel zur Kerftelung einer ben gegenwärtigen Verhältniffen 
und Bebürfniffen entjprechenden Kricgsflotte; es verfagt ihr ben von ihm vers 
langten Beiſtand zur Gewinnung ber Früchte der mit jo vielem theuren Blute 
errumgenen Siege des verfloffenen Jahres. Aa, es bat ſich von ben gläns 
zenden Thaten und Erfolgen der Armee losgeſagt, indem es, wie früher, die 
geforderte Anleihe, fo jeßt die nachträgliche Genehmigung ber verausgabten 
Kriegsfoften verweigert bat. Das Staatshaushaltsgefep,, beffen Zuſtande⸗ 
fonımen nad Art. 62 und 99 ber Beriaffungsurfunde von bem Zujammens 
wirfen aller bei ber Geſetzgebung betbeiligten Faktore erwartet wird, ift auch 
in biefem Jahre an ber Weigerung bes Abgeordnetengaufes, die zur Aufrecht⸗ 
haltung bes Heerweſens unerläßficen Mittel zu bewilligen, geſcheitert. Das 
Abgeordnetenhaus hat Forderungen verweigert, welche bie Staatsregierung 
fielen mußte; es hat Befchlüffe gefakt, welche die Regierung nicht ausführen 
fann. Etatt mit der erfehnien Verſtändigung, fchließt die Sitzung abermals 
unter dem Eindruck geyenfeitiger Entfremdung ber zum Zuſammenwirken 
berufenen Kräfte. Sr. Maj. Regierung bat nur Ein Ziel im Auge: Die 
Wahrung ber Rechte und ber Ehre bes Königs und des Landes, fo wie fie 
verbrieit find, nnd wie fie nebeneinander beftehen fünnen und müſſen. Dem 
Lande ift nicht damit gedient, wenn feine gewählten Vertreter bie Hand nach 
Rechten ausfireden, die ihre gejeglihe Stellung ine Verfafjungsleben ihnen 
verfagt. Nur wenn fie biefe Stellung bazu benüßen, mitzuarbeiten an dem 
von unferen Fürſten begonnenen und bisher durchgeführten Werke, Preußen 
unter ſtarken Königen groß. und glücklich zu machen, nur dann werben fie 
das Manbat erfüllen, welches bes Königs Unterthanen in ihre Hände legen. 
Tie Regierung Sr. Maj. ift beftrebt, das in gleihem Sinne ihr ertheilte 
Manbat ihres königlichen Herrn nach Kräften aufzuführen. Sie wird, un⸗ 
beirrt durch feindfeligen und maßlofen Widerſtand in Rede und Schrift, ftark 
im Bewußtſein ihres guten Rechtes und ihres guten Willens, ben georbneten 
Gang ber öffentlihen Angelegenheiten aufrecht erhalten und bie Intereſſen 
bes Lanbes nach Außen wie nad innen kräftigft vertreten. Sie lebt der Zu⸗ 
verficht, daß ber Weg, ben fie bisher inne gehalten, ein gerechter und beil- 
famer geweſen ift, und daß der Tag nicht mehr fern fein kann, an welchem 
bie Nation, wie bereite buch Tauſende aus freier Vervegung ‚Tunb gewordene 
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Preußen. 


Nedefreibeit des Abg-Hauſes. Das Haus erhebt den Antrag zum 
Beſchluß, indeß in ber von Waldaw-Steinhövel vorgefählagenen Form, 
die von einem neuen Geſetz abficht und von ber Staatsregierung 
Borkehrungen zur firafrechtlichen Verfolgung von Injurien, Berläum- 
dungen zc. im Abg.-Haufe „innerhalb der Gränzen der beftehenden 
Geſetze“ verlangt. 

Erflärung des Minifterpräfidenten: „Die Staatsregierung ift 
ber Anfiht, daß ein Privilegium zu Beleidigungen und Berläumbungen in 
Preußen nicht beftehen follte, oder doch nur fo lange gebuldet werden Tönnte, 
als das fittliche Gefühl ſich nicht flarf genug erweift, um die Ausübung eines 
folden Privilegiums zu verhindern. Die Regierung hat den Eindrud, daß 
biefe Prämiffe nicht mehr zutrifft und daß fie deshalb ber Frage: beſteht ein 
ſolches Privilegium bet uns oder nicht, näher treten muß. Wenn es beftänbe 
und benußt wirb, fo brauche ich nicht nachzuweiſen, daß es der Gerechtigfeit, 
ber Vernunft, der Mürbe bes Landes wiberfpricht. Ich gebe gern zu, daß 
die Verſuche, erfahtungsmäßig zu ermitteln, 05 die Gerichte das Befteben 
eines jolden Privilegiums anerfennen,, bisher noch nicht erichöpfenb genug 
ausgefallen find. Nacd) dem Amendment von Waldaw wird bie Grijtenz des 
Uebeljtandes bezweifelt und bir Regierung anbeimgegeben, ber Frage, ob bie 
Gerichte die Berfaffung fo auslegen, daß volle Straffofigfeit für Injurien und 
Verbrechen, fo weit fie durch das Mort begangen werden können, eriftirt, näber 
zu treten und fie genauer und ficherer als bisher zu ermitteln. Die k. Re: 
gierung ift bereit, biefen Weg zu betreten. Sollte ſich babei heraus: 
ſtellen, daß dennoch nach den Erfenntnifjen der f. Gerichte biejes Privilegium 
ad usum bejteht, jo wird die Regierung beftrebt fein, auf bem geſetzmäßigen 
Wege einzutreten, feine Abfchaffung anzubahnen und hofft alsdann bei biejer 
Bemühung auf bie Unterftügung dieſes Haufes”. 


15. Juni. Die Regierung verfagt drei Wahlen der Etadtverorbneten von 


16. 


n 


Berlin in ben Magiftrat, ihrer politiichen Gefinnung wegen, ibre 
Genehmigung und behält fi vor, für einen der Nichtbeftätigten 
einen ?. Commifjär in den Magiftrat zu jenden. Einen berartigen 
Vorgang hat Berlin feit 1808 nicht erlebt. 

„ Das Abg.-Haus lehnt den Antrag v. d. Heydt auf Beichränktung 
der Rebefreiheit mit allen gegen 16 (feubale) Stinmmen ab. 


» Das Herrenhaus lehnt das Budget, wie e8 aus ben Berathungen 
bes Abg.Hauſes Hervorgegangen iſt, wieder mit großer Mebrbeit ab, 
nimmt aber diesmal davon Umgang, bafür einfach die Regierungs: 
vorlage herzuſtellen, Sondern befchließt, „bie Regierung zu erfuchen, 
die zur heilfamen und Preußens Aufgaben entipredhenden yortfüh- 
rung ber Stagtsverwaltung erforderlichen Ausgaben als Verwaltungs: 
norm feitzuftellen und dieſelbe wie auch die Staatseinnahmen für bas 
Jahr 1865 zur öffentlihen Kenntniß zu bringen”. — Auf ben An- 
trag bes Grafen Arnim-Boytzenburg beſchließt Hierauf das Herren: 
haus mit großer Mehrheit: 
„In Erwägung, daß die volle Ausbildung ber deutfchen Wehrkraft zur 
See nur durch bie dauernde Sicherſtellung ihrer Hilfsquellen, die Bürgichaft 
egen bie Erneuerungen Friegerifcher Verwicklungen in ben Elbherzogthümern, 
owie bie Sicherheit Preußens an feinen norbmweftlicden Grenzen aber nur 


buch einen engen Anfchluß jener Landestheile an Preußen zu erreichen ift, 
ohne deshalb bie Selbſtändigkeit eigener Verwaltung in ben Herzoghtümern 
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und bie Berückſichtigung ihrer eigenthümlichen Verhäliniſſe und Bebürfniffe 
zu beeinträchtigen, — erfennt das Herrenhaus bie Forderungen, welche bie 
Staatsregierung in ihrer Depeihe vom 72. ehr. db. J. für bie Löfung bes 
ſchleswig⸗holfteiniſchen Verhältniſſe geftellt Hat, als vollberehtigt an und 
ſpricht bie Ueberzeugung aus, daß das Land in ber ener giſchen Verfolgung 
der in vorſtehender Erwägung bezeichneten Ziele ber Regierung Sr. Mai. 
bes Königs freudig zur Seite flieht”. 


17. Juni. Letzte Situng beider Häufer. Schluß bes Landtags. Schlußrede 


des Miniſterpräſidenten im Namen des Königs: 

..... Zu vollen und durchgreifenden Refultaten hätte das Zuſammen⸗ 
wirken ber Volfövertretung mit ber Regierung nur bann führen Fönnen, 
wenn, auch den politischen Meinungslämpfen gegenüber, das Wohl bes Vaters 
landes oberſtes Geſetz und höchſte Richtſchnur für alle Parteien geblieben 
wäre. So ilt ednicht geweien. Die deutlich ausgefprochene Abficht ber Mehr: 
heit bes Abgeorbnetenhaufes, ben gegenwärtigen Rathgebern ber Krone Schwie⸗ 
tigfeiten zu bereiten, bat zur Verwerfung der Wegeorbnung, bed Banlgeſetzes, 
ber Eifenbahnanlagen in Ojtpreußen und dadurch zur Schädigung bes mate⸗ 
vielen Wohls des Landes geführt. Durch die Verwerfung bes Militärgeſetzes 
bat bie unter ber Mitwirfung früberer Landtage in das Leben gerufene und 
durch bie kriegeriſchen Greignijfe des vorigen “Jahres bemährte neue Heeres⸗ 
einrichtung, unter Gefährdung der Äußeren Sicherheit des Landes, auf's Neue 
in Frage geitellt werben ſollen. Das Haus ber Abgeordneten verjagt ber 
Regierung die Mittel zur KHerftellung einer ben gegenwärtigen Verbältniffen 
und Bebürfniffen entſprechenden Kriegsflotie; es verfagt ihr ben von ihm ver: 
langten Zeiftand zur Gewinnung ber Früchte der mit fo vielem theuren Blute 
errumgenen Siege bed verflojjenen Jahres. Aa, es bat fi von bein glän- 
zenden Thaten und Erfolgen ber Armee losgeſagt, indem es, wie früher, die 
geforderte Anleihe, ſo jetzt die nachträgliche Genehmigung der verausgabten 
Kriegskoſten verweigert hat. Das Siaatshaushaitsgeſetz, deſſen Zuſtande⸗ 
kommen nah Art. 62 und 99 ber Verfaſſungsurkunde von dem Zuſammen⸗ 
wirfen aller bei ber Gefeßgebung betheiligten Faktore erwartet wird, ift auch 
in dieſem Jahre an ber Weigerung bes Abgeordnetenhaufes, bie zur Aufrecht⸗ 
baltung bes Heerwefens unerläßlihen Mittel zu bewilligen , geicheitert. Das 
Abgeordnetenhaus bat Forderungen verweigert, welche die Staatsregierung 
fielen mußte; es hat Beſchluſſe gefaßt, welche die Regierung nicht ausführen 
kann. Etatt mit ber erfehnten Verftändigung, fhließt die Sitzung abermals 
unter dem Eindruck gegenfeitiger Entfremdung ber zum Zuſammenwirken 
berufenen Kräfte. Sr. Maj. Regierung bat nur Ein Ziel im Auge: Die 
Wahrung ber Rechte und ber Ehre des Königs und bed Landes, fo wie fie 
verbricft find, und wie fie nebeneinander beftehen Fönnen und müſſen. Dem 
Lande ift nicht bamit gedient, wenn feine gewählten Vertreter bie Hand nad 
Rechten ausjireden, bie ihre gefeglihe Stellung im Berjaffungsleben ihnen 
verfagt. Nur wenn fie dieje Stellung bazu benüßen, mitzuarbeiten an bem 
von unferen Fürften begonnenen und bisher durchgeführten Werfe, Preußen 
unter ſtarken Königen groß. und glfdfi zu maden, nur bann werben fie 
das Mandat erfüllen, welches bes Königs Unterthanen in ihre Hände legen. 
Tie Regierung Sr. Maj. ift beftrebt, das in gleichem Sinne ihr ertbeilte 
Manbat ihres koöniglichen Herrn nach Kräften auszuführen. Sie wird, uns 
beirrt durch feindfeligen und maßlofen Wiberfiant in Rede und Scheift, ſtark 
im Bewußtſein ihres guten Rechtes und ihres guten Willens, ben geordneten 
Gang ber öffentlichen Angelegenheiten aufrecht erhalten und bie Intereſſen 
bed Landes nad) Außen wie nach innen fräftigft vertreten. Sie lebt ber Zu⸗ 
verficht, daß ber Weg, ben fie bisher inne gehalten, ein gerechter und beils 
famer geweſen ift, und baß ber Tag nicht mehr fern fein Tann, am weldem 
bie Nation, wie bereits burch Tauſende aus freier Bewegung :tunb gewordene 
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Stimmen geſchehen, fo auch durch ben Mund ihrer geordneten Vertreter ihrem 
königlichen Herrn Dank und Anerkennung — werde. Dem Herren⸗ 
haus habe ich im Namen Sr. Maj. Allerhöchſtbeſſen Dank auch für bie in 
diefer Seffion bewiefene Treue und Hingebung zu fagen”. 

17. Suni. Eine Berfammlung in Köln beichließt, ein neues Abgeorbnetenfeit 
am Rhein zu veranlajien. 

18. „ Großes Armee: Avancement, namentlih auch in ben böchften 
Stellen und zwar dießmal mit vollem Gehalt. 

19. „ 59 Paſtoren aus Pommern und der Mark überreihen bem König 
eine flammenbe Adreſſe gegen das Abgeordnetenhaus. 

Diefelben, unter Anführung der Paftoren Hingmanı und Knad, fühlen 
fih „gebrungen, vor dem König ein Zeugniß abzulegen wider bas unchrift- 
lihe Treiben, das ſich in jüngiter Zeit — zumal im Haufe ber Abgeord⸗ 
neten — gegen bie Obrigkeit von Gottes Gnaden bervorgethan." Sie fragen 
bei bem Minifterpräfidenten an, ob jte jenes Zeugnig — fie übergaben es 

rn. dv. Bismard zu vorheriger Kenntnißnahme — dem König wohl felbit 
überreihen dürften, was thnen bewilligt wird. Paftor Hingmann richtet 
an Se. Maj. eine Anfprache, worin die Paftoren unter Hinweis auf 
das vierte Gebot und bie lutheriſche Auslegung besfelben, auf das tieffte bes 
flagen, „baß in bem Abgeordnetenhaus feit Tängerer Zeit in fich fteigerndem 
Map eine Haltung und Redeweiſe fih fund gegeben, bie mit der Erfüllung 
des vierten Gebots, des erften das Verheißung bat, und mit ber Em. Maje—⸗ 
ftät und ben von Ew. Majeftit erwählten Räthen ber Krone ſchuldigen Ebr: 
erbictung in dem grelfften Widerfpruch ſteht.“ Die Adreſſe felbit führt dieſen 
Grunbgebanten „und bas nun ſchon feit Jahren wie ein Krebs um ſich 
frefjiende Aergerniß“ weiter aus. „Unfere Aufgabe”, wird namentlich ber: 
vorgehoben, „für den Landtag ber Monardie allſonntäglich Bffentliche kirch⸗ 
liche Fürbitte zu thun, ift mit einer Fortdauer jenes wüflen Treibens im 
Haufe der Abgeorbneten ſchwer veriräglih, ja wir haben Gemwiffensnotb 
darüber, ob wir angefichtS ber obmaltenben Umſtände biefe Fürbitte, fo wie 
fie in ihrer vorgefchriebenen Form lautet, noch fortfeßen bürfen, ob wir in 
der Wahrheit noch aljo beten Finnen? Und biefe Zweifel haben fich neuer: 
dings nur noch gefteigert.” 

20, „Das Kölner Domcapitel vermag troß wieberholter Sitzungen ſich 
über feinen Vorſchlag für Beſetzung des erlebigten erzbilchöflichen 
Stuhles zu einigen. 

21. „ Abreiſe des Könige nah Karlsbad. Bismard folgt ihm fofert 
nad. 

23. „ Das Ohertribunal verwirft bie Appellation bes Abgeorbneten 
Jacoby (in dem von ber Regierung wegen feiner Rebe in einer Ber: 
fammlung feiner Wähler in Berlin gegen ihn eingeleiteten Proceffe) 
und bejtätigt das Urtheil zweiter Inſtanz auf jechsmonatliches Ge: 
fängniß. | 

5. Juli. Der König genehmigt dur Erlaß von Karlsbad aus bie ihm 

mit einer Denfichrift des Staatsminifteriums unterbreitete „Nadh: 

' weilung ber im Jahr 1865 zu erwartenden Staatseinnahmen und 

zu leiftenden Etaatsausgaben”. Die Regierung publicirt die Denk: 

fhrift, den Nachweis (Budget) und ben Lönigl. Erlaß durch den 
Stantsanzeiger (doch nicht durch das Gefekblatt). 

Exrlaf.des Könige: „Ta es nit gelungen if, das Statshanshalts: 
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geſetz für -1865 mit dem Lanbtage zu vereinbaren, beflimme ich auf ben Be- 
richt bed Staatsminifterrums vom 4. Juli hiebei, baß bie zurüderfolgende 
Nachweiſung der für das laufende Jahr zu erwartenden Stuatseinnahmen 
und Ausgaben als Rihtihnur für die Verwaltung dienen fol. Zugleich 
will ih den Marineminifter bie Summe von 500,000 Thlr. zur Verfügung 
fielen, über deren Verwendung, teſp. Verrechnung mir von ben Miniftern 


„ber Marine und ber Finanzen am Jahresſchluß Bericht zu eritatten if. 


Diefen Erlaß nebit der Anlage und dem Bericht bat das Staatsminifteriunt 
durch ben „Staatsanzeiger“ zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.“ 


Die Dentihrift des Staatsminifteriums beginnt mit ben 


" Worten: „Su Erwägung, daß ein ee nicht vereinbart worben ift, 


unterbreitet das Staatsminijterium die Borjchläge, nach welchen Normen ber 
Staatehaushaltsetat bes laufenden Jahres zu —* iſt, der allergnädigſten 
Genehmigung.” Bezüglich ber Ausgaben ſagt ber Kabinetsbericht: „Betreffs 
ber Reorganifationsfojten, welche jeit 1862 verweigert worden ſind, beziehen 
wir uns auf bie wiederholt vom Könige gebilligte Erklärung, daß bie Sicher: 
beit des Landes und bie Erhaltung ber Machtſtellung bie Aufrechterbaltung 
teip. Durhführung ber Armee-Reorganifation unerläglich erheiſchen. Ebenſo 
find die übrigen geſtrichenen Rofitionen zur Fortführung einer heilſamen Vers 
waltung unentbehrlih". Anlangehd bad Marineertraordbinarium beflagt bas 
Minifterium die Ablehnung der geforderten Anleihe, trägt jedoch Bedenken, 
das vom Abgeorbnetenhaufe auf 1,100,000 Thlr. erhöhte Ertraorbinarium 
anzunehmen, da ber Etat Feine Mittel nachweiſe, und bie Initiative bei 
Geldbewilligungen nach ber Natur ber Sache und ber bisterigen Praris 
ansichließlih der Staatsregierung vorzubehalten ſei. Gleichwohl ſei es un: 
erläßlih, bie Beichaffung der unabweisbaren Bedürfniſſe für bie Flotte nicht 
länger auszuſetzen (Beichaffung einer Panzerfregatte und ſchwerer Gußſtahl⸗ 
fanonen); für die Panzerfregatte feien bie erforderlichen Mittel vorhanden, 
für bie Gußitahlfanonen beantrage das Minifterium der Marine 500,000 
Thaler zur Verfügung zu itellen. 


10. Juli. Das Kölner Feftcomits unter dem Vorfige bes Stabtverorbneten 


Claſſen-Kappelmann ladet fämmtliche Mitglieder ber liberalen Parteien 
des Abg.Hauſes auf ben 22. und 23. Juli Au einem folennen Feſt⸗ 
mahle und einer Rheinfahrt nad Köln ein, behufs „Austauſchs der 
Ideen über bie jeßige politifche Lage bes Landes” und „um gegen- 
feitig die Ausdauer und Einmüthigkeit zu beleben, welde ber zum 
Schutze der verfaflungsmäßigen Rechte und Freiheiten zu führende 
Kampf von einem jeden erforbert”. 


:n Der Polizeipräfident von Köln verbietet, geftübt auf das Geſetz 


vom 11. März 1850 (über Verhütung des Mißbrauchs des Der: 
ſammlungs⸗ und Vereinigungsredt), das beabfichtigte Abgeorbneten- 
feſt. Das Feſtcomité erklärt dagegen dem Polizeidirector, „es glaube 
kraft feiner ftaatsbürgerliden Rechte freimütbig und offen erklären 
zu dürfen, daß wir feinerlei Mittheilung, welche außerhalb geſetz⸗ 
licher Vorfchriften und gegen den F 29 der Berfaflung (Alle Preu⸗ 
Ben find berechtigt, ſich ohne vorgängige obrigfeitlihe Erlaubniß 
friedlich und ohne Waffen in geſchloſſenen Räumen zu verfammeln) 
an und ergeht, Folge zu leiſten verpflichtet find. Bei aller Achtung 
vor den Anorbnungen ber Obrigfeit gebietet uns bie Bürgerpflicht, 
auch unfere Rechte, wie. fie uns buch die Berfaffung and Landes: 
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geſetze gewaäͤhrleiſtet ſind, Hoch und Heilig zu halten“.-: Das Comité 
fährt bemgemäß mit ben Zurüſtungen zu dem Feſte fort. 

12. Juli. Die Stabtverorbnetenverfammlung von Münfter lehnt mit 24 
gegen 3 Stimmen ben ihr zugemutheteten Beitrag von 5000 Thlr. 
für das im Det. flattfindende Jubilaum ber Vereinigung Weſtphalens 
mit Preußenab und bewilligt, mit geringer Majorität, blos 2500 Thlr. 
(Die feudalen Provinzialftände haben bagegen 12,000 Thlr. für 
das Felt votirt.) 

45. „ Der Bolizeipräfibent von Köln beharrt auf feinem Verbot bes 
Abgeorbnetenfeftes und ber Oberbürgermeifter Baden von Köln 

verlangt deßhalb vom Tellcomitd die Räumung bes ihm vom Ma- 

giftrat eingeräumten Günzenichſaales. Das Feſtcomité weigert ſich. 
Die Wahl des Etadtlämmererd Hagen von Berlin zum Ober: 
bürgermeijter von Königsberg wird von ber Regierung neuerdings 
nicht beftätigt, eine commiſſariſche Berwaltung des Amtes angeorbnet 
und ber (feubale) Landrath v. Ernfthaujen damit beauftragt. 

18. „ Acht Stabtverorbnete von Köln verlangen vom Oberbürgermeifter 
Bachem eine Sigung der Stabtverorbnetenverfammlung. Der Ober: 
bürgermeifter lehnt das Begehren trob bes Geſetzes ab. 

„„Abbſchluß eines Vertrags zwiſchen der Regierung und ber Direc- 
tion der Köln:Mindener-Eifenbahngejelichaft unter Vorbehalt der 
Ratification feitens der Krone und feitens ber Generalverfammlung 
ber Gefellihaft. Der Vertrag gewährt ber Regierung die Ausfict, 
die Summe von 28,828,500 Thlr. realifiren zu können. 

19. „ Der Bolizeipräfident von Köln erflärt das Comite für das Ab: 
georbnetenfeit für aufgelöft. Das Comité recurrirt an gerichtliche 
Entſcheidung. 

20. „ Der Präſident bes Kölner Feſtcomitoͤ, KlaffensKappelmanı will 
das beabfichtigte Yet in ein von ihm gegebenes Privatdiner auf bem 
Gürzenich umwandeln. Der Poligeipräfident verbietet „bei ber be: 
ftehenden Sachlage“ auch dieſes. 

22., Die Rathskammer des Landgerichts Köln hebt bie Verfügung bed 
Polizeipräfidenten bez. Auflöjung bes Kölner Teiteomits6 als eines 
politifchen Vereins auf. Der Oberprocurator appellirt und ber An 
Hagefjenat des Kölniſchen Appellhoſes beftätigt (jedoch erft am 28. Zuli, 
d. h. nachdem alles vorüber) ben Beichluß ber Rathskammer bes 
Landgerichts. 

Klaſſen⸗Kappelmann verläßt Köln auf den enticheidenden Tag, er: 
läßt dagegen eine „Anſprache an feine Mitbürger“ mit der Mahn: 
ung, „jede Provocation, jede Widerjehlichleit gegen Polizei⸗ und 
Militärgewalt, jeden Exceß, jebe Störung, jede Unordnung ftreng 
zu meiben“. 

Bon 253 eingelabenen Abgeorbneten haben 150—160 zugefagt 
und find ca. 80 wirklich in Köln erſchienen. Die Polizei ſchließt 
ben Gürzenichjanl und hält Hausſuchung bei Claſſen⸗Rappelmann. 
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Die im Hotel zum Marienbad in Deub zufammengelommenen Ab⸗ 
georbneten werben von Bürgermeifter bes Orts aufgeforbert, aus: 
einander zu geben und bas Local durch Küraffiere geräumt. 46 von 
den eridhienenen Abgeordneten unterzeichnen ein Dankſchreiben an 
Claſſen-Kappelmann. Die im zoologiſchen Garten neuerdings zum 
Mittagsmahl verfammelten Abgeorbneten werden vom Bürgermeijter 
von Longerich aufgefordert, fi) zu entfernen, und ber Garten durch 
Militär geräumt. Die für die beabfichtigte Mheinfahrt gemietheten 
Danpfboote werden vom Militär bejekt. 


23, Juli. Die Kölner Feitgenofjen gehen auf einem Dampfboot nad Ober: 


25. 


a7. 


30. 


lahnitein in Nafjau und kehren meiſt unbebelligt nad Köln zurüd. 


Erſt nach ihrem Abzug trifft naſſauiſches Militär ein und räumt das 


Local. 

„ Eine Arbeiternerjunmlung in Berlin wählt ein Comité aus Schultzi⸗ 
anern und Laſſallianern behufs einer Maſſenverſammlung für Wahr⸗ 
ung des Vereinsrechts. 

„Becker, der Präſident des (Laſſalleſchen) allg. deutſchen Arbeiter⸗ 
vereins wird binnen 24 Stunden aus Preußen ausgewieſen. 

„ Tie Stadtverordnetenverſammlung von Köln beſchließt mit 12 
gegen 9 Stimmen bei ber k. Regierung gegen den Oberbürgermeifter 
Bachem Beſchwerde zu erheben. 

» Große Arbeiterverfammlung in Berlin: Refolutionen für Wahrung 
bes Vereinsrechtes. 

„ Zahlreiche Zeitungsconfiscationen in verſchiedenen Theilen ber 
Monardie in Folge des verhinderten Kölner Abgeordneten feſtes. — 
Verſchiedene „Gemeinden“ des allg. deutihen (Laffallefhen) Arbei: 
tervereins in Berlin ac. werben polizeilich gejchloffen als politifche 
Vereine, weil fie ber Aufforderung ihres (ausgewiejenen) Präfidenten 
Beder im „SocialeDemoeraten” folgend Refolutionen für Wahrung 
ber DVereinsfreiheit gefaßt haben. 


— Aug. Der neu erfhienene Militärihematismus für Preußen zeigt ben 


3. 


4. 


7. 


Fortgang und innern Ausbau der Armeereorganiſation. 

„Die Stadtverordneten von Köln beſchließen, die Miethe für ben 
Gürzenichſaal von Klaffen-Kappelmann einzuziehen, um bie Froge 
damit zu gerichtlicher Entſcheidung zu bringen. 

„ Affaire Ott-Eulenburg in Bonn. Der aus Straßburg gebürtige 
Koch des in Bonn jtubierenden engliſchen Prinzen Alfred erhält in 
einem Streite zwiſchen Arbeitern und Etubenten angeblih von dem 
Studenten und einjährigen Königshuſar Graf Eulenburg ſchwere Ver: 
leßungen, an beren Folgen er firbt. Graf Eulenburg bleibt unbe: 
helligt auf freiem Fuß. 

„ Sämmtlige wegen Coalition angeflagte Fabrifarbeiter in Burg 
werben freigefprodhen, ebenfo (am 18. Aug.) auch die desſelben Ver⸗ 
gehens angeklagten Fabrikbeſitzer. 
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9. Aug. Einſetzung des commiffarifchen Verwalters bes Oberbürgermeiſter⸗ 

amtes in Königsberg dur die Regierung. Bon 102 Gtabtverorb- 

neten finden fi nur 11 dazu ein und auch dieſe entfernen fih vor 
Vornahme bes Aectes. 

21, „ — 4. Sept. Verhandlungen der von der Regierung einberufenen 
Commiſſion zu Berathung ber Arbeiterfrage (Coalitionsrecht und der 
damit zufammenhängenden Fragen). Es find 32 Mitglieder von 
der Regierung berufen und überdies 7 Perfonen zur Theilnahme an 
den Berathungen eingeladen worden. Der Sanbelsminifter Graf 
Itzenplitz eröffnet die Situngen durch eine Rede. Antworten ber Com: 
miflion auf die von ber Regierung geftellten Fragen: 


8. Fragt: „Iſt die Aufhebung der in den FF 181 und 182 der Allges 
meinen Gewerbeordnung vom 17. San. 1845 vorgefehenen Veſchränkungen 
der Goalitionsfreiheit nothivendig oder nüklich, auch wenn anderweite Aende⸗ 
rungen ber Gejeßgebung gleichzeitig nicht eintreten?" Antwort: Nein, mit 
19 (worunter auch 1 Arbeiter) gegen 15 Stimmen. 

2. Frage: „Würde bejabenden Falls bie Aufhebung der analogen Be: 
fiinnnung in F 3 des Geſetzes vom 24. April 1354, betreffenb die Verletz⸗ 
ungen ber Dienftpflicht bes Geſindes und der Ländlihen Arbeiter einzutreten 
haben ?" Antwort: Ja mit 30 gegen 4 Stimmen, „falls die F5 181 und 
182 der Gewerbeordnung von 1845 in Fortfall kommen“. Außerdem wird 
mit 30 gegen 4 Stimmen beichloffen: „Die Commiſſion fpricht die Ueber: 
zeugung aus, daß mit und nach Aufhebung der FF 181 und 182 der Ger 
werbeorduung vom 17. Zar. 1845 auch bie ſonſt auf andern Arbeitsgebieten 
noch vorhandenen gleihartigen Beſchränkungen bes Conlitionsvechtes, 3.8. aud 
bie in ben $$-16 und 17 bes Gejeßes vom 21. Mat 1860 enthaltenen Bes 
ſchränkungen der Berg: und Hüttenarkeiter in Wegfall fommen müßten“. 

3. Frage „Bedarf es, im alle der Aufhebung (der FF 181 und 182 
ber Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845) des Erlaſſes bejonberer Are: 
fimmungen zum Schutze derjenigen, welche an ber Verabredung, bie Arbeit 
einzuftellen, nicht Theil nehmen wollen, und gegen weldhe Handlungen ober 
Unterlafjungen würden die Strafbeftimmmungen vornehmlich zu richten fein?“ 
Antwort: Alle Ausnahmsgeſetze find zu verwerfen, bagegen zu wünſchen, 
baß bie vorhandenen (civilrechtlichen) Strafbeſtimmungen, in geeigneter und 
zwedmähiger Reihenfolge geordnet, zur Zeit ber Aufhebung des Goalitione: 
verbots veröffentlicht werden möchten. 

4. Frage: „a) If es ratbiam, im Wege ber Geſetzgebung Schiebsgerichte 
einzuführen, an welche, ehe eine verabrebete Arbeitscinftellung gefchiebt, die 
Betheiligten behufs Beilegung ber ftreitigen Anfprüche fich bei Vermeidung von 
Strafe wenden müllen? b) Gmpfiehlt es fih, im Wege ber Geſetzgebung bie 
Bildung von Commiſſionen herbeizuführen, um den Betheifigten Gelegenheit zu 
geben, ſich vor der Arbeitseinftellung mit einander zu verftändigen ? „Antwort: 
Nein mit reip. 24 gegen 10, unb 23 gegen 11 Stimmen. Dagegen nimmt 
die Commiſſion bie nachfolgende Refolution an: „Die Bildung von Gom: 
mifjionen zu bem im ber stage b gedachten Zwecke iſt wünſchenswerth; jie 
ift aber dem freien Willen der Betheiligten zu überlaffen” und zwar in bem 
erſten Sabe mit 31 gegen 3, im zweiten mit 21 gegen 13 Stimmen. 

5. Frage: „Werben, weun bie Aufhebung der SG 181 und 182 ber 
allgem. Gewerbeorbnung erfolgt, alsdann auch bie Beilimmungen ber SS 41 
und 48 und der F5 31 und 32 der Verordnung vom 9. Februar 1849 aufzn: 
beben fein? Antwort: einfiimmig Ja. [Die vier Paragraphen lauten: $ 31. 
Den Fabrikinhabern ift bie Beichäftigung von Handwerksgeſellen nur, fo weit 
fie berfelben zur unmittelbaren Erzeugung unb Fertigmachung ihrer Fabtikate, 
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ſowie zur Anfertigung und Inſtandhaltung ihrer Werkzeuge unb Geräthe be 
bürfen, geftattet. $ 32. Fabrikinhaber, welche ein ben Beflimmungen ber 
$ 23 und 26 biefer Berorbnung unterliegenbes Gewerbe betreiben, ohne bie 
Befähigung zum handwerksmäßigen Betriebe desſelben nachgewiefen zu haben 
($ 30), dürfen außerhalb ihrer Jabrikſtätten Leine Gefellen oder Gehilfen be: 
ſchäftigen. F 47. Handwerksmeiſter ($$ 23, 24, 26) dürfen fich zu ben 
technifchen Arbeiten ihres Gewerbes nur ber Gefellen, Gehilſen und Lehrlinge 
ihres Handwerks bebienen, foweit nicht von dem Gewerberathe eine Ausnahme 
geftattet wird. — Die Beichäftigung weiblicher Perfonen unterliegt Teiner Be⸗ 
ſchränkungen. F 48. Gefellen und Gebilfen bürfen, foweit nicht nach ben 
65 31 und 76 Ausnahmen ftattfinden, in ihrem Gewerbe nur bei Meiftern 
ihres Handwerks in Arbeit treten. 

6. Frage: „a) Folgt aus der Aufhebung ber SG 31 und 32 und 47 
und 48 ber Verorbnung vom 9. Februar 1849 (es find dies bie aufgeho⸗ 
been Beichräntungen, unter benen bie Handierfsgefellen nur bei Meiſtern 
ihres Gewerbe, und diejenigen, unter welchen fie in ben Fabriken arbeiten 
burften), baß bie in berfelben Verordnung unter Abfchnitt I und III über 
bie Prüfungspflicht ber Handwerfer vorgefchriebenen Bedingungen aufgehoben 
werben müſſen?“ Antwort: Rein mit 18 gegen 16 Stimmen; „b) Iſt ab» 
geiehen von der Aufhebung ber in ben vorbezeichneten Baragrapben bejtimme 
ten Borjchriften die Zwangopflicht zur Prüfung an fih aufzuheben? Ant: 
wort: Ja mit 25 gegen 9 Stimmen. Ale übrigen befchränfenden Anträge 
werden zurüdgewiejen und nur bie facultative Prüfung ber Gejellen (eine 
Prüfung alfo, die ihrem eigenen Ermeljen ambeimgegeben werben fol), mit 
23 gegen 11 Stimmen, und eine Refolution, bahin lautend: „Daß durch die 
eben beichloffene Aufhebung des PBrüfungszwangs bie aus ficherheits= ober 
geſundheitspolizeilichen Gründen erforberfich ſcheinenden Regierungspräfungen 
nicht anfgeboben jeien,” mit allen gegen eine Stimme bejchloffen. 

T. Frage: „Macht bie Aufhebung ber Coalitionsbefchränfungen bie Be: 
feitigung von Hinbernifjen nothwenbig, welche ber Freizügigkeit, reſp. freien 
Niederlaſſung entgegenftehen ; bifbet insbefondere das von den Gemeinden er: 


hobene Cinzugsgeld eine die freie Bewegung ber Arbeiter erheblich beengenbe 


Schranke?“ Antwort: einftimmig Sa, und ebenfo einjtimmig wirb bie 
Refolution beigefügt: „Die preußifche Negierung möge auf Beſeitigung aller 
Beſchränkungen hinwirken, welche ber Freizügigkeit im ben übrigen beutjchen 
Zollvereinsftaaten entyegenfländen.” 

8. Frage: „a) Iſt aus diefer Aufhebung (dev SS 181 und 182) eine 
Anderung bes $ 139 der Allg. Gewerbeordnung (derfelbe lautet: Das 
Berbältnig zwiſchen dem Arbeitsherrn unb ben Sejellen oder Gehilfen Tann, 
wenn nicht ein Anderes verabredet ift, durch eine jebem Theile freiltehenbe 
vierzchn Tage vorher erflärte Auffündigung aufgelöft werben) zu folgern ? 
Antwort: Mit 26 gegen 7 Stimmen Nein. b) Empfiehlt fih eine Ber: 
längerung der Kündigungsfriſt? Antwort: Mit großer Mehrheit Nein. 

9. Frage: „a) Iſt biefenige Beftimmung des $ 184 ber Allg. Gew.-Drbn., 
wonach Geſellen, Gehilſen und Tabrifarbeiter, melde ohne gejepliche Gründe 
eigenmäcdtig bie Arbeit verlaffen ober ihren Berrichtungen fich entziehen, be⸗ 
ftraft werben, aufzubeben ?" Antwort: Mit 22 gegen 11 Stimmen Nein. Da 
alſo bie darin gegen bie Arbeiter ausgeſprochene Ausnahme:-Strafbeftimmung 
aufrecht erhalten bleiben fol. wire zur Befeitigung einer Rechtsungleichheit 
mit 25 gegen 8 Stimmen befäloffen, daß dieſelben Strafbeftimmungen 
gegen diejenigen Arbeitgeber in Anwendung kommen follen, bie ihrerjeits 
eigenmächtig vom Arbeitövertrage zurücktreten. „b) Iſt diejenige Beſtimmung bes 
5 184 ber Allg. Gew.:Orbn. wonach Gelellen, Gehilfen und Fabrikarbeiter, 
welche ſich groben Ungehorſams oder beharrlicher Widerſpenſtigkeit f&ulbig 
machen, beitraft werben, aufzuheben ?“ Antwort: Mit 17 gegen 16 Stim- 
men Rein, 
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Nachdem biefe 9 Fragen erlebigi, wird reſumivend zur Frage 1 (Coali⸗ 
tionsfreiheit) zurückgekehrt und nad einftimmiger Bejahung ber Borfrage: 
„Können bie beitehenben geſetzlichen Beichränfungen ber Goalitionsfreiheit 
aufgehoben werben, wenn gleichzeitig anderweite Aenberungen ber@efeßgebung 
eintreten“ — werben als folche anderweitige Aenderungen bezeichktet : 

1) Daß zum Schutze berjenigen, welche an ber VBerabrebung, bie Arbeit 
einzuftellen, nicht Theil nehmen wollen, Beſtimmungen erlafjen werben, welche 
mit den bezüglichen Beltimmungen ber Gew.:Ordn. für das Königreich Sach⸗ 
fen vom 15. Oct. 1861 übereinftimmen — wird mit 18 gegen 15 Stimmen 
verneint. 2) Daß Beſtimmungen gegen ſolche Verabrebungen zur Arbeitsein: 
ſtellung getroffen werben, durch weldye ein Zwang gegen bie Obrigleit aus⸗ 
geübt werben fol, — wirb mit 19 gegen 14 Stimmen vereint. 3) Daß 
Strafbeftimmungen gegen Solde erlafjen werben, welde zur Arbeitseinſtellung 
auffordern ober anreizen, obne ſelbſt dem Kreife ber betreffenden Arbeiter an⸗ 
zugehören, — wirb mit 19 gegen 14 Stimmen verneint. 4) Daß im Wege 
ber Geſetzgebung Schiedsgerichte eingeführt werten: a) an welde bie Be: 
tbeiligten, ehe eine vorbereitete Arbeitseinftellung geſchehen darf, ſich behufs 
Beilegung ber ftreitigen Anfprüde bei Vermeibung von Strafe wenden 
müfjen, — wird mit 19 gegen 14 Stimmen verneint; b) daß im Wege 
ber Geſetzgebung bie Bildung von Commiffionen herbeigeführt wirb, um ben 
Betbeiligten Gelegenheit zu geben, fi vor ber Arbeitseinſtellung mit einander 

u verfländigen, — wirb mit 20 gegen 13 Stimmen verneint. 5) Daß bie 
$ 47 und 43 unb bie SS 31 und 32 der Berorbnung vom 9. Yebruar 
1849 aufgehoben werben, — wirb einftimmig bejaht. 6) Daß bie Vorfchriften 
über bie Prüfungspflicht der Handwerker in ben Abfchnitten II und Ill ber 
Berorbnung vom 9. Februar 1849 aufgehoben werben, — wird mit 27 gegen 
6 Stimmen bejaht. 7) Daß nach Aufhebung biefer Vorfchriften aber eine 
Beftimmung getroffen wirb, wonach bie Lehrlinge gezwungen fein follen, fi 
einer Prüfung zu unterwerfen, welche nad) ben jebt für die Gefellenprüfungen 
beftehenden Vorſchriſten abzulegen ift, — wirb mit 29 gegen 4 Stimmen 
verneint. 8) Daß bie KHinderniffe befeitigt werben, welche der Freizügigkeit 
reſp. freien Nieberlaffung entgegenftehen , insbefonbere daß bas von ben Ge: 
meinben erhobene Ginzugagelb befeitigt wird), — wird einflimmig bejaht. 
9) Daß ber 5 139 ber Allg. Sew.:Orbn. vom 17. Januar 1845: a) auf: 
zubeben, — wirb mit 29 gegen 2 Stimmen verneint; event. b) babin zu 
ändern fei, baß bie barin verordnete fubfibiäre Kündigungszeit von 14 
Zagen verlängert mirb — wird einftimmig verneint. 10) Daß bie Beſtim⸗ 
mung bes $ 184 ber Allgem. Gew.⸗Ordn., wonach Gefellen, Gehilfen und 
Wabrifarbeiter, welche ohne gefehliche Gründe eigenmädhtig bie Arbeit ver: 
laffen ober ihren Verrichtungen ſich entziehen, beſtraft werben, aufgehoben 
wird, — wird mit 20 gegen 13 Stimmen verneint. 11) Daß die Be 
ſtimmung besfelben Paragraphen, wonach Gefellen, Gehilfen und Fabrikar⸗ 
Beiter, welche fi groben Ungehorſams ober bebarrlicher Wideripenftigfeit 
ſchuldig machen, beftraft werden, aufgehoben wird, — wirb ebenfalls mit 20 
gegen 13 Stimmen verneint. 

. Frage: „Was kann gefchehen, um bie auf Selbfthilfe beruhenden 
Genoffer taken Vorſchuß⸗ und Erebitvereine, Bereine zur Beſchaffung von 
Rohſtoffen, Confumvereine, Productivafiocationen) zu fördern? Antwort 
mit 28 gegen 5 Stimmen: „Die Commiſſion ſpricht ben Wunſch aus, bie k. 
Staatsregierung möge auf möglihft balbiges Auftanbefommen eines Gefepes 
Binwirten, welches bie Regelung ber privatrechtlichen Stellung ber auf Selbfl: 
hilfe beru Erwerbe: und Wirthicaftsgenoffenichaften zum Awed bat, 
ut rigen aber biefen Genoſſenſchaften eine möglichft freie Bervegung ge: 

11. Frage: „Welche Affociationen (Vorſchuß⸗ und Crebitvereine zur Be: 
ſchaffung von Rohſtoffen, Gonfumvereine, Productivaffociationen) Tönnen aud 
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unter Fabrikarbeitern Eingang finden und anf welchem Wege wilrbe bies zu 
erreichen fein?" Antwort: einftimmig, baß bie genannten Genoſſenſchaften 
ihrer Natur nach ſämmtlich bei ben Kabrifarbeitern Eingang finden können; 
ebenfo einftimmig wirb erflärt: „Die Staatsregierung bat auch gegenüber ben 
Genoſſenſchaften, an welchen Fabrikarbeiter fich betheiligen, Teine andere Stel- 
lung einzunehmen, als diejenige, welde in ber zu Frage 10 befchlofjenen Ne⸗ 
jolution empfohlen worden“. 

12. Frage: „Welde Mittel bieten fi) bar, um dem beftebenden Mangel 
an billigen und gefunden Arbeitsmohnungen abzubelfen ?“ Antwort: „1) Die 
Staatsregierung wolle barauf Bebacht nehmen, daß durch ftrenge polizeiliche Auf: 
fit bie VBermiethung ungefunder Wohnungen verhütet, jowie baß 2) bie Herſtel⸗ 
lung kleiner Wohnungen auch ſolchen Bauhandwerkern geitattet werbe, welche 
ben jet vorgejchriebenen Nachweis ber Befähigung zum en Betriebe 
bes Baubandwerfs nicht geführt haben, 3) Die Beſchaffung geeigneter Ars 
beitermwohnungen laßt fih, wo burd die freie Concurrenz einzelner Unterneh⸗ 
mer dem Bedürſniß nicht genügt wird, durch Bangenoffenichaften erreichen. 
Diefelden jmd in gleiher Weife zu behandeln, wie für bie übrigen Genofjen- 
Ihaften durch die Antwort auf Frage 10 empfohlen worben ift“. 


— Aug DttEulenburg’sche Angelegenheit: Graf Eulenburg erhält endlich 


23. 


25, 


28. 


30, 


wenigftens Stubenarreft; der Negimentscommanbeur in Bonn muß 
indeß auf den Antrag bes Unterſuchungsauditeurs erft durch eine 
höhere Inflanz bazu veranlaßt werben. 

v„ Der Berliner Arbeiterverein bejchließt, daß er bie von der Re 
gierung berufene jociale Commiſſion als eine Vertretung ber Arbei- 
terflaffen nicht anfehe, fondern hiefür einzig und allein bie Volks⸗ 
vertretung gelten lafjen wolle, bie Arbeiter verlangten von ber Re: 
gierung nichts, als was aud bie Volfsvertretung bereits gefordert 
habe, die Vereinbarung des Genoſſenſchaftsgeſetzes, das ben Genoſſen⸗ 
ihaften corporative Rechte einräume. 

„ Das Domcapitel von Köln einigt fi endlich über die ber Krone 
vorzulegende Sanbibatenlifte zu Beſetzung bes erzbilchöflichen Stuhles. 
Es werben gewählt: Biſchof Ketteler von Mainz, Biſchof Melchers 
in Osnabrück, Prof. Hettinger in Würzburg, Abt Haneberg in Mün- 
hen, Weihbiſchof Baudri in Köln. Die Regierung bezeichnet ben 
Biſchof Ketteler, ben Prof. Hettinger und den Weihbiſchof Baubri 
als personae minus gratae, fo daß nur Abt Haneberg und Biſchof 
Melchers auf der Wahlliſte bleiben. 

„ Die Gen.:Berfammlung der Köln:Mindener Eifenbahngefellihaft 
genehmigt einftimmig bie von ber Direction wit ber Regierung ab: 
geichloffene Uebereinktunft, ohne die Zuftimmung bes Landtags vor⸗ 
zubehalten. Der Regierungscommiflär erflärt, daß nad feiner An- 
fit eine Genehmigung durch den Landtag überhaupt nicht erforder: 
lich fei, der Vertrag vielmehr ſchon durch Genehmigung bes Königs 
perfect werde. 

„ Dtt:Eulenburgifche Angelegenheit: Graf Eulenburg erhält die Er- 
laubniß, zu den Manövern feines Regiments abzugeben. 


2.Sept. Der Abg. Tweiten wird auf Antrag ber Staatsanwaltſchaft 
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vom Berliner Kammergericht über feine Nebe im Abg. Hauſe vom 20. 
Mai (über die gebrochene Unabhängigkeit der Gerichte) vernommen. 
Derfelbe verweigert, auf die Verfaffung geftügt, alle und jebe Antwort. 

11. Sept. Das Kreisgeriht in Mohrungen ſpricht die 17 wegen Beleidigung 

des Minifteriums angellagten Abgeorbneten frei. 
„„Ssächleſiſcher Stäbtetag in Slogan. 

16. „ Die Regierung weist bie Beſchwerde ber Stabtverorbnetenverfamm- 
lung von Köln gegen den Oberbürgermeijter Bachem bez. Abgeordneten⸗ 
feft ab, „weil der Gegenftand feine practiſche Bebeutung verloren habe“. 

17.718. Sept. feier der 5Ojährigen Verbindung ber Provinz Sachſen mit 
Preußen in Merſeburg. Große Feftivitäten ber feubalen Provinzial- 
flände. Der König hält eine große Revue ab, wobei aud bie Con⸗ 
tingente von 5 beutfchen Bundesſtaaten (Altenburg, Anhalt, Coburg: 
Gotha, Schwarzburg-Rubolftabt und Reuß) Theil nehmen. 

20. „ In Königsberg werben drei Zeitungen wegen eines bloßen Tele: 
gramms über bie Note bes Grafen Ruffel vom 14. d. M. bez. ber 
Safteiner Convention configcirt. 

— „ Die Regierung und bie römifche Curie haben fih über die Er- 
bebung des Grafen Ledochowski, z. Zeit päpftlichen Nuntius in Brüſſel, 
zum Erzbiſchof von Poſen geeinigt. Die beiden Domcapitel von 
Poſen und Gnefen fowie bie äffentlihe Meinung ber polniſchen und 
beutfchen Bevölkerung ber Erzbiözefe ſprechen ſich indeß noch ſehr ener⸗ 
gifch gegen biefe Candidatur aus, 


— Oct. Die von ber Stabiverorbnetenverfammlung von Königsberg (am 
27. uni) getroffene Wahl eines zweiten Vürgermeifters wirb von 
ber Regierung gleich wie bereits und wiederholt diejenige eines Ober⸗ 
bürgermeifters nicht betätigt, fo daß auch dafür eine genehme Wahl 
borgenommen ober eine commiffar. Verwaltung gewärtigt werben muß. 

— u Das Kölner Tomcapitel proteftirt mit 10 gegen 6 Stimmen 
gegen bie Streidhungen ber Regierung, jo daß ihm nur zwei Can: 
didaten zur Wahl geblieben feien. Die Regiernng enthebt ven bie: 
herigen Wahlcommifjär, den (proteftantiichen) Oberpräf. v. Eichmann, 
feiner Zunctionen unb überträgt biefelben bem (kath.) Präf. v. Dues⸗ 
berg in Münfter. 

418. „ 5Ojährige Jubelfeier ber Vereinigung Weſtphalens mit Preußen 
in Miünfter. ‘ 

20. „ Die Stabiverorbnetenverfammlung von Berlin befchließt, ſich be: 
ſchwerend an ben Oberpräfibenten zu wenden, nachdem bie Regierung 
I : en unter 9 von ihr gewählten Stabträtben 8 nicht be 

ätigt bat. 

24. „ Der Proceß gegen Tweſten wegen NRebefreibeit im Abg.Hauſe 
gelangt, nachdem bas Berliner Stabtgericht und bas Kammergericht 
denſ elben abgelehnt haben, nunmehr in letzter Inſtanz vor das Ober: 
tribunal. Ebenſo der gegen den Abg. Frenzel eingeleitete Proceß, 
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nachdem auch bas Kreisgericht und das Appellgericht von Inſterburg 
die Anhandnahme abgelehnt haben. 


— Oct. Die Stabiverorbnetenverjommlung von Breslau beſchließt ſaſt ein⸗ 


ſtimmig, für bie Realſchulen den confeſſionellen Character grundſätz⸗ 
lich und ſtatutengemäß für alle Zukunft auszuſchließen und geneh⸗ 
migt mit 61 gegen 31 Stimmen den Ankauf der in der Stadt 
liegenden Caſernen von ber Regierung um ca. 1 Mil. Thlr., ohne, 
wie vorgefchlagen wird, bie Zuftimmung bes Landtages vorzubehalten. 


I. Nov. Das Domcapitel von Köln lehnt die Wahl eines Erzbiſchofs 
aus ben zwei von feiner Kandibatenlifte allein übrig gelaffenen Namen 
ab; ber k. Commiſſär v. Duesberg Fehrt unverrichteter Sache nad 
Münfter zurüd, 

6. „ Das Obertribunal verurtheilt ben Abgeorbnieten Tweſten wegen 
Theilnahme an der Abgeorbnetenverjammlung in Frankfurt a. De. vom 
21. Dec. 1863 zu einem Verweis, nachdem ihn bas Kammergericht 
als erfte Inſtanz freigefprechen hatte. 


18. „ Ein k. Decret hebt die Verfügung vom 5. Nov. 1861, burd 


welche die Bertretung des „alten und befeftigten Grunbbefites* von 
90 auf 41 Eibe im Herrenhaus rebucirt worden war, wieber auf. 

Die k. Verordnung betreffend bie definitive Erledigung ber Vorbehalte 
wegen Bilbung ber Verbände bes alten und bes befeſtigten Grundbeſitzes ꝛc. bes 
flimmt überdieß: „Aenderungen ber gegenwärtigen Verordnung ſowie ber Ver: 
ordnung wegen Bildung ber erfien Kammer vom 22. Oct. 1854 können ges 
mäß Art. 1 bes Geſetzes betreficnd die Bildung ber erften Kammer vom 7. ai 
18653 fortan nur durch ein mit Zuſtimmunng beiberHäuferbes 
Landtags ber Monardie zu erlafjendes Geſetz vorgenommen 
werben“. 


24. „ In Königsberg fiegt in den Stabtverorbnetenwahlen bie Fort⸗ 


ſchrittspartei in allen brei Abtheilungen, fo baß ihr bis auf 5 ober 
6 ſämmtliche Mitglieder der Behörde angehören, 


3.—9. Dec. Seſſion der Provinziallandtage der Monardie. Die einzige 
Borlage ber Regierung betrifft bie Rüderftattung ber aus ber Staats: 
kaſſe vorſchußweiſe gezahlten Grundfteuer-:Regulirungstoften im Be: 
trage von 8 Mil. Thlrn. Ein Theil ber Provinziallandtage kommt 
bem Wunſche ber Regierung entgegen, indem fie fi für bie Zurück⸗ 
führung dieſer Koften durch einen allgemeinen Aufichlag auf-bie ſämmt⸗ 
lichen birecten Steuern oter gar auf bie Perfonalfteuern allein 
entſcheiden; andere dagegen, wie namentlich derjenige von Oftpreußen 
(mit 72 gegen 25 Stimmen) erflären ſich für. incompetent und ver: 
langen eine Erledigung der Frage durch ben allgemeinen Landtag. 
— Der Provinziallandtag von Poſen lehnt ben Antrag auf eine 
Bitte um Amneftie mit 24 gegen 21 Stimmen ab. — Der Lanb- 
tag von Weſtphalen befchließt faft einftimmig ben Antrag auf Bitte 
um Erhebung ber Academie von Münfter zum (kath.) Univerfität, 
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46. Dec. Der päpftlide Runtus in Bruͤſſel, Graf Ledochewoly, wird, 
nachdem fie ſich lange bagegen gefperrt, von ben vereinigten Dom: 
capiteln von Polen und Gnefen zum Erzbiſchof von Pofen und 
Gneſen gewählt, da ſich die Regierung und die römiſche Eurie über 
feine Perſon verftänbigt haben. 

„ „ DtteEulenburg’iche Affaire. Graf Eulenburg wird vom Militär: 

gerichte zu AU Monaten Feſtungshaft (glei ben Minimum der be 

treffenden gefeblichen Beftimmung von 3 Monaten Gefängniß) verur⸗ 
theilt. 

29. „ Einberufung bes Landtags auf ven 15. Januar 1866. 


i 


III. 
Oeſterreich. 


3. Jan. (Ungarn). Kaiſ. Handſchreiben genehmigen den Zuſammentritt 
des ſerbiſchen Nationalcongreſſes in Karlowitz und der Synode der 
griechifch-orientalifchen ſerbiſchen Bifhöfe behufs Ausſcheidung des 
den romaniſchen Sprengeln zukommenden bisher gemeinſamen Ber: 

mögens der Karlowitzer Metropolie in Ungarn, Croatien, Sla⸗ 
vonien und der Militärgrenze und ernennt den rumäniſchen Biſchof 
von Siebenbürgen Schaguna zum, dem ſerbiſchen Metropoliten coordi⸗ 
nirten, Erzbiſchof und Metropoliten der griechiſch-orientaliſchen 
Rumänen in Siebenbürgen und Ungarn. 

7. „ Die officielle Wiener Zeitung bringt folgende Note: 

„Der Hl. Stuhl bat am 8. Dec. eine Encyclica erlafien, begleitet von 
einem Berzeichnifje als Irrlehren bezeichneter Saͤtze. Die Encyclica wirb bem 
Epifcopate im Kaiſerthum Defterreich mitgetheilt werben. Die k. k. Regierung 
it nah F1 und 2 ber Tail, Verorbnung vom 18. April 1850 unb bem 
Art. N ber mit dem bi. Stuhl im J. 1855 getroffenen Bereinbarung nicht 
in ber Lage, auf die syorm, weldhe vom Epifcopat bei Kundmachung ber Ens 
eyelica und ihres Anhangs eingehalten werben wird, Einfluß zu nehmen. Ohne in 
eine Beurtheilung ber erwähnten Kundgebung einzugehn, wozu berzeit für bie 
faif. Regierung fein Anlaß vorliegt, erfennt fie in berjelben nur eine Vers 
lautbarung von Anſchauungen bes päpill. Stuhles, welde an und für fich 
nicht geeignet tft, eine Aenberung ber im Kaifertbum Oeſterreich beſtehenden 
Geſetze und Einrichtungen zu bewirken.“ 

9. „ Reichsrath: der Staatsminifter zeigt dem Abg.Hauſe durch Zu⸗ 
ſchrift an, daß der Kaiſer die Antwortsadreſſe „in Kenntniß ge⸗ 
nommen habe“. — Die Finanzconmiſſion bes Abg Hauſes beſchließt 
auf Antrag des Grafen Vrints einſtimmig, das ihr vom Hauſe 
überwieſene Budget für 1865 an die Regierung zurückzuſenden, um 
darin ſelbſt diejenigen Abſtriche vorzunehmen, die ſonſt die Commiſ⸗ 
ſion vornehmen müßte, um wenigſtens das eigentliche Gebahrungs⸗ 
defizit für 1865 zu beſeitigen. 

16—18. Jan. Differenz zwiſchen dem Conſiſtorium und den Studenten 
ber Wiener Univerfität über bie eier des fünfhunbertjährigen Ju⸗ 
bilkums (ob im März: Grünbungstag 12. März, ober im Auguft: 
päpftliche Beftätigungsbulle vom 8. Auguſt). Erklärung bes 15er 
Eomitd der Studenten. Verweis und Auflöjung bes Studenten: 
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comito auf Befehl des Staatsminifters. Ovation ber Stubenten 
für die Gemafregelten. 

20. Januar. (Eroatien) Ein kaiſ. Refeript an ben Ban befichlt 
bie Einberufung einer Banalconferenz auf ben 4. Febr. als Ein: 
leitung für die Wahlen zum Lanbtag. 

21. „ (rief). In Folge eines italieniihe Sympathieen verrathen- 
ben Beichluffes des Stadtraths wirb berfelbe kraft kaiſerlicher Ent⸗ 
ſchließung aufgelöst. 

23. „ Reichsrath: Die Regierung richtet eine Zufchrift an ben Finanz⸗ 
ausſchuß des Abg.Hauſes: fie erblidt in dem Beſchluß besfelben 
vom 9. Januar „ben Wunjch, zur. verfaffungsmäßigen Zeititellung 
bes Bubgets für 1865 auf einem anderen als bem bisher einge- 
baltenen Wege zu gelangen, um bas möglichſte Gleichgewicht zwi⸗ 
ihen Einnahmen und Ausgaben berzuftellen,“ meint aber, es bebürfe 
bazu „die Beantwortung mehrerer Vorfragen, beren Löſung jeben- 
falls vorauszugehen hätte,“ weßhalb fie behufs einer Verſtändigung 
ihre Dertreter in ben Ausſchuß zu ſchicken bereit jei. 

24, „ Reichsrath: Erfter Verſuch einer Ausgleihung zwiſchen dem Fi: 
nanzausihuß des Abg.-Haufes und ben Vertretern ber Regierung. 
Der Ausſchuß erklärt mit 17 gegen 10 Stimmen, daß bas Gebah- 
rungsbeficit im Budget für 1865 auf 25 Mill. zu veranjchlagen 
fei und mit 16 gegen 12 Etimmen, daß diefer Betrag als das 
Minimum angejchen werden müſſe. Die Vertreter der Regierung 
erflären, daß unter biefer Vorausfeßung eine neue Berathung ber 
Regierung nothwendig fei und die Verhandlungen mit bem Aus: 
ſchuß daher zwar nicht abgebrochen würden, aber boch unterbrochen 
werben müßten. 

„ » (Zrief). Umfchwung ber öffentlihen Stimmung ine Rota 
bein-Berfammlung beichließt eine Loyalitätsabrefle an den Kaifer, 
bie in ber Etabt und auch im Territorium, unter der Bedingung, 
baß fie ins Slaviſche überſetzt werde, zahlreiche Unterfchriften findet. 

25. „ (Ungarn). Cine kaiſ. Entſchließung befiehlt Beſchleunigung 
ber Arbeiten für das Neorganifationswert in Ungarn, um fie als 
königl. Propofitionen dem einzuberufenden Landtage vorzulegen und 
bie Aufhebung bes Kriegsproviforiums vorzubereiten. 

„» Reichsrath: Verhandlungen bes Finanzausſchuſſes. Die Regie: 
rung verlangt für eine Verſtändigung über das Deficit von 3865 
das Zugeſtändniß von zwei Vorfragen oder Borbedingungen: 1) voll: 
kommen freie Virements innerhalb ber einzelnen Minifterien und 
2) bie Bereitwilligfeit, unmittelbar nach ber Berathung bes Bubgets 
für 1865 in diejenige über das Budget für 1866 einzutreten und 
ertlärt, erſt nah Bewilligung diefer zwei Zugeftändnifje die Ziffer 
bes von ihr für möglich gehaltenen Abſtrichs nennen zu können. 
Schmerling macht ben Ausſchuß auf bie Folgen aufmerkſam: er 
lönne 25, 28 Mil. ja noch mehr abftveichen, aber das Bubget ge: 


| u u. 


31. 
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Yange an bie brei verfaffungsmäfigen Factoren unb ba fei Ges 
fahr vorhanden, daß das Finanzgefeb nicht zu Stande komme Der 
Ausſchuß beſchließt mit 16 gegen 11 Stimmen, auf bie Berathung 
jener Borfragen nicht einzugehen, wenn nicht bie Regierung vorher 
die Summe ihres Abſtrichs bekannt: gebe. 


30. Yan. Das Confiftorium ber Wiener Univerfität beginnt bie Berathun: 


gen über das neue Statut und bie bießfalls eingegangenen Gut: 
achten und beſchließt mit 7 gegen 4 Stimmen, an ber Nichtzulaffung 
ber proteftantifhen Profeſſoren zu ben akademiſchen Würden feſt⸗ 
zuhalten. 


„Reichsrath: Der Finanzausſchuß des Abg.Hauſes beräth das Bud⸗ 


get für 1865 und nimmt nunmehr von ſich aus die ihm noth⸗ 
wendig und zuläſſig ſcheinenden Abſtriche vor. Graf Brints trägt 
darauf an, die abgebrochenen Unterhandlungen mit der Regierung 
wieder aufzunehmen und die Regierung zu ber Erklärung aufzu⸗ 
fordern, daß das Gebahrungsdeficit im Budget für 1865 wenigſtens 
annãhernd, jedoch ohne Velaſtung bes Credits, für 1866 aber gänz⸗ 
lich beſeitigt werden ſolle. 


1. Februar. Reichsrath: Vorberathung des Budgets für 1865 durch den 


3. 


4 


6. 


9. 


Finanzausſchuß des Abg.Hauſes. Die Trage, ob fie die Verträge 
mit den weiblihen Orden aufzuldjen gebenfe, wird von ber Re- 
gierung ausweichend beantwortet, worauf der Zuftanb ber Strafan- 
ftalten unter ber Leitung biefer weiblichen Orden von allen Seiten 
als „geradezu unerhört in Europa“ bezeichnet, und 70,000 fl. an 
dem betreffenden Boftulat geftrichen werben. 

„Reichsrath: Der Finanzausſchuß befchliegt, den fog. Dispofitions- 
fonds (geh. Ausgaben) von 500,000 fi. auf 200,000 fi. herabzu⸗ 
ſetzen. Schmerling will fi nur einen Abſtrich von 50,000 fi. 
gefallen laſſen. 

„ (Eroatien). Eröffnung ber Banal-Sonferenz in Agram zur 
Berathung einer Wahlorbnung für ben einzuberufenden Landtag. 
Die Sipungen find geheim. 

„ Reichsrath: Abg. Berger madt im Abg.Hauſe barauf aufmerk⸗ 
fam, daß bis jebt fieben Interpellationen an bas Diinifterium gerichtet, 
bis jegt aber noch Feine einzige beantwortet worben jei. 

„ (Ungarn) Eröffnung bes ferbifhen National: Congreffes in 
Karlowik. 

„ (Ungarm). Kriegsgerihtliches Urtheil gegen Paul v. Almafy 
und Genofien. Die ausgeſprochene ZTobesftrafe wirb auf 20 Sabre 
Ketten gemildert. Die Begründung bes. Urtheild wird nicht ver: 
öffentlicht. 

„Reichsrath: Der Finanzausſchuß ſtreicht bie geſetzwidrigen Pen: 
fionszulagen für die neuerlich entlaſſenen Miniſter Rechberg, Forgach 
und Wickenburg. 
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11. Febr. (Ersatien) Schluß ber Banalconferenz.: Die Eonferenz er: 
klärt fich für bag Wahlgeich von 1861 auch für ben nächſten Land⸗ 
tag unb beſchließt, in einer Adreſſe an den SKailer ben heißen 
Wunſch auszuſprechen, daß an bem Lanbtag auch bie Berireter ber 
Militärgränge Theil nehmen unb, wenn irgend möglih, auch jene 
Dalmatiens dazu eingelaben werben, um enblid bie längſt eriwar- 
tete Union feftzufchken. Der Ban meigert fich, eine Vorftellung ber 
Magnaten gegen bie einjeitige Beichränfung ihres Virilſtimmrechts 
ohne gleichzeitige Beichränfung auch bes Virilſtimmrechts ber Biſchöfe, 
fath. Eapitel, gried. Conſiſtorien und Klöfter und ber Vicegefpane 
an ben Kaiſer zu übermitteln. 

12. „ Schmerling verfunmelt ca. 80 Mitglieber bes Abg.Hauſes bei 
fih, um im Abg.⸗Hauſe wieber feiteren Fuß zu fallen, inben er fie 
über bie Abfichten ber Regierung zu beruhigen fucht bezüglich ber 
Finanzfrage (auch bie Regierung erkenne fie für bie wichtigſte und 
wolle gerne einen großen Abftrih machen; ob er aber bie Höhe bes 
Gebahrungsdeficits erreiche, könne fie im Voraus nicht beurtheilen, 
denn das hänge von Umſtänden ab), über bie Maßregeln in Ga: 
lizien und den F 13 ver Berfaffung (bie Regierung ſammle ein 

reiches Material für ein Geſetz über den Belagerungszuſtand), über 
eine Löſung ber ungarifchen Frage (ein Einverſtändniß mit dem 
ungariſchen Landtage werde nur auf dem Boben ber Berfaflung 
angebahnt werben), über bie Einberufung bes engeren Reichsraths 
(für die Einberufung bes ungarifhen unb croatiiden Landtags 
feien die Borarbeiten in vollen Zuge und ber engere Reichsrath 
folle zugleih mit ihnen tagen), enblich über die deutſche Frage (die 
ſchleswig⸗holſt. Frage fei allerdings „total verfahren”, aber ber 
Minifter des Auswärtigen fei mit aller Kraft und Energie bemüht, 
fie zu einem gedeihlichen Abſchluſſe zu bringen). 

13. „ Die Regierung bietet zu einer internationalen Enquete-Commiſ⸗ 
fion behufs eines Handelsvertrags mit England bie Hand. 

14. „ Die Abtragung ber an biefem Tage fälligen Rate von 11% Miu. 
an bie Bank wird durch ein Confortium von Banliers ermöglicht. 

"» # (Benetien). Unorbnungen an ber Univerfität Padua (wegen 
ital. Sympathien). 

18. „ Reichsrath: Die Staatsihulben -Eontrolcoumiffion übergibt bem 
Abg. Haus einen Bericht, aus dem ſich ergibt, daß „bie Fi 
nanzverwaltung die zum Zwecke ber Einlöfung der Partialhypotheken⸗ 
anmeifungen gefetlich beitimmte Summe von 20 Mill entweder gar 
nicht, ober body zum größten Theil zu dem geſetzlich vorgeſchriebenen 
Zwecke nicht verwendet babe”. 

19. „ Reichsrath: Der Minifter des Auswärtigen erflärt dem Abg. 
Haus, die Regierung anerkenne Teine Verpflichtung zu Vorlage bes 
Friedensſchluſſes mit Dänemarl. —. Der Yinanzminifter bringt das 
Bubget für 1866 ein. Dasjelbe weist (ſelbſt nach ber Gruppirung 
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- ber Regierung) noch immer ein Gebahrungsdeficit von 13 Mil. 


auf; erit mit dem J. 1867 „hofft“ ber Finanzminifter dasſelbe ganz 
bejeitigen zu Tünnen. 


20. Fehr. (Ungarn). Stürmiſche Sitzung bes jerbifdyen Nationalcon- 


21. 
23. 


26. 


grefles in Karlowig gegen die Anfprüde ber Rumänen. 

„ NReideratb: Der Finanzausſchuß beſchließt einen Abſtrich von 
2,398,000 fl. im Budget der Marine für 1865. 

„Reichsrath: Das Abg.Haus befchließt auf ben Antrag des Grafen 
Prints „ben Finanzausichuß zu einem Berichte darüber aufzufordern, 
ob und inwieweit zu Erzielung umfaſſender Erfparungen bie Felt: 
ftellung ber Aifferanfäbe ber Budgets für 1865 und 1866 aus: 
nahmsweife in einer von ber Bisherigen abweichenden Form im Wege 
der Vereinbarung mit ber Regierung vorzunehmen wäre", Bericht bes 
gew. Miniſters, Abg. Pratobevera als Obmann bes Finanzaus⸗ 
ausſchuſſes über die bisherigen, geſcheiterten Verſuche einer Verſtän⸗ 
digung mit ber Regierung. - 

Eine Zuſchrift Schmerlings an ben Finanzausſchuß forber! bon dem⸗ 
felben, in Tolge der Annahme des Antrags Brinie durch das Abg.- 
Haus nicht weiter in ber begonnenen Specialberathung des Budgets 
für 1865 fortzufahren, wibrigenfalls die Miniſter Teinen Antheil 
daran nehmen würden. Der Finanzausſchuß beichließt, bie Regie: 
rung zu SKenntnißgabe einer beftimmten Ziffer bes ihr möglichen 
Abſtrichs an den Ausgaben für 1865 aufzuforbern und inzwifchen 
in ber bisherigen Behandlung bes Bubgets fortzufahren. 

„Flaue eier des Jahrestage der Berfaffung in Wien und in ben 


“Übrigen Theilen der Monarchie. 


„Die bisherige Internirung einer großen Anzahl Polen wird auf: 
gehoben und werden dieſelben maſſenhaft nach Bayern und der Schweiz 
entlaſſen. 


2. März. Reichsrath: Die Regierung erklärt ſich endlich in einer Zu⸗ 


ſchrift an den Finanzausſchuß zu einem Abſtrich von 20,100,000 ft. 
im Budget für 1865 bereit, „wofern bie Vertheilung dieſer Summe 
auf die Sefammterforberniganfäße ber einzelnen DMinifterien nad) ben 
im Schooße der Regierung vereinbarten, in der Beilage verzeichneten 
Quoten erfolgt, fomit die nad Abzug biefer Quoten refultirenbe 
Gefammtziffer des Erforberniffes jebes einzelnen Minifteriums nach 
bem beiliegenden Entwurfe in das Finanzgeſetz eingeftellt und jebem 
Minifterium bie freie Gebahrung innerhalb dieſer Ziffer geftattet 
wird; wenn enblid — vorbehaltlich ber Vereinbarung über bie Ziffer 
ber möglichen Erjparniffe — eine baldige und gleihe Behandlung 
auch bei ber verfaffungsmäßigen Feſtſtellung des Stantshaushaltes 
für das Jahr 1866 zugeftanden wird". Die Beilage concebirt für 
das Milttärbubget einen Abftrih von 11 Mil., für das Marines 
budget einen folgen von 1,770,000 fl. (im letztern hat jeboch ber 
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Ausſchuß bereits 2,398,000 fl. geſtrichen und für bas erftere Tautet 
ber Antrag des Referenten auf 19% Mil.) Der Ausſchuß beſchließt, 
die Zufärift ber Regierung einem Subcomité zu überweilen, in- 
zwiſchen aber mit der Berathung ber Einzel⸗Etats für 1865 fort: 
zufahren. 


6.März. Reichsrath: Der Finanzausſchuß verlangt bie Anweſenheit ber 


7. 


8. 


14. 
17. 


18. 


1 


ao 


20, 


Minifter bei Berathung bes Milttärbubgets für 1865 als Pflicht 
behufs Ertbeilung von Auffchlüffen. 
„Reichsrath: Die Regierung lehnt die Forberung bes Finanzaus: 
ſchuſſes ab vor Entſcheidung des Abg.Hauſes ſelbſt. Der Yinanz- 
ausſchuß beichließt nunmehr, bie Berathung bes Militärkubgets zu 
beginnen auch ohne Anweſenheit ver Minijter. 
„Reichsrath: Der Finanzausichuß beichließt mit 17 gegen 12 Stim— 
men, beim Abg.Hauſe darauf anzutragen, über ben Antrag Vrints 
(ſ. 23. Febr.) zur Tagesordnung überzugeben und das Bubget für 
1866 einem 36er⸗-Ausſchuß zu überweijen, aber erſt nad Feſtſtellung 
bes Budgets für 1865. Im Militärbubget für 1865 wirb hierauf 
mit 18 gegen 16 Stimmen ein Abftrih von 17% Mill. befchloflen. 
„Reichsrath: Schmerling antwortet auf bie Interpellation Giskra'e 
wegen bes Belagerungszuftandes in Galizien, bie Regierung halte 
an ber in ber Adreßdebatte bargelegten Anſchauung felt, daß ber Be 
lagerungszuſtand eine Maßregel ber Executive fei, zu deren Red: 
fertigung fie na F 13 ber Verfaſſung fich nicht verpflichtet eradhte; 
berfelbe erkenne übrigens, daß bier eine „Rüde“ in ber Sejeßgebung 
vorhanden fei und mwerbe zum Zuſtandekommen eines Geſetzes über 
den Belagerungszuftanb gerne die Hand bieten. Berger unb 75 
Sen. bringen jofort den Antrag auf einen Geſetzesentwurf ein, wo⸗ 
nach jede auf Grund jenes $ getroffene Regierungsmaßregel außer 
Mirkfamfeit tritt, wenn biefelbe nicht die Genehmigung bes Reiche: 
raths erhält, 
„» (Benetien). Neue Demonftrationen in Padua bei Gelegenheit 
bes Geburtstage bes Königs Victor Emanuel. 
„Reichsrath: Der Finanzausfhug jchließt feine Berathungen über 
bas Zudget für 1865. Nach feinen Anträgen würbe immerhin nod 
für 1865 ein reines Gebahrungsdeficit von ca. 7 Mill. verbleiben. 
Der Ausihuß beſchließt einftimmig, daß für Dedung bes Deficits 
buch ein befonderes Geſetz vorgeforgt werben Tolle. 
„Reichsrath: Das Abg.Haus mählt eine Commiffion für Vorbe: 
rathung bes Antrags von Berger und Gen. (f. 9. März) unb be 
ftellt diefelben aus 5 Oppofitionellen und 4 Minijteriellen. 
Der Reſt des Silberanlehens von 1864 wird vom Finanzminiſter 
einem Conſortium englifher Kapitaliften überlaffen. 
„Rothſchild übernimmt den bei ber Nationalbank verpfändeten Reſt 
ber engliſchen Anleihe von 1859. 
v„ (Oalizien). Der Statthalter macht laut kaiſerl. Entſchlie⸗ 
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werde. 

21.März. Der Gemeinderat von Wien lehnt ben Antrag, Wien zur 
reichsunmittelbaren Stabt zu erheben, mit 54 gegen 16 Stimmen ab. 

22. „ Reichsrath: Das Abg.-Haus nimmt den Antrag bes Finanzaus⸗ 
ſchuſſes, über ben Antrag Vrints bezüglich der Behandlung bes Bub: 
gets (ſ. 23. Febr. und 8, März) zur Tagesordnung überzugehen, 
ohne Debatte an und beichließt, unter Verwahrung gegen jedes Prä- 
jubiz, in bie Berathung des Bubgets für 1866 einzutreten und bazu 
einen neuen Ausſchuß zu wählen. 

24, „ Reichsrath: Das Abg.= Haus wählt ben neuen Finanzausſchuß 
für das Budget für 1866. Nachdem das miniſterielle Centrum eine 
vorherige Verftändigung abgelehnt, ergibt das Refultat 24 Oppoſi⸗ 
tionelle gegen 12 Miniſterielle. 

25, „ Schmerling verjammelt neuerbings ca. 100 Mitglieber des Abg.: 
Haufes bei fih und erklärt ihnen, daß bie. Regierung ſowohl bez. 
bes 5 13 der Verfaffung als bezüglich der Budgetabftriche für 1865 
auf ihrer Anficht beharre. „Wolle der Reichsrath größere Abſtriche 
beichließen, fo werben bie Minifter fich veranlaßt ſehen, Se. Mai. 
zu erſuchen, nad) Dero Weisheit das Meitere zu verfügen“. 

27-28. März. Reicherath: Allgemeine Debatte bes Abgeorbn. : Haufes 
über das Budget für 1865. Die NRebner der Majorität erklären 
übereinitimmend, daß hinreichende Abſtriche unausweichlich ſeien, weil 
weder eine weitere Steuererhöhung noch eine weitere Inangriffnahme 
bes öffentlichen Credits mehr moglich ſei. Schmerling erklärt: daß 
thunlichſt geſpart werden nrüffe, Darüber ſei bie Regierung mit dem Haufe 
einig, nur über bie Ziffer beftehe eine Differenz. Beide feien nicht 
gegenüberftehende Parteien, weil beibe, wenngleich mit verfchiebenen 
Mitteln, bie Wohlfahrt bes Landes anftreben, abgefehen von ber 
Trage, ob in Defterreih ein firengparlamentarijches Regime möglich 
und mit Majoritätsminifterien zu regieren fe. Im biefem Haufe 
ſehe er Feine geſchloſſene Partei mit einem beftimmten Programm 
und mit Männern, welche geeignet feien, die Verwaltung weiter zu 
führen. Die Regierung balte es baher mit ihrem Gewiflen für vert 
einbar, troß einiger gegen fie ausfallender Ahftimmungen, bem Kaiſer 
noch ferner zu bienen. 

29, „ Reichsrath: Bubgetberathung des Abg.-Haufes, Debatte über bie 
ausw. Angelegenheiten. Der Minifter des Ausw. erklärt: „Rad dem 
in biefem 5. Haufe mit hinreichend büftern Farben entworfenen Bilde 
unjerer innern Berhältniffe wird es für benjenigen, ber mit ber Lei: 
tung der ausw. a betraut zu fein bie Ehre Bat, zur 
doppelt Heiligen Pflicht, fein ganzes Beſtreben ber Erhaltung bes 
Friedens zuzuwenden, deſſen bas Reich in jeber Hinficht ſo bebürftig 
zu fein erfcheint, Dieſen Zwed wenigitens glaubt man nie aus ben 
Augen verloren unb gerabe durch ben von bem Tail. Gabinet einges 


190 


Out. 


ſchlugenen Weg denſelben inſoweit erreicht Zu haben, daß in biefem 
Augenblide eine ernftliche Kriegsgefahr nirgends droht”. Das Haus 
befchließt, die „Erwartung auszufprechen, daß in Zukunft bei Eröff⸗ 
nung der Seſſion ober gelegentlih her Prüfung der Bubgetvorlage 
vom Minifterium des Aeußern ein Erpoje über die politifhe Lage 
des Meihe in Beziehung zu ben auswärtigen Mächten nebft ben 
einjchlägigen diplomatiſchen Actenjlüden dem Reichsrath vorgelegt 
werbe”. 


31. März. Reichsrath: Bubgetberathung bes Abg.Hauſes, Debatte über das 


Verhältniß zu Ungarn. Chmerling erllärt: Wenn die Regierung 
auch nicht fo fanguinifch fei, zu glauben, daß fchon der nächſte un- 
garifhe Landtag bie Berfaflungsfrage Löfen und Abgeorbnete in ben 
Reichsrath entjenden werde, jo werde doch bei ruhigem Fortichreiten 
bie Trage endlich gelöft werben... Eine Bereinbarung der ungarifchen 
Gejehe von 1848 mit ber Reichsverfaſſung fei äußerſt ſchwierig und 
auch mit ber altconfervativen: Bartei in Ungarn werbe fi bie Re 
gierung niemals einlafjen können, erkenne vielmehr biefe als ihren 
erbittertftien Feind, deſſen Minen bis in biefes Haus reichten. 

„»: Das Confifiorium ber Univerfität Wien abet zur Betheiligung 
an ber 500 jährigen Jubelfeier ber Univerfität ein, die „aus Oppor⸗ 
tunitätsgründen® vom 1.—3. Auguft db. % gefeiert werben fole. 


1. April, (Ungarn). Schluß bes ſerbiſchen Congreſſes in Karlowig: 


4. 


14. 


29. 


ein Ausgleich zwiſchen Serben und Rumänen bat nicht erzielt werben 
tönnen. 

„Reichsrath: Die Regierung legt bem Abg.-Haufe einen neuen Zoll 
tarif auf weſentlich libereraleren Grundlagen als bisher nebft Ein- 
führımgögejeß vor. — Budgetbebatte bes Abg-Haufes: ber Anjak 
für den Unterrichtsrat$ wird von 55,000 auf 30,000 fl. herabge⸗ 
ſetzt. Die Regierung unterliegt überhaupt fortwährend in ber Bub- 
geiberathung; nicht in ber unbebeutenbften Rubrik gelingt es ihr 
gegen die Anträge bes Finanzausſchuſſes durchzudringen, wenn aud 
bie Oppofition oft nur 2 Stimmen Mehr für ſich hat. 

„ Enblide Unterzeichnumg bes Ganbelswerteags zwiſchen Defterreid 
und bem Zollverein zu Berlin. 

„ Sm ben hödjften Kreiſen ſcheint bie Geneigtheit obzumwalten , aud 
bie gefammte italienifche Armee unter Benedeck auf ben Trie 
densfuß zu ſetzen, um erkleckliche Erfparungen zu erzielen. Benedeck 
remonſtrirt bagegen unb eilt felbft nach Wien, Vorerſt wirb von 
dem Plane wirklich wieder abgeftanben. 


„ Eröffnung ber englifdeöfterr. Zollconferen;z. 


Reichsrath: Bubgetberathung bes Abg.Hauſes, Juſtizminiſterium. 
Debatte Über die Unabhängigkeit ber Gerichte und die gebrüdte Lage 
ber Preſſe. 


Reeichsrath: Bubgeiberathung bes Abg.Hauſes. Der fog. Dispo- 
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fitionsfond (geb. Ausgaben) wirb nach dem Antrage bes Yinanzaus- 
ſchuſſee von 500,000 fl. auf 200,000 fl. herabgeſetzt. Hr. v. Schmer⸗ 
ing macht die Bewilligung biefes Jahr nicht mehr wie voriges Jahr 
zu einer Cabinetsfrage. 


2.— 6. Mai. Reichsrath: Budgetberathung bes Abg.Hauſes, Militäretat. 

Referat Giokra's Namens des Finanzausfchuffes. (Die Regierung forderte 
urſprũnglich 105,567,772 fl. und wollte fih banı einen Abfiri von 11 DEU. 
von biefer Summe gefallen laſſen; ber Finanzausſchuß beantragt bagegen, 
bas Geſammterforderniß auf bIoß 89,982,772 fl. anzufeßen, wovon 10,432,227 fl. 
von eigenen Finnahmen ber Militärverwaltung abgeben, fo baß aus ben 
Staatsfinanzen noch ca. 794 Mill. zuzuſchießen wären, aljo 17 Mill. weniger 
ale von ber Regierung urſprünglich gefordert wurde). Rebe bes Kriegs» 
minifters gegen ben Antrag bes Finanzausſchuſſes. („Ich muß bemerfen, 
baß ber Kaifer mir befohlen hat, in Bezug auf die Mebuction ber Ausgaben 
bis an bie Grenze ber Möglichkeit zu gehen und ich Tann ſagen, daß ich es 
gewifienhaft gethan Habe und baß ich mit meinem jekigen Borfchlage an ber 
Grenze ber Möglichkeit bin; weiter zur geben ift mir unmdglidh, wenn 
ih nicht bie Organifation ber Armee angreifen will"). 

Sämmtlihe Anträge bes Finanzausſchuſſes werben mit großer 
Mehrheit angenommen. 

8. „ Reichsrath: Bubgetberatfung bes Abg.Hauſes, Marineetat. Der 
Marineminifter beantragt in herabgeminbertem Anfate 7,778,000 fi. 
zu bewilligen. Das Haus genehmigt bagegen, dem Ausichußantrag 
gemäß, nur 7,150,800 fl. Damit ift base Budget für 1865 erle 
bigt und ergibt bei einer Ausgabe von 522,045,860 fl. und einer 
Einnahme von 514,905,453 fl. ein Deficitt von 7,140,407 fl. 
„für deren Bedeckung durch ein beſonderes Geſetz geforgt werben 
ſoll“. 

11. „ Die Stubenten ber Univerfität Wien weigern ſich, ein Comité für 
bie Jubelfeier der Univerfität zu wählen. 

13. „ Die Stubenten verweigern zum ‚zweiten Mal bie Wahl eines Co⸗ 
mite für bie Jubelfeier und es bleibt dem Conſiſtorium nichts an: 
beres übrig, als die Wahl durch Wahlzettel anzuordnen. 

18.—20.Mai. Reichsrath: Debatten bes Abg.Hauſes über den Handels⸗ 
vertrag mit bem Zollverein vom 11. April. Die Mehrheit bes 
Ausſchuſſes trägt auf Genehmigung, die Minderheit dagegen barauf 
an, vor Feſtſtellung des allgemeinen Zolltarifs in die Berathung 
nicht einzutreten. In namentlicher Abftimmung wird mit 112 gegen 
52 Stimmen ber Antrag ber Minderheit abgelehnt unb ber Handels: 
vertrag genehmigt, 

29. „ (Eroatien) Ein kaiſ. Refeript an ben Banus beruft den croa- 
tifchen Lanbtag auf den 17. Juli ein unb zwar nach ber Wahlorb- 
nung von 1861 (ober eigentlich 1848), doch mit ber „ausbrüdlichen 
Berwahrung”, daß biefelbe „weder als ein Geſetz, noch als ein bie 
Stelle eines Geſetzes vertretendes Herkommen betrachtet werben konne“. 
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Die Milttärgränze fol auf dem Landiage auch vertreten fein, aber 
wie 1861 „nur zur Berathung ber ftantsredjtlichen Fragen“. 
„Dem ſchutzzöllneriſchen „Vereine der öfterr. Inbuftriellen” gegen: 
über bilbet ſich ein „Verein für den volkswirthſchaftlichen Fortſchritt“, 
an dem eine Anzahl der einflugreichiten Deitgliever bes Abg.-Haujes 
und bes Herrenhaufes Theil nehmen. 


1. Juni, Reichsrath: Das Abg.-Haus befchliekt, daß ber große Ausſchuß 


zu Reform der birecten Steuern befugt fei, feine Thätigfeit aud 
nah dem Schluß der Eeflion fortzufeßen. 


6.—9.„ (Ungarn). Beſuch des Kaijers in Peſth-Ofen. Glänzente 


Aufnahme von Seite der Magyaren. Empfang ber Würbenträger, 
der Magnaten und Corporationen,; Anfprache bes Earbinal-Primas, 
Antwort bes Kaiferg: 

„Es ift mein entſchiedener Wille, bie Völker ber ungarischen Krone mög: 
lichſt zu befriedigen. Schon in ber nächſten Zeit werbe ich. dem Lande einen 
Raum öffnen, wo einerjeits bie berechtigten Wünſche ber Bevölkerung durch 
bie legale Bertretung zu meiner Kenntniß gelangen können, anbererfeits jene 
meiner Wünſche, welche die Machtitelung der Monarchie bedingen, berech⸗ 
tigte Würdigung finden werben, jo daß wir bei entiprechender Würdigung 
ber werbieljeitigen echte und Pflichten, bei richtiger Erkenniniß ber inziwi: 
hen eingetretenen Verbältniffe und jenem Ziele nähern können, welches wir 
alle erfireben, und welches die Wohlfahrt und Kräftigung der Geſammtmo⸗ 
narchie fihern wird. Mit doppelter Freude werde ih bann wieber in Ihret 
Mitte erjcheinen, um bei jener feierlichen Gelegenheit, woiür die Vorſehung 
bas leben Eurer Eminenz erhalten möge, dasjenige zu janctioniren , was be- 
reits gegenwärtig das Hauptziel meiner lanbesodterlihen Wünſche tit”. 

Ein kaiſ. Handſchreiben an den Statthalter Grafen Palfiy ſpricht 

zum Abfchied diefe Anfichten und Hoffnungen nohmals aus. 
„ Reihsrath: Der Finanzminifter überrafht das Abg.Haus bei 
feinem Wiederzufammentritt nad ben Pfingfiferien mit einer An: 
lehensforberung von beinahe 117 Mill. welche Ziffer felbft die äu— 
Berften bisherigen Erwartungen noch weit überfchreitet. 

Nah bem Erpoſé des Miniſters wirb biefe Summe erforbert für 
Dedung bes nicht vorbergefehenen Deficts in ber Staatsrechnung von 1864, 
für bie vorausfichtlichen Deficits des Budgets für 1865 und 1866 und für 
Beſchaffung ber Diittel, um bie gegen bie Nationalbank behufs Heritelung ber 
Valuta für die Jahre 1865 und 1866 eingegangenen Berpflichtungen zu erfüllen. 
Bor Allem aus muß ber Finanzminiſter mit bem Belenntniß bervortreten, ba} 
ba8 vergangene Jahr, ſoweit fich feine Nechnungsergebniffe bisher überfehen 
Yaffen, mit einem nicht vorausgejehenen Deficit von 27,382,216 fl. gefchloffen hat 
und daß, „ba für bie Dedung dieſes Deficit® vor allem geforgt werden mußte, 
bie Nothwendigkeit eingetreten if, biefür Gelbmittel,, bie für andere Zwece 
bewilligt waren, wenigſtens theilweife zu verwenden”, jo daß, nachdem dieſe 
Zwecke nothwendig erfüllt werben mußten, bie dafür früher bewilligten und 
auch flüſſig gemachten Beträge noch einmal zu Kewilligen find. Tas Meflcit 
bat fi durch bie Weberfchreitung ter bewilkigten Ausgaben um beiläufig 7Y 
und, „obwohl bie Sinangbermaltung es an Strenge und Energie bei ber Ein: 
treibung ber Steuern nicht bat fehlen laſſen“, buch ein Aurüdbleiben ber 
Einnahmen gegen ben Voranfhlag um 20 Mil. ergeben. Um bie Ausgaben 
beftreiten zu roͤnnen, wurben von ben 20 Millionen, welde zur Einziehung 
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von B————— bewilligt waren, nur 3,139,990 fl., von ben für 
Einziehung von Münzicheinen bewilligten 8 Mill. nur 4,703,197 fl., von 
ben 6 Millionen, welche zur Ergänzung ber Kaffenbeflände bienen follten, 
gar nichts zu ben vorgejchriebenen Zweden, ber ganze Reſt zur Dedung bes 
Deficit8 verwendet. Der Finanzminiſter bezeichnet ſelbſt den Einnahmeausfall 
als einen „erihredenden” und erflärt, „nicht zu verfennen, daß ber erfte ober: 
flächliche Eindrud feiner heutigen Darlegung ein überrafchender, vielleicht nie⸗ 
berfchlagender fein Fönne.” In ber ſchweren Noth der Gegenwart hält ihn aber 
bie Hoffnung auf eine befjere nahe Zufunft aufredht: „Es läßt fich nicht leug⸗ 
nen, daß der zweijährige Zeitraum 1865 und 1866 von jo außerordentlichen 
Zahlungen belaftet ift, wie dies wohl kaum je vorgekommen ift oder vorkom⸗ 
men wird. Mit Schluß bes Jahres 1866, bis zu welchem bie rüdzahlbare 
Bankſchuld vollitändig getilgt und die fonftigen Bedingungen zu Herſtellung 
ber Baluta vorbereitet jein müfjen, finft aber das jührliche Erforderniß ber 
Staatsjhulbentilgung von 64 Millionen für die folgenden Jahre auf durch⸗ 
Ihnittlih 24 herab; auch noch einige andere jpecielle Zahlungsverpflichtungen 
bes Staates von Bebeutung hören entweder gänzlich mit diefem Zeitpunkt 
auf ober geben, fehr beträchtlich vermindert, ihrer baldigen Erlöfhung ent: 
gegen. Endlich ift zu Hoffen, daß bis zum Beginne bes Jahres 1867 durch 
einen neuen Verwaltungsorganismus bie Bedingungen für bie Aufftellung 
eines Normalbudgets gefchaffen jein werden. Wenn es uns gelungen jein wird, 
biefe jhwierige Periode zu überwinden, jo Tann man mit Recht einem Zu: 
ftande entgegenfehen, wo durch Herftellung bes von ber gebieterifchen Noth: 
wenbigfeit geforderten Gleichgewichtes bie endliche Regelung bes Staatshaus- 
—* erzielt ſein und die Gebahrung der Finanzen in geſicherten und ruhigen 
ahnen ſich bewegen wird“. 

Die Börſe beantwortet die Vorlage der Regierung mit einer ſtarken Baiſſe 

aller Staatspapiere. 


10. Juni. Reichsrath: Der Finanzausſchuß des Abg.Hauſes nimmt die 
Anlehensforderung der Regierung in Behandlung. Die Stimmung 
fänmtliger Mitglieder iſt eine ſehr erregte und entſchloſſene. Mit 
20 gegen 5 Stimmen wird beſchloſſen: dem Abg.Hauſe überhaupt 
feine Crebitbewilligung zuzumuthen, bevor nicht das Finanzgeſetz für 
1865 verfaffungsmäßig feitgeftellt fei, und darauf einftimmig: jebe 
Bewilligung bürfe nur erfolgen unter binreihender Garantie, baß 
bie „Unregelmäßigen“ (d. h. willfürligen Bubgetüberjchreitungen und 
verjtedten Anlehen ohne Zuftimmung des Reichsraths von Seite ber 
Regierung) ber Jahre 1863— 1865 für die Zukunft unmöglich und 
der Grundfaß ber Verfaffung, daß die Staatsihuld unter ber Con: 
trole des Reichsraths ftehe und daß Stantsichulden nicht anders 
denn nad vorausgegangener Zuftimmung bes Reichsraths contrahirt 
werben können, zur Wahrheit gemacht werde. 

"» » (Tyrol) Urtheil in dem Hochverrathsproceſſe (Auguft 1864) 
gegen 30 Wälſchtyroler. 

» m» Die englifhsöfterreigiihe Enquete-Commiſſion wird angeblich bis 
zum September, wie jedoch fofort vermuihet wird, auf immer vertagt. 

14,—16. Juni. Reichsrath: Debatte des Abg.-Haufes über ven F 13 der 

Verfaſſung. Der Ausihuß des Haufes beantragt einen Geſetzesent⸗ 

wurf und eine Refolution: | 

Gefebesentwurf: „Zur Zeit des nicht verſammelten Reichsrathes ift 
13 
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bie Reglerumg nad $ 43 bes Grundgeſetzes über bie Neichövertretung vom 
26. Februar 1861 berechtigt, nur bringenbe, in ben Geſetzen nicht vorge⸗ 
febene und ben Staatsgrundgeſetzen nicht zumiberlaufende Berorbnungen 
unter Verantwortlichkeit bes Sefammtminifteriums mit proviforifcher Geſetzes⸗ 
kraft zu erlaffen. Jede folche gefetliche Anorbnung tritt außer Wirkſamkeit, 
wenn fie nicht bie Genehmigung bes nach ihrer Entlaffung einberufenen näd- 
fien Reicherathes erhält". NRefolutionen: „Das Abg.Haus ſpricht bie 
Nneberzeugung aus, daß fein verfafjungsmäniges Net, zu jeber Art und zu 
jedem Acte ber Gefeßgebung buch Zuftimmung mitzumirfen, buch ben F 13 
bes Staatögrundgefehes über die Neichövertretung vom 26. Febr. 1861 nicht 
aufgehoben werde, daher ſich das Haus ber Abgeorbneten gegen jede biefem 
Rechte widerftreitende Auslegung ober Anwendung ber angeführten Verfaflungs = 
befimmung verwahrt; >) daß der F 13 bes Grunbgefebes über bie Reichs: 
vertretung vom 26. Febr. 1861 nach feiner dermaligen Faſſung nur in brin= 
genden Fällen und auf vorübergehende Verbältnifie Anwendung finden Fönne 
und daß jebe auf Grund ber angeführten Verfaffungsbefimmung getroffene 
Berfügung mit dem Aufbhören bes beionderen Falles, für welchen fie erlafien 
werben mußte, außer Wirkſamkeit trete”. 

Der Staatsminifter v. Schmerling, berim Schooße bes Ausichuffes zuge: 
geben bat, „bap mit dem $ 13 allerbings auch bie Berfaflung geändert werden 
könne“, erflärt zwar, daß bie Regierung auf ihrem bisherigen Stanbpunfte 
beharren müffe, jucht bagegen nunmehr das Haus mit ber Verfiherung zu be: 
ruhigen, ex „ehe ben F 13 nicht für bas Kind an, daß beitimmt fer, bie 
Mutter zu verfchlingen‘. 

Das Haus nimmt ben vorgefchlagenen Geſetzesentwurf mit 102 


gegen 48 unb bie Refolutionen mit 117 gegen 44 Stimmen an. 


21. Juni. Reichsrath: Das Abg.Haus beſchließt in Folge einer dringenden 


Anforderung des Finanzminifters, der Regierung behufs Erfüllung 
ber im Laufe des Juli fälligen Verpflichtungen bes Staats wenig: 
ftens einen Theil bes geforderten Anlehens zu bewilligen: 

„1) Der Finanzminifter wirb ermädtigt , zur Ergänzung ber Gelbmittel, 
welde zur vollftändigen Erfüllung ber Berpfliätungen bes Staates im Mo: 
nate Juli I. 3. benöthigt werden, mittelſt einer Erebitoperation ben Betrag 
von 13 Millionen Gulden in öſterreichiſcher Währung auf cine den Staats: 
ſchatz möglichft wenig belaftende Weife aufzubringen. 2) Bon jebem Ge: 
ſchafte, welche zur Durchführung ber im Art. 1 geltatteten Greditoperationen 
eingegangen wirb, ift die Staatöichuldencontrolcommiffion des Reichsrathes in 
Kenniniß zu ſetzen, alle hierüber ausgeftellten Urkunben find, fo weit fie eine 
Verbindlichkeit bes Staats begründen follen, ber Contrafignatur biefer Com⸗ 
miffion zu unterziehen und ohne ſolche Gontrafignatur rechtsunwirkſame — 
und beſchließt im ferneren: „a) in eine weitere Grebitbewilligung in jo 
lange nicht einzugehen, als nicht die Finanzgeſetze für 1865 und 1866 in ver- 
faffungsmäßiger Weiſe zu Stande gefommen find; b) ben Finanzausſchuß 
für 1866 zu beauftragen, daß er mittlerweile bie Regierungsvorlage einer 
eingehenden Berathung unterziebe, ſich jeboch babei nicht au bie materielle 
Prüfung ber einzelnen Poften beſchränke, fonbern vielmehr auch Diejenigen 
Garantien ermittle und formulire, welche nothiwenbig unb gerignet find, die 
Wiederkehr folder Vorkommniſſe, wie fie in ben Jahren 1863, 1864 umb 
1865 flattfanden, unmöglich, fowie bie Grumbfäge ber Verfaffung, daß 
Staatsſchulden nur mit vorgängiger Zuflimmung bed Reichsrathes contrahirt 
werben dürfen und baß bie Staatsihuld unter die Eontrole bed Reichsraths 
geftellt if, zur Wahrbeit gu machen; endlich zu bewirfen,, baß die Verwen⸗ 
dung ber nur für beflimmte Zwecke bemwilligten Credite für andere als bie- 
jenigen Zwede, für welche fie bewilligt wurden, verhindert werbe”. 
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21. Juni. (Benetien). Eine Entſchließung des Kaiſers befiehlt die 
Einftelung bes Strafverfahrens gegen 153 an ber vorjährigen In⸗ 
furrection in Friaul Betheiligte. 

23.—24. Juni, Reichsrath: Das Herrenhaus tritt in ber Berathung bes 
Bubgets für 1865 auf bie Seite ber Regierung und erhöht die vom 
Abg.⸗Hauſe herabgeminderten Anjäbe faſt durchgängig wieber auf bie 
von der Regierung angefegten Ziffern. Die Commifjion beantragt 
auch nad dem Wunſche der Regierung eine Erhöhung bes vom Abg.: 
Haufe feitgejebten Militäretats um 4,785,000 fl., bes Marineetats 
um 680,000 fl. Das Deficit für 1865 wird baburh non 7 auf 
13,867,706 fl. erhöht. 

26. „ (Ungarn). Die bisherigen Hoffanzler für Ungarn und für Sie 
benbürgen, Graf Zihy und Graf Nadasdy, beide ausgefprochene An: 
hänger der Tyebruarverfaffung,, werben vom Kailer, obne baß fie 
darum nachgeſucht hätten, entlaffen und Graf Georg Majlath, von 
der Partei ber ſog. Altconfervativen, zum ungariichen Hoflanzler er- 
nannt. Die Stelle eines fiebenbürgifchen Hoffanzlers bleibt vor der 
Hand unbejekt. 

27. „ Das Minifterium Schmerling, mit Ausnahme bes Minifters bes 

Ausw., Grafen Mensdorff-Bouily, und des Kriegsminiſters, F. M.L. 

Frand, geben in Folge der Ernennung Majlaths zum ungarijchen 

Hoflanzler ihre Entlaffung. Der Präfident des Minifterrathe, Erzb. 

Rainer, erhält Urlaub und tritt fofort eine Reife ins Ausland an. 

Die Entlaffungsgefuhe der Miniſter werben angenommen. Auch 

der Präfibent des Staatsraths, Frhr. v. Lichtenfels, verlangt feine Ent: 

laſſung. — Unterhandlungen mit dem Grafen Belcredi wegen Ueber: 
nahme des Staatsminiſteriums. Lange Deinifterkrifis. 

Reichsrath: Der vom Abg.-Haufe für die Vorberathung bes Bub: 
gets für 1866 eingefeßte Ausfhuß beſchließt, in eine Berathung 
bes Finanzgeſetzes für 1866 nicht einzugehen, bis nicht basjenige für 
1865 verfaffungsmäßig erlaffen fei. 

28. „ Reichsrath: Auch das Herrenhaus genehmigt die 13 Mil.-An- 
feihe. Der Finanzminifter erflärt bie Angelegenheit wieberholt für 

durchaus dringlic (zur Bezahlung der im Juli fälligen Zinfen ber 
Staatsſchuld). 

1. Juli. (Venetien). Neue Studentendemonſtrationen in Padua. 

3. „ Ein kaiſerl. Handſchreiben ordnet die unverzügliche Verſetzung ber 
ital. Armee auf den vollen Friedensſtand an. 

4./5. Juli. Reichsrath: Am 4. findet Feine Sitzung des Herrenhauſes ſtatt 
und am 5. wird das Budget nicht auf die Tagesordnung geſtellt, 
weil neue Anträge bezüglich des Militär- und Marinebudgets „in 
Folge unvorhergeſehener Ereigniſſe“ eingebracht werden würden. 

5. „ Die Ernennung Beleredid zum Staatsminiſter wird als poſitiv 
angeſehen. 

6. „ Reichsrath: Herrenhaus. In Folge bes kaiſ. Handſchreibens vom 

13* 
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3. d. M. erftattet Felbmarſchall v. Heß einen neuen Bericht der Finanz⸗ 
commiſſion über das Kriege: und Marinebudget, der jehr kurz gefaßt iſt: 

„Der Finanzcommiſſion ift von den Vertretern ber faif. Regierung mitgetbeilt 
worben, baß es berjelben in Erwägung aller Umflände night unmöglich 
erſcheine, den Staatshebürfniffen im Finanzjahre 1865 zu genügen, wenn für 
das Landheer 89,982,772 fl. unb für bie Kriegsmarine 7,150,800 fl. öſtert. 
Währung angefegt würben. Dem boden Haufe kann die Möglichkeit, dem 
öffentlichen Scha eine weitere Erleichterung zuzumwenben, nur willfommen 
fein, und dasſelbe dürfte fi in Teiner Weife berufen fühlen, für eine Höhere 
Summe einzuftehen, als jene, welche von ber kaiſ. Regierung ale ſchlechthin 
nothwendig bezeichnet worden“. 

Der Kriegsminifter erflärt, daß Se. Maj., in Würbigmg der 
finanziellen und politiihen Lage des Staats, bie Herabſetzung ber 
Truppen in Stalien und Dalmatien auf ben Friebensfuß angeordnet 
und ihm befohlen habe, mit ben Erfparungen „bis an bie Gränze 
bes Möglichen” zu gehen. Der Commiflionsantrag, der nunmehr 
ganz den bisher befämpften Beichlüffen bes Abg.Hauſes entipricht, 
wird ohne Debatte angenommen und auch gleich das Finanzgeſetz in 
zweiter und dritter Lefung angenommen. 


7. Juli. Reichsrath: Herrenhaus. Graf Leo Thun trägt in Tängerer 


Rede („Man ftehe vor dem Dilemma: entweber auf conftitutionellem, 
parlamentarifhem Wege zu Grunde zu gehen oder auf anderen Wege 
die Rettung fuchen zu müflen“) darauf an, das am 6. b. M. be: 
ſchloſſene Finanzgefeg mit folgender Rejolution zu begleiten: 

„Das Herrenhaus, anerkennend, bag es mit Nüdjicht einerfeits auf bie 
ben Staatsgläubigern gegenüber eingegangenen Verpflichtungen und anderer: 
feit8 auf den für alle Zweige ber Staatsverwaltung buch bie beftehenden 
Einrichtungen bedingten Aufwand unvermeiblich ift, in ben Staatsvoranſchlag 
für das bereits zur Hälfte abgelaufene Jahr bie Stantsausgaben abermals 
mit einem Betrage einzuftellen, welcher in ben Einnahmen feine volle Bebed: 
ung nicht findet, fieht ſich bemüßigt, gleichzeitig feine Leberzeugung bezüglich 
ber hiedurch begründeten Finanzlage im Nachitebenden auszuſprechen: 1) Eine 
Steigerung ber Staatseinnahbmen über ben gegenwärtig veran⸗ 
ſchlagten Betrag berjelben kann im Wege ber Steuergefebgebung nicht mehr 
bewirkt werben; bie Herftellung bes Gleichgewichts zwiſchen Einnahmen unb 
Ausgaben ift demnach vor allem baburd) bedingt, daß bie jährlich wiederkehr⸗ 
enden Ausgaben mindeſtens zu bem erwähnten Betrage ber Einnahmen 
herabgeminbertwerben. 2) Diefes Ziel kann nit burd bloße Abſtriche an 
ben Koften ber beftehenben Einrichtungen der Verwaltung unb besHeer: 
weſens erreicht werden, ſondern bie Erreichung besfelben ift von ber Mög: 
lichkeit und Durchführung wefentliher Aenberungen biefer 
Einrihtungen abhängig. 3) Eine fernere Benügung bes Erebitd zur 
Bebedung jährlich wiederfehrender Ausgaben läßt ſich nur rechtfertigen, wenn 
fie fi ale das Mittel barftellt, um es möglich zu machen, daß auf dem an: 
gebeuteten Wege bas Gleichgewicht zwiſchen Einnahme und Ausgabe in naher 
Zukunft noch bergefiellt werde, und das Herrenhaus ſpricht daher bie Erwar⸗ 
tung aus, baß bie Regierung bem Reichsrath bie Zumuthung, einem ben an- 

ebeuteten Vorausſetzungen nicht entſprechenden Staatsvoranſchlage feine Zu: 
Ammmung zu ertheilen, nicht mehr machen werbe, ohne nachzuweiſen, ob und 
wie ber erwähnten Anforberung entiprochen werben Tönne“. 

Das Haus beſchließt, den Antrag vorerft doch an eine Siebner⸗ 


Commiflion zu weiſen. 
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10. Juli. (Croatien). Der vom RMiniſterium Schmerling auf ben 


11. 
13. 


16. 
18. 


"n 


21. 


17. Juli einberufene croatiſche Landtag wirb in folge ber eingetres 
tenen Minijterfrifis auf ben 28. Aug. vertagt. 

„ In Benetien gebt e8 mit ber Ausführung ber Armeereduction 
raſch vorwärts. Auch viele militärifche Bauten werben eingeftellt. 
„  Reicherath: Abg.-Haus. Der Leiter bes Handelsminifteriums em⸗ 
pfiehlt bie enbloc-Annahme des vonder Regierung am 4. April ein: 
gebrachten neuen (herabgejegten) Zolltarife. Mit großer Mehrheit 
wirb dagegen beſchloſſen, ben bafür niebergefehten Ausſchuß zu er- 
mächtigen, feine Arbeiten einzuftellen und die Regierung zu erjuchen, 
bis zum Beginn ber nächſten Reichsrathsſeſſion alle jene Erhebungen 
vornehmen zu laſſen, welde zu einer eingehenden Berathung ver in 
Antrag gebraciten neuen Zollſätze nothwendig feien. In der Debatte 
wird dieſer Beſchluß namentlich auch dadurch motivirt, daß 3. 3. eigent- 
lih gar Feine Regierung beftehe, ein Bertrauensvotum, wie es ges 
fordert werbe, baher eine parlamentarifche Ungeheuerlichfeit wäre. 

n„ Der „Botichafter“, das bisherige Organ Schmerlings, zeigt fein 
Eingehen auf ben 31. Juli an. 

» (Ungarn). Graf Palffy wirb durch Tail. Handſchreiben ber 
Statthalterihaft von Ungarn enthoben und ber Gch.:Rath Baron 
Paul Sennyey, das Haupt ber Altconfervativen, zum Tavernicorum 
regalium magister von Ungarn ernannt. 

„» Die gemijchte Commiſſion beider Häufer einigt fich über einen Aus: 
gleich bez. der noch obwaltenden Differenzen über das Bubget für 1865. 
„ Die öfterreihifhe Regierung brüdt ber ſpaniſchen ihr Bedauern 
über bie Anerfennung bes Königreihs Italien von Seite Spaniens 
aus. 

Der ſpaniſche Miniſter gibt in einer Circulardepeſche von ber Depeiche bes 
Grafen Mensdorff folgende Analyfe: „Graf Mensborff machte darauf aufs 
merkſam, baf bie erſte politiihe That bes Cabinets, bem der Herzog von Tes 
tuan präfibirte, der Erwartung bes öfterreichiichen Gabinets nicht entſprochen 
habe; daß er mit Schmerz fehe, wenn Spanien feine Haltung in ber italie= 
nifchen Frage, von welcher Graf Mensborff gern geglaubt babe, daß Hinficht: 
ih ihrer eine Gleichheit der ntereffen beider Länder beftehe, zu mobificiren 
beabfichtige; daß trotz ber Reierven, mit benen bie Anerkennung Italiens durch 
Spanien umgeben fei, dieſe Thatlache für fi allein genügen würde, bie ſpa⸗ 
nifche Negierung Angefihts ber römifhen Frage auf ein Terrain zu verſetzen, 
das von Dem von ber öfterreiiichen Regierung eingenommenen fo verjchieben 
fei, daß ihr ferneres Zuſammenwirken in einer für beide Nationen fo wid: 
tigen Angelegenbeit unenblic viel ſchwieriger erfcheine; daß, wenn bie ſpaniſche 
Regierung glaube, durch bie Wiederanfnüpfung ihrer Beziehungen zu Italien 
fi in eine Lage zu. verfegen, die ihr erlaube, zu Gunflen bes Pontificats 
ihre Stimme hören, ihren Einfluß gelten zu laſſen, bie Faiferlihe Regierung 
fürchte, daß dies eine Täufhung fei; ein Act ber Nachgiebigleit, wie bie An⸗ 
ertennung Italiens, Tönne ber Action Staliens auf bie in Italien fidh ent: 
widelnden Greigniffe nur größeres Gewicht verleihen, weil man, indem man 
bie Grundfäge anerfenne, in beren Namen fich bie italienifche Revolution voll» 
zogen babe, nur um fo jchwerer ben daraus ſich ergebenden Eonfequenzen wis 
berfiehen tönne. Auf andere Betrachtungen übergebenb, verhehlte ber Graf 
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v. Mensborff nicht feine Beſorgniß, ber Trinmpb bes rebolutionären Principe 
in Stalien möchte eine Drohung für den Thron J. M. ber Königin werben ; 
biefe Beforgniß gründe auf ber Gefahr, die in einer Nachgiebigfeit gegen bie 
in Europa fich Fräftig ausbreitenben been liege, Ideen, von benen er fürchte, 
baf fie in Spanien nur zu fehr verbreitet feien. Nach biefen Betrachtungen 
und in Folge ber Anerkennung Italiens durch Spanien flellte der Herr Graf 
v. Mensdorff die Frage auf, ob es nicht gegründet fei, die Angemefienheit 
eines Actes zu beftreiten, ber, indem er gewiffermaßen bie auf der italienifchen 
Halbinfel vollzogenen Veränderungen fanctionire, bie Parteien, bie Aehnliches 
vorbereiteten, ermuthige, und ob es vorſichtig geweſen fei, bie Adhtung vor 


- Grundfägen zu Schwächen, bie nur zu jehr verfannt feien, und bie doch bie 


fiherfte Schutzwehr gegen anarchiſche Leidenſchaften bildeten”, 


21. Juli. Reichsrath: Das Abg.Haus nimmt bas Finanzgefeh für 1865 


22, 


24, 


26. 
27. 


nah den Anträgen der gemiſchten Commiſſion beiber Häufer an. 
[Tintt meint: daß beide Häufer am beiten thun würden, „bor ber 
Hand“ den Stanbpunft der DVerfaflung feilzubalten und fi enge 
an einander anzujchließen]. 

„ Era. Rainer wird dur kaiſ. Handſchreiben vom Präfibium bes 
Minifterraths entbunden. 

Reichsrath: Das Herrenhaus erledigt das Finanzgeſetz für 1865 
ebenfalls nach den Anträgen ber gemifchten Commiſſion beider Häuſer 
und geht über den Antrag des Grafen Leo Thun vom 7. db. M. 
zur Tagesorbunung über. [„Sollte darunter etwas anderes verſtanden 
werben, als die ſchon empfohlene Bereinfahung bes Geſchäftsganges, 
fo könnte nah dem Erachten der Commiljion das Herrenhaus bie 
Behauptung erjt dann zu ber feinigen machen, wenn bemfelben über 
bie Natur der für nothwendig erflärten Aenderungen nähere Auf: 
ihlüffe gegeben worben wären“.] 

Die Staatsrechnung von 1864 weist Hauptfählid in Folge von 
Steuerrüdftänden eine Einnahme von faſt 30 Mill. minder als bud⸗ 
getirt war, auf. 

„Reichsrath: Die Regierung zeigt beiden Käufern ben Schluß ber 
Seffion auf ben 27. d. M. an. Tas Abg.Haus beſchließt, Leine 
Sigung mehr zu halten. [Abdg. Pratobevera: „Ob und auf welche 
Weiſe wir uns in biefen Räumen wieder jehen werben, bas weif 
ih nicht, aber ih will es hoffen“.) — Eine auf ben Abenb biefes 
Tages beabfichtigte Berfammlung von Abgeorhneten, um gegenüber 
ber unfihern Zukunft gemeinfame Etellung zu nehmen, kommt wegen 
Mangel an Theilnahbme nit zu Stande, 

„ Der Etaatsrathspräl. Frhr. v. Lichtenfels wirb auf fein Anfuchen 
in ben Rubeftand verjekt. 

„Schluß ber Seffion des Reichsraths durch ben Erzherzog Ludwig 
Victor. Thronrede: 

n... Vorab liegt mir ob, eine angenehme Pflicht zu erfüllen, indem id; 
für den patriotifhen Eifer und bie unermüdliche Thätigkeit, welche fowohl in 
ben Ausſchüſſen als im Schooße beider Häufer bei ben Berathungen fo vieler 
wichtiger Gegenflände zu Tage getreten find, bie volle Anerfennung unferes 
allergnäbigften Herrn unb Kaifers auezufprechen babe. Wohlerfennend ben 


„ 
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Einfluß, welchen bie Belebung bes Verkehrs und ber Induſtrie auf bie allge 
meine Wohlfahrt hat, war ein großer Theil Ihrer Thätigkeit den Berathungen 
folder Vorlagen gewidmet, welche die Beförderung ber induftriellen Thätigkeit 
im Inlande, die Ausmittelung bes für biefelbe nothwendigen gefehlichen Schutzes 
und bie hilfreiche Unterflügung von Seite ber Staatsgewalt für Unternehmen, 
bie als bie wirffamjten Förderungsmittel für induftriele und Naturprobuc: 
tion, für Handel und Gewerbe anzufehen find, zum Ziele Haben. Die Grünbe, 
welche Sie nad, einer forgfältigen Tenntnißreihen Prüfung zur Annahme bes 
neuen Zolls und Hanbelsvertrages mit ben beutihen Zoll-Handels⸗ 
vereinsitanten bewogen , haben auch ben Gntfhluß Sr. Maj. bei ber Unter: 
zeichnung geleitet; wir bürfen uns ber Hoffnung bingeben, baß bei einer 
jrifhen und mutbigen Spannung der inbuftriellen Kraft und Sntelligenz bes 
Landes und bei einer rafchen umfichtigen Benützung ber burch ben Vertrag 
eröjjneten Vortheile biefes Werk weientlich zur Vermehrung ber Wohlfahrt bes 
Reiches beitragen werbe. Unter auerkennenswerthem gegenieitigen Entgegen: 
Tommen beider Häufer find mehrere zur Beſtreitung ber Bedürfniſſe des Staats: 
baushaltes nothwendige Geſetze, namentlih das Finanzgeſetz für bas 
Jahr 1865, zu Stande gefommen. Volle Würdigung verdient das bei ber 
eingehenden Berathung biefes Geſetzes zu Tage getretene Streben, in Ber: 
wendung ber vorhandenen Mittel für Bebürfniffe des Staatshaushaltes eine 
bis zu jener Grenze gehende Sparſamkeit zu beobachten, welche, ohne bie 
innere Kraft ber Monarchie und deren Machtſtellung nad außen zu ſchwächen, 
nicht überſchritten werben darf. Tie Erhaltung bed allgemeinen europäifchen 
Friedens, welche von jeher die Aufgabe ber kaiſerlichen Regietung war, wird 
auch fortan ber Gegenftand ihres ernten Beftrebens fein. In ber ſchles⸗ 
wigsholfteinifhen Frage wird Se. Majeflät im Einvernehmen mit 
Ihrem erhabenen Yundesgenofjen, dem Könige von Preußen, diejelbe einer 
Löſung entgegenzuführen trachten, twie fie ben Jntereffen Geſammt⸗ 
Deutihlands und der Stellung Defterreihs im deutſchen 
Bunde entjprigt. Gewichtige Gründe, welche das Gejammtinterefle ber Mo⸗ 
narchie berühren und eben beswegen in dem Schooße beider Häujfer felbft pas 
triotiſchen und berebten Ausbrud gefunden, rathen zur befchleunigten Einbe⸗ 
tufung ber legafen Bertreter der Völker in ben dftlihen Theilen des 
Reiches und führen bie Nothwendigkeit mit fi, von ber Berathung bes 
Finanzgeſetzes für das Jahr 1866 in biefer Seffion abzufehen. Die Befrie⸗ 
Digung, mit welcher der Gedanke bei den Erfolgen Ihres einſichtsvollen patrio⸗ 
tiſchen Wirkens weilt, vermag doch das tief Innige Streben nicht zu ſchwächen, 
es möge eine gemeinfame Behandlung der allen Königreihen und Ländern 
gemeinfchaftlichen Rechte, Pflichten und Intereſſen in naher Zukunft ein feſtes 
Band ber Einigung um alle Völter diefes Reiches ſchlingen. Es wurzelt 
dieſes Streben in bem Erkennen ber Lebensbebingungen ber Monardie, es 
wurzelt in ben edlen Gefühlen treuer Liebe und Anhänglichkeit an ben Thron 
und das Geſammtvaterland. Wo eine Hoffnung auf jo feftem Grunde ruht, 
wirb, was jebt ale heißer Wunſch einen Fräftigen Ausdruck findet, mit der Hülfe 
Gottes wohl bald als gelungene That zur froßen Verkündung beranreifen”. 

Anm. Nicht nur das Budget für 1866, fondern auch das Creditgeſet 
für Bedeckung des Deficits für 1865, die Bewilligung ber von ber Regierung 
geforderten 113 (mit Ausnahme der 13 als abfolut bringlich bewilligten) Mill. 
find unerledigt geblieben. 

An demjelben Tage erfolgt bie definitive Entlafjung ber Miniſter 
Schmerling, Plener, Laſſer, Hein, Mecſery und Burger; ebenſo die⸗ 
jenige des ſiebenbürgiſchen Vicehofkanzlers Reichenſtein (ohne ſein 
Anſuchen) und des proviſoriſchen Leiters des Handelsminiſteriums 
v. Kalchberg. Endlich werden auch mehrere ber bisher einflußreichſten 
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Secttonshefs im Finanzminiftertum entlaffen. Dagegen werben er: 
nannt: Graf Belcredi zum Staatsminifter und Vorfigenden im Mi- 
niſterrath, wozu ibm auch noch das Derwaltungsminifterium und 
bie proviforifche Leitung des MPolizeiminifteriums übertragen wird, 
Graf Lariſch zum Finanzminifter, Hr. Komers zum AYuftizminifter 
und Graf Haller (Magyar) zum proviſoriſchen fiebenb. Hoffanzler. 
Das Marineminifterium wird aufgelöft und die Kriegsmarine dem 
Kriegsminifter unterftellt. 

29. Juli, Dur kaiſ. Entichliegung wirb das Finanzminifterium in zwei 
Eectionen, für den Finanzverwaltungsdienft und für das Budget— 
und Creditweſen, getheilt und zu Eectionschefs für jenes v. Kappel: 
Savenau, für dieſes v. Bede ernannt. Sendung bes lehtern nad 
London und Paris, um ein von ber Finanzlage dringend geforbertes 
Anlehen von 100-200 Mil. zu negogiren. 

31. „ Der Kaijer erläßt eine allg. Amneſtie für Preßvergeben. 


1. Aug. (Ungarn). Die Lifte des abgetretenen Hoffanzlere Zichy für 

. Ernennung von Obergefpänen (im Sinne der Februarverfaflung) wirt 

zurüdgezogen und e8 werben vorerſt Bay und Szögyanyi (October: 
männer) zu foldhen ernannt. 

1.—8. Aug. 500jährige Qubelfeier der Univerfitäit Wien. Die Clei: 
calen haben ſich derſelben bemächtigt, die evang.ztheol. Facultät Bleibt 
bon ber Theilnahme ausgefchloffen, die Etubenten nehmen baran gar 
feinen Theil. Der Rector Hyrtl ſpricht in feiner Feſtrede von ber 
„Umkehr der Wiſſenſchaft“ und feiert dic Kirche, „welcher bie Wiſſen⸗ 
Ihaft alle befrudptenden Keime verdanke“. Won ber Lifte ber Ehren: 
promotionen find die HH. Virchow, Gneift und Walde geftrichen 
worden. Beim Feſtmahl erinnert Schmerling in einem Toaft an ben 
Fürftentag und ruft: „Auf Wiederfehen in Frankfurt!“ 

9. „ (Ungarn). Graf Ezirafy wird zum judex curiae ernannt. 
14. „ Deutſche Berhältniffe: Tefterreich weicht einem Kriege mit Preußen 
aus. — Abſchluß der Gafteiner Convention (f. Deutichland). 

35, „ (Siebenbürgen). ine Anzahl hervorragender Männer bes 

Landes werben zu einer Conferenz nah Wien berufen. 

17. „ (Ungarn). Das Municipium von Fiume fpricht ſich neuerbings 

für feine unmittelbare Bereinigung mit Ungarn aus. 

2. „ (Benetien). Der Unterfuhungsrichter im Friauler Infurrectione: 
proceß, EL, wirb in Ubine erdolcht. 

»„ » (Croatien). Der auf den 18. Auguft berufene Landtag wird 
neuerdings auf ben 9. Oct. vertagt. 

28. „ (Siebenbürgen). Conferenz in ber fiebenbürgifchen Hoflanzlei 
zwifchen bem Minifterium und Vertrauensgmännern. Das Minifterium 
feht das Programm für Eiebenbürgen feſt: basfelbe fol aus bem 
Reichsrath wieder ausgeſchieden und die Union mit Ungarn neuerdings 
angebahnt, ber ganze bisherige Umſchwung aller bortigen Ber: 
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Hältniffe, zu Gunften der Sachſen und Rumänen und gegen bie 
Magyaren, wieder fallen gelafjen werben. Der Oubernium ift vom 
kaiſ. Statthalter Graf Erenneville bereit wieder von dem ſächſiſchen 
Hermannftabt nad dem magyariſchen Klaufenburg verlegt worden. 


29. Aug. (Siebenbürgen). Eine ganze Reihe in den lebten Jahren 


befeitigter magyariſcher Beamteter wird durch kaiſ. Entſchließung, 
„daß dem N. N. ſeinen Dienſt wieder anzutreten geſtattet werde“, 
reactivirt. 

„ (Ungarn). Ein Rundſchreiben bes Hofkanzlers Majlath ſpricht 
ſich gegen eine ſofortige Reactivirung der Comitatsinſtitutionen wie 
im Jahr 1861 aus: 


Dasſelbe erörtert zunächſt bie Grundſätze, welche bie Obergeſpane in 
Uebereinſtimmung mit den Grundſätzen ber Regierung zu leiten haben werben, 
und fpricht von der Unzulänglicykeit feiner Kräfte und von den vielfeitigen Schwie⸗ 
rigleiten feiner Aufgabe, um an der befonnenen Intelligenz ber Nation und 
indbefondere an jenen Männern eine Stübe zu finden, welche das allerhöchite 
Bertrauen auf die höchſten Stellen der Landes: unb Kreisverwaltung berufen 
bat. Daß er nicht vergebens auf biefe Unterftüßung gerechnet habe, beweiſen 
ibm, außer ber gemäßigten, dem Ernſt ber Lage angemefjeneu Haltung ber 
vaterlänbifchen Freie, auch fonft roch vielfeitige Anzeichen, welche zu ber Hoff⸗ 
nung beredtigen, daß bie Vertreter der Nation fih um das Banner ber Res 
gierung fchaaren werden, beren Peftrebungen auf bie Verwirklichung geſetz⸗ 
mäßiger Zuflände im Wege des Landtags gerichtet find. „In Verfolgung 
biejes leitenden Erundſatzes meiner polttiicen Nichtung” , beißt es dann 
weiter, „balte ih c8 fir meine erfte Aufgabe, bie Löfung ber ſchwebenden 
faatsrechtlichen Fragen derart vorzubereiten, daß bie verfaffungsmäßigen und 
biftorijchen Rechte unſeres VBaterlandes mit dem Beftand und der Machtſtellung 
ber Monardie in Einklang gebracht und der in der pragmatiſchen Sanctton 
begründete Verband bderfelben mit ben Erbländern durch entiprechenbe Wür⸗ 
bigung ber wechſelſeitigen Mechte, Pflichten und Intereſſen, ſowie durch eine 
ernſte Erwägung ber beftehenden Berhältniffe und durch die Bande ber brüs 
berlichen Liebe immer mehr bejeftigt werde. Bei ber Anbahnung ber zu biefem 
Awed führenden Diafnahmen konnte ich mir jeboch jene Schwierigkeiten nicht 
verhehlen, welche aus bem Gegenſatz ber Rechtsanſprüche mit ben jehigen Pros 
viſoriſchen Zuftänden bes Landes erwachſen, und deſſen entmutbigende Wir: 
fung nur-durd bie Hofinung gemildert werden kann, daß, nachdem bie fo 
ſehr erſehnte Herftellung bes vollen Mechtszuftandes ſowohl in formeller ale 
materieller Beziehung ohnehin nur im verfafiungsmäßigen Wege ber Ge⸗ 
fergebung erzielt werden kann, bie ungarifhe Nation, in ernſter Würbigung 
ber entfcheidbenden Bedentung unſerer gemeinfchaftlihen Aufgabe und in Er: 
wägung ber keftehenden Ausnahmsverhältniffe, beren fofortige Befeitigung ohne 
bedenkliche Erſchütterungen unthunlich wäre, durch ihren vertrauensvollen Ans 
ſchluß an bie Regierung bie möglichft baldige und beruhigende Gröffnung der 
Landtagsverhanblungen ermöglichen werde. Mit Rüdficht auf dieſen Haupts 
zweck, auf welchen die Beftrebungen aller wahren Ratrioten gerichtet fein 
müffen, fowie in Erwägung bes Umftanbes, daß durch ben dfteren Wechfel 
proviforifcher Zuftände nicht nur das öffentliche Vertrauen erfchüttert, ſondern 
auch das amtliche Anfehen beeinträchtigt wird, blieb ber Regierung faum eine 
anbere Wahl übrig als ben bermaligen Organismus ber Municipien bie zur 
weiteren legislaiiven Verfügung aufrecht zu erhalten, und fich biesfalls vor⸗ 
läufig nur auf die im Intereſſe ber öffentlichen Wohlfahrt und bes Tienftes 
unvermeiblichen Aenderungen zu befchränfen.... Die Obergefpane Tönnen bie 
allenfallfigen Bebenten jener, deren Abſicht auf bie fofortige vollftänbige Re⸗ 
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activirung ber autonomen Comitatsverwaltung gerichtet iſt, insbeſondere mit 
ber Verſicherung beſchwichtigen, daß bie Regierung bie Selbiiverıraltung zwar 
für eine ber werthoollften Perlen ber ungarifhen Verfaſſung halte, daß fie 
aber eben darum Anſtand nehmen müffe, deren Gebiet — außerhalb ber Le: 
gislative und ohne die unerläßlichen Vorbereitungen — zum Rampfplat ſolcher 
buch irrige Aufiafjung ber Verhältniſſe Teicht ermöglichten leidenſchaftlichen 
Auftritte zu machen, deren Rüdwirfung auch weitere Kreife nicht unberührt 
Tafjen und ſonach dazu beitragen könnte, ben zu feiner Vermittlung mit ben 
obmaltenden Berhältniffen geneigten ungeſtümen Anforderungen bie Herrſchaft 
über bie vor allem nöthige patriotiſche Beſonnenheit einzuräumen... 


1. Sept. Benedeck muß dem magyariſchen Einfluß im Cabinet weichen. 


3. 
4. 


Er erhält einen mehrmonatlichen Urlaub, erläßt einen Generalbefehl 
und übergibt das Obercommando ber italieniſchen Armee ohne Bor: 
behalt dem FML. v. Schmerling. 


„ Binanznoth, da fi dem Abſchluß einer Anleihe im Ausland große 


Schwierigkeiten entgegenzuftellen ſcheinen. Selbft hochclericale Blätter 
regen bie {bee an, 

„daß bie Befiger ber großen Majorate, weltliche, und geiftlihe Zürften, bie 
das Recht haben, eine bewaffnete Leibgarbe und eine volle Hofjagb-Intendanz zu 
unterhalten, wie die PBrälaten und Primaten von Gran und Olmütz, bann 
bie reichen Stifter und Abteien, vorzüglich aber bie gerade durch die Finanz 
calamität reich geworbenen GSeldfräfte europäifchher und morgenländifcher Abs 
funft ein freiwilliges Cpfer von —500 Mill. auf den Altar. des Vaterlandes nie 
berlegen Sollten. Säcularifationen bes Abels und des Clerus find gewiß das fchrei: 
endfte Unrecht, das ſich denfen läßt — aber eingetreten find fie beswegen Doch noch 
allemal, wo man fie durch weile Borficht nicht rechtzeitig zu verhütten wußte”. 
» (Siebenbürgen) Ein kaiſ. Reſcript beruft ven Landtag auf 
den 19.Nov. ein und zwar nicht nach ber neuen probilorifchen Land: 
tagsorbnung vom 21. April 1863, welche das Uebergetwicht ber Dia: 
gyaren gebrochen hatte, ſondern nah dem XI. Geſetzesartikel bes 
Sahres 1791, welche benjelben das Uebergewicht fihert unb nicht 
nad Hermannſtadt, wie feit 1863, fonbern wieder nad) Klaufenburg. 
Doch follen alle, au die Rumänen, an ben Wahlen zu biejem Land: 
tage berechtigt fein, welche 8 fl. 6. W. birecte Steuern entrichten. 
Zum Zwecke der Wahlen werben alle in ben lebten Jahren beiei: 
tigten (magyariſch gefinnten) Beamteten reactivirt. Als ausichliek- 
lihen Berathungsgegenftand bes Landtags wird bie Revifion bes 
erften Artikels des Gefebes von 1848, bie Vereinigung Ungarns 
und Ciebenbürgens bezeichnet. Der bisherige durch kaiſ. Reſcript 
vom 31. April 1863 auf rund der propiforiichen Lanbtagsorbnung 
nad Hermannſtadt einberufene Landtag wird für aufgelöft erflärt. 

n (Siebenbürgen). Auch ber bisherige zweite Hofkanzler für 
Siebenbürgen v. Priviber wird entlafjen. 

» (Siebenbürgen). Der Sadfengraf Schmidt und ber rumä- 
niſche Erzbiihof Schaguna werben nach Wien berufen, erflären fich 
jedoch beide fehr entjdhieden gegen ben eingetretenen Umſchwung mit 
Bezug auf bas Großfürftenthum, 
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6. Sept. (Siebenbärgen). Ber Rebacteur ber Hermannfläbter Zei: 


15. 


17. 


18. 
20. 


tung, Prof. Schmibt, legt bie Redaction biefes Blattes nieber, indem 
er öffentlich erklärt, „es ſei ihm von höchſt maßgebenber Eeite er: 
öffnet worden, baß das zu gewärtigende (am 1. d. M. wirkli er: 
laflene) Tail. Refcript über bie Berufung eines ſiebenbürgiſchen Lands 
tags nicht Gegenftand feiner Kritik fein könne und es fei ihm im 
Eontraventionsfalle mit dem Verluft feiner Profeffur gebroht worden”. 


- » (Siebenbürgen). Eine kaiſ. Entſchließung geftattet dem frü: 


beren Stänbepräfidenten Kemenyi (Magyar), auch wieber Präfident 
bes nächſten Landtags zu fein. 

„ Die officiöfen Blätter weifen nad, daß ber Art. 13 ber Ber: 
faflung vom 26. Febr. auch die ganz geſetzliche Abſchließung eines 
Anlehens ohne Ermädtigung bes Reichsraths ermögliche und fcheinen 
auf die Möglichkeit eines Zwangsanlehens vorzubereiten. 

v„ Gegen die „N. Fr. Preſſe“ wird von der Regierung ein Proceß 
eingeleitet, weil fie, dem Geſetz über das Vereins: und Derfamm: 
lungsrecht entgegen, zu einer Verſammlung von Reichsrathsabgeord⸗ 
neten behufs Erwägung ber Lage aufgefordert hat; ebenſo gegen 
die „Oſtd. Poſt“, weil fie fich gegen den Abſchluß einer Anleihe ohne 
Bewilligung bes Reichsraths jehr ſtark ausgefprodhen halte. 

» (Ungarn). Ein kaiſeil. Refeript beruft ben Landtag auf ben 


. 10. Oct. ein. — Dem früheren ungarifchen Vicehoffanzler Carolyi wirb 


geftattet, feine früher inne gehabte Etelle wieber anzutreten und 
Graf Cziraky auch zum ungariſchen Oberftlimmerer (ehedem einer Art 
ungariſchem Finanzminifter) ernannt. — Die ungariſche Preſſe Tpricht 
fi) immer mehr in rein dualiſtiſchem Einne aus. 
„ Ein kaiſerl. Refeript beruft ſäͤmmtliche Landtage der nicht-ungari- 
riſchen Kronländer auf ben 23. Nov. ein. 
„ Teer Kaifer erläßt ein Manifeſt an feine Völker und ein Patent, 
durch welches bie Februarverfafiung auch für bie Länder diesſeits 
ber Leitha „ſiſtirt“ wird: 
Manifeft an meine Völker: „Tie Machtſtellung der Monarchie durch 

eine gemeinfame Behandlung der höcften Stuatsaufgaben zu wahren, unb 
bie Einheit des Neiches in ber Beachtung ber Mannichſaltigkeit feiner Beſtand⸗ 
theile und ibrer geſchichtlichen Rehtentwidlung gefihert zu willen — bie® 
ift der Grundgedanke, welder in Meinem Tiplome vom 20. Oct. 1860 einen 
Ausdrud fand und Diih zum Wohle Meiner treuen Unterthanen fortan leiten 
wird. Tas Recht der Wölfen, bucch ihre legalen Vertretungen bei ber Geſetz⸗ 
ebung und Finanzgebahrung beſchließend mitzuwirken, bie ſichere Bürgſchaft 
fir bie Förderung ber Intereſſen des Reiche wie ber Länder, ift feierlich F 
währleiftet und unwiderruflich feſtgeſtellt. Die Form ber Ausübung dieſes 
Rechtes hat das mit Meinem Patente vom 26. Febr. 1861 kundgemachte 
Grundgeſetz über bie Reichevertretung bezeichnet, und im fechsten Artifel bes 
gedachten Tatents habe ich ben ganzen Inbegrifj ber vorausgegangenen, ber 
wieber ins Leben gerufenen und ber neu erlaffenen Grundgeſetze als bie Ver: - 
faſſung Meines Reiches verkündet. Die Belebung biejer Form, bie harmo⸗ 
niſche Geſtaltung bes Verfaflungsbaues in allen feinen Theilen, blieb bem 
freien Zufammenmwirten aller Meiner Völler anbeimgegeben. Nur wit warmer 


204 


Gehe. , 


Anerfennnug kann Ich ber Bereitwiliigkeit gebenken, mit welcher durch eine 
Reihe von Jahren ein großer Theil bes Meiches, Meiner Berufung folgend, 
feine Vertreter in die Reichshauptſtadt entjandbte, um im Gebiete bes echtes, 
ber Staats: und Volkswirthſchaft hochwichtige Aufgaben zu Töfen. 

„Doch unerfüllt blieb Meine Abficht, die Ich unabänderlich bewaäahre, ben 
Intereſſen des Geſammtſtaates bie fichere Gewähr in einer verfaffungsmäßigen 
Rechtsgeſtaltung zu bieten, bie ihre Kraft und Bebeutung in ber freien Theil⸗ 
nahme aller Völker findet. Ein großer Theil des Reiches, fo warm und pa- 
triotifh auch dort bie Herzen ſchlagen, bielt fich beharrlich fern von dem ge⸗ 
meinfamen Iegislativen Wirken, indem er feine Rechtsbebenken durch eine Ber: 
fchiedenheit ber Beſtimmungen jener Grundgefege zu begründen ſucht, welche 
in ıhrer Gefammtheit eben bie Verfaffung bes Reiches bilden. Meine Re: 
gentenpflicht verbietet es, Mich länger ber Beachtung einer Thatfache zu ver: 
Ichließen, welche bie Verwirflihung Meiner, der Entwidlung eines freien Ber: 
faffungsfebens zugewandten Abficht Bemmt, und bas Recht aller Bölfer in feiner 
Grundlage bebrobt: benn auch für bie Länder, welche nicht zur ungarijchen 
Krone gehören, wurzelt bie gemeiniame legislative Berechtigung nur in jenem 
Boden, welcher im Artikel VI bes Patents vom 26. Fehr. 1861 als die Ver⸗ 
faffung bes Neich® bezeichnet wird. Inſolange die Grunbbedingung eines 
lebensvollen Inbegriffs von Grundgeſetzen, der Far erfennbare Einklang feiner 
Beſtandtheile, fehlt, ift auch bas große und gewiß fegenverheißende Wert einer 
bauernben verfafjungsmäßigen Rechtsgeftaltung des Reichs nicht zur That ge: 
worden. j 

„Um nun Mein Faiferlides Wort Töfen zu können, um ber Form nidt 
das Welen zu opfern, babe Ach befchloffen, zunächſt den Weg ber Verſtändi⸗ 
gung mit ben legalen Vertretern meiner Völker in den öſtlichen Theilen bei 
Meiches zu betreten und dem ungarifchen fowie bem croatiihen Landtage bas 
Diplom vom 20. Oct. 1860 und das mit dem Patente vom 26. Febr. 1861 
fundgemadte Grundgefeß Über bie Reihsvertretung zur Annahme vorzulegen. 
In Erwägung jedoch, daß rechtlich unmöglich ift, eine und biefelbe Beftim: 
mung in einem Theile bes Reiches zum Gegeuftand ber Verhandlung zu 
machen, während fie gleichzeitig in den andern Thellen als allgemein bindendes 
Reichögefeh behandelt würde — jehe Ich Mich genöthigt, bie Wirkſamkeit bes 
Geſetzes über bie Reichenertretung mit der ausbrüdliden Erflärung 
zu fiftiren, daß Ich Mir vorbehalte, bie Verhandlungsreiultate der Ber: 
tretung jener Öftlichen KRönigreiche, falls fie eine, mit dem einheitlichen Beſtaude und 
der Machtftellung bes Reiches vereinbarte Mobification ber erwähnten Geſetze in ſich 
fliegen würben, vor Meiner Entihließung ben legalen Bertretern der 
andern Königreihe und Länder vorzulegen, um ihren gleichgewichtigen 
Ausspruch zu vernehmen und zu wäürbigen. Ich Tann es nur beflagen, daß 
biefer unabweislich gebotene Schritt auch einen Stillftanb in bem verfafjungs: 
mäßigen Wirken bes engeren Reichsraths mit fi Bringt, allein ber 
organifche Zufammenhang und bie gleiche Geltung aller Grundbeſtimmungen 
bes Geſetzes für die gefammte Thätigkeit des Neichgrathes macht eine Schei: 
bung und theilweife Aufrechterbaltung ber Wirkſamkeit bes Geſetzes unmöglich. 
So Lange bie Reichövertretung nicht verfammelt ift, wird es bie Aufgabe 
Meiner Regierung fein, alle unaufichieblichen Maßregeln und unter bielen 
insbefonbere jene zu trefien, welche durch das finanzielle und vollswirtbichait: 
liche Intereſſe bes Neiches geboten find. Frei ift die Bahn, melde mit Bes 
achtung bes legitimen Rechtes zur Verſtändigung führt, wenn — was Ich mit 
voller Zuverſicht erwarte — ein opferfähiger vertöhnlicher Sinn, wenn gereifte 
Einfiht die Erwägung Meiner treuen Völker leitet, am welche biefes Faijerliche 
Wort vertrauensvoll gerichtet ift”. 

Kalferlihes Patent: „In Erwägung ber unabmweislichen Nothwendig⸗ 
keit, zur Gewinnung dauernder Grundlagen für eine verfafjungsmäßige Rechts⸗ 
geflaltung des Reiches ben Weg ber Berftändigung mit den legalen Vertre⸗ 
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tern ber Länder ber ungartfchen Krone zu betreten unb zu biefem Embe ben 


betreffenden Landtagen das Diplom vom 20. Dct. 1860 unb bas mit bem 
Patente vom 26. Febr: 1861 kundgemachte Gefey über bie Reichövertretung 
zur Annahme vorzulegen; in weiterer Erwägung, baß eine gleichzeitige Be⸗ 
banblung biejer Urkunden als allgemein bindendes Reichsgeſetz bieburd ans 
geichlofien wird , verorbnen wir nach Anhörung Unferes Minifterraths wie 
folgt: 1) Die Wirkfamkeit des Grundgeſetzes über bie Reichövertretung wird 
mit bem Vorbehalte ſiſtirt, die Verbanblungsrefultate des ungariſchen und 
bes crontifhen Landtages, falls fie eine mit dem einheitlichen Beflande und 
ber Machtſtellung des Reiches vereinbare Modifikation ber erwähnten Geſetze 
in ſich fchließen würden, wor Unferer Entfchliegung ben legalen Bertretern 
ber andern SKönigreihe und Länder vorzulegen, um ihren gleichgewich⸗ 
tigen Ausfpruch zu vernehmen und zu würbigen. 2) Inſolange 
bie Reichövertretung nicht verfammelt ift, bat Unfere Regierung bie 
unauffchteblichen Mafregeln und unter biefen insbejondere jene zu treffen, 
welche das finanzielle und voltswirtbihaftlihe Intereſſe 
bes Reiches erheiſcht“. 

Ein Artikel ber offic. Wiener Abendpoft erörtert ben Schritt bes Kaijere 
für das Publicum, eine Girculardep. des Grafen Mensborff für die Regie⸗ 
gierungen bes Auslandes. 

Der Staatsftreih vom 20. Sept. wird von ben Czechen Böhmens mit 
großer Befriedigung aufgenommen und im böhmifchen Theater zu Prag durch 
eine Feftvorftellung gefeiert. Die öffentlide Meinung und die Preife ber 
beutichen Provinzen Iorechen fih bagegen in ganz entgegengefeßtem Sinne 
aus. Selbſt bie ungarische Preſſe bedauert bie Aufhebung des engeren Reiches 
raths, ber, unbeſchadet eines Ausgleiches mit Ungarn, hätte fortbeftchen können. 


20. Sept. Weitere Armeerebuction: Das 3. Corps ber ital. Armee unb 


23. 


24, 


26. 


28, 


30. 


eine Reihe Platzcommandos werben aufgelöft. 

„ (Ervatien). Die Eröffnung bes croatifchen Landtags wirb durch 
kaiſ. Entichliegung vom 9. Det. nochmals weiter auf ben 12. Nov. 
vertagt. 

„ Die officidfen Blätter erklären, daß bie Staatsjchuldencontrol- 
commiflion bed Reichsraths nicht zugleich mit ber Yebruarverfaflung 
und dem Reichsrath filtirt ober aufgehoben worden jei. 
„ Die öfterr.<englifde Enquetecommiſſion wirb definitiv fallen ges 
Iaflen, dagegen birect mit dem engl. Gefanbten Lord Blomfielb über 
ben Abſchluß eines engl.Siterr. Handelsvertrags unterhanbelt. 
„Die Correſpondenten des offiziöſen Preßbureau melden alltäglich, 
baß durch den behufs Abſchluß einer Anleihe nad Amiterbam, Lon⸗ 
bon, Paris und Frankfurt abgegangenen Unterftaatsjecretär v. Bede ein 
Anlehen „To gut wie abgeichlofien ſei“. 

„ Die „NR. Fr. Preſſe“ wird wegen des von ber Regierung gegen 
fie eingeleiteten Procefjes (j. 15. Sept.) vom Gerichte wirklich ver⸗ 
urtheilt, die „Oſtd. Bolt“ dagegen freigejprochen und gegen das Urs 
theil vom Staatsanwalt nicht appellirt. 

» Auch der Gefandte in Rom, Frhr. v. Bach, Fällt dem magyarifchen 
Einfluß im Cabinet zum Opfer, wirb abberufen und durch Hrn. v. 
Hühner erfekt. 

„ Der Abmiral Frhr. v. Wüllerstorfsllrbair wird zum Minifter für 
Hanbel und Volkswirthſchaft ernannt, Die Iffentlihe Meinung ficht 
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darin ein Unterpfand, daß das neue Miniſterium in volfswirthichaft: 
lichen Dingen freieren Anſichten huldige. 


— Oct. (Böhmen). Viele deutſche Abg. zum Landtag legen ihr Mandat 
nieder. Gedrückte Stimmung der deutſchen Bevölkerung. 

— „EGSiebenbürgen). Die Ernennung der Regaliſten für den be 
vorſtehenden Landtag erfolgt nach dem früheren Herkommen, was die 
Folge haben muß, daß, wie auch die Wahlen ausfallen, das Schickſal 
ber Unionsidee jedenfalls ſchon durch die Regaliſten entſchieden wer: 
den wird. 

— „ der Cardinal⸗Erzbiſchof von Wien erläßt gelegentlih des Jubi⸗ 
läumsablaffes einen Hirtenbrief, in dem eine jehr erbitterte Sprade | 
gegen Stalien und zum Theil gegen Frankreich, aber auch gegen 
deutſche Regierungen geführt wirb: 

. Es gibt auch außer Italien Länder, wo wiber Wahrheit unb Gered- 
tigfeit öffentfi gefrevelt wird. In einem beutfchen Lande bat man nicht nur 
ben Bertrag zerrijjen, weldyer Über die Rechte ber Fatholifchen Kirche bereits 
geſchloſſen war, es foll dort auch ber Lieblingsgedanke ber Aufklärung vers 
wirflicht und ber Seele bes Kindes in ber Schule, wohin bie Eltern es kei 
Strafe ſchicken müſſen, zugfeih mit den Buchltaben und bem Einmaleins Hab 
oder Sleichgiltigfeit gegen die Religion eingeprägt werben... ." 

2, „ Wechſel des Rectorats der Univerfität Wien: ftatt Brof. Hyrt 
tritt Prof. Jaeger ein. Die Inaugurationsrede ſetzt ber freien Fer: 
ſchung der Wiſſenſchaft ausbrüdlih die Satzungen ber pofitiven Re 
ligion als unnahbare Schrante. 

3. „ Die amtliche Wiener Ztg. veröffentlicht die Gebahrungsrefultate 
des Staatshaushalts in den 9 erften Monaten des Jahres 1865. Die 
felben zeigen, baß fih die Gefammtziffer. ber Ausgaben dem vem 
Abg.Hauſe des Reichsrath durchgeſetzten Budget allerbings ziemlid 
genähert, die Militärausgaben jeboch das Bubget immer noch um 
mehrere Millionen überfchritten haben. 

3,/5. Oct. Zufammentritt ber bisherigen Staatsſchuldencontrolcommiſſion 
bes Reichsraths. Diefelbe zieht ihre Etellung in Folge des Faijerl. 
Patents vom 20. Sept. in Erwägung und beſchließt, dem Minijterium 
in einer Denkſchrift auseinanberzufegen, daß mit ber Februarverfaſſung 
und bem engern unb weitern Reichsrath nothiwenbig aud ihre ver: 
faflungsmäßige Thätigkeit „ſiſtirt“ worben jet. 

9. „ (Ungarn). Der ftäbtilhe Repräfentantenkörper von Ofen be 
fließt eine Dankadreſſe und bie Bitte an den König, in Zukunft 
brei Monate bes Jahres in Dfen zır refibiren. 

11. „ (Zyrod. Die office. Blätter melden, daß für Wälſchtyrol von 
ber Regierung die Gründung einer ber Statthalterei in Innsbruck 
untergeorbneten Statthaltereiabtheilung in Xrient beabfihtigt fei. 

12, „ (Siebenbürgen). Die am 2. d. M. in Hermannftabt zufam- 
mengetreiene Nationsuniverfität der Sachſen febt eine Siebnercom⸗ 
miſſion nieber behufs eines Gutachtens über bie Stellung ber ſäch⸗ 
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ſtiſchen Nation auf bem bevorftehenden Landtag der Unionsfrage mit 
Ungarn gegenüber. 


16.17. Det. In Folge eines Faif. Handſchreibens auf die Denkſchrift vom 


18. 


bei 


R 


4. d. M. tritt die Staatsſchuldencontroleommiſſion neuerdings zu⸗ 
ſammen. Graf Eugen Kinsky erklärt ſeinen Austritt, die übrigen 
Mitglieder entſchließen ſich auf der Grundlage jenes Handſchreibens 
auch ferner zu bleiben. 

„ (Ungarn). Die Vorbereitungen zum Landtag find beendigt. 
Die radicale Partei hat ſich, um den Zuſammentritt des Landtags 
nicht unmöglich zu machen, überall auf Proteſte gegen die Nichtwie⸗ 
derherſtellung der Comitate beſchränkt. Alle Programme verlangen 
übereinſtimmend die volle Wiederherſtellung der Geſetze und der Au⸗ 
tonomie des Landes und gehen nur bezüglich des entſcheidenden 
Punktes (der gemeinſamen Angelegenheiten) mehr ober weniger aus⸗ 
einander, verrathen jedoch bie entſchiedene Neigung, dieſe gemein- 
ſamen Angelegenheiten auf ein Minimum einzuſchränken. 

„ (Böhmen). Die Czechen feiern in Prag den Jahrestag bes 
Octoberdiploms als Demonftration gegen bie Deutſchen und bie Partei 
ber Centraliſten. 

„ Die Regierung veröffentliht ein neues vom Kaijer fanctionirtes 
Geſetz über die Eontrole der Staatsfchuld, das erfte, das der Zu: 
fiimmung bes Reichsraths entbehrt. 

„ (Lrief). Neuwahlen zum Stabtrath. Sieg ber öfter. Partei. 
„ Text und Erwägungen eines im Weſentlichen wenigftens über- 
einftinnmenden Antrage an die Landtage gegen bie Siftirung ber 
Tebruarverfafjung werben in Wien in einer Vorberathung von Land⸗ 
tagsabgeorbnneten aus Ober: und Nieberöfterreih, Steiermark, Salz⸗ 
burg, Kärnthen und Vorarlberg mit großer Uebereinftimmung feſt⸗ 
geftellt. 


. Nov. (Tyrol). Den Proteftanten in Meran wirb vom Staatsmini⸗ 


fterium die Bildung einer eigenen Kirchengemeinihaft befinitiv unb 
ohne Angabe von Gründen unterjagt. 

„ (Böhmen). Bei den Crgänzungswahlen zum Landtag fliegen 
in ben gemiſchten Diſtrikten überall bie ezechiſchen Candidaten. 

„ (Mähren) Bei den Ergänzungswahlen zum Landtag ſiegen 
faſt überall die deutſchen Candidaten. 

„ (Galizien) Erzbiſchof Litwinowicz veröffentlicht ein Programm 
ſeiner Partei (der Ruthenen) für den bevorſtehenden Landtag. Der⸗ 
ſelbe zielt auf Trennung zwiſchen Polen und Ruthenen. 

„Das Finanzminiſterium ſieht ſich genöthigt, den Zinsfuß ber ſog. 
Salinenſcheine, da der Betrag dieſes Theils der ſchwebenden Schuld 
von 100 auf 80 Millionen heruntergegangen iſt, um 1% zu er⸗ 
böhen. Die Direction ber Nationalbant antivortet auf die Maß—⸗ 
regel der Regierung in einer eilig veranftalteten Verſammlung mit 
einer Erhöhung des Discontos auf Stantspapiere um benjelben Betrag. 
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laſſen und (mie bezüglich GSiebenbürgens bloß) proviforifch Durch den 
TME. v. Kuffevic erſetzt. 


„Abſchluß eines Präliminarvertrags für ben Zoll: und Handels: 


vertrag mit England zu Wien. 

(Siebenbürgen). Die fähliihe Nationsuniverfität beſchließt 
zu Hermannftadt eine Repräfentation an den Sailer, un ben Pe 
benfen gegen ben bevorjtehenden Landtag Ausdruck zu geben unt 
erklärt zwar ſchließlich die Bereitwilligkeit zum Eintreten in bie Be: 
rathung der Unionsfrage mit Ungarn, jedoch nur unter ber Voraus- 
fegung, daß der endgültigen Beſchlußfaſſung barüber bie befinitiw 
Regelung der Stellung Ungarns zur Geſammtmonarchie im inne 
bes Faiferlihen Manifeſtes vom 20. Sept. vorauszugehen habe. 


„ Ein taif. Handfchreiben an bie Landeschefs befiehlt denfelben, bie 


Actenftüde vom 20. Sept. (Manifeft und Patent) den Landtagen kei 
ihrer Eröffnung zur Kenntniß zu bringen: 


„Ich babe in meinem Manifeſte unb bem baffelbe begleitenden Patente | 


vom” 21. Sept. 1865 ben Weg bezeichnet, welchen meine Negierung zu be 
treten bat, um eine dauernde Grundlage für eine Verfaſſung bes Reiches :u 
gewinnen, welche bie Monarchie in ihrem einheitlichen Beftande und bie cia- 
zelnen Königreihe und Länder jowohl-im Kreije ihrer Selbſtändigkeit, als 
auch als unzertvennlidh verbundene Theile des Ganzen in ihren wohlbegrin- 
beten Rechtsanſprüchen zu fichern geeignet iſt. Bei ber Wichtigfeit bieied 
Staatsaktes befehle Ich, ben Landtagen meiner Königreiche und Länder im weit: 
lichen Theile bes Reiches bei deren Eröffnung bievon Mittbeilung zu maden” 





„ Ein Rundfhreiben des Staatsminiftere Belcredi an die Ckatt- 
halter und Landeschefs ſpricht ſich fehr einbringlich für Vereinfachung 
ber Verwaltung, Beſchränkung der Vielſchreiberei, Einführung mind: 


liher Verhandlungen und Heranziehung ber Bevölkerung zur Selbſt⸗ 
thätigkeit aus. 
Dem Unterftaatsfecretär ber Finanzen, Hrn. v. Beide, gelingt es 


nach langen erfolglofen Bemühungen endlich, in Frantreih mit Foult, 


Mallet und bem Credit foncier ein Anlehen, das bem Staau 
90 Mil. Silber einbringt und damit wenigſtens auf einige Zeit bie 
finanziellen Schwierigkeiten hebt, zu Stande zu bringen, immerhin 
nur unter äußerft brüdenben Bebingungen, no 10% niebriger als 
das letzte Anlehen des Hrn. v. Plener. 


„ (Srovatien). Eröffnung bes Landtags. Das zur Eröffnung 
vorgelefene kgl. Refcript ftellt als Aufgabe bes Landtags den Art. 42 


bes lebten Landtags von 1861 (den Verband mit Ungarn betreffend) 
in den Vordergrund, ohne der bereits im kgl. Refcript vom 8.Nov. 
1861 erfolgten Sanction biefes Artikels zu erwähnen. 


Kgl. Reſcript an ben Landtag: „... Die ererbten Inflitutionen, Ä 


8: 
Gefche und gefeglihen Gebraͤuche biejes Königreichs find, fo wie deſſen Dent: 
weife, Sprade und Nationalität ein wefentlicher Beftandtheil feiner innerften 
Natur und zugleich bie Grundlage bes ganzen politiichen, intellectuellen und 
focialen Gebäudes deſſelben. Diefe natürliche Grundlage nehmen wir gerne 
und mit aller Gnifchiebenheit ald Ausgan a spunft weiterer Fortbildung an. 
Nicht ale letztes Zie — ſoll uns das Geſchichtliche gelten, ſondern bloß 
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als beſt geeigneter, weil geſetzlicher Boden, der allein dauernd ſowohl für das 
Land als für den Geſammtſtaat Neues, Zeitgemäßes hervorzubringen vermag. 
Sp wie wir ſicher find, daß Ihr, die Vertreter eines begabten Volkes, dieſen 
Grundjag mit eben jener Offenheit und Rüchkhalteéloſigkeit zugeben werbet, 
mit welcher wir fin gut fanden, ihn euch gegenüber auszufprechen ; ebenfo 
halten wir Uns für überzeugt, Ahr werbet jenen Erwägungen, welche wir 
rüdfichtlih der oberften, gleihmäßig alle Yänder unferer Monarchie berühren: 
ben Staatsangelegenheiten in bem erften Theile unſeres k. Rejcriptes vom 
8. Novbr. 1861 niedergelegt haben, euch nicht verfchließen. Es ift in der 
That ein unabweisbares Bebürfniß ber Reit, daß binfort bei der Geſetzgebung 
nicht bloß ber einzelnen Königreiche und Länder unferes Reiches, fonbern auch 
der Geſammtmonarchie als folder die Vertreter ber Völker befchließend mits 
wirfen. Welche Angelegenheiten biebei als gemeinſame zu behandeln feier, 
baben wir in unferem faiferfihen Diplome vom 20. Ort. 1860 beitimmt. 
Die Form biefer Behandlung wurde duch das mit unferem Patente vom 
26. Febr. 1861 kundgemachte Grundgeſetz bezeichnet. Indem wir Euch daher 
ben Wortlaut biejer beiden Staatsacte beiliegend mittheilen, fordern wir Eud) 
biemit zur Annahme berfelben auf. Diefes ift unſere erfle €. Propofition, 
über welche wir daher vor allen anderen ragen ben Beſchlüſſen des verfam: 
melten Landtages entgegenjehen. Nach Erledigung dieſer Angelegenheit wer: 
ben Euere Getreuen als unſere weiteren fgl. Bropofitionen, ın der daſelbſt 
vorkommenden Neihenjolge, die übrigen Gegenflände vornehmen, welche in 
unferem kgl. Refcripte vom 8. Novbr. 1861 als unerlebigt bezeichnet find. 
Anläßlich des Beſchluſſes des letzten Landtages über die Beziehungen zu un: 
ferem Koͤnigreiche Ungarn fprechen wir den lebhaften Wunſch aus, daß bie 
Löſung biefer Frage, weiche au im ungariichen Landtage zur Beratung ges 
langen wird, im Wege der Berftändigung beider Randtage in Kurzem erfolge. 
Der am 10. Dec, d. 33. zufammentretende ungarifhe Landtag wird, ebenfo 
wie jener von Sabre 1861, vorzugsweife bie Beſtimmung haben, unfere In⸗ 
auguration als König von Ungarn, Dalmatien, Groatien und Slavonien 
vorzubereiten und, nach Entgegennahme bes Inauguraldiploms, mit Gottes 
Beiſtand nunmehr auch wirklich zu vollziehen. Wir ‚fordern Euere Getreuen 
auf, rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, bamit bieles unſer Königreich in jenem 
Landtage vertreten werde, Anbelangend Dalmatien berufen wir uns auf bie 
in unferem f. Refcripte vom 8. Nov. 1861 enthaltenen Ausführungen, wo⸗ 
nach bie definitive Entſcheidung über bie Frage der Union erſt nach Regelung 
der fiantsrechtlichen Beziehungen Groatiens erfolgen kann. Sind biefe Fragen 
glücklich gelöst, jo fleht nichts im Wege, baß Euere Getreuen zur Berathung 
unferer weiteren k. Propofitionen übergeben...” 


13. Nov. (Niederdfterreih). Schufella unterliegt, weil föderaliſtiſch 


Dt 


Nu 


gefinnt, in einer Landtagswahl in Wien. | 
„ Eine kaiſerl. Verordnung regelt die Auflaflung ber Paßreviſion an 
den Gränzen des Reiche. 
„ Die N. Fr. Preffe wird in Yebter Inſtanz in dem von ber Re: 
gierung gegen fie angehobenen Preßproceſſe (I. 26. Sept.) doch 
freigeſprochen. 
(Galizien). Der Kaiſer erläßt eine umfaſſende Amneſtie. 
(Croatien). Etwa 100 Landtagsdeputirte conſtituiren ſich im 
Gegenſatze gegen die magyariſch-fuſioniſtiſche als „ſelbſtſtändige 
Nationalpartei" und ſetzen die Grundprincipien ihres Programms feſt: 
„1) Die Erhaltung bes einheitlihen Beſtandes ber Geſammt⸗Monarchie 
und dieſer in ihrer Poſition ale Großmacht. 2) Principielle Anerkennung 
ber gemeinſamen Angelegenheiten zur gemeinſchaftlichen cnſitunonclen Be⸗ 
1 
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handlung berfeißen. 3) Cine beichließenbe Gefammtvertreiung der Geſammt⸗ 
—* begründet auf einer gleichberechtigten Vertretung aller hiezu beru⸗ 
fenen Factoren, und eine dieſer Vertretung verantwortliche Geſammt⸗Regierung. 
4) Behufs Ausarbeitung ber Geſetzentwürfe ſoll aus ber Mitte bes Agramer 
Landtages eine Deputation an den Kaifer entjenbet werben, um im Einver⸗ 
Ränbniffe mit ber betreffenden Teputation des ungarifchen Landtages vorzu⸗ 
gehen. 5) Der Erfolg ber gegenfeitigen Berathungen ift vom Agramer Land⸗ 
tag dann der kaiſ. Sanction zu unterbreiten. 6) Im Balle bes Nichtgelingens 
ber befinitiven Erledigung bieler Fragen, find aus den in dieſer Angelegenheit 
efaßten Ianbtäglichen Beichlüffen feine Folgen hinſichtlich des ftaatsrechtlichen 
echtes biefer Königreiche zu bebuciren”. 


20, Nov. (Siebenbürgen). Eröffnung bes Landtags. Kgl. Refcript 


bez. ber Aufgabe besjelben: 


ze... Mit unferm für bie Geſammtmonarchie als ein beflänbige® und 
unwiberruflies Staatsgrundgefeß verkünbeten Taif. Diplome v. 20. Oct. 
1860 haben wir es als unfere Megentenpflicht anerfannt, bie Machtiftellung 
der Monardhie zu wahren und ihrer Sicherheit bie Bürgfchaften Mar unb uns 
aweibeutig feſtſte hender Rechtszuſtaͤnde und einträctigen ZJuſammenwirkens zu 
verleihen, und hiebei erflärt, daß ſolche Bürgichaften nur durch Inſtitutionen 
und Rechtszuflände begründet werben, welche bem gejchichtlichen Rechtebewußt⸗ 
fein, der beſtehenden Verſchiebenheit unferer Königreihe unb Länder und ben 
Anforderungen bes untheilbaren und unzertrennlicden Träftigen Verbandes 
derſelben gleihmäßig entſprechen. Innerhalb ber in bemfelben feitgeftellten 
Grängen haben wir demnach in biefem unjerem Tail. Diplom v. 20. October 
1860 die Wieberberfiellung ber althergebrachten Berfaffung unferer Länber 
ber ungarifchen Krone und mit biefen auch ber unferes geliebten Sroßfürften- 
thums Siebenbürgen gnäbig verheißen, und wir folgen nur ben inneren Gin: 
gebungen unſeres Ianbesväterlichen Herzens, indem wir, in Gemäßheit ber in 
dem Diplome unferes glerreihen Vorfahren Kaifer Leopold I. und ber nad: 
gefolgten pragmatifchen Sanction wurzeinden, durch fpätere Landesgeſetze fefl- 
geie ten Vertaffung unſeres geliebten Großfürftentbums Siebenbürgen, bie 
egalen Bertreter bed Landes auf Grund von befien früheren Lanbesgefeten 
näbigft einberufen. Diefem zufolge Buben wir und huldreichſt beiwogen ge: 
nden, den Landtag umferes Großfuͤrſtenthums Siebenbürgen auf ben 19. Nov. 
d. J. in unfere T. Yreiftabt Klaufenburg in ber buch ben XI. Gefehartilel 
vom Jahre 1791 feftgeftellten Zuſammenſetzung einzuberufen. Damit aber 
auf dieſem Lanbtage auch bie früher nicht —— geweſenen, durch die von 
uns wiederholt ausgeſprochene und ſichergeſtellte Gleichheit aller unſerer Uns 
tertbauen vor dem Geſetze, durch bie allen verbürgte freie Religionsübung, 
bon Stand und Geburt unabhängige Aemterfähigfeit und allen oblie⸗ 
gende gemeinfame und gleiche Wehr⸗ und Steuerpfliät unb durch die Befei: 
tigung ber Frohnen in volle Gleichberechtigung netretenen Volksklaſſen und 
Verfonen ebenfalls angemefjen vertreten erfcheinen, haben wir nicht nur alle 
Jene zur Betheiligung an ben Wahlen zu biefem Lanbtage als berechtigt er- 
Hört, welche an direlien Steuern ohne Zuſchlag und Kopffleuern nach ben 
letzten abgeichloffenen Steuertabellen ben Betrag von adt Gulben entrichtet 
haben, fonbern wir haben aud Sorge getragen, daß Angehörige biefer früher 
nicht vertretenen Volkotlaſſen in bie Reihe ber übrigen Beſtandtheile biefes 
Landtages aufgenommen feien. Dit Freuben begrüßen wir Euch als bie ge 
jeglichen Vertreter unjeres geliebten GroßfürftenthHums Siebenbürgen, unb in: 
bem wir Euch biemit zu Kund tbun, baß wir zu unferem bevollmädhtigten 
k. Lanbtagscommiffär unferen aufrichtig geliebten 2c. FRE. Lubwig Grafen 
Folliot Grennenille guäbigft ernannt haben, forbern wir Euch, lieben Getreuen, 
auf, in Alles, was er Euch in unferem E. Namen vorlegt, volles Vertrauen 
zu jehen und unſere durch biefen Bevollmächtigten Gemmiflär Cuch befannt 
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zu gebeuben Entjäliefungen mit bantbaren Gefühlen euigenenzunepmen. Bes 
rufen, bie Frage ber Regelung des fiaatsrechtlichen Verhältnifies unferes ges 
liebten Gropfürftentfums Siebenbürgen in reifliche Erwägung zu ziehen, und 
um bieje Frage bei dem innigen Verbaude, in welchem unfer geliebtes Groß: 
fürftentbum Siebenbürgen zu unjerer ungarijchen Krone fteht, iım richtig ver⸗ 
ftandenen Jutereſſe beider biefer Länder einer endgiltigen Kölung zuzuführen, 
legen wir Euch, gleichwie wir ben bereits berufenen ungariſchen Landtag zur 
Revifion bes fiebenten Gefekartifeld vom J. 1847:48 aufzufordbern gewillt 
find, als alleinigen und ausſchließlichenn Gegenſtand Euerer Bera⸗ 
thung bie Revifion bes erſten Geſetzartikels bes ſiebenbürgiſchen Landtages 
vom Jahre 1848 von ber Bereinigung Ungarns und Siebenbür— 
gens, die wir in unferen Entichliefungen vom 20. Oct, 1860 einfimweilen 
unberührt belaffen haben, hiemit vor und fordern Euch gnäbigft auf, bie Bes 
fimmungen biefes Geſetzartikels mit Rüdjicht auf bie biefen beiben Ländern 
gemeinfamen Intereſſen neuerdings einer eingehenden Berathung allfogleich zu 
unterziehen, ſodaun aber bie Ergebniffe biefer Euerer Beratbungen unferer f. 
und großfüritlihen Schlußfaffung zu unterbreiten”. | 


21. Nov. Ein kaiſerl. Erlaß verfügt bie Herabſetzung bes Briefportes für 


ben ganzen Kaiferftaat auf 5 Nr. (3 Kr. ©. ®.). 

„ Eröffnung der fänmtlihen Lanbtage biesfeitd der Leitha. Die 
Bertreter ber Regierung legen benfelben nebft dem kaiſerl. Handſchreiben 
vom 9. Nov. das Manifeit und das Patent v. 20. Sept. vor. 

In ben Landtagen von Unteröferreih, Oberöfterreih, Steier⸗ 
mark, Kärntben, Schlefien, Salzburg und Vorarlberg wer: 
ben fofort ‚Anträge auf Wahrung der Rechtscontinuität ber Yebruarvers 
faffung gegen das Septembermanifeft gejtellt und mit großen Mebrbeiten an 
Commiſſionen zur Vorbereitung bießfälliger Adreſſen an ben Kaiſer gewielen. 
von ben rein beutichen Kronländern erfolgt allein in Tyrol Fein berartiger 

nitag. 

Antrag bes Abg. Tinti und 42 Gen. im Landlage von 
Nieberöfterreih: „In Erwägung, daß nah $ 19, 1. lit. a ber 
Lanbesorbnung ber Landtag gefeklich berufen ift, zu berathen und Anträge zu 
ftellen über kundgemachte allgemeine Geſetze und Einrichtungen bezüglich ihrer 
befondberen Rüdwirkung auf das Wohl bes Landes, und daß bie am 26. Febr. 
1861 als Staatsgrundgeſetz kundgemachte Verfaſſung des Reiches unbeſtreitbar 
von dem wichtigſien Einfiuſſe auf das Wohl aller einzelnen Königreiche 
und Länder iſt; — in Erwägung, baß mit dem Diplom v. 20. October 
1860 der Grundſatz ausgelptoden wurbe, daß für die Zufunft das Recht, 
Geſetze zu geben, abzuändern ober aufzuheben, nur unter Mitwirkung ber 
Landtage, beziehungsweife bes Reichorathes, ausgeübt werben bürfe, und daß 
nad) dem Siaatsgruudgeſetze biefes Mecht ber Mitwirfung im Rechte ber Zus 
fimmung befteht und als ſolches nicht nur durch alle jeit dem Beflande ber 
Berfaffung erfolgten Geſetzeskundmachungen zur Geltung fam, fonbern aud 
burch feierliche Staatsafte als unwiderruflich feſigeſtellt anerkannt wurde; — 
in Erwägung, daß buch das von bem verantwortlichen Miniſterium 
contrafignirte Patent vom 20. Sept. 1865 das Geſetz über bie Reichövertre: 
tung ohne folde Zufimmung fiftirt und dadurch das nichtfiftirte allechöchite 
Diplom v. 20. Oct. 1860 verlegt wurbe, oßne daß weber in biefem Diplome, 
noch in bem Patente v. 26. Febr. 1861 irgend ein geſetzlicher Anhaltspunkt 
für ein Siftirungsrecht ber Krone gefunben werden Tann; — in - Erwägung, 
baß fonach durch das Patent v. 20. Sept. 1865 jene conflitutionellen Rechte 
verleht wurben, welche mit biefen Grundgeſetzen feſtgeſtellt, geregelt unb ges 
orbniet worben find, welche wir freudig und dankbar in Beſitz genommen 
haben und die in diefer Weife feit fünf Jahren in ununterbrochener, von 
ber Krone fiets anerkannter Wirkfamfeit geanden find; — in Erwägung, 
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daß durch diefe Sifirung mittelbar auch die Lanbesorbnungen und bie Rechte 


ber Landiage bebroht erjcheinen und ſonach durch jenen Aft ber verantmwort: 
Then Regierung die ganze bisherige Reichsverfaſſung, melde Se. Maj. im 
Art. VI. des Kundmachungs⸗Patentes zum Grundgeſetze über bie Reichsver⸗ 
tretung v. 26. Febr. 1861 unverbrüchlich zu befolgen und zu halten feierlich 
verfprachen und gelobten, erfhättert wird; — In Erwägung, daß burd 
biefe Siſtirung und für die Dauer berjelben die verfaffungemäßig gemäbr- 
Ieiftete Mitwirfung an der Gefekgebung in den widtigften Angelegenheiten 
bes Meiches befeltigt und gegen ben Se ber Berfaffung die Geſetzgebung 
in biefen Angelegenheiten wieder ber abjoluten Macht anbeimgeftellt ift, und 
baß durch bie gleichzeitig erfolgte Siſtirung bes engeren Reichsrathes auch bie 
für die Hebung ber Wohlfahrt, für bie Sicherheit ber Perfon und bes Ned: 
tes, fowie für eine georbnete Rechtspflege und Abminiftrationr in den Pänben 
diesſeits ber Leitha fo dringenden Reformen in ber Gefehgebung ebenfalls der 
abfoluten Entſcheidung anheimgegeben oder aber zum großen Nachibeile ber 
Völker in unbeftimmte Ferne gerüdt find; — in fernerer Erwägung, daß 
in ben Berfafjungsgefeßen und ben durch biefelben gefchaffenen Inſtitutionen 
hie Mittel und Wege gegeben waren, die noch nothwendigen Zereinkarungen 
und bie benfelben entſprechenden Mobificationen in ben Staatsgrundgeſetzen 
in vollkommen legaler Weile vorzunehmen; — in Erwägung, daß bie 
Bereitwilligkeit, biezu ohne Verletzung der höchſten Intereſſen bes Reiches und 
der Grundſätze conftitutionellen Rechts die Hand zu bieten, von Geite ber 
Neichövertretung in unzweifelhafiet Welle ausgeſprochen worden iſt; — in 
Erwägung, baf eine Reviſion ber Staatsgrundgeſetze, wenn eine folde 
nah ben Rrehutaten der Verhandlungen ber Landtage in ben Ländern ber 
ungarifchen Krone nothwendig werben follte, ohne feierliche Berfiherungen zu 
verletzen, mit Rechtsgiltigkeit für die Länder biesfeits ber Leitha nur im jenem 
durch dieſes Stantsgrundgefeg geichaffenen Vertretungsförper, weldyem biefür 
ein entſcheidendes Votum eingeräumt ift, d. i. nur Buch ben Reicherath vor: 
genommen werben fann, und baß ben Lanbdtagen in biefer Frage burch bie 
anbesorbnungen, welche bie rechiliche Grundlage ihrer Eriſtenz bilden, ein 
ſolches Recht nicht zuſteht; daß demnach burch die Sifiirung des Grundgeſetzes 
über die Neichevertretung ber einzige Körper befeitigt wurde, in welchem bie 
erwähnte Revifion ohne Verwirrung und ohne Octrogirungen in verfaſſunge⸗ 
mäßiger Weile vorgenommen werben Tann; — in Erwägung, baß baber 
bie Siftirung ber Grundgeſetze geeignet ift, in ben Bölfern Oeſterreichs das 
Rechtebewußtiein zu erfchüttern, daß eine berartige Unficherbeit in den ver: 
faffungemäßigen Zuftänden die Confolibirung und Machtſtellung bes Reiches 
unmöglid macht, und baf auf biefe Weiſe dem materiellen Woblftanbe und 
dem Staatscredite jede geficderte Grundlage entzogen wird; — in Erwäg- 
ung endlich, baf die Mittel unb Wege, um bie bier bargelegten Neberzeu⸗ 
gungen und Rechtsanſchauungen in geeigneter und erfolgreicher Weile zur 
Itung zu dringen, ber ernfteiten und eingehendſten Prüfung bebärfen — 
fielen bie Unterzeichneten auf Grundlage bes F 19, Punkt 1 lit. a der Lan: 
besorbnung ben Antrag: Der hohe Landtag wolle beichließen: 1) Es jet ein 
Ausſchuß zu wählen, welcher bie beionberen Rädwirtungen des allerh. Ra: 


.tentes v. 20. Sept. 1365 auf das Wohl bes Landes zu erwägen, barüber 


Bericht zu erflatten und bem Lanbtage bie geeigneten Anträge zu fielen bat; 
2) dieſer Ausſchuß babe aus elf Mitgliedern zu befteben, wovon zwei aus 
jeder Gruppe von berfelben, fobann fünf Mitglieder aus ben ganzen Land: 
tage zu wäblen find”. 

In den Landtagen ber deutſch⸗ſlaviſchen Provinzen, Böhmen, Mähren 
und Krain flellt bie beutiche Partei zwar ebenfalle Anträge gegen das 
Septemderpatent, doch mit fehr zweifelhafter Ausſicht auf Erfolg, ba bie cze⸗ 
Hilche Partei im Gegentbeil Dantabrefien für das Patent beantragt. 

In ben Lanbingen von Galizien uns Bulowina werden fofort 
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und ohne Widerſpruch Dankadreſſen für das Septemnberpatent au ben Kaiſer 


votirt. 


24. Nov. (Croatien). Landtag: Die Linke (magyariſch⸗fuſioniſtiſche 


29. 


Partei), die ſich in der Minberzahl- fühlt, will die ſofortige Wahl 
ber Vicepräfidenten mit Ausſchluß der Gränzer und der Banaltafel- 
afjefjoren durchſezen. Der Banus und bie Rechte (croatijchnationale 
Partei) erklärt fih dagegen und ber Ban hebt die Sitzung ohne 
Entſcheidung auf, 
„ Geftüpt auf das Eeptemberpatent erläßt ber Kaijer aus eigener 
Machtvollkommenheit das Geſetz bez. des in Franfreih zu Stande 
gebraten Anlehens von 90 Mill. ©. in Silber. 
„ (Sroatien). Landtag: bie (magyariſche) Linke (circa 100 St. 
gegen circa 117) erjheint nicht in ter Eitung und beſchließt die 
Abfendung einer Deputation an den Kaifer. Diefelbe geht ohne 
Zögern nah Wien ab; bie von ihr dem Kaifer zu unterbreitende 
Beſchwerdeſchrift zählt 97 Unterfchriften. 
„ (Eroatien). Landtag: In Abmefenheit der magyarifchen Linten 
werden bie Öränzerwahlen genehnigt, 2 PVicepräfidenten (1 von 
ber Linfen, 1 von der Rechten) und 4 Schriftführer gewählt. Es 
find 115 Abg. anwefend. — Der Banus und der Cardinal Haulid 
werben ad audiendum verbum regium nady Wien berufen. 
„ (Ungarn). Allg. Landtagswahlen. Das Nefultat ift, daß bie 
jog. Adreßpartei (Deak) 50— 60 Stimmen gewonnen hat und ber 
ehemaligen Beſchlußpartei um etwa 100 Stimmen überlegen ift. 
(Tyrol). Landtag: Die Borlagen ber Regierung find der Partei 
ber og. Glaubenseinheit wenigſtens theilweife zu Willen. Das 
Proteltantenpatent wird zwar in ſoweit aufrecht erhalten, daß ber 
Grunderwerbung von Seite von Proteftanten Fein Hinderniß in ben 
Weg gelegt werben fol, dagegen wird bie Bildung proteftantifdher 
Semeinden von der Zuftimmung bes Landtags abhängig, d. h. vor: 
erit wenigitens ganz unmöglich gemacht: 

Erlaß bes Staatsminifters Belcrebi als Motivirung bes Ce: 
febesentwurfs bez. evangelifcher Gemeinden in Tyrol: „.... Rach biefem Ges 
fege wäre bie Zuflimmung ber Statthalterei zur Bildung von Gemeinden 
im Einverftändriffe mit ber Landesvertretung zu eribeilm. Durch biefe 
Mobdalität könnte ohne Wiberfpruch mit ben Beitimmungen bes allerh. Ba: 
tentes v. 8. April 1861 und im vollfommmen Ginflange mit ber Landes⸗ 
orbnung ben Wünſchen des Landes im ausgebehnteften Maße 
entfprohen werben, und es bliebe immerbin bie Möglichkeit ber 
Zulaffung ewangelifher Gemeinden in Tyrol nit ganz ausgefchlof: 
jen, faUs mit ber Zeit eine andere Anſchauung im Lanbtage bie Oberhand 
gewinnen follte, was zwar bermalen noch nicht wahrfcheinlich, aber mit Rüd- 
ficht anf das Ergebniß der letzten Abfimmung in ber WReligionsfrage (26 
egen 20 Stimmen) doch immerhin benfbar iſt. Die Schwierigteiten, welche 
ch in Bezug auf die Behandlung bes zweiten Punftes ber Anträge bes 
Tyroler Landtages ergeben haben, wärben ferner hierdurch von ſelbſt entfallen. 
Denn bie Ausäbung bes dffentlichen Gottesbienftes iſt durch ben Beſtand ber 
Ktirchengemeinbe bebingt ($ 2 bes Patentes v. 8. April 1861) unb wenn ber 
Zanbesvertreiung durch das vorgeſchlagene Geſetz ein mapgebenber Einfluß auf 
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bie Bilbung ber kirchlichen Gemeinden eingerkumt wird, fo iſt fie baburd) andy 
in die Lage verfekt, die gemeinfamen Öffentliden Religions: 
übungen bintan zu halten“. 

Mit Ausnahme von einigen Beamteten erjcheinen bie Abgeorbneten 


aus Wälſchtyrol wieder nicht im Landtage. 


30. Nov. (Böhmen) Landtag: Herbft begründet feinen Antrag, bie 


Rückwirkung des September:Patents auf bic bejonderen Verhältniſſe 
bes Landes einer Prüfung zu unterziehen unb feinen (von ber beui- 
hen Partei unterftüßten) Refolutionsentwurf ber Commiſſion für 
ben Antrag des Grafen Noftiz auf eine Dankadreſſe an ben Kaifer 
zuzuweiſen. Herbſt und bie beutfhe Partei unterliegt jedoch mit 
105 gegen 111 Stimmen (jämmtlide Czechen und bie Mehrzahl 
der Großgrundbeſitzer). Die Commiflion wird überwiegend in cze 
hifchen Sinne zufammengefeßt. 


2. Dec. (Steyermart). Landtag: Debatte über bie Abreffe unb das 


Septemberpatent. Rebe Kaiſerfeld.. Die Adreffe wird mit 50 
gegen 7 Stimmen (morunter bie Biſchöfe von Sodau und Lavant) 
angenommen: 


n.,.. Der Reichsrath Tonnte ber freudigen Zuſtimmung Dejlerreichs, Be: 
fonders aber jener dieſes Landes gewiß fein, als er, bie Beweiſe aufridhtiger 
Bercitwilligfeit, zur Verftändigung die Hand zu bieten, fundgebenb, an ben 
Stufen bes Thrones Ew. Maj. bie Bitte um Einberufung bes geſetzlichen 
ungarifchen und bes croatiſchen Landtages nieberlegte. Es war ein verhängniß- 
voller Irrthum ber Regierung, anzunehmen, daß in ber Verfaſſung ein in- 
nerer Widerfpruch beftehe, meldher durch Beſeitigung eines weſentlichen, ja bes 
wejentlichften Beſtandtheiles derielben in bem Augenbfide behoben werben müſſe, 
wo biefe Bitte ihre Erfüllung finden ſollie. In ber That find in ber Ber: 
faffung bes Reiches bie Wege gegeben, welche zu ber gewünſchten Verſtändi⸗ 
gung zu führen vermögen, und wenn biefe Wege nicht lange ſchon betreten 
wurden, fo ift ber treugehorfamite Landtag ber Neberzeugung, daß die Hinder⸗ 
nifie nit in ber Berfarfung, fondern auderbalb berfelben Tagen. Wie fehr 
demnach ber Landtag aud durch bie Hochherzige Entſchliczung Ew. Maj. er: 
freut war, mit welder Ew. Maj. ben ungarifchen und ben -croatiichen Land⸗ 
tag wieder in ihre conftitutionele Wirkfamleit und befonbers zu dem Ende 
eistzufeßen gerubten, um auf beiden bie ftaatsrechtlichen ragen zur Berbanb: 
lung und womöglich zu einer beiriebigenben Löfung zu bringen, fo ſchmerzlich 
mußte er boch baburdy berührt werben, daß &. M. mit bem alierh. Patente 
vd. 20. Sept. bie Wirfjamfeit des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung 
fiftirten. Durd die Siftirung ber Staatsgrundgeſetze ift für bie ganze Dauer 
berfelben bie unwiderruflich gewährleiſtete Mitwirtung an ber Gefehgebung 
in ben wichtigjten Angelegenheiten bes Reiches befeitigt, und jene Bürgichaften, 
welche — für eine entſprechende Durchführung dringender Reformen, für ben 
Aufſchwung ber von tiefem Siechthume ergriffenen wirtbfchaftlichen und finan- 
ciellen Kräfte bes Staates, für ben fo hart bedrängten Steuerträger, fowie 
für ben tief erſchütterten Staatscrebit — in dieſer enticheibenben Mitwirkung 
ber Vertreter ber Völker liegen, finb bamit außer Kraft gefebt. Der treu: 
peboriumte Landtag muß fi hiedurch um fo mehr beunruhigt fühlen, als bie 

r das Neid, für das Recht und bie Sreiheit bes Bürgers wictigften Ans 
gelegenheiten wieder bem abjoluten Willen ber Regierung anheimgeftellt find, 
während aus bem Patente nicht entnommen werben kann, wann ober unter 
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welchen Borausfegungen, ober ob überhaupt je wieber bie verhängte Gifti 
aufgehoben werben joll. Da Landtag wirb jebe Aenderung ber Stoatögrunb, 
gelepe mit Freuden begrüßen, welche bie Landtage ber ungarifchen Krone zu 
efriedigen geeignet ift, wenn burch eine foldhe Wenberung der Beſtand unb 
bie Großmachtſiellung bes untbeilbaren unb untrennbaren Kaiferreiche nicht 
geſchwächt und babei bie Forderung conftitutionellen Rechtes nicht verfannt 
wird. Aber ber Landtag tft gleichzeitig auch der unerfchütterlichen Ueberzeu⸗ 
gung, baß jede Aenderung in ben Staatsgrundgefegen mit Rechtsgiltigkeit 
nur in jenen Vertretungsförper, welchem biefür durch bie Verfaffung ein 
entſcheidendes Votum eingeräumt ift, aljo nur durch den Reichsrath vorges 
nommen werden kann. Jedem anderem Wege, meldyer betreten werben wollte, 
würde bie heute umerläßliche verfaffungsmäpige und fomit jebe Rechtsgrund: 
lage fehlen. Es ijt eine für ben Landtag ſchmerzliche, aber durch feine Pflicht 
gegen das große, gemeinfame, wie gegen fein fpecielles Vaterland unb nicht 
minder burch bie Treue gegen Cw. Maj. gebotene Pflicht, in ehrerbietigiter 
Weile auszufprechen, baß er durch die mit ber Berfafjung im Widerſpruch 
ftehende Suspenfion eines, und zwar des wichtigften Theiles derjelben bas 
Land in feinen wohlerworbenen Rechten gefränft erachten müſſe“. Die Adreſſe 
Ihließt mit der Bitte: „Es möge Se. Maj. allergnüdigft verfügen und vers 
anlaffen, daß bie mit dem Patente vom 20. Sept. über das Grunbgefeß, 
betreffend die Reichövertretung, verhängte Siftirung wieder aufgehoben 
werde". 

3. Dec. (Steyermarf). Der Oberftaatsanwalt Waſer wird, weil er als 
Abg. zum Landtag mit der Majorität für die Adreſſe gegen das 
September:Patent geftimmt hatte, zur Strafe feiner Stelle enthoben 
und in das oberlandesgeridhtliche Richtercollegium verjebt. 

4—b. Dee. (Siebenbürgen). Landtag: Debatte über die Inionsfrage 
mit Ungarn. Die Magyaren verlangen, baß die Union in Pefth, 
die Sachſen, daß fie auf dem Siebenbürgifhen Landtage felbft, bie 
Rumänen, daß fie durch einen auf Grund ber Wahlorbnung von 
1863/64 zuſammenzuſetzenden neuen Lanbtage revibirt werde. Bei 
der Abftimmung fiegen die Magyaren und es wirb eine Adrefle an 
ben Kaiſer beichlofen, in der für bie Wiederherſtellung ber Rechts: 
continuität gedankt und ber Artikel über die Union mit Ungarn für 
ein Geſetz, deſſen Revifion nur in Peſth möglich fei, erklärt und 
um Berufung ber Vertreter Siebenbürgens nad) Peſth gebeten wird. 
Die Sachſen und Rumänen geben Sondererflärungen zu Protocol. 

„—, „Miederöſterreich). Landtag: Adreßdebatte. Die Mehrheit 
der Commiſſion (9 Mitglieder) ſchlägt eine Adreſſe im Sinne bes 
Tinti'ſchen Antrags vor, die Minderheit (Carbinal Rauſcher unb 
Öroßgrunbbefiger Dr. v. Fiſcher) fieht bagegen in ihrem Entwurf 
bon den Erwägungen des Tinti’jhen Antrags ganz ab und fchließt 
ftatt mit einer beftimmten Bitte, mit Ausbrüden ber Hoffnung und 
des Vertrauend. Rede des Statthalters. Bei der Abflimmung 
wird ber Mehrheitsentwurf mit 46 gegen 10 Stimmen angenommen. 
Die Adreſſe fließt dahin: 

„Ew. Maj. wollen geruhen, nah bem Schluffe ber jeht verfammelten 
Landtage ber weſtlichen Reichshälfte den engeren Reichsrath zur Ausübung 
feiner verfaffungsmäßigen Rechte zu berufen und jeinerzeit bie 
Berhandblungsrefultate des ungariſchen und croatiſchen Landtages bezüglich ber 
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Reihenerfafiung bem Reichsrathe vorlegen zu laffen... Rur wenn die Völfer 
ihre Rechte gegenfeitig achten, Tann eine aufrichtige Berktändigung erzielt wer⸗ 
ben; aber auch nur aus der patriotiichen Bereitiwilligfeit, bad eigene Recht im 
verfaffungsmäßigen Wege ben Wohle und der Freiheit des Ganzen unterzu⸗ 
ordnen, Tann eine glüdliche und dauernde Löſung des unfeligen Verfaſſungs⸗ 
fireites hervorgehen. Der Geiſt bes deutſchen Elementes, in vollitem 
Bewußtſein feiner Kraft und Bedeutung für Defterreih, bürgt nach feinen 
burch die Geſchichte bewährten innerſten Weſen für eine ſolche Verſöhnlichkeit“. 

6. Dee. (Mähren). Landtag: Ein Reſolutionsantrag Giskra's im 
Sinne der deutſchen Partei gegen das September-Patent wird mit 
51 gegen 43 Stimmen abgelehnt. 


„„„C(Croatien). Die nach Wien berufenen Ban Scocſevic und 
Kardinal Haulik kehren wieder nach Agram zurück. Cardinal Haulid 
wird zum Stellvertreter bes Band ernannt. 

T. „ (0Oberöſterreich). Landtag: Annahme ber Adreſſe gegen bas 
September: Batent. 

« » (Kärnthen) Landtag: Annahme der Adreſſe gegen das Sep: 
temberpatent mit 28 gegen 5 Stimmen. 

»„ » (Sälefien) Landtag: Annahme ber Adrefje gegen das Sep— 
temberpatent mit allen gegen 1 Stimme. 

9—11. „ (Krain). Landtag: Adreßdebatte. Seceflion der Stovenen. 
Der Landtag geht jchlieglih mit 18 gegen 12 Stimmen über tie 
Adreſſe zur Tagesordnung. 

44. „ (Tyrol). 10 nicht erſchienene wälſchtyroliſche Abgeordnete rid; 
ten einen Proteft an ben Landtag. 

12. „ (Ungarn). Ankunft des Kaifers in Dfen. Enthufiaftifcher 
Empfang besjelben. 

„» n (Böhmen) Landtag: Adreßdebatte. Flammende Rede Des Re: 
gierungevertreterd Grafen Lazansky gegen bie verfaflungstreue deutſche 
Partei. Gin Antrag Pleners: 

„Sn Erwägung, baß bie Abrefle zur Uuterbreitung an Se. Maj. nur 
dann geeignet ift, wenn neben dem cinmüthigen Ausdrude der Loyalität auch 
in den babei aufgenommenen politiſchen Anſchauungen bie übereinftinmene 
Ucherzeugung bes Pandes enthalten it; im Erwägung, daß nad) dem Nerlauie 
der Verhandlung eine Uebereinftinimung der politifchen Ueberzeugungen wich 
zu erzielen war, zur Tagesordnung überzugehen“ 
wird mit 118 gegen 97 Et. verworfen unb bie von ben Czechen 
borgefchlagene und von ber Mehrzahl der Großgrundbeſitzer unter. 
ftüßte Dankadreſſe angenommen. 

13. „ (Salzburg). Landtag: Ter Adreßentwurf gegen das Schtember: 
Patent wird einftimmig angenommen. 

» » (Ungarn). 300 Yanbtagsabgeorhnete beſchließen in einer Con: 
ferenz, ſich dießmal in corporo zur Eröffnung des Landtags nad; 
Dfen zu begeben, 

14. „ (Ungarn). Cröfinung bes Landtags. Thronrede bes Kaifers: 

„Indem wir bie landtäglich verfammelten Stände und Vertreter unſeres 
geliebten Königreiches Ungarn mit auirichtiger Freude begrüßen, geben wir 
ihnen zugleich bie Abſficht, welche und in ihre Witte geführt, mit jener auf- 
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richtigen Offenheit befannt, welche bie unerläßliche Bedingung bes Vertrauens 
zwiſchen Monarchen und Bölkern bildet. Wir kamen au vollenden, was wir, 
burdbrungen von dem Gefühle unferer Megentenpfiicht, begonnen. Unſere 
Abficht ift dahin gerichtet, durch unſere perfönliche Intervention und daher um 
jo erfolgreicher jene Bebenten zu beheben und jene Hinberniffe zu befeitigen, 
melde bis nun ber Lölung der ſchwebenden flantercchtlichen Fragen entgegen: 
ſtanden. Unter diefe reihen wir in erfter Linie ben fchroffen Gegenſaßz, der 
in ben verſchiedenen Ausgangopunkten ber beabſichtigten Verſtändigung lag. 
Rechtsverwirkung einer-, ſtarre Rechtscontinuität 8 konn⸗ 
ten zu feinem Ausgleiche führen. Dieſes Hinderniß beſeitigen wir num ſelbſt, 
indem wir einen gemeinicaitlih anerkannten Nechtsboben zu unferem Aus: 
angepunfte wählen, jenen der pragmatifchen Sanction. Indem bie: 
es Staatögrundgefeg die Selbflfläntigfeit der inneren Rechtögeſtaltung und 
Berwaltung bes Königreichd Ungarns und feiner Nebenländer gewährleifiet 
bat, wahrte es zugleich den für beſtändig unanflöslichen und untrennbaren 
Verband ber unter ber Regierung unſeres Hauſes ſtehenden Königreiche und 
Länder und fomit die Großmachtſtellung ihrer Geſammtheit; gleichwie wir 
baber in diefer die nothwendige und gelekliche Beſchraͤnkung jener Selbſtaͤn⸗ 
digkeit finden, ebenſo erkennen wir ohne allen Rückhalt die Berechtigung der⸗ 
ſelben innerhalb dieſer Gränzen an. In gleicher Weiſe wünſchen wir jene 
Beſtimmungen ber pragmatiſchen Sanction ungeſchmälert aufrecht zu erhalten, 
welche ſich auf die Integrität ber ungarifhen Krone beziehen, und 
obgleich wir ben in den legten Decennien gewordenen Thatſachen Rechnung 
iragen müſſen, haben wir unfere landesfürftliche Fürſorge dahin nerichtet, bie 
Vertretung ber Länder unferer ungariſchen Krone fchon auf dieſem Landtage 
zu ermöglichen. Zu diefem Zwede haben wir ben Landtag unferes roh 
fürftenthbums Siebenbürgen einberufen, bamit derſelbe ben die Union Un⸗ 
garns mit Siebenbürgen betreffenden I. Gtefehnrtifel des Jahres 1848 einer 
erniten und eindringlichen Erwägung unterziehe, unb fordern wir die Fand» 
tägli verfammelten Stände und Vertreter unſeres Königreihe Ungarn an⸗ 
mit auf, rückſichtlich bes 7. Geſetzartikels des Jahres 18%, ein gleiches Ber: 
fahren einzuhalten, bamit diefe Trage nicht nach dem todten Buchſtaben ber 
Geſetze eine jcheinbare und zweißelhafte, fondern im Ginflange mit allen 
lebenskräftigen Factoren, durch deren verisauenevollen Anſchluß eine dauernde 
und nachhaltige Löſung finde. Ebenfo haben wir dem verjammelten Landtage 
der Königseide Groatien und Slavonien bie Aufforderung zufommen 
lafjen, rechtzeitig dafür Sorge zutragen, daß berfelte auf biefem Yanbtage an: 
gemeſſen vertreten werbe, und indem mir ben im Sabre 3861 gefaßten und 
das Verhältniß Eroatiens zu unſerem Königreiche Ungarn betreffenden Beſchluß 
bes croatijchen Panbtages mitibeilen, hegen wir bie Zuverficht, daß bie Verein: 
barung über bas Rechtoverhältniß der durch Jahrhunderte geeinigten Bruber: 
ftämme im Wege wechfelfeitiger Nachgiebigfeit und im Geilte jener billigen 
Aufjafiung feftgefiellt werden wird, ber die landiäglich verfammelten Stände 
und Vertreter des Königreichd Ungarn in ihrer am 6. Juli 4861 unterbrei: 
teten Adrejje in bdiefer Beziehung einen unzweibeutigen Auedrud verliehen 
haben. Als erfie Aufgabe dieſes Landtages müſſen wir bie Art 
ber Behandlung ber allen unjferen Abnigreichen und Ländern 
gemeinfamen Augelegenheiten bezeichnen. Die Eriftenz folder Anz 
gelegenbeiten findet ihre Begründung ſchon im Geiſte der pragmatiichen Sanc⸗ 
tion, wenn auch rüdfichtlih ber Art ihrer Behandlung bie weientlich geän⸗ 
beten Berhältnifie eine weientliche Aenderung erheifhen. Die Umgeftaltung 
der politifchen, volkswirthſchaftlichen und fpcialen Factoren, welche mittlerweile 
Raum gegrifien bat, beftimmie uns im Gefühle unierer hohen Aufgabe, aud) 
unferen übrigen Königreihen und Ländern verfafjungsmäßige Rechte zu ges 
währen; und es find folglidy bie allen Ländern gemeinfamen Angelegenheiten 
fernerbin nur unter ber verfajjungsmäßigen Mitwirkung jener 
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Königreihe und Lander zu behandeln. Dieſe Motive waren es, welche uns 
geleitet, al® wir unfer Tiplom v. 20. Oct. 1860 erlaffen haben, unb wir 
find auch jetzt ber feften Veberzeugung, baß bie gemeinfame verfaffungsmäßige 
Behandlung ber in bemfelben bezeichneten gemeinjchaftlichen Angelegenheit ein 
unabweisliches Erforderniß des einheitlichen Beflandes und ber Mad: 
ftellung unferes Sefammtreiches bifbet, dem jebe unbere Rückſicht un: 
tergeorbnet werben ſoll. Hinfichtlih der Art ihrer Behandlung Haben 
wir in unferem Patente v. 26. Februar 1861 eine Form vorgezeichnet, welche 
jedoch vielfeitige und gewichtige Bebenten erregt bat. Nachdem wir uns ic: 
bin der Ueberzeugung nicht verichliegen fonnten, baß biefe Frage nicht mit 
ben Waffen ber materiellen oder moraliſchen Preifion, fondern nur im Wege 
ber allfeitigen Berftändigung und der Erfenntniß ber Nothwendigleit enbailtiz 
und bauernd zu Idjen jet, haben wir mit unferem Manifeſte v. 20. Sept. 
I. 3. bie Wirkſamkeit bes Statutes über bie Reichövertretung zeitweilig fiir 
und legen nun ben Ianbtäglihd verfammelten Stänben unb Bertretem te 
Königreiches Ungarn fowohl unfer Diplom vom 20. Oct. 1860 ale auf 
bas Patent vom 26. Febr. 1861 zur reiflichen Erwägung, einbringlichen 
Berathung und Annahme vor. Die woblverftandenen Intereſſen unſeres 
Königreiched Ungarn ebenfo wie bie Wohlfahrt und Sicherheit unferes Ge⸗ 
jammtreiches er heiſchen bie möglichft ſchleunige Erledigung biefer Angelegenkeit, 
auf daß dic verfafjungsmäßigen Rechte der einzelnen Königreiche und Bänder 
unferes Reiches, durch den innigen Anſchluß al’ unjerer Bölfer bauerbrt 
gefichert, fih auf tefter Grundlage entwideln und einer gedeihlichen Blüthe 
erfreuen mögen. - Wir erwarten baber von ben Ianbtägfih verfammelten 
Ständen und Vertretern unſeres Königreiches Ungarn, daß fie bie ihnen mit: 
getheilten Borlagen im Geifte ber entgegentommenben Billigleit einer ein: 
gehenden Prüfung wärbigen und, falls die gegen biefelben vorwaltenden De 
benten unlösbar jchienen, uns nur ſolche Modifikationen unterbreiten 
werben, die mit ben Lebensbebingungen ber Gefamntmonardie in Einklang 
gebracht werben fünnen. In enger, ja untrennbarer Verbindung mit ber 
Erledigung biefer Frage fteht bie Revifion, beziehungsweife Um: 
geRaltung jenes Theiles ber 1848er Geſetze, welder anf bie 
irtfamfeit unferer Herrſcherrechte und bie Begrenzung 
ber Regierungsattrisutionen Bezug bat. Was im engen Zufammen: 
bange ſteht und eine gegenfeltige Wechſelwirkung ausübt, fann in ber prafti: 
ſchen Verwirklichung nicht getrennt werden. Bas unveränderte Insleben⸗ 
treten dieſer Geſetze Liegt mit Hinblick auf bie Machtſtellung unjeres Reiches, 
auf bie ungeichmälerte Geltung unierer Herricherrechte, ſowie auf bie bered: 
tinten Anſprüche ber Nebenländer nicht im Bereiche ber Möglichkeit. 
Obgleid daher die formelle Geſetzlichkeit derſelben keinem 
Cinwanbe unterliegt, fo verbietet es ums unfere Regentenpflicht und 
bie gewifienhafte Erwägung ber allen Välfern bes Reiches gleihmäßig zuge 
wenbeten Fuͤrſorge, vor ber gleichzeitigen Feſtſtellung des Berbäftniffee bet 
wechlelfeitigen Rechte und Pflichten bie Aufrechterhaltung und Anwendung bie: 
fer Geſetze mit unferem königlichen Inaugural⸗Cide zu befräftigen. Es if 
alfo nothwendig, daß bie Beſſimmungen jener Geſetze, welche entweder unſere 
Herrſcher rechte beichränten ober fih auf die Aenderung ber Regierungsform 
beziehen, ohne diefe mit ben Bebingungen bes Beflanbes ber Monarchie und 
t den auf ben altererbten Grundlagen beruhenden inneren Inſtitutionen 
des Landes in Einklang zu bringen, forgfam geprüft und zwedmäßig geän: 
bert werben. Auf biefe Weife wird es ermöglicht werben, daß auch wir mit 
rubigen Gewiſſen unferen fol. Jnaugural-Eid auf bie angemefien um⸗ 
geformte und für bie fpäte Nachkommenſchaft bauernb gefeftigte ungariſche 
Berfaffung leiſten und bie Weihe der Krönung mit bem Diabeme bes heili⸗ 
en Stephan, unferes apoftslifchen Vorfahren, empfangen Tönen, mit jener 
iligen Krone, weldyer wir bie Wohlfahrt unferes Königreiches Ungam und 
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bie umngebrochene Liebe feiner Voller als werihvollſſen Edelſtein einzufügen 
gewillt find. Als gelrönter König werden wie nit ermangeln, ben 
lanbtäglih verfammelten Ständen und Vertretern außer jenen Borlagen, 
welche wir ſchon an ben amı 2. April 1861 verfammelten Landtag gelangen 
ließen, noch über zahlreiche andere Angelegenheiten unſere tgl. Propefitionen 
uritzutheilen. Es find dieß Gegenftände, welche bie geifligen und materiellen 
Intereſſen in ben weiteften Kreifen berühren unb beren erfolgreiche Regelung 
obne empfindlihen Nachtbeil bes Landes kaum einen weiteren Aufſchub ges 
ſtattet. Der Wille ber göttlichen Vorſehung hat uns große und ſchwierige 
Aufgaben vorgezeichnet: nicht minder ernſie und im Hinblide auf ben in 
einem großen Theile unferes Reiches eingetreienen Stillftand bes Verfaſſungs⸗ 
lebens mit ſchwerer VBerantwortlichkeit verbundene — dielem Lande. Unlösbur 
find biejelben jedoch nicht, wenn das Land im Vereine mit feinem Monarchen, 
ben Traditionen ber Väter folgend, mit Scelbftverleugnung und Opferwillig« 
keit an biefelben berantritt. Wir hoffen bieß um fo mehr, ale das Land, 
indem es Kraft und Gewicht verleiht, an Kraft und Gewicht zunimmt; indem 
e8 zur Hebung ber Schwierigkeiten fchreitet, fich felbit erhebt; indem es ben 
Beſtand der Gefammtheit gewährleijtet, ben eigenen Beſtand wahrt; und wenn 
es und nad) einer bebrängnißvollen Epoche gelingen wird, unfer Reich durch 
bie bedenklihen Wendungen einer ſchwierigen Lage mit dem Beiflande dieſes 
Landes bem erjehnten Ziele glüdlich entgegenzuführen, werben wir ben Augen: 
blid fegnen, ber unjeren Emtichluß zur Reife gebracht, bas Vertrauen zwiſchen 
Herrſcher und Bolt wieder zu beleben und dauernd zu fefligen. Mit vers 
trauensvoller Zuverficht jehen wir ber aufrichtigen Darlegung ber Auſchau⸗ 
ungen ber verjammelten Stände und Vertreter bes Lanbes entgegen, und ins 
bem wir ben Landtag unferes Königreiches Ungarn anmit in feierlicher Weife 
für eröffnet erklären, fchließen wir mit dem innigen Wunſche, es möge uns 
egönnt fein, das große Werk ber Verfländigung mit Gottes Hilfe zur Aus 
Friebenbeit al’ unferer Völker einem gebeihlichen Ende zugnführen”. 


16. Dec. Abſchluß des Handelsvertrages mit England. 


„ (Borarlberg). Landtag: Adreßdebatte. Der vorgefchlagene 
Adreßentwurf wird mit allen gegen 2 Etimmen (unter biefen bie 
jenige des Bifhofs) angenommen: 

„Wenngleich die Abſicht Ew. Maj. Negierung, auch jenen Theil bes Reiche, 
welcher fich bisher von dem Iegislativen Wirken beharrlih fern hielt, zur 
Theilnahme am Verfaſſungéewerk zu veranlaffen, deren Siftirung bevormwortete, 
und in bie Redlichteit bieler Abficht Fein Zweifel gefekt wird, fo ift doch ber 
Weg, ben fie anbahnie, dem wohlerworbenen, rechtlich und faktifch ausgeübten 
und durch das kaiſerliche Wort gewährleifteten und wiederholt 
fancttonirten Berfafjungerechte ber getreuen Völker bes größeren Theile bes 
Reichs entgegen, was um fo tiefer beffagt werben muß, als bie Entwidelung 
unſeres Berfaffungsiebens grundfäglic ber freien XTheilnahme aller Völker 
anbeimgeftellt und jede wünfchenswerthe Aenberung bes Grundgeſetzes über 
bie Reichevertretung, fomit auch bie freie Vereinbarung mit Ungarn und Croa⸗ 
tien, fchon verfaffungsmäßig normirt und gewährleiftet if. Auch bürfte bie 
ESiftirung einer dem Landtag von Ungarn und Groatien zur Annahme em» 
piohlenen Berfaffung, flatt ihrem Zweck einen Vorſchub zu leiften, demſelben 
vielmehr hinderlich entgegentreten, wenn diefe vorfichtigen Völker der öftlichen 
Reichehälfte wahrnehmen müſſen, daß es fi um eine Berfaffung handle, bie, 
obgleich durch das Faiferl. Wort und bie That befiegelt, ihnen 
zu lieb aus Nüplichfeiterüdfichten — ben in ihr felbf enthaltenen 
Grunbdfägen entgegen — in ihrem wictigften Theil, wenn auch nur 
zeitweilig, bei Seite geichoben werben Tonnte. Könnte ber treugehorjamfte 
Landtag von Borarlberg feine Anficht tiber bie Rechte und Zweckmäßigkeit ber 
Siſtirung bed Grunbgefehes ber Reichövertretung unb ber barin ſtillſchweigend 
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enthaltenen Außerktaftſetzung des 1.u.2. Art. des allerh. Diploms u. 30. Oci. 
1860 aus Rüdjinhten des Ew. Maj.ſchuldigſten Vertrauens gänzlich geſchweigen, 
fo fünnte er ſich boch bee fchweren Beſorgniß nicht erwehren, mit welcher ibn 
die Rückwirkung berfelben auf das Reich nnd das Fand erfüllte. So Tan 
bie Berfaffung eines Landes außer Wirkfamfeit gefebt ift, entbchrt es jeden 
Rechtsbodens, brobt feine Geſetzgebung der Willfür und die Auoführung ber 
Geſetze der Macht des Stärferen zu verfallen”. 


16. Dec. (Böhmen). Fürft Carlos Auerfperg und 4 anbere verfaflunges: 


19. 
20. 


30. 


treue Großgrundbefiger legen in Tzolge der Rede des Regierungs 
vertreterd Grafen Lazansky in der Sitzung bes Tandiages nem 17. 
db. M. ihr Mandat nieber. 

„ (Ungarn). Beide Häufer bes Landtags beſchließen, die Kaijerin 
durch eine Deputation zum Befuche Ungarns einzuladen. 

„ (Ungarn). Landtag: Tas Abg.-Haus wählt mit 179 von 221 
Stimmen Szentivanyi zu feinem Präfidenten und mit 185 Stim 
men Graf Julius Andrafiy zu feinem Vicepräfidenten, beide ven 
der Bartei Deaf. — Der Kaiſer Fehrt wieder nad Wien zurüd. 

„ (Zyrol). Landtag: Die (ziemlid engherzige) Borlage ber 
Regierung bez. Gemeindeordnung wird mit 31 gegen 18 (liberale) 
Etimmen angenommen. 

„ (Ungarn). Der Pandtag vertagt fih bis zum 10. Januar. 

» (Kärntden). Der Landtag fpriht fih mit großer Mehrheit 
für die Wünſchbarkeit eines Handelsvertrags mit Italien aus. 

„ (Böhmen) Der Kaijer nimmt die Danfadreffe des böhmiſchen 
Landtags entgegen und ftellt feine Krönung mit der böhmiſchen 
Krone in Ausficht, 


v» Die amtlihe Wiener Ztg. veröffentlicht das vom Kaifer „au 

Grund des Septemberpatents” erlaffene Finanzgefeh für das Jahr 
1866 nebit dem erläuternden Bortrage bes Finanzminijters Lari’s 
bazu. Das Deficit für 1865, das auf bloß 7,922,769 fl. angt 
ihlagen war, beträgt in Wahrheit bie Summe von 80 Millionen. 
das Deficit für 1866 wird auf 40 Mill. präliminirt und das für 
1867 zu erwartende auf wenigftens 28 Mill. geſchätzt. 

Der Bortrag bes Kinanzminiflers an ben Kaiſer zur Me: 
tivirung bes „Finanzgeſetzes“ für 1866 enthält eine Reihe inte 
rejlanter Thatſachen. Zunächſt erfährt man, daß von den 90 Millionen de 
neuen Anlchens, das laut dem betreffenden octroyirten Geſetz vom 23. Ker. 
1865 „zur Tedung bes Abganges bes Jahres 1865 und zur theilmeiien 
Dedung ber Debürifie bes Jahres 1866“ beitimmt war, 80 Millionen zur 
Erfüllung des erſten Theiles dieſer Aufgabe nothwendig find. Das Tefät 
bes abgelaufenen Jahres ift nämlich — troß des „mit hoher Beiriedigung‘ 
bervorgebobenen Umſtandes, daß „der Voranſchlag im Ausgabenetat mit aller 
Genauigkeit eingehalten worden if” — von bem Betrag von 7,922,769 jl., 
mit welchem es im Finanzgeſetz für 1865 veranfchlagt war, auf die Summe 
von SO Millionen geitiegen, weil 1) die Beräußerungen von Staatsgütern 
um 30 Mill., 2) die übrigen Einnahmen um 18 Mill. weniger, als veranfchlagt 
war, eingetragen haben unb weil 3) und 4) zwei im Budget für 1865 nicht 
vorgejehene DBeiräge — eine Zahlung an bie Bank mit 11 und bie Rüd: 
erflattung eines aus ben beiden Vorjahren ſtammenden Vorſchuſſes mit 13 
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Millionen — baben bezahlt merken mällen. Angeſichte der BO Millionen 
Teficit für 1865 iſt der jehige Finanzminifler gewillermaßen ſtolz darauf, 
daß das von ihm entworfene Budget bes Jahres 4866 nur mit einem Deficit 
von 40 Mill. abſchließt. „Zür die JAmonatlihe Verwaltungsperiode bes 
Jahres 1864 — berichtet er — war ein Deficit von 409 Weil. Gulden in 
Ausficht genommen worden, das fich nad) den Erfolgen ſchließlich auf 114 
Mil. Gulden ftellte; im Jahre 1865 ift durch die mit ber anertennenswerthen 
Mitwirlung des Reichorathes vorgenommenen, auf mehr als 25 Mill. Gulden 
ſich belauſenden Abfirihe im Ausgabeetat abermals eine kebeutende Beſſerung 
erzielt worden, und es ift eine weitere Errungenſchaft, daß der Staatsvorans 
ſchlag für 1866 gegen das Vorjahr wieder eine Verminderung bes Deficits 
um 40 Mill. Gulden ausweist. Chroniſche, tieſwurzelnde Uebel laſſen fi 
jofort nicht beieitigen; man muß zufrieden fein, wern bie Heilung nach und 
nad, aber conſtant vor fi) geht. Wird das Sahresbeficit 1866 zergliebert, 
fo befieht es hauptſächlich aus der am lebten Dezember 1866 zu leiſtenden 
legten Nbftattung am bie Nationalbank pr. 35,600,000 fl., eine Poſt, welche 
jedenfaUs nur im Grebiiwege aufgebracht werben Tann und um fo mehr als 
ein Ertraordinarium angefehen werben muß, als mit ihrer Eutrichtung und 
der gleichfalls ayı 31. Dezbr. 1866 fallenden Zahlung ber letzten, bereits be: 
bedten Stiberichuldrate von 10 Mill. Gulden bie in bem Nebereinkommen 
vom 3. San. 1863 ftipulirten Zahlungéverbindlichkeiten des Staates an bie 
Nationalbank vollſtändig erfüllt jein werben. Außerdem bleibt nur noch ein 
Reit von 44 Mil. Gulden, als Abgang bed Jahres 1866; weicher durch 
Erſparniſſe innerhalb des Rahmens diejes Budgets wohl gedeckt werden bürfte. 
Ohne bie Herabjehung bes außerorbentlichen Aufchlage® bei ber Grund» und 
Hausflaflenfteuer und ohne bie Rebuction bes Briefporto’8 hätte fi), von ber 
Bankihuld abgejehen, in ber ordentlichen Sebahrung bed Jahres 1866 fogar 
ein Meiner Ueberſchuß berausgeftellt. Hiemit wäre aber das permanente Gleich» 
gewicht im Staatshaushalte zwiſchen Einnahmen und Ausgaben noch nicht 
erreiht. Dem Staatsvoranſchlage für 1866 fommen außerorbentliche Zuflüffe 
zu Gute, auf welde für das Jahr 1867 nicht gerechnet werben kann. Blie⸗ 
ben im Sabre 1867 ſämmtliche Poſten des Ausgabe⸗Etats für 1866 diefelben, 
mit alleinigem Wegfall ber Zahlungen an bie Ban, fo ergäbe fidh ein Er⸗ 
forbernig von 531,273,881 fl., weniger 45,652,638 fl., allo von 485,621 ,243 fl. 
Dagegen entiallen von ber Bebedung pr. 491,134,735- fl. a) bie im Sabre 
1865 präliminirten Erlöfe aus ber Veräußerung ber Obligationen des An⸗ 
lehens vom Sabre 1859 pr. 10,000,000 fl.; b) bie Auflüfie aus dem Sil- 
beranlehen 1865 12,000,000 fl.; c) der Erlös der Veräußerung vom 
Staatseigentbume mit 12,000,000 fi., im Ganzen 34,000,000 fi. und bliebe 
caeteris paribus für 1867 eine Bededung von 457,134,735 fl., baber für 
1867 nod ein Ausfall von 28,486,508 fl." Die Hoffnung, baß bie Her: 
ſtellung bes Gleichgewichtes allmählich gelingen werbe, ſtützt der Finanzminifter 
auf: 1) die Erwartung, baß es ber unterm 10. Aug. 1865 eingeſetzten per= 
manenten Minifterialbubgetcommijlion gelingen werde, finanzielle Reformen 
zum Behufe von Erſparniſſen ausfindig zu machen; 2) bie Gewißheit einer 
buch eine einfachere und mohlfeilere Regie berbeizuführenben Vermehrung ber 
Nettoeinnahmen; 3) ben durch, vorausfichtlich baldige, Herſtellung bes Paris 


kurſes der djterr. Baluta wegfallenden Münz: und Wechſelverluſt bes Staates; 


4) die Ausficht auf bie unausbleiblichen günftigen Wirkungen der in ben 
legten Jahren zur Hebung bes Nationahvohlitandes getroffenen legislatorifchen 
und abminiftrativen Maßregeln, 5) endlich bie „Wieberfeht bes Ders 
trauens“. In Bezug auf biefen letzten Punkt bemerkt ber ee 
am Schluß feines Vortrags: „Menn man vergleihenb nur auf einige Jahre 
zurüdjieht, wo ein Disagio von 30 Proc. und eine colofjale Staatsſchuld an 
die Nationalbank wie ein Alp auf alle Verhältniffe drüdten, äußere Gefahren 
bie Monarchie bedrängten unb einen aufßerorbentlihen Militäraufwand bers 
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vorriefen, im Innern auch nicht ein Ausgangeopunkt für bie Entwirrung ber 
Berhältniffe zu finden war, jo fann nur ein burch Verzagtheit oder Partei: 
leibenfchaft getrübter Blid bie Wendung zum Beſſern verfennen. Das Aus: 
land bat auch ſchon begonnen, bie neue Sachlage in politiſcher, finanzieller 
und commercieller Beziehung zu würbigen, weniger ba® Inland, wo ker 
Same bes Miptrauens zu reichlich ausgeftreut wird, al® daß fofort eine Mil: 
lige und unbefangene Beurtbeilung der Verhältniffe Hätte Platz greifen kön 
ven. Insbeſondere ift das Finanzminiftertum feit meinem Amtsantritt 
maßlofen Angriffen ausgeſetzt, welchen ich Feine Erwiberung zu Theil werden 
ließ, weil ich bie Thatfachen fprechen laſſen wollte. Sch glaube auch ferne: 
bin bei biefem Sufteme bleiben zu follen und hoffe bamit durchzudringen 
weil bei bem gejunden Sinne ber öfterreichiichen Bevölferung in Dinge, 
welche bas Wohl jedes Einzelnen wie bas ber Gefammtbeit fo nahe angeben, 
Dffenheit und Wahrheit fih immer Bahn bredden unb bie Sffentliche Mei: 
nung, unbeirrt vom Parteigetriebe, ſich ſelbſtſtändig ihr Urtheil bildet”. — 
Ueber den allgemeinen Steuerdrud unb über ben Nachlaß eines Biertheili 
bes bisherigen Zuſchlags zur Grundſteuer und Hausklaſſenſteuer (im Betı: 
von 4,623,150 fl.) aAußert fi) ber Bortrag: „Es ift notorifh, daß bis zum 
Jahre 1848 bie Steuerbemeflung in DOefterreih unter dem Bebarfe du 
Staatefhabe® und unter ber Steuerfraft bes Reiches geblieben war und b:: 
im tiefften Trieben Schulden gemacht worben find, bie durch eine mäfis 
Erhöhung ber Stewerfäke und Vermehrung ber Steuerobjelte leicht vermicde 
werben Tonnten. Seit dem u 1848 ift aber das Berfäumte reichlih an 
geholt worben, und es hat fich jeither im Drange der Seit das öfterreidikk 
Steuerſyſtem nah allen Richtungen bin ertenfiv und intenfio mit einer Rx 
pibität entwidelt, mit welcher bie volkswirthſchaftliche Probuftionskraft laun 
Schritt Halten kann. Nicht felten müſſen offenbar brüdende und gemein 
ſchaͤbliche Steuern auferlegt werben, weil eben feine anderen Mittel zu &: 
bote fiehen. In biefer Lage bat fich die Öfterr. Geſetzgebung feit dem Jah 
1859 befunden. Immer liegt aber für berlei Nothbehelfe bie VBeredtigun 
barin, daB fie wenigſtene Ihren Zwed erfüllen. Hören fie auf, Erträgnilt 
abzumwerfen, bleiben troß Aufchlägen und Berbopplung von Zuſchlägen di 
hohen Einnahmen auf bem Papiere, während ein Rüdjchreiten bes Teltt: 
wohlftande® zu Tage tritt, fo ift ber Moment gefonmen, wo das fiecaliſte 
Intereſſe ſich mit dem volkswirthſchaftlichen vereinigt, um einem Syfteme Cu: 
balt zu thun, das bie Art an den Baum legt, um feine Früchte zu pflüden 
Da aber auch bie wirthichaftlich fchlechtefte Steuer boch fiets ein Ginfommn 
abwirft, durch deſſen Entgang eine Störung in ber Gebahrung eintritt, \ 
muß bie Finanzverwaltung, indem fie theoretiich bie Webelftänbe bei faft alaı 


Steuergattungen anerfennt, in ber Praris ſich nur auf das Nothwendigte 


und Dringendfte beſchränken“. 


34. Dee. Der öfterr. Geſandte in Paris, Fürft Metternich, überreih 


dem Kaifer Napoleon für den kaiſerl. Prinzen die Inſignien bei 
Ordens vom heil. Stephan, mit dem Beifügen: „Seine äfte. 
Maijeftät legt Gewicht darauf, daß ber Erbe des franz. Thrones be 
Zeiten das aufrichtige Intereſſe wahrnehme, daß Sie für ihn hei 
und das Gie ihm jeberzeit bewahren wird“. 


III. 


Anßerdentfhe Stanten. 


1. Portugal. 
2. Yan. Cröffnung der Corte. Thronrede des Königs. 


18. Fehr. Tas Minifterium Loulé bleibt in ber I. Kammer in ber 
Trage Santalho in der Minderheit und geräth ins Wanken. 


3. März. Das Minifterium naobifizirt fich, doch immer noch unter ber 
Präfidentfchaft des Herzogs von Louls. 


9. April. Das Minijterium Lould tritt zurück. Bildung eines Mini- 
fterium Sada Bandeira. 


28. Juni. Corteswahlen. Sie fallen in Liſſabon, Oporto, Coimbra, 
Evora ꝛc. für die Oppoſition aus, ſo daß das Miniſterium in der 
neuen Verſammlung nur auf eine geringe Mehrheit rechnen kann. 


30. Juli. Eröffnung der Cortes. Die Thronrede zeigt die Beilegung 
des braſiliſch-⸗engliſchen Conflictes durch die Vermittlung des Königs 
ar, bezeichnet bie Finanzlage bes Landes als eine vollkommen zu⸗ 
friebenftellende und kündigt bie bevorjtehende Abichaffung der Scla- 
verei in den Colonien an. 


v 
1. Aug. Geburt eines Prinzen. Der papſtliche Nuntius weigert ſich, 
den König Victor Emanuel als Pathen zuzulaſſen. 
25. „ Cortes: der Regierungscandidat wird mit 85 gegen 74 Stimmen 
zum Präfldenten der II. Kammer gewählt. 
30. „ Das Minijterium bleibt in den Eortes in ber Minderheit und 
nimmt feine Entlaflung. 


1. Sept. Bildung des neuen Mintfteriums: Visconde Caſtro, Minifter: 
präfident und Auswärtiges; Rodriguez Sampaio, Inneres; PBaquito 
de Seijas, Juſtiz; Fontes, Finanzen; Graf Torres:Novas, Krieg; 
Tavares de Almeida, Marine; Serpa Pimentel, öffentliche Arbeiten. 
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26. Sept. Endliche Taufe des neugebornen Prinzen, nachdem ſtatt des 


Königs von Stalien der Kaifer Napoleon die Bathenftelle übernom- 
men bat. 


2. Oct. Der König unb die Königin treten, von 3 franzöfilcden Are 
gatten begleitet, eine Runbreife in Europa an. 


6. Nov. König Dom Fernando eröffnet bie Cortes ohne Eröffnungsrete 
und leitet den Eid als zeitweiliger Regent. 


28. Dec. Rückkehr des Königs und der Königin nad Liſſabon. 





2. Spanien. 


7. Yan. Nachdem fi bie von ber Regierung einberufene Kriegsjunta 


16. 


28, 


30. 


mit 13 gegen 6 Stimmen für das Aufgeben von St. Domingo 
ausgeſprochen hat, legt der Minifterpräfivent Narvaez ben Cortes 
einen bießfälligen Befchluffesentwurf vor: 

Beihlußentwurf: Art. 1. Das Deeret vom 19. Mai 1861, welches 
das Gebiet ber bominicaniihen Republik für wiedereinverleibt in bie Mo⸗ 
narchie erflärt, ift aufgehoben, Art. 2. Die Regierung ift ermächtigt, bie zur 
Nusführung dieſes Seletes nöthigen Maßregeln zu ergreifen, indem fie ben 
Cortes Rechnung bavon ablegt. — Die beigefügte Motivirung fommt zu 
ben Schlüffen: „Daß es eine Täufhung war, zu glauben, das ganze bomini- 
caniſche Bolf, oder body eine große Mehrheit besjelben babe die Sinverleibung 
in Spanien gewünfcht oder gar begehrt; daß ber Kampf, nachdem er allge: 
mein geivorben, jegt nicht mehr ben Charakter einer zu dem Zwecke, ein paar 
unzufriebene Rebellen zu unterwerfen, ergriffenen Maßregel, fondern eines 
ben Geifte ber ſpaniſchen Bolitif durchaus fremden Eroberungsfrieges trägt; 
daß, jeltit wenn wir unfere Anftvengungen und Opfer concentrirten, um 
einen Triumph zu erlangen, wir uns in bie traurige, an Berlegenheiten reiche 
und nicht von gefährlichen Verwidelnngen freie Lage bringen würben, bie 
Inſel einzig und allein durch militäriiche Occupation zu behaupten, und baß 
jelbft unter der günftigiten Vorausſetzung, daß ein Theil ber Bevölkerung fich 
uns nach dem Siege als ergeben zeigte, das in jenem Gebiete einzuführenbe 
Regterungsfyften nothiwendig entweder wenig zu ben Sitten und Bräuchen 
ber Bewohner paffen, ober jehr verfähieden von dem in unfern Colonien berr: 
ſchenden fein würde”. 


„ Die Regierung legt den Cortes die bedenkliche Lage der Finanzen 


dar und verlangt, daß durch eine Vorauserhebung der Abgaben 
(Zwangsanlehen) oder auf anbere Art geholfen werde. 


„ Der Etaatsminijter erflärt im Senat auf eine SInterpellation, 
daß bie Regierung nicht im Falle fei, darauf zu Antworten, ob ober 
warn fie das Königreich Italien anerfennen werbe [ „Site werben 
begreifen, daß eine Politif von ſechs Jahren nicht in einem Tag 
geändert werben kann; wir haben verfchiebene Intereſſen in Stalien, 
im Princip wollen wir fie alle vertheibigen, aber die Frage, welche 
allen vorangehen muß, iſt die des hl. Vaters” ]. 


„ Die II. Kammer nimmt die Antwortsabreffe auf die Thronrebe 
mit 102 gegen 58 Stimmen an. 
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2. Sehr. Peru gibt endlich nach und fchließt einen Frieben mit Spanien, 
nachdem ber ſpaniſche Admiral Parejas feine Flotte im Hafen von 
Callao in Schlachtordnung aufgeftellt hatte. Die Chinchas-⸗Inſeln 
werden den Peruanern wieber ausgeliefert. 

Grundlagen bes Friedens find: „Gegenfeitige Erklärungen — 
betrefjs ber Anwendung bes Wortes rövindicacion feitens Spaniens, betreiie 
ber Mordverſuche gegen Mazarredo jeitens Peru's; gleichzeitige gegenfeitize 
Begrüßung ber Flaggen; Zurüdgabe ber Chinchas; Annahme eines ſpan iſcher 
Commiſſärs in Peru; Anerkennung ber alten rein ſpaniſchen Schuld feitens 
Peru’s, und Entihädigung Spaniens für feine auf 3 Mill. Piaſter feilge: 
ftelten Expeditionsunkoſten“. 

10. „ Der Staatsrath genehmigt bie Veröffentlihung ber päpftlichen 


Encyclica vom 8. Dec. 1864, jebod nur mit Ausnahme derjenigen 
Stellen, welche ven Rechten der ſpaniſchen Krone zuwiberlaufen. 

20, „ Die Königin verzichtet Angefihts der Lage ber Staatsfinanzen 
auf drei Viertbeile ihres Patrimoniums, deſſen Ertrag auf 600 Mill 
Realen geſchätzt wird. Kongreß und Senat beichließen, ihr bafür 
eigene Dankadreſſen überreihen zu lafien. Der Yinanzminifter ver: 
fpriht ben Eorte® neue Prüfung ber Budgets ber verfchiebenen 
Minifterien und bebeutende Einſchränkungen. 

28, „ Der Ausbrud einer Revolution in Peru gegen bie Regierung 
bes Präfibenten ftellt den abgejchlofjenen Frieden mit Spanien wie: 
ber in Frage. Der fpan. Admiral Parejas beobachtet inzwiſchen 
eine zumartende Haltung. 


14. März. Die Regierung wirb in ber II. Kammer wegen Verfolgung 
ber Theilnehmer an einem oppofitionchen Banfett am 5. Mär; 
interpellirt; bie Kammer billigt jedoch das Verfahren ver Regierung 
mit 166 gegen 70 Stimmen. Die Regierung legt den Eortes ein 
neues (beichränfendes) Preßgefeß vor. 

15. „ 22 Mabrider Zeitungen proteftiren gegen biefe Vorlage. 

24, „ Die II. Kammer genehmigt mit 143 gegen 79 Stimmen ben 
Gefeßesentwurf betr. einen Vorfhuß von 300 Mill. Realen an bie 
Regierung, bie I. Kammer mit 101 gegen 42 Stimmen. 


1. Apr. Die II. Kammer genehmigt mit 155 gegen 68 Stimmen das 
Aufgeben von St. Domingo. 

7—10. Apr. Unruhen in Madrid wegen Abfehung bes Rectors ber Une 
verfität Madrid. 

21, „ Ein !gl. Decret feht ben Profeffor an ber Madrider Univerfität 
Emilio Kaftelar ab und zieht den Gehalt besielben ein. 

29. „ Auch der Senat genehmigt, mit 93 gegen 39 Stimmen ben 
Berziht auf St. Domingo. 

Die II. Kammer lehnt ben Antrag auf eine parlamentarifche 

Unterfuhung ber Madrider Ereigniffe vom 7—10. d, M. mit 154 
gegen 104 Stimmen ab. 
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20. Mai. Differenzen mit Ehile in Yolge ber Erpebition gegen Peru. 

Der ſpaniſche Geſandte Tavira richtet an bie Regierung von Chile 

eine Note, in welcher 11 Beſchwerdepunkte namentlih aufgeführt 
werben: 

1) Die chileniſche Regierung babe feine Maßregeln getroffen, um bie ber 
fpanifhen Flagge am 1. Mai v. J. in Santiago zugeffgte Beleidigung zu 
vermeiden ; 2) habe fie vor ben fpanifcheamericanifchen Republifen gegen die 
Decupation ber Chinas proteftirt; 3) ſei fie den Ausfchreitungen ber öffent: 
lihen Meinung nicht entgegengetreten; 4) babe fie bem peruaniſchen 
Kriegsſchiff „Larzunbi” Seeleute anzumwerben erlaubt; 5) babe fie geftattet, 
baß bewaffnete Freiwillige fih nad Peru eingefhifft; 6) fei fie nicht gegen 
ein wegen feiner Schmähungen Spaniens bekanntes Blatt eingelchritten ; 
7) babe fie das ſpaniſche Kriegsſchiff, Vencedor“ in Lota als ein feindliches 
bebanbeln Iafien; 8) Habe fie Steinfohlen als Kriegscontrebande erflärt; 
9) fei Frankreich befier von ihr behandelt als Spanien, indem Frankreich, 
als es in offenem Kriege mit Merico begrifien geweſen, nichte in den Meg 
gelegt worben betrefjs ber Einnahme von Koblen und Lebensmitteln; 
10) Habe fie erlaubt, daß Peru aus Chile Pferbe geholt, die doch nad 
Völkerrecht Kriegscontrebande feien; 11) babe fie bie vom fpanifchen 
Gefandten gegen das unter Nr. 6 erwähnte Schmähblatt erhobene Beſchwerde 
nicht berüdjichtigt. 

Die chileniſche Regierung erörtert in ihrer Antwort die 11 Be 
ſchwer depunkte, ohne irgenb einen zurüdzunehmen, oder Genugthuung 
bafür zu gewähren, mit dem Beifügen:' 


„Es ift notwendig, daß bie Negierung Ihrer ſpaniſchen Majeſtät fich 
überzeuge, daß bie anomale Art und Weiſe der Occupation ber Chinas 
burh Spaniens Agenten unb die bei diefer Gelegenheit proclamirten bes 
frembenden Principien bie Urſache von allem gewefen find, was vorgefallen”. 


Der ſpaniſche Gefandte erklärt fi trokbem mit ber Antwort 
jufrieben: 


In Folge jener Erklärungen werben meinem Urtbeile nach alle Be: 
ſchwerde⸗Motive hinfällig. In diefen Sinne meiner Regierung zu berichten, 
halte ich für meine Pflicht, auf daß das aufrichtige Einverftänbniß, welches 
zwilchen Chile und Spanien immer eriftirt bat, nicht wieber aud nur im 
geringfien alterirt werbe". 


6. Juni. Der fpanifhe Oeneralcapitain Oondara fchließt mit einer 
Commiſſion der aufftändifhen Dominicaner eine Convention über 
die Räumung der Inſel dur die Epanier ab: 


1) Die bominicanische Regierung erfennt an, daß fie die Unabhängigkeit, 
beren fie ſich nächſtens erfreuen wird, nur ber Großmuth bes fpanifchen Volks 
verdanft. 2) Die Spanien treu gebliebenen Dominicaner, welche in Santo 
Domingo bleiben wollen, leben unter bem Schuße ber Geſetze, und ihre Per: 
fon, fowie ihre Intereſſen werben reſpectirt. Denjenigen, welde das Land 
verlaffen, fteht es frei, zurüdzuftchren, wenn es ihnen beliebt, und fie werben 
während ihrer Abmefenheit die gleichen Vortheile genießen. 3) Die Regierung 
ber Republik zahlt an Spanien eine Entfhädigung für bie Kriegskoſten; bie 
iR biefer Entihäbigung wirb ſpäter vertragsmäßig feflgeftellt werden. 

) Die dominicanifche Regierung geht bie feierliche Verpflichtung ein, weder 
ihr ganzes Gebiet noch einen Theil besjelben ohne Kinwilligung und Ermäch⸗ 
tigung Spaniens zu veräußern. 5) Bei Räumung ber Inſel Seitens Spa⸗ 


230 


Spanien. 

niens bleiben die gegenwärtig im Hofpital befindlichen Kranken bes ſpaniſchen 
Heers bis zu ihrer Genefung dort, werben forgfältig gewartet und gepileg, 
und die Ausgaben für fie werben von einem Beamten ber fpanijchen Militär: 
verwaltung gezahlt, welcher zu dieſem Zwecke auf der Inſel bfeibt. 

Die Convention mwirb von ben bominicaniichen Behorden nid 
genehmigt unb bie Teinbfeligkeiten beginnen vorerft wieder aufs 
Neue. 


10. uni. Eine Militärverſchwörung (angeblih mit der Abſicht einer 


19. 


22. 


Befeitigung der Dynaftie und einer Vereinigung Spaniens mit 
Portugal) wird in Valencia entbedt und unterbrüdt. Große Auf: 
regung in Mabrid und lebhafte Beforgnifle der Regierung. Der im 
Auslande reifende General Prim, eines der Häupter ber Brogrei 
filtenpartei, wird durch kgl. Decret aufgeforbert, augenblidlih nah 
Madrid zurüdzufehren. Der Minifter des Innern befichlt durd 
Circular den Gouverneurs der Provinzen, ſofort alle Gafinos w 
[ließen und alle VBerfammlungen und Geſellſchaften aufzulöien, bie, 
unter welchem Namen es auch jei und welchen jcheinbaren Zwech ſi 
auch immer haben mögen, ſich mit politiihen Angelegenheiten be 
Ihäftigen und fomit zur Störung ber Ruhe beitragen könnten, jr 
na Ermefjen felbft Bälle und Gejellihaften zu verbieten. Tie 
Regierung verlangt von ben Cortes bie Wiebereinführung ber Ceniur 
und das Recht zur Beſchlagnahme aller Zeitungen, die gegen Tie 
narchie, Religion, öffentlihe Ordnung ꝛc. ſchreiben. 


„ Entlaffung des Minijtertums Narvaez. Bildung eines na 
Minifteriums O’Dennel; Bermubez de Caftro übernimmt darin die 
Reitung des Auswärtigen, Marihall Eerrano wird zum Genen: 
capitän von Madrid ernannt. Ein kgl. Decret verfünbet eine al: 
gemeine Amneſtie für Preßvergehen. Der an Gen. Prins ergangen! 
Befehl wirb offiziell zurüdgenommen. 

„ Marjhall O'Donnel legt bem Congreß bie Tendenz bes neun 
Cabinets bar: 

„Das erfte, was bie Regierung thut, ift ihre Fahne aufzupflanzen. Tu 
Minifterium ift ein Minifterium ber liberalen Unton, aber ein verföhnlid: 
Minifterium — ein Minifterium, weldes wünſcht, daß ſich bie liberalm 
Männer, die Freunde ber Regierung und ihrer Anftitutionen, um basielk 





ihaaren. Das Minifterium wünfcht nicht allein, daß bieß ber Fall jeimt 


allen Fractionen, bie fi von ber liberalen Union gelöst haben, fonbern t 
würde auch gern bie Unterftütung aller Mitglieder der Kammer annehmen, 
bie unter feine Fahne eilen. Das Minifterium bat durchaus feinen Gebanln 
eines Ausichluffes. Das Frogramm bes Gabinets ift feftgeftelit. Das Cr 
binet ijt entſchloſſen, allen innerhalb biefer Wände laut gewordenen Fragen 
diejenige Löſung zu geben, welche es jelbft auf diefen Bänken verfündet hat. 
Die Megierungsblätter bezeichnen das Programm bes neuen Gabinets nikt 
bahin: ber in Folge ber April-Ereignifje aufgelöste Municipalrath von Madrid 
wirb wieber eingefeßt, ebenfo der burch das Minifterium Narvaez feine 
Amtes enthobene Secretär ber Univerfität von Mabrib, Herr Montalvan. 
Der Preffe wird eine allgemeine Amneftie ertheilt, nnd das Wahlrecht in KT 
Beife ausgedehnt, daß an bie Stelle ber Diſtrictswahlen Provinzialwahlen 
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Ireien. ni felit das Programm die Anerkennung bes Koönigreichs Ita⸗ 

ien auf. 

26. Juni. Eine Depeche ber fpanifhen Regierung an ben NRepräfen: 
tanten Epantens in Rom Fünbigt dem heil. Stuhle die bevor: 
ſtehende Anerkennung bes Königreihs Italien von Geite Spa- 
niens an: 

„... Ich halte es kaum für nöthig, Ihre Aufmerkſamkeit auf die wichtine 
Erflärung zu lenken, durch welche bie Regierung ben Zeitpunkt für gekommen 
glaubt, in Betreff der italienifihen Angelegenheiten eine Entfchließung zu tref: 
fen. Ich habe deshalb die mir bargebotene Gelegenheit bes officiellen Em⸗ 
pfangens bes biplomatifchen Korps bazu benußt, um mi mit Sr. Exc. bem 
apoftolifchen Nuntius zu benehmen und ihm genau bie Abfichten und bie 
Anſchanungen ber Regierung zu erklären. Indem ich jofort auf die Discuf: 
fion der Sache felbft einging, fagte ih Mſgr. Barili, daß fein bereits fo 
langes Verweilen in Madrid ihm ohne Zweifel bie Inmöglichfeit werde dar: 
gelegt haben, auf unbeftimmte Zeit hinaus eine Politik fortzuführen, bie 
weder dem Geifte ber uns regierenden Inſtitutionen, noch der unter 
beren Schuß fich bildenden öffe Died n Meinung entipredhe. Außerdem 
wies ih auf bie Mißftände Yin, bie fich für das Yand aus bem bebarrlichen 
Feſthalten an gewiffen Ideen, welche nur von den radicalen Parteien aus⸗ 
gebeutet werben Tönnten, ergeben bürften. Ich babe ihm auseinandergeſetzt, 
ba ſich in biefer Gategorie bie annormale Lage unferer Beziehungen zu Ita⸗ 
lien befinde, das gleich kam das Schlachtfeld geworben, deifen ſich bie ertremen 
Parteien zur Agitation im Lande bemächtigt Hätten. Ich ftellte ihm vor, 
baß Spanien zur Vertheidigung des hl. Vaters und aus Mitgefühl für fo 
große Mißgeſchicke, während ganzer Jahre bie Löſung dieſer Sache binauss 
geihoben habe. Seine Regierung habe ji ſchweren Angrifien ausgejegt und 
inmitten ber Staaten Europas eine vereinzelte Stellung eingenommen, immer 
in ber Hoffnung, es werbe durch ein Abfommen zwilchen ben betheiligten 
Parteien oder durch eine Verſtändigung unter ben europhifchen Mächten zu 
einer befinitiven Löfung ber italienifchen Angelegenheiten fommen. Bis jept 
blieb diefe Hoffnung unerfüllt, troß unferes jehnlichiten Wunfches, und es 
hätte die Regierung J. Maj. um jo weniger Gründe, in biefer politifchen 
Richtung zu verbarren, als bie Zeit und der Gang ber Ereigniſſe bargethan 
haben, daß biefelbe nicht allein unfruchtbar, fonbern auch dem vorge eckten 
Ziele zuwiderlaufend iſt. Weber bie Gefahren einer im Innern heftig ange⸗ 
griffenen Haltung, noch auch nah Außen hin, die Mipftände einer ſyſtemati⸗ 
hen Abfonderung von den großen Nationen ber Erbe, bie abgejehen von 
einer einzigen natürlichen Ausnahme, bas Königreich Italien anerfannt haben, 
würden durch bie Gewißheit, ja nicht einmal bie Hoffnung ausgegli- 
chen werben, zur Wiebereinfekung ber enithronten Souveräne, ober zur voll: 
ftändigen Wicderherftellung ber weltlichen Macht bes hl. Stuhles beizutragen. 
Die Grundlage unjerer Politit mar ſtets und mußte nothwendig jtets jein 
bie Neutralität; allein unfere fortbauernde Vereinzelung würbe Spanien 
ſchaden, ohne dem Papfte oder ben Fürften zu nützen, für deren Unglüd wir 
fo öffentliche umb befiimmte Sympathien bezeugt haben ..... Indem bie Re⸗ 
gierung J. Maj. in der italieniſchen Frage alle ihre Rechte vorbehaͤlt, aber 
Vedacht nimmt auf die Intereſſen Spaniens, folgt fie einfach dem Beiſpiel 
beinahe aller fatholifchen Nationen der Erde. Und wenn ber heil. Stuhl in 
feiner tiefen Weisheit und Klugheit es für zeitgemäß gehalten hat, mit einem 
Bertreter des Königs Victor Emanuel, behufs ber un ber religiöfen 
Fragen in bem neuen Königreih Italien zu unterbandeln, }o kann es nit 
feltfam erfcheinen, daß bie Öffentliche Meinung nachdrüclicher auf ber Forde⸗ 
tung beſtehi, Spanien ſolle mit demſelben Koönigreiche Italien feine politiſchen 
Beziehungen wieder anknüpfen. Endlich babe ih dem Nuntius Sr. Heiligkeit 
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geſagt, daß durch fo viele mächtige Gründe beſtimmt, bie Regierung es für 
unerläßlich erachte, dieſen Echritt zu tbun, um von heute an die notb- 
wenbigen Unterbanblungen mit dem Florentiner Gabinet zu eröffnen. Ich barte 
foeben biefen vorgängigen Beweis ber Achtung und rüdjihtsvollen Aufmerf: 
famfeit für ben bl. Stuhl gegeben, als ber Geihäftsträger bes Könige Pic. 
Emanuel an biefem Hofe, Baron Cavalchini, bei mir eridien und ich jomit | 
Gelegenheit erhielt, iym von dem Entihluß ber Regierung Kenntniß zu 
geben. Indem Sie bem Staatsfecretär Sr. Heiligkeit von biefer Depeſche 
Vorlefung geben und ihm auf feinen Wunſch Abſchrift binterlaften, will Ihre 
Maj., bag Ew. Erc. den Garbinal Antonelli und noch mehr Sr. Heiligkeit | 
felber die Verfiherung ertbeile, baß die Regierung ber Königin von ben tief: 
fien Gefühlen der Achtung und Berebrung für feine heilige Autorität unb 
feine erhabene Perſon durchdrungen und entfchloffen ift, beute, wie immer, 
durch alle ihr zu Gebote fiehenben mora liſchen Mittel bie Rechte und In: 
terejien ber heil. Snftitution, deren Symbol er ift, zu vertheibigen”. 


5. Juli. Die Deputirtenfammer nimmt das ihr von ber Regierung ver: 
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gelegte neue Wahlgeſetz, das den Cenſus auf die Hälfte berabjekt, 

mit großer Mehrheit an. " 

„ Die Partei ber Nevcatolicos verfucht in ber Deputirtenfammer 
einen Angriff auf bie eingeleitete Anerfennung bes Königreichs Sta: 
lien, ihr Sprecher Nocebal fieht fich jedoch veranlaßt, ben von ihm 
dießfalls geftellten Antrag ſelbſt wieder zurückzuziehen. 

„ Der Senat genehmigt mit 117 gegen 18 Stimmen den ihm von 

* Regierung vorgelegten (liberalen) Geſetzesentwurf bezüglich ber 
refle. 

„ Ein kgl. Decret ſchließt die Seflion der Kammern. 

» Der Carbinal-Erzbifhof von Burgos erhält feine Entlaffung als 
Erzieher des Prinzen von Afturien. 

„ Die Regierung ſpricht die bebingungslofe Anerkennung des Ki 
nigreichs Italien aus. 

„P. Claret, ber Beichtvater der Königin, zieht ſich in fein Miſ— 
ſionshaus zu Vich, bie Schweſter Patrocinio in ihr Klofter zu 
Aranjuez zurüd. 

Die Regierung publicirt das Reglement, durch weldyes die Jury 
reorganifirt und berjelben bie Yurisbiction in Preßſachen zurüd: 
gegeben wird. 

Das Minifterium O Donnel erflärt die am 20. Mai vom ſpa— 
niſchen Geſandten in Chile angenommene Erklärung bezüglich der 
ſpaniſchen Beichwerben gegen bie Republik für ungenügend, ruft den 
Gefandten Tavira ab umb gibt dem Admiral Pareja Snftructionen 
bezüglich eines anbern Verhaltens gegenüber Chile. 

„ Sämmilide Biſchöfe bes Königreichs bis auf zwei haben nad 
und nad) Öffentlich gegen bie Anerkennung bes Königreihe Stalien 
proteftirt. 

» Der Verlauf ber Kirchengüter wird vom Minifterium wieder auf: 
genommen und mit Energie betrieben. 


” 
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41. Aug. Die Regierung erflärt bem bisherigen nenpolitanifchen Ge: 
fandten, daß feine Miſſion zu Ende fei. Derſelbe entfernt unter 
Proteft das Wappen Neapels von feinem Hotel. 

„ „ Nbreile ber Königin nad ben baskiſchen Provinzen. 


3 u Depeihe an Defterreih in Antwort auf bie öſterr. Depeſche 
vom 21. Juli bezüglid der Anerkennung bes Königreichs Italien 
dur Spanien: 

„... Spanien und Defterreich haben mit einander geben können, fo Tange 
fie in diefer Frage burch ihre gegenfeitigen Intereſſen geleitet waren. Aber 
weder bie eine noch die andere Macht hatte ihre Freiheit im Handeln vers 
loren, um fih in biefer Frage, ſowie in jeder anderen, zu trennen, fobald 
ihre Regierungen es für zuträglich erachten würden... Die Bande ber 
Freundſchaft unb ber gegenfeitigen Hochachtung, bie Spanien unb Deiterreich 
vereinigen, find zahlreich; fie haben fid) nur noch enger Tnüpfen Tönnen von 
bem .Augenblide an, wo ber Kailer e8 bem Snterefte feiner Staaten anges 
meſſen bielt, die alten Reichsinſtitutionen zu verändern, um fie burch foldhe 
zu erfeßen, welche mit ben unſrigen eine große Aehnlichkeit haben. Es gibt 
auch mehrere politifche Fragen, in Betreff deren bie beiden Regierungen ſich 

in Nebereinftimmung finden Tönnen. Indeſſen bürjte man mit dem Grafen 

Mensborff unmöglich zugeben, baß Spanien und Oeftrereih in Italien idens 

tiſche Intereffen haben... Als ausſchließlich katholiſche Macht nimmt Spani:n 

ein lebhaftes Intereſſe an Allem, was den bi. Stuhl betrifit; dieß Intereſſe 
jeboch, das von jeder Art politifcher Beftrebungen frei ift, knüpft fich rein und 
ausſchließlich an ben heiligen Vater. Ohne einen einzigen Augenblid an ber 
gerechten Sorgfalt zu zweifeln, von ber Deflerreich jich zu Gunften bes Ober: 
hauptes ber Tatbol. Kirche befeelt fühlt, muß man nichtsbeftoweniger aners 
fennen, daß biefe Macht auf ber italienischen Halbinfel Intereſſen ganz anderer 

Art hat. Tiefe Erwägung dürfte für fich allein genügen, um feitzuftellen, daß 

bie Identität ber Anftichten, wovon in ber Tepeiche des Grafen Wtensborff bie 

Rebe ift, nicht befteht. Ebenſowenig kann ich die von dem kaiſ. Dinifter des 

Auswärtigen ausgelprechene Anſicht annehmen, daß bie Anerkennung ber volls 

brachten Thatſachen in Italien es für Spanien fchwieriger gemacht Habe, feine 

Stimme zu Gunften bes heil. Stuhles zu erheben. In dem bisher von ber 

Regierung ber Königin befolgten Verhalten ift Eines pofitiv, nämlich daß alle 

unfere Anſtrengungen bis jest wirkungslos geblichen jinb in Bezug auf das 

Ziel, das wir zu erreichen uns vorgenommen hatten. Uebrigens ift bie Aners 

fennung der vollbradhten Thatſachen eine Theorie, bie nicht zum erften Male 

in Anwendung gebracht worden ift. Spanien und Oefterreih haben ſtets biefe 

Politik verfolgt, und ohne auf zu entlegene Zeitläufte zurückzugehen, will ich 

mi darauf beſchränken, daran zu erinnern, daß 1830 unb 1848 beide Mächte 

bie Geſammtheit ber vollbrachten Thatfachen in Frankreich nach dem Sturze 

ber beiden Zweige ber bourbonifhen Familie anerfannt haben. Indem wir 
auf eine jüngere Epoche zurückgehen, darf man nicht vergefien, daß bie ital. 

Monardie von ganz Europa mit wenigen Ausnahmen anerkannt worden iſt 

und daß Oeſterreich ſelbſt die Einverleibung einer ber ſchönſten Provinzen bes 

neuen Königreihe Stalien in das ehemalige Königreih Piemont ſanktionirt 
hat... Ich theile durchaus die Anficht bes Miniftere Sr. apoftolifhen Ma⸗ 
jetät, wenn er barauf aufmerffam macht, daß es nichts Aarteres gebe, ale 
feine Meinung über bie innere Lage einer anderen Macht auszufprechen. 

Darum möchte ich mich auch nicht für berechtigt halten, Bemerkungen über 

bie innere Lage Oeſterreichs zu machen. Somit follte ich, indem ich zugleich 

bie freundlichen Abfichten, die den Grafen Mensborff geleitet Haben, anerfenne, 
mich vielleicht enthalten, auf Betrachtungen zu antworten, über welche ber 

Regierung ber Königin allein ein Urtheil zuſteht. Indeſſen liegt Herrn 
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v. Mensborff fo ſehr daran zu erflären, daß bie lebhafte Freundſchaft Oefer: 
reich für Spanien bie einzige Urſache fei, bie feinerjeits berartige Betrad: 
tungen bervorruft, daß ich meinerfeits auf biefe freundſchaftlichen Gefühle bee 
Minifters antworten zu mülfen glaube, indem ich ihn wegen ber Befürch— 
tungen berubige, bie er über bie Feſtigkeit bes Thrones der Königin zu begen 
ſcheint. Zu biefem Behufe genügt e8, an die Geſchichte zu erinnern. Die 
Königin Iſabella war noch ein Kind in der Wiege, als fie beim Tode ihre 
Vaters, des Könige Ferbinand VII., ihre Rechte burch einen Ufurpator, einen 
Prinzen, der an ber Spike einer fanatifchen Partei fland, beflritten ſab. 
Berlaffen von faft ganz Europa, gelang es bem ſpaniſchen Volke, nicht allein 
bie Rechte feiner Herrfcherin, ſondern auch die Inflitutionen, bie ihrem Ihrer 
zur Grundlage dienten, zum Siege zu führen. Diefe Anftitutionen, in ıwel: 
hen Andere eine Urſache ernfter Gefahr zu entdecken glauben, find 8, ti 
inntitten ber großen Kataftrophe von 1848 feine fetefte Stüte geweſen it. 
Mährend biejer Epoche, die in ganz Europa fo ſchmerzliche Erinnerungen zurisd: 
gelafien bat, ift ber Thron ber Königin auch nicht einen Augenblid in Ai: 
gewelen, und Fein perjönliches Opfer war nötbhig, um die monarchifchen Ir⸗ 
jtitutionen zu vetten. Spanien hat biefe fchredliche Krifis ruhig duchihre: 

ten, und Dank den nftitutionen, von benen es umgeben war, tft fein Ihrer 
inmitten eines Sturmes feit geblieben, ber alte Wonardien, die ſich für um: 
erſchütterlich hielten, an ben Rand des Abgrundes brachte. Nach ber Aniicı 
ber Regierung Ihrer Majeftät würden dieſe Snititutionen, bie Deiterreid 
ſchließlich fel6ft bei fich eingeführt hat, noch einmal den Thron ber Könist: 
triumphiren faffen, wenn neue Gefahren ihn bebroben follten. Aber hir 
Gefahren find nicht vorhanden, und bie Regierung Ihrer Majejtät it jid:t, 
daß bie liberafe und conjervative Politik, bie fie verfolgt, zu ihrer Rec: 
gung genügt. in ähnliches, zur rechten Zeit inne gehaltenes Verhalten 
hätte wahrſcheinlich Die Scuveräne gerettet, die vor Kurzem noch in Jialicu 
regierten“. 


21. Aug. Schwacher Verſuch einer carliſtiſchen Demonſtration in Ule: 
dona in Catalonien gegen bie liberalen Maßregeln bes Deinifteriuni 
D’Tonnel. 

„ Der Minifterpräfident O'Donnel beſucht den Kaifer Napoleon in 
Lager von Chalons. 


8. Sept. Die Corte werben durch kgl. Decret bis zum 5. Novemba 
vertagt. 

9. „ Der Kaifer Napoleon befucht nit ber Kaiferin und dem kailal. 
Prinzen von Biarrik aus die Königin in S. Sebajtian. 


141. „ Die Königin erwiedert den Beſuch des franz. Kaiferpaars burd 


einen folden in Biarritz. 

17. „ Der fpanifhe Abmiral Pareja erfcheint im Hafen von Valparaile 
und übermadt ber Regierung von Chile ein Ultimatum, bahn 
gehend, daß wenn nicht binnen vier Tagen eine befriebigende Erik: 
rung betreffs ber von Spanien gegen Chile erhobenen Beſchwerden 
abgegeben würben, und außerdem bie fpanifche Flagge mit 21 Chi; 
fen begrüßt werbe, die biplomatifchen Beziehungen zwifchen beiden 
Ländern ale abgebrochen zu betrachten feien. 

21. „ Chile lehnt das Ultimatum bes Admirals Pareja ab, 


— — — — -.- - — — 
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22. Sept. Abmiral Pareja erneuert fein Ultimatum vom 17. d. M., 
indem er eine neue Yrift von 24 Etunden gewährt. 

23. „ Das biplomatifde Corpse in Chile Ber. Staaten, England, 
Franfreih, Preußen, Guatemala, Columbia) proteftirt gegen das 
Vorgehen Spanien: 

. Tie Unterzeichneten bemerken mit Bedauern, daß zwiſchen Chile und 
Spanien ein Bruch droht, ohne daß irgendein Verfuch gemadt worden, um 
zu einer freundſchaftlichen Regelung der ſchwebenden Schwierigfeiten zu ges 
langen, obgleich doch bie unter civilifirten Nationen beitehenden Gebräuche 
einen ſolchen Verſuch vorfchreiken... 

Pareja meist ben Proteſt noch an demſelben Tage ab. 

24. „ Das diplomatiſche Corps in Chile erneuert ſeinen Proteſt vom 

vorhergehenden Tage mit bem Beifügen: 

„Es ift unmöglid, daß die chileniſche Regierung Reclamationen nachgab, 
die im Tone drohender Forderung mittelſt eines peremptoriſchen Ultimatums 
gemacht wurden“. 

Admiral Pareja lehnt ben Proteſt neuerbinge ab und notificirt 
ben Vertretern ber fremten Mächte einfady den Ausbruch der Feind⸗ 
feligfeiten und bie mit biefem Tage eingetretene Blokade ber ſämmi⸗ 
lihen Häfen Chile's (mit 5 Kriegsichiifen für eine Küftenlänge von 
circa 3000 GSeemeilen). 

„Die chileniſche Nationalvertretung erflärt Spanien in Folge bes 

Vorgehens des Admirals Pareja ben Krieg und ertheilt ber chile⸗ 

niſchen Regierung alle zu biefem Ende hin erforberlihen Vollmachten. 


td 
(ei | 


2/3. Oct. Blutige Auftritte in Earagoffa. 

10. „ Kin tgl. Tecret verfügt bie Auflöfung der Cortes und orbnet bie 
Neumahlen auf den 1. Tec., den Zufammentritt ber Cortes auf ben 
27. Dec. an. 

29. „  Oeneralverfammlung der Progrefliften in Madrid behufs Neuwahl 
des Sentralcomite, das endgültig über die Frage zu enticheiden hat, 
ob bie Partei fi an ben bevorftehenben Corteswahlen betheiligen 
fol oder nit. Drohende Weußerungen des General Prim gegen 
bie Regierung. 

30. „ Die Regierung erflärt, daß über gewiffe Angelegenheiten ber 
Colonien bie (bisher bavon ganz ausgejchloffenen) Cortes gehört 
werben müßten und erläßt eine Beitimmung zu Erſchwerung des 
Eclavenhandels auf Cuba, 


5. Nov. Große Verfammlung der democratifchen Partei in Mabrid. Die 
Rebner erflären fih mit Entichiedenheit für Einführung des allge- 
meinen Stimmredts, für Trennung von Staat und Kirdhe und für 
endlihe Ordnung bes Finanzweſens durch Sparfamteit. 

vu» Eieg der Revolution gegen den Präfidenten Bezet in Peru. 
General Eanfeco zieht in Lima ein. Dictatur bes Oberften Prabo, 
Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen zu Spanien, 


236 Ayanien, 


8, Nov. Der ſpaniſche Geſandte in Paris berichtetet in Folge feiner 
mwieberholten Unterredungen mit Hrn. Drouyn be l'Huys über bie 
Löſung der römiſchen Frage und bie Ausführung der September: 
eonvention durch Frankreich an feine Regierung: 

„... Da fo das Frincip der päpitlichen Herrfchaft, woran ber kath. Welt 
fo viel liegt, gefihert und bas, was ber hl. Stuhl jegt bejigt, nicht gefährrer 
it, fo fann man vielleihthoffen, baß bie Zeit und bie Vorfehung es dahin 
bringen werben, baß ihm auch has, was er verloren Bat, wieber zurüd:- 
erftattet werbe". 

15. „ Selbſt das Lentralwahlcomitd ber Moderados erläft ein Ma 
nifeft gegen bie Regierung unb bie fogen. liberale Union. 


16. „ Das progreſſiſtiſche Central:Mahlcomitd beſchließt mit 71 gegen 
12 Etimmen bie Enthaltung von den bevorftehenden Corteswahlen. 
Die meiften Führer der Partei find mit dem Beichluffe nidht ein- 
veritanden. 

23. „ Ein Rundichreiben des Minifteriums billigt das Vorgehen des 
Admirals Pareja gegen Chile. 

30. „ Die Regierung endet dem Admiral Pareja vor Chile neue, mẽg⸗ 
lichſt geinäßigte Inſtructionen. 


1. Dec, Allgemeine Corteswahlen. Große Theilnahmloſigkeit, da ſich 
bie Mehrzahl der Democraten, ber Progreflilten, ja ſelbſt der Me- 
berabos enthalten. 

2, „ Die Chilenen nehmen das ſpaniſche Kriegsihiff' Cavadonga 
Admiral Pareja macht in Folge davon feinem Leben freiwillig ein 
Ende. 

5. „ Abſchluß einer Allianz zwiſchen Peru und Chile gegen Spanien. 

1. „ Spanien nimmt im GStreite mit Chile die Bermittlung Englands 
und Frankreichs an. 

14. „ Einzug ber Königin in Mabrib. 

15. „ Die Ranzerfregatte Numancia wird von Callao nad Valparaiie 

berufen, wo ſich die ganze ſpaniſche Flotte concentrirt. 

25. „ Der (für bejeitigt gehaltene) Beichtvater der Königin, P. Claret, 

hat feine Etelle wieber angetreten. 

27. „ Eröffnung ber Cortes. Thronrede ber Königin: 

„... Meine riedensbeftrebungen find ungenügenb geweſen, bie Feind⸗ 
feligteiten gegen Chile zu verhindern, das bartnädig jede Genugthuung für 
bie Spanien zugefügten Belcidigungen vermeigerte ; Meine Regierung wird über 
bie getrrofienen Maßregeln, ſowie über bie weiteren Unterbandlungen Nechenfchaft 
abfegen. Meine Beziehungen zu ben andern Mächten des Continents find 
fortwährend freundſchaftlich. Aus Gründen, welche im Intereſſe und in ben 
Gefühlen der ſpaniſchen Nation gelegen ſind, habe Ich das Königreich Jtalien 
anerfannt ; dieſe Anerkennung Fonnte jeboch nicht Weine hohe Achtung und 
berzlihe Anhänglichkeit für den gemeinfamen Vater ber Gläubigen ſchwächen, 
noch Meinen feiten Eutſchluß erkhüttern. ein Auge auf deſſen beil. Rechte zu 
haben. Bon dem Wunſche befeelt, die Unabhängigkeit der auf bem Boben 
ber altſpaniſchen Golonien gegründeten Staaten Amerika's gu achten, babe 
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Ich einen Friebens⸗ und Anerfennungsvertrag mit ber Republik San Sals 
vabor abeichloffen". Die Finanzſchwierigkeiten betreffend, betont bie Königin 
bie Nothwendigkeit einer theilweiſen Steuerhöhung und ber Erfparniffe in den 
Ausgaben, um das Gleichgewicht berzuftellen, und fünbigt verjchiebene Geſetz⸗ 
entwürfe betreffend die Amortifation oder Liquidation der alten Schulden und 
bie Nebuction der ſchwebenden Schuld, fowie Entwürfe bezüglich einer wirt: 
famen Beltrafung bes Sflavenhanbel® an. „Slüdliherweile bat die traurige 
Erfahrung ber Revofutionen bie verfchiebenen Klaffen ber Geſellſchaft gelehrt, 
daß die Arbeit die Quelle ber Tugend unb ber Wohlfahrt für die Individuen 
it, daß die Zunahme ber nationalen Production bei den Völkern der Neuzeit 
als ber unbeftreitbare Beweis ihrer Macht und Größe angeſehen wird, unb 
baß Arbeit und Production fi da, wo nicht gleichzeitig Ordnung unb reis 
beit berrichen, nicht entwideln können. Bon ſolchen Grundjägen geleitet, und 
ohne fi um das unausgelekte Treiben der politiſchen Barteien zu kümmern, 
hegt Meine Regierung bie Zuverficht, alle Schwierigkeiten überwinben zu 
können, indem fie fih in ber gejeglihen Sphäre hält, und in Gemeinfamfeit 
mit der wahrhaft und rechtmäßig burch ben Senat und den Congreß vertres 
tenen nationalen Meinung handelt. Cine Politif, bie nachſichtig unb dabei 
nicht ſchwach if, die, ohne graufam zu fein, ber Unorbrung zu fteuern weiß, 
und die bei jeder Gelegenheit den feiten Entſchluß befigt, ihre Pläne durch⸗ 
zuführen, ift die einzige, welche die fjchwierige Bahn der Vervollkommnung 
und bes Fortſchritts, zu ber alle Individuen und Völker berufen find, zu 
eben im Stanbe ift. Wenn wir alle das öffentliche Intereſſe zum Ziel, bie 
nationale Meinung zur Richtſchnur, die Achtung vor dem Geſetze zur Regel 
baben, jo werden wir unter fleter Anrufung bes Namens Gottes nie fehen, 
ic hoffe e8 menigftens, daß zwiſchen den Staatsgewalten jenes herzliche Ein⸗ 
verftändniß mangelt, welches bie Ruhe befeftigen, ben gegenwärtigen yortichritt 
fihern und ben Iommenben Geſchlechtern gejegnete und glüdliche Tage berei: 
ten wird”. 

28. Dec. Der König von Portugal kehrt über Madrid nad Liſſabon zurüd, 
jebody ohne ih in ber fpan. Hauptitabt mehr als einige Stunden 
aufzuhalten. 

— „ Unterbrüdung einer Militäremente in Malaga, 


3. England. 


19. Januar. (Canada.) Zufammentritt des Eolonial-Parlaments. Tie 


öffentlihe Meinung ift überwiegend für Herſtellung bes guten Der: 


Hältnifjes zu den Ver. Staaten. Der General:Öouverneur empfiehlt 
die Bank von St. Albans zu entihädigen, das Parlament orbna 
eine Unterfuhung gegen den Richter Courſol an. Die Regierun; 
legt eine Alienbill (verbäcdtige Ausländer bed Landes zu verimeifen) 
vor, die vom Balament mit 107 gegen 7 Stimmen angenommen 
wirb. 


T. Febr. Eröffnung des Parlaments. Unbebdeutende Thronrede im Re: 
men ber Königin. Adreßdebatte in beiben Häuſern. Ein Amen: 
bement bezüglich Irlands wirb im Unterhauje vorworfen. 

21. „ Oberhaus: Debatte über das Verhältniß zu den Ber. Staaten 
und die Vertheibigung Canadas gegen einen möglihen Angriff. Tie 
Regierung verlangt 200,000 Pfd. zur Befeftigung Quebecs, moren 
50,000 für 1865. 

27. „ Unterhaus: eine Motion Henneſy's, die nothleidenden Irländer 
aus Staatsmitteln zu unterftüßgen, wirb mit 107 gegen 31 Stimmen 
verworfen. 


7. März. Das Unterhaus geht über ben Antrag Kelly's für Aufhebung ber 
Malzfteuer mit 251 gegen 171 (toryſtiſche) Stimmen zur Tages: 
ordnung über. 

8. „ Eröffnung bes Telegraphen zwilchen England und Oftindien. Ter: 
felbe entjprit den gehegten Erwartungen binnen kurzem (Lang: 
ſamkeit, Unficherheit und Unregelmäßigfeiten auf ber türkiſchen 
Strede) keineswegs. 

11. „ (Canada) Das Colonial:Barlament erklärt fih für das Brit: 
tiſche Conföderationsproject. 

13. „ Die engliiche Regierung erklärt ſich bereit, die ſchleswig-holſtei⸗ 
nifhe Flagge proviforifch anzuerkennen, jebod mit Vorbehalt ber 
Rechte der ſchleswigſchen und Boljteiniihen Stände fowie jener bes 
beutichen Bundes und nur bie zur befinitiven Konftituirung ber 
betbeiligten Herzogthümer.“ 
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13. Mörz. Unterhaus: Debatte über Canada, allgemeine Angſt vor ben 
Der. Staaten. 

— ,„ De fog. Edmundsſcandal: Nepotismus bes Lordkanzlers Lord 
Meftbury. 

20. „ Der geh. Stantsrath entſcheidet ſchließlich für den wegen feiner 
freien Anfichten verfolgten Biſchof Eolenfo. 

24. „ Oberhaus: Lord, Ruffel legt die Kündigung bes canadiſchen Res 
ciprocitätövertrages von Seite ber amerif. Union vor und bemüht fidh, 
bie Neutralitätserflärung mit ber Blokadeerklärung durch bie Unions⸗ 
regierung zu bertheibigen (thatſächlich unwahr). Die Yorberung für 
bie Befeftigung Quebees wird mit 275 gegen 4 Stimmen ge 
nehntigt. 

28. „ Unterhaus: ein Antrag gegen bie irijhe Staatskirche wirb mit 
221 gegen 106 Stimmen verworfen. 

— .„ (Sanada) Die fünftaatlihen Parteigänger find des Landes 
verwiefen und nach den Südſtaaten zurüdgelehrt. Die Plünberer 
von St. Alban werben in Freiheit gejebt und als „Kriegführende“ 
nicht ausgeliefert, aber alsbald wegen Mordverſuch wieder verhaftet. 
— Die Mleineren brittiihen Colonien zeigen große Abneigung gegen 
die dee der brittiihen Conföberation, namentlih Neu-Braunſchweig, 
aber auch Neuſchotiland und Neufoundland. 


2. April. Richard Cobben F. 

27T. „ Unterhaus: Der Schabfecretär Gladſtone legt bas Budget für 
1865/66 vor. Dasfelbe zeigt einen Meberfhuß von 4,031,000 Pf. 
und ber Schatzkanzler jchlägt daher neuerbings eine Verminderung 
ber Steuern und Abgaben im Betrage von 3,778,000 Pb. vor. 


1. Mai. Beide Häufer beſchließen einjtimmig eine Abrefje an die Krone 
zum Ausbrud ber Entrüftung unb bes Beileibs über die Ermorbung 
Lincolns. Derby befürwortet den Schritt in etwas gebrüdter Rede 
im Oberhaus, Disraeli in freierem Bewußtfein im Unterhaus. Die 
Minifter Ruffel und Gray behaupten, daß die Mehrheit der eng- 
liihen Nation von Anfang an auf Seite bes Nordens geftanden 
habe, Minifter Gladſtone (feine „neue Nation”) ſchweigt. 

8. „ Unterhaus: bie Bainesfhe Reformbill (Herabfegung bes Wahl: 
cenfus in ben Städten von 10 auf 6 Pfd. Hausmiethe) wird mit 
288 gegen 214 Stimmen veriorfen. 

11. „ Lord Ruſſel wieberruft theilweije bie in Folge der Neutralitätss 
erflärung gegenüber Nordamerika erlaffenen Anordnungen. 

26. „ Unterhaus: nterpellation wegen Amerifa. Berubigende Antwort 
Palmerſtons. 

30, „ Unterhaus: Neue Interpellation wegen Amerika. Wiederum bes 
rubigende Antworten Palmerftons und Layards. 


2. Juni. Eine Depeſche Ruſſels nah Waſhington entzieht ben Eorf? 


240 England. 


föberirten die Rechte von Kriegführenben, läßt. ihnen aber doch not 
foviel Schub angebeiben, als es bie Umſtände erlauben: 
we... Bei biefer Sachlage verlor Ihrer Majeſtät Regierung keine Fein 

fih mit ber Regierung bes Kaijers (der Franzoſen) über das weitere Te: 
yalten ber beiben Regierungen in Einvernehmen zu feßen, und während ki 
etreffende Gorrefpondenz fi im Zuge befand, erhielt ih am 30. v.M. bunt 
Hrn. Adams eine Abjchrift der Proclamation bes Präfidenten vom 10..... 
Die conföberirten Staaten noch fernerbin als Kriegführende anzuerkenun 
wäre nicht allein ein Wiberfpruch gegen bie faftifche Lage, ſondern Fönnte ;- 
vielen Verlegenheiten und Verwidlungen zwijchen ben neutralen Mächten tn 
ber Regierung ber Vereinigten Staaten führen. Demgemäß bat Ihrer Rs, 
Negierung, nachdem fie ber Regierung bes Kaiſers der Franzoſen Drittbeilur; 
gemacht, bejchlofjen, ben zwifchen ben Vereinigten Staaten und ben fogenace: 
ten conföderirten Staaten von Norbamerifa vor Kurzem ftattgefundenen Krit 
de facto beendigt zu betrachten, und daraufhin anerkennt fie die Rice: 
herſtellung des Friedens im ganzen Bereich bes Gebietes, welches vor Ant 
bruch des Bürgerkrieges ſich im unbeſtrittenen Befige der Vereinigten Stasta 
befunden hatte. Als nothwendige folge biefer Anerkennung befiehlt ar 
Maj. Regierung foiort ihren Behörden in ſämmtlichen Häfen, Rheden u 
Gewäſſern, bie Ihrer Maj. gehören, im Bereinigten Königreiche wie jenic: 
ber Meere, jedem bie confoͤderirte Flagge führenden Schiffe ben Zutritt m 
biefe Häfen, Rheden und Gewälfer niht weiter zu gefatten unt.ak 
conföberirten Kriegsichiffe, die vor Eintreffen dieſes Befehls hei Ihrer Ei 
Behörden in derartige Häfen, Rheden und Gemäjler eingelaufen fein us 
ſich im Vertrauen auf bie früher veröffentlichte Proclamation und gemäß ie: 
jelben in berartigen Häfen, Rheben und Gewäſſern eben aufbalten jelr. 
anzumeijen, biejelben fofort zu verlaffen. Indem jedoch Ihrer Wu. 
Regierung biefe Entiheidung in Betreff der beim Eintreffen diefer Cini 
in britiihen Häfen, Nheden und Gewäſſern eben befindlichen comföberiria 
Kriegsichiife trifft, erwägt fie, daß, aus ſchuldiger Fückſicht fürkit 
nationale Ehre und Redlichkeit, Ihrer Maj. Behörden angaride 
werden müllen, daß jedem jolchergeitalt zum Auslaufen aufgeforderten Krieg: 
ſchifſe die bisher geftattete Bergünftigung, binnen 24 Stunden nad da 
Abfahrt von feinem in demjelben Hafen und Gewäller zur felbigen Zeit u 
fernden Kreuzer ber Vereinigten Staaten verfolgt werden zu dürfen, aud 
ferner zu gewähren fei, daß jedoch dieſes Verbot ber Verfolgung nut 
jett und zwar zum legten Male zu Sunften ber conföbeir 
ten Kriegsjchiffe gehandhabt werben folle... Ihrer Maj. Fr 
gierung erwartet, daß bie Regierung der Vereinigten Staaten auch ihreriei 
jofort verzichten werde auf die Ausübung des Blofaber, Anhaltungs: ur 
Unterſuchungsrechtes gegen neutrale Schiffe auf offener See, welches geletlii 
nur von Kriegführenden gehandhabt werden und bas feine nicht im Kriet 
befindlihe Macht in Anfpruch nehmen oder handhaben darf“. j 

44. Juni. Unterhaus: Der Antrag Monfells auf Abſchaffung des 9 
Katholikeneides wird in britter Leſung mit 166 gegen 147 Stimmm 
genehmigt, 

45. „ Unterhaus: ber Antrag Berkeley’s auf Einführung des. Ballet 
wird mit 118 gegen 74 Stimmen verworfen. 

19. „ Unterhaus: ber Colonialminifter Cardwell Tegt bie Ergebnifle de 
in wieberholten Conferenzen zwifchen den vier ins Mutterland geſchic— 
ten canadifhen Miniftern und ber engliſchen Regierung gepflogenen 


Unterhanblungen vor: 
un Fünf Punkte Hatten ber Crecutivrath von Ganaba unb ber Gen 
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gouverneur Viocount Mond aufgefteilt, welche Hauptfählih in Berathung 
gezogen werden jollten, und bie Beltinnmungen, zu benen e8 in Bezug auf 
diefelben gefommen it, werden in einer Depeſche Hrn. Cardwells an Lord 
Mond vom 17. d. wiebergegeben. Was ben erften Punkt angeht, fo er: 
neuerte die Regierung ihre früheren Verfiherungen, daß fie ihren vollen recht⸗ 
mäßigen Einfluß aufbieten werde, um bie vorgefchlagene Gonfüberation der 
brittifchenorbamerifanifchen Provinzen zur Thatſache werden zu lafien. Der 
zweite Punkt, „über die für den Fall eines Krieges mit ben Vereinigten 
Staaten nötbigen Anordnungen zur Bertheibigung Canada's und über das 
Verhältniß, in welchem biejelben auf Großbritannien und Canada zu ver- 
theilen wären”, gab zu längerer Discuffion VBeranlaffung. Bon beiden Seiten 
wurbe zwar fein Bedenken laut, als ftänden die zwiſchen Großbritannien und 
ben Vereinigten Staaten herrſchenden freundſchaftlichen Beziehungen irgendwie 
in Gefahr eine Störung zu erleiden; boch machte ſich die Ueberzeugung gel⸗ 
tend, daß das brittifche Reich ſich angefichts der Möglichkeit irgend welchen 
Anarifis auf feine eigene Stärfe und Bertheidigungsfähigfeit müfje vers 
laſſen können. Die Regierung beutete auf bie von ihr nachgeſuchte und vom 
Parlament gewährte Geldbewilligung zur Vervollfommnung der Feſtungs⸗ 
werke von Quebec und auf bie bereits getroffenen Anordnungen zur Aus 
führung ber Arbeiten hin, und erinnerte die canadiſchen Minifter an ben bes 
reits früher gegebenen Rath, die Befeſtigung von Montreal in Angriff zu 
nehmen, worauf die Vertreter Canada’ es ald ben Wunſch ihres Landes 
ausſprachen, alle Hülfsquellen Ganada’s an Geld und Mannfchaften zur Auf: 
rechthaltung ber Verbindung mit dem Mutterland aufzubieten; Canada habe 
die Ausgaben für feine Miliz von 300,000 Pfd. St. auf eine Million erhöht. 
Die Trage betreffs der Beicfligung von Montreal möchten fie jeboch nicht 
gern von den Fragen betreffs der Werke weitlih von Montreal und betrefis 
einer Kriegsflotte auf dem See Ontario getrennt ſehen; und die Ausführung 
biefe gefammten Werke würde bie Beichaffung einer Anleihe ernöthigen, bie 
fih nur unter Garantie bes brittifchen Parlaments crbeben laſſe. Werde 
bieje Garantie jett bewilligt, fo würben fie dem canadiſchen Parlament fo= 
fort nach ihrer Heimkehr die erforberlihen Maßregeln vorjchlagen; jey fie 
jet nicht zu erreichen, fo würden Regierung und Parlament von Canaba 
bie Frage betreffs der Vertheibigungswerfe wahricheinlich hinausſchieben wollen, 
bis bie Regierung und die Yegislatur ber Vereinigten Provinzen barüber ent⸗ 
fheiden fünnten. Die brittifhe Regierung erklärt fich hierauf bereit, bie 
Garantirung ber Anleihe von bem Parlament zu erbitten, vorausgejegt, daß 
bie Provinz die Grundverpflihtung für bie in bem Schreiben bes Oberſt⸗ 
Tieutenants Jervois erwähnten Bertheidigungswerfe übernehme. Auch wolle 
Ihrer Maj. Regierung für bie Armirung ber Werke forgen. Vorerſt aber 
jei die Entſcheidung ber Provinziallegislatur erforberlih. Was bie Kriegs: 
flotte auf dem See Ontario betrefje, jo mache die Convention mit ben 2er. 
Staaten es unmöglid, in Friebenszeiten mehr als eine beftimmte Zahl von 
Kriegsichiffen auf dent See zu halten. Im Fall eines Krieges habe man je⸗ 
doch freie Hand, und Ihrer Dinj. Regierung werde fi) niemals in ſolcher 
Lage betreffen laſſen, daß fie ihrer Pflicht in dieſer Beziehung nicht nachzu⸗ 
fommen im Stande wäre. Dieß ſei die einzige Verfiherung, welche gegeben 
werden Türme Der dritte Punkt betraf ben NReciprocitätvertrag, beffen 
Erneuerung die canadijchen Minifter als ein großes Defideratum bezeichneten. 
Die Regierung ermwieberte: daß Sir %. Bruce bereits Anmeilung empfangen 
habe, in Wafhington wegen Erneuerung jenes Vertrages zu unterhandeln und 
fih auch mit ber canabijchen Regierung barüber ins Einvernehmen zu ſetzen. 
Zum vierten Punkt übergehend ſprachen bie canadiſchen Minifter ben 
Wunſch aus, daß das norbweitlidhe Territorium an Canada abgetreten werde, 
und unternahmen es, mit ber Hudſonsbay-Geſellſchaft darüber zu unterhan- 
bein. Die Regierung fagte zu, das Parlament um bie Garantirung einer 
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etwa erforberlichen Anleihe zu erfichen, falls eine Schabloshaltung an bie 
Geſellſchaft zu Teiften fei. Bei dem fünften und legten Punkt über bie 
gegenwärtige fritiihe Sachlage, durch welde Canada ernitlich afficitt sei, 
jhien e8 binzureichen, daß Ihrer Maj. Regierung bie im Namen Canada's 
egebenen Verjicherungen feines Beftrebens, die Verbindung mit dem Mutter: 
ande auf alle Weile, mit Gut und Blut, aufrechtzubalten, entgegennahm, 
unb dagegen ibrerjeits die Berfiherung gab, daß bie brittifche Regierunz 
bie Gegenverpflihtung, jeden Theil bes brittiichen Reiches mit Aufbietung 
aller Kräfte zu vertheidigen, im vollftien Maß anerfenne. 


26. Juni. Das Oberhaus vermirft mit 84 gegen 63 Stimmen bie vem 
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28. 


Unterhaus bejchloffene Abſchaffung des Katholifeneibes. 


Juli. Das Cabinet befchließt, den Lordkanzler Weſtbury trotz des 


Edmund-Scandals nicht fallen zu laſſen. 
Niederlage des Cabinets im Unterhauſe. Dasfelbe genehmigt mit | 
177 gegen 163 Stimmen den Antrag Bouveries auf ein Zabel: 
potum gegen den Lorblanzler wegen bes Edmund-Scandals. 
„ Lord Weftburg nimmt feine Entlaffung in Folge des Tadeloͤvo⸗ 
votums bes Unterhaufes. 
„ Schluß der Parlamentsfeffion. Botfhaft der Königin. Tie 
Königin erklärt das Parlament (das jechste ihrer Regierung) für 
aufgelöst und ordnet die allgemeinen Neumahlen an. 
Allgemeine Parlamentswahlen. Das Gefamntrefultat ergibt 36 
liberale und 292 confervative Wahlen, im Ganzen aber nicht we: 
niger als 182 homines novi. 


n 


. Aug. Der dritte Verſuch eines transatlantiichen Kabels (vermittelt 


bes Great Eastern) fcheitert wiederum. 

(Canada) Berfammlung des canadifhen Parlaments. Tie 
Regierung ſpricht den Wunſch aus, daß die ſämmtlichen norbamen: 
kaniſchen Colonien das Project ber Conföberation genehmigen werben. 
„  Anternationale, franzöfiich:englifche Ylottenrevue in Plymouth. 

(Neufundland.) Memoire der Handelsfammer von Neufunt: 
land gegen bie Idee einer Conföberation ſämmtlicher brittifchen Go: 


Ionien Nordamerikas: 

„Da Neufchottland, Neubraunfhiweig und bie Prinz Eduardé-⸗Inſel ſich 
gegen bie Maßregel erklärt haben, fo muß offenbar noch einige Zeit hingehen, 
ebe bie vorgejchlagene Conföberation zu Stande gebracht werden Fann; ba es 
aber ebenjo Far zu Tage liegt, daß, falls bie Bedingungen einer Vereinigung 
zwifchen jenen Provinzen und ben beiden Ganabas je in billiger und beftie⸗ 
digender Weife georbnet werden follten, keine Anftrengung unterlaffen bleiben 
wird, auch unſere Golonie Neufundland in biefelbe hineinzuzichen, fo hält 
bie Handelsfammer es für ihre Pflicht, und nicht minder für bie Pflicht 
aller derjenigen, welche an beim Handelsverkehr ber Colonie betheiligt find, 
bie unvermeiblichen Folgen einer foldhen Unton in Erwägung zu ziehen und 
ihren Anfihten auf jebem gefegmäßigen Wege Geltung zu verichaffen. So⸗ 
weit die Handelsfammer über den Punkt unterrichtet ift, wurde ber Plan 
ber Conföderation ber Provinzen als ein Mittel erfonnen, Canada aus ben 
— Schwierigleiten zu erldſen, welche ſeit einiger Zeit die Thätigleit 
einer Legislatur gehemmt haben, ferner, um wirffamere, leichter aufzubietende 
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Hülfsquellen zur Abwehr eines etwaigen Angriffs auf jene Provinz feitme 
ber benachbarten Republif zu beichaffen, uffb endlich um fi für feine Pros 
bucte in allen Zeiten bes Jahres einen Zugang zu ber atlantifchen Küfte 
durch Gebiete ber eigenen Regierung zu fidern. Dies find unzweifelhaft 
Ziele, welche ber eifrigften Bemühung canadifher Staatsmänner wohl werth 
find, und von denen bie beiben legtgenannten anicheinenb auch ben Provinzen 
Neubraunfhweig und Neuſchottland verbältnigmäßige Vortheile bringen würden. 
Es ift jeboch fchwer zu erfennen, welches Intereſſe bie Colonie Neufundland 
an einem biefer Zwede baben follte, um dafür ihre unabhängige geſetzge⸗ 
berifhe Stellung zu opfern, und einen Theil ber ungeheueren Ausgaben zu 
übernehmen, welche bie Aufredhthaltung einer allgemeinen Regierung, ber 
Unterhalt einer zur Vertheidigung ber Provinzen hinreichenden Land: unb 
Seemacht und aller Wahrjcheinlichfeit nad) die Aufführung vieler öffentlichen 
Gebäude, bie nur ben Provinzen zu Nutze kämen, erfordern würden. Diele 
Ausgaben und dazu bie von ben verfdiebenen örtlichen Regierungen erheijch- 
ten, würben bie Auferlegung fehr hoher Einfuhrzölle nöthig machen, eines 
Tarife, ber mit beſonderer und unbilliger Strenge bie Colonie Nteufunbland bes 
brüden würde, welde außer bem Ertrag ihrer Fiſchereien nur wenige eigene 
Broducte des Bodens ober ber Induſtrie befikt, unb alle ihre Bedürfniſſe 
burh Einfuhr von außen ber befriedigen muß. Es ift überbieß zu befürch⸗ 
ten, daß bie Wirkſamkeit cines folchen Tarife einen großen Theil unferes 
Handels aus ben gemohnten und den vortheilhafteiten Canälen ableiten würbe, 
inden unfere Importeurs gezwungen wären, nicht von ben wohlfeilſten 
Märkten zu beziehen, fondern aus den conföberirten Provinzen, aus benen, in 
Folge des Schutes, ben ber hohe Tarif ihren Erzeugniſſen gewährt, viele 
unferer Yebürfniffe zu höheren Preiſen und trotzdem in ſchlechterer Qualität 
als jetzt beichafit werden müßten. Die Handelstummer Tann in ber vorges 
Ichlagenen Gonföderation feinen Vortheil erfehen, der nur im entfernteften 
für die angeführten Nachtheile Erſatz bieten könnte. Sie kann uns weber 
einen neuen ausgebehnteren Markt für den Ertrag unferer Fiſchereien eröff⸗ 
nen, noch gewährt fie uns die Ausficht, neue Hilfsquellen innerhalb ber Eos 
lonie zu entwickeln ober bie gegenwärtigen zu erweitern. Außer ben Drud 
ber hohen Importzölle würde fi übrigens nod ein anberes Hinberniß ber 
Vereinigung der Golonien entgegenitellen. Neufundland, und jo auch Neu⸗ 
ſchottland, die Prinz-Eduards-Inſeln und Neubraunſchweig, find nicht nur 
frei von Staatsſchulden, fondern cs überjteigen fogar die Einkünfte bas Aus: 
gabebudget. Nur auf Canada laſtet Schuld und Defizit, und fo fehen bie 
übrigen Golonien mit Mißtrauen auf bie Motive, welche Canada beftimmen, 
die Brovinzen um fidh zu vereinigen, um: felbftverftändlich bie Führerſchaft zu 
übernehmen. Die Küftenländer fürchten, daß bie finanziellen Zuftinde Canada 's, 
zumal wenn bas zur Anlage ber projectirten Feltungsbauten erforderte Ans 
Iehen die Schwierigkeiten vermehrt, fi auch auf fie verbreiten würben. 
Zwar glauben die der Conföberirung geneigten Canadier, daß bie kleineren 
Brovinzen zum Anſchluß fi genötigt fehen wirben, wie Rhode⸗Island fi) 
endlich, nachdem es ſich lange gefträubt, in bie Pereinigten Ctaaten auf 
nehmen faffen mußte. Doch Scheint in ben Colonien ber öſtlichen Küfte durch⸗ 
aus nicht jener Yankee-Haß zu berrichen, wie in manchen Theilen Canaba’s; 
und wenn bie Anlehnung an die flärfere Macht eine Nothmendigfeit würde, 
fo könnte fie möglicherweife nicht eine Richtung nad Weiten, ſondern nad) 
Süben nehmen. Die Einführung eines hohen Importtarifs in ben Britifchen 
Provinzen würde zubem den Nachtheil aufheben, oder vielmehr neutralifiren, 
welcher jet freilich mit dem Eintritt ber stüftencolonien in die große Union 
verbunden wäre.” 


— Aug. Umtriebe bes fenifchen Ocheimbundes in Irland. Die öffentliche 
Meinung fängt an, aufmerfjamer auf benfelben zu werben. 
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etwa erforderlichen Anleihe zu erfuchen, falls eine Schabloshaltung an bie 
Geſellſchaft zu Teiften fei. Bei dem fünften und legten Punkt über bie 
gegenwärtige fritiihe Sachlage, buch melde Canada ernitlich afficirt iei, 
ſchien es binzureichen, daß Ihrer Maf. Regierung bie im Namen Canada’ 
gegebenen Verſicherungen feines Beftrebens, die Verbindung mit dem Mutier⸗ 
lande auf alle Meile, mit Gut und Blut, aufredhtzubalten,, entgegennab:n, 
unb bagegen ihrerjeits bie Verſicherung gab, daß bie brittifche Regierung 
bie Gegenverpflichtung, jeden Theil bes brittiihen Reiches mit Aufbietunz 
aller Kräfte zu vertheidigen, im vollftien Maß anerfenne. 


26. Juni. Das Oberhaus verwirft mit 84 gegen 63 Etimmen bie vem 


Unterhaus bejchloffene Abichaffung des Katholikeneides. 


1. Juli. Das Cabinet befchließt, den Lorblanzler Weſtbury trotz des | 


3. 


5. 
b. 


Edmund-Scandals nicht fallen zu laſſen. 

Niederlage des Cabinets im Unterhauſe. Dasfelbe genehmigt mit 
177 gegen 163 Stimmen ben Antrag Bouveries auf ein Tadel: 
botum gegen ben Lorblanzler wegen des Edmund-Scandals. 

„ Lord TBeftburg nimmt feine Entlaffung in folge des Tabelsce: 
votums des Unterhauſes. 

„Schluß der Parlamentsſeſſion. Botſchaft der Königin. Tu 
Königin erklärt das Parlament (das ſechste ihrer Regierung) für 
aufgelöst und orbnet die allgemeinen Neuwahlen an. 

Allgemeine Parlamentswahlen. Das Gefammtrefultat ergibt 35 
liberale und 292 confervative Wahlen, im Ganzen aber nicht me: 
niger als 182 homines novi. 


” 


2. Aug. Der dritte Verſuch eines transatlantifchen Kabels (vermittdit 


18. 


28. 


bes Great Eastern) fcheitert wiederum. 

(Canada.) Berfammlung des canadiſchen Parlaments. Die 
Regierung fprit den Wunſch aus, daß bie ſämmtlichen nordamen: 
kaniſchen Colonien das Project der Conföderation genehmigen werben 
„Internationale, franzöftich:englifche Ylottenrevue in Plymouth. 

(Neufundland.) Mempire ber Hanbelsfammer von Neufunt 
land gegen bie “dee einer Conföberation ſämmtlicher brittifchen Ce: 


Ionien Nordamerikas: 

„Da Neufhottland, Neubraunfchweig und bie Prinz Eduards-Inſel ſich 
gegen bie Maßregel erklärt haben, fo muß offenbar noch einige Zeit hingehen, 
ehe bie vorgejichlagene Gonjöderation zu Stande gebracht werden kann; ba « 
aber ebenjo klar zu Tage liegt, bag, falls die Bedingungen einer Vereinigung 
zwifchen jenen Provinzen und ben beiden Canabas je in billiger und befrie 
bigender Weife georbniet werben follten, keine Anftrengung unterlafjen bleiben 
wird, auch unjere Colonie Neufundland in biefelbe bineinzuzichen, fo Bil 
bie Handelsfammer es für ihre Pflicht, und nicht minder für bie Pflich 
aller derjenigen, welche an dem Handelsverkehr der Colonie betheiligt find, 
bie undermeiblichen Folgen einer folhen Union in Erwägung zu ziehen und 
ihren Anfihten auf jedem geſetzmäßigen Wege Geltung zu verichaffen. Se 
weit die Handelsfammer über den Punkt unterrichtet ift, wurbe ber lan 
ber Gonföberation ber Provinzen als ein Mittel erjonnen, Canada aus ben 
den Schwierigkeiten zu erläfen, welche feit einiger Zeit bie Thätigfeit 
einer Legislatur gehemmt baden, ferner, um wirffamere, leichter aufzubietende 


” 
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Hülfsquellen zur Abwehr eines etwaigen Angriffs auf jene Provinz ſeitene 
ber benachbarten Republik zu beichaffen, und endlich um ſich für feine Pros 
bucte in allen Zeiten bes Jahres einen Zugang zu ber atlantifchen Küſte 
durch Gebiete ber eigenen Regierung zu fichern. Dies find unzmeifelbaft 
Ziele, welche ber eifrigiten Bemühung canabifher Staatsmänner wohl werth 
find, und von benen bie beiden legtygenannten anicheinend auch ben Provinzen 
Neubraunſchweig und Neufchottland verbältnigmäßige Bortheile bringen würben. 
Es ift jeboch ſchwer zu erkennen, welches Intereſſe die Colonie Neufundland 
an einem biefer Zwecke haben ſollte, um dafür ihre unabhängige geſetzge⸗ 
berifhe Stellung zu opfern, und einen Theil der ungebeueren Ausgaben zu 
übernehmen, welche bie Aufrechtbaltung einer allgemeinen Regierung, ber 
Unterbalt einer zur Vertheidigung ber Provinzen hinreichenden Land: und 
Seemacht und aller Wahrfcheinlichfeit nach die Aufführung vieler öffentlichen 
Gebäube, bie nur ben Provinzen zu Nutze kämen, erfordern würden. Diefe 
Ausgaben und bazu bie von ben verfchiebenen örtlichen Regierungen erheijch- 
ten, würden bie Auferlegung fehr hoher Einfuhrzöfle nöthig machen, eines 
Tarife, ber mit befonderer und unbilliger Strenge bie Eolonie Neufundland bes 
brüden würbe, welche außer bem Ertrag ihrer Fiſchereien nur wenige eigene 
Producte des Bodens ober ber Induſtrie befigt, und alle ihre Bedürfniſſe 
buch Einfuhr von außen ber befriedigen muß. Es ift überbieß zu befürdh: 
ten, daß bie Wirkſamkeit cines ſolchen Tarifs einen großen Theil unferes 
Handels aus ben gewohnten und ben vortheilbafteften Candlen ableiten würde, 
indent unfere Importeurs gezwungen wären, nit von ben wohlfeilften 
Märkten zu beziehen, fondern aus ben conföderirten Provinzen, aus denen, in 
Tolge bed Schußes, ben ber hohe Tarif ihren Erzeugniffen gewährt, viele 
unferer Bebürfnifje zu höheren Preifen unb trogdem in fchlechterer Qualität 
als jetzt beichafit werben müßten. Die Handelskammer kann in ber vorges 
fchlagenen Conföderation feinen Vortheil erjehen, ber nur im entfernteften 
für bie angeführten Nachtheile Erjap bieten könnte. Sie kann uns weber 
einen neuen ausgebehnteren Markt für den Ertrag unferer Filchereien eröff: 
nen, noch gewährt fie uns bie Ausficht, neue Hülfsquellen innerhalb ber Co⸗ 
fonie zu entwickeln ober bie gegenwärtigen zu erweitern. Außer den Drud 
ber hoben Importzölle würde ſich übrigens noch ein anderes Hinberniß ber 
Bereinigung ber Golonien entgegenftellen. Neufundbland, und jo auch Neu⸗ 
f&hottland, die Prinz-Eduards-Inſeln und Neubraunſchweig, find nicht nur 
frei von Staatsfehulden, fondern cs überjteigen fogar die Einkünfte das Aus: 
gabebudget. Nur auf Canada laſtet Schuld und Defizit, und fo ſehen bie 
übrigen Golonien mit Mißtrauen auf bie Motive, welche Canada beftimmen, 
die Brovinzen um ſich zu vereinigen, um felbftverftändlich bie Führerſchaft zu 
übernehmen. Die Küftenländer fürchten, daß bie finanziellen Zuftinde Canada's, 
zumal wenn das zur Anlage ber projectirten Feltungsbauten erforderte Anz 
Iehen die Schwierigfeiten vermehrt, fih auch auf fie verbreiten würden. 
Bwar glauben die der Conföberirung geneigten Canadier, daß bie kleineren 
Brovinzen zum Anſchluß fich genöthigt fehen würden, wie Rhode-Island ſich 
endlich, nachdem es ſich lange gefträubt, in bie Vereinigten Staaten aufs 
nehmen faffen mußte. Doch ſcheint in ben Colonien ber dftlichen Küfte burdhs 
ans nicht jener Yankee-Haß zu berrihen, wie in manden Theilen Canada's; 
und wenn bie Anlehnung an bie flärfere Macht eine Nothwendigkeit würde, 
fo könnte fie mögliherweife nicht eineRichtung nad Welten, ſondern nad 
Süben nehmen. Die Einführung eines hohen Jmporttarifs in ben britifcden 
Provinzen würde zudem den Nachtheil aufheben, oder vielmehr neutralifiven, 
welcher jet freilich mit dem Gintritt ber stüftencolonten in bie große Union 
verbunden wäre.“ 


— Aug. Umtriebe bes fenifchen Geheimbundes in Irland. Die öffentliche 
Meinung fängt an, aufmerfjamer auf benfelben zu werben. 
16* 
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30. Aug. Lord Ruſſel lehnt die unter dem 7. April von den Ver. Staaten 
Nordamerikas erhobenen Anſprüche auf Entſchädigung für den durch 
‚bie in England ausgerüſteten Kaperſchiffe der ehemaligen Conföderir-— 


ten erlittienen Schaben befinitiv ab. 

Lord Ruffel wiederholt in feiner Depeihe alle feine früheren Argumente 
unb fügt bazu neue Beweisgründe. So behaupte Hr. Adams offenbar, das 
bie Vereinigten Staaten vollen Anſpruch auf alle Rechte einer kriegführenden 
Partei beiten, während Großbritannien feinen gerechten Anſpruch bejige, das 
Recht der Neutralen zu üben. Lorb Ruſſell führt hierauf als Präceden ziall 
das Verhalten ber Vereinigten Staaten gegen die Republifen Südamerika's 
an, welchem entſprechend von Seiten Englands bie Anerfennung ber Züt: 
ftaaten ale Kriegsführender erfolgt jei. Tann kommt er auf bie Rarallele 
mit Portugal zurüd und weiſt nah, daß das engliſche Gele Betreifs ter 
Ausrüfung von Kreuzern genau bem amerifanifchen nachgebildet worben iii, 
welches ber bamalige Präſident Madiſon empfohlen und Hr. Adams eben ar: 
rühmt babe. Schließlich lehnt Lorb Ruſſel das in einer früheren Depeſcke 
von Hrn. Abams (23. Det. 1863) gemachte Anerbieten eines Schiedsgerichts 
höflich aber entichieden ab, benn bie beiben Fragen, ob England feine Meu: 
tralitätspflichten erfüllt habe unb ob das engliiche Gejeß von ben engliichen 
Kron⸗Advocaten richtig gebeutet worden fei, könne nimmermehr einem Dritten 
zur Entiheidung überlafjen werben. Berflänbe ſich bie englifche Regierung 
bazu, bann würde fie ihrer eigenen Würde vergeben und bie Stellung aller 
Neutralen in zufünftigen Sriegen gefährden. Andrerſeits fei fie gern bereit, 
in bie Ernennung einer engliſch-amerikaniſchen Gommijfion zu willigen , ver 
bie Unterfuchung aller während bes Krieges etwa entjtandener Anfpräche zu: 
gewiefen werben könnte. 


12. Sept. Die Canalflotte fegelt von Spithead ab, um an ber irifchen 
Küfte Station zu nehmen. 

14. „ Circulardepeſche Lorb Ruſſels gegen die Gafteiner Convention in 
Uebereinftimmung mit ber franz. Circularbepefhe von Drouyn de 


PHuys vom 30. Aug.: 

„...Al8 die Regierung Ihrer Majeſtät bie erfte Mittheilung von ben zu 
Wien unterzeichneten Yriebenspräliminarien erhielt, babe ich in Wien und 
Berlin die Anfichten unferer Regierung über dieſe Präliminarien zur Kennt: 
niß gebracht. Die gegenmärtige Convention hat nur dazu gedient, das Be— 
dauern, welches Ihrer Majeftit Regierung zu jener Zeit ausdrüdte, noch zu 
erhöhen. Die Verträge von 1815 haben dem König von Dänemark als Her: 
30g von Holftein einen Sig im deutſchen Bundestag verliehen. Der Vertrag 
von 1852 bat das Erbfolgeredht für den däniſchen Gefammiftaat anerkannt, 
welches ber verftorbene König ber Perjon des gegenwärtigen Königs zuer: 
fannt hatte. Trotz ber in ben Depeichen vom 31. Januar 1864 gegebenen 
Berfiherungen iſt diefer Vertrag von Defterreih und Preußen, zweien ber 
Mächte, die ihn unterzeichnet Hatten, volftändig bei Seite gejekt worden 
Man hatte das Recht, zu erwarten, daß nad) einer ſolchen Aufhebung ber 
Verträge man zum mindeften an ihrer Statt bie Volksſtimmung Deutfih 
lands, bie Wünſche ber Bewohner der Herzogthümer und bie in den Situngen 
ber Londoner Gonferenz von Defterreih und Preußen fo ausbrüdlich formu- 
lirte Anficht der Mehrheit bed Bundestags anerfannt haben würde. Auf 
biefe Weife hätten auch nach Umſtoß einer Rechtsordnung andere aus ber 
Aufimmung ber Bewohner abgeleitete Rechtstitel an bie Stelle gejeßt werben 
önnen, und biefe mit Achtung aufgenommenen Rechtstitel hätten Ausfichten 
auf Dauer gehabt. Aber alle Rechte, alte ſowohl wie neue, gleichwohl ob fie 
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fi auf eine feierliche Webereinkunft zwiſchen Herrſchern ober auf ben Haren 
Ausdrud des Volkswillens fügen mochten, find durch Die Webereinkunft von 
Gaſtein mißachtet worben, und die Autorität der Gewalt ift die einzige Macht, 
welde man zu Rath gezogen und anerfannt hat. Gewaltthat und Eroberung, 
das jind die einzigen Grundſätze, auf welche die in den Beſitz fich theilenben 
Mächte ihre Webereintunft gegründet haben. Die Regierung Ihrer Majeftät 
beklagt Tebhaft die auf ſolche Weiſe kundgegebene Mißachtung des öffentlichen 
Nechts und des berechtigten Anſpruchs, welchen ein Volk erheben kann, wo es 
ſich um fein Geſchick handelt. Diefe Inſtruction ermädtigt Sie nicht, bem 
Hof, bei welchem Sie accrebitirt find, Bemerkungen über diefen Gegenftand 
zu nıachen, fondern bat bloß beit Zwed, Sie wiljen zu laſſen, in welchem 
Sinn Sie zu Sprechen haben, wenn bie Gelegenheit fi bietet.“ 

14. Sept. Der Statthalter der Grafſchaft Cork in Irland beräth mit 
feinen Magijtraten — es haben fih mehr als 150 derſelben ein: 
gefunden — die Lage des Landes. Die Verſammlung conitatirt 
bie Sriftenz einer geheimen und ben öffentlichen Frieden gefährben- 
den Geſellſchaft und beſchließt, die Regierung um Berjtärfung des 
Militärs und der Conftabler zu erjuchen. 

15. „ In Dublin befett bie Polizei unerwartet die ‘Druderei bes 
Hauptorgans ber Tenier, bes Blattes the Jrish people und ver: 
haftet eine Anzahl Perfonen. 

16. „ Stadt und Grafihaft Cork werden in Kriegszuſtand erflärt. Die 
Regierung jebt einen Preis von 200 Pf. St. auf bie Ergreifung 
bes Hauptes der Fenier, John Stephens. 

18. „ Sir Henry Bulmwer wird durch Lorb Lyons ale Gefanbter in 
Conſtantinopel erjeßt. 

30. „ Beginn des Staatsproceſſes gegen die Mitglieder ber fenifchen 
Verſchwörung in Dublin. 


11. Oct. (Samaica.) Unordnung in Morant Bay. Der Gouperneur 
Eyre und bie weiße Pflanzerbevölferung erblidt darin einen Neger: 
aufftanb und wüthet dagegen in barbariiher Weile. Mer. Gorbon 
wird (d. 16. Dct.) ohne Beweife und unzweifelhaft geſetzwidrig von 
einem Sriegsgericht zum Tode verurtbeilt. 

18. „ Lord Balmerfton, der Präſident des Cabinets, }. 

20. „ Die Königin fordert Lord Ruſſel auf, die Neubildung bes Ca⸗ 
binet8 zu übernehmen. 

30. „ Die Königin genehmigt bie Reconftruction bes Cabinets. Lord 
Ruffel übernimmt die Präſidentſchaft und bie Leitung bes Ober: 
baufes, Gladſtone die Leitung des Unterhaufes, Lord Clarendon das 
Auswärtige; weitere Aenderungen werben vorbehalten. 


1. Nov. (Canada) Allgemeine Beſorgniß vor einem Einfall ber 
Tenier aus den Der. Staaten. 

„ Das fühftaatlide Kaperfchiff Shenandoah, Capt. Wabbel, Täuft 
in Liverpool ein und ergibt fi ben englifhen Behörden. 
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7. Nov. (Jamaica.) Eröffnung ber Legislatur. Botſchaft bes Gou— 
verneurs Eyre. Antrag auf Beſeitigung der Verfaſſung. 

9, „ Der Capitain des conföderirten Kaperſchiffee Shenandoah wirt 
in Liverpool gegen Caution auf freien Fuß geſetzt und die Mann— 
ſchaft ohne Ausnahme entlaffen, weil fich angeblih fein Engländer 
unter benfelben befindet. 


11. „ Verhaftung von Stephens, dem Haupte ber Fenier, in Dublin 


„ „ (Dftindien.) Friedensſchluß mit Bhutan. 

15. „ (Canada) Der Ober-Commandant von Canada bietet 6 Com: 
pagnien Freiwilliger gegen einen allfälligen Einfall der Fenier au: 
ben Der. Etaaten auf und befiehlt den Freiwilligen, ihre Cadres 
zu vervollftänbigen und ſich zu activem Dienft bereit zu Halten. 

21. „ Dublin wirb von Truppen ftarf bejebt. 


Der ameritanifhe Conful in Liverpool empfängt die „Shenun 


doah“ Namens der Unions-Regierung. 

22/23. „ Meetings in Brabforb, Birmingham x. für Barlamentsreferm. 

25. „ Der enierhäuptling Stephens entweicht aus dem Staatszefängnik 
in Dublin. Die Regierung jebt umfonft einen Preis von 1000 Yi. 
St. auf feine Wiebereinbringung und 300 Pf. nebft freiem Parden 
für Bezeichnung ber Mitſchuldigen. 

27. „ Aufregung über bie Greuelthaten in Jamaica. ine Verſamm— 
lung in Mandjefter beichließt eine Petition um Nieberfebung eine 
Unterfuhungscommifüon. 


1. Dec. Berlobung der Prinzefjin Helene mit dem Prinzen Chriftian 
bon Schleswig-Holſtein-Sonderburg-Auguſtenburg, dem Bruder m 
Herzogs Friedrich. 

. „» Der Fenier Ruby, Eigentümer des Blattes Jrish people, wirt 
bom Gerichte in Dublin mit 20 Jahren Deportation verurtheilt. 

9. „ Eine Deputation von 250 Abgeorbneten ber Anti⸗Slavery⸗Se 
ciety verlangt vom Colonialminifter Cardwell energiſch eine Unter: 
fuchung gegen ben Gouverneur Eyre von Jamaica. 

10. „ (Samaica.) Die Legislatur genehmigt die Befeitigung der Ver— 
faſſung. 

13. „ Die Regierung ernennt eine Unterſuchungscommiſſion für Sa: 
maica, beftehend aus bem Gouverneur von Malta, Generalmajcr 
Sir Henry Storks und zwei Rechtsgelehrten. 

— „Grreys Project einer Art DBundesverfaflung für die verfchiebenen 
von einander gänzlich unabhängigen Theile von London. 

— „Bericht ber Commiflion über die Frage ber Beibehaltung und 
Bollziehung ber Todesſtrafe. Diefelbe erklärt fi für Beibehaltung 
ber Tobesftrafe. 


4. Srankreid. 


1. Jan. Der Juſtiz⸗ und Cultminifter erläßt ein Rundjchreiben an bie 
fämmtlihen Erzbiſchöfe und Biſchöfe, in dem er ihnen erflärt, daß 
die Veröffentlihung des erjten Theils ber päpftl. Enchclica und bes 
Syllabus v. 8. Dec. 1864 nicht gejtattet werden könne, „ba fie 
Aufftelungen enthalten, welche den Grundſätzen zumwiberlaufen, auf 
welchen die Verfaſſung des Kaijerreihs beruht”. — Antiultramon: 
tane Demonjtration beim Neujahrsempfange des Erzbiſchofs von 
Paris. 

5. „ Ein Decret des Kaifers erklärt auf ben Antrag bes Suftizmini: 
fter8 und nad Anhörung des Staatsraths bie päpftliche Encyclica 
v. 8. Dec. v. %. für „angenommen, ohne irgend welche Gutheißung 
ber darin enthaltenen Glaujeln, Formeln und Ausprüde, welche ben 
Geſetzen des Kaiferreihe, ſowie den Freiheiten, Immunitäten und 
Grundſätzen ber gallicanifchen Kirche zumiderlaufen oder auch zuwider⸗ 
laufen könnten“. 

8. „ Trotz bes Verbotes bes AQuftizminifters und des Tail. Decretes 
wird bie päpftlihe Encyclica bennod vom Biſchof von Mouling, 
bem Erzbiſchof von Poitier und dem Carbinal:Erzbifhof von Be: 
fancon amtlih von ber Kanzel verfünbe. Cine Anzahl anderer 
Biſchöfe beginnt in offenen Schreiben an ben Minifter gegen fein 
Verbot energiſch zu proteftiren. Die große Mehrzahl ber franz. 
Biſchöfe folgt nah und nah ihrem Beiſpiele. 

12. „ Diejenigen drei Biſchöfe, die dem Geſetz offenbar zumidergehanbelt, 
werben dem Staatsrath megen Mißbrauch ihrer Amtsgewalt über: 
wiefen. Der Nuntius richtet dagegen an einen berjelben, ben Erz: 
biihof von Poitiers, ein Echreiben, um ihn „wegen feines Muthes 
und feiner Feſtigkeit“ zu beloben. 

24. „ In Rodefort wird ber Oppofitionscanbibat mit 13000 gegen 
9000 Etimmen zum Mitgliede des geſetzg. Körpers gewählt. 


6. Febr. Der Staatsrath erflärt, daß bie brei Biſchöfe fich bes Miß— 
brauchs ber Amtsgemalt ſchuldig gemacht hätten. 
8. „ Die Regierung beſchwert ſich in einer jehr energiichen Depeſche 
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bei der römiſchen Curie über den päpſtlichen Nuntius Chigi, indem 
fie hofft, „daß der römiſche Hof die Wiederholung ſolcher Beritrr- 
ungen, welche bie Regierung bes Kaijerd nirgends zu bulben ent: 


fchloffen fei, werde zu verhüten wiſſen“. 


11. Sehr. Der Caflationshof verwirft in letzter Inſtanz das Geſuch ter 


14. 
15. 


„ 


u 


XIII (Vereinsrecht bei Gelegenheit ber Wahlen). 
Der Nuntius entſchuldigt fein Benehmen in einer Aubienz beim 


Kaiſer. 
Eröffnung der Kammern. Thronrede des Kaiſers: 

„... Angeſichts des Conflicts, welcher ſich an den Ufern ber Oſtſee erbe: 
ben, bat Meine Regierung, zwiſchen ihren Sympathieen für Danemart 
und ihrem guten Willen für Deutſchland getheilt, bie ſtricteſte Neutra 
lität beobachtet. Verufen, in einer Gonferenz ihre Meinung abzugeben, bat 
fie ji) darauf beſchränkt, das Princip ber Nationalitäten und bo: 
Recht der Bevölferungen, über ihr Shidfal befragt z— 
werben, geltend zu maden. Unſere Sprade ift in Uebereinftinmneng mut 
ber referpirten Haltung, welche wir zu bewahren gewillt waren, beiden Yar: 
teien gegenüber eine gemäßigte und freundſchaſftliche gereſen. — Sm Süden 
Europa’s mußte bie Action Frankreichs in entfchloffener Weile ausgeübt ırer: 
ben. Ich babe die Löſung eines ſchwierigen Problems möglih machen wei: 
len. Die Eonvention vom 15. September, von leidenjchartlicen 
Deutungen befreit, heiligt zwei große Principien: bie Befeftigung Des neuen 
Königreihs Stalien und die Unabbängigfeit des beiligen Stuhles. Der pre: 
viforifche und prekäre Zuſtand, ber fo große Unruhen bewoorrief, wird ver: 
ſchwinden. Es find nicht mehr die zerfirenten Glieder bes italienifchen Pater: 
Ianbes, die durch ſchwache Bande fih an einen TFleinen am Fuße der Alpen 
gelegenen Staat anzuschließen fuchen, es ijt ein großes Volf, das, indem es 
fih über locale Borurtheile erhebt und unbebachte Aufreizungen veracte, 
fühn in bas Herz ber Kalbinfel feine KHauptftabt verlegt und dieſelbe mitten 
in die Apenninen, gleihjam wie in eine uneinnehmbare Vefte, verſetzt. Turd 
biefen patriotifhen Aft conftituirt jich Stalien definitiv und ſöhnt fich gleih: 
zeitig mit bem Katholicismus aus; es verpflichtet ji, die Unabhängigkeit 
des heiligen Etuhles zu achten, bie Grenzen ber römiſchen Staaten zu 
ſchützen und geftattet uns auf diefe Meife, unſere Truppen zurückzuziehen 
Das wirfjam gefhüste päpſtliche Territorium findet fih um: 
terben Schuß eines Bertrages geftellt, ber die beiden Regierun— 
gen feierlid) aneinander bindet. Die Convention ift demnach nicht eine Kriege: 
waffe, fondern ein Werk des Triebens und ber Berföhnung. — An Merico 
befeftigt fich der Thron. Das Pand beruhigt fich, feine unermeßlichen Hilft 
quellen entwideln fih: glückliche Mirfungen ber Tapferfeit unjerer Soldaten, 
des gejunden Sinnes der mexicaniſchen VBenölferung, ber Ginfiht und der 
Energie des Souveräns!... Sp geben denn alle unfere Erpebdi: 
tionen ihrem Ende entgegen; unfere Pandtruppen haben China ver: 
lafjen, die Marine genügt, unfere Gtabliffements aufrecht zu erhalten; uniere 
Armee in Afrifa wird vermindert werben; die nach Merico geſandte 
febrt bereits nad Frankreich zurüd; bie Garniſon von Rom wird 
bald zurüdfommen und indem wir ben Tempel bes Krieges fließen, werden 
wir mit Stolz auf einen neuen Triumphbogen diefe Worte einzeichnen Fön: 
nen: „Tem Rubme ber franzöfiihen Armeen, für bie in Europa, Afıen, 
Afrika und Amerifa errungenen Siege”. — Geben wir uns ohne Beunru: 
bigung ben Arbeiten bes Friedens hin. Der Zwiſchenraum zwiſchen 
ben Sejjionen ift bazu angewandt worden, bie Mittel ausfindig zu machen, 
um das moralifhe und materielle Wohlergehen bes Volkes 
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zu heben, und jebe nützliche und wahre Idee iſt ſicher, bei Mir 
Aufnahme und bei Ihnen Genehmigung zu finden. Prüfen wir daher 
miteinander die Maßregeln, welche geeignet ſind, die Wohlfahrt des Kaiſer⸗ 
reichs zu fördern. — Die Religion und der öffentliche Unterricht 
ſind der Gegenſtand Meiner beſtändigen Fürſorge. Alle Culten erfreuen ſich 
einer gleichen Freiheit; der franzöſiſche Clerus übt, ſelbſt außerhalb ſeines 
Amtes, einen berechtigten Einfluß aus; durch das Unterrichtsgeſetz trägt er 
zur Erziehung der Jugend bei, durch das Wablgeſetz kann er Aufnahme in 
den öffentlichen Collegien finden; durch die Conſtitution hat er ſeinen Sitz 
im Senat. Aber je mehr wir ihn mit Hochachtung und Ehrerbietigkeit um⸗ 
geben, um ſo mehr rechnen wir auch darauf, van er bie Grundgefege des 
Staates achten werde. Es ift Meine Pflicht, die Rechte ber bür— 
gerliden Gewalt unverſehrt aufreht zu erhalten, welche feit 
xubiig dem Heiligen niemals ein Souverän in Franfreich preisgegeben bat. 
jahren wir daher fort, den vorgezeichneten Weg zu verfolgen: Laffen Sie 
und nah Außen bin in Frieden mit den verfchiedenen Mächten leben und 
die Stimme Frankreichs nur fir das Necht und die Gerechtigkeit erheben; 
Ihüßen wir in Innern die religiöfen Ideen, ohne etwas von ben Rech: 
ten ber bürgerlichen Gewalt zu vergeben; verbreiten wir ben Unterricht in 
allen Klaffen ber Geſellſchaft; vereinfachen wir unfer bewunderungswürdiges 
Verwaltungsfpften, ohne es zu zerſtören; verleihen wir ber Gemeinbe 
und dem Departement ein unabhängigeres Leben; erweden 
wir bie individuelle Zuitlative und den Genoſſenſchaftsgeiſt; kurz, 
erheben wir die Seele und flärfen wir ben Körper ber Nation. Indem wir 
ung aber zu eifrigen Förderern nützlicher Reformen machen, laffen Sie uns 
bie Srunblagen ber Verfaſſung mit Feftigfeit aufrecht er— 
halten. Widerſetzen wir uns ben übertriebenen Beſtrebungen Derer, welche 
Veränderungen hervorrufen in der einzigen Abficht, das zu untergraben, was 
wir geihaffen Haben. Die Utopien verhalten fi) zum Guten, wie bie Illu⸗ 
fionen zum Wahren und der TFortichritt iſt keineswegs bie Verwirklichung 
einer mehr ober minder finnreichen Theorie, fondern bie Anwenbung ber aus 
der Erfahrung gewonnenen Refultate, welche bie Zeit geheiligt und bie öffent: 
lihe Meinung angenommen hat“. 

Die Regierung legt den Kammern bas alljährliche Gelbbuch über 
die allgemeine Etaatsverwaltung und über bie auswärtigen Ange: 
legenheiten vor, Diefelbe Spricht ſich darin über die ſchleswig-holſt. 
Angelegenheit folgendermaßen aus. 

„Die kaiſ. Negierung bat feine Gelegenheit verabſäumt, um das Gered: 
tigkeitsgefühl der Sabinette von Wien und Berlin zu Gunſten Dänemarks 
anzurufen, indem fie diefelben baran erinnerte, daß, je unverhältnißmäßiger 
bie im Kampfe engagirten Streitkräfte geweſen, deſto mehr ber Beſiegte das 
Necht habe, auf die Mäßigung des Siegers zu rechnen. Wir conftatiren mit 
Bebauern, daß bie ber bänifchen Regierung aufgezwungene Löjung nicht 
mehr ben von uns ausgebrüdten Wünſchen gemäß if Tie 
Benölferungen wurben über ihr Schidfal nicht confultirt; ber ſcandinaviſche 
Theil Schleswigs wurbe Tänemark nicht gelajfen, mit dem es aber doch 
burdy eine unbeflreitbare Gemeinschaft dev Eitten, des Urſprungs und ber 
Sprache verbunden ift, und Deutſchland bat ſich auf dieſe Weiſe felbft in 
bie falſche Poſition geitellt, welche e8 bem Kopenhagener Gabinet fo 
lange Zeit vorgeworfen hat. Tiefe Lage ber Dinge hat in ben Herzogthümern 
ſchon Schwierigkeiten bervorgerufen, bie fi auch im beutfhen Bunde 
fund gegeben haben, und bie Erfahrung bat die Vorausſehungen ber Regie 
rung St. Majeſtät fchnell gerechtfertigt. Indem fie verlangte, daß bon der 
einen wie von ber anderen Eelte bem Nationalitäts:Rrincipe, ber einzigen 
Grundlage eines bauerhaften Friedens, Rechnung getragen werde, hatte fie 
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das Bewußtſein, zugleich bie praktiſchſte und gerechteſte Loſung in Vorſchlae 
zu bringen. Was heute vorgeht, ſcheint es zu beweiſen. Die Lage ber Het— 
zogthümer iſt in ber That eben jo abnormal, als precär, und ki 
bedauernswerthe Unſicherheit, welche auf der Zukunft liegt, compromittin 
ihre moraliſchen und materiellen Intereſſen. Die Bewohner bes däniide 
Theiles Schleswigs protejtiren gegen ibre Annerion an Deutichland. Ti 
Frage ber Erbfolge erwartet noch eine Regulirung und veranlaßt bebauem:: 
werthe Debatten zwiſchen den verjchiedenen deutſchen Cabinetten. Die Regir 
rung bes Kaiſers, welche fich einer Intervention in bie Differenzen ber ber:. 
ſchen Mächte enthielt, conftatirt mit Vergnügen, daß fie ihrer Loyalität C: 
rechtigkeit widerfahren laſſen. Ta fie aber weder bie Bebingungen ti 


Gleichgewichts im Norben, noch bie Tragweite ber gegenwärtigt: 


Ereigniſſe verkennen darf, jo hegt fie bie aufrichtigiten Wünſche, daß die An: 
gelegenbeit der Herzogthümer bald befinitiv geregelt werbe, ohne die euror:: 
Ien Sutereien zu compromittiren und ohne Die allgemeine Lage zu re: 
wideln”. 


15. Febr. Abſchluß eines Handelsvertrages mit Schweben. 


23. 


Geſetzgeb. Körper: der Finanzminifter übergibt das YBubget fi: 
1866 und das Bubget der Supplementarcrebite für 1865. 
„ Erſcheinen bes eriten Bandes von Napoleons Julius Eäjar. Tu 
Vorrede gibt der Preffe Gelegenheit zu Aeußerungen über bie Fr 
rehtigung der Cäſaren in der Meltgefchichte. Rogeard läßt dagezer 
die Satyre Propos de Labiénus erſcheinen, fieht ſich jedoch gen. 
thigt, nad) Belgien zu fliehen. 


" 


6. März Der Moniteur veröffentlicht den Bericht bes Unterridtemint 


H 


fterd Turuy an den Kaijer über das Volksſchulweſen, in bem ıd 
berfelbe für die Einführung bes obligatorifhen und unentgeltlichen 
Unterrichts ausfprigt. Der Abend-Moniteur bringt jedoch ber 
eine Note, daß die Frage während mehrerer Eitungen der Minitc 
und Gcheimrathsmitzlieder unter dem Vorſitze bes Kaifers gepi' 
und aus bieier Prüfung ein Geſetzesentwurf hervorgegangen jei, ft 
dem Staatsrath zur Erwägung überwiefen worden. „Dieſer Et 
feßesentwurf beruht nicht auf den von dem Miniſter des öffentlic« 
Unterrihts entwidelten Principien, allein jein Bericht ift als Auf 
druck feiner perjönlichen Anfiht und wegen ber Michtigleit dert: 
ihm enthaltenen Aufſchlüſſe der Deffentlichfeit übergeben werben“. 
„ Eenat: Beginn der Adreßdebatte. 


.„ Senat: Woreßbebatte. Rede des Staatsminiftere Rouher get 


den Ultramontanismus und Enthüllungen desſelben über die Demen 
ftrationen der Biſchöfe bei Gelegenheit der Canonifation ber jare 
neſiſchen Märtyrer. 

» Der Herzog v. Morny }. Rebe bes Staatsminifters Rouher 
bei feinem Leichenbegängniß (Stelle über die Betheiligung besieltt 
am 2. Dec. „aveo une sorte de gaite“). 


14—16. März, Senat: Adreßdebatte, Encyclica bes Papſtes. Rt 
bes Cardinals Bonnechoſe. Verſöhnliche Erklärungen bes Etat 


raths Thuiller. 
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414—16. März Geſetzgeb. Körper: der Dppofitions-Deputirte Glais⸗ 


17. 


18. 


20. 


23. 


27. 


Bizoin bringt folgendes Amendement zum Melitärgefeb ein: „Die 
active Dienjtzeit wird auf zwei Jahre berabgefekt für alle jungen 
Leute, die zwei Jahre vor ber Ziehung hindurch alle Sonntage an 
militärifchen Erercitien Theil genommen haben“. 

„ Senat: Woreßbebatte, Septemberconvention. Rebe Roubers, ber 
ein Vertrauensvotum verlangt. Der Senal gewährt es und geneh- 
migt ben betreffenden G des Entwurfe. 

„ Senat: die Antwortsadrefle wird als Ganzes mit 130 gegen 
2 Stimmen angenommen. Prinz Napoleon bat an ber ganzen 
Adreßdebatte dießmal feinen Theil genommen. 

„Frankreich anerkennt die provijorifche ſchleswig-holſteiniſche Flagge, 
aber unter benjelben Vorbehalten wie Gngland (fiehe England 


13. März). 

„ Kine Depeſche Drouyn’s de l'Huys an den franz. Gefandten in 
Mafhington regt felber die mericanijche Frage gegenüber ber Regie: 
rung der Ver. Staaten an. 

Die Tep. berichtet über eine Unterrebung Trouyn’s mit Hrn. Bigelow, 
bem Vertreter der Union in Paris. Drouyn babe dem Gefandten verjichert, 
daß Frankreich ſchon durch feine Intereffen auf freundliche Sefinnungen gegen 
bie Union hingewieſen fei und ſchaue mit Bedauern dem Gonflicte zu, ber einen 
Staat, dem es immer Gutes gewünſcht, in Gefahr bringe. In Curopa 
berriche bagegen eine irrige Meinung über eine andere Frage, man glaube, 
die Union warte nur das Ende des Krieges ab, um ſich auf Merico zu flürs 
zen. Frankreich erwarte aber eine Neciprocität feiner freundlichen Geſinnun⸗ 
gen, und eine gleiche Beobachtung ber Neutralität. Frankreich fei durch ihm 
widerfuhrenes Unrecht nach Merico geführt worden, und habe feinen Hinter: 
gebanfen auf Bebietserwerb. Die franzöjiihe Intervention habe es Merico 
ermöglicht, fi) anders zu conftituiren, und darum würde bie Union gewiß 
nicht jih in einen Krieg flürzen, bei welchem fie einen alten Alliitten zum 
Gegner haben würde. Die franz. Regierung benfe nicht an ben Eintritt ſolch 
unvernünftiger Hypotheſen u. f. w. 


„Geſetzgeb. Körper: Beginn der Adreßdebatte. 

Entwurf ber Commiſſion: „... Lie religiöjen ragen haben in 
ber jüngften Zeit die VBeforgniffe des Landes in ausgebehnterer Weife in Ans 
Ipruc genommen; wir benfen, daß man fi hierdurch nicht allzufehr aufregen 
laſſen fol. Cinerfeits ift das große Princip der Cultusfreiheit gegen jebe 
Beeinträchtigung ficher geftellt; auf der andern Seite legt die öffentliche Dei: 
nung Zeugniß ab für all bie Hochachtung und bie Theilnahme, welde Sie, 
für ben kathol. Cultus beurfundet, indem Sie bie Filialſtellen vermehrt, die 
Lage des Clerus verbeffert und ben Kirchenfürften bie Pforten des Senats 
erichlofjen haben. So viele Rüdfiht und Unterftüßung, die Sie ber Religion 
gemährten, beredhtigen Sie um fo mehr, von ihren Dienern die Achtung ber 
Rechte ber bürgerligden Gewalt zu erwarten. Alle Herricher Frank⸗ 
reichs haben dieſe Rechte unverfehrt bewahrt, und wir jtimmen Ew. Maj. 
zu, daß fie mit Feſtigkeit auf dem den Staatsgrunbgefepen gebührenden 
Gehorſam beſteht .... Wir conftatiren mit Ew. Maj. bie in Merico erziel: 
ten Erfolge, wo Dank ber Tapferkeit unferer Solbaten, ber Weisheit bes 
Souveränd und ber Mithilfe ber Bevölferungen Orbnung, Sicherheit und 
Arbeit wieber Beſtand gewinnen. Cs ift glücklich, daß berartige Erfolge bie 
baldige Rückkehr unferer Truppen vorbereitn.... Wir zählen 
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auf genaue und loyale Ausführung ber Verpflichtungen, welche Jhalien 
und Franreich gegenſeitig binden. Unzweifelhaft gibt es Ereigniſſe, welche 
menſchliche Klugheit nicht immer vorausſehen und abwenden kann; allein im 
vollen Vertrauen auf Ihre Weisheit billigen wir es, daß Sie in dieſer Be— 
ziehung ſich vollkommene Freiheit zu handeln vorbehalten 
haben...” 

Die Dppofition hat fi über 9 Amendements zu dem Entivurfe ge: 
einigt: Das erfte betrifft die politifhe Freiheit und verlangt ein andere: 
Preb- Regime, Das zweite, durch ben Prozeß ber Dreizehn bervorgeruien, 
beflagt fich iiber die Gleichſtellung der Wahlcomitö’8 und der unerlaubter 
Verfammlungen und fagt, daß in einem Lande, mo bas allgemeine Stimm: 
recht die Grundlage ber politiihen Inſtitutionen ſei, man nit zulafien 
könne, daß das Gejch Tenen, welche zur Abftimmung berufen find, bie Y:: 
rathung verbiete. Das dritte verlangt bie Vecentralifation und beftebt au’ 
dev Wahl der Maires durch bie Bürger. Das vierte, die äußere Politik Ei: 
treffend, bezwedt fejtzuftellen, ba der Mangel an innerer Freiheit die Urjat: 
ber Griolglojigfeit der biplomatijchen Schritte in ben Angelegenkeiten Poler⸗ 
und ber Herzogthümer gewejen jei. Das fünfte betrachtet den Bertrag vem 
15. Sept. als ein Verſprechen. Das fechete verlangt die Rückkehr der frar;. 
Truppen aus Mexico, das fiebente will, daß das Civilſyſtem dem militäriice.: 
in Algerien übergeordnet werde; das achte brüdt ber Republik der Bereinizs: 
ten Staaten von Nordamerifa Sympathie aus, das neunte bat Bezug ar 
bie finanziellen Fragen. 


März Der fpaniihe Geſandte in Paris berichtet feiner Regierung. 


daß Herr Drouyn de l'Huys ihm und dem Fürften Metternich ge— 
jagt habe: „Cie Beide, Spanien und Oeſterreich, aber bejonters 
Spanien, Eünnten dem Bapjte und ber Religion einen großen Dienit 
erweifen, wenn fie der Septemberconvention ihre Zuftimmung geben 
würden; Frankreich würde in biejem Falle ſogar bereit jein, etwaige 
Aenderungen ber Convention zu veranlaflen“. 

„  Gefeßgeb. Körper: Adreßdebatte, allgemeine Discuffion. Reden 
von Olivier und Thiers; Antwort des Staatsraths Thuiller. 

Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, allgemeine Discuffion. Heftige 
Ecene über den Staatsftreih v. 2. Dec: Dllivier, Jules Favre, 
Glais-Bizoin. 

„Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Beginn der Specialberathung. 
Jules Favre veranlaßt einen neuen Sturm. 

Der bisherige Miniſter des Innern, Boudet, wird entlaſſen und 
der Marquis v. Lavallette, der frühere Geſandte in Conſtantinopel 
und Rom, an ſeine Stelle ernannt. 

Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Preßfrage. Das Amendement 
der Oppoſition wird mit 187 gegen 63 Stimmen verworfen. 


H 


H 


n 


April. Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Berfammlungsregt. Das 
Amendement der Oppofition wird mit 233 gegen 17 Stimmen 
verworfen. 

„Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Bei F 5, Vollendung ber öf— 
fentlichen Arbeiten, muß die Commiſſion, um dem allgemeinen An: 
brang nit bloß der Oppofition zu entfpreden, ſich den Zuſatz 
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gefallen laſſen „ohme die gute Verwaltung der Finanzen zu gefähr: 
ben”. Bei $ 6 wird bie Specialifirung bed Bubgetd mit 228 
gegen 19 Etimmen verworfen. 

5. April. Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Ein Antrag von 56 Mitgl. 
zu Gunften einer Ausdehnung der väterlichen Gewalt bei Erbichaf: 
ten (um ber unbebingten TIheilung des Grundeigenthums entgegen 
zu wirken) wird am Ende gegen bloß 42 St. abgelehnt. 

6. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Amendement der Oppofition 
für Decentralifation und größere Gemeinbefreiheit. Die Regierung 
macht bloß bie Kleine Concefion, daß bie Maires in der Regel 
nicht außerhalb der Gemeinderäthe genommen werden follten; das 
Amendement mwirb mit 209 gegen 26 St. vermorfen. 

7-8 „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Unterrichtsfrage. Die Regie: 
rung erflärt ſich für unentgeltlichen aber nicht obligatoriihen Volkes 
unterriht. Das Amendement für unentgeltlihen und obligatorifchen 
Unterricht wird bloß von 17 gegen 233 St. unterftügt. 

10. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, auswärtige Angelegenheiten. 
Rede Dllivierd für, Jules Favre's gegen bie Regierung in ber 
deutſch⸗däniſchen Streitfrage. Antrag der Oppofition bez. ber päpft- 
lihen Encyelica. Rebe des Staatsraths Vuitry Namens der Ne: 
gierung. Die Oppofition zieht ihren Antrag zurüd und ber urfprüng- 
lihe 6 wird einftimmig angenommen. 

11. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Mexico. Das Amenbement 
der Oppofition wirb mit 225 gegen 16 Stimmen veriworfen. 

12 -15. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Italien und die September: 
convention. Amendement der DOppofition und Amenbement der cle- 
ricalen Partei (für eine ausbrüdlihe Garantie der weltlichen Herr: 
Thaft des Papſtes). Rede Thierd (gegen das einheitliche Königreich 
Stalien und zu Ounften ber weltlihen SHerrichaft des Papites), 
Olliviers (gegen Thiers) und bes GStaatsminifters Rouher. Das 
clericale Amendement wird mit 169 gegen 84, dasjenige ber Oppo: 
fition mit 195 mit 24 St. verivorfen. 

415. „ Geſetzgeb. Körper: Schluß ber Adreßdebatte. Die ganze Adreſſe 
wird mit 249 gegen 15 St. angenommen. 

16. „ Das neue (jchwinbelhafte) mericanifhe Anlehen findet in Paris 
troß der Nachricht vom Yalle Richmonds enormen Zubrang zu ben 
Zeichnungen. 

28. „ Demonftation des Quartier latin von Paris für bie norbameri- 
kaniſche Union und den ermordeten Lincoln. 

29. „ Der Kaifer gebt nah Algier ab. Dur kaiſ. Decret vom 
26. d. Mts. ift die Kaiferin während ber Abweſenheit bes Kaifers 
Regentin mit ausgedehnten Vollmachten. 


1. Mai. Die Regierung gibt ben beiden Kammern (Rouher im geſetzg. 
Körper, Vuitrh tm Senat) Anlaß zu einer Beileibserflärung in: 
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Folge der Ermordung Lincolns. (No im Laufe der Abreßdebatte 
bes geſetzgeb. Körpers hatte ein Antrag Pelletans, dem nordameri 
kaniſchen Freiftaate die Sympathien Frankreichs auszubrüden, ta: 
nerlei Unterflügung gefunden). 


3. Mai. Ankunft des Kaiſers in Algier. Proclamation besfelben an bie 


Einwohner Algeriens. 


3—4. Mai, Geſetzgeb. Körper: Teftftellung bes Milttärcontingentes für 


10. 
15. 


17, 


18. 


20. 


1866. Mehrere Rebner der Majorität dringen lebhaft darauf, daß 
das Eontingent von 100,000 mwenigftens auf 80,000 Dann herat: 
geießt werde. Garnier⸗Pagös erörtert bie Trage ber Abidhaffun: 
ber ftehenden Heere überhaupt. Glais-Bizoin erklärt ſich für Cr 
führung bes preuß. Landwehrſyſtems. Gegenden SA (Bewilligun 
von 100,000 Mann) erheben fi 64 Deitgliever, gegen das ganz 
Geſetz dagegen in namentliher Abjtimmung nur 16 (ein Theil ter 
DOppofition enthält fi der Abftimmung wie faft immer gänzlid). 
Geſetzgeb. Körper. Am Scooße der Commiſſion, welder vn 
Geſetzesentwurf der Regierung bez. Ermeiterung ber Decentralijaien 
überwieſen ift, finden äußerft lebhafte Debatten ftatt; ein Theil x 
Commiſſion will entſchieden viel weiter gehn als die Regierung. 
Proclamation des Kaifers in Algerien an das arabiiche Bolt. 
Die franz. Regierung madt in Wien Eröffnungen, um zu m 
fahren, ob Defterreich nicht geneigt fei, bei fich die Aushebung end 
Bataillons Freiwilliger für den Papit zu geftatten. Oeſterreich zät 
nicht darauf ein. 
„Geſetzgeb. Körper: Die Regierung legt den längſt erwarten 
Geſetzesentwurf über außerordentliche öffentlihe Arbeiten vor: & 
follen auf 6 Sabre vertheilt 360 Mill, darauf verwendet und tal: 
aus ben Ueberſchüſſen des Budgets, theils durch ben Verkauf te 
Staatswaldungen in Betrage von 100 Mill. gebedt werben. 
Adreſſe der notabeln Eingeborenen Algeriens an ben Lailer. 
Revolutionäre Rede bes Prinzen Napoleon in Ajaccio bei Gel 
genheit ber Einweihung eines Denkmals Napoleons I. 
„ Gefeßgeb. Körper. Geheime Sigung und Wahl der Commiſſien 
für den von ber Regierung geforderten Bautencredit. Allgemein 
Verſtimmung. 
„Geſetzgeb. Körper: Die Regierung bringt die Ermächtigung da 
Stadt Paris zu einem neuen Anlehen von 250 Mil. behufs Sl 
endung des Umbaues der Stadt zur Vorlage. Beginn ber Budzet 
bebatte: ber Bericht der Commiſſion erklärt ſich neuerdings ie 
entfchieben gegen alle Erpebitionen in bie ferne, für Beenbigum 
bes mericanifchen Unternehmens und für Verminderung des Militir 
bubgets überhaupt, das indeß nur durch einen Congreß aller eure 
päifchen Staaten und eine allgemeine Entwaffnung erzielt werben 
könne. 
„ Die Regierung zeigt dem Geſandten der Ver. Staaten an, Di 
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bie Ordre, nad) welcher Kriegsſchiffe der Ver. Staaten nur 24 Stun: 
ben in franzdfiichen Häfen verbleiben dürften, nunmehr zurüdgenom- 
men ſei. 


27. Mai. Bruch zwiſchen bem Kaifer und dem Prinzen Napoleon in Folge 


- — — —— 2 


der Rede des letzteren in Ajaccio. 

Schreiben bes Kaiſers an ben Prinzen von Algier aus: „Mein 
Herr und fehr lieber Vetter! Ich kann mid nicht enthalten, Sie von bem 
peinfihen Eindrud in Kenntniß zu feßen, den Ihre in Wjaccio gehaltene 
Rede auf mich gemacht bat. Indem ih Sie während meiner Abmefenbeit 
an ber Seite ber Kaiferin unb meines Sohnes als Vicepräſident bee gehei⸗ 
men Rathes ließ, wollte ih Ihnen einen Beweis meiner Freundichaft und 
meines Vertrauens geben und hoffte ich, daß Ihre Gegenwart, Ihr Verhalten 
und Ihre Reben von der in unjerer Familie herrſchenden Einigfeit Zeugniß 
ablegen würden. Tas politiiche Programm, das Sie unter die Aegide bes 
Raifers ftellen, kann aber nur den Feinden meiner Regierung dienen. Beur⸗ 
theilungen, welche ich nicht zulaſſen kann, fügen Sie Gefühle des Hafles und 
bes Grolls Hinzu, bie nicht mehr unferem Zeitalter angebören. Um bie 
Ideen des Kaijers auf die gegenwärtige Zeit anwenden zu lünnen, muß man 
die harten Prüfungen ber Berantwortlichfeit der Gewalt beftunden Haben. 
Und fönnen übrigens wir Pygmäen bie große geihichtliche Figur Napoleons 
wirffih nah ihrem wahren Werthe ſchätzen? Wie vor einer coloffalen Statue, 
find wir unmädtig, deren Ganzes auf einmal zu faflen. Wir fehen ftete 
nur bie Seite, welche unfere Blicke auf fich zieht; daher bie Ungulänglichteit 
ber Reproduction und bie Verfchiebenheit ber Meinungen. Was aber für 
Sedermann far ba liegt, das ijt, daß ber Kaifer, um bie Anarchie ber 
Seifter, biefe furdtbare Feindin ber wahren Freiheit, zu ver: 
bindern, vor Allem in feiner Familie und dann in feiner Negierung 
jene ftrenge Disciplin einführte, die nur Einen Willen und Eine Action 
zuließ; von nun an werde auch ich mid von der gleihen Berhaltungsregel 
nicht entfernen dürfen. Hiernach, mein Herr und lieber Better, bitte ich Gott, 
daß er Sie in feinen heiligen Schuß nehme”. 

Antwort bes Prinzen: „Sirel In Folge des Briefes Ew. Mai. 
vom 23. Mai und feiner Beröffentlihung buch ben Moniteur, reiche ich 
hiermit meine Entlaffung als Vicepräfident bes Geheimratbs und als Präs 
fident der Commifjion für die Ausftelung von 1867 ein. Genehmigen Sie, 
Sire, den Ausdrud ber tiefen und adhtungenollen Anhänglichfeit, mit welcher 
id verharre ald Erw. Maj. fehr ergebener Better Napoleon“. 

29. „ Marſchall Magnan + 

— „ Zahlreiche Arbeiterftrifes in Paris (in Folge der nunmehr geftat- 
teten Arbeitercoalition) meift mit günftigem Erfolge für die Ars 
beiter. 


1. Suni. Die Regierung fchließt mit einer Compagnie einen Vertrag 
zur Beihaffung von 100 Millionen behufs öffentlicher Arbeiten in 
Algerien ab. 

2. u Geſetzgeb. Körper: Budgetbebatte. Umfaffende Rede Thiers über 
die Finanzlage des Landes im Allgemeinen, an deren Schluß er es 
geradezu ausſpricht, daß das Land auf biefem Wege dem Staats: 
banferott entgegengehe. Gewaltiger Eindruck. 

T. „ Die Regierung nimmt ihre frühere Neutralitätserflärung vom 
Juni 1861 gegenüber den Ver. Staaten förmlich zurüd, 
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9, Juni. Gefebgeb. Körper: Debatte Über das Budget der auferorbent: 
lihen Ausgaben bes Kriegsminifteriums für 1865 jpeciell übe 
35 Mil. für Mexico. Rede Rouhers. Die Bofition wird mit 
232 gegen 13 Stimmen angenommen. 

„ » Die Kaiferin-Regentin hebt die Preßverwarnungen auf. 

10. „ Der Geſetzgeb. Körper nimmt mit 280 gegen 6 Stimmen tr 
Geſetzesentwurf über die Annullirung der der Amortifationgcafle ar 
gehörigen Renten an. 

» „m Der Kaiſer trifft nad) fait ſechswöchlicher Abweſenheit aus Fran: 
reich wieder in Paris ein. 

15. „ Eieg ber. Oppofition im Marnebepartement bei ber Mahl zur 
geſetzgeb. Körper mit 17,171 gegen 12,719 Etimmen. 

„» » Der DMoniteur leugnet, daß Berftärkungen nah Merico gef 
werben, lediglich Ergänzungen ber eingetretenen Lüden. 
„— 25., Mißlungener Etrife der Droſchkenkutſcher in Paris. 

19. „ Unterredung des Prinzen Napoleon mit dem Kaifer. Keine Xu: 
ſöhnung. 

21. „ Abſchluß eines Handelsvertrags mit Spanien. 

23. „ Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Kin Antrag von Glais-Bizein 
auf Abichaffung des Octroi wird mit großer Majorität verworier. 

24, „ Geſetzgeb. Körper: das ganze orbentlihe Budget für 1866 mir 
mit 238 gegen 11 Stimmen angenommen. 

25. „ Marſchall Eanrobert wird an des verfiorbenen Magnan’s Sid: 
zum Befehlshaber der Armee von Paris ernannt, Gen. Montaubea 
zum Commandanten ber Militärbivifion von Lyon. | 

27. „ Die Regierung unterliegt im Buy de Döme, dem früheren Wil 
kreiſe Morny's, mit ihrem Candidaten zum gejeßgeb. Körper r: 
12,251 gegen 14,159 Stimmen. 

„» „Gecſetzgeb. Körper: das außerorbentlihe Budget für 1866 ri: 
mit 247 gegen 10 Stimmen angenommen. 

29. „ Ein kaiſ. Decret löst ſämmtliche Municipalräthe in ganz are 
reich auf und ordnet die Neuwahlen auf den 22. Juli an. Run 
ſchreiben des Minifters des nern, Lavallette, an bie Präfee 
(der Wahlbewegung freien Lauf zu Iaffen, fofern ſich die politije 
Barteien nicht einmijchten). Ä 

— Memoire des Kaiſers über Algier. 


H 

1. Juli. Der gefebgeb. Körper genehmigt das neue Anlehen der Ext 
Paris von 250 Mill. mit 173 gegen 50 Etimmen. 

3. „ Der gelebgebende Körper genehmigt das von ber Regierung ge 
forderte Anlehen von 100 Millionen für Algerien mit 227 gegen 
10 Stimmen. 

4. „ Schluß der Kammerfeflion. Die Fragen ber Decentralijatien, 
das Bautenproject unb bie Unterrichtöfrage bleiben unerlebigt. 
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7. Juli. Unterzeichnung eines Handelsvertrags zwiſchen Frankreich und 


18. 


20. 


22. 


Holland im Haag. 

„ Ein Verſuch der franzöfiihen Regierung, durch ihren Geſandten 
in Waſhington biplomatiihe Beziehungen zwilhen dem Kaiſer 
Marimilian von Merico und ber Regierung der Ber. Staaten an: 
zubahnen, fcheitert vollftändig (vgl. Norbamerifa). 

„ Eine Anzahl angefehener Männer in Nancy einigt ſich nad) forg- 
fältiger Berathung über ein Deeentralijationsprogramm. 

Die Hauptpunfte bes Programms gehen dahin, baß bie Wahl bes Bür⸗ 
germeiſters aus bem Schooße bes Municipalrathe obligatorifch fei, und fie wollen, 
daß ben Generalräthen das Recht zugeſtanden werde, ihre Präflbenten und 
Secretäre ſelbſt zu wählen, fowie baß fie felbft über die Gültigkeit ihrer 
Wahlen zu ftatuiren haben, Ferner tragen fie auf Aufhebung ber Arronbiijes 
mentsräthe an, beren Befugnifje einem Bezirksrathe gegeben würden, welcher 
direct von ben Mitgliedern bes Bezirks (canton) eruannt würbe. in vom 
Generalrath erwähltes Mitglieb des Generalraths würde von Rechts wegen 
im Cantonalrath berathende Stimme haben und befjen natürlicher Präfibent 
fein, ohne baß inbefjen biefe Präſidentſchaft obligatoriih wäre. Der Generals 
rath würde binfort anftatt für neun Jahre nur für ſechs gewählt werben. 
Es würbe eine permanente Commiſſion bed Generalraths gewählt werben, 
welche in feinem eigenen Schooße zu wählen wäre, aus fünf Mitgliebern bes 
fände und mit Ausführung ber Beichlüffe betraut wäre. Die abminiftrative 
Jurisdiction würde aufgehoben und auf bie ordentlihen Gerichte übertragen 
werden. Die Unterpräfecten würden nad dem Programm gänzlich wegfallen. 
„Wenn ihr — erflärt das Manifeſt — nicht nach Decentralifation ftrebt, 
bann verzichtet auf Recht und Bernunft in ben Ausgaben, auf Geredtigfeit 
im Staat, auf politiiche Freiheit überhaupt”. 

Die Preffe bemächtigt fi alsbald und mit Lebhaftigkeit ber 
Idee: eine Anzahl unabhängiger Blätter erklärt ſich entſchieden da⸗ 
für, ebenjo, theilmeile in größeren Brojhüren, eine Reihe von an⸗ 
gejehenen Männern ber verfchiebenen Parteien, Republikaner, Orlea- 
niften, 2egitimiften, wie 3.8. Prevoft-Parabol, Od. Barrot, J. Favre, 
Garnier-Pagès, Carnot, Desmarets, Paul Andral, Montalembert, 
Fürft Broglie, Eodin, 2. Saillarb u. f. w.; die Organe bes Ra⸗ 
bicalismus und der fog. imperialiftifhen Democratie, Opinion natio⸗ 
nale und GSiecle dagegen befämpfen die Idee mit Eifer; die offi: 
cidje Preffe halt Anfangs zurüd, um ſich ſchließlich ebenfalls gegen 
die Tendenz auszuſprechen. 

„ Allgemeine Wahl ber Gemeinderäthe in ganz Frankreich. Die: 


felben ergeben im Ganzen ein ziemlidy freifinniges, aber nicht anti- 
dynaſtiſches Reſultat. 


5. Aug. Runbfehreiben des Miniſters des Innern, Lavallette, bezüglich 


7. 


des Reſultats der Gemeinderathswahlen. „Keine Beſiegte und keine 
Sieger!“ 

„ Drouyn be Huys weist die Note des Vertreters ber Regierung 
der Ver. Staaten (ſ. Ber. Staaten) vom 1. Auguft fehr entfchieden 
zurüd: 
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„er werde jeberzeit bereitwillig in freundſchaftlichem Tone gehaltene An: 
fragen erwiebern, ber Kaifer fei aber feſt entfchloffen, jede in drohenbem Zone 
gehaltene Interpellation zurüdzumeijen". 

15. Aug. internationale, franzoͤſiſch⸗engliſche Seeparade in Cherbourg. 

17. „ Der Kaifer unb bie Kaiferin kommen incognito aus bem Lager 
von Chalons in Straßburg an und geben von dba nah Schloß 
Arenenberg, Luzern und bem Berner Oberland. Tactvolles Bench 
men bes Kaijers in der Schweiz. 

21. „ Internationale, franzöfifchsengliihe Seeparade in Breſt. 

Graf Walewski, Senator, wird im Departement des Landes ein: 
ſtimmig (ohne Gegencanbibat) zum Deputirten gewählt und baitm 
die Möglichkeit gegeben, ihn als Nachfolger Morny’s zum Präſiden⸗ 
ten des gefeßgeb. Körpers zu ernennen.. 

„—4. Sept. Seflion fämmtliher Oeneralräthe. In einer Reihe von 
Oeneralräthen tritt eine entſchiedene Oppofition gegen ben Yortbeftand 
bes Octroi zu Tage. 

29. Aug. Eircularbepefhe des Hrn. Drouyn be l'Huys gegen bie Ga— 


fteiner Convention : 

„... Die Blätter haben uns ben XTert ber Convention von Gaſtein ge 
bracht. Ich beabfichtige nicht, bie Stipulationen berfelben im Einzelnen zu 
prüfen; dagegen ift es nicht ohne Intereſſe, nachzuforichen, welches bie Motix 
find, bie in biefen Unterhanblungen bie beiden deutſchen Großmächte geleit 
haben. Waren fie gemeint, das alte echt ber Verträge zu beftätigen? L 
fenbar nit: bie Wiener Verträge hatten bie GEriftenzbebingungen ber bint 
fen Monarchie geregelt. Tiefe Bedingungen find über ben Haufen geworfen 
Der Londoner Vertrag war ein neues Pfand ber Sorge Europa’s für di 
Dauer ber Integrität biefer Monarchie: er ift zerrifen durch zwei Mächt,, 
bie ihn unterzeichnet hatten. Oder haben ſich Defterreih und Preußen nr 
fändigt zum Schuße eines mißachteten Erbfolgerehts? Statt dem meiftbereir 
tigten Prätendenten das ftreitige Erbe zu überantworten, haben fie es unter 
fid) getheilt. Befragen fie vieleicht das Intereſſe Deutichlands ? Ihre Ber: 
bünbeten haben ja bie Abmadungen von Gaftein erft aus ben Zeitungen er 
fahren, Deutſchland verlangte nad einem untbeilbaren Staat Schleimy: 
Holftein, getrennt von Dänemarf und unter einem eigenen Yürften, für den 
es Partei genommen hatte. Diefer populäre Candidat ift heute bei Grit 
gefeßt und die Herzogthümer, ftatt vereinigt vielmehr auseinandergerifken, 
werben verſchiedenen Herrn unterſtellt. Iſt es das Intereſſe ber Herzogthũ 
mer ſelbſt, das die beiden Mächte ſichern wollten? Die unaufloösliche Vereini⸗ 
gung derſelben war ja, wie geſagt wurde, bie weſentliche Bedingung ihrer Proſpe⸗ 
rität. Hat die Theilung wenigſtens ben Zweck, zwei rivaliſirende Nationen 
auseinander zu halten unb bem inneren Haber ein Ende zu machen, indem 
jeber berfelben ein gefonbertes Feld ber Eriftenz angewiefen wird ? Auch bad 
ift nicht der Fall, denn wir fehen, daß bie Scheibungslinie ohne alle Rüd: 
fit auf bie Nationalitäten Deutfche und Dänen untereinander gemifcht IH. 
Wollte man allein ben Wünfchen ber Bevölferungen entjprechen ? Sie wurden 

ar nicht gefragt und es ift nicht einmal bie Rede bavon, bie Stände ven 

KHleswig-Holftein einzuberufen. Auf welchem Principe beruht benn bie 
Öfterreich.preußifche Combination? Wir bebauern, in berfelben Feine andert 
Grundlage zu finden als die Gewalt, feine anbere Redtitr 
tigung, als bie gegenfeitige Convenienz ber beiden Theil: 
lungsmädte Es ift bas eine rarie, ber da8 heutige Europa entwöhnt 
war und für welche man nur in ben traurigfien Zeiten ber Gedichte Proͤ 


" 


30. 


> 


10. 


11. 


16. 


19. 
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cebenzfälle finbet (c’est 1A une pratique dont N’Europe actuelle 6tait 
döshabituede et il en faut chercher les pröc6dents aux ages les plus 
funestes de l’histoire). Gewaltthat und Eroberung verberben ben Rechts: 
finn und das Gewiffen ber Völker. An die Stelle ber Grundfätze gejekt, 
welche das Leben der mobernen Staaten regeln, find fie ein Clement ber 
Unordnung und ber Auflöfung und nur geeignet, bie alte Ordnung der 
Dinge umzuflürzen, ohne eine neue Ordnung feft zu begründen. Das find 
bie Betrachtungen, welche bie Ereignifje, beren Schauplatz gegenwärtig Deutſch⸗ 
land ift, der Regierung bes Kaifers einflöüßen. Indem id Ihnen diefe Ein: 
drücke mittbeile, ift e8 nicht meine Abficht, Sie aufzuforbern, biekfüllige Bes 
merfungen an ben Hof, bei bem Sie beglaubigt find, zu richten, ſondern 
ledliglich Ihnen bie Sprache anzubeuten, bie Sie beobachten mögen, wenn fi 
eine Gelegenheit darbieten follte, Ihre Anficht fund zu geben“. 


Aug. Ein Faif. Decret annullirt die Befhlüffe des Generalraths 


bes Departements ber Seine und Marne, weil er die Gränzen fei: 
ner Befugniffe überfchritten habe, indem er den Wunſch ausdrüdte, 
daß ein Geſetz den Generalräthen das Recht ertheilen möge, über 
ftreitige Departementswahlen felbft zu bejtimmen und daß bie Auf- 
merkſamkeit der Regierung darauf gelenft werden möge, ob es fi 
nicht ziemen bürfte, den Generalräthen das Recht zu verleihen, die Mit: 
glieber ihrer Bureaur felber zu ernennen. 

» Viele Gemeinden beginnen ihre Emancipation, indem fie in Er: 
mangelung ber Deffentlichfeit ihrer Rathsſitzungen die Protvcolle 
berjelben den Journaliſten zur Einfiht und Verfügung ftellen. 


Sept. Aufitand in Madagasfar gegen bie Franzoſen in Folge ber 


Zahlung einer Entihädigungsfumme an die franz. Regierung. 

„ Graf Walewski wird zum Präfldenten des gejeßgeb. Körpers an 
bie Stelle des verjtorbenen Herzogs von Morny ernannt. 

„ Differenzen mit Tunis. Sendung bed Baron Ceillarb bahin 
mit einer Art Ultimatum. Nachgeben des Bey. 

„ »Der Kaifer, bie Kaiferin und ber kaiſerliche Prinz reifen nad 
Biarrib ab. 

„ Die Tail. Yamilie befucht von Biarrik aus die Königin von 
Spanien in ©. Sebaftian. 

„ Der Gemeinderat von Cherbourg befchließt die Veröffentlichung 
feiner Verhandlungen mit den Namen ber Botanten. 

„ Drouyn be l'Huys zeigt dem Gefandten in Rom an, baß ber 
Katjer auf den Wunſch des Papftes feine Truppen nicht auf einmal, 
fondern in Abtheilungen zurüdziehen werde; Nom, Biterbo und 
Civitavecchia wärben allein noch beſetzt bleiben. 

» Die kaif. Familie empfängt in Biarrig den Gegenbeſuch ber 
Königin von Spanien. 

„ Der franz. Staatsrath Langlais, vom Kaifer Marimilian zum 
Tinanzminifter von Mexico befignirt, ſchifft fi mit brei Finanz- 
infpectoren in St. Nazaire dahin ein. 

„ Eine eigene Broſchüre La convention de Gastein unb mehrere 
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Artikel der Opinion nationale und bes %. des Debats ſprechen ſich 
für eine preußiich-franzöfiihe Alltanz aus. Man nimmt an, daß 
biefelben fämmtlih von ber preuß. Geſandtſchaft und dem preuf. 
Preßbureau ausgegangen feien, um ben beabfihtigten Beſuch Bismarde 
in Paris vorzubereiten. 


20. Sept. Rundfchreiben des Miinifters bes Innern, Lavallette, an die Fri 


23. 


a7. 


fecten gegen die jelbftänbigen Negungen der Gemeinderäthe und über 
die Art und Meife, wie bie Veröffentlichung von Gemeinberathe: 
beihlüffen künftig ftattfinden bürfe, 

Der Minifter ruft den Präfecten vor Allem bie gejegliche Beltimmunz 
ins Gedächtniß zurüd, daß eine Veröffentlichung von Gemeinderathsbeſchlüſſen 
nur mit Genehmigung der Verwaltungsbehörden vor fich geben, unb daß 
diefe Genehmigung nie zum voraus und im allgemeinen ertbeilt werben barl. 
Ueberhaupt geböten bie ernfteften Beweggründe, die Discuflionen ber Gemeinke: 
räthe innerhalb der Sphäre ber rein abminiftrativen Intereſſen zu beihrin: 
ten und zu verhindern, daß dieſer ihr Charakter nicht durch gefährliche Auf 
reizung fremder Leidenſchaften ober durch einen bebauerlichen Hang nad) leerer 
Popularität entftellt werbe. Die Oeffentlichkeit reiße gleichzeitig gewiſſe aben: 
teuerliche Geifter mit fich fort, und fchrede viele beicheidene zaghafte aber auf: 
geffärte und gewiffenhafte Leute ab, bie von jeder Theilnahme an dien 
innern Debatten burch ben um ihren Namen entjtehenden Lärm ferngehalten 
werben. Dieß fei namentlidy in voller Stärfe auf die Diunicipalräthe ar: 
wendbar, bie man fo oft mit wirklichen Familienräthen verglichen babe, um 
bieß jei auch offenbar der Grund, warum bie Regierung ben Gemeinderat: 
fisungen bie Deffentlichfeit nicht geftattet habe. Im Allgemeinen werben die 
PBräfecten angewielen, barüber zu wachen, baß Berhandlungen und Beihiir 
von Gemeinderäthen nur mit Genehmigung bes Präfecten officiell veröflent: 
licht werben fünnen. Für jeden Beſchluß muß diefe Genehmigung beionder: 
eingeholt werben; biefelbe kann nur ben in die Gemeinberathsregifter in vor: 
fchriftsmäßiger Form eingetragenen Beſchlüſſen ertheilt, und muß jebesmil 
vermeigert werben, ſeien dieſe Beichlüffe auch noch fo regelrecht gefaßt, men 
in benfelben bie Namen ber an ber Discuffion betheiligten Mitglieder genannt 
find. Dieſe Gefebgebung ift „liberal und Hug“, fagt ber Minifter am Schluß, 
und empfiehlt ben Präfecten bei Anmwenbung berjelben fich ebenfalls „liberal 
und Klug” zu zeigen. 

Die öffentlihe Meinung erblidt in dem Rundſchreiben eine niät 
zu berfennende Antwort ber Regierung auf das Decentralifatione 
programm von Nancy und fpriht fih im Allgemeinen gegen bie 
Tendenz besjelben aus. 

„ Hr. Drouyn de l'Huys ermächtigt ben Vertreter Frankreichs in 
Berlin behufs Erläuterung feiner Circulardepeſche v. 29. Aug. zu dr 
Erklärung, daß die darin ausgeſprochenen Anfichten ber franzöfijcen 
Regierung durchaus feinen mehr bindenden Character hätten, alı 
die Convention felbft, durch welche biejelben hervorgerufen morben 
feien; das XQuileriencabinet nehme gerne Act von den Erklärungen 
ber preuß. Regierung, daß bie Convention nur ben Character eine? 
Proviſoriums babe. 

„ Die Art, wie bie preußiſche Militärjuftiz die Ott-Eulenburgiſche 
Affaire behandelt, Hat in Straßburg, dem Geburtsort des getöbteen 
Koches Dit, eine allgemeine Aufregung hervorgerufen und eine bie 
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fällige Petition an den Senat um Verwendung für eine unpartei- 
iſche Juſtiz bereits 20,000 Unterfchriften gefunden. 


— Sept. In Uebereinjtimmung mit den Anfhauungen der kaiſ. Broſchüre 


haben bie Militärbehörben in Algier bereits begonnen, bie europät- 
fen Anſiedler in den ſüdlichen Diftrieten zu entfernen. 

„ Unter den Arbeitern in Paris find die Coalitionen zurüd: und 
das Genoſſenſchaftsweſen vorgetreten; Bildung zahlreicher Productiv⸗ 
genoſſenſchaften. 


5. Oct. Generalverſammlung ber Actionäre ber Suezeanal-Geſellſchaft. 


7. 


12. 


— 


15. 


Hr. v. Leſſeps berichtet: die Activa der Geſellſchaft betrügen noch 
180 Mill. Fr.; der Kleinſchiffahrtscanal werde ſchon 18606 ertrags⸗ 
fähig, der Großſchiffahrtscanal 1868 vollendet werden. 

„In Folge eines Circulars der ägyptiſchen Regierung an bie euro⸗ 
päiſchen Conſuln, worin dieſelbe, auf die Thatſache ſich ſtützend, daß 
die Cholera durch die Pilgerfahrten nach Mecca entſtanden und durch 
zurückkehrende Pilger im Orient verbreitet worden ſei, bie europäi⸗ 
Ihen Regierungen aufforberte, mit der Pforte Maßregeln gegen biefe 
unbeilvolle Thatfache zu vereinbaren, genehmigt der Kaijer in Ueber: 
einftimmung mit einem bießfälligen Bericht der Minifter Drouyn 
be l'Huys und Béhie, eine Einlabung an die europäiſchen Mächte 
zum ſchleunigen Zujammentritt einer biplomatifchen Conferenz zu 
richten behufs Aufftellung practifher Reformvorſchläge zur Organi- 
fation des Eanitätswefens im Orient. 

„ Der Kaijer kehrt von Biarrik nad St. Cloub zurüd, ohne troß 
ber Einlabung in Borbeaur, mit beffen Haltung er nicht zufrieden 
ift, anzuhalten. 

„ Die Idee einer Allianz Frankreichs mit Preußen wirb von ber 
franz. Preſſe faft einmüthig verworfen. 

„ Der fpanifche Gefandte in Paris berichtet feiner Regierung über 
eine Unterrebung mit Drouyn de l'Huys bezüglih der Abſichten 
Frankreichs gegenüber Rom, 

Auf bie Frage bes ſpaniſchen Gefanbten, wie fi Frankreich nach ber 
Räumung Rons verhalten werde, erwieberte ber franzöfiiche Drinifter: „Wenn 
ber päpſtliche Stuhl taub bleibt für alle unfere Rathſchläge; wenn er bie 
Gelegenheiten zu einer Verfländigung mit Stalien von fi weist; wenn er 
fih der Einführung von Reformen widerſetzt; wenn er fortfährt, Juden mit 
Gewalt zu taufen und Judenkinder, wie ben Tleinen Mortara, zu tauben ; 
unter jeder Form bie Fortfchritte der Neuzeit zu verfolgen; bie Briganten an 
ber Gränze zu unterflüßen; wenn er endlich ben Römern jede Hoffnung auf 
eine, wenn auch nicht liberale, body wenigftens tolerante und gerechte Regie: 
rung benimmt; wenn in biefem alle gegen unferen Wunſch eine Revolution 
in Rom ausbrechen würbe, jo liegt es auf ber Hand, daß unfere Truppen 
nit nah Rom zurüdfehren werben, um ben Römern eine berartige Regie: 
rung aufzuzwingen unb mit ihren Bayonetten folde Mißbräude zu unter: 
flüßen. Nehmen wir jedoch das Gegentbeil an. Der Bapft führt die uners 
läßlihen Reformen ein, verftändigt ſich mit ber italienifchen Regierung, ers 
klärt ſich endlich bereit, feine Anterthanen gerecht zu regieren und in Frieden 
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mit feinen Nachbarn zu leben; wenn alebann eine ehrgeizige Minorität, eine 
Bande von Revolutionären oder Aufwieglern mittelfi einer Ueberraſchung bie 
päpftliche Regierung zu flürzen fuchen, den Bapft gefangen nehmen ober ver: 
treiben würbe, fo fünnte Frankreich einer Hand voll Nbenteurern bie Ceidide 
bes Papſtthums nicht in die Hand geben". Schließlich refümirt Hr. Treupn 
be l'Huys feine Anfiht nochmals dahin: „Frankreich kann ber weltlichen 
Herrſchaft beiftehen, wenn fie leben will, es Tann fie aber nidt am Selkit: 
morbe verhindern". 


17. Oct. Requiem für den verftorbenen General Lamoriciere in Nantes 


n 


18. 


unb Leichenrebe bes Biſchofs Dupanloup von Orleans — katholiſche 
Demonftration. 


» Die Regierung ernennt eine Commiflion mit ben Auftrage, alle 
Thatfahen und Elemente der MWürbigung ber fog. cooperativen Ar 
beitergefelichaften zu ſammeln. 

„ Die franz. Regierung erflärt fich bereit, fi mit dem Cabineit 
von Wafhington über eine Räumung Merico’8 zu verfjtändigen, 
wenn bie Ber. Staaten fi bazu entichließen könnten, den Sailer 
Marimilian ihrerſeits anzuerkennen. 

Dep. bes Hrn. Drouyn del'Huys: Ich habe feit zwei Monaten mehrmals 
Anlaß genommen, Sie von ben Gefinnungen zu unterrichten, mit benen bie 
faif. Regierung die Trauer der Bejekung Merico's durch bie franz. Truppen 
betrachtet. Sch fügte Ihnen in meiner Depefche v. 17. Aug., daß wir auf 
bas Aufrichtigfte den Tag berbeimünfchen, an welchem der lebte franzöfiike 
Soldat das Land verlaffen fol, und daß das Wafhingtoner Cabinet dazu 
beitragen Fönnte, jenen Moment zu befchlemigen. Am 2. Sept. erneucrit 
ih Ahnen bie Berficherung unjercs lebhaften Wunfches, unfer Hülfscorps, je: 
bald es die Umftände erlauben würden, zurüdzurufen. Am 10. Sept. enklih 
fügte ich, diefelben Ideen voller ausführend, in einem Privatſchreiben ka, 
bas e8 ſehr von ben Per. Staaten abhänge, die Abfahrt unferer Truppen zu 
erleichtern. Wenn fie gegen bie nmiericanifche Negierung eine freundliche Sal: 
tung annehmen wollten, welche zur Befeftigung der Ordnung belfen würde, 
unb in welcher wir Motive der Sicherheit für die Intereſſen finden würden, 
bie uns gezwungen haben, unfere Waffen über den Dcean zu tragen, ſo 
wären wir bereit, ohne Verzug bie Grundlagen einer Verſtändigung über 
biefen Gegenftand mit dem Wajbingtoner Gabinette anzunehmen; unb id 
wünfche, Ihnen nun bie Anfichten ber Regieruug Str. Maj. volltänbig be 
fannt zu maden. Was wir von ben Ver. Staaten verlangen, ift bie Ber: 
fiherung, daß fie nicht bie Abficht haben, die Befeftigung der in Merico ge: 
gründeten neuen Ordnung ber Tinge zu hindern; unb bie beile Bürgfcaft 
bafiir wäre die Anerkennung bes Kaiſers Marimilian Seitens ber füberalen 
Regierung. Die amerikanische Union ſollte fih bavon, wie uns fcheint, nidt 
durch die Verſchiedenheit ber Snftitutionen zurüchalten laſſen, denn fie ſteht 
in amtlihem Verfehr mit allen Monarchen Europa’s unb ber neuen Welt. 
Es enifpricht ihren eigenen ftaatsrechtlihen Nrincipien, die in DMerico begrün: 
bete Monarchie wenigſtens als eine Negierung de facto anzuerkennen, ohne 
beionbere Rüdficht auf ihren Gharafter oder Urſprung zu nehmen, der burd 
die Stimmen des mericanifhen Volkes geheiligt worden ift; und indem 
e8 fo handelte, mürde das Wafhingtoner Gabinet fih nur von denjelben 
Gefühlen der Sympathie befeelt zeigen, welche Präſident Johnſon unlänaft 
gegen ben Gefandten von Brafilien ausſprach, ale Sympathieen, welche bie 
Bolitit der Ver. Staaten gegen bie jüngeren Staaten bes americanifchen Feſt⸗ 
landes leiten. Merico ift freilich noch in biefem Augenblide von ber franz. 
Armee befegt, und wir können leicht fehen, daB Das als Einwurf erfcheinen 
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wird. Aber bie Anerlennung bes Kaifers Marimilian Seitens ber Ber. 
Staaten würde, unferer Anficht nach, auf bie Zuftinbe bes Landes Einfluß 
genug baben, bap wir bie Empfinblidfeiten (susceptibilit6s) ber Union in 
diefem Punkte berüdfichtigen könnten; und follte ſich das Wafhingtoner Ca⸗ 
binet entſchließen, im diplomatische Beziehungen zum Hofe von Merico zu 
treten, jo würden wir Teine Schwierigkeiten Veen, Arrangements zur Abbes 
rufung unferer Truppen binnen einer billigen, von uns eftzuftellenben Frift 
zu treffen“. Schliekli bietet Nur Drouyn be lHuys bie guten Dienfte 
Frankreichs an, um ben Abſchluß eines americanifcdyemericanifhen Handels⸗ 
vertrages zu ermöglichen. 


20. Oct. Der Kaiſer beſucht die Cholerafranfen im Hötel Diem. 
23/24. Oct. Die Kaiferin befucht die Cholerafranten im Hötel Dieu 


24, 


12. 


15. 


19. 


und in mehreren anberen Spitälern. 

„ Der Gemeinderath von Borbeaur veröffentlicht troß bes minifte- 
riellen Verbotes das Protocol feiner erften Sikung vom 23. d. M. 
und will e8 auf einen Proceß ankommen laſſen. 

„Broſchüre des Kaifers über Algerien in Form eines Briefes an 
ben Marfhal Mac Mahon (Umarbeitung feiner Denkſchrift). 


. Nov. Ein kaiſ. Decret verordnet eine Armeerebuction von 10,396 


Mann, mit einer jährlihen Erfparniß von 124 Mil. Fr. 
„ Münzceonferenz zwiſchen Frankreich, Italien, Belgien und ber 


Schweiz in Paris, 


„ Ein kaiſ. Decret verfügt als Erfparungsmaßregel die Bereinigung 
ber Functionen eines Generaleinnehmers mit benen eines Zahl: 
meifters. 

„ Im Widerſpruch mit dem Eircular des Minifters des Innern, 
Zavallette, Haben die Gemeinderäthe von Borbeaur, Touloufe, Mar: 
feille, Orleans, Aurerre, Lille, überhaupt faſt aller größeren Stäbte 
beichloffen, die Namen ber Redner ins Situngsprotocoll einzutragen 
und basjelbe allen Wählern, namentlih aber auch der Prefle zur 
Verfügung zu ftellen. 


Dec. Der Kaifer richtet einen jehr mohlwollenden Brief an ben 


neuen König von Belgien. 

„ Ein Beihluß des acabemifhen Rathes ber Parifer Univerfität 
relegiert 5 Stubenten wegen Theilnahme am Lütticher Stubenten- 
congreß und ber auf bemfelben gehaltenen Reben. Nutzloſe Demon: 
ftrationen der Stubenten. 

„Frankreich kündigt den Auslieferungsvertrag mit England vom 
13. Febr. 1843 weil ungenügend mit Rückſicht auf politiihe Ver: 
brecher. 


„ Die franz. Regierung regt bie von ber Septemberconvention mit 


Italien geforderte Uebernahme eines Theile ber päpftliden Schuld 
durch das letztere ſowohl in Rom als in Florenz an. 
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24. De. Finanzbericht Foulds. 

— „ Frankreich regt angeblih bei England eine Wieberaufnabme ber 
Londoner Conferenzen bezüglich der Herzogthiimer Schleswig und 
Holftein an. Angeblihe Antwort Englands. 

26. „ Die franz. Regierung erklärt fich in einer Depelhe an ben Geſandten 
in Waſhington durch die Botſchaft bes Präfidenten der Ber. Staaten 


an ben Congreß v. 4. d. M. befriebigt: 

„Sch ſehe alfo nichts in ber Sprache des Hrn. Johnſon, das Beſorgniñe 
über ben Fortbeſtand ber freunbichaftlichen Beziehungen zwiſchen Frankrtich 
und ben Ber. Staaten berporrufen könnte, und wenn einige Zweideutigkeit 
in ben Ausbrüden berricht, welche in Bezug auf bie die Aufmerkſamkeit kei: 
ber Nationen in Anſpruch nehmenden ragen angewanbt werden, fo zerſtreuen 
glüdlicherweife andere Stellen ber Botichaft, welche die Bedeutung der Wor:r 
bes Träfidenten unverkennbar feitftellen, jegliche Ungewißheit. Die Cinführun: 
bes Triedensfußes in ber Unionsarmee und bie beträdhtlihe Verminderuna 
ihrer Cadres beweijen gleichzeitig mit ber Berringerung ber Seemacht ta 
Union bie friedliche Gefinnung bes Gabinets von Wafhington, und bie Ber: 
fünbigung biefer Maßregeln durch ben Präfidenten Johnſon ijt für uns cin 
Unterpfand des gegenjeitigen Vertrauens, das fortwährend unfere beiben R= 
gierungen befeelen fol”. 


5. Italien. 


4. Januar. Die Gefellihaft für den Verkauf der Etantsgüter entfchließt 


8. 


17. 


23, 


25 — 


30, 


fih, dem Staate außer den ſchon einbezahlten 50 Mill, noch wei: 
tere 150 Mill. Fr. vorzuftreden. 

„ Die päpftliche Encyclica und ber Syllabus vom 8. Dec. u. J 

werben in Neapel unter einem ungeheuren Zulauf von Studenten 
und andern Perfonen im Hofe der Univerfität öffentlich verbrannt. 

„Der Juſtizminiſter Bacca richtet an ſämmtliche Biſchöfe ein Rund: 
jchreiben, worin er daran erinnert, baß bie Encyclica jowie ber An 
bang der 80 Irrthümer zur Veröffentlichung das Töniglihe Exequa⸗ 
tur bebürfe. Die Regierung behalte fih vor, in dem Ermächtigungs⸗ 
becret fih darüber auszufprechen, unter welchen beſchränkenden Klau— 
feln diefe Documente veröffentlicht und "angewandt werben bürfen 
und welde Theile, als mit ben Gtaatsgefeßen im Widerſpruch 
ftehend, von biefer Erlaubniß ausgefchloffen feien. 

„ Die I. Kammer becretirt mit 158 gegen 38 Stimmen den 1000 
von Marjala eine Tebenslängliche Penfion von 1000 Fr. 

„ I. Kammer: die Regierung legt das mobifizirte Budget für 
1865 vor. Das orbentliche Budget zeigt immer noch ein Defizit 
von 1714 Mil. (wie der Minifter hofft, fchlieglih nur von 121 
Mil), das außerordentliche ein folches von 45 Mill, Fr. 

„ D. Kammer: Bericht ber Commillion über bie September-Er: 
eigniffe in Turin. Auf den Antrag Ricafoli’8 befchließt die Kammer 
im Intereſſe der Einigkeit mit 140 gegen 67 Etimmen, über ben 
ganzen Bericht zur Tagesorbnung überzugehen. Große Unzufrieben- 
beit in Turin. 

29. ,,  Altägliche Unorbnungen und QTumulte in Turin. Eine Adreſſe 
an ben Senat gegen ben Beſchluß der IL Kammer findet zahl: 
reiche Unterzeichner. 

„ Hofball in Turin. Die Säfte bes Königs werben auf bem 
Mege nad dem Schloffe gröblich infultirt. 


1. Febr. Die Regierung verlangt vom Deagiftrat von Turin eine fcharfe 


Proclamation wider bie Demonftration gegen ben Hofball. Ber 
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Magiſtrat lehnt es ab und will ſich nur zu einer Proclamation an 
die Nationalgarde „für ihr energiſches Benehmen“ (das jedoch in 
der That mehr als lau war) verſtehen. 

2. Febr. Unterzeichnung einer neuen Uebereinkunft mit der lombardiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft (Rothſchild) bez. Verkauf der piemonteſiſchen 
Staatsbahnen. (Die neue Uebereinkunft iſt mit Rückſicht auf bie Ber: 

legung ber Hauptftabt weſentlich weniger vortheilhaft für den Staat 

al8 die frühere, bic von der Regierung dem Parlament nicht ver: 
gelegt worben und daher bahingefallen war.) 

Der Minifterrath befchließt in Folge der Vorgänge v. 30. v. M. 
und ber Haltung bes Turiner Magiftrates die jofortige Weberfich 
lung bes Königs nad Florenz. 

3. u Der König verläßt Turin ganz unerwartet in Begleit bes Mi- 
nifterpräfibenten General Lamarmora, ohne allen Abſchied von Turin, 
und kommt in Florenz an. 

4. „ Umſchlag der Stimmung in Turin. Cine loyale Volksabdreſſe 
an den König findet zahlreiche Unterfchriften. 

6. „ Ein gl. Decret ertheilt ber päpftlihen Encyclica v. 8. Der. auf 
den Vorſchlag des Juſtizminiſters das kgl. Erequahır „vorbebaltlid 
ber Rechte bed Staates unb der Krone und ohne irgenb einen ber 
darin enthaltenen Vorſchläge anzuerkennen, welche ben Prinzipien 
der Inftitutionen und ber Geſetzgebung bes Landes zuwider find“. 
Der Juſtizminiſter hofft in feinem Rundſchreiben an bie Biſchöft, 
bag biefelben 

„in dieſem Verfahren ber Tgl. Regierung einen neuen unb feierlichen Be: 
weis von dem aufrichtigen Streben ber Regierung erfennen werben, auf dem 
geiftlichen Gebiet, und in allem, was das Gewiſſen ber Gläubigen berükt, 
ber Kirche volle Freiheit zu laſſen, und vertraut, daß bie Biſchöfe won bicer 
Freiheit in ihrer Anwendung auf Encyclica und Syllabus gemäßigten Cr 
brauch machen; daß fie fih bei Berfündigung besfelben lediglich abftract und 
Iehrhaft (ad un metodo astratto e dottrinale) verhalten unb ihrem Eferu® 
das gleiche Verhalten einſchärfen werben; daß fie fih nicht auf Erläuterungen 
und Reben einlaffen werben, welche Geſetze und Einrichtungen bes Staats 
berühren und unter die Strafgefepe fallen würden. Die Biſchöfe merben bie 
Veröffentlichung ber Eucyclica ohne Zweifel an bie Verkündigung bes Jubi⸗ 
läums anfnüpfen, weldes ja nach katholiſcher Lehre eine Periode ber Ein: 
trat und Brübderlichfeit, ber Liebe und bes Friedens einweiht, und bie 
Biſchöfe als die Lehrer jener Liebe, werben biefen Frieden nicht flören wollen, 
ber in biefem Augenblid mehr als je Wunſch und Bebürfniß ift u. |. m.” 

Die II. Kammer nimmt den Gefebesentwuf an, ber der Regierung 
bie Befugniß gibt, die territoriale Abgränzung der Provinzen und 
Gemeinden zum Zweck abminiftrativer und ökonomiſcher Verein: 
fahung zu verändern, nachdem ber Diinifter des Innern Lanza aus 
ber Annahme eine Cabinetsfrage gemacht hat. 

15. „ Der König empfängt in Florenz eine Teputation bes Xuriner 

Semeinderaibs und nimmt eine Loyalitätsabreffe besjelben entgegen. 

16—21., IH. Kammer: Debatten über ben Gefehesentwurf für legis⸗ 


„ u 


vx 


Zellen. 267 


Yative Union ber Halbinfel (Verfchmelzung ber bisher in ben ein- 
zelnen Theilen bes Königreihe gültigen fünf verſchiedenen Codifi⸗ 
cationen); Frage ber Einführung der Eivilehe. Annahme des Ge 


ſetzes. 
23. Febr. II. Kammer: Beginn der Debatten über die Ausdehnung des 


Strafgeſetzbuches auf Toscana (Frage der Beibehaltung oder Ab⸗ 
ſchaffung der Todesſtrafe). 

„Beſuch des Königs in Turin: ein Ausſchuß ber Arbeitergeſell⸗ 
Ihaften empfängt ihn, die Nationalgarde bildet EC palier. 

„ Kol. Amneftiebecret bez. der an ben GSeptember-Ereigniffen in 
Turin Betheiligten. 

„» Auf Anftruction der römiſchen Eurie hin lehnen die Biſchöfe bie 
GStaatsauffiht über bie Seminarien (und die bamit verbundenen 
Secundärſchulen) ab. Eine Reihe von Seminarien wirb in Folge 
biefer Weigerung auf Befehl des Unterrichtsminiſters Natoli ge: 
ſchloſſen. 


6. März. Schreiben des Papſtes an den König Victor Emanuel (ſ. 


Rom). 


8—14. „ II. Kammer: Debatten über bie Abſchaffung ber Todesſtrafe. 


14. 


„ 


16. 


Die Abfchaffung wird unter Namensaufruf mit einer Mafjorität von 
59 Etimmen beichloffen und nur die Fälle des Militär: und Ma: 
rineftrafgefeßbucdhes und bes Brigantaggio follen noch eine Ausnahme 
bilden. 

„ Der König ertheilt eine allgemeine Amneftie für politifche und 
Preßvergehen, für bie Uebertretungen gegen das Nationalgarbegefek 
und zu Gunſten ber wegen Aspromonte verurtheilten Soldaten. 

„ I. Kammer: Tarlegung ber Finanzlage durch ben Finanzminifter 
Sella: 

Das Deficit beträgt 261 Millionen für 1862, 22 Millionen für 1863 
und 34 Millionen für 1864. Im Ganzen alfo (troß ber Anlehen von Mings 
hetti) 317 Millionen. Wenn man bazu 207 Millionen für das Deficit von 
1865 und 100 Millionen für das von 1866 fügt, (denn ber Minifter macht 
fih formell verbindlich, das Teficit von 1866 auf weniger als 100 Millionen 
zu rebuciren) jo befindet man jich bei Ablauf vom Etat von 1866, ber bis 
zum 30. Scpt. 1867 reicht, mit einem Totaldeficit von 625 Millionen, 
welches, burch ben Verkauf ber Staatseifenbahnen zum Preis von 200 Mill. 
anf 425 Millionen rebucirt wird. Der Minifter jucht daher um bie Befug⸗ 
niß nad, eine Anleihe von 425 Millionen, zahlbar nad 18 Monaten, abzu: 
Ichließen, aber er verlangt, baß man mit biefer Anleihe Vorſchläge einer Ab: 
gabe auf die Häufer und auf bas Vermögen für 60 Millionen, die Auf: 
hebung ber Freihäfen, und endlich Veränderungen in den Rigiftrirungs: und 
Etempeltaren annehme. 


Die I. Kammer gebt über die Turiner Petition gegen ben Be: 
ſchluß der II. Kammer v. 23. Januar bez. der Septemberereignifie 
zur Tagesorbnung über. 

„ I. Kammer: Das Gejeb über die Abſchaffung der Todesftrafe als 
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Ganzes wird mit 127 gegen 96, fomit nur von einer Majorität 
von 31 Stimmen angenommen. 


23.März. II. Kammer: ber Abgeordnete Maffart interpellirt die Regierung 


24. 


29. 


7. 


12. 
16 


17. 


" 


über das Beftehen eines geheimen Vertrages mit Frankreich (neben 
der Septemberconventign); ber gegenwärtige Minifter des Auswär- 
tigen, Yamarmora, und ber bamalige Bisconti-Benofta beibeuern 
neuerdings, daß dies nicht ber Fall jet. 


„Traurige Auftände auf Sicilien, beſonders aber in ben Provinzen 


Palermo, Trapani, Girgenti. Beihluß des Magiftrats und te 
bes Provinzialraths von Palermo. Der Präfeet von Palermo, €: 
filla, wird von der Regierung abberufen und dur ben energiſchen 
Marcheſe Gualterio (bisher Präfect von Genua) erſetzt. | 


„» Die I. Kammer ninmt den Gefeßesentwurf bezüglich Tegislative Unien 


einfchlieglih der Einführung ber Eivilehe, mit 70 gegen 34 Ste: 
men an unb geht bez. der Eivilehe mit 89 gegen 45 Stimmen Ir 
gar noch einen Schritt weiter als bie franzöfiihe Gefeßgebung. 


April, II. Kammer: der Minifter bes nern, Lanza, verlangt ki 


Discuflion der Geſetzesvorlage bez. Aufhebung ber religiöfen Kit: 
perihaften und fündigt ein Amenbement der Regierung an, wa 
dem Entwurf die Frage der geiftlichen Güter vorerft auszufceite. 
Die Kammer beichließt, gleichzeitig bdiefe Vorlage und bie Finanz 
vorlagen in Angriff zu nehmen, 

Die II. Kammer genehmigt mit 156 gegen 88 Stimmen ben Ta: 
auf der piemonteſiſchen Staatsbahnen. 

Der neue Präfect von Palermo, Gualterio, langt daſelbſt u 
erläßt eine Proclamation an die Bewohner und ergreift energijä 
Maßregeln behufs Wiederherftellung ber öffentlichen Sicherheit. 


„ Degezzi geht in Folge des Schreibens des Papites an Pic 


Emanuel v. 6. März (ſ. Rom) in vertraulicher Miffion nad Rem 

Sn Piemont find bie Bisthümer Alba, Alefjandria, Aoſta, Afti, Com. 
Foſſano, Saluzzo, Turin, Vigevano unbeſetzt; auf ber Inſel Sardinien Ay 
bero, Ampurias, Bifarcio, Bofa, Caſtello Nuovo, Ogliaftro, Oriſtano, Safjatl, 
Tempio — von den 11 Diöcefen ber Inſel 8; in Ligurien Luni-Sarzana; 
in ben ehemals päpftlihen Provinzen Gagli, Cervia, Macerata, Orvieto, Per 
gola; in beiden GSicilien Ariano, Bojano, Catania, Gonverfano, Gerack. 
Sfernia, Meſſina, Nolicaftro, Benafro. Dazu kommt, baß ber Erzbijchof ven 
Cagliari feit Iange von feinem Sig vertrichen ift, baß ber Garbinal:Er; 
bifhof von Fermo als Gefangener in Turin, ber Gardinal:Erzbijchof ven 
Benevent als Verbannter in Rom lebt, daß verfchiebene vom Papſt zu de 
vacanten Sitzen in Romagna und Marken ernannte Prälaten, wie Garbinal 
Guidi für Bologna, Mon). Nobili Viteleshi für Ofimo, von ber ital. Re 
gierung nicht zugelaffen wurden, daß wenigftens ein Drittel der neapeliti 
nifhen Biſchöfe flüchtig, das heißt landesverwieſen ift, ber Cardinal-Erzbiſchei 
von Neapel an ber Spitze. Freilich zählt Italien nicht weniger als 23U 
Bilhoföfike, von benen einzelne nur 4 Gemeinden umfaflen, mit ben ent: 
fprecdenden Einfünften, während Frankreich mit einer Bevölferung, weldt 
biejenige Staliens um bie Hälfte überfteigt, nur 87, Belgien mur 4 Bis 
thümer zähft. 
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Snfteuction ber Regierung für Begezzi: „Der Beil. Stuhl wirb 
feine Schwierigkeiten madyen, bie Bräfentationen der Regierung für bie alten 
Provinzen und bie Lombardei anzunehmen; aber es it vorherzufehen, baß 
er Bedenfen tragen wird in Bezug auf die übrigen und namentlich auf bie 
ehemaligen päpfilihen Provinzen. Sn biefer Hinfiht kann bie Regierung 
im Prinzip feinen Plan annehmen, ber nicht eine factifche Anerkennung 
bes Königreihe Italien und folglich die Factifche Rechtsnachſolgerſchaft bes 
Königs Victor Emanuel für alle Privilegien und Vorrechte einjchließt, welche 
ben Fürften und Regierungen zufamen, benen er gefolgt if. Aber ba man 
ben heil, Vater gegenüber bie aus den Plebisciten abgeleiteten Gründe nicht 
geltend machen könnte und ebenjo mit dieſer jpeciellen Angelegenheit nicht bie 
große jchwebende Frage über die weltliche Herrichaft bes Papſtthums vermiſcht 
werden joll, jo wird man in biefem Punkte zu irgenb einem verföhnlicdhen 
Austunftsmittel greifen müffen. Ausgehend von ber bee ber Trenn⸗ 
ung ber Kirche vom’ Staat, welde bie Megierung fo Tange gehegt unb bie 
in ihrer Verwirflihung der Civilgemalt alle Einmilhung iu bie Beſetzung 
ber Bistbümer abjchnitte, wäre der folgende Plan als äußerſtes Zugeſtänd⸗ 
niß vorzulegen, welches bie Regierung unter ben jegigen Umjtänben machen 
fann. Die fgl. Regierung würde für biefesmal und unter Vorbehalt fünfs 
tiger befinitiver Stipulationen auf ihr ausdrüdliches Ernennungsrecht für bie 
Bıldoisjige in ber Lombardei, in Parma unb in den neapolitanijchen und 
in ben ſicilianiſchen Provinzen verzichten, ein Recht, welches fie auch mit 
guten Gründen für Toscana und bie Provinzen bes erſten Königreichs Stalien 
beanfprucdhen konnte, nach dem Concordate vom 13. September 1803 zwifchen 
dem beil. Stuhle und ber italienifhen Nepublif. Sie würbe ſich auf eine. 
eine einfache Präfentation und Empfehlung beichränfen, wofern nur im Prä⸗ 
conijationsacte der a Ichlagenen unb in den betreffenden Breven bes Kö⸗ 
nigs Victor Emanuel U, Erwähnung gethan wird und bie Ernennungen 
ohne irgend einen Hinweis auf bie früheren Staaten erfolgen.“ Der Special: 
inftrnetion beigefügte „allgemeine Bemerkungen“ befagen: „Wenn im Laufe 
ber Unterhandlungen die Rede auf bie politiiche Lage kommt, fo wird fich 
ber Tüniglihe Benollmächtigte auf Zubören beichränten, ohne eine Anficht aus⸗ 
zubrüden, und fih nur zum Berichterftatten verbindlih maden. Iſt bie 
Nede von ben Staatsgeſetzen bezüglich der firchlihen Polizei, jo wirb ber Be: 
vollmädhtigte andeuten, baß bie königliche Regierung beabfichtige, biefelben 
in einen: ber Freiheit der Kirche mehr entiprechenden Sinne zu mobificiren, 
fobald fi eine günftige Gelegenheit finde, welde allerbings nur von 
einer Löfung ber politifchen Frage geboten werben könne, und er wirb hins 
zufügen, daß in biefem Falle bie Negierung auf jede Art von Priviligien 
und Ausnahme-Gerichtöbarkeit zu verzichten beabfichtige, wobei er jedoch die 
nöthige Vorficht zu beobachten Hat, damit nicht für bie Regierung eine po= 
fitive Verpflihtung erwachſe. In Bezug auf bie Maßregeln über bie 
religiöjen Corporationen und bie Kirdengüter mwirb ber Bes 
volmächtigte eine Discuffion vermeiden unb von dem allgemeinen Stanbs 
punfte auf die alten und neuen Beiſpiele katholiſcher Staaten verweifen und 
nicht unterlaſſen, bie befonderen öfonomifchen Bedingungen bes Königreiches 
— bie Anſchauungsweiſe der öfſentlichen Meinung in ganz Italien zu be⸗ 
rühren.” 


19. April. II. Kammer: Beginn ber Debatte über die Aufhebung ber Klöfter. 


Antrag ber Regierung: 1) Tie religiöfen Orden und Corpora⸗ 
tionen, desgleichen bie weltlichen, welche einen Firchlichen Charakter tragen, wer⸗ 
ben nicht mehr vom Staate anerfannt. Die ben bejagten Gorporationen 
gehörigen Häufer und Unftalten find aufgehoben. 2) Die Mitglieder ber 
aufgebobenen Störperichaften treten vom Tage ber Verfündigung bes Gefetes 
an in bie Ausübung ber bürgerlichen und politifchen Rechte. 3) Die ges 
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weſenen männlichen und weiblichen Mitglieder erhalten Penfionen von 100 bis 
600 Fr. (arbeitsunfähige werben beſonders berüdfichtigt). Art. 4 fieht ben 
Fall vor, wo Nonnen eine Mitgift in bie Corporation eingebracht haben 
5) Die Regierung weist ben Nonnen auf Verlangen Locale an, wo fie fünt: 


- tig leben fünnen (auch nad) ihren Orden gruppirt, fofern bie Zahl ber Theil: 


nehmerinnen nicht unter 6 if). Art. 6 entbält eine bejondere Beftimmuna | 
über bie Bettelorden. 7) Erbält ein ehemaliges Deitglieb |päter ein Amı 
mit Beloldung aus einer Öffentlichen Caſſe, jo wird ihm ein Drittbeil bieier 
Bejoldung von feiner Penfion abgezogen. 8) Durch befonbere Tgl. Verord⸗ 
nung können gewifle Häufer mit Rückſicht auf ben Sffentlihen Nutzen ven 


der Aufhebung ausgeihloffen werben. 9) Den Corporationen in ber Lom: 


barbei, auf welche ber Artikel 16 bes Züricher Vertrages Anwenbung findet, 
ift eine zweijährige Frift geftattet, um über ihre beweglihen und unbewes: 
lihen Güter frei zu verfügen. Nah Ablauf biefer Friſt fallen bie Güter 
unter die Beflimmungen bes folgenden Artikels. 10) Die eingezogenen Güter 
gehen an das Domanium über, welches vom Tage ber Belipergreifung u 
eine bem Reinertrag berfelben entſprechende fünfprocentige Rente in das große | 
Buch ber dffentlihen Schuld einzutragen bat; vrgl. Art. 20. 11) Die: 
Mente, welche das Domanium abgefondert von feinen eigenen Einfünften :z 
verwalten bat, ift für folgende Zwecke zu verwenden: a) zur Entrichtung ber 
Barochinllaften, der frommen Legate und aller andern Awede der Wohlthatiz⸗ 
keit und bes öffentlichen Unterrichts, welche den Dlitgliedern ber aufgehobenen 
Körperfhaften inbäriren: b) zur Bezahlung ber ın Art. 3 und 4 vorse- 
ſehenen Benfionen ; c) zur Dedung ber Laften, welde dem Staat durch Ve— 
ftreitung des Cultus zufallen. Der nach Abzug vorgenannter Ausgaben 
überſchuſſige Ertrag ber eingezogenen Güter wirb bem Unterridhtminifterium 
zur Verfügung geftellt (nah Art. 13 mit befonderer Rüdficht auf ben Cie 
mentarunterridt). 14) Eine jährlich zu wählende Commiſſion von je 3 Ems: 
toren und Deputirten und 3 vom König gewählten Gliedern wirb bie Auf: 
ficht über bie Erträge der eingezogenen Güter führen. 15) Nicht an dus 
Domanium geben über : a) bie Sebäulichkeiten, welche zu Schulen, Kinker: 
bewahranftalten und Armenhäufern erforderlich find; b) gewilfe Güter, meld: 
unter gewiffen fpeciellen Bedingungen ftehen; e) bie Buͤcher. Handſchriften. 
wiſſenſchaftlichen Urkunden, Monumente, Kunſtwerke, Toftbare Geräthe und tie 
Archive der betreffenden Kirchen und Häufer, über welche Dinge bie genannte 
Commiljion verfügen wird. 17) Schulden, Kajten und überhaupt Verpflich 
tungen ber Mitglieder der aufgehobenen Körperichaften werben nur foweit 
übernommen, als fie den im Augenblid ber Vefigergreifung conitatirten Gr: 
trag ober ben Ertrag bes in ein fünfprocentiges Capital umgewanbelten Be 
fies nicht überfchreiten. 18) Die Vorſtände der geiftlihen Häufer und Kit: 
perichaften haben binnen brei Monaten nah Publication des Gefetes ka 
Beſtand ihrer Güter u. ſ. w. anzuzeigen, fowie bie nötbigen Urfunden, Re 
tizen u. ſ. w. an bie Hand zu geben, welche von ben beauftragten Agenten 
verlangt werben. Weigerung, Zögerung, Verheimlihungen, Unterfchlanungen 
u. f. w. werben mit Bußen von 100 bis zu 1000 Fr. belegt, fowie mit dem 
Verluſt ber Penſionen, unbefchabet ber fonftigen gelestich geltenden Strafen 
20) Der Reinertrag ber Güter, wirb auf ben Durchſchnitt ber Tekten 10 
Sabre berechnet. 21) Die „cassa ecelesiastica“ ijt aufgehoben. 22) Ir 


| Betreff ber ficiliihen Provinzen wird an ben Verfügungen des Geſetzes vom 


10. Auguft 1862 nichts geändert. 


Die Commiffion berKammer beantragt ihrerjeits bie Unterdrũckung 
aller Klöfter, mit Ausnahme einiger wenigen als nützlich anerfannten ; bie 
Verwandlung ihrer Güter in Renten, welche ben Gemeinden gegeben werben 
follen, denen bie Klöfler gehören; die Aufhebung ber geiftlichen Cafien, und 
bie Ummanblung ber Güter ber weltlichen Geiftlichfeit in Renten, weldye burd 
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erwählte Ausſchüſſe verwaltet werben jollen; endlich bie Verminderung ber 
Bilchöfe auf 59, einen für jede Provinz. 

Der Juſtizminiſter Bacca verlangt im Namen ber Regierung für 
ihre Vorlage den Borrang und macht daraus eine Cabinetsfrage, 
Die Kammer gibt mit Mehrheit dem Verlangen nad. Spaltung 
ber Majorität über die Klofterfrage. 


22. April. Die I. Kammer verwirft die von ber II. Kammer beichloffene Ab⸗ 


25. 


26, 


27. 
28. 


29. 


Ihaffung der Todesſtrafe und erklärt fi für die Beibehaltung der⸗ 
felben im übrigen Stalien und die MWiebereinführung berfelben in 
Toscana. 

Die I. Kammer genehmigt die von der Regierung geforderten 
Erebite für den Bau von 8 neuen Panzerſchiffen. 

„ Die II. Kammer genehmigt mit unmefentlichen Mobificationen bie 
Finanzvorſchläge der Negierung, einjchließlih des Anlehens von 
425 Mill, mit 153 gegen 47 Stimmen. 

„ Diell. Kammer nimmt mit großer Mehrheit bie erften Artikel bes 
Klofteraufhebungsgejeßes in veränderter Faſſung an. 

Der Juftizminifter verlangt die Bertagung ber weiteren Berathung 
bes Klofteraufhebungsgefeßes bi8 zum folgenden Tage. Lamarmora 
erflärt, das Verlangen ftehe mit der Miflion Vegezzi's in Rom in 
feiner Beziehung. 

„ HU. Kammer: die Regierung erklärt, baß fie die Geſetzesvorlage über 
Unterbrüdung ber geiftl. Körperfchaften gänzlich zurückziehe. 

„ I. Kammer: lebte Situng der Kammer in Turin. Gie erflärt 
am Schluß, baß die Stabt Turin fih um das Vaterland mohl ver: 
dient gemacht babe. 

Die Kammer wurde am 18. Febr. 1861 eröffnet und war in ihrer großen 
Mehrheit bei allen Wanblungen im einzelnen fortwährend minifteriell gefinnt. 
Die principielle Linke, die eigentliche Actionspartei, zählte in berfelben nur 
34, bie clericale Rechte nur 2 Mitglieder. 

„ Die I. Kammer verwirft ben erjten Artikel bes Recrutirungsgefeßes 
— bie BPriefterzöglinge follen auch ferner Befreiung vom Kriegs: 
bienjte genießen. 


4. Mai. Vegezzi verläßt Rom und kehrt nad Florenz zurüd, um ſpe⸗ 


5. 


zielle Inſtructionen einzuholen. 

„ Ein Circular des Minifters des Innern an die Präfecten be: 
zeichnet bie Motive für die Zurüdziehung bes Klofteraufhebungsge: 
feßes (die bem minifteriellen Vorſchlag gemadte Oppofition und 
andere Schwierigfeiten hätten vorausjehen laſſen, daß er keinen 
guten Erfolg haben werde; bie Regierung fei nichtsbeftoweniger ent: 
Tchloffen, den Geſetzesentwurf in ber nächſten Seflion von Neuem 
vorzulegen) und fucht über die Miſſion Vegezzi's zu beruhigen: 

„Was die Mifjion beim heil. Stuhl betrifft, jo ſteht die Negierung nicht 
an, Ihnen das zu wieberhofen, was fie bereit ber Deputirtenfammer erffärt 
bat, d. 5. daß man durch bieje Unterhandlungen Teineswegs beabfichtigt, fich 
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von ben Prinzipien zu entfernen, anf benen bie Politik bes italieni ſchen Ki: 
nigreih8 beruht. Wenn ber Beil. Vater mit feiner religiöfen Sorgfalt es für 
angemefjen gehalten hat, fi) an bie Regierung des Königs zu wenben, um 


fie darauf aufmerffam zu maden, daß es nothwendig fei, gemeinjchaftli für 
bie Beſetzung der ledigen Bijchofsiige im Königreih Sorge zu tragen, ie, 


fonnte bie italieniſche Regierung gewiß nicht fih weigern, auf biefe Aufter: 
derung einzugeben, jei eg nun aus Ehrfurcht vor dem Oberhaupt des Ratte: 
licismus, fei e8 aus feiner eigenen Pflicht, und indem fie dieſe Miffion ber 
Gommandeur Begezzi anvertraute, Tonnte fie feine andern Abfichten Haben, al: 
bie befonberen Intereſſen der Kirche niit denen bes Staates zu verfühnen 
Man barf aber in feiner Weile vorausfegen, baß bie Regierung bei dien 
Handlung hoher Schicklichkeit ihre Pflicht vergeffen haben follte, bie Red 
unb Gefeße bes Staates eiferfüchtig zu überwachen und die politifchen Yyragen, 
bie fih an bie religiöfen knüpfen, ober bie man bamit verwechjeln mökt:, 
unberührt vorzubehalten.“ 


8. Mai. Zweidentiges Rundſchreiben des Yuftizminifters an Die Generil: 


9. 


14. 


" 


procuratoren über das kgl. Blacet bei Beſetzung geiftlicyer Pfrünber. 

Der Minifter verweift auf die Decrete vom 30. Jan., 6. April und 14. 
Juni 1864, wonach im Ausblid auf die Unterdrüdung ber geijtlichen Ki: 
perfchaften und die Reform des Kirchenvermögens bie Geftattung bes ii 
Erequatur oder Placet ſuspendirt wurde für bie Bejegung (provvista. 
1) ber Pfründen, welche zur Aufhebung vorgefehen waren; 2) ber Canonicen 
und Beneficinturen, weldhe die Zahl überjchritten, auf welche die Mitglicde 
eines jeden Capitels rvebucirt werden follten. Ausgenommen follten fein zu 
fpeciel beftimmte Slaffen von Beneficien und Ganonicaten*. Nach Zurk: 
ziebung obiger Geſetzentwürfe — führt das Schreiben fort — Tönnte es num 
ſcheinen, als ob biefe Suspenfionsmaßregeln fallen müßten. Da aber ie 


Regierung an ihren Abfichten fenhält, und jene Reformen vielleicht nur a | 


einige Monate verſchoben find, fo bleibt die Suspenfion zu Rei! 
beſtehend. Im Beftreben jedoch, bie Strenge einer ſolchen Maßregel ji 
milbern, bat das Miniſterium es gleichzeitig für angemeffen erachtet, d:} 
bie Suspenfion aufgehoben werde und fortan normal zu entſcheiden 
fet über alle Geſuche un das Fol. Erequatur oder Placet , welche bie & 
jeßung von Piründen betreffen, auf denen bie Rechte eines activen ede 
paſſiven Paienpatronats ruhen, vorausgeſetzt, daß biefe Rechte von ben Tv 
tronen ober zu Gunſten berfelben geübt werden; fo daß alfo bie Ausnahm 
nicht mehr wie früher auf bie Pfründen mit pafjivem Laienpatronat N 
ſchränkt iſt. Die Generalprocuraten haben für Ausführung diefer Entidlie 
ungen Sorge zu tragen“. 
Die I. Kammer genehmigt die Anleihe von 425 Mill. mit 52 
gegen 19 Stimmen. 
„ Großartige DantesFeier in Florenz. “Diejelbe ift eine rein be 
litiſche Manifeſtation des italienifhen Nationalgeiftes. 
Der Benebictiner Prof. Giuliani weift in feiner Anſprache an ben Kin, 
bei der Enthüllung bes Dantedenkmals ausdrüdlich auf Die noch nicht vol 
führte Befreiung von Venebig und Rom hin, aber au auf bas, was kt 
erwählte König für bie nationale Sache gethan habe. „Ich habe geiban, 
was ich thun Fonnte und bin bereit, was übrig bleibt zu vollführen.” „Maſt 
ftät, Gott fegne Ihr Schwert !"" „Ich habe es für bie Sache ber Gerehtir 
feit und bie Sache Staliens erfaßt.“ 
„ I Kammer: lebte Eikung in Turin. Auch der Senat erflät, 
bag fih Turin um bag Vaterland wohl verdient gemacht habe. 
Bon biefem Tage an wird in ben Reichsarchiven Florenz al 
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23. 


25. 


30. 
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- Hasptfhabt bezeichnet mb werben bie Schilder ber Winifterien herab⸗ 


genommen. 


Juni. Feier bes Nationalfeftes. Die Kirche beteiligt ſich mit wenigen 
Ausnahmen wie bisher nicht babei, doch ergeben fich diesmal feine‘ 
Eonflitte mehr. 

„WVegezzi geht zum zweiten Mal in bertraulider Sendung nad 

om, 

— En ung bes ital. Schüßenfefles in Florenz durch ben König 
elbft. 

„ Kin Rundfchreiben bes Unterrichtsminifters zeigt auch feinerjeits 
an, baß bie Regierung bem Parlament im Laufe der nächſten Seflion 
bie Oefeßesentwürfe betreffend die Aufhebung ber religiöjen Kör- 
perſchaften und die Umgeftaltung bes Schulweſens von Neuem vor: 
legen werde unb wahrt inzwiſchen bas Recht ber Megierung, bie zu 
ben bifhöfliden Seminarten gehörigen &lementar: und Secundar⸗ 
ſchulen zu Überwachen. 

„ Refultatlofes Ende der Million Vegezzi in Rom. Letzte Audienz 
besjelben beim Papſte. 


„ Der König vertheilt felber bie Preije an bie Sieger beim Natio: 
nalſchießen in Florenz. 

„ Die ital. Regierung legt in einer Gircularbepeiche bie Punkte 
bar, an denen ber erfte burch Vegezzi gemachte Verſuch, mit ber 
römischen Curie eine Verſtändigung anzubahnen, gefcheitert fei. 

Die Darlegung beginnt mit Erwähnung bes Briefes, welchen ber Papſt 
unter bem 6. März an den König Victor Emanuel gerichtet bat. Dieſes 
Schreiben habe ber Sorge Ausbrud gegeben, welche in Rom bie Verlaſſen⸗ 
beit fo vieler biſchöſlichen Stühle hervorgerufen, und zugleich bem Könige den 
Wunſch an ben Tag gelegt, daß eine Berftändigung herbeigeführt werben möge, 
welche bem gegenwärtigen Zuftande ein Enbe made. „Da der Schritt des Pap⸗ 
ftes von der italien. Regierung freudig begrüßt warb, fo beeilte fie fich, den 
Commandatore Tegel als ihren Unterhänbler nach Rom zu jenden, über: 
zeugt, daß biefe Wahl beiden Theilen bie erwünjchte Yürgfchaft bieten müſſe. 
Hr. Vegezzi erhielt ben Auftrag, dem Papſte bie ganze Ehrfurcht ber itas 
lienifchen Regierung vor ber Berfan Sr. Heiligkeit auszufpredhen und das ns 
terejje, welches bie Lage ber Kirche ihr einflöße, Fund zu geben; bagegen ers 
hielt er die bekannte Weifung, in feiner Unterredung nut dem päpftlichen 
Staatsfecretär fich Icdiglih auf die Bisthümer-Frage zu bejhränfen, und bie 
Berührung jeber andern Frage zu vermeiden, bie, wie bie har ber geift> 
lichen Störperfchaften oder ber Kirchengüter, ins politifche Fach hinübergreife: 
es handle fich ja nicht darum, ein Concordat abzuſchließen, ſondern lediglich 
im dringenden Intereſſe ber Religion fi über eine gegebene Lage zu ver⸗ 
ftändigen, ohne irgend ein Recht anzutajten, ohne der Zukunft vorzugreifen. 

„Nah einer Audienz beim Rapfte und nad mehreren Zuſammenkünften 
mit Cardinal Antonelli Fam man ſogleich über bie Punkte überein, welche 
Gegenftand einer Vereinbarung fein müßten. Es waren bie folgenden : 1) 
Ruckkehr der von ihren Stühlen entfernten Biſchöfe; 2) Einſetzung ber feit 
1859 präconijirten Bilchöfe; 3) bie Ernennung von Biſchöfen in ſolchen 
Didcefen,, die ohne Oberhirt fih befinden. Herr Vegezzi erklärte, daß feine 
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erung bezüglich ber geiſtlichen Vorrechte "bes Heiligen Stubles zu ben 


Reg | 
größten Augeftändniffen bereit, aber auch entfchloffen fei, Die Rechte ber Eivil: 


gewalt und ber Krone zu wahren. Die päpftliche Regierung ihrerſeits er: 
klärte fich bereit, nicht blos ben Grundſatz der Einmiſchung ber Regierung 
in bie Ernennung ber Biſchöfe anzuerkennen, fordern auch dieſer das Redt 
zuzuſprechen zur Umgeftaltung ber beflebenben Bezirke, fie würde blos bie 
nothwenbige Rüdfiht und eine genaue Prüfung ber Verhältnifſe empfehlen. 
Was die Einzelheiten und insbejondere bie Berfonen betraf, fo ſchien fein: 


Schwierigkeit zu befürchten. So erfannten denn auch Garbinal Antoneli 


und Herr Begezzi, es fei bie Zeit gefommen, bie Elemente einer Berfläns 


digung vorzubereiten, und ber italieniſche Unterhändler Tebrte nach Turin 


zurüd, um ſich ausführliche und genaue Weiſungen daſelbſt zu holen. 
„Nachdem das Gabinet mit feinem Gefandten Rath gepflogen hatte, wurde 
für bemfelben mitzugebenben Weifungen bie folgende Grundlage feſtgeſetzt: Tie 
Rückkehr der abweſenden Biſchöfe wurbe im Allgemeinen geflattet und mır 
mit Vorbehalt folher Ausnahmen und VBeichräufungen, welde beide Theil 
ale begründet erfennen würden. Ebenſo wurden bie bereits präconificten 


Biſchofe mit ganz geringen Ausnahnen angenommen. Was num bie Er: 


nennungen neuer Bijchöte betrefie, fo follte fie auf biefenigen Sprengel be 
ſchränkt bleiben, bie nach einer bevorftehenden Revifion ber Bezirke erhalten 
bleiben würben. Die königliche Prärogative bed Cides und bes Exrequatit 
blieben vorbehalten, ganz jo, wie fie jebt beitehen, ohne irgenb eine Aus 
nahme und ganz nad ben Beftimmungen bes in Kraft beflebennben öffent 
lihen Rechtes. Doc follte bei ber Anwendung jebe Verlegung ber päpl- 
lichen Empfindlichkeit und jebe Hineinziehung von politiihen Fragen vermit 
ben werben. 

„Diefe Anträge enthielten nichtö weiter, als bie Ausführung ber von Be 
gezzi bei feiner eriten Anwelenbeit in Rom abgegebenen Grllärungen. De 
heilige Stuhl verfannte auch keineswegs bie Wichtigfeit der ihm im Bezug 
auf das Weſen ber Fragen gemachten gugeändnifie, und ba waren aus 
feine politifhen Schwierigkeiten zu befürchten. Anders verhielt ſich bie Sad 
mit dem Eide und bem Erequatur. Eine in gewillen Regionen Roms 
vertheibigte and von bedeutenden Einflüffen unterflüßte Meinung verlangt, 
baß biefe beiden Bebingungen verworfen werben müßten, ba fie wenigſten 
thatſachlich das Beſtehen eines Königreichs Italien anerkannten. Doq 
murben fie der Prüfung der Congregation und mehrerer geijtlicher Nolabi⸗ 
litäten unterworfen, bie * nach gepflogener Berathung gegen bie Annahm 
ausfprachen. Stalien fol der Eid und das Erequatur nicht bloß in Bezuz 
auf die feit 1859 annectirten Provinzen, ſondern auch in Bezug auf bie 
alten Provinzen verweigert bleiben. | 

„Sp konnte das Cinverftändniß nur in Einem Pumkte herbeigeführt wer 
ben, nämlich bie Rückkehr ber abweſenden Biſchöfe betrefiend, über welche man 
fhon eine freundfchaftliche Vereinbarung bewerkftelligt hatte Herr Vegezzi 
machte vergebens geltend, baß feine Negierung Teineswegs bie Bekräftigung 
ihrer Eriſtenz verlange, daB der Eid unb das Erequatur umter ben vorban: 
benen Umftänben nichts bedeuten, ale ben Bifchöfen ben den beftehenden Ge 
fegen ſchuldigen Gehorfam in Erinnerung zu bringen. Dan verlange vom 
Vapfte nicht, daß er ben Bilchöfen ben Eid auflege, man wolle nur zu feiner 
Kenntniß bringen, baß bie Regierung biejen Act von ben Biſchöfen fordern 
werde. Der römiihe Hof wollte durchaus eine politifche Frage 
aus einer rveligidfen mahen. So mußte benn Herr Vegezzi Rom 
verlaffen, und in jeiner Abſchiede⸗Aubienz ſprach er bem heiligen Water fein 
Leidweſen darüber aus, daß bie von feiner Regierung gewährten Zugeſtänd⸗ 
niffe nicht hinreichend gefchienen haben. Damit aber die Initiative St. He: 
ligkeit nicht ganz ohne Ergebniß bleibe, wolle bie Negierung bes Königs bie 
Rüdtehr ber entfernten Bijchöfe in ber verabrebeten Weiſe veranlafien. Trop 
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bem Abbruche ber Unterhandlungen haben bieje doch dargethan, daß tman in 


Bezug aufbiereligidferrage fich Teicht verffänbigen können 
—8 ſo wie die jetzt Alles is Am beberrfchenben politiſchen Voreinge⸗ 


nommenheiten Bee fein werben. So wie bie noch vorhandenen Täufche 


ungen verſchwunden jein und gewifle Einflüffe aufgehört haben werben, auf 
die Beſchluſſe bes hl. Stuhles in einem ber Religion fremden Intereſſe ein» 
zuwirfen, wirb bie itaf. Regierung noch größere Augeftändniffe 
machen, deren Endziel biegegenjeitige möglichft vollftänbige 
Unabhängigfeit von Staat und Kirche if. _ 


:5; Juli. Die italienische Regierung lehnt ben Verſuch Spaniens, feine 


8. 


Anertennung des Königreihs Italien an bie Convention vom 
15. September zivifchen Frankreich und Italien anzufnüpfen, ent: 
ſchieden ab. on a . 

„Lamarmora legt ben. Gang ber geſcheiterten Unterhaudlungen mit 


+ ber römifhen Curie in einer ausführlichen Denkſchrift an ben König 


‚ben mitzutbeilen, das ihr unterm 6. März d. J. yon Sr. Heil, 


nieder: 


„Sitel Sobald als Erw. Maj. geruht hatte, mir bas ee Sr 
Pius IA. 
augegangen war, machten meine Collegen und ich dasſelbe unmittelbar zum 
egeuftanb unferer Berathungen und waren einjtunmig ber Anficht, daß man 
dem Brieie bes heiligen Vaters Folge zu geben babe, —8 aus Verehrung 
für das Oberhaupt ber. katholiſchen Kirche, als auch aus Rückſicht auf bie 
Natur des Briefes jelbit, ber nur bie Rechte ber ausübenden Gewalt und 
ber ausſchließlich religiöfen und kirchlichen Intereſſen betraf, auf bie man 
aus Achtung vor bem Glauben und ber Geſinnung ber groben Mebrheit ber 
Nation und in Anbetracht bes wirkſamen Ginfluffee, ben fie auf bie 
moraliihen Zuſtaͤnde, bie Eintracht und die Ruhe im Lanbe ausüben, gros 
Bes Gewicht legen muß. — Wir wurden in diefer Anficht durch bie, Erwäs 
ng beftärft, daß fich bedeutende Vortheile aus einer Uchereinftiimmung mit 
em beiligen Stuble über die brei Bunfte, auf. welde ber. heil Vater 
bie Fürforge Seiner Dajeftät gelenkt batfe, ergeben würden: nämlich bie 
Nüdtehr ber abweſenden Biſchöfe im ihre Diöcefen, bie Belebung ber erledig⸗ 
ten Biſchofsſitze und bie Zulaffung ber bereits one vorheriges Benehmen mit 
der Regierung in einigen Provinzen ernannten Biſchöfe. 
‚Was ben erften Punkt betrifft, fo mußten wir auf bas Drängen ber 
ber Wiederkehr ihrer Seelenhirten theild gewogenen, theil® abgeneigten Bevöl⸗ 
kerungen und bamit befallen, und wir fonnten einer Maßregel nicht , wibers 


ſtreben, bie der Würde ber Regierung feinen Abbrud that und ben ‚Geboten 


ber. ftantlichen Klugheit entſprach. Per zweite Punkt bot uns Gelegenheit, 
dem römiſchen Hofe Aufflärung über bie Abfichten ber Regierung im Bezug 
auf bie Bisthumseintbeilung des Königsreihg zu geben und gıt verlangen, 
daß man did zu deren befinitiver Feſtſtellung bie Biſchofsſitze, deren Abfchafe 


“fung wegen ihrer Unbebeutendheit oder aus andern Gründen vatbjam fchiene, 


unbefegt Taffen möge. Der britte Punkt eröffnete und bie Bahn zur Neform 


. eines thatfächlichen Verhalts, ber den Prärogativen ber Krone und bed Staa⸗ 


tes zuwiberlief und Bemerkungen uud Beſchwerden Bervorgerufen hatte. — 
Bei allem Vertrauen amberfeits, baß ber heil. Vater, indem er ſich an Em. 
Maf. wanbte, auf die Bedingungen einer repräfentativen Negierung, insbes 


ſondere des Königreihg Italien, und anf Ew. Maj. Loyalität und Feſtigkeit 


Rückſicht nehmen mußte, dachten wir, daß bie röm. Gurie im Sinne ber 
hatten, bie Regelung ber geiftlichen Angelegenheiten bon jedem politifchen Gone 
trovers auszufcheiden, wie dies Ti in ber Bulle Bollieituän dpcicelaram 


beijen Ueberlieferungen handeln würbe, bie fo mandmal ſchon fie beitimmt 
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Watien. 


bes Papfles Gregor XVI. v. 7. Aug. 1831 feierlich beilätigt findet. Dem 
emäß beichlofien wir, daß man bem Munfche bes bi. Vaters nachkommen 
önne und folle, einen Raten nah Rom zu ſchicken, mit bem man über bie 
obigen brei Punkte unterhandeln unb nach bem Mittel zu irgend einer Ber: 
fländigung fuchen würbe. | 
„Dero Regierung ſchlug alfo vor und Ew. Maj. genehmigte ohne Zögern, 
biefe Mifjion dem ebrenwertben Deputirten und Commanbeur Zaverio Begezji 
anzupvertrauen und ihm als Mitarbeiter ben Advocaten Ritter Maurizio bei: 
zugeben. Die ihnen ertbeilten In ſtruction en flelten vor Allem jeft, baf 
die Gonferenzen jeder politifhen Frage fremb bleiben und jede Materie aus 
ſchließen folten, bie nicht auf die brei Punkte Bezug hätte, und bie nament: 


‚lich ins Bereich ber gefeßgebenden Gewalt fiele. Ferner Sejagten bie Inſtrnc⸗ 


tionen, baß es währenb ber Dauer ber Conferenzen oder etwa nachjolgender | 
Unterbanblungen nicht nöthig fei, bie Frage ber Anerkennung ber Regierung 
Ew. Mai. von Seiten bes bi. Stuhles zu berühren, damit bie Gonferenzea 
und Unterbandlungen felbft ihren eigentlichen Character ber Verſtändigung 
über buchaus religidfe unb geifiliche Angelegenheiten nicht verlören. Man 
konnte und burfte nicht zugeben, baß, fei es im Allgemeinen, fei es. in einen 
beſonderen Punkte, bie Unterbandlungen bie thatſächliche Verneinung bes Bor: 
banbenfeins des Königreichs Staliens involvirten, denn wenn glei die Re 
gierung EM. einer Fsrmlicen Anertenmmig Seitene bes rim. Stubles nich 
ebarf, jo Hält fie es boch auf ber andern Seite für Recht und Pflicht, fid zu 
keinem Acte herzugeben, ber als eine Berzichtleiftung auf die Ausübung be 
Souperänetät und ber kgl. Prärogativen in irgend einem Theile bes König: 
reihe Italien gebeutet werden könnte. — Außerdem enthielten bie Inſttus 
tionen die Zuflimmung, daß man ben Blfchöfen, beren Rückkehr feinen Grum 
zur Störung ber Öffentlichen Rube abgeben würde, unb bie ſich verpflichten 


. würben, jelber ſowohl als auch im Namen ihrer Geijtlichkeit die Staatsgeicht 


zu beobachten, bie Rüdfehr geftatten würde. Cs follten endlich nur bie cr: 
lebigten Site neu beſetzt werben, bie in ber zufünftigen Didcejarreintheilung 
beibehalten würden. Die Vorſchlagung von Prälaten folle, mit vor hergehender 
Genehmigung bes Papftes, von Em. Maj. geihehen und biefe Vorfchlagung 
follte aus bem Präconifationsafte und ben Bullen ſich ergeben, bie bem tal, 
Grequatur unterzogen fein würben. Zulegt beſtimmten bie Juftructionen, 
baß einige ber bereits präconifirten Bifchöfe aus gewichtigen Gründen be 
Öffentlichen Ruhe unb ber politiſchen Eonventenz nicht zugelafferr werben 
follten, und baß bie andern, bie nicht unter biefen Ausnahmen begriffen feiea, 
zugelafien würden, vorausgefeßt, daß man In die Verfetung an anbert 
Bilofsfige berjenigen Prälaten einwillige, bie bereits für die zur Mufbebung 
auserſehenen Bilchofsfige präconifirt feien, und daß bieje Vorfchlagung burd 
Em. Maj. in ben Bullen angeführt werbe, bie ebenfalls bem Fol. Erequatst 
zu unterziehen feien. | 

„Nachdem auf dieſe Weife bie Brinciplen feftgeftellt waren, beren Wahrung 
für jebe bürgerliche Regierung eine ftrifte Pflicht ift, trug die Regierung Em. 
Maj. Kein Bedenken, ben Unterhandlungen ihren Lauf zu lafien, indem fie 
ſich einerſeits auf bie hohe Einficht ihrer Unterhänbler und auf ber andern 
Seite barauf verlieh, daß das Land, in welchem bie erfte Nachricht von bielen 
Unterbandlungen gewiffe Befürchtungen hervorgerufen hatte, ſich jeben Ary 
wohne entſchlagen wiürbe, jo wie es volitändige und genaue Kenntniß be 
Regeln erhielte, welche ſich bie Negierung vorgezeichnet, und welche dieſe durch 
ein an bie Präfeeten bes Königreichs unterm 2. Mai gerichtetes Rundſchtei⸗ 
ben zur fchleunigen Kenntniß bringen zu müſſen glaubte, 

‚ „Die Unterhandlungen haben zwei Phaſen burchlaufen, welche durch bie 
beiben Reifen, die bie Unterhändler in ben Monaten April und Juni nad 
Rom unternahmen, bezeichnet worben. Vom bl. Vater mit Zeichen elnes ber 
fonbern Wohlwollens aufgenommen, welches beſonders Shrer ehrbaten Perſon 
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galt, konnten fie das erſte Mal nur bie Abſichten Zw. Mei. darlegen und 
bagegen biejemigen bes hl. Stubles entgegennehmen, in ber Anficht, daß, mit 


Ausnahme ber Principfrage, irgend ein Arrangement über ben Punkt fecuns 


bärer Bebeutung, wie ba6 bei allen Unterhanblungen ber Fall ift, abgelchlofs 
fen werben Tönnte. In ber That, ba’ fie ben bi. Stuhl geneigt gefunden 
— nicht mehr die Rückkehr ohne Ansnahme aller abweſenden Biſchöfe zu 

rbern, gaben fie zu verſtehen, daß die Regierung Ew. Maj. auf ben Bes 
ſchluß verzichte, an ihre Rückkehr befondere Bedingungen zu Tnüpfen. Und 
ba der hl. Stuhl nicht bie Zeitgemäßheit einer neuen Eintheilung ber Sprens 
gel des Königreichs geläugnet hatte, glaubten fie nicht auf ber genauen Zahl 
ber Bifchofsjige beſtehen zu müffen, die man vacant laſſen ober beſetzen folle, 
benn man erkannte leicht, daß man in biefer Beziehung zu einem Verſtändniß 
gelangen müffe, welches bie Mitte halten würde zwiſchen ben Vorfchlägen 
ber Regierung und benen bes hl. Stuhles mit Bezug auf die Würbigung ber 


Grimbe, welche man von einer ober von ber andern Seite vorbringen würbe. 


Da. der Hi. Stuhl eben jo wenig eine beutfiche Abneigung gezeigt hatte, bes 


- züglich einiger ber bereits präconifirten Bifchöfe auf bie Anfichten ber Regie⸗ 


rung einzugeben, thaten die Unterhänbler bie Neigung ber Regierung kund, dem 
hl. Stuhle die Mittel zu erleichtern, die Bedingungen aller andern auf eine 
ehrenvolle und ſchickliche Weiſe zu fichern. 

„Aber um ber Regierung mündlich Bericht abftatten zn Tönnen über bie 
Sefinnungen, bie der hl. Stuhl an ben Tag legte und namentlich um ihr bie 
Schwierigkeiten darzulegen, welche in ben Eonferenzen über ba Erequatur 


der Ermennungebullen ber Biichöfe und bezüglich ihres Eibes ſich aufgewor⸗ 


fen batten, fuchten bie Unterhändler um bie Erlaubni nah und erhielten 
fie, zum Site ihrer Regierung zurüdzutehren. Die vom Commanbeur 
Vegezzi gelieferten Nachrichten wurden von uns mit dem Ernft, den ber Ges 
genftand erheilcht, aufgenomnten und gemürbigt und wurden unfrerfeits zum 
Gegenſtande eben folher Discuffionen gemacht, befonders bezüglich der beiben 


: obenermähnten Punkte. 


‚Was ' ben erften betrifft, fo erfannte man, baß bie Regierung Ew. 
Maj. nicht auf eine fo koſtbare Garantie der Civilmacht verzichten Tonnte wie 
das Zugeſtaändniß des Exequatur zu ben päpftlichen Beitallungen if, welche 
Garantie ein Theil unferes immern Öffentlichen Rechtes if, bie im Art. 18 
des Statuts unter den ber Krone vorbehaltenen Vorrechten figurirt und bie 
unfer Staat mit faſt allen andern Tathol. Staaten gemein bat. Was ben 
zweiten Punkt betrifft, obgleich es paſſend fcheinen koͤnnte, bie Biſchöſt ber 
Eidesverpflichtung zu entlebigen, als Huldigung für bie Grunbfäße ber bürs 
gerlichen und veligidfen reiheit unb der Trennung ber Kirche vom Staate, 
welde bie Regierung Ew. Maj. bie Ehre bat, als die ihren zu befennen, fo 
beſchloß man dennoch, ba biefe Verpflichtung durch fpecielle Geſetze im größten 
Theile des Koͤnigreichs auferlegt ift und man nicht für bie verjchiebenen Pros 
vinzen eine Verfchiebenheit ber Regel zugeben kann, fie auch aufrecht zu er 
balten von ber Betrachtung ausgehend, daß ed einer gefeblihen Verfügung 


bedürfe, fie aufzuheben. Mit Bezug hierauf wirb man auch in Betracht zies 


ben, baf in faft allen kathol. Staaten bie Bifchäfe zur Verpflichtung bes 
Eines gehalten find und daß, falls man fie in einem andern Königreich des⸗ 
ſelben tiberhöbe, man dies nicht ben Liberalen Gefinnungen Ew. Maj., fonbern 
einem Zugeftändniffe, das burch politifche Gründe auferlegt wäre, beimefien 
würde Man glaubte nicht, ber Kl. Stuhl werbe bezüglich dieſer Punkte 
wmüberfteigliche Schwierigfeiten erheben, wenn er entf&loften mwärt, ben relis 
giöfen und geiftlicden Intereſſen unferes Königreiches Genüge zu leiften, ba 
biefe Inter mit Aufredgthaltung ber bürgerlichen Eintradt Barmoniren 
und bie Bifchöfe, welche unter uns wie überall das Amt eines Apoftolats ber 
Liebe und bes Friedens verwalten, alle Theile besfelben nur mangelhaft zur 
Ausführung bringen würden, fomwohl ber Geiſtlichleit als ber Benöfferung 


XX—' 
nicht under denlelben Vehlagumgm 


Ahrer Sprengel gegenaber, wenn fie fi 
befänden, wie bie Mehrzahl ber u Biſchoͤſe aas Huldigung auch für bie 
Traditionen ‚ber Kite und ihrer erhabenen Lehren, welche den Gehorſam 


gegen alle Regierungen auferlegen. — Die lnterhändler erhielten -alfo zugleich 
mit ber Beitätigung ihrer anfänglichen Inſtructionen das Mandat auſf dem 


Eide ber Bifchöte im ber für das .Königreih eingeführten Form zu beſtehen, 


. welche von ſervilen und beleibigenben Zuſätzen Tür bie Wärde des Bilcoie: 


Randes frei if, die man in andern Formeln noch worfindet una außerden 
noch auf Präfeutation ber Bullen bebufs bes Tal, Grequaturs zu beſtehen, 
mit ber Befugniß in biefem letztern Punkt auf einige Veränderung ber Form 
einzugeben, ſobald nur im Wefentlihen bie Beſiimmungen unberührt blieben 
und auch mit ber Befugniß, ben Arrangements, bie man mit dem HI. Stuble 


abſchlöſſe, die Form eines Ipeciellen Vertrags zu geben und partielle Arran: 


gements über biejen ober ‚jenen Bunft der Verhandlungen einzugeben, mit 
ber Bedingung, daß biefe Uebereinkunft nicht die andern Punkte, die nod 
fchwebend blieben, beeinträchtige. 

„Mit diefen neuen Inſtructionen ausgerüjtet, Tehrten bie Unterhändle 
nah Rom zurüd; aber leider fanden fie dort nicht mehr bie verſöhnlichen 
Geſinnungen vor, welche fie bei ihrer erſten Meife ermmutbigt hatten and ob mau 
ihnen gleich einen böflichen Empfang bereitete, mußten fie doch bemerken, daß 
irgend ein feindlicher Einfluß dem günftigen Fortgang der Unterband: 
Iungen in ben Weg getreten war. Es ift nit Sache ber Megierang Ei. 
Maj. nachzuforfhen, welhe Natbihläge auf ben hl. Stuhl eingewirſt 
haben Fünnen, daß er vollſtändig wiberipenftig wurbe gegen bie Arrangement, 
benen er früher geneigt ſchien fich anichließen zu wollen, und es fommt und 
ebenjo wenig zu, die Argumente zu widerlegen, bieihn dazu veranlaßt haber, 


: bie Vorjchläge zurückzuweiſen. 


> 


„Die Regierung Ew. Maj. achtet bie inabhängigfeit bes hl. Stuhles und 


hält es nicht für ihre Aufgabe, fig mit ihm in irgend einen Prencipienftei 


einzulaffen, wenngleich bie älteften und angeſehenſten Weberlieferungen, dit 
Lehrfäte gewichtiger Canoniſten und bas Verhalten bes vöm. Stubles jet 
in neueren Zeiten gegen Regierungen, bie fi ungeiähr in denſelben Bebin: 


‚ gungen, wie bie ital. Regierung befanden, diefer den Vorwand dazu bien 


önnten. Allein, wenn es und am Herzen liegt, bie Unabhängigkeit des N. 
Stuhles zu ſchützen, ſo müſſen wir darum nicht minder die Unabhängigfet 
ber Regierung Ew. Maj. achten, und wenn wir deshalb auch bedauern mi 
gen, baß bie von ung zur Beiörderung der religiöſen und geiſtlichen Inter 
jen im Königreich von und gemachten Borichläge nicht angenommen worden 
find, jo haben wir ung boch nicht zu beflagen, wenn man bie Urſache dieiel 
Mißlingens unfern Bemühungen zuichreibt, die Prärogative ber bürgerlichen 
Gewalt zu wahren und thatfächlih an bem nationalen echte feftzuhalten, 
welches ber Regierung Ew. Majeftät ibre größte Kraft verleiht. Wir babe 
beizufügen, bag wir von unfern urfprüngliden Abſichten nit 
abgewichen finb und feine wefentlihen YAbänderungen in beu 
ben Unterhändlern gegebenen Inſtruckionen vorgenommen 
haben, denn wir haben gleich von Anbeginn an auf ben Vorbehalt in Betr! 
bes Grequatur aufmerkſam gemacht, und wir murben nur genöthigt, unſere 
Anſichten über biefen PBunft gegenüber ben Gimmenbungen bes Hl. Stuhle 
zu erflären, wie wir auch gezwungen waren, ausführliche Erklärungen übe 
ben Biſchofseid abzugeben, als wir erfuhren, daß ber hl. Stuhl eine wichtig 

vage aus biefem Punkte mache. Uebrigens begreift man, baß die Megierung 

w. Maj, im Bewußtjein ihres Uriprungs und ihrer Pflichten gegen das 

arlament und bas Land, feine andern Regeln für bie eingegangenen Unter: 

ölungen aufftellen konnte als bie, welche jie hier bargelegt hat, während 
man wohl fragen kann, welches bie Wbfichten bes heiligen Stubles waren, 


indem wign ihn auffordert, auf ben freiwillig ‚dem Herzen Pins IX. emtfprun: 


‚genen Borkälag Hin fagen, 
könne ſich dazu verleiten laſſen, ſich felber zu verleugnen unb a 
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ob er gedacht Gabe, bie Wegierring Gw. Mai. 
von jeber 
unabhängigen Regierung anerkannten Grunbfäge zu besavouiren. 

„Die Zurüdweifung unferer Vorichläge über ben Gib der Biſchöfe und 
bas Grequatur war Urjache, daß bie Unterhandlungen über die andern Runfte 
nicht fortgefebt wurben, und fie zogen bemgemäß feine Folgen nad fi. Nur 
wurbe ertlärt, daß die Regierung Ew. Maj. nicht von ihrem Entſchluſſe ab: 
weichen wird, nah und nad die Rückkehr der abweienden Bilchöfe, bie 
ohne Gefahr einer öffentlichen Ruheſtörung ihre Sike wieder einnehmen Fön: 
nen, einzuwilligen. Denn bieß ift nur eine innere Drbnungsmafregel, die 
auch bereits ſchon vorher von ber Regierung felbft beichloffen worden war. 

„Durch diefe kurze Darlegung glaube ich die Pflicht, die mir fo wie 
meinen Gollegen oblag, Ew. Maj. über einen fo wichtigen Kegenftand, ber 
fo entgegengejegte Urtheile und fo verfchiedene Hoffnungen hervorgerufen bat, 
Kunde zu geben. Ew. Maj. finden darin alle Einzelnbeiten, bie Shnen bes 
reits durch den Antheil an den Deliberationen ber Räthe befannt find, ges 
treulich aufgezeichnet. Wenn Ew. Maj. mit uns das Bebauern tbeilen, 
daß bie Unterhanblungen mit dem hl. Stuble nicht ben ermwünfchten Erfolg 
gehabt haben, fo werben Sie mit bem ganzen Volke anerfennen, baß bei 
biejer Gelegenheit bie Rechte ber Nation und der Krone gewahrt 
worden find, indem man gleichzeitig aufrichtig danach geftrebt Hat, ben geiſt⸗ 
lihen und religiöjen Intereſſen zu genügen, welche nie mit andern Intereſſen 
hätten verwechſelt werben follen. Nielleicht ift der Tag nicht ferne, wo die jo 
gemünfchte Trennung ber Kirche vom Staate bie vollffändige Trennung ber 
religiöjen und geiſtlichen Interefjen von den politifchen Intereſſen mit fich 
führen wird, zum gemeinjfamen Vortbeile der Kirche und bes Staates und 
befonders zum Vortheil Italiens, welches in Folge ihrer Verwirrung lange 
unb ſchmerzliche Prüfungen bat erleiden müſſen. Aber vorläufig wird es 
eine Ehre für die Regierung Ew. Maj. fein, in diefer Conjunction nicht ihre 
Pflicht, die politiihen Sntereffen zu beihüten, vernachläffigt zu haben, wäh» 
rend fie es jtets als eine Pflicht und einen Ruhm anfieht, den religiöfen und 
geiftlichen Intereſſen Genugthuung verichafft zu haben innerhalb der Grenzen, 
welche ihrer Natur nad) von ben Geſetzen des Königreichs und von ben Kor: 
derungen der jeßigen Givilifation gezogen werben“. 


21. Juli. Ein kgl. Decret hebt das dritte große Militärdepartement, ſo⸗ 


23. 


wie mehrere militärifhe GSubbivifionen aus Sparfamfeitsgründen 
auf. 

„ De Kriegsminifter, General Petitti, erläßt ein vertrauliches 
Circular an alle Regimentscommandeure in ber Angelegenheit bes 
Majors de Villata (Mipromonte), dahin gehend, daß alle Officiere 
für die, Ehre des Majors eintreten und jeden Angriff ber Preſſe 
zurüdweifen follten: 

.... Es ift im Parlamente auseinanbergejekt worben, wie es fi mit 
dieſem Vorfall verhält, Die Regierung bat bie ganze Verantwortlichkeit da⸗ 
für auf fi genommen, und fie bat bieß mit gutem Gewiffen thun Tönnen, 
ba bie erceptionellen Verhältniſſe fofortige und energiſche Repreſſalien als 
bringend geboten ericheinen ließen“. 


— Aug. Die Cholera wird von Alexandrien her in Ancona eingejchleppt 


8. 


"and forbert zahlreiche Opfer. 


„ Prinz Amabeus reist nach Portugal ab und gebt von ba nad) 
Spanien und Frankreich. 


288 Aalles. 


.9. Aug: : Der Appellhof weist die Klage ber Biſchöfe, Ordinarien und 
Seminardirectoren, welche bie Regierung wegen Wegnahme ihrer 
Güter in Folge ber Weigerung, die Seminarien ber Inſpection bes 
Staates zu unterftellen, belangt hatten, ab. 

410. „ Der Zuftizminifter Vacca gibt feine Entlafjung ein und wir 
durch Corteſe erfeht. 

17 Abgeordnete und 1 Senator proteſtiren in Turin gegen das 
Circular bes Kriegsminiſters v. 23. Juli, indem fie „erſchreckt durch 
die Gefahren, die das Rundſchreiben des Kriegsminiſters her— 

vorruft, erklaͤren, daß dasſelbe bie Unabhängigkeit der Preſſe und bie 
conſtitutionellen Freiheiten verletzt“. 

18. „ 23 Senatoren und Deputirte proteſtiren in Neapel gegen das 
Circular Betitti. 

20. „ ine Volksverſammlung in Turin proteftirt gegen das Circular 
Petitti und ertheilt dem Minifterium überhaupt ein Mißtrauens— 
botum. 

21. „ Der Minijter des Innern, Lanza, erläßt ein Circular zu Gunſten 
bes Erlaſſes Betittt. | 

23. „ Der Regierungsbevollmäditigte an ber Univerfität Neapel, Een: 
tor Ambriani, wird feines Amtes enthoben, weil er einen Saal u 
dem Proteft gegen den Kriegsminifter hergegeben hatte. 

25. „ Erlaß des Minifters des Innern, Lanza, wonach religidfe Pre 
ceffionen außerhalb ber Kirchen nur unter Oenehmigung ber welt 
lichen Behörden, welche bie Befugniß haben, fie zu unterfagen, jtal: 
finden dürfen. 

28. „ Der Minifter des Innern, Lanza, gibt feine Entlaffung ein. 


nur 1 Bourboniften und 15—16 Radicale. 

— „ Die Anzahl ber gegen bas Circular bes Kriegsminifters vom 
23. Juli proteftivenden Senatoren und Deputirten ift auf 84 ge 
fliegen. 


2. Sept. Ein kgl. Decret fufpendirt den Oberften Tamajo, weil er ale 
Abgeorbnneter gegen das Eircular des Kriegsminiſters proteftirt hat 

» „ Der Unterridtsninifter Natoli wird an Lanza’s Stelle aud zum 
Minifter des Innern ernannt. 

7. „ Ein kgl. Decret löst das Parlament auf und feßt die allgemeinen 
Mahlen auf ben 22.Dct., den Jufammentritt des neuen Parlament 
auf den 15. Nov. an. 

— „Nach dem Berichte Natoli’8 am ben König follen vorerſt nur 
58 Seminarien ber Geiftlichfeit entzogen werben. 
— „ Bei ben Gemeinberatiswahlen in Florenz ſetzen bie Anhänge 
ber früheren Orbnung ber Dinge nur 3 dev Ihrigen gegen 56 
Aberale durch. 
— „ Der Finanzminiſter Sella beziffert das muthmaßliche Jahresdeficit, 


„ Die Gemeinderathswahlen in Neapel ergeben auf 80 Gemähle 
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das er noch im Fruhjahr auf höchſtens 100 Mill. augeſetzt hatte, 
bereits auf 280 Mill. und die öffentliche Meinung iſt überzeugt, 
daß es in Wahrheit über 300 Mill. betragen werde. 

16. Sept. Die öſterreichiſche Finanzpräfectur in Venedig macht der ital. 
Regierung durch die Vermittlung Frankreichs Eröffnungen bezüglich 
einer allfälligen Verſtändigung „von rein localem Character“ 

zwiſchen den Behörden Venetiens und denen ber anftoßenben ita⸗ 
lieniſchen Provinzen, zu bem Zwecke, bie commerciellen Beziehungen 
zwiſchen ihnen zu erleichtern und auszubehnen. Der tal. Finanz 
minifter lehnt es ab, auf die Eröffnimgen einzugehen. 

20: „ LZufammentritt der Blenarverfammlung der großer Commiflion 
für die Alpenbahnfrage (Gotthard, Splügen ober Lukmanier). 
20/22. „ Große Trauerdemonftration in Turin an den Jahrestagen ber 

vorjährigen Creigniffe. ' 


8. Det. Zufammentritt einer vom Finanzminifter Sella einbernfenen 
Commiſſion behufs Prüfung der Einführung neuer Steuern (beſon⸗ 
ber der verhaßten Mahljteuer). 

9. „ Im Neapolitaniihen werben bie Renten aller derjenigen bijchäf: 
lihen Seminarien, welche in Laienſchulen umgewandelt werben follen, 
mit Beſchlag belegt. | 

„» vo Der König ernennt 32 neue Senatoren. | 

17. „ Die Regierung überträgt ben Schabfammerbienft ber National: 
Bank, ohne vorher bie Genehmigung bes Parlaments dazu einge 
holt zu haben. 

22/29. „ Allgemeine Parlamentswahlen in ganz Stalien. Die bisher 
herrſchende Partei macht giemlich empfinblige Cinbußen, das linke 

Centrum und. die Linfe gewinnen wejentli an Zahl, die cleriacle 
Partei febt troß aller Anftrengungen kaum 12 der Ihrigen durch. 

22. „ Empfang des mericanifhen Gefandten. Anrede bes Gefanbten 

und Antwort ded Königs. 


3. Nov. Der Juſtizminiſter Gortefe erläßt ein Circular an bie Präfec: 
ten und &eneralprocuratoren bezüglich der. Didcefaneintheilung bes 
Landes. 

Das Circular weiſt darauf bin, daß bie Diöceſen einetheils in ihren Bes 
ziehungen zum Staate, als von der bürgerlichen Gewalt anerkannte Einheiten, 
mit Rechten und Pflichten, andrerſeits aber in ihrem rein kirchlichen Character 
betrachtet werben koͤnnen. Sin ber erſteren Eigenſchaft iſt ihre Eriftenz uns 
zweifelhaft politilchen und abminiftzativen Awedmäßigfeitggründen unterges 
ordnet, Der Staat beanfprucht baher ‚unter dieſem Gefichköpuntte für bie Abs 

. gränzung ber Diöcefen bas entjcheibende Wort, während er fig um bie rein 
kirchliche Eintheilung bes Landes nicht fümmert. Er wird bemgemäß unters 
ſuchen laſſen, wie viele Diöcefen dem Bebürfniffe bes Landes entiprehhen und 
welches die geeignetite Begrenzung berjelben ſei. Dieſe neuen Bisthümer 
würden alsdann ausfchließlich vor den bürgerlichen Geſetzen Anerlennung 
unb bei ber Stgatsbotation Berüdfichligung finden, währenb es bem römis 
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fen Stuhle natürlich anheimgeſtellt bleibt, für rein Urchtiche Joeile uch 
mehr Biſchoſe zu ernennen. Der Miniſter will mit einer jo wichtigen Maß—⸗ 
vegel nicht übereilt zu Werke geben und fordert daher die Präfecten und Pre 
eutaturen zur forgfältigen Unterfuhung ber Localverhältnifie auf, bie natür: 
lich für manche Provinzen mehr Ri afic auf bie Traditionen und bie Rolfe 


meinung ‚erfordern. Im Aligerseinen bielte es ber Miniſter jür wiünjdene 


*. n 


werth, wenn für jebe Provinz nur ein Biſchofeſitz beſtände. 

ov. Der Finanzminifter Sella gejteht bei einem Bankett, das ihm 
zu Ehren fein MWahlcollegium Cofjato-Biella veranftaltet bat, baf 
bag biekjährige Deficit die Summe von 300 Millionen erreichen 
werbe und kündigt feinen Entihluß an, bem Parlament behufs weniz 


ſtens theilweiſer Ausgleihung bes Budgets die Einführung der 


(verhaßten) Mahlſteuer vorzujchlagen. 


„7. „ Ein kgl. Decret beftätigt die Yuflon ber Nationalbant mit ber 


toscanifchen zu einer einzigen Bank Jialiens. 


9, „ Der König geht nad Neapel, wo die Cholera müthet. 
18, .„ Eröffnung des neuen Parlamente. Thronrede des Königs: 


„als ich in ber chlen Stadt, welde bie Geſchicke Staliens in fein: 
Wiedergeburt zu bewachen wußte, bie Situngen bed Rarlaments eröffnete, 
ba waren meine Worte allzeit Worte ber Ermuthigung nnd ber Hoffnunz 
Ihnen folgten beftänbig erbabene Thaten. Das Herz ofien für bas gleide 
Bertrauen babe ih Sie heute an biejer eblen Stätte erhabener Erinnerung 


um mich verfammelt. Auch bier werben wir, auf die volle Wiederherfielun 


unferer Autonomie bebacht, jegliches Hinberniß zu beftegen wiſſen. Bm 
Schluß ber lebten Legislatur hat meine Regierung in Chrerbietung (per 
ossegulo) gegen das Haupt ber Kirche und im Wunſche bie religiöjen u 
terefjen ber Mehrheit zu befriedigen, Vorfchläge zu Unterhandlurgen wit ben 
päpfitliden Stuhl angenommen. Aber Ne mußte fie abbrechen ale ba 
Rechten nıeiner Krone und der Nation Schädigung daraus erwachfen fonnt 


(ne potevano restare oflesi) (Beifal)., Die jih erfüllende Zeit 


und bie unwiberfieblide Bewalt ber Ereigniffe werben ti 
Streitfragen zwilden dem Königreih Italien umb den 
Papſtthum löſen. Uns liegt es bis dahin ob, Treue zu bewahren ii 
Convention vom 15. September, melde aud Frankreich in der fefgele 


ira 
- Zeit zur vollſtändigen Ausführung bringen wird. Die Tugend bes Warten! 


it heute für Stalien Teichter als ebedem. Seit ben Tag, ba ich bie leg 
Worte an das Parlament richtete, haben ſich feine Verhältniſſe gebefjert. In 
Fortichreiten in unferem Wert befräftigen uns bie Sympathien ber geil 
deten Völker. Durch Gemeinfamfeit der Intereſſen, durch Bande ber Tastı 
barkeit find wir in innigem Ginflang mit Frankreich; wir ſtehen in guten 
Beziehungen zu ben meilten anbern europäifhen Staaten ımd mi 
ben Regierungen ber beiben Amerifa. Win weites Feld tft dem Handel ge 

et durch vortheilhafte Verträge mit England, Rußland, Holland, Din: 
märt, Schweiz, wie fhon früher mit Franfreih, Schweben, Belgien, Türfe 


und Perſien. Spanien bat vor Kurzem das Konigreich Italien anerkannt; 


Bayern und Sachſen haben ebenfalls vor Kurzem bie gleiche Abſicht ge: 
&ußert, welche Preußen, das Großherzogthum Baden und bie Hanfeflädtt 
fhon ausgeführt haben. So find bie Bande zwifchen ben Bölferm late: 
niſcher Race verfiärtt: und mit den ebfen germanifchen Bölfern wirb es ben 
Stalienern erleichtert fein, Intereſſen und Veſtrebungen anzuknüpfen, in wel: 


: en alte Voruriheile und alter Groll erldichen werden. In folder Zeile 


wird alten, indem es bie Stellung einnimmt, bie tkm unter ben großen 
Staaten Curopa's zulemmt, mehr und mehr zum Triumph ber Gerechtig⸗ 
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Bert ımb ber Freihelt beliragen. (Beifall) "Diele dat’ ini Innern ſchon bes 
—— — Früchte getragen. Bimen wenigen Jahren find in den 
"+ Bertsaftungen, in dert Öffentlichen Arbeiten, im Recht (nei codiet), in ber 
militariſchen ——— Reſnltate erreicht worden, für welche anderswo mehrere 
Generationen gearbeitet haben ober innere Kämpfe zu beflagen waren. So 
viele überwinndene Schwierigkeiten find ein fröhfiches Vorzeichen fire die Zus 
tunft. Meine Mimifter werben Ihnen Geſetentwüͤrfe verlegen für bie volls 
- Röndige Ordnung der legislativen Unification bes Königreichs, für bie Bes 
- fteiumg ber ıumbemittelten Clafſen aus der Ummiifenbeit, —* die Verbeſſerung 
ber Creditverhẽltniſſe, fr die Forberung ber drängenderen ntliden Ars 
beiten. Andere Geſetze werden Ste verbeffern, mie e8 "bie Erfahrung ober 
bie Opportunität anräth. Die größte Schiwierigfeit ijt die Herfleliung bes 
Gleichgewichts In ben Finanzen, ohne ber Nation: ihre bervaffnete Skärte zu 
Land und zur See zu benehmen. Es iſt mir äußerſt ſchwerzlich, bay bie 
unvermeidliche Nothwendigfeit von meinem Volke neue Opfer fordert. Ges 
wiß; m. H., feine Züchtigkeit wird nicht barımter leiden. Bürgen dafür find 
‘mir die Opfer, melde e# mit bewundernswerther Standhaftigkeit fchon ges 
bracht hat. Aber ich empfehle Ihnen, bie Laſten in ber möglichſt billigen und 
mindeſt bebrüdtenden Weiſe zu vertheilen, indem ſich auch bie öffentlichen 
Ausgaben auf das Aeußerſte Beichränten ſollen. Das italieniſche Bolt muß 
ſich jener Weberrefte ber Vergangenheit entledigen, welche es im ber vollen 
Entwidelung feines nenen Lebens hemmen. ie werben daher auch zu be⸗ 
tatben Haben Aber bie Trennung ber Kirche vom Staat unb bie Unter⸗ 
brüdung ber refigidfen Körperſchaften. (Beifall.) Schreiten wir im’ folcher 
Weiſe vormärts, \ werben feindliche Ranke oder Tüde des Schidſals unfer 
Merk nicht zu zeritören vermögen. Wine tiefe unvermeidliche Beränberung 
vollzieht fich In den enropäiſchen Völkern. Die Zuknnft ſteht in Gottes Hand. 
Wenn für die Bollendung ber Geſchicke Italiens neue Brüfs 
ungen fſich erheben follten, fo bin ich gewiß, baf feine braven Söhne 
ſich noch einmal um’ mid drängen würden. (Beifall) Sollte bie ſittliche 
Macht der Clviliſation vorhertſchen, fo würde ber gereifte Sinn des Volles 
nicht verfehlen, fie zu benfigen. - Deine HH. Senatoren! Meine 55! Depu⸗ 
tirtel Anf daß jedem Ereigniß gegenüber Italiens Net und Ehre unvers 
letzt bleiben, ift es vonnöthen, freibn Schritt6 (francamente) auf der Bahn 
ber nationafen Politik vorwärts zu gehen (progredire). Ich werbe, übers 
zeugt von Ihrer Unterftüßung, vertranenb auf die Liebe bes Volks und bie 
:  " Xapferfeit des Heere, nit zurlidfiehen (non verrd meno all’ impresa no- 
"  - billssima) vor bem ebelften Werk, weiches wir den Tonmenben &efchlechtern 
vollendet fibergeben müfjen.“ 2 | 
25. Nov. Kitcularbepefhe Lamarmora's über bie Beziehungen zwiſchen 
Italien und Defterreidh. 

Die Depeſche nimmt im Gingang Bezug auf bie Bewegung für Her: 
ftellung befferer commercieller und fſelbſt diplomatiſcher Veziehungen init 
Italien, welche ſich feit einiger Zeit in der Öfterreichifchen Preſſe funbgegeben, 
welcher aber die offtcidjen und officiellen Organe" bes Wiener Gabinets bei 
jeber Belegerigeit bie Gritärumg eutgegengeſtellt hätten, dar vegelmäßige Uüs 
terhandlungen zwiſchen beiben Pänbern unmöglich feien, weil bie öſterreichiſche 
Regierung Italien nicht anerfennen wolle. „Sch bedaure — fährt bie Depeiche 

" fort — nicht im Abrede ſtellen zu Eönıten, baß, was man in Wien als unmög⸗ 
lich: derrachtet, nom ‚Italtenifchen Geſichtopunkt wenigſtens ſehr ſchwierig iſt. 

Es wäre gewiß zu wünſchen, daß bie Leiden, welche ber gegenwärtige Stand 
ber Dinge ben Grenzbevölkerungen bes Po und bes. Mincio auferlegt, fo 
viel als möglich gemildert würden, und das regelmäßigfte Mittel, um zu bies 
ſem Zwecke zu gelangen, waͤre ohne irgend welchen Zweifel bie Wieberheritellung 
biplomatifcher und commercieller Beziehungen zwiſchen beit beiben Regierungen 
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auf einem normalen Suße. Wlfein bie. Gefimsungen, welde bie beizefienben 

. Bewöllesungen allgemein befeelen, find berart — bie Thatſachen Haben es ke: 
wieſen — baß feine Verſtändigung biefer Art ihnen annehmbar fchiene, wenn jı 
fi nicht ale eine Einleitung zurföfung ber venetianifhen Frage barflelte: 
es iſt Dieb unglüdlicherweife eine jener gelpannten unb gewaltfamen Lager, 

welche, wie Defterreihb aus Erfahrung Bat lernen koͤnnen, bie gewähnliden 
Regeln der gelun ben Politil und ber guten Verwaltung unanwenbbar machen 
Benetien bat ale Zugeſtändniſſe, alle Reformen Oeſterreiche zurüdgerichr. 
um nichts als feine Unabhängigkeit zu begehren (revendiquer); ein Ueber- 
einfommen, welches, um, einige Zarife zu reformiren und regelmäßigere birl« 
matiſche Formen politiichen Beziehungen zu verleihen, bei denen im Nor 
nichts geändert wäre, dieſe Art fortwäührenber Bekräftigung ber Nationaoliiẽt 
ber venetianifhen Provinzen zw unterbrechen ſchiene, würde heute in Stalie: 
weber zuläfjig noch felbitverftänblich fein. Indeſſen, weit entfernt, den The. 
ber Verantwortlichfeit preiszugeben, welcher auf uns rückſichtlich der Ar: 
tereffen ber betreffenben Bevölkerungen laltet, haben wir uns immer bemüh;, 
foviel an uns liegt, bie Schwierigkeiten eines Stanbes ber Dinge zu ver: 
mindern, ben bie unvermeiblihen Probleme ber venetianifchen Frage bereit 
allzu ernſthaft machen. Wenn unfere Würbe uns zur Pflicht gemacht bi, 
feinen Bergleich einzugehen bezüglich einer Formſchwierigkeit mit den Staatu 
bes Zollvereins , deren wirkliche Intereſſen nichts den unfrigen Entgegenet 
feßtes haben, jo find bie Lebensiragen, um melde es ſich zwiſchen Oeſierreiqh 
und uns handelt, von einer Beichaffenheit, um heute unjererfeits jede Die 
cuſſion ungelegen (inopportune) zu machen, bie auf eine Wieberaufnaher 

. biplomatifher Beziehungen hinzielte, welde, nad ben gegenwärtigen Ce 
ſinnungen des Wiener Hofes zu urtheilen, fchwerlid eine friebliche Pins 
erleichterte und ben Uebelſtand Haben Lönnte, daß fie biefe ragen im Ber 
aus zu enticheiben ſchiene. Es bliebe alfo, wir erfennen es gerne an, nidl 
übrig, ale vorzugehen mit Abfehbung von jeder Form, weld ir 
Politik der beiden Regierungen binden (engager) lönnte, und bloß im se 
blid auf bie factifche erbefferung bes dconomiſchen Verbältntfje zwiſchen da 
beiden Ländern. Ich bin genöthigt, u conftatiren, daß bie öfterreichiiet 
Regierung ſich bis heute nicht auf den Boden geſtellt bat, ber geftatteie, aud 
nur zu einer einfachen Ausgleihung dieſer Art zu gelangen. „... In einen 
Augenblid , wo bie Mebrzadt ber Regierungen das Bedürfniß nach Frieder, 
nad gegenjeitigen Verftänbigungen, nad beileren Beziehungen zwiſchen da 
Völkern empfindet, liegt uns mehr baın je baran, daß bie hefreunbeltr 
Mächte, diejenigen zumal, welche bie venetianiſche Frage vorangeftellt haba 
unter benen, mit welchen Europa im alle ber Verfammlung eines alt 
meinen Congreſſes fi zu beichäftigen hätte, würbigen, wem befonbers di 
Berantwortlichkeit zufommt für die Hebel, welche bie reſpective Rage ber krida 
Monardien mit fih bringt.” 

1. Dee. Ein Decret bes Kriegsminifters verfeht 9000 Mann vom alt: 
gang 1864 unter die Referve, fo daß alſo bas Kontingent fir 
1864 ftatt 55,000 Mann nur 46,000 betrüge. 

T. „u 1. Kammer: Der Abg. Mari (von ber miniſteriellen Partei) wirt 
mit 132 Stimmen gegen Mordini (von ber Linken) zum Prit 
benten gewählt. Dagegen ſiegt bie Linke bei ber Wahl ber Bir 
präfidenten, inbem 3 berfelben ber Linken und 1 bem Linken Gentrum 
angehören. 

12, „ I. Kammer: ber Finanzminifter Sellg verlangt eine breimonat: 
liche proviforifche Finanzverwaltung, der Zuftizminifter Corteſe bringt 
ba6 Kloſtergeſeh wieder ein. 
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43. Dee. IL Kammer: Der Finanzminiſter Sella bringt das Budget für 
41866 ein. 

Derfelbe ichlägt das Deficit für 1866 auf 230 Mill. an unb gefteht offen, 
daß in ber bisherigen Weife mit Anlehen, Eifenbabnverfäufen und Veräußerungen 
von Domänen, um bas jährliche Deficit zu decken, nicht fortgewirtbfchaftet werben 
könne. „Cine Steuer mit breiter Grundlage und bie ſich auf alle Theile ber Bes 
völferung eritredit, ift erforderlich. Es gibt eine ſolche Steuer; ich weiß, fie 
ift überaus unpopulär, und es ift mir unlieb, fie vorzufchlagen; es ift bie 
Mahlſteuer.“ Der Minifter glaubt mit Leichtigkeit einen Ertrag von 100 
Mill. erzielen und mit biefer, einigen andern Steuern unb weiteren Er⸗ 
fparungen von ca. 30 Mill. bas Deficit wenigftens auf 100 Mill. rebuziren 
zu Tonnen. „Ich babe vorgefchlagen, was ich für nützlich und nothwendi 
—8* Wenn Andere beſſere Vorſchläge zu machen haben, fo ſoll es mir lie 
ein; ich werde Ri meinen Beifall nicht verlagen, vielmehr fie von einer 
andern Stelle biejer Kammer aus nach Kräften unterftügen.” 

14. „ Der Piemontefe Chiaves wird zum Minifter des Innern ernannt; 
Natoli behält das PVortefeuille des Unterrichts. 

19. „ Die II Kammer erflärt fih mit 196 gegen 1 Stimme, (4 ents 
halten fi) gegen das kgl. Decret v. 17. Oct, bas der Ban bie 
Verwaltung bes Staatsſchatzes überwies, ohne erft die Zuftimmung 
bes Parlaments dazu einzuholen. Das Minifterium fieht darin 
ein Miftrauensuotum und gibt feine Entlafjung ein. 

21. „ Die IL Kammer befhräntt bie vom Minifterium geferberte pros 
viſoriſche Yinanzverwaltung mit 163 gegen 23 Stimmen von brei 
auf zwei Monate, | 

23. „ IL Kammer: die Regierung nimmi die anfänglich -geforberte Ver: 
längerung bes Brigamtengeiches zuräd. Die Kammer vertagt ſich, 
um eine Kammerauflöfung unmöglich zu machen, bis zum 15. Januar. 


Rom. 


‚1. Jan. Neujahrsempfang im Vatikan. Det General Montebello drin 
" bem Beil. "Vater die Hulbigungen und bie Ergebenheitsgefühle va 
franz. Armee dar. Antwort des Papftes. | 
Ueber bie‘ Autwort bes Papftes werben: von ben Wiättern verfdhiehee 
Berfionen mitgeteilt. Tab der Mouitenr bie. Antwort geradezu geiilitt, 
ſcheint außer Zwrifel. Ein Barifer Correſp. der A. A. B. glaubt den Schi 
derſelben authentiſch feſtſtellen zu Tünnen. Danach bätte ber Papft fc 
Segen nur ber Kaiſerin und dem kaiſ. Prinzen ertheilt, dem Kaiſer ſelli 
aber nur bedingungsweiſe und ohne ihn zu nennen, indem er geſagt bit: 
„Ich ſegne auch Frankreich und die Tazf. Familie; möge ber gütige Gott it 
Geſundheit ber ſtaiſerin und des Inik, Bringen beſchũtzen. Ich rufe min 
Worte bed Pſalmiſten vor bie Seele: justitia et judicium praeparatio seli 
Die Macht des Oberhauptes ber franzöſ. Nation und die Fortdauer fenn 
Dynaſtie bängen bawon ab. (La puissance du chef de la nation frar 
gaise et la perp6tuitö de sa dynastie döpendent de cela). Ich ke. 
baß bas Oberhaupt ber franzöfifhen Nation gefegnet werben Tönne, vorass 
gefeßt, daß er dem Grundſatz, den ich jo eben ausgeſprochen, fich treu m 
weife (J’espere que le chef de la nation frangaise puisse £&tre böi 
pourvu qu’it soit fiddle au princine dont je viens de parler).” 
23. „ Austauſch ber feit 1860 in Rom zurüdbehaltenen Stäfln 
aus Umbrien unb ben Marken an bie ital. Megierung burd die 


Vermittlung Frankreichs. 


25. Febr. Der päpftliche Generalvicar, Carbinal Patrizt, ſchreibt das ven 
Papfte in der Enchclica angeorbnete Jubiläum aus und verfünkd 


ben bamit verbundenen Generalablaß. 

Das Ausichreiben bildet eine Art Ergänzung ber Encyelica, inbem &. 
außer den üblichen Paftoralbetradhtungen, Erörterungen über jenes Actenſüd 
enthält, welches bie Stimme bes fihtbaren Oberhauptes ber Kirche und alt 
ſolche Gottes Stimme fei. Diejenigen, welche biefelbe nicht hören, Haben feik 
Anrecht auf bie ewige Seligkeit. Zu ben verberbenbringenden Irrthuͤmem 
unferer Zeit, bie von ben Lehrern der Sünde geprebigt werben, gehören: bit 
Religions: und Gewifiensiveiheit, bie Preffreiheit, bie Lehre von ben vollem 
beten Thatfachen (teoria de’ fatti compiuti), ba8 Verbot bes Beterspiennigh, 
bie Erziehung durch Laien, das durch bas Geſetz bewährte Beitiummungereit 
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ad Waters auf feine Minber, das Geſeh über: bad Gyequatur und dag über 
bie Einziehung der Kirchengüter. 


27. Febr. Der Carneval, deſſen ſich die Römer feit 1860 gänzlich enthal⸗ 


ten hatten, wirb im Folge ber September-Eonvention von ihnen 
wieder gefeiert. 


„Abſolut unhaltbare Finanzlage bes Kirchenſtaates: die Staats: 
rechnung bes Jahres 1864 ergab ein Deficit von 5,410,331° Scudi, 
von dem nur ungefähr der dritte Theil durch den Ertrag des 
Peterspfennigs (1,600,000 Scubt) gebedt werben konnte, währenb auch 
das in demfelben Jahre aufgelegte neue Staatsanlehen nicht voll 
fändig untergebradgt worben war. Das vom Finansminifter Mfgr. 
Ferrari für 1865 aufgeftellte Budget weist aber wie derum ein De⸗ 
fieit von circa 5 Mill. Seudi auf. 


— März Schreiben bes Papſtes an Miſgr. Dupanloup, BViſchof von 


b. 


27. 


Orleans, als Anerkennung ſeiner Broſchüre über die Enchelica und 
die September-Convention: 


‚Vorzüglich aber erfreute jene Aufzösfung von Beirügereien, Ranken, 
ſchabiinhen —2 Pluͤnderungen, Sntfetlichfeiten, welche du, auf zwei⸗ 
felloſe und allbelannte —58 dich ſtützend, aller Augen darſleklen wollteſt, 
um ben Sinn Jener zu offenbaren, deren herrlicher DQöhut man durch die 
Uebereinkunft v. 15. Sept. ſungſihin ben Ueberreſt ber Beute und bie Heilig⸗ 
feit unferer Rechte anvertrauen wollte. (Praecipue vero deleetati sumus 
Dla fraudum, machinationum , tarpissimae proeacitatis, direptionum, 
immanitatum enumeratione, quam, fretus indubiis vulgatissimisque fac- 
tis, omslum oculis obvertere voluisti, ut ingenium eorum patefaceres, 


' quorum praeclarae custodiae per eonventum diei 15 praeteriti Sep- 
. -tembris committi plaeuit praedae reliquias et sanctitateın Nostrorum 


jurium.)* 

v„ Der Papft richtet ein eigenhänbiges Schreiben an Bictor Emanuel, 
und brüdt darin ben Wunſch aus, daß eine Verjtändigung ‚über bie 
Verlaſſenheit jo bieler biſchofucher Stühle Italiens herbeigeführt 
werden möge. 


„Allocution des Papſtes im Conſiſtorium. Der Papſt drückt darin 
ſein Bedauern und ſeinen Tadel über die Haltung des Kaiſers 
Maximilian von Merico und zugleich bie. Hoffnung aus, daß ber: 
jelbe zu anderen Gefinnungen zurüdtehren werbe und belobt bie 
Biſchöfe der katholiſchen Welt, inshefondbere die Italiens, für ihren 
Eifer in ber Vertheibigung ber Religion und ber Freiheit ber Kirche 
troß ben Decreten der weltlichen Gewalt. 


17. April. Der Commenbatore Vegezzi Tommi nah Rom, um eine Ber: 


ſtändigung zwifchen der italienifhen Regierung und der Gurte zu 
verſuchen. 


25. „, Der Papſt empfängt eine Deputation des Kaiſers von Mexico. 


288 Spuk: 
"4 Mei. Vegezei geht nach Florenz yurüd, im wene Juflracionen cn: 


zuholen. 


6. Juni. Vegezzi kommt zum zweiten Mal nad Rom. 


23. „ Abbruch der Verhandlungen mit ber ital. Regierung. Begeyi 
"verläßt Rom. 


26. „ Spanien zeigt dem Hl. Etuhle feinen Entſchluß an, das Knie | 
reich Stalien anzuerfennen (ſ. Spanien). J | 


4. Juli. Die Curie ſpricht fi) über die geſcheiterlen Unterkanblung: 
‚mit ber italieniihen Regierung durch eine Note bes amtlide 


G. di Roma aus: 
„Die in Rom zwiſchen bem Cardinal Antonelli und dem confidentiele 
Sefandten Sr. Maj. bed Könige Bictor Emanuel Hrn. Commanbdeur Bey; 
- ftattgehabten Privateonferenzen Haben allen Blaͤtern mannigfadhen Stefi jı 
Beiprechungen gegeben. Viele biefer Blätter begnügten ſich nicht bamit, em 
“an fih einfache und Mare Thatſache durch die verfchtebenartigften falſchen Ar: 
gaben und imaginären Vorausfegungen zu entitellen, ſondern glaubten ichlick 
‚ Si bie Schuld an bem Mikerfolg bem Heil. Stuhl beimeffen zu mil. 
Die nachſtehende Andeutung über ben eigentlihen Sachverhalt wirb genügt, 
um berartige, die Wahrheit verbunfelnde Kunfgriffe zunichte zu machen. tz 
Uebel, welche bie katholiſche Religion feit langer Zeit im größten Theile Fr 
liens erleidet, find allbefaunt. Sie mußten auf bas Semüth bes Oberhaun! 
ber Kicche lebhaft einwirken. In der Fütſorge, bie bem bi. Vater für du 
Wohl beriefben obliegt, gab er fih immer mehr bem Gedanken bin, heim 
Leiden, fo viel in feiner Kraft lag, bie geeignete Abhilfe zu bringen. © 
crwog, daß es wenigſtens von einigem Nugen fein würde, ſich dahin zu mt: 
wenden, baß bie Abweſenheit und ber Mangel kirchlicher Oberhirten in 
. vielen Diöcefen nicht noch ‚länger Nnauegegogen. merbe, und wollte einen &: 
recten Verſuch nicht länger verzögern. Fedes politiſche Bedenken shasjädlid 
bei Seite ſetzend unb ohne weitere Rückſicht bem Impuls feines Herzens un 
Charakters nachgebend, zögerte er nicht, einen großherzigen Entſchluß zu I“ 
fen. Er wenbete ih an Se. Muj. Victor Emanuel IL und lud ihn m 
eine Perlon feines Vertrauens nach Rom zu ſchicken, bamit, abgejehen te: 
jeber politiſchen Rüdficht, ein Weg gefunden werben Tönne zur Befeitigun; 
ber Hinderniſſe, die ber Befriedigung eines fo ernten religidjen Bedürfniſre 
antgegengeftellt wurden. Se. Maj. entiprach ber —* Au fforderung 
Nachdem ber vorerwähnte Hr. Commandeur Vegezzi nah Rom gelommn 
war, Batte er mit Sr. Eminenz dem Cardinal Antonelli mehrere Befprräur 
gen, in benen er bie Grundlagen, bie ber Heil. Stuhl allein vorſchlage 
Tonnte, mit folder Loyalität als gerecht und zweckeniſprechend erfannte, dut 
im Herzen bes bi. Vaters bie Hoffnung Play greifen mußte, er werde endlid 
in irgenbeiner Weiſe für biefen Theil feiner geliebten Heerde Fürſorge treft! 
Tönnen. Diefe Hoffnungen follten jedoch Teider bald zunichte werben. Zt 
Herr Kommandeur Vegezzi, ber von Rom abgereift war, um feine Regierung 
beffer über die Verhältniſſe aufzuffären und perſönlich definitive Inſtructionen 
entgegenzunehmen, kehrte nämlich nach einiger Zeit mit Vorfchlägen zurüd, 
melche, Ändern fie bie urfprünglihen Grimblagen abänderten und gu: 
nichte machten, bem BI. Vater ben Schmerz bereiteten, in folder Beil 
auf Veranlafjung der Regierung des Königs Victor Emanuel den gewünſch 
ten Ausgleich dem bi. Stuble unmöglich gemacht zu fehen. In ber du) 
ſolche —* ttigteit hervorgerufenen Beirübwiß bleibt dem erhabenen DI 




















haupt ‚ber Kische ber Tool, fein Gewiſſen nor Gott und beit Menſchen er- 
leichtert zu haben, weil er zu thun verſucht hatte, fo viel ibm unter ben 
obwaltenben Umftänden möglid war“. 


15. Juli. Epanten fpridyt die bedingungslofe Anerkennung des Königreichs 


Stalien aus. 


5. Aug. Brud mit Merico. Das amtlihe ©. di Roma meldet die defi⸗ 


nitive Abberufung bes Nuntius Mfgr. Meglia. „Er follte nad 
dem Entſchluß des Hl. Vaters nicht länger mehr Zeuge deſſen fein, 
was in Merico wiber die Kirche geſchieht“. 

„ Die päpftliche Regierung fängt an, an bie twirfliche Ausführung 
der September-Convention zu glauben und bejchließt bemgemäß, den 
Efjectivbeftand der päpftlicden Armee zu ergänzen, zunächſt und fo 
weit wie möglih aus ben eigenen Unterthanen des Papftes. 


.„n m bie Deficits zu decken, fieht fi die Curie zu einem neuen 


Anlehen von 1% Mil. Scudi Rente genöthigt und knüpft deshalb 
Unterbandlungen mit verichiedenen Bankiers an. 


25. Sept. Geheimes Confiftorium. Allocution des Papftes gegen bie 


- Freimaurer: 


„Ehrwürdige Brüber! Zır ben zahlreichen Ränfen und Künften, mit welchen 
. bie Feinde des chriſtlichen Namens die Kirche Gottes anzugreifen wagten, und 
fie durch Anſtrengungen, beren bie Sache der Wahrheit nicht bedart, u er: 


ſchüttern und zu bebrängen gebadten, muß fonber Zweifel jene ver wor⸗ 


fene Gejeiljhaft von Leuten, gewöhnlich Freimaurerei ge 
nannt, gerechnet werben, die, Anfange in Nacht umb Dunkel ſich bergend, enblich 
zum gemeinfamen Untergang ber Religion und menſchlichen Geſellſchaft zu 
Tage getreten iſt. — Seitdem unfere Vorgänger, bie römijchen Päpfte, getreu 
ihrem Hirtenamt, ihre Falftride nnd Trugwerke entdedten, glaubten fie fei- 
nen Augenblid verlieren zu bürfen, um fie durch ihre geiftlihe Macht in 
Schranken zu halten unb mit einem Berbammungsfprud, wie mit einem 
Schwert, biefe verbreche riſche, gegen bie heil. und bie öffentlichen Dinge 
fich vergehende Secte zu treffen und zu zerfleilhen. Unfer Vorgänger Gle- 
mens XII. achtete und verdammte burch feine apoftolifchen Schreiben biefe 
Secte, und mahnte alle Gläubigen ab, nicht allein ſich ihr anzufchließen, 
fondern auch fie auf welche Weiſe immer zu fördern und aufzumuntern, ins 
bem ein folher Act für fie die Ercommunication, von welcher ber 
Papſt allein befreien kann, nady fi) ziehen würde. Venedict XIV. beftätigte 
durch feine Eonftitution biejen gerechten und gerechtfertigten Verbummungs: 
jpruh, und ermangelte wicht, feinerjeits bie Fathol, Herrſcher zu 
mahnen, alle ihre Macht und Fürſorge auf bie Unterbrüdung biefer fehr 
mmjittlihen Secte und auf die Bertbeidigung ber Geſellſchaft gegen bie ges 
meinjchaftlicde Gefahr zu verwenden. D, hätte nur ber Himmel gewollt, baß 
biefe Herrfcher ben Worten unferes Vorgängers Gehör gejchentt, daß fie in 
einer erniten Sache nicht jo ſchlaff gehandelt hätten. Gewiß, wir, wie unire 
Biäter, würben niemals fo viele aufrührerifche Bewegungen, fo viele verhee- 


“ rende Kriege, bie ganz Europa in Brand gejeßt, noch ſo viele bittere Leiden, 


: welche die Kirche heimgeſucht haben und jetzt noch heimfuchen, zu beffagen 
gehabt —* Allein, da die Wuth der Gottloſen ſich noch lange nicht legen 
wollte, jo hat Pius VII., unſer Vorgänger, eine Secte neueren Urſprungs, 
‚den Garbonarismus, die ſich beſonders über Italien ansgebreitet hatte, mit 
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bem Baunfluch belegt. Unb von bemidiben Eifer für die Seelen emiflanımt, 
verdammte Leo XII. durch feine apoftolifchen Schreiben nit allein bie ven 
uns erwähnten geheimen Geſellſchaften, fonbern aud alle anberen, welchen 
Namens fie auch feien, bie gegen bie Kirche unb bie weltliche Macht Ber: 
ſchwörungen anzettelten, und er unterjagte fie allen Gläubigen unter ber 


ſehr ſchweren Strafe der Grcommunication. Immerhin aber hatten bie 


Bemühungen bes apoftolifgen Stuhles nicht den gebofften Erfole. 
Die Secte ber Freimaurer, von ber wir ſprechen, wurbe nicht befiegt un: 
niedergeworien: im Gegentheil bat fie ſich jo weit entwidelt, daß fie überal 
in biejen ſchweren Tagen, ji) ungeftraft breit madt und bie Stirne fedı 
hebt. Darum haben wir nunmehr gebacht, auf dieſe Sache zurüdfommen ʒ 


müffen, in Anbetracht, daß vielleicht aus Unkenniniß, vielleicht in Folge ge: 


heimer, verbrecherifcher Umtricbe, fich die faljche Meinung berausbiiden koͤnnit 
das Mefen dieſer Gefellfchaft fer unſchädlich, und diefelbe habe Keinen ante. 
Amel, als bie Mitmenſchen zu unterftüken und ihnen im Ungemad beizu⸗ 
ſtehen unb es babe bie Kirche Gottes von biefer Geſellſchaft Nichts zu fürd- 
ten. Wer aber begreift nicht, wie weit fie fi von ber Wahrheit entiemt? 
Was führt biefe Vereinigung von Leuten jeder Religion und jebes Glaubens 
im Schilde? Zu was jene heimlichen Berfammlungen und ber fo fra 
Eid, durch welchen bie Cingeweihten fich verpflichten, niemals etwas von bem. 
was bei ihnen vorgeht, zu enthüllen ? Zu mas jene unerbötte Granſamkei 
ie ben Strafen und in ber Züchtigung, benen fi die Cingemweibten, im 


Falle fie ihren Eid brechen follten, unterziehen? Sicherlich, gottlos und wer 


brecheriſch muß eine Sejellichaft fein, welche ber Art das Tageslicht ſcheut 
„Wer Uebles thut, fagt der Apoftel, ſcheut das Licht”. Wie verfchieben fa 
von einer ſolchen Gelellichaft die fronmmen Vereine der Gläubigen, jo in & 
katholiſchen Kirche blühen! Das Geſetz, das fie leitet, ift Mar für Alle, un 
Mar find auch die Werke der Barmherzigkeit, bie fie nach ber Lehre bes En 
geliums vollbringen. Darum ſahen wir auch nicht ohne Schmerz, wit i 
heilſame katholiſche Gejellichaften, die jo wohl bazu gefchaflen waren, um die 
Frömmigkeit anzuregen und den Armen zu Hülfe zu fommen, angegrifen 
und an manden Orten felbit vernichtet wurden, während biefe finflere fra: 
maurergelellichaft, die ber Kirche und Gott jo feinblich und felbft ber Sihe: 
beit ber Königreiche fo gefährlich ift, aufgemuntert oder doch wenigſtens ge 
buldet wird. Ehrwürdige Brüder! Es erfüllt ung mit Schmerz und Bitter: 
Teit zu ſehen, daß einige Leute, ba wo es fi darum handelt, biefe Sat 
nad ben Vorſchriften unferer Vorgänger zu tabeln, fi) weih und faſt jhli: 
tig zeigen, während bei einer fo bedenklichen Angelegenheit die Pflichten ihre 
Amtes und ihre Obliegenbeit erbeilhten, daß fie die größte Thätigfeit an ben 
Zag legten. Wenn dieſe Leute denfen, baß bie apoftolifchen Conftitutionen, 
welche bei Strafe bes Anathema's gegen die geheimen Secten, ihre Anhänget 
und ihre Anführer erlaflen find, durchaus fein Recht haben in bem Fänbern, 
wo bejagte Secten von ber Eivilgewalt gebulbet werben, fo befinden fich biet 
Leute fiherlih in einem großen Irrthum. Wie ihr es bereits wißt, ehmeit: 
bige Brüber, wir haben die Yaljchheit dieſer ſchlechten Lehre beveits getabell 
und wir tadeln und verbammen fie heute aufs Neue Denn bürfen in be 
That bie höchſte Gewalt, die allgemeine ‚Heerbe zu meiben. und zu leiten, 
welche bie römischen Päpſte in der Berfon des hl. Petrus von Chriſtus empfir 
gen unb bie höchſte Gewalt, die fie im ber Kirche ausüben müſſen, bürien 
biefe von der Eivilgewalt abhängen oder können fie aus irgend einer Urſache 
von ihr gezwungen ober verlegt werben ? Unter dieſen Umftänben haben wir, 
aus Furcht, baf nicht unvorfichtige Menſchen und die Jugend ſich möchten ver: 
leiten laſſen, fürchtend, baß unſer Stillſchweigen Gelegenheit geben möchte, 
ben Irrthum zu fügen, ben Beſchluß gefakt, unfere apoftolifche Stimme zu 
erheben ; und indem wir bier vor Euch die Conftitutionen unjerer Vorgänger 
beftätigen, kraft unferes apoftolifchen Amtes, tabeln und yerbammen wit 
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biefe Sreimaurergefellfgaft und die anderen Gefellfhaften 
dberfelben Art, welde, obgleich unter anderer Form, nach bemſelben Biele 
ftreben, und welche, jei e8 nun offen ober fei es heimlich, fich gegen bie Kirche 
unb bie fegitime Gewalt verfchwören, und wir wollen, daß bie benannten 
Geſellſchaften als von uns geächtet und verworfen zu betrachten find unter 
benfelben Strafen wie diejenigen find, die unfere Vorgänger beftimmt haben, 
in ben früheren Conftitutionen und Angefihts aller gläubigen Chriften, 
unter weldhen Berhältiniffen des Ranges und ber Würbe fie 
ſtehen und wo auf Erben fie fich befinden mögen...“ 


14. Oct. Sturz ber Partei Merode im Minifterium. Der Waffenmint- 
jter Migr. Mérode erhält einen breimonatlichen Urlaub und nimmt 
feine Entlaffung; Cntlaffung des Minifters des Innern, Migr. 
Pila, und des Minifters der Polizei, Migr. Matteucci. 

28. „ General Kanzler (Babenfer) wird an Merobe's Stelle zum Pro- 
minifter ber Waffen ernannt. 


T. Nov. Abgang ber erſten franz. Schiffe von Civitavecchia mit einem 
Theil der bisherigen franz. Dccupationstruppen (der Abgang beträgt 
zwifchen 3 und A000 Mann, die Stärfe der Übrigen Occupationg: 
armee beträgt noch circa 10,000 Mann). Die Provinzen Frofinone 
und Belleri find von ben Franzojen nunmehr gänzlich geräumt 
und werden von bem größeren Theil ber päpftl. Armee befeht. 

8 „ Kin Tagsbefehl des Gen. Kanzler orbnet eine energifhe Verfol- 
gung ber Briganten an ber neapolitanifhen Gränze an, dagegen 
Vermeidung jebed Zufammenjtoßes mit Truppen bes Königreiches 
Italien. 

19. „ Die päpftlihe Regierung ſieht ſich endlich genöthigt, ihr bis— 
heriges Stillſchweigen über die Convention vom 15. Sept. 1864 
zwiſchen Frankreich und Italien zu brechen. 

Depeſche des Cardinals Antonelli an die Vertreter des 
hl. Stuhles bei ben auswärtigen Höfen: „Es iſt Ihnen gewiß 
nicht unbefannt, daß man mit ber Ausführung ber am 15. Sept. v. 8. 
zwiſchen ben Regierungen von Frankreich unb Piemont abgeſchloſſenen Con⸗ 
vention, von welcher jedoch erſt in den Nachmittagsſtunden des 28. desſ. M. 
dem hl. Stuhl Mittheilung gemacht wurde, bereits begonnen hat durch all⸗ 
maͤlige Zurückziehung ber franzöfiiden Truppen, welche im Laufe bes folgen: 
ben Jahres 1866 ganz bewerkitelligt fein fol. Wie bie Regierung bes bl. 
Stuhles an der Stipulation jenes Vertrages unbetheiligt war, ebenſo ift fie 
es an ber Erfüllung befielben. Wohl aber Hat fie größtes Anterefle an ben 
Eonfequenzen, bie fi baraus ergeben. Dieſe müſſen barum in ein klares 
Licht geftellt werben, theils um die öffentliche Meinung hierüber, welde die 
lügneriſche Breffe beitänbig zu verbrehen fucht, zu berichtigen, theil® um vor 
ber Welt jede Verantwortung von ben bl. Stuble abzumälzen. 

„Da auf dem zu Paris im Jahr 1856 abgehaltenen Kongreß ber Wunſch 
geäußert worben war, es möchten bie päpftlidden Staaten ven ben fremben 

Truppen geräumt merben, jobalb dies ohne Nachtheil für die Ruhe bes Lan 
bes und bie Befefigung ber Autorität bes hl. Stuhles thunlich fel, fo rich⸗ 
tete Hr. Drouyn de ’Huys am 12. Sept. v. 38. eine Depeiche an ben bies= 
jeitigen Gefandten Frankreicho, worin er fich über biefes Argument Außerte: 
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‚Wir waren entſchloſſen, biefen Chrenpoſten fo lange nicht. zu verlaflen, bis 
bas Ziel der Tesupation erreicht wäre”. - Nun gut, ſollte unter ben Motiven 
ber gegenwärtigen Abberufung des franzöfiihen Heeres aus dem Kirchenſtaet 


auch ber Gedanke Pla gegriffen haben, daß jene Bedingung jet in Gr: 


füllung gegangen ſei, fo fieht fi die päpftliche Regierung, obwohl man ſie 
gar nicht beiragt hat, genöthigt, einen jolden Gedanken als eine eitle Zäufhurg 
und trügerifhe Hoffnung zu bezeichnen. In der That, wen follten ns 
nicht, wenn man die Abberufung jelbit unter ben obwaltenben Umfänben ke 
trachtet, diefe Fragen aufdrängen: Entſpricht etwa bie Lage, im welcher mar 
gegenwärtig ben Papſt Täßt, dem Ziele, wegen beifen das Gebiet bes beil 
Stubles von fremden Truppen occupirt worden war ? War das bie Abjicı 
ber Einladung, melde der Papit-felbit an bie katholiſchen Mächte richten, 
und auf welche auch Frankreich ‚mit Finbligdem Affecte antivortete? Waren 
bies bie Gründe, um deren willen Frankreich felbit unter bem Beifall br 
ganzen Tatholifchen Welt, die ihm dafür ſtets dankbar bleiben wird, ſich ent: 
Ihloß, jener Einladung zu entiprehen? Wer würde e8 wagen, ben in due 
Baterland zurüdgerufenen tapferen Truppen bie abſurden Worte in ben 
Mund zu legen: „Wir waren in Rom im Namen der Katholicität auf Ein- 
ladung des Papftes, der uns bat, ihn zu unterſtützen, um von jeinen Staaten 
wieber Beſitz zu ergreifen; er ift jett bes größten und beiten Theile feiner 
Provinzen beraubt, und and, ber winzige ihm geblithene Heft ſchwebt in Et⸗ 
fahr, von einem mächtigen Feinde, ber ihn alljeitig umgibt, geraubt zu wer 
ben, und doch ift das Ziel unferer Occupation erreicht] |” 

„Tem genannten Herrn Minifter Fonnte bei feinem wohlbefannten Schar: 
finn das Grelle einer folchen Schlußfolgerung nicht entgehen, darum v 
mühte er fich, in ber erwähnten Depeſche die. Borausfegung mit verſchiedene 
Reflexionen zu rechtfertigen und deren Herbheit zu mildern, indem er ſich auf 
bie bisherigen Bemühungen berief, um ben bi. Vater von Seite Piemont! 
fer zu —*8 Ich muß mir darum über beide einige Bemerkungen er: 
auben. Die Neflerionen Beginnen mit einer Hinmeifung darauf, daß it 
beil. Vater felber am Beginn des Jahres 1859 ben Borjchlag zur Räumun 
feiner Staaten von ben fremden Truppen gemacht hat, und bie Räumung 
wirflih im Jahre 1860 für den Monat Auguft feftgefeßt worden jei, obwohl 
fie dann fpäter, nicht wegen eines von &r. Heiligfeit bereiteten Kinder: 
nifjes, ſondern ber ausgebrodhenen Unruhen halber nicht ausgeführt werden 
fonnte. Es ift wahrlich nicht nöthig, daß ich mich bei biefen Erinnerungen 
lange aufbalte, benn ber ungeheure Unterſchied zwifchen ben gegenwärtigen 
und ben bamaligen Umſtänden iſt von jelbit Har. Im Sabre 1859 war 
ber bi. Vater nicht blog im vollen und fihern Befiß feiner Staaten und 
überall an ben Gränzen von befreundeten Mächten umgeben, ſondern hatte 
auch gar Feine Ahnung von ben fakrilegiichen Attentaten, beren unſchuldiges 
Opfer er nachher wurde. Man fonnte daher damals bas Aiel der Occupa⸗ 
tion ber päpftliden Staaten durch fremde Truppen fidherlih für erreidt 
halten. Der heilige Bater bat ferner damals jenen Vorſchlag gemacht, nidt 
weil ihm etwa bie Anweſenheit ſolcher Truppen in feinen Staaten gleichgültig 
geweien wäre, ober weil er bie von ihnen geleiiteten Dienfte, die er ſtets 
dankbar anerkannte und anerkennen wird, nicht zu fhäben gewußt bätte, — 
fondern einzig, weil er bie gefürchteteu Uebel verhindern wollte, indem cint 
hohe Stelle fi dahin geäußert hatte, das längere Berbleiben jolcher Truppen 
im Kirchenſtaate könnte Anlaß zu einem europäiſchen Kriege geben. Im 
Sabre 1860 aber verblieb ihm, obwohl man bie Romagna bereits entrifien 


‚hatte, ber frieblihe Beſitz des größeren Theiles feiner Staaten und ein hin: 


reihenbes Heer zur Aufrechthaltung ber Ordnung unb zum Schuße ber 
Gränzen gegen irteguläre Banden ; die öſtliche und weitlihe Gränge war 
nicht blos vor Feinden ficher, fonbern ſogar von benachbarten Freunden um: 
geben; übderbie® Hatte bas revolutionäre Parkamens noch nichk-das. ſakrile⸗ 
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pie Berlangen ausgediädt; auf eine oder bie andere Welfe die Stadt Rom 
als Hairptitabt. bes neuer Reiches zu gewinnen unb folglich ben ganzen 


Kichenftaat zu anneriren. Läßt ſich etwa das Gleiche von der gegenwärtigen 
Lage Tagen ? Die Evidenz ber Zuſtände bispenfirt auch von ber Antwort. 
„Eine weitere von dem genannten Herrn Miniſter angeführte Reflerion ift, daß 
bie Occupation Roms zwei Inconvienzen erzeuge, erftlih nämlich, daß fie eine 
frembe Sintervention bilde, und zweitens, baß fie auf dasfelbe Gebiet zwei Souves 
ränitäten fee... Ohne eine gänzliche Begriffeverwirrung und höchſt nachtheilige 
Unordnung im Wirkungokreiſe Taffen fi) deshalb auch auf ben Papſt und feine 


"weltliche Herrichaft bie wahren ober falſchen PBrincipien nicht anwenden, bie man 


als Megel des internationalen Verhaltens zwifchen weltlichen Staaten auf: 


fielen will. Das religidfe Band, weldes den Papft mit allen Drien ver⸗ 
“einigt, wo Katholifen leben, und anbererfeits feine weltliche Herrſchaft mit 


ber nothwendigen Unabhängigkeit zur freien Ausübung feines hocherhabenen 
Amtes verbindet, macht bie Yezichungen und bas Verbältmiß zu ganz ans 
beren, und bewirft, baß all das, was die Lage feiner pofitifchen Eriftenz be: 


. trifft, zur (allgemeinen und wahrhaft inneren Angelegenheit einer jeden Macht 


— 
.. 


".wird..... Endlich zählt der Here Minifter unter die Urſachen der Incon⸗ 


venienzen, welche ſich aus ber Occupation Roms ergeben, auch bie Ber: 
fohiebenheit in ber Politik ber beiden Regierungen, infofern ſie nicht den 
gleichen Gingebungen und benjelben Principien huldigen. Der Herr Mis 
nifter geht bier auf feinen befonderen Kal ein, und darum jehe ich in biefer 
vagen Allgemeinheit nicht, auf welche pngebungen und Principien er an: 


. fpielt. Um daher hier jede Zweideutigkeit zu befeitigen, bemerfe ich, baß, 


wenn bier bloß von reinen Regierungsmaßregeln und deren paffenden An⸗ 
wendung bie Rebe fein follte, jedes Land und jeber Staat jeine befonberen 
Bebürfniffe Hat, bie fih nach ben Sitten, Gewohnheiten und Umjtänden 
rihten, und baß in Betreff biefer bie beften Richter bie Drisregierungen 
find. Auch kann bie Berfchiebenheit folder Regierungsmapregeln bei anderen 
Nationen Fein Grund zu vernünftiger Kritit ein; benn ba das Subject ein 
anberes ift, fo fordert die Klugheit, daß bie Handlung des Regenten fich je 
nach ber concreten Eriftenz biejes Subjects ändert. Webrigens kannte man 
bamals, als man ber Einladung bes Papftes ebelmüthig entſprach, bie Be⸗ 
Ichaffenheit des HI. Stuhles recht gut, und Hr. Drouyn de l'Huys jelbft hat 
anerkannt, daß, wenn ber bi. Stuhl feine Gefetbücher und fein befonderes 


Recht Hatte, er fie eben auf Grund feiner eigenen Natur bat. Daß aber 


biefe von ber Art if, daß fie bie wahre Eivilifatign und den wahren Forts 
Schritt nicht ‚hindert, fondern vielmehr beſchützt und ſtets wirklich gefördert hat, 


dieß beweift zur Coibenz bie Geſchichte; und ebenſo läßt fich andrerjeits recht 


gut jagen, daß ihre Normen nicht der heutigen Zeit allein angehören, weil 
fie eben für alle Zeiten find und ficher bem wahrhaft katholiſchen Gewiſſen nicht 
wiberftreiten. — Spielt man aber auf die Grundprincipien ber focialen Um⸗ 
geftäaltung an, wie 3. 3. Gewiffensfreiheit, Eultfreibeit u. bgl.,.die man das 


‚neue Recht nennt, fo bat ber heil. Stuhl öfters die Verwerfung derartiger 


Principien im abfoluten Sinne und ald Norm der natürlichen Gerechtigkeit 
ausgeſprochen. Gibt e8 unter ihnen eines oder das andere, welches tolerirt 
werden kann, fo kann dieß eben nur als eine Milderung angejehen werben, 


"welche durch örtliche ober perfönliche Notbwenbigfeiten den Regierungen ges 


boten iſt, bie, um größere Hebel zu vermeiden, ſich gendthigt ſehen, ihren 
bürgerliden Organismus und ihre Gefebgebung nad) einem Ideenſyſtem ein: 
juriäten, ba®, wenn es auch der von Gott gerwollten Ordnung vollfommener 
ſocialer Harmonie nicht entipricht, doch den beſonderen Umflänben, in benen 
ſich ein Volt ober eine Nation befindet, am angemefjenften if. IH Tann 
nicht glauben, daß ber Herr Miniſter, ale er bie Verſchiedenheit ber Stand⸗ 
pımfte ber beiden Regierungen hervorhob, von biefen Principien habe reden 
wollen, ba e8 bie Schulbigfeit eines jeden guten Katholiken iſt, in ſolchen 
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Um. 


Geagen Ice ri ben Gntiggeibungen besienigen unterzuorbnen, ber von 
ott felbft ben Völkern zum Führer und Lehrer nicht bloß in beu gegeben 
wurbe, was zum Glauben gebört, fondern aud in al’ bem, was bie Meral 
und bie Gerechtigkeit betrifft. — Ich verweile nicht Länger bei biefem Punlie, 
weil derſelbe gar nicht in ben Bereich ber Controverſe gezogen werden bari. 
Und foweit genug über bie in ber erwähnten Depeiche enthaltenen Refleriouen 
Ich gehe nun zur Belprehung ber Bemühungen über, bie man fich gegebm 
baben will, um bie Souveränität des heil. Stuhles im alle bes beabfich 
tigten Abzuges ber franzöfifchen Truppen ſicher zu flellen. 

„Um mich jeboch hier nicht allzuweit vom Hauptthema zu entfernen, ſehe 
ich mich genöthigt, Werfchiebenes zu übergehen. Im Allgemeinen übergebe 
ih al’ das, was in der angeführten Depeſche über bie glüdlichen Sinnes⸗ 
anderungen ber piemontefifchen Megterung bezüglich Roms und die Wendung 
feiner Politik gegen ben heil. Stuhl zur befjeren Harmonie mit ben inte: 
nationalen Pflichten gefagt wird. — Die Thatfadhen, welche fich im Lauie 
ber ganzen Zwiſchenzeit bis zur Stunde zugetragen haben, bieten ein ficheres 
Griterium zur Beurtheilung dieſes Punktes. Doch fei dem, wie ihm well, 
fo viel ift gewiß, baß ber heil. Stuhl ſich ſelbſt überlaffen feben muß, nad: 
bem er faft ganz um alle inneren Mittel gebracht und einer beftändigen Ve⸗ 
brobung durch äußere Gefahren ausgeſetzt iſt, welche bie Vertheidigung dei 
gebliebenen Gebietes ſehr erſchweren und unfiher machen. Denn was bit 


Innere anbelangt, fo fieht Sebermann, baf der gegenwärtige Beſitz bes heil. 


Stubles ein unpropertionires Ganzes ohne entſprechende Theile barbicet 
Die große Hauptflabt, Rom nämlich, ber befjeren Provinzen beraubt, fieit 
einen Kopf ohne Leib vor ober einen Awerg, beffen Lebensorgane hödhitre 
zu einer ſehr dürftigen Ernährung und beichränkten Athmung dienen fünner. 
Diefe fatale Zerftüdelung muß ber Regierung in ihrer regelmäßigen Thätig: 
keit ſehr ernitliche Verlegenheiten veruriahen, indem daraus, abgefehen ven 
anderen geringeren Nachtheilen, namentlich zwei fehr beträchtliche entfpringe, 
weldhe bier jpeciel erwähnt werben müffen. 

„Erſtlich ergibt fih nämlich daraus eine ungeheure Unordnung im Staats⸗ 
baushalte, dba, abgefehen von ber aus ber Verminderung ber Cinnahme 
notbwenbig entftanbenen Klemme, abgefehen von ben bedeutenden Ausgaben, 
welche bie päpſtliche Negierung für bie Erhaltung ber öffentlichen Beamım 
beftreiten muß, unb bie ſich früher auf den ganzen Staat vertbeilten. Jeder: 
mann weiß, wie ungeachtet bes Aufbhörens ber Vortheile, welche bie ufur⸗ 
pirten Provinzen boten, dennoch bem Beil. Stuhl nicht blos bie Befolduns 
nicht weniger anderer angeftellten Perfonen, welche ihm treu geblieben find, 
fondern auch bie ganze Stantsfhulb zur Laſt fällt, zu beren Filgung zuerſ 
die Einkünfte aller ſeiner Staaten beitrugen. — 


"Wahr iſt, daß ber Peterspfennig und das katholiſche Anlehen bieher cin 
wunderbares Mittel war, welches providentiell ben heiligen Stuhl in bie 
Lage verfekte, feinen Verpflichtungen nachzukommen; e8 ift auch wahr, daß 
ein ſolches Mittel, abgefeben davon, baß es nicht immer dem Bebürfniß ent 
fprit, zugleich auch prefär, unfiher und jedenfalls anormal ifl. Auch kam 
man nicht immer Anlehen abjchließen, zumal bdiefe bie finanzielle Lage nur 
erfchweren, wegen ber Binfen, bie unvermeidlich bezahlt werden müflen. 


„Der andere auperorbentlich große Nachtheil, welcher burch ben Entgang det 
weggenommenen Provinzen verurfacht wird, befteht in ber großen Schwierigfeit 
für bie päpflliche Megierung, fi einen entiprechenben Schutz aus ein beimifden 
Truppen zu verfchaffen, welche das Fleine noch gebliebene Gebiet unmöglich zu 
liefern im Stande ift. Diefem Nachtheil ließe ſich allerdings durch Belol: 
bung frember Truppen abhelfen, wozu jebe Regierung das Recht hat, und 
am meilten ber Papſt, befien Söhne in Chriſto, wie gefagt, alle Bälle 
find ; allein fo klar biefes Recht fein mag, beweift bie angehentete Be 
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ſchraͤnkung und Finanznoth nur zu ſehr, auf wie enge Geänzen ſich bie Aus⸗ 
führung eines folden Werkes beichränfen muß. 

„Welchen Gefahren aber muB fi ein folder Stadt, deſſen Noth nad 
Innen jo groß unb ber jo arm an Zertbeibigungsmitteln ift, erſt nad) 
Außen ausgeleßt ſehen? Er ſieht fich umgeben von einem Kreis von Eiſen 
und allſeitig blodirt von ben ujurpisten Beſitzungen eben jener Megierung, 
welche ihn nieht bloß durch begünftigte und genährte Nebellionen und duch 
bewafinete und gewaltjame Invaſionen in eine fo elende Lage gebracht, ſondern 
überdies durch einen feierlihen Act vor ben Augen der ganzen Welt erflärt 
bat, baß fie ihre Uſurpation vollenden wolle mit ber Beſitznahme jenes bei: 
ligen Ortes, wo feit Jahrhunderten ber ehrwürbige Nachfolger des heiligen 
Petrus jeinen Sitz hat und regiert. Der fafrilegiiche Beſchluß ift durch bie 
mebrerwähnte Convention nicht nur nicht zurüdgenommen worben, fondern 
es haben vielmehr nach derſelben bie Vertreter jener Regierung öffentlich, 
mündlich und ſchriftlich erklärt, daß er noch Geltung Habe und fortbeftebe. 
Angenonımen nun auch, baß es zur feiner neuen bewafineten Invafion komme, 
(der wir von unferer Seite unmöglich Wiberftand Ieiften könnten), fcheint 
es doch nicht glaublih, daß jener mit ſolchem Nachdruck gefaßte und mit 
folder Hartnädigfeit feftgehaltene Beichluß fo ganz unwirkſam bleiben joll. 
Und in ber That, wenn bie einfachen verläumberifchen Behauptungen über 
die Berwaltung ber Romagna, welche ber piemonteſiſche Bevollmächtigte auf 
bem Pariſer Congreß vorbracdhte, der Keim zur Empörung wurden, welde 
drei Sabre Später ber Mehrheit der Gutgefiunten aufgebrungen wurbe; ſo 
ift fiherlih die Annahme nit unvernünitig, daß ein mit folcher Feierlich⸗ 
feit in einem Öfjenlichen Parlament verhandelter, gefaßter unb fanctionirter 
Beihluß ein beſtändiger revolutionärer Zimdftoff und eine immermwährenbe 
Bedrohung ber Ruhe des Landes fein muß. 

„Die Träger besfelben haben ja bereits erklärt, daß fie ihn durch Alte 
wendung moraliſcher Mittel zur Ausführung bringen wollen, und es be: 
darf wahrſcheinlich Feiner weitichweifigen Erklärung, was ſolche moralifche 
Mittel im Sinne jener Regierung find. Zweifelsohne muß man unter bers 
artigen moraliſchen Mitteln jeme veritehen, welche auch anbere Male zum 
Schaden des Beil. Stubles von denen angewenbet wurben, von welchen biefer 
Stuhl wegen ber jpeciellen Miflion, womit er von Seite ber piemontefilchen 
Negierung betraut worden war, etwas ganz anberes erwarten mußte als ben 
Verraid. Für derartige Mittel muß man ferner jene halten, welche die Re⸗ 

ierung Piemonts in’s Werk gefebt bat, um heimlich die Exrpebition gegen 

teilten zu förbern und zu beichüßen, wobei fie fig ber Diplomatie gegen- 
über fiellte, ald wilfe fie gar nichts davon und wolle die Sache eher verhin⸗ 
bern. Zu folden Mitteln gehören ferner bie bes Generals Fanti, als er in 
bie Marken und nad Umbrien Abtbeilungen von Nevolutionären einbringen 
ließ, in ber Abjicht, bie Städte, in welche fie fi begaben, zur Empörung 
zu verleiten, unb welcher bem päpftlichen General anfünbigte, baß er ſich für 
berechtigt halte, mit feiner Armee in ben Kirchenftaat einzubringen, fobalb 
man bie nationalen Kundgebungen mit Gewalt unterbrüden wollte An 
ber Anwenbung biejer und ähnlicher Mittel kann Niemand bie Negierung 
von Zurin verhindern, bie ſich das Recht hiezu ausbrüdfich vorbehält. Es 
wird ihr nicht viel Mühe koſten, auf biefem ober jenem Punkt ber Gränze, 
bie fie auf jeder Seite nad) Belieben verlegen kann, einzelne Banden, Waffen 
und Geld einzufchmuggeln, während fie proteftirt oder fich flellt, als thue fie 
das Gegentheil. Und um bies zu verhindern, Tann bie päpftliche Regierung 
feinen ſiarken und ausgiebigen Eorbon ziehen, ber von allen Seiten bie Grän⸗ 
zen bes geblichenen Gebietes umgäbe, ba fie, wie oben bemerkt wurde, nur 
eine ganz Kleine Truppenmacht aufzuftellen vermag. 

„Und dürfte es auch ohne biefes den Cmifjären einer feindlichen Regier⸗ 


‚ung ſchwer fein, in biefer ober jener bem Papfte unteriworfenen Stadt durch 
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Ginfchinäterungen , Hinterliſt, Verführung und Bold öfferafidhe Demonſtra⸗ 
tionen bervorzuruien? Was wirb in einem ſolchen Falle bie Regierung des | 
bl. Stubles thun? Wird fie biefelben ungeftraft gewähren Iaflen? Die me: | 
raliſche Macht, wird man alsbann fagen, hat gegen bie weltliche Souveräni: 
tät bes bl. Stuhles entichieden. Oder wırb fie biefelben energiſch unterbrüden: 
Mit der mobernen Givilifation, wird es dann heißen, ift eine Regierung ur: 
vereinbar, bie fi nur burch beftändigen Gebrauch ber ‚materiellen Carry: 

. aufrecht halten kann. Die Fabel’ vom Wolfe und vom Pamme ift allbekann 
fie kann auch im gegenwärtigen alle zur Belchrung dienen. 

„Die Folge ber Ahberufung, um bie es ſich handelt, wird ſonach fein, ba 
ber SKirchenftaat, ben die picmontefifchen Ujurpationen jo Hein gemacht haben. 
eine Beute beftändiger Berationen, Nachitelungen und Aufregungen ve: 
Seite bes Feinbes wird, der ihn von allen Seiten eingeſchloſſen Hält; vu: 
Heine Heer bes hl. Stuhles aber wird das Loos treffen, bald dahin, ba: 
bortbin zu eilen, um bie eingefallenen Banden zu verjagen, bie bann u:' 
feindlihdem Giebiete ein Aſyl finden werben, bis enblih ein großer Einial 
einer regulären Armee ftattfindet, für weldyen man feiner Zeit jchon einen 
verlodenben Grund angeben wird, um das rudlofe Wert zu vollenden, wi: 
man bereit8 zu (Gaflelfivarbo gethan. Und wenn auch das edle und grof: 
müthige Yrantreich ſich bereit erflärte, nachher mit ben Waffen berbeizueilen, 
um Piemont bie Beute zu entreißen, jo würde doch dadurch nicht verhinket, 
daß in ber Zwilchenzeit, welde bis zu einer foldhen Erpedition vergeht, be 
Bapft, feine Regierung und feine getreuen Unterthanen unberechenbaren &: 
bränanifien und Verluſten unterliegen würben. 

„Aber auch, wenn wir annehmen wollten, bie feinblidge Regierung bar 
aus irgend einem uns unbefannten Grunde nicht bloß auf bem Gebr: 
der Gewalt gegen ben püpflliden Staat, ſondern aud auf die Mittel ur: 
Umitriebe einer Erhebung verzichtet, würde man etwa dann von dieſer Sri 
gefichert fein? Gewiß nit. Faſt im jeden ber Ufurpation Piemonts ume: 
worfenen Sande befindet fich eine Partei, dic man jebt bie Actionspartei nen, 

— welche, indem fie höchſt revolutionäre “been verfolgt, jener fonberbaren Gattun) 
vermeintlicher Sonfervativen, bie gleihfalls bie Revolution wollen, aber eine x- 
mäßigte, bie nützlichſten Dienfte leiftet. Tiefe wird fich in Anbetracht ihrer gewalt: 
famen Natur und ihrer ungebuldigen Beitrebungen gewiß nicht tubig verbalten 
wollen, ba ber oben erwähnte jogenannte Beichluß der Nation für fie ſieis 
ein ſpitziger Stachel in der Seite und ein ftarfer Windftoß für ihre bren⸗ 
nende Begierde ift. Wenn nun dieſe Partei in anderen Staaten, bie uk 
eine große Macht verfügen, mit Mühe niebergebalten und unterbrüdt wird, 
was wird geſchehen, wenn fie in den ſchwachen Kirchenſtaat einbricht? Ce 
wird fi kaum verhindern laſſen, daß fie ba ober bort, wo es ihr eben 
bejjer gelingt, einen bebeutenden QTumult hervorruft, und daun wird ſic 
ber König von Riemont für autorifirt halten, unter bem Aushängfchil de 
Bertheidvigung bes hl. Vaters oder ber Miederberftellung ber Öffentlichen Ord⸗ 
Mer und Ruhe zu interveniren, und fo wirb man bie ruchlofe Abſicht er: 
reichen. 

„Ein anberer Vorwand zu einer wahrjcheinlichen Spntervention kaunn aud 
folgender fein. Die Banden ber ebelthäter, welche heutigen Tages bie Folgt 
ber bucch bie gewaltfame Annerion bes benachbarten henpolitanfichen König: 
reichs erzeugten Reaction find, befäfligen befländbig bie päpftlichen Granzen. 
Die Unterdrüdung folder Banden koſtete bisher ber Megierung in jeber e: 
ziehung nicht geringe Opfer, und war zugleich für die piemontefischen Truppen, 
ungeachtet ber Anweſenheit ber franzöfifchen Armee und ber Mißbilligung 
ihrer Anführer, häufig bie Gelegenheit zu Gebietsverlegungen. Bon jelkit 
aber leuchtet ein, baß berlei Veriegungen nad bem Abzug der franzöficen 
Truppen nur um fo größer unb häufiger fein werben, bejondere wenn man 
das winzige papſtliche Heer berüdfichtitgt, das kaum für die innere Sicher: 
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heit genfigt. Daraus werden Dam wicht ſellen Conffitle nnd Neclamen ent⸗ 


ſtehen und man weliß bereits zum Bortus, mie ein ſolcher Stteit von Seite 
besjenigen gelöft werben wird, der eine ungeheuer überlegene Macht hat. 
"Rehmen wir enblich auch noch bie Möglichkeit art, daß bie genannte Res 


gierung weder Waffen, noch revolntionäre Umtriebe, noch Bo e zur ns 


iervention anwenden wolle. Sa, wir halten es ſogar für wahrſcheinlich, daß 


man ſich für den Anfang der aräpigung rühmen und die Rolle eines guten 
Nachbars fpielen wird. Was dann? Die in den Pfan Eingeweihten haben 


keinen Anftanb genommen, von freien Stücken und ſelbſt ſchriftlich bie zu 
befolgende Tactik fundzugeben. Sie fagen nämlih: Nicht wir find es, bie 


nad Nom gehen müſſen, fonbern Nom muß zu und kommen, und bies 


wird ber Fall fein, indem man die päpſtliche Regierung unmöglich malt. 


Dieſes Ziel muß man zu erreichen ſuchen, nicht durch Störung ber mate⸗ 


- zielen be, fondern indem man an ber Auflöfung des Kandes- arbeitet, 


durch Hinderniffe, welche man ben Finanzen, ber Berwaltung und ber Aus: 


übung ber Gerechtigkeit bereitet, und durch Verſprechungen und Geld, um 


"die Soldaten zur Tefertion zu verleiten. 


„Zu biefem ſchändlichen Gewerbe bat man bereits verſchiedene Individuen 


angeworben, welche von ben Urhebern und Pegünftigern folcher ſakrilegiſcher 
° Anichläge monatliche Beſoldungen erhalten. Gegen derlei Nachſtellungen und 


perfide Pläne muß die päpftliche Regierung, allein und faſt afler Macht bes 


” 


taubt, kämpfen. Sie wird von ihrer Seite alles thım, mas in ihren Kräften 
fteßt, um die gottlofen Aöfichten zu vereiteln; wenn ihr aber biefe fehmierige 
Aufgabe nicht gelingt, wer wird Schuld daran fein, die päpftfiche Regierung, 
die feine Munder zu wirfen wußte, ober jener, ber’fie nah und nad in 
biefe Noth und Enge gebracht Hat? W 

„Wir durchſchauen recht gut den Kunſtgriff, den man anwenden wird, um auf 
die päpſtliche Regierung die Schuld der Conſequenzen zu wälzen, die ſich aus 
einer ſo gewaltfamen Lage ergeben und vielleicht ſchreckſicher ſein werden, al® 
man denkt. Man wird ſagen, daß ber heil. Vater ſich zu .einer freund: 
ſchaftlichen Ausgleihung mit ber fogenannten italienijchen Regierung berbeis 
lafien mug. Doch was für ein anderer Nusgfeich iſt mit dem, der bie Ab⸗ 
fit bat, euch zu berauben, möglich, als ber, daß ihr ihm bad Eurige ganz 


abtretei? Wie trügerifch jene Einbiſldung tft, hat eine neuefte Thatſache ſattſam 


beiwiefen, obſchon e8 nicht an Solchen gefehlt bat, welche daranf eine imagi⸗ 
näre Zufunft gründen zu können glaubten. Ter heil. Vater hat durch einen 
eblen und feines Characters als Papſt wahrhaft würdigen Act aus eigener 


Antriebe Veranlaſſung zu einem rein religiöfen Uebereinkommen zur Gr: 


leichterung ber bebrängten katholiſchen Kirche gegeben. Run gut, bie päpft 


‚ lie Einladung hatte einen Grfolg, ben Alle Tennen; man fanb ben Weg 


zu jeder vernünftigen Beilegung abgefchlojjen. Webrigens ift dies gar nicht 
zn verwundern, wenn man bie Rathichläge berückſichtigt, welche in jener Re⸗ 
en, maßgebend find. Iſt von bem, der in Turin bie Revolution zu 
iner Fübrerin ‚erfor, zu boflen, bak er in Florenz von diefer Fahne fich 
losjage? Der revolutionären Partei liegt vor Allem daran, das fociale Leben 
des Katholicismus zu zerftören, fie kann nicht ruben, bis fie nicht bie welt⸗ 
lie Herrichaft, welche das Bollwerk und bie Schutzwehr jenes Lebens ift, 
gänzlich vernichtet fieht. on 

„Noch einen andern Kunftgriff wirb man mit bem hl. Stuhl anwenden, 
um auf ihn bie Schulb ber Ereigniffe zu werfen, und bereits bat man in 
ber Preſſe bavon Andeutungen gegeben. 

„Man wird allındlig bie Bewohner bes faft mifroffopiichen Gebietes, base 
bem bl. Stuhl verblieb, bald biefe bald jene Reformen fordern laffen, in Folge 
welcher die weltliche Autorität des Papftes zu einer nur mehr bem Namen 
nad) erijtirenben gemadt unb Rom, wenn auch nicht der Sik, fo boch das 
Eigentbum ber Regierung Biemonts werben fol. Und ba ber Papft ber: 


Km, 


gleichen nicht bewilligen kann, inebefonbere ba er ben Zweck kennt, ben man 
bet Auge bat, jo wirb man dh bie Hartnädigfeit und Unnacgiebig: 
keit fchreien und fagen, biefe feien bie Urſache ber baraus entflanbenen Uebel 
Die Kunft ift nicht neu, fie wurde ſchon andere Male mit einigem Griol;z 
angewendet. Sie verſpricht ſich einen glüdlihen Ausgang von jeber Exit, 
indem man fo argumentirt: Entweber gibt ber Papſt bem Drängen nad, 
und dann wirb er ben Reit feiner Staaten, wenn nicht nominell, doch de 
Sache nach verlieren; oder er wiberfteht, und bann bat man einen Roriant, 
Bi auf andere Weije zu berauben, indem man leicht ihm bie Schuld m: 
reibt. 

„Diefe Auseinanderſetzung ber Gefahren und Nachſtellungen, denen ber Ei 
Bater ohne hinreichende Vertheidigungsmittel preisgegeben ift, kann fiherli 
Guropa und ber Welt bazu bienen, um ben wahren AZuftand ber Dinge a 
beurtheilen und dem hl. Stuhl Gerechtigkeit widerfahren zu laflen, da bar 
erſichtlich iſt, daß ihm feineswegs bie Schuld ber fünftigen Ereignifie, wie fie nd 
immer geftalter mögen, beigemefjen werben Tann. et ift die größte Gefahr für 
bie Sicherheit und Unabhängigkeit bes heiligen Stuhles, größer als im Jah 
1848. Damals ftellte eine nicht zahlreiche Faction in Stalien, welche von Feinem rc: 


gierenben Haupte anerfannt wurbe, der Souveränität bes Papſtes nad, un 


Sebermann weiß, was fi zutrug. Sept aber befindet fich runter ben Re: 
gierenden Jener, welder fih mit den mwühlenben Factionen verbindet und 
alle Mittel aufbietet, um das nämliche Ziel zu erreihen. Will man m 
annehmen, baf fie es nicht dahin bringen, ober baf der Bapft jett mägtigm 
Mittel zum Widerſtande babe ? 

„Aus dieſen Andeutungen werben Sie leicht entnehmen Fönnen, tie tik 
und wie groß bie Gefahren find, denen ber bl. Vater nach dem Abzuge Ic 
franzöfiicden Truppen von Rom ausgefept fein wird...” 


9/40. Dec. Bayern und Sachen anerfennen bas Königreich Stalien. 
26. „ Der Bapft empfängt bie Glückwünſche ber Cardinäle. In je 


30, 


Antwort erinnert er an Jeſum, der in einer auf dem See Om: 
zareth bewegten Barke ſchlief. „Chriftus ſcheint jetzt zu ſchlaſen 
aber er wacht dennoch zur Vertheidigung feiner Kirche; bie Zufunt 
ift in ben Händen Gottes und ber Sieg ber Kirche iſt ganz un 
vermeidlich.“ 

„Der Papſt empfängt bie Staatsconſulta für die Finanzen. © 
bebauert, daß bie Anleihe, welche bazu beſtimmt ſei, das Deficit jı 
been, no nicht abgeſchloſſen fei, theilt ihr mit, daß irrt 
reich feine guten Dienſte anwende, um bie italienifche Negierun 
zur Uebernahme eines Theil ber päpftlichen Schulb zu beitinmen 
und fügt bei, wenn er ben Borfchlag annehme, ex deßhalb Feind 
wegs gefonnen fei, weber den franzöflfcheitaltentichen Vertrag ang 
erkennen, noch birecter ober inbirecter Weiſe auf die Rechte bes N. 
Stuhles auf bie annectirten Provinzen zu verzichten, noch bas fait 
accompli anzuerfennen. 





9. Schweiz. 


4. Sanuar. Der Bundesrath beichließt die Aufhebung bes eidg. Com- 
miffariats in Genf vom 11. d. M. an. Proclamation ber eidg. 
Sommiffäre an die Genfer. 

23. „ (Zürich). Der Gr. Rath befchließt eine Partialreviſion ber 
Berfaffung. Der Reg.Rath hatte auf Totalreviſion angetragen. 


15. Febr. Der Bundesrath beſchließt, daß Genf bie Koften ber eibg. 
Decupation felber zu tragen babe, 


Or 


. März, (Wallis) Großrathswahlen: das Gefammtrefultat ergibt 
62 Konjervative gegen 28 Liberale. Sieg ber letzteren in ber 
Hauptitabt Sitten. 

16. „ (Bern) Der Gr. Rath befchließt mit 127 gegen 39 Stimmen 
bie Anwendung bes neuen Steuergejehes aud; auf ben Jura. Die - 
Juraſſiſchen Mitglieder legen bagegen Proteft ein. 

22. „ (Genf) Der Gr. Rath ftellt in zweiter Berathung das Bub: 
get für 1865 feſt. Dasfelbe weiſt noch immer ein Deficit von 
268,000 Fr. auf (unter dem Regiment Yazy bis 800,000). 

26. „ Generalverfammlung fämmtlicher ſchweiz. Schüßenvereine in Lu: 

‚zen bez. Organifation der ſchweiz. Schügenfeite, Beſchlüſſe: Nieber- 

lage ber Standſchützen. 


1. April. (Shaffbaufen) Der Cr. Rath lehnt mit 30 gegen 23 
Stimmen eine Revifion ber Berfaflung ab. 
20. „ Zuſammentritt ber Sommiflion bebufs Prüfung ber im Militär: 
weien zu erzielenden Erſparniſſe. 


7. Mai. Meuenburg.) Großrathewahlen: Sieg ber radicalen Partei. 
Dos Geſammtreſultat ergibt 56 Radicale, 30 Conferbative, 4 noch 
unbeſtimmt. 

25. „» Meuenburg.) Der neue Gr. Rath beſtellt ben Staatsrath aus 
lauter radicaleg Mitglieben. 


300 Saudi. 


26. Mat. (Bafellandb.) Vorfall in Laufen. Rolle erftidt einen 
Gegner (angeblih aus Nothwehr). 


— Juni. (Thurgau) Der Große Rath entfcheidet mit 50 gegen 45 
Stimmen zu Gunſten ber Eijenbahnlinie Rorſchach-Amrysweil un 
gegen bie birecte Seethalbahn Rorſchach-Romanshorn-Conſtanz. 


23. „ Der Bunbesrath bejchließt, bei ber Bundesverjammlung ein: 
Revifion der Bundesverfaffung und zwar nidht bloß in ber Juder 
frage zu beantragen. 

25. „ (Genf) Großes Felt ber Partei ber Independenten (zum Zıed 
einer fefteren Organifation für die Herbſtwahlen). 

25—28. „ (dreiburg.) Großartige eier ber SHeiligiprechung be 
Jeſuiten Caniſius dur den Papft. 


3. Juli; Eröffnung ber Bunbesverfammlung. Rede des abtretenten 
. Prälidenten des Nationalrath8 Jäger (aus Aargau): 


„...TDer glüdlihe Ausgang bed amerikaniſchen Krieges wird nicht elt 
Rückwirkung auf bie politifhe Entwidlung Europa's bleiben, vor allem wc: 

- den die Välfer darin Ermuthigung finden zum Widerſtand gegen bie fd 
vielfahd Tundgebenden Beftrebungen, ihre verfaffungemäpigen Rechte 
ihmälern oder zu befeitigen. Für uns hat diefer Sieg ber jyreiheit eine 

.  fondere wichtige Bebeutung, benn er iſt cine Kräftigung bes Princire ie 
":Belksfonveränität, auf welcher unfer ganzes Daſein beraubt. Wie in Wer: 
„amerifa ber tiefeingreifenbe Beſchluß der Abfchaffung ber Sclaverei bie gi: 
zenbften Erfolge bewirkte, und bamit dem Lande ſelbſt unmittelbar ;j.7 
Segen gereichte, jo bat im Kleinen bei uns die Gnergie, mit welchet di 
Bundesverſammkung Über erhobene Bedenken hinwegſchritt und bie Auauton: 
natürlider Rechte von ber Meligion unabhängig erfärte, ihre weohltbätx 
Rückwirkung darin geänßert, daß fie uns ber Revijton ber Bunbesverialun: 
nahe brachte. Wenn wir aud mit freubigem Bewußtſein ausſprechen bürien. 
baß bie beftchende Verfaſſung eine ſehr glückliche Entwidlung unferer Tr 
bältnifje bewirkte, fo läßt fich dennoch nicht verfennen, daß bie Entwidun: 
jelbft neue Bedürfniſſe Yervorgerufen Kat, und daß in verfchiebenen Tr 
ziehungen eine Veränderung nothwendig geworben iſt. Jetzt kann ſich di 
daherige Berathung un fo unbefangener entwickeln, ale wir fie im einer Xc 





vornehmen, wo feine politiiche Aufregung bie ruhige Meberlegung ftört un 


darum bezeichne ich es als ein glüdfiches Ereignik, daß wir gerade jekt zu 
Revifion gefommen find. Meine Anficht if, daß man bei Vornahme ber Kr 
pifion nicht zu ängſtlich ſei und bie Schranken nicht zu eng ziehe, Sohilt 
man in ber vom Bundesrath vorgefchlagenen Weiſe bei der Abjtimmun; 
dem Volk volle Freiheit in Kundgebung feines Willens ermöglidt, dir 
bie Bundesverſammlung felbft fich freier beiotgen. Sie Tarın alles bejchliepen, 
was fie für zeitgemäß findet. Ein ſchäbliches Uebergewicht bes Bundes uk 
bie Santonalfouveränität ift ohnehin nicht zu befürchten, und gerade bamll, 
daß man bem wirflihen Bebürfniß ber Gentralität entfpricht, bejeitigt man 
une fo ficderer bie unberechtigten Beſttebungen . . .? 

4.: „ Bunbesverfammlung: Commiſſionsbericht des Nationalraths über 
ben Gefhäftsbericht des Bundesraths für das Yahr 1864: 


v.... Mir erachten e8 in unferer Stellung als Aufgabe, Hier noch bein: 
ders baran zu erinnern, baß ber Bundesrath bei ben Unterhanblungen übe 
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bdie Vertrage mit Franukreich von Anfang am exrthörte, daß er ſich in dieſelben 
nur einlaſſe, wenn die Savoyer Frage dabei unberührt bleibe, und daß 
er dieſen Standpunkt mit Entſchiedenheit feſthielt, als die ſanoſiſche Re⸗ 
gierung, nachdem fie zwar erklärt, daß fie nicht daran denke, bie beiden Fra⸗ 
- gen in Berbimbung zu bringen, hinwieder im Kaufe der Unterhanblungen 
. erheblihe Zolibegünftigungen fir bie (im Gegenſatz zu der aften) neu ges 
ſchaffene ſavayiſche yon und verſchiedene andere Einräumungen verlangte, 
deren Gewährung den Schein einer thatſächlichen Anerkennung ber zur Zeit 
in dieſer Beziehung beftehenden Verhältniſſe zn erweden geeignet gewejen 
wäre. Die Commillton kann fi& mır damit einveſtanden erflären, daß der 
Bundesxath die zwei heterogenen Gegenſtände auseinander gehalten, und daß 
ex auch bie Unterhanblungen betreffend die Verträge mit Frankreich dazu be= 
nugt Hat, um neuerdings in Erinnerung zu bringen, daß die Savoyer⸗An⸗ 
FAR — als eine noch unerledigte Jrage zu betrachten iſt. Die 
Sommiljion zweifelt nicht daran, daß der Bunbesrath in biejem Geift forte 
wirken, und Peine Gelegenheit unbenupt laffen wird, welche ihm bie Mög⸗ 
lichfeit eröffnet, bie Rechte und Anterejjen der Schweiz in geeigneter Art zu 
gebührender Geltung zu bringen.” 
— Juli. (Thurgau) Eine Volkspetition gegen ben Beſchluß bes Gr. 
Rathes (im Intereſſe der Nordoſtbahn) für eine directe Geethal- 
bahn erhält in wenigen Tagen 12,690 Unterfäriften unter 22,662 
Achioblirgern. u 0. 
10. „ Bundesverſammlung: Botihaft des Bunbesrathe über eine Revi⸗ 
fion.der Bundesverfaffung. Beide Räthe lehnen Ayträge auf Vers 
- fhiebung ab, überweilen bie Anträge des Bundesraths an borbe- 
. reitende. Commiſſionen und beſchließen eine außerorventlihe Seſſion 
ber Bundesverfammlung für biefe Angelegenheit auf ben 23. October. 
22. „ Schluß der Bunbesperfammluug,. ur 


5. Aug. Abſchluß des endlichen Vertrages über ben Bau einer Boden: 
jee-Gürtelbahn Frievrihshafen:Lindau-Bregenz-Rorkhad zwiſchen der 
Schweiz, Bayern, Defterreih und Württernberg zu München. 

t8. „ Beſuch des Kaifers und ber Kaijerin ber Franzoſen in Arenenberg. 


21. „ Zufammentritt ber fog. Gotthardsconferenz in Luzern. Diefelbe 
befchließt, auf eine Bundesſubvention zu verzichten und feht den 
Beitrag der Schweiz, ber von ben zunädft betheiligten Eiſenbahn— 
gefeliheften und Cantonen aufzubringen wäre, auf 20 Millionen 

| Trance fell. n 

28. „ —2. Sept. Berfammlung des internationalen Congreſſes für ſo⸗ 
ciale Wiffenfchaften in Bern. Bericht des .gewefenen ſchweiz. Bun: 
bespräfidenten Stämpfli über die Frage: „Welches find bie in den 
verjchiedenen Staaten Curopa’s eingeführten Militärorganifationgs 
ſyſteme und weldes ift deren relativer Werth mit Bezug auf bie 
Grundſätze der Staatswirthſchaft und die Wehrfähigfeit, der Nation ?” 

- Die Berfammlung, erflärt. fi unter dem Vorſitze bes (cAnfervativen) 

Hrn. v. Gonzenbach einmüthig gegen, das Inſtitut ber ftehenden 
\ Heere und, für deren Abſchaffun | EC EEE En 
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— Sept. Bericht ber techniſchen Section ber italieniſchen Alpenbahnſeclion. 
Schweizeriſche Streitſchriften für und gegen den Lukmanier und den 
Goithard. 

1, „ (6Gürich.) Der Gr. Rath beendigt nad) zweitägiger Debaue 
bie Reviſion ber Cantonalverfaſſung. Die Hauptveränderungen ke 
treffen bie Aufitellung von Hanbelsgerichten und die Einführm; 
birecter ftatt der bisherigen inbirecten Bezirkswahlen. Theilnahnz 
Iofigfeit der Bevölferung. — Die Commillion für Reviſion bei 
Strafgeſetzbuchs entſcheidet fih mit 9 gegen 2 Stimmen für X 
fhaffung ber Todesſtrafe. (Diefelbe Commiffion war noch im Jah: 
1857 mit 9 gegen 4 Stimmen dagegen.) 

11, „ (Senf) Der Gr. Rath ſetzt das Budget für 1866 jet un 
das Deficitt auf 259,000 Fr. James Fazy proteftirt Dagegen, e: 
HMärt, fein Mandat nieberzulegen und verläßt ben Saal. | 

23. „ (Genf) Eine radicale Volksverſammlung fpricht ſich gem 

eine Fuflon mit der Partei ber Independenten aus. Auch bie Je 
bepenbenten legen wenig Neigung bafür an ben Tag. 


— Oct. (Uri) Prügel:Urtheil gegen ben Typographen Ryniler mega 
angeblicher Gottesläfterung burch eine Peine Broſchüre. 

4. „ Eine vorzüglih ans ben nördlichen und Öftlihen Cantonen za⸗ 
reich beſuchte Militärverfammlung in Zürich erklärt fich einftimm 
für weitere Vereinfachungen im Mititärwefen auf nationaler Gnm: 
Inge und gegen bie Liebhabereien bes ſtehenden Heerweſens (m 
fog. Militärzopf) und feht eine Commiſſion behufs weiterer Agib- 
tion durch Bildung von Vereinen, Petitionen x. nieder. Beſchlüſe 
ber Berfammlung: 

„a) Sie erklärt, daß fie für bie Vereinfachung bes ſchweizeriſchen Be: 
weiens zufammengetreten ift, und bafür einen Verein conſtituiren und em | 
Comits nieberfegen will, mit dem nächften med der Einführung eines dur: 
gerlihen, alſo auch im Givil tragbaren Wehrkleides. Dieſes Hat fih de 
Mann jelber zu beichaffen, mit Ausnahme des für einmal noch feſtgehaltenc- 
Capot, der von ben Gantonen, refp. vom Bunde, beigegeben wird. b) Zi 
Kleid fol für bie ganze ſchweizeriſche Wehrmannſchaft ein uniformes jr 
e) Der Berein bebält fi für bie Zußunft ein weiteres Wirken für Verein 
fagung der Inſtruction, Regfements 2c. vor, und wird bafür durch bie ihr 
zu Gebot ſtehenden Mittel ber Agitation arbeiten.” 

23. „ Eröffnung der außerorbentlihen Seſſion ber Bunbesverfanmlun: 
für Revifion der Bundesverfaſſung. Anträge der Commiſſionen ie 
Nationalraths und bes Stänberaths. Beide Räthe befchliehen fat 
einftimmig, auf bie Revifion einzutreten. 

25. „ Bunbesverfammlung: ber Nationalrath nimmt ben Antrag de 
Nevifion des Art. 44 (MNieverlaffungsfrage) mit 52 gegen 4 
Etimmen an. 

26. „ Bunbesverfommlung: ber Nationalratö nimmt den Antrag be. 
Revifion des Art, 44 (Olaubensfreiheit) an. 

"» « (Züri) Die evang. Cantonalſynode lehnt den Amtag de 
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orthodoxren Partei, den Kirchenrath einzuladen, „auf die Hanbhabung 
bes Belenntniffes unjerer Landeskirche alſo Bedacht zu nehmen, daß 
er offen zu Tage tretende Untreue und Zuwiderhandeln an ben Die: 
nern bes Wortes Gottes ahnde und vorhandenes Aergerniß abftelle,* 
mit 153 gegen 13 Stimmen ab. | 
„...in Erwägung... daß eine Firchliche Bewegung, und fo aud bie ges 
genmwärtige, nur auf dem Wege innerer Intwidelung und geiftigen —**— 
zu einem gedeihlichen Ziele gelangen kann, wogegen ein äüußeres Einſchreiten 
von Seite ber Behörbe bdiejelbe leicht in falſche Bahnen bineintreiben und 
bie Leibenfhaften entfeſſeln könnte; daß die Synode das Vertrauen hegt, 
ihre Mitglieber werben es fich angelegen fein laffen, ben Frieden ber Kirche 
mit Ernſt zu wahren unb bei bem Rechte ber Gewiſſensfreiheit, bas fie für 
fih in Anfpruch nehmen, aud das Gewiſſen ber Gemeinde zu .achten, über: 
haupt ihr Amt, das die Verföänung prebigen foll, fo zu führen, daß bie Ges 
meinde buxch basjelbe erbaut werbe auf dem einen Grund, ber gelegt ijt.“ 

27. Det, Bundesverfammlung: der National:Rath lehnt die beanträgte 
MWählbarkeit der Geiftlichen in beide Näthe mit 69 gegen 29 Stim⸗ 
men ab, 

28. „ Volksverſammlung in Bern über die Berurtheilung Rynikers in 
Uri. Diefelbe bejchließt, zu meiteren Meinungsäußerungen barüber 
aufzuforbern und über 8 Tage eine allg. ſchweiz. Volksverſamm⸗ 

lung behufs weiterer Beſchlüſſe wieder in Bern abzuhalten. 

30. „ Bundesverfammlung: ber National-Rath verwirft den Antrag auf 
Erlaß eines allgemeinen ſchweiz. Handelsgeſetzbuches mit 61 gegen 
32 Stimmen. 

31. „ Bundbesverfammlung: der National-Rath genehmigt den Antrag 
auf Schub bed geifligen Eigenthums mit 51 gegen 42 Stimmen. 

Der Stänberath beginnt auch feinerjeit bie Reviſionsberathungen 
und tritt ben erflen Beſchlüſſen bes Nat. Raths ohne Mobification 
bei. Gegen die Criminaljuftiz in Uri fallen von allen Geiten 
ſcharfe Weußerungen, 


2. Nov. Bundesverſammlung: ber National:Rath verwirft bie Einführung 
bes Volksveto mit 75 gegen 25 Stimmen und bie directe Wahl 
bes Bundesraths durch das Volk (wie in ben Ver. Staaten unb in 
Senf) mit allen gegen 3 Stimmen. 

4. „ Bunbesverfammlung: ber National-Rath lehnt die Aufhebung bes 
Verbots ber Jefuiten mit großer Mehrheit ab. 

I. „ Zweite Volkverſammlung in Bern gegen bie Urner Juſtiz wider 
Ryniker. Diefelbe befchliet: 

„1) Die Verfammlung erflärt bas Strafverfahren im Canton Uri als 
unvereinbar mit ben humanen unb tiberalen Anfichten des Schweizer Volks; 
2) fie drüdt dem Mitbürger Ryniker ihr tiefes Bedauern über die erlittene 
Schmach aus und erflärt biefelbe im Namen bes Schweizer Volks als feine 
bürgerliche Ehre nicht beeinträchtigend; 3) fie richtet eine Petition an bie 
Bundesverfammlung unb ftellt darin das Verlangen, baß in bie repibirte 
Bundesverfaſſung folgenbe brei Artikel aufgenommen werden follen: a) bie 

Rechte des veligiöfen Glaubens und ber bürgerlichen Ueberzeugung find ges 
 währleiftet. Niemand darf wegen Aeußerung ober Verbreitung berfelben in 


10. 


11. 


12. 


18. 
14. 
45. 


. Unterfuchung. gezogen ober beitraft, werben. b) Die Strafe ber Färperligen 


Züchtigung ift in der Schweiz unzuläffig. e) Lotterlen und Spielhöllen wer: 
den in ber Schweiz nicht geduldet. 4) Die Verſammlung ſtellt an das Gen: 
traleomit& bes fchweizeriihen Schützenvereins das Berlangen, daß «8 kai 
nächte eidgenöſſiſche Schützenfeſt nicht an Altorf im Uri vergebe, bis von 
biefem Canton dem Rynifer gehörige Sutisfaction ertheilt worben fei; 5) in 
—* bie eben tagende Bundesverſammlung die unter a—c verlangten Te 
immungen nicht in die neue Bunbesverfaflung aufnimmt, if eine Aaitati:- 


auf Verwerfung berjelden im ganzen Land zu erregen, um burd Su, 
Stimmen ben Antrag auf Abberufung der gegamvärtigen Bundesverſamm 


lung und Neuwahl Behufs Vornahme einer neuen Yundesrevifion ftellen jı 
laffen. 6) Das gegenwärtige Berner Comite wird mit Ausführung ber ge 
faßten Beſchlüſſe beauftragt, fowie eventuell zur Einleitung für die Sammlury 
ber 50,000 Unterfchriften mit der Ermädtigung, fi beliebig zu ergänzen.“ 


Nov. BundesverJammlung; der Nationalrat befchließt (in Ueberein 


ftimmmung mit ben Forderungen der Bollsverfammlung vom ter. 
hbergehenden Tage) mit 63 gegen 8 Stimmen, die Lotterien un 


Spielhäuſer in der ganzen Schweiz (ri, Genf. 20.) zu verbieten. 


— Knüſel (Luzern) wirb von ben vereinigten Räthen zum Pral: 
benten, Fornerod (Waadt) zum Vicepräfidenten bes Bundesrat 
gewäahlt. | 
„ Bunbesverfammlung: der Nationalrath lehnt (im Widerſprud 
mit den Forderungen ber Bollsverfammlung vom 5. d. M.) m 
51 gegen 30 Stimmen den Antrag, die Prügelftrafe im der gane 
Schweiz vor Bunbesivegen zu verbieten, ab. 
„. Bunbesverfammlung: der Nationalrath erledigt die Bunbeier: 
fafjungs-Nevifionsanträge und genehmigt den Bollsabjtimmung: 
modus principiell nad dem Antrage der Commiffion. 

Der Ständerath verwirft auch feinerjeits die Wählbarkeit ir 


Geiftlihen mit 23 gegen 14 Etimmen und die Aufhebung des Je 


fuitenverbotes ohne Discuffiin mit 26 gegen 9 Etimmen. 

„ (Ari) Die Schüßenverfammlung des Canton lehnt mi 
Rückſicht auf die in Bern zu Tage getretene Stimmung in Folz 
bes Urtheils gegen Ryniker die Abhaltung bes eidg. Schüßenfeftes ir 
torf für 1866 einftimmig ab. 

„ (Genf) Erneuerung des gefanmten Staatsraihe. Bollftir: 
diger Sieg ber Independenten; alle ihre Sanbibaten werben gemäll, 
fein Radicaler (auch James Fazy bleibt in ber Minderheit). Te 
Bureau beiteht diesmal aus 14 mbepenbenten unb 13 Radilalen, 


es erfolgen feine Reclamationen. Einer ber Gewählten Iehnt ad | 


„ Die Bundesverfammlung weiſt ben Recurs von Bajellanb wege 

ber Niederlaffung von Israeliten einftimmig ab. 
Bundesſammlung: ber Ständerat Iehnt die Cinführung dei 

Volksveto's auch feinerjeitd mit 24 gegen 13 Ctimmen ab. 

„  Bunbesverfammlung: Der Nationalrath genehmigt nad zwei— 

tägiger Debatte bie Conceſſion Rorſchach-Romanshorn gegen den 

Antrag bed Bundesraihs nach den Wünfcen ber Nordoſtbahn. 
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16. Nov. Bundesverſammlung: der Ständerath beſchließt ſeinerſeits mit 
25 gegen 13 Stimmen das Verbot der Prügelſtrafe für die ganze 
Schweiz: „die Anwendung körperlicher Züchtigungsſtrafen durch die 
Gerichte iſt unterſagt; in Strafunterſuchungen dürfen keine Zwangs⸗ 
mittel zu Erwirkung eines Geſtändniſſes ſtattfinden.“ Der Nat. 
Rath gibt in ſo weit nach, daß er mit 48 gegen 38 Stimmen be⸗ 
ſchließt: „der Geſetzgebung bleibt vorbehalten, einzelne Strafarten 
als unzuläſſig zu erklären.“ Der Ständerath beſchließt jedoch mit 
18 gegen 16 Stimmen, auf feiner Redaction zu beharren. 

183 „ Bundesverjammlung: der Ständerath gibt ſchließlich bezüglich ber 
Prügelftrafe doch nach und tritt ber Rebaction des Nat.Raths bei, 

19. „ Schuß der Bundesverfammlung. Der Bunbesrath feht bie Volks⸗ 
abftimmung über bie einzelnen Revifionsbeichlüffe bez. ber Bundes: 
verfaffung auf ben 14. Januar 1866 an, 


1. Dee. Das Comits der Ryniker-Volksverſammlung dv. 5. Nov. erflärt, 
baß es fein Mandat als erlofchen betradhte und auf bie Sammlung 
ber 50,000 Unterfchriften für Abberufung ber Räthe verzichte. 

1/72. „ Volksverſammlungen in Et. Gallen und Ehur erflären ſich gegen 
bie von ber Bundesverſammlung beſchloſſene beſchränkte Revifion ber 
Bunbesverfaffung. 

4 „ (Senf) Nachwahl in den Staatsrath: der Nadicale Richard 
wird von einem Theil ber Independenten und ber Rabicalen gewählt. 

14, „ (Keffin) Der Gr. Rath verwirft den G1 der vorgejchlagenen 
Gotthard-Conceſſion mit 47 gegen 35 Stimmen. 

20. „ (Schwyz) Abgeorbnete aus allen Gemeinden des Bezirks er: 
klären fih für Uebernahme des eidg. Schügenfeftes ſtatt Urt, 

— ,„ (ri) Die Regierung legt dem Lanbrath ein revidirtes Cri⸗ 
minalgeſetz obne die Prügelftrafe vor. 
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7. Kelgien. 


24—25. Januar. II Kammer: Bubgetberatfung, Militäretat. Das Ir: 
ftitut des ſtehenden Heeres (mit der jährlichen Ausgabe von 34 Mil. 
dr.) wird mit großem Nachdruck angefochten. Neben ber Abgeerd⸗ 
neten Le Hardy be Beaulieu und Coomans gegen, des Kriegemini: 


fters Chazal für bie ſtehenden Heere. 


1. Gebr. II. Kammer: Budgetdebatte. | Der Milttäretat wirb mit 65 
gegen 29 Stimmen (8 Mitgl. enthalten ſich) genehmigt. 

24, „ U. Kammer: Stürmifhe Debatten über bie belgijcdymericaniik 
Legion. 


- 89. März Die II. Kammer genehmigt ben Geſetzesentwurf bez. Abſche—— 
fung ber Beſchränkungen des Zinsfußes mit 77 gegen 2 Stimm, 
bie I. Kammer mit 24 gegen 5 Stimmen. 

16. „ I. Kammer: Debatte über die Kirchhofsfrage. Beſchluß ri 
Gemeinberaths von Mecheln. Der Antrag dagegen wirb mit 27 gegen 
22 Stimmen verworfen. 

28. „ Die Regierung verlangt von den Kammern einen Credit ten 
60 Mil. Fr. für Bffentliche Arbeiten. 


5. April. Die II. Kammer beſchließt mit 55 gegen 27 Stimmen, „die 


Kammer bedauert, daß bie Regierung ber belgiſch⸗mexicaniſchen 
Erpebition nit burhaus fremd geblieben ift und geht zur XTogek 
ordnung über“. 
7. „ Die I. Kammer genehmigt das Bautenanlehen einftimmig und 
ohne Discuffion, bie I. Kammer mit 36 gegen 5 Stimmen. 
8. D en zwiſchen dem Kriegsminiſter Chazal und dem Abgeordneten 
elaet. 


28/30. Mai. Tagsbefehl bes Kriegsminiſters Chazal bez. ber Niederlage 
ber Belgier in Merico. Snterpellation deßhalb in der II. Kammer. 
Der Minifter des Ausw. erklärt, daß es Leine „belgiſche“ Legion in 
in Mexico gebe, 
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14. Susi. Beide Kammern haben fi in Folge des DnuellsChazal⸗Delaet 
über das Gefeb geeinigt, das die Verfolgung von Verbrechen oder 
Vergehen von Miniitern außerhalb ihrer Amtsführung regelti . 

24, „ Die IL Kammer genehmigt einflimmig bie. gerichtlicde Verfol⸗ 
gung Ei Miniſters Chazal und des Abgeordneten Delaet wegen 
ihres Duells. 

24 -29. „ I Kammer: Frage ber Erneuerung bes Fremßtngefches 
(mit Rückſicht auf den Franzoſen Rogeard, ben Verfafjer ber propos 
de Labiönus gegen Napoleons Käfar), Mit 47 gegen 37 St. 
werben alle Eiberalen Amendements zu dem Geſetze abgelehnt und 
bie Erneuerung besjelden mit 49 gegen 23 St. (3 Mitgl. enthal- 
ten fi) beſchloſſen. 


14. Aug. Der Franzofe Rogearb erhält ben Befehl, Belgien Innerhalb 
24 Stunden zu verlaffen und ba er bemjelben Keine Yolge leiſtet, 
wird er (am 18.) verhaftet und mit Gewalt über die Gränze ge 
bracht. Auch Longouet, den Mebacteur ber Rive gauche trifft (am 
22. d. M.) biefelbe Maßregel. Beide gehen vorerft nach Luxemburg. 


— Gept. u. Oct. Brofhlre des ehemaligen Minifters Dechamps. Die 
gefammte europäifche Preffe beſpricht das angeblih von dem preußi- 
fen Miniſter Bismard aufs Tapet gebrachte Project, Belgien zwi⸗ 
ihen Frankreich und Holland zu theilen, wogegen der Kaiſer ber 
Tranzofen Preußen freie Hand in Deuftſchland Tiefe. 


29. Oct. Stubentencongreß in Lüttich. Aud eine Anzahl Parifer Stu⸗ 
benten nehmen daran Antheil. Maßloſe Reben, 


12. Nov, Entlafjung bes Juſtizminiſters Teſch. Der (entſchieden anti⸗ 
clericale) Abg. Bara wird an feine Stelle ernannt. 

15. „ Eröffnung ber Kammern. Der neugewählte Präſident betont in 

feiner Antrittsrebe die Aufrechthaltung ber Nationalität und Unab⸗ 
hängigkeit bes Landes. 
— 6. Dee. I. Kammer: Bubgetbebatte. Die kath. Partei ergreift 
"bie Gelegenheit des Budgets des Juſtizminiſteriums, um den neuen 
Juſtizminiſter aufs heftigſte anzugreifen, was zu einer langwierigen 
Debatte zwiſchen beiden Parteien führt. Schließlich ſtimmt die 
Oppoſition einſtimmig gegen das Juſtizbudget, das fjedoch trotzdem 
mit 55 gegen 41 Stimmen (im vorigen Jahr mit allen gegen 
5 Stimmen) angenommen wird. 


8. Dec. rg Kammer: Antrag Guillery bezüglich Herabſetzung bes 
Cenſus. 
10., König Leopold J. 4. Die Regierung geht bis zur Eidesleiſtung 
29° 
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bes neuen ‚Königs verfaffungsgemäß auf den Miniſterrath Aber und 

: biefer ſetzt bie Dießfällige Formel feft. ' 
16. Dec. Die II. Kammer genehmigt die an ben neuen König zu ri: 
tende Adreſſe. Teierliches Leichenbegäugniß bes verftorbenen Könige, 
47. 5 Einzug bes neuem Königs in Brüſſel. Derfelbe leiſtet vor ven 
vereinigten Kammern den Eib auf die Verfaſſung. Thromede 


Leopold U. 
"Meine Herren! Belgien bat, wie ich, einen Bater verloren. Die fo ein 
. mütbige Huldigung, weldhe bie Nation feinem Angedenken barbringt, entiprict 
‚in würbiger Weiſe ben Gefühlen, bie e8 ihm bei Lebzeiten geweiht bat. Ich 
bin bavon fo gerührt, wie von Dank erfüllt. Guropa felbft ift nicht gleich 
gültig bei diefer Trauer geblieben. Die fremden Fürften und Prinzen haben 
fih an ben letzten Ehren betbeiligen wollen, bie wir ihm darbringen, ben fe 
in ihrem Vertrauen und ihrer Freunbichaft jo Boch geftellt Hatten. In un: 
ſerem wie in Belgiens Namen danke ih ihnen bafür. (Bei biefer Danflagunz 
an bie fremden Fürften und Prinzen erhebt fih ber König und grüßt bie 
fürftlichen Gäfte, bie fi vor ber Tribline verneigen, worauf bie ganze Fer: 
fanmlung in Applaus ansbriet.) Indem td beute einem bei Lebzeiten io 
rien, nach feinem Xobe jo betrauerten Vater fuccebire, ift meine erie 
gulage vor den Erwählten ber Nation, daß ich gewiffenbaft den Lehren und 
eifpielen, bie feine Meisheit mir binterlaffen, folgen und nie vergefien mil, 
welche Pflichten mir biefe koftbare Erbſchaft auferlegt. (Ausbrud von Brave’). 
Als erfter König der Belgier, ber in Belgien das Licht ber Welt erblidh, 
babe ih mich von Kindesbeinen an allen patriotifhen Bewegungen mein 
Landes angeſchloſſen, gleih ihm bin ich mit Freuden dieſer nationalen Gr 
wicklung gefolgt, bie in ihrem Schoofe alle Hülfsquellen ber Stärfe und it 
Wohlſtandes befruchtet. Gleich ihm liebe ich diefe großen Inſtitutionen, kurs 
welche die Orbnung gleichzeitig mit ber Freiheit wächſt und welche bie ſel⸗ 
befte Grundlage des Thrones find. (Anbaltenber Beifall.) Meiner Anfihtnıd 
geht Belgiens Zufunft ſiets mit der meinigen Hand in Hand, und ih babe 
fie immer unit dem Vertrauen angeblidt, welches das Recht einer freien, 
ehrenwerthen und mutbigen Nation einflößt, bie ihre Unabhängigkeit will und 
biefelbe zu erobern wußte, wie ſich ihrer würbig zu erweifen verftanben bit 
und fie zu wahren willen wird. (Der König erhebt fich bei biefen Worten, bie 
er ſcharf betont; bie Mitglieder ber Kammer unb bes Senats erheben ſich 
einmüthig mit dem König; auf ben öffentlichen und reſervirten Tribünen 
ſchwenken bie Männer ihre Hüte oder Kappen, bie Damen ihre Tafchentücer. 
Ich habe, meine Herren, nie die Beweiſe von Wohlwollen vergeſſen, bie ih 
ſeit der Epoche meiner Majorennität erhalten babe, als ich mich Ihren gefeh: 
gebenden Arbeiten anfchloß, und einige Donate barauf bei meiner Bermählung 
mit einer Prinzeffin, die alle meine Gefühle für das Land theilt und fie 
unferen Kindern einflößt. (Begeifterte Bravo's, wiederholte Lebe hochs für 
bie Königin). Es war mir angenehm, im biefen freiwilligen Kundgebungen 
bie Ginmütbigfeit ber Benälferungen zu erfennen. Meinerfeits babe ich nie 
einen Unterichieb bei ben Belgiern gemadt. Da alle ihrem Vaterlande erge 
ben, fo umfafje ich fie alle in gemeinfamer Zuneigung. Weine conflitutie 
nelle Miffion ftelit mich außerhalb ber Meinungsfämpfe und überläßt es bem 
Lanbe ſelbſt, barüber zu entfcheiben. (Beifallsbezeigungen.) Ich wünſche Ieb: 
baft, daß ihre Zwiſtigkeiten ftets durch jenen Geift ber Nattonalverbrüderung 
Ha werben, ber in biefem Augenblide alle Kinder ber belgiſchen Familie 
um bietelbe Fahne ſchart. (Neuer Beifsl.) Meine Herren! Während ber 
legten fünfunbbreißig Sabre bat Belgien Dinge vollführen fehen, bie in einem 
Lande von der Größe bes unfrigen felten durch eine einzige Generation voll: 
bracht wurben. Aber das Gebäude, beffen Grund ber Eongreß gelegt Bat, 
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kann wachen unb wirb noch wachſen. Meine berzlihe Mitwirkung ift allen 
benen zugefichert, welche biefem Werke ihre Einfiht und XThätigleit widmen. 
Indem Belgien auf biefem Wege ber Thätigkeit und bes weiſen Fortfchrittes 
verbleibt, wirb es feine Inftitutionen im Innern mehr unb mehr befefligen 
und braußen dieſe Achtung bewahren, wofür bie Großmächte, welde bie 
Bürgen feiner Unabhängigkeit, wie bie übrigen fremden Staaten ihm fort 
und fort wohlmeinendes Zeugniß abgelegt und bafjelbe heute erſt wieber er: 
neuert haben. Als mein Vater ben Thron beflieg, rief er ben Belgiern zu: 
„Mein Herz Tennt Teinen anberen Ehrgeiz als ben, Sie glüdlih zu ſehen“. 
Tiefe Morte, die feine ganze Regierungszeit betätigt, nehme ich feinen Ans 
ftand, Ihnen in meinem Namen zu wieberbolen. (Anhaltender Beifall.) 
Gott bat den Wunſch, ben jie enthielten, erhörtn wollen; möge er ihn auch 
beute erbören, mich zu einem würdigen Nachfolger meines Vaters machen, 
und möge er, ich bitte ihn aus Herzensgrund barum, nad) wie vor ſchützen 
unfer theures Belgien“. 


21. Dec. IL Kammer: die Regierung legt einen Gefebesentmunrf bei. 


Abſchaffung der Barrierenzölle vor. 


23. „ Die II Kammer erhöht bie @ivillifte bes neuen Königs um 


548,678 Fr., bewilligt das Budget für 1866 und das Kontingent 
ber Armee, 


8. Holland. 


5. April. Der Führer der confervativen Partei in ber II. Kammer, 
Groen van Prinfterer, zieht fih ind Privatleben zurüd. 
7. „ Die Regierung ſchlägt den Kammern die Abfhaffung ber Tode: 
ſſtrafe vor. 


15. Mat. Die II. Kammer genehmigt das Verfaflungsgefeb für Surinam. 
Die Colonie erhält dadurch künftig ihre Konftitution, ein aus bireckn 
Wahlen hervorgehendes Parlament, Preßfreibeit, das Recht ber Ver 
fammlung, der Affoctation und des Betitionirens, ſomit alle Red, 
deren das Mutterland ſich felbft erfreut. 


8. Juni. Die II. Kammer beſchließt mit 49 gegen 8 Stimmen, ka 
Tarif für Ausfuhr und Durchfuhr in Holländiſch-Oſtindien zu m 
mäßigen. 


7. Rovd. IL Kammer: die limburgiſche Frage wirb wie alljährlich ange: 
regt und vom Miniſterium bie gewöhnliche Antwort ertheilt. 
27. „ Der Franzoſe Rogeard, auch aus Luremburg ausgewieſen, geht 
nad England. 
Der Finanzminifter Beb wirb entlaffen. 


2. Dee. I. Kammer: das Militärbubget wird mit 40 gegen 21 Stim 
men votirt. 

12, „ Die I. Kammer lehnt Zuylens Vorfchlag einer parlamentarijcen 
Unterfuhung wegen Einmifhung ber Regierung in tie Limburger 
Wahlen mit 52 gegen 18 Stimmen ab. 

16. „ U. Kammer: das Grundfteuergefeg für Limburg wirb mit 51 
gegen 18 Stimmen angenommen. 


9. Schweden und Hormegen. 


2. Mörz (Schmweben) Gründung eines nordiſchen Nationalvereins in 
Stockholm. Zr 


24. Juni. Das ſchwediſch⸗norwegiſche Revifionscomitd entſcheidet ſich für 
Nevifion des Unionsvertrages. 


15. Juli Mormwegen). Neuwahl bes Storthings. Das Refultat ers 
gibt 35 Beamtete, 14 Städter und 43 Bauern als Gewählte, 

— . (Schweden) Wahlen zum Reichstag. Die liberale Partet 
bügt in Folge ihrer Gewerbs⸗ und Handelsfreiheitstendenzen eine 
Anzahl Stimmen ein. In Etodholm bringen A Gonfervative gegen 
2 Liberale durch. 


3. Dec. (Norwegen) Zufammentritt bes Storthings. 
15. „ (Schweden). Eröffnung bes Reichstags. Thronrede bes 
Könige: . 

„... Von einer noch zu Recht beftchenden Vertretung forben, daß fie 
freiwillig und gern entichloffen auf ihre Mechte verzichten möge, um anderen 
die glorreiche Aufgabe der Landesvertretung zu überlaffen, eat ein großes 
Vertrauen zu ihrer Vaterlandeliebe voraus. Ich babe eine große bee von 
ber Baterlandsliebe, bie Ste alle befeelt, wenn ich bie Hoffnung aueipreche, 
bag Sie das Reformgeſetz gutheißen werben, in beffen Annahme ich eine neue 
Bürgichaft für ben focialen Fortſchritt erbliden werbe.... Trotz bebeutenber 
Herabfeßungen im Zolltarif, und obſchon bie Fortſchritte, welche das Lanb in 
jeder Hinſicht gemacht Bat, neue Grebitbewilligungen erheifchen, werben Sie 
fi doc bei der Prüfung der Staatseinfommenberechnung überzeugen, baß 
bie Mittel reichlich vorhanden find, bie nothwendigen Ausgaben zu beden. 
Sch babe zur Drganifation der Armee und der Flotte vollſtändige Plane 
ausarbeiten laſſen. Dieſelben find nach Maßgabe unjerer Mittel unb ber 
De en welche die heutige Zeit ftellt, veranfchlagt worden, und ich habe 
ie in ihren Haupttheilen genehmigt. Ihre Mitwirkung, fowie bie mit ber 
Annahme dieſer Pluͤne verbundenen Ereditbewilligungen find zur Ausführung 
unerläßlih. Auf bie von ben Ständen aufgeflellten Gefichtspunfte geſtützt, 
babe ich der Induſtrie eine faſt unbegränzte Freiheit bewilligt. Der wohl⸗ 
thätige Einfluß, den biefelbe in Ankunft ausüben wirb, Tann um fo ficherer 
voransgefagt werben, als ihre Einführung von feiner plöglichen Erichütterung 
ber beitebenben Berhältniffe begleitet geiwefen if. Ebenſo haben Jiberale 
Grundfäge auch in anderen Hinficgten allgemeinere Anwendung gefunden, 
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wie 3. B. in ber Parcellirung bes Grundbefites, im Gelbverkehr und in ber 
Errichtung von Erebitanftalten. Unſere Eifenbabnen baden eine Ausdehnung 
gewonnen, welche in Betracht ber Bevölferung und ber Finanzquellen Schwe⸗ 
bens wohl mit dem in Vergleich geftellt werben Tann, was in reidyeren und 
ftärker bevoͤlkerten Ländern in biefer Hinſicht geſchehen iſt. Nachdem bie bei: 
ben Meere miteinander in Verbindung geſetzt und wir dem europäiſchen Eon: 
tinent näher getreten find, halte ich e8 für zweckmäßig, unfere Kräfte auf bie 
Vollendung ber Eifenbahnen zu concentriren, welche bie Hauptftäbte beider 
vereinigten Königreiche mit einander zu verbinden und fo die Brudervölle 
no näher an einander zu jchließen beitimmt find”. 

Die Regierung legt dem Reichstag lediglich den Verfaſſungsent 
wurf und — in ber Borausfebung ber Annahme desſelben uni 
damit jährlier Reichstage — das Bubget für ein Jahr ver. 

25. Det (Schweben) Das Gentralcomitd der Reform überreicht bem 
Yuftizminifter de Geer eine Adreſſe zu Gunften bes kgl. Verfaflunge: 
entwurfs mit 58,913 Unterſchriften. 


— Nov. (Schweden). Große Aufregung in Stockholm. Der Tönigl 
Berfaffungsentwurf Tann nur im Bürger: und Bauernitand mit 
Sicherheit auf Annahme rechnen, während im Adels und Briefe: 

ſtand eine VBerwerfung fat wahrſcheinlich erfcheint. 

26. „ (Schweden) Die Regierung verftärkt die Garniſon von Ste: 
bolm um 4000 Dann, um bie Freiheit der Beratbungen des Reicht 
tage zu wahren. 

30. „ (Schweden). Die officielle Poſttidning erklärt den Difpofitiona 


ber Majorität des Ritter- und bes Priefterftandes gegenüber, ta 


bie Regierung Teinerlei Aenderung ihres Verfaffungsreform-Vorjäl: 
ges acceptire, 


> 


Athen. in Deutſchland. 

4, „ (Schweden). Der Pürger: und der Bauernftand nehmen ben 
Verfaſſungsreform-Vorſchlag ihrerfeits an, ber Bauernftand ohne 
Discuffion und ohne Abftimmung, der Bürgerſtand mit 60 gegen 
5 Stimmen. Der Priefterfiand beichließt Auffiebung ber Bar 
thung bis nach erfolgtem Entſcheid des Nitterftanbes. 

I » (Schweden). Der NRitterfiand nimmt ben Berfaffungsver 
Ihlag mit 361 gegen 294 Stimmen an. 200 Mitglieder ba 
Curie proteftiren. 

8 „ (Schweden). Der Priefterftand nimmt nunmehr aud feiner 
feit6 ben Verfaſſungsvorſchlag an. 25 Mitglieder ver Curie prote 
ſtiren bagegen. 

12. „ MRorwegen).. Der Ctorihing erhöht bie Civillifte von 64 
auf 84,000 Speciesthlr. 

— „ MRorwegen) Die Regierung macht bem Storthing eine or: 
lage, nad welcher in Zufunft auch in Norwegen jährliche Storthinge 
abgehalten werben follen. 


Dec. (Schweden). Abſchluß eines Eifenbahnanlehens von 9 Mil, 


10. Bäncmark.. 


4. Jan. Landsthing des Reichsraths. Die Vorlage der Regierung bez. 


16. 


Reviſion ber Berfaffung v. 18. Nov. 1863 gelangt zur erſten Be 
handlung. Die hauptſächlichſten Mobificationen, welche bie Regie⸗ 
sung verlangt, gehen bahin, daß der Reichsrath ftatt jährlih nur 
alle zwei Jahre zufammentrete und auf eine conjervativere Zuſam⸗ 
menfegung bes Landsthings, namentlih, daß ber Cenſus zur Wahl: 
berechtigung von 1200 Rthlr. jährliher Einnahme auf 2000 erhöht 
werde. Der Finanzminijter erklärt, der Negierungsentwurf könne 
feinen nennenswerten Abänberungen unterzogen werben. Das 
Thing verweist denfelben an einen Auéſchuß. Oberſt Ticherning, 
ber bem Reichsrath die Eompetenz zu einer Verfajlungsrevifion über: 
haupt abgefproden und dem Reichstage allein vinbicirt hatte, ba 
mit der Abtretung von Schleswig und Holftein ja alle „gemein- 
ſamen“ Intereſſen aufgehört hatten und ber Reichsrath natur: 
gemäß dahinfallen follte, Hat fein Mandat niebergelegt. Ein beut: 
ſches Protocol wird zum eriten Male nicht mehr geführt. 

» Wieberzufammentritt des am 4. Nov. 1864 vertagten Reichstags. 
Hanfen, der Führer der Partei ber Bauernfreunbe, bringt un Volks⸗ 
thing bes Reichstags fofort den Antrag auf Wieberaufhehung ber 
durch kgl. Belanntmadung v. 2. Oct. 1855 verfügten Beſchränkung 
bes däniſchen Grundgeſetzes v. 5. Juni 1849 und auf volle Wie: 
berherftellung dieſes Grundgefeßes ein. Die Regierung bejeitigt ben 
Antrag Hanfens, mit der Erflärung, baß fie fi mit dem Reiche: 
tage nicht weiter in biefer Sache einlaflen könne, fo lange fie noch 
vor dem Reichsrathe ſchwebend jet. 

„Landsthing bes Reichsraths: Debatte Über die Verfaſſungsreviſion. 
Das Thing befchließt auf den Antrag Orla Lehmanns mit 29 gegen 
23 Stimmen, daß im Falle des Ausfterbens ber Dynaſtie ber ver: 
einigte Reichstag einen König wähle, ba bie Beftimmung bes Lon- 
doner Vertrags, welche auf einen ſolchen Fall abziele, keine Bebeu: 
tun r babe. | 


g meh 
17/18. „ Lanbsthing bes Reichsraths: Debatte über die Berfaffungs- 


reviſion. Das Thing veriwirft mit 32 gegen 30 Stimmen bas 
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Amendement Orla Lehmanns und Kriegers auf Feſthalten an ben 
bisherigen jährlihen Reichsraths⸗ und Finanzperioden und genehmigt 
dagegen mit 37 gegen 22 Stimmen das Amendement Madvigs auf 
zweijährige Finanzperioden mit einer bierjährigen Uebergangsperiobe. 
Mit 39 gegen 20 wirb auf den Antrag Orla Lehmanns die Ent: 


fernung bes Thronfolgers und der kgl. Prinzen aus dem Miniſter⸗ 


rath befchloffen und darauf mit 35 gegen 22 Stimmen bie Beibe 
haltung des bisherigen Cenſus von 1200 Thlrn. jährlidher Ein: 
nahme, mit 51 gegen 4 Stimmen ber Cenfus von 200 Thlm. 
jährliher Steuer beſchloſſen, obgleich fi der Finanzminifter neuer: 
bings aufs entfhiedenfte dagegen erklärt. 

25. Jan. Landsthing des Reichsrathes: Debatte über Verfaffungsrevifion. 
Der mobificirte Entwurf eines Orundgefebes wird als Ganzes mit 
97 gegen 1 Stimme angenommen und dem Volksthing übermadt. 

30/314. „ Volksthing des Reichsraths: Beginn der Berathungen übe 
bie Verfaflungsrevifion. Der Antrag Chriſtenſens (Bauernireunte) 
auf Tagesordnung wird mit 56 gegen 39 Stimmen verworfen. 
Drei Führer ber Bauernfreunde erklären in Folge biefer Abſtin 
mung ihren Austritt. 


T. Gebr. Volksthing des Reichsraths: Debatte über die Berfaffung: 
reform: Hanſen trägt darauf an, zu beichließen, daß bie alleiniz 
Competenz zur Erlebigung ber Verfaſſungsfrage dem Reichstage jr 
fiehe. Der Minifter des Innern erklärt ſich aufs entſchiedenſte di 
gegen und weigert fi im Namen ber Regierung, an ber Debalt 
Theil zu nehmen. Nach heftiger Verhandlung wirb mit 59 gegen 
31 Stimmen ber llebergang zur zweiten Leſung und die Ueberwei 
fung an einen Ausſchuß beſchloſſen. 


28 „ Volksthing bes Reichsraths: Debatte über die Verfaffungsrefom. 


Das Thing verwirft bie britte Leſung bes von ber Regierung ber; 
gelegten Srundgefegentwurfs und nimmt bagegen ben Antrag Kar 
ſens auch in zweiter Lefung an. Die Vorlage geht an das Lande⸗ 
thing zurück. 


4. März. Lanböthing des Reichsraths: Debatte über die Berfaflungs: 
revifion. Das Thing befchliegt, ben Regierungsentwurf mit ben von 


ihm barin beichloffenen Mobifientionen feitzuhalten und benfelben 


nochmals dem Volksthing zu übermitteln. 

10. „ Volksthing bes Reichsraths: Debatte über die Verfaflungsrevifien. 
Das Thing genehmigt mit allen gegen 12 (bauernfreundliche) Stim⸗ 
men ben Antrag Rimeftabs, eine Verſtändigung mit bem Sanbethin 
dur, eine gemeinfchaftlide Commiffion zu verfuchen. 

11. „ Das Lanbsthing geht auf ben Vorſchlag des Volbsthinge ein 
und beide Thinge wählen eine gemeinſame Conmiſſion von 30 
Wiitgliedern. 
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17. März Die gemeinſchaftliche Commiſſion beider Thinge des Reiche: 


25. 


30. 


raths einigt fich über einen Vorſchlag in ber Verfaflungsfrage: bie 
beiden Punkte bez. die Dauer ber Finanzperioden und bes Wahl: 
cenfus follen nach ben Beſchlüſſen bes Landsthings (gegen die Res- 
rungsanträge) erledigt werden und das Landsthing aus 12 vom 
König ernannten, 1 von der Inſel Bornholm, 1 von ben Farrder⸗ 
Inſeln, 18 von Kopenhagen und den Städten, 18 von den größeren 
und 18 von den Heineren Orunbbefltern gewählten Mitgliedern zus 
fammengefeßt werden. Die Regierung erflärt fi mit biefem Bor: 
ſchlage nur theilweiſe einverftanden. 


» Dänemark wird in Zukunft feinen Gefandten in Berlin aud am 
beutihen Bunde beglaubigen. 


„ Minifterkrifis: Bluhme, Tilliſch, David, Lutken und Quaade bie 


ten ihre Entlaflung an. Der König nimmt biejelbe nit an, ent: 
läßt dagegen den Juſtizminiſter Heltzen, der durch den Oberpräfi: 
denten v. Braftrup erſetzt wird, 


7. Apr. Das Volfsthing des Reichsraths beſchließt mit 45 gegen 25 


8. 


10. 


11. 


Stimmen,“ auch fchleswigsholfteiniihe Schiffe zur Küſtenſchifffahrt 
zuzulaſſen. Bifhof Monrab betont die Nothiwenbigfeit eines guten 
Einvernehmens mit ben Serzogthümern. 


„ Stille Feier des Geburtstage des Könige, ganz im Gegenſatz 
gegen bie allgemeine Sitte unter Friedrich VIL 


„ Der Antrag der gemeinichaftlichen Conmiſſion beiber Thinge bes 
Reichsraths bez. Verfafjungsreform wirb vom Landsthing angenom: 
men, vom Volksthing dagegen verworfen. “Der Regierungsworichlag 
ift damit im Reichsrath als gefallen anzufehn. Die Regierung er: 
närt daß fie in ber Trage noch feinen definitiven Entihluß gefaßt 
babe. 

„ESchluß ber Seflion des Reichsraths. Offener Brief des Könige: 


„Mit aufrichtigem Bedauern jehen wir am Schlufje biefer langwierigen 
Reichsraths-Verſammlung bie für das Wohlergehen bes Landes fo fehr wich: 
tige Verfaflungsangelegenbeit ihrer Löfung noch nicht näher gerüdt. Es war 
unſere Soflnung, daß das Entgegenfommen, welches unfere Regierung in ber 
ganzen Angelegenheit den Anſchauungen bes Reichsraths eriwielen hat, ben 
Reichsrath zur Offenbarung eines Ähnlichen Entgegenfommens veranlaft haben 
würde. Wir fönnen deßhalb nur mit Betrübniß der Fortſetzung bes vorläu⸗ 
figen Zuſtandes entgegenjeben, welcher Iebtere eine Tzolge bed Ausganges ber 
Verfaffungsfrage in dieſer Sefjion fein wird. Wir beten zu dem allmächtigen 
Gott, daß er jegliche Gefahr abwenden möge, weldhe hieraus für das geliebte 
Vaterland entſtehen fünnte”. 


5. Mai. Ein offener Brief des Königs Tdst das Volksthing bes Reichs⸗ 


30. 


raths auf unb ordnet Neuwahlen auf ben 30. Mai an. 
„ Allgemeine Wahlen zum Volksthing bes Reichsraths. Das Re 
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fultat ergibt Teine Entieibung für die PVerfaffungsfrage Die 
Bauernfreunbe gewinnen mehrere neue Sitze. 


29. Juni. Beſuch des Könige am fehwebifhen Hofe. 


3. Aug. Beſuch des Königs von Schweden am. bänijchen Hofe. 


28. 


„ Gröffnung bes Reichsraths. Botſchaft bed Könige: 


„Indem wir, in Uebereinſtimmung mit $ 30 bes Grundgeſetzes von 
18. Novbr. 1863, ben Reichsrath zu einer neuen außerorbentlichen Verſamm 
lung zulammenberufen haben, ift es unfer Hauptzwed gewejen, gleichwie c: 
unfer lebendiger Wunſch iſt, zu bewirken, daß ber Neicherath auch ar feinm 
Theile die höchft wichtige Angelegenheit förbern wolle, welche unſerer Resi: 
rung in ber letzt abgehaltenen außerorbentlihen Verſammlung nicht geglic. 
if, zum Abſchluß zu bringen. Wir haben es unſerer Regierung auferlen 
zu dieſem Behufe bem Reichsrathe den Entwurf zu dem revidirten Grun: 
gejeße vom 5. Juni 1849, welcher, nach einem großen Entgegenkommen ter 
unjerer Seite, den Beifall ber Mehrzahl bes einen Things bes Keiceruk: 
gewann, während hingegen eine hinreichende Anzahl von Stimmen demielk: 
im anberen Thinge bes Reicheraths nicht zu Theil warb, vorzulegen. Ei: 
überſehen babei keineswegs, daß biefer Entwurf nicht ganz den Boritellunse 
von ber beftmöglichen Verfaſſung, welche irgend cin einzelner Theil im %ek 
ſich angeeignet baben Tann, entipredden wirb, wie wir behn and fell = 
zeine zur Beiefttgung bes Königreiches und zur Handhabung ber allgeme 
Freiheit nach unjerer Anficht mehr geeiguete Beilimmungen gewünſchi hata- 
Gleichwohl aber nähren wir nichts defto weniger bie fefte Ueberzeugung, Ni 
durch ſolche Verfaffung feinem Stande und feiner Claffe Unrecht geiher 
werde, unb daß bie Freiheit und das Wohl bes Baterlanbes durch bielitt 
geficdert fei, während die Ordnung ber Verfaffungeverhältnifje, angeftrebt :r 
einem andern Wege ober auf eine andere Weile, zum großen Schaden "1 
das Gemeinwohl noch lange den endlichen Abihluß ber Sache in bie Bir: 
ziehen könnte. Da wir e8 auf ſolche Weife nicht für verantwortlich anlcı 
und deßhalb nicht gefonnen find, weiter in Zugefländniffen zu geben, | 
bereits gejchehen ift, jo Hoffen und erwarten wir von ber Vaterlandsliebe ur 
jeres getreuen Reichsrathes, daß berfelbe, wohl erwägend, daß die fefle Lu: 
nung der Gefellichaftsnerhältniffe ber Grunbwall für Entwidelung ber rede 
Hilfsquellen unferes geliebten Vaterlandes fei, zu welcher dasſelbe nah a 
ung zugefilgten Unglüdsfällen fo hoch brängt, und welche nur durch Inmis“ 
Zufammenwirken ber Regierung und bes Volles unter Gottes Bein 
möglich iſt, gemiffenhaft das Seinige dazu beitragen werbe, baß bie Eu 
Iaffungeigie im Mebereinfiimmung mit unſerem Wunſche gefördert wert | 
möge... 


Der Konfeilspräfident Bluhme überreiht demgemäß beit 
Things den Berfafungsreform-Entwurf in ber vom Landbeihing T 
ber früheren Seflion angenommenen Fallung mit ber ernaweatn 
Erklärung, daß die Regierung zu weiteren Gonceffionen fi unkt 
feinen Umſtänden entichließen könnte. 


2. Sept. Volksthing des Reichsraths: Eine von ber Oppofition ver: 


geſchlagene Mißtrauensadreſſe gegen das Minifterium wirb mit 51 
gegen 48 Stimmen abgelehnt. 
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2. Sept. Ueber 2000 bänifhe Norbichlesiviger landen in Körſor anf 
Seeland zu einem DVerbrüberungsfefte mit: den Dänen. Große 
Seftivitäten in Kopenhagen. 

21. „ Volksthing des Reichsraths: Der nicht unweſentlich mobificirte 
Eniwurf der BVerfaflungsrevifion wird mit 70 gegen 29 Stimmen 

- angenommen und geht nun an das Landsthing. 

29. „ Lanbsthing bes Reichsraths: Mit allen gegen 1 Stimme wird 
ber uriprünglide Entwurf einer revidirten Verfaſſung wiederher⸗ 
geſtellt, nachdem fi) die Regierung neuerdings ſehr beſtimmt gegen 
die vom Volksthing beliebten Modificationen ausgeſprochen hat. 


2. Oct. Zuſammentritt des Reichstags. Die Candidaten der Bauern⸗ 
freunde unterliegen im Landsthing nur mit wenigen Stimmen, 
ftegen bagegen im Volksthing. Der Reichstag wird von ber Regie 
rung fofort bis zum 20. Nov. wieber vertagt. 

6. „ Volksthing des Reichsraths: Dasfelbe beharrt auf feinen Mobi- 
ficationen in ber Vorlage einer revidirten Verfaflung Die Frage 
gebt baber an ben gemeinfamen Ausihuß beider Thinge von 30 
Mitgliedern. 

23. „ Der gemeinfame Ausihuß beider Thinge des Reichsraths einigt 
fi borläufig mit 23 gegen 4 Stimmen (3 Mitglieder enthalten 
fih) über einen mobificirten Entwurf der Verfafjungsrevifion. Die 
Regierung erflärt, diefe Mobificationen ihrerfeits nicht annehmen zu 
können. 


3. Nov. Der gemeinſame Ausſchuß beider Thinge des Reichsraths 
nimmt auf Betreiben des Grafen Frijs-Frijſenborg den modifi⸗ 
cirten Verfaflungsentwurf befinitiv mit allen gegen 1 Stimme an. 

5. „ Das Eabinet Blubme gibt feine Entlaffung. Graf Frijs-Frij- 
fenborg bildet ein neues Cabinet. 

T „ Der Berfaffungsentwurf nad den Anträgen bes gemifchten Aus- 
Ichufles beider Thinge wird vom Volksthing mit 74 gegen 24, vom 
Landsthing mit 44 gegen 10 Stimmen angenommen. 

8. „ Schluß ber außerorbentlihen Seſſion des Reichsraths. Die Bot- 
[haft des Königs fpricht kurz feine Befriedigung über bie Erlebi- 
gung der Verfaflungsfrage aus. 

20. „ Wiederzufammentritt des Reichstags. 

23. „ Volksthing bes Reichstags: Oberſt Tſcherning beantragt, das 
abgetretene und das jebige Cabinet wegen Verfaſſungsverletzung in 
Anklagezuftand zu verſetzen. 

28. „ Volksthing des Neichstags: Der Antrag Tichernings wirb mit 
56 gegen 35 Stimmen (Bauernfreunde) verworfen. 


9. Tec. Das Landstbing des Reichstags nimmt den Verfafjungsentwurf 


in dritter Leſung mit 26 gegen 20 Stimmen an. 
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43. Dee. RVollsthing bes Reichſstags: Erfte Leſung bes Berfaflungsen 
wurfs. Erklaͤrung bes Confeilpräfidenten. Tſchernings Antrag au 
Nieberfehung eines Ausſchuſſes wird mit großer Mehrheit verworfe 
unb bie Ueberweifung zur zweiten Lefung mit 80 gegen 1 Stimm 
beichlofien. 

18. „ Das Bollsibing des Reichstags erflärt fih mit 59 gegen ? 
Stimmen für Beibehaltung ber Tobesitrafe. 

22. „ Volksthing des Reichstags: Der Berfaffungsentwurf wirb i 
britter Lefung mit 62 gegen 27 Stimmen (ber Bartei ber Baur: 
freunde) angenonmen. 


11. Rußland. 


1864. 

22. Sept. Die Ruflen nehmen die Stabt Tſchemkand in Kokand ein. 
Damit ift die ruſſiſche Linie von Akmetſchet bis Aulietta gefichert 
und find bie großen Städte bes Chanats und die Hauptitabt felbit 
gefährbet. 


3. Dec. Eircularbep. des Fürften Gortſchakoff, in ber er ausführlich 
auf die Politik Rußlands in Mittelafien eingeht und über bie lebten 
Öebietserwerbungen zu beruhigen fucht. 

Es wird ausgeführt, daß alle Gulturftaaten, welche an ihren Gränzen in 
Berührung mit wenig civilifirten Völferfchaften gerathen, fich faft immer zur 
fortjchreitenben Ausdehnung ihres Vertheidigungsfyftems unb allmählich auch 
ihres Gebiets gebrängt ſehen. Dabei wirb furz auf bas Vorgehen Englands 
in. Oftindien, Frankreichs in Algerien, der Union in Norbamerifa, Hollanbe 
in feinen Colonien hingewieſen. Man miüffe entiveber aufgeben, was man 
bereits beſitzt, oder weiter ſchreiten. So ergebe es Rußland in ber Tatarei, 
mo weite Gebiete fortwährend durch Räuberſtämme beunruhigt werben, unb 
feine feiten Beziehungen zu Turkeſtan, Kokand und Bochara, bie fortwährend 
in innerem Streit Tiegen, zu gewinnen find. Rußland fcheue dort jebe Bes 
laftung mit neuen ausgebebnten Groberungen; es gehe nur barauf aus, für 
feine Herrichaft fefte Grundlagen zu gewinnen, bie Sicherheit feiner Bes 
figungen zu verſtärken, unb bie Givilifation nad) allen Richtungen zu fürs 
bern: „Wir ſuchten alfo ein Syſtem aufzufinden, das biejes breifache Ziel 
zu erreichen geeignet wäre. Zu biefem Zweck wurden folgende Grunbjähe 
aufgeftellt: y Es wurde für unumgänglich nothwendig eraditet, baß bie 
beiden befeftigten Linien unſerer Gränzen, die eine, bie fih von China bis 
zum Iſſik⸗Kul-See erſtreckt, bie andere, bie vom Araljee aus längs bes 
Fluſſes Syr-Darja Hinläuft, durch befeſtigte Punkte in ber Weife vereinigt 
würden, daß alle unfere Poſten fich gegenfeiti unterftügten, und feinen 
Awifchenraum barböten, durch welchen die Einfälle und Verwüſtungen ber 
Nomadenſtämme ungeftrajt fih wiederholen könnten. 2) Es war weientlic, 
baß bie foldhergeftalt durch unfere borgerildten Befeſtigungen vervoliftänbigte 
Gränzlinte in eine binlänglich fruchtbare Gegend zu liegen kam, um nicht 
nur bie Verproviantirung zu fichern, fonbern auch Die regelmäßige Anſieb⸗ 
lung zu erleichtern, bie allein dem befeßten Land eine Zukunft von Dauer 
und Wohlſtand bereiten kann, indem fie die benachbarten Volksſtämme für bie 
Civili ſation günftig flimmt. 3) Enbli war es —37— dieſe Gränzlinie in 
einer befinitiven Weiſe feſtzuſetzen, damit man ben gefaͤhrlichen und beinahe 
nnausbleiblichen Verſuchungen auswich, bie, von Angriffen zu Repreſſalien 


320 


Ruflan). 


übergehend , fchließlih zu einer unbegrängten Ausbehnung führen fomıten. 
Zu dieſem Zweck mußte man bie Grundfäge eines Syitems fefiftellen, das 
nicht allein auf elaſtiſche Marimen, fondern auf geographifche und politiic: 
Bebingungen begrünbet ift, bie feft und ftetig find. Dieſes Syftem war ur: 
buch eine fehr einfache aus einer langen Eriahrung hervorgehende Thaiſas 
geboten, daß nämlich die Nomadenſtämme bie man weder greiten, nod zit: 
tigen, no in Ordnung halten kann, für uns eine fehr unbequeme Radtır 
ſchaft find, und daß andrerfeits bie aderbauenben und bandeltreibenden ?:. 
ferfchaften,, bie an bie Echolle gefeffelt und focial viel entwidelter find, un 
bie Chance einer erträglihen Nachbarichaft und erfreuliher Verbindunzt 
bieten, Unfere Gränzlinie mußte alfo bie erftern einfließen, und ba: 
Gränze ber andern anhalten. Dieſe drei Grundſätze geben einen Haren, v: 
türlihen und logiſchen Aufſchluß über bie legten in Gentraf-Afien zur In: 
führung gefommenen militärifhen Operationen, In ber That bat um 
urſprüngliche Gränzlinie Tängs bes Syr⸗Darja bis zum ort Peronee 
einerfeite, andererfeits bis zum Iſſik⸗Kul-See ben Mangel, daß fie faft: 
Wüfte berührte. Sie war buch einen ungebeuren Zwiſchenraum zwiſchen ke 
beiden Enbpunften unterbrochen, fie bot unferen Truppen feine genügender 
Hülfsquellen und Tieß jenfeits Volksſtämme ohne inneren Zufammene: 
mit benen fein Verhältniß einzugehen war. Obwohl wir ungern une: 
Gränzen eine größere Ausdehnung geben, waren biefe Gränbe für die fi: 
ferliche Regierung doch zwingend genug, um fie zu beflimmen, bie Eontinu: 
tät diefer Linie zwifchen dem Zichif-Kul:See und dem Syr-Darja⸗Fluß r: 
uftellen, indem wir bie neuerdings von uns beſetzte Stadt Tſchemkand k: 
Feftigten, Indem wir biefe Linie annahmen, erreichten wir ein depfelti 
Nefultat: einerfeits war bie Gegend fruchtbar, bewaldet und vor zahlr 
Flußarmen durchzogen, fie war zum Theil von Kirgifenftänmen bemer: 
bie unfere Oberherrſchaft ſchon anerkannt hatten; fie gewährt alſo güntz 
Grunbbedingungen für die Anfieblung und Verpflegung unfrer Gamiiee. 
Anbererfeits gibt fie uns zu Nachbarn bie feſtgeſeſſenen, aderbauenden mi 
banbeltreibenden Bendlkerungen von Koland. Wir befinden uns bemn 
einem foliberen, weniger beweglichen, befjer organifirten focialen Zutrt 
gegenüber und mit geographifcher Genauigfeit bezeichnet das gegemmätt 
erhältnig bie Girängze, deren Occupation Vernunft und Intereſſe und ve: 
ſchreiben, bie fie aber auch uns einzuhalten ermahnen, weil, jebe weitere Aus 
behnung unferes Gebiets in Zukunft uns nicht mehr ungewiſſe Zuflänt 
wie die Nomadenftämme entgegenſetzen würde, jondern regelmäßiger orge 
firte Staaten, fo baß wir unter Anwendung beträchtlicher Anftrengungen rei 
Annerion zu Annerion und in enblofe Gomplicationen verwidelt würde: ' 
weil wir anbererfeits künftig Staaten zu Nachbarn haben, bie zwar in Mi 
Civiliſation zurüd, in ihren politiſchen Verhältnifen unzuverläſſig find, m 
benen wir aber ficherlich eines Tages regelmäßige Verbindungen aufnürt 
fönnen, bie zum allgemeinen Bortheil den immerwährenden Unorbnunst 
ein Ende machen, weldhe bisher den Wohlſtand biefer Gegenden gejtört hate 
... Ich brauche nicht das in bie Augen fallende Intereſſe Rußlands berw: 
zubeben, fein Gebiet nicht au vergrößern, unb zumal an ber äüußerſtn 
Reichsgränze ſich nicht Verwicklungen zu ſchaffen, bie feine innere Entwil: 
lung nur verzögern unb lähmen Tönen, Das von mir entworfene Fit: 
gramm ift aus dieſem Ideenireiſe hervorgegangen. Sehr oft hat man ii 
während ber letzteren Jahre darin gefallen, es als die Miflion Rußlande 
zu bezeichnen, bie Gegenden zu civilifiren, welde es auf bem aſiatiſchen Eor- 
tinent begrängen. Die Fortichritte der Givilijation haben Teinen wirkjamen 
Hebel als bie SHanbefebeziehungen, Diefe Tebteren erheiſchen zu ihrer Ent 
widlung überall bie Orbnung ober bie Stabilität; aber im Afien erfocbern 
fie eine tiefe Umwandlung in ben Sitten. Bor allem muß man ben afiatilden 
Bolkern begreiflich machen, daß es für fie weit vortheilhafter fei, ben 
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ber Karamanen zu begünftigen, ober fidherzufiellen, als biefelben auszu⸗ 
plünbern. Diefe Elementarbegriffe können in bas Vollsbewußtſein nur ba 
eindringen, wo es ein Bolf gibt, b. 5. wo ein gefellichaftliher Organismus 
oder eine Regierung beſteht, welche e8 leitet und vertritt. Den erfien Theil 
biefer Aufgabe erfüllen wir, indem wir unfere Gränze bis an bie Schranfe 
vorjchieben, wo fich biefe unerläßlihen Bebingungen begegnen. Den zweiten 
werben wir erfüllen, indem wir fortan ben benachbarten Staaten durch ein 
Syftem ber Teitigfeit in Unterbrüdung aller Unthaten, aber zugleich ber 
Mäpigung und Gerechtigkeit in ber Anwenbung ber Gewalt und ber Achtung 
für ihre Unabhängigfeit, zu beweifen ſuchen, daß Rußland nicht ihr Feind fet, 
daß es gegen fie feine Eroberung bezwede, und baß friedliche und commer: 
ciele Beziehungen mit ihm weit erfprießlicher feien als bie Unorbnung, bie 
Plünderung, die Reprejjalien und ber beftändige Krieg. Indem es fich biefer 
Aufgabe widmet, ift das kaiſ. Cabinet nur von ben Intereſſen Rußlands durch⸗ 
brungen, und glaubt zugleich ben Interefjen ber Givilifation und ber Menſch⸗ 
lihfeit zu dienen. Es bat ein Anrecht auf eine gerechte und ehrliche Wür⸗ 
une bes Wege, ben e8 verfolgt, und ber Principien, bie e8 dabei leiten, 
zu rechnen.” 


1865. 
3. Januar. (Volhynien.) Die Regierung orbnet eine ftrenge Reviflon ber 


16. 


20. 


polniihen Adelsdiplome in Volhynien, Podolien und Kiew an. 
„Großfürſt Conſtantin wird zum Präſidenten bes Reichsraths, 
Miliutine zum Mitglied desſelben ernannt. 
„Die Regierung veröffentlicht bie Ueberſicht der Staatseinnahmen 
und Ausgaben für 1865. 

Die Einnahmen find mit 338 Mill., die Ausgaben mit 380 Mil. Rubel 
in Anfag gebradt. Die Cinkünfte zeigen einen Zuwachs von 3,704,000; 
bie Ausgaben eine Verminderung um 20,384,000 Rubel gegen das Vorjahr. 
Zur Dedung des Deficits fol eine Notenausgabe von vier Serien Staats⸗ 
Ihapbillets im Betrage von 12 Mill, R., der Reft ber bolländifchen Anleihe 
von 7,484,000 R. und ein Theil des zurüdgegebenen Vorſchuſſes zum Bau 
ber Odeſſa⸗Bahn verwendet werben. 


„ Die Adelsverfammlung von Moskau "befchlieht mit 270 gegen 
36 Stimmen, ben Kaifer um die Einführung einer Repräfentativ: 
Verfaffung zu bitten und bezeichnet eine Deputation von brei Mit- 
gliedern, um biefelbe perjönlich nad Petersburg zu überbringen. 


„Allergnäbigfter Herri Der Moskauer Abel kann Ahnen, jebt, wo er bier 
verfammelt ift, nur bie Gefühle tiefer Ergebenheit und Dankbarkeit aus⸗ 
drüden für Ihre weilen Maßnahmen, bie ftets das Wohl unjeres Baterlands 
im Auge haben, Wir find bereit, Sire, Zhnen mit Wort unb That beizus 
fiehen auf bem fehwierigen aber glorreichen Weg, ben Sie eingefchlagen haben. 
Wir find überzeugt, Site, daß Sie auf diefem Meg nicht inne halten, ſon⸗ 
bern noch weiter geben werben, geftüßt auf Ihren treuen Abel unb auf bie 

anze ruffifche Nation. Die Einigung aller Kräfte iſt die Stärfe unjeres 

aterlandes. Indem Sie aus Ihrem Rußland, das bisher getheilt war, ein 
feftes Ganzes machen, alle feine Theile ſtark an einander fließen, und ftatt 
ber Einzelgerechtjame biefer Theile ein bem ganzen eich gemeinfames Recht 
einführen, werden Sie für immer Empörung und Bürgerkrieg unmöglich 
machen. Der Grunbdbefiß, bem Sie neues Leben geben, muß, wenn er volls 
Tommen befreit fein wird, die Madt und ben Ruhm Hußlands befeftigen. 
Ferönen Sie nun, Sire, das begonnene Wert dadurch, daß Sie eine Genes 
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ralverſammlung von Erwahlten Rußlands zur Prüfung ber dem ganzen 
Reich gemeinſamen Bedürfniſſe einberufen! Gebieten Sie Ihrem treuen Adbel, 
dieſe Deputation aus feiner Mitte zu wählen! Der Abel iſt immerdat die 
beſte und ſicherſte Stütze bes ruſſiſchen Throns geweſen. Ohne im Stacie— 
dienſt zu fieben, ohne die damit verknüpften Vorrechte zu genießen, miüzer 
biefe Erwäßlten, die ohne irgend welche Belohnung ihre Pflicht gegen dx: 
Baterland erfüllen, berufen fein, die politiichen ımb fittlichen Rechte zr 
wahren, welche bem Staatsgebäube zur Grunblage bienen, Rechte, die dem 
Bolt heilig und einem wohleingerichteten Lande nothwenbig find. Auf bielen 
Wege, Site, werben Sie bie Bebürfniffe unferes Vaterlands in ihrem wat: 
baften Lichte Tennen lernen. Sie werben das Vertrauen zur Exrecutivgewali 
wieber berftellen. Sie werben eine ftrenge Beobachtung der Gejege erzickn 
und biefe Geſetze mit ben Bebürfniffen bed Landes in Einklang bringen. Tie 
Wahrheit wirb unbehinbert an bie Stufen bes Throns gelangen ; bie aus: 
wenden und inneren Feinde werben ſchweigen müſſen, wenn ſie ſehen, def 
das Volk in ber Perſon feiner Vertreter mit Liebe ben Thron umgibt und 
ſich beeifert , von Teiner Seite Berratb auftommen zu laſſen. Allergnätigite 
Herr! Der Moskauer Abel hat Ihnen hiermit fein Herz und feine Wünik 
eröffnet. Nur ber heiligen Pflicht treuer Untertbanen gehorcht er dabei, und 
bat nichts babei im Auge ale bas Wohl bes Reihe. Wir baben geſprochen 
Sire, weil wir überzeugt find, daß unfere Worte Ihrem Herrjdiergebanten 
a in Geift ber von Ahnen unternommenen großen Reformen vollkommer 
entſprechen. 


26. Januar. Der Senat ſchließt die Adelsverſammlung von Moskau um 


31. 


ertlärt alle ihre Beichlüffe für nichtig. 

„ (Bolen) Die Regierung veröffentlicht das Budget des Küng: 
reis Polen für 1865. Einnahmen und Ausgaben beiragen ın 
bemielben gleihlautend bie Summe von 21,590,427 SR. Ei 
tft nicht vom Staatsfecretär für polnifche Angelegenheiten, ſondem 
vom Fürften Paul Gagarin, als Präfident des in Petersburg für 
bie Angelegenheiten bes Königreichs Polen niebergefeßten Comit, 
unterzeichnet. 


1. Febr. Officieller Ausweis über ven Stand ber Bauernemancipation: 


2. 


Nach ben im Monat Januar bem Minifter bed Innern eingefandten Berichten find 
auf allen Gütern mit mehr denn 20 Seelen die Grunbacten in Kraft ge 
treten. 111,576 Acten haben bereits bie Stellung von 10,013,478 Menihen 
geregelt, aber biejelben find noch nicht zur Ausführung gelommen, tkeil 
wegen ber noch beftehenden Verpflichtungen ber Bauern ihren früheren Hertat 
gegenüber, theils weil bie Bauern bie durch bie Reglements beftiimmten Ab: 
gaben zu zahlen nit im Stande waren. Für bie weniger als 20 Geelm 
äblenden Güter haben bereits 17,558 Grundacten bie Stellung von 180,41 
enichen geregelt. Das find mehr als 99 Procent.. 5206 biejer Fleinern 
Güter mit 38,647 Bewohnern werben von ber Regierung verwaltet, in Folge 
ber 5,345,333 Rubel, bie an bie früheren Herren als Entſchädigung gezahl 
wurben. Am 1. Febr. wurden 481 Friedensrichterbezirke wegen der in ihnen 
beendigten Arbeiten aufgehoben. 
„» General Annenkoff wird krankheitshalber feines Poftens als Gou 
verneur von Volhynien, Podolien und Kiew enthoben und burd den 


General Bezak erfekt. 


10, „ Reſeript des Kaiſers an ben Miniſter bes Innern bezüglich ber 


Adreſſe des Moskauer Adels: 


m ww ar -- 


ou - vr. u WW 3a 


— — — — 


Rußland. B23 


„Die Anfangs bes Januar⸗Monats im Moskauer Gouvernement erfolgten 
Gouvernements:Wahlen find nit zu Stande gefommen. In Folge ber vom 
birigirenben Senat als nicht vorfhriftsmäßig erfannten Beſchlüſſe der Ver: 
ſammlung der Adelsmarſchälle und Deputirten bezüglid ber Betheiligungs⸗ 
rechte einiger Edelleute ar den Angelegenheiten ber Gouvernements⸗Verhand⸗ 
Iungen baben alle Beichlüfje dieſer Verſammlung, welche bis zum Schluß 
berfelben gefaßt wurden, Keine gefegliche Gültigkeit. Mir iſt indeß nicht unbefannt, 
baß die Moskauer Gouvernements⸗Adels-Verſammlung während ber Bes 
ratdungen fi mit Gegenftänden befaßt hat, bie ihrer birecten Behandlung 
nicht unterliegen, und ragen berührt hat, welche fi auf Abänderung weſent⸗ 
licher Principien ber Staatseinrihtungen in Rußland beziehen. Die während 
meiner zehnjährigen Regierung volführten umb gegenwärtig meinen Ver: 
fügungen gemäß in Ausführung begriffenen Reformen bezeugen hinlänglich 
meine bejtänbige Fürſorge für Verbeſſerung und Vervollkommnung ber ver: 
ſchiedenen Zweige bes Staatsorganismus nach Maßgabe ber Möglichkeit und 
in der von mir im Voraus beftimmten Reihenfolge. Das Recht der Initia⸗ 
tive in ben Haupttheilen biefer allmäligen Vervollfommnung gehört auss 
Ihließlih mir und iſt ungertrennlicdy verbunden mit ber von Gott mir ver: 
liebenen autofratifchen Gewalt, Die Vergangenheit muß in ben Augen aller 
meiner treuen Unterthanen ein Bürge für die Zukunft fein. Steiner darf 
meiner fortwährenden Sorge um das Wohl Rußlands vorgreifen und Fragen 
von beftehenden Grundlagen feiner allgemeinen Staatseinridhtungen im Vor: 
aus entſcheiden. Kein Stand ift gejeglich berechtigt, im Namen anderer 
Stänbe zu fprechen. Niemand ift berufen, vor mir Bittgeſuche wegen all: 
gemeiner Intereſſen und Bebürfniffe des Staates zu vertreten. Solche Ab: 
weichungen von ber durch bie in Wirkfamfeit beftehender Gefege worgefchriebenen 
Ordnung können mid nur aufhalten in ber Ausführung meiner Plage unb 
feinenfalls zur GErreihung bes Zieles beitragen, auf das fie etwa gerichtet 
fein können. Ich bin feit überzeugt, daß ich in Zukunft Ähnlichen Hinder⸗ 
nifjen von Seiten des vuffifchen Adels nicht begegnen werde, deſſen Verbienfte 
jeit Jahrhunderten um Thron und Vaterland mir ftets erinnerlich find und 
zu bem ich ftetS unerfchütterliches Vertrauen gehegt babe und noch jetzt hege. 
Sch beauftrage Sie, hiervon alle General-Gonverneure und Gouverneure der⸗ 
jenigen Gouvernements in Kenntni zu feben, wo Abels-Verfammlungen bes 
ftehen oder Landesverſammlungen eingerichtet werben jollen.” 

23. Febr. (Finnland) Die Regierung anerkennt bie finniſche Sprade 
als officiele: von 1872 an müflen alle Beamtete und Lehrer bie: 


felbe anwenden. 


— März, (Polen) Die Regierung verlangt von ſämmilichen Tathol. 
Geiftlihen ein curriculum vitse und verbietet denfelben, Pfarrgüter 
zu verlaufen. 

8. „ (Baltifhe Provinzen) Eröffnung des livländiſchen Land: 
tags in Riga. 

— „ Die neuen Provinzialvderfammlungen haben bereits in vielen 
Gouvernements ihre Thätigfeit begonnen ober finb im Begriff, fie zu 
beginnen. 

— . (Bolen) Raſches Fortfhreiten der Ruſſifizirung. Die bis: 
herigen Beamten polnifcher Nationalität werben mafjenhaft entlaffen. 

— ,„ (Litthauen.) Auftauchen ber Fath. Kirchenfrage: Streit zwiſchen 
ben Gutsheren und ben Bauern über die Bejolbung ber Geiftlichen 
in Folge ber Emancipation ber Bauern. 

" 21° 
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— März Golhynien.) Der neue Gouverneur Gen. Bezak verbiett 
alle Eingaben von Beſchwerden in polnifcher Sprache, weil dies bie 
Sprache der Minderbeit jei. 


41. April. (Volhynien.) Wegen Entdedung einer angeblihen Ber: 
ſchwörung werben eine große Anzahl Beamtete polnifcher National: 
tät vom Gouverneur, Gen. Bezak, ſuspendirt. 

15. „ (Litthauen) Murawiew kommt in St. Petersburg an un) 
fucht um feine Entlaffung als Gouverneur von Litthauen nad. 

417. „ Baltifhe Provinzen.) Der Eſthländiſche Landtag genehmiz 
die Vorſchläge bes Generalgouverneurs, durch welche bie Bauernge: 
meinden in eine von ber Gutsherfchaft unabhängigere Lage verieg: 
werben, und beſchließt, aus dem Strafrecht, welches dem Mierher 
gegenüber dem gemietheten Dienjtperfonal zufteht, die körperliche 
Zühtigung auszuſchließen und ebenſo bie bäuerlihen Befiger von 
der Förperliden Beftrafung dur die Gemeinbepolizei zu befreien. 

19. „ Baltifhe Provinzen.) Der livlänbifhe Landtag beſchlieft: 

1) Der Frohnpacht hört bis zum 23. April 1868 definitiv auf; ul 
Berträge über bäuerliche Frohnleiftungen find von jenem Tag an ungült: 
2) bäuerlihe Grundeigenthümer und Gefindewirthe follen nicht mehr fer: 
lihen Polizeiftrafen unterworfen werben; vorfommenden Falls find Er: 
firafen zu verhängen; 3) Gutsherren , denen bie Hauszucht zufteht, büra 

“ biefelbe nicht mehr gegen erwachlene Perſonen als Törperlihe Züchtigung aus 
üben ; minberjährige Dienftboten und Zöglinge bürfen auch fernerhin Far: 
lich befttaft werden; 4) abziehbende Gefindewirthe und Pächter müſſen at 
ſchädigt werden, wenn fie auf die neuen Pachtverträge nicht eingehen wein: 
5) mit ben vom Generalgouverneur aufgeftellten Grundjägen in Betreff cut 
en von ber gutsherrlichen Betheiligung unabhängiger autonomer St 
ugniffe in Semeinbeangelegenheiten erflärt fi ber Landtag einverſtanden 
Dagegen Iehnt ber Landtag bie Aufhebung des ausſchließlich adelichen Güte 
beſitzrechtes ab. j 

21. „ Erkrankung des Großfürften Thronfolgers in Nizza. Der Keiſe 
eilt felbjt dahin, Kurze Entrevue mit Napoleon. 


24. „ Der Großfürft Thronfolger + in Nizza. Ein kaiſ. Ukas pre 


mirt ben zweiten Sohn bes Kaifers, Alerander, als Thronfolger. 


. Mai. (Litthauen.) General Murawiew wirb unter Erhebung in 
ben Grafenſtand, in Ruheſtand verſetzt und Gen. Kaufmann, Dire: 
tor ber Kanzlei bes Kriegsminiftere, zum Gouverneur von Litthauen 
ernannt. 

21. „ (Bolen) Kaiſerlicher Ukas zu Gunften ber Häusler und 

Arbeiter. | 

24. „ (Boten) Die letzten Infurgentenführer, ber tollfühne Geil 

lie Brzosko und fein Gehülfe Wilczynski werben gehängt. 


-ı 


17. Juni. (Polen) Eine Bolenbeputation überreicht bem Kaiſer eine 
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Deileids-Abreffe Über ben Tod bes Thronfolgers. Antivort bes 
Kaiſers: 

‚Uebermitteln Ste meine Worte ihren verirrten Landsleuten, und wieder⸗ 
holen Sie denſelben diejenigen Worte, die ich bei meinem erflen Beſuch in 
Polen im Jahr 1856 gefprocden, bie Worte: Keine Träumereien I Wäre 
biefer Rath befolgt worben, jo wäre viel Unglüd erſpart geblieben. Ich liebe 
gleichmäßig meine Untertbanen: Ruffen, Polen, Finnländer, Livländer und 
bie Andern, fie find mir gleich theuer; aber niemals werbe ich zugeben, daß 
auch nur ber Gebanfe einer Trennung bes Czarenthums Polen von Ruß: 
land unb einer felbftändigen Eriftenz befjeiben gefaßt werde. Bolen iſt vom 
ruffifhen Kaifer gefchaffen und in Allem mit Rußland verbunden. Hier 
ftebt mein Sohn Alerander, mein Nachfolger. Cr trägt ben Namen bes: 
jenigen Kaiſers, ber einft das Czarenthum gegründet bat. Ich hoffe, baß 
er würdig fein wird, fein Erbe zu regieren, und baß er Das nicht bulden 
wird, was ich nicht gebulbet habe.“ 

24. Juni. (Baltifhe Provinzen.) Der Landtag der Ritterfchaft von 
Kurland beſchließt als „brüderlihe Konferenz” die Aufhebung bes 
ausſchließlich adeligen Güterbefigrechtes zu beantragen. 


27. Juli. (Bolen.) Ein Rundſchreiben des Generalſtatthalters Berg 
theilt den höchſten Beamten bes Königreichs mit, daß ber Katfer, 
als ihm der letzte Bericht des polnischen Aominiftrationsraths vor: 
gelegt wurbe, der ganz in rufliiher Sprade abgefaßt war, erflärt 
babe, daß ferner wieder bie Berichte in ruſſiſcher und polnifcher 
Sprache abgefaht fein follten. 


2.Sept. (Litthauen.) Nah einem Befehl bes Unterrichtsminifters fol 
der Unterriht in ber Fath. Religion mit Beginn bes neuen Schul: 
jahre in ruſſiſcher Sprade ertheilt werben. — Zahlreihe Ent: 
laſſungen katholiſcher Beamteter. 

413. „ Beginn der Sitzungen ber Kreis-Landesverſammlung von St, 
Petersburg. 


15. Oct. Eröffnung des Moskauer Provinziallandtage. 

— „ (Litthauen) Eine Anzahl polnifcher Edelleute wirb wegen 
Branditiftung verurtbeilt. 

28. „ (Polen) Der 7Ojährige Abminiftrator ver Erzdiöceſe Warſchau 
Rzewuski wird verhaftet und nah Aſtrachan abgeführt. 


7. Nov. (Polen) Beginn der Recrutirung. Diejelbe erfolgt bieß- 
mal ohne Schwierigleit. 

— „ Bereits in einer Reihe von Oouvernements finb bie Kreis: und 
Provinziallandtage ind Leben gerufen und in voller Thätigleit. In 
den Übrigen Gouvernements werben bie Vorbereitungen, Wahlen ꝛc. 
mit Eifer betrieben. 

27. „ Die Adelsverfammlung von Mostau beſchließt bezüglich ihrer 
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Horefle an ben Kaifer vom 20. Januar d. %. mit 161 gegen 28 
Stimmen, daß 
„ber Moskauer Abel, indem er bat, ihn zu berufen, um in Gcemeinidait 


mit der Verfammlung ber Vertreter aller rufliihen Lande ſich an ber Be: | 


ſprechung ber dem großen Vaterland gemeinfamen Bedürfniſſe zu betheiligen, 
fich Teineswegs eine Ausnabmsftellung bereiten wollte, ſondern babet nur das 
Antereffe bes ganzen Landes im Auge hatte, was er, ber Abel, jet roa 
nenem kundthue, um jeben Anlaß von Mißverftändnilien und falſchen Teu 
tungen au befeitigen, das Vertrauen bes Kaiſers zu rechtfertigen und jein 
richtiges Verhältniß zum Volk zu befeftigen.“ 


13. Dec. Provinziallandtag des Gouvernements Et. Petersburg: Graf 


Schumalow regt die Frage eines rufliihen Parlaments an. Ter 
Präfident bringt zuerft die Frage zur Abflimmung, ob bie Xer: 
fammlung eine Gentralvertretung verlangen wolle, was verneint 
wird; bejaht aber werben die zwei weiteren Fragen faft einftimmig, 0 
bie Berfammlung ben Antrag Schumalow annehmen und ihre Eym: 
pathie für die allgemeine “dee ber Nothwendigkeit einer ſolchen In— 
ſtitution ausbrüden wolle, ferner ob bie Verfammlung barauf em: 
gebe, von ber Negierung eine Aenderung bed Neglements ber Fre 
vinzialinftitutionen zu verlangen, bamit biefen eine größere Action: 
freiheit gelafjen werbe. 


22. Dec. (Littbauen) Ein kaiſ. Erlaß verbietet ben Erwerb te 


Grundeigenthum in den fogenannten weftlichen Gouvernements durh 


Polen: 

„Auf allerhöchſten Befehl war eine bejondere Commiſſion gebildet werden, 
welche bei dem Miniſter der Reichddomänen von ben Generalgonverneuts 
von Nord: und Südweſtrußland eingereichten Vorſchläge zur Vefeſtigung bei 
ruſſiſchen Elements in Meftrußland prüfen follte. Bei Durchſicht dieſer Far: 
[läge z0g die Commiſſion namentlich folgende Umflänbe in Betracht: An 


ben neun weſtruſſiſchen Gouvernem ents kommt auf eine Bevölkerung ven | 


zehn Deillionen, bie vorzugsweiſe aus Klein- und Meftruffen und Titthauifchen 
Shmuben befteht, eine ber Zahl nad) verhäftnipmäßig jehr unbedeutende pel: 
niſche Vevölkerung. Tiefe Bevölferung, bie größtentbeil® aus Gutsbefigern und 
Bürgern beftcht, verleiht jedoch dem ganzen Land einen polniſchen Charalter, 
und hindert bie übrige, durchaus nicht polnische Bevölkerung, fich regelmätiz 


zu entwideln und fih, gleich ben übrigen Unterthanen , ber vielen von St. 


Majeftät unternommenen Reformen zu erfreuen. Die Kraft diefer polniſchen 
Bevölferung beftcht im ber corporativen Sefchloffenheit des Jmmobiliarbejiker, 
welche Feine andere, und befonbers nicht bie ruffifche Nationalität eindringen 
läßt. Unter folden Umftänden muß bie Regierung, nah der Meinung 
ber Commiſſion, zu einer Diaßregel greifen, welde, indem fie e8 den Ber: 
ſonen polnifcher Herkunft unmöglih macht, Güter in Meftrußland neu zu 
erwerben, ohne dabei die gefetlichen Rechte der jekigen polniichen Grundke 
figer zu beeinträchtigen, befinitiv die Möglichkeit befeitigt, daß biefe Claſſe 
ſich verſtärke. Nach Durchficht des Gutachtens der Gommifion Hat Se. Mai. 
ber Kaifer am 10. Dec. zu befehlen geruht, daß es bis zur definitiven Or: 
en ation Weſtrußlands durch eine binlängliche Verſtärkung der Zahl ruſ⸗ 

ſcher Landbeſitzer, Perſonen polniſcher Herkunft verboten a joll, 
Güter in ben neun eilichen Gouvernements neu zu erwerben, unb daß all 
nach ber Veröffentlichung biefer Verordnung vollzogenen Acte und gefchloffenen 
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Contracte, welche innerhalb ber Granzen bieier Gouvernements Belegene Güter 
auf anderem Weg, ald bem gefeklicher Erbſchaft an Perfonen polntfcher Her⸗ 
funft bringen, als ungültig zu betrachten find. Außerdem wirb bem Gut⸗ 
achten ber befonberen Commiſſion gemäß allerhödft befoblen, daß ben aus 
Weſtrußland verwiejenen Belikern N nteftrirter Güter das Recht verbleiben 
fol, im Laufe von zwei Jahren, vom Tage ber Beftätigung gegenmwärtiger 
Berordnung d. J., vom 10. (22.) Dec. an, ihre in Weitrußlanb belegenen 
Güter an Perfonen ruffiiher Herkunft, griechiſcher oder proteftantifcher Kon» 
fefftion zu verfaufen, ober gegen Güter in andern Theilen bes ruffilchen 
Reichs zu vertaufhen. Zur Erleichterung ſolcher Verfäufe oder Taufe wers 
ben bie Sontrabirenden bei Bollgiehung der Acte von den Corroborations⸗ und 
anderen Gebühren befreit. Diele Regel fol auch beim Verkauf ober Aus⸗ 
taufch der nicht fequeitrirten Güter in Anmwenbung fommen, welde Perſonen 
gehören, bie wegen Betbeiligung am legten Aufftand in abminiftrativem Weg 
aus Weftrußland vertiefen worben find.“ 

26. Dec. (Bolen) Ein kaiſ. Ukas normirt bie Einkommens⸗ unb 
fonftigen Verhältniſſe ber Tath. Geiftlichkeit. Die Liegenfchaften und 
Gapitalien der Kirche gehen nad) demfelben in die Verwaltung bes 
Staates über und ber Klerus wird auf feſte Befolbung gefebt. 

Die angefesten Bejoldungen find faft burchgehenbs höher als in Frans 
reih; bie Einnahmen ber Bilchöfe find jedoch geringer ale bisher, bie Bes 
foldungen der niedern Geiftlichfeit dagegen weſentlich verbefiert. Die Eins 
nahme aus ben geiftliden Gütern wird zu 450,000 Rubeln angegeben, wäh» 
rend bie nach bem neuen Reglement zu zahlenden Bejoldungen über 800,000 
Rubel betragen. Dafür wird bie Geiftlichleit in Zukunft weſentlich abhängig 
fein vom Staate. 


„ Die Aufhebung ber Leibeigenfhaft kann als volljtändig durch⸗ 
geführt angefehen werben. 


12. Türkei. 


11. San. (DonaufürftentHümer). Fürſt Couza becretirt die Gin: 
führung bes gregorianiihen Kalenders, 

16. „ (Donaufürftenthümer). Im Senat wird der Antrag ge 
ftelt, die Dynaftie Couza's für erblih zu erffären. 


6. Febr. (Donaufürftentdümer). Entlaſſung des Premierminiſters 
Eogalnitfheang und Modification des Minijteriums. 

12. „ (Donaufürftenthümer). Das Minifterium legt ber IE. Kam 
mer eine Art Programm vor. Die berjelben oetroyirte Geſchäfts 
ordnung ift ein wahres unicum. 

16. „ (PonaufürftentbHämer) Tie II. Kammer votirt die ben 
der Regierung verlangte Anleihe von 150 Mil. P. um damit in 
Eonjtantinopel bie Angelegenheit der griechiſchen Klöſter ins Reine 
zu bringen. 


13. März. (DonaufürftentbHümer) Beide Kammern baben ein 
Geſetz votirt, das die Wahl und Abfehung der Patriarchen und ter 
Biſchöfe in die Hand bes Fürften legt und fie zu bloßen Staat« 
beamten macht. Couza zögert, bem Geſetz feine Sanction zu er: 
theilen. 

20. „ Eröffnung ber Telegraphenlinie zwiſchen Conftantinopel und 
Teberan. 


41. April. Unterzeihnung des Finanzvertrags zwiſchen ber Pforte und 
bem engl. Haufe Yaing. Angeblich bezwedt berjelbe eine Converjion 
und Confolibation ber alten Schuld, in Wahrheit aber nichts an- 
beres, al8 die Möglichkeit neuer Anlehen. 

16. „ (Aegypten). Delegirte des europäifhen Handels treten auf 
bie Einladung von Leffeps in Alexandria zufammen, um bie Aue: 
führung bes Suezcanals zu prüfen. Feſtmahl desſelben zu Alexandria. 








19. 


24. 


25. 


28. 


15. 


17. 


18. 
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Mat. (Montenegro). Beſuch bes Fürften in Wien. Er erhält 


allerlei Auszeihnungen und verzichtet Dagegen barauf, ber Einlabung 
bes Fürften von Serbien zur 50jährigen ubelfeier der jerbifchen 
Unabhängigkeit zu folgen. 

„ (Donaufürftenthümer) Ein Bericht bes Finanzminiftere 
Stratt an den Fürften Couza ftellt das Deficit für 1864 auf 
23 Mill., dasjenige für 1865 auf 21 Mill. P. feit. Der officielle 
Moniteur ftelt dagegen die Finanzlage als ganz befriedigend bar. 
„ (DonaufürftentHämer) Der vom Patriarden von Com: 


ſtantinopel nad) Buchareſt gefandte griechiihe Priefter Kleobulos, 


um dem Fürften Couza Vorftelungen gegen bie Einführung ber 
Givilehe, gegen die Errichtung einer rumänifhen von Conftantinopel 
völlig unabhängigen Synode und gegen dietimwanblung bes Patri- 
archen und der Biſchöfe der Fürſtenthümer in bloße Staatsbeamtete 
zu maden, wird von der Regierung einfach über bie Gränze ge⸗ 
Ihafft und das von beiden Kammern votirte, vom Fürſten Dagegen 
bisher noch nicht janctionirte Geſetz über Mahl und Abjegung bes 
Patriarchen und der Biſchöfe an bemfelben Tage fanctienirt. 

„ (DonaufürftentHümer). Der Einberlofe Fürft Couza adop⸗ 
tirt ein Kind und ertheilt ihm den Titel eines Prinzen. Die Pforte 
und Rußland proteftiren dagegen. 

» (Serbien). Feier bes 50jähr. Jubiläums ber Unabhängigkeit 
Serbiens in Zopticdiber. 


Suni. (Donanfürftenthümer) Neue Mopdification des Mio 


nifteriums,. 

„Vollendung ber Organifation der neuen Donauprovinz mit ber 
Hauptſtadt Ruſtſchuck. 

„Gulgarien u. Bosnien). Neue Abfälle bom Patriarchen 
von Conſtantinopel. 

„ (Aegypten). Ausbruch der Cholera in Alexandrien und Cairo. 
Der Vicekönig flieht nach Conftantinopel. 


Juli. (Aegypten). Die Suez⸗Canal-Compagnie macht dem euro⸗ 


päiſchen Handelsſtand bie Anzeige, daß ber ſchiffbare Weg zwiſchen 
dem mittelländiſchen und dem rothen Meere mit dieſem Tage eröff⸗ 
net ſei. 

„ (Serbien). Die (ckinderloſe) Fürſtin verläßt das Land. Fürſt 
Michael läßt die Ehe trennen und weist der Fürſtin 20,000 Du⸗ 
caten jährliher Einfünfte an, bie volle Hälfte ber fürftlichen 
Civilliſte. 

„ (Donaufürftenthümer). Fürſt Couza begibt ſich nad Bad 
Ems, nachdem er eine Proclamation erlaſſen, in der er die Bevöl⸗ 
kerung zu Ruhe und Ordnung während ſeiner Abweſenheit ermahnt. 
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23. Juli. (DonaufürftentHümer) Die Regierung becretirt aber: 
mals bie Einführung des Tabakmonopols und orbnet bie Ablieic 
rung ber Vorräthe von Tabat und Cigarren an den Staat auf ben 
15. Aug. an. 


15. Aug. (Donaufürſtenthümer). Grawall in Buchareft. Brutal 
Unterbrüdung besjelben. Es bleibt ungewiß, ob er nidt von ta 
Regierung felbft provocirt worben ift. 

26. „ (Donanfürftenthümer). Fürft Couza trifft von Ems eili— 
wieber im Lande ein, erläßt eine Amneſtie und fett 5000 Piaſter 
für die Opfer des Aufftandes aus. Der Termin für Ablieferun: 
von Tabakvorräthen wird auf den 6. Sept. hinausgeſchoben. 


2. Sept. Fuad Paſcha erläßt eine ermahnende Note an ben Fürſien 
Couza. 

6/7. „ Ungeheure Feuersbrunſt in Conſtantinopel. 

7. „ (DonaufürftentKHümer) Die Regierung erklärt ben Cr 
meinberatb von Buchareft für aufgelöst. 

12. „ (DonanfürftentHämer) Mit diefem Tage tritt das Geik 
in Kraft, das den Bollsunterricht für obligatoriih erklärt. Te 
Unterrichtsminifter erläßt ein dießfälliges Circular an die Fir 
fecten. 

21. „ Finanznoth der Pforte. Idee Fuad Paſcha's, die Mofcheengät 
einzuziehen. Die Frage wirb im Minifterconjeil ernfthaft erwoz. 
Der Scheich ul Yelam widerſetzt ſich dem ‘Plane. 

— ,. (DonaufürftentHämer). Unterhandlungen über bie fragt 
ber Kloftergüter. Die europäifhe Commiſſion erflärt dem Patriar: 
hen von Konftantinopel, daß nur von Entſchädigung, nicht von eine 
Rückgabe ber Kloftergüter die Rede fein könne. 


25. Oct. (DonaufürftentHümer). Der Antrag des Miniſterrathei 
daß alle Perſonen, welche ben Pachtſchilling für Kloftergüter ihrem 
Sontracte zufolge an bie Geiftlichen zahlten, benfelben noch einml 
an bie mol dau⸗walachiſche Staatskaſſe zu zahlen Hätten, wird bem 
Fürften Couza nad) langem Bedenken endlich genehmigt. 


23. Nov. (DonaufürftentHümer). Fürft Couza weist in Antwort 
auf die Note Fuad Paſcha's vom 2. September in einer Depelät 
nad Konftantinopel jede Einmifhung ber Pforte in bie inneren 
Angelegenheiten der Donaufürftenthümer ſchroff zurüd. 


17. Dec. Donauf ürſten thümer). Eröffnung der Kammern. Thron 
rebe des Yürften Couza. 
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17. Dec. (Serbien). Uebereinfunft mit ber Pforte bezüglih Entſchä⸗ 
bigung ber aus Belgrab vertriebenen Türken. 

23. „ Die Paſchaliks Macebonien, Thefjalien, Epirus und Rumelien 
werben zu einer Provinz mit ber Hauptſtadt Monaftir vereinigt 
und ber Serdar Dmer Paſcha wird zum ©ouverneur berfelben 
ernannt. 

30. „ (Libanon). Neue Unruhen auf Anftiften von Joſeph Karam. 


13. Griechenland. 


29. Jan. Die drei Schutzmächte machen in gleichlautenden Noten ba 
griechiſchen Regierung einige finanzielle Zugeftänbniffe, lehnen es 
dagegen ab, mit ber Anleihe von 1832 Binter diejenige von 18245 
zurüdgutreten und verlangen vielmehr als Piand für den gute 
Willen Griehenlands zu Erfüllung feiner Verpflichtung die Ane: 
fung einer zureichenden Branche feiner Revenüen „überzeugt, daß ii: 
bejte Mittel für Griechenland feinen Credit wiederherzuſtellen in 
einer guten Verwaltung und in ber Erzielung weiſer Erſparnift 
beſteht“. 


2. Febr. Beſuch bes Prinzen Julius von Glücksburg in Athen. Te 
Prinz macht den Verſuch einer Verſtändigung mit ben Factien— 
häuptern. Der König fieht fi genötbigt, feinen Dbeim zu ee 
avouiren. Abreife des Prinzen. 

25. „ Die Regierung bietet den Schubmächten als Pfand bie Half 
ihrer Zol-Revenien in Syra an. 


18. März. Brailas aus Corfu wird zum Minifter des Auswärtige 
ernannt. 

21. „ Spaltung bes Minifteriums zwiſchen Admiral Kanaris und kam 
Minifter des Innern Kommunduros. Kanaris muß weichen un 
erhält feine Entlaſſung. Kommunduros übernimmt bie Miniter 
präfidentichaft. 





26—30. Mai. Allgemeine Deputirtenwahlen. Die Regierung wie Ni 
Yactionen ſetzen alle Mittel in Bewegung, um ihre Candidaten 
durchzubringen. Zweifelhaftes Rejultat. 


9. Juni. Eröffnung der Kammer. Thronrede des Königs. 
10. „ Abreiſe des Königs nad Corfu. 
30. „ Finanznoth der Regierung. Nur bie Armee Tann noch regelmäßig 
bezahlt werben. 
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20. Juli. Der König trifft von Corfu wieber in Athen ein. Die Kam⸗ 
mer wählt den Regierungscandibaten zu ihrem Präfidenten ; auch bie 
Wahlen ver Vicepräfiventen und Secretäre fallen zu Gunften ber 
Regierung aus. 


5. Aug. Adreßdebatte ber Kammer: die vom Minifterium vorgeichlagene 
Antwortsabreffe wird mit 78 gegen 3 Stimmen (60 Mitglieder 
enthalten ſich) genehmigt. 

12. „ Die Kammer befhließt, daß fammtlihe Beamtengebalte in Zu: 
kunft zu einem Dritttheil in verzinslihen Schulbicheinen ausbezahlt 
werben follen und becretirt eine Erhöhung bes Zols auf Wein 
und Tabak. 

23. „ Der König geht neuerdings auf 14 Tage nah Corfu. 


20. Sept. Steigende Finanznoth. Die brei Schutzmächte fchlagen das 
Verlangen ber griechiichen Regierung bezüglih einer Mobification 
ber jährlihen Summe von 1 Mil. Fr. für das Anlehen von 1832 
rund ab. Ebenſo wirb auch das von ber Regierung bei ber joniſch⸗ 
englifden Bank in Eorfu nachgeſuchte Anlehen in London rund ab- 
geichlagen. 

23. „ Der König trifft von Eorfu wieber in Athen ein. 


6. Oct. Wieberbeginn ber Kammerfigungen. Alle Anlehensverfuche find 
gefcheitert. Fünf Sriegsfchiffe werben fofort entwaffnet. Die Re 
gierung legt ber Kammer eine Reihe von Gefebesentwürfen vor, 
durch melde neue birecte und inbirecte Steuern eingeführt und 
weientlihe Erjparniffe im Stantshaushalt (circa 2 Mill. Dramen) 
erzielt werden follen. 

27., Nah dreitägiger Debatte der Kammer über bie neuen Steuer: 
gefeße ift bag Minifterium überzeugt, baß biefelben verworfen wers 
ben würden und verlangt baber ein Vertrauensvotum. Dasfelbe 
wird unter namentlicher Abftimmung mit 75 gegen 69 Stimmen 
abgelehnt. Das Minifterium Kommunduros gibt feine Entlaflung ein. 

28. „ Bulgaris, der Führer ber Oppofition, erhält vom König ben 
Auftrag, ein neues Minifterium zu bilden; er ftellt feine Bebingun- 
gen, in eriter Linie bie Entfernung des Grafen Sponned. Der 
König geht nicht darauf ein. Bildung eines Minifteriums Deligiorgi. 

30, „ Das Minifterium Deligiorgt verlangt durch eine Denkſchrift vom 
König, den Grafen Sponned innerhalb 14 Tagen aus dem Palaft 
zu entfernen, erhält jeboch Feine Antwort. 


10. Nov. Das Minifterium Deligiorgi verlangt vom König neuerdings 
bie Entfernung des Grafen Sponned binnen 8 Tagen. Der König 
lehnt das Begehren ab; das Minifterium nimmt feine Entlaflung. 
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12. Nov. Unordnungen in Athen. Die Maſſen verlangen immer vrm: 
gender bie Entfernung des Grafen Sponned. 

16. „ Bildung eined Minifteriums Bulgaris, dem nunmehr bie Entfe: 
nung Sponneds innerhalb weniger Tage zugeitanden wird. 

17. „ Bulgaris verlangt vom König die Vertagung ber Kammer ar 
20 Tage, um bie nothiwendigen Vorarbeiten zu ben Vorlagen u 
madhen. Der König verweigert feine Zuftimmung; das Minifteriun 
gibt fofort feine Entlaffung ein. 

23. „ Nah verſchiedenen mißlungenen Verſuchen bildet Deligiorgi ner 
dings ein Cabinet. 


2. Dec. Graf Sponneck verläßt Griechenland. 

„„ Die Kammer beſchließt mit 125 gegen 19 Stimmen bie Wie: 
abihaffung des Staatsraths und ber König genehmigt ben Beldlr. 

9, „ Die Kammer verweigert bie vom Minifterium vorgeſchlagene Fre: 
rogation mit 84 gegen 70 Stimmen. NRüdtritt bes Miniſterium 
Deligiorgis, 

441. „ Bildung eines neuen Minifteriums unter dem Borfige von Ruta. 
Drei Mitglieder besjelben gehören ber Partei Bulgaris, drei da 
Partei Kommunburos an. 

30. „ Die Schustzmächte haben ſich Über eine activere Politik gegenite 
Griechenland verjtändigt. Hr. Erskine, ver englifhe Geſandte, ır: 
hält zuerft bie Inſtruction, fih im alle eines Conflicts unbetiez 
auf die Ceite des Königs zu ftellen und denſelben mit allen ım 
zur Verfügung ftehenden Mitteln zu beſchützen. 





IV, 


Anßerenropäilhe Stanten. 


1. Bereinigte Staaten von Nordamerika. 


— San. Richmonder Blätter ſchlagen die Emancipation ber Sclaven vor 
unter der Bebingung gemeinfamer Anerkennung ber &onföberation 
durch England und Frankreich. 

7. Beginn der erneuerten Verhandlungen des Repräfntantenhaufes 
in Waſhington über die förmliche Abichaffung ber Selaverei im 
ganzen Umfange des Bunbes. 

411. „ Der Senat nimmt ein Geſetz an, demzufolge Weiber unb Kinder 
farbiger Soldaten frei find. 

„» n» Der neue GStaatsconvent von Miſſouri befchließt mit 60 gegen 
4 Stimmen bie jofortige und unbebingte Abjchaffung ber Sclaverei. 

12. „ Zweite Erpebition gegen Wilmington (Norbcarolina): bie Unione: 
flotte unter Admiral Porter mit Landungstruppen unter Genera 
Terry erjheint zum andern Mal vor fort Filber. 

„ n» er Eenat ertheilt mit 30 gegen 8 Stimmen feine Zuftimmung 

zur Kündigung des Reciprocitätsvertraged mit Ganaba. 

„ Zweite Expedition gegen Wilmington (Norbcarolina): Einnahme 

bes Forts Fiſher. 

417. „ General Sherman tritt von Savannah (Georgien) aus ben 
Mari nah Norden an: die Haupteolonne geht gegen Charlefton, 
zwei anbere gegen Branchville (Sübcarolina). 

18. „ Das Repräfentantenhaus lehnt eine Nejolution, welche ben Em: 
pfang und die Abſendung von Friedenscommillarien empfiehlt, mit 
84 gegen 51 Etimmen ab. 

20. „ Tie Etaatsconvention von Tenneffee ſchafft die Eclaverei ab. 

24. „ Zweite Expedition gegen Wilmington: bie Conföberirten verlaffen 
bie Forts Caswell und Campbell, fowie bie befeftigten Pofitionen 
von Smith⸗Island, Smithville und Rives:Point und zerftören fie. 

„„Illinois hebt das Geſetz auf das den Schwarzen verbietet, den 
Staat zu betreten. 
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28. San. Lee macht einen vergeblichen Verfuch, die Umſchließung Granis 


30. 


durch einen Angriff auf beflen Depots in City Point zu burk- 
brechen. 

„ Nict-formelle Friedensconferenz zwiſchen Lincoln und Seward 
einerfeits, Stephens, Hunter und Campbell andererſeits in Yort 
Monroe an Bord eines Unionsdampfers. Die ſüdſtaatlichen Bevoll 
mädtigten verlangen einen allgemeinen Waffenftillftand als nothiver: 
bige Vorbedingung jeber Unterhandlung: Lincoln lehnt jeden Waffen 
ftillftand au nur auf einen Tag ohne vorherige Verftänbigung übe 
bas Princip eines Ausgleichs ab. Als ſolche verlangen die Bevell 
mädhtigten der Südſtaaten bie Anerkennung der Conföderation, Linceln 
dagegen bie Anerkennung ber nationalen Autorität im ganzen Um: 
fange ber Vereinigten Staaten, erklärt fi) dagegen bereit, innerhalb 
biefes Brincips die liberalften und umfaffendften Zugeftänbnifie pu 


maden. Die Bevollmächtigten der Conföberirten gehen barauf nicht 
ein und bie Conferenz bleibt rejultatlos; beide Theile geben bie be 
ſtimmte Erklärung ab, bag die Haltung und das Auftreten em 


jeden ber beiden Regierungen genau biejelben bleiben werben, als 
hätte die Zufammenfunft gar nicht flattgefunden. 


31. „ Das Mepräfentantenhaus ertheilt nunmehr mit der von ber dur 


besacte geforderten Majorität von zwei Dritteln ber in beſchluf 
fähiger Zahl anweſenden Mitglieber (119 gegen 56, indem 16 Te 
mocraten in Folge ber Wahlen vom Nov. 1364 zur Majoritit 
übergehn) feine Zuftimmung zu dem vom Senat ſchon angenommenen 
Zuſatz zur Bunbesverfaflung: 

„Art. XIII. $ 1. Weder Sclaverei noch unfreiwillige Dienſtbarkeit, aufe 
als Strafe für Verbrechen, deren die betreffende Perfon in aller Form Re 
tens überwiefen worden, joll innerhalb ber Ver. Staaten oder an irgend 
einem unter ihrer Jurisbiction ftehenden Orte beftehen. 6 2. Der Eon: 

teß bat bie Befugniß, biefen Artikel durch geeignete Ge: 
Pepe zum Bollzug zu bringen”. 


Anmerk. Bon den 183 DR. bes Haufes find 175 anweſend; bie em 


torbertige Zahl war 117. 


ach der Abflimmung bricht ein donnerndes Hurrah im Saal und af 


ben Gallerien aus; Hüte und Taſchentücher werben geſchwenkt, viele umarında 


fi, andere vennen umber, um fi bie Hände zu ſchütteln. „Ter Tonne | 


ber Kanonen verfünbet, daß der Congreß bes größten Volts ber (Erbe di 
größte That der neueren Gejchichte geboren bat”. 

Der Zuſatz muß durch die gefeßgebenden Koͤrperſchaften von brei Bie: 
theilen aller Staaten ber Union (aljo durch wenigftens 27 von ben 36 Star 
ten, bie 3. 3. bie Union bilben) ratificirt werben, bevor er ein integrirend 
Beitandtheil ber Bundesverfaffung und ſomit auch für die Sclavenftaaten 
techtöverbinblih wird. Die Bundesverfaffung beftimmt indeß feine Zeit, in 
nerhalb welcher bie Ratification erfolgen muß, fo baß auch ein etwaiges ab 
Iehnendes Votum eines Staates im Wege der Mevifion burch eine folgende 
Legislatur umgewanbelt werben kann. Tritt ber Zufag in volle Rechtskraft, 
jo wird nit nur durch $ 1 die Sclaverei im ganzen Umfange ber lnion 
geſetzlich bejeitigt, fonbern durch $ 2 besfelben wird auch die Union aus dem 
gegenwärtigen Zwitterding zwifchen Stantenbund und Bunbesftant definitiv 
in ben Bunbesftaat Binübergeleitet. 
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1. Febr. Im Congreß zu Richmond wird eine Reſolution eingebracht 
und dem Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten überwieſen, dahin 
gehend, daß „die Zeit vielleicht nicht ferne ſei, wo die conföderirten 
Staaten bereit ſein würden, ſich auf Grundlage der Unabhängigkeit 
mit denjenigen zu verbinden, welche das größte Intereſſe an der 
Geltendmachung der Monroe-Doctrin haben“. 

5. u Fernando Wood, das Haupt der Newyorker Democraten:Partet, 
gibt im Repräfentantenhaus bie Erklärung ab: Da ber Bräfident 
der Ausjöhnung bie Thür geöffnet habe und bie Gonföberirten auf 
dieſes Entgegenfommen nur mit dem Antrag auf Trennung geant- 
wortet hätten, fo fei er, was ihn betreffe, bereit, zur Eroberung bes 
feindlihen Lanbes zu helfen, um durch Gewalt zu erlangen, was 
man nicht durch DVorftellungen habe erlangen können. 

—6. „ Grant fchiebt feinen linken Flügel vor Petersburg-Richmond 
etwas weiter gegen bie unhburg-&ifenbahn vor. | 

„ Kine PVolfsverfammlung in Richmond erflärt fib für energiiche 

Yortfegung bes Kriegs. | 

„ Die Armee Shermans bejebt auf ihrem Zuge nad Norden 

Branchville (an der Atlanta-Charlefton-Eifenbahn in Südcarolina). 

„ Kine zweite Bolfsverfanmlung in Rihmond fpricht ſich wieberum 

für energifche Fortſetzung des Krieges aus. 

16. „ Sherman befegt auf feinem Zuge nah Norden Columbia, bie 
Hauptitabt von Sübcarolina. J 

17. „ Charleſton (Südcarolina) wird von ben Confoberirten geräumt 

und von ben Bundestruppen beſetzt. 

„ Der Eenat beſchließt auf ben Antrag Summers einftinnmig, daß 

die Staatsſchuld ber Conföderation niemal® und unter keiner Bebin- 

gung von der Union werbe anerlannt werben. Das Repräjentanten: 
haus tritt dem Beichluffe am 1. März bei. 

19. „ Die Unionstruppen nehmen das Fort Anberfon bei Wilmington 
(Norbearolina). 

20. „ Das Repräfentantenhaus der Conföberirten ſpricht fi für Be: 
waffnung ber Sclaven aus, der Senat beichließt jedoch am 21. Febr. 
mit 1 Stimme Mehrheit Verſchiebung eines Befchluffes auf unbe: 
flimmte Zeit. 

22. „ Wilmington (Norbcarolina) wirb von ben Conföberirien geräumt 
und von ben Bundestruppen bejekt. 


25, „ Note Sewards an den Gefandten ber mericanijhen Republik in 
Waihington: 

„Ich babe die Ehre, mich zum Empfange Ihrer Mittheilung v. 6. d. zu 

befennen, in welcher Sie, in Ihrer Eigenſchaft eined bei der Regierung ber 

Ber. Staaten von Amerika beglaubigten außerordentlichen Geſandten und bes 

vollmächtigten Miniſters der Vereinigten mericanifchen Staaten, in ber fürms 

lichſten, fräftigjten und feierlichſten Weiſe Proteſt einlegen gegen irgend eine 

Seitens bes Er-Erzherzogd Ferdinand Marimilian von Defterreich int Namen 

Mexico's an den Kaifer des Franzofen ſchon gemachte oder noch zu machende 
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26. Febr. Der Bundesabmiral Dahlgreen bejebt Georgetown (Sübcare 


28. 
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nebertragung ober Abtretung, durch welche er mericaniſches Gebiet veräußert 
ober bypothecirt, oder in irgend einer Weife bie Verantwortlichkeit ber merir 
canifchen Republik compromittirt. Zu biefem Schritte fühlen Sie ih un: 
ter ben in Ihrer Note bes Weiteren ausgeführten Umftänben bemogm, dı 
Sie bafür halten, baß er mit Ihren heiligften Pflichten als Vertreter von 
Merico im Einflange ſtehe. Es macht mir Freude, Ihnen in Erwiberun 
mitzutbeilen, baß ber erwähnte Proteft im Archive biefes Minifteriums nie 
bergelegt werben wirb, bamit ex dort verbleibe als ein Zeugniß für hr Bar: 
fahren in gebachter Angelegenheit unb ale ein neuer Beweis Ihrer eiftise. 


und patriotifchen Pflichterfüllung als Gefandter für Mexico in ben Ber. Sta: | 


ten, und zu fold weiteren Zwecken und Berwenbungen, mit 
zufünftige Begebenbeiten fie etwa erfordern jollten“, 


lina) und ſchickt eine Flotte ben Fluß binauf, um Sherman bie 
Hanb zu reichen. 

„ Eine ftarfe Unionsflotte erfcheint vor Mobile (Alabama). 

» Die Rihmonder Blätter finden ſich in der Lage, mit Heftigkat 
gegen bie bee, Richmond Preis zu geben, proteftiren zu müſſen. — 
Gen. Zohnfton wird von ber Conföberirtentegierung in Richmond 
zum Commandanten ber Armee in Tennefjee, Südcarolina, Georgia 
und Florida an Beauregards Stelle ernannt. 

„ Beide Häufer ber Legislatur von Kentudiy lehnen ben vom En: 
greß beichloffenen Zuſatz zur Bundesverfaffung betr. Abfchaffung de 
Sclaverei mit großen Mebrheiten ab. 


4, März. Abraham Lincoln tritt zum zweiten Mal fein Amt als Pi 


fident der Union an. SInaugural:Abrefle: 
„Landsleute! Indem ich zum zweiten Wale erfcheine, um ben Gib alt 
Präſident zu leiten, habe ih weniger Anlaß zu einer ausführlicheren An: 


ſprache, als das erfte Mal. Damals erfchien eine etwas eingehende Ta: 


legung bes zu befolgenden Verfahrens als fehr wünfhenswert5 und paſſend. 
Sept, nach Ablauf von vier Jahren, währenb welcher fortwährend öffentl 
Erflärungen in Beaug auf jeden Punkt und Plah des großen Kampfes, wi 
her noch immer bie Aufmerkſamkeit ber Nation und ihre Energie faft aus: 
ei in Anſpruch nimmt, hervorgerufen wurden, ließe ſich wenig Neue 
agen. Der Erfolg unferer Waffen, von bem alles Andere hauptfählid at: 
hängt, ift dem Publitum eben fo wohl, wie mir, befannt. Gr if, wie id 
benfe, im Allgemeinen für Jedermann befriebigend und ermutbigend. Mi 
hoben Hoffnungen für bie Zukunft wage ich feine Bropbezeiung im bieit 
Hinfiht. Vor vier Jahren waren bei her Gelegenheit, welche ber heutigen 
entipradd, alle Gedanken mit Spannung auf einen bevorftehenden Bürgerfritz 
gerichtet. Jeder fürchtete ihn; Jeder fuchte ihn zu vermeiden. Während ven 
diefer Stelle aus bie Inaugural⸗Adreſſe verlefen wurbe, welche ganz baran 
abzielte, bie Union ohne Krieg zu retten, ſuchten bie in ber Stabt befindlicen 
Agenten ber Inſurgenten bie Union ohne Krieg zu gerftören, indem fie bie 
felbe durch Unterbandlungen auflöfen und tbeilen wollten. Beibe Theil 
waren gegen ben Krieg; aber ber eine Theil zog ben Krieg dem Untergangt 
der Union vor, und fo fam es benn zum Kriege. Gin Achtel ber ganzen 
Benölferung beftand aus farbigen Sclaven, bie nidyt über bie ganze Union 
verftreut waren, fondern in beren ſüdlichem Theile lebten. Diefe Sclaven 
bildeten ein eigenthümliches und mächtige® Element, und Jedermann wußte, 
baß biefes Element in ber einen ober ber anberen Weife zum Kriege führen 
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werbe. Die Verſtärkung, Erhaltung und Ausbreitung biefes Elementes war 
das Ziel, um befientwillen bie Snfurgenten bie Unien durch ben Krieg zers 
reißen wollten, während bie Regierung fein weiteres Recht beanfpruchte, als 
bie ZTerritorial:Ausbehnung besfelben zu beichränfen. Steine Seite erwartete, 
baß der Kampf die Größe und Dauer erreichen werbe, die er bereits erreicht 
bat; Feine von beiben erwartete, daß bie Urjache bes Kampfes fchon vor Bes 
enbigung besjelben felbft aufhören werbe. Jede von beiben erwartete einen 
leichteren Triumph und ein weniger radicale8 und erflaunliches Nefultat... 
Innig hoffen wir, und inbrünftig beten wir, daß diefe gewaltige Kriegsgeißel 
bald verſchwinden möge; boch wenn es Gottes Mille iſt, baß ber Strieg forts 
dbauere, bis ber durch Leibeigene durch 250jährige unbezahlte Arbeit aufge 
bäufte Reichthum verfenft ijt und bis jeder durch bie Peitſche hervorgelodte 
Ylutstropfen durch einen anderen, ben das Schwert hervorlodt, bezahlt ift, 
wie vor 3000 Jahren geiprochen wurde, jo muß doch ohne Uebelwollen gegen 
irgend Jemanden, mit hriftlicher Xiebe gegen Alle und mit feſtem Bebarren 
auf dem Rechte gefagt werben, daß bie Natbichlüffe bes Herrn durchaus ges 
tet find. Wie Gott uns verleiht, das Rechte zu feben, jo laflet ung rin⸗ 
gen, das Werk, in bem wir begrifien find, zu vollenden, die Wunben ber 
Nation zu verbinden, für ben, welcher auf dem Schlachtfelde gefämpft hat 
und für Wittwen und Mailen ber Gefallenen zu forgen, Alles, was wir thun 
fünnen, zu volbringen und einen gerechten und bauernden Frieden unter uns 
und mit allen Nationen zu pflegen”. 


4. März. Der Senat von Pirginien ermächtigt ben Gouverneur zur 


7. 


11. 


12. 
14. 


u 


Bewaffnung der Neger. 
„Die Richmonder Blätter beſprechen die Frage ber Errichtung einer 
Militärdictatur für die Conföderation. 
„Der confsderirte Gen. Bragg zieht ſich vor dem von Neubern 
und Wilmington her anrückenden Bundesgeneral Shofield nach 
Goldsboro zurück und gibt die Vertheidigung der Neuſelinie (Nord⸗ 
carolina) auf. 
„ Der conföberirte Senat zu Richmond gibt endlich mit geringer 
Mehrheit feine Zuftimmung zu ber Bewaffnung ber Sclaven, nach⸗ 
bem das Repräfentantenhaus feinem Beihluß die Glaufel beigefügt 
bat, daß in dem Rechtsverhältniß ber zu Soldaten gemadten Scla- 
ven ohne bie Zuflimmung ihrer Eigenthümer und ber betreffenden 
Einzeljtaaten keine Veränderung ftattfinden folle, d. 5. daß dieſe 
ſchwarzen Soldaten Sclaven bleiben follen. 
vu Sherman ift auf feinem Zuge bis Fayetteville (Morbcarolina) 
vorgerückt. 
„Sherman bricht von Fayetteville weiter gegen Norden auf, ſchein⸗ 
bar und um den ihm gegenüberſtehenden Conföderirtengeneral John⸗ 
ſton zu täuſchen in der Richtung auf Raleigh, die Hauptſtadt von 
Nordcarolina, in Wahrheit aber nach rechts davon, um ſich mit 
Shofield und Terry (von Wilmington her) zu vereinigen. 
„Botſchaft des Präſidenten Jefferſon Davis an ben conföberirten 
Congreß zu Richmond und Antwort bes Congreſſes: gegenfeitige 
Vorwürfe, 

Die Botſchaft Davis’ enthält neben offenen Eingeftänbniflen ber bebrän 


ten faft hoffnungsloſen Lage bittere Vorwürfe gegen ben Gongreß. Dav 
ſucht dem Eongreß alle Schuld bafür aufzubürben, baß es mit ben Gefchiden 
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ber Conföberation fo ſchnell bergab gehe. Wenn ber Congreß zeitig genug 
für bie Bewaffnung ber Neger Sorge getragen unb bie fiscaliſchen Vorſchläge 
ber Regierung angenommen hätte, würde jebt bie militäriſche und finanziele 
Rage nicht eine jo überaus Mögliche fein. Der Congreß weist biefe Vormwürie 
in einem langen Bericht aufs entichiedenite und im Tone bes einfchneiben:: 
ften Hohns gegen Davis und feine Minifter zurüd. Er erinnert Hm. Davis 
baran, daß bieler in feiner letzten Botihaft am 7. Nov. v. J. noch gar nichts 


von einer allgemeinen Negerbewafinung wiſſen, fondern nur 40,000 Ren | 
als Fuhrknechte, Köche, Schanzgräber 2c. in Dienft genommen baben wollt; | 


er fragt höhniſch: in welchem Stadium ber Kriegsereigniffe bes Winters Kr. 
Davis bie Erkenntniß von ber Nothwendigkeit der Negerbewaffnung auig: 
gangen fei, und warum er von biefem Durchbruch ber Erkenntniß den Gen: 
greß nicht in Kenntniß gelebt habe, und knüpft bavan bie verletzende Ber: 
fiherung, daß die ſchließliche Zuſtimmung des Congreſſes zu ber Maßregel 
ganz und gar nicht mit Rückſicht auf die Wünſche Davis’, ſondern auf ki: 
Lee's ertheilt worden fei. Dem Begehren bes Hrn. Davis, daß ein allgeme 
nes Milizgefeß erlaffen werde, antıwortete ber Gongreß mit ber bündigen ki: 
färung: daß, foweit e8 von der Geſetzgebung abhängt, bereits Lie gejamm 
wafienfähige Bevölferung durch bie Gonfcription abforbirt, alſo gar fan 
Material mehr vorhanden jet, auf welches ein Milizgefet wirken fönne, au: 
genonmen Knaben unter 17 und alte Männer über 50 Jahre. Dieſe akır 
müſſe man doch füglih ben Einzelftaaten Iafien, wäre e8 auch nur, um bar 
aus cine Ortépolizei zur Abwehr ber als Räuber umberziebenden Deſerteutt 
zu bilden. Ten Beſchwerden Tavis’ darüber, daß das Gonfcriptionsgce 
noch zu zahlreiche Eremtionen ftatuire (Merzte, Lehrer, Apotbefer, Redacteuttl 
begegnet ber Gongreß durch den Nachweis: daß bie Zahl ber bicsfcts Kt 
Miffiffippi gefeßlich erimirten Individuen wicht miehr als 9000 betrage, wir 
vend Davis in willfürlicher Gunſtbezeugung nicht weniger ale 22,035 cm 
feribirte Individuen vom activen Dienft entbunden babe. Was bie fidch 
[hen Vorlagen betrifft, fo erflärt ber Gongreß: daß er bereit geweſen, fie an: 
zunehmen, aber ohne Bedauern davon abgeitanden fei, ale ſich ergeben hik:, 
daß ber Finanzminifter in feinem Jahresbericht die fälligen Verbindlichkeiten 
ber Regierung um bie enorme Summe von 400 Will. Dollars zu gering 
angegeben, d. 5. ein Deficit von biejem Betrag einfach tobtzuichweigen geiukt 
1 e. Einer ſolchen Finanzfunft gegenüber würben fih alle Geſetze zur Te: 
efferung der Baluta doch als vollfommen unmädtig erwiefen haben, un 
fomit Habe man e8 nicht ber Mühe werth gehalten, ſolche Geſetze zu geben. 


17. März. Beginn ber förmlichen Belagerung Mobile's (Alabama) burd di 


18. 


22. 


Streitfräfte der Union. 

„ Der conföberirte Congreß in Richmond vertagt ſich, nachdem er 
ein Manifeft erlaffen, in dem er erklärt, bie Eroberung bes Eüden 
fei geographiſch unmöglich und die Bevölkerung zur Ausdauer ermu 
tbigt, und nachdem er den Präfidenten Dasis ermächtigt hat, noͤthi 
genfalls bie Baarvorräthe ber Richmonder Banken in Beſchlag zu 
nehmen. Der conföberirte Kriegsminifter orbnet bie fofortige Aue 
hebung ber Sclaven zum Militärbienft an. 

„» Der Unionsgeneral Sheriban langt endlich ans den Shenandoah⸗ 
thale, nachdem er ben conföberirten Gen. Early wiederholt geihle 
gen unb bie für bie Gonföberirten beſtimmten Vorräthe in weiten 
Umtreife zerftört bat, in Whitehouſe am Pamunfey an. 

„ Sherman beſetzt Goldsboro (Nordcarolina) und vereinigt fih mil 
Shofield und Terry, Der Conföberirtengeneral Johnſton erachtet 
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Maleigh uns bie ganze Neufelinie für verloren unb zieht ſich Hinter 
ben Roanoke zurüd, 

25—27. März Gefechte um Petersburg. Lee macht einen Verſuch, Eity 
Point zu nehmen und ift erft fiegreich, wird aber ſchließlich zurück⸗ 
geworfen. 

26. „ Des Unionsgeneral® Sheridan's ganzes Corps überfchreitet bei 
Deep Bottom den Jamesfluß, um fih mit der Belagerungs:Armee 
Grant's zu vereinigen. 

IT. u Die Armee bes Unionsgenerals Thomas ift auf ihrem Marſche 
aus Tenneflee gegen Richmond bi8 Boon (Norbcarslina) gelangt 

‚ und rüdt weiter vor nad) Greenville. 

„ u Rincoln, Grant, Sherman und Sheridan halten Kriegsrath in 
Grant's Hauptquartier über den lebten entſcheidenden Schlag gegen 
Richmond. 

29. „ Die Armee Grant's ſetzt fih auf allen Punkten zum entſcheiden⸗ 
ben Angriff in Bewegung. 

31. „ Kampf um Petersburg: Richmond. Sheridan nimmt am Abend 
ben (für Lee's Rückzug wichtigen) Punkt Five Forts, weitlid von” 
Petersburg, muß ihn aber in der Nacht wieder räumen. 


ei 


. April. Fortfegung des Kampfes um Petersburg-Richmond: General 
Sheridan erftürmt definitiv die Pofition von Five Forks; Grant 
nimmt White Dat Road. 

2. „ Fortſetzung des Kampfes um Petersburg-Richmond: die Bundes⸗ 
armee nimmt bie ganze äußere Yortificationslinie von Petersburg ; 
bie Conföderirten werden aud vor Richmond aus allen Pofitionen 
geworfen. Lee räumt Petersburg und Richmond in der Nacht auf 
ben 3. April und bewerkftelligt feinen Abzug. Sefferfon Davis flieht 
mit einigen Getreuen nah Süden. 

3.» Lee ift in ber Richtung von Burkesville (Knotenpunkt ber Eifen- 
bahnlinien von Richmond nah Lynchburg im Weiten, und nad 
Danville im Süden) abgezogen. Tie Bunbestruppen ziehen in 
Petersburg und Richmond ein, in Richmond zuerſt bie jchwarzen 
Truppen unter General Weigel. Grant und Sherivan verfolgen 
ben abziehenden Lee. Jubel in Wafhington. Neben Lincoln’ und 
Johnſons. (Die Union zählt in diefem Augenblick 140 ſchwarze 
Regimenter mit 101,950 Mann; am 31. Oct. 1863 waren es 
erft 58 Negimenter mit 37,707 Dann.) 

6. „ Sheriban wirft den abziehenden Lee über ben Appomator zurüd 
an verhindert ihn, bie Eifenbahn zu gewinnen. Lee verliert 7500 

ann. 

8. „ Belagerung von Mobile: Gen. Canby nimmt das ſpaniſche Fort 
unb bie Fortificationen von Blakeley. Die Conföberirten beginnen 
ben Abzug aus Mobile. 

„u Lee capitulirt mit feiner ganzen Armee: 
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Grant an Lee, 7. April. General! Das Ergebniß ber letzten Woche 
muß Sie von ber Hoffnungslofigfeit ferneren Widerſtaudes auf Seiten be 
Armee Norb-Pirginiens in dieſem Kampf Überzeugen. Ich fühle, daß es i 
if, und erachte es als meine Pflicht, die Verantwortlichkeit für weiteres 
Blutvergießen von mir zu wälzen, indem ich Sie aufforbere, ben als Armır 
Norb:Birginiens befannten Theil bed Gonföberirten-StaatensHeere® zu übe: 

eben. 

9 Lee an Grant, 7 April. General! Ich habe Ihre Zufchrift vom beu: 
tigen empfangen. Obgleich nicht ganz ber von Ahnen ausgebrüdten Aniı* 
von ber Hoffnungsloſigkeit ferneren Widerſtandes auf Seiten ber Arme | 
Nord⸗Virginiens, theile ih Ihren Wunſch, unnützes Blutvergießen zu ve: 
meiben, und frage baber, ebe ich Ihren Vorſchlag in Erwägung ziehe, un 
bie Bedingungen, die Sie für ben Fall unferer Ergebung anbieten wolle. 

Grant an Lee, 8. April. General! Auf Ihre eben empfangene Zu— 
fchrift antworte ih: ba Friebe mein erfter Wunſch ift, jo gibt es mur cin 
Bedingung, worauf ich beiteben muß, nämlid, daß die übergebene Manr. 
[Haft außer Stand gejekt werde, die Waffen gegen bie Regierung ber Fe. 
einigten Staaten zu ergreifen, bis fie gehörig ausgewechielt iſt. Ich mil 
mit Ihnen zuſammenkommen, ober Dfficiere ernennen, un mit von Abnm 
ernannten Officieren an irgendeinem Ihnen beliebigen Ort zufammengutreen, 
F gie Vebingungen ber Üebergabe bes norbvirginifchen Heeres befinitiv jet: 
zuftellen. 

Lee an Grant, 8. April. General! Ich babe Ihre heutige Antwer:k 
note auf meine Zuſchrift in fpäter Stunde erhalten. Ich war nicht gemeint, 
bie Ergebung ber Armee Norb-Virginiens vorzufchlagen, ſondern fragte m 
nah ben Bedingungen Ihres Vorſchlags. Anfrichtig gefagt, ich benfe nik 
baß bie bringlihe Nöthigung (emergenoy) zur Waffenſtreckung fich ergein 
bat; aber ba bie Wieberheritellung bes Friedens das einzige ick aller cr 
muß, wünfche ih zu willen, ob Ihr Vorſchlag darauf abzweden würde. x 
Tann baber mit Ihnen zwar niit zufammentreten in ber Abficht, bie nett: 
pirginiide Armee zu übergeben; aber fofern Ihr VBorfchlag bie unter meine 
Commando befindlichen conföberaliflifchen Streitfräfte berühren und ın 
MWieberherftellung bes Friedens führen mag, würde e8 mir angenehm ien, 
Ihnen morgen um 10 Uhr Vormittags auf ber alten Poffttaße nah Rit- 
mond zwiſchen ben Pidetlinien ber beiden Armeen zu begegnen. 

Grant an ee, 9. April. Ihre geftrige Note iff mir zugefomme. 
Da ih Feine Autorität Habe über bie Friedensfrage zu unterbandeln, k 
tönnte bie auf heute Vormittags 10 Uhr vorgeichlagene Aufammenfunft nid 
nügen. Indeſſen will ich Ihnen jagen, General, daß ich wirklich Frieden mit hne: 
wünſche, umb ber ganze Norben begt dasſelbe Gefühl. Tie Bedingung 
unter benen ber Friede erlangt werben kann, find begreifiih. Wenn ia 
Süden die Waffen nieberlegt, wird er biefes höchft wünſchenswerthe Erin: 
niß beichleunigen, Tauſende von Menſchenleben retten, und ebenſo Hunden 
von Millionen Eigenthums, bie noch nicht zerjtört find. Aufrichtig hofiene, 
daß alle unſere Schwierigfeiten fi ohne Ferfuft eines weiteren Menſchen 
lebens ausgleichen Iafjen, zeichne ac. 

Lee an Grant, 9. April. General! Ih empfing Ihre Zufchrift ven 
heute Morgens auf ber Pidetlinie, wohin ich mich verfügt hatte, um mil 
Ihnen zufammenzutreffen, und befinitiv zu erfahren, welche Bedingungen in 
Ihrem geftrigen Vorſchlag Binfichtlich ber Webergabe biefer Armee enthalten 
feien. Ich erſuche Sie nun um eine Unterrebung, in Einflang mit bem 
begügtigen Anerbieten pres geftrigen Briefe. 

rant an Lee, 9. April. General! Ihre heutige Note if mir ef 
in biefem Augenblid, 11 Uhr 50 Minuten Vormittags, zugekommen, indem 
ich mittlerweile von bem Richmond⸗Lynchburger auf bie Karmville:£ynd: 
burger Straße vorgerädt Bin. Indem ich dieſes fehreibe, befinde ih mid 
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ungefähr vier Meilen vor Watters’ Church, und will dis am bie Gränge vor⸗ 
geben, um Ahnen zu begegnen. Eine Anzeige, wo Sie mich auf biefer 
Straße treffen wollen, wird mich finden. 

Grantan Lee, Appomator Gourtshoufe, 9. April. In Einklang mit 
meinem Brief an Sie vom 8. d. bin ich bereit, die Ergebung ber Armee 
Nordvirginiens unter folgenden Bedingungen anzunehmen; ein Verzeich⸗ 
niß aller Ihrer Officiere und Leute iſt in Duplicat anzufertigen, bas eine 
übergeben Sie einem von mir bezeichneten Officier, das andere bleibt in ben 
Händen von Officleren, welde Sie bezeichnen mögen. Die DOfficiere geben 
ihr perſoͤnliches Ehrenwort, nicht die Waffen gegen bie Vereinigten Staaten 
zu ergreifen, bis fie gehörig ausgewechſelt find, und jeber Gompagnies oder 
Regiments:Commanbant unterzeichnet ein gleiches Ehrenwort für bie Mann« 
fhaft feines Commando's. Waffen, Artillerie und öffentliches Eigenthum 
werben verpadt und aufgeitapelt (packed and stacked) unb ben von mir 
zum Empfang beorberten Officieren überliefert. Tavon find die Seitenwafien 
ber Dfficiere ausgenommen, und ebenfo ihre Rrivatpferde und Nrivatgepäd. 
Nach biefem barf jeder Officier und Soldat in feine Heimath zurüdfebren ; 
ohne von einer Unionsbehörde beunruhigt zu werben, folang er fein Ehren: 
wort hält und bie an feinem Wohnort beftehenden Geſetze beobachtet. 

Lee an Grant. Hauptquartier der Armee von Norb:Pirginien, 9. April. 
General! Ich Habe Ihren Brief vom heutigen mit ben Bebingungen em: 
pfangen. Da fie wejentlid bie nämlichen find, wie bie in Ihrer Zufcheift v. 
8. db. angebeuteten, jo werben fie angenommen. Ich werde fofort bie 
‚geeigneten Officiere zum Vollzug ber Stipulation bezeichnen, 

Lee trifft Grant um balb 3 Uhr Nachmittags in Appomator 
Court Houfe im Haufe des Bürgers Melane, in bem Orant abs 
geftiegen. Lee unterzeichnet die Bebingungen Grant’8 und verlangt 
feinerfeit8 am Ende nur noch bie Ueberſendung von Lebensmitteln 
an feine Leute, die feit 36 Stunden nichts gegeflen Hätten, was 
Grant fofort bewilligt. 

Abihiebsproclamation Lee's an fein Heer: „Soldaten! N 
bier Jahren mühfamen FKriegsdienftes, bie fich durch Tapferfeit und Mut 
ohne leihen fennzeichneten, ſieht fich das Heer won Norbvirginien gezwungen, 
ber Zahl und ben überwältigenden Hülfsmitteln zu weichen. ch brauche 
denen, bie fo viel ſchreckliche Schlachten überlebt und bis am Ende feit ge: 
blieben, nicht zu fagen, baß ih in dieſe Webergabe keineswegs aus Miktrauen 
gegen fie gewilligt, fondern nur aus ber Ueberzeugung, daß Tapferkeit und 
DOpferwilligfeit durchaus nichts hätten erreichen Fönnen, was ben Verluſten 
bei Fortführung des Krieges gleichfommen Fönnte. Ich babe mich entfchloffen, 
das nutlofe Opfer ber Griftenz fo vieler Männer zu vermeiden, bie ihr bes 
wiefener Muth allen ihren Landsgenoffen theuer gemadt bat. Nach ben Be: 
dingungen ber Webergabe können die Officiere und Soldaten an ihren häus- 
fihen Herd zurüdtehren und bort bis nad, ihrer Auswechslung verbleiben. 
Ihr nehmt das Bewußtſein treuer Pflichterfällung mit euch, und ich bete 
aufrichtigft, baß ein barmherziger Gott euch feinen Segen gewähre unb feinen 
Schuß über euch walten laſſe. Mit grenzenlofer Bewunderung eurer Bes 
harrfichkeit und eurer Hingebung fürs Vaterland, und mit dankbarer Ers 
innerung an eure mohlwollende und großherzige Rückſicht für mich, nehme 
ih von euch hiermit einen freundjchaftlichen Abſchied.“ 

Lee's Armee wirb eniwaffnet und feine Mannſchaft, 26,115 Dann, auf 
Parole entlaffen. 159 Kanonen und 71 Fahnen werben ben Bunbestruppen 
ausgeliefert. 


12. April. Mobile (Aabama) wirb von ben Bunbestruppen bejeßt. 


H 


„Erſte Friedensmaßregeln des Präf. Lincoln: 
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„ „Die Blokabe ber fühlichen Häfen wird aufgehoben und derſelben vor: 
läufig bie Schließung ber dortigen Zolftellen ſubſtituirt. 

Eine Broclamation fündigt an, bag, wenn fortan noch Kriegsichiffe ber Ver. 
Staaten in fremden Häfen al® „belligerents" jtatt als Vertreter einer be: 
freunbeten Macht behandelt werben, unverzüglih Repreffalien ax 
ben Kriegefchiffen des jo handelnden Landes ergriffen werben follen, 

Alle Hushebungen und Anwerkungen in ben loyalen Staaten find ven 
heut an eingeftellt worden, und ſollen auch bie im Felde ſtehenden Armern 
(gegen 400,000 Dann) ſobald als möglih auf bie mäßige Zahl rebuckt 
werben, beren e8 zur Vollendung ber Bacification noch bedürfen wirb. 

Die Fabrifation von Waffen, Munition ꝛc. für bie Regierung, fowie ber 
Anfauf von Kriegsmaterialien, Vorräthen ꝛc. wird unverzüglich eingeftel: 
oder auf ein beſcheidenes Maß zurüdgeführt. 

Eine beträchtlihe Anzahl Schiffe fol aus ber SKriegsflotte ausgereibt 
und verfaujl werden. 

Die von ber Militärautorität eingeführten Veſchränkungen bes inländiſchen 
Handelsverkehrs mit bem Süden werben zunächſt für Birginien, Nord: unt 
Sübcarolina und ben öſtlichen Theil von Georgia aufgehoben. 

Rede Lincolns in Walhington über bie von ihm verfuchte und bighet 
aufrecht erhaltene Reconitituirung Louiſianas und über feine Abjicht, auf dem: 
jelben Wege auch bezüglich der übrigen Sclavenftanten bes Sübens vorwärt 
zu gehn (Lincolnd politifches Teitament). 

13. April. Raleigh (Norbcarolina) wird von der Vorhut der Armee She: 
mans befegt. Der Conföberirtengeneral Johnſton zieht ſich, ein 
Schlacht vermeibend, zurüd. 

14. „ Ermordung Lincolns durch den Schaufpieler Wilkes Booth im 
Theater zu Waſhington. Der Mörder entkommt. Mißlungenes 
Attentat auf ben Staatsfecretär Seward. 

15. „ Der PVicepräfident der Union, Andrew Johnſon, wird im fen 
neues Amt als Präfident der Union eingefebt und leiſtet ben Eid. 

18. „ Convention zwiſchen dem Bunbesgeneral Sherman und dem Eon 
föberirtengeneral Johnſton bei Durhams Station: 

Punktation: 1) Waffenruhe und Aufrechthaltung bes status quo 
beider Armeen mit 4öjtündiger Kündigung; 2) Auflöjung aller ſüdſtaat⸗ 
licher Armeen, Ablieferung der Waffen in ben Hauptjtädten der verjchichenen 
Staaten; 3) Anerfennung ber Regierungen in den einzeinen Staaten jeitene 
ber Erecutive ber Ber. Staaten, wenn erftere den verfafjungsmäßigen Eit 
leitten; 4) Wieberherftelung der Bunbesgerichtshöfe in ben einzelnen Staaten; 
5) dem Volk und den Bewohnern aller Staaten follen, foweit es in der Be: 
fugniß ber Erecutive fteht, ihre politiichen Rechte, ſowie ihre perfönlichen und 
Gigenthumsrechte, wie fie von ber Sonftitution der Ber. Staaten und ber be 
züglichen Einzelſtaaten definirt find, garantirt werben ; 6) bie Erecutive br 
Ber. Staaten enthält fi aller feindjeligen Schritte gegen friedlihe Bürger: 
7) der Krieg hört auf, eine allgemeine Amneſtie wird gewährt. Beibe Ge: 
nerale verpflichten fih, balbmöglichit bie nmothivenbige Autorität zur Aut 
führung dieſes Programms von Seiten ihrer Regierungen zu erbitten. 

21. „ Bräfident Johnſon verlagt ber Convention vom 18. d. M. zwi⸗ 
chen Sherman und Johnfton feine Genehmigung und ertheilt Cher: 
man ben Befehl, ſich fünftighin aller nit rein militäriſchen Verhand⸗ 
lungen zu enthalten und dem Waffenftillftand unverzüglid ein Ente 
zu machen. 

26. „ Johnſton ergibt fih an Sherman mit allen conföberirten Trup: 
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pen zwiſchen Kaleigh und Chattahoochie (27,000: Dann) unter ben- 
felben Bedingungen wie Lee. 


26. April. Willes Booth, bee Mörder Lincolns, wird bei feiner Gefangen 


nehmung in Marhyland erjchoflen. 


6. Mai. Bräftdent Johnſon ſetzt einen Preis auf bie Verhaftung bes 


9, 
10. 


11. 


13. 


18. 
20. 


Erpräfidenten Davis und mehrerer anderer Häupter der ehemaligen 
Conföberation wegen angebliher Betheiligung an ber Ermordung 
Lincoln. 

» Die conföberirte Befagung von Rallahaſſy (Florida) ergibt ſich. 
„ Proclamation des Präfidenten Johnſon bezügli der fühftantlichen 
Caperſchiffe und die fernere Haltung ber fog. neutralen Mächte gegen 
dieſelben: 

„Sintemal bewaffneter Widerſtand gegen die Autorität ber Regierung in 
gewiſſen Staaten, welche hiezuvor in Empörungszuſtand erklärt geweſen find, 
der Sache nach als beendet anzuſehen iſt, und Männer, welche jenen Wider⸗ 
ſtand, ſowie die Operationen der Caperſchiffe der Empörer leiteten, ſich auf 
flüchtigem Fuß oder in Gefangenſchaft befinden; und fintemal es bekannt 
ift, daß einige biefer Caperfchiffe noch bie hohe See unficher machen, und 
andere noch Anftalten treffen, Schiffe ber Ver. Staaten zu nehmen, zu vers 
brennen und zu zerflören, fo weiſt der Präfibent fämmtliche Flotten⸗, Mili⸗ 
tär⸗ unb Eivilbeamten ber Ver. Staaten an, eifrigft alle geſetzlichen Mittel 
anzuwenden, um beſagte Gaperfchiffe anzuhalten und in einen Hafen ber Ber. 
Staaten au bringen, auf daß es benjelben unmöglich werbe, fernere Caperei 
gegen unfern Handel zu begehen, und auf daß bie PBerfonen an Bord bers 
jelben Binfort nicht mehr von ber Strafe für ihre Verbrechen befreit bleiben 
mögen. Und fernerhin verfünbet und erklärt ber Präfident, daß, wenn nad 
Ablauf einer angemeffenen Friſt, binnen ber diefe Proclamation in ben Häfen 
von Nationen, welche ben Anſpruch machen, neutral gewelen zu fein, zur 
Kenntniß gekommen fein muß, bie erwähnten Gaperfhiffe ber Empörer und 
Perſonen an Bord berfelben in beſagten Häfen weiterhin gaſtfreundlich 
aufgenommen werben, dieſe Regierung fich gerechtfertigt erachten wirb, ben 
öffentlihen Schiffen folder Nationen in ben Häfen ber Ber. Staaten gaſt⸗ 
freundlide Aufnahme zu verfagen, und foldhe andere Maßregeln zu er: 
greifen, wie fie behufs Schützung der nationalen Selbſtſtändigkeit rathjam ers 
iheinen mögen.” | 

„  Bräfident Johnſon erläßt eine Erecutivorbre bez. ber Wieberher: 
ftelung der Bundesautorität im Staate Virginien und ernennt Der. 
Pierpoint zum propiforifhen Gouverneur des Etaates, um bie Ne: 
conftitution desſelben einzuleiten. 

ve Der flühtige Erpräfident der Conföberation, Sefferfon Davis, 
wird in Irwinsville (Georgien) von den Bundestruppen eingeholt, 
gefangen und nad Fort Monroe gebradt. 

v Das conföberirte Kaperſchiff Stonewall ergibt fi) dem ſpaniſchen 
Seneralgouverneur von Cuba. 

„ Der Kriegsminifler Stanton erflärt, baß alle biejenigen, welche 
vom 1. Juni an biesjeits bes Miffiffippi mit den Waffen in ber 
Hand ergriffen werben, erfchoflen würden. 


22. „ Präſident Johnſon erflärt alle Häfen ber Union, biejenigen tn 


Amtrike. 


(dem noch nicht unterworfenen) Teras ausgenommen, vom 1. Juli 
an dem Handel für mwiebergeöffnet. 


23—24. Mat. Große Heerſchau in Wajhington über die Armeen bes Rote: 


mac, von Tennefjee und Georgiens. Es werben feine Negertruppen 
dazu gezogen. 


26. „ Der conföb. General Kirby Smith ergibt ſich mit feiner ganze 


Heeres: und Flottenmaht und allem Kriegsmaterial bes Transmijfi: 
fippis:Departement8 an ben Bundesgeneral Canby. 


29. , Bräfident Yohnfon erläßt eine Amneftieprockamation: 


30. 


Ausgefhlofjen von berfelben find: 1) bie Eivilbeamten unb bi 
plomatifhen Agenten; 2) jene Perfonen, welche ihren Sig im Congreß okı 
ihre richterliche, militärifche und feebienftliche Stellung aufgegeben , um kt 
Mebellion zu Helfen; 3) die DOfficiere der Rebellenarmee über Haupfmann 
Rang, und,ber Marine über Lieutenants Rang; 4) alle Jene unter bier. 
Range, welde zu Weit Point oder auf ber Dlarine-Afabemie erzogen wur: 
ben; 5) Alle, welche Gefangene anders benn als Sriegsgefangene behandelten; 
6) Staatsgouverneure; 7) alle Dejerteure, welche den Rebellen geholien: 
8) alle Piraten und Grenzräuber, und 9) alle Perfonen, bie freiwillig = 
ber Rebellion theilnahmen, und beren fleuerbares Vermögen über 20,0" 
Dollars beträgt. Allein Alle, welhe zu biefen ausgeichloffenen Ela 
gehören, können an der Amneftie tbeilnehmen, wenn fie beim Präfibene: 
bieferhalb ein Geſuch einreihen. Die Gnade fol, foweit es bie Thatjachen 
bes einzelnen alles zulaffen und es mit ber Würde der Vereinigten Staurer 
verträglich, in reihem Maße zu Theil werben. 

» General Sherman fpridht fih im einer Abfchiedsproclamation m 
feine bisherige Armee gegen jede Betheiligung an einer Expeditien 
gegen Merico aus, | 


— uni. Kine Proclamation bes Präfibenten Johnſon hebt alle biee | 


8. 


19. 


rigen Handelsbeſchränkungen im Süden nah außen und im Ir 
nern auf. 
» Die atlantifche Flotte der Union wird von 600 auf 90 Schiffe reducin 


„ Eine Depeſche Sewarbs erklärt fih durch bie Depeſche Ruflel: 
vom 2. Juni (f. England) bez> ehemalige conföberirte Eapericifi 
keineswegs befriedigt: 

„...Mit Bedauern muß ich Ihnen jedoch mittheilen, daß Earl Ruſſell's Te 
pefche von einigen Vorbehalten und Erflärungen begleitet ift, bie ber Regie: 
tung ber Vereinigten Staaten unannehmbar erjheinen. Es ift Faum not 
wendig, zu bemerten, baß bie Ver. Staaten niemals zugeben werben, mal 
fie bisher fortwährend beftritten haben, daß nämlich bie urſprüngliche Go: 
ceſſion Eriegführender Vorrechte an die Rebellen von Seite Großbritannien? 
noihwendig ober gerecht oder durch das Völkerrecht fanctionirt geweſen It. 
Die zwifchen ber bdiesjeitigen und ber britiſchen Megierung in einem frühe 
Stadium des Aufftandes ftattgefundene Correſpondenz zeigt, daß bas zwiſche 
Großbritannien unb Frankreich wechſelſeitig getroffene Uebereintommen, in 
Bezug auf befagten Aufftanb gemeinfam zu handeln, von den Bereinigten 
Staaten ald ein unfreundlicher Schritt angeſehen wurde, unb daß bie Ver⸗ 
einigten Staaten deßhalb ablehnten, von einer dieſer beiden Mächte eine Mit: 
theilung entgegenzunehmen, welche bie Griftenz eines berartigen Arrangement 
kundgab. Ah muß daher bebauern, daß Carl Ruffell für nothwendig E: 
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achtet Hat, bee biesfeitigen Regierung jeht bie Anzeige zu machen, daß Ihrer 
Maj. Regierung es für angezeigt gehalten habe, ſich über die Frage, ob J. 
Maj. Regierung die Wiederherſtellung bes Friedens in ben Vereinigten 
Staaten gegenwärtig anerfennen wolle, mit ber franzdfifchen Regierung zu 
beraten. Es ift eine anbere Duelle bes Bebauerns, bak I. Maj. Megierung 
erklärt, jeben, Kreuzer ber Vereinigten Staaten, ber in einem ber britijchen 
Häfen, Rheden oder Gewäfler liegt, 24 Stunden lang in denſelben zurüd- 
halten zu wollen, um einem zur jelben Zeit in ihnen befindlichen Inſurgen⸗ 
tenſchifſe Gelegenheit zu bieten, einen ſolchen Vorſprung bei der Abfahrt aus 
biefen Häfen, Nheben und Gewäflern zu gewinnen. Und wieder ift es ein 
Grund bes Bebauerns, daß J. Maj. Regierung für geeignet erachtet bat, 
gu Gunften ber Inſurgenten⸗-Kriegsſchiffe den weiteren Vorbehalt zu treffen, 
aß, während eines Monats nach Eintreffen ber jet von J. Maj. Regierung 
ertbeilten Weifungen bei ihren betreffenden Behörden, jedem in ben Gewäffern 
3. M. einlaufenden ober bereits befindlichen Infurgentenjchiffe, das fich feines 
kriegeriſchen Characters entkleiden und bie Flagge irgend einer, als im Fries 
den mit J. M. befindlichen, von J. M. Regierung anerfannten Nation an⸗ 
nehmen will, fo zu thun geftattet fein fol; und ferner, daß folche Schiffe, 
nach vollgogener Entwaflnung, ohne AInfurgentenflagge in foldhen ‚Häfen, 
Rheden und Gewäſſern verbleiben bürfen, obwohl bie Beftimmung wegen ber 
24 Stunden auf Schiffe biefer Art nicht angemwenbet werben fol. Weit ent» 
fernt, die Gefeglichleit oder Gerechtigkeit biefer Weifungen zugeſtehen zu 
können, halte ich es für meine Pfliht, Ew. Erc. die Mittheilung zu machen, 
daß vor Allem eine Berfümmerung ber gegenfeitigen Gaſtfreundſchaft zwiſchen 
ben Regierungsichiffen ber Vereinigten Staaten und Großbritanniens von 
ben Vereinigten Staaten nicht zugeſtanden werben Tann. So lange X. M. 
Regierung auf bie Sanbbabung bes 24 Stunden⸗Reglements befteht, über 
das bie Bereinigten Staaten fo lange unb ihrem Dafürhalten nach mit Recht 
geflagt haben, werben bie Bereinigten Staaten biejelbe Maß: 
zegel ben britifchen NRegierungsjchiffen gegenüber in An: 
wendung bringen müffen. Und ferner ift es meine Pflicht, zu erklären, 
baß die Vereinigten Staaten niemals zugeben können, daß fie im Ge 
gentheile proteftiren gegen bie Entſcheidung der britifchen Regierung, bet 
zufolge Snfurgentenftriecethiffen und Piraten das Ein: und Auslaufen in 
Britenhäfen geflattet fein fol, jei es um fich zu entwaffnen ober eine fremde 
Flagge anzunehmen, oder zu andern Zweden. In Bezug auf alle Inſurgenten⸗ 
und Piratenfabrzeuge, bie in Häfen, Rheden unb Gernäffern ber brit. Reiche 
betroffen werben, mögen fie vor ober nach Eintreffen neuer britifcher Regier⸗ 
ungsbefehle bajelbft eingetroffen fein, behauptet die dießſeitige Regierung und 
befteht darauf, daß derartige Schiffe verwirft find und gegen billige An⸗ 
melbung betreffenden alles den Ber. Staaten ausgeliefert werben 
müſſen unb daß, wenn fie buch Kriegsſchiffe der Ver. Staaten auf offener 
See unter was immer für eine Flagge abgefangen merben, ſolche Abfangung 
geſetzlich fein fol. Ohngeachtet ber von J. Maj. Regierung gemachten Aus- 
nahmen und Vorbehalte, bie bier erörtert worben find, nehmen bie Vereinig- 
ten Staaten mit Vergnügen bie von Ihrer Maj. abgegebene Erflärung ent: 
gegen, vermöge welcher fie das ben Inſurgenten gemachte Zugeſtändniß, bem 
Charakter einer friegführenben Partei zu befigen, zurüdnimmt, und es gefteht 
diefe Regierung ferner freiwillig zu, dag, nachbem bie normalen Beziehungen 
ber beiden Staaten zu einander auf ben vor Ausbruch des Bürgerkriegs inne: 
gehabten Standpunkt zurüdgefehrt find, das Recht, britiſche Schifie zu un⸗ 
terjuchen, durch ein in jebem weſentlichen Punkte befriebigendes Uebereinfommen 
zwiſchen beiden Nationen feinen Abſchluß gefunden habe“. 


— Juni. Die Regierung theilt bie Sübftanten in 5 große Militärhezicte 


ein und übergibt das Commando über bie atlantiihe Divifion dem 
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Ben. Meade, die des Mifliffippt dem Gen. Sherman, des Tenneſſee 
dem Gen. Thomas, des Südweſtens bem Gen. Sheriban, des ftil: 
Nlen Meers dem Gen. Halled. 
— uni. Präſident Johnſon leitet nach und nad die Reconſtituirunz 
ſämmtlicher Staaten ber ehemal. Conföberation ein und ernennt zu 
proviſoriſchen Gouverneuren für Miffiffippt Sharkey, für Norbcarolin 
Holden, für Sübcarolina Perry, für Georgien Johnſon, für Mr 
bama PBarfons, für Louiſiana Marvin, für Texas Hamilton. 


1. Juli. Der Gouverneur Fletcher von Miffouri erflärt durch Prode 
mation, baß bie neue Verfaffung des Staates vom Volke angenın 
men worden fei. 

7. „ Payne, Frau Surrat x. werben wegen Belheiligung an ber Gr 
mordung Lincoln’ in Wafhington gehängt. 

12, „ Handelscongreß der nördlichen und weftlichen Staaten zu Detreit 

Derfelbe bezeichnet ben Abflug eines neuen Reciprocitätsvertrag: 

nit Canada zwar im Allgemeinen als wünjchenswerth, doch mit dem 

Zufage, daß berjelbe eine Verbeflerung bes bisherigen fein milk 

und erklärt ſich mit allen gegen 2 Stimmen für die Beibehaltu: 

bes gegenwärtigen Schutzzollſyſtems. 

„ Die fpantihen Behörben auf Cuba Tiefern das ſüdſtaatliche Cape: 

ſchiff Stonewall, das fi) ihnen ergeben, an bie Union aus. Ebenit 
wird bie von den Südſtaatlichen nad) der Capitulation Kerby Smitkt 
aus Teras nad) Merico gebrachte Artillerie ben Bundesbehoͤrden 
zurüdigegeben. 

17. „ Der franzöfiiche Gefandte Montholon befürwortet bie Annahm 
eine? Schreibens des Kaiſers Marimilian von Dlerico an ben Tri 
fidenten Johnſon bezüglich einiger Begebniffe auf dem Rio grank. 

418. „ Der Präfident Iehnt die Annahme bes Schreibens und bie Fr 

währung einer Aubienz an ben leberbringer besjelben mit ber Er 

Härung ab, er kenne in Merico feine andere Regierung als dieje 

nige bes Präfidenten ber Republik Juarez. 

„  Präfident Johnfon hat nah und nah alle Kriegsgefangenen cr 

f[hließlih der Generale ausnahmslos begnabigt, unter ber einzige 

Bedingung, daß fie ben Treueid Ieifteten. 


26. 


© 


4. Aug. Die Unionsregierung remonftrirt gegenüber ber franzöfllda 

Regierung in ziemlich drohendem Tone gegen ein angebliches Col 

nifationsproject ehemaliger füdftaatlicher Rebellen in den benachbarte 

Provinzen Mexico's. 

„ Ein weſentlicher Theil ber in Teras ftehenden Truppen ber Unien 

wird entlaffen. 

19. „ Zum erften Mal ſeit 4 Jahren geht wieber ein Dampfboot um 
ter amerilanifcher Flagge nach Europa ab. 
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21. Aug. Zuſammentritt einer Militärcommiſſion in Waſhington behufs 


6. 


12. 


eines Urtheils über den Hauptmann Wirz wegen feiner Grauſam⸗ 
feiten gegen bie unioniſtiſchen Kriegsgefangenen in Anderfonville. 
„1. Sept. Die Convention von Miffiffippi geht mit der Recon⸗ 
firuction des Staates voran. Der Seceſſionsbeſchluß wird zurück⸗ 
genommen und bie Aufhebung ber Sclaverei anerfannt — unb ſo 
den Minimum der ſehr befcheibenen Forderungen des Präfidenten 
genügt. Die übrigen Südſtaaten folgen bem Beijpiele. Weberall 
kommen die Anhänger der Rebellion wieder oben auf. Bon einer 
Verleihung bes Stimmrechts an bie Neger ift feine Rebe und nur 
in einigen ehemaligen Süpftaaten werben ſie wenigftens als Zeugen 
vor Gericht zugelaffen. Spaltung in ber bisher fiegreidhen republis 
kaniſchen Partei des Nordens in Folge ber neuen Politik bes Prä⸗ 
fidenten Johnſon gegenüber ben Südſtaaten. Democratiſche und 
republifanifche Parteiverfammlungen erflären fi für und gegen bieje 
Politik. 


Sept. Die feniſtiſche Verbrüderung in Springfield (Illinois) erläßt 


ein Manifeſt an das Volk der Union, demzufolge die Fenians Ir⸗ 
lands wohlorganiſirt ſeien und eine proviſoriſche Regierung von ih⸗ 
nen eingeſetzt worden; ein Heer von 200,000 Mann ſtehe bereit 
und werde unterſtützt von gedienten amerikaniſch⸗iriſchen Offizieren; 
ihr actives Vorgehen werde früher beginnen, als man glaube, da 
Waffen und alles Nöthige vorhanden ſei; doch ruft die Verbrüde⸗ 
rung zu Gelbbeiträgen auf, ba große Geldſummen erforberlid feien. 


Oct. Die Regierung fordert alle diejenigen, weldye unter ben Plün⸗ 


derungen ber Rebellenidiffe Alabama, Shenandoah und anberer, 
die in den engliihen Häfen ausgerüftet und bemannt wurben, ge= 
Titten haben, auf, ihre Reclamationen dem Staatsminifterium einzu= 
ſenden; basfelbe beabfichtige, die Reclamationen eifrig zu betreiben, 
bis es Genugthuung erhalten habe. 

„ Erſter Schritt zu Wieberherftellung ber Valuta: 50 Millionen 
verzinsliches Papiergelb follen in Bunbesobligationen umgewandelt 
werden. 

„ Der Präfident orbnet die Freilaffung bes gemefenen Bicepräfiden: 
ten der Conföderation Stephens aus Georgien, des Finanzminifters 
Trenholm aus Südcarolina, des eneralpoftmeifters Reagan aus 
Teras, des Richters Campbell aus Alabama und des Gouverneurs 
Clark aus Mifliffippi unter der Bedingung an, daß fie ihr Ehren- 
foort geben, bis auf weiteren Befehl jeder in feinem Staate zu 
verbleiben und fi auf etwa gegen fie zu erhebende Anklage fofort 
ber ihnen bezeichneten Behörde zu ftellen. 

»„ Die Wahlen in Penniylvanien, Ohio, Indiana und Jowa fallen 
zu Öunften ber republitanifchen Partei aus, 
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14. Oct. Die Regierung trifft Anorduungen, um gewiſſe Käuſtenſtriche in 


16. 


Subcarolina, Georgien und Florida, die anfänglich zu Anſiedelungen 
für befreite Neger beitimmt waren, ihren früheren Beſitzern zurüd 
zugeben. 


„ Der Präfldent hebt ben Belagerungszuftand in Kentudy wie 


ber auf. 

„  Zufammentritt des Congreffes ber enter in Philabelpbia, vor 
Eentralrathe der Verbindung einberufen. Es finden ſich etwa 6 
Delegirte ein und berathen in geheimer Sitzung unter bem Borfk: 
Sohn OMabony's. 


2. Nov. Kine Note des Unionsgefanbten in London, Hrn. Abams, un 
bie engliſche Regierung wiberlegt, auf Urkunden geftüßt, Punkt fir 


6. 


Punkt alle Ausflüchte Englands bezüglich feines Benehmens gegen 
über ben Kaperſchiffen Alabama und Shenandoah. 


Die Note weist namentlih nad, daß die Union feiner Zeit bie (ähnlicen) 
Beſchwerden Portugals freundlih und aufrihtig angenommen, und im Ct 
folge derjelben nicht bloß bie verlangte Einjchreitung unmittelbar gewähr, 
fondern auch und insbefonbere ihre eigenen Geſetze verbeffert und veriart 
babe, fobalb Portugal deren Unzulän qteit bargelegt hatte. „England di 
gegen, fährt Gr. Abams fort, Hat, erften , bebarrlich verweigert gegen „Ur 
bama” und „Shenandoah”, deren Agenten und Ausrüfter einzuſchreiten, trat 
meines ausbrüdlichen wiederholten Begehrens, ja e3 Hat bie geſetzwidrig i 
feinen Häfen vorbereiteten Raubwerkzeuge jpäter noch gaftfreundlid ae 
nommen; und e8 bat, zweitens, unſern förmlichen Antrag feine Geſetzgeburg 
falls fie unzureichend fei, zu verbeſſern und zu ſchärfen, ebenjo emtidiec 
von ber Hanb gewielen; wir müffen e8 baher völferrecgtli für den Schaden 
verantwortlich erflären, ber uns auf diefe Weife unb durch feine Palliein! 
oder Fahrläfjigkeit erwachfen ift. Die Einrebe, bag unfere Verbefferungsgeikt 
ihren Zweck nicht erreicht haben, daß biefelben Verwüſtungen nach wie wi 
ftattbatten, ift eben fo unerheblich, als fie thatfächlich unbegründet if: une: 
beblich, denn wir haben euch nicht worgefchrieben, unfere Ergänzungsgeikt 
anzunehmen; an euch war es, bie Natur berjelben zu beſtimmen, ba ihr # 











waret, welche bie Ohnmacht eurer Vorfchriften anriefet: unbegründet, den 
bier legen wir euch bie autbertifchen Beweiſe vor, daß Portugal fh iin 


vollkommen befriedigt, fowie für die neuen Verfügungen unjererfeits danlbe 
erklaͤrt bat“. 


Dep. Sewarbs an ben amerikaniſchen Gefandten in Paris, Sm | 


"Bigeloro, bezüglich Meric: 
Die Anfchauung der amerifanifchen Regierung wich in berfelben bakt 





angegeben, bie Auweſenheit und bie Operationen einer franzöfifchen Arme 


Merico feien für die Ver. Staaten eine Quelle ernftlicher Bedenken, wei 
ich gleichfalls auf die von jener Armee unterflüßte Autorität erſtreckten, be 
ebtere flehe mit der PBolitif der Bundesregierung und ihren Grundlagen u 
birectem Wiberftreit. Jeder Tag beweiſe von Neuem tie Richtigfeit Ber Ir 
fhauung, welche bie Bundesregierung zur Zeit, als jene Autorität zuerk a 
ben Tag getreten fei, offen ausgefproshen habe. Ebenſo ofien erkläre fie Jet, 
daß fie den Verfuch, eine ausländifche und Talferlihe Regierung in Mer 
aufzurichten, noch immer für unftattdaft und mmausführbar anfehe Aus den 
gleichen Gründen, von welcgen fie fi) bisher Habe leiten laſſen, koͤnne fie aud 
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jet Tehue politiichen Ginzichlangen in Merico auerkennen, welche au bee republi⸗ 
kaniſchen Regierung, mit der die Vereinigten Staaten ſo lange auf freund⸗ 
ſchaftlichem Fuße geſtanden hätten, einen Gegenſatz bildeten. Zum Schluſſe 

bemerkt Herr Seward, er würbe auf dieſe Branche ber politiſchen Beziehungen 
feinen fo ernften Nachdrud legen, wenn das amerikaniſche Volt im gegen: 
wärtigen Augenblide fie nicht ben Handelsbeziehungen überorbnete, 


— Nov. Auch die Wahlen in Newyork, Neujerſey und ben wefllichen 
Staaten fallen zu Gunften der republifanifchen Partei aus, 

10. „ Wir, vom Militärgeriht zum Tode verurtheilt, wird gehängt, 
nahdem das Urtbeil vom Präfiventen Johnſon beftätigt wors 
den iſt. 

15. „ Der Präfibent ernennt ben General Logan zum Bertreter ber 
Union bei der Republik Dterico. 

21. „ Der Unionsgefanbte in London tbeilt ber englifhen Regierung 

mit, daß fie den Vorſchlag Lorb Ruſſels, eine gemiſchte Commiſſion 

zu Aburtheilung gewiſſer Anfprüche einzufehen, abgelehnt habe, weil 
nad) bemjelben eine Reihe gerechter Forderungen (Alabama und She: 
nanboah) von vornherein ausgejchloffen fein follten. 

„Colorado hat eine Staatsverfaffung angenommen und befchlieht, 

um Aufnahme in bie Union als Staat einzufommen. 


2. Dec. Cine Proclamation des Präftbenten ftellt bie Habeas-corpus- 
Acte für den ganzen Norden, nicht aber für die Eübftanten, wies 
ber ber. 


3. „ General Shofteld trifft, wie man annimmt, mit einer vertrau: 
lihen Miffion des Präfidenten bez. Mexico betraut, in Paris ein, 


4 „ Zuſammentritt bes Congreſſes. Botſchaft bes Präfidenten: 

Mitbürger vom Senat und vom Haufe ber Mepräfentanten! Im Namen 
bes Volles Gott Tank zu fagen für bie Erhaltung ber Ber. Staaten ift 
meine erfte Pflicht, indem ich zu Ihnen rebe. Unſere Gebanten wenden fi) 
zunähft bem durch eine That vatermörberifchen Verraths herbeigeführten Tobe 
bes verewigten Präfidenten zu. Der Schmerz ber Nation ift noch friſch; bodh 
einigen Troft finden wir in bem Bewußtſein, baß ihm noch ber höchſte Bes 
weis bes ihm entgegengebraditen Zutrauens vergönnt geweſen ift, inbem er 
noch bie erneuerte Periobe bes oberſten Staatsamtes antreten burfte; baß er 
ben Bürgerkrieg dem Weſen nach zum Schluffe gebracht bat; daß fein Vers 
luſt in allen Theilen ber Union betrauert worden ift, und daß fremde Ratio: 
nen feinem Andenken Gerechtigkeit Haben wiberfahren laffen. Sein Hintritt 
warf auf meine Schultern eine ſchwerere Bürbe von Sorgen als fie jemals 
einem feiner Vorgänger zu Theil geworben war. Zur Erfüllung der mir 
anvertrauten Aufgabe bebarf ich ber Unterftügung unb bes Zutrauens aller, 
welche mir in ben verfchiebenen Zweigen ber Megierung zur Seite ftehen, 
und ber Unterflüßung und bes Zutrauens bes Volks. Nur einen Weg gibt es, 
auf welchem ich Ihre nothwendige Beihülfe zu newinnen Hoffen kann: indem 
ih freimüthig die mein Verhalten beſtimmenden Grundfäße unb beren An⸗ 
* wendung aut bie gegenwärtige Sachlage barlege; deſſen wohl bewußt, baß 
der günftige Erfolg meiner Beftrebungen in großem Maß von ber ungetheilten 

Zuflimmung abhängt, weldhe Sie und jene mir zu Theil werden laſſen. 
Ucher das Austritisreht einzelner Staaten. Dielinion ber 
Ber. Staaten von Amerila ſollte nad ber Abſicht ihrer Gründer fo lange 
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. bauen wie bie Staaten ſelbſt. „Die Union foll ewig fein", lauten bie 
Worte bes Bundes. Dur einen Beſchluß bes Volkes der Ber. Staaten 
„eine vollkommene Union berzuftellen”, ift ber erflärte Zweck ber Berfaliung. 
Tie Hanb ber göttlichen Vorſehung zeigte fih niemals offenfunbiger in be 
Geſchicken ber Menichheit als bei der Abfafiung und der Annahme bieler Ur: 
kunde. Obne Vergleich ift es das größte Ereigniß in ber Gejchichte Amerikas; 
und in ber That ift es unter allen Ereigniſſen ber neueren Zeit das folge: 
ſchwerſte für alle Völker der Erbe. Die Mitglieber ber Konvention, weld: 
bie Urkunde vorbereiteten, bradten zu ihrem Werf bie Erfahrungen bes Fur: 
bes, ihrer einzelnen Staaten unb anderer republifuniichen Regierungen, alte 


und neuer ; doch fie beburften und fie erlangten eine Weisheit höher ala Cr: 
fabrung. Und als ihr, Damit fie Redhtsgültigkeit erlange, bie Zujtimmur | 
eines Volks vonnörhen war, welches einen großen Theil eines Gontinente be | 


wohnte und in vielen befonderen Gonventionen eine getrennte Birffamfe: 
ausübte, war e8 ba nit eine wunderbare Erſcheinung, daß nach langer &: 
rathung und ernftem Meinungsaustaufh ale Gefühle und alle Anſichter 
ſchließlich nach einer Richtung hin zu ihrer Unterftügung gelenft wurden? 

„Die Berfaflung, welcher in ſolcher Weiſe Leben eingeflößt worden, beif! 
in fich felbft reihe Hülismittel zu ihrer eigenen Erhaltung. Sie bat bie Mad, 
ben Geſetzen Kraft zu geben, Verratb zu betrafen unb bie innere Ruhe zu 
fihern. Im alle der Ufurpation einer Staatsregierung dur einen Mann 
ober durch eine Oligarchie erwächlt ben Ver. Staaten bie Pflicht, einem ſeb 
hen Staat bie ihm verbürgte republifanifche Regierungsform wieberzugeben, 
unb fo bie einheitliche Beſchaffenheit aller Staaten aufrechtzuhalten. Enthül⸗ 
Ien fi im Verlaufe ber Zeiten Mängel, jo ift in ber Verfaſſung ſelbſt em 
einfacher Weg ber Abhülfe vorgezeichnet, burch deſſen Betretung fich ihr ix 
von den Bebürfniffen ber fortfchreitenden Kivilifation gebotene Geſtaltusz 
geben Täßt. Nicht einmal bem Gedanken einer Möglichkeit, daß mit ibr «4 
jemals zu Ende geben Tönne, ift Raum gegeben worden. Und bieje ihr inne 
wohnende Kraft der Selbfterhaltung ift ſieis in ihrer unverfürzten Ganjkeit 
bon jedem patriotifch gefinnten Staatsoberhaupt zur Geltung gebracht worden, 
von Sefferfon und Jackſon nicht minder al8 von Wafbington und Madiſen. 
Der Rath, welchen ber Bater unferes Landes non al Präfident dem Bolk 
ber Ver. Staaten zum Abſchied gab, war „die freie Berfaffung, dus Wal 
ihrer Hände, heilig und unverlegt aufrehtzubalten", und bie Begrüßungs 


worte des Präjidenten Sefferfon ermahnten zur „Bewahrung ber allgemein | 


Regierung in ihrer verfaffungsmäßigen Kraft, als bes Ankers unferes Frit 


bens im Imnern und unjerer Sicherheit nach außen”. Die Verfafjung ü - 


bas Werk des „Volle ber Ver, Staaten”, und muß ebenſo unzerſtoöͤrbat je 
wie das Bolt. 

„Es darf uns nicht befremden, baß bie Urheber der Verfaffung, beren Bor 
Bild von ber Vergangenheit nicht bargeboten war, bie Vortrefflichkeit ihrel 
eigenen Werks nicht volfländig erfannt haben. Friſch aus bem Kampf gegen 
eine Willfürmacht hervorgehend, fianden viele Patrioten noch unter dem Gin 
brud beängftigender Furcht vor einer Abſorbirung ber Stantenregierunge 
durch bie allgemeine Regierung, und viele brüdte bie Sorge, daß bie Star 
ten aus ihrer gemeinfamen Bahn Ienfen würden. Doch gerade bie Größt 
unferes Landes ſollte bie Befürchtung vor Gewaltanmafungen jeitens br 
allgemeinen Regierung beihwichtigen. Die Gegenflänbe, welche unzweitelhat 
unter ihre Gerichtsbarkeit fallen, finb fo zahlreich, ba fie ihrem eigenen De 
fen nad bie Fragen, bie jenfeits ihrer Sphäre fiegen, von fich abweifen muß. 
Wäre es anders, fo würde bie Eyecutive unter ber Lat erliegen. Die Babnen 
ber Rechtepflege würben verichloffen, bie Geſetzgebung duch ihr Uebermaß 
gehemmt werben; fo daß eine größere Verfuchung heramtritt, einige ber Ob⸗ 
liegen heiten ber ee Regierung ben Staaten anheimzugeben, als einen 
Eingriff. in das gejehliche Gebiet ber Ichteren zu wachen. „Die mabebingte 














che: in bie Entſcheidung ber Majorität" warb im Amfang biefes Jahr⸗ 
unberts von Sefferfon „als das Lebensprincip einer Republit” zur Geltung 
Bere und bie Greigniffe ber leiten vier Jahre haben, mir wollen hoffen 
ür immer, ben Grundjaß feftgeftellt: daß es eine Berufung an bie Gewalt 
nicht gibt. „Die Aufrechthaltung ber Union bringt mit fi die Unterjtügung 
der Staatenregierungen in ihren ſämmtlichen Rechten“; es iſt jeboch Feines 
ber Rechte irgendeiner Staatenregierung auf ihre eigene Stelle in ber Union 
zu verzichten ober bie Gejeße ber Union zu nichte zu machen. Die weitefie 
Freiheit muß gelten für bie Beurtheilung ber Handlungen ber Bunbesregies 
rung; eine Berufung von ihren Geſetzen aber gibt es nicht, ausgenommen 
an bie verichiebenen Zweige biefer Negierung ſelbſt oder an bas Volt, wels 
ches den Mitgliedern ber geleßgebenben und ber ausführenden Macht nur 
eine begränzte Amtsbauer gewährt, und folchergeftalt flets bie Abhülfe in 
Händen bat. 

„Die Soueränctät ber Staaten”, das iſt bie Sprache ber Conföberation 


(d. i. bes ber Union vorhergegangenen Staatenbunbes), unb nicht bie Sprache 


ber Verfaſſung. Die lettere enthält bie nahbrudsvollen Worte: „Die Ver⸗ 
faffung, fowie bie Gefege ber Ber. Staaten, welche Traft ber Berfafjung ges 
geben werben, und alle Verträge, bie unter ber Autorität ber Ber. Staaten 
abgefchloffen find oder noch abgefchloffen werben, follen das oberite Gele bes 
Landes fein; und die Richter in jedem Staat follen dadurch gebunden jein, 
was auc immer in ber Berfaffung ober ben Gefegen eines Einzelſtaates 
widerſprechendes ſich bieten möge”. 

„Gewißlich ift bie Regierung ber Ber. Staaten eine begränzte Regierung, 
und fo auch jede Staatsregierung. Dieler Begriff ber Begränzung zieht ſich 
bei uns burch alle Formen ber Abminiftration, fei fie von ber allgemeinen 
Regierung, von den Einzelftaaten ober von ben Gemeinden ausgeübt, und 
beruht auf dem großen, uns eigenthümlichen Grundſatze ber Anerkennung ber 
Menſchenrechte. Die Republiken bes Altertbums ließen den Eingelmenjchen 
im Staat aufgehen, fie fchrieben ibm feine Religion vor und beftimmten ſei⸗ 
nen Wirkungskreis. Das amerifanifche Syftem grünbet ſich auf bie Forde⸗ 
rung gleichen Rechtes an Leben, Freiheit und Streben nah Glück, an Ge: 
wifjensirtiheit, an Ausbildung und Ausübung aller Fähigkeiten für jeben 
Menſchen. Kine Folge davon ift es, daß bie Staatsregierung mit Bezug auf 


. bie allgemeine Regierung im Intereſſe der Union, mit Bezug auf ben einzel 


nen Bürger im Intereſſe ber Freiheit begränzt if. 

„Staaten mit ber rechten rn ihrer Macht find eine weientliche 
Vebingung für das Veſtehen der VBerfaffung ber Ber. Staaten. Schon gleich 
beim Beginn, als wir zuerjt einen Plaß unter ben Mächten ber Erbe eins 
nahmen, wurbe bie Unabhängigfeitserfärung von Staaten angenommen, nicht 
minder auch bie Artifel ber Bunbesgenoffenfchaft, und als „bad Boll ber 
Vereinigten Staaten” bie VBerfafjung beichloß und aufrichtete, war es bie Zus 
fimmung ber Staaten eines nad) dem andern, welche ihr bie Lebensfähigfeit 
verlied. Auch in dem Fall einer Abänderung ber Berfaflung bedarf der Bors 
ſchlag des Congreſſes der Beftätigung Seitens der Einzelftaaten. Ohne bie 
Ginzelftaaten würde ein großer Zweig ber gefeßgebenben Regierumg nicht vor⸗ 
banden fein. Und bliden wir über ben Buchitaben ber Verfaffung hinaus 
auf den Charakter unjeres Landes, fo verdankt biejes feine Fähigkeit, ein 
weites feftläindifches Reich unter feiner Botmäßigkeit zu halten, dem Syſtem 
ber Staaten. Die befte Bürgſchaft für bie ewige Dauer ber Staaten ift bie 
„oberite Autorität” ber Verfaſſung ber Staaten. Die Beftänbigfeit der Vers 
faffung bringt mit fich bie Beſtändigkeit ber Staaten; ihre gegenfeitigen Ber 
ziehungen machen uns zu bem, was wir find, und in unferm politiichen 
Spftem ift ihre Verbindung unlöslih. Das Ganze kann nicht ohne die Theile 
beftehen, noch die Theile ohne das Ganze. Solange die Berfaljung ber Ber. 
Staaten fich erhalten wird, fo lange werben ſich bie Cinzelſtaaten eshalten; 
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die Vernichtung ber einen iſt bie Vernichtung ber anbern, bie Erhaltung ber 
einen ift bie Erhaltung ber andern. 

„Ich babe meine Anfichten betrefis ber gegenfeitigen Beziehungen ir 
Berfaffung und ber Staaten ſolchermaßen bargelegt, weil fie bie Principien 
enthüllen, auf Grund deren ich bie gewichtigen ragen zu löſen, und bie 
ängftigenden Schwierigfeiten, welche ſich mir gleich im Anfang meiner Te: 
waltung entgegenftellten, zu befiegen gefirebt habe. Es ift mein unverrüdhe 


Ziel geweſen, mich bem Einfluffe momentaner Reibenichaften zu entziehen, un 


in ben fundamentalen und unabänberliden Grundſätzen ber Verfaſſung eiw 
beilenbe Politik zu finden. 

PBolitil gegen ben Süden. „X fand bie Staaten unter ben gel: 
gen eines VBürgerfriegs niebergebrüdt. Der Wiberftanb gegen bie allgemem 
Regierung Ichien fich erichöpft zu haben. Die Ver. Staaten Batten wie: 
Beſitz ergriffen von ihren Feſtungen und Arfenalen, unb bie Armeen bielten 


jeben Staat, ber ſich Ioszureißen verfucht hatte, beſetzt. Ob das Gebiet inne: | 


halb ber Gränzen jener Staaten als erobertes Land unter ber von bemFıi: 
fidenten als bem Haupt ber Armee ausgehenden Autorität zu balten fei, wur 
bie erfte Frage, bie fich zur Enticheibung barbot. 


„Es würden aber Milttärregierungen, auf unbeflimmte Dauer eingelek, 
feine Gewißheit einer balbigen Unterbrüdung ber Ungufriebenbeit gewält | 


haben ; fie würben das Bolf in Sieger und Befiegte geipalten und eher te 
Haß verbittert, als bie Zuneigung wieberhergeftellt haben. Cinmal eingeiekt, 


war ihre Fortdauer an feine berechenbare und feite Grenze gebunden. Ei 


würden unabfehbare und verberblige Koſten verurſacht haben, Friedliche 
Auswanderung nah und aus jenem Theil bes Landes ift eines der beka 
Mittel, welche für bie Wieberberftellung ber Eintracht erfonnen werben können 
und biefe Auswanderung würde verhindert worben fein. Denn welder Cir 
wanberer, welcher arbeitfame Bürger im Lande würbe fi gern unter mili: 
tärifhe Herrichaft fielen? Diejenigen, welche zumeift ber Armee auf bemixaf 


gefolgt wären, würben von ber allgemeinen Regierung abhängig ober ick 
Männer geweien fein, die aus bem Elend ihrer irrenden Mitbürger Nutzen | 


ziehen trachteten. Die Befugniffe ber Stellenvergebung und ber Herrſchm 
welche unter bem Präjibenten über weite volfreidye und von ber Natur reik- 
begünftigte Streden ausgeübt worden wären, find größer, al® ich fie, es ki 
benn unter bem Drud ber Außerfien Nothwenbigleit, einem einzelnen je ar 


vertrauen möchte; fie find jo groß, daß ich mich niemals, außer in bringen: 


ften Notfällen, bazu verfiehen würbe, fie auszuüben. Die Willfüransübur; 
folder Befugniſſe, durch eine Reihe von Jahren fortgefeßt, würde bie Rein: 
beit ber allgemeinen Verwaltung und bie Freiheit ber treugebliebenen Staater 
gefährden. Ueberdieß würbe bie Politik ber militärifchen Beherrſchung eine 
eroberten Gebiets bie Behauptung in ſich enthalten haben, daß bie Staaten, 
beren Bewohner an ber Empörung theilgenommen, vermöge biefes Actes ihre 
Bewohner aufgehört hätten zu eriftiren. Die wahre Theorie aber ift, daß alt 
vorgeblichen Handlungen ber Losreikung von Anfang an null und nicht 
waren. Die Staaten können nicht Verrath begehen, noch auch bie einzelne 
Bürger, bie Verrath begangen haben, fchirmen; ebenjo wenig wie fie mi 
fremden Mächten giltige Verträge abfchliehen, geſetzlichen Verkehr unterhalten 
tönnen. Die Staaten, welche ſich loszureißen verjuchten, verjebten ji in 
eine Lage, worin ihre Lebensfähigfeit beeinträchtigt, aber nicht erflict, ik 
Functionen fufpenbirt, aber nicht zerſtört wurben. 

„Wenn jeboch irgendein Einzelſtaat feine Pflichten hintanſetzt oder zu er: 
füllen verweigert, fo if es um fo nöthiger, daß bie allgemeine Regierung iht 
ganze Autorität aufrechthalte, und fobalb wie möglich bie Ausübung al 
ihrer Functionen in bie Hand nehme. Nach biefem Grunbfat habe ih ge 
Bandelt, und fo allmählig und ſtill und in faft unmerklichen Abftufungen 
bie rechtmaͤßige Thatkraft ber allgemeinen Regierung und ber Ginzelflanten 
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wieber ins Leben gerufen. Zu biefem Enbe find previſoriſche Gonverneure 
für die Staaten ernannt, Gonventionen einberufen, Gouverneure ermäßlt, 
Legislaturen verfammelt, unb Senatoren unb Repräfentanten für ben Con⸗ 
greß der Vereinigten Staaten gewählt worden. Zugleich find bie Gerichtss 
böfe ber Vereinigten Staaten, wie weit e8 thunlich mar, wieder eröfinet wor⸗ 
ben, jo daß bie Gefege ber Vereinigten Staaten durch ihre Vermittlung zur 
Geltung gebradht werben fünnen. Die Blokade ift befeltigt, die Zollämter 
in ben Importhäfen wieder eingerichtet worben, jo baß bie Erhebung ber 
ben Bereinigten Staaten zuftehenden Gefälle möglih if. Während fo 
die Gerichtshöfe ber Perfon und dem Eigenthum Sicherheit gewähren, 
und die Gröffnung der Häfen zur Wiederaufnahme bes Gewerbsbe⸗ 
triebs und des Handels einlädt, erleichtert bas Poſtamt von neuem ben ge= 
jeligen wie ben geichäftlicden Verkehr. Und iſt es nicht ein Glück für uns 
Alle, daß bie Erneuerung diefer Functionen ber allgemeinen Regierung einen 
Segen für bie Staaten mit fi führt? Verſpricht e8 uns nicht neue Eine 
trat und neue Liebe zur Union, daß nad allem was geichehen, bie Ride 
kehr der allgemeinen Regierung nur als eine Wohlthat anerkannt wird ? 

„Ih weiß ſehr wohl, daß biefe Politif mit einiger Gefahr verbunden 
iſt; daß fie, um zum Ziele zu gelangen, minbdeftens ber ſtillſchweigenden Er: 
gebung ber Staaten bebarf, auf weldye fie fich erftredt; daß fie eine Auffor- 
berung an jene Staaten in fich birgt, durch Erneuerung ihrer Unterorbnung 
unter bie Bereinigten Staaten ihre Nunctionen als Staaten ber Union 
wieber aufzunehmen. Loc es ift eine Gefahr, ber man fich nicht entziehen 
kann; in der Wahl ber Schwierigkeiten ift e8 die geringite Gefahr; und um 
die Gefahr zu vermindern, oder wo möglich zu bejeitigen, babe ich es für 
meine Pflicht erachtet, eine andere Befugniß ber allgemeinen Negierung aus: 
zuüben — das Begnadigungsredit. Ta kein Staut für das Verbrechen bes 
Berratbs eine Vertheidigung vorbringen kann, fo fteht das Begnabigungs- 
recht ausſchließlich der erecutiven Regierung ber Vereinigten Staaten zu. In 
ber Ausübung dieſes Rechts babe ich alle Vorficht angewandt, e8 mit ber 
Harflen Anerkennung ber binbenden Gewalt ber Gelege ber Vereinigten 
Staaten und mit ber vollften Würbigung ber aus dem Krieg hervorgegan⸗ 
genen großen focialen Veränderung in Bezug auf bie Sclaverei in Verbin- 
dung au feßen.” 

Amendirung ber VBerfafjung. „Mein nädfter Schritt zur Wieber- 
berftelung ber verfaflungsmäßigen Beziehungen ber Staaten war eine Auf: 
forberung an fie zur Betheiligung an dem großen Werke ber Verfaſſungs⸗ 
amendirung. Jedes Patrioten Wunſch muß es fein, daß eine allgemeine 
Amneſtie gewährt werbe, fobald bieß mit ber öffentlichen Sicherheit verein 
bar if. Zu biefen großen Ziel bebarf e8 ber Mitbethätigung aller Anz 
fihten und bes Geiftes ber Verſöhnlichkeit. Alle Parteien, welche in bem 
furchtbaren Kampfe zu Tage traten, müſſen nun in Eintracht zuſammenwir⸗ 
ten. Im Namen des ganzen Volks barf man wohl das Verlangen ftellen, 
baß einerfeits ber Neconfirurtionsplan weitergeführt werbe in Gemäßheit ber 
Bereitwilligfeit, mit welcher die Wirren ber Vergangenheit ber Vergeſſenheit 
übergeben werben, und daß andrerjeits bie Aufrichtigkeit des Strebens nach 
Tünftiger Aufrechthaltung ber Union durch die Beftätigung bes vorgeſchlagenen 
Amendements zur Berfaffung, welches bie Sclaverei innerhalb unſerer Gräns 
zen auf ewige Zeiten — erklärt, außer Zweifel geſetzt werde. So⸗ 
lange bie Annahme dieſes Amendements hinausgeſchoben bleibt, fo lange 
wird Zweifel, Eiferfucht und Unficherheit herrſchen. Dieß ift die Maßregel, 
welche bie traurige Erinnerung an bie Vergangenheit auslöfchen wirb; bieß 
bie Maßregel, welche am ficherfien Einwanderung, Capital und Sicherheit 
jenen Theilen ber Union zuführen wird, welche beven am meiften benöthigt 
find. In ber That, von den Staaten, welche nun ihre Stelle in der Familie 
ber Union wieber einzunehmen im Begriffe ſtehen, darf man wohl verlangen, 
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daß fie dieſes Pfand eiviger Treue und Sriehfertigkeit geben. Erſt wenn biek 
geichehen fein wirb, Tann die Vergangenheit vergeffen werben. Die Annahmt 
bes Amendements vereinigt uns wieber mit jo ftarfen Banden, daß an ein: 
nohmalige Trennung nit zu benfen if. Sie heilt bie Wunde, welche ſich 
noch erft unvollfommen geichloffen hat; fie befeitigt das Clement, welde | 
über unfer Land fo viel Wirren und Amietracht gebracht hat, die Sclavrii; 
fie macht uns wieder zu einem einigen und neu gefräftigten Volke. 

„Sit das Amendement zur Berfafjung angenommen, jo bleibt den Staate, 
beren Befugniffe jo lange gerubt haben, noch übrig, ihre Plätze in ben beiten 
Zweigen ber nationalen Legislatur einzunehmen, und jo das Werk ber Reconitru:: 
tion zu vervollftändigen. Und Hier ift es Ihre Sache, Mitbüirger vom Gen, 
und bie Shrige, Mitbürger vom Haufe ber Repräfentanten, jeber nach feinen 
Ermeffen über die Wahlen, ben Eintritt und die Qualificationen Ihrer eige: 
nen Collegen zu urtbeilen.” Der Präfident gebt nun auf bie Wieder: 
Öffnung ber Bezirksgerichtsſitzungen in ben früheren Nebellenftaaten über — 
eine Angelegenheit, in welcher bie Bolfsvertretung baldmöglichſt eine Ent: | 
fheibung abgeben möge. ... „68 ift offenbar, daß Verrath, höchſt verbrede 
riſcher Verrath, begangen worden if. Die deſſen Angeſchuldigten folten x: 
rechtes und unparteiiſches Verhör vor ben höchſten bürgerlichen Gerichtsheim 
erhalten, auf daß bie Verfaſſung und die Geſetze zur vollen Geltung fom: 
men mögen; auf daß die Wahrheit klar hingeſtellt und dargethan wertt, 
daß Verrath ein Verbrechen iſt, daß Verräther beſtraft werden müſſen, un 
auf daß zugleich durch richterlichen Ausſpruch für ewige Zeiten feſtgeſtel 
werde, daß fein Staat aus eigenem Willen das Recht hat, feine Stelle in 
ber Union aufzugeben. 

Die befreiten Neger und bag Stimmredt. „Die Stellung, wid 
bie allgemeine Regierung zu ben burch ben Krieg zur Freiheit berufenen tim 
Millionen Einwohnern einnimmt, ift ber Gegenftand meines ernften Tut 
bentens geweſen. Was bie Trage betrifft, ob es angemeffen fei, den Te 
freiten durch eine Proclamation der Erecutive Wahlrecht zu verleihen ? nabri 
ih die Verfafjung felbft, bie interpretation biefer Urkunde durch ihre li: 
heber unb beren Zeitgenoffen und bie ncuere gejekgebende Wirkſamkeit des Cor: 
veifes mir zur Richtſchnur. Als bei dem eriten Schritt zur Erlangung berlin 
Bängigfeit der Gongreß ber Vereinigten Staaten bie Einzelftaaten auffordert, 
eigene Regierungen einzurichten, überliefen jie bie Entſcheidung über den &: 
nuß bes Wahlrechts jedem einzelnen Staate ſelbſt. Während ber Terick 
ber Bundesgenoffenichaft walteten in den verfchiedenen Staaten fehr abweichen 
Bellimmungen in Betreff ber Wahlbefähigung, und felbft innerhalb eine 
und besfelben Staats eriftirten verfchtebene Beltimmungen in Nezug auf di 
zu mwäblenden MWürdenträger. Tie VBerfaffungsurkunde der Vereinigten Star: 
ten erkennt biefe Verfchiedenheit an, wenn fie für die Wahl ber Mitglieder 
bes MRepräfentantenhaufes ber Vereinigten Staaten anorbnet: daß „N 
Wähler in jebem Staat biejenige Befähigung haben follen, welde zur 3: 
theiligung an ben Wahlen für ben zahlreichſten Zweig ber Legislatur ii 
Staats erforderlich if." Nach ber Feſtſtellung ber Verfafjung blieb es mit 
zuvor ber allgemeine Gebrauch, daß jeder Staat dad Wahlrecht nad eigenen 
Ermeſſen erweiterte, unb in ſolcher Weiſe bat ein Staat nach bem andırı 
bie Zahl feiner Wähler vermehrt, bis gegenwärtig allgemeines Stimmreit, 
oder doch etwas nahe baran gränzendes, bie durchgehende Negel ift. ud 
ber mir vorangegangene “Präftbent hat nie verjucht, dieſes Syſtem abzu⸗ 
ändern, unb überbieß würbe eine burd ben Präfidenten vollzogene Aut: 
behnung bes Wahlrehts auf die Gmancipirten alle Farbigen betrefien, und 
fo auch bie nördlichen Staaten bebeutenb afficitt werben. Andererſeits wird 
jeder Gonflict vermieden, wenn bie Loͤſung der Frage ben Einzelftanten über: 
laſſen bleibt. 

Behandlung ber befreiten Neger. „Währendbich fomit nicht der An: 
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fit Gin, daß nun nach bem Schluß bes Kriege bie alfgemeine Regierun 
das Wahlrecht ber Einzelftanten abändern barf, ift es nicht minber Har, ba 
ben Befreiten Sicherheit der Perſon und bes Eigenthums, das Recht ber Ar: 
beit und das Recht, für ihre Arbeit Lohn zu verlangen, gewährt werben 
muß. Möge ber Parteigeift biefer ‘Frage fern bleiben. Wir dürfen nicht 
voreiligerweife von einer Unmöglichkeit des Zuſammenlebens ber beiden Racen 
reben. Laßt ung einen Verſuch machen, und nicht zu früh ben Muth ver: 
lieren. Dem Lande thun bie Arbeitsfräfte noth, ben Befreiten Arbeit, Bils 
bung und Schu. Während das Recht freiwilliger Auswanderung ober 
Ortsveränderung ihnen nicht beitritten werben darf, möchte ich eine zwangs⸗ 
weife Entfernung und Golonifirung nicht anrathen.... Das öffentliche Ins 
terefje wirb am fiherften befördert werden, wenn bie einzelnen Staaten ben 
Befreiten angemefjenen Schuß angebeiben laſſen. Bis bien neichieht, barf 
man ein Fehlſchlagen ber Verſuche nicht ben Negern zur Laft Segen. Ich 
weiß, daB aufrichtige Philanthropen bie fernftliegenden Ziele gern gleich erreichen 
möchten; bie Zeit aber ift fiets ein Element ber Reform. Es ift eine ber 
gröpten Thaten ber Geſchichte, daß vier Millionen Menſchen ber Freiheit zus 
geführt worden find. Die Bahn freier Arbeit muß ihnen eröffnet werben, 
und dann muß ihr ferneres Wohlergehen hauptſächlich von ihnen ſelbſt abs 
hängen... 

Freie Arbeit gegen Sclavenarbeit. „Nun die Sclaverei vernichtet 
if, tritt bie Größe des Webels in ftaatsöconomilcher Hinfiht immer klarer 
zu Tage. Die Sclaverei war ihrem Weſen nad ein Arbeitäömonopol, und 
verlegte fomit ber freien Anbuftrie den Weg. Mit ber Aufhebung bes Mo: 
nopols aber wirb freie Arbeit aus allen Theilen ber civilifirten Welt bers 
zueilen. Die acht oder neun Staaten, melde bem mericaniihen Meerbuſen 
zunächt liegen, find mit einen Boden von üppigfter Fruchtbarkeit unb einem 
langer Lebensdauer freundlicden Klima gefegnet, und fünnen einer bichteren 
Bevolkerung Raum bieten, als fie bisher in irgend einem Theil unferes 
Landes zu finden if. Und bie fernere Einwanderung wirb ſich haupiſächlich 
aus dem Norben ober aus ben civilifixteftien Ländern Europa's borthin 


ziehen. 

„Unfere Regierumg bat ihren Urfprung im Bolfe, und für das Volt iſt 
fie gemadt, nicht das Volt für bie Regierung. Wegen ihres Uriprungs 
follte fie allen Verſuchen, Bevorzugungen herzuſtellen, entgegentreten. Bes 
günftigte Claſſen ober Monopole dürfen nicht exiſtiren; bas Princip unferer 
Regierung ift Gleichheit der Geſetze und Freiheit ber Erwerbsthätigkeit. 

Auf ben inneren Hanbelsverfehr übergehend empfiehlt ber Präfibent bie 
Herftellung freieften Verklehrs zwiſchen ben einzelnen Staaten, bie Beleitigung 
alter Schranken, welche dem Perſonen⸗ ober Waarentranfit entgegengeftellt 
werden; erwähnt bann ben Bericht bes Minifters bes Innern bezüglich ber 
—— Ländereien, und preiſt bie wohlthätigen Wirkungen ber Home⸗ 

ead Act.... 

Die Flotte und bie Armee. Der Präfident berichtet, daß bie Flotte 
im Anfang bes Jahres 530 Schifje mit 3000 Kanonen unb 51,000 Mann 
gezählt habe, unb jest auf 117 Schiffe mit 830 Kanonen unb 12,218 
Mann rebucirt fei. Seit ber Beendigung ber Seindfeligkeiten feien auch bie 
im Ausland flationirten Gefchwaber wieber verftärft und mit beſſern Schiffen 
verfehen worben. Die anempfohlene Erweiterung ber Schiffswerfte verbiene 
Berüdfihtigung. Die Militärmacht ber Nation babe am 1. Mai db. J. 
1,000,516 Dann gezählt. Der Friebensfuß möge auf 50,000 Mann aller 
Boafiengattungen firirt werden, und fo organifirt fein, baß er im Notbfall 
jeberzeit auf 82,000 Mann gefteigert werben köͤnne. Das Departement gebe 
mit ber Rebuction ſchnell voran, 800,000 Freiwillige feien bereits entlaſſen; 
bas Kriegsbudget fei von 516,240,131 Dollar auf 33,814,461 Dollar re⸗ 
bucitt, 
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Die Finanzen. Der Präfibent bezieht ſich auf ben Bericht bes Schat: 
fecretäre, nad) weldem bie Ausgaben bes am 30. Juni 1866 ablauienden 
Finanzjahrs bie Einnahmen um 112,194,947 D. überfleigen werben. Dagegrı 
weiſe das Bubget für bag am 30. Yuni 1867 ablaufende Jahr einen Ueber⸗ 
ſchuß ber Einnahmen gegen bie Ausgaben von 111,682,218 Toll. nad. Tie 
fer Betrag möge ganz oder theilmeife zur Nebuction der Staatsihuld wer: 
wanbt werben, welhe am 31. Oct. b. J. 2,740,854,750 Doll. betragen habe 
Die Tilgung ber Schuld berechne ber Schaglecretär auf eine Periode ver 
30 Jahren. Der Präfibent äußert ſich dann über bie Regelung des Notm: 


umlaufs: „Es ift unfere erfte flicht, eine Abbülfe für bie ftets wachſendm 


Uebel einer uneinlösbaren Notencirculation zu fuchen, ohne eine plößlic 
Erjhütterung, aber auch ohne unzeitgemäßen Aufihub. Dazu muß je 
in feiner Stellung beitragen. Tie Grecutive muß in ihren Ausgaben di 
größte Sparfamteit walten laffen. Bon den Banken, welchen das Recht der 


Notenausgabe gegen Sicherheit in Bonds ber Ber. Staaten gegeben wertn 


ift, dürfen wir bie größte Umficht und Mäßigung verlangen; und bei jet 


Veberfäreitung muB die Strenge bed Geſetzes eintreten. Unſern unten | 


menden und thätigen Fanbsleuten mögen wir ben Rath ertheilen, ſich einem 


Syitem baarer Zahlung ober kurzer Credite anzufcließen, um auf die Rüd: 


kehr zur Metallwährung gerüftet zu fein. Um unfern Mitbürgern in te 
weifen Verwaltung ihrer Geldangelegenheiten Hülfe zu leiften, müſſen mir 
ben Notenumlauf auf geſetzlichem Wege zu beichränten fuchen. Vor fün' 
Jahren beirug bie Banfnotencirenlation bes ganzen Landes wicht mehr alt 
200 Millionen ; jetzt cireuliren 700 Millionen in Bank⸗ unb Schatnster. 
Die almähliche Verminderung ber Noten ift das einzige Mittel, um gtofen 
Gataftrophen vorzubeugen, und fie läßt ſich durchſetzen burch eine allmählice 
Fundirung ber Schatznoten unb ihre Umwandlung in Sicherheiten, mi 
bie Regierung nach Belieben einlöfen Tann. 

„Unfere Staatsſchuld ift boppelt fichergeftellt: einmal durch ben wirkliche 
Reichthum und bie noch größeren, bisher nicht entwidelten Hülfsquellen ix 
Lanbes ; unb nächſidem durch den Charakter unſerer Inſtitutionen. Lie em: 
fihtigften Beobachter unter ben Etaatseconomen haben ftets bemerkt, daß it 
Staatsſchuld eines Landes in bemfelben Verhältniß gefichert bafteht, mie tat 
Volt bes Landes frei iſt; daß bie Schuld einer Republik bie ficherfte von 
allen if. Alle Bewohner tragen bier zu ber öffentlichen Wohlfahrt bei un 
unterziehen fi ihrem Antbeil an ben öffentlichen Laiten. Während bes Kriegk, 
unter dem Antrieb ber Baterlandsliebe, brängten fich bie Männer ber großes 
Maſſe bes Volts ohne Rüdficht auf ihre Bermögensverbältniffe zum Tient 
in Armee und Flotte, unb boten ihr Veben für bas öffentliche Wohl bar. 
Sept möge das Beſitzthum bes Landes feinen gerechten Antheil an den allen 
tragen. Diefe Laften mögen fo vertbeilt werben, daß Lurusartifel am ſchwer⸗ 
ften, die Bebürfniffe bes Lebene fo gering wie möglich beſteuert werten. 
Keine bevorzugte Claſſe verlange Steuerfreibeit ; ber angefammelte Keichthun 
bes Landes m ge ſchwerer betroffen werben als ber Arme. Die Staatsſchuld 
aber müſſen wir als das anſehen, was fie ift: nicht als eine nationale Ex: 
nung, ſondern als eine fchwere Bürbe auf ber Induſtrie bes Lanbes, welchet 
man fi ohne unnöthigen Verzug entlebigen muß. 

Berbältniß zum Auslande „Die große Ansbehnung unſeres 
Gebiets und die Mannichfaltigfeit bes Klima’s, welches beinahe Alles, was 
ben Bebürfniffen und ber Behaglichkeit entipricht, hervorbringt, macht md 
don? beſonders unabhängig von ber wechſelnden Bolitit des Auslanbe, und 
chützt uns gegen jebe Verſuchung „verfiridender Allianzen”, während im 
gegenwärtigen Augenblid bie Wieberherfiellung ber Gintracht, und die Kraft, 
welche biejer enlpringt, unfere befte Sicherheit fein wirb gegen „Nationen, 
bie fi) ihrer Macht bewußt find und bes Rechts ver *. Bas mid) be 
trifft, war es und wirb es mein befländiges Streben jein, Srieben unb Ein 
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tracht mit allen fremben Nationen umb Mächten zu pflegen, und ich habe allen 
Grund zu glauben, daß fie alle, ohne Ausnahme, von denſelben Gefühlen bes 
feelt find. Unfere erft vor Kurzem angefnüpften Beziehungen mit dem Kai: 
fer von China find überaus freundlich. Unier Verkehr mit feinem eich ent: 
widelt fi fortwährend, und es ift erfreulih zu ſehen, daß bie Regierung 
biefes nroßen Reichs fi von unferer Politik befriedigt zeigt, und in dic Ehr⸗ 
lichkeit, welche unfern Verkehr dharacterifirt, gerechtes Vertrauen ſetzt. Die uns 
unterbrochene Harmonie zwilchen ben Ber. Staaten und dem Kaijer von 
Rußland erhält durch die projectirten Telegrapbenlinien, welche ſich quer durch 
Alien mitten burch feine Reiche ziehen, uns auf einem neuen Verkehrswege 
mit ganz Europa verbinden jollen, eine neue Stütze. Durch eine birecte 
Dampferlinie nad bem fich hebenden Kaiferreich Brafilien fteht unferm Vers 
fehr mit Sübamerifa Nufmunterung bevor. Die ausgezeichnete Gefellichaft 
von Männern ber Wifjenjchaft, welche vor Kurzem unjer Land verließen, um 
bie Naturgejchichte, bie Flüſſe und die Höhenzüge jener Gegenden wiſſen⸗ 
ſchaftlich zu erforichen, hat vom Kaiſer einen bochherzigen Empfang erhalten, 
wie auch von feiner ununterbrochenen. Freundſchaft für bie Ver. Staaten und 
feinen wohlbefannten Eifer für Hebung und Förderung ber Wiſſenſchaft nicht 
anbers zu erwarten war. Es ift zu boffen, baß unfer Verfehr mit den reis 
Ken und benölferten Lanbitrihen am Ufer bes Mittelmeers fich bebeutenb 
fteigern werbe, Bon Seiten unferer Regierung wird ficherlich nichts verab⸗ 
jäumt werben, um ben Schuß unferer Flagge dem Unternehmungsgeift un: 
ferer Mitbürger angebeiben zu laſſen. Wir erhalten von den Mächten jener 
Weltgegenden wohlwollende Verficherungen, und es ift bemerkenswerth, baß 
wir von dem Bey von Tunis, deſſen Herrſchaft ſich über bie alten Reiche von 
Garthago an ber afıifanifchen Küfte erfiredt, durch einen bejondern Sefandten 
eine Beileidshotichaft beim Tode unjeres verfiorbenen höchſten Staatsbeamten 
erhielten”... Die Gewährung ber Rechte einer Friegführenden Partei an bie 
Inſurgenten fei ohne Beifpiel geweien, und babe fi durch den Ausgang auch 
nicht gerechtfertigt. In ber Neutralität der verjchiebenen fremden Mächte hät: 
ten fih neue unverfennbare Unterſchiede Tundgegeben. England habe zu gro: 
Bem Theil den Inſurgenten das Kriegsmaterial geliefert. Britiihe Schiffe, 
bemannt mit britifchen Untertbanen und bereit zur Aufnahme von Armatur, 
feien aus britifhen Häfen ausgelaufen, um unter bem Schuße ber von ben 
Inſurgenten ausgegebenen Eaperbriefe gegen ben amerifanijchen Handel Raub: 
züge zu machen. Später feien biefe Schiffe wieder in britifche Häfen einge: 
laufen, um Reparaturen vorzunehmen. Dieſes Vorgehen babe durch Verlän: 
gerung bes Kampfes bie Verheerung ber rebelliihen Staaten nur verichlims 
mert und den amerifanijchen Handel vom Meere verjagt, während es ihn auf 
bie Macht übertragen babe, von ber es ausgegangen fei. Ein aufrichtiges 
Verlangen nad Frieden fei ber Grund geweſen, baßer (Johnſon) die ſolcher⸗ 
geftalt zwifchen ben beiden Ländern fich erhebendben tagen einem Schieds⸗ 
gericht zu überweijen wünſchte. Tiefe ragen ſeien von folder Wichtigkeit, 
baß fie die Aufmerffamfeit ber Großmächte auf fich ziehen müßten, und jeien 
mit den Interefien und bem Frieden jeber ber Mächte jo innig verwoben, 
daß eine höchſt bebeutfame Enticheibung gefällt worden wäre. England aber 
babe ein Schiebsgericht abgelehnt, und eine Commiſſion zur Ordnung gegen- 
feitiger Anfprüche, jeboch mit Ausſchluß ber erwähnten Beraubungen, vorges 
ſchlagen. Ein Vorſchlag von fo unbefriebigendber Natur habe abgelehnt wer⸗ 
ben müffen. Die Ber. Staaten höben bie Angelegenheit nicht hervor, um 
einer Macht, welche die freunbichaftlichften Gefinnungen zu hegen verfichert, 
ben Vorwurf ber Doppelzüngigfeit zu machen, jondern weil völferrechtliche 
Fragen barin involvirt feien, deren Megelung für ben Frieden ber Nationen 


‘ eine Nothwenbigkeit fei. Auf eine gegen England ausgefallene Entſcheidung 


wäre wahrjcheinlich pecuniärer Schabenerfag gefolgt. Sole Entihäbigung 
aber wäre nicht ber Hauptzwed ber Ver. Staaten geweien. Im Intereſſe 
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bes Friebens umb ber Gerechtigkeit fei es, wichtige Grumbfäre bes Vollerrechts 
feftzuftellen. „Der britiſche Minifter” — fährt ber Präfident fort — be: 
gründet feine Rechtfertigung barauf, daß ba® Municipalgeſetz eimer Nation 
und beffen Snterpretation ben Maßſtab abgebe für bie Pflichten eimer neu: 
tralen Macht. Bor bem Tribunal ber Nationen läßt fich biefe Rechtiertigung 
nicht aufrechthalten. Zu gleicher Zeit aber rathe ich nicht zu einem jetztwei⸗ 
ligen Verſuch, auf bem Wege ber Geſetzgebung Abhülfe zu erlangen. Tie 
fernere Freundſchaft der beiden Länder muß auf ber Baſie gegenfeitiger Ge⸗ 
rechtigfeit ruhen. Seit ber Gründung unferer freien Verjafjung war bit 
cioilifirte Welt durch Mevolutionen im Intereſſe ber Democratie oder ber 
Monardie in Zudungen verjegt worden; bie Ber. Staaten jeboch haben ſich 
in allen biefen Ummälzungen weife und ftanbhaft geweigert, für bie Republif 
Propaganda zu machen. Die Republik ift bie einzige für uniere Lage pul: 
fende NRegierungsform; boch haben wir nie getrachtet, fie andern aufzwerlegen, 
und folgten confequent bem von Walhington ertheilten Rath, fie lediglich 
buch forgfältige Wahrung und Auge Benützung ihrer Segnungen zu empich» 
fen. Während bes ganzen Zeitraums war bie Politif der europäiichen Mädıe 
und ber Ver. Staaten im Ganzen eine einträdhtige. Wohl gab e6 zweimil 
Gerüchte einer im monardifchen Intereſſe bevorſtehenden Invaſion in gewiſſe 
Gebietstheile Amerika’s. Zweimal waren meine Vorgänger veranlapt worden, 
bie Anfichten biefer Nation über eine ſolche Cinmiſchung zu verkünden. Unt 
beide Male waren bie Borftellungen ber Ver. Staaten geachtet worden, tı 
die europäiſchen Regierungen tief überzeugt waren, baß bie wahre Richtſchnut 
für beide Erbhälften in bem Syſtem der Nichteinmiſchung und ber gegenic- 
tigen Entbaltfamfeit vom Propagandismus beftehe. Seit jenen Zeiten if 
unfer Wohlſtand, ift unſere Macht gewachſen; aber mir halten feſt an de 
alten Anficht: den europäifchen Nationen die Wahl ihrer eigenen Dynaſtien 
und bie Bildung ihrer eigenen Regierungsſyſteme freizuftcllen. Gonjequenit 
Mäfigung darf auf ein entfpredhendes Maßhalten gerechter Weife Anirrud 
machen. Wir mürben es als ein großes Unglüd für uns, für bie Sache 
einer guten Megierung unb ben Frieden ber Welt anjehen, ſollte irgendeine 
europäifhe Macht bas amerikaniſche Bolt gewiſſermaßen herausfordern, den 
Republilanismus gegen frembe Cinmifchung zu vertheibigen. Wir fönne 
weder vorausfehen, noch find wir abgeneigt in Betracht zu ziehen, welde Ct 
legenheiten ober welche Sombinationen fi barbieten möchten, uns gegen An: 
fchläge zu ſchützen, bie unferer Regierungeform feindlich wären. Die Ber. 
Staaten wünſchen in Zufunft fo zu handeln, wie fie bieher gehandelt haben; 
fie werben ſich nie von biefer Bahn ablenfen Iafien, es fei benn durch Gin 
griff europäifcher Mächte; und wir bauen auf bie Gerechtigkeit und Weieheit 
biefer Mächte, daß fie die Politik ber Nichtintervention achten, welche jo langt 
durch die Zeit geheiligt ift und durch ihre guten Erfolge ſich auf beiben Cor: 
tinenten bewährt bat. Die Correfpondenz mit Frankreich in Bezug auf die 
zwifchen beiben Regierungen erörterten tagen wirb zur geeigneten Zeit bem 
Congreß vorgelegt werben. 

Ausfihten in bie Zukunft. „Als ber erfle Präfibent ber Ba. 
Staaten feine erfle Anfprache an bie beiben Käufer des Congreſſes richtet, 
that er bie Aeußerung, daß bie Bewahrung bes heiligen Feuers ber Freiheit 
und das Gefhid der republikaniſchen Stantsform vielleicht faſt ausſchließlich 
von ber Probe abhänge, welche das amerifanifche Bolt jekt zu beſtehen habe. 
Und bas Haus ber Repräfentanten antiwortete zaafhington durch bie Stimme 
Madifons: „Wir verehrten bie unfichtbare Band, weiche das amerikaniſche 
Volk durch fo viele Schwierigkeiten zu bem Bewußtfein feiner Verantwort 
lichkeit für bie Zukunft republikaniſcher Freiheit geleitet bat”. Mehr als 
76 Sabre find bahingefloffen, ſeitdem biefe Worte geiprochen worben, bie Ber. 
Staaten haben bucch fchwerere Prüfungen gehen müflen, als man geahnt 
hatte. Die Erfahrung hat bie Sulänglickeit ber republikaniſchen Begierung®: 


em Ten ET — TE EEE OT Oo TE TE Tu Er oT — — — — — 


— — — — — — — — — — 








Amerika. 363 


form in Krieg und in Frieben bewiefen, und ihre Hoheit durch Gefahren und 
Ungfüdsfchläge zur Geltung gebracht, welche jedes andere minber tief in bem 
Herzen bes Volks begründete Syſtem in den Staub geworfen hätten... Die 
Ueberzeugung, daß unſere Regierungéeform bie befte ift, hat es uns ermög- 
licht, aus dem Bürgerfrieg binnen vier Jahren mit voller Herftellung der 
verfaffungsmäßigen Autorität ber allgemeinen Regierung und ohne Kürzung 
jeglicher Freiheit hervorzugehen. Die Schaaren von Einwanderern find Zeuge 
bes Vertrauens, welches alle Völker zu unferer Lebensfähigfeit haben. Hier 
ift das große Land ber freien Arbeit, wo bie Erwerbothätigkeit mit einem 
Lohn ohne Gleichen gefegnet ift, wo das Brod bes NArbeiterd verfügt wirb 
durch das Bewußtſein, daß die Sache des Landes „feine eigene Sache, feine 
eigene Sicherheit, feine eigene Würde“ ift. Hier genicht ein jeglicher bes 
freien Gebrauchs feiner Kräfte, und der Wahl feiner Thätigkeit als eines 
natürlichen Rechts. Hier hat ſich unter den vereinten Einflüfjen fruchtbaren 
Bodens, Tiebliher Klima's und glüdliher Inſtitutionen bie Bevölferung bins 
nen einem Jahrhundert vervielfacht. Hier bat fih durch die leichte Entwids 
lung unermeßlicher Kräfte der Nationalftand fo vermehrt, daß wir gegen bie 
finanziellen Gefahren anderer Länder gefichert, und im Geſchäftsverkehr wie 
in unfern Anſichten wahrhaft unabhängig und felbitentfcheidend find. Hier 
wird immer größere Sorge getragen, baß jeber, ber auf unferm Boden ges 
boren wirb, der Erziehung und Bildung tbeilhaft werde. Hier weigert fi 
bie Religion, von politifher Verbindung mit ber bürgerlichen Regierung frei, 
ben Ränken von Staatsmännern ſich unterzuordnnen; fie wirb in ihrer Un: 
abbüngigfeit das geiftige Leben bes Volks. Hier wird Dulbung gewährt, 
bier ftrebt ber menfchliche Geift ungefeſſelt aufwärts in ber Wiffenfchaft, und 
erringt eine immer wachlende Herrfchaft über die Kräfte ber Natur. Hier 
find die Staatslänbereien in Millionen von Freigütern in ben Händen ber 
Bürger, welche jo mehr als bie Bewohner irgenbeined andern Theils ber 
Erbe ein wahres Volk bilden. Hier befteht die bemocratijhe Form ber Res 
gierung, die Form ber Regierung, welche nad dem Eingeſtändniß europäi: 
ſcher Staatsmänner „eine Macht verleiht, beren keine andere Regierungsform 
fähig ift, weil fie jeden Bürger mit bem Staat ibentificirt und alle Reguns 
gen der Seele beherricht.” Wo in ber Geichichte vergangener Zeit ift die Pa⸗ 
ralfele zu finden zu der öffentlichen Gtücdjeligfeit, welche in bem Bereich bes 
Volke der Ber. Staaten liegt? Wo laſſen fich in ber Welt Snftitutionen 
auffinben, welche den Sitten unferes Volks jo entſprächen, auf feine Liebe 
einen fo berechtigten Anſpruch bätten, wie unfere eigene freie Verfaſſung? 
Sjeber, wo er auch lebe in unferm Land, muß ben Wunſch begen, daß jie 
ewig beftehen möge. Wer will nicht mit mir in ben Worten Waſhingtons 
anerfennen, daß jeber Schritt, mit welchem bas Volf ber Ver. Staaten zu 
dem Charakter einer unabhängigen Nation emporgeftiegen it, durch ein Zeichen 
provibentieller Führung gefennzeichnet erfcheint? Wer will nicht mit mir in 
das Gebet einftimmen, baß bie unfichtbare Hand, welche uns durch bie Fin⸗ 
fterniß geleitet hat, bie unfern Pfad umnachtete, uns auch zu einer vollkom⸗ 
menen Wieberbefeftigung brüberlicher Liebesbande beranführe, auf baß wir im 
Stande fein mögen, unfer großes Erbe, bie Einzelſtaatsregierungen in allen 
ihren Rechten, bie allgemeine Regierung in ihrer ganzen verfafjungsmäßigen 
Machtfülle, auf unfere Nachkommenſchaft und biefe wieber auf bie ihrige 
durch unzählige Gefchlechter hinab fortzuerben ?" 

Im Repräjentantenhaufe verliest der Secretär das Namensver⸗ 
zeichniß ber Mitglieder, wobei er bie Namen der von ben recon- 
ftruirten Eübftaaten gewählten Vertreter ausläßt, bie Daher vorerſt 
nicht anerfannt und nicht zugelaffen werden. Wahl bes Sprechers. 

In Folge einer am 2. d. M. gehaltenen Vorverſammlung von 


124 republifanifchen Congreßmitglievern und eines von ihnen ein 
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ſtimmig gefaßten Beſchluſſes wird in beiden Häuſern darauf amgetragen, 


eine gemiſchte Commiſſion zur Berichterſtattung über bie Frage ein- 


zulegen, ob irgenb einer ber weiland rebelliihen Staaten beredtige 
fei, fih im Senate ober im Repräfentantenhaufe vertreten zu laſſen; 
bis bie Berichterftattung, für welche Kein Zeitpunkt feſtgeſetzt werben 
möge, erfolgt und danach gehanbelt fei, folle Fein Mitglied folder 
Staaten zugelaffen werben. 


6. Dec. Das Repräfentantenhaus genehmigt den Antrag auf Einſetzung 


einer gemiſchten Commiſſion mit 123 gegen 36 Stimmen. 

„ Die Unionsregierung lehnt die ihr von Frankreich unter d. 18. 
Det, gemachte Zumuthung, das Kaifertfum Merico anzuerkennen, 
um baburd den Rüdzug ber franz. Armee zu ermöglichen, unum— 
wunben ab. 

Dep. Sewarbs an den Gefandten in Paris: „Ih babe dem 
Nräjidenten bie mir von Ihnen am 29. ult, mitgetheilten Anſichten des 
Kaifers über die mericanijchen Angelegenheiten bargelegt unb babe jeßt die 
Ehre, Sie von der Art, wie unfere Regierung über benjelben Gegenjtant 
benft, in Kenntniß zu feßen. Die Ideen bes Kaiſers jcheinen, wenn man 
fie in eine practifche Korm bringt, auf Folgendes hinauszulaufen: daß Frank— 
reich gewillt ift, fid von Merico, fobald es Fann, zurüdzuziehen, aber dur 
ber Rüdzug ungelegen wäre, wenn es nicht vorher von ben Vereinigten 
Staaten eine Zuficherung erbielte, daß biefelben gegen bie Macht, die in ber 
mericanifhen Hauptftabt eine imperialiftifhe Form anzunehmen ſich erlaufı 
bat, eine freundliche ober buldfame Gefinnung an ben Tag legen mürbe. 
Es freut ben Präfidenten, durch Sie biefe Berfiherung über ben guten il: 
len bes Kaifers zu erhalten. Sch bebauere jeboch, jagen zu müſſen, daß bit 
vom Kaifer angegebene Bebingung ganz unerfüllbar fein 
Die Gegenwart fremblänbifcher Armeen in cinem angrenzenden Lande Tünnte 
zwar unter keinerlei Umftänben verfeblen, unferer Regierung Unruhe un 
Beſorgniß zu verurſachen. Sie macht uns ungelegene Koften, von ben Ce 
fahren eines Zufammenftoßes gar nicht zu reden. Aber tropbem muß id 
aus dem Inhalt Ihrer Mittheilung fchließen, daß bie Regierung bes Kailers 
ben Hauptgrund ber Unzufriedenheit, bie in ben Vereinigten 
Staaten wegen Mexico's herrſcht, nicht vollommen zu erfennen ve: 
mag. Ter Hauptgrund ift nicht, daß eine fremde Armee in Merico fick, 
viel weniger entipringt jene Unzufriedenheit aus bem Umilande, daß Dit 
fremde Armee eine franzöfiiche if. Mir erkennen bas Recht fremder Staaten 
an, einander zu befriegen, wenn fie nicht unfer Recht angreifen ober unit 
Sicherheit oder unjern berechtigten Einfluß bedrohen. Die wahre Urfaßt 
unferer nationalen Unzuftiebenbeit ift, baß bie jegt in Merico ſtehende 
franzöfifhe Armee eine vom mericanifchen Volke begrüm 
bete rvepublifanifhe Regierung, mit ber bie Bereinigten 
Staaten auf das Tiefite jympathifiren, angreift, zu bem em 
geftandenen Zweck biefe Regierungsform zu unterbrüden und anf ihren 
Trümmern eine fremde monarchiſche Regierung zu errichten, beren Daſein 
fo lange fie dauern würbe, vom Bolfe ber Vereinigten Staaten nicht andere 
benn als eine Benadhtheiligung und Bedrohung feiner erforenen und ihm 
theuer gemorbenen republitanifäien Staatseinrichtungen angefehen werden 
Tönnte. Ich gebe zu, daß bie Vereinigten Staaten ſich nicht berufen fühlen, 
einen propaganbiftifchen Krieg für bie Sache ber Republik im der ganzen 


. Welt oder nur auf biefem Feſtlande führen. Wir hatten genügenbes Ber: 
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trauen barauf, baß jene Sache auf biefem Feſilande durch den Einfluß ma⸗ 
terieller und moraliſcher Urfachen fiegen werde, um ben Stand der Dinge, 
ben wir vorfanden, beftehen zu laffen, während unfere Republik ihre Geftalt 
annahm und fich entwidelte. Andererfeits haben wir ftets behauptet und . 
müſſen nad) wie vor behaupten, baß das Volk eines jeben Staates auf dem 
amerifanifchen Feſtlande bas Recht befigt, fih, wenn es ihm gutbünft, eine 
republifaniihe Wegierungsform zu verfhaffen, und baß eine Einmiſchung 
frember Staaten, um es an dem Genuß foldyer mit Ueberlegung gewählter 
Snftitutionen zu binbern, ein Unrecht und in ihren Wirkungen ber in ben 
Vereinigten Staaten beſtehenden freien und volksthümlichen Megierungsform 
antagoniftifh if. Wir würden es für unrecht und unmeife halten, wenn 
bie Vereinigten Staaten ben Verſuch machen wollten, monardiihe Regiers 
ungen in Europa mit Gewalt zu flürzen, um republifanifche Inſtitutionen 
an ihre Stelle zu ſetzen. Es ſcheint uns eben fo tadelnswerth, 
wenn europäifhe Staaten fih gewaltfam in Staaten auf 
bem one einmiſchen, um republikaniſche 
Inſtitutionen umzuſtürzen und durch Monarchien oder Kai— 
ſerreiche zu erſetzen. Nachdem ich ſomit unſere Stellung freimüthig 
dargeſtellt habe, überlaſſe ich die Frage Frankreich zur Erwägung, aufrichtig 
hoffend, daß dieſe große Nation es mit ihren beſten Intereſſen und ihren 
hoben Ehren vereinbar finden möge, ſich binnen einer gele enen unb . 
billigen Frift aus ihrer aggreffiven Haltung in Merico zus 
rückzuziehen unb dem mericaniihen Wolfe ben freien Genuß ber repus 
blifanifchen Regierungsform zu gönnen, bie es fich jelbft begründet bat; daß 
e8 dieſer Form getreu anhängt, davon bat ed, wie ed der Regierung ber 
Vereinigten Staaten fcheint, entſchiedene, bünbige, ſowie fehr rührende Bes 
weife gegeben. Ich neige mich um fo mehr dazu, eine folche Löſung ber 
Schwierigkeit zu hoffen, weil, fo oft während ber legten vier Jahre ein 
amerikanischer Staatsmann oder nur ein amcrifanifcher Bürger die Frage 
aufwarf, welches Land in Europa basjenige fei, bad am Schwerlichſten eine 
Entfremdung ber Freundſchaft ber Vereinigten Staaten erleiden würde, ſo⸗ 
glei, immer bie Antwort lautete: Frankreich. Die Freundjchaft mit Frank⸗ 
teih Hat dem amerifanifhen Volke ftets wichtig gejchienen und iſt ihm ftets 
beſonders angenehm geweſen. Jeder amerifaniiche Bürger hält fie für eben 
jo widtig und wünjchenswerth in ber Zufunft, wie in der Vergangenheit. 
Der Präfident wird fi freuen, zu bören, welde Aufnahme dieſe Vor⸗ 
fhläge beim Kaiſer finden.” 


12. Dec. In beiden Häufern wird gleichlautend eine Rejolution betr. 


13, 


Merico eingebracht und an bie Ausſchüſſe für auswärtige Angelegen- 
heiten verwieſen: 

„1) Wir bliden auf bie gegenwärtige Lage ber Dinge in der Republik 
Merico mit tiefer Theilnahme (profound solicitude). 2) Der Verſuch, eine 
ber amerifanifchen Republifen durch eine auswärtige Macht gewaltfiam zu 
zerftören, und auf ihren Trümmern eine nur bura europäifche Bajonnette 
aufrecht erhaltene Monarchie zu errichten, fteht im Widerſpruch mit ber oft 
verfündeten Politik der Vereinigten Staaten, ijt unferm Bolf in hohem Grab 
zuwiber (offensive) und ein Atientat auf den Geiſt unferer Staatseinrichts 
ungen. 3) Der Präfident wird erſucht, in biefer wichtigen Angelegenheit 
Schritte zu thun, um bie anerkannte Politik unſerer Republik zu vindiciren, 
um bie Ehre und Snterefjen berjelben in Kraft zu jeten.” 

Beide Kammern beichließen überbieß, die Vorlage fämmtlicher 
Aetenjtüde bez. Mexico zu verlangen. 

„ Auch der Senat genehmigt den Antrag auf Einfegung einer ge 
miſchten Commiffion beider Häufer bezüglih Zulaffung von Der: 
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tretern ber ehrmaligen Mebellenftaaten, jeboch in etwas weniger bin: 
benber Faſſung. 

N 14. Dec. Das Repräfentantenhaus wählt feine 9 Mitglieder in bie ge 
miſchte 15er Commiſſion beider Häufer: es werden 3 Rabicale, 
3 Republifaner und 3 Democraten gewählt. Auf den Antrag 
Henderfon aus Oregon befäließt das Haus ferner einftimmig, tai 
Derrath gegen die Union ein Verbrechen jet und bejtraft werten 
müfle und enblih auf den Antrag Willons aus Jowa, mit 10 
gegen 56 Stimmen, daß alle auf bie Vertretung der weilanb je 
genannten conföberirten Staaten bezüglihen Papiere dem gemiſchter 
Fünfzehnerausſchuſſe ohne Debatte zu übermweijen feien und def 
fein Mitglied von irgend einem ber befagten fogenannten Staata 
zugelafjen werde, bis der Congreß folde Staaten oder einen ke: 
jtinnmten berfelben für vertretungsberechtigt anerfannt haben würde. 

16. „ Die Unionsregierung bringt immer entſchiedener auf Beendigung 
der franzöfifchen Intervention in Merico: 

Depeihe Sewarbs an ben Befandten in Paris: „...Ü 
it nicht allein bie Executive dieſer Regierung, ber die Frage nck 
geht, ob ber jetzige Stand ber Dinge in Mertco fortdauern fol. Tat 
Intereſſe daran ift ein nationales, und jebenfalls ift ber jekt in Seſſion k: 
findlihe Congreß duch bie Verfaffung ermächtigt und geſetzlich berehtiz, 
ber Action der Vereinigten Staaten in Ba auf biefen wichtigen Gegen: 
ftand bie Richtung zu geben. Es ift ber Wille des Präſidenten, daß grau: 
reich über zwei Punkte unterrichtet werde, nämlich: 1) daß die Vereinigten 
Staaten ben innigen Wunſch haben, aufrichtige Beziehungen zu Franfrad 
aufrecht zu halten und zu pflegen; 2) daß biefe Politik in drohende Gt: 
fahr gerathen würde, wenn Frankreich es nicht mit feinen Jn: 
terefien und ſeiner Ehre vereinbar finden Fönnte, abzuftehe 
von der ferneren bewaffneten Intervention in Merico, & 
ben Zweck bat, die bort beſtehende heimifche republifanifche Regierungeicre 
zu flürzen und auf ihren Trümmern bie ausländifhe Monarchie zu errichten, 
deren Inaugurirung in ber mericaniihen Hauptſtadt verfucht worben ik 
Zur Antwort auf Ihre Tarlegung unferer Anfihten gab Ihnen Herr Troum 
de l'Huys zu verfiehen, daß bie Regierung ber Vereinigten Staaten der 
ausbrüdlichen Wunfch bes Kaifers, ji) aus Dierico zurüdzugieben, begünitigen 
könnte, wenn fie ihm cine fürmliche Zuficherung gäbe, daß unfere Regierun, 
im Falle feines Rüdzugs, die Cinfegung Marimilians in Drerico als ein 
de facto beitehenben politiihen Macht anerkennen würde Es war mit 
Wunſch, indem id bie Tepefhe Nr. 300 abfaßte, im Namen ber Ft: 
einigten Staaten bie Entſcheidung auszubrüden, baß bie vom Railt! 
an bie Hand gegebene Anerkennung nicht geſchehen kann, un 
zur Erflärung bie Grünbe jener Entſchließung anzugeben. Ich Babe die wa 
Herrn Drouyn be l’Huy8 in feiner Unterredung mit Ihnen gegen jene Ent: 
ſcheidung aufgejtellten Gründe forgiam erwogen, und ich finde barin fein 
genüçende Urſache, die von ben Wereinigten Staaten ausgeſprochenen Ar: 
figten zu mobifiziren. Sie haben jeßt nur noch Herm Drouyn be U’Hup 
mein tiefes Bebauern darüber anzuzeigen, daß er es für feine Pflicht erden 
bat, in feiner Beiprehung mit Ihnen ben Gegenftand in einer Verjaſſunz 
zu lafien, die ung nicht zur Erwartung berechtigt, daß eine befriedigen 
zus leihung ber Sache auf irgend einer bisher entdeckten Bafis erzielt wer: 
en Tann.” 

18. „ Der Etnatsfecretär des Auswärtigen, Seward, verfünbet burg 
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Proclamation bie Annahme bes Amenbements zur Verfafſung zu 
Aufhebung der Sclaverei durch die verfaflungsmäßige Mehrheit von 
brei Viertheilen aller Staaten ber Union. Dabei werben bie ehe: 
maligen NRebellenftaaten als zuftimmende gezählt. SKeines ber beiben 
Häufer des Congreſſes erhebt Einſprache gegen biefe indirecte An 
erfennung bes Wiebereintrittö ber reconftruirten Südſtaaten in bie 
Union mit ihren alten Rechten. 


18. Dec. Der Präfident richtet eine Botihaft an ben Senat über bie Zu: 


20. 


21. 


23. 


fände der ehemaligen Rebellenftaaten nebſt ben Berichten von Carl 
Schurz und General Grant darüber. Die Botfhaft fpricht bie 
Ueberzeugung aus, daß „ber Zuftand ber Südſtaaten beſſere Aus: 
fihten biete, al8 man im Hinblick auf alle obmwaltenden Umftände 
zu erwarten berechtigt war“ und fchließt bahin: 

‚Natürlich mußte man veriwidelte ragen in Folge fo großer und plöß- 
liher Umwandlungen in ben Beziehungen zwifchen ben beiden Racen ges 
wärtigen, boch entfalten fih nah und nad Syſteme, bie dem Emancipirten 
ben Schuß gewährleiften, den er gerechter Weile in Anfpruch nehmen barf, 
fo daß er fih durch feine Arbeit zu einem nützlichen und unabhängigen Mits 
glied der bürgerlichen Geſellſchaft emporheben kann, in welcher er feine Heis 
math bat. Aus aller in meinen Befig gelangten Kenntniß, und aus der⸗ 
jenigen, bie mir neulich von zuverläffiger Autorität mitgetheilt worben ift, 
bin ich geneigt, mich dem Glauben hinzugeben, daß alle jectionelle Animofis 
tät ſich —* und ſicher in einen nationalen Sinn umwandelt, und daß 
Nepräfentation im Congreſſe in Verbindung mit einem gehörig bemeſſenen 
Steuerſyſtem bie harmoniſche Wiederherfiellung ber Beziehungen zur Natios 
nal-Union zum Reſultat haben bürfte.“ 

„ Der Präfident beginnt die bisherigen von ihm ernannten provi⸗ 
ſoriſchen Gouverneure der Südſtaaten abzurufen und die von den 
neuen Staatsconventen berjelben gewählten Gouverneure einzu: 
weiſen. 

„Das Repräſentantenhaus beſchließt auf den Antrag Alley's aus 
Maſſachuſetts mit 141 gegen 6 Stimmen, 

„daß dieſes Haus die Anſichten des Finanzminiſters über die Nothwen⸗ 
digkeit der Reduction bes Papiergeldes mit Hinſicht auf eine fo balbige Wie⸗ 
deraufnahme der Baarzahlungen, wie es die Geſchäftsintereſſen des Landes 
geſtatten, von Herzen billigt und ſich zu ſeiner Unterſtützung baldmöglichſter 
Erreichung dieſes Zweckes verpflichtet.“ 

Der Congreß vertragt ſich über Neujahr. Die nicht zugelaſſenen 
Vertreter der Südſtaaten beſchließen, in ihre Heimath zurückzukehren 
und auf den 4. März wieder zu kommen. 

„In Folge der Ablehnung bes Gen. Logan ernennt der Präſident 
Campbell zum Gefandten der Union bei ber Republik Mexico. 


2. Merico. 


1. San. BPräfident Juarez erläßt von Chihuahua aus eine Proclamatien 


3. 
7. 


26. 


an bie Mericaner, um fie zu fortdauerndem Widerſtande gegen die 
fremden Eindringlinge zu ermuntern: 

„... Jener unkluge Mann, ber bie traurige Rolle eines Werkzeuge übe: 
nommen bat, um ein freies Volk zu Sclaven zu machen, möge eingebenf ſeu 
daß Verrath, Vertragsbruch und fremde Bajonnette feine einzigen Anjprüd 
auf die Herrfchaft bilden .... Wir Haben großberzige Helfer zu Hauſe un) 
ae die ung mit fihren Schriften, iÖrem Einfluß, ihren Mitteln ba: 

eben” ... 


„ Marihall Bazaine gebt in Perſon zur Armee von Dajaca ab. 
„Kaiſer Maximilian erneuert durch Decret bie alte Beftimmunz 


ber fpanifchen Monarchie, wonach zur Veröffentlichung aller päpf: 
lihen Bullen und fonftigen Actenſtücke in Mexico das placetum 
regium eingeholt werben muß. — Um mit bem Papft zur unterer 
bein, ſchickt der Kaifer eine eigene Commiffion mit dem Minife 
Belasquez nah Rom. 


„ Der päpftlie Nuntius Meglia proteftirt gegen das Taij. Derd 


vom 7. Jan., indem er behauptet, daß, ba ber HI. Vater in be 
ganzen Welt als das Oberhaupt ver Kirche anerkannt werde, fen 
Handlungen bie einer unabhängigen und fouveränen Jurisdictier 
find, und ferner daß Rom nie werbe begreifen können, ba Unter 
tbanen des Papftes, feien es nun Kaiſer ober Könige, dei 
Recht hätten, bie Veröffentlichung einer feiner Decrete zu verbiem 
ober ihre Wirkung zu vereiteln. Der Minifter bes Auswärtige 
antwortet fofort und widerlegt fehr entſchieden die im Proteft at 
widelten Anfichten, binzufügend, daß feine Regierung in ber ale 
entfhiedenften Weife das Princip zurüdmweife, ber Kaifer ja 
Untertban des Papftes. Als Katholik fei der Kaifer dem Pal 
unterworfen, aber als Herrſcher babe er eine Gewalt in Hände, 
für die er nur Gott verantwortlid fe. — Gen. Vicario verbf 
die Hauptflabt und macht einen mißlungenen Verſuch eines Prr 
nunciamento im Sinne ber clericalen Partei. | 


„ Ein aiferlihes Decret regulirt bie neue Drganifation br 


Armee: 
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Das Gebiet bes Kaiſerreichs foll in fieben milttärifche Territorialbezirke ge⸗ 
theilt werben. Die Zahl ber Generale wirb auf achtzehn reducirt, nämlich auf 
ſechs Divifions: und zwölf Brigabegenerale. Das Heer wird im Kriegsfuß 
aus 30,044 Dann, im Friedensfuß aus 22,374 Mann beftehen, und ift zus 
fammengefeßt aus zwölf Bataillonen Infanterie, zwei Bat. Fußjäger, ſechs 
Regimentern Cavallerie, zwölf Präfivialcompagnien zu Pferd, einem Bataill. 
Tußartillerie von ſechs Batterien, einem Regiment von acht Batterien, wovon 
vier beritten unb vier mit VBerggefhügen, einer Schwadron Artillerletrain, 
einer Comp. Handwerker, einer Comp. Armeros (Büchſenmacher oder Feuer: 
werfer), einem Bat. Zapabores (Sappeurs) und einer Genbarmerielegton von 
1900 Mann. Dazu kommen etwa 15,000 Dann fremde Truppen, nämlich 
7000 Oefterreicher, 1500 Belgier und gegen 6000 Mann ber franzöfifchen 
Frembenlegion. Im Augenblid befinden fih außer der Fremdenlegion 12— 
15000 Franzofen noch im Lande. 


— San. Gerücht von einer Abtretung ber Norbprovinzen von Mexico. 


Die officiellen franzöſiſchen Blätter erllären es für durchaus unges 
gründet. 


9. Febr. Oajaca ergibt fi den Franzofen auf Gnade und Ungnade. 


26. 


27. 


—A 


RE 
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„Die päpſtliche Encyclica und der Syllabus v. 8. Dezbr. 1864 
werden in Merico nicht veröffentlicht, da bie Regierung ihre Erlaub⸗ 
niß dazu verweigert. 

„ Ein Decret des Kaifers verkündet, daß er die katholiſche Religion 
als Staatsreligion beſchützen, aber alle anderen ber Sittlichfett und 
Gefittung nicht widerftreitenden Religionen dulden werde. Neue 
Kirhengefelfchaften bebürfen der Erlaubniß der Regierung. Miß—⸗ 
brauche von Localbehörden gegen ben Eultus anderer Belenntnifie 
jollen dem Staatsrath angezeigt werden. — Ein zweites Decret bes 
Kaifers orbnel eine Revifion aller Verkäufe von Kirchengütern an, 
beftätigt jedoch ſchon jebt alle ehrlich und geſetzmäßig erfolgten Ver: 
fäufe diefer Art. 

„  Kaftillo, der Unterftantsfecretär des Sinanzminifteriums, wird zum 
Intendanten der Eivillifte ernannt und tritt die Finanzen bem eben 
angefommenen Franzoſen Bonnefort ab. 


. März. Ein kaiſ. Decret theilt das Land in 50 Departements und - 


7 Militärbivifionen ein. 


. „ Der Kaifer erläßt ein Reglement über bas bei ber Reviſion ber 


Berfäufe von Kirchengut zu beobachtende Verfahren. 
„ Kine Verfügung des Kaifers ftellt die Kirchhöfe unter die Civil⸗ 
behörben und feßt die Preife von Begräbniſſen feft. 


410. April. Der Kaiſer erläßt am Jahrestage ber Annahme ber Katfer: 


krone zu Miramare ein organijches Neiheftatut für Mexico. „Bis 
eine befinitve Organifation bergeftellt ift, repräfentirt der Kaiſer bie 
nationale Souveränetät”. Ein anderes Decret ordnet die Gründung 
einer mer. Academie ber Wiſſenſchaften an. 

24 
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414. April. Die Belgier erleiden bei Tacamburo (Provinz Michoacan) 
eine fehr empfindliche Schlappe. 

» „» Im Paris wird von dem Grafen Germiny als Präfidenten ber 
Finanzeommiffion für Merico und Pinart, dem Director des Die— 
conto:Comptoirs ein neues Anlehen für Merico unterzeihnet. Die 
Bedingungen find geradezu ſchwindelhaft. Das Nominalcapital, d. b. 
bie wirflihe Schuld für Merico beträgt 250 Mill, von benen es 
jedoch nur 136 wirklich erhält und biefe muß «8 mit circa 12% 
pro Jahr verzinien. 

42. „ Der juariſtiſche General Negreti nimmt Monterey wieder ein; 
bie Kaiſerlichen ziehen fich zurück. 

22, „ Das ſchwindelhafte Anlehen wird in Paris ꝛc. troß ber Nachricht 
vom Falle Richmonds vollftändig gezeichnet. 


5. Mai. Ankunft bes lebten Transports öſterreichiſcher Freiwilliger in 
Veracruz. 

40. „ Der juariſtiſche General Negreti bedroht Matamoros. 

16. „ Der kaiſ. General Mejia in Matamoros erhält Verſtärkungen 
von Veracruz. Negreti muß fi wieder nach Monterey zurüd: 
sieben. 

21, „ Die Regierung fchließt eine Uebereinkunft mit dem Haufe Jecker 
bezüglich feiner Forderung ab. 


23. „ Ein Deeret des Kaiſers regelt ben religiäfen Unterricht an ben 
Schulen, der gänzlich ben Prieftern überlaffen bleibt. 

— ,„ Der franzdi. General Douay langt in Veracruz an mit einer 
Anzahl franzöfffher Gendarmen als Kern einer zu bildenden 
Gendarmerie. 

30. „ Die Kaiferlichen ziehen wieder in Monterey ein. 


— Juli. Der Kaifer ernennt ben franz. Etaberittmeifter Lopfel zum 
Chef, den franz. Zuavenhauptmann Pierron zum Unterdhef feines 
Militärcabinets. — Der franz. Staatsrath Langlais wird in Per: 
ſtändigung mit ber franz. Regierung zum Finanzminiſter von Mexico 
befignirt. 


15. Aug. General Briancourt zieht in Chihuahua ein. Juarez zieht fih 
an bie Äußerfte Grenze nad Pafo bei Norte zurüd. 

20. „ Dberft Garnier befeht Hermofilla, woburd ben Franzofen alle 
Wege ins Innere von Sonora offen fteben. 


16. Sept. eier des Jahrestage ber Unabhängigfeitserflärung Mexico's 
von Spanien. Die Tochter des Kaifers Jturbibe erhält ben Rang 
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einer Prinzefiin, feine beiven Enkel denjenigen von Prinzen. in 
kaiſerl. Decret verorbnet die Errichtung einer polytechniſchen Schule 
und eines Invalidenhauſes. Der am 4, Februar in Paris unter: 
zeichnete Vertrag bez. Errichtung einer mericanifhen Bank wird ge: 
nehmigt. Geſetz zu Megelung des Einwanderungswejens und ber 
Stellung farbiger Einwanderer, das zwar bie Sclaverei fern hält, 
aber eine Art von Leibeigenſchaft geftattet: 

Nah Art. 1 dieſer Beflimmungen werben, in Gemäßheit ber Landesgeſetze, 
alle Farbigen dadurch allein ſchon, daß fie ben mer. Boben betreten, frei. 
Nah Art. 2 fünnen fie mit dem Arbeitgeber, ber fie angeworben bat, einen 
Vertrag eingehen, der ihnen Nahrung, Kleidung, Wohnung, Pflege im Yale 
einer Erkrankung und einen zwiſchen beiben Theilen auszubebingenden Lohn 
zufihert. Außerdem muß ber Herr eine bem vierten Theil des Arbeitslohnes 
entiprehenbe Summe zum Vortheile bes Arbeiter in ber Sparkafſe anlegen. 
Dagegen verpflichtet fich biefer zu einer Arbeitszeit von mindeflens 5 und 
böchftens 10 Jahren. 

27. Sept. Der Norbamerilaner Maury wird zum mer. Staatsrathb und 
zum Commiſſär für das Einwanderungsweſen ernannt. 


2. Det. Eine Proclamation bed Kaiſers Marimilian ertlärt bie Auhän⸗ 
ger bes Präftdenten Juarez in die Acht: 
„Mericaner, bie Sache, welche Don Benito Yuarez fo tapfer unb fland« 
Den vertheidigte, iſt ſchon feit einiger Zelt nicht nur bem Willen ber Nation, 
ondern bem Geſetze felbit, weldyes jener Führer zur Unterſtützung feiner Ans 
fprüche aurief, unterlegen; und beute jind.auch die Banditen , in welche bie 
Anhänger ber Sache verwandelt find, durch die Abreiſe ihres Hauptes von 
feinem heimiſchen Boden allein gelaffen worden. Die nationale Regierung 
it eine lange Zeit hindurch nachſichtig gewefen, indem fie hie Milde ſo weit 
ausbehnte, daß den irregeleiteten Männern, bie mit ben Thatjachen unbefannt 
waren, cine Gelegenheit gegeben wurde, fih ber großen Mehrheit ber Nation 
anzufchließen ımb wieberum auf ben Pſaden ber Pflicht zu wandeln. Hierin 
war die Regierung erfolgreich, und ehrenmertbe Männer fchaarten fich unter 
ihre Fahne mit Vertrauen in die gerechten und freifinnigen Grundſätze, welche 
die Geftaltung ihrer Politit beftimmten. Die Sache ber Friedens ſtörun 
wurde nur durch einige wenige Anführer aufrecht erhalten, deren Leidenſchaf⸗ 
ten ihre Liebe zum Vaterlande erftidten, duch bie ganz entjittlichten Leute 
ber niebeven Kinfien, welche zu unwiſſend waren, um politifche Principien zu 
begreifen, und durch eine gefeploje Soldateska, wie jie ſtets als letzte traurige 
Epur eines Bürgerkriegs zurüdbleibt. Bon jekt ab wirb ber Kampf nur 
zwifcgen den achtbaren Männern ber Nation und Banden von Verbrechern 
und Straßenräubern fein. Bon Langmuth kann feine Rede mehr fein, ba 
fie nur folden Banden zu Gute fommen würbe, die Dörfer nieberbrennen 
und friedliche Bürger, entnervte Greife und ſchutzloſe Weiber berauben und 
ermorden. Die Regierung, ſtark in’ ihrer Yacht, wird von diefem Tage An 
mit anbeuglamer Strenge bie Strafe ausmeljen, wie bie Gefege ber Civili⸗ 
fation, die Rechte der Humanität und. bie Erforderniſſe ber Sittlichkeit fie 
erheiſchen“. 
i Der Prockamation iſt ein Geſetz beigefügt. Dasfelbe beftimmt: Art. 1. 
. Alle diejenigen, weldye Banden angehören ober bewaffneten Berfammlungen, 
bie nicht geletlich ermächtigt find, mögen fie nun einen politiſchen Vorwand 
roclamiren oder nicht, und welches auch die Anzahl berer, welche bie Bande 
ilben, ihre Organifation und ber Charakter, die Benennung, welche fie ſich 
ſelbſt geben, fein möge, follen durch die Kriegsgerichte militäriſch abgeurtheilt 
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werben, und wenn fie ſchuldig befunden, wäre es auch nur ber Thatface, 
baß fie zur Bande gehörten, zur Tobesftrafe verdammt werben, bie innerhalb 
24 Stunden nah dem Urtheilsipruch zur Ausführung fommen muß. Art.2. 
Diejenigen, welche in einem Gefecht ergriffen werben, follen durch bie Führer 
ber Truppen, welche bie Grgreifung vorgenommen, verurtheilt werben, und 
bas Urtheil (die Tobesftrafe) ebenfalls in 24 Stunden vollzogen fein. Att. 3. 
Bon ber Tobesjtrafe find nur diejenigen au@genommen, weiche, ohne eines 
weitern Verbrechens beichulbigt zu fein, als bei der Bande ſich zu befinden, 
darthun, daß fie gewaltfam mit berjelben vereinigt waren, oder baß fie, obne 
zu ihr zu gehören, fich zufällig im berjelben befunden haben. Die folgenden 
Artikel handeln über bad Strafmaß, welches diejenigen betrifft, welche bie 
Guerrillas freiwillig mit Geld oder andern Hüljsmitteln unterſtützen, bieje 
nigen, welche ihnen Nachrichten oder Ratbfchläge zukommen laſſen; diejenigen, 
welche ihnen Pferbe, Waffen, Munition, Lebensmittel ꝛc. verichaffen; diejeni- 
en, welche falfche Nachrichten verbreiten, unb endlich bie Gigenthiimer over 

erwalter von Lanbgütern, welche nicht bei Zeiten Nachricht von bem Durd: 
marſch einer Bande durch das Yandgut ſelbſt ben Behörden geben, ode, 
wenn fie im Stande find, fich zu vertheibigen , ben Guerrilas ober edel: 
thätern keinen Widerſtand entgegenfeken. Die Strafen für bie beiben legten 
Fälle beſtehen in Geldbußen von 100 bis 2000 Peſos, für bie vorbergeben: 
ben in Gefängniß von 6 Monaten bis 2 Jahr, ober in Prefibio von 1 bis 


3 Jahren. 

18, De” Die juariſtiſchen Generale Arteaga und Salazar werben von 
ben Kaiſerlichen geichlagen, gefangen und erichoflen. 

21. „ Die Juariften erſcheinen unter Escobedo und Cortina mit 4000 
Mann und 11 Geſchützen vor Matamoros. 

25. „ Die Juariften werben von ben SKaiferlihen unter Melia ver 
Matamoros geſchlagen. 


. Nov, Kaifer Marimiliaen erläßt ein Recrutirungsgefeß für das 

Kaiferreih und verorbnet eine neue Drganifation ber Polizei. 
17. „ Das Bubget des Kaiſerreichs für 1866 weist eine Ausgabe von 

40 Mil. Doll, und eine Einnahme von bloß 15 Mill. aus. 

20. „ Juarez zieht von Pafo del Norte wieder in Chihuahua ein. 
30, „ Suarez, beffen Präſidentſchaft verfaffungsmäßig abgelaufen if, 
verlängert aus eigener Machtvollkommenheit feine Amtsdauer. General 
Ortega proteftirt dagegen und macht als Bräfident bes oberſten Ge 
richtshofes felbft Anfprüce auf bie Nachfolge auf den Präſidentenſtuhl. 


4. Dec. Kaifer Dar erläßt ein Refcript betreffend Yusführung große 
Öffentlicher Arbeiten und bält ein Anlehen fpeciell zu biefem Behufe 
für nicht unmdglid. 

6. „ Der Kaifer verlängert ben ben uariften gefekten Termin zur 
Entwaffnung um 14 Tage und orbnet eine allgemeine Recrutirung 
innerhalb bes Kaiferreihs an. 

8. „ Die mer. Commiffion in Rom legt bem Papft einen neuen Con: 
eorbatsentwurf vor, ber als Grundlage weiterer Unterhanblungen 
von ber Eurie angenommen wird. 

18. „ JIuarez muß fi neuerdings aus Chihuahua nach Paſo dei Norte 


zurückziehen. 
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Ueberſicht der Creigniffe des Jahres 1865. 


Die bervorragendften Ereigniffe des Jahres 4864 waren un: 
zweifelhaft bie befinitine Losreißung ber Clbherzogthümer von Dä- 
nemarf und dic Septemberconvention zwiſchen Stalien und Frank: 
reich über bie eventuelle Räumung Roms durch bie Franzofen. Das 
Sahr 1865 Hat indeß weber die fchleswig-holfteinifhe noch bie rö⸗ 
miſche Frage zu einer Löfung gebracht, fonbern beide noch durchaus 
ungeldst und in ber Schwebe dem Jahr 1866 übermittelt. Das 
wichtigfte Ereigniß besfelben fällt außer Europa: ber endliche Sieg 
bes Nordens der DBereinigten Staaten Norbamerifas nad) vier: 
jährigem Rieſenkampfe über bie Rebellion ber Sflavenftaaten bes 
Südens unb bie principiele Abſchaffung ber Sklaverei im ganzen 
Gebiet der Union. In Europa waren e8 bagegen vorzugsweife bie 
Zuftände Deutichlands und die Beftrebungen Preußens unter ber 
Leitung des Grafen Bismard, melde das allgemeine Intereſſe ber 
öffentlichen Meinung und zwar nicht bloß Deutſchlands in ſteigendem 
Maße in Anfprud nahmen und Berwidlungen herbeiführten, bie 
ſchließlich doch Taum anders als buch das Schwert entichieben 
werben bürften. 

Preußen befand fi zu Anfang bes Jahres 1865 aller Wahr: Yreupen. 
ſcheinlichkeit nach im Zenith feiner Macht, bie ihm unter der Leitung 
des Hrn. v. Bismard möglich und beichieben war. “Der innere 
Eonflict zwiſchen der Krone und ber von ben tieflten und mächtig⸗ 
ften Intereſſen der Zeit getragenen Volksvertretung war durch das 
plößliche Auftauchen der fchleswig-holfteinifhen Frage, durch bie ges 
mwaltige Bewegung, in melde die geſammte deutſche Nation barüber 
gerietb und den raſchen und energiſchen Entſchluß Bismards, bie 
Berhältniffe im Intereſſe feiner Politit auszunügen, momentan ent- 
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Srenfem[hieden in den Hintergrund getreten und Preußen konnte fich einer 
Reihe von Erfolgen rübmen, die feinem Ehrgeize jchmeicheln mußten 
und ihm augenblidlih manches möglih und erreihbar ericheinen 
ließen, was bisher nur in ziemlic, weiter Ferne vor feinen Augen 
geichwebt hatte. Mit Hülfe Oeſterreichs wurbe die nationale Fe 
wegung in Deutichland Hintangehalten und die Bundesverſammlung, 
beren Mehrheit einen Nugenblid Miene‘ machte, mit der Nemegunz 
zu gehn, lahm gelegt. Preußen und Deſterreich nahmen bie Laer: 
tretung ber „deutſchen Intereſſen“ gegen Tänemarf in ibre eigene 
Hand. Der Krieg gegen Dänemark mwurbe eröffnet, Anfangs in 
Wahrheit mehr zum Schein, nachher, in Folge ber bänijchen Hart: 
nädigfeit, in allem Ernſte. Die leitende Macht unter den beiden 
war aber nicht Defterreih, fondern Preußen. Die öſterreichiſche 
Politit unter dem Grafen Rechberg war eine ganz unb gar op: 
lofe und das Rejultat entiprah denn auch einer folchen Poliuk: 
mit eigenen Händen zerſtörte Oeſterreich ben lebten Reſt jeinet 
Einflufies in Deutihland und förderte dadurch die Intereſſen 
feines preußifhen Rivalen gerade ba, wo dieſer ben Hebel anzu 
fegen gedachte, um Defterreih aus Deutichland auszuſcheiden 
Defterreich Tchien geradezu wie mit Blindheit geſchlagen. Tie Er: 
flürmung der Düppeler Schanzen und ber Uebergang nach Alien 
gewährten dem preußijchen Kriegsruhm neue Lorbeeren und hoben 
mit Macht das Selbftgefühl der preußifchen Armee und bes preußi⸗ 
[hen Volles. Die preußiiche Regierung aber verwerthete dieß I 
fort gegen den Bund und bie ‘Mittelftanten. Der Friede mit Ti 
nemark mwurbe ohne Zuzug des beutfhen Bundes abgeſchloſſen und 
König Ehriftian von Dänemark trat durch benjelben nicht jeine „An: 
fprüche”, fonbern feine „Rechte“ auf die Elbherzogthümer an Preußen 
und Deiterreih ab, worauf bie preußifche Regierung bie Verfolgung 
ihrer weiteren Plane zu gründen gedachte. Aber noch ſtanden bie 
Bunbestruppen in Holſtein und bielten das Herzogtfum im Namen 
bes deutſchen Bundes befegt. Den preußifchen Planen ſtand bide 
Thatfache ganz und gar im Mege. Sie mußte befeitigt werben. 
Zunächſt erhielt daher ber preußiſche Dbergeneral in Schleswig 
Prinz Friedrich Karl von Berlin aus den Befehl, fi zum Herm 
ber holſteiniſchen Feſtung Rendsburg zu machen. Die preußifcden 
Colonnen ſetzten fi alsbald gegen biefelbe in Bewegung. Der 
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Bunbesgeneral war zu ſchwach, der Gewalt Gewalt entgegen zu Yreusen, 
feßen und ſah fi daher genöthigt, in bemüthigendfter Weife ben 
Plaß zu räumen. Defterreich ſchwieg bazu und ließ Preußen ges 
währen. Der Krieg war inzwiſchen beenbigt, ber Triebe gefchloffen 
worden: die öſterreichiſchen und preußilhen Truppen follten baber 
größtentheils wieber in ihre Heimath zurückkehren. Diefen Moment 
hielt Preußen für geeignet, ber Beſetzung Holfteins durch die Bundes: 
truppen ein Ende zu machen und biefelben nöthigenfalls felbft mit 
Gewalt hinauszuwerfen. Schon waren bie Defterreiher abgezogen 
unb bie preußijchen Heeresmaſſen zogen von Norden nad üben, 
um gleihfalls nad, Haufe zurückzukehren. Da erhielten fie plöglich 
Gegenbefehl. Holftein war voll von preußiichen Truppen und Preußen 
zog überbieß brohend eine Armeebivifion gegen Hannover bei Min⸗ 
ben, eine andere gegen Sachſen bei Berlin zufammen. Nun wurben 
Hannover und Sachſen Tategorifch aufgeforbert, fofort und obne 
weiteres das Herzogthum Holftein zu räumen. Weber bas eine noch 
das andere noch auch die Bunbesverjammlung in Yranffurt waren 
in der Lage, ernftlihden Wiberftand Teiften zu können. Defterreich 
ftand wiederum auf Seite Preußens und mar Tebiglid bemüht, der 
Bunbesverfammlung wenigitens bie äußerſte Demüthigung zu er- 
fparen. Diefelbe fügte ſich freiwillig bem preußifchen Begehren unb 
ertlärte bie Bunbeserecution für beenbdigt: die Bundestruppen räums 
ten Holftein, ba8 nun wie Schleswig von ben Preußen und Deiter: 
reichern befeßt und verwaltet wurde. Den Schlußftein aller biefer 
Erfolge Preußens bildete indeß die Erneuerung ber Zollvereins⸗ 
verträge auf Grundlage des zwiſchen Preußen und Frankreich abge: 
ſchloſſenen Handelsvertrages. Das war im Grunde bie größte De: 
müthigung ber Mittelftanten unb dieſe Demüthigung war eine wohl 
verdiente. Jahre lang hatten fih bie Regierungen berfelben gegen 
die Annahme bes franzoͤſiſchen Handelsvertrages gefperrt und zwar 
nicht aus -wirtbfchaftlichen ober handelspolitiſchen Gründen, ſondern 
lediglich aus politiſchen Nüdfichten für Defterreih gegen bie In⸗ 
terefien und die laut und einftimmig ausgefprodhenen Wünſche ber 
zunächſt Betheiligten. Jene politifhen Rückſichten für Oeſterreich 
waren jetzt dahingefallen und noch vor dem Schluſſe des Jahres 
1864 ſahen ſich bie Mittelſtaaten gendtbigt, einer nach dem andern 
zum ‚Kreuze zu riechen und bem franzöflichen Handelsvertrage bei- 
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Preupen. zutreten, ohne jetzt mehr ihren Beitritt von einzelnen Modificatiouen 


% 


abhängig machen zu können, was ihnen rechtzeitig ohne Zweifel 
möglich geweſen wäre. Der Sieg Preußens in biefer Frage war 
zugleich eine empfindliche Niederlage Defterreihs, das fi) momentan 
wirthſchaftlich von Deutſchland ausgeichlofien ſah unb zugleich ge 
nötbigt ward, nun doch mit feinem alten Schutzzollſyſteme zu brechen 
und ben Uebergang zu einem freifinnigeren Zolliyfteme unter vid 
ungünftigeren VBerhältniffen anzubahnen. Mit einem Worte Preußen 
fühlte fih zu Anfange des Jahres 1866 mächtig gehoben, fühlte 
ſich zeitweilig als die leitende und entſcheidende Macht in Deuiſch 
land, Deiterreih bägegen mußte einjehen, baß es felbft einen ent: 
ſchiedenen Schritt gethan batte, um ih aus Deutihland hinaus⸗ 
drängen zu lajjen. Die Mitteljtanten aber hatten eine Demüthigung 
nad ber andern hinnehmen müſſen, fahen ſich der lange gewohnten 
Stüße beraubt und waren überbicß unter fi uneinig und völlig 
zerflüftet, jo daß außer Bayern, Sachſen und Hefien-Darmitabt alle 
übrigen jeden Compaß verloren zu haben jdhienen und fi) wenig 
ftens ängſtlich hüteten, Preußen, dem fie noch wenige Jahre vorher 
in jeder Weife tet den Handſchuh hinzuwerfen wagten, unter ten 
total veränderten Umſtänden irgendwie vor ben Kopf zu flohen. 
Alles was fie thun Tonnten, war, fi vorerft in ihre Zelte zurüd: 
zuzieben unb ben weiteren Verlauf der Dinge und bamit vielleidt 
ben Eintritt günftigerer Verhältniſſe abzuwarten. Bon einer be 
wußten Bolitit, von bejtimmten Zielpunften war für die Mittel: 
ftanten vor ber Hand gar feine Rede mehr, zumal auch die nationale 
Bewegung, nachdem bas Hauptziel berjelben, die enblihe Losreigung 
ber Elbherzogthümer von Dänemark erreicht ſchien, allmählig erlakmt 
und auf bie allgemeine Erregung eine natürlie Abjpannung ein 
getreten war. 

Kein deutſcher Stamm ijt empfänglicher für Triegerifchen Huhn, 
fat wie bie Franzoſen für ihre gloire, als das preußiiche Belt, 
in feinem ift das Staatsbewußtſein lebendiger und energiſcher. 
Nicht bloß die preußifche Regierung, auch das preußiiche Volk fühlt 
brüdenb das Unfertige, Ungenügende, Unzufammenhängende ber Theile, 
bie zufammen bas preußiſche Staatsgebiet bilden und als europäiſche 
Großmacht anerkannt find, ohne es doch in Wahrheit wirklich zu fein. 
Eine Ausbehnung bes Staats, das Streben nach allmäliger Ab: 
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forption weiterer beutfcher Gebiete liegt daher in ber Natur ber Yarıfem. 


Dinge und jcheint Vielen von ber Geſchichte ſelbſt Preußen als feine 
Beftimmung vorgezeichnet zu fein. Als nad dem Tobe König Trieb: 
richs VIL von Dänemark bie dänische Frage zur Entſcheidung kom⸗ 
men mußte, galt e8 ber preußiſchen Regierung vor allem nur, bie 
Entitehung eines neuen, völlig unabhängigen Mittelftante zwiſchen 
Oſt- und Norbfee zu verhindern. Zu biefem Zwecke bot fi ihr 
die Allianz mit Defterreich, zu biefem Ende hin erklärte fie ſich vor: 
exit für gebunden durch den Londoner DBertrag von 1852. Uber 
es iſt allerdings wahrſcheinlich, daß Hr. v. Bismard! von allem An: 
fang an die Möglichkeit einer Erwerbung ber Elbherzogthümer für 
Preußen ins Auge faßte. Das gewaltige Drängen der nationalen 
Bewegung in Deutſchland und bie blinde Hartnädigleit der Dänen 
arbeiteten feinen Plänen in die Hände. Die Londoner Gonferenzen 
blieben ohne Reſultat und der Krieg Tonnte weiter geführt werben, 
bis die Dänen ſich genöthigt jahen, bie Waffen zu ſtrecken und auf 
beide Herzogthümer und das Eleine Lauenburg definitiv zu verzichten. 
Jetzt hatte Bismard erreicht, was er wünſchte und von nun an war 
ber Erwerb ber Herzogthümer für Preußen das conftante Ziel feiner 
Politik, das e8 nie mehr aus den Augen verlor und für das er 
alle Mittel, wie verwerflich fie ſonſt auch fein mochten, ins Werl zu 
ſetzen enifhloffen war. Die Bedeutung biejes Erwerbs für die Aus⸗ 
behnung ber preußiichen Machtſphäre zumal im Norbiweften Deutſch⸗ 
Yande lag auf der Hand und ebenfo, daß es Preußen nur durch 
ben Beſitz jener Lande möglih war, ſich entihieben zur Seemacht 
emporzuarbeiten. Das war jedoch keineswegs ber einzige Vortheil, 
den Hr. v. Bismard aus der ſchleswig-holſteiniſchen Frage zu ziehen 
gebachte: er hoffte damit vor allem auch ben innern Conflict zwiſchen 
ber Krone und ber Bollsvertretung zum Austrag zu bringen, indem 
er auf bie Unterftügung ber öffentlihen Meinung ohne Unterſchied 
der Parteien für diefen feinen Plan einer Vergrößerung bes preußi- 
fen Staates zählte und es für möglich erachtete, daß biejelbe ſich 
ſchließlich auch die Armeereorganijation als Mittel zu jenem Zwecke 
werbe gefallen laſſen. Seine Hoffnung war feine völlig grundlofe. 
Sp lange ſich die preußifche Regierung nod an den Lonboner Ver: 
trag hielt und bie Intereſſen Dänemarks gegen die Herzogthümer 
und gegen Deutſchland zu verfechten ſchien, trat ihm das Abgeordneten⸗ 
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yrepen haus und die weit überwiegende öffentliche Meimmg auch in Preußen 
energifch entgegen. Mein fobald der Gang bes Krieges zu eine 
Lootrennung ber Herzogthümer von Dänemark führen zu müflen und 
jobald die Politik Bismards immer beutliher auf bie Erwerbung 
» jener Lande für Preußen felber hinzuzielen den Anſchein gewann, 
verſtummte bie Oppofition, trat ein allmäliger Umſchlag ber öffent: 
lihen Meinung ein und noch vor Ende bes Jahres 1864 war Ne 
geſammte preußiiche Prefie mit verſchwindenden Ausnahmen für die 
Annerion der Elbherzogthümer an Preußen, mit bem einzigen Unter: 
ſchiede, daß bie einen bie einfache Annerton ohne alle und jebe Rüd: 
fiht auf die Wünſche der betreffenden Bevölterungen verlangten, bie 
andern das Selbſtbeſtimmungsrecht berjelben anzuerlennen wänid- 
ten, aber nur fo weit, als von bemfelben kein Gebrauch gegen bie 
„berechtigten“ Forberungen Preußens würbe gemacht werben, in wel: 
hen Yalle au fie es für geboten erachteten, davon Umgang zu 
nehmen. Auf diefen feften Punkt geftüßt, gedachte Bismarck ben 
Hebel anzufehen, um bie bisher compacte Oppofition, die ihm im 
Lande und im Abgeorbnetenhaufe entgegenftand, zu Iprengen. Allein 
barin täufchte er ſich wenigſtens vorerſt noch gänzlich. 

Am 14. Januar 1865 trat ber Landtag zufammen. Tx 
Regiment Bismard bielt es nicht für nöthig, demjelben mit irgenb 
welchen Conceflionen entgegen zu Tommen. Der König eröffnete ibn 
mit einer Thronrebe, die wohl in der Form wohlwollend war unt 
den dringenden Wunfh einer Ausgleihung bed obmaltenden Gen: 
fliets ausiprah, aber das Nachgeben ganz und ausſchließlich ven 
Seite ber Bolfsvertretung erwartete, indem bie Krone weder bezũg⸗ 
lich ber Armeereorganifation noch bezüglich des Bubgetbewilligunge: 
rechte auch nur bie Spur einer Eonceflion in Ausſicht ftellte, fer 
bern lebiglih auf ihren bisherigen Anſchauungen und Forderungen 
beharrte. Diefer ftarren Politik gegenüber Tonnte die Haltung bee 
Abg.Hauſes nicht zweifelhaft fein. Der Antrag ber feubalen und 
ber katholiſchen Fraction des Hanfes auf Erlaß einer Adreſſe an bie 
Krone wurde faft einftimmig abgelehnt. Der Minifter des Innern 
erflärte bei diefer Gelegenheit, daß „ein Nachgeben in ber Militär: 
frage Seitens der Regierung ganz und gar unmöglich fei; weder 
ber jetzige preußifhe Monarch noch irgend ein König Preußens werde 
von ben Principien biefer Armeereorganifation unb von ben geick 
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lihen Beſtimmungen, von welchen er glaube, ba fie. nothwendige prebes. 
Correlative berjelben jein, auch nur einen unten hergeben“. Ganz 
übereinitimmenb bamit brachte bean auch das vom Finanzminiſter 
vorgelegte Budget für 1865 hiejelben Anſähe wie in ben letzten 
Jahren für Die Armerreorganifation und ebenfo beharrie bie vom 
Kriegsminiſter eingebradhte Militärnovelle wie bisher auf ber vollen 
dreijährigen Dienftzeit. Die Budgetcommiſſion des Abg.Hauſes er 
fattete dDiegmal beim Hauje einen Vorbericht, in bem fie auf eine 
Reihe von Reſolutionen antrug, durch weldye bas Haus feine Auf: 
fajlung des Budgets grundſätzlich dahin auszuſprechen aufgefordert 
ward, daß es in bem vorgelegten Staatshaushaltsetat eine richtige 
Vertheilung nicht anerfennen könne, daß die improbuctiven Ausgaben 
namentlih für das Militär wefentlih zu ermäßigen, bie probuctiven 
Ausgaben dagegen wefentlich zu erhöhen und überbieß bie brüdenbften 
Steuern nad Kräften zu erleichtern fein. Sämmtlihe Anträge 
wurde nach mehrtägiger Debatte, fait bloß gegen die Stimmen ber 
feinen feudalen Fraction, ber einzigen ſchwachen Stütze ber Re: 
gierung, angenommen. Das Reſultat der Buhgetbebatte bezüglich 
bes Militäretats ließ fich neuerdings vorausfehn. Am 5. Mai murbe 
bie bon ber Regierung vorgelegte Militärnovelle mit ihrer breijährigen 
Dienftzeit durch 258 gegen 33 Stimmen, am 8. Juni die Mehr: 
Eojten ber Urmeereorganifation im Budget für 1865 mit 207 gegen 
22 Stimmen verworjen. Damit behauptete das Abg.Haus bie von 
ihm in den leiten Jahren gegenüber dem Regiment Bismard ein- 
genommene Stellung. Natürlich lehnte das Herrenhaus das jo re 
bucirte Budget jeinerjeit8 wie bisher auch wieder ab, jo daß das 
Minijterium nach ber von ihm beliebten Theorie der Lüde in ber 
Berfaflung ohne gejehlich bewilligtes Bubget wetter regierte und bie 
Armeereorganifatigen trotz bes beharrlihen Widerſpruchs des Abg.⸗ 
Haufes nicht bloß aufrecht erhielt, jondern auch fortwährend vervoll⸗ 
ſtändigte. Mit alle dem trat in den innern Zuftänben Preußens 
feine Wendung ein: fie blieben dieſelben wie feit dem Momente, da 
Hr. v. Bismard die Lütung der Geſchäfte übernommen hatte. 
Inzwiſchen war die öffentlihe Meinung jehr geipannt darauf 
Jeweſen, wie ſich bie Majerität des Abg.Hauſes zu ber auswärtigen 
Bolitif des Regimentes Bismard ftellen werde. Wie Thon gelagt, 
zatte fih Hr. v. Bismard und nit ganz ohne Grund ber Hoff: 
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Yrespen. nung bingegeben, daß fich bie geſchloſſene Oppofition bes Abe 
Haufes mwenigftens auf biefem Felde fpalten und fich zum minbeften 
eine anſehnliche Minorität, vielleicht ſogar eine Meine Majorität für 
bie Regterung ausiprechen werde. Allein feine Erwartung bewährte 
fich nicht. Zwar konnte kaum ein Zweifel barüber walten, daß bie 
Aufiäten ber Oppofition im Abg.Hauſe bezüglih der ſchlecwi 
holſteiniſchen Trage entſchieden auseinander gingen und es ift rel: 
Veicht nicht zu viel gefagt, wenn man annimmt, ba ſich die An: 
ihauungen ber großen Mebrbeit berfelben venjenigen ber Regierum; 
ganz mwejentlich zuneigten. Allein zu einer förmlichen Spaltung far. 
es nicht: gerade um Hrn dv. Bismard nicht mit eigener Hand ben 
Hebel in die Hand zu geben, mit bem er auch in dem Berfaffunge: 
eonflict Die Oppofition zu bewältigen hoffte, ging bie Oppofitien 
jeber principiellen Dieinungsäußerung in ber ſchleswig-holſteiniſchen 
Frage mit großer Borfiht aus dem Wege und behauptete vielmehr 
ihre Stellung gegen bie Regierung, indem fie am 1. Juni bie Mo: 
rinevorlage ber Regierung, durch welche berfelben ein ſehr bebeu: 
tender Credit namentlich zur Befeftigung des Hafens von Kiel, ber 
doch noch gar nicht im Befige Preußens war, gewährtwerben follte, 
mit allen gegen bie Stimmen ber feubalen reaction verwarf unt 
ebenfo am 13. Juni bie Vorlage ber Regierung bezüglich der Koften 
bes Krieges gegen Dänemark. Umfonft erklärte der Kriegsminiſter 
om 5. April, daß „Preußen nicht bloß gegenwärtig im Befiß eines 
für bie Awede ber Kriegsmarine mohlgeeigneten Hafens, ſondern 
auch entſchloſſen fei, im Beſitz dieſes Hafens, Kiel, zu bleiben“, um: 
fonft erflärte der Minifterpräfident am 26, April „bie Regierung, 
als Mitbefigerin bes Kieler Hafens, betrachte die Erwerbung bei: 
felben als eine unerläßlige Nothwendigkeit und ſei deßhalb wit 
Defterreih in Unterhandlung getreten; für bie Forderung bes Kieler 
Hafens ſei aber das Verhalten bes Landtags eine bebeutende Hölie 
ober ein entfchiebenes Hinberniß ; ohne Die Bewilligung bes verlangten 
Grebits fei ber Hafen ein werthloſer Befig und er hoffe daher, ber 
Landtag werde erflären, Kiel müfle gewonneß werben”, umfonft er⸗ 
Härte er am 2. Juni „ber Hafen von Kiel fei allerdings noch nicht 
im rechtlichen Befige Preußens, allein Tein Beſchluß ber fchlesiwig: 
holſteiniſchen Etänbe werbe im Stande fein, Preußen aus ben Herzog: 
thümern Binauszumaßregeln und bas Abg.Haus könne ja bie Ge 
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währung bed Erebites an bie Bebingung knüpfen, daß Kiel vorher dwenhen 
erroorben fein müfle.” Das Abg.Haus blieb feft berauf, dem Mi⸗ 

nifterium Bismard feinen Credit zu bewilligen und die Regierung 

unterlag mit den wenigen Stimmen ber feudalen Fraction. Hr. 

v. Bismard Hatte fi überzeugen müflen, daß er bie noppofitionelle 

Majorität des Abg.-Saufes weder bezügfich feiner innern nod be: 

züglih feiner auswärtigen Politik zu irgend einem Zugeſtändniß zu 

vermögen im Stande jet. Am 17. Juni wurbe baber ber Lanbiag 

geſchloſſen und durch eine Rede bed Minifterpröfdenten im Namen 

des Königs auf eine für das Abg.Haus hoöchſt ungnäbige Weile 

' entlaflen. 
Fand Hr. v. Bismard am LTanbtage für feine Plane bezüglich 
ber Herzogthümer bie erwartete „bebeutenbe Hülfe“ nicht, fonbern 
eher ein „entichiebenes Hinderniß“, fo waren aud bie DVerhältnifie 
und Stimmungen in ben Hergogtfümern felbft nicht ber Art, um 
ihm feine Annerionsplane zu erleichtern. Dur ben Gang ber Er: 
eignifle des J. 1864 mar allerbinge bie fofortige Errichtung eines 
neuen Mittelfiantes in ben Herzogthümern unter ben Erbpringen von 
Auguftenburg durch eine Majorität der Bunbesverfammlung ver: 
hindert, durch ben Wiener Trieben bie proviſoriſche Herrſchaft über 
diefelben von Dänemarf an Defterreih unb Preußen abgetreten und 
durch bie Enifernung der Bımbesiruppen aus Holftein zu Anfang 
Decembers 1864 biefe proviſoriſche Herrſchaft der beiben Groß⸗ 
mädhte in ben Herzogthümern thatſächlich durchgeführt worben. Die 
preußiſche Regierung gab ſich ber zuwerfichtlichen Hoffnung bin, ſich 
mit Defterrei, das im Norben Feine directen Intereſſen zu wahren 
hatte und fi bis jet faſt willenlos ber Leitung Preußens bins 
gegeben hatte, in irgend einer Weiſe abfinden zu Bnnen und be- 
gann mehr und mehr bie Herzogthümer ala einen Befik zu be 
traten, ber ihn auf bie: Dauer unmöglich mehr entgehen 
fonnte. Preußiſche Truppen waren: es vorzugsweiſe, welche bas 
Land befebt hielten, Preußen fing ſchon an, fi im Lande ziem⸗ 
lich häunslich einzurichten, fein Givilcommifjär, ber Schr. v. Fedlitz, 
regierte das Land faſt unabhäugig nach den Wünſchen und Inſtruk⸗ 
tionen feiner Regierung, ohne daß ihn Oeſterreich bis jetzt darin 
irgend weſentlich gehemmt hätte. Aber bie Rechtsfrage bezüglich der 
Erbfolge mar damit noch keineswegs entſchieden. Die Benöllerung 
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Yarıtın. Holſteins und auch diejenige Schleswigs betrachteten den Erbprinzen 


von Auguftenburg als ihren legitimen Landesherrn, dem fie fre: 
willig gehuldigt hatten und an ben fie um fo mehr hingen, als a 
ſich gleich ven vornherein für das feeifinnige Staatsgrundgeſetz ven 
1848 erklärt und fein Wort bafür feierlich verpfändet hatte. Ceit 
zwanzig Jahren war die &rbfolgefrage won ber deutſchen Wille: 
Ihaft nad allen Seiten erörtert worden und ihr Urtheil war be 
auf eine einzige Ausnahme einftimmig zu Gunften des Hauſes Ar 
guftenburg ausgefallen: auf die Anregung bes Hm. v. Warnftet 


| 


hatten fich neuerbings noch fast fännmtliche juribifche Fakultäten ber Ä 
beutichen Univerfitäten einmüthig in bemjelben Sinne ausgefproden 


Sa Breußen felbft Hatte am 28. Mai 1864 an ber Londoner Ger: 
ferenz unnumunben zugeflanden, baß „ber Erbprinz von Auguſten- 
burg nicht nur in ben Augen Deutſchlande bie meiſten Rechte auf 
bie Nachfolge in ben Herzogtfümern geltend machen Bönne und befien 
Anerkennung durch bie beutiche Bundesverfammlung bemgemäß ar 
fihert fei, fonbern daß berielbe much unzweifelhaft die Stimmen ber 
immenjen Mojorität ber Bevölkerung biejer Länder auf ſich vereinige.“ 
Es konnte im Wahrheit nicht zweifelhaft fein, daß bie Herzogthũmer 
ihre enblihe Loslöfung von Dänemark den für dieſes und für bie 
Herzogthümer nach bem Tobe Friebri VII. rechtlich anerkannt wer: 
Ichiebenen Erbgange verbantten unb daß bie Lonboner Bertrage: 


mäcte and) nicht das wminbeite rechtlihe Fundament in Anſpruch 


nehmen konnten, um bie bärifche Geſammimonarchie felbft nach dem 
Tode Friedrichs VII. zuſammen zu halten, fonbern baß ihre Ab: 
machungen lebiglich auf einer Convenienz beruhten, die nur fo lange 
unb fo weit auf Geltung Anſpruch machen kounte, als bie Herz: 
thumer außer Stande waren, bie willkührlichen Arrangements über 
den Haufen zu werfen und ihr altes gutes Recht mit Gewalt zur 
Geltung zu bringen. Allerdings war dies ſchließlich thatſächlich durch 
die preußifchen Waffen erfolgt. Allein bie Bevblkerungen ber Herzeg⸗ 
thämer waren von ber Uebergeugung buräbrungen, daß ohne ben 
Eintritt Preußens unb Deſterreichs eben dasſelbe durch den von einer 
mãchtigen nationalen Bewegung getragenen unb gebrängten beutiden 
Bund erfolgt, ba ber beutfhe Bund ſelbſt ohne Oeſterreich und 
obne Preußen ben Dänen mehr als gewachſen geweſen wäre und 
ba. bie Londoner Comferenzmächte einen Krieg mit bem beutichen 
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Bunde und der hinter ihm ftehenben bis in die tHieffte Tiefe auf-Yreusen, 
geregten deutſchen Nation gewiß nicht minder geſcheut hätten, ala 
mit Preußen und Dejterreich, deren Hiniergedanken fie von allem 
Anfang an und nicht ohne Grund mit bem größten Mißtrauen be; 
obachteten, ein Mißtrauen, das wohl auch allein Preußen zu feinem 
Antrage in London für den Auguftenburger ‚bewogen hatte. Auch 
waren bie urjprünglihen Erklärungen Preußens und Deſterreichs zu 
Gunften des Londoner Vertrags in Wahrheit unmöglich geeignet ger 
weien, bie Benöllerungen ver Herzogthümer von der Loyalität und 
dem uneigenrügigen Wohlwollen Preußens für ihre Rechte und ihre 
Befreiung vom däniſchen Joche zu überzeugen: fie glaubten darin 
nur eine ſpecifiſch preußiiche, aber in keiner Weiſe eine wahrkaft 
deutſche Politik zu erkennen. Trotzdem waren fie geneigt, ben that 
ſächlichen Verbältniffen Rechnung za tragen und zu einem „engeren 
Anflug" an Preußen wie Hanb zu bieten, mehr im Intereſſe Deutſch⸗ 
lands ale in ihrem eigenen, ba fie ſchon vor 10 Jahren bie lieber 
zeugung gewonnen hatten unb ben Beweis geleiitet zu haben glaub: 
ten, daß fie dem Beinen Dänemark volllommen gewachſen feien und 
überbieß durch bie Aufnahme Schleswige in ben beutichen Bund 
befjen ganze. Macht inter fich zu haben hofften und darin für fich 
auch ohne einen bejonberen Schub Preußens - eine mehr als gewik- 
gende Sicherheit erblidien. Ihre nächſten Wänfche gingen inzwiſchen 
babin, baf ihr Herzog von ben beiben Großmächten und bem deut⸗ 
ſchen Bunde eingefebt werden möchte, worauf es dann feine unb 
ber legalen Stänbeverfjammlung Sache wäre, fi mit Preußen über 
jenen „nähern Anſchluß“ zu verflänbigen und zu. vereinbaren. 
Preußen war jedoch ganz und gar nicht gemeint, fich auf dieſe 
Beitrebungen einzulafien und ben „näheren Anſchluß“ von dem guten 
Willen bes fchleswig-holfteinifgen Ständeverſammlung abbäugig zu 
machen. Nicht mit Unrecht von feinem Stanbpuntte aus fürchtete es, 
baß, von ben übrigen Mittelitanten unterflügt, Herzog und Stände, 
ſobald fie einmal ihren Zweck erreicht hätten, beſtrebt wären, jewen 
Anſchluß auf ein Minimum zu vebuciren, etwa eine Militärconven⸗ 
tion, wie jie Koburg und andere Kleinftanten mis ihm abgefchloffen 
yatten. Gin joldes Reſultat des Kriegs gegen Däuemar! genügte 
bu auch nicht von ferne. Konnte es bie völlige fürmliche Annexion 
sielleicht auch nicht fofort erreichen, jo war es doch eutichlofien, ſich 
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Freusen. unter einen Umftänden mit weniger als mit ber unbebingten Ber: 
fügung über ſämmtliche Militärkräfte ber Herzogthümer, zu Lane 
und zur See, zu begnügen und zwar bieß in einer Weiſe und m 
einem Umfange, daß die Herzogthümer gänzlih von ihm abhängiz 
wärben und bie Bereinbarung nur als eine Art Uebergang zu in: 
terer völliger Annerton bätte betrachtet werben Tünnen. Ohne bidt, 
wie es meinte, „berechtigten Anfprüche” vorher gefihert zu willen, 
war es entichloffen, die Conftituirung bes neuen Staats um jebe: 
Preis zu verhindern. Zu diefem Zwecke und mit Rüdficht auf tie 
Möglichkeit einer völligen Annerion galt es vor allem aus, bie Er: 
anſprüche und bamit die Stellung des Auguftenburgers in ben Herzs:: 
thümern wo immer möglich anzuzweifeln und zu erfchüttern. Und 
bier begegnen wir benn einer Neiße von Bemühungen ber preufilden 
Regierung, bie auf jeden linbefangenen nicht anders benn einen 
hochſt wiberlichen Eindruck machen konnten. Zunächſt erklärte Preußen, 
baf fein Antrag an der Londoner Eonferenz zu Gunſten bes Auguſten⸗ 
burgers als des „beſtberechtigten“ Prätendenten lediglich ein biple: 
matifher Schachzug geweien und mit ben Beftrebungen ber Yon: 
boner Conferenz von felber babin gefallen fi. Dann nahm es auch 
feine frühere Erflärung, daß bie Borausfehungen bes Lonboner Ber: 
trag von Dänemark nicht erfüllt worben feien, ba bie Abänderun; 
ber Erbfolge die Zuftimmung ber Stände von Holftein und Schles⸗ 
wig nicht erhalten habe und daß daher vie Anſprüche Ebriftion II. 
anf bie Erbfolge rechtlich nicht begründet ſeien, zurüd und fuchte fih 
auf die einfeltige Verkündigung der neuen Erbfolgeorpnung von Exit 
der bamaligen bänifen Regierung zu flüßen, um ans ben une 
gründeten Anſprüchen Dänemarls begründete Rechte auf bie Herjeg: 
thümer berzuleiten, bie burh ben Wiener Frieden von Dänemarl ar 
Defterreih und Prenfen abgetreten worden felen, womit die Rechte 
des Auguftenburgers ohne weiteres befeitigt werben follten. Dice 
Ineconſequenz ber preußiſchen Regierung machte begreiflichermweile 
keinerlei Eindruck auf die Bffentlide Mieinung Deutſchlands und noch 
weniger auf biejenige der Herzogthümer, die von den Rechten des 
Auguſtenburgers nad) den Ergebniſſen ber ſtaatsrechtlichen Unter: 
fuchungen ber erften juriftifchen Autoritäten ber beutihen Wiſſen⸗ 
ſchaft vollfländig überzeugt waren. Die preußiſche Regierung be 
mühte ſich daher, auch dieſe zu erſchuttern, jeboch mit wentg Erfolg 
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und noch geringerem Ruhm für ben Ruf ihrer Gewiſſenhaftigkeit prerben. 
unb ber preußiſchen Deviſe des suum ouique. Gegen bie Anſprüche 
bes Auguftenburgers wurben zunächſt biejenigen bed Großherzogs 
von Oldenburg ins Feld geführt, was um jo mehr den Eindruck bloßer ' 
Willkür machte, ald bie Uebertragung feiner Anſprüche von Geite 
bes ruſſiſchen Kaiſers auf ihn immer noch ber erforberlichen förm⸗ 
lichen Urkunde entbehrte und überbieß rein werthlos war, fo lange 
der mit ‚feinen Anfprücen zwijchen dem Sailer von Rußland und 
bem Großherzog von Oldenburg ftehende Prinz von Waſa keine 
Miene machte, auch jeinerjeitd zu Gunſten des Divenburgers zu ver⸗ 
sichten. Noch tiefer aber wurde bie öffentliche Meinung verlekt, als 
bie preußiiche Regierung den Verſuch machte, das Ergebnif ber völlig - 
unabhängigen beutichen Wiſſenſchaft burch ein Gutachten ver abhängigen 
preußiihen Kronjurijten umzuſtoßen oder wenigſtens zu paralyfiren, 
beren Mehrheit denn auch wirklich die Frage nad) den Wünſchen ber 
preußifchen Regierung begutadytete und nad dieſen Wünfchen bie Rechte 
des Auguftenburgers ehr zweifelhaft fand. Die preußiihe Regie: 
rung zögerte auch lange, das Gutachten ihrer Kronjuriften dem Ur: 
theil der öffentlihen Meinung durch den Druck vorzulegen und ale 
es enplich geſchah, fehlten barin die Ausführungen der in ber Minder⸗ 
beit gebliebenen Mitglieder, bie ihren willenjchaftlichen Ruf bem In⸗ 
terefje der Regierung völlig preiszugeben fih doch nicht hatten ent: 
Ichließen können Alles das war natürlicher Weije nicht geeignet, 
Preußen eine zahlreihe und entichiebene Partei in ben Herzogthümern 
zu erwerben. Die „ungeheure Mehrheit“ ber Bevölkerungen, wie 
Preußen jeiner Zeit felbft conftatirt hatte, hielt vielmehr nach wie 
vor feit an Herzog Friedrich, in bem fie nicht nur ihren legitimen 
Zanbesherrn, fondern auch ben Fürſten ihrer Wahl anerkannte. Die 
Umitriebe der preußiichen Regierung waren nur geeignet, fie barin 
zu beſtärker. In der That war die Zahl berer, die ſich offen und 
entichieben zu Gunften ber preußijchen Abfichten ausjprachen, eine. 
verichwindend Heine, Noch vor Ende bes %.1864 hatten 17 Mit: 
glieder der Ritterichaft in einer Abreile an den König. von Preußen 
ſich für die Annerion ausgefproden. Aber ber Schritt einer Hand⸗ 
voll Feubaler goß nur Del ind Feuer. Daß dieje Feudalen ſich 
zum Regiment Bisnuard hingezogen fühlten, war freilid natür⸗ 
lich. Allein ihr Einfluß im Lande mar jeit dem Beginne ber. 
25 
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Srenpen. unter Teinen Umſtãnden mit weniger als mit ber unbebingten Ber- 


fügung über ſämmtliche Militärkräfte der Herzogthümer, zu Lande 
und zur See, zu begnügen und zwar bieß in einer Weiſe und in 
einem Umfange, daß bie Herzogthümer gänzlich von ihm abhängig 
mwürben und die Vereinbarung nur als eine Art Uebergang zu ſpä⸗ 
terer völliger Annerton hätte betrachtet werben können. Ohne biefe, 
wie e8 meinte, „berechtigten Aniprüche” vorher gefihert zu wiſſen, 
war es entichloffen, die Conftituieung bes neuen Staats um jeben 
Preis zu verhindern. Zu diefem Zwecke und mit Nüdfiht auf bie 
Moglichkeit einer völligen Annerion galt e8 vor allem aus, bie Erb: 
anſprüche und bamit die Stellung bes Auguſtenburgers in den Herzog: 
Hümern wo Immer möglich anzuzweifeln und zu erfchüttern. Und 
bier begegnen wir denn einer Reihe von Bemühungen ber preußiſchen 
Regierung, bie auf jeden Unbefangenen nicht anders benn einen 
hoͤchſt widerlichen Etndruck machen konnten. JZunächſt erflärte Preußen, 
daß ſein Antrag an der Londoner Conferenz zu Gunſten des Auguſten⸗ 
burgers als des „beſtberechtigten“ Prätendenten lediglich ein diplo⸗ 
matiſcher Schachzug geweſen und mit den Beſtrebungen ber Lon⸗ 
doner Conferenz von felber dahin gefallen ſei. Dann nahm es auch 
feine frühere Erflärung, daß bie Vorausfeungen bes Londoner Ver: 
trag von Dänemart nicht erfüllt worden feien, daß bie Abänderung 
ber Erbfolge die Zuftimmung der Stände von Holftein und Schles⸗ 
wig nit erhalten habe und daß daher bie Anſprüche Chriſtian IX. 
auf bie Erbfolge rechtlich nicht begründet feien, zurüd und fuchte fich 
auf bie einfeltige Verkündigung ber neuen Erbfolgeorbnung von Seite 
ver bamaligen bänifgen Regierung zu flüben, um aus ben unbes 
gründeten Anfprücden Dänemarls begründete Rechte auf bie Herzog— 
thämer herzuleiten, bie durch ben Wiener Trieben von Dänemark ar 
Oeſterreich und Preußen abgetreten worden feien, womit bie Rechte 
des Auguftenburgers ohne weiteres befeitigt werben jollten. Diele 
Inconſequenz ber preußiſchen Regierung machte begreiflichertveife 
keinerlei Eindruck auf die Sifentlihe Meinung Deutſchlands und noch 
weniger auf biejenige ber Herzogthümer, die von ben Rechten bes 
Auguftenburgere nad den Ergebniffen ber ftaatsrechtlichen Unter⸗ 
ſuchungen der erften juriftifchen Autoritäten ber deutſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft vollftändig überzeugt waren. Die preußiſche Regierung be- 
mäbte fich daher, auch biefe zu erfchüttern, jedoch mit wenig Erfolg 
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und no geringerem Ruhm für ben Ruf ihrer Georiſſenhaftigkeit Yrenpen, 
unb ber preußiihen Devile des suum ouiyue. Gegen die Anipräde 
des Anguftenburgere wurden zunächſt Diejenigen be Grofherzogs 
von Oldenburg ins Feld geführt, was um jo mehr ben Eindruck bloßer 
Willkür machte, ale bie lebertragung feiner Aniprüde von Ceite 
bes ruſſiſchen Kaiſers auf ihn immer noch ber erforberlien för: 
lichen Urkunde entbehrte und überbieß reis werthlos war, fo lange 
ter mit feinen Anſprüchen zwiſchen dem Kaifer von Rußland unb 
dem Großherzog von Xldenburg jtchenbe Prinz von Waja keine 
Ikiene machte, auch jeinerjeits zu Gunſten bes Oldenburgers zu ver: 
zichten. Noch tiefer aber wurde bie Öffentliche Meinung verliebt, ala 
tie preußiiche Regierung den Verſuch machte, das Ergebniß der völlig 
unabhängigen beutichen Wiſſenſchaft burdh ein Gutachten ber abhängigen 
preußiihen Kronjurijten umzuſtoßen oder wenigitene zu paralpfirem, 
deren Mehrheit denn auch wirklich die Frage nach ben Wünſchen ber 
preußiſchen Regierung begutachtete und nad) dieſen Wünfchen bie Rechte 
tes Auguſtenburgers jebr zweifelhaft jand. Die preußiihe Regie: 
rung z3ögerte auch lange, tas Gutachten ihrer Kronjuriſten bem Ur⸗ 
tbeil der öffentlichn Meinung durch ben Trud vorzulegen und ale 
es endlich geichab, jehlten barin bie Ausführungen ber in ber Minder⸗ 
beit gebliebenen Mitglieder, die ibren wiſſenſchaftlichen Ruf bem In⸗ 
terefle der Regierung völlig preiszugeben ſich doch wicht hatten ent: 
ichließen lönnen. Alles das war natürlicher Weiſe nicht geeignet, 
Preußen eine zahlreihe and entſchiedene Partei in den Herzogthümern 
zu erwerben. Tie „ungeheure Mehrheit“ ber Bevölkerungen, wie 
Preußen jeiner Zeit jelbjt conitatirt batte, hielt vielmehr nach wie 
vor feit an Herzog ‚sriedrich, in dem fie nicht mur ihren Tegitimen 
Yanbesherrn, jontern auch den Fürſten ihrer Wahl anerkannte. Die 
Umstriebe ber preußiihen Regierung waren nur geeignet, fie barin 
zu beitärfer. In der Ihat war die Zahl berer, bie ſich offen und 
entidhieden zu Gunſten der preußiichen Wbfichten ausſprachen, eine 
verſchwindend kleine. Noch vor Ende bes 3.1864 hatten 17 Mit: 
glieder der Ritterjchaft in einer Adreſſe an den König von Preußen 
jih für die Annerion ausgeſprochen. Aber ber Schritt einer Hand⸗ 
voll Feudaler geh nur Tel ind Feuer. Daß dieſe Feudalen fi 
zum Regiment Viemarck bingezogen fühlten, war freilich natürs 
ih. Allein ihr Einfluß im Laute war jeit bem Beginne ber 
25 
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Sreupen. Jehten Verwickelunug gleich Null und ihre Beiheurungen von Patrio⸗ 
tismns fanden mit Recht nicht ben minbeften Glauben, jeit bie eng: 
liſchen Blaubücher verrathen hatten, daß es ihrem Führer, dem ein: 
ſtigen Präſidenten ber holſteiniſchen Stände, dem Frhru. v. Scheel: 
Pleſſen nicht ſewohl um das Land, als zunächſt um bie Ausſicht 
auf Hof⸗ und Geſandtſchaftsſtellen zu thun war, und daß er 
und ſeine Geſinnungsgenoſſen darum früher ſo eifrig am däniſchen 
Geſammiſtaat gehalten und jetzt wohl wiederum nur darum mit 
einem größeren Staate vereinigt zu werden wünſchten. Die nächſte 
Folge bes Schrittes ber ſiebenzehn Feudalen war eine zu Aniang des 
% 1865 vereinbarte Gegenerflärung von 40 ber angefeheniten Män- 
ner, bie binnen wenigen Moden nicht weniger als 60000 Unter: 
fhriften fand. Allerdings hatte Preußen außer ben paar Feubalen 
auch noch eine Anzahl Anhänger in bürgerlichen Kreijen und zwar 
Männer von Talent und Entſchiedenheit; allein auch fie bildeten 
nur ein kleines Häuflein und ihr Einfluß wurde dadurch ſehr ge: 
ſchwächt, daß die meiften berjelben urſprünglich gerade zu ben hitzig⸗ 
ften Anhängern des Auguftenburgers gehört hatten, fo daß «8 nahe 
lag, ihrem nunmehrigen Eifer gegen ihn und für Preußen eigen: 
nützige Motive umterzuichieben.. Ihrer 24 tralen an 12. Februar 
in Rendsburg zufammen, um fi über ein feſtes Programm zu 
einigen, was bean auch mit 21 gegen 3 Etimmen dahin zu Stande 
fam, bay bie Preußen als Schutzmacht ber Herzogthümer entipredyen- 
ben Rechte demjelben voll und „für alle Zeiten” eingeräumt werben 
follten, und zwar dic volle Militärboheit zu Waſſer und zu Lande, 
bie "diplomatiiche Vertretung und bie handelspelitifche Yührung, end- 
lich daß dieſe Rechte Preußen „por“ der definitiven Orbnung ber 
inneren Verhältnijfe einzuräumen jeien. Das Programm biefer jo: 
genannten „nationalen“ Partei fand indeß nur wenige Beitretende: 
es jcheint, daß biefelben nie auch nur bie Zahl von bunbert erreich- 
ten. Wie gering bie Neigung ber großen Mehrzahl ber Bevoͤl⸗ 
ferung ben preußiichen Forderungen war, zeigte neuerdings bie am 
26. Februar in Rendsburg abgehaltene Delegirtenverfammlung ber 
Schleswig Holſtein⸗Vereine beider Herzogthümer. Bei dem Mangel 
einer gejeßlich geregelten Volksvertretung konnten bieje DBerjanm: 
lungen wenn auch nicht willig, doch jo ziemlih als ber wirkliche 
Ausdrud der überwiegenden Mebrheit angejehen werden. Bon 
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149 Vereiuen waren am 26. Februar 120 bar 208 Delegirte Sirapen: 
vertveien. Der „engere Anihluß” an Preußen janb au in biefer 
Verfemmlinng feine Vertreter und rief eine febr lebhafte Debatte 
berwvor. Mit 120 gegen 88 wurde indeß cin bieffälliger Antrag 
des Kieler Vereins abgelehnt und beidloffen, „e® bem Herzog und 
ver Yanbeöwextretung anbeimzuftellen, bie im nterefie Deutichlande 
nöthigen Ztaaisverträge mit Preußen abzuſchließen.“ Die Erklärung, 
daß die Berjammlung „an ter auf Grund bes Rechtes gelobten 
Treue an Herzog Friedrich VIII. feithalte” war vorher einſtimmig 
erteilt. So bot bie Stimmung der Bevolkerungen der Herzogthũümer 
ielbit Preußen für ſeine Flane mer ſehr geringe Anhaltopunkte dar, 
im Gegentheil umfte es ſich auf einen ebenfo entidhiebenen als zähen 
Ziderfianb gegen dicjelben von dieſer Teite gefaßt machen. 

Indeß darum Tümmerte fih bas Regiment Bismard wenig. 
Es betsadhtete die Airzogtbümer nicht ala befreite, fonbern als er: 
cberte Kante, Über welche die Zeuperanetät durd den Wiener Frie⸗ 
ten auf die Herrſcher ten Preußen und Oeſterreich übergegangen 
ſei und bielt es für vollfemmen genügend, wenn Preußen fich mit 
Oeſterreich würde verjländigen fünmen. So fange Graf Rechberg die 
auswärtigen Yngelegenbeiten Oeſterreichs leitete, war Hr. dv. Bismard 
mwebl bereditigt, dich für nicht allzuſchwer zu balten. Graf Rechberg 
war blind genug, gar nicht zu jehen, wohin er Oeſterreich mit feiner 
Allianz mit Preußen fübrte, blind geung, gar nicht zu ſehen, baf er 
durch den mit Veſeitigung des deutſchen Bundes gegen Täncmart cröff: 
neten Krieg, in dem Teiterreih allen Wendungen Preußens willfährig' 
joigte, lediglich dic jpezifiich preußiſchen Anterefien im Rorden unterftüßte, 
btannd genug, den Verluſt alles bisherigen Vertrauens m Oeſterreich 
von Ceite ber mittrljiaatlihen Regierungen in ten Wind zu fchlagen 
und erit als bie zeither mit allen Mitteln von Oeſterreich verbinberte 
Erreuerung des Zolldereins zur vellendeten Thatfache geworden und 
Oeſterreich von ſeinem Alliirten wirtbſchaftlich aus Deutſchland hinaus: 
gedrängt war, gingen ihm endlich die Angen auf und gab er endlich feine 
Entlaſſung ein. So vollkommen blind war die Politik des Grafen 
Rechberg, daß er noch kurz ver feinem Rüdtritt Preußen ben ge 
rabezu naiven Vorſchlag machte, die beiden Großmächte wollten ge: 
meinſam ibre Nefißtütel an bie Shersogrhümer auf ben Augniten: 
burger übertragen und bie übrigen Frätenbenten an ein Austrägal: 
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Sreupem. gericht weiſen. Vermuihlich hatte Graf Rechberg ben Sezüglichen 
Artikel bes Wiener Fricdens in biefem Sinne aufgefaßt. Preußen 
hatte aber damit ganz anbere Abfichten verhunden und ging uatür- 
lich auf den Vorſchlag des Grafen Rechberg gar nit ein. Wis 
Graf Mensdorff an die Stelle des Grafen Rechberg trat, fanb er 
benn freilich bie ſchleswig-holſteiniſche Angelegenheit, mie fih fein 
College, der Staatsminifter Echmerling, offen ausdrückte, „total vers 
fahren.” Was einmal gejhehen war, Tonnte er nicht mehr unge 
heben machen. Die Lage Oeſterreichs war auch nicht der Art, daß 
es daran benfen Tonnte, mit Preußen zu brechen und eine ganz ent: 
gegengeſetzte Politit bezüglid Deutſchlande zu inauguriren. Aber 
Graf Mensdorff war wenigftens alsbald entichloffen, auf dem bis- 
herigen Wege eines blinden Vertrauens nicht weiter zu gehen, Preußen 
vielmehr an ber Erreihung feines lebten Zieles entichieben zu hindern. 
Und da ber Wiener Friede die Herzogthümer an Oeſterreich und 
Preußen gemeinfam abgetreten hatte, jo hatte Oeſterreich dazu alle 
Mittel in der Hand: ohne die Zuftinnmung Oeſterreichs konnte Preußen 
feinen Schritt vorwärts machen. Freilich hatte dieſes bisher durch 
feinen Civilcommiſſar in Schleswig, den Frhrn. v. Zedlitz, ziemlich 
unumſchränkt gewaltet. Graf Rechberg hatte demſelben als öZſtev⸗ 
reichiſchen Civilcommiſſar zuerſt den Grafen Revertera, dann ben 
Baron Lederer an die Seite geſtellt; beide ließen indeß ganz im 
Sinne der Politik des Grafen Rechberg den preußiſchen Commiſſar 
nad Belieben ſchalten und walten in ausſchließlich preußiſchem In⸗ 
tereſſe. Das erfte, was nun Graf Mensborff that, war, daß er 
dens Baron Leberer abberief und bem Hrn. v. Zebliß ben energijchen 
Hrn. v. Halbhuber, offenbar mit ber beftimmien Juſtruction, bie 
öjterreihiichen Interefien genau zu wahren, an bie Seite ſetzte. Bon 
einem Bruch mit Preußen war indeß ebenfoivenig die Rebe, ald von 
einer Rückkehr Oeſterreichs auf ben Stanbpunft bes Bundesrechts 
und allgemein deutſchen Intereſſes: noch glaubte es, an ber Allianz 
mit Preußen feftbalten zu müfjen und Tieß daher gewähren, baß 
Preußen durch offene Drohung die Bundesverfammlung zwang, bie 
Execution in Holftein für beendigt zu erflären und bie Bundestruppen 
aus ben Herzogthum zurüdzuzichen. Beide Serzogthümer ftanben 
nun. unter ber unmittelbaren Verwaltung Defterreihe und Preußens 
und das letztere bielt es an ber Zeit, directer auf fein Zieh loszu⸗ 
gehn. Kaum mar bie Autorität des Bundes in Holſtein befeitigt, 
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peſche an Deſterreich, in ber bie Intereſſen Preußens in ben Herzog⸗ 
tbämern entfdjieben in ben Vordergrund geftellt wurden, mit ber Er: 
färung, bah „Preußen kie Pefriedigung berieben nicht von dem 
zweifelhaften guten Pillen bes Panbeeherrn, von ber Stimmung ber 
Stände, von dem Cpiel des Parteien abhängig machen fänne. Die 
Regierung babe bie erforkerliden Echritte gethan, um eine grünb- 
lihere wiſſenſchaftliche Prüfung ber Redtsfrage (durch bie preußiſchen 
Krenjurifien) und ein beftimmteres Programm überhaupt verzube: 
reiten. Uebrigens meine er, Preußen und Oeſterreich koͤnnten unb 
ielten, wie bie Dinge gegenwärtig fländen, einander mehr gewähren, 
ale das beutihe Aunbesrecht zur vertragsmäßigen Pflicht made. Eie 
jeten durch Art. 3 des Wiener Friedens Mitbefiper bes an fie ab: 
getretenen Territoriums ber drei Herzogthümer. Oeſterreichs geo⸗ 
graphiſche Lage fei aber der Art, daß es Fein Intereſſe babe, ſich 
einen Theil dieſes Gebietes dauernd einzuverleiben. Die Annerion 
der Herzogthümer an Preußen mwürbe ben beutichen Intereſſen im 
bädhften Grade förberlich, ben äfterreichifchen aber nicht zumiberlaufend 
im. Gr wife indeß gar wohl, daß er biefe Annerion ohne bie 
Zuftimmung Tefterreihe nicht vellziehen könne.” Uebereinftimmenb 
mit biefen Anihauungen ber preußiſchen Regierung erfolgte benn zu 
Anfang bes Nahres 1865 die Miflion bes Prinzen Friedrich Karl 
nah Wien. Sie blieb jedech chne Refultat: Preußen mußte fid 
überzeugen, daß Oeſterreich freiwillig niemals in dieſe Annerion ein: 
willigen und Preußen nur ſolche fpezielle Vortheile in ben Herzog⸗ 
tbümern zugeftehen werde, welche ſich wenigftens irgenb wie mit dem 
Aundesrechte in Uebereinſtimmung bringen ließen. Wenn mit Oefter: 
reich weiter unterhanbdelt und auf dieſem Wege von ihm etwas er: 


reicht werben follte, fo mußte vorerſt auf bie formliche Annerion ver: e 


zichtet werben. Hr. v. Viemard entſchloß fih bazu und formulirte 
in einer Depeſche vom 22. Februar endlich bie Forderungen Preußens, 
von deren rorhetiger Gewährung es feine Zuflimmung zu ber Er: 
richtung eines eigenen ſchleswig-holſteiniſchen Staats abhängig machte. 
Im WMefen kam es freilich auf baffelbe heraus: nur die Form ber 
Annerion war fallen gelaffen, ber neue Etaat wäre von Preußen 
gänzlih abbänaig geworden und ber Herzog nicht viel mehr als ber 
erbliche Cherpräjibent einer neuen preufifchen Provinz geweſen. Rad 
tem Vorſchlage Freußens follte ber neue Etaat ein ewiges unb un: 
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Preugen. auflögliches Schutz⸗ und Trutzbündniß mit Preußen ſchließen und zu 
dieſem Ende hin dem Könige von Preußen feine geſammte Wehr: 
fraft zur Verfügung ftellen, um fie innerhalb der preußiſchen Armee 
und Flotte zum Schube beiber Länder unb ihrer Intereſſen zu ver- 
wenden. Die Tienftpfliht und bie Stärke ber von Schleiiwig- 
Holſtein zu ſtellenden Mannſchaften follten nad den in Preußen 
geltenden Beſtimmungen feftgeftellt, überhaupt bie ganze preußiſche 
Kriegsverfaffung auch auf die Herzogthümer ihre Anwendung finden, 
bie Aushebung von ben preußiſchen Militärbehörden vorgenommen, 
unb bie jchleswig-holfterniichen Truppen je nach dem Ermeſſen bes 
Königs von Preußen fogar mit den preußiichen Truppen verſchmolzen 
werben, preußifche Truppen in ben Herzogthümern ftationirt und bie 
Oarnifonsverhältniffe von der preußiichen Regierung geregelt werben 
können, ja die in die preußifche Armee und Flotte eintretenden jchleswig- 
holſteiniſchen Unterthanen follten dem Könige von Preußen den Fahnen: 
eid [hwören. Die Marinetruppen ber Herzogthümer follten einfach 
für die preußifche Flotte verwendet werben. Für die Unterhaltung 
feiner Land und Seetruppen follte Cchleswig-Holjtein an die preußtiche 
Staatskaſſe einen näher zu vereinbarenben, eventuell nad) Maßgabe 
ber Bollszahl und der preußiſchen Militär: und Marineausgaben 
näher zu beſtimmenden jährlichen Beitrag zahlen. Um troßbem ber 
Bundesverfaſſung wenigftens formell zu genügen, waren bejonbere 
Beltimmungen getroffen. Im fernern jollte Rendsburg zur Bundes: 
feftung erhoben, bis bahin aber von Preußen befegt bleiben. Weiter 
ſollte Schleswig-Holſtein an Preußen die Etabt Sonberburg mit 
einem entiprechenben Gebiete zu beiden Seiten des Alfenfundes, bie 
Beite Friedrichsort nebſt entſprechendem Gebiete d. h. ben Hafen von 
Kiel und an beiden Mündungen des zu erbauenden unb unter das 

, Oberauflichtöreht Preußens zu ftellenden Nordoſtſeecanals das für die 
Anlage von Befeſtigungen und Kriegshäfen erforberliche Terrain förmlich 
abtreten. Enblidy ſollte ber neue Staat zunächft bem Zollverein, gleich 
zeitig aber für immer bem preußiichen Zollſyſtem beitreten und fein Poſt⸗ 
und Telegraphenweſen an Preußen abtreten. Es iſt Hat, daß ber Herzog 
unb bie Stände ber Serzogthümer auf biefe Yorberungen Preußens 
aus freien Stüden niemals eingegangen wären. Auch mit bem be: 
ſtehenden Bundesrecht ließen fie fih unmöglid in Einklang bringen. 
Oeſterreich erklärte ſich neuerbings bereit, Preufen jedes Zugefländ: 
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nmiſe zu wachen, das innerhalb dieſes Vundesrechtes nur irgendwie Yereen. 
zuläffig fei, aber auf biefe Forderungen fünne es nicht eingehen. 
Inter dem 5.Diärz lehnte es dieſelben entfehieben ab und fügte bei, 
daß es damit eine Rhaſe ber Unterbanblungen ſchließe, in der eine 
Perunitige Vereinbarung nit möglich ſcheine. Auch die Bevölke⸗ 
rungen ber Herzogthümer waren nachgerade geneigt, in ihren Yu: 
schtändniffen an Preußen bie an bie äußerſte Girünze des Möglichen 
su geben, um nur enblih aus dem Yrepijorium binanszulommen 
und ſich ſelbſtändig conftituiren zu Lönnen. Aber jene Forderungen 
Lreußens in ihrem ganzen Umfange zuqugeftchen, dazu Tennten fie 
nh freiwillig nimmermebr verſtehen. Turch Rermittlung bes Sechs- 
unbtreißiger Ausichufles in Frankfurt wurde eine Verfländigung 
weifhen Qerirauensmännern ber Herzogtbümer und einer Anzahl 
kervorragenber Mitglieder des preußiihen Abgeordnetenhauſes in 
einer Zuſammenkunft zu Perlin verfudt. Rauch einläßlicher Grör: 
terung aller Nerhältniſſe geſtanden bie ſchleswig-holfſteiniſchen Ber: 
trauensmänner als „im Intereſſe Tentichlande müklihe und mit 
Treußen zu vereinbarende Einrichtungen“ zn: 1) bie gleichartige For⸗ 
mirung, Ausbildung und Bewaffnung bes ſchleswig-holſteiniſchen 
Heeres mit der preußiſchen Armee, etwa auch unter Vorbehalt einer 
wirffamen Inſpection von Seite Preußens; ?) bie Berfügung Preußens 
über bie militärijben Ctreitlräfte Schleswig-Holſteins im Kriege: 
tale; 3) die Anlegung der zur Zicherung ber deutſchen Gränzen 
enea nötbigen Feſtungen, beieftigten Kriegshäfen x. in Schleswig⸗ 
Holſtein durch Preußen, 4) Verfügung Preußens über bie ſeedienſt⸗ 
flichtige Mannſchaft ber Herzogthümer nad den bisherigen geſehz⸗ 
liben Neftimmungen und Peiltung eines verbältntgmäßigen Geld: 
keitrage Seitens ber Herzogthümer zur Unterhaltung ber preußiſchen 
Marine bis zur Gründung einer beutichen Flotte. 5) Eintritt Schles⸗ 
wigs in ben teutihen Bund und ber Herzogthümer in ben Zoll: 
verein, fowie Finräumung ber in Vezug anf Anlage und Bennpung 
eines Nordoſtieecanals erforberlidden Rechte an Preußen. Dagegen 
eradyteten die Nertrauensmänner als durchaus unverträglid mit ber 
Zelbitändigkeit ber Herzogtbümer: 1) Ableiitung bed Fahneneids 
an ben König von Preußen; ?) Ausbebung der Mannidaften für 
ta6 Yantheer Seitens Preußens und cinleitige Uebertragung ber 
preußifchen Armecorganiiation, Milttärgefebgebung und Gerichts: 
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ſteiniſchen Staatsgewalten; 3) Verwaltung bes Zoll, Poitl: unb 
Telegraphenweſens durch andere als bie eigenen Lanbesbehörben. 
Diefelben erflärten ſchließlich, daß bie Bevölkerung Schleswig-Hol- 
ſteins“ jeber Vergewaltigung ben zäheſten Miberitand entgegenfeben 
werde und im Kampfe gegen jolche von bem Rechts⸗ und Chrgefühl 
ber gejammten beutihen Nation Schuß und Beiftand erwarte.” Die 
Delegirtenverfammlung ber Scleswig-Holftein-Bereine erklärte ſich 
mit ben Conceflionen ihrer Vertrauensmänner troß einiger Bedenken 
mit allen gegen 1 Stimme einverſtanden. Dagegen vermodten bie 
betbeiligten Mitglieder des preußiihen Abgeordnetenhauſes es nicht, 
bie Majorität besjelben zu irgend einer Meinungsäußerung in ben: 
felben Sinne zu bewegen. Die preußiſche Regierung nahm auf ben 
ganzen Borgang ganz und gar feine Rüdfiht. Auf die Durd- 
führung ihrer Forderungen mußte fie indeß Defterreih gegenüber 
verzichten und ihre Organe erklärten ben ganzen Schritt jpäter für 
einen überwundenen Standpunkt. In der That faßte fie, da dieſes 
Minimum, wie wieberholt erflärt wurde, auf dem Wege ber Unter: 
bandlungen nicht zu erreichen war, um fo entichiebener bie förmliche 
Annerion ind Auge, entihloffen, bie Löſung der Frage fo lange zu 
verhindern, bis fie unter günitigen Umftänden in ihrem Sinne er: 
folgen könne. Inzwiſchen ſah fie fih von dem activen Borgehen 
in ben Herzogthümern nicht ſowohl durch die ihr entgegenjtehenbe 
Strömung ber öffentliden Meinung und bie befannte zähe Aus: 
bauer ber Schleswigshiolfteiner ale dur den Umſtand gehemmt, 
daß jeder Schritt nur im Einverftänbniß ber beiben Civilcommiſſare 
Defterreihs und Preußens gefchehen konnte und ber öfterreichiiche, 
Hr. v. Halbhuber, zu feiner Maßregel feine Zuftimmung gab, bie 
im ausichlieglichen Intereſſe Preußens und feiner Plane war. Co 
blieb benn immer wieder nichts übrig als ber Weg ber Unterhand⸗ 
lungen mit bem öſterreichiſchen Cabinet und Hr. v. Bismard er: 
ſchöpfte fih in allen möglichen Anregungen, die nur einige Ausficht 
boten, Preußen zu jeinem Ziele zu führen. Zunächſt wurbe wieber 
ber Großherzog von Oldenburg als Prätenbent vorgeichoben, aber 
Oeſterreich mißtraute und weigerte fi entichieben, Preußen zu einen 
Abkommen mit bemjelden zum voraus carte blanche zu geben. 
Dann gerieth Hr. v. Bismard auf die Idee, fih mit einer ſchleswig⸗ 
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reich bie Berufung einer folden nah dem Staatsgrundgeſetz von 
ı243 vor. Deſterreich hielt es zunãchſt für conſervativer, bei einer 
elchen nad) der den Derzogihümern von Tiünemark octroyirten Ber: 
añung von 1854 fliehen zu bleiben, ging aber alsbald auch auf 
ven preußiihen Vorſchlag ein. Nun wollte jedoh Hr. v. Bismard 
zıchte mehr davon willen und jprang jcinerjeits auf bie Verjafſung 
ven 1854 über; ſobald aber Oeſterrcich fi aud das gefallen laſſen 
weilte und beide entlih völlig einig zu jein jdyienen, lic er die 
sanze „bee fallen. „Immerhin war das weniger auffallend, als daß 
t. v. Bismard überhaupt auf die Idee fiel, ſich mit einer ſchleswig⸗ 
deineiniſchen Etändıverfammlung verjtäntigen zu wollen. Denn wie 
tie Stimmung in ben Herzogthümern war, ſchien es ganz außer 
adem Zweifel, daß jcde Ztändeveriammlung, fie hätte nad jebem 
beliebigen Wablgejep beruien werben mögen, mit weit überwwiegenber 
Mehrheit in eriter Linie die (Finjegung des Herzogs Friedrich unb 
tie Gomftitwirung bee neuen jelbfländigen Ztaates geforbert und in 
weiter bie Forderungen Preußens, fie mochten nun auf eine formelle 
ever bloß eine tbatjähliche Annerion gerichtet jein, abgelehnt haben 
würde. Hr. v. Yismard war barım nicht verlegen, Die Sache wieber 
von einer anbern Seite anzugreifen — er begann nım thatſächlich 
verzugeben. Am 24. März verfügte eine kal. preußiſche Cabinets⸗ 
erdre bie Verlegung ber preußiichen Flottenſtation ven Danzig nad 
Kiel und am 5. April verlangte die preußiſche Regierung von ihrem 
Landtage einen Credit von circa 6 Mill. Thlrn. behufs Befeitigung 
des Kieler Hafens und Anlegung preußiiher Marine-Etabliſſements 
in bemjelben, wobei jie offen erllärte, daß Preußen „entichlofien jet, 
im Zeig dieſes Hafens zu bleiben.” Ta das preußiiche Abg. Haus 
das Anfinnen ablehnte, fo fiel bie ganze frage vorerſt dahin. Hr. 
». Tismard mußte einen neuen Angrifispunkt hervorſuchen und dieß⸗ 
mal gerietb er an dasjenige Hinderniß, bas ber Verwirklichung jet: 
ner Plane allerdings in erſter Yinie entgegen ſtand, bie fortwährenbe 
Anweſenheit des Auguitenburgers in Kiel und bie Thatſache, daß 
bie ungeheure Vichrbrit ber Bevölkerung ber Herzogthümer ihn 
troß ber factiihen Herrſchaft Deiterreihe und Preußens als ihren 
eigentlihen Landesherrn betrachtete und bei jeder Gelegenheit auf 
die Beendigung jenes Proviſoriums und bie enbliche Einjeßung ihres 
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Herzöge drang, Die fortwährende Anweſenheit bes Auguftenburgers 
im Lande gab Hrn. v. Bismard ben Grund ober Vorwand, die mit 
Deiterreich bereits vereinbarte Einberufung einer ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Ständeverſammlung plötzlich wieber fallen zu laſſen. So lange ber 
Auguftenburger im Lande fei, fei bie Öffentliche Meinung nicht frei 
und könne an eine Einberufung ber Stände nicht gedacht werben. 
Allein Oeſterreich ging auf bas preußifche Verlangen, den Präten- 
benten nöthigenfall8 gewaltſam zu entfernen, nicht ein, auch nicht, 
als bie preußifche Regierung fi durch eine Note des Großherzogs 
bon Oldenburg ſecundiren lich, in welcher bie bitterften Klagen gegen 
die „Auguftenburgifche Nebenregierung” erhoben und im Namen 
einer billigen Parität für beide Prätendenten auf bie Bejeitigung 
jo anormaler Zuftände gebrungen ward. Preußen drang immer leb⸗ 
bafter in Dejterreih, aber umjonft und die natürlühe folge des 
mißlungenen Verſuches war die Befeftigung des auguſtenburgiſchen 
Einfluffes im Lande, und zwar um fo entichiebener, als Preußen 
zu berjelben Zeit einen verumglüdten Verſuch machte, an ben däuiſch 
gelinnten Norbichlesiwigern, die es als von der auguftenburgiichen 
Bartei beeinträchtigt und verfolgt barzuftellen bemüht war, eine 
Stütze für fih zu gewinnen. Es zeigte jid) das beutlich bei Gele— 
genheit der Geburtstagsfeier des Herzogs Friedrich am 6. Juli, ber 
fo ziemli im ganzen Lande feftlih begangen wurbe und eine große 
Anzahl von Deputationen auch aus dem Schleswigſchen nad Nien- 
jtäbten, imo ber Herzog wohnte, führte, während bie Preußen es 
nicht gar lange früher bei Gelegenheit des Geburtstage des Königs 
Wilhelm troß aller Anftrengungen nit über ofiizielle Förmlich⸗ 
feiten zu bringen vermocht hatten. Jetzt war bie Geduld bes Hrn. 
p. Bismard zu Ende und reifte in ihm ben Entſchluß, um jeben 
Preis eine Nenderung der Situation herbeizuführen ımb zu biefem 
(Ende bin nöthigenfalls ganz anders als bisher gegen Vejterreich 
aufzutreten. Bevor wir indeß die Vorgänge ſchildern, die jchliehlid, 
zu der Gafteiner Convention zwiſchen Oefterreih und Preußen führ: 
ten, iſt es an ber Zeit, einen DBli auf die innere Lage bes Kaijer- 
ſtaats feit Anfang bes % 1865 zu werfen: 

Der ſchon jeit dem November 1864 verjammelte weitere 
Reichsrath ſpiegelte ziemlih genau bie allgemeine Unzufriebenheit ber 
Öffentlihen Meinung in allen Theilen des Reihe über die Politik 
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per Regierung wieder. Ungarn beharrie in feinem paffiven Wider⸗ * 
ſtande gegen bie Februarverfaſſung und bie Regierung machte ihrer⸗ 
jeite auch nicht den mindeſten Berjucd, eine Ausgleihung und Ber: 
jtänbigung wenigſtens anzubahnen oder vorzubereiten, nach bem be: 
kannten Ausiprudhe des Staatsminiſters Schmerling „wir können 
warten“. Die Ziaven wüblten nad) Kräften gegen bie Februarver⸗ 
faſſung und gegen den Reichsrath, der fie in ihren ſeparatiſtiſchen 
Heftrebungen einengte und dem deutſchen Elemente das Uebergewicht 
ſicherte. Die deutſchen Provinzen waren mit der preußiſchen Allianz 
und der ganzen deutſchen Politik der Regierung, die den Kaiſer⸗ 
ſtaat mehr und mehr Deutſchland entfremden mußte und ganz dem 
Rathe des Hrn. v. Rismarck, den Schwerpunkt des Reihe von 
Wien nach Ofen zu verlegen, zu entſprechen ſchien, nichts weniger 
als einverſtanden. Venetien nahm am Reichsrathe ebenfalls keinen 
Antheil und mußte fortwährend gegenüber ben italieniſchen Gelüſten 
durch eine jederzeit ſchlagfertige Armee niedergehalten werden. Die 
Steuern laſteten ſchwer auf allen Klaſſen der Gelellihaft und 
waren nachgerade fait unerſchwinglich, fo daß die Rückſtände, bie 
nicht eingetrieben werden konnten, ſich in erſchreckender Weiſe auf⸗ 
thürmten und in viele Millionen gingen und dennoch waren die 
Staatsausgaben Jahr für Jahr immer größer als die Einnahmen 
und zeigten immer ein Defizit, bag nur durch neue Schulden ge- 
det werben fonnte, während der Staatekredit fortwährend abnahm 
und jedes neuc Anleben zu immer ungünitigeren Bedingungen j 
abgefchlofjjen werben mußte. Es lag auf der Hand, daß ber Staat " 
auf biefem Wege allmälig fiher dem Bankerott entgegen trieb. Das | 
Miniſterium Schmerling hatte ji ſeiner Aufgabe eutichieben nicht 
gewadien erwiejen. Ohne Zweifel iſt die Entwidlung des öffent: 
lihen Geiſtes in Tejterreih durch bie Inſtitution bed Reichsrathé 
und ber Yandbtage um einen gewaltigen Schritt vorwärts gelommen. 
Allein das war zum allergeringiten Theile das Verdienſt de6 Hrn. 
v. Schmerling, der für bie weitere Ausbildung ver Februarverfaflung 
gar wichts that, im Gegentheil biefelbe möglichit zu hemmen und 
das alte Bevormuntungsipiten aufrecht zu erhalten bemüht war. 
Im Grunde war trotz der conftitutionellen Inſtitutionen ber Geiſt 
der Verwaltung bericlbe geblieben. Ueberblidt man die Thätigfeit 
des Reicheraths jeit dem Jahr 1861, jo ergibt fih ein in ber That 





386 


⸗⸗ 


Aeberſiht der Erciguiffe dcs Jehres 1868, 


hoͤchſt armſeliges Reſultat und bie Schnlb baran lag wahrlich nicht am 


Abgeordnetenhauſe desſelben, ſondern an der Regierung, die es an 
eingreifenden Vorlagen ermangeln ließ und ſich begmügte, durch den⸗ 
ſelben das jährliche Budget debattiren und bewilligen zu laſſen. 
Immerhin war durch das neue Bankgeſetz und die Dispoſitionen zu 
Herſtellung der Valuta ein bedeutſamer Schritt geſchehen und wenn 
es dem Reichsrathe gelingen würde, die Regierung zu Erſparniſſen 
in einem Umfange zu zwingen, die wenigſtens das jährliche ſoge⸗ 
nannte Gebahrungsbeficit beſeitigte, fo konnte ber Reichsrath fih das 
Zeugniß geben, twenigftens bie finanziellen Grundlagen für eine ge- 
lunde Entwidlung bes Reichs geihaffen zu Haben. In der That 
betrachtete er benn auch bas leßtere ale bie Hauptaufgabe feiner 
legten Seſſion. Es war, wie fi) bald zeigte, ein hartes Stüd Ar- 
beit. Die Megierung febte bem Bemühen den zäheften Widerftand 
entgegen. Am 9. Januar 1865 beſchloß bie Finanzcommiſſion des 
Abg.Hauſes auf den Antrag des Grafen Vrints, ber nichts weniger 
als zu den Gegnern ber Regierung gehörte, einftimmig, das ihr vom 
Haufe überwiejene Budget für 1865 an bie Regierung zurüdzufen- 
ben, mit ber Aufforberung, darin ſelbſt diejenigen Abſtriche vorzu- 
nehmen, bie fonft die Gommiffion zu beſchließen genöthigt wäre, um 
wenigftens das eigentliche Gebahrungsbeficit für 1865 zu befeitigen. 
Das Begehren war fo billig und fo natürlich, daß die Regierung 
nicht umbin Tonnte, barüber mit bem Sinanzausfchuffe menigfteng ing 
Benehmen zu treten; fie machte jebo eine Verſtändigung von zwei 
Vorbebingungen abhängig, einmal davon, baß der Reichsrath der 
Regierung vollkommen freie Virements innerhalb ber einzelnen Mi: 
nifterien gewährte und dann, daß er nadı Berathung bes Budgets 
für 1865 fofort in diejenige über has Budget für 1866 eintrete, 
und weigerte ſich beharrlih, die Eumme bes von ihr für möglid 
gehaltenen Abſtrichs zu nennen. Gegenüber biefem fonberbaren 
Verhalten fette der Finanzausſchuß das Deficit auf 25 Millionen 
und zwar als anzunehmendes Minimum feft, und begann mit ber 
Berathung des Bubgetentwurfs, indem er von fi aus bie nöthigen 
Abſtriche vornahm, obwohl Kr. dv. Schmerling ziemlich brohend hin⸗ 
warf, das Abgeordnetenhaus könne allerdings 25, 28 ja noch mehr 
Millionen abſtreichen, aber das Budget gelange an die drei ver— 
faſſungsmäßigen Factoren und da ſei Gefahr vorhanden, daß das 
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zinamageieh gar nicht zu Stande komme, womit er ſich alio ganz On“ 
auf ben Ctanbpunft der Praris bed Hrn. v. Vismarck in Preußen 
ftellte. Dir Finanzausſchuß ging jedoch, ohne fh von ber Drohung 
einfchüchtern zu laſſen, im jeiner Arbeit vor, entichleflen, bas Deficit 
mit ober ohne die Zuſtimmung ber Regierung durch alljeitige Er: 
iparniffe zu befeitigen. Am 19, Febr. legte inzwiſchen ber Finanz⸗ 
minijter v. Plener bas Budget für 18366 vor, bas ſelbſt nad 
jeiner Öruppirung wiederum ein Teficit von 13 Millionen aufwies 
und erft für 1307 „hoffte“ er, basielbe ganz befeitigen zu können. 
Der Eindruck auf bie öffentlihe Meinung war neibwenbig ein über: 
aus ſchlechter und bie Finanzcommiſſion richtete baher eine neue 
Aufforderung an die Regierung, die Summe ihres Abſtrichs im 
Aubdget für 1865 zu nennen. Endlich gab bieje nad) und veriiand 
ih zu einem Abſtrich von 20 Millionen, woron 11 Mill. auf 
das Militär: und 1,770,000 fl. auf das Marinebubget fallen ſoll⸗ 
ten, weigerte fi aber, in bie Cigungen ber Gommiflion, in benen 
das Militirbudget erörtert werben follte, ihre Bertreter zu ſchicken. 
Die Jinanzcommiffion ließ fich nicht beirren und beſchloß, für biejes 
Budget ftatt ber zugeflandenen 11 wielmehr einen Abftri nen 17 
Diillionen und im WMarinebubget einen folchen von 2,398,000 fi. 
Am 17. März erledigte die Commiſſion das Budget für 1865: 
trotz aller Abftriche blieb doch noch ein Teficit von ca.7 Millionen. 
Am 27. März begann bie “Debatte über das Budget im Abgeorb- 
neten:Saufe. Das Miniiterium Schmerling hatte die Mebrbeit, über 
vie es bieber im Abg.⸗Hauſe verfügen konnte, eingebäßt: bie ent 
ihiedene Majorität flanb zur Finanzcommiſſion und fon in ber 
allgemeinen Tebatte wurde vom allen Seiten laut und übereinftim: 
mend erflärt, daß binreichende Abftriche unerläßlich feien, weil weder 
weitere Steuererhöͤhungen nod eine weitere Benükung des Staats⸗ 
credits mehr möglich feiern. Die Specialberathung legte deu feften 
Fntihluß ber Majorität gegen die Regierung noch beutlicher an ben 
Zag: nit in ber unbebeutenbiten Rubrik gelang es ihr, gegen bie 
Anträge des Finanzausſchuſſes burdazubringen, wenn fie auch oft 
allerdings nur mit wenigen Ctimmen in ber Minderheit blieb. 
Namentlid wurde der Abſtrich vom Diilitäretat nach dem Antrage 
der Gommifjion mit 17 Mill. und ebenio beim Marineetat geneh⸗ 
mit. Wenn bas Teficit bejcitigt, wenn überhaupt erkleckliche Er: 
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—* ipnrniffe gemacht werben ſollien, fo konnten fie nut in dieſen beiben 


Zweigen ber Staateveriwaltung erzielt werben. Gerabe dieß aber 
traf bie abfolutiftiihen Reigungen unb Gewohnheiten ber Regierung 
am aller empfindlichſten. Wie berechtigt aber das Vorgehen des 
Abg.Hauſes mit Rädficht auf bie tiefe Zerrüttung der Stmatsfinan- 
zen. war, zeigte fl am prägnanteften, als ber Finanzminifter am 8, 
Juni das Haus und die öffentliche Meinung mit der Forderung 
überraſchte, der Regierung ein Anlehen bon nicht weniger ale 117 
Millionen zu bewilligen, behufs Deckung eines nicht vorgejehenen 
Deficits in der Staatsrechnung von 1864, Deckung ber vorausſichtlichen 
Deficits der Jahre 1866 und 1866 und Beſchaffung ber Mittel 
zur Erfüllung ber gegenüber ber Nationalbank eingegangenen Ber: 
pflichtungen für Herftellung der Valuta. Die Regierung mußte ein- 
geftehen, baf fie das Budget für 1864 um 7% Weilfionen über: 
fchritten babe und daß von den Steuern nicht weniger ale 20 Mill. 
nit eingegangen ſeien und trog aller Strenge ber Behörben nicht 
hätten eingetrieben werben können. Die Regierung mußte eingeftehen, 
dag fie zur Dedung dieſes unvorhergeſehenen Deficits Summen 
verwendet babe, bie nom Reichsrath für ganz andere Zwecke be: 
willigt worben waren und bie jebt eben noch einmal bewilligt werden 
müßten. Die ganze Darlegukg ließ einen tiefen Blid in den Ab: 
grumd der öſterr. Finanzen thun. Das Abgeordnetenhaus war um 
fo entſchloſſerer, feine Pflicht zu thun nnd bie Finanzcommiſſion 
besfelben beſchloß alsbald einftimmig, bem Haufe überhaupt feine 
Eusbitbewilligung zuzumuthen, bevor nicht das Finanzgeſetz fir 1865 
verfaflungemäßig feſtgeſtellt ſei, um dem Einbrechen der preußiichen 
Theorie „von ber. Lüde in der Verfaffung“ auch m Defterreih von 
vorn herein einen Riegel vorzuſchieben. Ferner beichloß fie, jede 
Bewilligung von Seite bes Abg.Hauſes dürfe nur erfolgen unter 
hinreichender Garantie, dag die willfährlihen Bubgetüberjchreitungen 
und verſteckten Wnlehen ohne Zuflimmung bes Reichsraths, wie fie 
fih das angeblich eonftitutionelle Minifterium Schmerling in ben 
Yebten Jahren wiederholt erlaubt Hatte, für die Zukunft unmöglich 
und ber Grundſatz ber Verfaflung, daß die Staatsſchuld unter ber 
Controle des Reichsraths ſtehe und Staatsjchulben nur mit feiner 
Zuftimmung tontrahiet werben bürften, zur Wahrheit gemacht werbe. 
Die difentliche Meinung konnte fi) indeß micht verbehlen, daß bie con: 
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ınd am Serrenhaufe jebenjalld feine Stütze babe. Diejes trat am 
23. Juni in bie Behandlung bes Budgets für 1565 ein und war 
semübt, im Gegenſatz gegen bie Erſparniſſe bes Abg. Hauſes faft 
.berall wieder bie nriprüngligen Anſätze ber Regierung berzuftellen 
nd feine Conmiſſion trug namentlich darauf an, das Militärbeibget 
m 5 Willionen, das Marinebudget um 680,000 fl. zu erbößen, 
in Conflict zwiſchen beiden Häuſern ſchien faſt unausweichlich, als 
eine Kriſis eintrat, bie im weiteren Verfolge den ganzen Reichsrach 
aut die Seite jchieben und Teiterreih in feiner Umgeſtaltung auf 
sinne ganz neue, ungewiſſe Bahn jühren jollte. 

In ter Wiener Hofburg machte das Auftreten dad Abg.Hauſes 
des Reichsraths begreiflicher Weile einen höchſt ungänftigen Eindruck. 
Ar. v. Echmerling modte überhaupt, und das darf zu feiner Ent 
"zulbigung allerdings nicht außer Acht gelaffen werben, um feiner 
ärgerliden Herkunft willen und weil er aller Gonnerionen unter 
sen großen arijtoeratiihen Familien bes Landes, welche bie Perſon 
des Herrſchers umgchen, entbehrte, vielfach eine ſchwierige Stellung 
scacnüber dem Hofe haben. Dennoch ſtand er ziemlich feſt, folange 
Auofiht war, jeine Schöpfung, bie Februarverfaſſung, allmälig zu 
conjelidiren unb jo das Reich zu reconftraiven, ohne daß von ben 
alten Neigungen und Gewohnheiten allzuniel geopfert werden müßte, 
ie Staatoſinanzen wenigſtens aufrecht erhalten werben konnten, bas 
Peilitärweſen nicht angetajtet wurde und die awswärtige Politik un⸗ 
behindert wie bisher geleitet und beeinflußt werben konnte. Als 
aber dieſe Ausjihten eine nad ber andern ſchwanden, als «6 fi 
namentlich zeigte, daß das Miniſterium Schmerling außer Stand 
‘et, die Ungarn zu verſöhnen, ja nicht einmal einen Verſuch dazu 
zu unternebmen wagte, ale vollends ber Reichsrath unbequem zu 
werden anfing, trat allmälig ein Umfhwung in ben höchſten 
Negienen gezenüber der Februarverfaſſung, dem Miniſterium Echmer: 
ung und dem Reichsrathe ein. Die jog. altconjervative ungariſche 
‚artei, welcher namentlih aud ber Graf Moriz Eſterhazy ange: 
orte, dem ein Zig im Miniſterratbe ohne Portefeuille übertragen 
worben wur, benüpte dieſe Stimmung und legte ganz im Stillen 
sen Hebel au, der die Februarverfaſſung bejeitigen unb fie jelbft 
ans Ruder bringen ſollte. Die Partei gab fi der Hoffnung Bin, 
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Fr unb wußte fie offenbar auch bem Kaifer beigubringen, daß es ihr 
"Gelingen werde, einen Ausgleih mit Ungarn auf annehmbare Be⸗ 
dingungen bin zu Stande zu bringen. 

Die Einleitung bildete ein Beſuch bes Kaifers in Peſth zu 
Anfang Juni. Der Empfang war ein glängenber, bie Befriebigung 
anf beiden Seiten glei groß. Der Boden, auf bem das Mini: 
ſterium Schmerling zu ftehen glaubte, war unterhöhlt, ohne daß 
es davon eine Ahnung zu baben ſchien. Plötzlich am 26. Juni, 
alfo nur wenige Wochen nah dem Beſuche bes Kaifers in Beth, 
erhielten die beiden Hofkanzler für Ungarn unb Siebenbürgen, die 
Grafen Franz Zihy und Nabasby, beide entjchievene Anhänger ber 
Vebruarverfafiung, ohne daß fie darum nachgeſucht hätten, ihre Ent- 
laſſung und wurbe Graf Georg Majlath von ber Partei ber Alt: 
confervativen, ohne daß das Minifterium barüber zu Rathe gezogen 
worben wäre, zum ungarijchen Hoffanzler ernannt. Der Schlag 
war entiheidend. Schon am folgenden Tage gab das Minifterium 
Schmerling, mit Ausnahme ber Minifter des Auswärtigen und bes 
Kriege, feine Entlaflung ein; Erzberzog Rainer, der Präfibent bes 
Minifterrathe, erhielt einen Urlaub und trat noch am gleichen Tage 
eine Reife ind Ausland an, Nicht eine bloße Minifterkrifis, fon- 
bern eine fürmlide Staatskriſis war eingetreten, wenn auch bie 
öffentliche Meinung über die Motive und bie Ziele berfelben vorerft 
noch im Tunteln blieb. Der Reichsrath fühlte, daß feine Eriftenz 
eine zweifelhafte geworben jei und beeilte ſich, wenigſtens noch bie 
dringendſten Geſchäfte abzuwideln. Um bie öffentliche Meinung zu 
beſchwichtigen, ordnete ein kaiſerl. Handſchreiben bie unverzügliche 
Verſetzung ber italieniſchen Armee auf ben vollen Friedensſtand an, 
fo daß der Annahme bes Budgets für 1865, wie e8 aus den Be 
rathungen bes Abg.⸗Hauſes hervorgegangen war, nichts mehr im 
Wege ftanb. Freilich geſchah es nicht, ohne daß ſich dabei Regierung 
und Herrenhaus arge Blößen gaben. Noch am 6. Mai hatte ber 
Kriegsminifter dem Abg.Hauſe erklärt, daß er bem geforberten Ab⸗ 
firihe „unmöglich zuftimmen Sönne, wenn er nicht bie Organijation 
der Armee angreifen wolle; nun war es body möglich geweſen, 
bene Begehren desſelben zu entiprechen, offenbar ohne jene Organi: 
fation anzugreifen. Das Herrenhaus aber zeigte feinerjeits wenig 
Selbſtändigkeit; jo lange es glaubte, ben Wünichen ber Regierung 
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zu entſprechen, vwotirte es überall die Anſäde ber Regierung gegen Dfer- 
Sr . reeich. 
bie Abſtriche des Abg.Hauſes; ſobald dagegen der Umſchwung ein: 
getreten war und das Handbillet des Kaiſers die Reduction der 
Armee angeordnet hatte, war es auch damit einverſtanden und ge 
nehmigte weiterhin jo ziemlich alle Abſtriche des Abg.Hauſes. Beide 
Haäuſer ſtellten indeß ihre Arbeiten weſentlich ein. Das Budget für 
1866 wurde nicht mehr in Angriff genommen und ebenſo blieb bie 
große Anlebensforterung ber Regierung unerlebigt, mit Ausnahme 
einer Zumme von 13 Viillionen, welde die Ichtere für die Be 
zablung tes eben jülligen Julicoupons augenblidlih beburite. Jü⸗ 
zwiſchen wurde mit ber Ernenaung ber neuen Minifter auffallend 
lange gezögert. Ofſenbar fehlte es an entjcheibender Stelle noch an 
einem fejten Plane, während bie ungemwilje Zukunft jchwer auf ber 
ötjentliden Meinung lajtete. 


Ziejen Moment, da Deſterreich einen neuen Verſuch machte, Yeeupen. 


die inneren Schwierigleiten jeiner Lage zu bewältigen, einen Verſuch, 
ter jedenialls nicht ehne Gefahr und deſſen Erfolg noch jehr zwei: 
felhaft war, bielt Preußen für geeignet, um aus ber unbebaglichen 
Lage in Schleewig-Holſtein herauszukommen und auf Deiterreich 
einen Truf auszuüben, um cine feinen ‘Planen entfprechenbe Ber: 
einbarung zu erzielen over wenigitens anzubahnen. Der König von 
Preußen biclt ſich damals zur tur in Karlsbad auf in Beglet: 
tung des Hrn. v. Bismarck und biefer richtete benn ben dort aus 
zunädit unter dem 11. Juli eine Tepeihe an das öfterreichiiche 
Gabinet, in der er laute Klage über die Zujtänte in Holftein „gegen 
bie dortige Preſſe, gegen bie Vereine, gegen bie Beamteten, gegen 
die Univerjisit Kiel erbeb und bei Derweigerung öfterreihijcher Mit 
bülje zu Lejcitigung ſolcher Zuſtände gerabezu ein einfeitiges Vor⸗ 
gehen Preußens in Ausjicht ſtellte. Zugleich äußerte fih Hr. ©. 
Bismarck ganz laut und namentlich gegenüber dem ebenfalle in 
Karlabad verweilenden franz. Votſchafter in Wien, dem Herzog v. 
Gramment, daß er einen Krieg gegen Oeſterreich nicht nur nicht 
jcheue, jondern geradezu wünſche und daß Preußen in Güte oder 
nit Gewalt die Zuprematie in Deutſchland erlangen wolle und er- 
langen werde. Oeſterreich juchte vorerjt Treußen in feinen Klagen 
zu begütigen. Nach beendigter Badecur ging ber König von Karls: 
bad nady Gajtein und hielt am 21. Juli auf dem Wege dahin in 
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zu entſprechen, votirte es überall bie Anjäße der Regierung gegen Defer- 
die Wbftrihe bes Abg.Hauſes; icbald dagegen der Umſchwung ein 
getreten war unb das Handbillet des Kaiſers die Rebuction ber 
Armee angeordnet hatte, war es auch bamit einverflanden unb ge 
nehmigte weiterhin jo ziemlih alle Abftriche des Abg.Hauſes. Beide 
Häuſer jtellten indeß ihre Arbeiten wejentlih ein. Das Budget für 
1566 wurde nicht mehr in Angriff genonmen und ebenjo blieb die 
große Anlehensforberung der Regierung unerledigt, mit Ausnahme 
einer Zumme von 13 WVillionen, weldye bie Ichtere für die Be 
zablung des eben jülligen Julicoupons augenblidlid bedurfte. Jü⸗ 
zwilchen wurde mit ber Ernennaung ber neuen Minifter auffallend 
lange gezögert. Ofſenbar fehlte es an entſcheidender Stelle noch an 
einem fejten Plane, während vie ungewiſſe Zulunft ſchwer auf ber 
öfjentlidyen Meinung lajtete. 

Dieſen Moment, da Uejterreid einen neuen Verſuch machte, Srenfen. 
die inneren Schwierigkeiten jeiner Lage zu beivältigen, einen Verſuch, 
ber jedenfalls nicht ohne Gefahr und teilen Erfolg noch jehr zwei⸗ 
felhaft war, bielt Preußen für geeignet, um aus der unbehaglichen 
Lage in Schleswig-Holſtein herauszulommen und auf Oeſterreich 
einen Trud auszuüben, um cine feinen Planen entſprechende Ber: 
einbarung zu erzielen oder wenigitens anzubahnen. Der König von 
Preußen hielt jih damals zur Kur in Karlsbad auf in DBeglei: 
tung bes Hrn. v. Bismarck und biefer richtete denn von dort and 
zunädjft unter dem 11. Juli eine Depeſche an das öfterreicdhiiche 
Cabinet, in der er laute Klage über die Zuſtände in Holftein ‚gegen 
die dortige Preſſe, gegen bie Vereine, gegen die Beamteten, gegen 
die Univerjität Stiel erbob und bei Derweigerung öſterreichiſcher Mits 
hülſe zu Vejcitigung ſolcher Zuftände geradezu ein einfeitige® Vor⸗ 
geben Preußens in Ausjicht ſtellte. Zugleich äußerte ih Hr. m. 
Yismard ganz laut und namentlich gegenüber dem ebenfalls in 
Karlsbad verweilenden franz. Botſchafter in Wien, bem Herzog v. 
Örammont, daß er einen Krieg gegen Dejterreih nicht nur nicht 
iheue, fondern geradezu wünſche und daß Preußen in Güte oder 
mit Gewalt die Zuprematie in Deutſchland erlangen wolle und er- 
langen werde. Oeſterreich juchte vorerſt Preußen in feinen Klagen 
zu begütigen. Nach beendigter Babecur ging ber König von Karls⸗ 
bab nad) Gajtein und hielt am 21. Juli auf dem Wege bahin in 
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in förmliches Cabinetsconfeil ab, zu bem nicht nur 
inifter son Berlin, fondern auch bie Gefanbten Preus 
ı und Paris bejdieben waren. Auf bem weiteren Wege 
LTismard in Salzburg mit dem bayriſchen Miniſter 
1, ben er bahin zu einer Unterrebung eingelaben hatte, 
In biefer Unterrebung — bie beffälligen Angaben 
ner authentifchen Quelle herzurühren und es wurde ihnen 
eiligten wenigſtens nicht widerſprochen — erflärte Hr. 
daß ſeiner feſten Ueberzeugung nach der Krieg zwiſchen 
id Preußen wahrſcheinlich und unmittelbar bevorſtehend 
er die Mittelſtaaten zu Wahrung ſtricter Neutralität 
idem er beifügte, Oeſterreich ſei weder gerüftet noch 
Mittel ſich zu rüſten; ein einziger Stoß, eine Haupt- 
war von Schleſien her und Preußen werbe in ber Lage 
eben zu bictiren. In biefen Qispofitionen Tangte das 
Hager in Gaftein an. Oeſterreich blieben natürlich biefe 
icht unbefannt. Und allerdings ſcheute es den Krieg: 
n wie bie eben eingetritene innere Krifis machten einen 
basjelbe faft unmöglih. Preußen aber hielt es für 
afs äußerfte zu reizen, indem es wirflih, wie es gez 
leswig⸗· Holſtein einfeitig und gemaltfam vorzugehen be 
26. Juli ‚wurde der Redacteur May in Altona, zus 
‚er hervorragendſten und thätigften Mitglieder des Aus— 
Echleswig-Holftein Vereine, früh Morgens durch preuß. 
einem Bette überfallen, gewaltſam aufgehoben unb auf 
Rendsburg gefchleppt, und ber liberale preuß. Abgeord⸗ 
er fich feit einiger Zeit in Kiel aufhielt, aus Holjtein 
beides ohne erft die Zuftimmung bes öſterreichiſchen Ci— 
eingeholt zu haben, ber benn auch gegen beibe Ges 
inen feierlichen Proteft einlegte. Die Nachricht bavon 
veutfchland auf und das äfterreiiiche Cabinet beſchloß 
Sefandten in Münden, Graf Blome, ben es ſchon vor— 
: Ende nad Wien beſchieden hatte, nad Gaftein zu 
f Blome kehrte jedoch einige Tage naher unverrich⸗ 
na Wien zurüd. Am 8. Auguft ging er inbeß mit 
tionen nach Gaftein und am 14. Fam benn aud eine 
zwiſchen beiden Gabinetten zu Stande, bie fogenannte 
wention. Eine endliche fung ber fchleswig-holfteini- 


Urberkpt der Erriguife des Fahren 1868. 403 


fen Frage war es freilih nicht, ba Preußen auf eine foldye Der 
innerhalb bes Bunbesrechts nah bem Borichlage Defterreihs, Defter: gruen. 
reich dagegen anf eine lebertragung feiner durch den Wiener fyrieben 
erworbenen Rechte an Preußen, wie dieſes wünſchte, nicht einging. 
Ee war wieder nur ein Proviforium, aber ein foldhes, das Preußen 
beitimmte Vortheile unb freiere Hand für bie Verfolgung feiner 
weiteren Plane, Tefterreih dagegen bie Ausſicht bot, ferner nicht 
wie bisher in fortgeſetzte Bollifionen mit Preußen zu gerathen, und 
das bie Hauptirage vorerſt noch intact erhielt. Durd die Gafteiner 
Convention wurden die beiden Herzogthũmer wieber auseinander ge⸗ 
riffen und die Regierung und Verwaltung von Schleswig an Preus 
fen, biejenige von Kolftein an Defterreidh überlaffen, Sauenburg 
aber von Üefterreih gegen 2,500,000 bäniihe Reichsthaler, in 
Berlin zahlbar und zwar in preuß. Silbergelb, befinitiv an Preußen 
abgetreten. Ucberdieß erhielt Preußen ben Hafen von Kiel mit dem 
Recht, denfelben zu befeitigen und in bemfelben bie erforberlidhen 
Diarineetabliffements anzulegen, außerdem bie Mitbefebung ber Feitung 
Rendsburg, fo lange nicht Kiel vom beutihen Bunde zum Bunbess 
bafen, Rendeburg zur Yunbesjeftung erhoben wäre. Endlich wurde Preu: 
Ben die Oberaufjicht über ben zu erbauenden Norb-Oftfee-Eanal zugeftans 
den. Gab ihm die Safteiner Konvention auch keineswegs alles, was Preu⸗ 
- Ben wünfchte, fo konnte es doch mit dem Refultat fehr zufrieden fein: 
der Erwerb von Lauenburg, ber thatjächliche Veſitz bes Kieler Hafen 
und bie freie Hand, in Schleewig nunmehr bie Annerion ungehemmt 
vorbereiten und einleiten zu Lönnen, waren ganz weſentliche Erfolge 
Bismards, der denn auch zum Tank dafür von König Wilhelm in 
den Grafenitand erhoben wurbe. Aber außer Preußen lautete das 
Urtheil über die Gaſteiner Convention ganz anders. In ben Her: 
zogthümern proteftirte die Majorität der Stänbemitglieber, bie ‘Des 
legirtenverfammlung der Scleswig-holftein-Bereine einftimmig und 
ebenfo ein Städtetag in Neumünfter aufs entichiebenfte gegen eine 
Abmahung, bie das Land neuerdings anseinanderriß und überhaupt 
darüber ganz und gar ale überein eroberte Lanb verfügte. Der Ver⸗ 
auf Lauenburgs um baare harte Thaler wie „eine Heerde Vieh” 
erregte in Teutihland Scham und Entrüftung, Frankreich und Eng- 
Iand geißelten durch diplomatiſche Circularſchreiben in ben aller 
ſtärkſten Ausdrücken, wie fie in folgen Actenftäden felten finb, ben 
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— Widerſpruch, in dem die Gaſteiner Convention zu all den feierlichen 
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" Erklärungen ſtand, welde bie beiden deutſchen Großmächte bei Be⸗ 
ginm des däniſchen Krieged und im Verlauf besfelben abgegeben 
hatten. Sie kehrten fi nicht daran: Defterreih war froh, einer 
Friegerifchen Verwicklung durch einige Eonceflionen entgangen, Preu⸗ 
Ben glaubte feinem Ziele um einen entſchiedenen Schritt näher ge⸗ 
kommen zu ſein. 

Während fo die Allianz wiſchen Oeſterreich und Preußen all⸗ 
mälig in ihr Gegentheil umzuſchlagen und bie deutſche Frage in 
ein neues Stadium einzutreten begann, beichäftigte fi bie roma⸗ 
nifche Welt mit ber römilchen Frage. Da bie Septemberconvention 
zwiſchen Frankreich und Stalien ohne Zuzug ber römiſchen Eurie 
und felhft ohne fie darüber vorher aud nur zu conſultiren, abge 
fhlofien worden war, nahm ber Bapft zunächſt von derſelben jchein- 
bar gar Feine Notiz. Doch ließ ſich nicht"verlennen, baß bie En- 
euclica vom 8. December 1864 eine Art inbirecter Antwort auf 
biefelbe war. Denn indem ber b. Stuhl durch biejelbe nicht bloß 
eine Reihe religiöjfer oder philoſophiſcher Säge verurtheilte, was 
feines Amtes fein mochte, jondern barüber hinaus auch alle bie 
ftaatlihen Errungenidaften ber Neuzeit verbammte unb fi babei 
ganz auf ben Standpunkt bes Mittelalters über das Verhältniß 
zwilden Staat und Kirche ftellte, Tag darin ſchon ausgeſprochen, 
baß ber Papſt nie und nimmer geneigt fei, dem Kirchenitaat bie- 
jenigen politifden Freiheiten zu gewähren und felber biejenigen po: 
litifhen Reformen einzuführen, die er in ber Encyclica und bem 
Syllabus als verberblih und gottlo® verwarf. Und doch war has 
nach ber nicht zweifelhaften Ueberzeugung bed Kaiſers ber Franzoſen 
das einzige Mittel unb ber ausichließlide Weg, auf bem ber Bapft 
fi auch nach bem Abzuge ber Franzoſen und gegenüber dem An- 
brängen bes neuen Italiens ben Reft feiner weltlichen Souveräne: 
it erhalten, jeine Unabhängigkeit ſichern konnte Doc das 
war vorerft noch eine Trage ber Zukunft. Dagegen griff die En: 
eyelica weit über .bie Trage ber weltlichen Herrſchaft des Papftes 
hinaus, griff bie Grundlagen und bie verfaffungsmäßigen Zu- 
fände aller beftchenden Staaten an. In ben germanifchen Rändern 
war ber Erfolg jedoch ein fehr geringer: bie Veröffentlichung ber 
papſtlichen Manifeftationen ftieß nirgends auf weientlihe Hinder⸗ 
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niſſe von Seite bes Staaté, allein fie machten auch Teinen weſent⸗ an 
Then Einbrud auf bie öfientlihe Meinung. Anders bagegen in “ 
ben romaniſchen Staaten. Die franzöfihe Regierung betrachtete bie 
Encyclica und mit Recht ale nicht zum mindeften gegen fie gerich⸗ 
tet und ber Yuftisminifter erließ benn auch ſchon unter bem 1. Ja⸗ 
nuar 1865 ein Runbichreiben an fämmtliche Erzbiſchöfe und Bifchäfe 
bes Kaiferreiche, in bem er ihnen erflärte, daß bie Veröffentlichung 
bes erften Theile ber Enchclica und des Syllabus nicht geftattet 
werben tönnte, „ba fie Aufftellungen enthielten, die ben Orunbfäten 
zuwiberliefen, auf melchen bie Berfaflung bes SKaiferreiche berube.“ 
Ein Deeret des Kaifers vom 5. Januar beftätigte das Verbot. Als: 
bald gerieth der ganze Epifcopat mit fehr wenigen Ausnahmen in 
Dewegung unb Aufregung. Zwei Erzbiſchöfe und ein Biſchof wag- 
ten 6, bie päpftlichen Erlaffe troß bes Taiferlihen Berbots von 
ihren Ranzeln zu verfünden. Cie wurben bafür vor ben Staates 
rath gezogen unb wegen Mißbrauch veruribeilt. Die übrigen Bifchdfe 
wagten es nicht, bem Beiſpiel zu folgen und ebenfo offen die Fahne ber 
Biberfehlichleit gegen bie Anorbnungen bes Staats aufzupflanzen. 
Tie förmliche Verkündigung ber Erlaſſe unterblieb. Allein ein Bifchof 
nah dem andern erklärte fi in offenen Echreiben an den Juſtiz⸗ 
minifter für bie von ber Curie verfünbeten Grundſätze und prote⸗ 
ftirte energiich gegen bie Maßregeln ber Regierung. Die Regierung 
war jedoch Flug: fie verehrte ben Biſchöfen nicht, ihre Anſchauungen 
und leberzeugungen, wenn auch bieArt und Weiſe wie es geſchah oft 
ziemlich unpaflenb war, an ben Tag zu legen, ba bie öffentliche 
Meinung in ihrer weit überwiegenben Mehrheit nicht bie mindeſte 
Luft verrieth, ben Staat wieber unter das Joch ber Kirche ˖zurückſinken 
zu laſſen. Allmälig legte fi bie Aufregung und wurde bie En: 
chclica mit jammt bem Eyllabus fo ziemlich vergeflen. Am 15. Ja⸗ 
nuar eröffnete ber Kaifer bie Kammern und bie Berbanblungen bers 
felben über bie Antivortsabrefle gaben ber öffentlichen Meinung bald 
eine andere Richtung. Der Kaifer betonte in ber Thronrebe bezüg- 
lich ber beutichen Frage „das Net der Benöllerungen über ihr 
Schickſal befragt zu werben,“ erörterte bie Eeptember-Bonvention 
babin, baß das „wirkſam geſchützte päpfilihe Territorium durch bene 
felben unter den Schutz eines Vertrages geftellt jei”, erklärte bes 
beftimmteften, baf bie, von ber öffentlihden Meinung cben wenig 


t Grchguifie des Jahres 1068. 


ıem In bie Ferne alle zu Enbe gingen, daß 
to gelandte Armee bereits nach Frankreich zu: 
Rechte ber bürgerlichen Gewalt gegenüber ben 
? mit Nachdruck hervor, ftellte ber Gemeinde 
t in ben Vorlagen ber Regierung ein unab: 
Husfit, erwähnte jogar wohlwollend die För— 
len Jnitiative und be Genoſſenſchaftsgeiſtes, 
jorud und faft drohend dahin, daß „bie Grund» 
mit Feſtigkeit aufrecht erhalten und ben über- 
n berjenigen Widerſtand geleiftet werben müſſe, 
nftrebten, einzig um zu untergraben, was das 
habe“. Die Debatten beider Staatskörper, 
8 gefeßgebenden Körpers, namentlich bie des 
wortsadrefien waren lebhaft und erinnerten oft 
Hein bie Oppofitien, obwohl fie bezüglih aller 
hre Anträge ftellte, unterlag in allem, trotzdem 
en Tegten Wahlen nicht mehr eine fo verſchwin—⸗ 
früher und obwohl fie fi theilweife von ber 
namentlich aller größeren Städte, Paris voran, 
m allerbings namentlich auch ber Umftanb bei: 
ı heterogenen Elementen, legitimiſtiſchen, orlea⸗ 
‚ihen, zufammengejegt war, jo daß fie nur in 
was fie nicht wollte, keineswegs aber in bem, 
;ebte. Viel bebeutjamer war es, daß ſich zum 
berholt eine gewille Spaltung ober wenigftens 
r bisher compacten und durchaus willfährigen 
machte. Ein Amendement der Oppofition ge: 
Preßregime vereinigte 63 Stimmen auf fid, 
! geringes Aufjehen erregte. Einiges trug zu 
: Majorität allerdings auch ber Umftand kei, 
vohnten fihern unb energiſchen Leitung ihres 
1, bes Herzogs v. Morny, entbehrte. Er war 
öglih mit Tod abgegangen: ber Kaifer verlor 
zuverläfiigften Stügen, einen feiner wictigften 
tember, beren Reihen ſich überhaupt allmälig 
Wieberholt wurbe benn auch ber 2. December 
per zur Sprache gebracht unb zwar fo unver: 
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holen, daß es zu ben leidenſchaftlichſten Auftritten führte. Bei Ge⸗ Ereat- 
legenheit ber September-Eonnention und ber ramiſchen frage fanb 
ein clericales Amendement zu Gunſten ber weltlichen Herrſchaft bes 
Bapftes 84, ein Amendement aus den Reiben ber Oppefition gegen 
biefelbe nur 24 Stimmen. Die ganze Abrefle des geichgebenden 
Körpers, bie im runde nur ein Wieberhall der Thronrede war 
und eine mehr oder weniger von ber Regierung abweichende Ten⸗ 
benz höchſtens ganz ſchwach anzubeuten ſuchte, wurde ſchließlich mit 
249 gegen bloß 15 Stimmen angenommen. Bald nachdem die 
Adreßdebatte vorüber war, trat der Kaiſer eine Reiſe nach Algerien 
an, die ihn ſechs Wechen von Frankreich ferne hielt, wo er die 
Kaiſerin mit ausgedehnten Vollmachten als Regentin zurückgelaſſen 
hatte. Frankreich blieb während ber ganzen Zeit vollfommen ruhig 
und alles bewegte fi) in bem gewohnten Geleiſe: allein bie Con⸗ 
jequenzen, bie von der Regierung für ben Fall eines Abiterbens bes 
Kaiſers daraus gezogen wurden, dürften mehr als unfidher fein. 
Ter gelebgebende Körper jebte inzwilchen feine Arbeiten fort und 
ſchloß mit ber Erledigung bed Budgets, welche Gelegenheit Hr. Thiere 
ergriff, um das Finanzſyſtem bes Kaijerreichd einer überaus ſcharfen, 
gerabezu vernichtenden Kritit zu unterziehen und es unumwunden 
auszuiprehen, daß Frankreich auf dieſem Wege, wenn aud nicht 
alsbald, doch fiher dem Staatsbankerott entgegen gebe. Am 4. Juli 
wurbe bie Seſſion geſchloſſen. Gerade bie heiklichſten Borlagen, 
biejenige über bie Decentralijation unb bie größere Selbflänbigleit 
ber Gemeinden und Departements, biejen'ge über große öffentliche 
Arbeiten im Betrage von 360 Mill. Fr, wovon 100 durch Ber: 
kauf von Staatswaldungen gehedt werben jellten, was einen wahren 
Sturm ber Entrüftung hervorgerufen und jelbft auf Seite ber Ma⸗ 
jorität einem unvertennbaren allgemeinen Wiberwillen begegnet war, 
endlich die Unterrichtsfrage, indem bas Volleichulmejen nad ben 
Anfichten der Regierung zwar noch nicht obligatoriich, aber body uns 
entgeltlih gemacht werben jollte, blieben unerledigt. Am 22. Juli 
fand die Erneuerung der Gemeinderäthe in jämmtlichen Gemeinden 
bes Reiche jtatt. Tas Refultat entſprach weſentlich ben letzten Neu⸗ 
wahlen zum gejebgebenden Körper. Es wurbe, ba es ſich nicht um 
eigentlich politiſche Wahlen handelte, nicht geradezu oppofitionell ge 
wählt, aber zumal in ben größeren Städten keineswegs umbebingt 
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halten bemüht ift, in dem Wahne, daß bie fog. alten Parteien noch er 
zu jemen Lebzeiten jo gut wie aweiterben würben und baf bie un: 
bebingte Aufrechthaltung bes bisherigen Syſtems abfolut nothiwenbig 
jei, um feine Tonaftie zu gründen, iſt geradezu unbegreiflid. Es 
iſt dieß ein Schatten, dem er nachjagt und ben er menſchlicher Wahr: 
ſcheinlichkeit nad nicht erreihen wird. Wein Regiment in Frank⸗ 
reich beruht doch ganz auf jeiner eminenten Perjönlichleit: auch nach 
einem Zode wird das Syſtem nit alsbald auseinanderfallen, da 
die Gewalt der Dinge bie perjönlihen Anhänger bes Kaijerd und 
tie Partei der Regierung smwingen wird, zufammenzubalten; aber 
wenn der faiferlihe Prinz nur ber Erbe bes Bluts, nicht auch ber 
Geijted: und Charakterkraft ſeines Vaters iſt — was allerdings möglich, 
aber erfahrungsgemäß keineswegs wahricheinlich it — fo wird er ſich ent⸗ 
weder auf dem Throne gar nidht halten können ober er wirb ber von 
allen Seiten anjtirmenden öfientlihen Meinung Gonceflionen machen 
müſſen, bie nad ber Meinung Bieler mit ber konapartiihen Pe: 
gierung unb einer bonapartijhen Tynaſtie gar nicht vereinbar find. 
Auch in Italien beſchäftigte ſich bie öffentliche Meinung zu Itafien. 
Anfang des Jahres Ichbaft mit ber Encyclica und bem Syllabus 
des Papſtes und da dieſelben zunächft gegen Italien und gegen Frank⸗ 
reich gerichtet waren, jo glaubte man zahlreiche und hartnädige Con: 
flicte zwiſchen ber Staatsgewalt und einer Reihe italienticher Biſchöfe 
rerausfchen zu müjjen. Es war jedoch nidt der Fall. Tie Re: 
gierung war jo Flug, ben päpſtlichen Erlaß als eine bloße Meinungs: 
äußerung aufzufaffen, den die Gurie außer Stande jei practiiche Geltung 
zu verſchaen und geſtattete daher unter allem Vorbehalt der Rechte 
flict unterblicb. Tas Parlament saß damals nch in Turin, bie 
Regierung war jedoch bereitd im Umzuge nady Florenz begriffen. 
Ter König felbit gedachte noch längere Zeit in Turin zu verweilen, 
als die Bevölkerung ber bisherigen Hauptitabt ihn zwang, ben Schritt, 
jo fchwer er ihm überhaupt fiel, fofort zu thun. Die Turiner groll: 
ten jeit ben Septemberereigniſſen mit ber Regierung, obwohl jie fi 
äuperlich ruhig verbielten. Gegen Ende Januars erfolgten aber all: 
abendlich wieder Unorbnungen und Exceſſe von Seite des Pöbels, 
denen die höheren Klaſſen keinerlei Widerſtand entgegenſetzten, die 
ſie im Geheimen vielmehr geradezu zu begünſtigen und zu ſchüren 
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tirienkammer bie vorläufige Vertagung ber Berathungen über das Jule. 


Kloftergeieg zu verlangen und am folgenven Tage baffelbe ſogar 
gänzlich zurüdzugichen, wobei fie jedoch ertlärte, daß dieſer Schritt 
mit ber Miflion Vegezzi in keinem Zuſammenhange fiche und daß 
fie ben Gejehesentiwurf in ber nächſten Seſſion aufs neue vorzu⸗ 
legen entſchloſſen fei. Unterdeſſen geriethen aber die Unterhand⸗ 
lungen mit Rom in's Ztoden und mußten ſchließlich abgebrochen 
werben. Es zeigte fi eben bald, wie fihwer es jci, bei ben nun 
einmal hergebrachten Verhältniſſen zwiſchen Staat und Kirche bie pe: 
litiſchen Beziehungen gänzlih bei Ceite zu laſſen. Doch zeigte bie 
italienifhe Regierung ihre Bereitwilligleit zu einer PVerflänbigung, 
jo weit es ohne Beeinträchtigung ber Rechte und ber Intereſſen bes 
Staats möglid war, badurd, daß fie troß bes Abbruch ber Unter: 
bandlungen einer Reihe von Biſchöfen, bie meift aus zureichenben 
Gründen aus ihren Diöceſen hatten entfernt werben müflen, bie 
Rückkehr in biejelben geitattete. Die größte unb ichwierigfte Auf: 
gabe des Parlamente blieb die Finanzfrage. Ale Welt ſah ein, 
bag ein jährliches Deficit von mehreren hundert Millionen auf bie 
Tauer gerabezu eine Unmöglichkeit jei, daß ber Grebit bes Staates 
jeine Gränzen habe und daß dieſe Gränze bereits fo ziemlich erreicht 
ſei. Allerdings muß zugegeben werden, baß bas neue Königreich ſich 
in ciner ſchwierigen und vielfach erceptionellen Lage bejand. Die 
Befreiung von ber Fremdherrſchaft hatte daſſelbe ſchon an fich mit 
einer fhweren Schuldenmaſſe belaftet und als endlich bie Einheit 
errungen war, hatte es in ben neu erworbenen Provinzen jo unend⸗ 
lich viel nachzuholen. Die Finanzen waren zivar in ben meiften der 
früheren italienijhen Staaten ziemlich wohlgeorbnet, die Schulden 
nicht übermäßig, die Abgaben theilweiſe jogar gering; aber die meiften 
biefer Staaten hatten für die eigentliden und böhern Zwecke bes 
Staates auch blutiwenig gethan: ber Glanz der Höfe und ber Haupt: 
ftäbte, bag Militär und die Cicherbeitspolizei verihlangen bie Ein⸗ 
nahmen; für den öfjentlihen Verkehr, für Wege und Straßen, war 
wenig, für bas Volksſchulweſen meiſt gar nichts getban worben. Die 
neue Regierung jaßte ihre Aufgabe weit höher und bie genannten 
beiden Zweige bes Staatslebens vericdhlangen allein ungeheure Sum: 
men. Dazu kam, daß eine neue nationale Armee und Flotte erft 
zu ſchaffen waren und biefe waren es, die bie Finanzen vollends 
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n wurben auf Schulden gehäuft, fo daß 
fit verſchließen Tonnte, daß man bei 
enswerthen Opferwilligfeit ber Bevöl⸗ 
dem unausweichlichen Staatebankerott 
5efjion drang das Parlament auf Er—⸗ 
r verſprach, das Deficit wenigſtens ſehr 
llein bie große Frage war, wo Erſpar⸗ 
ı und ba in ben einen Zweigen ber 
er Weiſe in ber That nichts erfpart 
n nichts erfpart werben wollte, fo ge: 
3 ober nur in Branden, bie unmöglid 
58 lag auf ber Sand, daß, gerade wie 
ine erkleckliche Rebuction der Militärs 
ber Finanzen hergeftellt ober wenigſtens 
ein gerabe bieß war es, two nicht gefpart 
e waren Regierung und Volfsvertretung 
It, das feine Unabhängigkeit nicht jelber 
id zu wahren fähig ift, ift niht unab⸗ 
ı ber Fremdherrſchaft wäre ohne Frank⸗ 
eweien; ohne Frankreichs fortvauernden 
Königreihs Jtalien unzweifelhaft auch 
tw. Deſterreich war meit entfernt, das⸗ 
rte auf dem Stanbpunkte bes Züricher 
Tähli von feinem Feftungsviered aus 
um naturgemäß in einer gewiſſen Abs 
riben mußte. Diefe Abhängigkeit läßt 
Herrſchaft Defterreiche gar nicht ver⸗ 
ſchwer auf ben Gemüthern ber Ita⸗ 
tigt, die äußerfien Anftrengungen zu 
fo bald wie möglich bund Ausbil⸗ 
allen Seiten auf eigene Füße zu ftellen. 
m immerhin eine Aufgabe und ein Ziel, 
Zeit. erreichbar [dien und wohl auch 
atſchieden tarüber hinaus lag bagegen 
» body wurde fie fort und fort von ber 
m proclamirt. Denn daß Italien allein 
Armee gegenüber völlig außer Stande fei, 
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das Fehlungsviered zu nehmen und Venetien zu erobern, lag auf ber Hafen 
Hand. Zu einem neuen Kriege gegen Oeſterreich um Jialiens willen 
hatte aber Frankreich keinerlei Luft und wenn es jogar ber Tall wäre, 
fo hätte Italien dieſe Hülfe vieleicht burch newe Abtretungen, jebenfalle 
durch eine erhöhte Abhängigkeit erfaufen müſſen. Co fah fü denn 
Italien, wenn es nicht wenigſtens vorerit auf Venetien völlig ver: 
zihten wollte, barauf angewielen, ben durchaus ungewwillen und jeben- 
falle unberehenbaren Gintritt irgend welcher europäiider Complice- 
tionen gegen Oeſterreich zu erhoffen und zu erwarten, bie ihm Ge 
legenheit böten, „eine Seihide zu erfüllen“, wie ſich ber König jelber 
alljährlich bei Gelegenheit ber Reujahrsaufwartung auszubrüden pflegte. 
Wenn aber berlei erwartet werben wollte, jo konnte natürlih an 
eine weſentliche Rebuction bes Heeres und ber Flotte, um bie Staats⸗ 
finanzen zu erleichtern, nicht gedacht, mußten im Gegentbeil alle 
Kräfte aufs äußerfte angeipannt werben, um für einen ſolchen Mo- 
ment bereit zu fein. Und ba6 war benn auch wirklich ber all, 
Tie troftloje Lage ber Finanzen zwang war bie Regierung um bie 
Diitte bee %. 1865 Erfparniffe im Militär wenigftens zu verſuchen 
unb es wurden wirklich eine Reihe von bieklälligen Maßregeln be: 
ſchloſſen und auch burchgeführt. Allein Venetien wurbe barum nicht 
aus ben Augen gelafien, ber Organijation der Militärkräfte mit 
Rückſicht auf dieſes Ziel follte darum in keiner Weile zu nahe ge: 
treten werben; bie natürliche \Solge bavon war, baß bie Erſparniſſe 
burdhaus ungenügenb und bie Finanzen weientlidh in ihrer bisherigen 
troftlofen Lage blieben. Am 25. April genehmigte bie Deputirten: 
kammer ein neues Anlehen von 425 Mil. Zr. mit 153 gegen 
47 Etimmen, ber Senat am 9. Mai mit 73 gegen 19 Stimmen. 
Schon am 28. April hielt die Deputirtenlammer ihre lebte Sitzung 
in Zurin, der Eenat am 14. Mai. Turin bat mit biefem Tage 
aufgehört, die Hauptſtadt Italiens zu fein. Zugleich war bie legis⸗ 
lative Periode des Parlaments abgelaufen: bie Regierung ſprach in: 
deß erſt am 7. Oct. bie Auflöjung deſſelben aus und jeßte bie Neu: 
wahlen für ganz Italien auf ben 22. Oct. an. 

Entſchieden mehr als bisher trat Spanien während bes Jahrs Spazien. 
1865 in den Vorbergrund und zwar fowohl bezüglich jeiner innern 
Zuſtände als bezüglich jeiner auswärtigen Bolitit. Die im vorher: 
gehenden Jahre nad mehreren wenig befriebigenben Verſuchen, ſich 
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Syanien.mit Vebergangsminifterien zu behelfen, erfolgte Bildung eines Mi⸗ 
nifteriums Narvaez entfprach ber überwiegenden öffentlihen Meinung 
bes Landes keineswegs und es gelang biefer allmälig immer ent- 
ſchiedener, fih Geltung zu verihaffen. WMehrtägige Unruben zu 
Mabridb im April, eine Militärverſchwörung zu Valencia im uni, 
bie zwar noch zu rechter Zeit entbedit und unterhrüdt wurde, zeig: 
ten, baß bie Regierung auf einem Bulkan fand. Das Minifterium 
wollte zu durchaus reactionären Maßregeln greifen. Allein ſchon 
am 19. Juni mußte es ſeine Entlaſſung nehmen und neuerdings 
einem Miniſterium O'Donnel Platz machen, das nunmehr ber öffent: 
liden Meinung in entfchieden Tiberaler Richtung zu genügen fuchte. 
Der in Folge ber Aprilereigniffe aufgelöste Municipalrath bon Ma⸗ 
drid wurde wieder eingejeßt, das Wahlrecht erweitert, ber Preſſe 
eine freiere Bewegung geftattet, enblidh, teob aller Abmahnungen 
Defterreiche, das Känigreid alien anerkannt. Selbſt gewiſſe Ein- 
flüffe am Hofe, die ſchon Tängft das allgemeine Mißtrauen und bie 
allgemeine Unzufriebenheit erregt hatten, wurben befeitigt: ver P. Claret, 
ber Beichtvater ber Königin, und bie allmächtige Schweſter Patroci⸗ 
nio, mußten weichen und ſich in ihre Klöfter zurückziehen. Ueberhaupt 
ging das Minifterium D’Donnel dießmal in feinen Maßregeln ent: 
ſchieden und doch nicht ohne Mäßigung vor. Weniger glüdlih war 
Spanien in feiner auswärtigen Politif, namentlih in feinen Ver⸗ 
ſuchen, feine Autorität gegenüber feinen ehemaligen Kolonien in Ame⸗ 
rika zu einer gewiffen Anerkennung zu bringen. Schon in ben 
eriten Tagen bes Januar mußte fi die Regierung dazu entſchließen, 
auf die Annerion von St. Tomingo, bie fie durchzuführen außer 
Stande war, geradezu zu verzichten. Im Februar wurbe zwar Peru 
burch die Drohungen des Befehlshabers der fpanijchen flotte im 
flillen Weltmeer zu einem Frieden gezwungen. Allein wenige Wo: 
hen darauf brach gegen den Präſidenten Pezet von Peru, ber fi 
dazu berbeigelaflen, eine Revolution aus, die zwar Anfangs nur ges 
ringe Fortfchritte machte, aber gegen Ende bes Jahrs mit ber Ein- 
nahme ber Hauptftabt Lima und ber Vertreibung Pezets enbigte. 
Unterbefien hatte Spanien aber au mit Ehile, der ſolideſten und 
blühenoften aller fübamerifanifchen Republiken, unter ziemlich nich⸗ 
tigen Vorwänden Händel angefangen. Der fpanifhe Gefandte Ta⸗ 
vira wollte zwar nicht allzumeit gehn und begnügte ſich mit ben Er: 
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Täuterungen ber dhileniihen Regierung über jeine Beichwerbepunfte ;Eranica. 
allein fein Gebahren erhielt nicht die Villigung ber heimiſchen Pte: 
gierung, er wurbe abberufen und dem Admiral Pareja ber Befehl 
ertbeilt, wie Peru fo nunmehr auch Chile durch Zrobungen zu 
mwingen. Am 17. Aug. eridien berjelbe mit feiner Flotte vor Val- 
parailo und ſandte der dileniihen Regierung fofert ein Ultimatum. 
3 wurde abgelehnt. Nun erklärte der Epanier bie jämmtlichen 
Häfen bes Landes in Blofabezuftand, worauf bie Chilenen mit einer 
Kriegserflärung antworteten. Kine wirkſame Hlofabe war übrigene 
ben Epaniern mit ihren wenigen Kriegsidiffen gegenüber einer fo 
lang geftredten Küfte nicht möglih und bie Chilenen wehrten ſich 
nah Kräften. Am 2. Tec. gelang e6 ihnen jogar, ein Ipanijches 
Kriegsihiff zu nehmen, was ben Admiral Pareia in folde Auf: 
regung verjebte, daß er fich felber das Leben nahm. Am 5. Dec. 
ſchloſſen Chile und Peru eine förmliche Allianz gegen Spanien und 
gaben fih ber nicht ganz ungegrünbeten Hoffnung bin, baß eine 
Reibe anderer ſüd⸗ und mittelamerilanijcher Republiten ſich allmälig 
rerſelben anfhlichen würden. Auch in Spanien felbft gelang es 
dem Minifterium O'Donnel nit, feiten Fuß zu faflen und bie 
Yarteien, bie ihm bisher entgegen geftanden, nunmehr um ſich zu 
ihaaren. Tie Demokraten, die Progrefliiten und felbft ein Theil 
der Moterabos enthielten ji zu Anfang Decembers der Theilnahme 
an ben Gorteswahlen wie bisher unb eine allgemeine Unbehaglichkcit 
und Unrube griff Platz, die nichts Gutes ahnen ließ, zumal ein 
Theil der Armee Eeineswegs vollfommen zuverläflig zu fein ſchien. 
Mit der größten Befriedigung vielleicht nnter allen Staaten usa, 
Europas fann Rußland auf bie Refultate des Jahres 1865 zurüd: 
bliden. Die große Maßregel ber Emancipation der Leibeigenen 
wurde zu Ende des Jahres als im weientlihen völlig burchgeführt 
betradtet, wenn aud die Gonfolibirung der neuen Zuſtände natür: 
liher Weije noch einer längeren Reihe von Jahren bedarf unb bie 
iegensreihen Folgen ber Maßregel erft nad und nad zu Lage treten 
werben. Die neuen njtitutionen der Kreis: und Provinziallandes⸗ 
verjammlungen traten allmälig in Wirkjankeit und find ohne Zweifel 
geeignet, bie verjchiebenen Klaſſen ber Bevölkerungen nach und nad) zu 
größerer politiiher Thätigkeit und Selbſtändigkeit zu erziehen. Die 
Arelsverfammlung von Moskau wollte freilich alsbald viel weiter geben 
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Rufland. und richtete eine Adreſſe an den Kaifer um eine „Generalverfamm: 


lung ber Erwählten Rußlands zur Prüfung ber dem ganzen Reid) 
gemeinfamen Bebürfniffe.” Der Senat ſchloß jedoch alsbald bie 
Derfommlung , erklärte unter einem formellen Borwande die Be- 
ſchlüſſe derſelben für ungültig und der Kaijer felbft trat allen ber: 
artigen Gelüften durch ein jcharfes Refcript an ben Minifter bes 
Innern zu Handen ſämmtlicher Adelsverſammlungen der verſchiedenen 
Gouvernements entgegen. Die Adelsverſammlung von Moskau beharrte 
jedoch in einer ſpätern Jahresverſammlung auf ihrer Anſchauung 
und legte fie weniaſtens in einer dießfälligen Erklärung zu Protokoll 
nieder. Auch in ber Provinziallandesverfamnlung des Gouverne⸗ 
ments Et. Petersburg wurde gegen Ende bes Jahres die Trage 
eines rufliihen Parlaments angeregt und wenigitens die Sympathie 
für die Idee der Nothwendigkeit einer ſolchen Inſtitution fat ein- 
jtimmig auszufpredhen beſchloſſen. Wichtiger iſt das Vorgehen der 
rufliiden Regierung gegen das polniſche Element in den jogenannten 
weitlichen Gouvernements, wo auf dem Lande nur ber Abel und ein 
Theil der Stadtbevölkerung ber polnifhen Nationalität und zugleich 
ber katholiſchen Kirche angehören, bie große Mehrheit bagegen der 
ruſſiſchen Nationalität und der griechiſchen Kirche. Alle Maßregeln 
ber Regierung bilden nun ein zufammenbängenbes Syſtem, bas 
polniſch⸗katholiſche Kirchen: und Echulwelen einzuengen und wo mög: 
lich zu unterbinden, den polnifhen Adel in biefen Gegenden ge: 
radezu auszurotten und bagegen das ruſſiſche Clement und bie 
griechiſche Kirche in jeder Weife zu flärlen und zu entwideln. 
Ein kaiſerlicher Ukas vom 22. Dec. 1865 verbot Berjonen polnifcher 
Herkunft ohne weiteres Güter in jenen Gouvernements zu eriwer: 
ben und zwang alle biejenigen polniſchen Adeligen — und beren 
Zahl war eine überaus große — deren Güter in Folge der Injur: 
rection mit Befchlag belegt worben, bieje binnen eines feſtgeſetzten 
Termins zu verlaufen und zwar an Perfonen nicht-polniſcher Ab: 
funft. Zugleich wurde für Berjonen geringerer Stände eine Art 
gewaltfamer Auswanderung in rein rufjiihe Gouvernements ins Werk 
gefeßt und dagegen ber Verſuch gemadt, fie durch ruſſiſche und 
deutſche Coloniſten zu erfeßen. Auch Polen wurbe fo weit möglich 
ruffificirt. Die höheren Beamtenftelen und auch bie nieberen bis 
weit hinab wurben ausfchliepli mit Nationalruflen beſetzt; ber Adel 
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liegt an ben fhweren Wunden, bie ihm die letzte Inſurrection ge Rußtend, 
Ichlagen, noch tief barnieber und wird fi jedenfalls nur langſam 
wieber erholen und wohl nie mehr zu feiner früheren Macht und 
feinem früheren Ginfluffe zu erheben vermögen; bie Bauern ftehen 

in Folge ber Gmancipationsgejeße überwiegend auf Geite ber 
Regierung, die eben dadurch auch ben Abel finanziell weſenillich 

in ihrer Hand hat. Nur bie katholiſche Kirche fland ihr als ge 
ſchloſſene Macht gegenüber. Gegen fie fiel nun ein Haupt⸗ 
ihlag. Ein faiferlier Ulas vom 26. November 1865 fäculari- 

firte das Kirchengut und ſtellte e8 unter bie Verwaltung bes Staates, 
während ber gejammte Klerus auf feite Bejoldung gelebt wurbe: 
damit iſt die bisherige Unabhängigkeit ber Kirche in Polen gebrochen 

und bie Abhängigkeit bes Klerus vom Staate wenigftens angebahnt, 
Polen wirb fi) von der tiefen Entkräftung, bie als einziges Reful- 

tat ber lebten Inſurrection zurüdgceblieben, nie mehr erholen: bie 
rufliihe Regierung kann machen was fie will und macht was fie will. 
Europa aber, von jo vielen andern ihm näher liegenden Kragen in 
Aniprud genommen, ließ Rußland gänzlid gewähren und jchien von 

bem, was in Polen geſchah, faum mehr auch nur Notiz zu nehmen. 

Bon ber Türkei unb Griechenland iſt wenig zu fagen: die Berhält-Tarte n. 
nijje und Zuſtände der erjteren befjerten ſich nicht und diejenigen "en 
bes letzteren verſchlimmerten ſich wo möglid noch im Laufe bes 
Jahres 1865. 

Tas widhtigfte Ereigniß des ganzen Jahres fiel jenſeits bes Rord⸗ 
Oceans, die Leendigung des norbamerifanifhen Bürgerkriegs, die Amerila. 
Einnahme von Rihmond und bie Tegale Beſeitigung ber Sclaverei 
auf dem ganzen Gichiete der Union. Diefer Ausgang des Riefen- 
fampfes war ſchon zu Gnbe bes vorhergehenden Jahres mit Sicher: 
beit vorauszuſehen geweſen. Die Gonföberation der Südſtaaten lag 
finanziell und politiſch in ben lebten Zügen und wurde nur durch 
die Tapferkeit ihrer Generale und ihrer Armeen, bie fi wie Der: 
zweifelte ſchlugen, verdedt und um eine kurze Spanne Zeit aufgefchoben. 
Immerhin bedurfte es noch einer gewaltigen legten Anſtrengung von 
Ceite des Nordens, um ben Wegner vollends zu Boden zu werfen. 
Träfident Lincoln hätte lebhaft gewünſcht, dieſes blutige Ringen ab: 
wenden zu fünnen und war fehr bereit, nochmals bie Hand zu einer 
Sriebensconferenz niit den Häuptern der Seceflion zu bieten. Eie 
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Rer- fand am 30. Januar an Borb eines Unionsbampfers bei Fort 

Kanile.m once ftatt, führte jedoch zu einem Reſultat. Lincoln war ge: 
neigt, auf Grundlage einer Anerkennung der Union von Seite ber 
Eonföberation bie liberalften und umfaſſendſten Zugeftänbniffe zu 
machen; allein, verblenbet und hartnädig, beftanben bie Vertreter bes 
Südens auf einer Anerfennung ber Gonföberation von Seite bes 
Nordens. Auf einer foldyen Grundlage war eine Verſtändigung von 
vornherein unmöglich, konnte von Seite bes Bundes nicht einmal 
unterhandelt werben. Die Conferenz wurbe abgebroden, die Waffen 
mußten entſcheiden. Zufällig erfolgte am folgenden Tage, ben 31. Ja⸗ 
nuar, im Repräfentantenhaufe zu Wajhington bie folgenjchwere Ab: 
flimmung über die Aufhebung ber Eclaverei. Der Senat hatte 
fon im vorhergehenden Jahre feine Zuftimmung zu einem dieß— 
fälligen Amenbement zur Bunbesverfaflung mit ber von biefer ge- 
forderten Zweidritiels⸗Majorität ertheilt, im Nepräfentantenhaufe war 
jedoch nur eine einfache Mehrheit zu erringen gewelen, fo baß ber 
Antrag als abgelehnt galt. Nun aber flimmten 119 gegen 56 Mit: 
glieber für den Antrag, der aljo auch hier bie geforberte Zmeibrittels- 
Majorität auf fih vereinigte. Damit war bie große Maßregel 
geſetzlich feftgeftellt, fobald auch noch zwei Drittheile aller einzelnen 
Staaten fie fanctionirten, woran jedoch wenigſtens auf die Dauer 
gar nicht zu zweifeln war. 

Inzwiſchen nahte Richmond das nicht mehr abzuwendende Ver: 
haͤngniß mit immer fchnelleren Schritten. Noch wollte es bie erhißte 
Maſſe freilich nicht einjehen: zwei Bollsverfammlungen daſelbſt [prachen 
fih am 6. und am 9. Febr. für energiſche Fortſetzung bes Krieges 
aus. Aber fhon war bie Zwietracht, bie gewöhnlih ber letzten 
Niederlage vorangeht, in bie Mäthe ber Conföberation eingeſchlichen: 
Jefferſon Davis, ber Präfident, und ber conföberirte Congreß über- 
bäuften fi gegenfeitig in öffentlichen Actenftüden mit Vorwürfen 
und mit Anflagen. Schon war bie Eonföberation fo weit herunter: 
gebradyt worben, baß fie ſich nur noch burd Bewaffnung der Sclaven 
alten zu können ſchien, b. 5. durch Aufgeben des ganzen Princips, 
auf bem fie berubte. Ebendarum entichloß fie ſich ſchwer dazu und 
erft im lebten Augenblide, ba es längſt zu ſpät war. Am 18. März 
vertagte ſich der Congreß ber Eonföberirten, nachdem er ein Mani⸗ 
feft erlaffen batte, in bem bie Eroberung bes Sübens noch immer 
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für unmöglich erklärt wurbe und nachdem ex bie Regierung ermäch⸗ Far 
tigt hatte, nöthigenfals bie Baarvorräthe ber Richmonder Banten "ia 
in Beihlag zu nehmen. Erſt an biefem Tage wurbe bie Auss 
bebung ber Sclaven zum Militärbienftle angeordnet. Doc ſchon 
holte ber Norben zum lebten entſcheidenden Sclage aus. Am 
27. März trafen Präfident Lincoln und bie Generale Grant, Sher: 
man und Sheriban zu einem Kriegsrathe im Lager vor Richmond 
ein unb verflänbigten fi über ihre in einander greifenden Dispo: 
fitionen. Grant hatte bis dahin fi) immer mehr ber letzten Eiſen⸗ 
bahnlinie, bie Lee und ben Gonföberirten noch bie Ausſicht auf einen 
ungehinberten Abzug und bamit bie Möglichkeit einer Fortſetzung bes 
Krieges im Süden gewährte, genäbert unb war im Begriff, ben 
eijernen Ring um bie Doppelieftung Richmond⸗Petersburg, bie Lee 
mit einem Muthe und einer Ausdauer vertheibigte, dic einer beflern 
Sache würbig geweſen wären, völlig zu ſchließen. Wilmington in 
Norbearolina, das während bes ganzen Kriegs bie Verbindungen mit 
Europa namentlih mit England hauptſächlich aufrecht erhalten und 
bem Bruch der Blokade die leichteſte Gelegenheit geboten hatte, war 
bereitö gefallen. Cherman hatte fi auf feinem kühnen Zuge bon 
Eavannah bereits durch Cübcarolina bis nach Norbcarolina herauf: 
gearbeitet und bebrobte Schritt für Schritt Richmond vom Süben ber, 
Charlefton, das biellnion fo lange von ber See aus umſonſt belagert 
batte, war, im Rüden gefaßt, ohne Schwertjtreih von ihm bejebt 
worden; ſchon fahen fi bie Cübbundsgenerale genöthigt, bie Neuſe⸗ 
Iinie aufzugeben und fi binter ben Roanoke zurüdzuziehen. End⸗ 
lid war aud General Sheriban aus dem Chenanboahthale am 
Pamunkey angelangt, überjchritt bald darauf ben Jamesfluß und ver: 
einigte fi) mit der Arınee Grants. Am 29. März febte ſich bie 
ganze Armee Grants in Bewegung, um ben letzten Sturm gegen 
Petersburg und gegen Richmond zu unternehmen und ben Brand, 
ber bie Union hätte vernichten follen, in feinem Heerbe zu eritiden. 
Am folgenden Tage Abends gelang es bem General Sheridan bie 
Poſition Five forte, die für einen allfälligen Rüdzug Lee's nad Sü- 
ben von entiheidender Wichtigkeit war, zu beießen, doch vermochte 
er fie nicht zu behaupten und mußte fie in ber Nacht wieber räus 
me. Erſt am 1. April erftürmte er die Poſition befinitiv; am 
2. April wurbe bie ganze äußere Yortificationslinie von Petersburg 
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genommen und bie Conföberirten auch vor Richmond aus einer Reihe 
bon feiten Punkten zurüdgevorfen. Lee mußte einfehen, daß bie 
beiden Stäbte einem neuen Sturme nicht mehr zu wiberftehen ver- 
möchten. In der Nacht vom 2. auf ben 3. April räumte er mit 
feiner Armee beibe, in der Hoffnung, bie &ifenbahn nach dem Süden 
zu gewinnen, um bort ben Kampf forffegen zu können. Es gelang 
ihm nicht. Sheridan warf ihn mit großem Berluft über ben Ap- 
pomator zurüd, jo daß ihm nichts anderes übrig blieb, als am 
9. April zu capituliren. Die Bebingungen, die ihm Grant auf- 
legte, waren überaus mäßig. Die ganze Armee wurde auf Ch: 
renwort, nicht weiter bie Waffen gegen bie Union zu tragen, bis 
fie gehörig ausgemechfelt fei, in ihre Heimath entlaffen, Waffen und 
Munition wurden an Grant ausgeliefert. Die Armee zählte noch 
26,115 Mann mit 159 Kanonen. Am 26. ergab fih auch Ge: 
neral Johnſton mit der faft eben fo ftarken Südarmee der Konfö- 
berirten an Sherman zu benfelben Bedingungen wie Lee und ge- 
rabe einen Monat fpäter ftredte enblih Gen. Kirby Smith mit den 
letzten Truppen der Südſtaaten jenfeits bes Mifliffippi die Waffen. 
Der ganze Süden unterwarf fi, ohne meiteren Widerſtand durch 
Guerillas ober dgl. zu verſuchen: er war zwar Teineswegs belehrt, 
aber er fühlte ſich erihöäpft, gebrochen, von ber unzweifelhaften Ueber⸗ 
macht beflegt. Theuer genug hatte der Norden feinen Eieg erlaufen 
müffen, nicht bloß durch bie ungeheuren Opfer während bes vier: 
jährigen Bürgerkriegs, das theuerfte entriß ihm Haß und Fanatis⸗ 
mus erft nad dem lebten Schlag. Am 14. April wurbe Präfl: 
bent Lincoln in feiner Loge im Theater zu Waſhington meudlings 
ermordet. Der Thäter war ein Schaufpieler, ein fanatifher An: 
bänger des Südens, Namens Wilkes Booth, der nach der That in 
feinem Wahn noch ausrief: sie semper tyrannis! Ein anderer 
Verſchworener machte zu berfelben Zeit einen Morbanfall auf ben 
Staatsfecretär Seward, verfehlte jedoch feine Abficht, obwohl er ihn 
verwundete. Der Mörder hatte ohne Zweifel geglaubt, burd das 
entfegliche Ereignig würbe bie ganze Bundesregierung ins Schwan— 
ten, vielleicht der Norben felbft in Verwirrung geratben. Er täufchte 
fi vollftändig. Mit einer Ruhe, die in einer alten Erbmonarchie 
unmöglich größer Hätte jein Lönnen, trat fojort, nad den Beſtim⸗ 
mungen ber DVerfaffung, ber Bicepräfident Andrew Johnſon an bie 
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Stelle des ermorbeten Präfidenten, leijtete ben Eid, beflätigte bie Beam⸗ 
teten in ihren Stellen und ergriff bie Zügel ber Regierung. Johnſon, 
aus Tennefjee gebürtig, hatte fi} in feinem heimathlichen Staate durch 
Muth und Entſchloſſenheit für die Aufrechthaltung der Union und gegen 
die Beftrebungen der Zeceflion ausgezeichnet und war wie Lincoln ber 
Candidat der republifanijchen Partei für die Stelle des Vicepräfidenten 
der Republik geweſen. Zunächſt ſchien er auch wirflid, biejelbe Bahn 
einzubalten, wie jein Vorgänger, erſt ſpäter follte fi zeigen, daß mit 
dem Wechſel in ber Perjon bes Präſidenten auch ein totaler Wechfel 
in ber politifden Leitung ber mädtigen Republik eingetreten war. 
Die Beendigung bed norbamerifaniihen Bürgerkriegs förderte 
indeſſen mehrere beachtensmwerthe Thatfahen zu Tage Wenn je 
irgend ein Krieg mit gegenfeitiger Wuth und Erbitterung geführt 
worben iſt, jo war es diefer und bennocd folgten ver Unterbrüdung bes 
Aufitandes nicht jene ſcheußlichen Scenen gejeßliher Rache, wie fie bie 
monarchiſchen Staaten Europas noch im 3.1849 und ſeither aufge 
wiejen haben. Veit Ausnahme des Scheufals Wirz, der im Einverſtändniß 
mit der Regierung von Richmond die in Anderjonville zu Tauſenden 
eingepferdhten Striegögefangenen bed Nordens mit Abſicht zu Tode 
gehungert, wie Sclaven mißhandelt, wie Wild niebergefchoffen hatte 
und ber dafür vom SKriegegeridht einflimmig zum Strange verur- 
theilt wurbe, trat nicht die mindeſte Verfolgung weder ber militä- 
riihen noch ber politiihen Häupter bes Aufitands ein. Jefferſon 
Davis, ber gewejene Prüfident des Südbundes, offenbar der Haupt: 
ihulbige, war auf der Flucht eingeholt und nad Fort Monroe ge 
bracht worden und mit ihm einige andere Mitglieder feiner Regie 
rung: bie leßteren find längft wieder auf Ehrenmwort in ihre Sei: 
math entlaffen worden und bürften höchſt wahrſcheinlich gar nicht 
weiter bebelligt werden; Sefferfon Davis wird allerdings vor Ge 
richt geſtellt und verurtbeilt werben müſſen, aber es ftcht bereits 
außer Zweifel, daß auch er jofort begnabigt werben wirb, höchſtens 
unter ber Bedingung, auf ewig bas Gebiet ber Union zu meiden. 
In der That die nordamerikaniſche Republik wirb Urfache haben, 
jederzeit mit Stolz und Befriedigung auf biefe Thatiachen zurüd: 
zubliden. Ein zweites beachtenswerthes Moment bilbet die Schnelligkeit, 
mit welcher die gewaltigen Armeen, bie ber Norben noch im April auf 
den Beinen hatte, binnen weniger Monate größtentheils entlaflen 
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Rord- wurben unb fofort zu ihren früheren frieblichen Beſchäftigungen zu: 
Amerfa. vickkehrten. Ebenſo wurde bie zahlreiche Flotte, die hauptſächlich 
für die Blokade des Südens feit vier Jahren geſchaffen worden war, 
ohne Verzug rebuzirt und ber größere Theil berfelben verfauft. Es 
fheint außer Zweifel, baß bei ftehenben Heeren, wie wir fie noch 
in Europa haben, ein ähnlicher fchneller Uebergang vom Krieg zum 
Frieden gerabezu unmöglih wäre. Endlich war den norbamerifa- 
nifchen Freiftanten, als fie im Verfolge bes Bürgerkriegs gleichjam 
zu Einem großen SHeerlager geworben waren, vielfah prophezeit 
worden, daß das militärische Element in Zukunft eine ganz andere 
Rolle in ihrem politiichen Reben fpielen würbe als bisher. Allein es 
erfolgte nichts von alle dem. Selbſt diejenigen Generale, die wäh— 
rend bes Krieges bie höchſte Wacht bekleidet und denen vie Republit 
unzweifelhaft ben enblihen Sieg verbankte, wie Grant und Sher- 
man, haben bie jett nicht den Teifeften Verſuch gemacht, auf ihre 
milttärifhen Verdienfte irgend welche politifche Anfprüde zu gründen, 
von ben übrigen Generalen gar nicht zu reben, bie ohne Zaubern 
wieder in bie verfchiedenen Carrieren bürgerlicher Thätigleit zurück⸗ 
traten, aus benen fie hervorgegangen waren. Dagegen ift e8 audy 
Thatfache, daß fih das Miligfyftem, wie e8 vor dem Bürgerfriege 
in Rorbamerifa beftand und mit ber Leinen ftehenden Armee unb 
der Kriegsfchule von Weftpoint bie Grundlage ihres gefammten Mi: 
litaͤrweſens bildet, fi) nicht bewährt hat. Es ift weſentlich bloße 
Spielerei. Hätte bie Union ein Milizſyſtem gehabt, wie bie Schweiz, 
fo wären ihre Armeen nit nur unendlich viel fchneller friegstüchtig 
gewefen, fonbern bie Aufitellung und Ausrüftung berfelben hätte die 
Nation au unendlich viel weniger Opfer aller Art geloftet. Dennoch 
ſcheint es nicht, daß eime organifche Veränderung von ber öffentlichen 
Meinung in Ausfiht genommen werbe. Und es läßt ſich dieß auch be- 
greifen. Das gefannnte wirthfchaftliche Leben ber Union ift der Art, daß 
es durch eine fefte, wenn auch noch fo einfache, Milttärorganifation und 
durch einen geregelten auch noch fo leichten Militärdienſt in feiner 
Beweglichkeit fih durchaus nicht will hemmen laſſen. Die Union ſucht 
feinen Krieg nad außen und bat ebenfo wenig einen Krieg von 
außen, wenigftens nicht zu Lande, zu fürdten. Im Notbfall würde 
fie e8 machen mie in dieſem Bürgerkriege. Bezüglich eines See⸗ 
kriege dagegen iſt bie Nation außer Sorge: fie Kat gezeigt, daß fie 
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alle Mittel befist, ſelbſt binnen Kurzer Seit gewaltige Flotten in 
See zu ſtellen und fuͤrchtet dießfalls offenbar ſelbſt England nick. 
Weder England noch Frankreich hatten dieſen Ausgang bes nord⸗ 
amerifanifchen Bürgerkriegs vorausgeſehen. Beibe hatten es für höchſt 
wahrſcheinlich gehalten, daß bie Union in zwei Theile auseinanberfalle, bie 
fi) gegenfeitig auf Jahrzehnte hinaus paralyfiren würben, fo daß fie von 
biejer Ceite vorerſt nichts mehr zu beforgen hätten. England hatte bie 
Sudſtaaten in jeder Weiſe unterftügt und feine Minifter ſprachen im 
offenen Parlament von ber „neuen Nation” bes Hrn. Sefferfon Davis ; 
die Mehrzahl ber Blätter und bie große Mehrheit ver herrſchenden Klaffe 
ftand entſchieden auf Ceite ber Rebellen gegen bie Union. Frankreich 
aber batte die Bebrängniß ber letzteren benübt, um ben Kaiſerthron in 
Merico zu gründen, in ber von Kaifer Napoleon felbft ganz unum- 
wunden ausgeiprochenen Abficht, bem „weiteren Borbringen ber Norb- 
amerifaner aud nad Süben und auf das Gebiet ber Iateinifchen 
Race Schranken zu ſetzen“. Seht ſahen ſich beide Weitmächte in 
ihren Berechnungen vollſtändig getäufht. Die Union hatte alle ihre 
Kräfte aufbieten müflen, um bes Verderbens Herr zu werben unb 
ihre Eriftenz zu reiten. Aber fie war eben dadurch ihrer unge 
beuren Kräfte felber erſt recht inne geworben unb hatte eine Probe 
beitanben, wie fie fchwieriger unb gefährlider faum irgend einem 
der beftehenden Etaaten je beſchieden war. Seht ſtand fie größer 
und mächtiger da unb bie Nation war von bem vollen Bewußtſein 
beffen getragen, was fie geleiftet Babe und was fie zuleiften fähig ſei. 
Die nächſte Folge davon fchien auf Merico zurüd fallen zu Meic. 
follen. Merito ale Republit war feit jeiner Trennung von Spanien 
nicht im Etande geweien, ben erften Anforberungen, bie an ben Staat 
als ſolchen geftellt werben, Sicherheit und Orbnung, bie allerbinge 
weder feine einzigen, noch feine hödhften Aufgaben bilden, aber bie 
Grundlagen für alles weitere find, zu entiprehen und bie Webers 
zeugung Napoleons war ganz richtig, daß zunädft unb auf Grund 
ber einmal beftehenben Zuftänbe die Monarchie eher bazu geeignet wäre. 
Allein indem er fi zu ber Erpebition nad Merico verleiten ließ, 
übernahm er eine Aufgabe, ber auch er offenbar nicht gewachſen ivar. 
Sollte Merico mit Gewalt zur Monarchie umgeiwanbelt werben, ſo be- 
burfte es dazu unumgänglich einer zahlreichen und feſt organifirten zu: 
verläffigen Armee unb reicher finanzieller Mittel. Beibes lieferte zunächft 
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Mexico. Frankreich dem Fürſten, ben e8 nach Merico geſetzt hatte, aber ob 


es gewillt und im Stanbe fein werbe, in beiven Beziehungen fo 
lange auszuhalten, ald es durchaus erforberlich fein würde, das war 
die Frage. Zugleih mit Annahme ber Kaiſerkrone ſchloß Kaiier 
Marimilian ein erftes großes Anlehen in Frankreich ab, im April 
1865 folgte bereits ein ziweites, beibe natürlich zu fehr ungänftigen 
Bedingungen, ber geringen Sicherheit entipredhend, welche Mexico 
feinen Gläubigern für Kapital und Zinjen zu bieten geeignet ift. 
Sie werben jebenfall$ nicht die lebten fein, welche Mierico zu con: 
trahiren im Falle ift, bevor Die neue monarchiſche Ordnung bajelbit 
eonfolibirt fein wird. Bevor aber das wirklich der Fall ift, bürfte 
nit daran zu benfen fei, daß Merico im Gtanbe fein wird, bie 
Intereſſen diefer Staatsihuld aus eigenen Einkünften zu bezahlen 
und neue Schulden zu machen, bürfte immer ſchwieriger werben. 
Ebenſo ſchwierig wird auf die Dauer die militärifche Belebung des 
Landes werben. Soweit ber Arm der franzöfiſchen DOccupationstruppen 
reicht, fo weit find fie freilich ben republifanifchen Truppen bes Juarez 
ober den Guerillas überlegen. Allein die Franzojen mit ſammt 
den von Kaiſer Marimiltan organifirten einheimifhen Truppen find 
lange nit im Stande, das ganze ausgebehnte Land zu beſetzen und 
die republikaniſchen Beftrebungen überall nieberzuhalten. Im Jahre 
1865 gelang es ihnen zwar, Chihuahua, den bisherigen Sitz bes 
Präfidenten Juarez und feiner Regierung zu beſetzen und ihn zu 
zwingen, fich nah Paſo del Norte an ber äußerſten Gränze gegen 
Nordamerika zurüdzuziehen. Allein fobald fie fih von Chihuahua 
zurüdzogen, Tehrte Juarez auch wieder dahin zurüd, Unb auch im 
füblichen Theile des Staates ift eigentlich nur die Hauptitabt Mexico 
und ihre Umgebung pacifizirt, in allen übrigen Provinzen tauchen 
bie Republikaner immer wieber bald ba bald dort auf umb felbit bie 
Straße von Beracruz nad Merico wird fortwährend von Guerillas 
unficher gemadt. So bebürfte das Kaiferreih Mexico noch hun: 
berte von Millionen und einer ſtarken franzöftihen Occupations⸗ 
armee unb zwar auf Jahre hinaus, bevor es conſolidirt und finan- 
ziel fomohl als militäriich auf eigenen Füßen zu ftehen vermöchte. 
Die franzöſchen Kapitaliften werben aber ſchwerlich Luft haben, jene 
Millionen felbft gegen bie Iodenbiten Verſprechungen darzuleihen und 
bie franzöfifche Regierung wirb ſchwerlich im Falle fein, ihre eigenen 
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Truppen unb bie einheimiſchen mexicaniſchen noch bazu anf Jahre “kerice. 
hin auf ihre Koften zu erhalten. Die Idee bes Kaiſers Napoleon 

war eine kühne unb großartige Conception und jeine Wahl fiel auf 
einen feiner Aufgabe in der That nicht unwürdigen Fürſten. Allein 

die Vorausſetzungen beiber trafen nicht u. Es üt beinahe ganz 
unmöglich, daß fih bas Kaiſerthum Merico auf bie Dauer zu halten 
vermöge, ganz abgeſehen von den Cchwierigleiten, bie fi) von Seite 

der Bereinigten Staaten erheben mußten, fobald fie des Bürger: 
kriegs Herr geworben waren. 

So lange hatte fi die Union freilich gedulden und den Kaiſer Ror- 
der Franzoſen gewähren laſſen müffen. Allein kaum war Richmond ie 
gefallen und waren bie Sũüdſtaaten von ben Bundestruppen vollftändig 
beießt, fo ertönte auch im Norben von allen Seiten lauter und 
lauter ber Ruf gegen bie franzöfifche Intervention in amerikaniſche 
Dinge und gegen bie gewaltſame Imporiation ber Monardie in 
Merico, und diefer Ruf erregte in Frankreich um jo mehr Beſorg⸗ 
niffe, als ber Kaifer gar wohl wußte, daß bie mericaniſche Expe⸗ 
bition in Frankreich jelbjt im höchſten Grabe unpopulär fei und 
eben fo wenig überfab, daß bie von Frankreich in Uebereinſtimmung 
mit England erlaffene Neutralitätserflärung und bie Anerkennung 
ber Eübjtaaten als Triegführender Macht in ben Vereinigten Staaten 
einen tiefen Groll zwar zunächſt und zumeift gegen England aber 
auch gegen Frankreich zurüdgelaflen hatte. Und doch ſchien es für 
ben Kaijer faft nur unter der Bedingung, daß jeine Schöpfung in 
Mexico wenigſtens von Ceite ber Ber. Staaten nichts zu beiorgen 
babe, möglidy, fih binnen einer nicht allzu langen Friſt aus Mexico 
zurüdzuzichen, ohne feine moralifchen Verpflichtungen gegenüber bem 
Kaifer Maximilian arg zu verleben und ohne feinem Unfehen in 
Europa einen ſchweren Schlag zu verießen. Allein dieß ergab ſich 
fofort als fehr Ichwierig und bald als ganz und gar unmöglich. 
Umſonſt verjuchte der franzäfiiche Geſandte in Wafbington im Laufe 
bes Juli, diplomatifche Beziehungen zwiſchen ber Regierung bes Kai⸗ 
ſers von Merico und bem Gabinet von Waſhington zu vermitteln. 
Träfitent Johnſon erflärte unummunben, er kenne Teinen Kaiſer 
bon Mexico und ſtehe nur mit bem Präftbenten ber mertcanijdhen 
Republit Sennor Juarez in Beziehungen. Umſonſt ſchlug das fran- 
zöfiſche Cabinet ber Negierung ber Union unter dem 18. Oct. vor, 
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„bie in Merico begründete Monarchie wenigitens als eine Regierung de 
Saoto anzuerkennen” unb in biplomatifche Beziehungen zum Hofe von 
Merico zu treten, unter weldher Bebingung Frankreich „Leine Schwie⸗ 
rigteit fähe, Arrangements zur Abberufung feiner Truppen binnen 
einer billigen Frift zu treffen.” Die Union ging auf bie Bebingung 
Frankreichs nicht ein. Unter bem 6. December erflärte Hr. Se: 
ward biefelbe für „ganz unerfüllbar” und deutete fehr verftänblich 
barauf bin, daß bie Ber. Staaten eine nicht auf dem Volkswillen 
berubenbe, fonbern durch fremde Bajonette gewaltiam eingeführte 
Monarchie auf bie Dauer in Merico nicht bulben würben. Wenige 
Tage barauf, am 16. December, ging Hr. Sewarb noch einen 
Säritt weiter, indem er durch jeinen Geſandten bem kaiſerlichen 
Cabinet in Paris geradezu erflären lieh, ba bie bisherigen freunb- 
ſchaftlichen Beziehungen zwiſchen der Union und Frankreich „in 
brohende Gefahr geratben würden, wenn Frankreich es nicht mit 
feinem Intereſſe und feiner Ehre vereinbar finden könnte, von ber 
bewaffneten Intervention in Merico abzuftehen.“ Deutlicher konnte 
bie Regierung ber Union in ber That nicht fpredden und Napoleon 
war wenigfteng gewarnt, wenn er trogben auf feinem Plane in 
Merico beharren wollte, 

Schwieriger noch als zwilchen ber Union und Frankreich wurde 
in Folge ber Beendigung bes Bürgerfrieges das Verhältniß zwilchen 
jener unb England. Ein neuer tiefer Groll hatte fih in ben Ge: 
müthern bes Norbens gegen das ehemalige Mutterlanb eingefreffen. 
Und es läßt fih nicht läugnen, biefer Groll war ein berechtigter. 
Nicht nur batte England deutlich genug an ben Tag gelegt, daß es 
das Auseinanberfallen ber Union nicht bloß für mwahrjcheinlich Halte, 
fonbern basfelbe auch Tebhaft wünſche, nicht bloß hatte e8 durch feine 
Neutralitätserflärung ben Südſtaaten biejenige Unterfükung ge: 
währt, die es ihnen überhaupt gewähren konnte, ohne offen auf ihre 
Seite zu treten, fi in den Streit zu mifchen unb ber Union ben 
Krieg zu erflären, fondern es hatte namentlich auch ben Sübftaaten 
erlaubt, in engliſchen Häfen Caperſchiffe zu bauen, auszurüften und zu 
bemannen und mit benfelben ben See-Handel ber Ber. Staaten nöllig 
lahm zu legen, unb baraus allen nur möglichen Bortheil gezogen. 
Umfonft Hatte das Cabinet von Waſhington von allem Anfang an 
gegen bie Ausrüftung fübflaatlicher Caper in engliſchen Häfen pro: 


teftirt, umfonft hielt ber amerikaniſche Geſandte in Lonbon auf der- 
gleihen Practifen ein wachſames Auge und machte mwenigftens in 
einem, bem lehten unb eclatanteften alle bie englifche Regierung 
rechtzeitig darauf aufmerffam, daß mieber cin ſolches Schiff im 
Bau begriffen ſei, machte fie gewiſſermaßen Tag für Tag mit bem 
Yortgang ber Arbeiten befannt und forberte fie auf, einzuſchreiten. 
Unter ben nichtigſten Vorwänden wid bie engliiche Regierung aus, 
zögerte unb zögerte, bis das Schiff glüdlich entwilcht war. Ja felbft 
nachdem Richmond gefallen und die Konföberation der Südſtaaten 
befiegt war, 309 England feine ſchützende Hand von den Caper⸗ 
ſchiffen berfelben noch nicht ganz zurüd und gewährte ihnen menig- 
ſtens noch eine Zeit lang einen gewiflen Schuß gegen die Verfolgung 
ber Kriegsichiffe der Union. Darauf entipann fi benn eine ume 
fangreiche diplomatiſche Eorrefponbenz, in ber das Cabinet von 
Waſhington von England Erfah für den erlittenen Schaben forberte, 
und, nicht in gereizter Sprache, fonbern mit ber Ruhe beflen, ber 
von feinem Rechte überzeugt ift und alle Daten in ber Hand hat, 
um es zu erweilen, das illoyale Verfahren Englands zeichnete und 
bas Urtheil der öffentlihen Meinung Europas herausforberte. Eng- 
land wollte nicht barauf eingehen. Den Vorſchlag ber Union, bie 
Differenz einem Schiedsrichter zur Entſcheidung vorzulegen, lehnte 
es ab, und ſchlug dagegen bie Ernennung einer engliſch-amerikaniſchen 
Commiſſion vor, der die Unterfuhung aller während des Krieges 
etwa entitandenen Anſprüche zugewiefen werben follte, wovon es je⸗ 
doch gerabe bie Hauptſache, eben jene Trage ber in England aus: 
gerüfteten Caperſchiffe ausnahm. Darauf ging binwieber begreiflicher 
Weife bie Union nit ein. Die Correſpondenz konnte unter biefen 
Umftänben zu feinem Enbe führen und wurde ſchließlich auch von 
ben Der. Staaten fallen gelaffen, freilih ohne daß dieſelben barum 
auf ihre Anſprüche verzichtet hätten, vielmehr unter bem unzweifel⸗ 
baften Vorbehalt, zu gelegenerer Zeit darauf zurüd zu kommen d. h. 
bie erfte Verlegenheit Englands zu benüben, um es mit gleicher 
Münze zu bezahlen. Im Uebrigen hielt ſich bie auswärtige Politik 
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Englands ungemein ſtille. Seit dem reſultatloſen Ausgange der Eagland. 


Londoner Conferenz von 1864 hatte es ſich auf das Princip ber 
Nichteinmiſchung in bie Händel bes Feſtlandes zurüdgezogen und war 
babei geblieben. Der Abſchluß der Gafteiner Convention zwiſchen 
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England. Defterreih und Preußen gab ihm zwar Veranlaſſung, ſich gleich 
Frankreich in einer Circulardepeſche gegen biefelbe auszuſprechen 
und bie Wiberfprüde, in bie fi bie beiden Großmächte baburd 
mit ihren urſprünglichen Erklärungen gegenüber Dänemark, gegen: 
über dem deutſchen Bund unb gegenüber ben Londoner Conferenz: 
mächten verwidelt Hatten, in fcharfer Sprache darzulegen. Eine 
weitere Yolge hatte die Depeſche nicht. Am 18. October ftarb Korb 
Balmerfton, der Präfivent bes Minijteriums, ziemlich unerwartet. 
Die Seele des Cabinets, hatte er feit Jahren bas Parlament be 
herrſcht und weſentlich ſowohl bie innere als die auswärtige Politik 
ber Regierung geleitet. Die öffentliche Meinung des Landes fühlte, 
bag mit feinem Tode eine Periode in der inneren Entwidlung Eng: 
lands ihren Abfchluß gefunden babe. Das Oberhaus ift jeit einer 
Reihe von Fahren in feiner früheren Bebeutung und feinem früheren 
Einfluffe weſentlich zurüdgetreten, die alten Parteien der Whigs und 
Torys find ſchon ſeit längerer Zeit augenſcheinlich im Abfterben be 
griffen, eine neue Zeit klopft an bie Pforten Englands an und be 
gehrt Einlaß. So Lange Palmerfton Iehte, war es ihm gelungen, 
bie Parteien in einer Art von Gleichgewicht zu halten und bie Po: 
litik in bisheriger Weile zu leiten. Kurz vor feinem Tode hatten 
indeß allgemeine Parlamentswahlen ftattgefunben: e8 war vorauszu⸗ 
ſehen, daß mit ben neuen “been auch neue Menſchen, neue Sräfte 
auf ven Plan treten würden. Das Cabinet reconftruirte ih: Ruſſell 
übernahm die Präfidentihaft, Gladſtone bie Leitung bed Unterhaufes, 
Lord Clarendon das Auswärtige; Weitere Veränderungen und na: 
mentlih Verſtärkungen bed Cabinets durch friiche Elemente, was 
augenſcheinlich burchaus nothwendig war, wurben vorbehalten. An 
Aufgaben für das Cabinet fehlte es nicht, Die Verſchwörung ber 
Fenier in Irland, bie Negermekeleien auf Jamaica und bas Auf: 
taugen einer neuen Agitation für Weiterführung ber Parlamente: 
reform waren Schiwierigfeiten, benen das Cabinet in feiner erjten 
BZufammenfebung offenbar nicht gewachfen war. “Die entjehlichen 
Borgänge auf Jamaica, in denen bie Neger aufs muthwilligſte zu 
Hunderten bingemorbet wurben, wobei fi die meilten Pflanzer und 
nicht nur biefe, ſondern auch bie englifchern Beaniteten und das eng: 
liſche Militär im höchſten Grabe brutal, der Gouverneur Eyhre aber 
burchaus unfähig eriwielen hatten, wollten vom Cabinet und den ari: 


, Ucheript der Gerignife des Zahres 1968 - 429 


ſtocratiſchen Glaffen und ihren Organen anfänglich vertuſcht werden. Eagland. 
Allein bie dfjentlihe Meinang gerietb durch die allmälig eintreffen 
den Berichte, bie immer haarfträubenbere Details brachten, in Auf: 
regung und zeigte ſich ftärker als das Intereſſe einzelner Claſſen. 
Die Regierung wurde genöthigt, den Gouverneur Eyre zu ſuspen⸗ 
diren und eine eigene Unterfuchungscommiffton hinüber zu fchiden, 
deren Bericht nunmehr vorliegt und unzweifelhaft zur Entſetzung 
bes Gouverneurs, wie zu hoffen fteht aber zu auch Maßregeln im In: 
tereffe der emancipirten Neger führen wird. Schwieriger war bie 
Verſchwörung ber Fenier in Irland. Irland ift und bleibt ein 
Pfahl im Fleiſche Englands, bis es ſich entfchließt, den nur zu ge 
gründeten Beſchwerden ber ren gerecht zu werben, bie Schmarotzer⸗ 
pflanze ber englifchen Hochkirche in Irland zu befeitigen ober me: 
nigften® zu beichneiden und bie agrarifhen Verhältniſſe in billiger 
Weile zu ordnen. Die engliihe Celbftgere'htigfeit gegenüber Ir⸗ 
land, wenn fie auch zur Zeit noch im Parlament, in ber Breffe, 
zum Theil jogar in ber öffentliden Meinung vorherrſcht, ift eine 
Heuchelei, die nicht allzulange mehr vorhält. Noch weist das Barla- 
ment, auch das neu gewählte, alle Anträge zu Gunſten Irlands 
furzer Hand ab, allein früher ober fpäter wirb es ſich bazu ent: 
ließen müflen, eine aufrichtige und wirkliche Unterfucdhung der Zus 
ftände und ber Beſchwerden Irlands anzuftellen, ftatt bie Dinge 
gehen zu laſſen und wenn bie allgemeine Unzufriebenheit bie lifer 
überfluthet, mit bloßer Gewalt einzufchreiten. Zunächſt blieb ber 
fenifhen Verſchwörung gegenüber freili nichts anderes übrig. Schon 
längit hatte man Spuren eines Geheimbunbes, der fidh über ben 
größten Theil ber Inſel ausbehnte und natürlich auf nichts geringe: 
res als auf eine Losreißung von England abzielte, entvedt. Die Re 
gierung verachtete bas, wie fie meinte, ohnmächtige Treiben. Allein im 
Sommer 1865 vernahm man, daß überall nächtliche Waffenübungen 
ftatt hätten, daß die unteren Volksklaſſen maffenhaft dem Bunde, 
ber ſich ber der Fenier nannte, angehören, daß berjelbe vollkommen 
grganifirt fei und unter energifhen Häuptern ftehe. Zugleich ftand 
berjelbe in genauer Verbindung mit einem gleichen Bunde der in 
ben Ver. Staaten angejiebelten Iren, ber denſelben Zmed und zwar 
dort ganz offen verfolgte. Ceit 15 Jahren waren Millionen Iren 
nah Amerifa ausgewandert und hatten fi daſelbſt zum Theil eine 
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England.beffere Ereftenz gegründet; viele hatten in ber Armee gegen ben 
Sübdbund gedient und ber amerikaniſche Fenierbund gedachte ben 
irifchen mit Geld, mit Waffen und Officieren zu verjehen: benn ben 
Haß gegen England hatten fie über ben Dcean mitgenommen und 
biefer Haß fand dort während bes Krieges in ber öffentlichen 
Meinung neue Nahrung. Endlich, wenn auch ſpät genug, hielt es 
bie englifche Regierung für geboten, einzufchreiten. Plötzlich befehte 
am 15. September bie Polizei in Dublin bie Druckerei bes fenifchen 
Hauptorgans the irish people und verhaftete die Leiter berjelben 
und eine Anzahl anderer Perjonen, gegen die fofort ein Staats: 
proceß eingeleitet wurde: zugleich wurden mehrere Bezirke, die als 
bie Hauptbeerbe ber Verſchwörung galten, in Kriegszuſtand verſetzt. 
Auf das Haupt ber Fenier, John Stephens, wurbe ein Preis ge: 
jet und einige Zeit nachher gelang es auch wirklich, denſelben zur 
Haft zu bringen. Dublin wurbe von zahlreihen Truppen befekt 
und bie Regierung bielt den ganzen Spud für fo ziemlich beenbigt 
und nicht weiter gefährlid. Allein fie mußte ſich bald überzeugen, 
daß bie Fenier weder unterbrüdt noch eingefhüchtert waren. Stephens 
entwich aus bem Staatsgefängniß von Dublin, was nur durch Con⸗ 
nivenz von Staatsangeftellten möglih war, und konnte troß der 
Iodendften Anerbietungen nicht wieber eingefangen werben, obwohl 
bie Polizei überzeugt war, daß er im Lande verftedt jei. Bald war 
bie Regierung genötbigt, no ganz andere Mittel gegen Irland in 
Anwendung zu bringen, bie jedoch nicht mehr ins Jahr 1865 
fallen. Die wichtigfte. Veränderung jedoch, die in Folge bes Todes 
von Lorb Palmerfton eintrat, war, baß die Agitation für eine wei: 
tere Barlamentsreform, bie er fo lange er lebte in unb außer bem 
Parlament bintanzubalten gewußt, unmittelbar nach feinem Abtreten 
von ber politiichen Bühne ſich wieber zu vegen begann und daß bie 
öffentliche Meinung ſich der Ueberzeugung hingab, bag Lord Ruſſell 
nad feiner ganzen Vergangenheit nicht werbe umhin können, barauf 
einzugehn, um fo mehr als bas neue Cabinet offenbar viel zu ſchwach 
war, um fi dem Parlament gegenüber zu halten, ohne feine Stüße 
in ben verftärkten liberalen Elementen vesjelben zu ſuchen. Bis zu Ende 
bes Jahres 1865 hielt das Cabinet jedoch mit feinen bickfälligen 
Anfihten und Abfichten zurüd, in der richtigen Ueberzeugung, daß 
bie öffentliche Meinung ſich erſt deutlicher ausiprechen müſſe, bevor 
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es an ber Zeit fei, eine jo fchiwierige Frage ſeinerſeits in bie Handenglaud. 
zu nehmen. 

Einen noch größeren Verluſt als England durch ben Tod 
Palmerſtons erlitt Belgien durch ben Tod feines greifen Königs Belgien. 
Leopold, der am 10. December 1865 ſtarb. König Leopold war 
das Muſter eines gewiffenhaften conftitutionellen Zürften und hat 
während feiner langen Regierungszeit beiwiefen, wie heilfam ein 
folder zu wirken vermag, wenn er Geift und Character genug be: 
figt, um feiner Aufgabe zu genügen, während bie Dinge wenigitens 
in gewöhnlichen Zeiten allerdings auch ohne ihn mehr oder weniger 
ihren gewieſenen Weg gehn, wenn bas nicht ber Fall if. Er ſtarb 
in einem für Belgien verhängnißvollen Momente, da, wie man wer 
nigftens ziemlich allgemein glaubte, von Preußen aus dem Kaifer 
ber Franzoſen bie Möglichkeit einer Annerion Belgiens ober wenig- 
ftend des größeren Theile besfelben neuerdings nahe gelegt war, 
wofern er dagegen Preußen in Deutfchland freie Hand laſſen würbe. 
Borerft erfolgte indeß ber Thronwechſel in aller Rube und Belgien 
hatte Zeit, fih auf die Gefahren, die ibm unter Umſtänden broben 
mochten, vorzubereiten. Die Schweiz, Dänemark, Schweben waren Squei 
im Jahr 1865 mit Reformen ihrer Verfaſſungen befchäftigt. Durch 
ben Abſchluß bes Handelsvertrags mit Frankreich gendthigt, bie 
Eouveränetät einiger Kantone bezüglich der bürgerliden Stellung 
ber Israeliten von Bunbeswegen zu beſchränken, beſchloß ber ſchwei⸗ 
zeriſche Bunbesrath, ber Bunbesverfammlung vorzufchlagen, die Revifion 
ber Bundesverfaflung nicht auf dieſen Artikel allein zu beichränten. Diele 
ging darauf ein unb beibe Räthe beichloffen in einer beſonderen Seffion 
eine Reihe von Abänderungen in ber Bunbesverfaflung, bie in ber 
That wahre und weientliche Berbefjerungen in liberalen Sinne geweſen 
wären, ohne barum nad) irgend einer Seite zu weit zu gehen. Allein 
burd eine Coalition confervativer und radicaler Elemente, benen bie 
Reformen entweder zu weit ober nicht weit genug gingen, wurben 
bei ber Bollsabjtimmung zu Anfang des folgenden Jahres mit 
Ausnahme des Judenartikels alle andern Artikel verworfen. — In 
Dänemark verhandelte die Regierung während bes ganzen Jahres Däne- 
mit ben beiden Thingen bes Reichsraths und des Reichstags über """ 
eine Revifion ber Berfaflung, welche ben Reicherath erhalten und 
nur in etwas mehr confernativem Sinne umbilden folte Die Re: 
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Dinr sierung kam bamit enbli, wenn auch nicht ohne Schwierigkeiten, 
mart, zum Ziele; doch mußte das Minifterium Bluhme in Folge davon 
zurüdireten und einem ſolchen unter dem Vorſitze des Grafen Frys⸗ 
Fryſenborg Plab machen. Ob Dänemark durch die Beibehaltung 
einer fo complicirten boppelten Verfaſſungsmaſchinerie, bie in Folge 
bes Verluſtes ber Herzogthümer eigentlih gar feinen Sinn mehr 
bat, wohl getban hat, mag billig bezweifelt werben. Dänemark ift 
durch jenen Verluſt ein Kleiner Staat getvorben, ber unmöglid) noch 
immer jo fortwirthichaften kaun wie früher. Allein Regierung und 
Volk können fih offenbar noch nicht in die neue bejcheidene Rolle, 
bie ihnen befchieden ift, ſchicken und ſo bietet e8 das GSchaufpiel 
eines Keinen Staat? mit ben Formen, Einrichtungen und Bebürf- 
niſſen einer großen Monardie. Auf bie Dauer mwirb es indeß doch 
nit gehen und man begreift, daß bie dee eines Anſchluſſes an 
Schweden und Norwegen unter folden Umſtänden ihre innere Be 
rechtigung bat, zumal feine Eigenthümlicyleit dadurch nicht die mine 
beiten Gefahr Tiefe, jo wenig als biejenige Norwegens, Das alle 
Sqhwe⸗ Urſache bat, mit feiner Verbindung mit Schweden zufrieden zu fein, 
ven. während biefes ſich unter einer wohlwollenden unb einfihtigen Re 
gierung aufs Träftigite entwidelt. Das Jahr 1865 bezeichnet für 
basjelbe namentlich einen gewaltigen Fortſchritt. Im December kam 
nämlih die vom Könige und feiner Regierung vorgelchlagene neue 
Derfoffung, bie an bie Stelle des jchwerfälligen Reichſstages mit 
feinen veralteten vier Ständen treten joll, zur Annahme Bürger: 
und Bauernitand nahmen diefelbe theils ganz, theils faſt einflimmig 
an; dagegen machten der Abel und ber Prieſterſtand Miene fie ver⸗ 
werfen zu wollen, fügten fich jedoch ber entſchiedenen Haltung ſowohl 
ber öffentlichen Meinung als ber Regierung gegenüber, wenn auch 
theilweife nnter Proteſten, auf bie weiter feine Rüdjicht genommen 
wurde. Für Schweden beginnt bamit eine neue Periode folider 
Entwidlung. 
Beer Unendlich viel gefahrvoller, fchwieriger und von ungewiſſem 
ii Ausgang mar die Verfaffungstrifis, in melde Defterreih, wie wir 
gefehen haben, durch die Einleitung einer Verſtändigung mit Ungarn 
and bie dadurch bedingte Entlaffung des Minifteriums Schmerling 
eingetreten war. Zunächſt trat eine längere Minifterfrifis ein. Erft 
an bemfelben Tage, an bem ber Reichsrath feierlich gejchloffen wurde, 
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eefolgtere bie’ Echennungen Ber 'nemen Miniſtet: Graf Belerrbi trab Di 
als Stacksminiſter ak bie "tell Schmnerlitigs, Graf" Pott: aid "" 
Finaugminiſter an bie Stelfe Pleners. Die öffenkliche Meinung ſchwebte 
aber trotzdem in volliger Unwiſſenheit baräber, wohin das Staatsſchiff 
eigentlich ſteure. Daß bit Februdrderfaſſung gefährdetfei; Läg auf 
ber Sand: -ein Ausgleich mit Ungarn ımb bie Integrität der Febrnar⸗ 
verfaffung ſchloſſen ſich gegenfeitig aus Allein ob ber’ Ausgleich‘ 
auf dem Boden biefer Verfaffung dber neben demſelben geſucht 
werde, das fear bie Frage. Die wiederholten feletlichen Zuficheruigen 
des Kaiſers ſchienen das erſtere: zu Herbikegen: Hatte boch ber 
Kaiſer bei der Eröffmmg' des NReichoraths mr 1.'Mai 1860 ſzrin⸗ 
lich gelobt: Ich erkenne es als Meine im Angefläte aller Meiner 
Böſter Abernommene und durch jene Kündgebungen nichdrüccklich 
bekräftigte Regentenpflicht, im Cfntre der: im Diplome! vom 20. Ot⸗ 
tobet v. J. ausgeſptochenen nnd in ben Grunbgefſetzen'vom 26; Ser! 
bruar € J. zur Durchführung gelangten Ideen, die Geſammiwer⸗ 
ſaffung als das uiantaſtbare Funbament Meines einigen und' un⸗ 
theilbaren : Ralferreicye, - dem in feierlicher Stunde geleiſteten Ange⸗ 
Udbniß getreu, mit Meiner“kaiſerlichen Macht zu ſchiütten und bi’ 
feften Willens, jebe Verletzung derſelben als einen’ Angriff‘ Auf "ben: 
Beftmd- der Motärchie, auf die Rechte 'aller "Meiner. Länder itub 
Volker nachdruͤcklich zurüdzumeifen": Hatte ferner boch bie tgier: 
ung bei jeder Gelegenheit erklärt, bug ein Ausgleich“init uUngarn 
nur auf bem Boden der Berfaffung‘, nur in un mit dem Reichs· 
rath gefucht werben kEönne. Und dennoch! Färchlete die dfentliche 
Meinnang für bie Berfäffung und nicht mit unrecht. Welcher Art‘ 
und Rabır die Grundlage und die Bebingungen ſein wütden, under’ 
welchen die Grafen Efterhazy und Mallath, bie neuen ungatiſchen 
Berather der Krone, eine Verſtündigung "mil Ungarn Kir moͤglich 
hielten und anzubahnen derſuchen wilrden, blieb völltz gewiß, um“ 
ſo mehr als dieſelben nicht der Partei Deaks, denr bie große Mehr⸗ 
heit ber ungariſcher Nallon mit unbebinglem Vettraͤuen folgte, fon⸗ 
dern der wenig zahlreichen und ziemlich! einflußlbſen Partei "ber 
fog. Alteonfervativen angehötten. Erſt Almukig traten die Ziels" 
punfte derſelben wenigſtens in ihren allgemeinen Kmriffen hervor. 
Zunãchſt wurde die ſchon feſtgeſetzte Etoͤffming bestreichen: Land⸗ 
tags, auf dem nach ben Intentlvnen des Miniſteriums Schinerling 
28 
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gr ein. ernenerter Verſuch hätte gemacht werben follen, Graatien: für 


” pie Sebruarverfaflung und ben weiteren Reichsrath zu geiwinnen, 
vertagt, jene „Intention fallen gelaffen und ber Hofkanzler Mazura- 
nic, ber fie, wie Graf Nadasdy in Eiebenbürgen, für Croatien 
hätte verwirklichen follen, entlaflen. Deutlicher trat der Plan in 
Siebenbürgen hervor. Belanntlih war bier durch eine. vom Kaiſer 
ochropirte neue Wahlordnung das Uebergewicht der Magyarın auf 
bem Lanbtage gebrochen, waren bie bisher völlig rechtlofen Rumänen 
als vierte Nation anerkannt worben und war es gelungen, Sieben: 
bürgen zur Anerkennung ber Zebruarverfaffung und. zur Beſchickung 
bes Reichsraths zu bewegen. Seht wurben all bie entlaffenen un- 
geriihen Würbenträger unb Beamten Siebenbürgens maſſenhaft re: 
activirt und alsbald darauf um 1. September durch Taiferlihes 
Rejeript ber neue Landtag, in bem die Maghyaren in ber Minber: 
beit geweſen waren, wieber aufgelöft, bie proviſoriſche Landtagsord⸗ 
nung, bie ihr früheres Uebergewicht gebroden hatte, überhaupt be: 
feitigt und ein Landtag wieder nach ben früheren Geſetzesbeſtimmungen 
von 1791, die den Magyaren neuerdings das Uebergewicht fidherten, 
einberufen, um „bie Reviſion bes erften Artifels bes Geſetzes von 
1848, die Vereinigung Siebenbürgens mit Ungarn betreffend, vor: 
zunehmen.” Seht war es Mar, daß das Minifterium Belcrebi-Maj- 
lath entſchloſſen war, nicht bloß auf eine Beiziehung Croatiens zum 
Reichsrathe zu verzichten, fonbern auch Siebenbürgen aus bemfelben 
auszuſcheiden unb fo bem erjten Verlangen ber Ungarn nad Her: 
ftelung ber Bereinigung mit Siebenbürgen nad ben Beſchlüſſen von. 
1848 und nad Heritellung der alten Verbindung mit Eroatien ge: 
recht zu werben, bie Länber ber Stephanskrone, Ungarn unb bie 
jog. partes adnexe, ben übrigen Kronlänbern, namentlich aber ben 
deutſch⸗ſlaviſchen Provinzen, bie im engern Reichsrath ihre Stüße 
unb ihr gemeinfames Band erkannten, als Ganzes gegenüber zu 
ftellen. Der weitere Reichsrath mußte bemgemäß überhaupt dahin⸗ 
fallen, nicht aber ebenſo nothwendig auch der engere, gegen beilen 
Fortbeftand die Ungarn an fich nichts einzumenben Hatten. Allein 
am 20. September erſchien ein Manifeft bes Kaifers „an meine 
Volker“ und ein kaiſerl. Patent, durch welche bie ganze Februar: 
verfafjung, engerer unb weiterer Reichsrath, ſuspendirt wurbe, unter 
dem bloßen Vorbehalte, die Reſultate eines allfälligen Ausgleichs 
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mit ben Ländern ber ungarifhen Krone „ben loyalen Vertretern Peiter- 
ber andern Königreihe unb Länder” — alfo ben zahlreichen Land⸗ wa 
tagen berfelben — „vorzulegen, um ihren gleichgewichtigen Aus⸗ 
fpru zu vernehmen und zu würdigen.“ Die Motivirung biefes 
Schrittes wurbe indeß nicht in dem bekannten Art. 13 der Februar: 
verfaffung, fondern in ber allgemeinen Nothwendigkeit eines Aus: 
gleichs mit allen Ländern der Monardie gefudt. Im Grunde war 
es ein Staatsflreih in aller Form, ein Etaatsftreidh, der zunächſt 
wenigftens unb für bie gemeinfamen Intereſſen des Geſammtreichs 
ben früheren Abfolutismus wieder berftellte, ohne indeß ben Ber: 
faflungen der einzelnen Länder als folden zu nahe zu treten. Wirk: 
lich waren ſchon zwei Tage vorher wie die Landtage der Länder 
der ungarifchen Krone fo auch diejenigen ber deutſch-ſlaviſchen Pro⸗ 
vinzen und Galiziens auf ven 23. November einberufen worden. 
Die Öffentlide Meinung erkannte jedoch barin weder eine Genug: 
thuung noch eine Beruhigung. Die Siflirung ber Februarverfaflung, 
bie thatfächliche Herftelung des früheren Abjolutismus durch einen 
bloßen Federzug des Raifers und im Gegenfab gegen bie feierlich: 
ften Zufagen und Erklärungen fchlugen tief in die öffentliche Meinung 
ein. Die paar Jahre conftitutionellen Verfaffungslebens waren doch 
in ben deutſchen Bevölkerungen bes Reiche, die an materiellem Be⸗ 
fit, an inbuftrieller gewerblicher Thätigfeit, vor allem aber an 
Bildung die andern weit überragten, nichts weniger als ſpurlos 
vorübergegangen. Leider muß zwar bie Thatjache conftatirt werben, 
baß ber Abel im Ganzen, einzelne Ausnahmen find unmöglich maß: 
gebenb, fo menig wie im übrigen Deutichland biejenige Unabhängig- 
feit der politifhen Anfhauung und bes politiſchen Characters an 
ben Tag legte, bie feiner materiellen Unabhängigleit entfpräde und 
bie ihn allein zu einer bevorzugten Stellung im Staatsleben und 
in ber Vertretung ber Nation berechtigen würde, eine Unabhängig- 
feit, die bie engliihe Nobility und Gentry in fo hohem Grabe be: 
fißt, in der aber ber beutfche Adel fo tief, fo unendlich tief 
unter dem engliſchen ſteht. Ebenſo blieb das Goncorbat wie eit 
vergiftenber Mehlthau über ber geiftigen Entwidelung Defterreiche 
liegen und bilbete für das ſchwache Minifterium Schmerling offen: 
bar ein förmlicyes noli me tangere. Aber bie Mittefclaffen Haben 
ſich in die neuen Verhältniſſe eingelebt und biefelben ſowohl im 
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* Reichsrathe ‚als auf, ben Landtagen wit Entſchiedenheit und, bo, 


zugleich mit Mäpigung auszubilden und weiter 34 entiideln fi 
bemüht, Oeſterreich iſt ſeit vier Jahren um einen gewaltigen 
Schritt vorwärts gerückt und durfte hoffen, ſich wenn quch langſam 
doch allmälig ‚auf. bie, gleiche Stufe politiſcher Entwickelung und 
politiſchen Lebens emporzuarbeiten, auf ber andere Nationen frei: 

lich längſt angefommen find, und zu ber es bie geiftige Anlage 
feiner Völker wahrlich nicht minder als dieſe berechtigt. Die will- 
kührliche Siſtixung ber Verfaſſung rief bie berechtigte Oppofition des 
deutſchen Elementes hervor und diele fand ihren gemeſſenen Aus- 

druck auf den Landtagen. Kaum waren ſie zuſammengetreten, ſo 
wurde in einem nach dem andern auf Adreſſen an den Kaiſer mit, 
ber Bitte um Mieberherftellung ber Verfaſſung angetragen und 
in ben rein deutſchen Provinzen, Ober: und Unteröſterreich, Steier- 
mark, Kärntben, Salzburg, Vorarlberg, auch Schlefien ging ber An⸗ 
trag ſofort, theilweiſe fogar fait einflimmig burd. Dagegen ſtieß 
er in Böhmen, Mähren und Krain auf ben Wiberjpruch ber Slaven 
und wurde entweder abgeworfen ober fallen gelaſſen. In Böhmen 
namentlich wurde er abgeworfen, indem die Mehrheit ber Groß: 

grundbejtger, ‚die unter bem früheren Minifterium mit biefem auf 
Seite ber beutichen Partei geftanden hatte, nun unter bem neuen 
Minifterium, 008 bie Slaven und bie „hiſtoriſch-politiſchen Indivi⸗ 
bualitäten“ zu begünftigen Ihien, mit wenig Character zu ber 
czechiſchen Portei überging. Tyrol allein von allen deutſchen Land: 
tagen unterließ jebe bießfällige Meinungsäußerung; bas nom Clerus 
fat willenlos gegängelte Volk jagt ausſchließlich feinem beichränkten 
Ideal ber Glaubenseinheit nah und die Regierung kam ihm barin. 
jogar entgegen, indem fie bemfelben mit ungmeifelhafter Verlegung 
bes Protejtantenpatents vom 10. April 1862 hie Conceſſion machte, 
daß proteftantifche Gemeinden fih in Tyrol nur mit Genehmigung 
bes Landtags follten bilben bürfen, b. 5. vor ber Hand wenigſtens 
überhaupt nicht geduldet werben ſollten. Am 14. December fand aud) 
bie Eröffnung des ungarischen Landtags und zwar dießmal durch 
den Kaifer ſelber flat. Die Thronrede ließ die im „Jahr 1861 
noch aufrecht erhaltene Theorie der Rechtsverwirkung endlich fallen. 
und anerkannte die Rechtscontinuität und bie formelle Geſetzlichkeit 
ber Geſetze von 1848, beharrte bagegen auf ber bisherigen Anficht 
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ber Resterung, daß biefelden einer Reviſion unterzogen werben Drfer- 
„neößten, bevor fe von ihr anerfannt und ausgeführt werben könnten, '* 
mwährenb bie "Ungarn bekanntlich umgefehrt verlangen, baß jene 
Geſetze vor allem aus und zuerft anerkannt und eingeführt werben 
müßten, bevor fie ſich dazu entſchlöſſen, diefelben zu revidiren. Die 
Antwortsadreffe des ungarifchen Landtags fällt indeß nicht mehr ins 
Jahr 1865. Das Jahr ſchloß für Defterreih im Ganzen nichts 
weniger als befriedigenb: die beutfhen Bevölkerungen waren burg 
bie Siſtirung ber Verfaſſung verlegt und der Regierung entfrembet, 

auf die Elaven, zumal bie Czechen mit ihren deutſch-feindlichen Be 
ftrebungen konnte ſich dieſe unmöglich flüßen, der Ausgleich mit 
Ungarn ſtand trotz ber ihm gemachten Conceſſionen noch in weiter 
Ferne, die Finanzlage bes Reihe war fortwährend eine zunt min⸗ 
deſten höchſt bedenkliche. 

Gegenüber Preußen hatte ſich Oeſterreich durch den Aplqiah 
ber Gaſteiner Convention vorerſt Ruhe verſchafft. Die Differenz 
mit Preußen war aber dadurch keineswegs beſeitigt worden. Die 
Allianz war innetlich vollſtändig gelöſt und konnte jeden Augenblick, 
wie Hr. v. Bismarck dazu ſchon vor dem Abſchluß der Convention 
Luft gezeigt hatte, in ihr Gegentheil, d. h. in einen offenen’ Krieg 
zwiſchen Oeſterreich und Preußen umſchlagen. Das Verhältniß zum 
übrigen Deutſchland wurde durch die Gaſteiner Convention für Defter- 
reich in keiner Weife gebefiert. Tas Verhältniß zur Bundesver— 
fammlung in Frankfurt blieb dasſelbe. Vor ver Bafteiner Conven- 
tion, als das Verhältniß zu Preußen immer fchlimmer wurbe, ſchien 
Oeſterreich einen Augenblick ſich ver Yundesverfammlung wieder 
nähern zu wollen. Einem von Bayern, Sachſen und Heſſen-Darm⸗ 
ſtabt am Bunde geſtellten Antrage „bie vertrauensvolle Erwartung 
auszufprechen, es werbe ben höchſten Regierungen von Dejterreich 
and Preußen gefallen, dem Erbprinzen von Auguftenburg das Her: 
zogthum Holften mmmehr in eigene Verwaltung zu übergeben” 
ſtimmie Oeſterreich bei und ber Antrag erlangte bamit am 6. April 
eine Mojorität von 9 gegen & Stimmen, blieb aber ohne allen Exs 
folg, indem Preußen ſeinerſeits fofert erflärte, daß „bie Grfülfung 
per ausgelprodienen Erwartung nicht in Ausſicht ftehe?. Am 27, 
Inli flellten diefelben drei Regierungen einen neuen Antrag am 
Bunde, durch welchen Defterreih und Preußen aufgefordert werden 
ſöllten, die Stände von SHolflein 'einzuberufen und auf die Auf— 
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— nahme Schleswigs in den deutſchen Bund hinzuwirken; der Antrag 
wurde jedoch im Ausſchuſſe begraben, ſo daß die drei Regierungen 
ſich veranlaßt ſahen, den Antrag vom 4. November zu erneuern und 
auf ſofortige Abſtimmung zu dringen. Oeſterreich trat nun wieder 
auf Seite Preußens und ſo wurde denn am 18. November mit 8 
gegen 7 Stimmen beſchloſſen, nicht ſofort abzuſtimmen, ſondern auch 
dieſer erneuerte Antrag wiederum an den Ausſchuß verwieſen, ben: 
felben Ausſchuß, ber nad dem Wunſche Defterreih8 und Preußens 
ſchon über den eriten Antrag feinen Bericht zu erftatten beſchloſſen 
hatte. Jetzt ging den Regierungen von Bayern, Sachſen und Heflen: 
Darmftabt doch die Geduld aus und diefelben erklärten, „daß fie, 
nachdem fie alle ihnen nad ber Bunbesverfaffung zu Gebot fteben: 
ben Mittel erſchöpft hätten, ihre Aufgabe und ihre Thätigkeit inner- 
halb ber Bundesverfammlung als abgeſchloſſen betrachten und fich 
auf eine laute und entſchiedene Verwahrung gegen jede ber Grunb: 
lage bes Rechts fremde Abmachung beſchränken würden“. Co meit 
hatte es alfo Bayern gebracht, das zu Anfang ber beutjch-bänijchen 
Verwicklung, Ende bes Jahres 1863, den Grundſatz aufgeftellt 
batte, Alles „mit dem Bunde und durd den Bund“. Die unbe: 
fangene öffentliche Meinung hatte fi) nie der Hoffnung bingegeben, 
daß die Trage durch den Bundestag gelöst werben könne. Die Nation 
betrachtete den Bundestag längſt als einen Leichnam, ben feine Macht 
ber Welt wieder ind Leben zurüdzurufen im Stande fei, wenn fie 

| auch getheilter Anficht war über das, was an feine Stelle zu treten 
babe und ihr allgemeiner und immer wiederholter, lauter und lauter 
erjchallender Ruf nah einem Parlament in den Ohren ber Regie: 
rungen erfolglos verhallte. Leider konnte es nicht geleugnet werben, 
bag die Nation ber ſich immer enger ſchürzenden Verwidelung ber 
beutihen Dinge überhaupt und der Politik ber beiden Großmächte, 
die nur ihre eigenem Intereſſen verfolgten, gegenüber, nachgerabe 
ebenjo rathlos daftand, wie Die Regierungen der Mittelftaaten und 
daß die Parteien ber Großbeutihen und ber Kleindeutſchen ſich fo 
ziemlih abgenügt hatten. An ber auf Begchren ber Schleswig: 
Holfteiner durch den 36er Ausſchuß nah Frankfurt einberufgen 
Abgeorbneten-Verfammlung, erfchienen neben etwa 250 Abgeordneten 
aus Süd: und Mittelbeutihland nur 17 aus ganz Norbbeutichland, 
nur ein einziger aus Defterreih und ſelbſt dieſer Kein geborner 
Defterreiher und nur 8 Mitglieber bes preußiſchen Abgeordneten⸗ 
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hauſes, die fi ſchließlich ber Abſtimmung enthielten, ba bie Bedaiie 
falüffe nothwendig gegen bie bismardifche Politik ausfallen mußten, 
eine Politit, die fie zwar nicht billigten, ber fie aber auch um 
Preußens willen nicht abfolut entgegentreten wollten. Einige andere Mit⸗ 
glieber bes preußifchen Abgeordnetenhauſes, die nicht erfchienen waren, 
ſprachen dieß ganz unummunden aus, wie 3. B. Tweſten, ber ber 
Berfammlung einen förmlichen Abfagebrief zufandte, inbem er fich 
zwar gegen bie Politik Bismards, aber auch dahin erklärte, baf 
er und feine Gleichgefinnten „nicht blos das Selbfibeftimmungs: 
recht bes Volles in Deutſchland, nicht blos bie Rechte bes Volkes 
den Regierungen gegenüber, fonbern auch die Machtſtellung Breußens 
ing Auge zu faffen hätten, und fi daher nie an Schritten bethei- 
ligen Tönnten, welche fich nicht bloß gegen bie augenblidlichen Macht⸗ 
haber, fonbern gegen ben preußifchen Staat wendeten, welche darauf 
abzielten, Preußen eine Riederlage zu bereiten,“ baß „es Teine 
Macht gebe, bie für Deutidyland etwas leiſten unb wirken Tönne, 
als Preußen,” enblih, „daß die Mehrheit der preußiſchen Abgeorb: 
neten niemals Beichlüffen zuftimmen werde, welche gegen bie Macht 
und die Zukunft des preußiihen Staats in die Schranten träten“. 
Die Abgeorbnetenverfammlung ſprach fich für das Selbfibeftinmunge: 
recht der Herzogthümer aus, bas nur beichräntt fei durch bie böhern 
Sinterefien Deutſchlands und für eine Erledigung ber Frage „im 
Sinne bes Rechts“. Ihre Aufforderung an das preußifche Abge- 
orbnetenhaus „für die verleßten Nechte ber Herzogthümer, für bie 
Berufung ihrer Vertretung und für bie fofortige ſtaatliche Gonfii- 
twirung Schleswig⸗Holſteins entſchieden und ohne Verzug einzutreten 
und damit ihre eigenen und verfaffungsmäßigen Rechte zu wahren,” 
machte in Preußen, two bie weit überwiegende Mehrheit mit Die: 
mard, wenn auch nicht auf feinem Wege ober mit feinen Zielpunk⸗ 
ten, mehr weit mehr als „beredhtigte” Forderung in Anipruch nahm, 
feinen Eindruck. Daß aus ganz Rorbbeutichland nur 17 Abgeorb: 
nete erſchienen waren, zeigte, ba bie Anfchauungen unb Beitrebun- 
gen im Süben und im Norden bereitd weit auseinander gingen. ‘Die 
Berfammlung Tegte bie eingetretene Zerklüftung ber “Parteibeftrebs 
ungen an ben Tag unb förberte fie fogar. Die geringe Zahl 
ber erſchienenen Abgeorbneten im Vergleih mit ber Verſammlung 
vom December 1863 unb ber damaligen Begeifterıng unb Ein: 
müthigleit in ber Hauptſache machte einen nieberſchlagenden Eins 
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Dearue druck, ‚Tehhft ‚in Faddeaſſhland, « Aaiera.;tuptoms: ziemlich. allge: 
einer, Rathloſigkeit kamen dazu. Der: graßzdeutſche „Neinnarede 
pexzichtete manerhingg auf bie Abhqlſaug einer, Gerreralverſervnlung 
Seine Ideen finer. Recanſtruirung Dentihlanks anf -Arengı fühe- 
ralen Grundlagen ichwehte bei hen... Stellung, die Deſterveich und 
Preußen gegen. einander und gegen ‚has übrige Deutſchland einge⸗ 
nommen, ‚hatten, in. ber. That vollkgumen in her. Rufi, ‚fein. Ver⸗ 
krapen, in, bie Opferwilligkeit, der mittelſtaatlichen Regiexungen, hie 
ex bei Gelegenheit des Fürſtentages am den Lay. gelegt hatte, Fan 
Keine «gläubigen Ohren, ba dafür manhk fchöne Worte und Verſppech⸗ 
zungen, aber in Wahrheit, auch nicht bie, allerfleinfte Thatſache vorlagen. 
Der Nationglverein bielt zwar jeinerjsits eine Generalperſammlung 
ab, allein, um jein Augeinanberfallen hucch. den Gegenſatz zwiſchen 
ber Anſchauungen feiner preußiſchen und. jener nicht⸗preußiſchen Mit 
glieder zu yerhüten, faßte er Rejplutipmen, mit baue cin großes 
Theil, feiner Mitglieder nur „halb ohex..gav; wicht einnerſianden war 
und ‚big. mehrfache Augtritte zur: Folge hatten. ‚Sein Ginflum war 
gutichieben ‚gebrochen, . Es kqnntenauch nicht anders fein., ;.ba. die 
GSeftaltung ber „politifchen Diuge in, Preußen dieſem in. Eübs und 
Mitteldeutſchland alle Symypathieen entzogen und im alſlexhöchſten 
Cirabe abſchrecend. hatten wirken müſſen; bie; Gewalipolitik des 
Regimentes Bigmarch, die nicht eijne durch, ein preis. umd mächtiges 
Parlament ‚beihränkte und controllixte Hegemonie, ſondern eine. di⸗ 
teste. Herrſchafi Preußens in dieſer oder jener Form, ein zutidhies 
denes Unterordnen der nationalen Intereſſen unter die ſpeqifiſch 
preußiſchen qanſtpebte, haste, ihm nothwendig den Boden unter. den 
Füßen entzogen. Eine dritte Partei, die ſich ‚unter dieſen: Umſtänt 
nen, im ‚Laufe, des Jahres 1865, aufzuthun ſuchte, bie großdeutich 
democratiſche, fand zwar für ähre, nächſten Zielpunlte, eine durch⸗ 
greifende Reform der öffentlichen Zuſſände in, ben Mittel; unb Klein; 
ſtaaten ‚auf zentidiehen liberaler und democratiſcher Grundlage, ‚un: 
zweifelhaft vielfachen. Anklang, ‚abex. ihre, Ideen über ‚bie zufänftigg 
Seftaltung... Sefammtbentilands. namentlich. ‚kraßelih: Oeßexreich⸗ 
und. Preußens ‚iparen, ſo durchaug :uaflar. und yerihtuanmen: ba 
bie Nation ſich uumögiih einge Partei. in die Arme werfen, Tonfe,, 
bie, gerabe, für ‚bieienige ajgage keine Loſung, wußte, welche drphend 
bay. bey, Thurge, ſtand, ſo „broßenh, daß ganiliemmaben daß Schwert 
(Hm ufgehahen war, das ‚fie art. Benglt, Iüfen wollten; ;: ;: rs 
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' Schon vor ber Gafteiner Cenvention Bette , Seit Biomarek Druimt- 


ganz. offen .mit ‚giem Kriege gagen Daſterreich geirucht amd »bemii 
allen Anſchein mac. sing: Preflion. af dasſelbe ausgeübt, Hurdıbie 
es zum Abſchluß jener: Conpentinn bewagen wurder. ‚Die: Enſtriner 
Convention war aber. wieder nur æin probiſorijchhas Arrecigemen, 
Das ſeinen Abſichten: ſeineewegs autſprach, durch das en jchuch er 
Grreihung derſelben näher gu lonmen hoſſte, Die ausſchließliche 
Verwaltung Schleswigs ab her Vefib dea Hafens von Kiel. mit 
bein Recht ber Erbauung eines Sanals zur Verkinbmag der Nord⸗ 
fee mit ber Diftfee, durch ben ber Hafen yon Kiel für: bie manitime 
Entwicklung Preußens erft feine volle Bedeutung erhielt, waren we⸗ 
fentlige Conceſſionen Oeſterreichs, jhäbensmerthe Errungenſcha ften 
Preußens, Aber genügen konnten fie Preußen nun, menn dawii 
bie volle Annerion eingeleitet merden Tomade.: Und :halb- :aeigisıed 
ſich, bag das fehr -zmeifelhaft war. Selbſt in Schleswigenwar Die 
Öffentlide Meinung ber weit überwiegenden :Mehrheit ıber. Nevöl⸗ 
ferung Preußen nicht geneigt, lefhit..bort ‚hielt fie ſeſt an. dem. Un 
guftenburger. Das erlte, mas: her neue preußiſche oupernenx, 
Oeneral. von Manteuffel, that, war zwar eins. durchgreiſende Purj⸗ 
fication, der Beamteten: alle, augujteubungiich Geſjnnten wurden, ent⸗ 
laflen und buch entiichege Anhänger Preußens ‚ib ſeiner Mn 
negionsplane erjett, dheihueiig. ſogar durch ‚frühere Alterigenge . ber 
bänijchen Herrſchaft, anf die ſich das preußiſche Regiment unter allen 
Umſtänden gleichfalls verlaſſen konnte, General y. Manteuffel bereiste 
ſelber dag Land und ſuchte mit Eifer füß Preußen Propaganda zu 
machen. Der Erfolg entſprach jedoch jejnen Wünſchen fehr/wenig 
und bevor. das Jahr zu Ende ging, ſah er ſich ginqthigt, nad) ‚im 
ander das Vereinsweſen, bie Freiheit ber Preſſe, endlich ſogar. das 
Petitionsrecht zu unterdrüden., Ex erreichte. jedoch ſeinen Zimed mit 
alle dem doch nicht. Die Beyölterung fügte ſich zwar und ſchwieg, 
aber fie wurde darum doch nicht preußiſch geſinnt; bie... eigentlich 
preußiſch geſinnte Partei war und blieb. eine. verſchwindende Minp⸗ 
rität. Die file . Oppoſitjon im .Lanbe, fünte. laut aus Holſtein 
berüber.. Snefteryeich hatte, ſich ſeinexftits zit Dolfiein. begnũgt, wax 
aber nicht gemeint, hier für Preußen: zu arbeiten. (68. ließ. im Kies 
gentheil bie Holſiziner {p Heplich.geiwähren , ſobald 28 ‚mit... mit 
einiger Rüdfiht auf bie thatſächlichen Verhältniffe des Regimenis: 
geſchah. Die fait durchweg auguftenburgijch gefinnten Beamteten, 
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ie es vorfand, ließ es alle in ihren Aemtern, das Vereinswelen 
wurde nicht beſchränkt, ebenſo wenig bie Preffe oder das Petitions⸗ 
recht. Der Auguſtenburger blieb unangefochten im Lande. FRE. 
v. Gablenz, der bſterreichiſche Statthalter, erflärte bei einer Gelegen⸗ 
beit ſelbſt, er wolle nicht, daß man bereinft bei feinem Weggange 
von ihm fage, er babe „wie ein türkifcher Paſcha regiert“. Der 
Gegenſatz zwiſchen ben Zuftänden Schleswigs und denen Holſteins 
Hätte in ber That nicht greler fein Türmen, Preußen überzeugte 
fi bald, daß es unter ber getheilten Domination nicht weiter kam, 
als unter bem früberen Conbominat: es ſah ſich fortwährend ben: 
jelben Schwierigkeiten gegenüber, Defterreih, das nicht geneigt war, 
bie KHerzogthümer und damit die Suprematie in Deutſchland frei: 
willig an Preußen zu überlaffen, definitiv feine Stellung in Deutſch⸗ 
land ganz aufzugeben und aus bemfelben thatſächlich auszuſcheiden, 
ber Bunbesverfammlung in Frankfurt, deren Majoritkt aus nahe 
liegenden Gründen bie Errichtung eines neuen und zwar von 
Preußen moͤglichſt unabhängigen Mittelftantes in Schleemwig-Holftein 
wünfdste und ben Schleswig-Holfteinern felbft, die von ihrem Her⸗ 
zog nit laffen wollten und die, wenn fie auch nicht ungemeigt 
waren, Preußen gewifle Rechte‘ einzuräumen, darin doch wicht fo 
weit gehen wollten, baß fie in Wahrheit auf jebe Selbſtändigkeit 
verzichtet hätten und von Preußen vollkommen abhängig geworben 
wären. Schon vor Ende bes, jahres 1865 war es ganz Hlar, 
daß Preußen fich im mefentlichen genau wieder in berjelben Tage 
fühlte, wie vor ber Gaſteiner Convention. Schon damals hatte 
aber Graf Bismard in Karlsbad ertlärt, daß er einen Krieg mit 
Defterreich nicht fcheue, daß er ihn im Gegentheil geradezu wünſche, 
ſchon bamals hatte er in Salzburg dem bayerifhen Minifter 
v. d. Pforbten gegenüber bie Neutralität ber Mittelftaaten geforbert, 
ſchon damals hatte er, wie feither behauptet wurbe, mit Italien 
angefnüpft, um Oeſterreich zu ſchrecken ober von zwei Seiten zu: 
gleich zu faffen. Für fi feft entichloffen, auf bie definitive Er: 
werbung ber Herzogthümer und bamit anf bie Suprematie in 
Dentſchland nicht zu verzichten, warum follte er in berfelben 
Lage nicht wiederum anf biefelben Ideen zurück kommen? Das 
waren bie Ausfihten, mit denen Deutſchland in das Fahr 1866 
hinübertrat. 
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granffurt) ©. 123, X 25 (broßende Note des Staatsamzelgers gegen den Aıts 
guftenburger) &. 130. 

— Innere Berhältniffe. ©. 153—182. 

Acienſtüde: I 14 (Thronrebe) ©. 154, I 16 (Präfibialrebe Grabow’s) S. 156, 
1 24. (Antwortsabreffe bes Herrenhaufee) ©. 157, V 9 (Denkfggrift über dem 
bänifhen Krieg und deſſen Koften) ©. 165, VI 14 (Erklärung des Minifter- 
präfibenten bez. Rebefreißeit im Abg.=Baufe) ©. 170, VI 16 (Beihluß bes 
Herrenhaufes bez. Schleswig-Hofftein) ©. 170, VI 17 (Xhronree) ©. 171, 
Yıl 5 (Dentfgrift des Minifteriums und Erlaß des Königs bez. Bubget für 1865) 
S. 172, VI 21 Geſchlüſſe ber Commiſſion zu Berathung ber Arbeiterfrage) 


©. 176. 
estefkantentag, dentiger. S. 35—150: VI 7. 
Meformverein. S. 35—150: IX 24 (Auſprache bes Auoſchuſſes) ©. 112. 
286—298. 


m. ©. 

Actenftüde: I1 (Neufahrörebe bes Papſtes an ben frangdfiichen General Montebello) 
©. 286, II 26 (Ausſchreiben bes Generalvicars Patrizi) S. 286, II (Schreiben 
des Papftes an. ben Biſchof von Orleans über bie Septemberconvention) S. 287, 
VITA (offizielle Auslafjung über die Miffion BR) ©. 288, IX 25 (Nllos 
cution bes Papfles gegen bie Freimaurer) S. 289, XI 19 (Circulardepeſche 
Antonelt’s über bie &hptembereomention) ©. 291. 

aplend. ©. 319-327. 

Actenftüde: 1864, XII 3 (Circulardepeſche Gortſchatoffs Aber bie Politik Ruß ⸗ 
lands in Mittelafien) ©. 319. 

41865. 120 (Abrefie der Adelsverſammlung von Moslau an ben Kaifer für Ein ⸗ 
fügrung einer Repräfentativverfammlung) ©. 321, IT 4 (Offizieller Ausweis 
über den Stand der Bauernemancipation) S. 322, 11 10 (Refeript bes Kaiſers 
bez. der Abreffe ber Moslauer Abelsverfanmlung) ©. 322, IV 19 (Befchlüfe 
bes livlandiſchen Lanbtıge) &. 324, VI 17 (Aniprade bes Kaiſers an eine 
Volenbeputation) ©. 32, X1 27 (Beichluß ber Abelsverfanmlung von Mosfau) 
&. 325, XI 22 (faiferl, Crlaß bez. Verbot von Erwerb von Grundeigenthum 
burd) Polen in den welichen Gouvernements) ©. 326. 


3 Golan 6. 36190: 14019722, 10, 1112, 26, III 6,16, 21 

eb: fein. ©. 35-150: 14, 12, 12, 14, 112, 26, , 16, 21, 

en 1v 3, 19, 30, V 9, 31, VI 4, 9, 1D, 24, 28, 29, VIA, 5, 
6,11, 18, 13, 20, 22, 28, 26, 27, VIN 3, 13, 24, IX, 8, 19, 14, 14, 15, 
16, X 29, 31, XL 4E = "9, XI 30, 31. 
ein. 1X 6, 13, 15, X AL, 31, XU28. 

ie ir, hart 8,26,'x 7, 10, 11, 16, 18, 19, 27, 31, 31, X 
19, 20, XM 15, 17, . 

Actenftüde: 1 12 (öfterr..preuß, Verordnung über bie Belugniffe der proviſoriſchen 
errulnmen Eonegiung) ©. 40, 1.12 Bumblärlin, bs engem Aue 





you ſes ber — If. Vereine für einen engeren Anſchluß an Preußen) 
. 42, 1.14 (Grflärung gegen bie Annerionsabreffe ber Feubalen) ©. 44, II 12 
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(Programms ber fog. nationalen Bastel) ©. 46, Il 26 (Binträge cd Beichlüffe 
ber Delegirtenverfammlung in Rendsburg) ©. 4, II 21 (Sreisfchreiben bes 
engeren org uliet ber Sälewig:pelfein.ereine gegen ba® Programm ber 
Nationalen) S. 52, IH 26 (Berliner Berfiändigung bez. der Conceſſionen 
an Preußen) ©. 56, IS 31 ee 2 — iedrich über die Forderungs⸗ 
depeſche Preußens vom 22. Febr.) reiben — unbi Halb⸗ 
hubers an die Landesregierung) S. —8 — v (Beſchlũſſe der Erpaiztenve: 
fammlung ber Schleswig «Holftein«-Bereine in Rendeburg) ©. 00 V 30 (Bes 
ſchlüſſe ber Delegirtenverfammlun ber Kampigenofienvereine) S Er V 28 
(Schreiben bes Ausſchuſſes ber Schleswig⸗Holſtein⸗Vereine) ©. 84, vi 27 (Bros 
teite bes ne. Civilcommiffärs wegen ber preuß. Maßregeln gegen May und 
Tree) S. 90, IX 6 Proteft der holt. Ständemitglieber gegen die Gafteiner 
Convention) 8. 104, IX 13 (Proteſt bes Stäbtetags gegen denſelben) ©. 105, 
IX 15 (Antrittsproclamation bes öfter. Statthaltere von Holilein) ©. 106, 
IX 15 (Eibesformeln für ©) bes preuß. Gouverneurs von Schleswig) ©. 107, 
IX 18 (Eibesformeln für Holflein und für Schleswig) S. 108, IX 26 (üixde 
Manteufield in Flensburg) S. 118, X 18 (Schreiben Manteuffels‘ am Herzog 
Friebrih und Reſcript Zeblip) ©. 127, X 23 (Rede Mantenffels in ero⸗ 
leben) S. 129, X 29 (Schreiben bes Herzogs — an Manteuffel) ©. 132, 
X 31 (Schreiben Manteufiels an Herzog Friedrich) ©. 184, XI 17 (Schreiben 
bes Herzogs Friedrich an Manteufiel) ©. 138, XI 19 (Eriaß Manteuljels für 
Schleswig gegen bie Preffe) S. 140, XI 23 (Erflärung Gablenz's in Wilfter) 
S. 141, X 17 (Belanntmachung Mantewffels gegen das Petitionsrecht) &.144, 
XI 31 Rundfäreisen bes engeren Ausichuffes der Schleswig-Holftein-Vereine 
über bie a 

Schweden und Rorweg en. S. 311—312. 

Actenfüde: X 15 rannte) ©. 311. 

Schweiz. S. 29930 

Act —28 : VIE 3 Wi. de bes Präfibenten des Nationalraths) S. 300, VII 4 
(Sommif ionalberit bes Nationalratbs: (Savoyerfrage) S. 300. 

Sehen iger·Ausſchuß. S. 35—150: II 11, VI 22, IX 3. 

Actenftüde: IX 3 eſhluß des Ausſchuſſes in Leipzig) S. 101. 

Actenftüde: 1 7 Beihiug beiber Kammern bez. Wieberaufgeben von St. Domingo) 
S. 227, 1 2 (Grundlagen bes Triebens mit Peru) S. 228, V 20 (Beihwerben 
gegen Ghife) ©. 229, VI 6 Goprenuen mit ben Aufftändifchen auf St. Domingo 
über Räumung ber Infel) S 229, VI 22 (Programm bes neuen Minifteriums 
D’Donnel) S. 230, VI 26 (Depeiche nah Rom: Ankündigung ber bevorftehen: 
ben Anerfennung bes Königreihe Stalien) S. 231, VII 3 (Tepefche an Oeſter⸗ 
reich: Rechtfertigung ber nertennung bes Königreiche Stalien) S. 233, XI 8 
(Depeiche bes Geſandten in Paris über die Ausfichten des römijchen Stuhles 
bez. feiner weltlihen Herrſchaft) €. 236, KU 27 (Thronrede ber Königin bei 
Eröffnung ber Gortes) S. 236. 


Türe, S. 328-331. 


Bereinigte Gtanten v. Nordamerila. S. 337—367. 

Actenftüde: 1 31 (Zuſatz zur Bundesverfaffung: Abjchaffung ber Sclaverei 
S. 338, 11 25 (Note Sewarb’s an ben Vertreter ber mericanifchen — 
S. 339, 111 4 (Antrittorede Lincoln's) S. 340, IV 9 (Capitulation Lee's) S. 343, 
v 10 (Proclamation Johnſon's bez. der ſüdſtaatlichen Caperſchiffe) ©. 347, 
V29 (Anneitieproclamation Johnſon's) S. 348, VI 19 (Depeſche Sewarb’s an 
England bez. füdftaatliher Caperſchifſe) S. 348, XI 2 Mote an England bez. 
ſũdſtaatlicher Caperſchifſe) S. 352, XI 6 (Depeiche Seward's an Frankreich bez. 
Merico) ©. 352, XII & (Botihaft bes Präfidenten Johnſon) ©. 353, XII’6 


pt \ Kefipeil 


CDepeſche Setvurd'a an Itankteich: bichhumg inner: Merkennung des’ Kaiſer⸗ 
HYums Merito) S. 364, XI 16 (ODepeſche an Franfkteich bey. Merico) ©: -366, 

.. A 18 (Voijchaft Yepılon's über bie Jufirtbe ber. ehemali Rebelienfkaten) 
TE a Alt 23 Geſqhauß des Repruſentanten hauſes bg. Herftellumg ber daluta) 


—220 Aogelegenheiten dentſche. S. 2ibo: v9, VI 22, 
wetenüde: VIII. 22 (Beſchtuſſe des Vereinetags deutſcher Erwerbs⸗und Wirth⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften zu Stettin bez. Wrdeiterosalltionsfeage) S. 98, VII 28 
(Beil —*— bes volkewirthſchaftlichen Congreſſes in Nürnberg) S. 99, ix 3 (Be: 
ſchluſſe des Vereinstags deutſcher Arbeitervereine in Stuttgart) S. 101, IX 25 
:. . (Beichlüffe des Hambelstags In Frankfurt d. M.) ©. 113, : VIE 28 (Berchlüffe 
R * a preußifchen Regierung einberufenen Kornmiffion bez. der Arheiters 
frage) ©. 


Gelmor. :&. 85:-150: 1148, UI 6, WA. > on 

S. 35—150: 13, 8, 40, 12%, 20, SW, Fer +6, me "26, IV 

Er 6, 11, 14, 27, vis, 10, 28, Va g, 18, x? 18, 49, X31, 

KetenKäde: M ® (Beriät und Anitag ber ftanteve tiaen Eennniffion der 
H. Komet bez Berhälthlg ber Ett her ogthumer pa tenßen) ©. ‚53. 


Zollverein, © ©. 35-150: 4 27, Fr 18, IV ,v®, d6, 27, %; 34, v18 14, 


vi, vn 81; X1, Xil 12, 
Actenflüde: XI 31 (Erklärung Raliene beJ. Handelsdertrag) S. 148. 
ne, .ır "u N.” 
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